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Ein: und Auswanderung; Anfiedelung unb Coloniſation; Wreizügigkeit. Die 
unter dieſer Überſchrift zu behandelnden Gegenſtände ſtehen nicht nur in einer nahen in— 
nern Verwandtſchaft, ſondern dergeſtalt im unmittelbaren ſachlichen Zuſammenhange, 
daß sie ſich gegenfeitig bedingen und zueinander als Vorausſetzung oder Wirkung verhal— 
ten. Die Einwanderung in das eine Staats-, Landes-, Gemeinde- oder Ortsgebiet iſt 
eine Folge der Auswanderung aus einem andern, und mit jener verbindet ſich dann die 
neue Anſiedelung in demjenigen fremden Gebiete, in welchem der Auswandernde, nach— 
dem er die bisberige Heimat aufgegeben hat, fortan ſich niederzulaſſen beabſichtigt. Wie— 
derum hängt die rechtliche Möglichkeit, wenigſtens die größere oder geringere Leichtig— 
keit des Vertauſchens der bisherigen Heimat mit einer andern neuen von der durch die Ge— 
ſetzgebung einerſeits des bisherigen Aufenthalts- und Wohnorts, andererſeits des beabſich— 
tigtef? neuen gewährten Freiheit des Ab: und Anzugs und der Niederlaſſung, d. h. von der 
geieglihen und verfallungsmäßigen Anerkennung des allgemeinen Rechts auf Sreizügigfeit ab. 
Den Wechſel der Niederlafjung ſteht die neue Anfievelung zur Seite. Als eine der hervorra= 
gendften Erjheinungen und bedeutenpften Wirkungen von Ein: und Auswanderungen ift aber 
die Golonifation zu betrachten, jei es, daß jie unter Vereinigung einer größern ober geringern 
Anzabl von Bolksgenoffen nad einem gemeinſchaftlichen Plane oder von den Staaten und deren 
Negierungen unternommen wird, Gegenüber der auswärtigen Colonifation, melde bisherige 
Staatdangehörige aus dem alten Heimatslande in ein fremdes Gebiet entfendet, fteht die innere, 
melde neue Untertbanen aus der Fremde zu gewinnen und in das eigene Land zur Vermehrung 
jeiner Benölferung oder zur Begründung und Erhöhung feiner Agricultur eder Induftrie zu 
verpflanzen beftrebt ift. Nicht minder gehören hierher die im Altertum Häufigern gewaltſamen 
Trausplantationen ganzer bejiegter Völkerſchaften aus einem Rande in ein anderes. Jener frei: 
willigen Golonifation aber, als einer Anftevelung und neuen Rieverlaffung in größerm Maps 
ftabe, jind oft ſchon fortgefegte Eleinere Anjievelungen einzelner Volksgenoſſen vorausgegangen. 
Die Urſachen dieſer verſchiedenen Ein: und Auswanderungen wie der auswärtigen oder innern 
Golonijation hängen bald mit großen weltgefhichtlihen Greigniffen und Voͤlkerbewegungen 
zufammen, bald jind fie hervorgerufen durch innere religiöfe, politiiche, gewerbliche, Beſitz⸗ und 
Agrieulturzuftänoe wie durch Bevölferungs und Grnährungsverhältniffe einzelner Staats: 
und Zandesgebiete. Am häufigften waren äußere Kriege oder innere Barteiungen, politifche 
oder veligiöfe Bedrückungen von Völkern oder einzelnen Bolfsklajfen Motiv und Veranlaſſung 
einerjeitö der Auswanderung, andererjeitd einer neuen Golonifation. 

Die angedeuteten. Wechſelbeziehungen der in der Überſchrift dieſes Artifeld genannten 
Gegenjtände erfordern deren gleichzeitige Betrachtung unter gemeinihaftlihen Gejihtöpunften, 
wogegen bie Geſchichte der Golonifationen und die Ausführung, Einrichtung und Verfaſſung 
von Gotonien, wie fie von den jegigen europäiihen Staaten in andern Welttheilen ausgegans 
gen jind, von dieſem Artifel ausgeſchieden und zu eigenen Artikeln verwiejen werben mup, ba 
dieſer Gegenftand theils eine ſelbſtändige Behandlung von feinem bejondern Geſichtspunkt aus 
nöthig hat, theild bei denjenigen Ländern zu erörtern iſt, welche, wie 5. B. die Staaten in Nord: 
und Südamerika, mehr oder weniger aus dergleichen Golonien entftanden find. Dagegen ift der 
Ein= und Auswanderung die Frage der Nieverlajfung wie Die der Freizũgigkeit auch deshalb 
fo nahe verwandt, weil die Beihränfungen und Erſchwerungen diejer legtern innerhalb eines 
und dejlelben Staatd= und Kandesgebiets fehr Häufig Beweggründe für die Auswanderung 
find. Nicht fo jelten ift die gänzliche Auflöfung des Staatsangehörigfeitöverhältnified nebit der 
Grwerbung eines neuen Heimats- oder Bürgerrechts in einem fremden Lande viel leichter aus⸗ 
zuführen, als die Vertauſchung des biäherigen Aufenthalts oder a ei mit einem 
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andern innerhalb eines und deſſelben Stantögebiets; dies namentlich in ver Mehrzahl deutſcher 
Staaten nad) ihrer gegenwärtigen Gejeggebung über Sreizügigfeit und Niederlaffung. Die 
Übervölferung, ald Motiv ver Auswanderung, mochte in denjenigen Staatenver Alten Welt, 
welche auf kleine, eng begrenzte Stadtgebiete angewieſen waren, öfter ind Gewicht fallen. Sie 
traf aber auch da mehr nur einzelne in ihren Bells: und Nahrungdverhältniffen bedrückte 
Volksklaſſen. Ein Anwachſen der Population über die Ernährungsbedingungen des Landes 
Hinaus ift in feltenen Fällen nachweisbar. Überwiegend trugen, felbft im Alterthum , ftets 
andere mitwirfende Urſachen und zwar meijt politifcher oder religidjer Natur dazu bei. In den 
Ländern der Neuen Welt kommen Misverhältniffe ver Bevölkerung zu den natürlihen Ernäh— 
rungsbedingungen der Länder nur dann vor, wenn dieſe Bedingungen in verfehrter Weiſe 
durch die politifche und nationalöfonomifche Afterweisheit der Staatskunſt und die ihr eigene 
bevormundende Polizeigefeggebung beihränft und folhergeftalt die Nahrungsquellen ver Bölfer 
in ihrer fortichreitenden naturgemäßen Entwidelung gehemmt und veritopft werden, wie dies 
gegenwärtig vielfach der Fall iſt. 

Allerdings hängt die größere oder geringere Bewegung der Bölfer dur Aus: oder Ein- 
wanderung aud mit deren Genius und eigenthümlihem Charakter zufanımen. Während der 
Franzoſe an feinen vaterländiichen Boden mehr gefeffelt ift, ſucht der Deutiche bei aller Yiebe 
zur Heimat leichter die Fremde auf, in die er eine unbeſtimmte Sehnſucht nach einem zufünftigen 
Glücke für jih und Die Seinigen bineinträgt. Zu allen Zeiten aber war die Aus: und Einwan— 
derung eine der einflufreichiten Bedingungen zur Verbreitung von Gultur und Givilifation 
über die Erde. Abgeſehen von jenen Bölferwanderungen, deren tiefer liegende Urſach 
hiſtoriſchen Keuntniß groͤßtentheils verſchloſſen blieben, bei denen ganze Völker aufein Bader 
fließen und ſich durch Jahrhunderte fortvrängten, bis ſie andere fefte neue Heimatsjige gewan— 
nen und neue Staaten gründeten, waren die mit neuen Anjiedelungen und Golonijationen ver= 
bundenen Gin: und Auswanderungen ftetd denjenigen Völkern eigen, welche entweder bereits 
auf einer höhern Stufe der Eultur und Eivilifation ftanden, oder doch als die geiftig begabteften 
einer höhern politiihen, religiöjen, induftriellen oder commerziellen Entwidelung entgegen= 
gingen. So war die Aus: und Einwanderung eins der bervorragenditen Mittel der Vorſe— 
hung zur fortjchreitenden Bildung des Menſchengeſchlechts. Dies jowol in dem Falle, wenn die 
auswandernde Menge, wie es bei den Juden geihah und bei ven Deutihen geihieht, ohne 
Gründung eigener Staatd: und Gemeindeweien ſich unter die Benölferungen der fremden Län: 
der zerjtreut oder jich in ihnen auflöft und anſcheinend untergebt, oder wenn, wie es in der Alten 
Melt bei Griechen und Römern geihab und in der neuern bei ven Engländern geichieht, in der 
Fremde nicht blos der eigene Charakter, Sprade und beimatliche Sitten feftgebalten, fondern 
aud) eigene jelbftändige Gemeindeweſen im Anſchluß an die heimischen Verfaflungen begründet 
und die Bevölferungen ausgefendet werden zur Errihtung von Golonien, welche mit dem 
Mutterlande in politiiher oder in commerzieller Verbindung bleiben. 

Bereit oben wurde angedeutet, das unter den Geſichtspunkt der Ein: und Auswanderung 
wie der damit verbundenen Golonifation oder neuen Anſiedelung nicht blos die freiwilligen 
fallen, ſondern aud jene in der Alten Welt und befonders in den Despotien ded Drients häufi— 
gern gewaltjamen Berjegungen ganzer Völkerſchaften aus dem alten Heimatlande, um die 
Bejiegten deſto beiler im Zaume zu halten oder um ganze Bölferichaften ald ſolche dadurch zu 
vertilgen, dab man jie ald Sklaven verkaufte und jo in alle Welt zerftreute. 

Die verſchiedenen weltgefhichtlihen und providentiellen Formen großartigfter Gin: und 
Auswanderung fommen vorzugsweije bei den drei bedeutendften Gulturvölfern des Alterthums, 
den Juden, Griehen und Nömern vor, Insbeſondere baben fi bei ven Juden diefe Ein und 
YAudmwanderungen vielfach und in mannichfacher Meife wiederholt. 

Schon die Nahfommen Abraham’s und Jakob's verließen ihre Weiden im ſüdlichen Kanaan 
und vertanfchten fie mit denen des Landes Goſen an den Grenzen Agyptens (1500 v. Chr.). 
Wiederum nad) 200 Jahren kehrten ſie als ein ganzes Volk zurück. Auch die von ihnen be— 
fämpften älteſten Urbewohner Stanaand beftanden bereitd aus Einwanderern. Schon ihr Name 
„Hebräer“, „Fremde“ bezeichnete auch die Juden ald Ginwanderer. Als ſich viefe nad 
ihrer kurzen Glanzperiode in Juda und Iſrael getrennt und beide durch wiederholte, um den 
Jehovahdienſt einerjeitd und um den grauenhaft jinnlihen Baalsdienſt andererfeitd geführte 
Revolutionen und blutige Bürgerfriege innerlih geſchwächt hatten, verfielen die zehn Stämme 
Iſraels (720 v. Chr.) der affyrijchen und Juda (586 v. Chr.) der babylonishen Gefangen: 
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hart. Um die Kraft Ifraeld für immer zu brechen, führte Salmanaffar ven größten Theil des 
Volkes aus dem Lande und gab ihm neue Wohnjige jenjeit des Euphrat und Tigris, während 
die verödeten Städte und Gemarfungen Jfraeld durd andere aus Babylonten und vom Euphrat 
ber trandplantirte Bewohner erfegt wurden, Inzwiſchen aber waren viele Jjraeliten bereits 
nach Agypten und den Inſeln des Mittelländiſchen Meeres ausgewandert. Faſt anderthalb 
Jahrhunderte ſpäter wurde nach der Zerſtörung Jeruſalems mit ſeinem Tempel und ſeinen 
Heiligthümern duch den Chaldäer Nebukadnezar auch Juda mit feinem nationalen Gemein— 
weſen zerſprengt und Stadt- wie Landvolk mit Weib und Kind bis auf die geringen Leute und 
wenige Überbleibfel fortgefhleppt. Viele Juden waren aber auch damals fhon nad Agypten 
u. ſ. w. geflohen. Wiederum wanderten die Juden beim Wechfel des herrſchenden Volksſtamms 
und der Dynaſtie (538) in ihr Heimatland zurück. Nur hatten fie, wie es bei rückkehrenden 
Auswanderern und Berbannten meiit der Fall ift, des alten Religiond: und politifhen Haders 
mir Ifrael nicht vergeflen, am wenigften weiſe Nefigriation auf parteifüchtigen Hochmuth zu 
üben gelernt, Übrigens waren lange vor der Zerftörung Jerufalems durch den römiſchen Kaiſer 
Titus Juden zahlreich durch die ganze helleniſche und römische Welt zerftreut, wo jie, wie 3. 2. 
auch in Alerandrien und Rom, lange vor Ehrifti Geburt eigene abminiftratio und zum Theil 
jelbit lokal abgegrenzte Gemeindeweſen, doch in religiöfer und nationaler Freiheit und Selbftän- 
digkeit bildeten. (Dunder, „Geſchichte des Alterthums““, zweite Auflage, I, 178, 444, 559; II, 
516 unda.a.D.; Mommfen, „Römifche Geſchichte“, zweite Auflage, II, 529.) 

Die Entiendung und Gründung eigener Golonien war in frühefter Zeit das Werk der Phö— 
nizier, eine Wirkung ihres IUnternehmungsgeiftes und des Streben nad; Erweiterung und 
Siherung ihres Handelsverkehrs. Bon den phönizifhen Städten Tyrus und Sivon wurden 
Kreta, dann meiter im Welten nnd Norden die Infeln des Agäiſchen Meeres coloniſirt, ferner 
Bilanzftädte auf der afrikaniſchen und ſpaniſchen Küfte wie in Sicilien (fhon 1300— 1000 
v. Chr.) gegründet und diefe im Verkehre mit vem Mutterlande erhalten. 

Doch fonımt die Ein- und Auswanderung mit ihren verfchiedenen Urfahen und Wirkungen 
wie in ihren mannichfaltigen Formen vorzugsweiſe in der hellenifhen und römifhen Welt zur 
Anſchauung. 

Als einige griechiſche Bergſtämme, die Peladger und Dorier, ſich vom Norden her über 
Artifa und den Peloponnes ergoffen und letztere fih im Thale des Eurotas feftgefegt hatten, 
wandte fich die griehiiche Auswanderung feit ver Mitte ded 10. Jahrhunderts v. Ehr., zunächſt 
der Jonier aus der attiihen Landſchaft, ven fleinaftatifhen Küften zu, wo eine Heide von 
Anfievelungen (Mitet, Epheſus, Kolophon) entjtanden und den Lydiern und Kariern Grund 
und Boden mit dent Schwerte entriffen wurde. Im Agäifchen Meere fließen dann die griechiſchen 
Anjiedelungen mit den phöniziſchen Nieverlaffungen zufammen. „Es war (gl. Dunder, 
a. a. O., Il, 257) dieje große Bewegung Griechenlands, welche die Herrihaft der Griechen 
über das Agäiſche Meer ausdehnte, das wiederum die Gegenküfte Aftens in ihre Hand 
brachte, nicht dur den Druck eined äußern übermäcdhtigen Feindes hervorgerufen, auch 
feine Eroberung, welde die gefammte Kraft der hellenifhen Gaue unter der Führung 
eined mächtigen Kürften im gewaltigen Kriegszuge errungen hatte. Noch in den erften Stadien 
ihrer Entwidelung begriffen, verdankten die Griechen diefe Erfolge zuerft ven Unruhen, die 
zwei Bergitämme erregt hatten, denen ihre Weiden zu eng geworden waren. Bon der Mitte 
des 10. Jahrhunderts abwärts folgte unmittelbar eine Schar Auswanderer auf die andere. 
Mit diejen ihren Eroberungen verbanden die Griechen ſtets Coloniſationen und infolge dieſer 
legtern die Gründung eigener auf Selbftthätigkeit und Selbftändigfeit angewiejener Ge: 
meinweſen.“ 

Nachdem auch der Peloponnes bei der erſten griechiſchen Völkerſtrönmung feine Bewohner 
großentheils gewechſelt hatte und Sparta von den Doriern gegründet worden war, ſandten als- 
dann auch diefe ihre mit der innern Verfaſſung unzufrievenen Söhne, gleich ven Kofrern, den 
Meſſeniern und Korinthern, nad) Sieilien und dem ſüdlichen Italien. Das gefällige Orakel zu 
Delphi ftärkte fletd den Muth fühner Unternehmer neuer Golonifationen durch günflige Aus: 
ſprüche. Die afrifanifhen Küften des Mittelländijchen wie die des Schwarzen Meeres wurben 
bald vom Mutterlande, bald von den neuen Golonien jelbit mit neuen Anſiedelungen bevölkert. 
Die politifchen Barteiungen im Innern der Gemeinwesen wie die Streitigfeiten unter den dori— 
ſchen Königsgeichledjtern und unter dem befigenven und befiglofen Adel Spartas bei der ſich 
immer erneuernden Ungleichheit ver Güterlofen famen ſtets der Ausbreitung der Golonifation 
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zu flatten. Sie eröffnete der unterliegenden Bartei einen Zufluchtsoxt und die Möglichkeit freier 
politiiher Organifationen nad eigenem Sinne. 

Unter wefentlih andern Formen, weil aus andern Motiven und Verhältniſſen heraus, 
bewegte jih die Ein: und Auswanderung in den verfchiedenen anwachienden Ländergebieten des 
römiſchen Staated. Die Ein: und Auswanderung in Rom felbft wie in Italien, namentlich aber 
Die römische Colonifation ift noch weit enger und unmittelbarer mit der Geſammtentwickelung 
Noms, feiner politifhen veie bürgerlichen Verfaflung und Stände verflochten. Diefelbe führt 
bis auf die Anfänge der römischen Republik, indbefondere auf die Kämpfe zwiſchen ven Vatri— 
ciern und Plebejern zurück, welche ſich nad Vertreibung ver Könige hauptſächlich um zwei große 
fociale Gegenftänve bewegten, sinestheild um die fogenannten Wuchergeſetze, anderntbeils um 
Die fogenannten Agrargeiege. Jene, melde erſt Dur die Verordnung xömiſcher Statthalter, 
ſodann durch Senatsbefhluß vom Jahre 704 der Stadt ihren Abſchuß erbielten (Monımfen, II, 
517), interefiren allerdings für die Frage der Ein: und Auswanderung wie der Coloni— 
fation in einem geringern Grade als die Ngrargefepe, welche ed bekanntlich mit der gerechtern 
Auftbeilung ded durch Eroberung, zunächſt in Italien, dann in Gallien und in andern Pro— 
vinzen dem Staate erworbenen Gemeinde: und Domänenlandes aud an beiiglofe oder ärmere 
Bürger, insbefondere an die Veteranen der Heere nach geleiftetem Kriegsdienſte zu thun hatten, 
während jich allein die patrieifchen Familien in den Bejig und die Benußung diefer Staatslän— 
dereien gelegt und darin ju erhalten gewußt hatten. Nur fomweit mit diefer Domänenfrage und 
Agrargelepgebung die wegen des Zinswuchers zufammenbängt, ift binfichtlich des letztern zu 
bemerken, daß die fleinen Grundeigenthümer und Bauern, die den Kern der römiſchen Heere 
bildeten, durch die unaufhörlihen Kriege an ver Eultur ihrer Grundftüde gebinvert, um fo mehr 
Der Noth und Berarmung anheim, daher fort und fort den patriciihen Geldmännern in die Hände 
fieten und nadı dem firengen Römiſchen Recht der Schuldfnechtichaft verftelen, je weiter ſich auf 
den Großbefigungen und wachſenden Latifuntien ver patricifhen Familien mie fpäter der Nobi— 
lität die Sklavenwirhſchaft ausbreitete, gleichzeitig aber der Werrh und Reinertrag ver fleinen 
Beſitzungen fortichreitend herabſank und infolge deſſen nicht blos die Abmeierung der Glienten um 
ſich griff, fondern auch dad Ausfaufen oder die Vertreibung der überdies dur ihre Schuldver— 
pflichtungen verarmenden freien Gigentbümer und Bauern feitens der an ausgedehnten Grund: 
beiigungen und Kapitalien reihen patrieifhen Familien. Ebenſo ruinirte Später die Sklaven— 
wirtbihaft im Fabrik- und Gewerbebetriebe auch den fleinen freien Handwerker, der gegen bie 
wohlfeile Sflavenarbeit nicht concurriren fonnte. In diefen Zuſtänden beruben die frühen und 
fortgejegten Beitimmungen wegen eines Zinsmarimums (zuerſt 12 Proc.), dann die Verbote 
des Zinjes von Zinsrückſtänden u. f. w., fogar periodisch die (gleich erfolgloje) Unterfagung 
aller Zinfen, jelbft Darlebnderlaffe, wie manche andere Beihränfungen des Ereditverfehrs. Bei 
diefer Sachlage hatte jeder Reformvorſchlag der demokratiſchen oder liberalen Bartei und ihrer 
Staatdmänner deshalb in der Regel gleichzeitig die Credit- und Zins: wie die Domänen: und 
Agrarverhältnifie zum Gegeuftande. Daber geben die Motive und Veranlaffungen der fpätern 
römiſchen Golonifation aud auf beide zurüd. j 

Im Anfange der Republik wurde ein Krieg in der imgegend Noms und in Italien öfters in 
per Abficht geführt, um den ärmern Bürgern einen austömmlichen Landbeſitz durch Auſiedelung 
als Goloniften zu verihaffen, wie dies z. B. im Volskerlande geſchah. Nicht felten wurde indeß 
dieſe Abſicht nah dem Siege von den Patriciern vereitelt und vergeflen. Späterhin begnügte 
ſich auch der römiſche Senat nicht immer mit der politifhen Unterdrückung und unerhörten 
Ausfaugung der beiiegten Völker, ald römischer Untertbanen, durch Steuern wie durch Getreide: 
und fonftige Naturallieferungen. Denn Karthago war dem Erdboden gleich gemacht, und nach 
ver Schlaht von Podna (586 a. u., 168 v. Ghr.) ließ die römische Negierung unter andern 
in Epirus 70 Ortſchaften ver Vlünderung preisgeben und an 150000 Einwohner in die 
Sflaverei verkaufen; ebenjo die erfte Handelsſtadt Griechenlands, das blühende Korinth, völlig 
zerftören, ven Wiederaufbau der öden Stadt verbieten und alle nicht durch das Schwert gefal- 
lenen Bürger ald Sklaven verkaufen. Mit diefer gewaltfanften Transplantation der befiegten 
Völkerihaften ging die Erweiterung des ſtets wachhfenden Umfangs römifhen Domänen- und 
Gemeindelandes in allen Theilen der damals befannten Welt Hand in Hand. Schon Cajus 
Gracchus hatte (630a.u., 124 v.Chr.) den Grundſatz aufgeftellt, daß aller Grund und Boden 
der unterthänigen Gemeinden als Gigentbum des Staates anzufehen und'von diefem nicht blos 
beliebig zu beſteuern, fondern aud zur Anlegung von Colonien zu verwenden fei. Er war ale 
Eolonijator der Vorgänger Cäſar's, ala Gefeggeber aber der Nachfolger des Spurius Caſſius 
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(268 a. u.), der über feinen — dem erften — Ackergeſetz, „wodurch er das egoiftifche Occupa= 
tionsieftem der Domänen und bie finanzielle Allmacht der Reichen zu breden und damit die 
Duelle des Übels in Rom zu verftopfen veriuchte”, den Tod fand, indem ihn die Bürgerfchaft 
verlieh, weil nach feinem Vorſchlage auch ſchon die lateinischen Eid- und Bunbesgenoflen an ver 
Ajignation von Landloſen theilnehmen ſollten. Es war ferner die Gracchiſche Geſetzgebung nur 
eine erweiterte Bortiegung der Rogationen des Lirinius Stolo und 2. Sertins (378 a. u.) 
über Bertbeitung des Gemeindelandes (Niebuhr, „Römiſche Geſchichte““, 1812, II, 335 fg.; 
Mommjen, I, 255; 11, 115). Ungeachtet der ungeheuern Ausdehnung des Gebiets des römiz 
fhen Staates und feiner Domänen ſank nichtsdeſtoweniger der Wohlſtand der Bürger immer 
tiefer, Schon feit dem zweiten Puniſchen Kriege (dem Genius von 595 a. u.) fogar auch die Zahl 
der waffenfühigen Bürger zugleich mit der der fleinen Grundbejiger Italiens wie ber ſelbſtän— 
digen Handmwerfer, während fortfchreitend einerfeits Latifundien und Neihthum der zur Theil— 
nahme am Staatdregimente gelangten Bamilien, andererjeitd der hauptſtädtiſche Pöbel durch 
Uberiedelung Fremder und durch Breigelaffene zunahmen. Vollkommen verändert waren jedoch 
die Zuftände Italiens und feiner Bevölferung, beſonders die VBerhältniffe der Stadt Nom, als 
Gäfar an der Spige ber Stuatöverwaltung jeine großen Reformen zur Wiederherftellung des zer— 
rütteten Staatsweſens unternahm. „Reichthum und Elend im innigen Bunde hatten — ſagt 
Mommien, II, 512 — die Emigration der Italifer aus Italien zur Folge und füllten die Halb— 
injel halb mir Sklavengewimmel, halb mit fhauerlicher Dve. Ein großer Theil der Bevölkerung 
ftrömte in das Ausland und in die Provinzen, um dort Handel und andere Geſchäfte zu treiben. 
Ein anderer war dur lange Dienftzeit feiner Heimat völlig entfreimdet. Speculation bielt 
einen Theil der Grundbeſitzer und faft die ganze Kaufmannſchaft auf Lebenszeit oder doch auf 
lange Zeit außer Landes feſt. Als Erjag dafür erhielt Italien theild das Sklaven: und Frei— 
gelafjenen= Proletariat, theils die aus Kleinafien, Syrien und AÄgypten einſtroͤmenden Händler 
und Handwerker.“ 

Schon früher forderten die mit römiſchem oder lateiniſchem Bürgerrecht beliebenen Eid: 
und Bundesgenofien Italiens gleiche Berehtigung, außerdem die der Heimat entfremdeten 
Veteranen Theilnahme an den Früchten ihrer Eroberung. 

Nur vielen Zuftänden des römiſchen Staatsweſens entiprechend entwidelte jih aus ver 
Agrarfrage die der Golonifation und trat Diele legtere mit der erftern in unmittelbare Verbin— 
dung. Sie war lediglich eine Fortſetzung und Erweiterung der erftern. Zugleich wurde ſie aber 
ein erfolgreiches Mittel, das römifhe und italifche Broletariar in den Provinzen zu verjorgen 
und die von ihnt dem Staatswefen wie der gemeinen Sicherheit drohende Gefahr von Rom und 
Italien zu entfernen. „Mit der überfeeiihen Emigration eröffnete ſich für die italifchen Prole— 
tarier ein bleibender Abzugskanal.“ Gefegvorfchläge wegen Gründung von Golonien in der 
einen oder andern Provinz und dabei gleichzeitig wegen Dotation der ärmern Staatsgenoſſen 
mit Loſen römischen Gemeindelandesin diefen Golonien gehörten fortan bei allen innern Partei 
fämpfen, die bald in blutige Bürgerfriege übergingen, ſtets zu denjenigen Mafregeln, welde 
einerjeitö von der demokratiſchen und Reformpartei beantragt, auch Häufig durchgeſetzt, anderer= 
feitd vom Senat wie von der Ariftofraten: und Reactionspartei hartnäckig beftritten und nad 
einem Siege über die Gegner auch Öfterd wieder rückgängig gemadt wurden. Von großen und 
edeln römischen Staatdmännern ausgegangen, wurden dieſe Fragen wiederum aud zur Hand— 
babe der Demagogie und ein verftärftes Mötiv immer tieferer Zerftörung des römiſchen 
Staatslebens. 

Abgeſehen von der italiſchen Coloniſation früherer Zeit, eröffnete Cajus Gracchus die 
Gründung von Bürgercolonien in dem überſeeiſchen Gebieten. Inter anderm entſendete er an 
den Ort, mo einft Karthago geftanden, 6000 theils aus römischen Bürgern, theils aus italifchen 
Bundeögenoffen gewählte Eoloniften. Die Volkspartei fuhr nah Marius’ Siege über die Cim— 
bern und Teutonen mit der Vertheilung des karthagiſchen Gebiete (654 a. u.) an die Marias 
nifhen Veteranen fort (Mommſen, II, 200). Schon mußte nad Ertheilung des Bürgerrechts 
an die italifhen Bundesgenoſſen jelbft die wiederum fiegreidhe Ariftofratie das Gracchiſche 
Coloniſationsſyſtem gelten laſſen. Denn auch unter vem Regiment Sulfa’s bitvete die Ausfüh— 
ng von Golonifationen einen Theil feiner unifaffenden Regierungsmaßregeln. Es jollen an 
feine Soldaten 120000 Landloſe, freilich großentheild aus den Feldmarken ftraffälliger Gemein 
den ehemaliger Bundesgenoſſenſchaften in Italien, affignirt fein. Bompejus hingegen jenvete 
Eolonien auch nad dem Drient, dem Schwarzen Meere und Agypten. Doch vollendete erft Cäſar, 
was Gajus Grachus begonnen. Indem Caͤſar im großartigften Maßſtabe Eolonien zu römi= 
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ſchem und lateinifhem Stabtredt ſowol aus ven Veteranen feiner Legionen wie aus ben 
Bundesgenoſſen ſchuf, lenkte ex die italiihe Auswanderung nad allen Theilen des römischen 
Reichs, nah Gallien dies- und jenfeit der Alpen, nah Afrika, namentlib Karthago, nad - 
Griechenland, nad Sicilien und dem Schwarzen Meere. Durch dieje Adervertheilungen an 
feine Legionäre fhuf er wiederum auch einen zablveihen Bauernftand aus ven ald Nefruten 
ausgehobenen Proletariern Italiens. So führte Cäfar in wenigen Jahren an 80000 Goloni= 
ften über das Meer, wogegen er aber auch die Kifte der römischen Bürger, an welche unentgelt- 
lib Getreide ald Brotkorn vertheilt wurde, von 320000 auf 150000 Nummern herabiegte 
und firirte (Mommſen, Il, 486, 494). Die weltgeftaltende Bedeutung diefer vom römiſchen 
Staate geleiteten Auswanderungen in die Brovinzen, beziehungsweiſe dieſes römiſchen Coloni— 
ſationsſyſtems, das ſolchergeſtalt an die Stelle der frühern politiſchen Streitfrage wegen der 
Domänenvertheilung und Agrargeſetzgebung getreten war, beſtand aber darin, daß durch dieſes 
Suftem die moraliſche Unterjochung der Provinzen vollendet wurde, indem vermöge deſſelben 
große Mittelpunkte für die italifche Givilifation geſchaffen, römische Sitte, Sprade und Rechte 
wie die römiſche Municipalverfaflung,, diefe legtere nah dem Mufter Julius Cäſar's für die 
Gemeindeweſen des cisalpiniihen Gallien und Italien (705 und 709 a. u.), über die römische 
Welt verbreitet, audp die Nömer wie die übrigen italiihen Bürger über die engern Grenzen 
Italiens binausgelenft wurden, endlich daß, indem man den Goloniften großentheild römiſches 
Bürgerrecht verlieh, die auf den Charakter einer Stadtverfaflung gegründete römiſche Nepublif 
immer unmöglicher geworben und ſich jolchergeftalt der notbiwendig gewordene Ubergang der 
zerrütteten Nepublid zur Monarchie volljog, So wurde dieje meijt unter der Form der Colo— 
nifation vor fi gegangene Ein- und Auswanderung im römiihen Reihe die Örundlage des 
mit den Fall der Republik entſtehenden italieniſch-helleniſchen Reichs ( Mommſen, 111,519, 527). 
Die Coloniſation vollendete die Ausgleihung und Nivellirung ver Volksgeiſter. Auf legterer, 
zunächſt freilid wie auf einem großen Todtenader dieſer VBolkögeifter, ſollte die Menſchheit in 
dem alsbald anbrechenden Ghriftenthum eine neue Auferftehung feiern und die römiſch-germa— 
nifche Welt mit höherm Geift und Leben erfüllt werden. 

Auf die Bölferwanderung und die ihr folgende Gründung neuer Staatsweſen auf den 
Trümmern ded römischen Reichs ift Hier nur hinzuweifen ald auf die großartigite Form und 
Erſcheinung von Ein: und Auswanderungen, Ebenfo auf die Einwanderung und Nievderlaflung 
der Türken nah Eroberung von Konftantinopel (1453), wie auf jene Ginwanderung der Mon 
golen während der ganzen zweiten Hälfte bes Mittelalterd und ihre Nieverlaffung in den weiten 
Länderſtrecken des jegigen europäifhen Rußland, Ein- und Auswanderungen diejer Art und 
ihre weitere Betrachtung gehören zu jebr dem Gebiet ver Weltgeihichte an, ald daß jie im engern 
Rahmen diefed Artikels eine Stelle finden könnten. Transplantationen ganzer Völkerſchaften, 
wie ſolche im Alterthum, befonders im Orient, flattfanden, wurden nur noch in Rußland zur 
Zeit der Iwane vorgenommen (Karamſin, „Ruſſiſche Geſchichte““, VIL, 97, 424). 

Bon den mit bleibenver Golonijation und Anfiedelung verbundenen Gin= und Auswandes 
rungen innerhalb der neuern Staaten jind hauptſächlich diejenigen von Intereſſe, welche wie 
deutfche Nation näher berühren. Waren ed doc die Deutſchen, welche aud nah Rußland, mit 
dem Ende der tatarifhen Herrichaft (1488) und in einer der Völkerwanderung entgegenges 
jegten Richtung, von Weften her, die durch die Arbeit und Kämpfe ded Mittelalters in den ger= 
manifchen und romaniſchen Ländern gewonnenen Früchte von Givilifation und geiftiger Bils 
dung vermittelt und übertragen haben, an denen theilzunehmen jenes Land dur die Mongolen: 
berrfchaft verhindert worden war. SER 

In den gegenwärtig zum ruſſiſchen Reiche gehörigen Dftjeeländern fand freilih die Ein— 
wanderung deutſcher Volksſtämme bereits jeit dem Ende des 12. Jabrhundertö ftatt, infolge 
deren fich daſelbſt deutihe Bildung auch ſchon während der Herrſchaft des Deutſchen Ordens und 
der Schwertbrüder wenigſtens bei dem einflußreichften, die Entwickelung der bürgerlichen Ver⸗ 
haltniſſe beherrſchenden Theile dev Bewohner feſtſetzte. Weiterhin zog man feit dem 16. Jahr— 
Hundert Deutſche als Künftler, Handwerker und Bergbauer, ſeit Peter dem Großen aber für 
alle Geſchäfte des politiſchen und bürgerlichen Lebens vom höchſten Staalsbeamten bis zum 
Ackerbaucoloniſten nach Rußland hinein, Katharina II, beförderte (jeit 1763) die Ginwan- 
derung fremder Goluniften in die verſchiedenen Gebiete ihres Reichs durch Verleihung von 
Grundbeiig, Bewilligung von 30 Breijahren von allen Abgaben wie von Militär: und andern 
Verpflichtungen an den Staat. Seit Unterwerfung der Tataren in Zaurien (1783) wurben 
deutiche Golonien auch dort und in den angrenzenden Landſchaſten angeſiedelt. Alexander 
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geftand in der Abficht, dergleichen Golonien befonders in den ſüdlichen Provinzen des europäi— 
hen Rußland zu vermehren (1803), allen ſich bier nieverlaffennen Eoloniften völlige Reli— 
giondfreiheit jowie Befreiung von allen Abgaben und Laften auf 10 Jahre, dann erhebliche 
Erleichterung auf die nächſten 10 Jahre zu, worauf theild aus Weit: und Oſtpreußen, theils 
aus MWürtemberg, der Pfalz, dem Elſaß, Weitfalen, Helfen und der Schweiz, jogar aus Sieben=- 
bürgen zahlreiche Ginwanderungen erfolgten, deren Gefammtzabl 130000 Köpfe betragen haben 
jol. Aus Würtemberg befonders ließen jich viele Einwanderer in den ſüdlichen Landſchaften 
Ruplands nieder, von denen 1817 an 500 Familien nad Georgien überfiedelt wurden. (Vgl. 
Schubert, „Handbuch der allgemeinen Staatskunde von Europa‘, 1, 157, 166fg.) Man 
fann die eingewanderte deutſche Bevölkerung in Rupland, einfchließlich der ältern in den Oſtſee— 
provinzen, zur Zeit wol auf eine halbe Million veraujcdlagen. 

Der Irrthum, daß in ältefter Zeit die perfönliche und vingliche Abhängigkeit des Banern= 
ſtandes größer gemejen jei als jpäter und erft allmählidy abgenommen babe, ift bei der Unfennts 
niß der Gedichte der Agrarzuftände ein ſehr weit verbreiteter, Selbft in Rußland war im 
Gegentheil in früherer Zeit die Leibeigenſchaft nebft ver Scollenpflihtigfeit bed Bauer 
größerntheild unbefannt. Dort galt vielmehr aud für diefen Stand früher Freizügigkeit, Erſt 
der zweite Zar aus den Haufe Romanow, der Vater Peter's des Großen, beſchränkte dies 
Recht ver Freizügigkeit, um der dem Ruſſen eigentbümlihen Wanderluft zu begegnen, im 
Intereſſe der Finanzen wie der Wiederbevölferung des in dem Kriege mit Bolen und durch eine 
Vet veröbeten Landes, worauf Beter ver Große infolge der Bevölkerungsreviſion und allge: 
meinen Ginführung der Kopffteuer (1718—23) den rufjlihen Bauern den Umzug von einem 
Orte zum andern vollends verbot. In den Statthalterjchaften von Kleinrußland , namentlich in 
der Ukraine, wurde den Bauern das Recht, ihren Aufenthaltsort beliebig zu verändern, erſt 
entzogen, ald Katharina II. durd einen Ukas vom 3. Mai 1783 verorbnete, daß die Bauern 
zur jihern und bequemen Grhebung der öffentlihen Abgaben an dem Orte, mo fie einmal jeß- 
haft, aud bleiben follten. Davon madıt nur die geringe Zahl der freien Bauern und ber einger 
wanderten Goloniften eine Ausnahme, (Vgl. Schubert, a.a.D., ©. 183.). 

Vom brandenburgifhspreufifchen Staate iſt der überwiegend größte Theil — mit Aus: 
nabme nämlich der thüringiſchen und ſächſiſchen Landestheile links der Elbe und ber beiden 
weftlihen Provinzen Rheinland und Weitfalen — auf Einwanderung und Coloniſation 
gegründet. Die norböftlihen deutſchen Länder, namentlich die ſechs öſtlichen Provinzen des 
preußiihen Staates rechts der Elbe, die Umgegenden der Oder und Weichſel biß zur Memel hin 
wurden im Kampfe mit der alten ſlawiſchen, wendiſchen und preußiſchen Bevölkerung nad 
deren linterwerfung durd die Einwanderung aus den Rhein-, Weſer- und Elbgegenden, von 
Niederländern, Franken, Weftfalen, Sachſen, Thüringern, jelbit Baiern und Schwaben jeit dem 
11., bejonders im 12, und 13. Jahrhundert durchweg colonijirt und germanifirt. In die Elb⸗ 
gegenden und die Mark Brandenburg erfolgte die Ginwanderuug der Deutjhen gleichzeitig mit 
den Groberungen der anhaltiniihen Markgrafen, in Oft: und Weftpreußen mit den Eroberungs⸗ 
zügen des Deutſchen Ordens, in Bommern und Schlefien mit ver Ausbreitung des Chriſtenthums 
und der Gründung von Bisthümern. In den öftlichen Theilen des preußiſchen Staates, rechts 
der Weichjel, war die Germanifirung durch Ginwanverung zu Anfang ded 14. Jahrhunderts 
eine faft vollendete. (Voigt, „Geſchichte Preußens“, II, 362 ig.) Diejer Einwanderung vor- 
zugsweiſe ift die Urbarınahung und Entwäſſerung der Flußniederungen, insbefondere auch der 
Weichſel zu danken, indem die vom Rhein dort eingewanderten Niederländer Die Kumft der 
Bewältigung der Ströme durch Eindeichung aus ihrer Heimat mitbradhten und (mie 1141— 
61 die nah Siebenbürgen einwandernden fogenannten Sachſen) nur den verheerenden Uber— 
ſchwemmungen wien, wie jie bereitö im 12, Jahrhundert bei der Bildung des Zuiderſees buch 
Einbruch des Meeres vorgekommen waren. Sogar in Bolen wurden während ded 15. Jahr: 
hunderts eine Menge deutſcher Golonien auf föniglihen und kirchlichen Ländereien augeliebelt. 
(Bol. Röpell, „Geſchichte von Polen“, 1, 572fg.; Riedel, „Die Mark Brandenburg im Jahre 
1250“ ; vgl. aud den Art. Agrarverfaflung.) Nur in jenem Theile des preußiſchen Ordens: 
landes, welcher durd den Frieden von Thorn (1466) au Die Krone Polen abgetreten wurde, 
überwucherte jpäterhin wieder das polniſch-ſlawiſche Element; außerdem bat ſich in einigen 
Diftrieten der Laufig die wendiſche Sprache aus jener Zeit erhalten, wo bei der zweiten Beite- 
gung der Wenden nah ihrer Wiedererhebung diefelben ſich in die unwirthbaren Sümpfe der 
Spreenieverung zurückgezogen hatten. 

Wie zu allen Zeiten die Gewährung und Sicherung von perſoͤnlicher und Eigenthumsfrei- 
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heit neben der cömmunalen Selbfiverwaltung umd fpäterhin auch der Meligionsfreiheit eine 
unerlaflihe Grundbedingung jeder auf Golonijation gegrümdeten Einwanderung gewefen 
ift und bleiben wird, fo harte der Deutſche Orden nad der Eroberung Preußens (1230—49) 
damit auch ſeinerſeits jchon begonnen, indem er die Aufhebung aller Sflaverei nebft der Gleich— 
heit ver Menſchen verkündete (1249) und das aus deutiher Rechtsgewohnheit herworgegangene 
Kulmifche Recht einführte (1232 und 1251): Ebenſo erfolgte damals in andern Gebieten, 
welche durch die deutſche Einwanderung colonifirt und germanifirt wurden (in der Marf 
Brandenburg wie in Pommern und Schlefien, jelbft in Polen), die Anfievelung und Eoloni= 
fation überall zu deutſchem, d. h. Eigenthumsrecht und mit perjönlicher Freiheit der Goloniften, 
ſowie mit dem ſchon ihre Einwanderung bebingenden Rechte auf Freizügigkeit, gegen mäßige 
Zinfen und Verpflibtungen, behufd Urbarmahung der ihnen verliehenen Grundftüde. Als 
freie Männer eingewandert, blieben ihnen dieſe Nechte, insbeſondere auch das der Freizügigkeit, 
durch die erften Jahrhunderte ihrer Anfievelung. In fpäterer Zrit erft erlagen dieſe Rechte, 
3: B. aud) in der Marf Brandenburg, der Einführung und allmählihen Ausbildung der Guts— 
herrlichkeit und der damit verbundenen Patrimonials und Polizeigerichtöbarfeit von Guts— 
herren über bäuerlihe Hinterjaffen in ver zweiten Hälfte ded 14. Jahrhundertd unter den 
bairiſchen und luxemburgiſchen Kurfürften. (Drovien, „Geſchichte der preußischen Politik‘, I, 1; 
Riedel, a.a. D., II, 281.) Vollends erlag das Recht auf freien An- und Abzug in der Marf 
Brandenburg wie in Schlejien erſt nad dem Dreißigjährigen Kriege der ald Polizeimapregel 
zur Wieverherftellung der Dörfer und der Landedcultur allgemein eingeführten Erbuntertbä= 
nigfeit und Schollenpflichtigkeit ded Bauernftandes. 

Gemäß der Entftehung des preußifchen Staated gehörte auch während jeiner fpätern Aus 
bildung die Beförderung von Einwanderungen, fei ed im Intereffe ver Population oder in dent 
der Hebung von Gewerbe, Kabrifation oder Agricultur, zu den unwandelbaren Staatdmarimen 
ver brandenburgiich-preußiihen Negenten namentlid) aus dem hohenzollerſchen Fürftenhaufe. 
Bei diefer Einwanderung wurden jene oben gedachten Grundbedingungen der Golonifation 
aud niemals verfannt. Vorallem ift den Cinwandernden ſtets Religiondfreiheit fowie eine den 
Zeitverhältmiffen entſprechende communale Selbftverwaltung zugeftanden worden. Seit dem 
Regierungsantritt ded Großen Kurfürften, zu Ende des 17. Jahrhunderts, war dad Rand bes 
ſonders allen denen geöffnet, welche in andern Staaten um ihrer Religion willen verfolgt und 
vertrieben wurden und in Preußen ein Aſyl ſuchten. Nah Aufhebung des Edicts von Nantes 
(1685) unter Ludwig XIV. gewann der Staat durd die Einwanderung der Hugenotten und 
Reformirten an 20000 neue Bürger, nachdem der Große Kurfürft Friedrich Wilhelm ener- 
gif, aber vergeblich gegen die Aufhebung jenes Edicts aufgetreten mar (Schubert, a. a. O., 
VI, 56), und wie fhon England unter der Königin Elifabeth, fo erhielt hiernähft auch Preußen 
aus jenen franzöftihen Refugies und den aud den vereinigten Niederlanden Einwandernden 
viele gewerbreiche, fleißige Familien. Ed nahm der König Briedrid 1. über 2000 Pfälzer und 
einige hundert Schweizerfamilien auf, jodann der König Friedrich Wilhelm I. 1708— 10 
zur Herftellung des durch die Veſt vermwüfteten Litauen und zur Bevölkerung der von ibm 
urbar gemachten und entwäflerten litauiſchen Randftriche (mit einem Koftenaufiwande von mebr 
als 6 Mill. Thlr.) Eoloniften aus Franken, Schwaben, der Wetterau, aus Naffau, der Pfalz 
und ver Schweiz, durch welche 6 neue Städte, 332 Dörfer, 11 neue Kirchipiele und 49 Domä: 
nen und Kammergüter gegründet wurden. (Baczko, „Geſchichte Preußens“, VI, 416 fg.) Der: 
felbe König gewann, gleihfalls für Litauen (1732), 15500 Salzburger, die der Fanatismus 
des dortigen Erzbiſchofs nach harter Glaubensbedrängniß aus ihrer Heimat vertrieb. Noch weit 
zahlreichere Einwanderer zog der grofie König Briedrich II. in das Land nad Entwäſſerung und 
Urbarmadhung des Oder-, Warthe- und Netzbruchs, des Rhin- und Doſſebruchs, ſowie anderer 
Sümpfe und Moräfte aud in Bommern und Breufen während der eriten Hälfte feiner Regie: 
rung wie nad dem Siebenjährigen Kriege aus dem jähfiihen Voigtlande, aus der Pfalz, aus 
den Landſchaften am obern und mittlern Rhein, aus Württemberg, Thüringen und der Schweiz, 
welche jich theils als Aderbauer auf den audgetrodneten Sümpfen der Flußniederungen, theils 
als Wollfpinner und Babrifarbeiter in verſchiedenen Theilen des Landes anjiedelten. Durch 
Friedrich's 11. Golonifationen wurden an 600 neue Dörfer und Vorwerke in den erft urbar 
gemachten Landftrihen und an 43000 Familien aus den verſchiedenen deutichen Rändern ange: 
fiedelt, wenn mitunter,auch die Abficht ded großen Könige, ‚die Zahl der freien Eigenthümer in 
feinem Lande zu vermehren, vereitelt wurde, wie es z. B. bei einer Mehrzahl ver in Bommern 
gegen Entſchädigung der Gutöherren durd einige Millionen Meliorationdgelver auf ihren 
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Territorien angefiedelten Bauern durch fpätere Wierereinziehung diefer Meliorationshöfe 
feitend der Gutäberren geihab. (S. hierüber die Einleitung, S. 78, Thl. I, in Lette und von 
Rönne, „Die Landesculturgefeßgebung des preußiſchen Staates’, 1853, und die Alfegate.) 

Wenn auch weniger zahlreich, fo famen doch nod unter den fpätern Regierungen neue Ein— 
wanderer ind Land, aus Anhalt, Heflen:Darmftadt und Würtemberg, ferner aus Steiermarf 
und Tirol. Denn ſchon feit ver Gründung des Jeſuitenordens ift durch die von demſelben gelei- 
tete Gegenreformation in den damals größentheild evangelifirten Öfterreihiihen Staaten die 
ihrem Glauben treue evangelifche Bevölferung zur Ansmanderung gedrängt worden. Oſterreich 
und deifen Regenten aud dem Haufe Habsburg befolgten feit je eine der preußischen in beiderlet 
Beziehung entgegengefegte Staatdmarime, die Politif fowol der Auswanderung als wie die 
der Unterbrüdung der Religiondfreibeit ihrer Unterthanen, jene aber nicht etwa als Golonial- 
politik, jondern allein im Intereſſe der legtern. 

In Bezug auf die innere Golonifation muß bier aber einer durchaus irrigen Borftellung - 
begegnet werden, nämlich der, daß bei Begünftigung der Einwanderung durd Freijahre von 
Steuern und Milttärbienft, ſelbſt durch Vorfhüfle von Geld, Saat: und Brotkorn u. ſ. m. fo= 
fort auch überall der Wohlftand in die Hütten der neuen Anfiedler einziehen werde. Im Gegen= 
theil ift ed eine nicht jeltene Erfahrung, die auch dem großen Könige Friedrich bei feinen Colo— 
nifationen, zumal in jenen Landſtrichen nicht erfpart wurde, melde von den neuen Anſiedlern 
erft urbar gemacht werden follten, daß häufig der urfprüngliche Anbauer, oft fogar nod eine 
zweite und dritte Generation zu Grunde geht, den Beiig aufgibt oder wenigftens ein fümmer- 
liches Dafein unter Anftrengung und Noth friftet, wogegen vielmehr fehr oft die Vortheile ver 
Eolonifation erft ihren Bejignahfölgern und fpätern Generationen zu flatten fommen. Ver— 
Hält es ſich doch mit einer Mehrzahl von Anjiedelungen jenfeit des Weltmeers nicht anders. Es 
würden die Ausmandernden öfters mol eine noch beffere Eriftenz in dem alten Seimatlande 
gewinnen können, wenn fie gleiche Entbehrungen und Anftrengungen daran fegen und, mie fie 
es dort müflen, hier freimillig auf anerzogene Vorurtheile und Gewohnheiten verzichten wollten. 

Wäbrend in Preußen zu allen Zeiten die Bolitif der Einwanderung beftand, faßte nur ein= 
mal der Große Kurfürft Friedrich Wilhelm, angeregt dur feine nahen Verbindungen mit 
Holland und England, den Gedanken, eine Eolonie auf der füdafrifanifchen Küfte zu gründen; 
er gab jedoch dies Unternehmen nad) einigen Jahren wieder auf. 

Der dem preußiſchen Staate eigenthümlichen, vorzugsweiſe von dieſem Staate ausgebildeten 
und befolgten Bolitif der Einwanderung und innern Eolonifation entſprach ed, wenn König 
Friedrich Wilhelm I. (1721) andererjeits jede Auswanderung verbot, fogar die Verleitung 
eines Bauern zu derfelben mit Todeäftrafe bedrohte, Hingegen auf die Ginfangung eines Emi— 
granten eine Belohnung bis zu 200 Thlrn. ſetzte, und ähnliche Verbote, welche dem Syſtem des 
abjolut:monardhifhen Volizeiſtaates entſprechen, erließ man im vorigen Jahrhundert aud in 
andern deutihen Rändern (Roſcher, I, 517, 519). Schon geflattete indeß das Allgemeine 
preußifche Landrecht von 1794 (Thl. N, Tit. 17, Abf. 2, $. 127 fg.) auch die Auswanderung, 
freilich nad vorausgegangener Anzeige und eingeholter Erlaubniß, in der Regel auch nur gegen. 
Entrihtung des jogenannten Abfahrtögeldes, einer Abgabe, die übrigens jeit vem 16. Jahr: 
Hundert, zuerft als Ausflug der Vogtei und Schugherrlichfeit, jpäter ald Negal, vergleichen 
jedoch auch einer Guts- oder Gerichtsherrſchaft zuftehen konnte, jehr allgemein mar. (Eid: 
born, „Einleitung in das deutſche Privatrecht”, vierte Auflage, 1836, $. 77, S. 229 fg.) 

Im Gegenfag zu der innern Golonijation Preußens verfolgten andere enropäifche Staaten, 
an ihrer Spige England, feit länger als drei Jahrhunderten eine auf Auswanderung, dabei 
aber zugleich auf ausmärtige Colonifation gerichtete Politif. Wenn, dieſer englifhen Politik 
entgegen, der Stuart Karl I, ein Verbot der Auswanderung (1637) erließ, jo rächte ſich das an 
ihm jelbft, indem dadurch Grommell und Hampten im Lande zurüdgehalten wurden. Es unter= 
ſcheidet ſich inzwiſchen die engliihe Golonialpolitif jedenfalls nad ihrer jpätern und neuern 
Geftalt von der der romaniſchen Staaten weſentlich dadurch, daß England feine Colonien durch 
Selbftverwaltung und NRepräfentativverfaffung zur Selbfländigfeit und Unabhängigkeit vom 
Mutterlande heranbildet (vgl. von Holgendorff, „Das ſtaatsrechtliche Abhängigkeitsverhältuiß 
zwifchen England und feinen Golonien‘‘, 1859), wogegen die romanifchen Staaten die aus— 
gedehnteſte materielle und geiftige Abhängigkeit der Eolonien vom Mutterlande ſtets als Princip 
befolgt und bis zulegt feftgehalten haben. (Vgl. z. B. Gervinus, „Geſchichte des 19. Jahrhuns 
derts”, II, 25 fg. u. a.a.D.) Auch dem franzöſiſchen Charakter und Staatsweſen mangeln 
die zum Gedeihen von Golonijationen nöthigen Eigenſchaften. 
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"Lagen aud in Großbritannien den früheften Auswanderungen, Durch welche die Neue Welt 
der Gultur und Givilifation erfchloifen wurde, nicht ſowol Handelsintereſſen ald vielmehr reli— 
giöfe und politijche Parteiungen zu Grunde, jo hat doch England niemals, wie es Spanien 
that, die Einwanderung in feine Golonien durch Beihränfungen ver Freiheit von Perſon und 
Glauben gehindert. Denn fogar jener Stuart Jakob H., der im Mutterlande feinen religiöjen 
Fanatismus mit dem Berlufte des Throns büßte, geftand allen kirchlichen Seften, die auf norb- 
amerikaniſchem Boden eine Zufludräftätte ſuchten und fanden, volle politiſche Gleihflelung 
und das in deren deutſchem wie ‚englifhen Vaterlande verjagte Recht des üffentlihen Gottes— 
dienfted zu. Der von William Penn infolge Verleihung Jakob's II. (1681) auf vollfie Glau— 
benöfreibeit und Gleichberechtigung aller Bewohner gegründete neue Staat wurde fortan auch 
für die nach voller Religionsfreiheit ſich ſehnenden Deutihen Anziehungs: und Mittelpunft'ver 
Auswanderung, jeitbem überdies ein Deutfher (Paſtorius aus Franken, 1685) dort Städte 

. einrichtete nach dem Mufter der deutfchen Freiſtädte, die (1708 fg.) denjenigen dem Elende 
nicht erlegenen Iheil von 30000 Deutihen aufnahmen, melde infolge der Berwültung der 
Pfalz und anderer deutiher Grenzlande durd die Barbarei eines Ludwig XIV. und feiner 
Turenne und Xouvoid unter der Königin Anna nah England und von dort nah Amerika 
audwanberten. 

Andere Motive liegen jegt ver jeit Faum einem Jahrzehnd jo ungeheuer zunehmeuden, von 
der englijhen Regierung beförberten Auswanderung aus Irland zu Grunde, durch melde dem 
in weit zurüdliegenden Urfahen begründeten Elende der irländiihen Bevölkerung wirkſam 
begegnet wird. Durch diefe Auswanderung hat dajelbft die bettlerhafte Bevölferung von Bar: 
cellenpäctern, die bei jedem Misrathen der Kartoffelernte wie beim Verluſt ihres einzigen 
Schweind dem Verhungern preisgegeben war, in der auffallenditen Weife abgenommen. Denn 
während man in Irland (auf 1525 Duadratmeilen) 1845 etwa 905015 einzelne und 25789 
gemeinſchaftliche Pächter, im ganzen 935235 Pachtungen, größerntheild von ſehr geringem, 
zum Lebenäunterhalt einer Familie nicht ausreichenden Umfange (3. B. 135314 unter einem 
Arte, 181950 zu 1—5 Acres) zählte, gab es daſelbſt 1852 und 1855 nur etwa nody 600000 
Pächter. Es hat die Verminderung hauptfählid jene Kleinen Parcellenpächter getroffen (oben 
gedachte beide Klaffen waren ſchon 1852 refp. auf 35058 und 81561 herabgegangen), woge— 
gen fih die Zahl der größern Pachtungen erheblich vermehrt, überhaupt aber der Wohlſtand 
des Landes gehoben hat. (S. Rofcer, II, 143, aud) bei Kette, „Vertheilung des Grundeigen— 
thums“, 1858, die Allegate ©. 63 und 65.) N 

Im Anſchluß an diefe Betradhtungen über Ein: und Auswanderung darf eine andere damit 
und zugleich mit der Freizügigkeit zulanmenhängende Erſcheinung in der Bewegung der Bevoͤl— 
ferungen nit unerwähnt bleiben. Es ift dies die periodiihe Wanderung von Arbeitern und 
ganzen Arbeiterflajlen, wobei diejelben auf Fürzere oder längere Zeit zwar ven Aufenthaltsort 
wechſeln, jedoch den Heimats⸗ und Wohnort beibehalten. Dabei ift nicht zu überiehen, daß ſich 
die Menſchen im allgemeinen jhwer zum Aufgeben einer gewohnten Heimat, bejonderd aber 
zum völligen Verlaſſen des Baterlandes entichließen, daß überdies der Wechſel des Domicils 
faft überall noch auf dieſe oder jene Beihränfungen und Erſchwerungen der Freizügigfeit und 
Nievderlaffung ſtößt. Jedoch fonımen Diftriete, in denen eine zahlreihe Arbeiterbevölferung 
angehäuft ift und zuſammenlebt, welche allerdings innerhalb eines joldyen enger begrenzten 
Diftriets nicht genügenden Arbeitöverdienft zu ihrem und der Ihrigen Unterhalt findet, diefen 
Verdienſt daher in entferntern Gegenden aufſucht, wo die Arbeitäfräfte vorübergehend oder 
regelmäßig in gewilfen Jahresperioden gebraudt werden, in allen größern Ländern vor. Es 
gehört Faum hierher, wenn aus Irland Taufende von Arbeitern, unbeſchadet ver überjeeiichen 
Auswanderung, in die ländlichen wie befonvers in die Fabrifgegenden Englands einftrömen. 
Zeichnen fi die Arbeiter gewiſſer Diftricte und Gegenden durch beſondere Geſchicklichkeiten aus 
und befigen fie für einen gewiflen Beruf eine vorherrſchende Neigung oder Bildung, fo entfernen 
fie fih auch wol auf viele Jahre von ihrer Heimat, um erſt ſpäter mit dem in der Fremde erwor- 
benen Vermögen zurüdzufehren und andern Heimatsgenoffen ihre Stelle im fremden Lande zu 
überlajjen. Letzteres ift 3. DB. bei den in ganz Guropa zerjtreuten ſchweizer Gonditoren der 
Fall. Das anvdere, die Wanderung für fürzere Zeiten und üblihe Arbeitöperioden, findet viel- 
fach ftatt zum Zweck des Einbringens der Grnte, bei Chauſſee- und Gijenbabnbauten, bei 
größern Meliorationsunternebmungen, bei der Beftellung folder Gewächſe, die, wie der Flachs 
und Hanf ober die Zuderrübe, eine durch die ganze Frühjahrs- und Sommerperiode hindurch— 
gehende wiederholte Bearbeitung fordern. Es gehören dahin ferner die Ziegelftreiher aus 
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Lippe Detmold ober Belgien, die Maurer aus Lothringen, und ed waren eins der befannteften 
Beijpiele diefer Art die Hollandsgänger im Dönabrüdifchen. (Vgl. über legtere Juſtus Miöjer, 
„Patriotiſche Phantaſien“, 1, 14 fg.; fobann über die verfchiedenen, in allen Ländern, in Ruß— 
land, Frankreich, felbft in Afrifa vorfommenden Klaffen folder wandernden Arbeiter: W. Ro- 
ſchet, „Grundlagen der Nationalökonomie‘, zweite Auflage, Anmerkungen zu $. 177.) Der: 
gleichen periodiiche Wanderungen verſchiedener Arbeiterflaffen, welche übrigens keineswegs auf 
einer vielmehr dem Deutfhen durhaus fremden Neigung zur Vagabondage beruben, führen 
bäufig zur wirklihen Ginwanderung und Anfiedelung an denjenigen Orten, wo die Arbeit 
fhon bisher ihren Markt fand, insbefondere alddann, wenn Induftrie, Babrifation, Gultur und 
Kapital jih an dieſem Orte mehr und mehr verbreiten und feftjegen und deshalb ein dauerndes 
Bedürfniß ſolcher Arbeitöfräfte begründet wird. Jedenfalls ift im allgemeinen jedoch die blei= 
bende Anfievelung jenen perioviihen Wanderungen der Vater und Mitglieder von Familien 
vorzuziehen, indem vergleichen Wanderungen häufig zur Zerrüttung des Familienlebens hin— 
führen, dem von den Seinigen entfernten Arbeiter zu Unorpnungen und Mehrausgaben Ber: 
anlaffung geben und jo den für die Familie zu erübrigenden Meft des Arbeitöverbienftes fchnıä= 
lern. Daher lag 3. B. bei ver Beförderung der Einwanderung im preußifchen Staate zur Zeit 
König Friedrich Wilhelm's I. wie Friedrich's des Großen mehrfad die Tendenz zu Grunde, 
diejenigen Arbeiterklaffen im Lande anzufieveln und zu firiren, welde nach den obwaltenden 
Berhältniffen mehr oder weniger dauernd gebraudt wurden. Go ftedelte Friedrich ver Große 
die voigtländiihen Erntearbeiter in der Nähe von Magdeburg, die voigtländifchen Bauarbeiter 
aber in einer Vorſtadt Berlins an. 

Was früher durch Regierungsmaßregeln nad dem damaligen Syſteme einer bevormunden— 
den Leitung der gewerblichen Verhältniſſe geſchah, das bewirkt nach reifern volkswirthſchaftlichen 
Grundfägen, freilid aber nur bei unbeichränfter Niederlaffungs:, Anſiedelungs- und Ginwan= 
derungsfreibeit, dad Verkehrsleben und wirthſchaftliche Bedürfniß der Völker von felbft. Im 
diejer Beziehung dient Die bemerkenswerthe Thatſache zur Beſtätigung, daß in denjenigen 
Diftrieten, refp. Kreifen des preußiſchen Staates, in welden neuerlich Bergbau und Küttens 
induſtrie einen jo mächtigen Aufſchwung genommen hatten, die Volkszahl in den Eurgen Zeits 
raum von 1855—58, von der vorlegten bis zur legten Zählung, aljo innerhalb ver legten 
drei Jahre, in auferordentlicher Weije gewachfen if ; jo in dem Kreiſe Beuthen in Oberjchlefien 
von 106000 auf 134000, in den Kreifen Rybnik und Pleß ebendaſelbſt von 124000 auf 
134600, in ven Kreiien Eſſen und Duisburg auf dem linken Rheinufer von 140000 auf 
163000, im Kreiſe Dortmund in Weftfalen von 69800 auf 82500 Seelen, und zu dieſer Ver— 
mehrung der Volkszahl durch Einwanderung lieferten nicht etwa blos die preußiichen Provinzen, 
ſondern verſchiedene andere, beſonders auch deutliche Staaten ihren erheblihen Beitrag. Wo 
Arbeitöfräfte nötbig, wo angemeſſene Arbeitslöhne angeboten und wo die fonftigen Nahrungs— 
bedingungen vorhanden jind, da gründen auch die Menſchen im eigenen wohlverfiandenen 
Interejle lieber dauernd eine Heimat und Niederlaſſung, ſofern jie nur nicht durch eine verkehrte 
Geſetzgebung daran gehindert werben. 

Dergleichen geſetzlich beſtehende Hinvderniffe und Erſchwerungen der Nieverlaffung, finden 
ſich freilich aber nod in einer Mehrzahl von deutſchen Staaten, und in dieſen Dinderniffen und 
Erſchwerungen Hat die deutſche Auswanderung einen wejentlid mitwirfenden Grund. Das 
deutiche Volk kam bei der Vertheilung der neuen Gontinente zu jpät. Die romaniſchen Völker, 
die Spanier, Bortugiejen und Franzoſen, wie vie Holländer und die Engländer hatten in Ame— 
tifa, in Weft: und Oftinvien weite Yanpftreden in Beiig genommen, als die deutſche Auswan— 
derung begann, zuerjt vereinzelt (1608) bei der Anfiedelung Virginiend unter der englijhen 
Eliſabeth, dann in größerer Zahl im zweiten Drittel des 17. Jahrhunderts im heutigen Staate 
Neuyork, damals noch unter holländiſcher Herrihaft, ferner in der nad dem Plane Gnitav 
Adolf's von feinem Kanzler Oxenſtierna (1633 fg.) gegründeten ſchwediſch-deutſchen Eolonie 
von Yutheranern am Delaware. (Vgl. Löher, „Geſchichte und Zuftände der Deutichen in Ame— 
tifa”, Göttingen 1855; ferner die Auffäge: „Die deutihe Auswanderung“, in den.von Haym 
berauögegebenen „Vreußiſchen Jahrbüchern“, II, 389 fg. und 482 fg.) Der deutſche Auswan— 
derer muß ſich Deshalb überall beim Auffuchen einer neuen Heimat jenfeit des Meered fremder 
Botmäßigkrit unterwerfen; man tbut ihm nur die Ehre an, ihn ald ven brauchbarſten Pion— 
nier für Urbarmahung und Givilifation zu betrachten. Er aber entbehrt des wirfjamen ftaat- 
lien Schuges eined durch gemeinfame Verfaflung, gemeinfame Diplomatie, Heeresmacht und 
Marine fräftigen Mutterlandes. 
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Zu den religiöfen Motiven ver deutſchen Auswanderung find politiihe, noch mehr aber öfono=' 
nische hinzugetreten. Insbeſondere finder feit 1816, maflenhafter feit 1817 und 1818 eine 
regelmäßige jährlihe Auswanderung nad den überfeeiihen Ländern flatt und zwar in meit 
überwiegender Zahl nah Norbamerifa, ſodann nah dem britiichen Amerifa, ferner im legten 
Derennium nach den feit kurzem in gewaltigem Aufſchwunge erblühenden englifchen Colonien 
in Auftralien ; in bei weitem geringerer Zahl nad den vom ſpaniſchen Mutterlande losgeriſſenen 
Freiftaaten von Südamerika, hierher am meiften noch nah Buenos Ayres und Ehile, aud, zum 


Verderben der deutichen Auswanderer, nah Brafilien, wo in Ermangelung aller Sicherheit des 


Eigenthums und der Befigtitel, Die deutfche Golonifation nur imegoiftifhen Intereile der großen 
Grundbefiger dazu dienen fol, die theurern ſchwarzen Sklaven (deren Einfuhr verboten ift) zu 
erjeßen, wo der deutiche Einwanderer, jelbft mit Weib und Kindern, vermöge des misbrauchten 
Halbpacht- oder Parcieriaſyſtems durch Schulden in eine ver Sflaverei nicht unähnliche Abhän— 
gigfeit herabgedrückt wird. (S. Davay, „Die Goloniften in der Provinz San- Paulo in Brafi= 
lien”, Chur 1858; des Geh. Rath Kerft, wie des frühern brafiliihen Generalconjuls Sturz 
verſchiedene Auffäge über dieſen Gegenſtand und den Auffag: „Die deutfche Auswanderung” in 
den „Preußiſchen Jahrbüchern“ II, 487 fg. und 500 fg.) 

Die Zahl der aus Deutfchland nad überfeeifchen Ländern im legten Decennium Ausgewan— 
derten ftellt fih, fomweit darüber Nachweiſungen befannt geworden, wie folgt: 


1847 auf 109531 1853 auf 157180 
1848 „ 81895 1854 „ 251931 
1849 „ 89102 1855 „ 81698 
1850 „ 82404 1856 „ 98573 
1851 „ 112547 1857 „ 115976 
1852 „ 162301 1858 „ 56240, 


mobei die Beförderung durch deutiche Schiffahrt aus deutihen Seehäfen (Hamburg und Bre— 
men) im auffteigenden Verhältniß, innerhalb der oben gedachten Zeit von beinahe 32 bis auf 
beinahe 62 Proc. zunahm. (Vgl. dieferhalb, aud; wegen ver Auswanderungen in den Jahren 
vor 1847, die Zujammenftellungen in Hübner’8 „Jahrbüchern für Volkswirthſchaft und 
Statiſtik“, Jahrgang 1—6.) 

Die Summe ded von den Auswanderern mitgenommenen baaren Kapitalvermögend wird, 
vielleicht etwas zu hoch, auf durchſchnittlich 20 — 30 Mill. pro Jahr veranſchlagt (Rojcher, 
1,528). Größer aber ift der Verluft an tüchtigen Arbeitöfcäften zu veranichlagen, deren man 
vielmehr in der Mehrzahl deuticher Länder beim Kortihrirt von Yandeultur wie von Induftrie 
noch jehr bedarf. Entbehrlidy jind fie nur in folden einzelnen Staaten, in melden eine gegen= 
theils verhältnigmäßig geringe Bevölferung nur durch polizeis und feudalftaatlihe Inſtitutio— 
nen, ald Zunftzwang, Geihloffenheit der Grundſtücke und Beihränfungen der Freizügigkeit 
wie der Niederlaflung, und fonflige Hemmniſſe der natürlichen und bürgerlihen Sreiheit am 
Erwerbe und an der Begründung einer gebeiblichen Lebensexiſtenz gehindert ift. Denn jelbft 
die Nomadenftänme verfallen bei noch jo weiter Ausdehnung ihres Territoriums und noch fo 
geringer Menjchenzahl von Zeit zu Zeit der Hungersnoth und ſuchen alddann Rettung in bluti= 
gen Bürgerfriegen, durch melde ein Theil ver dünnen Bevölkerung vertilgt wird, damit nur die 
Heerden der übrig bleibenden wiederum die nötbige Weide finden (vgl. dieferhalb z. B. die „Zeitz 
fhrift für allgemeine Erdkunde“ von K. Neumann, Neue Folge, 1857, 11,3, ©. 276), wos 
gegen in den fortichreitenden Gulturftaaten durch die Arbeit wiederum neue Arbeit erzeugt wird 
und die dichtefte Bevölferung in der Regel auch die wohlhabendſte ift. Vielleicht wäre auf der 
befannten Erde allein ein Theil Chinas auszunehmen. „Die Dichtigkeit der Bevölkerung ift 
nicht blos ein Kennzeichen bedeutender und ſtark benugter Productivkräfte, jontern ſchon an ji 
felbft eine Produectivfraft und hochwichtig ald Neiz: und Hülfsmittel zur Benugung aller übri— 
gen” (Roſcher, a. a. D., 1, 508). Wenn innerhalb der legten 30 Jahredie Volkszahlin Preußen 
un 45, in England fogar um 47 Proc. zugenommen hat, fo haben ſich doch erwieſenermaßen 
andererfeird aud die Micel und Beringungen der Ernährung jener progrelfiv gewachſenen 
Bolfözahl fortichreitend in noch höherm Grade vermehrt (Rocher, 1, 511). Es beſteht aber in 
England feine gefeglihe Beihränfung oder Erſchwerung der Freizügigkeit. Daſſelbe galt bis 
zur neuern Zeit im weientlihen aud von Preußen, deſſen Gefeggebung in Betreff der Freibelt 
bed An: und Abzugs wie der Anſiedelung und Niederlaffung innerhalb des Staatögebiets, 
einiger im legten Decennium eingeführten Beichränfungen ungeachtet, doch auch jegt noch menig= 
ſtens in Deutichland zu den freieften gehört. | 
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Eine Fünftlie Beförderung der Auswanderungen bat, ſoviel befannt, nur. in einem 
deutihen Lande, in Baden, und zwar nur während der Jahre 1848 — 54, mitteld Regierungs- 
unterflügung und auf Koften einzelner Gemeinden, zur Entbürbung dieſer legtern von der 
Armenpflege und zur Herftellung des Gleihgewichts zwiſchen Erwerbögelegenheit und Popula— 
tion, ftattgehabt, nachdem in den Jahren 1846 und 1847 Miswachs und Thenerung die Noth 
und damit Die Neigung zur Auswanderung gefteigert hatten, auch die politifhe Bewegung und 
in Baden die Revolution der Jahre 1848 und 1849 Hinzutrat. Es wanderten bis 1854 (bei 
einer Bevölkerung von 1,315000) etwa einige fechzigtaufend aus, wovon etwa die Hälfte der 
aderbautreibenden Klaſſe angehörte, Seit 1854 hörte die Öffentliche Unterſtützung auf und 
verminderte jich die Auswanderung wieder fehr erbeblih. Nicht mit Unrecht aber ift Motiv und 
Erfolg jener Regierungsmaßregel bezweifelt. (Hübner, V,2, S. 69 fg.) 

Dod war aud in Würtemberg, wo jih die Benölferung feit 1817 verdoppelt hatte, die 
Auswanderung in den Jahren 1851 — 54, zumeift in Beranlaffung von Midernten beim 
Beinbau wie in den Kartoffeln und Feldfrüchten, bei der dortigen Zertheilung des Grund: 
bejiges, eine ungewöhnlich ftarke. Die Auswanderung ftieg von etwa 5000 im Jahre 1851 — 52 
auf etwa 13000 und 1854 über 21000, bei 1,788000 Einwohnern, fiel aber auch 1856 
wieder auf 4700. (Hübner, II, 46; V, 2, ©. 127; Tübinger Zeitfhrift für die gefammte 
Staatswiſſenſchaft, IX, 1,2, ©. 183fg.; 3,4, ©. 415 fg.; X, 123 fg. und XII.) 

Uber Kurheſſen fehlen genauere ſtatiſtiſche Nachrichten. Es ift aber eine befannte That— 
ſache, daß viele wohlhabende Familien das politifch niedergedrückte, in Bezug auf feine Induftrie 
mie auf feine gewerblihen Gejege und Einrichtungen völlig ftationär gebliebene Land verlaffen 
baben. Auch wanderten aus einzelnen ländlichen Ortfhaften faft alle Bewohner aus, deren 
Höfe daſelbſt mit den Gursländereien vereinigt wurden, und dies troß der erlaffenen Regie— 
rungsmaßregeln zur Beſchränkung ver Auswgnderungen, 

Vorzugsweiſe zahlreich iit die Auswanderung fernerin Baiern. Dort ſchwankte fie während 
des Zeitraums von 1844—51 per Jahr zwiichen 8000, 9000, 10000, 11000, 13000 6i8 15395 
(beieiner Gefammteinwohnerzahl von 4,542000 und höchſt unbedeutender Einwanderung). Die 
heimliche Auswanderung erreichte oder überftieg zum Theil die concefjionirte. Man betrachtete 
aber dort die Auswanderung unter dem Gefichtöpunft eines für die Gewerbjamfeit des Landes 
vielmehr günftigen Greigniffes. Nur verfuchte neuerlih (1854) eine minifterielle Verordnung 
(nicht ein Gefeg) diefelbe, zumeift aus Rückſicht auf die Militärpflichtigfeit, erheblich zu erichwes 
ren. (Hübner, a. a. D., IN, 302 9.; V,2,58fg.) 

Bor allen andern deutſchen Rändern thut ih aber Medlenburg- Schwerin durch die wach— 
ſende Zahl feiner Auswanderer bejonders im legten Decennium hervor. Im Jahre 1853 betrug 
feine meiſt überfeeiiche Auswanderung (bei 543000 Ginwohnern) über 6000, 1858 fogar 
über 8000 Seelen. Wenn in andern einzelnen Jahren weniger, jo wanderte doch ſtets der fräf- 
tigfte Theil der Bevölkerung aus, wovon faft zwei Drittel den Aderbau angehörten. Bon den 
drei Gruppen ber Yandedeintheilung nahmen daran die Städte durchſchnittlich mit etwas mehr 
als 11 Proc., die Domänen desgleihen mit circa 30 Proc., hingegen die ritterihaftlihen Güter 
und Orte mit mehr als 58 Proc. theil. In legtern nimmt Die Bevölferung bei einer jo ſtarken 
Auswanderung von jährlich circa 1,8 Proc. ab und faft jtationär blieb jie in ven Domänenort— 
ihaften. Zur überjeeifhen Emigration auf hamburger Schiffen lieferte Medlenburg- Schwerin 
eine Zeit lang beinahe den vierten Theil. Und in diefem im ganzen jo fruchtbaren Lande (von 
240 Duadratmeilen mit 543000 Seelen), welches Getreide und Bieh im Überfluß producirt, 
wohnen auf ver Duadratmeile nur 2380 Menſchen. („Archiv für Landeskunde in den Groß: 
herzogthümern Medtenburg”, Jahrgang 1857, ©. 453, 454 und 503 fg.; auch Hübner, U, 
168 fg.; III, 801; V,1,&. 289; 2, ©. 120. Siehe ferner den Vortrag von Morig Wiggerd 
auf dem zweiten Gongreß deutjcher Volfswirthe am 14. Sept. 1859 in den ſtenographiſchen 
Berichten dieſes Congreſſes, S. 30.) 

In Sachen hingegen, deflen Bevölkerung in 30 Jahren etwa um 25 Proc. zunahm, bei 
einer Bevölferung von 7500 auf der Duabratmeile, war, ungeachtet der noch mangelnden 
Gewerbefreiheit und vieler wenig fruchtbarer Gebirgägegenden, die Auswanderung jehr gering. 
(©. „Zeitſchrift des ſächſiſchen ftatiftiihen Bureau‘) 

In Preußen war (bei einer Bevölkerung von 16 und gegenwärtig über 17 Mill.) die 
Zahl der Ausgewanderten, zufolge Mittheilungen des Statiftiihen Bureau, auch nur in den 
Jahren 1845 —46— 16662, 1846—47 — 14906, worauf fie auf die Hälfte fiel, wiederum 
aber 1852 —53 auf.21372 und 1853— 54 auf 30344 ftieg; im Zeitraum vom Ditober 1844 
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bis Ende 1855 berrug fie durchſchnittlich pro Jahr 14349. Ihr ſtand indeß andererfeits doch 
auch eine Einwanderung von durchſchnittlich jährlich 2798 gegenüber. In den Jahren 1846— 
49 und 1850 — 52 betrug die Zahl der Auswandernden zur gefammten Bevöfferung des 
preußiſchen Staates pro Jahr nur refp. 0,20 und O,17 Proc. (©. ftatiftifche Tabellen und Hübner, 
V, 286; ingleichen Dieterici, „Mittheilungen des Statiftiihen Bureau‘‘, Jahrgang 1853, 
&. 362.) 

In Bezug auf die geleglichen Beftimmungen, welche bei dieſem deutſchen Auswanderungs— 
weſen in Betracht kommen, ift zu bemerfen, daß die Bundesacte vom 8. Juni 1815 (Art. 18) 
den Unterthanen der deutfchen Bundesftaaten die Befugniß des freien Wegziehens and einem 
deutſchen Bundesftaat in denandern, der fie erweislich zu Untertbanen annehmen will, nebft der 
Freiheit von ver Nachſteuer eingeräumt hat, worauf der Beihluß der Bundesverfammlung vom 
23. Juni 1817 die vollftändige Nachſteuer- und Abzugöfreiheit unter ſämmtlichen deutſchen 
Bunvesftaaten, einſchließlich des Abihoffes von Erbſchaften, gewährte, daß dagegen wegen der 
Freiheit ver Auswanderung in nichtdeutſche Staaten feine bundesrechtlichen Beftimmungen beftes 
hen (vgl. hierzu das preußiſche Gejeg vom 11. Mai 1819 in der Geſetzſammlung für 1819, 
©. 134). Abgeſehen von der Befugniß, Grundeigenthum in einem andern Staate zu erwerben 
und zu beiigen, ohne deshalb mehreren Abgaben und Leiftungen unterworfen zu fein als deſſen 
eigene Unterthanen (Art. 18a), läßt die Bundesacte aud das Recht der Freizügigkeit und Nie: 
derlaffung Deutfcher innerhalb der verſchiedenen deutichen Staatsgebiete unerwähnt. Zu der 
in Art. 65 der Wiener Schlufacte vom 15. Mai 1820 vorbehaltenen Berathung ift ed aber 
nicht gekommen. Inzwiſchen find wol die directen Auswanderungsverbote überall aufgehoben, 
da fid) feine Regierung mehr das Zeugniß felbft ausftellen will, daß jle vermöge ſchlechter 
Geſetzgebung und Verwaltung aus dem eigenen Lande eine Zuhthausanftalt für ihre Unter— 
thanen als Reibeigene und Schollenpflichtige mache. Nur in Rußland bedarf e8 felbft zu Meiien 
ins Ausland noch bejonderer Erlaubnis. In Preußen war die Freiheit der Auswanderung 
grundfäglich bereitd Durch das Allgenreine Landrecht anerkannt. Dazu waren durch die Berord: 
nung vom 15. Sept. 1818 (Geſetzſammlung, ©. 175) und noch audgedehnter durch das Gefeg 
von 31. Der. 1842, Nr. 2319, $$.17 und 18 (Gefegfanmlung, 1843, ©. 15) alle Auswandes 
rungen freigegeben mit Ausnahme derer von Militärperfonen des ſtehenden Heeres oder ber 
Rejerven und zum activen Dienft einberufener Landwehr, der frühern wie der Landwehroffiziere 
und artiven Givilbeantten, wie Der militärpflicgtigen jungen Männer zwiſchen dem 17. und 25. 
Jahre, legterer ohne vorgängige Brüfung der Kreiserfagcommillion. Demnächſt beitimmt 
Art. 11 der preußifhen Verfaffungsurfunde vom 31. Ian. 1850: „Die Freiheit der Auswan— 
derung fann von Staats wegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht befchränft werden. Abzugs— 
gelder dürfen nicht erhoben werden.” (Rönne, „Das Staatsrecht der preufifhen Monarchie‘, 
I, $. 91, ©. 316 fg.) 

Vergleicht man nun die Auswanderungsftatiftif der einzelnen deutſchen Staaten mit den in 
ihnen geltenden, einerfeitd die Auswanderung aus ihrem Gebiet, andererſeits vie Freizügigkeit 
und Nieverlaffung innerhalb ihres Gebiets erleichternden oder erfchiwerenden und beſchränken— 
den gejeglihen Beſtimmungen, fo ergibt fih nicht blos, daß Präventivmaßregeln und Bolizei- 
gefege gegen die Auswanderung meiftentheils erfolglos blieben, fondern außerdem insbeſondere 
aud, dat die Zunahme und der Umfang der Auswanderung mit der Erſchwerung der Nieder: 
laffung und der Beihränfung der Freizügigkeit im Innern Hand in Hand gehen. Es gibt gegen 
die Auswanderung fein anderes, wirkſameres Mittel ald eine vernünftige, gerechte Gejeggebung 
und Berwaltung und namentlich die Herftellung der vollen bürgerlihen und natürlichen Kreis 
beit bezüglich der Breizügigkeit und Nieverlaffung. Wo ſich pofitive Staatdeinrichtungen, wie 
3. B. in Medlenburg und aud) noch in andern deutfchen Ländern, in Widerſpruch gefegt haben 
mit ewigen Rechten und Naturgejegen, wo fie der Anwendung ber menfchlichen Kräfte, der 
Erwerbstbätigfeit oder gar der Gründung von Ehen und Bamilien in den Weg treten, da 
liefert geradezu die Auswanderung den Beweis für bie troß der fchlechteiten, unſittlichſten und 
ungerechteſten pofitiven Geſetze ungerftörbare fittliche Natur ver Menfchen, indem dieſelben ibrer= 
feit8 in der Auswanderung das Mittel finden, ſich den moralifch wie phyſiſch gleich ververblichen 
Folgen folder verkehrten ſtaatsgeſellſchaftlichen Einrichtungen zu entziehen, und eine andere 
ferne Heimat nur deshalb aufſuchen, um ſich die Wege zur vollen Ausbildung und Benugung 
der ihnen von Gott gegebenen Kraft und vorgezeihneten höhern menſchlichen Beſtimmung zu 
eröffnen. 

Während Preußen (gleichtwie aud England und Frankreich) Feinerlei obrigfeitliche Bejhrän- 
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ungen der Ehen fennt, im allgemeinen auch an dem Grundfage fefthält: „daß feinem jelbflän- 
digen preußifchen Unterthan an dem Orte, wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterfommen 
ſich jelbft zu verichaffen im Stande ift, der Aufenthalt verweigert oder durch Läftige Bedingun— 
gen erihwert werden darf“ (Gejeg vom 31. Dec. 1842, $. 1, Nr. 2317; preußtiche Geſetz⸗ 
fammlung für1843, S. 5), machen andere deutiche Staaten die Anſiedelung und Gründung 
einer Kamilie von einem befondern Nachweiſe der Ernährungdbedingungen im einzelnen Falle 
abhängig. So gilt für ein den Unterhalt ſicherndes Vermögen in Baden nad einem Gejeg von 
1831 in den viergrößten Städten die Summe von 1000, inden 10 Fleinern von 600 und inden 
übrigen Gemeinden von 300 Fl., in Kurheſſen (jeit 1834) in Eleinen Landgemeinden die 
Summe von 150, für die KHauptitadt von 1000 Thlrn. (Rofcher, I, 523). In Würtemberg 
wird nad) dem revidirten Bürgerrehtögejeß vom 4. Der. 1833 als genügender Nahrungsſtand 
perjönliche Befähigung zu einer freien Kunft oder Wiffenfhaft, zum felbftändigen Betriebe des 
Handels, eined Handwerks oder eined andern für den Unterhalt einer Familie zureihenden Nah— 
rungszweiges oder ein nad perjünligen und örtlichen Verhältniſſen abgeftuftes Vermögen 
von 1000, 800 oder 600 Fl. und ebenſo viel bei der Überſiedelung eined Landwirths in eine 
andere Gemeinde, außer der von ihm nachzuweiſenden perfönlichen Befähigung zum landwirth— 
ſchaftlichen Gewerbe, gefordert. Das würtembergiſche Verehelihungsgeieg vom 5. Mai 1852 
verlangt von einem heirarhäluftigen Baare den Nachweis einer Bermögensjunme von 150 und 
in Gemeinden erfter und zweiter Klaffe von 200 Fl. (Tübinger Zeitichrift, IX, 1,2, ©. 187 fa.; 
X, 123 fg.; Roſcher a. a. D.). In Baiern — jedoch mit Ausfhluß der bairiſchen Rheinpfalz 
— beſtimmt ein Gejeg vom 1. Juli 1834 für die Anſäſſigmachung jpeciell vier verfhiedene 
Titel, namentlih 1) den Beſitz einer Gewerböconcefjion oder 2) deögleichen eines realen oder 
radicirten Gewerbed oder 3) eines Grundvermögend von 1, 14/, oder 2 Fl. Steueriimplum 
(zum Werthe eiwa von 800— 2000 Fl.), je nachdem jemand in der Genteinde geboren ift 
und ihr jchon angehörte, oder in die Gemeinde von auswärts einzieht, oder aber ein Ausländer 
ift; 4) den Erweis eines durch Lohnverdienft oder fonftiges Einkommen gejiherten Nahrungs— 
ſtandes. Liber dad Vorhandenſein diefes legten Titeld Haben in der Negel die Gemeinden und 
mit abſolutem Veto, bei den drei andern Titeln die Staatspolizeibehörden zu entſcheiden. 

Dabei eriftirt in den drei legtgedachten Ländern nod ein lediglich vermöge eines mehr oder 
weniger ausgedehnten Conceſſionsweſens durchbrochener Zunftzwang und außerdem manderlei 
Beihränfung in der freien Benutzung des Grundeigenthums. (S. dieferhalb Kette, „Die Ver: 
theilung ded Grundeigenthums im Zufammenhange mit der Geſchichte, der Geſetzgebung und 
den Volkszuſtänden“, Berlin 1858, ©. 93 fg. bis 117.) 

Iſt e8 bei einer jolden Lage der Geſetzgebung in deutichen Staaten zu verwundern, daß 
fortgejegt Hunderttauiende junger fräftiger und ftrebfamer Handwerker und Arbeiter auswan— 
dern und daß diefelben nicht bloß jenfeit ded Meeres, in den Vereinigten Staaten von Nordame— 
rika und in den britiſchen Golonien, wo, wie im Mutterlande England, ein ſolches Polizei: und 
Bevormundungsiuftem der Gejeggebung völlig unbefannt ift, jondern daß fie felbft in dem 
benachbarten Branfreih Kortfommen, Herb und Heimat aufſuchen, wo allein in Paris etwa 
80000, bejonderd aus dem Süden ausgewanderte Deutiche leben und an der fortjchreitenden 
Bermebrung der Productiv: und Steuerfraft eines feindfeligen Nachbars mitarbeiten? Denn 
aud auf dem Boden Frankreichs, jobald fie deſſen Grenzen überjchritten haben, öffnet ſich ihnen 
bei der dort herrichenden Freizügigkeit und Gemwerbefreiheit ein weites unbeſchränktes Gebiet für 
ihre Ermwerböthätigfeit, während ihrem Streben und Fortfommen im eigenen deutſchen Vater— 
lande Schranke um Schranfe entgegentritt, und dad nicht blos zwiihen dem einen und dem 
andern deutihen Staate, fondern ebenfo und faft noch mehr innerhalb des einzelnen deutſchen 
Landes jelbft, in welchem fie geboren find, zwiſchen der einen Gemeinde und der andern, wo oft 
die Heimatögejege zur Niederlaffung und Familiengründung oder gar zur Überfiedelung in 
einen andern Gemeindebezirk den Beiig und Nachweis eined größern Vermögens erforbern, ald 
es ein Auswanderer für jein Fortkommen im fremden Lande nöthig hat. 

Während die Bevölkerung im Zeitraum von 18583 — 55 in Breußen von 16,935420 Seelen 
auf17,202831, alſo um 1,58 Proc. (während der drei Vorjahre 1850—52 fogar um 3,8 Proc.) 
flieg, verminderte fie fic) hingegen in Baden von 1,357208 auf 1,314837 (um 3,12 Proc.), in 
Würtemberg von 1,733263 auf 1,669720 (um 3,66 Broc.), in Baiern von 4,559452 auf 
4,541556 (um 0,39 Broc.) (Hübner V, 2, 43, 59, 68, 124), in Medlenburg feit 1851 um 
1000 (Renographiiche Berichte des volkswirthſchaftlichen Gongrefles, S. 30). Mit der Er— 
ſchwerung ver Nieverlaffung fällt einerfeits die Verminderung der Ehen, andererfeits die Ver⸗ 
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mehrung der Goncubinate wie der unehelihen Geburten und fogar die zunehmende Lat der 
Armenpflege zufammen. So fommt in Preußen eine unehelihe Geburt auf 13,5 eheliche, in 
Würtemberg auf 7,7, in Altbaiern jhon auf 4, hingegen in der bairiſchen Rheinpfalz, mo volle 
Nieverlaffungsfreiheit herrſcht, erſt auf 10. Hier fol aud die Armenlaft, mit der Bevölferung 
verglichen, nur 34,6 Proc. vom Durchſchnitt der andern bairifchen Kreife betragen. (Rocher, I, 
497 und 522; Tübinger Zeitidrift, IX, ©. 25 fg., 53, 61 fg.; desgleichen „Zeitſchrift 
des Gentralvereind in Preußen für das Wohl der arbeitenden Klaſſen“, 1, 49 fg., 64 fg., in dem 
Auffag des Verfafferd über Freiheit der Arbeit u. ſ. w. und Freizügigkeit; ferner Hübner, 
V, 2, S. 59, 72 und 125.) 

Wie die Auswanderung nach fremden Ländern mit den Beſchränkungen der Freizügigkeit, 
der Niederlaſſungs- und Erwerbsfreiheit im Innern der Staatsgebiete, ſo ſteht dieſe letztere 
wiederum mit dem Zuſtande der Sittlichkeit und des phyſiſchen Gedeihens der Menſchen im 
ganzen und großen in innerlicher Wechſelwirkung. Am ſchlagendſten beweiſen dies die Ver— 
hältniſſe in Mecklenburg-Schwerin, wo die Auswanderung am größten war. Dieſelbe erklärt 
ſich zureichend aus den freilich ſehr exceptionellen bürgerlichen Inſtitutionen dieſes Landes, in 
welchen ſich die vollſtändigſte Incarnation des zugleich mit dem Syſtem des neuern Volizeiſtaats 
verſchmolzenen Ständethums und Feudalweſens verkörpert. Der Aufhebung der Leibeigenſchaft 
der Bauern im Jahre 1820 folgte auf den Rittergütern (jetzt 1008, mit 656 Beſitzern, reſp. 
Rittergutsfamilien, wovon überdies 620 Lehen und von den übrigen ein Theil Fideicommiſſe 
find) alsbald die Einziehung faſt aller bäuerlichen Grundſtücke zu den Gutsarealen nebſt Aus— 
treibung der bäuerlichen Beſitzer und ihrer Familien aus den Höfen. Den Rittergutsbeſitzern 
verblieb die Patrimonialgerichtsbarkeit und Polizeigewalt. Von ihrer Conceſſion hängt die 
Verehelichung wie die Niederlaſſung ab, und man zählt über 20000 beſitzloſe Tagelöhner, circa 
30000 Knechte und ebenso viel Mägpe. Jene Eoncejfion wird bei ver Bejorgniß vorder Arınen= 
pflege, die nad Austreibung der Bauern dem Gutäheren innerhalb feines Territoriums allein 
obliegt, ungern und meift nur dann ertheilt, wenn eine der Tagelöhnerwohnungen auf dem 
Gute durch Abſterben oder Abzug wieder offen wird. Thatſächlich gibt es mithin feine Freizügig— 
feit, abgejeben von der Auswanderung. Die Menſchen find wiederum glebae adseripti des 
Gutes, aufpem fiegeboren wurden oder fi einmal befinden. Uneheliche Geburten werden, jogar 
nad einem neuern Geſetz, an den Mägden beftraft. Die Gelditrafen (Burenbupen) fließen in 
die vom Gutsherrn verwaltete Armenkaſſe. Cine anderweite jelbftändige Exiſtenz ald die eines 
gutöherrlihen Tagelühners fann die weit überwiegende Mehrzahl der ländlihen Bewohner 
nicht gewinnen. Denn zufolge ded mit den Ständen Medlenburgs (den Nittergutöbeiigern und 
Städten) errichteten Erbvergleihs vom 16. April 1756 und nad fpätern Verordnungen ift der 
Gewerbeberrieb auf die Städte mit ſtrenger Zunftverfaflung und ausgedehnten Bannbezirf 
beſchränkt. Aller Handel auf vem Lande ift verboten. Innerhalb des ganzen legten Decenniums 
vor 1851 wurden nur circa 1100 Bewohner des platten Landes ald Gewerbtreibende in die 
Städte aufgenommen; ſchon damals zählte man aud in den Domänenorten mehr ald LOOO 
niederlaffungsfähige Handwerker ohne Unterfommen. Nur der Nittergutöbeiiger darf, außer 
Brauerei und Brennerei, Ziegelei u. dgl., die allernothmenvigften Gewerbe zur eigenen Noth: 
durft durd feine Handwerker, indeß ohne Gejellen, betreiben laſſen. Nur er iſt zoll: und 
als Gewerbtreibenver aud) jteuerfrei; die übrigen Lanpbewohner müffen in der Regel alles, mas 
fie an Handwerkswaaren, jogar an Gonjumptibilien brauchen, in der Stadt faufen. Während 
die Rittergutöterritorien nebſt allen ihren Bewohnern von den Ständen (den Rittergutäbeligern 
und Städten) vertreten werden, fehlt ven Unterthanen der Domänen, gegenüber ber Regierung, 
jede Vertretung audy bei der Befteuerung. (Hübner, I, 178 fg; Lette, „Vertheilung des Grund: 
eigenthbums”, ©.87 fg.; ftenographiiche Berichte des volkswirthſchaftlichen Congreſſes von 1859, 
S. 30.) Bei der ftationären Bevölkerung nimmt dennod die Zahl der Eheſchließungen fort: 
ſchreitend ab. In den Rittergutsortihaften Fam nod im Jahre 1841 auf 145, im Jahre 1850 
nur nod auf 269 Lebende eine Trauung. Dagegen vermehrt ji die Zahl der außerehelichen 
Kinder, gleichzeitig aber auch die der Todtgeburten, beider im ungemöhnlichiten Verhältniß. Im 
Jahre 1820 kam noch auf 10,8 ebelihe Geburten eine uneheliche, gegenwärtig ſchon auf 4,7. 
In Jahre 1851 waren in 260 Ortſchaften ein Drittel und mehr, in 209 die Hälfte und mehr, 
in 79 jogar alle Geburten unebeliche. (Roſcher, I, 497; Hübner, 11,168 fg., 194; V, 119.) Eine 
nicht geringe Zahl wandert nur deshalb aus, um im fremden Lande das Goncubinat in eine 
bürgerliche Ehe verwandeln zu können und ji trauen zu laflen, dadurch aber den Goncubinen- 
Eindern einen vehtmäßigen Vater zu geben. Im Jahre 1852 waren von. 18892 Geburten 
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3968 umeheliche und 1099 vefp. todtgeborene oder vor ver Taufe geftorbene Kinder, ſodaß ſchon 
eins auf 17 Geburten fam (in Preußen auf 29,8). Sogar die Anzahl der Selbftmorbe im 
Verhältniß zur Bevölkerung und zu den Todesfällen tt in Medlenburg bei weitem größer ala 
in andern Ländern. (Hübner, Il, 167,169.) ‚ 

Auch die Gefeggebung in Preußen verfuchte, und zwar erft nach dem libergange Di eſes 
Stanted aus der abfoluten in die conftitutionelle Berfaflungsform (1848 und 1850), feit der 
1851 bervortretenden Reaction einzelne Rückſchritte fowol in Bezug auf die in dieſem Staate 
feit Jahrhunderten anerkannte Freizügigfeit wie auf die feit 1807 und 1811 anerkannte Nie: 
verlaffungs= und Anfievelungsfreiheit. Man befchränfte die 1810 eingeführte Gewerbefreiheit 
aus politifcher Tendenz im vermeintlichen Intereffe der Handwerker (durch Verordnung vom 
9. Dec. 1849), jodann die Befugnis, infolge einer Dismembration von Grundbeſitzungen auf 
den Trennjtüden neue Anfievelungen zu gründen, dur den beim Widerſpruch der Ortsobrig— 
feit oder Gemeinde zu führenden Nachweis des Vermögens zum Bau und zur Wirthichaftsein: 
rihtung (Geſetz vom 24. Mai 1853, Geſetzſammlung ©. 241), endlich die althergebradhte, aber 
auch gefeglih (ſchon 1804, dann unterm 31. Dec. 1842) audgeiprochene Freiheit, Aufenthalt 
und Wohnort an jedem Orte ded Staatägebietd zu nehmen, indbefondere für Städte durch Die 
Zuläffigkeit von Gemeindebeſchlüſſen wegen Entrihtung eines die Niederlaffung bedingenden 
Einzugsgeldes (Städteorbnungen vom 30. Mai 1853 undvon 1856). Es ift nit ohne Grund 
darauf bingewiefen, daß fih nah 1849 die Zahl der unchelihen Geburten um etwas vermehrte. 
(Bergiusin Hübner's „Jahrbüchern“, I, I, S. 305.) Jedenfalls iſt die Thatſache beachtenswerth, 
daß feit 1851 die Auswanderung von 8922 Perſonen im Vorjahre 1850—51 plotzlich auf 
21372 im Jahre 1851 —52, fodann auf 18194, reip. 30344 und über 17000 in den drei 
folgenden Jahren ftieg (Hübner, V, 286), während die ebenfalls jehr hervorſtechende größere 

Auswanderung in den Jahren 1845—46 und 1846—47 theild aus den Misernten, theild 
aber aud der ſchon damals fihrbaren, dem Jahre 1848 vorausgegangenen innern Bewegung 
im Wolke erklärt werden mag. 

Inzwiſchen ift jedodh in Breußen die Geſetzgebung bereitd im Begriff, das ebenfallg erft 
1853 und zwar an Stelle des von alters ber zuläffigen Bürgerrechtsgeldes den Städten ges 
Rattete Hausſtandsgeld ald eine verwerfliche Heirathäfteuer und Erichwerung der Niederlaffung 
wieder aufzubeben. Dazu verlangt faft ungetheilt die allgemeine Stimme und öffentliche Mei: 
nung aud die Wiederabihaffung des ſtädtiſchen Einzugsgeldes (gegenwärtig in Berlin 30, 
fünftig nur 20 Thlr., für Eleine Städte herabgehend bis auf 3 Thlr.). Es fei das lediglich eine 
Einnahmequelle für die ſtädtiſchen Finanzen, wogegen e8 beſonders nachtheilig auf die benach— 
barten ländlihen Gemeinden wirfe, im Widerſpruch ftehe mit dem traditionellen und wohlthä= 
tigen Princip der Freizügigkeit, im allgemeinen zwecklos, andererſeits aber ungerecht und ge: 
meinſchädlich jei theils für ven dadurch beſonders betroffenen befiglofen Arbeiterftand, theils für 
den burd die Breizügigfeit der Arbeiter bedingten Fortſchritt von Gultur, Induftrie und 
Gewerbe. Überdies leifte vafjelbe der Berarmung wie der Vermehrung der Armenlaften Bor: 
ſchub, ftatt denſelben entgegenzumirfen. 

Kann der Auswanderung am wenigften durch befhränfende und bevormundende Bräven- 
tiomapregeln begegnet werben, gibt es vielmehr fein anderes, erfolgreichered Gegenmittel, als 
durch gute Gefege, durch Sicherung politifcher, religiöfer und bürgerlicher Freiheit vie Menſchen 
die Heimat lieben zu lehren und ihnen im Vaterlande das zu bieten, was fie Durch die Auswanz 
derung in der Fremde erftreben, ſo wäre es vor allem Aufgabe und Bflicht der deutſchen Regie— 
rungen und Landeövertretungen, im Wege der Geſetzgebung zunächſt in ven Einzelftaaten bie 
Hemmniffe der Arbeit und ded Erwerbes durch Gewerbe: und Niederlaffungsfreigeit wegzus 
täumen, gleichzeitig innerhalb aller deutſchen Länder ſowie gegenfeitig unter allen deutſchen 
volle Freizügigfeit anzubahnen, nach vem Präcedens des Bundedbeihluffes vom 23. Juni 1817 
und der Vereinbarung vom 11. Juli und 5. Nov. 1853 (preußifche Gefegfammlung, ©. 878) 
und nad gemeinfamen freifinnigen Prineipien. (S. hierüber unter andern auch Schuez in dem 
Auffag über das Berehelihungs: und Überſiedelungsrecht, Tübinger Zeitſchrift, Jahrgang 1848, 
&.25 fg.) Gehen in allen zum Zollverein verbundenen Staatengebieten die Brodurte und 

Fabrifate der deutihen Arbeit frei aus und ein ohne Rückſicht auf den Ort ihrer Erzeugung, fo 
jollte man doch den Producenten und Arbeitern Diefelbe Freiheit zugeftehen ohne Rüdjiht auf 
ihren Geburts und Heimatdort. Kapitalien und Induftrie einerjeit® und Arbeitäfräfte ande- 
rerſeits bedürfen einander und bedingen ſich wechfelfeitig. Wenn ſich erftere nad allen Orten 
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frei hinwenden dürfen, wo ſie mit dem größtmöglichen Vortheil und Erfolg angelegt und 
nutzbar gemacht werben können, ohne Ginzugsgeld oder jonftige Beihränfung, jo follte dem 
Arbeiter diefelbe Freiheit nicht erihwert oder verichränft werben dürfen, fofern man ihn nicht 
zur Nahrungsloſigkeit und Armuth verurtheilen will. 

Wie ein neueres preußiſches Geſetz von 9. Mai 1857 (Geſetzſammlung, ©. 160) „alle 
Sklaven von dem Augenblid an für frei erklärt, wo fie preupifches Gebiet betreten”, fo ſollte 
voch aud der freie Mann, namentlich der vermögenslofe freie Arbeiter nicht durch Beſchrän— 
fung der Nieverlajlung und Freizügigkeit mehr oder weniger zum glebae adseriptus an einem 
beftimmten Orte degrabirt werben. 

Solange dieſer wirffamere Weg für die deutſche Auswanderung nicht betreten wird, 
empfiehlt jich allervings um fo mehr ein zweiter Geſichtspunkt, nämlich der der Fürſorge für die 
in die Fremde mwegziehenden Landsleute. Und es behält diejer legtere Freilich auch neben jenem 
um deswillen immerbin jeine Bedeutung, weil einmal die Auswanderung ein Erbtheil aller 
eioilifirten Nationen der Alten wie der Neuen Welt, ganz befonderdaber der germaniſchen Volks: 
ſtämme ift, denen der Wandertrieb wie dad Streben nad Verbeflerung der menihlihen Zu: 
flände einwohnt, jei es in unbeftimmter Hoffnung, fei ed in Beranlaffung einzelner glüdlidyer 
Erfolge vorausgegangener Freunde. Es beruhen die Aus- und Einmwanderungen felbft vielleicht 
auf einem höhern Gejeg der Vorfehung, wie in der Vergangenheit, jo auch in der Zufunft. 
Anerkennenswerth jind daher Vereine, wie fle in mehreren Städten Deutſchlands zu dem dop⸗ 
pelten Zwede beitehen, um vor übereilter Auswanderung, auch vor der nad) ſolchen Ländern, 
wie z. B. Braüilien, zu warnen, wo der Auswanderer in der Regel feinem Elend entgegengebt, 
um ferner ven Auswandernden auch anderweit mit Rath und Hülfe zur Seite zu ſtehen. Aner: 
kennenswerth find ferner die in mehreren Staaten Deutſchlands neuerlich erlafjenen Belege über 
Goncejjionirung, Beaufiihtigung und Gantiondbeitellung der Auswanderungsagenten (1. unter 
andern bad preußiiche Gejeg vom 7. Mai 1853, Gefegiammlung, S. 729), foweit dergleidyen 
Gejege nicht mittelbar zur Erſchwerung oder Verhinderung der Auswanderung dienen jollen 
oder misbraucht werden, endlich geieglihe Vorichriften, wie fie in der Freien Stadt Brenzen 
(1849 und 1855), fpäter in.der Freien Stadt Hamburg (1850 und 1855), ebenio inden Ver: 
einigten Staaten von Norbamerifa, in Franfreid u. ſ. w. über die Ginrihtung, Verproviareti- 
rung und Beaufjihtigung der mit der Beförderung von Balfagieren und Auswanderern beſchäf— 
tigten Schiffe, Kapitäne und Agenten erlaffen find, welche, wie e8 in den beiden Seehäfen Ham— 
burg und Bremen der Ball ift, durch amtlich eingejegte Gommijfionen aus Senat und Bürger: 
ſchaft überwacht werben. (Vgl. dieſe Geſetze, reſp. Auszüge aus denſelben bei Hübner, 
IV, 290 fg.) 

Der Gedanke einer Leitung und Organifation der deutihen Auswanderung, in der Abficht, 
dieje legtere mir dem Mutrerlande in näherm Verkehr und ihr dadurd heimiihe Sprache und 
Sitte zu erhalten, hat das nach einheitliher Zufammenfaffung und Beihüsung feiner natio— 
nalen Intereifen fehnfüchtige deutſche Volk ſchon jeit langer Zeit bewegt. 

In diefem Sinne iheint au im Jahre 1856 ein Antrag von der bairiſchen Regierung bei 
der Bundesverjammlung geftellt: ‚auf gemeinfame Organifation der deutſchen Auswande— 
rung zu dem Zwecke, die deutſche Auswanderung nadı Gegenden zu lenken, wo die Auswanderer 
nicht der Speculation oder dem bloßen Zufall preidgegeben würden, ſondern Ausſicht auf eine 
gejicherte Griftenz gewännen, wo jie ferner ihre Nationalität bewahren und mit dem Vaterlande 
in Beziehung bleiben könnten.” Als Ränder folder Art bezeichnete der Antrag vorzugsweife 
Ungarn und die Donauländer. 

Daß der diejerhalb von der Bundesverſammlung niedergejegte Geſchäftsausſchuß nach 
einigen Jahren noch zu feinem andern Entihluß gefommen war, als zudem, „zunäcdft noch von 
den verjhievenen Regierungen weitere Informationen einziehen zu laſſen“, überrafcht bei dem 
gewohnten vejultatiofen Gejhäftsgange diefer Verſammlung nit. Es mußte aud) von vorn: 
herein klar fein, daß ohne eine gemeinfame Diplomatie und Vertretung der deutjchen Staaten 
nach außen, mithin ohne eine Fräftige Gentralgewalt von der beantragten Maßregel überhaupt 
fein Erfolg zu erwarten ſei. Es mußte aber aud ferner bei Erwägung der unerlaßliben Bor: 
ausjegungen und Bedingungen jeder Golonijation fofort einleuchten, daß die in dem bairifchen 
Antrage bezeichneten Länder einestheils wegen des Mangels ftaatliher Ordnung und Rechts— 
fiherheit, anderntheils aber fo lauge für eine deutſche Coloniſation vollkommen ungeeignet find, 
als keine Gewähr geboten wird für die volle Freiheit und Gleichberechtigung der Confeſſionen, 
für Freiheit der Niederlaſſung und des Gewerbes wie für die communale Selbſtverwaltung 
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(Rocher, I, 529), für jene immateriellen und materiellen Güter, um derentwillen viele Aus- 
wandernde dad Baterland verlaffen, die ihnen aber am wenigften in ven unter habsburgiſchem 
Scepter ftehenden Rändern gefihert jind, aus denen bis zur neuern Zeit nur Auswanderungen 
der um ihres Glaubens willen Verfolgten ftattfanden und in welchen die Art. 13 und 16 der 
Bundesacte vom 8. Juni 1815 nad) einem halben Jahrhundert nod vergebens auf Verwirf: 
lichung warten. 

It es erlaubt, ein Land zu bezeichnen, wo eine noch fo zahlreiche deutiche Goloni- 
fation auf Jahrhunderte Hin eine Stätte finden und ihre Nationalität vollfommen be— 
wahren könnte, fo wäre ed die Argentiniihe Gonföderation der La= Plata: Staaten mit 
ihren ungebheuern fruchtbaren, dabei faft menfchenleeren Gefilven und mit einer Verfaffung, 
welche allen Grforberniffen zur anlodenden und geveihlihen Nieverlaffung und Anfievelung 
Fremder entgegenfommt, jogar den freien Handel und die freie Schiffahrt auf den Strömen für 
alle Nationen als ein Verfafiungsprineip feitiegt, deren Grundbeftimmungen vorzugsweiſe auf 
Beförderung der Ginmwanderung und Golonijation berechnet und baſirt find. (S. Don Juan 
Albervi, „La econstitution de la coufederation Argentine, précédée d’un examen du geu- 
vernement, qu'elle etablie au point de vue des avantages, que doivent attendre les 
&trangers de la navigation, du commerce et de la paix”, Dünkirchen 1856.) 

Inzwifchen wird auch wol die Organifation und einheitliche Leitung der deutihen Aus— 
wanderung im Sinne ded Antrags der bairifhen Regierung auf die einheitlichere Geftaltung 
der Berfaffung Deutfchlands warten müjlen, und es wird die Realifirung auch dieſes Wunſches 
davon abhängen, ob die einzelnen deutihen Negierungen ihre Sonderintereffen den von ihnen 
erfannten großen gemeinfamen nationalen Intereifen des deutſchen Volkes, deren eined auch 
jener Antrag zum Gegenftand hatte, zum Opfer bringen wollen. W. U. Kette. 

Einzelhaft, ſ. Beflerungsftrafe und Gefängnißweſen. 

Eifenbahnen. (Die wirthſchaftliche, jociale und politifhe Bedeutung 
derjelben. Statiftif der Eiſenbahnen.) Unter Eifenbabnen verfteht man befannt: 
lich Wege, deren Gleis auf eilernen Schienen fortgeführt wird, auf melden dann die Beförde— 
rung durch fortrollende Dampfmaſchinen und daran befeftigte Wagen, die zum Fahren auf jenen 
Gleiſen beſonders hergerichtet find, geichieht. Bahnen mit hölzernen Gleifen over auch Eifen- 
bahnen, die durch Pferdekräfte befahren werben, find fo jehr die Ausnahme, daß es hier ge— 
nügt, deren meift in lofalen Berbältnifien begründete Anwendung ermähnt zu haben. 

Um die wirthſchaftliche Bedeutung der Gijenbahnen Elar zu erfaffen, denke man ſich einen 
Augenblid die Eiſenbahnen aus unferm Verkehr wieder hinweg. Undenkbar an fi kann der 
Verſuch dazu nicht fein, da Jahrtaufende vielfach verfchlungenen Verkehrs und hoher Cultur 
ohne Eifenbahnen beftanden haben, und doch würde der Gegenwart ſolche Abftraction faft 
unmöglid fein, da fie mit jo vielen ihrer Gewohnheiten und Bebürfniffen bereitö aufs engſte 
an den Beftand der Eifenbahnen gefnüpft if. Waaren, Nachrichten und Perſonen würden, 
wenn bie Gifenbahnen plögli wegfielen, in ungemohnter und ftörender Weife langſamer ein= 
treffen, eine ganze Klaffe ded Volkes wäre wieder vom Beſuche entfernter liegender Orte aus— 
geſchloſſen, vielerlei könnte nicht mehr abgefegt, anderes nicht mehr bezogen werden, und die 
dadurch herbeigeführten Stodungen an einem und an vielen Orten zugleich würden plötzlich 
jo groß fein, daß eigentlich aller Verkehr einen Augenblick ftillftehen müßte. Und doch ift in 
diefem Unterſchiede zwiſchen dem jegigen Beſtande ver Eiſenbahnen und deren nur für kurze 
Zeit gedachten Suspenfion nur eine einzige der vielen wichtigen und intereffanten Wirkungen 
berührt, die mit dem heutigen Eifenbahnbetrieb zufammenhängen. 

Noch niemald vorher hat eine Verfehrserfindung fo ſchnell und fo gründlich ummälzend 
auf den gejammten Verkehr eingewirft. Der Unterſchied der Wirkungen zwiſchen ven beften 
Ehauffeen und den Gijenbahnen ift mindeftens ebenfo bedeutend wie der von den einfadhften 
Feldwegen zu wohlregulirten Yandftraßen, und doch fannte man Landſtraßen ſchon vor Jahr: 
taufenden, während die Eriftenz der Eiſenbahnen nur erft wenige Jahrzehnde zählt. Erſt im 
Jahre 1811 wurden Locomotiven für den Gütertrandport verwendet — eiferne Gleife im den 
Koblenbergwerken hatte man früher — und erft im Jahre 1830 auch zur Beförberung von Per— 
fonen (zwiſchen Liverpool und Mandefter) angewandt ; alſo beftehen die Eifenbahnen eigentlich 
erft feit preißig Jahren, kaum einem Menfchenalter. Und vielleiht darf man auch dieſen 
Zeitraum noch weſentlich abfürzen, da ed noch nahezu ein Jahrzehnd dauerte, ehe die Eiſen— 
bahnen in fat allen Ländern europäiſcher Gultur die alten Wege zu verdrängen begannen. 
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Seitdem find alle wihtigern und eine Unzahl anderer Städte und Ortfhaften durch Eiſenbah— 
nen miteinander verbunden, und in den gefammten Verkehr ift durch fie eine Sicherheit und eine 
Schnelligkeit hineingebraht worden, daß Tage zu Stunden, Stunden zu Minuten zuſammen- 
geihrumpft find, und daß der ganze Verkehr heutzutage mit einer Regelmäßigkeit wahrgenom⸗ 
men werden fann, von der man in frübern Zeiten auch feine Ahnung haben fonnte, ſodaß 
weiter daran fich wieder Wirkungen geiftiger Art anreiben, die theilmeife noch fo neu find, daß 
Der Maßſtab zu ihren weitern Entwidelungen fehlt. 

Als die Eifenbahnen zuerft auftraten, war man meiftentheild noch außerordentlich davon 
entfernt, ihre weltbewegende, ia welterfhütternde Bereutung nur zu ahnen, zumal die ganzen 
beutigen Wunder der Inpduftrie damals noch in ihren Anfängen lagen. Und ſelbſt durch 
einzelne Erfolge bereit8 eines Beſſern belehrt, blieb man jogar in England no ziemlich lange 
dabei, in dem Bau von Eifenbahnen nur eine Art Lurus für den beſſer fitnirten Verkehr 
fehen zu wollen. Als fpäter der Bau von Eifenbahnen aud auf dem Gontinent begann, 
blieben die Regierungen lange taub gegen die Nothwendigkeit, dies neue Verfehrämittel ſyſte— 
matijch zu fördern, oder legten vielleicht gar dem dahin gerichteten Streben von Privatleuten 
Hinderniffe in den Weg. Nicht wenige Megierungen und Gemeinden, welche in völliger Ver— 
fennung der Bedeutung von guten Verkehrewegen alle Anftrengung auf die Beifeitehaltung 
von Eifenbahnen gerichtet hatten, mußten fpäter, um nicht blos indirect noch mit dem großen 
Berkehr in Zuſammenhang zu fteben, nanıhafte Opfer für den Anſchluß an ſchon beſtehende 
Eiſenbahnen bringen. Nicht alle Zeitgenoffen dachten indeß fo, und gewiß nicht ohne Intereffe 
wird man wiederum an diefer Stelle lefen, was vor 23 Jahren (in der erften Auflage des 
„Staats-Lexikon“) der erfte Bearbeiter dieſes Artikels, F. Liſt, über die Bedeutung der 
Gifenbabnen ſchrieb: 

„E83 ift eine befhränfte Anficht, wenn man blos den Umſtand ind Auge faßt, daß der Eiſen— 
bahntransport vie Breife der Production und Waaren vermindert und folglich dem Gonfumen= 
ten wie dem Producenten materiellen Bortbeil bringt. 

Schon die geringe Erfahrung, die man während der kurzen Zeit ihrer Eriftenz gemacht bat, 
beweift: 1) daß fie bauptfählih zu fchleuniger, mohlfeiler und bequemer Fortihaffung der 
Menſchen Dienfte leiften und hauptfächlic wegen dieſes Vorzugs fih die Gunft aller Klaffen 
erworben haben ; 2) daß fie in dieſer Beziehung der mittlern und untern Klaſſe quantitativ zehn⸗ 
bis zwanzigmal mehr Dienfte leiften als der obern und höchſten Klaffe; 3) daß fie durch ſchleu— 
nige Beförderung von Briefen, Journalen und Büchern wohlthätiger auf die Gefellihaft wir: 
fen ald durch jeden andern Waarentransport. 

Hieraus geht hervor, daß der Gifenbahntrandport mehr geiftig ald materiell, mehr durch 
die Menſchen als durch die Sachen, mehr auf die productiven Kräfte ald auf die Verbreitung der 
Producte, endlich quantitativ mehr auf die Bildung, das Wohlfein und die Genüffe der produ— 
eirenden Klaſſen als der confumirenden zu wirken beftimmt ift. 

Um diefe Wirkung in ihrem ganzen Umfange anticipiren zu können, ftelle man ſich vor, 
alle Länder und alle angefehenen Städte von Europa feien durch Gifenbahnen und Dampfboote 
unter ji verbunden, und infolge ver großen Frequenz derjelben einerfeitd, andererjeit® infolge 
der im Laufe der nächſten 25 Jahre zu erwartenden großen Verbefferungen und Erfparniffe im 
Transport jei man in den Stand gefegt, die Fahrtaren durchgängig um ein Drittel niedriger 
ald die in Belgien, nämlih auf 1 gGr. per deutfche Meile für den niedrigſten Plag zu flellen, 
in welchem Ball eine Reife von 100 deutfchen Meilen auf dem nieprigiten Platze 4 Thlr. 4gGr., 
auf dem mittlern 6 Thlr. 6 gGr. und auf dem erften 8 Thlr. 8 gGr. zu ftehen käme. Man 
denke ſich ferner, daß die Durchſchnittsſchnelligkeit der Fahrt ſich in Furzer Zeit anf 5—6 deutfche 
Meilen ftellen wird, daß man folglich an Sommertagen bequem 60— 75 veutiche Meilen wird 
zurücdlegen können. Nun gebe man alle Klaſſen der Geſellſchaft durch, und man wird erſtaunen 
über den Einfluß, den ein ſolches Transportſyſtem auf die Verbefferung des Zuftandes und ver 
productiven Kräfte jedes Gingelnen haben muß. Der Arzt, der Advocat, der Gelehrte, Der 
Künftler wird nun feinen Wirfungsfreis auf weitentfernte Städte und Länder ausdehnen 
können. Ein großer Schaujpieler z. B. wird im Stande fein, heute in Berlin, morgen in Ham⸗ 
burg, übermorgen in Sannover aufzutreten. Gin ſächſiſcher Kabrifant, der von Erfindungen 
hört, die in feinem Fach in Paris und London gemacht worben find, wird für eine unbedeutende 
Summe dieſe beiden Hauptftäbte beſuchen können und auf der Reife hin und zurüd höchſtens 
5—6 Tage zubringen. 

Dem Kaufmann und Fabrifanten wird es unendlich leichter fein wie bisher, durch Reifen 
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feinen Gejhäjtöfteis umd feine Kundſchaft zu erweitern, feine Kenntniffe und Begriffe von 
Sachen und Verhältniffen audzudehnen oder zu berichtigen, gemeinfhaftlihe Unternefmungen 
mit Menfhen, die an entfernten Orten wohnen, zu verabreden und auszuführen, Differenzen 
perſoͤnlich zu fchlichten und ſich paſſende Gehülfen zu verfhaffen. Der Bewohner des nördlichen 
Deutfhland wird fih nun ganz bequem jedes Jahr nad dem ſüdlichen Deutſchland begeben 
können, um bort einen Theil ded Sommers zuzubringen. Dieje Reifen werden Ankäufe und 
neue Anlagen, neue Geihäftöverbindungen und Unternehmungen zur Folge haben. Tauſende 
von Geihäftöleuten werden ſich einfallen laffen, an verſchiedenen voneinander entfernten Orten 
Fabrifen und andere Geſchäfte zu betreiben. Neue Bücher und Hefte werden mit größerer 
Schnelligkeit als jept die Zeitungen fi über ganz. Deutichland verbreiten, und der deutſche 
Buchhandel wird dadurch an Lebhaftigkeit unermeplid gewinnen. Landwirthe, die in ihrer 
Heimat feine vortheilhaften Ginfäufe oder Pachtungen zu realifiren vermögen, werben jich mit 
verhältnißmäßig geringem Zeit: und Koftenaufiwande in ganz Deutidland nad) paſſenden 
Anfiedelungen umfehen können. Der Affociarionsgeift, der in der neueiten Zeit bei und fo 
kräftig ind Leben getreten ift, wird, nachdem ben Kapitaliften und Geſchäftsmännern dev ent= 
fernteften Städte Deutihlands Verfanmlungen-zu Verabredung und Gontrolirung gemein— 
ihaftlier Unternehmungen fo ſehr erleichtert fein werven, einen Aufſchwung nehmen, von dem 
wan jet feine Vorftellung Hat. 

Ohne VBergleihung wichtiger ald in den angegebenen Fällen erſcheint aber ver Eiſenbahn— 
transport, wenn man feine Wirkungen auf die Bildung aller Klaffen und Stände in Betradb= 
tung zieht. Auch der minder bemittelte Student wird dur denjelben in den Stand gejept, die 
berühmteſten Univerjitäten ded In- und Auslandes zu beſuchen und die Inftitutionen fremder 
Linder durch eigene Anſchauung fennen zu lernen. Der Handelöviener wird ſich in Perſon auf 
den angeſehenſten Handelöplägen nad einer Anftellung umfehen können. In der Technik und 
der Landwirtbichaft, wobei foviel auf eigene Anfhauung und Beobadtung ankommt, werden 
die Deutichen Rieſenſchritte machen, wenn auch der minder bemittelte Techniker diejenigen Län— 
der und Städte ded In: und Austandes beſuchen kann, wo jene Induſtriezweige, denen er ſich 
befonders gewidmet hat, am vorrheilhafteften betrieben werden. Die Techniker und Landwirthe 
Deutihlands werden, wie jest die deutſchen Naturforicher, jährlihe Berfammlungen halten, 
und c# ift wicht unwahricheinlich, daß infolge des erleichterten Verkehrs ih Nationalvereine und 
Berfanmlungen für jpecielle Zweige der Literatur, der Künfte und der Induftrie bilden, wie 
3. B. Verfammlungen der deutſchen Rechtsgelehrten, der Hiftorifer, Nationaldfonomen und 
Stantögelehrten, der Theologen, Sprachforſcher und Erzieher, der Afthetiker und Schauipieler, 
der bildenden Künftler, der Tonfünftler, ver Mechaniker und mechaniſchen Babrifanten, ber 
Chemiker und hemiihen Fabrifanten, der Bergleute und Eifenmerfsbefiger, der gelehrten und 
praftiihen Dfonomen, der Korftmänner, der Schafzüchter, der Seidenzüchter u. ſ. wm. Einer 
großen gemeinihaftliben Hauptſtadt ermangelnd, worin alle eminenten Talente und Jutellis 
genzen der Nation einen gemeinfhaftlihen Vereinigungspunft finden Eönnten, fühlt das Be— 
dürfniß derartiger Berfammlungen und Vereine feine Nation fo ſehr ald die deutiche. Dieſelben 
werden ſich daher aud hier viel großartiger ausbilden als in England und Frankreich und fos 
: wol aus diefem Grunde ald wegen der geograpbiidhen Rage Deutihlands nah und nad euro— 
yärfhe Wichtigkeit erlangen. 

Eine neue Erfindung ift um fo wichtiger und jegensreicher, je mehr fie auf vas Woblfein 
und die Bildung der arbeitenden Klaffen, alſo der großen Mehrzahl der Völfer wirkt. Nach 
diefem Mapftabe betrachtet, ſind die Eifenbahnen Die größte Erfindung der alten und neuen 
Zeit; fie find eigentliche Volkswohlfahrts- und Bildungsmaſchinen. Nichts ift den Fortſchritten 
des Menfchen minder günftig als ein pflanzenmäßiges Kleben an der Scholle, auf welcher er 
fein Dafein empfangen hat. Weder fein Geift noch jeine körperliche Arbeitsfähigkeit, die zur 
grögern Hälfte durd die Bildung bed Geiftes bedingt ift, kann fih entwickeln. Jahrhunderte 
und Jabrtaufende lang, wie man an den aflatiichen und afrikanischen Bölfern am beften wahr— 
nehmen fann, beharrt er bei denjelben Handgriffen, Verfahrungsweiſen und Werkzeugen, bei 
denſelben Borurtheilen und beihränften Anfichten. Lebt er in Kleinen Kreifen, in Dörfern und 
Landftädten, wie dies der Ball bei der Mehrzahl eines jeden Volkes ift, jo fehlt ihm das beſſere 
Beiipiel, die Anregung zur Nadeiferung und meiltend die Gelegenheit zu erweiterter Thatig= 
feit. Schlendrian und ſchläfrige Betreibung jeder Art von Geſchäften wird zur allgemeinen 
Gewohnheit, und die Abhängigkeit von einer geringen Anzahlvon Brotherren wirft lähmend. 
Die Produection ift folglich gering, dem Arbeiter fallen alfo nur Schmale Biffen zu, und diefe 
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kümmerliche Nahrung wirkt wieder nachtheilig auf feine Arbeitsfähigkeit. Was die Verpflan— 
zung der Arbeiter beſonders in der Jugend wirft, ift ſchon von jenen erfannt worden, die den 
Handwerksgeſellen das Wandern zur Pflicht machten; daß aber dieſe wohlthätigen Wirkungen 
der vielfältigen Ortöveränderung auch auf den Aderbauer fi erſtrecken, erhellt varaus, daß ein 
junger Feldarbeiter, der aus Deutſchland in die norpamerifanifchen Freiftaaten einwanbdert. 
nad Verlauf einiger Zeit noch einmal foviel zu Stande bringt ald früber in feiner Heimat, 
Einiges davon ift freilich Urfaden zuzufhreiben, deren Entwidelung und zu weit von unſerm 
Ziele abführen dürfte. Aber das Meifte kommt beftimmt auf Rechnung des Beifpiels, ver 
Gewohnheit, ver Nacheiferung, der beffern Methoden und Werkzeuge. Mit diefer Anjicht im 
Ginflange ftebt eine Erfahrung, die man erft vor Furzem bei vem Bau der Leipzig: Dresvener 
Giienbahn gemacht hat. Dort wurde nämlich beobachtet, daß die fähfiichen Arbeiter durch das 
Beijpiel von Arbeitern aus dem benahbarten Breufen, die infolge der Ehaufleebauten in ihrer 
Heimat eine befondere Fertigfeit in Erdarbeiten erlangt hatten, in kurzer Zeit fehr bedeutend an 
Arbeitsgeſchick und Thätigkeit gewannen. 

Durd den Eiſenbahntransport, wie Dies ganz Har aus den Wirkungen des Danıpfbootrans- 
portd in England und Nordamerika jih abnehmen läßt, kommt rafche Bewegung und neues 
Leben in die ftillftehende und träge Maſſe. Es ift vem Arbeiter num ebenfo gut wie ven mittlern 
und höhern Ständen möglich, zu feiner Bildung over zur Verbefferung feiner Lage zu reifen. 
Beſſere Handgriffe und Methoden werden dadurd allgemein. Das Beifpiel größerer Anftren- 
gung, höhern Verdienfted und größerer Genüffe reizt zur Naceiferung, und Mebrleiftung wird 
zur Gewohnheit. Erſcheinungen, wie z. B. die des Hollandgebens in Weftfalen, des Ernte: 
laufens der Weingärtner am Fuße der ſchwäbiſchen Alp nad der Donau u. f. w., werden nun 
allgemein. Seit man auf den Dampfbooten für einen Schilling von Irland nad England 
fährt, kommen die Irländer zu Qunderttaufenden nach dem legtern Lande, um zur Heus und 
Erntezeit oder in den Minen und Fabrifen oder bei neuen Bauten Handlangerbienfte zu ver— 
richten. Der Tagelöhner, ver Heine Bauer und Handwerker in den Dörfern und in den Land— 
ftädten, dem es oft wochenlang an Arbeit fehlt, wird feine Zeit nicht mehr im Müßiggange 
verbringen, ſondern ſich nad) entfernten Städten oder Gegenden begeben, wo für den Augenblid 
eine außergewöhnliche Zahl von Arbeitern geſucht wird; und die Lage einer großen Zabl von 
Gewerbäleuten und Arbeitern wird dadurch bedeutend verbeifert werden, daß fie ſich mit ihren 
Bamilien auf dem Lande anfiedeln.und für die Stadt arbeiten oder die Woche über in die Stadt 
auf Arbeit gehen und den Sonntag im Kreife ihrer Bamilien zubringen. Gin momentaner 
Stillftand einzelner Fabriken vder ganzer Fabrikationszweige oder eine Neduction der Zahl 
ihrer Arbeiter wird bei weitem nicht jo verberblich auf diefen Stand wirfen wie biäher, da der 
Arbeitölofe nun viel leichter in entfernten Gegenden einen neuen Brotherrn aufluchen fann. 

Die Schnelle Beförderung von Briefen, Journalen und Schriften wirkt ebenfo mächtig auf 
die Beförderung der Wiſſenſchaften und Künfte und auf die productiven Kräfte jeder Art, wie 
das erleichterte Reifen, zumal wenn mit größerer Schnelligkeit der Beförderung auch größere 
Wohlfeilbeit des Porto verbunden jein wird. Brieflihe Berbandlungen jeder Art werden mit 
4-—6 mal größerer Schnelligkeit abgemacht werden können als bisher. In Leipzig wird man 
auf einen hamburger Brief, wenn er heute früh abgeht, morgen Abend Antwort erhalten. 
Denn in Hamburg morgens früh ein Schiff einläuft, fo wird man noch an demjelben Tage in 
Leipzig davon in Kenntniß gejegt fein, und am zweiten Tage fünnen die damit angefommenen 
Güter in Leipzig eintreffen. Diefe ſchnelle Communication zwifchen den Seehäfen und den Bin: 
nenftädten wird für die Fabrikation, ven Aderbau und den Verkehr überhaupt von den wohl: 
tbätigften Folgen fein. Der Landwirth im Innern kann num jeden Aufichlag des Getreides in 
fremden Häfen benugen, der Fabrikant fann die vohen Stoffe regelmäßig und in Fleinen Par— 
tien beziehen und in gleicher Weije feinen Abjag einrichten; er wird alſo mit dem näutlichen 
Kapitale ungleidy größere Geſchäfte machen.“ 

Aber auch nad einer andern Beziehung hat Lift mit richtiger Wahrnehmung voraus 
geiehen, nämlich in Betreff der Eriegerifhen Bedeutung der Eiſenbahnen. So heißt e8: 

„Durch die Bedürfniſſe des Perfonenverfehrs und der Induftrie und durch die Beziehungen 
der Hauptſtadt zu den Provinzen werben fid die Eiſenbahnſyſteme aller großen Continental: 
nationen negartig geftalten, ſodaß fie von den Hauptftädten nad) den Hauptgrenzpunften aus— 
ſtrahlen. Die Regierung wird alfo in der fürzeften Frift aus den entfernteften Gegenden bed 
Reichs Streitkräfte in der Hauptftadt ſammeln und vielelben nad den vom Feinde bedrohten 
Punkten werfen können. Mit ebenfo großer Leichtigkeit wird fie Artillerie, Munition und 
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Proviantvorräthe concentriven und den verſchiedenen Armeecorps nachſenden. Die Heerzüge 
werden dad Innere des Landes durch Einguartierungen, Vorfpann u. ſ. w. nicht erfchöpfen oder 
die Straßen ruiniven, bevor fie zur Grenze gelangen. Die Truppen felbft werben ihre beten 
Kräfte niht auf Märſchen erihöpfen, bevor fie ind Treffen Fommen. Auf dem Wagen ausge: 
rubt, werden ſie bei bei ihrer Ankunft auf dem Kampfplatze anı beiten im Stande fein, ſich mit 
dem deinde zu meflen, und haben fie ibn auf einem Punfte zurüdgefchlagen, fo können fie am 
zweiten oder dritten Tage nad der Schlacht auf einem andern entfernten Punkte mit gleichem 
Erfolge verwendet werden. Verwundete und Kranke ſchafft man nun mit ver größten Schnellig- 
feit und Schonung in die Yazarerhe im Innern. Dan braucdt nit Monate und Jahre, um 
eine Armee zum Behufe der Vertheidigung zu fammeln, nicht Beobahtungsarmeen Jahre lang 
mit großen Koften an den Grenzen aufzuftellen. Und fo leicht und wenig foftipielig es ift, eine 
Arnıee auf die Beine zu ftellen und nad) den bedrohten Bunften zu werfen, fo leicht ift es nady 
beendigtem Kriege, fie aufzulöfen und jeden wieder nach feiner Heimat zu verſetzen.“ 

Sreilih har Lift jih in einer Beziehung doch geirrt, indem er den Gijenbahnen die Be: 
deutung unterlegte, daß fie mehr einen defenſiven ald offenfiven Werth im Kriege haben wür= 
ben, ja daß fie die Invafionsfriege aufhören machen müßten, Der italienifche Krieg vom Jahre 
1859, in welchem zuerft eine größere Benugung von Eifenbabnen zu militäriihen Zwecken ein= 
trat, kann fran zöſiſcherſeits gewiß nicht auf den Namen eines Defenſivkriegs Anſpruch machen. 
Inveffen liegen über diejen Gegenjtand no feine genügenden Erfahrungen vor, um voll- 
fändig darüber urtheilen zu fünnen. 

Die wirchichaftliche und ſociale Bedeutung der Eifenbahnen, fowie fie ich im kurzen Beſtande 
ihres Vorhandenſeins bereits herausgeftellt hat, bietet eine ganze Reihe der verfchiedenartigften 
Gejihtöpunfte, die der Reihe nach zu prüfen find, che man deren Gefammtwirfung nur einiger: 
maßen annähernd erfallen fann. Die Eifenbahnen find nämlich, wie Lift richtig bemerkt, nicht 
blos Verkehrsmittel, nicht blos Bildungsmittel und Gulturelement, fie find au, wie in ihrer 
weitern Gntwidelung ih herausſtellt, eine jelbftändige Kraft geworden mit maßgebendem Ein 
fluß auf Induſtrie und Sitte, auf Wiſſenſchaft und ſelbſt auf den Staat. 

Die nächte Bedeutung der Eifenbabnen iſt die einer regelmäßigen und kürzeſten Landver— 

bindung zwijchen zwei Ortihaften und den dazwiſchenliegenden Plägen. Liber die allgemeine 
wirtbichaftlicde Bedeutung folder Verbindungen haben wir und bereits an einem andern Orte 
(ſ. Dampftraft und Dampfſchiffahrt) geäußert und einen wefentlichen Unterichied der Eiſen— 
babnlinien von ven Dampfſchiffeurſen befonders darin gefunden, daß die Gifenbahnen den Ver— 
kehr künſtlich in beftimmte Richtungen zu lenken vermögen, daß aber die Dampfihiffahrt wieder 
die natürlihen Vortheile einer guten geographiichen Lage übermiegenv macht. Als zuerft Eifen- 
bahnen gebaut wurden, war man jehr geneigt, ihnen vorzugsweiſe eine lofale Bedeutung, zur 
beifern Vermittelung von zwei Ortſchaften, die bereitd einen regen Verkehr miteinander hatten, 
zuzufchreiben. Die erſte Eiſenbahn in England zur Berfonenbeförderung war, wie gejagt, die 
zwijchen Liverpool und Mancheſter, die erſte deutſche befanntlid die zwiihen Nürnberg und 
Fürth. Nachdem man aber erſt erfannt hatte, daß an diefer Förderung des beſtehenden Verkehrs 
ſich ſofort ein ganz neuer Verkehr heranbilde, nahdem man alfo gefunden, daß die Gijenbahnen 
eine directe Duelle beffern Woblergehend werden fönnten, ward der Anſchluß aneine Eiſenbahn 
die Urfache zahlreicher Plane und Rivalitäten, auch ſolcher Plane, durch welche man meinte einen 
andernorts jhon beftehenden Verkehr nunmehr an ſich reißen zu fönnen. Später aber glaubte 
man an vielen Orten die Entvefung gemacht zu haben, daß die Eiſenbahnen den größern Drt 
auf Koften des Heinern, die Endpunfte auf Koften der Mittelftationen begünftigten, und wieder: 
um ward es vielfah Streben, ver directen Gifenbabnverbindung mit rivalifirenden gleichen 
oder größern Plägen foviel wie möglid aus dem Wege zu geben, höchſtens die indirecte Per: 
bindung zu geftatten. Und damit zugleich tauchte eine andere Ungewißheit in der Anlage der 
Eiſenbahnen auf, die mehr oder minder große Rüdiihtnahme nämlich auf ven lokalen Verkehr, 
was ji praftijh in der Feftftellung der Bahnlinie entweder im diresteften Wege zwiſchen ven 
beiden Hauptpunften oder im Abbiegen auf Zwiſchenorte fundgab. Die Willkürlichteit, die 
Plan- und Syftemlojigfeit ift daher auch vielfach der Charakter des frühern Eiſenbahnbaus 
gewejen, je nad den veränderten Anfhauungen und vermeinten Bedürfniſſen. In manden 
Fillen jind dieſe Lücken durd ſpätere Anlagen ausgeglihen, in andern mindeſtens weniger 
bedenklich geworden, hin und wieder findet man jedoch noch heute, wo Gifenbahnen angelegt 
werden follen, Überbleibfel all jener veralteter Anfhauungen und darauf begründeter Spe⸗ 
culationen. 
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Der allgemeine Vortheil der Eiſenbahnen ift es, daß fie verſchiedene Ortſchaften in regel: 
mäßigen und rafhen Berfehr miteinander fegen, daß alfo der Kreis derer, die für ihre Perjonen 
oder für Waarenjendungen daran theilnehmen fönnen, wegen verminderten Zeitverluftes und 
mithin verminderter Koften wählt, daß damit auch der Antheil an der Koftenvergütung jedes 
Einzelnen für die Beförderung geringer wird, aljo immer mehrere ſich dieſes Beförderungs— 
mittelö bedienen können; ſodaß endlich ein Verkehr und Berfehrärichtungen entfteben, an welche 
vorher niemand gedacht hatte. Der fpecielle Nugen der Eifenbahnen aber ift je nach den obwal⸗ 
tenden Umſtänden fehr verſchieden. Die Eijenbahnen dienen zunächſt dem Handelsverkehr. Die 
fürzere Dauer einer jeden Beförderung macht Kapitalien frei, indem die ganze Reihe von 
Perfonen, vom Producenten des Rohmaterials bie zum Fabrifanten, und wieder vom Babri: 
fanten bis zum Gonfumenten herab, weniger Bergütung für in Anjprud genommene Zeit und 
Mühe fordern können, indem aud) jeder Zwifchenhänpler in dieſer doppelten Reihe ein im Ver: 
hältniß der verfürzten Neifevauer geringeres Waarenlager halten kann, indem endlich die 
Zahlungsaudgleihungen durch Geld oder in anderer Weile um fo viel raſcher, alſo auch billiger 
zu bewerfftelligen iind. Diefer verminderte Umfang der zum Umſatz erforderlihen Kapitalien 
führt aber noch eine weitere zweifahe Wirfung mir ſich: er vergrößert den Kreis derer, vie an 
einem beftimmten Betrieb concurriren fönnen, vermindert alfo durch die Goncurrenz jelbit jede 
Art von Koften nod weiter, er macht aber auch zugleich weitere Kapitalien frei, für die natürlich 
eine andere Beihäftigung geſucht wird, gleihfalld zum Gedeihen der allgemeinen Wohlfahrt. 
Dazu kommt dann weiter der bejondere Nugen für einzelne Betriebsarten. Raſcher verderblihe 
Waaren fönnen überhaupt erft durch die Eifenbabnen einen mweitern Umfreis ihres Verbrauchs 
erreichen ; das gilt namentlich von manchen Producten des Landbaus. Größere, reihere Städte 
verbrauchen befanntlih ganz auferordentlihe Mengen von Gartenproducten, alfo z. B. von 
Gemüfen und Früchten, für deren Herbeilhaffung fie vor den Eiſenbahnen auf die unmittelbar 
nächte Umgebung angewiefen waren. Aber die Eiſenbahn jegt ferner gelegene Ortſchaften, ſei 
es dicht oder in nächfter Nähe ver Bahnlinie, fo zu fagen vor die Thore der größern Stadt und 
macht dadurch in jenendie Gartenculturerft lohnend, während vorher vielleicht Fa um ein gering- 
fügiger Abjag dafür zu erzielen war. „Gutsbeſitzer in der Näbe von Eiſenbahnen haben jogar 
für Produete einen lohnenden Abjag gefunden, welche vordem fir ihre Okonomie läſtig waren.” 
(Kies, „Die Eifenbahnen und ihre Wirkungen”, Braunschweig 1853.) Daifelbe gilt und zwar 
in noch viel höherm Grade für den gefammten Landbau, in nächſter Veranlaſſung der dabei ein: 
getretenen Koftenverminderung. „Es wird, wie ſich jedermann vorrehnen kann, 3.8. durch eine 
Reduction der Transportfoften auf ein Drittel des frühern Beftandes in gerader Richtung der Ab⸗ 
fat bis zur dreifach größern Entfernung möglich, ver Gebietskreis des Abfages aber pamitein neuns 
fach größerer ald vorher. Diefe Steigerung wird dann durch die größere Geſchwindigkeit des Trand- 
ports und weiterhin noch infofern verftärft, als in größerer Berne von den Öetreidemärften, die 
ja faft immer in größern Städten fich befinden, die Productionsfoften geringer werden”. (Kniet, 
a.a.D.) Dan fann nod viel weiter gehen, denn jeder nen gewonnene, namentlich größere Markt 
ſchließt an andere Abfaggebiete an, und eine Vielfältigkeit und enge Zufanmenfügung von 
Eifenbahnen, mie fie jegt Schon in jo großen Umfange erreicht ift, vermehrt die Auswahl ver 
Abjagorte und deren Gebiete. Ganz ähnlich liegt die Sache für die Fabrikation, aber mit noch 
einigen bejondern Vortheilen. Das Abſatzgebiet eines Fabrikats vermehrt ſich nämlich nicht 
blos räumlich im Verhältniß des erlangten rajhern Verkehrs, fondern auch intenjiv im Ver: 
hältnip zur erlangten größern Billigfeit. Brot und andere gewöhnliche Nahrungsmittel brau— 
hen feine Abnehmer zu fuchen, wol aber ehr viele andere Gegenſtände des Verbrauchs, beflere 
Kleider, beifere Möbel, nahrhaftere und feinere Speilen u. ſ. w. Auf Erzeugung von beſſern 
und zugleih billigern Manufacturen merden befanntlid die allerumfangreichſten Anftren: 
gungen gerichtet, umd es it in den legten dreißig Jahren darin das Außerordentlichſte geleiftet 
worden; aber alle Anftrengungen für Hebung des induftriellen Betriebs würden ohne bie 
Eifenbahnen ihr Ziel nicht haben erreichen können. Der größere Berrieb irgendeines Fabrikats 
berubt eben auf einem entiprechenden Umſatz, dieſer hängt wieder weſentlich von der Billigfeit 
des Abſatzes ab, und wiederum beruht diefer zu einem beventenden Theil auf den Transports 
£often, die namentlich bei Waaren von fehr geringem Preije für den ſchließlichen Abſatz ganz 
entiheidend wirken. Nur die Eiſenbahnen mit ihrem billigen Transport und zugleich ihrer 
räumlichen Grmeiterung der Abſatzkreiſe Fonnten jenen gewaltigen Umfag erſt ermöglichen, der 
für viele Fabrikate die Grundlage eined umfaſſenden Fabrikbetriebs ift. Hätte die Billigfeit der 
Babrifation ihr Gegengewicht in den Koſten und dem großen Zeitverluft des frühern Brad: 
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betrieb gefunden, fie Hätte nie und nimmer vie Welt für fich erobern können, fie wäre jo zu 
fagen im Ihrem eigenen Bette erftict, und feine Anftrengungen hätten darauf gerichtet werben 
können, bei einmal gefichertem Abſatz durch neue tehnijche und andere Entwicelungen die Fabri— 
Fate noch billiger zu machen und fo den Abſatz noch mehr zu erweitern. Die Locomotive, das 
Kind der feſtſtehenden Dampfmaschine, hat dieſer durch Befreiung des Verkehrs von alten Ver: 
kehrshemmniſſen eigentlich erſt die Welt eröffnet. 

Mir haben im Bisherigen nur die allgemeinften Züge des Einfluffes der: Eiſenbahnen auf 
die wichtigſten Gebiete menſchlicher Thätigkeit kurz erörtert, e8 reiht ji daran natürlich eine 
ganze Reihe von Ummälzungen auf vielen andern Gebieten. Bor allen in der Ausgleihung 
der Menfchenkräfte. Weit mehr als es auf den erſten Anfchein ausfiebt, find die @ifenbahnen 
pen minder wohlhabenden, ja den eigentlich ärmern Klaifen zugute gefonımen. Man vergeffe 
nur nicht, daß dieje Klaffen in ihrem Gros von Reifen vorher fo gut wie ausgefchloffen waren, 
mit Ausnahme des fechtenden und Arbeit ſuchenden Handwerksburſchen während der paar Wan— 
derjahre; es fehlte ihnen das Geld und die Zeit zum Reifen, ed mangelte ihnen ebenfo ſehr vie 
Möglichkeit, raſch die Zuftände eines entfernter liegenden Arbeitögebieted zu erfahren. Den 
wohlhabenden Klaffen ift durch die Eifenbahnen das Reifen leichter und billiger geworben, ven 
andern wurde es durch fie erft erſchloſſen. Wer daran zweifelt, der beobachte auf irgendeiner 
längern Eiſenbahnſtrecke das Publikum einer legten und billigften Wagenklaffe, er frage ſich, ob 
er Ausſicht gebabt hätte, die Mehrzahl der Baflagiere in einer der frühern Voſten und Diligen= 
een zu ſehen, er forſche nad, wie viele von ihnen bei eingetretener Nothwendigfeit ſich der 
elendeften PHeifegelegenheiten hätten bedienen mäflen, wenn fie nicht große Streden zu Fuß 
gingen, und wie viele nicht felten mebr nocd wegen des Zeitverlufte, der in diefer Klaffe viel 
ſchwerer wiegt, als wegen der Koſten gänzlich zu Haufe bleiben mußten. Daß diefe Keichtigfeit im 
Transporte derer, welche vorzugsweiſe nur ihrer Hände Kraft und Geſchicklichkeit mitbringen, 
in gewerblicher Beziehung von großer Bedeutung werden fann, verfteht ſich von feibft, für fie 
felbft wie für die Fabrikation und den Handel und für jede Arbeitsthätigfeit. Wo immer neue 
Unternehmungen in Angriff genommen werden, laflen ſich auch die rechten Arbeitöfräfte dafür 
raſch herbeiſchaffen. Aber dieſe den minder wohlhabenden Klaffen eröffnete Reiſemöglichkeit 
geht moch viel weiter, fie iſt die eigentlihe Befreiung von der Scholle. Mehr noch als ſchlechte 
wirtbichaftliche Zuftände, mebr noch vielleiht als gejegliche Verbote und Erſchwerungen hielt 
der Zuftand der einftigen Berfehrömittel die überwiegende Zahl der Bevölferung an der Scholle, 
an der hergebrachten Heimat feit. Sie kannten die Außenwelt kaum, fie ſahen aud nit fort= 
während um ſich das Beiſpiel des regſten Reiſeverkehrs. Die rafchere Bewegung der Kocomotive 
hat eine größere Beweglichkeit in den Volksmaſſen herbeigeführt. Daß es und nicht einfällt, in 
diejer Veränderung ein Unglück, jondern vielmehr einen Segen zu jeben, verfteht ſich von felbit. 

Wo jo viele Anreize zu vermebhrter Thätigkeit und zu erweitertem Umiag der Fabrikate 
vorbandenfind, va müffen natürlich and) die Conſumenten aller Arr und aller Klaffen die größten 
Vortheile davon ziehen. Die allgemeine Genußfähigfeit ift in dem legten Jahrzehnd in einem 
ganz ausnehmenden Grade geftiegen. Die Fabriken, welche die Erzeugniſſe des Gewerbfleißes in 
ganz enormen Mengen zu den geringften Preifen verarbeiteten, und die Eiſenbahnen, welche dies 
- selben mit dem geringften Koftenaufihlag nad allen Richtungen bin beförderten oder befördern 
halfen, haben jegt Genußmittel inalle Schichten der Bevölferung hineingebracht, die Früher faum 
den Bornehmften und Wohlhabenpften erreihbar waren. Wir fehen auch hierin einen Fortſchritt 
zur Humanität, nicht eine Ausfchreitung des Menſchengeiſtes. Die entgegengeiegte Meinung 
hegen nicht blos die, weiche aus Engherzigfeit oder unrichtiger Weltanfhauung den untern Klaſ— 
fen over auch den zunächſt varüberliegenden Schichten die größern Genüſſe nicht gönnen, ſon— 
dern dieſe Anſicht ift häufig auch nur die Folge eines eigenthümlihen Misverftändniifes. Weil 
gewiſſe Verbrauchsgegenſtände in frühern Zeiten wegen der damals beftehenden Preis- und 
Verkehrsverhältniſſe nur in den Beſitz der ſocial oder pecuniär höher lebenden Klaffen gelang 
ten, deshalb wird von vielen der Übergang folder Gegenſtände in den Verbrauch audy ver andern 
Klaffen ver Bevölkerung als ein Zeihen des bereingebrodenen fittlihen over Öfonomifchen 
Verderbs angeiehen, ohne daß fie bedenfen, daß die pecuniäre Unterlage zu diefem Gebrauch 
feitdem eine ganz andere geworden iſt. Auf der andern Seite wäre die Freude über die Vermeh— 
zung der Fabrifationsthärigkeit und die Hd daran fnüpfenden anderweitigen Vorttheile eine 
ſeht kurze, wenn man die eigentliche Bedingung, unter weicher allein dieſe vermebrte Thätigkeit in 
ununterbrodenem Fluß erhalten werden kann, den ausgedebnteften Gebraud) der Fabrikate, als 
ein Leiden inmerhalb der Voltswirthſchaft wieder befeitigen wollte. Denn darüber fann fein 
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Nationalöfonom zweifelhaft fein, daß, ſowie der Hauptbetrag der Steuern aus den Fleinen und 
Eleinften Beiträgen der großen Majle ver Bevölferung zuſammenwächſt, fo auch nureine maſſen— 
hafte Gonfumtion nicht durch Die unter allen Umftänden nur wenigen Reihen und Wohlhaben— 
den, Sondern durd die große Zahl derer bewirkt wird, melde unter ihnen ſtehen. 

Hier lehrt denn wieder ein Bli auf die täglichen Erſcheinungen im Vergleih mit dem, was 
früher beftand, wie ganz anders die durch Babrifen und Eifenbahnen — die, wie wir früher aus— 
geführt, auf dieſem Webiete einander bedingen und ftügen — beiwirften Gonfumtionsverhältnifle 
geworden find. Nicht fowol in den Nahrungsmitteln ver großen Menge — denn dieſe iind durch 
Klima und Ortöverhältniffe bedingt, höchſtens daß in deren Zubereitung ein Fortſchritt gedacht 
werden fann, wie er allerdings auch eingetreten ift — fondern im Bau der Wohnungen, in 
Kleidung und Arbeitägeräth. Beſſere Wohnung und Kleidung find zugleich fitzliche Hebel, bef- 
ſeres Arbeitögeräth aber jevenfalld ein großer wirthſchaftlicher Fortſchritt. 

Vielleicht wird jemand, auf beſtimmte Erfahrungen fußend, die ganze Thatſache des öko— 
nomiſchen Fortſchritts der Maffen, wie er durch die Eiſenbahnen mit herbeigeführt fein joll, im 
Abrede zu ftellen verſucht ſein; allein Hier wäre zu unterjuchen, wie durch Berfennung von wide 
tigen volföwirthihaftlihen und ſtaatlichen Forderungen einzelne Gegenden und Bevölferungen 
hinter dem allgemeinen Fortſchritt zurüdgeblieben find. Wir werden darauf nod zurüdfommen, 

Der allgemeine Einfluß der Eifenbahnen ſchließt ferner befondere Wirkungen auf einzelne 
Gegenden und Verkehrsrichtungen nicht aus. Denken wir und eine einzelne Gijenbabn, wie fie, 
beginnend an einem Punkte von mercantiler over politifher Bedeutung oder von beidem zugleich, 
durd ein Land führt mit Haltepunften, die entweder ſchon ihre eigene Bedeutung hatten oder 
blos durch die Eiſenbahn diejelbe erlangt haben, bis zu einem Endpunkte, deſſen Wichtig: 
keit wiederum der ded Ausgangspunktes gleicht. Alle dieſe verſchiedenen Plätze treten zunächſt 
in einen ganz unmittelbaren Verkehr miteinander. Alltäglich zu ganz beftimmten Zeiten werden 
an jedem Plage von allen andern ber Perfonen, Nahrichten und Waaren entgegengenommen 
und wieder dahin abgefandt, fie werden fo zu jagen räumlich aneinander gerüdt, jie werden mit 
Zeichtigfeit ihre verichiedenen Erzeugniſſe untereinander austaufhen können; der Fabrikant 
einer mittlern Stadt hat jet beifere Gelegenheit zum Abjag in Dev großen, der Händler der 
großen beſſere Kundſchaft in der Heinen. Aber ed können daneben nody ganz beiondere Wir: 
fungen eintreten. Im allgemeinen entbinden vie Gijenbahnen von der Nothwendigkeit, Fabri— 
fen in den Städten oder in deren unmittelbarer Nähe anzulegen, alſo den höhern Kaufpreis 
von Grund und Boden in oder vor denjelben auf has Fabrifat aufjhlagen zu müflen, auf Ko: 
ften des Abfages natürlich; ed werden nur beiondere Bälle eintreten können, wo entiweder der 
Umfang des Rohproduets bei niedrigen Preifen oder die Nothwendigkeit einer ſchärfern Wahr- 
nebmung von Abjagconjuncturen die größere Stadt wird vorziehen laſſen. Im großen und 
ganzen genommen, läßt ſich auch nicht verfennen, daß die Eijenbahnen die Goncentrirung des 
gefammten Verkehrs nad den größern Plägen geradezu begünftigen. Denn wenn aud ber 
Händler in ven Kleinen Städten, der weſentlich nur Krämer ift, fich vermittelt der Gijenbahn 
beſſer verforgen fann als früher und obendrein weniger Lager gebraudt als vorher, da er ent= 
ftandene Lüden raſcher zu ergänzen vermag, jo tritt doch zugleich die Concurrenz des Kaufmanns 
in der großen Stadt unmittelbar fharf an ihn heran, entweder durch directen Abjag in der 
fleinen Stadt oder durch Einfäufe, Die gelegentlich in der größern Stadt gemadt werden. Noch 
andere Einbußen werden an jenen Eleinern Plägen erlitten, deren Empfindlichkeit gewiß nicht 
weniger darum gefühlt wird, weil fie nur einzelne Interefien und Berfonen befonders hart 
treffen, die Einbußen derer nämlich, welche auf den biäberigen Reiſe- und Transportverfehr 
angewiejen waren, wie Gaftwirthe, Schmiede, Fuhrleute u.j.w. Der Erfag dafür liegt 
nur zum Theil in dem, was aus den kleinern Ortfhaften au Erzeugniffen ded Landbaus 
oder neu angelegten Fabriken abgejegt wird; in viel höherm Grade fann er dadurch bewerk— 
ftelligt werden, daß die einzelnen Stationen gleihfalld Knotenpunfte des Verkehrs werden. 
Das ift aber nur dann möglid, wenn fie mit vernünftiger Rückſichtnahme auf die natürlide 
Lage eines Ortes angelegt waren. Ein Plag z. B., der natürliche Vortheile duch die Benutz— 
barkeit von Waffergefällen zu Babrifanlagen befigt, wird diefe durch die Nähe einer Eiſenbahn 
vergrößert jehen, da Die geringen Koften der Waſſerkraft ftatt ver Verwendung irgendwelchen 
Feuerungsmateriald in der Negel weit über den Unterſchied ver Transportkoften hinausgehen. 
Ober ein Plag, der durch feine Lage am Ausgange eines naturz oder fabrifreihen Thals, an ver 
Ausmündung eines kleinen, für Kähne jhiffbaren Fluffes u. dgl. m. ein natürliches Depot für 
Erzeugniſſe vieler Ortſchaften und mancherlei Art bildet, oder endlich ein Ort, der durch den Un: 


Eifenbabnen _ 27 


verftand der Menſchen, 3. B. durch benachbarte Zollinien und ähnliche Einrichtungen, erft eine 
größere Beveutung erhält: bier allenthalben finden fi die gegebenen Mittelpuntte eines Ver: 
kehrs, der durch den Anſchluß an eine Eifenbahn, wenn auch nicht ohne Verluft in manchem bis 
berigen Erwerb, doch auch nicht ohne reihen Erfaß dafür bleiben kann. Hat man aber bei Anlegung 
von Eifenbahnen auf ſolche Verhältniſſe keine Rüdjiht genommen, hat man vielleiht gar dabei 
die Abjiht gehabt, einen Verkehr erſt jhaffen zu wollen, dann natürlich wird das Verluftconto 
der Fleinern Orte übertwiegend fein ohne Ausſicht auf entfprehenden Erſatz. Es ift hier indeſſen 
nod ein anderes Verhältniß in Anfchlag zu bringen: der allgemeine Einfluß beftehenver Ver: 
kehrseinrichtungen auf die durd die Eifenbahnen veranlaßten Entwidelungen. Es iſt namlich 
ein wunderbarer Widerſpruch, in welchem fih mande Staaten befinden, die auf der einen Seite 
das ſtärkſte Verkehrsmittel, dad man je erfunden hat, beifich einführen, dasjenige Verkehrsmittel, 
weldes, um im Verkehr ſich ihm anzufchmiegen, nicht bloß neue und ganz ungemohnte Anftren= 
gungen erfordert, das nicht blos einen neuen Verkehr ſchafft, jondern das auch zu andern Ver— 
fehrörihtungen und zu fernen Plägen aller Art den unmittelbarften Zugang eröffnet, während 
auf der andern Seite durch Zünfte, durch Handels- und Erwerböverbote manderlei Art, durch 
künſtlich erdachte oder gefchichtlich überlieferte Zolleinrihtungen Verkehrsfeſſeln der verderblichiten 
Art beibehalten werden und nichts geſchieht, um diefelben zu befeitigen. Hier werben Die Stunden 
und Minuten aufs jorgfältigfte beredinet, innerhalb deren man von Ort zu Drt gelangen fann, 
ed werden koftjpielige Einrichtungen manderlei Art getroffen, um ein unmittelbares Jneinander= 
greifen der Bahnzüge zum Zweck der möglichften Beihleunigung des Verkehrs zu erzielen, 
an der Örenze aber fteht der Zollbeamte, und man ift genöthigt, um ihn zu befriedigen, eine 
Menge koftbarer, mit fo gewaltigen Koften und Anftrengungen gewonnener Zeit wieder zu 
verlieren. Dover man bat Zwangdeinrihtungen im Lande jelbft, Zünfte und Erwerböverbote, 
man zieht durch die Wucht der Eifenbahnen den auswärtigen Verkehr unmittelbar, an fid 
beran, obne zu Verbeſſerungen im Lande die Hand anzulegen. In beiden Bällen kann e8 nicht 
ausbleiben, daß die Vortheile und Nachtheile der Eiſenbahnen ſehr ungleich ausfallen, daß die 
einen dabei nur gewinnen, die andern nur verlieren, Der in einer größern Stadt betriebene 
Verkehr wird feine Fühlfäden fofort allenthalben ausſenden, er wird, obendrein unterflügt durch 
die ihm zu Gebote ſtehenden Kapitalien, die auch ihm gebliebenen Verkehrshinderniſſe auf ein 
Minimum zu redueiren im Stande fein; der kleine Ort dagegen wird die Nachtheile der beſte— 
benden Grwerböerihwerungen behalten und die Vortheile des raſchern Verkehrs obne Wider: 
ftand auf Die gröpern Pläge übergehen jehen. Es liegt auf der Hand, daß die größere Energie 
der Berfebrömittel von einer entſprechenden Energie der Menſchen im Verfehrebegleitet fein muß, 
damit fie ihre volle Kraft erzielen kann, ſodaß feit dem Beftande der Gijenbahnen jedes Land 
genau jo weit hinter einem andern zurüdbleiben muß, aldes daſſelbe an Verkehrsbeſchränkungen 
übertrifft. Mancherlei hochgeſpannte Hoffungen auf Eifenbahnen find vorzugsmweile darum weit 
hinter deu Erwartungen zurüdgeblieben, weil man ſich der Nothwendigkeit folder Beränderun= 
gen nicht bewußt geworben ift, und fo wenig an und für ſich beſtritten werden kann, daß die 
Eifenbahnen bei allen Nachtheilen, die jie allerdings einem einzelnen Betrieb bereiten können, 
in fi die Kraft der Audgleibung tragen, ſodaß ſchließlich im ganzen und großen die Vor— 
theile überwiegen, fo wird davon doch nur bei einigermaßen normalen Zufländen bie Rede jein 
fönnen. Dan jehe ih nur einmal die Verhältniſſe einer Eleinen Stadt, in welder hergebrachte 
Erwerbs beſchränkungen beitehen, in der Nähe an. Die Schlähter in einer folden Stadt würden 
vielleicht nad außen, ſelbſt nah den großen Ortjchaften oder gelegentlih zum Export Fleiſch 
liefern, Tifchler, Schufter und andere Handwerker ihre Arbeiten vortbin und weiter abfegen 
fönnen, aber die Zunfteinrihtungen laffen entweder eine Erweiterung des Betriebs überhaupt 
nicht zu, oder fie haben im hergebrachten Schlendrian die Zünftler unfähig gemacht, die neu ſich 
bietenoen geichäftlihen VBortheile wahrzunehmen. Auf der andern Geite bieten die Gifenbahnen 
den Ginwohnern der Heinern Orte die bequemſte Gelegenheit, ſich mit beſſern und billigern 
Handwerkserzeugniſſen von anderswoher zu verforgen, und feine ſtreuge Aufiiht der am Fleinern 
Orte Brivilegirten wird dieſen Schmuggel hindern können; ſie verlieren alſo pofitiv durch die 
Eiſenbahn. Vielleicht haben fih gar vie Kaufleute und die Krämer an einem Kleinen Orte zueiner 
Gilde zuſammengethan, mit ausſchließlichen Verfaufsrechten, und jie werben um jo mehr verlies 
ren, je leichter gerade ihre Privilegien zu umgeben find. Handelt ed fi dann um die Anlegung 
einer Fabrik, jo werden nicht blos alle beftehenden Erwerbsvorrechte zu beilegen fein, fondern 
auch die durch den Beftand verjelben genährte Beſorgniß vor einer Steigerung der jogenannten 
Drtsarmen. In einer großen Stadt, die vielleicht diefelben oder ähnliche Zunft: und Erwerbs— 
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beſchränkungen Hat, liegt dad Gorrectiv dagegen in den größern Verhältniflen jelbft; es reicht 
vielleicht nicht durchweg aus, jedenfalld aber gegen ähnliche Misſtände, wie fie fi infolge der 
Kleinheit der örtlichen Verhältniffe zu entwideln vermögen. Wir glauben, daß bei dem noch 
nicht geichlichteten Streit über den Einfluß von Eifenbahnen auf die verſchiedenen Punkte, melde 
jie berühren, die zulegt erwähnten Gefichtäpunfte bisher nicht genügend ind Auge gefaßt wor— 
den find. Freilich wollen wir aus der Berührung folder Schattenfeiten durchaus nicht ein Ar— 
gument gegen die @ifenbahnen gewinnen, fondern dies ſoll nur als weitere® Beweismittel gegen 
den Fortbeſtand von verfehräfeindlichen Einrichtungen dienen. 

Es gibt alfo Mittel, um die Vortheile, welche Eifenbahnen ven größern Plägen gemähren, 
wieder auözugleidhen ; an und für fi) wird man indeß felbft diefe Vortheile nicht ald dem gemei— 
nen Intereffe widerſprechend betrachten können. Im der Concentrirung des Handels und vielen 
Gewerbebetriebs an größern Blägen ift zugleich eine Anfammfung und eine Veritärfung der im 
Lande vorhandenen Kapitalfräfte enthalten. Jedes Kapital wird nämlich um fe nugbarer, je 
leichter e3 in den allgemeinen Verkehr übergeben kann. In einer Stadt aber, die vielerlei 
Betrieb in fich faßt, wird naturgemäß auch leichter Kapital aufgeſucht und angelegt werben 
fönnen. Das ift nun ein doppelter Vorteil, einmal für Handel und Gewerbe felbft, ſodann 
weil vie Kapitalmacht eined Landes dadurch viel intenfiver wirft, venn daſſelbe Kapital Teifiet 
unter jolhen Umſtänden rafhere, mithin auch öftere und vergrößerte Dienfte. Auch die 
Zahlungsausgleihungen des einen Landes mit dem andern Rande werben durd eine folde 
Goncentrirung der Geldfräfte an einem Punkte fehr erleichtert, mit weitern wichtigen Einwir— 
fungen auf den gefammten auswärtigen Handel. Und nothwendig wird aud das Inland ge: 
winnen, wenn ed einen Platz befigt, wo man leichter Darlehne aufnehmen oder Vorſchüſſe erhalten 
fann, denn mande Fabrikanten und Producenten, welche gar oft erft nach geraumer Zeit ihre 
in den eigenen Betrieb geſteckten Kapitalien nebft dem erarbeiteten Gewinn mieder heraus 
ziehen können, bedürfen folder Darlehne oder Borfhüffe ganz unausbleiblid zur regelmäßigen 
Bortfegung ihres Betriebs. Die zu ſolchen Zweden errichteten Banfen beweifen das Vorhan— 
denjein eines folhen Bedürfniſſes, aber weder ihre Mittel noch ihr Gefchäftsbetrieb fünnen alle: 
mal zur Befriedigung veffelben ausreichen, bejonderd da nicht, wo die Geſetz gebung ängſtlich 
deren Befugniſſe einengt. Und ſelbſt derartige Inftitute müſſen ihre Kraft aus den an größern 
Plätzen angefammelten Kapitalien ziehen. 

Wenn ſomit die Eiſenbahnen nicht blos durch die größere Regſamkeit, die ſie allem Betrieb 
geben, nicht blos durch den raſchern Umſatz, den ſie ermöglichen, ſondern direct auch durch das 
Anſammeln von Kapitalien an größern Plätzen die ganze ernährende Kraft eines Landes nach 
den verſchiedenſten Richtungen hin verſtärken, jo liegtsgang gewiß genügender Grund vor, um 
das Übergewicht, das jle größern, namentlich ſolchen Plätzen verleihen, die ſchon an jich den natür— 
lihen Mittelpunft eined mehr oder minder umfaſſenden Verkehrs bilden, ald einen der Geſammt— 
beit gewährten Bortheil zu bezeichnen. Auch das läßt ſich nicht verfennen, daß ein jeder ſolcher 
Platz nur dabei gewinnen kann, wenn die Fleinern Plätze, mit denen fiein Verkehr fteben, ihren 
Betrieb erhöhen und Fräftigen; ſie gewinnen dabel an Umfag, fie gewinnen dabei an verbrauchs— 
und zahlungsfähigen Kunden und auch an disponibeln Kapitalien. Unerwähnt wollen wir bier: 
bei nicht laſſen, daß der ſchärfere Gegenſatz von größern und fleinern Plägen, ven die ECiſenbah— 
nen herbeiführen, eine nicht unintereffante und unwichtige Veränderung in der ganzen Ofonomie 
eined Landes bewirken kann. Es gibt in allen Rändern umd befonders auch in Deutichland eine 
Anzahl Fleinerer Ortichaften,, die zwar Stadt oder Fleden genannt werden, obne faum mehr 
als ein größeres Dorf zu fein, Ortſchaften, deren Eingeſeſſene mit einem geringen ſtädtiſchen 
Betrieb häufig auch ein bischen Aderbau oder doch Feldwirthſchaft betreiben, beides natürlich ohne 
ſonderlichen Erfolg. Wenn es ſolchen Plägen nicht gelingen kann, ven großen Fabrikbetrieb ſich 
anzueignen, was nicht immer in ihrer eigenen Macht liegen dürfte, jo fünnen fie und kann das 
ganze Land nur babei gewinnen, wenn fie je eher je lieber ausichließlich zum Ackerbau zurück— 
fehren. Die heutige Leichtigkeit der Auswanderung erleichtert jolde naturgemäße Ummandelunz 
gen, wie dieſe Denn auch wiederum oft genug dieBeranlaflung zum Auswandern geworden find. 

Wie günſtig die durch die Eiſenbahnen ermöglichte größere Lebhaftigkeit des Verkehrs ſowol 
in den Mittelpunften eines großartigen Verkehrs als auch in den entlegenern Ortſchaften wirft, 
fobald dazu die Befreiung jeglichen Betriebs von künftlihen Hemmniſſen tritt, davon liefert 
gewiß England das großartigite Beilpiel. Dort ift niemals eine Klage darüber laut geworden, 
daß die Eiſenbahnen die größern Plätze auf Koften der kleinern fürderten, denn unter der dort 
beſtehenden Erwerbsfreiheit fand alles wieder feinen Play; ed war vorher eine allerdings 
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außerordentlich große Umwandelung in allem Betrieb vor fi gegangen. Ebenfo wenig hört 
man folhe Klagen aus Belgien. Aber in Deutſchland find fie vorgefommen, namentlich in ver 
erften Zeit der Anlage von Gifenbahnen, ald man damals noch vielfach verfuchte, dem Verkehr 
fünftlihe Bahnen vorzuichreiben, und an die Befeitigung der vielen in unferm Vaterlande be— 
ftehenden Verkehrs⸗ und Erwerbsbefchränfungen kaum noch gedacht wurde. So jehen wir auch 
auf deutſchem Boden unter der Gunft des Eiſenbahnverkehrs Handel, Induftrie und Aderbau 
neidlos nebeneinander am beiten da gebeihen, wo die geringften Erwerbshinderniſſe beftehen, 
aljo in den preußiſchen Rheinlanden, und bei aller fonftigen Gunft der Lage viel weniger da, 
wo ſolche Befleln beftehen geblieben find. Das auffallendfte Beifpiel bietet in diefer Beziehung 
Medienburg, ein von Natur fo reich gefegnetes Land, das der natürliche Mittelpunkt eines 
gropartigen Verkehrs zwiſchen Oft: und Nordjee fein könnte, deſſen Zoll: und Steuereinrid- 
tungen aber befanntlich namenlos übel find. In diefem Lande bat es fid denn aud allen an 
deröwo gemachten Erfahrungen entgegen ereignet, daß die Gijenbahnen das platte Land, alfo 
den großen Gutsbeſitzer, auf Koften der Städte bereichert und daß Binnenftädte auf Koften der 
Seeplätze gewonnen haben. Gewiß ift aber ver größer geworbene Reichthum der vielen Guts— 
befiger für die allgemeine Wohlfahrt des Landes lange nicht das, was ein in Handel und Ge- 
werbe umlaufended größeres Kapital wäre. 

Eine Eifenbahn gleicht in mancher Beziehung einem ſchiffbaren Fluſſe oder Kanale, vie 
ſich durch ein Land ziehen. Rechts und links werden fih End: und Haltepunfte für gewiffe Ver: 
fehrörihtungen abmünden. Auch die Eifenbahnen befigen jolhe Anhaltepunfte zur Aufnahme 
bed Verkehrs rechts und linfd. Hat man einen folhen Plag mit Geidid auszuwählen verftans 
den, mas beim Vorwiegen techniicher, pecuniärer oder ſonſtiger Rückſichten leider nicht immer 
der Hall geweſen, fo wird, wie fhon erwähnt, hier ver Mittelpunkt eines neuen Betriebs entfteben. 
Durch diefe Anbaltepunfte wird aber dann der Einfluß der Eiſenbahnen auf den nicht an denſel— 
ben belegenen Verkehr vermittelt werden. Allenthalben hat die Erfahrung gelehrt, daß Die Eiſen— 
bahnen die Beranlaffung geworden find, um weiter in das Land hinein beſſere Verkehrswege zu 
errichten, gerade wie die Dampfihiffahrt auf den gröfern Strömen. Die Eifenbahnen fegen die 
bisher beitandenen Chauſſeen nur in der Richtung ihrer eigenen Bahnftrede ab, geben aber die 
Beranlaffung, diefelben nah andern Richtungen weiter zu erbauen, und dies Verhältniß ver— 
zweigt fich regelmäßig weiter im Lande fort, denn jedes einzelne Abjaggebiet wird natürlich mit 
aller Macht dahin drängen, mit der großen Verkehrsader in die befte Verbindung zu treten. Es 
wäre eine ebenjo intereffante wie wichtige Aufgabe, wenn e8 gelingen fönnte, an einer Reihe von 
einzelnen Beifpielen dieje allmählich in den Verkehrswegen und fomit aud im Verkehrsbetrieb 
vor jich gehenden IImmandelungen genauer nachzuweiſen. Der Einfluß der Eifenbahnen wird 
jich noch weiter erſtrecken, genau in dem Verhältniß, wie wir es hinfihtlih der Dampfſchifſe 
(ſ. Dampffraft und Dampffchiffabrt) ſchon beſprochen haben, nämlich in ver Richtung eines 
Auffommens einzelner Gegenden und Ortſchaften, nicht gerade weil fie Direct oder indirect an 
der Eiſenbahn liegen, fondern infolge des allgemein gefteigerten Verkehrs und Wohlftandes, der 
nad irgendeiner fpeciellen Beziehung auf einen ſolchen Plag einwirkt. Im allgemeinen läßt 
id von ven Eifenbahnen wie von jeder Verkehrseinrichtung jagen, daß man weiß, wo ihre 
Wirkungen beginnen, nicht aber, wo fie aufhören. 

Die Anlage einer neuen Eifenbahn wirkt ferner nicht blos auf die beftehenden andern Ver: 
lehrswege ein, fonbern auch auf die andern bereitd vorhandenen Eifenbahnen, und zwar nicht 
blos auf die geographiſch näher liegenden. Bekanntlich ift der Norden Deutſchlands nicht ſowol 
im Bau von Eifenbahnen, jondern in der Anlage und Verbindung größerer Bahnftreden dem 
Süden vorangegangen, aber jede Eifenbahn des deutihen Nordens gewann fofort an Verkehr, 
als die ſüdlichen Bahnen gleichfalls in ausgedehntern Linien erbaut wurden und ſpäter ſich ihnen 
anſchloſſen, und ähnlich geſchah es in allen entfprehenden Verhältniffen anderer Länder. Natür: 
lich, venn jeder Bau einer neuen Bahn bewirkt für die ſchon beftchenden eine Annäherung an 
das ganze neue Verkehrsgebiet. Vielfach in Nordamerika und in England, aber auch gelegent- 
ih in Deutſchland haben die Directionen jhon vorhandener Eiſenbahnen ven Bau von neuen 
Bahnen aus feinem andern Grunde unternommen, als weil fie dadurch mit Recht ben Verkehr, 
alfo auch die Ginnahmen der alten zu fleigern hofften. Selbft wenn die eine Gijenbahn an die 
andere nicht unmittelbar anfchließt, wird ſchon eine größere Annäherung der beiden Verkehrs— 
gebiete bewirkt, als ſie vorher beftehen fonnte, fie werden unmerflid miteinander verfhmelzen, 
fobald fie auch räumlich aneinander gerückt find. Es ift nad den biäherigen Ausführungen 
wol nicht ınehr erforderlich, dies auch fpeciell nachzuweiſen. Nur das mollen wir hier bemerken, 
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daß die allgemeine Vermehrung der Gifenbahnen die nothwendige Folge hat, beſtehende Kün- 
ftelfeien in der Anlage von Bahnen, alfo zur Hebung einzelner Plätze wieder zu vermindern, ja 
aufzuheben. Denn jehr häufig wird nunmehr der vorher übergangene oder zurückgeſetzte Play 
die Verbindung mit einet andern Bahn gewinnen, und jedenfalls werben ſchließlich Die fünit- 
lihen Beranftaltungen meift fo fehr an Bedeutung verloren haben, daß der geſammte Verkehr 
wieder die natürliche Richtung auffuchen fann. Ya die Verkehrsbedürfniſſe einer großen Ge: 
fanımtheit fünnen entgegen jenen neidiſchen Störungen fo überwiegend werden, daß felbft die 
craffefte lokale Giferfüchtelei Dagegen zulegt ohnmädtig wird. Gin frappantes Beijpiel bietet in 
diefer Beziehung Hannover, das Bremens Eifenbahnverbindungen mit der übrigen Welt faft 
ganz, die von Hamburg zu einem jehr bedeutenden Theil in feinen Händen und biefe Gunft des 
Geſchicks Reihen von Jahren hindurch dazu benutzt hat, um diefe beiden erften Handelsplätze 
Deutichlands in ihrem Eijenbahnverfehr zu Gunften einiger bannoverifhen Ortſchaften zu 
beſchädigen. Und dennod ward die Wucht der Verkehrsbedürfniſſe jo groß, daß Hannover jegt 
felbft die Hand zu unmittelbaren Eifenbahnverbindungen nad) beiden Plägen hin geboten hat. 

Hierzu tritt dann weiter die Verbindung mit andern Verfehrämitteln. Eine Eifenbahn ift 
dann amı beften angelegt, wenn ſie folde im reichlichſten Maßftabe herbeiziehen kann, alfo den 
Verkehr eines Gebirge, eined Kanals, eines Fluſſes möglihft unmittelbar in ih aufzunehmen 

vermag. Viel wichtiger ift aber noch die Verbindung der Gifenbahnen mit den Außenhäfen. 
In diefer Beziehung kann gar Feine Taufhung obwalten, daß die nothwendige Richtung von 
Eifenbahnen eine von Natur gegebene ift, befonders ſeitdem pie Dampfidiffahrt auf großen 
Blüffen und der hohen See eine fo bedeutende Rolle im internationalen Austaufh zu ſpielen 
angefangen hat. Will eine Nation für ihre Erzeugniffe mit denen ded Auslandes auf deifen 
eigenem oder auf fremden Marfte concurriren, will fie von außen am bilfigften Rohmaterial und 
andere Verbrauhägegenftände beziehen, jo wird fie die ſchnellſten und billigften Wege zu ven 
Ausfuhrhäfen auffuhen müffen, und als ſolche Häfen können nicht etwa gerade diejenigen gel: 
ten, die geographiih am nächſten liegen, ſondern folhe, die in ihrem ganzen Verkehre 
manderlei kaufmännische Hülfsmittel und Verbindungen und vielfache Umfaggelegenheiten 
bieten, folche alfo, auf denen die wechſelnden Gonjuncturen des Waaren- und Geldmarfted am 
beften wahrgenommen werden Fönnen. Über diefen Punkt find gar manderlei Täuſchungen vor: 
gefommen, indem man Gijenbahnen anlegte, um einen nähern al8 den bisherigen Seeweg zu 
ermögliden und fo gewiflermaßen einen neuen Verkehr herbeizuziehen. Wir haben bereits in 
dem Art. Dampfkraft und Dampfſchiffahrt ausgeführt, daß die Dampfſchiffahrt nur die äußer- 
ſten Spigen des Verkehrs auf der hohen See zu bewältigen vermag, ſodaß ſie mit Erfolg nur da 
beftehen fann, wo bereits ein umfangreicher gegenfeitiger Austaufch ftattfindet. Macht alfo eine 
Nation den Verſuch, die Eifenbahnen in willfürlid gewählter Linie die Seefüfte erreichen zu 
laſſen, jo beichädigt fie in viefer Hemmung des internationalen Austauſches ihre eigenen beften 
Intereffen. Narürlih, dag auch blos politifche Landesgrenzen hierin nichts Ändern, denn die 
Natur der Dinge ift mädtiger als ſolche blos politifche Zufälligfeiten. Es verfteht ſich auch 
von felbft, daß das hier Gefagte nicht Hlo8 von den Bahnlinien gilt, die unmittelbar ver Küfte 
zuführen, ſondern aud) von den weiter rückwärts gelegenen, die nun jede Darauf angewieſen find, 
unter gehöriger Berückſichtigung aller Iofalen Momente ven nächſten Weg zu den natürliden 
Ausfuhrhäfen zu gewinnen. In diefer Weiſe unterftügen Dampffraft zu Lande und zu Waffer 
einander am erfolgreichften, führt die Eiſenbahn zur Errichtung geminnbringender Dampf: 
ſchifflinien und dad Dampficiff zur Erbauung gut rentirender Eiſenbahnen. 

Es fnüpfen ſich daran nad beiden Seiten hin noch andere Vortheile. Die Eifenbahnen 
vergrößern für ein Binnenland die Zahl, alfo and die Auswahl der Ansfuhrhäfen, befonders 
ſeitdem man gelernt hat, Gifenbahnen hohe Gebirgszüge überfteigen zu laffen. Chauſſeen gab 
es früher weder allenthalben fo volltommene noch fo ineinanvergreifende, oder melde die größten 
Terrainſchwierigkeiten fo leicht überwanden wie jegt die Eifenbahnen, und der Verkehr eines 
jeden Binnenmarftes war daher mit ganz ftrenger Nothwendigkeit auf einen einzelnen beftimm = 
ten Außenhafen angewiejen, mit ziemlich jeltenen Ausnahmen, weil der Koftenunterfchien für 
nur einigermaßen größere Entfernungen zu bedeutend war. Kleinere gelegentlihe Waaren= 
jendungen und oft damit der Anfnüpfungspunft zu ausgedehnten Beziehungen mußten ſchon 
an diefem Koftenpunft ſcheitern. Aber ſobald die Eiſenbahnen ineinander gefügt wurden, war 
für die größte wie für die kleinſte Waarenfendung jeder Ausfuhrhafen mit Leichtigkeit un ohne 
mefentliben Koftenauffchlag, ja gelegentlich mit nambafter Koftenverminderung zu erreichen, 
und der Babrifant des Innern gewann vanıit zugleich für feinen Waarenabjag die Coneurren z 
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mehrerer Märkte. Natürlich gilt das aud von namhaften Handels- oder fonftigen Abfagorten 
im Innern des Landes felbft. Mit der überwindung der Gebirge durd die Eifenbahnen konnte 
dann noch ein umfangreicher Umſatz mit Gegenden erzielt werden, vie bisher mehr oder minder 
außerhalb des Handelsgebietes der andern Gegend gelegen hatten. Es mußten ſich bier in 
größerer oder geringerer Abweihung alle die Erſcheinungen wiederholen, die wir bei der flatt- 
gefundenen Anlage einer einzelnen Eifenbahn erörtert haben. 

Daraus ergibt ſich denn der Vortheil für vie Außenhäfen von ſelbſt. Sie gewinnen in ans 
näherndem Grade nicht blos die neuen Beziehungen zum Inland, jondern auch einen neuen 
rafhen Weg zu den andern Ausfuhrhäfen. Das it nicht ohne einige Wichtigkeit für mande 
Gejhäftseoniuncturen, namentlih da, wo der Winter durch Zufrieren der Ströme den Schiff: 
fahrtsverkehr hemmt, und für verfchiedene Kleinere Ausgleihungen, die wiederum vortheilhaft 
auf den geſammten Geſchäftsverkehr zurückwirken. Das fann namentlich aber auch im Geldver— 
kehr von jehr wefentlihem Nutzen fein. Beſonders da, mo die geographiiche Lage den Server: 
kehr felbit ver Dampfſchiffe eiwas umftändlih macht, alfo vor allem in den Beziehungen der 
deutihen Oſt- und Norpfeehäfen oder der franzöfifchen Häfen am Kanal und am Mittelmeer 
ſchafft die Eifenbahn einen ganz neuen Verkehrsweg zwiſchen beiden betreffenden Theilen. Die 
deutihen Oftjeeprovingen jind durch die Eifenbahnen der Nordſee mittelbar nahe gerüdt, ein 
Umftand, der vor Aufhebung des Sundzolls von bejonderer Bedeutung war, und andererfeitd 
Haben Bremen und Hamburg dorthin regelmäßigere Beziehungen gefunden als bisher. Leider 
fehlt noch immer die nächſte Eifenbahnverbindung zwifchen Nord: und Oftjee, die von Lübeck 
auf Hamburg, die jegt nur erft auf einem Umwege bemerfftelligt werben kann. Wir wollen nur 
noch hier bemerken, daß Beziehungen dieſer Art meift nicht durch in die Augen ſpringende große 
Refultate documentirt werben können, vielmehr wird man ihre, aber deshalb gerade tief: 

®greifende Bedeutung darin ſuchen müflen, daß fie den geſammten Verkehrsgang erleichtern 
und ebnen. 

Das gilt denn überhaupt, ganz abgefehen von den fpeciell hier erörterten Wirkungen der 
Eijenbahnen, von jever Art der Verfehrserleichterung, deren wejentlihe Bedeutung ja darin 
liegt, daß fie zur Herbeiführung veifelben over eines größern Refultats geringere Kraftanftren- 
gungen erfordert. Wo ſoviel an Zeit und an Koſten erſpart wird, wie durch die Eiſenbahnen, mo 
durch jie Gegenden und Menſchen ſoviel näher aneinander gerückt werben, mo der perfönlicdhe 
und der briefliche Verkehr foviel größere Ausdehnung gewinnt, da entftehen fo mannichfache 
neue Beziehungen, daß das Auge des Beobachters fie im einzelnen faum noch verfolgen kann, 
wenngleid er daran nicht zweifeln darf, daß ihr Geſammtergebniß von auferordentlihem Um— 
fang fein muß. Die jihtbaren Spuren davon liegen in ven veränderten öfonomifchen Verhält- 
niflen der europäiihen Gulturvölfer. Wodurch anders als durch ſolche allgemeine Erftarfung 
des Verkehrs an unzähligen Punkten zugleih, unter vem fteten Ausbau neuer Beziehungen 
der mannidfaltigften Art, wäre es möglich gemwefen, daß in einem Jahrzehnd, voll von 
politifhen Berwidelungen aller Art, vennod der Verkehr und der Wohlftand unaufhaltſam in 
ungemein ftarfen Proportionen in die Höhe ging und daß er ſelbſt eine der ſchwerſten Han— 
delskriſen, welche die Welt erlebt bat, mit verhältnißmäßig fo geringen Schäden überitanden 
bat! Es weift dies eben darauf bin, daß gerade die untern Klaflen am meiften in biefem 
Zahrzehnd gewonnen haben, denn kein allgemeines Gedeihen fann gedacht werden ohne das Ge- 
deiben diejer breiten Ilnterlage eines jeden geſellſchaftlichen Zuſtandes. 

Die Bedeutung der Eiſenbahnen für ven Verkehr ift aber felbft mit den bisherigen Andeu— 
tungen noch lange nicht erfchöpft. Was jie fir die Belehrung und die Beſſerung aller Klaſſen 
der Bevölkerung gethan, kann ſich dreift jenen blos wirthſchaftlichen Bortfchritten zur Seite 
ſtellen. Je leichter und öfter Menfchen zueinander gelangen fünmen, um fo größer wird im all= 
gemeinen der geiftige Gefichtöfreis eines jeden unter ihnen werben, ed werden neue Anfichten ſich 
bilden, alte Vorurtheile ſich abichleifen, neue Kenntniffe erworben werben fönnen. In dieſer 
Hinſicht ift ein Vergleich der alten Poſtkutſche mit der jegigen Eiſenbahn außerordentlich 
intereflant. Wie verhältnißmäßig wenige fonnten in jener befördert werden, mie viele waren in 
Ermangelung von Zeit und anderer Reifegelegenheit eigentlich vom Reifen ganz ausgeſchloſſen, 
während der große Herr auf Ertrapoft dahinfuhr und der Gommid:-Boyageur in feinem eigenen 
Fuhrwerk durch das Land kutſchirte. Jetzt nimmt der Eifenbahnmwagen fie alle gaſtlich neben= 
einander auf, und wol ſchwellende Bolfter und ein bequemerer Plag, nicht aber die größere 
Sicherheit und Schnelligkeit find für Geld zu erfaufen. Der Spiegel des heutigen Lebens tft 
vor allem die dritte oder fonft welche legte Wagenklaffe, die alle Stände und Berufe freundlich 
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nebeneinander birgt, weil fie wegen ihrer Billigkeit am meiften benugt wird. Auch bierin wird 
der in unjerer Zeit liegende demofratifhe Zug bewährt und verftärft. Schroffbeiten und Vor— 
urtbeile mauderlei Art können bier ausgeglichen werden, und wer lernen will, der findet bier 
Gelegenheit genug dazu. Hand in Hand damit gebt fehneller die Verbreitung von Nach— 
richten und Kenntniffen. Raſch umd regelmäßig erhalten die Zeitungen die neueften Berichte 
und tragen jie mit Windeseile durch das Land. Auch pie kleinſte Stade ift nicht mehr für ihre 
Belehrung und Unterhaltung faft ausſchließlich auf das lokale Köfchpapier angewieien, und na= 
türlich fteigt damit dad Bedürfniß nad weiterer Belehrung. Diefe Wirkung der Eiſenbahnen 
fheint und nad) der natürlihen Sachlage und den vorliegenden Erfahrungen viel größer zu 
fein al& Die von Lift mehr bervorgehobene äußerliche Kräftigung des Staatsorganismus durch 
die Eiſenbahnen. Das Regieren nämlich wird um fo leichter fein, je weniger Zufammenbang 
und Bewuftfein in den Regierten ift, und wenn auf der einen Geite vie Befehle und Anord⸗ 
nungen einer Regierung rafcher durch die Eifenbahnen an Ort und Stelle gelangen, jo werben 
die Gifenbahnen auf der andern Seite die Kunde von Midftänden in der Verwaltung eines Lanz 
des um ebenso viel ſchneller anderswohin dringen laflen, der ganze Staatöförper wird alſo em⸗ 
pfindlicher werden. Kann die Regierung an einen beſtimmten Ort um jo viel Ihhneller einen 
außerordentlihen Beamten oder ein Truppencommando fenden, jo werden auch die, melche Die 
Abhülfe beftimmter Misſtände erftreben, um fo viel bequemer ſich perfönlich oder fonftwie mit: 
einander verftändigen fönnen. Der Einfluß ver Eifenbahnen auf die Politif wird jedenfalls für 
die Zukunft noch mehr hervortreten als jegt, namentlich in unferm Deutſchland. 

Es ift ver Charakter der Gijenbahnen, daß fie enorme Mengen von Menjhen und Waaren 
zugleich befördern können, und fie überbieten darin noch bei weiten den Schiffahrtäverfehr, der 
biö dahin die maſſenhafte Beförderung vor dem Landtransport voraus hatte. Auf der andern 
Seite ift der Eifenbahnverfehr natürlich weit mehr gebunden als vie Schiffahrt, welche eigentlide 
nur in manden Fällen auf ein einziged Fahrwaſſer angewiefen ift und dann aud) meift nur für 
Fahrzeuge von beftimmtem Tiefgang. Zudem kann auf dem Waſſer ein Fahrzeug das andere 
erjegen, aber nicht auf der Eifenbahn, und die vielfach verluchte und verfprodene Kunft ver 
Befahrung der gewöhnlichen Landſtraße mit Rocomotiven befonderer Art ift noch immer im 
Stadium des Problems geblieben, wird es aud wol aus manderlei Gründen bleiben. Natürlich 
vermehrt diefer Maffentrandvort auf der Gifenbahn viele ihrer Verkehrswirkungen ganz aufer: 
orventlih, indem auf dieſe Weile jede Waare ohne weſentliche Koftenerhöhung und innerhalb 
derjelben Zeit in ganz beliebigen Mengen nad irgendeinem Orte Hin verjandt werben fanın. 
Diejer Umftand kann namentlih für den Betrieb folder Waaren, welche zum Zwecke eines 
teihlihen Abjages feinen bedeutenden Koftenaufichlag vertragen, von entfheidender Bedeutung 
werben, Was war das dod früher bei jeglichem größern Transport eine Weitläuftigfeit mit 
Magen und Fuhrleuten, mit Pferden und Knechten! Man thut wohl daran, dann und mann 
diefen Gegenſatz wieder in jeinem Gedächtniſſe aufzufrifchen, fo jehr Hat man ſich jegt ſchon in 
das Neue bineingelebt. 

Die Locomotive hat denn glücklich aud die alte Poſt abgefegt, wo jie ih in der Richtung 
der einftigen Poftroute bewegte; fie bat freilich neue Voftrouten mit den neuen Ghaufleen, 
welche an die Eijenbahnen hinan erbaut wurden, ſchaffen belfen, Died aber nur da in größerm 
Umfange, wo noch fein ſehr ausgebildeter Landesverkehr vorlag oder, wo folder ſchon da war, 
nur für fleine Streden. Es ift begreiflich genug, daß man da, mo manden Bau einer Eifenbahn 
in größerer oder geringerer Zeitnähe erwarten durfte, nicht immer exft die Koften für eine &hauf- 
fee daran wenden wollte, alfo noch viel weniger da, wo in einem ausgebildeten Verkehr die Er— 
bauung einer Eifenbahn unmittelbar bevorftand. An gar manden Ortfchaften ift die Boft auf 
den Omnibusdienſt einer regelmäßigen Beförderung für Eleine Streden zum und vom Bahn: 
bof rebucirt worden. Daß diefer Untergang der alten Poſtherrlichkeit als ein Öffentliches 
Unglüd zu betrachten jei, wird, ganz abgejehen von den fonftigen, durch die Eijenbahn gewähr- 
ten Leiftungen, niemand behaupten wollen, der die alten Poftzuftände ih einigermaßen näher 
angejehen hat. Der Staat war Fuhrmann, und weil er Fuhrmann war, ſchrieb er feinen Kun: 
den die Geſetze der Bedienung vor, in die ſie ſich bei Strafe zu fügen hatten. Es gab Länder, in 
denen gewiſſen Klaſſen von Reiſenden die Benutzung billigerer Fahrgelegenheiten bei Strafe der 
Confiscation des ganzen Preisunterſchiedes, und andere, in denen den Fuhrleuten der Wechſel 
des Geſpanns beim Perſonentransport verboten war. Aber nur das Monopol der Perſonen— 
beförderung iſt, foweit die Eifenbahnen reihen, gefallen, nicht das Monopol der Beförderung 
von Briefen und Zeitungen. Wir bedauern hier ausſprechen zu müſſen, daß das Verfahren der 
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meiften Regierungen in biefem Punkte fih von den Grundfägen ver einfachſten Billigkeit fehr 
weit entfernt hat. Sie haben fi befanntlih von den Eilenbahnverwaltungen faft regelmäßig 
große Privilegien ausbedungen, ja diejelben oft, geradezu als Bedingung auferlegt, ſodaß fie 
zur Beförderung von Briefen und Zeitungen faft nur noch die Koften der Befoldung von Ange- 
ftellten tragen, während fie dagegen zur Serabiegung des Vortos für Briefe meift nur dann 
ich entſchloſſen, ald wiederholte Erfahrungen die Steigerung der Einnahmen aus der Herftel- 
lung von billigern Preiſen nachgewieſen hatten. Auf diefe Weile hat die Erfindung der Eiſen— 
bahnen ohne alles Zuthun der Regierungen deren Einnahmen aus den monopolifirten Be— 
förderungen mefentlic vermehrt. Die Dienftleiftung größerer Sicherheit und Bequemlid- 
feit für das Publikum durch den Staat bejteht für den Bereich der Eifenbahnen nicht mehr, 
aber der Gewinn der Regierungen bat fid) vermehrt. Es dürfte wol überall fehr in Frage 
Reben, ob die Bejteuerung der brieflihen Gorrefpondenz aus jtaatsöfonomifhen over aus 
ſittlichen Rückſichten und namentlid unter fo ganz veränderten Verhältniffen zu rechtfertigen 
jei. Und dennoch jheint an eine baldige größere Verminderung des Portofages mindeftens 
für Deutſchland nicht zu denfen fein, wiewol die Forderung danad in der Nothwendigkeit 
von Koftenerfparungen beim heutigen Gange des Verkehrs begründet genug ift. Namentlid 
die minder wohlhabenden Klaffen würden dabei gewinnen; denn von einer einigermaßen um— 
fangreihen Gorreipondenz, die gerade bei der Leichtigkeit, mit der ſich jegt Menſchen von Ort zu 
Drt bewegen, oft jo auferordentlih wünſchenswerth für fie ift, find fie heute wie früher fo gut 
wle ausgeihloffen. Noch ganz anders beuten die Regierungen jegt das Monopol der Beförde— 
zung von Zeitungen aus, deſſen Koſten gerade wegen des größern Umfangs der Padete auf ven 
Gijenbahnen bedeutend geringer geworden find. Die alten hohen Koftenauffhläge haben fie 
dennoch beibehalten im fiscalifhen over im politiihen Intereffe, zuweilen fogar als Schußzoll 
für die einheimifchen Blätter, Es ift nicht nöthig, über diefen Misbraud) noch ein weiteres Wort 
zu verlieren. 

Wie die Poſten, jo haben die Eifenbahnen innerhalb ihres Bereichs auch die Fuhrleute 
abgejegt, aber den Fracht- und Perſonenverkehr nach fi zu bedeutend vermehrt. Die Urſachen 
dieſes Verhältniffes liegen in all ven Verkehrsveränderungen begründet, deren wirfrüher ſchon 
gedacht haben. Die Verhältniffe im einzelnen find dabei vielfah anders geworben, da es ſich 
jet bei ven Fuhrleuten, ähnlich wie bei den Poften, meift nur noch um fleinere Streden han— 
delt. Für den Perfonenverfehr find jegt an vielen Orten Omnibuffe errichtet, wenn nicht der 
Staat fraft feines Poſtraonopols fie unterfagt hat, und aud der Frachtverkehr ift jegt einfacher 
geworden und mit geringerm Koftenaufwand verfnüpft, da Die dazu verwendeten Menſchen, 
Thiere und Wagen regelmäßig nur für fürzere Zeit auf der Lanpftraße verweilen. Die darin 
liegende größere Billigkeit kommt natürlih aud dem Verkehre nad allen obenerwähnten Rich— 
tungen zugute und läßt ih gewiß ald eine indirecte Folge der Eifenbahnen betrachten. 

Gine der durchgreifenpften Veränderungen für den Verfehr durch die Anlegung von Eiſen— 
bahnen befteht in dem factifchen Monopol, das diefen für jede einzelne Linie werden mußte, denn 
welche andere Fahr- oder Frachtgelegenheit kann wol mit ihnen wetteifern! Nur leider ftehen 
wir aud vor einem ſehr beklagenswerthen Misbraud. Die Eifenbahnverwaltungen haben ſich 
nämlich faft allenthalben große Privilegien namentlich für die Ablieferungszeiten bei Waaren 
und die Entihäpigungspflidt für ftattgehabte Beſchädigungen zufihern laflen, nad) dem Vor— 
gang der erften Zeiten des Gifenbahnbaus, ald man noch über die Rentabilität fo zweifelhaft 
war, wie man von der ungebeuern Ausdehnung des Verkehrs, den die Eifenbahnen herbeiführen 
würden, feine Ahnung haben konnte. Diefe Privilegien mußten aber immermehr für den Ver: 
fehr eine Urſache zu großen Beſchwerden werden. Mit ſchweren Koften und Weitläufigfeiten 
hatte marı jih einen billigen und rafhen Weg von Ort zu Ort errichtet, und der Kaufmann und 
Fabrikant gewann dabei den nicht geringen Vortheil einer größern Bequemlichkeit in ver 
Verpadung und der Empfangnahme von Waaren. Aber kraft der ihnen gewordenen Pris 
vilegien erachten fi die Verwaltungen der Eiſenbahnen nicht an die prompte Verſendungszeit 
und unbeſchädigte Waarenablieferung gebunden und madyen vielmehr an den Verkehr den 
Anſpruch, daß erfih nach ihren Einrichtungen betreffs ver Betriebsmittel und der Betrieböweife 
fehre. Es gehört am Ende nur eine ganz gewöhnliche Einſicht dazn, um den Durchſchnitt der 
nad den wechſelnden Verhältniffen erforderlichen Betriebsmittel zu erfahren, e8 bedarf nur einer 
ihärfern Dispofition, um für außerorbentlihe Gelegenheiten die Fahrgelegenheiten und das 

Dienftperfonal für einen befondern Waarenandrang zu vermehren, und im ſchlimmſten Balle 
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find die disponibeln Frachtmittel einer Eiſenbahn ganz beliebig zu erweitern. In der innern 
Natur von Eifenbahnen ald dem zur Zeit raſcheſten Verkehrsmittel liegt ed ganz gewiß nicht 
begründet, daß fie nur ein Rennen mit Hindegniffen fein fönnen. In der Natur des factiſchen 
Monopol liegt ed aud am allerwenigften begründet, daß fie nicht dem gemeinen Rechte hin: 
ſichtlich der Pflichten des Frachtführers untertworfen fein follen. Wir find aud überzeugt, 
daß das ernite und dringende Verlangen des Publikums die prompte Verfendung, die jept 
vielen Verwaltungen unmöglich ericheint, fchliehlid möglich mahen wird. Wir glauben ſo— 
gar, daß die Bahnverwaltungen dabei gewinnen werden, nicht an verminderter Arbeit oder 
Sorgjamfeit, worauf fie feinen Anſpruch baben, fondern an Einnahme, wie ji das bei jeder 
Berkehrserleichterung bisjetzt gezeigt hat. Hinſichtlich der Erfagpflicht für Beſchädigungen ift 
aber in der That gar fein Grund vorhanden, hier dad gemeine Recht nicht in Anwendung brin— 
gen zu wollen, und es heißt geradezu den Eifenbahnverwaltungen mit dem Gigentbum anderer 
ein Geſchenk mahen, wenn man ihnen gejtattet, durch ſorgloſe Aufiiht oder Mangel an Ange: 
ftellten beliebige Beihädigungen an Waaren herbeizuführen, ohne dafür ſchadenspflichtig zu 
werden. Allerdings ift diejer Grundfag der Befreiung vom Schabeneriag in den Neglements 
der Gifenbahnen nicht mit dieſer Nacktheit und Schroffheit ausgejprocen, allein die Bedin— 
gungen, unter welchen jie zum Schadenerſatz einzutreten haben, kommen meift auf daſſelbe 
hinaus. Die Verwaltungen haben nit ven Muth, ſich Direct außerhalb des gemeinen Rechts zu 
jegen, wol aber die Schlaubeit, ed thun zu wollen. Hat es ſich doch gezeigt, daß eine deutſche 
Eiſenbahngeſellſchaft ihre Erfagpfliht von Beweiſe des Beſchädigten abhängig madıt, daß und 
welcher ihrer Beamten jie verurſacht habe; ein offenbares Ding der Unmöglichkeit für den Klä— 
ger, dem ja nichteinmaf der Zutritt zu den Lagerräumen und den Wagen der Eiſenbahn geftattet 
ift. Dinge folder Art ind eine Beleidigung ded gefunden Menſchenverſtandes und der öffent: 
lihen Moral, und es ift hoffentlich nicht zweifelhaft, daß manche Gerichte indeutichen Yanden Be— 
ftimmungen folder Art als nicht gültig erfennen würden, wie dies leider die rheiniſchen Gerichte 
gethan haben. Gewiß hat die Gonferenz zur Bearbeitung eines deutihen Handelsrechts das 
Richtige getroffen, indem jie den Frachtverkehr der Eiſenbahnen wieder dem gemeinen Rechte 
unterwarf. Wir begreifen, dap die bisher an Ubermadt und Ubermuth gewöhnten Gifen- 
bahnvermwaltungen aus aller Kraft diefer Zurüdführung auf einen gefunden Zuftand wider: 
ftreben, allein der Verkehr, der einmal an die Eifenbahnen angemiefen ift und nicht für belie- 
bige einzelne Gelegenheiten die alten Frachtgelegenheiten wieder herbeizaubern kann — denn 
zu dem Wunſche danach ift es im Publikum bei den Nadläjjigkeiten einzelner Verwaltungen 
wiederholt gefommen — bedarf jedenfalls größern Schutzes ald die Selbftherrlichkeit eined be= 
günftigten Beamtenverjonals, 

Das factiihe Monopol der Eifenbahnen macht ih nah Richtungen geltend, deren Bedeu— 
tung, weil nit nach Zahlen abwägbar, darum nicht geringer zu veranſchlagen ift. Die Eifen- 
bahnen fommen in ihren Wirkungen auf mande Beziehungen des täglihen Lebens einigerz 
maßen jenen allgewaltigen Naturfräften nahe, weldye gewöhnlich die Reihenfolge und die 
Zeit der einzelnen menſchlichen IThätigfeit beftimmen. Auf der Gifenbahn, der Hauptader 
des Verkehrs, können die Züge nur in feft vorausbeftimmter Weile ankommen und ab- 
geben, ſodaß, da andere Verfehrseinrihtungen nicht mit ihr concurriren fünnen, das bür- 
gerlihe Leben jedes einzelnen an ihr liegenden Ortes und nod weiter darüber hinaus dur 
den Fahrplan einer jeden Eiſenbahn ſehr ftark influirt wird. Der Einfluß ift natürlich geringer 
in der großen Stadt, wo mehrere Verfehrälinien zu Lande und zu Waſſer ſich durchkreuzen 
und einander ergänzen, als in der Eleinen Stadt, die vielleicht durch die einzelne Gifenbahn mit 
dem großen Ganzen in Verbindung fteht. Für das Eintreffen von Nachrichten und Perſonen, 
für die Empfangnahme und das Abfenden von Briefen und Waaren wird die beflimmte im 
Fahrplan angegebene Zeit an einem ſolchen Orte maßgebend fein und jo nothwendig auf viele 
Verrichtungen des gewöhnlichen Lebens und des Geſchäftsverkehrs zurückwirken. Do wird aud 
der Fahrplan einer Eifenbahn den Gegeneinflüffen unterworfen jein, denn alle jocialen und bür- 
gerlihen Ginrichtungen können ſich nicht ohne weitered nad) den Vorſchriften des Fahrplan rich- 
ten; z. B. die Zeit ded Mittagseffens, dieſer fürdie Eintheilung der täglichen Geſchäfte und Arbeiten 
ſo entſcheidende Moment. Daraus folgt dann aber wieder umgekehrt, daß, je mehr ein Fahrplan 
ſich den hergebrachten Gewohnheiten der Bevölkerung namentlich an den wichtigern Punkten 
anzuſchmiegen vermag, um fo größer auch feine Bedeutung für den Verkehr wird und folglich 
aud die Einnahmen. Iſt dieſes Refultat nicht im Zufammenhang mit dem Fahrplan ver gan— 
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zen Linie zu erreichen, auf welchem noch fo viel andere wichtige Punkte zu berückſichtigen find, 
fo doch durch Einlegung von jogenannten Rofalzügen, die zwar von den meiften Directionen des 
Koſtenpunktes willen gefcheut werben, die aber, vernünftig und am rechten Orte eingerichtet, 
ganz regelmäßig ihre Koften gedeckt und oft aud) erfleflihen Gewinn abgeworfen haben. Es 
ift vas auch leicht begreiflih. Fällt z. B. der Verkehr zwifchen zwei Ortfchaften in eine 
Zeit, die beiderorts die eigentliche Arbeitözeit ift, jo bleibt ver Haupttheil der Bevölkerung von 
der lofalen Benugung der Eifenbahn fo gut wie ausgeſchloſſen, und gar manderlei Beziehungen 
fönnen jih daran nicht mehr anfnüpfen. Es liegt aber leider in der ganzen monopolartigen 
Natur der Eifenbahnen, daß Regierungen und Dirertionen auf ſolche VBerbältniffe nur aus: 
nahmsweife Rückſicht nehmen und felbit eine gelegentliche Korderung nad) beilerer Wahrneh— 
mung von Rofalbevürfniffen mit der Hinmweifung auf die Geringfügigkeit des beftehenden Ver— 
kehrs zurücweifen, eine Ginwendung, die man mit der Erfindung der Eifenbahnen ala abgethan 
hätte anfehen dürfen. Aus nichts läßt fich freilich Fein Verkehr hervorzaubern, aber da, wo die 
natürliche Anlage zu deffen Entwidelung ift, verfchlägt die Verweifung auf einen beftehenven 
Zuftand gar nichts. Freilich mag in manden Fällen ein nit gewöhnlicher Scharfiinn dazu 
gehören, nicht blos folde entwidelungsfähige Keime zu erkennen, fondern aud) fie in der Frucht: 
barften Weiſe aufgehen zu laffen. Das ift allerdings eineunverfennbare Schattenjeite der Eifen: 
bahnen, daß nicht mehr die concurrirende Ihätigfeit vieler Ginzelnen, fondern der monopo= 
lifirende Betrieb der Verwaltungen einen wichtigen Theil ded Verkehrs regelt. Noch mehr 
wird oft in dem Jneinandergreifen von Zügen verfehen, wobei ed mitunter dahin gebracht wor— 
den ift, daß einzelne Ortihaften durch die Eifenbahn ihren gegenfeitigen Verkehr bin und her 
gegen früher verzögert fehen. Schlimmer noch ift ed, wenn commerzielle oder politifche Eifer: 
ſucht die Gelegenheit zur abfihtlihen Beſchädigung anderer benugt, wie auch vielfach geſchieht. 
Man fann nur hoffen, daß allmählich beffere Einfiht und das eigene Intereffe die Heilung 
jolher Ubelftände bringen werden, denn mit der beffern Berüdfihtigung des Verkehrs müffen 
auch die Einnahmen ver Eifenbahnen fleigen. 

Wir find fomit an dem Punfte angelangt, wo wir die nächſten wirthſchaftlichen Einflüſſe der 
Eifenbahnen auf das moderne Leben überjehen und zufammenfaffen können. Allenthalben er: 
bliden wir neues Leben und neue Kräfte, Entwidelungen aller Art und die Keime zu neuen, 
und hin und wieder auch Irrthümer, aber nur felten von wejentlicher Bedeutung und meift 
raſch Heilbar. Ganz Europa ift mit Bahngleifen durchzogen, bier dichter, dort dünner, und 
nah allen Seiten treiben fie neue Anſätze aus, und die Kraft jeder einzelnen Bahn ift verviel- 
fältigt durd andere Linien und andere Verfebrömittel. Und neben den Bahnen laufen bie 
dünnen Drähte her, die gedankeuſchnell das Wort von Ort zu Ort befördern, eine Erfindung, 
die im Zeitalter der Poſtkutſchen jiher zu früh gefonmen wäre, die aber die Wirkung der Eifen- 
bahnen noch erhöht. Diefen allgemeinen Umſchwung im einzelnen nachzuweiſen, müffen wir 
verzichten, unjere Gedanken und unſere Feder würden ihm nicht folgen fönnen. Aber man venfe 
ſich nur jede einzelne Fleinfte und größte Wirfung der Eifenbahnen, wie wir fie oben nad: 
gewiefen haben, an Taufenden von Orten zugleich ſtets aufeinander berechnet und ſtets inein- 
ander greifend und immer in progrefivem Fortſchritt der Entiwwidelung, fo wird man einen An— 
baltepunft für die Erfaifung der Großartigkeit einer friedlichen Ummälzung gewonnen haben, 
wie die Melt jie gewiß früher noch nicht erlebt hat. Natürlich, daß ein ſolcher Umſchwung einen 
umfaffenden Einfluß auf die leibliche und fittlihe Haltung der modernen Eulturvölfer gehabt 
hat. Das Nivellement der Stände nimmt in deren fteter Berührung miteinander immermehr 
zu; die Breife in großen umfaflenden Landftrichen gleichen fidh bei ver Raſchheit des Transports 
immermehr aus. Wer den Entwidelungen unferer Zeit gefolgt ift mit ihren eigenthümlichen 
Preisverhältniffen, zu deren Erflärung die alten, aus andern Erfahrungen gefhöpften Lehrſätze 
nicht immer recht ausreihen wollen, wer die Handelöfrifen unferer Zeit beobachtet hat, wie 
viel rafcher und allgemeiner fie ſich verbreiten, und wie viel fÄhneller fie ſich trug aller Verhee- 
rungen wieder heilen, ver fann nicht Daran zweifeln, daß in dem gefanımten Zuftand dev mober- 
nen Welt Bactoren eingetreten find, die früher nicht beftanden haben, der wird fich feinen 
Augenblid bedenken, fie mit den modernen Verkehrsmitteln in Verbindung zu bringen, den 
Dampffchiffen auf dem Waſſer und noch mehr ven Gifenbahnen auf dem Lande. Alles, was 
durch die Werkzeuge des Verkehrs ermittelt wird, dringt jet ſchneller in die Welt ein, aber an 
unzähligen Bunften haben ſich felbitändig Kräfte entwidelt, die ungeſunde Einflüffe raſcher 
überwinden und heilen können. Man ijt aber nod zu fehr mitten im Entwidelungsproceß und 
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Die einzelnen Erfahrungen find noch zu wenig gefammelt und gefihtet, um die Anfhauungen 
von dielen gewaltigen Veränderungen im Detail faflen zu können. 

Einzelne bisher noch nicht erörterte Ginwirfungen liegen indeß mit erfennbarer Klar- 
heit vor. Wir rehnen dahin vor allen die großartigen Auswanderungen, die unmittelbar nad 
ven Revolutionsjahren begannen und im Jahre 1856 ihren Höhepunft erreichten. Nur mit— 
tels der Eifenbahnen mar ed möglich, Diele enormen Menjhenmengen im regelmäßigen Nach— 
ſchub zu den Ausfuhrbäfen zu trandportiven, ſodaß am 1. und 15. eined jeven Monats dort 
die großartigen Erpeditionen nad) jenjeit ded Dceand vorgenommen werden fonnten. Diefe 
firenge Regelmäßigfeit wirkte natürlich auf die Uberfahrtöpreife und diefe wirkten wiederum 
auf die Auswanderung ein. In welchem Grade weiter dieſe Umftände auf die Anihauungen 
der Maflen, auf die ftaatlihen und bürgerlihen Entwidelungen dies- und jenfeit des Oceans 
eingemwirft haben, das fann für jegt noch nit klar begriffen und dargelegt werden. 

Wir dürfen auch mwol an jene großen Meltauäftellungen erinnern, dieſe Idyllen eines 
bevorftehenden ewigen Friedend inmitten ber feitvem fo Friegerifch bewegten Welt, die wiederum 
nur unter Mitwirkung der Eifenbahnen möglich waren, nicht blos für ven Transport der Güter, 
fondern aud für den zahlreihen Beſuch derer, deren Wiſſensdrang oder Neugierde angeregt 
war. Die ältern vor der Zeit der Eiſenbahnen veranftalteten Induftrieausftellungen können 
ſich jedenfalls nad) feiner Seite hin mit denen der fpätern Zeit meflen. 

Was die Eifenbahnen für die Ausbreitung von Kenntniſſen unter allen Klaſſen ver Bevöl- 
kerung gethan haben, ift jedenfalls von der durdgreifendften Bedeutung. Der durd den raſchern 
Verkehr gebotenen Erweiterung der Anfhauungen, dem dadurch gefleigerten Wiſſensdurſt kam 
Die bequemere Zuführung von Kenntniffen durch Bücher und Zeitungen zu Hülfe. Man fann 
es den heutigen Zeitungen anfeben, daß jie für ein jchnell leſendes und ſchnell lebendes Geſchlecht 
geichrieben find. Während in früherer Zeit von den Mittelpunften des politifchen Lebens die 
Kunde der Begebenheiten nur ganz allmählich nach den entferntern Ortſchaften durchſickerte und 
fo ji ganz allmählich und fchrittmeife Meinungen über Thatſachen heranbildeten, deren innerer 
Verlauf bereits felbftändig feinen Weg gegangen war, ſodaß ein Rüdeinfluß von ven vielen 
einzelnen Bunften nicht mehr ftattfinden Eonnte, durchzuckt jegt dur den Telegraphen jede 
wichtigere Nachricht auf einmal die Welt und wenige Stunden darauf liefern die Zeitungen das 
Material zur Beurtheilung derfelben und meift jchon diefe Beurtheilung felbft. So bildet ſich 
ſchneller ein allgemeines Bewußtſein, und jo wirken Ihatfahen und Meinungen viel unmittel: 
barer aufeinander ein. Gin Bli auf die Greigniffe des legten Jahrzehnds lehrt, daß Die Bege— 
benheiten fih heutzutage ſchneller entwideln und raſcher wieder ablaufen. Dieſe Erſcheinung 
ift gewiß in ihrer mehrfahen Wiederholung feine Zufälligfeit, fondern fie hängt innig mit der 
jegigen Natur des Verkehrs zufammen. In unjern Tagen kann feine Begebenheit fih mehr 
ifolirt entwideln, und jede allgemein gültige Meinung wird außerordentlich ſchnell zu ihrem 
Rechte kommen. Welden directen Einfluß Telegraph und Eifenbahn auf die hohe Politif aus— 
üben, die jegt rafcher durch Uberfendung von Wort und Perfonen zu arbeiten vermag, fünnten 
wol am beften die Leiter in der hohen Diplomatie nachweifen, aber auch der Uneingeweihte muß 
deren außerordentlihen Einfluß auf die Tagesgefhichte aus jedem Zeitungsblatte erfennen, das 
er in die Hand nimmt. 

lberhaupt lebt mit den fchneller gewordenen Verkehrsmitteln die ganze jegige Welt fchneller, 
ohne darum weniger zu erleben. Im Gegentheil, wo im Verkehr fo viel weniger Zeit verloren 
geht, wo Urſache und Wirfung fih fo viel raſcher entfalten, da fällt auch auf die Lebensdauer 
des einzelnen Menſchen ein größerer Antheil an Genuß und Erfahrung. Aber die jegige Raſch— 
beit der Verkehrsmittel übt zugleich einen unverfennbaren Einfluß dahin aus, daß man nad 
allen Beziehungen bin auf Zeiterfparung denkt. Einmal dahin gelangt, ſelbſt größere Reiten 
nah Stunde und Minuten zu berechnen, einmal daran gewöhnt, daß Raum und Zeit fort: 
während befiegt werden, will man womöglich für jede größere oder Fleinere Erſcheinung des 
Lebens größere Raſchheit und Lebendigkeit eintreten jeben. Der frühere Reiſende fügte ſich wol 
mit exemplariſcher Geduld darein, wenner gelegentlich unterwegs Stunden und halbe Tage war: 
ten mußte, und der Kaufmann ließ ruhig geſchehen, was er ja doch nicht ändern fonnte, daß ſeine 
Güter Tage und Wochen länger unterwegs blieben. Das hat ſich geändert, alles kommt und geht 
ſchneller, alles greift beifer ineinander, und von diefer Haft find natürlich die Menſchen felbit 
angeſteckt worben, und im täglichen Leben, in der Politik, in Literatur und Kunft, in allem, was 
dem Ginflup des menfhlihen Willens unterliegt, ift die Einwirkung diefer Ungeduld, die: 
ſes Streben, die Minute zu benutzen, diefe Fähigkeit ver rafheften Gonfumtion bemerkbar. 
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Solch fürmifhen Andrängen von Begebenheiten aller Art in ſchnellſter Abwechſelung ver Per— 
fpective, wie die jegige Menſchheit e8 fortwährend erlebt, wären vielleicht die Gemüther der Vor— 
zeit nicht gewachfen geweſen, e8 hätte jedenfall ihre faft ausfchlieglihe Thätigkeit in Anſpruch 
genommen ; unfere Zeit läßt ed an ſtürmiſchem Vordringen auf allen Gebieten des Lebens zugleich 
nicht fehlen, und jo ſchnell hat jie jich darein gefunden, daß man jegt ſchon mitunter die Klage hören 
fann, wie gar langſam doch alled vorgehe. Und doch, wer kann ſich verhehlen, daß der jegige 
Zuftand immer noch erft ein Übergang zu noch viel großartigern Entwickelungen iſt. Die Eiſen— 
bahnen in ihrer jegigen Geftalt find fchwerlich die legte Stufe menfhlicher Erfindungen im 
Gebiete der Verfehrserleihterungen. Wie viel Hunderte von Jahren es auch dauern mag, die 
Steinkohle wird’enplih, wenn ihr Conſum jo fteigt, wie er begonnen, aufgezehrt fein, aber 
ehe diejer Sparpfennig aus Millionen Jahren, melde in der Vergangenheit unſers Erdballs 
liegen, verſchwunden fein wird, hat der menſchliche Scharfiinn wahriheinlid neue Kräfte und 
Mittel gefunden, die nad) ihrer Weife feinen Zwecken dienen. 
So auferorventlich bedeutend für den Verkehr und den allgemeinen Fortſchritt ver Men= 
ſchen die Eifenbahnen bereitd nad) allen Richtungen hin, in denen fie wirken, geworben find, 
fo tief einfchneidend jind auch die Veränderungen, die fie ſchon bemirft haben und noch 
weiter in Audfiht ftelen. Wir haben indeh im Bisherigen die Betrachtungen noch gar 
nit berührt, die ih an den Bau und den Betrieb der Eifenbahnen ſelbſt anfnüpfen. 
Auch hier gibt ed eine Reihe ganz verfhiedenartiger und wichtiger Momente. Wir ftellen 
bier die allgemeinen voran. Die Eifenbahnen bezeichnen einen großen Umfang allgemein wif= 
ſenſchaftlicher und fpeciell techniſcher Fortſchritte. Der menſchliche Scharffinn hat wahrhaft 
Erftaunliches geleifter, um natürliche Hinderniffe in der Herftellung von Bahnförpern zu über 
mwinden, und died vielfach nur in engfter Verbindung mit wiſſenſchaftlichen Ergebniſſen leiſten 
fönnen, die um fo mehr angeregt wurden, je ftärfere Forderungen die Bebürfniffe des Lebens 
an die Wiffenfhaft ftellten. Der Unterfchied in der Anlegung von bloßen Chaufſeen und lan— 
gen Eifenbahnlinien, mie beide dazu gelangen, den Verkehr zweier räumlich voneinander ent= 
fernten Punkte zu verbinden, liegt nahe genug. Bei der Chauſſee wird man es ſich nicht ver= 
drießen laffen, Bodenhinderniffe zu umgeben oder allmählich zu überwältigen, alfo z. B. einen 
Berg over ein Gebirge allmählich in Schnedenlinien zu erfteigen, den bequemern Plag zur 
Brüdenanlage aufzufuhen, und man hat zugleich nicht fo fehr nöthig, geringere Uneben= 
beiten ded Bodens zu überwinden. Aber die Eifenbahn darf ſich auf jolde Krümmungen 
und Unebenheiten des Wegs nicht einlaffen, ver Koften willen nicht und noch weniger wegen des 
Betriebs jelbft, denn irgend bedeutende Wegfrümmungen fegen ihm namentlich auf fürzern 
Streden ein abjoluted Hemmniß entgegen. Da mußte denn ein Berg durchbrochen, oder über 
ein Thal eine Brüde in ſchwindelnder Höhe geführt, oder Flüſſe und Ströme an weniger zu— 
gänglichen Stellen überwölbt werden, wie einmal die allgemeine Richtung der Eifenbahn es 
vorſchrieb, oder endlich mußten für lange Streden Bodenſenkungen ausgefüllt, Bodenerhöhun— 
gen abgetragen werben, um bie möglichft gerade Weglinie zu erreihen. Namentlich war es die 
Errichtung von Brüden fehr verfhiedener Art, melde eine gleiche Energie der Wiflenfhaft wie 
der Praxis in Anſpruch nahm; mir erinnern an die Menaibrüde und die noch viel großartigere 
Britanniabrüde in England, an Bauwerke wie die Brüden bei Magdeburg und bei Dirſchau 
in Deutichland, melde zunächſt für die Herftellung von Gifenbahnlinien erforderlich wurden, und 
an bie in ihrer Art nit minder wunderbaren Bauten der Sömmeringbahn hoch über die Berge, 
von andern ähnlihen Werfen zu gejhweigen. Dabei darf nicht vergeffen werden, um wie 
viel mehr innere und äußere Conſiſtenz ſolche Anlagen erfordern, welche die ſtets ſich wiederho— 
lende Wucht von eilig dahinrollenden Bahnzügen ertragen follen. Das Auge des Zufhauers 
fteht bewundernd vor folgen Werfen, aber die erfte Bewunderung gebührt der Kühnheit, vie 
vor folhen Werfen nicht zurücgeichredt ift, und dem finnenden Fleiße, ver fie vorher in Ge— 
danfen erihuf, ehe fie zur Thatiadhe werben konnten. Die Eifenbahnen waren es jedenfalls, 
welche fo viel ſchlummernde Kraft und Energie wach riefen. 

Damit ift aber weiter eine andere außerordentlich folgenreihe Entwidelung verbunden, 
melde die Eifenbahnen freilich vielfach mit der modernen Babrifinpuftrie theilen. In frübern 
Zeiten war es eigentlih nur der Staat und deffen Verwaltung, der höher ſtrebenden Talenten 
den entipredhenden Plag anmeifen konnte, in der Berwaltung, im Heere, im Unterrichtämeien, 
und fo lange fonnte auch die wiffenfhaftliche Erziehung zunächſt auf ven Staatövienft gerich- 
tet fein. Das höhere tehnifche Genie zumal fand in der Vergangenheit zumeift feinen Play nur 
in der Verwendung zum Kriege, aljo zur Zerftörung. So enggrzogene Berufe für größere 
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Bäbigkeiten find feit dem ausgedehnten Bau und Betrieb der Eiſenbahnen außerordentlich er: 
weitert worden: der Givilingenieur ohne Amt und Stellung ift heutzutage eine vielbegehrte 
und hoch Honorirte Perſönlichkeit. Seitdem wird denn auch die technifche Erziehung in den be: 
treffenden Anftalten innerlih und äußerlich weit weniger auf den Staatövienft gerichtet, fie hat 
ihre Freiheit wieder errungen, und, was noch von viel größerer Bedeutung, die Bepürfniffe des 
Staatövienftes haben in denen der großen Privatunternehmungen aller Art einen ftarfen Eon: 
currenten gefunden. Das wirft denn natürlicy wieder auf die Stellung der im Staatädienfte 
Angeftellten, auf die geiftigen und fittlihen Gewöhnungen einer ganzen Berufsflaffe außer- 
ordentlich lebhaft zurück. Vielleicht ift diefe Ummandelung, bei welder man wiederum den all: 
gemeinen Zug der Zeit deutlich wiedererfennt, für die ganze Zukunft des Staatslebend noch von 
entſcheidender Bedeutung. Der Staat in jeinem Übergang vom Mittelalter zur Jetztzeit zog 
einen fehr weſentlichen Theil feiner Kraft daraus, daß ihm die Geiſtesmacht jeiner Nation in 
deren am meiften entwidelten Spigen faft ausſchließlich zu Gebote fland; er faft allein ver- 
mochte damals Ehren und Geld audzutheilen; jegt dagegen bezahlen Privarunternehmungen 
im Durchſchnitt beſſer, und die höhere ftaatlihe Ehre hat in Deutichland und England jeven: 
falls, aber auch anderswo ſchon aufgehört, das legte Ziel des Ehrgeizes zu fein. Mit viefer 
nothwendigen Verminderung der wirkenden Kräfte wirb der Staat au nothwendig feine Viel— 
regiererei und feine allgemeine Übermacht einfchränfen müjfen, 

Diefer Gedankengang läßt jih in unmittelbarer Verbindung mit dem Eifenbabnmefen 
noch viel weiter verfolgen. Auch der untergeorpnete Eifenbahndienft ift in flarfe Concurrenz 
mit dem Staatödienft getreten, vom Yocomotivführer und Bahninfpector an bis zum legten An: 
geftellten. Wie die höhern, jo finden aud mittlere und niedere Kräfte aller Art ihre ausge: 
dehnte Verwendung im Eifenbahnpdienfte, und immermehr bleibt der bloße Schreiber in dem 
Bureau der Staatöverwaltung zurüd, alfo die vurhichnittlich geringere Befähigung. In diefer 
Beziehung läßt fih auch Fein Unterſchied zwifchen Staats: und Privateifenbahnen machen, da 
nur ein äußerliher Schematismus in den bei jenen Angeftellten Staatöbeamte in hergebrachtem 
Sinn erbliden fann. Je weiter dieſe Umwandelung geht, und gewiß tragen auch die mancherlei 
andern Unternehmungen unferer Zeit ftarf dazu bei, um fo mehr wird fi natürlich die innere 
Abihwähung der Staatöverwaltung als befonvers berechtigten Berufs vollziehen. Der Gifen: 
bahnbeamte in der foldatifhen Rnappheit feined Auftretens ift bereits zu einer tupifchen Figur 
geworben, aud ba, wo der Eiſenbahndienſt nicht ald Berforgungsanftalt für entlaffene Unter: 
offiziere betrachtet wird. Eine große Zahl diefer Beamten führen jedenfalls in der Naftlofigkeit 
ihres Hin: und Herreifend eine eigenthümliche fociale Eriftenz und verkörpern jo recht das 
Überall und Nirgendd unferer Tage. 

Alle diefe Entwidelungen ftehen zwar nur nod bei ihren Anfängen, find aber für den 
Beobachter bereitd unmittelbar herauszuerfennen und äußern aud ſchon einigen maßgebenden 
Einfluß auf dad Leben. Klarer ift, was die Gijenbahnen zur Annäherung von Provinzen und 
. ganzen Rändern und zur Abſchwächung gegenfeitiger Borurtheile bereits gethan haben. Solche 
Zuſammenkünfte von ganzen Bölferfhaften, wie fie bei den großen Induftrieausftellungen durch 
die Eifenbahnen ermöglicht wurden, tragen ihr befruchtendes Glement in viel weitere Kreife 
hinein. Neben ver „Solidarität der conjervativen Intereſſen“ brach fich auf diefem Wege eine 
. Solidarität der Völker Bahn, eine friedliche, weil auf gewerblichen Fortſchritt gerichtet, weil be: 
gründet auf genauere und unmittelbare Kenntnif des Zuſammenhangs miteinander. Der Gang 
. der modernen Gefchichte ift durch ſolche Einflüffe ſchon wienerholt beftimmt worden. 

Wir wenden und von diejer Betrachtungsweiſe auf anderweitige Ginflüffe ver Eifenbahnen, 
zunächſt zu dem Einfluß, den fie ganz direct auf Production und Induftrie ausgeübt haben. Es 
. find namentlid zwei Productionszweige, denen fie einen ganz unermeßlichen Aufſchwung verliehen 
haben: Steinfohlen und Gifen. Es ift wol nicht nöthig, dies in irgend weitläufiger Weile durch 

imponitende Zahlenreiben weiter auszuführen, fo ſehr liegt diefe Wirkung auf der Hand. Es 
iſt Hier derfelbe Fall wie bei dem modernen Babrifweien. Ganz daflelbe läßt ih von der Kunft 
in Herftellung neuer Maſchinen und anderer tehnifhen Hülfsmittel fagen; es ift das nur ein 
einzelner Zweig des allgemeinen techniſchen Fortſchritts unferer Zeit, und genügt es hier, wenn 
wir auf diefe befondere Anwendung in aller Kürze hingewiejen haben. 

Aber es ift eine andere Seite der Eifenbahnen, deren eigenthümliche und tief in die vielfach— 
ſten Berhältniffe einpringende Bedeutung eine genauere Prüfung erfordert — die pecuniäre. 
Wir eben hier vor einem der ftaunenswertheften Refultate des menſchlichen Combinationggei- 
ſtes. Am Schluffe dieſes Auffages wird der Leſer überfichtlih die Zahlen zufammengeftellt finden, 
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weldhe die Summen der bisher auf die Eifenbahn verwendeten Koften varftellen; es wird ihm 
dadurch zum Bewußtjein fommen, was ohnehin jeder im allgemeinen weiß, weldy rieſige Kapita— 
lien der Bau von Gifenbahnen für fih in Anfprud; genommen hat. Daß die Geldwirthſchaft ver 
Staaten und der einzelnen Handelögruppen von dieſem Ginmünden fo ungeheuerer Sunmen 
in den Eiſenbahnbau, und zwar vorzugämeife innerhalb des legten Jahrzebnds, unmittelbar be= 
rührt werden mußte, leuchtet von jelbft ein; irgendwo mußten die Kapitalien hergenommen 
werden, alſo da, wo fie hergenommen waren, entbehrt werben, die man den Eifenbahnen zu= 
wandte, wie langjam oder wie fchnell fie auch immer zurücfließen mochten. Freilich, die ſpa— 
rende Kraft des Eiſenbahnverkehrs, weil der Umſatz im Verhältniß zur Schnelligkeit weniger 
Waaren bedurfte, machte viele Kapitalien frei, aber gerade diefe gingen wol nur zum geringern 
Theil in die Eifenbahnen über; die ſchaffende Kraft der Eifenbahnen felbft vermehrte den Um— 
fang der Rapitalien, und auch hiervon wurde wol der größte Theil den in der Zeit liegenden Ge— 
ihäftserweiterungen zugewandt. Dennoch aber ift der bei weitem größte Theil der Gelder aus 
Privatmitteln gefloſſen, denn gerade die Länder mit dem audgedehnteften Eifenbahnbau, Nord— 
amerifa und England, haben faft ausfchlieplih Privatbahnen und parunter England den koft: 
fvieligften Bau. Auch in Deutichland ift der beveutenpfte Theil der Eifenbahnen von Privaten 
unternommen, während in Belgien und nod mehr in Frankreich ver Staatdbau weit mehr vor- 
wiegt. Und da hat man wol Beranlaflung darüber zu ftaunen, durch welche Mittel die Brivat- 
kraft zu diefem einzigen Zmwed neben fo vielen andern Unternehmungen fo ungeheuere Summen 
zufammenbringen fonnte. Denn wie man auch immer jagen mag, daß die Gelder nicht unpro= 
ductiv verwendet worden find, daß man fie in Holz und Eifen geftedt hat, um als Arbeitälohn 
wieder berauszufonmen, von wo aud.fie jih allmählich wieder im großen Betrieb anfammelten, 
dennoch ift es eine der erſtaunlichſten Erfcheinungen, daß in weniger als zehn Jahren Privat- 
perjonen zu einer einzigen nur im großen zu betreibenden Induftrie Summen zuſammenge— 
bradt haben, die nur nah Hunderten von Millionen Thalern zu zählen find. 
Man kennt nun die innern und äußern Antriebe zu dieſer eigenthümlichen Entmidelung 
ganz genau; der Beweggrund war die Gewinnſucht, dad Mittel die Speculation. Die erften 
unter Schwierigkeiten und Unglauben aller Art errichteten Eiſenbahnen braten den Unter: 
nehmern Gewinn, und das galt auch noch von den meiften in zweiter Linie erbauten Eiſen— 
bahnen. Nun verlor bald das große Kapital feine anfängliche Sprödigkeit, und durch deſſen 
Berheiligung ließen ih auch die Kapitalien des Mittelſtandes berbeiziehen, allervings im 
einzelnen Ball zu nur geringen Beträgen, aber in ihrer Gefammtbeit zu außerordentlich be— 
trächtlihem Umfange. Das Mittel dazu war der Actienbetrieb, den wir namentlich bei der heu— 
tigen vielfadhen Verwendung ald feinem innen Weſen nah befannt vorausfegen können. 
Grope Unternehmungen auf Actien waren fhon in frühern Zeiten vorgefommen, aber damals 
meift nur an der Hand der Projectmacherei, auf ganz unbefannte Fernen und Plane hinaus. 
Jetzt aber famen Actien in ganz enormen Beträgen zu befannten und erfahrungsgemäß ge: 
winnbringenden Unternehmungen in die Welt, bis dann freilich aud) in diefem Zmeige des Un: 
ternehmungsgeiſtes die Überſtürzung und die Überfpeculation plaggriff und zu den damit un: 
ausbleiblihen Verluften führte, obne daß jedoch der allgemeinen Speculation dadurch ir- 
gendwelcher Eintrag gejhah: ein Beweis des in allen europäiſch civilifirten Staaten vorhan: 
denen Uberfluffes an Kapitalien, welche eine nugbringende Berwendung ſuchen. Faſt in jedem 
diefer Länver hat von Zeit zu Zeit, und in mehreren wiederholt, eine wahre Raſerei in Er— 
richtung von Actiengejelliharten zur Erbauung von Eijenbahnen vorgeherrſcht, gemöhnlid 
im Zufammenhange mit den allgemeinen Zug der Speculation, die dann auch bei dem momen= 
tanen Rückſchlag in Mitleidenschaft gezogen wurde. Die Grundlage zu diefen Actienunterneh— 
mungen ift je nach Zeit und Ort eine außerordentlich verfhiedenartige geworden, von der aller= 
einfahhften der gewöhnlichſten Privatinduftrie an bis zur directen ober indirecten Betheiligung 
von Gorporationen und Regierungen durch Actienfauf, durch Gewährung von Privilegien, 
durch Zindgarantien. Ohnedies war für jede einigermaßen größere Strede die Mitwirkung 
des Staates namentlich behufs der vorzunehmenden Erpropriationen zur Gewinnung der mög 
lichſt geraden Linie nicht zu entbehren. 

So ift es allmählich dahin gefommen, daß Gifenbahnactien ein ſehr lebhaft betriebener Theil 
ded Fondsgeſchäfts an den Fondsbörſen geworden find, und man hat auf fie alle befannten Ma- 
növer der Kondöfpeculation übertragen, indem man aus den allgemeinen Gelb: und Börjenver: 
Hältniffen und der befondern Ertragsfähigkeit der einzelnen Bahn Schlüffe für den Werth einer 
Actie zu einer beſtimmten Zeit zog und danach Lieferungsgeſchäfte unternahm. Dieſes Herein- 
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ziehen ver Eifenbahnactien in das große Fondsſpiel Hat denn nad) zweierlei Richtungen erheb— 
liche Wirkungen geäufert. Bisher waren es vorzugsweiſe, mit jehr wenig bedeutenden Aus— 
nahmen, die Staatöpapiere, d. h. die Schulvohligationen der Regierungen geweſen, mit denen 
diefe Art von Börjengefhäften gemacht wurde; von nun an trat die Privatinduftrie mit dert 
Regierungspapieren in Goncurrenz. Die Regierungen haben auf diefe Veränderung eigentlich 
ſchel herabgeſehen, da fie ihnen das Gontrahiren der Staatdanleihen zu erſchweren fhien und jie 
ihre eigenen an den Fondsbörſen betriebenen Papiere den wechfelnden Gonjuncturen des Geld— 
markts mehr wie bisher, im genauen Verhältniffe zur größer gewordenen Summe der in Pa— 
pieren aller Art belegten Kapitalien, unterworfen jahen, mit weitern unausbleiblidhen Ein— 
flüffen auf ihre Schulventilgungen. Sie haben denn aud) verjucht diefer Veränderung Einhalt 
zu gebieten, hier durch allgemeines, dort durch qualificirtes Verbot des Handel mir fremden 
Eifenbahnactien, oder auch durch das Verbot des Handels mit folhen Eifenbahnactien, die nody 
nicht zu voll eingezahlt waren u. dgl. m., Verbote, die nachher auf die Banfactien übertragen 
wurden; es ift indeſſen mit folhen Maßregeln immer ſehr wenig ausgeridtet worden, da die 
Berbote leicht zu umgehen waren, wenn fi nicht gar ein entgegenſtehender esprit de corps an 
den Börfen herausbildete, infolge deſſen die Gerichte nur felten Veranlaſſung zum Einfhreiten 
erhielten. Es hat fid übrigens aud) herausgeftellt,, daß dad Schuldenmachen der Regierungen 
gar nicht jo jehr dDurd; den Umfang der neuen Staatöpapiere erfchwert wurde, da man im Ge= 
gentheile fid) immer mehr an große Summen gewöhnte und der jo ftarf belebte Verkehr allent- 
halben größere Kapitalien angelammelt hatte. 

Als dad Börfenfpiel mit Eifenbahnactien fi zuerft in einigem großen Umfang entwidelt 
hatte, als die dadurch veranlaßte Deplacirung von Kapitalien manderlet ungewohnte Erſchei— 
nungen hervorrief, waren nicht wenige, erſchreckt über diefen ihnen ungewohnten Zuftand, bereit, 
Vorſchläge zu deſſen Abhülfe zu machen. Auch Liſt gehörte zu diefen, under hatte fein Abjehen vor= 
zugdweije darauf gerichtet, die @ifenbahnactienunternehmungen den Händen der großen Börfen= 
fpeculanten zu entziehen, um, wie er hoffte, die Actien ſofort in fefte Hände zu bringen. (Vgl. die 
zweite Auflage des „Staats-Lexikon“, IV, 257.) Man kann nun jagen, daß, wären feine Vor— 
fhläge angenommen worben, ein großer, ja ber größte Theil der Actienunternehmungen nie zu 
Stande gekommen wäre, weil gerade die VBorausfegung zu immer neuen Geldanihaffungen in 
der fleten Blüfjigerhaltung ver fhon gemachten lag, abgejehen davon, daß die unmittelbare Be— 
theiligung der Bevölferung an der Actienübernahme unendlich viel Zweige des gewöhnlichen Er— 
werbs wegen daraus entitandenen Rapitalmangels brach gelegt hätte. Der Plan blieb unberück— 
fitigt wegen der dabei vorausgefegten ftarfen Berheiligung der Regierungen und auch wegen der 
Unausführbarfeit mander Detaild, Die Eijenbahnactienkrijen jind allerdings nicht ausgeblie= 
ben und haben ſich wiederholt, allein ſolche Erfhütterungen find nun einmal die Begleitung 
jeglihen großen Umſchwungs in den menſchlichen Verhälmniffen, und man befämpft fie am 
beften nicht durch einzelne Mafregeln, jondern durch ftärfere wirthſchaftliche, politifche und 
geiftige Geſundheit der Völker. 

Sehr tief eingreifend ift aber auch ver Einflug der Fondsbörſen aufdie Eifenbahnverwaltun- 
gen felbft geworben, welche legtere Dadurch mol mehr ald gut in die Abhängigkeit jener gerathen 
And, nicht blos weil die Börfen einen Haupttheil der Actionäre hergaben, ſondern au weil in ven 
Börfencurfen der Gijenbahnactien ver richtige Betrieb einer Eifenbahn repräjentirt fhien. Das 
Nachtheilige eines folhen Verhältniffes liegt darin, daß große Unternehmungen, um ſich zu ent= 
wideln, meift einer längern Zeit bedürfen, während es den Bejigern von Börfenpapieren vor= 
zugsweiſe um rafche Rejultate zu thun ift. Die Directionen der Eifenbahnen verfielen deshalb 
darauf, entweder direct das Actienfpiel zu unterftügen durch die mandherlei an den Fondsboͤrſen 
befannten Manöver, oder jie erftrebten fünftlihe Ginnahmefteigerungen gegen das dauernde 
Intereffe des Verkehrs und der Eifenbahn ſelbſt, oder fie griffen endlich direct zu verbotenen 
Mitteln, indem fie nicht vorhandene Dividenden verfündeten und auszahlten. Dieſe innige 
Verbindung der Fondsbörſen und der Eifenbahnverwaltungen bat denn aud das einemal zu 
leihtjinnigen Geldverwendungen geführt, wenn die Börfen ein heitered Gejiht machten, das 
anderemal zu engherzigen Anjhauungen, indem man die Börfen nicht durch weiter ausſehende 
Beränderungen unruhig machen wollte. Bei dem noch fo jungen Beftande der Eifenbahnen 
wird der ganze Umfang der Misftände, die aus dieſer gegemjeitigen Verbindung hervorgehen, 
wol erſt in fpäterer Zeit fich entwideln. 

Wir kommen bamit auf eine der am meiften beftrittenen Sragen: ob die Gifenbahnen beſſer 
vun Privaten oder vom Staate zu unternehmen jeien? Für den Staat ſpricht deffen größere 
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Macht, ſpricht die vorwiegend Öffentliche Natur der Eifenbahnen und vor allem der Umſtand, 
daß er die Eiſenbahn nicht als eine auf den Gewinn berechnete Anlage zu behandeln braucht; für 
die Privatunternehmung dagegen der größere wirthichaftliche Vortheil, den jede jolde nad) ber 
Erfahrung an ſich ſchon hat, die Heffere Unterftügung und Ausbeutung des Verkehrs im In— 
tereffe der zu erreichenven höhern Dividende und der jehr wichtige Vorzug, daß Privatbahnen 
die ihon Hinlänglich große Schuldenlaft ver Staaten nidyt noch) mehr vermehren. Prüft man 
diefe beiden entgegenflehenden Richtungen, jo ift unſers Erachtens nur der legtangeführte von 
durchſchlagender Bedeutung zu Gunften der Privatunternehmung: e8 wäre ohne eine ganz tolle 
Belaftung der Staaten mit neuen Schulden gar nicht möglich gewejen, die Eifenbahnen in ihrem 
biäherigen Umfange auf Staatöfoften durchzuführen, und wird Died auch in Zufunft nicht fein, 
wie dad die fpäter folgenden Zahlen von felbft ergeben werben. Die Brivatbahnen waren jeden 
falls die eriten der Zeit nad), und man würde damals, ald die Erfahrungen über Betrieb und 
Rentabilität ver Eifenbahnen no jo mangelhaft waren, ſchwerlich die öffentlichen Gewalten 
zur Übernahme jo großer Zaften vermodt haben. Die Privatunternehmer find die Pionniere 
für den Gifenbahnbau geworden, und in den meiften Ländern hat erft jpäter die Staatsgewalt 
ſich veflelben angenommen, Was die Ausbeutung des Verkehrs dur die Eifenbahnen betrifft, 
fo ift der unbedingte Borzug weder auf feiten des Staated noch auf jeiten der Privatunternehmer. 
Denn der Staat im Stande ift, mit großen Koften Linien anzulegen, die erft im Berlaufe einer 
längern Zeit rentiren werben, oder die überhaupt gar nicht rentiren und dod) zum Wohle des 
Ganzen erforderlich find, fo laufcht do anderswo der Privatunternehmer dem Verkehre Bes 
dürfniffe ab, auf die der Staatsbeamte, weil er die Sachen mehr von oben herab anzufehen ge= 
wohnt ift, gar nicht verfällt. Im vielen Ländern und namentlid) da, wo der Staat ſich durch 
Acimübernahme oder Zindgarantien an dem Privatunternehmen betheiligt hat, aber auch 
anderswo hat ſich indeß der Staat durd das ihm vorbehaltene Recht der Mitgenehmigung zu 
allen wichtigern Beſchlüſſen fo große Rechte auf ven Betrieb ver Eifenbahnen vorbehalten, daß 
die freiere Rückſichtnahme auf den Verkehr durd die Privatunternehmer wegfällt und bie 
Bahnen felbft nur noch als öffentliche, aber mit dem Gelde von Brivaten, denen aud) der Zins: 
genuß zufällt, erbaut, erſcheinen können. Anderswo ift daſſelbe Reſultat durch die den Verwal: 
tungen verliehenen Privilegien und ihre Sicherung gegen Goncurrenzbahnen erzielt worden, 
Den nachtheiligen Einfluß des Börfenfpield erdulden die öffentlichen Bahnen überhaupt nicht. 
Was nun die behauptete größere Wirthfchaftlichfeit der Privatbahnen anbelangt, fo läßt ih 
diefe nad) den darüber gemachten Erfahrungen keineswegs als Regel annehmen, mindeftens 
haben PBrivatunternehmer nicht jelten namentlich bei der Anlage von Eifenbahnen ſich fehr um— 
fangreiche, gar nicht unbedingt erforderliche Ausgaben zu Schulden kommen laffen, während fie 
im Betriebe ſelbſt oft von falfher Sparſamkeit geleitet wurden. Die größere Sorgfamfeit im 
Dienfte forwie die beifere Rückſichtnahme auf das reifende Publikum fcheint jedenfalls auf feiten 
der Staausbahnen zu flehen. In dem eigentlichen Lande der Privatbahnen, in England, hat 
fogar pas Parlament zu Gunften des reifenden Publikums einfhreiten müffen. 

Nach unferer Anſicht läßt ſich ein unbedingter Vorzug des einen vor dem andern Syſtem 
nicht aufſtellen, ſondern ſcheint vielmehr eine Miſchung von beiden am meiſten zu empfehlen 
zu fein. Es iſt beſonders ein Vorzug nicht ver Privatbahnen, ſondern der Zulaſſung von Pri- 
vatunternehmern zum Bau von Eifenbahnen, daß diefelben die für ven Verkehr erforderlichen 
Linien beffer herauszufinden wiſſen und nicht wie die Regierungen durch vorgefaßte Anfichten 
oder Abjichten für oder gegen eine beftimmte Art von Eifenbahnverbindung geleiter werben ; es 
ift ein damit in Verbindung lebender Vorzug, daß das Eiſenbahnnetz durch die Mitbetheiligung 
von Privatfräften rafcher zu einer gewiffen Abrundung und Vollendung gelangt. Im allge: 
meinen hängt jedoch die ganze Frage fehr eng mit ven beftehenben Öffentlihen und wirthidhaft- 
lien Zuftänden zufammen. In einem fapitalarmen Lande wird die Staatöverwaltung ſich 
viel umfangreicher am Gifenbahnbau betheiligen müffen als in einem vermögenden Lande, wenn 
aud nur, wie neuerdings in Rufland, dadurch, daß fie auswärtige Kapitaliften veranlaft, die 
erforberlichen Gelder vorzufchießen. In einem Lande ferner, wo die Staatögewalt womöglich 
alles in ſich concentrirt, wird fie der Berheiligung von Privaten möglichft enge Grenzen ziehen, 
und umgekehrt. Staaten wie Norbamerifa und England würden einen umfaflenden Staats: 
bau fhon darum widerſtreben, um nicht der Regierung eine auferordentlih große Zahl von 
neuen Beamten zu Gebote zu ftellen, während z. B. in Oftindien der Eifenbahnbau in directer 
Verbindung mit der Regierung vor ſich geht. Ebenderſelbe Geſichtspunkt hat dagegen offenbar 
andere und darunter mehrere deutfche Negierungen mit veranlaßt, die Eifenbahnen felbft zu 
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bauen; fie wollen einen fo großen Einfluß nit in Privathänden wiffen. Beide Syſteme fön- 
nen und werben alio nebeneinander beſtehen, und keineswegs gehört, wie einer ver tüchtigiten 
Bearbeiter dieſes Gegenſtandes (Knied, „Die Eifenbahnen und ihre Wirkungen‘) vor Jahren 
prophezeite, der Staatöbahn die Zufunft an, wie denn auch ſeitdem ganz andere Erfahrungen 
gemacht worden find. 

Gin bier nicht gänzlih außer Acht zu laſſender Geſichtspunkt, wierwol er eigentlich nicht 
in den Kreis der wirthſchaftlichen Betrachtungen gehört, betrifft den Vorzug des Staates, 
infofern man die Eifenbahnen als ein Mittel zur VBerftärfung der Wehrfraft eined Landes be— 
trachtet. Darüber, was Eifenbahnen im Kriege fein können, liegen allerdings noch zu geringe 
Erfahrungen vor, wenngleih ed aud ohne foldye nicht verfannt werden kann, daß ſie dad An- 
fammeln und Bereinigen von Truppen an beflimmten Punkten in jeder Beziebung außerordent: 
lich erleihtern. Es wird dabei ebenfo jehr an Zeit geipart, wie der alljeitigen Ermüdung der 
Truppen vorgebeugt. Im italieniidhen Kriege von 1859 find befanntlid von franco-ſardiniſcher 
Seite die Eifenbahnen mit Erfolg zu einer umfaflenden militärifhen Operation verwendet wor: 
den, nachdem fle den franzöfiihen Hülfätruppen überhaupt Gelegenheit gegeben hatten, ſich 
raſch dem Kampfplage zu nähern. Die Gifenbahnen haben jedenfalld von beiven Seiten bie 
Beranlaffung gegeben, große Truppenmengen raſch an die bedrohten Stellen zu jenden, und 
fo mögen fie vielleicht auch dazu beitragen, Fünftige Kriege rafcher zur Entiheidung zu bringen, 
in vemjelben Mapftabe, in weldem eine einzelne gewonnene oder verlorene Schlaht auf einen 
gewiflen Truppenförper einwirft. Wo auf beiden Seiten Eijenbahnen zu Gebote ftehen, wird 
jevenfalld deren Wirkung ſich dergeftalt neutralifiren, daß ſchließlich doch nur die allgemein 
beffere Führung und Kampffähigkeit entjcheivet, und aud Davon wie von der geographiſchen 
Zage eined Landes wird ed abhängen, ob die Eiſenbahn mehr ald Angriffs: oder ald Vertbeibi- 
gungsmittel wirft. Die franzöſiſchen Eiſenbahnen ſcheinen, ſoweit militärifche Zwecke dabei in 
Betracht kommen, ebenso ſehr auf den Angriff wie auf die Bertheidigung berechnet zu fein, und 
daflelbe läßt ſich wol von den projectirten ruffifchen Eifenbahnen jagen. Die preußiihen Vor— 
ſchläge zum Schutze der deutſchen Küfte fegen befanntli einen umfaſſenden Eiſenbahnbau als 
Vertheidigungsmittel voraus, 

Aber in allem diejen liegt dody wol faum ein Grund für den Vorzug der Staatöbahnen, 
vielmehr ift zu befürdten, daß, wenn man bei Eijenbahnanlagen den militärifchen Standpunft 
vorwalten läßt, fehr ftarfe Einfeitigfeiten hervortreten können ohne den entſprechenden wirth: 
fhaftlihenNugen. Wird denn zudem der Feind immer gerade den durch die Eifenbahn am bejten 
gebeten Bunft auffuchen, und muß er es allemal? Das mannihfaltigeNeggefüge von Privat: 
bahnen wird im Kriege jedenfalls zu allen militärifchen Zweden dienen können, während diefe 
Bahnen im Frieden die Kraft einer Nation nicht vergeuden, wie e8 große blos militäriſche Xinien 
thun müßten. Natürlid find bei dieſem Gefihtöpunfte nicht einzelne militärifche Linien ausge: 
fhloffen, aber gewiß nur ald Ausnahme und ſicher nicht zu dem Zwede einer gänzlichen Unter: 
ordnung des Gifenbahnbetriebs für fommende Kriege. 

Wie gefagt, die ganze militäriſche Frage ift noch lange nicht fpruchreif, da ed an der Örund: 
lage der Erfahrungen fehlt. Von ganz anderm Interefle ift Dagegen eine bei Beginn des italie- 
nifhen Kriegs in England aufgeworfene Frage: Was foll überhaupt bei einem Kriegsfalle 
aus den Eiſenbahnen und deren Actionären werden? Man wollte in England fie furzweg von 
der Kriegöverheerung ausgenommen willen, gewiß eine lingereimtheit, da der Feind feine 

Veranlaſſung Haben wird, gegebenenfalld dem Gegner die beften Wege zu ihm zu erhalten. 
Aber wichtig bleibt jene Frage doch, da an ihr die Habe vieler Kreife und Verſonen hängt. 
Leider wiſſen wir feine Antwort darauf. 

Wir haben nicht erft nöthig, bei jo gänzlich verfchiedenen Verhältniflen der einzelnen Gifen- 
bahnen Regeln über deren Rentabilität aufzufuben, ed hängt dieje nicht blos von der 
Größe des eingefhoffenen Kapitals und den fpäter gemadten Schulden, jondern aud von Der 
ganzen wirthſchaftlichen Lage eines Landes ab. Schon wiederholt haben wir den Umſtand her— 
vorgehoben, daß die Gifenbahnverwaltungen nicht immer ſich jo dem Verfehre anzufhmiegen 
verfteben, um ibrerjeitd den größtmöglichen Nugen herauszuziehen. In Deutſchland kann mıan 
ed, wie wir früher ſchon hervorgehoben haben, namentlich beklagen, Daß der lofale Zwiſchen 
verfehr zwischen zwei Ortichaften noch fo wenig Berückſichtigung gefunden bat und man fid 
meift nur mit den Hauptzügen und der daraus ſich ergebenden Verbindung begnügt. Angeblich 
find es die Koften folder Lokalzüge, die man ſcheut, aber, wie namentlich England und aud ge: 
- legentlih Deutſchland lehrt, richtig combinirt machen fie ſich faft allemal gut bezahlt. Es liegt 
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hierin auch eine wichtige, viel zu menig beachtete Duelle des allgemeinen Gedeihens. Die Ren: 
tabilität vieler Staatd= wie Privatbahnen wird ferner oft jehr empfindlich durch koſtſpielige 
Bauten mandherlei Art beeinträchtigt, deren Zweck man viel billiger hätte erreichen fünnen, 
Brüden, Tunnel u. dgl. m. ; in neuerer Zeit ift namentlih der Lurus im Bau der Stationd- 
häuſer jehr geftiegen. Auch bier wird wol die Zeit das rechte Verhältniß zwiſchen angemeffenem 
Purud und prablerifcher Verſchwendung lehren. 

Die die noch folgenden nähern Nachweiſe zeigen werden, gibt es jegt Eifenbahnen , ſoweit 
nur der Einfluß europäifcher Geſittung gedrungen ift, und ihr vorhandener oder beabſichtigter 
Beftand drückt außerordentlich ſcharf den wirthſchaftlichen Zuſtand jedes einzelnen Landes aus. 
Am meiften vorgeſchritten ſind Nordamerifa und England, beide mit einem ausgedehnten Sy— 
Reme privaten Betriebs, In den Vereinigten Staaten find Bahnen durch Gegenven geführt 
worden, wo es bisher faum regelmäßige Fußpfade gegeben hatte, leicht hingelegt und leichtfinnig 
befahren. Der Zufammenhalt der Staaten in ihrer ungeheuern Ausdehnung bei der nod jo 
ſchwachen Bevölkerung ſcheint weſentlich durd dies neue Verkehrsmittel mit bedingt zu fein. 
Bei der Wichtigkeit der dortigen Eifenbahnen ift es daher begreiflidh, daß der Eifenbahnbau jeg- 
fihe Unterftügung findet, indem man jelbft fo weit geht, vielerortd den unternehmenden Ge: 
fellihaften einen Theil der rechts und links liegenden unbebauten Landſtrecken zuzuſichern. 
Biederholt haben die norbamerifanifchen Eijenbahnen europäifhes Kapital an fi gezogen, 
indem man reichlien Zinfengenuß hoffte; wiederholt haben fie aber die Zindzahlung ausge: 
fegt oder einfach reducirt und alle juriftifchen Schleihwege zur Aufrechthaltung biefes ſünd⸗ 
lien Zuftanded aufgeboten. Deutjches Kapital ift namentlich in den Jahren 1855 und 1856 
reichlich hinübergegangen, und mit vemfelben find Gifenbahnen angelegt worden, von denen die 
Erbauer ih Vortheil verſprachen, ohne auch nur ven Gedanken an Erftattung von Kapital und 
Zins zu haben. 

Mit ganz andern Schwierigkeiten hatten die englifchen Eifenbahnunternehmer zu kämpfen. 
Beit entfernt davon, Grund und Boden geſchenkt zu erhalten, mußten fie in dem dichtbevölfer- 
ten Lande für die Anlage ihrer Linien jhwere Erpropriationsfoften bezahlen, durchſchnittlich 
weit über den wirflihen Werth hinaus. Die Befugniß zu folden Grpropriationen muß für 
jede Rinie durch Parlamentsacte feitgeftellt werden, die zugleich Die Höhe des Actienfapitald und 
der aufzunehmenden Schulden beftimmt. Der wiederholte Eiſenbahnſchwindel in England 
dur allzu großed Andrängen von Eijenbahnprojecten iſt befannt genug und auch die eigen: 
thümliche Stellung eined Hudſon, der, an der Spige vieler Directionen zugleich, erſt einen flau= 
nenerregenden Einfluß gewann, bis er durch den Misbrauch feiner Stellung raſch zuſammen— 
brad. Es jind feit zehn Jahren in England eine ganze Reihe von Gifenbahnen miteinander ver: 
ſchmolzen (amalgamated) worden , zur leichtern und billigern Verwaltung. Gleichfalls befteht 
in London feit dem Jahre 1850 ein Clearing office für die Eiſenbahnen, in welchem etwa 
60 Eifenbahnnverwaltungen ihren Betrieb, ſoweit derfelbe mehreren unter ihnen gemeinſam ift, 
berechnen laffen und untereinander ausgleihen. Die Rente der englifchen Eiſenbahnen ift feine 
beveutende, aber fie ift im Zunehmen und von abfihtliher Beſchädigung der Actionäre oder 
Gläubiger kann in England nur wenig die Rede fein. 

Gomplicirter find, wie ſich dad von felbft erwarten läßt, die Berhältnifle in Deutihland, und 
ed finden fich bier alle Syſteme und die verfhiedenartigften Geieggebungen nebeneinander; doch 
fam ed allmählich bei den vielen Landesgrenzen, welche eine Eiſenbahn zu überjchreiten hatte, 
und bei dem Jneinandergreifen des ganzen Verkehrs zu gemeinjamen Maßregeln. Die ältern 
Eiſenbahnen jind größtentbeils ald Privatbahnen erbaut worden, und erjt viel fpäter ift ber 
Staatsbau, in einzelnen Staaten, wie Hannover, ausſchließlich, eingetreten. Im allgemeinen 
zeichnen ſich Die deutfchen Eifenbahnen durch regelmäßige und forgfältige Verwaltung und durch 
eine ſeht anftändige Rückſichtnahme auf die Bedürfniſſe des reilenden Publikums aus, wie denn 
auf nirgendwo anders verhältnißmäßig weniger Unglüdsfälle vortommen ; wünſchenswerth 
wäre nur an vielen Stellen eine etwas weniger bureaufratifche Handhabung des Dienfles, die 
das Vublikum mandyer unnötbigen Beläftigung ausfegt. Hinſichtlich der Gefepgebungen ver— 
dient um ihrer Bigenthümlichkeit willen die preußifche beionders hervorgehoben zu werden. Die 
Actiengeſellſchaften find danach zu einer jid nad) dem Neinertrage richtenden Eifenbahnfteuer 
verpflichtet, mit welcher der Staat allmählich die Actien erwerben und fi fo in den Beflg der 
Eiſenbahn felbft fegen ann. Der Reinertrag der deutfchen Eifenbahnen ift ein fehr verfchiebe- 
ner, von 20 Proc. bis zu Sägen von 1%,, 1 Proc. und weniger. Großartige Schwindeleien 
baben indeß nur vereinzelt fattgefunden. Seit dem Jahre 1847 bilden die deutfchen Eiſen— 
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bahnverwaltungen einen Verein, zu dem in Herbſte 1858 mit Ausnahme weniger unbedeu— 
tenden Linien faft alle deutſchen und auch öfterreichifchen Verwaltungen, im ganzen 19 Staats: 
und 42 Privatverwaltungen gehörten. Die Bereinigung betrifft namentlich die Höhe der Ta— 
rife, die Behandlung und Berechnung der von einer auf die andere Bahn übergehenden Güter, 
die Anſchlüſſe u. dgl. m. Innerhalb des Vereins beftehen noch drei große Eifenbahnverbände, 
der norddeutſche, der mitteldeutfche und der rheiniſch-thüringiſche Eiſenbahnverband. Der ver- 
nünftige Organifationdtrieb, der allen diefen Vereinen und Verbänden zu Grunde liegt, und 
der oft faum noch die Verfhiedenheit der Verwaltungen und felbft ver Landesgrenzen fühlen 
läßt, verdient gewiß rühmende Anerkennung. 

Das franzöfifche Syftem ift ein Gemiſch von Staatd- und Privatbahn. Das Abſtecken der 
Linien und oft auch die erforderlichen Unterarbeiten beiorgt der Staat, während er die weitere 
Ausführung und die Ausbeutung meift Privaten überläßt. Nirgends mehr ald in Frankreich 
find die Eifenbahnen in unmittelbare Verbindung mit der Börfe gerathen, deren Geldmata— 
dore fi zu jeder Zeit große Vortheile varaus zu fihern mußten. Namentlich hat die Ausdeh— 
nung ded franzöſiſchen Eiſenbahnnetzes dem parifer Credit mobilier die Veranlaffung zu Ope— 
rationen vielfacher Art gegeben, durch Anleihen, durch Vorſchüſſe und durch Fufionen, unter 
welchem legtern Namen man die gemeinfame Verwaltung verfchiedener Bahnen begreift. Diefe 
Bufionen bezwecken ungefähr daffelbe Ziel wie in Deutſchland die Eifenbahnverbänne, in Eng— 
land die Amalgamationen. 

Wir erwähnen hier noch des belgifhen Syſtems abgerumdeter Staatöbahnen, an melde 
dann fpäter Privatbahnen ſich anſchloffen, um für alles Übrige auf die nachfolgenden ftatiftifchen 
Motizen zu verweifen. An vielen Orten reihen aud ſchon die Eifenbahnen verſchiedener Yänder 
einander die Hand, indem jie die Reifenden auf den Haupttreden in den Stand fegen, ein für 
allemal ein durchgehendes Billet zu faufen, und jie jo von Umſtändlichkeiten manderlei Art be: 
freien. Auch ift namentlid in der Verbindung mit England vielfad eine Gemeinſamkeit der 
Dampffraft zu Lande und zu Waſſer eingetreten, indem ein einzige® durchgehendes Billet (in 
Form eines Fleinen Buchs, dem die Billetö zu ven einzelnen Reifen angebunden find) zur Reife 
von London nad) verſchiedenen Eontinentalplägen benugt werben fann. 

Wir wollen unfere Erörterung mit einer Reihe der wichtigſten ftatiftifchen Nachweiſe über 
den Beltand ber Gifenbahnen beſchließen. Diefelben geben theilweife nur bi8 zum Jahre 1856, 
weilnur bis dahin das ftatiftifche Material für manche Verhältniſſe mit genügender Bollftän- 
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Diefe Zahlen zeigen, was man von vornherein aud erwarten durfte, wie ganz allmählich der 
Bau der Gifenbahnen vorwärts drang. In den erften 12 Jahren nad der Erfindung bis zum 
Jahre 1828 brachte Europa e8 nicht weiter als bis zu 215 Kilometern, während in Nordamerika 
damals die erfien fünf Kilometer gebaut wurden; bis zum Jahre 1840 hatte Europa es bis zu 
4021 Kilometern und Amerifa bis zu 3487 Kilometern gebracht. Bon da an erhält Amerika einen 
erklecklichen Vorſprung bis zum Jahre 1844, wo dieſer Vorſprung, mit 7680 Kilometer in 
Europa gegen 6937 in Amerika, wieder auf Europa übergeht. Diefen Vorſprung hat Europa 
behalten; doc hat ſich der Unterſchied in den fpätern Jahren mieber bedeutend gemindert. Für 





1) Die lie a Zahlen find dem fünften Jahrgange von Hibner’s Statiſtiſchem Jahrbuch 
entnommen 
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Europa fällt die Hauptepoche der Eiſenbahnen in die drei Jahre 1845 —48, wo ihre Aus- 
dehnung ſich nahtgu verboppelt, und acht Jahre ſpäter hat dieſe Zahl ſich wiederum verdop⸗ 
pelt. Gerade die Zahlen ſeit dem Jahre 1848 zeigen, mit welcher unwiderſtehlichen Macht die 
Eifenbahnen ald Verkehrsmittel Eingang fanden. 

Bon den europäiſchen Bahnen kamen damals auf: 
Deutihland (ohne Öfterreich) 1162 deutſche Meil. mit 500,000000 Thlrn. aufgewandten Koften 


Oſterreich 420 "nn 220,000000 _„. „ 7 
Großbritannien. . . . 1800 „ »  „ 987,000000 „. J 
Frankreich ——— 878 n „ „ 821,500000 7 7 " 
Belgien Se ee ae 231 " [7 [7 133,334000 7 [7 r 
Holland ee a a N 45 FF „ n 22,800000 7 7 ” 
Schweiz ee ie 40 „ m „ 14,400000 „ 7 " 
Sardinien Bye ae Lat ir 96 PP „ „ 48,260000 " „ „ 
Zokanm. . 2.2.35 „u „ u 13.825000 „ „ " 
Kirhenftaat Re Ge — — DB» nn 1,000000 „, 2 Z 
Beide Sicilien e Fr er 11 „ 7 7 6,500000 7 " " 
Spanien . . + . * . 78 7 7) [7 ü 31,941000 [2 [0 [2 
Portugal . . ....17 u „nr 6,800000 „, Mm „ 
Shwren . . 2... 21 „ 27777800, „ Pr 
Nomen . 2. 2... di " "3000000 „, „ "„ 
Dänemark (ohne Holftein 

und Lauenburg) er 25 „ 7 7 7,000000 7 [7 [7 
Rufland a ala Ha ie 132 n„ „ n 80,200000 1 7 [7 


5003 deutſche Meil. 2900,337800 Thlr. 
Es ift alſo blos in Europa auf Eifenbahnen eine Summe verwendet worden, die etwa die Hälfte 
der ungebeuern englijchen Staatsſchuld beträgt, welche doch erft im Laufe von Jahrhunderten 
unter zum Theil ganz gewaltigen Anftrengungen allmählich zuſammengebracht worden ift, wäh 
rend diefe Summe nur ein Vierteljabrhundert umfaßt und deren größter Betrag, wie die obigen 
Zahlen nahmeifen, weit über die Hälfte davon, auf die erjte Hälfte dieſes Jahrzehnds fällt. Die 
Summe wird natürlich noch viel beträchtlicher, ſobald man die außereuropäiſchen Bahnen, deren. 
bei weitem größerer Theil auf die Vereinigten Staaten von Nordamerika fommt, hinzurechnet. 
Und alle diefe Summen find entweder direct von Privaten aus deren Kapitalüberfchüflen zufam= 
mengebracht oder durch Staatsanleihen effectuirt, deren Verzinfung doch ſchließlich aud aus den 
Steuermitteln ver Staatdangehörigen befhafft werden muß. Daneben waren zu Anfang 1857 
in Europa für etwa 4000 Meilen mit einem Koftenanfhlag von 1792,316000 Thlen. und in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 3500 Meilen mit einem Koftenanfhlag von 
805,000000 Thlen. bereitd in Angriff genommen. Tauſend Mil. Thlr. zu 4 Proc. verzinft 
müßten einen Ertrag von 40,000000 Thlen. abwerfen, und doch ift fein Zweifel, daß ein 
ſehr bedeutender Theil der vorhandenen Gifenbahnen noch nicht diefen Zinsbetrag abwirft, 
ohne daß daburd die volkswirthſchaftliche Kraft der Völker im mindeften beeinträchtigt wird; 
jo ſehr überwiegt der allgemeine Verkehrönugen der Eiſenbahnen den anſcheinend enormen 
Geloverluft, der aus jenem Verhältniß hervorleuchten könnte. 
Die verfhiedenen Staaten find in folgender Reihenfolge in ven Gijenbahnbetrieb einge— 
treten : 


Name der erften Babn. Gonceffionirt. Meilen. Eröffnet. Meilen. 

Großbritannien Stofton:Darlington 1821 95 1825 95 
Bereinigte Staaten Munck-Chunch 1827 2 1827 2 

ankreich &t.:Gtienne-Andrefieur 1823 2,4 1828 2,4 

ſterreich Linz-⸗Budweis (Pferdebahn) 1826 173 1828 4 
Belgien Antwerpen:Medeln 1834 62,7 1835 2,3 
Baiern Nürnberg-Fürth 1834 1 1836 1 
Sachſen Leipzig-Dresden 1835 155 1837 5,5 
Euba Havaña⸗Union 1835 236 1837 3,6 
Preugen Rhein⸗Eiſenbahn 1837 311 1838 3,6 
Rußland Zarokoe⸗Selo 1837 38 1838 3,8 
Neapel Neapel⸗Caſtellamare 1837 55 1839 5,5 


Baden Manheim= Heidelberg 1838 384 1840 2,4 
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Name der erften Babn. Goneeifionirt. Meilen. Gröffnet, Meilen. 
Naſſau Taunusbahn 1838 68 P1840 54 
Hannover Sannover=Hildesheim 1841 52 1844 5,7 
Toscana Florenz⸗Livorno 1842 126 1844 12,6 
Wuͤrtemberg Heilbronn-Bodenſee?) 1843 305 1845 45 
Holland Amftervam: Harlem 1845 237 1848 11.2 
Sardinien Turin-Öenua 1846 223 1848 10,8 
Spanien Barcelona:Mataro 1847 38 1849 38 
Dänemark Kopenhagen: Roesfilve 1848 43 1849 4,3 
Schweiz Baden: Zürich 1848 32 1849 3,6 
Schweden und Norwegen GChriftiania-Miomefen 1849 22 1852 2. 
Portugal Liffabon-Santarem 1852 10,8 1854 2,7 
Kirchenftaat Rom⸗-Frascati 1852 622 1856 2,7. 


Es laffen ſich an diefe Tabelle gar manderlei intereffante politische und culturhiſtoriſche Betrach⸗ 
tungen fnüpfen, die und bier jedod) zu weit führen würben; die Anfnüpfungspunfte dazu lies 
gen ohnedies meift in unfern frühern Ausführungen. 
Wir geben nun zunächſt zu Deutfhland über. Ald Gefammtrefultat des Betriebs deut— 
ſcher und öfterreihiiher Bahnen werben folgende ungefähre Zahlen gegeben: 
——— Pers Beförderte Güter. . Einnahme — Juſammen mit 


Perſonen. ebeneinnabhme. 
Etr. Tblr, Thlr. Zbir, 


1835 85000 904000 20000 180000 290000 
1840 3,370000 3,113000 1,217000 600000 1,900000 
1845 12,474000 24,061000 5,812000 3,386000 9,460000 
1850 25,353000 106,804000 14,276000 14,182000 30,060000 
1855 36,000000 345,000000 22,000000 44,000000 68,000000. 

- „Während das Verhältnißder Einnahmen vom Perfonen: und Gütertrandport noch im Jahre 
1840 ſich wie 2:1 verhielt, ftellte ſich dies Verhältniß 1850 ſchon wie 1:1 und 1855 wie 1:2. 
In Deutſchland kommt die Zahl der beförderten Reiſenden nur etwa der Zahl ver Gefammtbe- 
völferung glei, in England übertrifft die Zahl der Neifenden die der Bevölkerung um das 
Fünffache trog der infulariichen Lage und hoben Fahrpreife, wobei freilich in Betracht zu zie— 
Hen ift, daß in England eine Meile Cifenbahn auf 3,18 Duadratmeilen und 15320 Men: 
hen kommt, während in Deutfhland eine Meile Gifenbahn auf 8,17 Duadratmeilen und 
32857 Menſchen trifft.” 

Im Nachſtehenden?) geben wir eine Zufammenftellung erſt der deutfhen und dann ber 
oͤſterreichiſchen Eiſenbahnen, und zwar in ver Reihenfolge, mie jie ind Leben traten. 


Deutiche Eifenbahnen ercl. Öfterreich. 




















Länge in . i 

Datum der er Stammfapi- | Anleiben | ver Meile 

fen Eröffnung. zn nn teitutMru.| im than. [takkın | ungen. 

eilen. 

7. Dee. 1835/Nürnberg: Fürth 7" 101143| 31427) 162464 Privatbahn. 

April 1838lReipzige Dresden 5,000000| 8,500000| 500000 P. B. 

1. Dec. 1838 Braunſchw. Staatseiſenb. 9,077410 — 368332 Stantebahn, im Bau 
3 Meilen, legte Er⸗ 
öffnung5.Aug.1856. 

29. Juni 1839) Magdeburg⸗Leipzig 187/,0| 3,500000| 5,700000, 437962 P.-B. 

2. Aug. 1839 Rheiniſche Eiſenbahn 23’, 14,8012001 9, 5300000 93084 1 P. B., i. B. 25 M. 

1. Sept. 1839 Bair. Staatseiſenbahnen 138 55,034036 — 440412 St.B., i. B. I2 M., 
l. E. 5. Aug. 1858. 

26. Sept. 1839 Taunusbahn 5754 111742868. 400000 3569878 P.B. 
1. Sept. 1840 Berlin⸗Anhalt * 8.500000 7,000000| 271277B.:38.,1.B.13,M 
12. Sept. 1840| Badifche Staatseifenbahn; 47 Hi 24,068912 — 522100 St.B., i. B. 17 M. 
l. E. 13. Oct. 1856. 
22. März 1842) Oberfchlefifche 68”, 112,606200/21,191800| 482828 B.⸗B., i. B. 22, M. 
17. Mai 1842Hamburg⸗Bergedorf 2'% | 1,540000| 723760 1, 060000 P.⸗B. 


2) Die erſte eröffnete Strecke war Cannſtadt-Untertürckheim. 
3) Den folgenden Zahlenangaben, die bis zum Jahre 1858 reichen, liegen Michaelis‘ Deutfche Eifen- 
bahnen (zweite Auflage) zu Grunde. 
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Länge in j 
Datum der er . Stammfapi- | Anleiben |ver Meile 
Ren Eröffnung. — reiten, | in Thirn. in Zbfrn. | in Thirn. —— 
f 
30, Juli 1842]Berlin-Stettin 22%, | 6,024000112,300000| 338590|B.:8.,1.8.23%,M. 
19. Sept. 1842 Saͤchfiſch⸗Bairiſche 23 15,247204 — 64563718t.:B., (.E. 20. Juli 


1851 
15. Juli 1843) Magdeburg: Halberftadt 77% | 1,700000| 7000001 320545IB.:8. 
29. Juli 1843) Breslau-Schweidnig 22%, | 5,100000| 3,200000| 364035 P. B. 


22. Det. 1843] Hannov. Staatseifenbahn] 107%, 135,000000 — 3560000 St.-B., E. 23. 
Sept. 1856. 
18. Sept. 1344 Altona⸗Kiel 14240) 3,075000| 220000 231229 P.B. 


18, Det. 1844 Niederfchlefiich : Märkifche 52), 22,975000 — 437619 or Talent 


19. Juli 18045 Glückſtadt ⸗Elmshorn 4’! 858000] 104250 187300 P.-B. 

18. Sept. 1845 Rendsburg⸗Neumünſter 44 390000 142500 118330 P.-B. 

22. Det. 1845 Würtemb. Staatsbahn | 44418,03168414 — 454607 St. B., 1.E. 20. Juni 
1850, i.B.22M. 

17, Nov. 1845 Sachflih-Schlefifche 18%, | 7,0149400 — 510177/&t.:8. 

%. Der. 1845| Köln- Minden 47%, |113,000000|38,274500| 644215/B.:B.,1.B.24',M. 

1. Jan, 1846/Wilhelmsbahn 22%, | 2,400000| 6,100000| 367948/B.:B. 

6. Juni 1846| Thüringiiche 29%, | 9,000000|11,900000| 557215 BB, l.E. 9 Sch. 
1859, i. B. 8M. 


22. Juni 1846| Main:Nedar 11% | 6,175042 — 521835 St.-B. (Frankfurt⸗ 
Heflen: Baden), l.E. 
118.Det. 1849, 
7. Aug. 1846 Berlin-Potsdam:Mgpbg. 19°%/, | 4,000000! 8,489000| 641000%.:8, 
10. Sept. 1846) Anhalt: Röthen- Bernburg) 4 500000) 150000] 236364B.:8. 
1. Det. 1846/Niederfch!. Zweigbahn 92, | 1,500000| 1,000000 251394 P.:B. 








15. Det. 1846 Berlin⸗Hamburg 38°, | 8,000000) 6,000000| 366600)P.:B. 
1.Mai 1847 Mecklenburgiſche 1924 | 4,350000| 1,948000| 326787 P.B. 
22. Mai 1847 Hochſt⸗Soden | 314286 — 314286 P. B. 
11. Juni 1847 Pfaälziſche Ludwigebahn 19%, | 6,662571| 2,2857141 467991 P.-B. 
25. Juli 1847 NReiſſe⸗Brieg 5% 0| 1,100000| 100000 176116 P.B. 
10, Aug: 1847| Stargard-Pofen 23 5,000000| 2,300000| 2786088 B.:B. 
9. Det. 1847 Bergiſch⸗Markiſche 18%, |11,213000119,670000 — B.B. i. B.M. 


1. Dec. 1847 Prinz:Wilhelms:Eifenb. | 4%0| 1,300000| 1,100000 492678 8.2. 


30. März 1848| Kurf Frdr.:Milh.:Nordb.| 19", | 8,000000| 3,250000| 584755|B.:B. 

10. Juni 1848| Löbau-Zittau 4", | 2,500000 — 541934 P.B. 
1. Aug. 1848| Sächfiich- Bohmiſche 79. 54614101 — | 748138l&1.:8. 

10. Sept. 1848! Franffurt:Hanau 3%, | 1,714286| 857143] 632268 P.B. 


7. Juli 1849 Magdeburg: Wittenberge | 14%, | 4,500000) 2,000000| 435058B.:B. 
5. Det. 1849 RubrortsKrefeld:Gladbah| 5%, | 1,500000| 2,012000| 566128 P.⸗B. 


19. Dec. 1849 Main: Wefer 27 113,656843 — 505809 St.B. 
1. Oct. 1850 Weſtfäliſche Staatebahn 35%, |12,691621 — 451185 St.B. 
15. Det. 1860 Saarbücker 5%, | 3,649867 — 632665 St.⸗B. 
26. Juli 1861 Preußiſche Oſtbahn 81 833,943051 — 418490 St.B. 
15. Det. 1851 Lübeck⸗Büchen 602568000 — 433051 P.⸗B. 
12. Aug. 18562 Aachen-Düſſeldotf 12 4,000000| 3,950000| 668100 P.-B. 


233. Marz 1853|. Hejfifche Kudwigsbahn | 15% | 4,571429| 2286714 437475 B.:B.,1.B.4YoM. 
20. Det. 1853/Aachen-Maftricht 8%, 630682|P.:2. 


28.Nov. 1853 Baireuth:Neumarft 24 124535/B.:2. 
21.Mai 1854 Münden-Starnberg 2% 202170|B.:B. 
28. Zuni 1855| Dresden: Tharand 456 485000 P.⸗B. 
18. Juli 1855 Pfalz. Marimiliansbahn | 6102. 425130 P.B.— 
15. Nov. 1855| Kölns Krefeld 6V0 1,300000 281833 P.B. 
9. Aug. 1856|Naf. Rhein: u. Lahnbahn| 4%, 11 — St.B. i. B.171 M. 
12. Febr. 1857 Oppeln-Tarnowig - | 10% — PB. 
11. Mai 1858/Obererzgebirgifche 5% 330166 St- B. i. B. ;M. 
15. Juli 1858 Rhein⸗Rahe 2 — PB, i.B. 14M. 
1.Nov. 1858| Werrabahn 19%, — 8.8. 
3. Nov. 1858 Bairifche Oftsahnen 55 — P.⸗B. 
15. Nov. 1858| Chemnitz-Würſchnitz 14 — BB. 
15. Nov. 1858 Niedererzgebirgifche 6% — St.B. 
16, Dec. 1858 Saarbrüd > Trier : &urem: 
burg 12 — 16.8. 
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Länge in 
deutichen 
Meilen. 


Anleiben 
in Fl. 


Stammfapital 
in Fl. 


Datum ber er 
ften Eröfinung. 


ver Meile 


Rame. in d 


Bemerkungen. 











23. Nov. 1837 Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordb. Bl%o 50,892187|30,700000| 592095 P.⸗B. 


15. Mai 1841 ter gig 16 12,500000) 2,750000| — P.B. 
. (Wien-Raab) 
16. Mai 184ſtr. Staatseifenbahnen*)}179°%/, |205,000623 — 919939 St.:B., früher mehr⸗ 
fach P.:B., 1.E.24. 
Nov. 1858, 
1. Ian. 1856| Brünn-Roffig 3%, | 3,000000 _ — BB. 
23. Febr. 18561 Buſchtehrader 10% | 2,400000| — — |B.:B., nur 3%, M. 
Loromotivbahn. 
25. Febr. 1856/@aliz. Karl:Ludwigsbahn) 47%, | 15,000000 — — B. 
14. Mai 1857Theiß⸗Eiſenbahn 100 40,000000 — — BP.⸗B., nur wenig 
4 Nov. 1857 Südnorddeutſche Verbin: vollendet. 
dungsbahn 26 15,000000 — — P.⸗B. 
20. Mai 1858Teplitz⸗Aufſig 21, 3,000000 1,0600000 — P.B. 
21. Nov. 1858| Kaiferin-Elifabeth 529165,000000 20, 041666 — P.B. i. B. NM. 


Als das betreffende Datum der Eröffnung haben wir den Tag gewählt, an welchem die 
erſte Bahnſtrecke dem Verkehr übergeben wurde, und da, wo jetzt mehrere Bahnen zuſammen— 
gefallen ſind, den erſten Tag für irgendeine der in ihrem Bereich befindlichen Bahnſtrecken. 
Es würde allerdings viel intereſſanter ſein, wollte man Tag für Tag die Eröffnung neuer 
Bahnſtrecken verfolgen, man würde in dieſer Weiſe gewiſſermaßen ſich das Eiſenbahnnetz zu: 
ſammenziehen ſehen; es würde dies hier aber zu weit führen. Indeſſen wird auch ſchon die 
obige Zuſammenſtellung ein ziemlich genügendes Bild vom Fortſchritte des Eiſenbahnbaus in 
Deutſchland und Oſterreich geben. Wir ſtellen der Vollſtändigkeit halber noch folgende Zahlen 


zuſammen. 2 

Es wurden gebaut in Deutfchland und in Ofterreich im Jahre: 

1828 9 Meilen, 1841 56°, Meilen, 1850 73 Meilen, 

1830 TU un 18422 37° 1851 43%, „ 

1832 8. u 1843 50 " 1852 631%, „ 

1855 1 " 1844 71 PR 1853 77 jr 
(erfte Locomotivbahn) 1845 91 " 1854 46%, „ 

1836 9 " 1846 177 “ 1855 43%, „ 

1837239, 1847 1491, „ 1856 118 ,„ 

1838 21 a 1848 94 " 1857 74 Pr 

1839 27%, u 1849 85, „ 1858 131%, 


1840 30%, u 
Auf diefen Bahnen fuhren über 2850 Locomotiven, movon 2227, alſo vier Fünftel deutſchen 
Urfprungs (darunter 857 von Borfig) find, 301 aus England, 190 aus Belgien famen u. |. m. 

Wir geben nunmehr zu den englifhen Eifenbahnen über, deren Betrieb die und vorliegen: 
den Berichte 5) bis zum Schluffe des Jahred 1859 bringen. Mir verzichten babei auf ein Ein— 
geben in fpeciellere Detaild, indem wir ed unterlaffen, die Namen, Größe u. f. w. der einzelnen 
Eifenbabnen anzuführen, da diefelben für ein deutſches Publikum nur ein untergeorbnetes In— 
tereſſe befigen. 

Der Fortgang des Eifenbahnbetriebs in den vereinigten Königreidhen wird ſich aus folgens 


den Zahlen ergeben. 
Im Jahre: mwurben eröffnet: durchs Parlament autorifirt: 
1843 2036 6) englifche Meilen 2390 ©) englifche Meilen 
1844 204 4 = 805 n Mi 
1845 296 2 — 2700 n — 
1846 606 J — 4538 — 





4) Im Laufe des Jahres 1854 wurde auch bie ſchon im Jahre 1828 erbaute Linz-Budweifer Bahr 
bem Dampfbetriebe eröffnet. 

5) Die nachfolgenden Zahlen find englifchen Duellen entiehnt. 

6) Einſchließlich der vorangegangenen Jahre. 
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Im Yabre: wurden eröffnet: durchs Barfament autorifirt: 
1847 803 englifche Meilen 1354 engliſche Meilen 
1848 1182 n F 871 Pr rr 
1849 869 „" nn 16 „ 
1850 6235 n Pr 8 " " 
1851 269 „ „ 135 „ " 
1852 446 7 [7 244 " 2 
1853 350 r ” 940 „ „ 
1854 368 Pr " 482 „ " 
1855 226 r n 363 n „ 
1356 410 " " 322 „ „ 
1857 390 r Pr 663 „ „ 
1858 426 328 


9506 englifche Meilen 15659 englifche Meilen. 

Von den autorilirten Bahnen find im ganzen 1610 engliſche Meilen wieder aufgegeben worden, 
ſodaß noch 4543 Meilen Ende 1858 unausgeführt blieben. Im ganzen bedurfte e8 bisjegt 7130 
fogenannter Privatbills zur Erbauung, Amalgamirung und zu Gelverhebungen dieſer Eifen- 
bahnen. Die obigen Zahlen gewähren jedenfalls ein ziemlich deutliches Bild des auf- und 
abfteigenden Unternehmungsgeiftes im Bau der englifhen Eiſenbahnen. Es beftehen übri- 
gend außer den obigen 9506 Meilen unter parlamentariiher Sanction erbauter Bahnen noch 
36 Meilen PBrivatbahnen, melde Gefellihaften und Gorporationen auf eigenem Grund und 
Boden aufgeführt haben, ſodaß die gefammte Meilenzahl 9542 beträgt. Von diefen fommen 
auf England 6896 , auf Schottland 1308, auf Irland 1188 Meilen. Dazu kommen nod für 
das Jahr 1859 an 447"/, eröffnete Meilen, alfo im ganzen 9989", eröffnete Meilen. 

Auf jene 9542 Meilen Eifenbahnen ift ein Kapital von 181,837781 Pf. St. in gewöhnlichen 
Actien, 61,854547 Pf. St. in Prioritäten (preferences) und 81,683179 Pf. St. in der Form 
von Anleihen, zufammen alfo von 325,375507 Pf. St. verwendet worden, was das Pfund 
Sterling zu 6%, Thlrn. berechnet eine Sunme von 2169,170046 Thlen. ergibt. Die Her: 
ftellungsfoften für jede englifhe Meile Eifenbahn waren alfo 34243 Pf. St. over 228286 Thlr. 
Die Gefammtzahl der Eifenbabnen am Schluffe des Jahres 1859 betrug 282, in denen eine 
. größere Zahl amalgamirter als einzelne gezählt mit einbegriffen it. Auf den fämmtlichen Eifen- 
bahnen des vereinigten Königreih3 wurden im Jahre 1857 an 139,008888 Perfonen und im 
Sabre 1858 an 139,193699 Perfonen befördert und dafür eingenommen im Jahre 1857 
10,592798 Pf. St., im Jahre 1858 10,376309 Pf. St. Die Einnahme aus Gütern be— 
trug im Jahre 1857 13,581812 Pf. St. und im Jahre 1858 13,580440 Pf. St., zufammen 
1857 24,174610 Pf. St. und 1858 23,956749 Pf. St. 

Eine ganz eigenthümliche Stariftif ift die der Eifenbahnunglücdfälle, welde in England 
mit großer Genauigfeit geführt wird. Es ergibt ji) daraus, dag von den 640,470636 Ber: 
jonen, welde in den Jahren 1854—58 im Umfang des vereinigten Königreichs auf derfelben 
gereift, eine unter 7,907044 getöbtet und eine unter 324454 verwundet worden ift, fobaß die 
Zahl der Unglücksfälle fih wie 1:311664 verhält. Diefes ſtatiſtiſche Ergebniß weicht aller: 
dings von manden hergebrachten Anſichten ab; #8 ergibt ih aber auch zugleich aus andern Zah: 
len, daß die Inglüdsfälle namentlich auf jolden Streden vorfommen, die in größerm Umfang 
von einer einzigen Gefellihaft geleitet werden, gemiß fein günftige® Zeugniß für den englifchen 
Eifenbahndienft im allgemeinen. 

Für das laufende Jahr 1860 liegen der Genehmigung ded Parlaments bereits wieder 
60 Pläne zur Begründung neuer Eiſenbahngeſellſchaften vor, abgejehen von ven mancherlei 
andern Gejuhen um Erweiterungen, Amalgamationen u. ſ. w. Man wird fi von der Bewe— 
gung und dem Unternehmungsgeift innerhalb des englifgen Eiſenbahnweſens und von dem 
Umfang der betreffenden Thätigfeit des Parlaments einen Begriff machen fönnen, wenn wir 
hinzufügen, daß die ganze Zahl der zu deflen Berathung ftehenden Gejuche für jenes Jahr 204 
beträgt, ungerechnet 23 weitere und unter dieſen 11 Gefuche um Begründung, melde den be: 
ſtehenden parlamentarifhen Vorſchriften nicht genau nachgekommen find und baber bis auf 
weiteres unberüdjihtigt bleiben müſſen. Es ift befannt, daß die Koſten, die mit der Eoncefjion 
von Eiſenbahnen durch das Parlament verknüpft find, ſich außerordentlich Hoc belaufen und 
dadurd eine namhafte Bertheuerung des Eifenbahnbaus, alfo ein geringerer Dividendenertrag 

Etaats-kerifon. V. 4 
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herbeigeführt wird. Wir wollen darüber einige Zahlen aus dem Jahre 1854 mittheilen, wo 
ich das Unterhaus eine detaillirte Ausarbeitung über dieſe Koften- vorlegen lieg. Neunund— 
neunzig Gejellihaften hatten pamal3 4 Mill. Pr. St. zu diefen und den damit verbundenen 
geridhtlihen Koften ausgegeben. In diefer Zahl waren jedoch eine geringere Anzahl von 
größern Gejellihaften nicht einbegriffen , die zufammen nicht weniger darauf verwendet hatten, 
ſodaß man damals im Durchſchnitt diefen ganzen Ausgabenbetrag mit 1000 Bf. St. per eng: 
liſche Meile ſchätzen durfte, ein Durchſchnitt, ver ſich natürlid) in einzelnen Fällen beträchtlid er: 
höhte. Der Great:Northernceompagnie mit ihren 283 Meilen rehnete man auf die Meile mehr 
ald 2400 Bf. St. nad. Sie ift dennoch im Stande gewejen, Öfterd 4, im Jahre 1858 fogar 
5 Proc. Dividende zu bezahlen. Und man vergeffe nicht, daß neben dielen ungeheuern Koften 
eine noch viel größere Ausgabe für Landerwerb einhergeht. Engliſche Statiftifer (vgl. Chat: 
taway, „Railways and their dividends“, London 1856, S. 24) bebaupten, daß in der Mehr: 
zahl der Fälle dieſe Summe den zehn: bis hundertfahen Betrag des veranjchlagten Werths 
erreicht Habe. Man kann fih aljo wol faum über die großen Koften verwundern, die in Eng- 
land der Bau von Eiſenbahnen mad. 

Hinfihtlih der Ausgaben hat jih im Jahre 1858 folgendes Nefultat ergeben. Die Te: 
trieböfoften nahmen von der Robeinnahme in Anfprud: in England 50, in Schottland 44, 
in Irland 40 Proc. Die höhern Ausgaben in England erflärt man mol mit Recht dadurd, 
daß die weniger einträglihen Güterzüge einen größern Antheil an der Eifenbabnbeförderung 
nehmen; in England fommt die Meilenzahl der beförderten Güterwagen der der Berjonenmwagen 
faft gleich, während in Schottland und Irland das Verhältniß wie 1:3 und 4 ifl. 

Wir ſchließen mir einer Tabelle über die Einnahmen und Ausgaben der englifchen Eifen- 
bahnen für die Jahre 1849 — 58, 


Bruttoeinnabme. 


ſchni nian 
Reine Einnabme nad Abzug der Ko a re 


ften und der Zinſen für Anleiben. Prioritäten). 
1849 11,806498 Pr. St. 2,974208 Pf. ©t. 1,88 Vroc. 
1850 13,204668 „ „ 2,153259 „u u 18 . 
1851 14,997459 „ u 3,788900 „ u 24 u 
1852 15,710554 „ „ 3,887282 „ „ 2,0 
1853 18,035879 „ u 9,046145 „ u 35065 u 
1854 20,215724 „ „ 8,622175 »  » 339 u 
1855  21,507599 „ „ 5,295095 „ u 
1856 23.165493 „ 5,942862 „ 30 u 
1857 24,174610 „ „ 6,438088 „ u 30 
1858 23,956749 „ , 9,564776 , 3,06 


Dieje Tabelle ergibt alfo, was manden auf dem Eontinent verbreiteten Anjichren widerſpricht, 
ein allgemeines Steigen engliiher Gifenbahnactien, gegen weldes das auf die Kriiis folgende 
Jahr 1858 eine wohl nur vorübergehende Ausnahme bildet. 

Geben wir auf die franzöjifchen Eifenbahnen über, fo treten hier ganz andere Verhältniſſe 
entgegen, eine Reihe von großen Linien wefentlid unter Staatäbeihülfe oder vom Staate allein 
ausgeführt. Nach verſchiedenartigen Fuſionen, Anfäufen u. ſ. w. ftellen fi für September1859 
folgende Refultate für vie franzöſiſchen Eifenbahnen heraus. 7) 

nge in Kapitalin Anlelben und 


1) Gentralbahn, genehmigt 13. Aug. 1838, zunädft als gllonestern. Bil. Fr. Prioritäten in Ar. 

Paris:Orleansbahn . . 2 22 2 33218 150 336,136230 
Varis⸗Orleans, Drleans:Tour-Nantes, Orleans-Bour- (fertig 
ges-Nevers (Drleans: Chateaurour : Limoges), Tours: 1743) 
Voitiers, Poitiers-Rochelle-Rochefort, Boitierd:Borbeaur 
(Limoges⸗Perigueux⸗Coutras), Perigueux-Agen (Beri- 
gueur⸗Brives⸗Figeac, Figeae-Rodez, Zigeac-Alby:Tou: 
louſe, Figeac-Montauban), Montauban-Toulon (Lang: 
des⸗St.⸗-Germain-des-Foſſes, Langdes-Le Puy-St. 
Etienne, Langdes-Anvilles-Figeac). Die eingeklammer— 
ten Linien ſind noch nicht ausgeführt. 


— nn — — 


7) Nach A. Schmidt, Pariſer Börſen-Curoblatt (Stuttgart 1860). 
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Länge in Kapital in Anleiben nnd 
Kilometern. Mil, Fr. Prioritäten in Är. 
2) Norvbahn, genehmigt 20. Sept. 1846 . . ..1387 210 226,191500 
Pard:Dutevrain, Paris-Lille, Calais, Dunkirchen, Bou⸗ (fertig 
legne, St.:Baleın. 996) 
3) Ofbahn, genehmigt 17. Dec. 1845 . .» . . . .. 1822 250 314,486250 


Paris = Stradburg, Straßburg = Bafel, Strasburg: (fertig 
Weiſſenburg, Paris-Mühlhauſen mit veriiedenen Ab: 1651) 
zweigungen nah Farbach und Thionville. 
4) Barid: von: Mittelmeer, genehmigt 20. März, 27.Mär; 3243 400 997,457250 
und 18. Nov. 1852; vereinigte Linie Paris-Lyon und (fertig 
!non: Mittelnieer. 1877) 
5) Südbahn, genehmigt 16. Nov. 1852. . . 1473 125 225,044000 
Bordeaur = La Tefte: Bayonne, Bordeaur: Gette (neben ‚(fertig 
tem Ganalzroval), Vernet-Perpignan, Lodeve-Agde. 898) 
6) Weitbabn, genehmigt 16. April 1855 . . 2059 150 679,857500 
Paris: Mouen, Rouen-Dieppe-Havre, Paris- Verſailles⸗ (fertig 
Argentan: Granville, VParis-Le-Mans-Rennes nad St.- 1187) 
Malo und Breit nebft verihiedenen Verbindungsbahnen. 


7) son Genf, genehmigt 6. Aug. 1853. . . . 232 40  71,131500 
Seit Anfang des Jahres 1859 in Fuſion mit der Paris⸗ (ausge⸗ 
Lvon-Mittelmeerbahn. baut) 

8) Dauphinebahn, genehmigt 18. Febr. 1854 . . . 129 50  14,400000 


St.:Ranıbert:Örenoble. Gleichfalls mit der Baris- Lvon⸗ (ausge⸗ 
Mittelmeerbahn in Fuſion ſeit Anfang des Jahres 1859 baut) 


9) Ardennenbahn ‚genehmigt 11. Jul 1855 . . . .. 420 84 13,118500 
Rheims-Rethel nad der belgiihen Grenze bei Dinant. (fertig 164) 

10) Graiffeiac = Bezierd, genehmigt 26. Febr. 1855 . . . 51 18 27,375000 
(ausgebaut) 

11) Beſſeges-Alais, genehmigt 16. Aug. 1855 . . . . 32 6 1,130500 
(ausgebaut) 


Es iind alio im ganzen bisjegt projectivt 13622 Kilometer und davon vollendet 8960, ſodaß 
noch 4662 Kilometer, alſo nahezu die Hälfte der vollendeten Strecken, auszuführen wären. 
Die Koſten der Erbauung vertheilen ſich wie auch in andern Ländern auf Actien und Anleihen, 
und erreicht der Actienbetrag die Summe von 1483 Mill. Fr., die durch Anleihen aufgenom⸗ 
mene Summe 2906,257230 Fr. Wir bemerken hinfichtlich vieſer letztern Summe, daß darin 
natürlich nicht nur die Schulden der einzelnen durch Fuſion in andere Hände übergegan— 
genen Bahnen eingerechnet, ſondern daß ihnen auch der Rückzahlungsbetrag zu Grunde gelegt 
worden iſt, weil dieſer und nicht der oft beträchtlich geringere Emiſſtonspreis doch jedenfalls 
die jeder Bahn zur Lait fallende Schuld if. Die Zinfen diejer Anleihen variiren zwiſchen 
3—5 Proc. , und nur ein geringerer Theil der Paris-Lyonbahn ift vom Staate garantirt. Im 
Janzen beträgt die auf die obigen Linien verwendete oder noch zu verwendende Summe, ſoweit 
!ieielbe bisjetzt zu überſehen iſt, 4389,257230 Fr. 

Die Schweiz, die überhaupt erſt Ende der vierziger Jahre Eifenbahnen erhielt, faßte erft 
zu Beginn der funfziger Jahre den Plan eined ausgedehnten und zufammenhängenden Gifen- 
bahnnetzes, und find ſeitdem daſelbſt folgende Eifenbahngejellichaften gebildet worden: 


Kilometer. France, 
1) Gentralbabn . . .. 3 Si 48,624200 
2) Vereinigte ſchweizer Bahnen, nämlich 
St.-Gallen⸗ — RUN, 60 17,500000 
MWelbabn . . . er 35,125000 
Süboftbahn . . . » 2 2. ..172 25,000000 
3) Norvoftbahn . . a, se: 180,8 35,045450 
4) Italienische Gentralbahn 2020. 1835 25,000000 
1024,00 186,294650. 


Was die italiewnifchen Länder betrifft, jo verweiſen wir hinſichtlich Venetiens und der Lom- 
j 4* 
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bardei auf Öfterreih. In Sardinien find entweder ausgeführt oder doch in Bau begriffen die 
Zinien: 


Gonceflionirt, Kilometer. Rapital in Ft. 
Turin:Genua . . . 1845 166 000000 
Aleſſandria-Arona . . 1850 102 j140, 
urin-Sufa. . .» . 1852 53 6,500000 
Furin- Lombardei . . 1852 110 20,500000 
Mortaro-Vigevano . . 1852 13 2,150000 
Bra : Gavaller- Maggiore 1852 13 1,500000 
Hleffanvria-Strabella . 1852 118 10,000000 
Turin Gun . . . 1853 103 15,400000 
Turin-Pignerolled . . 1853 38 3.000000 
Genua: Volti . . . 1853 15 4,384500 
Victor: Emanueldbahn . 1853 255 50,000000 
BercelisBalenza . . 1854 39 5,500000 
Sorea-Chivafo . . . 1856 30 4,000000 
Aleſſandria-Acqui . . 1853 33 4,000000 
1064 271,434500. 


In Toscana waren im Jahre 1856 concefjionirt 637,4 Kilometer mit einem Koftenauf: 
wand von 126,165000 Fr. und davon 257 Kilometer vollendet. 

Im Kirdyenftaat hat es an Conceſſionen nicht gefehlt, wenn aud erft in ziemlich neuerer 
Zeit, doch ift der Bau namentlidh unter den bisherigen Zeitverhältniffen wenig vorgeſchritten. 
Vollendet ift nur die Bahn von Rom nad) Frascati von nicht völlig drei deutichen Meilen Länge 
und mit einem Actienfapital von 8,000000 Fr. 

Ebenso ift im Königreich beider Sicilien der Eifenbahnbau noch jehr zurüd. Es beftehen 
weſentlich nur einige Lokalbahnen von der Stadt Neapel aus. 

Das Königreih Belgien zeichnet ſich befanntlih durch frühzeitige einbeitlihe Erbauung 
von Eifenbahnen aus, und bereits im Jahre 1847 war dad belgische Staatseifenbahnneg im 
wefentlichen vollendet, ſodaß nachher meift nur noch Lücken auszufüllen oder Abkürzungen vor: 
zunehmen waren. Im Jahre 1856 hatte die Staatdregierung im Betrieb 805 Kilometer, wo— 
von ein Theil Privarbahnen, und außerdem waren 335 Kilometer im Bau begriffen. 

In Holland ift man hinter Belgien jehr zurücgeblieben, indem man erft im Jahre 1845 
mit dem Bau von Gifenbahnen begann. Ende 1856 waren no nicht 35 deutſche Meilen in 
Betrieb, die mit einem Koftenaufiwande von 22,800000 Thlrn. erbaut waren. Diefe Bahnen 
verbinden die Städte Rotterdam, Leyden, Haag, Amfterdam, Utrecht, Antwerpen und Arnheim. 

In Spanien tft man feit Beginn der vierziger Jahre mit der Durchführung eines Syſtems 
von Eifenbahnlinien befhärtigt, doc ift die Arbeit bis zur Mitte der funfziger Jahre nur 
langfam vorgerüdt. Bis zum Jahre 1855 beftanden in Spanien nur erft 2431/, Kilometer 
Eifenbahnen. Im Jahre 1855 wurde die Linie Madrid-Albacete eröffnet, im Jahre 1859 vie 
Linie Dadriv- Alicante mit einer Zweigbahn nah Valencia. Nah der franzöſiſchen Grenze 
wird jegt an zwei Linien eifrig gearbeitet, ferner an einer Linie zwifhen Barcelona und Sa: 
ragofla und von Bilbao nad Miranda. Im ganzen find 2365 Kilometer Eifenbahnen con: 
ceifionirt, deren Koften auf 594,456500 Fr. geihäßt werden, doch dürfte der Mangel an den 
Fonds, da die europäiſchen Kapitaliften fein rechtes Vertrauen in die fpanifhe Verwaltung 
fegen wollen , die rafchere Vollendung des Werks noch am meiften beeinträchtigen. 

Portugal ift im Eiſenbahnbau noch fehr zurüd. Ende 1856 waren 124 Kilometer voll: 
endet und 95 im Bau. 

In Schweden und Norwegen ift der Eiſenbahnbau erft in feinen Anfängen begriffen, und 
es läßt ſich nichts Erhebliches darüber berichten. 

In Dänemark befteht die Eifenbahn Kopenhagen : Gorför, 141, deutſche Meilen lang , mit 
einem Anlagefapital von 3,750000 Thlrn. Projectirt ift ferner eine Linie quer dur die Infel 
Fünen, in Jütland die Linie Aarhus: Viborg=Linfjord. In Schleswig beſtehen die beiden 
Linien Rendsburg-Tönningen und Rendsburg-Flensburg. Projectirt werden die Linien Tön- 
ningen = Hadersleben und Tönningen = Hufum: Flensburg. 

In Rußland hat man befanntlih nad dem türfifhen Kriege einen gewaltigen Anlauf in 
Erbauung von Eifenbahnen genommen und, um die Dazu erforderlichen Geldmittel zu erlangen, 
alle Kapitaliften Europas in Bewegung gejegt, was gewiß weniger zu verwundern, als daß 
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ſich ſolche zu ven aufgeftellten Bedingungen gefunden. Fünf Brocent Zinfen werben allerdings 
vom Staate garantirt, aber nah 85 Jahren gehen die Eifenbahnen unentgeltlich in den Beſitz 
des Staated über, fobaß die Actionäre, um ihr Geld wieder zu erhalten, auf bie über 5 Proc. 
hinausgehende Rentabilität ver Eifenbahnen angewieſen find, wenn man nicht etwa fhon einen 
Theil der garantirten 5 Proc. ald Kapitalvergütung betrachten will. Jedoch ift ausdrückliche 
Bedingung, daß die Bahnen innerhalb 10 Jahren vollendet fein müffen. Die zu erbauenden Li= 
nien find: 1) die warfchauer, 2) von Sowno nad der preußiichen Grenze, 3) von Moskau 
nad Niſchnei-Nowgorod, 4) von Moskau nad) Theodofia über Tula, Kursk und Charkow, 
5) von Malo-Arhangeldt nad Libau. Als Koftenberrag ift die Summe von 275 Mill. Rubel 
Silber angenommen, ſodaß auf die Werft 62500 Rubel Silber fommen, und es vergütet die 
Regierung feinen Mehrbedarf. Von allen diefen umfangreichen Projecten ift indeß nur noch ſehr 

wenig zurAusführung gefonmen, und wird ed zunächſt vabei auch wol bleiben. Die Mehrzahl 
der Kapitaliften Europas hat ſich bei den erſichtlich ſehr ungünſtigen Beringungen dieſes Eifen= 
babnvertragd von der Betheiligung fern gehalten, ſodaß den linternehmern die Hoffnung, die 
Actien auf dem im Jahre 1856 nicht mehr ungewöhnlichen Wege des Börjenipield unterzu= 
bringen, jo gut wie gänzlich fehlihlug. Die Größe der erforderlihen Summe hat dabei vielleicht 
weniger erfchredt ald der ganze Öffentliche und wirthihaftlihe Zuftand des Landes, wozu dann 
ferner im nächſten Jahre vie große Handelöfrifis fam, melde allen derartigen Geldunterneh— 
mungen ein Ende machte. Am ſchlimmſten mögen die Unternehmer der Geſellſchaft daran fein, 
welche die contractliche Berpflihtung übernommen haben, bad ganze Eifenbahnneg von 
4000 Werft (571 deutſche Meilen) in 10 Jahren, aljo bis zum Jahre 1866 zu vollenden. 
Borläufig bleibt ed daher noch bei den alten Bahnen, nänılich Petersburg-Zarskoe-Selo (4 deut 
fche Meilen) , Beteröburg : Moskau (87), Warſchau-Krakau (40). 

In der Türkei und Griechenland ſpricht und ſchreibt man nur erft von Eijenbahnunter= 
nehmungen, 

Die Eifenbahnen der Vereinigten Staaten Nordamerikas zeigen in Art und Weife ſehr 
große Eigenthümlichkeiten,, wodurch fie ſich vor ben europäiſchen nicht gerade vortheilhaft aus— 
zeichnen ; freilich gilt dies nit von der Energie, mit der fie erbaut worden jind, In Norb= 
amerika hat man in vielen Diftrieten namentlich des Weſtens mit Eifenbahnen früher ange 
fangen ald mit gewöhnlichen Wegen, fie aber im großen und ganzen jehr nachläſſig gebaut. 
Über den allgemeinen Fortſchritt der dortigen Gijenbahnen haben wir bereits einen über— 
fichtlihen Nachweis geliefert, der bis zum Jahre 1856 gebt. Es ift und nicht möglich, den 
weitern Gang des Eiſenbahnbaus jeit dieſem Jahre in gleicher Weiſe verfolgen zu fönnen, was 
um fo mehr zu bedauern, ald gerade in den Jahren 1856 und 1857 wiener ein großattiger 
Eiſenbahnſchwindel in den Vereinigten Staaten id fund gab. Derfelbe ift damals vorzugs- 
weife burd die ftarken Geldzufuhren genährt worden, die von Europa für dortige Obligationen 
herkamen; man hielt in jener Zeit die Zuftände in (Europa nicht für ſicher genug, ließ ich auch wol 
durch den hohen Zind der nordamerikaniſchen Papiere verloden. Die Yankeeſchlauheit Hat das 
ſchoͤne zugeführte Geld mit Bewußtſein zu dem Zwecke benugt, Eiſenbahnen zu erbauen, die 
allerdings dem lokalen Verkehr zugute kamen, aber feine Zinfen abwarfen. Leiber koͤn— 
nen wir aus unverwerfliher Quelle hinzufügen, daß deutſche Banfierhäufer ſich zur eifrigen 
Unterftügung dieſes Schwindels hergegeben haben, der in nicht wenigen Fällen jo weit ging, daß 
große Actienbeträge ausgegeben wurden, die entweder fhon einmal vorhanden waren, ober 
überhaupt über den Umfang der concefjionirten Uctien hinausgingen. Bekannt ift ed, wie 
auferorbentlid große Verluſte dieſes blinde Vertrauen und biefer eifrige Mis brauch deſſelben in 
Europa und auch in Deutſchland hervorbrachte, ſodaß ſich endlich in Frankfurt a. M. ein bes 
ſonderer Ausſchuß zur Wahrung der Intereſſen deutſcher Beſitzer von nordamerikaniſchen Eiſen⸗ 
bahnactien bildete. Die Schwierigkeit dieſes Schutzes liegt aber nicht blos in dem libermaß 
der Geldverwendungen, ſondern auch in den commerziellen und juriſtiſchen Manövern aller 
Art, die in den Vereinigten Staaten gegen Actionäre gebräudli find. Wer z. B. nicht die ges 
börige Anftalt zu treffen weiß, daß feine Papiere innerhalb der kurzen Zeit ver halbjährlichen 
Zinszahlung bei der betreffenden Banf präjentirt werden können, fegt fi der Gefahr aus, daß 
er ein weiteres halbes Jahr mit feinen Zinjen warten muß, von andern dabei möglihen Wech— 
jelfällen noch ganz abgefehen. Die Eifenbahnverwaltungen ſelbſt erfchöpfen fih in Ehicanen 
aller Art, um der gerichtlichen Berfolgung zu entgehen, und bei der Beftaltung der norbamerifa= 
nifchen Juſtiz fehr häufig mit dem beften Erfolge. 

Der Leichtſinn, mit dem auf den nordamerikaniſchen Eiſenbahnen gefahren wird, ift weltbes 


— 





54 Eifenbahnen 


kannt, er wird nur noch bedenklicher dadurch, daß oft die Schienen nur ganz lofe auf der nichts 
weniger als foliden hölzernen Unterlage liegen, Wir geben nachſtehend aus der neuyorker 
„Handelszeitung“ eine Überficht der in den legten fieben Jahren ftattgehabten Eifenbabnunfälle. 


Zahl der Unfälle, Zöbtungen. Berwundungen. 
1853 138 234 296 
1854 193 186 689 
1855 142 116 539 
1856 143 195 629 
1857 126 130 530 
1858 82 119 417 
1859 129 129 411 
903 1109 3611 


Dieſe Zahlen, die indeſſen bei dem Mangel einer guten offlciellen Statiſtik für Dinge dieſer Art 
in Amerifa wahrfcheinlih nur das Minimum der Unglüdsfälle ausprüden, würden ihr Ge 
wicht allerdings erjt durch einen Vergleih fämmtliher Eiſenbahnreiſenden in den betreffenden 
Zahren erhalten. 

Die Berbreitung der Eifenbahnen in den einzelnen Staaten it natürlich fehr verſchieden, 
fowie die Sufteme, nach denen fie gebaut. worden jind und verwaltet werden, Spridmwörtlid 
find die geringen Baufoften der nordamerikaniſchen Bahnen. Das liegt übrigens nicht an der 
Billigkeit des Materials und des ganzen Baubetriebd, jondern vor allen Dingen an der eigen: 
thünilichen Rändereiipeculation, welche vort mit dem Bau von Elſenbahnen verbunden wird. 
Denn nicht blos daß umgekehrt wie in Europa, wo eine ausgedehnte und Eoftipielige Erpro: 
priation erforderlich ift, die Bauunternehmer ven ganzen Trart zum Geſchenk erhalten, man gibt 
ihnen felöft große Länderſtrecken rechts und links verjelben, zumweilen das Ganze, In diejem 
Landbeſitz, der dann zu vielerlei Speculationen benugt wurde, hat unftreitig von jeher ein gro: 
Ber Anreiz zu Eiſenbahnunternehmungen gelegen es ift nicht gar felten vorgefommıen,, daR die 
Speculanten dieje Ländereien rafch verkauften und fpäter den Termin zur Erbauung der Eiſen— 
bahn ungenugt ließen, ſodaß die Käufer feine MNechte erwarben und kaum jemals wieder zu 
ihrem Gelde gelangten. In einzelnen Staaten hat man ſich neuerdings dazu gemörhigt geieben, 
die an der Bahnſtrecke liegenden no unbebauten Ländereien in mathematischen Linien abwech⸗ 
felnd dem Staate vorzubehalten und der Eiſenbahngeſellſchaft zuzuertheilen; es hatte ſich näm: 
lich herausgeſtellt, daß viele berjelben die Gifenbahn vorzugsweiſe in ver Richtung des beften 
Grund und Bodens erbaut hatten, ſodaß der Staat jegt mindeftens in den Mitbeſitz der erlang: 
ten Bortbeile kam. 

Am Schlufje ded Jahres 1859 gab es innerhalb ver Vereinigten Staaten nur 68 Bab: 
nen, und zwar unter ihnen eine Anzahl der größern, welde ihre Zinſen bezahlten. Ihr ge: 
fammtes Actienkapital betrug 185,955457 Doll. und ihre Obligationen 88,741407 Doll. 
Bon diejen Bahnen zahlten zwei 12 Broc., elf 10, zwei 9, ſiebzehn 8, zwei 7 und die übrigen 
6 Proc. und darunter, und unter diefen nur ſechs 4 Proc. Seit diefer Zeit find nod einige Bah⸗ 
nen hinzugefommen, die ihre Angelegenheiten fo weit geordnet haben, um Zinfen oder Divl: 
dende in Ausjicht zu ftellen, mande unter ihnen indeſſen auf ziemlich weitliegenve Termin 
hinaus, theilweife biß zum Jahre 1880 und fpäter. Im viefen Verhältniſſen liegt begreiflih 
eine jehr große Berlodung zum Eifenbahnactienfpiel, doch dürfte nur bei ſehr genauer Kunde 
diefes Actienmarkted dabei ein Gewinn zu realifiren fein. Aller dieſer Chancen: und Misgefhide 
ungeachtet fhreitet ver Bau neuer Eifenbahnen in den Vereinigten Staaten rüftig vorwärts. 

Außerhalb Europa fommen, nähft Nordamerika, vor allem die Bahnen der britifhen Go: 
lonien in Betradt. 

1) Britiſch-Nordamerika. 


Engliihe Meilen. Kapital, Bi. St. Anleihe, Bf. 8 
Buffalo and Lafe Huren . . „ . 142 765000 66500 
Atlantic and Great. Weſtern im Bau) — — — 
European and North-American. . 114 — — 
(von Neuſchottland nach Maine) (im Bau) 250000 1,141000 
Grand Irund of Canada . . . 1114 (880 vollendet) 2,729,060 8,800480 
(heben im Jahre 1852 vereinigte Gejellichaften) 
"Great: Metern of Canada . . . 345 — — 


(Niagarafälle nach Canada) 
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London and Port:Stanley Engliſche Meilen. Kapital, Pf. St. Anleihe. Pf. St. 
Mem:Brundwif and Canada. . 65 (eröffnet) 800000 — 
Northern of Canada 94 — — 

(von Toronto nach Lake Huron) 
Welland . . 25 97658 130000. 


Erie and Ontario 17 englifche Meilen, Oreenville and @urillan 13, St. Rawrence and Indu— 
fim 12, Montreal and Champlain 81, Cobourgh and Peterboroug 28, Vort:Hope and Ben- 
vetton 43, Prescort and Ottama 54, Brodville and Ottama 86, Hamilton and Bort:Dover 17, 
Trefton and Berlin 11 englifche Meilen. 

Leider können wir über den jegigen Beſtand diefer zum Theil ſehr wichtigen Eifenbahnen 
nicht mehr als dieje fragmentariſchen Notizen geben. Die meiften diefer Eifenbahnen gehen längs 
der Grenze der Vereinigten Staaten oder fließen diefen fih an. In nicht wenigen Fällen bat 
die Brovinzialgejeggebung ih durch flarfe Geldvorſchüſſe bei vem Bau diejer @ifenbahnen be- 
theilige. Die größern Gejellihaften haben zugleich in England refivirende Directoren, wegen 
der ſtarken engliichen Kapitalberheiligung. 

2) Britiiches Weftindien. 
Auf Demarara 20'/, englifge Meilen, 250000 Pr. St. Kapital, 80000 Pf. St. Anleihe. 
Die Linie ift in fteten finanziellen Schwierigkeiten. 
Auf Jamaica 16 englifche Meilen, 150000 Pf. St. Kapital, fhuldenfrei. Diefe Linie wirft 
zwiſchen 21/, — 3 Proc. Zinfen ab. 
Auf Trinidad 300000 Pf. St. Kapital. 


3) Oftindien. 

Berar und indifche Oſtküſte (Goringa: Engliſche Meilen. Roten in Bf. St. 

Nagyore). . . 140 (im Bau) 3,000000 
Bombay, Baroda, Mittelindien (Bom: 

bay: Agra:Surat). . . . . 46 fertig, 260 im Bau 4,500000 
Kalfutta und füvöftlihes Indien . . 32 (im Bau) 250000 
Eaft: Indian (von Kalkutta nad den 

nördlihen Brovinzen) . . 142 (vollendet 54) 14,000000 
DOftbengalbahn (von Kalkutta nad 

Dacca) . . . 108 6,000000 
Great:Beninfular . . 2 2... 194%, 8,000000 ° 
Great:Soutbern . . 2 2 2. 300 (im Bau) — 
Madras-Velloreee 2... 120 (vollendet 6)  _ 4,000000 
BES NIR 20202 0.282300 (im Bau) © vorläufig 2,000000 
Dude. . °. rn. (im Bau) 4,000000 
Scine . . 210 — 

mit der Ausdehnung auf das wend⸗ 

ſchab . 270 (im Bau) — 

(Diefe Geſellſchaft unterhält eine Dampferlinie auf den Indus.) 

Genlonbahn (Eolombo:Kanıv), . . — 1, 


Die militãriſche Bedeutung namentlich der neu unternommenen Eiſenbahnen in Oſtindien 
leuchtet ein, und es ſtehen die betreffenden Geſellſchaften auch in den engſten Beziehungen zur 
Regierung, die fie mit Vorſchüſſen und Zinsgarantien unterſtützt. 

4) Gap der guten Hoffnung. Cape-Town 600000 Pf. St. Kapital und Befugniß zur Auf: 
nahme von 200000 Pf. St. Anleihe. 

5) Auftralien. Geeleng: Ballarat, Golonialftantdbahn; Geelong : Melbourne, Eröffnung bis 
Billiamstomwn am 19. Febr. 1859, Kapital 350000 Pi; St. und 262500 Pr. St. Anleihe; 
Melbourn⸗Hobſonsbai, theilweife vollendet und befahren, bisherige Koſten 457693 Pr. St.; 
Melbourne und Murray: River, bis Sunbury (23 engliſche Meilen) eröffnet, Colonialſtaats- 
bahn; ihre Vollendung hat wegen der Bodenbeihaffenhrit mir großen Kinverniflen zu 
kämpfen; ©t.: Kiloa: Brighton, vollendet; Melbourne: Euburban, theilmeife — 
Sidney-Parametta. 

Außer den engliſchen Colonien kommen noch in Betracht: 

1) Mittel: und Südamerika. Hier iſt insbeſondere hervorzuheben die Panamabahn über 
die Landenge gleiches Namens: 50 engliſche Meilen, Baukoſten 1,250000 Pf. St. Sodann 
in Goftarica 10 englifche Meilen Eifenbahnen. Auf Cuba beftehen jegt etwa 600 engliſche 
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Meilen Gifenbahnen, die einen nicht unbebeutenden Rofalverfehr vermitteln. In Vene— 
zuela jcheint e8 noch nicht Über die Projecte Hinausgefommen zu fein. In Peru befteht jeit dem 
Jahre 1855 die Linie Arica-Tacna: 40 englifhe Meilen, 450000 Pf. St. Baufoften. In 
EHili wurde 1856 die Eifenbahn Copiapo-Caldera eröffnet; fie liegt 1300 Fuß über der 
Meeresfläche, mißt 50'/, engliiche Meilen und fendet eine Zweigbahn von 27 englifhen Meilen. 
nad den Gorbilleren. Es beftehen außerdem noch drei Eifenbahnprojecte, deren eines (Balpa= 
raifo-Gantiago) bereit in Angriff genommen ift, In Brafilien ſcheinen große Projeste auch 
faum in Ausführung gefommen zu fein: a) Die Bahia und San: Francidcobahn, 77 engliſche 
Meilen, 1,800000 Pf. &t.; b) Dom Pedro IL: Bahn, 40 engliſche Meilen; c) San: Paulo- 
bahn, 88 engliſche Meilen, 2,000000 Pf. St. Bei diejen brajilifhen wie bei den andern 
Bahnen des mittlern und ſüdlichen Amerika fpielt die Betheiligung englifher Kapitaliften eine 
fehr wichtige Rolle. | 

2) Algier. Die wenigen in Angriff genommenen Bahnen haben vorzugsweiſe eine militä= 
riſche Bedeutung. 

3) Ägypten. Alerandria: Kairo 131 englifche Meilen; Alerandria-Mariuth 17; Aleran- 
dria:Mefs 6; Alerandria-Raffateen 3; Tanta-Samanud 21; Kairo-Suez 91; Kairo-Bar: 
ragd 15; Kairo» Benijuef 76; zufammen 360 engliihe Meilen und einige Eleinere Streden. 
Der Hauptzwed diefer Bahnen ift die Beförderung ber Uberlandpoft, und fie find auch vorzugs— 
weife mit englifchem Gelde erbaut worden. ®. Cohen. 

Elbe; Elbſchiffahrtsacte; Elbverkehr. Die Elbe und ver Rhein mit ihren Neben- 
flüffen bilden für Deutihland die beiden wihtigften natürlihen Handelswege. Es ijt unnüg, 
darüber zu ftreiten, welchem von dieſen Flüſſen die größere commerzielle Bedeutung zufonıme. 
Eine gründliche Entiheidung hierüber zu treffen, dürfte jehr ſchwer halten, während es nicht im 
mindeften zweifelhaft jein fann, daß Deutichland aud nad Herftellung umfaſſender Eifenbahn= 
verbindungen im SHandeldgebiete der genannten beiden Ströme gerade durch dieſe ſchönen 
Waſſerſtraßen für jeine volkswirthſchaftlichen Intereffen einen großen Borzug beiigt und für 
diejelben nichts erwünfchter jein könnte, ald daß der Genuß diefer natürlichen Vortheile nicht 
durch künſtliche Erſchwerungen verhindert oder Doch wefentlich geſchmälert würde. 

Die Elbe entipringt am füdlihen Abfall des Riefengebirgd in einer Höhe von 4300 Fuß. 
Ihre Shiffbarkeit beginnt bei Melnik, wo jie die Moldau aufnimmt. Die Ränge des Laufs der 
Eibe von Melnif bis zu ihrer Mündung bei Gurhaven (bei der fogenannten rothen Tonne) 
wird auf circa 112 deutſche Meilen gefchägt. 

Wird die Ränge beider Uferfeiten gerechnet, fo vertheilen fi die Elbſtrecken nad ben ver— 
—— Uferſtaaten, deren Gebiet die Elbe durchſtrömt oder begrenzt, in folgendem Ver— 
hältniß: 


ſterreich 2.0. 54583 rheiniſche Ruthen (12,16 Proc.) 
Sachſen W 63001 PA ( 14,04 7) ) 
Preußen 2. +. 175314 M) „ ( 39,06 7) ) 
Anhalt: Deffau: Köthen 22083 „ Pr (AR u) 
Anhalt: Bernburg . . 7351 ” (1A u.) 
Hannover . 2... 70630  „ Er (15% u) 
Mediendbug . . . 6203 # (18, u) 
Lauenburg und Holftein 30436 - ( 68 u) 
Amt Bergedorf . . 6273 „ .. 
Hamburg . . . . 12940 ee 


Zufammen 448814 rheiniiche Rurben (100,0 Bror.). 

Die vorftehende Aufftellung hat übrigens, anfer der geographiſchen, auch praftifche Bedeu: 
tung, indem fi hieraus ergibt, wie bei Anwendung des Mheinortroifoftems die Vertheilung 
der Quoten einer Elbſchiffahrtsabgabe, melde ald Aquivalent für die Koſten der Unterhaltung 
des Fahrwaſſers und des Leinpfades beibehalten wäre, hätte ausfallen müflen, und dann, weil 
nad dem Verhältniß der Länge der Uferftreden gewifle Koften der gemeinſchaftlichen Strom: 
ſchau über die einzelnen Uferftaaten vertheilt werben. 

Wo die Elbe Böhmen verläßt und nad Sachſen eintritt (bei Herniskretſchen), beträgt die 
Höhe ihres Wafleripiegel über der Nordſee 383 par. Fuß, bei Magdeburg noch 128 Fuß. 
Das Gefäll der Elbe von der böhmifchen Grenze bis Gurbaven, auf 96 Meilen, beträgt durch⸗ 
ſchnittlich 1 auf 6016 Fuß. Ä | 
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Im Jahre 1842 warb auf Anlaß der immer lauter merdenden Klagen über progreffive 
Berihlehterung des Fahrwaſſers von den Elbuferftaaten beſchloſſen, vurd eine von ihnen ab: 
zuordnende Commiſſion von Hydrotechnikern gemeinjhaftlicd eine fogenannte Stromſchau vor= 
nehmen zu laffen. Der Commiſſion warb die Begutahtung der beiden Fragen aufgegeben: 
1) Weldes ift die gegenwärtige Beihaffenheit des Fahrwaſſers in den verſchiedenen Abtheilungen 
der Elbe? 2) Durch welche Mittel fönnen, ohne unverhältnigmäßigen Aufwand von Zeit und 
Koften, die Schwierigkeiten gehoben werben, welche ein regelmäßiger Betrieb der Elbſchiffahrt 
mit Fahrzeugen von einer durch die Herren Hyprotechnifer für die verfchiedenen Flußftreden 
vorzufhlagenden Normalgröpe in der mangelhaften Beihaffenheit jenes Fahrwaſſers finder? 

Die erfte Elbſtromſchau fand ftatt vom 25. Aug. bis 23. Sept. 1842, und legte darauf die 
hydrotechniſche Commiſſion der zu Dresden verfammelten Elbſchiffahrts-Reviſionscommiſſion 
die ausführlichen Protofolle über die Stromfhau ſowie ihr darauf begründetes Gutachten vor. 

Unter Zugrundelegung dieſes Gutachtens ward vereinbart, die ſchon beftehende vertrags- 
mäßige allgemeine Verpflihtung der Elbuferftaaten, wonad jeder in den Grenzen feines Ge— 
bietö alle im Fahrwaſſer ji findenden Hinderniffe ohne allen Verzug auf jeine Koften weg— 
räumen zu laffen hat (Art. 28 der Elbacte von 1821), dahin näher zu beftimmen, „daß jeder 
Uferftaar für fein Gebiet die geeigneten Mafregeln zu treffen habe, um dem Fahrwaſſer ver 
Elbe zwifhen Hamburg und Tetſchen eine Tiefe von wenigſtens 3 Fuß rheinländilch bei einem 
Waflerftande, welder um 6 Zoll höher ift ald ver im Jahre 1842 beobachtete niedrigfte, zu ver= 
ſchaffen und zu erhalten‘ ($. 53 der Additional-Elbacte von 1844). Derleitende praftifh:com= 
merzielle Geſichtspunkt bei diejer Beftimmung war, daß die ganze Elbſtrecke von Tetſchen bis 
Hamburg-Harburg für Elbkähne von 140 Fuß Länge, 16 Fuß Breite und 5 Fuß Höhe bet 
gewöhnlihem Waflerftande bei voller Ladung mit 45 Zoll, bei ungewöhnlich niedrigem Waſſer— 
ftande aber doc) jedenfalld noch bei halber Ladung nıit 32 Zoll Tiefgang fahrbar fein folle. 

Zugleih ward beflimmt, daß die gemeinjhaftlihe Elbſtromſchau von Zeit zu Zeit miederz' 
holt werden folle, „um die Beihaffenheit des Strong, die Wirkung der zu deſſen Verbefferung 
getroffenen Mapregeln und die etwa eingetretenen neuen Hinderniffe einer regelmäßigen Schiff 
fahrt zu unterſuchen und feitzuftellen”. 

Demgemäß hat feit 1842 noch zweimal eine foldye Stromfhau der Elbe ftattgefunden, die 
zweite im Herbſte des Jahres 1850 und bie dritte im Sommer des Jahres 1858. 

Während das hydrotechniſche Gutachten vom Jahre 1850 im allgemeinen fi günftig aus: 
ſpricht, nämlich daß nad gewiſſenhafter Erwägung der Commiſſion fih die Wahrnehmung 
beftätigt babe, „daß in allen Staatägebieten, welche von der Elbe durdftrömt werben, feit 184% 
weſentliche Berbeflerungen zur Ausführung gebracht feien, und daß ein unverfennbarer bedeu⸗ 
tender Kortjhritt auf dem damals vorgezeihneten Wege gründliher Stromcorrection ftattges 
funden habe”, machen die Ergebniffe der legten Stromſchau von 1858 einen um fo betrübendern 
Eindruck. Die jeit 1856 immer lauter gewordenen Beſchwerden der Schiffahrttreibenden über 
die Mangelhaftigfeit des Fahrwaſſers der Elbe werden durch das hydrotechniſche Gutachten von 
1858 in einleuchtender Weife gerechtfertigt. Letzteres weift nach, daß in Vergleich mit den Zus 
ftande im Jahre 1850 der Beftand der Uferabbrüche 1858 fih um eine Länge vor 8808 Ruthen 
vermehrt habe und dagegen die Deckwerke von 31996 Ruthen im Jahre 1850 fi auf 30102 
Ruthen vermindert hätten, und daß, mas das Geſammtreſultat anlangt, „der gegenwärtige 
Zuftand ded Stroms von dem vorgeftedten Ziele nod weit entfernt fei”. Im Jahre 1844 
hatten die Elbuferftaaten vertragsmäßig fich verpflichtet, vem Fahrwaſſer der Elbe eine Normals 
tiefe von mindeftend 36 Zoll zu verjhaffen und zu erhalten, und 14 Jahre jpäter konnte die 
Stromſchaucommiſſion in der evidenteften Weife an fich felbft die Erfahrung machen, wie wenig 
jener Verbindlichkeit trog des feitvem verfloffenen längern Zeitraums nachgekommen war, 
indem bei einem faum für ungewöhnlich niebrig zu haltenden Wafferftande ihr nur 29 Zoll 
tief gebendes Fahrzeug auf den Grund gerieth und die Commiffion dadurch in der Fortiegung 
ihres Geſchäfts aufgehalten wurde! 

Gine nähere Prüfung der vorerwähnten hydrotechniſchen Gutachten zeigt deutlich, daß ber 
mangelhafte Zuftand der Fahrbahn der Elbe und der eingetretene Stillftand in der Verbeflerung 
ihrer Schiffbarkeit nie jomwel dadurch, daß in der Advitional:Efbacte ungeeignete oder verkehrte 
Gorrectiondniittel vorgeihrieben, ald vielmehr dadurch herbeigeführt find, daß die dort vorge— 
fhriebenen Mittel entweder gar nicht oder doch nur unvollſtändig, unpaffend oder unzeitig 
angewendet wurden. Aus den Berichten der legten Stromſchaucommiſſion (von 1858) ergibt 
fi namentlich, daß mande Stelten im Fahrwaſſer ver Elbe, welche bei der gemeinſchaftlichen 


58 Elbe 


Befahrung im Jahre 1850 als mangelhaft bezeichnet waren, 1858 noch gar nicht und andere 
nur unvollfländig corrigirt waren, wogegen an den Stellen, wo dad Ufer regelmäßig verbaut, 
und das Strombett in angemeſſener Weije beihränft worden war, gewöhnlich aud die hin: 
reichende Fahrtiefe, die jelbit bei nievrigftem Waflerftand genügte, gefunden wurde. 

Hierin liegt ein deutliher Hinweis, daß es hauptſächlich nur einer zufammenbängenden 
Regulirung der Strombreite bedarf, um eine den billigen Anſprüchen ver Schiffahrt genügenve 
Bahrtiefe der Elbe zu bewirken. Das weſentlichſte Hindernig für die Durhführung der durch 
die Additional-Elbacte beabſichtigten Gorrection des Fahrwaſſers der Elbe liegt unverkennbar 
darin, daß ed an einem übereinftimmenden und ineinander greifenden Verfahren hierbei in ven 
verſchiedenen Uferftaaten bisher gefehlt hat, und daß fihere und beſſere Erfolge erft dann zu 
erwarten fein dürften, wenn für die Elbe ein hydrotehnijch begründeter, zufammenhängender 
Gorrectionsplan mit Angabe der von jedem Uferftaate innerhalb feines Gebiets binnen beſtimm— 
ter Frijten zu beihaffenden Leitungen vertragsmäßig feitgeftellt und eine ſämmtlichen Ufer: 
ftaaten gemeinfame Gentralitelle ind Leben gerufen würde, um die im übrigen den Territorial= 
tegierungen ſelbſt zu überlaffende planmäpige und rechtzeitige Durhführung ded Gorrectiond: , 
werks permanent zu überwachen. 

Die Elbſchiffahrtsacte und die Elbzölle. Durch Art.5 des Parifer Friedens‘ 
war beſtimmt worden, daß auf dem fünftigen Gongreß unterfucht und entſchieden werden folle, 
auf welche Weiſe vie für den Rhein getroffene Feftitellung, wonach die Schiffahrt auf demſelben 
für jedermann frei fein und die Schiffahrtdabgaben auf möglichſt gleihmäpige und für dem 
Handel aller Nationen möglihft günſtige Weife geregelt werben jollten, auf alle andern Flüffe 
audzudehnen jei, welche in ihrem jhiffbaren Laufe verſchiedene Staaten trennen oder durchſtrö— 
men. Demgemäß fanden dann die wichtigen und vielbejprohenen allgemeinen Flußſchiffahrts— 
beitimmungen für die jogenannten conventionellen Ströme in den Art. 108— 116 der Wiener 
Eongrepacte Aufnahme. 

Um dieje Beſtimmungen für die Elbe in Anwendung zu bringen, traten am 3. Juni 1819 
Bevollmächtigte der Elbuferflaaten in Dresven zufanımen, welde nad langwierigen Verhand— 
lungen am 23. Juni 1821 die Elbſchiffahrtsacte unterzeichneten. 

Durch Art. 30 diejer Acte war ber periodifhe Zufammentritt einer Reviſionscommiſſion 
vereinbart worden, deren Zweck und Wirfungskreis fein follte: „ih von der vollitändigen 
Beobahtung der gegenwärtigen Convention zu überzeugen, einen Bereinigungspunft zwiſchen 
den Uferftaaten zu bilden, um Abitellung von Beſchwerden zu veranlaffen, auch Veranftaltun: 
gen und Maßregeln, welde nad neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern 
fönnten, zu berathen.“ 

Solcher Elbſchiffahrts-Reviſionscommiſſionen haben bisher vier ftattgefunden : die erfte zu 
Hamburg vom 20. Jan. bis 18. Sept. 1824, die zweite zu Dredven vom 6. Aug. 1842 bis 
13. April 1844, die dritte zu Magdeburg vom 20. Sept. 1850 (mit mehrfacher Unterbrechung) 
bis 8. Febr. 1854, die vierte wieder zu Hamıburg, begonnen am 15. Juni 1858 und auf unbe: 
flimmte Zeit vertagt am 23. Nov. 1858. 

Diefe legte Reviſionscommiſſion hat bisjegt gar fein pojitives Ergebniß geliefert, die erfte 
und die dritte haben die vereinbarten Modificationen und Zufäge zur urfprüngliden Elbſchiff— 
fahrtsacte in der Form eined Schlußprotokolls vorgelegt, die zweite zu Dresden verfammelt 
geweſene Reviſionscommiſſion Hat dagegen eine umfajlende Apditionalacte zu Stande gebradt. 
Abgeſehen von den Elbzöllen und der Stader Zollfrage, worüber nachher beſonders zu 
reden jein wird, und der bereit beiprochenen Angelegenheit des Fahrwaſſers, ift durch die vor: 
erwähnten Acten und Schlußprotofolle im weſentlichen folgende Regulirung der Elbſchiffahrt 
Yereinbart worden. 

Der Irandport von Perfonen oder Gütern von der Nordſee nad jedem Elbuferplage und 
von jedem Elbuferplage nad der Nordjee fteht den Schiffen aller Nationen zu. Zum Schiff: 
fahrtsverkehr zwiſchen Elbuferplätzen verſchiedener Staaten jind die Fahrzeuge ſämmtlicher 
Uferſtaaten ohne Unterſchied berechtigt. Die Befugniß zur Beförderung von Perſonen und 
Gütern von einem Elbuferplage jeined Gebiets nad) einem andern Elbuferplag deſſelben Gebiets 
kann jeder Uferjtaat feinen Unterthanen vorbehalten. Stapel: und Zwangsumſchlagsrechte 
find für immer aufgehoben worden, Wegen gleihförmiger ſchiffahrts— und ftrompolizeilicer 
Vorſchriften auf der Elbe ift eine bejondere Libereinfunft der Uferftaaten abgeſchloſſen (an dem: 
felben Tage wie die Aoditionalacte, anı 13. April 1844), welche durch dad magdeburger Schluß: 
protofoll vom 8. Febr. 1854 einige Zufäge erhalten hat. Für die Schiffs: und Scifferpatente 
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ſowie für die Manifefte find gleihmäßige Formulare vereinbart. In ſämmtlichen Uferftaa- 
ten jollen Eibzollgerihte beitehen und von zum Nichteramte befähigten Perjonen verwaltet 
werden. 

Elbzölle. ) Im Verlaufe des Mittelalterd waren an verihiedenen Punkten der Elbe 
Paflagezölle entitanden, theild ohne bejondern Rechtstitel auf Grund des fogenannten Gebiets: 
rechts, theils auf Grund ausdrücklicher Verleihung von Kaifer und Neich, wie dies namentlich 
in Betreff der mecklenburgiſchen Elbzölle ver Fall war. Für jeden diejer Elbzölle gab es auf 
altem Herfommen berubende Zollrollen. Die Säge derfelben wurden jedoch Faft durchweg will: 
fürlich geſteigert, und jo bildeten jich die verichiedenften und verworreniten Tarife. Der Weit: 
falifche Frieden beflimmte, daß die im Laufe des Kriegs neu eingeführten oder erhöhten Fluß: 
jölle aufgehoben oder auf dasjenige Maß zurücgeführt werden follten, wie ed vor dem Kriege 
langjähriged Herfommen gewejen. Auch ward jeitdem in den faijerlihen Wahlcapirulationen 
anerkannt, daß feine neuen Flußpaſſagezölle follten eingeführt werben. 

Ungeachtet diefer Beftimmungen ward ed jeit 1648 mit der Zollbelaftung der Elbe immer 
ärger, und alle Berjuche ver Abhülfe durch Vereinbarungen zwiſchen den Uferflaaten verfehlten 
ihren Zwed. Daß unter den damaligen Misbräuden und Bedrückungen die Elbſchiffahrt überall 
fortzubeftehen vermochte; erklärt ji nur daraus, daß die Landitragen von unbefchreiblich ſchlech— 
ter Beihaffenheit waren, und dap die Elbzollerhebung meiftend ohne genaue Gontrole und mit 
thatſãchlichen Zollnadhläffen im Berwaltungswege oder durch Gonnivenz der Zollbeamten 
ſtattfand. 

Einen ähnlichen Zuſtand wie auf der Elbe traf man auf dem Rhein an. Hier aber geſchah 
infolge der peremtoriſchen Forderungen Frankreichs auf dem Raſtadter Congreß durch ven. 
Luneviller Friedensvertrag, den Reichsdeputationshauptſchluß und die ſich hieran ſchließende 
Mheinoctroiconvention von 1804 eine durchgreifende heilſame Reform. Alle frühern Zoll: 
gerehtiame wurden hierdurd völlig aufgehoben und ſtatt deflen eine im Vergleich mit der 
frübern Zollbelaftung mäßige Schiffahrtsabgabe eingeführt, welche von den verihiedenen Ufer: 
ftaaten nah Berhältnip ihrer Uferſtrecke erhoben und hauptfächlich zur Unterhalrung und Vers 
beiferung des Leinpfades und des Fahrwaſſers beftimmt war. Der Variſer Frieden vom Jahre 
1314 fanctionirte diefe Regulirung und beſtimmte zugleih, daß der benorftehende Gongreß 
feftftellen folle, wie die beim Rhein angenommenen Örundfäge in Anwendung zu bringen jeien 
bei den übrigen Strömen, welde in ihrem fhiffbaren Laufe verihiedene Staaten trennen oder 
durchfließen. Demgemäß wurden vom Wiener Congreß in ven Art. 108—116 der Gongrefacte 
gewifle Fundamentalbeftimmungen für die Flußſchiffahrt auf den fogenannten conventionelleu 
Strömen, wozu aud die Elbe gehört, feflgeitellt. 

Die Normen für die künftigen Flupihiffahrtsabgaben waren durch Art. 111 der Wiener 
Gongreßacte gegeben, welcher folgendermaßen lautet: „Die Schiffahrtdabgaben jollen auf eine 
gleichförmige, unveränderlihe und von der verfhiedenen Beihaffenheit der Waaren injoweit 
unabhängige Art feſtgeſetzt werben, als erforderlich ift, un eine ind einzelne gehende Prüfung 
der Ladung auf Defraudations- und Gontraventiondfülle beihränfen zu fünnen,. Der Betrag 
diefer Abgaben, welche in feinem Falle die gegenwärtig beftehenden überihreiten dürfen, ſoll 
nad den örtlihen Verbältniffen beftimmt werden, die eine allgemeine Regel in diefer Hin: 
fit nicht zulaffen. Man wird jedoch bei Feititellung des Tarifs von dem Geiihtöpunft aus: 
geben, dur Grleihterung der Schiffahrt ven Handel zu ermuntern, umd das Rheinoctroi 
wird dabei zur ungeführen Richtſchnur dienen fünnen.‘ Ä 

Der Sinn und Zwed diejer Fundamentalbeſtimmung, wie ib aus der Entftehung, dem 
ganzen Zufammenhange und dem einfahen Wortlaut derſelben bei unbefangener Auslegung 
ergibt, ift fein anderer, ald daß fünftig, obne alle Rückſicht auf Früher beftandene wirkliche oder 
vermeintliche Rechtsanſprüche und mit Bejeitigung der rein finanziellen Geſichtspunkte, nur 
folde Schiffahrtdabgaben auf den conventionellen Flüſſen, aljo aud auf der Elbe, völkerrechtlich 
zuläfiig fein follten, welche dadurch gerechtfertigt würden, daß ihr Ertrag zur Unterhaltung und 
Berbeilerung des Fahrwaſſers erforderlih und zu verwenden jei. Blußzölle, zu allgemeinen 
finanziellen Zweden erhoben, over gar zu dem Behufe beibehalten, den Verkehr von ver Fluß⸗ 
ſchiffährt abzuwenden, um ihn fünftli auf andere Handelöwege zu leiten, it eine offen zu Tage 


— 


1) Diefen Gegenſtand behandelt in erſchöpfender Weiſe die Schrift: Die Elbzölle. Aetenſtücke und 
Nachweiſe, 1814—59. Nebft einer Ginleitung über die Flußſchiffahrtsbeſtimmungen der Wiener Con⸗ 
gregacte und die Elbzollfrage (Reipzig 1860). 
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liegende Verlegung der fundamentalen Beftimmung der Wiener Congreßacte, daß bei den 
Flußzolltarifen der Gefihtöpunft leiten fol, durch Erleichterung der Schiffahrt den Handel 
u befördern. 

Die ftatt nah ſechs Monaten erft nad vier Jahren zufammentretende Elbſchiffahrtscom— 
miffion fegte leider die eben erwähnte vertragsmäßige Baſis der neuen Regulirung der Schif- 
fahrtsabgaben gänzlich außer Augen und ordnete, ungeachtet aller liberalen Beftrebungen ein— 
zelner Uferftaaten, einen Elbzofltarif an, der mit jenen völkerrechtlichen Grundſätzen im voll 
fändigen Widerfprud ftand. Wie dies zugegangen, kann im diefer kurzen Skizze unmöglich 
entwidelt werben, fondern muß dieſerhalb auf die ausführlide actenmäßige Darlegung in 
der oben erwähnten Schrift verwiefen werden. Es erfolgte allerdings eine weſentliche Um— 
geftaltung der biöherigen Elbzollverhältniffe durch Einrichtung einer einfahern und gleich: 
mäßigen Zollerhebung und Verminderung der Elbzollämter, allein die Elbzollkaſſen der un— 
tern Elbuferftaaten Hannover, Lauenburg und Medlenburg hatten hiervon weit größern Vor— 
theil ald der Elbverfehr wirkſame Erleichterung. 

Der durd die Elbihiffahrtdacte vom 21. Juni 1821 feftgejegte Normaljag des Elbzolls 
war für die Strede von Melnif bis Hamburg 27"/, Or. E.:M. für den Gentner hamburger Ge= 
wicht, und außerdem mard für die Fahrzeuge noch eine beſondere Abgabe, die jogenannte 
Recognitiondgebühr eingeführt. Für eine Neihe volumindfer Artikel von verhältnigmäßig 
geringem Wertbe wurden jedoch niedrigere Zollklaffen zu Y/,, 5, Yo, Yao und Yz, Normalfag 
bewilligt, weil die Erhebung des vollen Elbzolls von diejen Artifeln einem förmlihen Ver— 
£ehröverbote ziemlih gleihgefommen wäre und mithin den Eibzollfaffen mehr Schaden ale 
Nutzen zu Wege gebracht hätte. 

Auf der erften Elbrevifiondcommiffton im Jahre 1824 beantragten Öfterreich und Ham— 
burg dringend die Herabfegung des Normalelbzolld wenigftend um ein Viertel, jedoch ohne 
Erfolg. Die durd das Schlufprotofoll vom 18. Sept. 1824 dem Elbverfehr gewährten Er— 
leihterungen waren höchſt unbeveutender Art; fie befhränften ſich auf die VBerfegung einiger 
Artikel in niedrigere Zollflaffen und eine irrelevante Modification der Recognitionsgebübr. 

Durch die am 13. April 1844 zu Dresden unterzeichnete Additionalacte zur Elbſchiffahrts— 
acte ward eine wejentlihe Umgeftaltung der drei Elbzollverhältniſſe dadurch herbeigeführt, dag 
an die Stelle des hamburgifchen Gewichts und des Conventionsmünzfußes für die Zollentrich— 
tung das metriſche Gewicht und der Vierzehnthalerfuß trat und die Necognitiondgebühr in einen 
Zuſchlag zum Waarenelbzoll convertirt wurde. Wie zmedmäßig an ſich diefe Veränderungen 

auch fein mochten, der neu angeordnete Elbzolltarif mit feinem Normaljag von 33 Sgr. 11 Pf. 
für die Strede von Melnik bis Hamburg enthielt für die wichtigſten Gegenftände des Elb— 
verkehrs nicht nur feine Erleichterung, fondern brachte ſelbſt eine ftärfere Belaftung mit jih, und 
aud wegen der Verjegung gewiſſer beveutender Handeldartifel, deren Verdrängung von der 
Elbe durch die Concurrenz anderer Verkehrswege immer empfindlicher geworden, in niedrigere 
Zollklaffen war in der Additionalacte fo gut wie gar nichts gefchehen. Alte Beftrebungen ver 
übrigen Uferftaaten waren an dem beharrlidhen Widerſtreben Hannovers, Medlenburgs und 
Dänemarks geſcheitert. 

Der Haupteinwand gegen das geltend gemachte Bebürfnig einer durchgreifenden Herab— 
fegung des Elbzolls war der Hinweis, daß bis dahin der Elbtransport, jelbft der zum vollen 
Zolljag tarifirten Gegenftände, im allgemeinen von Jahr zu Jahr geftiegen fei. Man überſah 
hierbei, wie dies Rejultat überall nur dadurch ermöglicht worden war, daß Preußen, Sachſen 
und theilmeife auch Anhalt entweder durch Specialverträge unter jich oder auch durch jelbftän= 
bige eigene Mafregeln für den Elbverkehr nah und von ihren Känvern die oberhalb Witten 
berge bis Schandau conventionsmäßig beftehenden Elbzölle ganz oder grofentheils aufgehoben 
hatten. Darüber fonnte fein Zweifel obwalten, daß, wenn Preußen, Sachſen und Anhalt ihre 
Eibzollquoten in gleiher Weile wie Hannover, Medlenburg und Dänemark forterboben hätten, 
fhon vor Eröffnung der mit der Elbe rivalifirenden Eifenbahnen der Verfand der dem Nor: 
maljag unterworfenen Artikel faft gänzlich der Elbſchiffahrt entzogen worden wäre. 

Wenn man die Verhandlungen über das Elbzollweſen in Schofe ver 27 Monate pauern= 
den zweiten Elbſchiffahrts-Reviſionscommiſſion näher anfieht, muß es die größte Verwunde— 
rung erregen, daß die eigentlihe Baſis und alleinige Norm der Abgabenverhältnifie auf ven 
conventionellen Flüffen, der Art. 111 der Wiener Congreßacte, damals völlig in Vergeflen- 
beit gerathen zu fein jcheint. 

Das jo höchſt unbefriedigende Ergebniß der Additional-Elbacte für das Elbzollweſen, ver= 


Elbe 61 


bunden mit der auf den Abſchluß derfelben bald folgenden Herftellung von Gifenbahnverbin=. 
dungen an beiden Seiten der Elbe, mußte den Handeld- und Scifferftand in den Elbhandels— 
plägen beflimmen, wenn irgend möglih nod nachträglich eine zeitgemäße Ermäßigung der 
Elbzölle unterhalb Wittenberge auf die eine oder die andere Weife zu Wege zu bringen. Der 
Ruin des Elbverkehrs erſchien ſonſt unabmwenpbar. Im Herbft des Jahres 1847 ward daher 
eine gemeinfhaftlihe Denkihrift der Handeldvorftände von Prag, Dresden, Leipzig, Halle, 
Berlin, Magdeburg, Altona und Hamburg veröffentlicht, worin die Unerträglichfeit des Nor- 
mal⸗Elbzolls Elar nachgewieſen und auf fchleunigfte Abhülfe gedrungen wurde. Dieje Vorftel: 
lung blieb nicht ganz obne Erfolg, denn die hannoverifhen, medlenburgiihen und dänifchen 
Binanzbehörden überzeugten fich endlich, daß das Interefle der Elbzollkaſſen ſelbſt ed erheiſche, 
für diejenigen Handelsartikel, welde die Höhe der Elbzölle bereits in augenſcheinlichſter Weile 
von der Elbroute nad Stettin und andern Plägen hin verdrängt hatte (wie z. B. Barbhölzer, 
Heringe, Die, Soda u. f. w.), eine beträchtliche Herabjegung des Elbzolls eintreten zu laſſen. 
Es geichah dies darauf im Frühling 1848 durch Verfügungen im Verwaltungswege. 

Auf den Gonferenzen der zu Magdeburg verfammelten dritten Elbſchiffahrts-Reviſions— 
commiſſion zeigte fih infofern ein Wendepunft für die Elbzollfrage, als Ofterreih, Sachſen und 
Hamburg von jegt an mit Entſchiedenheit und Gonfequenz den längern Fortbeftand der bishe— 
rigen 'Eibzollverhältniffe ald eine Verlegung völferrehtlicher und vertragsmäßiger Verpflich— 
tungen befämpfen und auf Grund der allein maßgebenden Flußſchiffahrtsbeſtimmungen ver 
Wiener Eongrepacte eine durchgreifende Neform des Elbzolltarifs in Anfpruh nehmen. Es 
knüpfen ſich hieran die weitläufigften Verhandlungen innerhalb und außerhalb der Reviſions— 
commiſſion, um die venitenten Uferſtaaten zu einigermaßen genügenden Reductionen des Elb— 
zolld zu bewegen; allein es gelingt jelbft den wiederholten dringendften Vorftellungen der 
oͤſterreichiſchen und der preußiſchen Regierung nicht, ein foldes Refultat auch nur annähernd zu 
erzielen, und das magveburger Schlufprotofoll von 8. Febr. 1854 beſchränkt jih auf wenige 
dürftige Palliativmapregeln durch Verfegung einiger bis dahin normalzolpflitigen Artikel in 
eine neu errichtete Halbzollflaffe oder in die Viertelzollklaſſe. 

Im Jahre 1850 harte der Rheinzoll im allgemeinen eine vertragsmäßige bedeutende Er— 
mäßigung erfahren, die Weferzölle wurden infolge des Anſchluſſes ded Steuervereind an den 
Deutſchen Zollverein gänzlich aufgehoben, und der Sundzoll fam durd Die verſchiedenen Ber: 
träge über die Ablöfung veilelben feit 1857 ebenfalls in Wegfall. Angefihtd dieſer thatſäch— 
lichen Umftände und der progreijiven Abnahme des Elbtransports der widtigiten Handeldarz 
tifel knüpften fih an den Zuſammentritt der vierten Elbſchiffahrts-Reviſionscommiſſion in 
Hamburg im Sommer 1858 die zuverſichtlichſten Hoffnungen des betheiligten Handels- und 
Shifferftandes, daß jegt endlich auch der Elbe eine dem evidenten Bedürfniß entſprechende Zoll⸗ 
Herabfegung werde zu Theil werden. Ofterreih, Preußen, Sahjen und Hamburg liefen durch 
ihre Bevollmächtigten bei der Commiſſion ven Nothſtand des Elbverkehrs ſowie den Wider: 
ſpruch der jegigen Elbzollverhältniffe mit ven Beftimmungen der Wiener Congreßacte und 
Art. 30 der Elbacte in der einleuchtenpften Weife darlegen. Es wurde darauf hingewieſen, daß 
Der conventiondmäßige Normal:Elbzoll per Gentner von Hamburg nah Magdeburg, nad) Dres: 
den und nach Prag reip. 17 Sgr. 4 Pf., 29 Sgr. 10 Pf. und 33 Sgr. 11 Pf., während der 
reine Eiſenbahnfrachtſatz für dieſe Strecke nur reſp. circa 81/, Sgr., circa 19 Sgr. und 29 Sgr. 
per Gentner betrage, was doch ein ſchreiendes Misverhältniß abgebe gegen den völfer: 
rechtlichen Fundamentaljag, daß auf den conventionellen Flüffen der gemeinfchaftliche Tarif der 
Schiffahrtsabgaben den Geſichtspunkt feftgehalten habe, den Handel aller Nationen durch 
GErleihterung der Schiffahrt zu fördern. Und wenn man aud vie thatfählihen Zollverhält- 
aiffe, wie jich Diefelben feit längerer Zeit durch das liberale Vorgehen Preußens, Sachſens und 
Oſterreichs geſtaltet haben, in Betracht ziehe, ſo bleibe doch immer ein thatſächliches Misver— 
haͤltniß, wie ed nicht verkehrter und unbilliger gedacht werden könne, die Erhebung von Paſſage⸗ 
zöllen zum Betrage von 6 Sgr. 5 Pf. per Centner ſeiten Hannovers, Mecklenburgs und 
Dänemarks auf der Elbſtrecke von Hamburg bis Wittenberge, d. h. auf einer Strecke von 
ungefähr 16 Meilen, wofür die ganze eigentliche Fracht nur 2—3 Sgr. beträgt, und noch dazu 
auf einer Strede, wo die Unterhaltung und Verbeflerung des Fahrwaſſers in arger Weife 
vernachläſſigt wird. 

Der preußifche principale Antrag wegen des Elbzollweſens bei der vierten Reviſionscom— 
miffion ging dahin: in Zukunft nur die Klaffen zu Y/,o und Ygn des Normalzolls beizubehalten, 
und zwar in der Art, daß die Waaren, die gegenwärtig zu Yu, Ya, Ya, Ys und Vo tarifirt 
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find, künftig alle zu Y;o, diejenigen Artikel aber, die jegt In der Ygoz und Y,o: Zollflafte ſtehen, 
fünftig ſämmtlich zu Y,, des Normalfages verzolft würden. 

Die Durdführung vieles Antrags würbe unzweifelhaft dem commmerziellen Bevürfnig wie 
dem Sinn und Wortlaut des Art. 111 der Wiener Eongrefacte und des Art. 30 der Elbarte 
am vollitändigften entſprechen, und ward berfelbe deshalb von Öfterreich, Sachſen und Ham— 
burg angelegentlichſt unterſtützt. Bei dem entſchiedenen Widerſpruch der andern Uferſtaaten 
aber gegen eine ſoweit gehende Elbzollreduction, und um, wenn moͤglich, durch bundesfreund⸗ 
lied Entgegenfonmen eine vermittelnde Ausgleihung der entgegenftehenden Anfprüde zu 
erzielen, ohne die Rechtsfrage auf die Spige zu treiben, vereinigten ſich ſchließlich Öfterreich, 
Preußen, Sachſen, Anhalt: Deffau: Köthen, Anhalt:Bernburg und Hamburg zu folgendem 
Zollermäßigungdantrage: „Von den biäherigen fieben Elbzollklaſſen werden nur drei Klaſſen 
beibehalten, nämlich zu Y,, Yo und Y,, Eldzoll. Sämmtliche Artikel, weldhe gegenwärtig dem 
Normalſatz und dem Yz: Elbzoll unterliegen, werden in bie 1/,= Eibzollklaffe veriegt. — Die= 
jenigen Artifel, welde gegenwärtig Y/, Elbzoll entrichten, verbleiben in diefer Klafje, mit Aus— 
nahme von Getreide, Hüljenfrüchten und Olfaaten, melde in die 2 0: Klaffe verjegt werden. — 
Die bisherigen Y,: und Y,.: ElbzollHlaffen bilden Fünftig, neben den obengenannten Artikeln, 
die Yo: Klaſſe. — Die bisherigen Y,,= und Y,o: Eldzollklaffen bilden künftig die Y/,.: Klaffe.’‘ 

Die Bevollmädhtigten von Hannover und Medlenburg lehnten auch diefen von der Majo— 
rität der Uferftaaten gemeinfam beantragten und gründlich motivirten Antrag jofort in ent= 
fchiedenfter Weife ab. Dieje beiven Staaten hielten beharrlih an ver Anſicht feft, daß es jedem 
einzelnen Staate freiftehe, nach feiner Gonvenienz die Zuftimmung zu irgendwelcher Herab- 
jegung der beftehenden Elbzölle beliebig zu ertheilen oder zu verſagen. Nachdem jo conftatirt 
worden war, daß durch die beharrliche Weigerung einzelner Uferftaaten, eine dem nachgewieſe⸗ 
nen Verkehrsbedürfniſſe wie dem Zwecke des Art. 30 der Elbacte entiprehende Mopificatien 
der Eibzölle eintreten zu laffen, bie Commiſſion in die Lage verſetzt ſei, die ihr vertragsmäßig 
obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllen zu können, ward beſchloſſen, die Conferenzen für jetzt 
abzubrechen und deren Wiederaufnahme zur geeigneten Zeit auf ergangene Einladung von 
ſeiten des Präſidiums vorzubehalten. Oſterreich und Preußen reſervirten ſich weitere Maß— 
regeln, um eine Abhülfe gegen die längere Fortdauer der mit den Stipulationen der wiener 
Verträge und der Elbacte im Widerfpruch ſtehenden Elbzollverhältniſſe herbeizuführen. 

Dies geſchah im November 1858, allein bisjetzt (April 1860) hat noch nichts von ſolchen 
Mapregeln verlautet und die erorbitante Zollbelaftung des Elbverfehrs dauert unverminvert 
noch immer fort, Die oben angeführte Schrift über die Elbzölle, welde die legten Der: 
bandlungen darüber vollſtändig mittheilt, hebt nachdrücklichſt hervor, daß ein ſolcher kläglicher 
Zuſtand unmöglich auf die Länge geduldet werden könne. ſterreich und Preußen, die Miteon⸗ 
trahenten des Pariſer Friedens von 1814 und der Wiener Congreßacte, haben wiederholt und 
in bündigſter Weiſe in voller uͤbereinſtimmung und unter gründlicher Motivirung in den Gon= 
fevenzprotofollen erklärt, daß die gegenmärtige Eibzollerhebung, wie Hannover, Medienburg 
und Dänemark folde trog aller Reclamationen fortwährend in Anwendung bringen, im Wider: 
fpruche ſtehe mit den Bundamentalbeftimmungen jened großen WVölfervertrags, wonach alfo 
diefelbe ald eine unrechtmäßige Beeinträhtigung ded Handels aller beim Elbverkehr betheiligten 
Staaten betrachtet werden muf. Gine derartige factifche willfürliche Grpreflung fann, nachdem 
ihr Charakter in unwiderleglicher Weile zur Öffentlihen Kunde gebradt ift, dadurch nicht auf> 
recht erhalten werden, daß ihr Kortbeftand den particulären Binanzs und Eifenbahnintereflen 
und der Gonvenienz der hannoveriſchen und der medlenburgifhen Regierung zuſagt. Wollen 
dieſe Regierungen es denn durchaus dahin bringen, daß, wie feiner Zeit eine Reform bed 
Rheinzollunweſens und die Abihaffung des Elsflether Zolled auf der linterweier zur Schmach 
Deutſchlands erft durch franzöſiſche Einwirkung herbeigeführt worden, jo auch auf der Elbe die 
in diefent Falle völkerrechtlih begründete Ginipradhe fremder Großmächte abgemwartet werde, 
bevor die vertragswidrigen Zollerbebungen und die gewaltjame Unterbrüdung des Verkehrs 
auf einer von der Natur zur Wohlfahrt des gemeinfamen deutfchen Vaterlandes geſchaffenen 
berrlihen Wafferftraße aufhören ? 

Eibverfehr. Zur Erläuterung der vorftehenden Bemerfungen über das augenſcheinliche 
Bedürfniß einer umfaſſenden Reform des jetzigen Elbzollweſens ſtellen wir noch einige ſumma⸗ 
riſche ſtatiſtiſche Nachweiſe zuſammen. Zunaͤchſt eine Überficht der Elbzolleinnahmen der vers 
ſchiedenen Uferftaaten in ven Jahren 1850—57, wobei für Mecklenburg, Lauenburg und das 
Amt Bergedorf der Tranfitzoll auf der Berlin:Hamburger Eifenbahn mit in. Anſchlag ges 
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bracht ifl, weil derſelbe notoriich ald eine Art Übertragung des Elbzolls auf dieſe Route ange- 
ordnet ift. Es nahmen von den genannten Zöllen während jener acht Jahre ein: 


Oſterreich 2) 13897 Ihlr. 
Preußen 438636 „, 
Sadıien ?) 121732 „ 
Anhalt 168079 „ 


Hannover 3,251440 ,„ (davon 1,856112 Ihlr. für Staver Zoll) 

Mecklenburg 2,175526 „ (C „ 1.179279 „ Eiſenbahn-Tranſitzoll) 

Sauenburg?) 1,442213 „ („ 973736 „ — 

Bergedorf*) 275995 „ (Ca 227239 „ > 
Zufammen 7,887418 Thlr. 


Nah den Verkehräüberfihten des preußiihen Elbzollamts Wittenberge ftellte ſich der dor— 
tige geſammte Elbverkehr (auf= und niederwärts zuſammen) in den beiden Jahren 1846 und 


1858 wie folgt: 
Artikel der Normalzollkaſſe. 184. 1858, 

Zum Ya =:Elbol ... . . 2,327670 Etr. \ 100327 Etr. 
(einbegriffen in ver Y, Klafe) | 171239 „ 

wu: 3... 1951762 Er. - 1,681858 „' 

— — SR DIR An 38190 „ 240965 „ 

w Miele —V ——— 782209 „ 1,702257 „ 
„Mon. . 113298 „ 142316 „ 
ee. f 2,568259 „, 7,216862 „, 


Dieje Überſicht enthält die einleuchtendſte Begründung ‘des vorhin erwähnten preußiſchen 
Antrags auf eine zeitgemäße durchgreifende Reduction des jegigen Elbzolltarifs und beweift 
ihlagend den Widerſpruch, welder zwifchen dem gegenmärtigen Elbzollweſen und Art. 111 der 
Miener Congreßacte ftattfindet. Diefer jchreibt, wie jhon bemerkt, flar und beftimmt für die 
Slußzolltarife die allgemeine Norm vor, durd Erleichterung der Schiffahrt ven Handel zu 
ernruntern, und der gegenwärtige Elbzolltarif hat eine jo erorbitante Höhe, daß er für bie 
wichtigſten Handelsartifel ven natürlihen Waflerweg nur noch ald ein ausnahmsweiſes Trans— 
portmirtel eriheinen läßt und feine Aufgabe jegt darin ſucht, durch Erſchwerung der Schiffahrt 
dem concurrirenden, an und für ji ſhon jo manche Vorzüge bietenden Eiſenbahnverkehr ein 
Monopol zu verſchaffen. Es ift wahrlich nicht mit Unrecht behauptet, daß der bisherige Zu— 
ftand des Elbzollweſens die Mangelhaftigkeit unferer öffentlihen deutihen Zuſtände dur 
das unbebinderte Borwalten jelbftfüchtiger Varticularintereffen auf Koften der berechtigten 
Geſammtwohlfahrt auf das überzeugendfte vor Augen lege! 

Stader (oder Brunshäufer) Zoll. Dieje am Ausflug der Schwinge in die Elbe von den 
ſeewärts anfommenden Radungen abjeiten Hannovers erhobene Abgabe nimmt in mehrfacher 
Beziehung eine befondere Stellung unter den Elbzöllen ein. Im Jahre 1038 ward von Kaifer 
Konrad II. vem damaligen Erzbiihof von Hamburg und Bremen diefer Zoll verliehen, von dem 
aber durch ein Brivilegium Kaifer Friedrich's J. im Jahre 1189 die hamburger Bürger für 
ihre Schiffe und Güter befreit wurden. Bine regelmäßige Erhebung des Stader Zolls ſcheint 
erft nach ven Verfall ver Macht der Hanſa eingetreten zu jein, namentlich ſeitdem derſelbe mit 
den Herzogtbümern Bremen und Verben durch den Weſtfäliſchen Frieden der Krone Schweden 
zugefallen war. Die Orunplage der alten Zolltollen war eine Abgabe von einem Schilling von 
je 100 Mark des Werths der elbaufwärts paflirenden Güter, alfo Vroc. Diefe Balis wurde 
aud beibehalten, ald im Jahre 1692 zwifhen Schweden und der Stadt Hamburg der jogenannte 
Stader Receß vereinbart ward. Nachdem jedoch die Herzogthümer Bremen und Verden im 
Jahre 1712 an Hannover gefommen waren, begann ungeadtet aller Gegenvorftellungen 


2) Seit 1851 hat Ofterreich feine Elbzolle gänzlich aufgehoben; die erwähnte Ginnahme fallt alſo 

allein auf das Jahr 1850. = 
Be Ginen großen Theil diefer Einnahmen verwendet Sachfen auf Reftirution der anhaltijchen Elb— 
zölle u. f. w. 

4) Seit 1857 ift eine wefentliche Verminderung der Eifenbahntranfitzölle in Sauenburg und Berges 
dorf eingetreten. Auch der für das Amt Bergedorf erhobene Elbzoll (der ſogenannte Erslinger Zoll, 
1 Pf. per Gentner) hat feit 1852 eine ganz bedeutende Verminderung durch Befreiung gewiſſer Ladun⸗ 
gen erfahren, von durchſchnittlich circa 13000 auf circa 3500 Thlr. 
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Hamburgs eine fortgefegte willfürlihe Erhöhung der vereinbarten und gejeglihen „Elbzoll— 
tara‘ von 1692. Auf der Elbſchiffahrtscommiſſion (1819—21) drangen Dänemark und 
Hamburg darauf, daß der Stader Zoll gleih den übrigen Elbzöllen in die allgemeine Reguli— 
rung mit hineingezogen werde, allein Hannover wußte ji unter dem Vorgeben, der Stader 
Zoll ſei ein Seezoll, da er nur von Seeſchiffen und deren Ladungen erhoben werde, und gehöre 
daher nicht zur Gompetenz der Elbeommiſſion, diefem Verlangen zu entziehen, und das einzige, 
was vorläufig erzielt werden fonnte, war die officielle Mittheilung des damals (1821) in that- 
fähliher Anwendung befindlichen Tarifs, nachdem die Conferenzen der Commiſſion ihr Ende 
erreicht hatten. Hamburg proteftirte fofort gegen die Rechtsgültigkeit dieſes mit der vertrags— 
mäßigen Tare im vollften Widerſpruch ſtehenden Tarifs, und diefem Protefte ſchloß ſich Däne— 
marf auf der erften Reviſionscommiſſion (1824) aufs entſchiedenſte an. Die darauf eingelei= 
teten Specialverhandlungen zwifhen Hannover, Dänemark und Hamburg blieben ohne allen 
Erfolg und die factiihe Zollerbebung dauerte mit allen ihren Misbräuden fort. Im Jahre 
1839 begann die hamburgijche Commerzdeputation eine nachdrückliche Agitation gegen den 
Stader Zoll und fand diefelbe in England lebhaften Anklang. Die britifche Regierung fnüpfte 
mit Hannover felbftändige Verhandlungen über diefe Angelegenbeit an (1841), welde indeß 
durch einen Wechſel des engliihen Minifteriums einftweilen ind Stoden gerietben, nachdem 
Lord Palmerfton durch eine ausführliche Note vom 12. Aug. 1841 den Ungrund der von Han— 
nover geltend gemachten Anſprüche nachgewieſen hatte. Bei der zweiten Elbreviſionscommiſſion 
(1842— 44) entihloß fih Hannover endlich eine Umgeftaltung der bisherigen Verhältniſſe des 
Stader Zolld eintreten zu laffen und benugte feinen Einfluß in der Commiſſion, einen befondern 
Staatövertrag hierüber zwiſchen den Elbuferftaaten zu Stande zu bringen, wodurch zwar, im 
ganzen genommen, die biöherige factifhe Zolleinnahme etwäs verringert, allein andererfeits 
erlangt wurde, daß an die Stelle der alten vertragsmäßigen Bajid des Zolld von Y/,, Pror. 
nunmehr von den Elbuferftaaten ein Tarif anerfannt wurde, welcher durchſchnittlich etwa !/, 
bis Proc. vom Werthe ver Waaren betrug. Hamburg blieb mit feinem Widerjtande gegen 
dieſen neuen Brunshäufer Zolltarif ganz ifolirt und mußte fchließlich, der Gewalt der Umftände 
weichend, ebenfalld den Staatdvertrage beitreten. Den auswärtigen Mitcontrahenten der 
Wiener Eongrefacte gegenüber erſcheint jedoch der Vertrag über den Brunshäufer Zoll vom 
18. April 1844 an ſich nicht verbindlich, denn jene Acte beftimmt, daß die fünftigen Abgaben 
aus den conventionellen Flüffen von dem Punfte an, wo fie ſchiffbar werden, bis zu ihrer Mün— 
dung in feinem Falle höher fein follen, als jie beim Abſchluß der Acte waren, was erfihtlich 
nicht auf die etwaige willfürlih flattgefundene Erhöhung, fondern nur auf den damaligen 
geleglihen Tarif Bezug haben kann. Diefer gefegliche Tarif beruhte aber 1815 auf der Baſis 
von Ye Proc. ded Werths, während der 1844 errichtete durchſchnittlich auf Y,—Y, Proc. bins 
auskommt. Die Anerkennung des jegigen Tarife feitend fremder Staaten ift mithin von bejon= 
dern Verträgen abhängig, wie folde von den Vereinigten Staaten, von Belgien und Groß: 
britannien mit Hannover für eine beſtimmte Zeitdauer und weiter mit dem Vorbehalt ver Kün= 
digung abgeſchloſſen jind. Die beiden legtgenannten Staaten haben nun in legterer Zeit ihre 
Berträge dieferhalb gefündigt und ſcheinen die Abſicht zu haben, diejelben nicht in gleicher Weile 
wie früher zu erneuern. Belgien, weldes ven hannoverifhen Schiffen, ebenſo wie den meiften 
übrigen Blaggen, den holländischen Schelvezoll veftituirt, dürfte nad Ablauf des Vertrags vie 
Fortdauer diefer Vergünftigung davon abhängig maden, daß Hannover die belgiihen Schiffe 
und deren Yadungen nicht durch Erhebung des Stader Zolls belaftet, Hannover fann aber die 
belgiſche Flagge vom Stader Zoll nit erimiren, ohne zugleich die gleiche Befreiung fämmtlihen 
Eibuferftaaten und andern Nationen einzuräumen, denen vertragsmäßig dad Recht der meift- 
begünftigten Nation zufteht. In England ift im Jahre 1858 ein Parlamentsausfhuß nieder: 
gelegt worden, um die Verhältnifle,des Stader Zolls in ihrer Beziehung zum britifchen Handel 
näher zu prüfen. Diejer Ausſchuß hatam 14. Juli 1858 in feinem Berichte daraufangetragen, 
den Vertrag mit Hannover zu fündigen, und ift diefe Kündigung darauf erfolgt. Die britifche 
Regierung hat zugleih beantragt, wegen eventueller Ablöfung des Stader Zolld allgemeine 
Berhandlungen der betheiligten feebandeltreibenden Staaten, wie feiner Zeit der Aufhebung 
des Sundzolld vorangegangen find, anzufegen. Solde Verhandlungen werden, nachdem die 
Sache einmal in das gegenwärtige Stadium getreten ift (April 1860), vermuthlich niht aus— 
bleiben und um fo eher zu einem Refultate führen, ald durd die Wiener Acte ven fremven 
Regierungen eine Rechtsbaſis für ihre Forderungen gegeben ift, woran ed Dänemark gegenüber 
hinſichtlich des Sundzolls fehlte, und weil e8 Hannover jelbft erwünſcht fein muß, daß endlich 
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die Reclamationen einmal ein Ende nehmen. Mit der Regulirung der Stader Zollfrage wird 
aber eine Erledigung der für das ullgemeine wie indbejondere für das deutſche Handelsintereſſe 
noch wichtigern übrigen Elbzollfrage ji verfnüpfen müſſen. i 

Elifabeth (Königin von England) muß als von Natur hochbegabte Fürſtin bezeichnet 
werben, melde ein hartes Geſchick zu dem ſchweren Berufe erzog, dem fie nur mit voller 
Kraft ded Geifted umd feltener Stärke des Charakters genügen fonnte. Sie war, geb. am 
7. Sept. 1533, Die Tochter des launenhaften und tyrannifchen Königs Heinrich VIII. und ver 
Auderwählten jeined Herzend, der jchönen und geiftreichen Anna Boleyn, Tochter des Sir Tho— 
mad Boleyn und Hoffräulein der Königin Claude, Gemahlin König Frauz' J. von Frankreich. 
Die Toter theilte von der Stunde ihrer Geburt an das traurige Los der unglüdlichen Mutter. 
Denn obgleich die glühende Leidenſchaft des Königs ihn fo weit getrieben hatte, daß er feine 
etſte Gemahlin, Katharina von Aragonien, um ihretwillen verftieß und nicht ohne große 
Schwierigkeiten die förmlihe Scheidung von ihr durchſetzte, um die zur Marquije von Pem— 
brofe ernannte Geliebte ald Königin auf den Thron zu erheben (die geheime Trauung fand 
nad der gefegmäßig vollzogenen Scheidung von Katharina am 25. Jan. 1533 ftatt), jo er= 
faltete doch feine Liebe zu ihr nur zu bald wieder, um der noch glühendern Leidenſchaft für Jane, 
Toter ded Sir John Seymour und Hoffräulein der Königin Anna, Platz zu machen. Nach 
der unglüdlichen Entbindung von einem todtgeborenen Prinzen (29. Jan. 1536) wurde die 
legtere unter nichtigem Vorwande des Ehebruchs und des Hochverraths beihuldigt, vor Gericht 
geſtellt, ungeachtet ihrer von ihr jelbft höchlich betheuerten und flar nachgewieſenen Unſchuld 
zum Tode verurtbeilt und am 19. März 1536 hingerichtet. 

Seinen Zorn ließ nun ver König aud noch die Tochter, das Kind feiner Liebe, die noch 
nit einmal dreijährige E. entgelten. Sie wurde für unehelih und mithin der Nachfolge für 
verluftig erklärt. Erſt jpäter erweichte ver König wieder feinen harten Sint und jegte in feinem 
Teſtamente vom Jahre 1544 die Thronfolge dahin feit, daß E. nad dem Prinzen von Wales 
Gouard (VI.), Sohn der dritten Gemahlin, Jane Sevmour, geb. am 12. Oct. 1537, und nad 
der Prinzefiin Maria aus der erften Che, geb. am 8. Febr. 1516, ald rehtmäßige Erbin der 
Krone gelten und anerkannt werben folle. 

Unter viejen Umſtänden konnte die Jugend der Prinzefiin E. feine glüdlihe, feine heitere 
fin. Bon Kindeöbeinen an verftoßen und verachtet, wurde fie in fe firenger Zucht gehalten, 
dap ihr oftmals jelbit dad Unentbehrlicfte zu ihrem Unterhalte verfümmert wurde. Jedoch er: 
dielt fie bald eine forgfältige Erziehung und fcheint für mande Entbehrung materieller Ge: 
nüffe frühzeitig Grfag in der Bildung ihres Geifted und Charakters durch ernfte Studien und 
eiftige Beihäftigung mit den Wiflenfhaften geſucht und gefunden zu haben. Seltene natür= 
liche Anlagen und eine in ihren Jahren ungewöhnliche Ausdauer und Beharrlichkeit kamen ihr 
dabei ganz beſonders zu ftatten. Noch war jie im zarteften jungfräulihen Alter, als ſich der 
Ruf ihres auögebreiteten Willens und der ausgezeichneten Eigenihaften ihres faft männlichen 
Charakters in den weiteſten Kreijen verbreitete, aber auch den Neid und die Misgunft ihrer 
altern Halbſchweſter Maria auf eine Weife erregte, wie diefelben nur in einem verfchloffenen, ' 
tahjüchtigen und bigotten Weiberhergen Blag finden fönnen. Gleihmwol behandelte jie Maria 
bei ihrer im Jahre 1553 erfolgten Ihronbefteigung noch mit erheuchelter Freundlichkeit, zog fie 
an ihren Hof und zeichnete fie jogar dadurd aus, daß fie ihr bei ihrer Krönung die Ehre er: 
wies, von ihr die Krone tragen zu laſſen. 

Bald aber verfehrte fich dieſe erfümftelte Freundlichkeit in unverföhnligen Haß; denn es 
mar der nur auf die gänzliche Wieverherftellung des Katholicismus bedachten Maria fein Ge: 
heimniß, daß die aufgeflärte und charafterfefte E. mit ganzer Seele dem Vroteftantismus zuge 
than jei, obgleich fie Elug genug war, dieſe Neigung ihres Herzens foviel wie möglich durch 
forgfältige Ausübung der äußerlihen Pflichten des katholiſchen Cultus zu verdeden. In dieſer 
Beziehung ging fie ſogar fo weit, daß fie fih an Kaifer Karl V., ihren erbittertften Gegner, 
wandte, um ihm zu erſuchen, daß er ihr ein Grucifir, einen Kelch und die übrigen zum katho— 
liſchen Eultus nöthigen Gefäße zum Gebraude in ihrer Privatfapelle ſchicken möge. Dies half 
ihr indeß wenig. Der Kaifer fuchte im Gegentheile den Haß ihrer Schweſter gegen ſie immer 
aufs neue aufzuftaheln und drang förmlich auf ihre Vernichtung. Auf den durchaus nicht als 
begründet erwiefenen Verdacht hin, daß fie um die gegeh die Königin gerichtete Verſchwörung, 
an deren Spige Sir Thomas Wyat land, gewußt und fie gutgeheißen habe, wurde fie im De: 
senber 1554 auf ihrem Landfige Afhrivge bei Berfhampftead mit Gewalt aufgehoben und 
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ald Gefangene nad dem Tower abgeführt. Somol der Kaifer wie die Königin gingen nun 
ernftlich mit vem Plane um, fie in den Hodverrathöproceh gegen Wyat und feine Mitverſchwo⸗— 
renen zu verwideln und fie, gleich diefen, nad der Strenge des Geſetzes hinrichten zu laffen. 
Allein es ließen fich keine genügenvden Beweife für ihre Schuld aufbringen, und man mußte ih 
daher damit begnügen, fie ferner in dem Schloffe von Woodſtock in ftrenger Haft zu halten. 
Ebenfo mislang der gleihfalld von dem Kaifer begünftigte Plan, fie mittels eines Parlamente 
beichluffes von der Ihronfolge auszuſchließen; denn das Parlament erklärte ji auf das ent— 
fchiedenfte dagegen, wahrſcheinlich aus der ſehr rihtigen Beſorgniß, daß dann die Königin zu 
Gunften König Philipp's II., ihres Gemahls, über die Krone verfügen und fo am Ende Eng: 
land zu einer fpanifhen Provinz machen werde. Endlich verſchaffte ihr die befondere Kürbitte 
König Philipp's I., welcher im Sommer 1554 England bejuchte, ihre Breiheit wieder, jedoch 
nur, damit fie, von allen Seiten belauert, fortan in ftiller Zurüdgezogenheit auf ihrem Schloſſe 
GHatfield, unter der firengen Obhut des Sir Thomas Pope, vorzüglich dem Studium der alten 
Claſſiker leben konnte. Auch den liftigen Plan ihrer Gegner, jie durch Verheirathung an den 
Herzog von Savoyen ganz aus England zu entfernen, wußte fie durch den unübermwindlichiten 
Widerftand zu vereiteln. 

So ward die jugendliche Fürftin aus der ſchweren Schule harter Prüfungen im fünfund- 
zwanzigften Jahre ihres Alters auf den Thron ihrer Väter erhoben, als ihre unverföhnlichfte 
Beindin, ihre Stiefihwefter Maria, am 17. Nov. 1558 ihr unheilwolles Leben beſchloß. ALS 
ob mit ihrer Thronbefteigung eine neue Ara des Glücks und großer Hoffnungen für die Zu: 
kunft des Reichö beginnen müffe, wurde diejelbe von dem größten und beflern Theile ver Nation 
mit unendlihem Jubel begrüßt. Ihr Einzug in London, am 20. Nov., war ein Tag allgemei- 
ner Freude, und ihre am 16. Jan. 1559 vollzogene Krönung zeichnete fih ebenjo jehr durch 
den Glanz der Feſtlichkeiten wie durd den ungeheudelten Ausdruck befriedigter und erwar— 
tungsreiher Stimmung aus. GE. war aber zu flug und vorfidtig, als daß jie ih durd dieſe 
- erften Aufwallungen der Begeifterung über die wahre Lage und die Bepürfnijle des Landes 
jowie die im Dunfeln ſchleichenden Madinationen ihrer Gegner hätte täuſchen laffen jollen. 
Sie erkannte ſogleich ſehr richtig , welchen Gefahren jie jich und ihr Reich ausjegen würde, wenn 
fie auf den ihr gleich in den erften Wochen von König Philipp II. gemachten Heirathsantrag ein= 
gegangen wäre. Dieje ſpaniſche Heirath wäre in feinem Kalle populär geweſen und hätte 
wahrſcheinlich, aud abgefehen von den übrigen politifhen Bedenken dagegen, eine ihr ſehr 
nachtheilige Umwandelung der öffentlihen Meinung zur Folge gehabt. Sie lehnte fie daher 
wohlweislich mit aller Schonung ab. 

Ihr erfled und vorzüglichited Augenmerk war natürlich auf Die unter der vorigen Regie- 
rung in eine Höchft misliche Lage gerathenen firdlicherr Angelegenheiten gerichtet. Bier galt es 
vor allem die fhroffen Gegenjäge auszugleihen und im Geifte hriftliher Milde und Verſöhn— 
lichkeit, aber auch mit Feftigkeit und Entſchloſſenheit der proteftantifhen Kirche ihre Eriftenz 
und ihre Zufunft zu jihern. Auf den ihr in diefer Beziehung von Rom aus entgegentretenven 
Widerſtand legte fie nur geringes Gewidt. Sie lieh ſich in ihren Vorſätzen keineswegs beirren, 
als der jähzornige Papft Paul IV. ihr auf die Anzeige von ihrer Thronbefteigung erwidern ließ, 
daß fie auf die in der Lehnsabhängigkeit vom päpftlichen Stuhle befindliche englifhe Krone um fo 
weniger Anſprüche maden fönne, da jie durch ihre uneheliche Geburt ſchon an ſich alles Erbrechts 
darauf verluftig fei; wolle jie jih aber aller Anſprüche an viefelbe begeben und ſich übrigens 
unbedingt dem päpftlihen Stuhle unterwerfen, fo würde fie von demjelben mit aller Schonung 
behandelt werden, welche mit feiner ABürbe vereinbar jei. Je weniger jedoch die junge Königin 
auf dieſe ohnmächtige Anmaßung Rückſicht nahm, deſto verjöhnlicher, zugleich aber auch deſto 
entſchloſſener ging ſie im eigenen Lande bei den nöthigen Reformen in kirchlichen Dingen zu 
Werke. Verfolgungen wegen religiöſer Anſichten und in Gewiſſensſachen ſollten ferner nicht 
mehr ſtattſinden, auch wurden alle deshalb noch in Haft Befindlichen gegen Bürgſchaft in Frei— 
heit geſetzt. Nur den katholiſchen Zeloten von der Kanzel herab, wie z. B. dem Biſchof von 
Wincheſter, White, welcher ſogleich die nach katholiſchem Ritus vollzogene Leichenfeier ver Kö: 
nigin Maria dazu benutzte, feinem Feuereifer gegen die neue Lehre und ihre Bekenner freien 
Lauf zu laflen, wurde das Handwerk gelegt. 

Im übrigen konnte fi die Königin bei ihren Reformen auf die Stimmung und Unter: 
ftügung bes Parlaments verlaffen, welches am 25. Jan. 1559 zum erften male zujammentrat. 
Sie wurde von demfelben jofort ald rechtmäßige, unangefochtene, wirkliche Erbin der Krone, ge: 


Elifabeth 67 


mäß der durch Heinrich VII. feftgefegten Thronfolge, anerkannt und erhielt ohne Schwierigfei- 
ten, wenn auch nicht ohne lebhaften Widerſtand der Bifchöfe, deffen Zuftimmung zu der von ihr 
verlangten Suprematie in Kirchenſachen, namentlich die Befugniß, kanoniſche Beſchlüſſe zu er= 
laffen oder abzuftellen, Beftimmungen über Kirhenzudt und Geremonien zu treffen, Ketzereien 
zu unterbrüdfen u. |. w., ohne dabei das Parlament oder die Synode zu Mathe ziehen zu müjfen. 
Daf der Königin auch dad Ernennungdredht für die Bisthümer zugefprochen wurde, verfteht ſich 
von jelbft. Dagegen fand die Einführung der Liturgie in englifcher Sprache von feiten ver Ro 
maniften fehr heftigen Widerftand. Erft nach einer lebhaften Disputation der Vertreter beider 
Parteien, im Beifein ded Parlaments, wurde der Streit durch die von dem legtern beftätigte 
fogenaunte Ginförmigfeitdacte (Act of uniformity) geſchlichtet. Freilich mußte die praftiiche 
Durchführung diefer Maßregel durch ſchwere Strafen für Widerfpenftige gefichert werden. Im 
ihrer Anwendung wurde indeß doch mit möglichfter Schonung verfahren. 

Das Parlament glaubte nun, um die Nachfolge zu jihern, auf die Bermählung der Köniz 
gin dringen zu müffen. Allein fie wies, obgleich erft 25 Jahre alt, jeden Antrag diefer Art 
mit der Verſicherung ab, fie betrachte ſich als durch die Krönung mit ihrem Reiche vermäßlt, 
wolle feine andern Kinder als ihre Unterthanen und werde bei der Nachwelt niemals ein ande— 
tes Gedächtnißmal verlangen als die Grabihrift: „Hier liegt E., welche als jungfräuliche 
Königin lebte und ſtarb.“ 

So war zu einer ruhigen Entwidelung ver kirchlichen Verhältniffe im Innern der Grund 
gelegt, ald E. ihren Blick auch nad) außen richtete. Hier war ihr vorzüglihfter Wunſch, den 
friegerifhen Händeln ein Ende zu machen, in welde ihr Reich nod mit Frankreich verwickelt 
mar. Unterhandlungen deshalb waren ſchon noch zur Zeit ihrer Vorgängerin zu Gercamp an— 
gefnüpft worden , führten nun aber erft in dem am 2. April 1559 abgejchloffenen Frieden zu 
Chaͤteau⸗Canibreſis zu dem erwunſchten Ziele. Die Königin verftand fi dazu, Galais an König 
Heinrich I. von Frankreich zu überlafjen, weil fie die Opfer, welde ihr die Fortführung des 
Kriegs um deſſen Befig gefoftet haben würde, für zu groß hielt, jedoch nur bedingungsweiſe, 
indem ed dem Könige vorerft blos auf acht Jahre zugeftanden werben follte, nad) deren Ablauf 
er, falls er vie Rüdgabe verweigere, 500000 Kronen zahlen und auch fein Beſitzrecht verwirft 
haben jollte, wenn er zuerft den Frieden bräche. Indeß wurden durch diefen Frieden nicht alle 
Mishelligfeiten mit Frankreich bejeitigt. In demfelben lagen im Gegentheile die Keime der 
verhängnigvollen Zivietradht zwiſchen E. und der Königin von Schottland, Maria Stuart, 
welche die merfwürdigfte und traurigfte Epifode ihres Lebens und ihrer Regierung bildet. 

Die unmäündige Maria Stuart war nämlih im Jahre 1558 mit dem funfzehnjährigen 
Daupbin Franz (II.) vermählt worden, und nad) dem Tode der Königin Maria hatten jle auf 
des Königs Geheiß das Wappen der Krone von England angenommen, angeblich weil E., vom 
Bapft für unehelich erklärt, nicht für die rechtmäßige Königin gelten könne, und Maria Stuart, 
ald aus dem föniglihen Blute von England entiproffen (ihre Großmutter, Gemahlin König 
Jakob's IV. von Schottland, war eine Tochter Heinrich's VII.), die nächſte Anmwartichaft auf vie 
englifche Krone habe. E. erhob gegen diefe Anmaßung zwar fogleich die geeigneten Vorftellun: 
gen, die Sach e kam aber durch den Frieden von Ehäteau:Gambrefis, welchen au der Dauphin 
und Maria Stuart mit unterzeichneten, nicht zum erwünſchten Audtrag. Der Königin war es 
aber jehr wohl befannt, daß der franzdfifche Hof ernftlih damit umgehe, die Anfprüce ver 
Maria Stuart auf den engliihen Thron geltend zu machen, und daß jie dabei jelbft von ihren 
eigenen Unterthanen katholiſchen Glaubens unterftügt werden würde. Sie hielt es daher für 
politiſche Klugheit, fi dagegen mit den proteftantijchen Untertbanen der Königin von Schott= 
land in nähere Verbindung zu jegen und auf dieſe Weife ven verderblihen Planen ihrer Neben: 
buhlerin entgegenzutreten.. Das war die nächſte Beranlaffung zu dem Eifer, womit ſich €. 
ber Sache der ſchottiſchen Proteftanten annahm und mwelder fo folgereihe Verwidelungen 
berbeiführte. 

In Schottland ftanden ſich überhaupt die Anhänger der alten und der neuen Lehre von An— 
fang an weit fhroffer einander gegenüber als in England. Der finftere, zu religiöfer Schwär: 
merei und Fanatismus geneigte Geift der Schotten trieb ven Eifer für die „evangelifhe Wahr: 
beit” jogleich bis auf die Spige des unverjöhnlihften Haffes und der unermüdlichiten Verfol— 
gungsjucht gegen vie Katholifen. John Knor, ein Zelot von beihränftem Geifte, war der un— 
erſchütterlichſte Vertreter und Apoftel diefer Richtung. Seine drohenden Predigten führten ſchon 
im Sommer des Jahred 1559 in Perth zu blutigen Händeln. Kirchen und Klöfter wurden 
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ausgeplündert und zerftört und der linfug überhaupt fo weit getrieben, daß die Königin Re: 
gentin, Maria von Guife, fih genöthigt ſah, mit bewaffneter Hand einzufhreiten. Gin zu 
Edinburgh zwiſchen ihr und den Häuptern der Proteftanten, dem Adel und den Gemeinen ver 
ſchottiſchen Kirche, wie ſie ih nannten, abgeſchloſſener Vergleich verfehlte feinen Zwei. Die 
Grbitterung befam nur neue Nahrung, ald nad dem Tode König Heinrich's U. von Frankreich 
Der Daupbin ald König Franz II. mit feiner Gemahlin Maria Stuart den Titel des Königs 
und der Königin von England annabm und unter dem mächtigen Einflufie ver Guiſen franzö— 
fiihe Truppen zur Unterftügung der bebrängten Katholiken nad Schottland ſchickte, zugleich 
aber auch feine Abſichten auf die Krone von Schottland und jelbft von England nicht undeutlich 
an den Tag legte. In dieſer Noth wandten jich die Führer der proteftantifhen Partei um Hülfe 
an Königin E., welde ſich aud nad einigen Bedenklichkeiten aus höhern politiihen Rückſich— 
ten durch den am 27. Bebr. 1560 zu Berwick abgeichloflenen Vertrag dazu verftand. Die hier— 
aufin Schottland eingerüdten engliihen Truppen bedrängten die in Leith zufammengezogenen 
Franzoſen bald jo, daß ih die Häupter der katholiſchen Partei nady den am 11. Juni 1560 er= 
folgten Tode der Negentin zu einem in Edinburgh unterzeichneten Vergleiche verftehen mußten, 
Demzufolge die Franzoſen Schottland räumten, eine beſondere Reichsverwaltung eingefegt 
wurde und das junge Königspaar dad Wappen und den Titel der Krone von England nicht 
mehr führen follte. Allein das legtere meigerte ſich dieſen Vertrag zu beftätigen, und zwar 
unter dem Vorwand, daß die ſchottiſchen Proteftanten die Bedingungen deſſelben nicht erfüllt 
hätten und E. fortfahre, ſie zu unterflügen,, indem Maria Stuart zugleich gar fein Gebeimniß 
daraus machte, dad fie feſt entjchloffen fei, ihre Intereflen in Schottland audy noch fernerbin mit 
franzöſiſcher Hülfe wahrzunehmen. Allein ihr Unftern wollte, daß der bereits amı 5. Dec. 1560 
plöglidh erfolgte Tod ihred Gemahls, des Königs Franz II., den Dingen eine ganz andere für 
jie höchſt ungünftige Wendung gab. 

In Frankreich ſelbſt ſank unter vem Ginfluffe ver während der Minderjährigfeit König 
Karl's IX. zur Reichsverweſerin ernannten Witwe Heinrich’ II., Katharina von Medici, die 
Macht ver Guifen immermehr, und mithin verlor auch Maria Stuart ihre Hauptftüge dafelbft. 
Da fie fih an dem Eöniglihen Hof nicht mehr heimiſch fühlte, 309 fie ih an das Hoflager ihrer 
Oheime nad Kothringen zurüd und gab dann den Bitten ihrer Unterthanen, in ihr Königreich 
zurüdzufehren, nad, obgleich fie ji noch immer weigerte, den mit E. zu Edinburgh abgefchloffe- 
nen Vertrag zu betätigen. Deshalb verweigerte ihr anfangs aud noch E. das von ihr erbetene 
fihere Geleit zur Überfahrt und gab erft dann nah, als fie vie Verficherung ertheilte, fie werde 
jih ferner nur nad dem Urtheile ihres Minifterrashs in Schottland richten. Mit Thränen in 
den Augen und dem tiefften Schmerze im Herzen ſchiffte jie ih am 14. Aug. 1561 in Calais 
ein und landete ohne weitere Beläfligung am 19. Aug. zu Leith, obgleich fich das falfche Gerücht 
verbreitet hatte, E. werde ihr mit ihrer Flotte im Kanale auflauern laflen. 

Maria Stuart hatte damals erft das neunzehnte Jahr erreicht umd fühlte jih mit ihrer 
feinen franzöſiſchen, zu flttliher Ungebundenpeit hinneigenden Bildung und ihrem ftarren Ka— 
tholicismus unter den halb barbariſchen fanatifhen Schotten von Anfang an äußerſt unglüdlich, 
Nur dem mwohlthätigen Ginfluffe ihrer Obeime und ihres Halbbruders, des Priors von St.- 
Andrews, welder, von ihr zum Grafen von Mar und Murray ernannt, an der Spige der pro= 
teitantifhen Partei ftand und fi ebenfo durch Rechtlichkeit des Charafterd wie durch hervor: 
tragende Eigenſchaften des Geiſtes auszeichnete, war es zu danfen, daß fie wenigftens in den 
erſten Jahren noch ihren Unmuth zurüdhielt. Im geheimen aber war ihr ganzer Sinn doch 
auf den Umjturz der reformirten Religion gerichtet. Bereits im Jahre 1562 erklärte jie einmal 
offen, daß ſie binnen Jahresfrift die Meile in ihrem ganzen Reiche wiederhergeftellt zu jeben 
hoffe, während ihr Obeim, der Gardinal von Lothringen, im Jahre 1563 dem Goncilium zu 
Trient ihr ſchriftliches Verjprehen mittheilte, daß jie, falls fie zum Throne von England ge: 
langen werde, beide Koͤnigreiche dem päpftlihen Stuhle unterwerfen würde. Auch foll fie ven 
im Jahre 1565 zu Bavonne abgefhloffenen Vertrag mit unterzeichnet haben, welcher die gänz— 
liche Ausrottung der Proteftanten zum Zwede hatte. 

Natürlich Eonnten diefe Umtriebe der Königin E. ebenfo wenig ein Geheimniß bleiben wie 
die noch inımer ftarf genährten Abfichten ver Maria Stuart auf die englifche Ihronfolge. Denn 
diefe hatte ja kurz nad ihrer Ankunft in Schottland ver Königin durch ihren Gefandten Maitland 
von Lethington ein Freundfhaftsbündnif anbieten laffen, und zwar mit der ausdrücklichen For: 
derung, daß jie von ihr förmlich zu ihrer Nachfolgerin erklärt werden möchte. Allein E. glaubte 
darauf in feinem Balle eingehen zu dürfen und verlangte im Gegentheile abermals die Beftä- 
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figung ded Vertrags von Edinburgh, ein Verlangen, den Maria Stuart endlih aud fo weit 
nachgab, daß ſie den Titel und das Wappen der Krone England ablegte. So beftand anfangs 
noch ein zwar fühles, aber doch äußerlich ziemlich freundſchaftliches Verhältniß zwiſchen beiden 
Fürſtinnen, welches jedoch geheime Eiferſucht und ehrgeizige Abſichten auf der einen ſowie be— 
gründeter Verdacht auf der andern Seite nur zu bald in glühenden Haß verkehrten. Weibliche 
Eitelkeit und Schelſucht miſchten ſich in dieſe mislichen Verhältniſſe und verbitterten fie von Jahr 
zu Jahr mehr. Die verſchiedenen Heirathsplane beider Königinnen ſpielten dabei eine bedeu— 
tende folgenreiche Rolle. 

DObgleid €. wiederholt ihren feften Eniſchluß zu erkennen gegeben hatte, ſich niemals zu ver— 
mählen, jo fehlte es doch nicht an eifrigen Bewerbern um ihre Hand. Als ſolche traten nad) 
und nad namentlih auf: ber Erzherzog Karl von Öfterreich, dur melden auch König Phi— 
lipp II. von Spanien ein Gegengewicht gegen ben franzöftfchen Einfluß auf den britifchen Infeln 
zu erzielen hoffte; dann König Erih von Schweden und Herzog Adolf von Holftein und end— 
li der Herzog von Anjou, der Sohn der Katharina von Mevici, welcher, auffallend genug, 
ungeachtet feiner nichtö weniger als einnehmenden Perſönlichkeit auf fie den meiften Eindruck 
gemacht zu haben ſcheint. Gr hatte bei einer im Jahre 1580 zu Greenwich ftattfindenden per— 
fönlihen Zufammenfunft mit ihr offenbar ihr Herz gewonnen, ſodaß fie feitdem ernftlich mit 
dem Gedanken umging, ihn neben fih auf den englifhen Thron zu erheben. Auch von jeiten 
des franzöſiſchen Hofs wurde die Sache mit befonderm Eifer betrieben, und im Jahre 1581 
fegte man bereitd mitteld einer von Paris nad London entfendeten Gefandtihaft die Bedingun— 
gen förmlich feit, unter melden die VBermählung flattfinden follte. Die Art, mie fih um dieſe 
Zeit ver Herzog in den Befig der Bereinigten Niederlande zu fegen mußte, fcheint fie in ihrem 
Entſchluſſe nur beftärft zu Haben. Als er nah Beendigung feines Feldzugs in den Nieverlans 
ven, im November 1582, abermald nad) England Fam, überreichte fie ihm ſelbſt ſchon den Ver— 
lobungsring, und ein fanatifcher Puritaner, Namens Stubbs, welder ven Muth hatte, in einer 
eigenen Schrift: „Der Abgrund, in welden England durch die franzöſiſche Heirath verſinken 
wird, die Gefahren derfelben im grellften Lichte zu zeigen, mußte, mit feinem Druder vor Ge— 
richt geftellt, feinen Bormwig mit dem Verlufte der rechten Hand büßen. Gleichwol gab die Kö— 
nigin am Ende doch den ernften und eindringlihen Borftellungen ihrer vertrauten Räthe 
Leicefter, Hatton, Walfingham fonie den heißen Bitten ihrer Hofdamen fo weit nad, baß fie 
den Gründen der Politik über ihre Neigung den Sieg einräumte. Gie legte diefelben dem Herz 
zog ſelbſt ganz offen dar, bewahrte ihm aber nichtäpeftoweniger bis zu feinem Tode, welder, 
nachdem er die Niederlande wieder verloren hatte, im Jahre 1584 erfolgte, eine wahrhaft zärts 
liche Zuneigung. 

Längſt vorher waren ihr indeß auch fhon verfchiedene Anträge gemacht worden, mit ihrer 
Hand, wenn fie diejelbe feinem auswärtigen Fürſten reichen wolle, einen ihrer angefeheniten 
Untertbanen zu beglüden. Der ſchottiſche Graf von Arran, der Graf von Arunvdel und Sir 
William Pidering, durd Vorzüge des Geiſtes und des Körpers ſowie feine Bildung gleich 
ausge zeichnet, galten naheinander für diejenigen, welche von ihr folher Gunft wol für würdig 
erachtet würden. Sie alle wurden indeh von dem jungen Lord Robert Dudley, Sohn des hin= 
gerichteten Lord Northumberland, verdunfelt, deflen förperliche Reize und einnehmenbes Weſen 
auf E. den meiften Eindruck gemacht zu haben ſcheinen. inige Zeit glaubte man wenigſtens 
allgemein, daß fie nicht abgeneigt fei, ihm ihre Hand zu reichen, und er felbit ſcheint in viefem 
Wahne geſchwebt zu haben, welcher ihn fogar zu dem verzweifelten Schritte verleitet Haben joll, 
ih feiner jungen Gemahlin, melde ihm dabei in Wege ſtand, durch eine Gewaltthat zu ent⸗ 
ledigen. Denn fie farb im Jahre 1560 vlöglich auf ziemlich verbädhtige, noch keineswegs gänz— 
lich aufgeflärte Weife, Indeß meinte ed E, mit diefer Heirath nie ernftlih. Sie glaubte im 
Segentbeile ihren zum Grafen von Leicefter und Baron Denbigh erhobenen Günftling dazu 
gebrauchen zu fünnen, ſich mit ihrer Nebenbuhlerin, Maria Stuart, auf einen beffern Fuß zu 
jegen, indem fie ihm ihr zum Gemahl beftimmte. Denn e8 lag ihr gar jehr am Herzen, Maria 
mit einem ihrer proteftantifchen Unterthanen zu vermählen, was fie, wenn ed gelungen wäre, 
felbft in Betreff der Thronfolge wahrſcheinlich etwas fügfamer gemacht haben würde. Die Ver: 
handlungen deshalb wurden bereitd im Jahre 1563 wirklich eingeleitet, fcheiterten aber theils 
an dem Widerwillen der Maria Stuart, um deren Hand ſich gleichzeitig mehrere katholiſche Für— 
ſten, wie der Erzherzog Karl von Oſterreich, ver Infant Don Carlos von Spanien und einige 
franzöſiſche und italienifche Prinzen bewarben, theils an den von ihr zu hoch geftellten Berin= . 
gungen, welche E. der Sache wieder abgeneigt machten. 
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Auch hatte ih Maria nun fon für einen andern Engländer, den neunzehnjährigen, durd 
Eörperlihe Schönheit und ritterliches Wefen auögezeichneten, aber ſehr leihtfertigen Lord Darn: 
ley, älteften Sohn des Grafen von Lennox, entfhieden. Er ſtammte von väterlicher Seite aus 
ſchottiſchem und von mütterliher aus englifhem Königsblute, weshalb auch E. vieler Berbin- 
dung anfangs nicht entgegen zu fein ſchien. Bald machte fie aber die offen zur Schau getragene 
Hinneigung Darnley'd zum Katholicismus diefem Heirathöplane wieder abwendig, während 
Maria nur mit um fo größerer Hartnädigfeit darauf beftand. Nachdem fie Daher die päpftliche 
Dispenfarion erlangt hatte, gab jle dem von ihr zum Grafen von Roß und Herzog von Albany 
erhobenen Darnley am 29. Juli 1565 in der Kapelle von Holyrood-Houſe ihre Hand. Schon 
am Abend vor der Bermäblung hatte fie nothgebrungen auch feinem Verlangen nacgegeben, 
ihn förmlih zum Könige ausrufen zu laffen. E. war aber darüber um fo mehr aufgebradt, 
da die von Maria jelbft mit ven Waffen in der Hand verfolgten Gegner der Heirath, an ihrer 
Spige Lord Murray, bei ihr Hülfe und Schug für die ernftli bedrohte proteftantifche Reli: 
gion ſuchten; denn um diefe Zeit unterzeichnete Maria, auf Betrieb ihres Oheims, bed Gar: 
dinals von Lothringen, wirklih den wegen Ausrottung der Proteftanten abgefhloffenen Ber: 
trag von Bayonne und berief das Parlament für den 12. März 1566 ein, um über bie nad 
England entwichenen proteftantifdhen Lords die Acht auszuſprechen und die förmliche Wieder: 
herſtellung des Katholicismus zu befhließen. Bald befamen nun aber dieſe geipannten Ber: 
hältniffe eine noch weit ernftere und trübfeligere Wendung. 

Maria wurde ded anmaßenden und wüſten Darnley fehr ſchnell überbrüffig und trat mit 
dem italientihen Sänger David Rizzio, welden fie zu ihrem Geheimfchreiber ernannt hatte, 
in ein vertrauliches verbrecherifched Verhältnig. Darnley, darüber aufgebracht, verband ſich 
nun durch einen förmlihen, am 1. März 1566 unterzeichneten Vertrag mit den misvergnügten 
Lords Ruthven, Morton, Lindfay und Maitland von Letbington, Rizzio gewaltſam aus dem 
Wege zu räumen, fih dann der königlichen Gewalt zu bemädtigen, die verbannten Lords zurüd: 
zurufen und bie proteftantifche Religion in feinen Schuß zu nehmen. Die Schandthat wurde 
einige Tage naher, am 9. März, wirklich vollbrabt. Rizzio erlag vor ven Augen der Köni: 
gin unter ven Dolchen der Verſchworenen. 

Glühende Rache ſcheint feitdem das einzige Gefühl geweſen zu fein, welches den empörten 
Geift Marias beherrfchte, Es ift erwieſen, daß ſie nur Damit umging, lich ihres läftigen Gemahls 
gewaltjam zu entledigen, obgleich fie fi äußerlich wieder mir ihm ausgeföhnt zu haben ſchien 
und ihn felbft von aller Schuld an dem Morde Rizzio's freiſprach. Dies führte ihn aber nur 
um jo fiherer ind Derderben. Aud die am 19. Juni 1566 erfolgte Geburt ihres Sohnes, 
des nahherigen Königs Jakob VI. von Schottland (Jakob I. von England), war nicht dazu 
gemacht, fie in ein beſſeres Verhältniß zu ihren Gemahl zu verfegen. Sie beharrte bei ihrem 
Entſchluſſe; Bothwell, jegt ibr auserwählter Vertrauter, und die Mörder Rizzio's, Morten 
und Maitland, boten ihr dazu die Hand ; Darnley, welcher von ihr getrennt zu Glasgow lebte, 
wurbe unter allerhand Vorfpiegelungen nah Edinburgh gelodt und fand in der Nacht des 
10. Febr. 1567 unter den Trümmern des ihm unmeit der Stadt zur Wohnung angemiefenen 
Haufes, welches infolge einer Bulvererplojion zufammenftürzte, feinen Tod. Bothwell wurbe 
von der Öffentlihen Meinung fofort als der eigentliche lIrheber des Mordes bezeichnet, und auch 
die Mitſchuld der Königin galt damals ſchon, obgleich jpäter vielfach bezweifelt, allen Uinpar: 
teiifchen für ermwiefen. Ihr vertraulices Verhältniß zu Bothwell, dem jle, nachdem er vor 
Gerihtgeftellt, aber freigefprohen worden war, ſcheinbar gezwungen ihre Hand reichte, beftärkte 
nur den einmal gehegten Verdacht und den Haß der Nation gegen die Königin. 

Dazu kam Bothwell's übermüthiges und anmaßendes Walten. Man fürchtete nicht ohne 
Grund, daß er ed darauf abgefehen habe, ven Sohn der Königin aus dem Wege zu ſchaffen. 
Da bildete ih zum Schutze des bedrohten Kindes eine ftarfe Adelspartei, melde deſſen Rechte 
mit den Waffen in der Hand wahrnehmen wollte und auf die Beflrafung des Mörbers des 
vorigen Königs drang. Gin Verſuch Maria’s, ji diefer ihrer Gegner gleichfalls mitden Waffen 
zu entledigen, mislang. Sie mußte fih im Gegentheil ganz in ihre Gewalt begeben, und da 
fie fih durchaus nicht dazu verftehen wollte, fih von Bothwell zu trennen, und, mie fie ſelbſt 
betheuerte, lieber Thron und Reich aufzuopfern entf&loffen war, fo wurde jie gezmungen, zu 
Gunſten ihres Sohnes abzubanfen. Derfelbe wurde bereitd am 29. Juli 1567 zu Stirling ald 
König Jakob YL gekrönt, während fie felbft in firenger Haft verblieb und ihr aus Frankreich 
zurüdgefehrter Bruder, Lord Murray, die Regentfhaft übernahm. Ihre Mitſchuld an Darn: 
ley's Ermordung galt nun für fo erwiefen, daß ihre entſchiedenſten Gegner ohne weiteres ihre 


Elifabeth 71 


Hinrichtung verlangten, ein Gewaltftreih, wogegen ſich indeflen die gemäßigtere Partei auf das 
nahdrüdlichfte erklärte. 

Auch jhritt nun die Königin E., welche ſich bis dahin wohlweislich paſſiv verhalten 

batte, zu ihren Gunſten ein. Sie wollte ed nicht dulden, daß Marie von ihren Bafallen als 
Gefangene behandelt würde, und drang auf ihre Freilaflung. Allein da dad zu Ende des Jahres 
1567 einberufene Barlament nach den ihm vorgelegten Bapieren die Mitſchuld der Königin für 
erwiejen erachtete, jo fanden die Vorftellungen E.'s fein Gehör mehr. Sie blieb in firenger 
Haft in der Burg Lochleven, während Bothwell zwar nad Dänemark entkam, dort aber in Gefan— 
genſchaft fiel und im Jahre 1576 auf dem Schloffe zu Malmd im Wahnjinn ftarb. Im Mai 
1565 gelang es Maria zwar, mit Hilfe der ihr ergebenen Familie Douglas ihrer Haft zu ent: 
rinnen und in aller Eile aus ihren Anhängern ein Fleines Heer um ſich zu ſammeln. Allein 
gleih bei dem erften Zufammtentreffen mit den Truppen ihrer Gegner unter der Führung 
Murray's, in der Nähe von Longſidehill, am 13. Mai, wurde ed auseinander gefprengt, und 
Maria jah ihre eigene Rettung nur in ſchleuniger Flucht auf englifhes Gebiet. E. hatte 
Befehl ertheilt, fie, ald fie mit einem Heinen Gefolge von nur 20 Perſonen und aller 
Hülfsmittel entblößt, in Carlisle eintraf, mit allen ihr gebührenden Ehren zu empfangen, lehnte 
aber Die von ihr erbetene Zufammenfunft mit dem Bemerfen ab, daß jie ſich mit ihr nicht. eher 
näber einlajjen könne, als bis fie fi von dem Berbachte, welcher wegen der Ermordung Darn= 
ley's auf ihr lafte, gereinigt haben würde; geſchehe dies in gefeglicher gerichtlicher Unterſuchung, 
fo wolle fie dieſelbe jelbft mit Gewalt der Waffen nad ihrem Königreiche zurüdführen. Vorerſt 
hielt fie ed aber auch noch deshalb für angemeflen, fie auf den Rath ihrer Minifter in England 
als Gefangene zurüdzubalten, weil fie im Einverftändniß mit dem Bapfte, Sranfreih und Spa— 
nien ihre geheimen Madinationen gegen den Thron und die proteftantifhe Religion, ſelbſt 
unter dem Deckmantel erheuchelter Hinneigung zu der legtern, noch keineswegs aufgegeben zu 
haben ſchien. 

Gleichwol weigerte ih Maria anfangs noch hartnädig, auf den ihr vorgeichlagenen Reini— 
gungsproceß einzugeben, bis fie endlich feinen andern Ausweg aus ihrer bevrängten Lage mehr 
vor ich jah. Am 4. Det, 1568 eröffnete die zu diefem Zwecke einberufene, aus englijchen und 
ihortifchen Lords gebildete Gonferenz ihre Sigungen zu Dorf, wo fih aud ihre Sachwalter zu 
ihrer Bertheidigung einfanden. Die legtern hatten in der That feinen leihten Stand. Die der 
Gonferenz vorgelegten Papiere, namentlich der Briefwechfel der Königin mit Borhwell, ließen 
kaum einen Zweifel an ihrer Schuld aufflommen. Der Bater Darnley’s, Lord Lennor, trat gera= 
dezu als Ankläger gegen fie auf. Noch immer weigerte fi indeflen G., ihre Schuld anzuer= 
kennen. Sie ließ Maria fogar ihre Freilaffung unter der Bedingung anbieten, daß fie die Krone 
niederlegen oder mit ihrem Sohne theilen und Murray die Regentſchaft überlaffen wolle. Died 
lehnte jedoch Maria ab, weil es indirect ein Eingeſtändniß ihrer Schuld gewefen fein würde. 
Dagegen ging E. aud nicht auf ihr Verlangen ein, ih nah Frankreich zurüdziehen zu dürfen, 
weil fie davon Unheil für ihre eigene Sicherheit fürchtete. 

Mehr wie von diefer Seite jah fih num aber E. im eigenen Lande von der Adelspartei 
bedroht, welde die Sache Maria’d zu der ihrigen machte, an ihrer Spige der Herzog von 
Norfolk, welcher gewiffe Abfichten in Bezug auf feine Verheirathung mit der gefangenen Kö- 
nigin hegte. Ihm hatten ſich namentlid die Grafen von Weftmoreland und Northumberland 
angeſchloſſen, melde zu ihren Gunften im Norden einen Aufftand angeftiftet hatten, wobei ſie 
anerfanntermaßen auch auf auswärtige Hülfe, namentlich auf eine mit dem fpanifhen Statt: 
balter in den Niederlanden, dem Herzog von Alba, verabredete Landung an der englifhen Küſte 
techneten. Der Streich mislang jedoch, da felbft die katholiſchen Unterthanen E. treu blieben, 
und Northumberland und Weitmoreland jahen ſich, nachdem fi ihre Truppen zerftreut hatten, 
genöthigt, nah Schottland zu entfliehen. Jener fiel dort in die Gefangenſchaft des Regenten 
Murray, wurde aber von dieſem fpäter an E. ausgeliefert und in Morf hingerichtet, während 
diefer nach Flandern entfam, wo er erft im Jahre 1584 ald Befehlähaber eines ſpaniſchen 
Regiments ftarb. 

E. hatte nun wol volle Urfache, gegen die fortdauernden geheimen und offenen Umtriebe der 
gefangenen Königin auf ihrer Hut zu fein. Zu beflerer Sicherheit lies fie dieſelbe von Bolton, 
wo ſich eine ſtarke Fatholifche Bevölkerung befand, nah Tutbury in Stafforbihire und dann 
nad Goventry in Gewahrſam bringen. Sie ging auch mit dem Plane um, ſie, um allen Um: 
trieben zu ihren Gunften in England ein Ende zu machen, an ven Regenten von Schottland 
audzuliefern. Allein deſſen plögliher Tod— er wurde am 15. Jan. 1570 ermordet — vereitelte 
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denselben. Ebenſo mislang ein abermaliger Verſuch zu gütlicher Ausgleihung, nahdem Korb 
Lennox, des jungen Königs Großvater, zum Regenten erwählt worden war. E verlangte, daß 
Maria allen Anfprüden auf den Thron entfage, folange jie oder ihre Leibeserben am Leben 
feien, feinem Engländer ohne ihre Bewilligung und feinem andern ohne @inmwilligung des 
ſchottiſchen Parlaments ihre Hand reihe und ihren Sohn in England erziehen lafle. Darauf 
wollte aber Maria nidyt eingeben. Dagegen blieben die von ihr jelbft begünftigten hochverräthe⸗ 
rischen Umtriebe ihrer Partei nad wie vor dieſelben. Auch verftand fih das im Jahre 1571 
zufammengetretene Parlament dazu, die Gefege gegen die Madinationen der Katholiken bedeu— 
tend zu verſchärfen. Es wurde geradezu für Hochverrath erklärt, päpftlide Bullen, Abläffe, 
Breves u. ſ. w. zuveröffentlichen, andere oder jich felbft zum Katholicismus zu befehren und bie 
Abzeichen des katholiſchen Ritus einzuführen und zu verbreiten. 

An der Spige der katholiſchen Vartei, welche die Sache ver Maria zu der ihrigen gemadht 
harte, ftand jegt der ſchwache Herzog von Norfolk, welher ed auf eine Bermählung mit ihr 
abgefehen hatte. Sein Plan war, mit Hülfe von 10000 Spaniern, welche ihm der Herzog von 
Alba aus den Niederlanden zuführen follte, geradezu auf London loszugehen, um von €, die 
Einwilligung zu feiner Heirath mit der gefangenen Königin und die Aufhebung der Gejege 
gegen die Katholiken zu erzwingen. Der Blan wurde indeflen, ehe er zur Ausführung fam, vers 
rathen und Norfolk, obgleich er alle Theilnahme varan leugnete, als des Hochverraths ſchuldig 
von dem Veershofe zum Tode verurtheilt. Am 2. Juni 1572 fand er auf dem Blutgerüfte 
feinen To. 

Maria’s Mitſchuld an diefen Verſchwoͤrungen trat nun immer deutlicher zu Tage. Lord 
Burleigh und die übrigen Minifter E.'s waren jegt jhon der Meinung, daß nur der Tod Ma: 
ria's die Sicherheit von Thron und Religion verbürgen fünne. Auch beihlof das Parlament 
gegen fie ald Hochverrätherin zu verfahren und fie der Thronfolge für unfähig zu erflären. 
Allein E. felbft weigerte ih ftandhaft ihre Zuftimmung dazu zu geben. Gleichwol machten die 
Greuel der Bartholomäusnadht (Aug. 1572) und die offenbare Abſicht der katholiſchen Mächte, 
die Reformation gänzlich audzurotten, aud auf jie einen tiefen Eindruck. Die Bejorgniß, daß 
e8 König Karl IX. und Philipp II. nachdem ihnen dies in Frankreich und in den Niederlanden 
gelungen fein würde, darauf abgejeben hätten, ihre Waffen gegen England zu fehren und 
die Anſprüche Maria's mit Gewalt durchzuſetzen, wurde immer lebendiger. Abermald ver- 
langten die Räthe der Königin, Burleigh, Walſingham, und felbft der Biſchof von London 
die Hinrihtung Maria's, oder ihre Auslieferung an den Regenten von Schottland, unter ber 
Bedingung, daß er ji verbürgen würde, gegen fie im Wege Rechtens zu verfahren. E. war 
jedoch jegt um fo weniger dazu zu bewegen, da, bei allerdings äußerſt firenger Handhabung der 
Gefege gegen die Katholiken, die Gefahr für Thron und Religion vorerft befeitigt zu ſein 
ſchien. Namentlich wurde gegen die feit vem Jahre 1580 in England jehr thätigen Jeſuiten mit 
Ihonungslofer Strenge verfahren. Mehrere von ihnen wurden durch die Folter zu dem Ge⸗ 
ſtändniß gebradt, daß jie darauf ausgegangen feien, E. vom Throne zu ftoßen und Maria 
darauf zu erheben. Sie ließen ih dadurch aber ebenjo wenig entmuthigen, ale Maria felbft ihre 
hochverrätheriſchen Plane aufgab. 

Die Jefuiten wußten fih im Jahre 1581 des ſchwachen, erft dreizehnjährigen Knabens 
Jakob VI. zu bemächtigen und famen, im Einverſtändniß mit den Guifen, dem päpftlichen 
Nuntius und dem ſpaniſchen Gefandten zu Paris, ſowie den hervorragendften Anhängern 
Maria’s, dahin überein, diefelbe mit Jakob im Gemeinichaft wieder auf den Thron zu fegen und 
fie mittel ſpaniſchen Geldes gegen ihre Beinde zu fhügen. Sie war in das Geheimniß einges 
weiht. Ehe aber ver Plan zur Reife gedieh, hatte die proteftantifche Bartei in Schottland davon 
Kenntniß erhalten. Sie bemächtigte ih daher des jungen Königs und zwang ihn feine katho— 
liſchen Ratbgeber zu entfernen, während jie fi, unter engliihem Einfluß, in ven Befig der 
Gewalt zu fegen wußte. Das hinderte aber nicht, daß ſich der König nochmals mit feinen gehei- 
men Berbündeten in Frankreich dahin verftändigte, paß die Guiſen mit einem Heere im Süden 
von England landen jollten, während er ſelbſt im Norden einfallen wollte, um Maria zu bes 
freien und E. zu entthronen. Auch diesmal mislang indeflen der Streih, und E. glaubte, 
davon unterrichtet, nun aud auf das Anerbieten Marias, daß fie, wenn man ihr die Freiheit 
wiedergebe, die ganze Regierungsgewalt ihrem Sohne überlaffen wolle, meiter feine Rückſicht 
mebr nehmen zu dürfen. 

Die Sache befam nun aber einen um fo ernflern Charakter, da ſich audy die Nation auf das 
entſchiedenſte zu Gunften E.'s und gegen Maria und deren Partei ausſprach. Nicht nur, vap 
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ſich unter Leiceſter's Einfluß eine förmliche Verbrübderung zum Schutze der Königin bildete, daß 
Parlament erließ au im November 1554 eine Acte zur Sicherheit derfelben und zur Erhaltung 
des Briedend im Königreiche. In derfelben mar ausdrücklich feftgefegt, daß jeder Verſuch einer 
Bervegung zu Gunften einer Berfon, welhe nad Ableben der Königin Anfprüde anf die Krone 
erbebe, von einen aus Peers und andern Perfonen gebildeten Gerichtöhofe unterfucht und - 
beftvaft werben ſollte. Zugleich wurden die Gejege gegen die Umtriebe ver Katholifen abermals 
bedeutend verihärft und die Jeſuiten des Landes verwielen. in gewiffer Dr. Barry, Lehrer 
des Civilrechts, welcher, zum Katholicismus übergetreten, jich mit ihnen in einen Grmorbungs: 
plan gegen die Königin eingelaflen hatte, wurde vor Gericht geftellt und, nachdem er feine 
Schuld bekannt hatte, ald Hochverräther hingerichtet. 

Obgleich nun E. wol alle Urſache hatte, überall ald Beihügerin des Proteftantismus aufs 
zutreten, jo lehnte fie doc die ihr nach der Ermordung des Prinzen von Dranien (10. Juli 
1584) von den holländischen PVroteftanten angetragene Souverähetät über die Niederlande ab 
und verſtand fich blos dazu, fie mit einem Hülfsheer von 5000 Mann Fußvolk und 1000 Mann 
Reiterei zu unterflügen, welches unter Leiceſter's Führung in Blieffingen landete, aber ſehr 
wenig audrichtete. Much Schloß fie um dieſe Zeit, im Jahre 1586, mit König Jafob von Schott- 
land ein Shug> und Irugbündniß zur gegenfeitigen Vertheidigung ihrer Reiche und ihrer 
Religion gegen die fatholifhen Mächte. 

Unterbeffen war Marta, welche ji damals unter der Obhut des Sir Amias Paulet zu 

Ghartley in Stafforvihire befand, nicht müde geworben, ihre geheimen Umtriebe gegen die 
Königin fortzufegen. Im Jahre 1586 war fie tief in die von den Jefuiten angezettelte Vers 
fhwörung Babington’s vermwidelt, welche gar feinen andern Zweck hatte, ald die Königin mit 
Gewalt aus vem Wege zu ſchaffen. Sie wurde aber durch die ſchlaue Wahfamfeit Walfingham’s 
vereitelt, und die Schuldigen mußten am.10. Sept. ihr Berbrehen am Galgen büßen. Nun 
wurde auch gegen Maria mit unnahfihtiger Strenge eingeichritten. Zu größerer Sicherheit 
brachte man fie im September 1586 von Ehartley, mo man ihren hochverrätherifchen Brief- 
wechſel mit den englifhen Katholifen und dem Feſtlande entdeckt hatte, nad dem Schloffe 
Botberingay in Nord⸗ Hamptonſhire in Verwahrung. Über das weitere Verfahren gegen fie 
herrſchte unter den Rätben der Königin felbft noch bedeutender Zwiefpalt ver Meinungen. Die 
gemäßigten flimmten für lebenslängliche Haft, die flrengern, wie Burleigh und Walfing- 
bamı, glaubten dagegen, daß Thron und Religion nur durch ihren Tod gefichert werben könnten, 
und Leicefter brachte zu diefem Zwede fogar die Anwendung von Gift in Vorſchlag. Endlich 
einigte man ſich aber doch über eine geiegmäßige richterliche Entfheidung ihres Schidfald und 
ernannte zu dieſem Zwecke einen eigenen Ausihuß von 40 Edelleuten, Geheimräthen und 
Richtern. 

Derfelbe begann bereitd am 11. Det. zu Botheringay feine Arbeiten. Maria weigerte ſich 
indeffen anfangs, ihm Rede zu fteben, und fonnte erft nad längern eindringlichen Zureden dazu 
bewogen werden, ſich vor diefem außerorbentlihen Gerichtshofe zu ftellen. Die ihr zur Laft 
gelegte Theilnahme an Babington's VBerfhmörung leugnete fie, obgleich die ihr vorgelegten 
Briefe und fonftigen Beweisſtücke darüber nicht den geringften Zweifel ließen, geradezu ab, 
gab dagegen zu, daß fie den Plan gehabt habe, ihren Sohn nah Spanien bringen zu laffen und 
ihre Rechte auf König Vhilipp II. zu übertragen, und auch um die beabſichtigte Yandung der 
Spanier gewußt habe. Zugleich proteftirte fie gegen das über fie verhängte Verfahren und ver— 
langte von der Königin und ihrem Geheimrathe oder dem Parlament verhört zu werben. 
Nihtsveftoweniger wurde bad gegen fie einmal beſchloſſene Verfahren beibehalten, welches auf 
die überze ugendſten Beweiſe hin bereits am 25. Oct. zu ihrer Verurtheilung zum Tode führte. 
Am 29. Det. beftätigte das Barlament das Urtheil und erklärte auf die Einſprache der Königin 
E. daß jich fein anderes Mittel finden lafle, ihr eigenes Leben ſicher zu ftellen. Die Vorftellun: 
gen der Könige von Frankreich und Schottland gegen die Vollziehung des Richterſpruchs durch 
außerordentliche Gefandte fruchteten nun nichts mehr, obgleich E. jelbft lange Zeit unentſchieden 
blieb, ob fie das Urtheil beftätigen folle oder nicht. 

Selbſt dieſe Unſchlüſſigkeit und die ganze legte Phaſe diefer traurigen Kataftrophe wirft 
einen tiefen Schatten auf ven Gharafter der Königin. Man weiß, daß es ihr ſchwer wurde, das 
Todedurtheil zu unterzeichnen; fie wollte ſich gern der fatalen Verantwortlichkeit entziehen, 
wünfchte aber doch jich der gefährlihen Nebenbublerin zu entlevigen, ohne indeſſen perfönlid; 
dafür einfteben zu müſſen. Dasift der Schlüffel zu ihrem rärhielhaften Benehmen in dieſer pein= 
lichen Lage. Am 1. Febr. 1587 unterzeichnete fie wirklich den Blutbefehl, gab aber ihren Räthen, 
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namentlich dem Secretär Davifon und Burleigh, die Vollſtreckung veffelben auf jo zweideutige 
Meife anhein, daß fie ſich hinterher für berechtigt hielt, alle Verantwortlichkeit dafür von ſich 
ab auf fie zu wälzgen. Genug, er wurde nad einigem Zögern am 8. Febr. zu Fotheringay an der 
unglüdlihen Maria wirflih vollzogen. Sie mochte ihre Schuld jelbft wol ſchwer genug empfin⸗ 
den, leugnete indeſſen noh am Fuße des Schaffots jede Mitwillenfhaft an der Verſchwörung 
Babington's und ftarb in dem Glauben, daß fie ald Märtyrerin für ihre Religion in den 
Tod gehe. 

Die ergreifenden Umſtände ihrer Hinrihtung übergeben wir hier mit Stillihweigen. Sie 
hatte erſt dad fechsundvierzigfte Jahr erreicht; vernichtende Leidenſchaften und lange Leiden hatten 
fie aber längft an Körper und Geift gebrochen. Als E. vie Nachricht vondem Bollzug des von ihr 
unterzeichneten Todesurtheils erhielt, war oder ſtellte fie fich im höchſten Grade entrüftet. Sie legte 
tiefe Trauer an und machte ihren Miniftern die bitterften Borwürfe über bie ungeitige Eilfertig- 
keit, womit fie ihren Befehlen nachgekoumen. Der arme Davifon mußte dieſelbe mit der 
Gefangenihaft im Tower und einer Geldbuße von 100000 Pf. St. büßen, welche ihn zum Bettler 
machte. Auch Leicefter, Hatton und Burleigh fielen in Ungnade. Gleihwol ftehen fie vor 
dem Urtheile der Nachwelt in diefer traurigften Epifode in dem Leben der großen Königin 
gerechtfertigter da als fie jelbft. Denn wenn aud allerdings Staatsrückſichten ihr Verfahren 
gegen die unglüdlihe Maria Stuart entfhuloigen mögen, fo wird man fie doch dabei niemals 
von jener Leidenſchaftlichkeit freiſprechen können, welche, zumal da jie im Bell der Macht war 
und Mittel hatte, diefe ihre Nebenbuhlerin auch auf andere Weiſe unſchädlich zu maden, eher 
als Schwäche denn ald Stärke des Charakters gelten kann. 

Die übeln Folgen, welche diefer Gemwaltftreid für England haben zu müflen fhien, traten 
indeffen nicht fogleih in dem Maße ein, wie wol zu befürchten gemwejen wäre. Die beiden 
Monarchen, welche zunächſt als Rächer der hingerichteten Königin hätten auftreten mögen, bie 
Könige von Schottland und Frankreich, verhielten fih rubig; jener, weil er es ſelbſt feiner 
Mutter nicht vergeben Eonnte, daß fie ihn noch in ihrem Teftamente zu Gunften ded Königs von 
Spanien enterbt hatte, falld er nit zum Katholicismus übergehen werde, und weil er aud 
nicht gejonnen war, durch einen etwaigen Krieg gegen E. fein Anrecht auf die engliiche Krone 
aufd Spiel zu jegen; diefer, weil er es nicht ungern fah, daß durch diejen Schlag die Macht und 
der Einfluß der Guifen gefhmwächt werde. Nur König Bhilipp IT. von Spanien warf ſich zum 
Rächer der hingerichteten Königin auf, um daburd) einen Vorwand mehr zu finden, feinen 
längfigebegten Plan, die Macht E.'s zu bredgen, mit aller Kraft ins Werf zu ſetzen. 

Während daher Franz Drafe ald glüdliher Freibeuter der ſpaniſchen Seemacht noch im 
Jahre 1587 im Hafen von Gadir und bei den Azoren empfindliche Verlufte beibrachte, bereitete 
ſich alles zu dem Rieſenkampfe, meldyer entſcheiden follte, ob die Herrichaft ded Meeres fernerhin 
Spanien oder England gehören und ob der Katholicidmuß oder der Proteſtantismus den Sieg 
davontragen werde. Im Frübjahre 1588 lag die aus 135 Segeln beſtehende, wie man jie 
nannte, unüberwinbliche fpanifche Armada in ven Münbungen bed Tajo zur Abfahrt bereit. 
Sie verließ diefelben am 29. Mai mit einer Bemannung von 10000 Seefolvaten, 8000 Ma: 
trofen, 2000 Galeerenjklaven und 2630 Gefhügen am Bord, unter dem Befehle des Herzogs 
von Medina-Sidonia, welhem einer der erfahrenften ſpaniſchen Seeoffiziere, Don Juan di 
Ricaldo, zur Seite fand. Auch führte fie einen großen Waffenvorrath für die aufgewiegelten 
Katholifen und eine Schar von etwa 200 Mönden mit ſich, welche ſich der Bekehrung ver Keper 
widmen follten. Gleichzeitig hatte der Prinz von Parma Befehl erhalten, die Landung in 
England von den Niederlanden aus mit 30000 Mann zu unterftügen. 

Indeffen war die Königin nicht müßig geweien, um dem herannahenden Sturm mutb- 
vol die Spige zu bieten. Das ganze Land wurde zu den Waffen gerufen, und während zwei 
Haupteorpd von 36000 und 30000 Mann unter Lord Huntington und Lord Leiceſter London 
deckten, jammelte fih nad) und nad eine Flotte von 180Schiffen mit einer Bemannung von 
17472 Mann unter dem Oberbefehle des Lord-Großadmirals von England, Howard von 
Eifingbam, welchem die drei tüchtigſten Kapitäne, Drake, Hawfind und Forbiſher, ald Unter: 
befeblähaber beigegeben waren, bei Plymouth, von wo aus ein Geſchwader von 40 Schiffen 
nad Dünkirchen auslief, um die Bervegungen des Brinzen von Parma zu beobachten. 

Sogleidy ver Anfang des gewaltigen Seezugs war den Spaniern nit günftig. Nachdem 
die Armada durd einen Sturm nad dem Hafen von Coruña verfhlagen worden war, founte 
fie erft am 12. Juli wieder unter Segel geben und erſchien am 19. auf den Höhen der Süd— 
fpige von Gornwallis, von wo aus fie, da fie ſich nicht eber auf eine Schlacht einlaffen follte, als 
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bis der Prinz von Parma in England gelandet fein würde, von den Engländern verfolgt, Die 
ihr ihon hier empfindliche Berlufte beibrachten, am 27. Juli im Hafen von Galais vor Anker 
ging. Zum Unglüd war aber der Prinz von Parma mit feinen Rüftungen noch nicht einmal fo 
weit, daß er feine Truppen hätte einſchiffen können. Nun folgte Schlag auf Schlag. Schon in 
der Nacht vom 28. Juli von den Engländern angegriffen, wurde die Armada am nächſten 
Morgen auseinander gefprengt und am 31. durd einen Sturm fo übel zugerichtet, daß der 
Admiral nur noch in der ſchleunigen Rückkehr nad Spanien Heil und Rettung erblidtte. Aber 
auch dieſe war mit großen Schwierigfeiten verbunden. Bon den Gngländern fortwährend 
bevrängt, mußte die Flotte, da ihr der Kanal verfperrt war, ihren Weg nad Norden hin um die 
Küften von Schottland und Irland einſchlagen, wo fie abermals durch Stürme bedeutende Ver: 
Iufte erlitt. Im ganzen büßte fie, ohne auch nur einen Verſuch gemacht zu haben, in England zu 
landen, 30 große Schiffe und 10000 Mann ein. 

Der Jubel, welcher über diefen Ausgang ded gefürchteten Unternehmens in ganz England 
berrfchte, war ungeheuer. Die Freude, welche die Königin felbft darüber empfand, wurde 
indeflen durch den Eurz darauf am 4. Sept. erfolgten Tod ihres langjährigen Günftlings 
Leicefter getrübt, weldhen Neid und Misgunſt in ven Augen der Nachwelt in ein ganz anderes 
Berhälmiß zu ihr zu verfegen geſucht haben, als es in Wirklichkeit flattgefunden haben mag. 
Bon Jugend auf mit ihr bekannt, hatten ihm feine wahrhaft ausgezeichneten Eigenſchaften ihr 
Bertrauen im hoben Grade erworben, ohne daß jie feine Schwächen und Fehler überjehen oder 
fich zu einer Vertraulichkeit mit ihm herabgelaſſen hätte, wie man fie ihr oft zur Laſt legen wollte. 

Auch blieb der nichts weniger als glückliche Auägang des im nächſten Frühjahre (1589) von 
Drake und Norris auf eigene Hand nad der ſpaniſchen Küſte unternommenen Seezugs nicht ohne 
Einfluß auf die Stimmung der Königin. Denn der Plan, den Brior von Grato, Don Antonio, 
auf den Thron von Portugal zu erheben, fheiterte an dem Widerſtande der Bevölkerung von 
Liflabon, und jo blieb das ganze Unternehmen auf eine nuglofe Plünderung der Vorſtädte von 
Gorufa und der Stadt Vigo beihränft, während dad Geſchwader durch eine mit ungewöhnlicher 
Heftigfeit ausgebrochene Peſtſeuche die Hälfte feiner Mannſchaft verlor. 

Ebenſo entfprad die Unterftügung, welde die Königin dem protejtantifchen Könige von 
Navarra gewährte, der nach der Ermordung Heinrich's IL. ald Heinrich IV. den franzöfifchen 
Thron beftieg (1589), den gehegten Erwartungen fhon deshalb nicht, weil ji der König nach 
dreijährigen zweifelhaften Kampfe den Sieg nur dur die Rückkehr in ven Schoß der allein= 
ſeligmachenden Kirche jihern zu können meinte (1593). Nur höhere politifche Rückſichten konn⸗ 
ten E. beitimmen, die ihm gewährte linterftügung ihm nicht ſogleich gänzlich zu entziehen und 
das Bündniß mit Franfreih auch noch ferner aufrecht zu erhalten. 

Indeflen hatte ver Seefrieg mit Spanien nie ganz geruht, obgleich er meiſtens auf die Belä- 
fligung des fpanifhen Handels und vereinzelte, nidpt gerade vom Glüde begünftigte Angriffe 
englifher Freibeuter auf die fpaniihen Befigungen in Südamerika beſchränkt blieb. Erft im 
Juni 1596 wurde wieder ein ernfter Angriff auf Spanien felbft verſucht. Eine Blotte von 150 
englifhen und holländischen Schiffen, mit 14000 Mann an Bord, unter Adıniral Howard und 
Graf Gffer, erſchien plöglid vor Cadix, vernichtete die im Hafen liegenden ſpaniſchen Schiffe 
zum größten Theile und bemächtigte fi der Stadt. Da fie aber auf die Dauer nit zu halten 
war, jo wurde fie ausgeplündert, niedergebrannt und dann verlaflen. Gin zweiter beabjichtigter 
Angriff auf Spanien mit einer Flotte von 140 Schiffen und 8000 Mann, im Juli 1597, 
wurde durch einen heftigen Seefturm vereitelt und hatte weiter keine Folgen ald einen glüdlichen 
Streifzug nad) den Azoren unter Walter Raleigh und Graf Ejler. 

Der legtere, dur Geift, Bildung und ritterliches Weſen glei ausgezeichnet, hatte ſchon 
feit Leiceſter's, feines Stiefvaters, Tode die befondere Gunft der Königin genoflen; allein ein 
heftiger Wortwechſel mit derfelben wegen Anftellung eines Statthalterd für Irland, mobei ih 
E. ſelbſt zu Thätlichkeiten gegen ihn hinreißen ließ, trübte im Jahre 1598 zuerft dad Verhält- 
niß. Gffer verließ auf längere Zeit ven Hof, wurde aber wieder zu Önaden angenommen, ald er 
fih erbot, fein Glück gegen die empörten Jrländer zu verfuchen. 

Irland, damals noch in halber Barbarei befangen, war fhon während der gangen Regies 
tung der Königin gleichfalls ver Schauplag erbitterter religiöfer Barteifämpfe und des offenen 
Aufftandes gegen die englifche Oberherrfhaft gemefen. Hugh O'Neal, Graf von Tyrone, fland 
jest, von Spanien unterftügt, im Norden Irlands an der Spitze des bewaffneten Aufruhrs. 

Giler jollte ihm nun, zum Lorblieutenant ernannt, mit einem 18000 Mann flarfen Heere ein 
Ende machen. Allein fein eigenes Ungeſchick und die Misgunſt der Verhältniffe vereitelten die 
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gehegten Erwartungen. Nachdem er im März 1599 in Irland gelandet war, trieb er ſich faſt 
thatlos den ganzen Sommer hindurch in der Graffhaft Munfter umher, während feine Truppen 
durch Defertion und verheerende Krankheiten fo geſchwächt wurben, daß er im Herbſte gar nichts 
mehr zu unternehmen wagte, fondern fi mit O'Meal auf einen Vergleich einließ, in welchem er 
ihm eigenmächtig Verzeihung, Zurüdgabe der von den Engländern bejegten Güter und freie 
Übung der fatholifhen Religion zugeftand. Dann eilte er gleichfalls ohne Ermächtigung im 
September nach England zurüf und warf ſich der Königin zu Füßen, welche ihn anfangs zwar 
fcheinbar gnädig aufnahm, aber gleich daranf wegen feines Ungehorſams verhaften ließ. 

Nach einiger Zeit wurde er jedoch, in Krankheit und Schwermuth verfallen, wieder freiges 
geben, blieb aber nichtsdeſtoweniger die Zielicheibe der Verdächtigungen feiner Feinde, melde es 
dahin braten, daß ihm die Königin ihre Ungnade miederholt auf ſehr empfindliche Weite zu 
erkennen gab. Das trieb ihn vollends zur Verzweiflung und zu unüberlegten Schritten. Nicht 
nur, daß er fich vie beleidigendften Außerungen über die Königin erlaubte, die ihr wieder zu 
Ohren famen, juchte er fi au unter den midvergnügten Buritanern eine Partei zu bilden 
und ließ ſich jelbft mit dem Könige von Schottland in geheime Verbindnngen gegen das Intereffe 
der Königin ein. Endlich machte er, nachdem man wegen feiner Umtriebe ſchon vielfah Verdacht 
geihöpft,; im Februar 1601 den tollfühnen Verſuch, die Königin mit einer Schar feiner Anz 
hänger in ihrem Palafte zu überfallen und fie mit Gewalt zur Entlaffung feiner Gegner und 
zur Annahme eines andern Regierungsfuftems nach feinem Sinne zu zwingen. Der verwegene 

Streich mislang jedoch, da Effer im entſcheidenden Augenblide die gehoffte Interftügung feiner 
Partei nicht fand. Auf die Gnade der Königin rechnend, verlangte er nun felbft vor Gericht 
geftellt zu werden. Dies wurde ihm gewährt. Am 19, Febr. begann bereit fein Proceß vor 
einem Geſchworenengericht von 25 Peerd. Er wurde nad furzen Verhandlungen ald Hochver— 
rätber zum Tode verurtheilt, und obgleich auch Hier die Königin wieder mit der Beftätigung des 
Richterſpruchs zögerte, jo ließ fie ihn am Ende doch vollzichen. Am Morgen des 25. Behr. 
fiel das Haupt des erft vierundpreißigjährigen edein Grafen von Effer unter dem Henkerbeil als 
Opfer ber Intriguen feiner Beinde, zum Theil aber auch feiner eigenen Leidenſchaftlichkeit und 
Umüberlegtheit. 

Vieleicht hat ſich E. nichts mehr zu Herzen genommen als das traurige Geſchick dieſes 
ihres Günſtlings, welches fie nicht abwenden zu fünnen glaubte. Denn jie war ihm mit faft 
mütterlicher Zärtlichkeit ergeben und wußte feine hervorragenden Eigenſchaften, feinen Edel— 
muth, feine Hingebung und -felbft fein offenes Weſen wohl zu jhägen. Auch verfiel fie ſeitdem 
immermehr in eine ſichtliche Schwermuth, von welcher fie jih um jo weniger wieder erholen 
fonnte, da bei zunehmendem Alter aud ihre körperlichen Leiden ſich mehrten. 

Der legte Kichrblid in ihre am Ende jehr verbüfterte Regierungdzeit war die endliche Unter— 
werfung Irlands durd den Lord-Statthalter Mountjoy im Jahre 1602. Der Graf von Torone 
ſah ih, nachdem er auch mit Hülfe der ihm zugeſchickten 6000 Spanier nichts mehr ausrichten 
fonnte, genöthigt, auf einen Vergleich einzugehen, wodurch er ſich ganz in die Gemalt der 
Königin begab. 

Hierauf ging E. felbft fchnell ihrem Ende entgegen. Infolge einer heftigen Erfältung ver= 
fiel fie im März 1603 in eine jehwere Krankheit, von welcher fie nicht wieder genad. Schon kaum 
mehr ihrer Sinne mädtig, beftimmte fie gleichwol noch auf ihrem Sterbebette König Jakob von 
Schottland zu ihrem Nachfolger auf dem engliihen Thron. Am Morgen des 24. März 1603 
hatte fie im fiebzigiten Jahre ihres Alters das Ziel ihrer fünfundvierzigiährigen Regierung 
und damit zugleich den Ausgang des Haufes Tudor erreicht, welches den englifchen Thron 118 
Sabre (feit 1485) inne gehabt hatte. 

Ipre Regierungszeit gilt mit Recht für eine der wichtigften Epochen in der Gntwidelungs: 
geichichte Englands, in vieler Beziehung ale die Orundlage feiner fernern politiſchen Erhebung 
nad innen und nah außen. Denn während durch die zwar fehweren, aber flegreihen Kämpfe 
gegen ven Katholicismus für den freiern Aufſchwung des geiftigen Lebens der Nation ein feſter 
Grund und Boden, durch firengere Ausbildung aller Staatöverhältniffe der Ausgangspunkt zu 
der dereinftigen großartigen Geftaltung des britiihen Berfaflungslebend gewonnen wurde, vers 
mebrte auch der auf wunderbare Weife geweckte Unternehmungdgeift des Volkes die Macht und 
den Einfluß Englands nad außen hin wie nie zuvor. Handel und Schiffahrt erhielten eine 
außerordentliche Auspehnung, namentlih durch feftgeichloflene Verbindungen mit ven Mächten 
des Orients und fühne Unternehmungen nach der Neuen Welt. Die erften Handels- und Freund⸗ 
ſchaftsverträge Englands mit Perjien und der Türkei gehören diefer Zeit an. 
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Darf man davon auhmandes der Gunft der Umſtände zujchteiben, jo war es doch vorzugs⸗ 
weije dad Werf des belebenden Geiftes, welchen E. in allen Verhältniſſen des öffentlihen Lebens 
zu nachhaltiger Geltung zu bringen wußte. Darin beftand vor allen die Groͤße ihres Charakters 
und ihred Wirfens, welches fie den hervorragendften Monarchen aller Zeiten an die Seite feßt 
und felbit mande ihrer Schwächen verzeihlih und vergeffen gemacht hat. Die legtern find 
vorzüglich auf Rechnung ihres Geſchlechts zu fegen, deſſen liebenswürbige und abſtoßende Gigen- 
ſchaften fie, ungeachtet ihred durdaus männlichen Weſens, auf merfwürbige Weiſe in ſich ver: 
einigte und auch auf dem Throne nie verleugnen fonnte. Sie mußte durch ihr einnehmendes, 
ſelbſt bis zur Leichtfertigkeit gehendes Benehmen jedermann zu bezaubern, konnte aber auch durch 
Herrſchſucht und Leidenſchaftlichkeit, welche mitunter bis zum unerträglichiten Despotismus aus: 
arteren, alled zur Verzweiflung treiben. Ihr ganzes Regierungsſyſtem lag in den einmal von 
ihr an Leicefter gerichteten Worten, an melde man jpäter noch öfters erinnert bat: „Wer gab 
Eud die Erlaubniß, unjern Befehlen zu widerfprehen oder unfere Beamten zu beauffihtigen? 
Ih will an diefem Hofe, ja fogar in diefen Reiche nur eine Herrin und feinen Herrn haben.” 

Am treffendften ift aber vielleicht ihre Berfönlichkeit von einem ihr naheftehenden Zeitge- 
noflen, Sir John Harrington, charakteriſirt worden, indem er von ihr folgendes mir faſt zu 
poetiiben Farben ausgerührtes Bild entwirft. „Ihr Gemüth glich oft dem fanften Wehen nes 
Abenpmwindes in einem Sommermonat; ed war lieblih und erfrifchend für alled um ſie ber. 
Ihre Rede gewann aller Herzen, und doch fonnte fie ji, wenn ihr der Gehorſam verfagt wurde, 
plöglih fo ummwanveln, dap man nicht im Zweifel darüber bleiben konnte, weiten Tochter fie 
war. Ihr Läheln war ein reiner Sonnenihein, in welchem jedermann gern weilte; doc plötzlich 
erhob ſich aus den aufiteigenden Wolken ein Uingewitter, und der Donner überfiel alle mit wune 
derbarer Gewalt auf gleiche Weiſe.“ J. W. Sinkeiſen. 

Embargo (früher auch Imbargo, von dem ſpaniſchen embargar). Wie fo häufig im 
Öffentlichen Rechte, bezeichnet auch dieſes Wort verfchievene VBerhältniffe, deren factiſche Grund— 
lage allerdings diefelbe ver natürlichen Bedeutung des Ausdrucks entiprechende, bier eine Anz 
baltung, Befthaltung ift, während Die darauf gebauten Rechtsgrundſätze ganz getrennten Gebie- 
ten, dem Staatörechte einerfeitd und andererjeitd dem Bölkerrechte angehören. Für legtered macht 
ſich dann wieder die natürliche Unterſcheidung ded Embargo im Frieden und im Kriege geltend. 
Den legten Gegenftand unferer Ausführung foll das vielbeftrittene Zwitterweſen eines friegeri- 
ſchen Embargo ohne Krieg, alfo in Friedenszeiten, ausmachen. 

I. Kraft ver Dberboheit, welche dem Staate über alles, was fih auf feinem Gebiete befindet, 
zufommt, mit der alleinigen Ausnabme erterritorialer Berfonen und Sachen (ſ. Erterritorie- 
Lität), können aud bewegliche Gegenftänve, welche im Brivateigenthum ſtehen, fie den Öffent- 
lichen Dienft in Anſpruch genommten werben, und von alterd her haben es jich die Eigenthümer 
von Shiffen gefallen laffen müffen, daß dieje Benugung ſich auf ihr Gigenthum erſtreckte. 
Schon in ver L.4 D. de Veteranis (49, 18) ift von angariare navem als einer Schiff: 
preflung die Rede, und im Mittelalter galt dies Mecht in fehr ausgedehnter Weife ald eins der 
Regalien (Feud., 1, 56). Eine Entihädigung für die Anhaltung und Benugung von Schiffen 
und Wagen ſcheint felten vorgefommen zu fein, man ſah dieſe Dienftleiftung ald Öffentliche 
Prliht an, die der Unterthan, welder dazu im Stande war, obme weitered zu erfüllen habe. 
Dazu fan, daß dergleihen Mapregeln gemöhnlih im Kriege oder für Eriegerifhe Eventua- 
litäten eintraten und das inter arma silent leges in dem ältern Staatöleben nur zu oft zur 
praftifchen Wahrbeit wurde. Heutzutage beanfprudt der. Staat allerdings aud noch das 
Rebt, für außerordentliche Fälle, 3. B. Iruppentrandport in eine infurgirte Brovinz, Nah— 
rungsmittelüberfühbrung in ein vom Hungertyphus ergriffenes Nebenland, die vorhandenen 
Irandportmittel der Unterthanen, fo aud die Schiffe zu requiriren, allein eine Entſchädigung 
entweder nach vorher beftimmtem Verhältniß oder ſpäterer Zubilligung darf hier ebenjo wenig 
unterlaffen werden, ald der Staat ohne genügende Gegenleiftung bei. einer Immobilie einen 
Untertban erproprliren könnte. Durch das eine wie durd dad andere wäre die erfte Grunde 
bedingung aller ſtaatlichen und focialen Wohlfahrt, die Sicherheit des Privateigenthums an= 
getaftet. Der techniſche Name für ein ſolches Embargo in der Sprache des franzöfiihen See: 
rechts ift l’arr&t de prince, deffen Zufälle und Folgen auch von dem Verſicherer getragen wer- 
den müffen. (Pouget, „Principes de droit maritime‘, I, 45; „Code de commerce‘, 
Art. 350.) In England heißt diefes ſtaatsrechtliche Embargo eivil embargo. 

11. Während die Berechtigung des Staated, die Schiffe feiner eigenen Unterthanen mit 
Embargo zu belegen und gegen Entfhädigung für öffentliche Zwecke zu verwenden, feinem 
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Zweifel unterliegt, ift dadurch noch nicht entfchieden, daß auch fremde Schiffe ich einer folden 
politifhen Maßregel fügen müffen. Bon vornherein wirb anzuerkennen fein, daß ohne Ent- 
fhädigung eine ſolche Feſthaltung und Benugung fremden Eigenthums eine Bergewaltigung 
fein würde, allein es könnte fogar behauptet werden, daß ber fremde Schiffdeigenthümer einer 
foldhen Anmendung des Territorialprineips gegenüber feine Botmäßigfeit ſchuldig ſei. Für Die 
offene See ift dieſes als richtig zuzugeftehen, allein ebenfo gewiß ift auch, daß in feinem eigenen 
Waſſergebiete jever Staat diejed jus eminens gegen fremde Schiffe anwenden fann, foweit fie 
nicht wie die Kriegsſchiffe mit ver Ausnahmeecigenſchaft der Erterritorialität bekleidet find; ein 
langes Herkommen und die gegenfeitige Duldung diefer Sitte zwifchen den Staaten haben dieſen 
Grundfag zu einer Rechtsregel erhoben. Dagegen fpricht allerdings, daß eine angemeſſene Ent= 
ihädigung in fehr vielen Fällen ſich nicht wird herftellen laflen und man fo den Fremden Opfer 
für den eigenen Staat zumutbet, und diefe Erwägung hat in ber Prarid zu vielen Berträgen ges 
führt, in denen ſich die Staaten die Befreiung ihrer Unterthanen von Embargos ausbedingen. 
Eine ganze Anzahl folder Tractate findet fi in PVöhl's „Seerecht““, ©. 1169, angeführt, wo 
auch die jeltener vorfommenden Stipulationen, daß ein allgemeines Embargo auch die Unter— 
thanen ber Gontrahenten umfaſſen dürfe, erwähnt werben. Aus der allerneueften Zeit ſtammt ber 
Handels: und Schiffahrtsvertrag zwifhen Franfreih und der Republif San:Salvador vom 
2. Mai 1858 („‚Recueil general des Lois annotes, 1860, S. 14), deſſen ſechster Artikel alfo 
lautet: „Les sujets et citoyens de l'un et de l’autre &tat ne pourront &tre respeclivement 
soumis a aucun embargo, ni être retenus avec leurs navires, cargaisons, marchandises et 
effets pour une expedition militaire quelconque, ni pour quelque usage public, que ce 
soit, sans une indemnite fixde prealablement par les parties interessees ou par des ex- 
perts nommes par elles, et suflfisante, dans tous les cas pour cet usage, et pour tous les 
torts, perts, retards et dommages occasiones par le service, auquel ils auraient 616 sou- 
mis, ou qui pourraient en provenir.“ Dieje Stipulation fann als ver Ausdruck ded gegen 
wärtigen Standes der Staatd: und Völkerrechtölehre über das Embargo eines befreundeten 
Staated gegen Untertbanen und Schiffe Dritter angefehen werden. 

IH. Dem Charakter nad; dem unter I. befprodenen Verhältniß nahekommend, aber wegen 
der Motive, welche dazu führten, ven lIbergang zu dem Recht des Embargo in Kriegäzeiten bil— 
dend, fteht das Embargogejeg der Vereinigten Staaten vom 22. Dec. 1807 dennod als eine 
Eigenthümlichfeit da, die beſonders hervorgehoben zu werden verdient. Ald England und 

Frankreich mit der größten Rüdjichtslofigkeit gegen die Rechte und Intereffen des neutralen 
Handels verfuhren, und diefe in den Orders of council von 1807 und den franzöfiichen Decre— 
ten von Berlin und Mailand ihren Gipfelpunft erreicht hatte, befanden fich die Vereinigten 
Staaten in der ſchlimmen Wahl, entweder viefe VBerunglimpfungen gebulbig Hinzunehmen oder 
die Beinpfeligkeiten gegen beide Kriegführende zu eröffnen. Man kam auf den Ausweg, bie 
amerifanifchen Schiffe mit einem Embargo zu belegen, damit ihre Wegnahme nicht einen un 
widerftehlihen Anlaß zum Kriege gebe. Wie Jefferfon in einem Briefe vom 6. Ian. 1808 
fhreibt: ‚„‚The embargo keeping at home our vessels, cargoes and seamen saves us the 
necessity of making their capture the cause of immediate war; for if going to England, 
France had determined to take them, if to any otber place, England was to take them. 
Till they return to some sense of moral duty, therefore we keep within ourselves“ (‚The 
writings of Thomas Jefferson“, V, 227). Die Wirkungen, welche die darin beſprochene 
Congreßacte vom 22. Dec. 1807 (Martend' „Nouveau receuil”, I, 445) für den fremben 
Schiffahrtsverkehr hatte, find untergeordneter Natur und berühren unfern Gegenftand nicht. 
Es ift beftritten worden, ob der Congreß zu einer folhen Lahmlegung des amerifanifhen 
Handels nah der Gonftitution befugt geweſen ſei, „‚meil die Auflegung eined fortwährenden 
Embargo eine Vernichtung des Handel — feine Negulirung (regulation), welche die Conſtitu— 
tion allerdings dem Congreſſe zumeife, fei’. Das Nähere über diefe Frage, weldye damals vor 
die Gerichte gebracht wurde und eine bejahende Beantwortung fand, ift nachzuſehen bei Story, 
„Commentaries on the constitution of the United States”, $. 1289 fg., und Kent, „Com- 
mentaries on American Law” ,1, 405. Daß, abgefehen davon, ob die Gonftitution dem Gon= 
grefle dieſes Recht, ein Embargo aufzulegen, gab, ein Staat aud) aus dem von Jefferfon hervor⸗ 
gehobenen Motiv jeine eigene Schiffahrt ſuspendiren fann, ift unbeftreitbar. In Amerifa er- 
gingen noch einige weitere Gefege zur Vervollftändigung ded Aus: und Abſchließungsſyſtems, 
bis die fogenannte Non-Intercourse-Act vom 1. März 1809 (welche oberflächliche Schriftftel- 
ler manchmal mit der Gmbargoacte vom 22. Der. 1807 und ihrer Ergänzung durch die Gon- 
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grehacte vom 9. März 1808 [bei Martens a.a.D., ©. 459] zufammenmwerfen) praktiſch an die 
Stelle des Embargofoftemd trat, welches für die nicht englifchen und frangdiifchen Häfen vom 
15. März 1809 und überhaupt vom 28. Juni 1809, dem legten Tage der damaligen Gongreß- 
ſeſſion, zu gelten aufhörte. Das gänzliche Embargo war bei dem Widerftand eines großen Theils 
der Bevölkerung nicht durchzuführen gewejen, und wie es jich herausſtellte, Hatte jelbit die par= 
tielle Durhführung faft ebenjo viel gefoftet, al8 ein gewaltiger Krieg von derielben Dauer ver= 
fhlungen haben würbe. Sefferfon (in dem angeführten Werfe, &. 433) bemerft darüber an 
General Armftrong , den amerifanifhen Geſandten in Barid: „The belligerent ediets ren- 
dered our embargo necessary to call home our ships, our seamen and property. We 
expected some effect too from the coercion of interest. Some it has had, but much less 
on account of evasions and domestic opposition to it. After sixteen months’ continuance 
it is now discontinued, because losing & 50,000000 of exporis annually by it, ıt costs 
moreihan war, which might be carried on-.for a third ofthat besides what might be got 
by reprisal.“ Die wichtigern Staatödocumente aus diefen Vorgängen, deren nähere Erör- 
terung noch einer gründlichen Geſchichte der Gontinentalfperre vorbehalten ift, finden ſich außer 
in den amerifanifchen Beröffentlihungen aud in dem „Annual register‘ für das Jahr 1809, 
„State papers”, S. 711 fg. Jefferſon felbit äußerte fi) jpäter jehr midvergnügt über die Auf- 
bebung des Embargo (,„Writings”, V, 529). Übrigens irren fi die Schriftfteller, welche dies 
amerifanifche Embargo für unerbört halten. Die Holländer haben wenigitend zweimal, 1781 
und 1803, in gleicher Weife ein Embargo auf ihre eigenen Schiffe gelegt. Dod hat Karfe- 
boom, der in jeiner Schrift über dad Embargo („„De navium detentione ete.“, Amſterdam 
1840) diefe Präcedenzfälle hervorhebt, allerdings überfehen, daß dieſe Vorſichtsmaßregel 
gegen den Feind, alfo nicht von feiten eined Neutralen getroffen wurde. Infomweit mar dad 
amerifanifche Beijpiel einzig, daß fich ein neutraler Staat des gefammten Schiffahrtsverkehrs 
entſchlug. 

IV. Die biöher beſprochenen Arten des Embargo entbehren durchaus einer feindſeligen Rich— 
tung gegen die davon Betroffenen. Im erſten Falle nimmt die Staatsgewalt das Eigenthum 
ihrer Unterrhanen um des eigenen vaterländiſchen Wohls willen; im letztbeſprochenen Bei— 
ſpiel handelte, wie wir ſahen, die amerikaniſche Regierung factiſch allerdings gegen das Inter— 
eſſe der eigenen Unterthanen, ihre Abſicht ging aber darauf, ihnen zu nutzen und ſie gegen Ge— 
fahren ſowie den Staat ſelhſt gegen Krieg zu ſichern. Aus dem erſtern Motiv erklärt es ſich, 
weshalb hier von einer Entſchädigung feine Rede ſein konnte; für Wohlthaten, welche die Für— 
ſorge ver Regierung zu erzeugen glaubt, wird man nicht entſchädigt. Auch das unter II er— 
wähnte Gmbargo auf Schiffe fremder Unterthanen, mit denen der dad Embargo verfüigende 
Staat in freundfchaftlichem Verkehr fteht, ift, wie wir ſehen, eine Handlung der ſtaatlichen Ober: 
boheit gegen einen wenn auch nur temporären Unterthan, und da hier die volle Entſchädigungs— 
pflicht ſtaats⸗ und voͤlkerrechtlich anerfannt ift, tritt jeder Gedanke eines feindfeligen wie feinds 
lien Handelns zurüd. Etwas ganz anderes ift hun aber dad Embargo ald kriegeriſche Ge- 
waltmapßregel, als eine Unterart des allgemeinen Rechts der Repreſſalien. Nach ausgebrochenem 
Kriege, mag dieſer nun thartſächlich eingetreten fein oder durch eine förmliche Erklärung ſeinen 
Anfang genommen haben, fteht den Kriegführenven eine ganze Fülle von Gemaltthätigfeiten 
gegeneinander zu, und bis auf den heutigen Tag hat aud das Privateigenthbum derlinterthanen 
die Folgen des „Wüthens der Könige’ zu tragen. Glücklicher ald das ſchwimmende Privatgut 
iſt nach dem neueften Herfommen und Recht das Unterthaneneigenthum auf dem feften Lande. 
Bas aber Schiffe und Schiffsladungen anbetrifft, fo gilt gegen dieſe noch immer das Recht ver 
gegenjeitigen Gaptur. Das Embargo, das Anhalten eines Schiffs ift ald das Mindere in vem 
weitergehenden Rechte ver Gonfiscation enthalten, und niemand, gegen den die Wegnahme ge: 
rechtfertigt iſt, kann ſich über das Mittel zu dieſem Zweck, wie ſich das Embargo darſtellt, be— 
klagen. Zum Kriegsfelde gehört nicht blos die offene See oder das feindliche Gebiet, ſondern 
auch die eigenen Häfen und ſonſtigen Staatsgewäſſer, und an ſich wäre kein Grund vorhanden, 
weshalb wir beim Ausbruch eines Kriegs die in unſern Häfen gelegenen, durch den Krieg feind- 
lich geworvenen Schiffe und Schiffsgüter des Gegners nicht fefthalten und confisciren ſollten. 
Bir finden deshalb das Recht zur Anlegung eines Embargo bei Kriegdausbrud von niemand 
geleugnet, allein Rüdfihten ver Humanität und Volitik haben dahin geführt, daß die weitaus 
meiften Staaten durch Verträge gegenjeirig auf diefed echt verzichtet haben, indem fie ven 
Schiffen, welche fidy beim Anfange ded Kriegs in ihren Häfen befinden follten, den freien Abzug 
geftatten. Die Erwägung, dag Treu und Ölauben gegen ben feindlichen Kaufmann und Schiffs- 
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rheder gehalten werden müſſe, der im Vertrauen auf den Schuß unſerer Geſetze ſich innerhalb 
unſers Staatsgebiets begab, verdient immerhin einige Berudrihtigung, wenn auch dagegen 
geltend gemacht werden fann, daß ein jeder Kriegführende feinem Gegner die Schuld gibt und deſſen 
Unterthanen daher nur ald Opfer des Unrechts ihrer eigenen Regierung zu betrachten hat; viel 
wirffamer war wol die Rückſicht, daß es ohne einen ſolchen Verzicht auf Embargo und Feſt— 
nahme immer in den Händen der einen Regierung lag, in dem für den legalifirten Seeraub gün: 
ftigften Momente, wenn recht viele Schiffe des Fünftigen Gegners in ihren Häfen weilten, 
mit der Kriegserflärung bervorzutreten. DVielleiht die wichtigfte Staatdurfunde des ganzen 
Mittelalters, vie engliihe Magna-Charta, hat ſchon dieſe Begünftigung des freien Abzugs für 
fremde Schiffer und Handeltreibende aufgeftellt, unter der Bedingung, daß im feindlichen Lande 
die Engländer in gleicher Weife behandelt werden. Bis man davon Nachricht erhält, foll ein 
attachiamentum sine damno corporum vel rerum, eine Feithaltung zur Bürgſchaft ein= 
treten. (Die einfhlagenvden Artikel der Magna-Charta find Kap. 48— 50.) Nicht mir Unrecht 
preift Monteöquieu den englifchen Freiheitsbrief, daß in ihm auch die Intereffen der Fremden wabr- 
genommen worden find. In fpätern Gejegen waren 40 Tage ald die Frift für den freien Ab— 
zug beſtimmt, doch Eonnte diefe Zeitgrenze meiter erftredt werden. Die Verträge, welche dieſen 
Gegenſtand regeln, jind in Bezug auf die Zeitbeftimmung jehr verichieden: drei Monate (3. 2. 
ein alter Vertrag zwiſchen England und Frankreich von 1610), ſechs Monate (Vertrag zwiſchen 
Sranfreih und Nordamerifa von 1778), neun Monate (Bertrag zwifchen Nordamerika und 
Maroffo von 1836), ein Jahr (Vertrag zwiſchen Preußen und Dänemark von 1818), zwei 
Jahre (Vertrag zwifhen Portugal und England von 1654). Manchmal wird, was Perſonen 
und Güter anlangt, eine Unterfcheidung gemacht, je nachdem jie ih an ven Küflen des Landes 
oder im Innern befinden; als Beifviel einer folhen refp. jehs Monate und ein Jahr anorpnen- 
den Berabredung kann der jhon oben citirte Vertrag zwischen Frankreich und der Republik Sanı= 
Salvador dienen [vgl. Art. 9: „Si (ce qu'a Dieu ne plaise!) la paix entre les deux hautes 
parties contraitantes venait a éêtre rompue, il sera accorde de part et d’autre un delai de 
six mois au Moins aux commergants qui se trouveront sur les cötes, et d’un an à ceux, 
qui seront etablis dans l'interieur du pays, pour regler leurs afaires et disposer de leurs 
proprietes. Un sauf-conduit leur sera en outre delivr& pour stembarquer” u. |. w.]. So 
groß nun aber auch die Zahl der Verträge ift, welche Verzicht auf das Recht des Embargo und 
der Wegnahme enthalten, muß leider zugeftanden werden, daß die Berolgung derjelben ſehr 
häufig eine hHöhft mangelhafte war. Da fie für den Kriegsfall felbft abgeſchloſſen waren, ver— 
ſteht es ji von felbft, daß der Krieg ihrer Vollgültigkeit feinen Abbruch thun konnte, aber 
nichtsdeſtoweniger weift die Geſchichte der Seekriege nur zu häufig die offenbariten Verlegungen 
diefer humanen Stipulationen auf. Ein Schriftfteller, Kaltenborn („Seerecht““, II, 440) be 
bauptet freilich, diefe Stipulationen legten unmögliche Beringungen auf und dann dürfte man 
ich über ihre Nichterfüllung allerdings nicht wundern. Aber die Wahrheit ift, dap die angege= 
benen Berträge in eriter Reihe für die im Lande befindlichen Kaufleute mit ihren langiamer zu 
verwerthenden Bejigthümern und Gütern berechnet find, und nur was die Schiffe angeht, muß 
zugegeben werben, daß der Staat eine große Selbftverleugnung übt, der ein Jahr lang ein 
Schiff des Feindes im Hafen duldet. Viel richtiger, weil praktiſcher als die ältern Verträge, von 
denen freilich manche nicht mehr in Gültigkeit find, waren die Zugeftändniffe, welde ih bein 
Anfang des orientaliihen Kriegs die Eriegführenden Mächte gegenfeitig machten, wonad den 
in den verſchiedenen Häfen vorhandenen oder ohne Kenntnif des Kriegszuſtandes anlangenven 
Schiffen der gegnerifchen Unterthanen eine Frift von ſechs Wochen zum Auslaufen und, ohne 
welde jenes Zugeſtändniß illuforifch gewefen wäre, die ungebinderte Rückkehr in ihre Heimat 
verſtatiet wurde (englifche Order in Council vom 29. März 1854: „‚Russian merchant ves- 
sels in any ports or places within Her Majesty's dominions shall be allowed until the 10. 
day of May next, six weeks from the date hereof, for loading their cargoes and depart- 
ing from such ports and places’‘). Durch dieſe Beftimmungen wurde die Tragweite ded Em= 
bargos, welches eine andere Order in Council von demfelben Tage anlegte, ſehr beſchränkt 
(„Her Majesiy is pleased to order that a general embargo or stop be made of all Rus- 
sian ships and vessels whatsoever now within or which shall hereafter come into any 
of the ports, harbours or roads within any of her Majesty’s dominions, together with all 
persons and effects on board the said ships or vessels‘). Auf Kriegsihiffe, welche ſich 
beim Ausbruch eines Kriegs im feindlihen Gebiet befinden follten, findet nad der Natur der 
Sade und dem Wortlaut der Verträge die Eremtion von der Feſthaltung feine Anwendung, 
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übrigens fönnte der Fall aud wol nur in fernen Befibungen praftiid) werden. Außerdem ift 
jene Regel über den freien Zug der vorgefundenen Kauffahrteiſchiffe nicht ausnahmelos felbft in 
dem neueften Kriege zur Geltung gefommen. Niemand würde ed einem Staate verbenfen, 
wenn er die Fahrzeuge des Gegnerd zurüdbielte, um nicht durch fie Nachrichten von wichtigen 
Kriegövorbereitungen an ihre Regierung überbringen zu laſſen, und jelbft neutrale Schiffe hat 
man unter ſolchen Vorausſetzungen ſchon mit einem Embargo belegt. Der orientalifhe Krieg 
bot ein Beijpiel von Feftbaltung feindlicher Kauffahrteiſchiffe in dem Fall ver Schiffe Anna 
Maclifter und William Broderid (das eine lag in Kronftadt, das andere in Reval). Das ruf: 
ülhe Finanzminifterium bemerkte darüber in feiner Befanntmahung vom 6.(18.) April 1854: 
„Ausnahmöweife und zwar Kriegsrückſichten halber werden die beiden engliihen Schiffe bis 
auf weitereö zurüdbebalten werden. Dieſe Schiffe follen keineswegs der Gunfigcation unter: 
zogen und in der Folge, ſobald die Umſtände nur irgend die Möglichkeit dazu bieten, freige= 
lafjen werden.‘ Dies war aljo ein Beifpiel eined reinen Embargo, während ſonſt Häufig Die 
Anbaltung nur ald Mittel zur Confiscation plaggreift. Übrigens kann aud die Gaptur von 
Schiffen während eines Kriegs factifh die Wirkungen eines Embargo äußern, wenn nämlich 
der Staat die aufgebradten Schiffe nicht condemniren läfit. So geichah es in dem deutſch-däni— 
ſchen Kriege. Wenn man endlich audy von einem Embargo jpricht, welches der Kriegführende 
den Schiffen feiner eigenen Unterthanen auflegt, jo-ift dabei überjeben, daß im allgemeinen 
durch Die Thatjache des Kriegs der Verkehr mit den gegneriſchen Unterthanen verboten ift; ein 
foldyes Verbot ded Auslaufend für die eigenen Schiffe hat daher nur eine praftiihe Bedeutung 
für den Verkehr mit den neutralen oder ven eigenen Landeshäfen. Als Embargo fann man das 
allgemeine Berbot des Verkehrs mit dem feindlichen Lande (der jedoch freigegeben werden fann 
umd z. B. durch die neueſten engliſch-franzöſiſchen Ordres und Decrete, den chineſiſchen Krieg be: 
tceffend, faſt unbeichränft erlaubt ift) ſchon deshalb nicht bezeichnen, weil es aud die in andern 
Häfen oder auf offener See befindlihen Schiffe trifft. Die Einihärfung des Verbots enthielt 
beiſpielsweiſe die jchon eitirte Order in Council vom 29. März 1854: „Itis Ihis day ordered 
by Her Majesty by and with the advice of Her Privy council, Ihat no ships or vessels be- 
longing to any of Her Majesty's subjects be permitted to enter and clear out for any of 
the ports of Russia until further orders.‘ 

V. Wir haben im Vorftehenden die Mafregel des Embargo ald Incivenz der friegerifchen 
Handlungen von Staat zu Staat betrachtet; etwas anderes iſt dad Embargo ald Einzelrepreſ— 
jalie. Auch ohne daß man zum Kriege vorjchreitet, ftebt ed einen Staate zu, das widerrecht— 
lie Handeln eined andern Staates, wofür jih auf dem Wege ver Güte feine Genugthuung 
erlangen läßt, durch ein anderes Unrecht, das aber zum Rechte wird, weil ed dem Unrecht ent= 
gegentritt, wie die Gewalt des in der Nothwehr Befindlichen eine vechtmäßige Gemaltthätigkeit 
wird, zu beantworten. Unter den hierfür geeigneten Mitteln hat jidh von jeher das Embargo den 
Staaten empfohlen. Ein ſolches Verhältniß zwiſchen zwei Staaten ift nod) fein Krieg; würde 
animo bostili gehandelt, fo wäre mit der Beſchlagnahme ver Krieg ſchon da, aber wir jegen vor— 
aus, daß der ein Embargo auflegende Staat zunächſt den Krieg noch nit will. Man hat diefe 
Mafregel mit ver Pfändung des Privatrecht verglihen, allein wie bei den Repreflalien über— 
haupt gilt au für die Anlegung des Embargo die Negel, daß alte möglichen gütlihen Mittel 
(3. B. der Rechtsweg, foweit er zuläflig war) verſucht jein mußten. Es wäre freilich zu viel 
behauptet, daß dieſe Negel immer beobachtet worden; ebenio wenig iſt die andere von Grotius 
aufgetellte Sorberung „in re minime dubia” eine praftifhe, va jeder Staat geneigt fein wird, 
feinen Anjprud oder das gegen ihn verübte Unrecht ald zweifellos zu betrachten. «Gier ift übri— 
gend nicht der Ort, die ganze Lehre von den Repreffalien darzuftellen. Wir beihränfen und auf 
die Hervorhebung einiger Beijpiele von Embargos dieſes Charakters und auf die Frage, in- 
wieweit die allgemeinen Stipulationen gegen dad Embargo auch ſolche nichtfriegeriiche Feſthal⸗ 
tungen ausfchließen. Als die Hamburger einige holländiihe Schiffe 1460 feitgehalten hatten, 
legten vie Holländer ihrerfeitd ein Embargo auf hamburger Fahrzeuge. Im Jahre 1799 legte 
Frankreich ein Embargo auf hamburger Schiffe, weil der Senat den irländiſchen Nevolutionar 
und franzöjiichen Bürger Napper Tandy zum Zweck der Auslieferung an England feſtgenom 
men. Im Jahre 1800 legte Kaifer Baul von Rußland ein Embargo auf die in ruſſiſchen Häfen 
befindlichen englifhen Schiffe, weil die Engländer die ven Franzoſen abgenommene Inſel Malta 
nicht dem Maitejerorven, deſſen Grofmeifter der Kaijer war, herausgegeben batten. Diele 
Maßregel und die von Rußland angebahnte zweite bewaffnete Neutralität veranlaßten Eng: 
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land jeinerfeitd zur Anlegung eines Embargo auf ruſſiſche, däniſche und ſchwediſche Schiffe. 
(Order in Couneil vom 14. Jan. 1801, bei Martens, Supplement, IL, 419). Daß vieje Maß: 
regel fowol von ver Regierung, melde fie traf, ald von derjenigen, gegen welche fie gerichtet war, 
nicht als Eriegeriich betrachtet wurde, geht aus der Note des Staatsjecretärd Lord Oranville, 
welde ihre Mittheilung an den dänischen Gejandten begleitete (Martens, II, 420), jewie aus 
der dänischen Proclamation vom 28. März 1801 (bei Martens, ©. 452), hervor, wo es heißt: 
„attenda que toutes les mesures et d&marches amicales pour procurer la levee de llem- 
bargo .... ont te infructueuses,.” Im Kriege hören die „freundichaftlihen Maßregeln“ auf. 
Erſt jpäter begannen die Beindjeligfeiten gegen Dänemark, welche mit der Schlacht auf der 
Rhede von Kopenhagen am 2. April endigten. Mit Rußland fam es gar nicht zum eigentlichen 
Kriege. Die Convention vom 17. Juni 1801 (vgl. Eonvoi) ift deshalb auch fein Friedens— 
vertrag. 

VI. Bon dem Embargo, welches abiichtlich gegen das Intereſſe der davon betroffenen Unter— 
thanen fremder Staaten entweder als Friegeriihe Handlung oder als Unterart der Reprefjalien 
gerichtet ift, unterjcheidet die Theorie (wenigftens ein angefehener Theil der Schriftiteller) die 
Anhaltung von Schiffen in Borausjicht oder Abſicht fpäterer wirflicher Beindfeligfeiten, und es 
muß zugejtanden werden, daß, wenn auch nicht in allen, doch in manchen Fällen zwifchen diefem 
Verhältniß und der bloßen Repreſſalie Verſchiedenheiten obwalten. Gemeinſchaftlich ift ihren 
jedoch, daß die ausdrückliche vertragsmäßige Ausſchließung des Embargo ſich aud auf jie erftredt. 
Einige der ſchon genannten Beifpiele laffen ſich allerdings auch unter diefen Begriff des Embargo 
quia timet, wie man es bezeichnet hat im Gegenfag zur Repreffalie ald Antwort auf ihon zuge— 
fügtes Unrecht, bringen, wenn es auch irrig ift, daß namentlich englifche Autoritäten das Embargo 
gar nicht ald Art der Nepreifalie gelten lajien wollen. Die ausführlichfte Erörterung über das 
Embargo, weldes ohne Repreffalie fein zu follen und nicht nad) der Kriegserklärung angelegt 
wurde, fnüpfte ih an die englifch=franzöfifhen Zmangsmaßregeln gegen Holland, als der König 
des legtern Landes jich weigerte, die Stipulation des Vertrags vom 15. Nov. 1831 zu voll- 
ziehen. Durch den Vertrag vom 22. Oct. 1832 vereinigten jih England und Franfreid, die 
Nachlebung der von den fünf Mächten aufgeftellten Forderungen, die Räumung insbejondere 

‚der von den Holländern noch brjegt gehaltenen Theile des neuen Königreichs Belgien mit Gewalt 
duchzufegen, wenn einer vedfallfigen Sommation an die betreffenden Regierungen feine Bolge 
gegeben werde („LL. MM. procederont sans autre averlissement ou delai aux mesures qui 
leur paraitront necessaires pour en forcer l’ex&cution”). Al8 Motiv war angegeben: „que de 
nouveaux retards dans cette ex&cution compromettaient serieusement la paix generale 
de l’Europe.” Da jidy Belgien, in veflen Intereffe ver Schritt der beiden Mächte der Sachlage 
nad) war, fügte, Holland aber nicht, erging am 6. Nov. die englifhe Order in Council, wo= 
duch allen engliihen Schiffen die Fahrt nad) holländischen Häfen verboten, ein Embargo auf 
alle holländiſchen Schiffe in engliihen Häfen gelegt und den engliſchen Kriegsſchiffen Befehl 
gegeben wurde, holländische Schiffe aufzubringen. Die franzöfiihe Ordonnanz vom 7. Nov. 
1832 beſchränkte ſich auf die einzige Beſtimmung: „L’embargo sera mis sur tous les navires 
hollandais quise trouvent dans les ports de France.” In weiterer Ausführung der Gonven= 
tion vom 22, Oct. 1832 wurde die Gitadelle von Antwerpen, die die Holländer nicht verlaffen 
wollten, von einem franzöjifchen Heere belagert und durch Gapitulation geräumt, In England 
nahm die Torppartei ein reges Intereſſe an der holländischen Sache; ſie hielt die Zeritüdelung 
de8 1814 gegründeten Königreichs für einen furdtbaren Misgriff, ver Frankreich allein Nugen 
bringen und die europäischen und englifchen Intereflen aufs tiefite verlegen müſſe. Dazu fam der 
Unwille des englifchen Handelsftandes, feine Verbindungen mit Holland fo plöglih unterbro= 
chen zu ſehen. Der legtere hielt Berfammlungen, während die Oppofition in Parlament ſowol 
bei der Adreßdebatte ald bei einigen andern Gelegenheiten die Nechtmäßigkeit und Zwedinäßig: 
feit ded Embargo gegen Holland einer eingehenden Kritik unterzog. Im Oberhaufe führte Lord 
Aberdeen, im Unterhauſe Sir Robert Beel ven Angriff. Man wollte in ver Mafregel weder 
einen Repreflalienfall noch einen Incivenzpuntt ded Kriegs jehen, legteres nicht, da die Minifter 
und beſonders Lord Balmerjton erklärten, daß zwiſchen England und Holland fein Krieg beftebe. 
Bon minifterieller Seite wurde dagegen eingewendet, daß man ſich allerdings habe auf Krieg ge: 
faßt machen müſſen und daß das angelegte Embargo ald Zwangsmittel im Hinblick aufden nicht 
unmögliden Kriegsfall beichloffen worden. Seine Verträglichkeit mit den Regeln des internatio- 
nalen Rechts wurde befonders von Lushington, dem jegigen Apmiralitätörichter von England, am 
überzeugendften dargethan, Überhaupt gaben dieje Verhandlungen Anlaß, die ganze Embargo— 
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lehre im Lichte der neueften Anffaffung zu betrachten. In Bezug auf dieRepreffalien in Geftalt des 
Emnbargo wurde mit Recht geltend gemacht, daß fie nur für felbfterlittenes Unrecht, nicht auch als 
Beantwortung des einem Dritten zugefügten gerechtfertigt fei, ein Grundſatz, ven auch ſchon 
Vattel ausſpricht. Zur Erläuterung diente das englifche Embargo auf preußiſche Schiffe 1806, 
nicht blo® wegen der Befegung Hannovers durch Preußen, was England nicht? anging, fondern 
wegen der Anſchließung Preußens an das Gontinentalfoften eingetreten. Daß es, wie wir ſchon 
oben ausführlich dargethan haben, auch Embargos gibt, welche mit feindfeliger Abſicht gar nichts 
zu thun haben, wurde befonders durch ein Gitat aus den Entfheidungen Sir William Scott’3 
bewiefen, über den man bei der Gelegenheit erfuhr, daß er die Reports feiner Urtheile, wie fie 
bei Robertion gedrudt jind, felbft forgfältig revidirt habe. Zur ausdrücklichen Anerkennung 
fam der vorſichtige und vorjorgliche Charakter diefer Gewaltmaßregel, welche eben nur die Feſt— 
baltung, nicht aber die Aneignung oder Zerflörung der failirten Schiffe und Ladungen will, 
weshalb denn aud ſchon durch eine Order in Council vom 3. Dec. 1832 alle Schiffe mit leicht— 
verberblichen Ladungen von den Embargo befreit wurden, eine Grleihterung, welche fidh der 
Handeldfland dergeftalt zu Nutze machte, daß fogar Eifen als Teichtverderblidh den Händen der 
Zollbeamten entſchlüpfte. Darüber, daß Holland in dem angelegten Embargo ſowie in der Auf: 
bringung holländiſcher Schiffe einen Kriegdfall hätte jehen können, war man einverftanden, 
Holland bejchränfte ſich jenoh darauf, den engliſchen Schiffen ven Aufenthalt in ven holländiſchen 
Häfen zu verjagen. (Arröte du roi vom 16. Nov. 1832.) 

VH. Ginen Hauptpunft der parlamentarifhen Discuffion über das holländifhe Embargo 
bildete eine ſtaatsrechtliche Frage, welche zunähft zwar nur England betraf, aber aud) in andern 
Ländern aufgeworfen werden fann: wer hat dad Recht, die verfchienenen Arten des Embargo 
aufzulegen? Das Völkerrecht als ſolches Hat ed nur mit den Rechtswirkungen der Anordnung 
für andere Staaten zu thun; die Löfung dieſer vorliegenden Frage muß in dem Verfaſſungs— 
redht des einzelnen Landes gefucht werden. Mit ven ſchon angeführten Stellen ver Magna-Charta 
(„„Omnes mercatores habeant salvum et securum exire de Anglia et venire in Angliam et 
morari et ire per Angliam, tam per terram quam per aquam ad emendum et vendendum 
sine omnibus malis toltis per antiquas et rectas consuetudines praeter quam in tempore 
guerrae et si sint de terra contra nos guerrina”) und einigen Grflärungen früherer Kö: 
nige 3.8. Eduard's II. 1315, daß er ein gemünfchtes Gmbargo nicht auflegen könne, weil er mit 
dem Volfe nit im Kriege fei, fuchte man zu beweifen, daß ein fogenanntes civil embargo nidt 
obne ausdrückliche Parlamentsacte auferlegt werden könne, daß die Grlaffung durch König und 
Minifterium allein (als Order of Privy couneil) nur auf das wirklich friegerifche Embargo 
als Ausfluß des Kriegs: und Friedensrechts der Krone ſich erftredde. Der wichtigſte Präcevdenzfall 
dafür ift, daß, ald 1766 bei der großen Theuerung die Regierung ein Embargo auf alle mit 
Weizen beladenen Schiffe gelegt hatte, ſie ji dafür durch die Parlamentsacte 7 George II ein 
Andemnitätsgeieg geben ließ. Allerdings mar hier der Gegenjag zwiſchen Gefeg und Verord— 
nung dadurch geichärft, daß die Parlamentsacte 22 Carl II, c. 13 eine folde Anordnung, wie 
fie 1766 getroffen ward, ausdrücklich verbot (Bladfftone, „Commentaries’‘, 1,270fg.; Mahon, 
„History of England”, V, 174, 176). Wie ungewiß der Stand der Rechtsfrage war, erjieht 
man daraus, daß die zwei bedeutendften Juriſten des Oberhauſes, Lord Mansfield und Lord 
Campden, über die Nothmwendigfeit einer Indemnitätsbill audeinandergingen und dad Minis 
flerium (Lord Chatham) ſelbſt nur mit Wivderftreben die Mafregel billigte. Bon fpätern 
Rednern und Shhriftftellern find beionders Lord Erskine und Lord Brougham gegen die Recht— 
mäßigfeit eines jolhen königlichen Befehls aufgetreten, und ihren Ausführungen werben jetzt 
wol die meiften Autoritäten fid) anſchließen. Gegenwärtig beftimmen die englifchen Zollgefege 
(Customs consolidation act), auf welche Gegenftinde die Königin ein Embargo legen fann; 
gegen vie Schiffe ſelbſt ift ein Givilembargo nur durch Parlamentsbeſchluß zu verfügen. Und in 
der That ift jet fchwerlich ein Fall zu denken, in dem ein Givilembargo nothwendig wird; unt 
ſollte er einmal eintreten, fo gibt e8 den doppelten Ausweg, daß das Minifterium die Verfügung 
als vorläufige Illegalität auf eigene Verantwortlichfeit wagt oder das Parlament raſch zufam: 
menruft. In Amerika fommt, wie wir ſchon fahen, die Streitfrage in einer andern Geſtalt vor, 
ob die Einzelftaaten oder die Gentralgemwalt Chier nicht Die Executive, ſondern die Legislatur) 
zur Anlegung eines Givilembargo befugt ift. In andern Staaten wirb die allgemeine Grenze 
zwiſchen Geſetz und Verordnung auch über die Zuläfiigfeit und Nichtzuläſſigkeit einer ſolchen 
Mafregel durch die Erecutive allein entfcheiven. Für das Friegerifche Gmbargo, die Reprei- 
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falie und das Embargo ald auf einen Krieg hinzielende Maßregel iſt nad allen Verfaffungen, 
welche monarchiſch find, Die Vollmacht in dem Kriege: und Friedensrechte der Krone enthalten. 
Die ſchon beſprochenen Verträge modificiren nur die völkerrechtlichen Wirkungen folder Ans 
ordnungen. 

VII. Nachdem durch die Konvention vom 21. Mai 1833 die Berhältnifle zwifhen Hol: 
land, Frankreich und England fo wiederbhergeftellt waren, wie fie vor dem 6. Nov. 1832 ge= 
wejen, fiel auch das Embargo fort, allein noch lange fegte ih die Discufjion über den redht- 
lihen Eharafter fort, befonders von feiten der Holländer, melde darin unrehrmäßigen Zwang 
ſahen (befonderd Karfeboom, ©. 69). In Deutihland fand dieſe Auffaffung einen lebhaf- 
ten Bertheidiger in dem leider fo früh dem Vaterlande und der Wiſſenſchaft entrifienen Wurm 
( Staats-Lexikon“, zweite Auflage, Art. Völkerrechtliche Selbfthülfe). Eine fühlere Betrach— 
tung der Frage hat zu einem andern Refultat führen müffen. Die Hoffnung, melde die eng— 
liſche Reglerung hegte, daß ed dem durd das Embargo aufgelegten Drud gelingen werde, Die 
Holländer zur Nachgiebigkeit zu ſtimmen, ging in Erfüllung, ſchloß aber nicht aus, daß die Hol: 
länder wirflih die Zwangsmapregel mit einer Kriegserflärung oder offenem Wiperftande be— 
antworteten. Go findet denn auch Hefiter („Völkerrecht“, $. 112) ein ſolches Verfahren nicht 
blos zuläſſig, fondern verglihen mit dem vollen Kriege im Interejle der Humanität erfreulich. 
Er bemerkt dies freilich nur in Betreff ver Blofade (und zwar ohne die Stellung nichtbetheilig- 
ter Staaten zu einer ſolchen Mafregel fhärfer zu präcijiren; vgl. darüber den Art. Durch: 
ſuchungsrecht), allein offenbar geht die Argumentation auch auf den Fall des Embargo als 
Zwangsmaßregel vor dem Kriege. Die Streitigfeiten, welde fi 1840 zwiſchen England un 
Neapel über die Schwefelausfuhr zutrugen, werden nicht jelten ald weitered Beifpiel eines an= 
geblih ungeredhtfertigten Embargo in Friedengzeiten angeführt. Genauere Kenntniß der 
Vorgänge führt auch in diefer Angelegenheit zu einem andern Urtheil. Zunächſt wurde auf bie 
neapolitaniihen Schiffe in England fein Embargo gelegt, fondern die Gemaltthätigfeit be— 
ihränfte jih auf die Aufbringung und Feſthaltung neapolitaniſcher Schiffe im Mittellänpifchen 
Dieere, wozu eine Order in Council nit nöthig war. Der Charakter diefer Zmangsmaßregel 
war offenbar der einer Repreffalie, und ebenſo muß das wirkliche Embargo genannt werben, 
weldes die neapolitanifche Negierung anı 26. April 1840 auf die engliſchen Schiffe in neapoli= 
taniſchen Häfen legte. Durd Franfreihs Vermittelung wurde dann der Streit audgeglichen. 

IX. Die Aufhebung eined einmal angelegten Embargo gebt nady allgemeinen Rechts— 
grundjägen von derſelben Gewalt aus, welche vajfelbe angeordnet hatte. Bindet die Miöhellig- 
keit, aus welcher diefe Maßregel entiprang, ihre friedliche Erledigung, jo wird, wie Lord Sto— 
well fagte, dad Embargo für den Kriegsfall ein bloßes Eivilembargo. Es wird rückwirkend fo 
angejeben, als wenn nicht in gegnerifcher Abjicht die Anhaltung angeorpnet worden. Für die— 
jen Fall ift die anhaltende Negierung verpflichtet, die angehaltenen Schiffe und Waaren in dem: 
jelben Zuſtaude zurüdzuliefern, wie jie diefelben überfommen. Wenn daher, wa bei Embar— 
908 zuläſſig ift, leichtverderblihe Waaren verkauft worden jind, fo tritt dafür volle Entſchädi— 
gung ein, ed ſei denn, daß fich ver andere Staat ausdrücklich dieſes Nechtd begeben bat. Anz 
dererjeitd, wenn dad Erwartete wirflicd eintritt und der Krieg beginnt, fo verwandelt ib nad 
der firengen Anſicht der völferrechtlihen Autoritäten vas Embargo in die Captur. Die Scifje 
und Güter, welche zunächft nur mit Befchlag belegt waren, find jegt ebenfo rückwirkend ald con= 
ſtscirtes Cigenthum anzujeben. „The seizure is at first equivocal and if the matter in dis- 
pute terminates in reconeilialion, the seizure becomes a mere civil embargo; but if it ter- 
minates otherwise the subsequent hostilities have a retroaclive effect and render the em- 
bargo a hostile measure ab initio. The property detained is deemed enemy’s property, 
and liable to condemnation” (Sir William Scott bei Robinjon, V, 233). Die ame: 
rikaniſchen Gerichte haben diefelben Grundjäge angenommen (Kent, „Commentaries”, 1, 57). 
Was gegen das bloße Embargo auf Güter, die ih im Schuge der fremden Staatägewalr be: 
finden, geltend zu machen ift, bezieht lich natürlich in noch viel ſtärkerm Maße auf die förmliche 
Wegnahme Schügen Verträge gegen jenes, fo iſt von jelbft die zweite Maßregel ausgeſchloſſen, 
und würde nad den neurften Reformvorſchlägen joger im vollen Kriege das Privateigenthum 
der linterihanen freigelaſſen, jo könnten Gmbargos nur ven Sinn haben, Nachrichten abzu- 
ſperren oder ſich gegen Eutſchädigung ihrer Dienjte der Schiffe oder der Waaren zu verſichern, 
da3 Friegerifhe Embargo wäre alsdaun ganz auf Die Dimenfionen des Givilembargo zurüd- 
gerührt. Es mag im allgemeinen jhwer halten, den Charakter der Fünftigen Seekriege zu be- 
ſtimmen; es ift möglich, daß Die vielen Milderungen, welche die Theorie glücklich in die Praxis 
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eingeführt Hat, nicht oder noch nicht zus vollen Entfaltung fommen werben, menn mie im An- 
fang diefed Jahrhundert? Gegner gegeneinander in den Kampf kommen, von denen der eine 
nur in der Vernichtung des andern feine Sicherheit findet; aber fo viel glauben wir behaupten 
zu dürfen, daß die vielen Verträge, welche Eivil- und kriegeriſches Embargo entweder ganz ver— 
bieten oder doch in fehr enge Orenzen drängen, in unfern Tagen unter dem Schuß der öffent: 
lihen Meinung und des lebendigen Nechtögefühls der Nationen viel weniger thatſächlichen Ver— 
legungen außgefegt fein werben. 

X. Die Literatur über das Net des Embargo wird theild durch die größern Werke über 
Völkerrecht, theils durch Die Arbeiten, melde das Seerecht behandeln, und, freilih nur felten, 
durch eigentlihe Monographien gebildet. Bon legterer Art ift die ſchon eitirte Abhandlung von 
Karjeboom, „De navium detentione, quae vulgo dicitur Embargo“ (Amftervam 1840); aus 
früherer Zeit ift zu nennen: Sted, „Essais sur divers sujets” (1794), ©. 3 fg. Außerdem 
beionders Poͤhl's „Seerecht“, S. 1164; Kent, „Commentaries”, 1,58; Jacobfen, „Seerecht 
des Friedens und Kriegs“, S. 529; Kaltenborn, „Seerecht“, $. 233; Nau, „Völkerſeerecht“, 
$. 258 fg.; Real, „Science du gouvernement”, V, 630; Hübner, „De la saisie“ ete., 
S. 107; Heffter, „Völkerrecht“, $. 112; Wheaton, „‚Elements”, Thl. U, Kap. 1, $. 4 (vie 
Berüdjichtigung der Embargolehre in der „Histoire des progres” ift ungenügend) und die 
im Laufe der Darftellung angeführten Werfe. H. Marquardſen. 

Eminens jus (potestas und dominium eminens, äußerſtes Recht, Ober— 
eigenthumsrecht und Nothrecht des Staates, jus extremae necessitatis, 
Staats raiſon). Es iſt das Weſen und der erſte Grundſatz des Rechtsſtaates, daß deſſen Regie— 
rung überall das Rechtsgeſetz, die Achtung der öffentlichen und Vrivatrechte ver Bürger als 
Grundbedingung und Grundgeſetz ihres Wirkens anerfenne. Wie der vernünftige Menſch bei 
jeinen Ihätigfeiten für Verwirklichung aller feiner verſchiedenen höhern und niedern menſch— 
lien Zwede doch ftetd an jeinen Organismus, an feine Grundformen und Örundgefege gebun: 
den ift, wie er die Glieder oder Organe, mit welchen er wirfen muß, und ihre Gejege ſelbſt, wenn 
ihn einzelne derjelben augenblicklich hemmen und ftören follten, doch nicht verlegen und zerſtören 
darf, fo ift die politifche Lebenstbätigfeit des Staates für feine politifhen Lebenszwecke an das 
Recht gebunden. Das Recht ift ja die Grundform, der Organismus für das politifche Leben 
(ſ. Bd. J., S. XL. 

Als Ausnahme hiervon führt man an die in der überſchrift genannten Hoheitsrechte des 
Staates. Doch muß von den übrigen zuerſt das ſogenannte Obereigenthumsrecht des Staates 
unterſchieden werden. Dieſes iſt nämlich in einem der Feudalzeit angehörigen Sinne für den 
Rechtsſtaat ein Unding. Damals betrachtete man nämlich häufig den Regenten als den Ober— 
lehnsherrn des ganzen Landes, ſelbſt wo er es in Wahrheit von ſehr vielen Gütern durchaus 
nicht war, und gab häufig dieſem Obereigenthumsrecht eine Ausdehnung, wie es ein orienta— 
liſcher Sultan gegen ſeine rechtloſen Sklaven hat. In dem Grade aber, wie irgend die freiern 
Rechtsgrundſäte und freie Verfaſſungen ihre Herrſchaft behaupteten over gewannen, mußte 
dieſes despotiſche Obereigenthumsrecht verſchwinden, ſelbſt wenn auch noch der Titel fortdauerte, 
wie denn die Könige von England von Wilhelm's des Eroberers Zeiten an den Titel Oberherrn 
sder Obereigenthümer (Lori paramount) von ganz England bis in die neuern Zeiten fort: 
führten, obgleich längft fein Gedanfe an ein wirkliches Obereigenthumsrecht oder ſelbſt nur an 
eine wirkliche Oberlehnäherrlichkeit des Königs über die Güter der freien Briten dieſen aulch nur 
inden Sinn fommt. 

Verſchieden von diefem allgemeinen und despotiſchen Obereigentjumsredt ift ein oberlehns⸗ 
berrliches Recht da, wo es aus befondern Rechtstiteln in Beziehung auf befondere beftimmte 
Lehngüter entweder für den Fürſten oder auch Privatperfonen nachgewieſen werden fanı. 
Davon ift im Lehnrecht zu handeln. Es ift als ſolches gar fein wirkliches Staatöhoheitsrcht. 

Sodann ift ganz davon verihieden das Erpropriationdredht des Staates oder fein wirkliches 
Hoheitsrecht, aus dringenden Gründen bed Öffentlichen Wohls von den Bürgern gegen volle 
Entſchaͤdigung gewiffe Vermögensrechte, etwa ein Grundſtück, weldes in der Linie einer zu 
errichtenden nothwendigen Landſtraße liegt, dem Staate abzutreten. 

Bon dieſem Rechte, welches man unter dem Namen dominium eminens zum Theil von 
jenem widerfinnigen deöpotifchen Obereigenthum ableiten wollte, ift fehr zu unterſcheiden das 
zum Theil ebenfo irrig damit verwechfelte äuperfte Recht oder Nothrecht des Staates, jus emi- 
nens oder extremae necessilalis. 

Dieſes letztere, von allen bisher berührten Verhältniffen gänzlich verſchieden, iſt nichts 
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anderes ald das allgemein fogenannte Nothrecht oder die Straflojigleit der in einem wahren 
Nothſtand zur Rettung der Eriftenz ergriffenen Nothmapregeln, angewendet auf die moralijche 
Perſon des Staates oder der Stantöregierung als jolde. An ſich fteht dieſes ſogenannte Noth— 
recht jeder rechtlihen Perfönlichkeit zu. Seinen eigentlihen Grund ſpricht am beften das Volks— 
iprihwort aus: „Noth hat kein Gebot.” Das Rechtsgeſetz hat nämlich Die Aufgabe, das freie 
Nebeneinanderbeftehen, vie rechtliche Coexiſtenz der rechtlichen Perfönlichkeiten möglich zu 
machen, dafür gibt es feine Vorſchriften. Da aber oder für ven Ball, wo ein ſolches Neben— 
einanderbeftehen phyſiſch ganz unmöglich ift, und wo nicht zugleich eine bereitd durch rechtlichen 
Vertrag übernommene befondere rechtliche Verpflichtung, eine beftimmte Gefahr zu beſtehen, 
nachgewieſen werden fann, da ſpricht dad Nechtögefeg gar nicht, weil ed ja feinen Zweck — das 
freie Nebeneinanderbeftehen — doch nicht erreihen Ffann. Hier muß lediglich Die Moral des in 
der Lebensgefahr Befindlihen entfheiden. Das NRechtögefeg ſchweigt: Noth hat fein Gebot. 
So namentlid) in dem ſchon von Cicero für diefen alten Say angeführten Beijpiele, wenn zwei 
Schiffbrüchige zugleich ein Bret erhaſchen, dad nur einen tragen Fann, Hier ift es juriftifch 
ſtraflos, wenn einer von beiden den andern herunter in das Grab der Wellen ſtürzt. So 
rechtfertigt ſich auch die Straflofigkeit des Nothdiebſtahls. 

Wollte man dieſes ſogenannte Nothrecht nach der gewöhnlichen Weiſe mit Feuerbach dadurch 
begründen, daß hier Strafloſigkeit eintrete, weil in der Lebensgefahr die Furcht vor der Strafe 
nicht wirken könne, ſo läßt ſich dieſe völlige Unwirkſamkeit nicht einmal erweiſen. Auch würde 
ja dadurch alsdann die Rechtswidrigkeit ver Handlung, die Verbindlichkeit zum Schadenerſatz 
u. ſ. w. nit aufgehoben. Vollends müßte aber nad) diefer Begründung Feuerbach auch den 
Soldaten freifpreben, der den lebensgefährlichen Poſten gegen feine Kriegerprliht preisgibt. 
Dennod kann diejer das Nothrecht darum nicht für jich anführen, und er fann geftraft werben, 
weil er hier nad) dem Rechtsgeſetz zum voraus die befondere Rechtspflicht übernommen hatte, 
viefe Gefahr zu beſtehen, jelbft wenn fie ihm auch das Leben koſten follte. 

Außer diefer Beſchränkung des Nothrechts muß aber vor allem die in der richtigen Begrün— 
dung und in dem wahren Begriffe derjelben enthaltene Bedingung ftetö im Auge behalten wer: 
den, daß durch die Nothmaßregel eine wahre gegenwärtige Gefahr für die ganze Eriftenz der 
rechtlichen Perſönlichkeit abgewendet werden joll. Blos wegen Bejorgnijlen zufünftiger Gefah— 
ven oder aud blos um dieſes oder jened Vortheild willen, oder um dieſes oder jenes meiner 
äußern Rechte beſſer zu erhalten und zu Ihügen, darf ich natürlich Die Rechte anderer nicht an 
greifen oder verlegen, jofern ih nicht etwa nur gegen einen gegenwärtigen, erweidlidy rechts— 
widrigen Angriff auf mein Recht die rechtliche Nothwehr gegen den ungerecht Angreifenvden 
ausübe. (S. Notbwehr.) Die Nothwehr aber muß natitrlich ebenso wie jene früher erwähnten 
Verhältniſſe gänzlih von der Nothmaßregel oder dem jogenannten Nothrecht zur Rettung in 
einem Notbftande unterfhieden werden, 

In der bezeichneten Beihränfung und unter der angegebenen Bedingung findet nun ebenfo 
gut wie für einzelne Privatperfonen aud für den Negenten und für die moralifche Berfon des 
Staates zur Rettung ihrer Griftenz in einen wahren Nothſtande das Nothrecht oder die Befug- 
niß zu Nothmaßregeln ftatt. Und da das Wejen eines individuellen Staates in feiner Verfaſſung 
befteht, jo läßt jich eine Notbmaßregel auch denken zur Abwendung einer wahren gegenwärtigen 
Gefahr für die Eriftenz des Weſens der Verfalfung. Es wird alfo z. B. eine Regierung fein 
rechtlicher Vorwurf treffen, wenn fie, um ihre oder des Staates durd Kriegsgewalt bedrohte 
Griftenz zu retten, ſolche friegerifche Gegenmictel ergreift, die fie für nothwendig hält, wenn 
auch diefelben dem Leben und Eigenthum jhuldlofer Bürger unerfeglihe Verlegungen begrün: 
den jollten, Hier findet Feine weitere rechtliche Beſchränkung für die Ausübung der Nothmaß= 
vegeln ftatt, ald daß die möglichſt milden oder die ſchönendſten Mittel ergriffen und, foweit es der 
Zwed der Rettung erlaubt, auf die wenigſt rechtöverlegende und die [honendfte Weife ausgeübt 
werden müffen. Hierzu wird vor allem auch erfordert, daß, wenn verfaſſungsmäßige Rechte der 
Bürger verlegt oder fuspendirt werben müflen, wo nur immer möglic die verfaffungsmäßige 
ſtändiſche Zuftimmung, wie in England zu einer Suspenfion der Habras-Gorpud:Xcte, einzus 
bolen ift. Sodann aber muß der für Unſchuldige durd die Staatönothmafregel begründete 
Schaden, fomweit möglich, aus vem Staatövermögen erjegt werben. Er wurde ja begründet für 
das allgemeine Wohl aller, und folde für dieſen Zwed vom Staate felbft begründete Laſten 
müſſen von allen Bürgern nad) dem Grundfag der rechtlichen Gleichheit getragen werben, wenn 
aud ver eo Staate nicht herbeigeführte, von Feinden zugefügte Schaden als Zufall betrachtet 
werben darf. 
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Die Häufigiten Fehler, welche in Beziehung auf das Staatsnothrecht over in Beziehung auf 
die dur die Staatsraifon entſchuldigten Verlegungen ver Verfaflung und der Privatredhte 
ftattfinden, find die, daß man ſich folde Verlegungen ver Verfaſſungs- oder der gerichtlichen 
Formen, Verlegungen der gerichtlichen Unabhängigkeit, der perfönlichen Freiheit, des Brief: 
gebeimniffes, Unterdrückung der Preßfreiheit, überhaupt einen Belagerungszuftand gegen bie 
Bürger und gegen ihre rechtliche Freiheit erlaubt, ohne daß eine wahre Griftenznoth da ift, ent= 
weder auß übertriebener Angſtiichkeit und Muthloſigkeit oder blos zur Bequemlichkeit ver Regie: 
renden und zur beſſern Durdführung ihrer befondern Zwecke und Abjichten. 

Nichts harakterifirt mehr die Schwäche, die Ungejhidlichfeit uud den Despotismus einer 
Staatötheorie, eined Staatdmanned und eines Staatäregierung ald ſolche leichtfertige Annahıne, 
Rechtfertigung und Vollziehung angeblicher Notbmaßregeln. Nichts vernichtet und bedroht 
mehr alle rechtliche Verfaſſung, alle Sicherheit und Freiheit. Nichts gefährpet aber auch mehr 
die Achtung und Sicherheit der Throne. Denn das Bolf wird dadurd aufgefordert, die Regie— 
rung als ſchwach, ald von der allgemeinen Liebe verlaflen und als feig und rechtswidrig zugleich 
anzujeben und auch feinerjeitd zu rechtswidrigen Siherungämaßregeln zu greifen. In der erften 
großen wirklihen Gefahr flürzt dann der Thron. Man vergleiche einmal in diefer Beziehung 

England, mo jo wenig von Nothmaßregeln die Rede ift, mit andern Staaten. Doch wir haben 
die wichtigsten hierher gehörigen Gefihtöpunfte und Erfahrungsbeweife fhon in dem Art. Bes 
ſchlagnahme (ſ. d.) abgehandelt. Die Literatur über diefe Materie f. bei Klüber, „Dffent: 
liches Recht”, $. 550—552. Welcker. 
Emphyteuſis. Die Geſchichte zeigt das Inſtitut des Pachts, die zeitliche Überlaſſung der 
Benugung eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks für eine Gegenleiftung, ald ein ſolches, 
welches ſich früh entwidelte. Aber erft ſpät finden fih Spuren einer weitern Gntwidelung deſſel— 
ben durch Erweiterung der Befugniſſe des Pachters, durch Einräumung gewilfer Rechte an dem 
Vachtgute ſelbſt. Die Geſchichte der Jfraeliten zeigt nur zweifelhafte Spuren einer ſolchen Er: 
ſcheinung. Michaelis unterfucht im zweiten Theile ſeines Werkes „Mofaifhes Recht“, S.51— 
53, diefe Andeutungen im Alten Teftament und fiebt „das, was man voneinererblihen Berpad- 
tung der Ader fagt, für unerwiefen‘ an. Den Römern mar ed vorbehalten, eine ſolche Inſtitu— 
tion ins Leben zu führen und auszubilden. Die Stadtgemeinden, welche es nicht für gerathen 
bielten, ihre für die Gultur berechneten Güter für ihre Rechnung bebauen zu laffen, es vorzogen, 
ie in Pacht zu geben, um aus dem Pachtſchilling eine ſichere Einnahme zu gewinnen, fanden ed 
weckmäßig, dieſes Verhältniß zu conſolidiren; fie gaben die Güter in einen emigen Pacht, ſodaß 
tie auch den Nahfommen des urjprüngliben Pachters jo lange bleiben jollten, als fie die den 
Vachtſchilling vertretende Abgabe (vectigal) entrichten würden. Gin verwandtes Rechtsinſtitut, 
die Emphylteuſe, bildete ſich in den griehiihen Provinzen des Reichs aus. Namentlich vie 
Kaifer fanden es für gut, ihre in den verödeten Provinzen zerftreuten Patrimonialgüter zum 
Gegenftand einer folden Verknüpfung zu nahen, um Bebauer derfelben heranzuziehen und zu 
feſſeln. (Die Zuftände des langſam verfallenden Reichs dienen zur Erklärung.) Daffelbe thaten 
die ftäntifchen Gemeinden und Privaten, und auch die zu Firdlichen Zweden beftimmten Güter 
pflegte man jo hinzugeben und frucdtbringend zu machen. In der Geſetzgebung des Kaijerd 
Juſti nian finden jih unter dem Wort „Emphyteuſe“ beide Inftitute zuſammengeſchmolzen. 
Der Rechtskreis des fogenannten Emphyteuta umfaßt die Befugniß vollftändiger Benugung 
des Gutes, deſſen Vererbung, Veräußerung, Belaftung mit Pfandrecht ynd Dienftbarfeit auf 
die Dauer des Verhältniſſes. Seine Verbindlichkeiten befteben befonvers in der Tragung der 
auf dem Gute rubenden öffentlihen Abgaben, deren Entrichtung dem Gigenthümer jährlid 
urfundlid nachgewieſen werben muß, in der Entrichtung des ftipulirten jährlichen Kanond an 
denfelben, welder die Natur eines Pachtſchillings hat, daher der Ermäßigung wegen außer: 
ordentlicher, ven Ertrag treffender Zufälle unterliegt, und in der Verbindlichkeit, dad Gut zu 
pflegen, feine Beihaffenheit von Verſchlechterung fern zu halten. Dem Eigenthümer ftehen außer 
den diefen Verbindlichkeiten entſprechenden Rechten folgende Befugniffe zu: die Prärogative 
des Vorkaufs, daher der Emphyteuta zur Anzeige des beabfihtigten Verkaufs verbunden ift, 
das Recht auf eine Quote des Preiſes, welcher gegeben worden ift oder hätte erlangt werben 
tönnen, bei dem Übergang der Emphyteuſe auf einen andern durch Singularfuccefion, die 
Befugnif der Entjegung (Privation) im Fall des Verkaufs ohne Anzeige zum Zweck der belie— 
bigen Ausübung ded Vorkaufsrechts oder im Ball mehrjähriger Vernachläſſigung der bezüglich 
der öffentlichen Abgaben zu erfüllenden Verbindlichkeiten, oder mehrjähriger Säumigfeit in der 
Entrichtung ded Kanond, oder auch im Fall der Deterioration des anvertrauten Gutes. Im 
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allgemeinen it auf den Art. Emphyteuſe im dritten Band des „Rechtslexikon“ zu ver— 
weiſen. PH. Bopp. 

Empörung, ſ. Bochverrath. 

Enelaven, ſ. Territorium. 

Encyklopadien und Encyklopädiſten. Das aus dem Griechiſchen entlehnte Wort 
Encyflopädie bezeichnet zwei Arten von Schriftwerken: die Reallerifa und die furze Darftel- 
lung der zu einer Wiſſenſchaft gehörenden Doctrinen in ſyſtematiſcher Weile, gewöhnlich zum 
Zwed einer Einleitung i in deren Stubium. In der erftern Bedeutung wird der Name vorzugs— 
weife im Ausland, in legterer in Deutfhland gebraucht. 

Nach und nad) wurden bei und für alle Fächer Encyklopädien ver legtern Art gejchrieben ; 
die früheſten ſind die juriſtiſchen und die philoſophiſchen, jetzt gibt es mediciniſche, theologiſche 
u. ſ. w. und neueſtens auch Encyklopädien der Staatswiſſenſchaften. Die meiſten dieſer Bücher 
enthalten eine nach gewiſſen Standpunkten angeordnete Rundſchau der in verſchiedener, gewöhnlich 
formaler Weiſe gegliederten und oft nur von der Vogelperſpective aus betrachteten Zweige der 
Wiſſenſchaft. Doch hat man auch verſucht, in denſelben organiſche Darftellungen der Wiſſen— 
ſchaften zu geben, z. B. 1853 in der juriſtiſchen Encyklopädie des Verfaſſers dieſes Artikels, 
in einer 1855 vollendeten juriſtiſchen Eneyklopädie von H. Ahrens und einer 1856 erſchie— 
nenen von F. Walter, und es ift dieſer Behandlung der Encyklopädie der Rechtswiſſenſchaft 
in ihrer gegenwärtigen Bedeutung 1857 von H. DOrtloff in berebtefter Weije das Wort ge— 
jproden worden. Das Nedt aller Völker ift nichts anderes ald die in geichichtlih concreter, 
d. h. nationaler Weife ausgeführte, vermittelft der Sitte, der Geſetzgebung und der Wiflen- 
ſchaft vor jih gehende Verwirklihung der Rechtsidee, over der der menjhlihen Vernunft im— 
manenten und ſowol die Individuen wie die Völker beberrihenden, ihren Willen leitenden 
Gerechtigkeitsidee: in den Gemeinfhaftökreifen der Familie, des bürgerlichen Verkehrs, der 

Staats- und der Staatengenofjenihaft. Das Recht hat demnach außer dev materiellen, der zu 
feiner Entftehung nothwendigen Goerijtenz, d. b. der genannten Gemeinſchaftsverhältniſſe, eine 
moraliſch, auch pſychologiſch ih Eundgebende rationelle und eine hiſtoriſche Grundlage. 

In den beiven erften Werfen ift ver Organismus der Rechtswiſſenſchaft auf dieſer Doppelten 
Bafis aufgebaut, in der erften mehr die hiftorijche, in ver zweiten mehr die moralijhe berüd: 
ſichtigt. Beide halten das Recht ald eine welthiftoriihe Schöpfung, jevod mit vorherrſchender 
Beihauung des deutschen, im Auge. Walter's juriftiihe Encyklopädie ift in geringerm Grade 
philofophiihen Inhalts, entbehrt jedoch denjelben nidyt; fie iſt ausſchließlich der Rechtsentwicke— 
lung Deutſchlands gewidmet, zu der aber die römiſche bekanntlich als integrirender Theil gehört. 

Lehrbücher der Encyklopädie der Staatöwilfenihaften von größerer Bedeutung !) erfchienen 
erfi im Laufe unfers Jahrhunderts, zuerſt 1832 von F. Bülau, in zweiter Auflage 1856 
(463 ©.), und von R. von Mobl 1859 (760 ©.). Wie in unferer Zeit aus den verſchiedenen 
politifhen, vegiminaliftiihen und fameraliftiihen Büchern ſich erſt die Geſammtdoctrin der 
Stuatöwiffenihaft gebilvet hat ohne Zugrundelegung eines feften organiſchen Princips, jo find 
auch jene Lehrbücher mehr oder weniger nad formellen Beziehungen gegliederte Zufamuten= 
ftellungen derjelben. Daß ſie eine philoſophiſch-hiſtoriſche Wiſſenſchaft ift, konnte feinem ihrer 
Berfafler entgehen, allein jie verſuchten nicht eine tiefere fpeeulative Erforſchung der maßgeben: 
den philofophiihen Grundſätze, fondern hielten ih unter Annahme irgendeiner allgemeinen 
Anſchauung an das pojitiv, d. b. das hiftorifch Gegebene, ohne eine von einem unumftöplicher 
philofopbiihen Standpunfte ausgehende Genejis und diedurd die geihichtlihen Staaten verwirk⸗ 
listen leitenden Ideen zur Baſis und Richtung zunehmen. Hierin war indelfen 1851 3. H. Fichte 
im zweiten Bande jeiner „Ethik“ in gewiß befriedigender Weiſe vorangegangen. Es iſt zu be: 
dauern, daß deſſen philofophiiche Theorie der Ethik und feine Staatölehre (Abth. II, $$. 125 — 
172) gänzlich unbebaut blieb. Bülau ftellt als Brincip der Staatswiſſenſchaft die politiidhe 
Idee auf, allein jagt dadurd wegen der Vieldentigfeit des Wortes politiich nichts genau Be: 
ſtimmtes und Erfaßbared. Geeigneter wäre offenbar der Ausdruck Staatöidee geweſen, die aber 
genau zu definiren war. Der Staat ift ein zur Verwirflihung durch äußern Zwang von zwei 
praftiihen Ideen geihaffenes Inſtitut. Diefe Ideen find die des Rechts oder der Gerechtigkeit 
und die des Wohls; da die erfte aber in der Staatslehre nur im Auge gehalten wird ald abjv- 
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Iutes Mittel des Wohls, jo ift die letzte und folglich das Nüglichfeitöprincip, jedoch in feiner 
vollfändigen und evlern Bedeutung, in diefer Wiſſenſchaft vorherrſchend. Won obiger Auf: 
faffung ausgebend, läßt Bülau dieje in zwei Klaffen von Fächern oder Sonderwiſſenſchaften 
zerfallen: 1) die des innern Staatslebens, weldye begreift die allgemeine (philoſophiſche) Staats 
lehre, die Geſchichte der europäiſchen Staaten, die Darftellung der öffentlihen Einrichtungen 
der europäiſchen Staaten, die Stariftif und die Politif, melde er jcheidet in die Verfaſſungs— 
und die Berwaltungspolitif, ald deren befondere Zweige er die Juftigpolitif, Polizeiwiſſenſchaft, 
die Gultur, die Wirtbihaftepolitik, die Finanz- und die Weilitärverwaltung aufführt. 2) Allen 
Reben entgegen als Wiſſenſchaften des äußern Staatdlebens das philofophifche Staatsreht, die 
Geſchichte des europäiſchen Staatenſyſtems, das praftifche Wölferrecht, das poſitive Staatenredht 
und die Staatenpolitik. Der Inhalt der alle Specialboctrinen des Geſammtgebiets ver Staatd: 
wiffenfchaft behandelnden Kapitel ift mehr befhreibender ald conftruirender Art, jedoch aus- 
reichend zur Kennzeichnung derjelben. 

Ungleich höher jtebt Mobl. Wenn Bülau’s „Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften“ mebr 
eine fogenannte äußere, die verichiedenen Zweige derfelben nur befchreibende ift, jo haben wir 
im Werfe Mohl's der Hauptſache nad eine fogenannte innere Encyklopädie jener Wiflen- 
haft. Mohl verführt, wenn aud nicht von fpeculativ begründeten Brämiffen ausgehend, dedu— 
eirend, gibt überall die leitenden Principien an und zeigt ihre Tragweite in den wichtigſten maß= 
gebenden Anwendungen. Seine Grundlagen find indeflenüberall empirifch, haben aber, wenn: 
gleih durch logiſche Analyfis beleuchtet, nicht immer die wiſſenſchaftliche Schärfe, die nur ver: 
mittelft einer höhern fpeculativen Begründung und ſtreng gefaßter Begriffe möglich ift. Der 
Berfaffer ſchreibt mehr nad Urt und Weiſe der Franzoſen, was übrigens fein Fehler wäre, 
wenn feine Anſchauungen jener Bafis nicht entbehrten. Seine Theorie der ven Franzoſen ent: 
lehnten Geſellſchaftswiſſenſchaft würde 3. B. eine feitere, ja durchaus befriedigende geworden 
fein, wäre er dabei von Fichte's ebenfo ingeniöfer als richtiger und folgenreicher Idee, der die 
Baſis aller Lebensfreije bildenden (und in feiner „Ethik“, IL, 1, $$. 13—16; U, $$. 108— 173 
überzeugend nadhgewiejenen), von ihm jogenannten Idee der ergänzenden Gemeinfhaft ausge: 
gangen: Es wäre dies um jo leichter für ihn geweſen, ald feine Anfichten in ven Hauptpunften 
mit den Bichte’fchen zufammentreffen, ja mit venfelben merflid verwandt find. 

Mohl's „Encyklopäpie ver Staatswiſſenſchaften“ ift vorherrſchend mehr rationell:vogmatini= 
rend als geichichtlich beichreibend und daher das hiftorifhe Moment dem rationellen unter: 
geordnet. Hier der Abriß jeiner ſyſtematiſchen Gliederung der Wiflenihaft. 

Einleitung. 1) Vorbegriffe über die Organifation des menihlihen Zufanımenlebene. 
2) Literarifche Vorbereitungen. . 

I. Dogmatijhe Wiſſenſchaften: 1) Allgemeine Staatslehre. 2) Dffentlihes Recht: 
A. Staatsrecht: a) Philofophiiches, und zwar 1) allgemeines: &) Verfaſſungs- und B) Ver: 
waltungsredht; 2) beſonderes pbilojophifches Staatsrecht. b) Pofitived Staatsrecht. B. Bölfer- 
recht: a) philoſophiſches; h) poſitives. 3)Staatdjittenlebre. 4) Staatäfunft (Bolitif), und zwar 
innere Verfaſſungs- und Berwaltungäpolitif namentlich der Nechtöpflege, der Polizei und des 
Staatshausbalts. 

Il. Geſchichtliche Staatöwiflenihaften: 1) Staatsgefhichte. 2) Statiftif.?) 

Die 112 Paragraphen, in melden dies bier durchgeführt ift, haben einen fo reichen uud 
mannichfaltigen Inhalt nebft jevesmaliger Aufführung der wichtigften Kiteratur über die behan— 
delten Lehren und erflärten Fragen, daß das des Trefflihen und Guten fo viel enthaltende 
Wert für das bei weiten vorzüglichfte aller bisjetzt verſuchten Encyflopädien der Staatswiſſen— 
ihaft zu präbiciren und als ein überaus lehrreiches Buch zu empfehlen ift, deſſen Kenntniß 
manchem, jelbft einem mit berjelben ſchon Vertrauten nicht ohne großen Nuten fein dürfte. 

Die in der Form von Wörterbüchern ausgeführten Encyklopädien find von ganz entgegen 
gefegtem Gharafter. Sie follen das Detail einer Wiſſenſchaft, ja das des Gefammtgebietd aller 
Wiſſenſchaften in alphabetifher Ordnung und foviel wie möglich in populärer Darftellung 
geben und durch dieſe die allgemeine Kenntniß der Wiſſenſchaften erleichtern und fürdern. 
Das bedeutendfte, in der ganzen gebildeten Welt überaus berühmt gewordene Werk dieſer Art 
war bekanntlich die von Diverot und d'Alembert 1751 begonnene und 1772 vollendete „En- 


2) Es ift zu rügen, baf ein Aufriß des Syſtems des Berfafiers im Werke ſelbſt des doch gewiß zur 
— ———— gehörenden Fachs der Volkswirthſchaftslehre (Gconomie politique) feinen Platz ge⸗ 
unden hat. 
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cyclopedie, ou Dietionnaire raisonne des sciences, des arts et metiers’ in 17 Bänden 
Tert und 11 Bänden Kupfern ®), weldes ſpäter faft in allen Ländern Europas nachgeahmt 
wurde. In der zehnten Auflage des bei F. A. Brodhaus erfchienenen „Converſations-Lexikon“, 
welches felbft eine Encyklopädie diefer Art ift, findet fih im Art. Encyklopädie eine vollftänpige 
Angabe auch aller andern bis 1852 erjhienenen Werke, die ven Namen Encyklopädie führen 
oder, wie das „Staats-Lexikon“ jelbft, auch anders betitelt find, aber dieſer Kategorie fchrift- 
ftellerifher Erzeugnifle angehören, 

Das bigjegt umfaflendfte ift die auf Diderot's Encyflopädie gegründete und von Bandoude 
und Agafje verlegte „Encyclopedie methodique par ordre des matieres” in 201 Quart- 
bänden (darunter 47 die Kupfer enthalten), Barid 1781— 1332. 

Diefe Encyklodie zerfällt in eine Reihe von Nealwörterbüchern über alle einzelnen Dis: 
eiplinen, unter welden die der Jurisprudenz zehn, die der Staatswiſſenſchaft drei Bände ein- 
nimmt. Was die Darftellung der Jurisprudenz betrifft, jo ift dieje von mittelmäßigem Werth, 
namentlih im Vergleich zu vem fpäter von Merlin dem neuen franzöjifchen Recht adaptirten 
„Repertoire“ von Guyot (64 Bde. und 17 Bde. Supplement; Paris 1775—86). 

Die Mitarbeiter an Diderot's und d'Alembert's großer Encyflopädie jind, unter dem Namen 
der Encyklopädiſten (auch mol dem allgemeinern der fogenannten Philoſophen) bekannt, von 
ihren Bewunderern hoch gerühmt, von ihren noch zahlreihern Gegnern aber, und zwar nicht 
blos im theologischen Lager, heftig angegriffen und jogar ald Verderber des menfchlichen Ge— 
ſchlechts verdammt worden. Es iſt noch jegt Sitte in Deutjchland, über diefelben unerbittlich den 
Stab zu bredien. *) Selbft Vertheidiger derſelben geben die wichtigften verihnen gemachten Vor— 
würfe zu.) Diefe treffen nun aber nicht fie allein und ihr Werf, jondern vie ganze franzöfiiche 
Philoſophie jeit der Mitte ded vorigen Jahrhunderts. Freilich lieferten mehrere Koryphäen 
die Artikel ded Werks, mie ſelbſt Voltaire, Rouſſeau, Helvetius und andere Gelebritäten 
Frankreichs und des Auslandes, wie Condorcet, Lagrange, Buffon, Grimm, Gondillac, Dumar: 
ſais, Marmontel, Turgot, Bonnet, von Haller, Sulzer, neben einer Menge anderer von den 
Heraudgebern geworbener. Allein um die Beitrebungen und Leiftungen ver Theilnehmer an 
dem großen Unternehmen unbefangen zu beurteilen, muß man nicht von fubjectiven Stand— 
punkte ausgeben, fondern ſich auf den der Zeit ftellen, in der fie jchrieben, und nur in dem Maße 
fie verurtheilen, als fie (wie mandem mit Recht vorgeworfen wird) die menſchliche Natur durch— 
aus verkannten oder abfihtlich oder in frivoler Weife der von ihnen wohl begriffenen Wahrheit 
Hohn ſprachen. Es wird jid dann zeigen, daß ihre Anfichten entweder das unmittelbare Ergeb: 
niß des geiftigen Entwidelungdgangs der europäifhen Menſchheit überhaupt oder Frankreichs 
gewefen, daß vieles von dem, maß fie lebrten, damals allgemeiner, wenn aud) verfehrter Volks— 
glaube war, ſowie daß vieled Neue, was fie vorbrachten, deshalb unvollfonmen oder unrichtig 
jein mußte, weil ſie zuerft die Bahn der freien Forſchung betraten und in ihren Angriffen auf 
bundertjährige Vorurtheile, offenbar unhaltbare Doctrinen und fhreiende Misbräuche in Staat 
und Kirche zu weit gingen, und weil überbaupt ihre Richtung, wie ed nicht wohl anders möglich 
war, ald mehr negative und ffeptifche das bisher Geltende zerriß oder vernicdhtete, ohne etwas 
Feftes an dejlen Stelle zu ſetzen. So wurden jie allerdings die Apoftel des Radicalismus und 
die Vorläufer der Revolution, zugleich aber die Gründer ded noch in unjern Tagen immer weiter 
ftrebenden wiſſenſchaftlichen Criticismus, ja des Rationalismus, mit deffen Waffen ihre jegigen 
Gegner fie bekämpfen. Hätten fie ald Wegräumer des Veralteten nicht gelebt, fo ftände unjer 
Zeitalter wahrideinlih nicht auf dem KHöhepunfte, deſſen ed ungeachtet mander Schatten— 
jeite ſich zu rühmen berechtigt ift. Der Borwurf, daß die Encyflopädiften Prediger des Atheismus 
und des Materialiönus geweſen und alles Dioralifche zu untergraben jich beitrebt hätten, trifft 
nur einige derjelben. Wenn jie auch, wie damals die große Mehrzahl der Philoſophen Europas, - 


3) Dazu famen 1776—77 ein zu Amfterdam erfdyienenes Supplement in fünf und eine Table ana- 
Iytique et raisonnee des matieres (Paris 1780) in zwei Bänden. Nachdrucke erfchienen zu Genf 
1777 in 39, zu Bern und Lauſanne 1778 in 36 und zu Vverdun 1770—80 in 58 Binden. 

4) Dies beweifen unter anderm die Beurtheilungen ihrer Thätigfeit von F. B. Buß in feiner foge: 
nannten Gefchichte der Staatswiſſenſchaft, I, CIX fg., von F. C. Schloſſer in feiner Gefchichte des 
18. Jahrhunderts (vierte Auflage, Heidelberg 1853), II, 409 fg., und der Art. Encyklopädie von H. Ahrens 
in Bluntfchli’s Staatswörterbuch, III, 388 — 398. 

5) Dies thut Weigel im Art. Enevklopädie in der zweiten Auflage des Staats-Lexikon, auch Ville: 
main in feinem Cours de literature du 18"® siecle (Thl. 1, Paris 1838), fowie Hettner und Prat, 
Derfaffer der neueften gefchichtlichen Darftellungen der franzöfifchen Literatur des 18. Jahrhunderts, 


Encyklopädien und Encyklopädiften A 


den von Bacon ausgehenden, von Zode ausgeführten und von Gondillac in Frankreich zu voller 
Geltung gebrachten Lehren ded bei und Empirismus genannten Senfualiämus huldigten, fo 
waren fie doc) bei weiten nicht alle Materialiften, wie 3. B. gewiß nicht Bonnet, Buffon, Rouf= 
ſeau und jelbit nicht D’Alembert; mande unter ihnen, wie der das Princip des Intereffes 
ald Bajis der Moral proclamirende Helvetiud und der den gröbften Anfichten viefer Art huldi— 
gende Baron Holbach (unjer Landsmann !), desgleichen ihre Nachfolger, wie St.:Xambert, Ga: 
banid u. a., waren nur confequente Verfolger der durch den Ausgangspunft jener Philo— 
jopbie gegebenen Richtung. Wenn wir noch jegt fo unerbittlih den Stab über die durd den 
entüttlichten Zeitgeift veranlapten Verirrungen diefer Männer brechen, jo jollten wir nicht ver: 
geflen, daß, nachdem in Deutjchland unſer jo hochgerühmter fpeculativer Rationalismus am 
Unde einer faft adhtzigjährigen Laufbahn, man darf ed wol jagen, einen Banfbrud erlitten Hat, 
die jüngere Öelehrtengeneration infolge der großen Fortſchritte der Naturwiffenihaften mit 
vollen Segeln auf den Fluten des Materialismus führt und, bisjegt noch nicht befiegt, mit 
ihärfern Waffen und nahhaltiger für den Materialidmus, ja oft den allercraffeften kämpft, 
jodaf wir gerade auf dem Standpunkte ver Encyklopädiften wieder angelangt find. 

Gewiß Ihwebte Divderot und d'Alembert eine große Idee vor, die legterer in dem von ihm 
verfaßten (mit Recht berühmt gewordenen) „Discours preliminaire des editeurs‘ in geiftreicher 
Weiſe entwidelt hat. Das große Werf verfolgt einen doppelten Zwed, nämlich: den innern 
Zufammenhang alled menſchlichen Willens und den Fortſchritt der einzelnen Wiſſenſchaften ver 
Welt darzulegen. Der „Discours preliminaire” zerfüllt daher in zwei Abtheilungen, in deren 
eriter die Geneſis und das innere Band aller Willenichaften in principiell dedueirender Weife 
nachgewieſen wird, während in der zweiten die wichtigſten Fortſchritte und damaligen neueften 
Zuftände der in dem Werke zu behandelnden Fächer geſchildert jind. 6) 

Daß die Ausführung des großen Unternehmens die Zeitgenoffen feiner Urheber trog man- 
her Mängel und Schwächen jehr befriedigt hat, beweifen (außer einer Maile Zeugniffe felbft 
aus dem Anfange unjerd Jahrhunderts) die Thatjachen, daß ed binnen 21 Jahren vollendet 
und in vier fremde Sprachen überjegt wurde. 

Wie groß indefjen der Erfolg des Unternehmens war, jo entgingen doch die Mängel der 
Ausführung felbft ven Zeitgenoffen nicht. Eine Menge Artikel waren höchſt oberflächlich, 
mande von ganz Unfähigen oder obfeuren Schreibern bearbeitet. Schon Voltaire (der Mit: 
arbeiter gewejen und no im Jahre 1764 fagte: ‚Je suis attaché à cette belle entreprise, 
;e voudrais que tout fut parfait‘‘) fchreibt hierüber: „J'aurais bien voulu que les Cahuson, 
les Demahis n’eussent pas travaille a lEncyclopedie, qu’on se fit associ& des vrais savants 
et non pas des petits freluquets et qu’on n'eut pas eu la malheureuse complaisance diin- 
serer, a cÖöte des articles de Diderot et d’Alembert je ne sais quelques pueriles decla- 
mations, qui deshonorent un si bel ouvrage!” 

Noch ſchärfer drückt er jih ein andermal in folgender Weife aus: „Jy trouve des arti- 
cles pitoyables, qui font honte à moi, qui je suis l'un des gargons de celte grande 
boutique!‘ 

Noch ftrenger verurtbeilte man, und zwar nicht blos im Lager ihrer Gegner, fondern felbft 
von jeiten mancher Freunde der Encyklopädie, die auf Vernichtung alles religiöfen Glaubens 
und der anerfannteften Orundfäge der Moral hinarbeitende Tendenz einer großen Anzahl ihrer 
Artifel. Die Angriffe waren jo ftarf, daß das Werk jhon nad dem Erſcheinen des zweiten 
Bandes und jpäter noch mehrmald unterbrüdt und deilen Fortſetzung, freilih nur vorüber: 
gehend, verboten wurde. Die neuern Bearbeiter der franzöfiichen Literatur des 18. Jahrhun— 
derts find barüber einig, daß die Encyklopädie nicht fo ausgeführt wurde, wie der bedeutendere 
ihrer Schöpfer, d'Alembert (der auch ſchon früh von dem Unternehmen zurüdtrat), es ausge— 
rührt wiffen wollte. Die beiden neueften Beurtheiler (vom Jahr 1860), ſowol der Deutfche 
Hettner?) wie der Franzoje Henri Brat®) fpreden ein ungünſtiges Geſammturtheil über das 
Werk aus. Die vielfach ind einzelne gehende ftrenge Kritik des legtern rechtfertigt das Urtheil 
in allen Beziehungen. 

Wie gering man indeffen aud namentlich in unferer Zeit den wiſſenſchaftlichen Werth ver 


6) Eine genaue Inhaltsangabe des Discours’ findet ſich in Buhle's Geſchichte der neuern Philoſophie 
Veit Wieverberftellung der Wiſſenſchaften (Göttingen 1804), Bo. VI, Abtheil. I, ©. 371 fa. 

7) Geſchichte der franzöfifchen Literatur im 18. Jahrhundert (Braunfchweig 1860), S. 260 fg. 

8) Etudes litteraires du 18®@* siecle (Thl. 1, Paris 1860). 
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Reiftungen der Encyklopädiſten anſchlagen mag, jo Fann man doch nicht in Abrebe ftellen, daß fie 

zur Erfüllung der weltgeſchichtlichen Mifjion der franzöſiſchen Philoſophie durch ihr Gollectiv- 
werf kräftig mitgewirkt haben. Lerminier, einer der enthuſiaſtiſchſten Panegyrifer dieſer Philo— 
ſophie, fhildert 1832 in feinen Werke „Die Bhilofophie des 18. Jahrhunderts in ihrem Ein— 
“ Auffe auf die Gefeßgebung und die gefelligen Zuftände des 19. Jahrhunderts” (Thl. I, Kap. 6) 
die Ergebniffe diefer Miſſion mit folgenden Worten: „Renouveler l'histoire,, propager le 
deisme, le bon sens et la tolerance, resumer les connaissances humaines, revendiquer 
les droits de lhomme tant individuel que social, restaurer le sentiment religieux et fonder 
la societ6 sur la souverainet& d&mocratique — voila les resultats du dixhuitieme siecle*‘ — 
und er fegt hinzu: „‚Qualre hommes, Montesquieu, Voltaire, Rousseau etDiderot accompli- 
rent cette oeuvre” (ber legte hauptiählich al8 Unternehmer dev Encyflopäbie). 

Daß die Beherrihung der Franzöſiſchen Revolution durch die Prineipien jener Philoſophie 
von den einen hochgeprieſen, von den andern als das größte Unheil der Menjchheit betrachtet 
wird, ift befannt, und gewiß lange noch werden beide Anfichten ihre Verfechter haben. °) 

5 EN Warnfönig. 

Englands Staatsverfaffung u. ſ. w., ſ. Großbritannien. 

Entführung. Entführen beißt, nad Adelung, foviel ald wegführen, davonführen. In 
diefer feiner eigentlihen Bedeutung ift das Wort jevoh wol nur noch in Oberbeutihland 
gebräuhlih, wo man noch Holz auf dem Waller, Steuern, Geld, Vieh uw. dgl. entführt. 
Am bäufigften verfteht man aber im Hochdeutſchen unter Entführen pas heimliche und gewalt— 
jame Wegführen einer Berfon, bejonders des andern Geſchlechts. In diefem Sinne ift die Ent— 
führung ein Verbrechen, und als ſolches joll diejelbe von uns aud nur aufgefaßt werden. Bei 
den ältern Nömern fiel die Entführung, dad crimen raptus, unter den mweitern Begriff der 
vis, worunter man jede öffentlich ftrafbare phyſiſche oder pſychologiſche Gewalt verftand. Das 
crimen vis wurde nad) den Umftänden mit der Deportation oder dem Tode beftraft. !) Konftan= 
tin beftrafte ven Entführer und feine Gomplicen mit dem Schwerte, Sklaven mit dem Feuertode.?) 
Auch die Entführte traf, wenn fie in die Entführung gewilligt hatte, dieſelbe aber gegen ven 
Willen ihres Vaters oder Vorgeſetzten geihehen war, die Todesſtrafe. Den legtern war bie 
Tödtung ded auf der That ertappten Verbrechers geftattet. Die Geſetzgebung Juſtinian's 
bedrohte den Entführer mit der Strafe des Schwerted und dem Berlufte ded ganzen Vermö— 
gens, welches nad ven Umftänden der Entführten oder dem Klofter, welches diefelbe aufge: 
nommen hatte, oder dem Fiscus, jedoch nach Abzug des Pflichttheils für die Kinder des Ver— 
brechers, zufiel.?) Das Kanoniſche Recht jah die Entführung milder an ald das Römifche, im 
allgemeinen von der Todesitrafe Abftand nehmenv*), ſchloß ſich im weſentlichen jedoch dem 
Römifchen Rechte an. 

Daß ältere deutſche Recht beitrafte den Entführer einer ehrbaren Frau und Jungfrau als 
Räuber und Gemwaltthäter mit dem Tode. Doc murde die Anihauung von der Strafbarkeit des 
Verbrechers mit der Zeit eine mildere. Karl V. ftellte in feiner peinlihen Halsgerichtsord— 
nung von 1532 den Begriff ded Verbrechens in Art. 118 dahin feft, daß ed nur an einer unver: 
leumdeten Frauensperſon durdeinen Angriff auf deren Gefchlechtsehre begangen merden fönne. 
Er beftimmt: „Item fo eyner jemandt fein eheweib oder eyn unverleumbte jungfrawen wider 
des ehemannd oder bes ehelichen vaters willen einer unebrlichen weiß entpfüret” u. ſ.w. Obgleich 
die Duelle der Garolina, die Bambergensis, noch dem Gntführer mit der Strafe des Schwer: 
te8 droht, fo wiederholt doch die erftere diefe Strafandrohung nicht in dem ebengedachten 
Artikel, weshalb fie in der Rechtsübung außer Anwendung fam. Nach dem gemeinen veutfchen 
Rechte wird das Verbrechen der Entführung durch die Verlegung der Geſchlechtsehre einer 


9) Specielle Mittheilungen über jene Männer, die dem Kreife der Encyflopädiien angehören, fowie 
über deren politische Doctrinen fünnen hier nidyt gemadht werden. Übrigens gibt es der leſenswerthen 
Charafteriftifen von Voltaire, Diderot, Rouſſeau, d’Alembert, Helvetius u. f. w. fehr viele. Die 
neueften deutichen find die Schloſſer's in der vierten Auflage feiner Gefdyichte des 18. Jahrhunderts, 
II, 402—515, und Hettner's a. a. O. Unter den franzöfiichen glauben wir befonders die in Bille: 
main's Cours de la litterature franagise du 18”® siecle, 1, 1, das oben im Terte angeführte, 
1835 auch ins Deutſche überfegte Werk Lerminier's und die neueften ſchon angeführten Etudes von Henri 
Prat nennen zu follen. 

1)L.5,$ 2,1.6.ad leg. Jul. de vi publ. 2)L.1c. Theod. de raptu virginum. 

3) L. unic. cod. de raptu virg., Nov. 128. 

4) Caus. 27, qu. 2, 49; caus. 36, qu. 2, e. 5, 6, 7 de raptoribus. 
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unbefholtenen Frauensperſon vermittelt Wegführens verjelben von ihrem Aufenthaltsorte, 
zum Zwede eines geichlechtlihen Umgangs und wider ihren Willen over den Willen desje- 
nigen, in deſſen Gewalt fie fich befindet, begangen. 

Nach Feuerbach 5) ift das Verbrechen der Entführung vorhanden, wenn ji eine Manns: 
verjon einer Weibsperſon, in der Abficht des Geſchlechtsgenuſſes, dur Entfernung von ihrem 
Aufenthaltöorte vechtöwidrig bemädtigt. Nah ibm liegt das befonders ftrafbare Moment der 
That in dieſer Bemächtigung „und jomit in der Verlegung der perfünlichen Freiheit der Ent: 
führten”, weshalb er die Entführung aud den Verbrehen wider die Freiheit anreiht. Ihm 
folgen hierin mehrere andere, namentlich Abegg, Bauer, Marezoll. Mittermaier und mit ihm 
Heffter, Henke, Wächter u.a, rechnen die Entführung, welche das ältere Recht allgemein 
zu den Fleiſchesverbrechen zählte, zu den Verbrechen gegen die Sittlihfeit und weifen ihr unter 
diefen ihre Stelle im Syiteme an. Nach unferm Dafürhalten ift diefe Anſchauung des Verbre- 
hend die richtigere. Mittermaier will a. a. O. unterfchieden wiflen: 1) das Verbrechen, welches 
an einer großjährigen unverbeiratheten Weibsperſon verübt wird, 2) dad an einem verheira- 
theten Weibe verübte und 3) die Entführung eines Mädchens, welches noch minderjährig ift. 
Je nachdem num das Verbrechen ohne Einwilligung der Frauensperſon oder mit Willen der— 
ielben, aber gegen ven Willen derer, unter deren Gewalt jie fteht, begangen wird, joll im erften 
Halle die Verlegung weiblicher Ehre durch Verſetzung der Entführten in eine Zwangslage, und, 
wenn die Entführte in fremder Gewalt war, auch die Verlegung dev Nechte dritter Perfonen, da 
aber, wo die Entführte einmilligte, zunächſt ver Gejihtöpunft der Verlegung der Rechte Dritter 
bervortreten und das Verbrechen darafterifiren. Auch läßt ih nah Mittermaier das Ver: 
bredden unter ven allgemeinen Gefihtspunft der Verlegung der Ordnung der Familie durch 
Unzucht bringen. 

Die neuern Strafgeiegbücher geben, mit Ausnahme des badischen, welches der Mitter: 
maierichen Anſicht huldigt, dem Verbrechen jeine Stellung unter den gegen die perfönliche 
Freiheit begangenen. So namentlich das preußiiche von 1851, welches, ohne den Begriff der 
Gntführung befonders zu definiren, die Entführung eines Menfhen über 16 Jahren, um ihn 
zum Betteln oder zu gewinnfüchtigen oder unfittlihen Zweden oder Beihäftigungen zu ge: 
brauchen, die ihren Altern oder Vormündern zugefügte Entführung einer minderjährigen 
Verjon und demnächſt erft die Entführung einer Brauendperfon, um fie zur Unzucht oder Ehe 
zu bringen, mit Strafe bedroht. In allen drei Fällen ift Anwendung von Lift oder Gewalt ein 
wejentliched Erforderniß zur Begehung des Verbrechens. . 

Das bairifche Geſetzbuch von 1813, Art. 201, nimmt Verführung an bei dem, ver einer 
Verſon (alfo nicht blos eined Weibes) wider ihren Willen over einer Berfon unter 12 Jahren, 
wiewol mit ihrer Einwilligung, durd Lift oder Gewalt ſich bemächtigt, um fie zur Unzucht zu 
brauden oder zur Ehe zu zwingen. Auch ift hierher der Fall gerechnet, wo jemand in folder 
Abſicht eine Perfon wider ihren Willen durch Zwang oder Betrug in feiner Gewalt und von 
ihren Aufenthalte zurückhält. 

Das würtembergiiche Strafgeiegbud von 1839, Art. 278, nimmt Entführung an, wenn 
jemand einer Berfon, um fie zur Unzucht zu brauchen oder jie zu ehelichen, ſich bemächtigt und 
fie mit fi hinwegführt, oder wider ihren Willen mit Gewalt zurüdhält, oder dad Verbrechen 
an einer Perjon unter 16 Jahren, zwar mit ihrer Ginwilligung, aber ohne Zuftimmung der 
Altern oder Bormünder verübt. Es mögen diefe Beifpiele genügen, um den Stanbpunft anzu— 
deuten, auf welden ſich die neuere Strafgeſetzgebung Deutihlands in Beziehung auf das in 
Rede ſtehende Verbrechen gejtellt bat. Der Code penal zeichnet nur ald Verbrechen die unbe: 
fugte Ginfperrung, sequestration de personnes, und das enlevement de mineurs aus, ohne 
des Verbrechens der Entführung in dem vorgedachten ‚Sinne beſonders zu gedenfen. Das 
engliihe Strafrecht betrachtet die Entführung (ravishing, rape) als eine den Gharafter des 
Raubes an ſich tragende Felonie. Nach ihm ift, wie bei der Garolina, die nahe Verwandtſchaft 
der Entführung mit der Notbzudt für die Behandlung des Verbrechens maßgebend. 

Nah der Anſicht Feuerbach's ift dad Verbrechen der Entführung vollendet, ſobald die Be— 
mädhtigung der Berfon durch Entfernung derfelben von ihrem Aufenthaltsorte zur Ausführung 
gelangte. Die Entfernung ift denkbar ald ein Wegführen und als eine zwangsweiſe Zurüd: 
behaltung an einem von dem Aufenthalte entfernten Orte. Die Entfernung muß auf eine 





5) Lehrbuch des deutſchen peinlihen Rechts, $. 255 (S. 371 der Mittermaier'fchen Ausgabe 
von 1840). 
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rechtswidrige Art geihehen. Sie fällt, wenn die Entführung wider den Willen der Perſon 
geſchah, unter den Geſichtspunkt ver Nothzucht als eine Vorbereitung oder Beranlaffung der: 
felben, und wenn fie mit dem Willen derjelben geſchah, unter ven der Beleidigung der rechtlichen 
Gewalt eines Dritten. 

Der Anfiht, daß aud durch Zurücdbehaltung das Verbrechen begangen werden fönne, 
widerfpriht Mittermaier a. a. D. S. 375 wol mit Nedt, da Zurüdhalten fein rapere im 
Sinne ded Römijchen und fein Entführen in dem bes deutſchen Rechts ift. Es ift das Ver: 
brechen des Gefangenhalteng, der römiſchen vis, nicht aber der Entführung. 

Die Entführung wider den Willen geſchieht, wie wir im preußiſchen Geſetze ſehen, entweder 
durch Lift oder Gewalt, welche letztere in einem phyſiſchen Zwange oder in der Drohung ſchwerer, 
augenblicklich zu vollziehender Übel beitehen kann. Die Lift muß ſich, wie Wächter 9) bemerkt, 
auf die Sandlung der Entführung felbft beziehen und fo angelegt ſein, daß das, was vorgeht 
oder vorgehen foll, nämlich die Entführung ſelbſt, derWahrnehmung entzogen wird, ſodaß, nad 
Jenull?), eine Lift, welde fih nur auf die Verführung bezieht, z. B. Einſchmeicheln, nicht 
genügen würde, um dad Verbrechen der Entführung zu conftatiren. Es it zur Vollendung des 
Verbrechens der Entführung nicht erforderlih, daß der geichlechtlihe Zweck derfelben erreicht 
wurde. Eine mit dem Willen der Entführten bewirfte Entführung ift nur als foldhe jtrafbar, 
wenn fie die Rechte Dritter kränkt, des Gatten oder deſſen, welchem die väterliche Gewalt zufteht. 
Man nimmt mit Redt an, daß an einer Unverheiratheten, welche einer ſolchen Gewalt nidt 
unterworfen ift, jobald fie freiwillig dem Entführer folgt, eine Entführung nicht verübt wird. 
Aber auch wo ein ſolches Abhangigkeitsverhältnig der Entführten vorhanden ift, beftraft man 
nur den Entführer einer minderjährigen Brauensperfon, z. B. das preußifche Straigeiegbud 
in $. 208. Doch ift die Entführung einer minderjährigen Ehefrau immer nur ald Ehebruch 
ftrafbar, wenn mit ihr eine Verlegung der ehelichen Treue verbunden war, ſonſt nur ald Ver: 
ſuch des Ehebruchs. Es iſt nit ald Entführung anzufehen, wenn die Frauensperſon veranlaft 
wurde, jelbft ihren Angehörigen zu entfliehen, oder wenn eines der beiden Altern oder einer der 
Vormünder in die Entfernung willigte. ®) 

Die gejeglih nothwendige Abjiht der Entführung muß die Befriedigung des Geſchlechts— 
triebes fein, ob der außerehelichen oder ehelichen, ift gleichviel. Aud) die Braut fann im Sinne 
des Strafrechts entführt werden. Auf die Erreihung der ebengedadhten Abficht kommt es nicht 
an, zumal die Garolina nur fordert, daß die Entführung unehrlicherweiſe erfolgt. Hat der 
Entführer die Entführte geheirathet, dann fann gemeinhin und aud nach $. 209 des preufi: 
Shen Strafgefegbuds nur dann gegen den Entführer verfahren werben, wenn diejenigen Ber: 
fonen, welde auf die Ungültigfeitderflärung der Ehe anzutragen befugt find, dieſen Antrag 
formiren, und wenn infolge deſſen die Ehe für ungültig erklärt wird. Diefe Beftimmung ent: 
jpricht vem Art. 357 ded Code penal. 

Das gejeglih nothwendige Subject ded Verbrechens ift eine Mannäperfon. Temme's, in 
feinen „Gloſſen zum preußiſchen Strafgefegbude‘ aufgeftellte Meinung, daß aud eine Frau, 
namentlicy eine Kupplerin, das Verbrechen begehen fünne, ift von ihm felbft in jeinem vorge: 
dachten Lehrbuche wie von andern widerlegt worden, Theilnehmerin an den Delicte des Ent: 
führend und als folde ftrafbar kann eine Frau jedoch unzweifelhaft fein. Das Object des 
Verbrechens fann nur eine Brauensperfon fein. Diefe muß, nad gemeinem Rechte, wenn die 
That an einer Ledigen begangen werben foll, eine unbeſcholtene, unverleumdete Jungfrau jein. 
Nach dem preußiſchen Strafgejegbuce ift die Unbeſcholtenheit der Frauensperſon nicht ein 
Kriterium des Verbrechens. Obgleih Temme dies a. a. D. S. 734 behauptet, wirb es von 
andern, namentlich Bejeler und Koch, und von den Motiven des Geſetzes widerlegt. Das Rechts- 
. bewuptjein des Volkes hat jedoch die Annahme entſchieden gegen jich, daß z. B. auch eine ich 
gewerbömäßig ver Wolluft hingebende Frauensperſon entführt werden fünne. Die Gemalt, 
weldyer fie unterliegt, it in einem andern Sinne ftrafbar. Daß auch Witwen und Ehefrauen 
entführt werden fünnen, it nach der Nehtsübung des gemeinen Rechts wol nicht zweifel— 
haft. Die eigene Ehefrau kann nie Öegenftand des Verbrechens jein, wol aber die eigene Braut. 
Einzelne Gefeggebungen, 3. B. Hannover, Sahfen, Würtemberg, Baden, Weimar, Naffau, 
Braunihweig u. ſ. w., ftrafen auch die Ehefrau, welche ſich freiwillig bat entführen laſſen. 

Obgleich das gemeine deutſche Net die vorgedachten Strafen der Entführung, weldye das 





6) Abhandlungen, &. 93. 7) Zeitfckrift für eg Rechtsgelehrſamkeit (1828), ©. 10. 
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Römische Recht und die Carolina androhten, urſprünglich auch zu den feinigen gemacht Hat, fo 
ift die Prarid doch von diefen bedeutend abgewichen. Nach ihr ift die Strafe nur eine willfür- 
liche Freiheitsſtrafe. Die Todeöftrafe billigt die Braris nur in dem Kalle, wenn die Entführung 
wider den Willen der Entführten durh Anwendung großer Gemaltthätigfeit, ſodaß die Ent- 
führung noch mit andern Verbrechen concurrirte, verübt wurde. Der Berluft des Vermögens 
foll nad dem, was deöwegen Art. 118 der Garolina beftimmt, ganz fortfallen. Das Recht 
der Tödtung des Verbrechers, welcher auf der That ertappt wird, ift als befeitigt anzufehen. 

Die neuern Geleggebungen bedrohen die Entführung mit Breihettöftrafen, welche, wie z. B. 
in dem preußiihen Strafgeſetzbuch, bis zu zebnjähriger Zuchthausftrafe fih ausdehnen 
fönnen. Der Code penal beſtimmt die Strafe der Recluſion, welche zwiichen 5 und 10 Jahren 
liegt. Wo Zuchthaus: und Arbeitöhausftrafe nebeneinander beſtehen, tritt meiftentheils nur 
die legtere bei der Entführung ein, fo z. B. in Baiern. 

Die vorgedadhte Entführung einer Minderjährigen mit ihrem Willen unterliegt in Breußen 
($. 208 des Strafgejegbuhs) nur einer nicht unter drei Monate feftzufegenden Gefängniß— 
firafe; fo aud) in Baden, Sadjen, Würtemberg nur einer Gefängnißftrafe. Literatur: Titt- 
mann, „Beiträge zu der Lehre von den Verbrechen gegen die Freiheit“ (Meißen 1806); €. 
Heſſel, „De erimine raptus“ (Würzburg 1815); Gilbert, „Code penal‘, 2. Trieft. 

Entwäfferung, Bewäflerung, Drainage. I. Allgemeine Borbemerkungen. Zu 
den wichtigſten Gegenſtänden der Agrargefeggebung (ſ. d.) oder der Gulturgefeßgebung im 
engern Sinne (j. d.) gehört das Waſſerrecht. Daffelbe enthält, wie in dem Art. Deichwefen 
erwähnt wurde, außer diefem (dem Deichrecht und Deichverbande) und außer den gejeplichen 
Beftimmungen in Betreff der Ufer und Flußbetten öffentliher Ströme, vorzugsweife einem 
Segenftande des Öffentlihen Rechts, aud die im diejem Artikel befonders zu erörternden 
Rechte der Entwäſſerung (Borflut und Drainage) und der Vewällerung. Allerdings 
fteben die oben erwähnten verſchiedenen Gegenftände des Waſſerrechts unter jih in einem 
nähern Zufammenhange, und es fann aus formellen und in manchen Beziehungen felbft aus 
materiellen Gründen erwünſcht fein, daß nicht nur die Rechtsbeftimmungen über den Begriff 
einerjeitS der Öffentlihen und andererfeitd der Privatflüffe, ferner über Gigenthum und 
Nutzungsrechte, ſowie über deren Art und Ausdehnung an jenen und diefen, fondern daß dabei 
auch gleichzeitig nod) diejenigen Beſtimmungen in eines und baffelbe Gefeg aufgenommen und 

zufammengefaßt werben, welde, in Goncurrenz und Gollifion mit den hergebrachten und an= 
erfannten Rechten am Waſſer und an defien Gebrauch, entweder in Interefle der Landescultur 
oder der gewerblichen Induftrie zur Hebung und Beförderung der einen oder andern bie völlige 
oder theilmeife Enteignung oder Beſchränkung jener hergebrachten und anerfannten Rechte zum 
Zweck haben. Je umfangreicher die Dertlichfeiten, je zahlreicher die Intereifenten find, über 
deren Befigungen fich die in einer Ent= oder Bewäſſerung beftehenden Meliorationsunterneb: 
mungen ausdehnen, befto mehr fällt dabei das Interefje ver Staatsgeſellſchaft ind Gewicht, vefto 
mehr nehmen diefe ven Charakter einer Öffentlichen Angelegenheit in Anſpruch, in um jo hHöherm 
Grade erfcheint ed auch gerechtfertigt, einer folhen Meliorationsunternehmung das Recht und 
die Freiheit des individuellen Eigenthums und beſtehende Rechte, allerdings nur gegen voll: 
ſtändige Entſchädigung, zum Opfer zu bringen. Dagegen fteht bei den weniger beträchtlichen 
Meliorationdunternehmungen durch Ent= oder Bewäſſerung der Zweck einer Ertragserhöhung 
des Privateigenthums und bloper Verbeiferung des befondern Vermögens der Einzelnen mehr 
im VBordergrunde und wird deshalb in dieſem Falle, gegenüber ven beſtehenden Rechten anderer 
Privaten, der Gefeggebung eine rüdjihtövollere Behandlung diefer legtern zur größern Pflicht. 
Eine Gefeggebung über dad Waſſerrecht, welche gleichzeitig alle Beziehungen und Rechtsver— 
hältniſſe, die bei den Gewällern in Betracht Eommen fönnen, zufammenfaßte und ordnete und 
dabei auch vollftändige Vorſchriften aufftellte über die Nugungsverhältniffe der verſchiedenen 
Art, welche im Fortſchritt der gefellihaftlichen, der Agricultur= wie der gewerblichen und in= 
duftriellen Zuftände erft allmählih aus den Bepürfniffen einer weitern Entwidelung dieſer 
letztern mittel8 Zuhülfenahme der Raturfräfte des Waflers hervorgehen, müßte erit jegt bes 
gonnen haben. Denn diefe Bedürfniſſe gehören großentheils einer weit fpätern Zeit an als Die 
Gefepgebung und Rechtsbildung, welhe Eigenthum und Befig an ven Gewäſſern gleichwie an 
Grundftücden anderer Art oroneten. Insbefondere tritt dad Bedürfniß der Entmwäflerung in ber 
Regel viel früher hervor ald das der Bewäſſerung, legteres fegt einen bereits höhern Grad ber 
Landescultur, eine intenfivere Landwirthſchaft voraus, Dies wenigftend in den nördlichen und 
Ötlihen Gegenden Europas und jedenfalls Deutſchlands. Hingegen gehört allerdings in ben 
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Ländern des heißern Klimas die Bemwäflerung fhon zu den uralten Mafregeln für Erhaltung 
und Hebung der Bodencultur, während fie in Deutihland ald planmäßiges und fünftliches 
Unternehmen, deshalb aber aud) die Geſetzgebung darüber im allgemeinen faum mehr als zwei 
Jahrzehnden angehört, Inden der künſtlichen Bewällerung in der Negel oder doch häufig eine 
vollftändige Abwäſſerung und Trodenlegung der zu bewällernden Grundflüde vorausgehen 
muß, zeigt jich ein Zuſammenhang zwifchen der einen und der andern Operation, Inden bleibt 
dabei die Entwällerung, ald eine Vorbereitung der Bewäflerung, doch dem Plane der legtern un— 
tergeorbnet. Und ebenfo verhält es jicy bei ver Einrichtung von Deichſyſtemen, die ſich gewöhn— 
lich über Niederungen und häufig über Moore und Brüche in den Stronthälern erftreden, 
(S. Deichwefen.) Der öÖffentlihe Charakter und das Staatseigenthum bezüglich der der 
Schiffahrt wie der Floßfahrt dienenden Ströme und Rlüffe, die, wie vor Anlegung ver 
Chauſſeen und Eifenbahnen, fo aud) jegt nody neben denſelben Haupt=, Handels- und Staats: 
jtraßen bilden, bedingt ed, daß ihre Unterhaltung, jedenfalld joweit es für jene Zwede noth— 
wendig ift, den ganzen Staate obliege. Wird diefe Unterhaltung, wie in einem neuern bairi- 
ihen Geſetze von 1854 geſchehen, ald Bezirfö:( Kreis: )Laft betrachtet, jo mag dies hergebrachten 
Deitragsverhältniffen entſprechen, oder es ift der Kreis (Megierungsbezirf oder Provinz) als 
Analogon des Staatöverbandes betrachtet und deshalb dieſem jubftituirt. Der Selbftihug der 
Üferbefiger, der ihnen, abgejehen von beiondern, im Intereſſe des Schiffahrtskanals im 
Strome ober anderer öffentliher Zmwede zum Schaden der Ufergrunpftüde unternonmenen 
Anlagen, allein obliegt, verlangt vorzugsweiſe bei zerſtückeltem Grundbeſitz unter den Ufer: 
bejigern eine Vereinigung von Kräften, wofür die Beitragsverhältnifje zu regeln find. Es kom— 
men Golliiionen beim Waflergebraud aus den öffentlichen Strömen zwiſchen dem Staate und 
den benachbarten Grundbeſitzern oder Bewohnern ſelbſt bezüglich der Bodencultur und Bes 
mwäflerung vor. Dem Waflerbevürfnig von Menſchen und Vieh wird der Staat Nehnung 
wagen; jede andere Benugungsmeife bat ſich fletö der Hauptbejtimmung des Stroms unter- 
zuordnen. Die Verhältniffe ver Uferbefiger bezüglich des Selbftihuges gegen den Strom und 
gegen deſſen Zerftörung der Uferländereien haben, abgejehen auch von den Gindeihungen, 
einen befondern Grund und Zwed, fie dürfen außerdem die Erhaltung der Strombahn nicht 
gefährden. 

Auf einem andern Gebiete bewegen ſich meift die im Gulturinterefje vorfommenden oder zu 
unternehmenden Ent und Bewällerungen. Dergleidhen Ent: und Bewälferungsanlagen ſind, 
gleich ven Deichſyſtemen, in der Negel von denjenigen einzurichten und zu unterhalten, welden 
ie durh Erhöhung des Werth und Nugungsertrags ihrer Bejigthümer einen bejondern 
Vortheil bringen. 

Als eine Unterart der Entwäfjerungsanlagen find, und zwar etwa feit 1835 in England, 
jeit wenigeh Jahren aber erft in Deutichland, die Drains (unterirdiſche Waiferleitungen) be: 
fannter, daher aud) erft neuerdings in den Krei der Gejeggebung gezogen. 

Wie bereits in dem Art. Deichwefen in Bezug auf dieſes bemerkt wurde, fo hat jich auch die 
Gefeggebung bezüglich der Entwäflerung früherhin meift auf Specialverorbnungen oder auf 
Beftimmungen über einzelne Fleinere Territorien beihränft und dabei vieles dem Herkommen 
überlaffen. Grft die Geſetzgebung der neuern Zeit hat dafür, mie jpäterhin auch für die Be— 
wällerung, allgemeine Normen aufgeftellt. Dabei hat fie denn vor allem ſolche Fälle und Ber: 
hältniffe, in denen Gulturunternehmungen diefer Art feitend der einzelnen Privatbeſitzer oder 
jeitend einer Mehrheit von Grundeigentbümern mit den bejtchenden Eigenthums- und 
Nugungsverhältniffen anderer Grundbefiger oder von Mühlen= und fonftigen Fabrik- und 
Gewerbeanlagen oder auch mit dem öffentlichen Interefle des Staated wie der Geſellſchaft in 
Eonfliet fommen, ind Auge fallen müfjen. 

Aus vorftebenden Bemerkungen ergibt ſich, mit welchen befondern Gegenſtänden und nad 
welcher Richtung hin e8 die Geſetzgebung über den einen oder den andern Theil des Waſſerrechts 
zu thun hat, und wiefern es angänglidy It und gerathen fein kann, aber auch erklärt werden 
muß, daß die Geſetzgebung nicht nothwendig zu gleicher Zeit und in einem Geſetze die verſchie— 
denen einzelnen Gegenftände des Waſſerrechts behandelt, vielmehr darüber theild abgejonvert, 
theils in verfchiedenen Perioden nacheinander verfügt hat. Deshalb ift ed denn auch zuläliig, 
insbefondere ohne die gleichzeitige Erörterung des Die Flußbetten und Ufer ver öffentligen 
Ströme betreffenden Tbeild des Waſſerrechts, gleichwie abgejondert von dem Deichweſen die 
Materie der Ent: und Bewäſſerung felbftändig zu betrachten. Regulirungen fliefender Ge: 
wäſſer fünnen theils in den Bereich des Waſſerrechts öffentlicher Flüſſe zur Berbefferung ver 
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Strombahn, theild in das Gebiet ver Entwällerung zum Zwecke ver Gewinnung von Ländereien 
oder der rafchern Entführung des ſchädlichen Waſſers gehören. Infofern ift die Regulirung der 
Flüffe nur ein Theil des einen oder andern Gebiets, nicht wohl als ein felbftänviger Gegenftand 
und Zweck des Waſſerrechts aufzufallen. 

Bei Betrahtung der Gefeggebung über Ent= und Bewällerungen ift nicht blos zwifchen 
denjenigen Unternehmungen biefer Art zu unterfheiden, welche von einzelnen Grundbefigern, 
und folhen, welche vermöge ver zerftüdelten und vermifchten Lage der Grundſtücke oder fonft von 
mehreren gemeinfam ausgeführt werben, fondern noch mehr zwifchen folden, melde vermöge 
des beträchtlichen Umfangs des Meliorationsgebiets die Vereinigung vieler Kräfte und zahl: 
reicher Orundeigenthümer voraudfegen, fo ſchwer ed auch theoretijch gelingt, dieſe Unterſchiede 
Ihärfer abzugrenzen. 

I. Zur Geſchichte der Ent: und Bewälferung. Eine befondere Berückſichtigung 
feiten® der Geſetzgebung auf das in den ebengedadhten Fällen hervortretende Bedürfniß einer 
wechſelſeitigen Vereinigung von Kräften, der Bildung von Genoffenfhaften zur Ausführung 
derartiger Meliorationdunternehmungen bedurfte es freilih nidht, wo ji, wie in ven despo— 
tiihen Staaten ded Orients, der Fürſt ald Eigenthümer oder wenigſtens ald Obereigenthümer 
aller Ländereien im Staatögebiete betrachtete und über die perfönlichen Kräfte wie über das 
Gigenthum feiner Unterthanen willkürlich verfügte. Dort finden ſich denn fhon früh die groß: 
artigften Meliorationdwerke der mehrgedachten Art. Dort indbefondere verlangte das Heiße 
Klima Fünftlihe Bewäflerung. Das Bewäſſerungsſyſtem fpielte Hier felbft für die Ackerverthei— 
lung wie für ven Wohlftand eine hervorragende Rolle. (Beifpiele hiervon bei Roſcher, „Syſtem 
der Volkswirthſchaft““, Bd. II: „Die Nationalöfonomie des Aderbaus [Stuttgart 1860], 
$. 36, fg. ©. 98.) Dagegen famen in den deutſchen Ländern, namentlich in denen der Oft: und 
Norpfeefüfte und fo aud in Oft: und Weſtpreußen, neben den ausgedehnteſten Deichfyftemen 
viel mehr Entwäflerungen ſchon feit Jahrhunderten vor. Nach von Harthaufen zählte 3. 2. 
Oftpreußen im 12. Sahrhundert 2037 Landſeen, gegenwärtig aber nur no 300. (S. Rofcher, 
a. a. O.) Mit dem Anfange des vorigen Jahrhunderts, in&befondere aber feit ver Regierung 
Friedrich's des Großen wurden im preußiſch-brandenburgiſchen Staate jene weit ausgedehnten 
Urbarmachungen mitteld Entwäfferungen meift in Verbindung mit Gindeihungen vorgenom: 
men, deren ſchon im Art. Deichwefen gevadt iſt. Gin Jahrhundert früher trat in dem bei 
teinem feuchten Klima der Entwäflerung beſonders bedürftigen England dafür und fogar für 
unterirbifche Waflerabführung fhon ein berühmter Schriftfteller (Walter Bligb) auf, und ſchon 
zur Zeit der römiſchen Eroberung wandte ih die Gefeggebung dort der Eultur verfumpfter 
Landſtriche zu. 

Dagegen fam die Fünftlihe Bemwäflerung nah einem ausgebildeten Rechtsſyſteme früher 
namentli in Deutfhland nur in wenigen einzelnen Eleinen Landestheilen, außer im Lüneburgi- 
ihen vorzugsweife im Fürſtenthume Siegen vor, mojelbft fie unter der für die Landescultur 
ihon feit lange beforgten Negierung der Naffauer auf das 16. Jahrhundert zurückgeht. 

Bon den Ländern des europäiſchen Kontinents find e8 bejonders Spanien und Oberitalien, 
welche am frübeften ein Rechtsſyſtem in Bezug auf die Benugung der öffentlichen wie der Pri— 
satflüffe zur Gultur der Grundftüce ausgebildet haben. In Spanien geſchah dies bereits in ber 
sormaurifchen Zeit, Hauptfächlic aber von den Arabern. E83 zeichnete ſich dies Syftem vor allen 
au durch eine zweckmäßige Selbftverwaltung innerhalb der zur Verbeiferung ihrer Ländereien 
mitteld Bewäſſerung verbundenen Grundbeiiger mit genoſſenſchaftlichen Waflergerihten aus. 
Denn je zertheilter ver Grundbeſitz ift, deſto nothwendiger wird die genoſſenſchaftliche Verbin: 
dung zur Einrichtung und Unterhaltung von Meliorationswerfen. In der Lombardei wurde der 
große Kanal von Ticino bis Mailand ſchon 1177 gebaut, und die mailänder Gewohnheits— 
rechte, welche die Ableitung des Waſſers aus öffentlihen und nicht Öffentlichen Flüffen zum Be: 
Hufe der Bewäſſerung der Ländereien geftatteten, entftanden 1216. Die mailänder Statuten 
vom Jahre 1396, welche noch dad Intereffe der Mühlen über pas ver Bewäflerung ver Lände— 
reien ftellen, kannten. bereitd zum Zweck der Bermittelung der Rechte von Triebwerfen und 
Grundbejig den fpäterhin in die Weisthümer des fiegener Landes übergegangenen Grundfag, 
daß das Waſſer zur Bewäflerung von Sonnenuntergang am Sonnabend bi8 Sonnenaufgang 
am Montag, ſowie von Sonnenuntergang an den Vigilien der Kefttage bis Sonnenaufgang 
am Tage nah dem Fefte unbejhränft benugt werden dürfe. Sie hatten aber aud ferner das 
Prineip der Enteignung dahin anerkannt: daß jeder zur Wailerableitung Berechtigte die dazu 
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erforderlichen Gräben auf die mindeſt nadtheilige Weife, gegen Entſchädigung bed Landes— 
werths und anderer Nachtheile, durch das Grundftüd jeder Privatperfon oder &ommune im Ge: 
biete, ſowie durch öffentliche und Privatwege ziehen dürfe. Dies Princip wurde fpäter auf die 
Ländereien von Kirchen und Geiftlihen ausgedehnt, fo fehr diefe auch wiberftrebten. Die 
Waflergefeggebung, Meſſung, wie deren Gleihartigkeit wurde 1752 und 1764 Gegenftand 
jelbft eined Staatöyertrags zwiſchen Ofterreih und Venedig. 

IM. Dierömifheundgemeinredtlidhe Geſetzgebung, die Zuſtände des Mit: 
telalter8 und der folgenden Periode im Zufammenbange mit der Cultur— 
gefeggebung. Zu einer richtigen Würdigung der neuern Gejeggebung über Ent- und Be: 
wäfferung bedarf es eines Rückblicks nit nur auf die römischen und gemeinredtlichen, fondern 
auch auf die anverweiten Rechts- und Berfaflungsverhältniffe, welche Jahrhunderte hindurch auf 
die Benugung der Gewäſſer, namentlich zu Eulturzwedten, auf das nachtheiligſte zurüchwirkten. 
Denn im Gegenjag hierzu ift die neuere Gefeggebung über Ent: und Bewäſſerung überall aus 
dem Bedürfniſſe der fortſchreitenden Gultur der Grundftüde, mithin aus landwirthſchaftlichen 
Zweden hervorgegangen. Sie hat nicht ſowol das Interefle gewerblicher Anlagen ald vielmehr 
das der Bodencultur zu ihrem Ausgangspunfte. Sie ift daher ein Theil der Gulturgefeg: 
gebung im eigentlihften Sinne und zwar aus dem Orunde, weil jie e8, im Gegenſatz und ab: 
weidhend vom römischen und gemeinen deutſchen Waſſerrecht, nicht ſowol mit der Ordnung ber 
Mafferrehtöverbältniffe innerhalb eines beftehenden Zuftandes und Rechtsſyſtems, als vielmehr 
mit denjenigen Veränderungen in diefem Zuftande der überfommenen Waſſerrechtsverhältniſſe 
zu thun bat, welche durch die neuen Bedürfniſſe und Fortfhritte auf einem andern und zwar 
volfäwirthichaftlichen Gebiete, auf dem der Lanpwirtbihaft notwendig wurden. Gleich jeder 
Gulturgefeggebung, welche auf Ummandelung der frühern, für die Bepürfniffe der Gegenwart 
ungenügenden Zuftände und Rechtsverhältniſſe gegen Entſchädigung durch ein anderweites ent= 
ſprechendes Äquivalent hinausgeht, hat ed auch die Gefeggebung über Ent= und Bewäſſerung 
mit der Bermittelung und Löfung des im focialen Entwidelungsgange hervortretenden Gon: 
fliet8 zwifchen ältern Gigenthumsd= und Nutzungsrechten an den Gewäſſern und neu entjtandenen 
Anſprüchen der Landescultur zu thun, eines Gonflietö, welcher, um die neuern Bepürfniffe der 
legtern zu befriedigen, nur durch Grpropriation beftehender Rechte, durch deren Enteignung oder 
wenigftend Beihränfung, allerdings gegen eine möglidhft angemeifene und vollſtändige Ent: 
ſchädigung, gelöft werven fann. 

Diefer Geſichtspunkt, welher allen Gulturgefegen des 19. Jahrhunderts, mithin auch der 
Gejepgebung über Ent- und Bewäſſerung zu Grunde liegt, blieb dem Römischen und dem ihm 
im wefentlihen folgenden gemeinen Rechte fern. Erfteres ging ausſchließlich von der Be: 
ſchützung des Eigenthums und feiner Nugbarfeit innerhalb desjenigen Zuftandes aus, welcher 
auf der natürlichen Rage der Grundſtücke zueinander und den Herfommen berußte. Borzugs: 
weije enthält daffelbe vaher nur Vorſchriften über die Entwäflerung, jedoch nur in fehr enggezo: 
genen Grenzen. Naturrechtlich fteht jedem Grundeigenthümer vermöge feines Eigenthums- 
rechts die Befugnig zu, zur Beförderung der Cultur und Nugbarkeit feines Bodens ſich des 
demfelben ſchädlichen Waſſers zu entledigen. Eine gleiche Befugniß haben alle oberhalb und 
unterhalb belegenen Nachbarn. Die Ausübung diefer Befugniß feitens des einen muß deshalb 
in dem gleichen Nechte des andern die naturgemäße Grenze finden. Die Staatögefeggebung 
erkennt innerhalb diefer Schranfe die allgemeine und natürlide Befugniß des Grundeigen: 
thümers feinem Nachbar gegenüber an und Ihügt ihn in deren Ausübung gegen etwaige Stö: 
rungen. Zufolge der natürlichen Lage der Grundſtücke gegeneinander ift hierbei vorzugsweiſe 
der oberhalb liegende Bejiger injofern interefjirt, daß der unterhalb liegende die von der Natur 
vorgezeihneten Bedingungen des Waflergefälles vefpectire und den Ablauf von Regenwaſſer 
und fonftigen atmofphäriihen Niederfchlägen, fei e8 innerhalb oder außerhalb der vorhandenen 
natürlihen Flutbetten und Gerinne, geſchehen laffe. Diefer darf nicht? unternehmen und ein: 
richten, wodurd ber natürlihe Waflerftand der Gegend und der Wafferabfluß zum Nachtheil 
oberhalb belegener Grundſtücke verändert oder deren Befiger zu befonvdern Beranftaltungen ge: 
zwungen wird. Dies ift die natürliche Dienftbarfeit der untern Grundftücde gegen die obern, 
welche aud) das Römiſche Recht ald eine im Rechtswege erzwingbare Pflicht anerkannte. Abge— 
ſehen von fpeciellen Rechtstiteln (Vertrag oder Verjährung), fhügte der Brätor jeden Grund: 
befiger gegen alle Veränderungen des natürlidien und hergebrachten Wafferabfluffes durch Ab: 
oder Zuleitung, Zurüdftauung, heftigern und flärfern Zufluß des Waſſers dur Werke, 
Anlagen oder fonftige Beranftaltungen von Menfhenhand und auf künſtliche Weife, infoweit 
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died zum Nachtheil eines unmittelbaren over entferntern Nachbars gereihte. Nur die zur Be: 
ftellung und gemöhnliden Benutung des Ackers nöthigen Fleinen Gräben oder Waflerfurden 
durfte jeder, jedoch mit möglichfter Vermeidung von Schaden und Nachtheil ver untern Nach— 
barn , auf feinem Grund und Boden ziehen. *) 

Bei diefer Anerkennung der natürlichen oder hergebrachten Vorflutsverhältniffe fam die 

Bewäflerung meift nur infomweit in Betracht, als durch diefelbe die natürliche Vorflut geftört 
oder gehenimt wurde. Die Ent wie die Bewäfferung wurde lediglich aus dem Geſichtspunkte 
des Privatrechts, ver Achtung und Beſchützung der Eigenthumsrechte und der denſelben anhängen: 
den Nugungsbefugniffe innerhalb des vorgefundenen Rechtszuſtandes behandelt. Einſchränkung 
und Erpropriation des Eigenthums und der Rechte des einen zum Vortheil ded andern gegen 
Entfhärigung im Intereffe des Gemeinweſens und der Förderung der Landeultur lagen diefem 
Standpunfte des Römiſchen Rechts fern. Nach diefem Rechtsſtandpunkte aber bewegte jich, des 
Mangels ausdrücklicher Beftimmungen ungeachtet, die Bewäflerung freier ald die Entwäfferung. 
Denn der erftern kam e8 zu flatten, daß das Römiſche Recht ſämmtliche fliegende Gewäſſer, melde 
ununterbrochen, ſowol im Sommer wie im Winter Waifer halten und fließen (flumina peren- 
nia), ala öffentliche betrachtete und diejelben in wirffamfter Weife gegen künſtliche Veranftal- 
tungen, in&bejondere aber gegen Stauanlagen fhüßte, durch welche der natürliche Waſſerlauf 
alterirt wurde. Auf dergleichen permanent fließende Gewäſſer fand überdies der Grundfag An- 
wendung, „daß Luft und Waffer allen gemein ſei“. Auch die gemeinrechtlihe Jurisprudenz 
betrachtete die Befugnig zur Bewäſſerung der vom Fluß durchſchnittenen Grundſtücke ald eine 
Wirfung des Eigentbums am Uferlande, wenn aud) ohne dad Recht zur Ableitung oder Ver— 
änderung des Betted. Sie ftellte das Intereffe der Borencultur mit dem des Gewerbes infoweit 
auf eine Linie. 2) 

Das Allgemeine preußiſche Landredit erklärte hingegen, im Anſchluß an die Grundfätze des 
longobarbifchen Lehnrechts, ald zu den Regalien ded Staates gehörig die Nugungen nur folder 
Ströme, die von Natur ſchiffbar find ($.38, 1,15; Eichhorn, „Deutſches Privatrecht“, $.267; 
Beieler, „Syſtem des gemeinen deutſchen Privatrechts“, $.94). Daffelbe verbot inzwischen aud) 
in den Privatflüffen jeve Unternehmung oder Veränderung zum Nachtheile ver Nachbarn durch 
Hemmung des Ablaufs der Blüffe ($. 99, 1,8). 

Der Code civil, der ji näher an das Römiſche Recht anſchließt und Flüffe wie andere Ge— 
mäfler, melde ſchiffbar oder flößbar find, für Zubehör des Staatdeigenthums erklärt (Art. 538) 
— deſſen Prineipien bier glei erwähnt werden mögen, zumal derjelbe in größten Theile 
der preußijhen Rheinprovinz und in einigen andern deutſchen Landestheilen gilt — be— 
ſchränkt ſich bezüglich der Entwäflerung im Art. 640 auf die drei Sätze des natürlichen Privat: 
rechts, nämlich 1) daß Grundftüde, weldye niedriger gelegen jind, von den höher gelegenen das 
Waſſer aufnehmen müflen, weldes nad) feinen natürlichen Laufe davon abflieft, ohne daß 
menſchliche Hände etwas dazu beigetragen haben; 2) daß der Eigenthümer des unterhalb ge— 
legenen Grundſtücks feinen Damm aufmwerfen darf, der diefen Abflug verhindert; 3) daß. 
dagegen aud) der Gigenthümer des obern Grundſtücks nichts unternehmen darf, was die Dienft- 
barfeit des unterhalb liegenden Grundes erjchwert.?) Dagegen gab in Bezug auf Bewäflerung 
ſchon der Code civil (Art. 644) dem Uferbefiger dad Recht, ſich innerhalb ver Grenzen feines 


1) Dig. XXXIX, 3, de aqua et aqua pluviae L. 1, pr. 88. 1,2,6, 13—17; L.2, 88.35, 
1,9. L.6, pr. Cod. Ill, T. XXXIV de servitutibus et aqua. L. II, IV, VI,Vi. L.1,$.5. 
L. 23. L.2,pr. Bgl. auch Romagnoji, Vom BWaflerleitungsrechte (überfegt von M. Niebuhr, Halle 
1840), Einl. S. XX fg., XXII und 189. Dig. L. XLIII, Tit. XH und Tit. XIll: ne quid in flumine 
publico ripave ejus fiat, L. 1, $. 13 fg. und Tit. XII: ne quid in lumine publico fiat, quo aliter 
aqua fluat atque uti priore aestate fluxit. 

2) &s ift hierüber wie über die anderweiten allgemeinen und befondern Beftimmungen bezüglich der 
Ent: und Bewäflerung zu vergleichen Zette und von Rönne, Die Landesculturgefeßgebung des preußischen 
Etaates (1854), Bd. II, Abthl. 2, S. 577 fg. und 628 fg., nebft den dafelbit angeführten Schriften. 

3) Am 16. Sept. 1807 folgte das Gefeg über Austrodnung von Sümpfen und Entwäflerungen, 
auf Grund von Decreten und — — des Staatsraths, doch mit Vorbehalt beſonderer 
Reglements über die Anwendung dieſes —* auf die einzelnen Fälle, übrigens mit dem Expropria— 
tionsrechte von Mühlen, Triebwerfen und Gebäuden, ein Geſetz, das auch in der Rheinprovinz gilt. 
Daniel, Handbuch der fremdherrlichen Verordnungen, V, 486 fg., und Lette und von Rönne, a.a.D., 
Br. If, Abthl. 2, ©. 622 fo. Dann erft weit fpäter: loi sur le libre ecoulement des eaux prove- 
nant du drainage du 10 juin 1854. 7 
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Grundſtücks des fließenden Waſſers zur Bewäſſerung zu bedienen (unter der Bedingung, 
daſſelbe jeinem gewöhnliden Laufe wieder zuzuführen, wo das Waffer feinen Grund und Boden 
verläßt), und nad) Art. 641 darf derjenige, welder eine Duelle auf feinem Grund und Boden 
bat, ſich derfelben nah Willkür bevienen, vorbehaltlich der durd Titel oder Verjährung erwor= 
benen anderweiten Rechte unterhalb liegender Orundbefiger, und ohne ihren Ablauf verändern 
zu dürfen, wenn fie den Einwohnern einer Gemeinde, eined Dorfes oder Weilerd das nöthige 
Waſſer verſchafft, vorbehaltlich indep einer Entihädigung, fofern ein folder Waſſergebrauch 
nicht erworben oder verjährt wäre (Art. 643). *) 

Die Rechtsſätze des Nömifhen wie ded gemeinen Rechts, welde die natürliche Vorflut und 
den gewöhnlichen Abflug der Gewäſſer [hügten, daher infoweit immer auf die Bodencultur 
günftigen Einfluß ausübten, waren jedod im Laufe des Mittelalterd durch dad mit dem longo— 
bardiſchen Lehnrechte einbredhende Syſtem der Regalien, in welche ſich allmählich nicht blos lan— 
desherrliche, jondern auch gutäherrlihe Oberauffichtsrechte verwandelten, weſentlich befeitigt. 
Namentlich dehnte man aus finanziellen Intereffen die Regalitätsrechte indbefondere auf vie 
verſchiedenen Nugungen an fließenden Gewäſſern aus und begriff Darunter vorzüglich aud) die 
Befugniß zur Erridtung oder Goncefjionirung von Waffer: (Mahl: und Schneide:) Mühlen. 
‚ Eine folde Befugniß arrogirten ſich in vielen Territorien neben dem Landesherrn auch die Be— 
iger der Rittergüter innerhalb der ihrer Gerichtöbarfeit und gutöherrlichen Polizei unterwor— 
fenen Gemarfungen, over fie erhielten diejelbe Ichnweife von den Landesherren, wo fich dieſe als 
Eigenthümer der Mühlwaſſer anfahen, oder wo die Privatgewäſſer und deren Benugung, unter 
anderm dur Fifcherei und Jagd, zu den Rechten des echten Eigenthums gerechnet wurden, 
waren jie ed, welchen mit der Ausdehnung des gutöherrlihen Verhältniſſes über alle Hinter: 
faffen allein das volle echte GigenthHum am ganzen Ortdareal zugefallen war.5) Die Bauern: 
friege in der erften Hälfte ded 16. Jahrhunderts hatten den Zuftand der Laudceultur nicht ver: 
beflert, die Freiheit und Gntfeflelung der Gewäſſer — ein Hauptpetitum der Bauern — nicht 
herbeigeführt. 

Als ſich feit dem Dreißigjährigen Kriege befonders in den öftlihen und nördlichen deutſchen 
Ländern die Guts- und Gerichtäherrlichfeit über ganze Dörfer noch ſchärfer ausprägte, erfolgten 
ſeitdem noch zahlreichere Goncefjtonirungen und Anlagen ven Waflermühlen, ſodaß faft jedes 
kleine fließende Gewäfler mit vergleichen fpäter oft höchſt unbeveutenden Stauanlagen befegt 
war und hierdurch theild infolge Nüdftauens und UÜberſchwemmung, theild infolge der An— 
fammlung des Grundwaſſers viele an ſich fruchtbare und in landwirthſchaftlicher Beziehung 
wertvolle Grundftüde in den Niederungen allmählich in Sunpfe und Mopräfte verwandelt 
wurden. Daher gefhah ed nur im Zufanmenhange mit der gefammten Agrargejeggebung, 
welche die Freiheit der Berfon und des Grundeigenthums Herjtellte und dadurch für die Boden— 
eultur eine neue Aera bervorrief, daß die Geſetzgebung im Intereffe und zur Förderung der 
Landedcultur gleichzeitig den freien Lauf und Abfluß der Gewäſſer durch Löſung jener ihnen 
in frübern Jahrhunderten auferlegten Feſſeln wiederherſtellte. Im preußiſchen Staate, wo 
die Beffeln des Landbaus feit 1807 und 1811 gelöft wurden, enthielt deshalb das Vorfluts— 
edict vom 15. Nov. 1811 gegen dergleihen Stauanlagen nit minder durchgreifende Beſtim- 
mungen. Abgefehen von der erneuerten Negulirung des Waſſerſtandes bei ven Mühlen durch 
Setzung von Marfpfühlen, verordnete dies Gefeg auf Provocation der Grundbeſitzer die Beſei— 
tigung der natürlichen wie der fünftlihen Hinderniffe des Abfluffes durch Herftellung des freien 
Laufs der Gewäſſer, fobald daraus ein offenbar übermiegender Vortheil für die Bopencultur 
oder Schiffahrt entfteht, bis zur gänzlihen Wegräumung von Waffermühlen oder Ablaffung 
von Deihen und flehenden Seen, nah vorgängiger Unterfuhung und Entſcheidung ver 
Landeöpolizeibehörve über den Entwäflerungsplan und Feitftellung der Entfhädigung durch 
Schiedsrichter. 

Während in den Ländern des gemeinen Rechts die Gewährung von Vorflut unter dem 





4) Der ſogenannte Code rural vom 28. Sept. und 6. Det. 1791 (Bormann und Daniel, Hand— 
buch u. ſ. w., II, 157, und bei ette und von Rönne, a. a.D., ©.748) erlaubt Wafferleitungen aus öffent: 
lichen Flüffen, dergleichen die alten Ordonnanzen verboten; ſpäter ergingen die Reglements vom 20, Aprit 
1804 und 20. Mai 1806, dann erft unterm 29. April 1845 und 11. Juli 1847 in Frankreich Geſetze im 
Interefle und zur Beförderung der Bewäflerung. ' 

5) Eichhoru, Deutsche Staats: und Rechtsgeſchichte, Bd. II, 88. 307, 362, u. Bd. IV, 88. 547 n. 
545; Einleitung ins deutfche Privatrecht, 88. 267 u. 268. ©. Befeler, Syſtem des gemeinen deut: 
ſchen Privatrehts, Bd. Il, $. 94; Bd. IV, $.3, ©. 125 fa.; Bd. III, $. 197, ©. 182 fg. 
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Geſichtspunkle einer Servitut behandelt wurde, Hatte die preußiſche Geſetzgebung nicht blos und 
zwar bereit jeit vem Beginne des vorigen Jahrhundert#, wir auch im Allgemeinen Landrecht von 
1794 umgekehrt die VBerjhaffung der Vorflut aus dem Gefihtöpunfte einer nothwendigen, 
jedem Grundeigenthümer obliegenden Beihränfung, ald eine dem Grundbefige obliegende und 
anklebende Verpflichtung aufgefaßt, jondern es hatten aud allgemeine wie provinzielle Vor: 
flutögejege, unter andern aus der Zeit Friedrich's des Großen das Ediet vom 6. Juli 1773, im 
Gegenfag zu den Beitimmungen des Römiſchen Rechts, vielmehr ſchon im Randesculturintereffe 
die unterhalb belegenen Grundbefiger zur Anlage fünftlicher wie zur Aufräumung und Unter: 
haltung vorhandener und neuer Gräben fogar auf deren eigene Koſten verpflichtet. (S. Kette 
und von Rönne, „Landesculturgeſetzung“, S. 579 ig.) Bon einer vollftändigen Waflergefeg: 
gebung im Intereife der Bodencultur Fonnte fo lange feine Rede fein, bevor und als nicht das 
Grundeigenthum von andern läftigen Befgränfungen und Feſſeln feiner Benugung, von Dienft: 
barfeiten, Zehnten, Fronen u. f. mw. befreit und dadurch einer intenfiven Gultur wie der vor: 
theilhaftern Anlage von Kapital, Arbeit und Intelligenz zugänglicher gemacht worden war. 
Dies gefhah in Preußen durd die Gefeßgebung über Regulirung der gutöherrlidyebäuerJichen 
Berhältniffe von 1811 u. f. w., wie durd die Gemeinheitstheilungsorbnung vom 17. Juni 
1821, welche gleichzeitig ſowol die Servitutenbefreiung als die Zujanımenlegung der befreiten 
Grundftüde fuccefjive zu Wege bradte. Es muß ald ein in verfchiedenen deutſchen Gefeg: 
gebungen begangener Irrthum bezeichnet und beſonders als eine Maßregel von fehr untergeorb= 
netem und zweifelhaftem Erfolge angefehen werden, wenn Eulturgefege gewifler Art, wie z. B. 
namentlich über die Bewällerung, erlaffen werben, ohne daß vorher durch Befreiung des Grund: 
eigenthums von Servituten, Zehnten u. f. w. und zugleid durch deffen angemeffene Arrondi— 
rung (Zufanmmenlegung ober Berfoppelung) die volle Freiheit des Eigenthums und damit die 
Möglichkeit einer intenfivern Gultur hergeftellt worden ift. Zweckmaͤßiger noch ift e8, mit jenem 
Verfahren jofort dergleihen Meliorationen, wie die der Be- und Entwäſſerung, zu verbin: 
den, worauf das Augenmerk ſowol der preußiſchen Gemeinheitstheilungsordnung ald nod mehr 
das der naffauifhen Gonfolidationsgefeggebung (ſ. Eonfolidation) gerichtet ift. Wie bisher 
die Bodencultur unter dem Feudalſyſtem des Regals oder Hoheits- und Aufſichts- oder des 
gutsherrlichen echten Eigenthumsrechts am fließenden Waſſer litt und ſich bis auf diefe Zeit mit 
den Stauanlagen befonders ver Waflermühlen im Kampf befindet, fo hat in neuefter Zeit, vor— 
züglich jeit vem Erlaß der Geſetzgebung über Benugung der Flüſſe zu Bewäſſerungen, wiederum 
die gewerbliche Induftrie, welche jih hier und da in ven induftriell vorgejhrittenen Ländern in 
den Beſitz der Waflermühlen gejegt und dieſe in Babrifen verwandelt hat, einen Kampf mit der 
Bodencultur aufgenommen. Allerdings liegt die Schwierigkeit der Ent-, insbeſondere der Be: 
wäfjerungen vorzugsweiſe in einer den beiderfeitigen wie den böhern Geſellſchaftsintereſſen ent: 
ſprechenden Löfung dieſes Conflicts durch Vermittelung der Yandeultur und der gewerblichen 
Intereſſen, der productiven und der bewegenden, der Gultur= wie der Iriebfraft der Waſſer— 
fhäße und ihrer Benugung. 

IV. Das Erpropriationdredht und die Colliſion zwiſchen Induftrie und 
Bodencultur. Bei der Ent: und Bewäflerung follen, wie bei jeder andern Mapregel der 
Förderung der Yandescultur und des Gemeinwohls, die Eigenthumsrechte eines jeden Drit: 
ten geachtet, mithin auch diefe Eigenthumsrechte in Bezug auf fließende Gewäſſer, ſoweit 
dergleichen nach der Natur diefed Gegenftandes erworben werden können oder nachweisbar er= 
worben jind, rejpectirt werden. Man würde aber doch viel zu weit gehen, wenn man aus ber 
Achtung vor dem Eigenthum jede Veränderung daran für durchaus unzuläfiig erachten wollte. 
Daß der Staat aus einem dringenden Bedürfniß oder im überwiegenden Intereffe der gefamm: 
ten Staatögefellichaft, aus Gründen des Gemeinwohls, Kanäle, Ehauffeen oder Gifenbahnen 
anlegen, das Bett Öffentlicher Flüſſe reguliren und verlegen, ſowie daß er unter gleicher Vor: 
ausjegung fein Recht hierzu auch an einzelne oder an Geſellſchaften, welche ftatt feiner der: 
gleidyen gemeinnügige Unternehmungen auszuführen jich verpflichten, abtreten dürfe, wird jegt 
wol kaum mehr von irgendeiner Seite beftritten. Anvdernfall® wäre jeder größere Fortſchritt 
in den Mitteln zur Verbeſſerung der gejellichaftlihen Zuftände unausführbar. Es wird ſich in 
folhen Fällen der Schup des Gigenthung und die Achtung vor dem Rechte deffelben nur darin 
zu bethätigen haben, daß feine Enteignung oder Eigenthums- und Rechtsbeſchränkung ohne 
Entihadigung und zwar ohne eine vollftändige zu geihehen hat, durch welde, wenn fie voll: 
Rändig fein foll, nit bloß der gemeine Werth der Sade im gewöhnlichen Verkehre, fondern 
außerdem auch der außerordentliche Werth erjegt wird, ben das Gigenthum und das Recht an 
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demfelben für feinen gegenwärtigen Beſitzer Hat. (S. Erpropriationsgefeggebung.) Es 
ift nicht blo8 der unmittelbare Schaden, welder durch Ab: oder Zuleitung des Waflerd einem 
andern zugefügt wird, fondern auch derjenige Gewinn zu vergüten, welden der expropriirte oder 
in feiner Befugniß befhränfte Bejiger aus dem Gebrauche und der Benugung des ihm ganz 
oder theilweiſe entzogenen Gegenftandes nah dem gewöhnlichen Kaufe der Dinge und der Ge— 
fchäfte des bürgerlichen Lebens oder zufolge der von ihm getroffenen befondern Einrichtung und 
Peranfaltung verftändigermweije erwarten konnte. Sodann foll aber aud niemals eine der— 
gleihen Enteignung oder Beſchränkung von Rechten dritter Perſonen unter einer andern als 
unter der Vorausſetzung eintreten dürfen, daß bei Ausführung der Ent: oder Bewällerung ein 
überwiegenves Intereſſe nahweisbar und ein die Nachtheile des Expropriirten erheblich über: 
jteigenver Vortheil aus der Anlage mit hoher Wahrjheinlichfeit zu erwarten ift. Iſt einerfeits 
dies Intereffe nad einer zuverläfiigen fadhverfländigen Unterfuhung ermeflen und anderer: 
jeitö die vollftändige Entihädigung ermittelt, jo muß fih aus der Gegenüberftellung und Ver— 
gleihung beider die Zuläfligfeit oder Unzuläfigkeit der Erpropriation behufs Ent: oder Be— 
wäjferung ſchon von felbft ergeben. Ohnehin würde der Unternehmer einer ſolchen Anlage fi 
hüten, Kapitalaufwendungen zu Grpropriationen zu maden, wenn deren Erfolg nicht einen 
noch größern Nugen verfpräcde, ald den Betrag des zur Befeitigung der einer folhen Meliora- 
tion entgegenftehenden Hinderniffe zu verwendenden Kapitald. Jedenfalls bleibt e8 eine Oblie= 
genheit ded Staates, dafür zu forgen, dag nicht wegen unbeträchtlicher Vortheile, Die der eine 
vermöge gejeglicher Geftattung auf Koften anderer zu erreichen bejtrebt ift, das Gigentbum und 
ver Bejig feiner Untertbanen unjiher gemacht und gefährdet werde. Nur dann ift aus Gründen 
des Gemeinwohls und insbefondere aus Rückſichten auf die Hebung der Gultur eine ſolche 
Störung gerehtfertigt, wenn das Interejle und der Nugen, welcher durch die gefepliche Zulaj: 
jung erreicht werden foll, im Verhältniß zu der Störung und Beihränfung des Gigenthums 
anderer ein beträdhtliher und zugleich ein überwiegenper ift. Denn bei vergleihen Culturmaß— 
regeln handelt ed jich nicht mehr um vie ald Orundlage der neuern Staatöwejen unabweisbare 
Freiheit von PBerfonen und Eigentum, jondern im Nejultat dod au um Vermögensvortheile 
ver einzelnen Privaten, melde die Melioration ihrer Grundſtücke unternehmen. 6) 

Wenn dagegen von feiten der Induftrie, wie unter anderm in einem Gutachten ded Aus— 
ihuffes der würtembergiſchen Waffertriebwerföbefiger über den Entwurf des Landescultur- 
gefeges für Würtemberg bezüglih der Ent: und Bewällerung (1853) geſchehen ift, jever 
Veränderung in der Benugung des den Triebmerfen zuftehenden Waſſers mitteld Enteignung 
auf gejeglibem Wege widerjproden wird, fo greift ein folder Widerſpruch in eine von allen 
modernen Staaten allgemein anerkannte Berechtigung der Gefeggebung ein. Denn nur darin 
bat jih die Achtung des Eigenthums in diefer Geſetzgebung zu bethätigen, daß die Nechte auch 
der Triebwerföbejiger in ihrem vollen Umfange anerfannt und bei ihrer Enteignung, bezie— 
bungsweife Beihränfung vollftändig entſchädigt werden. Über die Eriftenz und den Umfang 
der Rechte aber haben die rechtlichen Erwerbstitel zu entſcheiden, zu welden übrigens im allge: 
meinen auch die Berjährung gehört. [S. Lette, „Die Geſetzgebung über Benugung der Privat: 
jlüffe zur Bewällerung von Grundſtücken“ (Berlin 1850), S.41 und ©. 8fg, wo zugleid 
das aus der ungehörigen Faſſung des preußiichen Gefeges vom 28. Febr. 1843 in $. 1 mehr: 
fach entiprungene Misverſtändniß erörtert wird.) Wenn aber ferner von einigen Seiten in 
ver Zuläfiigfeit der Enteignung oder Beihränfung von Triebwerfen fogar eine nicht geredht: 
fertigte Ausdehnung der Erpropriationdmarime und Zwangstheorie überhaupt gefunden und 
jomit unter allen Umftänden gegen jede Befhränfung der Induftrie im Intereſſe ver Landes: 
ulturverbefferung proteitirt wird ſogl. R. Glaß, „Die waſſerrechtliche Geſetzgebung auf dem 
Standpunkte der Gegenwart” (Altenburg 1856), S. 50 und 133], jo kann man dabei nur 
Landesculturanlagen von untergeorbneter Bedeutung vor Augen gehabt haben. Denn größere 


6) Nach dem hannoverifchen Gelege über Int: und Bewäflerung der Grundftüde fowie über Staus 
anlagen von 22. Aug. 1847 fällt die Verpflichtung zur Vorflut ($. 13) dann weg, wenn die Eigenthü— 
mer der unterhalb liegenden Grundſtücke nachweifen, daß der diejen Grundftücden drohende Schaden 
wenigitens ebenſo groß als der von der Gntwäflerungsanlage zu erwartende Nußen ift ($. 14, Nr. 2); 
ingleichyen die Ableitung des Waflers zur Bewäflerung dann, wenn dritte Berfonen, denen ein Wider: 
foruchsrecht zufteht, nachweifen,, daß fie durch die Anlage einen Nachtheil erleiden , welcher den von der: 
jelben für die Unternehmer zu erwartenden Bortheilen wenigitens gleichfommt ($. 60, Nr. 4). Der „er: 
hebliche landwirthſchaftliche Nutzen“ bei der Bewäflerung entfcheidet hingegen unter ben betheiligten 
Grundbeſihzern über den Zwangobeitritt ($. 66). 
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Meliorationsunternehmungen, insbejondere in Blußthälern mit meift nothwendiger Rectifica: 
tion, Verbreiterung oder Vertiefung der fließenden Gewäſſer, find ohnevorgängige Befeitigung 
mander von alters her beftehenden, auf Stauanlagen der ſchädlichſten Art beruhenden Trieb: 
werfe, welde überdies nicht felten, vermöge des Fortſchritts der gewerblichen Induſtrie durch Die 
Dampffraft und die Anwendung von Maſchinen in demfelben Gewerbe, ihre vormalige Nutz— 
barfeit eingebüßt haben und zur Unbedeutendheit herabgefunfen find, gar nit ausführbar. 
[Bgl. 5. B. das revidirte Statut der allenfteiner Kreiscorporation für Meliorationsanlagen 
mit dem Gejeg vom 30. Mai 1853, $. 27, Nr. 2 (preußifche Gejegfammlung, ©. 333); ferner 
dad Gejeg, betveffend die Melioration der Nieverungder Schwarzen Eifter, vom 7. April 1852, 
$. 6, Nr. 1 (preußische Oefegfammlung, S. 111) u. ſ. w.) Wollte man dergleihen Staus 
unlagen in ihrer bisherigen Ausnugung der Waſſerſchätze conferviren, jo hieße das die 
Gultur vieler Landflächen und ganzer Gegenden auf dem Standpunft zurückhalten, auf ven ſie 
während derjenigen Jahrhunderte des Mittelalters bis zur neueften Zeit herabgedrüdt und 
firirt ift, in welden im Gefolge übermäßiger Ausbeutung von Privilegien, Hoheits- und ſoge— 
nannten Regalitätsrechten am Waſſer vielfache Überſchwemmungen und Berfumpfungen zahl: 
reider, ihrer natürlichen Grtragsfähigkeit und Bodenbefhaffenheit nah fruchtbarſter Gegen 
den veranlaßt wurden und ſeitdem nod) jegt fortbeſtehen. 

Allerdings hat die Frage der Enteignung und Beſchränkung des Eigenthums und der Waffer- 
nutzungsrechte von Triebwerfen durd die Einrihtung bedeutender, auf die bewegende Kraft 
des Waſſers gegründeter Fabriken feit dem neuern Auffhwung der Gewerbe und der Induftrie 
auch in Deutihland eine andere Gejtalt gewonnen. Mo der Fabrifbetrieb von überwiegender 
Bedeutung ift, da verbietet indeß der den Vortheil der Landeultur durch Ent- oder Bewäfferung 
weit überfleigende Nugen der Fabrifation die Enteignung von felbft. Überdies aber erfcheint 
es gerechtfertigt, daß man den beſtehenden, auf der bewegenden und Triebkraft des Waſſers 
berubenden gewerblien Anlagen bei irgend obwaltendem Zweifel bezüglich des Übergewichts 
des Kandedculturintereifes den Vorzug vor diefen einräumt, wie dies z. B. in der preußifchen 
Veroronung, betreffend die Ginführung des Geſetzes vom 28. Febr. 1843 über die Benugung 
ber Privarlüffe (zur Bewäflerung) im Bezirke des Appellationsgeriht&hofs zu Köln, vom 
9. Jan. 1845, ferner in $. 12, Nr. 1 ver (revibirten) Wiefenordnung für den Kreis Siegen 
»om 28. Oct. 1846 (preußiiche Geſetzſammlung von 1846, ©. 485 fg.) durd die Beftimmung ge: 
ſchehen ift, „daß bei Entſcheidung der Frage: ob bei der Bewällerungsanlage ein überwiegended 
Landesculturintereſſe obwalte? Das Intereffe ſchon vorhandener, auf Triebwerken berubender 
gewerblicher Anlagen im zweifelhaften Kalle über das der Bodeneultur zu ftellen iſt“. Daffelbe 
Princip mup übrigens aud bei der Colliſion beftehender Rechte von Grundbeſitzern gegen— 
einander in allen Fällen plaggreifen, in welchen ein überwiegendes Intereſſe auf feiten der 
Meliorationsunternehmer nit nachgewieſen ift. 

Man bar es ald eine Verlegung der Gleihheit vor dem Geſetz betradhtet, daß die Befugniß 
zur Enteignung over Beſchränkung beftehender Rechte nur den Grundbeligern und nit auch 
den Triebwerksbeſitzern, mithin nur im Intereſſe der Landescultur und nicht zugleich in dem der 
gewerblichen Induftrie zugeftanden wird. Nur die franzöfiiche Gefeßgebung und namentlid) das 
Reglement vom 20. Avril 1804 machte davon eine Ausnahme, indem es auch den Fabrikbe— 
Ügern die Befugniß einräumte, zur Bewegung von Majhinen und hydrauliſchen Werfen 
Waffer durch fremde Grundſtücke zu leiten. Selbftverftändlich fteht da, mo der Fabrikbeſitzer das 
ausſchließliche Eigenthum eines Fluſſes erworben hat, demjelben, mie jedem Gigenthümer, auch 
das ausſchließliche Verfügungsrecht über die Wafferfhäge in dem ihm eigen gehörigen Fluſſe zu. 
Der Rechtstitel zur Nugung des Waſſers Hat in dieſem Falle, weil er auf dem Eigenthumsrechte 
am ganzen Fluſſe jelbft berubt, die Wirkung der Ausſchließlichkeit auch hinſichtlich des Waller: 
gebrauchs, gleichviel auf melde befondere Rechtsgründe fh das Eigenthumsrecht ftügt, ob auf 
Vertrag und Verjährung, auf Brovinzialgefeg oder Lofalftatıt. (Vgl. $. 1 des preußifchen 
Geſetzes vom 28. Febr. 1843 über Benugung der Privarflüffe, und Kette, „Die Geſetzgebung 
über Benutzung der Privatflüſſe““, S.8—10.) Jener Vorwurf der Verlegung der Gleichheit 
vor dem Geſetz kann ſich daher nur auf die Art und Weiſe des Gebrauchs des Waſſers, ſeiner 
Ab: und Zuleitung und der durch die neue (Cultur-)Geſetzgebung erweiterten Waſſernutzungs⸗ 
befugniffe beziehen, indem diefe unter gleichen Bedingungen auch der Induftrie zugute kommen 
ſellen. Der Vorwurf und diefe ihm zu Grunde liegende Auffaflung des Verhältniffes von 
Inpuftrie und Gultur unter fih und zu den fließenden Gewäffern ift jedoch ald richtig micht 
anzuerfennen. Denn abgejehen davon, daß zur Zeit die Triebfraft des Waſſers durch Dampf 
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und Maſchinen für die Induftrie erfegbar, die Productiond: und Eulturkraft des Waſſers hin: 
gegen durch ähnliche Mirtel nicht zu erfegen, daß die Landedcultur vermöge des Adjarenten: 
verhältniffes ver Grundftücde auf beftimmte fließende Gewäſſer oder Flußſtrecken angewiefen 
ift, der Fabrikation dagegen eine freiere Auswahl der Anftevelung offen fteht, fehlt der Indu— 
ftrie als folder der thatjächlihe innere und äußere Zufammenhang mit den Flüſſen, welcher 
die Möglichkeit zur Benugung ver Waſſerſchätze derfelben zu gewähren im Stande ift. Der 
Gefeggebung liegt aber die Erwägung zu Grunde, daß zum Beften des Gemeinwefens eine 
fo fruchtbringende Productivfraft wie die des fliegenden Waflers fortan audgenugt und zu dem 
Ende von ihren aus den bisherigen römijchen und gemeinrechtlichen oder andern Rechtsſyſte— 
men erwachſenden Feſſeln befreit werden müſſe. Diefe durd die Entfeffelung gewonnene neue 
Productivfraft fonnte aber nicht dergeftalt freigegeben werden, daß fie jedem zunächſt Zugrei: 
fenden zufiel. Ihre Benugung mußte vielmehr in fihere und in diejenigen Hände gelegt wer: 
den, welche davon foforteinen angemeffenen Gebrauch machen fonnten, und die find die angren: 
zeuden oder benachbarten Grundbejiger, denen in der Negel bezüglich der Gewäſſer bereits ver— 
ihiedene andere Nugungdrehte zujtanden oder gewiſſe Pflichten, z.B. der Räumung, des 
Schutzes gegen Uberflutung und Ausriß der Ufer, oblagen oder gleichzeitig (wie $. 7 des Ge— 
feßeö vom 28. Febr. 1843 in Preußen gefchah) auferlegt wurden. 

V. Goncurrenz der Ent: und Bewäljerung; Drainage Obige Einwen— 
dungen gegen die Gejeggebung vom Stanppunft der Induftrie aus treffen hauptſächlich die 
Bewäflerung, und es ergibt fih aud hieraus, daß allerdings die Entwällerung unter andern 
rechtlihen und Eulturgefihtspunften zu betrachten ift ald jene. Man jollte zwiſchen jener und 
diefer daher auch) in Bezug auf die Ausdehnung des Rechts der Grundbejiger zur Enteignung 
oder Beihränfung von Triebwerfen unterfcheiden, abgejehen davon, daß ſich Die Erpropria: 
tionsmarime bei Meliorationdanlagen von großem Umfange und von höherer Bedeutung für 
das Gemeinweſen aud in einem höhern Grade und in weiterer Ausdehnung redtfertigt, was 
vorzugsweife für umfaffende genoffenfhaftlide Unternehmungen gilt. 

Zwifhen der Ent: und Bewäſſerung waltet ver ſehr erhebliche Unterſchied ob, daß es ſich bei 
der Entwäflerung zunächſt darum Handelt, den Boden von den ſchädlichen Subftangen zu be: 
freien, welche für die vollfommene Entwidelung feiner nad Lage und Beſchaffenheit ihm inne: 
wohnenden Erzeugungsfraft ein Hindernig bilden und feine natürliche Broductionsfähigkeit 
unterbrüden, fei es, daß die im Boden ftodende oder auf den Grundſtücke zurückbleibende Feuch— 
tigfeit dur atmofphärifhe Niederfhläge und Negen oder durch Rückſtau und UÜberſchwem— 
mung ftehender oder fließender Gewäſſer entflanden iſt. Die Anlagen zur Entfernung bed 
ftodenden Grundwafferd oder zur Bejeitigung der culturfhädlihen Ginwirfungen jtehender 
oder fliefender Gewäfler gehören zu den nothiwendigften wirthſchaftlichen Operationen, um den 
an ſich eulturfähigen Grunpftüden einen entiprechenden Nugungsertvag abzugewinnen. Man 
ſoll ed zugeben, daß die landwirthſchaftliche Cultur, als die ältefte und bedeutendite Grundlage 
des Wohlftandes der bürgerlihen Gefellihaft, darauf, daß die Geſetzgebung die hierzu nöthigen 
Beranftaltungen zu treffen geftattet, ein unbeftreitbared Net hat. Ohne die aus dem Feudali— 
tãtsſyſtem entfprungene Gonceffionivung To unzähliger Waffermühlen würde die Landwirth— 
jhaft in diefem ihren Rechte niemals in folher Weiſe beeinträchtigt worden fein, wie es bis 
zur Gegenwart hin geihehen ift. Durch die Bemwällerung hingegen wird ein pofitiver Vortheil 
durch das Hülfsmittel einer dem Grundſtück an ſich Fremden befruchtenden Subſtanz erjtrebt, 
wovon überdies zumeiit erft bei fehr vorgefchrittenen gefellihaftlihen und landwirthſchaftlichen 
Verhältniſſen, bei einer fehr intenjiven Cultur, die eine relativ bedeutende Anlage von Kapital 
und Arbeit auf Grund und Boden ermöglicht, zweckmäßig Gebrauch gemacht werden kann, 

Zum Theil ift diefer Unterſchied in den verſchiedenen deutſchen Geſetzgebungen dadurd 
anerkannt, daß bei einer Colliſion von Ent- und Bewäſſerungen die erſtern den letztern vor— 
gehen, dergeſtalt, daß das Intereſſe der Entwäſſerung bei der Entſcheidung der Frage, ob bei 
der Anlage ein überwiegendes Landesculturintereſſe obwalte, in zweifelhaften Fällen über 
das der Bewäſſerung geſtellt werben ſoll ($. 28 des preußiſchen Geſetzes vom 28. Febr. 
1843; $. 5la ded Geſetzes des Fürſtenthums Ehwarzburg:Sondershaufen über den Schug 
gegen fließende Gewälfer umd über Benugung berfelben, jowie über Entwällerungen von 
26. Jan. 1858); ſodann unter auderm auch dadurd, daß das Provorationdredht auf die eine 
ober andere Landesculturmaßregel feitend einer Mehrzahl von derfelben betroffener Grundbe— 
figer für den Fall des Widerſpruchs der Minorität zur Ausführung gemeinfamer Bemälfe: 
rungdanlagen eine Zweivrittel-Majorität nad der Grundfläche, vefp. der Perfonen, zur Aus: 
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führung einer Entwäfferungsanlage dagegen nur einfadhe Stimmenmehrheit erfordert ($$. 8, 
9, 55 des hannoveriſchen Gefegeö vom 22. Aug. 1847). 

Wie ungleih wichtiger, und zwar nicht blos für die Landescultur, fondern aud für die 

Gejundbeit der Menſchen, die Entwällerungen im Vergleich mit den Bewäſſerungen in Deutſch— 
land mie überhaupt in allen nördlichen und öftlihen Ländern find, hat unter andern wiederum _ 
der Regierungdrath Haffer in feinem Werfe „Die Melioration der Tuchelfchen Heide’ (Berlin 
1857) entwidelt, wo man bereitö früher auf fandigen Fluren mit einer großartigen Bewäſſe— 
rungdanlage vorgefhritten war, wie in feiner „Wiefenfunde‘ (1858). Vor allen beweilt es 
der Borgang Englands, wo feit erweiterter Anwendung der Drainage, etwa erft um das Jahr 
1835, nad} der Bill Beel’8 vom 28. Aug. 1846 (zunädjft zur Entfhädigung der Orundbefiger 
für Aufhebung der Kornbill) behufs Durhführung von Entwäflerungen großentheils mittels 
unterirdiſcher Wailerleitungen, außerdem aber auch mitteld Flußregulirungen durch Expropria— 
tion von Waflermühlen u. ſ. w., aus dem Staatdihag über 13 Mill. Thlr. für England und 
67, Mill. für Irland an fucceffiv zurückzuzahlenden Vorjhüffen gegeben wurden und fid 
außerdem noch Drainage:Gefellihaften mit bedeutenden Kapitalien bildeten, um die Ausfüh: 
rung von Drainanlagen für Orundbejiger zu übernehmen. Welche ungeheuern Vortheile für 
die Bodencultur, fir die Vegetation und jelbft für die Gefundheit der Menſchen aus dieſen 
Abwäſſerungen hervorgegangen find, ift unter anderm in der nad den Zeugniffen erfahrener 
engliſcher Landwirthe zufammengeftellten Schrift von Scheibler: „Das engliſche und jhottifche 
Spften der Drainage (Waſſerabzüge)“, wie in der gefrönten Preisfhrift des Wiefenbaumei: 
ſters Vingent: „Die Drainage, deren Theorie und Praxis“, ingleihen in den aus den Acten 
des preußiſchen Minifteriums für die landwirthfchaftlihen Angelegenheiten im Jahre 1852 
erihienenen Mittheilungen über die Entwäflerung des Bodens durd unterirdiiche Nöhrenlei- 
tungen ausführlich vargeftellt. In England berechnet man die Steigerung des Rohertrags 
durchſchnittlich auf 20—30 Proc., zumal bei dieſer unterirdifchen Entwäflerung jeder Boden- 
verluft, den offene Gräben mit jich führen, fortfällt. In Preußen, wo die Anlage per Morgen 
durchſchnittlich 7—12 Thlr. Eoftet, werden die auf Drainage verivendeten Koften in der Negel 
ald Kapitalanlage zur Subjtanzverbeiferung der Güter betrachtet und daher auch die Ablöſungs- 
und Entſchädigungsgelder ver biöher dient: und abgabenpflichtigen bäuerlichen Wirthe, reiv. 
die Mentenbriefe, den Nealgläubigern u. |. mw. gegenüber durch Herftellung von Drains als 
belegt und in die Subftan; verwendet angejehen. Vgl. „„Inftruction der königlichen General: 
commiffton für Schlefien u. f. w. zur Gntwerfung und Ausführung von Drainplänen‘ 
(Berlin 1857); ſ. aud) die Berichte des belgischen Minifteriumd des Innern an die Kammern 
„sur les op£erations de drainage, entreprises en Belgique “.] 

Hat aud bereit die Geſetzgebung ihre Aufmerkſamkeit auf diefe unterirdiſchen Waſſerlei— 
tungen gerichtet und diefelben in das Rechtsſyſtem von Entwäſſerungen infomweit aufgenommen, 
day dergleichen Drains den offenen Gräben gleihgeftellt jind und die gefeglihen Vorſchriften 
über Anlegung von Entwäfferungsgräben durd fremde Grundftüde auch auf Ableitung von 
Waſſer unter der Erde in bedeckten Kanälen und Röhren Anwendung finden, jo bat jie doch 
zum Theil (und ed gilt Died namentlich von der preußiſchen Gefeggebung ; vgl. das Geſetz vom 
11. Mai 1853, Gejegfammlung, S. 182 und 183) noch Anftand genommen, den Beitritt zu 
einer Genoſſenſchaft für Drainanlagen im gefeglihen Wege für erzwingbar zu erklären. Mehr: 
fah und aud in Preußen find zur Zeit vielmehr Genoffenfhaften für Drainage noch von der 
freiwilligen Zuflimmung aller Betheiligten abhängig. Berürfnig und Erfahrung find hin— 
fihtlih diefer neuen Methode der Entwällerung nod nicht im gleihen Grade und Umfang feſt— 
geftellt. Überdies ift anerkannt, daß ungeachtet eines jährlichen Negenfalld von durchſchnittlich 
24 Zoll im nördlichen Deutſchland dennod das feuchte Klima des meerumfloffenen Großbritan— 
nien die Drainanlagen dort im allgemeinen weit nothwendiger und nugbringender macht, wie Died 
namentlich auf den durchlaffenden jandigen Fluren vieler nord: und oftveutichen Gegenden der 
Ball ift, die vielmehr der Feuchtigkeit bepürfen. Denn die Beftimmung und der Nugen von 
Drainanlagen befteht bauptlählih in der Entladung der im Untergrunde ftodenden Näffe, in 
Befreiung des Bodens von feiner innern MWafferhaltigkeit, melde von unterirdiſchen Quellen 
berrühren Fann, gleichzeitig aber die Wirfung des in den Boden eindringenden Regenwaſſers 
und feuchten Niederſchlags aus der Atmofphäre ift, wodurch ſich meiftentheild die unterirdifchen 
Duellen bilden oder diefelben doch fortdauernd gefpeift werden. Vgl. &. Vincent, „Die Drai- 
nage, deren Theorie und Praris” (Leipzig 1854), $.12 fg., $$.16—20.] Aufgabe der Geſetz⸗ 
gebung über Ent: und Bewäſſerung al® Culturmaßregel ift die Löſung nicht blos der Gonflicte 
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zwiſchen ven Intereffen bed Grundbeſitzes und der auf die bewegende und Triebkraft des Waflers 
bafirten gewerblichen Induftrie, fondern auch zwiſchen den Intereffen der Bodencultur und denen 
des Staates und Gemeinweſens, ſodann aber aud der benachbarten angrenzenden Grundbe— 
jiger untereinander. Demnach hat fie ed mit ſehr verſchiedenen rechtlichen Beziehungen und 
Intereffen und deren Vermittelung zu thun. Deswegen ift eine überſichtliche Darftellung auf 
nur ihrer allgemeinen Principien ſchwierig. Ungeachtet des Zufammenhangs von Ent: und Ber 
wäfferung hat überdies die Geſetzgebung über ven einen und über den andern Gegenftant 
verjhiedenartige Gefihtöpunfte aufzufaffen. 

VI. Die in den deutſchen Staaten erlaffenen Bejege. Eine furze Überjicht der 
den Gegenftand betreffenden Gejeggebung wird auf die wichtigern Principien derfelben, insbe: 
fondere auf die verfhiedene Art und Weife zurüdführen, wie die Gonfliete der bei der Ausfüh— 
rung der Gefege zufammenftopenden Intereifen aufgefaßt, gewürdigt und auszugleichen ver: 
ſucht find, inſoweit davon nicht jhon im allgemeinen die Rede war. 

Wir ftellen die preußifche Geſetzgebung an dad Ende der Überficht, wenngleich diefelbe be: 
züglich ver Entwäfferung ald Landesculturmaßregel zu den älteſten und durchgreifendſten gehört 
und außerdem bas Siegener Land ald dasjenige, in welden ein geordnetes Syitem fünftlicher 
Bewäjlerung am längften in Deutſchland beftanden hat, dem preußiſchen Staate angehört. Auf 
eine vollftändigere Überjiht des Inhalts der verſchiedenen deutſchen Geſetze, wie auf eine irgend 
erſchöpfende Darftellung aller ver Beziehungen, welde dabei in Frage fonımen, muß allerdings 
an diefem Orte verzichtet werden. Es find dabei auch diejenigen Geſetze zu übergeben, welche 
nur gelegentlich einzelne waſſerrechtliche Beſtimmungen enthalten, wie z. B. das Gejeg des Kur: 
fürſtenthums Heffen vom 28. Oct. 1834, ebenfo die naſſauiſche Gefeggebung, nach weldyer bei 
Gelegenheit der Zufanimenlegung oder Gonjolidation der Orundftüde vorzugöweiſe auch alle 
nüglihen Ent: und Bewäſſerungen ausgeführt werden follen. (S. Confolidation.) 

Im Großherzogthum Heilen erklärte das zweckmäßige Wiejeneulturgefeg vom 7. Det. 1330 
eine Abtretung oder Veränderung von Privateigenthum wie die Aufhebung oder Beſchränkung 
von Privatgerehtfamen behufs Einrihtung von Anftalten zur Zus und Ableitung, fowie zur 
Zertheilung des Waſſers gegen vollftändige Entihädigung im Wege gejeglihen Zwangs für 
zuläjfig, ebenfo den zwangsweiſen Beitritt ver Minorität zum Meliorationsplan mit anthei- 
liger Übertragung der Koften. Später gejtattete und verordnete das Gefeg vom 18. Febr. 1853 
über Aufräumung und Unterhaltung der Bäche, wie das Gejeg vom 19. Febr. 1853 über die 
Regulivung ver Bäche die zwangsweiſe Gnteignung frenden Gigenthums, joweit fie zur Aug: 
führung nothwendig, ingleiden die Enteignung der Waſſerbenutzung dritter Berechtigter gegen 
Entſchädigung und die Übertragung der Koften der Anlagen feitend aller Betheiligter nad 
Verhältniß des Vortheild; das Gejeg vom 20. Febr. 1853 verfügte über die Errichtung und 
Beaufjihrigung von Triebmwerfen. 

Im Großherzogthum Baden wurde durch das Geſetz vom 21. Febr. 1851 gleichzeitig für 
die Errihtung von Ent: und von Bemwällerungdanlagen die Provocation einer Mehrheit der 
Gigenthümer von zwei Dritteln der Grundfläche und der Nachweis eined überwirgenden Nutzens 
verlangt, hiernächſt die Erpropriation wie die Belaftung fremden Eigenthums wit einer Dienft- 
barkeit, desgleichen die Ginziehung oder Verminderung des zu Gewerben benugten Betriebs- 
waffers, jedoch nur inſoweit für zuläſſig erklärt, ald der Berechtigte jein Gewerbe mit ander: 
weiten Berbeiferungen im gleichen Umfange fortbetreiben kann. Nur bei einem unerheblichen 
Sewerböbetriebe ann die Abtretung ver ganzen Anlage verlangt werben. 

Das Geſetz des Königreihd Hannover vom 22. Aug. 1847 über Entwällerung und Be: 
wäflerung der Grundſtücke ſowie über Stauanlagen (beſonders herausgegeben Hannover 1847) 
empfiehlt ich durch vollftändige, zweckmäßige Anordnung und klare Dispoſition wie durch vie 
Ginfachheit des Verfahrens (legteres namentlich im Gegenfage zu dem preußiſchen Gefege über 
Benugung der Privatflüffe zur Bewällerung vom 28. Febr. 1843), fowie unter anderm aud 
dur den Grundſatz der Überwachung und Leitung der verjchiedenen, bei irgend erheblicher 
Be— und Entwäflerungen coneurrirenden Öffentlihen und focialen Interejfen von Ants wegen. 
Das Provorationsredht wird bei der Entwällerung durch abjolute Mehrheit der Stimmen, bei 
der Bewäflerung durch zwei Drittel ver Stimmen der nad der vorgejhriebenen Auswmittelung 
beteiligten Orundbeliger begründet. Neue Stauanlagen (Mühlen und andere Triebwerke) find 
ſowol bei der Beeinträchtigung eines Öffentlichen Interejled ald beim Gntgegenfleben des Rechts 
eined Dritten unzuläfig. Dagegen find Wafferleitungen in und durch Flüſſe oder Bäche und 
vorhandene Kanäle, wie Vertiefungen und Verbreiterungen fünftliher und natürlicher Waller: 
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abzüge, ingleihen Erpropriationen, Gntziehung oder Schmälerung fonftiger Rechte gegen volle 
Entſchädigung zuläffig, ein Widerſpruch Betheiligter (alfo auch von Stauwerkberechtigten) 
jelbft dann ausgejhloflen, wenn eine Stauanlage befeitigt ober geändert werden oder fonft 
erwas zum Nachtheile derjelben geſchehen joll. Unzuläffig find Ent: und Bewäfferungen nur 
bei Beeinträhtigung des Öffentlichen Intereſſes, z. B. in Bezug auf die Schiffahrt, ingleichen 
wenn den Bewohnern eined Orts das Trinkwaſſer für Menſchen oder Vieh over das zu Haus— 
haltszwecken (nit zum gewerblichen Betriebe) nothwendige Wafler entzogen werden würde, 
ingleihen wenn widerjpruchäberechtigte Dritte nachweiſen, daß fie durd die Anlage einen dem 
erwarteten Bortheil des Linternehmens wenigftend gleihfommenden Nachtheil erleiden, ſowie 
Bewäflerungen aus Gewäſſern, die in ihrem ganzen Laufe von der Quelle bis zum Ausfluß 
den Grundbeiig nur eines Eigenthümers berühren. 

Im Herzogthum Meiningen hat dad Geſetz vom 4. Mai 1850 ebenfalld Berbeiferungen 
ver Wiefencultur, Be: und Entwäflerungen mit zwangsweifer Theilnahme bei Zuftimmung 
der Eigenthümer von wenigſtens zwei Dritteln der zu verbeſſernden Grundfläde, ferner beim 
Nachweiſe eined überwiegenden Nugens auch die Abtretung von Eigenthums- und Dienftbar- 
keitsrechten eines Dritten, ingleichen die Belaftung fremden Eigenthums mit Dienftbarfeiten 
gegen vollftändige Entſchädigung für zuläffig erklärt. 

Desgleichen ift im Großherzogthum Weimar am 16. Febr. 1854 ein Geſetz über den Schug 
gegen fliegende Gewäſſer und deren Benugung erlaffen worden. Daffelbe gejtattet die Benugung 
fließender Gewäſſer ſowol zu Gewerbeanlagen als zu Wirthſchaftszwecken, desgleichen Anlagen 
von wejentlihem und überwiegendem Nugen für die Landescultur gegen volle Entſchädigung mit 
vem Mechte auf Beftellung von Dienftbarfeiten und auf Ginfhränfung anderer Waſſerbe— 
nugungsredte, ingleichen zum Anſchluß von Stauwerfen am jenfeitigen Ufer. Den Triebwerks— 
bejigern fteht nur dann ein Widerfpruchörecht und ein Entſchädigungsanſpruch zu, wenn ihnen 
das zum Betriebe in rechtsbegründetem Umfange nöthige Waffer entzogen wird. Sie müſſen 
ih aber die Entziehung des Waſſers zu Ounften der Wiefenbewällerung in jeder Woche (aus: 
ſchließlich der Mühlen bei außerordentliben Waffermangel) von Sonnabend 6 Uhr Nach— 
mittags bis Sonntag zu derſelben Stunde gefallen laffen. Unter Borausjegung eines wejent- 
lichen und überwiegenden Nugend für die Landescultur wird aud von der ſonſt maßgebenden 
Beftimmung dispenfirt, dag durch die Benugung der Gewäller feine Veränderung oder Ver: 
jumpfung fremder Grundſtücke verurjacht, fein Rückſtau über die eigenen Grundjtüde hinaus 
bewirkt und das abgeleitete Waſſer, bevor daſſelbe ein fremdes Grundſtück berührt, in das 
urſprüngliche Bett zurüdgeleitet werde. Außerdem enthält das Geſetz wegen der Schutzbauten 
ſowie wegen der Dereliction oder Abtretung von Ufergrunpftüden u. f. w. ausführlide Be: 
ſtimmungen. 

Für das Königreich Baiern enthalten die drei Geſetze, beziehungsweiſe vom 28. Mai 1862, 
1) über die Benutzung des Waſſers, 2) über die Bewäſſerungs- und Entwäſſerungsunterneh— 
mungen zum Zwede der Bodencultur, 3) über den Uferfhug und ven Schug gegen Überſchwem— 
mung das vielleicht vollftändigite deutihe Waſſerrecht in einer überfihtlihen Zufanmen: 
ſtellung. Daſſelbe verbreitet jich gleichzeitig über das Privateigenthum aller geſchloſſenen WWaffer: 
quellen, Regenwaſſer, künſtlich abgeleitetes Waſſer, über das Staatseigenthum der ſchiff- und 
floßbaren Flüſſe, wie über das beſchränkte Privateigenthum nicht ſchiff- und floßbarer Bäche, 
über die Expropriationsbefugniſſe des Staates bei Einrichtung der Flüſſe zur Schiff- und Floß— 
fahrt, über die Genehmigung und Oberaufjicht ded Staates, über Alluvionen, Inſeln, verlaffene 
Flußbetten, Avulſionen u. ſ. w. Die Negierung ift ermächtigt, überflüfiiges Waller unter der 
Boraudfegung eines bedeutenden landwirthſchaftlichen oder induſtriellen Nugens gegen Ent: 
ſchädigung erweisliher Nachtheile auch an Nihtanlieger und ebenjo die zeitweife Benugung des 
einem Triebwerke zuftändigen Waflers zu Culturzwecken, bei nicht erheblichen Nachtheil für den 
Gewerbebetrieb, zu überlaflen. Es ift ferner die zwangsweiſe Abtretung von Grund und Boden 
gegen volle Entihädigung zum Anſchluß von Staumerfen behufs der Bewällerung mie zur 
Ab:, Zu: und Weiterleitung behufs Bes und Entwällerung im Intereſſe der Bovdencultur verz 
ordnet. Auch durch Goncefjionen verliebenes Waſſer kann unter Umftänden im Wege der 
GSrpropriation wieder entzogen werden. Triebwerke zu gewerblichen Zweden haben fein Recht, 
Ginteignungen zu verlangen. Von der Zwangdenteignung aber find Triebwerke, Gebäude, 
Gehöfte und Gärten audgenommen. Die Waflernugung in Brivatgewällern ift an die Zurück— 
führung des Wafjers innerhalb ver lferlänge gebunden. 

Das bejondere zweite Gefeg über Be: und Entwäfferungdunternehfmungen zum Zwecke 
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der Bodencultur greift nur plaß bei einem überwiegenden landwirthſchaftlichen Nutzen und der 
Ausdehnung über eine bedeutende Fläche, wenn die Be: oder Entwällerungen ohne Hereinzie: 
bung fremder Grundſtücke und ohne zwangsweije Enteignung unbeweglichen Eigenthums nid 
ausführbar find, und in diefem Balle alfo auch die Bildung von Genoſſenſchaften nöthig wirt, 
auf welche ed nur Anwendung findet. In folhem Falle erklärt es eine vergleihen Unternehmung 
für einen Öffentliden Zwed, die Provocation bei der Zuftimmung der Gigenthümer von zwei 
Dritteln der betheiligten Grundfläche und unterobigen Borausjegungen felbft die Zwangsenteig— 
nung von Triebwerfen für zuläjig. Das Gejeg beſtimmt ſodann über vie Herftellung der 
Genoſſenſchaft, die Planeinrihtung, Vorſtandſchaft, das Verfahren u. f. w. Beftehende Anla- 
gen diefer Art jollen übrigens vor neuen Einrihtungen jederzeit den Vorzug haben. 

Das dritte Gejeg über den Uferihug und den Schuß gegen überſchwemmungen beftimmı 
über die Verpflihtung dazu und die Hülfe bei Wafferdgefahr und betrachtet die Damm: und 
Deihbauten zum Schuß von Fluren oder Ortſchaften ald Gemeindelaft. 

Im Königreich Sachſen erging nad) längerer Vorbereitung das Gefeg vom 15. Aug. 
1855 über die Berichtigung von Wafferläufen und die Ausführung von Ent: und Benil: 
ferungsanlagen. Das Gefeg bat mejentlid nur im Gulturintereffe zu bewirkende Veränte: 
rungen bejtehender Verhältniffe zum Gegenftande. Auch fann die Bildung von Genoflen: 
Ihaften für Ent: und Bewäfferungen durd eine vom Minifterium des Innern zu beſtätigende 
Ordnung, jedoch ohne Zwangsbeitritt, erfolgen. Bei Berichtigung von Waiferläufen find in 
Bällen eines erheblichen Landeeculturintereffed die Eigenthümer aller Grundftüde und jelbit 
der Triebwerke, deren Werth dadurd erhöht wird, zur Ausführung und Unterhaltung ver: 
pflichtet. Bei Aufhebung, Abänderung, Verlegung oder fonftiger Benachtheiligung von Wafler: 
nutzungsrechten findet, foweit fie zum Zweck der Negulirung für nöthig erachtet wird, fein 
Widerſpruchsrecht, fondern nur ein Entfhädigungsanfprud; ftatt, über meldyen die Verwal: 
tung&behörbe entjcheidet, gegen deren Entſcheidung aber noch binnen drei Jahren der Rechtoweg 
geltend gemacht werden darf. Solchergeſtalt benachtheiligte Triebwerke können nebft den dazu 
gehörigen Grundſtücken den Unternehmern der Waflerlaufsberichtigung zur Verfügung gegen 
Entſchädigung abgetreten werden. Dabei ift Erpropriation, Beftellung von Servituten, aud 
Audtaufh von Grundftüden zuläffig. Die Behörde kann aud für Ent: und Bemäfferungen 
die nothiwendigen Vorrichtungen auf fremdem Grund und Boden genehmigen. Deren Geneb— 
migung des Plans gibt jedoch mod) feine Befugniß zur Benugung des Wafferd. Über bie Be: 
rechtigung hierzu findet beim Widerſpruch der Rechtsweg ftatt. 

Im Fürftentbum Schwarzburg:Sondershaufen erging unterm 26. Jan. 1858 ein Geſeh übe: 
den Schutz gegen fließende Gewäſſer und über Benugung derfelben, ſowie über Entwäſſerungen. 
Die $$. 23 und 31 fg. erklären eineötheild die Benugung der fließenden Gewäfler, ſoweit «© 
mit der Öffentlichen Wohlfahrt übereinftimmt und die Flößerei nicht hindert, andererjeitd aber 
aud) die Aufhebung wohlerworbener Nechte auf Waffernugung und anderer Rechte gegen Ent: 
[hädigungsleiftung durd die Behörde für geftattet, wenn es in dem für jeden einzelnen Fall im 
Verwaltungswege feftzuftellenden volkswirthſchaftlichen Intereffe liegt, neue Waffernugung®’ 
rechte zu ertheilen oder Entwällerungsanlagen zum Vortheile Ginzelner oder Mehrerer einzurich 
ten. Mühlenbeſitzer und ſonſtige Stauungsberechtigte find verpflichtet, unter Vorausſetzung eine‘ 
überwiegenden Vortheils für die Bodencultur, gegen Entſchädigung den freien Lauf des Waller? 
wieberherzuftellen, und ift diefe Berpflihtung bis auf gänzlihe Wegräumung von Triebwerfen 
ausgedehnt, wenn der Zweck nicht anders erreicht und der Gegend Erjag für ihr anderweite⸗ 
Intereſſe bei Erhaltung des Triebwerks geleiſtet werden kann.“) Gin in feinen bisherige" 
Nugungen und im Umfange feines Gewerbes beeinträdtigter Triebwerksbeſitzer kann dei 
Ausfauf feiner ganzen Anlage von denjenigen fordern, in deren Intereffe ihm das Waffer ent 
zogen werden ſoll. Der Ausfaufspreid wird nad den für Zwangsenteignungen gegebene 
Beftimmungen feftgeftellt. Hervorzuheben ift, daß aud die Induftrie inſoweit berückſichtigt 
wird, daß jeder Grundſtückseigenthümer verprlichtet fein fol, nicht blos zur Ausführung einer 
im Intereffe der Landescultur einzurichtenden Be— oder Entwäflerungsanlage, fondern auf 
zur Ausführung einer zum Zwede der Induſtrie erfolgenden Waflernugungsanlage fein 
Grundeigenthum mit Servituten belaften zu laffen oder den erforderlichen Grund und Boden 
abzutreten, von welcher Zwangdenteignung nur Gebäude und Gehöfte ausgenommen find. Pr! 


7) Hinfichtlich diefer Beftiimmungen über Entwäſſerung folgt das fondershaufenfche Gefep meit in 
mwörtlicher Übereinftimmung dem preußifchen Vorflutgefege vom 15. Nov. 1811. 
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induftriellen Unternehmungen beſchränkt ji jedoch diefe Zwangspflicht blos auf den zur Ab— 
over Zuleitung erforderlihen Raum. Bei vielen zweckmäßigen Beſtimmungen des zugleich die 
Ausführung, die Strafen, die Bildung von Entwäflerungsgenoffenihaften, vas Verfahren bei 
der Zwangsenteignung und Entſchädigung betreffenden Geſetzes muß es nur bedenklich erſchei— 
nen, daß das Verfahren in allen Stadien, ſelbſt einfchließlih der Entſcheidung über die Ent- 
ibädigung in Erpropriationsfällen, allein mit Ausnahme der richterlichen Entſcheidung von 
Streitigkeiten über die Eriftenz und den Umfang eines durch einen Privatrechtötitel erworbenen 
Nebts, in den Händen der Adminiftrativbehörden, in erfter Inftanz der Ortspolizeibehörde oder 
des Landraths, eines einzelnen Verwaltungsbeamten, liegt, von welchem Berufung an die Ab— 
tbeilung de8 Innern im Minijterium und wiederum von diefer an das Gejanmtminifterium 
fattfindet, jofern nicht ſchon in geringern Fällen bei erftinftanzlicyer Entſcheidung durch die 
Ortöpolizeibehörde ver Landrath ald zweite Inftanz eintritt ($. 86). 

In der Waflergefeggebung ded preußiſchen Staates jihvollftändig zu orientiren, hat frei: 
ih ohne ein genauered Studium derjelben befondere Schwierigkeiten bei deren Zerſtückelung, 
aud jucceffiver, in längern Perioden auseinanderliegender Action, wie bei der zum Theil noch 
fortdauernden Gültigkeit einzelner provinzieller Beftimmungen, ingleihen von Specialgefegen 
und Berorpnungen, in Berudjihtigung ferner der Zufammenfegung dieſes Staated aud den 
verihiedenften deutſchen Territorien, in denen gerade die bei vieler Geſetzgebung zu beachten— 
ven Verbältniffe und Bedürfniſſe mannichfacher und abweichender Art find. Daß in Preußen 
fein eigened, das geſammte Waſſerrecht umfaſſendes Geſetz erlaffen it, findet aber auch darin 
jinen Orund, daß bereits das Civilgeſetzbuch (das Allgemeine preußijche Landrecht von 1794) 
über wejentlihe Stücke des Waſſerrechts, fo über abgeriffened Land, über allmählihe Anſpü— 
lungen, über Infeln, über zugelandete und verlaffene Flußbetten (Fit. 9, Thl. I $$. 223— 284), 
jodann über Gräben und Wafferleitungen und die Einſchränkung des Eigenthums zum Beften 
des Nahbars in Anfehung der Borflut (Tit. 8, Thl. I, $$. 96 — 117), ferner über Fiſcherei 
und die polizeilichen Ginrichtungen bezüglich der Fiſchteiche (Tit. 9, Th. 1, $$. 176— 192), 
ausführlichere privatrechtliche Beftimmungen enthielt, allerdings, abgefehen von Teichen, Häl: 
tern, Seen und andern geſchloſſenen Gewäſſern, weldye ſich nicht über die Grenzen ded Grund 
Rüds erſtrecken, in dem fie liegen, und die in der Regel für das Eigenthum des Grundherrn 
anzujehen jind (9,1,$. 176), feine ausdrüdlihen Vorfchriften über dad Eigenthum an Pri— 
satgewäflern, hingegen nur Beſtimmungen über einzelne Nutzungsrechte in und an denfelben. 
Ferner aber behandelte das Allgemeine preußiſche Landrecht auch bereit jelbftändig die öffent: 
lien Beziehungen des Waſſerrechts, namentli die Ströme, Häfen und Meeredufer und die 
darauf zuftehenden Nutzungsrechte, ingleihen die Mühlengerechtigfeit in denjenigen Abjchnitten 
des Geſetzbuchs, melde neben dem Civilrecht in Bd. 4 (Thl. I, Tit. 15, $. 38 fg. und 
\.229 fg.) dad jus publicum des Staates enthalten. Endlich blieben neben den landrechtlichen 
Vorſchriften noch Eulturgefege aus älterer Zeit, wenigftens über Entwäſſerungs- und Vor: 
Autverhälmiffe mit durchgreifenden Vorſchriften gültig, die völlig zu bejeitigen man Anſtand 
nahm, 3. B. das Vorflutgefeg für Schlefien vom 17. Dec. 1746 und die ſchleſiſche Mühlenord⸗ 
nung vom 28. Aug. 1777.9) 

Auch in Breußen war feit dem Ende der zwanziger Jahre der Verſuch gemadt, die verfhie: 
denen Theile des Waſſerrechts gleichzeitig und umfaffend in einem Gefegentwurf, betreffend die 
Ginrihtung zur Förderung des Ablaufs und zur Erhaltung und Benugung der Gewäſſer, zu 
orpnen, indem derjelbe die öffentlihen Ströme wie die Privatflüffe, die Ufer: und Blußvolizei 
der erſtern ſowie die Benugung der legtern zur Bewäfferung, ferner die Beftimmungen wegen 
der Waffermühlen wie über Vorflut und das Deichweſen in ſich ſchloß. Es ift diefer Entwurf 
inden Jahren 1834, 1837 und 1841 auch auf den verfchiedenen Brovinziallandtagen berathen 
worden, Erſt längere Zeit nad Publication ded Allgemeinen Landrechts von 1794 und jelbft 
ded Vorflutgeſetzes vom 15. Nov. 1811 trat das Bedürfniß einer Gefeggebung über Bewäſſe— 
tung hervor, welche nicht wie die Vorflut: und Entwäjferungdgefeggebung auf Entfernung 
des Waſſers als eines culturſchädlichen Elements, fondern im Gegentheil auf deſſen Anſamm— 
lung und gleichzeitige vegelmäßigere Benugung und Vertheilung, ald einer ven Boden befruch— 
tenden Kraft, zu richten war. Hingegen ſtieß der Erlaß einer allgemeinen Strom- und Ufer: 
ordnung für öffentliche Flüffe auf mannichfache Bedenken, vorzüglich in Betreff der dabei 





3) Zur genauern Information über die preußifche Waffergefepgebung Fann auf Lette und von Rönne, 
aa. O., Bb. II, Abthl. 2, S. 583 verwiefen werden. 
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collivirenden, mit den Hauptnutzungsrechten der zahlreichen verſchiedenen Öffentlihen Ströne 
und Flüffe zufammenhängenden Verpflichtungen ded Staated und der Intereffen derliferbeiiger. 
Dem hervorragendften Bedürfniß der Landescultur war bereitd durch das der legten über: 
and günftige Vorflutsedict vom 15. Nov. 1811 entſprochen, das zugleich diejenigen Rückſchritte 
wieder bejeitigte, welhedas Allgemeine Landredt, wiederum imengern Anſchluß an das Römiſche 
und gemeine Necht, abweihend von der ältern Eulturgefeggebung in den Borflutdedicten von 
1704, 1717, 1726 und indbefondere vom 6. Juli 1773 gemacht hatte. Insbejondere aber 
fanden auch der Bewäſſerung der $. 99, 8, I des Allgemeinen Landrechts, wonach aud in 
Privatflüffen zum Nachtheile der Nachbarn und Uferbemohner durch Hemmung des Ablaufs 
nicht8 unternommen oder verändert werden follte, und der $. 246, 15, II entgegen, wonach 
fein Nachbar, dur deilen Grundſtücke pas zum Betriebe einer Mühle nöthige Waffer fliegt, 
der Mühle dies Wafler entziehen durfte. 

Nach Publication ded Landredts erging außer dem Vorflutsediet vom 15. Nov. 1811 das 
in dem Art. Deihwefen ausführlicher beſprochene Gejeg von 28. Jan. 1848, deſſen Zweck- 
mäßigfeit auch als jelbftändiges, vom übrigen Waſſerrecht abgerrenntes Geſetz ſich feitvem, wie 
indem betreffenden Artikel erwähnt worden, aufs vollfommenfte bewährt hat. Sodann mar das 
Geſetz vom 28. Febr. 1843 über die-Benugung der Privatflüffe erlaffen worden, deffen Eultur: 
vorfhriften lediglich die Beförderung der Bodencultur durd Bewäſſerung zum Gegenftande 
haben und ausichlieglih in diefem Intereife erlaffen jind. Daneben find jedoch die Rechtsver— 
hältmiffe bezüglich der Privatflüffe wie die Rechte der Uferbeftger infomweit georonet, als dies 
nöthig erfhien, um eine Grundlage für die neue Culturverordnung bezüglich ver Bewäfferung 
der Örundftüde zu gewinnen.) 

Als ein Fortſchritt auf dem Gebiete des Waſſerrechts Hat das Gefek vom 28. Febr. 1845 
befonvers dadurch Bedeutung, daß es das Recht zur Waflernugung neu und feft beſtimmt, in: 
dem es daffelbe (ſubſidiariſch) auf das Adjacentenverhältnig zurüdführr, daß es ferner Die 
Maffernugung im Landesculturintereffe möglih macht und eröffnet, und endlich, daß es dafür 
wenn zum Theil auch mangelhafte Rechtsbeſtimmungen trifft. Für die Beurtheilungdiejer Ent: 
und Bewäfferungsgeieggebung fommt unter anderm in Betracht, daß damals, als das Geſetz 
von 1811 wegen des Wafferftaues bei Mühlen und Verfhaffung von Vorflut erging, erft die 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerliben Verhältniffe wie die Befreiung des Eigenthums 
beionders hinſichtlich der kleinern Grundbejiger (der Bauern) in den ältern Landestheilen be: 
gann. Das Vorflutgefeg von 1811 fand feine Anwendung vorzugsweiſe auf die größern 
Güter (die Ritter- und ähnlihen Güter), welche in diefen Theilen ded Staates großentbeils 
einen Umfang von taufend und mehreren taufend Morgen haben. Aud das Geſetz über die 
Benukung der Privatflüffe vom 28. Febr. 1843 wurde auf die zum Bezirke des Appellations- 
gerichtshofs zu Köln gehörigen Landestheile (den größern Theil der Rheinprovinz) erſt fpäter, 
durch die Verordnung von 9. Jan. 1845, ausgedehnt. Die Mängel diefed Geſetzes wie der 
Anwendbarkeit des Vorflutgefeged hängen zum Theil damit zufammen, daß diefelben me: 
niger.auf Fleinere zertheilte Grundbeſitzungen berechnet find, wie fih dergleichen als Negel in 
ben wejtlihen Provinzen des preußifchen Staates vorfinden. Hier ift daher hauptſächlich nur 
der dritte Abſchnitt des Gefeges vom 28. Febr. 1843, welder von der Bildung von Genoffen- 
Ihaften zu Bewäfferungsanlagen handelt, anwendbar. Demſelben fehlen indeß nähere Beſtim— 
mungen über Provorationsbefugniß, über Einrichtung des Plans und gemeinfame Verwaltung 
u. ſ. w. Alles ift daher bei freiwilliger Zuftimmung ſämmtlicher Betheiligter dem vom Mi: 
nifter des Innern zu beftätigenden Statute, beim Widerſpruche von Bewäfferungsgenoffen aber 
der landesherrlichen Verordnung vorbehalten. Uber genoffenfhaftliche Vildungen zur Entwäſ— 
ferung, dergleichen bei zertheiltem und Eleinerm Grundbeſitz ebenſo unabweisbares Bedürfniß 
zur Ausführung diefer Gulturmaßregel find, enthielt auch das Vorflutsediet vom 15. Nov. 1811 
feine Beitimmungen. Im Gegentbeil waren die genoffenfhaftlihen Bilpdungen bei Entwäſſe— 
rungsanlagen dadurch mehr erfchmwert, dag nach jenem Edict ſämmtliche Koften der Anlage und 








9) Val. hierüber Lette und von Mönne, a. a. D., S. 569 fg., inebefondere S. 633 fg, wo im Zufam: 
menhange mit der preußifchen Gefeggebung über die mehrgedachten Theile des Warferrechts und in Ber: 
gleichung mit den pofttiven Beftimmungen der preußifchen Geſetzgebung auch die allgemeinen Principien 
wie die gemeinrechtlicyen Beftimmungen beleuchtet find ; desaleichen die Denffchriit über den Gefegent: 
wurf, betreffend die Benugung der Privatflüffe, in der Beilage zur Allgemeinen Preußiſchen Staatgzei- 
tung, 1842, Nr. 303; ferner zur Kritik des Gefeges vom 28. Febr. 1843 Leite, Die Gefeggebung 
über die Benugung der Brivatflüffe zur Bewäflerung von Grundftüden (Berlin 1850). 
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bed Verfahrens von denen, welche die Entwäfferung beantragen (ven Provocanten), und nur 
die Koften der Unterhaltung der neu angelegten Abzugsgräben von allen, weldye in einem be= 
ſtimmten Verhältniß Vortheil von der neuen Anlage haben, getragen werden follen. Erft durch 
das Gefeg vom 11. Mai 1853 wurden die Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Febr. 1843 wegen 
Bildung von Genoſſenſchaften für Bewällerungsanlagen (der dritte Abſchnitt des letztern 
Geſetzes) audh auf Entwäflerungsanlagen für anwendbar erflärt. Es darf hierbei aber nicht 
unerwähnt bleiben, daß der ebengedachten Mängel der Geſetzgebung ungeadhtet jeit Emanation 
des Geſetzes vom 11. Mai 1853 dennoch eine jehr große Zahl von Ent wie von Bewäflerungs- 
genoflenichaften ins Leben getreten und diefe Gejeggebung, von einer thätigen Verwaltung 
unterftügt, überaus wirkfam gewefen ift. (S. Deichwefen.) Durch das Gefek von 11. Mai 
1853 jind zugleich die beſtehenden Borfchriften über Anlegung von Bewäflerungsgräben durd) 
fremde Grundſtücke aud auf unterirdifche Waflerleitungen (Drains) ausgedehnt, jedoch ohne 
zur Zeit nody den Zwangsbeitritt zu einer Genoffenfhaft für Drainanlagen auszufpreden. 
Deshalb können dergleichen Genofjenfhaften für unterirpiiche Waflerleitungen auch gegenwärtig 
nur auf Grund freiwilliger Ginigung aller Betbeiligten gebildet werben. 

Der in der preußiichen Rheinprovinz geltenden vorpreußiihen Gejeggebung und eines 
neuern franzöfiichen Gefeges vom 10. Juni 1854 ift Shon oben unter II. gedacht. Die preußi- 
he Waſſergeſetzgebung fliegt zur Zeit mit dem Gefeg vom 14. Juni 1859 (Gefegfammlung, 
©. 325) wegen Verſchaffung von Vorflut in den Bezirken des Appellationdgerichtshofs zu 
Köln und des Juftizfenats zu Ehrenbreitftein ſowie in den hohenzollernſchen Landen. Durch 
died Geſetz wurde endlich auch für die dem Code civil unterworfenen Landestheile des preußi— 
ihen Staates bejtimmt, „daß jeder Gigentbümer, der ſein Grundſtück entwäflern oder Teiche und 
Seen ablaffen will, in Fällen eines überwiegenden Landesculturintereſſes verlangen kann, 
daß ihm gegen vollftändige Entſchädigung das Servitutrecht eingeräumt werde, das Waſſer von 
feinem Boden in offenen Gräben oder bedeckten Kanülen (Röhren) durd fremde Grundſtücke, 
welche fein Grundſtück von einem Wafferlaufe oder einem andern Abflußwege trennen, auf jeine 
Koften abzuleiten oder zu diefem Ende vorhandene Gräben und Fließe zu ermweitern und zu 
vertiefen‘ ($. 1). 

Dies neuefte, freilih nur einen einen Theil des preußifhen Staates umfaſſende Geſetz 
nimmt zweckmäßig von der Ginräumung der Wafferleitungsfervitut „Gebäude nebft den damit 
in Verbindung ftehenden Hofräumen’ ganz aus, wogegen das Recht „durch Gärten und einge: 
ihloffene Barfanlagen‘ nur mittels bedeckter Kanäle oder Röhren ausgeübt werden fann, info= 
meit e8 ſich nicht blos un Erweiterung und Vertiefung vorhandener offener Gräben und Fließe 
handelt. 19) 

Bon den weitern Beflimmungen dieſes Gefeges, einer Bergleihung derfelben mit denen 
des Vorflutdedictd vom 15. Nov. 1811, wie des Gefeged vom 28. Febr. 1843, beſonders rüd: 
fihtlich der Triebwerfe, wird weiter unten noch die Rebe fein. 

VI. Die Orundprincipien der verſchiedenen Gefege, insbejondere be— 
zůglich des Rechtsverhältniſſes der Grund- und Uferbeſitzer unter ſich, ſo— 
wie zum Staate und zu den Triebwerksbeſitzern. Es ſollen nunmehr die haupt: 
jählihften Brincipien aus den verſchiedenen Gefeggebungen hervorgehoben werden, ohne Rück— 
fiht auf die dafür gleihgültige Form und Methode diejer legtern. Dabei ift zunörberft auf die 
Ausführung unter V. zurüdzuweiien, melche ergibt, daß Ent: und Bewäflerungen nicht auf 
gleiche Weife beurtheilt und behandelt werden dürfen. 

a) Bei Betrahtung des Verbältniffed der Grundbeliger unter ſich ift vor allem die Natur 
des Gegenflandes, der die Subftanz des Waſſerrechts bildet, ein entfcheidendes Moment. In 
diefer Beziehung enthalten die Motive zu dem preußifchen Gejeg vom 28. Febr. 1843 nebft der 
Denkſchrift dazu intereffantes Material. Diefelben ſprechen ſich unſers Erachtens vollkommen 
zutreffend über die Gründe aus, weshalb dem Uferbeſitzer nur ein geſetzlich erweitertes Nugungs- 
recht und fein Eigenthum an dem bei feinem Grund und Boden vorüberfliefenden Wafler bei: 
gelegt ift. Das fliegende Waffer fei als eine res nullius zu betrachten, weil ed nicht Object der 
Decupation fein kann, da das fließende Waffer in jevem Moment wedyjelt; die Waflermaffe 
kann daher fein Gegenſtand des Privateigenthums werden. Nur die Befugnig zur Benugung 
diefes Waſſers ift ald Gegenftand des Privateigentfums und ald Annerum des Eigenthums 


10) Val. auch $$. > 16 wegen Ent: und F. 64 wegen Bewäfjerungen im hannoverifchen Gefege 
tom 22. Aug. 1847 u. 
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der Uferbefiger an Grund und Boden zu behandeln. Jene Nugungsbefugniß ift aber von felbjt 
durch die Natur des fortgefeßt zus und abfliefenden Waſſers beftimmt und befhränft, weldyes 
ih der VBeligergreifung und mithin auch der Eigenthumserwerbung fortwährend entzieht. 
Daher fteht ed denn mit jener Auffaflung im Widerfprud, wenn das Gejeg dennoch, von allen 
frühern Wafferrechtöverhältniffen abweihend, dem Uferbefiger eine von feiner beliebigen Ent- 
ſchließung abhängige, vollfommen willfürlihe und von der Staatsbehörde unbeaufiichtigte 
Dispofition über diefe Waflerihäge im Intereffe der Bewäflerung einräumt, folange er nicht 
der Erpropriation anderer Orundftücöbefiger oder der Bejiger von Triebwerfen bedarf, indem 
er nur in diefem Falle die Vermittelung der Lanppolizeibehörde in Anſpruch zu nehmen nöthig 
bat. Zwiſchen einer polizeilichen Gonceflion ded Staates zur Wafferbenugung, die man mit 
Hecht verwarf, und einer die verfchiedenen collivirenden Intereſſen vermittelnden und ſchützenden 
Aufjiht der Staatöbehörbe waltet aber ein wefentlicher Unterſchied ob. Jede durd beliebige 
Dispojitionen einzelner Uferbefiger veranlafte Beigftörung oder Eigenthumsentwerthung 
zwingt den dadurch verlegten Nachbar oder Triebwerföbeliger die Nolle des Klägerd gegen den 
Störer zu übernehmen und diefe in einem weitläufigern Rechtswege des Proceſſes vor dem 
orventlihen Richter gegen ihn durchzuführen, während er doch feinerjeits nur den beftehenten 
That- und Nechtözuftand, in welchem feine geftörten oder verlegten Vermögensrechte wurzeln, 
erhalten und geihügt willen will. Bei der Natur des fliegenden Waſſers müſſen aber einfeitige 
Dispofitionen über daffelbe zu irgend andern Zweden nothwendigerweiſe auf die Befig: und 
Nugungsverhältniffe allerübrigen Thalbewohner und am Ufer liegenden Grundſtücke aufwärts 
und abwärts ſtets mehr oder weniger zurüdwirfen, was in um jo höherm Maße eintritt, als die 
Flüffe mit Waffermühlen und andern Triebwerfen zahlreich befegt jind und bei fortjchreitender 
Entwickelung der Bodencultur vermitteljt ver Wafferfhäge der fließenden Gewäſſer auch Be: 
wäflerungsanlagen der verfhiedenen unterhalb und oberhalb belegenen Uferbefiger hinzufom- 
men, deren jeder es in der möglichit reichlichen Ausnugung des fortfließenden Waflers feinem 
Nachbar zuvortbun will, indem er Feine Veranlaffung und Fein Intereife bat, auf deſſen 
gleihmäßige Waffernugungsbefugniß irgendwie Rückſicht zu nehmen, ſodaß foldergeftalt auch 
Motiv und Redtfertigungsgrund des neuen Gejeged, die Entfeffelung der Waflerfhäge und 
deren möglicht vollftändige Nugbarmahung im Intereffe dev Bodencultur und des Gemein- 
wohls, ganz in den Hintergrund zurüdgedrängt wird. Dabei treten, ungeachtet dieſer ald eine 
Befugniß privatrehtliher Natur betrachteten Waflerbenugung feitend der Uferbefigung zur 
Bewäflerung, einer folhen Ausnugung der Waſſerſchätze dennod erhebliche Hinderniffe ent— 
gegen. Dieſe Hinvderniffe liegen namentlich in der Beſtimmung des Geſetzes ($. 13, Nr. 2, 
Gejeg von 1843), dap unter allen Umſtänden das abgeleitete Waſſer in das urſprüngliche 
Bette des Fluſſes zurücgeleitet werden müſſe, bevor dieſer das Ufer eined fremden (der Bes 
wällerungsanlage nicht beigetretenen) Grundſtücks berührt. Selbft beim Nachweiſe eines über: 
wiegenden Gulturintereffes und fogar bei dem Gintreten der Vermittelung der Polizeibehörde 
dispenjirt das Gejeg von 1843 von diefer Nechtögrenze feiner Waffernugungsbefugniß ven 
Uferbejiger nicht ($$. 24 und 25). Vorzugsweiſe in diefen im Prineip fi widerſprechenden 
Beſtimmungen liegen die Mängel des Gefeges vom 28. Febr. 1843 11), und ed war freilih uns 
zuläffig, von der Innehaltung der zulegt gedachten Rechtsgrenze den Uferbefiger zu Dispenfiren, 
jobald ihm ein freied Benutzungsrecht des Waſſers ohne Beaufjihtigung einer Staatöbehörde 
ald ein feiner mwillfürlihen Verfügung unterworfenesd uncontrolirted Privatrecht eingeräumt 
wurde. Diefem Mangel begegnen die meiften neuern Geſetze anderer deutfchen Länder und unter 
andern aud das hannoveriiche Gefeg vom 22. Aug. 1847, indem daffelbe bei allen irgend 
erheblichen und weiter greifenden Be: und Entwäfferungsanlagen behördliche Unterfuhung und 
Genehmigung vorschreibt ($. 4, $. 53), dagegen dann aber aud) ($. 63) eine Ausnahme von 
der Wieverzuleitung des Waſſers in den Fluß erforderlihenfalls zuläßt, während das bairiſche 
Geſetz über Benugung des Wafferd vom 28. Mai 1852 diefe Benugung durch Zurüdführung 
ded Waſſers innerhalb der Uferlänge ebenfalls beihränft. Das correcte Princip, weldes auch 


11) Dgl. hierüber Lette, a. a. D., ©. 34 fg., und Lette und von Rönne, a. a. D., Bd. II, Abthl. 2, 
©. 653: |. andy Elvers in der Themis, Nene Folge, Bd. 1, Heft3, S.581. Bon der Nr.1, 8. 13, Gefek 
von 1843, Rückſtau auf femden Boden und Berfumpfung oder Überfchwenmung deffelben, ift bei über: 
wiegendem Randesculturintersfle hingegen eine Ausnahme zum (8.25, Nr. 3, a. a. O.). Nur hat 
das Intereſſe der Gntwäfle ung, wenn die Borfrage nach 8. 24 zweifelhaft ift, die Priorität. Der eben 
gerügte Mangel trifft auch andere deutfche Gefepgebungen. 
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aud ver in ber oben gedachten preußifchen Denkſchrift richtig entwickelten Natur des fließenden 
Waſſers von jelbft folgt, haben bereits die älteften Verordnungen über dad Siegener Waffer- 
recht in der Weiſe anerkannt, mie ed aus biefen Berorpnungen und den alten naſſauiſchen Weis- 
thümern in die für den Kreid Siegen unter dem 28. Det. 1846 erlaffene preußifche Wiefen- 
ordnung in erneuerter Anerfennung jenes Princips übernommen wurde. Hiernach fteht näm— 
li dad Net zur Benugung des Waſſers behufs der Bewäſſerung und MWiefencultur allen 
Grundbefigern, deren Grundſtücke jih aus ven Privatflüſſen mit Vortheil bewäflern laflen, 
alfo nicht etwa blos dem Befiger ded am Fluſſe unmittelbar grenzenden Ufergrundftüds inner: 
bafb feiner Uferſtrecke, auf gleiche Weife zu. Es dürfen danach an der zur Bewäſſerung dispo— 
nibeln Waffermaffe, ſofern nicht fperielle Rechtstitel eine Ausnahme von diefem Wafler: 
nugungsrechte begründen, alle Grundbeilger nach Verhältniß des durch Die Bodenbeſchaffenheit, 
die Rage und die Bauart ihrer Wiefen bedingten wirtbichaftlihen Waſſerbedarfs derjelben 
theilnehmen; nur wo hiernach das Theilnehmungsrecht zweifelhaft bleibt, bietet der Flächen— 
inhalt ven Maßſtab. Bedürfen auch die Grundbefiger zur Einrichtung von Bewäflerungsan: 
lagen feiner polizeilihen Erlaubniß, fo muß doch jeder neuen wie der Erweiterung einer bis— 
berigen Stauanlage zur Wiejenbewällerung eine öffentlihe Befanntmahung vorausgehen, und 
es ftebt die Einrichtung unter der Auffiht ver Wiejenfchöffen, welde bei Ausarbeitung des 
Pland das Intereffe aller Betheiligten, d. h. aller Thalbewohner, die von dem Waffer einen 
nüglihen Gebraud zur Bewäflerung machen fünnen, neben dem öffentlichen Intereſſe gleich- 
mäßig zu beachten haben. Dabei geht das Intereffe ver Gntwäflerung in zweifelhaften Fällen 
auch im Siegenfhen dem der Bewällerung voraus, Andern Grundbeigern und Nutzungs— 
bere&tigten gegenüber kann in Fällen eines übermiegenden Landesculturinterefied und gegen 
vollftändige Gntfhädigung nicht blos die Ginräumung von Servituten wie die Einrichtung 
von Staumerfen auf fremden Grunpftüden, ſondern auch felbft eine Ausnahme von der Beſtim— 
mung verlangt werben, daß das aus einem Fluſſe abgeleitete Waller in das urjprüngliche Bett 
ded Fluſſes zurücgeleitet werden müſſe. Es wird von den Landeskundigen und alten bewährten 
Riefelwirtben verfichert, das im Siegener Yand die Triebwerke der Wiejencultur nicht im Wege 
geftanden, vielmehr mit ihren Ober: und Untergräben verjelben jogar förderlich geweſen find, 
und es ift befannt, daß daſelbſt neben zahlreichen Triebwerfen, mit denen alle Bäche und Bließe 
befegt find, ebenio zahlreiche Bewäflerungswieien beſtehen. Dennoch beſtimmten ſchon dieältern 
naffeuischen Weisthümer und Verordnungen, daß den Mithlen das nöthige Wafler belaffen wer— 
den joll. Es mag viele glückliche Bermittelung der Intereflen ver Bodencultur und der Induftrie 
großentheild auch darin gejucht werden, daß beide jeit Jahrhunderten ſich ineinander eingelebt 
baben. Zugleih enthält die Siegener Wieſenordnung ſpecielle Beitimmungen darüber, 
welches Waſſer als nicht nöthig zum Gewerbebetriebe, naher ald zur Bewäſſerung frei verwend— 
bar betrachtet werben joll, Beitimmungen, wie fie bereits in den mailänder Statuten ded Jahres 
1396, auch von 1502, welche gleichwol das Intereffe der Mühlen über das der Wieſenbewäſſe— 
tung ftellten, vorfamen und in einige neue deutſche Gelege, z. B. des Großherzogthums Weimar 
som 16. Febr. 1854, übergegangen find, von denen andere, wie z. B. das Geſetz des Königreichs 
Hannover vom 22. Aug. 1847 ($. 61) und bes Fürſtenthums Schwarzburg: Sonderähaufen 
vom 26. Jan. 1858 ($$. 48, 51, 57), auch dem obengedachten Princip der Siegener Wiefen: 
ordnung folgen. Nah jenen jpeciellen Beftimmungen gehört unter andern dasjenige Waller 
der Wiefenwällerung, welches die bereitd gefeßten oder nad den Beftimmungen des Borflut: 
gefeged vom 15. Nov. 1811 noch zu fegenden Merkfteine überfteigt, imgleihen dasjenige, 
weldhes ven Triebmwerfen, die nicht aud; Sonntags betrieben werden müffen (Mühlen, Hämmer 
u. dgl. im Gegenfag zu Eiſen-, Stahl: und andern Schmelzhütten), von Sonnabend Abend 
7 Uhr bis Sonntag Abend 6 Uhr zufließt. 12) Im übrigen hat die Siegener Wiefenordnung 
jogar zu Gunften der Triebmwerföbefiger den Grundjag beibehalten, daß bei Enticheidung der 
Frage, ob bei einer Bewäfferungsanlage ein überwiegendes Landesculturinterefie obwaltet, das 
Iuterefle jchon vorhandener, auf Triebwerfen berubender gewerblicher Anlagen in zweifelhaften 
Fällen über das der Bodencultur zu ftellen ſei. 

Durch das der Natur der Verhältniſſe entſprechende Princip der Siegener Wieſenordnung 
wird auch einem andern Uebelſtand des preußiſchen Geſetzes vom 28. Febr. 1843 ($. 14) wie 
einiger andern Geſetze begegnet, der damit zuſammenhängt, daß bei verſchiedenen Beſitzern ge— 

12) ©. auch Grimm, Weisthümer, II, 86; TU, 892. 
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genüberliegender Ufer jever von ihnen ein Recht auf Benugung der Hälfte des Waflers hat. 
Diefe Beftimmung fteht mit ven Motiven und Zwecken eines Landesculturgefeges, welches bei 
Freigebung und Entfeflelung der Waſſerſchätze im Intereife der Eultur die vollfommenfte Aus: 
nugung ermöglichen will, deshalb im Widerſpruch, weil nicht felten der eine Uferbefiger ver: 
möge der Höhenzüge over der geringfügigen ſchmalen Erftrefung feiner Ufergrundftüde außer 
- Stande ift, von dem Waſſer irgendeinen Gebraud; zur Bewäflerung zu machen, und daher das 
ihm eingeräumte Nutzungsrecht ald Gegenftand der Speculation oder gar der Ehicane des 
gegenüberliegenden Uferbeſitzers behandelt. Nad dem Princip der Siegener Wieſenordnung 
verliert ferner die in den preußifchen Gerichtshöfen vielfach behandelte Gontroverfe: ob im Falle 
des $. 14a. a. D. die Zurüdleiung des Waflerd ganz oder theilweife ſchon da erfolgen müfle, 
wo auf dem entgegengefegten Ufer die Grenze eines andern Bejigers beginnt? alle Bedeutung. 
(Vgl. über diefe Controverfe die Ausführung und die Entſcheidungen bei Lette und von Rönnr, 
„Landesculturgeſetzgebung des preußiſchen Staates”, Bd. II, Abth. 2, ©. 653 fg.) 

Daß gleich den erforverlihen Stauwerken ebenfo aud die Wafferleitungen auf fremben 
Grundftüden immer an den Stellen derfelben anzulegen jind, wo fie deren Eigenthümer, un= 
beichadet ihres Zwecks, am wenigften läftig werden, auch unter gleiher Borausfegung ſpäter an 
eine andere Stelle auf Antrag des Belafteten und auf deflen Koſten verlegt werben dürfen, ift 
in verfchiedenen Gejegen ausdrüdlid anerkannt. Auch Hat ver Anſpruch auf Vorflut in ven 
natürlihen Hinderniffen zur Weiterleitung des Waſſers in der Regel feine Schranken. (Bal. 
3. B. $$. 1,3 des neuen preußifchen Gefeges vom 14. Juni 1859.) Ueberhaupt gelten für alle 
Enteignungen und Belaftungen Dritter, fei e8 im öffentlichen, im ſocialen und Randescultur= 
oder im Privatinterefle (servitus necessaria), die im Art. Erpropriationsgefeggebung ent= 
wicelten allgemeinen Principien. (S. aud oben unter IV.) 

Desgleihen erkennt eine Mehrzahl von deutihen Gefegen ven Vorzug älterer bereits vor: 
bandener Ent: over Bemwäflerungsanlagen gegenüber neuen Brovocationen mit Nedht an. 

Endlich wird auch die Abtretung von Grundftüden oder Triebwerfen au die Unternehmer 
einer Ent: oder Bewäſſerungsanlage insbefondere in folden Fällen geftattet, in denen die durch 
die Anlage nöthig gewordene Einjhränfung des Gewerbes oder Grundeigenthums, reſp. die 
dem legtern auferlegte Dienftbarfeit ven Werth des einen oder andern oder deflen fernere zwei: 
mäßige Benugung beeinträchtigt. (Breußiiches Gele vom 28. Febr, 1843, $. 26b; han 
noveriſches Geſetz vom 22. Aug. 1847, $. 90.) 

b) Im Berhältniß zur Staatsgefellihaft räumen mit Recht alle Gejeggebungen in Colli— 
fionsfüllen dem Staate bezüglich der Öffentlichen Intereffen ver Schiffahrt, Floßfahrt u. ſ. w., 
wie den unterhalb liegenden Einwohnern wegen bes nothmwendigen Bedarfs an Wafler zu 
Hausbaltungszweden und jelbft zur Tränfe für das Vieh, ſoweit aus deſſen Entziehung ein 
Notbftand für die Wirthihaften zu beforgen wäre, ein Vorrecht ein. Auch das franzöfiiche 
Geſetzbuch beihränft ven Eigenthümer einer auf feinem Grund und Boden befindlichen, im 
übrigen feiner willfürlihen Benugung unterworfenen Duelle infoweit, daß folde Verände— 
rungen unzuläffig find, durd welche ven Einwohnern einer Gemeinde, eined Dorfes oder Wei— 
lers das ihnen nörhige Waſſer entzogen würde; nur foll dem Gigenthüümer, wenn die Einwohner 
das Gebrauchsrecht nicht durch Vertrag oder Verjährung erworben haben, eine Entfhädigung 
gewährt werden (Art. 613). 

c) Die Gefege über Ent: und Bemäflerung bewegen fi auf dem Gebiete der Landescultur. 
Weshalb ed gerechtfertigt ift, bei diefem Theile ver Waflergefeggebung das Intereffe der Boden⸗ 
cultur ald das vorberrfchende zu behandeln, iftoben unterIV. erörtert. Sobald fih dad Bedürfniß 
der Entwälferung und fpäter der Bewäflerung geltend machte, begann auch der Kampf mit ber 
Induftrie, vormals mit den Waffermühlen, früher wol den einzigen auf die bewegende Kraft 
de fließenden Waflers begründeten induftriellen Triebwerfen. So wegen der Bewäſſerung im 
Mailändiſchen jhon im 14. Jahrhundert, wie wegen der Entwäſſerung in England feit dem 16. 
Nur gelegentlich der Eulturgefeggebung betreffs des Waſſers ift in neuern Gefegen aud) der 
gewerblichen Induftrie der eine oder andere Bortheil zugewendet; fo im bairiſchen Gejeg über 
Benugung des Wafferd vom 28. Mai 1852, wonach überflüffigesd Waſſer auch zu induftriellen 
Zwecken von der Negierung überlaflen werben fann (Art. 62) ; im weimariihen Gefeg vom 
16. Bebr. 1854, wonad unter denfelben Bedingungen die Benugung fliefender Gewäller zu 
Sewerböanlagen wie zu Wirthſchaftszwecken in der Regel geftattet ift ($. 42); im k. 
ſächſiſchen Bejeg über die Berichtigung von Wafferläufen zc. vom 15. Aug. 1855, wonad die 
aus der Flußregulirung erwachſende größere Waſſerkraft auch ven Triebwerföbefigern zu ftatten 
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fommen joll ($. 1); mehr aber im ſchwarzburg-ſondershauſenſchen Geſetz vom 26. Jan. 1858, 
wonach das Recht zur Ginräumung von Servituten oder Abtretung des erforderlichen Grund 
und Bodens auch einer zu Zweden der Induftrie erfolgenden Waflernugungsanlage, ſoweit 
es fih um den zur Zu- oder Ableitung des Waſſers erforderlichen Raum bandelt, beigelegt ift. 
Wo es in den Gefegen — wie aud in den preußifhen — an einer äbnlihen Beftinnmung fehlt, 
bliebe dem ITriebwerföbefiger etwa nur die Geltendmadhung einer notwendigen Servitut zu 
ähnlichen Zwecken übrig. Staus, namentlich Triebwerföanlagen unterliegen überall der Inter: 
ſuchung und Genehmigung der Behörven, ebenfo Anderungen an denfelben. Während hierüber 
andere deutſche Geſetze gleichzeitig mit dem Erlaß von Beftimmungen über Ent: und Bewäſſe— 
rungdanlagen verorbnen, finden ſich in der preußiſchen Geleggebung die Vorfhriften über die 
polizeiliche Goncefjionirung oder Genehmigung der durch Waſſer bewegten Triebwerke jever 
Art (Mühlen u. f. w.) in der Gewerbeordnung (vgl. Allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Jan. 
1845, $$. 27 fg., 38, 69 und a.a.D. preußifhe Gefegfammlung, 1845, S. 46 fg.). Das 
gegen befinden ſich jedoch die den Triebwerföbejigern auf gleiche Weile zu flatten fommenden 
Beftimmungen über Vorflut, Erhaltung und Herjtellung des regelmäßigen Wafferlaufs in 
fünftlihen und natürlihen Waſſerzügen, gleichwie bei andern deutſchen Gefeggebungen, jo 
auch bei der preußifchen, theils im Vorflurgefeg vom 15. Nov. 1811, theils im Geſetz über 
Benutzung ber Privatflüffe vom 28. Febr. 1843, insbefondere $. 7 des legtern. Die vorzugs: 
weife in diefem Gejeg enthaltenen landespolizeilihen wie die die Grenzen der Befugniffe der 
Uferbefiger regelnden privatrechtlihen Beftimmungen bilden wenigftens eine Schranfe gegen 
willfürlihe Ausfhreitungen in der Verfügung über das Waſſer feitend ver Ndjacenten. 

Wichtiger für die Vermittelung der Intereflen der Bodencultur einerfeitd? und der auf 
die bewegende Kraft des Waſſers angemwiejenen Gewerbsanlagen andererfeitd find die in ver- 
ihiedenen Gefegen, auch im preußischen Vorflutgefeg vom 15. Nov. 1811 gegebenen Vor: 
ihriften über Regulirung des Waſſerſtandes durd die Setzung von Merk- und Sicherheits— 
vfählen, wie über die landespolizeiliche Ginwirfung zur Herftellung und Erhaltung einer für 
die Bodencultur unſchädlichen, anıtlid) feftzuftellenden Höhe des Waſſerſtandes. Someit diefer: 
halb nicht ſpecielle Rechtstitel over Judicate klar beftimmen, ſoll ver Waflerftand vergeftalt lan— 
deöpolizeilich feitgefegt werden: „daß dabei das gegenjeitige Intereffe ver Bodencultur und 
des Müllers oder jonftigen Stauberechtigten möglichſt vereinigt werde” ($. 5, Gefeg vom 
15. Nov. 1811). Ahnlich verorbnete Art. 645 des Code civil: „daß bei entftehendem Streite 
unter den Örundeigenthümern, welhen die fließenden Gewäffer nützlich fein können, es die 
Pflicht der Gerichte fei, das Interefje des Aderbaus mit der Achtung, die man dem Gigenthum 
ihuldig ift, in Lebereinftimmung zu bringen.“ 

Die beftrittene Gontroverje aber fnüpft fih vorzügli an die dur die Culturgeſetze für 
Ent = oder Bewäflerung hervorgerufenen Veränderungen in den zur Zeit beſtehenden Waſſer— 
nugungsverhältniffen der davon betroffenen Triebwerfe. Diefe Veränderungen können 1) auf 
eine gänzliche Grpropriation oder 2) nur auf eine Beihränfung bed Gewerbebetrieb dieſer 
legtern oder aber 3) bei Erhaltung des bisherigen Umfangs des Gewerbes auf eine erzwing- 
bare Umformung des Triebwerks hinausgehen. 

Die verjhiedenen Gefeggebungen enthalten in diefen dreierlei Beziehungen mehr oder 
meniger abweichende und vetaillirte Beftimmungen. Ginige unterfheiden überdies hinſichtlich 
der Erpropriationdmarime und ihrer größern oder geringern Ausdehnung zwiſchen Ent- und 
zwiſchen Bewäflerungen, während andere die Erpropriationdbefugniß bei beiden Arten ver 
Gulturverbeilerung gleich behandeln. 

Zunähft aber fommt es auf die in den verſchiedenen Gefeggebungen ausgeiprodene Vor: 
audjegung an, unter welder Veränderungen in den beitehenden Rechtszuſtänden und Eigen 
thumsverhältniffen im Interefje der Bodencultur überhaupt für gerechtfertigt erachtet werben. 

Die preufifchen Gefege verlangen dafür, nad ber Formel des Vorflutsediets von 1811, 
„einen offenbar überwiegenden Vortheil für die Bodencultur oder Schiffahrt’, nad) der des 
Gefeges vom 28. Febr. 1843 wegen Benugung der Privatflüffe (gleichwie des rheinischen 
Borflutgefeged vom 14. Juni 1859) „den Fall eines überwiegenden Landesculturinterefles”, 
Unbevenflich hat hiermit in dem einen und andern Falle fein anderer und höherer oder gerin= 
gerer Grad des Interefjes der Bodencultur ꝛc. beſtimmt werden follen, und ed muß daß Über— 
gewicht des Gulturintereffes auf Seiten ver Provocanten ſowol beim Widerfprud anderer Grund⸗ 
befiger ald bei dem von Triebwerföbejigern nachgewieſen fein und — Elar vor⸗ 
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liegen, ſodaß der bei Einführung des Gefeges vom 28. Febr. 1843 in die Nheinprovinz durch 
die Verordnung vom 9. Jan. 1845 in legterer gemachte Zufag: „daß bei Entfheidung jener 
Frage das Intereffe fhon vorhandener, auf Triebwerken berubender gewerbliher Anlagen 
im zweifelhaften Falle über dus der Bodencultur zu ftellen iſt“, von feiner befondern Bedeu— 
tung war. 

Die bairiſche Geſetzgebung (vom 28. Mai 1852) formulirt für folde größere Ent: und 
Bewäfferungdunternehmungen, welde für Öffentliche Zwecke erklärt worden, diefe Bedingung 
dahin: „daß fie einen unzweifelhaft überwiegenden landwirthſchaftlichen Nugen gewähren.’ 
Ahulich das weimariihe Gejeg vom 16. Febr. 1854. Das hannoverifhe Geſetz von 
22. Aug. 1847 läßt rejp. die einfache oder Zweidrittel-Majorität entfcheiden, geftattet aber bei 
Bewäflerungen ver Minorität den Ginfprud, „daß die Anlage einen erheblichen landwirth— 
ihaftlihen Nugen nicht gewähre“, übrigens ebenfalls den widerfpruchsberechtigten zu Expro— 
priirenden oder zu Belaftenden den Einwand, daß ihr Nachtheil und Schaven dem aus der An: 
lage erwarteten Vortheil wenigftens gleichkomme ($. 14, Nr. 2,$.60, Nr. 4). 

Unter der obengedachten Vorausjegung verleiht nun die preußijche Geſetzgebung dad Ned: 
1) für Entwäfferungsanlagen, und zwar a) das im Bereiche des Allgemeinen Landrechts (alfo in 
den jechs öftlihen Provinzen, in der Provinz Weſtfalen und in den zur Nheinprovinz gehörigen 
Kreifen Reed und Duisburg) geltende Borflutdedict vom 15. Nov. 1811 auf gänzlihe Weg: 
räumung von Wallermühlen ($. 12) gegen vollftändige Entſchädigung; b) das im übrigen 
Theile der Rheinprovinz und in Hohenzollern geltende Gejeg vom 14. Juni 1859 nur auf 
eine joldhe Abänderung gewerbliher Anlagen, wodurd ihr Betrieb in dem bisherigen Umfange 
in anderer Weile möglich gemadht wird, wogegen „einer vorbandenen gewerblihen Anlage 
dur die Entmäjjerungsanlage das zum Betriche des Werks in dem bißherigen Umfange notb- 
wendige Waſſer nicht entzogen werden darf”. 

2) Für Bewälferungsanlagen das Geſetz vom 28. Febr. 1843 (welches zufolge $. 12 der 
Wieſenordnung vom 28. Oct. 1846 im allgemeinen auch für den Kreis Siegen, ven Trieb— 
werföbeligern gegenüber, Anwendung findet) auf Ginfhränfung (keineswegs auf gänzliche 
Snteignung) des dem Beliger eined Triebwerfs zuftehenden Rechts zur Benugung des Waf- 
ſers ($. 25, Nr. 4), gleichviel ob died Nutzungsrecht zum ganzen Wajfer oder einem aliquoten 
Theile defjelben, reſp. dad Recht zur Erweiterung des Betriebes über den bisherigen Umfang 
($$. 16a und 17, Nr. 2) auf jpeciellen Redtstiteln beruht, oder ob, in Ermangelung fpecieller 
Rehtötitel, nur dad zum Betriebe im bisherigen Umfange nothwendige Waller bean: 
ſprucht wird, 

Bei Ermittelung des Maßes der Einſchränkung ſoll davon ausgegangen werden, daß der 
Triebwerksbeſitzer nicht genoͤthigt werden kann, ſich eine Abänderung des innern Triebwert⸗ ge: 
fallen zu laffen, daß er aber eine zweckmäßige Einrihtung der Stauwerfe, des Gerinnes und des 
Waſſerrades auf Koften des Provocanten ſich gefallen laffen muß. Für Hemmung des Gewerbe: 
betrieb und etwaige mehrere Unterhaltungsfoften muß der Triebwerföbefiger allerdings Ent: 
ſchädigung erhalten, 

Bon dem im Vorflutsediet dem Unternehmer einer Entwäflerungsanlage eingeräumten 
Rechte auf gänzliche Erpropriation von Waflertriebwerfen ift ſchwerlich anders als bei umfaffen: 
‚den und dann auch genoflenfhaftlihen Unternehmungen Gebraud gemacht, für welche es, gleich: 
wie für Bewällerungsanlagen, bei denen die Grenzen der dem Unternehmen im Gefeg von 
28. Febr. 1843 beigelegten Befugniſſe überfhritten und Erpropriationen von Triebwerfen vor: 
genommen werden müffen, alddann auch immer eines Specialgefeges zur Ausführung des ein: 
zelnen Unternehmens, einer großartigen Landesmelioration, bedarf. (Vgl. 3. B. die Geſetze 
wegen Melioration der Niederung der Schwarzen Elfter vom 7. April 1852 und wegen ver 
Meliorationsanlagen der allenfteiner Kreidcorporation vom 30. Mai 1853, ſowie andere 
ältere Statuten und Verordnungen im Art. Deichweſen; desgl. auch den Art. Erpropriatione: 
gefesgebung.) 

Andere deutſche Geſetzgebungen gehen ohne gleich ſtrenge Vorausfegungen und ohne be— 
‚jondere [hügende Formen in der Grpropiation namentlich von Iriebwerfen weiter. Das ban- 
noveriiche Gefeg vom 22. Aug. 1847 fließt jeden Wiverfprud von Stauberedhtigten, reſp 
Triebwerksbeſitzern gegen gänzlihe Befeitigung oder gegen Aenderung oder nadıtheilige Be- 
ihränfung der Triebwerke, fogar ohne zwifchen Ent = und Bewäflerungen zu unterfcheiden, aus 
und behält ihnen nur eine bedingte Entſchädigung vor ($$.17, 15, 65, 70, 91— 94). 

Wenn das bairifhe Geſetz vom 28. Mai 1852 über Benugung des Waſſers Triebwerke 
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nebft Gebäuden, Gehöften und Gärten von der Zmangsenteignung audnimmt, jo wird zufolge 
des Geſetzes de eod., die Be= und Entwäflerungsunternehmungen betreffend, doc bei denjenigen 
beträchtlichen ſowol Ent= ald Bemwäfferungdunternehmungen, melde als Unternehmen für 
öffentlihe Zwecke erklärt worden, die Erpropriation von Triebmwerfen nad dem Beſchluſſe ver 
Majorität der betheiligten Grundeigenthümer für zuläfjig erklärt. 

Nach dem ſächſiſchen Gefeg vom 15. Aug. 1855 foll die durch Berichtigung von Wafler- 
läufen gebotene Aufhebung, Beeinträhtigung, Abänderung oder Verlegung von Waffer: 
nugungäberedhtigungen zwar einen Anfprud auf Entihädigung, aber fein Recht des Wider— 
ſpruchs begründen. 

Rückſichtsvoller Hingegen werden die Rechte der Triebwerfäbefiger in den Gefegen des 
Großherzogtbums Weimar vom 16. Febr. 1854 und des Großherzogthums Baden vom 
21. Febr. 1851 behandelt. Zufolge des erftern fteht venjelben ein Widerſpruchsrecht und Ent- 
Ihädigungsanfprud dann zu, wenn ihnen dad zum Betriebe in rehtöbegründetem Umfange 
notdiwendige Waller entzogen wird. Nach legterm findet eine Enteignung oder Minderung des 
Waflers, auch gegen volle Entſchädigung, nur infofern ftatt, ald der Befiger das Gewerbe mit 
möglicher Berbeflerung ded Werkes in gleichem Umfange fortbetreiben fann. 

Darin ſtimmen alle Gejeggebungen überein, daß den Fiſchereiberechtigten niemald ein Wi— 
derfpruchsrecht gegen eine Ent= oder Bewäflerungsanlage, ſondern nur ein Entſchädigungs— 
anſpruch zuſteht. 

Nicht alle aber ſprechen hingegen bezüglich der Entſchädigungen bei den Ent- oder Bewäſ— 
jerungen glei ausdrücklich, wie unter andern die preußiſche Gejeggebung, aus, daß dabei die 
Entſchädigung in allen Fällen einer Erpropriation oder Bejhränfung von Eigenthum oder 
Nutzungsrechten eine vollftändige jein müſſe, weldye mithin neben dem gemeinen aud den 
außerorventlihen Werth, neben dem unmittelbaren Schaden auch den entgangenen Gewinn 
umfaßt. 

Nach $. 45 des preußiſchen Gejeged vom 28. Febr. 1843 ſollen ſogar (bei Bemwäflerungs- 
anlagen) zu der vonden ernannten drei Taratoren ermittelten vollftändigen Entihädigung 
für die Ginräumung oder Ginfhränfung eined Rechts in der Entfheidung der Negierung noch 
25 Proc. des ermittelten Betrags zugeichlagen werben. 13) 

Wenn das neuefte preußiicheVorflutgefeg vom 14. Juni 1859 für die Rheinprovinz u. |. w. 
binfichtlih der Enteignung gewerblicher Anlagen bei Entwällerungen nur das zum Betriebe 
des Werks im bisherigen Umfange nöthige Waller erhalten miffen will, ohne, wie 3. 8. $$. 16 
und 17 des Gejeged vom 28. Febr. 1843 geſchieht, größerer oder anderweit beftimmter Waffer- 
nugungsredte aus jpeciellen Rectötiteln zu erwähnen, jo ift jene neuefte gefeglicye Beftimmung 
von der vielfahen Erfahrung ausgegangen, daß dergleihen jpecielle Rechtstitel auf ein be- 
flimmtes und höheres T-uantum des Waſſergebrauchs im preußiſchen Staatögebiet faum vor- 
gefommen und niemals nachweisbar geweſen find, es ſei denn, daß der Triebwerfäbejiger aus- 
ſchließlicher Eigenthümer des Fluſſes felbft war, daß jene Beftimmung ihm aljo, ven prafti- 
ſchen Verhältniſſen gemäß, einen vollftändig genügenden Schuß verleiht. 1%) 

Mit Rückſicht auf das, mas oben zu V. bemerft wurde, ſcheint es allerdings gerechtfertigt, 
bei ven Entwällferungdanlagen die Erpropiationsmarine bezüglich der Triebwerke weiter als 
bei Bewäſſerungseinrichtungen, gerechter aber, diefe Marime auch bei jenen nicht bis zur gänz: 
lihen Enteignung audzudehnen, und am angemeffenften,, dabei nicht über die Grenze hinaus— 
zugehen, welche unter anderm das neuefte (preußiiche) Gejeg vom 14. Juni 1859, gleich eini= 
gen andern deutſchen Gejegen , vorfchreibt, dagegen die Zuläſſigkeit von Exrpropiationen bei 
Meliorationdanlagen diefer Art den im orventlihen Wege ver Geſetzgebung zu erlaflenden 
Specialgefegen über einzelne umfaſſende Ent- oder Bewäſſerungen ganzer Gegenden und 
größerer Diftricte vorzubehalten. 

Ob und inwieweit ohne Benadtbeiligung der Triebwerfsbefiger nad) dem gegenwärtigen 
Stande der Wiffenihaft und Technik Borihriften über Abänderung des äußern Triebwerfs 


13) Ein venetianifcheo Geſetz von 1455 verordnete bei dergleichen Grpropriationen für Ent: ober 
Bewäflerungsanlagen den doppelten Werth; des abzutretenden Yandes, das mailändiihe von 1502 bis 
zum doppelten Werth, das von 1541 wie das franzöfifche von 1804 25 Proc. Zuſchlag, das ſardiniſche 
Geſetzbuch von 1837 ein Fünftel mehr. S. Roſcher, Nationalöfonomif des Aderbaus (1860), Bo. II, 
8.38, S. 105, Anmerf. 6. 

14) Bal. den Gommiffionsbericht des preußiichen Abgeordnetenhaufes vom 23. Febr. 1859 Drud: 
ſachen, Rr. 59, S. 16 fa. 
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(wie $. 37 des Geſetzes vom 28. Febr. 1843 geſchehen) gegeben werben können, laſſen wir 
auf fi beruben. ’ 

VIU. Das Verfahren in Ent: und Bewäfferungsfaden. Je nahdem ein 
Ent- oder Bemwäfferungdunternehmen die Vermittelung, Unterfuhung und Genehmigung 
einer Behörde vorausjegt oder eine Behörde von Amts wegen einzuwirfen hat, it von den 
Brovocanten oder auf Veranlaſſung der Behörde ein vollfländiger Blan über dad Unterneh— 
nen, beifen Ausdehnung auf andere Grundſtücke und Uferbejiger, ingleiden die beſtehen— 
den Triebwerke, mit Angabe der durd das Unternehmen zu erwartenden Vortheile und ver 
"zu leiftenden Entſchädigungen, aufzuftellen, worauf die Unterfuhung über die Zweckmäßig— 
Eeit und Vortheilbaftigfeit der Anlage unter Zuziehung von ökonomiſchen Sadverftändigen 
und Bautehnifern zu erfolgen hat, die Ausführungdmodalitäten zu beſtimmen, die Abſchätzung 
der Grundſtücke und Triebwerfe mit Bezug auf deren Enteignung oder Beihränfung zu bewir— 
fen, auch die Warferleitungsfervituten zu projectiren und eudlich die Vertheilung der Anlage: 
und Unterhaltungskoften je nah den Vortheilen oder Grundflähen zu veranlaffen, aud ein 
Statut oder Rece zu entwerfen und zu vollziehen find. 

Daß über die auf fpeciellen Rechtstiteln beruhenden Anſpruchs- und Widerſpruchsrechte wie 
über dad Maß und den Umfang diefer Nechte richterlih durch die Inftanzen zu entſcheiden fei, 
it in allen Gefeggebungen anerkannt und beflimmt, wogegen die Entfheidung über den Plan 
und über alle Detailbeftimmungen deifelben und feiner Ausführung, meiftentheild jelbjt über 
ven Entihädigungspunft, diefed zum Theil fogar in legter Inftanz, ingleichen über die Koften: 
vertheilung adminiftrativen Behörden zugewieſen ift. 1°) 

In den meiften deutſchen Geſetzgebungen ift der Inftanzenzug, abgeſehen von den vor den 
ordentlihen Nichter verwiefenen Nedtöftreitigfeiten über die Griftenz und ven Umfang Ipecieller 
Rechte auf Eigenthum und Benußung, dahin geordnet, dag von der untern Verwaltungsinftanz 
ein Recurs theild durch zwei, theild durd drei Inftanzen an die oberfte Aominiftrativbehörde 
eingelegt werden fann. Es bliebe aber überhaupt zu wünſchen, daß, wie in Preußen für die Re: 
gulirungs:, Ablöfungs = und Gemeinheitötheilungsfadhen befondere richterlihe Behörden ein: 
gejegt find, welche gleichzeitig aus Technifern beitehen, jo aud für die andern Gegenſtände der 
Gulturgefeggebung, bei denen, wie bei den Ent: und Bewäſſerungen, überall Rechte und In— 
tereffen der Brivatperjonen in Frage und Conflict fommen, an Stelle der adminiſtrativen Be- 
börden ähnlich eingerichtete NRichtercollegien träten, welche zugleich über den Plan, vie Aus: 
führungsmwvvalitäten und die Entſchädigungsanſprüche, wie über die damit verflochtenen, zwed: 
mäßig davon nicht zu trennenden Streitigfeiten über die Eriftenz und den Umfang von Eigen: 
thums⸗ und Nugungsrechten zu erfennen hätten, um mit Anwendung eines einfahern, in Ange: 
legenbeiten diejer Art allerdings auf die Officialmarime zu gründenden Proceßrechts den ganzen 
Berfahren einen feſten und geregelten Gang fowie diejenige Rechtsſicherheit zu gewähren, melde 
um fo nothwendiger ift, je öfter, je nad) der Ausdehnung des Geſchäfts, dabei Grpropriationen 
und Beichränfungen des Eigenthums von Grund: und Triebwerfäbejigern unvermeidlich find, 
wenn große Erfolge erzielt werden follen. Die Beſorgniſſe, beſonders dev Befiger von Trieb: 
werfen, welche vor und bei Erlaß der Geſetze über Ent= und Bewällerung überall zahlreich und 
mannichfach hervortraten und auch jegt noch fortvauern und welche namentlich der, frei es voll: 
ſtändigen Grpropriation, fei e8 Ummandelung und Veränderung ihrer Triebwerke gelten, wür: 
den in der richterlihen Organifation, unabhängigen Stellung und angemelfenen Zufanmen: 
fegung derjenigen Behörden, welche über jene fhwierigen Fragen zu enıfheiden haben, eher ein 
Gegengewidt finden. Immerhin ſcheint e8 mit der althergebradten deutſchen Verfaffung und 
behördlichen Kompetenz nicht vereinbar, daß bloße Polizei: und Vermwaltungsbehörden über 
Privatrechte und Privatinterejfen zu richten haben, gleichviel ob es fih um die Feititellung der 
beitebenden frühern zum Verfahren mitgebrachten Rechte und Intereffen oder um die der neuen, 
erſt aud der Gulturgejeggebung und ihrer Ausführung hervorgehenden Anſprüche handelt. 
(Bgl. hierüber den Art. Agrarverfaffung und Agrargefeggebung.) 

IX. Literatur. Außer den im vorftebenden Artikel bereitd genannten Werfen ift auf die 
Angabe der Schriften bei Xette und von Nönne, „Die Landedculturgefeggebung des preußischen 


15) In welcher Weife dies in Vorflutfachen, gleichwie über Bewäflerungsanlagen in einer bejon- 
ders bezüglich diefer letztern unzweckmäßigen Art in dem preußifchen VBorflutgefege und in dem Gefege 
uber Benugung der Privatflüfle vom 28. Febr. 1843 geicheben, ift in den mehrgedachten Werfen von 
Lette und von Rünne erörtert. J 
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Staates“, Bd. II, Abth. 2, S. 576 und 624, und eine noch vollftändigere bei R.Glaß, „Die 
waſſerrechtliche Geſetzgebung auf dem Standpunfte der Gegenwart‘ (Altenburg 1856), ©. 168 
fg., zu verweilen. Werner jind Hervorzuheben: Romagnoſi, „Vom Waſſerleitungsrecht“ 
(deutfh von Niebuhr, Halle 1840); Elvers, „Das Recht des Waſſerlaufs“ (Göttingen 1840), 
die nur gedachte Schrift von R. Glaß und die kurze foftematiihe Darftellung von Scheele, 
„Dad preußiſche Waſſerrecht“ (Lippſtadt 1860). W. A. Lette. 
Ephorat, Ephoren. Das Ephorat war eine eigenthümliche Öffentliche Behörde in den 
griehifhen Staatsverfaffungen, melde jedoch nur in dem lacedämoniſchen Staate bis in die 
ſpätere Zeit dauerte und einen großen politiichen Einfluß erhielt. Urfprünglih waren die 
Gphoren wahrſcheinlich Vorſteher derjenigen einzelnen Gemeinden oder Volksgenoſſenſchaften, 
deren Bereinigung die fouveräne Bolfögemeinde bildete. Sie hatten Aufſichts- und richterliche 
Rechte und bei der in Oriehenland fo engen Verbindung der Religion und öffentlichen Sitte 
nit dem Rechte auch eine Sittenaufſicht. Sie übten aber zugleich als Vorſteher der Abtheilungen 
der großen Volksgemeinde jehr natürlich und zumal fo lange dieje nicht felbft verfannmelt war, 
eine gewifle Bolfötribunengemwalt oder eine Vertretung des fouveränen Volkes und jeiner geſetzge— 
benden und Oberregierungdgemwalt aus. Es beſtanden auch die Ephoren höchſt wahrſcheinlich ſchon 
vor Lykurg in Lacedämon. Sie wurden in feiner Berfaffungseinrihtung nur beftätigt, riſſen 
aber erft jpäter factifch mehr und mehr Gewalt an jih, und zwar eine fo ſchrankenloſe, daß die 
Alten ſelbſt diefelbe der willfürlihen Gewalt der Tyrannis verglichen, 
ALS Vertreter und Wahrer der jouveränen Volksrechte und der höchſten Verfaſſungsprin— 
eipien nahmen die lacedämoniſchen fünf Ephoren einige Zeit nady Lykurg nicht mehr blos wie 
früher gemeinfhaftlid mit ven Königen und ald Stellvertreter derfelben in deren Abweſenheit 
Antheil an der öffentlihen Gewalt. Sie riffen jegt die höchſte Aufjichtögewalt über die ganze 
Staatövermwaltung und Verfaſſung an ſich. Sie bildeten allmählich im Frieden und im Kriege, 
in weldyem legtern einige von ihnen die Könige begleiteten, gegenüber und über allen andern 
Negierungsbehörden und Beamten, felbjt über die Könige eine fait gänzlich unbeſchränkte 
höhere Aufſichts-, Polizei-, Genjur=, Straf: und Negierungdgewalt. Ihre Gewalt war alfo 
viel ausgedehnter und vollends viel despotifcher und viel verderblicher, ald e8 jemals die nur zum 
heil ähnlihe Gewalt ver römifhen Volkstribunen und Genforen und die der venetianijchen 
Staatsinquifitoren war. Beionders verberblich wurde ihre Wirkſamkeit durch die fletd wach— 
jende Ausbildung der ariftofratifhen Oligarchie der ſpartaniſchen altbürgerlihen Geſchlechter 
und durch ihre Verbindung mit denjelben. Mit ihnen wirkten fie wie in einer liftigen verräthe- 
rischen Verſchwörung gegen die zum Schattenbild herabgemwürdigte Eöniglihe Gewalt und zu: 
glei gegen die Freiheit und die Rechtsanſprüche der zurücgefegten Bürger. Keine Mittel zum 
Despotismug fehlten ihnen. Mit ihrer allgemeinen, politiſchen, polizeilihen und jittenrichter= 
lihen Aufſichts- und Straigewalt konnten fie jeden Augenblid beliebig die Könige, alle Beam: 
ten und Bürger hemmen und verantwortlid) machen und jo jelbft über die Volksverſammlungen 
große Gewalt erlangen. Sie jelbft aber waren lediglich ihren Nachfolgern verantwortlid und 
diefe gewiß allermeift nicht geneigt, ihre eigene ufurpatorifche Gewalt durch jtrenge Handhabung 
diefer Berantwortlichfeit gegen ihre abgetretenen Vorgänger felbft einzuichränfen. Das Räthiel 
aber, daß zugleich mit den Königen ein freies Volk die Ausbildung eines ſolchen Despotismus 
in feiner Mitte dulden fonnte, löft fi zum Theil durch die gefährliche, zuerft verfihleierte ariſto— 
fratiihe Ginwirkung. Sie mochte ed aud) wol bewirken, daß die jährliche neue Wahl der fünf 
Gphoren, wie eö freilich hieß, aus dem Volke, im wejentlihen den ariftofratifhen Familien 
zugute fam. Jedenfalls alliirte jih bier der Beamtendespotismus der Ephoren mit dem der 
Ariftofraren. Vorzüglich aber ließ fi das font auf feine Gewalt eiferfüchtige, fie jelbft oft des— 
votiſch ausũbende Volk dadurch täufchen, daß ja die Ephoren angeblich als feine ermählten Ver: 
‚treter feine Rechte gegen die Könige und die übrigen Regierungsbehörven ausübten. So fonn= 
ten fie aus Wächtern der Verfaflung, des Volksrechts und der Volksmoral deren wahre Verder— 
ber werden. Das Ephorat dauerte übrigens im lacedämoniſchen Staate jo lange ald dieſer jelbft. 
Noch hundert Jahre nah Chriſtus wird es ausprüdlic erwähnt. !) 
In Beziehung auf die Anwendungen oder Nachahmungen, die man von der Gphoratdein- 
richtung in fpätern Zeiten entweder gemacht oder politisch vorgefchlagen hat, jondern wir zuerft 





1) Die beften Anfichten und die wichtigften Stellen über das griechiſche und insbefondere das ſparta⸗ 
nische Cphorat enthalten: Tittmann, Griechiſche Staatsverfaſſung, S. 104 und 547, und Wahsmuth 
Hellenifche Altertbumsfunde, Bd. 1. Abth. 1. S. 192 u. 222; Abth.2, S 212 u, 260. 
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von der eigenthümlichen ſittenrichterlichen und politiſchen Cphoratsgewalt die allgemeine riter: 
liche und polizeiliche Wirkjamfeit ab, welche zufällig mit dem ſpartaniſchen Ephorat verbunden 
war. Ueber diefe oder. über die zweckmäßige Vertheilung und Ausübung der Juftiz = und Po: 
lizeigewalt müffen die befondern Artikel über dieſe Gegenſtände handeln. 

In Beziehung auf befondere Ephoratseinrihtungen zur lberwahung der Sitten, wie man 
jie zuweilen für alle Bürger vorgefhlagen und für einzelne Stände und Beamtenflaffen, ind: 
befondere für Stubirende und Geiftliche auch Häufig wirklich eingeführt Hat, müſſen wir auf den 
Art. Eenfur ald Sittengericht und auf die Art. Geiftlihkeit, Staatsdienſt und Univer 
fitäten verweifen. Nur die große Gefahr wollen wir im allgemeinen berühren, welche jo leicht 
bejondere fittenrichterlihe und polizeiliche, namentlih auch dienftpolizeilihe Aufſichts- und 
Strafgewalten -— jobald fie jih überhaupt wirkſam erweiſen — nit nur für die Freiheit, fon: 
dern auch für die Sittlichkeit und für eine gute Öffentlihe Ordnung felbft begründen. Diele 
ihren Gefegen, Grundfägen und Grenzen nad unvermeidlidh ſtets unbeftimmten und allzu un: 
beihränften Gewalten müſſen, fobald fie nicht etwa — ähnlich wie neuerlich wieder bei den fran: 
zöſiſchen Advocaten und Notarien — durch die genoflenfhaftlihen Vereine ſelbſt oder doch unter 
ihrer ftetigen wirkfamen Gontrole ausgeübt werden, gefährlich und verberblidh werden. Das 
ſpartaniſche Ephorat und die venetianifhe Staatsinquiſition veranfhaulihen dieſe Gefahren. 
Die menſchliche Natur ift bei ven meiften Menſchen zu ſchwach, un fo lodenden Verſuchungen 
für die ſtärkſten menſchlichen Leidenſchaften auf die Länge hinlänglic zu widerſtehen. Nur zu 
oft und zu bald werten ſolche Gewalten die gefährlichiten Werkzeuge für despotiſche Unter: 
drüfung und für Verfolgungen dur die Leidenfhaften der Negierenden, der Minifter, der 
Factionen. Als Mittel des Chrgeizes, der Leidenſchaft und Gorruption verlieren fie dann natürs 
lid) vollends alle heilfame Wirkung für Öffentliche Sittlichfeit und Ordnung, werben verderblich 
für fie, für das öffentliche Vertrauen und den Frieden. Kaum flarf genug aber würde man die 
Verkehrtheit misbilligen fönnen, wenn auch heutzutage in dem am ſich nothwendigen 
und heilfamen Entwickelungskampfe unfers neuen deutichen Nechtözuftandes Berblendung ımd 
Gewiſſenloſigkeit ven ebenso undeutſchen als unſittlichen, für alle Theile gleich verderblichen Rath 
geben wollten, dieſe jittenrichterliche und polizeiliche Gewalt für politifche Parteizwecke und zur 
Unterdrüdung der Freiheit zu misbrauden, wenn jie durch willfürliche Ausübung derfelben 
gegen Mitglieder einzelner Stände des Volkes dieje ihren conjtitutionellen Ueberzeugungen un: 
treu und knechtiſch, ja zu geheimen Angebern ihrer eigenen Genoſſen zu machen ſuchten, wenn 
fie in dem Staats = und Kirchendienft wie in der Schule der Jugend, in jeder vertraulichen Ge— 
ſellſchaft wie in ver Poſtanſtalt für die vertrauliche Mittheilung die verrätheriſche Denunciation 
und Staatsinguifition einzuführen dächten. Verſchiedenheiten der Anſichten und offener, ehr: 
licher Kampf über die politſchen Formen und Parteien können aud zwiſchen Ehrenmännern 
ftattfinden. Aber fein Ehrenmann könnte die VBerahtung von Treu und Glauben, die Schän— 
dung deuticher Nationalehre, die Zerftörung aller movaliihen Grundlagen der Throne und der 
Bölfer, fowie der allein baltbaren Bande ihrer Vereinigung anders ald mit Schmerz und Ent: 
rüftung fehen. Insbeſondere bat die Erfahrung alle fogenannten Gonduitenberichte und Kiften 
als hoͤchſt verderblich nachgewieſen. Es ftreiter gänzlich gegen deutiche Offenheit und Rechtlich- 
feit, wenn Borfteber der Gollegien in geheimen Verichten, ohne daß der betreffende Beamte ge 
hört wird (ohne das audiatur et altera pars), aud nur das mindeſte Unangenehme über dieſel⸗ 
ben der höhern Gewalt vorzulegen haben. Der üble Einprud kann ſtets ſchaden. Bei Gerichten 
ift diefes völlige Untergrabung der richterlichen Unabhängigkeit. Ueberall wirkt ed gegen das 
Bertrauen, die Würde und wahre Tüchtigfeit des Beamten. 

Ein eigentliches politiiches Ephorat zum Schutz der Verfaſſungsrechte gegen Beamten = und 
Regierungswillkür, insbejondere auch gegen ven Misbrauch ver monarchiſchen Regierungd: 
gewalt hat in ven neuern Zeiten vorzüglich Fichte vorgefhlagen. Sein Naturrecht fuchte in der, 
ephoriſchen Auffihts: und Zwangsgewalt gegen die Negierung ven unentbehrlichen Schlußftein 
des reinen, von aller Moral loögeriffenen Zwangsrechtsſyſtems, welches er hierdurch ſowie au! 
andere Weife — nämlich durch Erfindung einer doppelten, einer moraliſchen und juriftifchen 
Vernunft — Feuerbach am folgerichtigften und bis zu jeinen- legten Endpunkten entwidelte, 
eben dadurch aber auch am beiten in jeiner Einfeitigfeit erkennen ließ. Diejes Rechts— und 
Staatsjyftem betrachtet nämlich die abfolute äußerliche Erzwingbarfeit als den eigentlichen und 
unentbehrlichen Gharafter, den äußern Zwang ald ven wejentlihen und genügenden Hebel und 
Beweggrund für die Erfüllung und Verwirklichung aller Rechtspflichten. Es blieb alfo dieſes 
Syſtem in feinem Hauptpunkte offenbar unvollendet, es blieb die ganze Regierung mit all ihrer 
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Thätigkeit außerhalb des Rechtskreiſes, ſolange nicht auch für fie zur Erzwingung all ihrer 
Rechtspflichten, zur Beftrafung ihrer Rechtsverletzungen jedesmal eine vollfommene äußere 
Zwangsgewalt ji wirffam erwies. Hierzu wollte nun Fichte das Ephorat. Aber er vergaß 
nur, daß nun das Ephorat feinerfeits außerhalb der allgemeinen abfoluten äußern Zwangs— 
gewalt jtand, derfelben keineswegs mit allen feinen für das ganze Geſellſchaftsverhältniß ent- 
ſcheidenden Thätigkeiten unterlag und num felbft, wie in Sparta, die wahre und meift eine 
despotiſche Regierung wurde. Hätte aber etwa eine folhe Zwangd= und Strafgewalt hinwie: 
derum gegen die Gphoren jedesmal die Volksgemeinde ausüben follen, fo wäre die Volksver— 
jammlung oder vielmehr die bloße Mehrheit in derjelben die außerhalb alles Rechts ſtehende 
wahre fouveräne und fiherlih ebenfalls oft despotiſche Regierungsgewalt geworden. Das 
Syſtem diejer einfeitigen, vein äußerlichen abfoluten Zwangsrechtsordnung dreht ſich in end: 
loſem Girfel, bleibt erwig ohne den wefentlihen Schlußſtein. 

Biel richtiger jegten freie eivilifirte Völker in ihren Verfaffungen und Geſetzgebungen den 
weſentlichen Charakter des Rechts darein, daß ed ald ein urjprünglich ſittliches, aber von allen 
Bereindgliedern äußerlich anerkanntes und durch; ihren Verein gewolltes gemeinfchaftliches Frie- 
dendgrundgejeg fei. Sie fahen zwar ein, daß, als Folge aus diefer Natur des Rechts, auch im 
allgemeinen eine rechtliche Möglichkeit ded äußern Zwangs entfteht. Aber fie erflärten dennoch 
ſelbſt diefe rechtliche Möglichfeit keineswegs zum erften und weſentlichſten Charakter des Rechts 
und bielten noch weniger die factifche oder politifche Ausführbarkeit des abfoluten äußern 
Zwangs für den einzigen Hebel, ald genügend und als gänzlich unentbehrlich für jede Rechts— 
pflicht. Sie erftrebten die möglichfte Erfüllung der Gefege nicht durch gefährliche politifche Epho— 
rate, jondern durch eine würdige und freie Gefellihaftsordnung, durch eine fo viel möglich 
allgemeine Öffentlide Anerkennung, eivlihe Angelobung und allgemeine Erfennbarfeit des 
Rechts, durch die Motive der Religion und Sittlichkeit, ver Ehre und Verſtändigkeit, durch 
lebendigen Gemeingeift und kräftige öffentliche Meinung, ſodann durch eine gewifle Sonderung 
und ein gewiſſes Gleichgewicht der Gemwalten, fowie durch gerichtlihe VBerantwortlichfeit der 
Bürger, der Beamten und Minifter zu bewirken. Und je vollftändiger die Berfaflung eines 
Volkes dieſe Aufgabe löft, um fo mehr müflen wir diefe feine Verfaflung und feinen MNedtözu: 
ftand als der höchſten menſchlichen Vollkommenheit ſich nähernd preifen, um fo weniger wirn es 
ih audy nad} befondern politiſchen Ephoren jehnen, Als den unmittelbarften Erfaß eines Epho— 
rats für die Negierung fann man die Berantwortlichfeit der Minifter (f. d.), als ven all: 
gemeinften für alle verfaffungsimäßigen Gewalten und politifchen Bertrebungen die allgemeine 
freie öffentlihe Meinung und ihr gewidtigftes Organ, die Prefheit, betrachten. (S. Eenfur. ) 
Beide jind ungleidy großartigere heilſame politifche Inftitutionen als die alten Ephorate, Gen- 
jurgerichte oder auch als platonische Philoſopheme. Melder, 

Epidemie, ſ. Anſteckende Krankheiten. 

Epiftopat, Epiſtopalſyſtem, ſ. Kirdenverfaffung. 

Erbfolge, ſ. Erbrecht und Gucceffion oder Thronfolge. 

Erbleihe, Erbpacht, Meierreht. Bereits in den Art. Abmeierung, Aderbau, Agrar: 
verfaffung und Agrargeieggebung, Bauerngut und bauerliche Laften ift ded aus dem 
Mittelalrer mit feinen Zuftänden hervorgewachſenen Inftituts der Erbleihe (im weiteften Sinne 
genommen) gedacht worden. Mit Rückſicht darauf ift daffelbe noch im ganzen und nad feinen 
verſchiedenen Seiten hin ind Auge zu fallen. = 

Mit der Emphyteuſe der Römer hat die Erbleihe, deren Urfprung jo weit zurüdliegt, das 
fie biß zu den erften Keimen der Entwidelung kaum noch verfolgt werden kann, einige Familien— 
ähnlichkeit; indeſſen unterſcheidet fie fi dody von ver Emphyteufe durch charakteriftiiche Merk⸗ 
male. So hat dieje ihre Quelle im Vertrag, in dem legten Willen, in ber Berjährung; die 
Erbleihe erwähnt aus briefliher Verleihung. Erftere ift Beftandtheil des Nachlaſſes und geht 
auf jeden Erben über, während legtere in den Kreis der Familie des Erbleihträgers gebannt 
iſt. Auch ftanden wenigitens früher dem Erbleibherrn gewiſſe politifhe Rechte zu. 

Die Erbleihe erwuchs, wie ſchon der RName andeutet, aus dem Zeitpachtverhältnifle. Das ge= 
genjeitige Intereife führte zu der Gewohnheit, das Gut au dem Leibeserben des Pachters zu 
überlaffen, den der Gigenthümer zu feſſeln fuchte, und jo führte das Intereffe, wie jo oft, nach 
und’nad; zu einem bauernden Rechtsverband.) 

1) Dal. z. B. Wippermann , Das Recht der Meierämter. Eine deutichredhtliche Unterfuchung (Göt⸗ 


tingen 1859), $. 6, ©. 44— 57. Mprioriftifch: Rotteck, Lehrbuch des Bernunftrechts und der Staate: 
ziffenfchaften (Stuttaart 1820), I, 177 m. 178. 
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Die Erbleihe hat, in buntefter-und vielfachſter Geſtaltung erſcheinend, zwei beſonders her⸗ 
vortretende Formen, die Erbpacht und das Meierrecht. 

Die Erbpacht hat ihre Quelle in einem ſchriftlichen Vertrage des Gutsherrn mit dem Erb: 
pächter (Golonen) und erwirbt die @igenihaft eines dinglichen Rechts durch die Cintragung in 
das Grundbuch. Der Erbpachter ift befugt, das Gut für fi Fruchtbringend zu machen, in feinem 
Intereffe, aud) unter Abweihung von der bisherigen Bebauungsart, zu bewirtbichaften. Da: 
für ifter verbunden, auf eigene Koften das Gut, mit Einfluß der Wohn- und Wirthihafts: 
gebäude, in Bau und Bellerung zu erhalten, die Zaften deffelben zu tragen, ven bedungenen 
Zind (Kanon) mit Vorbehalt ded Rechts, bei ſchweren Unglüdsfällen, welde ven Ertrag erheb: 
lich fhmälern, eine Ermäßung deffelben in Anfprud zu nehmen, zu entrichten. Zur Verpfän: 
dung des Gutes ift der Erbpachter nur mit Zuftimmung des Gutöheren befugt, welcher indeſſen 
einzuwilligen hat, wenn es fih um einen außerorbentlihen Aufwand zum Beften des Gutes 
handelt, der nur durd ein mit Verpfändung deſſelben verbundenes und dadurch zu ſicherndes 
Anlehen aufgebradt werden kann. Auch zur®Beräußerung des Butes iſt der Erbpachter nur mit 
Zuflimmung ded Gutsherrn, dem alle feine Nechte vorbehalten bleiben, befugt. Dem Gläu— 
biger des Erbpachters ift deſſen eigenes (Nlodial=) Vermögen verhaftet, und fann er darand 
nicht befriedigt werden, fo fann er deffen Nechte an dem Gute zum Erecutiondobject machen, ſodaß 
der Erwerber derjelben an feine Stelle tritt. Das Verhältniß erlifcht, wenn der Zins mehrere 
Jahre lang nicht entrichtet wird ober der Erbpachter feine Leibeserben hinterläßt. Daß es oft 
zu Beinpjeligfeiten zwiſchen ihm und dem Gutsberrn führte, die in rohe Gewalt ausarteten, 
lehrt die Geſchichte. Ein Beifpiel zeigt die Mittheilung A. Kaufmann's im Jahrgang 1857 der 
„Zeitichrift für deutſche Gulturgefhichte”‘, S. 659 — 663: „Zum Rechtsleben des 15. Jahr: 
hundertd. Die Söhne ded wegen Nidterfüllung feiner Verbindlichkeiten bezüglich ber 
Entrihtung des Zinfes und ver Erhaltung des Hofs in baulichem Zuftande entjegten Erbpach— 
ters eines Klofters (Kartauſe Grünau) befehdeten vaflelbe, wurden gefangen und nicht eher frei: 
gelaffen, als biß fie Urphede geihmworen hatten. 

Gine befonders ſcharfe Ausprägung hat die Erbleihe in dem aus dem Mittelalter hervor: 
gewachſenen Inftitut des Meierrechts erhalten, deſſen eigentliche Heimat, neben Niederſachſen, 
dad fo viele Eigenthümlichkeiten zeigende Land Weftfalen (die rothe Erde) if. Im Mittel: 
alter pflegten die Meier eigene oder doch hofhörige Leute zu fein. Das Gut ift ein gefchloflened, 
untheilbares und wird verliehen durch den Meierbrief, welher ven Nachfolger des Meierd mit 
beruft. Fällt nach dem Ausfterben der Familie veffelben oder pur Abmeierung das Gut ?) dem 
Gutsherrn anheim, jo ift diefer doch nicht befugt ‚ed an ſich zu ziehen, er muß e8 einem andern 
Meier zuwenden und zwar (eine Beihränfung, melde dem Inftitut der Erbpacht fremd if) 
unter feiner größern Belaftung, ald dad Herfommen geftattet. Das öffentliche Intereffe berubt 
nämlich in ver Erhaltung eines kräftigen Meierftandes. 3) Vgl. Gefenius, „Das Meierrecht“ 
(2 Bde., Wolfenbüttel 1801—3); Sommer, „Handbuch über die ältern und neuern bäuer: 
lichen Rechtsverhältniſſe in den preußiichen Provinzen in Rheinland: Weftfalen‘‘ (Hamm 1830); 
Derfelbe, „Daritellung ver Nechtöverhältnifle ver Bauergüter im Herzogtfum Weitfalen nad 
ältern und neuern Gefegen und Rechten” (Hamm 1823); ganz beſonders aber Pfeiffer, „Das 
deutfche Meierreht nad; feiner rechtlichen Begründung und dermaligen Oeftaltung. Mit vielfäl: 
tigen Belegen aus der Praxis der oberften Gerichtshöfe“ (Kaifel 1848), und Pie daſelbſt $. 3, 
&. 19—33 aufgeführte Literatur. 

Moderne Gefeggebungen haben ſich bemüht, das Inftitut der Erbleihe durch gefchriebened 
Recht zu geitalten. Während das Vreußiſche Landrecht in Tit. 18 des erften Theils vom ge: 
theilten Gigenthum und zwar im zweiten Abſchnitt von „Erbzindgütern‘ handelt, beichäftigt ed 
ih in Tit. 21 mit dem „Rechte zum Gebraude oder Nugung fremden Eigenthums“, umd 
zwar im zweiten Abſchnitte mit der „Erbpadt”. Gegenüber dem Erbzindmanne, dem dad volle, 
nur mit einem Zins belaftete Gigenthum zufteht, ift dem Erbpachter nur das vollſtändige 
Nutzungsrecht gegen einen damit Im Verhältniffe ſtehenden Zins überlaffen. Durch neuere Gr: 
jege der Jahre 1811, 1821 und 1833 wurde demſelben geftattet, unter Umſtänden ben Zind 
abzulöfen. +) Das öſterreichiſche Civilgeſetzbuch beſchäftigt ſich in feinem 25. Hauptftücd mit 

2) Möfer, Batriotifche Phantafien (Berlin 1776), Bd. U, Nr. XXI und Nr. XXX. 
i 206) —— zeigt Runde in feiner Schrift: Patriotiſche Phantaſien eines Juriſten (Oldenburg 


oe) —— Lehrbuch des preußiſchen Civilrechts (zweite Ausgabe, Leipzig 1846), I, 318—32l, 
—sll. 
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der Erbpacht, dem „Vertrage, woburd jemandem dad Nutzeigenthum eined Gutes erblid unter 
der Bedingung überlaflen wird, daß er die jährlihen Nutzungen mit einer jährlichen, im Ber: 
bältnifle zu dem Ertrage beſtimmten Abgabe in Geld, in Früchten oder aud in verhältniß— 
mäßigen Dienjten vergelten ſoll“, ſowie mit den Erbzindvertrag, vermöge deſſen nur „eine ge: 
ringe Abgabe zur Anerfennung des Grundeigenthums“ zu entrichten ift. 5) 

Auch das badiſche Landrecht Handelt (in den Zujägen zu dem von ihm aboptirten franzö- 
ſiſchen Givilgejegbudh) von „Erbleihen oder Erbbeftänden‘, dem Bertrage, wodurch „jemand einem 
andern den Bejig und Genuß eined Gutes gegen einen jährlihen Zins für ih und feine 
Grben übergibt‘. ©) ’ 

Die Literatur der Staatöwiflenihaften zeigt einen Streit darüber, ob es gerathen fei, die 
Domänen in Erbpacht zu geben. Die Mehrheit der Stinnmen — Jakob, Behr, Malchus u. ſ. w. 
— neigt ich zu diejer Operation hin 7), während einzelne Stimmen der Zeitpacht auf längere Zeit 
das Wort reden. Dafür votirt namentlih Rotteck (‚‚Xehrbudh des Vernunftrechts und der Staats: 
wiſſenſchaften““, IV, 255, 256), indem er davon ausgeht, daß die Erbverpflihtuugen und die 
Obereigenthumsvorbehalte die beſondere Bunft der Gejeggebung nicht verdienten und ein dies— 
falls für die Domäne zu ftatuirendes Privileg (wenn nämlich einmal ſolche VBerhältniffe für die 
Brivaten abgejhafft wären) nicht zu billigen jein würbe. 

In einem deutjchen Staate, welher in der Entfeilelung ded Orundeigenthums voranſchritt, 
im Großherzogthum Heflen, Eonnte ſchon lange vor dem Jahre 1848 dann, wenn der Fiscus 
Grbleibherr war, der Grbleihträger die Leihe (mit Einſchluß der Landjiedelleihe) ablöfen, wenn 
wenigftend zwei Nachrolgeberedhtigte vorhanden waren und dad Verhältniß ſich nicht auf be: 
Rımmte Generationen beihränfte. %) Diefe Einräumung trug zur Belebung des Wunſches bei, 
daß diefe Möglichkeit der Alovification auf die übrigen Erbleihen audgedehnt werde, Die Ent— 
widelungen und Anregungen im Jahre 1848 beförderten die Befriedigung dieſes Wunſches, 
dem ſchon auf mehreren Landtagen (1833, 1834) Rechnung getragen wurde. Die Staatäregie- 
tung legte am 27. Mai d. I. den Ständen den Entwurf eines Geſetzes, die Alvdification der 
Grbleihen und Landjievelgüter betreffend, vor, indem fie in den venfelben begleitenden Motiven 
bervorhob: „Daß der Zuftand getheilten Eigentums, wie er bei Erb= und Landjiedelleihen 
Rattfindet, wo dem Beſitzer des Gutes manche wefentlihe Eigenthumsrechte fehlen, die ſich in der 
Hand des jogenannten Obereigenthümerd befinden, ein Hinderniß für den Wohlftand ift, daß 
er dem Bejiger zum eigenen Nachtbeil und zum Nachtheil des Ganzen die Hände bindet und doch 
dem Obereigenthümer feinen Vortheil bringt, died jind Wahrheiten, die ich ſchon längſt Aner— 
kennung verihaftt haben. War demnach die Bejeitigung diejer Nechtöinftitute längft räthlich, 
jo ericheint fie gegenwärtig ald eine dringende Forderung der Zeit. Denn die Erfahrung hat 
zur Genüge gezeigt, daß alle unauflöslihen Verhältniſſe diefer Art, welche die Beiger gewiſſer 
Öüter zu gewiffen Abgaben an andere verpflichten umd fie in der Verfügung über diefelben be= 
ihränfen, von den Bejigern als drüdende Laften eınpfunden und mit Wiverwillen ertragen 
werden. Es iſt ein natürliches Streben des Beſitzers, ih in jeinem Bejig zu confolidiren und 
zur möglichit freien Verfügung über denfelben zu gelangen ; die Erinnerung an den Urjprung 
ſeines beihränften Rechts geht gar bald verloren und tritt bei ihm gegen die Anfprüde, die er 
aus einen lange fortgejegten Bejig herleiten zu können glaubt, in ven Hintergrund. Dies ift 
die Erfahrung nicht blo8 der Gegenwart, fondern aller Zeiten. Wenn daher aud die Erb = und 
Yandjievelbeftände unzweifelhaft auf privatrechtlichen Gontractöverhältuiflen beruhen, jo fann 
ich doch die Geſetzgebung berechtigt und berufen finden, in dieſes Verhältniß einzugreifen und 
die Möglichkeit zu jhaffen, daffelbe auch gegen den Willen des einen Theils aufzulöfen, wenn 
dieſes ohne. Beeinträchtigung ded unwillfährigen Theils möglich iſt.“ Aus dem mit jo motivir: 
ten Entwurf ging das Geſetz vom 6. Auguſt 1848 9) hervor, dictirt von der Abjicht, „Die von der 


5) Zeiler, Gommentar (1813), Ill, 454 fg. 

6) Das badische Landrecht nebit Handelsgefegen (Karlsruhe 1840), ©. 424 — 426; Thilo, Das 
tranzöfifche Givilgefegbuch und Handelsrecht. Für das Sroßherzogthum Baden bearbeitet (Karlsruhe 
1839), II, 582 — 584. 

7) Auch Rüder in feinem Beitrage zum dritten Bande des Archivs für politifche Ofonomie und Poli: 
sciwiffenichaft, herausgegeben von Rau (Heidelberg 1838), S. 208—217. 

8) Goldmann, Die Gefegaebung des Großherzogthums Heſſen in Beziehung auf Befreiung des 
Örundeigenthums und der Perfon von alten drückenden Beichränfungen und Laſten (Darmſtadt 1831), 
1,192— 198; IT (1841), 25. Bezüglich Würtembergs vgl, Mohl, Das Staateredht des Königreichs 
Bürtemberg , II, 582. PR . 

9) Zeittrift für die landwirthichaftlichen Vereine des Großh. Heflen, Jahrg. 1848, S. 412— 418. 
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Gejeggebung des Großherzogthums jchon feit einer langen Reihe von Jahren angeftrebte Be: 
freiung ded Grundeigentbums von allen darauf ruhenden Laften und Beichränfungen auf die 
GErbleihen und Kandjiedelleiben auszudehnen und die Betheiligten mit gleicher Berückſichtigung 
der beiderfeitigen Rechte auseinander zu jegen’. Nach diefem inzwifchen in ausgedehnter Weile 
angerufenen und zur Anwendung gebrachten Gejege fann der Leihträger die Alodification an— 
ſprechen, ausgenommen, wenn außer den Bejiger oder den zuſammen beliehenen Eheleuten nid 
noch wenigftend zwei Nahfolgeberechtigte vorhanden jind, oder das Xeihverhältniß auf eine 
firirte Anzahl von Generationen beihränft ift. Auch findet das Gefeg feine Anwendung auf 
Leihen, mit welchen moraliide Perfonen (Gemeinden, Stiftungen u. |. w.) beliehen find, ſowie 
auf Grundbeiigungen, welche zwar die Benennung Lehen, Erbpacht- oder Erbzinsgüter führen, 
welde aber von den Beiigern unbeſchränkt vererbt werden, indem ſolche Güter ald folde be: 
tradhter und behandelt werden ſollen, melde mit ftändigen oder unftändigen Grundrenten be: 
faftet ind, deren Ablöfung dem Ablöjungsgejfege vom Jahre 1836 unterliegt. Ausführlid 
handelt das Gejeg von den Venvandelungsnormen und dem Verwandelungsverfahren. Jenes 
Abloͤſungsgeſetz mit feiner Staatöhülfe dient wefentlich zur Erleichterung der Operation. 

In ähnlicher Weite ſchritt die Gefeggebung in andern deutfhen Staaten vor, z. B. in 
Großherzogthum Baden dur dad Gejeg von 21. April 1849 wegen Ablöfung der Erb- und 
Scupflehen, welche nad Art.1 L„auf Verlangen des Inhabers (Beſtänders) oder des Lehnsherrn 
in freies Gigentbum umgewandelt” werden fönnen ; im Großherzogtum Oldenburg durch ein 
Geje vom 11. Febr. 1851, welches auch dem Grbpadter dad volle Eigenthum des Gutes im 
Wege der Ablöfung zumendete ; im Fürſtenthum Walde durch ein Gejeg vom 20. Nov. 1848. 
welches ebenfalls die Verwandelung der Erbpacht-, Erbmeier- und Erbleihgüter geftattete. 

Im Königreihe Sachſen war ſchon ein Gefeg vom 17. März 1832 über Ablöfungen und 
Gemeinheitstheilungen infoweit vorangegangen, als es in $. 77 verfügte: dem Erbpadter folle 
es freiftehen, das Erbpachtgrundſtück gegen Erhöhung des davon zu entrichtenden jährlichen 
Kanons um den zwanzigiten Theil oder um 5 Proc. frei zu machen und in Eigenthum zu ver- 
wandeln; jedoch jolle diefer Kanon in ver Regel unablöslich fein und ald Grundzind auf dem 
Grunpftüde haften, das jo die Eigenſchaft eines gewöhnlichen Zinsgutes annehme. Auch ver: 
bot das Geſetz die Abſchließung fernerer Erbpadtcontracte ($. 78). Dann folgten Beftimmun- 
gen wegen Ablöfung der auf Erbpachtgrundſtücken haftenden Dienfte, Verwendung des Ab— 
löfungsfapitals u. ſ. w. 1") 

Bezüglih Preußens vgl. den Art. Agrieulturverfaffung und Agrieulturgefeggebung. 

Als ſich die Deutiche conftituirende Nationalverfammlung mit den Grundredten und ins- 
bejondere mit der Frage der Alodification der Lehen befchäftigte, fanı ein Amendement zur 
Sprade, wonad auch ausgeſprochen werden jollte, daß überhaupt die Iheilung des Eigen: 
thums in ein Ober: und Nugungseigenthum unjtatthaft fei. Indeſſen wurde diefer Antrag, 
der nur eine Minderheit fand, abgelehnt. 12) 

Statiftifhe Mittheilungen geftatten Ginblide in den Ertrag der ald Domänen erjcheinen: 
ven Erbleihgüter. Nah dem Voranſchlage ver Staatkeinnahmen der preufiihen Domänenver- 
waltung für das Jahr 1854 betrug der Kanon für ehemalige, reſp. noch verbliebene Erbpacht⸗ 
grundſtücke 598,927 Thaler. 1?) Zu ven Domänen im Großherzogthum Mecklenburg-Schwe— 
rin gehören 104 Erbpachthöfe, welche jährlih 222,865 Thaler ertragen. 13) liber dad König- 
veih Hannover vgl. Lehzen, „Hannovers Staarshaushalt” (Hannover 1853), S. 52—54. 

Im allgemeinen ift noch zu verweifen aufRau, „Lehrbuch der politiſchen Okonomie“ (vierte 
Auflage, Heivelberg 1854), BP. II, $. 47, ©. 83. Ph. Bopp. 

Erblichkeit. Im engem und gewöhnlichen Sinn erſtreckt ſich die Erblichkeit nur auf ſäch 
lies Vermögen und ift die rechtliche Eigenſchaft, nad welder jih für den Todesfall des bie: 
berigen Inhabers von Sachen die Übertragung derjelben an andere Perjonen bemißt. Der 
Sprachgebrauch des Volkes hat indeſſen diejen Begriff zugleich auf dielibertragung von perfön- 
lichem Vermögen auf dem Wege der Geſchlechtsfortpflanzung ausgedehnt. So ſpricht manvon erb- 
lichen Tugenden, Fähigkeiten und Mängeln, alſo von dem übergange eines poſitiven und negativen 


10) Müller, a für die neuefte Geſetzgebung aller deutfchen Staaten (Mainz 1832), Bd. I, wır 
diefes Geſetz S. 168— 295 abgedrudt ift, während S. 296 — 326 Fritifche Bemerkungen darüber von 
Rüder folgen. 

11) Etenographiiige Berichte, VI, 4298, 

12) von Reden, Allgemeine vergleichende Finanzfatiftif, Bd. I (Darmfladt 1856), Abth. 2, ©. 174. 

13) Reden, a.a. D., Bb. 1 (1851), Abth. 2, S. 1101 u. 1102. 
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perfönlicen Vermögens, ganz analog mit der Übertragung eines pofitiven und negativen ſäch— 
lihen Vermögens für den Fall des Todes. Hauptſächlich ift davon allerdings nur im fhlimmern 
Sinne die Rede, wie z. B. in dem Sprichwort unſers deutſchen Volkes: „Der Apfel fällt nicht weit 
vom Stamme.“ Allein es ift dies keineswegs ausichliegend ver Fall, und immer liegt jener Aus— 
Dehnung des Begriffs der Erblichfeit eine tiefe Bedeutung zu Grunde. In der That läßt ſich die 
Idee der Erblichkeit in ihrem vollftändigen Sinne und in ihrer ganzen gejdichtlihen Ent: 
widelung nur dann begreifen, wenn man den Zufammenhang und die beftändige Wechſelwir— 
fung zwiſchen perjönlihem und jählihem Vermögen unter dem Einfluffe wechjelnder Umftände 
und Verhältniffe nicht aus den Augen verliert. 

Es ift eine Eigenſchaft des perſönlichen Vermögens, daß ein Aufgeben jeines Beſitzes zum 
Lortbeil anderer Perfonen und feine Übertragung der Subitanz nah als unmöglich erfcheint. 
Mit der Berjönlichkeit felbft untrennbar verbunden, beſtimmt jich feine Größe und fein Werth 
nad der Wirkſamkeit ver Kräfte, die ed in fich ſchließt. Inſofern nun insbejondere die Fähig— 
feit, die Handlungen anderer zu leiten, aljo eine gewiſſe Herrſchaft auszuüben, durch die mit der 
Geburt zufammenhängende Erziehung und Gewohnheit auf den einen vor den andern ſich fort: 
pflanzt, infofern läßt ji von einer natürlich rechtlichen Erblichfeit der Amter reden. Wie z. B. 
an die Kamiliengewalt des Vaters über ven Sohn ganz natürlich die des Sohnes über den Enkel 
ih anſchließt, jo muß und auch die Herrſchaft, welche bei nomadiſchen Bölfern von den Stamm= 
ülteften über ganze Berzweigungen von Kamilien ausgeübt wird, ald naturgemäß erſcheinen, 
weil hier die Fähigkeit ver Leitung weſentlich auf der Überlieferung einfacher Erfahrungen vom 
Vater auf den Sohn beruht. Und jo finden wir jelbft bei grögern Nationen, bei welchen ſchon 
sielfachere Theilung der Amter und Beihäftigungen ftattfindet, mo aber Die hierzu erforderliche 
Kenntniß und Geihidlichfeit nur gemohnheitsmäßig ſich fortpflangen, eine Erblichkeit diefer 
Amter und Beihäftigungen und ſelbſt eine Scheidung in erblihe Kaſten, jobald die factiiche 
Regel zum allgemeinen Gejege gemacht wird. In dem Maße aber, ald ein freierer geiftiger Ber: 
fehr Raum gewinnt und hiernad) eine mannichfaltigere Entwidelung nad Verſchiedenheit der 
individuellen Fähigkeiten ftatthat, muß die gejegliche Erblichkeit ver Amter und Beihäftigungen 
mehr und mehr ald ein Unrecht empfunden werden, ganz nad) demſelben naturgemäß jich geltend 
machenden Grundfage, daß im Intereffe der Gefammtheit und der Einzelnen jedem bejondern 
verfönlichen Vermögen eine entiprehende Sphäre feiner Wirkfamfeit gebühre. Died war in 
Guropa der Fall, wo endlich — mit Ausnahme der erblichen Pairswürde in mehreren monar— 
chiſchen Staaten und der des Monarchen felbft — nebſt vielen andern Reiten des Feudalweſens 
die Erblichkeit der Amter durch den fortſchreitenden Proceß der geiſtigen Entwickelung aus dem 
poſitiven Staatsrecht verſchwunden ift. 1) 

Von den rechtlichen Verhältniſſen, die zu verſchiedenen Zeiten bei verſchiedenen Völkern in 
weſentlich gleichartiger Weiſe zum Vorſchein kamen, dürfen wir vorausſetzen, daß ſie nicht das 
Erzeugniß der Laune von Einzelnen waren, ſondern die geſetzliche Anerkennung eines im Ver: 
laufe des Bölferlebens natürlich hervortretenden Zuftandes. Dies beftätigt ji durch die nähere 
Betrachtung des Entſtehens und Verſchwindens der Erblichfeit der Amter, wie verwerflidy fie 
auch von unjerm jegigen Standpunfte der Gultur aus erfcheinen mag. Ein AÄhnliches gilt von 
der Erblichkeit des Brivatvermögens und von den wefentlihen Veränderungen, welchen dieſelbe 
im Wechfel ver Zuftände unterworfen war. Seit Montesquieu's Behauptung, daß das Natur: 
recht die Väter verpflichte, ihre Kinder zu ernähren, nicht aber, fie zu Erben einzufegen, wollte 





1) Die in den europäifchen Feudalſtaaten gewöhnliche Erblicyfeit der Amter war eine Folge davon, 
das der Befig von Land und Leuten als ein Theil des Privatvermögeng betrachtet wurde. So beitanden 
früher in Branfreich die Amter aus einfachen widerruflichen oder auf Jahresfriſt erteilten Aufträgen 
von feiten der Könige, als der Obereigenthümer bes Landes. Zur beſſern Benugung diefes behaupteten 
Eigenthums wollte man fpäter die Vortheile, welche die — ———— Aufträge den Bevollmächtigten 
gewährte, nicht mehr unentgeltlich hingeben, und fo entftand die Verkäuflichfeit der Ämter. Da aber 
hiernach die Beamten einen Theil ihres Privatvermögens für den Erwerb ihrer Amter hingaben, wur: 
den dieſe jelbit als in ihr Privatvermögen übergegangen angefehen und der Erblichfeit unterworfen. Doch 
wurden zuerft nur Anwartfchaften an beftimmte Berfonen ertheilt. Sodann wurden durch Gdicte von 
1568, 1574, 1576 und 1580 allgemeine Anwartfchaften gegeben, und endlich, durch eine Grflärung vom 
12. Dec, 1604, wurde überhaupt die Grblichfeit der Beamtenftellen im Gerichts: und Finanzweſen ans 
erfannt. Dajür mußten die Beamten im Anfange jedes Jahres den fechzigiten Theil ihres Amtsein- 
fommens bezahlen. Diefe Gebühr hieß droit annuel oder paulette, nad dem Namen ihres Urhebers 
Paulet. Später etſchienen noch mehrere Gefege und Ordonnanzen zur Einführung oder Aufhebung der 
Grblichfeit verfchiedener Amter. 
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man zwar vielfach die Erblichkeit des Vermögens ald etwas rein MWillfürliches betrachten, das 
einzig und allein nad zufälligen Rückſichten der Zweckmäßigkeit bemeffen worden jei; aber 
ſchon die allfeitige Übereinftimmung in den hauptfächlichſten Momenten der Entwidelung bes 
Erbrechts (ſ. d.) weift dafür auf einen allgemein menſchlichen Naturgrund hin, veflen Beben: 
tung und Umfang näher ind Auge zu fallen ift. 

Das allgemeinfte perſönlich dingliche Recht ift das der Perſonenwelt auf die Sahenmelt. 
Auf diefen umfaffenden Grund flüßt ſich das befondere Recht ver Nationen auf das Yand, das 
fie bewohnen, auf alle Erzengniffe deffelben und auf diejenigen fremder Ränder, wenn fie dieſe 
im Austauſch ihrer Producte oder durd eine andere Art probuctiver Thätigfeit, die nicht die 
Rechte eines andern Volkes verlegt, ennvorben haben. Das höhere Recht ver Gefammtbeit im Ber: 
hältniffe zu den @inzelnen würde ein Unrecht feln, wenn ber Staat nichts anderes als eine bloße 
Schutzanſtalt für Privatredhte wäre, und wenn jenes höhere Recht nicht vielmehr felbft als vie 
Duelle betrachtet werben müßte, aus welcher alle Privatrechte fliegen oder doch Richtung und 
Map erhalten. In befonderer Anwendung auf die Erblichkeit des Brivatvermögend müffen wir 
hiernach den Grundſatz ausfprechen, daß jedes Bolf, unter einer und derfelben Staatäform , ein 
organifch verbundenes Ganzes ift; daß die Gefamnitheit mittelbar durch ihre einzelnen Glieder 
produeirt und erwirbt; daß alfo aud bei dem Abfterben eines einzelnen Gliedes der Übergang 
des mit ihm verbunden gewefenen fählihen Vermögens nah Nüdfichten des höhern Nechts und 
des höhern Interefjes der Geſammtheit ſich bemißt. Nach der andern Anficht dagegen, melde den 
Staat ald bloße Schutzanſtalt für Privatrechte betrachtet, müßte man folgerichtig ein unbeding- 
tes Verfügungsrecht ver Ginzelnen über ihr Brivatvermögen zulaffen, alfo auch ein ganz unbe: 
ſchränktes teſtamentariſches und vertragsmäßiges Erbrecht. Ein folches ift praftifch nirgends an= 
erfannt worden, und überall begegnen wir einer Menge von Beihränfungen in ven Beſtim— 
mungen über Prlichttheile der Kinder, in Erbihaftsfteuern, in der Gontrole des Staates über 
alle Vermächtniffe an die fogenannte todte Hand u. |. w. Namentlich hat ſich der Staat durch 
die Einführung von Erbſchaftsſteuern im eigentlihften Sinne zum Miterben eingejeßt, da 
keineswegs diefe Art Abgabe, wie bei den gewöhnlichen Ermwerböfteuern der Fall ift, aus dem 
reinen Einkommen, fondern vielmehr aus den Vermögensſtamme felbft erhoben wird. Alle 
diefe Beihränfungen wären Ungeredhtigfeiten ohne eine höhere Befugniß der Gefammtheit, und 
fo ift man denn, gleichlam inftinetmäßig, fort und fort von der Anerkennung eines über allem 
Einzelrecht ſtehenden Volksrechts ausgegangen, wie ſehr man aud in der Theorie ih bemühen 
mochte, andere Aniichten geltend zu machen. 

Bon ben einzelnen Gfiedern, woraus die Geſammtheit befteht, ift jenes berufen, nad; Maß— 
gabe feines befondern perfünlihen Vermögens mit der Sahenmelt ſich in Verbindung zu fegen, 
um handelnd und jhaffend auf fie einzumirfen. Aus diefer natürliden Mannihfaltigfeit der 
verfchiedenen Glieder, der eine Verſchiedenheit des fähhlihen Vermögens, ald des Mittels eigen- 
thümlicher Thätigkeitsweiſen, entſprechen ſoll, ergibt ih die Unrechrmäßigkeit und Unausführ- 
barkeit ver Gütergemeinfchaft für jeden größern gefellfchaftlihen Verein und für jeden höhern 
Zuftand der Eultur, wo jene Mannichfaltigfeit individueller Kräfte und Beftrebungen entſchie— 
dener hervortritt. Darum hat die Gütergemeinſchaft immer nur bei Eleinern Gemeinwefen be— 
ftanden und auch bei diefen nur jo lange jich erhalten, als einfache gemeinfane Zwecke mit ein= 
fachen Mittelm verfolgt werben Eonnten und als eine gleihförmige Lebensweiſe eine mejentlich 
gleihförmige Ausbildung der Kräfte zur natürlichen Folge hatte. (S. Communismus.) Für 
jeden höhern Zuftand der Bildung liegt Dagegen in der Verſchiedenheit der Individuen ein Na: 
turgrund zur Feftftellung rechtlicher Unterſchiede von Beiig und Erwerb der Einzelnen. Wie 
darum das Recht der Nationen auf dad Nationalvermögen ein Ausflug und eine Modification 
des allgemeinen Rechts der Perfonenwelt auf die Sadenmelt ift, jo hat ih in weiterer Ab: 
ftufung und Unterordnung ein Privatſachenrecht ausbilden müffen. Gin Beftandtbeil deſſelben 
find die Grundfäge über die Erblichkeit des Privatvermögend. Dad legtere ift die nähere und 
als rehtmäßig anerkannte Verbindung eined Theild der Sachenwelt mit Geftimmten Berfonen. 
Die Bemeflung der Erblichkeit deſſelben wird ſich alſo zunächſt an die Art und Weife anfnüpfen, 
in welcher neue Berfonen in folde Verbindungen einzutreten pflegen, mithin nad unfern gegen 
wärtigen Verhältniſſen zunächſt an Ehe und ehelidhe Abftammung. Die Ehe ift eine zufammen- 
gefegte Verbindung perſönlichen und fählihen Vermögens. In diefe treten nun durch die Ge— 
burt ſelbſt die Kinder ein, und ed entfteht dadurch auch von ihrer Seite eine Art von Identifiei— 
rung mit dem älterlihen Vermögen, das auf die Erziehung und die ganze Entwidelung ihrer 
Kräfte entfhiedenen Einfluß äußert. Danach mußte es ald rechtlich erfcheinen, diefe Verbindung 
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fo lange und inſoweit fortbeſtehen zu laſſen, als es nach dem Gange der Natur möglich war, und 
fo finden wir denn als das allgemeinfte Erbrecht das der Kinder und Ältern anerkannt. Bon 
da aus ging man aber ausdehnend zu weitern Graden der Abftammung und zu einem teftamen- 
tarifchen und vertragsmäßigen Erbrecht über. Auf dieſe Weiſe ſchoben fi zwiſchen das Recht 
der Nation auf das Nationalvermögen und die Geltendmahung vieles Rechts bei Todesfällen 
von Privaten immer neue Klaffen und Berfonen hinein, ſodaß das Erbrecht des Volkes auf das 
Vermögen der Einzelnen immer weiter in den Hintergrund trat. 

Dem höheren Mechte der Geſammtheit gemäß jind aber Veränderungen in ver bisherigen 
Erbtichkeit des Privatsermögend alddann rechtlich nothwendig, wenn die beftebenden Verhält: 
niffe mit dem Gemeinmwohl unverträglich eriheinen. Wie wir nun überhaupt in die Periode po= 
fitifher und focialer Revolutionen und Reformen eingetreten find, fo wird die nächſte Zeit auch 
im Gebiete des Erbrechts ihre Aufgabe zu erfüllen haben. Der immer greller hervortretende 
Uinterfchied der Neihen und Armen und die hiernach mehr und mehr fi ausbildende Ariſto— 
fratie des Reichthums mit ihrem verderblichen Einfluffe find wenigſtens zum Theil eine Folge 
der Ausdehnung des Erbrechts der Privaten und der Beihränkung desjenigen der ®efammtheit. 
Um fo dringender aber ift die Aufforderung, diefen Wirkungen in ihren Urfadyen zu begegnen, 
als noch vielfahe andere Momente im Entwidelungdgange der neuern Culturgeſchichte liegen, 
welche die ungleiche Bertheilung ded Befiges und Einkommens und das Übergewicht des ſäch— 
lihen Vermögens über das periönliche begünftigen müffen. Solde Momente find namentlich 
die fteigende Zunahme der Benölferung, welche durch Vermehrung der Goncurreng der perfön= 
lien Kräfte ven Werth verfelben herabſetzt, ſowie die allmähliche Verdrängung der einfachen 
Handarbeit dur Fabriken und Mafhinen. Wirklich bat ſich bereitö da und dort das Bebürfnig 
wefentliher Anderungen in Bezug auf Privatbeiig und Erblichkeit ausgefprodhen. So haben 
Fourier und feine Anhänger in Franfreih, Owen in England und Amerika auf neue Gombina= 
tionen von perſönlichem und fählihem Vermögen gevrungen; fo haben die St.:Simoniften fo= 
gar den allgemeinen Grundfag audgefproden: „Chacun selon sa capaeile, plus d’heredite.” 
Die jehr und auch dieſe Vorſchläge im ganzen als widerredhtlih und unausführbar erfcheinen 
mögen; wie wenig in&bejondere im Sinne der Simoniften an eine Bertheilung des fählichen 
Vermögens nah Maßgabe des perjönlichen gedacht werben fann , weil ſich das legtere nicht von 
vornherein, ſondern einzig nad den Wirkungen ver ihm einwohnenden Kräfte ſchätzen läßt und 
weil alſo bei freier Goncurrenz erft der Erwerb ſelbſt einen Maßſtab für diefe Schägung abgibt; 
wie bitter endlich die völlige Aufhebung aller Erblichkeit des Privatvermögend empfunden wer— 
den müßte, infofern dadurch naturgemäß eingegangene Verbindungen mit beflimmten Theilen 
ver Sachenwelt plöglih und willkürlich zerriffen würden, fo deuten doch felbft jene äußerten 
und auf die Spige getriebenen Anſichten auf das hin, was in Wahrheit noth tönt. 

Den eigentlihen Naturgrund für die Erblichkeit ded Privatvermögens haben wir in der 
näbern Berbindung gefunden, in welche beſtimmte Perfonen vor andern Perfonen mit befon- 
dern Theilen ded Nationalvermögend eintreten, entweder zum Zmede oder als Folge der Fort— 
pflanzung des Geſchlechts. Als natürlich rechtlich begründet erfcheint alfo zunächſt bei finder: 
lofer Ehe ein wenigftens nutznießliches Erbrecht von feiten des überlebenden Ehegatten; und 
wenn felbft neuere Gefegbücher, wie der Code Napoleon, daffelbe no immer viel enger begren= 
zen, fo läßt jich dies ſchwerlich als ein Ausdruck gefeggeberifher Weisheit betrachten. Ebenfo 
natürlich und rechtlich ift das Erbrecht der Kinder amı Bermögen der Altern und bei früherm 
Tode der erftern der Rückfall des von den Altern ihnen überlaffenen Vermögens, weil died nur 
die Herftellung eines freiwillig und bedingt aufgegebenen Verhältnijfes jein würde. Ganz an— 
ders geftalten fi aber ſchon die Verhältniſſe bei ven Geihwiftern. Mit dem Tode der Altern 
bat die Vereinigung der einzelnen Zmeige mit ihrem Stamme aufgehört und die Kinder find 
berufen, ein jedes in feinem eigenen Boden felbitändig fich zu entfalten. Von jegt an fällt jeder 
nähere Grund für die Erblicgfeit des Privatvermögens zwifchen den verſchiedenen Gefhwiftern 
ſchon darum weg, weil ih in der Regel ein jedes verfelben feinen befondern Haushalt bildet, 
und weil jich Fein genügender Grund dafür denken läßt, daß bei dem Tode des einen der Haus 
halt und das Vermögen des andern einen plöglihen und zufälligen Zuwachs erhalte. Auch 
entipricht zwar der frühere Tod der Altern vor den Kindern bem regelmäßigen Laufe der Natur, 
aber die Geſchwiſter unter ſich ftehen im Alter nicht fo weit audeinander, um mit gleihem Grade 
von Wahrſcheinlichkeit ven Tod der ältern vor den jüngern vorausfehen zu können. Endlich 
wird überhaupt die Möglichkeit einer Beerbung unter Gefhwiftern häufig ſchon darum weg— 
fallen, weil jedes derſelben als Vater oder Mutter das Haupt eined neuen Stammes bilden wird. 
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Wir befinden uns alſo hier ſchon weit mehr im Gebiete des Zufälligen, wo jede Naturregel, die 
einem poſitiven Geſetze zur feſten Grundlage dienen könnte, wegfällt. Dies alles gilt noch mehr 
von den fernern Graden der Berwandtichaft. Ebenfo wenig oder noch weniger läßt ih nad dem 
oben Entwidelten eine Erblichkeit des Vermögens nad) teftamentarijchen oder vertragsmäßigen 
Beftimmungen für rechtlich nothiwendig halten. Wenn ſich alfo die Ginführung von Güter: 
gemeinſchaft und die Aufhebung aller Erblichkeit ded Vermögens für durchaus verwerflid und 
unausführbar erflären läßt, fo bleibt es doch vielleicht der beffern Weisheit kommender Gr: 
jchlechter vorbehalten, mit Aufhebung der teftamentarifhen und vertragsmäßigen Erblichkeit 
und mit Beihränfung des Inteftaterbrechts auf die gerade Linie das Erbrecht der Geſammtheit 
oder des Volkes im Gegenſatze desjenigen befonderer Individuen in weiterm Umfange geltend 
zu mahen.?) So fünnte auch von diefer Seite auf eine gleihmäßigere Vertheilung des Be: 
ſitzes hingewirkt werben, indem von-allen einzelnen Gliedern der Geſammtheit aus, die jih nict 
organijch fortgepflangt haben, ein Rückfall des Befiged an die Geſammtheit erfolgen und mithin 
auch im Gefammtorganismus der Nationen für das fächliche Vermögen ein Kreislauf ftatthaben 
würde, den wir dem Blutumlaufe im menſchlichen Körper vergleichen mögen. 

Der Übergang zu diefem ausgedehnten Erbrechte des Volkes würde nicht einmal bejonders 
ſchwierig zu vermitteln jein, wenn man bie Wirkfamkeit ver neuen Geſetzgebung erft für die: 
jenigen beginnen ließe, die nicht ſchon umter der Herrſchaft der frühern Bejeggebung geboren 
ind. Und wie ſich die Nationen nur allmählid an die tejtamentariihe und vertragsmäßige 
Erbfolge gewöhnt haben, ebenjo leicht und leichter würden ſie ſich derſelben entwöhnen, da das 
neue Erbrecht der Geſammtheit zum offenbaren Vortheile gereihen würde. Der etwaige Ein: 
wand, daß diefes Erbrecht der Geſammtheit durch Verfügung der Einzelnen umgangen werben 
fönne, hat an ſich wenig Gewicht, da joldher Umgehung leicht begegnet werden kann, und er 
würde dajlelbe durchaus verlieren, wenn erft wieder ein lebendigerer Gemeingeift alle Glieder 
der Geſammtheit durchdränge. In einem Bolföftaate würde aud das Erbrecht des Volkes ein: 
rad) und natürlich erſcheinen und aus ähnlichen Gründen wie die Einführung einer allgemeinen 
Einfommenftener al& zweckmäßig und ausführbar ſich darſtellen. Endlich würde jene Verein: 
fachung des Erbrechts zum Vortheil des Volkes, davon abgejehen, day hierdurch fo manchem Fa: 
milienhader, jo vielen Pladereien, Streitigkeiten und jittlihen Verirrungen und Verzerrungen 
vorgebeugt würde, eine heilſame Uimgeftaltung des Finanzweſens zur Folge haben, das einfach 
und natürlich auf die fort und fort ſich erneuernden Rüdfälle des Vermögens an die Geſammt- 
heit und auf eine ergänzende, wegen dieſes ausgedehntern Erbredits des Volkes um fo minder 
beträchtliche Ginfommenfteuer gegrünvet werten Fünnte. 

Nad alledem glauben wir die Ausdehnung der Inteftaterbfolge auf die Seitenverwandten 
jowie die Ginführung des teftamentarifhen Erbrechts als einen Ausfluß jenes einjeitigen In: 
dividualismus betrachten zu dürfen, der überhaupt der neuern Zeit fein Gepräge aufdrückt und 
zum fchroffen Oegenfage die gleich einfeitigen Beitrebungen ded Kommunismus für Befeitigung 
aller Erblichfeit des Vermögens hervorgerufen hat. Gleichwol läßt jih unter den jegt noch br: 
ſſehenden ftaatlihen Verhältniffen das Gewicht der iharfjinnigen Gründe nicht verfennen, die 
im Art. Erbrecht gegen die Beihränfung diefes letern auf die gerade Linie entwickelt werden. 
Solange id) in unfeligem Zwieſpalt noch Staat und Volf bald in heimlicher, bald in offener 
Feindſchaft einander gegenüberftehen, jolange no mit mehr oder weniger Grund von einem 
raubgierigen Fiscus die Rede fein fann, wird allerdings jede Beihränfung der Dispofitiond: 
befugniß der Einzelnen auf den Todesfalb als verlegender Eingriff in die individuelle Freiheit 
bitter empfunden werden. Ganz anders aber werden ſich die Verhältniffe geftalten, und in 
günftigerer Weife wird fich die Öffentliche Meinung über die Cinführung eines Erbrechts zum 
größern Bortheile ver Gefammtheit ausfprehen, wenn erft der geheime Gabinetöftaat zum 
Volksſtaate geworden ift, wenn er endlich wieder in höherm Maße als bisher feine Pflicht zur 
fortwährenden Ausgleihung der zufälligen Ungleichheiten des Beſitzthums anerfennt und Ib 
der gerechten Erfüllung diejer Aufgabe gewachſen zeigt. Nur unter diefer Vorausſetzung wird 
eö gelingen, dem liberfluten eines drohend anſchwellenden Proletariats vorzubeugen und dem 
Einbruche eines rohen und zerftörenden communiftifchen Elements unüberwindliche Schran: 
fen entgegenzufegen. Zu diefem Zwecke ift aber aud die Anwendung noch mander andern 
Mittel erforderlich. 





. 2) Für befondere Fälle würde dies die Möglichkeit einer gänzlichen oder theilweiſen Enterbung der 
Kinder durch bie Altern nicht ausfchlichen. 
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Zum Schluſſe mag indeſſen noch bemerkt werden, daß man das durchſchnittliche Einkommen, 

das bei einer Beſchränkung der Erblichkeit des Privatvermögens auf die gerade Linie alljährlich 
ven Staate zufallen würde, nicht allzu hoch anfchlagen darf. Aus vorliegenden ſtatiſtiſchen 
Thatſachen gebt vielmehr deutlich hervor, daß die durch den Erbgang vermittelte Bewegung des 
Vermögens weitaus zum größern Theile nur zwiſchen Aſcendenten und. Defcendenten ftatthat. 
Im Großherzogthum Heſſen, das Anfang 1844 eine Bevölkerung von etwas über 834700 
Seelen hatte und deſſen jährlihes Budget gegen jieben Millionen Gulden beträgt, wird ſchon feit 
längerer Zeit eine auf 5 Proc. ſich belaufende Eollateraliteuer von allem beweglichen und unbe- 
weglichen Bermögen erhoben, welches durch Sterbefall auf Seitenverwandte oder auf nicht ver: 
wandte Perſonen übergeht. Bei überlebennen Ehegatten, welchen blos die Nugniefung vom 
Vermögen des verftorbenen Ehegatten zufällt, bleibt die Erhebung der Gollateralgelver bis zu 
deren Ableben audgefegt. Bon der Gollateralfteuer find nur befreit minderjährige Geſchwiſter, 
wenn fte in ungetheilter Erbſchaft jtehen, und Erbſchaften von Geſchwiſtern, die noch nicht aus 
der Familie des überlebenden Vaters oder der überlebenden Mutter auögetreten waren, info= 
weit diefe Erbſchaften in einer Quote des Nachlaſſes eines ihrer bereits verftorbenen Ältern be: 
Neben. Dennod betrug die Summe der in den drei Jahren 1843 — 45 erhobenen Gollateral= 
gelder nicht mehr ald 193262 oder im jährlichen Durchſchnitt 64,420 Fl. Wäre alfo der 
Staat Alleinerbe geweſen, fo hätte ſich fein jährliches Einfommen um nicht ganz 1,300000 Fl., 
alfo noch nicht um ein Fünftheil feiner jegigen Einnahmen erhöht, Immer wäre jebod ein 
jolder Zuihuß, in Verbindung mit der Befeitigung alled unnügen Aufwandes in unjern koſt— 
Ipieligen Beamten = und Militärftaaten, beträchtlich genug, um die Geſammtheit in ven Stand 
zu fegen, auf viel wirffamere Weife, ald gegenwärtig geſchieht, Für die geiftige und jittliche He— 
bung der untern Volksklaſſen ſowie für die Unterftügung aller Hülfsbevürftigen Sorge zu 
tragen. Daß hiermit auch dem wahren Eigentum, dem durch periönliche Kraft und perjönlichen 
Fleiß gegründeten Wohlftande der Familien, ein beilerer Schuß gewährt wäre ald durch poli- 
zeiliche Mafregeln gegen communiftiihe und jocialiftifche Verbindungen und Beftrebungen, 
braucht nicht beſenders hervorgehoben zu werden. W. Schulz-Bodmer. 

Erbrecht (Notherbrecht, Inteſtat- und teſtamentariſches Erbrecht, Erb: 
folgerecht und Erbfolgeordnung, Legat und Fideicommiß). 1. Die benannten 
Gegenſtände können hier natürlich nur inſoweit behandelt werden, als bei denſelben ſtaatsrecht⸗ 
liche und politiſche Geſichtspunkte zur Sprache kommen, welche nicht in andern Artikeln, nament: 
lich im Art. Erblichkeit, ihre Erledigung finden. 

Das Erbrecht, als Inbegriff der Erbrechtsgeſetze, beſtimmt, inwiefern und auf welche Weiſe 
die Rechtsverhältniſſe der Menſchen nach ihrem Tode auf andere Perſonen übergehen und von 
dieſen ihren Succeſſoren fortgeſetzt werden ſollen. Erbſchaft im objectiven Sinne iſt die zu ver— 
erbende Maſſe von Sachen und Rechten. Erbrecht oder Erbſchaft im ſubjectiven Sinne oder 
Succeſſion bezeichnet im allgemeinen die Berechtigung zu dem Eintritt in die Rechtsverhältniſſe 
eines Verſtorbenen. Das Recht zu dieſem Eintritt iſt entweder Erbrecht im engern Sinne, Uni— 
verſalſucceſſion, inſofern damit eine ganze oder theilweiſe perſönliche Repräſentation verbunden 
iſt. Damit hängt aber eine Vereinigung der Rechte und Verbindlichkeiten des Erblaſſers und 
ſeinet Sachen zu einem gemeinſchaftlichen Ganzen (universum jus) zuſammen. Es findet alſo 
hier ein wirkliches Übergehen der Rechte und Verbindlichkeiten des Erblaſſers auf den Erben 
Ratt. Oper die Succefilon ift ein Vermächtniß, eine Singularfuecejiion, d. h. ein Gintritt blos 
in einzelne beftimmte Bermögenstheile des Erblaffers ohne jene Nepräientation. Das Erbrecht 
ift entweder ein directes, wenn die Erbſchaft unmittelbar von dem Erblaffer auf den Erben über: 
geht, oder Fideicommiß, wenn die Erbſchaft unter der Beringung der Reftitution an andere 
ewworben wird. Von den Erbfolgerecht oder der Berechtigung im allgemeinen, welde jemand 
dat, ein Succeſſor eines andern zu werben, unterfheidet man die Erbfolgeorpnung oder bie 
Reihenfolge, nad welcher im beftinimten alle von mehreren Succeſſionsberechtigten die ein: 
zelnen zur Erbſchaft gelangen. 

‚» MH. Um in vieler ebenfo ſchwierigen als wichtigen Lehre die verderblichſten Ginjeitigfeiten zu 
vermeiden, ift ed vor allem nothwendig, eine doppelte Hauptfeite des menfhlichen Lebens und 
ded darauf gegründeten geſellſchaftlichen Rechts ſtets jorgfältig zu beachten. Es ift vor allem der 
Denfch zugleich als ein befonderes freies felbftändiges Individuum mit feinen befondern rund: 
fügen, Zweiten und Rechten in Beziehung auf fein irdiſches Dafein anzuerkennen und zu behan⸗ 
deln. Hierdurch erhält er Rechte, worüber allein fein Wille und ſeine Intereſſen entſcheiden 
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(quae ad utilitatem singulorum spectant). Er muß aber aud zugleich aufgefaßt und behan- 
delt werben ald ein abhängiges verpflichtetes Glied des dauernden unfterblihen Menſchenvereins 
oder ded Staates und feiner befondern Abtheilungen, der Gemeinde, der Familie. Als ſolches 
Glied hat er Zwecke und Rechte, welche ſich auf die Erfüllung feiner anerfannten Pflichten gegen 
dieſe in der Vergangenheit begründeten und einer fernen Zukunft angehörigen unſterblichen 
Vereine beziehen, welche zunächſt von dem gemeinfhaftlihen oder Öffentlichen Wohl und Gefeg 
diefer Vereine abhängen und dafür beftimmt werden (quae ad statum et utilitatem rei publi- 
cae speclant). 

Auf diefe Doppelte weſentliche Seite des menfhlichen Lebens gründeten die civilifirten Völker 
fehr vernünftiger Weiſe zwei befondere Haupttheile des Rechts, dad Privat: und das Öffentliche 
Recht. Die Unvollfommenheit und Ginfeitigfeit, ja Roheit mander Rechtszuſtände und Rechts— 
theorien, insbejondere aud) in Beziehung auf die Erbverhältniffe, gründen fi vorzugsweife auf 
den Mangel diefer richtigen Auffaffung. Sie gründen ſich auf eine einfeitige Haller'ihe Vernich⸗ 
tung des Öffentlichen Rechts (dieſe Grundlage aud für die falfchen Anfihten über den Erbadel) 
oder auf eine einfeitige Rouſſeau'ſche und jafobinifhe Vernichtung des Privatrechts (Diefe 
Grundlage, wie für die Zerftörung alles Erbrechts, fo aud für die Anfeindung jeder Vermö— 
gensungleihhheit). 

Aus der richtigen Unterfcheidung des öffentlihen Rechts von dem Privatrecht ergibt jih nun, 
daß die im engern Sinne ſtaatsrechtlichen oder politifhen Rechte, Standed: und Amtsrechte nur 
infoweit und fo lange erblid auf andere übertragbar find, wie die fterd freie verfallungsmäpige 
Entfheidung der Staatögefellihaft diefe Vererbung wegen etwaiger befonderer Befähigung 
beftiimmter Perſonen oder aus andern Gründen als dem Öffentlihen Wohle entſprechend erflärt. 
Auf dem heutigen Standpunkte der Gultur wird die Staatsgefellichaft diefes wol nur in Be: 
ziehung auf die Fürſtenwürde und zum Theil in Beziehung auf das Öffentliche Amt der Bairie 
ausſprechen. (S. Adel und Erblichkeit.) Ein rechtsgültiger privatrechtliher Anfprud auf Erb: 
lichkeit ſolcher Öffentlihen Rechte, alfo aud auf Entſchädigung wegen verfalfungsmäßiger Ab- 
ſchaffung derjelben findet durchaus nicht flatt. So verfhiwanden in Rom der alten Patricier 
erbliche Anfprüche auf die Senatorenwürde und fo mande Öffentliche Privilegien ded Adels ver 
germaniſchen Staaten, fo neuerdings Englands verrottete Flecken und ariftofratifhe Municipa= 
litäten. Die deutjchen Erbämter wie die Erzämter jind ebenfalls reine Antiquitäten geworben. 
Noch viel weniger aber ald offenrechtlihe Vortheile und Rechte dürfen öffentliche Nachtheile, 
dürfen Ausſchließungen, ungleiche Belaftungen und Pflichten, mie die der Leibeigenen, der 
Sröner, der Erbunterthänigen, forterben in einem vernünftigen freien Geſellſchaftsverhältniß. 
Mag die Moftik der Theologie Erbfünden und ihre Strafen fennen, mag der Natur blindes 
Geſetz erblihe Krankheiten begründen, die freie vernünftige brüderliche Rechtsordnung findet 
feine Rechtsgründe zur Gründung oder Erhaltung des Forterbend der Übel auf Unfhuldige. 

In Beziehung auf die nicht rein Öffentlichen oder im engern Sinne ſtaatsrechtlichen Rechts— 
verhältniffe muß man zuerft die perfonenredhtlihen Rechte, welche ihrer Natur und ihrer Beſtini— 
mung nad auf die individuelle Perjönlichkeit ihrer Inhaber beichränft find, von ven Sachen— 
und Verkehrsrechten unterfcheiden. Jene erlöjchen ald unübertragbar mit dem Tode. So erlöſchen 
die ehelichen und väterlichen Nechte mit dem Tode des Vaterd und Ehemanns. Sie erlöfhen 
un fo vollfommener, je vollfomniener die wahre freie vechtlihe Perſönlichkeit von Frauen und 
Kindern rechtlich ausgebildet ift und getrennt bleibt von aller Bermifhung mit dem Sachenrechte, 
von einer Vermiſchung, die fi freilich auch hier im Orient und auf noch roher Culturſtufe 
wirkſam zeigt. 

I. In Beziehung auf die nicht abſolut oder nach etwaiger beſonderer Beſtimmung unüber: 
tragbaren Brivatrechte entftehen für die Geſetzgebungswiſſenſchaft die Hauptfragen, vb und in= 
wieweit ſchon durch das allgemeine vernünftige Net und unabhängig von den bisherigen 
pofitiven Satzungen Rechtsanſprüche auf eine Vererbung begründet jeien, und dann: was die 
Politik in Beziehung auf die Feftjegung von Erbrechten erheiſche? 

Beide, Neht und Politik, erklärten jih bei allen Bölfern, fobald jie einmal wahre Gigen: 
thumsrechte und einige Gultur erhielten, gegen die Roheit, welche manche Syſteme als natur: 
rechtlich oder vernunftrechtlich darſtellen, daß, ſowie ein Rechtsmitglied die Augen ſchließt, alle 
ſeine Rechtsverhältniſſe auseinander fallen und zerſtört ſein ſollen, daß ſein ganzes Vermögen 
ein Gegenſtand allgemeiner Occupation oder des Raubes der erſten beſten Ergreifer ſein folle. 

Dieſes würde ſchon den Grundgeſetzen und Zwecken der in der gemeinſchaftlichen Staats— 
geſellſchaft geſetzlich begründeten und beſchützten Vertheilung und Erwerbung des Vermögens 
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wie dem Frieden und Wohl der Geſellſchaft und ihrer Glieder gänzlich widerſprechen. Auch 
ließe ih noch eher ein Rüdfall des Vermögens an die Staatsgejellichaft denken, unter deren - 
Schutz und nad deren Oefegen daffelbe entjtand. Doc ift aud hierzu fein Rechtsgrund. Na- 
mentlich ift von einem wahren Obereigentbun des Staates nicht zu reden. (S. Eminens jus.) 
Es ift insbefondere auch unwahr, daß das Eigenthum der Einzelnen urfprünglid dem Staate 
gehörte. Die Eigentümer bilden den Staat, haben menigftend wahres Eigenthum erworben, 
und es iſt zufällig, wer der frühere Befiger war. Nur darauf kommt es an, unter welchen vers 
nünftigen rechtlihen Bedingungen und zu welchem Zwecke überhaupt das Eigenthum befteht. 
Schon die an das Privatgut, 3. B. das Orundeigenthum, gefnüpften öffentlichen Pflichten (wie 
die Steuer: und Kriegspflichten, die Gemeindelaften), fowie aud) das allgenteine Intereffe, daß 
Irene und Bertrauen im gefellihaftlihen Verkehre berriche, fordern, daß der Verftorbene in 
feinem übertragbaren Rechtsverhältniß durch irgendeine taugliche Perſon erbrechtlich vepräjentirt 
werde. MWer würde felbft einem vermöglichen Manne irgend borgen, wenn mit feinem Tode jeder 
Anfprud an jein Vermögen vernichtet würde? Und würde nicht der Vermögliche felbft fein 
Geld in ver Kifte verfchliegen, ftatt feinen Mitbürgern zu ereditiren, wenn für jie mit feinem 
Todesfall ihre Verbindlichkeit erloſchen wäre? 

Aber auch für beftimmte Perfonen wird der Eintritt in die Rechtsverhältniſſe eines Verftor: 
benen nad der oben bezeichneten doppelten Hauptjeite des menſchlichen Lebens privatrechtlich 
wie politifch begründet. 

Es gibt zur Bejahung der Frage, ob Erbrecht anzuerfennen fei, zuerft Gründe, welche zu= 
nächſt aus jener Verbindung ded Menſchen mit Vereinen und aus der Perfönlichkeit ver Erben 
entnonmen find, und welche für gefegliches Erbrecht und zwar theils für ein abfolutes oder für 
ein Notherbrecht, theils nur für ein eventuelles Inteſtaterbrecht ſprechen. Die einzelnen Men 
ſchen fteben nämlich nicht allein, jondern gehören beftimmten dauernden Vereinen an, zunächſt 
ihren häuslichen Familienvereinen, dann auch ihren Kamilienvereinen im weitern Sinne oder 
aud ihren Gemeindegenoflenfhaften, Vereinen, die früher gewöhnlih aud einen religiöfen 
Charakter haben. Die Zutheilung oder Erwerbung des Vermögens, deſſen rechtliche Aner: 
fennung und Schützung von jeiten der Staatögenoffenihaft findet nur mit Rückſicht auf diefe 
Dereine ftatt. Diefe, insbeſondere die häuslichen Kamiliengenoffen, mußten großentheils helfen 
bei der Erwerbung, bei der Schügung und der Erhaltung ded Vermögens. Die Gefellfchaft 
kann aud im allgemeinen für Erhaltung der Vereine fowie für die Nepräfentation der Rechts— 
verhältniffe nicht beffer jorgen ald durd das Erbrecht diefer Vereindgenoffen. Auch wird in 
diefen Vereinen und durch beſondere Berhältniffe zumeilen gerade für beftimmte Perfonen vor: 
zugsmeife die Fähigkeit ausgebildet, zum Beten der Vereine und des Staates beftimmte Rechts— 
verhältniffe des Erblaffers fortzufegen. (S. Erblichfeit.) Diefe auf das Bamilienvermögen 
mitberechtigten und mitangewiefenen Bamilienglieder können alſo bei dem Tode des zeitlichen 
Inhabers, Nugnießers und Verwalters ſolchen Kamilienvermögend unmöglid von dem erften 
beiten Fremden ausgeſchloſſen werden. Sie erhalten abjolut gejegliches Erbredt, wie bei den 
Nömern die Hauskinder (sui) und in der alteivilrehtlihen Che zugleich die Ehefrau, oder wie 
auch bei den Germanen die männlichen Bamiliengenoffen ; fo erſcheinen jie ald Miteigenthümer, 
deren Eigenthum durch den Tod des Erblajjerd wirffam wird. Sie müſſen wenigftens als 
Notberben oder ald Pfliherheiläberechtigte angefehen werben, wenn nicht wichtige Rechtsan— 
fprüche und der Zweck der rechtlichen Vermögenszutheilung verlegt werden follen. 

Muß man aber einmal diefes für vie häuslichen Ramiliengenoffen zugeben, fo wird man 
auch wol für einige Kamilienglieder in einem mweitern Sinne, welche fidh bei dem Tode des Erb: 
laffers nit mehr in der engen häuslichen Genoflenfhaft mit ihm befinden, einen natürliden 
Vorzug vor Fremden, ein wenigftend eventuelled Inteftaterbredht einräumen müffen. Sollten 
z. B. mehrere Söhne eines Erblaffers, von weldyen jeder durch die Goncurrenz der andern ſich 
feinen Antheil an dem gemeinfhaftlihen Nachlaß ves Vaters jehr mußte verfleinern lafjen, als— 
dann, wenn einer ihrer Brüder, ohne nähere Angehörige zurücdzulaffen, ftirbt, nicht einen 
nähern Anſpruch auf deſſen Nachlaß haben als der erfte befte Fremde? Sollte es nicht jogar 
unter beftimmten Umftänden ald die Pietät verlegend (aldinofficio8) ericheinen, wenn der Bru— 
der ihnen ſolche fremde, vielleicht unwürdige Perfonen vorziehen, ihnen nicht einmal einen klei— 
nen Theil des Vermögens hinterlaffen wollte? Wenn heutzutage auch nicht mehr unter fo nahen 
Verwandten, mie im alten Deutfchland, eine wechleljeitige Pflicht der Blutrache und des Löfe- 
gelds oder, wie bei orientalifchen Völkern und zum Theil bei den ülteften ame), Pflichten 
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Todtenopfer eder anderer religidfer Leiſtungen (Bamilienjacra) ftattfinden, fo wird und foll 
doch die natürliche wechſelſeitige Pflicht der Unterftügung bleiben. Und diefes unterflügt den 
aus der urfprünglihen Gemeinſchaft des Blutes und des väterlichen Familienvermögens berge- 
nommenen Grund. Auch findet, zumal bei den niedern Klaffen, häufig eine verdienftliche Wirk— 
jamfeit ver Kinder für das älterlihe Vermögen ftatt, ſodaß es heilſam ift, fie durch gefegliches 
Erbrecht zu lohnen. Kurz, die Staatögefeggebung eivilifixter Völker muß, wie fie es vorzüglid 
früher auch ftet8 that, im Gegenſatz mit neuern Naturrechtötheorien ſich auch rückſichtlich des 
Vermögenserwerbs nicht ald einen Verein von Einzelnen, ſondern ald einen Verein von Fami— 
lien und Genoffenfchaften betrachten und die nähern, innigern, wechfelfeitigen und gemein- 
ihaftlihen Bande, Rechte und Pflichten in denſelben nah Möglichkeit zu erhalten und zu befe= 
ſtigen ſuchen. Dadurch, und wenn folhergeftalt aus einer hHöhern Nothwendigkeit unvermeidlich 
auch im Vermögen die Folgen von Verdienſt oder Schuld und Verfhwendung der Väter bis 
zu einem gewiffen Grad auf die Kinder übergeben, verſchwindet auch ver Haupteinwand gegen 
eine gewiffe Ungleichheit de& Vermögensbeſitzes und die ſcheinbare Ungerechtigkeit verfelben. Je 
nad) dem rechtlich oder durch die That erwieſenen Bedürfnis und Verdienſt begründet allerdings 
eine vernünftige Gefellihaftdordnung eine verhältnigmäßig gleiche Vermögensvertheilung, 
jofern der Erwerb durch ehrliche nützliche Tätigkeit aller Art für alle ebenfo völlig gleich ift wie 
die Öffentliche Laft. Aber die Vertheilung muß im allgemeinen unter die Familien geſchehen. *) 
Nach dem Ausgeführten werden mithin folche aus den perfönlichen Verhältniffen des Erblaffers 
abgeleitete natürlide Gründe, auch fofern fie feine Notherben: und Pflichttheilsrechte für die 
beftimmten ihm verwandten ober verbundenen Berfonen begründen umd er diejelben alſo tefta- 
mentariich ausfchließen dürfte, doch für den Fall, daß er dieſes nicht that, oder eventuelle Inte- 
ftaterbreihte begründen. An ſich natürlich und eventuell gejeglidy erfcheinen fie bei unterlaflener 
entgegengejegter Dispofition auch ald im vermutheten Willen des Erblaſſers begründet. 

Es gibt aber auch zugleih Gründe der Beerbung, melde zunächſt aus jener individuel- 
len, freien, felbftändigen Berfönlichkeit des Erblaffers entnommen find und für ein teſtamenta— 
riſches Erbrecht fprechen. Die Menſchen haben mit Recht weit über ihre eigene Lebenszeit hin— 
ausgehende edlere Zwecke. Für diefe, für eine beftmögliche Verforgung und Erziehung der Ihri— 
gen, fiir Gründung oder Unterftügung wohlthätiger Unternehmungen und Inftitute, feinesmegs 
blo8 zur Befriedigung ihrer eigenen vorübergehenden materiellen Bedürfniſſe und Genüſſe 
wollen und follen jie nach ihren freien Überzeugungen und durch ihre freien Anftrengungen 
Vermögen erftreben, erwerben und verwenden. Für die gefammten menſchlichen Zwede und 
vorzüglich aud für die höhern verbürgt das Recht dem Menichen einen eigenen Rechtskreis und 
die freie rechtsgültige Verfügung über denſelben. Die rechtliche Anerfennung diefer Verwen— 
dung, ſoweit fie dem gefellfchaftlihen Verein und Recht felbft förderlich, wenigftens nicht ſtörend 
ift, fliegt mit Nothiwendigfeit aus der Anerkennung feiner freien ſittlichen Perſönlichkeit und 
Beſtimmung und aus der Anerkennung bed felbftännigen Rechtskreiſes für diefelbe. Die recht: 
lihe Shügung folder Verfügungen ift zugleich audy eine dringende Forderung der Politik, ſchon 
deshalb, damit der Staat jenes heilfame Streben der Menſchen für höhere Zwecke nicht felbit 
zerftöre, fie nicht ſtatt deſſelben auf rohe materielle Genußſucht, auf Trägheit und Verſchwen— 
dung hinweiſe. Auch ald der wohlwollendfte und kundigſte Verforger und Lenker feiner Familie 
muß nad) rechtlichen und politifhen Gründen dad Familienhaupt, e8 muß diefes Haupt, welches 
mit Aufopferung zum Beften feiner Bamiliengenoffen Bermögen erwarb und erfparte, die Mög: 
lichkeit haben, bejondere Verdienſte und Bedürfniſſe von einzelnen feiner Familiengenoſſen 
beſonders zu vergelten und zu berückſichtigen, befondere Unmwürbigfeiten zu beftrafen und dadurch 
die Würdigkeit, Pietät und Innigfeit des Bamilienlebens zu erhalten, Es muß der Familien: 
vater ſelbſt dad Recht erhalten, wegen völliger Unwürdigkeit die Nothfuccefforen gänzlich aus— 
zuſchließen oder zu enterben, wozu die Feftftellung beftimmter Enterbungdgründe heilſam ift. 
Er muß auch gegen Fremde das Recht haben, ihre Dienfte und Wohlthaten und Verwendungen 
zu feinem Beften, vielleicht ſolche, die fie für ihn in Noth und Krankheit machten, oder die nur 
er allein vollfommen kennt, auch alddann, wenn fie an ſich Feine ftreng juriftifchen Forderungen 
begründeten, dod) freimillig billig auszugleichen und zu belohnen. Kür alles diefes fteht nun ja 
auch unbeftritten dem jelbftändigen Bermögensinhaber bei feinen Lebzeiten eine freie Verfügung 
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über fein Vermögen zu, vollends über das von ihm felbft erworbene. Warum follte nun die 
allgemeine Rechtsgenoſſenſchaft jo gerechte und dem öffentlichen Wohle förverliche, dem Zweck 
der Erwerbung entfpredhende Verfügungen bes freien Mannes über fein Vermögen blos dann 
nicht anerkennen, wenn er fie in Exrbverträgen oder in Schenfungen von Todes wegen oder in 
Teftamenten mahte? Warum follten fie ungültig fein, wenn er für ven Gmpfänger die wirf: 
liche Erwerbung auf feinen möglidermeife ihn überraſchenden Todesfall hinausjegte, inden er 
für ſich jel&ft oder für größere Vervollſtändigung feiner Veftrebungen während jeiner Lebzeiten 
noch den Beſitz der betreffenden Vermögenstheile zu bepürfen glaubte? Gr überträgt ja doch 
ftet8 auf den Succedirenden einen den höhern Redtögrundfägen und dem Staatswohl entipre- 
enden Redtötitel der Erwerbung, der nur durch eine Zeitbeftimmung (den Gintritt des Todes) 
oder eine Bedingung (dad fpätere Verhältniſſe nicht eine Zurüdnahme feiner Verfügung be: 
gründen) beihränft war, der aber in dem Momente des Todes ſelbſt unbeſchränkt geworben ift. 
Warum follte diefer Titel, da ja doc fonft jelbft noch völlig bedingte Verſprechen und Rechte 
wahre Rechtsanſprüche begründen, die niemand dolos zerftören darf, dem Gingefegten nicht 
einen natürlihen Borzug vor jedem geben, welcher ohne allen beffern Rechtsanſpruch das Ver: 
mögen des Erblaffers ſich zueignen wollte ? 
Zwar widerfpredhen die Naturretölehrer diefem jedenfalls von der Gefeggebung anzuer: 
fennenden, durd die Grundideen des ganzen Rechts begründeten Anſpruch aus Gründen der 
rein formellen Zwangsrechtstheorie. Man fagt: „Der Erblaffer verihenft hier einen Vogel, 
der jhon weggeflogen ift. Bei dem Eintritt der Bedingung hatte er ſchon alles Recht auf fein 
Bermögen verloren. Er jelbit hat, ſobald er todt ift, fein Recht und feine Verbindlichkeit mehr, 
fann nicht mehr zur Erfüllung gezwungen werden, und dritte Perfonen geht fein Verſprechen 
nichts an.“ Aber ald er auf den Todesfall dem Vertragserben oder den teftamentariich Ginge: 
jegten bedingte Rechte zuficherte, damals hatte er doch noch das Recht, auf fein Bermögen andern 
Perfonen unbedingte und bedingte Rechtsanſprüche zu ertheilen. In dem Moment des Todes 
jelbft nun, ehe nod) irgendeine fremde Erwerbung dazwiſchenfallen fonnte, wird ja der ertbeilte 
Rechtstitel unbedingt und dadurch die rechtliche Ermerbungsmöglichkeit nur für den Gingejegten 
begründet. Für dritte Perfonen ift alfo gar feine Herrenloigfeit und rechtliche Erwerbungs— 
möglichkeit eingetreten. Gerade das überſieht dieſe Rechtstheorie, daß überhaupt in einer fittlid: 
yernünftigen Rechtsordnung für jede rechtsgültige. Erwerbung ein jener Ordnung entſprechen— 
der Rechtstitel vorhanden jein muß. Nie genügt die blos äußere Thatſache, und wenn irgendwo 
eine befondere Perſon einen befondern Rechtstitel zur Erwerbung erhielt, fo muß diejer geachtet 
werden. Nad) der entgegengejegten Theorie müßten auch ebenjo alle unbevingten Vertragsrechte 
und Pflichten, alle Forderungen und Schulden des Erblaffers als Verſprechen, die Dritte nichts 
angehen und zu deren Grfüllung der todte Erblaffer nicht mehr gezwungen werden kann, mit 
jeinem Tode gänzlich erlöfchen und aus feinem Nachlaſſe verſchwinden. Es müßten die Gläubi: 
ger ihr Recht, aus demjelben befriedigt zu werden, und die Schuldner ihre Verbindlichkeit, in 
diefen Nachlaß oder an die Succefforen des Erblaffers zu zahlen, verlieren. Alles diejes wider: 
ſpricht aber den grundgejeglihen Anerfennungen fittlich: rechtlicher Perſönlichkeiten und ihres 
Vereins. Es widerjpricht der vernünftigen rechtlichen Anſicht von der ganzen gerechten Verthei— 
lung und Schügung des Vermögens für die Bamilienvereine, ſowie von einem ehrlichen, freien. 
auf allgemeinen Eredit gegründeten Verkehr. Es mwiverfpricht, mit andern Worten, allen höch— 
ften Nechtögrunpfägen der juriftiihen honestas, aequitas und bona fides. Aus denfelben ver: 
nünftigen oder natürlihen Gründen, aus melden die Völker bei einiger höhern Gultur und 
Civiliſation überhaupt eine gerechte Verteilung des Vermögens nady den Familien und, ent: 
ſprechend jenen höhern Grundjägen, eine Repräfentation des Erblaſſers anerkannten, folgte es 
auch, daß fie mehr oder minder das Erbvermögen als ein juriſtiſches Ganzes anerfannten, worin 
die erblafjeriichen Forderungsrechte als Beftandtheile deifelben es ebenjo von jelbft vermehren, 
wie die Schulden ed vermindern (Bona non intelliguntur nisi deducto aere alieno). Damit 
aber da, wo nicht fhon von ſelbſt (ipso jure) unmittelbar in dem Momente des Todes des Erb: 
lafferd mit dem Anfall oder dem Nedhtätitel der Erwerbung aud) diefe Erwerbung ſelbſt eintrat 
(f. Antritt), feine Unterbrehung des Rechts in Beziehung auf die Erbſchaftsmaſſe eintrete, 
ließen die Römer ſelbſt diefe Perſönlichkeit des Erblaffers bis zum Gintritt des Erben fortjegen 
(oder auch die Berfon des erbredhtlihen Nepräfentanten vertreten), ſodaß dadurch alle bisheri— 
gen rechtlichen Verhältniſſe ununterbrochen fortdauerten und die Erwerbung ded Erben mit den 
Tode des Erblafferd der Wirkung nad zufammenfiel. Wo es nöthig ift, foll dann die Obrigkeit 
einer ſolchen Erbmafle (hereditas jacens) zum Schuge derjelben einen Curator ernennen. 
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Nebft ven übrigeu Schulden verpflichtete natürlich den erbrechtlichen Nepräfentanten die Erwer: 
bung der Erbſchaftsmaſſe aud zur Zahlung der Vermächtniſſe, welche derfelben vom Grblaffer 
aufgelegt waren. Vortrefflid wußte insbefondere auch noch das Römiſche Recht ſowol den Gr: 
ben als die Anſprüche der Greditoren und Legatare zu fhügen. Es bildete die ganze Erbmaſſe 
iu einem gemeinſchaftlichen juriftiihen ſachenrechtlichen Ganzen und gab dem Erben eine Ding: 
liche Klage auf diejelbe und zugleich die ftärkjten Antriebe zur Erbſchaftsantretung und mithin 
zur angemeflenen Befriedigung der Gläubiger und Legatare. 

IV. Bei der ganzen ausgeführten naturrechtlichen Begründung des Inteſtat- und teftamen: 
tariſchen Erbrechts wirkt ſtets der politifhe Grund, die Menſchen zu guten fleifigen Hauähaltern 
und Grwerbern zu machen, ſowie der, ihre für Familie und Staat wohlthätigen Beftrebungen zu 
unterftügen, weſentlich mit. Beides würde leiden durd; Aufhebung des Erbrechts. Es darf aber 
niemals vergeffen werden, daß diejelbe Feine abfolute und grenzenlofe Eigenthumserwerbung 
begründen fann. Als Gigentbumderwerbung ftebt aud) die Erbrechtserwerbung unter den höch— 
ften Bedingungen und Grenzen einer geredhten Gigenthumderwerbung, diefe aber forbert eine 
verhältnißmäßige rechtliche Gleichheit und eine wirflihe Erwerbung nur je nad) einem durch ein 
Verdienſt um die ökonomiſche Gultur legitimirten Bedürfniß des Erwerbers (ſ. Römisches 
Necht und Welcker's „Syftem“, I, 605), wozu es denn nah allgemeinen Durchſchnitté— 
verhältniffen gebildeter politiver Normen bedarf, um den Streit zu bejeitigen. Deshalb hat nun 
auch zugleich mit ver Anerfennung ver natürlichen und heilſamen gefeglichen und teftamentari- 
ſchen Erbrechte die Geſetzgebung für die nähere Beitimmung und für eine weife Ordnung der: 
jelben zu forgen. Vor allem aber muß fie auch gegen verderbliche Misbräuche und gegen allzu 
große Ausdehnung diefer Erbrechte machen. Gerade bie für die gefeglichen und teſtamentariſchen 
Erbrechte ſelbſt angeführten Gründe, die Fürſorge für die Erhaltung honeſter perlönlicer Ver: 
hältnijfe und einer gerechten Vermögensvertheilung ſowie eines ehrlichen freien Verkehrs pre: 
hen gegen die Misbräuche und gegen die ungemeflene Ausdehnung. Diefe Grundfäge ſprechen 
3. B. gegen ein leichtſinniges oder durch Erbſchleicherei beſtimmtes, die nächſten Familiengliedet 
ungerecht beraubendes Teftiren. Sie fordern aber insbeſondere die höchſte Sorgfalt, daß nicht 
durch ganz unbefhränftes teftamentarifches und Inteſtaterbrecht eine zu große ungeredhte Anz 
häufung des Vermögens gegen Verdienſt und Bedürfniß gegründet werde, daß man nicht eine 
allzu große Vermögensungleihheit, melde durch die höhere Givilifation fhon an jid allzu leicht 
eintritt, unter Staatsſchutz forterben und wachen laſſe. 

Freilich der Gedanke an eine allgemeine materielle Gütergleichheit ift mehr als Wahn, it 
Verkehrtheit. Cine mäßige Ungleichheit, die zugleich eine verhältnißmäßige, je nach Bedürfniß 
und Verdienſt beſtimmte Gleihbeit wird, ift die mächtigfte Triebfeder alled wohlthätigen Wett: 
eifers, überhaupt aller höhern Givilifation. Sie gibt für die höhern Beſchäftigungen die ange: 
mefjene Lage und auch für die niederen die willigen Arbeiter. Dagegen aber laffen ſich alle ver: 
derblihen Folgen einer zu großen Vermögensungleichheit in einer kurzen Darftellung gar nicht 
ſchildern. Der allgemeinfte und wichtigſte Nachtheil ift vielleicht die Zerftörung der moraliihen 
Achtung und Heiligkeit, aljo auch der frievlihen Sicherheit des ganzen Vermögenszuſtandeb 
jelbft. Sie müffen verſchwinden, wenn alle wahre Gerechtigkeit in diefem Bermögensbeiig ver: 
mißt wird, wenn einige Hunderte unendlich viel mehr haben, als fie bedürfen, ja als jie vernuͤnf⸗ 
tig zu gebrauchen willen, jo zu Trägheit und Schwelgerei, zu Üübermuth und Verſchwendung 
angereizt werden und in Roheit und Kraftlojigfeit verſinken; wenn andererjeits die übrigen 
Taufende darben, zum Unglüc ihrer Kamilien wie des Nationalmohlitandes ſelbſt die nöthigſten 
Mittel für Bildung und für Begründung eines ordentlihen Nahrungsftandes durch Aderbau, 
Handel und Gewerbe over durch Kunft und MWiffenihaft entbebren und jo in Nieprigfeit und 
unmwürbige Abhängigfeit, in Glend und Unzufriedenheit, in thierifhe Stumpfheit und Verwil: 
derung verfinfen. Aller Sinn und alle Achtung für das Gemeinwefen, aller wahre Gemeingeifl 
gebt jo zu Grunde. Auch der noch übrige Mittelftand ſucht bei einmal entftandener großer 
Ungleichheit theils in Verſchwendung den Reichen ſich gleichzuftellen, theils in ängſtlichem Geiz 
fih vor der Armuth zu ſchützen. Gr verſchwindet zulegt ebenfalls immermehr; Selbſtſucht, 
Unordnung und Beſtechlichkeit nehmen überall übkrhand. 

Vorzüglid Adam Smith in feinem trefflihen Werke über den Nationalreihtfum (II, 2) 
und nad ihm Graig in feinen geiſtvollen „Grundzügen ver Politik“, U, 5, haben bis ind ein: 
zelne die grundverderbliden Folgen unangemeffener und vorzüglich zu ungleicher Vermögens: 
verhältnilfe geihilvert. „Es dient nicht zur Förderung des Handels und Wohlftanded, dap 
einige find, die nicht nöthig haben zu arbeiten, und andere, die nicht die Auslagen machen kön: 
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nen’, ſagte ſchon Harrington in feiner „Dceana” (13). Und in Home's „Douglas“ heißt es ſicher 
der Wahrheit gemäß: 

Der Darbende, dem beſſ're Tage glänzien, 

Den berbe Noth mit Bitterfeit erfüllt 

Der ift’s, den der Verſucher wählt und reizt 

Zu folhen Thaten, daß die Händ' aufichlagend 

Der Glückliche die Möglichfeit anftaunt. 

Das aber befonderd durch verkehrte Erbredtöbeftimmungen bald Mitgliever ver Familie 
von dem Familienvermögen, auf weldes fie mit ihren weſentlichen Bedürfniſſen angewieſen 
iind, unbillig ausgeſchloſſen, bald bei einzelnen Verwandten oder bei Fremden oder in der todten 
Hand ungebührlihe Reichthümer aufgehäuft werden können, Died zeigt der Blick auf die 
Geihichte ver Nölfer, Nur zu oft verftoßen ſchlechte Erbrechtsgeſetze durch ungerechte Aus: 
ihliegungen der Frauen und Gognaten, der nachgeborenen Kinder und der Ehegatten, oden 
duch erfchlichene Teſtamente bevürftige und würdige Familiengliever in Armuth und häufen 
ungebührliche Vermögensmaſſen in den Händen folder Berfonen oder Inftitute an, melde jie 
weder verdienen noch zum eigenen oder Öffentlihen Wohl gebrauden. Ein Bli auf die Zu: 
Hände der europäifchen Länder, 3. B. auf England, Branfrei und Deutſchland und vorzüglich 
auf Spanien und Portugal vor und in ihren Revolutionen, zeigt das Verderbliche jener meift 
dur Erbichleicherei und Raub an den Familien entflandenen Anhäufungen des Vermögens in 
der todten Hand der Kirche, das Verberbliche jener ungerechten, zum eiteln Glanz der Familien— 
namen und zur reellen Stüge despotiiher Ariftofratie und faftenmäpiger Bevorredhtung die: 
uenden Erftgeburtörechte und Familienfiveicommille. Er zeigt die Verberblichfeit jener Unter: 
ordnung der Lebenden unter den deöpotifchen Willen ver Verftorbenen, ber Perſonen unter die 
Sachen, die Berberblichkeit ver Anhäufungen ungeheuerer Vermögensmaſſen in ven Händen ver 
(Srftgeborenen, jowie ver Brätenjionen der Nahgeborenen auf Staatögüter, auf Privilegien 
und Sinecuren oder Baulenzerpoften. Statt ded aufopfernden Gemeinfinnd entjtand fo Selbit: 
ſucht und Berfäuflichkeit. Überall wurden fo das Wohl und die wahren Bande des Staates und 
ver Familie, ed wurde indbefondere auch die Pietät der nun vom väterlihen Willen ganz unab: 
bängigen Erjtgeborenen gegen Altern und Geihwifter untergraben. Es murde neben das Über— 
maß ded Reichthums das übermaß der Armuth geftellt. Die Verarmung, die Entvölferung, die 
Zerftörung von Gultur und Freiheit und Macht ganzer Völfer, zulegt die blutigften Revolutio— 
ven und Bürgerfriege fanden bier ihre Hauptquellen. Auch die Ehrlichkeit des Verkehrs und 
die redlihen Gläubiger reicher Erblafler, wenn auch diefe Gläubiger felbft arnı und durch die 
Verhältniſſe zum Greditgeben an jene Reichen gezwungen waren, wurden durch jolhe Ginrich- 
tungen hundertfach verlegt. Sie wurden verlegt, wenn ohne allgemeine Repräjentation des 
Erblaſſers die reihen Lehnd- oder Stammguts- oder Fideicommißerben die Güter durd eine 
Singularjuccefiion in diejelben hinwegnahmen und die Forderungen der Gläubiger auf das 
„durch die Gunft der Urahnen“ erworbene Fideicommiß oder Zehn: oder Stammgut nicht über: 
nahmen. Wie felbft in England, trog feiner wiederholten theilweifen Neformen, trog feiner 
außerordentlihen Heil: und Gntihädigungsmittel duch feine Freiheit, feinen Welthandel und 
ſeine Induftrie, bis zu den neuern Zeiten vorzüglich die großen Mängel ver Erbrechtsgeſetze 
ſich ſtörend und verderblih erwieſen haben, dies hat ebenfalld mit Adam Smith auch Graig 
vortrefflich gezeigt. s 
V. Weiſe Erbrechtsgeſetze müffen nun diefen Ubeln und Gefahren begegnen. Ihre Haupt: 

aufgaben möchten vorzüglich in Folgendem beftehen. Fürs erfte müſſen jienad dem Vorbilde des 
Römiſchen Rechts durch wahre erbrechtliche Repräſentation und durch Bereinigung des Ber: 
mögend des Erblaſſers alle redlichen Anſprüche an daſſelbe ſichern. Berner müſſen fie die Noth— 
erben- und Pflichttheilsrechte, die den natürlichen Familienverhältniſſen entſprechenden und nach 
dem vermutheten Willen des Erblaſſers zu beſtimmenden Inteſtaterbrechte und die Freiheit teſta— 
inentarifcher Dispofitionen ald drei gleich weſentliche Theile des Erbrechts angemeffen und fo, 
daß ihre zuvor angedeuteten Grundideen verwirklicht werden, miteinander vereinigen. Die ſorg⸗ 
fältige Beachtung einer gerechten Vertheilung des Vermögens nad den Familien muß ferner 
auch zu einer Anerkennung erbrechtliher Nepräfentation der Familien dur eine Erbfolge und 
Erbtheilung nad Linien und Stämmen neben der Erbfolge und Erbtheilung nah Gradesnühe 
und nah Köpfen, ſowie zur Gollation des voraus Empfangenen führen. Die Geſetze müflen 
ierner zugleich mit der Ausfchließung ungerechter Bevorzugungen der Erfigeborenen und der 
Agnaten auch noch einerfeitd Erbſchleicherei und andererfeits allzu ſchwierige Teftamentsformen 
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zu verbannen juchen. Die ſchon im jpätern Römifhen Recht (nur nit im Juftinianeifchen ) 
und im franzöfifhen Recht aufgenommene Gültigkeit der felbftgejchriebenen Teftamente 
ſcheint ſowol der Sicherheit wie der Leichtigkeit der legten Willen zu entfpredyen. Dagegen 
feinen Erbverträge, welde leicht wucheriſchen Speculationen dienen und zugleich des freien 
Mannes Verfügung über dad Seinige vor feinem Tode und bei vielleicht ſpäter ganz ver: 
änderten Verhältniffen unpaſſend aufbeben, verwerflih. Sie jind ed aud dann, wenn der Ge: 
ſellſchaftszuſtand nicht fo verderbt ift, wie fpäter bei den Römern, die ald Grund ihrer Verwer— 
fung der Erbverträge die Furcht vor Meuchelmorden gegen den Erblaffer anführen. Mit vem 
Schutze der Vermächtniſſe für wohlthätige Zwecke und Inteftate muß ferner die allgemein gefeg: 
liche VBorforge gegen zu große Anhäufung des Vermögens im der todten Hand und gegen ſchäd— 
lihe Beihränfung der freien Gigenthumsverfügungen nachfolgender Geſchlechter durch den 
Privatwillen eines längft Verftorbenen verbunden werden. Sollten urfprünglich paffende und 
mohlthätige Dispofitionen fpäter durd die veränderten Umſtände und Eulturverhältniffe un: 
paflend werben, jo darfihre Anderung oder Aufhebung zwar keineswegs von einfeitiger Ver— 
waltungs= oder Regierungdwillfür ausgehen, mol aber von gewiflenhafter verfaflungsmäßiger 
Anerkennung der Nothwendigkeit von feiten der ganzen Staatsgeiellfchaft oderihrer Regierunge: 
und Bolfirepräjentation. Die ganze Staatögefellfhaft hat ein heiliges Verfaſſungsrecht auf 
Sicherung gültiger legtwilliger Verfügungen und der wohlthätigen Stiftungen. Aber es it 
Unſinn, daß der Wille der Todten auf ewige Zeiten unveränderlihe Norm jei für die Lebenden, 
für die ganze ſouveräne Geſellſchaft und gegen deren gewiflenhafte liberzeugung von dem, mas 
für ſie jegt heilfam und recht jei. Nur die Bermifhung von Öffentlihem und Privatredht, von 
Berwaltungs: und Verfaſſungsrecht erzeugt auch hier die entgegengefegten Irrthümer. Endlich 
joll au die Gefeggebung wachen, daß ſelbſt nicht bei teftamentarifcher oder Inteftatbeerbung 
nad) Gejegen, die im allgemeinen wol zweckmäßig find, unter befondern Bedingungen und in 
befondern Fällen aber unpaifend, Erwerbungen und Anhäufungen von Bermögen gegen Be: 
dürfniß und Verdienſt ftattfinven. 

Das Römiſche Recht enthält vorzüglich feit der Kaiferzeit eine Menge von Beftimmungen 
über Entziehung von Erbſchaften und Vermächtniſſen (al® caduca, ereptitia und vacantia ) 
wegen Unwürbigfeit, Ehelofigfeit, Kinderlofigkeit, wegen ded Mangels von Verwandten bis zu 
gewillen Grade und wegen des Mangel beſtimmter VBorausjegungen und Bedingungen für 
eine rechtsgültige erbrechtlihe Einfegung und Erwerbung. Dieſe römiſchen Beftimmungen jind 
zwar feinedwegs ſämmtlich zu billigen und dienten, wie auch unfere deutfchen Abzugsgelver, 
Erbſchaftsſteuern, Herren: und Erbloserflärungen, zum Theil nur zur Befriedigung der Raub: 
gierde des Fiscus. Doch lagen ihnen zum Theil auch richtige Ideen zu Grunde. Sehr wichtig 
aber möchte es fein, bei Beihränfung unpaffender Grbrecdhte nie den Staat in das Vermögen 
oder in die Vermögendabzüge eintreten zu laffen, jondern entweder nähere, bevürftigere Ver: 
wandte oder die dürftigen und die wohlthätigen Anftalten der Gemeinde oder des Kirchfpiels 
des Verftorbenen. Es ijt hier beſonders wichtig, jeden gebäfligen Gedanken an NRaubgier des 
Fiscus zu unterdrüden. Sodann aber ift diefe Art der Verwendung ein viel beſſeres Mittel, 
das einer unpaffenden Vererbung entzogene Vermögen zur wohlthätigen Ausgleihung der im 
Leben entitehenden Ungleihheiten zu verwenden. Sie entfpricht auch wenigftend nod) viel eber 
einem vermutbheten Willen des Erblaffers oder ift doch für ihm nicht fo verlegend und felbft für 
die nationalökonomiſch vortheilhafte Luft, Vermögen zu erwerben und zu erhalten, nicht jo ab- 
ihredend ald eine Einziehung durd den allgemeinen Staatsfiscus. Zugleid müßte bei geſetz 
licher Beftimmung der Erbſchaftsabzüge, eben damit die unpaflende, dem Bedürfniſſe nicht ent- 
ſprechende Anhäufung ded Vermögens vermieden würde, auf die Größe der Ginfünfte des Erben 
und auf die Größe der Erbſchaft gefehen werden. Wenn irgendwo die befannten Gründe gegen 
eine ftärfere und in geometrifcher Progreſſion fleigende Beſteuerung der eine gewille Bevarf: 
ſumme überfteigenden Vermögenstheile unbaltbar find (wie fie freilich Craig, II, 5,4, überhaupt 
darftellt), fo find fie e8 hier. Der Abzug eines PViertheils, ja eines Zehntheils bei einem geringen 
Betrag ded Bermögend des Erben und ded Grblaffers kann nicht blos drüdend werben, ſondern 
dem Grund und Zwed des Abzugs ſelbſt gar nicht entſprechen. Bei einem ſehr großen Vermö— 
gen des Grblaffers oder des Erben fann er, fann der Abzug der Hälfte paffend werden, 

Gerade in unferer Zeit find für die Geſetzgebung fehr erhöhte Gründe gegeben, die in diefem 
Artikel angedeuteten Mittel zur Verhinderung eines zu ungleidhen, unnöthigen, verderblichen, 
den Bebürfniffen der Geſellſchaft fi entziehenden Vermögens bei Beftimmung der Erbver: 
hältniffe zu verwirklichen. Es wird nämlich; fürs erfte die Noth vieler Armen fowie ihr Bebürf- 
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ni zu gehöriger Bildung dringender. Es liegt zweiten in den neuern Geſchäfts- und Erwerbs: 
verhältniffen, daß auf ungerechte und unbillige Weile jih Reihthum in ven Händen der Reichen, 
der Grundbeſitzer, Großhändler, Fabrifanten u. |. w. anhäuft und den Arbeitern für fie der 
angemeflene Lohn entgeht. Es fordert drittens, außer andern politifhen Gründen, fchon bie 
Siderftellung der Eultur: und Eigenthumsverhältniſſe gegen eigenthumsfeindliche ververbliche 
communiftifhe Richtungen, daß jede wirflic) gegründete Klage und Empörung über ungerechte, 
zu ungleiche und ververbliche Güterverhältniffe möglichſt befeitigt werde. Sollen hierzu nun 
auch Abzüge und Beihränfungen, vorzüglich der großen Erbtheile durch Befteuerung, ftattfin= 
den, jo müſſen doch recht deutlich und fiher die jo gewonnenen Gelder ven Armen zugute fommen 
durch Aufbebung der fie zunächſt drückenden Steuern oder durd Verwendungen zu ihrem Beften. 
So fann und muß Großes gefhehen, in Verbindung mit einer Beel’fchen Cinfommentare nur 
für die Wohlhabendern, dad Unentbehrlihfte in unfern heutigen nationaldfonomifchen 
Zuftänden. 

VI. Ob und wieweit übrigend zur Verhütung allzu großer Theilungen der Bauerngüter 
Zurüdjegungen eines Theils der Geſchwiſter und der Verwandten flattfinden dürfen, darüber 
handelt der Art. Bauerngut. Ob und inwiefern durch Fideicommiffe und Lehen: und Stamm 
güter eine ſolche Zurücdjegung und eine Aufhebung der Eigenthumäfreiheit unter beftimmten 
Berhältnifien gerechtfertigt werden fönnen, darüber müffen die bezeichneten Artikel handeln. 
Sicherlich wird wol eine geläuterte Politif in Beziehung auf den Adel fideicommiſſariſche und 
Erſtgeburts-, Lehnd: und Stammgutsrechte in unfern heutigen VBerhälmiffen nur etwa zur 
Gründung der nöthigen Unabhängigkeit der Pairdwürde rechtfertigen wollen. Sie wird fi 
hüten, für immer verſchwundene Zuftände früherer Bildungsitufen, fie wird jich hüten, frühere 
Misverhältniffe und Prätenfionen und neue Miöftände und Misftimmungen hervorzurufen. 
Wahrlih, mit ſolchen und jo Kleinen Mittelhen wird man den gewaltigen Geift einer neuen Zeit 
nicht bannen oder hemmen, den Feudalariſtokratismus nicht lebenäfräftig reftauriren. Gewiß 
aber wird feine des Unterfchieds von Öffentlichen und Privatreht Fundige Staatsgeſellſchaft in 
Beziehung auf frühere unpaffend gewordene Inftitute ſich weiter beſchränkt halten ald durch die 
Achtung bereitd wirklidy erworbener Vrivatrechte für fhon und noch lebende Rechtsmitglieder. 
Feſthaltend an dem römifhen Rechtsgrundſatze, daß nur der Lebende juriitiihes Recht hat (de- 
functorum et nondum natorum nulla sunt jura), wird fie entgegenftehenve Begriffsverwir- 
rung und Schwärmerei von jidy weifen. Uber die Erbfolge der Fürſten wird der Art. Succeſ— 
fion handeln. 

Das Erbrecht eines Wolkes, indem es über die Erneuerung und Fortfegung des ganzen 
Rechtsverhältniſſes eines Rechtsmitgliedes bei feinem Tode entſcheidet, alfo durch die herrſchen— 
den Anſichten und Grundſätze über alle verjhiedenen Theile ded Rechts beſtimmt wird, muß ſehr 
erflärlich das ganze Rechtsſyſtem dieſes Volkes und feine Entwidelungsftufen vollſtändiger als 
jeder andere befondere Rechtstheil darftellen. So finden wir e8 bei den Römern wie bei den 
Deutſchen. Neben allen Ginfeitigkeiten früherer Entwidelungäftufen und neben einzelnen Män— 
geln fpiegelt jih im römiſchen Erbrechte ganz vorzüglich aud die Tiefe und Bielfeitigkeit der 
claſſiſchen römiſchen Jurisprudenz, ihre richtige Sonderung und richtige Vermittelung des 
Privat: und öffentlihen Rechts, des Perfonen=, Sachen- und Obligationenrechts und aller zuvor 
angedeuteten Hauptaufgaben eines guten Erbredhtd.?2) ine neue Gefeggebung dürfte, um viel 
mehr ald mandes bisherige Erbrecht fih der Bollfommenheit zu nähern, nur dieſen Grundideen 
folgen, Sie dürfte vorzüglich nur mande einzelne biftorifche Einfeitigfeiten und z. B. auch die 
ihrwierigern Formen des Teftamentd audtilgen und außer der Berüdjihtigung der deutſchen 
ehelichen Gütergemeinſchaftsrechte, wo jie ftattfinden können, den von Juftinian vergeffenen 
Ehegatten ein dem Erbrecht der Kinder gleichftehendes Succejfionsreht einräumen. 

Melder. 

Erbfchaftsftener. Dieſe Steuer, nämlich die dem Erbnehmer (jei es Teſtaments- oder 
Inteftaterbe, fei ed Univerfalz oder Bartialerbe oder bloger Legatar) aufgelegte Abgabe von 
dem ihm unter einem diefer Titel aus einer Verlaſſenſchaft zufallenden Gute, Fann, je nachdem 
man ihr einen oder ven andern Rechtfertigungsgrund unterlegt, ald eine directe oder ald eine 
indirecte Steuer erfheinen. Will man fie geltend machen als die Befteuerung eined Erwerbs 
oder eines — ob auch nur einmaligen — Ginfommens, oder auch als eine Vergütung für die 


2) Über den Entwidelungegang und die Grundideen des römifchen Erbrechts ſ. Welcker, a.a. O., 
1, 413 — 425 und 605 — 633. 


138 Erbichaftsftener 


vom Staate, einmal überhaupt durch Statuirung bed Erbrechts, ſodann insbeſondere durch die 
in Bezug auf beſtimmte Verlaſſenſchaften ftattfindende Mühewaltung der Behörden, empfangene 
befondere Wohltbat, fo ift fie eine directe Steuer, d. h. eine auf einem ber vernunftrechtlich an= 
zuerfennenden Steuerpflicht im allgemeinen entſprechenden und unmittelbar gegen den Beſteuer⸗ 
ten gehenden Titel beruhende. Hat fie pagegen blos ein willfürlid zum Anlaß der Forderung 
ausgewähltes Greigniß zur Grundlage, oder auch den Umſtand, daß der Erbempfänger als jol- 
her aud zahlungsfähig und zur Zeit des Empfangs auch nicht abgeneigt zu einiger Zahlung 
fein werde, oder endlidy den gegen den Erblaffer gehenden Titel der von ihm für das ſtatuirte 
Erbrecht dem Staate zu leiftenden Vergütung, fo fann fie den indirecten Steuern beigezählt wer: 
den, wie ſolches auch gewöhnlich geſchieht und in einigen Gefeggebungen (3.3. in der badifihen) 
ſchon durch den ihr beigelegten Namen Erbihaftsaccife ausgeſprochen wird. 

Inſofern diefe Steuer als eine Erwerböfteuer betrachtet werden will, kann man fte nicht als 
ungerecht erflären. Sie ift alsdann jo gerecht als jede andere, welde nicht das von einem flän- 
digen Kapital (von Sachen oder Kräften) abfließende oder jährlich wiederkehrende Ginfommen, 
fonvdern nur die ein für allemal gemachte oder in einem beſtimmten Jahre wirklich ftattgehabte 
Einnahme zur Grundlage hat. Sie ift alsdann aud in Anſehung ihres Maßes den übrigen 
auf gleihem Titel beruhenden Steuern vergleihbar, folglid der Willkür entrüdt und kann 
niemals fehr hoch fein. Auch gegen ven Titel ver Vergütung für die bei Behandlung und Über: 
antwortung der Berlaffenihaften und Vermächtniffe von den Behörden aufgewandte Mühe ift 
nicht einzuwenden ; doch kann die Steuer, wenn fie aus diefem Titel aufgelegt wird, nur jehr 
wenig betragen, und ed wird, was bier mit Billigfeit zu fordern ift, in der Negel nicht als 
eigentliche Erbſchaftsſteuer, fondern unter dem Namen von Taxen und Sporteln bezogen. 
So bleibt alſo noch der wichtigſte, aber zugleidy bedenklichſte Titel, der nämlich darin beftebt, daß der 
Staat, weil auf deſſen pofitives Gefeg allein das geregelte Erbrecht ſich ftüßt, die dadurch zu 
Gunften der Erblafler wie der Erbnehmer zu treffenden Verfügungen nah Gutdünfen erwei— 
tern oder befhränfen oder aub an Bedingungen fnüpfen fann, namentlich alfo an die Bedin— 
gung einer von den Verlaſſenſchaften zu entrichtenden, je nad den Verhältniſſen höher over 
niedriger zu beftimmenden Steuer. Bon diefem Standpunkt betrachtet erfcheint jedoch die Ab— 
gabe nicht eigentlich ald Steuer, fondern vielmehr ald eine Art von Theilung der Berlaffenichaft 
zwijchen dem Erblafjer oder Erbnehmer einerjeitd und dem Staate over der Geſammtheit anderer: 
jeitd, Die Gefammtheit nämlih, weldhe, in der Voraudfegung, daß naturrechtlich weder 
Inteftat: noch teftamentarifche Erbfolge beiteht, jede Verlaſſenſchaft als berrenloje® Gut für 
jich jelbft in Anfpruch nehmen könnte, leiftet dur Statuirung ded Erbrechts (entweder aus 
politifhen Gründen, oder in Anerkennung einiges, gewiflen Perſonen zufommenden Näher— 
rechts oder auch Billigkeitdanfpruhs auf das von dem Verftorbenen zurückgelaſſene Gut) ge: 
wiffermaßen Verzicht auf ihren Anſpruch, jedoch nicht vollſtändig, fondern mit dem Vorbehalt 
einer von den Verlaffenfhaften, je nad Beichaffenheit der Fälle und der daraus hervorgebenven 
größernoder geringern Billigfeitdaniprüde der Erbnebmer, zu bemeilenden Quote. Die folder: 
geftalt — man könnte fagen auf Art eines Vergleichs zwiſchen den ſich entgegenſtehenden An: 
fprüden — verordnete Theilung wäre hiernad offenbar fein Ausfluß des Steuerrechts, joudern 
eined der Geſammtheit zuſtehenden Obereigenthbums auf alles im Staatägebiet gelegene Gut, 
oder des darauf jih gründenden Regals des Heimfalls aller herrenlos gewordenen Sadıen. 

Nach der Ausführung im Art. Erbrecht ift jedoch Achtung und Gemwährleiftung der allen 
Einzelnen, folglich au der Gefammitheit foftbaren Erbeinfegungs: und Erbrechte, daher auch 
nähere Beftimmung und Vervollſtändigung des hier allerdings mangelhaften Naturrechts 
durch politive Statuirung dem vernünftigen Gefammtwillen angemeifen und aljo daß der ver— 
nünftigen Gefeggebung vorgefhriebene Princip. Gine Erbſchaftsſteuer, deren Höhe oder fon: 
ftige Regulirung mit diefem Princip in Widerfprud ſtände, wäre verwerflic. 

Indeſſen ift freilich folde Vermerflichkeit weniger ſchreiend, wenn von der Befteuerung 
wenigftend die Deicendenten und Afcendenten auögenommen, alfo blos die Seitenverwandten, 
vorzüglich die entferntern, die man gern die „lahenven Erben’ heift, damit belegt werden. Bei 
ſolchen entferntern Verwandten und die mit dem Erblaffer in ganz und gar feiner Gemeinſchaft 
des Lebens und Erwerbens ftanden, hört der naturrechtliche Anſpruch auf Erbfolge auf, und ift 
diefe wirflih auf bloßer Staatöverleihung beruhend. Doch aud im legten Falle, zumal wenn 
die Steuer dad mit der Erwerbs: oder @infommenfteuer harmonirende Maß bedeutend über: 
fteigt, bleibt ihr Princip tadelnswerth, wenigſtens bevenflih und felbft mit der Würde des 
Staated und der Regierung unvereinbar. Wie viele, auch fogenannte lachende Erben find ver 
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ihnen durch den Willen des Erblafferd oder durch die gefegliche Erbfolge zufließenden Wohlthat 
nit nur fehr würdig, ſondern auch höchſt bevürftig! Wie ungrogmüthig alfo von feiten des 
Staates, dag num auch er ſich Herbeidränge, um für fich jelbft einen Theil der jenen natürlich 
gebührenden oder vom Erblaſſer zugedachten Erbſchaft in Befig zu nehmen! Es ift dieſes Be: 
nehmen verwandt mit der theild liftigen Erbfdleicherei, theild gewaltthätigen Erbforderung, 
deren einft die römijchen Imperatoren der böfern Kaiferzeit ih fhuldig machten; jedenfalls 
derſelben Beurtheilung unterworfen wie die Beiteuerung der Schenkungen oder die fogenannte 
Schenkungsacciſe. 

Für dieſe wie für die Erbſchaftsſteuer oder Accife iſt nämlich kaum ein anderer Grund auf: 
suftellen als jener, auf welhem, mit Ausnahme der eigentlihen VBerzehrungsfteuer, die indi— 
teten Steuern in der Regel ruhen. Es hat nämlich die Staatögewalt aus der Maffe der gemöhn: 
ih vorfommenden oder überhaupt gedenfbaren Handlungen oder Greigniffe nah Belieben 
einige aufgegriffen und auf deren Eintreten eine Steuer oder Abgabe geſetzt. (Selbft die Ver: 
ehrungsfteuer fann unter diefen Begriff gebradjt werden, weil aud) die Anfhaffung oder die 
Lerzehrung beftimmter Gegenftände unter die Rubrif jener an und für fih eine Steuerpflicht 
nicht involvirenden, jondern blos dur pojitived Gefeg damit verbundenen Handlungen oder 
Sreigniffe gehört.) E3 werden, dies ift mit Beſtimmtheit vorauszufehen, alljährlich eine an— 
ehnliche Zahl von Todesfällen, aljo von Erbeinjegungen oder Inteftaterbfolgen eintreten. Gine 
auf ſolche Bälle gelegte Steuer kann alfo ein Namhaftes eintragen. Sie wird aud ohne Mühe 
einbringli fein und fein allzu großes Midvergnügen erregen, da, mer eben empfängt ober 
empfangen hat, auch zu geben im Stande ift und den Zahlenven jedenfalls fo viel übrig bleibt, 
saß er Das zu bringende Opfer verfhmerzen kann. Mit ſolchen Betrachtungen ſucht man ge: 
wöhnlich die öffentliche Meinung in Betreff der fraglihen Steuern zu beihwidtigen, und es 
gelingt auch in der Regel bei allen, welche nicht tiefer in die rechtliche und politifche Natur der 
Abgaben einzugehen geneigt oder vermögen find. Wir haben ſchon unter dem Art. Abgaben 
unjere auf Nechtsüberzeugung gegründete Anficht von dieſer Art der indirecten Steuern ausge— 
'prochen und beziehen und hier darauf. Auch möchte zur Verwerfung fhon die einzige Betrach— 
iung genügen, daß ed durchaus unmöglich ift, das Maß oder die Höhe der aus foldyen Titeln 
erhobenen Steuern duch ein vernünftiges und klares Prineip zu reguliren. Wenn es 3.8. 
erlaubt if, dem lachenden Erben (oder aud) dem weinenden) fünf ober zehn Procent der Ver: 
aſſenſchaft zu entziehen, warum follte man ihm nicht auch zwanzig, ja neungig Procent abfor: 
dern dürfen? Hier waltet aljo bloge Willfür, und der Begriff eines wahren und ſelbſtän— 
digen Eigenthums- oder Erwerbsrechts der jolhergeftalt Beiteuerten hört auf. Es handelt ſich 
nicht mehr darum, wieviel man ihnen nehmen, fondern wieviel man ihnen laffen wolle. 

Rotteck. 

Erbunterthänigkeit, ſ. Leibeigenſchaft. 

Erbverbrüderung (pactum confraternitatis). Die Römer geſtatteten der Idee, durch 
Vertrag ein Erbrecht einzuräumen, feinen Gingang, weil fie die Befugniß, bis zum Augenblid 
des Todes über den Nachlaß zu verfügen, nicht beihränfen wollten. Zur Zeit des Verfalld der 
Sitten und fo des Reichs jelbjt mußte ed dazu der Geſetzgeber für bedenklich halten, ein weiteres 
Motis für verbrecherifche Lebensnachſtellungen zuzufügen. Die Deutihen, jo vielfach im Gegen: 
age zu den von ihnen befimpften Nömern, gejtatteten die vertragsmäßige Erbfolge. Beſonders 
im Kreife des hohen Adels zeigte ji als eine bejondere Art von Erbvertrag die Erbverbrüde- 
tung, d. h. die Übereinkunft, wodurch ſich Familien vver verſchiedene Linien deflelben Geſchlechts 
für die Eventualität des Ausfterbend einer Familie oder einer folden Linie gegenfeitig zur Erb— 
'olge beriefen. Der Zwed war auf Stärfung durd Ausdehnung des Beſitzthums und Gewäh— 
tung gegenieitigen Schuges und Beiftandes berechnet. 

Schon inder Mitte des 13. Jahrhunderts foll zwifchen dem König Ottofar von Böhmen 
und dem Herzog Ulrich von Kärnten ein Vertrag abgeſchloſſen worden fein, welder Keime der 
Iper einer Erbverbrüderung in ji getragen habe. Gewiß ift indeſſen nur, daß ſich die überein— 
funft auf die Perſon der beiden Fürften beſchtänkte. 2) Dagegen haben fih Urfunden erhalten, 
welche darthun, daß ed zwifchen den Eöhnen Kaifer Ludwig's des Baierd im Jahre 1334 zu einer 
Grhverbrüderung fam. Diefer Kaifer, eifrig auf die Größe und den Glanz des Hauſes Witteld- 
bad bedacht, hatte im Jahre 1324 die Marfgrafihait Brandenburg feinem älteften Sohne zu= 
gewendet, welcher mit feinen Brüdern, den Herzogen von Baiern, den (im Jahre 1366 er: 





1) Befeler, Die Lehre von den Erbverträgen (Göttingen 1835), I, 228 — 230. 
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neuerten) Vertrag abſchloß, melden ver Kaifer unter Ertheilung der Gejammtbelehnung 
beftätigte. ?) 

Nachdem Landgraf Heinrich der Eiferne von Heffen im Jahre 1329 zur Regierung gelangt 
war, bemühte er jih, mit feinem Schwager Friedrich dem Ernfihaften, Markgrafen von Meipen 
und Landgrafen von Thüringen, fi zum Zweck gegenfeitigen Schuges zu verbinden. Zur Be- 
feftigung des Bandes follte eine Exbvereinigung die gegenfeitige Erbfolge jihern; indeſſen 
wirfte der Widerſpruch des Kaijerd hindernd ein. Mit Hülfe fpäterer Gunft der Umftände 
erreichte der Landgraf feinen Zwed. In Verbindung mit feinem Mitregenten, Hermann dem 
Gelehrten, gelang es ihm, Eurz vor feinem Tode, im Hohen Alter, bei Gelegenheit einer Zuſam— 
menkunft zu Eſchwege an ver heſſiſch-thüringiſchen Grenze im Jahre 1373 mit Friedrich, Bal- 
thafar und Wilhelm, Landgrafen von Thüringen und Markgrafen von Meißen, eine Erbverei- 
nigung aufzurichten, 3) Die gefammten beiverfeitigen Staaten wurden für unveräußerlic 
erflärt und unter Ausfcliegung der weiblihen Nachkommenſchaft bedungen, daß im Fall des 
Ausiterbend der einen Dynaftie die andere nachfolgen folle. Kaijer Karl IV. ertheilte feine 
Beftätigung, nachdem Heſſen, zur Gleihftellung mit der Landgrafſchaft Thüringen, zum 
Reichslehen aufgetragen worden war. Im folgenden Jahrhundert, und zwar im Jahre 1431, 
erneuerte Landgraf Ludwig der Friedfertige den Vertrag mit dem Haufe Meißen: Thüringen, 
weldyes die Kurwürde und das Amt eines Reichs-Erzmarſchalls erworben hatte, durch eine 
Zufammenfunft zu Rotenburg mit dem Kurfürften Briedrih dem Sanftmüthigen und 
deſſen drei Brüdern. Kaiſer Sigismund beftätigte den Pact, welchem fi im Jahre 1457 
zwiſchen Sachſen und Helfen auf der einen und dem Haufe Brandenburg auf der andern Seite 
eine Übereinkunft beigefellte, wodurch erftere legteres in ihre Berbrüderung aufnahmen, jedod) 
in der Art, daß diefe unverrüdt bleiben und das Haus Brandenburg nur nad dem Erlöſchen 
der fhon erbverbrüderten beiden Käufer nachfolgen folle. Anlaß war, abgefehen von der Annä— 
herung durch Verwandtihaft und Schwägeridaft, das gefühlte Bedürfniß, ſich durch Ginigung 
zu ftärfen, namentlich zu dem Zweck, das Fauſtrecht nieverzufämpfen. Kaifer Friedrich III. 
ertheilte die Beftätigung. Die Erbverbrüderung zwifhen Sadjen und Heſſen wurde in den 
Jahren 1487, 1520, 1555 und 1587 erneuert. Bei der legten Erneuerung zu Naumburg anı 
30. März 1614, beftätigt von Kaijer Ferdinand I. im Pirnaer und Prager Frieden, ob 
fie gleih mit die Tendenz Hatte, ver Sache des Proteftantismus eine ftarfe Stüge zu leihen, 
trat wieder Brandenburg hinzu, dem es gelang, den Pact dahin zu modificiren, daß es, wenn 
die eine oder die andere der beiden andern Dynaftien außfterbe, zum dritten Theil Miterbe fein 
jolle.*) Die heffiihe Erbhuldigungsformel vom Jahre 1567 ®) lautete aud) dahin: „Ihr follt 
geloben und jhwören, daß ihr wollet, im Fall der männlide Stamm der Fürften zu Heſſen 
todeshalber abgegangen wäre, den Kurs und Fürften zu Sachſen, Landgrafen in Thüringen 
und Markgrafen zu Meigen und ihren männlichen Leibeserben in Kraft der Erbverbrüberung 
getreu, gewärtig und gehorjan fein.” 

Daß der mit beabſichtigte Zweck, gegenfeitige Hülfe, meift nicht erreicht wurde, lehrt die 
Geſchichte. Fandgraf Georg I. von Heſſen-Darmſtadt flagte, zurücblidend auf den Jammer 
und die Bedrängniffe des Dreigigjährigen Kriegs, ven er erleben mußte, in feinem im Jahre 
1660 errichteten Teftament, worin er feinem Sohn und Nachfolger den Rath ertheilte, in Ein— 
gehung von Bündniffen jehr vorjichtig zu fein, darüber, daf er fich des Bundes der Erbverbrü: 
derung nicht „im geringften zu getröften oder zu erfreuen gehabt‘ habe. ©) 

Im Jahre 1571 fam zwiſchen Brandenburg und Pommern eine Erbverbrüberung zu 


2) Beieler, a. a. D., ©. 230 — 236. 

3) Der Vertrag ift abgedrudt bei Bed, Das heffische Staatsrecht. Zweites Buch. Erftes und zwei: 
tes Heft: Altere Grbftatute und Hausverträge u. |. w. (Darmitadt 1832), S 12— 14. 

4) Rommel, Ghefchichte von Hefien (Kaffel 1823), II, 131, 189— 192, 284, 317 — 319 und An- 
merf. ©. 96, 97, 203, 204, 220—222. Rehm, Handbuch der Gefchichte beider Heflen (Marburg 1842), 
1,183. Weis, Syſtem des öffentlichen Rechts des Großherzogthums Hefien (Darmitadt 1837), Bo. 1, 
8.62; derfeibe, Das Erbfolgerecht vermöge Erbverbrüderung, S.208— 212. Weiße, Lehrbuch des königlich 
füchfifchen Staatsrechts (Leipzig 1827), II, 544. Bülau, Berfaffung und Verfaffungsrecht des König: 
reichs Sachſen (Leipzig 1833), 8.13. von Rönne, Das Etaatsredjt der preußiichen Monarchie (Leipzig 
1856), Bo. I, 8.36, ©. 123 u. 124. Bed, a.a. D., wo diefe neueſten Berträge S. 15 —34 abge: 
drudt find. ©. auch noch Walter, Literarijches Handbuch für Geſchichte und Landesfunde von Heſſen 
im allgemeinen und dem Großberzogthum Heſſen insbefondere (Darmftadt 1841), S. 140 — 142. 
Kulenfamp, Literatur des furheffifchen Rechts (Kaffel 1846), ©. 35 u. 36. 

5) Bed, ©. 14 u. 15. 6) Bed, ©. 242. 
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Stande, jedoch mit ver Modification, daß erflered nur einen Theil feiner Lande zum Gegenfland 
red Vertrags madte. Diefer kam durd das Abfterben ded legten Herzogs von Bommern, Bo= 
gislaus, im Jahre 1637 zum Vollzuge. Eine befondere Glaufel in demſelben hatte hervorgeho— 
ben, daß die erbverbrüderten Häufer Sachſen und Helfen darein gemilligt hätten, für ven Fall, 
daß dad Haus Brandenburg früher audfterbe, einige Befigungen den pommerſchen Landen ent: 
gegen zu jeßen.?) 

Solange dad Deutſche Reich beftand, bedurfte, wie ſchon die berührten Beifpiele andeuten, 
eine ſolche Verbrüderung der faiferlichen Beftätigung infoweit, als die Lande, auf welche fie ſich 
bezog, Reichslehen waren. Indeſſen waren die Wahlcapitulationen darauf berechnet, diefe Ge— 
nehmigung zu einer Form berabzudrüden. So heißt e8 z. B. in $. 1 der Wahlcapitulation 
Kaifer Karl's VI.: „Wir follen und wollen aud die unter Kurfürften, Fürften und Stän— 
den aufgerichteten Erbverbrüberungen auf gebührendes Anſuchen ohne Weigerung und Auf: 
enthalt in beftändiger Form confirmiren, fie aud dabei ald Römiſcher König handhaben und 
ſchützen“ u. f. w. 8) In fpätern Wahlcapitulationen verſprach der Kaifer, „die jowol vor als 
nah diefem Wahlvertrag gemachten und noch in Zufunft zu machenden Unionen zu beſtä— 
tigen’. 9) 

Außer der Beftätigung von jeiten des Oberhaupts des Reichs bedurfte der Vertrag ver Zus 
fimmung derjenigen, deren Succeſſionsrechte durch denjelben beeinträchtigt wurden, alfo, wenn 
es fih um Alodien oder Weiberlehen handelte, ver Cognaten, infofern ihr eventuelles Succef- 
Nonsrecht alterirt werden ſollte. Berner mußte da, wo eine ftändifche Verfaſſung herrichte, die 
Einwilligung der Stände zu dem Pact, welcher eine eventuelle Landesveräußerung in ſich jchloß, 
eingeholt worden. Die eventuelle Erbhuldigung enthielt ſchweigend eine ſolche Einwilligung. 19) 

Die Auflöfung des Deutſchen Reichs hatte von jelbft vie Zertrennung des Bandes der Erb: 
verbrüderung nicht zur Folge; fie blieb ald Vertragsrecht beitehen. In Art. 34 der Acte 
des Rheinischen Bundes heißt ed: „Die verbündeten Könige, Großherzoge, Herzoge und Fürften 
entjagen, jeder für jich, feine Erben und Nachfolger, jevem jegt beſtehenden Rechte, welches der⸗ 
ielbe auf die jegigen oder durch gegentvärtigen Vertrag beſtimmten Befigungen anderer Glieder 
des Bundes hat oder in Anjprud nehmen fönnte; ausgenommen bleiben blos vie eventuellen 
Rechte der Nachfolge, aber nur für den Fall, wenn ein Haus oder eine Linie erlöſchen jollte, 
welche dermalen die Gebiete, Domänen oder Güter, über welche ſich obgedachte Rechte erftreden. 
fönnen, ald Souverän beiigt oder vermöge des gegenwärtigen Vertrags beiigen ſoll.“ 1!) Die 
Bublieiften ftreiten darüber, ob durch den fo ausgefprochenen Verzicht aud das dur Erbver— 
brübderung erwachſene Recht erlofchen fei. Die vorherrſchende Meinung ift für die Berneinung. 
Pal. Klüber, „Offentliches Recht des Deutfchen Bundes und der Bundesſtaaten“ (dritte Auflage, 
Sranffurt 1831), $. 53, ©. 57, 58, beſonders aber deſſen Erörterung im erften Band feiner 
„Abhandlungen und Beobadhtungen für Geſchichtskunde, Staats- und Rehtöwillenihaft‘‘* 
(Sranffurt 1830), S. 1— 57. 

Daß jene Erbverbrüderung zwiihen Brandenburg, Sachſen und Heſſen noch in Kraft be— 
ſtehe, ift ausdrücklich beurkundet. In Art. 5 der Derfaflungdurfunde des Großherzogthums 
Heſſen heißt ed: „In Ermangelung eines durch Berwandtichaft oder Erbverbrüberung zur Nach— 
folge berechtigten Prinzen geht die Negierung auf das weibliche Geſchlecht über u. f. w. 12), 
während $. 4 des nah firengredtliher Anſicht noch gültigen Eurbefiihen Verfaſſungsge— 
ſetzes von 1831 die fortvauernde Erbverbrüberung betont 1?) und $. 7 des Staatögrund: 
gefepes für dad Königreid Sachſen gleihfalld ver Berufung durch Erbverbrüberung ge- 
denkt. 14) Dagegen ſchweigt die preußifhe Berfallungsurfunde. Inden von Rönne in 
feinem bereitö genannten Werke $. 36 von dem Thronfolgerecht handelt, hebt er auch hervor, 
daß aud die Erbverbrüderungen in Betracht kämen, indemer die Bemerkung hinzufügt, daß, jo: 

7) Befeler,a. a. D., ©. 239 — 241. 

8) Struv, Die vornehmften Grundgefege des Heiligen Römischen Reichs (Jena 1734), S. 816. 

9) DOrtel, Die Staatsgrundgefege des Deutſchen Reichs (Reipzig 1841), S. 457. 

10) Zacharia, Deutfches Staats: und Bundesrecht (zweite Auflage, Göttingen 1853), 1, 345 — 348. 

1) Ortel, a.a.D., ©. 664 u.665. 12) Weiß,a.a.D., ©. 214, 216. J 

13) Murhard, Die kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde erläutert und beleuchtet, wo der Verfaſſer, be— 
he wegen bes in $. 1 ausgeiprochenen Principe der Untheilbarfeit des Staatsgebiets, feine Beben: 

en darlegt. 

14) Snbens Rüder in feinem Beitrage zum erſſen Bande des Müller'ſchen Archivs der Sejeggebung: 
Kritifche Bemerfungen zum fächfiichen Berfaffungsgefege vom 4. Sept. 1831, diefen $. 7 berührt, er= 
hebt er (5. 153) gleichfalls Bedenten. 
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viel bekannt, nurnoch eineinziger Vertrag der Art beftehe, jener zwiſchen den drei Käufern. Da: 
bei betont er, daß jevenfalld aud dann, wenn er zur Anwendung fomme, der verfaffungsmägige 
Grundfag der Untheilbarkeit der preußifhen Monardie unbedingt beftehen bleibe. 

Nicht leicht wird ed noch jegt zu dem Entfchluffe der Aufrihtung einer Erbverbrüberung 
(fowie eines Erbvertrags überhaupt) fommen. Dann aber bictirt das herrſchende deutſche 
Staatöreht beitinnmte Beihränfungen: Aufrehthaltung des Princips der Untheilbarkeit des 
Staatögebietd; Unzuläfjigkeit ver Gelangung eines deutjchen Staates an ein nichtdeutſches oder, 
unter Verluft feiner politiihen Selbſtändigkeit, an ein nicht founeränes Haus ; Nothwendigfeit 
der Beichreitung des Wegs des Gejeges, insbefondere der Ginholung der ſtändiſchen Zuflim: 
mung; Borrang der erbverbrüderten Agnaten vor den Cognaten der Dynaftie, es jei denn, daß 
das Geſetz das Gegentheil ausdrücklich feftfegt. Der, welder von dem Mannesftamme der erb: 
verbrüderten Dynaftie zuerft zur Nachfolge gelangt, hat den vollen Rechtsbeſtand aufrecht zu erhal: 
ten, iſt an alle rechtsgültigen Regentenhandlungen feined Vorgängers gebunden. 19) Die bal: 
riſche Verfaſſungsurkunde fieht die Möglichkeit ver Anüpfung des Bandes der Erbverbrüderung 
‚mit einem andern fürftlihen Haufe aus dem Deutihen Bunde” vor. Vgl. Schund: „Staats: 
recht des Königreihs Baiern‘ (Erlangen 1824), Bd. 1, $.46, S. 229fg.; Befeler, a.a.D, 
Th. 2, Bd. 2, S. 90—106; Dunder, „Das Geſammteigenthum“ (Marburg 1843), ©. 138 
— 145; Gerber, „Syſtem ded deutſchen Privatrehts” (vierte Auflage, Iena 1853), $. 263, 
S. 598—600. 

Verſchieden von dem Pact der Erbverbrüderung ift der Vertrag, wodurd nur ein einſeiti— 
ges Erbfolgeredht eingeräumt murde. Ein ſolches Recht wurde z. B. dem Haufe Oſterreich durd 
einen im Jahre 1599 zu Prag abgeihloffenen Vertrag für den Fall des Ausfterbend des Mannd: 
ftammes des Haufes Würtemberg eingeräumt, ein Vertrag, welder die Zuftimmung der Stände 
gewann, 16) Ald nun im Gegentheile im Jahre 1740 der öſterreichiſche Mannsſtamm ausftark, 
erbob fi die Frage, ob darum der Vertrag erlofchen fei? Damals erfchienen mehrere Staatd: 
ſchriften, weldye diefe Frage unterſuchten und bejahten. Indeſſen benugte Kaiſer Joſeph IL den 
Umftand, daß er um Beftätigung eines Vertrags (Erbvergleih) angegangen wurde, dazu, auf 
Anerkennung der Fortdauer ded gedachten Vertrags zu beftehen, was aud Erfolg hatte. Erſt 
dur Art. 15 des Presburger Friedens verzichtete dad Haus OÖſterreich auf fein Recht, ſodaß 
dad würtembergifhe Staatdgrundgefeß in $. 7 auch beftimmen fonnte: „Erliſcht der Mannd: 
ftanım, fo geht die Thronfolge auf die weiblihe Linie über‘ u. ſ. w.17) Ebenſo beſtand ein 
Vertrag zwiſchen Preußen und Hohenzollern. Nachdem die beiden Linien Hohenzollern-Hechin— 
gen und Hohenzollern Sigmaringen 1577 eine Erbverbrüberung aufgerichtet hatten, jhlofen 
fie 1695 mit dem Haufe Brandenburg einen Vertrag ab, wonad diefem (Preußen) nad 
dem Ausfterben beider Linien die Erbfolge zuftehen follte. 13) Dadurch wurde auch $. 5 Pol: 
tion 2 der Verfaffungsurfunde des Fürſtenthums Hohenzollern-Sigmaringen von Jahre 1833 
dietirt: „Nah gänzlicher Erlöfhung des fürſtlich ſigmaringiſchen Mannsftammes gelangt die 
Regierung an das erbverbrüderte Haus Hohenzollern-Hechingen, oder bei früherer Erldihung 
diefer Linie an Se. Majeftät den König von Preußen in der durch die Erbverträge gegründeten 
Ordnung.“ Indem nun dur den Staatövertrag vom 7. Dec. 1849 die hohenzollernſchen 
Lande mit Preußen vereinigt wurden, wurde nur die Nachfolge anticipirt. 19) 

Ein im Jahre 1442 zwifhen Brandenburg und Mecklenburg abgefhloffener Vertrag, wil: 
. her vom Kaifer beftätigt und in den Jahren 1693 und 1708 erneuert wurde und demzufolge 
Preußen nad dem Abgange des mecklenburgiſchen Iehndfolgeberehtigten Mannsſtammes zur 
Nachfolge gelangt, beſteht nod in Kraft, jedoch nur in Beziehung auf die damaligen Lande, ſe⸗ 
daß die ſpätern Erwerbungen, 3. B. die Einverleibung der Herrſchaft Wismar, außer dem Kreilt 
des Vertrags liegen. 20) 


2 a Pa ki des Verfaffungsredhts der monarchifchen Staaten Deutfchlande (Würzburg 1850), 
IL, u. 2 
16) Spittler, Gefchichte Würtembergs unter der Regierung der Grafen und Herzoge (Göttingen 1783). 

17) Mohl, Das Stautsrecht des Königreichs Würtemberg (Tübingen 1829), 1, 137— 139. 

18) Mofer, Deutfches Staatsrecht (Leipzig 1745), XVII, 116— 127; von Rönne, a. a. O. 

19) von Rönne, a. a. ©. 

20) Kurze hiftorifche Information von dem Urfprung und Erfolg des königlich preußifchen und marf: 
räflich brandenburgifchen Eventual-Succeffionsrehts von denen fammtlichen medlenburgiichen Reich⸗⸗ 
ehen (1703). Moſer, a. a. O., ©. 108—112; Familienſtaatsrecht (Frankfurt 1775), 1, 996 — IR. 
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Durch einen Vergleichsvertrag mit dem Hauſe Anhalt vom Jahre 1681 wurde Branden⸗ 
burg (Preußen) für den Ball des Erlöſchens dieſes Hauſes zur Nachfolge berufen. *1) 


PH. Bopp. 

Erbvertrag, ſ. Erbredt. 

Erfenntnig. Nicht die Erfenntniß oder die Handlung des Erfennens, durch welche die 
Vorftellung von einer Sache in und gewedt wird, ift ed, mit der wir und hier zu beſchäftigen 
haben. Wir haben e8 vielmehr mit denjenigen richterlihen Ausſprüchen zu thun, welche ald Er— 
fenntniffe, gleichbedeutend mit Urtheilen und Sentenzen, beftimmt find, Nechtöftreitigfeiten zu 
beendigen oder doch) ihre Beendigung vorzubereiten. Wir werden unfere das Erfenntniß in 
Eivilfahen betreffenden Bemerfungen von denjenigen trennen, mwelde die Straferfenntniffe 
betreffen. 

Das Wefen eines jeden bürgerlihen Rechtsſtreits (Proceſſes) beiteht in einem Gegenfage 
von Behauptungen und Anſprüchen der Parteien, und ed geht in demjelben die Aufgabe des 
Richters dahin, diefen Gegenfag von einem höhern Stanppunfte aus in Einheit aufzulöfen. !) 
Diefe Auflöfung hat ihre formelle und ihre materielle Seite. Von jener aus betrachtet find es 
die Form und Einrichtung der Proceßhandlungen, ihre Aufeinanderfolge und ihr Zujammen- 
bang, welde in dem Ausſpruche des Urtheils einen Ausgangspunkt oder doch einen wejentlichen 
Abſchnitt finden; von diefer aus betrachtet aber ift ed die Rückwirkung auf den Inhalt und Um— 
fang des Recht der ftreitenden Theile, um welche e8 ſich bei diejer Auflöfung handelt und melde 
in dem Erfenntnifle zu ihrem Ausdrucke gelangt. Es find die Procefordnungen, in weldyen wir 
vorzugsweiſe die formelle Seite des Rechtsſtreits betrachtet und geregelt finden, wogegen es das 
weite Gebiet des Rechts und ver Gefege ift, auf welchem ſich insbeſondere der erfennende Richter 
zu bewegen hat, um aud der gedachten materiellen Seite des Nechtöftreitd die erforderliche 
Rechnung zu tragen. 

Dan fann in dem bürgerlichen Prozeffe, namentlic im römiſchen und gemeinen deutichen, 
zwei Hauptpflichten des Richteramts audeinanderhalten, zunächſt: die vollftändige Unterſuchung 
und Erörterung bed ganzen Sadhverhältniffes (causae cognitio plenissima). Hierbei hat den 
Richter der Grundfag zu leiten, daß den Parteien die größte Freiheit gelaffen werde, alled vor: 
zubringen, was ſie zur Unterflügung ihrer Sache für dienlid halten, und daß nad) ihren An— 
trägen alle diejenigen Beweife aufgenommen werden, welche zur Aufflärung der Sache gereichen 
fönnen. ?) 

Es iſt an diefem Orte nicht die Aufgabe, näher auf dieſe Richterpflicht einzugehen, fondern 
ed kann bier nur unfere Sache fein, die zweite Hauptpflicht des Nichteramts, den Ausfprud 

eines Endurtheild, ind Auge zu fallen. Zwei Grundſätze jind e8, von welchen ſich bei dieſem der 
Richter leiten zu laffen hat. Er muß a) den Ausſpruch nah Maßgabe des actenmäßigen Streit: 
verhältniſſes und der gehörig vorgebrachten, gefeglih zuläfjigen Beweiſe mit unpartetifcher 
Würdigung derfelben und nad; den Regeln der juriftifchen Gewißheit (den Beweisregeln) thun. 
Es find nur einzelne Anklänge an eine Civiljury, denen wir bisjetzt in Deutſchland, namentlich 
in Preußen, begegnen, die den Richter in Civilſachen ermächtigen, nach ſeiner innern aus dem 
ganzen Inbegriffe der Verhandlungen und Beweiſe geſchöpften Überzeugung zu beurtheilen, ob 
und wieweit der Klagegrund bewieſen iſt, und ihn ſo von beſtimmten Beweisregeln entbinden. 
Die preußiſche Verordnung vom 28. Juni 1844, das Verfahren in Eheſachen betreffend, er— 
theilt ven Ehegerichten eine ſolche Ermächtigung, ſowie aud die feit 1827 in Preußen beftehen 
den Schiedsmänner bei ihren Vergleichsvorſchlägen beflimmten Beweisvorſchriften nit nach— 
zufommen haben. 

b) Sodann liegt ed dem Richter ob, unter Anwendung des im Staate geltenden oder zuge: 
laffenen gefeglichen und herkömmlichen Rechts das Urtheil zu fprehen. Das Ergebniß ded letz⸗ 
tern fann nur fein, entweder ganz oder theilweile: a) die Freilprehung bed Beklagten, wenn 
der Grund ver Klage nicht erwieſen, oder durch Entfräftung zerflört, oder durch eine inzwiſchen 
eingetretene Bedingung, oder jelbft durch die inzwifchen erfolgte Befrienigung ded Klägers ge: 
hoben iſt. 

Gefeggebungen, melde, mie die preußifche, mit dem Worte Breifprehung weſentlich den Be: 


21) Bol. überhaupt Rohrſcheidt, Preußens Staatsverträge (Berlin — S. 29-34. Lancizolle, 
Geſchichte der Bildung des preußiſchen Staates (Berlin 1828), I, 345 - 668 

1) Savigny, Syſtem des heutigen Römiſchen Rechts, Vl, 257. 

2) Heffter, Syſtem des römifchen und beutfchen Givilprocefrechts, ©. 319. 
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griff der Befreiung von einer Strafe verbinden, ſprechen in den vorliegenden Fällen die Abwei— 
jung des Klägers mit feiner Klage aus. 

5) Die Verurtheilung des Beklagten wegen ertwiefener, nit durch Einwendungen befeitig: 
ter Klage. Dem Endurtheile fönnen aud) vorläufige Entſcheidungen, beſonders über Präju: 
dietalfragen vorangehen, worunter ſolche Fragen verftanden werben, durch welche, unabhängig von 
dem eigentlihen Klaggrund, eine endliche Entſcheidung der ganzen Sache herbeigeführt wer: 
den kann, ſodaß dann eine Prüfung der Wahrheit oder Unwahrheit des Klaggrundes unnöthig 
wird.) Sie fönnen aud flatt der gedachten Verurtheilung nur die Anerkennung perjönlicher 
Rechtsverhältniſſe, jo bei Prodigalitäts- und Wahnjinnigfeitderflärungen, Adjudicationsbe— 
icheiden u. dgl. mı., zum Gegenftande haben. 

Da nur in feltenen Fällen eine Rechtsverletzung eine zugeflandene und anerkannte ift, jo 
bedarf ed gemeinhin zunächft eines Rechtsſtreits und der Entſcheidung deſſelben, ehe die Rechts— 
verlegung als jolde conftatirt und wiederum ausgeglichen werden fann. Wäre ed möglid, 
jeden Rechtsſtreit, ſobald er vor den Richter gelangt, auch durd ein Urtheil zu beendigen, dann 
würde jich dieſe Ausgleihung einfah und gleichſam von ſelbſt herbeiführen laffen. Faft immer 
it jedoch Zeit und gemeinhin recht lange Zeit dazu nöthig, bevor ſich ein unabänderliches Urtheil 
mit fiherer Überzeugung ſprechen läßt. Aber gerade in der zwifchen ver Klage und dem Urtheile 
liegenden Zeit ift das ftreitige Rechtsverhältniß oft den wichtigften Veränderungen unterworfen, 
und zwar jelbft in dem Maße, daß dad am Ende ausgeſprochene, die Rechtſsverletzung anerfen: 
nende Urtheil gar nicht mehr im Stande ift, die gedachte Ausgleihung zu gewähren, oder daß es 
doch diefelbe nur noch unvollftändig herbeizuführen vermag. Iſt nun aber auch eine ſolche Ber: 
zögerung des Erfenntnifjes eine unvermeidliche, ſo bleibt jie doch nicht weniger ein der möglichften 
Befeitigung ihrer Folgen bevürftiger Ubelftand. Dieje Beleitigung läßt ih nun aber dadurch 
im wejentlidhen bewirken, daß man fünftlid einen Zuftand Hervorzubringen verfudt, welder 
natürlich; vorhanden fein würde, wenn es angänglicdy geweſen wäre, gleich zu Anfang des Rechts: 
ftreitd ein Urtbeil auszuſprechen. Schon das ältefte Römiſche Recht hatte hierauf in feinem Im: 
jtitute der Litisconteftation Nüdjicht genommen. Diefe beſteht in ver vor der richterlichen Obrig: 
feit abgegebenen Erklärung beider Parteien über das Dafein und den Inhalt eines Rechts— 
ſtreits. Jedes Klagerecht hat, im Sinne des Römiſchen Rechts, die Natur einer Obligation, 
weshalb die Kitisconteftation zu derjenigen Proceßhandlung wird, durd) welche dieſe Obligation 
ein wirkliches Dajein und eine beſtimmte Gejtalt erhält. Sie äußerte ihre Wirkungen auf das 
beftehende Rechtsverhältniß auf zweierlei Weile: nad) der Vergangenheit, indem fie die Klagen 
in judicium dedueirte und dadurch conſumirte, d. h. Für eine jede neue Verfolgung unbraudbar 
machte, und nad) der Zufunft, indem fie wejentlihe Normen für den Inhalt des fünftigen Ur: 
theild begründete. Die Litisconteftation war der legte Act des jus oder des vor dem Prätor vor: 
gehenden Theils des Proceffes, jie führte zu der formula des Prätord oder der Anweiſung bei: 
Velben an ven judex zur weitern Berhandlung, welche mit der Formel: „Si paret, condemna,si 
non paret, absolve‘ ſchloß. Die urfprüngliche Berpflihtung des Beklagten, die obligatio deifg: 
ben, hörte mit dev Litisconteftation civilrehtlih auf, feine Verbindlichkeit war jet nur noch von 
ver Entjheidung der Frage durch den Richter abhängig, ob er zu dem quod in judiecium de- 
ductum erat verpflichtet fei oder nicht. 

Mit dem Aufbören des Formularproceſſes erlitt das Inftitut der Litiöconteftation eine we— 
ſentlich veränderte Beftalt, ohne jelbft auch im Juftinianeifhen Rechte in ihrem Weſen eine er: 
heblihe Ummandelung zu erfahren. Nur entfernte das legtere ihre Wirkungen zwei Monate 
weiter vom Unfange des Rechtäftreits. 

Es führte und zu weit, wollten wir die Geſchichte ver Litiöconteftation fpeciell verfolgen und 
namentlich den Einfluß, ven auf diejelbe das Kanoniſche Recht und fpäter die deutſche Reichs— 
gejeggebung hatten, auch nur oberflädlich berühren. Gegenwärtig ift ver Zeitpunft der Inſi— 
nuation der Klage auch der der eingetretenen Litidconteftation. Die materiellen Folgen derſel— 
ben find jegt auf diefen Zeitpunft zurüdzuführen, bedürfen jedoh in jedem einzelnen 
Falle der befondern Unterfuhung und Feftftellung. Das heutige Necht fieht in ver Litidcon- 
teftation einen Duajicontract, welder mit der Infinuation der Klage ald geſchloſſen angeſehen 
werben kann und namentlich die Klageverjährung unterbricht, die Erjigung hemmt und ver: 
erbliche Klagen auf die Erben übergehen läßt, mora und mala fides erzeugt und zur Gewäh— 
rung ber fogenannten omnis causa (der Früchte und Zinfen) verbindlich macht. 


— — — — 


3) Savigny, a. a. O., S. 399. 
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Daß das richterliche Urtheil nun aber dem vorftehend angedeuteten Anforderungen auch 
wirklich genügt, dafür gibt die Ausübung des Nichteramts an ſich noch keineswegs die erforber- 
liche Garantie. Aus dem Begriffe des Nichteramts folgt vielmehr nur, daß jeder Rechtsſtreit 
entſchieden und die Entſcheidung ſelbſt gegen den Willen der unterliegenden Partei zur Aus: 
führung gebracht werde. Die materielle Gerechtigkeit des Urtheils bleibt dagegen immer mehr 
oder weniger eine zufällige., Die Entſcheidung eines Rechtsfalls kann ungemein zweifelhaft 
fein, indem bald die Nechtöregeln ſtreitig, bald die Thatſachen ungewiß, bald jehr verſchiedener 
Deutung unterworfen fein fönnen. So fann ed leicht gefhehen, daß ein fpäteres Urtheil das 
frübere ihm entgegenftehenve entfräftet. Gin noch jpäterer Richter kann aber auch dieſes Urtheil 
wieder als irrig betrachten und fi ein ſolches Weiterprüfen zu einer völligen Rechtsunficherheit 
mögliermweije ausdehnen, wollte man nicht ein befonderes Ziel ſtecken. Die Gefeggebungen find 
jo von der älteften Zeit an dazu gedrängt worden, zu dieſem Zwecke vem förmlichen Rechte, 
im Gegenfage zu dem wirklichen, eine befondere Bedeutung beizulegen. Diefe erhält es, wenn 
beftimmten richterlihen Urtheilen die Eigenfhaft der Rechtskraft beigelegt wird, welche nichts 
anderes iſt als die Fiction ver Wahrheit, wodurch das rechtöfräftige Urtheil gegen jeden fünf: 
tigen Verſuch ver Anfechtung oder Entfräftung gefichert wirbd.*) Damit jedoch dieje Fiction 
der Wahrung des materiellen Rechts nicht zu nahe trete, finden wir in den verſchiedenen Ge— 
rihtdorganifationen die Anordnung höherer Inftanzen zur Prüfung ergangener Erfenntniffe, 
in der Weife, daß, ehe die Nechtöfraft derfelben eintritt, diefe Inftanzen durchgemacht oder bie 
Friſten unbenugt abgelaufen fein müffen, innerhalb deren e8 dem unterliegenden Theile vorbe: 
halten wurde, die Gntiheidung in den gedachten Inftanzen zu verlangen. 

Schon in dem ältern Römiſchen Rechte machte ſich die Fiction der Rechtskraft in dem Satze 
geltend, daß eine einmal abgeurtheilte Klage nie von neuen vorgebradht werden könnte. Hier— 
durch wurde jedoch nur der Beklagte gegen eine Wiederholung der gedachten Klage geſchützt. 
Hatte aber der Kläger etwa durch eine Eigenthumsklage die Berurtheilung ded Beklagten er: 
langt, fo fonnte doch der frühere Beflagte daſſelbe Eigenthum klagend wieder in Frage ftellen, 
da dieſer bisher noch nicht geklagt hatte. Aber aud dem Beklagten konnte ver Kläger wiederum 
den Erfolg des frühern Erfenntniffes illuſoriſch machen, wenn er denfelben bei Gelegenheit eines 
andern Nechtöftreitö auf eine indirecte Weife zu ſchmälern verfuchte. Auch von der andern Geite 
hatte der vorgedachte Rechtsſatz manche Härten in feinem Gefolge, 3. B. wenn der Beklagte frei: 
geiprochen morden, nicht weil der Nechtsanfprud ein unbegründeter war, fondern nur des— 
halb, weil ein auf vorübergehendem Grunde berubenver Einwand die Freilprehung veranlaft 
hatte. So konnte einen Rechtsſtreit, weldhen nur die formelle Proceßverjährung befeitigt hatte, 
die exceptio rei in judicium deductae zu einem definitiv beendigten mahen. Man half viefen 
Mängeln dadurch ab, das man das Redhtsinftitut der gedachten exceptio rei judicatae nicht 
mehr auf das bloße Daſein des Urtheils, ſondern auf deſſen Inhalt gründete. Nur veffen Gel- 
tung jollte für jeden fünftigen Rechtsſtreit geiihert und fo jenem Theile der Bortheil geſichert 
fein, den ihm der Inhalt des Urtheild gewährt hatte. Man gelangte fo zu den Nechtöfägen, daß 
dem Inhalt eined geiprochenen Urtheils fein ſpäteres Urtheil widerſprechen jolle, und daß, wenn 
in einem gegenwärtigen Nechtöftreite eine Frage vorkommt, über welde ſchon in einem frühern 
Rechtsſtreite ein Urtheil gefprohen mworben, der neue Richter den Inhalt jenes Urtheils als 
wahr annehmen und feinem eigenen Urtheile zu Grunde legen müfle. ®) 

Hiernach erhielt die obengedachte exceptio jomwol eine negative ald eine pofitive Function. 
Diefe legtere kann nun aber nur dann in Wirfjamfeit treten, wenn in dem neuen Rechtsſtreite 
biefelbe Rechtsfrage und diefelben Perfonen in Rede ftehen, wie in dem ältern dies ber 
Fall war. 

In Rom trat der vorgedachte Inftanzenzug mit der Kaiferregierung ein. Schon Auguftus 
bettachtete ſich als die regelmäßige höchſte Inftanz für alle Civilproceſſe. Vom Urtheile des 
Juder fand die Berufung an die Obrigkeit, welche ihn beftellt hatte, von diefer an den Präfec- 
ten der Stadt und in den Provinzen an die Gonjularen, von dieſen endlich an den Kaifer oder 
an den Senat ftatt. Die Bezeihnungen appellatio und provocatio für die Einwendung ber 
Berufung waren urfprünglich gleichbedeutend, die legtere jedoch in engerm Sinne die gegen bie 
Berurtbeilung eines Römerd durch eine mit Griminalgerichtäbarfeit verjehene Obrigkeit. Die 
provocatio ging an die Bolköverfammlung. Die appellatio war im allgemeinen darauf berech⸗ 

4) Savigny, S. 261. 5) Sarigur, &, 271. 
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net, ber individuellen Freiheit gegen Bedrückungen durch öffentliche Handlungen aller Art einen 
ausreichenden Schuß zu gewähren. 

Dieje Appellation wurde Die Örundlage der neuen Inftanzeinrichtungen. Diefelben machen es 
erforderlich, zwei Arten der Urtheile zu unterfcheiden, die unabänderlichen und die, gegen meld: 
eine weitere Inftanz zuläffig iſt. Man verfteht unter sententiae definitivae die, durch welche der 
Streit in der Hauptſache durch comdemnatio oder absolutio entf&hieden wurde, im Gegenfage 
von interloeutorifchen Urtbeilen, durch welche nur eine die Entfcheidung vorbereitende proviſo⸗ 
riſche Anordnung des Nichterö getroffen wird. Unter decretum gegenüber der sententia ver: 
stand man indbefondere eine faiferlihe Entſcheidung in ſtreitigen Rechtsſachen. 6) 

Somwol das Kanonifche Recht ald das deutſche Reichsgeſetz verftatteten die Appellation un: 
bedingt nur gegen Definitivurtbeile. Bei den interlocutoriihen Erkenntniſſen unterſchied man 
die sententiae interlocutoriae merae und mixtae (reine und gemiſchte) und ließ nur bei den 
lestern, welde auf das Endurtheil ſelbſt mehr oder weniger einwirkten, die Appellation zu. 

Das Nömifche Recht verbindet mit dem Worte res judicata das Vorhandenfein eines vedhtd: 
fräftigen Urtheils, wogegen sententia ein Urtheil überhaupt bezeichnet. 

Außer den vorgedachten freifprechenden und verurtbeilenden Grfenntniffen unterſcheidet 
man noch gemischte, unbeſtimmte und ſolche, in welchen der Kläger verurtheilt wird. Bei den ge: 
mifchten Urtheilen finden wir eine theilweife WBerurtheilung und eine tbeilweife Frei— 
ſprechung. Als der alte Formularproceß beitand, war ein ſolches Urtheil nicht möglich; dem 
Proceſſe lag eine certa intentio, ein beflimmtes Verlangen des Klägers zu Grunde. Dieſem 
mußte ver Richter ganz oder gar nicht ſtattgeben. Mit dem gedachten Vroceſſe fiel dieſe Schranke 
weg und es wurde jedes Urtheil zu einem gemifchten, wenn man babei ven Zujag benft: cin 
Mehreres hat Kläger nicht zu fordern. Was zugefproden werden Founte und nicht zugefproden 
wurde, ift abgeſprochen, ſodaß das Urtheil das ftreitige Rechtsverhältniß definitiv feitftellt. Je— 
der Anſpruch, welder über die vechtöfräftige VBerurtheilung hinausgeht, wird nad Romiſchem 
Mechte durch die actio judicati ausgeſchloſſen. Liber ven Antrag des Klägers hinaus oder ultra 
petitum fann nicht erkannt werben. 

Was die unbeftimmten Urtheile betrifft, jo ift deren Vorhandenſein in der römiſchen Reis: 
übung nicht nachzuweiſen, da Die vorgedachte Formel: „Si paret, condemna, si non paret, ab- 
solve‘ fürein Drittes feinen Raum gewährte. Wenn die römischen Richter ſich bei ihren Abſtim— 
mungen dreier verjchiedener Täfelchen, bezeichnet mit C. (condemno), A. (absolvo) und N.L. 
(non liquet), bedienten, jo lag doc in dem non liquet nicht Die Annahme eines unbeflimmten 
Urtheils. Hatte nämlich das legtere die Stimmenmehrheit für ih, dann lautete ver Ausſpruch 
des vorjigenden Prätors auf ein amplius, was die Folge hatte, daß an einem andern nahen 
Tage eine neue Abftimmung erfolgte. Ebenſo verfuhr man aud im Griminalprocefle. 7) 

Eine nicht erwiefene Klage galt aud) jpäterhin als eine umbegründete. Doch tritt hier ein 
befonderes Mittel in Wirkfamfeit, welches der Nichte unaufgefordert anwendet, um den nur 
unvollftändig geführten Beweis zu einem vollftändigen zu machen, oder einen ſchwachen Be: 
weis ganz zu entfräften. Dies Mittel befteht in ver Auferlegung eines fogenannten nothwen: 
digen Eides. Diefen hat entweder dev Beweisführer ald Erfüllungseid (juramentum supple- 

torium) oder der Gegner deflelben als Reinigungseid (juramentum purgatorium) zu leiften. 
Der Gebrauch des erftern war fhon bei ven Römern jehr häufig, und das Kanoniſche Recht be: 
ftätigte venjelben. Das germanifche Recht ftellte in ver Korn des Neinigungseives, in Ueberein: 
ftimmung mit ſeiner Rechtsanſchauung von der Zuläfigkeit dev Abwehr jeglichen Nehtsangrifit 
durch den Eid, auch den Notheid des Verklagten in das richterliche Ermeſſen. Bei der Auf⸗ 
erlegung des nothwendigen Eides hat das Erkenntniß für beide Fälle, ven der Leiſtung uud 
Nichtleiſtung des Eides, eine beſtimmte Entſcheidung zu treffen. 

Die dritte Art der Urtheile, in welchen die Verurtheilung des Klägers ausgefproden wird, 
führt zu dem Inftitute ver Widerklage. 

Während des Kormularprocefled war die nur einfeitige VBerurtheilung ſtets nur auf eine 
beitimmte Geldſumme gerichtet. Der Richter ſprach zuerjt feine Überzeugung von dem Rechte 
des Klägerd aus und forderte den Beklagten auf, diefem freiwillig Genüge zu leiften. Ge 
horchte der Beklagte dieſem justus oder arbitratus, dann erfolgte eine Freiſprechung, ſonſt die 


6) Heimbach in Weiske's Rechtslerifon, Art. Urtheil. 
7) Geib, Geſchichte des römischen Criminalproceſſes, ©. 568. 
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Berurtheilung, nit auf die Sache felbft, jondern auf eine Gelvfumme, mit deren Beſtimmung 
bejondere Gefahren für den Beklagten verbunden waren. Der gedachte Vorausſpruch des Richters 
hie pronuntiatio, und diefe war es inöbejondere, auf welde fi die vorgedachte exceptio rei 
judieatae bajixte, indem ſich allein aus ihr die Gründe erfehen ließen, auf welche ſich das Urtheil 
geſtützt hatte. : 

Abgeſehen von der jogenannten duplex actio, zu der die drei Theilungsklagen und zwei 
Interdicte zur Erhaltung ded Bejiged gehörten, Eonnte auch bei der Widerflage die Formel an 
beide Parteien gleihmäßig gerichtet jein, ſodaß diefelben in völlig gleiher Lage einander gegen: 
überftanden. Wenn auf eine angejtellte Klage der Beklagte vor demfelben Nichter und gegen 
denjelben Kläger ebenfalls eine Klage vorbringt, dann führt diefe zweite Klage ven Namen der 
Widerflage, wenn fie in irgendeine Verbindung mit der erſten Klage gebradht wird. Die 
Widerklage mußte auf einer Gegenforderung aus demſelben Rehtögefhäfte beruhen. In dies 
fem Falle, beim simultaneus processus, bezeidhnete man die Widerklage als eine eigentliche, 
im Gegenfage zur uneigentlidhen, weldhe nur das Forum begründete, oder den Kläger nöthigte, 
fi auf die neue Klage im Gerichtöftande der alten einzulaffen. Im genauen Zujammenhange 
mit der Widerflage fteht das Verlangen ded Beklagten, jeine eigenen Anforderungen mit denen 
des Klägers zu compenjiven. Doch reicht die Gompenfation nicht weiter ald bis zur gänzlichen 
Tilgung des klägeriſchen Anſpruchs, ſodaß das Überſchießende im das Gebiet der eigentlichen 
Widerklage hineinreidt. 

Das auf eine ſolche ergebende Urtheil Hat nur fejtzufegen, was jeder Theil dem andern zu 
leiften verpflichtet ift, und kann, namentlid in Rechnungsſachen, die Geflalt einer gegenfeitigen 
Abrehnung annehmen. 

Wir haben nod) ver Streitfrage über die Nechtöfraft der Urtheildgründe etwas näher zu 
gevenfen. &8 ift unter ven Schriftjtellern der Satz jtreitig, ob ſich die Rechtskraft des Urtheils 
auch auf die Urtheildgründe beziehe, oder ob nur der Tenor oder das Dispofitive im Urtheile 
rechtskräftig werde. 

Nah Savigny (a.a.D., S. 352), läßt jid) die wahre Bedeutung der Sache auf die beiden 
Fragen zurüdführen: 

1) Was ift in dem Gedanken des urtheilenden Richters wahrhaft enthalten, was wird alſo 
durd) den Ausſpruch dieſes Gedankens zur Rechtskraft, d. H. zur Fiction der Wahrheit erhoben? 

2) Aus welden Quellen haben wir den wahrhaften Inhalt des richterlihen Gedankens zu 
erkennen, wo haben wir denſelben aufzuſuchen? 

Die zweite Frage ſteht mit der erſten infoweit im Zuſammenhange, ald es jeit Jahrhunder⸗ 
ten in den Gerihtöhöfen üblich iit, neben jedem ausgeſprochenen Urtheile noch eine ausführliche 
Rechtfertigung deſſelben aufzuftellen, welche man mit dem Namen Urtheildgründe oder aud) 
Zweifeld = und Entſcheidungsgründe bezeichnet. Die Frage hat nun den Sinn, ob wir das, was 
techtöfräftig werden foll, blos in dem erſtgedachten Schriftjtüde, dem Tenor, oder auch in den 
gedachten Urtheildgründen aufzufuchhen haben. Die zweite Frage ift weſentlich formeller Natur, 
wogegen die erfte in das Wefen der Sade eingeht. Die Wirkung der Rechtskraft befteht nun 
darin, daß der Inhalt des vechtöfräftigen Urtheild in jedem Fünftigen Rechtöftreite, in welchem 
dieſelbe Mechtöfrage wie im gegenwärtigen vorfommt, ald wahr behandelt werben joll. Iſt der 
neue Rech tsſtreit hierin iventifch mit dem ältern, dann iſt dieſe Wirkung aud) eine unbeſchränkte, 
duch keine beftimmte Form des Urtheild zu begrenzende. Die Gründe find nun die Elemente der 
Rreitigen Rechtöverhältnille und des den Streit entſcheidenden Urtheild, und in diefem Sinne 
werben dieſelben rechtskräftig. Nechtöfräftig wird alled, was der Nichter infolge der ſpruch— 

- reif gewordenen Verhandlung entjheiden will. Man kann ji die Gründe in objective und fub- 
jective zerlegen und unter den erjtern die eigentlichen Beſtandtheile des Rechtsverhältniſſes, welche 
wir ald Elemente deſſelben bezeichneten, unter ven legtern aber diejenigen verftehen, durch weldye 
der Richter perſönlich bewogen wird, eine beftimmte Überzeugung von diefen Elementen zu 
faffen, fie entweder zu bejahen oder zu verneinen. Diefe legtern unterliegen der Rechtskraft 
nicht, wogegen die erftern rechtöfräftig werden müſſen, wenn man ſich nicht einer jeden Gewiß— 
heit über dasjenige berauben will, was in Betreff des flreitigen Rechtöverhältniffed eigentlich 
entſchieden werben jollte und entſchieden wurbe. 

Wenden wir und zu der zweiten Frage, nach den Quellen, aus welden der wahrhafte Inhalt 
des richterlihen Gedankens (mithin der Umfang ver Rechtskraft) zu ſchöpfen ift, fo drängt ſich 

und die Antwort auf, daß alle objectiven Gründe des Urtheils vehtöfräftig — müſſen und 
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wir fie aufſuchen müſſen, wo ſie auch im Urtheile zu finden ſein mögen. Die Form der Urtheile 
iſt im weſentlichen verſchieden. 

Wir gedachten ſchon derjenigen, in welcher der Tenor und die Zweifels- und Entſcheidungs⸗ 
gründe voneinander getrennt gehalten werden. In allen nicht ganz einfachen, wie man es 
nennt, mit „daß da“ abzumachenden Sachen, erſcheint diefe Korn auch als die zweckmäßigſte, 
indem fie die leichteſte Überſicht gewährt. In den alten Urtheilen der juriſtiſchen Facultäten 
ftellte man die Gründe dem Tenor voran und verband fie mit dem Urtheile zu einen einzigen Sage, 
mochte das Ganze auch durch die größte Anzahl von Bogen ſich binziehen. Ahnlich dem, doch fo 
geftellt, daß erft der Tenor den Schluß macht, find die franzöſiſchen Urtheile, welchen unzäh— 
lige male ein en considerant (in Erwägung) vorbergeht. Auch in den preußifchen Gerichts: 
höfen hat fih, aus der Rheinprovinz, dieſe Form ziemlich eingebürgert. Selbſt ver höchſte Ge: 
richtshof, das Obertribunal, welches erft feit ver Cabinetsordre vom 10. Juli 1832 den Parteien 
die Gründe mittheilt, bedient jich derfelben. 

In der Gegenwart finden wir, mehr oder weniger modificirt, fünf verſchiedene Arten der 
Endurtheile vor. 

1) Die Agnitionsrejolutionen (Anerkennungsbeſcheide), in welden das Gericht infolge 
der von dem Beklagten abgegebenen Erflärung, daß von ihm der Flägerifche Anſpruch ohne alle 
Beſchränkung anerfannt werde, fejtfegt, was nad dem Inhalte der Klage demgemäß der Bes 
klagte dem Kläger zu leiften habe, oder wozu der Kläger für berechtigt zu erachten jei. 

2) Die Contumacial-(Ungehorſams-) Erkenntnifie oder Beſcheide, worin der im Klage: 
beantwortungdtermine ungehorfam audgebliebene Beklagte der in der Klage vorgetragenen 
Thatſachen für geftändig erachtet und ſodann feftgeftellt wird, mas er ſonach in Gemäßheit der 
Geſetze dem Kläger zu leiften habe, oder wozu diefer für berechtigt gehalten werde. Das gemeine 
deutsche Recht ift in Beziehung auf die Folgen der Contumaz nachſichtiger als vie Particular: 
geießgebungen, namentlich die preußiſche, indem es dieſelben gemeinhin erft einer vreimaligen 
vergeblihen Aufforderung „mit hinreihender Friſtbeſtimmung“ nachfolgen läßt. 

3) Präcluſions-(Ausſchließungs-) Beſcheide bei öffentlihen Aufgeboten, Aufforderungen 
zur Klage im Diffamationsprocefie. 4) Adjudications- (Zuſchlags-) Beſcheide bei nothwendigen 
Perfteigerungen. 5) Grfenntniffe, melde nad erfolgter vontradictorifher Verhandlung der 
Sache in dem gewöhnlichen oder einem befondern Proceßverfahren in den gejeglichen Inftangen 
ergehen. 

Nach der preußiſchen und einigen andern Gefeggebungen tritt in befondern Fällen, jelbft 
wo der Begenftand der Klage eine Geldforderung (bis zum Betrage von 50 Thlen.) ift, oder 
im Bagatellproceh, ein Mandatsverfahren ein. Es erfolgt die Aufforderung an den Beflag: 
ten zur Befriedigung ded Klägers oder zur Anbringung feiner Einwendungen gegen die Klage 
binnen einer bejtimmten Frift. Nah Ablauf diefer Frift erlangt diefe Aufforderung die Wir: 
fung eines Urtheild und wird wie jedes andere vollftredbar. Aber auch in andern Fällen, in 
welchen öffentliche Urkunden insbefondere den Anfprud begründen, tritt fomol gemeinrechtlich 
als in Preußen ein ähnliches Mandatöverfahren ein. 

Alle Urtheile müffen publicirt werden, d. 5. in der geſetzlich vorgeichriebenen Weife zur 
Kenntniß der Parteien gelangen, wozu gemeinhin die befcheinigte Zufertigung des mit den 
Gründen ausgefertigten Urtheild genügt. 

Überall wo der erfennende Richter nit unmittelbar an die Function des Verhandelns 
auch die des Entſcheidens, wie in Preußen nad dem mündlihen und öffentlihen Procefver: 
fahren ver Verordnung vom 21. Juli 1846, fnüpft, erfolgt das Urtheil nad vorangegangener 
Berathung und Beſchlußnahme in dem betreffenden Gerihtähofe. Bei legterer entfcheidet die 
Stimmenmehrheit, und es gibt bei vorhandener Stimmengleihheit in der Regel die Stimme 
des Vorfigenden den Ausihlag. Die Einwendung der Rechtömittel gegen die Urtheile ift, wo 
fie überhaupt verftattet ift, an beftimmte Friften gebunden. 

In Preußen ergeben alle Urtheile im Namen des Königs. 

Wir kehren noch einmal zu der Rechtskraft dev Gründe aller dieſer vorgedachten Erkennt: 
niffe zurück, um zu bemerfen, daß unter ven dieſe Materie berührenden Schriftftellern eine drei: 
fahe Meinungsverſchiedenheit ji fund gibt. Die meiften (Martin, Linde u. a.) verneinen un: 
bedingt die Rechtskraft der Gründe, ſelbſt wenn fie mit in die Urtbeilsformel verwebt find. An: 
dere (Klaproth und anfänglih Wernher) nehmen die Rechtöfraft ver Gründe an, wenn fie in 
das Urtbeil eingerückt wurden, nicht aber, wenn fie in einem bejondern Aufiage ftehen. Die 
dritte Meinung (Böhmer, Wächter, Kierulff, Savigny) erfennt den Zufammenhang der 
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Gründe mit dem Inhalte des Urtheils und daher die Theilnahme der Gründe an der Rechts— 
Eraft an, ohne Unterfchied der Stelle, an welcher jie angebracht wurden. 

Wenn die preußiſche allgemeine Gerihtsoronung I, 13, $. 38 ed ausſpricht, dag niemals 
bloße Entiheidungsgründe die Kraft eines Urtheils haben follen, fo tritt fie zwar anſcheinend 
diefer dritten Meinung entgegen, es ijt dieſer Widerſpruch aber doch nur ein fheinbarer, da 
auch jie unter diefen bloßen Entſcheidungsgründen nur die verfteht, welche wir oben ald bie 
fubjectiven, von der Rechtskraft ausgeſchloſſenen bezeichneten. 

Wir wenden und zu dem zweiten Theile unferer Aufgabe , zu den Erfenntnijfen in Straf: 
ſachen. Nach dem gemeinen deutichen Strafverfahren haben mir auch in Diefem Endurtheile, d.b. 
folge, welche nad völlig geihloffenen Arten ven Angeſchuldigten von der Strafe freiſprechen 
oder zu einer Strafe verurtheilen, von Zwiſchenurtheilen (Interlocuten) zu unterfheiden. Dur 
dieje werden gewiſſe im Laufe ver Unterfuhung vorfommende Bunte entfchieden , doch erſchei— 
nen bier die meiften Interlocute nur als bloße Verfügungen. Es berubt auf feinem gleich— 
förmigen Gerichtögebraude, wenn man den Ausdrücken Decifa, Beſcheide, Prälocute die Aus: 
brüde Urtheile und Erfenntniffe entgegenftellt. %) Die preußiſche Criminalordnung vom 11. Der. 
1805, welche jevob in Beziehung auf das Verfahren vor dem erfennenden Richter durch die 
Veroronung vom 3. Jan. 1849 und das Gejeg vom 3. Mai 1852 objolet wurde, fannte unter 
dem Namen der Rejolute Verfügungen, welde in Wahrheit ald Zwijchenerfenntniffe be: 
tradhter werden fonnten. Sie erlieh der von dem unterfuchenden verſchiedene erfennende Richter, 
wenn er die Acten noch nicht für ſpruchreif eradhtete, und verorbnete in benjelben dasjenige, 
was noch zu geſchehen habe, bevor das Definitiverfenntniß ergeben könne. 

Nah ibrem Inbalte kann man die Erkenntniſſe in Strafiahen in verbammende, Straf: 
urtheile im engern Sinne, und in losjprechende tbeilen. Bei den legtern unterjcheidet man wie: 
der bie völlig und die nur von der Inftanz losiprechenden Urtheile. Das preußiiche, bierin der 
franzöjifchen Rechtsanſchauung folgende Strafverfahren verlangt den Ausiprud der Schuld 
oder den der Nichtſchuld und jchliept vaher eine jede bedingte Freifprehung aus. Wir finden die 
bedingte Freifprehung in mehreren deutichen Strafgefeggebungen: in Sachſen alö Klagfrei: 
ſprechung, bei unzureichender Schuld, und ald Straffreifprehung, bei mangelnden Beweifen; 
im Oſterreich als Ablaſſungsbeſchluß, bei dem Abſtande von jedem weitern Verfahren gegen den 
Angeklagten, und als Einſtellungsbeſchluß, bei ver Einſtellung der Vorunterſuchung, als Frei: 
ſprechung, wegen Unzulänglichkeit der Beweismittel, und als Schuldlosſprechung, bei erwieſener 
Schuldloſigkeit u. ſ. w. 

Nach dem geheimen ſchriftlichen Verfahren des gemeinen deutſchen Strafproceſſes gelangen 
die geſchloſſenen Acten von dem unterſuchenden Gerichte an das vorgeſetzte competente Spruch— 
gericht. Wo zu dieſem Zwecke die Acten verfandt werden, pflegt ein bejonderer Inrotulatione: 
termin mit Zuziehung des Angeſchuldigten und jeined Vertheidigers voranzugehen. Bei dem er: 
fennenden Gerichte wird ein Referent beſtellt, welchem in wichtigen Sachen ein Gorreferent hin 
zutritt. Ob nur fhriftliche oder auch mündliche Relationen zuläffig, ift den Beitimmungen ber 
beſondern Geſetze vorbehalten. 

Mittermaier (a. a. O., S. 394) will in dem Vortrage den hiſtoriſchen von dem kritiſchen 
Theile unterſchieden wiſſen und läßt ich denjelben über die Fragen verbreiten, ob die Acten 
reif zum Spruce jind, ob der Thatbeftand des Verbrechens gehörig feftgeftellt ift, ob der Ange: 
ſchuldigte fr ſchuldig zu erachten und welche Strafe gegen ihn zu erkennen fei. 

Die vorgedachte Eriminalordnung von 1805 enthält $. 488 fg. Beftimmungen über diejen 
Gegenſtand, welche ſich in der Rechtsuͤbung als zweckmäßig bewährten. Sie läßt die Relation 
in Erkenntnißform abfaſſen, ſodaß die Erfenntnißformelden Anfang macht. Der Kormalien der 
Unterfuhung joll in ver Urtheiläformel feine Erwähnung geſchehen. Auf diefe folgen die Örünbe. 
In diefen wird zuerft die Veranlaffung der Unterfuhung, dann ver zur Unterfudung gefonmene 
Borgang erzählt, Diele Erzählungmuß entwerer aus dem umftändlich, foviel ald möglich mit den 
eigenen Worten des Angefhuldigten anzuführenden Bekenntniſſe veffelben, oder aus den Ausfagen 
der vernommenen Zeugen und den übrigen Berhanblungen, oder endlich aus allen dieſen Datid zu= 
ſammen entnommen werden. Darauf unterfucht der Referent, ob der Thatbeitand des Verbrechens 
vollſtändig audgemittelt, ob die That gegen ven Angeſchuldigten durch fein Befenntnip oder auf 
andere Art ganz oder zum Theil erwieſen worden. Wenn dies der Fall, ift dad betreffende Ge⸗ 
ſez feinem ganzen Inhalte nad anzuführen, es find die Gründe hervorzuheben, welche das 





8) Mittermaier, Das deutfche Strafverfahren, II, 391. 
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gewählte Arbitrium oder die Ausſchließung der Strafe rechtfertigen, und es ſind hierbei die er⸗ 
heblichen Vertheidigungsgründe einer Prüfung zu unterwerfen. Als Hauptzweck der Relation 
wird der bezeichnet, durch dieſelbe die Gerichtsmitglieder in den Stand zu fegen, über die Straf⸗ 
barfeit oder Unfhuld des Angeſchuldigten vollftändig und aus eigener Überzeugung zu ur: 
theilen. 

Der Wille der meiften Stinnmen gilt als Ausfluß der Meinung ded Gerichts, und ed genügt 
auch gemeinrectlih die Stimmenmehrheit zur Anwendung jeder Strafart. Die in Rede ſtehende 
Griminalorpnung verlangte zum Ausſpruche der Todesftrafe eine Stimmenmehrheit von zwei 
Dritteln der Gerichtsmitglieder und nöthigte im Intereffe der Verteidigung bei vorhandener 
Stinnmengleichheit den Vorfigenden, der mildern Anjicht beizutreten. 

Nachdem die legten Decennien den gemeinen deutſchen Strafproceh, mad die Urtheilsfin: 
dung betrifft, beinahe zu einer hiftorifchen Neminifcenz gemacht haben, fommt es uns weſentlich 
darauf an, der Art und Weiſe etmas näher zu gebenfen, in welcher fi die Urtheilsfindung 
bei der Anwendung des Öffentlihen und mündlichen Strafverfahrend und inäbefondere bei der 
Mitwirkung der Gefhtworenen in demjelben geftaltete. 

Die neuern Strafproceßgefeggebungen haben, nad dem Vorbilde der franzöſiſchen, die 
conviction intime an die Stelle der bisherigen pofitiven Negeln über die Wirkungen der Be: 
weife in Anwendung treten laffen. Der erfennende Richter hat unter genauer Prüfung aller Be- 
weije für die Anklage und Vertheivigung nad) feiner freien, aus dem Inbegriffe der vor ihm 
erfolgten Verhandlungen gefhöpften Überzeugung zu entſcheiden, ob der Angeflagte ſchuldig oder 
nicht ſchuldig fei. Nur die öfterreihifche Strafprocehorbnung von 29. Juli 1853 bindet den 
Richter noch an die fogenannte negative Beweistheorie. Der Richter darf die Schuld nicht ald 
erwiefen annehmen, wenn dafür nicht wenigftens die im Gefrge ausdrücklich vorgefchriebenen 
Bemeidfriterien vorhanden find. 

Nicht zu verwechſeln mit den pofitiven und negativen Beweidtheorien find Die Bemeidregeln 
des englifchen Rechts, die Bedingungen, unter welchen daffelbe die Evidenz ald vorhanden be: 
trachtet, und welche ſich in dem Rechtsbewußtſein des Volkes im Kaufe der Zeit gleichfan zu Ge— 
jegen des Denkens herangebilvet haben. 

Aber ed find nicht allein die ftändigen Richter derjenigen Staaten, in melden man ſich von ber 
Beweistheorie losfagte, e8 find, mit Ausnahme Oſterreichs, des Königreichs Sachſen und 
Sachſen-Altenburgs, jegt auch in diefen Staaten die Gefhworenen, melde innerhalb der Oren: 
zen ihrer Competenz weſentlich aus ihrer innern Überzeugung die Schuldfrage zu beantworten 
und fo das Urtheil vorzubereiten haben. 

Obgleich in der fogenannten Vorunterfuhung die Inquifitionsmarime des geheimen 
Ihriftlihen Strafverfahrens fefthaltend, haben alle diefe Staaten doch die Anflageform 
in ihren Strafproceß aufgenommen, ebenjo das Inftitut ver Staatsanwaltſchaft ſowie bie 
Öffentlichkeit und Münpdlichfeit der Hauptverbandlung. Alle dieſe Gefeßgebungen legen den 
Schwerpunkt des ganzen Verfahrens in diefe Hanptverhandlung. Der Fällung des Urtheils 
muß bei Strafe der Nichtigkeit diefe Verhandlung vor dem erfennenden Richter vorhergeben, 
wobei die Vorunterſuchung gleihfam nur das Material zur Anklage liefert. Nur vie Verarbri: 
tung des Materials in der öffentlichen Audienz darf den Stoff zu dem Urtheile liefern, ſodaß nie 
dasjenige auf das Urtheil von Einfluß fein darf, mas nicht in dieſer Audienz ſich wiederholte und 
nicht zum Begenftande ver Berhandlung gemacht wurde. DieBerhandlung hat ſich im weſentlichen 
in den Grenzen zu bewegen, welche ihr die Anflageder Staatsanwaltſchaft geſteckt hat, welche Ören: 
zen jedoch in mannichfaher Weife in den einzelnen Gefepgebungen bereits verrückt worben find. 
Die Berhandlung beginnt mit der Berlefung ver Anklage, der Frage an den Angeklagten, ob er Ib 
ſchuldig befenne, und feiner nähern Vernehmung durch den Vorfigenden. Diefer folgt die Auf: 
nahme der Beweiſe, namentlich die Wernehmung der Zeugen und Sahverftändigen. Gehört der 
Straffall zu denen, melde der Competenz ftändiger Richter, deren in erfter Inftanz drei, aud wol 
fünf ven Gerichtshof bilden, unterworfen find, dann knüpft ih hieran fofort das Plaidoyer der 
Staatsanwaltfchaft ſowol über die Schuld- als fiber die Straffrage, ſowie das Plaidoyer dei 
Vertheidigerd, und es folgt, nad vorhergegangener Berathung, ſodann fofort die Bekannt: 
machung des Urtheils. Diefed muß, nach dem preußiſchen Gefeße vom 3. Mai 1852, hervorhe⸗ 
ben, welche von denjenigen Thatſachen, die zu den weſentlichen Merkmalen der den Gegenſtand ber 
Entſcheidung bildenden ſtrafbaren Handlung gehören, für erwieſen oder für nicht erwieſen zu 
erachten find. Dies ſoll insbeſondere auch von ſolchen Thatſachen gelten, welche nach Vorſchriſt 
des Geſetzes die Strafe ausſchließen, mildern oder erſchweren, wenn ein Antrag der Staatsan 
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waltſchaft oder des Angeklagten die Berückſichtigung derſelben verlangt hat. Die Thatſachen 
und Beweismittel, auf Grund deren der Veweis als geführt oder als nicht geführt angenommen 
worden iſt, müſſen in den Entſcheidungsgründen angegeben werden, da nur diejenigen That— 
ſachen in der Berufungs-(Appellations-) Inſtanz, in der das Urtheil mindeſtens von fünf Rich— 
tern nad mündlicher und Öffentlicher Verhandlung geſprochen wird, als conſtatirt zu betrachten 
find, deren in diefer Weife das erfte Erkenntniß geventt. 

Erfolgt die Hauptverhandlung vor den Geſchworenen, dann befhränft ſich das gedachte 
PBlaidover des Staatsanwalts und Vertheidigerd nur auf die Schuldfrage. Es folgt dann das 
Refume des Präſidenten, an welches ji die Stellung der über die That- und Schuldfrage den 
Geſchworenen vorzulegenden Fragen ſchließt. Haben durd deren Beantwortung die Geſchwo— 
renen die Nichtſchuld feftgeftellt, dann fpricht der VBorfigende fofort das freiſprechende Urtheil 
aus. Iſt dagegen die Schuldfrage bejaht, dann beginnt ein zweites Plaidover ded Staats: 
anwalts und Des Vertheidigerd über die Anwendung der Strafe, und es folgt erſt dieſem das 
lirtheil des Gerichtshofs nad. 

Nah manden Procefordnungen, namentlich der preußiihen, fällt, wie in England, bei 
einem vollftändig genügenden Bekenntniß die Mitwirkung der Gejhworenen weg. Jedes Ur: 
tbeil erfolgt nadı der Stimmenmehrheit und wird, was feinen dispojitiven Theil betrifft, ſofort 
in der Audienz publieirt, wogegen die Eröffnung der Entſcheidungsgründe, die jich Hier wejent- 
li auf die Strafabmeflung beziehen, auch ſpäter erfolgen darf. 

Die Barticulargefeßgebungen haben über die Urtheildfaflung überhaupt mehr oder weniger 
detaillirte Beftimmungen getroffen. Wir wollen bier beifpielömeife noch die folgen laffen, welche 
die thüringifche Strafproceforonung vom Jahre 1850 und die ſächſiſche vom 11. Aug. 1855 in 
Betreff derſelben vorſchreiben. 

Ein gegen den Angeklagten auszuſprechendes Strafurtheil muß nach der erſtgedachten Pro— 
eeordnung (Art. 250 fg.) angeben: 1) welches Verbrechen ver Angeklagte ald Urheber, Theil: 
nehmer oder Begünftiger begangen bat, 2) ob und mit melden erſchwerenden Umſtänden dieſes 
geihehen ift, 3) die auf ven Angeklagten anzumwendenden gejeglihen Beſtimmungen und 4) die 
Strafe, zu welcher der Angeklagte verurtheilt wird. Alles dieſes bei Strafe der Nichtigkeit, 
Jedem Urtheile find Gründe beizugeben, welche fürzlich enthalten follen: 1) die Hauptpunkte 
der Anklage, 2) das Ergebnif der in der Hanptverhandlung gegen und für den Angeflagten 
sorgeführten Bemweife und 3) die hieraus für die Verurtheilung oder Freifpredhung des Ange: 
flagten gezogenen Schluffolgerungen. 

Nach ver ſächſiſchen Strafprocefordnung find die Requiſite eines verurtbeilenden Erkennt: 
niſſes: 1) die Angabe des Verbrechens, deifen der Angeklagte ſich ſchuldig machte, 2) die ver Ge— 
iege, auf welde die Beftrafung gegründet wird, 3) die der Strafe, zu welcher der Angeflagte 
verurtheilt wird, und der fonftigen mit diefer verbundenen Folgen des Verbrechens. 

Ein wefentlicher Abfchnitt in dem mit dev Anflageform verbundenen Strafverfahren ift die 
Berfegung ded Angefhuldigten in ven Anklageftand. Diefer Abſchnitt ift durch den Anklage: 
beihluß oder das Verweiſungserkenntniß bezeichnet. Der Anklagebeſchluß geht entweder von 
einem Obergerichte, und zwar der fogenannten Anklagekammer defjelben, oder auch, wie in 
Sachſen, von der collegialifhen Berathung eines Erftinftanzgerihts aus, Diele Strafproceh-. 
erdnungen geftatten gegen dieſen Anklagebeſchluß, welhem fie dann die Eigenſchaft eines wirt: 
lichen Erfenntniffed beilegen, das Rechtsmittel der Berufung an das Obergericht oder aud) 
nur das der Nichtigkeitsbeſchwerde, über welche jedesmal nur der höchſte Gerichtshof zu ent: 
fheiden bat. 

Überall, wo mit Geſchworenen verhandelt wird, ift e8 nur die Nichtigkeitsbeſchwerde, durch 
weldhe das Urtheil angegriffen werben kann, und zwar auch nur dann, wenn das Berfahren oder 
das Urtheil Mängeln unterliegt, welde das Geſetz mit ver Strafe ver Nichtigkeit beproht. Wir 
wollen bier beifpielöweife noch der Fälle gedenken, in welchen das preußische Gefeg vom 3. Mai 
1852 die Nichtigkeitöbefchwerve gegen Urtheile überhaupt zuläßt. Diefe Beſchwerde findet flaıt: 
1) wegen Verlegung oder unrichtiger Anwendung eines Geſetzes oder eines Rechtsgrundſatzes, 
und 2) wegen Verlegung oder unrichtiger Anwendung weſentlicher Vorſchriften oder Grund— 
füge des Verfahrens. Zu diefen wefentlihen Vorſchriften zählt das Geſetz die, deren Beobad: 
ung bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchrieben ift. Dies ift ver Fall: 1) wenn die geſetzlichen Be— 
fimmungen über die Competenz verlegt find; 2) wenn an der Hauptverhandlung und Entjchei 
tung nicht die gefeglich vorgefchriebene Zahl von Richtern theilgenommen hat, oder wenn bei der 
Sauptverhandlung ein Berihtsichreiber nicht zugegen iſt; 3) wenn das Urtheil erlaffen worden 
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ift, ohne daß vorher die Staatsanwaltſchaft mit ihrem Antrage gehört wurde ; 4) wenn unzuläf: 
figerweife dem Angeklagten die Vertheidigung abgeſchnitten oder weſentlich beſchränkt worden 
ift, oder wenn ohne gefeglihen Grund das Hauptverfahren in Abmejenheit ded Angeklagten 
flattgefunden hat; 5) wenn ein rechtzeitig angebrachtes, geſetzlich zuläſſiges Rechtsmittel als un- 
ftatthaft zurückgewieſen, oder wenn ein verfpätetes oder ſonſt gefeplih unftatthaftes Rechtsmittel 
zugelaffen worden iſt; 6) wenn ohne Vorhandenſein der gejeglihen Vorausſetzungen die 
Mitwirkung ver Geihworenen ausgeſchloſſen worden iſt. 

In andern ald diejen Hallen unterliegt eö der Beurtbeilung des Obertribunals, ob eine 
Vorſchrift oder ein Grundjag ded Verfahrens, auf deren Verlegung die Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegründet ift, ald mwejentlih zu betrachten ift oder nicht. ‚Sowol dem Staatdanmwalte ald dem 
Angeklagten ftebt die Nichtigkeitsbeſchwerde, dem erftern aber bei freifprechenden Urtbeilen nur 
in einigen vom Gejege bejonders bezeichneten Fällen frei. 

Iſt die Nichtigkeitöbeihwerde begründet, dann vernichtet das Obertribunal das Urtheil und 
erkennt, wenn der Grund der Vernichtung nicht in Mängeln des Verfahreng liegt, in der Sache 
ſelbſt. In andern Fällen verweiſt e8 die Sache zur audermweitigen Verhandlung und Entfdei: 
dung an das Gericht der betreffenden Inſtanz. 8, Trieſt. 

Eroberung, ſ. Kriegsrecht. 

Erpreffung, Concuſſion. Nach allgemeinem Sprachgebrauch iſt Erpreſſung jede Nöthi— 
gung eines andern, etwas zu geben oder zu thun, gleichviel ob die Nöthigung durch Anwen: 
dung phyſiſcher Gewalt oder durch Erregung der Furcht vor einem Übel bewirft wurbe. Nach 
juriftifhem Sprahgebraud nennt man nur vehtäwidrige Nöthigungen folder Art Erpreſſung 
Wenn daher z. B. jemand den Räuber in Ausübung rechtmäßiger Nothwehr zu etwas nötbigt, 
jo ift diefes feine Erpreffung. Aber im engern Sinne nennt man juriſtiſch nur folde rechts— 
widrige Nöthigungen Erpreflung, die nicht ein anderes benanntes Vergehen bilden, z. B. Naub 
(wodurch man jemandem ben Bejig beweglichen fremden Eigenthums in gewinnjüchtiger Abſicht 
abnöthigr) oder unerlaubte Selbfthülfe, wo man ſich durch die Nöthigung zu feinem Rechte zu ver- 
belfen ſucht. Auch bat man meift Erpreifungen der Beamten durch Misbrauch ihrer Ante- 
gewalt theilweiſe oder ſämmtlich unter befonderm Namen zu bejondern Verbrechen erhoben, wie 
nah Römifchenm Rechte in dem crimen repetundarum,, nah deutichem Partieularrecht in bem 
Vergehen des Amtsmisbrauchs. Es fragt ſich nur, ob es politifch räthlich ift, jenen all: 
gemeinen Begriff rehtöwidriger Nöthigungen oder Bedrängungen, die nicht ein anderes beſon⸗ 
dered Vergeben bilden, zu einem gemeinſchaftlichen ftrafbaren Vergehen zu erheben. Die Römer 
thaten dieſes nicht. Sie hüteten ſich vor ſolchem Generalifiren im Strafredt. Sie bildeten zwar 
unter dem Namen Concuſſion ein auferorbentliches Vergeben (delictum extraordinarium), be 
ſchränkten e8 aber nur auf beftimmte Handlungen, nämlich wenn jemand durch Bedrängung mil 
einer Ausübung angeblicher Öffentlicher Machtbefugniffe oder durch Bedrohung mit Anftellung 
einer Griminalanklage den andern zu dem Zugeftändniß eines rechtswidrigen Verlangend be: 
flimmt. Andere Erpreffungen alfo beftraften fie nur dann, wenn jie zugleich ein andereß be: 
nanntes Vergeben, wie Fälſchung und Betrug, Gemalttbätigfeit u. f. w., bildeten. !) Außer: 
dem begnügten fie ſich mit den privatrechtlichen Klagen und Nachtheilen, die den Bepränger 10 
fen. Und gewiß iftes fehr zu billigen, daß man nicht zu viele ganz allgemeine Begriffe von Hand: 
lungen zu allgemeinen Griminalverbreden erhebt, weil fonft allzu leicht ſehr unbedeutende 
Rechtswidrigkeiten, welche durch die Privatklagen und ihre Folgen, Schadenerjag und Prockß 
foften, genügend gebüßt würden, als Griminalverbredhen verfolgt werben. Mindeftend mi) 
man diefed allgemeine Vergeben auf folde Erpreffungen beſchränken, melde eine gewinn ſůchtig · 
Eigenthumsbeeinträchtigung bezwecken. Nichts iſt gefährlicher für die bürgerliche Freiheit und 
bequemer für die despotifche Unterbrüdung, als wenn der Bürger bei jedem Schritt und Tritt in 
Griminalanklagen zu verfallen fürhten muß. Sind nur einmal fo ganz allgemeine Reihen ver 
Handlungen zu Verbrechen erhoben, fo kommt num die ftetö unfichere Auslegung und Ausbeb: 
nung noch hinzu, und unbedeutende, ja oft jelbft nicht einmal rechtswidrige Handlungen it 
laffen einen unheilvollen Griminalproceß und geben die Bürger der Willkür preis. Zedenfa 5 
ift feftzuhalten, daß der Charakter wahrer Rechtswidrigkeit zu einem Vergehen durchaus uneni⸗ 


1) Heffter , Lehrbuch des gemeinen deutfchen Griminalrechts, $. 365. Irrig iſt es, wenn alten nu 
minaliften, 3. ®. Grolman, Criminalrecht, $. 300, Feuerbach, $. 430, annahmen, daß jede — * 
juolich Falſchung fei. Auch das ift nicht noͤthig, daß immer die Erprefiung durch Vorwand — * 

rauch einer rechtlichen Gewalt oder Befugniß ausgeübt wird. S. Henke, Handbuch des Strafrehts, Hr 
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behrlich iſt. Wer daher durch Drohung mit einem Nachtheil, den er das Recht hat eintreten zu 
laffen, 3. B. mit einer begründeten Givilflage den andern zu etwas zu beftimmen jucht, maß, 
wenn derjelbe ed thut, an ſich fein Unrecht tft, der hat nicht rechtswidrig erpreßt. (Qui jure uti- 
tur suo, nemini facit injuriam.) Etwas anderes aber ift die Bedrohung mit einer Griminal- 
anflage. Dieje erklärten die Römer als Vergehen, weil dad Recht zu Griminalanflagen ein 
Öffentlibes Recht ift, wobei die Bürger wie Staatäbeamten ſich hüten müflen, die ihnen nur für 
pflichtmäßige Förderung des öffentlihen Wohls anvertraute öffentlihe Gewalt zur Erpreflung 
von Privatvortheilen oder von Zugeftändniflen, wozu man nicht ſchuldig ift, zu gebrauden. 
Man hat jene römiſche Beftimmung beiung ausgedehnt auf Bedrohungen mit Denunciationen, 
und da das Recht, Verbrecher zu denunciren, ebenfalls ein öffentliches Recht der Bürger ift, jo 
fann man dieſes einräumen. Die moraliihe Schändlichfeit, durch eine joldhe Drohung einem 
andern die Ginräumung eined Gewinns abzunöthigen, ift aud) dann klar, wenn die Denuncia= 
tion an jich feine unrechtliche, aljo feine mwiffentlich falfche if. Außerdem aber ift dieſes auch 
rechtswidriger Misbraudy öffentlicher Pfliht. Dagegen wird auch diefer nicht mehr vorhanden 
fein, wenn ein Bürger durch die Drohung mit einer an ſich rechtlich möglihen Denunciation 
einen Dieb bedroht, auf ven Fall, daß er nicht dem Beftohlenen das Geftohlene wiebererftattet. 
Denn der Bürger hat nicht, wie der Beamte, die abjolute Pfliht, die ihm befannt gewordenen 
Vergehen amtlich zu verfolgen, und er kann ed mit feiner Bürgerpflicht vereinbar halten, bier 
die Denunciation zu unterlaffen. Am jtrafbarfien find wol die Erpreilungen durch Misbrauch 
der Amtögewalt, ſei es, daß jie unmittelbar auf niederträhtigen Vermögensgewinn des Bean- 
ten gerichtet ſind, fei ed, daß fie andere Einräumungen der Bürger, 3. B. Geftänpniffe oder 
Wahlſtimmen ver Bürger, bezweden. Zwar lajfen fich hier Bälle denken, wo der Beamte nicht 
aud niederträchtigen Motiven, jondern aus fogenanntem übertriebenen Anıtdeifer handelte, und 
während gewinnfüchtige Erprejlungen zur Rettung der Rechtlichkeit und der öffentlihen Achtung 
der Amtsverwaltung unbedingt mit infamirender Gaflation zu frafen find, muß bei dieſer 
jiweiten Hauptklaffe von Beamtenerpreilungen allerdings je nad den verſchiedenen Umſtänden 
unterſchieden werben. Jedoch ift nie zu vergeflen, daß die ihrem Weſen nad rechtlich und gefeg: 
lich beſchränkte Amtögewalt ein Heiligthum ift, das ven Beamten anvertraut wird und zur Er: 
haltung der Freiheit, Ehre und Sicherheit ver Bürger und der Regierung gegen Misbraud 
jeglicher Art möglichft jorgfältig geſchützt werden muß; ſodann aber, daß auch dieſem Misbraud 
ber zmeiten Gattung gemöhnlich niederträchtige Gewinnſucht, dad Streben nad Beförderungen 
und andern ähnlichen öffentlihen Gunften zu Grunde liegt. Das ift bei fo vielen Inquirenten 
und ihren Erpreflungen von Geſtändniſſen, zumal in politiihen Proceſſen der Fall und bei fo 
vielen Beamten, welche durch Misbrauch ihres Amts, der Criminal- und Bolizei= und jonftigen 
Amtögewalt, nur zu oft die ſämmtlichen Amtsangehörigen mit Nachtheilen aller Art bedrohen 
und durch deren Androhung und Zufügung von liberalen Wahlen und Gejinnungsäuferung 
zurüczubalten und ein entgegengefegtes Benehmen zu erprefien juhen. Will die Regierung 
nicht die Bürger corrumpiren und ſich Die Achtung zerftören, will man nicht einen früh oder fpät 
verberblien Krieg der Bürger gegen die ihren beiligiten Rechten feindfelige Regierung und 
Berwaltung erweden, jo muß man auch joldhe Erprefjungen ftreng beitrafen. Es gelten bier 
auch die oben angeführten Geſichtspunkte rücjichtlid ver Beitehung (ſ. d.). Bon den Erprei- 
ungen der Privaten find im allgemeinen gewiß am jtrafbarften ſolche Erpreſſungen, melde 
dur den gewinnfüchtigen Zwed und. durd Die angewendete oder angedrohte Gewalt dem 
Raube gleich ſtehen und nur dadurch ſich unterſcheiden, dan jie nicht wie diejer Die Beſitzabnahme 
einer beweglichen Sache bezwerfen. Doc wird die größere Gemeingefährlichfeit der Räuber im 
Vergleich zu dieſen Erpreflern die Strafbarfeit der erftern höher jtellen. Die neuern Geſetz 
büder find in Beziehung auf das Vergehen der Erpreffung nit blos außerorbentlich verſchie⸗ 
den, ſondern auch großentheild tadelnswerth wegen ungenügender, unbeftimmter und allzu wei: 
ter Auspehnungen des Begriffe des Vergehens. Bol. hierüber und über die Literatur Feuer— 
bach's Lehrbuch des peinlichen Rechts“ (13. Auflage, Gießen 1840), $. 430 — 
elcker. 
Erskine (Thomas, Lord), einer jener ausgezeichneten engliſchen Juriſten, wie England 
bei feinem nationalen Rechte und feiner freien Verfaſſung viele, Deutfchland bei dem Gegentheil 
von beiden leider nur ehr, fehr wenige hat, ein Mann, zugleich trefflicher ſcharfſinniger Jurift, 
dabei von großer allgemeiner Bildung, mit fiegreiher Beredſamkeit und zugleich ein Patriot 
von warmer, muthiger, unerfchütterlicher Freiheitsliebe. Als dritter Sohn des ſchottiſchen Gra= 
fen Buchan wurde er am 21. Jan. 1750 geboren. Im Alter von 18 Jahren verließ er die Univer: 
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fität, trat zuerft in die Marine, dann in die Landarmee. Im 21. Jahre, noch ohne ein genügen: 
des Eikfommen, ſchloß er eine Neigungsheirath, kämpfte ald Kamilienvater mit Nahrungs: 
forgen und begann deshalb im 26. Jahre das Rechtsſtudium. Er wurde nad dreijährigen 
Studien Barrifter und bewährte fi) glänzend gleich in feinen: erften Proceß. Er führte denſel⸗ 
ben für den Kapitän Baillie, der wegen angeblihen Preßvergehend (libell) angeklagt worben 
war, weil er die Misbräuche in verMarineverwaltung ohne alle Schonung und Furdt an das 
Licht gezogen hatte. Auch ver Anwalt bewies mit der tüchtigſten Nechtöfenntniß umd der treff- 
lihften Beredſamkeit zugleih unter einer damals ſehr verfolgungsfüdtigen Verwaltung die 
rüdjichtölofe Unabhängigkeit ded wahren Rechtsmannes. In freien Staaten ift das, was in den 
unfreien in verderbenſchwangere Öffentlihe Verfolgungen ftürzt, deren Schreden dann aufs 
neue die allgemeine Knechtſchaft vermehren, der rückſichtsloſe Männermuth nämlich in der Ent: 
hüllung des öffentlichen Unrechts und in der Bertheidigung ver Verfolgten, der Weg. zu Nuhm 
und Größe und das Mittel zur Nettung der Freiheit ded Vaterlandes. In England wie in Rom 
bahnt ſolche Tüchtigfeit und die Advocatur den Weg zu dem Nationalvertrauen und zur politi: 
fchen Größe. Erskine's Ruhm war mit jeinem erften Auftreten begründet. Alle bedeutenden 
politiſchen Proceſſe, welche die verfolgungsfüchtige Regierung veranlafte, wurden ihm jegt über: 
tragen, und überall vertheitigte er fiegreich die großen Grundfäge der englifchen Breiheit und 
Gerechtigkeit gegen die Hinterliften und Misbräuche ver Gewalt. In dem Proceß des Buch— 
händlers Stockdale, der ebenfalls wegen Libell angeflagt war, 1789, bewies er zum erften mal 
gründlich, daß den englifhen Rechte nad) die Geſchworenen nicht, wie es bisher in die Praxis 
fich eingefhlichen Hatte, nur allein über die Thatfache ver Verbreitung der Schrift, fondern zu— 
allererft darüber, ob die Schrift ein Libell fei, zu entfcheiden hätten. Diefe Anficht ging zum 
wirfjamen Schuß der englifhen Preßfreiheit und dadurd der ganzen englifhen Verfaſſung in 
die Praxis und duch ihn und For fpäter aud) in die Gefeggebung über. Die Rückſicht auffeine 
vortheilhafte Stelle eines Generalprocurators des Prinzen von Wales hielt ihn 1792 nicht ab, 
die Vertheidigung des wegen jeiner „Menſchenrechte“ verklagten Thomas Payne zu führen. Er 
verlor die Stelle und führte 1800 auch den Proceß des Königsmörders Harbfield. Seit 1783 
Mitglied des Unterhauſes, feit 1806 Peer von Schottland und als Lorbfanzler in dem kurzen 
Minifterium Greenville vertheidigte ev aud hier ſtets feurig die Sache der Gerechtigkeit und 
Freiheit, die vollen Rechte der Geſchworenen, die Rechte der irischen Katholiken, die Aufhebung 
des Sklavenhandels, für welche er 1814 eine Petition von 80 Geiftlihen einreichte, die Be— 
freiung Griechenlands und die wahren Principien der erſten $ranzöftichen Revolution. Bekannt 
ift feine nach dem Wiener Gongreß gehaltene herrliche Rede, in welcher ver erfahrene Greis jo 
nachdrucksvoll die Tüchtigkeit und Tapferkeit der deutſchen Nation, ihre wohlbegründeten Rechte 
auf wahre Freiheit anerkennt und ihre Fürften glücklich preift, fofern fie nur e8 einfähen, wie 
ihr Ruhm und ihre Eriftenz davon abhänge, daß fie treu ihren rechtlichen Zufagen und Pflichten 
diefe unvermeidliche Breiheit redlich befhügen und verwirflihen. Eröfine jtarb am 17. Nov. 
1823, 73 Jahre alt. Seine berübmteften Gerichtsreden erfchienen unter dem Titel „Speeches 
on subjects connected with the liberty of the press and against treasons”. @ine Kleine 
höchſt freifinnige politiihe Schrift von ihm: „View on the causes and consequences ofthe 
present war 1789', erlebte 48 Auflagen. Noch kurz vor feinem Tode publicirte der freiheit: 
liebende ehrwürdige Greis, der den Miniftern fo oft Herb opponirte, neben einer Schrift für die 
Freiheit der Griechen auch ein Gedicht auf den Kandbau. Seine Peerswürde vererbte dieſer alte 
Adeliche von echtem Schrot und Korn auf feinen zweiten Sohn David Montagu Eräfine. - 
MWelder. 

Erftgeburtörecht, |. Succefjion oder Thronfolge: 

Erwerbs efenfchaften ‚ 1. Geſellſchaften. 

Erzbifchof, ſ. Kirchenverfaffung (katholiſche). 

Erziehung in die planmäßige Entwidelung ber menschlichen Natur in ver Richtung auf 
Erfüllung des in ihr dargelegten ſchoͤpfe riſchen Gedankens, wie dieſer als erfüllbar ſich heraus— 
ſtellt im Zuſammentreffen mit den einem Lande, einem Volke und dem Einzelnen gegebenen 
unabänderlichen Lebensverhältniſſen. Der Erzieher — jei e8 ver Staat, fei es eine Privatan- 
ftalt, jei ed ein einzelner Menſch — hat daher als oberftes leitendes Princip für fein Streben 
und Wirken das immermehr abzuflärende Ergebni eben der Frage zu erfennen: Welches ift 
der in der menfhlihen Natur dargelegte ſchöpferiſche Gedanke und Plan? Was fann dei 
Menſch demnach aus ich machen? Was fann aus ihm gemadt werden? 

Die Antwort auf dieſe jhöne allumfaſſende Frage ift der hocherhabene Siegespreis der 


— 
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menfchlihen Erkenntniß. Er wird zwar hienieden ſeines Schleiers nie vollftändig entkleidet 
werben, doch jeder Schritt näher ift ver fegensvollfte Gewinn fürd Leben. Den fiherften Weg 
dahin bildet die Zufammenftellung, Bergleihung und philofophiihe Durchforſchung der glück— 
licht entwidelten Menfchennaturen, wie und wo wir fie immer an Völkerfchaften oder an ein 
zelnen Menihen finden. Die Erziehungslehre, die Erziehungswiſſenſchaft hat daher aus der 
Anatomie, Phyiiologie und Pſychologie, aus der Anthropologie des ganzen Geſchlechts aller 
Zeiten, and der Länder: und Völkerkunde, aus ver Geſchichte, aus der Moral: und Religions: 
philofophie ihre Nahrung zu ziehen. 

Faſſen wir alles zufanımen, was ung diefe Ouellen bisjegt bieten, fo werden wir und den 
Schöpfungsplan mit den im menfhlichen Weſen waltenden natürlihen Gefegen, vie ganze Idee 
des Menſchenthums — von der wir durchaus ein Bild uns zu entwerfen trachten müſſen, wenn 
wir ein naturwahres und beſtimmungsgemäßes Strebeziel der Erziehung finden wollen — in 
folgenden Umriſſen zu denken haben. 

Der Menſch vereinigt in ſich alle drei Stufen des organiſchen Lebens. Mit den übrigen 
böher entwidelten Gefhöpfen bat er das ftoffliche (pflanzliche) und das ſeeliſche (thierifche) 
Leben gemein. Als die alles weit überragende Krone der unferer Wahrnehmung zugängigen 
Schöpfung ift er aber das einzige Weſen, in welches die Fähigkeit einer Steigerung des feeli: 
fhen Lebens zur dritten Stufe, zum geiftigen (menſchlich-göttlichen), ſelbſtbewußten, ſich aus 
und durch ſich ſelbſt beſtimmenden, alſo in fi freien und die Fähigkeit eines bis ind Unenvliche 
fortbildbaren Lebens gelegt ift. Er iſt das einzige Weſen, in welchen das feeliich-geiftige Leben 
zur Herrfchaft über das ftofflihe gelangen fann, in welchem aljo offenbar das legtere nur die 
Geltung als Mittel zum Zwede des erftern hat, nicht aber umgekehrt, wie es bei allen übrigen 
Geſchöpfen der Fall ift. Infofern nun im entwidelten Menfchen das feelifche ald in das geiftige 
2eben über= und in ihm aufgehend und dieſe beiden Lebensftufen in ihrer Bereinigung als 
gegenfäglich zu jener unterften Stufe, dem ftofflichen Leben, gedacht werden müſſen (teil letztere 
durch erjtere bis auf eine gewifl e Örenze beherrjcht werden fann), haben wir das menſchliche 
Leben überhaupt auch nur in einer zweifahen Erfheinungsfeite, ald Körper und Geift, ins 
Auge zu faſſen. 

Wie das Gedeihen eines jeden organiſchen Wefens, fo beruht auch das des menschlichen 
Organismus auf dem natur- und beftimmungsgemäßen Gleihgewichte feiner individuellen 
Kräfte ſowol unter fih als aud in ihrer Wechfelbeziehung zur Außenwelt. Körper und Geift 
müſſen ſich in dieſem Gleichgewichte zueinander erhalten, wenn jie ihre Lebensaufgabe erfüllen 
follen: ſowol zueinander, ald aud ein jeder von beiden in den Thätigkeitsformen feines eigenen 
Gebietd. Jedes Misverhältnig hierin wirkt flörend oder vernichtend auf beide Seiten oder rich: 
tiger gejagt auf das Ganze, weil beide Erſcheinungsſeiten ded Lebens hienieden zu einem 
Ganzen, das wir mit dem Begriffe „Menſch“ bezeichnen, untrennbar verfhmolzen find. Der 
Körper ift die Wurzel der irdiſch-menſchlichen Exiſtenz und des geiftigen Lebens, die immer 
höhere Entwidelung des legtern das wahre Ziel des menſchlichen Xebens. 

Roh und unentwidelt tritt dad Kind aus der Hand der Natur in die Welt ein, aber reich 
begabt mit Keimen allfeitiger Entwidelung, d. h. mit Kraftanlagen oder Entwidelungsmög- 
lichkeiten. Diefe Keine find ſowol auf körperlicher wie geiftiger Seite theild edle, welche auf- 
wärts, zur Bervolllommnung, theild unedle, lebensfeindliche, welche abwärts, zur Fehlerhaftig- 
feit und Vernichtung führen. Die edlen find: die Keime ver körperlichen und geiftigen Voll— 
kraft, Geſundheit und Schönheit, die Keime des Lebens; die unedlen: die Reime der körperlichen 
und geiftägen Noheit, Krankheit und Entartung, die Keime des Todes. Die verfchiedenartige 
Miſchung diefer Keime bedingt die Eigenthümlichkeit jedes Einzelmenſchen und feine indivi— 
duelle Rebensaufgabe, d. h. die Aufgabe: eben aus dieſem Miihungsverhältniffe. und vefien 
Kampfe mit ven Einwirkungen des allgemeinen Lebens heraus den Weg nah dem für alle 
gleichen höchſten Lebensziele (der fittlihen Veredelung) zu finden. Die edlen Keime follen durch 
den Kampf mit den uneblen fich kräftigen und entwideln und möglichft frei von ihnen maden, 
wie ja alles Leben auf dem Kampfe ver Grgenfäge beruft. 

Weckung und harmonifhe Entwidelung jener, naturgemäße Beihränfung oder Unter— 
drückung diefer ift das Grundgefeg ded menſchlichen Lebens, mithin zunächſt der Erziehung. 
Diefe Harmonische Entwidelung befteht aber, wie bei allen körperlichen und geiftigen Kräften, 
in angemeflener (immer das Gleichgewichtöverhältnig der Kräfte erhaltenver) progrefiiver 
Übung. Sie ift alfo das Weſen aller Erziehung, im einzelnen wie im ganzen, der privaten 
wie der Öffentlichen. Sie ift zugleich die natürliche Grundlage der beftimmungsgemäßen Fort: 
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entwidelung, der fpätern und weitern Selbfterziehung, welde als edelſtes perfönliches Kleinod 
daß ganze übrige Leben durchzieht, jihert und von Stufe zu Stufe hebt. 

Obgleich aber die körperliche und geiftige Seite des Menſchen in einer gewiſſen Gegenfäg: 
lichfeit zueinander fteben, fo kann doc) die Erziehung, alſo die angemeffene progreſſive bung 
der guten Kraftanlagen, nur gedeihen, wenn fie immer und überall beide Seiten, den ganzen 
Menſchen ins Auge faßt. Denn eben jene Gegenfäglichkeit bedingt die innigfte beiderfeitige 
Wechſelbeziehung und Abhängigkeit. Wieviel auh in Saden der Erziehung ſchon gebadıt, 
gefchrieben und geſchehen ift, dieſer Punkt ift doch noch immer bei weitem nicht bis zu allgemei: 
ner Grfenntniß durchgedrungen. Man hat ſich noch innmer nicht von dem naturwibrigen Halbi- 
ven des Menſchen trennen können, bald bier die £örperliche, bald dort bie geiftige Seite allein 
oder doch mehr oder weniger in unverhältnigmäßiger Einfeitigkeit auffaffen und behandeln 
wollen, Mehr als je treten die betreffenden Misverhältniffe und folgenihweren Wirkungen 
grell hervor, mehr als je ift ed gerade die dringende Aufgabe der gegenwärtigen Zeit, diele 
natürliche Harmonie der gleihmäpigen Entwidelung und Kräftigung beider Seiten der menid: 
lichen Natur in allen erzieherifhen Einrihtungen und Betrebungen herzuftellen. 

So aljo werben wir die Idee des Menſchenthums und folglid die allgemeine Aufgabe ber 
Erziehung aufzufaffen haben. So wird der von Menſchen auf Menſchen ausgeübte und bered> 
nete erzieheriſche Ginfluß eine ſolche Grunvlage und Richtung der Entwidelung jhaffen, welde 
am meiften zu der Hoffnung beredtigt, daß die Selbft: und weitere Fortbildung inmitten der 
unberechenbaren erzieherifhen Einflüffe des übrigen Lebens die zielentjpredhenne Bahn und 
Richtung behalten wird. 

ALS oberfte Aufgabe für den Staat erfennen wir die: der Madıt des menfchlichen Geiftes 
in allen Graden und Formen auf Grundlage körperlicher Vollkraft die höchſtmögliche Freiheit 
der Entwidelung zu ſchaffen innerhalb der Gefege der Religion, Sittlichkeit und Vernunft, 
alfo in ver Richtung nad allfeitiger Veredelung, damit allen, auch den verborgenen edlen Kei— 
men und Fähigkeiten des einzelnen Menfchen offene Bahn, um an das Tageslicht zu gelangen, 
geſchaffen werde, damit jeden Gliede des Staates die Möglichkeit gegeben ſei, aus feiner von 
der Natur erhaltenen Mitgabe die Fülle feiner Keiftungsfäbigfeit für das Ganze und für fib 
ſelbſt zu entfalten. i 

Diefe Aufgabe ift nur zu erfüllen durch eine fortwährende möglichſt zeitgemäße und alle 
Schichten ded Staates durchdringende Ausbildung der Volkserziehung. 

Jedes zum wahren menfhlihen Bewußtfein gelangte Volf — und infofern beifen Regie: 
rung der natürliche Nepräfentant des Volksbewußtſeins ift, zunächſt dieſe — erfennt daher in 
der Volkserziehung feine erfte und ſchwierigſte Aufgabe, die erfte Lebensfrage des Staates 
Sie fteht überall in gleihem Verhältniſſe mit ver gefhichtlihen Bedeutung, mit dem Bildungs: 
werthe, mit der phofifchen und moralifchen Xebensfraft einer Nation. Die Geſchichte der Er: 
ziehung ift der Brennpunft der Gefchichte der Staaten. Das beweift die Weltgeſchichte von 
Anfang bis auf den heutigen Tag. Immer und immer bleibt das Gedeihen aller ſtaatlichen 
Ginrichtungen abhängig von der einen Grundbedingung: von der Sorge für die Bildung der 
Jugend. Sie ift die gemeinſchaftliche Lebenswurzel jeder andern Berbeilerung auf dem ganzen 
Gebiete unjeres politifchen und foctalen Reben. 

Man fürdte nicht, daß durch das Höberfteigen der allgemeinen Volksbildung — meldet 
als der allgewaltige Urtrieb nad fortfchreitender Verwirklihung der Idee des Menfhenthumd 
doch einmal nicht mehr ungeftraft ih zurüdhalten läßt — die untern Schichten des Volkes zu 
auſpruchsvoll werden würden. Died wäre allerdings als eine für das Staatswohl bedenkliche 
Schattenſeite zu betrachten. Dies ift aber nur der Fall bei halber oder ganzer (durch äußere 
Gemalt inımer nur nothdürftig niedergehaltener) Roheit der untern Schichten, bei Berbildung 
oder bei Überbilvung derſelben, d. h. bei einer folhen Bildung, die wol die Verfeinerungen des 
Lebens überallhin eindringen läßt (der gefährlihe Standpunkt mander Staaten der Gegen 
wart), aber nicht gleichzeitig die Veredelung des Lebens dur vernunft- und naturgemape 
Lebensanjhauung und durch firtliche Kraft verallgemeinert. Die wahre, gebiegene, (nur allge: 
mein menſchlich) veredelnde Bildung ift das radicalfte Mittel gegen jolde Auswüchſe am 
Staatskörper. 

Alles, was der Staat von materiellen Kräften für die Volkserziehung verwendet, iſt nur 
ſcheinbarer Aufwand, in Wirklichkeit aber, und fei es noch jo reichlich, ein Beweis der jegend 
reichften, weiſeſten Sparfamfeit. Inden fie die höchſten menſchlichen Lebenszwecke fördert, ver; 
vingert fie in entſprechendem Verhältniffe die Summen, welde auf öffentliche Unterſtützungé 
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und Berforgungsanftalten, auf Penftonen, auf Kranken: und Irrenanftalten, auf Polizei: 
und Strafanftalten, überhaupt auf die Organifation des Juſtizweſens verwendet werben müſſen. 
JZa jie würde, höher entwidelt, auch einen anfehnlichen Theil jener Summen erfparen, welde 
fort und fort der Militäretat verſchlingt, da hierdurch der felbftändige Halt einer Nation nad 
innen wie nad außen wächſt, um fo mehr alfo von ven ftehenten Heeren überflüſſig wird, ohne 
deshalb das wahrhafte Gleichgewichtsverhältnig zu andern Staaten zu ftören. &8 beißt am 
verkehrten Ende anfangen, wenn man die Grundübel des Bamilien= und öffentlihen Lebens 
großwachſen läßt, um jie nachher durch Aufbietung aller Kräfte zu befämpfen. Vorbeugen ift 
ungleich leichter, beſſer und billiger al8 heilen, Faßt man das Unfraut an der Wurzel, fo wird 
die gute Saat dad Feld behaupten und die beiten Kräfte deſſelben, anftatt daß diefe im Kampfe 
gegen das Unkraut erſchöpft werden, an ji ziehen, um fie nicht nur'der Summe der Lebenskraft 
des Staatsorganismus zu erhalten, jondern durch ihre Veredelung und Vervielfältigung einen 
immer neuen Zuwachs zu diefer Summe daraus zu fhaffen. Nur auf diefem Wege läßt ſich 
alles linfraut ded Staates auf das menfhenmöglihe Minimum herabbringen. 

Wo gejunde Volkserziehung waltet, da werden alle Umbildungsprocefie, die ja, gemäß dem 
Lebensgrundgeſetze einer ftetigen Bortentwidelung, ver Staatsorganismus mit jedem andern 
Organismus gemein hat, ftatt durdy Umſturz und vernichtende Kämpfe (die Krankheiten der 
Weltgeſchichte, die Neubildung durch vorausgegangene Zerftörung) auf dem Wege allmählicher 
fanfter Reform (der normalen Umbildung, der Verjüngung zu ftufenweijer Höherentmwidelung) 
erfolgen. Wo der Kern des Staatdorganismud geſund ift, da wird alled, was an ihm lebend: 
unfähig und für das Ganze verberblic geworden, von felbit und ohne Störung des Allgemein: 
befindend ausgeſchieden und alled Unzeitgemäße, was etwa hinzutreten wollte, nicht haften, 
denn das linfraut findet in dem gefunden Boden feine Nahrung. 

Kurz, jeder Urtheilsfähige muß in der Volkderziehung die Urquelle aller Volkswohlfahrt 
erkennen. 

Da nun die Bolfderziehung das gefammte Erziehungsmeien, das häusliche wie das der 
Säule, in ji begreift, jo haben wir und hier mit der Frage zu beſchäftigen: Was alles kann 
der Staat zu dieſem Zwecke thun? 

Eine directe Einwirfung auf die häusliche Erziehung befigt er nicht. Er befigt eine ſolche 
nur auf die Schulerziehung. Aber eben dadurch, daß er auf die leßtere gründlich und mit allen 
rationellen Mitteln einmwirft, dag er auf allen Wegen, dur Anregung von Schrift und Wort 
und andere Anregungen, vorzüglich aber durch einen tüchtig gebildeten Lehrerftand das Ein- 
dringen rationeller erzieherifher Anfichten und Grundſätze in das Volksbewußtſein möglichft 
fördert, namentlih auch dadurch, dag er eine innigere geiftige Verbindung zwiſchen Haus und 
Säule ‚in der fpäter anzugebenden Weije anbahnt, bejigt er die Macht, obſchon nur indirect, 
doch ſicher, aud) auf Hebung der häuslichen Erziehung einzumirfen. 

Die nächſte Aufgabe des Staates für unfern Zwed ift alfo die Hebung der Schulerziehung. 
Diefe verlangt: 1) eine gründliche und rationelle Ausbildung und entſprechende Lebenöftel: 
lung des Lehrerftandes, 2) eine rationelle Ginrihtung des gefammten innern und äußern 
Schulweſens, 3) eine innige geiftige Verbindung zwiſchen Schule und Haus. 

1) Eine gründlide und rationelle Ausbildung und entfprehende Le— 
bensftellung des Lehrerſtandes. Wir jehen hier ab von der doctrinellen und fachwiſſen— 
ſchaftlichen Ausbildung. Dieſe mag immerhin in den meiften Gulturftaaten als den Anforbe: 
rungen der Zeit entſprechend betrachtet werden. Dieſe jedoch bildet höchſtens Lehrer, nicht aber 
Pädagogen, rationelle Erzieher. Bin Lehrer aber, der nicht zugleih Pädagog im vollen Sinne 
des Wortes ift, der nicht vor der Lehrerbildung die Pädagogenbildung erlangt hat, iftein Wider: 
ſpruch im ſich jelbft. Ja fogar in der Ausübung der Lehrthätigfeit am fich mird diefe fundamen- 
tale Rüde fort und fort ſich fühlbar machen. 

Es iſt die gründliche antbropologifhe Vorbildung, welde wir meinen. Sie ift die einzig 
rationelle Grundlage aller wahrhaft pädagogiſchen Ausbildung. Und dieſe fehlt, wenigftens 
ald eine allgemeine und obligatorifhe Einrichtung, als Grundbedingung für die Ubernahme 
eined Lehrer und Erzieherberufs noch überall. Ja fie fehlt jogar noch vielen der oberjten 
Säulbehörben. 

Wer ven Menfchen bilden will, muß vor allem die menjälihe Natur, muß die Bedingun— 
gen und Gejege kennen, auf denen die Griftenz und Entwidelung des förperlid:geiftigen Orga— 
niemus, den er eben bilden will, diefe wunderbare Verfchmelzung und Wechſelbeziehung des 
körperlichen und geiftigen Lebens beruht, muß insbefondere die Entwidelungsgefege des find: 
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lichen Organismus kennen. Je Höher das Eulturleben mit feinen Anforderungen fteigt, um jo 
dringender nothwendig wird Died, wenn nicht durch dad Werk der Jugenvbildung die allwal- 
tenden Naturgefege zum Verderben der Generation verlegt werben follen. 

Die anthropologifche Vorbildung, welche ver Jugenbbildner haben muß, verlangt zunächſt 
eine Har zuüberblidende Kenntniß der allgemeinen Einrichtungen, Grundbedingungen, Grund 
gefege und Grundkräfte, auf benen dad Leben des menſchlichen Organismus und feine Entwide- 
lung zur Gefundheit und Bollfraft beruht, und (auf diefer Grundlage) der Pfychologie des 
Kindes in feinen verihiedenen Entwidelungsftufen. Denn die Gejege des kindlichen Geiftes- 
lebens, die den Lehrer am directeften intereſſiren müffen, wurzeln ja in den organifhen Bedin— 
gungen und Geſetzen. Dies ift bei richtigem Verfahren Fein ſchwer zu erfüllendes, aber unter 
allen Umftänden ein unerlapliches Verlangen. 

Nicht etwa aud den kranken Menfchen, nein, wol aber den gefunden Menſchen mit allen 
in ihm waltenden Gefegen und Kräften follen die Pädagogen Fennen und naturgemäß behan- 
deln lernen, damit er durch die Schulbildung nicht nur nicht (tie jegt fo Häufig) frank werde, 
fondern vielmehr, damit die geiftige Ausbildung und Kräftigung mit der körperlichen natur: 
gemäß Hand in Hand gehe und fo eine Seite durch die andere, mithin dev ganze Menſch auf 
eine höhere Kebenditufe gehoben werde. Der menſchliche Organismus fann nicht erfannt und 
behandelt werben einfeitig, in Hälften, am allerwenigjten ohne die Wurzelhälfte, jondern nur 
als einheitliches Ganzes. So ſpricht das Naturgefeg. Körperliche und geiftige Erziehung läßt 
ſich nicht einmal in der Betrachtung trennen, noch viel weniger in der Ausübnng. Wer irgend: 
wie erzieheriſch wirken, lehren oder jchreiben will, muß ſtets den ganzen Menſchen vor Augen 
haben und verfteben, ſonſt jteht er ohne Schlüffel vor dem Schloſſe. 

Außerdem gehören zur anthropologifhen Vorbildung für Pädagogen Beobachtungscurſe 
in Kinverbewahranftalten, Kindergärten, Waifenhäufern und ähnlichen Inftituten, wo unter 
gediegener Leitung das Studium des geiftigen und förperlihen Entwidelungslebens aus un- 
mittelbarer und noch durch Feine amtliche Thätigkeit geftörter Anfhauung gewonnen würde — 
eine pädagogifche Klinik. Zugleih würde dadurch der Eünftige Kehrer in den für ihn unent- 
behrlicyen Takt des Umgangs mit Kindern, je nad) der Altersjtufe und ihren fonftigen indivi— 
duellen Verſchiedenheiten, eingeweiht werben. Aud vie Entwidelung des geiftigen Xebens bei 
verwabhrloften Kindern oder bei Förperlihen Hinderniffen in Nettungshäufern, Taubftunımen;, 
Blindeninftituten u. |. m. ift für den Pädagogen eine reiche Duelle des Studiums, da in vieler 
Beziehung die Grundzüge des normalen Lebens erft durch den Schatten des abnormen Lebens 
hervortreten. Der Pädagog muß das iveale Mufterbild dev menfhlihen Natur und den Ver: 
gleich dejlelben mit den Zuftänden dev Wirklichkeit vor feinem geiftigen Auge haben, um danach 
fein ganzes Streben normiren und den gegebenen Verhältniſſen der Wirklichkeit anpaſſen zu 
fönnen. Er muß willen, was aus der menjhliden Natur gemacht werden faun, aud) bei man: 
gelhafter Beihaffenheit derſelben, aber bei richtiger Benugung aller ihrer körperlichen und 
geiftigen Anlagen. 

Nur eine folde anthropologiihe Vorbildung der Schulmänner wird die volle Befähigung 
für alle Richtungen der Schulthätigkeit ſchaffen, wird durchgehends naturgemäße und rationekle 
Ginrihtungen des äußern und innern Schulweiend, der Summe, Eintheilung, Art und Weiſe 
des Unterricht jihern und den amtirenden Lehrer in den taufenderlei im voraus nicht beftimm: 
baren einzelnen und indivinuellen Vorkommniſſen, wozu ihm Selbſtändigkeit des Urtheils un: 
erlaßlich ift, ven wahren Mapftab an die Hand geben. 

Die Zeit verlangt daher dringend, daß für den höhern Lehreritand, der feine Bildung auf 
den Univeritäten erlangen fol, daſelbſt eigene Kehrftühle ver Pädagogik, die überall nur als 
Beiläufer anderer Wiſſenſchaften behandelt wird, errichtet werben. 

Die Pädagogik, wie fie fein joll, geht hervor aus der Päpologie, der Kinderkunde, d. h. der 
caufalen Kenntniß aller der koͤrperlich-geiſtigen Eigenthümlichkeiten des kindlichen Lebens in 
feinen verſchiedenen Entwidelungäftufen, in deren ſtrenger accommodirender Beachtung bie 
rationelle Pädagogik, die naturridtige erzieheriihe Behandlung des Kindes befteht. Nur auf 
diefem exact pädologijhen Untergrunde kann eine gefunde Pädagogik, ald Wiſſenſchaft und ald 
Kunft, allmählich heranwachſen. Denn erft aus der Kenntniß der allgemeinen (idealen) pädolo⸗ 
giihen Normalverhältniffe kann der erziehende Lehrer das finden, was in den gegebenen ein: 
zelnen Fällen, die ja unendlich verfchieden find, als ſpeciell praftiiche (xeale) Norm für fein Ver: 
fahren maßgebend iſt. Die zweite Grundlage dev Pädagogik als Wiſſenſchaft ift die Geſchichte 
des Erziehungsweſens bei ven verſchiedenen Eulturvölfern. Hierüber ſogleich mehr. 
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Auch der niebere Kehrerftand, der feine Bildung auf Seminarien erhält, bedarf jener grünp- 
lichen anthropologiſchen und fpeciell pädologiſchen Borbildung und ſodann einer überblidlichen 
Grundlage in der Gulturgefchichte. 

In Betreff des legtgenannten Punktes ift nicht eine gelehrte und philoſophiſche Bildung im 
gewöhnlichen engern Sinne gemeint, jondern ein praftiiches gediegened Studium der Alter: 
thumsfunde, der Volkskunde der altclafjifhen Zeiten, eine praktiſche Kenntniß des innern Le— 
bens, der Einrichtungen, Sitten und Gebräuche der hervorragendſten alten Gulturvölfer, beſon— 
ders ber Griechen und Römer, die ald Träger der Hauptiwurzeln ded gegenwärtigen Culturlebens 
zu betrachten find. Dies kann für den praftifchen Bildungsgrad geboten werben ohne die 
griehiihe und Tateinifhe Sprache. Das gegenwärtige Eulturleben kann erft durch das frühere 
verftanden werben. Wenn der Lehrer nicht ein abgerichteted Werkzeug ohne fichere innere Be— 
rufstüchtigfeit fein ſoll, ſo braucht er diefen gehobenen und geflärten Blick, mag er ed mit Bauer: 
findern zu thun haben oder mit Fürſtenkindern. 

Die Wichtigkeit und Nothwendigkeit dieſes Studiums für den Lehrerftand leuchtet auf das 
allerbeutlichite daraus hervor, daß ja die Culturgeſchichte auch die Geſchichte des Erziehungs: 
und Unterrichtsweſens dieſer Völker mit einſchließt, alfo fein praftifhes Interejje unmittelbar 
berührt. Der Bolkderzieher twird aus dem Vergleiche des Erziehungsweſens mit den jeweiligen 
allgemeinen Lebensverhältniffen, aus dem tiefinnigen Zuſammenhange ded Standes der Erzie— 
hung mit dem Stande und Schickſale der Staaten in unendlich vielen Beziehungen eine Klä- 
rung und Berichtigung feiner Anfichten gewinnen, für feinen fpeciellen Beruf die ergiebigjten 
Lehren ziehen. 

Die gründliche, von Verbildung freie Ausbildung der Volksſchullehrer ift für den Staat 
eine der wichtigften Angelegenheiten. Unter ihnen wächſt die große Maſſe des Volkes heran. 

Aber nicht nur ihre Bildung, auch ihre Zahl ift für den unabweisbaren und nur hierdurch 
zu normirenden Bildungsprang dev Zeit faft überall zu Hein. Die Maſſe der Schüler ift faft 
durchgehende in den jegigen Schulen zu groß, ald daß ſich ver Lehrer fo innig, wie e8 dev Natur 
des Berhältniffes nad) zu wünfhen wäre, den Individualitäten anſchließen und auf jie eimvirfen 
fünnte. Wie viele Keime des Guten und Schönen — die ja auch in der menfhligen Natur mit 
gleicher Breigebigkeit niedergelegt find, wie in der großen Naturwelt — geben dadurd verloren! 

Mol wird daher die kommende Zeit allerwärtd viel neue und höher organijirte Lehrer: 
bildungsanftalten errichten müſſen. 

Die natürliche Gonfequenz einer gründlichern und höhern Ausbildung des Lehrerſtandes 
ift die beſſere Lebensſtellung deſſelben. Gibt jene dem Stande die entſprechende Würde, fo ift es 
eine einfache Forderung der Gerechtigkeit, denfelben auch materiell zu heben, und zwar allmäh— 
lich bis zu einer durhichnittli der Stellung der Beijtlihen und höhern Staatäbeamten gleich— 
fonımenben Stufe. 

Sorgt der Staat für eine gediegene Ausbildung der Lehrer, fo haben die Gemeinden auch 
die Verpflichtung, je durch Erhöhung der Schulgelver oder ſonſtwie aus den Gemeinde-Ara- 
rien durch Anlegung und forglichite Pflege befonderer Erziehungskaſſen oder durch Erhebung 
einer Schulfteuer von Unverheiratheten und Einderlojen Verheiratheten u. f. w. ſtandeswürdig 
zu ftellen. Sind die Lehrer, was jie fein können und follen, jo wird Die allgemeine Kenntnip der 
Wichtigkeit der Sache bald alle entgegenftehenden Schwierigkeiten überwinden. 

Jede Nation, die ſich ſelbſt achtet, jeder Staat, der in ji Kraft und Reben erhalten will, muß 
jeine beiten Kräfte auf allfeitige Hebung des Erziehungsweſens, aljo zunächſt auf möglichfte 
Berbefferung der Lehrerbildung und Lehrerftellung verwenden. Daun wird ed diefem Stande 
auch nie an frifhem Zuwachs fehlen, deilen zunehmender Mangel jegt allerwärts jehr fühlbar 
hervortritt. Der Lehrerftand ift einer der wichtigften im Staate. Der Lehrer kommender Zeiten 

wird freilich aud ein anderer fein und fein müſſen, ald er jegt in feiner großen Mehrzahl ift 
Davon, wie ein Staat feine Lehrer bildet, wird Fünftig fein Wohl, feine geſchichtliche Bedeutung 
und Lebensdauer abhängen, nicht aber von der dem Staatöblute abgezwungenen Pracht und 
Überzahl ftehender Streitkräfte. 

2) Rationelle Einrichtung des innern undäußern Schulweſens. Sie würde 
zwar durch Erfüllung der unter 1 beiprodenen Bedingung von ſelbſt vefultiren, wird aber, 
bis diefe Zeit gekommen fein wird, noch vieles zu wünfdhen übrig laffen. Da wir hier den allge: 
meinen Standpunft nit verlaffen dürfen, jo müffen wir und auf Hervorhebung der oberjten 
leitenden Grundſätze und Grundbedingungen der Schuleinrihtungen überhaupt beſchränken. 

Die Erfüllung der allgemeinen Aufgabe der Schulen — zeit: und zielgemäße Ausbilvung, 
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vorzugsöweiſe durch Unterricht — beruht auf zwei Grundbedingungen, aus denen alle übrigen 
fpecielfen Grundfäge, Einrichtungen und Mafregeln des Schulmefend hervorgehen, mit welchen 
jie, ob direct, od indirect, im innigften Einklange ftehen müſſen. Diefe find: entſprechende orga= 
niſche Kraft (geſunde Lernfraft) und heiterer Sinn (entgegenfommende Lernluft) der Schüler. 
Beides beftimmt den Grad der Bildungsfähigfeit. Je größer diefe, defto leichter ift die übrige 
Aufgabe des Lehrers, deſto erfolgreicher jein Wirken. Ohne ſie ift die Wirffamfeit des beiten 
Lehrers null. i 

Der Boden des zu bebauenven Feldes muß gehoben, empfänglich, durchdringbar, jaft: und 
kraftvoll fein, wenn dad Samenkorn hineingelegt werden und aufgehen joll. Nur ein folches 
Feld lohnt den Fleiß ded Siemannd. Der Magen muß gefund fein, entſprechende Kraft und 
Appetit haben, wenn er die vargebotene Nahrung in gebeihlihes Blut verwandeln foll. Ebenfo 
verhält es fich mit dem Geiſtesmagen und feiner Nahrung. Im entgegengejegten Kalle bereitet 
diefer nur jpärliches und ſchlechtes Geiſtesblut. 

Soweit e8 der Schule irgend möglich, muß auf Erfüllung obiger beiven Bedingungen immer 
ihre volle Sorge gerichtet bleiben, müſſen darauf alle innern und äußern Einridtungen, die 
Summe, die Art, die Methodik und die Eintheilung des linterrichts, die Lage und Beſchaffenheit der 
Schulgebäude und Schulzimmer u. f. w., alle pädagogifhen Grundfäge und Mafregeln fußen. 

Die Schule ſoll die Grundlage ſchaffen zur Entwidelung dereinftiger geiftiger Vollkraft. 
Ihre eigentliche ſummariſche Aufgabe ijt die Entwidelung und Leitung des nie ftillftehenven 
Selbftbildungstriebes, der die gefammte Intelligenz, aber auch, forweit dies neben denu.Haufe ver 
Schule irgend möglid, die Charafterbildung mit umfaßt. 

Zunächſt follte durchaus das Alter ver Schulreife auf die Vollendung des fiebenten Lebens— 
jahres gefeglich feftgeftellt werden. Außerdem ift, audy bei Erfüllung aller übrigen günftigen 
Bedingungen, die volle Schul: und Leiftungstüchtigfeit auch ſpäter nie mehr zu erlangen, weil 
die organiſche Grundkraft in ihrer ausreifenden Entwidelung geftört wurde. Gerade wegen der 
immer höher fteigenden Anſprüche ver Schule ift die Vermeidung jeder naturwidrigen Verfrü— 
bung des Schulunterrihtd um jo dringender geboten, ſowol aus Rüdjiht auf die allgemeine 
Geſundheit und Entwidelung, ald aud aus Rückſicht auf die nur jo mögliche vollftändige Er: 
reihung des Schul-(Lern-)Ziels, ſelbſt wenn dieſes mit der Zeit ein noch viel höheres, als e# 
jetzt ift, werben follte. Staat und Gemeinden haben daher mit allen Kräften auf Verbreitung 
der Spielihulen und Kinderbewahranftalten, welche die Kinder bis zu erlangter Schulreife auf 
unſchädliche Weije verforgen, hinzuwirken. In Betreff des Nachweiſes der Unumſtößlichkeit 
jenes von allen jahverftändigen und erfahrenen Arzten und Schulmännern unterſchriebenen 
Grundjages muß bier auf ein Eleines Schrifthen von Schreber, „Ein ärztlicher Blid in das Schul: 
weſen“ (Xeipzig 1858) verwieſen werben. 

Sovann hat die Schule für ihre alterdreifen Kinder alle hugieinifhen Bedingungen nega: 
tiver und pofitiver Art im volljten Umfange zu erfüllen. Es ift Naturgeieg, daß jede Art ernfter 
Zeiftung nur gelingen und in der Dauer heilfam fein fann, wenn ſie getragen wird von dem 
Gefühle ver Geſundheit und Kraft. Verlangt jhon jede förperliche Kraftleiftung Geſundheit 
der Organe, fo ift dies in einem noch höhern Grade bei den geiftigen Leiftungen ver Fall, denn 
das Gehirn ift ein zartered Organ ald die Muskeln. 

Für die Schule entweder noch nicht reife oder blutarme oder jonftwie körperlich gedrückte, 
fränfelnde Kinder (die unter den Städtebewohnern jegt jo häufig jind) zum flundenlangen 
Sigen und Goncentriren der Aufmerkſamkeit auf ernfte, wenn auch noch jo leichte Gegenſtände 
zwingen zu wollen, ift graufam und erfolglod. Erfolglos ift es, weil man vie fehlende Natur: 
bedingung, die Kraft, dur den Zwang doch nicht erzwingen Fann. 

Mol liegt die Gefundheit der Kinder nur zum geringern Theile in der Hand der Schule, 
doch muß auch jie, um fo mehr, ald fie ja verbeſſernd einwirken foll, dafür alles ihr Mögliche, 
nicht aber, wie jegt fo häufig, vieles Gegentheilige thun. Von gefunden, Eräftigen Kindern erft 
fann man Tüchtiges verlangen. Iſt diefe Bedingung erfüllt, aber aud nur dann, fo ift jede 
weichliche Schonung nit nur überflüſſig, fondern geradezu ein Fehler. Für gefunde und Eräf: 
tige Organe ift Anftrengung ein Bebürfniß und die Bedingung zu weiterer Kraftzunahme, für 
ſchwächliche Organe aber ein Berberben. 

Mit körperlicher Gefundheit und Kräftigkeit ift heiterer Sinn, die weitere Beringung für 
gedeihliche Geifteäthätigfeit, eng verbunden. Er ift der Nerv des Kernend. Der von innen 
emporquellende heitere Sinn der Jugend fann aber auch von außen unterdrüdt werben und 
mird es durch jo manche Einrichtungen und Gebräuche der Schule. 
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Wenn für freundliche and gefunde Schulräume, die nad Möglichkeit mit Turn: und Spiel: 
plägen zu umgeben find, geforgt wird; wenn eine geiftig anregende, d. h. nicht einfeitig ein- 
flößende, fondern den Geift wahrhaft befruchtende, die Selbftthätigkeit entwickelnde, ſoweit wie 
möglich auf Anſchaulichkeit gegründete Unterrichtsmethodik zur feften Norm gemacht wird; wenn 
mit der geiftigen Schulung eine körperlich-gymnaſtiſche Schulung harmoniſch verſchmolzen 
wird; wenn regelmäßige, auch für die nächftliegenden Schulzmwede, 5. B. durch Sinnefhärfung 
u. ſ. w., vielfadh zu benugende Excurſionen der Schüler mit dem Lehrer eingeführt werben; 
wenn fodann die Entwidelung des äfthetiihen Sinns, namentlid durch allgemeinere Ginfüh- 
rung ded harmonifhen Geſangs, mehr begünftigt wird; wenn auch von der Schule aus den 
jugendlihen Spielen (jenen wichtigen Erziehungdmitteln) mehr Begünftigung und zugleich 
veredelnder Einfluß zu Theil wird u. f. w.; fo wird es bald dahin fommen, daß die Kinder 
nicht mehr zur Schule getrieben werden müſſen, jondern daß fie in der Schule und in Erfüllung 
ihrer Schulpflichten ihre Freude und ihren Genuß finden, und daß dadurch das Endrefultat der 
Schulbildung ein ungleich vollfommeneres wird. Denn in den meiften jegigen Schulen jteht das 
ſchließlich erkämpfte Gefamnitrefultat der Schulbildung in feinem Berhältniffe zu den Anftren- 
gungen, welche Lehrer und Schüler machen müfjen. 

Wenn man in neuerer Zeit die Maſſe des Lernftoffs den Schulen zum Vorwurfe macht, 
jo liegt der Behler vielmehr nur in der Art ded Lernens und in der ganzen übrigen naturwidri— 
gen Behandlung der Jugend. Nach dent, wie die menfhliche Natur angelegt ift, läßt ſich viel mehr 
aus ihr machen, aud in geiftiger Hinſicht, ald ver Mapftab des gegenwärtigen Gefchlechts 
glaublich erſcheinen läßt. Man Halte vor allem auf das Gleichgewicht der organischen Grund: 
fräfte, man laffe insbejondere dad Organ des Geifted (das Gehirn) ausreifen, ehe man ed an= 
zufpannen beginnt, ftöre alfo nicht die Entwidelung der fundamentalen VBollkraft des geiftigen 
!ebend, und man wird flaunen über die progrefiive Entfaltung geiftiger Kraft! 

Mit der fleten Sorge für Erhaltung des heiten, lebensfriſchen, denk- und Ternluftigen 
Sinns der Jugend find volliter Ernft der Schulthätigfeit und Strenge der Zucht fehr wohl 
vereinbar. Wo ftrenge Ordnung und Zucht, fefte Gonfequenz der allgemeinen Grundfäge 
und rationelle Handhabung derjelben in der Schule walten, wo hinter dem Ernfte und der 
Strenge doch immer die den höhern Zwed im Auge Habende Liebe ſichtbar ift, mo Heiterfeit und 
freundlicher Ernſt ftet3 fo lange walten, als fie nicht durch den Schüler felbft verwirft find, da 
gedeiht auch die Gegenliebe der Kinder am beften, da werben auch jelbft häuslich verzogene 
Kinder ſich bald fo Hineinleben, daß fie ſich wohler fühlen und ihren heitern Sinn beffer erhal— 
ten als bei ſchlaffer Zudt. Ja es wäre eine modificirte militärifche Strenge, gegenüber der im 
allgemeinen ſchlaffen häuslichen Erziehung, ver Schule in vielen Beziehungen recht beilfam. 
Das richtige Verhältnig zwifhen Zügelfpannen und Zügellaffen erhält den edeln, lebensfriſchen, 
heitern Sinn am beften im Schwunge. 

Müſſen wir auf hier von einem Eingehen in die Einzelheiten der Schulerziehung abſe— 
ben, jo können wir ed und doch nicht verfagen, einen Punkt hervorzuheben, ber eine noch allge= 
mein vorhandene und, nach unjerer Anjicht, gerade vie fundamentalfte Rüde des heutigen Unter— 
richtsweſens betrifft: die allgemeine Einführung eines der reifern Schuljugend verſtändlichen 
und angemeffenen Unterricht3 in der menjhlihen Anatomie und Phyfiologie nebft der darauf 
bafirten Gefundheitölehre. Müffen wir darin fhon eine Grundlage aller wahren menſchlichen 
Bildung, das nächſtliegende Mittel zur Bewunderung der fhöpferifchen Größe, alſo zur Verede— 
lung des Menjhenbewußtjeind erkennen, fo ift der praftifhe Nugen für Gewinnung einer kla— 
tern Lebensanſchauung und der felbftändigen Befähigung, in allen Lagen des Lebens das höchſte 
irbifche Gut, die Geſundheit, ſich zu erhalten, von der einleuchtenpften Wichtigkeit. Kein Kind 
follte aus ver Schule entlaffen werden, ohne von ihr einen folhen überblick auf die Lebensreiſe 
mitzuerhalten. 

3) Eine innige geiftige Verbindung zwifden Schule und Haus. In den 
Händen beider liegt das Schickfal der Jugend. Die Wichtigkeit ver Harmonie zwiſchen beiden 
iſt felbftverftändlid. Und doch ift ed eine allgemeine und gerechte Klage ver Schulmänner, daß 
Haus und Schule nicht zufanımenwirken, daß die Erziehungsrihtungen beider jo oft geradezu 
entgegengejegt jind, alfo die jhönften Erziehungdrefultate dadurch verrichtet werden. Rechnet 
man noch dazu, daß dadurch auch der ganze Lehrerberuf erſchwert und verbittert wird, ſo wirkt 
dleſes Misverhältniß mit doppeltem Drucke auf die Jugend. 

Es fehlt zwiſchen beiden das Band. 
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Die modernen Lebensverhältnifle, befonders unter-der ftädtifhen Bevölkerung, ftellen zwar 
einem innigern Zufammengehen von Haus und Schule bedeutende Schwierigkeiten entgegen, 
doch jind dieſe auch da nicht unüberfteigli, und wahrlich, wichtig genug ift es, mit allen Kräften 
darauf hinzumirfen. 

Mir glauben ein ſolches Bindemittel darin zu finden, daß durd) das Schulgefeg der Lehrer: 
ftand verpflichtet wird, Die Altern (oder deren Stellvertreter) der den Schulen anvertrauten 
Kinder ein für allemal zu vegelmäßigen Zujammenfünften klaſſenweiſe einzuladen. Diefe Zu: 
fammenfünfte ver Ältern mit dem betreffenden Klaſſenlehrer, welche dieſer zu leiten hätte, wür— 
den vielleicht allmonatlich einmal, am beiten an einen ein für allemal beftimmten Tage (z. B. 
am letzten jedes Monats) und zu einer ebenfalls feſtſtehenden Stunde (etwa einer bequemen 
Abendſtunde) einzurichten ſein. Die Klaſſenzimmer der Schulen würden den am beſten dispo— 
nibeln Ort der Zuſammenkünfte bilden. 

Die nächte Aufgabe jolher Schulabende würde die jein, daß der Lehrer jedesmal irgendein 
Kapitel oder eine Frage aus dem unerſchöpflich reichen Gebiete der Erziehung, namentlich der 
häuslichen (phyſiſchen und moraliſchen), in einem populären Vortrage behandelte, oder paſſende 
Mittheilungen aus guten Erziehungsſchriften machte, gelegentliche Vorkommniſſe, die das Er— 
ziehungsweſen betreffen, beſpräche u. ſ. w. 

Sodann würden dieſe Schulabende eine ungeſuchte und darum die leichteſte und willkom— 
menſte Gelegenheit bieten zu gegenſeitigem Austauſche von Bemerkungen, Beobachtungen an 
den einzelnen Zöglingen, zur Aufhellung etwaiger Dunkelheiten und Misverſtändniſſe zwiſchen 
Haus und Schule, ſowie überhaupt zur Harmonifirung oder wenigſtens Annäherung der erzie: 
heriſchen Hauptgrundfäge ded Hauſes und der Schule. Es wäre eine ftehende, regelmäßige 
Gelegenheit, um die im allgemeinen Schlummerzuftande liegenden erzieherifchen Fragen zu 
wecken, jie von verſchiedenen Seiten zu beleuchten, zu durchdenken, zu verfolgen und abzuflären. 
Dafern der Lehrer pädagogiſch tüchtig gebildet ift, Hätten dann die Altern an ihm einen päda- 
gogiihen Rathgeber, deſſen die bei weiten meijten lltern der gegenwärtigen Zeit dringend 
bedürfen. Auch würde die Maffe ver Altern reifere Anjichten über die Schwierigkeiten, aber auch 
über die hohe Bedeutung des Lehrerberufs gewinnen, 

Diefe Einrichtung böte ferner Bürgſchaft gegen die jo häufig zu beflagenden Unmwahrheiten 
der Schüler nad) einer von beiden Seiten hin. Der bei den Schülern etwa aufjteigende Gedanke, 
die Altern oder den Xehrer, einen Theil mit dem andern, betrügen zu wollen, würde fogleich im 
Keime erftidt. Das Bewußtſein der Schüler, unter einer gejchloffenen gegenjeitigen Gontrole 
zu ftehen, würde fie moraliih halten und heben und ihre Achtung vor der Schule und den 
Lehrern bedeutend vermehren. 

Dur ein näheres Verhältnig zwijchen Ältern und Lehrer würden zunächſt die Directen ge- 
fliſſentlichen Gegenwirkungen der Familie gegen die Schule beſeitigt. Wie manche Ältern, und 
nicht blos ungebildete, find in ihren misbilligenden Äußerungen, die ſie gegen ihre Kinder über 
die Lehrer tun, oft ungerecht und, wenn dieſes nicht, doch in jedem Falle unvorfihtig, denn fie 
vernichten dadurch die durchaus nothwendige Achtung vor dem Lehrer. 

Aber auch von den indirecten und nicht geflifentlihen Widerſprüchen zwiſchen häuslicher 
und Schulerziehung würde mancher geebnet werden. Ganz beſonders ſegensreich würde der 
verſtändige Lehrer dadurch auf Hebung des innern Familienlebens und des jittlihen Zuftandes 
der tieferen, gedrückten Volksklaſſen, ſowie auf Verbefferung jener weiblichen, hohlen, energie: 
und gedanfenlojen Berziehung unter den höhern Ständen einwirken fönnen. Der volle Segen 
des wahren Erziehungsgeiftes bejteht ja eben darin, daß, indem die ältere Generation die jün: 

gere zu entwiceln und zu heben ftrebt, fie jich rückwirkend felbft mit heben und vereveln muß. 

Überhaupt würde ein genähertes freundſchaftliches Verhältniß zwiſchen Altern und Lehrer 
‚nad allen Seiten hin die ſchönſten Früchte bringen. Statt deſſen iſt es jegt befonders in größern 
Städten etwas jehr Gewöhnliches, daß die Altern die Lehrer, welche die Sorge un das Wohl 
ihrer Kinder eine lange Reihe von Jahren hindurch mit ihnen theilen, nicht einmal perſönlich, 
ja zuweilen faum dem Namen nad) Eennen. 

Wie höchſt nöthig wäre endlich manden Altern eine verftändige Berathung des Lehrers 
über die Berufswahl der Knaben, bevor diefe die Schule verlaffen ! 

Man wird vielleicht, bei aller Sympathie für die Idee der hier vorgeichlagenen Ginrichrung, 
doch entgegenbalten, daß deren Ausführung an der epidemiſchen Gleihgültigkeit der Altern 
ſcheitern werde, weil e8 ja überhaupt der Menge am erzieheriſchen Ernfte fehle. Aber gewiß iſt 
dies eben ver ſicherſte Weg, um erzieberifchen Ernſt und geläuterte Erziehungsgrundjäge im die 


Erziehung 163 


Menge mehr und mehr eindringen zu laffen. Schwierigkeiten des Anfangs, auf die man hin 
und wieber flogen würde, dürfen natürlich nicht abſchrecken. Was thäte e8, wenn von den Altern 
ber Kinbereiner Klaffe, von vielleicht 20—30 Älternpaaren, anfangs nur zwei oder drei erſcheinen 
ſollten? Weiß der Lehrer die Sache nur einigermaßen zu faſſen, ſo würde ein ſpäterer Zuwachs 
nicht fehlen, wenigſtens ver Fortgang nicht unterbrochen werden. Viele Altern würden aller— 
dinge anfangs die Sache unbeadhtet faffen. Aber ſicher bliebe es nicht aus, daß auch die anfangs 
gleihgültigen Altern es bald als eine Schande erkennen würden, fid gar nicht einmal dabei 
bliden zu laffen. Der Ehrenftachel würde die erfien Schwierigkeiten befeitigen und das allſeitige 
Bekanntwerden mit der Sache vermitteln. Der Kortbeitand würde in der Bindefraft der Sache 
ſelbſt und in der Hand ber Lehrer liegen. Der gute Same würde immer weitern Boden gewin— 
nen und Früchte über Früchte bringen. Wenn irgendivo, jo fnüpft ſich bieran die nächte Hoff: 
nung auf eine zeitgemäß fortfchreitende gleichzeitige Hebung und Veredelung der Erziehung der 
Schule und des Haufes. (Ein erfter Verſuch mit diefer Einrichtung wird in den Bürgerfchulen 
Leipzigs gemacht.) Für die Staatsregierung wäre Died der ſicherſte und eingreifendfte Hebel, um 
auf das gefammte Volkserziehungsweſen und auf das Familienleben, alſo auf die eigentlichen 
Herzwurzeln bed Staatslebeng einzuwirken. | 

Wenn von allen Seiten her dur Anregung in Wort und That, voraus von jeiten der 
Regierungen, die Grziehungsangelegenheit in ihrer allumfaffenden Bedeutung zum Brenn: 
punfte des allgemeinen Volksbewußtſeins erhoben wird, jo werden aud) weder dem Staate noch 
den Gemeinden die nothwendigen materiellen Kräfte fehlen. Das, was nicht mehr geforbert 
werben kann, wird gegeben werden. Der Wohlthätigkeitsſinn ftrömt ja überall jo gern und 
reichlich, wo er einleuchtend ſegensvolle und ſichere Ziele bat, am reichlichſten insbeſondere unter 
denen, welche mit zeitlichen Mitteln gefegnet kinderlos die Welt verlaffen. Und wo irgend Eönnte 
ih denn die Menſchenliebe fegensreicher, gründlicher und fortwirtender bethätigen, wo ſo wahr— 
baft verewigen ald hier? Iſt einmal das Bemuptjein der Sache allgemein, jo werden Samm— 
lungen, Schenfungen, Bermädtniffe u. j. w. dem Staate und den Gemeinden die Lücken ihrer 

Erziehungskaſſen füllen. 

Es genügt aber nicht, ſich an dieſem oder einem ähnlichen Bilde der Zukunft, an einem Hoff: 
nung&bilde zu laben, Die Zeit verlangt That. Wir haben alfo noch zu unterſuchen, welde 
Schritte nad Lage der Gegenwart zunächſt zu thun jind. 

Das erjte Erforderniß ift: daß der einzelne Staat ſich feine oberſten Schulbehörden aus 
folgen Männern bilve, die mit ſtaatskundiger Befähigung in ihrer Mehrzahl eine gründliche 
pädagogiſche Bildung verbinden, damit dieſe, den gegebenen Verhältniffen gemäß, die je nächſt— 
nöthigen weitern Schritte auf ver Bahn nad) dem Ziele ermitteln und verfolgen. 

Der Umſchwung des Völferlebend im laufenden Jahrhundert ift ein jo gewaltiger, daß in 
früher ungefannter Schnelligkeit eine Lebensfrage nah der andern jih in den Vordergrund 
drängt und ihrer zeitgemäßen Löſung harrt. Die Erziehungsfrage, die erfte unter allen Lebens: 
fragen, ift von manden andern und untergeorbneten überdrängt worden. Überblicken wir mit 
unbefangener Nüdhternheit den Stand des Erziehungswejend im allgemeinen, fo erſcheint aller: 
wärts mehr oder weniger fein Geſammtbild nicht als ein dem Aufſchwunge des übrigen Lebens 
entſprechendes. Der Neu: oder Kortbau jeder Ara des Eulturlebend muß mit der Erziehung 
beginnen, wenn er nicht zuſammenbrechen ſoll. Die jegige Ara bat darin vieles dringend 
nachzuholen. 

Je mehr das Leben ſich über den rohen Naturzuſtand erhebt, um ſo mehr muß es auf Er— 
kenntniß beruhen, ein bewußtes, durchdachtes ſein, wenn es nicht mit den allgebietenden Grund— 
geſetzen der menſchlichen Natur und ihrer beſtimmungsgemäßen Höherentwickelung in Wider— 

ſpruch treten ſoll. 

Es erſcheint demnach die von klarer Erkenntniß der Grundgeſetze der körperlich-geiſtigen 
Natur des Menſchen ausgehende Begründung einer Erziehungswiſſenſchaft und, vermittelſt 
einer ſicher erfolgenden Bopularifirung dieſer Wiſſenſchaft, die Hebung des ganzen Erziehungs 
weſens als das dringendſte Bedürfniß des gegenwärtigen Culturzuſtandes. Erſt hierdurch kön— 
nen die Segnungen des gewaltig fortſchreitenden intellectuellen und materiellen Lebens gedie— 
gene Weihe erhalten und dauernde wahre Beglückung gewähren. 

Auf unfern Univerfitäten und landwirtbihaftlihen Lehranſtalten werden die wiſſenſchaft 
ligen Ergebniffe für Förderung des beſtmöglichen Gedeihens und der ftufenmweifen Veredelung 
aller Gattungen von Nugpflanzen und Nugthieren mit löblihem Gifer re benugt, als 
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jelbftändige Fachſtudien ſyſtematiſch gelehrt und ſo immermehr verbreitet; wie aber das phy— 
fifche und moralifche Gedeihen und die Veredelung der Menfhennatur von Beneration zu Gene= 
ration zu fördern fei, das ift größtentheild dem nicht gefehulten Privatgutvünfen und dem 
unbewußten Spiele des Lebens überlaffen ! 

Gerade der Kunft, welche dem allgemeinften menſchlichen Intereffe zunächſt liegt, welche die 
allerunentbehrlichſte und dazu ſchwierigſte it, der Kunft der Menſchenbildung, fehlt die wiflen- 
fchaftliche und fyftematifhe Grundlage! Sollte venn der Menih den Menſchen, fein eigenes 
Geſchlecht, nicht verjelben Sorgfalt, nicht deffelben Studiums für werth achten, wie das ber 
Pflanzen und Thiere? den Menſchen, welder in geiftiger, aber auch in phyſiſcher Hinſicht an 
Vervolllommnungsfähigkeit alle andern Gefhöpfe hoch überragt? 

Die deutſche Nation, welde darauf angewieſen ift, ihre weltgejhichtlihe Bedeutung, ihre 
Macht und Größe hauptfählih in ihrer Cultur zu finden, möge vorangeben in den allfeitigen 
und gediegenen Ausbau derſelben! 

Immermehr wird es von den Staatölenfern erfannt"werden, daß das Zeitalter herannabt, 
in welchem auf dieſem Wege zunächſt und zumeift das Heil und der Triumph aller Staatskunft 
zu finden, die wahre Nationalgröfe und vielleicht zugleich die glüdlichfte Löſung aller fpeciellen 
focialen Probleme zu erreichen ift. Eine Nation, in deren Mehrheit eine naturgemäße, voll: 
fräftige und edle Erziehung, ein inniges, würdiges Familienleben waltet, wird nad) innen am 
leichteſten zu regieren fein, nad) außen ſich am beften in einem ſolchen Gleihgewichtsverhältniffe 
zu andern Nationen erhalten, daß jie die Bahn ihrer geſchichtlichen Entwidelung ungehindert zu 
verfolgen vermag. Ja ed wird ihr vermöge dieſer innern fernhaften, fort und fort ſich verjün- 
genden Lebenserftarfung ein gewiſſes Übergewicht, die Nolle des Vorangehens von felbft zu— 
fallen. Sie wird, innerlich gefund, ihre Läuterungs= und Verjüngungsproceffe ſelbſtändig und 
glücklich durchführen, abgeftorbene Inftitutionen leicht und unmerklich abftogen, lebensfräftige 
dafür aufnehmen. Bon außen kommende Strömungen werden an ihr branden, aber niemals 
bewältigend fie überfluten können. Gin gefunder Staat wird aber nicht von oben herab gebaut, 
jondern er muß fid) von unten herauf, vom Haufe, von der Familie aus felbft aufbauen. Und 
der eigentliche Kern eines naturwahren und vollfräftigen Familienlebens ift der volle Sinn für 
und die älterlihe Freude an alljeitig gediegener Erziehung. Gin Staat, dem in feiner Glie— 
dermehrzahl diejer Kern fehlt, bricht, wenn feine Stunde gefchlagen, in Trümmer zufammen, 
wie bedeutend aud immer vie Höhe feiner künſtlich geſchraubten politifchen Macht fein mag. 
Der gute Gärtner im Staate forgt daher für die jungen Pflanzen zunächſt und mehr noch als 
für die herangewachſenen Pflanzen. Der Staat foll die großartigfte Erziehungsanftalt fein. 

Möchten fie alle, die überhaupt Intereife am Staatswohle haben, möchten alle politifchen 
Parteien, die miteinander durchfreuzenden Beftrebungen fo oft den Staatöförper durchwühlen, 
wenigftens in der Richtung auf Förderung natur und zeitgemäßer Erziehung ſich die Hände 
reihen. Diefer Weg führt alle, dafern fie überhaupt dad Gute wollen, zwar langfam, aber 
dafür jiher zum Ziele, d. h.: das wahre Mohl ded Staates gefaltet fih dann, mehr von 
diefen oder mehr von jenem Parteiideale zur Verwirflihung bringend, als natürliche Confe- 
quenz von felbft. Was an den Beftrebungen jeder Partei Wahres ift, wird an die Sonne des 
Lebens gelangen und an ihr erftarfen, was faul ift, an ihr verborren. 

Möchten aber auch die Dynaftien erkennen, daß, wie für das Wohl des Staatskörpers, fo 
aud für dad Wohl und den Halt ihrer Throne in der natur= und zeitgemäßen Entwidelung 
und Förderung ded Erziehungswefend die wahre Lebenswurzel zu fuchen ift. Denn alle Staats: 
Eunft, in welcher dieſe Richtung nicht obenan fteht, ift Hohl. 

Bon der Blut der betreffenden Literatur am Schluffe nur eine Eleine Auswahl: A. H. Nie: 
meyer, „Grundſätze der Erziehung und des Unterrichts“ (neunte Auflage, 3 Thle., Halle 1834 
— 39); ſehr veihhaltig, gründlih und gelehrt. Diefterweg, „Streitfragen auf dent Gebiete 
der Pädagogik“ (Berlin 1837); gleidy allen übrigen pädagogiſchen Schriften und Beftrebun- 
gen des Verfaſſers durch naturwahre Richtung ausgezeichnet. Th. Heinfius, „Pädagogik des 
Haufes‘ (Berlin 1838) und „Zeitgemäge Pädagogik der Schule” (Berlin 1844); gute 
Zufammenftellung des Bewährten. G.A.Rinfe, „Erziehungslehre” [au& der „Neuen Encyklo— 
pädie für Wiffenfhaften und Künſte“ befonderd abgedruckt] (Stuttgart 1851); gibt einen treff: 
lichen, alles umfaffenden und doch dabei in prägnanter Kürze gehaltenen Überblic bei ferniger 
Sprache und gediegenem Inhalt. J. F. Th. Wohlfarth, „Geſchichte des geſammten Erziehungs: 
und Schulweſens in befonderer Nüdjicht auf die gegenwärtige Zeit und ihre Forderungen” 
(2 Bder, Owedlinburg und Yeipzig 1853 — 55); das beveutendfte Geſchichtswerk für 
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alle Zweige ver Pädagogik, welches, mit alleiniger Ausnahme der ungenügend behandelten Or: 
ganifatlon des Schulmwefeng, nirgends eine Dürftigkeit ver Behandlung oder Lücken erbliden 
läßt. Körner, „Der Volksſchullehrer“ (Keipzig 1853); Furz und bündig. Schwarz:Eurt: 
mann, „Lehrbuch der Erziehung und des Unterrichts” (ſechste Aufl, 2 Bde., Leipzig und Hei: 
delberg 1855) ; theoretiſch jehr umfaflend, doch theilmeife zu abftract gehalten und zu wenig 
die Abitufungen des kindlichen Alters berüdjihtigend. Schreber, „Kallipädie oder Erziehung 
zur Schönheit ded Körpers und Geiſtes durch harmoniſche Veredelung der ganzen Menſchen— 
natur“ (Leipzig 1858) und „Über Volkserziehung und zeitgemäße Entwickelung derſel— 
ben durch Hebung des Lehrerſtandes und durch Annäherung von Schule und Haus“ (Leipzig 
1860). Die in den letzten Schriftchen ausgeſprochenen Ideen ſind der Hauptſache nach in den 
vorliegenden Artikel des „Staats-Lexikon““ aufgenommen. „Briefe der Schule an das Haus. 
Baufteine zur Eintracht zwischen häuslicher nnd öffentlicher Erziehung‘ (Leipzig und Heidelberg 
1860); enthält recht gute, praftifhe und anfhaulid gemadhte Mahnungen. Kefertein, „Päda— 
gogiſche Briefe zur Reform der Volksſchule“ (Leipzig und Dresden 1860); ganz im Sinne 
der neueften Richtung. D. G. M. Shreber. 

Etappen, Etappenſtraßen, Etappenconventionen. Schon der Weſtfäliſche Frieden 
ſpricht ſich (Art. 17,$.9) darüber aus, wie ſich die Stände des Reichs hinſichtlich des ihren 
Mitſtänden oder auch andern zu geftattenden Durchzugs von Truppen zu verhalten hätten, daß 
der Geftattung deflelben die Prliht ver Schonung und der Entihäbigung entfprede.!) Der 
Entwurf einer neuen Reichs- Erecutiondordnung vom Jahre 1673 berührte diejelbe Angele: 
genheit, namentlih ven Vorſchlag Hingebend, „daß jonderlih die fremden Durchzüge, jo aus 
fremden Landen in dad Reich gefchehen wollten”, der Genehmigung des Kaiferd bevürften. Da 
indeffen diefer Vorſchlag darauf berechnet war, die finfende Gewalt des Reihsoberhaupts zu 
färfen, fo fand er feinen Anklang bei ven Reihäftänden, welche vielmehr Furzfihtig genug mehr 
daran dadıten, diefe Öewalt zu befhränfen. In den Wahlcapitulationen mußten die Kaifer ver: 
ſprechen, zu feiner Zeit einen Stand ded Reichs auch mit „Durchzügen wider die Neichsconftitu- 
tion zu belegen”. Diefe Zufage findet ſich no in der Wahlcapitulation des legten Kaifers, 
Stanz’ 11.2) 

Eingehendes über dad „Marſchweſen“ findet jih in dem Reichsgutachten vom Jahre 1734, 
Durch Requifitionsfhreiben mußte nicht allein „zuvor um den Durchmarſch gebührend und 
zeitlich, nicht aber allererft, wenn die Truppen ſchon an oder in dem Creyß fteben, angeſucht und 
die Sperificationder durchmarſchirenden Mannſchaft nebft erforderlichen Brodt und Haberportion 
beygelegt, fondern auch in dem Creyß ſelbſten mittelft ungejäumter Berufung allerfeits Commiſ- 
jarien in Zeiten die Abrede wegen der Route, Gtappen u. |. w. gepflogen‘‘ werden. Die „Be 
zahlung der Gonjumptibilien und Etappen‘ follte „auf ein gewijles vorMann und Roß vor der 
wirflihen Gintrettung verglichen”, auch follten „zu Verſicherung der richtigen Abftattung des 
Belaufs Geiſſel auögeliefert, oder durch Depofition einer zulänglihen Sunmme Geldes oder ſon— 
fen genugfame Gaution geftellt werden‘ u. ſ. w. 

Einzelne Reihsfürften erließen für ihre Yande befondere Verordnungen. Schon im Jahre 
1592 oronete der Kurfürft von Sachſen an, wie es bezüglich des Durchzugs Faiferliher Völker 
gehalten werden folle. Der Kurfürft von Köln verfügte im Jahre 1764, daf fremde Truppen 
nur auf Vorzeigung einer von den Landcommiſſariat unterzeichneten Marſchroute einquartiert 
werden jollten. Der Kurfürft von Baiern erließ im Jahre 1768 zur Regelung des Durd- 
marſches fremder Nekruten ein Mandat, um die Defertion feiner Soldaten zu verhindern. 

Einzelne Reihsfürften oder Kreije plegten unter fid) Verträge über den Durchzug und die 
Verpflegung von Truppen abzuſchließen. Gin Beijpiel ift ein im Jahre 1673 zwiſchen dem 

ober: und niederfähllichen Kreife errichteter Receß, worin es heißt: „Wenn Durchzüge auf Art 
und Weife, wie in den Neihsconftitutionen vorgefehen, von folhen Völkern, davon das Reich und 
die Crayſe Feiner Gefährde fich zu beforgen haben und an denen man fih auf alle Fälle erholen 
kann, begehrt werden, jollen diefelben zwar nicht verweigert, aber jedwedem Stande, durch deſſen 
Laund fie gehen, die Direction ver Ginquartierung und Führung gelaffen und denen Offizieren 
und Soldaten hierunter eigenthätig zu verfahren nicht verftattet werden.“ 3) Ginen folgen Ver- 
trag ſchloß im Jahre 1697 Kurbrandenburg und Kurbraunfdiweig, im Jahre 1709 (refp. zur 





1) Bütter, Geift des Weflfälifchen Friedens (1795), ©. 479. 
2) Ortel, Die Staatsgrundgelege des Deutſchen Bundes (Leipzig 1841), ©. 476. 
3) Struben , Rechtlicye Bedenken, Thl. II, Nr. XVI. 
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Erledigung erhobener Beſchwerden im Jahre 1755) Kurpfalz umd das Hochſtift Speier, im 
Jahre 1741 Kurbaiern und Salzburg ab. 

Der Bublieift Johann Jakob Mofer äußert ſich in ſeinem Werke: „Deutſches nachbarliches 
Staatsrecht” (1773) vabin: „Derer bei vem Neihsconvent oder bei einem Reichsgericht ange: 
brachten Klagen über eigenmächtige Durchmärſche oner der Dabei begangenen Ereeſſe ift, eine 
große Menge“, und theilt „zur Probe‘ einzelne Beilpiele mit. So beſchwerten ſich im Jahre 
1664 die evangeliſchen Reichsſtände im Neihsrüritenratb darüber, „daß einige dem Biſchof 
von Münfter zuftehenve Bölfer durch das Yand Braunfchweig unerfuht der Landesobrigkeit 
marſchirt und den Unterthanen daſelbſt großen Schaden zugefügt haben follten”. Dagegen be: 
ſchwerte ſich der Biſchof von Küttih im Jahre 1742 bei vem Reichsconvent darüber: „day die 
kurbraunſchweigiſchen Truppen duch das Hochſtift obne vorgängige Abfendung einiger Com— 
miffarien, mit welchen wegen Herbeiihaffung der nöthigen Unterbaltungsmittel behörig hätte 
tractirt werden fünnen, eigenmädhtig ven Durchgang genommen, die hejlifchen Völker aber Nic 
nicht einmal mit den Anftalten, fo die Kurbraunſchweigiſchen gemacht, begnüget, jondern ohne 
vorläufige Requijition, auch ohne ven Untertbanen die zu ihrer Vereitichaftbaltung erforderlide 
Zeit zu gönnen, einen andern Weg genommen.“ Gine ähnliche Beichmerde erhob der Biſchof im 
Jahre 1746 bezüglich des Durchzugs öfterreihijcher Truppen. Moſer fügt, inden er davon 
vedet, hinzu: „Die Sache fam bei dem Neihsconvent zwar in die Natbsanfage, aber dabei 
verbliebe es.“ 

König Karl XI. von Schweden jah darin eine feindfelige Gejinnung, daß der Kailer 
dem Kurfürften von Sachen geftattet hatte, feine Armee wider ihn durch Schlefien nad Polen 
ziehen zu laſſen. Denkwürdig ift der ohne Zuftimmung der preußischen Regierung unternom- 
mene Durbzug eines franzöftihen Armeecorps durd das Ansbachiſche im Jahre 1805 zum 
Nachtheile Ofterreiche. 

Bald nad) diefen Bruch des Rechts zerfiel Das Deutſche Neich mit feiner gebrechlichen Kriegs: 
verfaffung. Nach Abwerfung der Fremdherrſchaft ſchritt der Deutihe Bund aud zur Organi- 
jation des Heerweſens. Der Grundſatz ver Verbindlichkeit zur Vergütung der Koften bed Durd- 
marſches von Truppen durd das Gebiet eines andern Staates des Bundes wurde durch ben 
Art. 22 des Befhluffed der Bundesverfammlung vom 9. April 1821 über die Allgemeinen 
Umriſſe ver Bundesfriegsverfaffung fanctionirt, mit dem Beifage, daß „den Bundesuntertha: 
nen immer jo jchnell als möglich baare Bezahlung geleiftet werben” jolle. 

Schon Art. 31 der Wiener Gongrefacte räumte dem Königreihe Preußen zwei Etap— 
penftraßen durch das Gebiet des Königreihs Hannover und legterm eine ſolche Straße durd 
preupifches Gebiet ein. *) Gin Vertrag vom 6. Dec. 1816, erneuert am 25. Mai 1838, nor: 
mirte das Nähere. Von jenen beiden Strafen verzichtete Preußen auf die Benugung der einen 
(aus der Altmark über Gifhorn und Celle nah Minden) für die Zeit des Friedens gänzlich, und 
menngleid ihm dafür eine dritte (von Heiligenftadt über Nörten, Eimbeck, Alfele und Coppen- 
brüde nah Minden) zugeftanden wurde, jo warb doch zugleich feftgefegt, daß dieſe Straße nur 
jelten und nur zum Durchzuge ftarker Truppenabtheilungen benugt werden ſolle. Da bezüglich 
der Benugung der Gtappenftrage von Halberftadt nach Minden die von Preußen geleiftete 
Vergütung nicht zureichte, jo gewährte die bannoveriiche Generalkafle eine Zulage, welche erböht 
wurde, wenn die Brotfrucht einen beſtimmten höhern Preis erreicht hatte. Diefe Ausgaben be— 
liefen ſich in der erften Zeit wegen der ftarfen Durchzüge und der hoben Preife ver nothwendig 
ften Lebensmittel auf 12 "14000 Thlr., ein Aufwand, welcher fi fpäter auf 4— 5000 Thlr. 
ermäßigte und feit Jahren noch unbedeutender ift, da die preußifchen Truppen meiftens auf den 
Eiſenbahnen befördert werben. ®) 

Der franffurter Territorialrece vom 20. Juli 1819 6) räunte dem Königreiche Baiern 
in Art. 6 eine Etappenftraße zwiſchen Würzburg und der Nheinpfalz durd das Gebiet des 
Großherzogthums Baden unter dem Vorbehalt einer nähern Übereinkunft zwiſchen ven bei: 
den Bundesftaaten ein, Art. 23 derſelben beftimmte, daß dem Königreiche Preußen zwei 
Strafen durch die Rande des Großherzogthums Heffen in der Richtung von Erfurt nach Weglar 


4) von Mayer, Staatsacten für Gejchichte und öffentliches Recht des Deutjchen Bundes (zweite | Auf: 
lage, Branffurt 1833), 1. 177 u. 178; Rohrſcheidt, Preußens Staatsverträge (Berlin 1852), © #4 
und 358 — 364. 

5) Lehzen, Hannovers Staatsbaushalt (1854), Bd, II, erſte Hälfte, &. 197. 

6) Mayer, a. a. D,, S. 302, 306 u. 311, 
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und in der von Mainz über Bingen nad Koblenz 7) und den Königreih Baiern eine ſolche 
dur diefen Nahbarftaat zur Verbindung mit der Pfalz zuftehen jolle; die Einräumung einer 
Gtappenftraße für den öſterreichiſchen Kaiferftaat wurde einer bejondern Übereinkunft zwiichen 
demjelben und Heflen-Darmitadt vorbehalten. In Art. 32 wurde dem Staate Preußen eine 
Militärftraße durch das oldenburgiſche Fürſtenthum Birkenfeld zur Verbindung mit Saarbrüd 
und der Feſtung Saarlouis mit gleihem Vorbehalt näherer Übereinkunft verbürgt. 

Der erwähnte Beichluß der Bundesverfammlung über die Allgemeinen Umriſſe ver Kriegs- 
verfaflung räumte dem Oberfeldherrn namentlich „vie Beſtimmung ver Militärftraßen‘ ein. 

Die geographiiche Geftalt des preußifchen Staates führte beſonders ihn zu vielen jogenann- 
ten Gtappeneonventionen mit andern deutihen Bundesſtaaten, wodurch er jih Militärftraßen 
Nerte oder joldhe einräumte; jo namentlich no zu Verträgen mit Sahlen-Koburg:Gotha 9), 
Kurbeffen ), Naſſau 49), Braunſchweig 1), Anbalt 12), Lippe-Detmold, Sahien: Weimar: 
Gifenadh. ?°) 

Ofterreich ſchloß folhe Gonventionen mit Baiern, Würtemberg und Heilen Darmitadt ab. 

Hier und dort find im Ständefaal Klagen über das Unzureichende der Vergütung der Rei: 
kungen laut geworden. So in Würtemberg in Bezug auf den Durchmarſch öſterreichiſcher 
Truppen nach dem Zeugnifle von Mohl im zweiten Band feines „Staatsrecht des Königreichs 
Bürtemberg"‘, S. 794; fo im Großherzogthum Heilen, in deffen Voranſchlag der Staatsaus— 
gaben für die Finanzperiode der Jahre 1860—62 noch die Rubrif „Beiträge zu den Koften 
wegen der Etappenſtraßen“ zu finden ift. Die beiden heſſiſchen Regierungen vereinigten ſich in 
der Erftrebung der Bewährung Hinreichender Vergütung, aber, jovielbefannt, biöher vergebens. 
Übrigens trägt die häufige Benugung der Eifenbabnen für ven Transport der Truppen dazu 
bei, daß die Zuſchüſſe jich mindern. 

Unter Etappe im modernen militärifhen Sinn verfteht man den Ort, weldher Vorräthe 
beherbergt, um damit auf dem Marfche befindliche und vafelbft oder in der Nähe übernachtende 
oder raftende Truppenabtheilungen mit den Pferden zu verpflegen. Die Straße dahin, welche 
in gutem Stande fein muß, wenn fie dem Zweck dienen foll, wird Etappen- oder Militärftraße 
genannt. Der Natur der Sache nad) dürfen die Orte, welche Etappen find, nur fo weit von— 
einander entfernt fein, daß fie in einem Tage zu erreichen find. Als Regel gilt eine Entfernung 
von höchſtens acht Stunden, wobei die Beihaffenheit des Wegs und der Gegend kob Gebirg 
oder niht) in Betracht Fommt. Ausgewählt werden größere Orte, welche darum reicher an 
Hülfsmitteln find, namentlich in Bezug auf Kofalitäten, alfo vorzugsweiſe Städte. 

Einer Etapye ftebt ein Kommandant vor, deffen durd Inftruction geleiteter Beruf darin 
belebt, für die Unterkunft und Verpflegung der Truppen, wofür Neglements beftehen, zu fors 
gen, Gonflicte mit den Einwohnern zu jhlidhten und, wenn e8 zu Vergeben fommt, dahin zu 
wirken, daß ſie beflraft werden. Mehrere Etappen, etwa 6—8, haben ihren Knotenpunft 
in einer Hauptetappe mit einem Infpector, welhem die Gommandanten Rapporte zu erftatten 
haben und dem es obliegt, höhern Orts zu berichten. 

Das Etappenwefen wurde in eigener Weile ausgebildet in Spanien, ald Napoleon I. diefes 
Sand mit Krieg überzog, um es ſich zu unterwerfen. Um die Gtappen gegen die Guerrillas zu 
übern, ließ er fie befeftigen. Bol. noch über, „Deutſches Staatsrecht“ (dritte Auflage, 1831) 
$. 567, 560; Zachariä, „Deutfches Staats: und Bundesrecht” (zweite Auflage, Göttingen 
1854), Thl. II, $. 234, ©. 571, 572. Ph. Bopp. 

Ethik, j. Moral. 

Etikette, ſ. Ceremonie. 

Etymologie iſt die Lehre von der Entſtehung oder Ableitung der Worte. Sie ſucht deren 
urjprüngliche oder wahre Bedeutung zu erforſchen, fie auf ihre Wurzeln und Stämme zurück: 
zuführen. Sie lehrt die Beftandtheile des Wortes, die verſchiedenen Arten und Formen und bie 
Bildung veffelben durch Ableitung und Zuſammenſetzung fennen und zerfällt alſo in die Funda— 
mentallehre, Bormenlehre und Wortbildungslehre. Die Worte find der Spiegel einerſelts un- 
jerer innern Geiftes- und Gefühlswelt, unferer Anfhauungen, Gefühle und Begriffe, anderer: 
ſeits der Außenwelt, deren Bilder das Mittel des lebendigen Ausdrucks und der Mittheilungen 





7) Die einzelnen ausführenden Verträge bei Rohrſcheidt, a. a. D., ©. 402 — 406. i 

8) Rohricheidt, ©. 560 u. 561. 9) Rohrfcheidt, ©. 388— 393. 10) Rohrfcheidt, S. 438—443. 
11) Rohrfcheidt, S. 263--268. 12) Rohrfcheidt, S. 167—174, 183—185, 187—188. 18) Mohr: 
ſcheidi, ©, 114— 416, 567 — 570. 
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unferer Gefühle, Anfihten und Gedanken find. Das natürlichfte menſchlichſte Jutereſſe wie die 
ernfte Bemühung nach richtigen gründlichen Erkenntniſſen gibt alfo der Erforſchung der ur: 
jprünglichen Entftehung, des Wechſels, des tiefern und wirklichen Sinnes der Worte ein Hohes, 
zum Theil ein poetiſches Interefle. Daher it die etymologifche Betrachtung der Worte fehr alt. 
Aber eben jened natürliche poetifche Intereſſe verleitet hier häufig zu den größten Spielereien 
und Vhantafien, ſodaß dies den Philologen Wolf zu dem Wigworte beſtimmte, Die Etymo— 
logie fei eine Wiffenfhaft, in welcher die Gonfonanten wenig und die Vocale gar nichtö gelten. 
Erſt durch fo gründliche Erforfhung aller Clemente, Bildungsperioden und Gejege der Sprach, 
ihrer verfchiedenen Dialefte und ihrer Darftellung durch Schrift, wie wir dieſelbe für Die deutſche 
Sprade den unfterblich verbienftvollen Arbeiten der Gebrüder Grimm verdanfen, wird die Ety: 
mologie zu einer jihern Wiſſenſchaft erhoben. 

Gin ganz befondered Intereffe Hat die Etymologie für den Juriften. Es hat berjelbe 
(ſ. Bd. I, ©. 41) vor allem die Aufgabe, in ven wahren Willen und Conſens des Volkes, der 
einzelnen Gejellfhaften und Vertragihließenden einzubringen, wozu das Eingehen in den ur: 
ſprünglichen und wahren anihauliden Sinn der Worte höchſt wichtig ift. Ein großer Theil der 
widtigften Begriffe in Beziehung auf Recht und Staat jind moralifche Begriffe. Hier aber gibt 
die urfprüngliche und etymologijche, oft die ſinnlich-anſchauliche Bedeutung die wichtigften Auf: 
ſchlüſſe. So z. B. fonımt in dem Römiſchen Rechte viele hundertmal das Mort aequilas, 
aequum ald Rechtsprincip und Rechtsgrund vor. Nach einer fpätern, ih möchte jagen, vorneb- 
mern und gelehrtern Auffajlung wird dies ald Billigfeit, ald Abweihung vom Recht aufgefaßt, 
und die neuern Juriften, jelbft ein Hugo, überjegten diefe Worte ohne weiteres ſtets durch „Billig: 
keit“ und „billig”. Aber es ift woljegt vollftändig erwieſen, daß die römische Jurisprudenz diele 
Worte in ihrem urſprünglichen Wortjinn als ‚Gleichheit‘ und als „gleich“ gebrauchte, und daß 
nur dadurch Hunderte bisher falſch verftandener juriftifcher Beflimmungen und das ganze römiſche 
Rechtsſyſtem ihren richtigen Sinn erhalten. !) Ja jelbft da, wo fpäter und ausnahmsweiſe in 
Rechtsſätzen das Wort aequitas durch Billigfeit überfegt werden darf, da erhält dieſe, die juri- 
ſtiſche Billigkeit, erjt jelbjt wieder ihre wahre Bedeutung durch den urfprüngliden Wortfinn: 
Gleichheit, denn man verftand Darunter vorzugäweife eine verhältnigmäßige Gleichheit und Aus: 
gleihung, die des prätoriſchen Rechts, im Vergleich zu dem ftricten Buchftabenrecht der materiel: 
len und Taliondgleihheit der älteften Zeiten. Man verfolgte dabei den ariſtoteliſchen Grundſatz: 
„Nur für Gleiche und unter gleichen Verhältniffen ift pas Gleiche gleich.” Diefe juriftifche Bil— 
(igfeit blieb alſo juriſtiſch eine wirflihe Gleichheit oder Ausgleihung und juriſtiſch gerecht. Sie 
ſchien aber dem Moraliften in unferm modernen Sinn eine Billigfeit, als eine zu billigende Ab: 
weihung vom Nedt. ine foldhe wollten aber die clafjishen römifhen Juriften nicht im ihr 
Recht einführen, denn die Abweihung vom Nechte verpfufht das Recht und im Rechte dürfen 
nur Rechtsgründe entſcheiden. (©. das vorige Eitat.) Ganz ähnlich mie mit diefem Grund: 
begriff ver aequitas verhält es ſich mit andern juriftifchen Orundbegriffen, weldye die Meifter der 
claſſiſch- römiſchen Jurisprudenz ebenso oft ald Rechtsgebote und Rechtsgrundſätze, ald Gründe 
der Geſetzgebung und Entſcheidung anführen, wie z. B. honestum (von honor, juriftifche Ehre), 
bona fides, existimatio.2) Die römiſche virtus trägt ebenfalls durch ihre etymologiiche Ableis 
tung (von vir, ver Mann) ihren eigenthümlihen Grundcharakter ver Tugend an der Stirn. 

Ganz auffallend erfcheint e8 allerdings auf den erften Blick, daß die großen praltiſchen 
Meifter des Römifhen Rechts, ebenjo wie Cicero, ihre Entwickelungen der Rechtsſätze des gan 
zen Rechts und der einzelnen Rechtsmaterien (der einzelnen Titel) mit etymologiſchen Grflä: 
rungen der Orundbegriffe (5. B. jus, servus, persona, possessio, pactum) beginnen, An ib 
ſchon belächeln unfere modernen Juriften diefe Methode und Halten jie vollends nicht für Dead 
tenswerth, wenn ihnen diefe Etymologien oftmals ald misglüdt erfcheinen, wie denn wirflid bie 
Etymologie bei ven Alten bekanntlich nod nicht ſehr gründlich ausgebildet war. Aber jelbit bei 
den hier vorfommenden Fehlern hätten die Modernen doch jenen herrlichen, fruchtbaren Orund- 
gedanfen der Alten achten jollen, ven Gedanken: alles Recht, bei voller Beachtung des tiefer 
Bernunftgefeges, doch aus dem freien Conſens, aus der freien Anerkennung der Bürger abzu: 
leiten, eö ſtets nur objectiv, analytiſch-hiſtoriſch-philoſophiſch zu entwideln und fo aud wiederum 
zur freien allgemeinen Anerfeunung zu erheben. Sie betrachteten ſtets das Recht als eine freie 
allgemeine öffentliche Sache des Volfes und ſuchten es als folde zu erhalten. Beided beweiſen 
aufs vollkommenſte ſchon die erſten allgemeinen Titel der Inſtitutionen und der Pandekten. 


1) Welcker, Syſtem, 1, 605 fg. 2) Welder, a. a. O., S. 528 u. 663. 
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Selbſt die mangelhaften etymologiſchen Ableitungen der juriſtiſchen Begriffe aus der Volks— 
ſprache beſtätigen wenigſtens dieſe allein echt juriſtiſche und politiſche Methode und Beſtrebung, 
und ſie dienen ihr meiſt, indem dabei die Urheber derſelben wenigſtens die mit dem Rechts— 
inſtitut verwandten, wirklich in ihm lebenden Volksanſchauungen und Volksgrundſätze ins Auge 
faſſen und ihre Säge damit verknüpfen. Wie weit entfernt hiervon iſt jene moderne vornehme, 
volksverachtende, aus abftracten und apriorifhen Principien der Schulweisheit von oben herab 
deducirende Methode, welde jogar die vaterländiihe Sprache — die Bauernjprade, wie die 
ftühern Nomaniften in Deutihland jie nannten — verachtet und dad Recht jogar abjichtlich 
geheim, unverftändlid und unvolksmäßig zu machen ſuchte. 

Nach allem Bisherigen ift die Etymologie gewiß eine wichtige juriftifhe Hülfswiſſenſchaft. 
Für die griechiſche Sprade ift das „Etymologicum magnum”, herausgegeben von Schäfer 
(Leipzig 1815), dad erfte Hauptwerk, wozu das „Etymologicum Gudianum“, herausgegeben von 
Sturz (2 Boe., Leipzig 1818— 20), gehört. Für die lateinifhe Sprache: Döderlein's „Latei— 
nifhe Etumologien und Synonyma (6 Bode, Leipzig 1826— 38) und Schwenk's „Etymologi— 
ſches Wörterbuch der lateinifhen Sprache“ (Darmftadt 1827). Mehrere Spraden umfaſſen: 
Bhiter ‚„Etymologicum universale‘' (2.Aufl., Cambridge 1811), und das fonglottijche Werk: 
Tripartitus seu de analogia linguarum libellus‘ (Wien 1820— 33). Für die Juriften ift rück⸗ 
ſichtlich des Römischen Rechts auch etymologiſch wichtig das befannte Werk von Briffonius, „De 
verborum significatione‘, und für dad deutſche Recht außer den etymologifhen Werfen von 
Graf, Ziemann u. f. w. die befannten Oloffarien, die der mittelalterlichen lateinifchen (und gal— 
lien) Sprache von Dufredne oder Ducange, Garpentier und Adelung und die der deutſchen 
Sprade von Schilter, Wachter, Haltaus, Scherz (herausgegeben von Oberlin) und Weften: 
tieder. Sehr wichtig find für die deutſche Sprache überall 3. Grimm’s „Deutſche Grammatik“ 
und deſſen „Rechtsalterthümer“. Welcker. 

Eudamonismus, Egoismus, Epikuräismus, Individualismus, zunächſt in 
ſocialer politiſcher Bedeutung und im Verhältniß zum Communismus. — 
Die Grundlage der wahren Freiheit und Kraft der Völker und Staaten, alſo auch die des Rechts 
und der Politik, ift Sittlicfeit und jittlihe Würde. (S. Ehriftentbum und Moral.) Der all: 
gemeinfte Gegenſatz ſittlicher Richtung und Beftrebung ift Egoismus oder Selbftfudt. Wenn 
man diefe Richtung als philofophiihe Lehre für die menſchliche Beftrebung aufftellt, alsdaun 
nennt man dieje praktische Xehre, deren Grundprincip die Selbſtſucht und ihre Befriedigung ift, 
Gudamonismus. Eudämonismus ift die Anficht oder Lehre, welche die Glückſeligkeit des Han- 
deinden zum legten Ziele jeined Wollens und Strebens, alfo zum Mapftab des Guten und 
Shlehien und daher das Streben nad) der Glückſeligkeit zum legten Beweggrund ded Handelns 
und zum oberjten Grundſatz der Moral madıt. Diefem Eudämonismus ſteht der ®rundjag aller 
wahren Moral entgegen, daß die Befriedigung des Willens diefem Willen jelbjt nod feinen 
Werth gibt, und daß das Gute und Böſe jih nicht danach bejtimmt, was den Willen befriedigt, 
jondern nad) einer von allen Nebenrüdjihten unabhängigen Beurtheilung des Wollens jelbft. 
Die wahre Sittlichfeit geht aus von einer über dem Selbit, über dem Wollen des Einzelnen und 
einer Befrievigung ſtehenden höhern jittlihen Weltordnung, welcher er mit feinem Selbſt ſich 
unterordnen, liebevoll anſchließen und nöthigenfalld aufopfern muß. Hiernah muß man flreng 
genommen die eudämoniſtiſche Lehre geradezu als ebenſo unſittlich wie die rohe gemeine Selbit: 
ſucht erklären. Aber man darf nicht vergeflen, daß die Auffaffung der legten philofophifchen 
Principien ftetö großen Schwierigkeiten und Misverjtändniffen ausgefegt ift, daß alfo mander 
mit an ji fehlerhaften Grundſätzen einen befjern Sinn und nit die ftrengen logijhen Folge: 
tungen verfnüpft, ja daß, wenn er auch in feinem philofophifhen Denken ſich zu einen jolden 
Grundſatz verirrt, doch, wie Cicero ſagt, ſein Herz beſſer iſt als ſein Kopf oder feine Philoſophie. 
Bei jo vielen erweiſen ſich, ohne daß ſie es ſich klar bewußt werben, die als moraliſche Mutter: 
milch in der Jugend eingeſogenen wahrhaft moraliſchen Gefühle und Geſinnungen wirkſam. 
Dies unterſcheidet das eudämoniſtiſche philoſophiſche Syſtem gar ſehr von dem gemeinen 
rohen Egoismus. Auch ift der Begriff ver Glückſeligkeit, d. h. des Wohlſeins, welches in der 
Befriedigung der Wünſche und Begierden liegt, an ſich ganz unbeſtimmt, ſodaß ſchon deshalb 
ſich der Eudaͤmonismus verſchieden geſtaltet. Gewoöhnlich unterſcheidet man einen gröbern Eu— 
daͤmonismus, welcher die Glüͤckſeligkeit blos in ſinnlichen Genüſſen ſucht, ven roheſten prafti- 
ſchen Materialismus, und einen feinern, welcher die Glückſeligkeit in geiſtige Genüſſe oder in 
eine Miſchung von beiden fegt, wie der Epifuräismus. Selbft die religiöſe Moral fann eudä— 
moniftifch oder egoiftifch werden, infoweit man die Tugend leviglih um der Belohnungen in 
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dieſem oder jenem Xeben willen einpfiehlt. Doc wird gerade hier nie ver Cudämonismus ganz 
rein fein, weil der Religiöfe in feinem Glauben doch ſich zu einer moralifhen Weltordnung hin: 
wendet und bewußter oder unbemwußter jein Selbft derſelben unterorbnet und eine höhere, un: 
ſterbliche, fittlihe Beftimmung anerkennt. Auch werben ſich fehr häufig in der philoſophiſchen 
Xebre den eudämoniftifchen Orundfägen mirklich moraliſche Beſtimmungen einmiſchen oder in 
denſelben verſteckt ſich befinden, wie es z. B. in der ariſtoteliſchen Ethik offenbar der Fall iſt, 
während bie Lehre des Ariſtipp und Epikur ganz unumwunden Genußlehre war. 

Diejenigen, welche, wie jetzt viele Neuhegelianer, gleichgültig oder feindſelig gegen religidſe, 

wahrhaft moraliſche Lehren, gegen die Lehren von einer höhern ſittlichen Weltordnung und von 
einer unſterblichen Beſtimmung der Menſchen, angeblich zu Gunſten der Freiheit für materiali: 
fifche, eubämoniftifche, epifuräifhe Richtungen wirken, dieſe jollten zweierlei nicht vergeſſen. 
Fürs erfte wird im Bolfe die von den Gebildeten noch mehr geiftig und auch mehr mit ſittlichen 
Prineipien vermifht aufgefaßte eudämoniſtiſche oder epifuräifche Lehre bald zum gemeinen rohen 
Materialismus und Egoismus. Sodann aber verichtwindet in der zweiten und dritten Genera— 
tion jene mit der Muttermilch eingefogene, einer frübern religiöfen und moralifhen Geftttung 
angehörige und eine Zeit lang mohlthätig nachwirkende edlere religidfe und moralifhe Auffal- 
jungs und Gefühlsrihtung immermehr, bis zulegt, ganz fo wie bei den jpätern Römern, der 
rohefte, erafjefte Materialismus die Menſchen beherrſcht und jegt die Stelle der uufgegebenen 
böhern Religion der tollfte wechſelnde Aberglaube eriegt. In ſolchem Zuſtande verfaulen bie 
Menſchen ſogar phyſiſch. Die Ränder veröden, wie die römifchen ed immermebr thaten, che die 
friihen germaniihen Stämme fie in Beſitz nahmen und die elenden verdorbenen Mefte des 
frühern Volkes beberrfchten. 

Zum Theil Höchit verworrene und verberbliche Lehren haben in neuefter Zeit zuerft mande 
radicale Literaten und mehr oder minder große Abteilungen der untern Volksmaſſen ergriffen. 
Sie können unter Umſtänden in Deutichland, wo keineswegs, mie in den freien Ländern, die 
unermepliche Mehrheit ver Nation durd ihre wirkliche ſtaatsbürgerliche Freiheit befriedigt und 
in den Beſitz der Mittel zu jeder frieblihen Verwirflihung aller wahren Volksbedürfniſſe geſetzt 
iR und mo ebendaher auch die politiihe Freiheitöpartei revolutionären Allianzen mit um: 
ſtürzenden ſocialiſtiſchen und communiſtiſchen Beſtrebungen ſtets abgeneigt bleiben wird, hoͤchſt 
gefährlich und verderblich werden. Was in unſerer Lage die Lehre wohlmeinender, beſonnener 
Freiheitsfreunde noch vermögen wird, wenn einmal irgendein größerer äußerer Anſtoß durch 
Noth, Krieg oder partiellen Aufſtand gegeben iſt, das iſt wahrlich ſchwer vorauszuſehen. 
Eine falſche Regierungspolitik hat zuerſt geſündigt und unendlich viel verſchuldet und fie ver: 
mehrt pas Übel täglich. Zuerft hat man die heutzutage unentbehrlich und zum Lebensinftinet 
der Völfer gewordene und allein fihernde politiiche Freiheit Durch reactionäre Politik, trog aller 
frühern Zufagen, zurüczubalten oder entweder zu unterdrücken oder zu untergraben geſucht. Diele 
verhängnißvollen Beftrebungen und die Mittel zur VBerwirklihung des Unnatürlichen können 
wahrlich die Achtung der Negierung, der Geſetze und der Moral nicht befeftigen. Ja, da man 
felbft die Religion als Mittel für pas naturmwidrige, unmoralifche Bemühen misbrauchte, fo hat 
man felbit den naturnothwendigen Gegenfanpf und in ihm Haß und Geringſchätzung fogar 
gegen jene Heiligthümer hervorgerufen. 

Sodann bat man die ftärfften natürlichen Gntwidelungstriebe der Nation, die und heute zu 
gleich Freien politischen Zuftänden hinnöthigen, wie fie die andern gejitteten europäiſchen Bölter 
meift bejigen, von den allein ungefährlichen Bahnen einer freien Preſſe, eined parlamentarifhen 
und georbneten conftitutionellen Freiheitskampfes, wo die ertremen Richtungen durch geregel: 
ten Gegenfampf und durch das praftifche Bedürfniß unſchädlich werben, in das innere Reben ber 
Nation, in die Kirche, die Wiſſenſchaft, die Kunft, die Literatur, namentlid die poetifche und 
Romanliteratur, ja ſogar in das Gewerbe bineingetrieben. Und ald nun bier die Beftrebun- 
gen eines neuen Lebens und neuer Freiheit ſich regten, da hat die politifche und Polizeimacht ſich 
vermefien, fie jogar in Diefen geiitigen Gebieten, wo fie nicht Herr ift, zu befriegen. So hat fie 
für die Regierungen au bier den gefährliäften Gegenfampf erregt. Sie hat in den ganzen 
Körper die Gärung verbreitet, Kirche, Literatur, Gewerbe revolutionär gemacht. Dad Yibel 
frißt um fih und fommt in Gefhwüren zu Tage. Dem ehrlichen Freiheitsfreund bleibt mur 
Warnung und Berihtigung der Begriffe nach beiden Seiten bin. 

Zu den verwirrteften Borftellungen in dieſem Kampfe gehören unter andern auch bie, daß 
man neuerdings ben Egoismus mit dem Individualismus vermifcht und felbft eine natüırlice 
ſittliche Beftrebung für die eigenen perfönlihen Berhältniffe verwirft. Man will alles freie per- 
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ſönliche individuelle Recht und Eigenthum, ja die individuelle Familie aufheben, alles gemein 
machen und glaubt jo die Selbftiucht aufzuheben. Aber Gott und Natur haben uns einen inbi- 
viduellen Körper mit individuellen Berürfniffen als Träger und Organ unfers fittlichen Lebens 
gegeben, und das Recht Folgt nur ihrem Gefege, wenn es im juriftifchen Eigenthum der freien 
Perjönlichkeit einen juriftifchen Leib gibt und in der individuellen Familie einen neuen indivi— 
duellen Träger und eine Pflanzichule ver erften und wejentlichiten höhern gefelligen Beſtrebun— 
gen jichert. Selbſtſüchtig, wahrhaft verwerflich egoiftiich Fanın der, welcher mit dem andern aus 
gemeinihaftliber Schüſſel ißt, ebenſo handeln und ſich beweifen wie der, welcher einen bejondern 
Teller bat. Dastiere Römiſche Recht unterſchied mit Recht und verband zugleich organifch und auf 
die tiefite, gründlichite Weife das Privat: (oder wörtlid Abjonderungs:) Hecht und dad öffent: 
lie (oder wörtlich das Volks- und gemeinfhaftlihe) Recht. Es war und ift Krankheit, wenn 
der berühmte Hugo und jegt die Gommuniften alle® Privatrecht und Herr von Haller und vie 
Abfolutiften alles wahre und Öffentliche Net, ja wenn die allmächtige Polizei heutzutage beides 
zugleih vernichten und verſchlingen will. Unfer germanifches Recht faßt die perſönliche 
Würde und individuelle Freibeit noch energiicher auf als das Römische Recht. Aber auch es hat 
in allen freien deutihen Stadt: und Yandverfafjungen von jeher ein Öffentliches Recht organifch 
mit der Privatfreiheit verbunden. Es bat in jeinem Grundvertrags: und Gleichgewichtsſyſtem 
ſtets den abſurden Abſolutismus eines nur privatlicen oder nur öffentlihen Rechts, ven ben: 
tigen Communismus wie den Sultanigmus verworfen. 

Die fortaliftiihen und communiftiihen Theorien überſehen bei ihrem Kampfe gegen ven 
Individualidsmus und gegen individuelles und Privateigenthum zuerft die legte Grundlage aller 
Tugend, die Anerkennung und Geltendmachung fittlih-perfönliher Würde und Beftimmung nad 
firtliber perfönlicher Lberzeugung, mie die legte Naturgrundlage alles Lebeus, alles Lebens 
auch in und mit der Gefellichaft, die an einen individuellen Körper gebundene individuelle 
Griftenz und ihren Selbſterhaltungstrieb. Selbft das Gemeinweſen befteht nur aus folden 
fittlichen und phyſiſchen Individuen mit individuellen Trieben. Die fittlide und politifche 
(rechtliche und Ökonomijhe) Aufgabe beftebt nun darin, von dem ſittlich-perſönlichen Stand- 
punfte aus mit Anerkennung der natürlichen individnellen Griftenz das rechte Verhältniß der 
Indivivuen zur Gattung und zur Gemeinihaft zu erkennen und feftzubalten. Nur innerhalb 
diefer rechten Grenzen bleibt das Individuelle frei von verwerflihem Egoismus und das Ge— 
meinweien von Selbftauflöfung und Despotismus. Melder. 

Europa. (Phyſiſcher Charakter des Erdtheils, Bevölkerung im allge: 
meinen, Raiien, Spraden, Religion, Rechtszuſtände, materielle Eultur, 
geiftige und Tittlihe Bildung, Nationaldarafter, Staats- und Gejell: 
ihaftsformen, Bewegung des europäiſchen Völkerlebens.) In Guropa 
drängt jih auf dem engiten Raume die höchſte Kraft des Wölferlebens zufammen. Inter 
den Welttbeilen der jogenannten Alten Welt ift Enropa der jüngfte, der, in die Geſchichte 
eintretend, zum Selbjtbeiwußtiein erwacht und zum DVollgefühl feiner Stärke gelangt iſt. 
Aber die Eultur, vie von Mejtafien und vont norböftlihen Afrifa aus auf europäiihen Bo— 
den verpflangt wurde, hat hier die tiefften Wurzeln geichlagen und die veichite Fülle von Früch— 
ten erzeugt. Als dann die vorwärts ſtrebende Kraft in weiterer Entfaltung ihre enge Hülle brach 
und die Neue Welt in ven Lichtkreis der europäiſchen Givilifation zog, breitete fih auch ver Sanıe 
für eine neue Welt des Geiftes über weitere Räume aus. In Europa ift überall Bewegung, 
Fortpflanzung und nach allen Richtungen ausſtrömendes Leben. Während die Völker Aſiens 
und Afrifas zum Theilnod auf jener untern Stufe ſich befinden, auf welcher jte in erft dämmern⸗ 
dem Vewußtſein an den Brüften der Natur ruhen, ohne Ahnung ihres Herrſcherrechts und ihrer 
Herrſcherkraft; während andere Nationen dieſer Erdtheile in Erftarrung zurüdgefunfen find 
und nur da, wo fie mit europäifhen Mölferfeben in Berührung kommen, wie im Tranme einige 
Zeihen des künftigen Wiedererwachens geben: fehen wir dagegen die jüngſten Sprößlinge und 
Schüler ver europäiihen Gultur, die Bewohner Amerifas und zum Theil ſchon Polyneſiens, 
mit raſcherm Schritte ihren Meiftern zur Seite gehen. So ift von dem fleinen Europa eine Be: 
wegung ausgegangen, welche immer neue Völker in ihre fort und fort fih ertweiternden Kreiſe 
aufnimmt, bis endlich alle Nationen, in organischer Gliederung Leben empfangend und gebend, 
für gemeinfames, harmoniſches Fortichreiten zum großen Ganzen der Menſchheit fich vereinigen 
werben. 

Wie überhaupt in geiftiger Bildung, fo iſt Europa vor den andern Welttbeilen auch in ber 
Erkenntniß feiner eigenen Zuftänve vorangefhritten. Darum if ver Neihthum an Thatſachen, 
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welche dieſe Zuftände bezeichnen und welche die Staatenfunde bereitd gejammelt hat, äußerſt 
groß und viel zu beträchtlich, ald daß hier auf dad Befondere eingegangen werben Fönnte. Nur 
auf das allgemein Bedeutenpfte foll im Umriſſe hingewieſen werben, und um fo mehr mag fid 
die Schilderung Europas und feiner Zuftände darauf beſchränken, ald theils frühere, theils fol- 
gende Artikel über die einzelnen hier nur zu berührenden Gegenftände ein Näheres enthalten 
ober enthalten werden. 

Europa, zwifhen 8 bis 83° öftl. 2. und 36 bis 71° nördl. Br., umfaßt einen 
Flächenraum von etwa 177806 !) geogr. Duadratmeilen (175000 — 182000), je nachdem 
gegen Alien Hin die Grenze enger oder weiter gezogen wird. Bis zu 48° nordwärts blüht ver 
Eitronenbaum ohne Pflege, und von 65° an fommt das Getreide nicht mehr zur Reife und 
wächſt nur das Renthiermoos. Nur ein fleiner Theil Europas, das ſich gegen Süden hin in 
die Breite ausdehnt, gehört diefer Falten und unfrucdhtbaren Zone an. Während die nörblichften 
Bezirke von ewigem Polareife umlagert find, gedeihen Palmen und Zuderrohr in feinem äußer: 
ften Süden. Doch diefe den Tropenländern eigenthümlihft angehörenden Producte mögen wol 
das Bedürfniß erwecken und reizen, Eommen aber lange nit in genügender Menge zum Bor: 
ſchein, un es befriedigen zu fönnen. Wie reich aljo Europa an Erzeugniffen verſchiedener Art 
ift, jo ift die Mannichfaltigkeit verfelben doch nicht groß genug, um die Bewohner in Abgeihloj: 
fenheit von ver übrigen Welt und innerhalb der engen Grenzen des eigenen Welttheil® ihre 
ausſchließende Befriedigung ſuchen zu laffen. Schon durch die Natur find hiernady die europäi- 
ſchen Nationen auf eine lebendige Verbindung und einen activen Verkehr mit den andern Böl: 
fern hingewieſen. 

Bon zum Theil mächtigen Gebirgäfetten und zahllofen Hügelreihen in feinem Innern auf 
dad mannichfaltigfte durchzogen und an feiner nordöftlihen Seite begrenzt, vor andern Thei: 
len der Erde reich bewällert und von einer Menge ſchiffbarer Ströme und Flüffe durchſchnitten, 
tritt und ſchon die Phyfiognomie des Landes mit lebendig ausprudsvollen Zügen entgegen. 
Die Wüften, Oden und Steppen, weldye den ungeheuern Ländermaſſen Aſiens und Afrifas fo: 
wie manchen Teilen Amerikas und Auftraliens einen düfterzeinförmigen Charafter aufprägen, 
ericheinen in dem engern Bereiche Europas nur da und dort als nicht völlig unfruchtbare Heiden 
von den Umfange weniger Meilen. Noch deutlicher wird und der beveutungsvolle Ausdruck ded 
Landes, wenn wir feine äußern Umriffe und das Berhältnig von Land und Meer ind Auge fa]: 
jen. Die weftlihe Seite ded europäifhen Rußland, eines ausgedehnten Flach- und Hügel: 
landes, das etwa die Hälfte des Welttheild umfaßt, bildet die continentale Baſis für eine viel: 
zadige ſüdliche und für eine nördliche Halbinfel, in welche die See mit zahllofen Buchten ein: 
greift und welche von einer Menge größerer und Fleinerer Eilande umlagert jind. Kein anderer 
Gontinent hat eine verhältnipmäßig fo beträchtliche Küftenftrede ald Europa und fteht mit dem 
weltverbindenden Meere in jo vielfaher und naher Verbindung. 

Die Bevölkerung, welche den europäiſchen Länderkörper belebt und bejeelt, beträgt jeßt gegen 
272%, Millionen. Die mittlere Dichtigkeit derſelben ift aljo über 1500 (1530) auf der Qua: 
dratmeile. Sie ift etwa um die Hälfte größer als in Aſien, wol jiebenmal fo groß als in Afrifa, 
funfzehnmal größer als in Amerika und mehr ald hundertmal färfer als in Auftralien. Da 
eine zahlreiche Bevölkerung im allgemeinen eins dev bedeutendften Kraftelemente der Staaten, 
und da bie relative Stärfe der Population eined Landes meiftend aud ein Zeihen ded Grades 
der Eulturentwicelung bildet, jo ift durch obige Zahlen allein ſchon ein gewaltiger Unterſchied 
zwijchen ven einzelnen Erdtheilen angedeutet, was Bildung, Wohlftand und Macht betrifft, wo: 
bei aber allerdings nicht überfehen werden darf, daß die Neue Welt zwar ziemlich vollſtändig 
den Europäern überlaffen, allein vergleichsweiſe erſt ſeit kurzem für deren Beftjegung er: 
ſchloſſen ift. 

In Europa jelbit weilen die einzelnen Länder einen überaus großen Unterſchied in ver 
Volfspichtigkeit auf. Das europäifhe Rußland, die jfandinavifche Halbinfel und die Injel 
Island umfaſſen zufammen über 112000 Dundratmeilen, aljo etwa 63 Proc. des Ge: 
jammtareald, aber nur etwa 65%, Millionen Menden, d. h. noch nicht 24 Proc. der Gr: 
fammtbevölferung. In diefen Gebieten fommen auf die Duadratmeile durchſchnittlich nur 
565, in den übrigen Yändern des Erbtheild dagegen fait 3300 Einwohner (in Norwegen nicht 
mehr als 258, in Schweden 475, in Rußland 622, dagegen in Belgien 8582, in den Nieder: 


1) Die Ginzelnachweife über die in diefem Artifel gegebenen factifchen Daten j. in meinem Hand 
buch der vergleichenden Statiftif (ziveite Auflage, Leipzig 1860). 8. 
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fanden 5639, Großbritannien 5019, Italien 4507, Deutfhland [Bundesgebiet] 3905, Frank: 
reich 3745, Oefammtpreußen 3507, Geſammtöſterreich 3004, Schweiz 3501, Spanien 2672, 
Portugal 2034). 

Montesquien Hat kühn den Sag aufgeftellt: „Les pays ne sont pas cultives en raison de 
leur fertilit€, mais en raison de leur liberté!“ Iſt diefer Sag in folder Allgemeinheit aud) un- 
haltbar, wird ein Polarland bei aller Freiheit doch nie fo cultivirt und bevölkert werden wie 
fruchtbares Küftengebiet in der gemäßigten Zone, fo genügt ein Blick auf die Bevölferungstifte 
der europäifhen Staaten, um und von der vollen Richtigkeit der Behauptung zu überzeugen, 
wenn wir nur einigermaßen ähnliche äußere Verhältniſſe vorausfegen. Ganz beſonders mädtig 
wirfen Breiheit der Menſchen und Freiheit de8 Bodens und namentlich auch des Gewerbes: 
betriebs. Alle Länder mit abfolut oder relativ dichter Bevölferung erfreuen ſich der Gewerbe: 
freiheit (England, Belgien, Holland, der größte Theil der Schweiz , Italien, das linfe Rhein— 
ufer,, mit Befhränfungen au Preußen); in Frankreich werden dadurch zahllofe andere Mis— 
fände mehr oder minder aufgetwogen. 

Unter gefunden, naturgemäßen, d. h. freien Berhältniffen gehen Vermehrung der Bevölfe- 
rung und Vermehrung der Production gleihen Schritt ; two die Einwohnerzahl wädhlt, da fteigt 
auch die Menge der Erzeugniffe und ebenfo umgekehrt in glücklicher Wechfelwirfung. Europa 
umfaßte nad den großen Kriegen nur etwa 194 Millionen Menſchen, jegt, wie angegeben, bei- 
nahe 80 Millionen mehr; gleichwol lebt die feit nicht viel mehr ald einer einzigen Generation 
um wenigftend 40 Procent vergrößerte Einwohnerzahl entſchieden beifer ald die frühern Ge: 
fhlehter ohne Ausnahme. 

Dennod darf man nicht glauben, obwol es oft behauptet wird, daß die Wohlfahrt und vie 
Macht einer Nation fi immer nad) deren Anzahl und ihrer Production bemeſſen laffe. Macht 
und Wohlfahrt eines Volkes haben noch andere Bedingungen ald die Arbeit. Auch noch in fon- 
fliger Beziehung bedarf ein Volk der Freiheit ald Grundlage feiner menſchlichen Würde, ohne 
welche alle andern Eigenfhaften unferd Gefhlehts verfümmern müflen. Den ſprechendſten Be- 
weis dafür bietet China dar, das troß feined wunderbaren Bodenanbaus und troß einer Volks— 
menge, fat noch einmal fo groß als die des ganzen Europa, dennod innerlich maßlos elend, nad) 
außen aber völlig ohne Macht ift und dies bleiben wird, folange es in feinen jegigen Zuftänden 
verharrt. Was ift Neapel, was Sicilien, wad Rom vder Spanien — und was Fünnten 
fie fein! 

Die Bewohner Europas gehören faft durchweg der Faufajlihen oder weißen Menfchenraffe 
an, mit Ausnahme mehrerer Kleiner Völkerſchaften von der mongoliſchen Raffe in einigen Thei— 
len des Nordens und Dftend, wie die Samojeden, Lappen und Finnen. Nad) den drei zahlreich: 
ften Völferftämmen ver Slawen, Germanen und Romanen laffen jid; drei Hauptgebiete des 
europäiſchen Völferlebens unterfheiden, indem der ſlawiſche Stamm im Oſten (europäifche 
Türfei, ruſſiſches und öfterreichifches Reich), der germanifche in ver Mitte und endlich der roma— 
nifche im Süden und Südweſten (Italien, Pyrenäiſche Halbinfel, Frankreich) überwiegt. (Die 
Zahl ver Germanen ſchätzen wir auf mehr ald 821/,, die der Romanen auf 77Y,, endlid jene 
der Slawen auf 75!/, Millionen.) Außer den jhon genannten Völkerſchaften der mongoliſchen 
Raſſe und den wahrfcheinlich dem finniſchen Stamme entfproffenen Magyaren finden fih noch 
da und bort, theild mehr oder weniger zerftreut, theils innerhalb beſtimmt begrenzter Bezirke, 
viele nicht jehr zahlreiche Völker und Völfertrünmmer, die feinem der drei Hauptſtämme ange- 
hören, wie Türfen, Juden, Armenier, Zigeuner, Albanejer, ſodann im nordweſtlichen Frank— 
reich und im britifchen Reiche die noch ungemifchten Liberrefte des celtifhen Volksſtamms, zu 
den wol auch die Basfen in ven Pyrenäen zu rechnen find. Wenn man früher die Griechen 
ebenfalls als ein beſonders ſtehendes Volk bezeichnete, fo ift ed durd Die neueften Forſchungen 
von Fallmeraier u. a. doch wenigſtens zweifelhaft geworden, ob fie nicht dem großen ſlawiſchen 
Stamme zugezählt werden müffen. Mit dem Unterfchiede ver Völker nad) der Abſtammung hängt 
der Unterjchied nach der Sprade, als ver unmittelbarften geiftigen Erbſchaft der Kinder von 
den Altern, auf das innigfte zufammen. Die Zahl der Spraden und Mundarten in Europa 
wird auf 587 angenommen. Beſonders beträchtlich ift vie Menge der Idiome von dem großen 
Nawifchen Spradftamme, ver in einen oft= und weftjlawifchen zerfäftt, ſodaß jedod das Volk 
der Großruſſen weithin die zahlreichſte Sprachgenoſſenſchaft bilvet. An den Ufern des Schwarzen 
Meeres und an der Südſeite de Ural, wo von Ajien her eine befonderd große Menge von Böl- 
terfchaften herüberdrang, finden ſich nod) jetzt die verſchiedenſten Völfer und Sprachen in bunter 
Miſchung nebeneinander. Die zahlreichſten volfethümlichen Contraſte und Schattirungen zeigen 
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fi aljo zumeift i in der europaifhen Türfei, im ruſſiſchen Reiche und im öfterreihifgen ge 
thume, aljo in denjenigen Staaten, wo im ganzen die ſlawiſche Bevölkerung vorherrſcht. 

reich mit feinem bunten und mitunter wirren Völkergemenge iſt gleichſam ein Europa im Fe. 
nen, In dem von der Duelle jener aftatiichen Völferflut entferntern Weiteuropa, wo eine 
größere Bildung und ein lebhafterer Verfehr zu Haufe find, haben ſich dagegen die früher noch 
ſchärfer getrennten Glemente jhon mehr in größere und gleihartige Maſſen verſchmolzen. 

Nach ver Religion zähle man 1Y, — 5 Millionen Muhamedaner, beſonders in ber euro: 
pätichen Türkei; jodann über 3%, Millionen Juden und einige taufend «Heiden unter Lappen 
und Samojeren, Alle andern Bewohner Guropas bekennen fid zum Chriſtenthume. Bon den 
drei Haupiformen deſſelben herrſcht das griechiſche Chriſtenthum im Oſten und bei dein ſlawiſchen 
Völkerſtamme vor, das katholiſche im Süden und bei den romaniſchen Nationen, ſowie endlich 
der Proteſtantismus in der Mitte und im Nordweſten bei ven germaniſchen Völkern. Die Zahl 
ber Katholifen in unſerm Grotbeile ſchäten mir auf133%/,, Die der Protejtanten auf 62°, end: 
lich jene ver Griechen auf 64%, Millionen. Armeniſche Chriften wohnen zerftreut theil in der 
europäiichen Türkei, theils ik den öftlichen Provinzen des Öfterreichiichen Kaiſerſtaats und im 
füplihen Ausland. Wie die noch auf niedriger Stufe der Entwidelung ſtehenden Völker Euro: 
pas, die zur griechiſchen Kirche fich halten, meiftend einem einförmigen weltlichen Despotiömus 
unterworfen und in einem herkömmlichen Gewohnheitsleben befangen find, jo find fie auchgeiftig 
deu Glauben ihrer Vorfahren unterthan geblieben, der jih von Geſchlecht zu Geſchlecht gemohn: 
heitömäßig bei ihnen forterbt. Weder der verneinende Zweifel nody das ſchöpferiſche Bedürfuif 
neuer Glaubenslehren und neuer kirchlicher Formen bat bisjegt bei ihnen Raum gefunden. 
Darum finden wir im öftlihen Europa auf dem Gebiete des griechiſchen Chriſtenthums haupt: 
ſächlich nur die Sekte ver Rasfolnifen, ver Rechtgläubigen over Altgläubigen, die zwar da und 
dort verjhiedene Nanıen annimmt, aber durchweg nur in einzelnen Gebräuchen von der herr: 
ſchenden Kirche ſich unterſcheidet. Mit dem Begriffe ned Katholicismus ift jede Zerlegung beilel: 
ben in bejondere Sekten unverträglid. Dennod bemerken wir auf jeinem Gebiete, wo ion 
überall mehr geiftige Selbfithärigfeit und Selbftändigfeit hervortritt als auf dem der griechi— 
ſchen Kirche, eine weit häufiger und entſchiedener fih äußernde Tendenz zur Abjonvderung, und 
vielleicht war die Entſtehung des Deutſchkatholicismus, wenn auch derſelbe nad feinem äußern 
Umfange bisjegt nicht bedeutend geworden, dod das Symptom einer tiefgehenven innern Spal: 
tung und einer nahen größern Krijis. Ganz befonders bedeutungsvoll ift die Haltung des ita— 
lieniihen, namentlich des römifchen Volkes dem Papfttbum gegenüber, jowol in ven Jahren 
1848—49 ale jeitdem ununterbroden. Allerdings beihränkt jih bisjetzt das dabei hervor: 
tretende Verlangen auf Abſchüttelung der weltlichen Herrſchaft des Papſtthums, ohne vorerit 
deſſen firdhlihe Gewalt anzutaften. Allein man kann ji über die unabwendbare Gonfequenz 
dieſes Beginnend nicht täufchen. „Wenn der Papft als ver nothwendige Interpret und Wil 
ter der Offenbarung und des Geſetzes Gottes betrachtet werden will, jo mug man in ihm aub 
die einzige unfehlbare Autorität erfennen, über geiftliche und weltliche Verhältniſſe und Güter 
zu verfügen, über Himmel und Erde, und jede Ginwifhung von Menſchen in Kirche un? 
Staat ift ein Werf des Übels, der Sünde, des Teufels.” Das römische Volk ſetzte ſich, ald et 
1849 Vertreter zur conftituirenden Berfammlung wählte, lachend über die päpftliche Excom— 
muntcationsbulle hinweg, von höchſtens 500000 Wahlfähigen i in ganzen Rande betheiligten 
iih 343000 an den Wahlen, des Bannfluchs fpottend. Wo immer und warın immer bie Be: 
völferung der römiſchen Staaten ihre wahre Meinung Fundgeben fonnte, ſprach ſich Die unend- 
liche Mehrheit gegen dad Papſtthum aus. Das ift nicht mehr die Haltung von Katholifen inder 
alten Bedeutung des Wortes! ?) 

Der Proteftantisinus hatte zwar zunächſt nur eine Autorität dev andern, die Autorität der 
Bibel derjenigen der Kirche entgegengeftellt; aber ſchon hierdurch wurde der Werth und die Be- 
deutung der Autorität überhaupt herabgelegt und nicht nur der freiern Prüfung und Aus 
legung ver religiöfen Überlieferungen Vorſchub getban, jondern auch überhaupt jeder individuell 
oder lofal hervortretenden befondern Neigung und Richtung ein größerer Raum gelaffen, Hier: 
nad) bat jich der Proteftantismus in die mannichfaltigiten Weiſen und Formen ausgeprägt. 
Noch zahlreiher als unter den Lutheranern find die religiöfen Schattirungen und Sekten unter 
den Reformirten und am zahlreichiten in Großbritannien und nächſtdem in der reformirten 


2) Siehe F. A. Broch (Bjeudonmm), Jtalien in feiner neugeitlicyen nationalen Öntwidelung und 
jegigen politiichen Lage (Zürich 1859). 


Europa 175 


Schweiz (ohne daß fi) jedoch in der legten die Seften jo vollftändig organifirt und ausgebildet 
hätten wie in England); aljo in denjenigen Ländern Europas, wo ſeit längerer Zeit die politi: 
Shen Inftitute zufammengewirft haben, um vie perjönliche Freiheit ficher zu jtellen, das Gefühl 
der perfönlihen Würde und Selbftändigfeit zu weden und zu nähren und dadurch allen und 
jedem die Möglichkeit zu gewähren, auch in religiöfer Beziehung in ungebeumter Eigenthüm— 
lichkeit ih auszuleben. Wenn indeflen die Zahl der religiöfen Verzweigungen an ven beiden 
Hauptflämmen des Proteftantismus fehr beträchtlich ift, jo finden jih doch von den Karpaten 
fünwärts, zwifchen dem Schwarzen und Adriatiſchen Meere, aljo in denjenigen Rändern, wo die 
meiften Volksſtämme und Sprachſtämme ſich durchmiſchen und durchkreuzen, die jhroffern reli- 
giöſen Gegenſätze Europas. Hier zeigen ſich auf engem Raume und in mehr oder minder be— 
trächtlichen Religionsparteien alle chriſtlichen Hauptreligionen, griechiſche und armeniſche Chri— 
ſten, Katholiken, Calviniſten, Lutheraner und in Siebenbürgen Unitarier, ſowie neben ven reli— 
gionsſtarren Mohammedanern und Juden die religiös indifferenten Zigeuner in nicht ganz unbe— 
deutender Menge. Auch auf ven germanifchen Völkergebiete mischen ſich fait überall Proteftan- 
ten und Katholifen, jo aber, daß nur im Eleinern Theile deſſelben, befonvers im Süden, der Ka: 
tholicidmud das Übergewicht bat, mährend dieſes bei den romantischen Nationen in jo hohem 
Grade der Fall ift, daß — einige Gegenden Frankreichs ausgenommen — die Befenner anderer 
Religionen faum in Betracht Fommen. 

Auch die wichtigſten Unterfchiede der Bevölkerung nad) dem Nechtözuftande, zunächſt nach dem 
der Freiheit oder Unfreiheit, jind ein Symptom und eine Folge des Unterſchieds der Eulturftufen, 
die von den Nationen des ſlawiſchen, romanischen und germanischen Völkergebiets beſchritten wor: 
den find. Nur in einem Eleinen Theile ded erftern, unter der Herrichaft ver Mufelmanen, befteht 
die eigentlich periönliche Sklaverei, oüne daß jedoch die Zahl ver Sklaven ſehr beträchtlich ift, und 
obne daß die nationalökonomiſchen Verhältniffe des Beiiges und Erwerbs in weiterm Umfange 
auf das Dajein verjelben jih gründen. Selbft im ruſſiſchen Neiche ift, was man noch vor weni: 
gen Jahren für undenfbar eradhtete, auch die Leibeigenjhaft unhaltbar geworben; bisher ftanden 
hier die 2eibeigenen, die große Maſſe des Volkes, einem allein begüterten und bevorrechteten Adel 
gegenüber, ſodaß ſich aud der wichtigſte Zweig der Nationalproduction auf dieſes Verhältniß 
bajirte. In den andern Theilen des flawifchen Völfergebiets, wo dajjelbe das germaniſche Volks: 
leben berührt, ii die Keibeigenichaft ſchon verſchwunden und fo aud in allen andern Staaten 
Europas die perfönliche Freiheit aller Glieder verjelben anerkannt. Doch jeben wir nod in 
mehreren germaniſchen Staaten, daß eine Hierarchie der Stände feitgehalten wird, und daß der 
Adel und die Geiſtlichkeit durch beſondere privatzechtlihe und ftaatsrechtliche Privilegien über die 
Mafle hervorgehoben find, während dagegen in andern Theilen dieſes Völkergebiets, wie in Nor: 
megen und der Schweiz, die rechtliche Gleichheit aller Staattgenofjen im vollften Imfange an— 
erfannt ift. Endlich ift in den romanifhen Staaten, ſoweit die Franzöſiſche Revolution mit 
ihren unmittelbarften Folgen reichte, die bejondere rehtlihe Bedeutung der einzelnen Stände 
faft durchweg verſchwunden, und aud auf der Pyrenäiſchen Halbinfel werben dieje ſchwerlich 
dauernd ſich wieder erheben. 

Bon der größten Wichtigkeit und die verfchiedenen Höhepunkte der jocialen Entwidelung 
auf jehr unmittelbare Weife bezeihnend ift die VBertheilung der Bevölkerung nad der Beſchäf— 
tigung und — was hiermit nahe zufammenhängt — nad) dem Wohnorte. ine genauere Be: 
trachtung der Gulturverhältniffe zeigt nämlich), wie mit der induftriellen und commerziellen Be: 
völferung auch diejenige der Städte bisher faft in gleihem Maße zugenommen bat, und die Ver: 
gleihung der einzelnen Staaten Europas beftätigt diefe Bemerkung. Im europäiſch-osmaniſchen 
Reiche ift eine verhältnigmäßig nur geringe Zahl mit Gemerben und Handel beihäftigt, und 
abgejehen von einigen größern und volfreihern Städten, die [hon aus alten Zeiten herſtam— 
men und zu deren Grhaltung außer einer glüdlihen geographiſchen Lage die der despotifchen 
Regierungsweife entſprechende Gentralifation der Gewalt beitrug, ift weder die ſtädtiſche Be: 
völferung noch die Zahl der Städte beträchtlih. Im ruſſiſchen Reiche wird die Bevölkerung der 
678 Städte zu 5,684000 angegeben, gegenüber einer Ginmwohnerzahl der Kreije von 
58,178000. Es gibt in dem ungeheuern Staate nur 10 Städte von mehr ald 50000 Men: 
fen. Die verhältnißmäßige Größe und die Überzahl der landwirthſchaftlichen Bevölkerung 
nimmt im öſterreichiſchen Reiche jhon etwas ab und dagegen die induftrielle und ſtädtiſche zu; 
zumeift aber ift dies in den veutichen Theilen ver Monarchie und hauptſächlich in ven italienifchen 
Provinzen der Fall. Im den meiften andern europäifchen Staaten, mit Ausnahme der zum 
großen Theile unwirthbaren und jeder Art von materieller Gultur ſchwer zugänglichen ſkandi— 
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navifhen Halbinfel, tritt dies in viel Höherm Grade ein, fodaß in britifhen Reiche, das den 
Höhepunkt ver materiellen Cultur in Europa erreicht Hat, die landwirthſchaftliche und auf dem 
Zande lebende Population felbft an Zahl um etwas Weniges geringer iſt ald die gewwerb= oder 
bandeltreibende und ald die Bevölkerung der Städte. Zufolge der Zählung von 1851 kamen 
in Großbritannien, ohne Irland, auf die 815 Städte 10,556288 Menſchen, auf das platte 
Land 10,403189. Für Preußen ergab die legte Zählung (Dec. 1858) in 994 Stäpten 
5,250134, auf dem Lande 12,489779 Einwohner, d. h. 29,6 Proc. gegen 70,4 Bror. 

Wenn fid in der Betrachtung der jegigen europäischen Zuftände die Bemerkung aufdringt, 
daß die Zunahme der gewerb- und handeltreibenden Klaffen aud) eine Zunahme ver ſtädti— 
ihen Bevölkerung bedingt habe, ſo gilt dies wenigftens für die erfte Periode einer höhern Ent: 
wickelung der Induftrie. Zu diefer hauptſächlichen Verlegung der Induftrie in die Städte hatte 
auch der politifche Unterfchien zwifchen den Städten und Dörfern beigetragen, jowie Das zum 
beſondern Vortheile der erftern beftehbende Zunftiwefen. Nachdem aber faft überall die Bande 
des Zunftzwangs entweder völlig gelöft oder doch weſentlich erweitert worden find und die ver: 
fchiedenen Gewerbe mit größerer Freiheit betrieben werden können; nachdem aud) die Mittel der 
Communication, ded Transports und des Verkehrs fo ſehr ji vervollfonmmet haben, daß es 
für die induftriellen Unternehmungen von geringerer Bedeutung ift, auf einen größern Abjag 
in der Nähe zu jpeculiven, feitvem hat fi der Gewerbfleiß auch auf dem Lande verbreiten müj- 
fen. Um fo mehr war dies der Fall, als die Naturfräfte, deren Benugung in induftriellen Un— 
ternehmungen nothwendig oder nützlich ift, überallhin zerftreut ind, und als es ſich in der Regel 
auf dem Lande wohlfeiler leben, folglicdy auch wohlfeiler produciren läßt. Wenn jedoch hieraus 
das Gintreten eines Wendepunft3 gefolgert werden wollte, fo har ſich dieſe Bermuthung nicht 
beftätigt. Nach dem Beginne der erften Franzöſiſchen Revolution erfolgte zwar in vielen Städten 
Franfreihs ein Stillftand oder jelbft ein Rückgang ihrer Volkszahl. Seitdem aber hat ſich die: 
ſes Verhältniß ziemlich überall entſchieden geändert. Die Städte haben einen Aufihmwung ge: 
nommen twie nie zuvor. In Frankreich ergab die legte Benölferungsaufnahme (von 1855) eine 
Abnahme der Ginwohnerzabl in 61, eine Zunahme nur in 25 Departementen und zwar hier in 
ver Regel nur in den Städten. Es fonnte nicht anders kommen bei dem Syſteme ftarriter Gen: 
tralifation und ganz beſonders noch bei der ſeltſamen volköwirthſchaftlichen Marine dev Regie— 
rung, in den Hauptorten fowol für Arbeit als für wohlfeiled Brot zu forgen, unbefünmert, 
auf welde Schultern die Laft zulegt gewälzt werden müßte. Aber aud in Großbritannien neh: 
men die Städte fortwährend in riefenhaftefter Ausdehnung zu, ohne jede derartige künſtliche 
Förderung und dennoch ſogar in weit gröferm Mape als in Frankreich. Vergleicht man bie 
frühere und jegige Einwohnerzahl ver elf größten engliſchen und ſchottiſchen Städte (dermalen 
fimmtlid mit mehr ald 100000 Menſchen), fo ergibt ſich, daß gerade hier, von 1801 — 51 
eine Vermehrung um das Dreifache erfolgt ift, während im Gefammtgebiete (mit Einſchluß 
jener Gentralpunfte) nur eine Verdoppelung eintrat. Auch in Preußen ergab ji in dem neun— 
jährigen Zeitraume von 1849—58 eine Zunahme der Stabtbevölferung von 925321, dagegen 
eine joldhe ver Lanpbevölferung von nur 483405 Menſchen, d. h. bei der erften von 21,4 Proc., 
bei der legten von nicht mehr ald 4 Proc. 

Die Beleuchtung dieſes Verhältniffes der Hauptbeftandtheile der materiell producirenden 
Bevölkerung nad) ihrer Beihäftigung und nad) ihrem Wohnorte in den Städten oder auf dem 
Lande ftellt zugleid den Standpunft und den Umfang der materiellen Cultur überhaupt in ein 
helleres Licht. Im Vergleich mit den übrigen Welttheilen ift Europa derjenige, wo der Aderbau 
und alle andern Zweige ber Urproduction ſowie der Gewerbfleiß und der Handel die höchſte 
Ausdehnung und Ausbildung erhielten, ſodaß ſich erft einzelne außereuropäifche Völfer und nur 
in befondern Beziehungen wetteifernd ihn zur Seite ftellen können. Und die Völker, von wel: 
chen dies gilt, wie namentlid die Bewohner der nordamerifanifhen Freiſtaaten, jind die Nad: 
fommen europäifcher Einwanderer und die nächſten Miterben der geiftigen Schäge europätfcher 
Gultur. In Europa vor allem Hat fid) der menschliche Geift zur Herrſchaft über die äußere Na— 
tur erhoben, inden er in ihre tiefern Geheimniſſe eindrang und fie dadurch zwang, im weiteften 
Umfange die Gehülfin an feinen Arbeiten und eine Dienerin feiner Zwede zu werden. Während 
anderwärts die landwirthſchaftlichen Beihäftigungen in ihrem vohen und noch unvollfommenen 
Zuftande nur in herkömmlicher Weife ih fortpflangen, ift man in Europa (freilich aud hier 
zulegt auf diefem Gebiete!) von Methode zu Methode, von Verbefferung zu Verbeſſerung ge: 
ſchritten und Hat dadurch ſelbſt auf undankharem Boden Nefultate erlangt, wie ſie andere Völker 
unter den gänftigften äußern VBerhältniffen nicht aufzuweifen haben. Hauptjähli unter ven 
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Europäern, welche durch zablveichere Bebürfniffe wie durch einen regern Unternehmungsgeift 
fih anfpornen laſſen, ift auch jene höhere Induſtrie zu Haufe, die ſich nicht blos auf die Verar— 
beitung der inländischen Erzeugniſſe befchränft, ſondern Diejenigen aller Zonen zufammenhäuft, 
um fie unter Benugung aller heimiſchen productiven Kräfte zu eigenem und frembem Gebraude 
auf die mannidhfaltigfte Weife zuzurichten und oft auf Tauſende von Meilen hinaus in veränder- 
ter Geftalt an ven Drt ihres Urfprungs zurüczufenden. Und wie dieſe höhere Induftrie, fo 
findet fidh zumeift in den Händen der Guropäer der eigentlich active Weltverfehr, der nicht bloß, 
wie in Aſien und Afrika, auf Karavanenhandel innerhalb zufammenbängender Länderftreden 
rich beſchränkt, ſondern für die fernften Unternehmungen ſich des Weltmeerd als Fahrſtraße be— 
dient, alle Erzeugniſſe der Länder an ihrer Quelle aufſucht, auf die Bedürfniſſe aller Nationen 
ſeine Berechnungen gründet und überall neue Bedürfniſſe zu erwecken ſucht, um ſie befriedigen 
zu können. 

Die drei Hauptzweige der materiellen Production ſtehen in ſo inniger Verbindung, daß 
dieſelben Kräfte, die dem einen dieſer Zweige Wachsthum geben, auch die andern in die Höhe 
treiben. Im allgemeinen zeigt ſich hiernach, daß der Ackerbau in den Staaten auf die ſorgfäl—⸗ 
tigfte und rationellite Weife betrieben wird, wo aud Induſtrie und Handel auf höherer Stufe 
ſtehen. Zugleich hängt die Zunahme aller Zweige der Broduction mit der Zunahme der Bevöl- 
ferung und einer größern Dichtigkeit derjelben nahe zufammen, weil ſich dann erft der Bedarf 
vergrößert und vervielfältigt, und weil durch das wachſende Bedürfniß auch das Streben, ihm 
zu genügen, erweckt wird. Alle die verſchiedenen Beſchäftigungen find ja Äußerungen von Les 
bensfraft und müſſen ſich vervielfahen und erhöhen, wo eine größere Fülle von Leben ſich zu— 
jammendrängt. So finden wir in den vünnbevölferten jlawifchen Ländern den Grund und Bo— 
den noch in den größten Maſſen ungetheilt und minder forgfältig bebaut. Namentlich ift die 
Mannichfaltigfeit in der Benugung ded Bodens noch weniger groß, und befonderd diejenigen 
Gulturarten, wie Gartenbau, Obftbau u. dgl., die eine größere Anzahl von Händen ald der 
eigentliche Getreideban in Anſpruch nehmen, ftehen verhältnigmäßig zurüd. Diefer Charafter 
der Einförmigfeit verliert ſich in den dichter bevölferten weftlihen Staaten. Namentlih finden 
wir im weftlichen Theile Deutichlands, in den meiften Gantonen der Schweiz, in einem großen 
Theile von Franfreih und Italien eine vielfeitige Benugung des Bodens, aber auch eine weit- 
gehende Bertheilung beffelben. 

Eine allzu weit gehende Bertbeilung wird nur unter unnatürlihen VBerhältniffen eintreten: 
Sie ift durchaus nicht zu fürdten in den Ländern, in weldden man ben großen Grunvfag bür— 
gerlicher und gewerblicher Freiheit in allen Beziehungen ohne einjeitige Ausnahmen und Be: 
ſchränkungen zur vollen Geltung gelangen läßt. Denn alsdann vertbeilen fi die vorhandenen 
menſchlichen Kräfte naturgemäß und in den richtigften Broportionen auf alle Zweige nüglicher 
Thätigfeit, während jedes bureaufratifche oder jonftige Leiten nach diefer oder jener Seite eben 
nur Störungen des natürlichen Verhältniffes zur Folge hat. Nicht nur die nordamerikaniſchen 
Breiftaaten, fondern (es fei wiederholt daran erinnert) aud England, Belgien, Holland, Frank⸗ 
reich, die vorangeſchrittenſten Gantone der Schweizu. ſ. w. kennen und dulden feinerlei Beſchrän⸗ 
fung weder in der Theilbarfeit der Grundftüde noch im Betriebe ver Gewerbe, und bei dieſer 
Ginrihtung und großentheild vermittelft derfelben find fie zu ihrer jegigen Gntwidelung 
gelangt. 

In noch höherm Grade als die Landwirthſchaft berubt die vollere Blüte des Gewerbfleißes 
und Handel auf der Gründung größerer Vereine und zweckmäßig angeordneter Verbindungen 
menfhliher Fähigkeiten und Fertigkeiten mit den ihrem Dienfte unterworfenen Kräften der un: 
belebten Natur. Die Erfindungen und Entdeckungen für Benugung ver Naturfräfte pflegen 
zwar unter den jegigen Verhältniſſen des intellectuellen Verkehrs gar bald zum geiftigen Ge- 
meingute aller civilifirten Nationen zu werden, allein der größere oder geringere Umfang ihrer 
Anwendung wird doch zumeift von dem Umftande abhängen, ob fid neben der landwirthſchaft⸗ 
lien Thärigfeit eine größere oder geringere Menge den induftriellen und commerziellen Be: 
Ihäftigungen zumwendet. So finden wir im Bereiche der ſlawiſchen Nationen, namentlich im ruf: 
ſiſchen Reiche, zwar einzelne größere Unternehmungen der Induſtrie, aber die Zahl und Ge: 
ſammtreſultate derſelben iind nody unbedeutend gegen Diejenigen in den meiften mweftlihen Staa: . 
ten. Ein Ähnliches gilt som Verkehr. 

Schon in der Geſtaltung und Ordnung der materiellen Verhältniſſe wird aud) das geiftige 
Vermögen der Nationen und die Entwidelung ihrer geiftigen Kräfte EINE * ausprägen. 

Staats⸗Lerifon. V. 
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Namentlich wird die vorberrfhende Beruföthätigfeit auf den Zuftand der intelfectuellen Gultur 
von großem Ginfluffe fein. Wo dieſe Berufsthätigkeit ſchon weniger einförmig geworben ift und 
in mannichfachere Zweige jid) entfaltet hat, werden auch mannichfadhere geiftige Fähigkeiten und 
Kräfte in Anfpruc genommen. Wo überdies die Dichtigkeit der Bevölkerung ſich vergrößert 
bat, zumal wo beträchtlichere Maſſen in einer größern Zahl von Städten als den natürlichen 
Sammelpunften ver intellectuellen Gultur ſich vereinigen, da vermehren ſich Die geiftigen Rei- 
dungen und belebt ji der Austaufch der Anjichten und Meinungen. Schon aus diejem Doppel: 
ten Grunde ftehen die Bewohner des flawiihen Völfergebiets im allgemeinen gegen bie andern 
europäifchen Staaten zurück. Aber aud die ganze jonjtige Lebensweiſe der Völker, wie fie durch 
die Verhältniſſe ver Familie, durch gefellichaftliche Sitten und Gebräuche, durch die Inſtitute des 
Staated und das ganze Öffentliche Leben begründet und geregelt wird, greift ald fördernde oder 
hemmende Urſache in die geiftige Eultur ein, während fie auf der andern Seite als eine Wir: 
fung derjelben erjiheint. Bei dem europäifhen Südländer — wie z. B. bei den Spaniern in 
ihren abendlichen Unterhaltungen auf den öffentlichen Plätzen oder in ihren Tertuliad, bei den 
Italienern in ihren Gonverfazioni, da und dort bei den Franzoſen in ihren Veillees — bringt 
es dieſe Lebensweiſe mit ji, dag mannichfache Gegenſtände ſtets mit Gifer und oft mit Talent 
mündlich verhandet werden. Der Südländer erlangt dadurch eine geiftige Gewandtheit, die ihm 
mehr oder minder für jene Gultur Erjag bietet, die jih der europäische Norpländer in feinen 
beſſern Schulen, in feinem engern Bamilienfreije, durch feine Bekanntſchaft mit einer audgebrei- 
tetern und audgebildetern Xiteratur und durch jeine rüſtigere Berufsthätigkeit anzueignen 
weiß. Sehr einfeitig find alfo die Urtheile derjenigen, die nur im Zuftande ded Schul: und 
Unterrichtsweſens und in ver Verbreitung der fo oft ungebraudt und unbenugt bleibenden (ſehr 
häufig von vornherein ausſchließlich nur auf Firhliche Dinge hingeleiteten und ſelbſt misbrauch— 
ten) Schulfenntnifle ven ausſchließlichen Mapitab für die intellectnelle Gultur ſuchen. Immer 
bezeichnet jedoch die Verbreitung der Glementarfenntniffe, namentlich des Leſens und Schreibens, 
eine gewiſſe Korn der Volfsbildung, die befonders darum wichtig, weil jie das erfte Mittel ift, 
wodurch dem Ginzelnen ver Zutritt zu weitern Bildungsitufen vielfacdh.erleichtert wird. Auch 
haben die neuern Erſcheinungen in Frankreich, zumal gelegentlich der jogenannten allgemeinen 
Bolfsabftimmungen, genügend klar gemacht, was ſich mit einem der erften Elemente des Unter: 
richt ermangelnden Bolfe anfangen läßt, und wir jind berechtigt, den Emanationen des suffrage 
universelgegenüber, an die durch die officielle franzöſiſche Statiftif („„Statistique de laFrance“, 
zweite Serie, Thl. Ill und IV) conftatirte Thatſache zu erinnern, daß bei 256663 im Jahıe 
1853 in Frankreich gefchloffenen Heirathen nicht weniger ald 86491 Bräutigame und 140530 
Bräute nicht einmal im Stande waren, im Givilftandsacte ihre Namen zu unterzeichnen, ein 
Misverhältnig, das fich im Greufedepartement bis zu der Höhe gipfelte, day jogar 78,82 Proc. 
aller Brautleute nicht unterzeichnen fonnten (in Departement Finiftere 74,32 Proc. ; in den vor: 
mals deutjchen Bezirken Meufe nur 3,85, Niederrhein 3,9 Proc.). Freilich ift daneben zu 
erwähnen, daß jelbft in der relativ am beiten mit Schulen verſehenen öfterreihifchen Provinz 
Mieveröfterreich von 2092 im Jahre 1856 ausgehobenen Refruten nur 1575 jchreiben konnten 
(1857 waren ed dod 2323 von 2649), wogegen in Dalmatien von 751 im eritgenannten 
Jahre Ausgebobenen nur 33, im legten Jahre aber von 928 nur 9 jo viel Kenntniffe er- 
langt hatten. Wenn auf irgendetwag, fo mag jich der Proteftantismus auf den in feinem Gebiete 
bergeftellten, wenigftens relativ beſſern Schulunterricht berufen, jo jehr unbefriedigend die Lei: 
ungen auch faft durchgehende noch find, wenn man ftatt bloßer Katehismus- und Geſangbuchs⸗ 
lehre eine rein humane Bildung fordert, abgefehen davon, daß z. B. von den 1857 in Med: 
lenburg- Schwerin ausgehobenen 865 Nefruten eben aud) nur 136 ordentlich [chreiben konnten. 

In den ſlawiſchen Staaten ift der größere Theil der Bevölkerung noch eine rohe Maſſe, deren 
Bildſamkeit von ihren Gebietern erft in der neuern Zeit anerfannt und beachtet wird und in 
welcher ſelbſt vie Glementarkenntniffe nur noch an Einzelne und ausnahmsweiſe gelangen. 
Auch liegt ed im Charakter ver abjoluten Alleinherrſchaft, die ſich den größten Theil dieſes ſla— 
wifchen Voͤlkergebiets unterworfen hat, daß das Licht der geiftigen Bildung zunächſt nur an ein: 
zelne Höhepunkte gebunden bleibt, ohne noch das Volfäleben in weiterer Ausdehnung zu be: 
ftrahlen. Fürchtet doch, und mir Recht, jeder Despotismus, werde er, unter welchem Namen es ſein 
möge, ausgeübt, die Bildung und das Wiſſen der Maffe des Volkes als die ihm gefährlichſte Macht. 
Wenn die Sklavenzüchter in den ſüdlichen Staaten der nordamerikaniſchen Union jeden Unter: 
richt der Neger im Lefen und Schreiben verbieten, fo kann es und nicht wunder nehmen, daß 
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man in Rußland lange beforgte, die Reibeigenen möchten zu viel lernen, was nicht geduldet wer⸗ 
den dürfe; ja wir finden e# begreiflih, daß der Jeſuitismus, ald derjelbe in den farbinifchen 
Staaten während der vorconftitutionellen Berioden die Gewalt in Händen hatte, jene fennzeidh- 
nende Staatöverorbnung erwirkte: wer nicht wenigſtens 1500 Livres Vermögen befige, dürfe 
auch nicht leſen oder fchreiben lernen! Hiernach feben wir in diefen Staaten, namentlich im ruf: 
fifchen Reiche, daß der höhere Untericht, obgleich auch Diefer zumeift aus dem Auslande entlehnt 
ift, eine verhältnißmäßig viel ſtärkere Entwickelung als ver niedere und eigentliche Volksunter— 
richt erhalten Hat. Die romaniſchen Nationen harakterifirt im allgemeinen eine geiftige Indo— 
lenz und eine gewiſſe Sorglofigfeit, mit welcher fie ih dem Strom des Lebens überlaffen, um 
unbefümmert abzuwarten, was er ihnen auch an geiftiger Bildung bringen wird. So tft denn 
bier der Volksunterricht überall noch einer jehr großen Ausdehnung und Vervollkommnung be= 
dürftig; und wenn man an dem Glanze Gefallen bat, ven die höhern Studien um ihre Einge— 
weibten verbreiten, jo it doch die organiiche Verbindung im Gebiete des Wilfend und der Wif- 
ſenſchaften, wodurch vie auf höherm Standpunkte gewonnenen Refultate alsbald aud dem 
Volke zufließen, hier lockerer ald bei den gernianiichen Nationen. Selbft vurd die Gentralifa- 
tion des Unterrichtsweſens in Frankreich wird dieſer natürliche Umlauf der Anſichten und Gin 
icht mehr gehemmt als gefördert, und in Italien wie auf der Pyrenäiſchen Halbinfel find die 
eigentlichen Fachwiſſenſchaften nod weit mehr in die Formen der Scholaftif und in die Bande 
des Herkommens verſtrickt als bei den germanifhen Völkern. Dem Charakter und dem Geifte 
diefer fegtern entipricht überhaupt ein planmäßiges Handeln und eine überlegte Sorge für die 
Zufunft. Auch ver Unterricht, der den Einzelnen für feine Zufunft mit den erforderlichen Ber: 
tigfetten und Kenntniflen ausftatten joll, wird bier in allen feinen Zweigen mit größeter Sorg- 
falt getrieben, Obgleich diefer mitunter in eine geiftige Dreſſur audartet, fo bat doch immer bie 
Plege ver höhern Wiſſenſchaften zugleih mit dem eigentlihen Volksſchulweſen eine höhere 
Stufe erreicht. Wenn aber durchweg im Bereiche des germaniihen Volkslebens der Unterricht 
eine ernfte Aufgabe geworden iſt, fo erhält der Betrieb veilelben in ven rein monarhifchen, leider 
aber auch in den meiften conftitutionellen Staaten, wie namentlid im preußiſchen, von oben 
herab jeinen Impuls, ſein Maß und feine vorgefchriebene Richtung, während in den Staaten 
mit volfsthümlichen Inftitutionen, wie in Großbritannien und in der Schweiz, auch der freier 
ich entwickelnde Bolfäunterricht in höherm Mafe zur Volksſache geworben ift und mehr und 
mehr dazu wird. 
Auch die äußern Hülfsmittel der geiftigen Bildung, wie Bibliotheken, Mufeen und ſouſtige 
wiſſenſchaftliche Sammlungen, finven ſich in größerer Zahl und in beträchtlierm Umfange bei 
den germaniſchen Völkern, deren Thätigkeit ebenjo ſehr in beharrlidem Sammlerfleiße als in 
raftlofem Forſchungseifer jih bewährt, und ſodann bei den romanifchen Nationen, Deren Gegen= 
wart an ein langes und reiches geiftiges Leben ver Vergangenheit ſich anknüpft, als bei den erft 
im der neuern Zeit in die Reihen der civilifirten Welt eintretenden jlawifhen Stämmen. Aber 
was ber geiftigen Gultur ald äußerliches Hülfsmittel dienen foll, fann aud zum hemmenden 
Ballafte für die freie Reife durch das Reben werden und ift an ſich ein todtes Kapital, das erft 
durch die Benugung für einen zunehmenden geiftigen Erwerb feinen Werth erhält. Indem nun 
dasjenige, was geiftig bedeutend iſt oder dafür gelten will, ſich durch Mittheilung äußerliche 
Anerkennung zu verſchaffen ſucht, wird die Literatur ein befonderd. wichtiges Symptom für das 
geiftige Leben der Völker, wenngleich fie nicht ausichließend zum Mafftabe deſſelben dienen 
kann. Bei den Völkern der europäiſchen Türkei zeigt ſich erſt in neuefter Zeit und nur da und 
dort der ſchwache Anfang einiger literarifchen Tätigkeit. Auch eine felbftändige Literatur der 
Ruffen, Bolen, Griechen und Magyaren fteht vielfach noch auf der Stufe der Entwidelung oder 
ift erft in der neuern Zeit nach einem Schlummer von Jahrhunderten zu einem frifch beginnen- 
den Leben erwacht. Im ganzen bedeutender an Gehalt und weit größer in der Maſſe iſt die Lite— 
ratur der weſtlichen europäiſchen Nationen, vermalen viel weniger bei den Franzoſen als bei den 
Bölfern deutfcher und englifcher Zunge. Das zweite Kaiſerthum ift der Preſſe überhaupt eben ſo 
wenig förberlih als das erſte und die franzöfiiche Literatur nicht nur in Beziebung auf Po- 
litik, fondern auch in allen andern Zweigen gegen früher tief herabgefunfen. In Deutſchland 
und Englandfehen wir auch den literarifchen Berkehr im Innern und den Austauſch der geiſtigen 
Erzeugniſſe von Volk zu Volk lebhafter und umfaſſender, wäbrend zugleich für die Vopulari: 
ſitung ber Literatur das Meifte geſchah. Insbeſondere gilt dies von dem wichtigſten Theile der 
populären Literatur, von der periodifch-politifchen, die nur dann zum Übel Pe , wenn man 
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nicht den freien Kampf der Wahrheit mit dem Irrthum und der Lüge geftattet, wenn fie durch 
äußern Zwang zeitweife zur Erbitterung gereizt oder auf die Abwege der Heuchelei und Schmei⸗ 
chelei geführt wird. Sie fett eine größere Theilnahme an den Angelegenheiten des Gemein: 
weiend und ein regered Öffentliches Keben voraus, Darum ift die Zahl und die Verbreitung der 
periodifchepolitifchen Blätter nur unbedeutend in den nod) dem Despotismus oder der unum: 
fhränften monarchiſchen Gewalt verfallenen Theilen Europas, während in Deutjchland die poli- 
tiſche Preſſe wenigſtens vorübergehend gezeigt hat, daß fie eine Macht zu werben vermag, wie fie 
es in Örofbritannien, in der Schweiz und in Belgien wirklich geworben ift und wie fie edin 
Franfreich wenigftend früher war. 

Mas im allgemeinen die geiftige Bildung der Europäer über diejenige der andern Welt: 
theile hervorhebt, ift nicht gerade Die Verbreitung eines beftimmten Maßes von Glementarfennt: 
‚ niflen über eine größere Mafle von Bevölkerung. Gibt es doch mehrere aſiatiſche Staaten, in 
welchen mwenigftend die Kenntniß des Leſens und Schreibens in noch größerm Umfange ale in 
vielen Ländern unfers Welttheils verbreitet ift; auch find in diefer Beziehung die Bewohner 
Nordamerikas hinter ven Enropäern keineswegs zurüdgeblieben. Das Auszeichnende Europas 
liegt vielmehr in einer vielfeitigern Ausbildung der verschiedenen Theile des Willens, in einer 
höhern Schöpfungäfraft und einem lebhaftern geiftigen Verkehr, in welchem alle Vorurtheile be: 
kämpft und vertheidigt, alle herrſchenden Meinungen einer ſtets fih erneuernden Prüfung un: 
terworfen und in wechielnden Formen immer andere Anjichten in Umlauf gefegt werden. Dies 
tritt nun hauptſächlich in der umfaflendern und mannichfaltigern Riteratur der europäischen Böl- 
fer hervor. Bei den aſiatiſchen Nationen dagegen, deren geiftige Zeugungsfraft erſchöpft fcheint, 
ift die Literatur nur die einförmige Wiederholung flereotyp gewordener Anfichten und Vorur: 
theile, während jie in den Berkinigten Staaten von Nordamerifa, wo ſie ji zum großen Theile 
auf den Nachdruck europäischer Werfe beſchränkt, no allzu jung ift, um ſchon felbftändig er: 
Scheinen zu können. Nur in der periodiſch-politiſchen Literatur, wenn nicht dem Gehalte, doch 
der Mafle nadı ift Guropa durd Nordamerika überflügelt worden. 

Ihrem Charakter nad) zeichnen fi die europäifhen Nationen fowie die amerifaniihen 
Bölfer europäischer Abftanımung vor den andern Bewohnern der Erbe durch jene höhere That: 
fraft ans, die in weiter ausfehende Unternehmungen, deren Ausgang fie berechnen zu fünnen 
glaubt, bereitwillig ſich einläßt und viefelben beharrlich zum Ziele führt. Im Aſien und Afrika 
bewegt ſich das Völferleben in dem engen Kreife, den ihm ein faft noch thierifcher Inftinct oder 
ein ftabiles Herfommen gezogen hat. Der Europäer dagegen ift mwenigftens in geringerm 
Grabe ein Sklave ſtehender Gewohnheiten; er hat aber auch weniger von jener Pietät, die mit 
den überlieferten VBorurtheilen zugleich das bewährte Gute Fefthält. Er ift geneigter, die Bande 
diefer Vorurtheile zu ſprengen und der Macht des Herkommens Troß zu bieten, während ihm die 
Luft an dev Veränderung und der Reiz ver Neuheit allen Launen einer wechjelnden und wandel⸗ 
baren Mode unterwerfen, diefem eigenthümlichften, in feinem andern Welttheile einheimijhen 
Erzeugniffe des euvopäifchen Charakters. So läßt fi denn auch auf die Europäer das Wort 
einer geiftreichen Branzdfin unmwenden, daß fie die Fehler ihrer Tugenden und die Tugenden ihrer 
Behler haben. 

Im großen umd ganzen aber und abgejehen von rein perſönlichen Neigungen und Ge: 
lüften Ginzelner, zumal was bloße Moden betrifft, maltet dennoch auch in Europa unendlich mehr 
dad Prineip einer Erhaltung des Beftebenven ald das Grgentheil vor. Ein Überftürzen ift bie: 
jegt in größerer Auspehnung höchſtens ſporadiſch vorgefonmen, und ſelbſt dieſes nie anders, ald 
wenn wirklich die ſchwerſten Misftände obwalteten und deren Befeitigung auf dem Wege 
ruhiger Entwidelung nicht zu erzielen war. Dagegen fönnen wir tagtäglich wahrnehmen, melde 
Mühe und Ausdauer es in der Regel erfordert, um althergebrachte Misftände zu entfernen, fei 
e8 im engen Verbande der einzelnen Gemeinde, im weitern der Provinz oder in den Einrichtun⸗ 
gen bed Staates. Gewiß hat die Gewohnheit des Fortbeftehenlaflens aud) des Unzweckmäßigen, 
wenn ed nur von früher vorhanden, der Menfchheit unendlich mehr gefchadet ald das eigentlich 
immer böchft feltene Überſtürzen in Ginzelfällen. 

Unter den europäischen Nationen felbft ift ver Charakter ver jlawifchen Völker noch dem des 
Knaben unter ftrenger und harter Zucht verglichen worden, den jeder finnliche Reiz mächtig an: 
ziehe und deſſen Gefühl in heftigen, aber fÄhnell vorübergehenden Wallungen leidenſchaftlich 
aufbraufe, während er doch zugleich unter die Ruthe feines Herrn willig fi beuge. Nur dem 
Charakter des polnischen Volkes habe ver lange Kampf gegen dad Ausland eime feftere Richtung 
und feinem natürlichen Heldenmuthe ven Schwung und den Nachdruck der Begeifterung gege— 
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ben ; body fei auch die Breiheitäliebe des Polen bis auf die jüngfte Zeit nur fein Haß gegen die 
fremde Unterdrückung. Indeß dürfte diefes Urtheil doc den ſlawiſchen Nationaldarakter nicht 
alljeitig genug erfaflen. Hat namentlidy das fo zahlreiche ruffiiche Volk bisher allerdings zu= 
nächſt nur paſſive Beweije feiner Ausdauer gegeben, fo ift die Haltung jener vielen Millionen 
Leibeigener in der Emancipationsfrage nah allem, was wir wahrnehmen, im hohem Maße 
anerfennenö=, vielleicht jelbit bervundernswerth ; jene Haltung, die in umnerfchütterliher Aus- 
dauer die Bermirklihung des Verſprechens der Befreiung fordert und von dieſem Berlangen 
nicht mehr abzubringen ift, ſodaß fortgefegte hartnädige Verweigerung möglidhermeife freilich 
einen furhtbaren Brand, nirgends aber ein heftig aufloderndes und ebenfo ſchnell verlöfchen- 
des Strobfeuer erwarten ließe. Bei den romaniichen Nationen hat fi die Sinnlichkeit, der 
ſich der Reiz ver Eitelkeit zugefellt, verfeinert und der finnliche Genuß ift jhon mehr zum dauern= 
ben und berechneten Zwecke des Lebens geworden, während die Leidenſchaften tiefer greifen und 
als-Giferfucht und Rachſucht der Italiener und Spanier, ald Ehrgeiz und Ruhmſucht der Fran— 
zoſen nicht jelten ein ganzes Leben beherrichen. Der Nomane erwirbt, um genießen zu Eönnen, 
während dem Germanen der Erwerb felbft zum Genuffe wird. Dies gilt von dem Erwerb der 
materiellen wie der geiftigen Güter. So ift der Deutſche unermüdlich, um bis in die fernften 
Regionen des geiftigen Lebens feine Herrſchaft auszudehnen und zu behaupten, während der 
Brite mit derfelben Ausdauer die äußern Naturfräfte feinem Willen unterwirft. In noch ge— 
fleigertem Grade ift diefer Trieb und dieje Fähigkeit, alle Naturfräfte ven menfhlihen Zwecken 
dienſtbar zu machen, von den Briten auf ihre norbamerifaniihen Stamm = und Spradgenoffen 
übergegangen. Und fo find denn die germanifchen Völker noch jegt, wie damals, als fie das 
Schwert in der Hand ihre erite Stelle in der Weltgefchichte ſich erſtürmten, die eigentlich erobern= 
den Völker in der äußern Welt wie in der des Innern, und mit jener Ausvauer und 
Beionnenheit ausgerüftet, die das Gewonnene zu fihern und zu behaupten vermag. Bei ihnen 
vorzüglich ift jener Auswanderungstrieb zu Haufe, der, nad allen Richtungen dringend, dem 
Menfhengefhlehte neue Wohnftätten bereitet; an fie knüpft ſich zumeift die Ausbreitung des 
Chriſtenthums und die Verbreitung der geiftigen Schäge Europas wie auch die Verbreitung der 
materiellen Güter durch den alle Völker umfaflenden Welthandel. 

Der fittlihe Zuftand der Europäer ift in feinem innern Weſen nicht fchlimmer und ihr 
Egoismus nit größer, ſondern nur ein anderer als bei den andern Nationen, weil er berech— 
nender und beionnener ift. Ihr Erfindungsgeiſt hat ſich bis auf die Erfindung neuer VBerbre: 
hen und neuer Gombinationen verjelben erſtreckt. Die verwideltern Verhältniffe des Beſitzes 
und Erwerbes haben vor allem die Vergehen gegen das Gigenthum vervielfältigt und vermehrt. 
Noch jeßt ift indeffen bei den rohern ſlawiſchen ſowie bei den ſüdlichen romanijhen Nationen 
vas Verhältniß der Verbrechen gegen die Perſonen zu denjenigen gegen das Eigenthum größer 
als in Frankreich, Deutihland, Großbritannien und überhaupt in denjenigen Staaten Europas, 
wo die materielle Gultur am höchſten fteht, indem hier die Vergehen gegen das Eigenthum in 
noch ftärferm Maße überwiegen. Im allgemeinen ift die Zahl der Vergehen überhaupt am klein— 
ften in den Zändern und Bezirken, wo ji, bei geringer geifliger Bildung der Bewohner, das 
ganze Leben um die Befriedigung einfacher und herkömmlicher Bedürfniſſe dreht; am größten 
aber, wo ſich in der dichtern Bevölferung der Reihthum und die Armut, die Bildung und die 
Unwiſſenheit fhärfer hervorheben. Hier aber ift weithin die verhältmigmäpig größte Menge 
der Verbrechen auf Seiten ver Armuth und Unwiſſenheit. Man fann in jevem Jahre einer rei: 
ben Ernte voraudfagen, daß die Zahl der Gerichtsfälle wegen Gigentbumsantaftung unter dem 
mittlern Verhältniß bleiben, ſowie in jedem Nothjahre, daß die Menge jenes Normalverhält- 
niß überfleigen werde. Wenn Jean Paul gelegentlich bemerkt, daß der Menſch mit voran: 
ſchreitender intelleetueller Bildung zugleih in Tugenden wie in Laftern ſchon darum größer 
erfcheine, weil er befonnener werde, jo jcheint dies auch durch die Betrachtung des jegigen euro: 
päifchen Völkerlebens beftätigt zu werden; aber zugleich wird durch den Gang der Entwickelung 
darauf hingemwiefen, daß die geiftige Bildung auf ihren Höhern Stufen die Wunden heilt, die ſie 
vielleicht auf ven niedern Stufen ded Übergangs der Sittlichkeit gefchlagen hatte. In Wirflid: 
keit macht der blos formelle Unterricht ven Menſchen ſittlich nicht zu einem andern, ald er eben 
tft; er wird dadurch weder beffer noch ſchliumer; dagegen befähigt der Beſitz von Kenntniffen 
einen jeden auf mannichfachere Weife, als ihm fonft möglich wäre, ſich ehrlich ernähren zu fönnen. 
Darum ift die Zahl ver Sträflinge, welche weber lejen noch ſchreiben gelernt haben, in den mei: 
fen Zuchthäuſern wenigftens relativ jo groß. 

- Die Berbältniffe der materielten Gultur, der Geift und der Charakter ver Nationen prägen 
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ſich deutlich in ven Kormen ihrer Berfaflungen aus. Auch in Europa läßt ſich nach ven politi- 
chen Zuftänden eine auffteigende Reihe von Verfaſſungsformen erfennen, vie ſich in ihrer äußer- 
ften Entwidelung an die demokratiſchen Verfaſſungen Amerikas anjhliepen.?) Auf dem Bo: 
den Europas finden wir ſchon Eeine jelbftändigen nomadiſchen Völkerſchaften mehr mit patriar- 
chaliſch- militäriſcher Verfaſſung, und der eigentlich aſiatiſche Despotismus reicht nur im die 
europäiiche Türkei herüber. Selbft hier bat ji in der vielfeitigern Berührung mit dem euro: 
päiſchen WVölferleben die Tendenz fejtgeftellt, die Despotie zur Monarchie zu eivilifiren, mie denn 
überhaupt die Monarchie in ihren verſchiedenen Formen, ald die mehr oder minder an Gejet 
und Regel gebundene Alleinherrſchaft, als eiviliſirte Despotie zu betrachten ijt und Europa 
eigenthümlichſt angehört, ohne es jedoch ausſchließend zu umfaſſen. Wenn die bisherigen Re 
formen in der Türkei Hauptfächlich nur vorbereitende Mittel zum Zwede jind, jo hat man doch 
auch ſchon wichtige Schritte vem Ziele entgegen gethan. Immer ift jedoch in der Türkei nur ein 
Grund gelegt, und es ift höchſt zweifelhaft, ob darauf jemals das beabjichtigte Gebäude wird er: 
richtet werden können. s 

Der Abjolutismus befteht offen und unverhüllt nur in Rußland, Ofterreih, Neapel und 
dem £leinen deutſchen Staate Schaumburg-Lippe; er beiteht aber außerdem thatſächlich aufs 
entihievenfte, wenn auch unter einem Scheine von Gonftitutionalismus, in dem kaiſerlichen 
Franfreid) und er beitebt ebenjo, nur in anderer Form, im Kirchenſtaate. In Deutichland waltet 
meijtens das landftändifche oder ein dieſem ähnliches Verfaſſungsweſen mit einer theild gejeg: 
lich, theils factiſch bedeutend beihränften Macht der Volfövertretung. Das alte Feudalunweſen 
ift am allermeiften confervirt in beiven Medlenburg. Von nichtdeutſchen Staaten findet ſich die 
eigentliche Vertretung von Ständen in voller Ausdehnung nurnod in Schweden. Gonftitutionell 
jind im übrigen Spanien, Bortugal, Griehenland und Dänemark. In höherm Grade hat jidy ver 
Gonftitutionalismus entwidelt in Großbritannien, Holland, Belgien und Sardinien ; Hier lieg 
der Regierungsihwerpunft ſchon mehr in ven Kammern. Norwegen mit jeiner Beſchränkung 
des königlichen Vetos ift bereits früher eine „Monardie mit republikaniſchen Inſtitutionen“ ge: 
nannt worden, Bon den Breiftanten zählt nit nur San= Marino überhaupt nicht, ſondern 
auch die vier freien Städte Deutſchlands unterliegen, ihres geringen Machtverhältniſſes wegen, 
allzu jehr den Einwirkungen der fie umgebenden monarhiihen Staaten, ald daß ihnen eine 
wirflicye alljeitig freie und ungehemmte Entwidelung möglid wäre. Und doc ſchließen jie gar 
manches Gute und Zwerfmäßige in jih, und Frankfurt ald Wechjelplag jowie Hamburg und 
Bremen ald Haupthafenorte würden ſchwerlich ihre jegige Bedeutung und ihren heutigen Wohl 
ftand, ſowie ihre Fülle gemeinnügiger Anftalten und Einrichtungen je erlangt haben, wenn je 
einem der angrenzenden mittlern oder Eleinern monarchiſchen Staaten einverleibt werben wären. 
In einem ganz abnormen, völlig unfelbftändigen Berhältniffe befinden ſich die Joniſchen Injeln. 
So bleibt von republifanifchen Staaten nur einer, der ji in der Hauptſache ungehemmter innerer 
Entwidelung erfreut und des fo natürlihen Rechts der Selbftbeitimmung genießt, eö ift die 
Schweiz. Sie umfaßt 22 oder eigentlih 25 kleine Staaten, welde erft im Jahre 1848 aus der 
lojen Verbindung des Staatenbundes zum Bundesftaate gelangten. Die Bundesverfaſſung 
verlangt für jeden Ginzelftaat eine republifanijche, entweder vepräjentative oder demokratiſche 
Ginrihtung, denn noch befteht hierin einigen der Eleinern Gantone die „Landesgemeinde“, in 
welcher jever ehrbare volljährige Bürger das Stimmrecht ausübt, mährend die große Mehrzabl 
der Kantone längft das Repräſentativſyſtem eingeführt hat. Die Fortihritte ind wunderbar 
und gewaltig, welde vie Schweiz ſeit dem Sturze der alten oligarchiſch-ariſtokratiſchen Ein: 
richtungen erlangte, und es wäre jehr zu wünſchen, daß jene vielen Taufende, welche alljährlid 
dieſes Land feiner Naturwunder wegen bereijen, nebenbei aud) die praftijche Aufgabe ſich fel- 
len wollten, den eigenthümlichen politiihen. und focialen Verhältnifien der Eidgenoſſenſchaft 


3) Nach Titel und Namen, die auf die politifche Rangjtufe hinweifen, ohne jedoch das Unterſchei⸗ 
dende und Gharafteriftifche der befondern Verfaſſungen zu bezeichnen, zählt man in Guropa vier Raifer: 
thümer; einen Staatenbund mit vorherrichend monardifchem und einen Bundesſtaat mit ausſchließlich 
demofratijchem Princip ; 16 Königreiche, worunter vier rein deutfche; eimen geiftlichen Staat; fieben 
Großherzogihlimer, ſammtlich in Deutſchland; ein Kurfürſtenthum; neun Herzogthümer, ſammtlich 
deutſche; eine Landgrafſchaft; acht Fürſtenthümer, ebenfalls in Deutſchland; ſechs republikaniſche Star 
ten, wenn die Schweiz für einen gerechnet wird und wenn der britiſche Schugitaat der Joniſchen Inſeln 
als demofratifcher Staat gilt. Die durch die Greigniffe des Jahres 1859 fuctifch aufgelöften Staaten 
in Italien (das Großherzogthum Toscana und die Herzogthümer Parma und Modena) find hier ebeuſe 
wenig gerechnet als dic blos halbfouveränen Staaten Sans Marino, Rumänien, Serbien und Montenegto. 
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menigflend einige Aufmerkfamkeit zu widmen. Findet ji bier doch jo mandes, was auch für 
den monatdhifchen Staat benupt werden fönnte. *) i 

So fleben denn alle Staaten mit vorberrfähend flawifcher Bevölkerung (darunter Öfter: 
reich) noch unter dem Syſteme des Abſolutismus; nur einige ihrer Halbfonveränen Gebiete an 
der untern Donau find zu einer Art Gonftitutionalismus gelangt. Die romaniſchen Nationen, 
welche eine Zeit lang alle andern in freiheitlicher Gntwidtelung zu überholen ſchienen, haben ſich 
namentlich im wichtigſten ihrer Ränder, in Frankreich, in einen Zuftand zurüdwerfen laſſen, 
ber von einem ruffifchen Abſolutismus wenig mehr ald bloß dem Namen nad) verfchieben ift. 
Daran reihen ſich Neapel und der Kirdenftaat. Auf ver Pyrenäenhalbinſel fcheint ver Conſti— 
tutionalismus endlich doch Wurzel gefaßt zu haben, Wreier ausgebildet finden wir venfelben 
nur in Sardinien, denn Belgien gehört ſchon nicht hierher, da die Mehrzahl feiner allerdings 
fark gemifchten Bevölkerung germanifhen Stammes ift. Alle irgend nennensmerthen Staaten 
mit einer der Zahl nad überwiegenden germanifhen Einwohnerſchaft find wenigftens dem 
eigentlichen Abſolutismus entwachſen. Mindeftens befigen fie landſtändiſche Einrichtungen, fo 
im größten Theile von Deutfhland und in Schweden; in andern ihrer Gebiete hat ſich das 
eigentliche Mepräfentatinfoftem ausgebildet, namentlich in Großbritannien, in Holland und Bel: 
gien. Norwegen fteht bereits der Nepublif nahe, und in der Schweiz und den nod erhaltenen 
vier Freien Städten Deutſchlands findet fih eben dieſe Negierungsform vollftändig anerfannt. 

Die überhaupt in Europa Gefeg und Recht, im Gegenjage von launenhafter Willkür oder 
bloßem Herfommen, in hoͤherm Grade zur Herrſchaft gelangt find als in den andern Theilen ver 
Alten Welt, fo hat aus der lebendigern Verbindung aller europäiihen Völfer aud ein europäi: 
ſches Völkerrecht und ein europäisches Staatenſyſtem ſich hervorgebildet. Seit der Unabhängig: 
feit der neuen amerikanischen Staaten hat ſich dieſes zu einem europäiſch-amerikaniſchen erwei: 
tert, dem ſich in der neueften Zeit auch das osmaniſche Reich und Agnpten näher anzufhließen 
ſuchen. Durch die Europäer find ferner die bisher jo ftarr als möglich abgeſchloſſenen Reiche im 
Dften Aſiens, China imd Japan, gezwungen worden, ihre Abfonderung aufzugeben und einzu: 
treten in ben allgemeinen Bölkerverkehr und Völferverband. Welche hohe Bereutung das Er: 
ſchließen der beiden Ränder für die gefammte Menfchheit befigt, mag fi aus der einen Thatſache 
erkennen laſſen, daß China allein faft noch einmal fo viel Menſchen als ganz Europa umfaflen 
fol, und daß in beiden Ländern zufanımengenommen nahezu die Hälfte aller auf der ganzen 
Erde vorhandenen Menfchen leben dürfte. So fehen wir denn, wie von @uropa aus auch die 
oe einer politifhen Verbindung aller Nationen unter der Herrfchaft eines gemeinjamen Völ⸗ 
ferrehts, das freilich noch in den erften Stadien feiner Entwidelung fteht, in ſtets fidh erweitern 
den Rreifen Bedeutung gewinnt. 

Nach diefer kurzen Hinmweifung auf den focialen und politifhen Zuftand Europas haben 
wir noch die Veränderungen, welchen derſelbe unterworfen ift, alfo die Bewegung ded europäi- 
ſchen Bölferlebens und die Geſetze, wonach ſich dieſe Bewegung bemißt, freilich nur nad) ihren 
wihtigften Momenten, ind Auge zu faſſen. Die Zunahme der Bevölkerung ift das förperliche 
Wachethum ver Nationen. Europa hat noch lange nicht den Höhepunft dieſes Wachsthums er- 
veiht. Der lebhaftere materielle und geiftige Verkehr, durch taufend neue Hülfsmittel begünfligt, 
bie zahlreichern Berührungen in der dichter werdenden Mafle europäiſcher Bevölkerung rüden 
die Nationen näher zufammen. Durch die Bermehrung der gefhlehtlihen Verbindungen von 
Bolt zu Volk, die hiervon mit eine Folge ift, muß ſelbſt ver äußerliche Unterſchied ver Raffen und 
Völker ich mildern, während im Innern der befondern Spracigebiete vor der wachſenden Herr⸗ 
Übaft einzelner Hauptſprachen die Unterfihiede ver Mundarten ſich verwifchen umd alle jene ein- 
jelnen Truͤmmer von Bolfsftämmen und Sprachen, die noch aus einer fernen Vergangenheit in die 
Gegenwart Herüberragen, indie fie umgebenden größern Volksmaſſen mehr und mehr fih auflöfen. 
Größere und fräftigere Nationen, durch das geiftige Band verfelben Spradhe verbunden, heben 
fi alio hervor, aber nur ala feſter ineinandergreifende Glieder einer lebendigen Kette von Na: 
tionen. Auf dem Gebiere der Religion bilden vielfahere Anſichten und Kormen fi aus. Wenn 
war im Bereiche der griechifch-hriftlichen Kirche noch feine fichtliche Bewegung herricht, fo hat 
ÜG dagegen fhon eine mächtige Oppofition in Schoſe des Katholicismus erhoben, der ſich mehr 
und mehr zerlegt und zergliedert, ſowie aud) der Proteftantismus in immer zahlreihere Sekten 
und Schattirungen ſich vertheilt, In dem Maße, als diefer geiftige Gärungsproceh raſcher von 





4) @ine gute Anleitung bietet die Heine Schrift: Die Schweiz in ihren bürgerlichen und politifchen 
Jufänden, militärifchen, Gewerbe: und Hanpelsverhältniffen (Zürich 1868), 
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fatten geht und ftetd neue Meinungen auftauchen und ſich feſtſtellen, müſſen die jhroffern Ge 

genſätze der einzelnen Hauptreligionen durch die ‚zablreichern Abitufungen und Übergänge ſich 
mildern, undin dem Verhältniffe von Kirche zu Staatwird fich diefer legtere mit ver Kraft der Ein: 
heit immer mehr über jene erheben, bis vielleicht auf einer Höhern Stufe der Entwidelung neue 
Berbindungen von Staat und Kirche ih anknüpfen werden. Diejes Erheben des Staates wird 
aber wejentlich dadurch erleichtert, daß die Bevölferungen, zumal der mitteleuropäiichen Länder, 
den dogmatiſchen Streitigkeiten der frühern Zeit glücklich entwachſen find. Jener Standpunkt ift 
wirklich überwunden, in welchen man es allgemein al& die höchſte Aufgabe betrachtete, ich gegen 
feitig entweder fatholifch oder lutherifch zu mahen. Damit ift die erfte Stufe einer höhern 
Einigung, namentlid für Deutſchland, erftiegen. Immermehr müſſen die rechtlihen und poli: 
tifhen Ungleichheiten ver verjchiedenen Stände ald ein jchreiendes Unrecht erjcheinen, meil ſich 
int freiern und vielfeitigern Gebrauche aller Kräfte Die materiellen wie die geiftigen Güter nach 
allen Richtungen hin vertheilen, ohne noch in dem Maße wie früher das vorzügliche Erbtheil be- 
jonderer Klaſſen zu fein. Auch jehen wir im Dften Europas, was vor wenigen Jahren noch 
niemand als jo nahe erwarten Eonnte, die Leibeigenſchaft verſchwinden, während im Weſten, be: 
ſonders jeit der Franzöſiſchen Revolution, nicht blos der Einfluß der bevorredhteten Stände ab: 
genommen hat, fondern aud) die Zahl der Mitgliever des Adels und ver Geiftlichkeit, nachdem 
fie der Umſchwung der ökonomiſchen Verhältniſſe des Beſitzes und Grwerb aus ihrer über: 
reihen Ausftattung vertrieben hatte und nachdem ihnen hiermit die Sehnen der weltlichen Macht 
und einer befondern politifchen Bedeutung zerichnitten waren. Wie die ftändiichen Unterſchiede, 
jo gleichen ſich auch diejenigen zwifhen Stadt und Land und zwijchen ſtädtiſchem und ländlichem 
Leben immermehr aus, indem die inpuftriellen und commerziellen Bejchäftigungen jowie Hand 
in Sand mit ihnen eine vielfeitigere geiftige Thätigfeit auf dem Lande mehr und mehr ſich aus: 
breiten, die Städte aber gleihmwol und zwar (wenn wir abjehen von Franfreih) in natur: 
gemäßer Weije als nügliche Gentralpunfte für höhere Mittel und für Verkehr aller Art auf 
feſter Grundlage gewaltiger emporblüben als zuvor vormittelft der die andern hemmenden und 
lähmenden Privilegien und Vorrechte. Überhaupt jehen wir die verfchiedenen Zweige der mate⸗ 
riellen Production, in ihrem Wahsthume gegenseitig ſich fördernd, einander näher rüden und 
durch die freie Afjociation der mannichfachſten productiven Kräfte zu größerer und umfajlender 
Wirkſamkeit jich vereinigen und verbinden, Nicht nur die Induftrie und der Handel weiſen faſt 
überall in zunehmender Progrejjion immer größere Refultate auf, aud die Erzeugnifie des 
Aderbaus haben jogar in den dichter bevölferten Staaten nicht blos in demſelben, jondern hier 
und da ſelbſt in ſtärkerm Verhältniſſe ald die Bevölferung ji vermehrt. Die jegige vergleichsweiſe 
dichte Bevölkerung lebt ungleicy befler und menſchenwürdiger in allen Beziehungen, ald es 
vorbem der viel geringern Einwohnerzahl möglich war. Vor allen aber ift in vom Maße, als 
fih die Elementarfenntnijfe über eine größere Mafle ausbreiten und hiermit der Kreis der geis 
ſtigen Gmpfänglichfeit ji erweitert, die Menge der literariſchen Erzeugniffe gefliegen und deren 
Benugung allgemeiner geworden. Faſt durch alle Länder Europas hat die Maffe der Literatur, 
namentlich der populären, in dreis und vierfah ftärferm Verhältniffe ald die Bevölkerung 
zugenommen. Im allgemeinen erſcheint aljo ald das Rejultat der Bewegung des europäifchen 
Völferlebend die Ausgleihung früher vorhandener Gontrafte und ein regeres geiftiges Leben, 
das eine dichter werdende und gleichartiger fid) ausbildende Bevölkerung durchdringt. 

„Wenn aber ver wachſende Baum der Erkenntniß auf dem eigentlihen Grunde des euro: 
päiſchen Volkslebens jeine Wurzeln au&breitet und feine früchtefhweren Zweige in weitere 
Räume erftredt, jo trägt er dod giftige neben heilfamen Früchten, und wenn ver Sturm ihn 
jhüttelt, kann nochmals der Apfel der Zwietracht und biutiger Zerwürfniß zwifchen die Völker 
Europas fallen. Obgleich alle Gegenfäge, die früher zu heftigen Kämpfen Aulaß gaben, ji 
mildern und verwifchen, fo hebt ſich doch ein Gegenſatz, der des Reihthums und der Armuth, um 
fo fhärfer und ſchneidender hervor. Selbft jene beiden großen Parteien der Stabilen und der 
Männer der Bewegung, welche durch ganz Europa ſich durchziehen, finden nur in dieſem Ge- 
genfage den Boden, worauf fie fußen und aus welchem jie fort und fort neue Nahrung ziehen. 
Sucht ſich doch jene Partei ver Stabilen nirgends mehr ausſchließend an den verwitternden Bor: 
rechten ded Adels und der Geiftlihkeit und an ihren zum Spott gewordenen Borurtheilen feſtzu⸗ 
halten. Sie ftrebt vielmehr dahin, auf die ganze Maſſe der in gejihertem Wohlſtande binleben- 
den Mittelflajfe ver Befigenden fi zu ftügen, die man als die eigentliche Bürgerklafle den 
untern Klaſſen des Volkes oder denjenigen entgegenfeßt, deren Vermögen ganz oder zumeift 
nur ein perfönliches ift umd in mehr oder minder audgebildeten Kräften und Bertigfeiten be: 
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ſteht. Auf der andern Seite find alfo auch die Führer der Partei der Berwegung um jo mehr 
barauf bingewiejen, die Anſprüche und Iuterelen der eigentlich arbeitenden Klajfe und aller 
Dintangefegten im Staate zu den ihrigen zu machen.‘ 

In diefer Beleuchtung erſchienen die Dinge und mußten fie vem Beobachter erſcheinen no 
in jener Zeit, in welcher die zweite Auflage des gegenwärtigen Werks veröffentlicht ward. Uns 
geheuere innere und, äußere Veränderungen find jeitbem eingetreten, wie man ſie vor etwas 
mehr als einem Jahr zehnd nicht ahnen konnte. 

Schien wenigſtens die ſtaatliche Abgrenzung in Europa für unendliche Zeiten jedem Streite 
entrückt; dachte faſt niemand ernſtlich an die Möglichkeit ver Erneuerung mitteleuropäiſcher 
Kriege, jodap man, wenn aud unter Vermeidung des Ausdrucks, an einen „ewigen Frieden‘ 
thatlächlich weit allgemeiner glaubte ald damals, da dieſer Ausdruck zum erften mal allgemeine 
Verbreitung erlangte (in jener der großen Franzöſiſchen Revolution unmittelbar vorangegange- 
ner Beriode), jo laſſen ung die jüngften Erfahrungen feinen Zmeifel, daß die Idealzuſtände ver 
engliſchen Friedensfreunde noch unendlich weit von ihrer Verwirklichung entfernt find. 

Ju der langen Friedensperide, die wir durchlebt, ift wahrlich unendlich viel und arg gefehlt 
worden, ſo ziemlich durch alle jene, venen Geburt oder jonftige Berhältnifje es ermöglidt, auf 
den Gang der allgemeinen jocialen jowie der befondern Bölferentwidelung in bedeutenderm 
limfange einzuwirfen, gefehlt durch engherziges, Eleinliches Verhindern, noch weit mehr aber 
durd linterlajien von jo vielem, was hätte geihehen follen. Kaum wird man dies heute ernft: 
li in Abrede flellen. Eine einfahe Hindeutung auf die ganze jegige Weltlage, auf das alle 
Bölker des Erdtheils und alle Klaffen derjelben erfüllende Gefühl der Unbehaglichkeit, eine Hin— 
weijung auf die völlig unbefriedigenden Verhältniffe ded das Herz Europas bildenden Deutjch- 
land würde wol jeden Wiverfprud zum Verftummen zwingen. Ind gleihwol war jene lange 
Friedensperiode nichtö weniger als eine für die Menjchheitdentwidelung verlorene. Wie vieles 
au namentlich die Regierungen verfäumten, der in der menſchlichen Natur liegende Trieb 
nad) Berbefjerung führte vie Einzelnen und führte vamit die Völfer gewaltig voran. So nur 
ward ed ermöglicht, die ganzen für die Gultur bereitö wirklich gewonnenen Theile ver Welt und 
namentlich unfern Erdtheil in fo Eurzer Zeit mit einem Nepe von Eifenbahnen und Telegraphen 
zu überbefen und damit den Grund zu legen zu einer IImgeftaltung, deven ganze Ausdehnung 
fi heute noch gar nicht ermeſſen läßt. 

Aber wie unangenehm man auch durch die Störung des langen friedlichen Zuftandes auf: 
gerüttelt worden jein mag, und wie jehr man die Motive des Störers table (ein Tadel, dem 
wir in der allerentfchiedenften Weife aus vollftändiger Überzeugung zuftimmen), jo wird ver 
unbefangene Beobachter dennoch befennen müjlen, daß e8 hohe Zeit war, unfern nod immer 
am meiften pie Geichicke der gefammten Menfchheit in ſich fließenden Erotheil aus einen Zu: 
Rande herauszureißen, der wenigiteng in gewiſſen hochwichtigen Beziehungen ein wahres mora- 
liſches Verſumpfen in Ausficht ftellte. Wenn eine der hervorragenditen Nationen es ſich gefallen 
läßt, dag einer ihrer geachtetften und im öffentlichen Leben einflußreihften Männer fie zur Ent: 
wafinung auffordern darf mit dem bezeichnenden Beijage: „Und was wäre e8 jelbft, wenn der 
fremde Feind in unfer Land einfiele und ed mit feinen Heeren überfhwemmte, würde er euch 
hindern, eure Baumwolle zu ſpinnen?“ — wenn ein Mann von folder Anſchauungsweiſe jelbft, 
nad deren Kundgabe noch im Öffentlichen Leben die nämliche einflugreidhe Stellung behaupten 
lann wie zuvor ; wenn ſolche Marimen überhaupt, mögen ſie offen ausgeſprochen oder nur von 
vielen thatſächlich adoptirt jein, aud in andern Ländern factifch zu einer gewiffen Geltung ge: 
langen; wenn daneben das Mittelalter mit feinen craffen Präteniionen wieder aufgerichtet wer⸗ 

den will und da und bort eine Hand voll Leute mit ihrer traditionellen Ignoranz der ganzen 
wenſchheitlichen Entwicdelung und allen Fortſchritten ver Neuzeit übermüthig Trog bieten, alle 
Bortihritte der Naturwiſſenſchaften, alle Errungenſchaften auf dem ganzen Gebiete des menjch: 
lien Wiſſens im Namen der Religion, ded Glaubens von oben herab zu negiren wagen darf; 
da mag aud der grundſätzliche Gegner ded barbariihen Kriegätreibens die moralifhe Noth— 
wendigfeit eines die Welt aufd neue durchziehenden Sturms anerkennen; er mag bebauern, 
daß ſolches unvermeidlich geworben, mag die einzelnen Opfer, mag die eigenen Verluſte beklagen ; 
allein jein Gefammturtheil wird dennod ein anderes fein als das eines befhränften und fana - 
tühen Monchs oder eines ebenfo beſchränkten und nur in anderer Weife fanatifchen Baumwol- 
lenſpinners und Friedensfreundes um jeden Preis. 
Die Stürme, welche beſonders jeit 1859 über Europa hereingebrodhen, haben namentlich 
Vie ganze Kläglichkeit der Zuftände Deutſchlands blofgelegt, die Zuftände der zahlreichſten 
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und durdhgebilvetften, ver entwidelungsfähigften und innerlich überhaupt tüchtigſten Nation 
der Melt. Sicherlich Fann der ganze Erdtheil zu einem gefunden und feften Gefamumtverhätt: 
niffe nimmermehr kommen, bid das im eigentlihen Sinne fein Herz bildende Deutſchland 
zu einer normalen Geftaltung gelangt fein wird. Das Herbeiführen folder Geftaltung, wie un: 
abjehbar auch die Menge und Größe der Hinverniffe, dürfte wol die allgemein michtigfte Ent: 
widelungsaufgabe ver neu begonnenen Periode des Völferlebend fein. Und wenn die Deutſchen 
erit ſpäter ald alle andern Nationen die ihnen gebührenve Stellung im vollen Umfange erlan: 
gen können, fo darf man darum an ihrer Befähigung hierzu nicht verzweifeln, und zwar um jo 
weniger, ald uns die ganze Natur beweift, daß, je Fräftiger ein Organismus ſich entwidelt, defto 
mehr Zeit zu folder Entwidelung erforderlich ift. 

Die neuen politifhen Unwetter, welche unverkennbar über und hereinbrechen, und melde 
jelbft eine Wiederkehr ver ſcheußlichen dynaſtiſchen und Eroberungdfriege als fehr wohl möglich 
ericheinen laſſen, Haben eine andere brennende Frage, die jociale, zunächſt etwas in den Hinter: 
grund gedrängt. Um fo mehr unterlaffen wir hier eine nähere Erörterung derfelben,, ald dem 
Gegenftande bereits eigene Artikel in diefem Werfe gewidmet find. Wir wollen und nur die 
eine Bemerkung geftatten, daß die ungeheuren Geldfunde, beſonders in den beiden Erdtheilen 
der Neuen Welt, faſt unfehlbar eine gewaltige fociale Umgeftaltung, wahrfcheinlich eine eigent: 
liche fociale Umwälzung herbeiführen werben, deren äußerer Umfang und innere Mächtigfeit 
(Intenfität) ji auch nicht annähernd beftimmen läßt, von welcher Umgeſtaltung aber auch ge: 
waltige Grfhütterungen ver mannichfachſten Art unabwendbar fein dürften, dabei namentlid 
ein Sinten des Geldwerths, Vertheuern der Bedürfniſſe, Eoloffale Schwindeleien und Handels⸗ 
kriſen, deren erfte daher rührende wir 1857 erlebten. 

Wird nun aber bei allen Erfütterungen, Um: und Neugeftaltungen der europäifche Erd: 
theil auch ferner die erfte Stelle zu behaupten vermögen? Vorerſt und fomeit ſich die Zukunft 
überhaupt mit einiger Wahricheinlichfeit vorberjehen läßt: ja, unfehlbar! Welcher Erdtheil 
fönnte Europa durch geiftige Entwidelung fo bald überholen oder daſſelbe durch materielle &e: 
walt erdrücken? Etwa Ajien vermittelt Rulands? Rußland aber, abgejehen von den eine 
ſolche Eventualität an fi ald unmahrfcheinlich bezeichnenden Erfahrungen, die der Krimkrieg 
geliefert, müßte noch weit mehr, als es jegt fchon tft, eine europäifche Macht werden, um Erfolge 
der angedeuteten Art zu erringen und zu behaupten. Oder Amerifa? Wie riefenhaft 
auch deſſen Wachſen und Steigen in vielfahen Beziehungen ift, fo birgt die Union den ihre 
ganze Zufunft phyſiſch und moralifch gefährdenden Giftwurm der Negerfklaverei in fi, und es 
fheint den Nordamerifanern überhaupt ihre freiheitliche, ftaatliche und fociale Entwidelung 
bisher zu leicht geworden, um kernhaft, geſund und unter allen Verhältniſſen dauernd zu fein. 
Amerika wird Stürme zu beftehen haben, vielleicht ſchlimmer als die dieffeitigen. Zudem ift ed 
eben immer noch Europa, wo die Fülle der Kraft, die Menge cultivirter Menſchen, die größte 
Summe von Wilfen und Bildung, von Kapital und Production ſich vereinigt findet, und vor: 
ausſichtlich kann Amerika au unter den günftigften Geftaltungen unfern Erptheil in allen vie: 
jen Beziehungen noch lange nicht erreichen, noch viel weniger überholen. Träte aber ſelbſt dieſer 
Fall ein, was erft fpäter möglich, fo würde nur ein um fo größerer Wetteifer eine für beide be: 
glückend wirkende Wechſelwirkung hervorrufen. 

Dem ruhigen Fortgange der Cultur auf ſtets ebener Bahn ftellen ſich vielfache Hinderniſſe 
entgegen; aber wie das Leben nur im Kampfe ſich vollendet, fo wird er zugleich zum Sporne 
dienen, der die Nationen über die Hinderniffe Hinwegtreibt und fle auf Höhere Stufen der focia: 
fen Gntwidelung führt. Und obgleich auch die ſteigende Sonne noch ihre Schatten in dad eure: 
päiſche Völkerleben wirft, jo tritt doch in ihrem hellern Lichte das Ziel der Bewegung deutlicher 
hervor. Mögen aud) jegt noch gar manche verzweifeln und mit gebrochenen Hoffnungen ermattet 
fill Reben, wir dürfen dennod) glauben an Europas Zukunft, an eine wachſende Macht der Ge 
rehtigkeit und Freiheit. Müffen wir doc, je fhärfer wir blicken, je umſichtiger wir alle Ber: 
bältniffe ins Auge faſſen, um jo Elarer erkennen, wie der Strom der Bewegung feine Richtung 
nach unverbrücjlichen Gefegen nimmt, die ihn dem Ziele zulenfen, mag er mun in vielfachen 
Windungen ruhig dahinfließen oder dur Trümmer feine gerade Bahn ji brechen. 

BD. Schulz: Bodmer und F. Kolb. 

Ewiger Friede. Bekanntlich wird fait jeder Friede in der Welt auf ewige Zeit gefchloflen, 
und wenn alle gegenfeitigen Zufagen Eriegführender Mächte in Erfüllung gingen, fo Härte 
mol ſchon jet die Menjhheit wenig mehr von den Berrängniffen des Kriegs zu leiden. 
Indeſſen huldigt jene Meveweife doch einer Idee, die, wie fie ſtaatsrechtlich und poſitiv jeder 
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‚Bereinigung der Individuen zur Staatsgenoſſenſchaft Zu Grunde liegt, jo auch völkerrechtlich 
als Ziel einer Bereinigung der Nationen anerfannt wird, einer Idee, welche felbft die praftifche 
Philoſophie ſchon unter die Zahl ihrer Probleme aufgenommen hat. 

Um den Plichtbegriff der praftifhen Vernunft vom ewigen Frieden und eben damit die 
höchſte Idee des Voͤlkerrechts, die, wenn auch wie alle praftifchen Ideale niemals ganz erreichbar, 
darum doc fein bloßes Hirngeſpinſt ift, wenigftens annähernd zu realijiren, fordert Kant in 
jeiner Schrift „Zum ewigen Frieden‘: 1) daß die bürgerliche Verfaflung in jedem Staate vepu: 
blifanifh oder repräjentativ jei, damit ohne die Beiftimmung der Staatäbürger, die alsdann 
ſelbſt alle Drangſale des Kriegs über ih verhängen müffen, fein Krieg beſchloſſen werden könne; 
2) daß das Völkerrecht auf einen Föderalismus freier Staaten gegründet werde, dumit an die 
Stelle ded natürlihen Kriegszuftandes der Völker unter fi ein Bund des allgemeinen Friedens 
trete; 3) dap ein auf Bedingungen der allgemeinen Hospitalität gegründete Weltbürgerrecht 
Geltung erhalte, damit ein frievlicher Berfehr die Bewohner aller Weltgegenven einander wed- 
jeljeitig näher bringe. Ald Vorbedingungen des ewigen Friedens gelten ihm jodann haupt- 
ſächlich dad Aufhören der lebenden Heere und die Beſchränkung der Staatdihulven, eine recht: 
lihere Weije der Kriegführung, das Princip der Nichteinmiſchung in die Berfaflung und 
Regierung anderer Staaten und die Unzuläjiigfeit ver Erwerbung eines jelbftändigen Staates 
durch einen andern mitteld Erbſchaft, Taufch, Kauf oder Schenkung. Eine Garantie ded ewigen 
Sriedend aber findet er jhon in dem Wirken der Natur, welche gebieteriih die Menſchen zur 
gejellihaftlichen Vereinigung im Staate und zu fortwährender Verbeilerung der Staatseinrich— 
tungen dränge, durch Religion und Sprade bei anwachſender Eultur und größerer Annäherung 
der Völker viejelben aud) zu größerer Übereinſtimmung in den Rechtsprincipien leite und durch 
den Geiſt des Handels, der ſich mit dem Kriege nicht verträgt, einem allgemeinen Weltbürger: 
zecht entgegenführe. Dabei verhehlt jich aber jener große Denker nicht, daß alles dies nicht hin— 
reiche, die Zufunft des ewigen Friedens zu weillagen, und daß ein jich immermehr ausbreitender 
Friedensbund der Völfer zwar den Strom der rechtſcheuenden, feindfeligen Neigung aufhalten, 
doc die beftändig drohende Gefahr ihres Ausbruchs niemals ganz entfernen könne. 

Es dürfte ſchwer fein, diefer Theorie ded ewigen Friedens etwas Wefentliches beizufügen, 
und eine nähere Betrahtung wird die Unmöglichkeit gänzlicher und bejjerer Ausſchließung des 
Kriegs bejtätigen. Um dem Krieg aller gegen alle des (jei ed nun wirklich oder bloß in der 
Idee, außer dem Staate eriflirenden) Naturzuftandes ein Ende zu machen, um Recht und Frie— 
den zu handhaben, wird der Staatöverein gegründet, und er erreicht feinen Zwed durch die 
Beftellung von Gerichten und einer die Eutſcheidung der Gerichte normirenden und vollziehen- 
den Staatögemwalt, die gegen jeden einzelnen Staatsgenoſſen eine unwiderſtehliche fein muß. 
Will man nun dad, was im Staate unter den Staatdgenoffen gilt, in weiterer Ausdehnung 
erreihen, jo kann nur das gleiche Mittel zum gleichen Ziele führen; denn die Herftellung und 
Erhaltung eines vollfommenen Gleichgewichts der Staaten, mit dem ſchon Heinrich IV. von 
Sranfreih der Welt ven ewigen Frieden jhenfen zu können glaubte, it weit mehr geeignet, 
Kriege zu erzeugen, als den allgemeinen Friedensitand zu jihern. Um alſo, was der einzelne 
Staat feinen Angehörigen leijtet, der ganzen Menſchheit zu gewähren, müßten alle Völker ver 
Erde in einen Univerjalftaat zufammentreten oder twenigftend eine flaatenartige Verbindung 
ſchließen. Gin einziger die ganze Menſchheit umfaſſender Univerfalftaat wäre jedoch nur möglich 
ald Univerſalmonarchie; denn dem Naturgejeg der Mannichfaltigkeit widerjtrebt die Ver— 
ihmelzung aller Nationen zu folder Einförmigfeit in Sprache, Denkart, Glauben und Ge— 
bräuchen, wie jie unter den Öenojjen eines Staates nothwendig ift, in welchem der freie Geſammt— 
wille. regiert, und die Idee einer Weltrepublif wird niemals praftiiche Gültigkeit erlangen. 
Dagegen läßt es ſich zwar denken, daß es den Genie eined Eroberers geläuge, alle Länder der 
Erde ſich zu unterwerfen und die Zügel der Herrſchaft mit jolder Energie und Einſicht zu hand⸗ 
haben, daß er in allen Zonen und bei allen Bölfern gleihmäßigen Gehorjam findet. Daß aber 
auch in ununterbrodener Folge ji nad) ihm die Männer finden werben, die Weisheit und 
Kraft genug bejäßen, um von einem Punkt aus alle Völker zu regieren und die Wage der 
Gerechtigkeit für alle jo vollfommen glei zu halten, daß ſie jich ihrer Herrſchaft ohne Wider: 
fireben fügen müffen, wird wol niemand glauben wollen. Gine Univerjalmonardie müßte 
bei fortgejegter Dauer entweder ſo fraftlod werden, daß fie ſich von ſelbſt auflöfte, oder fo despo- 
tiſch, daß die Völker jie nicht mehr ertrügen. Denn folange ed Völker gibt, wird jedes Volk, in 
welchem noch nicht.alle Lebenskraft erlojchen iſt, eiferfüchtig fein auf die Selbftändigfeit feiner 
Gntwidelung und die Unabhängigkeit von äuferm Zwange, Die Univerfalmonardie aber, 
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welche diefen Geift ver Unabhängigkeit zu töbten ftrebt und das freie Spiel der verſchiedenartig⸗ 
ften Kräfte und Eigenthümlichkeiten in ftarrer Gintönigkeit erftickt, fteht eben dadurch mit dem 
Entwickelungsgeſetze der Menfchheit im Widerfprud. 

Den Grundelementen und Bedingungen der menfhlihen Natur gemäßer fcheint daher ein 
allgemeiner Völferbund, eine Vereinigung ſämmtlicher Nationen und Staaten der Erde zu 
einem Föderativfyften, mit einem vberften Tribunal oder permanenten Congreß, ver alle 
Streitigkeiten der verfchiedenen Völker durch ſchiedörichterliches Erkenntniß ſchlichtet. Wäre 
num aber auch eine richterliche Entſcheidung aller Völferftreitigkeiten, obgleich viefelbe eine 
Gleihförmigfeit ver Rechtsanſchauung und eine Bervollfommnung der materiellen und geifti- 
gen Gommunicationdmittel voraudfegt, von welcher wir bisjegt kaum eine Borftellung haben, 
möglich, fo würde dod die Errichtung einer vollziehenden Gewalt unmöglich fein, die, ohne 
Krieg, ein ganzes der ergangenen Entſcheidung widerſtrebendes und fie für unverbindlich oder 
ungerecht evflärendes Volt zur Unterwerfung bringt. Das einzige Mittel zur Handhabung 
des ewigen Friedens bliebe immer nur der Krieg, alſo gerade das, was durch den Bund des 
ewigen Friedens für immer aufgehoben und unmöglich gemacht werden foll. 

Ein ewiger Völferfriede wird deswegen nie das Werf zwingender pofitiver Anorbnungen 
jein, wenngleich alle Wahrjcheinlicgkeit dafür vorhanden ift, day die Staaten und die Völker 
immermehr auf Mittel denken werden, dem Ausbruch von Kriegen durch Verträge, Bünpniffe 
und gütliche Ausgleihung ihrer Streitigkeiten zuvorzufommen, und ein Gedanfe biefer Art 
ſcheint felbft die Stifter ver Heiligen Allianz geleitet zu haben. Allein bloße Berträge ohne 
Zwangsgefege und eine dad Necht fichernde gefeggebende und vollziehende Gewalt find doch nur 
eine ſehr unfihere Gewähr des allgemeinen Friedens, wenn dad Glüd ed fügen follte, daß ein 
mächtiges und aufgeflärtes Volk, das feine Staatöverfaffung auf Brincipien des Friedens und 
der Freiheit gründet, einen Mittelpunkt föderativer Vereinigung für andere Staaten bildet, die 
ſich an daffelbe anfhließen, um den Freiheitäzuftand der Staaten durch einen allgemeinen Frie: 
densbund zu fihern und ſich durch ausgedehntere Verbindungen derfelben Art ſtets weiter 
auszubreiten. 

Aber follte nicht die allmähliche Entwicdelung der Dinge von felbft zum Ziel des eigen 
Friedens führen? Sollten nicht die Principien der Freiheit und des Rechts, die von Tag zu Tag 
mehr Eingang in die beftehenden Staats- und Rechtöverfaffungen finden, um dieBölfer immer: 
mehr zu Herren ihres eigenen Willend und Geſchicks zu machen, die gefegnete Wirkung haben, 
daß, wenn es nirgends mehr vom Gutdünken eines Einzelnen abhängt, ohne daß er ſich ſelbſt 
Gefahren oder Entbehrungen auszufegen braudt, die Wohlfahrt und das Leben vieler Tauſende 
für eine Sache, die ihnen fremd ift, aufzuopfern, die Völker, welde ihre Schlachten jelbit zu 
fechten, die Koften ihrer Kriege jelbft zu tragen, die Berheerungen des Kriegd an ihrer eigenen 
Habe zu empfinden haben, immer ſchwerer zur Entſcheidung durch die Waffen ſich entſchließen? 
Dürfte ed ven Staatsökonomiſten nie gelingen, die Völker, wenn fie einmal ſich jelbft angehören 
und nicht mehr das Eigenthum der Dynaftien find, zu überzeugen, daß die Früchte des glücklich⸗ 
ften Kriegs nur felten Die ungeheuern Verluſte und Verſchwendungen am Nationalvermögen 
aufwiegen, mit welchen der Sieg zu erfaufen war? daß man auf gütlihem Wege, durch freien 
Tauſch und Handel, von einer fremden Nation in der Regel das vollftändiger und mohlfeiler 
erhalte, was durd das aufgelegte Joch einer fremden Herrſchaft erzwungen werben fol? daß 
die Bölfer nur dabei gewinnen fönnen, menn fie ihre natürlichen Grenzen nie mit den Maffen 
in der Hand überſchreiten, fondern friedlich auf dem Fuße vollfonımener Gegenfeitigfeit und 
unbeihränfter Handeläfreiheit unter ſich verkehren? Wird das Syſtem ver ſtehenden Heere, dad 
durch ungemeffene Vermehrung der bewaffneten Macht den Wohlitand der Staaten umtergräßt 
und die drückendſte aller Staatälaften am ungleichſten, mithin am ungerechteften verteilt, gegen 
die Forderungen des Zeitgeiftes in die Länge fidh behaupten können und die Duelle innmer neuer 
Kriege bleiben? Könnte durch zweckmäßige Volksbewaffnung und durd die Fortſchritte der 
Kriegskunſt jelbft nicht der Vertheivigungäfrieg zu einer folhen Stufe ver Bollfommendeit 
gebracht werden, daf bei den natürlichen Vortheilen, die eine ganze auf eigenem Boden fechtende 
Bevölkerung vor einem eingedrungenen Eroberungsheere voraus hat, jede Hoffnung auf glüd: 
lichen Erfolg bei Angriffe- und Eroberungsftiegen aufgegeben werden muß? 

Auch beim Gintritt aller diefer Vorausfegungen fönnte immer noch die Übernöfferung zu 
Kriegen drängen und das Bedürfniß, auszumandern, einen Kampf um die des Anbaus fähi: 
gen, aber noch gar nicht oder ſchwach benölferten Erbftriche herbeiführen. Zu zweifeln iftindeflen 
nidt, daß mit ver fteigenden Gultur die Kriege, wie überhaupt jeltener, jo auch menſchlicher 
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werben müflen. Denn wenn nicht die Individuen, fo fheinen doch die Völker menſchlicher und 
beſſer zu werden, was gleihfalld ſchon ald annähernder Schritt zum allgemeinen Frieden zu 
betrachten ift, indem dadurch der Geift des Haſſes und der Feindfeligkeit ver Nationen gegen— 
einander allmählich erftirht, und wenngleich die Summe der ſittlichen Kraft ſich in der Menſch— 
beit nicht vermehrt, und die Sittlichfeit, als ein Broduct der Freiheit, nicht nach einem unabän- 
derlihen Gejeg ihre Entwidelung feigert, fo hat vo Bildung, allgemeinere Aufklärung und 
die damit verbundene Milderung der Sittenroheit die mohlthätige Kolge, daß ein immer höherer 
Grad von Unfittlichfeit oder moralifcher Verdorbenheit dazu gehört, die Geſetze des Rechts und 
der Menſchlichkeit, jelbft Feinden gegenüber, zu verlegen. Die Bertilgung ganzer Nationen, 
die Berurtheilung gefangener oder unterjochter Feinde zur gänzlihen Rechtloſigkeit des Sklaven, 
welche der politiihen Moral der gebilvetften und humanſten Völker des Alterthums nicht widers 
firebte, verträgt ſich nicht mehr mit ven Begriffen der heutigen Welt, und die in ftetem Kortfchritt 
begriffene Givilifation drängt innmer entfhiedener zu einer Politif des Friedens ſtatt des 
Kriege bin. 

Wird aber darum aller Krieg je ganz aufhören? Wie ohne Zweifel niemals, trog aller 
Fortſchritte der Gefittung und Gefepgebung, Verbrechen und Strafen ganz aufhören werben, 
fo werben auch alle Kortichritte des Staatd: und Völkerrechts und der Humanität den Krieg nie 
ganz verbannen oder auf die Regeln eines Schachſpiels reduciren können. Es gibt einen Wider- 
freit der Intereflen und der Meinungen, ver jeder frievlihen Ausgleihung fpottet; es gibt 
Zwiefpalte und Berwidelungen, fo tief und unauflöslih, daß die Entſcheidung nur durch einen 
Kampf erfolgen kann, in welchem alle Waffen, aud die vom Völkerreht verbotenen, gelten. 
Die Kriege ver Nationen unter fi werben in vem Maße jeltener werden, in weldhem die Eultur 
ich hebt und die Kriege weniger im Intereije der Donaftien ald von Bölfern gegen Bölfer im 
wahren ober vermeintlihen Intereffe der Nationen geführt werden. Aber im Schoſe der ein: 
zelnen Staaten ſelbſt ſcheint allmählich ein Kriegögefpenft inımer drohender aufzufteigen, der 
Krieg der Stände unter fi, der Krieg der Armen gegen die Neichen, der Krieg der Gleichheit 
gegen das Privilegium. Es fcheint der Wille ver Natur zu fein, daß der Dämon der Zwietradt 
in der Menſchheit niemals ganz entichlafe und der Zunder des Kriegs nie ganz verglimme. 
Denn die Natur ift nicht blos die zärtliche, allerhaltende Mutter, die ihre Kinder auf lauter 
Rojenpfaden leitet; fie erzeugt auch das Raubthier und die Giftpflanze, fie iſt auch die Mutter 
ded Kampfed und der Zerflörung, die im Tode ſchwelgt. Auch fie ſchließt jene Doppelheit von 
Gutem und von Böfen in fich, die in der Bruft ihres evelften Geſchöpfes kämpft, und die höchſte 
Weisheit, Güte und Vollkommenheit liegt nicht in ihr, fondern jenfeit ihrer Grenzen. Die 
Natur wird ihre Herrſchaft ver lichten, friedlichen Vernunft nie ganz abtreten, und die Menſch— 
heit wird aud) ihre Mutter niemals ganz verleugnen. 

Und gehört der Kampf nicht auch zum Leben der Menſchheit? Iſt alljeitige Entwickelung 
aller ihrer Kräfte und Bermögen der Menſchheit legtes Ziel und wirkliche Beftimmung, fo 
gehört auch der Krieg mit zur Beſtimmung des Menſchengeſchlechts. Der Krieg iſt That und 
höchſte Kraftentwidelung, ed gibt im Menſchen Eigenihaften und Vermögen, die ihre ganze 
Macht und Größe nur im Kampfe entfalten, und die höchſte Bewunderung der Völfer ward zu 
allen Zeiten dem Helden zu Theil. Diefe Glorie fünnte den Kriegsfürften, oft ſogar ven unge: 
rechten Angreifer, wicht umgeben, wenn der Krieg wirklich das naturwidrige Scheufal wäre, 
als welches er manchem erfheint. Die Völker haſſen niemals den Groberer blos wegen des 
Blutes, das er vergoffen, eine innere Stimme fagt ihnen, daß fie nit blos für den Genuß des 
Friedens, fondern aud für die Waffen und den Kampf geboren feien, daß fie gewaltfamer 
Aufregung bebürfen. Nach großen Kämpfen und Erfhütterungen nehmen die Künfte des Frie— 
dens einen böhern Aufihwung, ohne Krieg und Stürme lähmt der Drud der unbemwegten 
Atmoſphäre unvermerkt die Geifter, ohne eine thatenreiche Geihichte fehlt der Boden, auf dem 
das Wölferleben in Kunft und Wiffenfhaften feine ſchönſten Blüten treibt. 


P. A. Pfizer. 

Excommunication, ſ. Acht und Kirchenbann. J 

Execution, Exeeutionsproceß. Die richterlichen und adminiſtrativen Behörden müſſen, 
um den Widerſtand zu brechen, welcher der Ausführung ihrer Urtheile und Verfügungen ent— 
gegengeſetzt wird, mit einer Zwangsgewalt ausgerüſtet fein, welche dieſen Widerſtand mechaniſch 
überwindet. Dieſe Gewalt emanirt, wie die ganze Amtsgewalt der Behörden, von dem Sou— 
verän, der auch dieſen Theil ſeiner nur durch das Geſetz beſchränkten Executivgewalt, dir 
Erecutive im engſten Sinne, auf feine Beamten überträgt. Dieſe Anſchauung iſt nicht blos dem 
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deutſchen Staatsrecht eigen, fie prägt ſich auch in der erecutoriſchen Clauſel aus, ohne welche 
nad franzöſtſchem Recht (C.P.O., 146, 545) fein Urtheil und feine executoriſche Urkunde 
volfftredt werden fann, und welde lautet: „(Mapolron) von Gottes Gnaden (und durch die 
Reichsverfaſſung) Kaifer der Franzofen, allen Gegenwärtigen und Zufünftigen Unfern Gruf. 
Das Gericht zu ... hat folgendes Urtheil ertaffen: (folgt das Urtbeil). Wir befehlen und ver: 
ordnen allen hierzu aufgeforderten Gerichtsvollziehern, dieſes Urtbeil in Vollzug zu fegen, 
Unfern Generalprocuratoren jowie Unfern Procuratoren bei den Tribunalen eriter Inftanz 
hülfreiche Hand zu leiften, allen Gommandanten und Offizieren der bewaffneten Macht, welche 
dazu geſetzlich aufgefordert werden, ihren Beiftand zu gewähren“ u. ſ. w. Das Geſetz, welches 
auch Die Grecutive beberrfcht, bat für die verſchiedenen Zweige der ftaatlihen Behörden mehr 
oder weniger beftimmte Vorſchriften gegeben, nad welchen fih vie Ausübung ihrer Erecutione: 
gewalt zu richten hat (Erecutionsordnung); am wenigften für die Beamten der eigentlichen 
Adminiftration (Polizei). Wie ihre geſammte Thätigkeit einer der täglich fi verändernden 
Geftaltung des öffentlichen Lebens nachgebenden Beweglichkeit bedarf, fo kann auch die Art, 
wie fie ihre Beſchlüſſe ins Werk jegen will, nicht von vornherein an ftriete Regeln gebunden 
werden. Zwar müſſen ihr die Grundgeſetze, welche ihre Thätigfeit und Macht überhaupt be: 
grenzen, und ver Rechtskreis der Staatsbürger, das Recht auf Freiheit der Perſon und Unter: 
letzlichkeit des Eigenthums u. ſ. w. als unüberfteiglibe Schranken polizeilicher Millfürherr: 
haft entgegenfteben; allein innerhalb diejer Schranfen darf ihre ermeflende Gewalt nicht in 
die Schablone von Paragraphen gezwängt. werden. Die Stärke der Mittel, deren die Polizei 
gemalt bedarf, wird ohnehin im umgekehrten Werhältuiffe mit dem Grade fteben, in weldem 
Geſetzesachtung der Bevölkerung innewohnt und die Polizei deren Vertrauen fich zu erwerben 
wußte. Während anderwärts eine Schar von Polizeibeamten die Durhführung unbedeutender 
Mafregeln verbürgen muß und ſelbſt die Armee ver Polizeigewalt oft noch zur Aushülfe gelie— 
hen werben muß, genügt in England regelmäßig der Stab eines Eonftabels, und die englifihen 
Aufruhrgefege baftren darauf, daß derjenige ſchon als entichloffener Meuterer fich zeigt, der der 
einfahen Kormel „Im Namen des Königs nicht gebordt. Straffere Formen nehmen ſchon 
die Geſetze bei der erecutiven Gewalt der Finanzbehoörden an, welche in einer doppelten Richtung 
zu betrachten ift. Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß es vollkommen gerechtfertigt if, 
wenn der Staatöfinanzgewalt das Recht eingeräumt ift, die Bräftationen der Bürger, welche 
auf den Öffentlichen Nedyt beruben (Steuern u. $ w.), unmittelbar, d. h. ohne Mitwirkung der 
Gerichte, aus dent Vermögen des Leiftungspflichtigen erecutiviſch beizittreiben, weil jede Cogni⸗ 
tion darüber, ob kraft des Beſteuerungsrechts u. f. w. der Einzelne zu einer ſolchen Präſtation 
verbunden, den Gerichten entzogen bleiben muß, foll anders die Neinbeit der richterlichen 
Attributionen ungetrübt bleiben. Theoretisch bedenklicher ſchon ift das nadı modernen Staatd: 
einrichtungen ver Finanzgewalt zugeftandene Recht der ereeutivifchen Beitreibung ihrer Gefälle 
aus privatrechtlihem Titel (3.2. Grundrenten, Domänenpachtgelder, Domänenkaufſchillinge 
u. ſ. w.) Allein wenn bier der einfache Widerſpruch des Schuldners Hinreicht, um das Zwangd- 
verfahren der Finanzbeamten zu üftiren und die Sache anf den Rechtsweg zu verweiſen, ſo 
dürfte praktiſch gegen dieſe Einrichtung nichts einzumenden fein, welche bei unbeftrittenen 
liquiden Voſten das raſche Eingehen der Öffentlihen Gelder ſichert und die Gerichte vor einer 
Laft'von Arbeit bewahrt, melde bei dem formellern Gang der Juſtiz vielleicht uünüberwindlich 
und erdrückend mechanifd fein würde. Doch müflen ftrenge und genane Vorſchriften für dad 
Beitreibungsreht der Finanzbehörden beftehen, welche den Schug der Schuldner gegen ruinöſe 
Vollſtreckungen durch Fornıen und Zeitbeftimmungen verfolgen. Strenger Formen bedarf mob 
mehr die Vollftrerfung der Urtheile ver Juſtizbehörden, und bier hat fich insbeſondere das fran- 
zoͤſiſche Recht das Verdienft erworben, durch feine ftarren Vorfhriften jede tumultuariſche 
Vollſtreckung der Givilurtheile auszuſchlleßen, welchem Vorzug nur der jedoch weniger durd 
den Formalismus der Givilprocefordnung als durch die Fiscalirät der Gebührenordnungen ver 
anlaßte Nachtheil gegenüberfteht, daß bei Eleinern Schuldforderungen der ärmere Schuldner, 
wenn nicht ſchon durch die Schuld, doch durch die Koften ver Grecution leicht ruiniert wurde, 
und die Koften oft dad Ergebnif der Zwangsvollftrefung allein verfihlingen, ſodaß gefagt wer: 
ven fonnte, das franzöſiſche Erecutionsrecht fei für veiche Schuldner reicher Gläubiger beftimmt. 
Hierzu trägt neben der Gebührenordnung auch viel die Organifation ver Vollſtreckungsbehörden 
bei; das franzöſiſche Recht hat die Reinheit der richterlihen Attribute auf die theoretifche Spihze 
getrieben, indem es die Erecution der Civilurtheile ebenfo eigenen Beamten (Hutfjlerd) Über: 
wies, wie e8 in Straffachen die Staatsanwälte mit der Grecntion betraute, welche fegtere Ein: 
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richtung übrigens aud in Deutfhland infofern nachgebildet worben ift, ald der Staatsanwalt: 
ihaft, wo man fie adoptirte, auch der Bollzug der unter ihrer Mitwirkung gefällten Criminal: 
urtheile übertragen wurde. Die Detaild über ven Vollzug der Eivil- und Griminalurtheile 
bieten für den Zweck dieſes Werks fein Interefje; doch muß des Zufammenhangs mit einem 
oberjten ſtaatsrechtlichen Grundjag wegen einiges über das Syiten der Erecution mittel ver: 
ſönlicher Haft bemerkt werden. Nach deutihen Grundſätzen über das Berfahren bei Voll: 
frefung der Givilurtheile ift perfönliche Verhaftung nur in Wechſelſachen zuläjfig und dürfte 
höchſtens dann noch als indirected Zwangsmittel angewendet werben, wenn bei unbezwei- 
felter Solvenz nur der böje Wille des Schuldners der Bollziehung der Erecution entgegenjteht 
(3.B. Beiſeiteſchaffen des betreffenden Objects, ſeines Geldes u. ſ. w.) Allein in dem ande der 
Habead-Gorpus:Acte konnte bi in die neuefte Zeit — ein pradıtiged Mittel für perfönliche oder 
politiſche Rachgier — aud) der injolvente Schulpner auf lange Jahre nady Fleet gebracht werben, 
biö endlich die Würdigung diejed ſchreienden Misbrauchs der langjamen Gefeggebung die Acte 
über den Insolvent Debtor's Gourt abgenöthigt hat und der graufane Spott aufhörte, daß 
der Engländer jein unverantwortliched Verbrechen, nicht in Schillingen bezahlen zu können, 
mit Freiheitsſtrafe abbüßen mußte, Ph. Bopp. 
Erecution, Ereeutionsorbnung des Deutihen Bundes. Für das Verfahren bei Boll: 
ziehung der Erkenntniſſe oder Verfügungen richterliger und abminiftrativer Behörden gegen 
einzelne Staatsangehörige beſtehen in jedem wohleingerichteten Staate beftimmte Vorſchriften 
und Ordnungen, deren Darjtellung und Grörterung wir den fpeciellen Disciplinen überlaffen 
müflen. Bon größerer Erheblichfeit für die allgemeine Staatswiſſenſchaft ift vie Vollziehung 
der Geſetze und gejegliher Entſcheidungen alddann, wenn dem Gejeg oder den mit feiner An- 
mwenbung beauftragten Behörden der Gehorſam in Maſſe und auf eine Art verweigert wird, 
wobei der allgemeine Friede und die Öffentliche Ordnung oder Sicherheit geftört erjcheint. Die 
Art der Bollziehung des Gejeges in jolhen Fällen ift bezeihnend für den Grad der Rechtsach— 
tung, welde die Staatögewalt ven Bürgern angedeihen läßt, wie für die Kraft der erecutiven 
Gemalt in Behauptung ihrer rehtmäßigen Autorität. Genießen Nechte und perfönliche Freiheit 
der Bürger wenig Achtung, ift die Regierung eigenmädjtig und despotiſch, jo wird Das beliebtefte 
Mittel zur Handhabung der öffentlihen Ruhe und des innern Friedens das ftehende Heer, und 
diejes jelbft wird jo organifirt jein, daß es joviel wie möglich eine abgefonderte, dem Bürger 
fremde Kafte bildet und als ein blindes Werkzeug der Gewalt zum Kampfe gegen das eigene 
Volk nit minder gern und willig ald gegen einen äußern Feind ji führen läßt. Es wird fogar 
nicht jelten vorfommen, daß unter dem Namen der Erecution die Anwendung des Militärs auch 
nach ichon wiederbergeftellter Ruhe fortvauert, um durch Entfaltung kriegeriſcher Macht, Quar— 
tiersdruck und Begünftigung foldatiicher Exceſſe Schreden zu verbreiten, wenngleich dadurch der 
Unfhuldige mit dem Schuldigen beftvaft wird. Eine liberale und rechtliebende Regierung wird 
dagegen nur in Ball der äußerften Noth und nad fruchtloſer Erihöpfung aller, Mittel einer 
friedlichen Beruhigung zur Gewalt jchreiten und, wenn zur Stillung eined Aufftandes Die 
germöhnliche Polizei nit ausreicht, am liebften jich des Bürgermilitärs bedienen. Die Anwen: 
bung des fiehenden Heeres aber wird jo lange als irgend möglich vermieden werden, dad Geſetz 
wirb dafür die flete Beobadhtung, Formen und Bedingungen (3.B. Aufforderung zum Aus: 
einandergehen, VBerlefung der Aufrubracte u. |. w.) vorſchreiben und die militärifche Hülfsvoll⸗ 
firedung nur auf Erfordern der Givilbehörde und in dem von ihr beftimmten Maß und Umfang 
eintreten lailen. Denn da das Bürgermilitär feiner Natur nach dem Nechte und der Ordnung 
befreundet und bei deren Erhaltung wejentlich betheiligt ift, jo gibt eine Regierung, welche ihre 
Stüge bei ven Bürgern jelbft ſucht und auf fie die innere Ordnung gründet, eben dadurch die 
jicherite Gewähr, daß fie ihre Stärfe nur dem Recht verdanken, nit von der Gewalt entlehnen 
wolle; während diejenige Regierung, welche ih aus willentofen Söldnern eine Schugmauer 
nicht blos gegen äußere Feinde, jondern zugleidh gegen ihre Untertbanen bildet, im Kriegszu— 
ande gegen dad eigene Bolf erſcheint, das fie durch Furcht in Schranken hält, ftatt durch Gerech— 
tigfeit zu herrſchen. Daher darf in dem norbamerifanijhen Bundesſtaat zur Greeution gegen 
Bürger nur das Bürgermilitär gebraucht werden. In England wird die Anwendung des 
ſtehenden Heeres in den meiften Fällen dadurch entbehrlich, daß die dortigen Polizeibeamten (die 
Eonftables), wenn fie für ji, allein Ruhe und Dronung zu erhalten nicht im Stande jind, 
jeden-Dritten, der ihnen nahe ift, und deren jo viele, ald gerade nöthig jheint, zu ihren Gehül— 
ien exflären, wodurch dieſen ihre volle Gewalt mitgetheilt wird und ſie zu deren thätigiter Aus: 
uübung bei ſchwerer Strafe verpflichtet find. 
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Eine vollftändige Executionsordnung würbe nım die Organifation und den Gebrauch der 
verfhiedenen Zwangs- und Grecutionsmittel, ſowie ihre ſtufenweiſe Steigerung in der Anmen= 
dung dur beftimmte und genaue Borfchriften normiren. Da indefien in despotiſchen Staaten 
die vollziehende Gewalt ſich an Feine Gefege bindet, in geordneten freien Staaten aber zur 
Handhabung eines gefeglihen und rechtlichen Zuftandes im Immern die gewöhnlichen Bolizei- 
anftalten meift ausreichen, jo bat jih das Bedürfniß einer förmlichen Greeutionsorbnung bis— 
jegt mehr nur in zufammengejegten Staaten fühlbar gemadt. Hier find ed nämlich nit blos 
einzelne Individuen und Staatsbürger, gegen melde ein Gefeg oder eine obrigfeitlihe Anorb= 
nung zu vollzieben ift, jondern es find jelbit wieder ganze Staaten, mithin organifirte große 
Mailen, deren Widerftand, wenn fieden Gehorſam vermeigern, die Ordnung des Ganzen bedroht 
und nur burh Waffengewalt überwunden werben kann. Die Vollziehung ver Gejege und Be: 
fhlüffe eines Staatenvereind gegen widerſtrebende Vereindglieder fordert daher die Bereithal: 
tung und Anwendung größerer Kräfte ald der in ver Regel leicht zu überwindende Wiverftand 
bloger Unterthanen im einfachen Staate; das Hauptereentiondmittel ift hier immer die bewafl- 
nete Macht, und es kann, wenn, wie in Deutfhland, jeder einzelne Staat eine felbftänvige 
Militärmaht bildet und die Gentralgewalt feine oder nur eine geringe Kriegsmacht befigt, die 
Handhabung von Recht und Frieden nur durch eine befondere mit der Kriegsverfaſſung der 
geſammten Staateneinigung zufammenhängende Executionsordnung gefichert werden. 

Der eigenthümlichen Art feiner Zuſammenſetzung verdankt denn aud) das ehemalige Deutſche 
Neich wie der Deutihe Bund feine hier noch näher zu betrachtende, vorzüglich ausgebildete 
Grecutiondordnung. Ald nämlich gegen das Ende des fauftrechtlihen Mittelalterd das in eine 
Menge von Fürftenthüngern, Graffchaften, Herrſchaften und Freien Städten zerfallene Deutſche 
Reich von den Türken ſchwer bevrängt und dur Frankreichs fteigende Macht und Umgriffe 
bedroht war, wollten die Fürſten und Stände zu einer Hülfe gegen den auswärtigen Feind ſich 
nicht vereinigen, ohne zuvor den innerlichen Frieden feftgeftellt zu wiſſen. Es wurde daher unter 
Kaifer Marimilian im Jahre 1495 der ewige Landfriede verfündigt. Dieſes Reichsgeſetz ver: 
bot bei ſchwerer Strafe jede Art gewaltſamer Selbithülfe, beſonders die bisher ſogar geſetzlich 
erlaubt gewejenen Privatfehden, welche nad) dem Ausdruck des im Jahre 1471 auf dem Neichs- 
tage zu Regendburg anweſenden päpftlihen Nuntius Gampanus ganz Deutſchland zu einer 
Räuberhöhle gemacht hatten ; die Übertreter des Gefeged wurden in Die Reichsacht erklärt und 
die gewafinete Verfolgung der Friedensbrecher allen Ständen des Reichs und deren Unterthanen 
zur Pflicht gemadt. In Verbindung hiermit ftand die Niederfegung des Reichskammergerichts, 
als eines beftändigen oberften Landfriedensgerichts, und die fogenannte Handhabung Friedens 
und Rechtens, jpäter die Executionsordnung genannt. Durch letztere war hauptſächlich Feftge: 
fegt, daß Kaifer, Kurfürften, Fürften und Stände jährlich zufammenfommen und ratbichlagen 
follten, wie die Randfriedensftörer (d. h. diejenigen, welche mit abjichtlich verfammelter bewaff⸗ 
neter Mannſchaft jih Gemaltthätigfeiten zu Schulden kommen liefen) zu Strafe und Erfaß bed 
Schadens, desgleichen, wie die Fammergerichtlihen Erfenntnifle, wenn jemand ſich benfelben 
widerfegen mwürbe, zum Bollzug zu bringen feien, und um denfelben Zweck noch wirffamer zu 
erreihen, wurde im Jahre 1512 das Reich in zehn Kreife getheilt, mit der Beflimmung, daß 
der Hauptmann einesjeden Kreijes mit feinen Zugeordneten gegen die Friedensbrecher und beren 
Helfer, wenn die erfannte Acht und der geiftlihe Bann nicht fruchten wollten, ven Landfrieden 
handhaben und die Beſchädiger trafen, die am Kammergericht gefprodhenen und in Rechtäfraft 
erwachſenen Urtheile zum Bollzug bringen, two aber das eine oder dad andere Schwierigkeiten 
fände, joldes an den Kaifer oder an ven Erzbiſchof zu Mainz gelangen lafjen follte, um bie 
Stände des Reichs zufammenzufordern und wegen Abftellung dev Beſchwerden in Gemeinſchaft 
zu verhandeln und Beſchluß zu fallen. Die Executionsordnung von 1555 bezweckte neben dem 
gemeinen Landfrieden insbejondere auch noch die Erhaltung des Religionsfriedens. In folder 
ift beftimmt, wie Stände und Obrigfeiten fowol in Abſicht auf eigenmächtige Berfammlungen 
von Kriegsvölkern ald gegen einzelne der Öffentlihen Sicherheit gefährliche Perfonen, die unter 
dem Namen gardender Knechte, audgetretener Iinterthanen, Landzwinger u. f. w. bekannt 
waren, jih verhalten follen; wie in jedem Kreis ein Oberfter und Zugeorbneter zu wählen 
feien, mit umſtändlicher Vorſchrift, nad) welcher dieſelben Ruhe, Sicherheit und Frieden hand— 
haben und wie fie erforberlihenfalld einander zu Hülfe fommen follen, auch mie je nach ber 
Größe ver Gefahr die zugleich mitverordnete Reichsdeputation oder eine allgemeine Reichsver— 
jammlung zufammenzuberufen ; wie jeder Stand und Kreis mit feiner matricularmäßigen 
Mannihaftszahl, Geihüg, Munition u. |. w. fih gefaßt halten, und wie zu dem Ende jeder 
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Stand feine Untertbanen zu befteuern befugt fein folle; endlich wie es in Betreff der auf Hand⸗ 
habung des Friedend ergebenden Koften und gegen die in Vollziehung ihrer Obliegenheiten 
fäumigen Stände, Kreidoberften, Nachgeordnete oder auch ganze Stände zu halten fei. 

Bei diejer Erecutiondorbnung blieb es denn auch bis auf wenige Zufäge und Verbefferun: 
gen, jo oft und dringend feitvem das Bedürfniß einer revidirten Erecutiondorbnung zur Sprache 
fam. Noch dringender wurde aber dieſes Bedürfniß, ald an die Stelle des aufgelöften Deutfchen 
Reihe im Jahre 1815 der Deutiche Bund getreten war. Da nämlich ver Deutjche Bund nicht, 
wie der nordamerifanifhe Bundeöftaat, eine eigene jelbftändige Kriegsmacht befigt, jo mußte 
entweber die Befolgung feiner Anordnungen und Beſchlüſſe dem guten Willen feiner einzelnen 
Mitglieder überlaflen, oder es mußte eine erecutive Macht durch eine Bundederecutiondorbnung 
geihaffen werden. 

Nach der am 3. Aug. 1820 in vem Plenum der Bundesverfanmlung feitgefegten Execu— 
tionsordnung wählt die Bundesverfammlung jedeömal für den Zeitraum von ſechs Monaten 
aus ihrer Mitte eine Commiſſion von fünf Mitgliedern, um über alle ver Bundedverfammlung 
zufommenden Gingaben und Anzeigen, melde auf die vorbezeichneten Vollziehungsgegenſtände 
Bezug haben, Vortrag an die Verſammlung zu erftatten. Erhält diefe dadurch die Überzeugung, 
daß im gegebenen Falle die gejeglihen Vorſchriften gar nit oder nicht hinlänglic befolgt 
worden jind, jo hat jie, nad Beihaffenheit ver Umftände, einen kurzen Termin anzuberaumen, 
um von den Gefandten der Bundesftaaten, welche ſolches angeht, entweder die Erflärung der 
hierauf erfolgten Bollziehung oder die genügende und vollftändige Nachweiſung der Urſachen, 
welde der Holgeleiftung noch entgegenftehen, zu vernehmen. Nach erfolgter Erklärung oder, in 
Grmangelung diejer, nad Ablauf der beftimmten Frift hat die Bundesverfammlung auf dad 
von der Commijjion darüber abzugebende Gutachten zu beurtheilen, inwiefern die Sade erlevigt 
oder der Fall der Nichterfüllung der bundesmäßigen Verpflibtung begründet und ſonach das 
geeignete Erecutionäverfahren zu beſchließen ſei. Ehe jedoch die Bundesverfammlung die wir: 
liche Ausführung ihres wegen der Erecution gefaßten Beſchluſſes verfügt, ift derfelbe der Regie— 
rung des betbeiligten Bundesftaats mitzutbeilen und fogleih an diefe eine motivirte Auffordes 
tung zur Bolgeleiftung, unter Beftimmung einer angemeffenen Zeitfrift, zu erlaffen. Bleibt die 
erlaffene Aufforderung ohne Erfolg, jo ift fofort der wirkliche Gintritt des angedrohten Grecu= 
tionsverfahrens zu beſchließen und der betreffende Bundesſtaat davon nohmals in Kenntniß zu 
iegen. Da übrigens jede Bundesregierung die Obliegenheit hat, auf Vollziehung der Bundes— 
beihlüffe zu Halten, der Bundeöverfammlung aber eine unmittelbare Einwirkung auf die innere 
Berwaltung der Bundeöftaaten nicht zufteht, jo kann in der Megel nur gegen die Regierung 
jelbft ein Erecutionsverfahren flattfinden, Die Executionsmaßregeln werden im Namen ber 
Geſammtheit ded Bundes beſchloſſen und ausgeführt. Die Bundesverſammlung ertheilt zu dem 
Ende, mit Berüdjihtigung der Lofalumftände und jonftigen Verhältniffe, einer oder mehreren 
bei der Sache nicht betheiligten Regierungen den Auftrag zur Vollziehung der beſchloſſenen 
Mafregeln und beſtimmt zugleich ſowol die Stärfe der dabei zu verwendenden Mannſchaft als 
die nach dent jeveömaligen Zwede des Erecutiondverfahrend zu bemeflende Dauer deſſelben. 
Die Regierung, an welde der Auftrag gerichtet ift und welde jolhen als eine Bundespflicht zu 
übernehmen hat, ernennt zu diefem Behufe einen Civilcommiſſar, der nad einer von der Bun= 
deöverjanmlung zu ertheilenden bejondern Inftruction dad Grecutiondverfahren unmittelbar 
leitet. Wenn eine Regierung ji weigert, die Ausführung der ihr aufgetragenen Grecutiond: 
maßregeln zu übernehmen, fo hat die Bundesverfanmlung über die Erheblichfeit der Weige— 
tungögrürde zu erfennen und nöthigenialls das Erecutiondverfahren einer andern Regierung 
zu übertragen, wad aud) dann flattfindet, wenn die zuerft ernannte Regierung ohne anerkannte 
hinlängliche Entihuldigungsgründe den Auftrag unerfüllt läßt; doch bleibt in foldem Fall die 
legtere zum Schadenerjag gehalten und für alle jonft daraus entftehenden nadhtheiligen Folgen 
dem Bunde verantwortlih. Wenn nicht nach einer beftimmten Erklärung der Bundesverfammtz 
lung Gefahr auf dem Verzuge haftet, ſoll die mit der Grecution beauftragte Regierung den 
betbeiligten Bundedftaat von dem ihr erteilten Auftrag benachrichtigen mit der Anzeige: daB, 
wenn binnen drei Wochen eine genügende Folgeleiftung nit nachgewieſen fei, Die wirfliche 
Vollziehung der Erecutionsmaßregeln unfehlbar erfolgen werde. Die obere Leitung der ange: 
ordneten Wollziehung fteht auch in ihrem Fortgange ver Bundesverfanmlung zu, welder die 
aus ihrer Mitte gewählte Executionscommiſſion hierüber nähere Anträge erftattet. Sobald aber 
der Vollziehungsauftrag vorſchriftsmäßig erfüllt if, hört alles weitere Executionsverfahren 
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auf, und die Truppen müffen ohne Verzug aus dem mit der Erecution belegten Staate zurück⸗ 
gezogen werben. Die Koiten der Erecution jind auf den wirklichen, nad dem Zwecke zu bemef: 
fenden Aufwand zu beihränfen, und die Bundesregierung, gegen welche die Execution verfügt 
worden, hat diefelben ohne Aufenthalt zu berichtigen oder hinreichende Eicherheit dafür zu ftellen. 

Dies ift das Weſentliche der Beftimmungen, durch melde der Deutſche Bund die Vollziehung 
feiner Geſetze, Beſchlüſſe und Enticheidungen, ohne Überſchreitung feiner verfaffungsmäpigen 
Gewalt, geleglich geordnet hat, die aber freilich aus nahe liegenden Gründen doch nur gegen 
mindermädtige Mitglieder als ausreichend betrachtet werden können. 

Pielleiht möchten aud aus der rechtlichen Natur des Bundes, als eined Staatenbunvdes, 
Zweifel erhoben werden, ob eine wahre gefegliche Zwangsgemalt dem Bunde feinem Weſen 
nach zuftehen fönne, weil diefe mit der Souveränetät der Bundesglieder Anvereinbar ſei. Dieſe 
Zweifel find jedoch nicht fihhaltig, fobald man auf den Zweck des Staatenbundes zurückgeht. 
Der Staatenbund foll nämlich, wie allgemein anerfannt wird, etwas vom bloßen Staatenbünb: 
niß Verſchiedenes, er ſoll eine engere, bindendere Bereinigung darftellen als das bloße Schug: 
und Trugbündniß, die völkerrechtliche Allianz verihiedener Staaten. Der Staatenbund ift eine 
auf die Dauer berechnete Vereinigung mehrerer Staaten, zwar nicht zu einem Gelammtitaat, 
aber doch zu einer Gefammtmact oder politifchen Einheit, durch wechjelfeitige Sicherung gegen 
äußern Angriff, oder durch gemeinfchaftliche und gegenjeitige Vertheidigung. ine Staatenei: 
nigung aber, die dem angegebenen Begriff entipreden und nicht jeden Augenbli Gefahr laufen 
joll, die Freundſchait der Genoſſen in Beindichaft verwandelt zu ſehen, muB vor allen Dingen 
den Frieden unter ven Verbündeten felbft erhalten, und um dies zu können, muß fie dafür for: 
gen, daß Streitigkeiten der Genoffen unter ji, worüber ſie in Güte ſich nicht einigen können, 
unter Berzichtleiftung auf das Recht der Selbfthülfe im Wege Rechtens entſchieden und die 
ergangenen Entfheidungen mit überlegener Macht vollzogen werden. 

Ohne eine ſolche die dauernde Grreihung feines Zwecks durch verfaſſungsmäßigen Zwang 
verbürgende Organifation würde jid der Staatenbund in nichts vom bloßen Staatenbündniß 
unterfheiden, das häufig und fogar gewöhnlich auch keinen andern Zwed hat als die gemein: 
ſchaftliche Bekämpfung eines äußern Feindes, ohne jedoch für ven Beftand der Vereinigung eine 
feftere Grundlage zu befigen al8 ben ſouveränen freien Willen jedes einzelnen Genoffen und 
deſſen eigene jouveräne Überzeugung von dem Recht und Wohl feines befondern Staates, welche 
mit den zufälligen Anfichten und Intereffen ver Betheiligten zu wechſeln pflegt. Es gibt naber 
feinen wahrhaften Staatenbund ohne eine zwingende Bundesgewalt, die überhaupt, ſobald der 
Staatenbund feiner Aufgabe gewachſen fein will, von der Staatögewalt nicht der Art, fondern 
nur dem Umfang und der Ausdehnung nad ich unterfcheidet. Denn Handhabung von Net 
und Frieden durch eigene, jelbftändige Macht, Schug aller Angehörigen gegen innern und äußern 
Angriff it der grundmeientlihe Zwed und der Charakter, wodurd der Staatöverein von jeder 
andern Gefellfhaft oder Vereinigung fih unterfcheidet. Denfelben Zweck hat aber aud der 
Staatenbund und kann daher einer erecutiven Macht zu deffen Erreihung fo wenig als der 
Staat entbebren. 

Dies muß denn au vom Deutfchen Bunde, deffen Beſtimmung überdies weit mehr umfaßt 
als die Erhaltung ded Friedensſtandes im Innern und die gemeinfhaftlihe Vertheidigung 
gegen außen, gelten, wenngleidh der Deutſche Bund in ver Wiener Schlußarte ſich für eine völ- 
ferrechtlihe Vereinigung erklärt und ſämmtlichen Bundesglievern ihre Unabhängigfeit und 
Souveränetät verbürgt hat. Denn eine völkerrechtliche Vereinigung nennt fh der Deutſche 
Bund blos in dem Sinne, daß allein die deutſchen Regierungen und nicht auch deren einzelne 
Unterthanen Theil am Bunde haben, Mitgliever des Bundes jein follen; verfelbe nennt ſich 
aber auch eine gegen das Ausland in politifher Einheit verbundene Geſammtmacht, ev erflärt 
ich berufen, jeder Selbfthülfe zwiſchen Bundesgliedern vorzubeugen und ver bereitd unternom— 
menen Einhalt zu thun, in allen nad) Vorſchrift ver Bundesacte bei der Bundesverfammlung 
anzubringenden Streitigkeiten der Bundesglieder die Vermittelung zu verfuchen und, wein 
diefer Verſuch mislingt, deren Entiheidung durd eine im Namen dev Bundeöverfammlung 
erfennende Austrägalinftanz zu veranlaffen, deren Ausſpruch die ftreitenden Theile ſich fofort zu 
unterwerfen haben. Dev Deutiche Bund bevarf daher auch, wenn alles dies nicht leere Worte 
tein ſollen, einer organifirten gefeglichen Zwangsanftaft und überträgt demnach in Art. 31 der 
Wiener Schlußacte feinem Organ, der Bundesverfammlung, das Recht und die Verbindlichkeit, 
für die Bollziehung der Bundesacte und fibrigen Grundgefege des Bundes, der in Gemäfbeit 
ihrer Competenz von ihr gefaßten Beſchlüſſe, der durch Austräge gefällten ſchirdsrichterlichen 


Erkenntniſſe, der unter die Gewährleiftung ded Bundes geftellten compromiffarifhen Entſchei— 
dungen und ber am Bundestage vermittelten Vergleiche, fowie für die Aufrechthaltung der vom 
Bunde übernommenen befondern Garantien zu forgen, auch zu diefem Ende die erforderlien 
Erecutionsmaßregeln, mit genauer Beobachtung der in der. Erecutiondorbnung feftgefegten 
Beſtimmungen und Normen, in Anwendung zu bringen. 

Gegen die bier entwickelte Anficht vom Begriff und Weſen eines Staatenbunves ift im 

„Staat: 2erifon‘ (IH, 149 und 150), eingewendet, dar fie folgerichtig die Unterſchei— 
dung von Bundesftaat und Staatenbund fallen laffen und nur die ſtaatsrechlichen Bun— 
deövereine und das bloße völferredtlihe Buͤndniß gegenüberftellen müßte; aud wirb ge— 
fragt: wie man fouveräne Regierungen, die nad ihrer beitimmteften Erklärung fouverän fein 
und bleiben wollen, einem höhern ſouveränen ſtaatsrechtlichen Gemeinweſen, jie und ihre jou= 
veränen Staaten, deren Hecht und Wohl unterthänig unterordnen, vielleicht aufopfern wolle? 
Allein es ift noch feine unterthänige Aufopferung des Rechts und Wohls der Einzelnen, wenn 
behauptet wird, jie feien den verfaffungsmäßigen Gejegen und Beſchlüſſen der Gejammtheit, 
aber auch nur dieien Gehorſam ihulvig, und es ift ein weit größerer Widerſpruch, zu behaup⸗ 
ten, ein Bund, der, wie der Deutiche Bund, ſich jelbft für eine zu politiiher Einheit verbundene 
Geſammtmacht und für berufen erflärt, Gejege zu erlaffen und Recht und Frieden für alle 
Zukunft unter den Verbündeten zu handhaben, ver weder den Eintritt noch ven Austritt als 
Sache des freien Willens behandelt, der die von der Austrägalinftanz gefällten Erfenntniffe als 
in feinem Namen und Auftrag ergangen publicirt und durch geſetzlich geordnete Zwangsurittel 
vollzieht, Habe ſich ſelbſt feine geſetzgebende, richterliche und vollziehende Gemalt beilegen wollen, 
als wenn man behauptet, unter der durch die Bundesacte verbürgten Unabhängigkeit fei blos 
die Unabhängigkeit der Bereindgenoffen unter ih und von Fremden und diejenige Unabhängig 
feit vom Bunde ſelbſt verftanden, welche mit Erreihung der ausgeſprochenen Bundeszwecke ber 
äußern und innern Sicherheit ſich verträgt, alfo namentlich die Unabhängigkeit in innern Lan 
besangelegenheiten. Die weitere Einwendung aber, daß die bier aufgeftellte Anſicht zwifchen 
Staatenbund und Bundesftaat einen generiſchen Unterſchied nicht anzugeben wiſſe, enthält zwar 
eine ganz richtige Bemerkung, aber fie begründet feinen Vorwurf, indem feinedwegs in Abrebe 
geftellt wird, daß der wahre’ Staatenbund nur eine Species der ſtaatsrechtlichen Bundesvereine 
jei, ver ih vom Bundesftaat durch die ausgeſchloſſene Einwirkung der Bundesgewalt auf die 
innere Gejeggebung und Berwaltung der Ginzelftanten unterfcheivet. Dagegen will es der ent= 
gegenftebenden Anficht, die den Staatenbund für ein rein völkerrechtliches Verhältniß erklärt 
und doch vom Staatenbündnig unterfcheidet, indem fie, ziemlich willkürlich, die Gemeinſchaft ver 
Bertheivigung und äußern Sicherung beim Staatenbund ein condominium, beim Schug= und 
Trutzbündniß eine bloße societas nennt, nicht gelingen, vom Staatenbund ein einziges Merk: 
mal anzugeben, das nicht auch dem Staatenbünbniß zukommen könnte. Daß man deſſen unge— 
achtet Häufig den Staatenbund weder für ein blos völferreiptlihes Bündniß nod für ein ſtaats⸗ 
rechtliche Verhältniß gelten laffen will, rührt wol nur daher, daß bei der Stiftung mandes 
Staatenbundes in der That die Meinung zu Grunde lag, den Zweck des Staatenbundes durch 
rein völkerrechtliche Mittel erreichen zu können, während doch eine jihere und vollftändige Löfung 
feiner Aufgabe, d. h. die Bilvung einer bleibenden politifhen Ginheit, dem Auslande gegen- 
über, ſtaatsrechtliche Mittel und Anftalten fordert. P. A. Brizer. 

Nachtrag. Allen, welche in der ebenſo ſchwierigen als wichtigen Lehre von den Bundes— 
vereinen nad) erſchoͤpfenden feſten Begriffen ſtreben, wird es erfreulich fein, daß der berühmte 
Berfafler des vorftehenden Artikels durch feine iharfiinnigen Einwendungen zu erneuerter Prü— 
fung der im „Staats-Lexikon“ über diefe Lehre mitgetheilten Theorie auffordert. Dieſe Theorie 
aber muß ich um jo mehr vertheidigen, da ich von deren Richtigkeit und Heilſamkeit noch inwig 
durchdrungen bin, und da überall nichts mehr Berirrungen und leidenihaftlihe Gegenfäge in 
der Praris verhindert, als allgemeine Klarheit in den wilfenichaftlihen Grundbegriffen und 
Örundfägen. Und wenn ich aud gern zugebe, wie wichtig ed wäre, daß in einem jeden Bunbes- 
verein gute Berfaffung und pofitive Beftimmung bie Aufgaben und Grenzen vegelten, jo jollen 
ia doch, da die Bundesglieder das rechtlich oder logiſch ſich Widerſprechen de nicht wollen fünnen, 
diefe pofitiven Beftimmungen der allgemeinen rehtlihen Natur des Bundesvereins entſprechend 
entworfen, ausgelegt, ergänzt und verbeflert werden. Nur aus dem wiſſenſchaftlichen Streite 
wird alfo auch bier, wie für die Theorie die befriedigende Klarheit, jo für die Praris befrie- 
digende Sicherheit hervorgehen. Auch jest ift indeß, obgleid die — Theorie de 
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Staatenvereine ohne ven Blick auf die hiſtoriſchen Beftimmungen gar nicht zu veranſchaulichen 
ift, Doch die vollftändige praftifche Theorie des deutſchen Bundesrechts dem Artikel über daſſelbe 
¶. Deutfcher Bund und deutfhes Bundesrecht) überlafien worden, 

Ginverftanden bin ich übrigend mit dem Verfaſſer in der Anerfennung der Rechtsgültigkeit 
Der einzelnen von ihm angeführten Beftimmungen ber Executionsordnung ded Deutſchen Bun: 
Des, welche ja nichts den Zwed der völkerrechtlichen Sicherung und die Competenz des Bundes 
Überfehreitendes enthalten und ſelbſt mit rühmlicher Schonung der Souveränetät der Bunbed- 
ftaaten entworfen find. Auch fann ed an ſich nimmermehr ftreitig fein, daß jedem Staatenverein 
Das Recht zufteht, feine gemeinfhaftlihen Berhältniffe auf eine feinem Grundvertrag entſpre⸗ 
chende Weife zu regeln, die Schlihtung der in ihm entftehenden Streitigkeiten und die Erfüllung 
der ‚grundvertragämäßigen Pflichten jelbft mit den grumdvertragsmäßigen Zwangsmitteln zu 
beihaffen; nicht ftreitig ferner, daß man auch hier, wie ja fogar bei Privatfocietäten, z. B. 
bei Glubgefellfaften, in einem weitern Sinne vom Gejeggeben, Richten, Vollziehen reven 
kann, auch da, wo eine ſtaatsrechtliche jouveräne gejeggebende, richterlihe und vollziehende 
Gewalt mit ihren Folgen durchaus nicht flattfände. 

Bezweifeln aber muß ich dagegen nad den ganzen mir unwiderlegt ſcheinenden Ausfüh— 
rungen Bd. III, ©. 130 fg. (und zugleih nad den Argumenten in den befannten ſtaatsrecht⸗ 
lichen Werfen von Klüber, $. 104, 214; Rubhardt, ©. 16, 23—27, 29, 44, 50, 56, 60, 68, 
64, 106, 142, 201, 238, 240; Tittmann, S. 62, 117, 119,137; Jorban, $. 179, und Behr, 
©. 3 fg.) folgende vier — 

l. daß der Staatenbund von dem Bundeöftaate ſich nicht generiſch unterſcheide und ſo wie 
dieſer ſtaatsrechtliche Natur und Gewalt begründe, weil ſonſt ſein Zweck nicht ſicher und voll⸗ 
ſtändig erreicht werde; 

II, daß eine ſtaatsrechtliche Unterordnung bei verfaſſungsmäßiger Handhabung derſelben 
der Souveränetät der verbündeten Staaten nicht widerſpreche; 

IH. daß der Staatenbund nur durd die ftaatsrechtlihe Natur vom bloßen Bündniß- oder 
Allianzvertrag unterſchieden werben könne;  - 

IV, daß endlich vas hiſtoriſche Recht jedes Staatenbundes und indbefondere des deutſchen 
meiner allgemeinen Bundestheorie widerſpreche. 

Zul. Für die Beſtimmung der rechtlichen Natur und der Rechtsbeſtimmungen eines Ber: 
eind genügt mol nie der bloße allgemeine Zwed und die Anficht von dem, mas denſelben 
möglihft volllommen und fiher befördere. Man muß vielmehr (jo wie oben Bo. Ill, S. 130) 
vor allem fragen, zuerſt: weiche rechtlich verſchiedenen Sauptarten der rechtlichen Vereine oder 
Berhältniffe nicht blod dem Zwede, jondern vor allem den rechtlichen Grundbedingungen nad 
rechtlich gewollt werden können, und was deren rechtlich over logiſch abſolut nothwendigen Fol 
gen find; fodann: welche Hauptart bei der Begründung des bejondern Vereins von feinen 
Gliedern wirklich vehtlih gewollt wurde? Schr verſchiedene Vereine können Gleiches bezwecken, 
und die Anfichten über die beite und ficherfte Erreihung des Zweds, ſowie die Opfer, welde 
jeder nad feiner Lage vertragsmäßig dafür verſprechen darf oder. will, jind-verfchieden. Wenn 
man hier vollends irgend fubjective Meinungen und Wünfche über Zweck und Mittel einmiſcht, 
fo wird eine jolde Theorie Despot der Vereine, nicht ihr Ausleger. Wie oft hat man nicht io 
das Kirchenrecht den wahren hriftlihen Grundideen der Vereinsglieder widerſprechend geftalter! 
Könnte nicht jolchergeflalt ver Ausleger eines bloßen Allianzvertrags den Alliirten von ihnen 
nie gewollte ftaatörechtliche Beihränfungen ihrer Souveränetät, etwa Gültigfeit der Stimmen: 
mehrheit über ihre Militärorganifation oder über andere ihrer Rechtsverhältniſſe, auflegen, 
weil nur durch jie ihr Zweck der Sicherheit in ihrer Allianz; möglichſt vollfommen erreicht würbe? 
Könnte er ed nicht, trogdem daß, wie der Verfafler von ven Gründern mandes Staatenbunded 
fagt, „ber Stiftung ihres Vereins in der That die Meinung zu Grunde lag, den Zweck des 
Stantenbundes durch völferrechtliche Mittel erreichen zu können, während doc eine fichere und 
volltändige Löſung der Aufgabe ſtaatsrechtliche Mirtel und Anftalten fordere‘? Darf er es 
aber auch, darf er folche ftaatärechtliche Beihränfungen den Vereinsgliedern auflegen, trogdem 
daß fie nad den Grundbedingungen ihres Verein dieſelben nicht wollten, fie nicht wollten, weil 
ja bei der fleten Unvollfommenbeit aller menfhlihen Dinge eine ganz vollftändige Sicherheit 
doch ſtets unmöglich bleibt, und weil die Vereinsglieder die weniger vollſtändige Löſung eines 
Bundeszwecks hiſtoriſch wirklich vorzieben wollten der Kränfung ihrer Selbftänpigfeit oder dem 
möglihen Gewaltmisbraud von feiten einer Mehrheit dev Alliirten? Auch kann ja, je nach den 
Umftänden, in ver That ein Stantenbund jeinem Zweck fogar mehr entfpreden, ibu beſſer ſichern 
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ohne ftaatörehtlihe Natur und Obergewalt als mit derjelben. (S, oben Br. II, ©. 141 
und 152.) 

Zu ll. Dagegen möchte doch allerdings ver Begriff einer wahren ganzen Souveränetät und 
jelbft ver perfönlihen Sonveränetät, der fouveränen Machtvollkommenheit und Würde mit 
einer flaatörechtlichen, mithin zugleich perfönlichen Unterorbnung logiſch unvereinbar fein. Es 
möchte widerfprechend, alfo unmöglich fein, Souveränetät und Unterthanſchaft oder unterthä= 
nige Gehoriampfliht unter eine höhere geſetzgebende, richtende, ftrafende, vollziehende Regie— 
rungsgewalt zu vereinigen. Die Verfaſſungsmäßigkeit der Ausübung diefer Gewalt aber würbe 
ben Widerfpruc keineswegs aufheben. Denn auch der Bürger foll ja nur nad verfaffungs= 
mäßigen Gejegen regiert werben, ift nur ihnen. rechtlich Gehorſam ſchuldig und ift doch Unter— 
than, nicht Souverän. Aud die Beihränfung der Unterthänigfeit auf die Beftimmungen, 
welche abgeleitet werben aus dem Zweck der Sicherung gegen außen und gegen die Bundes— 
glieder, hebt die Unterthänigkeit ſelbſt nit auf. Die Folgerung aus einer möglichſt vollfommes 
nen Erreichung dieſes Zwecks fönnte zugleich ebenfo wie die aus dem Staatszweck jelbft zu allen 
mögliden innern und äußern Beihränkungen der Souveränetät führen. Auch dad würbe die 
Souveränetär nicht herftellen, wenn alle Dtegierungen an der Oberregierungdgewalt des Bun- 
deö gleichen Theil erhielten und die Stimmenmehrheit den höchſten Beihluß bildete. Dieſes ift 
in bemofratifchen Staaten auch der Fall, und doc; ift ver Bürger der jelbftänpigen allgemeinen 
Staatögewalt unterthan und nicht fouverän, ja nach Rouſſeau, ſelbſt wo er ſich verlegt glaubt, 
ohne Recht gegen jie, „gerade jo wie der Fuß gegen den Kopf”. Nur alsdann, wenn, wie bei 
manchen Bölfern, nicht abjolut die Stimmenmehrheit, jondern dad Veto der Einzelnen 
gilt, aljo wenn nur die Stinmeneinhelligfeit, wenn ſtets freies vertragsmäßiges Zuſammen- 
wirfen der Einzelnen regierte, ſtatt eines höhern Gefegeö und wahren Geſammtwillens durch 
bafjelbe, und wenn aud für die Wollziehung keine jelbftänpige, eigene, von den Einzelnen unab= 
bängige und getrennte Gewalt des Bereins beftände, alddann wäre freilich die Souveränetät 
gerettet, die fhaatsrechtliche Gewalt wäre dagegen verihwunden; denn fie erfordert, wie auch 
ber Berfajjer bemerkt, jene jouveräne oder jelbftändige und eigene Obergewalt einer höhern 
moraliſchen Berjönlichkeit der Staatsregierung über alle Einzelnen, auch alsdann, wenn dieſe nicht 
beſonders zum Beihluffeeinwilligen. Ausführlich aber wurde zugleich oben (Bo. III, &.131 fg.) 
erwiefen, daß die rechtliche Anerkennung folder Gewalt oder dieſes erſte Merkmal des ftaatd- 
rechtlichen Vereins und daß dieſer jelbft rechtlich und thatfählich unmöglich wäre ohne ein zweites 
und britted Merkmal diefed Bereind, nämlich ohne den höchſten oder ohne ven nationalen Ge— 
ſammtzweck und ohne eine innerliche moralifch-perfönliche Bereinigung in ihm und für ihn — 
aljo bei dem ſtaatsrechtlichen Staatenverein, der ganz zufammenfällt mit vem Staatenftaat oder 
Reich, auch unmöglich ohne die Iheilnahme der Bürger. Hieran knüpft fi denn allervings 
auch eine patriotifche Aufopferungspflicht, wie fie für ſouveräne Regierungen in Beziehung auf 
ihre Staaten wol im Staatenbund niemand behaupten wir. 

Durd jene drei ſtaatsrechtlichen Merkmale (mit ihren Folgen), durch diefe moralifdh-per= 
fönliche, eine ſtaatsrechtliche Obergewalt begründenve Vereinigung nur unvollfommener oder 
halbfouveräner Regierungen und Volksſtämme für den nationalen Geſammtzweck unterſcheidet 
ſich num wirklich der Bundesftaat generifh von dem Staatenbund. Durch den Staatenbund 
wollen nämlich mit Beibehaltung ihrer vollen perſönlichen Souveränetät und nur völferredht= 
lid) mehrere Regierungen für ihre bleibende nölferrechtliche (oder äußere und gegenfeitige) Siche= 
rung einen Theil ihrer äußern Hoheitögewalt dauernd real gemeinſchaftlich machen. 

Zul. Auch von ſolchem völkerrebtlihen Staatenbund unterfcheidet fi hinlänglih der 
bloge Allianzvertrag. Er ift ein bloßer Societätävertrag, durch welchen ſich mehrere unbeſchränkt 
jouveräne Regierungen, jelbit ohne reale Beſchränkung und Vereinigung ihrer Souveränetätd- 
rechte, für einzelne durch die vorübergehenden Verhältniſſe bepingte Zwecke beſtimmte vorüber= 
gehende Obligationen zujagen. Schon die Begriffsbeftimmung bezeichnet auch hier alle oben 
(Bd. IE, 141) ausgeführten wejentlihen Unterſchiede in dem Zwed und den rechtlichen 
Grundbedingungen, in der Natur und der Wirkung, in dem Umfang und der Dauer des Ver— 
hältniſſes und feiner Verpflihtungen. Sie ergeben ji von ſelbſt, fobald man nur die von ber 
claſſiſchen roͤmiſchen Jurisprudenz fo tief und gründlich entwidelten Hauptverſchiedenheiten 
aller möglichen rechtlichen Bereinbarungen und Verhältniſſe, nämlich die des Perſonenrechts 
mit der moralifchen Berfönlichkeit, die des Realrechts mit der realen Gemeinſchaft und vie des 
Obligationenrehtd mit dem Sorietätövertrag ſcharf auffaft. Man muß nur niemals mit den 
beiden erftern die bloße Geſellſchaft vermifchen, fie, die bei ihrem Mangel an einem Unterwers 
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fungsvertrage unter höhere (perſonen- und ſtaatsrechtliche) Geſetzgebung und Gewalt oder an 
einem wahren böhern Gefammtmillen, bei ihrem Mangel ferner felbft an einer realen Gemein: 
{haft nur (pro rata) getrennte Privatobligationen kennt und fo für jenem Fall ven Widerſpruch 
(ratio prohibentis) der einzelnen Genoflen gelten Laffen nıuß. So begründet mun z. DB. der 
Staatenbund in feinem Innern zwar feine perfonen= und flaatöredhtliche Unterwerfung umd 
Einheit, und e8 erfcheinen hier die Mitglieder nadı dem richtigen Ausprud ver Wiener Schluf- 
acte Art. 7 nur „ald felbftändige, unter ih unabhängige Souveräne mit wechielfeitigen gleichen 
Vertragsrechten und Bertragsobliegenheiten” (alſo nicht mit gefegliher Abhängigkeit von 
höherer Gewalt). In feinen äußern Verhältniffen (nnd nur bier) erfcheint der Stantenbund 
(keineswegs aber der bloße Allianzvertrag) nah dent Ausdruck der Schlußacte „als eine im 
politiiher Ginheit verbundene Geſammtmacht“, weil nämlich die Bundesglieder, ſoweit fie es 
für den Zweck ihrer bleibenden äußern Sicherung nöthig hielten, eine dauernde reale Bereini- 
gung (condonrinium, communio, nad der Schlußacte eine „Gemeinſchaft“) äußerer Hobeite- 
gewalt gründeten. &8 gibt ebendeshalb, und weil hier für dieſe Repräfentation und Verwaltung 
diefer dauernden Gemeinschaft bleibende Organifation und Organe unentbehrlich ſind, eime 
Bundedgewalt, eine Bundedarmee, Bundeöfeftungen, einen Bundestag, Bundesgefandte und 
ein Bundesgebiet (Schlußacte 18—52). Aber es gibt nicht eine Alltanzgemalt, Alliangarmer, 
Allianzfeftungen, Allianzgefandte, ein Allianzgebiet, fondern nur Kräfte, Armeen, Feſtungen, 
Gefandte, Gebiete der Alliirten. Es ift kaum begreiflic, wie Klüber $.76 das überall (Schluß⸗ 
acte 18, 19, 39, 41, 45, 51 u. f.w.), ja fon in den Worten „Deutſcher Bund’ und 
„Deutſchland“ anerkannte gemeinshaftlide Bundesgebiet dem Deutihen Bund abfprechen kann 
Diefe völkerrehtlihe reale Oberhoheitsgewalt des Bundes bebt zwar die innere ſtaatsrechtliche 
Souveränetät der einzelnen Negierungen nicht auf, ebenjo wenig als beide das freie Privat: 
eigenthum der Bürger. Sie bewirft aber, daß die Verleger des einzelnen Buudesgliedes ſchon 
von felbft als verlegend oderfeindlic gegen den Bund ericheinen, und daß dieſem von felbft, ohne 
befondere Erlaubniß einzelner Bunvdesregierungen, überall die grundvertragsmäßige Berthei- 
digung ded Bundesgebiets zufteht. Dieſes bleibende dingliche, alfo von wechſelnden perfönlichen 
Überzeugungen und Zuftimmungen einzelner Glieder unabhängige Recht aller Bundesglieder 
an dem ganzen Bundesgebiet ift auch die ficherfte rechtliche Grundlage und Bürgichaft der Dauer 
des Bundesvereind, während das rein obligationenrechtliche Sorietätd: oder Allianzverhälmis 
ftetö völlig preeär feine gänzliche rechtliche Auflöfung durch jede je nad vem Wechſel des Be: 
pürfniffes und der Überzeugung ſtets mögliche Kündigung erhält. Bloße Bündnißverträge 
begründen nie, wie ed der Berfaffer glaubt, ein foldjes venled Oberhoheitsrecht mit jeinen Folgen. 

Zu IV. Dafür, daß diefe allgemeine Theorie auch nicht durch das hiſtoriſche und das deutſche 
Bundesrecht gefährdet werde, mögen die oben citirten Argumente vieler der berühmteften veut- 
ſchen Publiciften für den völkerrehtlihen Gharafter ded Deutihen Bundes und die obigen Aus: 
führungen (Bd. II, S. 141) fprehen. Man muß nur das durd die Bunbesacte begründete 
Rechtsverhältniß unvermifcht Taffen mit allen vor oder nach dem wirklichen Abſchluß des jegigen 
Bundedvertrags gehegten Anjihten und Wünſchen über das, was nach ihnen etwa Recht oder 
Wohl ver Nation und der Fürften erheifhen möchte. Man muß zugleich im Auge behalten, daß 
die Bundesacte ausprüdlich überall in den Bundesgefegen, ſowie mittelbar auch, indem bie 
Landesverfaffungsverträge fie zu Grunde legten, in diefen ald „ver Grundvertrag und das erfte 
Grundgeſetz des Bundes’ erklärt wurde, „deſſen Grundcharakter, Geift und Inhalt überall die 
rechtliche Wirffamfeit der Bundesverfanmlung bedingt und begrenzt‘, ſodaß ihm fein compe= 
‚zenter und gültiger Bundesbeſchluß widerſprechen kann (Schlußacte 1—4, 9, 10, 17, 19), und 
daß etwaige ibm widerſprechende ftaatsrechtliche Beftimmungen zur Beſchränkung ber natür- 
lihen oder pofitiven Medhte der Bürger auch ohne deren landedverfaffungsmäßige Zuftim- 
mung nicht rechtsgültig werden Eönnten. (Schlußacte 55, 56, und befonderd auch Rudhardt, 
©. 30, 65, 238 — 241. Derfelbe fagt S. 30 fogar: „Solde dem Grumbvertrag wider: 
fprechende Beſchlüſſe, felbit wenn ſie formell zu Stande gefommen wären, würden unbeil- 
bar nichtig oder der Bund, da die Sorietät ihr urfprüngliches Weſen verloren hätte, factifch 
aufgelöft fein.) Sobald man nun alled dieſes beachtet und vor allem die bekannten hiſto— 
riſchen Thatſachen in Beziehung auf die Gründung ded Bundes berüdiicdhtigt, wird man wol 
ſchwerlich mit dem Verfaffer die ald Grundbedingung und Zwed des Bundes fo energifh und 
allgemein verbürgte Souveränetät und Unabhängigkeit der Bundesftaaten nur auf das Ver: 
haltniß der einzelnen Bundesftaaten untereinander und zu Fremden und die fo beftimmte allge= 
meine Erklärung der völferrechtlihen Natur des Bundes blos nur auf die Ausjhliefung der 
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Unterthanen beichränfen, dagegen. aber die jo ausdrücklich nur auf dad äußere Verhältniß 
beihränfte politifhe Einheit auch auf die innern Berhältniffe und auf eine innere ſtaatsrechtliche 
Rrgierungögewalt ded Bundes und eine Untertbanihaft der Bundesregierungen ausdehnen 
Dürfen. Man wird jhwerlich jenen für völferrehtlih erklärten Bund dennoch für einen 
ſtaatsrechtlichen erklären und jo behandeln und jene unbejhränft Hingeftellte Souveränetät 
aufpeben dürfen, ſoweit ed nur immer für die fihere vollftändige Verwirklichung des Zwecks 
und der ſtaatsrechtlichen Natur als nöthig erſcheint. Den, wierwir glauben, vollftändigen Gegen- 
beweiß aber gab bereits der Art. Deutfher Bund. Auch die Bundestagsverhandlungen von 
1816—19 enthielten feine ſolche ſtaatsrechtliche Einwirkung. Wenn aber mande, z. 2. 
Zachariä, behaupten, feit den Karldbader Beihlüfien Habe fih ver Bund in einen ſtaats— 
rechtlichen verwandelt, jo jcheinen fie zu vergeilen, daß diefe Beihlüffe und einige ihnen nad: 
aefolgte ja jelbit ſich ald temporäre, duch Gefahren veranlaßte Ausnahmebeichlüffe bezeichneten 
(1. Rudhardt, ©. 239 — 41). Sie jheinen ferner die Bedingungen der rehtsgültigen Begrün— 
dung und Einrichtung eines allgemeinen jtaatsrechtlihen Vereins eines freien Volkes (ſ. oben 
Bd. I, S. 131g.) zu überfeben. Gerade ein wahrbafter freier ftaatsrechtliher Verein, wenn 
man den Bund bätte in jolden verwandeln wollen, hätte ja Ausdehnung ſtatt Beihränfung 
des freien Nationalrechts und der freien Mitſprache der Nation erzeugt und erheifcht (j. oben 
a. a. O.) Allein von bier nimmt Pfizer feine Gründe gegen die völferrehtlihe Natur des 
Deutiben Bundesaus, und ich muß mich mit diefem allgemeinen Widerſpruch gegen diefe Theorie 
von Zachariã begnügen. Denn die Würdigung des VBerhältniffes fpäterer Bundesbeſchlüſſe 
zum Grunbvertrag und unter ji gehört ebenjo wenig hierher ald die Unterfuhung über die 
Intereilen und Rechte der Nation in Beziehung auf Bildung und Geftaltung ihres allgemeinen 
Rechts zuſtandes. Hier kam es zunähit auf Vertheidigung und Veranſchaulichung meiner 
Theorie über die allgemeine Natur der Staatenvereine überhaupt an. Daß dieje au durch den 
deutihen Bundeöverein und die hier geprüften gewiß nicht unbedeutenden Einwendungen nicht 
entfräftet jei, dieſes wünſche id genügend dargetban und dadurd wenigjtend einigermaßen 
jenen oben (Bd. Ill, ©. 131 fg.) geſchilderten Gefahren faliher Theorien über die Bundesver— 
bälmiffe-entgegengewirkt, vielleiht auch die verworrenen Gontroverjen über die Natur des 
Deutihen Bundes ihrer Löſung näher gebradt zu haben. Melder. 

Erequatur, ſ. Eonfuln, Eonfulate. 

Eril, ſ. Verbannung. 

Erpropriation oder gezwungene Gigenthumdabtretung ift derjenige Act, wodurd der 
Eigenthümer einer Liegenſchaft genötbigt wird, fein Gigentbum aus Gründen des öffentlichen 
Wohle (der Nothwendigfeit oder des öffentlihen Nutzens) gegen volle Entſchädigung abzutreten. 
Die-Lehre gehört vem Staatsrechte an, injofern es auf die Frage anfommt, wie weit der Staat 
das Gigenthum der Bürger aus öffentlichem Intereffe in Anfprud nehmen kann; jie greift aber 
aud tief in das Privatrecht ein, infofern ed auf die Ausmittelung einer gerechten Entſchädigung 
und: auf Feitftellung neuer Eigenthumsverhältniſſe ankommt. In demjenigen Rechte, das ald 
die vorzüglichfte Grundlage der Rechtsbildung anzuſehen ift, in dem Römiſchen Nechte, kommt 
die Lehre nicht vor. Wenn auch dieNömer große Unternehmungen von Straßen, Wafferleitun- 
gen u. a. gemacht haben, fo ſcheinen fie doch in ihren Berhältniffen, wo zum großen Theile in 
ben Brovingen gebaut wurde, in denen die Nömer Fein volles Eigenthum anerkannten, Feine 
Beranlafiungsgründe gefunden zu haben, die Abtretung des Vrivateigenthums zu fordern. 
Die Idee aber, daß der Eigenthümer ſchuldig fei, wegen des Nugens des Publikums oder zur 
Grreihung eined vom Staate bejonderd gefhügten Zwedes fein Eigenthum einen andern abzu- 
treten, year auch den Römern nicht ganz fremd, und in der L. 12. pr. D. de religiosis und allge- 
meiner in dem Mechte eined Gigenthümers, der zu feinem Grundftüde nit gelangen konnte, 
wenn ihm der Nachbar nicht eine Dienftbarkeit beftellte und einen Weg über fein Grundftüd 
einräumte, lag die Außerung diefer Idee !), ſowie auch in dem Rechte des Staates, für eine via 
publica das nöthige Grundftüd in Anipruch zu nehmen. ?) In dem germanifhen Rechte famen 
gleihialls in den jogenannten nothwendigen Servituten?) Spuren der Anſicht vor, daß der 
Gigenthümer zum Vortheile des Nahbars ſich eine Beihränfung gefallen laflen muß. In 
manden Ländern war indbefondere im Intereffe ver Wiefencultur und der Wäfferung die Ver: 
Midtung der Grundeigenthümer anerfaunt, zum Behufe von Wafferleitungen einen Theil der 





1) Eiver's Themis, Bo. I, Heft 1, Nr. 4. 2) L 14, 8.1, D. quemadmodum servitutes amit- 
iantur. 8) Mittermaier's Orundjäge des deutfchen Privatrechts (Tünfte Auflage), $. 167. 
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Grundſtücke herzugeben. *) Die ältern Praktiker erfannten theild bei der Lehre von dem Noth⸗ 
wege®), theils im Staatsrechte, ald Ausfluß des jus eminens ®), dad Recht des Staates an, das 
Eigenthun der Bürger in dringenden Fällen in Aniprud zu nehmen. Erſt in der neuern Zeit 
erhielt die Lehre eine größere Bedeutung. Man erfannte die Pflicht, die Heiligkeit des Privat- 
eigenthums, einer jener Hauptgrundlagen der bürgerlichen Geſellſchaft, in Schug zu nehmen 
gegen Launen der Machthaber. Man fühlte, daß nur auf dem Wege der Gejeggebung bie 
Intereffen ded Eigenthümerd und der bürgerlichen Geſellſchaft ausgeglichen werden fünnten. 
In den Eivilgefegbüchern 7) wurde der Grundſatz ausgefprochen, daß niemand gezwungen wer: 
den könne, jein Eigentum abzutreten, wenn nicht aus Gründen des öffentlichen Nugend ber 
Staat ed verlangt und volle Entihädigung geleiftet wird. Auf ähnliche Weife fteflten aud bie 
neuen Berfaffungsurfunden den Grundfag auf®), freilih in den Ausdrücken wieder fehr ver- 
ſchieden. Man erfannte bald, daß dieſe magern Beftimmungen nicht genügten, um den Intereflen 
der Bürger und des Staates Genüge zu leiften; es entftanden num neue vollftänbige Erpro: 
printiondgefege, von denen das franzöfiiche vom 8. März 1810 das erfte umfaflende Geieg 
war. Es entſprach aber in feiner Weife den Borderungen), und erft im Jahre 1833 am 
7. Juli kam ein vollftändiges neues Gefeg zu Stande. Bon den deutihen Staaten beſitzen voll- 
ftändige Erpropriationsgefege das Großherzogthum Heſſen 19%), Kurheffen!!), Königreich 
Sachſen ??), Baden !?), Baiern. 14) Bon ausländifhen Staaten verbienen vorzüglid bie 
Erpropriationdgefege von Belgien 19) und einigen Schweizercantonen, vorzüglich von Luzern 49) 
und Genf!?), eine Beahtung. In Würtemberg wurde zwar 1835 das Project eines folgen 
Geſetzes von der Negierung der Kammern vorgelegt und von diefen berathen, aber nicht ange: 
nommen. In England gibt es fein allgemeines Erpropriationdgefeg, da über jeden einzelnen 
Borfhlag dad Parlament erft zu enticheiden und die beiondern Bedingungen der Anwendung 
der Erpropriation feftzufegen hat. Allein gewiffe allgemeine Regeln für die Einbringung der 
Billd (private bills) über Kanäle, Gifenbahnen und Wege finden ſich doch aud in England. 2*) 
Die Wiſſenſchaft Hat für die Ausbildung der hier in Frage ſtehenden Rechtslehre nod wenig 
gethan, und bei Bergleihung der verſchiedenen Gefeggebungen bemerkt man leicht, daß bie 
Legislation noch auf den Wege der Experimente ſich befindet und noch nicht zu ber nothwendi⸗ 
gen feſten Grundlage und Übereinſtimmung gekommen iſt. 

Es kommt bei einem Expropriationsgeſetze vorzüglich auf folgende Punkte an: 1) auf die 
Bezeichnungen der Fälle, in welchen die Geſetzgebung befugt ſein ſoll, das Opfer des Privat 
eigenthums zu fordern; 2) auf die Formen, in welchen der öffentliche Nutzen conſtatirt werden 
ſoll; 3) auf die Beſtimmung der Maßregeln, welche nothwendig find, um auszumitteln, welche 
Liegenſchaften zu den öffentlichen Arbeiten nothwendig find; 4) auf das Verfahren, um bie 
Abtretung der Liegenſchaften zu bewirken und über die dabei erhobenen Einwendungen zu emi- 
ſcheiden; 5) auf das Verfahren, um die Entſchädigung zu beftimmen, welche dem zur Abtretung 
Pflihtigen gebührt; 6) auf die Grundlagen, nad) welchen die Entfhädigung ermeflen werden 
muß; 7) auf die Bezahlung der Entfhädigung; 8) auf das befondere Verfahren, das in 
gewiffen auferordentlichen Bällen eintreten ſoll. 

1. Fragt man zuerft: in weldien Fällen der Staat befugt fein ſoll, die gegmungene Abtre⸗ 
tung des Eigenthums zu fordern, fo finden wir wieder drei verſchiedene Wege, emtmeber: 
a) wählt das Gejeg nur ganz allgemeine Ausdrücke, um die Fälle der Ahtretungspflict zu 
bezeichnen 10), oder b) ed wird eine Art von allgemeinem Prineip feftgefegt, am welchem das 
Dafein des zur Abtretung geeigneten Falls erkannt werben ſoll 20), oder c) das Geſetz gibt Die 


4) 3.8. in Italien. S. Mittermaier, a. a. D., $. 222, Note 23. 

5) Glver's Themis, S. 105— 124. 6) Klüber, Offeniliches Necht, 8. 551. 

7) Code civil, Art. 595. Ofterreichifches Givilgefegbuch, Art. 364 u. 365, 

8) Eine fehr brauchbare Sammlung der verfcyiedenen Belimmungen in den Berfaffungsurfunden und 
Gefegen der Länder f. in vom Wendt's Erpropriationscoder oder vergleichender Dariiellung 4. 1. W- 
(Nürnberg 1837). i 

9) Foͤlix in ver Zeitfchrift für ausländifche Gefepgebung von Mittermaier, Br. VI, Nr. IX. 

10) Bom 6. Juni 1821. 11) Bom 30. Det. 1834. 

12) Bom 3. Juli 1835 (zunächft auf die Eiſenbahn fich beziehend). 

13) Bom 28. Aug. 1835. 14) Bom 17. April 1830. 

15) Bom 17. April 1835. 16) Gefep vom 24. Dec. 1830. 17) Gefep vom 14. ehr. 1834. 
18) Einige (obwol nicht velltändige) Notizen in Wendt's Erpropriationsroder, Heft 1. &.52 
19) Diefes gefchieht in den meiften Gefegen und Berfaffungsurfunden. 

20) 3. B. nach dem badifchen Geſetze, F 2. 
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Fälle, in welden die Zwangsabtretung eintreten fol, genau an.21) Bei ver Frage, melde 
diejer Methoden die zweckmäßigſte ift, entſcheidet vorzüglich die Rückſicht, daß das Eigenthum 
der Bürger heilig und gegen alle Angriffe gefhügt fein muß, melde die Liebhaberei eines 
Machthabers, die Laune eines Technikers nicht felten unter dem Vorwande des Öffentlichen 
Nutzens verſucht. Es kann fo leicht der Wunſch, daß ein die Verſchönerungspläne ftörendes 
elend gebautes niedriges Häuschen abgeriffen, oder daß eine gerade Straße geführt, oder ein die 
Ausſicht von einem gewiflen Schlofle hinderndes Haus entfernt werde, die Verſuche, eine 
Zwangsabtretung zu bewirken, veranlaffen. Hier muß das Geſetz den Bürger, ver an feinen 
Eigenthume feſthält und daſſelbe nicht abtreten will, in Schug nehmen. Wenn man erwägt, 
wie an das Grundeigenthum, das vielleicht feit Jahrhunderten bei einer Familie ſich befinvet, 
die theuerften Erinnerungen gefnüpft find, oder daß oft von einer gewiſſen günftigen Lage, in 
welcher ein Etabliſſement ſich befindet, 3. B. eine Fabrik, ver Wohlftand einer ganzen Familie 
abhängt, ſo kann man nicht genug biejed Privateigenthum ehren und vor den Angriffen des 
fogenannten Öffentlichen Wohls ſicher ftellen. Es ift zwar richtig, daß das Öffentliche Interefle 
fo gebieterifch ipricht, und daß jeder Bürger, der in den Staatöverein tritt, auch bereit fein 
muß, dem Ganzen Opfer zu bringen; ed ift richtig, daß durch den Eigenfinn des Einzelnen eine 
großartige Maßregel nicht aufgehoben werben darf; daher würde es viel zu einfeitig umd eng 
gefaßt fein, wenn man nur in Bällen der Nothwendigfeit die Zwangsabtretung fordern wollte. 
Auch der Öffentliche Nugen muß fhon hinreihen, um das Opfer zu begründen ; denn bei einer 
Reihe von Unternehmungen, die im Intereffe der großen Kortfchritte der Zeit geboten werben, 
läßt ih zwar nit die beſtimmte Nothwendigleit erweifen, z. B. bei Anlegung eines Kanals 
ober einer Eiſenbahn; allein nach allen Gefegen der Wahrſcheinlichkeit knüpfen ſich an die Unter: 
nehmung fo entſchiedene Bortheile, daß ed unzweckmäßig fein würde, wenn der Staat die For- 
derung der Stimme der Zeit nicht Hören und auf ein Unternehmen verzichten wollte, dad Nugen 
zu gewähren veripricht, und zwar nicht bloß einen unmittelbar zu Geld anzufhlagenden Nutzen 
höherer Einkünfte ded Staates, fondern auch ben Nugen ber Belebung der Inpuftrie. Wenn ed 
fih aber darum handelt, ob in einem conftitutionellen Staate nur allgemein der Öffentliche 
Nugen als Grund erklärt over dad Syftem der Aufzählung beftimmter Lirfachen der Abtretung 
vorgezogen werben joll, jo find wir überzeugt, daß nur das legtere den Vorzug verdient. Es mag 
fein, van der Verſuch einer ſolchen Aufzählung fruchtlos ift, weil immer Bälle vorfommen kön⸗ 
nen, welche ver Geſetzgeber nicht vorberfah, und wo nun der Staat, wenn der Ball dennoch ein- 
teitt und der Staat dad Eigentum der Bürger in Anfprud nehmen will, in Berlegenbeit 
fonsmt, weil im Geſetz ver Fall nicht genannt war; allein auf jeven Ball ſorgt doch das Geſetz 
für vie nach der Grfahrung hauptfähli vorkommenden Fälle. Kommt aber au ein neuer 
Fall vor, jo ift doch feine Gefahr auf den Verzug begründet. Bei der nächſten Zuſammenkunft 
der Kammern kann in conftitntionellen Staaten ein darauf bezüglicher Gefegentwurf vors 
gelegt und über deſſen Annahme entihieden werden. Kür außerordentliche Nothrälle, 3. B. im 
Kriege u. |. w., fann das Grpropriationdgejeg forgen. Vorzüglich muß man ſich hüten, daß 
nicht bloße Verſchönerungszwecke die Erpropriation begrümden dürfen. Hier würde der oft 
launenhaften Borliebe für gewiſſe Bauwerfe und Anlagen ein weites Feld geöffnet fein. Am 
zweckmaͤßigſten ift daher wol.die Weiſe, welche im bairiichen Geſetze 22) und in mehreren neuen 
Schweizergefegen??) vorkommt, die Fälle, in welchen die Abtretung gefordert werden kann, 
ſpeciell zu bezeichnen. Nach dem bairijchen Geſetze ſind als foldhe Fälle angegeben: 1) Erbauung 
von Feſtungen over ſonſtigen Borfehrungen zu Kandesvefenfiond- oder Kortificationszweden, 
insbeſondere auch Mlilitäretabliffements; 2) Erbauung oder Erweiterung von Kirchen, Öffent- 
lihen Schuihäujern, Spitälern, Kranken- und Irrenbäufern; 3) Herftellung neuer oder Er— 
mweiterung jchon beſtehender Gottesäder; 4) Regelung des Laufe und Shiffbarmahung von 
Strömen und Flüffen; 5) Anlegung neuer und Erweiterung, Abfürzung oder Erbauung fhon 
befiebender Staatd:, Kreid: und Bezirfäftrafen; 6) Herftellung öffentlicher Waflerleitungen; 
7) Austrodnung ſchaͤdlicher Sünmpfe in der Rähe von Ortfhaften; 8) Beihügung einer Ge: 
gend vor berſchwemmungen; 9) Erbauung von Öffentlichen Kanälen, Schleufen und Brüden; 
10) Erbauung öffentliher Häfen oder Vergrößerung ſchon vorhandener; 11) Errichtung von 
Eiſenbahnen; 12) Aufftellung von Telegraphen zum Dienfte des Staates; 13) Vorkehrungen 
ju wejentlich nothiwendigen Sanitäts- oder fiherheitöpolizeilichen Zweden; 14) Schirmung 


21) 3. B. in dem neuen baitifchen Gefepe, $. 1. 22) Bairifches Geſetz, Art. 1. 
23) Luzerner Geſetz, $. 1. Sanctgallener Gefeg vom 20. Bebr. 1835, 8.1. 
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der Kunſtſchätze und wiljenihaftlihen Sammlungen des Staates vor Feuers: oder anderer Ge⸗ 
fahr. Man bemerkt leicht, daß auch dieſe Aufzählung viel Willkürliches hat und Die meiften dieſer 
Fälle ſo unbeſtimmt gefaht find, daß man darunter vielerlei jubjumiren kann; z.B. bei 2: 
man kann auch Kirchen nicht blos wegen ihrer Nothwendigkeit, ſondern aud aus Liebhaberei 
bauen. Inter Nr. 13 find vorzüglich die mannichfaltigſten Anftalten zu begreifen; und fo ſcheint 
freilich der Schug des Privateigenthumd duch ſolche Exrpropriationdgejege nicht jehr groß zu 
fein. Allein die Hauptſache ift noch, daß zweckmäßig eine Behörde beftimmt werde, melde 
darüber zu enticheiden bat, ob der Kall zur Anwendung des Expropriationsgeſetzes geeignet fei, 
und dad ein Verfahren angeorbnet werde, um zu conflatiren, ob Die Bebingungen der Anmwen- 
dung des Geſetzes vorhanden ſeien. Was die Behörde betrifft, jo bemerkt man in den Gejegen 
große Verjchiedenheit. Entweder ift ed, wie in Norbamerifa 2?) und England 25), die legisla⸗ 
tive Gewalt (alio Die Regierung mit den Kammern), welche darüber entſcheidet; 1) ob der Bri- 
vatınann wegen dev Nealiiirung eines gewillen Zweckes zur Abtretung verpflichtet iſt; ober 
2) man unterjdeidet zwiſchen den.verichiedenen Arten der Iinternebmungen umd fordert bei den 
größern, in einem bedeutenden Umfange das Privateigenthum der Bürger in Anſpruch neb- 
menden Werfen eine gejeglihe Anoronung, während zu den geringern Fällen die königliche 
Drdonnang genügt, z. B. in Frankreich, nach. deſſen Gejege?‘) zu allen großen Arbeiten, 
Straßen, Kanälen, Eiſenbahnen, Ganalifation der Bäche, Häfen, Werften ein Gejeg, alje die 
Zuftimmung der Kammern verlangt wird; wogegen zu folden Arbeiten, wenn fie nur 20000 
Meter Länge haben, die Eönigliche Ordomnanz genügt. Dieſe geiegliche Anordnung bürfte wol 
Nachahmung verdienen, da es unnöthig fein möchte, in allen, auch den oft unbedeutenden nur 
lofalen Unternehmungen den ganzen Aufwand von Zeit und Kraft in Anſpruch zu nehmen, 
welcher zur Erlaſſung eines Gejeged norhwendig, und da dod die Erfahrung lehrt, van bei 
folgen Gegenfländen die Kammer nicht jehr aufmerfjam ift und die legislative. Berathung nur 
pro foraya ftattfindet, Dagegen ift ed doch bedenklich, blos von der oberſten Regierungsbehörde 
Staatsrath oder Staatsminifterium) die Entiheidung der Frage: ob das Grpropriationd- 
gejeg angewendet werden foll, abhängig zu machen, weil man dann bejorgen muß, daß Nei- 
gungen, befondere Intereilen einzelner einflußreiher Männer ven Ausſchlag geben, und durch 
die Berichte ver Beamten, die willfährig zu der Nealifirung diefer Wünſche die Hand bieten, 
Beſchlüſſe herbeigeführt werden, durch weldhe das Privateigenthum und Die Sicherheit deſſelben 
wanfend gemacht werben fann. Nah dem bairischen Gejege von 1837 wird eine rechtökräf⸗ 
tige adminiftrativsridhterliche Entſcheidung der Kreidregierung und des verfammelten Staats: 
raths gefordert, wenn von den betheiligten Eigenthümern oder einem berjelben beftwitten wird, 
entweder dab das Unternehmen zu den im Geſetze angeführten geböre und von dem gemeinen 
Mugen erfordert iverde, oder daß die Abtretung bes angeiprodhenen Eigenthums zur zwed: 
mäßigften Verwirklichung deſſelben nothwendig ſei. Wenn nun durch dad Geſetz oder durch das 
Staatsminiſterium das Unternehmen als ſolches genehmigt und wenn ausgeſprochen iſt, daß 
das Expropriationsgeſetz angewendet werden joll, jo bedarf ed eines fernern Verfahrens, um 
feftzufegen, welche Gigenthümer zur Abtretung von Liegenfhaften ſchuldig ſein follen. Dieſes 
Berfahren muß jo eingerichtet fein, daß alle Betheiligten mit ihren Einwendungen gehört wer- 
den können. Am beiten werden daher, wie dieſes im franzöſiſchen Gejege 27) vorgejchrieben ift, 
die Techniker den Plan aller Liegenſchaften, die in jever Gemarkung abgetreten werden jolken, 
betaillirt nach den einzelnen Eigentbümern, eine gewifle Zeit hindurch auf die Bürgermeifterei 
der Gemeinde hinterlegen. Eine öffentlihe gehörige Befanntmahung fegt alle Grunpeigen- 
tbümer davon in Kenntnig und fordert jie auf, binnen einer gewiſſen Frift Einſicht zu nehmen. 
Rad dem Ablaufe diefer Frift verfügt jich eine befondere Commijjion in die Gemeinden und 
nimmt die Erklärungen der Grundeigenthümer auf. Alle Protokolle werden dann an den Prä⸗ 
fecten geſchickt, welder eine Verfügung erläßt, melde Liegenichaften abgetreten werben follen 
und in welder Zeit die Bejignahme derjelben nothwendig ift. Kommt nicht eine freiwillige 
Abtretung der Eigenthämer, deren Grundſtücke abzutreten find, durch Convention nut ihnen 
zu Stande, fo hat der Präfect dem Staatöprorurator dad Gejeg oder die königliche Ordonnanz, 
welde die Abtretung verfügt, und feinen Beſchluß zu überjenden; der Staatöprocurator ftellt 
die Anträge an das Gericht, und dieſes erläßt das Urtheil 2%) über die Erpropriation und die 


24) Rawle, On constitution of the United States, ©. 133. Story, Commentaries on the con- 
stitution, III, 661. 


25) Bladitone, Comment., 1,138. 26) Art.3. 27) Art. 4fg. 28) Art. 13—80. 
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abzutretenden Liegenſchaften; das Urtheil wird Öffentlich bekannt gemacht und in das Hypothe 
kenbuch eingetragen. Es findet dagen nur ein Gaflationdgefuh ftait wegen Incompetenz, 
Gewaltüberfhreitung oder Formfehler im Urtheile. Dem franzoͤſiſchen Gefege iſt das badiſche 
Geſetz nachgebildet 29) mit einigen Berbefferungen und ntit einer großen Abweihung. Während 
nämlich in Frankreich das Gericht das Urtheil ausfpricht, welches die Verbinplichkeit zur Abtre- 
tung auferlegt, ift ed in Baden das Staatöminifterium, welches diefen Beſchluß (ohne Mitwir: 
fung des Gerichts) erläßt. 30) 

H. Bragt man, zu werfen Beitem die Erpropriation gefordert werben kann, jo-ift in den 
Geſetzen ?!) anerkannt, daß vieles geſchehen könne fomol zum Vortheile ded Staates als andı 
einer Gemeinde [einige Gejege ?2) fügen bei, daß dieſes nur in gewiſſen gefeglich bezeichneten 
Fällen und nur zuläfitg ift, um von jeiten der Gemeinde den Forderungen der Geſetze Genüge 
zu leiften oder um verfaflungsmäßigen oberpolizeitihen Anorbnungen zu genügen] oder einer 
Privatgefellichaft, der von der Regierung die Ausführung einer die Erpropriation begrimden- 
den Unternehmung überlaffen wurde. Diefes ift zweckmäßlg, weil der Nugen für den Staat 
mittelbar vorhanden und weil es gleichgültig ift, ob der Staat felbft eine Unternehmung aus- 
führt oder ausführen läßt. 

I. Eine wichtige Frage ift: ob die Grundeigentbümer, deren Liegenfhaften abgetreten 
werden follen, fordern können, daß der Staat au das Ganze übernehme, wenn er einen Thetl 
in Anfpruch nimmt, oder ob jie mur den geforderten Theil abtreten müflen? Es ift Har, daß 
duch die Verfügung, mach welcher der Gigenthümer nur einen Theil abtreten foll, eine große 
Beſchwerung für ihn entjteben kann, weil oft durd die Wegnahme eined Theils, ver eben der 
Haupttheil war, der übrigbleibende feinen oder nur geringen Werth für den Eigenthümer hat, 
3.8. wenn ber Theil, worauf dad Gebäude fleht, abgegeben werden fol, oder auch, wenn fo 
wenig übrig bleibt, daß dem Eigenthümer dieſes nicht mehr die Koften des Baus lohnt, oder 
wo der Eigenthümer feinen ordentlichen Weg mehr zu der übrigbleibenden Parcelle bat. Auf 
der andern Seite fönnte durch eine unbedingte Verpflichtung des Staates, der einen Theil eines 
Grundeigenthums nöthig hat, das Ganze auf Verlangen des Eigenthümers zu übernehmen, der 
bürgerlichen Gejellſchaft eine ſehr ſchwere Laſt aufgelegt werden; wenn 3. B., weil der Staat jechs 
Ruthen von einem Ader braucht, der Fabrifinbaber, (wenn z. B. feine Fabrik nicht mehr guten 
Abſatz Hat) den Staat nörhigen könnte, die ganze Fabrik zu kaufen. Auf diefe Art würde der 
Staat eine Mafle von Heinen Pareellen erbalten, die für ihn werthlos wären, die er wieder zn 
verkaufen ſuchen müßte (gewöhnlich mit Verluft, weil nady der Erfahrung der Staat theuer fatı= 
fen und wohlfeil verkaufen muß). Große Unternehmungen fönnten durch einen ſolchen Zwang 
ſehr leicht ſcheitern. Die neuen Gejege enthalten daher verſchiedene Vorſchriften, welche die 
Intereſſen vermitteln und ein gerechtes Verhältniß begründen ſollen. Nach dem franzöſiſchen 
Geſetze ??) muß, wenn von einem Haufe oder Gebäude nur ein Theil gefordert wird, derjenige, 
welcher die Erpropriation geltend madıt (Staat oder Geſellſchaft), auf Berlangen das ganze 
Gebäude faufen; das Nämliche ſoll eintreten bei Grundftüden, wenn durd die Abtretung das 
Grundſtück auf ein Viertel feines ganzen Flächeninhalts redueirt würde, wenn der Grundeigen⸗ 
thümer fein anderes daran ftoßendes Land bejigt ?*), und wenn bie auf diefe Art reducirte Var— 
celle unter 10 Ares hält. Nah dem kurheſſiſchen Gefege 9) kann der Eigenthümer, ver einen 
Theil abtreten joll, fordern, daß man ihn das Ganze abnehme, wenn die übrigbleibenden Theile 
auf die frühere Weile entweder gar nicht oder in einen fehr geringen Grade benugt werben 
können, worüber Sahverftändige zu entſcheiden haben. 3%) Auf jeden Fall muß die Mitüber- 
nahme gejchehen, wenn der übrigbleibende, eine zuſammenhängende Fläche bildende Theil bei 
einem beftellbaren Stücke nicht über einen Viertelmorgen Acker und bei Wiejen und Gärten 
nit über einen Achtelmorgen enthält. Das bairifche Geſetz 37) weift nur einfach darauf Hin, 
daß bei Gegenftänven, deren Theilung nachtheilig auf die Benugbarfeit des Gefammtgegen: 
ſtandes zurücdwirkt, wider Willen des Gigenthümers auf theilmeife Abtretung nicht erkannt 
werden kann; daß indbefondere die Theilung eines Gebäudecompfered oder die Trennung der 
zu dem Umfange deſſelben gehörigen Gärten und Hofraithen nur mit Eimwilligung ded Eigen: 





29) Art. 4. 80) Badifches Gefep, Art. 20. 31) 3. B. bairifches Gefep von 1837, Art, 4. 
32) 3. B. Geſetz von Sanctgallen, $. 18. 33) Art. 51. 

34) Beil er in einem ſolchen Falle das Übrige damit vereinigen ann. 35) Don 1834, $.7. 

36) ©. darüber Wöhler in der Zeitfchrift für Recht und Gefepgebung in Kurhefien, Heft 2, S. 137. 
37) Bon 1837, Art. 3, 


thümers flattfinden darf. Das badische Geſetz ?°) erklärt, dab, wenn ein Theil eined Gebäudes 

abzutreten ift, auch der übrige Theil auf Verlangen abgenommen werben muß; mo eined von 
mehreren zu demfelben Gemwerböbetriebe gehörigen Gebäuden oder ein zum Betriebe erforber- 
licher Platz abgetreten werden joll, ann der Eigenthümer verlangen, daß ihm bie zum nämlichen 
Gemwerböbetriebe gehörigen Gebäude und Plätze insgeſammt abgenommen werben, wenn ihm 
durch die Lodtrennung des abzutretenden Theild der Betrieb unmöglich gemacht oder doch 
wejentlid erſchwert würde. Iſt von andern Gütern ein Theil abzutreten, jo fann der Eigen: 
thümer nicht fordern, daß ihm das Ganze abgenommen werde, mol aber, daß er-außer dem 
Werthe des abzutretenden Theils und außer bem Betrage, um melden der übrigbleibenve Theil 
etwa infolge der neuen Anlage minder werth wird, auch für das Ganze Vergütung erhalte, um 
was der übrigbleibende Theil durch jeine eigene Verkleinerung oder Zerftüdelung oder Erſchwe⸗ 
rung des Anbaus oder aus andern Gründen für den Inhaber an feinem Werthe. verliert. 
Verliert jedoch der übrigbleibende Theil in diejer doppelten Beziehung mehr als ein Viertel 
feines Werths, jo kann die Verwaltungsbehörde nit angehalten werben, den dieſes Viertel 
überfteigenven Betrag zu erjegen, wenn fie ſich exbietet, gegen Entſchädigung das ganze Gut 
zu übernehmen. 

IV. Die Abtretungspflicht ift nach allen Gejegen nur gegen volle Entſchädigung begründet. 
Hier ift der jhwierigfte Punkt der Exrpropriationdgeieggebung. Soviel die Schriftſteller über 
Civilrecht ſchon in Bezug auf die Lehre von dem Schadenerjaße geleiftet haben, jo ift doch in der 
bejondern Anwendung auf die in Frage ftehende Erpropriation von der Wiffenihait nichts 
geleiftet, und die neuen Gejege wählen gewöhnlich den Weg, den Knoten zu zechauen, ftatt ihn 
zu löjen. Auf einer Seite muß da, wo der Staat ein jo großes Opfer mit dem Eingriffe in die 
Heiligkeit des Privateigenthums (oft aus Liebhaberei und Speculation) von dem Bürger fordert, 
er auch großmüthig fein und lieber mehr als zu wenig bezahlen, weil er doch häufig für alle 
Dpfer an Freuden (man denke, daß jemand eine mit höchſter Sorgfalt und: Mühe von ihm 
gemachte Sartenanlage aufgeben joll) und an moralifchen Genüffen (wenn jemand z. B. den alten 
Stammiig jeiner Bamilie, woran jo viele Erinnerungen gefnüpft find, abtreten muß) den 
Bürger nit entihädigen kann. Auf der andern Seite ift der Örundeigenthümer auch ein Bür— 
ger des Staates, in deſſen Interefle die Liegenſchaft in Anſpruch genommen wird; aud er gewinnt 
von der Unternehmung, die im Öffentlihen Nugen gemacht wird. Es widerftreitet audı jedem 
edeln Gefühle, wenn jemand aus der Zwangslage ded Staates, der ein Eigenthum nothwendig 
braucht, Vortheil ziehen und ſich bereichern will. Ohnehin fehlt es nie an Verſonen, welche, 
überall berechnend, einen Gewinn überall ziehen wollen und darauf jpeculiren, daher eben in 
der Überzeugung, dap an einem gewillen Orte ein öffentliches Unternehmen gemadt wird, Lie— 
genihaften kaufen oder Pflanzungen mahen, um dann bei der Zwangsabtretung ſie wieder 
echt Hoch verwerthen zu können. Es iſt richtig *9), daß das pretium affectionis in jeinem ganzen 
Umfange nicht vergütet zu werden braudt. Paſſend jagt das bairiſche Gefeg *"), daß die Ent- 
ſchädigung enthalten muß: 1) den gemeinen Werth des abzutretenden Gegenftandes; 2) die 
Vergütung für die den Gigenthümern dur die Abtretung zugehenden jonftigen Nachtheile, 
namentlih a) Erjag des Mehrwerths, den der abzutretende Gegenftand durch feinen Zujam- 
menhang mit andern Gigenthumstbeilen oder durch jeine bisherige Benutzungsweiſe für den 
Gigenthümer behauptet, b) Erjag der Werthöminderung, welde durch Abtretung dem übrigen 
Grundbeſitze deilelben Eigenthümers zugeht, c) Erſatz des unvermeidlihen Verluſtes, welcher 
dem Eigenthümer durch die Abtretung vorübergehend oder bleibend in feinem Gewerbe erwächſt 
Gedoch darf die hierdurch ji ergebende Mehrung der Entihädigung 30 Broc. ded Schägungs: 
werths nicht überfteigen), d) Erſatz für die Früchte, deren Ernte durch die Zmangsabtretung 
gehindert wird; 3) den Betrag derjenigen Entihädigung, welche dem Pachter oder jonftigen 
Nutz berechtigten nad Geſetz oder Vertrag zu leiften ift. Um den Werth auszumitteln, verlangen 
einige Gejege *?), daß man der Schägung jenen Werth zu Grunde legen joll, ven die Liegen— 
haft in Halle einer Veräußerung nach dem Maßſtabe ihrer Größe, Beichaffenbeit, Lage und 
nad ven Durchſchnittspreiſen der legten ſechs Jahre, oder, jofern ſolche infolge befonderer einge⸗ 
tretener Umſtände in legten Jahre geftiegen find, nach den neueften Preiſen haben würde, bei 
welcher Beftimmung man freilich leicht bemerkt, daß der Gigentbümer in eine fchledhte Lage 


38) Art. 30. 39) Gute Bemerkungen im Vortrage der Commiſſien on der Kammer ber Reichsraͤthe 
in Baiern 1837, in den Verhandlungen, S. 107. 
40) Bon 1837, Art. 5. 41) Badiſches Geſetz von 1835, Art. 24. 
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fommen kann, wenn in ben legten Jahren die Preife niedrig fanden. Ein’ Durchſchnitt von den 
legten ſechs Jahren dürfte nicht genügen, um den wahren Werth nad) ver Zeit, in welcher die Ab- 
tretung geichehen joll, auszumitteln. Alle dieſe Erpropriationsgefege müffen fo ausgelegt wer: 
den, wie fie am wenigſten von dem gemeinen Rechte, welches vollftänpige Entſchädigung zu 
leiften gebietet, abweichen, und im Zweifel muß für ven Grundeigenthümer jo entſchieden wer- 
den, daß er im wahren juriftifchen Sinne die volle Entfhädigung erhält; und danach kann es 
für den Juriften, der zu entſcheiden bat, feinem Zweifel unterliegen, daß auch omne id, quod 
interest, vergütet werben muß, daher auch jede Werthäverminderung, welde an andern Sachen 
als den unmittelbar abzutretenden folgeweife der Grundeigenthümer leidet.*?) Es macht der 
königlich jähliihen Regierung Ehre, daß fie in ihrer Inftruction für die Taratoren, die Abtre: 
tung des Örundeigentbums betreffend, vom 3. Juli 1835 *°), von ſolchen Grundfägen ausge⸗ 
gangen ift. Dabei kann nicht davon die Rede fein, daß die Entſchädigung aud) auf bloß einge⸗ 
bildete Nugungen oder Entbehrungen künftiger Bortheile wegen beabjihtigter Unternehmungen 
erſtreckt werden ſoll, weil den Taratoren der Maßſtab fehlen würde, dergleichen Berhältniffe zu 
beurtheilen. Wenn auf einen zur Abtretung geforderten Grundſtücke nugbare Realgerechtſame 
baften, 3. B. Gewerbe, jo wird eine billige Rüdficht darauf zu nehmen fein, ob der Gigenthü= 
ner dad Recht leicht und ohne Nachtheil an einen andern Ort trandferiren kann. Iſt dieſes nicht 
der Fall, jo muß er für den Berluft des Rechts ebenfalls vollfländig entſchädigt werden. Iſt die 
Trandferirung möglid, jo müſſen ihm: die Koften ver Verlegung und die Differenz des biähe: 
tigen und bes fünftig zu erwartenden Grtrags vergütet werden. **) Auch die vorübergehenden 
Schäden, die während des Baus der neuen Unternehmung dem Grundeigenthümer auf dem 
anftopenden Eigenthume zugeben, find zu erfegen. Zu billigen iſt e8, wenn das Geſetz auf 
ſolche Anlagen feine Rüdjiht nimmt, welche der Grundeigenthümer, der wußte, daß fein Grund: 
ſtück zum öffentlichen Zwecke gefordert würde, erweislid in der Abfidht vornahm, um dadurch 
eime höhere Entſchädigung zu erhalten #5); daher einige Gejege *6) jelbft vorfchreiben, daß eine 
gewille Zeit vor der Abtretung, 3. B. in den nächſten vier Monaten von der Öffentlihen Bekannt: 
machung an, daß ber die abzutretende Liegenſchaft bezeichnende Plan auf dem Rathhauſe nieder: 
gelegt fei, der Grundeigenthümer feinen Neubau oder andere Arbeit auf dem Grundjtüde 
vornehme, wodurch die weientliche Bejchaffenheit des abzutretenden Grundſtücks geändert würde, 

V. Was die Behörde betrifft, welche die Entſchädigung zu reguliren bat, jo kommen zmei 
verfchiedene Syfteme vor: entweder enticheidet ein Gefchworenengeridht #7), oder die Sache ge— 
langt. an dad orbentliche Gericht. 9) Nach der franzöfifhen Einrichtung bezeichnet jährlich das 
conseil general ded Departements für jeden Bezirk der Unterpräfectur aus der Lifte der Wähler 
und der zweiten Geihmorenenlifte wenigflens 36 und höchſtens 72 Berjonen, die in dem Bezirke 
wohnen. Aus diejen wird die Specialjury gewählt, welde über die Entihädigung zu entichei= 
den bat. Der Afiifenhof wählt daraus 16 Berfonen, welche die Jury bilden. Nicht wählbar 
find die Gigenthümer, Pächter der Liegenihaften, die nad dem Geſetze durch den Beſchluß des 
Präfecten zur Abtretung bezeichnet wurden ; ebenjo nicht die auf ſolche Liegenſchaften deferibir= 
ten Greditoren und andere Interejfenten. Gin von dem Gerichtshofe vorher bezeichneter Richter 
ift Der Director der Jury. Die Verwaltung ebenjo wol wie jede betheiligte Brivatpartei fann 
zwei Geſchworene peremtoriſch, d. b. ohne Angabe von Gründen, rerufiren. Die Mitglieder des 
Geſchworenengerichts, die beeidigt werben, urtheilen nach den Anerbietungen und Erklärungen 
der Berwaltung und der Örundeigenthümer, nah den Beweisftüden, welche vorgelegt werben, 
nad den Bemerkungen der Barteien, die vor der Jury erjcheinen, nad den Ausſagen von Per: 
fonen, deren Bernehmung jie für nothwendig halten. Die Sigungen find öffentlih. Die Jury 
ſpricht nach Stimmenmehrheit. Nach den deutſchen Gejegen #9) wendet fi der Grundeigen- 
thüsmer, welcher mit der von der Apminiftration angebotenen Entſchädigung nicht zufrieden iſt, 
mit feiner Klage an das Iintergericht, welches nun nad den Regeln des abgefürzten Verfahrens 
verhandelt. Die Hauptſache ift die Wahl der Sachverſtändigen, welde die Schägung vorneh⸗ 
men. Nach dem Gutachten ver Schäger erfolgt das richterliche Urtheil. 


Mr Dies wurde auch von bairifchen Berichten erfannt. Blätter für Nechtsanwendung in Baiern, 
1 

43) — und — ——— des Konigreichs Sachſen (1835), ©. 374. 

44) Saͤchfiſche Inftruction, $. 10, lit. 

45) Fran zöſiſches Geſetz, Art. 52, 1) Badiſches Gert: Art. 37. 

47) Nach dem franzöflfchen Geſetz, Art. 29—48. 48) Rach den deutfchen Gefegen 

49) Badiſches Gefeg, Art. 48— 76. Bairifches Befep, Art. 19. Kurheſſiſches Gele, At. 6. 
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Der Vorzug der franzöfifchen Einrichtung vor der deutichen °0) dürfte daraus ſich ergeben, 
daß eine größere Vereinfahung da entfteht, wo Geſchworene, welche die Berhältniffe meit riti- 
ger beurtheilen und alles abwägen können, unmittelbar den ganzen Streitpunft entſcheiden 
durch ihre unabhängige Stellung und ihre große Zahl mehr Garantien geben als die gemöhn: 
lien Schäger, während bei der deutſchen Einrichtung ſchon viel Zeit durch Ernennung der 
Schätzer und anderer verloren geht und zuletzt das Gericht ein Urtheil fällen ſoll, das doch auf 
das Gutachten der Schätzer gebaut fein wird. Ohnehin werden Richter, die über Schätzungen zu 
urtheilen haben, felbft nur wie Geſchworene zu betrachten jein. Übrigens ift die Stellung eines 
Gerichts, das, nachdem rechtöfräftig die Pflicht der Abtretung feitgeftellt ift, nunmehr über Die 
Entſchädigungsſumme ſprechen ſoll, eine eigenthümliche, welche der des Gerichts bei einen ge= 
wöhnlichen Proceſſe nicht ganz gleichgeftellt werden kann; daher in neuerer Zeit das gerichtliche 
Abſchätzungsverfahren ald eine Vollziehungsinftang betrachtet worden ift, °*) 

VI. Gigene Beftimmungen fommen in ven Erpropriationsgejegen über bie Zahlung der 
Gntihädigungsiummen vor, infofern dafür zu forgen ift, daß die Summe an die Intereflenten 
gelange, welche auf die abgetretenen Liegenſchaften Aniprud haben 92); ferner über ven Eigen— 
thumsübergang der abgetretenen Grundftüde, ſodaß dad Eigenthum, ohne daß es einer beſon— 
dern Befignahme oder Einweiſung bedarf, frei an die Berwaltungsbehörde übergeht. 

VI. Nach den Vorſchriften der Erpropriationsgelege werden nicht beurtheilt diejenigen 
Fälle 93), wo in Zeiten der Notb, 3. B. bei einem Kriege, Brande oder einer Waſſersgefahr, ein 
augenblidliher Angriff oder unverjchiebbare Wegnahme fremden beweglichen oder unbeweg⸗ 
lichen Eigenthums nothwendig geworden ift. Zwar wird aud hier Die nachfolgende Entſchädi— 
gung, infofern e8 fich nicht um eine unentgeltlich zu tragende Laſt handelt, nach dem Erpropria: 
tionsgefege ausgemittelt, allein das in vielen Gejegen vorgeihriebene Verfahren, weldyes 
eintreten muß, ehe e8 zur Abtretung fommt, findet feine Anwendung. 

VIH. Das Erpropriationdgefeg muß aud einige Mopdificationen in Bezug auf Eiſenbahnen 
erhalten. Das Verfahren, das fonjt nothwendig wird, um über die Einſprachen der Betheiligten 
zu verhandeln, ehe über die Abtretungsverbinplichkeit entſchieden wird, ift hier theils nicht in ber 
fonftigen Ausdehnung nothwendig, weil, ſobald einmal die Anlegung der Eiſenbahn durch 
Geſetz feftgefegt ift, in möglichit geraden Linien die Bahn geleitet wird, wo von ſelbſt bezeichnet 
wird, welche Liegenſchaften betroffen werden; theild muß eine Mobdification eintreten, inden es 
nicht erforderlich ift, daß der Beſchluß des Staatsraths jede einzelne abzutretende Liegenfhaft 
bezeichnet. Auch muͤſſen eigene Rückſichten wegen ver Wege, die der Grundeigenthümer durch 
die Eiſenbahn verlieren fann, wegen Wafferleitungen u. a. genommen werben. Eins der neue⸗ 
ften Gefege, weldes eine Modification des Erpropriationsgejeges in Anfehung der Eiſenbahn 
ausfpricht, ift das badische. K. 3. Mittermaier. 

Erpropriationsgefeggebung, insbejondere die preußifge. Die Grundfäge, 
weiche ih auf dem Gontinent und namentlich auch in Deutſchland in Bezug auf die Achtung 
von Perſon und Eigenthum und deren Unverleglichfeit jo wenig während des anarchiſchen 
Mittelalters ald während der darauffolgenden Jahrhunderte ded aufgeflärten Abfolutismus 
und feines Volizeiregimentd in der Staatengefeggebung Geltung verfhaffen fonnten, deren 
ausdrückliche Anerkennung und Aufnahme in das Rechtsſyſtem zumeiſt erft dem 19. Jahrhun⸗ 
dert angehört, waren in England ein halbes Jahrtaujend zuvor in feiner Magna-Gharta von 
1215 auf das bemußtefte und vollftändigfte ausgeprägt. Dies im ſchärfſten Gegenfag zu jenem 
Grundſatz des römiihen Imperialismus: Quod principi placuit, legis habet vigorem ; cum 
lege regia, quae de ejus imperio lata est, populus ei et in eum omne imperium suum et 
potestatem concessit. Weil daher ald Gejeg galt, was der Fürft, gleichviel ob im einfachen 
Schreiben, in einem Decret oder Ediet verfügt und angeorbnet hatte, fo bedurfte es auch feiner 
befondern Gefeggebung über die Enteignung von Privatvermögen und Privatrehten der Un— 
terthanen. Die Aufftellung allgemeiner Rechtsſätze über die gezmungene Enteignung wie ber 
Erlaf eigener, die Borausfegungen wie die Bedingungen und Fälle, unter und in welchen eine 
Erpropriation für zuläſſig erklärt ift, mit möglichfter Vollſtändigkeit umfallender Gefege, oder 


50) Auch der ya] in der badischen Kammer über den Entwurf 1835 (in den — 
gen der Zweiten Kammer, ©. 241), Geheimrath Duttlinger, ſprach Rd i für Die Jury aus. 

51) Zeitichrift für Recht und Gefeggebung in Kurhefien, Heft 2, ©. 122. 

52) Franzoſiſches a Tit. V. —336 es Geſetz, Tit. IV. Bairifches Seien, IX. 

53) Babiiches Geſetz, Art. 94. Bairiſches Gefeg, Art. 1, B. 
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von Specialgefegen entweder für die verfchiedenen volklswirthſchaftlichen Gebiete und beſtimmten 
Zwecke, venen die Enteignung als nothwendiges Mittel dient, oder aber auch für den einzelhen 
Ball, z. B. Anlage eines beftimmten Schiffahrtöfanals , einer Eifenbahn u. ſ. w., fällt erft in 
die Entſtehungsperiode des Rechtsſtaats. Die franzöſiſche Geſetzgebung befchritt mit dem (auch 
in der preußiſchen Rheinprovinz noch geltenden) Geſetze vom 8. März 1810 den zweiten Weg. 
Diefem iind auch verſchiedene veutfche Staaten (Heilen, Sachſen, Baiern, Baden u. ſ. m.) ge: 
folgt. In Preußen dagegen ift — abgejehen von der Rheinprovinz — ein eigenes, den Gegen 
ftand der Erpropriation ſelbſtändig behandelndes Gefeg bisjegt nicht ergangen. Der dritte 
Weg und zwar meift in concreter Befhränfung auf den jedesmal vorliegenden Fall ift von al- 
ters her in England betreten, wie in feiner Geſetzgebung im allgemeinen, fo auch bezüglich der 
Erpropriationsfälle. Denn jo wurde z. B. erft 1845 eine befondere Behörde (Generalconmif- 
ion) zur Ausführung von Servitutablöfungen und Gemeinheitstheilungen mit Verfoppelung 
und Austaufch der Grundſtücke, refp. gegen Landabfindung, beftellt und von Parlament auf 
den Erlaß beſonderer Privatbills für jede foldhe einzelne Gemeinheitätheilung und Servitutab: 
fung verzichtet; ed hat id das Parlament fpäter (1853) doch aber wiederum die Genehmi- 
gung und Gognition hierüber in den einzelnen Fällen vorbehalten. (S. Gneift, „Das heutige 
engliſche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht“, Berlin 1857, 1,481 fg.) In Preußen wur- 
den früher die für öffentliche Zwecke oder für größere genoffenfhaftlihe Unternehmungen nöthi— 
gen Enteignungen mittel der zur Ausführung diefer Unternehmungen erlaffenen Specialver: 
ordnungen beftimmt, vor deren Emanation die Nothwendigkeit wie die Ausdehnung der Ent: 
eignung in Betreff beſtimmter Gegenftände oder Kategorien des Eigenthums unterjucht und ge= 
prüft worden war. Auch nad der Publication ded Allgemeinen Landrechts, welches bereit8 1794 
die Reihe der Gefegbücher der neuern Staaten und zwar unter Aufnahme der Grundſätze des 
öffentlichen Rechts eröffnete, wie nach Bublication der Verfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850 
blieb jener Weg der Specialgefeggebung gebräuchlich, durch welche gleichzeitig und gelegentlich 
über die für das Unternehmen unumgängliden Enteignungen verfügt wird. Zwar ftebt die 
Grenze, wo an Stelle ver ordentlichen Gefeßgebung, unter Genehmigung beider Käufer des 
Landtags, eine königliche Verordnung genügt, nicht überall genau feſt. Es kann jedoch feinem 
Bedenken unterliegen, daß die gesmungene Enteignung gegenwärtig nur auf Grund und infolge 
eined ordentlichen Gejeges, auch nicht durch eine bloße königliche Verordnung zuläfig iſt. Bes 
züglich des legislativen Actes ift nur zu unterſcheiden, ob ſich derfelbe über ſolche Gegenſtände 
erftreckt, für melde, wie 3.8. für die Anlage von Schiffahrtöfanälen, Chauſſeen, Eiſenbah— 
nen, Beftungswerfen u. ſ. w., eine Erpropriationdbefugniß bereits in einem Paragraphen des 
Altgemeinen Landrechts oder in einem Gefege ausdrücklich und allgemein ausgeſprochen war, 
oder ob ſchon ein Gefeg über einen beftimmten Gegenftand und Zweck des öffentlichen Rechts des 
ſtaatsgeſellſchaftlichen Intereſſes eriftirt, weldes dem Staatsoberhaupt oder beziehungsmeije 
einer Staatäbehörde die Ermädtigung zu den dabei vorfonmenden Erpropriationen ausdrück⸗ 
fi beilegt und vorbehält. In jenem wie in diefem Falle fönnen dann allerdings dergleichen 
Erpropriationen durch königliche Verordnung erfolgen, deren Berechtigung ſich alddann auf das 
ihr zu Grunde liegende Geſetz ftügt. 

Art. 9 der preufifchen Verfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850 befagt: „Das Eigen— 
thum ift unverletzlich. Es fann nur aus Gründen des Öffentlichen Wohls gegen vorgängige, in 
dringenden Fällen wenigftend vorläufig feftzuftellende Entihädigung nah Maßgabe ded Ge: 
jeßed entzogen oder beichränft werden.” Es mar indeß biefer Artikel ver Verfaffung feinem 
Prineip und weientlihen Inhalt nach Ihon im Allgemeinen Landredt enthalten. Zunädft be— 
ftimmten namentlich die $$. 74 und 75 der Einleitung, „daß einzelne Rechte und Vortheile der 
Mitglieder des Staated den Rechten und Pflichten zur Beförderung des gemeinſchaftlichen 
Wohls, wen zwiſchen beiden ein wirklicher Widerſpruch (Kollifion) eintritt, nachſtehen müffen“, 
wogegen der Staat denjenigen, welcher ſeine beſondern Rechte und Vortheile dem Wohle des 
gemeinen Weſens aufzuopfern genöthigt wird, zu entſchädigen gehalten iſt; ſodann die 
49. 29—33, Tit. 8, Th. I vom Eigenthum: „daß der Staat das Privateigenthum feiner Bür— 
ger nur alsdann einſchränken darf, wenn dadurch ein erheblicher Schaden von andern oder von 
dem Staate ſelbſt abgewendet oder ihnen ein beträchtlicher Vortheil verſchafft wird, beides aber 
ohne allen Nachtheil des Eigenthümers geſchehen kann‘, ſowie alsdann, „wenn der abzuwen— 
dende Schaden oder der zu verſchaffende Vortheil des Staates ſelbſt oder anderer Bürger des— 
ſelben den aus der Ginfhränfung für den Gigenthümer entftehenden Nachtheil beträchtlich über: 
wiegt“, in welchem Falle jedoch der Staat zugleich dafür zu jorgen habe, daß der einzuſchrän— 
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fende Gigenthümer für den dadurch ihm entflehenden Verluſt vollſtändig ſchadlos gehalten 
werde. „In allen Bällen aber (heißt es$. 32a. a. D.) können Einfhränfungen des Eigen— 
thums, melde nicht aus befondern mwohlermorbenen Rechten eines andern entjpringen, nur 
dur Geſetze begründet werben.” 

Endlich entſpricht jenen allgemeinen Prineipien, deren concrete Anwendung fonad der Ges 
feggebung vorbehalten ift — und die ebenfomol zufolge des Allgemeinen Landrechts ald nad 
der Verfaffungsurfunde von 1850 — aud) $. 4, Tit. 11, TH. II des Allgemeinen Landrechts, 
welcher wiederum nur denfelben Orundfag in der Lehre von Kaufs- und Verkaufsgeſchäften 
ausfpriht. Danach ift der Staat jemand zum Verkaufe feiner Sache nur alddann zu zwingen 
berechtigt, wenn e8 zum Wohle deö gemeinen Weſens notwendig ift. Was unter vollftän- 
diger Schavloshaltung verftanden wird, ergibt aber $. 9 a. a. O. Danach ift bei der 
Preisbeftimmung und Abfhägung in allen Fällen eines durch die Gefege begründeten noth= 
mwendigen Verfaufd nicht blos auf den gemeiuen, ſondern au auf den außerorbentlihen Werth 
Rüdücht zu nehmen, 

Wenn im Anſchluß hieran die Beurtheilung und Entſcheidung darüber, ob der Fall einer 
Nothwendigkeit des Verkaufs zum gemeinen Wohle vorhanden fei, dem Oberhaupte des Staates 
vorbehalten wird, jo jollte dadurch in Betracht der Wichtigkeit und Heiligkeit des Eigenthums: 
rechts eineötheild nur jede jelbftändige oder willfürliche Einwirkung irgendeiner Staatöbehörde 
auf die Erpropriation ausgefchloffen, die Erpropriation vielmehr ald eine leviglih aus dem 
Majeftätsredht des Staates zu rechtfertigende, in deſſen Gejeggebung wurzelnde und injofern 
nad der vamaligen VBerfajlung ald eine dem Oberhaupte des Staates ſelbſt vorbehaltene Hand⸗ 
lung (Allgemeines Landrecht, $$.1fg.,6, Tit.13, I) bezeichnet, anderntHeild der Gegenfag zu dem 
zweiten Acte des Enteignungdverfahrens, zu der Beftimmung ded Preifed und zu der dieſerhalb 
folgenden Borfchrift klar geftellt werden: daß dagegen über den Preid das rechtliche Gehör, die 
Entſcheidung durch den ordentlichen Richter dem erpropriirten Eigenthümer niemals zu verfagen 
fei($. 11 a. a. O.). Danad durfte in Preußen jhon nad dem Allgemeinen Landrecht und vor 
Vereinbarung der Berfaffung auch jelbft das Staatsoberhaupt die Nothmendigfeit einer Er: 
propriation in einem einzelnen Halle nit anderd ausſprechen, ald wenn zuvor durch ein aus⸗ 
drückliches allgemeineres over jperielleres Geſetz feftgefegt worden war, daß für gewifle Zwecke 
und Fälle Grpropriationen an ſich zuläffig feien. 

Diefe Zuläfjigkeit von Exrpropriationen war bereitö in dem preußiſchen Geſetzbuch von 
1794 unter anderm für den Fall der Nothwendigkeit einer neuen Anlage oder der. Erweiterung 
von Feſtungswerken, von Öffentlihen Landſtraßen, ſchiffbaren Kanälen oder Flußbetten aner: 
kannt (Allgemeines Landrecht, $$.5 und 6, Tit. 11, TH.T), zu legterm Behuf auch die Wegräus 
mung und Durdftehung von Anz und Zuwüchſen der Ufer wie von Infeln in öffentlichen ober 
Privatflüffen geftatter ($. 258 fg., Tit. 9,1; $$.4, 5, 18, 19 fg., 40, Tit.15, ID). Ferner war 
fie auch für einzelne geſellſchaftliche Zwecke anerkannt, wie für die Vorflut ($. 105, Tit. 8, I) 
und für ven Bergbau ($$. 109— 116, Tit. 16, ID. Nur für diefe vom allgemeinen Geſetzbuch 
ausdrücklich bezeichneten Zwecke, für melde eine Erpropriation nöthig werben konnte, hatte das 
Staatsoberhaupt über deren Nothwendigfeit eintretendenfall® zu entſcheiden, und es fland dieſe 
Entſcheidung feiner Staatsbehörde und felbit feinem einzelnen Minifterium ald ſolchem zu. 
Während Art. 9 der Berfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850 nur die bereitd im Allgemeinen 
Landrecht anerfannte Wahrheit aufs neue fanctionirte: daß jedwede Willfür in der Enteig- 
nung durch die Regierungsgewalt verwerflich fei, ift ed dagegen in Preußen nod gegenwärtig 
ein verfaffungsmäßiges Recht der Krone, mitteld landesherrlicher Verordnung über die Expro— 
priation in dem einzelnen Falle einer Nothivendigfeit, immer aber nur unter ver Vorausſetzung 
zu entſcheiden, daß zuvor fhon ein Gejeg für gewiffe Gegenftände und Zwecke des öffentlichen 
Rechts oder der Volkswohlfahrt innerhalb des Bereichs derſelben Erpropriationen für ftatthaft 
erklärt hat. (Vgl. von Nönne,, ‚Staatöredht der preußifhen Monarchie“, 1, 202, B, 1 und Note 
5, ©. 334, Note 1.) Dies gegenwärtig allerdings nur nod fo weit, ald nicht etwa jpätere 
Gejege für andere Gegenftände, namentlih für gewiſſe erft feit Emanation des Allgemeinen 
Landrechts im Laufe der Zeit hervorgetretene Öffentliche und fociale Unternehmungen, z. B. für 
den Bau von Gifenbahnen, die Entſcheidung über die Ausübung der für diefelben zugeftandenen 
Erpropriationdredte in den vorfommenden einzelnen Fällen ausprüdlih den Staatsbehörden 
(der Bezirföregierung mit Vorbehalt des Necurfes an das Minifterium für Handel und Ge- 
werbe) überwiefen haben (Geſetz über Eifenbahnunternehmungenvom 3. Nov. 1838,$.8). Dem 
Bereid der Exrpropriation gehören in Preußen noch ferner an; Materialien an Steinen, Kies, 
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Sand zu Chaufleebauten (Cabinetsordre vom 11. Juni 1825 u. f. w.), Lieferungen für Armee: 
bevürfniffe, indbefondere zu Kriegäleiftungen, mie ver Pferde für die Landwehrcavalerie; ded- 
gleichen $. 20 des Deihgefeged vom 28. Jan. 1848, auch nad) landesherrlicher Beſtätigung des 
Deichſtatuts, Abtretung von Grund und Boden an den Deichverband feitend der Gigenthümer 
eingebeichter Grundſtücke und Vorlänver auf Anordnung der Deichbehörde. 

Sofern aber dergleichen landrechtliche Beitimmungen oder befondere fpätere Gefege über 
Gegenſtände des öffentlihen Rechts oder über ſolche Angelegenheiten, die, wie Bergwerks-, 
Gifenbabn: und Deihanlagen, für Öffentliche erachtet werben , nicht eriftiren, welche bereits im 
voraus nad) näherer Beſtimmung derſelben behufs ihrer Ausführung dem Staate oder den 
feine Stelle einnehmenden Geſellſchaften ein Recht zu Exrpropriationen beilegen, genügt weder 
eine önigliche Verordnung, reſp. die Entſcheidung des Oberhaupts, noch eine apminiftrativ- 
richterliche Entſcheidung von Behörden über die Nothwendigfeit der Erpropriation, um in 
einem concreten Falle die Enteignung rechtmäßig zu begründen. Alsdann muß zu Diefem Zweck 
vielmehr erft ein Act der ordentlihen Gejeggebung hinzufommen, wodurd der Staat oder die 
Unternehmer zu den für die Durchführung ded Unternehmens nöthigen Enteignungen ermäd: 
tigt werden, wie Died z. B. bei den Statuten vom 15. Mai 1843 und 30. Mai 1854 (Geſetz⸗ 
ſammlung von 1853, S. 325) für die Meliorationdanlagen der allenjteiner Kreiscorporation 
($. 27), desgleichen ein Gefeg vom 7. April 1852 (Gefegfammlung, ©. 110 fg.), behufs der 
Melioration der Niederung der Schwarzen Elfter ($.6fg.), unter Zuftimmung beider Kanımern 
geihah. Dagegen genügt eine königliche Verorbnung in allen andern Fällen, in denen gewif: 
ſen Zweden und Unternehmungen ein Erpropriationsredht im weitern oder befhränftern Um— 
fange ein für allemal gejeglich beigelegt ift, wie z. ®. den Ent- und Bewäſſerungen nah Map: 
gabe des Vorflutsedicts von 15. Nov. 1811 und des Gefeged über die Benugung der Privat: 
flüffe zu Bemwälferungen vom 28. Febr. 1843, insbeſondere deſſen dritten Abſchnitts über Bil- 
dung von Geuoſſenſchaften, in Verbindung mit dem diefen Abjhnitt auch auf Entwäfferungen 
ausdehnenden Gejeg vom 11. Mai 1853 (Geſetzſammlung, S. 182); wofern nit etwa eine 
Ausdehnung der Erpropriationen über dieje gefegliche Grenze erforderlich wäre; desgleichen bei 
Erweiterung einzelner Eifenbahnunternehmungen, Andererſeits aber findet gegen dad von den 
Behörden geleitete Tarationdverfahren und die Feititellung des Preifes für das zu erproprüs 
vende Eigenthum, nah Vorſchrift derobenermähnten $$.S— 11, Tit, 11,1 des Allgemeinen and: 
recht, in der Regel Berufung auf gerichtliche Unterfuhung und Entſcheidung flatt, ed wäre denn, 
daß eine jolde nad ausprüdliher Beſtimmung einzelner Gejege, wie z. B. in den Bewäſſe— 
rungsſachen, dahin beſchränkt ift, daß auch über die Entſchädigung und den Preis in erfter In— 
ftanz die Bezirföregierung und nur in zweiter und legter ald Gerichtshof dad Reviſionscolle— 
gium für Landedculturfahen (ſ. Agrarverfaſſung) zu entiheiven hat. 

Während in den Gejegen verjhiedener deuticher und anderer Staaten aus neuerer Zeit 
fämmtliche Fälle der Erpropriation zufammengefapt find, Jag es im Entwidelungsgange der 
preußiichen Gejeggebung, deren Ausgangspunft das Allgemeine Landrecht war, daß diefe Fälle 
nebſt den jedesmaligen erweiterten oder beſchränktern Bedingungen zur Enteignung, bem fort: 
ihreitenden Bedürfniß der ftaatlihen, gewerblichen und Gulturentwidelung folgend, ald Mittel 
zum Zweck in diejenigen Gejege verwieſen und aufgenommen wurden, welche jih über die Ge: 
genftände und Zwede diefer fortichreitenden Gntwidelung felbjt verhielten, wie z. B. in ven Ge: 
fege über das Eiſenbahn- und Deihwefen, über die Ent- und über die Bewällerungdunter- 
nehmen. Someit früher, zur Zeit der Bublication des Allgemeinen Landrechts, ein Bedürfniß 
für Grpropriationen ſchon obwaltete, hatte auch bereits das Geſetzbuch die Gebiete und Gegen— 
Hände ſpeciell bezeichnet, für welche eine Enteignung im öffentlihen Intereffe und zum Nugen 
ded Gemeinweſens geſtattet fein jollte. . 

._ Das franzöjiihe Recht. das (mit Ausſchluß jedoch ded dem gemeinen Rechte unterworfenen 
oſtrheiniſchen Iheild des Regierungsbezirks Koblenz und der dem Allgemeinen preußifhen 
Landrecht unterworfenen Kreije Need und Duisburg) in der preußifchen Rheinprovinz gilt, be: 
ſtimmte blod: „daß man niemand zwingen £öune, fein Gigenthum abzutreten, es fei denn um 
des öffentlichen Nugens willen und vermitteljt einer gerechten und vorgängigen Entſchädigung“ 
(Art. 545). Die Fälle und nähern Bedingungen der Expropriation wurden im weſentlichen 
erſt in einem ſpätern Gefek vom 8. März 1810 feſtgeſetzt. Nur theilmeiſe war dies ſchon früher 
geſchehen, ſo namentlich im Intereſſe der Landescultur, behufs Hutbefreiung und Einſchließung der 
Grundſtücke, durch den ſogenannten Code rural vom 28. Sept. und 6. Oct. 1791 (f. Bor— 
. Etaats-Perikon, V. | — 14 
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mann und von Daniel’ „Handbuch“, II, 157, und Lette und von Rönne, „Die Landes— 
eulturgefeggebung des preußifchen Staates, Bo. Il, Abth.2, S.748), und aldvann behufs Aus⸗ 
trodnung von Sümpfen und Entwäfferungen mit Erpropriation von Mühlen, Triebmwerfen 
und Gebäuden durch ein Gefeg vom 16. Sept. 1807 (von Daniel's „Handbuch der fremdherr⸗ 
lihen Verordnungen“, V, 486 fg., auch bei Lette und von Rönne, a. a. D., ©. 622, 623). 

Dem Art. 545 ded Code civil entſpricht fortan aud in der preußiihen Rheinprovinz 
Art. 9 ver Berfaflungdurkfunve (ſ. oben). Übrigens hatte Dad Gejeß vom 16. Sept. 1807 dem 
Gouvernement, nad) einer durch Decret des Staatsraths zu ertheilenden Conceſſion, nur die Er— 
mächtigung beigelegt, bie Meliorationsunternehmung anzuordnen, dagegen bie Anmwenbung des 
Geſetzes auf die einzelnen Bälle und Unternehmungen beiondern Reglementd der öffentlichen 
Verwaltung vorbehalten, und ift dies Gefeg nicht von erheblichem praftifchen Erfolge gemweien. 

Hauptjählicd zur Beförberung des Eifenbahnbaus und zur Begegnung bed Art. 545 mes 
gen ber vorgängigen Entfhädigung wurde neuerdings das Gejeg vom 25. Mai 1857 erlaffen, 
betreffend die Abänderung, bezicehungsweije Ergänzung de& im Bezirk des Appellationsgerichts= 
hof zu Köln geltenden Erpropriationdgefeged.vom 8. März 1810 (vreußifhe Gefegfamm: 
lung 1857, &.473), wonad die bei zwangsweiſen Enteignungen aus Gründen des öffentlichen 
Wohls nad Art. 9 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850 nothwendige vorläufige Feft: 
jegung der Entihädigung durch die Bezirksregierung, nad Beftellung eines Commiſſars und 
Abihägung von einem bis drei Sachverſtändigen, erfolgen und das Gericht auf Erflärung der 
Bezirksregierung, daß der Ball der Dringlichkeit vorliege, mitteld Erpropriationserkenntniſſes 
die Ginweifung des zur Expropriation Berechtigten in ven Befig, gegen Zahlung oder Hinter: 
legung des vorläufig feftgeftellten Entſchädigungsbetrags, verordnen foll, wodurch die ſchützen⸗ 
den Formen für den Erpropriirten aud) bei einer nur erft vorläufigen Feftftellung der Schad⸗ 
loshaltung gewahrt werden follen. 

Für Fälle anderer Art, namentlich in Bewäſſerungsſachen wie beim Deichweſen, gelten da— 
gegen aud in der Rheinprovinz die Beftimmungen der vorher erwähnten, die ganze Monarchie 
umfaflenden Gefege von 1843 und 1848, für Entwäfferungs- und Vorflutſachen aber 
in der Rheinprovinz (ausjchließlih der Kreife Reed und Duisburg) wie in den hobenzollern: 
ſchen Landen die Vorſchriften des neueften Gefeged vom 14. Juni 1859 (Gejegfammlung 1859, 
©. 325), betreffend die Verſchaffung ver Vorflnt, wonach bei diefen Gebäude nebft damit ver= 
bundenen Hofräumen von ber Erpropriation ganz, Gärten und Parks nur von ber Ziehung 
offener Gräben ausgenommen find, und die Bezirföregierung über die Borbedingungen wie 
über die Art und Weife der Ausführung der Anlagen u. f. w. vorbehaltlich deö Recuries an 
das Minifterium fir landwirthihaftliche Angelegenheiten, hingegen über die vorläufig oder de: 
finitiv zu gewährende Entfhädigung nur vorbehaltlich des Rechtswegs entſcheidet. (S. Ent: und 
Bewäflerung.) 

Wieweit übrigens bie Geſetzgebung überhaupt auf den verschiedenen Gebieten des öffent: 
lichen Rechts und des volkswirthſchaftlichen Nugens in der Aufhebung beſtehender Privatrechte 
gehen fönne und dürfe und melde Grundfäge diefelbe indbefondere bezüglich der Entſchädi— 
gungäfrage zu befolgen habe, das gehört in den Bereich der Gefeggebungspolitif eines jeden 
Staated nad) den obmaltenden Bedürfniffen und Verhältnifien. (Vgl. Zachariä, „Deutiches 
Staats: und Bundesrecht“, I, 114 fg.) 

Daß aber Art. 9 der Verfaffungsurfunde nur beftimmt war, die ſtaatsgrundgeſetzlichen 
Schranken der Ausübung des für die Staatögemalt in gewiffen Fällen unentbehrlichen äußer: 
ften Rechts eines Eingriffs in das Gigenthum feftzuftellen und legteres gegen wilffürliche Ent: 
eignungen durch die Regierungdgemalt zu ſchützen, daß dagegen aus dieſem Artikel fein Ein: 
wand hergenommen werben dürfe gegen Umwandelung und felbft nicht gegen unentgeltliche Auf: 
hebung feudaliftifcher Rechte, dies wurde bei Abfaffung des Artikeld ausdrücklich hervorgehoben. 
(Vgl. von Rönne, „Staatsrecht der preußifchen Monarchie“, I, 329 und Anm. 6.) Wenn daher 
noch jegt Hin und wieder eine entgegengejegte Anficht laut wird, um eine angebliche Ungerechtig— 
feit der Ablöfung der gutöherrlichen Rechte und Feudallaften wie des unentgeltlihen Wegfalld 
einiger Beihränfungen des bäuerlichen Bejiges zu behaupten, jo beruhen dergleichen Behaup— 
tungen auf Heuchelei und auf Verfennung des Sinns und der Bedeutung des Art. 9 oder auf 
Unmiffenheit über bie hiftorifche Entftehung und Ausbildung jener Verhaͤltniſſe wie ihres Zu- 
Jammenhangs mit den ältern und neuern Verfaffungszuftänden, insbefondere aber auch mit 
den geſellſchaftlichen Pflichten der vormals Privilegirten, welchen fie nad) der heutigen Geftalt 
der Staatögefellichaft ohne den eigenen Ruin zu entſprechen außer Stande fein würden. Die 
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Staaten der Alten Welt gingen am Eigenthumsrecht über Berfonen, an der Sflaverei, die Ari: 
flöfratien ber fpätern Zeit an der linterbrüdung der Rechte der übrigen Stände und an ber 
Ausſchließlichkeit ver Borzüge weniger VBollbürger und Befigender zu Grunde. Es ift aber der 
Beruf und die Lebendaufgabe der modernen Kriftficden Staatögejellfähaften, in fortſchreitender 
menſchheitlicher Entwidelung und Regeneration die der Sittlichkeit wie dem Gemeinwohl ſchäd⸗ 
lihen Berhältniffe auszufcheiden und der Idee der Gerechtigkeit gegen alle Mitglieder des 
Staatöverbanded dadurd Rechnung zu tragen, daß ih im Wege vernünftiger und weifer Ge⸗— 
feggebung dic volle Freiheit von Perſon und Eigenthum vollziebe. W. U. Lette. 

Erterritorialität. Seiten der moderne Staat ih auf dem Princip der Territorialität 
aufgebaut hat und die Grenzen des Gebiets zugleich and die Schranken ver Staatöherrfhaft 
find, hat er alle Audnahmen, welche in Geftalt von Privilegien, Immunitäten, Aſylen u. f. w. 
den Zufammenhang des juriftiichen Staatsgebiets durchbrachen, bis auf zwei befeitigt. Die 
eine ift die Stellung der fürftlichen Perſönlichkeit durch das Geſetz über den Giefegen und den Ge⸗ 
rihten, eine ſtaatsrechtliche Nothwendigkeit; die andere.bildet der völkerrechtliche Grundſatz von 
der Erterritorialität gewifler Berfonen. Man hat früher gewöhnlich von einer Fiction geſprochen, 
welche das Recht hier annehme, indem die zur Erterritorialität berechtigten Berfonen angeſehen 
werben, als wenn fie fihnicht auf ben Staatögebiete befänden, wo fie phyſiſch doch verweilen ; allein 
richtiger wird es fein, wenn wir das Wort ald eine bildlihe Zufammenfaffung der verfchiedenen 
Rechtsgrundſätze betrachten, welche ſich auf die völferrechtlihe Lage alfo Privilegirter beziehen: 
Weshalb mit der ſtaatsrechtlichen Ausbildung des Territorialgrundfages die völkerrechtliche 
Ausnahme zur theoretifchen und praftifhen Anerkennung Fam, liegt auf der Hand. Je ftärfer 
die Staatdömadht wurde, defto mächtiger konnte fie auch foldhe Berfonen ergreifen, welche ald An 
gehörige eines fremden Staates, vielleicht gar als feine Repräfentanten aus eigenem oder über: 
tragenem Rechte in dem Staatögebiet verweilten. Der gemöhnliche Fremde ward mit dem Auf: 
geben des BPerfonalitätäprincips ald vorübergehender Unterthan der Staatsherrſchaft unter: 
werfen. So mußte ſich denn für die Fälle, wo eine foldye Unterwerfung ald ein Hinderniß des 
Bölkerverkehrs, ald eine Berfümmerung des völferretlihen Grundſatzes der Staatengleihheit 
gewirkt hätte, ein entgegenftebender Gebrauch ald rehtmäßig, weil nothwendig, bilden. Im 
Alterthume diente dad allgemeine Gaſtrecht und für Gefandte der ihnen zugefchriebene Götter: 
ſchuz; im Mittelalter , wenn wir von der allgemeinen Herrſchaft des Syſtems der perfönliden 
Reste abjehen, ift von einer Exterritorialität der Fürſten ald einer allgemeinen Rechtsanſchauung 
feine Spur zu finden ; erft der moderne Staatenverfehr und die wiffenfhaftlihe Behandlung bed 
Bölterredytö haben die Lehre gezeitigt, welche mit dem, mie wir fhon zugaben, nicht ganz paſ⸗ 
ienden Namen Erterritorialität bezeichnet zu werben pflegt. Wir wollen im Folgenden zunächſt 
die allgemeinen Grundverhältniffe verfelben ſtizziren und dann bie einzelnen Fälle ind Auge 
fafien, wo fie ihre Anwendung finden. 

I. Unter gewiffen Boraudfegungen wendet ein Staat feine Hoheitsrechte auf feinem eigenen 
Gebiete nicht an, und zwar gefchieht dies infolge eines völkerrechtlichen, ven Ginzelftaat binden⸗ 
ven Rechts fatzes. Welche Hoheitsrechte von diefer Ausnahme ergriffen werben und welche Ver: 
fonen dieſe Immunität genießen, ift auch in der neuern Zeit weder in der Theorie noch Praxis gleich⸗ 
mäßig feſtgeſtellt. Nur läßt ſich im allgemeinen behaupten, daß einer Strömung, welche die Bor: 
tete der fogenannten Exterritorialität ſoweit ald möglich auszudehnen ſuchte, gegenwärtig eine 
andere entgegenzumirken beginnt, welche die Ausnahme als ſolche begreiftund auf das nothwendige 
Map zurückführen will. Wenn in frühern Zeiten viele Staaten, mit denen doch ein perfönlider 
Verkehr der Souveräne oder die diplomatische Verbindung durch Gefandte ftattfand, in ihren 
polizeilihen und Rechtseinrichtungen noch auf dem Standpunkte halber Barbarei fich befanden, 
jo war ed ganz natürlich, daß, wer immer fonnte, dem Einfluß einer fo gearteten Gewalt ſich zu 
entziehen fuchte. Heutzutage, wo die Eulturftaaten faft ausnahmslos eine erträgliche, vie meiften 
eine gute und zuverläffige Rechtspflege bieten , wo zudem gegen etwaige Llebergriffe der raſche 
Berfehr mit dem Heimatftaat und der Schuß der Öffentlihen Meinung vorbeugend wirft, bat die 
Gremtion von der fremden Staatögewalt felbft für folde Berfonen, die den Verkehr von 
Staat zu Staat vermitteln, viel von ihrer zwingenden Nothwendigfeit verloren. Daß wir 
nicht allen Grund Hätten, bei Ehinefen und Maroffanern auch jegt noch auf die völlige Unan— 
taftbarkeit unferer Gefandten und diplomatifchen Agenten zu halten,’ foll damit keineswegs ge= 
leugnet werden, ja ein völliges Aufgeben der Grundſätze vonder Erxterritorialität wüßten wir auch 
im europäifchen Staatenverfehr nicht zu rechtfertigen. Aber der Meinung find wir allerdings, 
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einmal, daß die ungeheuere Ausdehnung, welche die Schriftfteller ded 17. und 18. Jahrhunderts 
und die von ihnen ausgiebig verwertheten Präcedenzfälle der Zeit dieſem Privilegium gaben, 
für unfere Tage nicht mehr paßt, und zweitens, daß die einzelnen anerfannten Fälle von Gr- 
territoriglität jeder für fich nad) dem ihnen zu Grunde liegenden Lebensverhältniß zu beurtbei- 
Ien find. Aus dem Begriff der Grterritorialität alle feine Gonfequenzen ziehen wollen und dieſe 
als Forderungen des Völkerrechts aufftellen, hieße eine Fiction, wie die fltern jagen, ein Bild, 
wie wir und auddrüden können, als die Wirklichkeit jelbjt behandeln. 

U, Eine befreite Ausnahmeftellung gegenüber den Gejegen und Organen eines andern 
Staated fonımt zunähft ven Souveränen zu, welde mit Erlaubniß des Landesherrn, die zu 
präjumiren ift, wo feine ausbrüdlice Weigerung erfolgt, dad Staatsgebiet betreten. Der 
Fürſt repräfentirt den fremden Staat, nad) der Dichterſprache ift er England, Baiern,. Schwe— 
den u. ſ. w. So erjheint ed nur ald.ein natürliches Gomplement der fürftligen Stellung im 
eigenen Lande, daß der Herriher auch anderswo nicht beherrſcht wird, nicht Untertban ift, 
Dieje befreite Stellung äußert ihre Wirkungen auf die Begleitung und das Gefolge des Fürften, 
weil feine perfönliche Unabhängigkeit und die Würde, welde in derſelben liegt, beeinträchtigt 
werden fönnte, wenn die ihm zunächſt Stehenden nicht mit derſelben Immunität (aber wohlver— 
flanden nur feinetwegen) bekleidet würden. Durd den fürmlichen Eintritt in einen fremden 
Staats- oder Kriegsdienſt verzichtet jedoch ein Souverän auf feine Erterritorialität diefem Staate 
‚oder Kriegäherın gegenüber. So war z. B. der Herzog von Braunfhweig ald preußiſcher Feld- 
herr ſicher den preußischen Geſetzen unterworfen, obgleich er zur felben Zeit Landeöherr in Brauns 
ſchweig war und trog der Abhängigfeit vom Reich die deutſchen Landesherren ſonſt als exter: 
ritorial betrachtet wurden. Etwas anderes ift offenbar das bloße Ehrenverhältnig, in welchem 
die Fürſten ald Regimentsinhaber zueinander zu ſtehen pflegen, und die bloße Führung a la 
suite dürfte ebenjo wenig eine wahre Unterthaneneigenihaft begründen. Als wirfliher Unter: 
tban muß dagegen derjenige regievende Fürft angejehen werden, welcher in einem andern Lande 
3. B. Pair. ift, und ebenfo wenig bindert die perfönlihe Jmmunität- von ver Staatöhoheit im 
fremden Lande, daß die Güter eines Monarden in einem andern Staate den gewöhnlichen Ge: 
fegen des Orts der Lage unterworfen find; für Immobilien gibt e8 nur inſoweit eine Exterri— 
toxialität, ald jie und jolange jie zum Aufenthalt einer exterritorialen Perfon dienen, Wie der 
Fürſt repräſentirt und vertritt aud) der Negent, jomweit er aus eigenem und Samilienrechte zur 
Reichsverweſung berufen ift, ven Staat; er ift nit Staatöbeamter. Unter der hervorgehobenen 
Vorausſetzung ift daher aud der Negent exterritorial. Wo die Regentſchaft ald Amt erjcheint, 
3. B. bei ven in Schweden gebräudligen Interimsregierungen, wo fie in der That nur eine 
Statthalterſchaft if, findet eine Enthebung von der Wirkjamfeit. der Territorialgefepe 
nicht ſtatt. Für einen Souverän, welder feiner Krone entjagt oder auf andere Weife von dem 
Throne gekommen ift, geht mit dem Grunde für die Ausnahmeftellung auch das darauf gebaute 
Recht verloxen. Mögen ed immerhin die Staaten an Courtoiſie gegen eine ſolche Perſönlichkeit 
nicht fehlen laflen, dad Recht kann hier nur dem Ausſpruche des Hugo Grotius folgen: „Si rex 
aut alius quis imperium abdicavit autmanifeste habet pro derelicto, in eum post id tempus 
omnia licent quae in privatum.’ Nach dieſem Sage iftz.B. von englifhen Gerichtähöfen gegen 
den Herzog Karl von Braunſchweig verfahren werden, der daher auch jeit einer Reihe von Jahren 
das ungaftliche England verlafjen hat. Die Mitglieder der fürftlihen Familie (Gemahlin, Kin: 
der u. j. w., auch der Gemahl einer regierenden Königin) haben als folde keinen Anſpruch auf 
völferrechtliche Immunität, da jieja aud im Heimatſtaate unterthan ſind; nur ſoweit ſie die Sous 
veräne jelbjt begleiten, wirkt die Exterritorialität der legtern auch auf fie. Die gilt namentlich 
auch von den Thronfolgern, die man nicht felten, aber irrigerweiſe ald zur Exterritorialität be- 
rechtigt bezeichnet, Der Präjident einer Republik hat feinen Auſpruch auf, die Vorrechte der 
Souveräne, da er jelbit nicht ſouverän iſt. Nichtövefloweniger müffen republifanifhe Staaten 
die völferrechtlihen Vorrechte der regierenden Fürſten vefpectiren; pie Staatsform macht hier 
ebenjo wenig einen Unterſchied, ald die conftitutionelle oder abſolutiſtiſche Fürſtenherrſchaft, 
Wabl- oder Erbfürſtenthum dieſe Rechte influirt. 

II. Bei den Geſandten bat die Heiligkeit des Alterthums ſich in die Erxterritorialität des 
modernen Rechts verwandelt. Zu dem Motiv, daß ſie als Vertreter der freniden Staatsperſön— 
lichkeit, meiftens als Nepräfentanten einer Fürſtenperſönlichkeit (obgleich dieje perjönliche Re— 
präjentation des Souveränd im engern Sinne nur für die erfte Klaffe der Gefandten, die wirk— 
lihen Ambaffadeurd, angenommen zu werben pflegt) eine der Würde ded Repräfentirten ent- 
ſprechende Ausnahmeftellung haben müffen, kommt die weitere Grwägung, daß ſie die Prlichten 
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des ihnen übertragenen Amts nur in der vollſten Frelheit und Unabhängigkeit ausüben können. 
Es ſteht bei ihnen ähnlich wie bei den Staatsrichtern,, mo man dieſelbe Unabhängigkeit durch 
die Unabfegbarkeit zu fichern fucht. Der Gefandte, welcher im fremden Lande die Intereflen des 
Heimatſtaats zu vertreten hat, deſſen Schritte fehr Häufig dem Hofe, bei welchem er beglaubigt ift, 
höchſt unangenehm fein mögen, ſoll gegen eine unrehtmäßige hicandfe Anwendung der Staats— 
Hoheitsrechte durch feine Erterritorialität gefhügt fein. Da er fi) dauernd auf dem fremden 
Staarögebiet aufhält, fo Hat feine'Erterritorialität die weitreichendſte praftifche Bereutung, und 
wird vie Lehre von der Erterritorialität gemeiniglich miit befonderer Berüdfihtigung der Ge: 
fandren -Dargeftellt.. nd feinen geringen Einfluß auf das Map ver geſandtſchaftlichen Privi— 
legien hat der Umftand gehabt, daß #8 vielfach Geſandte jeldft waren, welche die Lehre wiffen: 
fchaftlich behandelten. Wenn heutzutage eine etwas veränderte Stellung des diplomatiichen Per: 
fonals ven veränderten politifhen und Rechtszuſtänden zu entfprechen fcheint, fo muß doch als 
geltend immer noch die ältere weitergehende Lehre angefehen werben. Alle Klaffen der Geſandten, 
ſoweit fie wirklich diefen Charakter tragen, machen Anſpruch auf die Vorrechte der Erterritoria— 
litãt. Hierbei iſt zwiſchen einem bloßen Minifterrefidenten und dem Ambaffadeur fein Unterfchied; 
auch die Charges d'Affaires, mögen fie felbftändig die Mifjion verjehen oder ad interim für ven 
abweſenden wirklichen Gefandten fungiren, find dieſes Vorrechts theilhaftig. Da dem gewöhn— 
lichen Gonful ver diplomatiſche Charakter fehlt, ſo ſind dieſe Agenten freinder Staaten nicht erter= 
ritorial; eine Ausnahme macht nur das Eonfulatwefen im Orient und bei Völkern ähnlicher 
Eulturftufen,, wo der Conſul als Diplomat betrachtet wird; feine dagegen die nad) manden 
Beiträgen den franzöftihen Gonfuln zugeftandene Ausnahmeftellung auch unter den europäis 
ſchen Staaten. Wie die Perfon des Geſandten, fo ift auch feine Umgebung , die Bamilie, das 
Gefandtfhaftsperfonal und die Dienerfhaft den Binmwirfungen der Landesbehörden entzogen. 
Was die Diener anbelangt, fo pflegt Die Praris jedoch zwifchen folchen zu unterſcheiden, welche der 
Gefandte mitbrachte, und denjenigen, die im Lande felbft meift auch aus den Landesangehörigen 
für temporäre Dienflleiftungen angenommen find. Der Streit varüber führte einmal zu einem 
Bruch der diplomatischen Verhältniffe zwiſchen Kurbaiern und Preußen. (Märtens, „Nouvelles 
causes celöbres”, II, 2.) Wichtiger ald die Frage, ob eine Köchin als erterritorial zu betrachten 
fei, iſt die Brage, ob die @rterritorialität des Geſandten auch für einen Staatdunterthan des Lan- 
des, der dieſen Boften bekleidet, wirkfam bleibt, und im allgemeinen muß fie bejaht werden. Dies 
kann um fo unbedenklicher geſchehen, da der beſchickte Staat es in feiner Befugniß hat, fich den 
ihm zugemutheten Gefandten zu verbitten. Wurde einmal ein Staatdunterthan als Gefandtet 
angenonimen, fo liegt darin offenbar ein ſtillſchweigender Verzicht auf die Unterthanenpflicht, 
folange das Geſandtſchaftsamt dauert. Um diefer Eonfequenz aus dem Wege zu gehen, weigern 
ſich jegt mande Staaten, ihre eigenen Randesangehörigen überhaupt ald diplomatifche Agenten 
zu empfangen, und nur für die Gonfulate, mo diefer Gonflict ver Rechte nicht eintritt, pflegt man 
noch allgemein Angehörige des betreffenden Staates zu verwenden. Einen nit unintereffanten 
Rechtsfall aus dieſem Gebiete des Völkerrechts behandelt die hollänvifhe Monographie von 
Everwiin: „Abraham van Wicquefort en sin proces‘' (Leyden 1857). Die Grenzen für die 
Befreiung der Geſandten und ihrer Begleiter follten, vem natürlichen Rechtsgefühl entſprechend, 
durdy die nothwendige Fürſorge für die Unabhängigkeit und Würde des Gefandten beftimmt 
werben, aber die gänzliche Befreiung von Straf- und Eiviljurisdiction und Polizeigewalt, wie 
fie Theorie und Praris noch fefthalten, geht ohne Zweifel zu weit. Daß eine Strafgerichtsbar— 
feit über Gefandte misbraucht werden fann zur Erſchwerung oder Hinderung ihrer diplomati⸗ 
ſchen Function, wird ziemlich alljeitig zugeflanden werden, und die Beifpiele, wo in frühern Zeis 
ten gegen Mitglieder von Gefandtichaften ſtaatsrechtlich vorgeſchritten worden ift (z.B. unter Cron⸗ 
well gegen ven Bruder des portugiefifchen Sefandten, ein Vorgehen, weldhes freilich Zouch in einer 
fleinen Staatoſchrift 1657 zu rechtfertigen fuchte), werden heutzutage als völkerrechtswidrig ange: 
feben. Gegen einen Geſandten, der ſich fträfliche Machinationen zu Schulden kommen läßt, hat ver 
Staat nur das Recht der unmittelbaren Abwehr durch Bemächtigung und Entfernung aus dem 
Lande, In derfelben Weife wird auch bei Bolizeivergehen, die ja nur nach dem Weſen ihrer Strafs 
barkeit von den Verbrechen zu unterfcheiden find und daffelbe Verfahren ‚iwenigftend in einem wohl⸗ 
geordneten Gerichtsweſen, verlangen, gegen den ſich vergehenden Gefandten nur die unmittelbare 
Abwehr, feine Strafe zuläffig fein. Allein fürdie bürgerliche Rechtspflege darf heutzutage wol in 
allen Gulturftaaten die Anerkennung gefordert werben, daß fie unparteiiſch und wie es die allge= 
meine Geſittung fordert, thätig ift. Nichtsdeſtoweniger wird auch hier eine völlige Unzuſtändig— 
keit der Landeögerichte in Proceſſen gegen Geſandte behauptet. Kür Immobilien wird freilich auf 
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bier dem Rechte des Orts der Lage die Herrſchaft zugefprochen, und es kann nicht wohl anders fein, 
da fonft gar kein Forum für folde Proceſſe begründet wäre, weil die Gerichte des Heimatſtaats 
in dem der Geſandte als fein Domicil behaltend angeſehen wird, über Legende Güter in einem 
fremden Staate feine Gerichtsbarkeit haben önnen. An diellnverleglichkeit ver geſandtſchaftlichen 
Wohnung knüpfte fih im Zufammenhange mit vem eben aufgeftellten Sage für den Gefandten 
und Schriftfteller Wheaton eine Controverſe mit der preußiichen Megierung‘, welde in feinem 
Werke „Elements of international law“, Bd. II, Kap. 1, $.17, ausführlich erörtert iſt: ob das 
Retentiondreht an dem Mobiliar wegen Beihädigungen mährend der Mietbzeit einer Im: 
mobilie (der Wohnung) aud gegen die Effecten eines. Exterritorialen geltend gemacht werden 
kann. Wheaton verneinte dies, Heffter („Voͤlkerrecht“, $. 212) neigt ſich der entgegengejegten 
Antwort zu, die preußifche Regierung vertheidigte die Regel des Landrechts ‚gegen den allge: 
meinen VBölferrechtsjag, die amerikaniſche hat in einem analogen Falle die Nichtſtatthaftigkeit 
der Retention angenommen [,Opinions of Attorneys-General’' (1852), V,-70]. Die 
ältern Autoritäten find, wie jih erwarten läßt, für das Privilegium. In Bezug auf das Mo: 
biliarvermögen ſowie alle aus Obligationsverhältniſſen entjpringenden Rechtsverbindlichkeiten 
findet eine Zufländigkeit ver Landesgerichte gegen ven Gejandten nur ftatt, wenn er ſich freiwillig 
dazu verftand oder Durch eigenes Klagen das Forum dev Widerflage gegen jich begründete. Als 
weitere Ausnahme wird anerkannt, daß ſich ein Geſandter oder eine die IJmmunitäteines Gefandten 
mit genießenve Perſon durch Teilnahme an Handelsgeſchäften ver Jurisdiction der Ortsgerichte 
unterwirft, ſoweit es ſich um dieſen Zweig feiner Thätigkeit handelt. Zu einer inte reſſanten Aner⸗ 
kennung ber Conſequenzen aus dieſem Grundſatz hätte ein Proceß führen können, der 1861 in 
London gegen einen belgiſchen Legationsſecretär als Inhaber einer Anzahl Actien und Mir: 
begründer bei einem Bergwerksunternehmen angeftrengt wurde; allein mie die engliſchen Ge: 
richte ed lieben, großen Rechtsfragen aus dem Wege zu geben, ward auch hier dieſe Entſcheidung 
umgangen, und eine andere Seite des Rechtsſtreites führte zu einem Vorbeſcheid. Diefer Hall 
verdient jedoch erwähnt zu werden, um darauf aufmerkffam zu machen, wie in dem Actienweſen 
unſerer Tage für das ganze diplomatiſche Corps der Welt eine Gelegenheit geboten iſt, ſich bei 
induftriellen Unternehmungen zu betbeiligen, und daß eine gerichtliche Entiheidung über-die 
Frage, ob auch hier das geſandtſchaftliche Privilegtum in Kraft bleibt, alle Tage nothwendig 
werden kann. Auch die Binanzhoheit ned Staated muß ſich nad dem Herkommen den Gejandten 
und ibren Bermögensftüden gegenüber weitgehende, nicht rationell zu begründende Einfhrän: 
ungen gefallen laſſen. Die volle Zollfreiheit it im Lauf der Zeit jo oft misbraudht worden, daß 
die meiften Staaten es jegt vorgezogen haben, eine feite Summe ald Marimum aufzuftellen. 
Die gewöhnliche Reviflon und fonftige Zollbehandlung vflegt einzutreten, wenn nicht eine 
befondere Ordre, die häufig gegeben wird, davon befreit. Allgemeine und Geweindeſteuern 
braucht ver Geſandte ſowie feine Begleitung u. |. w. von Mobiliarvermögen nicht zu zablen, die 
an der Immobilie, z. B. der Wohnung, haftenden Abgaben werben jedoch auch dann erhoben, 
wenn der Gefandte oder fein Staat Eigenthümer iſt. Für ven legten Fall ift zu beachten, daß 
der fremde Staat fein Staatseigenthum, ſondern nur das gewöhnliche Privateigenthum (do- 
minium, nidt imperium) an dem Grundftüde beiigt. Soweit für die Benugung von Gegen⸗ 
fländen aud des oͤffentlichen Eigenthums, z. B. Brüden, Chauffeen u. f. w., eine Abgabe zu 
zahlen ift, kann ſich auch der Geſandte ver Zahlung nicht entjchlagen. Daß endlich mit der Erterri⸗ 
torialität des Geſandten ein Aſylrecht nicht verbunden ift, hat ber Art. Aſyl dargethan. Ebenſo 
wenig folgt aus der noch fo jehr ausgedehnten Begriffäbeftimmung von Exterritorialität ein Recht 
des Sefandten auf eigene bürgerliche oder Strafgerichtöbarfeit Über fein Gefolge. Das Net vet 
Heimatſtaats fann allerdings eine folde Jurispiction einräumen, z. B. in uneivilifirten Gegen: 
den, jedoch auch dann nur mit Zuftimmung der Territorialherrfhaft. Die aufgeftellten Grund: 
fäge finden ihre Anwendung auf den Geſandten nur fo lange, als er dieſes wirklich if, und in dem 
Lande, bei deſſen Regierung er ald accrebitirter Vertreter fih befindet. Die Verweigerung ber 
Durchreiſe für einen Gefandten, der für eine andere Regierung beftimmt ift, würde ald völ- 
kerrechtswidrig anzufeben fein, aber eine wahre Exterritorialität hat der Durchreiſende in dem 
Lande nicht. (Vgl. Note von Drouyn de Lhuns an Mafon, amerifanifhen Gefandten in 
Baris, in Betreff des nad) Spanien beftinnmten amerifanifhen Gefandten Soule, vom 1. Nov. 
1854.) Uebrigens find die ältern Autoritäten getheilter Meinung über die Rechtsſtellung eine? 
durchreiſenden Gefandten. (Vgl. Wheaton,a.a.D., $.20.) Bleibt ein Gefandter, nachdem er feine 
Functionen aufgegeben, in dem Lande wohnen, jo fallen alle Vorrechte weg. Dies gilt jedoch 
nicht für den Fall der wirklichen Abreiſe, und wenn man manchmal verſucht hat, ſich unmitiel⸗ 
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bar, nachdem der Geſandte fein Abberufungsiäreiben übergeben , an feine Bermögensobjerte 
zu halten oder wol, gar. Schulonerhaft gegen ihn jelbft in Vollzug zu fegen, fo ift damit dem 
völferreßtlihen Herfommen: entſchieden entgegengebandelt worden. Die Rehtfertigung des 
Satzes, daß der Geſandte auch nach beendigter Mifjion bis zur Überſchreitung der Landesgren— 
zen dem Staate gegenüber ſeine Vorrechte behält, muß darin geſehen werden, daß ſonſt die 
Furcht vor einer ungerechten Behandlung am Ende der Mijiion die unabhängige Ihätigkeit 
während, derfelben beeinfluflen könnte. Für die Protection gegen die Rechnungen und Rechts— 
mittel der Schuhmacher und Schneider möchte es freilich, ſchwer Halten, einen genügenven Rechts⸗ 
grund aufzufinden, A 
Il. Der dritte Ball, in welchem nad völkerrechtlichem Herkommen Grterritorialität ange: 
nommen wird, ift den geflattete Durchzug eines fremden nisht feindlichen Truppencorps, einerlei, 
ob derfelbe, auf vertragsmaͤßigen Ginräumungen beruhend, eine jogenannte Gtappenftraße ent: 
lang geht oder die Erlaubnip nur für das einzelne mal-gegeben ift. Zunächſt muß hier daran 
erinnert. werben, daß nicht, wie. bei Gefanbten und Souveränen, die Erlaubniß jhon angenow- 
men wird, wenn fein Verbot erging, : Der Gin: und Durchzug einer fremden Militärmacht ift 
fein gewöhnlicher Berfehr und fegt daher, wenn er rechtmäßig geichehen und die völkerrechtlichen 
Brivilegien der Erterritvrialität genießen joll, ſtets eine beſondere Meldung und Geftattung 
voraus; ein Grundſatz, auf den noch ganz neulih Breußen duch Sachſen aufmerkſam gemacht 
wurde. Auch bei ver völferrechtlichen Servitut der Etappenſtraße wird eine Meldung mit Rüd- 
üht auf Verpflegung u. ſ. w. nöthig jein. Iſt aber die Geſtattung entweder durch Vertrag ober 
jonft vorhanden, jo cejjirt die llbung der Staatshoheitsrechte den durchziehenden Truppen ger 
genüber wie für Gefandte. Ihrer heimischen Militärgerichtöbarkeit. bleiben. dieſelben aud auf 
dem Durchzug durd das fremde Land unterworfen, und die Behörden des legtern haben ji in 
keiner Weiſe eine Zuſtändigkeit über-jie anzumaßen. Es gilt diejer Grunpjag jedoch aud nur 
für wirkliche gefchloflene Truppenabtheilungen; auf einzelne militärijhe Reiſende (jelbit wenn 
fie fih auf einer Dienftreije befinden) findet ev feine Anwendung. Die Gründe dafür, die Un— 
verträglichkeit der Gejege und Ordnungen eines fremden Landes mit dem militäriihen Zujam- 
menhang eines Corps, jowie die Garantie, welche in der militärifhen Zucht innerhalb der Ab: 
tbeilung jelbft für deu betretenen fremden Staat liege, wirfen bei dem Durchzuge einzelner Re: 
fruten, lirlauber u. ſ. w. nicht, und die Anwendung der gewöhnlichen Gejege auf jie ſtößt auf 
keine Schwierigkeiten. Wenn Truppentheile z. B. im Kriege verjprengt ohne Erlaubniß auf 
neutrales Gebiet treten, fo ift für jie eine Exterritorialität nicht anzunehmen, und ed jteht dem 
Staate zu, ihnen jede Beſchränkung, 3. B. auch die Prlicht, ſich wieder zu entfernen, aufzulegen. 
IV. Während gewöhnliche Hanvelsfhiffe fremder Nationen in den Eigenthumsgewäflern 
eines Staated der Jurisdiction dejlelben unterliegen und höchſtens die gewöhnliche Schiffsdisciplin 
nach ven Grundſätzen ded Heimatſtaats beurtheilt wird, gilt für fremde Kriegsſchiffe, welche in 
Häfen, Rheden u. f. w. einlaufen, die Erterritorialität. ine befondere Erlaubnig zum Ein: 
laufen iſt nicht üblich, fie wird ſtillſchweigend angenommen, und wenn etwa eine zu große Zahl 
von Kriegsſchiffen die Landeöregierung beunrubigen jollte, gibt ed das Fragerecht und nöthi: 
genfalls auch die förmliche Wegweifung als Hülfdmittel. Bei Schiffen kommt der Natur der 
Sache nad das Bild der Erterritorialität der Wirklichkeit am nächſten, und bildet ein fremdes 
Kriegoſchiff gleichſam ein. Heines imperium in imperio, Was auf ihm geſchieht, z. B. ein Ver: 
breihen,. ein Verttagsabſchluß, ift jo zu beurtheilen, ald ob es in dem Staate, deilen wandelnde 
Vertinenz das Schiff ift, vorgegangen wäre. Allein jelbft hier wirb doch dem Staate, in deflen 
Gewäflern Das Schiff liegt, ein gewifles Recht ver Hauspolizei betreffs der Hafenbenugung, bes 
Lit: und Feuerweſens vorbehalten. Was fi die eigenen Kriegsſchiffe des Staates in diejer 
Hinſicht von den Hafenbehörden gefallen laſſen müffen, wird aud nicht ohne guten Grund den 
fremden Staatsſchiffen zugemuthet. Unter ven Begriff von Staatsſchiff fallen außer ven eigent- 
lien Kriegsſchiffen aud diejenigen, an deren Bord, ji die Souveräne oder ihre Geſandten be- 
finden, und diefer Grundfag erſtreckt ſich auch auf Schiffe, welche für einen ſolchen Dienft aus: 
ſchließlich beftimmt find, 5. B. die Jachtflotille der Königin von England und die für den Dienft 
der Geſandten in Konftantinopel abgeordneten Schiffe, welch legtere freilich regelmäßig armirt 
find. Während des orientalifchen Kriegs bot ih für die nordamerikaniſche Regierung ein 
Anlaf, die völkerrechtliche Frage über die Exterritorialität fremder Kriegsſchiffe in Staatähäfen 
durch den Attorney⸗General unterfuchen zu laſſen (die Opinion findet ſich abgedruckt bei Soet- 
beer, „Sammlung officleller Actenftüde‘‘, Neue Folge, I, 16 fg.). Zunächſt wird anerkannt, 
dap auch während eined Kriegs fremde Kriegsſchiffe in neutrale Häfen einlaufen können, bis ein 
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Verbot dagegen ergangen iſt, und daß demnach das engliſche Schiff Preſivent mir feiner Prife 
Sitka, einem ruſſiſchen Schiffe, rechtmäßigerweiſe im den Hafen von San⸗Francisco lag. „Our 
courts have also adopted unequivocally the dactrine, that a ship of war of a foreign so- 
vereign at peace with Ihe United States coming into our ports and demeaning herself in“ 
friendly manner is exempt from the jurisdietion ofthe-eountry. She remains-.a part of the 
territory ofher sovereign. ‘This doctrine has- been afirmed by us on various occasions 
among wbich is the emphatic case of a vessel, ‚herself a prizetaken from a citizen of the 
United States... .. 'Frömiallithese premises, the oonsequenoes are inevitable in regard'to 
the prisoners on board the Sitka. So long as they remained on board that ship, they were 
on Ihe territory and jurisdietion of her sovereigu. There the neutral has no right to 
meddlie with them.” Man hatte in dieſem Balle verfucht, durch einen-in ven californtfihen Ge— 
richten ansgewirften Habead: Gorpus: Wefehl den englifhen Kapitän zu zwingen, daß er bie an 
Bord der Sitka befindlichen ruſſtſchen Gefangenen ans Land führe, um nadzumeifen, mit wels 
chem Rechte er fie gefangen halte: Der Engländer hatte fi an viefen Befehl nicht gekehrt, weil 
er in feinen Schiffen dev Territortalherrihaft des Staates Californien nicht unterworfen fet, und 
ſtach fpäter mit jeinen Fahrzeugen in See. Der Attorney: General war mit Recht der Meinung, 
daß - die californifchen Behörden feine Zuftänpigfeit gehabt. Cine andere Frage, welche er bes 
rührt; ift die, 06 die Angehörigen eines ſolchen erterritorialen Schiffs, wenn fie ans Land geben, 
der Territorialberrihaft unterwürfig werben oder gleichſam als Nebenſachen in ihrer Rechts⸗ 
flelfung burd) den erterritorialen Charakter des Schiffs befreit werden. Er citirt dabei Haute⸗ 
feuille, H, 157, entfcheidet die Frage jedoch zunächſt nur in Betreff ver Kriegsgefangenen, 
welche auf neutralem Boden allerdings frei werden müffen, ‚wenn nicht ettva aus Rüdfichten ber 
Humanität unter Vorbehalt des bisherigen Status die Gefangenen and Land gelaffen ner: 
den. Kür die andern Fälle, 3. B. Matrojen eines Kriegsschiffe, melde and Land gehen, wird die 
Anerkennung der territorialen Zuftändigfeit die Regel fein, und e8 iſt ein facultativeß Zuge: 
ſtändniß, wenn in dem einen ober andern Rande anders verfahren wird. 

In die Literatur über die Lehre, wobei freilich Häufig die einzelnen Bälle der Erterritoriakität 
befonderd behandelt werben, gehört ald Hauptwerk Bynkerſhoek's „De foro legatorum tam 
in causa civili quam criminali” (zuerft 1721; franzölif von Barbeyrac als ,„Trait&'du juge 
competent des ambassadeurs‘, 1723); die neuefte Monographie ift von Evertien de Jonge, 
„Över de grenzen van de regten van Gezanten’ (Utrecht 1850.) In der Kürze behandeln 
alle Werke über Völkerrecht diele Fragen. 

5. Marauardien.: a 


F. 


Fabrikweſen. (Geſchichtliche Eutwickelung; Kampf zwiſchen Handwerk und 
Fabrik; Lage der Fabrikarbeiter; Geſetzgebung zum Schutze der Ar— 
beiter.) — I. Blick auf die Entwickelungsgeſchichte. Früher unterſchied man wis 
ſchen Fabriken und Manufacturen. Der erſte dieſer Ausdrücke ward zunächſt nur auf ſolche 
größere Werkſtätten angewendet, in denen die Verarbeitung mineraliſcher Gegenſtände ver— 
mittelſt Feuer oder durch Waſſerkraft betriebener Hammerwerke erfolgte. Die gewerblichen 
Anſtalten zur Verarbeitung von Stoffen aus dem Pflanzen- und Thierreiche im großen und 
vermittelt complieitterer Maſchinen, die jedoch nicht durch Feuer, fondern durch Menſchen hände 
betrieben wurden, nannte man (des eben erwähnten Berhältniffes wegen) Manufacturen. Die 
Anftalten der legtern Art waren im allgemeinen die wicdhtigern. Nachdem aber in ver Neuzeit 
die Dampffraft in fehr ausgedehnter Weife auch auf die meiften großen Werkftätten zur Berar: 
beitung von Stoffen aus dem Thier- und Pflangenreiche zuv Anwenbung gebracht worden, dient 
der Ausdruck Fabrik zur Bezeichnung aller Arten von Werkftätten, in venen Robftoffe over 
Halbfabrifate unter moͤglichſt vollftändiger Durchführung des Grumvjages der Theilung vet 
Arbeit, infolge deffen im großen und häufig unter Erfegen der phyſiſchen Kräfte des Mens 
fen durd mechanische Kräfte und Maſchinen verarbeitet werben. Herſtellung gewerblicher 
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Producte iſt Zweck der Fabrik, Theilung der einzelnen Arbeiten im demſelben Geſchäft ihr 
Hauptunte rſcheidungszeichen gegenüber vemGandwerf. 1) : - . 

Das: ganze Fabrikweſen ift eine Geftaltung ‚der Neuzeit, das Alterthum kannte es nicht 
Wir wiflen nur von wenigen Ausnahmefällen, in denen überhaupt damals größere Anftalten 
für gewerbliche Arbeiten gegründet wurden, wie namentlich. einige roͤmiſche Kaifer ein paar 
große Werkftätten zur mafjenhaften Anfertigung. von Waffen herſtellen liepen. An eine frei= 
willige Bereinigung mehrerer oder vieler zum gemeinfamen Aufbringen großer Kapitalien für 
Heritellung ausgedehnter gewerblicher Etabliſſements (alfo am: die Bildung von Actiengejell: 
ſchaften u. dgl.) konnte um fo. weniger: gedacht werden, als die römiſchen Imperatoren alle 
Bereine ald gefährlich betrachteten und darum felbft für nothwendige Zwecke nicht duldetem 
Selbſt Kaiſer Trajan ſchlug einer Geſellſchaft von 150 Berfonen, welche ſich zu Nitomedien 
ale Feue rlöſchverein verbiriven wollten, die nachgeſuchte Erlaubniß ab. (Plin. Epist., X, 
42,43). Dad Mittelalter entfaltete eine Blüte ded Handwerks (freilich auch dies nur nad dem 
Mafftabe der damaligen vielfach beſchränkten dkonomishen Verhältniſſe), aber eigentliche 
Babrifen blieben ihm fremd. Ihr Entftehen mar in doppelter Hinficht geradezu unmöglich. 
Einerſeits fügte das Zumfmwefen feine Meifter an jevem einzelnen Drte durch lokale Beſchrän⸗ 
fung der freutden.Goncurten;, andererſeits und hauptſächlich beruhte das Handwerk auf der 
Bereinigung aller Unterabtheilungen einer- und derſelben Hauptarbeit , alfo hierin auf dem 
Gegenſatz einer Iheilung der Arbeit. Died ging jo weit, daß man z. B. im alten Paris den. 
Baffenverfertigern nicht nur verbot, irgend Waffentheile zur Weiterverarbeitung von außer: 
halb ver Stabt zu beziehen , ſondern day man amd) forderte, jeder einzelne Theil der ABaffen 
mũſſe im Haufe des Meifters:hergeftellt worven fein. ‚Um: diefes Gebot durchzuführen, war es 
jedermann bei. Gelvbuße und Strafe ver Eonfisration des ‚betreffenden Gegenſtandes verboten, 
irgendwelche einzelne Theile von Waffen über die Straßen zu tragen. : 

Erft in.der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts finden wir. die ſchwachen Anfänge der 
ſeitdem jo gewaltig gewordenen Geftaltung , ja vie eigentliche Fräftige Entwidelung des Fabrik— 
wejend begann erſt zu Ende des vorigen oder zu Anfang des jegigen Jahrhunderts. Der Auf— 
ſchwung erſcheint daher in doppelter Hinfiht ftaunenerregend; einmal feiner koloſſalen Auss 
dehnung, zum andern feiner in.der ganzen Culturgeſchichte unerhörten Rafchheit wegen. 

Beachtenswerth ift der wiederholte ſtarke Umſchlag im der herrſchenden Anſchauungsweiſe 
über das Fabrikweſen. Erſt begünſtigte man daſſelbe; dann ſah man nur. Schattenſeiten an 
ihm, es ſollte ein Verlümmern und Verkrüppeln der Arbeiter, ein phyſiſches und moraliſches 
Verderben der ganzen Menſchheit herbeiführen; jetzt ſcheint man wieder etwas auf dem Wege 
zum entgegengejegten Extrem. 

Als das Majhinenweien zuerſt auffam 2), erklärten ſich die Handwerker ſofort als deſſen 
Gegner. Wo immer fie einen bedeutenden Einfluß auf die oͤffentlichen Angelegenheiten ans: 
übten, wie namentlich in ben Freien Städten, ba warb ein heftiger Krieg gegen diefe gewerbliche 
Neuerung geführt. Darin lag wol der mächtigfte Keim des Unheils für die gerade ſeitdem jo 
fehr gefunkenen fogenannten Freien Städte, und es hat dieſes Verhältniß in feinem weitern 
Umfang wol viel mehr, als man. biäher ahnte, auch zu deren politiſchem Sinken beigetragen. 
Als gegen Ende des 16. Jahrhunderts die Bandmühlen aufkamen, wodurch die Poſamentiere 


1) ®ir betrachten Theilung ber Arbeit in den einzelnen Gewerben als das weſenilichſte Unterſchei⸗ 
dungszeichen. Eigentlich beruht ſchon das Handwerk auf vem gleichen Princip; man hat ein Gewerbe 
von dem andern abgefonderi, die Durchführung in ven kinzelnen Zweigen eines und deflelben Hanbwerls 
aber nicht blos unterlaflen, fondern jelhit verpönt. Aus.jener weitern Iheilung, der Arbeit folgt Berfers 
tigung im großen. Auch iſt die Anwendung von Mafchinen erſt dann möglich. Ure bemerkt, wenn engs 
liſche Theoretifer das Wort Factory erflären wollten, fo vefinirten fie es gewöhnlich dahin, „daß vie 
Hauptſache ein von berfelben Gentralfraft geleitetes Mafchimenfisftem fein müſſe“. Diefe Definition ift 
aber um jo weniger richtig,. als es Fabriken gibt, in denen überhaupt gar feine Maſchinen zur Anwens 
dung fommen, z DB. foldye zur Herftellung gewiffer Chemitalien. Der werdienftvolle Roſcher glaubt eins 
der Kriterien auch darin zu finden, daß der Handwerfer gewöhnlich auf Beitellung, der Babrifant ger 
wöhnlich auf Vorrath arbeite. Nun finden wiraber barin nicht nur fein principielles Unterſcheidungs— 
merfmal, fondern es ftehen auch die thatfächlichen Verhältniſſe in zahllofen Fällen nicht im Einflange 
mit diefer Lehre i 

2) Rau bemerkt ſehr fcharfiinnig, der weſentlichſte Unterfchied zwiſchen Werkzeug und Mafchine bes 
fiehe darin, daß bei der legtern die bewegende Kraft nicht unmittelbar vom menfdylichen Körper auss 
gebe, während das Werkzeug nur die Bewaffnung oder den befiern Erfag für einzelne menſchliche Glied: 
maßen bilde. (Der Hammer wirft ähnlich, nur beffer ala die Kauft, die Zange ähnlich, aber fräftiger 
als die zuſammengedrückten Fingerfpigen oder die gegeneinander gedrückten Nägel u. |. w.) 
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brotlos zu werben fürchteten, verbot ver Rath von Danzig nicht nur die Anwendung derſelben, 
fondern er ließ aud den Erfinder (wie wenigſtens erzählt wird) erfäufen, Der hamburger 
Senat ließ jene Banbmühlen durch Henkershand verbrennen. Selbft in den fonft dem Fort⸗ 
ſchritte huldigenden Holland warb im Jahre 1633 die Anwendung der Winpfägemühle verboten. 

Zu Colbert's Zeiten und nod lange nad. ihm glanbten dagegen bie meiften monarchiſchen 
Regierungen alle Manufarturen im- allgemeinen: ungemein unterflügen und förbern, neben- 
bei aber auch regeln zu follen. So begünfligten fie die Errichtung folder Anftalten neben Ein- 
führung von Schugzöllen durch Ertheilung von mandperlei mitunter: weitgreifenden befondern 
Privilegien, ſowol zu Gunften der Unternehmer ald auch zu Gunſten der Arbeiter. : Hinwieder 
erließen fie viele Reglements, theild gewöhnlicher polizeilicher Natur, theild um die Güte ver 
Waaren an fi zu fihern, theils umı die Anftalten dahin zu bringen, daß fie auf ben fremden 
Märkten mit denen ded Auslandes concurriren fönnten. In Frankreich erſchien ſchon im Auguſt 
1669 ein Eönigliches Reglement fir Wollenmanufacturen, und im Auguft 1704 erfolgte durch 
ein föniglihes Ediet die Einfegung von Manufacturinfpectoren. Ein Deeret vom 30. Mär; 
1700 beichränfte bie Zahl der Orte, in denen Strümpfe gewerbö- oder manufacturmäßig ver: 
fertigt werben burften, für dad ganze Reich auf bie Zahl von 18 Stäbten. Hinwieber gebot ein 
Arret vom 18. Juni 1723 den Fabrifanten von Rouen, ihre Arbeiten vom 1. Juli bis jum 
45. Sept. einzuftellen (zu fuspendiren), um mehr Hände für die Erntenrbeiten zu gewinnen. 
AUberhaupt lag das Leiten und Bevormunden ber Induftrie dermaßen in den damals herrſchen⸗ 
den Begriffen, daß z. B. Ludwig XIV., als er die Herftellung der Golonnade des Louvre umter: 
nahm, jofort allen Privatleuten zu Baris und in der Umgegend bei einer Geldſtrafe von 
10000 Livres verbot, Arbeiter ohne feine Erlaubniß zu verwenden; ben Arbeitern aber, welche 
ſolchem Verbot zuwider Handelten, warb für bie erfle libertretung mit Gefängniß, für die 
nächſte mit Galerenftrafe gedroht. In den übrigen Ländern Mitteleuropas ahmte man ziemlich 
überall das von den franzöfiihen Königen gegebene Beifpiel nad. Man wollte (befonders 
feit ver Mitte des 18. Jahrhunderts) Fabriken haben, man privilegirte ſolche Anſtalten, aber 
man bevormundete fie aud. Das „vaterländifche Regiment“ glaubte die Regierungsmeisheit 
allenthalben wirken und walten laflen zu müflen: Das hierbei entſcheidende Motiv lag in dem 
Grundgedanken des Mercantilſyſtems: die Manufacturen ſchienen das gerignetfie Mittel, den 
Reichthum des Landes zu vermehren durch Herbeiziehen des ausländifchen Geldes vermittelft 
einer vortheilhaften Handelsbilanz. Als über jeden Zweifel erhaben galt die Lehre, ein Voll 
müfle unbedingt um fo viel reicher werben, für je mehr Geld es Waaren aus= und für je weniger 
Geld es deren einführe. Das, meinte man, verftehe ſich doch von felbft. Niemand zweifelte an 
dem Gewinne und an der Reichthumvermehrung des Staated, wenn eine Manufacturanftalt 
ind Leben gerufen ward, die jährlich für 100000 Thlr. Waaren nad: bem Ausland abfegte, 
mochte au) die Bertheuerung der betreffenden Waaren im Inlande (duch Schugzölle und Bri: 
vilegien, wol gar durd unmittelbaren Zufhuß aus der Staatöfajfe) jene Summe um bad 
Doppelte und Dreifache überfteigen. Selbſt Friedrich Hl. von Preußen huldigte vollfänbig dieſem 
Syſteme. Er bradte für das Fabrifweien Opfer wie für bie adelihen Gutöbrjiger. Förderung 
des allgemeinen Wohlftandes durch Unterſtützung der Induftrie und duch Antreiben zu ber: 
felben war fo jehr gleichfam eine Modeſache geworden, daß unter andern ver bairifche Kurfürſt 
Marimilian Joſeph III. in einem Mandat vom 12. Juni 1762 feinen Unterthanen dad anbe: 
fohlene Spinnen mit der bezeichnenden Drobung einfhärite, daß er fi „Durd vertraute Leute 
und heimliche Emiſſarios“ über die Befolgung feiner Anorbnung „informiren laffen und Die 
fäumig erfundene Obrigkeit fammt den Übertrerern als gefliffentliche Verächter feines landes⸗ 
herrlichen Gebots vergeftalt beitrafen werde, daß es allen übrigen zum gewahrfamen Beifpiel 
und Schrecken dienen ſolle“. . 

Die Herrihaft folder Zuſtände war aber, trog allen Begünftigungen bed Fabrikweſens 
feineöwegöd geeignet, eine große Entwidelung veflelben hervorzubringen. Dazu bedarf es vor 
allem einer freien Bewegung, die eben fehlte. In diefer Beziehung waltete noch ein befondere® 
Hinderniß ob, nämlich das aus dem Mittelalter ſtammende Zunftweſen. Mochten die Regie: 
zungen auf alle Weije die Manufacturen begünftigen, faſt immer bildeten die alten Privilegien 
jener Zünfte ein unüberfteigbared Hemmniß gegen die Entwidelung der neuen Anftalten. Die 
Zunfteinrichtungen waren nicht etwa zufällig faft zu gleiher Zeit mit dem Feudalweſen empor: 
gefommen, fondern fie waren vielmehr aus dem Geifte des Feudalismus hervorgegangen. Sie 
bildeten eine Leibeigenſchaft ver Werkftätte, ähnlich der Leibeigenihaft, die auf dem Landbau 
laftete. Das Recht freier Verwendung jeiner Geſchicklichkeit und jeiner Kräfte ftand dem, der 
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nicht in aller Form Meifter geworden war, im Gewerbsweſen ebenfo wenig zu, als der Bauer 
eine Selbftbeftimmung in Anfprucd nehmen durfte. Der Lehrling und der Geſelle waren Hörige 
in der Werkftätte, wie der Landmann im Felde, wenn auch Hörige verfchiedener Grade. Bei 
dieſem innerlichen Zuſammenhange von Feudal-⸗ und Zunftweien brach denn das legtere mit 
dem Sturze des erſtern. Die Franzoͤſiſche Revolution fegte nicht nur, ſoweit ihre Gewalt un- 
mittelbar reichte, das eine mit dem andern- hinweg, ſondern ed gemügte aud ihre blos. mit- 
telbare Wirfung auf das übrige Gentraleuropa, die Beudallaften der Landleute wenigftens 
zur Fr zu bringen und ebenjo ven Privilegien der Zünfte ihre wichtigfte Bedeutung zu 
entziehen. 

In der nämlichen Epoche, in welcher dieſe große Umgeftaltung in den focialen Berhältniffen 
vor Äh ging, erfolgte auch eine vordem nicht für möglich gehaltene Entwidelung und Ausbil: 
dung des Maſchinenweſens, ganz beſonders vermittelft Benugung der Dampffraft, und es fan 
die Herftellung weit befferer Verkehrsmittel, namentlich ver Dampfichiife, Eifenbahnen und 
Telegraphen ftatt. 

Und von da an beginnt denn die eigentliche Epoche des Fabrikweſens. Der Kampf zwiſchen 
Handwerks⸗ und Fabrifbetrieb ward allgemeiner: Der Ausgang konnte in allen Induſtrie 
jweigen auf die Dauer nicht zweifelhaft fein; man durfte nur auf die Orundlage beider Cinrich⸗ 
tungen blicken, bein Handwerk: Ausführung ſämmtlicher Ginzelarbeiten zur Herftellung einer 
Waare durch diejelben Menjchenhände, bei der Fabrik hingegen: Trennung aller dieſer Gin: 
zelarbeiten, vielfache Theilung derjelben und dabei mannichfache Berugung von Majchinen: 
Auf welde Zweige der Gewerböthätigkeit der Kampf ſich ausdehnte, überall blieb ſchließlich Die 
neue Herftellungsweije im Bortheil. Und es konnte um jo weniger anders fommen, wenn man 
bald dahin gelangte, daß z. B. vermittelft ver Maſchine ein Kind 15 Stück Zeug in der Woche 
webte, während früher ein tüchtiger Handweber blos zwei hatte liefern fünnen; es war unab- 
wendbar, daß ſich das Verhältniß fo geftaltete, wenn nun die Druckmaſchine ein Stüd Zig in 
einer Minute in vieroder fünf Karben bedruckte, wozu fonft 448 einzelne Handoperationen erfordert 
wurben; oder. wenn 170000 Menſchen in engliihen Baummollipinnereien genügten, ſo viel 
Wagre zu liefern, ald nad) der alten Methode kaum 40 Mill. herzuftellen im Stande wären, 
Mochten auch die Fabriferzeugnifle zum Theil anfangs wirflih in hohem Grade mangel- und 
fehlerhaft fein, in der Regel boten fie jofort die entfchievenften Vortheile: größere Gleichheit 
und Genauigkeit in ven einzelnen Theilen, vor allem aber einen gegen früher unerhört und faft 
unbegreiflih billigen Breis. So ſank, um nur ein Beifpiel’anzulühren, in Süddeutſchland der 
Preis des Brundes Baumwollengarn Nr. 100 von 22%, Bl. im Jahre:1755 auf 17%, 8 
fhon im Jahre 1832. Vergebens wurde die geringe Dauerhaftigkeit, die „Unfolivität“ gewiller 
Babrifproducte ſprichwörtlich, vergebens brachten die in ihrem Lebensunterhalt furdibar an- 
gegriffenen Handwerker jene Fabrikate in viel jhlimmern Ruf, als einzelne diefer Erzeugniſſe 
wirflih verdienten, die wohlfeilen Breife überwanden alle Ginwendungen, abgejehen von Den 
raſch aufeinander folgenden Verbefferungen in den Mafchinerien und in der Bereitung. - Der 
Verbraud flieg mit- der ungebeuern Ermäßigung der ‘Breife faſt ind Unendliche. So kam es 
bald vahim, daß z. B. die Hindus, trotz des jämmerlihen Tagelobnd von wenig über einen Sil⸗ 
bergroſchen nad unjerm Gelve, die Coneurrenz mit den engliſchen Spinn: und Webmaſchinen 
nicht mehr beſtehen konnten, daß vielmehr die Engländer in Hindoſtan rohe Baumwolle 
kauften. dieſelbe (ehe es noch eine Dampfihiffahrt gab!) über dad Weltmeer nach ihrer Heimat 
braten, fie da bei thenerm Tagelohn verarbeiteten, danı die Waare über den Ocean nad 
Indien zurüdführten und ſchließlich jede Mitbewerbung der Hungernden eingeborenen Arbeiter 
auf allen Märkten unwiderſtehlich niederwarfen. (Jetzt, bei etwas veränderten Preiſen, verdient 
eine Spinnerin in Hindoſtan in der ganzen Woche etwa 8 Sgr., während in Gugland der 
Arbeitslohn, jenen der Frauen und Kinder einbegriffen, durchſchnittlich 16 Ser. für jeden ein: 
zelnen Tag beträgt, alfo für ieven Tag no einmal foviel als dort für die ganze Woche.) 

Die wohlfeilen Preife ver Fabrikproducte verbreiteten deren Verbrauch in einer nicht geahn⸗ 
ten Ausdehnung. Auch dem Wenigbemittelten warb die Anfhaffung von Dingen ermöglicht, 
die er His dahin hatte entbehren müflen. In den Jahren 1735 —49 verarbeitete man in 
England jäprlih 1 Mi. Pfo. Baumwolle, und dies ſchien eine ungeheuere Menge; 1764 
verarbeitete man 3,870000 Pfd. Nahvem 1767 die neuen Maſchinen erfunden waren, hob 
ſich die Ziffer 1786 auf 19,475000, 1805 felbft (odervielmehr doch erſt) auf 59,682000 Po. ; 
jegt if die Summe auf 1000 Mill. Bio. geftiegen; ed wird aljo an jedem Arbeitstage durdı- 
ſchnittlich eine größere Menge Rohbaumwolle verwendet ald 1735—49 in drei Jahren zu: 
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fannmiengenommen. In ſolchem Maße hat ſich die Conſumtion ver Baumwollenfabrikate vers 
mehrt; denn in ſolcher Menge finden dieſelben Käufer. 

Zu einer eigenthümlihen Wahrnehmung führten die großen Kriege in Beziehung auf Ent: 
wickelung des Fabrikweſens ſowie der Induftrie überhaupt. Unzweifelhaft ift der Krieg ein 
Berverben für den Gewerbfleiß im allgemeinen, aber er iſt es nicht nur in fehr verſchiedenem 
Maße für die einzelnen Zweige der Induſtrie, fondern es geben ſich feine Folgen der Zeit nach 
häufig ganz anders fund, als man gewöhnlidy annimmt, namentlich in den von den Kriegsver— 
beerungen nit unmittelbar heimgejuchten Gegenden. Der Verbrauch ift im allgemeinen wäh: 
rend des Kriegs nicht Fleiner, jondern im Gegentheil größer als während gewöhnlicher Zeiten: 
Außerordentlihe Anftrengungen der Staaten, Anleihen, erhöhte Steuern und Requiſitionen 
bieten die Mittel zu ungewöhnlihen Anfäufen und zu oft ebenfo ungewöhnlichen Breifen. 
Kommt dann aber der Friede, von dem faft jedermann ein fegensreihes Aufblühen alter Ins 
duſtrie erwartet, fo ſtellt ſich nicht felten das unmittelbare Gegentheil ein: auf die vorangegan⸗ 
gene liberanftrengung folgt eine derjelben entſprechende Erichlaffung und Entkräftung. Der 
foeiale Körper bietet das gleiche Bild dar wie der des einzelnen Individuums nady einem Fieber: 
paroxismus. ‘Ein belehrendes Beifpiel bieten die englifchen Zoltregifter aus dem erften Dritt⸗ 
theile des jegigen Jahrhunderts. Die Ausfuhr britiicher Erzeugnifie betrug 1805 nad dem 
wirflichen Werthe 38,077144 Bf. St. (von früber feblen genaue Berehnungen); dieſe Aus— 
fuhr ftieg während des Kriegs bis auf 51,610480 Pf. St. im Jahre 1815; fie fanf aber fo= 
fort nah dem Friedenoſchluß auf 41.653930 im Jahre 1816, blieb ih ungefähr gleih 1817, 
ging 1818 wieder auf 46,470863 in die Höhe, jedoch nur um 1819 auf 35,211401 Pf. St. 
herabzufinfen. In der nämlihen Zeit, in welcher man faft auf der ganzen Erde die Gewerbe 
treibenden Flagen hörte über ein überſchwemmen der Märkte mit englifhen Erzeugniffen, 
beburfte e8 der ungemein langen Periode von 1816—34, bis die Ausfuhr wieder über 
40 Mill. gelangte (41,649191 Pf. St.). Erft 1836, alio erft nad 21 Jahren, wurde die 
Ziffer, welche das Kriegsjahr 1815 gebracht, überftiegen: 53,293979 Pf. St. Dies war aber 
eine im jeder Beziehung ungewöhnlide Summe, denn die nächſten ſieben Jahre blieben unter 
dem Betrage von 1886. Nicht früher ald 1844 gelangte man auf 58"/, Mill. (58,584292). 
So nad dem wirklihen Werihe. Die Menge der ausgeführten Waaren flieg allerdings 
rafcher. Dieje Menge (Duantität) läßt ji erfennen, wenn wir den Betrag der officiellen 
Werthe der Ausfuhr gegenüber dem wirflihen Werthe ins Auge fallen, bei welch etfterm 
nämlich Die Wertbabfhägung auf Grundlage eines alten, unabänderlich feftgebaltenen Tarife 
erfolgt. Danady finden wir die Ausfuhr britifcher Erzeugniffe 1805 mit 23,376941 Pf. St. 
officiellen Wertes vorgemerkt und (während der Kriegszeiten) 1815 bis auf 42,880817 
gefiegen: Das Jahr 1816 brachte einen Nüdgang auf 35,714681, 1818 ein Anwachſen auf 
42,702068, 1822 ein ſolches auf 44,242535 und 1824 auf 48,730467. Erft 1830 ges 
langte man auf einen Nominalbetrag von mehr ald 60, 1834 auf 73, 1835 auf 78 und 1836 
auf 85 Mill. Das Jahr 1840 wies über 102, 1844 über 131 Mill. nad. 

Vergleiht man die Ziffern des officiellen mir denen des wirklichen Werthes, fo be— 
kommt man zugleich eine Andeutung, in welchem Maße die Fabrikerzeugniſſe durch Verbeſſe— 
rungen in der Babrifationsmeife wohlfeiler geworden fein müſſen. Die wirklichen Werthe 
entfernten ſich immer mehr von den officiellen, und dies in der Geſammtſumme der Ausfuhr, 
unter der fih doch auch mandye Gegenftände befanden, die dem Fabrikweſen gar nicht angehörten, 
folglich audy nicht durch derartige Umgeſtaltungen billiger geworden waren. 

Unterdeſſen hatten die bandelsöfonomifhen Lehren Adam Smith’s (befonderd durd die 
lichtvolle Darftellung derfelben von J. B. Say) unter den Gebildeten ungemein viele Anhän— 
ger gefunden. Das frühere Prohibitiv:, dann das Schutzzollſyſtem ward in der öffentlichen 
Meinung ſtark untergraben. In Deutfhland zwar verjuchte es Friedrich Lift zu Ende der 
dreißiger und zu Anfang der vierziger Jahre nicht ohne Erfolg, das legte der genannten 
Syſteme ald das der nationalen Induftrie allein Heil bringende darzuftellen. Allein jener Erfolg 
konnte nur ein ſehr vorübergehender fein. Die Kabrifanten mußten allmählich zu der Überzeus 
gung gelangen, daß ihre jehr weit gehenden Forderungen, wenigſtens im vollen Umfang, fhat> 
fählih nicht bemilligt würden, daß fie ſich alſo felbft belfen müßten vermittelft verbefferter 
Fabrikationsweiſe. Doc find die Schugzölle nur in wenigen Staaten, wie in England und der 
Schweiz, grundfäglich aufgegeben; in den meiften andern finden wir fie nur ermäßigt, wie in 
Franfreih, oder doch nicht fo hoch geftellt, als ein Theil ver Fabrikanten fordert, wie im 
Zollvereine. 
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‚Seit etwas mehr ald einem Jahrzehnd ift nun eine neue Geftaltung eingetreten. Sie übte 
bereitö einen ungeheuern Einfluß auf Entwidelung und Ausbreitung ded Fabrikweſens aus, 
ald man nod) lange gar nicht ahnte, daß lie irgendeine Einwirkung auf die gedachten Verhält- 
nie Außern könne, Wir meinen die großen Goldfunde in Californien und Auftralien. Sie 
riefen mittelbar eine ungemeine Steigerung der Nachfrage nah Waaren hervor, veranlaften 
damit eine gewaltige Vermehrung ver Fabrikation, wirkten aber auch vielfady überreizend, was 
dann zu mexcantilifchen und commerziellen Krijen führen mußte. Daß das Auffinden eines 
fogenannten Edelmetalls in. früher nie vorgefommenen ungeheuern Mengen ein Sinfen des 
Geldwerths bewirken werde, ward von manden behauptet; aber niemand Eonnte jid) anfangs 
Elar machen, wie und auf welche Weije dieje Entwerthung erfolge. Da man jah, daß das Silber 
(deſſen Bropuctionsquantum fi gegen früher beiläufig glei blieb) im Marktpreife gegen das 
ſich ſo ſtark vermehrende Gold nur wenig herabging, fo wurde vielfach behauptet, daß eine Ver: 
änderung durch jene Erſcheinung überhaupt gar nicht eingetreten fei. Und died warb behauptet, 
während jeder Einzelne: in feinem eigenen Hausweſen, oft in höchſt empfindlicher Weife, längſt 
wahrnahm, daß er mit den ihm früher genügenden Beträgen bei weiten nit mehr.ausreiche, 
obihon in feiner Lebensweiſe feine Änderung erfolgt war, Die Thatſache lag unbejtreitbar 
vor. Allein nun follten alle möglihen Dinge die Veranlajlung fein, nur das Nächſtliegende, 
die wirflihe Haupturſache, die Goldfunde, wollte man ald folde Urſache durchaus nicht 
gelten laſſen. 

Thatſächlich konnte und kann auch fünftig die Entwerthung des Geldes auf gar keine.andere 
Weiſe erfolgen ald duch Vermehrung der Nachfrage nah Waaren und andern Gütern. Der 
Goldwäſcher, der unter andern Verhältnijfen faum einen kümmerlichen Tagelohn erworben 
bätte, gelangt durch glüflihe Funde in den Bejig eines für ihn ungeheuern Geldwerths. 
Mögen auch die meijten feiner Genoffen bei der nämlichen Arbeit kaum fo viel verdienen, um 
kümmerlich wie zuvor ihr Leben zu friften, er, der Glüdliche, ift im Falle, ih nun Genüffe zu 
erfaufen, auf die er jonft immer verzichten mußte. Und unter den Taufenden, die ohue bejondern 
Erfolg nad) dem Edelmetall juchen, find do immerhin Hunderte von Glücklichen. Die leichte 
Art des Gewinns und die ganze frühere Lebensweiſe der meiften Goldgräber reizt ſie, in toller 
Verſchwendung ſich jofort Genüſſe zu verfhaffen. Daher vie Dermehrung ver Nachfrage, daher 
die Steigerung der Preije. Nirgends in der Welt gewahren wir ein jo plögliches und unges 
beuered Emporſchnellen diefer Preije wie in den Goldfundländern Auftralien und Galifornien.. 
Der Gewinn der Waarenhändler ift unter ſolchen Verhältniſſen oft enorm. Dies fteigert nun 
aud ‚ihre Beitellungen, ihre Nadfragen oft ind Schwindelhafte, zum Überftürzen. Gin zeit 
weiſes liberführen der Märkte, ein Verſchleudern der Borräthe von den um Zahlung gedräugten 
Speculanten, eine Menge von Ballimenten, eine weitaudgedehnte Handeläfrife find unabmend- 
bare Folgen. Gerade jolde Umjhläge kommen am meiften und am erihütternoften in jenen 
Goldlänpern vor.?) So folgt hier eine Krije auf die andere; ein irgend ftabiles Verhältniß in 
den Preiien ift unmöglich. Heute Bettler, in ſechs Monaten rei; in einem weitern Halbjahre 
wieder Bettler, das jind dort gewöhnliche Eriheinungen. Das Meifte wird zum Hazarbipiel. 
So wiſſen wir, außer von Galifornien, namentlih aud von Südauftralien, daß eine Vreisrevo— 
Iution auf die andere folgt, abwechſelnd emporjchnellend und berabftürzend. 

Diejed Berhältnig wirft naturgemäß auf die ganze cultivirte. Welt, die ald ſolche ökonomiſch 
verbunden ift. Je miehr ver Bewegungskreis jich erweitert, defto mehr mindert ſich die Erſchütte— 
rung. Darum mar denn auch die Kriſe von 1857, eine Induftrie= und Handelskriſe, wie die 
Welt bis dahin noch nie eine gleiche gejehen, in Amerifa und Auftralien (wenn auch im legtern 
etwas jpäter zum Ausbruce gefommen) am beftigften, noch weit erihütternder ald in Europa, 
Und fo wird es ſich aud in Zufunft wiederholen, jolange vie Verhältniffe die gleichen bleiben. 

Bei der wahrhaft ungeheuern Ginwirfung der berührten Verhältnifie auf das Empor— 
blühen des Fabrikweſens glaubten wir zunächſt auf die vorftehende Grörterung eingeben zu 
jollen. Faſſen wir nun einige Hauptziffern der Zolliften ind Auge, welche wefentlid ven Auf: 
ſchwung der Induftrie andeuten. Die Bevölkerung des britifhen Auftralien betrug im Jahre 
1850 ungefähr 450000 Menfhen und hob ſich 1858 (größtenteils infolge ver Goldfunde) 
auf 1,100000. In ganz anderm Verhältnif vermehrte ſich aber die Einfuhr britiiber Waaren 





3) Es ift in hohem Grade bezeichnend und belehrend, die ungeheuern Preisihtwanfungen ins Auge 
iu faflen, welche ſich in Galifornien nach dem Beginn der Goldfunde einftellten. &. darüber meine 
(anonym erſchienene) Schrift: Die Geld: und Creditkriſis und die jegige Geſchaftslage (Zürich 1858). 
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in Auftralien. Im Jahre 1849 betrug diefelbe 2,080469 Bf. St., 1851 2,807356, 1852 
4;222205 und 1853 finden wir-die Ziffer auf 14,513700 Pf. St. emporgefhwindelt. Dann 
begann eine Berminderung: 1854 11,931352, bieranf eigentliher Rückſchlag, doch keineswegs 
wieber zur urfprünglichen Ziffer herab: 1855 6,278966, und nun neues Steigen: 1856 
9,912575, 1857 11,626146. 

Sehr deutlich zeigte jih die Vergrößerung der Nachfrage an ber vermehrten Gefammt⸗ 
ſumme der Ausfuhr britifcher Broducte, zumeift Fabrikate. Im Jahre 1847 betrug diefe Befammt= 
jumme (faft gleih der von 1844) nad dem wirklichen Werthe 58,842377 Pf. St. Im 
nächſten Jahre erfolgte fogar ein Rückgang auf 52,849445 Pf. St. Doch ſchon 1849 began- 
nen die Goldfunde ſich fühlbar zu machen. Die Ziffer ftieg auf den bis dahin unerhörten Be— 
trag von 63,596025, im nächſten Jahre auf 71,367885; das Jahr 1853 wies fogar 
98,933781 Pf. St. nad; 1854 und 1855 ergaben ein Schmwanfen, um dann das Jahr 1856 
mit 115,826948, 1857 mit mehr ald 122 und 1858, trog der Handeldfrije, mit 116”, 
enplich 1859 fogar mit mehr ald 130 Mill. (130,440427 Pf. St.) erfheinen zu laſſen. Inder 
vergleichämeife jo kurzen Zeit feit dem Beginne der Goldfunde (1848 in Ealifornien, 1851 in 
Auftralien) hat fi alfo der wirkliche Werth der britiihen Ausfuhr mehr als verboppelt, eine 
Erfeinung, zu der wir vergeblich nad) einem frühern Seitenftüd juchen. 

Eine ſolche ungeheuere Vermehrung der Production, und zwar vor allem der Fabrikpro— 
duction, ift zu wichtig, ald daß wir nicht audy noch einen Zweifel, der fi aufprängen mag, be: 
leuchten follten. Man wird fragen: Sind wirflid die Goldfunde Urſache eines Sinfend des 
Geldwerths, eined Sinkens, dad gerade fo wie fonft ein Wohlfeilermerden der Waaren wir: 
fen und deren Gonfumtion dadurch vermehren muß, während nominell doch die Preiſe fteigen? 

Man wird zugeben, daß ein directer Beweis nicht herzuftellen ift, aud wenn unſere Anficht 
noch fo richtig wäre. Dagegen halten wir die Führung eines indirecten Beweiſes für möglich. 

In den fieben Jahren 1851 bis Ende 1857 betrug die Einfuhr von Edelmetallen (Gold 
und Silber zufammen genommen) in Großbritannien 138,856000, die Ausfuhr 104,538311 
Pf. St. Died ergibt für Großbritannien allein eine Vermehrung der vorhandenen Evelmetalle 
um 34,328000 Pf. St. Sollte eine folde große Vermehrung von 229 Mill. Thlr. in einem 
einzigen Staate innerhalb einer fo kurzen Zeitfrift ganz ohne Wirfung auf alle Gelpmerthöver: 
hältniffe bleiben? Das ift von vornherein undenkbar. Ebenſo wird die Einführ von Edelme⸗ 
tallen in F$ranfreich in den neun Jahren 1850 bis Ende 1858 auf 4216, die Ausfuhr auf 
2859 Mill. Fr. berechnet, wonach ſich auch in dDiefem Lande eine Vermehrung, fogar von mehr 
als 362 Mill. Thlr. Herausftellt. Sollte aud hier diefe Veränderung ohne alle Wirkung 
geblieben fein? Undenkbar! 

Eine andere ftatiftifche Thatſache ſpricht noch deutlicher. Wie jchon erwähnt, werben in vies 
Ien Staaten die Zolliften derart geführt, daß der Geldwerth des Waarenverfehrd auf zwei 
verſchiedene Arten berechnet wird: einmal nad einem für immer unabänderlichen Tarife (mie 
man einen ſolchen Tarif 3. B. für Franfreih im Jahre 1826 aufgeftellt hat, nah Maßgabe ver 
pamaligen Waarenpreije). Da die Preife im Laufe ver Zeit großen Schwankungen unterliegen, 
fo findet daneben eine zweite Abſchätzung flatt, auf Grundlage der wirklichen Breife in jeder Zeit. 
Das erfte bezeichnet man, mie oben ſchon angebeutet, als den 'officiellen, das legte als den 
wirflihen Werth. Nun müſſen, unter fonft gleihbleibenden Verhältniffen, die Verbefferun: 
gen in der Mechanik, die fortwährend weiter gehenden Vervolltommnungen im Fabtikweſen 
ein Herabgeben ber Preiſe erwirken. So ergab es ſich denn auch in Wirklichkeit, und dieſes Ber: 
hältniß dauerte fort bis zu dem Zeitpunfte, in welchem eine andere Einwirkung im entgegen 
gefegter Richtung eintrat, genau’ bid zu dem Jahre, in welchem die californifhen Golofunde in 
Europa fi fühlbar machen fonnten. Alle Waaren nad dem Tarif von 1827 zu 100, ald Nor: 
malzahl, angenommen , war ber wirfliche Werth derfelben im Jahre 1847 auf 91,8 Proc., 
1848 fogar auf 86 Proc. herabgegangen. Im ebengenannten Jahre erfolgten die erften cali: 
fornifhen Goldfunde; ſogleich fliegen 1849 die wirflihen Werthe auf 91,2 Proc. der Nor: 
malzabl; 1850 jhon auf 96,4, 1851 mit der Rüdihwanfung auf 95,8 Broc. Dann neues 
gewaltiges Steigen; jhon 1852 ift die Normalzahl überſchritten; die Ziffer des wirklichen 
Werthes ftellt ih auf 101 Pror., 1853 auf 112,8, 1854 auf 119, 1856 fogar auf 130. 
Alfo trog der nie fehlenden Schwankungen im einzelnen dennod ein Steigen der Preife im 
ganzen, und zwar ein Steigen, das in 10 Jahren 41,61 Proc. betrug. Mit andern Worten: im 
Jahre 1856 konnte man um 141 Er. 61 Gent. nicht mehr Waaren aller Art kaufen als 1847 
um 100 Fr. Die große Krife, die Begleiterin ſolchen ſchwindelhaften Emporſchnellens, mußte 
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ſelbſtverſtändlich einen Rückſchlag hervorbringen, allein diefer Rückſchlag, felbft in Verbindung 
mit ber Erfhöpfung, die fi unter normalen Berhältniffen nad jedem Kriege einftellt, und die 
nad dem Eoftfpieligen Krimfeldzuge befonders zu gemwärtigen war, reichte nicht einmal aus, 
aud nur vorübergehend auf die Normalzahl von 100 zurüdzufonmen; das Äußerſte war, daß 
die Preije immer noch um 20 Pror., alfo ein Fünftel, Höher blieben, als fie zehn Jahre zuvor 
ftanden. *) 

Die Folgezeit wird ohne Zmeifel die Wiederholung einer Erfcheinung bringen, melde ſich 
in den erften Jahrhunderten. nad der Entvedung Amerikas einftellte: fortwährende ftarfe 
Schwankungen der Preife, und zwar bald in fteigender, bald in finfender Richtung ; in längern 
Perioden jedoch immer jo, daß, was anfangs der höchfte oder der Theuerungspreis war, in dem 
nächſten Zeitraum etwa ven Mittelpreis bildet; aljo permanentes Steigen im ganzen, Sinken 
des Geldwerths. *) 

Wie dem fei, da die maſſenhaften Goldfunde fortdauern und die Goldwährung in den mei— 
fen Ländern beibehalten over fogar neu eingeführt wird (was wir freilich aus andermeiten Grün= 
den keineswegs für zweckmäßig halten), jo wirkt das Mittel fort, welches mehr ald alles andere 
zu der außerordentlichen Steigerung der Nachfrage nah Waaren während des legten Jahrzehnds 
beitrug. Würde ſchon die gewöhnlide Entwidelung der Verhältniffe eine weitere Ausbreitung 
des Fabrikweſens herbeiführen, fo können wir eine mächtige Erweiterung deſſelben für vie Zu— 
funft um fo mehr erwarten, al& jener gewaltige Hebel der Goldfunde fortwirft. An Überftür- 
zungen und dann an einzelnen Stodumgen, Rückſchlägen und Krifen wird es freilich auch nicht 
fehlen, um jo weniger, als bie finanzielle Revolution, welche Folge der Gelventwerthung ift, 
zugleich jeder abenteuerlichen Politik, zwar nur in mittelbarer Weiſe, gleichwol mächtig dient. 
(Mad unferer Anſicht hätte Napoleon Il. die ungeheuern Summen, melde unter feiner Herr: 
ſchaft in Frankreich bereitö verbraudht wurden, weitaus nicht auftreiben können ohne dad gleiche 
zeitige Eintreten der gewaltigen Umwälzung in den Gelbverhältniflen.) 

Während wir aber eine noch viel weiter gehende Entwidelung des Fabrikweſens als die 
bisherige für die Zufunft erwarten, hat dieſes Fabrikweſen jegt ſchon eine koloffale Ausdeh⸗ 
nung gewonnen. Fehlt e8 auch noch gar fehr an genügenden Materialien zur Herſtellung einer 
vollftändigen Fabrikſtatiſtik (zu einem Werke, das in fehr verjchiedenartigen Beziehungen von 
hohem praftifchen wie theoretifchen-Werthe fein würde), fo mögen doch wenigſtens einige ftati= 
ſtiſche Notizen hier eingeſchaltet werden, obwol diefelben Höhft unvollftändig find und darum 
nur ein ſchwaches Bild geben können. 

In Großbritannien hatten ſchon im Jahre 1856 die Kabrifen in einigen Hauptinduftrie= 
zweigen nadhbemerkten Umfang: 


Babl der @elbwertb der 
Babrifen in dabriken. Arbeiterzabl. Ausfuhr. 
Baumwolle 2210 379213 38,280000 Pf. St. 
Wolle 2030 166885 12,400000 ,„ ,„ 
Kein und Hanf 417 80262 6,280000 „ u 
Seide 460 56137 2,960000 „ „ 


Zuſammen in vier Zweigen 5117 682497 59,920000 Pf. St. 

Im Jahre 1850 waren ed erft 4600 596082 44,320000 „ 
Dabei darf nicht überjehen werden, daß weitaus der größte Theil der Production im Inlande, 
aljo in Großbritannien: felbjt confumirt wird, die Ausfuhr alfo nur den Eleinern Theil der 
Fabriferzeugniffe angeben kann. Aus einem wenn aud etwas ältern Parlamentöberiäte 
falten wir nachſtehende Notiz ein. Die Alteröverhältniffe der Arbeiter waren 1850, verglichen 
mit 1835, in den Fabriken obiger Art: 


4) ©. mein Handbuch der vergleichenden Statiftif (zweite Auflage), ©. 82. 
5) Da Gold und Silber gemeinfam ale Werthmefier dienen, und zwar in vielen Ländern nad) einem 
gefeglich firirten Verhältniß (Staaten mit Doppelwährung), fo ward auch der Werth des Silber und 
ar Fünftlich herabgedrückt. Bekanntlich hat man mehrfach die Behauptung "aufgeftellt, „nicht das 
old fei im Werthe gefunfen, fondern das Silber fei im Preife geſtiegen“, daher rühre ber Unterſchied 
(den man ſchließlich doch nicht mehr beſtreiten fonnte und der jeht etwa 3 Proc. beträgt.) Doc; weit 
entfernt hiervon ergibt ſich aus den von uns aufgeführten Thatjachen, daß jene Differenz von 3 Proc. 
weitaus nur den kleinſten Theil des wirklichen Sinkens des Geldwerths bezeichnet. (Übrigens find wir 
für Silber, nicht für Goldwährung, weil bei der erftern bie Erfchütterungen in ben öfonomifchen Ver— 
hältnifen, wenn auch feineswege abgewendet, doc; gemildert und verringert fein w rden, befonders nad) 
sollendetem Ausftrömen bes Silbergelves aus den Ländern mit Doppelwähruna.) 
% 
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1835. . - . 1850 


Knaben.unter 13 Iabrn . . . 27716 21197 
‚Mäphen „ u nr 28878 „ 19688 
Frauen über „m > une 4441867130 3295677 
Jünglinge zwiichen 13 und 18 Jahren  .„ 47768 _ 67864 
Männer über 18 Sabre . .» 2. 2 ....82336 157866 


353327 . 596082 


Es ift bemerkenswerth, wie in England, trog ‘der großen Vermehrung der Arbeitermenge, 
die. Zahl der verwendeten Kinder ſich verminderte (indem man ihre Arbeit möglichſt durch Mas 
fhinenarbeit erfegte), und wie hinwieder weit mehr Frauen Beihäftigung fanden. 

In Frankreich ergaben fich bei ver Volkszählung von 1851 folgende : Zahlen in ven Babri: 
fen (der Öropinduftrie) von Geweben (Baumwolle, Wolle, Kein, Hanf, Seide, Hanre u. pgl.): 
Eigenthümer (Meifter, maitres) 61420, Gehülfen, Lehrlinge und fonftige Arbeiter 431380, 
zuſammen erwachſene männliche Arbeiter 492800. Die gejammte Grofinduftrie (einſchließlich 
Bearbeitung der Metalle) umfaßte 124133 Eigenthümer und 675670 Gehülfen und Lehr: 
linge, zufammen 799803 Arbeiter. (Der kleinen Induftrie und dem Handel wurden Dagegen 
zugerechnet: 1,548334 Meifter und 1,434224 Gehülfen und Lehrlinge, zufammen 2,982558 
erwachſene männliche Einwohner.) ⸗ 

In Preußen kamen bei der Zählung von 1852 auf die über 14 Jahre alte männliche Be— 
voͤlkerung 1,679386 Gewerbtreibende; hiervon waren 1,008365 Handwerker, 671021 aber 
im Fabrikweſen (im weiteſten Sinne des Worts) Beſchäftigte. Eigentliche Fabrikarbeiter zählte 
man 321953, darunter 21369 Kinder unter 14 Jahren. 

. In Baiern zählte man 1847 in den Hauptfabrifationdzweigen 3097 Gtabliffements mit 
39720 Arbeitern, wovon 2728 unter 14 Jahren. | 

Sachſen (das Königreich) umfapte 1855 133 Baummollipinnereien mit 11420 Arbei: 
tern, worunter 2427 Kinder. 

In der Schweiz hatte ver Kanton Zürich (1850 mit 250134 Einwohnern) bei einer 1858 
erfolgten Erhebung unter andern folgende Fabriken: 


Arbeiter Arbeiter 
, Arbeiter 
unter 16 Jahren. über 16 Jabre. außer den 


. —ñâ—n—— — . 
männl, meibl. männl. weibl. NB.% Zuſammen ‚Fabriten 
79 Baumwollfpinnereien mit . . 92 725 2202 1993 147 5859’) 174 
6 mechaniſchen Baummollweberein 21 76 14 459 36 413 14 
13 Rattundrudereien und Roth: 


färberein 222229 13 561 241 101 10 18 

4 Wollfpinnereien.umd Webereien 46 30 133 70 6 285 98 
30 Fabriken in Sci" . . . . 297 459 826 1050 67 2686 2031 
132 Fabrifen in fünf Zweigen mit 1549 1473 3916 9743 357 10604 2335 


Es deuten diefe Notizen an, wie groß die Menge ver Menihen, vie bereits jegt ſchon von dem 
imnter weiter ji ausbreitenden Fabrikweſen leben, und welche hohe Wichtigkeit daher alle hier 
einihlagenvden Fragen befigen. 

I. Die Hauptgegenfäge und ver Kampf zwifhen Handwerk und Fabrif. 
Wir haben oben jhon angeführt, daß der Hauptunterſchied zwifchen beiden in der Vermwerfung 
oder der Durchführung des Grundfages der Theilung der Arbeit in den einzelnen Gewerben 
felbft (alfo nicht Hlod nah außen) beruft. Alles andere, was ald Merkmal angegeben witd, iſt 
entweder untergeordnet, meiſt bloße Conſequenz, oder es iſt ſogar unrictig. Stellt man die 
Frage in dieſer Weiſe, ſo wird man kaum zweifeln können, warum, wo immer der Kamp! 
zwifchen beiden Productionsformen beginnt, der Sieg den Fabriken verbleibt. Es fragt Ib 
nicht, welches der beiden Spfteme man vorziehen möchte; die ökonomiſche und ſociale Entwicke— 
lung j&reitet eben voran. Gewaltfames Eingreifen zu Gunften des Handwerks wird ſchließlich 
immer ganz vergeblich fein, um fo mehr, als derartige Verſuche nur in höchſt beſchränkten 
Gebieten auftaudhen.fünnen, der Verkehr aber täglich größere Ausdehnung erlangt und jomit 
die Zufuhr fremder Erzeugniſſe erleichtert wird. Auch ift es ein täuſchender Troſt, wenn man 
behaupten will: das Handwerk höre nicht auf, und ed werde immer mehr Klein: als Groeß⸗ 





6) Frauen, welche Mleine Kinder zu verforgen haben und eigens gezählt find. 
7) Die Gefammtzahl weicht etwas ab von den Specialangaben. 
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betriebe geben. Allerdings werden ſich einzelne Handwerksgeſchäfte erhalten, aber nur folde, 
welche lofal, individuell oder auf Einzelreparaturen und Flidereien berechnet jind; fonad die 
ihrem innern Weſen nad am menigften bedeutenden. Bekannt ift der weitere Troſtgrund: 
die Mafhinen machen die Menſchen nicht brotlos, da fie zu einer Steigerung der Eonfumtion 
führen, welche im gleihen Induſtriezweige fogar noch eine Vermehrung der benöthigten Arbei— 
terzahl veranlaßt. Dieje Vermehrung ift in vielen (nit in allen) Fällen richtig; fie tritt 
aber nicht augenblicklich, ſondern erft nad) längerer Zeit ein, und — was das Entfdeidende für 
die Einzelnen — es jind nicht inımer die von der Veränderung unmittelbar Betroffenen, melde 
bei umgeftaltetem Betriebe wieder beidhäftigt werden können. Es beruht darum auf einem 
völligen Miskennen der thatſächlichen Verhältniffe, wenn man über alle vesfalligen Klagen 
mit der Theorie hinweg zu kommen jucht: diefe Leute werden ſich ſchlimmſtenfalls einer andern 
Arbeit zumenden. Gerade die zur Grgreifung eines neuen Betriebed am wenigften befähigten 
und geeigneten Leute werden zuerft brotloß, fie, die alfo ihrem ganzen Wejen nah am mindeften 
geeignet jind, auf ſolchen induftriellen Gebieten fortzukommen, die ihnen bis dahin völlig fremd 
waren. Der Fortſchritt der Induftrie, innig verbunden mit der fortichreitenden Entwidelung 
der ganzen Menſchheit, joll und fann nicht aufgehalten werben. Aber ed gibt ſelbſt auf indu— 
ſtriellem Gebiete faſt feinen Fortichritt ohne Opfer. Es beruht auf Täuſchung oder Unwahr— 
beit, wenn man die Noth kurzweg abftreiten will, welche infolge der Umgeftaltungen im Ge: 
werbsweſen oft genug über ganze Klaflen von Menſchen hereinbricht. Es ift, wie wenn 
nad einem blutig erfauften Sieg auf einem Schlachtfelde die Schmerzen ver Verſtümmelten 
und ber Grund des Wehklagens der Ältern und Bräute der Gefallenen hinweggeleugnet wer⸗ 
den wollten. 

So finden wir ed denn natürlih, daß die in ihrem Lebensunterhalt Gefährveten dad Her: 
einbrechen der Neuerung abzuwenden fuchen; wie wir ed hinwiederum ebenfo natürlich finden, 
daß zulegt dennod nicht dad partieuläre, jondern das höhere und allgemeinere Intereſſe ent: 
ſcheidet. 

Die Jahre 1848 und 1849, welche ſo viele wohlbegründete Hoffnungen anfachten, riefen 
nebenbei allerdings auch, als Folgen der unbehaglichen Lage zahlloſer Gewerbtreibender, höchſt 
unangemeſſene Anforderungen aus dieſem Stande hervor. Es wurden ſolche Anforderungen in 
einer Ausdehnung laut und auf eine Weiſe, welche den Nationalökonomen nicht ſelten mit 
Staunen, oft mit Widerwillen erfüllen mußten; häufig aber machte ſich doch das Gefühl des 
Mitleids geltend mit der wahrhaft beklagenswerthen Lage, in welcher ſich ganze Klaſſen ver 
Bevölkerung unzweifelhaft befanden. In keiner Epoche der Neuzeit hatte dad Gewerbe jo große 
Anftrengungen gemacht wie damals, um feine öfonomifchen Intereflen zu wahren. Es war ein 
auffallendes Streben, in einer Periode gewaltigen politiihen Vorandrängens gewerblich Nüd- 
ſchritte zu erlangen und zu ökonomiſch bereird Üüberwundenen Standpunkten zurüdzufehren und 
darauf zu verharren. Wir verweilen darum ein paar Augenblicke wenigftend bei einigen Bor- 
kommniſſen aus jener Zeit. 

Während man in Frankreich die Thorheit der Errichtung von Nationalwerfftätten beging, 
ſahen ſich in Deutſchland namentlich dad Vorparlament, der Bunfzigerausihuß und die Natio- 
nalverfammlung mit den mannichfachſten, oft ſich gegenfeitig widerſprechenden und gegenieitig 
aufhebenvden Petitionen und Vorſchlägen beftürmt. Die Ausfhußberihte darüber enthalten 
zwar nirgends eine erjchöpfende Beiprehung der Frage, wol aber manche Einzelbeleuchtungen, 
die nirgends beiler gegeben wurden. Da die Arbeiten ver gedachten Ausihüfle, an ſich ſchon nicht 
nah Verdienſt beachtet in jener Zeit politifder Stürme, jeitvem gleihfam ganz vergeflen 
find, jo mag es geeignet erſcheinen, wenigſtens auf einige Bunkte kurz zurüdzufommen. 

Zu denen, welche am eindringliäften ihre Noth jhilverten, gehörten Weber und Spinner, 
namentlih in Schlefien. Und in Wirklichkeit war deren Elend unzweifelhaft und entjeglid. 
Überhaupt wird immer die härtefte Bedrängniß in denjenigen Fällen eintreten, in melden das 
Handwerk unter Fefthaltung an der alten Form der Production blos durch Verminderung 
feiner Arbeitslöhne gegen die Fabrikation beharrlich anzufämpfen ſucht. Die neue Erzeugungs- 
art wird immer erdrüdenver werben. Es gibt da fein anderes Mittel ald das Verlaffen der 
alten Arbeitöweife und Aneignen der neuen oder Ergreifen einer ganz andern Beſchäfti⸗ 
gung. Wenn (nad Tooke) in manchen ſchottiſchen Spinnereien ein Mann bis 2000 Spin: 
dein beforgt, fo ift es augenfcheinlih, daß er einen fehr hohen Wochenlohn verdienen, und 
daß doch Fein Handfpinner, felbft bei der allerfärglihften Bezahlung, neben ihm beftchen 

Etaatsskerifon. V. 15 
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tanır. 8) Im allen derartigen Fällen iſt, wo immer an fih thunlich, das Beifpiel ver Tuchmacher 
von St.-Lambrecht (in der bairiihen Nheinpfalz) nahzuahmen, melde ſich vereinigten, um 
auf gemeinfame Rechnung die neueften Maſchinen anzufhaffen, die fie nun mit allem Erfolge 
gemeinjam benugen. Freilich gehört dazu immer einige Kavitaleinlage von jedem Betheiligten 
und ein ſchon etwas höherer Grad von Intelligenz. Zudem gibt es jehr viele Geſchäfte, bei 
denen ſolche gemeinſame Benugung der Einrichtung unthunlich ift. 

In dem Berichte des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes der Deutfchen Nationalverfammlung: 
über die oben erwähnten Eingaben der Spinner und Weber, erſtattet am 12. März 1849, 
ward ſehr richtig die Unmöglichkeit hervorgehoben, durch immer weiter gehende Herabſetzung 
des Arbeitslohns den Mafchinen Goncurrenz zu machen. „ine Induftrie, die nur in ber äußer= 
ften Grniedrigung der Arbeitslöhne die Möglichkeit der Concnrrenz zu finden vermag, hört auf, 
ein Gegen für ein Land zu fein. Die Unternehmer wie die Arbeiter verarmen, und jemehr bie 
Verarmung vorſchreitet, defto mehr geht aud das Fabrikat zurüd, wird ſchlechter, unſolider und 
immermehr von den Käufern zurüdgewielen. Wo der Drang nad Bervollfommnung aufbört, 
da hat der Verfall fhon angefangen. Dennod erbliden die Betenten in Zurüdführung in ven 
frübern Stand den einzigen Ausweg aus ihrer jegigen brüdenden Lage. Sie erinnern fi nur 
der Zeit, in der ed ihnen nicht an Beichäftigung fehlte und fie jo viel verdienten, daß fle ihre 
einfahen Bedürfniſſe damit befriedigen fonnten; fie betrachten blos ihre eigene verichlechterte 
Lage, nicht aber den Umſchwung aller Dinge und Zuftände, und daß, während fie der Armuth 
entgegengegangen,, eine bei weitem größere Zahl in Wohlſtand gefommen if... Man erblidr 
in der Goncurrenz der Maſchinen mit der Menichenfraft ven Grund alles Übels und klagt be= 
jonderd die Spinnmajhinen an. Zu verfennen ift ed nicht, daß mit Einführung der Maſchinen 
alle Arbeitöverhältniffe fi verändert haben; diejenigen aber, die ſich verfelben bemädhtigt oder 
untergeordnet, haben jedenfalls beiler für Die Induſtrie geforgt und mohlthätiger auf das Allge— 
meine eingewirkt als diejenigen, welche jih in Oppofition dagegen jegten... Jede neue Er— 
merböquelle ruft wieder andere hervor und vergrößert den Kreis der Gemerbtbätigkeit. Ob es 
beifer fein würde, wenn Mafhinen nie hervorgerufen worden wären, um Menichenkräfte zu 
erjegen, würde eine müßige Unterſuchung fein. Sie find da, und es fragt ſich aljo blos, ob wir 
ung derjelben mit bemächtigen oder fie unlern Nachbarn allein überlaflen follen und können. 
Eine Goncurrenz der Handarbeit mit den Mafchinen ift felten möglich, bei der Spinnerei ift fie 
erwieſen eine Unmöglichkeit, Schon im Jahre 1818 leiftete die Spinnmafhine in England 
120mal foviel ald das Handſpinnrad, und jegt (1849) nimmt man an, daß ein Arbeiter mit 
Hülfe ver Maſchine 500mal ſoviel liefern fan, als ein Handipinner zu fpinnen im Stande 
ift. Alle Hände Englands würden nicht ausreichen, dad Garnquantum zu beihaffen, welches 
jegt von 15 Mill. Spindeln geliefert wird... Kommt nun zu der Billigfeit die weitere Em⸗ 
pfehlung größerer VBollfommenheit, ſodaß der Faden, den das Handipinnrad Hefert, gar keinen 
Vergleich aushalten kann mit dem Producte der Mafchinen, jo läßt ſich nicht bezweifeln, daß ſich 
die (Bort:)Beihäftigung ded Spinnrads nur dadurch erzwingen ließe, daß man feine Brobuction 
ganz und gar der Goncurrenz mit dem Mafchinengarn zu entziehen vermöcte, mad nur durch 
eine hermerifche Grenzabiperrung möglih wäre. Das hieße nichts weniger, als zu Gunften 
ded Spinnrads Induftrie und Handel vernichten, und um einigen taufend Menihen dadurch 
ein Färgliches Brot zu verihaffen, die zehnfache Zahl brotios machen, welche mittel: und unmit- 
telbar durch die Maſchineninduſtrie und den davon abhängigen Handel daſſelbe erwirbt.’ 

In gleicher Weile kamen zahlreiche Beſchwerden von Tuchmachern an die Deutfche Nationals 
verfammlung. In einer derjelben wurde hervorgehoben, mie in einer bairiihen Stadt, in 
welder früher 64 Tuchmachermeiſter befhäftigt geweſen, dieſe ſämmtlich bis auf drei dem 
Handarbeiterftande zugefallen feien. Und doch ift die MWolfverarbeitung allerdings ein 
urſprünglich in Deutihland enporgefommener Induftriezweig. Schon im Mittelalter hatte fie 
eine große Bedeutung erlangt und lieferte dem hanfeatifchen Handel die mwichtigften Ausfuhrs 
artikel nad) Branfreih, England, Skandinavien, dem Orient und Rußland. Allein erft durch 
Anwendung der Spinnmafhinen, deren erfte 1799 in Waldenburg in Sachſen aufgeftellt 
wurde, und die dann am Nhein Gingang fanden, erbielt die deutſche Wollmanufactur eine 





8) Nach Toofe war der Wochenlohn eines Arbeiters, der 1500—2000 Spindel beforgte, 35 Schill; 
in Fabriken mit ältern Maſchinen umd einer Bejorgung von nur 800 Spindeln durch den Mann betrug 
der Wochenlohn blos 20 Schill. Vor 35 Jahren wurden bei den damals noch weniger vervollfommneten 
Einrichtungen für die Beforgung von 150 feinen Spindeln 12 Schill. bezahlt. 
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kräftige Unterſtützung. Die Geſammtproduction der preußiſchen Tuchfabriken ward ſchon 1849 
auf 560 — 600000, jene der ſächſiſchen Fabriken auf 160 — 160000 Stücke geſchätzt. 
In dem Berichte des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes über die erwähnten Eingaben ward unter 
anderm hervorgehoben: „Man will die Maſchinen verbannen oder eine Grenze ziehen, damit 
ein Tuchmachermeiſter oder Fabrikant nicht über eine befhränfte Anzahl Stühle hinaus haben 
dürfe, d. h. man will das Kleine nicht groß werben laffen! Solche Beitimmung zu treffen ift 
moͤglich; wird man aber aud eine Grenze ziehen Fönnen, unter die hinab es nicht klein werven, 
vielleicht gar verſchwinden bürfte 2’ 

In mehrfacher Beziehung befonderd beachtendwerth waren die Vorftellungen ver Kattun= 
druder und Formenſtecher, und die Prüfung ihrer Eingabe warf verfchiedene neue Schlaglichter 
auf einige gewerbliche Bragen. Die Wiege der Kattunpdruderei ift Augäburg, wo 1720 die 
erfte Rattunfabrif in Deutichland gegründet ward. Die Druderei erlangte dann, befonders feit 
Schüle 1759 begonnen, die fogenannten augsburger Zige zu verfertigen, einen hoben Auf- 
ſchwung. Im übrigen Deutſchland befchränfte fih der Kattundrud no im Jahre 1792 auf 
wenige Städte, verbreitete ih dann auch nur wenig bis 1806. Zur Zeit der Napoleonifchen 
Gontinentalfperre ward derfelbe befonders in Sachſen eingebürgert; 1812 zählte man in 
dieſem Lande 52 Drudereien, die zufammen 900 Drudtiiche beihäftigten. Nah Aufhebung 
der Gontinentalfperre frömten aber englifhe Waaren nad) Deutichland umb die ſächſiſchen 
vermochten deren Mitbewerb nur theilweife zu beitehen. Schon 1818 fanf die Zahl der dorti— 
gen Drudtifche auf 700, 1826 auf 650, 1832 aber auf 480 (in 27 Drudereien.) Außer den 
immer wiederkehrenden allgemeinen Dingen befchwerten fih nun die Bittfteller namentlid 
darüber, daß in vielen Fabriken zu viele Lehrlinge angenommen und daß in andern Werk: 
fätten nichtgelernte Arbeiter, fogar Brauenäperjonen verwendet würden. Der erite diefer 
Beſchwerdepunkte erwies ſich allerdings in der Weile begründet, daß z. B. in Frankenberg in 
Sachſen auf 96 Druder nicht weniger ald 72 Lehrjungen famen. Aber gerade dieſes Misver— 
hältnig war durch den Mangel voller Gewerbefreiheit veranlagt! Die Geſuchſteller jelbft erör: 
terten: man richte ſich, um billig verfaufen zu fönnen, nur auf folde Drudartifel ein, welche 
durch Lehrlinge ausgeführt zu werden vermödten; fpäter feien die aus der Lehre Getretenen 
genötbigt, um halben oder Zweidritteldlohn zu arbeiten. Anderwärtd, wie in Augsburg und in 
ganz Öfterreich, beihäftige man flatt der Druder Frauen, „die billiger arbeiten können und 
weſentlich dazu beitragen, die ſchlimme Lage der Druder zu vermehren, nicht allein dadurch, 
daß fie diefe verdrängen, fondern auch dadurch, daß alle Artikel, welche viel Handarbeit erfor= 
dern, ſich nach ſolchen Babrifen hinziehen, die dur Beihäftigung von Frauen in den Stand 
gefeßt find, billiger verfaufen zu fönnen”. Mit Recht hob daher rin (von Morig Mohl ver- 
faßtes) Minoritätserahten des volkswirthſchaftlichen Ausfhuffes (gegenüber dem hierin mehr 
fhwanfenden Majoritätöberichte Degenfolb’8) hervor: die Unzahl von Lehrlingen in preußi= 
ſchen und ſächſiſchen Kattundrudereien rühre gerade daher, daß man in diefen norddeutſchen 
Fabriken die Frauenarbeit ausjchliege. In Augsburg, wo ſich das gedachte Geſchäft zuerft ent: 
widelte, gebe es gar feine Druderlebrlinge, fondern nur Druder und Druderinnen (Frauen 
und Mädchen). „Da der Handdruck eine nicht ſehr anftrengende Arbeit ift und es bei demſelben 
vorzüglih auf Pünktlichkeit anfommt, fo leiften in demfelben die Frauen und Mädchen nit 
jelten ſoviel und mehr al& die beften Druder.” Die Zulaffung einer Concurrenz von Arbei— 
terinnen ſchneide alfo von felbft den ganzen Übelſtand übertriebener Rehrlingsannabme ab. 
„Hiezu trägt befonders der Umftand mefentlich bei, daß die meiften Mädchen, wenn jie ſich ver— 
heiratben, und fehr viele andere, welhe dad Bedürfniß fühlen, die Haushaltung zu erlernen, 
nad einigen Jahren gewerblicher Arbeit aus den Fabriken audtreten und einer heranwachſen— 
ben jüngern Generation von Mädchen Platz mahen, während die Lehrjungen zu Gefellen her= 
anwahien und bad Gewerbe mit erwachſenen Männern überfüllen.“ Hierbei fei in ven großen 
Grundſatze vollfter Gewerbefreiheit allein Heil zu finden. 

Der Hier berührte Punkt verdient in Wirklichkeit die allgemeinfte Beachtung. Es gibt fein 
befler in ver Nation begründeted Menſchenrecht als das, durch nüßliche Arbeit ſich redlich zu 
ernähren. Es hat leider jehr lange gedauert, bis dieſes menſchliche Urrecht wenigſtens theoretiſch 
zu einiger Anerkennung gelangen konnte (denn thatſächlich beſtehen leider noch in ſocialen deut— 
ſchen Ländern, und zwar in den Freien Städten am allermeiſten, die hemmenpdften Zunft— 
beſchränkungen. Ed wäre aber eine wahre Ungereimtheit, dad Recht arbeiten zu dürfen zwar 
für die männliche Bevölferung zu fordern, dieſes Recht dagegen dem weiblichen aa ju ver⸗ 
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fagen. Prüft man überhaupt die üble Lage, in welche jo häufig ganze Klaſſen verfallen, fo über: 
zeugt man fi unſchwer, daß fih für unbemittelte Frauensperſonen in vielen Fällen rein gar 
fein Hülfs- und Rettungsmittel auffinden läßt, folange man dieſelben von einer Menge Be- 
ſchäftigungen ausſchließt, welde jie ebenfo gut, oft noch beifer ald Männer beforgen fönnten. 9) 

Faſſen wir das Gefagte zufammen. , | 

Nah allem, was wir erörtert, ift das gewaltige Hinübergreifen des Fabrikweſens in das 
früher vom Handwerk allein befeflene Gebiet ein natürliches und materielle Ergebniß ver in= 
Duftriellen, ja der ſocialen Entwidelung. Es handelt ſich um einen entſchiedenen Fortſchritt, 
einen ungemein großen Gewinn für dad Ganze, dem jede Sonderrückſicht weichen muß. 

Nichtsdeſtoweniger beweift ed Kopf= und Herzlofigkeit zugleich, wenn man, wie es fo oft ge= 
fhieht, die Begründung aller Klagen derjenigen leugnet, welche durd die große Umgeftaltung 
in ihrem Erwerbe oft aufs ſchwerſte verlegt werden. Ebenſo wenig ald mit einem auf craffer 
Unwiffenheit beruhenden Negiren läßt ſich mit der einer gleichen Unwiſſenheit entquollenen 
Phrafe helfen: „Die Leute fönnen ja etwas andered ergreifen.” Das ift nicht fo leicht ausge— 
führt wie gefagt. Leider ergibt ji, daß es thatſächlich oft ſehr ſchwer hält, die aus der Umge— 
ftaltung für viele Familien erwachſenen Nothzuftände au nur zu mildern. 

Was man gerade bei der gewaltigen Entwidelung des Fabrikweſens vor allem fordern 
muß, ift volle Freiheit des Gewerbebetriebs. (Es fei hierbei bemerkt, daß das bloße Goncej- 
ſionirungsſyſtem durchaus nicht ausreicht; es verbindet daffelbe vielmehr in manden Be— 
ziehungen die Nachtheile des Zunftzwangs mit denen der Gewerbefreiheit, ohne deren Vortheile 
zu gewähren.) Die volle Freiheit ift nöthig, um jedem in feinem Nahrungsftande Verlegten 
wenigftend die Möglichkeit varzubieten, demjenigen Gefhäfte jih zu widmen, in weldem er 
nad Neigung und Befähigung wenigftend vergleichsweiſe am leichteften ſich eine neue Exiſtenz 
zu gründen hoffen darf. Je ſchwerer überhaupt eine joldhe Neubegründung des Nahrungs— 
ftandes in nicht mehr ganz jungen Jahren jedem fallen wird, um fo weniger foll die Schwierig= 
feit auch noch fünftlih vergrößert werben. 

Hieran veiht ſich das Verlangen der Freizügigkeit. Wir fennen auch die desfallſigen Schwie— 
rigfeiten, halten diejelben aber nicht für unbeſiegbar, beſonders wenn man, wie in der Schweiz, 
das Recht ver freien Niederlaflung von dem Heimatsrechte trennt, ſodaß jeder Angehörige ver 
Nation von feinem Orte, an dem er ſich redlich ernährt, ausgewieſen werben darf, vorbehaltlich 
einer Befteuerung daſelbſt nah Maßgabe feiner Mitbenugung ver Gemeinveanftalten und vor= 
behaltlid der Unterftügungspflichtigkeit feiner Heimatgemeinde im Falle der Berarmung. 

Wo immer es jih ausführen läßt, wird ed gut fein, wenn Meifter und Gefellen eines durch 
Das Fabrikweſen bedrohten Gewerbes ſich jelbit der Neuerung bemädtigen, ftatt durch Herab- 
fegen ver Löhne einen ſchließlich doch vergeblihen Verzweiflungsfampf gegen die Maſchinen zu 
verfuhen. Bei manden Zweigen der Induſtrie ift eine derartige Umgeftaltung mit ſchönſtem 
Erfolge unternommen worden, und zwar vermittelft Affociation der gefährdeten Meifter zu ge= 
meinfamer Anfhaffung ver neuen vervollfommneten Maſchinen. Wir haben bereits ver Tuch— 
mader von St.-Lambrecht gedacht ; ähnlich verfuhren ſchon früher die Meifter in manchen ſäch— 
ſiſchen und preußiſchen Städten, und ihre Geſchäfte find dadurch bedeutender geworben, als fie je 
zuvor gewefen. Dagegen ftellte ih das alleräußerfte Elend in Schlefien ein, wo man jenen 
nun einmal nicht durchzuführenden Kampf für die alte Ginrihtung gleichwol verſuchte. 

In ven Fällen, in denen Ajlociation überhaupt als zuläſſig erfheint, werben die Eleinen 
Meifter ferner gut thun, ſich zu vereinigen behufs gemieinjamen Einkaufs der Nobftoffe, zuwei— 
len felbft behufs gemeinfamen Berfaufs ihrer Erzeugniſſe, obwol bezüglich des legtern die Schwie— 
rigfeit größer erſcheint, fofern ed fi nicht um Erridtung von Gewerbehallen oder Benugung 
von Märkten (wie in England zu Leeds oder Bradford), fondern um ein Aufſuchen von Käufern 
handelt. Als jehr nützlich, doch an ſich nicht entſcheidend, erweifen fi gut organijirte Vorſchuß⸗ 
Faffen. Auch kann den Verfertigern nicht dringend genug angerathen werben, für ftreng ſolide 





9) In den Jahren 1848 und 1849 berrfchte in Deutfchland noch vielfach eine fehr engherzige An: 
ſchauungsweiſe über Gewerbefreiheit. Der Berfaffer erinnert fich lebhaft, wie damals viele feiner Col⸗ 
legen von der Linken des Parlaments in diefer Beziehung eine tiefe Scheu vor voller Entwidelung des 
Freiheitsprincips kaum verwinden fonnten, und wie er perfönlich, aus einem Lande mit Gewerbefreiheit 
ſtammend, in diefer Frage weit entſchiedenere were eh manchen Gollegen vom Gentrum und ber 
eigentlichen Rechten fand, ale bei manchen feiner nähern Bekannten und Freunde. Die größere gewerb: 
liche Freiheit in Preußen, gegenüber dem Zunftwefen in Sachſen u. f. w., trug nicht wenig dazu bei. 
Seitdem hat fich die allgemeine Anfchauung in aller Stille gewaltig gebeffert. 
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Ausführung beforgt zu fein und nicht etwa durch Berfürzen von Länge und Breite u. dgl. ihre 
Erzeugniffe in Verruf zu bringen. Ebenfo ift es nöthig, fih in der Art der Ausführung (Farbe, 
Form, Qualität u. f.f.) mehr, als es oft geihieht, ven Anforderungen der Käufer anzubequemen. 

I. DieLagederabrifarbeiter. Darüber kann fein Zweifel beftehen, vaf das Fa— 
brifwefen der Gefammtzahl der Gonfumenten, d.h. eigentlich jedermann, ohne irgendeine Aus= 
nahme, die Anfchaffung vieler und wichtiger Bedürfniſſe ungemein erleichtert hat. Durch vie 
Billigfeit ver Breife, wie nur die Theilung der Arbeit und die Anwendung von Maſchinen viefelbe 
ermöglichte, ſind ganz beſonders die mittlern und ärmern Klaffen ber Bevölferung in den Stand 
gefegt worden, fih Annehmlichkeiten und Bequemlichfeiten zu verſchaffen, die fie früher nie er= 
langen konnten, Man erhält davon einen Begriff, wenn man den Berbraud; aller derjenigen 
Waaren, bezüglich deren ftatiftifche Notizen aus dem vorigen Jahrhunderte vorliegen, mit der 
heutigen Gonjumtion ver nämlichen Gegenftände vergleicht. In diefer Hinſicht bringt jede wei— 
tere Bervolllommnung der Babrifation alle weniger Bemittelten, ohne daß ſich ihre Verhält— 
niffe unmittelbar änderten, um eine neue Genuß-, d. b. Wohlftandäftufe empor. 

Aber find diefe Bortheile der Conſumenten nicht zu theuer erfauft durch die unglückliche 
Lage, in welche die jo zahlreiche und immer größer werbende Klaſſe der Babrifarbeiter ver— 
fege if? 

Wir Haben bereitd in der erften Abtheilung der gegenwärtigen Abhandlung angedeutet, 
daß ſich zu verſchiedenen Zeiten ein ftarfer Wechſel in den Anfichten über Bortheile und Nach— 
theile der großen Induftrie fund gab. Anfangs ſah man in der Großinduftrie nur die Glanz= 
feite; daher die mannichfachen Maßregeln zu ihrer Unterflügung, Förderung und Begün— 
Rigung. Etwaige Misftände glaubte man, nad) der ganzen Art des väterlihen Negiments, 
durch obrigkeitliche Anordnungen leicht Befeitigen zu köͤnnen, welche Anordnungen jedoch (T. die 
vorn angegebenen Beifpiele) gewöhnlich fehr grelle Eingriffe bildeten und bei weitem mehr ſcha— 
beten als nugten. Allmählich trat ein Umſchlag in der herrſchenden Anſchauungsweiſe ein. 
Schon Sismondi („Nouvaux principes d’economie politique‘‘) hatte Bedenken gegen zu weit 
gehende Ausbehnung der großen Induftrie und meinte, es könne „Fein Glück fein, menn ein 
Land mit Dampfmaſchinen ftatt mit Menſchen befegt werde‘. Scharf und beftimmt bezeichnete 
Lemontay ſchon vor länger ala einem halben Jahrhunderte (vgl. deifen „Influence morale de 
la division du travail, consider&e sous le rapport de la conservation du gouvernement et 
de la stabilit€ des institutions sociales“) die Nachtheile der Ausdehnung des Maſchinenweſens. 
In gleicher Weife ſprach fih Robert Mohl aus (in feinem Werfe über Polizeiwiſſenſchaft 
und in dem Art. „Gewerbe: und Fabrikweſen“ in den beiden erften Auflagen des „Staats— 
Lerifon’‘). Eben jegt ſcheint wieder eine Neigung entgegengefegter Art einzutreten und mar 
hebt mitunter wol blos Lichtſeiten hervor, weiß auf jede Erinnerung eine volltönende Entgeg= 
nung, die gewöhnlich um fo flärfer ſchallt, je weniger fie ven Kern ver Frage erfaßt. Meiftens 
befteht die angebliche Widerlegung der hervorgehobenen Nachtheile darin, daß man den Mis- 
ſtänden recht glänzende Bilder, wie jie jich in einer ganz andern Richtung allerdings ergeben, ent= 
gegenhält. Damit ift aber das Borhandenfein jener düftern Zuftände nicht aufgehoben. Der 
unbefangene Mann wird vielmehr anerkennen, daß neben den entſchiedenſten Vortheilen auch 
fehr beveutende Radıtheile emporfommen können und daß ſolche mitunter auch wirklich vorhan= 
den find und in höherm Maße noch vor kurzem vorhanden waren. Er wird fi der erlangten 
günftigen Ergebnifle freuen, darum aber nicht furzmeg die begründeten Klagen der Beſchädig— 
ten ignoriren oder ſich einbilden, durd ein paar hohle Phrafen feien diefelben befeitigt. 

Die Beihuldigungen gegen das Fabrikweſen find mannichfacher Art. Sie betreffen jowol 
die bkonom iſche Abhängigfeit und Bedrückung als ein intellectuelled Stumpfmaden der Arbei— 
ter, dann ein Untergraben ihrer moralifhen Zuftände und ebenfo ein Untergraben ihrer Geſund— 
heit. Dazu fommen bejondere Klagen über empörenden Misbrauch der Kräfte der Kinder und 
über ein Ausbeuten der Arbeit durch das erdrückend wirkende Kapital. 

Eine umfaſſende Beſprechung aller diefer Bunfte würde hier viel zu weit führen, wol aber 
wollen wir diejelben der Reihe nad) kurz und in ihren wichtigften Beziehungen erwägen. 

a) AbHängigkeit der Arbeiter vom Fabrikherrn. Cine ungeheuere Kluft trennt gewöhnlich 
(wenn auch nicht gerade immer) den Babrifeigenthümer von feinen Arbeitern. Es ift nicht mehr 
dad Verhältniß des Handwerks, wobei Meifter, Gefelle und Lehrburiche in derſelben Werkitätte 
beihäftigt waren und an gleihem Tifche aßen. Nach Art der Arbeit, Bildungsftufe und geiell= 
ſchaftlichen Stellung find Herr und Arbeiter völlig gefchieden voneinander. Doc) dies begründet 
no feine Abhängigkeit, Je weiter aber die Theilung der Arbeit gebt, deſto Eleiner — ſo wird 
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hervorgehoben — iſt derjenige Theil des Geſchäfts, den der einzelne Menſch zu beſorgen ver⸗ 
ſteht, deſto beengter alſo der Wirkungskreis, für den er ſich Befählgung angeeignet hat. Wo 
findet er ſo leicht wieder eine Stelle, wenn ihn ſein Herr, vielleicht aus bloßer Laune, entläßt? 
Seine Verwendbarkeit iſt verringert. Es iſt dies ein Umſtand, wegen deſſen man in manchen 
Strafanſtalten die Einführung von Maſchinen beanſtandete, weil die Sträflinge bei ihrer Ent: 
laffung fi nicht wie vermittelft eined Handwerks ernähren könpten. 

In vielen einzelnen Fällen wird das bezeichnete Misverhältniß fid allerdings geltend 
machen, aber im ganzen bat ed nicht die Bedeutung, die man ihm häufig beilegt. Wie viele 
Handwerke gibt ed, von denen aud nur ein oder zwei Meifter an dem gleichen Orte zu finden 
find, ſodaß entlaflene Gejellen in die gleiche Rage kommen, wie hier die Fabrikarbeiter. Gerade 
die Theilung der Arbeit bringt übervied, wad man bisher ziemlich überſah, eine leichtere ander: 
weite Verwendbarkeit mit ih. Es find feine langen Lehrjahre nöthig, ſondern eben bei ver 
Bereinfahung jeder einzelnen Aufgabe fann aud der einzelne Menſch leichter eine andere Stelle 
übernehmen, wobei er allerdings anfang weniger leiften wird als feine bereit eingeübten Ge— 
noffen, wobei er indeß mit jedem Tage größere Übung erlangt und ihmen näher rückt. Dabei 
überfehe man nicht, daß die Fabrik einer Menge von Menihen Beſchäftigung gemährt, melde 
ohne dieſes ald Tagelöhner fi zu ernähren ſuchen müßten, ja manchen, die ſich unter den frühern 
Zuftänden auf die ſchmuzigen Betteljuppen der Klöfter hingewieſen geſehen hätten. Tagelöhner 
aber kann der Einzelne im allgemeinen immer wieder werden. Ja wir Dürfen in diefer Beziehung 
nicht unbeachtet laffen, daß die Fabriken namentlich auch dem weiblihen Geſchlechte eine Mög: 
lichkeit ded Verdienſtes eröffner haben, der ven Frauen früher ganz verſchloſſen war, aljo gerabe 
derjenigen Klaffe, welcher man bis dahin einen redlihen Erwerb in der unbegreiflihften Weiſe 
(durd Zunftweſen und Vorurtheil) beihränft hatte. 29) 

Doc gibt ed allerdings noch andere Verhältniffe, wodurch die Abhängigkeit bedingt wirt. 
Die Zahl der Arbeiter ift eine unendlich größere ald die ver Kabrifherren. Die legtern befigen 
daher die Möglichkeit großer Auswahl, nicht fo die erften. Dies läßt fih fo wenig ableugnen 
als die naheliegende Gonfequenz davon. Auch hat man häufig gefehen, daß die Kabrifarbeiter 
auf eine für Menſchen unwürdige Weife überangeftrengt und ausgenugt wurden, und neben 
derartigen Erſcheinungen bildete ver Prunf der Fabrikherren einen empörenden Gegenfag. Dies 
war vorzugäweije möglich in der Periode der erften LImgeftaltung des Handwerks zum Fabrik: 
weien, in der erften Zeit, in der die Menge einer Waare dur neue Mafchinen plögli unge: 
mein vermehrt ward, während ein entjpredhend vergrößerter Abfag ſich erft allmählich bildete. 
Da konnten die Fabrifbeiiger den ſich ihnen in Überzahl anbietenden Händen den Kohn auf das 
Allerkärglichſte herabjegen und gleichzeitig auch noch die Arbeitözeit aufd unmenſchlichſte ſtei⸗ 
gern; und nicht felten thaten fie died um jo mehr, damit die theuere Mafchine möglichft wenig 
ftilfe zu ftehen brauche, vielleicht überdied nur, damit diefe Maſchine nicht erfalte und fomit aud 
fein Atom nugbarer Wärme verloren gebe. 

In Wirklichkeit Haben indeß die Arbeiter etwas anderes weit mehr zu fürdten ald die eigen: 
fühtige Ausnugung ihrer Kräfte zum Vortheil des Fabrikherrn, wir meinen das Stoden des 
Abſatzes im großen. Dies trifft ven Herrn und den Arbeiter gleichzeitig, und dies ruft die ärgſte 
Noth bervor. Große Krijen führen das Übel vorübergehend herbei; die Anwendung neuer 
Maſchinen, die man nicht ebenfalls einführen will oder fann, ruft ed dauernd über ganze Klaf: 
fen. Es verarmt nicht einer oder der andere, fondern ganze Gegenden ſehen ſich von dem ſchlim⸗ 
men Loſe betroffen; ed ergibt ih Maffenverarmung. 

Im allgemeinen muß eine geläuterte Einfiht und richtige Würdigung ver Verhältniſſe die 
Babrifbefiger felbft zu der Erfenntniß bringen, daß, wenn auch nicht gerade eine Solidarität der 
Intereſſen beſteht, gleichwol der eine den andern, der Herr den Arbeiter nicht entbehren kann. 
In Wirklichkeit ſehen wir, wie geſchickte Arbeiter oft weit mehr gefucht werden, ald jie eines lin- 
terfonımend wegen zu ſuchen brauchen. Es mag nicht ungeeignet fein, darauf hinzumeifen, wie 
die Werkmeiſter, überhaupt die höher befähigten Arbeiter heute einer ungleich günftigern öfo- 
nomijhen Lage fich erfreuen, ald ihnen vordem, in der Eigenſchaft von Gefellen beim Handwerf, 
zu erlangen je möglich gewejen wäre. 








10) Man hörte gleichzeitig bittere Klagen darüber, die Spinnmafchirien raubten armen Frauen die 
legte Möglichfeit eines Erwerbes, und ebenfo bittere Klagen über die Nachtheile einer Pe ung 
von Mädchen und Frauen in den Fabriken. Gleiche Widerfprüche traten vielfach hervor, fo 3. 
den Borderungen einerfeits der Spinner, andererfeits der Weber u. f. w. 
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Was die übermäßige Ausdehnung der Arbeirdzeit betrifft, jo hat die Erfahrung auch dar— 
getban, daß ſich damit für die Fabrikbeſitzer felbft in der Hauptſache gar nichts gewinnen läßt. 
Wir haben bereits in dem Art. Arbeitszeit angegeben, wie man ji in England, in Belgien 
und in Frankreich thatſächlich überzeugte, dad, wenn man den übermäßig angeftrengten Hänz 
den eine halbe oder auch eine ganze Stunde mehr Ruhe ließ, die gelieferte Arbeit nah Quan— 
sität und Qualität der frühern mindeſtens gleich blieb. Diefe Erkenntniß muß, durch weitere 
Berfuche beftätigt, mehr und mehr zur allgemeinen Geltung gebracht werden. Hat ſich die Rich— 
tigfeit der Sache nur einmal an einem oder dem andern Orte erprobt, fo wird die natürliche 
Gonfequenz davon aud in der ganzen Umgegend diefes Ortes nicht ausbleiben. Die Misbräuche, 
welche in unzähligen Bällen wirflih und nicht felten in der empörendften Weife getrieben wur: 
ven, hängen alfo keineswegs mit Nothwendigfeit dem Fabrikweſen an ſich und für immer 
an, fönnen und werden vielmehr, wenigftend größtentheils, verſchwinden. 

In vielen Gegenden haben ſodann die Bejiger großer Anftalten fogenannte Fabrikord— 
nungen erlaſſen, durd melde fie nicht etwa blos Ordnung, genügende und gute Arbeit jiher- 
ten, wozu fie felbftverftändlih das natürlichfte Mecht befigen, jondern woburd fie ſich mitun— 
ter. eine wirklich despotiſche Gewalt beilegten und diefe dann auch chatfächlich in der beprüdend: 
fen, hicandfeften Weite zur Amvendung braten. Im Canton Zürid weiß man noch heute und 
wahrſcheinlich no lange von einem verftorbenen „Spinnerkönig“ zu erzählen, der unter an— 
derm jeinen Auffehern Abzüge am Lohn machte, wenn fie nicht für Strafgelder von den Arbel: 
tern regelmäßig forgten.) Auch in diejer Beziehung wird in der richtigen Erkenntniß des gegen: 
jeitigen wahren Vortheils wol eins der beften Heilmittel liegen. Ginem Beſitzer, ver zu ſolchen 
Dingen greift, werden ſchließlich nur die ungeſchickteſten oder die betrügerifchften Arbeiter ver: 
bleiben, indem die übrigen anderwärts unterzukommen ſuchen. (Jener „Spinnerkönig‘ kam 
während feines Lebens oft in den Fall, dies zu empfinden; es wurden die koloffalften Betrüge: 
reien zu feinem Nachtheil verübt; felbft jeine angeblichen Vertrauten , die er aber trogdem aufs 
kärglichſte bezahlte, nahmen theil an allen möglichen Unterjchleifen ; einmal gab ed einen wabh- 
ren Monſterproceß, in weldhen Hunderte von Individuen verwidelt wurden; der Hauptvertraute 
erhängte ih während der Unterfuhung im Gefängniß.) VBeranlaft dur die mit ſolchen Fa— 
britoronungen gerriebenen Misbräuce, hat die Landesgeſetzgebung in vielen Staaten die Prü- 
fung folder Borjhriften ven Behörden vorbehalten. 

Zu befonders übelm Ruf ift das jogenannte Truckſyſtem gelangt, d. b. die Lieferung von 
Maaren an ven Arbeiter durch den Fabrikherrn. An ih wäre gewiß nichtd dagegen zuerinnern, 
wenn die legtern den erſtern durch Ankauf im großen die Anſchaffung ihrer Bedürfniſſe zu billigem 
Vreiſe ermöglichten. Allein ed kamen zahlloſe Fälle vor, in denen die abhängigen Menſchen ge- 
zwungen wurden, gegen ihren Willen allerlei Waaren (worunter fogar ſolche, die jie über: 
haupt gar nicht bedurften) zu einem nicht wohlfeilen, ſondern wucheriſch beftimmten Preiſe zu 
nehmen oder ſich offen anftatt des Lohns damit bezahlen zu laffen. Gegen ſolche Erpreſſung und 
folden Betrug fhritten Gefeggebung und Juſtiz mit Recht ein. Ginen möglihft wohlfeilen 
Bezug der gemöhnlihen Lebensbedürfniſſe vermittelft Anfaufs im großen werden ſich die Ar: 
beiter in den meiften Fällen durch Bildung fogenannter Gonfumvereine verfhaffen, wie ein fol: 
ber zuerſt im Jahre 1851 zu Zürich begründet wurde und vie ſchönſten unmittelbaren Erfolge 
ſowie bereitö zahlreiche Nahahmungen hervorgerufen hat. 

Im großen und ganzen ſteigt und fällt der Verdienſt der Arbeiter mit dem Verdienſte der 
Sabrikbefiger. Haben die Waaren einen guten Preis, fo vergrößert fih die Nachfrage nad Ar- 
beitern, und fehlt ed an folden, fo erhöht fi) der Lohn; im andern Kalle entgegenjegt. Aller: 
Dinge ift indeß die Frage nicht fo einfach. Thatfächlich befinden fich die Bejiger der Anftalten bei 
Feſtſetzung der Löhne in einer vortheilhaftern Stellung als die Arbeiter, indem dieſe wirflic 
bedeutend mehr von jenen abhängen als umgekehrt. Auch ift dieſes Verhältniß ſchon oft mis: 
braudt worben. 

b) Kapital und Arbeit. Wir kommen hier nothwendig auf diefen häufig in grellfter 
Weiſe hervorgehobenen Gegenfag. Aufgeſtachelt und ſich ſelbſt aufftahelnd, ift man mitunter 
bis zu dem Wahnglauben gelangt, die Eriftenz des Kapitals bilde den Grund der ärgften Übel. 
Befeitigung ded Kapitals müßte danach das Kauptheilmittel jein. Und dod wäre damit vor 
allem vie Möglichkeit abgeſchnitten, jene Menge von Arbeitern zu befhäftigen und ihnen Der: 
dienft zu gewähren. Zu jedem größern inbuftriellen Betriebe ift nun einmal ein entſprechendes 
Kapital unentbehrlih. Nicht das Vorhandenſein des Kapitals, fondern im Gegentheil der 
Mangel eines jolden ift e8, was hindert. 
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Aber, ſagt man, das große Kapital wirkt erdrückend. Man geht dabei von der Anſicht aus: 
je koloſſaler die auf eine Fabrik verwendeten Geldſummen, je ungeheuerer dieſelbe Damit ausge⸗ 
dehnt zu werden vermag, defto meniger Fönnen fleinere Anftalten mit ihr concurriven, befto 
fiherer und unabwendbarer werben fie erprüdt. 

Bis zu einem gewiffen Grade ift die gedachte Annahme richtig, befonders bei einzelnen Ge 
ſchäften, abereben auchnur bis zueinem beftimmten Grade. Im ganzen findet ſich Doch immer eine 
gewiſſe Grenze, Der Bortheil des Fabrikweſens, hervorgehend aus ver Theilung der Arbeit, 
fann nicht weiter getrieben werben, ſobald diefe Theilung in allen Zweigen eines Geſchäfts nad 
Mafgabe des jeweiligen Standes der Technik einmal durchgeführt ift. Dann mag man zweite 
Maſchinen neben die erften ftellen, allein man wird ſchon in diefer Beziehung nur eine arithme⸗ 
tifche, feine geometriihe Zunahme des Ertrags erzielen. Dabei wirken indeß aud noch andere 
Dinge ein. Allzu ausgedehnte Geſchäfte können nit mehr gehörig überjehen, nicht. mehr in 
allen Theilen ſtets richtig geleitet, namentlich auch gegen Unterſchleife wie gegen Vernachläſſi— 
gungen nicht genügend gefichert werben. In den meiften Fällen ift ſchon die erfte Anlage zu foft- 
fpielig;; das auf dad Unternehmen verwendete Kapital erfordert eine viel zu große Summe zur 
Berzinfung, als daß ein entſprechender Reinertrag erzielt werden fünnte. Daun verurfadgen wie 
gerade bei ungewöhnlich ausgedehnten Geſchäften unvermeidlihen Anorbnungen zur UÜber— 
wahung und Gontrole nicht nur eine Steigerung der Ausgaben, fondern es wirft überbied der 
davon ungertrennliche Formalismus nicht jelten hemmend und lähmend. Die Ausdehnung if 
darum nicht ins Unendliche vortheilhaft. 

Als vor Jahren der Schwindel der Ereditzmobilier-Anftalten auffam, als diefe Inftitute 
mit ihren foloffalen Kapitalien überall Inpuftrieanlagen ver mannichfachſten Art zu begründen 
begannen, da fchien e8 den meiften unzweifelhaft, daß nun feine der gewöhnlichen Anſtalten 
länger werde beftehen können, und man blickte mit geipannter Erwartung nad) dem nun bevor- 
ſtehenden Schaufpiel des alsbaldigen Erdrücktwerdens aller nit nur kleinern, jondern ſelbſt 
mittlern Etabliſſements. In Frankreich verſtieg man ſich bereits bis zu dem ganz ernſthaft ge= 
meinten Plane, alle Bauern zu expropriiren, um auch die geſammte Landwirthſchaft ins Große, 
fabrikmäßig und ſomit weit vortheilhafter betreiben zu können. Was iſt nun aus allen jenen 
mit jo überglänzenden Erwartungen begründeten koloſſalen Induftrieanftalten geworden ? 
Wenige Jahre haben genügt, es Far vazuthun. Hunderte von Millionen Geldes find verſchleu— 
dert und für die erwartungdvollen Actionäre unwiederbringlich verloren, unter 100 folder Fa— 
brifen find wenigſtens 95 misrathen, großentheild entweder offen fallit geworben, oder zur Li— 
quidation gezwungen, oder dem Ertrage nad zu einen Fläglichen Begetiren herabgebracht; kaum 
fünf von 100 liefern einen annähernd gleichen Ertrag, wie die beflern unter den fhon früher 
beitehenven Gtabliffenents gleicher Gattung. Darin liegt doch eine nicht zu überſehende Lehre. 

Nicht erft bei dieſem Erevditzmobilier- Schwindel, fondern früher ſchon hat es ſich in Tauſen— 
den von Bällen gezeigt, daß die Begründer ausgedehnter Inititute, welche zu groß anfingen, zu 
Grunde gingen, während ein Zweiter, oft erft ein Dritter, der die Anlage wohlfeil faufte und ſich 
möglichit einfach einrichtete , allerdings zu [hönen Ergebniffen gelangte. Sieht man ih in Fa— 
brifgegenden um und fragt nad) den Bejigern der Fabriken, der Gärten, ber Landhäuſer, jo wird 
ſich ſelten der Befig auf lange Zeit zurückführen laflen. Die Kinder der Erbauer, der frühere 
Befiger, au wol die noch lebenden, früher vermögenden Inhaber find nicht in der gleichen 
Rage verblieben. Viele von ihnen find verarmt, indeß ganz andere Xeute, zubor mittelloje Ar— 
beiter oder Handwerker, ohne irgendein jonftiged Kapital als ihre Arbeitskraft, häufig an die 
Stelle von jenen getreten find. Dagegen haben fih nicht jelten auch ſolche emporgeſchwun— 
gen, die entweder felbft oder deren Altern mit ehr beicheidenen Mitteln begannen, und die mit 
Fleiß, Sparjamfeit und Einfachheit das Geſchäft fortgefegt und auf diefer Grundlage weiter 
entwidelt haben. 

Iſt nun aber auch bewiejen, daß das große Kapital nicht furzweg im Stande ift,die mittlern 
und Fleinern Anftalten zu erdrücken, fo iſt damit doch allerdings noch nicht dargethan, daß vie 
Kapitalienbefiger überhaupt, alfo große wie Eleine, in ihrer Eigenſchaft als Fabrikbeſitzer einen 
übergroßen Vortheil auf Koften ihrer Arbeiter ziehen. 

Unbeftreitbar befindet ſich der Befiger einer Fabrik bei ver Lohnbeitimmung im allgemeinen 
in einer günftigern Lage als feine Arbeiter. Dieje fönnen nicht lange müßig zufehen, um jenen 
zu einem Eingehen auf ihre Forderung zu nöthigen ; fie müffen ſofort Arbeit zu erlangen juchen, 
um nur in den nächſten Tagen leben zu können, während ver Eigenthümer nöthigenfalld Erevit 
befigt, um den Eintritt des Zeitpunktes abzuwarten, in welhem die ihm nöthigen Hände Be— 
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ihäftigung um jeben Breis annehmen müflen.. Ein Eorrectiv liegt freilich darin, daß die Un— 
glüdlichen in andern, vielleicht entfernten Fabriken Unterkommen ſuchen und finden mögen. 
Doc damit ift eine richtige Ansgleihung gewiß noch nicht erzielt; noch weniger damit, daß man 
die Leute ‚darauf verweift, Tagelöhner zu werben, in welchem Verhältniß fie überbiedin Menge 
auch nicht fofort unterfommen, abgejehen vom färglichen Lohne. 

Vergebend würbe man abzuftreiten juchen, daß dieſes Verhältniß ſchon in zahlloſen Einzel: 
fällen in unwürbiger und ſchmuziger Weife misbraudt wurbe. 

Ergibt ji ſonach ſchon aus der Natur der Dinge eine ſchlimmere Stellung der Arbeiter als 
der Etabliffementöbejiger, fo finden wir dad Misverhältnig in den meiften Ländern Europas 
noch gefteigert durch Beftimmungen der Gefeßgebung. Den Arbeitern hat man jede gemeinfame 
Berabredung zur Erzwingung höhern Lohns verboten, ven Meiftern und den Babrifanten 
ſteht es dagegen thatjächlich frei, jich zum Herabbrüden der Arbeiröpreife zu verbinden. Der 
franzöfifche Code penal beftinnmt zwar. (Art. 414) eine Strafe von ſechs Tagen bis zu einem 
Monat Gefängnik und 200—3000 Fr. Geldbuße gegen diejenigen, welche ſich „auf ungerechte 
Weiſe“ zum Herabprüden des Arbeitslohn eoaliſiren; allein abgeiehen von der Vagheit und 
Elaftieität diefer Verfügung und abgejehen von ver Schwierigfeit einer Beweisführung, bes 
trafen hinwieder die Art. 415— 417 die Arbeiter, die fich in entgegengelegtem Sinne verbin= 
den, in ganz anderm Maße: die Anftifter mit zwei- bis fünfjährigem und felbft vie bloßen Theil- 
nehmer mit eins bis dreimonatlichem Gefängniß. Die meiften feftländifhen Strafgefege folgen 
dem franzöfiichen Beifpiel wenigftend im Prineip. Die Billigfeit fordert aber Gleihbehand- 
lung und zwar Gleichbehandlung nicht blos dem Namen, fondern der That nah. Der Natur 
der Sache entiprechend, follte man beiden Theilen freie Verſtändigung unter ſich geftatten, um 
eine dem Angebot und der Nachfrage id) anpaflende Beftiegung der Löhne zu erlangen, foweit 
der ohnehin ärmere Theil fein natürliches Recht geltend zu maden vermag; man jollte um jo 
mehr jene-Strafbeftimmungen befeitigen, als diejelben thatſächlich nur gegen den einen Theil 
zur Anwendung gebracht werben oder gebradjt werben können. 

In England fteht ven Arbeitern das Recht der Vereinigung zum Erzwingen höhern Lohns 
zu. Sie haben ſchon in zahllofen Fällen Gebraud von dieſem Mittel gemacht, allein (ed darf 
dies nicht verhehlt werden) in der Hauptſache meiftend ohne den von ihnen gewünſchten Erfolg, 
obwol Die Verſuche wirklich mit ungehemerer Anftrengung unternommen wurden. Wir müſſen 
beifügen, daß bie Arbeiterverbindungen (Unionen) in England vielfad in nicht zu rechtfertigen: 
der, die wahren ökonomiſchen Bedingungen misfennender und misachtender Weiſe verfahren. 
Dieſe Arbeiterajloriationen nähren häufig jenen Ungeift der Ausſchließung gegen alle ihren 
Bünden nicht Angehörenden, welher Misbraud jonft dem Zunftwefen anflebte. Soviel thun— 
li, wird es jedem Arbeiter unmöglich gemacht, beiteben zu können, ohne zum Berein zu gehö— 
ten. Dagegen fehlt ed an gehörigem Schuße. Im Berein jelbft wird darauf hingewirkt, daß die 
Arbeiter nicht nach der Stückzahl bezahlt werden, fondern (im allgemeinen gleihmäßig) Tages 
oder Wochenlohn erhalten, was den Fleißigen und Fähigen nachtheilig, dem Trägen und linge- 
ſchickten vortheilhaft ift. Die englijhen Vereine erheben Beiträge von ihren Mitgliedern, die zu 
deren Unserflügung verwendet werben ſollen. Hierdurch erhalten jie mitunter fehr hohe Sum: 
men. In deren Bejige hat man die Mittel, Arbeitseinftellungen zum Erzwingen höhern Lohne 
(strikes, bei den Franzoſen greves) zu beginnen, d. h. man hat Mittel, um die ihre Arbeit ein= 
ſtellenden Zeute während einer Reihe von Wochen jo weit zu unterflügen, um bamit, wenn auch 
dürftig, leben zu fönnen. In England und Schottland famen ſolche Strifes, wie erwähnt, jhon 
oft vor, am Ihlimmften wirkten jiein Irland. O'Connell berechnete, daß biejelben in ver Stadt 
Dublin während einer gewifien Anzahl von Jahren wenigftend eine halbe Million Pf. St. Ver— 
lufte verurfacht hätten. Im Jahre 1854 gab es zu Prefton eine Arbeitseinftellung, welche 36 
Wochen larıg währte. Die Unionen brachten für Unterftügung ihrer Genoſſen 97000 Pf. St. 
auf; der gefammte Verluft, den die Arbeiter an Entgang des Lohns erlitten, wird dagegen auf 
etwa 480,000 Bf. St. geihägt; noch größer war ver mittelbare VBerluft an volfswirthidait- 
lihem Einkommen ver Gefammtheit. Käme ed nur auf das Beiſpiel der engliihen Strifes an, 
fo müßte man den Arbeitervereinen allerdings entgegenwirken. Allein es ift aud eine beffere 
Benugung der Freiheit ſehr wohl möglich, und das wichtigſte Mittel dazu ift beſſere Geiftes- 
bildung der Arbeiter, Nur die Unkenntniß der Verhältniffe, die Unmiffenheit-über Dinge, 
welche jene Leute kennen follten, machte ed möglich, daß fie ſich verleiten ließen, in jenen Arbeits- 
einftellungen ihr Heil zu ſuchen, welches Unternehmen in den meiften Fällen. unbedingt ſchlecht 
für fie endigte. Während der Strikes beziehen fie zwar vie färglihen Unterflügungen aus den 
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Unionskaſſen, d. h. fie erhalten das zurüd, was fie felbft früher mühſam erarbeitet und erfpart 
hatten; ed reicht aber lange nicht au8 zum Lebensunterhalt, denn es foll und kann nur ein Un= 
terflügungäbeitrag fein. Einfhränfung, Noth und Entbehrung begleiten daher alsbald jeven 
Strike; die Familien der Unglücklichen, ja fie felbft jeben fi innmermehr zum ungern und 
Verkümmern gebradit; fie müflen ihre nöthige Habe verfaufen und ſich in Schulden ſtürzen, und 
ſchließlich doch alles vergebend. Die meiften betheiligten Arbeiterfamilien wurden dadurch 
auf Jahre hinaus, viele Individuen für den ganzen Reſt ihres Lebens in weit größere Bedräng⸗ 
niß und Entbehrung gebracht, ald fie je zuvor erbulvet hatten. 

Don wohlwollenden Männern ift fhon oftmals der Vorſchlag gemacht worden, den Arbei- 
tern einen gewiſſen Theil ded Reinertrags der Geſchäfte, bei denen fie verwendet find, zuzuwen- 
ven. Wir erachten dieſen Plan, wenigftend in den meiften Fällen, für unausführbar. Den 
vom deutfchen Borparlament eingefegten Funfzigerausſchuſſe warb in einigen Eingaben bie @r- 
ftrebung einer Berwirklihung dieſes Gedankens gleichfalls empfohlen. Die Arbeitercommiffton 
fagte in ihrem Berichte darüber unter anderm: „Bekanntlich ift nicht jedes Geihäft gewiunbrin- 
gend, und oft folgen mehre Jahre aufeinander, melche mit Berluft verbunven find. Nimmt man 
nun aud an, daß den Arbeiter fein Lohn unter allen Umſtänden zu Theil werben joll, under nur 
dann außerden einen Antheil am Gewinn haben kann, wenn ein folder wirklich eintritt, jo wird 
es fletö ungemein ſchwierig fein, zu ermitteln, ob ein größeres Fabrikgeſchäft in einem gewiſſen 
Zeitraume mit Vortheil oder Verluft arbeitete, und welcher Betrag für dad eine oder andere an= 
zunehmen fein werde. Hierin wird daher beftändig eine Duelle des Mistrauens liegen, da die 
Aufmahung der Abrechnungen ſchwerlich allezeit die volle Zuftimmung der Arbeiter finden 
dürfte. Den Nachtheil werben die Arbeiter nicht mittragen wollen. Wenn aber der Unterneh— 
mer biefen allein auf fi nehmen, den Gewinn dagegen theilen foll, fo wird eine ſolche Unter- 
nehmung jhwerlich eine geveihliche Ennvidelung finden können. Dennod mag es Unterneh: 
mungen geben, bei denen das Theilungsprincip zuläfiig fein könnte; es dürfte dieſes aber zu— 
glei dem Gutbefinden ver Einzelnen und der freien Vergeſellſchaftung überlaffen werden. Das 
einzige befannte Beifpiel, wobei ein Theilnahmzeverhältniß praktifch angewendet worden, bildet 
die Süpjeefifcherei. Bei diefer wird ein Drittel des Ertragd unter die Mannſchaft vertheilt, zwei 
Drittel rechnet man für die Koften der Ausrüftung, Affecuranz und Nugen des Unternehmers. 
Es hat ſich aber dabei ergeben, daß, wenn der Bang glüdlih war und das Schiff in etwa zwei 
Jahren heimkehrte, die Mannſchaft ſich glänzend fland, daß aber in dem häufig eingetretenen 
unglüdlichen Falle, in welchem eine ſolche Fahrt bis zu vier Jahren dauerte, die Mannſchaft 
meniger empfing, ald wenn fie auf andern Handelsſchiffen gedient hätte.“ 

Übrigens betrachten wir es für eine wichtige Aufgabe der allmählich mehr und mehr ſich 
entwidelnden Statiftif, zu erforſchen, inwiefern die jegigen focialen Berhältniffe und dabei na= 
mentlich das Fabrikweſen eine gleihmäßige Förderung des Wohlſtands aller Klaffen oder blos 
eine Anhäufung des Reichthums in den Händen Ginzelner zur Folge haben. Obwol wir das 
legtere wenigftend nicht unbedingt glauben, jcheint es fich doch nicht nachweifen zu laſſen, daß ver 
MWohlitand der untern und mittlern Klaſſen gerade in demfelben Maße fleige wie jener ver 
ganz reihen. Namentlich ſcheint Die durch die Goldfunde veranlaßte Geld: und Speculationd: 
revolution in diefer Hinficht ungünftig zu wirken und dem Anhäufen ganz großer Vermögen 
mehr förderlich zu fein ald dem mittler und kleiner Summen. In Grmangelung vollſtändi— 
gern Materiald theilen wir wenigftens folgende Notizen mit. 

Eine Bergleihung der Einfommenjteuerliften in England von 1812 mit denen von 1847 
ergibt folgende Zunahme der Zahl der Steuerpflictigen : 

Bei den Einkommen von 150— 500 Pf. St. Zunahme 196 Proc. 


" 7 500— 1000 7 7) 148 7 
s 7 1000 —2000 7} 148 7} 
7 [72 2000 —5000 7) 7) 118 [7 


? r 5000 und darüber „, e 189 „ 

Died find offenbar entjchieden günftige Rejultate. Die Zahl der Bevölkerung war in der 
bezeichneten Periode um 60 Proc. geftiegen, ver Wohlftand aber hatte in preimal größerm 
Verhältniß zugenonmen, und diefe Zunahme zeigte fih am ftärfiten bei ven Ginfommen zwiſchen 
un und 500 Pf. St., obwol dann die höchſte Klaffe die nächſte Stelle in ver Zunahme be- 

auptete. 

Gin ganz anderes Ergebniß liefert aber eine Vergleihung der englifchen Liſten der Einkom⸗ 
menfteuerpflihtigen in den Jahren 1848 —49 gegenüber 1856 —57 ; nämlich: 
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Einfommen. 1318-49. 1856-57. gunahme. 
150 bis 500 Pf. ſtt. 88934 95164 6230 = 7 Proec. 
500 „ 1000 „ 12056 13203 1147= 9, „ 


1000 „ 2000 „ 4659 5423 764 = 16,8 „ 

2000 „ 5000 „ 2231 2791 560 = 25,1 „ 

5000 „ 10000  „ 617 811 194 = 31,4 „ 

10000 „ 50000 „, 311 444 133 = 424 „ 
über 50000  „ 19 46 237 =143,0 „ 


Hier tritt und die nicht erfreuliche Wahrnehmung entgegen, daß die Vermögenszunahme 
um jo größer wird, je bedeutender das vorhandene Vermögen in einer Hand ohnehin fon ift. 
Doch dürfen dabei zwei Umftände nicht überfehen werden: einmal die ohne Zweifel erlangte 
rihtigere Schägung; zum andern das Sinken des Geldwerths, wonach die Kauffähigfeit des 
Geldes jinft, was mittelbar der Vermehrung der höchſten Klaffe am ftärfften zu flatten kam. 

Bine Erhebung, welche fürzlih in dem induftriereihen Canton Zürich durch die Negierung 
vorgenommen wurde, ergab folgende Veränderungen in ver Zahl der Vermögenäfteuerpflid: 
tigen nach den Liſten von 1848 und 1858: 


Bermögen. 1848, 1858, Anderung. 

100 bis 50057. 9476 7816 Minderung 17Y, Proc. 

501 „ 1000 „ 7873 6995 „ 11 " 

1001 „ 2000 „, 8642 8103 r Ge m 

2001 „ 5000 „, 6393 9319 Mehrung 45, „m, 
. 001 „ 20000 „. 7566 7766 Br 2%, u 
20001 „ 50000 „ 1529 2028 " 33 * 
50001 „ 100000 „ 588 759 re 29 „ 
100001 „ 250000 „', 292 423 r 44 " 
250001 „ 500000 „ 51 95 — 86 
500001 „1,000000 „, 19 31 * 63 3 


über 1, J 11 18 64 


42440 43353 

Hier gewahren wir eine Verminderung der fleinften Vermögen und ein unzweifelhaftes 
Hinaufrüden in die höhern Klaffen; allein aud bier it die Zunahme ganz unverhältnißmäßig 
ſtark bei den entſchieden Reichen. Das geſammte veritenerte Bermögen jtieg von 300 Millionen 
auf 380 Millionen. Es fam auf die Steuerpflidtigen der fieben niedrigen Klaſſen (bis ein: 
f&hließlih 100000 Fr.) zwar eine Zunahme von 3796 Perfonen, es ergab ſich aber doch nur eine 
Zumahme ded Gejammtvermögend diefer Klaffen um 25 Millionen; dagegen wieſen die vier 
legten Klaffen eine Bermehrung um 194 Verfonen und um 55 Millionen Geldes nad, alſo 
um mebr ald das Doppelte ver Summe, trog der kleinen Verſonenzahl. 

Natürlih fommen aud in diefem Falle die bei England gemadten Bemerkungen in Be: 
trat, und überdied erinnern wir, daß jene Daten noch anderweiter Beſtätigung bedürfen, 
um zu feiten Schlüffen zu berechtigen. Doc ſcheinen ie uns jedenfalls fehr beachtenswerth. 

c) Wirfung des Fabrikweſens auf Intelligenz und Moral der Arbeiter. Man hat behaup: 
tet, daß der Menſch geiftig ganz ſtumpf werden und verdummen müfle, wenn feine Beſchäftigung 
auf eine völlig einförmige, jede Abwechſelung ausſchließende Arbeit beichränkt werde. In 
Wirklichkeit ſehen wir ein ſolches Stumpfwerden zwar infolge von Nahrungsjorgen eintreten, 
keineswegs aber bei Fabrikarbeitern im allgemeinen, wenn dieſe nur einen ordentlichen 
Verdienft haben. Im ganzen ergibt vielmehr eine unbefangene Würbigung aller Wahrneh— 
mungen, daß die Klaſſe der Arbeiter und dabei namentlich der in Fabriken beſchäftigte Theil 
derjelben geiftig bei weitem erregbarer ift, als er in früherer Zeit geweſen. Man findet mehr 
Bildung und mehr Sinn für höhere Intereſſen. Der Einwand des Stumpfwerdens iſt, ſoviel 
wir wiſſen, durch keinerlei poſitive Thatſachen allgemein erwieſen. An ſich bietet aber überdies 
gerade die Theilung der Arbeit ein wichtiges Mittel, um auch wenig Befähigten Gelegenheit 
zum Erwerb zu geben, ein Vortheil, den man nicht zu gering anſchlagen darf. 

Wichtiger iſt die Beſchuldigung: das Fabrikweſen ſchade der Moralität ber Arbeiter. Man 
ſagt: „Das Zuſammenſein fo vieler Leute beiderlei Geſchlechts verleitet zur Unſittlichkeit, dann 
zu leichtſinnigen Ehen und übergroßer Vermehrung der Kinder. Die heranwachſende Genera⸗ 
tion, im Elend geboren, im Elend erzogen, kommt wieder in die Fabrik und vermehrt die Anzahl 

koͤrperlich und geiſtig miedergedrüdtter, ſchwacher und armer Menſchen.“ 
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Bor allem fomnıt es auf Feſtſtellung der Thatſachen an. Leider iſt die Statiſtik noch nit 
derart entwidelt, wie man es beſonders in folden Fällen wünſchen möchte.! Wir find deswegen 
vorerft auf die Zufammenftellung einiger wenig ausreichenden Notizen befhränft. 

Was die leihtfinnigen Heirarhen betrifft, fo ergibt fih aus der möglihft forgfältig durch— 
geführten Statiftif der Vevölkerungsbewegung in Frankreich während des Jahres 1854 unter 
anderm Folgendes: Im ganzen Kaiferreihe kam durchſchnittlich eine Heirath auf 132,56 Ein⸗ 
wohner. Diefed Mittel wurde im Seinebepartement (Paris) am meiften überfchritten, mo eine 
Heirath ſchon auf 100,47 Menſchen traf. Indeß ift es Elar, daß gerade in der Hauptſtadt das 
Fabrikweſen nicht allein maßgebend if. Das Nämliche gilt vom Loiredepartement, welches die 
achte Stelle einnimmt. Trotzdem ergibt jih, daß die große Mehrzahl der Departements mit 
vielen Eheabſchlüſſen gerade feine gewerbtreibenven, fondern im Gegentheil wefentlich agricole 
Zandihaften find. Hinmwieder nehmen wir unter den Departements mit den wenigften Heira— 
then mehrere vorzugsweiſe induftrielle wahr: das Departement Oberrhein hat die fünftlegte 
Stelle in ganz Frankreich (ein Eheabſchluß erft auf 169,90 Einwohner); dann folgen die Nord— 
füften. In Frankreich ſcheint fich alfo die ganze Vorausſetzung nicht zu beftätigen. 

Etwas anders hinſichtlich der Zahl der Geburten (Mittel in Brankreih im Jahre 1854 
eine auf 38, Einwohner): am meiften in oire (31,02), dann Seine, |päter Nord, Rhonemün= 
dungen ıc. Daneben freilich erfheinen Departements mit der geringften Induftrie, wie Oſt— 
pyrenäen, Ardeche, Goriica, Heidedepartement. Doc find ed entfhieden agricole Bezirke, in 
denen die Zahl der Beburten am geringften. In Preußen kam 1852 in den induftriereichen 
Regierungdbezirken Düffeldorf und Arnöberg je eine Geburt erft auf 27,64 und 27,83 Ein= 
wohner, dagegen in den fabrifleeren Bezirken Bromberg und Marienwerder ſchon auf 20,15 
und 19,91. So erfheint denn aud der Vorwurf wegen häufiger, leihtinniger Eheabſchlüſſe 
vorerft noch nicht jedem Zweifel entrüdt. 

Eine ungewöhnliche Fruchtbarkeit der Ehen in den Fabrikbezirken läßt ſich nicht beftimmt 
erkennen. Die mittlere Zahl ift in Frankreich 3,15 legitime Kinder auf jede Ehe. Dieſes Ber: 
hältniß wird am ftärkften überfchritten in den Departements der Bretagne, des Gentrumd und 
ded Südens, wo wenig Fabriken beftehen (Morbihan mit 5,%6 Kindern fteht voran; felbft Cor— 
fica nimmt eine hohe Stelle ein). Doch gefhieht died allerdings auch in einigen induftriellen 
Gegenden (Oberrhein u. ſ. w.). Dagegen erfcheinen unter den Departements mit der gering- 
ſten Kinderzahl jene der Normandie und andere befonders Aderbau treibende Bezirke, neben 
ihmen aber auch wieder die Seine (mit blos 2,35 Kindern auf die Ehe) n. ſ. w. Alſo aud in 
diejer Hinſicht fein frappantes Refultat. 

Allein ſtark ift die Zahl ver unehelihen Geburten inden Fabrikgegenden (im Mittel in Frank⸗ 
reih auf 100 eheliche 7,59 unehelihe): in dem Seinedepartement 27,21, Nhone (yon) 
14,19, Nieder: Seine (Rouen) 11,10, Oberrhein (Mühlbaufen) 8,91. Auch hier ſchieben ſich agri: 
cole Gegenden dazwiſchen. Die Departements mit den wenigften unehelichen Geburten find 
zunächſt agricole, doch auch ſolche ohne große Städte und ohne ftarfe Garnifonen. Und ſchwer— 
lih wird man beftreiten, daß Die Garniſonen weit mehr ald die Fabriken auf die Zahl unehe— 
liher Geburten einwirken. 

Xodtgeburten kommen ebenfalls häufig in einigen Induftriegegenden vor, was mit den 
dortigen zahlreichen unehelichen Geburten zufanımenhängt. 

So läßt ji denn nur in wenigen der angegebenen Beziehungen eine geringere SittlichFeit 
in den Fabriklandſchaften erkennen; zunächſt nur bei den unehelihen Geburten in Frankreich. 
Es ift an ſich ſchon bedenklich, dieſes Moment allein zum Mafftabe ver Sittlichfeit zu erflären. 
Nun fommen aber anderwärtd aud in diefer Hinficht Berhältnifje zum Vorſchein, welche den 
in Frankreich gefundenen Ihatbeftand in jonftigen Ländern in Zweifel ftellen. Während, wie 
angeführt, in Frankreich auf 100 eheliche Geburten 7,59 unebeliche famen, war das Verhältniß 
in dem noch viel induftriereihern England 100 : 6,48; in Preußen 100 : 8,12; in Ofterreich 
100 : 8,6. In Deutfdland fommen die meiften unehelichen Geburten in dem völlig fabriflofen 
Medlenburg vor: im Jahre 1856 auf 100 eheliche 24,38 uneheliche; nächſtdem in dem rechts— 
theinifchen Baiern, 100: 22,78, dagegen in dem fabrifreichen Sachſen auf 100 eheliche 18,10 
uneheliche. In Preußen ſelbſt it im Regierungsbezirk Königsberg die elfte Geburt unehelich, 
in den induftriereichen Bezirk Düffelvorf erft die zweiundpreißigfte. In Ofterreid) treffen aller: 
dings in dem fabriflojen Tirol auf 100 eheliche Geburten nur 6,92 uneheliche, dagegen in dem 
gleichfalls inpuftrielofen Salzburg 25,40, hingegen in dem gewerbthätigen Böhmen bloß 14,52. 
Offenbar wirken in allen diefen Hüllen andere Umftände weit mächtiger ein ald das Fabrik: 
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weien ober deſſen Mangel, am meiften die Freiheit oder Beſchränkung der Heirathen und das 
ſtehende Heerwefen. Keinenfalls läßt fih aus den vorliegenden Grgebniffen eine ſchlimme 
Wirkung der Großinduftrie erfennen. 

Ahnlich it es mit den Ehefcheidungen over Trennungen von Tiſch und Bett, in welcher 
Beziehung die confeſſionellen Verſchiedenheiten am meiften maßgebend find. 

Wie dem fei, fo betrachtet man die Befchäftigung von Angehörigen beider Geſchlechter in 
denfelben Fabriken als ſchädlich. Die Schilderungen find in Einzelfällen ohne Zweifel richtig, 
aber fie find es nit im allgemeinen und ganzen. Wir können ihnen Bilder der entgegenge— 
fegten Art zur Seite ftellen, wie oben bei Erörterung des Verhältniſſes der augsburger 
Kattundruderinnen Schon geſchehen ift; dann die Schilderung der Baummollenfabrifen in Lo— 
well (Nordamerika) von Michel Chevalier. Dort jind 5000 Arbeiterinnenvon 17—24 Jahren 
beihäftigt; es beftehen Penſionen für diefelben unter ältern Witwen, und die Fabrikbeſitzer 
jeben ftreng auf fittlihe Uberwahung; wöchentlich erfparen die Mädchen von ihrem Lohn etwa 
1%, DoU. und verheirathen fi, wenn fie die Fabriken verlafien, meift an Kleine Farmer. Eine 
eben vor uns liegende Mittheilung über die raſch aufblühende Fabrikſtadt Lawrence befagt: 
„Bine eigenth ümliche Erfcheinung bilden hier die Fabrikmädchen. Sie jind im ganzen eine fehr 
achtbare Klaffe. Es gibt feinen Anftoß, daß Farmerstöchter, junge Mädchen aus dem Fleinen 
Mittelftande, in die Fabriken gehen, um A—5 Jahre in denfelben zu arbeiten und ſich 
einen hübſchen Betrag zu erfparen. Es berrfcht unter ihnen in manden Fabrifen ein wahrer 
Wetteifer, vecht tüchtig zu werden, fi untadelhaft zu betragen und geiftig auszubilden; fie 
halten auf Reinlichkeit und Anftand, und fo begreift man, daß einft die Frau eines Senators 
in Bafhington, die durch Anmuth, Geift und Sitte eine Zierde der Gefellfchaft bildete, mit 

Selbſtgefühl erflärte, fie verbanfe ihre Ausbildung der Zeit, da fie zu Lowell in einer Baum: 
mollenfabrif gearbeitet habe. Geiftliche, Richter, Landwirthe heirathen ſolche Arbeiterinnen vor= 
zugäweije gern, weil ſie an Fleiß gewöhnt und frei von den Fehlern find, melde den trägen, 
verzärtelten, unfräftigen Mädchen der fogenannten guten Klaffen anhaften. Die Arbeiterin- 
nen erhalten durdichnittlich einen Wochenlohn von 5 Doll.’ 

Wie alledem im einzelnen fei, fo finden wir nirgends flihhaltige Beweife dafür, daß die 
Klafie ver Fabrikbevölkerung moralifh immer tiefer finfe und fittlic verfomme. Vielleicht 
ließe fi, den foloffalen Schwindeleien und Betrügereien gegenüber, welche man während des 
legten Jahrzehnds namentlich fo vielfah aus den höhern Ständen ausgehen fah, eher no 
dad Gegentheil behaupten. 

d) Wirkung des Fabrikweſens auf die Gefundheit der Arbeiter. Jut allgemeinen hat fi 
mit dem Steigen der Gultur und mit der Verbeflerung der Zuftände des Volkes im ganzen die 
Lebensdauer bedeutend erhöht. Dies ift unbeftreitbar auch ven Leuten, welche in den Fabriken 
arbeiten, zu flatten gefommen. So kümmerlich ihre Lage, fo ift diefelbe doch gleichwol entſchie— 
den beſſer, als fie fein würde, wenn die nämlichen Menfchen feine Fabrikarbeit fänden, wenn fie. 
etwa von den Bettelfuppen ver Klöfter leben müßten, wie ihre Vorältern. 

Allein hiermit ift die Frage doch noch keineswegs entſchieden. Auch damit ift fie ed nicht, 
daß es andere Beihäftigungsweifen gibt, melde ebenfo ungefund find, als die in den Fabriken 
nur immerhin fein fünnen, 3. B. die der Bergleute in Steinfohlen- oder Queckſilbergruben, 
felbit die mander Gewerböfeute, wie der Steinmegen, ber Stein: und Kupferpruder, felbft ver 
Schneider und Schuhmacher. 

Auch bier muß man bedauern, daß die ſtatiſtiſchen Erhebungen noch lange nicht genug durch⸗ 
geführt ſind. Gleichwol beſitzen wir genügende Notizen, um nur zu gewiß zu ſein, daß manche 
Arten von Fabrikbeſchäftigungen allerdings die Geſundheit untergraben und zerſtören. 

In vielen, namentlich in Fabrikländern hat man gefunden, daß unter den zum Heerdienſt 
aufgerufenen Jünglingen die Zahl der als unbrauchbar erklärten in bedenklichem Maße zu— 
nimmt. So hatte man im Königreich Sachſen 

Babl der Auf- 


Jahr. gerufenen. Davon unbrauhbar. 
1832 13195 5752 
1837 14155 7807 
1842 15856 9835 
1847 16347 10536 
1852 18316 12117 


1854 17112 11508 
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Es darf zwar nicht überſehen werben, daß die Auswahl der Conſcribirten nicht immer- mit 
gleiher Strenge geſchieht, oder vielmehr, daß man im allgemeinen um jo mehr ausſucht, je 
größer die vorhandene Zahl der Aufgerufenenift. Doch füllt felbft diefer Einwand hinweg, wenn 
die Untauglicherflärung wegen mangelnder Körpergröße erfolgte. Und eben aus diefem Grunde 
bat man namentlich in Frankreich zu wiederholten malen das geforderte Maß weiter und meiter 
herabgeſetzt. Es ift indeß fehr zweifelhaft, ob man dieſes Ergebniß, gerade was Frankreich 
betrifft, vorzugsmweife dem Fabrikweſen oder nicht vielmehr zumeift ganz andern Einwirkungen 
beizumeffen bat. Wir find geneigt, zu diefen Einwirkungen vor allem die ftarfen Gonferiptionen 
ſelbſt zu rechnen, durch welche num ſchon mehrere Generationen hindurch faft fämmtlichen Fräfti= 
gen jungen Männern bie Verheirathbung während einer Reihe von Jahren unmöglid gemacht 
wird, ſodaß beinahe nur die Schwächlinge und Krüppel des Privilegiums geniehen, vor dem 
27. oder 28. Jahre in die Ehe treten zu fönnen. Daß hierdurd eine Verſchlechterung der phy⸗ 
ſiſchen Zuftände des Volkes befördert wird, liegt auf ver Hand. Das Übel wird um fo größer, 
wenn die Gonfeription zu maflenhaften Auswanderungen der gefunden jungen Männer veran= 
laßt (wie z. B. in vereinen bairiihen Pfalz in den beiden Jahren 1853 und 1854 nicht weniger 
ala 9341 heimliche Auswanderungen vorfamen, fat durchgehends von Militärvienftpflidtigen). 

Wie dem aber auch fei, jo haben die Gonferiptionsliften gerade für unfern Zweck einen hoben 
Werth, wenn man die Aufgerufenen nad Beſchäftigungsweiſen claffificirt und die Zahl der 
brauchbaren und unbraudbaren nah Procenten berehnet. Im Königreih Sachen haben fi 
in den drei Jahren 1852 —54 in diefer Beziehung folgende Verhältnißzahlen ergeben, mobei 
wir der Vergleihung wegen Bauern und einige Hauptklaffen ver Handwerker neben den 
Fabrifarbeitern aufführen. Auf 100 Aufgerufene jeder einzelnen der nachfolgenden Beſchäf— 
tigungen famen: 

Zühtige. Mindertüctige. Untüchtige. 
Landwirthſchaftliche Knechte, Tagelöhner, Jäger 29,73 7,0 62,37 


Bergleute . 24,77 7,2 67, 
Süttenarbeiter 2. 29,08 9,69 61,8 
Müller.. 31l,54 8,61 59,85 
Bäder, Conditoren. 236 ,66 7,9 65,17 
Bist 5 ae: DIR 9,89 50,57 
Schneiderr. 213486 6,1 79,9 
Shubmahr . » 2 2 2 185,82 10,67 70,1 
Poſamentieree. 14, 88 8,03 77,9 
Strumpiwirfr . . 2 2 2 202000. 0.1851 9,17 7222 
Maurer ren nn 35,33 9,80 54,87 
Tiſchlier. 20,12 10,77 69,61 
Sufihmide . 2 2 ann BL, 9,06 59,29 
Spinner aller At . > 2 2 20200. 16,8 4,65 79,7 
Weber aller At. . 2 2 2 mn nn 18,45 8,” 72,7 
Tuchmache..... 21!h1,13 12,60 66,7 
Baer.» one BR 10,8 64,76 
Zeugdrucker, Bleihber . . 2 2 02000.. 16,08 11,u 72,8 
Gigarrenmader . > 2 2 22.1686 10,00 73,14 
Fabrikarbeiter überhaupt . » > 20, 36 8,” 70,8 
Handarbeiter, Rutiher . 2 u 2935 7,47 63,18 


Eine andere Glafjification ergibt für die Ge: 
fammtjunme aller Gewerbtreibenden:: 


aus Städten 19,73 9,31 70,% 
‚‚, Dörfern 26,58 8,7 65,% 
Durchſchnitt 24,15 8,57 67,8 


Im Canton Zürich führte eine Erbebung zu folgenden Ergebniffen. Es fanden im Mittel 
von vier Jahren Militärdienftbefreiungen ftatt: 


Fabrikbezirle. Aderbaubezirke. 
Im 1. Militärbezirk 267 Dann Im VI. Militärbezirt 108 Dann 
vi 256 „ „ vu E 177 „ 


wi 229 „ Vu. : 137 „ 


Babritweien 239. 


Bon einzelnen Leiden waren folgende beionders auffällig, im Mittel der 4 Jahre: 


in jedem ber drei in jedem der drei 
Babrifbegirfe Aderbaubegirke 


Augenleiden und Folgen . . je 13 ie 7 
Folgen von Verlegungen . . „ 14 » 7 
Knochen- und Gelenftrankheiten „13 „9 
Bruft: und Herzkrankheiten . „ 87 „ 10 
Unterleiböfranfheiten . . . „ 9 8 

Schwächlichkeit und Sfrofeln . 11 FE 
Gefhwürer . . „8 „3 


Entſetzlich iſt das Bild, welches von dem Befundgeitszuftand mancher Rlaffen von Arbei- 
tern in England entworfen wird. Am ſchlimmſten fteht e8 mit den „Trockenſchleifern“ (the 
dry-grinders) von Sheffield. Diejenigen verfelben, welde mit Verfertigung von Gabeln 
beihäftigt find, ſterben durchſchnittlich ſchon im neunundzwanzigften Alterdjahre. Der feine 
Staub von Stahl und Stein vernichtet die Gefundheit ver Leute ausnehmend rafch; ibr Leiden 
wird the grinder's rot (die „Schleiferfäule”) genannt. Bei Leihenöffnungen findet man die 
Yunge in einem ganz verborbenen Zuftand; fie fieht ſchwarz aus, wie in Tinte getaudt; ihre 
Tertur, ftatt wie gewöhnlid ſchwammig zu fein, zerreißt gleich einem Stücke Federharz. Diefe 
Veränderung des Organd wird dadurch veranlaßt, daß das beftändige Eindringen von Stahl- 
und Steinftaub in die feinjten Theile der Arhmungdorgane eine permanente Entzündung ber 
Lunge bewirkt. Diejenigen Schleifer find dem Übel weit weniger ausgeſetzt, welche ihre Schleif: 
feine befe uchten dürfen. Bei verfchiedenen Arbeiten ift dies jedoch nicht zuläfftg, mamentlich bei 
Herftellung eines gerundeten Nüdens der Nafirmefler und Scheren. Eine Laune der Mode 
entſcheidet alfo hier über Gefundheit und Leben der Arbeiter, denn es ift wahrlich ehr gleich- 
gültig, ob jene Meffer und Scheren einen runden oder eigen Rüden haben. Die Käufer ahnen 
in der Regel gar nicht den Unterfhied bei der Herflellung! Die mittlere Lebensbauer in ven 
Manufacturen in Stahl zu Sheffielv beträgt: 

bei Trodenfchleifern von Gaben . . . . . 29 Jahre 


* F „Raſicmeſſern . 31 „ 
er nr DEN. se . 3, 
Pr a „ MWolliheren . . . . 23... 
* * » Bulegemeffen . . . 34 „ 
— „Tiſchmeſſern. . . . 35 „ 
[77 ’ [77 Feilen .. . . . . 35 „ 
” 7 „ MORGEN. 8 . 35 „ 
m „ „Shen . . .. 38 „ 


Der Unterſchied ift Folge theilweifer ein und des fpätern Gintrittö der 
Leute in Das Geihäft. In den beſſern Fabriken hat man den Staub einigermaßen zu befeitigen 
gefuht duch Anwenden von Blafebälgen, die nad dem Kamin gehen. Allein die Arbeiter jelbft 
wollten nichts wiſſen von diefer Verbeflerung; ihr Geihäft, fagten fie, gebe ſchlecht genug; 
lebten die Leute länger, jo werde es alsbald jo ſehr überjegt fein, daß niemand mehr fein Brot 
verdienen fönne! Aus dem gleihen Grunde wiefen fie ed zurüd, Masken vor das Geficht zu 
bringen, obwol es ſich gezeigt Hatte, daß ſchon ein einfaher Schnurrbart nugt, indem er das 
Gindringen des Staubed in die Athmungsorgane vermindert, Gewiß bildet ſolches Widerſtreben 
einen entjeglichen Beweis des kläglichen Zuftandes jener Unglüdlichen. 

Gtlüdliherweiie bilden ſolche Eriheinungen nicht die Negel der Fabrikbeſchäftigung, ſon— 
dern Die Ausnahme. Es iſt alljeits Pfliht, auf Abhülfe hinzuwirken, und es geht nit an, 
durd allgemeine Medendarten die Exiſtenz der Thatſachen zu beftteiten; allein man fann das 
Babrifwefen im ganzen darum nicht verbammen. 

Es ift eine erfreulihe Wahrnehmung, daß das menſchliche Leben im allgemeinen durch 
Arbeit verlängert, durh Müßiggang untergraben wird, Dr. Guy's Unterfuhungen führen 
dabin, daß Die mittlere Lebensdauer in dem nämlihen Verhältnig abnimmt, in welchem die 
Angehörigen einer Klaffe des wohlthätigen Antriebs zur Arbeit entbehren. Nur foll die Art 
der Arbeit an fih nicht ungefund und die Anftrengung nidt anhaltend übermäßig fein. Nach 
Guy's Bemerkung hat der arme Bauerburihe von 30 Jahren, der fein kärgliches Mahl im 
Schatten eines Baums verzehrt, die Hoffnung, dreizehn Jahre länger zu leben ald der Fürſt 
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von gleichem Alter, der in Purpur gekleidet, Herr eined weit ausgedehnten Reichs und burd 
nichts zum Arbeiten gezwungen ift. 

Arbeit in gefchloffenen und dabei menig gelüfteten Räumen ift unzmeifelhaft weniger 
gefund als folde im Freien, Dod nur, wenn Bewegung mit der legtern verbunden ift. Der Brite 
Neifon („Onvitalstatisties”‘) gelangte bei umfaflenden Unterfuchungen zu folgenden Ergebniflen. 


MWabrfheinfihe Lebensdauer: 


Alter. bei Beihäftigung im Haufe bei Beſchäftigung im Freien 
mit geringer Bewegung mit ftarfer Bewegung. mit geringer Bewegung mit ſtarler Bewegung. 


20 Jahre 41,887 Jahre 42,0133 Jahre 37 017 Jahre 43 4166 Jahre 


30 1 35,1170 ’ 34,502 [7 30,1435 „ 36,5832 [7 
40 , 27,13 „ 27,904 „ 23.0357 „ 29,18 „ 
50 „ 20,02 „ 21,1005 „ 17,274 212 „ 
60 „ 14,00 „, 15,1413 ur 11,019 „, 15,655 ” 
TO u 8,640 5 10,407 „. 4,5607 9,3313 „ 


(Danadı hat der Gärtner und der Tagelöhner zwifchen dem zwanzigften und dreißigſten 
Altersjahre die Ausficht, wenigftend ſechs Jahre länger zu leben als der Kutſcher, obwol ſie alle im 
Freien beihäftigt find. Dod mag namentlich übermäßiger Genuß geiftiger Getränke bei Leuten 
der legtern Klafje vad ungünftige Berhältniß bedeutend befördern.) 

Im allgemeinen ergibt ji, daß es zunächſt alte, auch techniich in ſchlechtem Zuftand befind: 
liche Babrifen find, in denen die Gejundbeit der Arbeiter am meiften gefährdet erſcheint. Die 
Übel, über welde in diefer Beziehung geklagt wird, laſſen ſich nicht wegleugnen, allein es iſt eine 
Befeitigung, allermindeſtens eine bedeutende Verbeflerung fehrwohl möglich ; ja ed haben jolde 
Berbeflerungen bereit in mannichfachſter Weife ftattgefunden, mie in ver Regel fchon ein ein: 
ziger vergleihender Blick auf alte und auf neuere Anftalten und deren Einrichtung beweiſt. 

Wo immer ed angeht, wird man jedenfalls wohlthun, die Gewohnheit zu erhalten und zu 
fördern, die Arbeiter zu Haufe arbeiten zu laffen, flatt fie in Fabriken zu vereinigen, wie dad 
erftere namentlich großentheils in den Seivenmanufacturen der Schweiz, vorzüglich im Ganton 
Zürich eingeführt ift. 

Kein Zweifel, daß die Gefundheitöverhältniffe, in denen fi der Kandmann befindet, gün: 
fliger find als die des gewöhnlichen Fabrikarbeiters. Und doch gewahrt man ein ſtarkes Zuftrö: 
men vom Lande nad) den Städten, vom Landbau nad den Fabriken. Es iſt dies jedenfalls ein 
Zeichen, daß die Leute durch ſolchen Wechfel eine Verbeſſerung wenigftens ihrer okonomiſchen 
Rage erzielen. 

e) Wirfung des Fabrikweſens auf die dabei befchäftigten Kinder. Hier fommen wir auf 
die ärgfte und unbeftreitbarfte Schattenfeite, zwar nicht unbedingt des Fabrikweſens im ganzer, 
mol aber einzelner, doch zahlreicher Klaffen von Fabriken. Gin Misbrauchen hat freilih auch 
ſchon in früheren Zeiten ftattgefunden, ehe es eigentliche Fabrifen gab. So wurden in Schleſien 
ſehr oft Kinder von vier Jahren and Spufrad gefegt (vgl. Schneer, „Die Noth der Leinenar: 
Beiter'‘); allein das uͤbel erlangte nun eine größere Ausdehnung. Sehr richtig hat Dupin der 
Ältere bereits fhon vor Jahren bemerkt: „Das Übertriebene der Arbeit ift von nachtheiligem 
Einfluß fogar auf die Geſundheit der räftigften Menſchen; welche weit beklagenswerthere Bin: 
wirfung muß fie nicht auf Halberwachſene, indbefondere auf Kinder ausüben! Hier find die 
Folgen: rafche Abnahme der Gejundheit, häufige, der Arbeitöfategorie verwandte Krank: 
heiten, vorzeitige, tief eingreifende Gebrechen. Ja, jene jungen Arbeitenben, die nicht ald Opfer 
folder Barbaret förmlich zu Grunde gehen, erreihen die Reife nur mit einem zerrütteten 
Weſen, mit entnervter Kraft und unbeilbaren Übeln.“ 

Es iſt unbefchreiblih, wie weit die ſyſtematiſche Ausnugung der Kinder mitunter getrieben 
ward. Braucht doch die Kinderarbeit nur am geringften bezahlt zu werben, wozu meiter kommt, 
daß bie Unglücklichen mit ihren Fleinen, gelenffamen Fingern bei manchen Arbeiten, z. ®. An: 
fnüpfen abgeriffener Fäden, brauchbarer find ald Erwachſene, auch weil fie bei der Kleinheit 
ihres Körpers beffer unter den Mafchinen hindurchgehen können als jene. 

Bis zu welchem entieglichen Grade die Ausnugung von Kindern mitunter getrieben ward, 
mögen beifpieläweife folgende, in einem englifhen Parlamentöberichte von 1843 feftgeftellte 
Thatſachen far machen: Die Fabrikation der gedrehten Schnüre findet mitteld Maſchinen ſtatt 
und erfordert die größte Aufmerkſamkeit. Die Maſchinen werden jetzt faſt ſämmtlich mit Der 
Hand in Bervegung gefegt, wozu man Kinder von 3—4 Jahren zugleich mit ihren Müttern 
verwendet, die 12—14 Stunden täglich arbeiten. Damit die Kinder ruhig bleiben, gibt mar 
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ihnen eine dem Godfrey ſchen Liquor. (Godfrey’s Cordial, ein opiunhaltiges, ven Kindern häufig 
als jhmerzftillend gegebened Hausmittel) zugefegte narkotifche Mixtur. Ein Apothefer von Not: 
tingham erflärte dem Goroner, daß er im Laufe eines Jahres mehr ald 1300 ſolche Mirturen 
verabreiht habe. Das in diefer Mirtur enthaltene Laudanum. und obiger Liquor jind beide 
flärfer, ald die Pharmakopöe vorjchreibt. Man verfährt mit diefer Vergiftung wie folgt. 
Angefangen wird damit ſchon fobald als möglich nad der Geburt des Kindes. Die Mutter be: 
ginut mit einer Mifhung von Nhabarberfaft und Raudanum, geht dann zum Godfrey'ſchen 
Liquor und zulegt auf das reine Laudanum über. Die Folgen bleiben nicht lange aus; vie 
Kleinen Opfer werben bald bleich, verlieren alle Lebhaftigkeit und eignen ſich dadurch zu der ihnen 
beftimmten ruhigen Beihäftigung, bis nad wenigen Jahren der Tod diefem Treiben ein 
Ziel fegt. 

Das freie England, in welchem fih das Fabrikweſen zuerft in weiten Umfang entwickelte, 
war der erjte Staat, in welhen man Gefege zum Schuße der Kinder erließ. Schon im Juni 
1802 ward bamit begonnen, und man gelangte dahin, von dem damaligen jehr milden Anfange 
bald zu bedeutender Strenge zu ſchreiten. Es ift faum glaublich, wie weit der Ginfluß eigen 
jühtiger Fabrikherren reichte, um alle angeorpneten Barlamentsunterfuhungen zu vereiteln; 
freilich ohne Erfolg. Namentlich gaben ſich mande Arzte dazu her, Ausjagen im Intereſſe der 
Bejiger jener Anftalten zu machen, wodurch fie jedem menſchlichen Gefühle Hohn ſprachen. So 
erwiderte ein von den Parlamentscommiffaren vernommener Arzt Edward Hulme zu Manche⸗ 
ſter auf die Frage, ob ed einem Kinde nachtheilig fei, täglich 23 Stunden zu flehen, geradezu: 
„er wage ed nicht, diefe Frage ohne vorgängige Unterfuhung der nähern Umſtände zu beant: 
worten‘! Als man jeine Meinung darüber wiſſen wollte, ob es einem Kinde nachtheilig fein 
würde, während der Mahlzeit fortwährend förperliche Arbeiten zu verrichten, entblöbete er ſich 
nicht, zu entgegnen: ‚feiner Anfiht nach würde die Speife, wenn während des Eſſens gearbeitet 
merde, jedermann ebenjo gut nähren, ald wenn die förperlide Handhabung des Meſſers und 
der Gabel ftatt der Arbeit verrichtet würde.‘ 

Solche Schamloiigkeiten, zur Seite der entjeglichflen und empörendſten Bilder von Kinder: 
mishandlungen, fonnten freilich nicht ausreichen, die Staatögewalt vom Einfhreiten vermittelit 
beflinmter Gefege oder Verordnungen abzuhalten. Ohne Zweifel hat der Polizeiftaat durch 
ungeeignete Gingriffe oft geihabet. Auch erwarten wir eine Berbeflerung der Berhältniffe des 
Arbeiterftandes im großen nicht durch Verordnungen, fondern infolge der fleigenden Nach— 
frage nad Arbeitern und einer damit zufammenhängenden Erhöhung ihres Selbftbewußtjeind 
und ihrer beſſern Bildung. Allein jevenfalld zwangen zahllofe Misbräuche zum Einſchreiten 
der Staatögewalt. Dem Beijpiele Englands folgten Franfreih, Belgien, Holland, Preußen, 
Öfterrei, eine Reihe fleinerer deutſcher Staaten, ja felbft Rußland. 

IV. Die Geſetzgebung zum Shuge der Babrifarbeiter, indbefondere der 
Kinder und der Frauen. Nachſtehend eine gevrängte Überſicht der wichtigften legiälativen 
Beſtimmungen einiger bier vorzugäweije in Betracht fommender Staaten. 

a) England. Das ältefte Gejeg von 1802 (42 George III, c. 73) verordnete Beſichti— 
gung der Fabriken durch die Friedendrichter bei deren Duartaljejjionen und Berichterſtattung 
über den gefundenen Zuftand; dabei erftrebt vaffelbe hauptſächlich die Lage der Lehrlinge in 
den Baummollen: und Wollenfabrifen zu verbeffern und für deren Unterricht wenigjtend etwas 
zu forgen. Die Maßregel erwies ſich unzulänglich. Darauf 1816 Einfegung einer Parlamenıs- 
commifjion und 1819 ein neues Gejeg (59 George III, c. 66), mwodurd die Berwendung von 
Kindern unter neun Jahren in ven Fabrifen obiger Art unbedingt verboten, dann für bie I— 
16jährigen die Arbeitäzeit auf 12 Stunden beſchränkt ward, mit zwei Nubezeiten, zufam: 
men von anderthalb Stunden, in ver Zwiſchenzeit. Im Jahre 1825 fam eine Ergänzung dazu: 
Eontrole wegen des Alters der jungen Leute, Beſchränkung der Arbeitäzeit an Samstagen auf 
9 Stunden und Gebot des jährlihen Weißens ver Wände in den Fabriken. Doch alleö dies 
genügte nicht; ebenfo wenig 1831 ein weiteres Ergänzungsgefeg. Dagegen bilvet das am 
29. Aug. 1833 nah dem Gutachten einer neuen Prüfungsécommiſſion erlaffene Gejeg (3 und 
4 Will. IV, c. 103) die Grundlage der heute maßgebenden Legislation, woran ſich jedoch weſent⸗ 
li anliegen die Gefege vom 6. Juni 1844 (7 Viet., c. 15), 50. Juni 1845, 5. Aug. 1850 
und 20. Aug. 1853 (16 und 17 Vicı,, c. 104). Die witigften jegt geltenden Beſtimmungen 
find folgende: 

Die Verwendung von Kindern unter acht Jahren in Fabriken iftganzverboten. Solde von 
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8— 12 Jahren werden zugelaffen, jedoch nur zwifchen 6 br morgens und 6 Uhr abends und 
unter ver Bedingung, daß die Arbeitägeit fieben Stunden nicht überfteige und daß dieſelbe Samstags 
fhon um 2 ihr aufhöre. Die legte Beſtimmung gilt auch für 13—18jährige. Denfelben find 
mindeſtens 124 Stunden als Effendzeit Freizulaffen, und aud für fie darf die Arbeitsſtunde 
nicht vor 6 Uhr morgens beginnen und muß um 6 Uhr abends fließen. Perfonen unter 
18 Jahren dürfen des Nachts nicht in den Fabriken befhäftigt werden; doch bezieht ſich dieſes 
letzte Verbot nicht auf das Arbeiten behufs Walkens oder Siedens von Wolle mit einerDampf: 
oder fonftigen Machine, Wallerrad over vergleichen; auch find unter Fabriken feinerlei metallur= 
giſche Anftalten begriffen. Alle Arbeiter unter 18 Jahren müflen wenigftend zwei Feiertage 
(Charfreitag und Weihnachten) ganz, außerdem acht Tage zur Hälfte frei haben. Ausnahmsweiſe 
fann die Arbeitözeit von 7 Uhr morgend bis 7 Uhr abends beftimmt werden. Ebenfo befteben 
einige Ermädtigungen für außerordentliche Bälle, bei Störung bed Geſchäfts durch Unregel— 
mäßigfeit im Warferzufluß u. dgl. 

Die Fabrikfinder unter 13 Jahren müflen jedes Halbjahr mindeftens während 30 Tagen 
die Schule beſuchen, derart, daß fie menigftens 150 Schulftunden (im Halbjahr) genießen. Das 
betreffende Schulgelo ift vem Kinde an feinem Lohne abzuziehen. 

Für in den Fabriken beihäftigte weibliche Perſonen über 18 Jahren gelten die Borfhriften 
wie für junge Leute zwiſchen 13 und 18 Jahren. 

Befondere Vorfhriften forgen für Reinigung (Anftreihen, Weifien) der Fabrifräume, 
dann gegen Durchnäſſen der jungen Arbeiter und zur Bewahrung gegen körperliche Verlegun: 
gen durch die Mafchinerie. Bon jeder Verlegung eines Arbeiters ift in 24 Stunden amtliche 
Anzeige zu erftatten, fofern der Beihädigte nicht am nächſten Morgen nad dem Vorfall vor 
9 Uhr wieder arbeiten kann. Nah Mafgabe der Verhältniſſe ift eine Entſchädigungsklage von 
Amts wegen zum Vortheil ded Verlegten zuläffig. 

Zur Sicherung der Babrifgefege werden vier Infpectoren und eine Anzahl Unterinſpectoren 
angeftellt. Diefe bezeihnen unter anderm Arzte, welche alle jungen Perſonen zu unterfuden 
haben, die in eine Fabrik eintreten wollen; nur auf Beſcheinigung diefer Arzte, daß es den 
Unterfuchten an der nöthigen Körperentwidelung und Geſundheit nicht fehle, darf die Auf: 
nabme in ein Etabliffement erfolgen. Die Infpectoren und Unterinfpectoren find unter anderm 
befugt, jede Babrif, folange in derfelben gearbeitet wird, jelbft bei Nacht zu unterſuchen und 
zum Vollzug des Gejeges dienende Anordnungen zu treffen. 

Die Fabrifinhaber müffen umfaffende Verzeichniſſe führen, namentlich über die bei ihnen 
beihäftigten Kinder. 

Die angedrobten Strafen find durchgehende Geldbußen: wegen Verwendung von zu jungen 
Xeuten oder wegen Verwendung ohne Unterrichtszeugniß 1—3 Pf. ©t.; wegen Verwendung 
bei Naht 2— 5 Vf. St. ; auferbem werden im legten Hall auch die Altern beftraft bis zu 1 Pf. St. ; 
wegen Unterlafien des Weißend der Wände 3—10 Pf. St.; wegen Mangels einer Umzäunung 
der Maihinen 5—20 Pf. St.; hatte aber der Infpector eine Einzäunung vergebens verlangt, 
und es ift eine Verlegung eingetreten, fo fteigt die Strafe auf 10— 100 Pf. und fann für den 
Beihädigten verwendet werben. 

b) Frankreich. Nah dem Gefege vom 22. März 1841 dürfen Kinder vor zurüdgelegten 
achten Altersjahre nicht arbeiten in „DManufacturen, Hütten: und Triebwerken, dann in Werk— 
ftätten, welche von mechanischen Kräften getrieben werden oder mit anbaltendem Feuer arbeiten, 
oder in deren Dependenzen ; ebenfo wenig in andern Fabriken, melde mehr al& 20 Arbeiter 
in den Werfftätten vereinigt befhäftigen”. (Die Mafregeln dehnen ſich hiernach in Frankreich 
auf ehr viele Anftalten aus, welche in England durch die Fabriklegislation gar nicht berührt 
werben.) Die Arbeitözeit für Kinder von 8—12 Jahren ift auf acht Stunden, bie für Kinder 
von 12—16 Jahren auf 12 Stunden beihränft, zmifchen melhen Stunden mehrere Pauſen 
liegen müflen. Alle Nachtarbeit, d. h. alle Arbeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens, ift für 
Kinder unter 13 Jahren unterfagt ; ebenfo alle Arbeit an Sonn: und Feiertagen für bie me: 
niger als jechzebnjährigen. Wenn Kinder über 13 Jahren infolge von Waflermangel oder 
dringenden Reparaturen zur Nachtarbeit verwendet werben, fo find zwei Arbeitsſtunden gleich 
drei am Tage zu rechnen. Jedes Kind erhält bei feinem Gintritt in eine Fabrik ein Dienft- 
büchlein, in welhen unter anderm auch fein früherer Schulbefuch bemerkt wird. Die Verwal: 
tung fann durch Verordnungen verfügen, daß in Fabriken, in welchen die feftgefegte Arbeitszeit 
die Kräfte der Rinder überfteigt umb deren Geſundheit gefährdet, diefe Arbeitözeit verminvert 
und ein höheres Alter für den Eintritt gefordert werde; ebenfo fann fie die Aufnahme von 
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Leuten vor zurüdgelegtem ſechzehnten Altersjahre gewiſſen Babrifen wegen gefährlicher oder 
ungefunder Arbeit verbieten und den bereits angeftellten Kindern die Verrichtung gemifler 
ſchaͤdlicher oder gefährlicher Arbeiten unterfagen. Auf dem Verwaltungswege jollen die nöthi- 
gen Vorfhriften erlaflen werben zur Vollziehung dieſes Gefeges, zur Aufrechthaltung der guten 
Sitten in den Fabrifen, zur Verhinderung von Mishandlungen und überhaupt eines Mis- 
brauchs des Zühtigungsrechts, endlich zur Sicherung des Lebens und der Gefundheit der 
Kinver. 

Zum Vollzug des Gefeged ernennt die Regierung eigene Infpectoren. Übertretungen wer: 
den mit einer einfachen Bolizeiftrafe bis zu 15 Fr. geahndet; kommen deren mehrere zufammen, 
jo geben jie zu jo viel Strafen Anlaß, ald Einzelfälle vorliegen, doch darf die Geſammtbuße 
200 Fr. nicht überfchreiten. Tritt innerhalb 12 Monaten ein Rüdfall ein, fo folgt Zuchtpoli— 
zeiftrafe von 16—100, reſp. 500 Br. 

Ein Geſetz vom 9. Sept. 1848 beftimmt, daß die wirkliche Arbeitäzeit in den Fabriken und 
Hüttenwerfen auch für erwachſene Arbeiter 12 Stunden täglich nicht überfteigen dürfe. Aus— 
nahmen hiervon, welde mit Rückſicht auf die Natur des Babrifationdzweigs oder Bälle höherer 
Gewalt nötbig werben, find durch adminiftrative Verordnungen feftzufegen. Auf Übertretun- 
gen fteht Buße von 5—100 Fr. für jeden vorſchriftswidrig befhäftigten Arbeiter; doch darſ 
die Geſammtſumme der Strafen 1000 Fr. nicht überfteigen. 

c) Preußen. Unterm 9. März 1839 erging ein „Regulativ über vie Beſchäftigung jugend: 
licher Arbeiter in Fabriken“, welches aber durch ein Gefeg vom 16. Mai 1853 mehrfach abge: 
ändert wurde. Danach ift e8 unterfagt, Kinder vor zurüdgelegtem zwölften Lebensjahre in 
Fabriken, Berg:, Hütten: und Pochwerken regelmäßig zu befhäftigen (das Regulativ hatte das 
neunte Jahr beſtimmt). Bis zum viergehnten Altersjahre iftdie Arbeitszeit anf ſechs Stunden (nad 
dent Megulativ 10 Stunden) befhränft, und fie darf auch von vierzehnten bis nach beendigtem 
fehzehnten Lebensjahre nicht über 10 Stumden ausgedehnt werben. Für die noch nicht Vier: 
zehnjährigen ift ein dreiſtündiger Schulunterricht vorgefchrieben. 

In auferordentlihen Fällen darf die Ortöpolizei eine Verlängerung der Arbeitözeit bis zu 
einer Stunde täglich, jedoch höchſtens auf vier Wochen bewilligen. 

Die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter vor 5%/, Uhr morgens und nad 8?/, ihr abends 
fowie an Sonn: und Feiertagen ift gänzlid unterfagt. Zwiſchen ven Arbeitöftunden ift freie 
Zeit zu laffen, und zwar vor: und nahmittags je eine halbe Stunde, mittags eine ganze Stunde, 
wobei jedesmal Bewegung in freier Luft geftattet fein muß. 

Für den Religiondunterriht muß die nöthige Zeit gelaffen werben. 

Die Fabrikeigenthümer haben über die von ihnen befhäftigten jungen Leute genaue Regi— 
fter zu führen und der Polizei mitzutbeilen. 

Wo ſich ein Bedürfniß dazu ergibt, ſollen die Etabliffements durch Babrifinfpecturen beauf: 
fihtigt werden. , 

Die Minifterien beftimmen bie Art der örtlichen Aufjiht. Strafen: 1—5 Thlr. für jedes 
vorſchriftswidrig beſchäftigte Kind; das zweite mal 5—50 Thlr. Nach drei verfchiedenen Uber: 
tretungsfällen innerhalb fünf Jahren kann der Richter beim vierten Falle die Beihäftigung von 
Kindern unter 16 Jahren auf beftimmte Zeit oder für immer unterfagen. Sind in fünf Jahren 
ſechs Ubertretungsfälle beftraft worden, fo muß diefe Unterfagung wenigſtens auf drei Monate 
ausgeſprochen werden. 

Zur Ausführung dieſes Geſetzes ward unterm 18. Aug. 1853 eine ausführliche miniſte— 
tielle Inftruction erlaſſen. 

d) Schweiz. Blos ſechs Gantone befigen gefeglihe Beftimmungen über Fabrikkinder, und 
zwar Bern und Schaffhaufen nur inſoweit, als fie für Schulbejuh forgen. In den übrigen 
vier Gantonen ift im wefentlichen verordnet: 

Sanct-Gallen. Kinder vor vollendetem funfzehnten Altersjahre dürfen zu nicht mehr als 
12 Stunden täglicher Arbeit, die Schulftunden aber eingerechnet, angehalten werden. Nadıt: 
arbeiten find ganz verboten. Bußen: 2—50 Br., bei fhmerern Fällen mehr. 

Thurgau. Arbeitäzeit der jungen Leute in Babrifen 12—14 Stunden, unter Verbot der 
Nachtarbeit. In jeden Fabrifzimmer muß ein Aufjeber für Erhaltung der Sittlichkeit machen. 

Glarus. Das Arbeiten zur Nachtzeit ift geftattet, doch derart, daß die Tagarbeiter nicht 
länger als 13, die Nachtarbeiter nicht länger ald 11 Stunden befhäftigt find. Alltagsſchul— 
pflihtige Kinder dürfen gar nicht verwendet werben. Kinder über 12 Jahren, welche blos noch 
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Die Repetirſchule und den Religionsunterricht zu beſuchen haben, dürfen verwendet werben, fo: 
fern dies ohne Beihränfung des Unterrichts thunlic, und unter der Bedingung, daß jie je bie: 
jenigen Nächte, welche dieſem Unterrichte vorangeben, nicht arbeiten. 

In den Spinnereien, in denen dad ununterbrochene Tag: und Nachtarbeiten noch nicht ein: 
geführt ift, pürfen Perfonen unter 14 Jahren höchſtens 14 Stunden, ältere höchſtens 15 Ver: 
wendung erhalten, wobei die Mittagsjtunde eingerechnet wird. Die Spinnereibejiger haben für 
Erhaltung der Sittlichfeit zu forgen. Bußen: 35—70 Fr. alte Währung; in Wiederholungs— 
fällen Verdoppelung. 

Zürich. Kein Kind darf in einer Fabrik verwendet werden, jolange es nicht aus der Alltags: 
ſchule entlaffen ift. Ausnahmöweife ift die Berwendung von Kindern über 10 Jahren geſtattet, 
doch dürfen fie nicht länger ald fünf Stunden arbeiten. Bei folhen Anftalten, durch melde vie 
Geſundheit oder körperliche Entwidelung gefährvet wird, ift der Regierungsrath befugt, ein 
höheres Alter, bis zu 16 Jahren, feſtzuſetzen. 

Die Arbeitäzeit darf in der Regel vor 5 Uhr morgens nicht beginnen und nicht über 8 Uhr 
abends dauern, oder von 6 Uhr morgens bis 9 Uhr abends. Dazwiſchen müſſen regelmäßige 
Baujen gewährt werben, beim Mittagsefjen wenigftend von einer Stunde. Die Arbeitödauer if 
durchgehends auf 13 Stunden feftgejegt, Samstags auf 12 Stunden. Nur mit befonderer 
Bewilligung aus dringenden Öründen darf Nachtarbeit vorgenommen werden, jedoch mit Aus: 
ſchluß von Leuten unter 17 Jahren. 

Der Fabrikherr muß ven Lohn ſpäteſtens alle 14 Tage baar braahlen und darf feine 
Lebensmittel noh andere Waaren an Geldesſtatt geben. Ebenjo hat er für Gefundheit und 
Sicherheit zu jorgen. Bußen dürfen den Arbeitern nur nah Maßgabe der Fabrikvorſchriften 
auferlegt werden, und dieſelben find jederzeit im Interejle der Arbeiter, insbefondere zu Unter: 
ftügungsfajfen zu verwenden, Die Fabrikvorſchriften fowie die Statuten der Kranfen- und Ver: 
ſorgungskaſſen, welde der Fabrikherr für feine Arbeiter obligatorifch erklären will, bedürfen 
einer Genehmigung der Direction des Innern. Der Negierungsdrath erläßt eine allgemeine 
Verordnung, welche in allen Fabriken gilt, für die nicht befondere Berorpnungen beftehen. 

In der Regel ijt jeder Fabrifarbeiter, welcher das jiebzehnte Altersjahr zurücdgelegt hat, 
verpflichtet, durch Theilnahme an einer Kranken: oder Verſorgungskaſſe dafür zu forgen, dap 
er ärztliche Hülfe und die nöthigfte Unterflügung in Kranfheitsfällen erhalte. Unterläßt der 
Fabrikherr auf Befolgung diejer Vorjhrift zu dringen, fo fann er vorfommendenfalld zur 
Unterflügung und Verpflegung folder Unvermögenden angehalten werden. Zur Börberung 
guter Kranken: und Alterskaſſen leiftet der Staat einen jährlichen Beitrag von 3000 Er. 

Die Fabrikbejiger haben genaue Liften über ihre Arbeiter, über die denjelben auferlegten 
Bußen und die Berwendung der legtern zu führen und den Behörden zur Einſicht vorzulegen, 

Jede Fabrik muß alle zwei Jahre wenigftens einmal einer amtlihen Unterfuhung unter: 
worfen werden. Strafen: 10—50 Fr., in fhwerern Fällen bis 200. Bei wiederholter Über: 
ſchreitung ver Verfügungen zum Schuge der Fabrikkinder fann die legte Strafe verdoppelt und 
dem Fabrifheren für eine beftimmte Zeit dad Recht entzogen werden, junge Leute unter 17 Jab: 
ven in jeiner Anftalt zu verwenden. 

Aus den vorftehenden Mittheilungen ergibt fi, daß man es in ven wichtigſten Fabriklän— 
dern nothwendig fand, einige gejegliche Mapregeln zum Schuge der Kinder und theilweife auch 
der Frauen zu treffen, alfo zum Schuge derjenigen Klaffen, die ſich felbft zu jhügen aufer 
Stande ind. War ed aber ſchon in diefer Beziehung nicht leicht, Vorſchriften aufzuftellen, 
welche einerjeitö zum Ziele führen konnten, andererjeits bei den zahllojen Manniqfaltig— 
keiten der Geftaltungen im Leben und in den Verhältniffen nicht zweckwidrig und jelbft 
in ſchädlicher Weife hemmten und beläftigten, jo gelangte man hinfichtlid der erwachſenen 
Arbeiter fait überall zu dem Ergebniffe, daß zwifchen ihnen und den Babrifherren im wejent: 
lichen freie Übereinkunft maßgebend jein müſſe; nur in einzelnen befondern Beziehungen 
ergingen gejegliche Verfügungen. _ | u 

Im ganzen drängt ich uns die Überzeugung auf, daß das Fabrikweſen keineswegs frei ift 
von ſehr ſchwarzen Seiten. Doch abgejehen davon, daß diefe Schatten nicht ſämmtlich gerade 
nothwendig und für immer mit der Großinduſtrie zuſammenhängen, haben wir in dieſer letztern 
einen der gewaltigſten und wichtigſten Fortſchritte iuu Gange der geſammtmenſchlichen Entwicke⸗ 
lung zu erkennen. Auch bei den Misjtänden wollen wir nicht vergeſſen, wie ſich bier die 
ahnungsvollen Worte des Arijtoteled zu verwirklichen beginnen: „Wenn die Weberſchifſchen von 
felbji gehen, das Plektron von jelbft die Zither fpielen würve, jo brauchten wir Feine Sklaven 
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mehr. Das Schiffchen geht Bereits von felbft, d. h. ohne Anwendung der phyſiſchen Kräfte 

ded Menſchen. Bezüglich der Literatur vgl. R. Mohl, „Die Geſchichte und Literatur der 

Staatöwiffenihaften‘. G. F. Kolb. 
aeultäten, ſ. Univerfitäten. 

—— (und Münzverbrechen überhaupt). Wir verſtehen unter einer 
Münze gemeinhin ein Stüd geprägtes Metall, deffen allgemeine Anwendung als Tauſchmittel 
demfelben einen beftimmten Werth beilegt. Die Münze als ein Geldzeichen unterſcheidet ſich 
insbefondere von den Medaillen und Schaumünzen, deren Prägung zu andern Zwecken ge: 
fjieht, und deren Metallwerth oft nody durch ihren Kunſtwerth, ihre Seltenheit u. dgl. erhöht 
wird. Diefe Ausprägungen find es nicht, mitwelden wir und hier zu beihäftigen haben, dagegen 
find es auch die Fälſchungen des Papiergeldes und der geldwerthen Papiere in ihrer Eigenſchaft 
als Stellvertreter ver Geldmünge, die wir in den Kreis unferer Betrachtungen ziehen müffen. 

Das Recht, Münzen zu prägen und ald Taufchmittel in Umlauf zu jegen, ift in den 
eivilifirten Staaten von jeher als ein Hoheitsrecht, Regale betrachtet und von den Oberhäuptern 
derfelben als ein Theil ihrer auffehenden Gewalt in Anfprud genommen werben. Die Ver— 
legung dieſes oberherrlihen Münzrechts durch betrügliche Verfertigung nenet oder Verfäl— 
hung fon vorhandener Münzen mußte fi fo zu einer ftrafbaren Handlung geftalten und 
das Verbrechen der Falſchmünzerei und Münzfälſchung hervorrufen. So bildete ſchon zur Zeit 
der römischen Republik die Falſchmünzerei und Münzfälihung, das falsum monetarium, ein 
eigened Grimen, und es war die Lex Cornelia de falsis, welde die Münz- und Teftaments- 
fälfhungen unter Strafe!) ftellte und fpäter, auf andere Fülle des Betrugs ausgedehnt, 
eine umfangreichere Anwendung erhielt. Kaifer Konftantin gab, wie der Codex Theodosianus 
ergibt, viele Strafvorihriften über einzelne Münzverbrechen und namentlich ſchon über das 
Befchneiden der Münzen. Unter Theodoſius machte man die Münzverbredhen zu Majeftätöver- 
brechen und legte fo den Grund zu ihrer Belegung mit Gapitalftrafen, indem man bereits dieſe 
al8 untrennbar von den gedachten Verbrechen erachtet hatte. Die den Anfhauungen des neuern 
Nömifhen Rechts folgende Garolina (1532) unterſchied in Art. 111: 1) das unbefugte Brägen 
guter Münzen unter landeöherrlidyen Siegel ohne Genehmigung des Landesherrn; 2) die 
Münzfälfhung in engern Sinne, nämli die Verfertigung falfcher Münzen mit der Abſicht, 
fie als echte zu verbreiten; 3) die Müngverfälfhung, indbefondere die Verringerung des 
Werthes echter Münzen, auch das Vergolven jilberner Münzen; 4) das Aufkaufen und wif- 
fentliche Ausgeben falfher Münzen von andern Perſonen als den Münzfälihern. Die Carolina 
droht dem, welcher falſche, d. i. dem Gehalte nach ſchlechtere Münzen macht oder diejelben wiſſent— 
lich von dem Falſchmünzer annimmt und vorſätzlich verbreitet, den Feuertod und allen denen, 
welche ſonſt ihren die Münzverbrechen betreffenden Beſtimmungen entgegenhandeln, willkürliche 
Strafe an Leib und Gut. 

Spätere Reichsgeſetze hielten dieſe Anſicht von der Schwere dieſer Verbrechen feſt, und der 
Reichsabſchied von 1559 drohte ſogar dem Ringerer, Beſchneider, Wäſcher u. f. w. der Mün— 
zen die Strafe an Leib, Leben und Gut nach Geſtalt der Sache an. 

Die deutſche Praxis verwandelte die Strafe des Feuers in die der Enthauptung, welcher ſie 
dann die Verbrennung des Leichnams folgen ließ, wenn jemand, dem das Münzrecht nicht zu— 
kam, falſche Reichs- oder Landesmünzen geprägt und verbreitet hatte. Man ließ die Ver— 
brenn ung des Leichnams weg, wenn die Münze eines fremden Oberherrn den Gegenſtand des 
Verbrechens bildete, wenn die falſche Münze noch nicht ausgegeben war, wenn der Münzwar— 
dein Felbft das Verbrechen beging und wenn nur eine geringe Summe falfcher Münzen ausge: 
prägt worden war. Mit willfürlichen Strafen an Leib und Gut belegte man die bloßen Münz— 
gieher und die Verderber echter Münzen. 

Dod ſchon früh blieb man hierbei nicht mehr ftehen, man erfannte das Miöverhältniß, in 
welchem dieſe Strafprohungen mit der Größe der Berfhuldung ftanden, und die unendliche Ab— 
ftufung der Schuldbarfeit bei dieſen Verbrechen und ging von der Todesſtrafe bei denfelben ganz 
ab, diefer eine mehrjährige Zuchthausſtrafe fubflituirend. Man jtellte ven Begriff der Münz— 
fälfhung, des falsum monetarium dahin feft, daß es, wie wir vorftehend ſchon andeuteren, nur 
durch die betrügliche Verfertigung neuer und durch Verfälfhung ſchon vorhandener Münzen 
begangen werden könne, und ſchloß fo von demjelben die an dem Papiergelde, ven Bankobll⸗ 


1) Die Strafe war anfänglich eine ungewifie, fpäter die Berbannung, Bermögenscunfiscation, Res 
legation und Deportation, legtere in tefonders geavirenden Fällen. 
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gationen, den Staatspapieren aller Art oder an Metallen begangenen Fälſchungen aus, indem 
man dieſe in das Gebiet der qualificirten Fälſchungen verwies. Ebenſo rechnete man die bloße 
Einführung und Verbreitung verrufener Münzen nicht zu den Münzverbrechen, bielt es jonft 
aber für gleichgültig, ob die Münzfälihung dur Prägen, Gießen oder andere Künſte zu Stande 
gebracht worden war: Als ein wejentlihes Erforberniß des Münzverbrechens erachtete man 
jedoch die Abjiht, die falſche oder verfälfhte Münze als allgemeines Taufchmittel gebrauden zu 
wollen, hielt e8 aber nicht für nothwendig, daß die Verbreitung ſchon gefhehen und dadurd ein 
wirkliger Schade verurfaht worden jei. Jede Münzfälihung enthält nad) ver Anficht des ge- 
meinen Rechts ſowol eine Verlegung ded Münzregald, als einen vollendeten oder verfuchten 
Betrug ded Publikums, und zwar einen duch Fälſchung begangenen. In erfterer Beziehung 
kann e8 fi um die Verfertigung guter, d. i. den gejeglihen äußern und innern Werth habenver, 
oder ſchlechter (falſcher) Münzen handeln, d. 5. folder, melde von geringern Schrot und Kom 
find. Außer diefer Anmaßung des Münzrechts ift auch nur ein bloßer Misbrauch deſſelben 
denkbar, wenn nämlich von einer Berjon, welcher das Münzredt übertragen war, die Münz- 
fälfhungen ausgingen. Da in frübern Zeiten die Münzen oft verpachtet oder von den Landes⸗ 
herren verkauft wurden, fo war diefer Ball jehr häufig, und dad Münzedict Kaiſer Franz' I. vom 
Jahre 1759 mußte folde Übertragungen ausdrücklich verbieten. Unter ven Begriff eines folden 
Misbrauchs brachte man auch die Verichlehterung der Münzen, die täufchende Ummandelung 
geringerer Münzſorten in jcheinbar höhern Werth habende und die abſichtliche Verbreitung 
falfcher und verfälfchter Münzen. 

Die Reichögejege erachteten au ſchon den für einen Theilnehmer dieſes Verbrechens, der 
von demſelben Wiſſenſchaft hatte und ed der Obrigfeit nicht anzeigte, und deu, welder den 


Balfhmünzern feine Wohnung wilfentli zur Werkftätte einräumte. Die faljchen oder ver= 


fälfhten Münzen waren dem Fiscus verfallen. 

Faflen wir die neuern deutſchen Strafgejege ind Auge, fo finden wir, daß man den 
Münzverbrehen eine verfhiedene Stellung in der Reihe der ftrafbaren Handlungen angewiejen 
bat. Der ältern Auffaflung verjelben ald Staatsverbrechen jind namentlich Ofterreih, Breußen, 
das Großherzogthum Helfen, Naffau und Frankfurt treugeblieben. Baiern, Würtemberg, Braun: 
ſchweig und Hannover haben fie ald Verbrechen gegen öffentliche Treue und Glauben bezeichnet 
und Baden, die thüringifchen Staaten und Sachſen als qualificirte Fälſchungen betrachtet. 

Das Öfterreihifhe Strafgefeh vom 27. Mai 1852. nimmt an ($. 118), daß das Ver— 
brechen der Münzverfälfhung begangen werde von dem, der 1) unbefugt nach einem wo immer 
im Umlaufe gangbaren Gepräge Münze ſchlägt, obihen Schrot und Korn der echten Münze 
gleich oder noch haltiger wäre; der 2) nad) einem wo immer gangbaren Gepräge entweder aus 
ehtem Metalle geringhaltigere oder aus geringfhägigerm Metalle unehte Münzen jchlägt, 
oder fonft falſcher Münze das Anjehen echten Geldes gibt; der 3) echte Stüde Gelves auf was 
immer für eine Urt in ihrem innern Werthe und Gehalte, nad weldem jie gemünzt worden, 
verringert ober ihnen die Geftalt von Stüden böhern Werths zu geben fucht; der 4) Merk: 
jeuge zur faljhen Münzung herbeifchafft oder auf mas fonft immer für eine Art zur Verfäl- 
{dung mitwirkt. 

In Betreff ver Strafe diefer Verbrechen ($. 119) ift feit dem Gejegbudhe von 1803 veren 
Beurtheilung eine weſentlich nahlichtigere geworben ; man hat jie zwifchen 5— 10 Jahre ſchweren 
Kerkers gelegt und nur dann auf 10—20 Jahre gefteigert, wenn eine befondere Gefährlichkeit 
oder ein großer Schade vorliegt. Dagegen hat man eine Strafe von 1—5 Jahren dann jhon 
für genügend erachtet, wenn die falſche Münze der echten an Schret und Korn gleich oder jo 
ungeſchickt angefertigt ift, daß ihre Falſchheit ih ohne weiteres herausftellt. 

Hier fol (nad) $. 120) derjenige für einen Theilnehmer am Verbrechen angejeben werden, 

welcher verfälfchtes Geld im Ginverftändniffe mit dem Thäter oder einem andern Theilnehmer 
ausgegeben hat, oder welcher dasjenige an ſich bringt, um welches die ehten Münzen verringert 
worden find. Die Strafe der Theilnahme it 1—5 Jahre ſchwerer Kerker und bei verurfachtem 
großen Schaden eine Verlängerung diefer Haftart bis zu 10 Jahren ($. 121). 
Es iſt eine aus dem Notbhftande, in welchem fib Ofterreih in Beziehung auf feine finan- 
ziellen Verhältniffe befindet, hervorgegangene vereinzelt daftebende Erſcheinung, daß es vie 
Verfälſchung ald Münze geltender öffentliher Creditpapiere, um von dieſer gleihlam abzu: 
ſchrecken, als ein bei weiten: ſchwereres Verbrechen anzuſehen ſich genöthigt geieben hat, als eö 
die Verfälihung des geprägten Geldes anzufehen ſich gedrungen fühlte. 

Das Strafgeſetzbuch von 1803 beftinnmte $. 94 noch: „Wer ein ald Münze geltendes Credit⸗ 


. 
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papier (Bankzettel) wirklich verfertigt, wird ebenjo wol ald jeder Mitſchuldige mit dem Tode 
beftraf “,und bad Geſetzbuch von 1852 hat fih nur veranlaßt gefehen (in $. 108), mit diefer 
Strafe für ven Nachmacher und jeden Mitſchuldigen bis zum lebenslänglichen ſchweren Kerfer 
berunterzugehen. Dieje harte Strafe foll ſtets dann eintreten, wenn die Verfertigung mit Werk: 
zeugen geſchehen ift, welche die Vervielfältigung viefer Papiere erleichtern. Mit der Strafe des 
ſchweren Kerferd von 10—20 Jahren glaubte man ſich dagegen begnügen zu fönnen, wenn bie 
Nahmahung mit der Feder oder mit andern Werkzeugen ald denen der gedachten Art flatt= 
gefunden hat. Wenn man mit gleicher Strafe ($. 109) auch fhon ven bedrohte, welcher, mit 
dem Nachmacher oder andern Theilnehmern im Einverftändniffe, folhe verfälichte Papiere aus: 
gegeben bat, dann kann man wol fagen, daß die Härte folder Strafbeftimmungen wunde 
Stellen des öfterreihiihen Staatölebens bloplegt, welde man aus Gründen der Bolitif gewiß 
bejjer gethan hätte möglichit zu verhüllen. 

Noch greller tritt das Misverhältniß zwiſchen der Strafe und der Verfhuldung hervor, 
wenn man (in $. 110) ſchon den mislungenen Verfuch der gedachten Berfälihung mit ſchwe⸗ 
rem Kerfer bis zu 20 Jahren bedroht findet, und wenn man findet, daß die Strafe ſchon zwiſchen 
5—10 Jahren liegt, wenn in den echten Bapieren nur die Summe, auf welde fie lauten, durch 
Fälſchung erhöht wurde, oder wenn die Fälihung an ven Nummern oder andern Theilen ihres 
Juhalts bewirkt wurde. 

Auch Napoleon's oft mit Blut gejhriebene Strafgefege, welche das Verbrechen der fausse 
monnaie und die contrefacon des sceaux de l’&tat et des billets de banque in dem Code 
penal von 1810 den crimes contre la paix publique anreihten, waren nicht milder ald die 
oͤſterreichiſchen. 

Der erſt durch dad Geſetz vom 28. April 1832 abgeänderte Art. 132 des Code drohte 
den mit der Strafe des Todes und der Vermögensconfiscation, qui aura contrefait ou altere les 
monnaies d'or ou d'argent ayant cours legal en France, ou participe a l'émission ou expo- 
sition des dites monnaies contrefaites ou alterees, ou a leur introduction sur le territoire 
frangais. Auch hier ging das gedachte Geſetz mit der Strafe nur um einen Grad ober bis zu 
den travaux forces à perpetuite herunter, gab den Gefhworenen und Richtern in der Bes 
fugniß, mildernde Umftände ald vorhanden anzunehmen, im allgemeinen jedoch die Möglid- 
feit an die Hand, mit der Strafe bis zur zeitlichen Zwangsarbeit oder felbft bis zur reclusion 
herabzugehen. 

68 iſt der franzöſiſchen Geſetzgebung eigenthümlich, daß fie die Verfälſchung der en bil- 
lon oder in Kupfer ausgeprägten Münzen ſowie die fremder Münzen nur mit zeitlider 
Bwangsarbeit bedroht und hierbei offenbar die geringere Gefährlichkeit für den franzöſiſchen 
Staat in Betracht gezogen hat. Auch will das Gejeg den nicht beftrafen, welcher falſche Münzen 
als echte empfing und im guten Glauben wieder ausgab, wogegen es den, welder fie fpäter ald 
falſch erfannte und doch wieder ausgab, mit einer Geldbuße belegt. 

Der Code penal hatte in Art. 139 auch den mit dem Tode und Vermögensdconfidcation 
bedroht, qui aura contrefait ou falsitie, soit des effels emis par le tresor public avec son 
timbre, soit des billets de banque autorisses par la loi, und ed mar erft dem gedachten Ge⸗ 
jege von 1832 vorbehalten, aud hier nur die lebendlängliche Zwangsarbeit eintreten zu laſſen. 
Wenn man hinzunimmt, daß außerdem die lebenslängliche Volizeiaufſicht die Folge aller der 
gedachten Verbrechen ſein kann, dann wird man nicht bedenklich ſein anzunehmen, daß auch 
Frankreichs Geſetzgebung noch in denſelben ſehr ſchwere Verletzungen des Staatointereſſes 
ſieht.) 

Preußen hat in $. 121 ſeines Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851 beſtimmt, daß, 
wer inländiſches over ausländifches Metall: over Papiergeld nachmacht, mer echtem Metall: 
oder Papiergelve durch Veränderungen an demfelben den Schein eines höhern Werths 
gibt, ingleichen wer verrufenem Metall- oder Papiergelde durch Veränderungen an dem— 
felben das Anſehen eines noch geltenden gibt, eine Münzfälſchung begeht und mit Zuchthaus 
von 5 —10 Jahren und mit Stellung unter Polizeiaufſicht, welche in Preußen höchſtens auf die 
Dauer von 10 Jahren ausgedehnt werden kann, zu beftrafen ift. > 

Das Gefeg betrachtet (F. 122) auch den als Münzfälfcher, der falſches oder verfälichtes Geld 
an ſich bringt und entweder in Umlauf jegt oder zum Zwecke ver Verbreitung aus dem Aus— 


2) Belgien bat in feinem Geſetze vom 5. Jumi 1832 die franzöfiichen Strafgefege zwar etwas, aber 
ungenügend gemildert. 
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lande einführt, und den mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder Geldſtrafe bis zu 100 Thlrn.,; 
welcher falſches Geld als echted annahm und nach erfannter Unechtheit wieder ausgibt. 

Es ift die weite Ausdehnung bezeihnend, melde $. 124 dem Begriffe des Papiergelbes 
gibt, indem es demſelben die von Preußen oder einem fremden Staate oder unter deren Auto: 
rität von Gorporationen, Gefellfhaften oder Privatperfonen audgeftellten, auf den Inhaber 
lautenden Schuldverfhreibungen, Actien over deren Stelle vertretenden Interimdfcheine ober 
Duittungen jorwie Die zu diefen Papieren gehörigen Coupons, Zind: und Dividendenſcheine 
gleich geachtet wiſſen will. 

Im allgemeinen bildet Preußen ſchon einen Übergang zu den mildern Strafandrohungen 
fpäter zu ermähnender Gefeggebungen, welche die Münzverbreden den Fälſchungen zuzählen. 

Das großherzoglich heſſiſche Strafgefegbuch vom 17. Sept. 1841, welches auch in Frankfurt 
am 16. Sept. 1856 mit wenigen Mopificationen eingeführt wurde, ftraft den als Falſchmünzer, 
weldjer die im Großherzogthum im allgemeinen oder aud nur im Sandelöverfehr in Umlauf 
befindlichen Münzen, in ver Abjiht, fie ald Geld in Umlauf zu jegen, unbefugterweife nachmacht 
(Art. 204). Die Strafe ift eine verfchiedene, je nachdem die Münzen bereits in Umlauf gebracht 
wurden oder nicht. Im erftern Falle ift ſie (Art. 205) Zuchthaus bie zu 16 Jahren, wenn die 
Münzen feine ſolche waren, welde zur Scheidemünze gehören, Zuhthaud von 1——8 Jahren 
aber, wenn das Verbrechen an bloger Scheidemüngze verübt wurde. Auch wenn die nachgemachte 
Münze noch nicht in Umlauf fam, wird das Falſchmünzen mit Gorrectiondhaus von 1—3 oder 
Zuchthaus bis zu 8 Jahren, und wenn es fih um Scheidemünze hanvelt, mit Correetionshaus 
von 6 Monaten bid zu 3 Jahren oder mit Zuchthaus bis zu 4 Jahren beftraft. Das Gejep: 
buch unterfcheidet dad Falſchmünzen von der Münzfälihung und zählt zu legterer das Beſchnei⸗ 
den, Durchbohren oder auf fonjtige Weife im Werthe Berringern von im Umlaufe befind: 
lihen Münzen. Ebenfo beftraft es ald Münzfälicher ven, welcher verrufenen Münzen ben 
Schein geltenver oder geringern Münzen das Anfehen werthvollerer, und den, welcher auf 
irgendeine Weife verfälfchte Münzen als echte in Umlauf fegt (Art. 209). Die Münzfälihung 
wird mit Correctionshaus bis zu 3 oder mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, bei geringem Gegen: 
ftande aber auch nur mit Gefangnißhaft geahndet. Fehlt bei der Münzfälihung die betrügliche 
Abficht, dann zieht ie nur Geld: oder Befängnipftrafe nad ſich (F. 210, 212). Den Gehülfen 
und Begünftigern der Falſchmünzer und Münzfälfcher werden Corrections (1—3 Jahre) und 
Zuchthausſtrafen bis zu 4 Jahren gedroht, wenn die Beihilfe gewerbsmäßig geleiftet wurde, 
fonft aber nur Gefängniß. Letzteres trifft auch nur den, welcher falſche ald echt erhaltene 
Münzen, nahdem er deren Unwerth erfannt, weiter verbreitet. Alle Werkzeuge und Materia: 
lien, melde zum Falſchmünzen dienten, unterliegen der Gonfitcation ($. 212fg.). Ein Geſetz 
vom 10. März 1852 dehnt die Strafbeftimmungenaud auf das Münzregalaller zum Deutſchen 
Zollverein gehörigen Staaten aus. 

Die Fälſchung der Staatöpapiere bildet ein befonderes Verbrechen. Zu diejen Papieren 
werben in: und ausländifhe, auf den Inhaber lautende Staatsſchuldverſchreibungen, dad 
Papiergeld ober fonftige für den Verkehr beſtimmte Staatsſchuldſcheine oder Anweiſungen 
gerechnet. Die Strafe diefer Fälfhung ift, wenn das Papier jhon in den Verkehr gebracht 
wurde, Zuchthaus bis zu 16 Jahren, geſchah dies noch nicht, Gorrectionshans bis zu 8 und 
Zuchthaus bis zu 8 Jahren. Auch der, welcher verfälfchte und nachgemachte Stantöpapiere 
wiffentlic an ſich bringt und an andere ausgibt, ift mit Strafe bedroht, die bis zu dreijähriger 
Gorrectionshand: oder fünfjähriger Zuchthausſtrafe anfteigt, ih aber auf Gefängniß reduecirt, 
wenn bei der Annahme die Falſchheit nicht, jedoch aber vor der Wiederausgabe erfannt wurde. 
Ein Geſetz vom 10. Jan. 1853, die Nahbildung von Papiergeld und deren Beftrafung betvef: 
fend, verbreitet fi über die Verfertigung von Scheinen, welche ihrer äußern Form nach dem 
Bapiergelve ähnlich find, ohne jedoch wirklich nachgemachtes Bapiergeld darzuftellen. Dieje vor 
einiger Zeit bei Etiketten, Waaren und fonftigen Empfehlungen häufig vorgefommenen, leiöt 
zu Täufhungen unerfahrener Berjonen führenden Spielereien befttaft, wenn die Täufhung 
wirklich bewirkt wurde, das Gefeg mit bis zweijährigem Correctionshaus, fonft aber mit Ge: 
fängniß bis zu drei Monaten oder mit Gorrectionshaus bis zu einen Jahre. 

Mir wenden und zu einigen der deutihen Staaten, weldye die Münzverbrechen den wider 
Öffentliche Treue und Glauben verübten zugezählt haben. So beflimmte Baiern in feinem 
Strafgeſetzbuche vom 16. Mai 1813, indem e8 die Münzfälſchungen in zwei Klaſſen theilte, In 
Art. 341 in Betreff ver erften Kaffe: Wer die im Königreiche ald Geld umlaufenden ins oder 
ausländijhen Münzen verfälſcht oder unbefugterweije nahahınt, die nachgeahmte Münze ſel 
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geringhaltiger oder von gleicher oder größerer innerer Güte als die echten Münzſorten, ſoll 
ald Münzfälfcher beftraft werben. Hat der Verbrecher die von ihm verfertigten falſchen Mün- 
zen in limlauf gefeßt, dann trifft ihn acht: bis zwölfjähriges Zuchthaus(Art. 342). Es ift ein 
die Strafe auf 4—B Jahr Arbeitshaus ermäpigender Umſtand, wenn die Münzen ohne eigens 
verfertigte Stempel und blos durch Gießen in Formen hervorgebracht worben find. Kamen 
die falſchen Münzen noch nicht in Umlauf, dann ift die Strafe bezüglich nur 4— 8 Jahre Zudt- 
haus und 1—4 Jahre Arbeitdhaus. 

Die zweite Klaffe wird durch Münzverbrechen gebildet, welche durch das Beſchneiden und 
anderweitige Werthverringerungen echter Münzen und dadurch verübt werben, daß man unechten 
und verrufenen Metallftücen durch betrüglichen Schein dad Anjehen wahrer gültiger Münze oder 
geringern Münzforten den äußern Schein höherer gibt und jo verfälfchte Münzen ausgibt oder 
ausgeben läßt. Hier tritt die Strafe des qualificirten Betrug und eine dem einfachen Werthe 
des erweislich gezogenen Gewinns gleihfommende Geldftrafe ein. Wer nad vollbradter 
Münzfälfhung wiſſentlich vie verfälfchten Münzen annimmt, um fie weiter zu verbreiten, und 
wer dem Münzfälfcher mit Nath und Ihat, durch Verſchaffung der nöthigen Stempel u. j. m. 
bei feinem Verbrechen Vorſchub leiftet, wird wie der Münzfälfcher felbft beftraft (Art. 345,346). 

Auch in Baiern ift, wie in Oſterreich, die Verfälihung der Erevitpapiere das ſchwerere 
Verbrechen. Zu legten vechnet das Gefeg (Art. 347) die von einer Öffentlichen Kaffe aus: 
geftellten Pfand- und Schuldverfehreibungen (Staatdobligationen) und, nad) einem Geſetze 
vom 1. Juli 1834, auch die Obligationen ver Hupothefen= und Wechſelbank. Hier wird fälich: 
liches Nachmachen mit zwanzigjährigem Zuchthauſe, das Verändern des Greditpapiers in eine 
höhere Summe aber mit zwölfjährigem Zuchthauſe beftraft, und es wird hier der Gehülfe dem 
Urheber gleich beftraft (Art. 347, 348). 

Das hannoverifche Strafgefegbuh vom 3. Aug. 1840 unterfheidet die Münzfälfhung 

‚von dem Münzbetruge. Die erftere begeht der, weldher die im Königreiche im Kandel oder jon- 
figen Verkehr ald Geld umlaufende in: oder ausländifhe Münze verfälfcht oder nachmacht. 
Man wird wahrgenommen haben, daß von den bereits näher gedachten Staaten es nur Oſter— 
rei und Frankreich waren, welde nod an der Anfchauung fefthielten, dag bei der Falſchmün— 
jerei der Schwerpunkt des Verbrechens in einer Anmaßung des Hoheitsrechts des Staates 
Münzen zu fhlagen liege, während die übrigen aud das Nachmachen audländifchen, im Um: 
laufe befindlichen Geldes unter Falſchmünzerei begriffen und fo das gemeingefährlihe und be: 
trügliche Element der ftrafbaren Handlung zum entfcheidenden machten. 

Ein Geſetz vom 29. Nov. 1853 dehnt die Anwendung der hannoveriſchen Strafgefege auch 
auf die Beftrafung der Münzverbrechen aus, welche in ven zum Münzeartel mit Hannover ver: 
bundenen Zollvereindftauten begangen werden. Es bezieht ſich died Geſetz auf dad Patent, 
betreffend die zwifchen den zum Zoll: und Handelövereine verbundenen deutſchen Staaten beite: 
bende allgemeine Münzcenvention und das zwiſchen denfelben verabredete Müngzcartel von 
demjelben Tage. Nach Art. 1 dieſes Patents verpflichten ih die gedachten Staaten, ihre 
Angehörigen wegen eines gegen das Münzregal eines andern Vereinsſtaates — fei es in Bezug 
auf Die von demfelben geprägten Münzen oder in Bezug auf das von ihm audgegebene Papier: 
geld — unternommenen oder begangenen Verbrechens oder Vergehens oder wegen ber Theil: 
nahme an ſolchem Verbrechen oder Vergehen ebenfo zur Unterfuhung zu ziehen und mit glei: 
her Strafe zu belegen, als wenn das Verbrechen oder Vergehen gegen das eigene Münzregal 
geridhter worden wäre. Die Vereinsſtaaten verpflichten ſich in dem Patente zu einer gegen: 
feitigen Auslieferung der Münzverbrecher, behalten ſich jedoch vor, diefe nicht eintreten zu laf- 
fen, werin in Gemäßheit eines zwiichen dem betreffenden Vereinäftaate und einem nicht zum 
Zollvereine gehörigen Staate beftehenden Vertrags derfelbe Verbrecher an diejen legtern aus: 
geliefert werden muß, oder wenn der betreffende Staat es vorzieht, die Unterfuhung und Be— 
Rrafung felbft verhängen zu laffen. Der Begriff ver Münzverbrehen wird in dem Patente aud) 
auf die betrügliche Nachahmung oder die Verfälihung der von einem der contrahirenden 
Staaten ausgeftellten Staatsſchuldſcheine und auf den Inhaber lautenden Papiere aller Art 
ausgedehnt. 

Hannover beftraft das Verfertigen falfcher Münzen, wenn fie nicht Scheidemünzen find, mit 
jeiner ſchwerſten Strafe, der Kettenftrafe, bis zu 15 Jahren, und läßt nur unter beſonders mil: 
dernden Umſtänden eine vier= bis achtjährige Zuchthausſtrafe ausreichen. Iſt die falſche Münze 
noch nicht ausgegeben, oder die Nahahmung nur an Scheidemünzen geſchehen, dann genügt 
Zuchthaus- oder Arbeitshausſtrafe, und es greift nur in befonderd beſchwerenden Bällen eine 
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Kettenſtrafe bis zu 8 Jahren platz (Art. 200 und 201). Die Münzverfälſchung durch Ver⸗ 
tingerung des innern Werthed echter Münzen ift nur mit Zuchthaus un bei geringer Gefähr- 
lichkeit der That mit Arbeitähaus oder Gefängniß bedroht (Art. 202). 

Unter dem vorgedachten Münzbetruge begreift das Gejeg in Hinficht der. Münzen verübte 
Betrügereien, welde auögeführt werden, ohne falihe Münzen zu verfertigen ober echte zu ver: 
fälſchen. Es ift folden Betrügereien, nah Maßgabe ihrer Schwere, Arbeitöhaus, Gefängniß⸗ 
oder Geldftrafe gedroht. Wechsler werden mit dem vierfadhen Betrage des durd Betrug Erwor⸗ 
benen beftraft und im Wiederholungsfalle von der Betreibung ded Wechſelgeſchäfts ausgeſchloſſen, 
und ed wird Died Öffentlich befannt gemacht (Art. 203). Auch bier ift die Verfälſchung der 
Greditpapiere aller Art mit der härtern Strafe, einer bis zu 20 Jahren anfteigenden Kettenftraie 
bedroht. Die Strafe geht nur bis zu 8 Jahren, wenn von den falfhen Papieren no fein 
Gebrauch gemacht war oder fie audländifche find (Art. 205). 

Das würtembergiſche Strafgefegbuh vom 1. März 1839 zählt Die Münzverbrechen, mie 
gedacht, aud zu den wider die Öffentliche Treue und Glauben verübten. Dajlelbe unterſcheidet 
das Falſchmünzen, die Münzverfälihung, die fonftigen Münzverbrechen und die Fälſchung der 
Greditpapiere. Die Strafe des Falſchmůn zers trifft den, welcher unbefugterweiſe Muͤnzen, 
welche im Königreiche Curs haben, auf was immer für eine Art, in der Abſicht, ſie als Geld in 
Umlauf zu bringen, nachmacht und in Umlauf ſetzt. Sind die falſchen Münzen von geringerm 
Werthe als die echten, dann tritt Zuchthausſtrafe bis zu 15 Jahren, ſind fie von gleichem Gehalte, 
Arbeitshaus nicht unter 3 Jahren ein. Waren die falſchen Münzen noch nicht ausgegeben, dann 
tritt nur die Strafe des Verſuchs ein, welche, nad dem Geſetze vom 14. April 1855, ſich auf 
ein Drittel der gejeglihen Strafe reducirt (Art. 206). 

Eine Müngverfälfhung begeht, wer Eurs habende Münzen in ihrem innern Werthe ver: 
ringert oder ihnen den Schein eines höhern Werthes gibt und diefe nad dem fcheinbar Höhern 
MWerthe in Umlauf fegt. Die Strafe ift Arbeitöhaus, und richtet fi deren Dauer nach den Lim 
ftänden des jevedmal vorliegenden Falls (Art. 207 und 208). 

Unter den andern Müngverbrechen verfteht das Beleg das Nachmachen nicht Curs Habenber 
Münzen, das Ausgeben ald echt angenommener Münzen, nachdem deren Falſchheit vom Anneh⸗ 
nıer erkannt war, u. ſ. w. Eigenthümlich ift hier die Beftimmung, daß der, welder im Falle 
eined Complots ji jelbft ald Falſchmünzer anzeigt, jeine Mitfhulvigen namhaft macht und 
die falſchen Münzen, Werkzeuge u. ſ. w. ausliefert, ftraffrei bleiben ſoll (Art. 209—214). 

Die Fälſchung des Papiergelves wird der des Geldes gleihgeachtet und die der Greditpapiere 
mit Zuchthaus bedroht. Die Strafe geht bis zu 15 Jahren, wenn ed fih um die Nachmachung, 
und bis zu 12 Jahren, wenn es ih nur um die Verfälihung gültiger Papiere handelt, auf 
treten, wenn die Ausgabe noch nicht erfolgte, nur die Verſuchsſtrafen ein (Art.216). Das Nah: 
machen und Berfälfhen ausländischer Papiere ift nur mit Arbeitähauäftrafe und höchſtens mit 
zehnjährigem Zuchthauſe bedroht (Art. 217). 

Es bleibt und nod übrig, einiger der deutſchen Staaten zu gedenken, welde die Müngver: 
brechen ald qualifieirte Fälſchungen beftrafen. Wir erwähnen hier zuerft dad Königreih Sad: 
fen. In deſſen Strafgejegbug vom 13. Aug. 1855 wird der als Falſchmünzer betrachtet, 
welcher inländijches oder ausländiſches Metall: over Papiergeld in ver Abjicht, es ald Geld aus: 
zugeben, nahmadt und daffelbe ald Geld, ſelbſt oder durch andere, ausgibt. Die Strafe iſt 
Arbeitshaus bis zu 2 Jahren oder Zuchthaus bie zu 10 Jahren nach der Schwere des conereten 
Falls. Die Menge und die Sorte des verfertigten Geldes, ver Umftand, ob viel oder wenig von 
demjelben ausgegeben ift und ob die Unechtheit mehr oder minder ſchwer zu erkennen war, jollen 
bei der Strafzumeflung befonders ind Gewicht fallen (Art. 320 und 321). Die Verfälfhung 
echten Geldes ift nur mit Gefängniß bis zu 4 Monaten und Arbeitöhaus bis zu 4 Jahren be: 
droht. Die Anſchaffung oder Anfertigung von Werkzeugen zum Zwede des Falſchmünzens 
wird ald Verſuch des Verbrechens beurtbeilt (Art. 322 und 323). Die willentlihe Aus: 
gabe verfälſchten Geldes im Ginverftändniffe mit dem Verbrecher wird ald Falſchmünzung 
beftraft, wenn auch eine Theilnahme an diejer ſelbſt nicht ftattgefunden hat. Sonft ift dad Ausge: 
ben falihen Geldes ein einfacher Betrug (Art. 324). Mit leichten Gefängnißſtrafen wird die 
unbefugte Nahbildung gangbaren Metall oder Papiergeldes beftraft, wenn dieſer nicht die 
Abjiht der Ausgabe zu Grunde lag. Auch das betrügliche Verringern des Werthes echter 
Münzen wird nur mit Gefängnip bis zu 6 Monaten angefehen (Art. 325, 326). Die Wieder: 
ausgabe ald echt angenommenen und demnächſt ald falich erkannten Geldes unterliegt nur einer 
Eurzen Gefängniß- oder Geldſtrafe (Art. 327). 


Das Gejegbud enthält mie das thüringiſche die ſonſt der Doctrin vorbehaltene Erklärung, 
daß die Ausgabe in allen Ballen dur das Angebot als geichehen erachtet werden fol, wenn 
auch das falſche Geld ſofort als ſolches erfannt wurde (Art. 328). 

Die Greditpapiere aller Art werden dem Pariergelve in Art. 329 völlig gleichgefteltt. 

Es ift wohlthuend, in dieſem nächſt dem oldenburgifchen vom Jahre 1858 neueften der 
deutihen Strafgefegbücher einer in Betreff der Müngverbrehen im allgemeinen jo humanen 
Anſchauung zu begegnen. Vergleiht man die Strafen Sachſens mit denen Öfterreiche und 
Frankreichs, jo möchte man meinen, daß ed ſich Hier nicht un diefelben Verlegungen des Straf: 
gefeges handle, denn in Ofterreich und Frankreich werben diefelben Verbrechen mit lebensläng- 
lihem jhweren Kerfer oder lebenslängliher Zwangsarbeit bedroht und mit den martervoll- 
ften Strafen belegt, welde in Sachſen höchſtens mit einer zehnjährigen Zudthausftrafe zu 
verbüßen find. 

Sadjend Criminalgefegbuh vom 30. März 1838, meldes ald Gefegbuh vom 3. Mai 
1341 iegt noch in Sadjen: Altenburg gültig ift, ging im wejentlidhen bereits in Anjehung der 
Münzverbredgen von denſelben Grundfägen aus, welche in dem Geſetzbuche vom 13. Aug. 1855 
wiederum ihren Ausdrud gefunden haben. Wir wollen von den deutſchen Strafgejegbüdern 
hier nur nod des jogenannten thüringifhen näher gedenfen, welches in Sadhjen- Weimar am 
20. März 1850, in Sahjen-Meiningen am 21. Juli 1850, in Sachſen-Koburg-Gotha anı 
29. Nov. 1850, in Anhalt: DeffausKöthen am 28. Mai 1850, in Schwarzburg:Ruvolftadt 
am 26. April1850, in Shwarzburg:Sondershaufen anı 25. März 1850 und in Reuß jüngerer 
Linie am 14. April 1852 Geſetzeskraft erhielt... Auch dies Gejegbuc zählt die Münzverbrecden 
zu den Bälfhungen. Art. 200 bedroht den, der inländifches oder ausländifhes Metall- oder 
Papiergeld nachmacht, in der Abſicht, ed ald Geld auszugeben, mit einer Zuchthausſtrafe bis zu 
8 Jahren und die mirflihe Ausgabe ſolchen falſchen Geldes mit einer bis zu 10 Jahren 
ih feigernden Zudthausitrafe. Die Fälſchung echten Geldes, in der Abſicht, ed auszu— 
geben, wird.mit Arbeitöbaus bis Zuchthaus von 3 Jahren und bei wirklich erfolgter Aus- 
gabe mit Zuchthaus bis zu 6 Jahren belegt (Art. 261). Anhalt Deffau hat dieſe Artikel etwas 
modificirt, indem ed das bloße Nahmaden (Art. 260) nur mit 1—5 Jahren Zuchthaus be: 
droht und aud) in dieſem Falle die Strafe des Art. 261 nur bis zu 3 Jahren anfteigen läßt. 

Die Ausgabe falichen Geldes im Einverftändnifle mit dem Falſchmünzer und Münzfälicher 
zieht die Strafe des legtern nad fi, wird ſonſt aber nur ald einfadher Betrug angefehen. Die 
Ausgabe ded ald echt angenommenen und nad gemwonnener Überzeugung von der Faljchheit 
als edit wieder verbreiteten Geldes ift nur mit Gefängniß oder Geldftrafe bedroht (Art. 263, 
264). Die Strafe joll milder fein, wenn die Fälſchung nicht zu erkennen war, aber erhöht wer- 
den, wenn bei falſchen Münzen ihr innerer Werth zu gering ift, oder wenn jie geprägt jind 
(Art. 266). Die VBerfälihung von in- oder ausländiſchen Staatsihuldiheinen oder vom 
Staate beftätigten Greditpapieren u. f. w. ift der ver Münzen gleichgeſtellt (Art. 267). 

Wir wollen fhließlih noch der die Müngverbrehen betreffenden Gejege Englands Erwäh— 
nung thun. Sie find von befonderm Intereffe, da der Geld: und Balutenverkehr dieſes Landes 
zur Zeit noch den aller übrigen Nationen fo weit überragt. Nach dem Gefege aud dem zweiten 
Regierungsjahre Wilhelms IV. zur Bereinigung und Verbefferung der Gejege gegen Münz— 
verbrechen ſoll derjenige, welcher Fälichlich eine Münze macht oder nachmacht, welche einer gang= 
baren föniglihen Gold- oder Silbermünze ähnlich ift oder ähnlich fein oder gelten joll, der 
Belonie (ſ. d.) jhuldig fein und nah Gutbefinden ded Gerichts auf Lebenszeit oder auf eine 
Zeit von nicht unter 7 Jahren transportirt oder mit Gefängniß von nicht über 4 Jahren be— 
ftraft werden. ?) Mit gleicher Strafe ift auch der bedroht, welcher ein einer gangbaren Münze 
ähnlihes Metallſtück vergoldet oder verjilbert, übertüncht, färbt oder überzieht, oder nur dies 
mit einer echten Münze thut, damit fie einer königlichen Gold: oder Silbermünze ähnlich werde, 
und ebenjo aud) der, welcher ſolche echte Münzen befeilt oder auf irgendeine Art abändert. Die 
gleiche Strafe foll auch den treffen, welder eine nahgemadte Münze im Bewußtfein, daß fie 
nachgemacht ift, in das vereinigte Königreich einbringt. 

Das Anbieten, Veräußern oder Abfegen einer folden bereits eingebraditen Münze wird im 
erften Begehungdfalle nur ald misdemeanor, im wiederhohlten aber aldfelony beftraft. (Unter 


Falſchmünzerei 261 


3) Das Geſetz vom 26. Juni 1857 hat die Transportation ganz abgeſchafft und ſie durch die penal 
servitute (f. Freibeitoſtrafen) überall derartig erſetzt, daß bie Zeitfriſten der Zwangsarbeit denen ber 
Transportation gleich ſtehen. 
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misdemeanor bezeichnet man ein ſolches Verbrechen (crime), welches noch nicht felony aus: 
macht, aber doch Gegenſtand eines indietments, einer förmlichen Anklage iſt.) Bei den 
Münzverbrechen werden wie bei der Fälſchung (forgery) überhaupt accessories (Gehülfen) 
wie der Thäter (principal) beftraft. 

Schon der Befig von drei oder miehreren nachgemachten, den fönigliden ähnlichen Münzen, 
mit dem Bewußtſein ihrer Falſchheit und ver Abſicht, jie auszugeben, macht eines misdemeanor 
fhuldig und zieht die Strafe bed legtern (Gefingniß oder Geld) nach ſich. Auch ift die zweite 
Übertretung felony. 

Rückſichtlich auswärtiger Münzen find die Beftimmungen der Gefege folgende. Nach dem 
Statut 37 George Ill, c. 126 follen, wenn jemand oder mehrere irgendeine Art Münze, welche 
innerhalb des Königreihs nicht umlaufen darf, müngen oder nachmachen, ſodaß ſie einer aus— 
wärtigen Gold: oder Silbermünze ähnlich ift, oder in der Abſicht einbringen, fie einer folden 
ähnlich zu machen, oder wenn jemand oder mehrere wiffentlic und in der Abficht, fie zu veräußern, 
eine joldhe faljche Münze in das Königreich einbringen, ſolche fih des Verbrechens der Kelonie 
ſchuldig machen und, jedoch nicht über 7 Jahre, transportirt werden. Auch foll der, welcher wii: 
fentlich eine ſolche nachgemachte fremde Münze veräußert over ald Zahlung anbietet ober zahlt, 
das erfte mal mit 6 Monaten Gefängniß beitraft werden und für gutes Verhalten in ven 
nächſten 6 Monaten Bürgen ftellen; das zweite mal foll derjelbe mit zweijährigem Gefäng— 
niß belegt werben, das dritte mal aber einer mit dem Tode zu beftrafenden (capital) felony 
ſchuldig fein. Auch fönnen die, welche mehr als fünf falfche auswärtige Münzen ohne gefeglide 
Entſchuldigung im Beſitz haben, nad Statut 43 George II, c. 139 zu einer Strafe von nidt 
über 40 und nicht unter 10 Schill. verurtheilt werden, wobei fie zugleich das unechte Geld ver: 
wirfen. 2, Trieft. 

Fälſchung, Betrug. Es gibt feine tiefere politifhe Wahrheit als die, welche Cicero 
mit den Worten ausjpridt: „Die Grundlage des geſellſchaftlichen Rechts ift Treu und Glauben“ 
(‚„‚Fundamentum est autem jastitiae fides”). Treue ift in ver That die erite, die weſentlichſte 
gejellichartliche Tugend. Treue und das Vertrauen auf ie gründen den Friedens: oder Rechts— 
bund felbit. Sie müſſen ihn auch erhalten. Sie find für alle Verkehrs: und Verwaltungs: 
verhältniffe des Privat: und Öffentlihen Rechts das unmittelbare Grundprincip. Zuverläfftg: 
feit und Vertrauen, Erevit, find das höhere Band für würdiges harmonifches Zufammenleben 
und gemeinfhafrliches Wirken, für das Gebeihen jedes fleinern oder größern gefellichaftligen 
Kreifes, der Bamilie, der Gemeinde, des Staates. Sie find die Seele jedes dauernd gedeihenden 
Geſchäftobetriebs, die Seele eines blühenden Handels und Verkehrs wie einer glüdlichen Staat: 
verwaltung. Und wenn felbft die kleinfte Geſellſchaft, das geringite Handelsgeſchäft, wenn ein 
glückliches Zufammenpalten und Zufammenmirken der Betheiligten fin den gemeinfchaftliden 
Endzweck und das dafür nöthige wechſelſeitige Vertrauen, wenn der nöthige Credit nad) außen 
nur durd Treu und Glauben beftehen, wie follte wol ohne fe die durch die ftärfften Leiden— 
fhaften bedrohte Harınonie der größten, verwiceltften aller Geſellſchaften, die der Staatägefell: 
haft, gedeihen können? Zerjtört in irgendeinem Verein das moralifhe Band von Treu und 
Glauben, von Rehrihaffenheit und Vertrauen, laßt feinen mehr achten die Blicht der Wahrheit 
und Treue, der Ehrlichkeit in feinen Erklärungen und Zufagen, laßt feinen mehr glauben an 
diefe Grflärungen und Zufagen — und der gefellſchaftliche Verein löſt ſich auf in Anarchie, 
zuerft in eine moralifhe, dann aud) in eine politifche und’ phyflihe! Ihr behaftet nur einen 
Haufen von Spigbuben, von Räubern. Höchſt gefährlich ift e8 auch, nur theilweife die Untreue 
und dad Miötrauen wurzeln zu laffen. Sie wirken ftets höchſt anſteckend. Denn da, wo ſie plathz⸗ 
greifen, werben bald auch die zuvor Ehrlichen nicht mehr blos durch ihre Leidenſchaften und 
ſelbſtſüchtigen Begierven, fondern aud) durd den Trieb-der Selbſterhaltung fowie durd den 
Mismutd, als die dummen Betrogenen zu erſcheinen, zur Nahahmung des Böfen geführt. 

So dachten mit Gicero alle würdigen alten Staatsmänner und die claſſiſchen Juriften Nomt, 
welde die bona fides oder Treu und Glauben als das Brincip alles Verkehrs: und Vermal: 
tungsrechts an deſſen Spige ftellten. So überhaupt die großen Völfer des Alterthums, ſolange 
fle noch würdig ihrer ſteigenden Blüte und Größe, jolange ſie noch nicht, bereits verborben, 
ihrem Untergange entgegengingen.*) So dachten auch unfere deutſchen Worfahren, fo alle 
würdigften und beften unter den deutſchen Fürſten. Treu und Glauben oder Ehrlichkeit, 
deutſche Ehrlichkeit, Heiligkeit des Worts, welches nach dem deutſchen Grundſatz: „Ein Wort 


1) Weider, Letzte Orände, S. 490 fg; Syſtem, 1,638 fi. 
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ein Mann’, jeder mit feiner eigenen Männlichkeit vertritt, le galten ſtets als deutiche National: 
tugend, als ver erfte Rechtögrund für deutſchen Nationalftolz. Auch die allgemeine Wirfung 
diefer Tugend erfannte der gefunde Sinn unferd Volkes und ſprach jie aus in dem jchlichten 
Volkswort: „Ehrlih währt am längften.” 

Wir Deutſche machten daher aud ebenfo wie die Alten, wie alle nad) Gefittung ftrebenden 
Bölfer ſowol bei dem Gintritt in ven Rechts- und Staatdverein wie für die Bekräftigung ein= 
gelner wichtiger Nechtöverhältniffe die denkbar größte moralifhe Verbürgung von Treu und 
Blauben oder den Eid zur Grundlage diefer Verhältniffe. Wir riefen hier dem Rechte und 
zunächſt dem nur juriflifhen und politifchen Inftitute des Eides felbft das Höchſte und Heiligfte, 
mad der Menſch Eennt, deſſen Glauben an Gott und eine höhere Beftimmung, feine Religion 
zu Hülfe. Unsere hriftliche Religion aber ftellt au ihrerſeits Wahrheit, Wahrhaftigkeit und 
Treue an die Spige ihrer Prlihtgebote und weis das Weſen des Böſen und feiner Herrſchaft 
nicht beſſer zu veranſchaulichen ald Durch „der Vater und das Reich der Rüge”. 

Wie war ed denn nun möglich, daß ganz entgegengefegte Kehren und Marimen in dem 
politifhen Leben fich geltend machen konnten? Sie konnten und mußten e8 jehr natürlich da, wo 
durch die vorübergehende Leidenſchaft over durch Entjttlihung ganzer Zeiten und Völker, ihrer 
Regenten, Staatömänner und Schriftfteller der Glaube, die Achtung, die Erkenntniß für das 
Höhere, für die ſittliche Welt geiftiger Kräfte verloren ging. Sie fonnten und mußten es da, wo 
die factiſche, durch Lift oder Stärfe errungene Gemalt nur durd die Furcht und die ſklaviſche, 
ſelbſtſüchtige Gefinnung roher oder gefunfener Völker fich behaupten läßt. Sie fonnten ed end: 
lich überhaupt, wenigftend ohne Auflöfung der Bande des Staates, in der Despotie und der 
Theofratie. Denn ihre Grundlage ift nicht, wie die des Nectöftaates, der freie Friedens- und 
Hülfsverein und mit ihnen Treue und Glauben felbft, ihr Princip auch nicht die freie ſittliche 
und rechtliche Achtung. Auch Scheingrünve für die Rechtfertigung jener Lehren fonnten ent: 
jteben, wenn im Kampf des Schlechten mit dem Schlechten, der treulofen Hinterlift mit der Lift 
die Flügite Treulojigkeit, wenn über den fleinern Teufel der größere fiegte. Schien ja doch hier 
die treulofe Hinterlift jelbft und die verfhmigtefte vortheilhaft. Auch da mochte mancher joldye 
Sceingründe finden, wo nad der befondern Bildungsftufe eines noch unverborbenen Volkes 
daffelbe die Unehrlichkeit feiner Regierenden nicht als folche erfannte und theilte, und wo alfo 
die vielleicht durch die Lift jeined Regenten erworbenen Güter ihm felbft nicht zum Verderben 
gereichten. Jene Scheingründe entjtehen aber vorzüglich alddann, wenn man in dem Gefhid 
der Staaten und der Fürſtengeſchlechter, deren Lebensdauer die ver einzelnen Menſchen hundert— 
fach überfleigt, deren Entwidelung und Verderbniß alfo fo viel langfamern Schrittes geht, über 
dem einzelnen vorübergehenden Gewinn den jpätern dauernden Schaden und über dem täufchen- 
den äußern Schein das wirklich Gute und den fihern Weg zu ihm vergipt. Nur durch ſolche 
Urſachen erklärt ſich aud) die Entftehung jenes verrufenen Treuloſigkeitsſyſtems des Italieners 
Machiavelli. Es war daffelbe nur möglich in der tiefen fittlihen Verderbniß feiner Zeit und 
feiner Umgebung, vorzüglih der Höfe und der Negierungen, auf welde feine diplomatiſche 
Laufbahn zunächſt feine Blicke gelenft hatte. Es war nur möglich in jener moraliſchen und poli: 
tifchen Anarchie durch die ufurpirte weltliche Oberherrſchaft ver Hierarchie und durch die fendal: 
ariftofratiiche Fauſtrechtsgewalt, kurz vor dem Sturze von beiden und in den von den Fremden 
mishandelten, mir Blut getränften, zerriffenen Italien. Hier fonnte jegt die ſchwere Verwicke— 
lung in die Kämpfe feiner Zeit und Umgebung den ebenfo harten und leidenfhaftlien als 
Fräftigen, den in feiner Weije zur Gewiflenhaftigfeit erzogenen Mann irre leiten. Sie fonnte 
eö zumal vorübergehend bei dem Niederjchreiben jened berüchtigten Buches „Der Fürſt“, welches 
er, herabgeftürgt aus früher —— Lage, nach überſtandener Folter und, wie ſein eigener 
Brief ſagt, im Dienſte ſeiner Noth, in einem moraliſchen Bankbruch, in der Abſicht, die Sonne 
fürſtlicher Gunſt des ihm verhaßten Uſurpators ſeines Vaterlandes ſich zu gewinnen, ſchnell 
ſchrieb, und mit welchem in ſeinen übrigen Schriften zwar wol manche frivole Außerung, nicht 
aber die dort ſeiner geſundern Anſicht entquollenen politiſchen Hauptgrundſätze übereinſtimmen. 
Leidenſchaft, Selbſtſucht und Frivolität, halb Ernſt und halb Ironie, zugleich der Unglaube an 
die Macht ver Sittlichfeit in ven menſchlichen Dingen und vielleicht zugleich die eigene Vorſpie— 
erlung einer Möglichkeit, fein Vaterland Italien auf dem Wege ver Lit und Gewalt feiner ver: 
jweifelten Lage und feiner Schmach entreigen, ed durch verhaßten Despotismus zu der erfehnten 
Einheit und Freiheit führen zu können, und jelbit ver Reichthum feines Geiftes, welchem blen= 
dende Vertheivigung auch des Verkehrteſten leicht wurde, alles dieſes mochte zufammenmirfen 
zu diefer von dem leidenſchaftlichen Anhänger republifanifcher Freiheit entworfenen ſchändlichen 
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Theorie fürſtlicher Regierungökunſt. Sogar ſolche Unternehmungen, wie die ſcheußlichen 
Meuchelmorde eines Cäſar Borgia, welche dieſem moraliſchen Ungeheuer zwar augenblicklichen 
Triumph, dennoch aber ſpäter den eigenen Untergang bereiten, ſtellt dieſe trotz aller blendenden 
Ausſchmückung ſeichte Lehre der Treuloſigkeit als Muſter fürſtlicher Weisheit auf. 

In Wahrheit dagegen wird man mit dem königlichen Verfaſſer des „Antimacchiavelli“?) 
fagen müffen: „Der größte Staatsfehler ift die Unredlichkeit.“ Man wird für Die Tüchtigfeit 
und Kraft der Staaten, der Fürftenhäufer, der Staatsmänner und ihrer Unternehmungen feinen 
fiherern Maßſtab finden ald ven, in welchen Grade fie jenem großen Örunbprincip der bona 
fides oder dem entgegengejegten hulvigen. Je weniger noch ein ganzes Zeitalter und eine ganze 
Nation dem moralifhen Verderben anheim gefallen und ftumpf und gleihgültig gegen Ehre 
und Ehrlichkeit geworben find, und je mehr die allgemeine Aufklärung den Blid für die Ehr— 
lichkeit oder Unehrlichkeit der Regierung jhärft, um jo fiherer muß öffentliche Untreue ihren 
Urhebern verderblidh werden. Ihren Urhebern fage ich, gleichviel, ob es die nach Volfäfreiheit 
ftrebende Partei und die Volköwortführer, oder ob es die geiftlihe oder weltliche Ariftofratie, 
oder ob ed endlich die Gabinete ver Fürften und die Freunde des Abſolutismus wären, welche 
mit unehrlihen macchiavelliſtiſchen Mitteln, mit Lift, Lüge und Untreue gegen die rechtmäfige 
Regierung, gegen die beſchworene Verfaffung, gegen das gegebene Fürftenwort ihre Zwecke 
erftrebten. | 

Bei dem beiondern Hinblick auf unfer jegiged Zeitalter aber und auf unfere Nation ermu— 
thigt mich wenigftend nichts mehr zu dem Glauben an den Fortſchritt und an den endlichen Sieg 
des Guten als meine Zuverjiht, daß die gebildete Menjchheit, daß unfere Nation nicht reif find 
für die Herrfhaft der Treulofigkeit und Rüge. Ihre Gefinnung ift nicht feig und niedrig, ihr 
Geift und Bli nicht unaufgeflärt und ftumpf genug, um irgend auf die Dauer das Unwürdige 
achten und dulden zu können. Der Blick auf die Natur der Dinge wie die Bildung und Gefin- 
nung unferer Zeit und unferer Nation, ſowie der Sturz der Throne, die Verwüſtung der Völker, 
die wir felbft mit Augen fahen, fie alle alfo mabnen laut: „Ehrlich währt am längften.” 

Wer doch die Kraft bejäße, dieſe fo einfache und doch fo tiefe und große Wahrheit zur genü: 
genden, allgemeinen Klarheit, zur praftifhen @indringlichkeit zu erheben! Wie unendlich viel 
heilfamer als jene in Wahrheit fluchwürdige macchiavelliſtiſche Lehre wäre fie jo mandem 
Fürften, wäre fie dem großen und unglüdlihen Schüler Macchiavelli's, KarlV., gemefen! Ohne 
den Glauben an diefe verderbliche Lehre hätte der reichbegabtefte und mädtigfte Fürſt ver Welt 
nicht für alle feine blühenden mächtigen Reiche ven Samen des Verberbend und der Zerrüttung 
zurüdgelaffen, nicht nach langer unerfreuliher Regierung in Verzweiflung alle feine Kronen 
von fi geworfen und jih dem Tode in die Arme geftürzt. Wie viel Elend hätte er feinem Spa— 
nien, feinen Niederlanden, feinen italifhen Ländern und unſerm Deutſchland erfparen fönnen! 
Wie viel Blut und Thränen konnten aud nad) ihn, fonnten und könnten auch noch nach den 
großen Breiheitäfriegen und nad der Julirevolution den Völkern, wie viel Shmad und Un: 
glüd den handelnden Parteien und Perfonen eripart werden, wenn fie ſämmtlich die ganze 
Kraft, ven ganzen Segen einer treuen Bewahrung und Förderung des Syſtems der bona fides 
erfannt hätten und erfennen und beherzigen wollten! ®) Dies ift in Beziehung auf die Zukunft 





2) Briedrich Il. ſchrieb ihm 1736. Erit in der Gefammtausgabe feiner Werfe ift der urjprüngliche 
Tert deſſelben vor furzem befannt geworden. Tr. 

3) Als Welder vas Vorftehende niederichrieb, lagen die Ereignifie des Jahres 1848 umd ihre Folgen 
noch im Schoſe der Zeit verborgen. Europa hatte das Schaufpiel einer ephemeren Wiedererweckung 
der franzöfifchen Republif, Italien, Ungarn und Deutſchland hatten ihre Märztage noch nicht erlebt. 
Die Regierungen hatten es noch nicht erfahren, was Spiteme der Herrfchaft, welche nicht auf der reis 
ten Örundlage der Treue und des Glaubens ruhen, dem Drange der Völker nach der Adytung und Aner: 
ee ihrer Rechte gegenüber für einen geringen Wiverftand zu leiften vermögen. Wie mit einem 
Zauberichlage erwuchſen freifinnige, anfcheinend die ficherften Garantien gewährende Verfaffungen gleich: 
jam aus der Erde. Aber nur zu bald wußten die Beftegten ihren Machtbefchränfungen eine Grgenwehr 
gegenüberzuftellen,, welche man am beiten als die der Reaction bezeichnet, und welche nicht felten mit 
dem Geiſte des Trugs und der Züge im Bunde ſteht. Man hatte es damals noch nicht erfahren, wie 
einfach und leicht es ift, den Überftrömungen der Volfsrechte Damme entgegenzufegen , welche fie in die 
bejcheidenften Begrenzungen zurüdführen. Man wußte nody nicht, was ein Etaatsftreicy wie der des 
2. Dec. vermag, und daß die völligfte Nichtachtung der Geſetze und Rechte anderer, die maßlofeite Will: 
für und Treulofigfeit Wunder zu verrichten im Stande find. Sie bauten in wenigen Tagen eine 
Macıtherrichaft wieder auf, zu deren Serftörung ver beinahe einem halben Jahrhunderte faft ganz Europa 
jeine beiten Krafte aufzuopfern fich genöthigt gefehen hatte. Gin macchiavellififches Kunftftüd, das all: 
gemeine Stimmrecht, mußte unter dem Gewande der unbefchrankteiten Breiheit des Volfes dasjenige ın 
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um fo wahrer, je feiter nach meiner Überzeugung jene obige tröftlihe Anſicht von unjerer Zeit 
und unferm Volk begründet ift. Möge man aber auch fonft urtheilen über unfere heutige euro= 
yalfhe Zeit und Bildung, mie man will, jo bat body jeßt trog trauriger Gegenverſuche 
mehr als zu irgendeiner andern Zeit in einem ausgedehnten und engverbundenen Kreife freier 
Nationen die Öffentliche Stimme für Ehre und Öffentlihe Moral und gegen Unmürbigfeit und 
Shane Organe, Wivderhall und Gewalt. Und das gerade iſt der höchſte Segen ber Offentlich⸗ 
keit wie die Bürgichaft für das Göttliche und feine Kraft in den menſchlichen Verhältniſſen, daß, 
wenn auch in einer Gefellihaft zehn und hundert felbftfüchtige und feige Freunde des Schlechten 
auf einen Ehrenmann ji fänden, Doch, ſobald aud nur wenige Ehrenmänner die Stinme für 
dad Würdige laut werben laffen Fönnen, die Scham die Schwachen und Schlechten befiegt und 
zum Schweigen, ja zur Quldigung gegen das Gute nöthigt, Wenn auch zuweilen und in ges 
wöhnlihen Zeiten hier die Stimmen der Chrenmänner unterbrüdt werben, dort die Stimmen 
für dad Gemeine und die Selbftfucht laut ſich hören laflen, in jedem bedeutenden Augenblid, 
in jeder Erfchütterung, in jeder Gefahr pringen doch die Gefühle und die Stimmen für das Edle 
durh. Möge man indbefondere auch von unferer deutſchen Nation urtheilen, was man wolle, 
io find doch ihre alten Nationaltugenden, ed find Treue und Rechtſchaffenheit, es ift die Scham 
sor Öffentlicher Rüge des Unwürdigen noch ebenfo wenig erftorben als der Muth, welcher ſtets, 
ſobald nur einmal, fo etwa wie vor dem Sturze ded Rheinbundes, ein ſchmachvoller Zuftand 
ald ſolcher anerkannt ift, venfelben befiegen fann, Deshalb allein ſchon könnte in unferm treuen 
und aufgeflärten deutfchen Volke nicht, wenigftend nimmermehr auf die Dauer ein Syftem ber 
Unredlihfeit und Untreue fiegen. Trotz aller augenblidlihen Erfolge, trog aller Berfuhungen 
für Selbſtſucht und Bequemlichkeit, trog aller Schmeichelrede, die freilich feiner herrſchenden 
Gewalt oder Partei je fehlten, würde dennoch bald und ſchon in den erften großen Stürmen 
jedes Syftem und jede Gewalt zu Grunde gehen, welche durch unredliche heimliche Mittel und 
Ränfe, durch Untreue und Wortbrud die wahre Achtung, das wahre Vertrauen unferer edeln 
und fräftigen und trog mander Gegenbemühung ſtets mündigern Nation verfcherzt hätte. *) 
Hinweg denn alfo auf allen Seiten, hinweg mit diefen Mitteln des Syſtems der Treulojigkeit, 
binweg, ihr Freiheits- und Volksfreunde mit heimlichen und unredlichen Verſchwörungen und 
Revolution gegen die befhmorene Treue und Verfaffung, gegendie nationale verfaffungdmäpige 
Regierung! Hinweg ebenfo, ihr Freunde fürftliher Gewalt und eines ariftofratifhen Beſtand— 
theild der Verfaffung, hinweg gerade deshalb, damit beide erhalten werden können, damit 
ihr nicht felbft ihmen mehr ſchadet als alle ihre Feinde; hinweg mit heimlidher Liftenpolitif, 
mit gleiänerifcher und fhmeichlerifcher Lüge und Beſchoͤnigung des Unrechts und mit unglück— 
lichen Rathſchlägen zu unreblicher Unterbrüdung und Berfälfhung der Wahrheit, der ehrlichen, 
offenen Sprache und Mittheilung über das gemeinſchaftliche Gejellfhaftöverbältniß, mit Rath: 
lägen zu Verlegungen von Wort und Treue, zu geheimen Allianzen mit Fremden, mit gehei— 
men Apelöfetten und jefuitifhen Ränken, zu Allianzen gegen die durch die Öffentliche Treue ver— 
bürgte zeitgemäße Freiheit und Entwidelung! Untergrabt — mit einem Worte — von feiner 
Seite weder die Kraft der Volfäfreiheit noch die Fürſtenthrone und die dffentlihe Ordnung 
durh Betrug und Fälſchung! 

Diefe oder den Gegenjag von Treu und Glauben fann jedoch der gegenwärtige Artifel 
nit in feinem ganzen Umfange erihöpfend behandeln. Wir fönnen hier nicht ausführen, mad 
Untreue und Betrug fhaden, wenn fie von der Regierung oder Öffentlichen Behörden auögehen, 
und welches Die nöthigen Vorkehrungen gegen fie in der Berfaffung und in den politifhen Infti= 
tutionen und auch in der Geſetzgebung des Privatvechts find. Darüber handeln aud größten 
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die Erſcheinung treten laſſen, was, wohlberechnet dazu vorbereitet, erforderlich geweſen war, um eine 
neue Despotie zu gründen. Demſeiben Geiſte zu huldigen iſt auch die Lehre von den natürlichen Gren— 
yen beſtimmt, deren erſte praftifche Anwendung auf den Hochalpen und am Mittelmeere ihre Stätte fand, 
und welche, im Bunde mit der Fiction des allgemeinen Stimmrechts, noch manche Nachfolge erfahren 
wird, wenn nicht zur rechten Zeit die Regierungen es einfehen und erfennen, daß ihre fräftigite Stüge 
nur die iſt, welche ıhmen die Liebe des Volfes darreicht, und welche ihnen nur dann zu Theil wird, wenn 
"% die Treue und den Glauben gegen baffelbe nie verlegen. ‚In 

4) Wir fönnen hier nur den Wunſch ausſprechen, daß diefe Dorausfegung wenigftens bei uns in 
dentſchland recht bald zu einer Wahrheit werden möge. Blicken wir auf Kurheſſen, auf Holſtein und 
das mit ihm Durch taufendfache Bande verfnüpfte Schleswig, auf manches in dem großen Kaiferftaate, 
den die Donau durchfirömt, auf Preußens Herrenhaus und Hannovers Staatsregierung, dann müſſen 
wir geftehen, daß dieſer Wunſch leider noch vielfach zu den frommen gehört. Tr. 
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theils ſchon die Artikel: Ableugnung, Abftimmung, Amtserfhleihung, Belehrung, Be- 
ſchlagnahme, Beftehung, Eabinetöjuftiz, Lettres de cachet, Camarilla, Eenfur. 

Ninmermebhr hoffe man, die öffentlihe Treue und Öffentliches Vertrauen, diefe Grund: 
fäulen des Staated, ded Thrond und der Freiheit, diefe Orundbevingungen wahrer Ehre und 
dauernder Wohlfahrt, zu erhalten, wenn nicht vor allem die Staatöregierung und die ganze 
Berwaltung das fegendreiche Worbild von Treue und Glauben, von Ehrlichkeit und Offenheit 
und von Vertrauen geben, wenn fie nicht den Willen und den Muth haben, ehrlich und offen 
zu regieren, wenn jie aus Kleinlichfeit, Feigheit und Selbſtſucht für augenblidliche Zwede das 
Volk zu täufhen ſuchen, unehrliche, hinterliftige Mittel jelbft gebrauchen und wegen eigener Un: 
würdigfeit ihren Werfzeugen geftatten, wenn fie das Heiligfte verlegen und misbrauchen, um 
ihr Volk und ihre Zeit zu täufhen. Solche Negierungen waren ſtets, trog aller etwaigen fon: 
ftigen guten Eigenſchaften, trog aller vorübergehenden Erfolge, das böfe Princip, die Peſt ihrer 
Voͤlker; denn Treulojigfeit ift ver Wurm, der die innern Lebensbande der Staaten zernagt. 

MWelder. 

Nachtrag. Fälſchung und Betrug in ftrafrehtliher Beziehung. Ju 
den Kehren des Strafrechts und in den Strafgejeggebungen, von der römijhen ab bis zu 
denen der neueften Zeit, herrichten noch immer mande Widerſprüche und Ginfeitigkeiten, jo: 
bald ed darauf anfam, Begriffsbeftimmungen über die Fälfhung und den Betrug zu treffen, 
die Grenzen diefer beiden Verbrechen und ihre Gebiete genauer zu bezeichnen umd es ſich Har 
zu machen, wo bei den Verlegungen der Treue und des Olaubens das gejeglich Zuläflige aufzu: 
hören und den Strafbaren Platz zu machen habe. Daß ein unbedingtes Recht auf die Wahr: 
baftigfeit eines andern nicht in Anfprud genommen werben kann, daß der ganze menſchliche 
Verkehr, daß Handel und Wandel die tiefften Erfehütterungen, ſelbſt ihre Vernichtung erfahren 
müßten, wollte man ihnen die Pflicht auferlegen, überall mit der Wahrheit hervorzutreten, und 
ihre Zurückhaltung oder Entitellung mit Strafen bedrohen, liegt aufder Hand. Dennoch mußte 
man bald dahin gelangen, es für notwendig zueradhten, daß diejed Zurückhalten und Entſtellen 
feine Grenzen habe, und daß, was über diefe hinausreiche, eine völlige Straflofigfeit nicht mehr 
in Anfpruch nehmen fönne. 

Schon bei ven Römern, deren Rechtsinſtitutionen und ihre weitern Entwidelungen größten: 
theild dem praftifhen Bedürfniß ihre Eriftenz verdankten, und die erft fpäter ihre wilfenihaft: 
liche Verarbeitung und Begründung erhielten, waren dieſe Grenzen fehr beſchränkt. Das ältefle 
Römische Recht kannte nur wenige, felbft in ihrer Wortfaffung genau beſtimmte Anflageformeln 
und bejondere Gerichte für einzelne Vergeben. Zuerft riefen die Teſtaments- und Münzfäl: 
fhungen fo ein crimen falsi in das Leben. Die Lex Cornelia defalsis, welche Sulla veranlafte, 
bezog ſich zunächſt nur auf diefe, ven Fälſchern ungewiffe Strafen androhend, die fpäter ald 
Verbannung, Vermögensconfiscation, Relegation und felbft ald Deportation ich feitftellten. 
Das gemeine römijche Leben verband mit dem Ausdrucke falsum aud) einen meitern, nicht ftreng 
juriftiihen Sinn, und in diefem umfaßte dad falsum aud dieFälle des Betrugs. In dieſem ge: 
ſchah es au wol, wenn Paulus („Rec. Sent.“, V, 25) fagte: „Falsum est, quidquid io veritate 
non est, sed pro vero adseveratur”, und jo auch die Fälle ded Betrug dem falsum anreihte. 
Allmählich erfolgte immermehr eine Erweiterung des Begriffd des Iegtern, indem man auch 
die Urkundenfälſchungen und dann, durch Senatusconſulte, auch andere Fälſchungen und 
ſpäter durch constitutiones ſelbſt einzelne ſchwere Arten des Betrugs, die an ſich nur dem 
nachher zu erwähnenden Stellionat angehörten, dem falsum zuzählte und bei ihnen von einem 
quasi falsum ſprach. Es lagen folde Begriffsausdehnungen vollfommen im Geifte ded Römis 
ſchen Rechts. Das immer größere Aufblühen Roms und die Steigerung feiner Machtftellung 
hatten auch reihere und mehr complicirte Gulturverhältniffe in ihrem Gefolge, mit denen eine 
ſtets wachſende Sittenverderbniß unzertrennlid verbunden war, zu deren liebften Kindern 
man den Betrug zu zählen hat. Somußten nun aud, um dieſem Fräftiger entgegenzutreten, DIE 
frühern fnappen Formeln und Gejege manche Erweiterungen erfahren, wobei man jedoch, getreu 
den Geifte der römischen Gefege, durch Analogien und Bezugnahmen auf das Beftehende die 
neuen ftrafbaren Reate beftmöglichft unterzubringen ſich beftrebte. Sowie vie bei dem Der 
geben des Betrugs der Ball war, geſchah es auch bei der Injurie und der Gewaltthätigkeit, 
wie wir letzteres in dem Art. Entführung geſehen haben. 

Zur gerichtlichen Verfolgung der Verletzungen gegen die Treue oder zur Beſtrafung der 
Betrügereien gab es im Römiſchen Rechte zwei Wege. Auf dem des Civilproceſſes wurden 
durch die blos privatrechtlichen Nachtheile des Schadenerfages und der Proceßkoſten alle gerin: 
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gern böstwilligen Verlegungen in den Vertrags und Verkehrsverhältniſſen beftraft. Aber auch 
feloft bei auögezeichneten Verlegungen diefer Art waren nur civilrechtliche Klagen wegen dolus 
malus und wegen des Bruchs der fogenannten Treuverträge, ded Geſellſchaftsmandats und 
Niederlegungsvertrags begründet, welche die Strafen der Infamie herbeizogen. Die Infamie, 
im römifhen Sinne des Worts, bewirkte übrigens nicht die deutſche Ehrlofigfeit, ſondern nur 
den Verluft aller vorzüglichen Ehrenrechte, beſonders aller Staatd- und Ehrenämter. 

Im Griminalprocefie wurde neben dem gedachten crimen falsi auch das crimen stellionatus, 
ald erimen extraordinarium ®), zur Beitrafung von Betrügereien ald Anflagefundament anz 
gewendet. Die Benennung bed Stellionatd von einer beſonders Hinterliftigen giftigen Schlange, 
die jelbft ihren Namen von ihrem täufchenden ſchönen Ausfehen erhielt, läßt darauf ſchließen, 
daß zuerft stellionatus nur bei gewiffen gefährlihen Gaunerftreichen angenommen murde, wenn 
durch Diefe zugleich eine Beſchädigung erfolgte, Es liegt im Dunfeln, wie ſich die Anſichten über 
das Stellionat weiter ausbildeten. Man muß annehmen, daß während der Republik nod eine 
Anklage wegen Betrugs (fraus) nicht ftattfand, fondern daß der Beſchädigte nur durd weite 
Faflung des furtum und durch die Schugmittel gegen dolofe Verlegungen, die actio de dolomalo, 
gegen Betrügereien fiher geftellt werben konnte, wobei ihn der Genfor dadurch, daß er gewiſſe 
Schändlichfeiten rügte, unterftügte. Ald man in der Kaiferzeit überhaupt bei Privatde- 
licten ein Berfahren extra ordinem zugeftand, fam man auch dazu, wegen gewiffer Betrügereien 
extra ordinem, unter dem Namen des stellionatus, einzufchreiten. So wurde allmählich das 
crimen stellionatus überall da angewendet, wo eine [hondem Betrage nad) nicht unbedeutende, 
mit befonderer gefährlicher Schlauheit verübte Beſchädigung vorlag. Eine eigentliche Definition 
des falsum und des stellionatus würde man im Römiſchen Rechte vergebens ſuchen. Dod 
ihmebten auch den römischen Juriften gewille gemeinfame Merkmale beim falsum vor, und zwar 
lag dies Gemeinfame darin, daß zur Hervorbringung der falfchen Vorftellung des andern ein 
Gegenftand, ver nad) beſtehenden Einrichtungen ald Grundlage des allgemeinen Vertrauens und 
ald Zeichen ver Wahrheit gilt, Falfchlidh hervorgebracht oder verändert wird. 6) 

So definirt Feuerbach?) das Verbrechen des Betrugs, der Fälſchung im weitern Sinne, 
daß es in einer beabfichtigten vechtömwidrigen Täuſchung anderer durch Mittheilung falicher oder 
Vorentbaltung wahrer Thatſachen beſtehe. Zum Thatbeſtande des Verbrechens gehört nad 
ihm eine auf Täufhung anderer ‘gerichtete Handlung. Diefe Handlung kann negativ in der 
Vorenthaltung wahrer Thatſachen (oppressio veritatis), oder poſitiv in einer Mitthei- 
lung falſcher Thatfahen (immutatio veritatis) beftehen. Im erften Falle wird ein ſchon vor: 
bandener Irrthum oder eine vorhandene Unmwiffenheit zu rechtswidrigem Nachtheile des andern 
misbraucht, im legten Kalle aber ein nicht vorhandener Irrthum wider Recht hervorgebracht. 
Aber diefe täufhende Handlung muß auch zum Nachtheile der Rechte des andern gefchehen, fie 
muß alfo entweder eine Verlegung wirklicher Rechtsobjecte (Güter) begründen, oder fie muß 
doch wenigſtens dem volltommenen Rechte eines andern auf Unterlaffung der täuſchenden Hand: 
lung widerſprechen. Dieje rechtswidrige täuſchende Handlung muß endlich auch dolos, mit dem 
Bewußtſein diefer Eigenihaft, begangen worden fein. Ein aus Fahrläſſigkeit begangenes 
falsum ift zwar denkbar, unterliegt jedoch den Strafgefegen nicht. 

Mittermaier bezeichnet a. a. D. den Betrug als die durch argliftige Borfpiegelungen ober 
Beranftaltungen, die auf Täufhung eined andern beredinet und hierzu geeignet find, oder 
dur rechtswidrige Vorenthaltung der Wahrheit wiffentlich verübte Verleitung eines andern 
zu einer fein Vermögen befhädigenden Handlung oder Unterlaffung. 

Die Carolina hatte nur einzelne Arten von Fälfhungen befonders aufgeführt, ſodaß es 
auch im gemeinen deutichen Rechte eined ergänzenden Zurückgehens auf das Römiſche Recht 
bedurfte, aus welchem faft allein aud das Kanoniſche Recht dasjenige geſchöpft hatte, was e# in 
Betreff derſelben zu veroronen fich veranlaßt fand. Die ältern deutſchen Rechtsquellen hoben 
ſchon früh Urkunden, Waaren-, Maß: und Gewihtsfälfhungen hervor, und es waren indbe- 





5) Der Ausdruck crimen extraordinarium bezeichnete nicht eine befondere Klaſſe von Verbrechen, 
fondern nur jede Handlung, bei der durch Gewohnheit eine von den gewöhnlichen Gerichtsformen und 
derhandlungsweifen abweichende Form eingeführt wurde, oder auch ohne Lex eine öffentliche Strafe bei 
einer Handlung eintrat, die fonft nur civilrechtlich zu beurtheilen war. 3% 

‚6) Mittggnaier in feiner Ausgabe von Feuerbach's Lehrbuch des gemeinen peinlihen Rechts 

(vierjchnte Megabe, Gießen 1847), ©. 649. 

Ua. D., ©. 647. 
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fondere einzelne Stadtrechte, welde zum Schuge ded aufblühenden Handels ſolchen Fälſchungen 
barte Strafen drohten. In dem Stadtrechte von Wiener: Neuftadr fommt die Todeöftrafe als 
Ahndung der Fälfhung vor. Eben darum, weil fi nad den Kofalverhältniffen in Deutſchland 
fo mannichfach verſchieden geftaltete, mas man als Fälfhung trafen zu müflen und wie 
man es ftrafen zu müſſen glaubte, ift die Grenzfcheidg zwiſchen dem ftrafbaren und ftraflofen 
Betruge auch hier fo ſchwer zu finden. Die verfchiedenen Anjichten über dieſe Grenzſcheide, 
melde fowol von den Gerichtshöfen ald von der Doctrin geltend gemacht wurden, erflären ji 
leicht, wenn man erwägt, daß es theils unrichtige Anfichten über die römischen Rechtsbeſtimmun— 
gen waren, von welden man ausging, theild daß man da nad) einem Principe haſchte, wo ein 
foldhes in der That nit vorhanden war. Schärfer als bei und hatten ji in Italien, Eng= 
land und Branfreih die Unterſchiede zwiſchen Fälſchung und Betrug ausgeprägt, in 
Italien zwifchen falso und truffa, in England zwiſchen forgery und cheat, in Frankreich zwi— 
fhen faux und escroquerie, Aud dent Deutſchen ſchwebte der Unterihied wol vor, es fehlte 
ihm aber an dem Unterſcheidungsmerkmale, und fo wurde es wol erkannt, daß derjelbe in 
der Natur der Sache liegen müſſe, daß Fälſchung und Betrug fich zueinander wie dad ſchwerer 
und leichtere Vergeben verhielten, daß die Fälſchung die Qualification des Betrugs ſei, daß 
e8 aber ven Gejeggebungen überlaffen bleiben müffe, die Bälle genauer zu beftimmen, in welchen 
der Betrug ſich zur Fälſchung fleigere. 

Nah der Anficht des Engländers beitebt der Betrug (cheat) darin, daß man das Eigen- 
thum eined andern auf eine nahe an Felonie (ſ. d.) reichende Weile, durch ein Hinterge: 
hendes und ungefegmäßiges Verfahren oder Zeichen, woburd dad Gemeinweſen berührt wird 
oder berührt werben kann, fraudulently verlegt. Wo ſich ſchon gemöhnlide Klugheit gegen ven 
Betrug ſchützen kann, erfcheint dieſer ftraflos. Forgery, Fälſchung, ift dagegen das fälſchliche 
Verfertigen eined Documents (instrument), welches äußerlich bejagt, für den Zweck, zu weldem 
ed angefertigt wurde, gut und gültig zu fein, verbunden mit der Abjiht, eine oder mehrere 
Perfonen zu betrügen. Wenngleich nach dem Common law nur misdemeanor, wird 

‚forgery nad) befondern Statuten in mehrern Bällen zum felony, ſtets muß jedoch dad ge: 
fälfhte Document dem wahren, wofür es ſich audgibt, fo ähnlich fein, daß es im Stande iſt, 
Perfonen, melde eine gewöhnliche Beobachtung anwenden, zu täufchen. 

Der praktiſche Sinn des Engländerd hat es hiernach wohl verftanden, ſcharf und beftinimt 
die Fälle ver Fälſchung von denen des Betrugs zu ſondern. Was ihm Fälfhung fein joll, muß 
gleihfam handgreiflich in das Gebiet der Ericheinungen treten, es muß dasjenige fein, maß, wie 
wir fehen werben, der Franzoſe für ein faux materiel erachtet. 

So ift dieſem der faux ein crime ober delit contre la paix publique, die escroquerie nur 
ein delit contre les proprietes. Der Code penal ftellt für die escroquerie, von welcher die 
filouterie eine Unterart bildet, in Art. 405 folgenden Begriff auf: Wer durch Gebraud 
von faljhen Namen und Eigenſchaften over durch betrügliche VBorfpiegelungen von der Eriftenz 
falfher Unternehmungen oder einer zuftehenden Gewalt oder eines eingebilveten Credits, oder 
dur Erweckung von Hoffnungen oder Furcht eines gewiſſen Ausgangs, eines Zufalls oder 
eined andern erträumten Ereigniſſes fih Gelder, Mobilien, Obligationen, Verfügungen, 
Schuldſcheine, Berfprehungen oder Duittungen geben läßt und durch diefe Mittel einen andern 
um fein ganzed Vermögen oder einen Theil deffelben betrügt, wird wegen escroquerie mit 
Gefängniß oder Geld beſtraft. Das Weſen ver Alouterie liegt, nad) der franzöfifhen An- 
fhauung, in der Gewandtheitder Hand, insbeſondere beim Spiel, dad der escroquerie mehr in 
einer geiftigen Schlaubeit. 

Der faux, von welchem der Code penal eine Definition nicht enthält, tritt, nad Art. 132 fg., 
bei der fausse monnaie (f. Falſchmünzerei), bei der Fälſchung der Staatsfiegel, Bank— 
billets, Öffentlicher Greditpapiere, Stempel, Öffentliher und Privaturfunden u. f. w. ber: 
vor. Nad einem arr&t der Cour de cassation vom 19. Dec. 1835 wird der faux als alte- 
ration de la vérité dans une intention criminelle qui a port& ou pu porter prejudice ä 
des tiers bezeichnet. Nach der ”. 'arid des franzöſiſchen Strafrecht iſt der faux intellectuel von 
dem faux materiel zu unterfheiden. Unter dem erftern verſteht man jene Täufhungen, welde 
ohne materielle Nachahmung oder Verfälſchung einer Urkunde in einer Schrift eine Verabre— 
dung oder Anordnung Fälihlih jtatt der wirklich auszudrückenden unterſchiebt. Dieler faux 
intellectuel, gleihfam die nievergefchriebene Lüge, Fann nur von Staatöbeamten — wer⸗ 
den. Dem Engländer ſind die Fälle dieſes faux nur immer Fälle des cheat, nicht der forgery 
und wol jelten in das Strafgebiet fallende. Der faux materiel, die eigentliche forgery des Eng: 
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länders, iſt jede wirkliche Änderung der Wahrheit durch fälſchliche Nachahmung oder Verände⸗ 
rung einer Urkunde in ihrer Subſtanz. 

Titel 20 des zweiten Theils des Allgemeinen preußiſchen Landrechts ſah die Fälſchung 
als eine Dualification des Betrugs an. Ihm war ſtrafbarer Betrug jede vorſätzliche Veran— 
laſſung eines Irrthums, wodurch jemand an ſeinem Rechte gekränkt werden ſoll. Die Fine 
war in der Regel nur der doppelte Betrag des geſuchten Gewinns. 

Fälſchung war dem Allgemeinen Landrecht eine auf vorzüglich liſtige und ſchwer zu ent⸗ 
deckende Weife verübter Betrug, ein Berrug, wodurch gewiſſen Berfonen oder Sachen Merkmale 
oder Eigenſchaften, die ihnen nicht zufommen, zur Bevortheilung anderer beigelegt over vorhan= 
bene Eigenfchaften verheimlicht werden. Hierher rechnete dad Geſetz die Urkundenfälſchung, das 
falſche Spiel, die Gelvmader und Wahrfager und die Grenzverrüfung. Sodann gelangte das 
Sefeg zum Betruge mit Berlegung allgemeiner Pflichten und rechnete dahin den Meineiv und 
dad Lügen vor Gericht, die falſche Anſchuldigung, die doppelte Taufe, die Unterſchiebung frem— 
der Geburt, den Misbrauch faljchen Namens und Wappens. Endlich wurde nod) ald Betrug 
des Publikums der durch falihes Map und Gewicht verübte und ver Bankrott hierher gerechnet. 

Ehe wir und zu den Strafgefegen der Neuzeit wenden, müſſen wir wieder zu dem gemeinen 
Rechte zurückkehren, welches wir bei der Aufzählung der nad) Feuerbach zum Thatbeftande des 
Betrugd gehörenden Requifite verließen. Auch dem gemeinen Rechte hatte jicd die Nothwen— 
digfeit aufgebrängt, den criminell ftrafbaren Betrug von bloßen Vorfpiegelungen, von den 
zwar moraliih jhändlihen Zügen, vorzüglich aber von Übervortheilungen bei Verträgen und 
den Entihädigungen begründenvden Täufhungen zu unterfheiden. Auch die jranzöjifhen Ge— 
richte erkennen ed an, daß bloße Vorjpiegelungen eines Ereditd oder großen Vermögens, faliche 
Berfprehungen, Erregung falſcher Hoffnungen noch feinen ſtrafbaren Betrug begründen, dieſer 
vielmehr nur durch manoeuvres frauduleux begründet wird. Aber auch bier wird es ſchwer, 
die Örenzlinie des Strafbaren zu ermitteln, und ed muß ein richtiger praftifher Sinn, ein 
vernünftiges richterlihes Erineflen mol dabei immerbar den Ausihlag geben. Wenigftens find 
die Verſuche, hier gleihjam den Nagel auf den Kopf zu treffen, ziemlich als gefcheitert zu betrach= 
ten. Die Anfiht, davon die Strafbarkeit abhängen zu laſſen, ob der civilrechtlihe Zwang zur 
Aufrehthaltung ver Rechtsordnung nicht hinreicht, um bei Handlungen gewiffer Art vor Scha— 
ben zu ſchützen, ließ ſich nicht rechtfertigen. Nicht alle im Vertragsverhältniffe vorkommenden 
Überliftungen Iaffen ſich ftrafen, ohne dem freien Verkehre die Zwangsjacke anzulegen. Nach 
Mittermaier's Anſicht, a. a. O. ©. 662, ſoll am meiſten darauf ankommen, ob ſich ergibt, daß 
der Handelnde die Eingehung des Vertrags ſelbſt als ein Mittel brauchte, um dadurch die Täu— 
ſchung des andern zu erwecken, und in andern Fällen, ob die Abſicht erhellt, dem getäuſchten 
Contrahenten den Erſatz unmöglich zu machen oder ſehr zu erſchweren. Auch wird da, wo der 
Betrug in Verhältniſſen vorkommt, in welchen der Contrahent der Verſicherung des andern, 
nach den beſtehenden Verhältniſſen, zu glauben genöthigt iſt, z. B. bei Goldarbeitern, ein 
ſtrafbarer Betrug angenommen werden können. Wo ſich in ſolchen Fällen es nothwendig macht, 
die Strafbarkeit zu einer unzweifelhaften zu machen, wird die Geſetzgebung einſchreiten und die 
Bedenken zerſtreuen müſſen. Geib ftellt ®) die Regeln auf: 1) daß der Betrug ſtrafbar ſei, wenn 
der Betrogene nach Maßgabe der herrſchenden Anſichten eine Täuſchung nicht erwarten konnte; 
2) daß da, wo der Betrogene ſich ſelbſt auf Täuſchung gefaßt machen mußte, nur civilrechtliche 
Anſprüche durch Täuſchung begründet werben, aber dann Strafe eintreten muß, wenn der Be— 
trug fo war, daß anzunehmen ift, daß der Beſchädigte, mit Rückſicht auf feine fonft bewiejene 
Klugheit, nicht im Stande geweien jei, per Täufhung zu entgehen. 

Solche KHlugheitöregeln mögen nun jehr wohl geeignet fein, den Richter bei feinen Entſchei— 
dungen zu leiten oder eine geſe hzliche Beſtimmung hervorzurufen, aber ſie ſtellen fein Prinecip 
auf, ſie haben ven Mangel einer jeden Cafuiſtik, daß fie die Sache für alle die Fälle nur noch 
zweifelhafter machen, welche ſich dieſen Regeln nicht geradezu anpaſſen laſſen. So iſt es auch mit 
dem Unterſchiede des dol civil und dol eriminel, von welchem letztern Helie annimmt, daß der 
Betrüger nur einen Zwed habe, nämlid den, den Rechten anderer zu ſchaden; denn nicht das 
Schaden ift ed, was den Betrüger zunächſt leitet, fondern vielmehr die Erlangung feines Vor: 
theils, mache diefe auch Die Beihädigung des andern nothwendig. 

Wir Haben gefehen, dag nad dem vorhin aufgeftellten Begriffe die täufchende Handlung 





8) Im Archiv des Criminalrechts von 1840, ©. 125 u. 1%. 
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zum Nachtheile des andern geichehen fein mußte. Es weicht dies von der Anjicht der Nömer ab, 
welche zum falsum nichts weiter forderten, ald daß dadurch den Nechten eined andern entgegen: 
gehandelt werde, mochte die Wirkung ein wirklicher Schaden fein oder nicht. Daß die Lüge an 
fich ein Verbrechen fei, läßt ji in der Sphäre des Rechts nicht wohl behaupten. Es wird zu der 
Lüge mithin nod) eine andere Veranftaltung binzutreten oder durch ie eine Amtspflicht verlegt 
werden müflen, 3. B. der Bruch eines Eides, wenn fie der Strafe unterliegen joll. Von dem, der 
etwas Unmwahres behauptet, Fann man nicht jagen, daß er betrüge; in feiner einfeitigen Ver— 
fiherung liegt fein Zwang für das Erfenntnißvermögen des andern, die Folgen feiner Leicht: 
gläubigfeit fallen auf ihn felbft zurüd. Aud das Vorbringen wiffentlid falſcher Thatſachen im 
bürgerlichen Proceſſe, mögen daran au beiondere Rechtsnachtheile gefnüpft fein, ift fein 
Betrug, wenn zu demſelben nicht noch auf die Täufhung des Gegners berechnete Beranftaltungen 
hinzutreten. . Ebenjo wenig find bloße Faufmänniihe Empfehlungen und Vorfpiegelungen 
Betrug, wenn nicht Umſtände Hinzutreten, melde fie zu diefem ftempeln. Auch die bloße 
Vorentbaltung der Wahrheit ijt an ſich fein Betrug, fie kann es unter Umſtänden jedoch und 
Telbft zum falsum werden, injofern ein Gegenftand, der einen Beweis der Wahrheit enthält und 
auf welchen andere ein Recht haben, unterdrüdt wird. So nimmt das hannoverifche Strafgefeg: 
buch Art. 309 an, daß dur Vorenthaltung und Unterdrüdung der Wahrheit ein Betrug 
begangen werben fönne, wenn eine allgemeine oder auf bejondern Verhältniſſen berubenve 
Rechtspflicht, die Wahrheit zu offenbaren, vorhanden ift. Zu weit führt der in neuern Geſetz— 
büchern ausgeſprochene Grundfag, daß die Benugung fremden Irrthums einen Betrug be: 
gründe. Nur beim Vorhandenſein befonderer Umftände, unter welchen eine gewiſſe Pflicht gegen 
den andern verlegt wird, oder da, wo die Verleitung des andern zum Irrthum hinzufommt, 
kann von einem Betruge die Rede jein. Als Grundjag fann hierbei gelten, daß zu dem bloßen 
Benutzen des Irrthums immer noch eine pofitive Handlung hinzufommen muß, ſodaß 3. B. das 
bloße Annehmen einer Nichtſchuld neoch feinen Betrug in ſich enthält. Lügen und Vorſpiege— 
lungen von Bettlern, in Unterftügungsgefuhen u. dgl. m. begründen ebenfalls nicht ohne 
weiteres einen Betrug; Strafen, die in ſolchem Falle gedroht werden, haben gemeinhin nur 
eimen polizeilihen Charakter. Das Zeihendeuten, Kartenihlagen, Schapgräbern wird zum 
ftrafbaren Betruge, wenn ihnen die Abjiht zu prellen zu Grunde liegt, wogegen die Abiicht, 
eine Belohnung zu erhalten, die Handlungen noch nidht zum Betruge maht. Die Strenge, mit 
welcher man jonft vergleichen Künſte beftrafte, hatte in dem Glauben an viefelben ihren Grund, 
fie mußte mit diefem Glauben ſchwinden. Der Gebrauch eines falihen Namens, welden vie 
Gejege gemeinhin mit Geld: oder furzer Freiheitäftrafe bedrohen, wird nur dann zum Betruge, 
wenn er in ver betrüglichen Abſicht erfolgte, dadurd jemand an feinem Vermögen oder an 
feinen Rechten zu verlegen. Auch die Anmaßung einer Würde oder eines Amtes wird nur dann 
frafbar, wenn die jonftigen Bedingungen eines Betrugs vorhanden find und biejelbe nicht 
lediglich als lächerliche Eitelkeit erſcheint. Wir fahen, daß das dritte Nequifit des ftrafbaren 
Betrugs, der dolus, die böſe Abfiht war, mit welcher er begangen wurde, ſodaß der Begriff 
des Verbrechens dann fehlt, wenn dev Handelnde nicht weiß, daß er in einem andern eine falfche 
Borftellung bewirkt, vielmehr dasjenige jelbft für wahr hält, was er dafür ausgibt. Die Caro— 
lina verlangte in Art, 113 und 114, daß die Handlung böglicher = und betrüglicherweife voll- 
bracht wurde, und nad der römiſchen Anſchauung mußte beim stellionatus die Abficht auf die 
Benahtbeiligung des andern an jeinem Vermögen gerichtet fein. Wir werben ſehen, wie ver- 
ſchieden die neuern Gefeggebungen in Betreff dieſes Erforderniſſes des Betrugs find und wies 
weit fie in diefer Beziehung auseinandergehen. 

Das gemeine Necht hält den Betrug dann für vollendet, wenn die rechtswidrige, in betrüg— 
licher Abficht vorgenommene Handlung beendigt ift. Streitig ift hier jedoch, ob fhon die Been— 
digung der betrügerifchen Handlung oder erjt dad Eintreten ihres ſchädlichen Erfolgs das 
Verbrechen confummirt. In Betreff der Vollendung der bewirften Fälſchung gibt e8 drei 
Theorien, Die eine forbert zu derfelben das Eintreten des Schadens, die zweite hält dazu ſchon 
die bloße Hervorbringung der falſchen Sache, das Verfälihen felbft für ausreichend, und vie 
dritte fordert zur Vollendung den Gebrauch der gefälſchten oder verfälichten Sache, nicht aber 
auch das Eintreten des Schadens oder dad Grreichen des Vortheils. Auch in diejem Punkte 
meiden die neuern Geſetzgebungen wefentlihvoneinanderab. Mittermaier entſcheidet iha.a.D. 
©. 669 für die Richtigkeit der dritten Anficht. Bei den Betruge gehört im römifhen Sinne 
zur Vollendung das wirkliche Eintreten des Schadens. Dies it dann anzunehmen, wenn die 
Täuſchung des andern den Betrüger in den Bejig eines Vortheils brachte Her den Betrogenen 
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in Schaden verfegte. Einzelne Gejeggebungen halten es ſchon für ausreichend, dap das Rechts— 
geichäft, auf deſſen Hervorbringung die Täufhung gerichtet war, vollendet, daß die in betrüg= 
liher Abjiht vorgenommene täufhende Handlung beenvigt wurde. Sie laſſen ed aud beim 


‚Betruge auf den verurſachten Schaden nicht anfommen, 3. B. das hannoverifche Geſetzbuch. 


Das gemeine Recht unterfcheidet 1) die Bälfhung im engern Berftande, wenn die Täu— 
ſchung durch Beränderung einer Sache zum Nachtheile der Güter eines andern bewirkt wird. 
Hierber rechnet ed die Verfälihung ver Waare und ded Maßes und die rechtögültiger Urfunden. 
2) Den Betrug im engern Sinne, wenn die Täufhung auf eine andere Art ald durch Berfäl- 
ihung einer Sache geſchehen ift. Dies geichieht nun aber vornehmlich a) durch täufchende Ver— 
änderung der Merkmale einer Berfon, b) durd ven Gebrauch oder die Verfertigung einer Sache, 
welche ven Schein einer andern an ſich trägt, oder c) durch unwahre Ausjage oder täufchende 
Sanpdlunger.?) 

Diefe Sınderung der Fälſchung von den Betruge läßt fich nicht rechtfertigen, nach ihr iſt 
manches Betrig, was der Fälſchung angehört, und umgekehrt. Fälſchung ift im heutigen Sinne 
die durch Nachehmung oder Veränderung von Gegenſtänden, die ald Grundlagen des öffentlichen 
Glaubens oder als Mittel der Begründung von Rechten und Verbindlichkeiten gelten, oder durch 
Unterdrückung chter Gegenftänve folder Art verübte Täufhung , mit ver Abſicht, am Vermö— 
gen oder am Fanilienſtande andere zu bejchädigen, oder die nach den Staatseinrihtungen an wie 
Echtheit gewilfer Begenftände gefnüpften Bortheile zu erlangen. Der Unterjhied von Betrug 
und Fälſchung if ein innerer; die fhwerere Beftrafung der legtern liegt in der größern Ver— 
fhuldung des Fälſhers ald des Betrügerd. Der erftere bringt einen Gegenftand hervor, an den 
ſich das Öffentliche dlgemeine Vertrauen knüpfen joll und durch welchen des andern Erfenntniß= 
vermögen gleihjam jezwungen wird, dasjenige für wahr zu halten, wodurch auch der Vor— 
ſichtigſte getäuſcht wrden fann, aber ver Fälſcher macht endlich auch die Unwahrheit zu einer 
bleibenden. Er läßt dren Nachtheile fortwirken und jo zu ſchwerern werben, wogegen der durch 
Betrug zugefügte Schiven gemeinhin ein einmaliger, ſich nicht erneuernder fein wird. 

Nicht jeder ſchriftlihe Betrug ift eine Fälſchung; falihe Erklärungen und Angaben in einer 
Schrift begründen nur ıann ein Falſum, wenn die Art der Schrift ſelbſt jo beichaflen ift, daß 
fie die Angaben als echt conftatirt. Bei der Urfundenfälfhung trennt man bie ber Öffent- 
lihen von der der Privefunden, Bei der erften hat man wieder zu unterfcheiden 1) das 
Berbältnig ded Beamten, ver wiſſentlich eine zur Täuſchung beftimmte Öffentliche Urkunde auf- 
nimmt; 2) das Verhältniß eines Privatmannd, der eine ſolche Urkunde täuſchend nahahmt 
und verändert. Bon feiten 1ed Beamten ift dad Verbrechen vollendet, wenn er weiß, daß dad, 
was er bezeugt, unwahr iſt. Bei dem Privatmanne wird die Abficht der Täufchung die Be- 
ſchädigung anderer am Bermigen oder die Erreihung von Bortheilen fein, welde an die echte 
Urkunde gefnüpft waren. Vondem Öffentlihen Beamten wird der faux intellectuel, vom Pri⸗ 
vatmann der ſaux materiel in der Regel begangen werben. 

Je wichtiger und einflußreichr eine Urkunde ift, z. B. ein gerichtliches Urtheil, die Unter- 
fchrift des Landesherrn, deſto ſträbarer wird deren Fälſchung, wogegen dieſe Strafbarkeit ſich 
verringert, wenn ed jih um die Fälchung von Kegitimationdpapieren, Führungsatteften u. ſ. w. 
banvelt. Die Urkundenfälihung wird fo in beftimmten Fällen zur beſonders qualifieirten und 
tritt Dann der einfachen gegenüber. 

Zmeifelhaft wird es oft, was eim Urkunde ift. Das fpäter noch zu erwähnende preußiſche 
Strafgejegbud vom 14: April 1851 zennt in $. 247 Urkunde eine jeve Schrift, welche zum 
Beweife von Verträgen, Verfügungen, Verpflichtungen, Befreiungen und überhaupt von 
Rechten oder Rechtsverhältniſſen von Ereblichkeit iſt. Die Erfahrung hat in Preußen gelehrt, 
wie ofted, ungeachtet diefer Begrifföbeftinmung, immer noch zweifelhaft blieb, ob ein beftimm= 
tes Schriftſtück für eine Urfunde anzufebenjei over nicht. 20) 

Es liegt nad der wol richtigern Anſcht dann eine Falſchung nicht vor, wenn jemand 
einen Beamten durch wiſſentlich falihe Angıben zur Ausſtellung einer echten Urkunde veran— 
laßt, doch nimmt dies z. B. das badiſche Stragefegbud vom 6. März 1845 ($. 427) an. 

In neuerer Zeit hat man aud das Bedürfuß gefühlt, zum Schuge ver Waarenbezeihnuns 
gen den Gebrauch von fremden Fabritzeichen und’yirmen unter Strafe zu ſtellen; jo 3. B. Preußen, 
in $. 269 feines Strafgejeges, unter dem Titeldes ftrafbaren Eigennutzes. Die angedroßte 
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Geldbuße geht Hier von 50 bis zu 1000 Thlen. und wird im Rückfalle durch Gefängnißſtrafe 
bis zu jehsmonatliher Dauer erſetzt. 

Bon der Fälfhung der Urkunden ift deren Unterdrückung und Kortihaffung zu unterſcheiden, 
fie gehört vem Gebiete ded Betrugs nicht an und in das des Diebſtahls oder der Unterfchlagung. 
So ift au das bloße Vernichten des Inhalts einer Urkunde oder eines Theils veffelben feine 
Fälſchung; welchen anderweitigen Reaten daſſelbe zugugefellen iſt, dad müffen die Umftäude des 
vorliegenden Falls entſcheiden. 

Schon die Carolina (Art. 113) betrachtete die Verfälſchung von Maßen und Gewichten 
und deren Gebrauch als Falſum. Neuere Geſetzgebungen, z. B. die preußiſche in $. 243, 
rügen ſie als Betrug und unter Umſtänden nur als Polizeivergehen. 

Das falſche Zeugniß wird in neuerer Zeit oft, z. B. auch in Preußen, dem Maneide zuge— 
ſellt, bei welchem auch wir deſſelben näher gedenken wollen. 

Nach dem gemeinen Rechte war jede Fälſchung und jeder Betrug Verbiechen, wenn— 
gleich die Carolina in ihren Art. 113 und 114 nur von wenigen handelt, und zwar von den 
gefährlichſten. Die Strafe iſt willkürlich. Selbſt die Todesſtrafe war ausdricklich gebilligt, 
wenn das Verbrechen wiederholt wurde, bie Verletzung beſonders groß ode: ein vorzüglich 
hoher Grad der Rechtswidrigkeit des Willens entweder aus der Handlung ſebſt oder aus an— 
dern Gründen erkennbar war. Die mildere Praxis hat hier die Todesſtrife längſt beſeitigt 
und durch Sreiheitäftrafen erjegt. Nur in dem Falle, mo ein foldyes Zeugiiß die Todesſtrafe 
eined andern nad fi gezogen hat, will Mittermaier fie für vielleicht geregtfertigt halten 44), 
ohne jie jedoch für nothwendig zu eradhten. 

Daß englifche Statut 11 George IV. und 1 Will. IV. beftraft den aB Hocverräther mit 
dem Tode, weldher das königliche Geheimfiegel, das Privatjiegel des Königs, die Fönigliche 
Signatur und die Geheimſiegel von Schottland und Irland verfälſcht. Sonft ift Fälſchung 
(forgery; f. Felonie) nur ald gewöhnliched felony, jelbft auch ald midemeanor zu ftrafen, 
fo 3. B. die false personation, das Vorftellen einer andern Perſon zun Zwecke der Ausübung 
eines Betrugs. Das Betrügen (cheating) ift nur misdemeanor. 

Wir haben ver Strafe pereseroquerie bereits oben gedacht, über di: Strafe der fausse mon- 
naie und der conterfagon der billets de banque u. ſ. w. . den Art. Fa ſchmuͤnzerei. Wir müffen 
jedoch hier noch ded faux en Ecritures publiques ou authentiques etde commerce ou de ban- 
que mit einigen Worten Erwähnung thun. Es trifft nach Art. 145 ded Code penal den fonc- 
tionnaireoder officier public, welder in der Ausübung feines Ame⸗ eine Fälſchung verübt, ſei es 
par fausses signatures, par alt6ration des actes, &crilures ou sßnalures, par supposition de 
personnes, par des &critures faites ou inlercalees sur les wgistres ou d’aulres acles pu- 

"blics, depuis leur coufection ou clöture, die Strafe der trawux forcös a perpetuite. Auch 
der faux intellectuel, welder von Beamten bei Fertigung folder Urkunden begangen wird, ift 
mit der gleichen Strafe bedroht. Allen andern Berfonen, welch ſich folder faux ſchuldig machen, 
iſt zeitige Zwangsarbeit und diefe auch denen angedroht, wache von ſolchen verfälſchten Urkun— 

‘den Gebrauch mahen. Der faux en &criture privee urterliegt dagegen nur der reclusion 
(Art. 180) und, wenn er nur an passe-ports, feuilles de route oder certificats verübt wurde, 
eorrectionellen Strafen. e 

Es bleibt und noch übrig, der Beflimmungen zu gebexien, welde einige der neuern deutſchen 

Strafgeſetzgebungen in Anfehung des Betrugs und der Sälfhung getroffen haben, um fo einen 
Überblick darüber zu gewinnen, wie fi in neuefter Zei die Beftrafung diefer Treuverlegungen 

eftaltet hat. 
: Wir wenden uns bier zuerfi nah Preußen. Gein bereit erwähntes Strafgefegbud be: 
ſtimmt in $. 241: Wer in gewinnfüchtiger Abſicht dad Vermögen eines andern dadurch be= 
ſchädigt, daß er durch Vorbringen faljher oder durd Entſtellen over Unterdrücken wahrer That: 
ſachen einen Irrthum erregt, begeht einen Betrug. Wenn das gemeine Recht den dolus des 
Betrügers, ſeine Abſicht, durch die rechtswidrige taaſchende Handlung zu ſchaden, vorausjegt, be⸗ 
gnügt ſich das preußifche Geſetz mit ber gewinnfichtigen Abjicht, deren Begriff ein weiterer als 
der der Beſchädigung ift. So hat der höchſte Gerichtshof fhon den wegen Betrugs beftraft, 
welcher unter faljhen Angaben ein Darlehn exangte, indem er annahm, daß die Abficht, ein 
Darlehn zu erlangen, eine gewinnfüchtige, un daß es darauf gar nicht anfomme, ob die fvätere 
Rüdzahlung beabſichtigt fei, ſowie ob das Wrmögen des Thäters für die Grftattung genügende 
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Sicherheit gewähre oder nicht.1?) Solche Grundſätze verlegen pas Rechtsbewußtſein ded Volkes, 
fie ftempeln den größten Theil aller Geldverkehrsverhältniſſe zu Betrügereien und firafen die 
Rüge ald Betrug. | 

Der Betrug wird nach $. 242 mit Geldbuße oder Gefängniß beahndet, die bei der An— 
nahme mildernder Umftände bis auf 5 Thlr. und eine Woche Gefängniß herabfteigen fönnen. 
Dei gewiſſen ausgezeichneten Betrügereien darf, nad $. 243, dad Gefängniß nicht unter drei 
Monaten und die Geldftrafe nur-von 50— 1000 Thlr. bemefjen werden. Wir erwähnen ald 
bierher gehörig nur des falſchen Maßes und Gewichts, des geringern Gehalts von Gold- und 
Silberwaaren, ded Beſchneidens, Abfeilend u. f. w. von Metallgelvftüden, des gewohnheits— 
mäpigen oder im Ginverfländnifle mit dem Verringerer bewirften Ausgebens folder Gelb: 
Rüde, des Verrückens von Örenzfteinen oder von Waflerftandsmerfmalen und der Beſchädi- 
gung und Unterdrüdung von Urkunden, welde den Beſchädiger oder Unterbrüder entweber 
gar nicht oder nicht ausjhließlih gehörten. Das Gefeg reiht in $. 244 dem Betruge bie vor: 
jäglihe Branpftiftung an, welche an eigener Sache in betrügerifcher Abfiht begangen wurde, 
und bedroht jie mit Zuchthaus und beträchtlicher Gelpftrafe. 

ALS Untreue beitraft das Gefeg (F. 246) die Betrügereien der Vormünder, Guratoren, Se— 
queſter, Mäfler u. ſ. w. mit Geld und Gefängnip. 

Bon den in dad Gebiet der Fälſchungen fallenden Verbrechen hebt dad Geſetz in einem 
bejondern Titel die Urkundenfälihung hervor und beftimmt (in $. 247): „Wer in der Abſicht, 
id oder andern Gewinn zu verihaffen oder andern Schaden zuzufügen, eine Urkunde verfälſcht 
oder fälſchlich anfertigt und von derjelben zum Zwecke der Täuſchung Gebraud macht, begeht 
eine Urkundenfälſchung.“ 

Den Geſetzbuche eigenthümlich ift die weitere Beftimmung ($. 248), daß auch der ſich einer 
Urkundenfälſchung ſchuldig machen foll, welcher in ver Abſicht, ji oder andern Gewinn zu vers 
ihaffen over andern Schaden zuzufügen, ein mit der Unterfchrift eines andern verfehenes Papier 
ohne deſſen Willen ausfüllt und von einer folden Urkunde Gebrauch macht. Wieweit dieſe Bes 
ftimmungen in der Rehtsübung reihen, ergeben verſchiedene Beſchlüſſe und Urtheile des Ober: 
tribunald. So foll jhon jedes die echte Unterfchrift eines andern enthaltende Schriftftüd, jedes 
Blanket, ohne Unterſchied, ob es noch andere ſchriftliche Aufzeichnungen enthält, auf die ſich Die 
Namendunterfhrift bezieht, eine folde Urkunde jein. Nur dann fol ein gewöhnlicher Betrug 
vorliegen, wenn bie jonjtigen Aufzeichnungen ſchon an fi den Charakter einer Urkunde tragen. 
Ein Ausfüllen ſoll fhon in jedem Hinzufügen von Schriftzeichen zu finden fein, wodurch das 
Ganze den ihm früher nicht beimohnenden Gharafter einer Urkunde erlangt.1?) 

Das Geſetz verordnet (in $. 249) weiter, daß der, welder von einer faljchen oder ver- 
fäljchten Urkunde, wiffend, daß fie falfch over verfälfcht ift, in der Abſicht Gebrauch macht, ſich 
oder andern Gewinn zu verjchaffen oder andern Schaden zuzufügen, dem Fälſcher glei geach⸗ 
tet werben joll. Dieje vem Code pénal (Art. 148) entlehnte Vorſchrift ift eine der Härten, 
welche das preußifche Geſetzbuch jeinem Mufterbilve und deflen Grundſatz, ben Theilnehmer 
dem Urheber gleich zu ftrafen, zu danken hat. 

Die Strafe der Urkundenfälſchung ift nad $. 250 Zuchthaus bis zu fünf Jahren und zu= 
gleich Geldbuße von 50— 1000 Thlrn., welche Strafe, wenn mildernde Umftände feitgeftellt 
find, auf Gefängniß nicht unter drei Monaten und Geldſtrafe nicht unter 5 Thlın. herabgeſetzt 
werden kann. Diefe Strafe fteigert fich in $. 251 auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren und zu- 
gleich auf eine Geldbuße bis zu 2000 Ihlrn., wenn eine der fünf folgenden Arten von Urkunden 
Gegen ftand ded Verbrechens ift: 1) Urfunden, welche mit der linterfchrift des Königs oder 
mit dem Eöniglichen Infiegel audgeftellt find; 2) Urkunden, melde von Staatöbehörden, Ge: 

meinden oder Gorporationen ded In: und Auslandes, von inländijchen oder ausländiſchen 
Beamten oder von ſolchen Perſonen, melde nach den Gefegen ded Inlandes oder Auslandes 
öffentlihen Glauben haben, aufgenommen, ausgefertigt oder beglaubigt werben; 3) Bücher, 
Regifter, Kataſter oder Inventarien, welche unter amtlichem Glauben geführt werben; 4) Ber: 
fügungen von Todes wegen ; 5) Wedel. Bis zur Geſetznovelle vom 14. April 1856 mußte 
auch Die geringfügigfte Urfundenfälihung, wenn fie eine der gedachten Urkunden betraf, mir ber 
den dauernden Verluſt der bürgerlichen Ehre nach ſich ziehenden Zuchthausſtrafe, deren Mi: 
nimm zwei Jahre ift, beahndet werden; eine Härte des Geſetzes, welche bald in das grellfte Licht 
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trat. Hatte doch das franzöſiſche Geſetz vom 28. April 1832 im allgemeinen die Härte des 
- Code penal dahin gemildert, daß ed den Geſchworenen und beziehendlih Richtern freiftellte, in 
einem jeden Straffalle dad Vorhandenfein von circonstances attenuantes anzunehmen und 
damit eine Strafe herbeizuführen,. weldhe um ein bis zwei Grade geringer war ald die gefeßliche, 
und fo 3. B. die zeitige Zwangsarbeit in Gefängniß zu verwandeln, jo aber e8 dem preußiſchen 
Gejeggeber nahe genug gelegt, daß es Fälle gebe, wo die gejeglihen Strafen der Verſchuldung 
nicht entſprächen. Man fah in der Braris denn aud bald ein, daß auch hier vorhandene mil: 
dernde Umſtände die Strafe herabfegen und ihr namentlich den infamirenden Charafter nehmen 
mußten, und fo fam man denn in der gedachten Novelle dazu, beim Vorhandenſein folder Um: 
flände ſich mit einer Gefängnißftrafe von nicht über jehs Monaten und Geldbuße nit unter 
10 Ihlrn. zu begnügen und dabei die Ehrenftrafe nur auf zeitige Unterfagung ver Ausübung 
der bürgerlichen Ehrenrechte zu beichränfen. 

So muß Preußen den Fehler, melden e8 beging, als es dem deutichen Rechtsbewußtſein in 
feinen Strafgefegen nur zu oft den Rüden fehrte und dem Franzoſenthume huldigte, ſtückweiſe 
wieder beffern. Will Preußen ſich mit den übrigen deutihen Regierungen über ein gemeinja: 
med Strafgefeß einigen, dann werde ed vor allen Dingen wieder deutfch in feinen Gefegen und 
ſchüttele das Joch, welches ihm Napoleonijche legislatoriſche Weisheit auferlegte, wieder von ih 
ab, Auch der gleichen Beitrafung des faux intellectuel mit der des faux materiel begegnen wir 
in $. 252, nad welchem, wer in der Abſicht, fi oder andern Gewinn zu verſchaffen oder andern 
Schaden zuzufügen, bewirkt, daß Verhandlungen, Erflärungen oder Thatſachen, welde für 
Rechte oder Rechtöverhältniffe von Erheblichkeit ſind, in öffentlichen Urkunden, Büchern oder 
Regiftern abgegeben oder geihehen beurfundet werden, während jie gat nicht oder in anderer 
Weiſe over von andern Perſonen abgegeben oder gefchehen jind, mit Zuchthaus bis zu zehn Jah: 
ren und zugleich mit Geldbuße von 100 — 2000 Thlrn. beftraft werden foll. Diefelbe Strafe 
trifft auch den, welcher zum Nachtheile eines andern von ſolchen falfchen Beurfundungen, wiflend, 
daß fie falfch find, Gebrauch macht. Bei diefer doch fo harten Beftimmung hat man ed 1856 
nicht für erforderlich gehalten, mildernde Umftände plaggreifen zu laffen. 

Die Anfertigung falfhen Stempelpapierd und die Verfälfhung echten Stempelpapierd hat 
man in $. 253 mit Gefängniß nit unter drei Monaten und zeitiger Unterſagung des Rechts 
der Ausübung der Ehrenrechte beftraft, ebenfo die ver Poftfreimatken und geftempelter Brief: 
couvertd. 

Die Fälſchung von Reifepäffen, Legitimationsſcheinen, Wanderbüchern, der Führungs: 
und Fähigkeitszeugniſſe u. ſ. w. ſowie das Gebrauchmachen von einer folhen verfälfchten Ur: 
funde follen mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder Geldbuße bis zu 100 Thlrn. beftraft wer: 
den ($. 254), wenn fie zwar in der Abfiht, Behörden oder Privatperfonen zu täufchen, aber 
ohne vie Abſicht, fi oder andern Gewinn zu verihaffen oder Andern Schaden zuzufügen, bewirkt 
mworben find, Auch Hier wird der, welcher von einer ſolchen echten oder für einen andern audge: 
geftellten Urfunde zu dem gedachten Zwecke Gebraud macht, dem Fälſcher gleich beftraft. 

Mit gleiher Strafe bedroht $. 255 den, welder, ſedoch nicht in der Abſicht, fih oder 
andern Gewinn zu verfhaffen oder andern Schaden zugnfügen, bewirkt, daß Verhandlungen, 
Erklärungen oder Thatfahen in Öffentlihen Urkunden, Büchern und Negiftern als abgegeben 
oder gefchehen befundet werden, während fie gar nicht oder in anderer Weife oder von andern 
Perfonen abgegeben over gefchehen find. 

Die härtere Strafe von einem Monate bis zu einem Jahre Gefängniß, welche durch bie zei: 
tige Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte gefhärft werben kann, trifft nad 
$. 256 den, welcher unter dem Namen eined Arztes, Wundarztes oder einer andern Medicinal- 
perfon ein Zeugniß über feinen oder eines andern Geſundheitszuſtand ausftellt oder ein derat: 
tiges echtes Zeugniß verfälicht imd davon zur Täufhung von Behörden oder von Berficherumgd: 
gejellihaften Gebraud mat. 

Ebenſo werden nad) $. 257 Arzte, Wundärzte und andere Medisinalperfonen, melde un: 
richtige Zeugniffe über den Gefundheitözuftand eines Menſchen zum Gebrauche bei einer De: 
Hörde oder Berficherungsgefellfchaft ausftellen, mit Gefängniß von 3—18 Monaten und zeitl: 
gem Ehrenverlufte beahndet. Auch der wiffentliche Gebrauch eines ſolchen Atteftes iſt unter 
Strafe geftellt und nad $. 258 mit Gefängniß von einem Monate bis zu einem Jahre und 
gleihem Ehrenverlufte, legteres nad) dem Ermeſſen des Richters, bedroht. 

Wir fehen, daß hier der Einfluß franzöſiſcher Elemente überall zu Strafen geführt hat, 
welche nur in einzelnen Faͤllen gerecht, d. h: ver Verſchuldung entſprechend jind, in überwiegen: 
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der Mebrzahl aber mit diefer nicht im richtigen Verhältniffe ji befinden. Die Gommentare, 
welche zu diefen Gefegen die Praris, befonders des höchſten Gerichtshofs, zu geben gedrungen 
war und welde bis zur Mitte des Jahres 1858 Oppenhoff in ihrer Vollſtändigkeit mittheilt, 
geben ein treues Bild von dem, was man beüteln und erflären mußte, um fie den Umſtänden 
einzelner Bälle anzupaffen. ö 

Das Strafgefeg über Verbrechen, Bergehen und Übertretungen für das Kaiſerthum Öfter- 
reich vom 27. Mai 1852, welches im wefentlihen aus dem des Jahres 1803 hervorging, be— 
flimmt in $. 197 über ven Betrug: „Wer durch liftige Vorftellungen oder Handlungen einen 
andern in Irrthum führt, durch welchen jemand, jei ed der Staat, eine Gemeinde oder andere 
Berfon, an feinem Eigenthume oder andern Rechten Schaden leiden joll, oder wer in dieſer Ab— 
fibt und auf bie oben erwähnte Art eines andern Irrthum oder Unwiſſenheit benugt, begeht 
einen Betrug, er mag ſich Hierzu durch Eigennutz, Leidenſchaft, durch die Abſicht, jemand gefeg- 
widrig zu begünftigen, oder fonft durch was immer für eine Nebenabſicht haben verleiten Iaffen.‘ 

Es ift Hier der stellionatus, welchen wir bei der Begrifföbeflimmung wiederfinden; bie 
Hinterlift, welche ſich ihres Zwecks, den andern zu eigenem Vortheil zu beſchädigen, wohl be- 
mußt ift, iſt es, welde das Charafteriftifche des Verbrechens bildet. 

Der Betrug wird nad $. 198 zum Verbrechen, d. h. zu einer der ftrafbaren Handlun⸗ 
gen, melde das Gefeg ($. 12) mit vem Tode oder mit dem Kerfer beahndet, entweder aus ber 
Beichaffenheit ver Ihat oder aus dem Betrage de Schadens. Aus dem legtern wird ed zum 
Verbrechen ($. 199): 1) wenn fi in eigener Sache bei Gericht zu einem falfhen Eide erboten 
oder wirflich ein falſcher Eid geſchworen wird, oder wenn fih um ein falfches Zeugniß, fo vor 
Gericht abgelegt werden fol, beworben, oder wenn ein faljches Zeugniß gerichtlich angeboten 
oder abgelegt wurbe, wenn baffelbe auch nicht zugleich die Anerbietung oder Ablegung eines 
Eides in ih begreift. Diefe dem Meineive angehörigen Fälle werben in dem Art. Meineid 
weitere Erwähnung finden. 2) Wenn jemand ven Charakter eines öffentlichen Beamten fälſch— 
lih annimmt, oder einen obrigfeitlidhen Auftrag oder eine beſondere, von Öffentlicher Behörbe 
erhaltene Befugnif lügt. 3) Wenn in einem öÖffentlihen Gewerbe unechtes oder geringhalti- 
ges, fei es eimentirtes oder nicht cimentirted, Maß oder Gewicht gebraucht wird. 4) Wenn je- 
mand eine oͤffentliche Urkunde oder eine durch Öffentliche Anftalt eingeführte Bezeichnung mit 
Stempel, Siegel und Probe nachmacht oder verfälſcht. 5) Wenn die zur Beftimmung der Gren- 
zen gefegten Marfungen weggeräumt oder verfegt werben. 6) Wenn jemand durd; Verſchwen— 
dung fi) in das Unvermögen zu zahlen geflürzt, oder durch Ränke den Credit zu erlangen ge- 
fucht Hat, oder durch Aufftellung erdichteter Gläubiger oder jonft durch betrügliches Einver- 
ſtändniß der Verhehlung eines Theild von feinem Vermögen den wahren Stand der Maffe 
verdreht. Wir werden jpäter noch Gelegenheit haben, auf die Bälle ad 5 und 6 zurückzukom⸗ 
men, dba wir noch der gemeintechtlichen Beftimmungen über die Örenzverrüdung und den be— 
trüglihen Bankrott zu gedenken haben. | 

Andere Betrügereien werden nach $. 200 zum Verbrechen, wenn der Schaden, der ver- 
urfacht oder auf welchen die böfe Abficht gerichtet worden, fidh höher ald auf 25 FI. beläuft. 

Das Geſetz befennt in $. 201, daß ſich die Arten des Betrug wegen ihrer großen Man— 
nichfaltigfeit in ihm nicht alle aufzählen liefen. Es begnügt fi fünf derfelben herauszugrei— 
fen, welche, wenn das Object ſich höher ald auf 25 31. beläuft, ein Verbrechen fein follen. Eines 
ſolchen ſoll ſich nämlich ſchuldig machen: 1) wer falfche Privaturfunden verfertigt oder echte vers 
fälſcht; wer Urkunden, welche ihm gar nicht oder nicht ausſchließlich gehören, zum Nachtheile 
eined andern vernichtet, beſchädigt oder unterdrückt; wer nachgemachte oder verfälfchte öffentliche 
Crediwapiere, mie auch wer verfälfchte Münze, ohne Einverftändnig mit den Verfälſchern oder 
Theilnehmern, wifſentlich weiter verbreitet. 2) Wer ven Schwachſinn eines andern durch aber- 
gläubiſche oder fonft hinterliftige Verblendung zu deffen oder eines Dritten Schaden misbraucht. 
3) Ber gefundene oder ihm irrthümlich zugelommene Sachen gefliffentlidh verhehlt und ſich zu= 
eignet, was jedoch auf die Verheimlichung eines aufgefundenen Schates nicht anwendbar ift. 
4) Wer üdh einen falfhen Namen, Stand oder Eharafter beilegt, fi für den Eigenthümer 
fremden Vermögens ausgibt oder fonft hinter einem falſchen Scheine verbirgt, um fih unredht- 
mäßigen Gewinn zuzueignen, jemandem an Vermögen oder Rechten Schaden zu thun, ober 
jemanden zu nachtheiligen Handlungen zu verleiten, zu denen er ſich ohne ven ihm gefpiel- 
ten Betrug nicht würde verfianden haben. 5) Wer fi in einem Spiele falfcher Würfel, fal= 
her Karten, eined hinterliftigen Einverftänpniffes oder anderer liftiger Ränfe bedient. Wir 
müflen ed und verjagen, näher auf dies bunte Gemisch ftrafbarer Handlungen einzugehen, welche 
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zum Theil andern Nechtömaterien angehören und in denen nod andere jtrafbare Elemente als 
Die ded Betrugd liegen; und mußte ed genügen, daß dad in Rede ſtehende Geſetzbuch jie ven Be— 
trügereien zuzählt. 

Die Strafe des Betrugs ift nah $. 202 “insgemein Kerker von ſechs Monaten bis zu 
einem Jahre, bei erfchwerenden Umftänden aber von einem bis zu fünf Jahren. Liberfteigt 
($. 203) das Object des Betrugs die Summe von 300 Fl., ift das Verbrechen mit befonderer 
Kühndeit oder Arglift verübt, oder hat der Verbrecher fich die Betrügereien zur Gewohnheit 
gemacht, dann ift die Strafe ſchwerer Kerker von 5— 10 Jahren. 

Wir übergehen hier die Strafbeftimmungen deö dem Meineive angehörigen $. 204 und 
bemerken aus $. 205 nur no, daß Betrügereien, bei melden keins der vorgedachten er= 
fhwerenden Merkmale in Rede ſteht, nur ald Übertretungen angefehen und mit der Strafe ber= 
felben , namentlid mit Geld, Arreft und körperlicher Züchtigung geahndet werden jollen. 

Es ift ein Vorzug des preußifchen Strafgefeged, daß ed das Strafmaß nit von einer bes 
flimmten Summe des Betrogenen, Geftohlenen u. f. w. gbhängig macht. Dergleihen Krite- 
rien jind gemeinhin fo vag und ungewiß, daß füch bei ihrer Anwendung Willfürlichkeiten gar 
nicht vermeiden laflen. 

Im allgemeinen erfcheinen die Beftrafungen des Betrugs nad dem öſterreichiſchen Gefeg: 
buche milder ald die Preußens, ſchon mit Rückſicht darauf, daß das Minimum der Kerkerſtrafe 
ein ſechsmonatliches, das der Zuchthausſtrafe ein zweijähriges iſt. Wir wollen diefen Geſetzen 
Preußens und Oſterreichs nun noch einige Beftimmungen aus dem bairifchen Strafgefegbuche 
vom 6. Mai 1813, der älteften Godificarion deutſcher Strafgefege, welche gegenwärtig noch 
Geſetzeskraft hat, gegenüberftellen. Daffelbe gibt in Art. 256 folgenden Begriff des Betrugs: 
1) Wer, um einen andern in Schaden zu bringen oder ſich jelbft einen unerlaubten Vortheil 
zu verſchaffen, wiflentlih und vorſätzlich falſche Thatſachen für wahr ausgibt und darſtellt, 
wahre Thatſachen unerlaubterweije vorenthält oder unterbrüdt, oder aud von fremden Be- 
truge ſich felbit zum Vortheile oder einem Dritten zum Nachtheile wiffentlich Gebrauch macht, 
wird wegen vollendeten Betrugs beftraft , wenn hieraus etweber ein wirklicher Schaden entitan- 
den, oder wenn die betrüglide Handlung mit im Gefege befonders bemerkten erſchwerenden 
Eigenihaften begangen worden iſt. Nad Art. 257 ift auch ſchon die bloße Vorenthaltung der 
Wahrheit Betrug, wenn der Irrthum eines andern dazu misbraucht wird, benjelben zu einer 
ihm nachıtheiligen Handlung, Unterlaffung oder Verfprechung zu verleiten. 2) Wenn jemand 
gültige Documente zum Nachtheile ver Rechte eined andern unerlaubterweife verheimlicht,, ver- 
nichtet, unbrauchbar macht oder fonft unterdrüdt, und 3) wenn jemand, von der Obrigkeit zu 
einem Zeugnifle aufgefordert, fein Wiffen verſchweigt und ableugnet. 

Betrügereien, wodurd ein anderer entweder in feinem gegenwärtigen oder rechtlich zu er— 
wartenden fünftigen Vermögen übervortheilt wird, find Verbrechen (im Gegenfage zu den Ber- 
geben, ald minder ſchweren Verlegungen der Strafgejege) und werden, wenn ibr Betrag die 
Summe von 25 Fl. erreiht, außer dem Kalle erfchwerender Umſtände, ald gemeine Dieb: 
ftähle 1%) beftraft. Diefe Strafe ift nad) Art. 215 einjühriged Arbeitshaus, welches fi um 
fo viele Vierteljahre verlängert, fovielmal der Werth des Entwendeten (Betrogenen) die Summe 
von 50 Bl. in ſich begreift, ohne daß jedoch die Dauer der Strafe weiter ald auf acht Jahre er- 
ſtreckt werden bürfte. 

In Art, 263 hebt dad Geſetz ſechs Fälle des Betrugs hervor, melde es ald audgezeichnete 
Diebflähle erfter und zweiter Klaffe (die Strafe derfelben ift nad Art. 220 1 — 3 Jahre Ar- 
beitshaus mit ber Steigerung des Art, 215) angejehen wiſſen will und von denen wir beis 
fpielöweife nur die hervorheben, wenn der Betrug an einer zu gemeinnügigen oder frommen 
und moraliihen Zweden errichteten Anftalt verübt wird, und wenn Bormünder, Gurato- 
ten u. f. w. ihn verüben, Wer die Religion , eine religiöfe Handlung oder durch Religion ge- 
heiligte Sachen als Mittel zur Ausübung eines Betrugs miobraucht, erleidet ebenfalls bie 
Strafe ded audgezeichneten Diebftahls und wurde, bis das Gefeg vom 18. Nov. 1849 dies be— 
feitigte, öffentlich ausgeftellt. 

Die Strafe des Berrugs ſteigert fich (Art. 265) zu der des geflifienen gefährlichen Dieb⸗ 
ſtahls und jo zu vier- bis achtjährigem Arbeitshaufe, ohne Rückicht darauf, ob die Beſchädi⸗ 
gung erfolgt iſt oder nit, wenn es Äh um der Gefundheit ſchädliche Verfälſchung von Nah: 





14) Dbgleich in der Novelle vom 25. März 1856 die Diebftahlsftrafen wefentlich abgeändert find, 
fo wird der Betrag doch mit der alten Diebftableftrafe beahndet. 
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zungömitteln, um eine Verbindung zur Ausübung von Betrügereien, um Spieler von Pro: 
fejiion, um Gewohnheitsöbetrüger und um die Verfälſchung von Privaturfunden handelt. 

Als Verbreden wider die öffentlihe Treue und Glauben zeichnet das Geſetz, außer der im 
Art. Falfhmünzerei gedachten Münzfälfhung, noch die der öffentlihen Urkunden aus. Es 
ftraft mit zwölf: bis zwanzigiährigem Zuchthauſe ven, welcher mitteld Nahahmung königlicher 
Unterfrift unter Misbrauch des Staatsſiegels falfhe Urkunden verfertigt oder richtige ver— 
fäliht und von den nachgemachten oder verfälfcgten Urfunden Gebrauch macht. Sind folde 
Urfunden von andern Staatdämtern und Öffentlichen Behörden ausgefertigt, dann ermäßigt ſich 
die Strafe auf acht- bis zwölfjähriged Zuchthaus. Auch ſchon das unerlaubte Iubefignehmen 
des Staatöjiegeld wird, wenn damit aud fein Misbrauch gemadt wurde, nad Art. 338 mit 
ein= bis dreijährigem Arbeitöhaufe beahndet. 

Die betrügliche Anmaßung eines öffentlihen Amts bedroht das Gefeg mit ein- bie drei- 
jährigem Arbeitöhaufe, vorbehaltlich der wegen Fälſchung oder anderer damit verbundener Ber- 
brechen verwirften Strafen. Bon Öffentlihen Beamten begangene abſichtliche Verfertigung, 
Verfälihung oder Unterbrüdung von Amtäprotofollen und andern Urkunden zieht, fei 
daraus ein Schaden entitanden oder nit, außer den jonjtigen Strafen aud die Dienftent: 
fegung nach ji. 

Die drei hervorgehobenen Beifpiele ded gegenwärtigen Standes der Grfeggebung über Fäl- 
fhung und Betrug werben für den vorliegenden Zwed völlig ausreichen, und haben wir nur 
noch einiger befonderer Arten audgezeichneter Betrügereien zu gedenken, welche aud das ge- 
meine Recht als ſolche hervorhebt. Wir haben hier zunächſt den betrügliden Bankrott zu er: 
wähnen. Die Injolvenz des Vermögend und daraus hervorgehende Zahlungseinftellung 
von Handeldleuten, Babrifanten u. f. w. kann für diefe zugleich ſtrafrechtliche Folgen nad fid 
ziehen. Es können nämlich bei Grlegenheit der Erörterung über den Bankrott Fälſchungen 
oder Berrügereien bed Banfrottirerd befannt werden, eö fann aber aud in dem Banfrorte jelbft 
ſchon ein Betrug liegen. Died wird ber Fall fein: 1) wenn jemand abfichtlid die Inſolvenz⸗ 
erflärung als Mittel, andere rechtswidrig zu benachtheiligen, wählt; 2) infofern jemand betrüg- 
lie Mittel anwendet, um durch die Unrichtigkeit der Darftellung feines Vermögenszuſtandes 
zu gewinnen; 3) bei bevorfiehendem Goncurfe betrügerifche Handlungen vornimmt, um feine 
Gläubiger zu verfürzen oder einzelne Gläubiger zu begünftigen; 4) infofern betrügliches 
Schuldenmachen den Bankrott herbeiführte. Nach dem gemeinen Rechte, dem ein leichtſinniger 
und fahrläfjiger Bankrott fremd ift, welchen neuere Geſetze ebenfalld unter Strafe ftellen, ift 
die Strafe des betrüglihen Banfrottd die ded Betrugs und, infofern Die angewandten Mittel 
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Bankrottirers zu Amtern und Würden fegten bereit die Meichögeiege feſt. 

Das preußische Strafgejeg ($. 259) erachtet Handeldleute, Schifförheder und Habrifbefiger, 
welde ihre Zahlungen eingeftellt haben, des betrüglichen Bankrotts für ſchuldig: 1) wenn fe 
ihr Vermögen ganz oder theilmeife verheimlicht oder beijeite geſchafft haben; 2) wenn fie 
Schulden oder Rechtsgeſchäfte anerkannt oder aufgeitellt Haben, welche ganz ober theilweiſe er: 
dichter find; 3) wenn fie, in der Abjicht, ihre Gläubiger zu benachtheiligen, Handels bücher zu 
führen unterlaffen haben , obgleich deren Führung geſetzlich vorgeichrieben oder nah Beſchaffen⸗ 
beit ihres Gefchäfts erforderlich war; 4) wenn fie in gleicher Abjicht ihre Handelsbücher vers 
heimlicht oder vernichtet oder fo geführt oder verändert haben, daß diefelben keine Überſicht 
des Vermögensſtandes gewähren. Die Strafe ift hier Zuchthaus bis zu 15 Jahren, bei mil- 
deruden Umftänden Gefängnif nicht unter drei Monaten, unter Ermächtigung des Richters, auf 
die zeitige Uinterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 

Berner beitraft das Geſetz in $.260 den, welcher im Interefje eines Handelömannd u. ſ. w., 
der feine Zahlungen eingeftellt har, deſſen Vermögen ganz oder theilweiſe verheimliht oder beis 
feite geſchafft hat, und den, welcher im Interefle eines ſolchen Gemeinſchuldners, oder um fid 
oder andern Vortheil zu verſchaffen, erbichtete Korderungen im eigenen Namen oder durch zwi⸗ 
ſchengeſchobene Berfonen geltend gemacht hat. Hier ift die Strafe Zuchthaus bis zu 10 Jahren, 
bei mildeenden Umſtänden Gefängniß nicht unter drei Monaten. Hat hier der Ihäter im Eins 
verfländniffe mit dem Gemeinſchuldner gehandelt, dann finden auf ihn die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen wegen der Theilnahme am Verbrechen Anwendung. 

- Wie das öſterreichiſche Strafgeſetzbuch den betrüglichen Bankrott beitraft, haben wir bes 
reits angeführt. 

Nach dem bairiſchen Strafgefegbude, Art. 273, wird, wer in Goncurd gerathen und 
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überwieſen ift, daß er durch argliftige Verheimlihung feiner fhon vorhandenen Zahlungsun= 
fähigkeit oder bei Eingehung neuer Pfandihulden durch Ableugnung oder betrüglide Ver— 
ſchweigung älterer oder ftärferer Hypotheken feinen Gläubiger hintergangen hat, ald betrüg— 
liher Schuldenmadher wie wegen gemeinen Betrugs bejtraft. Ebenjo wird nad Art. 276 
beftraft, wer im Goncurje durch betrüglihe Handlungen einzelne Gläubiger vor den andern 
begünftigt. Wer ih, um feine Gläubiger zu verfürzen, einer Unterfhlagung oder eines Be— 
trugs jhuldig macht, Geld oder Geldeswerth heimlich zurückbehält oder auf die Seite jchaflt, 
Activforderungen verfhiweigt oder deren Bezahlung heimlih annimmt oder auch erbichtete 
Gläubiger aufftellt, foll dagegen ald ausgezeichneter Betrüger (Art. 263) beftraft werben. 

Beſonders qualificirt ift der Betrug, wenn der Gridar, um ſich rechtswidrig mit feiner 
Gläubiger Schaden zu bereichern, ſich durch betrüglihe Handlungen ald zahlungsunfähig dar— 
ftellt. Hier ift in Art. 278 vier= bis ahtjähriges Arbeitshaus jowie Ehren: und Gewerbe: 
verluft angedroht. 

Auch dieſe Anführungen werden dazu genügen, ji ein ausreichendes Bild von dem Ver: 
brechen zu verichaffen, welches die Handeldverhältniffe ver Neuzeit weſentlich in das Leben riefen, 
das jedoch verhältnigmäßig nur felten zur gerichtlichen Erörterung gelangt, da die Koftjpielig- 
feit der Coneurſe und deren Weitläufigkeit nicht jelten für die Gläubiger zu einer dringenden 
Beranlaffung werden, aud den nachtheiligſten Accord dem Austrage der Sache vorzuziehen. 
Erft das preußiſche Gejeg vom 8. Mai 1855 hat die Bahn zu einer zweckmäßigen Bearbeitung 
und Berfürzung der Concurſe gebrochen und ji in feiner Ausführung bereits gut bewährt. 

Nur der Grenzverrückung, des crimen termini moti ded Römiſchen Rechts, haben wir 
noch zu gedenken. Es befteht in der Aufhebung und Veränderung der Örenzzeihen eines 
Grundſtücks. Die Rechtswidrigkeit der That erhöht fih, wenn dur das Verbrechen zugleich 
eine Öffentliche Autorität verlegt wird, mas gefchiebt, wenn die vom Staate und deſſen Behör— 
den feftgeftellten Grenzen verrückt werden. Die Strafe des neuern Römischen Rechts war bier 
eine willkürliche, die Relegation oder öffentliche, auf einige Jahre beſchränkte Arbeit nicht über- 
feigende. Die Earolina drohte in Art, 114 mit einer Xeibeäftrafe, welche jevod nur dann 
plaggriff, wenn es ſich um eine Verrückung unter Öffentlicher Autorität gefegter Grenzzeichen 
handelte. Wir fahen ſchon, daß das preußiſche Strafgejeg die Grenzverrückung als einen 
qualifieirten Betrug ftrafte, wogegen wir fie in Ofterreih und Baiern ald Betrügereien nicht 
befonderd hervorgehoben fanden. 2. Trieft. 

Familie, Familienrecht *) 1) Alle Wefen der organifcen Natur haben ald Individuen 
nur ein vorübergehendes Dajein, fie entftehen und verfchwinden nad) längerer oder fürzerer 
Zeit; die Gattungen der Wefen gehen aber nicht unter. Damit die Erhaltung der legtern mög— 
li werde, Hat der Schöpfer aller Dinge den Einzelweien der organifchen Welt die Macht der 
Reproduction von Individuen derjelben Gattung gegeben, die bei den Ihieren und Menſchen 
in dem Triebe der Fortpflanzung durd die Zeugung liegt. Diefer ald Naturzwed dienende 
Trieb ift daher ein Naturgejeg,, dad bei den Menfchen wie bei weitem den größern Arten der 
Tiere dur das Zufammenmirfen ihrer eigens dazu gefchaffenen Kormation erfüllt wird. Auf 
derfelben beruht die Verjchiedenheit der Geſchlechter, welche nach vollendeter organiſcher Kraft- 
entwidelung und Reife fi voneinander angezogen fühlen und durch den mächtigen Reiz des 
Geſchlechtstriebs zur Begattung gelockt werden. Iſt diefe fruchtbar, fo werden den Thieren ihre 
Jungen geboren, dem Menfhenpaare feine Kinder. Allein damit ift nicht immer die VBorforge 
der Natur für die Erhaltung der Gattungen erſchöpft: ein großer Theil der Thierjungen ſowie 
die Erzeugten der Menfchen bebürfen einer Pflege von feiten ihrer Erzeuger, ohne melde fie zu 
Grunde gehen würden. Im höchſten Grade ift diefe den menfhlihen Sprößlingen nöthig, die 
zu den ſchwächſten aller Gefchöpfe im animalifchen Reiche gehören. Die Natur hat daher ihre 
Erzeuger mit einem zweiten Triebe, dem eines ängftlihen Anhänglichkeitsinſtincts begabt, der 
fie unwiderſtehlich beherricht, ihre Erzeugten zu nähren, zu pflegen und gegen die ihr zartes 
Leben bevrohenden Gefahren zu fhügen. Bei den Säugethieren ift den Müttern der Haupt— 
beruf der Erhaltung zu Theil geworben; aus ihrer Bruft erhalten fie die erfte Nahrung. Bei 
den Menfchen find beide Triebe, d. h. die gefchlechtliche Attraetion wie die zu den Kindern, die 
Ausgangspunfte der durch die moralifche Natur verfelben verevelten Geſchlechts- und der älter: 
lichen Liebe, welch legterer die ded Kindes entgegenfommt, fobald ver Keim des Bewußtſeins ſich 
in ihm entwidelt. Die naturgemäße Wirkung der Herrfchaft beider ift ein inniges Zufammen= 





1) Zu vergleichen Riehl, Die, Familie (zweite Auflage, Stuttgart 1857). 
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leben ber Gatten, der Ältern und ver Kinder als einer eigenen und zwar ber erflen (im wahr⸗ 
ften Sinne des Wortes fo zu nennenden) ergänzenden Gemeinfhaft, melde bei allen modernen 
Voͤlkern feit Jahrhunderten die bei ven Römern dafür übliche Benennung Familie erhalten hat. 
Die Bafis diefer naturwüchſigen, naturnothwendigen und providentiell gefhaffenen Einigung 
ift daher eine animalifch und ſittlich anthropologifhe?), fie bildet zugleich Die Unterlage eines 
focialen Verbandes, der fi, weil dur denſelben auch die gegenfeitige rechtliche Stellung ihrer 
Mitglieder bedingt ift, als ein Rechtsverhältniß durd Sitte und Gefege normirt und fo die 
Bamilie ald Rechtsinſtitut geftalter. ' 

Die Familiengemeinſchaft jpaltet ji dem bisher Gefagten gemäß zunächſt in zwei, die ehe— 
liche und die ver Altern und Kinder. Es reiben ſich aber an dieſelben an oder fliehen mit ihnen 
noch andere Gemeinfhaftsverhältniffe in Verbindung. Die Kinder ver Familie umfhlingt das 
buch die Einheit des Blutes und das gemeinfame Leben im Vaterhaufe gebildete Band ver 
Blutöfreundfhaft, das nad) der Auflöfung des legtern fortvauert und fi auch auf die ihrer Er— 
jeugten erjtredt und in immer weitern Kreifen ald das Band ver Verwandtfchaft in Ehren ge— 
balten und die Grundlage verſchiedener ven Mitgliedern derjelben zuſtehenden Rechte und ihnen 
obliegenven Berbindlichfeiten wird. Sogar die aus dem Schofe der Familie ald Anfangspunft 
hervorgehende Stammesgenoffenfhaft und die Entftehung der Horden und Völfergruppen find 
auf diefe Urfprünge zurüdzuführen, und nicht mit Unrecht hat man auch gejagt, daß die Familie 
die Wiege des Staates fei. 

Doch ift ſchon die Stammesgenoflenihaft ein über die Örenzen des Bamilienbandes hinaus 
gehender Kreis, der bei ver Beleuchtung des legtern zur Seite liegen bleibt. 

Dagegen werben gewöhnlich im Kreife der Familie noch andere Berfonen getroffen, die, von 
Natur aus ihr nicht angehörend, doch in mehr oder weniger bleibender Verbindung ald Diener 
oder Dienerinnen mit ihr ftehen und jegt durch Die Benennung bed Geſindes bezeichnet zu wer: 
den pflegen. Beiden alten Völkern und heute no im Orient fowie in verſchiedenen Ländern 
Amerikas gehörten over gehören auch die Sklaven dazu, mas aber nur ritig ift bezüglich der 
im Haufe der Familie lebenden Diener diefer Art. Ganz verjhieden von dieſer dienenden Klaffe 
find die ald Surrogat felbfterzeugter Kinder von einem Haudvater Adoptirten, die in künſt— 
liger Weife zum Kern der Familie gehören. : 

Nicht allen Kindern wird das Glück zu Theil, ihre Altern zu behalten. Sollten fie dann 
nicht als hülfloſe Waijen dem fihern Untergang preisgegeben fein, fo mußte aud für fie ein 
forgendes Naturgeſetz vom Herrn der Welt in den Menſchen gelegt und burd die Rüdfiht des 
eigenen Intereſſes verftärkt werden. Es ift das der, wenn nicht ald Mitleid, doc als Mitgefühl 
bervortetenden allgemeinen Menfchenliebe. Dem verlaffenen Kinde wird ſchon von ſelbſt, mes 
nigſtens in der Regel, die Liebe der nächſten Verwandten zu Theil, wo jie fehlt, das Wohl- 
wollen der Nachbarn, der Gemeindegenoffen u. ſ. w.; ſie vertreten, inwieweit dies gefhehen 
tan, ald Bormünder die Stelle der Altern, ſodaß das Inflitut der Vormundſchaft ſich an das 
der Familie anreiht und ſogar als ein integrirender Theil des Familienrechts betrachtet wird. 

Da im „Staats-Lexikon“ ſchon ausführlih von der Ehe und dem Eherecht die Nede war, 
jo bleibt nur noch übrig, von dem älterlichen Verhältnif, von der Verwandtſchaft, vom Ge: 
findewejen und ver Vormundſchaft zu handeln. Das Geſindeverhältniß aber, ald ein eigenes 
Rechtsverhältniß, auch feiner polizeilihen Normirung wegen, und die Vormundſchaft, ald ein 
befonderes, jehr weit greifendes, bis ins einzelnfte ausgebilvetes Rechtsinſtitut, bevürfen einer 
bejondern Beleuchtung. ®) £ 

2) Die Feftftellung des gegenfeitigen Verhältniffed der Altern und Kinder ift feiner mora= 
liſchen, religiöfen und rechtlichen Seiten wegen von jeher der Gegenftand ethiſcher und religiöfer 
Unterfuhungen und Beleuchtungen gewejen ; in den Lehrbüchern ver poſitiven ſowie der vatio- 
nell:{peculativen Moral und der Rechtsphiloſophie haben fie eine bleibende Stelle. Um für 
deffen Beurtheilung eine feſte Bajis zu finden, ift es nöthig, von einer unbefangenen, durch die 
Errungenſchaften ver Wiflenfhaft gewonnenen Auffaffung der anthropologiſch gegebenen That⸗ 
ſachen auszugehen, und zwar nicht blos zum Zwede der Aufftellung höchſter, die ganze Lehre bes 





2) Das ift die Anficht der römifchen Rechtsgelehrten, wenn fie nicht blos von der maris et feminae 
conjunctio, quod matrimonium vocamus, fondern auch von der liberorum procreatio et educa- 
lio lagen, fie feien juris naturalis, d. h. ejus juris, quod natura omnia animalia docuit, Fr. 1, 
$.3,D.1,1 (de justitia et jure). ü 

3) ©, die Art. Gefinde und Vormundſchaft. 
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herrſchender Principien, jondern auch um den Schlüffel zum Begreifen der hiſtoriſchen Ent 
widelung des Familienrechts zu gewinnen. i 

Jene Bafis ift, wie ſchon ausgeführt, der inſtinetmäßig angeborene Trieb ver Altern, fo: 
wol der Mutter: wie ver Baterliebe. Kindererzielung ift ja von Anfang an Zwed der Einigung 
unverborbener Ehegatten. Sie erzeugt jofort das Gefühl ver Verpflihtung zur Pflege und 
Erziehung des Kindes, der, wenn aud) noch jo drüdend, von ihnen mit Freude genügt wird. Sie 
wird ihnen zur erften Rebendaufgabe, eine für heilig geachtete Gewiſſenspflicht. 

Sehr wahr jagt Ahrens („Rechtsphiloſophie““, S. 595): „Das Kind, welches zum Leben 
erweckt wird, erweckt ſelbſt in den Ältern die bis dahin unbekannten, kaum gewohnten fittlichen 
Gefühle der uneigennügigften Aufopferung und vollften Hingebung für das ihrer Kiebe und 
Führung anvertraute Weſen. Sie jind für das Kind die nächte fihtbare Vorſehung. 

„Im glüdlichen Gedeihen des Kindes finden die Ültern einen erften befeligenden Lohn für 
ihre Mühen, in der bald ihnen zu Theil werdenden Begenliebe und Pietät des Kindes den zweis 
ten, oft unausſprechlichen. Solange dieſes ſchöne, unintereffirte Gottesgeſetz die Altern be: 
berrfcht und leitet, bedarf e8 Feiner rechtlichen Zwangsnachhülfe, Feiner priefterlihen zum Schuge 
der Kinder. Eine Herrihaft ift bei noch ungebilvdeten wie auf höherer Eulturftufe ftehenden 
Völkern die freilich nicht ausnahmslofe Regel. ‚ 

Als Natur: und ethiſches trägt daher das Verhältniß der Altern zu ven Kindern ſchon in 
fich felbft die Garantien feiner Dauer und Wirkſamkeit. Da es aber die Keime eined Rechts— 
verhältniffes in ſich trägt, jo bildet es als ſolches zu gleicher Zeit ih aus. Es gibt den Altern 
und zwar vorzugäweife dem Vater, ald Haupt der Familie und Herrn des Haufes, eine Gewalt 
über die Berfonen ver Kinder. Diele Gewalt hat, wie Bentham*), ſoviel und befannt, zuerft 
bemerkte, eine boppelte Seite, indem der Bater im Verhältniß zu feinem Kinde in gewiller Bes 
ziehung Herr und in anderer Vormund ift. Er ift Herr ald Erzeuger der Kinder, die er bie 
feinigen nennt und, mo es ihm beliebt, für jich gleich Dienern des Haufes benugt und behandelt; 
er ift Vormund, weil er die der Selbftpflege unfähigen und ohne feine Hülfe von der Gefahr 
ded Untergangs bedrohten Kinder zu fügen und nad) außen zu vertreten hat. Obwol den 
Ältern ihr Dafein verdanfend, find die Kinder Berfonen und wie ihre Altern als Rechtsſubjecte 
zu betrachten ; jie können demgemäß, jevenfalld vom Standpunkte unferer gegenwärtigen Rechts— 
anjhauungen angefehen, in vem Grade nicht ber Gewalt derfelben unterworfen fein, daß fie 
bloßen im Gigenthum der Altern ftehenden Sachen gleich geachtet werden. Die älterliche Herr: 
fiaft ift daher fein dominium im juriftifhen Sinne ded Worts, fondern ein (domesticum) 
imperium. Daß diefelbe aber ftrenger oder milder fein und daß alfo der hausherrliche Eharaf: 
ter den vormundihaftlichen überragen könne, ift jelbftbegreiflih, wie freilih auch die unleug- 
bare Hiftorifche Thatſache, daß oft der legtere durch den erflern ganz und gar abjorbirt wurde. 
Einen intereffanten Gegenſatz bilden in ver angegebenen Beziehung die römifche patria po- 
testas unb das germanifche älterlihe mundium zueinander. Die Unterwerfung der Kinder 
unter die Gewalt der Altern, reſp. des Vaters erſtreckt ſich ſelbſtverſtändlich über die Perſon der 
eritern, die ihnen angebörenden Sachen und von ihnen vorzunehmenden Handlungen und pflegt 
in diejen drei Beziehungen in der Geſetzgebung ſowol ber ältern ald der neuern Völker nor: 
mirt zu fein. i 

3) Die gefchichtliche Ausbildung *) des Alternverhältniffes ift aus begreiflihen Gründen 
ſehr verſchieden. 

a) Bei barbariſchen und halbbarbariſchen Völkern fehlt ihm der ſittliche und rechtliche Cha- 
rafter. Die Mutterliebe ift indeſſen bei allen, auch den roheften ſichtbar, doch findet man bei 
mehreren die Unſitte des erlaubten Kindermords, namentlich der Töchter, beruhend auf Borur: 
theilen verfdhiedener Art. Im Herzen der Väter jehen wir den unvermeidlichen Antagonismud 
egoiftiicher Herrfchertriebe mit dem Kiebesgefühle.. Wie die Frauen find aud die Kinder im 
Baterhaufe fhmerbelaftete, der Tyrannei untermorfene Wejen. Leider fehlen und ausreichende 
Angaben über die Familienzuftände der blos Jagd und Fifcherei treibenden oder Hirtenvölfer, 
um eine nur einigermaßen befriedigende Zeichnung bverfelben geben zu fünnen. Die Beobach⸗ 
tungen der vielen Reiſenden bei den Wilden Amerikas und Auſtraliens oder der Polargegenden 
beſchränken ſich auf Notizen über gelegentlich von ihnen wahrgenommene Thatſachen oder 


Traito de legislation in Beneke's — ‚1, 389. 
5) Als Hauptwerk iſt zu vergleichen J. J. Roßbach, Vier Bücher Geſchichte der Familie (Nordlin⸗ 
gen 1859), ©. 1— 528. ‘ 
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Außerlichkeiten, wie 3.8. die bei vielen Stämmen übliche Wehrhaftmachung der Jünglinge nach 
glücklichem Beftehen meiftens barbarijcher, zum Zmede des Muthes und der Unempfindlichkeit 
gegen den Schmerz angeftellter Beinigungen. ©) ine Art Kindererziehung ift überall zu er— 
bliden, fie befteht im Einlernen und der Einübung in die Befchäftigungen ded Vaters oder 
der Mutter, um die Kinder in den Stand zu fegen, einft in der der Volksſitte gemäßen Weiie 
ſelbſtändig leben zu können. Der eben gezeichnete Charakter des Familienlebens findet ſich be= 
fonders bei den Bölfern oder Stämmen der von Klemm fogenannten, von ihm einer frühern 
Schöpfung zugeichriebenen paſſiven Menjhhheit.7) 

b) Bei den mehr oder weniger vorgerüdten Gulturvölfern zeigt jih das Aitern⸗ und Kin⸗ 
derverhältniß entweder als blos moraliſches, als moraliſch-religiöſes, oft als bloßes Rechts— 
verhältniß oder als eines, in dem beide Charaktere innig verſchmolzen ſind. Namentlich ſind 
Erziehung und Unterricht der Kinder ſelbſt in öffentlichen Schulen eine wichtige Nationalange— 
legenheit, auch bei den noch nicht auf der Stufe der Humanitätscultur ftehenven; died wird uns 
von den Azteken des alten Merico berichtet und bei den Perjern, welden wie faſt allen orien= 
taliihen VBölfern Kinderreihthum als Segen galt, und bei den Agnptern insbeſondere auf 
der religiöſe Unterricht gerühmt. Auch bei weniger cultivirten Völkern, wie bei den Tſcher— 
keſſen 9) und den Beduinen, wird Erziehung und Unterricht große Sorgfalt zugewendet. 

ec) Bei ven alten Indiern ift das älterliche Verhältniß nicht blos fittlid) und religiös, jon= 
dern auch rechtlich ausgebildet. Die Erzeugung von Söhnen war bei den drei höhern Kaſten 
Hauptzweck der Ehe und zwar zur Sicherung der für die väterlichen Ajcendenten zu machenden 
Todtenopfer, wozu die männlihen Nachkommen bis zum dritten Grade verpflichtet jind.?) Der 
Bater muß im Sohne aus dem Schofe der Mutter wiedergeboren werden. Der Einverlofe (zeu— 
gungsunfähige) Hausvater kann im Nothfalle ih durd einen Dritten, namentlich buch einen 
Bruder einen Sohn erzeugen laſſen, der ald fein eigener gilt, für welden das Familienhaupt 
aud) den Sohn oder Enfel der Tochter erklären oder auch einen Fremden adoptiren kann. Daher 
aud das Erbrecht aller Söhne, deren das Geſetzbuch Manu's zwölf, zum Theil ald Folge der ehe: 
lichen Kaſtenvermiſchungen, mögliche Arten unterſcheidet. Dafjelbe ſchärft den Kindern die 
größte Ehrfurcht gegen die Ältern ein und gibt dem Water dad Recht, fie wie die Frau und wie 
ber Lehrer den Schüler mit Schlägen, d.h. mit dem Bambusrohr auf den Hintern zu züch⸗ 
tigen. 10) Im indiſchen Epos wird die Pietät der Kinder gegen die Altern mit großem Lobe ge= 
ſchildert. Durch die Braminen ward die Erziehung und ein ftreng religiös-moraliſcher Unter— 
richt den Kindern aller Kaften bis zu deren Mannbarfeit durch die feierliche Umhängung des 
Gürteld der Reife ertheilt. 11) 

d) Bei feinem Bolfe ver Welt ift das Familienrecht von jo großer, in alle jocialen Ver— 
bältniffe tiefeingreifender Bedeutung wie bei ven Chineſen. Die vemfelben auch moraliſch zu 
Grunde liegende patriarhalifche Herrſchaft ift Princip der Verfaflung des ganzen himmliſchen 
Reiche. 

Der Kaifer ift nicht blos in einem figürliden, jondern mehr juriftifchen Sinn des Worte 
der vom höchſten Vater der Menſchen (der Bottheit) geſetzte Vater ded ganzen Volkes. Die Vor: 
fleher der Provinzen jind die von ihm ernannten Bäter ihrer in Familien gruppirten Bewohner, 
deren Glieder in jeder zu ihrem Haupte im Verhältniß der firengften Unterwürfigkeit ſtehen. 
Somwol im der Lehre des Confucius ald in den und befannt gewordenen gejeglihen Vorſchrif— 
ten, ſowie den Mittheilungen der Reifenden gemäß erfcheint das Familienband als das heiligfte 
und die Verehrung der Altern ald das erſte Princip der Moral, deſſen geringfte Verlegung 
durch ſchwere Strafen geahndet wird. Ein bis ins Feinſte organiſirtes Erziehungs⸗ und Uns 
terrichtsſyſtem hat den Zweck, dieſen Grundſatz als ein religiöſes Dogma den Gemüthern un— 
auslöſchlich einzuprägen und die aus fo vielen Millionen beſtehende Bevölkerung Chinas zum 
abjoluten Gehorfam ſowol im öffentlihen als im Privatleben zu erziehen. 

Der Bater hat in der Familie allein Gewalt und zwar eine fo audgebehnte, daß er den Kin 


6) Klemm, ge 1, 284 u, 288; II, 87, 89 u. 208; III, 57, 58, 171 u. 285. 

7) Klemm, I, 395, 

8) Klemm, V, 315. — Geſchichte des Alterthums (zweite Auflage), II, 422. 

9) Klemm, V, 29 u. 305. 

10) Bgl. Dunder, a. a. D., I, 145. Warnkoni ‚ Suriftifche Encnflopädie, ©. 186. Gans, 
Erbbrecht, 1, 27 und die dort angeführten Stellen aus Manu’s Geſetzbuch. 

11) Ins Einzelne ehende Mittheilungen geben die befannten Werfe von Bohlen, Laffen, Benfen's 
Artitel in Erfch’ und Gruber's Allgemeiner Enchklopädie u. f. w. 
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dern gegenüber als der Alleinberechtigte erſcheint. Die legtern find ihm lebenslängli unter: 
worfen, haben fein eigenes Vermögen, jondern erwerben alles für dad Haus, Sie fünnen vom 
Hausherrn verfauft werden, wogegen er aber für die von ihnen ſowie für die von der rau be— 
gangenen Rechtsverletzungen verantwortlih if. Doch ragt die Stellung des erftgeborenen 
Sohnes über die aller übrigen Mitglieder der Familie hervor; es find ihm diefe nach dem Vater 
die höchſte Achtung ſchuldig. 12) 

e) Beiden Jfraeliten war die fittlid:religiöfe Auffaffung des älterlihen Verhältniſſes die 
Grundlage des Rechts. Wie der Menic dad Ebenbild Gottes, fo ift das Kind bad der Altern 
und wie fie felbft zu achten. Daher fein Eigenthumsrecht der Ältern an den Kindern, fondern, 
wie Saalſchütz 1?) jagt, das patriarhaliihe Verhältniß, mo Liebe und Ehrerbietung einander 
begegnen, große Sorgfalt für das neugeborene Kind, fortwährende Pflege und Erziehung des 

eranwachjenden. Die moſaiſche Gefeggebung ſchärft den Kindern die Ehrerbietung gegen bie 

Itern ein, als erfte Bedingung der Fortdauer ded Volkes, und den Altern die Pflicht der Unter— 
weifung und, wo fie nöthig, ſtrenge Zucht. Den ald Säufer oder Schlemmer unverbefierlichen 
Sohn kann der Bater beim Nichter auf den Tod anflagen, auch ven, der fih an ihn vergriff. 
Ein eigenes jus vitae et necis über denjelben jtand ihm nicht zu. Eigenes Bermögen oder ein 
Sondergut ſcheinen die Söhne nicht gehabt zu haben. In Übereinftimmung mit andern aſiati— 
ſchen Rechten findet ſich auch im moſaiſchen der feft ausgefprochene Vorzug der Erftgeburt. 1?) 

In dem neueften Werke über dad mofaifh=rabbinifhe Civilreht von Hirſch B. Faffel, 
in den $$. 122— 148, find Die Rechte der Altern in fo anfprechender Weiſe codificirt, dag wir 
eine Anzahl Säge daraus hier wiedergeben zu follen glauben. 

$. 126. Der Vater ift verpflichtet, feinen Kindern Verpflegung und Unterhalt zu geben 
und für ihre Verſorgung bedacht zu fein. 

$. 127. Der Vater hat die Verbindlichkeit, feine Kinder zu erzieben, d. h. für das Leben 
und die Gefunpheit feiner Kinder zu forgen, ihre Körper: und Geifteäfräfte zu entwideln und 
durch Unterricht in der Ootteölehre den Grund zu ihrer fünftigen Wohlfahrt zu legen. 

$.129. Die Verpflihtung der Verpflegung und des Unterhalt für die Kinder währt fo 
lange, bis jich die Kinder jelbft zu ernähren im Stande find. 

8.130. Es ift die Prlicht der Mutter ald Gattin, für die Pflege, Geſundheit und das Ge- 
deihen ihrer Kinder zu jorgen. 

$. 131. Wenn fid die Gatten ſcheiden, follen die Kinder männlichen Geſchlechts bis zum 
zurüdgelegten ſechſten Jahre, die des mweiblihen Geſchlechts bis zur Volljährigfeit von der 
Mutter verpflegt und erzogen werben, wenn nicht erhebliche Gründe eine andere Anordnung 
fordern. Die Koften der Erziebung müſſen von dem Vater beftritten werben. 

$.133. Wenn ver Bater mittellos ift, jo müffen für Verpflegung und Unterhalt ver Kin: 
der die nächften Verwandten forgen. Ift der Vater todt, fo fällt Die Sorge der Erziehung auf 
den Großvater väterlicher Seite. 

$. 134. Die Ältern haben das Recht, die Handlungen ihrer Kinder zu leiten ; diefe find den 
Altern Ehrfurcht und Gehorfam ſchuldig. 2 . 

$. 135. Die Ehrfurcht find Kinder beiden Altern gleich ſchuldig; wenn jedoch die Altern 
noch vereheliht find, muß in Gollifiondfällen die Ehrfurdt vor der Mutter der vor dem Vater 
meiden. 

$. 136. Die Altern find beredhtigt, entwichene Kinder zurüdzufordern, aud befugt, uns 
fittlihe, ungeborfame und die Häusliche Ordnung flörende Kinder zu züchtigen, jedoch nicht zu 
übertrieben und nicht auf eine ihrer Geſundheit ſchädliche Art. 

8. 139. Der Vater kann fein unmündiged Kind zu ber Lebend: und Beihäftigungsdart, 
welche er für daſſelbe angemefjen findet, erziehen, 

$. 140. Alles, was unmündige, von ihrem Vater verpflegte Kinder durch fich ſelbſt er- 
werben, ift Gigenthun des Vaters; alles, was fie durch Zuwendung anderer erwerben , ift ihr 
Eigentbum. 

$.141. Die Verwaltung des Vermögens unmündiger Kinder fommt dem Vater zu. Nur 


12) Dal. Warnfönig, Zuriftifche Encpflopädie, ©. 116 u, 118. Klemm, a. a. O., VI, 102. Gans, 
Erbrecht, 1, 98. Wells-Williams, Das Neich der Mitte, deutfch von Collmann (Kaffel 1853), S. 321 fg., 
und Roßbach, S. 67— 69. 13) Ardyäologie der Hebräer, II, 212. 

14) Bol. Gans, Erbrecht, 1, 134— 137. Saalſchütz, Das mofaische Recht, II, 316. Henneguin, 
Introduction à l’etude de la legislation frangaise. Legisl. juive (Paris 1842), ©. 550 — 552. 
Hirſch B. Faſſel, Das mofaifch : rabbinifche Civiirecht (Wien 1852). 
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wenn der Vater zur Verwaltung unfähig oder von jenen, bie den Kindern das Vermögen zu⸗ 
gewendet haben, von der Verwaltung ausgeſchloſſen worden iſt, ernennt das Gericht einen an= 
dern Verwalter. 

$. 142, Der Bater ift Hinfichtlich des Vermögens feiner Kinder blos wie ein anderer Vor— 
mund zu betrachten, er bat daher feinen Fruchtgenuß; wol aber kann er von den Ginfünften 
des Vermögens die Koften einer anftändigen Erziehung beftreiten. 

$. 145. Die unter väterliher Gewalt ftehenden Kinder Fönnen ohne Einwilligung des 
Vaters keine gültige Verpflichtung eingeben. 

$.146. Der Vater bat die Verbinvlichfeit, feine unmündigen Kinder zu vertreten; jedoch 
bat in gewiſſen Fällen feine Vertretung nur dann Gültigfeit, wenn ein Bortheil für den Un— 
mündigen daraus entftanden ift. 

$.147. Der für die Erziehung gemachte Aufwand gibt den Altern keinen Anfprud auf 
das von den Rindern nachher erworbene Vermögen. 

$.148. Kinder jind verbunden, ihre dürftigen Altern anftändig zu erhalten und zwar 
nad der Anzahl und den Vermögensverhältniffen der Kinder. 

$. 170. Die väterlihe Gewalt und Vormundſchaft hört theilweife auf mit vem Erwachſen 
des Kindes und hört gänzlich auf, nachdem das Kind das zwanzigfte Lebensjahr zurückgelegt hat. 

$.171. Bei wichtigen Urfahen wird die Dauer der vüterlihen Gewalt verlängert. Diefe 
find: wenn das Kind ungeachtet der Volljährigkeit wegen Körper- oder Geiſtesgebrechen 
feine Angelegenheiten jelbft zu beforgen untauglich ift, oder wenn derjenige, der dem Kinde ein 
Vermögen zugewendet, die Verlängerung der väterlichen Vormundſchaft angeorpnet hat. 

$. 173. Wenn eine unmündige Tochter ſich vereheliht, jo tritt fie aud der Gewalt des 
Baterd und fommt nit wieder unter die väterliche Gewalt, felbft wenn der Mann flirbt oder 
ſich von ihr ſcheidet. 

$.175. Der Bater, welder die Verpflegung feiner Kinder muthwillig unterläßt und ihre 
Erziehung vernadläfjigt, verliert nicht nur mehrere Rechte ver väterliben Gewalt, fondern ift 
auch noch empfindlich zu, beftrafen. 

$. 176. Mishandlungen, vom Vater an feinem Kinde verübt, werben vom Gerichte den 
Umftänden gemäß geahnvet. Und wenn fie derart find, daß fie dem Rinde lebensgefährlich 
werden können, fo muß dad Gericht dafür forgen, daß ed nicht länger unter der väterlichen Ge- 
walt verbleibe. 

f) Für die Lehre von der väterlichen Gewalt bei den Moslemiten 19) (bemerft Band, „Erb: 
recht“, I, 195) gibt ed weder directe Koranbeſtimmungen, noch im Leben der islamitifchen 
Völker beveutende Abweihungen von allgemeiner orientaliier Sitte. Die Kinder werden in 
ihren erften Jahren im Harem erzogen, treten dann unter die nicht gar firenge Zucht der väter= 
lihen Gewalt, von der jie eigene Wirchfhaft nur gewiſſermaßen befreit. Starf hervortretend 
int das Recht der Erfigeburt, das jedoch nur in VBorzügen der Ehrerbietung und in der Reprä= 
fentation der Familie nad) ded Vaters Tode, nicht aber in einem vermehrten Erbrecht befteht. 
Nach von Tornau's, Moslemitiſchem Recht” (nad dem ſchiitiſchen Ritus) [Leipzig 1855, ©.82] 
find die Kinder zur Ehrerbietung und zum Gehorſam gegen ihre Altern verpflichtet, Sie müflen 
die Altern beſuchen, und wenn fie entfernt von ihnen wohnen, wenigftens alle jieben Jahre zu 
ihnen reifen, im Laufe diefer Zeit ihnen Briefe Schreiben und Geſchenke zufenden, 1%) Was 

die Vlege der Kinder betrifft, fo beftehen nach den Büchern dieſes Ritus Vorſchriften über deren 
Behandlung von der Geburt an. Auch die Rechte der illegitimen Kinder find feitgeftellt. Ge: 
genwärtig feinen die Kamilienbande bei den Moslemiten wenigftend in der Türfei fehr ge: 
Iodert, was eine Miturfache des Verfalls dieſes Reichs ift. 17) 

8) Nach Gans („Erbrecht“, I, 312— 327) nahm das Familienrecht der Griechen 19) ſowol 
rückſichtlich der Ehe ald der väterlihen Gewalt ven Entwidelungdgang, daß es aus dem orien= 
taliſchen Anfang eines patriarhalifchen (man darf fogar fagen ded Eigenthums-) Verhältniffes 
in ein freieres, edleres und fittlicheres überging. In Athen entjtand das Vaterrecht nicht blos 
durch eheliche Zeugung, fondern au durch Adoption und (mas jedoch beftritten wirb) durch 





15) ©. auch Klemm, Bo. VII, 

16) Vgl. von Tornau, S. 83—86 u. 184; über das Erbrecht der Kinder u. f. w. ©. 205 — 211. 

17) Bgl. die Mittheilungen der Fürftin Belgiojofo in der Revue des deux mondes vom Jahre 
1859. 18) ©. darüber Due a.a. O., IV, 260, und die Schriftfteller in der ang Mote, 
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Legitimation natürliher Kinder. Daffelbe ift fein Eigenthumsrecht über die Kinder, fondern 
nur dad der Beftrafung wegen Vergehen verfelben, auch durd die alle Familienrechte vernich— 
tende Verftoßung aus dem Haufe nach vorhergehender richterlicher Unterſuchung und Ermäch— 
tigung. Ehrfurcht der Kinder gegen die Altern ift in mannihfahen Formen gejeglidh vorge: 
ſchrieben. Es beſteht die Verpflibtung gegenfeitiger Alimentation, Mit der im zwanzigften 
Jahre eintretenden Mannbarkeit hört vie Gewalt über den Sohn auf, bei ven Töchtern mit deren 
Berheirathung. 19) In allen griehifhen Staaten beftand ein theild durch Sitte, theild durch 
Geſetzgebung ausgebildetes Erziehungs: und Unterrichtsſyſtem.?20) Bor Solon war der Vater 
befugt, das Kind auszufegen ; jelbft wohlhabende Väter follen davon Gebraudy gemacht haben, 
wenn das neugeborene eine Tochter war, jedoch fo, daß man darauf rechnen fonnte, ed werde 
gefunden und von jemand zu jih genommen und erzogen werben. Auch fonnte damals ver 
Bater feine Kinder verfaufen und verpfänden. 2?!) Wie hoch die Pietät der Kinder gegen vie 
Altern ftand, zeigen ſchon die homeriſchen Gefänge. 22) 

4) Erſt bei den Römern erhielt, wie alle Zweige des Rechts, jo auch das Familienrecht ??) 
eine auf fefte, leitende Principien fih fügende und freng nornirte Ausbildung. Daflelbe be: 
ftand aber nicht in dem allerdings auf Pietät ruhenden allgemeinen Verhältniß der Kinder zu 
den Altern, jondern auf der nur dent römischen Bürger zuftehenden patria potestas, die in 
Gajus I, 55 und Juftinian’s Inftitutionen 1, 9 ald ein proprium jus civium romanorum 
genannt wird. Sie wird erworben dur die Geburt von Kindern aus einer ecivilrechtlich gül— 
tigen Ehe (oder durch Adoption) und gab in der älteften Zeit dem Vater ein fo unumſchränktes 
Recht über dieſelben, daß er fie ausſetzen, verfaufen, in ausgedehnter Weife felbit mir dem Tode 
beftrafen Fonnte. Die Hausfinder waren nicht fähig, eigenes Vermögen zu haben, und was ſie 
auf irgendeine Weife erwarben, gehörte dem Hausvater. Sie waren homines alieni, nicht 
sui juris. Über den juriftiihen Charakter der väterlichen Gewalt bei ven Römern herrſchten 
unter den Gelehrten verichiedene Anfichten, d. h. über die Frage, ob fie ein Eigenthumérecht 
geweien. Die gründlichften Bearbeiter des Nömifchen Rechts und feiner Gefhichte, namentlich 
Savigny?*) und Walter, tragen fein Bedenken, dieje Frage zu bejahen und die vom legtern in 
$.476 feiner „Geſchichte des Römiſchen Nechts dafür vorgebrachten Beweisgründe müffen für 
überzeugend erklärt werden. Das Hausfind fand dem Sklaven gleih. Wenn ſich unfer Gefühl 
durch dieſe Gleichſtellung verlegt findet, jo dürfen wir (wie Savigny fehr richtig bemerkt) nicht 
vergeflen, daß der Sflave in der älteften Zeit, worin diefes Inftitut feftgeftellt wurde, ver Acker— 
knecht ded Herrn, alſo der Gehülfe feiner Arbeit und wol meift fein Tiſchgenoſſe war. Bei der 
völlig veränderten Lebensweiſe der fpätern Zeit, ald die Sklaven Gegenftände des Lurus und 
der gewerblihen Speculation wurden, hatte freifih jene Gleichſtellung allen Sinn und alle 
Schidlichkeit verloren und hörte factiſch, zum Theil rehtlih auf. Merkwürdig ift es, daß im 
‚ Öffentlichen Rechte der Hausſohn für völlig frei und felbftändig galt, Magiftratdwürden beflei= 
den Fonnte, in den Tribus und Klaffen mit dem Vater flimmte. Sehr treffend jagt daher Wal: 
ter a. a. O.: die väterliche Gewalt bei den Römern habe auf dem Gedanken beruht, der Vater 
zeuge dem Staate einen Bürger und ſich ein Kind. Die vom Vater verfauften Kinder wurden 
indejfen nicht Sflaven des Käufers, fondern kamen nur in die mit dem Worte mancipium be= 
zeichnete Gewalt, melde, was die Untertbänigfeit und die Erwerbsfähigkeit derſelben betrifft, 
zwar den Sklaven gleihftanren, jedoch ald Freigeborene vom Gewaltäherrn in feiner Weiſe 
mishandelt werden durften. 25) Die hriftlihen Kaifer beſchränkten das Recht der Altern, ihre 
Kinder zu verfaufen, beftraften die Kinderausſetzung und führten die Erwerbung der väter— 
lihen Gewalt über natürliche Kinder durch die Legitimation ein. 26) 

Die beſonders wichtige Wirkung der väterlihen Gewalt war das Aufgehen der vermögends 
rechtlichen Perjönlichkeit der Hausfinder in der Berfon des Hausherren. Bis zum Anfang der 
Kaijerzeit Eonnten fie fein ihnen gehörendes Vermögen, fein patrimonium haben und daher 


19) Wachsmuth Griechiſche Staatsalterthürmer, II, 117 u. 129. Hermann, Griechifche Altertbüs 
mer, Bp. III, $. 56, 57 u.63. Schomann, Griechiſche Alterthümer, I, 501 fg. Dunder, a a. O., 
IV, 240 fa. 20) Hermann, $. 33— 37; Schömann, S. 508— 516; Dunder, S. 242 u. 384 fa. 

21) Schömann, ©. 502; Roßbach, ©. 181. 

22) Auszüge daraus bei Roßbach, S. 70— 72. 

23) Vgl. Walter, Geſchichte des Romiſchen Rechts, Bd. II, $. 476, 507, 521; Ihering , Geiſt 
des Römischen Rechts, I, 189 fo. 

24) Syſtem des heutigen Römiichen Rechts, Bd. II, 1, S. 358 — 360. 

25) Walter, $. 482, 26) Walter, $. 511 u. 520, 
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auch nicht beerbt werden; alles ihnen zur Selbftverwaltung Überlaffene mar nur dem Bater ge- 
hörendes Sondergut (peculium), der damit Wirthſchaftende nur factifher, aber durch jeine 
Verträge darüber verpflichteter Berwalter deffelben. Auch diefe Strenge änderte ih; in Anz 
fang der Kaiferzeit gehörte dem im Kriege dienenden Sohn alles infolge feines Standes von 
ihm Enworbene als peculium castrense, jpäter den geiftlihen, den Hof: und Staatöbeamten 
das ald Frucht ihrer Amter ihnen Gewordene ald peculium quasi castrense. Seit Konftantin 
war dad mütterliche und fonft ererbte Vermögen der Hausfinder ihr Eigenthum mit der Be- 
laftung eines väterlichen Nießbrauchs, endlich ebenfo auch infolge einer Verordnung Juſtinian's 
alles durd; eigene Thätigkeit Erworbene. Das auf dieſe Weife umgeftaltete Peculienrecht der 
Hauskinder war daher fehr verwidelter Art. 

Indeſſen war das dem Vater gehörende Vermögen in einen gewiflen Sinne doc gemein 
ſames Familiengut, indem es bei deſſen Tode von felbft (ipso jure) bei den unter feiner unmittel= 
barer Gewalt geitandenen Kindern verblieb, welche deshalb, weil fie fozufagen ſich felbit be— 
erbten, sui heredes hießen und vor der Ausbildung des prätorifhen Rechts von der väterlichen 
Erbſchaft ſich nicht losfagen fonnten. Übrigens ftand dem Vater den Zwölf Tafeln gemäß ein 
unbegrenzted Enterbungsrecht jelbft der Söhne zu, nur mußte er dies ausdrücklich in feinem 
Zeftamente ausſprechen. Man nahm an, fein Bater werde ohne die triftigften Gründe es thun. 
Gegen das Ende der Republik wurde died Recht übrigens beſchränkt durd die auf die Sitte ſich 
flügende gegenjeitige Verpflichtung der Ältern und Kinder, ji einen fogenannten Bflichttheil 
zu binterlaffen. 

Die väterliche Gewalt war demnach die Grundlage des Familienbandes, das auch eine reli— 
giöfe Ginigung durch heilige Gebräuche (sacra privata) erhielt, deren Begehung jedem Vor— 
ſteher des Hausweſens oblag und durch befondere sacra, befondere Stiftungen gewifler Fami— 
lien, erweitert wurde. Die Pontifices wachten forgfältig für deren Erhaltung, weshalb bei 
Arrogationen von jeiten des Adoptirten deren Beobachtung durd; die sacrorum detestatio 
feierlich gelobt werden mußte. 27) 

Abgeſe hen von diefer Goncentrirung der Familie durch die väterliche Gewalt, erfennt das 
Römiiche Recht auch ein hoch zu ehrendes natürlid-fittlihes, die Pflichten der Pietät begreifen- 
des Verhältniß der Kinder zu ven Altern an und fhüßt ed. Auf demfelben beruht aud) die ge: 
genfeitige Mlimentationsverbindlikeit. Das Chriſtenthum hat dies nicht wefentlic, geändert, 
jedoch in der ſchon angegebenen Weife das Vaterrecht gemilvert, ſodaß daflelbe aus einem Do= 
minium in ein freilich nod; immer weitgreifendes imperium domesticum umgewanpelt wurbe 
und als ſolches in der juftinianeifchen Geſetzgebung hervortritt. 28) 

Die väterliche Gewalt endete mit dem Tode des Vaters, in der heidnifchen Zeit auch mit ber 
Ertheilung der Würde eined Prieſters des Jupiter an den Sohn und der Einweihung der Tod: 
ter als Veftalin, in der chriſtlichen durch des Sohnes Gonfecration zum Biſchof, in gewiſſen 
Fällen zur Strafe des Vaters und durd) die Emancipation, d. &. die förmlide Entlaffung des 
Kindes aus verfelben. Die legtere bewirkte eine Vernichtung des ganzen Bamilienbandes, nament⸗ 
li auch des mweitern der Agnation oder civilrechtlich wirkſamen Verwandtſchaft, von melder 
nachher die Mede fein wird. 

5) Bei den Germanen 29) erſcheint der Begriff der Familie zunächſt ald das durch Blutsver— 
wandtichaft (Sippe), d. h. durch die Einheit des Blutes erzeugte Band der von denjelben Altern 
väterliher oder mütterlicher Seite abftammenden Schwert: und Spillmagen. Sie war eine na= 
türfihe Genoſſenſchaft, in welcher alle füreinander ſtehen, theils zur Sicherung einer würdigen 
Stellung in der Volksgemeinde, theild zur Beilegung von Brivatfehden, theild zum wechſel⸗ 
jeitigen Schug nad aufen, namentlich zur Ausübung der Familienrache gegen Mörder eines 
Bamilienmitglieds. Diefer wechielieitige Rechtsverband wird jegt nicht unrichtig die Gefammt: 





27) Walter, $. 487, 516 u. 517. 

28) Walter, $. 510 und der Pandeftentitel (37, 15) de obsequiis parentibus et patronis prae- 
standis, 3. B. fr. 1,$. 2: Si fillus matrem aut patrem, quos venerari oportet, contumeliis af- 
fieit, vel impias manus his infert, praefectus urbi delictum ad publicam pietatem pertinens pro 
au ejus vindieat. Die Kinder fonnten daher gegen ihre Altern auch feine infamirenden Klagen ans 

ellen. 

29) Bal. überhaupt Zöpfl, Deutſche Rechtsgeſchichte (dritte Auflage, Stuttgart 1858), $. 83. 
Balter, Deutfche Rechtsgefchichte, F. 467 fg. Mittermaier, Grundbfäge bes deutfchen Privatrechte, 
®. Il, $. 359 u. 361. — 
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bürgſchaft ver Bamilie?%) genannt und hatte weitgreifende Wirfungen. Die ganze Genoffen= 
fihaft zerfiel gewöhnlich felbftverftändlich in eine Anzahl von Familien im engern Sinne, d. h. 
in Gruppen der unter einem Hausvater geeinigten nädhften Angehörigen, und zwar nicht blos 
feiner Kinder, fondern aud der Frau und ber älternlofen nächſtſtehenden Verwandten. Die dem 
Familienoberhaupte zuſtehende Gewalt wird in den älteflen germanifchen Rechtsquellen mun- 
dium (auch mundeburdium) genannt ?!), aus welchem Worte nicht blos das Wort VBormund- 
{haft und deſſen altfranzöfifche Benennung manbournie, fondern aud die vom Anfang der ger= 
manifchen Reiche Jahrhunderte lang üblichen Namen mundoburgus, mundoradus, das fran— 
zöfifhe mambour und dad vlamändifhe mondborg ſtammen. 

Das Mundium ald potestas über die Familienglieder war daher dreifach: das eheliche, 
väterlihe und vormundfhaftlihe. 3?) Es war weientlid eine Schuggewalt, die dem Familien= 
oberhaupt das Recht gab und die Pflicht auferlegte, die ſchutzbedürftigen Mitglieder in aller 
Weiſe zu ſchützen, zu vertheidigen, in&befondere jie vor Gericht zu vertreten. Es bildet daher 
einen abjoluten Gegenfag zur römiſchen mit dem Gigenthumsbegriff zufammenhängenden, im 
eigenen Intereffe dem Familienhaupt zuftehenden patria potestas und beweift den vormund: 
ſchaftlichen Charakter der väterlichen Gewalt bei den Germanen, obwol dieſelbe auch potestas 
genannt wurde. 

Wenngleich nun die in mundio ftehenden Perſonen von den selbmundii, qui suae pote- 
statis sunt, unterſchieden wurden, fo ging doch deren Perjönlichkeit in der des Familienhaupts 
nicht auf, namentlich nicht die güterrechtliche, indem diefelben eigenes Vermögen haben konnten, 
an welhem bödftens jenem kin Nutznießungsrecht zuftand und er das Wergeld des verlegten 
ihm rag ti Familienglieved, bei Mädchen im Balle der Verheirathung dad pretium be: 
309.9?) Liber den Grad der Unterthänigfeit der Kinder unter des Vaters Gewalt geben die alt: 
germaniſchen Rechtsauellen Feine augreihende Kunde; gewiß ift es, daß ihm ein ſtarkes Züch— 
tigungsrecht, ja fogar das, eine Lebenäftrafe über dad verbrecherifche Kind zu verhängen, zuftand 
und die Befugniß, das Kind, wenn er in Noth war, zu verfaufen. Diefe offenbar aus einem 
ältern Stadium des germaniſchen Rechts, in welchem der Haudvater mehr Eigenthümer als 
Bormund der Kinder gewefen zu fein ſcheint, ſtammende Härte wurde durd dad Chriſtenthum 
gemildert und verfhmwand im Laufe der Zeiten. 3%) Neben dem Bater hatte auch die Mutter, 
obgleich ihr dad Mundium nicht zuftand, ein anerkanntes Zuchtrecht, was beweift, daß diefe Be— 
fugniß ver älterlihen Gewalt nicht auf dem Mundium berubte. 35) Bei den Weſtgothen jedoch 
kam ihr nach des Vaters Tod ein derartiges Recht über die unmündigen Kinder zu, welches aber 
nichts anderes gewefen fein mag ald die römifche Tutel. 36) Das väterlihe Mundium endigte 
bei den Söhnen mit deren Volljährigkeit oder Volljährigfeitserflärung (emanecipatio) und bei 
den Töchtern mit deren Verbeirathung, d. h. dem infolge dieſer ftattfindenvden lIbergang deſſel— 
ben auf ven Ghemann. 37) Der vormundſchaftliche Charakter der väterlihen Gewalt dauerte 
im deutſchen Nechte bis zur Aufnahme ded Römischen Rechts fort und trat im Mittelalter, z. B. 
zur Zeit der fogenannten Rechtsſpiegel, fogar noch flärker hervor, ja verwandelte, namentlich 
wenn die Mutter der Kinder geflorben war, ſich geradezu in Die eines Vormunds während der 
Minvderjährigkeit ver Kinder. Durch Abjonderung (oeconomia separata) hört fie auch bei dem 
nod nicht volljährigen Sohne auf. 3%) 

In ver beichriebenen Weife war nicht blos in Deutſchland und andern rein germanifchen 
Ländern, fondern aud in Frankreich dad Familienrecht gefaltet und zwar fo, daß ed noch im 
Code Napoleon den Eharafter der Bormundihaft behauptet. Nach dev Geltendwerdung des 
NRömifhen Rechts als eines fubjidiären im nördlichen Branfreih war es noch Princip allda: 
„‚Droit de puissance paternelle n'a pas de lieu’‘, d. h. die römiſche patria potestas ift nicht 
Rechtens. 39) 

Nach dem Siege des Römiſchen Rechts in Deutichland im 16. Jahrhundert fhrieb man dem 
Vater zwar die patria potestas zu, fühlte aber, daß einzelne römifche Wirkungen derfelben nicht 





30) Ausführlich belenchtet das ganze Verhältnis der Blutsfrenndfchaft Walter a. a. O. 
31) Über die Etymologie des Worts ift Streit, Grimm u. a. leiten es von munt in der Bedeutung 
von Hand ab. 

32) Zöpfi, a a. O.. 8. 33, IV. Walter, $. 503—512. 33) Zopfl, g. 83, V. 

34) Zöpfl, $.85,1. Mittermaier, $. 361 nach I. Grimm und Wilde, Strafredht ver Germanen, 
. 1725. 35) Mittermaier, $. 162 u. 361. 36) Zöpfl, $. 85, Abthl. I. 

37) Zöpfl, $. 85, V. 38) Zöpfl, $. 92. 
39) Warnfonig, Branzdfifche Staats: und Rechtsgefchichte, Vo. IT, $. 99 — 107. 
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anwendbar waren. So wurden die römischen Nechtönormen durch die Volköfltte und das Fort- 
wirfen der alten Anfihten über dad Mundium modificirt und das Alternrecht ein aus römi— 
ſchen und deutſchen Rechtsprincipien gemiſchtes Verhältniß.*0) 

Die väterliche Gewalt iſt jegt nur ein geſteigertes älterliches Verhältniß und vorherrſchend 
ein Schutzrecht, vor allem verbunden mit der beiden Altern obliegenden Pflicht der Erziehung, 
wobei dem Vater eine überwiegende Stimme zukommt. Die Kinder ſind Gehorſam und häus— 
liche Dienſte ſchuldig und können ohne älterliche Zuſtimmung Feine Ehe eingehen. Was das 
Bermögen derſelben betrifft, fo ift das neuefte römiſche Beculienreht maßgebend, inwieweit es 
nicht partieularrechtlich geändert ift. Die väterlihe Gewalt erliſcht noch jegt mit der Verheiras 
thung der Töchter und dem Beginn eined bejondern Haushalts der Söhne, nicht aber mehr 
wie früher dad Mundium mit der Volljährigkeit. 1) 

6) Hatten ſich ſchon die frühern Lehrer dev Moral und des Naturrechts mit ver Aufftellung 
philoſophiſcher Prineipien über das gegenfeitige VBerhäftniß der Altern und Kinder beſchäftigt, 
fo mußte died auch eine Hauptaufgabe der neuern Philoſophen und philofophifhen Rechtsge— 
lehrten fein. Die erfte zu löſende Frage war die im Eingange von und behandelte der Grundlage 
diefes übrigens von allen als eines ethiſchen und juriftiihen aufgefaßten Verhältniffes. Der 
eine ſpeeulativ⸗metaphyſiſche Baſis deffelben ſuchende Kant fand fie in der Zeugung, melde die 
Altern rechtlich verpflichtet zur Erhaltung und Berforgung der Kinder, welden als Berfonen 
darauf ein urſprũnglich amgeborenes Recht zuftehe, bis ſie vermögend feien, ſich felbft zu er= 
Halten. 42) Seine Devuction fand infofern Misbilligung, als auf diefelbe ein edleres Fami— 
lienrecht nicht geftügt werben kann. Schon Fichte *?) jieht das Berhältniß als ein feiner Natur 
nach fittliches an, welden Charakter ihm in durchgreifender Weile Hegel**) vinbieirt. Mit 
Energie hatte Fichte die grundlofe Meinung, vie Kinder für Eigenthum der Altern zu Halten 
und die Rechte der legtern auf die erftern ald Eigenthumsrechte zu betrachten, zutückgewieſen.*) 
Um fo fühner war ed, daß Motteck no in der zweiten Auflage des „Staats = Lerifon”, 
IV, 601, mit einer ausführlichen Vertheidigung diefer Anſicht ald einer rationell begründeten 
und aljo dem Sag: Die Kinder find das unbeftreitbare Eigenthum der Altern, auftrat, fie aber 
im Grunde nur in negativer Weife, d.h. vermittelft Bekämpfung anderer Auffaffungen verthei= 
digte: Wenn man zugeben muß, daß die eine Seite des Alternrechts die Herrſchaft ift, und daß dieſe 
Seite in der Geſchichte zuerft Hervortritt und Jahrhunderte bei den meiften Völkern vorherrſchte, 
fo ift e8 doch unmöglich, vom Standpunkte des jogenannten Vernunftrechts aus dies jedenfalls 
durch die rechtlich gebotene Achtung der Perfönlihkeit der Kinder, als zur Freiheit geborener 
Weſen, ſich nothwendig befhränfende, vom Eigenthum an Sachen ſich weſentlich unterfcheidende 
Mecht als ein Eigenthumsrecht zu prädiciren. 

Die im Eingange dieſes Artikels ausgeſprochene Anficht, das Alternverhältniß fei ein natür— 

‚ Tich=fittliches, welches den Keim eines rechtlichen an ih trage, iſt bie einzig richtige und wird von 
den bewährteften Nechtögelehrten, wie von Savigny #°), Stahl47) und Ahrens*s), im alfen 
Lehrbüchern der Ethif, wie z. B. dem von H. I. Fichte (H, 187), und den zwei neueften Rehr- 
büchern bes Naturrehts, ben von Schilling #9) und Trendelenburg 90); vertheidigt, Sehr tref- 
fend jagt Stahl $. 80: „Die Beftinmung (Tedog) des Verhältniffes zwiſchen Altern und Kin— 
dern ift die Ausbildung der legtern zum vollen menſchlichen Daſein, zur geiftigen und bürger— 
lichen Selbſtändigkeit, nicht minder aber auch die Befriedigung für die Ältern, an den Kindern 
natürlich Verbundene und Anhänglide zu haben, endlich dad über die Erziehung hinaus— 
dauernde Band der Liebe und Pietät für beide.‘ 

7) Welche Bolgerungen aus einem foldjen over in ähnlicher Weife gefaßten Princip ſich ab— 
leiten laffen, um daraus die gegenfeitig im moraliſchen und juriftiihen Sinn (d. b. zu Zwangs— 
verbindlichkeiten) zu erhebenden Verpflichtungen zu dedueiren, bedarf feiner weitern Ausfüh- 


40) Mittermaier,, $. 361. 
41) Dal. Gerber, Syſtem des deutſchen Privatrcchts, $. 240— 242. Walter, Syſtem des gemeinen 
beutichen Brivatrecie (Bonn 1855), $. 95 — 101. Wittermaier, $. 362 — 365, 

42) Kant, Metaphyflibe Anfangsgründe der Rechtslehre (zweite Auflage, Königsberg 1798) 
S. 111-113. 48) Grundlage des Naturredits (Jena und Leipzig 1796), ©. 227 fa. z 
44) Grundlinien der Bhilofophie des Rechts $..158 fg. 45) Fichte, a a. D., S. 241, $. 53. 

46) U. a. D,,1,345 fg. 47) Rechtsphiloſophie, Bd. II, Abthl, 1, ©. 486, 8. 80 fg. 

48) Rechtsphiloſophie, S. 594. 

49) Lehrbuch des Naturrechts oder philofophifcher Rachtswiſſenſchaft (Keipzig 1859), Bo, I $. 162 
 —165. 50) Naturrecht auf dem Grunde der Ethik (Leipzig 1860), ©. 252 fg. j 
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rung, zumal in den neuern, ſchon unter den Ginfluß vationeller Prineipien ſtehenden Befeg- 
gebungen biefelben codificirt find. *1) 

a) Am ausführlicften hierüber iſt das Allgemeine preußifche Landrecht, welches im Thl. I, 
Tir.11270Paragraphen über die wechjeljeitigen Nechte ver Altern und Kinder enthält, wovon jedoch 
nur bie geringere Zahl Beſtimmungen über das gegenfeitige Verhältniß derjelben aufftelkt, wäh— 
rend die übrigen fih auf die Beflreitung der Vaterſchaft, das Recht ver unehelihen Kinder, die 
Vermögensrechte der Kinder und die Aufhebung der väterlihen Gewalt u. j. w. beziehen. Das 
Landrecht unterfcheinet von der väterlichen Gewalt die allgemeinen Rechte und Pflichten der Al⸗ 
tern, welche in der Verpflegung, der Erziehung, dem Unterricht und der Zucht beſtehen und bis 
ins einzelnſte geregelt jind,in den $$.62— 118, während die väterliche Gewalt in einem Vorrecht 
bei ver Ausübung der älterlihen Rechte, verbunden mit einem Nießbraud an dem fogenannten 
nicht freien Vermögen der Kinder, bejteht und nurentfernt an das germanifche Mundium erinnert. 

Auper zum Gehorſam und der Ehrfurcht find die Kinder auch verpflichtet, ven Altern und 
deren Wirthichaft und Gewerbe nad) ihren Kräften Hülfe zu leiften ; was fie bei dieſer Gelegen— 
heit erwerben, erwerben jie den Altern ($. 119 fg.). Das jonftige Vermögen der Kinder if, je 
nachdem den Altern ein gefegliher Nießbrauch daran zufteht oder nicht, unfreies oder freies 
($$. 147— 209). Zu dem legtern gehört, was jie außerhalb des Betriebs der väterlichen Ge— 
ſchaͤfte durch Fleiß und Gejhidlichfeit erwerben, oder in Kriegs: und Givildienften, Belohnungen 
ihres Fleißes auch von den Altern, ihre Erjparniffe und was ihnen unter der ausdrücklichen Be— 
bingung, daß ed dem väterlichen Nießbrauche nicht unterworfen fein ſoll, geſchenkt oder vermadt 
wird. Alles andere, was ihnen durd bloße Schenkung, Erbſchaften, Vermächtniſſe oder Glücks— 
fälle zufommt, gehört zu ihrem nicht freien Vermögen ($$. 147— 157). Doch fann der ed ver: 
waltende Vater auch aus diefem die Nutzungen nad dem Ermeſſen des vormundſchaftlichen Ge— 
richt zur Verpflegung und Erziehung ber Kinder verwenden ($. 161). Die väterlihe Gewalt 
erliſcht nicht mit der Großjährigkeit der Kinder, ſondern durch Errichtung einer von den Altern 
abgejonderten Wirthſchaft, welde der Vater beim großjährigen Kind nicht willfürlih hindern 
fann, ferner durch Bekleidung eines Öffentlihen Amtes ($. 210—212) und früher durch Ent- 
laſſung ($. 214— 239). Söhne, welde eine abgejonderte Wirthihaft anfangen, müſſen mit 
der zum Betriebe ihres Gewerbes unentbebrlihen erſten Einrichtung von den Altern ausgeſtat⸗ 
tet werben, ſowie die Töchter bei ihrer Verheirathung, beide, inwieweit fie fein eigenes Ver— 
mögen haben, aus dem älterlichen ($. 232— 248). Auch nah aufgehobener väterlicher Ge— 
malt find die Kinder den Altern Ehrerbietung ſchuldig und unterliegen ver Pflicht, zu ihrer 
Verheirathung die älterlihe Einwilligung nachzuſuchen ($$. 249, 250). Eine weitere Ber: 
pflihtung beider ift die gegenjeitige Alimentation im Balle ver Bevürftigkeit ($. 251 —254). 

b) Der Code Napoleon enthält nur wenige, aber vurdgreifende Beftimmungen über das 
väterliche Gewalt genannte, jedoch nur in einem Bevormundungsrechte beflebende Alternrecht, 
wie die in 

Art. 371. L'enſant a tout äge doit honneur et respect à ses père et möre. 

Art. 372. Il reste sous leur autorite jusqu’ä sa majorite ou son &maneipation. 

Art. 373. Le pere seul exerce cette aulorite durant le mariage. 

Art. 384. Le pere durant le mariage et aprös la dissolulion du mariage le survivant 
des pere et mere auront la jouissance des biens de leurs enfans jusqu’a läge de dix huit 
ans accomplis, ou jusqu’a l'&ömancipation, qui pourrait l’avoir lien avant läge de dix 
huit ans. 

Genau geregelt ift die nad dem Alter ver Kinder verjchievene älterlihe Strafgewalt in den 
Art. 376— 382. 

c) Das öſterreichiſche allgemeine bürgerliche Geſetzbuch von 1812 hält in feinen 50 Ars 
tifeln von den Rechten zwiſchen Altern und Kindern ($. 137—187) gewiffermaßen die Mitte 
zwiſchen dem preußiſchen und franzöſiſchen. Seine principiellen Beftimmungen find die des 
$. 139: Die Altern haben überhaupt die Verbinplichfeit, ihre ehelichen Kinder zu erzieben, 
b. i. für ihr Leben und ihre Gefundheit zu forgen, ihnen den anfländigen Unterhalt zu ver: 
ſchaffen, ihre körperlichen und Geifteöfräfte zu entwideln und dur Unterricht in der Religion 
und in nüglihen Renntniflen ven Grund zu ibrer fünftigen Wohlfahrt zu legen. 

Die in der väterlihen Gewalt enthaltenen befondern Rechte des Vaters find: a) die Befugniß, 
den Stand feined nodh unmündigen Kindes zu beftimmen, ven es aber mündig geworben unter 


51) Eine Ableitung und Ausführung gibt Schilling $. 162 — 165. 
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Buftimmung des Gerihts mit einem andern mehr für geeignet erkannten vertaufhen fann 
($. 147— 148); b) das Verwaltungsreht des im Gigenthum der Kinder flehenden Ver: 
mögend bid zu deren Volljährigfeit, von deſſen Einfünften er die Erziehungskoſten beftreiten 
kann, die Überfhüffe aber anlegen muß. Einen Fruchtgenuß an legtern bat er nur mit Bewil: 
ligung deilen, dem dad Kind fein Vermögen zu verdanfen hat ($. 149—150). 

Nur wenn die Altern in Dürftigfeit verfallen, find fie von den Kindern zu ernähren 
($. 154). Die $$. 155— 171 handeln von den unehelihen Kindern, $. 172—178 vom Auf: 
hören der väterlihen Gewalt, $. 179—186 von der Annahme an Kinvesftatt. 

8) Eine auf das Alternrecht bezügliche Hauptfrage unferer Zeit ift die ded Unterrichts, bei 
deren Löſung nicht blos jened Recht, fondern auch das des Staates und der Kirche zur Sprade 
fommen. Die Altern, welden die Verpflichtung, dafür zu forgen, obliegt, Haben dabei das erfte 
Wort. Die Wahl ver Lehrer ift zunächſt ihre Sache. Allein da alle im Staatdvereine Verbun— 
denen ein Interejle dabei haben, daß die fommenden Generationen nicht dem Cretinismus ver— 
fallen, fondern mit der nöthigen Bildung verſehen werden, aud die Altern nicht immer im 
Stande find, die geeigneten Lehrer zu wählen, oder gar diefen wichtigen Theil ver Erziehung 
vernachläſſigen, fo hat der Staat hierfür Sorge zu tragen, d. h. nicht blos darüber zu wachen, 
daß dur ſchlechten Unterricht die Jugend nicht corrumpirt werde, fondern auch dur Errich— 
tung von gut organijirten Öffentlihen Schulen für die Möglichkeit eined guten Unterrichts zu 
forgen und bis zu einem gewiſſen Alter der Kinder den Schulzwang 9?) zu fanctioniven. Je— 
doch kann die Macht des Staates nicht fo weit gehen, ven religiöfen Unterricht von feiner Regu— 
lirung abhängig zu madhen. Dies ift Sache der anerkannten kirchlichen Genoſſenſchaften. Je: 
doch kann er eine Norm darüber aufftellen, in welcher Religion die aus einer gemifchten Ehe 
entjprojlenen Kinder zu erziehen find, falls deren Altern hierüber nichts feftgejegt haben. 

Der in den Jahren 1825—30 in Belgien®?) und in den legten Jahren der Regierung 
Ludwig Vhilipp's in Frankreich ®*) hierüber bejtehende Streit bildete die damals jo wichtig 
gemwefene religiös:politifhe Frage von der Unterrichtsfreiheit. 

Bekanntlich erftreden fich die Lehren der Utopiften fowol des Alterthums ald unſers Jahrhun— 
derts auch auf die Familienverhältniffe. Das Band der Ehe fol umgeftaltet oder gar aufgehoben, 
die Kinder nad Zurüdlegung eines gewiflen Alters nicht mehr im Schofe der Familie, fondern in 
Staatdanftalten erzogen werden u. dgl. Wie fehr ih das Naturgefühl gegen ſolche Vorſchläge 
fträubt, Heweift die Thatſache, daß Fein Verſuch zur Ginführung einer ſolchen Ordnung der 
Dinge gemacht wurde. Zwar fanden in Frankreich, ald die Wogen der Revolution am höchſten 
gingen, Anwandelungen dazu ftatt, die Erziehung der Kinder ganz den Händen der Altern 
zu entwinden, allein es wurde ihnen nicht der geringfte Erfolg zu Theil und ebenjo wenig 
den unreifen oder abenteuerlichen Gonceptionen der Saint:Simoniften und Socialiften. Es 
gereicht dem Gommuniften Gabet zur Ehre, daß er beffere Anfihten hatte, wenn er in feinem 
Glaubensbekenntniß erklärt?d): „Ich glaube, daß das Leben in der Familie der Natur angemefle: 
ner ıft ald Trennung der Kinder von ihren Altern, daß es einer der höchften Genüffe ift, die 
dem Menſchen gewährt find, und daß die gegenfeitige Zuneigung zwifchen Altern und Kindern, 
wie lebhaft fie immer fein mag, in einer nad dem Syſtem der Gleichheit und Gemeinſchaft 
organiſirten Gefellichaft feinen einzigen der Übelftände erzeugen wird, die fie in dem gegenwär- 
tigen Syſtem der Ungleichheit hervorbringt.‘ 

Doch ſchlägt er ald Bafis die Gemeinfhaft der Erziehung vor zur Ausbildung der för- 
perlichen, fittlihen und intellectuellen Kraft des Menſchen, melde durch einen gemeinfamen 
Glementarunterricht bis zum fechzehnten und adhtzehnten Jahre erzielt werden fönne und dem 
der profefjionellen Plag zu machen habe. 9°) 


52) Seit 1859 warb in Belgien dem Staate von feiten ber fogenannten flerifalen Partei dies Recht 
beftritten. In überzeugender Weife vertheidigt daſſelbe der Philoſoph Tiberghien in der brüffeler Revue 
trimestrielle von 1859 — 60, Bd. XXIII - XXV. 

53) Es erfchienen in jenen Jahren eine große Anzahl Flugfchriften, di B. von von Boſch, Raoul, 
Gharles de Broudere, Münch u. a. S. des Verſaſſers Bericht in der Revue encyclopedique von 
1829, XLIV, ©. 574. 2 = 

54) Dal. a Schrift, Die Kirche Frankreichs und die Unterrichtsfreiheit (Freiburg 
1845), ©. 1— 156. ER na: 

58) Bol. das von Fourier vorgefchlagene Eherecht derzſiebenten Periode bei Stein, Der Sorialie- 
mus and Communismus im heutigen Branfreich (Leipzig 1842), S. 450 — 454; aus der Theorie des 

- quatre mouvements, ©. 169, 170, 188. 56) Stein,a.a.D., ©, 469. 
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9) Die Familie im weitern Sinne umfaßt (wie ſchon bemerkt) die durch die Einheit des 
Blutes, durch Abſtammung von einen gemeinfhaftlihen Stammvater oder auch einer Stamm 
mutter untereinander verfnüpften Perfonen. Allein die Sitte und das Recht der Völfer und 
verschiedener Eulturepodhen find in diefer Beziehung fehr voneinander abweihenn, Mo das 
patriarchaliſche Princip maßgebend war oder maßgebend blieb, befteht die Familie nur in den 
Verwandten des Mannsftammes. Am jchärfften und vollftändigften war dies Syftem bei den 
Römern durchgeführt. Ein Familienband beftand daher nur unter den Agnaten, d. h. den les 
gitimen Abkömmlingen eines gemeinfamen Stanmvaterd, unter deffen väterliher Gewalt fie 
noch alle jtehen würden, wenn er noch lebte: „Communi jure familiam dicimus omnium agna— 
torum; nam etsi patrefamilias mortuo singuli singulas familias habent, tamen omnes, 
qui sub unius potestate fuerunt, recte ejus familiae appellantur, qui ex eadem domo et. 
gente proditi sunt. 57) Die Kinder der Töchter, ſowol eheliche ald unehelihe, gehörten nicht 
zur Familie, daher mit den Söhnen der legtern eine neue Familie begann; daher auch der Sag: 
Mulier familiae suae et caput et finis est. Außer ®) der ehelichen Geburt erzeugte auch vie 
Adoption die Agnation. 99) Berloren ging die Agnation, fowol die natürliche als die künſtliche, 
mit dem Verluft der Freiheit oder dem der Givität und durch förmlihen Austritt aus der Fa— 
milie, durch Emancipation, wodurch das entlaffene Kind sui juris wurde, oder durch deſſen Über— 
gang in die Gewalt eined daffelbe adoptirenden oder arrogirenden Hausvaters. 60) 

Die Agnation war bis gegen das Ende der Republik die einzige Grundlage und conditio 
sine qua non des Inteftaterbrecht3 ſowie der gefeglihen Tutel fomol über Unmündige als 
über Brauen. 

Neben der civilrehtlihen Agnation wurden jevob auch die Bande der natürlihen Bluts- 
freundfhaft in den Sitten und im Rechte vielfach berücdjichtigt, was namentlich in dem unter 
den Gognaten herkömmlichen Nechte des Freundſchaftökuſſes und in der umeinander ftattfinden= 
den Todtenfeier fihtbar war. Infolge der großen Erweiterung des römifchen Staates, der Mi— 
[hung einer Unzahl Fremder mit den Staatsbürgern und deö Ausſterbens der agnatifhen Fa— 
milien Fam das reine Gognationdverhältniß zu größerer Oeltung, ſodaß ſchon der Prütor die 
Gognaten, freilich erft in der dritten Orbnung, die emancipirten väterlichen Defrendenten fogar 
in der erſten zur Inteftaterbfolge berief und fpätere Gefege die Succefjion zwiihen Mutter und 
Kindern fanctionirten. Zulegt ftellte Juftinian in der befannten Novelle 118 die Gognaten 
den Agnaten bezüglich des Inteftaterbrechts und der Tutel vollkommen gleich, ſodaß der altrömi= 
ſche Bamilienverband feine Bedeutung verlor. 6') 

Im Älteften Römiſchen Rechte fanden über ven Familien noch die Gentes und die Gentiles, 
ein Verband, über deffen Weſen man ji fhon zur Zeit Cicero's ſtritt. Es ift auch den viel: 
fahen Bemühungen der neueften flaatd: und rechtsgeſchichtlichen Forſchung nicht gelungen, die 
Streitfrage über das Weſen der Gentilität in überzeugender Weife zu löfen. Die meiften 
Gründe hat die neuefteng wieder von Walter 62) vertheidigte Anſicht, daß die Gentes nichts an= 
deres waren als die Dekaden, in welche die 30 alten Curien (ie in 10) vertheilt geweſen, und 
daß jede Dekade einen beſondern Namen führte, welcher als Beinamen das Kennzeichen der ihr 
Angehörigen und wol insgemein von der angeſehenſten Familie in ihrer Mitte entlehnt war. 

Daß bei den Germanen die Familie als Blutöfreundſchaft (parentilla, franzöſiſch parente 
und generatio) nit auf die Agnaten fich befchränfte, fondern auch die mütterlichen Verwandten 
begriff, und daß fi auch auf ſie dad Band ver Geſammtbürgſchaft erſtreckte, ift oben fchon geſagt 
worden. Dod fanden die Töchter und ihre Nachkommen hinter ven Söhnen und deren Nach— 
fommen entweder zurück oder waren, was das Stammgut betrifft, ganz ausgefhloffen. Das 
Lehnweſen bewirkte aber in Beziehung auf das Lehngut eine Umgeftaltung, ſodaß, freilich nicht 
überall, daffelbe ih nur an männliche Deicendenten des erften Vaſallen vererbte, und die 
gr im Lehnrecht wieder eine an das altrömifche Recht erinnernde praftifhe Bedeutung 
erhielt. 6°) 

Die Berehnung des Nähegrades der Verwandtſchaft if, was die Seitenverwandten betrifft, 


57) Ulpian in F. 195,$.2,D.50, 16. 58) Fr. 195 und $. 5. 
659) Fr.4,8.2. D. 38, 10 (De gradib. cogn.). 60) Gajus, Inst., I, 158 — 169, 
re von allem handelt Walter in feiner Befchichte des Römifchen Rechte, $. 485—489, 


62) Im der dritten Auflage feiner Gefchichte des Römifchen Rechte (Bonn 1860), Bd. J. $. 14. 


wi — Deutſche Rechtsgeſchichte, Bd. II, 8. 467 fg. und 676 — 586, 606 — 610. Zöpfl, 
a. a 
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im Römifchen und germanifchen Rechte weſentlich verſchieden. Während nad) dem erftern umter 
den Gollateralen fo viel Grade gezählt werden, ald Zeugungen vorfommen, um die VBerwandt= 
Schaft zu begründen, war nad) legterm die Nähe des Grades zum gemeinfchaftlihen Stamm: 
vater entjcheidend, ſodaß fie unter fi in vemfelben Grade wie in dem mit ihrem Stammmvater 
(Mutter oder Ahnfrau) verwandt waren, alfo Geſchwiſter in erften, Gefchwifterfinder im zwei- 
ten Grade u. ſ. w. Das Kanonifche Recht hat die germaniiche Gradeomputation zu ber feini- 
gen gemacht. 6%) L. A. Warnfönig. 

Familienherrſchaft (Familienmäßigkeit oder Patrimonialitätder Staats— 
verhältniſſe; Patrimonialrechte, Patrimonialſtaaten und Patrimonial— 
ſtände). I. Unter dem Ausdrucke „Familienherrſchaft“ werden oft nur Privatbeſitzungen ver— 
ſtanden, gewöhnlich größere, mit erblichen Grundherrlichkeitsrechten über Gutshinterſaſſen. 
Alsdann bieten ſie, außerhalb demjenigen, was etwa von ihnen ven Lehren über die Leibeigen— 
ſchaft, die Grund: und Butsherrlidfeit oder über Stamm= und Fiveiconmißgüter angehört, 
für das „Staats-Lexikon“ Fein Intereffe dar. Das Rechtsverhältniß in Beziehung auf dieſel— 
ben ift privatrechtlich, obwol an das Gut einzelne, ihrem Inhalte und ihrer Ausübung nad 
den Öffentlihen Rechte angehörige Patrimonialrechte, 3. B. Gerichtsbarkeitsrechte, gefnüpft fein 
fönnen. Diefe bleiben alddann ihrem Weſen nad öffentliche Rechte und ftehen als ſolche auch 
unter den verfaffungsmäßigen Öffentlihen Beftimmungen für das Öffentliche Wohl, fönnen nur 
nah den Öffentlihen Gejegen ausgeübt werben. Blos der Nechtsgrund ihrer Zuftändigfeit ift 
privatrehtlih, fodaß nur die Verfaffungsbeflimmung, nidt die Verwaltungdverfügung ihn 
verändern oder aufheben kann, und aud) diefe nur gegen Erfag feines Vermögenswerths. 
Jedoch findet jolher Erfag blos ftatt bei eigentlichen Patrimonialrechten, d. h. bei ſolchen, 
welche unter Anerkennung ded Staates wirflid durch privatrechtliche Titel erworben wurden, 
melde 3. B. der Staat verfaufte. Für die uneigentlihen, melde durch Öffentliche Rechtsgründe 
zuftanden, mie 3. B. die englifhen Wahlrechte der verrotteten Flecken, wird fein Erſatz ge— 
leiftet. Doch fann au über fie, wenn fie verfajfungsmäpig zuftanden, nicht durch bloße Ver: 
mwaltungd= oder Regierungsbeftimmung verfügt werden. Die Aufhebung von beiden muß er— 
folgen, wenn überwiegende Gründe des öffentlihen Wohls fie erheifchen. 

II. Etwas ganz anderes ift ed, wenn von Patrimonialftaaten die Rebe fein fol, mithin 
von den Theorien, welde, wie die frühern der Stuarte und der ältern Bourbonen, wie die des 
Patriarchen von Filmer oder des Königsrechts von Wandal und Maaffius und wie die ihrer 
neuern Nachfolger, wie die Urgefeßgebung des. Hrn. von Bonald, die Reflauration des Hrn. 
von Haller, die praftijche Politif des Hrn. VBollgraff und die Theorie des „Berliner Wochen: 
blatt’, mehr oder minder confequent überhaupt die fogenannten Regitimitätstheorien, entweder 
nad angeblidhen natürliden oder nad hiſtoriſchen Staatögrundfägen dem Staate die Familie 
und die väterlice Gewalt theild ald politifhes Ideal, theils ald mahre Rehtsnorm zu Grunde 
legen. Diefe Theorien und fhon der wahre Begriff einer Patrimonialherrfhaft laffen alles 
Öffentliche Necht gänzlich in ven Privatrechte zu Grunde gehen. Ein Gemeinwefen und gemein— 
ſchaftliches oder öffentliches Gefeg für das Gefammtwohl und vollends einen Geſammtwillen für 
das gemeinfhaftliche Gefeg und Wohl Ichließen fie aus. Die Regierungdredte, insbeſondere 
auch die Rechte zur Erbfolge in die Regierung, find, ſowie alle andern gewöhnlichen Privat: 
eigenthumsrechte, bloße Privatglüdsgüter, über welche hier nad) dem Privatwillen der Berech— 
tigten dur Bamilienbeftimmungen, Teftamente, agnarifche Verträge, nicht zum Wohle des Ge— 
meinweſens durch deffen verfaflungsmäßigen Geſammtwillen oder durd die verfaffungsmäßi- 

"gen Öffentlichen Gewalten rechtlich verfügt wird. Die Rehtöverhältniffe der einzelnen Unter: 
thanen zum Regenten find ganz fo wie die Nechte einzelner Hausgenoffen, der Bamilienglieder 
im engern Sinne, der Knechte, Tagelöhner, Schüglinge, durchaus verſchieden und gänzlid uns 
abhängig voneinander, nur beſtimmt durch die befondern Verhältniffe und Gontracte eines 
jeden, welche feinen andern etwas angehen. Auch die Unterthanen, wenn fie ald Landftände 
Rechte Haben, befigen diefe feldft wieder nur als Nechte ihres Privateigentgums und zu ihrem 
Privatvortheil, zur Vertretung ihrer befondern Intereffen, zur Wahrung ihres Eigenthums— 
und ihrer Privatvormundihaftsrechte über ihre eigenthümlichen Hinterfaflen oder ald despoti— 
ſche Häupter ihrer Privatfamilien. Der ganze Staat ift nur ein großes Hofgut mit Unterhöfen. 
Ht. Vollgraff, Hier confequenter ald der Reftaurator einer angebligen Staatswiſſenſchaft, 
ipricht daher nad diefer Theorie den germanijchen Völkern und indbefondere und Deutfchen, vie 
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er für bloße ſonderthümliche und jelbftfüchtige, ſtaatsunfähige Bamilienvölfer und fomit alfer 
Sittlihfeit und höhern Entwidelung unfähig erklärt, ſelbſt allen Begriff des Staates fo gänzlich 
ab, daß er fogar den Namen Staat und Staatöbürger bei und verbannt willen will. Hr. Romeo 
Maurenbrecher und manche deutſche Regierungen laffen dem Staate nur die Schulden. 

Die Familienmäßigkeit größerer gefellf&aftliher Verbindungen fnüpft ih bald an bie 
rohen Verhältniffe bloßer Hirtenvölfer und ihrer herumziehenden Stämnie, etwa au hunni— 
ſcher und tatarifher Groberungshorden, oder an die poetifirten patriarhalifhen Zuftände; 
bald verbindet jie ſich mit throfratifchen Ideen einer priefterlihen väterlihen Herrſchaft, als 
Einfegung oder Stellvertretung der Gottheit, oder auch ald wirkliche Gottheit ſelbſt, wie bei 
dem Dalai:ama und, nad frühern Vorftellungen, fajt auch bei dem heiligen — Bater der Chri— 
ftenpeit, dem Bapfte; bald verbindet man fie mit einem angeblichen ausſchließlichen oder mit 
einem Obereigenthum des Regenten und jeiner Familie an dem ganzen Staate, mit dem Land- 
eigenthume oder der fogenannten Landesherrlichfeit in einem despotiſchen und roh feudaliftifchen 
Sinne. Man betrachtet nad ihr die Regierungsgewalt ald ein Privateigentbumäreht, die res 
gierten Menden als ein Zubehör der Sache. Schon ihren Begriffe nad ift mit ihr die Idee 
einer geiftigen und bürgerliden Unmünbigfeit und einer Bevormundung ber Untertbanen ver= 
bunden. Dieje Idee der Unmündigkeit und Bevormundung und das mit ihr nothiwendig ver= 
bundene Streben, die Unmündigfeit, ald die Grundlage der väterlihen Regierung, möglihft 
zu erhalten, die Bürger mundtodt zu machen, herricht befanntlid in China, wo das Princip 
einer väterlichen Bamilienregierung auf die möglichft civilijirte Weife ausgebildet ift, im höch— 
ften Grade. In allen jeinen Berhältniffen, zu Haufe wie auf der Reife, ift ver unmündige Un: 
terthban auf das forgfältigfte von den väterlichen Auffehern bewacht und gemeiftert; der Bam: 
bus züchtigt ihn fo gut bei bloßer Umfittlichfeit und wenn er fein eigenes Gejhäft vernadhläfiigt, 
etwa feinen Aderantheil nicht baut, oder irgendwo e8 nicht bei dem ehrwürdigen Alten läßt, als 
wenn er in unjerm Sinne die bürgerlichen Gefege verlegt. Den frevelhaften Gedanken, durch 
Auswanderung fih von der Familie lodzufagen, fühnt nur die Todeöftrafe, Nur vorüberge: 
hend zu befferm Erwerb für die Familie dürfen Männer auswandern. Auf das eifrigfte wacht 
ebenfo die väterliche Aufjicht, daß die Kinder nicht durch freie, ſelbſtändige, männliche Ausbil: 
dung, durch Örundfäge der Ehre und Freiheit, durch Wechfelwirfung mit Fremden und dur 
neue Ideen zu ſelbſtändiger Miünpigkeit fortfpreiten und zur Emancipation reifen. So müffen 
daher vor allen dieje jahrtaufendalte Erftarrung des chineſiſchen Volkes, feine Ähnlichteit mit 
greifen Kindern oder mit unmündigen Greifen, fein knechtiſches und heimtückiſches Weſen, fein 
Tod für edlere, freiere menſchliche Gultur und für den edeln Wettkampf der freien gejitteten Na— 
tionen der Menſchheit abgeleitet werben. 

Gewöhnlich werben die angegebenen verſchiedenen Seiten familienmäßiger Regierungen 
miteinander vermifcht. So auch in den bezeichneten Theorien. Zunächſt und vorzugsweiſe find 
jedoch dieſe legtern von einzelnen erftorbenen Zuftänden der fauſtrechtlichen, ariftofratifhen und 
bierarhiihen Feudalanarchie des europäiſchen Mittelalterd und von mehreren auf ie gegründe— 
ten despotiſchen Fürſtenherrſchaften entlehnt. Durd das Streben, fie zurüdzuführen und neu 
zu beleben, wollten dieje reactionären Theorien den neuern politiihen Fortſchritten und Ent: 
wickelungen entgegenwirken. Sie haben jedoch jegt, wo ihr trauriged Wirfen in England und 
bg vorüber ift, au für und Deutſche bald nur nod ein theoretiſches und hiſtoriſches 

ntereile. 

II. Heben wir nun bei ver Prüfung diefer Theorien von der Kamilienmäpigfeit der Staats: 
verhältniffe zuerft dasjenige hervor, was und in denfelben ald natürlih und Hifterif richtig 
erſcheint. Im höchſten Grade entſprechend unferer Bd. I, ©. XXIX fg. audgeführten 
naturrechtlichen Überzeugung ift ed zuerft, wenn man, im Widerfprndhe gegen einige einfeitige 
liberale und naturrechtliche Theorien, die fittlihen und natürlihen Grundlagen und Lebens: 
fräfte der Staatöverhältniffe und der Regierungen anerfennt und auf eine jittlihe Heiligung 
(Sanction) derfelben und aller Gejege, auf eine fittlihe Belebung und Beſeelung aud alles 
ftaatögefellihaftlihen Handelns bedacht iſt. Das Familienverhältniß ift nun die urfprünglichfte 
aller gefellichaitlihen Verbindungen und zugleich ſtets fortdauernd die legte Unterabtheilung 
und die einflußreihe Orundlage auch jever Staatsgeſellſchaft und liegt ſchon hierdurch zur Ber: 
gleihung für fie und alle übrigen Geſellſchaften am nächſten. Auch gingen viele andere Ber: 
eine, zuweilen aud der Staatöverein jelbft over manche feiner Unterabtheilungen, wenn fie auch 
ihre befondere Grundlage und eine ganz andere Geſtaltung erhielten, do urfprünglich aus dem 
Schoſe ver Familien hervor. Es ift das Familienverhältniß ferner auch fortvauernd fo ſehr vie 
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Grundlage aller Erziehung und Bildung der Menſchen, daß feine mehr oder minder ſittliche und 
freie Geſtalt der Maßſtab der Sittlihfeit und Freiheit, der Reife und Bildung des Volkes, daß 
die jedesmalige Tüchtigfeit ded Staates ein Abbild von der Tüchtigkeit der Bamilienverhältniffe 
wird. Auf dem Standpunkte der hoͤhern Reife der Völker, der wahren Bernünftigfeit und Frei— 
heit ihrer Staaten, gibt endlih ein ihnen entſprechend ausgebildetes Bamilienverhältnig ein 
paſſendes fittlihes Bild für die Auffaffung der ſittlichen Seite des flaatögefellihaftlihen Ver: 
hältniſſes. Die feite, liebevolle Innigfeit und die Neinheit der Zamilienverbindung, die Brü— 
derlichkeit ihrer Glieder, die Natürlichkeit, Wohlthätigkeit und Würde jeiner väterlichen Leitung 
ſtellt fi in der That überall, vollends in einfahern Bildungszuftänden , fo fehr als das nächſie 
Vorbild würdiger Geſellſchaftseinrichtung dar, daß vie Völker ſelbſt für ihre ſittliche Auffaſſung 
der göttlichen Weltregierung und des menſchlichen Verhältniſſes zur Gottheit fein edleres Bild 
als das eines weiſen, liebevollen Vaters zu feinen Kindern finden konnten. Aus doppelten 
Grunde war ed aljo natürlich, daß fie auch für eine jittliche Auffaffung der menſchlichen Regie: 
zung zu den Negierten dieſes Bild gebrauchten, bald rein, bald auch vermifcht mit der Vor: 
ſtellung einer nicht blos natürlichen, fondern aud) einer göttlichen oder wenigftend einer durch 
das göttliche Geſetz beſtimmten väterlichen Leitung. Faſt überall weifen hierauf ſchon die Be: 
jeihnungen der Gottheit, dev Regierung und der Geſellſchaften deutlich hin, So in dem grie- 
chiſchen und römischen „Allvater” Zeus undinden Bezeihnungen jeder engern Verbindung durch 
„Familie“, wodurd ebenfo die in einer Hausberrſchaft vereinten Sklaven (familia urbana, ru- 
stica) wie Die Genoſſen eined Gewerbes, einer philojophifhen Schule, die Unterabtheilung 
einer Centurie bezeichnet wurden; jo auch in der hrijtlihen Brüderlichkeit ver Menfchen und in 
dem chriſtlichen „Gott Vater biö herab zu den nordamerikaniſchen Wilden und ihrer Bezeich— 
nung ded nordamerifanifchen Präfiventen ald ihres „großen Vaters“. 

Möge venn aud noch Heute bei dev Begründung freier Rechts: und Staatöverhältniffe dur 
die freie Vereinbarung, durch die freie Friedens- und Hülfsvereinigung würdiger felbftändiger 
Bamilienhäupter niemals überfehen werden, daß diefe Vereine, daß das durch jie entitandene 
äußere juriftijche Recht ſittlicher Menſchen und Völker zulegt aud deren religiöfem und fittlihem 
Geſetze hervorgehen, darauf beruhen, daß fie, daß die freie Rechtsform dadurch befeelt werden 
müſſen, daß jie aljo infofern auf göttlihem oder auf ſittlichem und natürlichem Geſetze beruhen! 
Möge man denn auch ferner für die fittliche Auffaffung, für die Belebung diefed Geſetzes in der 
ſittlichen Geſinnung den Negenten hinweifen auf das Vorbild der Liebe, Weisheit und Sorgs 
falt eines guten, ja ded göttlichen Vaters, auf dejfen bevormundende Sorge für die unmündigen 
Bürger, auf deilen frei leitende, vathende und helfende väterliche Mitwirkung bei ven mündigen! 
Die Bürger jelbjt aber weife man ebenfo hin auf die brüderlich aufopfernde Liebe füreinander, 
auf die vertrauenövolle, treue, findlihe Oelinnung und Pietät gegen das Oberhaupt, auf den 
liebevollen Gehorſam gegen deilen, gegen der Megierung Gebote, die unmündigern Glieder auf 
einen unbedingtern, die zu jelbjtändigen Familienvätern herangereiften dagegen auf einen freien, 
durch eigene Prüfung und die Grwägung ihres jelbftändigen Pflichtenkreifes und der Verhält— 
niffe des Staates und feiner Verfaſſung bedingten Gehorfam. Gin edleres und anfhaulicheres 
Bild für alle diefe fittlihen Auffaflungen der ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffe, ein mehr die 
natürlichften, edelften Gefühle in Anſpruch nehmendes wird man nirgends anderdwoher ent= 
lehnen alö von der Familie und von dem chriſtlichen, ſittlichen Verhältniß der Menfchen zueins 
ander und zu dem göttlichen Weltregenten, obwol die hriftliche Lehre, gefährliche Misdeutung 
iheuend, jelbft nirgends für Die weltliche Negierung das Bild der väterlichen oder der göttlichen 
Gewalt gebraudt. 

Neben der Vorforge für die fittlihe Auffaffung mag übrigens bei jenen Theorien aud die 
Bertheivigung der nothiwendigen feften Ordnung in den gefellfhaftlihen Verbältniffen und ver 
wohlthätigen fürftlihen Gewalt gegen wandelbare Volks- und Parteimillfür, ſowie überhaupt 
bie Hinweiſung auf die naturgejeglichen wie die fittlich und politifh nothiwendigen Grundlagen, 
Bedingungen und Schranfen der Freiheit gerühmt werden. Wegen ihrer Gefinnung bleibt diefe 
Beſtrebung ſelbſt da löblich, wo, wie in Deutſchland, bei dem Überwiegen der Macht über die 
Freiheit zunächſt nicht jene, ſondern vielmehr dieſe der Unterſtützung bedürfte. Nur kann dieſe 
nothwendige Richtung einer jeden wahren, vernunftrechtlichen Staatstheorie Feine falſche recht⸗ 
liche Begründung heilen. Niemals darf auch die freie Rechtsform und die weſentliche, wenn 

auch bedingte und beſchränkte rechtliche und politiſche Freiheit ſo wie von jenen Schriftſtellern 
überfehen und aufgegeben werden, 

IV. Hiſtoriſch unleugbar ift ebenfo nicht blos Die wirflide häufige Anwendung jenes wirk— 
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ſamen Bildes für die moraliſche Auffaffung der politiſchen Verhältniſſe, ſondern auch die frü— 
her wenigſtens häufige Entſtehung der Anfänge politiſcher Vereine aus engern und weitern 
Familienverbindungen. Zwar wird man, wenn man nicht die verſchiedenen Gattungen der 
Vereine miteinander verwechſeln will, niemals die einzelne Familie an ſich ſchon einen 
Staat nennen. Dieſer entſteht vielmehr erſt, wenn mehrere Familien bleibend unter einer 
gemeinſchaftlichen, geordneten, höchſten, ſelbſtändigen (innerlich ſouveränen) Regierungsgewalt 
einen auch äußerlich ſouveränen Verein für ihren Geſammtzweck bilden. Und zwar entſteht 
derſelbe als ſittlich-vernuünftiger Staat oder als Staat für ſittlich- vernünftige freie Männer nur 
durd ihre freie Friedens- und Hülfsvereinigung. Der Staat ift aljo mehr und etwas ganz 
anderes als die Bamilie, ald blos ihr natürliches Band und ald das Nebeneinanderwohnen, 
das vorübergehende Zufammeniweiden oder Zufammenmwandern eined Stammes, einer Horde. 
In einem höhern, der natürlihen menſchlichen Freigeit entſprechenden Sinne Ift übrigens auch 
jene freie Bereinbarung felbftändiger Männer höchſt natürlih, ſodaß der Filmer’ihe und 
Haller'fhe Zorn über folhe angeblih „nicht natürlide”, fondern „künſtlich-bürgerliche 
Staatsbegründung“ faft in das Komiſche fällt. Hiſtoriſch gewiß ift ed ferner, daß Staaten 
Öfter8d gegründet werden von den Nachkommen eines gemeinſchaftlichen Stammvaters, daß ſich 
alfo diefe Stämme häufig zugleich dur Aufnahme von Fremden und urfprüngliden blogen 
Knechten erweitern und umbilden zu Staaren. Auch beftehen die Unterabtheilungen der neuen 
Staaten häufig noch längere Zeit, wie 3. B. bei den Hebräern, Griehen und Römern, auß 
Stämmen und Geſchlechtern, was freilich viel weniger bei den Germanen der Fall war. Überall 
erfheinen auch ſchon dieje Unterabtheilungen, vieje Gefchledhter, wie bei den Griechen und 
Nömern und Germanen, 3. B. bei den ditmarifchen „Schlachten“, durch Umwandelung des 
Naturbandes zu freien Vereinen und durch Aufnahme von Nichtverwandten ald zu künſtlich— 
bürgerlichen Vereinen umgebildet. Wir finden fie daher gerade ganz früh überall genau nad 
Zahlen, zehn, dreißig, Hundert u. f. w., beſtimmt. Wahr ift es endlich, daß auch die Wölfer, wie 
die Ginzelnen, erft allmählich zur Herrfchaft ver Vernunft, Sittlifeit und Freiheit reifen. Des- 
halb unterwerfen fi in der rohern Eulturperiode häufig die Stärfern, namentlich reiche, mäch— 
tige Bamilienvorfteher, aus finnlicher,, felbftfüchtiger Herrſchſucht, ſoweit ihre Lift und Gewalt 
reicht, de&potifch die Schwächern. Diefe ihrerjeitd gehorchen fflavifh aus finnlider Trägheit, 
Gewohnheit, Furt und Noth. So mußten denn auch die Anfänge ſtaatsgeſell ſchaftlicher Ver— 
bindungen öfters in der deöpotifchen Herrſchaft eines Familien: oder Stammhauptes beftchen. 
Dft werden insbefondere die erftgeborenen Söhne reicher Kamilienväter ihre früher erworbene 
Überlegenheit uud Autorität benugen, um bei dem Tode des Vaters deſſen Herrſchaft über die 
Übrigen Familiengenoſſen und Knete in Beſitz zu nehmen, und fo diefe Herrſchaft flufenweife 
erweitern. Bei den freien Germanen indeß findet ſich Feine Spur folder Erſtgeburtsrechte. 
Mußten fie doch für die regierenden Familien, wo fie fo beilfam find, erft nach einem Jahrtau— 
fend voll blutiger Succefjiongftreitigkeiten mühfam erfunden werden. Inden ungetbeilten deut— 
‚Shen Bauerhöfen fuccedirt auch noch bis im die neuere Zeit in den meiften Gegenden nicht der 
ältefle Sohn, fondern das jüngfte Kind. Welch eine Tiefe und Fülle von Hunanität in diefem 
einzigen Rechtsgebrauch! Bereit? erworbene Macht und Fülle ver Güter und beſonders Beſitz 
von Grundeigentfum oder wenigftend die angemaßte Herrſchaft über größere Lanvesftreden 
werben übrigens, ebenfo wie geiftige Überlegenheit an moralijhen Kräften, an Bildung und 
Einfluß oder an kriegeriſcher Tüchtigkeit, äußerer Veranlaffungsgrund und Hülfsmittel werden, 
daß jelbft durch Freiwilliges Anſchließen der Schwächern eine wirklich politiſche Gewalt begrün: 
det, erworben und behauptet wird. So ſchloſſen ſich namentlih im fauftrechtlihen, feudali- 
ſtiſchen Mittelalter der germaniſchen Staaten viele Eleinere und größere freie Landbeſitzer, geift: 
liche, Ländliche und ftädtiihe Eorporationen an reiche oder Eriegäfräftige oder auch durch geift: 
lie und weltliche Amtsautorität mächtige Schugherren an. Zuerft nahmen theilweife viefe 
Verbindungen, inöbefondere die des Schutzherrn mit feinen leibeigenen und Patronatsbauern, 
mit feinen Minifterialen, einigermaßen felbft die mit den Vaſallen, noch mehr oder minder 
den Charakter einer erweiterten Bamilienverbindung an. Die Schüplinge erfchienen zum Theil 
wie die Minifterialen, welche zwar fpäter in vielen Rändern der Hauptbeftanptheif des niedern 
Adels wurden, früher aber in faft ähnlichem Sinne wie die ſklaviſche ftädtifche und ländliche Fa— 
milie (Tamilia urbana et rustica) des römiſchen Großen die Familie ihres Schugheren genannt 
wurden, faft nur ald veredelte Leibeigene deffelben. Inſoweit alfo fönnte man von einer Faml⸗ 
lien: oder Patronatsherrfchaft über dieſe Privatſchützlinge ſprechen. Diefe aber war an ih und 
für ſich allein noch) fein wahrer Staat. Diefes war oder wurde fie, wie die Art. Adel und- 
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Deutihes Landesſtaatsrecht urkundlich nachweiſen, nur infofern, ald durch den Anſchluß der 
Geiſtlichkeit, durch die Refte oder die Wiederherftellung der altgermanifchen freien Nationalvers 
fafjung und ihrer alten freien bürgerlichen Vereine und insbeſondere durch die alten Landesge— 
meinden, ferner durch bie neue ſtädtiſche Freiheit und envlich durch neue Unionen und Verfafiuns 
gen bei Entjlehung der Landeöhoheit ver Charakter einer ſtaatsbürgerlichen Bereinigung, eines 
ftaatliben Gemeinweſens, eined gemeinfhaftlihen Baterlandes mehr oder minder vollſtändig 
die Oberherrſchaft in verfelben behauptete oder erhielt. Freilih war es gerade der Charakter des 
frühern rohern Fauſtrechts und feiner Staatölofigfeit oder Anardie, die aligermaniſchen ſtaats⸗ 
rechtlichen Vereine theils aufzulöjen, theils durch Privatverbindungen in den Hintergrund zu 
drängen, aljo dad Staatsrecht möglichſt in Privatreht zu verwandeln oder dod es demfelben 
unterzuorbnen. Und die Kolgen diejer belobten Theorie waren eben die, daß die Knechtſchaft in 
den verfchiedenften Kormen und Abftufungen ji ausbilvete, daß mit der Unfreibeit der Men= 
fhen auch die Güter mit Leibeigenihafts-, Fron-, Zehnt= und Zindlaften belegt wurden. 
Ebenſo aber war ed aud der Charakter des fpätern, wiederum einer höhern Eultur zugewendes 
ten Mittelalters, vorzüglich feit dem Aufblühen ver Städte und bei Begründung der neuen 
Unterftaaten des gemeinjhaftlihen Reichsſtaates oder der Landeshoheit, die zerjplitterten Ge— 
fellichaftöverhältniffe wieder zu flaatöbürgerlihen Vereinen umzubilden und in denfelben zu 
einigen. Freilich blieben fo die Zuftände, bis erft vollftändiger die neuere Gultur, vorzüglid 
feit Friedrich's des Großen Zeit und endlich feit der Franzöſiſchen Revolution, die allgemeine 
Durhführung der höhern Staatsrechtsideen förderte, zum Theil unvollfonımen und gemijcht. 
In einigen ganz Kleinen Ländchen, deren ganze Bevölferung aus urſprünglichen Leibeigenen 
oder Batrimonialbauern befland, erhielt ſich ausnahmsweiſe bis zu Pütter's Zeit der Gedanke, 
daß fie Familienherrſchaften jeien und beinahe nach Herrenreht, modo magis herili, beherrſcht 
würden. Schon Pütter aber erklärte auch ſolche Zwitterverhältniffe nur für Ausnahmen, die 
bis zur flaatöbürgerlicen Umbildung auf den Namen Staaten ebenfo wenig ald ihre Schuß: 
herren auf die Würbe von Staatdregenten Anſpruch machen fünnten. Hieralfo höchſtens hätten 
jene Theorien, welche allen Staat, alles Gemeinwefer und alles Öffentliche Net ableugnen und 
im bloßen Privatrecht untergeben laffen, einigermaßen Anwendung finden fünnen. Doc wurde 
bereitd Bo. I, ©. 443 nachgewieſen, wie auch hier jelbit bie leibeigenen Uintertbanenein wabres 
Gemeinwefen ausbildeten. Auch find dieſe Herrſchaften feit dem Mheinifchen und Deutſchen 
Bunde verfhmwunden und Beftandtheile wirklicher größerer Staaten geworden. 

So ift denn aud für Deutfchland wie für alle gelitteten Nationen nicht minder Hiftorifch 
wahr, daß jene familienmäfigen Gejellihaftöverbindungen in der That nur Anfänge, Veran 
laffungs« und Unterftlügungdmittel zur Gründung wahrer Staaten, daß fie und ihre Vermi⸗ 
fhung der Privat: und öffentlihen Rechte nur die unvollfommenen Anfänge und Übergangs= 
perioden für die Völker und ihre politifche Gefhichte bilden. Sie gingen über in wirkliche Staa 
ten, als aus ihnen oder über ihnen durd freie ſtaatsbürgerliche Vereinbarungen wahre flaats- 
Hürgerliche Gemeinweſen bervorgingen. ine ſolche Umbildung, einen folden Urvertrag bat 
in ver That Hüllmann in feiner „Urgeſchichte des Staates“ von allen befannten civiliirten Völ⸗ 
fern ſchon in ſehr frühen Zeiten derfelben gründlich erwiefen. In Beziehung auf die Germa— 
nen insbeſondere fann auch über die Bildung und die Vorherrſchaft folder bürgerlihen Ge: 
meinwefen in ihrer alten Zeit oder vor dem Fauſtrecht fowie nad demjelben nad) fo vielen 
unwiderfprechlihen urkundlichen Beweiſen, wie fie aud die vorhin citirten Artikel des „Staats⸗ 
Lexikon“ mittheilen, ſicher fein Zweifel übrig bleiben. Es ift nach diefen Beweiſen aud völlig 
unrihtig, pen einen Theil der germaniihen Staaten, 3.8. Dänemarf und England, mit Rup- 
land darum für freie Staaten zu erflären, weil in ihnen die Negierung hiſtoriſch nachweiöbar 
durch einen Vertrag den erften Befig ihrer Gewalt erhielt, andere aber, wie Frankreich und die 
beutihen Staaten, für Patrimonialftaaten, weil hier dieſer Bejig zuerft auf andere Weife, 
3. B. durd Belebnung oder Eroberung, erworben worden fei. Dieje Anſicht entipringt aus 
einem doppelten Fehler. Der erfte Fehler befteht in der Sudt, bloß gradweiſe Unterſchiede zu 
abfoluten Gegenfägen auszubilden. So werben Griechen und Römer von Hrn. Vollgraff als 
vollfommen fittliche, ftaatöfähige, Die Öermanen als völlig unſittliche, ſtaatsunfähige Völker 
bezeichnet. Nach diefer Modekrankheit feichter Theorien werden nun aud hier, wie jo häufig, 
die frühern und unjere heutigen beutfchen Landſtände fälſchlich in einen abjoluten Gegenſatz nes 

-ftellt. Beide aber vertheidigten und vertheidigen als freie Bürger und Vertreter des Vaters 
landes und zugleid ald Repräfentanten eines bejondern Diſtricts in den ſtändiſchen Verbund: 
lungen und Beflimmungen über allgemeine und befonvere Landesangelegenheiten des ganzen 
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Vaterlandes allgemeines Wohl und Recht und natürlich zugleich auch ihre und ihres Diſtricts 
beſondern Rechte. (S. Deutſches Landesſtaatsrecht.) Neben dieſer weſentlichen Gemein— 
ſchaftlichkeit traten Verſchiedenheiten der jetzt ſogenannten Feudalſtände von dem altgermani: 
ſchen wie von dem heutigen Rechte der Handhabung der Volksrechte in den Landesverſammlun⸗ 
gen nur theilweife und vorzüglich erft in der fpätern ariftofratifhen Ausbildung jener Feudal- 
fände ein. Mehr nur formell verfhieden war 1) in fpäterer Zeit — denn die erften deutſchen 
Landſtände beftanden im Mittelalter faft überall no aus den alten Landsgemeinden — die Art 
ver Berufung zur Ausübung der politifchen oder ſtändiſchen Rechte. Die ſtändiſchen Mechte 
wurben zwar auch früher, wie noch jet, bei den Landgemeinden oder Amtern, bei ven Städten 
und in manchen landftändifhen Berfammlungen, in melden fid) auch die Ritter durch erwählte 
Repräfentanten vertreten liefen, duch bei diefen durch zeitweife Wahlverträge mit den Reprä— 
fentanten erworben. Zum Theil aber erſchienen in der Feudalzeit die Randitände, namentlich 
die Ritter und Prälaten, ganz wie die altdeutſchen Mitglieder der Landes: und Gauverfammz 
lungen theild ald Vollbürger oder wegen ihres eigenen unmittelbaren Staatsbürgerrechts, 
theils ald Repräfentanten ihrer hinterſäſſigen Schüglinge, deren bleibende Vertreter fie durch 
die dauernden Schußvereine mit denfelben geworden waren, ohne neue zeitweife Wahlen ; woges 
gen heute, nach Aufhebung diefer feudalen Schugverbindungen und nachdem aud alle Bauern 
wieder unmittelbare Staatsbürger geworben find, natürlid) jegt auch diefe durch zeitweife nene 
Wahlen ihre Vertreter zu den Ständen ſchicken. Als Folge und Beitandtheil des Eigenthums— 
rechts aber war zu Feiner Zeit ein ſtändiſches Recht anzuſehen. Freies landesunmittelbares 
Grundeigentum mar bei den altgermanijcdhen fowol als bei den ritterlihen VBollbürgern und 
ift ja auch meift bei unfern heutigen Deputirten, 3. B. den meiften englifchen, den badiſchen, 
nur eine Äußere Bedingung (conditio sine qua non) und Bürgfchaft für die Ausübung des 
politifchen Bürgerrechts. Das ftändifche Mitflimmen in den allgemeinen Angelegenheiten war 
und ift theils Ausübung der perſönlichen Staatsbürgerwürde, theils der perfönlichen Vertre— 
tungsrechte, die entweber durch bleibende, erbliche Schugverträge oder durch zeitweife und früher 
bei ven Städten und Prälaturen auch oft durch Iebenslängliche Wahlverträge begründet waren. 

2) Verſchieden wurde zum Theil auch die Form der ftändifhen Verfammlung, Berathung 
und Abftinmung, ſeitdem die Ritter, die Stadtbürger und viele jet in Hinterfäfligkeit tretende 
Zandbejiger aus ben Landsgemeinden allmählih wegblieben und nun die Stände der Geift- 
lien, der Ritter, der Stadtbürger und Bauern ſich ſchärfer fonderten. Die Stände verſam— 
melten ſich zwar lange noch wie die alte Landsgemeinde unter freiem Himmel, in Mecklen— 
burg fogar bi in die neuern Zeiten. Aber flatt daß im alten Deutſchland alle Stimmberedtig: 
ten ded Landtags in einer Verſammlung beratbichlagten (wobei jedoch die geiftlihen und welt: 
lihen Beamten mit ihrer Vorberathung und ihrer Vermittelung zwifhen vem Volk und dem 
König gewiffermafen ſchon eine ariftofratifche Kammer neben ver Volksrepräfentation darftell= 
ten), und ftatt unferer heutigen zwei Kammern beriethen meift die Prälaten, Ritter, vie Ab— 
georoneten der Städte und die der Bauern abgejondert. Die Beftandtheile und Verhandlungs— 
formen der Stände waren übrigens in frühern Zeiten, wie ja auch in unferer heutigen, ſehr 
verfhiedenartig modificirt. Die materiellen Unterfchiede der fogenannten Beupalftände und der 
conftitutionellen waren dagegen die, daß erftens früher infolge des Fauſtrechts ein großer Theil der 
Bürger die Landesunmittelbarfeit verloren hatte und nur durch feudaliſtiſche Schugherren, und 
zwar natürlich ſchlecht, vepräfentirt wurde, während jegt alle Staatsuntertbanen wieder unmit- 
telbare Bürger ded Staated geworben find umd daher ganz natürlich dad Recht zur Selbftreprä- 
fentation oder freien Repräfentantenwahl erhalten haben. Zweitens brachte die einfeitige Ab- 
fonderung und ariftofratifche Ausbildung der Standesverhältniſſe factifich immermehr den Ka: 
ftengeift, den Gigennug , die Privilegienfuht und die Privatintereffen aud in den ſtändiſchen 
Verhältniffen, ganz gegen die Beitimmungen der Landesgrundverträge, zur Herrſchaft. Diefe 
formellen und materiellen Unterichiede haben Heute aufgehört oder alle Grundlage verloren. 
Ein verfaffungsmäßiger abfoluter Gegenfag der deutſchen Ständeverhältniffe, der niemals be— 
gründet war, ebenfo wenig als zwifchen ver jegigen ſchwediſchen und norwegiſchen Verfaffung, 
ift alfo vollends heute verfebrt. 

Der zweite Fehler jener reactionären Theorie befteht darin, daß man aud hier über facti- 
ſchen Hiftorifhen Anfängen, äußern Formen und Bedingungen den mwefentlihen Rechtsgrund 
und die fpätere rechtliche Entwidelung und Umbildung der gejellfchaftlichen Berbältniffe über: 
fieht und jene Anfänge fogar zum naturgefeglichen, unveränderlichen, alle höhere Entwidelung 
und Bildung ausſchließenden Geſetz binftellt. Ein Spaziergang eined Mannes und eines 
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Mädchens kann zu einer ehelichen Verbindung führen; dann ift aber ihre Ehe ein ganz anderes 
Rechtsverhältniß als ihre Geſellſchaft auf jenem Spaziergange. Bei einem Volksvertreter konnte 
die Berwendung ſeines Reichthums oder der Einfluß feiner Amtsgewalt VBeranlaffungsgrund 
zu feiner Wahl geweſen fein. Ja, ein beſtimmtes Bermögen kann erfordert werben ald äußere 
Bedingung der Wahl. Iſt deshalb etwa Reihthum und Staatsanıt und Vermögen, oder ift 
nicht vielmehr der Freie Wahlvertrag der Rechts- oder der rechtliche Sahgrund der Deputirten= » 
würde? Iſt diefelbe etwa ein Vermögens-, ein Regierungdamtsreht? Auch kann durd eine 
freiwillige Einwilligung und Vereinbarung, welche dem erften factifhen Zuftand nachfolgen, 
gerade fo dad Rechtsverhältniß des Staates vertragsmäßig gemacht werden, wie ber zuerft bloß 
factiſche, vielleicht eigenmächtige Beſitz eines Privatguts. Und gerade diefes, dieſe freie rechtliche 
Begründung und Geftaltung ift die erfte Bedingung und Folge einer freien rechtlichen Verfaſ— 
fung, fobald fie, von allen Betheiligten angenommen und beichworen, in das Leben tritt. Unwi— 
derieglich aber ift ed nach allen Urkunden, daß bei Griechen und Römern weder jemals Die Geſetz⸗ 
gebung noch ein Staatdmann und Schriftfteller das Staatsverhältniß ohne freien gemeinſchaft— 
lihen Vertrag und ohne Gemeinweſen ſich ald rechtlich möglich denken fonnte. Gleich unwider— 
legtich ift e8, daß auch die Germanen in ihrer frühern Zeit und feit der Wiedererftehung ver 
Bildung aus dem Fauftrecht ſtets ein wahres fittlihes Gemeinwesen ald die Weſenheit und den 
Bertrag als eine unentbehrliche Rechtsform ihrer Staaten anſahen; daß endlich mit allen andern 
Duellen unferer ganzen europäiſchen Bildung auch das Chriſtenthum diefen Anfichten zuftimmt. 
Sogar die Hierarchie des Mittelalters konnte diefelben — fo feft waren jie durch die Natur und 
alle gefhichtlihen Duellen begründet — nicht umftoßen. Neben der höhern religiöfen Weihe der 
ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffe erfannte fie vielmehr ſtets ihre rechtlichen Grundlagen eines 
freien vertragsmäßigen Gemeinwefens ausdrücklich an.!) Auch im Mittelalter konnten dieſe 
natürlichen, in allen Quellen unferer Eultur enthaltenen Grundfäge nie und nirgends gang 
unterdrückt werden. So mie im alten Deutjchland die gefellfchaftlihe Verbindung in einer gan— 
zen Reihe freier Gemeinwejen beftand, bie in dem Höchſten, in ver Neich8= oder Landsgemeinde 
ſich einigten, fo ftrebte die deutſche Freiheit, wenn auch inveränderter Form, ſtets nad) demſelben 
Ziele, wo und ſoweit ſie ſich aud der roheften fauftrechtlichen oder despotiſchen Unterdrückung 
emporarbeiten fonnte. Wo war doh aud mol jemals im deutfchen Reichäftaate der Kaifer ver 
Eigentümer von ganz Deutſchland, im deutſchen Kandesftaate der Fürft der Eigenthümer des 
ganzen Landesſtaats mit Ausſchluß aller freien ſelbſtändigen Eigenthumsrechte aller Unter— 
thanen? Wo fahen im Reichs- oder Landesſtaat alle freien Unterthanen ſich jelbft als Sachen 
und ald ſächliche Zubehörungen der Scholle an, alle Regierungs=, alle Gefeggebungs-, Crimi— 
nal= und Givilgerihtsrehte von Kaifer und Fürften dagegen, ſowie die reichs- und die land» 
ftändifche Mitregierung oder Vertretung von Wohl und Redit des gefammten Vaterlandes nur 
als Beitandtheil gemeiner Privateigenthumsrechte und als lediglich für den Vrivateigennug ver 
Regenten und Stände begründet? Iſt es nicht eine allen reichs- und lanpftändifchen Urfunden 
widerfprechende, die Nationalehre ſchändende Fälfhung, jolhes zu behaupten? Könnte jelbft 
aus dem vollften Eigenthune an Grund und Boden etwas anderes folgen ald das Recht des 
Eigenthümers, denſelben ſelbſt zu gebrauden und andere von demfelben auszuschließen? Eine 
jede pofitive Unterthanenpflidt deifen, der nıit ded Eigenthümers Einwilligung auf feinem 
Eigenthum wohnen will, müßte ja doch nur aus gegenfeitigem Vertrag folgen. 

Selbſt bei Lehndverbindungen und vollends bei Verfaffungeverträgen war ja keineswegs 
das Gut, jondern vielmehr der perfönliche, ftetd eidlich erneuerte gegenfeitige Schug- und Treu: 
vertrag mit feinen beſchworenen perſönlichen Pflichten die Hauptfache, baseigentlih Regierende, 
das Grundftüf dagegen nur eine äußere Bedingung und Grundlage. Nur die allerroheften 
Erſcheinungen fauftrechtliher Anarhie und Despotie fchienen vorübergehend zum Theil freie 
Menden, ihre und ihrer Vereine Leitung zum Gegenftand gemeiner Privateigenthumsrechte 
herabzuwürdigen und den höhern, freiern Charakter ihrer Vereine, Gemeinweſen, Gemeinwohl, 
Gemeingeift in den Hintergrund zu ftellen. Die von ung beftrittenen Theorien find alfo in der 
That nur rohe Rauftrechtötbeorien. Dieſes müſſen fie, troß der ſchönen Worte, auch felbft ein- 
gefteben. So Hr. Vollgraff, indem er dieſe germaniſchen Patrimonial- oder Familienherrſchaf⸗ 
ten ſelbſt ald ganz unſittlich und auf bloße Selbſtſucht gegründet, ald Gemeingeift und Vater— 
landsliebe gänzlich ausfhließend darſtellt So Kr. von Haller, indem er nicht blos den Unter: 


1) ©. die Art. Adel, Alodium, Ehriftentbum, Deutſche Geſchichte, Deutſches Landedftsatsreht und 
Welder's, Syſtem, I, 154 fg. 
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thanen allgemeine Wehr: und Steuerpflicht für des Vaterlandes Recht und Wohl abſpricht und 
ihnen ein blos durch ihr ſubjectives Ermeſſen beſtimmtes Revolutionsrecht gibt, ſondern ſie auch 
ausdrücklich ermächtigt, ſich ebenſo wie ihre Herren das Privatglücksgut der ſouveränen Hetr— 
ſchaft zu erwerben, und ſie alsdann als gleich legitim mit dieſen erklärt. Hierbei überſah er doch 
wol nicht, wie gewoͤhnlich durch revolutionäre Gewalt gegen höhere kaiſerliche und königliche 
Herrſchaft, durch Liſt und Raub jeglicher Art im Mittelalter dieſes Glücksgut oder die geiſtliche 
und weltliche Herrſchaft erworben wurde. 

V. Somit ſind wir denn auch bereits bei der Bekämpfung desjenigen angelangt, was wir 
in jenen Theorien von der Familienmäßigkeit und Patrimonialität der ſtaatsgeſellſchaftlichen 
Verhältniſſe als naturrechtlich und hiſtoriſch unrichtig erklären müſſen. 

Als naturrechtlich falſch mußte es und erſcheinen, daß jene blos gleichnißweiſe Anwendung 
der Familie zur Bezeichnung der ſittlichen Auffaſſung der politiſchen Verhältniſſe mit deren 
Rechtsgrund und ihrer ſelbſtändigen rechtlichen und politiſchen Geſetzgebung verwechſelt werden 
ſollte. Ein Bild iſt nicht die Sache. Jedes Gleichniß hinkt, ſagt das Sprichwort. Ich kann ſehr 
gut und heilſam meinem Kinde die Sanftmuth des Lamms empfehlen. Darf ich deshalb den 
Menſchen als Schaf behandeln und ſein Leben und Lebensgeſetz mit dem des Schafs verwechſeln? 
Vollends aber iſt die Behandlung aller Menſchen als Unmündiger durch einen andern ſchwachen 
Sterblichen und das Streben, ſie zur Erhaltung jener Familienmäßigkeit in Unmündigkeit zu 
erhalten und ſo der freien menſchlichen Entwickelung entgegenzutreten, eine chineſiſche Stabilität 
zu gründen, das größte Verbrechen an der Menſchheit, der Frevel aller Frevel. Sodann erſchien 
es ebenfalls als höchſt unrichtig und auch als hiſtoriſch falſch, factiſche Veranlaſſungs- oder 
Unterſtützungsgründe, Anfangs- und Übergangszuſtände der ſtaatsgeſellſchaftlichen Verbält: 
niſſe auf längſt vergangenen niedern Culturſtufen unſers Volkes als das wahre jetzige Weſen, 
als das wahre hiſtoriſche oder poſitive gültige Recht unſerer heutigen Staatsgeſellſchaft dar— 
ſtellen und zur Erhaltung dieſes angeblich hiſtoriſchen Rechts revolutionär die wahren und 
unferer jegigen Gulturftufe entſprechenden neuen hiſtoriſchen Staatsgrundſätze wieder zurück- 
drängen zu wollen, Die Gegner begeben ſogar bei dieſer Verwechſelung und bei dem Überſehen 
der Umbildung früherer, mehr privatredtliher Verhältniſſe in öffentliche meift eine Doppelte 
ſchreiende Ungerechtigkeit. Sie wollen meiftend die öffentlihe Natur und ein politiſches Gemein— 
wejen zwar beibehalten, wo fie dem Fürften vortheilhaft jind, wo fie ihn 5. B. von einem Privat: 
fhugheren zu der geheiligten Würbe eines Staatdregenten erheben und wo fie alle Unterthanen 
ald Bürger beffelben Gemeinmwejend, zur gemeinfamen Vaterlandövertheidigung, zur Gon: 
feription und zu gleihen Steuerbeiträgen für alle allgemeinen Staatöjwede verpflichten. Da— 
gegen wollen jie diejelben da ableugnen, wo fie dem Bürger vortbeilhaft ind. Staatödiener joll 
es nicht geben, aber Staatsſchulden. 

Die bezeichneten beiden Hauptverwechfelungen unterftügen nun aber die Gegner mit einer 
ganzen Reihe neuer Verwechſelungen. Sie vermijhen überall dad Moralgejeg mit dem jelb- 
ftändigen Rechtsgeſetz, das Öffentliche Recht mit den Privatreht, das bloße Naturgejeg, mie ed 
einer confequenten Theorie unferer hiftorifchen und naturphilofophiihen Schule zu Grunde 
liegt, mit dem freien praftiihen Bernunftgefeg. Dieje unaufbörlihen Verwechſelungen, Wider— 
ſprüche und halben Begriffe in Berbindung mit einer bodenlojen hiftorifchen und philoſophi— 
fhen Beweisführung bilden in der That ebenfo die wefentlihe Form auch diefer neuen Filiner'- 
ſchen reactionären Theorien, wie die Anfeindung zeitgemäßer Nationalfreiheit und die Verthei— 
digung mittelalterliher Rechtszuſtände, bald mehr der hierarchiſchen und pfäflifchen, bald der 
despotiſchen, ihren Kern bildet. 

In keiner Weife aber, weder naturrehtlih noch hiſtoriſch, weder theoretifch noch praktiſch, 
beftehen auch die einzelnen Folgefäge diefer Iheorien eine gründlihe Prüfung. Wie fie jelbft 
und mie zunähft ihre Zurücführung der Staatöverhältniffe auf die Familie und auf das Pri— 
vateigentbum bodenlos find, fo ift diefe Zurüdführung aud zu jeder befondern Begründung, 
nähern Beilimmung und Begrenzung aller einzelnen politifhen Rechtsverhältniſſe völlig un: 
tauglich. Sie it überall die Duelle ver abfoluteften Willtür. Der ehrwürbige Kant fand daher 
mit Recht in der väterlichen Gewalt der Fürften, fobald man fie an die Stelle des rechtlichen 
Grundgeſetzes und der freien Verfaſſung fegen will, trog aller ſüßen Worte zu ihrer Beſchöni— 
gung dody den demfbar größten Despotismus. Wie ift es doch aud überall nur möglich, in 
jenem großen Bilde der Kamilienmäßigfeit und Väterlichkeit für die Rechte der Regierung, für 
die Rechte der freien Nation und des freien Staatsbürgers die wahre, die beſtimmte, fejte Rechts— 
norm zu finden ? 
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Welche Kamilien: und väterlihen Oemaltöverhältniffe follen wir denn als unfer vernunft: 
rechtliches oder hiſtoriſches Geſetz politifch anwenden? Etwa die der despotiſchen römiihen 
väterlihen Gewalt, oder die der germanifhen Leib: und Patronats-, Minifterialitäts: oder 
Lehnöherren? Die Gewalt über die unmündigen, in derſelben Hausgenoflenfchaft lebenden Kin— 
der, oter eine väterliche Autorität über Kinder, welche zu felbftändigen Kamilienvätern heran— 
reiften? Hier ift ja nirgends eine fihere, fefte Nechtönorm. Ind römiiche Sklaven und Haus— 
föhne waren unjere deutfchen Bürger niemals. Leibeigene, Gutsbauern, Minifterialen und 
Vaſallen waren auch fie und ihre Vorfahren zum großen Theile nicht. Alle aber, deren Vor: 
fahren eö waren, haben längſt aufgehört es zu fein. Sie find freie Eigenthümer, Familien— 
väter, Staatäbürger geworden, und wahrlih mit wenigſtens ebenfo völlig gutem hiſtoriſchen 
Recht, ald mit welchem die Feudalgewalt erworben worden war. Vergißt man denn, daß feine 
Gewalt des Stärfern, felbit wenn fie noch fortvauerte, und fein Ablauf der Zeit den Unter— 
drückten je abhalten könnte, fih ald mit Unrecht unterdrückt zu erklären und in jeder günftigern 
Lage ſeinerſeits das Recht der Stärke geltend zu machen? Selbſtändige Bamilienväter aber find 
zum mindeften alle unfere heutigen activen Staatsbürger. Ind eben dadurd, daß man als 
felbtändiger Familienvater aus der häuslichen Gemeinſchaft mit vem Vater audtrat, durch diefe 
fogenannte ftillfchiweigende Gmancipation, endigte ja nad gutem, vernünftigem und nad hiſto— 
riſchem deutfchen Recht von felbft ſchon die väterlihe Gewalt. Und mir haben alfo mit ver 
Väterlichkeit wie mit der jedenfalls weggefallenen Eigenthumslofigfeit der Bürger für die Be: 
gründung der Regierungärechte allen Boden verloren. Sollte das Privateigentbum Grundlage 
der Souveränetät und der landſtändiſchen Rechte fein, dann haben wir jo viele Souveräne und 
Sandftände ald Gigenthümer. Soll von einem von Privateigenthum unabhängigen Obereigen: 
thum die Dede fein, jo ift man theild im Wiverfprud mit der Begründung der ftändifchen Rechte 
aufs Gigenthum, tbeils im Girfel. Man muß erft einen neuen Rechtsgrund für dieſes Ober: 
eigenthum fuchen. Am meiften wäre aljo die Negierung zu beklagen, die hier die richtige Be— 
gründung und Begrenzung ihrer und der Unterthanen Rechte ſchöpfen follte. Will ein Fami— 
lienvater mit den zu felbftändigen Samilienvätern und freien Gigenthümern herangereiften 
Söhnen noch gemeinihaftliche Unternehmungen machen, mas wird alddann bie rechte Norm 
bilden ? Alle werden fi gemeinfhaftlid frei vereinbaren müffen, und was die Söhne dem 
Vater an befonderer Autorität zugeftehen, das wird Folge ihrer freiwilligen Achtung, ihres 
freien Vertrauens in feine größere Weisheit und der ihm deshalb frei gemachten Zugeftändnifle 
fein. Bilmerfhe und Wandal'ſche Deductionen , wie das Ligenthum der ganzen Erde zuerft 
Adam zugeftanden und dann die väterlihe und Regierungsgewalt eines feiner Erben, eines ber 
Patriarchen, nad) befonderm göttlihen Willen bier in directer Linie auf die Stuarts, dort auf 
die Könige von Dänemark vererbt feien, wird man wol heutzutage nicht mehr zu widerlegen 
brauden und gewißlih aud ihre Widerlegung nicht mehr wie einft die des Thomaſtus auf 
dem Marftplag zu Kopenhagen öffentlih verbrennen. Solcher Legitimationsbeweis ſcheint 
jedenfalls ein höchſt bedenklicher, unficherer Rechtstitel, jeden Thronluftigen glei zugänglich. 
Gewalt und Recht des himmlischen Vaterd gegen feine Geihöpfe wird wol aud niemand mehr 
ernftlich, fo mie jene verberblich gewordene Bonald'ſche Schmwärmerei den Bourbonen, einem 
ſchwachen Sterblichen gegen feine brüderlichen Mitmenfchen beilegen wollen. Selbſt die göttliche 
Weltregierung achtet übrigens die Freiheit zur Wahl von gut und 658, von Gehorfam und 
Abfall bei ihren freien Menſchen, ebenfo wie die Orundgefege nicht blod der Moral, fondern 
au der Natur. Diefe mehr ald conftitutionelle Schranke der Regierungsgewalt und Frei: 
heit der Negierten, mithin auch die ganze Begründung der Negierungdgewalt felbft, möchte wol 
manden Breunden des Abſolutismus ebenfalls ſchlecht gefallen. 

Nirgends alfo ift irgendein Rechtsgrund aufzufinden, um ein beſtimmtes väterliches oder 
Bamilien- und Gigenthumsrecht zum rechtlichen Grundgefeg für ein beſtimmtes bürgerlihes 
Geſellſchaftsverhältniß zu ftempeln und freie mündige Menfhen von unfterbliger Würde und 
Beſtimmung danach zu behandeln. Ebenſo wenig läßt fi irgendwo ein vernünftiger Rechts— 
grund finden, jene rohen Anfangs: und Übergangszuftände geſellſchaftlicher Verhältniſſe, melde 
feit dem Beginn höherer Gultur durch dieſe Cultur und ihre Grundfäge immermehr eriterben 
mußten, wiederum zu reftauriven und als unfer beutiges, fortvauernd gültiges Recht heilig zu 
halten. Sollte jedoch wirklich der gefellfchaftliche Zuftand jener verſchwundenen Zeit gewaltiam 
feftgehalten und hHergeftellt werden und den Grundtypus unfers heutigen Rechtszuſtandes 
abgeben, fo fei man doch wenigftend einigermaßen confequent und gerecht! 
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Was ift diefes überhaupt für eine grund: und bodenlofe, ſich jelbit verſchlingende hiſtoriſche 
und natürliche Nechtätheorie, welde gerade das Wefentlichfte der Gefhichte und der Natur, das 
freie hiſtoriſche Hortichreiten, die Entwidelung neuer Formen und Zuftände aus den veralteten 
und erfterbenden frühern Bildungen aufgibt, melde nur die Mumien einer verfhwundenen 
Vergangenheit erhalten und zum umveränderlih anzubetenden Bögen aufſtellen will! Iſt es 
denn hiſtoriſch, ftatt vorwärts rückwärts zu fhreiten oder fill zu Stehen? Welche beſtändige 
Zerftörung der eigenen Lehre, ſowol der naturphilojophiichen, der Hegel'ſchen und Bollgraff'= 
ihen „von der Vernünftigfeit und Unveränderlichfeit alles Wirklichen“, wie der im weient: 
lichen übereinftinnmenden Hugo'ſchen hiftorifhen und der Haller'ichen von „dem ſich von jelbft 
Machen des Rechts oder von der natürlihen Ordnung Gottes"! Welche Selbitvernihtung 
diejer Theorien ift es nicht, wenn man das neue wirflid Gewordene und das durch die neuen 
Grundideen und Beitrebungen der Zeit nah Verwirklichung Strebende mit Leidenihatt, als 
angeblih unvernünfttg und unrecht, befämpfen, unterdrüden und ausrotten will, wenn man 
naturwidrig, unhiftorifh und gegen die jid) von jelbft machende natürliche Ordnung Gottes 
mit reiner Willkür aus frühern erftorbenen Zuftänden nur das, mad der Neigung beliebt, aus— 
wählen und für immer feitbalten will! Hier ift ja nirgends etwas anderes als bodenloje Will: 
für, nirgends eine rechtliche Grundlage für irgendein Rechtsverhältniß, am wenigften für das 
heilige Recht der Regierungsgewalt gegenüber ver Gewalt aller natürlihen und hiſtoriſchen 
und aller ftetS nen Hiftorifch werdenden Intereffen und Leivenfhaften ganzer Volksmaſſen. 
Wohin vollends in dem regen Wettkampf der europäiſchen Völker eine folde chineſiſche Staats: 
politif führen muß, das bedarf nur der Andeutung. Auch hier alfo wird es ſich bewähren, 
daß dad wahre Recht und Wohl der Regierung mit dein wahren Recht und Wohl des Volkes 
Hand in Hand geht, daß beide nur ſicher begründet werben durch die der Freiheit und der ver— 
nünftigen Gefammtüberzeugung aller freien Geſellſchaftsglieder entiprechende Rechtstheorie und 
die darauf gegründete zeitgemäße Staatdeinrihtung. Und dieſe ift heutzutage feine andere als 
die wahrhaft conftitutionelle, die allgemeine freie ftaatsbürgerlihe Nationalverfaffung. Dem 
Bauftreht und Feudaldespotismus entlehnte Rechtstheorien, Patrimonialherrſchaften und 
fluartiiche und bourbonifche Reactionen mögen zwar mandem augenblidlihen Vorurtheil und 
Belieben ſowie mittelalterlihen ariftofratiihen Schwärmereien verfhrobener Köpfe zufagen, 
nimmermehr aber der Feftigfeit der Throne unferer Bürftenhäufer, nimmermehr dem Briedend- 
zuftande , vem jihern, friedlichen Recht aller Klaſſen unferer Nation, 

Dieſes conftitutionelle oder repräfentative Syſtem, welches, nad den oben angeführten 
Ausführungen, allen Quellen unjerer heutigen Eultur und ihrem jegigen Standpunft ent: 
ſpricht, zugleich das echte hiſtoriſche wie das echt vernünftige, das echte chriſtlich-germaniſche ift, 
wird zwar dennoch als menſchliche Einrichtung überall mit menſchlichen Unvollkommenheiten 
behaftet fein. Aber man gebe doch die Unredlichkeit auf, die Schwachen dadurch zur Berwer: 
fung diefer Theorie zu ftimmen, daß man nur alle wirklichen und eingebilveten Mängel aus dem 
Leben conftitutioneller Völker, alle trog ihrer conftitutionellen Verfaffung oder nur durch un= 
vollkommene Ausbildung oder durch Misbrauch verfelben veranlaßten Unvollkommenheiten, mit 
dem Ausihluß alles Guten, im fhwärzeften Lichte zufammenftellt, auf die entgegengefegte 
Weife aber von dem entgegengefegten Syſtem ein erdichtetes reizendes Phantaiiebild entwirft! 
Wer freilich durch dieſes alltägliche Gaufelfpiel ſich Blenden zu laffen oberflächlich und urtheils— 
los genug ift, den müßte man gegen alles Gute in ver Welt und zuerft und zumeift gegen Die 
Monarhie und das Chriſtenthum einnehmen können, Denn welde Unvollkommenheiten, welche 
Misbräuche, welhe Greuel Hat man lange Jahrhunderte hindurch mit beiden verfnüpft! In 
Beziehung auf die freie vepräfentative Verfaſſung wird indeſſen folder Irrthum für die Schwa— 
hen durch eine neue Täuſchung doppelt gefährlih. In der freien repräfentativen Berfaflung 
treten für die meiften und vollends für die oberflächlichen Betrachter alle Krankheiten nnd Ge— 
brechen in übertriebenem Grade an das Licht hervor, in der abfoluten entziehen jie ſich in eben- 
demfelben Grade ihren Blicke. Hier ſchleichen jie oft längere Zeit verhüllt im Finſtern. Für 
den Oberflählihen fann man aljo aud mit unredlicher Benugung dieſes Umſtandes eine zum 
Nachtheil der freien Verfaflung ausfallende Vergleihung mit der unfreien anjtellen. In Eng— 
land wird durch die freie Preffe und die freie Öffentliche gerichtliche und ftändifche Verhandlung 
unfehlbar jedes Gebrechen unterfucht und beleuchtet, oft im grellſten Lichte. Jeder ehrgeizige 
und ſelbſtſüchtige Misbrauch der ftändifchen wie der Regierungsrechte fommt hier zu Tage, und 
die Zeitungen ſprechen oft faft nur von ihnen, weil zwar wol bie einzelnen auffallenden Erſchei— 
nungen des Kampfes und des Böfen nicht aber die ſich gleichhletbende jahrelange geſetzliche 
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Ordnung ganzer Provinzen die Neugier ihrer Leſer reizt. In andern Staaten werden oft bie 
Gebrechen nur den Betheiligten fühlbar. Nur durch deren ftille Seufzer beſprochen, fchleichen 
oft unter dem Schug der Regierung und felbft von ihr ungefehen die mit ihrer eigenen Gunft, 
mit ihrem Vertrauen und pit ihren beiligften Rechten getriebenen eigennügigen und ehrgeizigen 
Misbräuche und verderblichen Übel jo lange im Finſtern, bis, wie in ber Franzöſiſchen Revo— 
lution und ſeitdem mehrmald in Deutichland, durch deren ftilled Wachsthum die Völker und 
Throne unerwartet jih an dem Rande des Abgrundes ſehen. 

Vergleihe man doch einmal unbefangen diefe Zuftände mit denen der und angepriefenen 
feudalen Anarchie, Ariftofratie und Despotie, mit jener feudalen Kamilienmäpigfeit und Patri— 
monialität! Bergleihe man z. B. felbft nur, mit dem erften beiten Geſchichtsbuch in der Hand, 
jene gepriefenen frübern Zeiten in Branfreih und Spanien! Betrachte man die Zuftände diejer 
Völker jeit ver Zeit, ald die dortigen, auf altgermaniiche Freiheit gegründeten, allervings durch 
Feudalismus verunftalteten Verfafjungen, flatt im Sinne wahrer Nationalfreiheit zeitgemäß 
ausgebildet zu werden, vielmehr von der feudalen, der geiftlihen und der Hofariftofratie, bald 
aber von der abfoluten monardiihen Herrſcherwillkür unterdrüdt wurden! Welche Ströme 
von Blur jeitden, weldhe graufame Zerftörung des Lebens, der Rechte und des Glücks von 

‚Millionen und abermal Millionen der beften Bürger, Zerftörungen, bald durd die unaufhör- 
lihen Hof- und Groberungdfriege, bald durch die Mordthaten der Inquijition, der Bartholo— 
mäusnacht, der Dragonnaden, der Mauren und Moriskenausrottungen! Welche Vergiftungen 
und andere Meuchelmorde auch gegen Fürften, Belvherren und Minifter! Welche bis zum Ekel 
iheußlihe Regierungen durch Maitreffen, Mönche, Beichtväter, Günftlinge! Welde Ber: 
ichlenderung der Staatsgelder, welche Hungersnoth, Berwüftung und Entvölferung der Länder, 
welche greuelvolle Beleivigung und Zerftörung aller Sittlihfeit und wahren Religiofität unter 
dieſen nicht repräfentativen, unter diefen im Sinne unjerer Gegner echt monardijchen Regie— 
rungen, welche ſich jtet8 die Väter ihrer Unterthanen nannten, weldye ebenfo wie die unglüd- 
lihen Stuarts und felbft vie veftaurirten Bourbonen nur von göttlihen und fittlihen Geſetz, 
ftatt vom freien Männerrecht und freien Gemeinweſen, ſprachen und hören wollten, welche end— 
lich ihre NRegierungdgewalt ebenjo ald Privat-, Familien- oder Glücksgut betrachteten, wie die 
Ariftofraten und Günftlinge ihre Unterregierungen und Amtsrechte. Findet ed doch Hr. Voll: 
graff völlig begründet in dem Syſtem germanifcher Bamilienregierungen, daß der Fürft mit 
Ludwig XIV. ruft: „L’etat c'est moi!” Nicht minder löblih ift aber auch alsdann deſſelben 
Fürften Grundfag, daß die Groberungdfriege das eigenthümlidhe Vergnügen der Fürften jeien, 
melden Millionen zum Opfer fielen. Doh man betrahte nur, um ganz diefe Haller’ichen 
Theorien in ihrem Anfang und in ihrem Ende fi zu veranfhaulihen, neben dem frühen 
Fauſtrecht diefe (aus ihm entftandenen) familienmäßigen, väterlihen Regierungen Karl's IX., 
Heinrich's II. und IV., Ludwig's XII, XIV. und XV. in Frankreich, fowie die Bhilipp’s II., III. 
und VI., Karl's Il. Philipp's V., Ferdinand's VI., Karl’s IV. und Ferdinand's VH. in Spanien! 

Diefes ariftofratifhe und monarchiſche Bamilienreht war es, welches Jahrhunderte lang, 
mit unbefchränfter Macht für die Erziehung und Beglüdung der Völker ausgerüftet, mit eben 
diejer Macht für Franfreih und Spanien alles das unermehliche Ververben und Elend groß 
30g, rvelches endlich dieje Völker in ihre revolutionären Rettungskämpfe ftürzte, um gerade in 
zeitgemäßer Herftellung germanifher freier Verfaffung einen rechtlichen, geiitteten Zujtand 
wieder zu erringen. Und dieſe auf die freiheitäfeindlihen Grundſätze ſich ftügenden Regierun— 
gen verſchuldeten aljo nicht blos alle dieje moraliſch, politifch und Öfonomifd verzweifelten Zu— 
Hände, jondern auch jene blutigen, thronumftürzenven,, verzweiflungsvollen Rettungskämpfe. 
welche jene Schriftfteller zur Betbörung der Schwachen jegt ald Abſchreckungsmittel von dem 
definitisen Heilmittel Eräftiger repräfentativer Verfaſſungen gebrauden, fatt fie zur Abihredung 
von jener ftuartifhen und bourboniſchen familienmäßigen Ariftofratie und Monardie, dem 
wahren Grund der entſetzlichen Krankheit, zu gebrauchen. Welcker. 

Familienrath (Conseilde famille). Dieſes erſt im neuern franzöſiſchen Rechte einer um: 
faffenden Organijation theilhaftig geworbene Inftitut des Tutelarwejens gehört zu den interef- 
fanteften Productionen der neueften Legislation und trägt viel zu den Eigenthümlichfeiten bei, 
welche das franzöſiſche Familienrecht charakteriſiren. Schon bei unjern Vorältern bejtand die 
Sitte, daß der Bormund aus der Familie genommen und von den übrigen Mitgliedern derſelben 
überwacht wurde. Das fand feinen Urfprung darin, daß eine jede Familie vamaldeine Republik 
im Eleinen, eine abgejhloffene Rechtsgenoſſenſchaft bildete, in welder Pflicht und Necht zum 
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gegenfeitigen Schuß der Mitglieder Hand in Hand gingen. Schon aus diefen perfönlihen Be— 
ziehungen leitete ſich daher die ſchützende Fürſorge für bie vaterlo8 gewordenen unmündigen 
Mitgliever ab. Da aber jene Genoflenfhaft zugleih auf dad Vermögen bafirt war und dieſes 
vorzüglid in den Erbrechte feine ftrenge Anwendung fand, fo fand die Vormundſchaft den 
nächſten männlidhen Verwandten zu (tutela legitima). Seitven das Teftament in Deutſchland 
Eingang gefunden hatte, wurde jedoch auch die teſtamentariſche Tutel eingeführt, und von dem 
Erbvertrag war der Schritt zur vertragsmäßigen Tutel nicht weit. Anders geftaltete ſich das 
altveutfche Tutelarwefen aber durd den Einfluß des Römiſchen Nechts und ganz vorzüglich durch 
Die Reichsgeſetze. Diefe unterwarfen nämlich alle Bormünder obrigfeitliher Beftätigung, und 
es war jo ſchon den Gerichten die Möglichkeit verſchafft, auch andere ald Mitglieder der Familie 
zu VBormündern zu beftellen, und namentlich fonnte fo die Mutter ald erſte Vormünderin in bie 
Reihe derjelben eintreten. Zugleich — und das ift für unfere Betrachtung der wichtigſte Punkt 
— erklärten die Reichsgeſetze die Gerichte, ald Stellvertreter des allen Bedürftigen Schuß ver— 
leihenden, darum aber aud über diejelben eine jtete Oberaufjicht ausübenden Negenten, zum 
Dbervormund und legten namentlid dieſer Obervormundſchaft, bei eigener Verantwortlichkeit, 
die Pfliht auf, den Bormund jährlih zur Nehnungsablage anzuhalten. Hatte das Nömifche 
Recht ven Vormund zur Gautiondleiftung angewiefen, hatte ed die Veräußerung unbeweglicher 
Güter ded Minderjährigen und Unmündigen auf die Fälle, wo die Grhaltung des Schutzbedürf— 
tigen felbft die Veräußerung forderte, beihränft, forderte es auch in diefem Falle ein decretum 
magistratus de alienando, madıte ed den Vormund durd die actio tutelae subsidiaria contra 
magistralum verantwortlich, jo ließ die Reichsgeſetzgebung alle dieſe Vorſorgen beftehen, ſowie 
Diejelbe venn überhaupt nur auf größere Begünftigung der Lage ver Schupbedürftigen bedacht 
war, ohne darum den Tutor felbft in engere Schranfen zu verweifen. Daher die —freilich ſchon 
aud der Idee einer Obervormundſchaft von felbft abfliefenden — befonders auferlegten Pflichten 
der Gerichte, von Amts wegen darüber zu wachen, daß jedem Bebürftigen ver Bormund nicht 
fehle, und den ungetreuen Bormund abzufegen. So hatte denn allerdings in Deutſchland der 
Einfluß der Bamilie auf das Tutelarweſen ſich bedeutend vermindert. Ganz auf ähnliche Weife 
geftaltete ſich das Verhältnig in Frankreich dur den Einfluß ded Römischen Rechts ſelbſt in den 
fogenannten Ländern ded Droit coutümier, nur dap in einzelnen coutümes bei der Beftellung 
des Vormunds vorher dad Gutachten der Verwandten von den Juftizbehörden eingefordert 
werden mußte. 

Schon in der jogenannten intermediären Geſetzgebung reflectirte man jedoch ftarf auf die 
Spee des Familenraths; allein zu einer Organifation als außergerihtliher Behörde fam es 
damals noch nicht. Als ed zur Abfaffung des Code civil fam, verfündete man ſchon im Pro— 
ject laut, den Samiliengeift durch die Gejeggebung zu heben und namentlich venjelben in der 
Bormundfdaftslehre durch das Inftitur des Familienraths zu befräftigen. Aus diefer Anſicht 
floffen folgende Beftimmungen. Die Tutelaranftalten erftreden ſich über alle Schugbepürftigen, 
feien jie Minderjährige oder Interbicirte (Blödſinnige, Wahnjinnige, Rafende). Es befteht 
bei den erftern fein Unterſchied zwischen Tutel und Euratel. Die tutela testamentaria, legitima 
und dativa ift beibehalten; vor allen Dingen tritt die Vormundſchaft des überlebenden Vaters 
und der Mutter ein (bier jevody nur in Betreff der Bermögensverwaltung, weil in Beziehung 
auf die Berfon ſchon die potestas entſcheidet). Nah Abgang derjelben kommt es darauf an, ob 
der jegtlebende Vater oder die Mutter für ihren Todesfall hin einen Vormund angeoronet ha= 
ben. Iſt das nicht geſchehen, fo ift die Bormundfhaft ver Aſcendenten (in einer gewiflen Ord— 
nung) devolvirt. Erſt wenn feine Ajcendenten vorhanden find (oder wenn die vorhandenen Die 
Vormundſchaft nicht übernehmen), fommt es zur tutela dativa. Diefe geht nur von einem aus 
väterlihen und mütterlihen Seitenverwandten zuſammengeſetzten, vom Friedensrichter zufam: 
mengerufenen und dirigirten Familienrath aus. Diefer bildet aber zugleich die Obervormund- 
fhaft; denn ihm find alle wichtigen Angelegenheiten des Schüglingd zur Berathung überwie— 
fen, und bei ven allerwidtigiten Geſchäften concurriren noch die Gerichte (nomologation), 
welche jelbft wieder durch die Anträge des ministere public (Kronanwalt) geleitet werben. 
Jeden Bormund ift ein beftändiger Auffeher unter dem Namen subroge tuteur beigeordnet. 
Diefer controlivende VBormund wird, wenn der Bormund ſelbſt (tutor gerens) ein Verwandter 
des Schützlings iſt, womöglih aus der entgegengejegten VBerwandtenlinie gewählt. Dieje 
Mahl hat jelbft wieder der Familienrath zu treffen. Wegen diejer mannichfaltigen Sicherungs— 
maßregeln hat der Bormund feine Gaution zu ftellen (doch beſteht eine ſtillſchweigende gefegliche 
Hupothef auf jein Immobiliarvermögen) und erft nach vollführtem Geſchäft Rechnung abzu— 
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legen. So eriheint denn, zumal auch nod die Ernennung aller Guratoren ihm obliegt, ber 
Samilienrath bei jever Vormundſchaft als der mahre Obervormund, und es ift durch ihn haupt: 
ſächlich die franzöſiſche Grundanſicht realifirt, daß der Staat das ſchutzbedürftige Individuum 
dur niemand zwedmäßiger ald durch deſſen eigene Familie, durch jeine oder feiner Alterır 
nähften Angehörigen beſchützen könne. Auch erhellt, daß die Familie dadurch nicht zu einem 
6108 das Ganze leitenden Bupilleneollegium conflituirt ift und trog feiner großen Ihätigfeit 
feine beſtändige Behörde bildet, jondern immer für die einzelnen wichtigen vormundſchaft— 
lichen Angelegenheiten befonders vom Briedensrichter einberufen und zufammengejegt wird, fo= 
dag im ganzen der Familienrath einem Bamiliengerichte und, da er nur für feinen abfidtlicy 
angerichteten Schaden haften muß, einem Gejhmworenengerichte gleicht. 

Bei der Organifation felbft jind folgende vier Punkte ) zu kennen: die Zufammenberufung, 
die Zufammenjegung, die Zufammenfunft des Bamilienrath8, die Berathihlagungsart deſſelben. 

1) Die Zufammenberufung. Diefe geht ſtets von dem Friedensrichter des Wohnorts des zu 
Bevormundenden aus. Der Friedendridter wird indellen entweder um biefe Zufammenberu= 
fung erfucht, oder er nimmt fie von Amts wegen vor. Es kann ihn darum jedes Mitglied der 
Familie ded zu Bevormundenden erſuchen; außerdem des legtern Gläubiger und jeder fonft Be— 
theiligte. Ohne eine Requijition abzuwarten, muß ber Kriedensrichter von Amts wegen für die 
Zufanmenberufung forgen, jowie er bie Thatſache, welche jienöthig macht, in Erfahrung bringt. 
Es kann ihm daher auch jeder Dritie eine ſolche Thatſache anzeigen. 

2) Die Zufanımenfegung. Dem Friedensrichter liegt zwar, wie oben bemerft, die eigent= 
liche Bildung und Zufammenbernfung des Familienraths ob, er kann indeſſen vabei, wie be= 
reitd angedeutet ift, nicht willfürlicdh verfahren. Er muß die vom Geſetz dejignirten Perſonen 
wählen. Frauenzimmer bleiben dabei ausgeidloffen, außer die Witwen der Afcendenten des 
Bevormundeten. Die defignirten Berfonen find vor allem die vollbürtigen Brüder des zu Bes 
vormundenden. Die vollbürtigen Schweftern fommen dazu, ald Srauensperfonen, nit. Sie 
müſſen inveffen, wenn jie verheirathet jind, durch ihre Männer repräjentirt werden. Diefe 
Männer find, nebit ven Witwen ver Ajtendenten, zugleich beizuziehen. Die männlichen Afcen= 
denten ſelbſt fommen, wenn ſie Bormünder find, nicht in ven Bamilienrath. Iſt der Afcendent 
nicht Bormund, jo it er beizuziehen. Alle Brüder und Schwäger, alle zum Bamilienrath fähi— 
gen Afcendenten oder deren Witwen gehören in die Berfammlung, ohne Rückſicht auf ihre Ans 
zahl, auch ohne darauf zu jehen, ob fie von väterliher oder mütterliher Seite verwandt find. 
Sind ed weniger als ſechs Individuen, fo müflen jo viele aus den übrigen Verwandten zuge= 
zogen werben, daß ſechs Bamiliengliever herausfommen. Ein vollftändig zufammengerufener 
Familienrath kann aus nicht weniger ald ſechs Perfonen beſtehen. Dieje Zahl ift aber nur 
dann zu Überjihreiten, wenn mehr vollbürtige Brüder, Schmwäger und Afcendenten oder deren 
Witwen in der Nähe (ſ. unten) zu haben find. Hierbei geht der Blutsverwandte dem Ver— 
ſchwägerten vor. Unter mehreren glei nahe Verſchwägerten hat der ältere den Vorzug. In der 
Regel dürfen nur im Wohnort des zu Bevormundenden oder im Umkreis von zwei Myriametern 
anmejende Verwandte vorgeladen werben. Sind in dieſem Bezirk jo viele Verwandte, als zur 

Zuſammenſetzung eines Familienraths erfordert werden, nicht anzutreffen, fo hängt es von dem 
Ermeflen des Friedendrichters ab, entweder noch entiernter mohnende Verwandte oder an dem 
Wohnort des zu Bevormundenden jelbft ſolche Berfonen zuzuziehen, welche notoriſch mir deſſen 
Altern in vertrauter Verbindung geftanden haben. Es ift ferner dem Ermeſſen des Familien- 
raths überlaffen, aus fernern Gegenden als in jenem Umkreis dem Grad nad nähere oder 
gleich nahe Verwandte zu rufen. Es ſollen nie mehr als drei Verwandte von der nämliden 
Seite gerufen werden. Danach ift alſo die eine Hälfte aus der väterlichen, die andere aus der 
mütterlichen Linie zu nehmen. In jeder Linie muß man jih nad) der Gradesnähe, bei Gleich— 
heit des Grades nad) den phyſiſchen Alter richten. 

3) Zuſammenkunft ded Familienraths. Dabei ift wieder zu trennen die Friſt, welde dem 
Gerufenen zu feiner Vorbereitung geftattet werben muß, die Erſcheinungsart, die Strafe des 
Nichterſcheinenden, die Entihuldigungen deffelben. Der Friedensrichter jegt den Tag der Vers 
ſammlung des Familienraths feſt. Zwifchen ven Tage der Infinuation der Ladung und dem 
Tage der Berfammlung müſſen jid drei freie Tage finden, zu weldyen weder jener noch dieſer 
mitgezählt wird. Binder ſich einer der Vorgeladenen weder am Wohnorte de& zu Bevormunden— 
den noch im Umkreis der zwei Myriameter, jo müffen für die weitere Entfernung ein oder meh— 
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rere Tage zugefett werben; jedesmal für brei Myriameter ein Tag. Der Gerufene darf durch 


einen Specialbevollmächtigten erſcheinen. Wer ohne gültige Entſchuldigung ?) — ſei er Ver— 
wandter, Verſchwägerter oder Freund — nicht erſcheint, verfällt in eine Geldſtrafe. Die Be: 
ſtimmung des Betrags hängt vom Ermeſſen des Friedensrichters ab. Sie kann 50 Fr. nicht 
überfteigen. In Betreff ver Berathſchlagungsart bed Familienraths ertheilt das Geſetz folgende 
Vorſchriften: Von ven Zufammenberufenen müffen wenigftend drei Viertel zufammenfommen 
(find ed nur ſechs, fo verwandeln ſich die drei Viertel natürlich in zwei Drittel). Der Brie: 
densrichter präfivirt immer der Verfammlung und bat eine mitzählende Stimme, Entſteht 
Stimmengleichbeit, fo gibt die feinige den Ausfhlag. Den Ort der Berfammlung beftinmt der 
Friedensrichter. 

Der Werth des Inſtituts iſt, zumal in Deutſchland und in neuerer Zeit, mehrfach beſprochen 
worden. Die politiſchen Verhältniſſe haben dabei eine bedeutende Rolle geſpielt. Hauptſächlich 
die Erfahrung muß dabei den Maßſtab an die Hand geben. An ſich iſt gewiß das Inſtitut eine 
vortreffliche Idee, und Staaten, in denen das volksthümliche Element und dabei vorzüglich wieder 
die Selbftändigfeit der Gemeinden vorwaltet, haben hohes Interefle, die Brauchbarkeit des In: 
ftitutd in bie genauefte Erwägung zu ziehen. Bon jeher hat man auch in den Staaten, wo man 
das Vormundſchaftsweſen zunädft für eine Angelegenheit des Staates erflärte, die Anverwandt: 
{haft des Bevormunbdeten bei den wichtigften Angelegenheiten beigezogen. Liegt darin nicht ein 
klarer Beweis, daf man das Bebürfnip fühlt, die zu Rathe zu ziehen, welche die Verhältniſſe 
am genaueſten kennen und zu würdigen wiſſen? Und warum die verwandtſchaftliche Theilnahme 
son dem Jutereſſe des Bevormundeten fo ſehr entfernen, warum ihr keinen geordneten Wir⸗ 
kungskreis bereiten? Warum die Familie blos nach ihrem moraliſchen Gefühl thätig werden 
laſſen, wenn die Pflicht zur Beitragung für die Wohlfahrt des Verwaiſten ſich zugleich als recht⸗ 
liche ankündigt? Eine ganz andere Frage ift, ob der Einfluß der Familie im franzöfifchen Rechte 
sticht zu groß ift, ob man nicht darauf denken müffe, den Beſchluß des Familienraths in Betreff 
der Ernennung ded Vormunds und in Anſehung ded Erziehungspland und der Art der Bere 
wendung ded Vermögend noch einer weitern causae Cognitio zu unterjtellen, um fo nicht zu 
den Gedanken zu verleiten, die Fürforge für das moralifdhe und geiftige Wohl des lintergebe= 
nen niedriger zu ftellen ald bie Altenation feiner Immobilien. Allein diefe Ausftellung beweift 
nur, daf der Familienrath in ber franzöfifchen Geftalt noch nicht der Vollkommenheit theilhaftig 
wurde, deren das Inftitut empfänglic ift. Wie jehr man der Idee des Familienraths theilweiſe 
hold war, beweiſen auch die deutſchen Geſetzgebungen, welche zwei Vormünder, den einen aus 
der väterlichen, den andern aus der mütterlichen Linie, ernannt wiſſen wollen; ferner die Geſetz⸗ 
gebungen, welche (wie z. B. dad Allgemeinepreußiiche Landrecht) die Sorge für die zur Familie 
gehörenden Kinder, bie fich felbft nicht vorzuftehen vermögen, in ber Artzur Familienſache machen, 
daß ſie deren Mitglieder verpflichten, die an ſich fo odiöje Anzeige bei ven Gerichten zu machen, wenn 
die Altern die Prlihten der Erziehung und Pflege gröblich verabfäumen; ferner in der Vor— 
ſchrift, daß die Familiengliever es jeien, welche vor allen die Vormundſchaft zu übernehmen 
hätten; ferner in ber Borfchrift, daß nicht nur Verwandte in auf und abfteigender Linie, 
fondern aud die Geſchwiſter die Ernährung ihrer unvermögenden Mitglieder, alio vorzugsweiſe 
per verwaiften präftiren müffen. Ganz neuere Gefeßgebungen haben die Nützlichkeit des directen 
Einfluffes ver Familie auf das Tutelarweſen anerfannt und zu Ehren gebradt, und es dürfte 
die Zeit nicht mehr fern fein, wo dieſes echt germanijche Inftitut auch wieder bei und einheimifch 
wird. B 

amilienrecht fürftlicher Perfonen, ſ. Dausgefege. ; 

anatismus, Fanatiker. Jever übermäßig, namentlich bis zur Grenze dev Wuth oder 
der Merrüdiheit gefteigerte Eifer für oder gegen eine Sache, fei ed eine Idee oder eine praktiſche 
Richtung oder auch eine Perfon oder was fonft für ein Gegenftand ver Anhänglichkeit oder der 
Abſtoßung, der Liebe oder des Hafles, kann mit dem Namen Fanatismus, nad) der weiteften 
Bedeutung ded Wort, belegt werden. Im engern Sinne jedoch oder vorzugsweiſe gebraucht 
man ednur für ſolchen Cifer in religiöfen oder aud in politifgen Dingen. Bon dem Unheil, 
von den Gräßlichfeiten, welche in beiden Sphären der Fanatismus geftiftet, find die Blätter der 
Geſchichte faft aller Länder erfüllt. Wir Haben von einigen bahin gehörigen Beifpielen — mas 
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2) Die Entſchuldigungsgründe find dieſelben wie bei der Vormundſchaft. Dieſelben Gründe, welche 
von der Bormundfchaft ausichliegen, ſchließen auch vom Bamilienrath aus. Bon der Bormundfchaft 
Ausgefchloffene oder Adgefegte fünnen nicht Mitglieder eines Familienraths fein. 
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insbefondere den religiöfen Fanatismus betrifft — bereits in den Art. Aberglauben, Auto da 
fe, Duldung geſprochen. Auch vom politifhen Fanatismus, welcher gar oft mit dem reli=. 
giöſen jich verbindet, für ſich allein aber ganz vorzugsweiſe einen harakteriftiihen Zug der 
neueften Zeit bildet, ift theild Ihon in mehreren Artikeln die Rede geweſen, theild wird fie ed 
fpäter jein. Hier wollen wir und auf einige allgemeine Betrachtungen über Begriff und Weſen 
des Fanatismus, über feine Quellen und Folgen und über die der Staatägewalt in Rückſicht 
feiner zu Gebote ftehenden vorbeugenden, leitenden oder heilenden Mittel beſchränken. , 

Der Fanatismus, obihon gar oft aus egoiftiihen Trieben, aus Ehrſucht, Herrſchſucht, 
Habjuht u. ſ. w., Hier den Urfprung, dort eine mächtige Stärkung ziehend, jedenfalls nicht 
unabhängig von den Intereffen und Täuſchungen ver Selbftliebe, ift gleihwol in feinem Wefen 
ſehr verfhieden von diejer. Der Selbftfüchtige bezieht fein Streben nur auf ſich jelbit oder auf 
feine perfönliche Befriedigung allein, Der Fanatiker hat die VBerwirflihung einer Idee — wol 
auch eines bloßen Traumbildes — oder den Triumph einer Sache, ald eined Princips, eines 
Glaubens oder Aberglaubens, oder auch einer ſolche Ideen oder Grundſätze repräſentirenden 
Perſon oder Berfönlichkeit, oder die Vertilgung der jenen feindlich entgegenftehenvden Mächte 
zum Ziel, ohne oder doch mit nur untergeordneter Nüdjicht auf die dadurch für jih 
felbft zu erringenden Vortheile oder abzuwendenden Nachtheile. Der Selbſtſüchtige benugt zwar 
den Fanatismus feiner Anhänger, regt auch denjelben künſtlich auf und handelt in deſſen Sinn; 
doch bleibt er innerlich unergriffen oder doch nur wenig ergriffen davon; fein Eifer ift Verftel- 
lung, ift fünftlih vorgenommene Maske. Wenn er Recht und Pfliht verlegt in Verfolgung 
feines Zweds, jo weiß er, daß er ed thut, d. 5. er fegt ſich wiffentlih darüber hinaus. Das 
Princip feined Handelns ift Berechnung, alle feine Motive ind rein ſubjectiv. Der Fanatifer 
dagegen ift aufrichtig und wahr; er ift wirklich durchglüht von dem Feuer, das er in fein Han⸗ 
deln legt, und begeiftert für den objectiven Zweck, worauf es fich richtet. Er ſcheut feine Miſſe— 
that, aber auch feine Selbftaufopferung für dieſen Zweck, ja er hält ſolche Miffethat für ein 
Recht oder gar für eine Tugend. Oder aud er handelt faft ohne Wiffen und Willen, wie ein 
Sieberfranfer oder von Wuth oder Wahnſinn Befallener. 

Der Fanatismus hiernach, obſchon in feinen Außerungen abjheulih und in feinen Wir: 
fungen verderblich, erjcheint moralifch gleichwol minder verwerflih und heillos als dir Selbit- 
ſucht. Dieje ift nad ihrer Weſenheit die Quelle alles Böjen, und felbft wo ihr Gured, d. h. 
Nüpliches oder Großes, entkeimt, da nimmt dieſes an der Unlauterkeit feiner Duelle theil und 
ift nur materielled Gut, nicht rein moralifhes. Der Fanatismus dagegen ift oft, ja faft in ver 
Negel blos ein böjer Auswuchs einer an fi guten Wurzel oder ein unglücklicher Kranfheitözu: 
fand einer zum Guten geborenen Seele, eine aus überfpannter Phantajie over aus Verſtandes— 
ſchwäche oder aus Bethörung fließende Verkehrtheit der Richtung, mitunter auch bloße Über— 
treibung eines im Grunde hier löblichen, dort mindeſtens tadellofen Eiferd. Noheit oder Wild: 
heit des Charakters allerdings begleiten ihn gemöhnlid. Aber Roheit ift nicht gleihbedeutend 
mit Boöheit; wenigſtens gehören ihre leidenſchaftlichen Ausbrüche natürlich nur der Selbſtſucht 
an und nicht der Schwärmerei. Dieſe aber und aud ihre edlere Schweiter, die Begeifterung, 
mögen leicht in faft unmerklihen Übergängen zunt Fanatismus werben. Erfheint vohmandem . 
als jolder Fanatismus, was andere ald hohe Begeifterung preifen, und es werben billig, wenn 
von Übertreibung des Eifers die Rede ift, auch ver Werth des Gutes oder die Beſchaffenheit der 
Idee, weldhe der Gegenitand des Eiferd jind, mit in Betrachtung gezogen. 

Alfo find zwar die Greuelthaten, welche die Hebräer in Kanaan, die Jünger Mohammed's in 
den von ihnen während der erften Glut ihres Glaubenseifers eroberten Rändern und die Chri— 
fen, nachdem ihre Kirche triumphirend geworben, weit und breit gegen Ungläubige und Ketzer 
verübten, fodann überhaupt die Religionskriege, die Olaubensgerichte, die wechſelſeitigen Ver— 
folgungen, Unterrüdungen, Mishandlungen, deren Kirchen und Kirchengenoffen und Sekten 
untereinander fi ſchuldig machten, ein den Verftand wie das Gefühl empörendes Schaujpiel; 
ebenjo die meift durch den Fanatismus unterhaltenen, Jahrhunderte langen Känıpfe zwiſchen 
Thron und Altar, die Herabwürdigung der bürgerlichen Gewalt unter die Hierarchie, die zwei 
Welttheile entvölfernden Kreuzzüge, die lange Reihe von Bürgerfriegen, Empörungen, Thro— 
nenjturz, Zerrüttungen und Schredniffen aller Art — alle hervorgerufen oder beihönigt durch 
Glaubenseifer und Glaubenäftreit, entzündet und genährt durch Pfaffen- und Mönchthum 
und deren ſklaviſcher Anhänger ſtupide Wuth. Aber bei allen dieſen Verbrechens- und Leidens— 
geſchichten treten denn doch die eigentlichen Fanatiker mehr nur ald Werkzeuge, denn aldlirheber 
auf. Die wahre Urheberfhaft kommt meift dem Egoismus, d. h. den egoiftiihen Leidenſchaften 
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einzelner, namentlich ihrer Ehr- und Herrſchſucht, zu, welcher ſodann die fanatifirte gläubige 
Mafle nur als blinded Werkzeug diente. Diefe nun gejellte ihrem aus der religiöfen, Folglich 
urfprünglic guten Anlage entquollenen, aber durch Fünftlihe Aufregung und Berhörung oder 
durch eingeborene Graltation oder krankhaften Zuſtand unmäßig gefteigerten Eifer noch all ihre 
eigene, durch Die Gelegenheit entfefjelte Wilpheit und Roheit bei und ſuchte wol aud daneben, 
unter vem Deckmantel jenes Eifers, die Befriedigung aller ihrer ſchnöden und ſchlechten egoifti= 
fhen Gelüfte und Triebe. Inſofern aber war es nicht eigentlid der Fanatismus, welder die 
ſchlimmſten Unthaten gebar, ſondern die hinter ihm verfteckte, durch die Umſtände in Thätigfeit 
gefegte perfönliche Schlechtigfeit der Fanatiker. 

So aud) beim politiſchen Fanatismus. Die Wurzel, woraus er jidh erhebt, ift großentheils 
eine edle, nämlich entweder Begeifterung für Vaterland, Freiheit, Nationalität, ewiges Volks: 
recht und eine vermeintlich daffelbe verbürgende Verfaffung, oder ſchwärmeriſche Anhänglichkeit 
an verehrte Häupter oder Käufer, an hergebrachtes hiſtoriſches Recht, an ererbte Sitten und 
Grunvfäge, an geheiligte— ob aud etwa midverftandene — Ideen von Legitimität, von gött: 
lihem Recht, von überlieferter Pflicht der Treue. Freilich ſteckt gar häufig Hinter ſolchen ſchönen 
Ideen und Richtungen aud ein egoiftifches Intereffe oder ein engherziger Körperſchafts- oder 
Standesgeift over eine Leidenſchaft perjönlichen Haffes oder Rachedurſtes; freilich geben auch 
hier Richtung und Eifer großentheild bei den Häuptern aus Heuchelei und verfchmißter Berech⸗ 
nung, bei ven Maffen aber aus umflaren oder verkehrten Begriffen hervor und finden ihre Nah— 
rung und Befeuerung in der eraltirten Phantaſie und dem entzündlichen Gemüthe der mit ſoicher 
Eigenihaft Begabten. Aber an allem diefem ift entwever blos die Eigenfchaft eines regellofen 
oder krankhaften Auswuchſes zu erkennen, oder die unfelige Frucht ver Verbindung oder auch der 
heuchleriſchen Bemäntelung jchlechter perfönlicher Triebe mit einer objectiv, d. h. der ihr zu 
Grunde liegenden Idee oder aufrichtigen Meinung' nach guten oder tadellofen Richtung. 

Alfo verabſcheuen wir zwar allerdings die furchtbaren Ausfhweifungen oder Unmenſchlich— 
keiten der Schrerfendmänner in dem revolutionären Frankreich und mehr noch jene der wieder: 
holt und in verſchiedenen Ländern, namentlich in Neapel und Spanien u. j. w., zur Herrſchaft 
gelangten Reactiond: oder Abfolutiftenpartei; aber wir glauben, daß unter den republifa= 
niſchen Banatifern Frankreichs viele Männer von angeborenem Geifted: und Gemüthsadel ji 
befanden, Männer, welche zu jeder heroifchen Tugendübung die Kraft und den Willen in ſich 
trugen und nur infolge einer aus den Umfländen Gervorgegangenen, ja großentheild auf 
Rehnung der Feinde zu fegenden Überreizung zu Verbrechen Hingeriffen wurden, fowie daß 
die Lafter und Greuelthaten der übrigen theild aus verbrederiihen Anlagen und Leidenſchaften, 
welche nichts mit dem Fanatismus gemein haben, entiprungen jind, theild aus jener allgemeinen 
Roheit, Unvernunft und Beitialität, welche gewöhnlich unter einem großen Theile ver Maffen 
gefunden werben und diejelben, zumal bei einem fehr entzündlichen Volke, zum leicht misbrauch— 
ten Werkzeuge fanatifcher oder verfhmigter, nad) Ehre, Nahe oder Herrſchaft firebender Häup⸗ 
ter machen. ” 

Im allgemeinen wird unfer Urtheil über den Fanatiker in dem Grade milder fein, ald die 
ihm die Richtung gebenden Motive over Ideen entfernter von Selbſtſucht find. Wer aus ſchwär— 
merijcher Liebe fürd Gemeinwohl, für Freiheit und Vaterland oder Menſchheit, melden er durch 
Verwirklichung gewiffer Ideen, daher aud durch Vertilgungsfampf gegen deren Feinde zu 
dienen aufrichtig meint, zum Fanatiker wird, der ift, ob aud fein Wahn ſchrecklich und zum 
Schrecklichſten führend ſei, wol ein furchtbarer, doch fein perfünlich ſchlechter Menſch. Wer aber 
niit feinem fanatifchen Eifer bloß ein fein eigenes Intereſſe oder das feiner Kafte fördernde 
Ziel verfolgt, der ift zwiefach verdammungswerth und — wofern der Abfcheu noch der Verach— 
tung Naum läßt — zugleich verächtlich. Beiderlei Richtungen jedoch gehen in allmählichen Ab— 
Rufungen fat unmerklich ineinander über und hier wie dort muß, will man billig fein, auch der 
aus der Selbftliebe fliegenden unmiffentlihen Befangenheit, überhaupt dem redlichen Irrthum 
einige Rechnung getragen werden. 

Dod wie fireng oder wie fhonend man den Fanatifer beurtheile, immer bleibt es eine 
unabweislihe Aufgabe für die Staatsweitheit, dem Fanatismus, deſſen Ausbrüche leicht fo 
verderblic für die Throne wie für die Völker find, thunlichft zu feuern. Zur Löſung dieſer 
Aufgabe ift vor allem die Kenntniß und Bergegenwärtigung feiner eigentlihen Quellen und 
Zümdungsftoffe nöthig. Es gibt Völker, deren Charakter im allgemeinen zur Graltation hin— 
neigt, deren glühende Phantafte und leichte Erregbarfeit fie jeden Gegenftand ver Hoff— 
nung ober der Furcht, des Haffes oder der Kiebe mit Feuer auffaffen und mit Leidenſchaft ver: 
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folgen mat. Andere find fälterer Natur, nicht leicht in Bewegung zu bringen, doch, wenn allzu 
lange gereizt oder in Lebenstheilen, zumal in heilig gehaltenen Ideen verlegt, einer defto 
andanerndern Begeifterung, welche je nah Umſtänden felbft in Fanatismus übergeben ann, 
fähig. Den Nationaldarafter, was folde Grundlagen anbetrifft, zu ändern, hat die Staatäge: 
walt weder Berufnoh Macht. Ihr kommt blos zu, den Verirrungen oder Verderbniſſen ent: 
gegenzuarbeiten, wozu derjelbe hinneigt. Nun ift aber ber Fanatismus, mag der Örunddarafter 
der Nation fein, welcher er wolle, ftetd nur das Kind der Uncultur, d. b. ded Mangeld an Ber: 
ſtandesbildung und an humaner Sitte. Wo Aufklärung im Volke herricht und die edlere Civili— 
ſation feſte Wurzeln geſchlagen hat, da kommt die fanatifhe Wuth nit auf und es gehen ſelbſt 
ſchwärmeriſcher Eifer und Aufregung nicht über in wilden Ausbruch und unmenſchliche 3 hat. 
Da mag wol Gier und da noch bei Einzelnen die böfe Kranfheit fich zeigen, body wird jie nicht 
anſteckend wirken, darum auch leichter im Zaum zu haften und vergeftalt ungefährlid) für die 
Geſammitheit fein. 

Wenn alſo der Staat nicht unterläßt, für die Bildung des Bolfes, allernächſt in intellectuel: 
ler Rüdjicht, zu forgen, wenn ev namentlich den etwa von ſchwärmeriſchen Sekten ober von 
berrichfüchtigen Zeloten und gleisnerifhen Pfaffen ausgehenden Bethörungs- und Verdam— 
mungsverſuchen durch der Vernunft und der Wahrheit gewährte freie Rede und allfeitige Mit: 
theilung entfchieden entgegentritt, wenn er jener macchiavelliftiichen Despotenpolitif ſich enthält, 
welche die Verbreitung des Lichts, zumal in den untern Volksklaſſen, fheut und nur auf einem 
blinden Gehorjam die Herrſchaft feit gegründet glaubt, wenn er, wie die Aufklärung, fo auch 
bie Geittung und den Wohlſtand fo viel thunlich zum Gemeingut aller Klaffen zu machen ftrebt, 
wenn er dem Gewiſſen feiner Angehörigen feinen ungebührlihen Zwang anthut noch antbun 
läpt und überhaupt durch eine geredhte und weife Negierung die Anhäufung gefährlicher 
Sährungsftoffe unmöglich macht: alddann wird er dem Fanatismus, wie in firdlicher, fo in 
politiiher Sphäre genügend vorgebeugt und, falls gleihiwol noch fanatifche Ideen oder Fanati— 
firungsbeftrebungen irgendwo erfchienen, ſich die zuverläffigften Mittel zu deren Niederhaltung 
bereitet haben. Auch vereinzelte Banatifer werden dann faum mehr zu fürchten fein. Aus dem 
Schos einer aufgeflärten, freien, gerecht regierten und ſich glüdlich fühlenden Nation werben 
feine Jacqued Element, Ravaillac, Ankarſtröm oder Louvel und Alibaud auftauchen, und Cha— 
raftere wie jene dev Corday oder Sand's werden dann blos einer edeln Begeifterung ſich hin— 
geben, nie aber zu Verbrechen des Fanatismus hingeriffen fein. Rotteck. 

Fauſtrecht, Fehde, Friede (Königsfriede, Burgfriede, Hausfriede, Gottes— 
friede, Landfriede, Religionsfriede), Friedensbruch (Randfriedendbrudg 
u. ſ. w.). Das Recht gründet ſich in feiner Verwirklichung und in feinem objectiven Gültig— 
werden auf freie Anerkennung und Einigung derer, unter welchen es herrſchen ſoll. Der Friede 
iſt die Folge, ſeine Erhaltung der nächſte Zweck dieſer rechtlichen Vereinigungen. Er iſt das 
harmoniſche, jede gegenſeitige Störung ausſchließende Beſtehen und Wirken verſchiedener 
Kräfte und ſomit, angewendet auf rechtliche Verhältniſſe, das ungetrübte Beſtehen der Herr: 
ſchaft des Rechts, der Zuſtand, in welchem der Freiheitsgebrauch eines jeden ſich innerhalb des 
Rechtsgebietes hält. 

Nach der Verſchiedenheit dieſer Rechtsgebiete und auch nach ihrer lokalen Ausdehnung laſſen 
ih daher auch gewiſſermaßen verſchiedene Frieden unterſcheiden, und wie in dieſer Hinſicht das 
aͤltere deutſche Recht Landfrieden, Königsfrieden, Gottesfrieden, Hausfrieden u. ſ. w. unterſchied, 
ſo unterſcheiden wir auch jetzt noch äußern oder völkerrechtlichen Frieden, das ungetrübte Beſte— 
hen des rechtlichen Verhältniſſes mehrerer Staaten zueinander, und innern Frieden, die unge— 
ſtoͤrte rechtliche Ordnung und Herrſchaft des Rechts im Innern des einzelnen Staates. Bon 
letztern und ſeinen Gegenſätzen wird in dem Folgenden allein die Rede ſein. 

Die Beziehung des Friedens zum Rechte drückte der frühere deutſche Sprachgebrauch noch 
ſchaͤrfer aus als der jetzige. Friede wurde früher nicht ſelten als gleichbedeutend genommen mit 
Recht, und wie der Vertrag ſchon in den älteſten germaniſchen Zeiten auch das Geſetz und das 
Recht bezeichnete, weil durch freie Einigung und Vertrag das Recht objectiv feſtgeſtellt wurde, 
fo bezeichnete auch Friede den Vertrag und eben damit das Gejeg.!) Für friedlos wurde er— 
klärt, wer für rechtlos erklärt werden follte, Friedloſigkeit war Nedjtlofigfeit (mie aud die 
Nömer in den ältern Zeiten den mit dem römifchen Staat in feinem rechtlichen Verhältniß 
ſtehenden Fremden durch hostis bezeichneten), und wer dad Recht böslich verlegte und da— 


— —— — 


1) Welcker, Encyklopädie u. ſ. w. (Stuttgart 1829), ©. 155 fo. 
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durch das rechtliche Verhältniß brach, der Verbrecher war ein Friedensbrecher, dad Verbrechen 
ein Friedensbruch. 

Beſonders ſcharf werden ſtets dieſe Beziehungen des innern Friedens zum Rechte da her— 
vortreten, wo die Staatsverbindung erſt im Werden, oder wo ſie eine minder kräftig orga— 
niſirte iſt, oder wo ſie mit vielen widerſtreitenden Elementen zu kämpfen hat, wo daher Einzelne, 
Einigungen und Genoſſenſchaften ſchroffer einander gegenüberſtehen und der Staat weniger die 
allgemeine Vermittelung übernimmt und durchführt oder für kräftige Aufrechthaltung des 
Rechts weniger ſorgen kann. Mehr zurücktreten dagegen werden jene Beziehungen, je feſter der 
Staatsorganismus ſich ausbildet, je kräftiger der Staat die rechtliche Ordnung aufrecht zu er— 
halten und das Recht eines jeden zu [hügen weiß oder wenigſtens zu f[hügen in Anfprud nimmt, 
je weniger gefährlih daher und je weniger flörend und mweitgreifend eine einzelne Verlegung 
dieſer Ordnung erſcheint und je weniger fie jomit das rechtliche Verhältnig vayernd bricht oder 
einen eigentlihen Beindeszuftand erzeugt. 

Dieje Behauptung wird durchaus durd die Geſchichte und durch den Entwidelungsgang 
des Strafrechts unjerer Staaten, namentlid in Deutſchland, bewiefen. 

In den ältern germanijchen Zeiten wurde durch die Principien, auf welden das ganze ger: 
maniſche Strafredt berubte, der Grundſatz bejonders jharf ausgeſprochen, daß das Rechtsver— 
hältniß in einem Friedensverhältniſſe beftehe, welches zunächſt der Einzelne, feine Familie und 
feine Genoffen und nur im Nothfall das Volk und feine Vorfteher jhügten. Wer das Nedt 
durch eine böswillige Verlegung brach, brach eben damit den Frieden mit dem Verlegten und 
mit deffen Familie und jegte ſich dadurch von ſelbſt mit diefen in einen Kriegszuftand. Der Staat 
trat bei der lodern Staatöverbindung und bei der übergroßen Freiheit und Ungebundenheit des 
Einzelnen zunächſt nit vermittelnd ein, fondern überließ es dem Verletzten und feiner Familie, 
fich jelbit wieder Frieden und Recht und Genugthuung zu verihaffen. Wie daher dur das 
Verbrechen der Friede mit dem DBerlegten und feinen Angehörigen gebroden wurde, jo jtand 
dielen legtern es frei, durd Fehde (faida) in der höchſten beliebigen und ihr möglihen Ausdeh— 
nung für den Hohn, den fie durd das Verbrechen erlitten hatten, ſich Genugthuung zu ver— 
fhaffen, bis es den Verleger gelang, jih mit ihnen auszuföhnen, dad Verbrechen dadurd zu 
tilgen und den Frieden wiederherzuftellen.?) Durd das bloße Recht der Fehde wäre aber die 
Stellung des Schwahen gegen den Starken eine zu ungleihe geworden und am Ende dem 
Starken alled gegen den Schwachen erlaubt gemejen; deshalb mußte das Volk dem Verlegten, 
wenn er nicht zur Fehde greifen wollte, Genugthuung für das erlittene Unrecht und für den 
gebrochenen Frieden fihern. Der Verlegte konnte jih an das Gericht wenden und vas Volt 
forgte für die Stellung des Verleger vor Gericht und zwang ihn zur Genugthuung, wenn der 
Berlegte Klage erhob. ?) 

Durd diefe Genugthuung, melde ſtets bloß in Bezahlung einer Geldſumme an den Ber: 
legten beftand, wurde der Friede zwiichen Verbrecher und Verletztem wiederbergeftellt (deshalb 
bieh fie compositio) und damit alle Feindſchaft abgethan, und durch feierlihe Sühneformeln 
befräftigte man dann den unter dev Garantie des Volksgerichts gejchloflenen Frieden. So lag 
in dem Orundfage, daß jedes Verbrechen durch Geld gefühnt wurde, fein Übergewicht für den 


z 2) Lex Frisionum, tit. U, c.2. Lex Saxon., tit. II, c. 5, 6. Lex Bajuvar., tit. I, c.8, $.1. 
l. Note 5. 

5 3) Die Anfichten find in diefer Beziehung jehr verſchieden. So behauptet namentlich Jarke (Hand: 
buch des Strafrechts, I, 313 fg.), der Verletzte habe in der Regel nicht das Recht gehabt, zwiſchen 
Fehde und Klage auf Genugthuung zu wählen, fondern babe, fobald der Verbrecher die Buße ihm an— 
bot, diefelbe annehmen müffen. Rogge dagegen (Über das Gerichtsweſen der Germanen, ©. 18 fg.; 
vgl. auch Philipp's Geichichte des angelfächliichen Rechts, S. 176) meint, der Berlegte habe zwar un— 
bedingt Fehde erheben fünnen, allein er habe fein unbedingtes Recht gehabt, Buße im Wege ver Klage 
zu verlangen ; das Volk habe zwar für die Stellung des Örrbrechere vor Gericht geforgt, allein dann 
babe es dem Verbrecher frei geſtanden, ob er die Buße zahlen oder nicht lieber die Fehde übernehmen 
wolle. Derfelben Anficht ſcheint auch Gaupp (Das alte Geſetz der Thüringer, Breslau 1834, &.156 fg.) 
zu fein. Allein diefe Anfichten, nach welchen bald (nach Jarfe's Anficht) der Reiche fich alles hätte er: 
lauben fünnen, weil er beinahe jede Unthat durch Buße hätte fühnen fünnen, bald (nadı Rogge's Anz 
fiht) der Starke fich alles hätte erlauben fünnen, weil er nie vom Gericht zur Buße hätte gezwungen 
werden dürfen, und das Verbrechen eigentlich nicht als etwas Gemisbilligtes, fondern blos als eine 
einfache Auffündigung des Friedens erfcheinen würde, find wol hinlänglic; durch andere widerlegt wors 
den (vgl. Grimm, Deutiche Rechtsalterthümer, IL, 622; von Woringen, Beiträge zur Geſchichte des 
38 S. 36—42, und beſonders Cropp in den Heidelberger Jahrbüchern, Jahrgang 1825, 

k 8.). 
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übermüthigen Reihen, denn er hatte die Fehde des Verlegten zu fürdten; vun der andern 
Seite aber lag in dem Fehderechte fein Privilegium für ven mächtigen ftarfen Verbrecher, denn 
das Volksgericht zwang ihn auf die Klage des Schwachen zur Genugthuung und Buße und zur 
MWiederherftellung und Gelobung des Friedend. Kam ed zur Compoſition, jo mußte der Ver— 
leger auch dem Volke, fpäter dem Könige und Richter, wegen des gebrochenen Friedens Genug: 
thuung geben und ein Friedensgeld bezahlen (fredus oder fredum). *) 

Dffentlihe Strafen an Leib und Leben traten nur ein (außer gegen Unfreie), wenn die 
Genoſſenſchaft jelbft, die Volksvereinigung als ſolche verlegt wurde, wie bei Verrath an den 
Feind, Feigheit in der Schladt u. |. 1.9) Allein auch hier war die Strafe eben eine Genug= 
thuung für den gebrochenen Redhtöfrieden; nur war es die Volfövereinigung felbft, welche ſich 
bier als die unmittelbar verlegte vie Genugthuung nahm. 

Der Friede wird aber in Wahrheit doc eigentlich nur von dem gebrochen, welcher abſichtlich 
einen andern verlegt und fo gegen venjelben als Feind auftritt. Von diefer Anfiht gingen aud) 
fon die germanischen Volkögejege aus. Zwar mußte nad den mieiften derſelben auch ein zufäl— 
liger Schaden gefühnt werden, 5. B. vom Gigenthümer des Thiers, das einen Dritten verlegte, 
und noch mehr ein durch culpa erzeugter. Allein in diefen Fällen war das Fehderecht ausge: 
ſchloſſen und auch an den Richter wurde fein Friedensgeld bezahlt [,‚componat, cessante faida, 
quia nolendo fecit’, oder: „quia muta res fecit, non hominis studium‘; ferner: „quia, 
quod quadrupedes faciunt, fredus exinde non exigitur“ 6)]. So mußte man daber bei den 
Berlegungen zwei weſentlich verſchiedene Klaffen unteriheiden: die Verlegungen, welche feine 
Friedensbrüche bilden und bei welchen daher Fehde und fredus ausgejhloffen war, unddie Frie— 
densbrüche, bei welchen der DVerlegte durch Fehde ſich ſelbſt Genugthuung verihaffen, wenn er 
aber nicht zur Fehde ſchreiten wollte, auf Compoſition klagen konnte und dann auch ein fredus 
bezahlt werden mußte, oder bei welchen (bei Verletzungen der Geſammtheit) körperliche Strafe 
gegen die Freien eintrat. Zu den Friedensbruchſachen gehörten aber nicht blos ſchwerere Ver— 
brechen, ſondern feindliche oder abſichtliche Verletzungen aller Art. Denn durch die geringſte 
feindſelige Verletzung wurde der Friede an ſich ſo gut gebrochen wie durch die ſchwerſte Ver— 
letzung. Jedoch traten ſchon in jenen Zeiten in der Ausübung des Fehderechts gewiſſe Beſchrän—⸗ 
kungen ein und durch dieſe bildeten ſich ſo zu ſagen beſondere Arten des Friedens, Königsfriede, 
Kirchenfriede, Gerichtoöfriede, Hausfriede. Wer beim Könige iſt, zum Könige geht oder von ihm 
kommt, joll Frieden haben, und wenn er auch mit Recht befehdet werden fonnte (quamvis cul- 
pabilis sit), doch während diefer Zeit die Fehde gegen ihn ruhen.) Auch konnte der König 
einem Ginzelnen bejondern Königsfrieden ertheilen und fo ihn gegen Fehde fhügen. ®) 

Auf die gleiche Weife ſoll Frieden haben, wer an der Kirche oder Gerichtäftelle ift oder 
dahin geht oder von dorther Fommt.?) Ebenſo fol jeder in feinen Haufe und jeiner Wehre 
vor Vergewaltigungen aller Art geihügt fein, ſodaß felbft der Verbrecher, gegen melden mit 
Mecht Fehde erhoben wurde, in feiner Wehre jiher war, und folange er ich in derjelben befand, 
ver Befehdende nichts gegen deilen Berfon vornehmen durfte. 19) Wer einen von dieſen Frieden 


4) Grimm, a. a.D., ©. 656, und von Woringen, a. a. O., S. 0 —105. 

5) Tacitus Germ., Xll. Lex Bajuv., II, 1, $.3, 4. Lex Sax., Ill, 1. Grimm, a. a. D., S. 739. 
Eichhorn, Deutfche Staats: und Rechtsgeichichte, Bd. I, $. 7, 1, Notea. 

6) Lex Saxon., XII,5; XXVIII, & Lex Ripuar., XLVI, 1; XLV, 1. Leg. Rothar., c. 75, 
138, 331, 389. Leg. Liutpr., VI, 136. Zwar glaubt Rogge (a.a.D., S. 30 fg.), audy hier jei 
ZFehde erlaubt gewefen, wenn ber Verleger die Gompofition nicht freiwillig zahle, und Gaupp (a. a. D,, 
©. 393, 397; ähnlidy aud) von Woringen, a. a. D,, ©. 116 fg.) meint ebenfalls, wenigftens in früh— 
fter Zeit jei auch in diefen Fällen Fehde unbefchränft geftattet gewen und (S. 396) nody nad) der Lex 
Thuringorum wenigftens dann erlaubt gewejen, wenn der Berpflichtete fich weigerte, die geſetzliche 
Buße zu zahlen. Allein in den Bolfsgeiepen läßt fich nicht, weder in der Lex Thuringorum noch 
in ben andern, irgendeine Spur für ein Fehderecht in diefen Fällen nachweifen, noch laffen ſich irgend 
andere Quellenzeugniſſe dafür beibringen. Vgl. auch Cropp in den Heidelberger Jahrbüchern von 
1825, ©. 639. Daß die Worte in der Lex Burgund., 1: „antiquam exinde calumniam remo- 
veri’, auf welche ſich Gaupp und von Woringen berufen, ſich auf ein früher zuläffig geweſenes Fehde: 
recht beziehen, läßt ficy nicht annehmen. Vgl. Leg. Liutpr., VI, 136. 

7) Lex Alam., tit. XXIX und XLI. Leg. Rothar., c. 18 u. 36. von Woringen, ©. 54 fg. 

8) von Woringen, ©. 5. 

9) Lex Fris. addit. Sap., tit. I. Lex Sax., tit. II, c. 10. 

10) Lex Fris,, a.a.D.. Lex Saxon., tit. IIl,-c. 4. Lex Sal., tit. XLIV, c.1. Lex Alam., 
&t, XLV, c. 1. (Bol. auch Gaupp, ©. 388 fg., und Philipp’s Grundfäge des deutichen Privatredits, 
1, 332.) 
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verlegte, auch bei an ſich erlaubter Fehde, wurde als Friedendbreder behandelt und mußte für 
die Verlegung eine weit höhere Compoſition und einen weit höhern fredus bezahlen; und fo 
hatten diefe befondern Frieden die doppelte Wirkung, daß jie vor Fehde ſchützten und das Fehde: 
recht befchränften und daß ihre Verlegung die Handlung doppelt ſtrafbar machte. ’") 

Allmählich aber fcheint fi der Begriff der Friedensbruchſachen mehr beſchränkt zu haben. 
Dad Fehderecht, wie ed nad) den alten Bolksgejegen und Gewohnheiten beftand, war mit einer 
geordneten Staatöverbindung unvereinbar, und grobe Miöbräude und Greuel fonnten dabei 
nicht au&bleiben. So war e8 daher natürlich, daß die Farolingifhen Könige mit dem Steigen 
ihrer Macht und daß die hriftlihe Kirche mit dem Zunehmen ihres Einfluffes dem Fehderecht 
mehr und mehr entgegenzuwirfen ſuchten. Die Könige fuchten ihm theils indirert entgegenzus= 
wirfen durch Erhöhung der Gompofitionen, um fo den Verlegten, ftatt zur Fehde, zur Klage zu 
veranlaffen, die ihm eine fihere und dabei jehr bedeutende Genugthuung bieten jollte 12); theil® 
wirften jie ihm unmittelbar entgegen dadurch, daß fie, vermöge des bei Not. 8 angeführten 
Rechts, geradezu zwifchen den feindlichen Parteien einjhritten und den Beleivigten zur Annahme 
der Compoſition zwangen. 1?) Auch trat immermehr bei ſchweren Verbrechen, wenn fie auch 
nicht unmittelbar gegen den Staat begangen waren, der Gedanke hervor, daß jie den gemeinen 
Krieden im Staate empfindlih ftören und daher der Staat durd eine Öffentliche körperliche 
Strafe, wenn Klage erhoben wurde, nicht blod dem Verlegten, fondern aud der beleibigten 
Gefammtheit und der geflörten Rechtsordnung Genugthuung zu geben babe. 1%) So erklärt e8 
fi, daß der Begriff der Friedensbruchſachen allmählich auf ſchwerere Verbrechen beſchränkt 
wurde, bei denen Öffentliche Strafe einzutreten anfing, aber aud) immer noch bad Erheben der 
Fehde zuläfiig mar, und bei geringern, wenn auch dolojen Verbrechen, den bloßen Freveln, das 
Fehderecht ausgefchloffen wurde. Auf diefe Weite unterjcheidet fchon das Capitulare de partibus 
Saxoniac vom Jahre 791 c. 31 die majores causas, weldye zur Fehde führen können, von den 
minores causae. Zu diefen majores causae aber, zum Friedensbruche, gehörten nicht blos 
Gewaltthätigkeiten, ſondern überhaupt fhwerere Verbrechen, durch welde der gemeine Friebe 
empfindlich geftört wurde und auf welchen ſchon in diefen Zeiten förperliche Strafen ftanden. 
So rechnet dad Praeceptum Ludovici Pii pro Hispanis, qui in regno Francorum manebant, 
c. 2 zu den majores causae als Beifpiele homicidia, raptus, incendia, depraedationes, mem- 
brorun amputationes, furta, latrocinia, alienarum rerum invasiones. 

An den Rechtszuſtand, der fo unter den Karolingern ſich bildete, ſchloß ſich das mittlere 
Strafrecht vom Erlöfhen der Karolinger bid zum Ende ded 15. Jahrhunderts großentheild an. 
Zwar verloren die alten Rechtsbücher und die Gapitularien der fränfiihen Könige mit den Er: 
löfhen der Karolinger, der Imänderung der alten Verfaſſung, durch ihre dem Wolfe unver: 
ftändlihe Sprade und durch manche andere mitmirfende Momente allmählich ihr Anfehen. 
Allein die Grundgedanken, auf denen fie berubten, hielten fie noch lange Zeit in ven Gewohn⸗ 
heiten feft. Nur erlitten fie mehr und mehr Modificationen, die ſchon durd vie farolingifche 
Geſetzgebung vorbereitet und eingeleitet waren. 

Die beveutendfte, ſchon unter ven KRarolingern vorbereitete Mopification trat in Hinſicht des 
Fehderechts ein. Es erhielt ih zwar für jeden Freien ein Fehderecht bis and Ente des 15. Jahr 
hunderts, allein feine Grundlage wurde eine andere, und die Fälle, in welchen Fehde erhoben 
werden fonnte, beftimmten ſich anders, ald es nad) frühern Rechten ver Fall war. 

Gerade über dieſen Bunft, über das Fehderecht vom 11. bis and Ende des 15. Jahrhun— 
dertö oder das jogenannte Fauſtrecht jind die Anfichten ſehr verſchieden. Manche behaupten 16), 
es jet in diefer Zeit dem Freien dad Recht eingeräumt worden, ganz willfürlic und völlig nad 





11) Lex Fris., tit. XVII, c.2. Lex Alam., tit. XXIX, XXXI, c. 3—5. Note 6--9. 

12) Leg. kothar., ec. 74: „Ideo majorem compositionem posuimus quam antiqui nostri, 
ut faida, quod est inimicitia, post compositionem acceplam postponatur et amplius non re- 
quiratur, sed causa sit finita amicitia manente.‘' 

13) Capitular. II ann. 805, c.7; Capitular. ann. 779, c. 22; Capitular. I ann, 802, c. 28; 
Capitular. I ann. 819, c. 13. Eichhorn, Deutſche Staats : und Rechtsgeſchichte, $. 207. 

14) Übrigens durfte der Verbrecher mir Genehmigung des Richters, wenigſtens dann, wenn bie 
Strafe nidyt Todes:, fondern blos verffümmelnde Sirafe war, feinen Leib mit Geld löfen. Capitular. I 
ann. 813, c. 13; Capitular. V ann. 803, c. 13. G@idhhorn, a. a. D., $. 206. Jarke, Handbuch des 
Strafrehts, S. 27— 9. 

A Pig RUN, Erläuterung der Güldenen Bulle, Rap. 17. Leyſer, Meditat, ad Pand,, 
p. 999, m. 
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Belieben Fehde zu erheben, alſo ſelbſt dann, wenn der Gegner nicht die geringſte Verletzung 
vorher ihm zugefügt und wenn er auch nicht das Geringſte an den Gegner anzufprechen gehabt 
habe; nur habe der Fehde eine förmliche Auffündigung des Friedens vorangehen müſſen. 
Andere, und unter dieſen namentlih Eichhorn !6), behaupten, es fei auch in dieſer Zeit beim 
Fehderechte die alte Grundlage und das alte Princip noch ganz beibehalten worden; nur gegen 
den Verbrecher, der ein fchwerered Verbrechen, einen Friedensbruch, verübt habe, Habe der Ber: 
legte Fehde erheben und dadurch jenen zur Genugthuung anhalten können; der Verlegte habe 
aber in folden Fällen ſchon an ſich ohne weiteres dad Recht zur Fehde, alfo ganz wie in der alten 
Zeit die Wahl gehabt zwiſchen Klage und Fehde. Nur das Abfagen fei ald nothwendig zu 
beobachtende Form noch hinzugekommen. Allein weder die eine noch die andere Anjicht fcheint 
fi begründen zu laffen. Das erftere, ein ganz willkürliches, nicht einmal durd) eine vorange: 
gangene erlittene Verlegung begründeted Kriegsrecht, Fonnte ein nur etwas georbneter Staat, 
ohne das Princip der totalen Auflöfung aller Rechtsverhältniſſe felbft zu fanctioniren, in feinem 
Innern nie zugeben, und bie deutſchen vom Fehderecht ſprechenden Gefege geben keineswegs ein 
jolhes Kriegsrecht zu. Aber auch dad Princip, auf dem das altgermanifche Fehderecht beruhte, 
paßte für die geänderten Anfichten und Berhältniffe nicht mehr. Man ging, wiebemerft, immer: 
mehr davon aus, daß durch ſchwere Verbredhen die ganze Rechtsordnung geftört, der Friede mit 
der Geſammtheit gebrochen fei. Diejer Anſicht mußte ed aber widerfprechen, wenn blos der ein: 
zelne Berlegte ſich durch Fehde follte Genugthuung verfhaffen können. Man hielt ferner immer: 
mehr an dem Geſichtspunkte, von dem fo häufig Schon die Farolingifchen Könige ausgingen, feft, 
daß ein durch ein verübtes Verbrechen ohne weitered begründetes Fehderecht mit den ſtaatlichen 
Verhältniſſen night vereinbar fei. So kam man zu dem Grundſatze, daß wegen jedes Verbrechens 
Klage erhoben werden mußte, ſei e8 auf körperliche Strafe, fei ed auf Gompojition, und daß nur 
dad Gericht Genugthuung für den verlegten Frieden verfchaffen folle. Allein bei der Anarchie, 
die vom 11. Jahrhundert an in Deutfchland zu herrſchen begann, durch melde die Wirkſamkeit 
der Gerichte durchaus gelähmt wurde und bei der man auf dem gerichtlichen Wege, fowol in 
Civil: ald in Griminalfachen, feines Gegners unzähligemal nicht mächtig werden fonnte, muß— 
ten die Negenten und mußte die Geſetzgebung dad Recht der Selbfthülfe doch in dem Falle aner— 
fennen, wenn durch die Gerichte Feine Hülfe zu erlangen ftand. In einem ſolchen Balle konnte 
dann der Beeinträdtigte allerdings Fehde erheben und fich felbft Nedht und Genugthuung vers 
Ihaffen, dad Fehderecht wurde fomit blos ein Nothmittel, von welchem nur dann Gebraud 
gemacht werden follte, wenn der Richter fein Recht verichaffen fonnte oder wollte. Dadurch fiel 
zugleich die Beihränfung der Fehde auf den Fall eines vorher verübten Verbrechens oder ge— 
wiffer verübter Verbrechen weg. Die erlittene verbrecheriſche Verlegung, der durch ein Verbre- 
hen verübte Brud) des Friedens war es num nicht mehr, wodurch ein Recht zur Fehde begründet 
wurbe, fondern lediglih Die Unmöglichkeit, durch den Richter Recht zu erlangen. Wer daher 
Fehde erhob, ohne in einer folden Unmöglichkeit zu fein, war ſelbſt Friedensbrecher. Dagegen 
fonnte wegen jeder Rechtskränkung, beftehe fie aud in einer bloßen Nichtanerfennung oder 
Nichterfüllung einer privatretlihen Verbindlichkeit, zur Fehde gefhritten werden, wenn vor 
dem Richter nicht Recht zu erlangen war. 

Diefe Principien ſpricht aufs Flarfte aus der Landfriede vom Jahre 1235, und von den= 
ſelben Prinecipien gehen frühere Landfrieben, z. B. der von Friedrid I. von 1187, und fpätere, 
3. B. die von 1281, 1287, 1303 und die Goldene Bulle und der Reichsabſchied von 1442 aus. 
Der Landfriede von 1235 c. IV. fagt namentlih: „Was auch jemanden widerfahre, daß er das 
nicht reeche, er Flag e8 feinem Richter; es ſey denn, daß er fich zu not muß weeren feines Leibes 
und feines Guthes.“ 

„War fein Klag aber volfüret, wird ihm nicht gerichtet, und muß durch not feinen veinden 
widerſagen, das fol er tun zuy tage und von den tage pys an den vierten tag fol er ihm feinen 
ſchaden thun, weder an Leyb nod an But, fo hat er drey ganz tag Fryden.“ 

In der That finden wir weder in diefer noch in den andern vom Fehderecht ſprechenden Ur— 
funden, daß nur im Balle eined erlittenen Friedensbruchs, fomit nur gegen ven Verbrecher 
Fehde erlaubt geweſen fei, und daß die Fehde, wie im alten Rechte, die Stelle der Compoſition 
vertreten habe. Daß aber Fehde ohne allen Grund zu erheben erlaubt geweſen fei, dagegen 
Ipriht außer dem oben Angeführten aud noch der Umftand, daß für eine folde Rechtsſitte gar 
fein Hiftorifcher Anfnüpfungspunft fi finden ließe, und gerade Rechtsanſichten im Volke und 





16) Deutfche Staats- und Redhtsgefchichte, $. 379. 
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die Beitrebungen der Regierung einer folhen Willfür entgegenftanden. Das Fauftreht war 
weber ein Recht zur willkürlichen Fehde, no, wozu mande es machen wollten, ein geſetzlich 
anerfanuted Recht des Stärfern, fondern blos die Befugniß, Selbfthülfe zum Schutze 
feines Rechts zu üben, wenn man durch die Gerichte feine Hülfe fi verfprechen fonnte. Zwar 
führt man häufig die Zeiten des Interregnums als diejenigen an, in denen ji dad Recht zur 
willfürlihen Fehde gebildet habe, ja viele datiren von ihnen gerade die Hauptausbildung des 
Fauftrehtd. Allein die Misbräuche, die vom Fehderecht gemadt wurden und die freilih unzäh— 
ligemal vorfamen und vorfommen mußten, können nit ald Beweis für die Art und Weife, 
wie das Recht beftand, angeführt werden. In jenem dritten Viertel des 13. Jahrhunderts, in 
welchem es Deutſchland theild an einem kräftigen, theild ganz an einem Haupte fehlte, war 
der Misbrauch des Fehderechts aufs Höchſte geftiegen. So aber, wie e8 damals ald Recht be: 
ftand, hatte es ſchon 100 Jahre früher beftanden, und die Beihränfung des Rechts auf den Fall 
der Unmöglichkeit, richterlihe Hilfe zu erlangen, war fhon vor dem Interregnum beftimmt 
ausgefproden worden und wurde nach demfelben durch Rudolf von Habsburg nur wiederholt. 

Die Ausübung des Fehde: oder Fauſtrechts war jedoch an gewifle Formen gebunden, Es 
mußte der Fehde eine offene bejtimmte Anfündigung (diffidatio, wie auch die Fehde felbft hieß) 
drei Tage (nad) einigen Landfrieden vier Tage) vor ihren Beginnen vorangehen. Dieje Form, 
welde jhon im Reichsabſchiede von 1187 vorgejhrieben und in jpätern Reichsgeſetzen bis zum 
Reichsabſchiede von 1442 wiederholt eingejhärft wird, war dem altgermaniſchen Rechte ganz 
unbefannt. Dies erklärt ih auch leiht. Im altgermanifhen Rechte war Fehde ohne weiteres 
erlaubt gegen den Friedensbrecher. Diefer wei alfo, daß er durch den Friedensbruch nicht blos 
der Klage, jondern ebenfo ſehr der Fehde jih ausjegt. Auch beginnt er ja, nad) dem Sinne des 
alten Rechts, durch fein Verbrechen den Unfrieden, und die Gompofition ift blos das Mittel, 
diefen Kriegsftand zu beendigen und abzumenden. Deshalb braudte man ibm nicht erft den 
Frieden aufzufündigen. Anders mußte ed aber jein, fobald die Fehde nur ald Norhmittel zu: 
läffig ift, und zwar in allen Bällen, in denen man nicht zu feinem Recht gelangen zu können 
glaubt, aljo au wenn der Gegner Recht zu haben vermeint, oder der Richter aus Läſſigkeit, 
Gunſt oder Beigheit Recht verweigert. Hier fonnte man nicht jagen, daß der Gegner durch fein 
Nichtnachgeben ſchon von felbft den Fehdeftand beginne, und von der andern Seite mußte es 
immer ungewlß fein, ob und warın der Berechtigte zum Nothmittel ſchreiten werde. Hier for: 
derte aljo die Sicherheit des vielleicht ganz unfdhuldigen Gegners und die Ehre eine Ankündi— 
gung an den Gegner, daß man, wenn er nicht nachgebe, vom Nothmittel Gebrauch machen were. 
So fonnte und mußte beim veränderten Princip, auf weldes das Fehderecht ſich flügte, eine 
bejondere Form der Ausübung des Rechts durd) die Sitte ſich bilden, ſowie gerade dieſe Form 
für die im Princip vorgegangene Veränderung ſpricht. 

Eine weitere Beihränfung der Fehde beitand darin, daß bei Ausübung derjelben gewiſſe 
Perfonen und Sahen geſchont werben follten. Der Zwed war, Widerſtandsunfähige zu ſchir— 
men, den Verkehr zu jihern, den Feldbau zu jhügen und heilige Gegenftände vor Entweihung 
zu wahren. Einen ſolchen befondern Frieden hatten namentlich Geiftlihe, Kindbetterinnen, 
ſchwere Kranfe, Pilger, Kaufleute und Fuhrleute mit ihrer Habe und Kaufmannfhaft, Adler: 
mann und Weingärtner außer feinem Haufe mit jeiner Habe, die er zum Feldbau nöthig hat, 
jowie er jelbft während der Feldgeſchäfte, endlich Kirchhöfe und Kirchen. 17) 

Eine weitere Beihränkung führte der Klerus ein, den Gottesfrieden (Treuga Domini, 
Trevia Dei, Pax Dei). Vier Tage in jever Woche, von Mittwody abend bis Montag früh, ſoll 
nad) ihm jede Fehde ruhen. Zwar hatte die Verlegung diejes Friedens blos Kirhenftrafe zur 
Folge, und die Reichägefege erwähnen auch nirgends dieſes Friedens 18); allein da der Kirchen: 
bann, wenn man ji aus demfelben nicht nad) einer gewiffen Zeit löfte, auch die Acht nad ih 
ziehen jollte, fo griff am Ende doch aud die Verlegung dieſes Friedens in die bürgerlichen 
Strafverhältniffe ein. Dagegen fiel der Hausfriede, in dem oben bei Note 10 angeführten 
Sinne, ded alten Rechts weg. Bei der angefagten Fehde fonnte man nun aud bis in fein Haus 
und feine Burg den Befehdenden verfolgen. 19) Die nähern Beftimmungen über die Ausübung 

17) Reichsabſchied von 1442, $.6—8. Datt, De pace imperii publica, L. I, c. 16. (Bgl. auch 
Sadhjenfpiegel, Il, 66; Schwabenjpiegel, Kap. 195.) 

18) ir aber der Sachſenſpiegel a. a. D.; auch das Kanonifche Recht, X, 1, 34 (de treuga 
et pace), Kap. 1. 

19) Brud) des Hausfriedens durch Vergewaltigung außerhalb rechtmäfiger Fehde wurde aber das 
ganze Mittelalter hindurch fehr hart beftraft. So fagen die Statuten von Köln vom Jahre 1437: „Wer 
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des Fehderechts enthalten die gemeinen oder geſetzlichen Landfrieden, d. h. Reichsgeſetze, deren 
nächſter Zweck war, die Aufrechthaltung der allgemeinen Sicherheit und die geordnete Ausübung 
des Fehderechts zu jihern. Diefe Landfrieden verpönen zugleich die ungeſetzmäßige Ausübung 
der Fehde und noch manche andere ſchwere Verbrechen, melde die Ruhe und Sicherheit im Rande 
Hören. 29) Lanpfrievendbreher war daher nicht bloß derjenige, welcher unrechtmäßige Fehde 
erhob, jondern jeder, welder ein von dem gefeglichen Landfrieden verpöntes Verbrechen beging, 
Allein der Hauptfall des Landfrievensbruds war das Erheben ungejegliher Fehde, und bei 
ihm trat die Strafe, welde überhaupt die regelmäßige Strafe des Friedensbruchs wurde, 
Todedftrafe, ein. 

Außer diefem Hauptfalle des Landfriedensbruchs gab ed noch zwei andere Fälle, die zum 
wahren Friedensbruche, nach den Anjichten des Mittelalterd, gehörten — in welden ein aus- 
drüdlih angelobter oder ein ausdrücklich gebotener Friede verlegt oder gebrochen wurde. 

1) Ungeachtet ver Befhränfungen nämlich, denen nad dem Angeführten das Fehderecht 
unterlag, mußte doch diefes Recht zu den größten Misbräuden und zu wahrer Anardie führen. 
Der Mächtige troßte auf feine ftarfe Kauft, übertrat nah Willkür die dem Fehderecht geftedten 
Schranfen, und bei den vielen Eleinen Territorien, in welche Deutſchland gefpalten war, bei den 
verihiedenjten Gerichtsſprengeln, die einander durchſchnitten, bei den fteten Kämpfen, in welde 
Kaifer und Reich verwidelt waren, bei dem Mangel aller Polizei und überhaupt bei der 
Schwäche und Läſſigkeit der vollziehenden Gewalt konnte der Starfe leicht feiner bloßen Willfür 
folgen und die gefeglihen Schranken des Fehderechts mit Füßen treten, und fo finden wir, daß 
in jenen Zeiten bis in das 15. Jahrhundert die abſcheulichſten Misbräuche von diefem Rechte 
gemadt wurden, Misbräude, unter denen befonders der Bürger und Landmann zu dulden 
hatten. 2°) An eine gejegliche gänzliche Aufhebung des Fehderechts war aber lange Zeit um fo 
weniger zu denfen, ald es bei den nun einmal beftehenden Staatöverhältnifjen gewiflermaßen ein 
unentbehrliches Nothmittel war. Blos im Wege freier Einigungen fonnte ihm entgegengear= 
beitet werden, weil nur jie dem herrſchenden Sinne gemäß waren und weil nur fie das Mittel an 
die Hand geben fonnten, das die Fehde entbehrlich zu machen geeignet war. Gefellihaften von 
Fürften, Rittern und Städten bildeten fi, theild um den gemeinen gefeglihen Landfrieden 
unter ji mit vereinter Kraft in Anfehen zu erhalten, theild um in rehtmäriger Fehde gegen 
gemeinihaftlihe Feinde einander beizuftehen, theils endlih um unter jich ſelbſt jede erlaubte 
Fehde auszuſchließen und ihre Streitigkeiten durd) Austräge entiheiden zu laffen. Diefe Eini= 
gungen wurden bald von einzelnen NReihöftänden ohne Autorität des Kaijerd, bald von ein— 
zelnen Ständen unter Eaiferlicher Autorität, bald von allen Reihsftänden mit dem Kaijer auf 
gewiſſe Zeit gefchloffen, und in manden Fällen ſchritt auch der Kaifer geradezu mit einem außer= 
ordentlihen Friedensgebote ein. So entitand eine Reihe von Landfrieden, deren Natur eine 
völlig andere war ald die der gemeinen gefeglihen. 2?) Sie gründeten fi beinahe ausſchließlich 
auf Vertrag, wurden immer blos auf eine beftinnmte Zeit gefchloffen und hatten neben dem 
Zwede, vem Verbrechen überhaupt entgegenzumwirfen, ven Hauptzweck, die erlaubte Fehde für 
die Dauer des Lanpfriedend ganz aus zuſchließen. Während dieſes Friedens ſoll alle Fehde ab— 
gethan fein, die Streitigkeiten follen durch Austräge, nad manchen Landfrieden aud durch 
faiferlihe Gerichte gefchlicytet werden; die legtern (und nach manden Landfrieden au die 
zunächft gelegenen Stände) follen für die Erhaltung des Friedens jorgen. So wurde 3.8. ein 
folder vertragsmäßiger Landfriede geihloffen unter Kaijer Wenzel im Jahre 1383 zu Nürn= 
berg auf 12 Jahre, im Jahre 1389 zu Eger auf 6 Jahre, im Jahre 1398 zu Frankfurt auf 
5 Jahre; ebenjo unter Friedrich III. im Jahre 1467 auf 5, im Jahre 1471 auf 4, im Jahre 
1474 auf 10 und im Jahre 1436 wieder auf 10 Jahre. 

2) Wie fo unter den Reichsſtänden vertragsmäßige Landfrieden geſchloſſen wurden, ebenfo 
famen auch befondere Friedendverträge unter Privaten, fogenannte Handfrieven (auch treugae), 
vor, durch welche fie fich gegenfeitig verpflichteten, Feine Eigenmacht und feine Vergewaltigung 
gegeneinander vorzunehmen. Auch Fonnte der Richter für gewifle Fälle, 3. B. zum Zwede des 





freventlich in das Andere Haus gienge und den alfo in fein felbft Haus fchlüge oder wundte, den foll 
man mit dem Schwert richten.‘ 

20) Man vgl. 3. B. nur die zwei Landfrieden von Kaifer Friedrich 1. j 
. 21) Man vgl. nur die angeführte Schrift von Datt und jede Chronik aus den Zeiten vom 12. bis 
ins 15. Jahrhundert! 

22) Eichhorn hat befonders das Verdienit, diefe Verfchiedenheit zwifchen dem gefeglichen ‚und ver— 
tragemäßigen Landfrieden fcharf hervorgehoben zu haben. ©. defien Staats: und Rechtsgeſchichte, $.408. 
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ſichern Geleits, einem Einzelnen Frieden wirken. Überdies konnte und ſollte, wenn mehrere 
außerhalb einer gerechten Fehde Streit miteinander bekommen hatten und zu Thätlichkeiten 
ſchritten oder zu ſchreiten im Begriffe waren, die Obrigkeit und jeder Bürger Frieden gebieten 
und zum Friedengeloben anhalten. Wer die oben berührten Frieden durch eine Vergewaltigung 
brach, wer alſo unrechtmäßige Fehde erhob gegen die Beſtimmungen der geſetzlichen Landfrieden, 
oder wer Fehde erhob gegen den vertragsmaͤßigen Landfrieden, oder wer den unter Nr. 2 ange: 
führten gebotenen oder gelobten Frieden durch eine Vergewaltigung brad, wurde ald Friedens: 
brecher in der Negel mit dem Tode, und zwar in den ältern Zeiten mit dem Strange?3), fpäter 
mit dem Schwerte beftraft. 2?) Es waren dieſe Fälle die Fälle des eigentlihen Friedensbruchs 
und deöhalb hieß Richten nad Friedbruchsrecht oder um Friedensbruch die VBerurtheilung zum 
Schwerte. Dabei umfaßte man aber auch noch in der Regel 20) jedes andere todeswürdige Ver: 
bredhen unter den Namen Friedensbruch. Proceſſualiſch audgezeihnet waren dieſe Friedens— 
brüde dadurch, daß fie zum gerichtlichen Zweifampfe führen fonnten. 26) Die bedeutenpften 
Anderungen fowol in Hinfidht des Fehderechts ald aud) in Hinſicht der Begriffe von Landfrieven, 
Landfriedensbruch und Friedensbruch traten mit dem Ende des 15. Jahrhunderts ein. Die 
Anarchie umd die Willfür der Mächtigen gegen die Mindermächtigen, bie durch dad Fehderecht 
im höchſten Grade begünftigt wurde, mußte immermehr die lauteften Klagen bei Kaifer und 
Reich herbeiführen. Die vertragsmäßigen Landfrieden halfen diefen Klagen wenig ab. Auch 
bei ihnen war für eine Eräftige Handhabung derfelben jelten geforgt und ſie zeigten ſich beinahe 
durdaus als unwirkſam. Überhaupt war ed das pringendfte Bedürfniß, das, was diefe Land: 
frieven auf kurze Zeit feitzuftellen ſuchten, in einen bleibenden, feften, gefeglidhen Nedtszuftand 
umzuwandeln. Died gefhah endlih unter Marimilian J. Gewöhnlih wird diefem das Ver: 
dienft zugeichrieben, dad Fauſtrecht geſetzlich abgeichafft zu Haben. Allein diejes Verdienſt ges 
bührt nicht Marimilian, fondern feinen Reichsſtänden. Sie waren es, weldye, wie aus den von 
Datt ausführlich mitgetheilten Neihätagsverhandlungen hervorgeht, zuerft ven Antrag machten, 
es jolle das Fauſtrecht abgefhafft und für fefte Handhabung des Friedens und Rechts durch 
gehörig geordnete Gerichte geforgt werden, Nur zögernd und lange ausweichend ging Marimi: 
lian, dem e8 mehr um Geld und Hülfe gegen feine auswärtigen Feinde zu thun war, auf die 
Forderungen der Reichöftände, befonders der Städte, ein, nachdem fie die Erfüllung diefer For: 
derungen zur Bedingung jeder andern Hülfe gemacht hatten, 

Auf dieſe Weife kam endlich 1495 auf dem Reichstage zu Worms ein Reichsgeſetz 
zu Stande, durch welches das Fehderecht im ganzen Reiche für inımer und völlig abgefchafft 
werden jollte. Jever foll fein Recht nur von dem Richter juchen, für die Grecution follen bloß 
die Gerichte, im Nothfalle die Neihöverfammlung forgen. Wer irgend, aus welden Grunde 
es ſei, eine Fehde beginnt, den trifft die Strafe des Friedensbrechers. Dies ift der geſetzliche 
Zandfriede vom Jahre 1495. Um aber jedem, der in feinem Rechte gefränft würde, gehörig 
Recht zu verſchaffen, wurde in einem zweiten Geſetze eine neue und fräftigere Organifation des 


23) Dal. Wigand, Das Femgericht Weitfalens, ©. 513 fg. Deshalb war die Strafe, welche die 
Bemgerichte ausfprachen,, ſtets der Strang. 

24) Auch die Strafe für den gebrochenen, unter. Nr. 2 angeführten gelobten oder gebotenen Frieden 
war nach den meiften Statuten und Gewohnbeitsrechten das Schwert. So fagen, um nur einige Beis 
fpiele —— die Statuten von Köln vom Jahre 1437, Art. 83: „Wer ſich mit dem Andern zweite 
oder zanfen würde, fofern daß fie zu Meſſern oder zu anderm Gewehr kämen vnd ihnen dan für oder 
nach offenbarlich Friede geboten were oder würde, von vnſer Herren wegen oter auch von des Hohen» 
gerichts wegen, den Frieden follen fie halten, gleich ale vnjer Herren vom Rath oder das Hohegericht 
gemeiniglich aflda gegenwärtig weren vnd den Frieden felbs gebotten hatten, vnd wer dann mit muthe 
willen den Frieden freuentlich breche: des fich künilichen fünde . . . den foll man... mit dem Schwerdte 
richten als das von Alters Herfommen vnd gehalten geweft ift vnd darinn foll man niemands verfcho: 
nen, er fei Fein oder groß.‘ Ebenſo beftimmt die Halsgerichtsorbnung für Ratolphezell von 1506, 
$.16: „Wer ein gelobten Fried pricht, one merklich Urfach ihn darzu beivegende, denfelben mit dem 
Schwert zu richten.” Auf die gleiche Weife fagt fchon der Sachſenſpiegel, Buch II, Art. 9, $.2: 
„Brict aver en man den vrede, den he vor sin selven Jovet, it gut ime an den hals.“ Bal. aud 
von Ortloff, Rechtsbuch nach Diftinctionen, Buch IV, Kap. 19, Dift. 2—4; Kap. 5, Dift. 1. Einzelne 
Statuten gab es aber, welche gelinder waren und einen folchen Friebensbruch nicht mit dem Tode bes 
firaften, 3. B. die Griminalordnung von Speier von 1328, $. 44; die Statuten von Mugsburg vom 
Jahre 1373, $. 186 u. 187. 

25) Durchaus feft war diefer Sprachgebrauch nicht. Bisweilen wird unter Friedenobrecher auch 
derjenige verftanden, der ein mit verftümmelnder Strafe zu ahndendes Verbrechen beging. 

26) Eihhorn, a.a.D., $. 384, Note o. 
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Reichskammergerichts angeordnet, und in einem dritten Geſetze (Handhabung Friedens und 
Rechtens überſchrieben) wurde für die Fräftige Aufrechthaltung des Landfriedens gegen die Über: 
treter deſſelben Sorge zu treffen geſucht. Am Ende verpflichteten ſich noch beſonders die Staͤnde 
vertragsmaͤßig zur Handhabung und Feſthaltung dieſes Friedens, und die abweſenden traten 
durch beiondere Beibriefe bei. Freilich mar bei den Verhältniffen jener Zeit nicht zu erwarten, 
daß der Zweck, den diefe Gefege vom 7. Aug. 1495 ſich vorgefegt hatten, fogleich vollftändig 
erreiht würde. Ungeachtet des feierlich beſchworenen Landfriedens famen in der folgenden Zeit 
noch häufig Fehden zwifchen den Reihsunmittelbaren vor, und nur allmählich, mit Mühe und 
mit vielen Unterbrechungen, gegen die mächtigſten Reichsſtände aber nie ganz, Eonnte dem neuen 
Gefege Durchführung verfhafft werben. So mußte daher noch lange Zeit beinahe bei jeder 
Neihöverfammlung der Landfriede ron neuem befräftigt und declarirt werben, z. B. in ven 
Reichsabſchieden von 1498, 1500, 1505, 1510, 1512; nod lange Zeit dauerten die Klagen 
über erhobene Kehden und Landfrievensbrüde, über Saumjeligfeit in Handhabung des Land- 
friedens und über die Umwirffamfeit der vollziehenden Gewalt zu diefem Zwecke. Im Jahre 
1521 wurde in feierlicher Vertragsform der Landfriede erneuert und ein neuer Landfriede unter 
Zugrundelegung des von 1495 und feiner fpätern Erklärung befannt gemacht. Allein fhon 
im Jahre 1529 mußte der Landfriede wiederholt werben, und im Jahre 1541 wird er wegen 
neuer Übertretungen von neuent beftätigt „bis zum nächſten Reichstage oder bis zu einem abzu= 
haltenden Nationalconcilium“. Im Jahre 1542 wird in einem Reichsabſchiede viefe Beftäti- 
gung auf fünf Jahre erneuert, und im Reichdabſchiede von 1543 fagen fidy die Stände „bei 
ihren fürftlihen Ehren und Würden und wahren Treue an gefhiworne Eidesſtatt“ die Haltung 
des Yandfriedend von nenem zu; died wird in dem Reichsabſchiede von 1544 wiederholt, 
namentlich aud in Beziehung auf die Religionsftreitigkeiten, und im Jahre 1545 mußte wieder 
der Landfriede erneuert werden. Endlich kam aber vie auf den frühern Reichstagen vielfach 
befprochene neue genaue Revifion der frühern Landfrieden und die Errichtung einedneuen Land: 
friedend auf dem Reichdtage zu Augsburg im Jahre 1548 unter Karl V. zu Stande. Allein 
auch diefer Landfriede enthält keine mefentlihe Neuerung. Gr führt blos das weiter aus, was 
der Landfriede von 1495 gründen wollte, und ift meift wörtlich auf den Landfrieven von 1521 
gebaut. An diefen neueften und legten Landfrieden ſchloß fih dann der Neligiondfriede von 
1555 an. Es ift died eine wörtliche Wiederholung des Landfriedens von 1548, nur mit näherer 
Anmenbung auf die Religiondftreitigkeiten, und deshalb Heißt er auch Meligiond: und Land: 
friede, Religions: und gemeiner Friede oder Religions-, Profan- und Landfrieve. Es follte 
nämlich durd ihn in Beziehung auf die der Religion wegen entſtandenen Meinungs- und 
Glaubensverſchiedenheiten ebenſo jedes eigenmächtige Bekriegen ausgeſchloſſen werden, wie die 
Landfrieden e8 überhaupt ausfhließen. Nur einen Hauptzufag zu dem Landfrieden enthält der 
Religionsfriede von 1555, eine neue Erecutiondorbnung in Beziehung auf NReligiond: und 
Landfrieden. 

Die auf dieſen Frieden folgenden ſtürmiſchen und beſonders durch die Religionsſtreitigkeiten 
vielbewegten Zeiten gaben freilich noch ein Jahrhundert lang Veranlaſſung zu vielen Klagen 
über die Nichteinhaltung des beſchworenen Friedens und zu fortgeſetzten Erneuerungen deflel- 
ben. Indeſſen blieb es von jegt an bei bloßen Wiederholungen und Beftätigungen des Land 
frievend von 1548 und ded Religiondfriedend von 1555. Allmähli trugen auch die Ginflüffe 
fleigender Cultur, veränderter Lebensrichtung, fräftigerer Entwidelung der Territorialgewalt 
und andered zur beffern Aufrechthaltung des Friedens im Innern Deutſchlands bei. Allein frei⸗ 
lich bei ven mähtigern Reichsſtänden fehlte es doch ſtets an einer äußern Garantie für die fefte 
Haltung des gelobten Friedens. 

Durch den Landfrieven von 1495 und die auf ihn folgenden Gefege wurde der Begriff des 
Landfriedensbruchs und des Friedensbruchs fehr beihränkt. Das Verbrechen bes Landfrie— 
densbruchs und des Friedensbruchs überhaupt befchränfte fi nunmehr blos auf das Erheben 
einer Fehde. Es kam dies auf eine ganz natürlihe Weife. Das, was die alten Friedensbruchs— 
fagen an Folgen miteinander gemeinſchaftlich Hatten, wie z. B. den gerichtlichen Zweikampf, hatte 
fih nah und nad verloren. Der Gonflict des eindringenden Römiſchen Rechts mit deutfchen 
Anfihien und Gewohnheiten flieg immermehr; aber eben diefer Conflict und die grobe 
Willkür, mit der die Strafrechtöpflege an vielen Orten gehandhabt wurde, forderten dringend 
ein Einſchreiten des Gefeggebers, und man fah immermehr ein, daß ed nicht genügte, in den 
Reihögefegen (wie es in den alten gefeglichen Landfrieden der Hall war) im allgemeinen gegen 
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ſchwere Verbrechen zu eifern und einige Beftimmungen über fie zu treffen. Es mußte noth⸗ 
wendig durch eine umfaffende Legislation das Alte mit dem Neuen vermittelt werden. An Die 
Wirkſamkeit einer ſolchen Legislation aber fonnte gar nit gedacht werden, ehe nicht gemeiner 
Friede im Reiche hergeftellt und alles Behdereht verbannt war. Hieraus jhon erklärt es ſich, 
wie die neuen gefeglichen Xandfrieden von 1495 an blos von der Aufhebung des Fehderechts 
handeln und von nun an in allen fpätern Reihögejegen und Landfrieden ber Landfriedensbrud 
blos auf das Befehden beihränft wird. Deshalb ſchöpft aud der Landfriede von 1495 nicht 
aus den alten geieglihen Landfrieden, fondern blos aus den alten vertragämäßigen, lediglich 
gegen das Berichten gerichteten Landfrieden. Der vertragsmäßige, auf 10 Jahre geihloffene 
Landfriede Friedrich's III. von 1486 iſt beinahe durchaus die wörtliche Grundlage des geieg- 
lichen Landfriedens von 1495. 

Die dringend nothwendig gewordene Legislation erſchien endlich im Jahre 1532 (vie peins 
lidye Gerichtäornnung Karl's V.). Allein neben und nad ibr werben dennoch ber Landfriede 
von 1495 und feine fpätern Declarationen immer wiederholt, denn fie haben nicht den Zweck 
jener Legislation, Betimmungen über die einzelnen Verbrechen und deren Proceß zu geben, 
fonpern blos den, das allgemeine Friedensverhältnig durch Ausſchließen jeder Fehde aufrecht zu 
erhalten, das allein jener Legislation Wirffamkeit und Erfolg verſchaffen fonnte, 

Dagegen handelt jene Regislation beinahe von allen den Verbrechen, welche nach bein mittel= 
alterlihen Rechte Friedensbrüche bildeten, gibt ihnen aber diefen Namen nit mehr. So ver: 
ſchwindet daher der Name Friedendbreder und Friedensbruch für fhmerere Verbrechen nah une 
nad ganz. Friedensbrecher ift von nun an nur, wer wirflih Krieg, d. h. eine wahre Fehde 
erbebt. 

Zwar zeichnet immer nod das deutfche Gewohnheitsrecht und zeichnen mande Barticulars 
gefege den Hausfriedensbruch, wenn jemand in feinem Haufe, und den Burgfriedensbrud, 
wenn irgendjemand in den Wohnungen ded Regenten oder deren nächſten Umgebungen 
vergewaltigt oder auch nur injuriirt wird 27), aus. Allein von der Anwendung der alten Frie— 
densbruchſtrafe ift feit der Carolina bier feine Rede mehr; aud bilden jene Handlungen feine 
befondern Verbrechen, jondern die Verlegungen jener Befriedigungen find nur jtrafihärfende 
Momente für das anderweite Verbrechen, welches durch ie begangen wird. Ebenfo behielten 
mande Particularrechte in ihren ältern Gefegen das oben unter Mr. 2 angeführte Inftitut des 
Frievenbietend und Friedengelobens bei. Allein das Brechen eines folden gebotenen und 
gelobten Friedens galt auch wieder nur für ein Die andermeit verdiente Strafe jhärfendes Mo- 
ment, und die fpätere Braris nahm am Ende, freilich jehr mit Unrecht, auf dieſen Punkt gar 
feine Rückſicht mehr. 

Sp ift ed num auch in unfern neuen umfajlenden Particularitrafgefegbühern und in den 
Entwürfen zu ſolchen. Mande erwähnen eines Friedensbruchs gar nicht; andere erwähnen 
blos des Haus: und Burgfriedensbruchs in dem vorhin angegebenen Sinne und einige auch 
eined Landfriedensbruchs, unter dem fie gewille beſonders ftrafbare Vergewaltigungen gegen 
Private begreifen, oder jie faflen aud unter der Nubrif „Friedensſtörungen“ einige Eigen 
mädtigfeiten und Gewaltthaten zuſammen, aber fo, daß man dabei nicht recht einficht, warum 
jie denn. andere Gewaltthätigfeiten von dieſer Rubrif trennen und unter andere Rubriken ſtellen. 

Die Sache und die innere Natur der Verhältniſſe bleibt ſtets und jo auch bier Diejelbe. 
Durch jedes dolofe Verbrehen — wie unjere Altvordern richtig erfannten — wird in Wahrbeit 
fiet8 der Friede gebrochen, zunächſt mit dem Verlegten, mittelbar mit der zum Rechts- und 
Frievendverein verbundenen Geſammtheit, und die Strafe ift ihrem Grundcharakter und ihrer 
innern Natur nah im wefentlihen eine genugthuende Ausgleihung und Wiederherftellung 
des Friedens, eine Gompofition, Allein die Form der Auffaffung der Sache, ihre Einfleivung 
und damit auch die nähere Beftimmung der einzelnen Mittel und der nächſten Wirkungen, mit 
denen man die Sache begleitet, hängt von Eultur, Lage, Charakter und Neigungen des Volkes 
und feines Geſetzgebers und von den Zeitverhältnifen und Zeitanfichten ab und wirb mit dieſen 
ſtets wandelbar fein. K. G. von Wähter. 

bett f. Sontheim. 

ehde, ſ. Compofitionen-Syftem und Fauſtrecht. 


27) Manche Particulartechte unterſcheiden auch noch einen fogenannten uneigentlichen Burgfriebene: 


bruch, Vergewaltigung an andern beſonders befriedeten Orten, z. B. an Gerichtsftellen, Kirchen, Uni— 
veriitätdauditorien u. f, w. 
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Feldherr. Der Feldherr iſt nach dem herrſchenden Sprachgebrauch der oberſte Befehlshaber 
eined Heeres. Im der poetiſchen Sprache bezeichnet man wol jeden General jo, ohne Rückſicht 
darauf, ob er eine Armee, oder ob er nur eine Armeeabtheilung befehlige. In der bejonders 
genauen Sprache wird man aber das Prädicat Feldherr nicht einmal jedem Oberbefeblähaber 
eined Heeres beilegen, jondern nur demjenigen, welcher vollkommen die Eigenſchaften hatte, um 
eine foldhe Stellung würdig auszufüllen, Gigenihaften, welche freilich nit jedermann noth= 
wendig auch haben muß, den der Lauf der Dinge an die Spige eined Heeres gebracht hat. Wir 
halten und hier an den herrſchenden Sprachgebrauch. 

Der Krieg ift das Thätigfeitögebiet des Feldherrn, und derjelbe muß daher vor allem kriege— 
riſche Eigenſchaften oder diejenigen haben, melde ihn zur Führung des Kriegs und zum zweck— 
mäßigen Auftreten in allen Lagen deifelben befähigen. Dahin gehören neben dem perjönlichen 
Muth, melden jeder Soldat braucht, der moralijhe Muth, die Feftigfeit des Charakters, die 
Kenntnig der Zwecke, der Mittel des Kriegs und des zweckmäßigen Gebrauchs diefer Mittel, 
eine Perſönlichkeit, welche Vertrauen zu erwerfen, Achtung und, wo e8 fein muß, Furcht einzu: 
flößen verſteht. | 

Nur ein hoher moralifher Muth macht es dem Feldherrn möglich, die ganze VBerantwort: 
lichkeit jeined Amts Fräftig auf feine Schultern zu nehmen, ſtets nicht blos jo zu handeln, wie 
er glaubt handeln zu müſſen, ſondern auch ſchnell und enrjcploflen jo zu handeln, ohne zu fras 
gen, was fein Kriegäherr, was der Hof, was die Leute überhaupt dazu jagen werben, jelbftbe= 
wußt und im Vertrauen auf dad geredjte Urtheil ver Nachwelt und der Geſchichte. Nur mit 
hohem moralifhen Muthe ausgeftattet wird der Feldherr vermögen, am rechten Orte kühn, am 
rechten Orte vorfihtig zu handeln. „Wagen gewinnt” heißt das Feldherrnſprichwort, deſſen 
Wahrheit die Geſchichte aller großen Krieger beftätigt; ſchon oft gab ein keckes Zugreifen auf 
einem Punkte des Schlachtfeldes oder des Kriegsihauplages den Sieg, wo die Dinge jhon ver: 
zweifelt zu ſtehen fchienen. Und was die Geſchichte lehrt, das if aud das Reſultat der wiflen= 
ſchaftlichen Überlegung. Wo bei jeder ver Parteien Unſicherheit über die wahre Kraft des Fein: 
des, über deffen Stimmung im gegebenen Momente waltet, da hat mol diejenige viele Chancen 
des Siegs für ſich, melde ihre Kraft möglihit zufammennimmt und auf ein beftimmteö Ziel, 
melches jie ſich ſelbſt ſteckt, concentrirt, nicht auf ein Ziel, welches der Feind ihr erft geben joll. 
Weil dies eine vernünftige kriegswiſſenſchaftliche Bildung zeigt, jo wird jie flerd dem Feldherrn 
nüglich fein, wenn deſſen Naturanlagen ihn nicht ganz unfähig zu ihrer Aufnahme machen. 
Dit werden uns große und glückliche Feldherren in ven Geſchichtsbüchern als bloße Haudegen 
geſchildert, und jie werden dann wol ald Beifpiele zu dem oft verſuchten Beweiſe aufgeftellt, daß 
kriegswiſſenſchaftliche Bildung mehr ſchade als nuge. Aber jobald man genauer zujieht, paſſen 
die Beifpiele fehr ſchlecht zum Beweiſe. Blücher, der alte Huſar, wie er genannt wird, ift eines 
ver beliebteften Beijpiele folder Art; indeſſen ift es doch befannt, daß, wenn Blücher auch feine 
Kriegsſchulen befuchte, er dafür durd die Führung von Tagebüchern über feine Feldzüge und 
durch Geſpräche über kriegeriſche Ereigniſſe feine wiſſenſchaftliche Einſicht in den Gang des 
Kriegs zu entwickeln ſuchte, und daß er dabei mindeſtens ſo viel gewann, um in allen Zweifels— 
fällen der von ihm anerkannten höhern Einſicht ſeines Generalſtabschefs Gneiſenau ji unbe: 
denklich unterzuordnen. So geht es in allen aͤhnlichen Fällen, die aufgeführt zu werben pflegen. 

Daß ein blos blindes Drauflosgehen nicht zum Zwede führen könne, bedarf keines Beweiſes. 
Iſt die Kühnheit in jedem Zweifelsfalle wohl angebracht und ald ein zweckgemäßes Wagen zu 
bezeichnen, jo gibt es auch ſicherlich Fälle, in welchen die Vorſicht offenbar das beſſere Theil ift. 
Es bevarf alfo für den Feldherrn der Intelligenz, der Unteriheivungsgabe, die ſich auf Grund: 
fäge, alfo auf eine auf wiffenfhaftlihem Wege gewonnene Überzeugung ftügt. 

Die kriegswiſſenſchaftliche Bildung, melde ſomit ald eins der Attribute des Feldherrn auf- 
geftellt werden muß, ift aber durchaus nicht zu verwechjeln mit einem encyklopädiichen Wiffen. 
Dad der Feldherr jeden Nagel am Geſchütz, jeden Riemen am Lederwerk der Soldaten, over daß 
ein Feldherr, ver hunderttauſend Mann und mehr befehligt, jeden Bußfteig des Kriegsihau: 
plages kenne, auf dem er handeln joll, wie ed mol hier und da von dem und jenemgerühmt wor— 
den ift, das ift im hoͤchſten Maße überflüfiig, und folhe Kenntniß eines Mannes bürgt allerdings 
nicht im geringften dafür, daß derfelbe ein Feldherr ſei, ja fie kann felbft für das Gegentheil 
bürgen. Zu feiner Ergänzung in der Kenntniß ded Details, zu jeiner Unterftügung in Beberr: 
ihung des Details hat der Feldherr feinen Stab. Es ift gut, da er fo viel vom Detail wifle, um 
es controliren zu fönnen, aber mehr ift vom Übel. i 
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In den Charaktereigenſchaften und in derjenigen Art allgemeiner kriegeriſcher Bildung, 
auf welche jene Charaktereigenſchaften ſich theilweiſe ſtützen müſſen, um wahrhaft fruchtbar zu 
werden, darin können den Feldherrn die Gehülfen ſeines Stabes nicht erſetzen und ergänzen. 

Wenn zum Wagen Eutſchloſſenheit, moraliſcher Muth gehört, fo zum Behaupten des Ge- 
wonnenen oder zur Durchführung der Entihlüffe, ded einmal begonnenen Werks Feftigkeit. 
Wenn man mitten in ver Handlung ift, fo wird ich niemals alles genau fo ftellen, wie man es 
fi) zum voraus gedacht hat; Zwiſchenfälle werden immer eintreten, welche den Dingen eine 
andere Geftalt geben, als jie nad) der urfprünglien Meinung etwa haben jollten. Man findet 
zen Feind nicht genau dort, wo man ihn zu treffen wünfdte, man findet ihn dort ftärfer, als 
man dachte, bier ſchwächer; man dringt auf einem Punkte nicht jo ſchnell pur, ald man es 
berechnet hatte, man verliert einen andern, den man eigentlih behaupten wollte. Da gilt es 
dann, jich nicht ſogleich irre machen zu laffen, nicht fogleidh von dem urfprünglihen Plane abzu= 
geben, fondern auszuharren, nicht alles verloren zu geben, weil nicht jedes Ginzelne jih gerade 
ſo fand, ald man ed wünſchte: Es ift aber Elar, daß die Feftigkeit des Charakters hier wieder 
durch eine folhe Anoronung des Pland unterflügt werde, daß unbedeutende Zwifhenfälfe 
feinen entſcheidenden Einfluß auf feine Durdführung gewinnen fünnen, daß alfo wiederum die 
Intelligenz eine Stüge für die Behauptung jener Feftigfeit, jenes Ausharrens wird, meldes 
ſchließlich zum Siege führt. 

Achtung, Vertrauen und Liebe feined Heeres, ohne welche er wenig ausrichten wird, erwirbt 
fi der Feldherr durch feine kriegeriſchen Erfolge und durd jein Wohlwollen. Ein wohlwollen— 
des Herz leitet ihn zur Sorge für feine Soldaten an, er wird ſie nicht unnüg anftrengen, nicht 
unnüg opfern; wo Anftrengungen und Opfer nöthig find, dort wird er fie freilich mit Feftig- 
£eit fordern und in ihnen mit gutem Beifpiele vorangeben, wobei ihn eine fefte Gefunpheit und 
ein fräftiger Körper unterflügen müffen. Jugend des Geiftes und Herzend wird es ihm leicht 
machen, dem Soldaten nahe zu treten, ſich in deſſen Gedanfen zu verfegen, und fo wird er auch 
Leicht jene Art von Beredſamkeit jih aneignen, welde, ohne des Schmucks rhetorifher Blumen 
zu bedürfen, ohne jih in langen Sermonen zu zeigen, durch ein paar Schlagworte im teten 
Augenblid ganze Heere willig auf die Bahnen mit fortreißt, welche der Feldherr einzufhlagen 
für gut findet. 

Die kriegeriſchen Eigenſchaften find den Feldherrn vor allen Dingen nötig, aber wenn 
man erwägt, daß der Krieg ein Mittel der Staaten ift, gewiſſe politifche Zwecke zu erreichen, fo 
wird man erkennen, daß fie fchiwerlih genügen. Wir müffen Hier von der Stellung des Feld: 
beren zum Staate, zur Staatögewalt und zum Volke reden. 

Der Feloherr mwirb ernannt oder empfängt fein Mandat von dem Souverän, ber be— 
rechtigt ift, Politik zu treiben. Wem die Souveränetät zufteht, das hängt ab von der Staats— 
verfajlung. 

In der Despotie oder der abjoluten Monardie hat fie der Despot oder abfolute Monarch. 
Er kann ſich ſelbſt an die Spige des Heeres jtellen, oder er kann einen andern mit der Führung 
des Heered beauftragen. Das erſtere ift wol bei jedem größern Kriege dann das Zweckmäßigſte, 
wenn ber Monarch jich einigermaßen die erforderlichen Feldherrneigenſchaften zutrauen fann. 
Da das Volk nichts zählt, jo ift hier die Politik des Staates nichts anderes als die Politif des 
Monarchen. Wird diefer felbjt zum Feldherrn, jo führt er nur die Politik, die er im Frieden 
getrieben, jegt mit Waflengewalt weiter. Jeden Erfolg, den er mit den Waffen erringt, fann er 
augenblidlih und ohne erft einen andern zu fragen, durch diplomatiſche Berhandlungen aus 
beuten, Verträge mit Bellegten, Hülfdverträge mit bisher ſchwankenden Neutralen, welche dürch 
feine Erfolge eingeſchüchtert find, abſchließen, drohendem Unglück vielleicht gleihfalld durch 
entſchloſſenes Eingehen auf angebotene oder ſonſt zu erzielende Verträge aus dem Wege geben. 
Dieje Möglichkeit ver unmittelbaren Verbindung der diplomatifchen Mittel mit den militäris 
{hen ift augenfheinlich ein ungemeiner Bortheil, wie ih von felbft verfteht, größer in geſchickten 
als in ungeſchickten Händen; ein Vortheil aber bleibt jie immer, Außerdem ift ed ein Vortheil, 
wenn der Feldherr zugleich über alle Kriegdmittel der eigenen Staaten unbedingt verfügen fann, 
für die Kriegrführung mindeftend; für den despotiſch regierten Staat, deffen armes Bolf fann 
die Sache allerdings leicht eine fehr üble fein. 

Hat ein abjoluter Monarch die innere Berechtigung, fein eigener Feldherr zu fein, fo kann 
man aud wol ſtets voraugfegen, daß er im Frieden gleichfalls der wahre Regent fei. Bekannt: 
lid aber trifft es durchaus nicht immer zu, daß der Kaiſer, König u. f. w. der abfoluten 
Monardie der wahre Regent iſt. Im Gegentheil find Hofcliquen, Maitreffen u. f. w. diefer 
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wahre Regent weit häufiger. In dem Fall wird ſchwerlich der abſolute Monarch ſein eigener 
Feldherr werden; es iſt aber nun auch nicht wahrſcheinlich, daß er den Feldherrn ernenne. Das 
übernehmen vielmehr für ihn die Hofeliquen, Maitreſſen u. ſ. w. So war es in Frankreich im 
18. Jahrhundert, und was dabei berauszufommen pflegt, it weltbefannt. Bon dem Feldherrn 
werden hier nicht Feldherrneigenſchaften, jondern Höflingseigenihaften, gute Schenfel und 
Ahnliches verlangt; ja wenn mehrere Hofcliquen ſich einander befehden und ungefähr das Gleich— 
gewicht halten, jo kommt ed wol vor, dag ausdrücklich nur deshalb zwei Heere auf demfelben 
Kriegsihauplag unter zwei Feldherrn (fogenannten) gebildet werden, um jeder Hofclique oder 
jeder Maitreffe den ihrigen zu geben. Unter ſolchen Umſtänden hört natürlich jede Rede davon 
auf, daß der Feldherr die Politik feines Staates treibe. Die Politik hängt hier eben von dem 
Zuftzuge ab, welcher Mäntelhen und Unterröde bewegt. Um nicht anzüglid zu werben, unter= 
laffen wir es, Beifpiele für ſolche Bälle aus der neueften Zeit zu eitiren, und begnügen uns, 
nur auf die franzöſiſche Gejchichte des 18. Jahrhunderts zu vermweifen. 

Ehe wir von der abjoluten Monarchie [heiden, müſſen wir noch zwei Dinge erwähnen. 
Zuerft nämlich fann es ſich ereignen, daß ein abfoluter Herrfcher, obgleich er ich wol getraut, 
eine Armee zu führen, dennoch nicht jelbft ihr Kommando übernimmt, fondern es einem an= 
dern überträgt, und dies aus zwei Gründen. Wenn der abjolute Herrſcher zugleich der Ober— 
priefter jeined Staates ift, jo muß er ſich die Unfehlbarkeit bewahren, die doch mehr oder nıinder 
erjhüttert werben würde, wenn er einmal Hiebe bekäme. Da nun diejed aller menſchlichen 
Berehnung nad aud von dem bewährteften und glüdlichften Feldherrn nicht ganz zu vermeiden 
fein wird, fo darf ji ver abfolute Herrſcher dieſem Schickſalsfalle nicht ausfegen, muß vielmehr - 
einen andern fenden, welder ald Sündenbod gelten fann. Wir meinen, daß ed mehr als irgend⸗ 
ein anderer gerade diejer Grund war, weldyer den Kaifer Nikolaus von Rußland beftimmte, 
niemals eine jeiner Armeen jelbft zu führen, obgleich er fie einigemal begleitete, um ihnen noch 
feinen orthodorspäpftlihen Segen mit auf den Weg zu geben. Kaum war je in einem Herrſcher 
Europas diefes Bewußtfein, daß er ſich feine Unfehlbarkeit unberührt erhalten müfle, jo aus— 
geprägt als in vem Kaiſer Nikolaus. Ein anderer Fall, der ven Selbſtherrſcher abhalten kann, 
ſich ſelbſt an die Spige einer Armee zu ftellen, obwol er ſich getraut fie zu führen, ift der, daß 
er den Ausbruch von Unruhen im eigenen Lande wahrend jeiner Abweſenheit fürchtet, die, wie er 
glaubt, er nur jelbft genügend unterbrüden könnte. Das war, wie behauptet wird, und wol 
nit ganz ohne Grund, die Urſache, aus ver Napoleon Ill. ſich 1855 nicht nach der Krim begab. 
Natürlich kommt bier auf die Entfernung des Kriegsſchauplatzes vom eigenen Lande viel, ja 
faft alles an. Derfelbe Dann, welder feine Arnıee in ver Krim 1855 nicht commandiren mochte, 
fonnte ſich doch ganz wohl an die Spige eines Heeres ftellen, weldyes unmittelbar an Frankreichs 
Grenzen 1859 in Italien fechten ſollte. 

Die zweite Sache, deren wir erwähnen müffen, ift diefe, daß der abſolute Herricher zwar einen 
Dbergeneral für feine Armee ernennt und fie diefem zur Führung übergibt, jelbft aber die Armee 
während des Kriegs begleitet. Der Obergeneral (Feldherr) foll hier gemiflermaßen das ſoge⸗ 
nannte „rein militäriſche“ Geſchäft verfehen; neben und über ihm aber ift zugleich die „höhere” 
Staatspolitif in der Berfon des abjoluten Herrſchers im Lager. Daß dabei nicht? Bernünftiges 
zum Vorſchein fommen kann, folgt aus dem innigen Zufammenhang von politifcher und militä= 
riſcher Handlung einerjeits, aus der verſchiedenen Stellung, melde der abjolute Herrſcher und 
deſſen Feldherr einnehmen, andererſeits. Läßt fich diefer Feldherr, mie ed bier gedacht 
wird, wirklid zum bloßen Sammer, zum Haudegen herabfegen, fo muß der abſolute Herrſcher 
doch wieder den wahren Feldherrn fpielen, indem er die großen Züge orbnet, und num fonımt es 
darauf an, ob er wirklich Feldherr if. Wenn er es ift, wozu nahm er dann noch einen ſogenann— 
ten Feldherrn mit ih? Wenn er ed nicht iſt, warum blieb er nicht zu Haufe? Läßt ſich der ſoge— 
nannte Feldherr nicht zum bloßen Kammer machen, fo gibt es ohne alle Frage zwei ſich befeh= 
dende Hauptquartiere, die bald ſehr fharf einander gegenüberftehen werden. Das zweckmäßigſte 
Beijpiel, um ſich alle hier einfchlagenden Bälle klar zu machen, wird die Stellung des Kaiſers 
Alerander I. und Kutujom’s im Jahre 1805 geben. 

Das Ding, welches man conftitutionelle Monarchie zu nennen pflegt, ift ein äußerſt vielges 
flaltiged Ungeheuer; bald gleicht e8, wie ein Ei dem andern, der abjoluten Monarchie, bald 
ebenjo ſehr der Republik. Und dies tritt befonderd in Dingen des Kriegs hervor, weshalb 
unferer Meinung nad die Staatsmänner wol Veranlaſſung haben, ſich mit diefen etwas näher 
zu befchäftigen, ald gewöhnlich gefchieht. Nähert ſich Die conftitutionelle der abjoluten Monarchie, 
fo wird fiher der Feloherr vom Fürſten ohne Beirath oder Beiftimmung irgendeined andern 
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Elements der Regierung ernannt, und in dieſem Fall kann auch der Fürſt ſelbſt an die Spitze 
des Heeres treten; nähern ſich die Zuſtände einer conſtitutionellen Monarchie ven republikani— 
ſchen, fo wird jedenfalls dad Miniſterium und dadurch auch die Nationalrepräſentation in irgend⸗ 
einer Ferm einen großen Einfluß auf die Wahl des Feldherrn haben oder wenigſtens ſtets zu 
haben ſuchen. Es ift dann nicht gerade wahrfheinlih, daß der Fürſt felbft an die Spige des 
Heeres tritt; die Volksmeinung wird ji in der Regel dagegen erflären, in der Beforgniß, daß 
der Fürft fih im Felde an das abfolute Regieren gemöhnen und fi zugleich einen mehr als 
wünſchenswerthen perjönliden Einfluß auf das Heer verfchaffen mödte, der ihm fpäter Muth 
und Luft zu Eingriffen in die Verfaſſung machen fönnte. , 

In Republiten kann die Feldherrnſchaft möglicherweife an beſtimmte Wahlänıter geknüpft 
fein; wir finden dies im Altertbum 3. B. ſehr häufig. Man erinnere ſich an die atheniſchen 
Achonten, ſpäter Rolemarden und noch ſpäter Strategen, welche ſämmtlich auch Friedensbeamte 
waren, dann an die römiſchen Conſuln. Oder der Feldherr muß für jeden Krieg erſt beſonders 
erwählt werden. Die Wahl oder Ernennung, kann nun entweder von der Executivbehörde, 
welche an der Spige der Republik ſteht, erfolgen, oder es kann auch eine Mitwirkung der Reprä— 
fentantenverfammlung eintreten, wie z. B. in der Schweiz nicht blos der Oberfeldherr, jondern 
auch veffen Generalftabsiher von der Bundesverſammlung erwählt wird. In ariftofratiichen 
Republiken, wie ed z. B. in Venedig wirklih der Fall war, kann ed vorfommen, daß man ben 
Befehl der Armeen lieber Landesfremden ald Landesangehörigen anverrraut, damit nicht eine 
der regierenden Familien Gelegenheit gewinne, durch die Heeredführung fih ein Übergewicht 
über alle andern zu verichaffen. 

Die Hände, aus denen der Feldherr fein Amt empfängt, find alſo äußerſt verſchiedene, und es 
iſt unſchwer ein zuſehen, daß dieſe Verſchiedenheit auch eine Verſchiedenheit der Stellung des Feld⸗ 
herrn zu Regierung und Volk bedingen wird. Doch haben wir bisher immer nur von dem 

Feldherrn eines Einheitsſtaates geredet und müſſen nun noch den Feldherrn eines Bundes 
unſerer Betrachtung unterwerfen. 

Bei einem vorübergehenden Bunde mehrerer Mächte für einen beſtimmten Krieg kann ent: 
weder für die Gejammtftreitmacht, welche fie ind Feld ftellen, ein Feldherr ernannt werden, oder 
es kann dies auch unterbleiben, indem vielmehr dDieverbündeten Mächte nur im allgemeinen über 
einen Kriegsplan im großen übereinfonmen, indem jede Regierung ihren Feldherrn danach 
inftruirt, indem die einzelnen Feloherren zwar auf das gleiche Ziel, aber doch jeder jeine Bahn 
geben und nur, wo das abſolut notbiwendig erſcheint, fi untereinander verftändigen. Die Er- 
nennung eines gemeinfamen Feldherrn kann unterbleiben, wenn die Heere der Verbündeten 
mindeftens im Anfchig auf mehreren, mit genügender Beſtimmtheit voneinander geſchiedenen 
Kriegdihauplägen auftreten, ja ed fann dann ſogar vortheilhaft jein, fie zu unterlaffen ; dage— 
gen wird es minder vortbeilhaft, ja ftörend, wenn die ſämmtlichen Heere von vornherein auf 
einen Kriegsihauplag zufammengebrängt werden müflen. So hätte 1813 auf jeiten der Ber: 
bündeten die Ernennung eines gemeinfamen Oberfeldherrn leicht unterbleiben können; bie 
Ernennung Schwarzenberg’ nugte jedenfalls nichts, und 1815 ging man auch von einer Erneue⸗ 
rung dieſes Verhältniſſes ab. Dagegen wäre e8 1854 beim Beginne des Krimfeldzugs, als 
Frangofen, Engländer und Türfen auf der Halbinfel vereinigt wurden, ſehr wünjdenswerth 
gewefen, ſie unter einen gemeinjamen Oberfeldherrn zu ftellen. Es erfolgte aber nichts Derarti: 
ged. St.:Arnaud, fpäter Ganrobert und noch jpäter Peliffter für die Franzoſen, Lord Nagları 
und deſſen Nachfolger für die Engländer, Omer: Baia für die Türken ftanden nebeneinander 
und waren lediglich darauf angewieſen, ich miteinander fo gut ald möglich zu vertragen. Wenn 
Napoleon IN. damals in der Krim erſchienen wäre, fo hätte er jedenfalls factiſch ven Oberbefehl 
übernommen, wenn dies aud nicht formell ausgefprochen worden wäre. Wie befannt, würde 
England damit nicht jehr zufrieden gewejen fein. Wird bei einem vorübergebenden Bunde die 
Wahl eines Oberfeldherrn für nothwendig erachtet, jo ift die Ernennung natürlih Sache einer 
Übereinkunft, eines Compromiſſes zwifchen den einzelnen verbündeten Mächten. Dabei wird ed 
ſicherlich foviel als möglich vermieden werden, Daß der Souveräneiner ver Mächte jelbft der Ober: 
felbberr werde; die andern Mächte werden nicht mit Unrecht fürchten, er fönne nur für ih und 
feinen Staat Politik treiben, obwol er ihre Mittel dazu benugt. Sınd die verbündeten Mächte 
eine jede für fich felbftändig und ungefähr gleich ftark, fo wird es aus diefem Grunde nie vor- 
kommen, daß der Gouverän der einen dad Obercommando erbält, und es ift mit großer Wabr: 
ſcheinlichkeit anzunehmen, daß man ſelbſt in die Stelle des Oberfeloberrn einen möglichſt unbe: 
deutenden Menſchen zu bringen juchen wird. ft die eine der verbündeten Mächte allen andern 
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an Kraft überlegen und ſind die andern nur gezwungen, ihr Truppen zu ſtellen, ſo wird aller— 
dings das Verhältniß ein ganz anderes. Napoleon I. fonnte Oberfeldherr Fraukreichs und der 
Nbeinbundsftaaten fein. 

Treten Staaten zu einem permanenten Bunde zufamnten, fo wird diefer im Anfang immer 
die Elemente zweier einander entgegengefegter Tendenzen bergen, derjenigen zu größerer Eini— 
gung, derjenigen zum Auseinanberfallen. Gleichheit der Intereffen wird jener, Verſchiedenheit 
der Intereſſen diefer Tendenz das Übergewicht geben. Am jhärfiten wird jih Gleichheit oder 
Ungleichheit der Intereflen ftets in einem drohenden Kriegsfalle herausstellen, und ein Kitt für 
den permanenten Bund wird e8 in ſolchem Falle fein, wenn jeder feiner Einzelſtaaten nicht ftarf 
genug ift oder ſich nicht ftarf genug fühlt, allein dem drohenden Feinde zu begegnen. In der 
Schweiz hat die Tendenz der Einheit obgejlegt; in Norpamerifa fcheint das Auseinanderfallen 
in zwei Gruppen, welde jede in fid dann vielleicht defto feſter ſich ſchließt, bevorzuſtehen, obwol 
man den Zeitpunft ſchwerlich vorausbeſtimmen kann, in weldem ed erfolgt; in Deutichland ift 
in Volfe die ideale Tendenz zur Vereinigung vorhanden, aber fie fehlt durchaus in den Regie: 
tungen, und da das deutſche Volk nicht viel bedeutet, folange e8 ſich auf legalem Wege hält, jo ſcheint 
die Tendenz des Auseinanderfallend obſiegen zu müffen. Dies hat die Frage der Bundeskriegs— 
verfaffung und in ihr der Oberfeldherrnſchaft, welche 1859 auftauchte, recht deutlich gemacht. 

Der Deutihe Bund hat ein Bundesheer, welches indeſſen lange nicht alle Streitkräfte der 
in ihm vertretenen Staaten enthält oder beanjprudt. Für dieſes Bundesheer joll nad der 
YBundesfriegäverfaflung im Kriegsfall jedesmal ein Oberfeldherr von der Bundesverſammlung 
erwählt, von ihr in Eid und Pflicht genommen werben, ihr perſönlich verantwortlich fein und ® 
von ihr einem Kriegögericht unternvorfen werden fönnen. Unter ven Staaten, welche zum Deut: 
ſchen Bunde gehören, jind nun aber mindeftend zwei, Preußen und Öfterreich, welche nicht blos 
eigene Heere haben, ſondern auch jeder ein viel größeres als das ganze Bundesheer, welche euro: 
päiſche Großmächte find und als folde jever jeine eigene Politif treiben können und wirf: 
(ih treiben. Ein Souverän des Bundes, der über den einzelnen Staaten ſtände, eriftirt nicht. 
Die Gefandtenverfanmlung zu Brankfurr, welche der Bundestag genannt wird, ift ein ganz 
abhängiges Werkzeug, welches weder über Solvaten, nody über Geld, noch über die Geifter 
des Volkes herrſcht, vielmehr dazu dient, die einzelnen Fürften im Beiig ihrer Domänen und 
alles deflen, was jie für jolhe erkennen, ven Völkern gegenüber zu erhalten. Die am Bunde 
aufgetauchte Frage der Oberfeldherrnſchaft ift in der That eine viel tiefer eingreifende als 
diefe: Tollen an die Stelle des einzigen Oberfeldherrn, welchen die Bundesverfaffung vorfchreibt, 
zwei gefegt werden, einer für Norddeutfchland, einer für Süddeutſchland? Dies wäre das 
Wenigfte und ift von fehr geringer Bedeutung. Die Frage ift ganz einfach diefe: Toll ferner 
noch ver bisherige Deurihe Bund einen Krieg beſchließen können oder nit? follen vielmehr 
bios noch Ofterreih und Preußen Kriege befchließen fönnen? wobei natürlich Feind von beiden 
durch das andere gebunden fein kann. Wenn Preußen ſich weigert, einen gemeinfanen Bun: 
desfeldherrn anzuerkennen, fo jagt ed damit auch ganz einfach, daß es jich nicht für verpflichtet 
bite, einen Kriegsbeihluß des Bundes anzuerkennen. Der Bund ift alfo factif auseinander. 
Und wenn 3. B. jegt die fogenannte Bundeskriegsverfaſſung dahin abgeändert würde, daß 
fünmtliche norddeutiche Gontingente der militärischen Leitung Preußens, ſämmtliche ſüddeutſche 
der militäriſchen Leitung Oſterreichs unterftellt würden, fo wäre damit abjolur gar nicht über 
Vie viel wichtigere Frage feftgeftellt: wo figt jegt eigentlich die Behörde, welche rechtskräftig und 
mit Erfolg beſchließen kann, daß Preußen (Norddeutfchland) und Öfterreih (Süpdeutichland) 
ihre Heere und ihre Feldherren gleichzeitig, für venfelben Krieg, zu dent gleichen Ziel aufftellen? 
Sie figt nirgends! Preußen (Norddeutſchland) umd Öfterreih Süddeutfchland) treten vielmehr 
in allem Weſentlichen, mögen die bundesftaatsrechtlihen Redensatten dafür gewählt werden, 
wie ſie mollen, in das Verhältniß von zwei Großmädten zueinander, welde für einen beſtimm— 
ten Kriegöfall fi miteinander verbünden fönnen, welche aber durchaus nicht für eine Neihe von 
Kriegsfällen verbunden find, über die eine gemeinjam fie beherrſchende Macht beſchließen kann. 
Altes ift fomit der Übereinkunft im beſtimmten Falle überlaffen, die ebenfo mol zu Stande fom: 
men als nit zu Stande fommen kann. Und wenn nıan an die Stelle der Zweieinigkeit die 
Dreieinigfeit (Trias) jest, fo kommt man un feinen Schritt weiter, ald daß man die mögliche 
Zweiuneinigkeit in eine mögliche Dreiuneinigfeit verwandelt hat. Alle Revensarten, mit wel 
ben man die Sache umfpinnt, werden aus dieſem Dilemma nit hinausführen: der Deutiche 
Bund fann keine Macht jein, folange er zwei Großmächte einſchließt, feine Macht jein, jolange 
er nicht ſelbſt eine Großmacht ift, folglich feine Macht fein, ſolange niht an die Stelle von 
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dreißig ‚und einigen Dynaftien das einzige Intereffe, weldes die Grundlage ver Einigung 
enthält, dasjenige des Volkes gejegt ift. 

Bon wem immer der Feldherr ernannt oder erwählt fein möge, fo muß er im Kriege eine 
gewiſſe Bolitif vertreten, die im voraufgegangenen Frieden ihre Wurzeln hat und die aus dem 
Kriege ald berechtigt oder felbft gefräftigt hervorgehen fol. Daher follte der Feldherr Staatd: 
mann jein; ex follte eö aud jein, um während der Kriegführung ſelbſt von jenen diploma= 
tifhen Mitteln, durch welche die militärifchen weſentlich verftärft werden, einen paflenden Ge: 
braud zu maden. Er follte zugleih innerlih von der Wahrheit und Berechtigung jener 
Politik durchdrungen fein, für welche er die Waffen zu führen berufen ift. Diefe Politik wird 
fih allerdings das eine mal leichter mit ganzer Seele auffallen und ergreifen laffen ald das andere 
mal. Wenn ein Volk ſich für feine Freiheit und Unabhängigfeit erhebt, wenn jeder Mann des 
Bolfes entſchloſſen ift, für jie zu kämpfen, dann ift die politifche Grundanſicht eine jehr einfache 
und zugleich eine jolde, für die ein jeder Volksangehörige ſich begeiftern kanu. Die Politif der 
Befreiungäfriege, wenigftend der Jahre 1813 und 1814, war eine fo einfahe nur für Preußen 
und fie hatte ihren rechten Feldherrn in dem alten Marſchall Vorwärts gefunden. Bon allen 
den Feldherren an der Spige ber verbündeten Heere in jener Zeit war er der einzige, der ganz 
und gar von den Haſſe ded Volkes gegen die Unterdrückung und ven Unterprüder durchdrungen 
war, der demgemäp auch militäriſch handelte und aus diefem Gejihtöpunfte die Anwendung 
aller diplomarifhen Mittel betrachtete. Won den diplomatifhen Mitteln gar nichts willen 
wollen, das war nämlich die wahre Politik von dieſem Geſichtspunkte aus. Für die Feldherren 

e der andern verbündeten Mächte hatte ver Krieg vielmehr den Charafter eines Cabinetskriegs. 

In inneren Kriegen, Revolutiond- oder Injurrectiondkriegen kann ed namentlich vorfomnen, 
daß ber Feldherr mit derjenigen Politik, melde er vertreten foll, gar nicht einverftanden ift. 
Es ift Elar, daß dies ein Unglück für die Sache ift, welche er verrreten foll. Ein intereffantes 
Beijpiel aus der neueften Zeit für den Fall, daß der Feldherr eine eigene, von jener der Regierung 
abweichende Politik treibt, ift Görgey während des ungariſchen Inſurrectionskriegs von 1849. 

Aus demjenigen, wad wir oben über die vorheilhafte Stellung des abjoluten Monarden 
fagten, welder als fein eigener Feldherr auftritt, geht hervor, daß man im allgemeinen jagen 
kann, ein Feldherr werde um fo mehr feiften können, je mehr Mittel und je mehr Freiheit, fie 
anzuwenden, aljo auch diplomatiſch zu handeln, ihm gegeben jind. 

Dft aber wirb von dem Feldherrn gerade gefordert, er jolle gar feine Politik treiben. Dies 
ift an und für ſich eine fonderbare Forderung, da ſich wol ſchwerlich ein Mann von der Bildung 
und der Lebenserfahrung, welche ein Feldherr zu haben pflegt, vorfinden wird, der gar feine 
politifhe Überzeugung hätte und der folgli auch nicht aus diejer heraus handeln würde. Sehr 
häufig entipringt die Forderung aus den Mistrauen, daß der Feldherr eine andere Politik ver— 
folgen fünne als diejenige, welde der Staat vertreten wijfen will; ein anderes mal qus dem 
Mistrauen in dad politifche Urtheil des Feldherrn überhaupt. Das legtere fönnte nun unbe— 
dingt vermieden werden, wenn die höchſten Staatsmänner, welde im Frieden die Politik des 
Staates leiteten, im Kriege auch feine Feldherren würden, wie es ſich inder guten römiſchen Zeit 
mit den Gonjuln wirklich verhielt. Diefe völlig rationelle Einrihtung wird indeflen heute ziem= 
li allgemein für unmöglid erklärt, man läßt jie nur dortzu, wo der. Herrſcher fein eigener Feld- 
herr wird. Im übrigen behauptet man, daß die Sache deſto unmöglicher werde, je mehr bie 
Kriegswiſſenſchaft ih als ein befonderer Zweig menſchlichen Willens entwidelt habe, daß die 
Eigenjhaften des Staatdmanng, der den Staat in Frieden leiten fol, und die des Feldherrn zu weit 
auseinander gingen. Bei unferer Art der Erziehung mag djes allerdings etwas für ji haben, 
aber doch willdie Sache nicht fo viel bedeuten, ald man aus ihr macht, und dort überall würde ſich 
der Friedens⸗ und der Kriegsſtaatsmann leicht in derjelben Perfon finden laifen, wo der Dua— 
lismus von Bürger und Seldat, von Kriegäweien und Friedensſtaatsweſen, welder insbejondere 
dur die Einführung der ſtehenden Heere in unfer politifhes Leben hineingekommen ift, be— 
feitigt würde. 

Das Midtrauen, daß der Feldherr eine andere ald die von der Staatögewalt beabjihtigte 
Politik treiben könne, wird oft die Geftalt annehmen, daß er für ſich ſelbſt wirken wolle, un, 
glücklich im Kriege, etwa zu Gunſten jeiner eigenen Erhebung die Staatöverfallung zu flürzen. 

Wenn man den Feldherrn für unfähig hält, die rechte Politik zu treiben oder fie treiben zu 
wollen, wenn man aber doch zugeben muß, daß im Kriege und im Hauptquartier des Feldherrn 
ſelbſt täglich Bragen auftauden können, die eine Entfheivung von Standpunfte der Politik aus 
erfordern, ſo bleibt wol nichts weiter übrig, ald dem Feldherrn Givilbeamte beizugeben, welche 
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die Entſcheidung der politifhen Angelegenheiten übernehmen und welde zugleich denjenigen 
Feldherrn, deſſen Abſichten man mistraut, in feinem ganzen Verhalten überwachen. Diefe Er: 
ſcheinung jeden wir nun auch vielfad in der Geſchichte vorkommen. Schon bei ven Karthagern 
begegnen wir Givilcommiffaren, welche die Feldherren begleiteten. Die Räthe, welche die Städte 
des Mittelalterd ihren Heeren beigaben, nahmen eine ganz ähnliche Stellung ein, und aus dem 
gleihen Grundgedanfen ging urjprünglich aud ver öſterreichiſche Hoffriegsrath hervor, der nur 
dadurd in eine ganz neue Rolle hineinfam, daß er jchließlih von Wien aus jede Kriegsopera— 
tion bis ind Kleinfte hinein vorſchreiben und controliven wollte. Inneuern Zeiten haben wir die 
Bolförepräjentanten bei den franzöſiſchen Revolutionsheeren, die Eivilcommiffare beiden unga= 
riſchen Injurrestiondheeren. Wir müſſen doch aud nod bemerken, daß bei den Franzofen bis 
auf den heutigen Tag die Intendantur neben ver Feldherrnſchaft eine ziemlich unabhängige 
Stellung einnimmt. 

Dieje Eivilbeamten hatten meiftentheild zugleih das Amt, die Verpflegung der Heere ein: 
zuleiten und zu überwachen, die Organifation und Regierung eroberter Provinzen zu überneh: 
men, wobei, wie man leicht erfennt, eine Menge politifcher Beziehungen in Frage fommen. Beſſer 
ift es unter allen Umſtänden, wenn der Feldherr alle diefe Dinge von jih aus und unbejhränft 
zum Vortheil ſeines Heeres und zum Vortheil der Kriegführung ordnen kann. Das Übel der 
Sache liegt nicht darin, dag überhaupt Eivilbeamte fich beim Heere befinten ; wenn diefe in den 
Stab des Feldherrn eingefügt werden, jo ift das nicht ſchlimmer, ald daß fi in demfelben Stabe 
Generalftabsoffiziere, Adjutanten, Artillerie: und Genieoffiziere, Commiſſariatsbeamte, Jufliz- 
und Mevicinalbeamte nebeneinander befinden. Das Übel fängt erftan, wenn dieſe Eivilbeamten 
dem Feldherrn coordinirt find und die Möglichfeit eined Durchkreuzens ſämmtlicher Anordnun— 
gen von Beiden Seiten her eintritt. 

Aber freilich, damit dieje Eivilbeanen dem Feldherrn ohne Bedenken untergeorbnet ftatt 
nebengeoronet werden fünnen, muß der Feldherr eines rechten politifhen Urtheils fähig und 
zugleich willen fein, ein joldyes zu üben. Man muß ihm dies zutrauen dürfen. 

Die Gefahr, daß ein Feldherr während des Kriegs für fih und auf einen Verfaſſungsum— 
fturz losarbeite, wird in demfelben Maße verringert, ald die Kriege feltener und fürzer werben, 
oder die Völker an ihren Berfallungen hängen. Sie wird außerordentlic verringert und faft 
auf Null redueirt in Staaten, in welden man feine ftehenden Heere, ſondern nur Milizen hat. 
Die Römer fürchteten ihre Proconſuln und deren Herrſchaftsgelüſte erit, ald an die Stelle ihrer 
zeitweije ausgehobenen Bürgerheere eine ftehende Soldateska getreten war. 

Einen Ball, in welchem ein eigenes politifhes Commiſſariat beim Heere aud heute kaum 
vermeidlich erjceint, müffen wir notbwendig erwähnen. Er tritt dann ein, wenn eine Armee 
verbündeter Mächte unter einen gemeinjchaftlihen Oberfeldherrn geftellt ift. Diejer gehört 
urjprünglid) immer nur einer der Mächte an, und es müßte faft wunderbar zugehen, wenn er bie 
politiſchen Früchte ded Kriegs nicht mehr oder minder diefer Macht zuzuwenden beftrebt wäre, 
wenn er nicht in dem Sinne, in welchem dieje Macht ihre Politik treiben will, fie wirklich unwill- 
fürlich triebe, joweit es in jeinen Kräften fteht. Man erinnere fid) nicht blos an Schwarzen- 
berg, ven Feldherrn der drei verbündeten Mächte von 1813 und 1814; man benfe z.B. aud 
an den preußiichen General Wrangel, den deutſchen Bundesfeldherrn von 1848. Da ift eine 

berwachung wirflid eine vollftändige Nothivendigfeit, wenn aud ein Übel. Bu traurigen 
Gedanken fordert allerdings dies nothwendige Übel dann heraus, wenn es ganz leicht zu ver- 
meiden gewejen wäre dadurch, dag ein zufammengehöriged Volk und Land aud wirklich ein 
Bolf und ein Staat gewejen wäre, und wenn das Übel nur durch ein anderes, noch unangeneh- 
meres und durhaus nicht nothwendiges nothwendig gemacht wird. 

Über allem menſchlichen Thun gebietet eine höhere Macht, wir mögen und dieſelbe vorftel- 
len, wie wir wollen. Die ernftefte Arbeit des einen bleibt ohne Erfolg; die leihtjinnigfte des 
andern wird mit Erfolg gekrönt. Der eine, jagt man, hat Glüd, der andere hat Unglück. So 
gibt ed aud glückliche und unglüdliche Feldherren. Dem einen ſchlägt alles zum beften aus, 
auch jeine Fehler, dem andern misräth die Ausführung auch feiner überlegtejten Plane. ©o 
ſcheint es wenigftend. Die Ohnmacht des Menſchen einer höhern Madıt gegenüber zeigt ſich 
auch hier; indeſſen, wenn man genauer zuſchaut, wird es ſich doch immer zeigen, daß den Fähi⸗ 
gen das Glück nie ganz verließ, und daß es ebenſo dem Unfähigen niemals auf die Dauer 
treu blieb. Das Glück iſt nicht unabhängig von Kraft und Fähigkeit, und dies iſt unter allen 
Umſtänden ein Troſt. 

Dem Feldherrn zu Lande ſteht zur See der Admiral gleich. Im weſentlichen muB auch er Die 
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Eigenſchaften des Feldherrn haben, vielleicht darf man nur behaupten, daß er im allgemeinen 
mehr Detailfenntniß des Handwerks und dafür weniger Fähigkeiten braudt. Da Land: und 
Seeoperationen jid oft berühren und gegenfeitig unterftügen müſſen, wäre e8 wünſchenswerth, 
daß wenigftend der Feloherraud einige Kenntniß vom Dienfte der lotten hätte. Im Alterthum 
waren die Feldherren häufig dies zugleich zu Wafler und zu Lande. In der neueften Zeit ift das 
mindeſtens eine große Seltenheit. Napoleon I. liebte das Meer nit. Garibaldi zeigt und in 
diefen Tagen wieder einmal den Mann, der die Fähigkeiten und Kenntnifle des Feldherrn und 
des Admirals in ſich vereinigt. 

Literatur: Glaufewig, „Vom Kriege’ (3 Bde., Berlin 1832 — 34); Willifen, „Theorie 
des großen Kriegs’ (Berlin 1840 und 1849); Jomini, „Precis”de l’art de la guerre‘ 
(neuejte Ausgabe, Paris 1837); Rüftow, „Die Feldherrnkunſt des 19. Jahrhunderts“ (Zürich 
1857). W. Rüftom. 

Feldordnung (Beldeintheilung und Feldregulirung); Feldpolizei und feld- 
polizeiliche Geſetzgebung. Dieſe Gegenftände erhalten ihre Bedeutung dur den Zufanımen: 
hang, in welchem jie mit dev Agrarverfajlung und deren periodiiher Umgeftaltung und fort= 
fhreitender Reform ftehen. Außerdem greifen fie vielfach in das Gebiet der Landesculturgeſetz— 
gebung über. Sie find ein Zweig der landwirthihaftliben Bolizei, welde alle gejeglidhen 
Anordnungen zur Erhaltung und zum Schuge des Landbaus und der damit verbundenen 
Viehzucht umfaßt, deren Aufgabe es ift, das landwirthſchaftliche Eigenthum an Adern, Gärten, 
Wielen, Weinbergen, Angern und Weideplägen, Obft: und andern Baumanlagen, ſowie Die 
Früchte des Feldes gegen Gefahr und Beihädigung fowol durch Naturkräfte wie durch Men 
ſchen oder Vieh fiher zu ſtellen umd vadurd der landwirthſchaftlichen Bodenproduction inner: 
halb der beftehenden Rechtsverhältniſſe und Eigenthbumsgrenzen eine ungeftörte, möglichſt 
gedeihliche Entwidelung zu verſchaffen. Die zu verfchiedenen Zeiten in einzelnen Territorien 
erlaffenen Feldpolizeiordnungen haben von diefem Gebiete der landwirthſchaftlichen Polizei 
zumal in früherer Zeit bald mehr, bald weniger in ihren Bereich Hineingezogen, aud mehr oder 
meniger in die bejondere Aufgabe von Eulturgejegen übergegriffen. Denn die Beihränfung 
der Geſetzgebung auf einzelne begriffsmäpig abgegrenzte Gebiete des Rechts- und Volfslebend 
it im allgemeinen erft ein Ergebniß theild ihrer wiſſenſchaftlichen Erforſchung, tbeild einer 
felbftändigen Ausbildung diejer verichiedenen Vereiche ver Staatd: und Volkswirthſchaft. Als 
das genoſſenſchaftliche Leben der Bewohner länpliher Ortſchaften, nächſt dem Verhältniß zur 
Guts- und Gerichtsherrſchaft, zumeiſt in Ackerbau und Viehzucht aufging, wurden allgemeine 
und beſondere Vorſchriften über Feldordnung und Feldpolizei, über Eintheilung und Benutzung 
von Adern, Wieſen u. ſ. w. in Dorf: und Bauerordnungen niedergelegt, im frühen Mittelalter 
in Hofrechten, Bauerfpradien, Willfüren, Ortöftatuten oder in Specialverordnungen anderer 
Art, welche dann gleichzeitig Eigenthums= und Erbrechts-, Gemeinde:, Abgaben:, Dienſt und 
ähnliche, das geſammte Keben des aderbauenden Standes umfaſſende Berhältnifle zum Gegen: 
ftande harten und oroneten. (Bol. 3. B. eine Mehrzahl von Hofrebten, Urkunden und Statu: 
ten, welde Dr. Sommer ald Beilagen zur geihichtlihen und dogmatiihen Entwickelung der 
bäuerlihen Verhältniffe in Deutſchland im zweiten Bande ſeines Handbuchs über die ältern 
und neuern bäuerlihen Rechtsverhältniſſe in den vormals großberzoglid bergiihen, königlich 
weſtfäliſchen und franzöſiſch-hanſeatiſchen preußiſchen Provinzen in Rheinland und Weſtfalen 
mittheilt; ferner aus dem vorigen Jahrhundert in Bezug auf die verfchiedenen deutſchen 
Territorien, aus denen der preußiſche Staat befteht, unter andern die Doriordmungen vom 
16. Dec. 1702,22. Nov. 1754 und 7. Febr. 1755, beziehungsweiſe für die Domänen und fir 
einzelne Zandeötbeile, bei Nabe, „Sammlung preußifher Gefege und Verordnungen“ und im 
„Codex constitutionum Marchicarum‘'.) 

Mit der Publication vollftändiger Geſetzbücher in neuerer Zeit ericheinen auch in diefen 
Feldpolizeivorſchriften und feldvolizeiliche Strafbeftimmungen, fo 3. B. im Allgemeinen preußi: 
ihen Landrecht, Th.l, Tit. 22, welcher von den Gerechtigkeiten der Grundſtücke handelt, 
über Privatwege und Fußfteige, über das Austreiben des Viehs und die Hitungsorpnung zur 
Beſtimmung der Viehzahl wie der Reihenfolge des Auftriebes, über geſchloſſene Zeiten bei der 
Wieſenhütung, über Verfhonung von Feldwieſen mit dem Weidevieb, wegen ded Verbots der 
Weide auf naffen und durchbrüchigen Wieſen, wegen der Beſchränkung over Einrichtung der 
Nachthütung, insbeſondere mit dem Zugvieh, wegen Beförderung und Vegimftigung des 
Anbaus von Futterfräutern, wegen Ausübung der Schäfereigerechtigfeit und ver vorfidhtigen 
Behütung der Winterfaaten mit den Schafen. Gleichwol beftehen neben diefen Beftimmungen 
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des Geſetzbuchs befondere Feldpolizeigeſetze, au mit eigenen Strafbeſtimmungen, vergleichen 
aber auch das allgemeine Strafrecht, jegt namentlich das neuefte preußiſche Strafgefegbudh vom 
14. April 1851 (Gefegfammlung, &. 101 fg.) und deſſen dritter Theil enthält, der von den 
Poligelübertretungen hanvelt. Daſſelbe gilt vom franzöſiſchen Code pénal bei den Polizeicon⸗ 

traventionen, wobei die Beftimmungen des fogenannten Code rural (Däcret concernant les’ 
biens et les usages ruraux et la police rurale) vom 28. Sept. und 6. Ort. 1791 unter 
andern auch in der preußifchen Rheinproninz zum Theil noch gültig find. (S. dies Geſetz bei 
Bormann und von Daniels, „Handbuch der für die preußiſche Nheinproninz verfündeten Geſetze 
aus der Fremdherrſchaft““, I, 156.) Seitdem aber die modernen Staaten in der Hebung des 

Wohlſtandes ihrer Angehörigen, vorzugäweife durch Beförderung der Landeseultur vermittelft 
der Entfeflelung ded Grundbeſitzes und der freiern Entwickelung ver Bodenkräfte, eine ihrer 
Hauptaufgaben erkannten, vermiſchten ſich die feldpolizeilichen Vorſchriften zum Schutze des 
landwirthſchaftlichen Figenthume vielfach mit neuen Anordnungen zur Beförderung der Cultur 
und eines höhern Nutzungsertrags der verſchiedenen Grundſtücke, wie dies z.B. in einer naſ— 

fauifhen Verordnung von 7. und 9. Nov. 1812 (f. in Seotti, „Sammlung ver Gefege und 

Verordnungen“, Th. IV, Abtheilung für Naſſau, S. 1879) ver Fall ift, “in welcher jedem 
Grundbeſitzer die uneingeihränfte Benugung feines Aderlandes, felbft der Brachfelder, ohne 

Rückſicht auf beftebende Weide: und Hutgerechtigkeiten, desgleihen die uneingeſchränkte Be— 

nugung der Wiefen, einfchließlih der Nahmaht, nur bein Nachweiſe eines fpeciellen Rechts 

gegen billige Entſchädigung freigeftellt wird, ſowie in ven preußischen Randescufturedier vom 

14. Sept. 1811, inden legteres (in Berbindung mit der gleichzeitigen Geſetzgebung über Auf⸗— 

bebung der gutsherrlih:bänerlihen Verhältniſſe und ver folgenden über Ablöfung von Fronen 
und gutöherrlihen Abgaben, wie über Aufhebung von Servituten und Gemeinheiten) im 

Vreußen eine neue Ara für die Landwirthſchaft eröffnete, wobei es, in der Erkenntniß, daß eine 

böbere, intenfivere Cultur bei Freierer Entwidelung der Bodenfräfte durd Anlage von Kapital 

und vermehrter Arbeitöfraft auch eines größern Schuges bedurfte, die Verihärfung der Stra: 

fen auf Beſchädigung von Feldern ımd Wiefen, desgleichen wegen Baumfrevel und Felddieb— 

ftählen in Ausſicht fteilte. 

Die bid zur neuern Agrar: und Gulturgeieggebung des 19. Jahrhundert? von alter Zeit 
bergebraditen Belvordnungen gehen größtentheild auf die Geſchichte ver urfprünglihen Anbau: 
verhältniſſe der Linder und die ältern Anfievelungen zurück. Nad ven Aeldordnungen richtet 
fih aber wiederum das Bedürfniß der zu ihrer Beſhhützung umd Aufrehterbaltung anzuoronen: 
den volizeilichen Einrichtungen, felbft ver auf ihre Übertretung anzudrobenden Strafen. 

In Bezug auf dieſe die Feldordnung beſtimmenden Anbau- und Anſiedelungéverhältniſſe 
Deutihlands treten im großen umd ganzen zwei abweichende Syiteme hervor, wodurch ſich 
einerjeitd die nordöftlihen Randeötbeile und die Kinder an den Küften der Nord: und Oftjer, 
insbefondere die rechts der Elbe, andererſeits die mittlern, jüdlichen und weſtlichen dentfchen 
Länder weſentlich unterfcheiden. Inden der Anbau und die Eultur der erftern im allgemeinen 
auf Einwanderung und Golonijation gegründerfind oder doch menigftend von diefer übermiegend 
ihren Gbarafter empfangen baben, gingen hingegen Anbau und Gultur in den feßtern meift aus 
der der zurückgehenden vorgeichichtlichen Zeit angehörigen urfprünglichften Agrareinrihtung, aus 
der Markenverfaffung hervor, welche nach dem Zeugniſſe von Maurer's (in deſſen „Geſchichte der 
Markenverfaſſung in Deutſchland“) ſehr wahrſcheinlich über das ganze übrige Deutſchland ver— 
breitet war. Erſt aus dem genoſſenſchaftlichen Geſammtbeſitz an der Mark bildeten ſich durch 
Abzweigung der Colonial- oder Filialdörfer vom Stamm: oder Mutterorte beſondere Feld— 
ſowie beſondere Weide- und Waldmarken. Nur die Feldmarken, anfänglich in wechſelnde Loſe 
und Kaveln vertheilt, gingen aus der Gemeinheit der Genoſſen in individuelles Eigenthum 
einzelner Grundbeſitzer, in Sondereigenthum über. Dagegen blieben die Weide: und Wald: 
marfen; foweit fie nicht bei dem Untergange der Marfenverfaffung in lanpesherrlihe Domänen, 
in Bann und Gutsforſten, mit Beihränfung der Marfengenoffen auf die Ausübung einzelner 
Grundgerechtigfeiten, verwandelt wurden, Gefammtbeiig der Genoſſen, ſpäterhin mwenigftend 
gemeinſchaftliches Cigenthum der Markbeerbten oder auch der politifchen Gemeinden, welche aud 
ver Markengenoſſenſchaft entftanden waren. Gin Theil diefer Gemeinheiten wich erft in ſpäterer, 
meiſt erſt in neueiter Zeit der Gulturgefeggebung über Gemeinheitstheilung. Später gab e& der: 
gleihen Marken in von alters hergebrachter Agrarverfaffung in größerer Anzahl nur noch in 
Weſtfalen und Niederſachſen, ſodann am Ober: und Niederrhein, in ver Wetterau und in ven 
Gegenden zwifhen Main und Nedar, gleichwie in der Schweiz (von Maurer, a. a. D.,$. 4 und 
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5, 8. 3—6). Ein ſolches Geſammteigenthum beftimmte von ſelbſt gemeinfhaftliche Feftfegun- 
gen über Verwaltungs: und Nugungdorbnungen und gemeinſchaftliche Gerichtäpflege, jei es 
unter erwählten oder jpäter gefegten Schugherren und Bögten, Markenrichtern u. |. w., wie die 
Theilnahme an den Nugungen nad) idealen Antheilen (Waren). Gntwidelten ſich aus ven 
Markengenoflenjchaften politiihe Gemeinden mit corporativen Rechten, jo nahm die Dorfmarf 
die Korn von Gemeindeeigenthbum und von Allemandgütern an, woran ben einzelnen Genoſſen 
ihr nad) Herfommen oder Sagung beftimmtes Theilnahmerecht verblieb, urfprünglid wol zu 
gleichen, dann, bei fpätern Theilungen der Markenrechte und Nutzungsantheile, auch ungleid- 
mäßigen, zu Halb:, Biertel: Achtelantheilen u. f. w. Nach der Theilung der Feldmark und bei 
der in der Regel ftattfindenden Verbindung des einzelnen Rechts und Antheild an der übrigen 
in Gemeinſchaft befindlichen Mark mit einer Hof: oder Sohlftätte ald deren Zubehör folgte das 
Markenrecht dem Beſitze dieſer legtern, weshalb denn aud fortan deren Bedürfniß im allge- 
meinen über Maß und Umfang der Berechtigung entichier. 

Anders geftaltete jih die Felveintheilung nah Maßgabe der abweichenden Anſiedelungs⸗ 
verhältniffe in ven norpöftlihen Gegenden Deutſchlands, die nad Bellegung ihrer ſlawiſchen 
Bewohner ſchon ſehr früh durd Binwanderer aus Sachſen und durd Eoloniften aus den Nie- 
derlanden und von Rheine her großentbeild von neuem eultivirt wurden, bei welcher Golont- 
fation und Eultivirung ſich wenigftend die alten Bewohner mit den Einwanderern vermifchten 
und wenn nicht in der Groberung, fo doc in der neuen höhern Agrareinrihtung aufgingen. 
Gin Unternehmer neuer Dorfanlagen (der ſpätere Lehn- und Erbſchulz) kaufte oder erhielt 
fhon urbare, wie aud) noch nicht cultivirte Ländereien, gegen Übernahme von Zehnten und Ab: 
gaben, von Fürften, Biſchöfen, Klöftern oder andern großen Grundherren, führte Goloniften 
ein und vertheilte die verliehenen Ländereien an die einzelnen Auſiedler Häufig, je nad; Ver— 
mögen und Bebürfnig, auch im ungleichen Loſen, aber nah dem Maße und zu individuellem 
Beiig. Der Unternehmer empfing nur ein Doppellos, meift mit der Schäfereigerechtigfeit, mit 
Krugverlag, auch wol mit Mühlenrecht. (Bol. u. a. Anton, „Geſchichte der deutſchen Landwirth— 
ſchaft““, I, 13fg.; Riedel, „Die Mark Brandenburg im Jahre 1250, II, 172, 198fg.; 
Wahlbrueck, „Geſchichte des ehemaligen Bisthums Lebus“, I, 200 — 230; Ifhoppe und 
Stenzel, „Urfundenfammlung zur Geſchichte des Urjprungs ber Städte und der Ginführung 
deutſcher Eoloniften und Rechte in Schlejien und ver Lauſitz“; vgl. auch den Art. Agrarverfaſſung 
nebft Allegaten.) Faſt niemals ift bei vieler Vertheilung des Grund und Bodens nad Ver— 
meflung unter die einzelnen Coloniſten ein gemeinichaftlides oder felbft nur ein Gemeindeeigen⸗ 
thum rejervirt. Auch was ſpäter dergleichen Gemeinden von Landes: oder Orundberren kaufs— 
weife erwarben, theilten jie meift zu individuellem Eigenthum unter id ein. So fonnte eine 
jpätere Nachmeſſung behufs Zurüdforverung der über die urfprünglide Zumeflung über: 
ibiefenden Grundftüde jogar ald eine Binanzmaßregel angewendet werben, (Riedel, S. 107, 
288 unda.a.D.) Daher hat eine wenn auch zweifelhafte Jurisprudenz für Schleſien ver— 
möge des fogenannten Auenrehts den Grundjag angenommen, dap alle nicht im individuellen 
Eigenthun eines bäuerlihen Hofs befindlihen Grundjlüde dem Grundherrn gehören. Mas 
ih in dem gedachten Landestheilen, beſonders rechts der Elbe, hauptſächlich bei den Städten, 
höchſt jelten bei den Dörfern zur Zeit ald ein gemeinichaftliches, fei es corporatives Gemeinde⸗ 
oder nur im Miteigenthuni bejeflenes Intereflentenvermögen vorfindet, ift meift auf ausprüd- 
lie, jvecielle Verleifung von Landes oder Grundherren zurüdzuführen, Diejen Anbauver- 
hältnifjen entjpricht ed, dan auch die Feldordnung und Feldpolizei im allgemeinen weniger auf 
der Autonomie der Dorfgenoflen als auf ältern Dorfordnungen beruht, wenngleich aud bier 
die Dorfbeanten, der vom Landes-, jpäter vom Gutsherrn gefegte Schulze nebit ven Schöppen 
oder Gerichtsmännern, in der Vorzeit eine ausgedehnte Gerihtöpflege und noch jpäter, unter 
Zuziehung der Gemeindemitglieder, auch eine ausgedehntere Feldverwaltung und Anfficht nebft 
den polizeiricterlihen Bunctionen zur Aufrehthaltung der Feldordnung ausübten. Diesz. 8. 
in Schtejien bei Gelegenheit ver jährlich gehegten Dreivinge, welche exit im zweiten Jahrzehnd 
diefes Jahrhunderts durch Die erweiterte Competenz der orventlihen Gerichte ganz befeitigt 
wurden, jomwie auch nod dad Allgemeine preußiſche Landrecht (ll, ©. 7, $. 66, 68, 69 und 71) 
den Schulzen unter Aſſiſtenz der Schöppen oder Gerichtsmänner die Aufſicht über die Wirth: 
(darf * Dorfbewohner, in Bezug auf Hirten und Flurſchützen, Feld: und Gariendiebſtähle 
überweift. 

Bon Einfluß auf die Feldordnung und Feldpolizei ift ferner der unter andern in ber preußi⸗ 
fhen Provinz Weftfalen hervortretende Unterſchied in den Anbauverhältnifien zwiſchen ber 
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Hofverfaſſung einerſeits, wie fie hauptſächlich im Münſterlande beſteht, und ver Dorfverfaf- 
ſung im ehemaligen Herzogthum Weſtfalen, wie im Bisthum Paderborn und ſüdlich von der 
Lippe. Dort liegen noch jetzt, wie nach der Beſchreibung des Tacitus (Germania, 16), die 
Felder um die über die ganze Feldmark zerſtreuten vereinzelten Hofſtätten, wennſchon viele 
dieſer Sohlſtätten Antheile an Marken, manche auch noch an gemeinſchaftlichen Wieſen und 
Weiden, auch wol hin und wieder an andern jährlih oder in je 4— 6 Jahren nach dem Loſe 
wechſelnd zur Nugung eingetheilten Grunpflüden (den fogenannten Voehden) haben. Nah 
der mit der Hofverfaflung verbundenen Feldeintheilung find die Grundftüde des Hofs in 
Koppeln abgetheilt und diefe meift von Wällen oder doch von lebendigen Hecken umgeben (wie 
in Holftein und Schleöwig, aud in England), ſodaß fie dem Bieh einen ruhigen Weidegang 
ohne Aufiiht von Hirten gejtatten und es bei diefer Verfaſſung feiner gemeinfamen Hirten und 
ähnliher Gemeindediener bedarf. Die Dorfverfaffung hingegen bedingt Gemeinſamkeit in den 
Ginriätungen der Feldordnung wie der Feldbeſtellung und bezüglich ver Hütung. Mit ver 
vermengten Lage der Belder und der Bermifhung der den einzelnen Gemeindegliedern geböri- 
gen Grundſtücke if eine gegenfeitige Abhängigkeit ver Nachbarn bei der Beftellung, Saat und 
Ernte, wie bei Benugung ber Viehmweiden ein Flurzwang von felbft geboten. Außer Welt: 
falen und Niederfachien ift die Hofverfallung auch in andern Lanbestheilen, meift aber erft 
jpäter eingeführt. So bei der fogenannten Bereinödung in Baiern, aud in einigen von 
Friedrich dem Großen colonifirten preußiichen Stromniederungen, desgleichen in einigen Theilen 
der Provinz Oſtpreußen, namentlid in Litauen, wo ſie meift erft eine Folge der mit Abbauten 
verbunden gewejenen neuern Separationen und Bemeinheitstheilungen war. 
Diejer theils auf die ältefte vorgefchichtliche Zeit, theilmeife aber auch erft auf neuere 
Gufturgefege zurückgehenden Verſchiedenheiten in den Anfiedelungs: und Anbauverhältniffen 
und der dadurch bevingten Abweihung in der Feldordnung ungeachtet herrſchte dennod im 
Wirthſchaftsſyſtem und in der Gultur- und Benugungsart der Felder von ältefter Zeit her im 
allgemeinen eine merfwürbige Übereinftimmung, und zwar nicht bloß in Deutichland, fondern 
in ganz Europa, au in England bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts, in Deutſchland bis 
zur neuern Agrar= und Gulturgejeggebung diejed Jahrhunderts ; ein Syften, welches vorzugs⸗ 
weife ver Dorfverfaflung eigen war. Es würde died Syſtem, das der Dreifelderorbnung, wie 
Albrecht Thaer („Einleitung zur Kenntniß der engliſchen Landwirthſchaft und ihrer neuen praf: 
tiſchen und theoretifchen Kortichritte in Nüdjicht auf Bervollfommmung deutſcher Landwirth— 
haft‘, Hannover 1801, Th. U, Abth.2, S. 324) fagt, wegen feiner allgemeinen Gleihförmig: 
keit zu bewundern fein, mern man nicht bedächte, daß alle Nationen faft auf gleiche Weije aus 
dem nomadifhen Hirtenleben in ben Stand ded Aderbaus übergegangen maren. Um ver Er— 
ihöpfung und Berwilderung des Ackerlandes entgegenzuwirfen, wenn es altjährlih Kornfrüchte 
trug, ließ man es ein oder mehrere Jahre liegen, in denen keinem Mitglieve der Gemeinde Die 
freie Weidenugung darauf verwehrt wurde. Die Dreifelderwirthſchaft mit Brad, Winter: 
und Sommerfeld war befonders auf Boden mittlerer Güte hergebracht. Danadı liegt der Acker 
im dritten Jahr brach und wird in den beiden andern Jahren, theild vor der Brachbeftellung im 
Frühjahr, theild nad der Aberntung der Früchte im Sommer und Herbſt auf der Stoppel zur 
gemeinen Weide benugt. Ahnlich verhält es fi mit den Wiejen vor und nad dem Grasſchnitt 
und der Heuwerbung. Eine andere Benugung der Felder mie ald Brach-, Winter: und Som: 
merfelo (Hin und wieder, jedoch felten, auch wol in vier Feldern), die Schonung oder beflere Aus— 
nußung der Wiefen durd Vermehrung des Grasſchnitts, den Anbau von Butterfräutern (Klee, 
Esparſette, Luzerne), auch von ben feit dem vorigen Jahrhundert allgemeiner eingeführten 
Kartoffeln in der Brade verhinderten die mit dieſer Feldordnung bergebraditen und ver: 
wachſenen Weidejerwituten der Nachbarn oder Fremden oder auch des Gutsherrn auf den 
bäuerli‘en, wie wol auch der Bauern auf den gutöherrlihen Fluren. Treffend bezeichnet Thaer 
(a.a.D., 1, 62) viele Feldordnung als ein liberbleibfel des Nomadenlebens oder doch jener 
erften Anfänge der Adercultur, ald man noch die Felder gemeinschaftlich nugte oder periodiſch 
verlofte und verfävelte, wovon fi bis zur neuern Zeit noch Spuren erhielten, fo in Weitfalen 
In den fogenannten Vöhden, bins und wieder auch anderwärts, beionders bei Benugung von 
Wieſendiſtricten durch jährliche Verloſung und Zutheilung einzelner Wiejenlofe und Kaveln 
am je die einzelnen Miteigenthümer oder Nugungsberedtigten. 
Denn obwol ſich bei jener Dreifelderordnung, abgejehen von Eigenthums- und Nugungs- 
verhältniffen ber letztgedachten Art, die Subftanz des Grund und Bodens im individuellen 
Eigenthum der einzelnen Mitglieder der Genoſſenſchaft nad beftimmten Flächen und Orenzen 
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befindet, fo beiteht doch eine Gemeinheit oder gemeinſchaftliche Benugung rückſichtlich der von allen 
benachbarten Grundbefigern und Gemeindemitgliedern twechfeljeitig ausgehbten Servituten, in: 
gleihen der dritten Perfonen zuftehenden Dienftbarfeiten fort, und deshalb bezeichneten mit 
Mecht die Gefege einzelner Länder, 3. B. die preußifche Gemeinheitstheilungdordnung vom 
7. Juni 1821, die Befreiung der Felder von den darauf ruhenden Dienftbarfeiten ald eine Ge— 
meinheitötheilung, refp. Gemeinheitsanfhebung, gleichviel ob dieſe Gemeinheit, 3. B. die der 
Weide, auf einer wechſelſeitigen Hütungsberechtigung (einer Koppelhütung, parcours) oder 
auf einer einjeitigen Grundgerechtigfeit, wie der Schäfereigerechtfame eines Gutsherrn, beruht, 
ob fie ald Brach⸗, ald Stoppel:, ald Wiefen: oder ald Angerweide, ald Behütung der Winter: 
faaten oder wie font ftattfinvdet. Davon zu unterſcheiden ift diejenige Gemeinheit, melde in 
einen gemeinfchaftlihen (Geſammt- oder Mit:) Eigenthum an der Subftanz des Grund und 
Bodens beruht und hieraus entipringt, deren Auflöfung durch Theilung eines folhen gemein 
ſchaftlichen Grunpftüds, am häufigften eines Weidereviers, die Geſetzgebung, and in England, 
zuerft und vor den Setvitutablöfungen ind Auge faßte. (S. das Weitere hierüber unter dem Art. 
Gemeinheitötheilung und Servitutablöfung.) 

Mit der eben gedachten, vorzugsweiſe der Dorfverfaflung bisher eigen gemefenen. Feld— 
ordnung ging, außer der geichilderten Gemeinbeit in der Benuguna der Felder durch gemein 
ſchaftliche Behütung oder Dienftbarfeiren, noch ein gleich großer uͤbelſtand Sand in Hand, 

. welcher feine Duelle ebenfalls ſchon in der ältern, einer entfernten Vorzeit angebörigen Feldein— 
theilung und NRegulirung der Befigftände hat und welcher noch jegt überall fortvauert, wo er 
nicht durch die Einführung der neuern Gemeinheitstheilungd: und Verkoppelungsgeſetze (ſ. Eon: 
folidation) bejeitigt ift. In Preußen ift legteres infolge Ausführung der Gemeinheitäthei: 
lungsordnung von 1821 nur ſehr ausnabmsweiſe noch nicht der Fall. 

Jener Übelftand befteht in der Art und Weife der urfprünglichen Auf: und Zutheilung der 
Feldmarfen an die einzelnen Mitgliever der Genoſſenſchaft, namentlich in langen und ſchmalen 
Streifen von fehr verſchiedener Breite (Öfterd nur 5,10, mitunter vielleicht bis 100 Fuß), welde 
fi in ver Länge hier und da bis zu einer Achtel: oder Viertelmeile hin erſtrecken. Die in folder 
Art und Form urfprünglicd; ausgerwiefenen Hufen find dann im Kaufe der Zeit häufig wieverum 
in halbe, Biertel:, Achtelhufen und noch weiter herab getheilt und dadurch die Stüde immer 
ſchmäler geworden. Dergleichen Theilungen find auch da vorgekommen, wo fpäter Geſchloſſen— 
heit der bänerlihen und ftädtifchen Beſitzthümer eingeführt wurde. Wo zur Vermeidung einer 
immer geringfügigern Breite eine Theilung nah Quadraten und Oblongen angeordnet wurde, 
fehlte ed oft wiederum an der gehörigen Zugänglichkeit der Theilſtücke. Die Nachtheile diefer 

Art von Theilungen für Beftellung, Ausfaat und Ernte find vielfach geihilvert worden. Sie 
ſtellten fih am meiften in denjenigen Randestheilen heraus, in welchen die völlige Befreiung 
des Grundbeſitzes von culturſchädlichen Servituten im Wege der Gefeggebung nod nicht vor: 
ausgegangen und andgeführt war und in denen überdies, wie in den thüringifchen und frän= 
kiſchen Ländern, dieSitte der gleichen Auftheilung eines jeden einzelnen Aderftüds im Erbgange 
unter allen einzelnen Miterben des verſtorbenen Befigers hergebracht ift. Es griff mit derarti— 
gen Theilungen eine der Eultur, freien Beitellung und höhern Benugung gleich gefährliche 
Folge der frühern Feldordnung und Felveintheilung platz, welcher die verſchiedentlich erlaffenen 
Verordnungen über Parcellenminima vergebens entgegenzuwirken fuchten, weil Sitte, Bebürf- 
niß und wachſende Bevölkerung mächtiger waren als dergleichen polizeiliche Verorbnungen. 
(S. über die Nachtheile ſowol der einen wie der andern Art von Felbauftheilung für die Freiheit 
der Gultur und Benugung des Eigenthums die im Art. Confolidation angeführten Schriften.) 

Die Freiheit in der Verfügung über das Grundeigenthum mit dem Rechte der unbeſchränk— 
ten Iheilbarfeit veffelben, welche die Agrargejepgebung des 19. Jahrhunderts in vielen Staaten 
hergeftellt bat, ift großentheils illuſoriſch und muß ihre wohlthätigen Wirkungen verfehlen, jos 
fange ihr die Unfreiheit und Beſchränkung in der Cultut und Benugung der Grundflüde gegen: 
überftebt, welche eine unmittelbare Folge der obengedachten ältern Feldeintheilung ift, ein damit 
zufammenbängenver Flurzwang, welcher den Grundbeſitzer hindert, fein Feld nach anderer 

Norm und Eulturart, wie zu andern Zeiten und Zwecken zu beurbaren und zu benugen, ald es 

bergebracht oder durch die Mehrheit der Gemeindemitgliever befchloffen worden. Allerdings 
gründete ſich jene alte urfprüngliche Belveintheilung auf Rückſichten einer allen Genoflen auf 
gleiche Weife Rechnung tragenden Gerechtigkeit bei der Ausſcheidung eines individuellen Eigen⸗ 
thums. Denn man theilte zunächft die Feldmark je nach ihrer Bodenbeihaffenheit und Gultur: 
art in mehrere verſchiedene Schläge oder Gewanne und ſodann in jedem diefer legtern wiederum 
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jedem Genoſſen rin beſonderes Stüd zu, wobei auch noch die Dreifelderorpnung, alſo eine Drei: 
theilung der Aderihläge in Betracht kam. Man nahm den Modus der Iheilung für eine mög- 
lichſt vollſtändige Ausgleihung einerjeitd von Bonität und Ertragswertb der Grundftüde und 
anbererjeitd von Flächeninhalt derjelben zu Hülfe. Zu einer der Gultur günftigern Theilung 
batte man feine Beranlafiung, jolange e8 an urbar zu machenden Grundſtücken nicht fehlte over 
Tolange man an den Aderbau bei einer geringen Bevölferung wie bei der Weide: und andern 
Gemeinihaft und mannihfahen andern Dienftbarkeiten feine beſondern Anſprüche madıte. 
Kam, wie wol in allen deutſchen Ländern, in früherer Zeit die allgemeine Belaftung der Felder 
mit dem Naturalzehnt Hinzu, ſo fonnte ein regeres Interefle der Grundeigenthümer an der 
höhern Cultur und Steigerung des Nutzungsertrags nicht erwartet werben. 

Hieraus nun erflärt fib unter den durchaus veränderten Bebürfniffen und Verhältniſſen 
der bürgerlihen Geſellſchaft das Bedürfniß einer Neform und UImgeflaltung ber ältern, bis auf 
die Gegenwart vererbten Feldordnung und Beldeintheilung. Ihren beiden oben geihilverten 
Übelftänden tritt die neuere Agrar: und Gulturgejeggebung mit zwei durchgreifenden Maß— 
regelm entgegen: 1) der GSerpitutablöjung und beziehungsweife Gemeinheitdaufhebung 
(f. Gierüber den Art. Gemeinheitätbeilung) und 2) der Zufammenlegung der auf der Feld— 
marf zertüdelten Grundftüde eines Beſitzers (ſ. Eonfolidation), zu Denen vor allen u die 
Aufhebung des Naturalzehnts gebört. 

Die preußiihe Gemeinheitstheilungsordnung vom 17. Juni 1821 (ergänzt kun das 
Geirk vom 2, März 1850) forbert die gleichzeitige Ausführung beiver Maßregeln, während 
einige andere deutſche Geieggebungen mit der gejeglichen Anordnung der Zufanmenlegung oder 
Berfoppelung hin und wieder dem Gelege über Servitut- und Zehntablöjung voraudgingen: 
Meiftentheild ift indeß dieſer Misgriff ſpäterhin verbeilert. In ihm lag es z. B., dab frühere, 
unter andern aud die ältern provinziellen Berfoppelungsgefege für verſchiedene hannoveriſche 
Landestheile geringern Erfolg hatten, ald man davon erwarten durfte. 

Erſt die Aufhebung der Dienitbarfeitd: und Zehntrechte, aber auch in Verbindung mit der 
Zuſammenlegung oder Goniolidation mat die Umgeſtaltung der hergebrachten ältern Wirth 
ſchaftsſyſteme, namentlich der Dreifelderordnung, möglich und nugbringend. Abgeiehen daven, 
daß in England der Verkoppelung (bier beſonders bei Aufhebung von Gemeinheiten, d. h. ges 
meiuſchaftlichen Weiden u. ſ. w.) bis zum Jahre 1845 der Umſtand entgegenſtand, daß über 
jede einzelne Operation der Art, ſofern nicht alle Theilnehmer einverſtanden waren, eine mit 
vielen Koſten und Weitläufigkeiten verknüpfte Privatbill vom Parlamente erlaſſen werden 
mußte (ſ. hierüber Thaer, a. a. D., ll, 1, S. 338 fg.), lag auch dort der damals noch ſo ge— 
ringe Fortſchritt der Gemeinheitötbeilungen oder Verkoppelungen in dem Mangel der voraus: 
gehenden (erſt durch ein ſpäteres Gejeg vom Jahre 1836 geftatteten) Zebntablöfung. (Thaer, 
a. a. O., S. 344; Gneift, „Das heutige engliiche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht‘, I, 
480.) Erſt nah vollbrachter Servitutablöfung und Gonfolidation wird vie Ginführung 
einer andern neuen Felderordnung und Feldeintheilung auf dem Grunpbejig des Einzelnen nah 
deſſen freier eigener Verfügung, und iſt der Übergang aus der Dreifelvderwirtbichait in Koppel: 
oder in Schlag: und in Fruchtwechſelwirthſchaft oder in eine bei kleinerm Grundbejig noch loh⸗ 
nendere Form eines völlig freien Wirthſchaftsſyſtems möglih. Daran knüpfen ſich denn von 
felbit andere Verbeiferungen der Cultur durch Benugung der Wailerkräfte, duch Drainage 
u. ſ. w. an. Als Thaer ſchon im Anfang dieſes Jahrhunderts in feinem vorangeführten Werke 
die außerordentlichen Erfolge jener Maßregeln in England ſchilderte, waren dieſelben dem 
deutſchen Publikum noch neu. Schon er verlangt aber mit Recht, daß gleichzeitig mit der Ser— 
vitutaufbebung und beziehungsweiſe Verfoppelung unter anderm auch eine Negulirung ber 
Waflernugungsverhältniffe der Mühlen verbunden werde, indem daran, daß die Waſſermũhlen 
die Nutzung des fließenden Waſſers zu Culturzwecken verhinderten, in England j fogar bin und 
wieder die Berfoppelungen jheiterten. (S. Thaer, a. a. O. ©. 867.) 

Eine weitere Folge der Ausführung jener Gulturmaßtegein für die bißberige Feldordnung 
tritt auch noch injofern ein, ald im Fortichritte des Wirtbihaftsigftems die Stallfütterung, 
wenigitens während des größern Theils des Jahres, an die Stelle ver Weide tritt und der natür- 
fihe Graswuchs mehr und mehr durch Fünftlihe Anjamung von Gräjern und Futterkräutern 
eriegt wird, 

Beige landwirihfchaftlichen Gegenſtände die Feldpolizei ins Auge zu faſſen und auf 
welche eine Feldpolizeiordnung nebit ihr entiprechenden Strafbeftimmungen fi ausıubeb- 
nen hat, hängt großentheild von dem Standpunkt und der Art der Gultur und von dem 
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Wirthſchaftsſyſtemen ab. Solange noch Gemeinheiten beftehen, wird fie auch diefe zu berüd- 
fihtigen haben. i 

Wie früher, fo hat fie e8 auch gegenwärtig nicht blo® mit der Orbnung der Hütungäver: 
hältniſſe und mit dem bei Ausübung der Hütung vorfommenden Gontraventionen auf fremden 
Grundftüden, fondern auch mit einer Menge anderer Feldfrevel zu thun. Im allgemeinen find 
die Begenftände zur Zeit noch dieſelben geblieben, wenn auch durch die Aufhebung ver Gemein- 
beit die Beranlaffung zu manden Gontraventionen weggefallen oder doc vermindert ift. Im 
allgemeinen find die Aufgaben eines ſolchen Geſetzes über die Feldpolizei: 1) nähere Beftimmungen 
der Gegenftände, auf melde e8 Anwendung findet, und eine genaue Abgrenzung blofer Frevel 
und Contraventionen, darunter aud) fleiner Felddiebereien und unerheblicher Beihädigungen, 
von den der Griminaljuftiz und dem Strafrichter anheimfallenden Vergeben und Verbrechen; 
fodann 2) die Aufftellung genereller Vorſchriften ſowol Hinfichtlih der zum Schuge und zur 
Erhaltung des landwirthſchaftlichen Eigenthums, der Feldfluren und Feldfrüchte nöthigen Ein— 
rihtungen und Anordnungen, wie, mit Rüdjiht auf die Mannidfaltigfeit der Gulturverhält- 
nifle in den einzelnen Gegenden, von Principien für die etwa der Special: oder Lokalgeſetzge⸗ 
bung vorzubehaltenden Beftinmungen; 3) die Art und Weife der Strafbeftimmungen nebft 
angemeflener Abmeffung des Strafinaßes, ingleihen Anordnungen über ein zur Vereinfachung 
der Unterſuchung und Beicleunigung der Strafanwendung wie zur Sicherung des Schaben- 
erfages und des Beweiſes ber Entſchädigung dienenden Verfahrens, wozu auch die Berantwort: 
fichfeit der Hirten, der Dienft: und Brotherren, ſowie der Altern für Dienftboten und Kinder 
gehört; 4) Einrihtung von Auffihtd- und Berwaltungs:, ingleihen von richterlihen Behör— 
den, wie fie den VBerhältniffen und Zwecken ver Feldpolizei entfprehend find. Im einzelnen bar 
e8 unter anderm (zu 1) die Feldpolizeiordnung aud mit Präventiomaßregeln zu thun, um den 
am häufigften vorfommenden Beihädigungen der Feldfluren vorzubeugen, 3. B. mit Beftim: 
mungen gegen dad aufiichtölofe Umberlaufen des Viehs. Ganz beſonders empfiehlt ich ferner 
die Beibehaltung des bei Beihügung des landwirthſchaftlichen Cigenthums bereits in den alten 
deutschen Volksrechten anerkannten Rechts zur Selbfthülfe durch Pfändung von Sachen und 
Vieh (Eichhorn, „Winleitung in das deutſche Privatrecht“, $. 121, und Ann. e; auch 
Sachſenſpiegel, I, 2, Art. 27, $.4; Art. 28, 40, 47,48, $.1), ingleidhen die Beftimmung 
eines Pfandgeldes ald poena privata und zugleih nah Wahl des Befhäpigten, an Stelle einer 
Schabenausmittelung (Eichhorn, a. a. D., $. 123), insbefondere bei Hütungscontraventionen 
nad Art und Zahl des Viehs und nad Maßgabe der Beftellung und Gulturart der Grund: 
ftüde, auf melde der Übertritt erfolgt ift, befäeter oder unbeſäeter Ader, gemäbter oder unge: 
mäbter, in geſchloſſener oder ungefchloffener Zeit betretener Wiefen u. ſ. w., endlich nad) der 
Zeit, ob am Tage, ob nady Sonnenuntergang, nachdem oder bevor die Arbeiter auf vem Felde 
beichäftigt jind. 

In Bezug auf einzelne Gegenftände ift 3. B. Feſtſetzung zu treffen über die Nachthü— 
tung von Zugvieh oder gewiffen anvern Bieharten vor und nah Sonnenuntergang und außer: 
halb umzäunter oder fonft befriedigter Koppeln, über das Einzelhüten, welches bei gemein— 
ſchaftlichen Hutungen mehrerer Theilnehmer in der Regel zu verbieten ift, über die Einzel: 
hütung bei feparirten und ftarf parcellirten Befigungen an Striden ober mitteld Tüderns 
(Anpflödens), desgleichen über die Beſtellung tüchtiger Hirten, fodann Über die Feitfegung der 
geihloffenen Zeit, in welder z. B. Wieſen mit der Hütung ganz zu verfhonen find, über das 
Hüten ded Zugviehs bei Gelegenheit der Ernte, zwifhen Nahbarfeldern, über den Schluß und 
die Offnung der Weinberge zur Tranbenlefe, über die Refpertirung von Brivatiwegen und Fuß⸗ 
fteigen, von Orenzrainen und Waflerleiningen, über Haltung von Taubenfluchten, auch wol 
über das Flachsröſten in den Gewällern der Feldmarken, wie über die Benugung des Schiffel- 
fandes, über Garten: und Zaunrecht gewiſſer Grundftüde und Ähnliches. Hingegen fällt die 
Schonung und pfleglihe Ausübung der Fiiherei in der Regel befondern Fiſchereiordnungen 
anheim. Bei der Mannichfaltigkeit der Berhältniffe, wie ſie je nach der Beſchaffenheit ver Eul- 
turgegenftände, des Klimas und der Vertheilung des Grundbefiges in verfchiedenen Gegenden 
ſich abweichend geftalten, wird es ſich empfehlen, nach Mapgabe der in einer allgemeinen Feld: 
polizeiordnung aufgeftellten Nechtögrundfäge der, fei e8 im Wege provinzieller und lokaler 
Verordnungen oder auch der Autonomie der Berheiligten, zu treffenden Specialgefeggebung 
einen beftimmten Umfreis legislativer Anorpnungen vorzubehalten, wie dies namentlid in der 
preußifchen Feldvollzeiorduung vom 1. Nov. 1847 geihehen ift, auf welche zur Grläuterung 
der obigen Bemerkungen Bezug genommen werden kann und über welche und deren einzelne 
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Beitimmungen Lette und von Rönne, „Landesculturgeſetzgebung des preußiſchen Staates“, II, 2, 
©. 706 fg. zu vergleichen iſt. Für ven Feldſchutz befonders günftig ift vie Beftimmung des 
franzöfifhen Rechts, welche den nach Vorſchrift des Geſetzes beſtellten Feldhütern ſowie den von 
denfelben aufgenommenen Protofollen öffentlihen Glauben beilegt. Ingleichen beftimmt aud 
die preußiiche Feldpolizeiordnung von 1847, daß den von Gemeinden oder einzelnen Gutsbe— 
figern angeftellten Felphütern, wenn dieſelben Hinfihtlid ihrer Tüchtigkfeit vom Landrathe ge— 
prüft und beftätigt, ſodann gerichtlid ein für allemal verpflichtet find und feinen Denuncianten- 
antheil und kein Pfandgeld beziehen, in Anfehung deifen, was fie über verübte Feldfrevel aus 
eigener Wahrnehmung befunden, voller Glauben beigemeffen werben foll. Neben vergleichen 
Feldhütern wie auch zu deren Gontrole wird die Aufſicht über die Felofluren außerdem auch 
ehrenhaften Mitgliedern der Gemeinde (fogenannten Ehrenfelohütern oder Feldherren) anver- 
traut. Denfelben (auch Wronmänner genannt) oder fogenannten Korämtern liegt aud da, 
wo und fomweir gemeinfame Angelegenheiten bezüglich der Felvordnung wahrzunehmen find, die 
Verwaltung wie die Ausführung der gemeinſamen Beihlüffe ver Nachbarn ob. Denn wenn 
die Selbitverwaltung ihr Recht verlangt, fo ift fie hier durdy aus der Mitte,der Betheiligten 
erwählte Beamte an ihrem Plage. Auch erfordert das Bedürfniß einer rafchen Feſtſtellung der 
Gontraventionen und Schadenzufügungen, um einer Verbunfelung zu begegnen, Organe für 
Abſchätzung dee Schadens, welche jofort zur Hund jind. Deshalb Hat z. B. die preußifche Feld⸗ 
polizeiorpnung von 1847 jene Bunctionen den Dorfgerihten und den Ortspolizeiobrigfeiten 
übertragen. Diefelbe Hatte jogar die Regierungen ermächtigt, nöthigenfalld orts- oder biftrictö= 
weife für die Verwaltung ver Feldpolizei und das dahin gehörige Unterfuhungs: und Straf: 
verfahren befondere Feldämter einzurichten. Bemerfenswerth jind noch die an verſchiedenen 
Drten und in einigen Landestheilen herkömmlichen Orenzregulirungs= und Feldmeßämter, denen 
von Zeit zu Zeit die Nevifion der Grenzen der Grunpftüde innerhalb der Feldmark wie die der 
Slurgrenzen, legtere unter Zuziehung ber benadhbarten Gemeinden und Grundbeſitzer, deöglei- 
hen die Erhaltung der Grenzen zwiſchen Flurnachbarn, wie auch die Entſcheidung der dieſerhalb 
obwaltenden Streitigkeiten, vorbehaltlich des Rechtswegs, obliegt, dergleichen Inftitute, wo fie 
beftehen, die preußische Feldpolizeiordnung von 1847 erhalten wiffen will. Berner gehört dahin 
das Inftitut der Keldgerichte im Herzogthum Naffau mit noch audgedehnterer, die Befig- und 
Sypothefenverhältniffe umfaflender Befugniß. Es ſcheinen diefe Einrichtungen ein Überreit 
der Attribute und Amtsverrihtungen zu fein, welche einft den Märkerverfanmlungen, ihren 
Ausfhüffen und den Märfergerichten zuftanden (von Maurer, a. a. D., &.307, 309 und 319). 
Schließlich ift wegen der ehemals und auch noch jegt obwaltenden Beldgemeinfchaften, wegen des 
Dorfſyſtems mit feinem Flurzwang, des Hofſyſtems, wie bezüglich ver als Culturmaßregel daran 
ich ſchließenden Verfoppelung und Gemeinheitätheilung hinzuweiſen auf Roſcher, „Syſtem 
der Volkswirthſchaft“, Bo. II, F. 71, S. 189 fg., woſelbſt ſich eine überfichtliche Hiftorifche 
und doetrinelle Entwidrlung diefer Gegenftände und der verfchiedenen Formen von Feldge— 
meinfchaften wie von Feldordnungen nebft einer reichhaltigen Literatur über diefe Materien 
befindet. W. A. Lette. 

Felonie (ſelonia) als Verletzung der Lehnstreue und Felonie (ſelony) als Verbrechen 
im Sinne des engliſchen Strafrechts. 

Dem Art. Lebnwefen dad Weitere vorbehaltend, haben wir uns hier nur mit der Lehnstreue 
und ihrer Verlegung zu beſchäftigen. Wir verftehen unter Lehn (feudum) einen Grgenftand 
des Vermögens, welder ſich im getheilten Eigenthum befindet, und rücjichtlich deſſen die beiden 
Gigenthümer, der Obereigenthümer (dominus directus) und der nugbare, Untereigenthümer 
(dominus utilis), zueinander in einem befondern Verhältniſſe der fich gegenfeitig zu gewähren— 
den Treue ftehen. Der Ursprung folder Treuverhältniffe dürfte in ven Gefolgejchaften der frän= 
fifhen Könige zu finden fein, aus denen der Ritterdienft hervorging. Die den Gomitat diefer 
Könige bildenden Getreuen (fideles, austriones) befamen zu ihrer Belohnung ein Amt (bene- 
fieium), urfprünglid nur mit perfönlidhen Rechten auf dieſes und den mit demſelben verbuns 
denen Gutsbeſitz, ſpäter auch mit erblihen. Das Inftitut des Comitats wurde von Frankreich 
nad der Lombardei und Deutfhland übertragen. In Deutichland hatte das Lehn wol nicht in 
den Gefolgejchhaften, fondern darin feinen Urfprung, daß Freie (milites, liberi vasalli) ſich in 
den Schug Mächtigerer begaben und fi diejen als ihren Lehnsherren zur Treue verpflichteten. 
Zur Belohnung für diefe erhielten die VBajallen von den Lehnsherren einen Inbegriff von Rech— 
ten, ein dominium utile, eine Lehnsgewere. Dieſe und die für diefelbe zu leiftende Lehnstreue 
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bilden ſonach die weſentlichen Eigenſchaften eines jeden wahren, rechten Lehns. Fehlt eine von 
denſelben, dann iſt kein ſeudum, ſondern nur ein feudastrum, ein negotium feudo vicinum, 
ein dem Lehn ähnliches Verhältnig vorhanden. 

Aber außer diefen beiden Eigenſchaften pflegen bei dem Lehnsverhältniffe auch gewiſſe an- 
dere nicht zu fehlen, man nennt fie die naturalia feudi. Zu ihnen gehört die eidliche Angelo: 
bung. der Lehnätreue und die llbertragung der Lehnsgewere an ben Vafallen durd die Inve— 
fitur, Die Berpflihtung zur Lehnstreue wurde von jeher durd ein feierlihes Gelübde über: 
nommen. Der Bajall mußte „Hulde thun“, d. h. verſprechen, feinem Herrn treu und hold zu 
fein, daher noch jegt Huldigung und Huldigungseid, bei den Angeljahien Hold-oath genannt. 
Der lateinische Ausdruck dafür ift Adelitas, wodurd ſowol das Lehnsverbältnig ſelbſt ald auch 
das juramentum fidelitatis bezeichnet wird, ſowie das Wort feudum ſelbſt mit dem Worte des 
verwandt fein dürfte. 

Das juramentum fidelitatis ift von dem homagium oder hominium zu unterſcheiden. So— 
wol das franzöjtiche ald das engliſche Lehnrecht trennen beide Begriffe voneinander. Fidelitas 
war eigentlich dasjenige Gelübde , weldes überhaupt eine freie Perfon gegen einen Herrn zur 
Treue verpflichtete, jo aljo aud der Eid des Gefolgsgefährten. Erſt ald Grunpftüde zu Lehn 
gegeben wurden, erhielt Die Treue noch eine befondere Beziehung auf das Grundftüd, weldes 
verliehen wurde. Nun veriprad der Beliehene noch außerdem das ihm gegebene Grundſtück zu 
vertheidigen, zu wahren. Während die fidelitas demſelben Herrn nur einmal zu leiften war, 
erneuerte fih das homagium bei dem Erwerbe eines jeden neuen Grundſtücks. Der deutſche 
Ausorud für homagium ift Mannfhaft, Mannlehn. In dem Worte Mann liegt ein Begriff 
der Abhängigkeit. Der Unfreie war feines Herrn Dann; ebenfo mußte der Vaſall einen 
Herrn über ji anerkennen, fein Dann fein. In dieſem Sinne wird das Gelübde, welches 
zum Manne macht, bezeichnend durch Mannjhaft wiedergegeben.!) 

In den Eidesformeln jelbft, in welden der Vafall die Treue gelobt, pflegen die einzelnen 
von ihm gegen feinen Herrn zu erfüllenden Pflichten nicht aufgefübrt zu werden. Er fagt im 
allgemeinen zu, dem Herrn jo hold und getreu zu fein, ald er nad dem Rechte ſchuldig ift, und 
in allen Berhältniffen nad Kräften den Nugen des Herrn zu fördern und Schaden von ihm 
abzumwenden. 

Es kommen aber auch Lehen vor, bei welchen der Lehnseid nicht abgelegt wird, und bei denen 
dennod der Vaſall vie Erfüllung ver Lehnötreue übernimmt, Diele Leben beißen Handleben, 
weil die Treue duch Handſchlag angelobt wird. Doch find fie nur Ausnahmen, indem fie dem 
Rechtsſatze widerſprechen: „Welches Gut dem Manne ohne Mannjhaft geliehen wird, das heißt 
nicht rechtes Lehn.“ 

Fragt man nad dem Umfange der Lehndtreue, jo erhält man die Antwort, daß die Treue 
theils aus dem perlönlichen, theild aus dem dinglihen, durch die Verleihung des Lehns be— 
gründeten Verhältniffe hervorgeht und jih nah beiden Richtungen hin verfhieden geftaltet. 
Die Treue, welche aus der fidelitas entipringt, nennt man die Lehnsreverenz (reverentia feu- 
dalis). Sie gelangt dadurd zum Ausdrucke, daß der Bafall in jeder Weiſe darauf bedacht fein 
muß, dem Herrn die gebührende Achtung zu erweiſen. So mußte er vor ihm auffteben, ihm 
den Vortritt laſſen u.dgl. m. Vorzüglich gehörte jedoch dahin, daß er fich aller folder Handlungen 
zu enthalten hatte, welde irgend der Ehre ded Herrn nachtheilig werden fonnten. So durfte 
er feine Anzeige von Verbrechen des Herrn machen, gegen ihn nicht Zeuge fein, wenn es ſich 
nicht um die Lehnsſache oder unerheblihe Rechtsſtreitigkeiten handelte u. ſ. w. ine beionderd 
{were Verlegung der Lehnstreue lag darin, wenn ji der Vaſall eines Stuprums einer dem 
Herin verwandten oder verihwägerten Perſon ſchuldig machte. 

Diefen Bruch der Lehnstreue bezeichnet man mit dem Ausdrucke cucurbitatio.. Was vie 
aus dem geleifteten homagium entipringende Lehnstreue betrifft, fo zählen die Quellen, insbe: 
fondere die beiden Libri feudorum, eine große Anzabl von Handlungen auf, welche der Vaſall 
entweder zu thun oder zu unterlaffen bat. Manche diefer Pflichten hat er erft nah ergangener 
Aufforderung, andere auch obne dieſe zu leiten. So muß er um die Erneuerung des Lebns in 
den beitinnmten Fällen bitten, ſich der Veräußerung des Lehns enthalten u. f.w. Auch ver 
Sohn des Bafallen ift dem Lehnsberrn die Lehnstreue fhuldig, ebenſo der Aftervaſall, wel— 
her von dem Vaſallen wiederum das Lehn erhielt, auch dent obern Lehnsherren. 

Die Verlegung der Lehnstreue heißt Untreue, Schuld, Kehnsfehler oder Gefährde. Die la: 


1) Bol. Philipp’s Grundfage des gemeinen beutichen Brivatrechte, II, 350 fa. 
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teinifchen Quellen gebrauchen: das Wort felonia oder culpa, anch infidelitas. Dad Wort 
felonia ift wol am richtigften vom deutſchen Worte „fehlen“ abzuleiten, was auch der Bezeichnung 
der Felonie als des Lehnsfehlers am meiften zu entiprechen jcheint. Felonie iſt, wie wir-bei dem 
felony des engliſchen Strafrechts ſehen werben, in einem weitern Sinne auch jedes Verbrechen; 
man nennt ſie in dieſem auch quasi felonia, die Verlegung der Lehnätreue dann aber felonia 
vera. Giner ſolchen macht ſich der Bafall dann fhulvig, wenn er irgendeine Handlung begebt, 
durch welche ver Lehnsherr an feinem Leibe, Reben und Gütern einen Schavden erleidet, aber auch 
ſchon dann ift derjelbe der Felonie ſchuldig, ment er etwas unterläßt, modurd einem ſolchen 
Schaden hätte vorgebeugt werben können. 

Auch die Nichterfüllung einer Handlung, zu der die Lehnsgewohnheit oder das Gefeg den 
Bajallen verpflichtet, ift Felonie. So dad Unterlaffen des Nachſuchens um die Erneuerung der 
Inveftitur, der neuen Muthung des Lehns, der renovatio feudi; fo die Unterlaſſung ver War: 
nung des Herrn vor einer ihm drohenden Gefahr und die Nichtbefreiung veilelben aus ver 
Gefangenſchaft; das doloſe Ableugnen des Lehnänerus (disclamatio), der Verratb, vie 
groͤbliche Beleidigung, die gedrohte Anklage, die Verweigerung ded Homagiums und des zu lei⸗ 
ſtenden Dienſtes, ſowie der Misbrauch des Lehns u. a. mt. 

Die Wirkung der Felonie kann ſelbſt der Verluſt des Lehns für den Vaſallen und ſeine 
Deſcendenten ſein; doch mußte der Lehnsherr den von dem erſten Erwerber abſtammenden 
Agnaten, ſobald ſie zur Lehnsfolge gelangten, das Lebn wieder herausgeben. 

Man nimmt an, daß bei begangener Felonie nur dann der Verluſt des Guts von ſelbſt, 
ipso jure, eintritt, wenn ſie durch eine nach Lehnrecht verbotene Veräußerung des Lehns ver: 
übt wurde, daß ſonſt dem Lehnsverluſte aber ein dieſen ausſprechendes Urtheil des Lehnhofs, 
der Lebnscurie vorhergeben muß. Wo Lehnsherr und Landesherr in einer Perſon zuſammen⸗ 
treffen, jind die landesherrliben, gemeinhin die Obergerichte, auch die Lehnscurien. Die That 
des Bafallen, aus welcher die von ibm begangene Felonie ſich ergeben fell, muß dolos unter: 
nommen und auch fo wirklich vollbracht ſein. Der gegen den Vaſallen zu führende Proceß wird 
technisch der Krieg genannt, Liber ihn geben die Quellen, namentlich der Richtfteig des Lehn- 
rechts, ausführlihe Anmeifungen. Was man aufer den vorgedachten Beiſpielen noch ale Fe— 
lonie zu betrachten habe, darüber gab es feine beftimmte Regel. Die Lage des einzelnen Fall 
entichied darüber. Lediglich hervorgegangen aus dem Volkscharakter, mußte daß in demſelben 
rege Gefühl für dasjenige, mas die Lehnstreue erheiſchte, zu einer micht leicht unrichtigen Ent⸗ 
ſcheidung führen. So blieb, was Felonte jrin follte, oft allein dent Ermefien der Lehngerichte 
überlaffen, doch gebörte e8 zum Weſen derfelben, daß die fie begrüundende That oder Unter: 
laffung in böslicher Abjicht des Vaſallen ihren Grund hatte, während die bloße culpa, ſelbſt 
die lata culpa im Sinne des Römischen Rechts nur in feltenen Fällen eine Felonie begründete. 
Die Klage aus der Felonie, melde nit nur. die Natur einer Vindication, Tondern auch die 
einer Delictöflage hatte, ging, wenn fie nicht ſchon angejtellt war, weder activ noch paſſiv auf 
die Erben über. 

Der bisher gedachten, als felonia vera zu bezeichnenden eigentlichen Felonie werben noch 
mehrere andere Handlungen, namentlich gewiſſe Verbrechen des Vaſallen, fo 3. B. ver Ver— 
wandtenmord, der Verrath gegen Mitvafallen und die Verübung eined nad deutſchem Nechte 
infamirenden Verbrechens, in ihren Wirkungen gleichgeftellt und deshalb unter vem Namen 
der Quaſifelonie zufammengefaft. Aud in Fällen verielben verliert der Vaſall das Lebn; 
dies wird vom Lehnsherrn an fi genommen, doch muß derfelbe, fofern das Lehn ein erbliches ift, 
daſſelbe jhon dem Deicendenten des Felonen zurüdgewähren. Im Fällen von geringerer Er⸗ 
heblichkeit trat nicht der Verluſt des Lehns ein, ſondern der Lehnsherr mußte ſich mit Straf: 
geldern (greveite), mit den fogenannten Lehnsemenden begnügen. Dem Lehnsherrn ftand 
es, jelbit bei wirklicher Felonie, auch frei, dem Vaſallen zu verzeihen (zu conduciren) und ber 
Klage ausdrücklich oder ftillihweigend zu entingen, ſowie auch vie Klage in Jabr und Tag ) 
nad erlangter Wiſſenſchaft von der begangenen Felonie verjährte, ohne Wiſſenſchaft aber in 
30 Jahren. 

Aber auch der Lehnsherr Eonnte die Lehnötreue verlegen, gegen ven Vaſallen Belonie bes 
gehen. Sie hatte gemeinhin die Wirkung, dan das lehnsherrliche Obereigenthum erloſch und 
der Lehnsmann dailelbe zu eigen erhielt. Die Verpflihtungen des Lehnsherrn gegen den Va— 
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fallen faßt man unter dem Ausdrude der Lehnsprotection zufammen. Sie fanden in dem Schutze, 
welchen der ‚Herr feinem Bafallen gemähren mußte, ihren Schwerpuntt. Das deutſche Rechts— 
ſprichwort „Betreuer Herr, getreuer Knecht“ bezeichnete die Gegenfeitigfeit der Pflichten bei— 
der. Aus der Lehnätreue des VBafallen entfprang feine Verpflihtung zur Leiftung der Lehn— 
dienſte, welche Ritter und Ehrendienfle waren. Die Fälle, in melden jie perſönlich zu leiften 
waren, mußten jedoch, vorzüglich als nad dem Dreißigjährigen Kriege die deutſche Kriegevers 
faffung fi völlig umgeftaltete und das Fehderecht zur Antiquität geworden war, ſich in eine 
BVergütigung für die Lehndienfte, in deren Adäquation verwandeln. So wurden flatt der ge= 
ftellten Ritterpferde Nitterpferbögelder gezahlt, melde bei den Lehngütern gewöhnlich die 
Stelle der Steuern vertraten, denen Alodialgüter unterworfen waren. Gin weiterer Ausflup 
der Lehnstreue war bie Unterwerfung bed Bafallen unter die Gerichtsbarkeit des Lehnsherrn 

Das ganze Lehnweſen ift auf dem Wege, zu einer gefchichtlichen Neminifcenz zu werben. 
Der Lehnsnexus, welder früher zwifchen einzelnen europäifhen Staaten beftand, ift bereitä jeit 
Jahrhunderten ausdrücklich aufgehoben. Das Lehnoverhältniß, welches zwifchen dem deuten 
Kaifer und den Fürften des Reichs beftanden Hatte, erfchlaffte, als ſich die Machtftellung des er⸗ 
ftern abſchwächte. An die Stelle ver Lehnstreue trat in den felbftändig gewordenen Particular- 
ftaaten die Unterthanentreue gegen ven Landesherrn, fobaß in ver neuern Zeit in Deutihland 
nur der privatrechtliche Charakter des Lehns ftehen blieb, die oberlehnäherrlichen Rechte aber 
meiftend in den Ianbeäherrlihen aufgingen. So trat 3. B. in Preußen die große Veränderung 
des Lehnweſens ſchon im Jahre 1717 ein, daß König Frievrih Wilhelm I. fih am 5. Jan. 
bereit erklärte, mit Ausnahme einiger Vorbehalte 3) ſich aller lehnsherrlichen Rechte ſowol an 
adelihen als unadelichen Zehen zu begeben und diefe unbeſchadet der Mechte der Geſammthänder 
(Mitbelehnten) für Alodial- und Erbgüter zu erflären, wenn dagegen, flatt der biäher von den 
Bafallen zu leiftenden Dienfte und Bräftationen, eine angemefjene Entfhäpigung aus den Lehen 
gezahlt würde. Auf Grund diefer Grflärung wurde die „Aſſecuranz vor die Ritterſchaft 
in der Kurmarf Brandenburg vom 30. Juni 1717 vereinbart. Dieje Affecuranz erbielt in 
der Lehnsconftitution vom 1. Juni 1723 ihre Erweiterung. Die Geſchäfte der bis dahin be— 
ftandenen befondern Lehnskanzlei gingen auf das Kanımergericht über, und alle frühern in der 
Lehnstreue ihre Rechtfertigung findenden, die Belonie betreffenden Beftimmungen verſchwan— 
den mit der Kehnsherrlichkeit von felbft. Nur in wenigen deutſchen Staaten ift feitvem nicht in 
ähnlicher Weife die jogenannte Alodification der Lehen eingetreten. Die Franzöſiſche Revolu— 
tion war ed jedoch, melde dem Feudalismus gleihfam den Todesſtoß verfegte. Mit ihr wurde 
das Lehnweſen Frankreichs zu Grabe getragen und aud aus diefem nicht wieder erwedt, als fai: 
liher Despotismus die errungene Volföfreiheit wieder ſchmälerte. Auch mit den Gonftitutionen 
der deutſchen Staaten befinden ſich die Lehnsinftitutionen in einem ſchroffen Gegenfage. Faſt 
durdgängig die Standesvorrechte befeitigend, fonnten diefe Verfaſſungen Staatseinrihtungen 
füglidy nit begünftigen, melde in Standeöprivilegien ihre Wurzel haben und aus der Gewalt 
des Mächtigern über den Schwädern hervorgingen. 

Mir wenden und zu der Belonie des englifchen Strafrehts. Ein felony ift in demfelben 
ein Verbrechen (crime), welches, abgejehen von andern Strafen, nad dem Common law «ine 
gänzliche Berwirkung des Grundbeſitzes oder der beweglichen Habe (länds or goods) oder bei: 
der nach fi zieht. Wir müſſen es vorläufig bei diefer Definition Blackſtone's*) von der Be: 
lonie bewenden laffen, un, bevor wir den Begriff derfelben in engere Grenzen ziehen, einen 
Blick auf das engliſche Strafrecht überhaupt zu werfen. 

Der Herzog Wilhelm non der Normandie wurbe durd die Eroberung Englands im Jahre 
. 1066 König einer zwar beflegten, aber perſönlich freigebliebenen Bevölkerung. Die Normannen 
fomol wie die Angelfahfen verloren ihm gegenüber ihre nationale Geſchloſſenheit dergeftalt, 
daß er die perfönlid gemadte Eroberung gleihjam wie feine große Domäne (seigneury) be: 
handeln fonnte. Das unter feinen normannifchen Begleitern üblihe Kriegsdienſtrecht wurde 
mit den in England vorgefundenen Beiigverhältniffen amalgamirt. Der geſammte Boden mit 
all feinem Zubehör an Hinterfaffen, Dienftleiftungen, Schuggelvern und Abgaben bildete ſich 
in 60215 Ritterlehen um und machte aus der befigenden Klaffe ein ſtehendes Hrer von Lebnd- 
milizen. Der Boden und feine Befiger traten in ein ftrenges Dienftverhältniß zum Könige, 


3) So refervirte fich der König den Rüdfall der dumals auf zwei Augen fiehenden Lehen und ber: 
jenigen, auf welche er jelbft feit feinem Regierungsantritte Erfpectanzen ertheilt hatte. 
4) Commentaries on the laws of England, IV, 55. 
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dem dad Gut wieder zufiel, wenn es megen felony verwirft oder durch Ausſterben erledigt 

wurde. Die Ritterlehen blieben mit der Kriegspfligt und andern Dienften, Gebühren beim 

Beſitzwechſel, mit der Berpflihtung, den Heirathsconſens nachzuſuchen, dem Könige die nugbare 

Bormundihaft zu überlaffen und ihre Beiträge in Ehren: und Nothfällen (auxilia) zu leiften®), 

belaftet. Die millfürlihe Bejegung der Berichte durdy den Kriegäherrn gab auch die von feinen 

Gerichtshaltern audgeübte Strafgewalt in feine Hände. Die mit einer Verurtheilung wegen 

felony verbundene Gefahr für Leib und Gut ließ es felten rathſam erſcheinen, ed auf die rich⸗ 

terliche Entſcheidung ankommen zu lajfen; ınan zog ed deshalb vor, die misericordia regis an= ' 
zurufen und diefelbe durch Geldbußen ji zu erwirken und durch diefe der Ungehorfamsrüge 

zu begegnen. : 

Englands jpätere Redhtöinftitutionen gingen aus dem Leben hervor und wurben durch dieſes 
weiter entwidelt. Das Hergebrahte wurde ungern verlajfen, nothwendige Verbeilerungen 
und Änderungen knüpfte man möglichſt an das Beſtehende an. So hat England bigjegt noch 
feine allgemeine Strafgefeggebung erhalten. Das vermalige Griminalreht Englands beruht 
theild auf vem ungeichriebenen Rechte, dem Common Jaw, theild auf dem gefchriebenen, dem 
Statute law. Die Grundſätze des erftern haben ji aus Elementen des römischen, angelſächſi— 
ihen und normanniſchen Rechts und aus Parlamentöbejhlüffen gebildet, welche nicht mehr vor= 
handen find. Das gejchriebene Recht befteht Dagegen aus einer großen Anzahl von Parlaments⸗ 
Ratuten und Acten (statutes and acts of parliament), melde von den verjhiedenen Regenten 
auf Rath und mit Beiſtimmung des verfammelten Parlaments erlaflen worben find. Die 
älteften Statuten der Art find vie Erweiterung und Beflätigung der Magna-Charta vom Jahre 
1225, dem neunten Negierungsjahre Heinrich's IL, und das Griminalflatut von 1266, 
dem funfzigften Negierungsjahre vefjelben Königs. Die mit ver Magna-Charta beginnenden 
Sammlungen der Barlamentöftatute füllen eine große Anzahl von Bänden und erhalten nad 
dem Schluſſe einer jeven Barlamentöjigung eine Erweiterung ihres Umfangs, i 

Aus diefen ungeichriebenen und geſchriebenen Quellen ſchöpft der Engländer feine ſtraf— 
rechtlichen Entfcheivdungen, und aud aud ihrer Totalität allein würde fich darthun laflen, was 
derſelbe für felony erachtet und angefeben willen will. Es iſt das buntefte Gemiſch ftrafbarer, 
mit den härteften und leichtern Strafen bedrobter Handlungen, welche ihm ald felony erſcheinen. 
Aud wir glauben ven Begriff des felony aus dem feudalen Begriff der Felonie, ald Verlegung 
der Lehnstreue, herleiten zu müflen. Das Charakteriſtiſche beider, der Verluft des Guts, ſcheint 
und ihren gemeinſchaftlichen Urſprung anzudeuten, und zwar um fo mehr, als, wie erwähnt, 
England nad der normanniſchen Eroberung ein Feudalftaat im eigentlihften Sinne des Wortes 
wurde Die Anfiht, daß felony von dem lateinifchen fel (Galle, Bosheit) abzuleiten fei und 
das felleo animo Vollbrachte beveute, ſcheint ung zu ſehr gefucht zu fein, um für richtig gehal- 
ten werden zu fünnen. ©) 

Nah Bladftone ift ein Verbrechen, crime, das Begehen oder Unterlaffen einer Handlung 
mit Verlegung eines Öffentlihen Geſetzes, welches dieje Handlung entweder verbietet oder be: 
fiehlt. Gin misdemeanor (von mis-demeanor, Übelverhalten) ift nad) der Rechtsſprache ein 
folded crime, welches noch fein ſelony7) ausmacht, aber doc der Gegenftand einer förmlichen 
Anklage (iodictment) jein fann. Dem misdemeanor gegenüber ift felony die ſchwerere Ver— 
legung des Strafgefeged. Da das mit felony verbundene crime außer der vorgedachten 
Derwirfung des Vermögens gemeinhin aud die Todesſtrafe nad ih zug, fo wurden felonies 
und todeswürdige Verbrechen fo lange für gleichbedeutend gehalten, ald Englands Straigeige 
daft durdgängig noch blutige waren. Als der Umfang des Gebiets ver Todesſtrafen ein be- 
fchränkterer wurde, unterſchied man capital felony oder capital crime von dem, welches nicht 
mehr die Todesftrafe nad ih zug. Der höchſte Grad des felony iſt treason, Hochverrath. 
Demfelben gleihgeadptet wird eine lange Reihe mit ihm verwandter ftrafbarer Handlungen, 
weshalb der Unterjchied zwiſchen dem eigentlichen Hochverrathe (high-treason) und dem Heinen 
Berrathe (petit-treason), zu welchem legtern namentlich aud jeder qualificirte Mord gezäplt 
wird, gemacht wurde. 

Während dem misdemeanor gemeinhin nur Geldbuße oder Gefängnif gedroht war, zogen 
treason und felony die Todesſtrafe nad fih. Dem Übermaf der legtern trat die Geiſtlichkeit 


5) Bgl. Gneiſt, Das heutige englifche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht (Berlin 1860), U, 4 g 
6) Stephen, Handbuch des engliſchen Strafrechts und Strafverfahrens (Göttingen 1843), ©. 3. 
7) Das Wort felony wird im Englifhen als ein ſachliches betrachtet. 
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zuerſt wirkſam entgegen, indem fie das Aſylrecht der Kirche zu deren Beſchränkung benutzte, ünd 
zwar als benefit of.clergy (privilegium clericale). Dieſes Privilegium mar urſprünglich ein 
Vorrecht der Geiftlihen, bei Anſchuldigungen wegen todeswürdiger Verbrechen an die Kirche 
ausgeliefert zu werben und fo nur der kirchlichen Buße zu verfallen. Im Laufe der Zeit wurde 
dies Vorrecht auch auf Nichtgeiftliche, welche darzuthun vermochten, daß fie des Schreibend kun— 
dig waren, ausgedehnt, und erhielt zulegt im weſentlichen die Bedeutung, daß ein jeder, welcher 
wegen eined mit dem Tode beprobten Verbrechens angeklagt mar, das Recht hatte, Died Privife- 
gium in Anſpruch für fi zu nehmen und vermöge bejlelben mit der Todeöftrafe verihont zur blei- 
ben. Doc Eonnte ein Nichtgeiſtlicher wegen eines von neuem begangenen Verbrechens ſich nicht 
mieder auf dad benefit of clergy berufen. ®) Allmählih wurden viele einzelne felonies von 
dieſer Rechtswohlthat ausgeſchloſſen, und es zerfielen nun diefelben in zwei Klaffen: in felonies 
within clergy, melde die Rechtswohlthat zuließen, und felonies without clergy, bei denen ſie 
ausgeſchloſſen war. Die neuefte Geſetzgebung, ein Statut aus dem fiebenten und achten Re= 
gierungsjahre Georg's IV., hat das benefit of clergy ganz anfgeboben. 

Schon nad) der Entdeckung der Neuen Welt trat in England in Betreff der Todesftrafe eine 
etwas mildere Anjhauung ein; man begann, wiewol zuerjt in kleinen Anfängen, derjelben die 
Transportation zu jubftituiren. Als der amerifaniiche Unabhängigfeitäfrieg die Engländer 
bed grögtenTheild ihrer Kolonien beraubt hatte, hörte die Transportation zeitweiſe auf, begann 
aber in viel größerm Umfange wieder, als Auftraliens Oftküfte, ald Neuſüdwales die Beſtim— 
ung, Verbrechercolonien aufzunehmen, erhalten hatte. 

Als am 14. Nov. 1826 dad vorgedahte Statut Georg's IV. das benefit of clergy abge: 
ſchafft hatte, jollten nad demſelben nur noch die felonies mit dem Tode bejtraft werden, bei 
welhen jchon vor diefem Tage oder an diejen Tage dur dad Common law oder ein Parla— 
mentöflatut dad benefit of clergy ausgeſchloſſen gewejen war, oder die, welche nach viefem Tage 
mit der Todesitrafe werben bedroht werden, fomweit in feinem biejer Bälle die Todesſtrafe 
durch ein ſpäteres Statut aufgehoben worden ift. ?) 

In allen andern Fällen follten felonies entweder auf die befondere Weife, weldhe durch das 
fpeciell auf dieſes felony ſich beziehende Statut feftgefegt ift, oder jonft nad) dem Gutbefinden des 
Gerichts beftraft werden. Mac dieſem Gutbefinden ift ver Übertreter auf fieben Jahre zu trans 
portiven ober auf nicht über zwei Jahre mit Gefängniß zu belegen, aud, wenn es eine Mannd= 
perjon it, zur Schäirfung des Gefängniſſes (fofern das Gericht ed angemeflen findet) einmaf, 
zweimal oder dreimal Öffentlich oder nicht Öffentlich auszupeitſchen. 2%) Auch fann das Gericht 
zur Schärfung ver Gefängnißftrafe anordnen, daß der Übertreter zu harter Arbeit (hard la- 
bour) angeftrengt 11) und mit einfamer Giniperrung für die ganze oder eine theilweile Dauer 
der Gefängnißitrafe belegt werde, 12) 

Die Strafe der Transportation flieg als die der Todedftrafe dem Range nad zunächſt 
fiebende (secondary punishment) von lebenslängliher Dauer bis zu einem Minimum von 
fieben Jahren herab. Im ihr lag bis zum Jahre 1853 der Schmwerpunft aller Beftrafungen 
wegen felonies. Man wird dies zweifellos finden, wenn man erwägt, daß von 1788— 1837 
78056 Verbrecher, welche wegen begangener felonies verurtheilt waren, nah Neuſüdwales 
und Vandiemensland transportirt wurden, und daß in England 1838 3675 mal, 1839 
3657 mal und 1840 4005 mal auf die Transportation und darunter bezüglih 266, 205 und 
238 mal auf die lebenslängliche erfannt wurde. 

So heftig aud der Widerftand aller Eolonien, mit Ausnahme der Weſtauſtraliens, in: 
zwiſchen der Transportation gegenüber geworden war, jo-gelangte man in dem Geſetze vom 





8) Ein Brandmal auf ber finfen Hand war das Kennzeichen des ſchon einmal in Anfpruch genoms 
menen.benelit. 
,, Im Jahre 1850 wurden in England nur nody 50 Topesftrafen erfannt und nur jechs Verbrecher 
hingerichtet. Im Jahre 1838 betrug die Zahl der Todesurtheile 116, 1839 56 und 1844 77. Nur 
wenige derfelben wurden vollitredt, 
10) Das Auspeitfchen (whipping) wird nur noch bei Perfonen aus der unterften Volkoklaſſe an: 
gewendet, 

‚ 11) Die harte Arbeit, welche früher aus dem Bewegen der Tretmühle, oder des crank, einer nur 
mit großer Kraftanſtrengung nutzlos zu drehenden Maſchine, beitand, befteht gegenwärtig gemeinbin 
nur F we Abarbeitung eines größern als des gewöhnlichen Penſums der in der Anftalt vorgefchriebe 
nin Arbeit 


12) Der laͤngſte Zeitraum iſt in England gegenwärtig ein neunmonatlicher bei der Iſolirhaft. 
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20. Aug. 1853 (16 und 17 Victoria, c. 99) dod nur zu einer Beihränfung derſelben. Man 
behielt ſie zwar ald die ſchwerſte eriminelle Freibeitäftrafe bei, beftimmte jedoch, dan fie nur für 
einen Zeitraum von 14 Jahren aufwärts bis zur Lebenslänglichfeit Tollte erfannt werden 
fönnen. Für alle Zeitabichnitte der Strafe des felony unter 14 Jahren führte man die penal 
servitude (Zwangsarbeitäftrafe over Straffnehtihaft) ein. Hierbei wurde eine vierjührige 
penal servitude des Aquivalent für bie bisherige jiebenjährige Transportation, und es wur— 
den in gleihem Verhältniſſe pie längern Strafen der Transportation in die Fürzern der Zwangs— 
arbeit umgewandelt. Aber auch hierbei fonnte e8 nicht lange verbleiben. Die Auflehnung der 
Golonien gegen die Aufnahme von Verbrechern bei jih wurde immer entidiedener; das Zu— 
frömen einer zahlreihen Einwanderung machte die Arbeit der Sträflinge nit mehr zum Be— 
dürfniffe, und ed wurde in den Golonien zur Ehrenſache, dieſelben von Verbrechern fernerhin 
frei zu erhalten. So jah die Regierung jih zu dem ®ejege vom 26. Juni 1857 (20 und 21 
Victoria, c. 3), zu der Act to substitute in certain cases other punishment in lieu oftrans- 
port gezwungen, welche die Transportation ald richterlih zu erfennende Strafe endgültig abs 
fhaffte, indem gleichzeitig die in der Acte vom 20. Aug. 1853 wegen der Subftitution der 
penal servitude getroffenen Anordnungen aufbörten. 

Der Hauptinhalt der neuen Acte gebt dahin: 1) An die Stelle der Transportation tritt 
penal servitude von gleicher Dauer mit der Transportation. Doch kann in den Fällen, wo 
früher auf Transportation von ftebenjähriger Dauer erfannt wurde, auch eine penal servitude 
von mindeftend drei Jahren erfannt werben. 

2) Jede zur legtern verurtbeilte Berfon kann während ihrer Strafperiode an folche überſeei— 
fhe Pläge fortgejendet werden, nach denen zur Transportation verurtheilte Perfonen gegenwärs 
tig gefendet werden fönnen, oder an ſolche Plätze, die jpäterhin dazu beftimmt werben follen. 

3) Alle auf die Transportation ehemals anwendbaren Beitimmungen in Betreff der Bes 
wagung, Behandlung, Aufficht und des Eigenthums an den Arbeitöfräften der Verbrecher, wie 
aud in Betreff der Strafe, die denjenigen gedroht ift, die fi ohne gefeglihen Grund während 
der Strafpauer entfernen, finden auch auf die penal servitude in gleiher Weife Anwendung. 

4) Die Befugniß der Krone zur Bezeichnung überfeeiicher Pläge für die Transportation 
erſtreckt ſich auch auf die Bezeihnung überjeeifher Pläge zur Ausführung der penal servitude 
u. ſ. w. Geit diefer Acte hat die Transportation, wo fie in Ausnahmefällen noch vorkommen 
ſollte, den Eharafter einer unfreiwilligen Auswanderung angenommen. 

Wir haben viefer neuern Beftimmungen der englifchen Geſetzgebung bier nähere Erwäh— 

nung getban, um dadurch zugleich unfern Art. Deportation zu vervollftändigen , bei deſſen Ab— 
faffung das Gejeg von 1857 nod nicht befannt war. Hiernach ift außer ver Todesitrafe nur 
nod die penal servitude, welde zum Theil in der Ginzelhaft, zum Theil in der Gefammtbaft, 
unferer Zuchthausſtrafe ähnlich, zum Theil, wie in Irland, in jogenannten Zwifchenanftalten 
voliftredt wird und bei guter Führung um ein Sechstel bis ein Drittel durch Entlaffung gegen 
Urlaubsſchein (ticket of leave) verfürzt werden fann, im weſentlichen die Strafe des felony. 
Nur bei ſolchen Vergeben des felony, welche nicht mir einer fpeciell beftinnmten Strafe beproht 
find, iſt fie auch jeßt noch nach dem Gutbefinden des Gerichts Gefängnif und Geldbuße. 

Kinder unter fieben Jahren fönnen ſich feines felony ſchuldig machen, ebenfo nicht Minder— 
jährige, die bis zum vollenderen vierzehnten Lebensjahre prima facie doli incapax find, doch 
mit dem Grundfage, daß die malitia dad Alter erfegt. Mit dem Alter von 14 Jahren wird man 
für ein felony verantwortlid. Schwachſinnige (idiots) und Wahnfinnige (insanes) können 
Äh feines felony ſchuldig machen. Doch künnen jolde Perſonen bis auf des Königs weitere 
Verfügung in Gewahrjam gehalten werden. Im allgemeinen ift ein von einer Ehefrau in 
Gegenwart ihred Ehemanns begangenes felony entſchuldigt, jevoch nicht ein in deſſen Abwe— 
ſenheit begangenes, aud nicht, wenn fie freiwillig handelte und beim Verbrechen hauptſächlich 
thätig war, nicht beim Hochverrathe, Morde und Todtſchlage. Auch Verſonen, welche unter Bes 
drohungen handeln, wodurch Furdt vor dem Tode oder vor andern förperlihen Nachtheilen 
erregt wird, jind im allgemeinen wegen begangenem felony entihulpigt. 

Inter misprision verfteht man im weitern Sinne jedes bedeutende misdemeanor, welches 
feinen befondern juriftifhen Namen hat. Man nimmt an, daß auch in jedem treason und fe- 
lony irgendeine Art von misprision enthalten ift, und daß deshalb jemand, welcher eines trea- 
son oder felony ihulvig ift, wenn die Krone Dies für gut findet, aud nur megen eines mis- 
prision in Aniprud genommen werden fann. So ift auch die wilfentliche Verheimlihung eines 
felony ein misprision of felony. 
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Es würde uns zu weit führen, wollten wir auf diejenigen Verbrechen, welche das engliſche 
Strafrecht als felonies qualificirt, auch nur annähernd eingehen. Wir wollen und damit be: 
gnügen, hier nur beifpielöweife anzudeuten, in welhen Fällen die Tödtung ein felony ift. Die 
Tödtung (homicide) ift entweder eine ſchuldloſe oder eine verbrecheriſche (lelonious). So ift 
es natürlich ſchuldloſe Tödtung, wenn der zuftändige Beamte einen Verbrecher in genauer 
Übereinftimmung mit dem Urtheile hinrichtet; ferner, wenn ein Juftizbeamter oder jemand, 
welcher kraft eined Verhaftsbefehls bei vorſchriftsmäßiger Ausübung feiner Pflicht thätig iſt, 
von dem Betheiligten angegriffen wird und Widerſtand erleivet und, um diefen Wiverftand 
zu überwinden, den Betheiligten tödte. Go find auch die ſchuldlos, welche in ſolchem Falle 
dent Beamten zu Hülfe fommen. In gleiher Weile ift aud die bei einem Aufruhre zur 
Selbftvertheidigung und um den Aufruhr zu unterbrüden, fall dazu ein anderes Mitel nicht 
vorhanden ift, von einem Beamten bewirkte Tödtung ſchuldlos. Gin Gleiches gilt bei Meu— 
tereien der Gefangenen. So ift ein Beamter oder jemand, welcher kraft eined Verhafts— 
befehls oder eines hue and ery !?) verfährt, wenn er fi beftrebt, eine Perſon wegen trea- 
son, felony oder zugefügter gefährliher Wunde zu ergreifen, ſchuldlos, wenn er den Ent— 
fliehenden, der den Grund feiner Verfolgung Eennt, tödtet, fofern es nicht möglich ift, ihn 
auf andere Art zu ergreifen. So fann auf Schleihhändlerfahrzeuge gefeuert werden, wenn jie 
auf ein gegebened Signal nit anhalten, und es ift eine hierbei vorfommende Tödtung fhuld- 
los. Wenn jemand den Verſuch madt, einen andern zu berauben oder zu ermorden, oder ein 
Frauenzimmer zu nothzüchtigen, oder mitteld Ginbrucds ein Wohnhaus bei Nacht zu erbrechen, 
ober ein Haud zu verbrennen u. ſ. m., und bei dem Verſuche von dem, der das Verbrechen ver: 
hüten will, getödtet wird, dann ift die Tödtung eine ſchuldloſe, nicht aber bei felonies, die ohne 
Gewaltthat verübt werden. So ift mit Ginfhränfungen die Tödtung bei der Selbftverthei: 
digung (sell-defence) ſchuldlos. 

Wir müflen e8 bei diefen Beifpielen bewenden laffen; fie jind aus der großen Zahl der in 
einzelnen Geſetzen oder nach dem Common law bezeichneten Fälle für ſchuldlos erachteter Töd⸗ 
tung beraudgegriffen und mögen den Beweis liefern, im welhem Grave jih das engliſche 
Strafreht aus dem Leben herausgebildet und wie richtig es daſſelbe erfaßt hat. 

Die verbrederifhe Tödtung ift dagegen entweder Todtſchlag (manslaughter), Mord 
(murder) oder Selbſtmord (self-murder). 

Todtſchlag ift ein ungeſetzmäßiges Tödten eines andern ohne böſe Abjicht, ſei dieſe direct 
oder indireet. Er kann freiwillig oder unfreiwillig fein. Gin freiwilliger Todtſchlag ift vor: 
handen, wenn jemand einen andern in der Hitze des Blutes oder beim Fechten tödtet. Es ift 
hierbei gleichgültig, ob der Tödtende den erften Streich verfegt hat; doch ift ed Mord, wenn zwi⸗— 
ſchen den Streichen eine hinreichende Zeit zur Abkühlung verftriden ift. Daher ift beim Duell, 
wobei der Tod erfolgt, Morb vorhanden, ſowol in Beziehung auf den Tödtenden als feinen 
Secundanten. Das Tödten beim Boren um einen Preis ift Todtſchlag. Tödtung nad voran= 
gegangener Anreizung ift Todtſchlag u. ſ. w. 

Gin unfreiwilliger Todtſchlag ift vorhanden, wenn jemand eine ungelegmäßige Handlung, 
welche fein felony und nicht auf Blutvergießen gerichtet iR, oder eine geſetzmäßige Handlung 
obne die gehörige Vorſicht begeht und dabei einen andern tödtet. 

Todtſchlag ift nah dem Common law felony. Gin Theilnehmer (accessory) vor ber 
That 1%) kann dabei nicht gedacht werben, da das Vergeben plöglich und nicht vorher bedacht ver⸗ 
übt wird. 

Bei der Beftrafung des Todtſchlags ift dem Gutbefinden des Gerichts, wie faft überall, der 
weitefte Spielraum gegeben. Es kann auf Transportation (jegt penal servitude) auf Lebens⸗ 
zeit oder auf nicht unter jieben Jahre, aber auch auf Gefängniß von nicht über vierJahren im ges 
wöhnlihen Gefangenhauſe (gaol, prison) oder Strafhauje (house of correction) mit oder 
ohne harte Arbeit, oder auch jelbft nur auf Zahlung einer Geldbuße erfannt werden. Wo ein 
Minimum der Freiheitäftrafe nicht feſtgeſetzt iſt, kann ber Richter peren Dauer bis auf 24 Stun: 
den berabjegen. 





13) Nach dem alten Verfahren des Common law follen die, welche ein felony begangen oder eine 
Berwundung zugefügt haben, durch Stofen in das. Horn und Rufen verfolgt werden. Es ift diefer 
Nachruf das deutfche „Halte den Dich“, 

14) Theilnehmer vor der That (accessories before the fact) find die, welche zwar zu ber Zeit, 
wenn das felony begangen wird, abweſend find, aber doch zur Begehung beffelben einen andern her: 
beifchaffen, ihm rathen, befehlen oder ihm anreizen, 
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Der Mord wird von Lord Coke fo definirt: wenn jentand von gefundem Nachdenken und 
in dem Alter der Unterfheivung (discretion) ungefegmäßig ein lebendes vernünftiges Wefen, 
welches unter des Königs Schug fleht, mit vorher überlegter directer oder inbirerter böfer 
Abſicht (malice) tödtet, ſodaß der Verlegte innerhalb eined Jahres und eines Tages nad ven 
Empfange ver Wunde u. |. w. an biefer ftirbt. Auch der, welcher einen andern zum Morde her- 
beiſchafft, wird als principal (Urheber) des Mordes beftraft. Auch hier ift das Gefeg überaus 
difficil in der Aufzählung der Fälle, in welchen ein Mord anzunehmen oder nicht anzunehmen 
ift. So iſt es z. B. fein felony, wenn jemand Gift legt, um Ratten zu tödten, und ein ande— 
rer ed einnimuit. | 

Stirbt der Berlegte innerhalb der gedachten Zeit, dann gereicht ed nicht zur Entſchuldigung, 
daß jener hätte wieberhergeftellt werden fönnen, wenn er nicht die Sorgfalt für ſich felbft ver= 
nachläſſigt hätte. Anders verhält es fih aber, wenn Flar erfichtlich ift, daf der Tod durd vie 
unangemejjene Behandlung ver Wunde, nicht aber durch dieſe felbft verurfadht worden ift. 
Das Toͤdten eines Kindes im Mutterleibe ift niht Mord, doch ift ed ein todeswürdiges 
felony, wenn man, um das Febigebären einer ſchwangern Frauensperſon zu bewirfen, ihr eine 
ſchädliche Sache eingibt over ein Werkzeug gebraudt, und ein mit Transportation zu ftrafendes 
felony, wenn nicht erwieſen ift, daß die Frauensperſon damals ſchwanger war. 

Im allgemeinen iſt jede Tödtung böslih (malicious) und ald Mord zu betrachten, wenn 
fie nicht unter einen der Fälle ver ſchuldloſen Tödtung oder des Todtſchlags fallt. Dem Anz 
geſchuldigten liegt ed ob, alle Umſtände der Redtfertigung, Entihuldigung oder Abänderung 
zur Befriedigung ded Gerichts und der Jury darzuthun. Denn bei jever Tödtung wird die böfe 
Abjicht vermutbet, bid das Gegentheil aus der Beweisführung erſichtlich ift. 

Ein jeder, welcher ded Mordes oder der Theilnahme daran vor der That überführt wird, ſoll 
den Tod ald ein felon erleiden. Jeder Iheilnehmer nad der That !°) ſoll, nad) Gutbefinden des 
Gerichts, auf LXebendzeit trandportirt oder mit Gefängniß im gewöhnlichen Gefangenhaufe 
oder Strafhaufe von nicht über vier Jahren mit oder ohne harte Arbeit beftraft werden. Der 
des Mordes Uberführte joll, dem Gefege gemäß 180), am zweiten Tage nah dem Urtheils— 
fpruche, und wenn biefer zufällig ein Sonntag ift, am nädftfolgenden Montage hingerichtet 
werden. Nah der Hinrihtung follte der Körper eines jeden Mörders zergliedert oder in 
' Ketten aufgehängt werden. Die Zerglieverung des Körpers hat ein ſpäteres Gefeg 17) 
aufgehoben und ed dem Befinden bed Gerichts überlaffen, ob der Körper des Hingerichteten 
in Ketten aufgehängt oder innerhalb des Bezirks des Gefängniſſes zu begraben ift, 9%) Das 
Urtheil foll verfünden, welde von dieſen beiden Verfügungen eintreten fol. Jeder des Mordes 
Uberführte foll nad dem Urtheile an einem ſichern Orte innerhalb ded Gefüngniffes, abgefon= 
dert von allen andern Gefangenen, eingefperrt, auch nur mit Waſſer und Brot beföftigt werben, 
und nicht mit anderer Speife oder Getränk, außer beim Gmpfange des heiligen Abendmahls 
oder im Falle einer Krankheit oder Berwundung, wo der Arzt die Darreihung anderer Be— 
vürfniffe anorpnen fann. Niemand außer ven Öefangenwärter und deſſen Dienftleuteu forwie dem 
Kapellan und Wundarzt des Gefängniffes foll ohne fhriftlihe Grlaubniß des Gerichts oder des 
Richters oder des Sheriffs oder deſſen Stellvertreterd zu einem folden überführten Verbredper 
Zutritt Haben. Doc kann das Gericht oder der Richter von dieſen Beihränfungen oder Anz 
orbnungen Abweichungen gejtatten. Verſuche des Mordes (atlempts to murder) können in ge= 
wiſſen Fällen todeswürdige felonies ſein, beſonders Vergiftungsverſuche. 

Das Vergehen des Selbſtmordes beſteht darin, daß jemand mit Überlegung ſeinem eigenen 
Daſein ein Ende macht oder eine ungeſetzliche bösliche Handlung begeht, deren Folge fein eige— 
ner Tod ift. So wird es für Selbftmord gehalten, wenn jemand auf einen andern jhießt und 
das zeripringende Schießgewehr ihn ſelbſt töntet. Wenn jemand einen andern auffordert, ihn 
zu tödten, und dieſer ed thut, dann ift der Getödtete fein Selbſtmörder, Fein felo de se — ber 
Selbftmörder verübt ein felony an ſich felbft — wol aber ift der Tüdtende ein Mörder. 

Nach dem Statut 4 George IV, c. 32, foll ver Goroner oder ein anderer Beanıter die flille 


15) Ein Theilnehmer nach der That (after the fact) ift derjenige, welcher im Bewußtfein, gt ein 
felony verübt fei, den Verüber defjelben aufnimmt, unterflügt, Närft (comfort) ober ihm beifteht, 
einerlei, ob letzterer principal oder accessory before the fact ift. 

16) Statut 9 George IV, c. 31, sect. 4. 

17) Statut 2 und 3 Will. IV, sect. 75. — 

18) Die Hinrichtungen erfolgen bekanntlich in England durch Aufhaͤngen. Es heißt in dem Ur⸗ 
theile, der Verbrecher folle fo lange am Halſe aufgehaͤngt werden, bis er tobt iſt. 
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Beerdigung der Leiche eines Selbſtmörders, ohne daß ein Pfahl dur den Körper gefchlagen 
wird, auf demjenigen Kirchhofe oder Begräbnißplatze des Kirchipield oder des Ortes an- 
ordnen, wo nad den Gejegen oder Gebräuchen Englands die Leiche einer ſolchen Perſon zu 
beerdigen jein würde, wenn legtere nicht gerichtlich für einen Selbftmörder erklärt wäre, und 
zwar foll die Beerdigung innerhalb 24 Stunden nad dem Urtheilsſpruche [finding of the in- 
quisition 19)] zwiſchen 9 und 12 Uhr des Abends erfolgen. Die Anwendung eines bei hrift: 
lichen Begräbniffen üblihen Ritus ift hierbei nicht geftattet. Durd den Selbſtmord wird alle 
bewegliche Habe, dingliche und perfönliche, welche ver Selbftmörber eigen befaß, verwirkt, fein 
vererbliher Grunpbejig und das Witthum jeiner Frau gehen jevod nicht verloren. 

Das Vorftehende wird genügen, von dem Weſen des engliſchen felony jid eine Voritel- 
lung zu verſchaffen. 2. Trieft. 

Feme, Femgerichte. Unter ven geihichtlihen Erſcheinungen gibt es kaum eine Ge: 
ftaltung, welche fo jehr, willkürlich oder unmwillfürlih, auf das Gebiet der Babel, des Mär: 
hend hinübergezogen wurde, melde aud der Poeſie ein jo willkommener Gaft war, als 
die mittefalterlihe Erfheinung der Feme (Vehme). Durchſchreitet man das Feld der Belletri: 
ſtik, jo findet man, daß ſich die Phantajie erihöpft hat, um phantaftiihe Bilder hervorzu— 
zaubern. Um nicht der jhauerlihen Rittercomane, den „Kuno von Kyburg“ an der Spige, zu 
nennen, fo iftnur an das Sleift'ihe Drama „Das Käthchen von Heilbronn” und an Hu— 
ber's Tragödie „Das heimliche Gericht‘ zu erinnern. Auch Goethe führt in feiner Dichtung 
„Götz von Berlichingen“ den Lefer und Zuſchauer zu einem „finftern, engen Gewölbe‘, um ihm 
„Die Richter des heimlichen Gerichts vernummt‘’ zu zeigen. Welchen Begriff Goethe von den 
Bemgerichten hatte, geht aus feiner Außerung hervor: „Überdies laftete noch das Femgericht 
auf einem großen Theil des Vaterlandes, von deſſen Schreckniſſen man ſich einen Begriff machen 
fanın, wenn man denkt, daß es in eine geheime Polizei ausartete, die zulegt jogar in die Hände 
von Privatleuten gelangte.’ 

Die Dichtkunſt kann die poetifche Freiheit in Anfprudh nehmen. Aber aud die Brojaifer 
fhrieben, wenn aud unbewußt, Babelhafted nieder. Wol durfte Wächter, welder in feiner im 
Jahre 1845 erihienenen Schrift „Beiträge zur deutſchen Geſchichte, insbeſondere zur Geſchichte 
des veutihen Strafrechts“ auch die Femgerechte des Mittelalters betrachtet, indem er einleiten® 
bemerft: „Gin neuerer andgezeichneter Schriftfteller nennt die Femgerichte eine große und ehr= 
würdige Erſcheinung im der deutſchen Geſchichte. Dieſes Urtheil wird durch die Geſchichte ge= 
rechtfertigt, wenn wir die Blütezeit jener Gerichte, die Zeit vom 14. bis in die Mitte ves 
15. Jahrhunderts im Auge haben und die Verhältniffe Deutſchlands, unter melden fie wirkten, 
würdigen“ — hinzufügen : „Allein lange Zeit wurde diejed verfannt. Die Misbräuche, in welche 
die Femgerichte fhon im 15. Jahrhundert audarteten, dad Dunfel, in welches jie gehüllt waren, 
der gerechte Schreden, welchen jie im Mittelalter verbreiteten, die Scheu, mit der man alle, was 
fie betraf, berüßrte, die Phantafie, melde das theilweife in Geheimniß Gehüllte gern ins recht 
Schauerlihe und Unheimliche ausmalte, dann auch unhiftoriiher Sinn und Mangel an genü— 
genden urfundlihen Nadrichten oder die Unzulänglichkeit verjelben — alles dieſes trug dazu 
bei, über diefe Gerichte die gröbften Irrthümer zu verbreiten und über ihren wahren Urfprung, 
ihren hiſtoriſchen Zuſammenhang, ihre Beredhtigung, ihre Stellung, ihre Verfaffung, ibre 
Eintihtungen und ihr Verfahren eine Reihe von Babeln entftehen und glauben zu machen.‘ 
Eine ſolche Fehlſicht zeigten ſchon die Schriftiteller des Jahrhunderts, in welches die Erſcheinung 
noch hineinragte, fowie die des 16. Jahrhunderts. Erſt im folgenden Jahrhundert brachen 
Forſcher die Bahn. Ihr Nachfolger im Anfange des 18. Jahrhunderts, Thomafius, drang in 
feiner im Jahre 1711 erichienenen lateinifch verfaßten Ehrift „Uber den Urfprung, die Natur, 
die Entwidelung und den Niedergang der weitfäliichen Gerichte‘ weiter vor. Der herangewach— 
fene Geift ver Forſchung, welder jich in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts tbärig 
zeigte, wählte ſich mit Vorliebe viejes Feld der UInterfuhung. Ein unermüdlicher Geſchichts— 
forſcher, Kindlinger, gab in dem im Jahre 1787 erſchienenen erften Band jeined Werks: 
„Münfteriche Beiträge zur Geſchichte Deutſchlands, hauptſächlich Weitfalens‘‘, worin er aud 
viele illuftrirende femgerichtliche Urkunden veröffentlichte, „Nachricht von den ehemaligen weit: 
fälifhen Sem: und Freigerihten”. Gin anderer Mann der rothen Erde, die fein Denkmal 


‚19 Das Gericht des Coroner entfcheidet Darüber, auf welche Art der Tod erfolgte, wenn jemand im 
Gefangniß ſtirbt, gewaltſam oder plötzlich ums Leben fommt. Coroner heißt dieſer Beamte von dem 
lateiniſchen corona, weil er mit ſolchen Sachen, welche die Krone unmittelbar betreffen, zu thun hat. 
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trägt, Juſtus Möfer, widmete feine Studien derſelben Erfcheinung und beleuchtete fie mit dem 
hellen Licht jeines Geiftes in Beiträgen zu Zeitihriften und im vierten Bande feiner „Patrioti— 
ſchen Bhantajien‘ (Nr. 50: „Cine furze Nachricht von den weftfälifchen Freigerichten”). Die 
Schrift von P. Kopp (vollendet und herausgegeben von U.F. Kopp im Jahre 1794) verbreitet 
ih über die Verfaſſung der heimlihen Gerichte in Weftfalen. 2. von Batzko ließ in dem im 
Jahre 1796 erfhienenen erften Bänden feiner Kleinen Schriften „Bemerkungen über das Fem— 
gericht nebſt Beiträgen zu deflen Geſchichte“ folgen. Auf dirfem jo angebaknten Wege drang, 
nachdem die Zeit ded Friedens herangefommen war, die Literatur des 19. Jahrhunderts zum 
Ziele ver Forihung vor. Schon im Jahre 1815 gab Berd feine Schrift heraus: „Geſchichte 
der weitfäliichen Femgerichte; nebit einem Rückblick auf die Vorzeit Weftfalens, befonvers auf 
das sormalige Juſtizweſen und den eriminalrechtlichen Zuftand überhaupt u. ſ. w. Mit mehre- 
ren Urkunden‘, eine Schrift, welche fich im weientlichen wiederfindet in der von drolligen Mis- 
verftändniffen ftrogenden Schrift von Loeve Weimars: „Preeis de l’histoire des Tribunaux 
secrets dans le Nord de l’Allemagne, contenant des recherches sur l'origine des cours 
wehmi ques, sur leur duree, leur influence etc.” (Paris 1824). K. %. Eichhorn, veilen 
Werk „Dentſche Staats: und Rehtsgefhichte” aus der Vereinigung gründlicher geſchichtlicher 
Studien, tiefer Kennmiß des Rechts des Mittelalters und Icharfen Blicks hervorging, deckte 
zuerft das Verſtändniß der Erſcheinung in ihrer gefchichtlihen Gliederung auf (vierte Auf- 
lage, 1836, IH, 179— 236). Ihm ftellte fh, jedoch im ſelbſtändiger Haltung, nieder ein 
Mann ver rotben Erde, PB. Wigand, zur Seite durd feine im Jahre 1825 erfhienene Schrift: 
„Das Kemgeriht Weftfalens, aus den Quellen dargeftellt und mit noch ungedrudten Urkunden 
erläutert. Ein Beitrag zur deutſchen Staats: und Rechtsgeſchichte“, durch weitere Forſchungen 
und Darlegungen, 3. B. durch feine Mittheilung im erjten Bande feiner Sammlung: „Web: 
larſche Beiträge für Geſchichte und Rechtsalterthümer“ (1840): „Das Neihöfanımergericht 
und die weſtfäliſchen Femgerichte“', und feine „Beiträge zur Geſchichte der Fentgerichte” 1) im 
weiten Bande derfelben. Mit mehr oder weniger Glück und Geſchick nahmen anderer Kräfte 
an dem Werf der Ergründing der Wahrheit tbeil. Das Verdienſt Ufener's in der Heraus: 
gabe feiner Schrift „Die Frei- und heimlichen Gerichte Weſtfalens. Beitrag zu deren Ge: 
ſchichte nah Urkunden aus dem Arhiv ver Freien Stadt Frankfurt” (1832) befteht vorzugs— 
weife in der Hervorziehung einer großen Anzahl von Urkunden aus dem an geſchichtlichen Quellen 
reihhaltigen Archiv diefer Stadt, welches über 200 Fafeikel von Arten dieſer Gerichte bewahrt, 
während er feine Anficht über dieſelben zu einfeitig nur aus diefen Acten berleitet, wie Wigand 
im jechdten Bande des von ihm herausgegebenen „Archiv für Gefhichte und Altertbumsfunde 
Weſtfalens“ (1834), S. 409 fg., nachgewieſen hat. Gin erheblicher Beitrag zur Erforſchung 
und Darftellung der Bemgerichte ift noch die Schrift von Voigt: „Die wetfälifchen Bemgerichte 
in Beziehung auf Breußen‘ (1836). Durch die genannte Wächter'ſche Schrift, ausgeſtattet 
mit den Borzügen, melde der Feder dieſes ausgezeichneten Eriminaliften eigen find, ift die For— 
ſchung dem Ziele nahe gekommen; man ift nahezu auf dem Höhepunkt angelangt, von dem man 
ein gleichſam ausgegrabenes Beſitzthum unferer Vorfahren überfehen fann.?) Neuefte Beſtre— 
bungen haben dad Verdienft, einzelne Einblicke erleichtert zu haben. Zu nennen ift namentlid 
die ine Jahre 1858 zu Münjter erfchienene Schrift von Geisberg: „Die Feme. ine Unter: 
fuhung über Namen und Weſen dieſes Gerichts.“ Der Beitrag zum Jahrgang 1857 der Zeit: 
ſchrift „Deutſches Muſeum“, Gerausgegeben von Pruß: „Über Femgerichte“, von R. John, 
iſt feine Frucht der Forſchung, fondern nur eine recht gelungene Skizze, um die Erſcheinung an— 
ſchaulich zu machen. Einzelne Schriften und Beiträge zu Zeitſchriften haben concrete Gefchichts: 
bilder vorgeführt, geeignet, durch Beifpiele zu illuftriren. So die Mittheilung des Frhrn. von 
Freiberg: „Der Femgerichtsproceß Kaspar’ des Wöringerd“, im erfterr Bande feiner Samm: 
lung biftoriiher Schriften und Urkunden (1827); die Schrift von Thierfh: „Die Verfemung 
des Herzogs Heinrich des Reichen von Baiern durch die heimliche Acht in Weitfalen. Ein voll- 
fländiger Femproceß, nad neuentdeckten Urkunden dargeftellt” (1835), Torte deſſen Beitrag 
zum erften Band der „Zeitichrift für vaterländiiche Geſchichte und Alterthumskunde“, heraus: 
gegeben von dem Vereine für Geſchichte und Alterthumskunde Weſtfalens (1838): „Hans 
MWirilber's Bemgerichtsproceh gegen die Stadt Hain an der Elbe. Aus dem Ardiv der Stadt 


1) Beſonders hebt ſich hervor: „Gine Adıtserflärung vor dem Freiftuhle zu Medebach im Jahre 1521. 
2) Dazu dient auch die zweite Auflage der deutſchen Rechtsgeichichte von Walter (1857), welche 
I, 290— 298, die weftfälifhen Femgerichte fchildert. 
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Dortmund mitgetheilt”; die Mittheilung im vierten Bande der Zeitihrift „Neue Mittheilun- 
gen aus dem Gebiete Hiftorifch-antiquarifcher Forſchungen““, herausgegeben von Hörftemann: 
„Die Stadt Halle vor dem Femgericht“; der Beitrag zum Jahrgang 1857 der „Zeitihrift für 
deutſche Culturgeſchichte“: „Die Stadt Mülhauſen inSundgau und dasFemgericht (1459 — 65)", 
von A. Stöber. Andere Federn haben ſich mit einzelnen Freiſtühlen und deren Wirkſamkeit 
beſchäftigt: von Ledebur, „Von den heimlichen weſtfäliſchen Gerichten in der Grafſchaft Hoya‘ 
(im erſten Band des „Neuen vaterländiſchen Archivs für das Königreich Hannover‘, herausge— 
geben von Spiel, fortgejegt von Spangenberg, 1822); Seiberg, „Der Oberfreiftuhl zu Arns— 
berg“ (nad) dem in Dortmund der bedeutenpfte), im jiebenten Band der Neuen Folge der „Zeit= 
ihrift für vaterländiſche Geſchichte und Alterthumskunde“, herausgegeben von dem weftfälifchen 
biftoriichen Verein durch Geisberg und Gieferd (1856). Dazu die Beiträge zum zweiten Band 
der „„Zeitfchrift des Vereins für heſſiſche Geſchichte und Landeskunde in Kaſſel“: „Der Freiſtuhl 
zu Ehringen‘ und „Urkundlicher Beitrag zur Geſchichte ded Freien Stuhls zu Freyenhagen“. 
Wieder andere Unterfuhungen wurden auf die Darlegung der Wirkjamfeit der Femgerichte 
in einzelnen Theilen von Deutſchland gerichtet. Dahin gehört ver Beitrag des Fürften Adolf 
von Zöwenftein- Wertheim im 14. Band des „Archiv des hiftoriichen Vereins für Unterfranfen 
und Aſchaffenburg“ (1858): „Zur Geſchichte der weitfäliichen Femgerichte in Franken“; bie 
Mittheilung im 12. Band des „Oberbairiſchen Archiv für varerländiihe Geſchichte“ (1852): 
„Beiträge zur Geſchichte der weſtfäliſchen Gerichte in Baiern“, von Geiß, fowie die Darftellung 
im jiebenten Band der, Zeitſchrift für die Geihichte des Oberrheins“, herausgegeben von Mone: 
„Wirkjamfeit ver weitfälifhen Gerichte am Oberrhein”, nur darauf berechnet, „nachzuweiſen, 
wie diefed Gerichtsweſen fih auf den Oberrhein ausgedehnt und was ed da bewirkt hat’. 

Schon Tacitus berichtet, indem er Deutſchland ſchildert, daß die Nechtöpflege vom Volke ges 
handhabt werde. Dabei blieb es in fpätern Jahrhunderten. Jeder Freie Fonnte Richter fein. 
Kaifer Karl der Große reformirte nur infofern, ald er die Rechtſprechung nur von ein für alle: 
mal aus den Freien ernannten Schöffen ausgeben ließ. Gin ſolches Gericht unter dem Faifer: 
lihen Beamten, dem Örafen, war ein Eaiferlibed. Das Verfahren war auf Anklage öffentlich, 
der freie Himmel die Dede. Über dieien Gerichten fand der Sendgraf. Bei feinen Umzügen 
hatten die Grafen der Provinz mit einigen Schöffen zu erfheinen, um zugleich dad Gericht bilden 
zu helfen, welches unter ſeinem Vorſitze (ſpäter trat an feine Stelle ver Herzog) in den Ange— 
legenheiten zu erkennen hatte, in denen der Graf das Necht weigerte oder verzögerte oder des 
Beklagten nicht hatte mächtig werden können. In diejen Gerichten findet ji der Keim der Fem⸗— 
gerichte. Denn als ſich gegen das 13. Jahrhundert hin nah und nad die Oauverfaflung aufs 
löfte, die Gewalt der Grafen ſich in eine erblihe und in Kandeöhoheit verwandelte, verloren die 
Freien jelbit van, wenn jie nicht Hörige wurben, in dem größten Theile von Deutihland den 
größten Theil ihrer Rechte. Vogteipflichtig, fanden fie nicht mehr unmittelbar unter Kaiſer 
und Rei, und wenn jie auch noch am Rechtſprechen theilnahmen, jo halfen fie doh nur Landes— 
gerihte bilden. Indeſſen erhielt ih in einigen Theilen von Deutſchland noch die angeſtammte 
Freiheit und auf diefer Grundlage das Eaiferliche Gericht. Zu dieſen ſich freihaltenden Theilen 
der deutichen Erde gehörte ganz vorzugsweiſe die „rothe Erde’, das Land Weſtfalen mit einem 
Theile des Landes Engern. Hier gewann die Kandeöhoheit nur jehr langjam und weit jpäter 
als in dem übrigen Deutſchland Raum. Gin bebarrlices Fefthalten am bergebradten und be= 
ftehenden Recht trug wefentlich dazu bei, viele freie Grundbejiger zu erhalten, welde ihre Stans 
desrechte, ihre freie Gemeindeverfaffung, ihre Unmittelbarkeit unter Kaiſer und Reid und ihre 
Gerichte fefthielten. Der Vorfigende derfelben war immer noch der Graf, ein Beamter des 
Oberhaupts des Reichs, welcher vom Ende des 12. Jahrhunderts an, um ihn vor andern Gra= 
fen, weil er der Richter der Freigeborenen war, auszuzeichnen, Freigraf genannt wurde, ſowie 
die Schöffen Freifhöffen und die Gerichtsſprengel Breigrafihaften genannt wurden. Der Frei: 
graf wurde von Kaifer oder namens vejlelben von dem Herzog wit dem Gericht belehnt und 
richtete ald kaiſerlicher Richter unter Königsbann. Aber aud die rothe Erde blieb von der Flut 
der ſich herandrängenden Territorialgewalt nicht verfhont. Die Territorialherren ſuchten ihre 
Macht augzudehnen, und ed gelang ihnen, die ihrem Gebiet angehörenden Freigrafſchaften mit 
einem Abbhängigkeitöverhältniffe zu umſtricken; ſie braten es dahin, daß jie vom Kaijer mit 
der Grafſchaft ald fogenannte Stublherren, ald Gerichtsherren erblich belehnt wurden. In dies 
jem Sieg der Territorialgemwalt gingen die Rechte ver Freien immermehr unter; ihnen blieb 
von dem Hergebrachten fat nur noch das Beſitzthum des Faiferlihen Gerichts; dieſen legten 
Schag bewahrten fie fernerhin um fo forgfältiger. Fernerhin hielten jie an den alten Mal: 
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plägen ( Freiſtũhlen) Gericht. Den Vorſitzenden, den Breigrafen, hatte der Stuhlherr dem 
Reichsoberhaupt oder dem Herzog vorzuftellen, damit er von diefer oberften Macht den kaiſer— 
lichen Bann und das richterliche Recht unmittelbar empfange. Wollte der Stuhlherr ſelbſt ala 
Breigraf zu Gericht figen, jo mußte er auch für feine Berfon vom Kaifer ven Bann erhalten. 
&o erhielten ſich die Freigerichte als Faijerliche Gerichte und genoffen die Auszeihnung und 
alte Zuftändigfeiten derſelben. Sie übten ald folde nit nur die veinliche, ſondern auch bürger— 
lie Gerihtöbarfeit aus, zunächſt freilih nur über die zur Freigraffhaft gehörenden Freiftubl- 
güter und die darauf angefeffenen Kreien und deren Angehörige; aber in ihrer Eigenſchaft als 
faiferlide Gerichte lag ſchon die Anregung zur Erftrebung ihrer Zuftändigfeit über die Grenze 
ihres Sprengels hinaus. Die Freifhöffen erachteten fi für berufen, beftimmten Miffethaten 
gegenüber als Ankläger (Rüger) vor dem Freigericht aufzutreten, und bie Öffentlichen Zuftände 
luden fie dazu ein, ihre auch als Pflicht erkannte Befugniß, Anklage zu erheben, auf Verbrechen, 
welche außerhalb ihres Sprengeld begangen worden waren, und auf fremde Miffethäter aus— 
zudehnen, nämlid dann, wenn der zunächſt zuftändige Richter fein Amt nicht verwalten fonnte 
oder wollte. Denn die Faiferlihen Gerichte waren berufen, einzutreten, wenn es galt, das Recht 
zu pflegen. Diefer ihr Beruf wurde vom Kaifer, den Fürften des Reich und vom Volke aner— 
fannt (Landfriede vom Jahre 1438, $. 34). Zmar follte vie Gompetenz der Bemgerichte in 
bürgerliden Rechtsſachen ausgeſchloſſen fein, indeſſen ift die Geſchichte Urkunde, daß fie diefe 
Grenze nicht ginhielten, indem fie fidy einer Anbahnung bedienten. Wenn der Beklagte der mit 
Androhung einer Buße verbundenen Aufforderung bes Femgerichts, dem Kläger gerecht zu wer: 
den, nicht genügte, fo wurde diefer Troß zur Femwroge, und es eradhtete fih nun für befugt, 
gegen ihn einzufchreiten. Denkwürdig ift, daß die Femgerichte befonders Städte vor ihren bür— 
gerlichen Richterftuhl Iuden. So z0g im Jahre 1459 ein Batricier der Stadt Mülhaufen im 
Sundgau, der Altbürgermeifter Wagner, mit feiner Familie nach Weftfalen und rief gegen 
diefe die gerichtliche Hülfe an. Die Klage wurde zugelaffen und die Vorladung der Beklagten 
an die Grindel, d. h. an die Schlagbäume vor den Thoren geſteckt. Die Stadt erflärte die 
Ladung für unverbindlich, da fie nicht der zu Arndberg vorgenommenen Reformation des Fem— 
gerichts entſpreche; fie fei nicht durch einen Freiſchöffen over Freifron mit der Stuhl: und 
Freigrafenbüchſe (das Siegel enthaltend) überreicht worden; der „Königspfennig“ fei nicht bei= 
geſteckt, der Wächter nicht gerufen und fein Span vom Schlagbaum abgehauen worden. Un: 
geachtet dieſer Einrede wurde der Beſchluß gefaßt, ed gegenüber dem jo gewaltigen Gericht nicht 
darauf ankommen zu laffen. Namens der Stadt erjchien der Bürgermeifter Dagsperger mit 
einem Rathsherrn und dem GStadtfchreiber. Die zur Zahlung einer Entihädigung von 
10000 Fl. verurtheilte Stadt erhob bei dem Kaiſer Friedrich IH. Beſchwerde, und infolge Hier: 
von fam es zu ſchweren Eonflicten. Der genannte Beitrag zum jiebenten Bande der Mone’- 
ſchen Zeirfhrift führt unter ver Auffchrift „Broceffe an den Kreiftühlen 1416—29” mehrere 
Rechtsſtreite, veranlaft durch Klagen bei denſelben gegen die Stadt Speier, auf, indem er, die 
Erſcheinung erklärend, einleitend fih dahin äußert: „Meiftentheild wurden am Oberrhein die 
Städte verflagt, felten Dörfer. Da die Reichsſtädte das Privilegium hatten, vor fein auswär⸗ 
tige Gericht geladen zu werden, folange fie vor ihrem orbentlihen Stadtgeriht Recht gaben 
und nahmen, fo durften fie nur auswärts belangt werben, wenn fie dad Recht vermweigerten oder 
das Urtheil nicht vollzogen, oder fonft dem Kläger Hinderniffe in den Weg legten, moburd er 
nicht zu feinem Recht gelangen konnte. Auf foldye wirkliche oder angebliche Rechtsverletzungen 
wurden die Klagen an den Freiftüblen erhoben und von biefen angenommen. in häufiger An- 
laß folder Klagen waren die Grbfchaften; e8 mangelte nämlich der ftübtifchen Verwaltung die 
gehörige Vorſorge bei Sterbefällen für die Erbrechte ver Abweſenden, wodurch diefe nur mit 
Schwierigkeit und Berluft zudem Ihrigen gelangen konnten, weil das ftädtifche Gericht verſäumt 
hatte, ihr Erbtheil zu fihern. Es mag fein, daß man dabei auch die eingefeflenen Erben 
gegen die auswärtigen begimftigte ; denn eine ähnliche Begünftigung der perfönlichen Sicherheit 
fand in Mainz und Speier bei dem Bürgerrechte ſtatt, indem die Ginmohner, welche nicht zünf: 
tig wurden, aud) für ihre Berfon keinen obrigfeitlihen Schuß genoffen, ſondern ungeftraft mit 
Worten und Werfen beleidigtmwerden durften.” Der gedachte Beitrag zum 12. Bande des „Ober⸗ 
bairifchen Archiv“ handelt von einer Klage zweier Brüder gegen die falzburgifchen Städte 
Mühldorf und Tittmanning vor dem weftfälifchen Gericht. Der fünfte Band des von Wigand 
berausgegebenen „Archiv für die Geſchichte und Alterthumsfunde Weſtfalens“ gedenkt einer 
Proredur gegen die Stadt Paderborn. Im vierten Band des von Harpprecht herausgegebenen 
„Staatsarchiv des Reichskammergerichts“ findet ji die Beurfundung einer Civilrechtsſache, 
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wegen welcher die Stadt Reutlingen vor den Freiſtuhl in Medebach geladen wurde; Die Klage 
jenes Hand Witfilber gegen die Stadt Hain verfolgte ebenfalls einen Anſpruch (Entſchädigung) 

Der Beruf der Femgerichte, dafür einzuſtehen, daß die Miſſethat beſtraft werde, ging aus 
den öffentlichen Zuſtänden in Deutſchland im 13. und 14. Jahrhundert mit Nothwendigkeit 
hervor. In jener Zeit hatten die Strafgerichte mit vielen Schwierigkeiten zu kämpfen, beſon— 
ders mit der Schwierigkeit, des Angeklagten habhaft zu werden. Gr gab ver Ladung feine Folge, 
vertraute der eigenen Fauft, feiner feiten Burg, feinen Vaſallen, deren Beiftand er anſprechen 
£onnte, dem Scuge eines Mächtigen und verließ jich Darauf, daß er jich leicht Durch die Flucht 
dem Arm der Gerechtigkeit entziehen könne, da die Zerjpaltung in jo viele Territorien, welde 
die Nacheile erihwerte, diefe Rettung erleichterte. Selbft der Weg des Vorladenden war mit. 
Dornen beftreut; nicht jelten mußte er feinen Verfud mit den Leber büßen oder mit Wunden 
zahlen.. Bon Vergewaltigungen gegen das Gericht jelbft weiß die Geihichte viele Beijpiele auf: 
zuzäblen. Zwar hatten die Öerichte in vem Banne fheinbar ein Mittel gegen den Ungehor— 
famen. Der Anfläger und jeder, den dieſer aufrief, wurde dadurch ermächtigt, ihn gu ergreifen 
und vor Gericht zu bringen; bis dahin jollte ihm der öffentlihe Schug entzogen fein. Allein 
diefer Bann konnte die Grenze des Sprengeld des Gerichts oder auch des ganzen Territoriums 
nicht überjchreiten; jollte er das ganze Reich umfaſſen, To mußte ein kaiſerliches Geriht an- 
gerufen werden, damit es die Reichsacht (auch ſchlechthin Acht genannt) ausſpreche, deren näd- 
fier Zwed auf die Stellung des Angeklagten vor Gericht gerichtet war. Stellte er ſich nit, jo 
durfte jeder ihn greifen, um ihn vor Gericht zu bringen, Nah Jahr und Tag wurde über den 
Ungehorjamen die Oberacht oder Reichsoberacht mit ihren ſchweren Folgen verhängt. Bis es 
dazu kam, war dem durch die Acht Gewarnten Zeit genug gegeben, auf feine Sicherheit zu den- 
fen oder neue Verbrechen zu verüben. Aud; zeigte ſich dieſe extreme Mapregel nicht felten als 
unmirfjam. So waren z. B. viele Städte, Klöfter und Territorien mit dem kaiſerlichen Privi— 
legium ausgeftattet, eine Zeit lang Geächtete zu beherbergen und ihnen jo Sicherheit einzus 
räumen. Feſte Burgen boten Trog und mußten gebrochen wernen, wenn es überhaupt zur Ere— 
eution kam. Die Gewalt herrfchte vor dem Recht. Das Übel war längft erfannt, und es galt 
das Heilmittel zu bereiten. Da offenes Einfchreiten nicht genügte, jo mußte der dunkle Weg be: 
fchritten werden. Der Heimlichfeit bedurfte ed nicht gegen den Erſcheinenden, der fortbin vor 
öffentlihem Gericht ftand, wol aber gegen den lingehorjamen. Gegen ihn mußte das Urtheil 
im geheimen geſprochen und für deſſen VBollftrefung mußte in befonderer Weife gejorgt wer— 
den. Diejen Weg befchritten die Bemgerihte. Um das Ziel zu erreichen, wurde ein Dreifaches 
erfordert. Erjtend mußte das Urtheil gegen den Abweſenden in einer Sigung erlaffen werben, 
an welcher nur Eingeweihte, nur Schöffen theilnahmen. Das offene Gericht verwandelte ih in 
ein heimliches oder Stillgericht, nicht infofern, dab an geheimen Orten oder bei Nacht Gericht 
gehalten wurbe, indem vielmehr der allbefannte Malplag gewählt ward, ſondern nur injofern, 
ald blos Freiihöffen, die Wilfenden, ericheinen durften. So wurde die Achtung heimlich aus— 
geſprochen. Zweitens mußte diefer Ausſpruch ald Verurtheilung erfcheinen. Jeder, über den 
die Oberacht verhängt worden war, durfte ald vogelfrei getödtet werden; diefe Geflattung mußte 
in ein Gebot verwandelt werden, und bazu jchritten Die Femgerichte. So kannten dieje nur eine 
Strafe, die des Todes in der Form der Oberacht, der Verfemung. Der Vollzug wurde bewirkt 
durch den Strang, die „Wyd“, einen aus Weiden geflochtenen Strid; ibm diente der nächſte taug= 
lie Baum, Drittens bedurfte es der Sorge für dieſe Vollftrefung. Damals war es nicht an— 
ſtößig, das Werkzeug der Vollftredung einer Todesſtrafe zu fein, weil fie ein richterliher Act 
mar, und jo ertheilten die Femgerichte ihren Schöffen auch diefe Mifjion, ver leiter genügt 
werden fonnte, weil der Sprud vor dem Verurtheilten in ver Regel geheim gehalten wurde 
und der Nahrichter Beiftand fand.. Um nun für den Vollzug des Urtheils jo forgen zu fünnen, 
kam e8 zu dem Beichlufie, daß jeder Deutihe von gutem Rufe, ausgenommen der Körige, als 
Schöffe aufgenommen werden könne, wenn er ſich in Weitfalen dazu melde. Denn nur der auf 
der rothen Erde Stehende Eonnte zum Schöffen ernannt werben. In dem Grade, in weldem bie 
Gewalt und das Anjehen der Femgerichte flieg, drängten ji deutſche Männer zu dieſem Amte; 
fie fanden in diefer Stellung einen ſehr jhägbaren Schug, einen mächtigern, als ihnen der 
Kaiſer jelbit gewähren fonnte. Der Aufgenonmene fonnte ſich eine genaue Kenntniß des mäch— 
tigen Gerichtö aneignen; er fonnte vor demjelben als Ankläger und Vertreter eriheinen. Die 
Politik ver Freien Städte lief ie dafür bejorgt fein, daß ih unter den Gliedern ihres Natbe 
Freiſchöffen befanden, ſowie die Fürſten wünſchten, daß ihre Räthe es feien, auch ſich gern 
felbit in diefen Kreis aufnehmen liefen; ſelbſt deutſche Kaifer beſuchten die rothe Erde, um 
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Ad; dort wiſſend machen zu laſſen. So wurde Kaiſer Sigismund im Jahre 1429 am Frei— 
ſtuhl zu Dortmund unter die Wiffenden aufgenommen, Im 15. Jahrhundert zählte Deutſch— 
land Taufende von Freiſchöffen. 

In diefen Elementen, in der von den Schöffen übernommenen feierlichen Verpflichtung, als 
Ankläger bervorzutreten, in der Heimlichfeit des Verfahrens gegen Abweſende, in der beſondern 
Bedeutung dev Acht ald Strafurtbeil, in ver eidlihen Gelobung der Schöffen, für deſſen Volks 
ziehung nad) Kräften beforgt zu fein, und in ihrer Verbreitung über das ganze Deutſche Rei 
beitand der Charakter, die Stärke und Macht ver Femgerichte. Die Art ihres Verfahreng ent— 
ſprach dem, was die deutihen Gewohnheiten ausgebildet hatten und der Sadjenipiegel zeigt, 
jedoch mit einigen Abmweihungen. Sowie nur auf der rothen Erde Schöffen aufgenommen 
werden konnten ?), jo fonnte auch nur auf ihr Gericht gehalten werden. Als Kaijer Karl IV. im 
Jahre 1374 den Verfud machte, au in andern Theilen ded Reichs Femgerichte niederzufegen 
und den Bifhof von Hildesheim ermächtigte, zwei Freiſtühle zu errichten, erhob ſich ver Erz— 
biihof von Köln. Schon im Jahre 1180 war nad dem Falle Heinrich's des Löwen das Herzog: 
thum Engern und Weftfalen ein Beſitzthum des Erzſtifts Köln geworden, wodurch der Erz: 
biſchof mit den dortigen Femgerichten in Berührung fam. Derjelbe gewann nad) und nad) die 
oberite Stuhlherrihaft und nah Grlöfhung des Herzogthums die kaiſerliche Statthalter: 
ſchaft über alle Sreigerichte; er belehnte mit dem Bann im Namen des Kaiſers. Spwar es ſehr 
erflärlic, daß der mit folder Gewalt ausgeftattete Kirhenfürft ih jenem Verſuch des Kaijerd 
widerjegte, inden er ſich darauf bezog, daß nad) altem Braud und kaiſerlichen Brivilegien ſolche 
Sreiftühle allein der rotben Erde angehörten. Diefer Wivderftand vermodte auch den Kaijer, 
dem Biſchof jene Ermächtigung wieder zu entziehen. Die frühere Meinung, daß aud in andern 
Gauen von Deutjhland Femgerichte heimifh gemeien wären, eine Meinung, melde no 
von Zreiberg in feiner gedachten Schrift in Bezug auf Baiern tbeilte, haben fortihreitende For— 
ſchungen widerlegt. Anlaß dazu gab der Umſtand, daß aud no in andern Theilen von Deutich- 
land ji von der Landeshoheit unabhängige freie Gerichte erhalten hatten, melde gleichfalls 
Breigerichte genannt wurden und ihre Freigrafen und Freiihöffen hatten, ſowie der Umſtand, 
daß die Femſchöffen über das Reich verbreitet waren, und wenn drei von ihnen einen Schuldigen 
auf bandhafter That ertappten, fie befugt waren, ihn fofort zu richten, d. h. aufzufnüpfen, und 
(im 15. Jahrhundert) der Verſuch einiger Fürften, ihren Gerichten das Gepräge der Femge— 
richte aufzudrüden. Beifpiel: „das monitröje Gericht zu Gelle und Braunſchweig“, wie ſich 
MWigand in feiner Monographie S. 532 ausdrückt. Allerdings wurden oft von den weitfäli- 
Then Breigerihten auswärtige Rechtsſachen an naheſtehende Sreifhöffen zur Ausgleihung, zum 
Verſuch der Güte und zu ähnlichen Zwecken gewielen; aber ein eigentlihes Urtheil konnte nur 
aus dem Zauberfreife ver rothen Erde bervorgeben. 

Gehalten wurde das Gericht an den allbefannten Malplägen der einzelnen Freiftühle, deren 
es über hundert gab, unter der Dede des Himmeld. Die Zeit war der Tag zwiſchen 7 Uhr, 
morgens und dem Nahmittage. Das osnabrücker Rechtsbuch verordnet, es jolle gewartet wer— 
den, bi die Sonne auf dem Höhften geweſen wäre des Tages, bis in die dritte Uhr. Der Gela— 
dene wurde aufgefordert, zu rechter Tageszeit oder zu rechter Gerichtszeit Tages zu erſcheinen. 
Zumeilen wurde aud die Stunde bezeichnet. Nah altem Brauch mußten wenigſtens jieben 
Richter zu Gericht gen. Jenes osnabrücker Rechtsbuch beantwortet die Frage, mit wie vielen 
Freifhöffen der Freigraf den Stuhl und Bann befegen, fpannen un befleiden foll, vabin: „Ihr 
ſollt zu dem Mindeften fieben Freiihöffen oder Freie der Freigrafſchaft over fonft andere fieben 
Freiſchöffen bei euch jegen, die das Urtheil weiſen.“ Der borjigende war ein Freigraf, dieſer 
mußte ein Weſtfale fein; aber auch jeder Freie fonnte es jein, ſodaß die Geſchichte ſchlichte Landleute 
nennt, 3. B. Albert Swynde, Winede Paskendal, die zu den angejebenften und gefürchtetſten 
Vorügern gehörten. Vor dieien ftand ein Tiſch, bedeckt mit einem blanfen Schwert, beftimmt 
zur Eidesabnahme, und einem Strid aus Weiden, als Werkzeug zur Vollitredung des Urtheils. 
Zum Griheinen und zur Theilnahme am Urtbeile befugt war jeder Freigraf und Freiſchöffe. 
Ging das offene Ding in die heimliche Acht, in das Stillgeriht über, jo wurde an alle Anwe— 


3) Als Raifer Nuprecht von der Pfalz einmal vier Freigrafen in Heidelberg gegenüber darauf bins 
deutete, König Wenzel babe einmal einige Freiſchöffen ernannt, und fie fragte, wie man ſich zu Diefen 
halten folle. 10 entargneten fie, man möge fle fragen, wie und am weichen Stühlen ſie Schöffen geworden 
feren: finve fich, das fie es an feinem Stuhle geworden jeien, und ließen fie fih ın Weitfalen finden, 
fo würden fie forort nebenft werd.n. 
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fenden, mit Ausnahme jener, die Aufforderung gerichtet, ſich zurückzuziehen. Nicht nur der, 
weldyer fich hernach hinzudrängte, fondern jeder, ver überhaupt zum Hörer wurde, warb getötet, 
„an den nähften Baum, der an dem Freiftuhl gelegen iſt“, gehängt. 

Das Verfahren war bedingt durch die Anflage, alfo, im Gegenjage zu dem Inquifitions- 
proceffe, welder ven Richter zum erften Angriffe beruft und dazu aufforbert, für den Beweis der 
Schuld beforgt zu fein, das hergebrachte Anklageverfahren. Erſchien der Ankläger nit, jo 
wurde der Angeflagte fofort freigeiprodhen. Diefem mußte mit der Anklage der Name des An— 
Mägers, ver ein Freiſchöffe fein mußte, und der Gegenſtand der Ladung befannt gemacht werben. 

Bor allem kam es zur Erörterung der Brage, ob e8 fid von einer Femwroge, d. h. von einer 
Mifferhat handle, die der Zuftändigfeit des Gerichts angehöre. Als eine ſolche Miffethat wurde 
aber jeve Schuld angefehen, welche nad dem Begriff des Mittelalterd der Thejis nad) mit dem 
Tode bedroht war. War die Frage bejahend entjchieden worden, fo fam ed darauf an, ob der 
Angeklagte ein Freiihöffe oder ein Nichtwiſſender fei. Der erftere wurde vor die heimliche Adht 
geladen und zwar jhriftlih und unter dem Siegel des Freigrafen. Die Frift betrug ſechs Wo— 
den und brei Tage(die alte ſächſiſche Friſt). Die Ladung hatten zwei Freifhöffen zu beforgen. 
Wurde ihr nicht Folge geleiftet, fo Hatten vier Freiſchöffen die Ladung zu bewirken. Die Nicht— 
beachtung dieſer und der erften Ladung hatte ſchwere Geldbuße zur Folge, während an die pritte 
und legte Ladung, womit ſechs Schöffen und ein Freigraf beauftragt wurben, die Androhung 
gefnüpft wurde, daß beim Nichterjcheinen die legte ſchwere Sentenz, die höchſte Wette ausge: 
fprodyen werden würde. War der Angeflagte ein Freigraf, jo wurde er zum erften male von 
fieben Schöffen und zwei Freigrafen, zum andern male von vierzehn Schöffen und vier Frei— 
grafen, zum dritten male von einundzwanzig Freiſchöffen und ſieben Freigrafen vorgeladen. 
War ein Nichtwiflender der Angeklagte, fo mußte er vor dad offene Gericht geladen werden, das 
fich aber, wenn er nicht erſchien, durch Wegmeifung aller Nihtwiffenden in die heimliche Acht 
verwandelte. Die fhriftlihe Ladung mit gleicher Frift, welcher nur noch eine zweite folgen 
fonnte, beforgte ein Fronbote des Stuhls, wenn nicht zwei Freiſchöffen entjendet wurden. 
Konnte nicht ermittelt werben, wo der Angeklagte vermweilte, fo wurde die Ladung vierfach aus— 
gefertigt und je eine an vier Orten besjenigen Landes, das ihn vermuthlich beherbergte, auf 
Kreuzitraßen nach den vier Weltgegenden, unter Beilegung einer Königsmünze, angeheftet. 
War mit der Ladung Gefahr verbunden, was oft genug der Fall war, weil ver Gelavene e& ſich 
leicht gelüften ließ, feine Macht zur Vergewaltigung des Ladenven zu misbrauden, um venfelben 
zu hindern, feiner Miffion zu genügen, jo fonnte die Ladung aud in der Nacht geſchehen, indem 
der Brief an das Thor der Burg, der Stadt u. |. w., mo der Geladene verweilte, geheftet wurde. 
ALS Kaifer Ruprecht Freigrafen wegen ihres Verfahrens vernehmen ließ, fo gaben fiean: „Sitzt 
der Angeklagte auf einem Schloß, darein man ohne Sorge und Abenteuer nicht kommen möchte, 
fo mögen die Schöffen, die ihn heifhen wollen, eined Nachts, oder wann e8 ihnen fügt, vor das 
Schloß reiten oder gehen und aus dem Rennbaum oder Riegel drei Späne hauen und die 
Stüde behalten zum Gezeugniß, und den Ladungsbrief in die Kerben oder Grindel fteden und 
dem Burgwächter zurufen, fie hätten einen Königsbrief in den Grinvel geſteckt und eine lirfunde 
mit ji genommen, und er jolle dem, der in der Burg ift, jagen, daß er ſeines Rechtstags warte 
an dem freien Stuhl bei ven höchſten Rechten und des Kaijerd Bann. In einem Ball konnten 
auch die Freiſchöffen bezüglich der Ladung mie ein Unwiffender behandelt werben, indem dieſe 
nur einmal erlaſſen wurde, nämlih dann, wenn fie, wie ſich jened osnabrüder Rechtöbuch 
ausdrückt, „die des heiligen Reichs, freien Gerichts und der heimlichen Acht Boten und Botſchaft 
irrten, hinderten, oder widerſtehen wollten und diefe ihr Weſen der freien Gerichte und der beim= 
lichen Acht nicht handhaben, handeln noch thun laflen wollten”. Denn dann hätten fie ihre 
Freifhöffenfreiheit verbrodhen, und man dürfe fie nicht vorbieten wie einen andern Freifchöffen, 
fondern man folle ihnen einen Königstag ftellen, und wenn der Beladene nicht erfcheine, fo folle 

man über ihn richten nach Sagung der geheimen Acht, wie über einen unwiffenden Mann. 
j Erſchien der Geladene oder zum legten male Geladene nicht, jo reproducirte ver Anfläger 
die Klage und wies nad, daß die Ladung gefhehen fei. Dann rief der Vorfigende den Ange— 
klagten noch einmal mit Namen und Zunamen auf und fragte, ob jemand für ihn auftreten und 
ihn vertheidigen wolle. Nachdem nun der Anfläger die Ertheilung des Spruchs beantragt hatte, 
wurde er aufgefordert, die Klage zu beweifen, wozu es des eigentlihen Zeugenbeweifes nicht 
bedurfte; entſcheidend war das befhworene Wort des Anklägers, wenn andere ehrenhafte 
Männer durd ihren Eid deſſen Ehrenhaftigkeit und volle Glaubwürdigkeit befräftigten (Eides— 
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helfer),*) Der Ankläger Hatte den abwefenden Angeklagten, bloß, zu überfiehnen,, indem er, 
fnieend die zwei Finger der rechten Hand auf dad blanke Schwert legend, eidlich betheuerte der 
felbe ſei ſchuldig, und dann ſechs Freiſchoöffen eidlich — der Ankläger ſchwoͤre rein; 
Dieſe in Beweiſe der Wahrheit der Auflage folgte das Urtheil. Der Freigraf erhob 28 ver⸗ 
femte den Schuldigen: „Ich, verfeme ihn und ſehze ihm hin nah Sagung, der heimlichen Acht, 
und weibe feinen Hals dem Stride, feinen Leichnam ven Thieren und Vögeln in der Luft, ihn 
zu verzehren, und befehle feine Seele Gott im Himmel in feine Gewalt, wenn er jie zu fih neh— 
men will, und jege fein Leben und Gut ledig; fein Weib ſoll Witwe, feine Kinder Waifen 
fein.” Diefem Sprud folgte die Anordnung der Vollſtreckung deffelben. Der Freigraf forderte 
alle Freigrafen und Freiiböffen auf, „ſobald fie den verfenten Mann befonmen, daß. jie ihn 
hängen follen an den nächſten Baum, den jie haben mögen, nad aller ihrer Macht und Kraft”. 
Dem Anfläger wurde die Urkunde des Urtheild, verjehen mit dem Siegel des Freigrafen, mei— 
ftend mit der Weifung an alle Freifhöffen, ihn zu unterflügen, zu dem Zwed eingehändigt, um 
fi diefen gegenüber auszuweiſen. Denn dieje waren gehalten, ven Verurtheilten zu ergreifen 
und zu richten, d. h. hinzurichten. Als Zeichen, daß er von der heiligen Feme gerichtet worden 
fei, diente ein in den Baum geſtecktes Meffer. Für die Förderung ihrer Mifjion diente den Frei— 
ihöffen eine geheime Lofung, an welder jie jih gegenfeitig erkannten und welde zugleid daß, 
Mittel war, um den Nihrwillenden, der ſich etwa in das Gericht eindrängte, zu erfennen. Der 
Verrath diefer Loſung wurde mit dem Tode beftraft. 

Erſchien der Geladene und war er ein Nichtwiſſender, fo fand er ein offenes Geridt. Be— 
fannte er feine Schuld, jo wurde er fofort zum Tode verurtheilt und hingerichtet; ftellte er fir in 
Abrebe, jo mußte er dieſes und mit Beihülfe von Eideöhelfern eidlich thun. Indeſſen ſtauden ihm 
aud andere Beweismittel zu Gebote, befonderd dann, wenn er das Außere der That zwar zuge⸗ 
ftand, aber damit die Angabe verband, daß ed an der innern Schuld fehle, 5. B. Nothwehr vor⸗ 
ſchützte. Auch fonnte ein Procurator für den Angeklagten erſcheinen und für ihn handeln, 

Erſchien ver Geladene und war er ein Wiſſender, fo war, wie bemerkt, das Verfahren ein 
geheimes. War er der Schuld geftändig, fo erfolgte fofort das Todedurtheil und deſſen Boll: 
ftredung. Im entgegengefegten Fall hatte er ſich durch einen Eid zu reinigen, indem er, eine 
Bevorzugung, der Beihülfe von Giveshelfern nicht bedurfte. Später fonnte er aber durch drei 
ide, den des Anflägerd und zweier Eideshelfer veijelben, überwunden werden. 

Handelte es jih von einer handhaften That, d. h. wurde ver Schulpige von wenigftend drei 
Schöffen entweder auf der That felbft oder mit zu derjelben benugten Werkzeugen ober mit dem, 
was er jih dadurch angeeignet hatte, jo betreten, daß er dadurch als Thäter bezeichnet wurde, 
ober legte er jofort ein Schuldbekenntniß ab, jo war das Verfahren ein höchſt raſches. Er wurbe 
fofort von den Schöffen gerichtet und an dem nächften tauglichen Baum aufgefnüpft. 
Freilich führte aud eine folde ausgedehnte Gemalt über das höchſte Gut zu Ausfhreitungen 
und Misbräuden. Schon im 14. Jahrhundert feinen jih Klagen erhoben zu haben. Nach 
einer überlieferten Urkunde ermächtigte Kaiſer Karl IV. im Jahre 1353 den Erzbiſchof von 
Köln, die von den Freigerichten VBerurtheilten oder Verfemten zu begnadigen und in Ehre und 
Recht wieder einzufegen. Im folgenden Jahrhundert mußten die Generalfapitel der Femge— 
richte felbft das Beftehen von Gebrechen anerkennen, was die fogenannte arnsberger Reforma= 
tion hervorrief. Ein von Wigand in feiner Monographie mitgetheiltes Protokoll des General: 
fapiteld zu Arndberg vom Jahre 1490 zählte eine Reihe von Misbräuchen auf; ed rügte, daß 
viele Freigrafen gegen Bezahlung Schöffen ernennten und fie ohne Beachtung der vorgeſchrie— 
benen Gebräude aufnähmen, daß die Schöffen fi viel auf den Suff legten und oft trunfen 
wären; es hob hervor, daß der Kaiſer dem Erzbiſchof von Köln vorgeworfen habe, hier und 
dort feien Unfhuldige aufgefnüpft worden. So kam ed, daß die Femgerichte, zur Zeit, da ein 
dringende8 Bedürfniß ſprach, die Beihüger des Rechts und des Unterbrüdten, die mächtige 
Waffe gegen ÜIbermutb und rohe Gewalt, nad und nad) ji in das Gegentheil verwandelten. 
Die Gedichte lehrt, wie leicht die Gewalt zur Überfhreitung führt. Die Stimme des Volkes 
erhob Klagen. Fürften und Städte verbanvden fih zu Schug und Trug. Bereits oben ift des 
femgerichtlichen Verfahrens gegen. die Stadt Mühlhaufen im Sundgau im Jabre 1490 gedacht 
worden, Im zweitfolgenden Jahre ſchloſſen weltliche und geiftliche Fürſten und Städte zu 





4) Sachße, Das Beweisverfahren nach deutfchem, mit Berüdfichtigung verwandter Rechte des Mits 
telalters (Erlangen 1855), ©. 23 fg. 
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Schlettſtadt einen Bund, an welchem ſich dev Kurfürſt Friedrich von der Pfalz, der Biſchof 
von Strasburg, der Erzherzog Albrecht von Oſterreich, der Markgraf Karl von Baden u. ſ. m., 
ſowie viele Städte, Mühlhaufen, Stradburg, Bafel, Hagenau, Kolmar, Schlettſtadt, Weiffen- 
burg, Offenburg, Gengenbach, Breiburg, Zell, Breifah, Endingen u. f. w., betheiligten. 
Diejer Bund war darauf berechnet, den Kemgerichten feine Gewalt mehr einzuräumen, die eige: 
nen Gerichte walten zu laffen und alle Eingriffe mit gemeinfamen Kräften abzuwehren. Reiche: 
ftände wendeten ſich, freilih aud in particulariftifcher Tendenz, an den Kaifer, um für fih und 
ihre Unterthanen Privilegien gegen bie Zuftändigfeit ver Femgerichte zu erlangen, und erreichten 
ihre Abjicht. Immer überflüffiger wurden diefe infolge der Sorge für Rechtsſicherheit, der Auf: 
richtung des Ewigen Landfriedens und der peinlihen Geſetzgebung Karl's V. (Carolina), der 
Berbeflerung ver Rechtspflege und ver Einſetzung eines oberften Gerichts, des Reihsfammer: 
gericht, das, wie ih Wigand in jener Mittheilung: „Das Reichskammergericht und die weſt— 
fälifchen Femgerichte“, ausdrückt, „ich natürlich gleih anfangs als gefeglicher, geordneter, kaiſer— 
liher Gerichtshof, in welchem die neue Jurisprudenz bald Eingang fand, feindfelig jenen Frei: 
gerichten gegenüberftellte”. Die Zahl der Wiſſenden jenfeit ver rotben Erbe nahm ab, wodurch 
die Wirkfamkeit ver Kemgerichte gelähmt wurde. In Weftfalen jelbft wurden fie durch die Aus: 
bildung und Ausdehnung der Landeshoheit zurüdgebrängt; die Freiftühle, deren Stuhlherren 
die Landesherrn felbft waren, wurden in landesherrliche Gerichte verwandelt; die Zuſtändig— 
feit ſchrumpfte zufammen, die Verfügung der Todesitrafe fam außer bung, ſodaß, ald fie z. B. 
im Jahre 1582 in Münfter über einen Ehebrecher verhängt wurde, dieſe Feſthaltung des Rechts 
auf Leben und Todein mächtiges Auffehen erregte und das dortige Domkapitel Einſprache erhob. 
Hier und dort wurden einzelne Femgerichte ausprüdlih aufgehoben. Eine Verorpnung des 
Grafen von Rietberg vom Jahre 1698 9) enthielt einen ſolchen Beſchluß, der auch damit moti- 
virt wurde, daß ohnehin faft in allen benachbarten Landen das freie Stuhlgericht, wodurd den 
Unterthanen nur größere Koften und mehr Laft aufgebürdet werde, aufgehoben worden sei. 
Im Fürſtenthum Paderborn murde dazu im Jahre 1763 gefhritten. Das philofophifdhe Jahr: 
hundert, wie man dad achtzehnte gern nannte, hörte nur noch Nachklänge und fah nur noch 
Trümmer des einft ftolgen Gebäubes, welche ich bis über die Schwelle des neunzehnten erhielten, 
um dann gänzlich zu zerfallen. Der Fremdherrſchaft ded Königs Hieronymus von Weftfalen 
war es vorbehalten, die legten Eckſteine umzuftürzen, ohne daß fie im Stande war; die, welche 
fih noch als Wiffende anjahen, zur Überzeugung zu führen, daß nichts mehr zu wiſſen jei. 
Wigand berichtet ©. 525 feiner Monographie: „Im ehemaligen Breigerihtsbezirk von Gahmen 
leben no mehrere Freibankbauern, melde den Freiſchöffeneid geſchworen haben und auch jegt 
noch nach gänzlich geänderter Verfaffung und Zeit dad Geheimniß nicht verrathen wollen.“ 
Bor etlihen und zwanzig Jahren ftarb der legte Freigraf und nahm das Geheimniß der Loſung 
mit in feinen Sarg. Nichts ift mehr übrig ald die beiden Lindenbäume bei Dortmund, melde 
den Freiſtuhl beichatteten, umd der Tifch deffelben. Beides zeigt die Vignette auf dem Titelblatt 
der Schrift von Freiligrath: „Das malerifhe und romantifhe Weftfalen.” Daber heißt es 
auch in deſſen Gedicht: „Freiſtuhl zu Dortmund ”: 

Dies find die Linden — beide morſch und alt! 

Rechts die zerbarit; fie Flafft mit jähem Spalt 

Auf von der Wurzel Bis zur Splitterhaube, 

Weit aber greift fie mit den ten aus; 

Faft wie die Schweiter prangt fie grün und fraus 

Und ſchmückt die Stirn mit frühlingsfrifchem Laube. 

Dies ift der Tifch; — hart unterm Lindenpaar 

Erhebt er fich; — du kannſt des Reiches Aar 

Zur Stunde noch auf feiner Platte fchauen. 

Der Stadt des Reiches flog fein Adler vor, 

Hier auf dem Tifche, dort auch überm Thor 

Und in den Kirchen weift er feine Klauen. 

Ph. Bopp. 
Feſte, Feſtſpiele, Volksfeſte, griechifche, deutfche, englifhe. 1. Feſte — Hochzeiten 

nad ihrem jhönen altdeutihen Namen — find die Blütezeiten, die Erfriſchungs-, Bereinis 
gungs- und Weihezeiten des menſchlichen Lebens. Der Menſch ift feine Maſchine; um fo weni: 





vr — * Geſchichte und Alterthumsfunde Weſtfalens, herausgegeben von Wigand (1830 fg.), 
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ger, je mehr er ſich ſeiner höhern Beſtimmung nähert. Das Leben der Einzelnen, der Völker 
ift fein Mechanismus und foll fein thieriſches Keben fein. Sie find nicht beftimmt, in ftumpfer 
Gleichgültigkeit mehanifh ein äußerliches Tagewerk zu vollbringen und in deflen ermüdender 
Anftrengung, Einförmigfeit und Vereinzelung den frifchen lebendfräftigen Aufſchwung des 
Beiftes und Gemüths zu erſticken. „Und Gott fah an alles, was er gemacht hatte, und fiehe da, 
ed war fehr gut — und er ruhte am flebenten Tage von allen feinen Werfen und jegnete den 
fiebenten Tag und heiligte ihn‘ (1. Mof. 1, 31 fg.). Mit diefen Worten weihte ſchon die ältefte 
Urkunde des Menſchengeſchlechts unfere allgemeinften Befttage. 

In der froben Theilnahme an ſchönen und guten feftlichen Feierlichkeiten und Feſtſpielen 
wird Stärfung und neue Lebendfraft für die ermüdenden und niederprüdenden Geihäfte und 
Sorgen des täglichen Lebens, wird eine mohltbätige Erholung und Erfriihung des Körpers, 
des Geiſtes, des Gemüths gewonnen. Es fann, wenn, wie bei ven Griechen und Römern 
und unfern deutfchen Vorfahren, gumnaftifche und Eriegerifche Spiele und Wettfämpfe mit ven 
Beften verbunden werden, die Gejundheit und Ausbildung des Körpers und feiner Kräfte, e8 
fann Muth, Wehrkraft, männliche Entfchloffenheit gefördert werben. Aud für die geiftigen- 
Kräfte, für Scharfiinn, ſchnelle Auffaffungs: und Erfindungsgabe, für Phantafie und Gefühl 
und für den Sinn des Schönen, überhaupt für die ganze geiftige und gemütliche Ausbildung 
der Menſchen und Völker wirken die glüdfihe Erholung und Erhebung der feftlihen Beier und 
ſchöne und gute Feſtſpiele außerordentlich heilfam. "E38 können durch Fefte, wenn zugleich, wie es 
jein foll und ebenfall& bei den Alten und unfern deutfchen Vorfahren der Fall war, die feitlihen 
Freuden höhern Ideen ſich unterordnen, wenn Kunft und Poeſie, wenn geiftige und fünftlerijche 
Feftiyiele und Weitkämpfe fih damit verbinden, die religiöfe und vaterländifhe Geſinnung 
ebenfo wie auch die Poeſie und Kunft felbft weſentlich gefördert werden. Es kann foldergeftalt 
durch fie für Religion und Vaterland, für die Erfüllung religiöfer und politifher Pflichten 
mehr ald dur andere Mittel praktifch gewirkt werden. Es kann für fie die anregende und be= 
geifternde mutbige Thatkraft, die innige Verbrüberung, die heiligende Weihe begründet wer- 
den. Sie alle und das Gute jelbft werben ja nicht durch todte Worte und Regeln und nicht 
durch Die verneinenden, unterdrüdenden Mittel des Verbots und des Tadels, des Zwangs und 
der Strafe wahrhaft lebendig. Sie werden nur durch Freude und Liebe und in ven Hochzeiten 
des Lebens gezeugt und nur durch die Befriedigung oder die angemeflene Belohnung ber eveln 
Triebe und Beftrebungen gefräftigt und lebendig erhalten. Weftliche Freuden find aber in der 
That ded Volkes Belohnung für feine verbienftlihen Beſtrebungen. Der evelfte Lohn für dieſe 
beſteht in dem froben Gefühl und Bewußtwerden derfelben und ihrer jiegreichen Erfolge. Selbſt 
Krankheiten und Verfehrtbeiten werden größtentbeils wirffamer durch edle, geſunde, pofitive 
Lebendfräfte ausgeſchloſſen und befiegt ald durch die negativen Mittel ded Zwangs und ber 
Strafe. Und auch ald nothwendige Heilmittel wirken ſelbſt diefe leßtern nur durch die guten 
Lebensfräfte und ald Unterdrückung oder Entfernung ihrer Hemmungen und Störungen. Aud 
eine mirffamere ftrafende Ausfcheidung des Verkehrten, ein wirffameres Sitten und Ehren= 
gericht läßt ſich nicht denken, ald wenn durch das freie Urtheil der Mitbürger und Standesge— 
noflen alle Unwürdigen von der Beftgemeinfhaft ausgefchloflen werben. 

Sowie aber für das Gute und Große felbft, fo ift auch für die Vereinigung zu feiner Her— 
vorbringung nichts weſentlicher als die in Gemeinſchaft lebendig gefühlte Liebe und Begeifterung, 
als ihre feftlihe Anregung und ihre Kräftigung durd die Sympathie, durch das feftlihe Zu— 
fammenftimmen der Gefühle, Gedanfen, Gefinnungen. 

Mit einem Worte alfo: tüchtige Volksfeſte find für die Geſundheit und Kraft, für Lebens— 
freude und Glüd, für die Bildung und Tugend, für die fittliche und patriotifhe Tüchtigkeit der 
Völker gleich wichtig. 

Nichts beurfundet daher mehr den Mangel tieferer Einfiht in die Menſchen- und Volks— 
erziehung, den Mangel an wahrer politifher Bildung bei einem Theile der neuern Beamten, 
nichts mehr ihre dürftige, mechaniſche und niedrige Anfiht von dem Leben der Menſchen und 
Völker und ihre flumpfe Gleihgültigkeit gegen die Lebensfreude und edlere Bildung, gegen die 
würdigften Rechte und Freiheiten ihrer Mitbürger, ald dad, daß fie jo häufig die hohe Bedeu— 
tung der Feſte verfennen, daß fie diefelben anfeinden, jie immermebhr verftümmeln und aus— 
votten möchten. Und in welchem Lichte ſtellt nicht eine ſolche falſche Beſtrebung, vielleiht un— 
abfichtlih, die Regierung und Verfaffung dar! Wie müßten beide befchaffen fein, wenn fie 
freie Volksfeſte, wenn jie die freie Entwicelung und die freie Sprache der edelſten Kräfte, Freu— 
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ven, Gejinnungen ihres Volkes’ zu fürchten hätten, wenn fie argwöhniſch und despotiſch das 
natürlichfte Mecht des Volkes auf diefe reihe Duelle des Glücks wie der Tüchtigkeit unterdrücken 
wollten! Müßten jie ed oder wollten jie es, fo wäre auf gleiche Weife ihr Urtheil geſprochen. 

U. Was wirkten nicht in Griechenland die Volksfeſte, Feſtgemeinſchaften und Feitipiele 
ſchon feit ven eftvereinen und Amphiktyonien des heroifhen Zeitalter! Was wirkten nicht alle 
Diefe zahlreichen Fefte der einzelnen Stämme und Staaten, wie die attiſchen Panathenäen und 
Die allgemeinen Nationalfefte und Beftipiele, wie bie olympischen, iſthmiſchen, pythiſchen, nemäi— 
ihen! Ohne ihre Volksfeſte wären die Griechen nicht Griechen geworden. Nimmermehr hätte 
ohne fie das helleniſche Volksleben ſich zu jo veiher Herrlichkeit und Blüte entfalten, nimmer⸗ 
mehr helleniſche Bildung, Poeſie, Kunft und Wiſſenſchaft diefe äußerlich fortwirkende, diefe die 
ganze Menfchheit veredelnde Kraft und Tüchtigkeit erlangen können. Alle diefe Blüten und 
Früchte wurden größtentheild unter dem beitern, belebenden Sonnenſchein griehifher Feſt— 
freude hervorgelodt und entwickelt. Sie entblühten diefen herrlichen Volksfeſten, in melden 
nteiftend, wie in den Frühlings- und Herbfiveriammlungen der Amphiktvonen zu Delphi und 
Ihermopylä, religiöfe Feier, freie politiihe Verhandlungen und Reden in ver Volfsverfamm: 
lung, poetifhe und Eünftlerifche, muſikaliſche und gymnaſtiſche Spiele und Wettfämpfe ſich ver: 
einten, um bald den Ernſt dur Freude, Spiel und Kunft zu verberrlihen und zu erheitern, 
bald vie Freude und den Genuß durch den Ernit, durch religiöje und patriotiſche Ideen und 
Gefühle, durch poetifhe und künſtleriſche Auffaflungen zu veredeln und zu weihen, um alle 
Kräfte für das Gute und Schöne zu weden, zu bilden, zu vereinigen. Auf ſolche Weife und bei 
der allgemeinen begeifterten Theilnahme war ed möglich, eine Vollkommenheit und einen Neid: 
thum menſchlicher Gultur zu erzeugen und zum froh empfundenen Gemeingut des ganzen Volkes 
zu machen, wie ed die Welt nur einmal ſah. Faſt alle griechiſche Poeſie, die Heldengejänge 
Homer's oder der homeriſchen Rhapſoden, die Pindarifchen Oden, des Afchylos und Sophokles 
Tragödien, die reiche griechiſche Komödie, zum großen Theile ſelbſt Malerei und bildende Kunſt, 
die mujifaltiche und gymnaſtiſche Ausbildung, ja ſelbſt die Meiſterwerke griechiſcher Geſchicht⸗ 
ſchreibung ſowie der Beredſauikeit verdankten, nit etwa blos mittelbar durch den Aufſchwung 
des großartigen Natiomalgeifted, durch die allgemeine Bildung und Emvfänglichkeit des Volkes, 
ven Öffentlichen Feften die wirkſamſte Anregung, die evelften Lebenskräfte: jie entftanden ſelbſt 
unmittelbar zur Verherrlichung diefer Volköfefte und für die volföfeftlihen Darftelungen und 
Wettkämpfe auch in den edelften und höchſten Leitungen menſchlicher Schöpfungskraft. Die 
feftlihe Volksverfammiung war für fie alle die Wertbahn und die öffentliche Bühne. Hier fuchte 
und fand jegliche Kunft und Tüchtigkeit nicht Brot oder gemeine Bezahlung, jondern den wah: 
zen erbebenden Lohn, Ruhm, Siegedfreude und frendige Beiftimmung des Baterlandes. Der 
mit feinen begeifternden Beifall gekrönte Vortrag felbft des meiſterlichen Geſchichtswerks weckte 
und fpornte ebenso den wetteifernden Nachfolger wie die ſieggekrönte Darftellung des Dramas, 
wie der Sieg im Wettgefang ober in anderm Fünftleriihen und gymnaſtiſchen Wettkampfe. 
Die herrlihften Statuen der Bildhauer und Pindariihe Siegeögefänge belohnten felbft den 
Sieger in den gumnaftifchen Ubungen des Discus- oder Wurfſpießwerfens, des Raufens, 
Ringens oder des Fauſtkampfs. Mit freudigem Stolze bereitete meift dem zurückkehrenden 
Sieger jeine beſondere Vaterſtadt feftlihen Empfang und noch neue Triumphe. Allgemein ver: 
breitere ſich ſo im Wolke vie Begeifterung für bad Schöne und Tüchtige, die Mitfreude an dem 
Siege der Wettkämpfenden. Sogar mit ver Wahl zum Felvheren lohnten die Athener dem 
Sophofles die Aufführung feiner Antigone. Den Künftlern, welche im Wettftveite ven Preis 
. gervannen, bewilligten fie die ehrenvolle Öffentliche Speifung in ihrem Protaneum. Dem Maler 
Volygnotos decretirten die Amphiktyonen freie Bewirthung in allen bundsgenöffifchen Volks: 
gemeinden. Selbft Bürgertugend jeder Art fand in den Feſtverſammlungen ihre ebrende Aner: 
fennung. Die Athener befränzten an den Banathenäen ihre verdienten Bürger: 

Insbeſondere auch die für körperliche Entwickelung, Schönheit und Geſundheit, für männ: 
liche und Eriegerifche Tüchtigfeit wie für die bildende Kunft, überhaupt für die alljeitige harmo— 
nifche Ausbildung jo wefentlihe Bolltommenheit in der Gymnaſtik verdanften die Griechen 
vorzugsmeife den Feſten. Durch vie wörtliche Anempfehlung wegen ihrer Nützlichkeit, jo löblich 
und nothmwendig diefe au fein mag, wird aud jie wol nie in einiger Vollfonmenpeit in das 
Xeben gerufen oder in denjelben erhalten werden. Alles, was tüchtig, was mit Kiebe getrieben 
und gepflegt werden foll, muß ſich mit höhern Ideen und Zweden verbinden, muß mit Freude, 
muf mit der Begeifterung eines edeln Ehrgeizes, des Wetteifers und der algemeinen Theil— 
nahme getrieben werden. Griechiſche Knaben, Sünglinge ung Männer betrieben die gymnaſti— 


Feſte 341 


ſchen Übungen und Wettkämpfe aller Art, um ihre Volksfeſte durch möglichſt vollfommene Dar- 
ftellungen zu verherrlihen, um ihr verfanmeltes Volk dadurch zu ergögen und um vor jeinen 
Augen in den Wett: und Kampffpielen ven Siegerfranz zu erringen. Diefer Höhere Gedanke 
befeelte ſchon die Kämpfe und Spiele der Jugend, deren Wichtigkeit für die bürgerliche Ausbil- 
dung Plato (De leg., VII, 779) fo tief und richtig mürbigte. 

So ſehr aber lebten die Griechen bie heitern Fefte, Spiele und Wettfänpfe, daß jle die 
Götter als deren Stifter und als Freunde verjelben (prkonalyp.oveg) priefen und jie durch die— 
felben zu ehren glaubten. Ohne Berherrlihung durd Spiel und Gefang wurde bei ihnen au 
nicht das fleinfte Feſtmahl genoffen. Beſonders aber wurde diefe heitere Feftluft und vie höhere 
Bedeutung der Feſte erhalten durd die ausgedehnte politifche Freiheit. Windelmann leitete 
felbft die unerreihte Meiſterſchaft der Griechen in der bildenden Kunft von ihrer Vol£sfreiheit 
ab. Und diefem widerfpricht es aud) keineswegs, wenn die in der Freiheit bereits gepflanzte 
edlere entwickelte fünftlerifche Bildung unter der Herrichaft einzelner Ufurpatoren, melde, wie 
die der Piliftrativen, auch meift noch jehr große Freiheit übrig ließ, hervortrat und ſich thätig 
zeigte. Nody weit weniger aber hätten die bedeutungsvollen reihen griechiſchen Volksfeſte ſich 
entwideln fönnen ohne den patriotifchen Gemeingeift und ohne die politifche Freiheit für deſſen 
Entwicelung und ungehemmte, ungebrüdte Außerung. Nur dadurd, daß die Gefammtheit 
der Bürger, wie die Freiheit, jo auch die Kunft und den Ruhm des fiegenden Mitbürgerd als 
ihr Gemeingut fühlte und mit freiem, thätigem Streben daran theilnahm, konnie griechiſche 
Kunft, konnte griechiſche Feſtfreude erblühen. 

So wie Freiheit und patriotiicher Gemeingeift, jo begründete zugleich die große Ausdehnung 
der thätigen Theilnahme ver freien Bürger an diejen Feften und Spielen, an ven Verſamm— 
tungen und Abſtimmungen der Bolfdgemeinde, an irgendeinem Theile wenigſtens ber Öffent- 
lichen Spiele und Wettkämpfe, an den Chören, Gefüngen und Tänzen fehr natürlich eine viel 
befebendere Wirkung, ald unfer heutiges, meift unthätiged Zufchauen und Zuhören je begrün= 
den fönnten. Auch der Wetteifer der verſchiedenen Volksſtämme und Staaten, deren Bürger 
entmwerer in Gemeinſchaft das Feft veranftalteten oder ald Gäſte in großen Feſtzügen den gaft- 
freundlich verbundenen Staat befuchten, welcher das Feft gab, erhöhte natürlich gar jehr vie 
Theilnahme an den Feten und Feſtſpielen. Ebenfo wirkten aber audy dieje Befte, vorzüglich die 
Nationalfefte, mehr wie faum irgendetwas anderes, als ein wohlthätiges Band unter den ein= 
zelnen, font leider allzu fehr getrennten griebiihen Staaten. Sie vorzüglich erhielten die 
Gemeinjhaftlichkeit griehifher Nationalität und Bildung. Sie waren in diefer Beziehung fo 
heilſam, daß fogar die ſpätern Schriftfteller (Dionyjius von Halikarnaß, IV, 45) glaubten, 
Die Natiomnifefte feien für diefen Zwed urſprünglich eingejegt worden. 

Wie für Bildung und Kunft, für patriotijhe und nationale Gefinnung, jo wirkten die 
griechiichen Volköfefte überhaupt für Humanität und Tüchtigkeit jeder Art, ſchon dadurch, daß 
diejelben Hier Öffentliche Anerfennung und Achtung fanden. Gäfte wurden bei den Beten mit 
Freude gefeben und gaftlich aufgenommen, Gefangene genoffen an ven Panathenäen ihre Frei— 
heit. Kein Frevel aber, fein Frevler und fein Ehrlofer durften jie befleden. Sie durften der 
Natur der Sache nah und nad ausdrücklichen Feftgefegen vor diefem freien Sittengerichte ver 
freien Nationalmeinung nicht zu erſcheinen wagen. Auch war in ben beflern Zeiten die Zucht 
bei den Öffentlichen Feiten und Spielen hinlänglich ftreng (Thucydides, 5, 49, 50). Als freilich 
die griechifche Freiheit und Sittlihfeit durch mehrere urfprüngliche und unheilbare Gebrechen 
ver religiöjen und politiihen Grundlagen ihres Lebens zu Grunde gingen, da mußten aud) die 
Volksfeſte ihre edlere Geftalt verlieren und mehr und mehr nur den jinnlihen Genüffen dienen. 

II. Auch bei ven Deutichen fehlte e8 Früher an frohen Volköfeſten und tüchtigen Feſtſpielen 
und Wettfämpfen nicht. Den älteften Deutfchen waren, wie ſchon Tacitus erzählt, kühne Kampf- 
und Waffenfpiele an ihren zahlreihen Feften beliebt. 2) Sie blieben auch bei ven Feſten der 
fränfifchen Könige in Ehren, wurben vorzüglich als Rampfipiele zu Pferde, welche nad Cäſar 
fhon die alten Sueven und nad) Tacitus aud die Tenkterer liebten, von Heinrich I. neu ges 
orbnet?) und jpäter in den Übungs und Kampfſpielen der Turniere eigenthümlich ausge— 





1) Taeitus Germ., 24: „Nudi juvenes, quibus id ludricum est, inter gladios se atque in- 
festas frameas saltu jaciunt. Exereitatio artem paravit, ars decorem; non in quaestum famen 
aut mercedem, quamvis audacis laseiviae pretium est voluptas spertantium‘ (f. auch Tacit. 32, 
39, 40, und Caesar de bell. gall., l, 48). 

2) Nilhardt, De dissens. fil. Ludov. P., 3. Wittechind, Ann., I, 641. 
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bildet. 3) Allgemein befannt ift ed, wie diefe Turnſpiele der Reiterfolvaten, die ſich jegt zu der 
NRitterzunft ausbilveten, in ganz Deutſchland wie im ganzen germanifhen Europa mit Gifer 
und Pracht gefeiert wurden, wo ſie alle Feſte der Fürften, felbft die Berfammlungen ver Syno— 
den und Goneilien verberrlihten und außerdem von den Nittern beſonders veranftalter wurden, 
wozu fih in Schwaben, Franken, Baiern und am Rhein die Ritter als befondere Turniergejell: 
haften unter Ober und Unterturniervögten verbanden. Beſondere Ehrengefege dieſer Turnier: 
feite, welche Unwürdige, Beige, Gottedläfterer, Srauenfhänder, Meineidige, Verräther, Kirchen: 
räuber, die Bedränger von Witwen und Waifen und Ehebrecher ausichloffen*) und welche den 
Frauen fo großen Einfluß, jelbft eine Ausftoßung der Unwürdigen einräumten, vereinigten mit 
pen kräftigſten Eriegeriihen und gymnaſtiſchen Übungen zugleich ein wirffames Ehren- und 
Sittengeriht und trugen fo zur Milderung und Veredlung der Sitten bei. Aber auch nad der 
Ausbildung und Abjonderung der verjhiedenen Stände blieben auch den zahlreichen Zeiten der 
ihre Freiheit ritterlich jchirmenden Städte wie dem Landvolf gymnaſtiſche und kriegeriſche uͤbun—⸗ 
gen und Spiele der verſchiedenſten Art, oft felbit mit ritterlihen Waffen. Auch waren dieſe 
Feſte ebenfalls öfters mit befondern Ehrengerihhten, mit Ausſtoßung der Unwürdigen verbunden. 
Trümmer folder Feſte, Schügenfefte, Ringelreiten, manderlei Spiele, Wettkämpfe und Feft: 
aufzüge erhielten jich ſelbſt über die niederdrückenden Zeiten ded Dreißigjährigen Kriegs und 
des ſpätern Feudaldespotismus hinaus in allen Theilen von Deutſchland. 

Überall aber, joweit irgend Freiheit und Recht ſich retteten, oder wo jie, wie in den fo 
zahlreich aufblühenden Städten, ſich wieder neu entwidelten, hatte natürlih aud ein großer 
Theil ver Fefte Höhere patriotifche und politifche Bedeutung, bald ald Erinnerungs-, Befreiungs: 
und Sieges-, ald Weihe: und Bundesfefte, bald aud durch ihren unmittelbaren Anſchluß an 
politifhe Berfammlungen und Verhandlungen. An jih ſchon bildeten jehr natürlich die Zu— 
fammenkünfte freier Bürger zur feierlihen gemeinfhaftlihen Ausübung ihrer politifhen Frei: 
heitörechte, wie fie nicht blod in den Städten, jondern auch in den Provinzs, Gau= und Gentver: 
fammlungen jelbjt durch das Mittelalter hindurch flattfanden, politiihe Feſte für die Theilneh— 
menden und wurden auch gewöhnlich noch mit bejonvdern Pejtlichkeiten, ſtets mit beitern 
Feftmahlen begleitet. Der reihe und heitere Cultus der katholiſchen Kirche ſchuf theils eine große 
Reihe religiöfer und kirchlicher Feſte, Feſtzüge und vereinter Wallfahrten auf nahe und ferne 
Bergeshöhen oder in [höne Thalgegenden, theild verband er mit andern Volfsfeften religiöfe 
Ideen und Feftlichfeiten. 

Schon von den früheften Zeiten waren, wie wir ebenfall aus Tacitus (c. 2) und aus den 
Überreften altveutfcher Dichtwerke eriehen, die Feſte und feftlihen Freudenmahle unferer deut: 
fchen Vorfahren auch durch Muſik und Geſang geſchmückt, durch Helden- und Minnelicder und 
Wettgeſänge der Skalden und Barden, der Minne- und Meiſterſinger. Die Meiſterſinger, 
welche ſich in den Städten zu großen Zunftgenoſſenſchaften ausbildeten, an denen jedoch, wie 
ſchon der geiſtliche Meiſterſinger Frauenlob in Mainz beweiſt, Mitglieder verſchiedener Stände 
theilnahmen, veranſtalteten, begünſtigt ſelbſt durch kaiſerliche Privilegien, große Sängerfeſte 
und feierliche Wettgeſänge (Hauptſingen), wozu die Mitbewerber aus der Nähe und Ferne 
eingeladen wurden. Sie belebten auch andere Fefte durch ihre Mitwirkung. Auch ernite oder 
tragiſche und fomifche dramatiſche Volkspoeſie entwidelte ſich überall zum Schmuck der Volks: 
fefte. Die ernfte und tragifche ſchloß ſich meift an die heiligen Schriften, Geihichten und Legen 
den an und wurde gewöhnlich, wie insbeſondere die großen Paſſionsſpiele, unter Mitwirfung 
der Geiftlihen und der Meifterfinger durch die Bürger, namentlich durch Mitglieder der ver— 
ſchiedenen Zünfte dargeftellt, vorzüglih aud am Fronleihnamsfefte. Die komiſche und jati- 
riſche ſchloß ih zum Theil an die allgemein verbreiteten ausgedehnten Faſtnachtspoſſen und 
Munmereien, deren große Freiheit damals noch feine ängftlide Polizei unterdrüdte und 
welden noch nicht, ſowie wir es einft in einem gedruckten Polizeianſchlage lafen, „alle Witze“ bei 
Strafe verboten waren. Zugleich aber entjtanden nah dem Vorgang von Frankreich, wo ji 
der luftige Verein der „Kinder ohne Sorgen‘ unter dem Schug ded Königs Ludwig XI. zu 
einer Narrengefellihaft mit einem Narrenfönig an ihrer Spige ausbildete, faftin allen Städten 
Narrenorden oder Narrenzünfte. Die Volkskomödie, welde, ebenfo wie die ernten und tragi— 
ſchen Volksdramen, überall auf dem Lande verbreitet war, machte, wie die Narrenbücher und 





3) Otto Frising. de gestis Frid. L., I, 17: „Sicque regem insequentes illa in civitate ma- 
nente tyrocinium, quod vulgo nunc turniamentum dicitur, cum militibus ejus exercendo” etc. 
4) Rürner, Turnierbuch, Blatt 10—15. 
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Narrenſchiffe, worüber jogar der große Kanzelredner Geiler von Kaiſersberg Predigten hielt, 

vorzugsweiſe die örtlichen Eomifchen Begebenheiten, und dummen Streiche zum Gegenftand 

* Scherze. Und wie oft auch die öffentlichen Behörden und Zuſtände dem heitern freien 
olkswitze Stoff gaben, das läßt fich leicht ermeifen. °) 

Kaum aber madht man ji eine anſchauliche Vorftellung davon, wie groß die Zahl und die 
Ausdehnung der Öffentlihen Fefte an den Höfen, in Stadt und Land, und wie belebt durch eine 
unerfhöpfliche Feſtluſt grogentheils früher in Deutichland die Feſte waren. Zu den allgemeinen 
Feſten kamen die durch die Zahl der Theilnehmer ebenfalls faft allgemein gemachten befondern 
Sefte, wie die Hochzeiten. Zu allgemeinen politifhen und religiöfen Volksfeſten der ganzen 
Stadt kamen die bejondern Hefte, Feſtaufzüge, Feftfpiele und Feſtmahle jeder einzelnen Zunft, 
welde früber nicht blos eine Gewerbsgenoſſenſchaft, fondern eine politifche Gemeinde bildete. 
Häufig beſuchten ih mit großen Feſtzügen, mit Fahnen und klingendem Spiele die Bürger: 
(haften entfernter Städte, wie z. B. die von Zürih und Stradburg, oder auch die Stadt: und Land: 
bewohner, und gaben ſich gaftlihe Aufnahme; fo indbefondere auch an den mehrtägigen Kirch— 
weibfeften, Und alle dieſe zahlreihen religiöfen und patriotifhen, allgemeinen und befondern 
Feſte genügten meift ver Feſt-, der Sing: und Tanzluft des Volkes noch nicht. In den Städten 
vorzüglich ergögte ih noch außerdem an jhönen Abenden die männlide und weibliche Jugend 
aufden Strafen durch Wettgefänge „um das Kränzchen“ oder durch den Reigentanz, welder 
unter dent eigenen Geſang der Tanzenden in langer Kette durch die Straßen fi ausdehnte, um 
öffentlihe Denkmale und Brunnen ſchlängelte und nicht minder dad Bild allgemeiner Heiterkeit 
darftellte als fo viele andere an befondere Zeiten oder Ereigniſſe und an die meiften religiöfen 
Feſte unverabredet ſich anſchließende Feftgebräude, fo etwa wie das Maienfteden, welches unter 
Ständen von Gefang und Mufif die Stadt oder das Dorf in einen grünen Garten verwan- 
delte, oder mie die fröhlichen Johannisfeuer, melde die umgebenden Höhen und Thäler belebten. 

Und doch, trog all dieſer vielleicht allzu vielen und allzu langen Feſte wird wenigftend In 
Beziehung auf unjere deutſchen Städte niemand leugnen, daß jie in dieſen feftreihen frühern 
Zeiten meift weit mehr Kraft und Tüchtigfeit jeder Art, mehr Bildung und Kunſtſinn bewiefen 
und weit freier und wohlbabenvder waren ald ſpäterhin. 

IV. Mander Kriegs und politifhe Drud, Untergang alter Einrichtungen nnd Freiheiten, 
Verſtimmung, Apathie und Materialiamus wirkten häufig zufammen, um allmählich die alten 
volksfeſtlichen Freuden auferordentlid zu vermindern. Ganz befonderd aber haben einfeitige 
Dolizeigrundfäge hierzu mitgewirkt. Schon feit Jahrhunderten hat man an manden Orten alte 
und neue Volksfeſte beargmöhnt, angefeindet, befhränft und unterbrüdt. Bald wurde man 
dabei geleitet durch eine bevormundende Fürforge für ökonomiſche Erſparniß an Geld und 
Arbeitäzeit, bald durch ein nicht minder einfeitiges, ſchulmeiſterliches Moralifiren. Frohe Men- 
ihen find meift gute, gelunde und wol aud glüdliche, gewöhnlich auch thätige und unterneh- 
mende Menſchen. Das bedachte die kurze Weisheit nicht. Bald aud) ließ man fi beftimmen 
durh Rückſichten auf die ungeflörte Bequemlichkeit von Beamten, für welde, nächſt dem eigenen 
Vortheil, die Ruhe und hoͤchſtens der gemeine finnliche over thieriihe Genuß der Bürger das 
höchſte Staatsiveal ift. Zumeilen kam bewußte oder unbewußte despotiſche Furcht vor freier 
Bewegung und Entwidelung und vor freier Sprache ded Volkes hinzu, die Furcht vor der 
Erweckung edler, vielleicht die Kleinlichkeit oder Ungerechtigkeit des öffentlichen Zuftandes 
beſchämender oder gefährdender Gefinnungen der Freiheitäliebe und Nationalehre. Wenn in 
unnöthigen Kriegen oder in verfehrter Ginrichtung des Kriegsdienſtes, wenn durd Folgen 
ihlehter Mafregeln oder wenn in den gewöhnlichen Streitigkeiten auf den ökonomiſch nüglihen 
Jabrmärkten, wenn endlich gerade durch Mangel an feftliher Erholung und an gymnaſtiſchen 
Übungen Tauſende von Bürgern Leben, Geſundheit und Tüchtigfeit einbüßten, dann fanden 
viele dieſes gar nicht beklagenswerth. Wenn dagegen bei einem Volföfefte einzelne nachtheilige 
Griheinungen, wie fie von allen menſchlichen Dingen unzertrennlich find, fi zeigten, alddann 
wurde häufig fogleich das ganze Feſt verdammıt und oft mit empörender Verlegung der natür- 
lihen Rechte freier Bürger unterbrüdt. Man machte es aud) hier fo, wie nit felten bei andern 
geiſtigen Gütern, fo etwa wie bei der Preffreiheit und den einzelnen Misbräucen derfelben. 


5) Hoͤchſt ſchaͤtzenswerthe Nachrichten über die bramatifchen und mufifalifchen Bolfsfreuden und zu- 
nä R über die OReikerfinger F über das Volfstheater in Freiburg, an welches letztern Stelle fpäter 
die Jeſuiten ihre dramatischen Aufführungen fepten, gibt H. Schreiber in dem freiburger Adreßkalendet 
von 1837. 
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Man verurtheilte häufig ſogleich das ganze Inſtitut, die ganze Freiheit, ihren guten Gebrauch 
und alle Bürger, die ſie ohne Misbrauch benutzen, weil die rohe materialiſtiſche Anſicht ihren 
höhern Werth und das legitime Recht auf ſie verfannte, weil fie die edelſten Güter eines freien 
gejitteten Volkes den gemeinften unterorbnete und nachſetzte. Hatte ja doc eine jo rohe materia- 
liſtiſche Anfiht in unferm deutfchen Baterlande gefiegt, daß bis zu dem neuen Aufihwung durch 
die Freiheitöfriege auch fein Denfmal, ebenfo wenig als ein Denk: oder Ehrenfeft für unjere 
großen Männer auffommen fonnte. Selbft die Gutmüthigen waren alsbald bei ver Hand, 
jeden etwaigen Plan dazu, gleich ald wäre die Nation nur eine Armenanftalt, in Vorſchlägen 
zu einer Verwendung der Koften für Almoſen zu vereiteln und jo au jeden neuen Verſuch 
ſchon im voraus zu erftiden. | 

So, durd dad Zuſammenwirken aller jener Urſachen, find denn in Deutſchland immermehr 
alle frühern Bolfsfefte verſchwunden, in gefpenftifcde Trümmer gefunfen oder farb: und geftalt= 
108 geworden. Neue, wahrhaft erhebende und belebende wollten ſich bisjetzt ebenfall® nicht 
bilden.oder erhalten. Alte und neue dienen oft nur einem leeren Gaffen und dem gemeinen finn: 
lidyen Genuß. Und was noch weit trauriger ift: auf dem Lande wie in den Städten ift häufig 
an die Stelle Öffentlicher feftlicher Freuden der zerftörende Genuß unjers deutſchen Opiums, des 
Branntweins, geheime Liederlichfeit und Schlemmerei getreten. Alle beabſichtigte Erſparniß an 
Zeit und Geld, aller Gewinn für Sittlichkeit und Ordnung durd die Abſchaffung der Feſte ift 

. alddann zugleich mit allen guten Folgen der Fefte völlig zerftört. Um übrigens unjern gegen: 
twärtigen mangelhaften Zuftand in Beziehung auf Öffentliche Feſte ganz zu überfehen und richtig 
zu würdigen, darf man denjelben nnr mit den Feften der Griechen und Nömer und unferer 
deutſchen Borfahren vergleichen, ſowie, zum Theil wenigftens, auch mit den Feſten anderer euro: 
päiſchen Nationen, bei welchen freilich ebenfalld theilweife der Durchgang durch despotiſche 
Zeiten und der Untergang früherer Verhältniffe alte Feſte zerflörte, die neuen aber ſich noch 
nicht hinlänglich ausbilveten. 

V. So finden ih, um bier, der Kürze wegen, andere Nationen und jelbft die feit der ver: 
jüngten Freiheit neu belebten zahlreihen Volksfeſte ver Schweiz ebenjo wie früher die römiſchen 
zur Seite zu laffen, in England neben andern Volfäfeften verfhiedener Art überall wenig: 
ſtens höchſt belebte politifhe Feſte, bei welchen feftlihe Zufammenfünfte und frohe Gaſtmahle 
auf die unterhaltendfte und anregendfte Weife durch die Kunft ver öffentlichen Rede und die 
warme patriotiihe Gefinnung und Beftrebung geadelt werden. Alle Barlamentöwahlen und 
die Beendigung der Parlamentsjigungen, alle wichtigern politifhen Greigniffe und Bewe: 
gungen, alle audgezeihneten Beftrebungen politifher Männer veranlaflen in dem freien Eng: 
land große Öffentliche Fefte, gewöhnlich Einladungen ausgezeihneter Männer von Grafſchaften 
und Städten, feierlihe Ginholungen mit den belebteften Feftaufzügen, Volfdverfanmlungen 
nit Öffentlichen patriotiſchen Reden an das Volk, endlich Feſtmahle, welche durch die in Form der 
Trinffprüde gehaltenen öffentlihen Reden der audgezeichnetften Männer und durd) die warme 
energiiche Theilnahme der Gäfte an den angeregten patrietifhen Geiinnungen, vor allem aber 
durch das erhebende und heglüdende Gefühl der Würde freier Männer und ihrer Theil: 
nahme an einem freien vaterländifchen Gemeinweſen weit hinaus über gewöhnlichen Sinnen: 
genuß gehoben werden. Wir Deutfchen können freilih an den Gefühlen, Beitrebungen und 
Reden der britifchen Parteien, welche gerade im offenen männlichen Kampfe gegeneinander auf: 
‚treten, nicht mit dev Wärme der Briten Antheil nehmen. Aber jedes gefunde und edle Gemüth 
fühlt ſich erfriſcht durch den Odem der Freiheit, der in dieſen Feſten weht; es fühlt ſich erweitert 
durch die warme patriotiſche Theilnahme an höhern Jutereſſen und erfreulich angeregt durch die 
kräftigen, geiſtreichen und kühnen Worte männlicher Beredſamkeit. Wie ſchal und wie leer er— 
ſcheinen dagegen Feſte und Gaſtmahle, die blos die gemeine Freude des Gaumens befriedigen, 
bei welden die ertödtende Langeweile oft nur durd) frivole und gemeine Scherzreden befimpft, 
bei melden jede freie männliche Gefinnungsäußerung, jede Berührung Hoher vaterländi: 
ſcher Intereffen durch Rückſichten und Eleinlihe oder gedrückte Verhältniſſe zurückgeſchreckt 
wird, wo vielleicht alles in Verlegenheit geräth ſelbſt nur bei einer Anſpielung auf die Politik. 
Auch wenn britifche Fefte und Trinfiprüche dem Fürften oder den Miniftern gelten, ihnen 
patriotiihe Anhänglichkeit und Verehrung ausdrücken, jo ſprechen aus ihnen diefelbe Männ- 
lichfeit und Freiheit, dieſelbe Herzenswärme und edlere patrioriihe Gelinnungen. Jedermann 
weiß, diefe Huldigungen find völlig frei und wahr und von alten Theilnehmern herzlicy ge— 
meint. Darum eben jprechen fie wohlthuend zum Herzen. Sie vermehren und beleben wirklich 
die Öefinnungen der Verehrung und treuer Anbänglichfeit, welche fie ausſprechen und melde 
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gegen irgend würdige Kürften, ebenfo wie ja auch die religiöfe Pietät, bei den conftitutionelfen 
freien Briten vielleiht fefter und verbreiteter iſt als irgend fonft wo. In dem Grade dagegen, 
in welchem, mie in den öffentlihen Reden und Iageblättern, fo aud in den feftlihen Trink: 
ſprüchen feine andern politifhen Grfinnungdäußerungen, fein freimüthiger Tadel öffentlicher 
Maßregeln, feine Wünſche für Neform, jondern in welchem von der Politik nur allein die Hul— 
digungen durch fürftliche und minifterielle Gejundheiten, Geburtätagsfeierlidfeiten und Lob: 
reden frei bleiben und die legtern vielen fhon durch die Nüdjichten des Vortheild oder der 
Furt aufgedrungen jheinen, da verlieren jehr natürlich auch die aufrigtigften Huldigungen 
an Werth und an wohlthätiger Wirfung. Die Menge zweifelt aldvann an ihrer herzlichen 
Wahrheit, aud nur bei einer Diehrheit, und gewöhnt ih zur Lüge und Herzlofigfeit. Bei 
ploͤtzlicher Befreiung der Öffentlichen Meinung in Zeiten der Gefahr laflen dann auf die bedenk— 
lichfte, jedenfalls auf die widermärtigfte Weife faft nur ganz entgegengefegte Äußerungen ih 
vernehmen. England hat dagegen neuerlichſt durch die ruhmmürbige Einführung feiner Schügen= 
vereine, durch die Schügenfefte nach ſchweizeriſchem Vorbild jeine Volksfeſte auf das glücklichſte 
vermehrt. 

VI. Wie aber erflärt ſich eine jelbft von den britifchen Feiteinrihtungen jo ſehr abweichende 
Geftalt unferer deutjchen Beftverhältniffe? Wie erklärt ſie fich felbft no nach den großen deut: 
{hen Befreiungskriegen, aud) noch nad dem Ablauf von bald funfzig Jahren feit denfelben? 
Und was ift zu thun, um jene oben gejchilverten,, fo unermeßlih wohlthätigen Wirkungen 
tüchtiger Volfsfefte für uns wieder zu gewinnen? Soweit e8 zur. Beantwortungdiefer 
wichtigen praftiihen Kragen unerlaßlich ift, müflen wir einige allgemein bekannte Hauptpunfte 
unfers öffentlihen Zuftandes nicht beurtheilen, fondern nur erwäbnen. Allgemein befannt ift 
es, daß das, was in den großen Breiheitäftiegen und nad den in denjelben gegebenen Ver: 
ſprechungen fo viele unter der jenen Verheißungen gemäß wiederberzuftellenden Freiheit und 
würdigen Griften; der deutfhen Nation erwarteten, die jpätere Politif und Diplomatie der 
Cabinete bigjegt zu einem großen Theile nicht glaubten gewähren zu fönnen. Cine nationale 
Bolfäfreiheit wenigftend, ein öffentliches nationales und politiſches Leben und die freie öffent: 
lihe Sprade der Nation für ihre politiihen Überzeugungen, Wünſche und Bedürfniſſe, wie 
man fie in England, in der Schweiz und in Holland, in Schweden und Norwegen, im aufge: 
dehnteften Grade aber in dem friedlich und fchnell aufblühenden Belgien beftehen ſah, hielt man 
— aus hier nicht zu prüfenden Gründen — für Deutihland noch unzuläfiig. So erfolgten 
ſchon feit 1816 zuerft Verftimmungen, dann Reactionsmaßregeln und leider aud) bier und da 
unglüdlihe, betrübende Exceſſe; fo ferner die zahlreihen Auswanderungen von politifch Mid: 
vergnügten und Hoffnungdlofen, fo die politifhen Unterjuhungen, Berhaftungen, Berurthei- 
lungen, die Öffentlihen Bundes- und Landesmaßregeln gegen die Preife, gegen Volksverſamm— 
Tungen, gegen Volfäfefte, namentlich gegen alle nit altgewöhnlidhen, gegen Reden an dad Volk. 
Doc alle viefe Hiftorifhen Thatſachen brauden wir wol für unjern Zwed nur in diefer größten 
Allgemeinbeit zu berühren. Auch diefe allgemeinfte Berührung reicht ja wol hin, um ed genü— 
gend zu erflären, daß felbft die dur den neuen Aufſchwung in den Freiheitskriegen und durch 
die neuen ftändifhen Verfaffungen veranlaßten neuen Volföfefte, die ſchönen Freiheitsfeuer für 
die leipziger Befreiungsſchlacht, die Turnfefte, die Verfaſſungs- und Preßfreiheitsfefte, vie 
durch politifche Trinffprüdhe und Reden belebten Gaſtmahle, ja ſelbſt vie Liederfeſte meiftentheils 
als anftößig und als in doppelter Hinſicht gefährlich, ald unzeitgemäß ericheinen mußten. Wir 
find — hoffentlih nur vorübergehend — feftärmer geworden als je zuvor. Und ſelbſt unjere 
Gaftnähler find Häufig durch Verftimmung, Zurückhaltung und Rückſichten, durch Ausſchluß 
freier Gefinnungsäußerung und höherer gemeinſchaftlicher Interejien noch freudenäumer ald 
früher, fie find meift blos dem Magen dienſtbar geworden, Dod) dürfen, wir mit Freuden geſte— 
hen, daß in den legten Jahren die Erftarfung des vaterländiſchen Gemeingeiſtes aud in der 
größern Freiheit und Veliebtbeit der fi mehrenden Afforiationen, Gelehrten-, Lieder:, Turu— 
vereine und der damit verbundenen Feſte ſich zeigt. 

Mol können und müſſen wir auch noch jegt auf das Glück und auf den unendlichen Werth 
aufmerffam machen, welche tüchtige Volksfeſte für ein Volk begründen können, auf jene für 
Geſundheit und Kraft, für Bildung und Kunft, für Nationaleinigung, für lebendigen Gemein— 
geiſt und Waterlandsliebe unendlich heiljamen Wirfungen ihrer Feſtſpiele und Weitkämpfe, 
ihrer öffentlihen Reden und Geiinnungsäuperungen. Und aud das Wenige, was bei und jegt 
gewirkt werden fann, wird verdienftlih fein. Doc) die weientlihe Erfüllung unjerer Wünſche 
werden wir auch im dieſer Beziehung nur von günftigern Verhältniffen und Stimmungen 
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erwarten dürfen. Nur ſie werden das, was wir auch als die Grundbedingung für die heilſame 
Wirkung der Aſſociationen (ſ. d.) bezeichnen mußten, die genügende Freiheit und Ungeflört- 
heit und mit ihr die genügende Stimmung und Luſt für die Bürger begründen können. Wenn 
aber die bisherige Ausführung nicht völlig irrig war, wenn wirklich tüchtige freie Volksfeſte ſo 
unendlich wichtig ſind für Bildung, Glück und Gemeingeiſt der Völker, unendlich wichtig für den 
edelſten Stolz, ſich einen freien Bürger eines freien Volkes zu wiſſen, wenn zugleich dieſe Güter 
und das frohe Gefühl, daß die vaterländiſchen Verhältniſſe dieſelben gewähren und ſichern, 
gegen drohende Stürme und gegen die Gefahren auch der Throne die wichtigſten Bürgſchaften, 
jedenfalls den herrlichſten Ruhm der Fürſten begründen: alsdann muß wahrlich eine gewiſſen— 
Hafte Politik an die Regierungen wie an die Bürger die Mahnung richten, den Bejig und frohen 
Genuß jener Güter, foviel an ihnen ift, auch durch die Herbeiführung der Möglikeit und 
Wirklichkeit tüchtiger Volföfefte Fräftigft zu fördern. Eingedenk alfo ver tiefen Shmad und des 
entfeglihen Unglücks, welche, nach allgemeiner Anerkennung, zunächſt ala Folgen des gefunfenen 
freien und ftolzen deutſchen Nationalgeiftes, die Fürften und die Völker in dem vorigen Jahr: 
Hundert und zu Anfange des gegenwärtigen erlebten, muß die Theorie aud darauf hindeuten, 
was, nad dem in Beziebung auf die griehiihen Nationalfefte Ausgeführten, gemeinfhaftliche 
deutſche Nationalfejte, fobald fie möglich gemacht würden, zur Belebung dieſes Nationalgeiftes, 
zur Vereinigung ihrer fo vielfach getrennten Theile, zur Verherrlichung und Sicherung der 
deutſchen Nation wirken fönnten! MWelder. 

ePangöirafen, ſ. Freibeitäftrafen. 

udalrecht, Feudalfyftem, ſ. Alodium und Feudum; ferner Lehnweſen. 

eudalftaat, ſ. Lehnweſen. 

euerbach (Paul Johann Anſelm) — in der deutſchen Strafrechtswiſſenſchaft der erſte 
Name — wurde ſeinem Vater, einem Advocaten in Frankfurt, am 14. Nov. 1775 in dem 
bei Jena, der Heimat der Mutter, gelegenen Dorfe Haimchen geboren. Schon die in Frankfurt 
verlebte Knabenzeit zeigt uns neben einem energiſchen Wiſſensdurſt ein faſt krankhaftes Selb— 
ſtändigkeitsgefühl, das im Kampf mit der überſtrengen Zucht des Vaters den ſechzehnjährigen 
Jüngling zum heimlichen Fortgehen und halber Flucht nach Jena drängte, wo er mit ſchwacher 
Unterſtützung der mütterlichen Verwandten ſeine Studien begann. Es war im Jahre 1792 
und die Zeit, wo Kant's Philoſophie allbeherrſchend und in Jena Reinhold ihr erſter Vertreter 
war. An ihn und das von ihm gepflegte Gebiet des Wiſſens ſchloß ſich F. mit der ganzen Lei— 
denſchaftlichkeit ſeines Weſens; ſein ernſtes Wollen ließ ihn auch über die Hülfloſigkeit ſeiner 
Lage, zu der ſpäter noch eine ſchwere Krankheit kam, triumphiren, und zwiſchen Vater und 
Sohn war wenigſtens eine halbe Verſoͤhnung zu Stande gekommen, als dieſer im September 
1795 zum Doctor der Philofophie promovirt wurde. Der Philofophie und ihrer Lehre wollte 
er ji widmen, und ihren Gebiete gehören feine erften Schriften: „Über die einzig möglichen 
Beweisgründe gegen dad Dafein und die Gültigfeit der natürlihen Rechte”, „Verſuch über 
den Begriff des Rechts“, „Uber die Unmöglichkeit eines abjolut erften Grundſatzes der Philo— 
ſophie“, „Kritik des natürlichen Rechts als Propäveutif zu einer Wiſſenſchaft der natürlichen 
Rechte“, an. Das Hauptverbienft der legten und bedeutendften dieſer Eleinern Arbeiten beſteht 
in der feften grundfäglidhen Scheidung von Moral und Net, noch vor Fichte. Wenn F. trog 
aller Anerkennung, die feine philofophifhen Leitungen fanden, dennoch fchließlid die Rechts— 
wiſſenſchaft ald Lebensberuf ergriff, fo war dies ein großes Opfer, welches er ven Neigungen 
feines Vaters brachte, womit fih mol auch der Gedanke verband, raſcher zur Selbſtändigkeit 
für die Errichtung eines eigenen häuslichen Herdes zu gelangen. Gin Brief F.'s vom 23. März 
1820 an feinen älteften Sohn Anfelm („Leben und Wirken U. von F.'s“, II, 132) ſchildert 
vortreffli den Kampf, aber aud den Sieg in diefem Eritifhen Augenblid feiner Entwicelung. 
Die nächſten Jahre finden wir F. in angeftrengteften juriftifhen Studien, wobei das gereifte 
philoſophiſche Wiſſen nicht wenig Vorſchub leiftete. Zwei Schriften: „Anti-Hobbes, oder über 
die Örenzen der höchſten Gewalt und das Zwangsrecht der Bürger gegen den Oberherrn“ und 
die „Philofophifh-juriftifche Unterfuhung über das Verbrechen des Hochverraths“, hatten ſchon 
bewiejen, daß „es ihm ein Leichtes geweſen, bald in der Jurisprudenz das zu werben, mad er in 
der Philoſophie geworden‘, und am 15. Jan. 1799 erwarb er die juriftiihe Doctorwürbe mit 
der Differtation „De causis mitigandi ex capite impeditae libertatis”. Schon ein Jahr vorher 
hatte ſich F. — mie es fheint, ohne Vorwiſſen feined Vaters — verheirathet. Seine Lehrthä— 
tigfeit zu Jena warb raſch eine glänzende, und anfänglich fcheint er mit gleichem Eifer Eivil- 
und Criminalrecht gepflegt zu haben. Trogdem ruhte auch feine Feder nicht und das epoche— 
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machende Merf „Reviflon der Grundfäge und Grundbegriffe des pofitiven peinlihen Rechts“ 
erihien in feinem erjten Theile 1799, im zweiten 1800. Im nädften Jahr tritt das welt— 
berühmte „Lehrbuch des peinlihen Rechts“ and Licht, und während im Lauf diefes Jahres die Er— 
nennung zum außerorbentlihen Profeffor, die Defignation zum ordentlihen Profeſſor des Lehn— 
rechts und Anfragen und Anträge von Erlangen und Landshut Die verviente Anerkennung be: 
wieſen, traf günftiger als alles faft in den legten Stunden des Jahres die von Thibaut einge: 
Teitete Berufung Fl's an die Univerfität Kiel ein. Um Oftern 1802 ging vie liberfiebelung 
vor ih. Nach den erften Eindrücken urtheilend, wußte F. den Wechſel nicht hoch genug zu preis 
fen, allein ohne daß fi in den Umgebungen irgendetwas weſentlich geändert, warb ihn der 
Aufenthalt bald verleidet, und er folgte gern einem Nuf nad Landehut. Hatte man ihn auch 
jhon früher für Baiern gewinnen wollen, fo war er jegt gerade durch feine „Kritik des Klein- 
ſchrod'ſchen Entwurfs zu einem peinlihen Gefegbud für die Furpfalzbairifhen Staaten‘ be: 
fonderd empfohlen, Der Aufenthalt in Landshut muß nad den brieflihen Mittbeilungen F.'s 
ſelbſt durch die Schuld übelgefinnter, neidifcher Collegen, ſchwerlich aber ohne eigene Fehler des 
überaus ehrgeizigen und reizbaren Mannes unter mandyen erhebenden Eindrücken body vor= 
wiegend peinlich gewefen jein, und zu den forialen Unannehmlichkeiten traten ſchwere Krank: 
beiten Hinzu. Dad Haupt der Gegner F.'s war Gönner, deffen Widerwille zu ven ſchnödeſten 
Mitteln ich herabließ, ſodaß F. endlich um feine Enthebung von der Profeffur einfam. Schon 
vorher war ihm der Auftrag zur Entwerfung eines neuen Strafgefegbuds für Baiern gemor- 
den, und fo hielt ed nicht ſchwer, ihm im Juftizminifterium felbft eine Stellung zu fhaffen, zu— 
erft (16. Dec. 1805) ald auferorbentlihes Mitglied mit dem Titel eines Geheimen Referendars, 
dann 1806 ald ordentliches Mitglied und 1808 mit dem Rang eines Geheimen Rath; fpäter 
ward er zum Staatörath ernannt. Zu den wichtigſten Aufgaben für ihn gehörten hier, außer der 
Vorbereitung eined neuen Strafgeſetzbuchs, Theilnahme an einer neuen Civilgeſetzgebung, zu= 
exit nach dem Mufter des Code civil angelegt, dann die libergangägefege für die vielen neuen 
Landestheile des neuen Königreichs, ein Gefeg Über Aufhebung der Tortur, Bearbeitung einer 
Reichsconſtitution und endlich — die Hauptquelle feiner ſpäter herausgegebenen „Merkwür— 
digen Criminalrechtsfälle“ — der Vortrag in der Onadeninftanz bei ſchweren Verbreden. Die 
äußerlich glänzende Stellung in Münden, das in hervorragender Weife ich zeigende Wohl: 
wollen des Königs Marimilian Joſeph gegen F. Fonnten doch nicht hindern, daß aud Hier bald 
Gegenſätze aller Art fi bildeten oder dod gefühlt wurden. F. gehörte zu den Fremden und 
Norddeutſchen, war proteftantifh und fehr bald nad der erften Bewunderung des Jugendalters 
ein überzeugter Gegner des Napoleonifchen Negimentsd geworden. Alles dies, verbunden mit 
feiner leichtaufbrauſenden, leichtverlegten Individualität wurde Anlaß zu noch ſchlimmern 
Kämpfen, als jein alter Gegner Bönner zur Begutahtung und Oberprüfung des Strafgefeß- 
entwurfs nah Münden gezogen wurde. Doch hatte F. noch die Genugthuung, daß am 16. Mai 
1813 jein Wert — fo fann man ed trog mancher Abänderungen namentlich im proceffualifchen 
Theile doch immer noch nennen — ald Strafgefegbuh für das Königreih Baiern publicirt 
wurde. An dem Aufihwung des deutihen Nationalgefühls gegen Napoleon nahm F. den Ieb- 
hafteften Antheil; zwei Heine Schriften: „Uber die Unterbrüdung und Wiederbefreiung Eu— 
ropas“ und „Die Weltherrihaft das Grab der Menſchheit“, machten verdiente Auffehen, gaben 
aber den äußern Grund dazu ab, daß &., deilen Stellung im Geheimen Rath ſchon längere Zeit eine 
unſichere gewejen war, 1814 aus dem Minifterium in ein ehrenvolles und glänzendes Eril als 
zweiter Präfident ded Appellationdgerichts zu Bamberg entfernt wurde. Auch hier gab es wie: 
der unangenehme Händel mit dem erſten Bräfidenten, da F.'s Stellung nicht bie ind Einzelne 
Heorbnet war, und der gefränfte Mann fich nicht in der Stimmung befand, auch nur fheinbares 
Unrecht über fi ergeben zu laſſen. Glücklicherweiſe konnte er fih einem neuen Amte als 
Generalcommiſſar zur Übergabe Salzburgs an Ofterreich, woraus für einen Mann von feinem 
Temperament Verdruß aller Art erwachſen märe, entziehen, und 1816 fand er endlich als erfter 
Vräſident des Appellationdgerichtd zu Ansbach einen verhältnigmäßig friedlichen Hafen für 
feine Tätigkeit. Hier wirfte er in ber Fülle feiner Geiftesgaben und mit regem Antheil an 
allem, was in feinem engern Baterlande Baiern und im gefanımten Deutſchland vor ſich ging, 
worunter in der nächſten Zeit freilich des Erfreulichen nicht allzu viel war. Seine Briefe aus 
diefer Periode, befonderd an Elife von der Rede und Tiedge, mit denen. einen innigen, in feinen 
Ausdrücken nicht felten überſchwenglichen Freundfähaftöverkehr pflegte, beweifen nicht weniger 
als einzelne Eleine Schriften, wie fehr er an der Bewegung, die ſich an das bairifche Concordat 
Müpfte, und an den Verhandlungen über die Verfaffung der proteftantifchen Kirche in Baiern, 
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an dem Kortjchreiten der Reaction und der Demagogenhegerei im übrigen Deutſchland Antheil 
nahm. Manche neue Gejihtöpunfte eröffneten ji ihm durch eine Reife, melde er 1821 im 
Auftrage der Regierung nad) Branfreid unternahm, ald deren wiſſenſchaftliche Frucht wir bie 
Schrift „Uber die Gerichtsverfaſſung und das gerichtlihe Verfahren Frankreichs“ (Gießen 
1825) befigen. Schon vorher, im Jahre 1821, Hatte ev in der Frage über Öffentlichkeit und 
Mündlichkeit durch das alſo betitelte Werk jeine Stellung genommen. Cine Schrift über das 
Geſchworenengericht ſtammt ſchon aus dem Jahre 1812 und erhielt nur einen beftätigenven 
Nachtrag im Jahre 1819. Einen lebhaften Antheil nahm F. an dem Fonk'ſchen Proreffe, 
welder um dieſe Zeit die ganze juriftiiche Welt in zwei Lager theilte, wenn er aud nicht als 
Shriftfteller über den Gegenftand auftrat, Nah einem Briefe an Higig („Leben und Wir: 
fen‘, II, 201) war er von der Unſchuld des Angeklagten überzeugt, und daß er alle für Diefe 
Anſicht jprehenden Momente auf das jharfjinnigfte zur Geltung bringt, wird aud ver An— 
dersdenkende zugeftehen müflen. In gar keinem DVergleih zu feiner Betheiligung an viejer 
cause celebre ftand jedoch der Eifer, mit den er ſich des Myſteriums von Kaspar Haufer an- 
nahm, dem er eine befondere Schrift: „Kaspar Haufer, Beijpiel eines Verbrechens am Seelen: 
leben“ (Ansbad) 1832) widmete. Die Theorie, von welcher F. in der Erklärung diefes Räth— 
feld ausging, ift zu befannt, um hier noch ausgeführt zu werden. Er jelbft hat in einem Me— 
moire über Kaspar Haufer, weldyes der Königin Karoline von Baiern überfandt wurde („Leben 
und Wirfen‘‘, II, 319), diejelbe Jehr eingehend beſprochen. Heutzutage werden mol nur wenige 
dieſem Erklärungsverſuche nod anhängen. Vorher war es ihm nody vergönnt geweſen, flatt 
feiner „‚Merfwürdigen Criminalrechtsfälle“ (2 Ihle., Gießen 1808— 11) ein weſentlich neues 
Werk: „Actenmäßige Darftelung merfwürdiger Verbrechen“ (2Bde., Gießen 1828— 29), zu 
veröffentlihen, deſſen Vorrede beweift, daß der Verfaſſer mit Luſt und Liebe an die Arbeit 
gegangen. Leider ging fein in den Schlußworten der Borrede zum zweiten Bande als Be— 
dingung einer Fortjegung geäußerter Wunſch, „daß ihm bei hinveichender Muße die wohlthä— 
tigfte der Orazien gewogen bleibe, welche dem Geiite gewährt, was ihr Name verheigt — Eu: 
phroſyne“, nicht ganz in Erfüllung. Körperleiden, deven Anfünge jhon früh feine Kraft ver: 
zehrten, wenn fie auch nicht den Feuergeiſt in ihm bezwingen fonnten, vielleicht nicht zum kleinern 
Theile die aufreibende Betheiligung an dem Hauſer'ſchen Drama, ließen außer der fhon genann= 
ten Schrift nur no) eine Sammlung früherer, meift ſchon genannter Fleiner Auffäge unter dem 
Titel „Kleine Schriften vermifchten Inhalts" (Nürnberg 1833) zur Entftehung fommen. Den 
allzu frühen Abend jeines thätigen Lebens erheiterte die Wahrnehmung, daß feine Söhne alle 
zu hervorragenden Reiftungen auf den verfchiedenen Gebieten der Wiſſenſchaft heranreiften. Gr 
ſelbſt ichreibt im März 1833 an feine in Branffurt wohnende Schwefter: „Eigentliche Geiſtes— 
arbeiten, wozu man die Feder braucht, kann ich gar nicht mehr verrichten, bin aljo, wie Du mid 
fennft, fhon ein halbtodter Mann.” Gin Beſuch in feiner Vaterftadt Franffurt, auf den er ſich 
in biefem und andern Briefen ſehnſüchtig freute, ſchien nod einmal die alte Lebenskraft zu 
vollem Auffladern zu bringen, allein am 29. Mai veijelben Jahres machte ein wiederholter 
Schlagfluß jeiner irdiihen Laufbahn ein Ende. 

Werfen wir einen Rückblick auf die vorftehende gedrängte Lebenöſkizze, To ift nicht zu vers 
fennen, daß 8. bei allen hohen Stellen praftifcher Thätigfeit, die er befleidete, und bri allem 
Eifer, welden er den vorübergehenden widhrigen Greignifjen feiner Zeit wirmete, doch vorwie— 
gend als Schriftfteller und in Werfen, welde feine Zeit und Thätigkeitsſphäre überbauern, ge= 
wirft hat. In feinen ichriftitellerifchen Leiftungen und den Gejeggebungsarbeiten, melde Mit: 
und Nachwelt ihm verdanken, wird die Perſönlichkeit des Schöpferd gleichſam wiedergeboren, und 
rein und ungetrübt von den Kleinen Schwachheiten der menfchlidgen Eriftenz tritt und ans jenen 
der geiftige $. entgegen. Was aber im eigenen praftifhen Leben ihm ebenfo wenig je feblte 
ald in jeinen wiſſenſchaftlichen Beftrebungen, das war eine heilige Begeifterung für die Wahrbeit 
und das Recht, und ohne dieſe erſte Eigenſchaft für einen Hohenpriefter dev Wilfenihaft wären 
feine gewaltigen Leiftungen in verhältnigmäßig kurzer Zeit und flet3 in Inhalt und Form 
gleidy vollendet eine Inmöglichfeit gewefen. Wir fünnen bier nur die hervorragendften Gebiete 
jeiner rechtswiſſenſchaftlichen Thätigfeit berühren und wollen demgemäß zunächſt feine Stellung 
in der deutihen Straftehtswillenihaft im allgemeinen an feiner „Reviſton“ und dem „Lehr— 
buch“, feine Bedeutung ald Gefeggeber an dem bairifhen Strafgeſetzbuch von 1813 und fein 
Berbälinig zu den wictigiten Fragen des neuern Strafprocefrehts an feinen bedeutendern 
Werten über dieſelben in Furzen Zügen zur Anſchauung bringen. Den Übergang zu dem 
allgemeinen Rechtsgebiet und der gefammten Literatur bilden dann ſchließlich die berühmten 
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Darſtellungen merkwürdiger Verbrechen, denen feine andere Literatur etwas Gleiches oder nun 
Annäherndes an die Seite zu ſetzen hat und in welchen ſich die F. ſche Begabung in ihrer im 
heſten Sinne populären Weiſe ausdrückt. 
Um zu begreifen, welch ein ungeheuerer Fortſchritt in dem erſten ſtrafrechtswiſſenſchaftlichen 
Auftreten F.'s lag — wir reden hier nur von ihm, obgleich er und Grolman zuſammen die 
eigentlihen Grüner des neued Baues waren — genügt ein kurzes Verweilen bei ven Schidjalen 
des deutjchen Strafrechts in Praxis und Theorie während des 18. Jahrhunderts. Die Caro: 
lina, das ehrwürdige Reichsgeſetz Karl's V., hatte aufgehört refpectirt zu werden und konnte aus 
manden Gründen auf fernere Beachtung feinen Anſpruch machen. Was im Jahre 1532 
gegenüber der Willfür und Gewaltthätigfeit des entarteten deutſchen Verfahrens ein nit hoch 
genug zu ſchätzendes Gut gewejen war, hatte ſich im Laufe der Zeit und Fortſchritt der Jahr: 
hunderte überlebt und war die Duelle ähnlicher Übel geworden, die man hatte abwehren wol: 
len. Mit ver Grlaffung der peinlichen Gerichtsordnung Karl's V. ſchien die Reichsgeſetzgebung 
für das Strafrecht ihre Kraft erfhöpft zu haben und überließ nun das Feld den Einzelgemohnz 
beiten in den verſchiedenen deutſchen Territorien ober jener halb römischen, Halb italienischen 
Doctrin, ald deren vorzüglichiter Vertreter in Deutihland Carpzov erſcheint. Mochte aud der 
Genannte nicht ohne wiſſenſchaftliches Streben fein, fo bildete fih doch nach ihm eine Praris, 
welche rein auf die Worte des Meifterö ſchwor, der denn allerdings in feinen Werfen faft für 
jeden Ball ein Necept, d. h. einen Präcedenzfall gebucht Hatte. Wenig half es, daß im Anfang 
des 18. Jahrhunderts ein frifcherer wiſſenſchaftlicher Geift in die Behandlung des Roͤmiſchen 
Rechts kam, das Strafrecht wurde davon faſt gar nicht berührt, nur daß in der Auslegung der 
römiſchen Stellen nicht diefelben oft grotesken Midgriffe ver ältern Zeit gemacht wurden. Den 
Gharafter der Rechtſprechung im 18. Jahrhundert bilden hauptfächlich zwei Momente: vie völs 
lige Ungebundenheit des Richters dem Öejeg gegenüber und die völlige Vermiſchung ded Richter— 
anıtd und der Berwaltungsthätigkeit. Ihren legten Grund hatten dieje beiden Gegenjüge einer 
gejunden Strafrechtspflege in der Nechtlofigkeit ded Individuums im Staate. Hatte aud bie 
beginnende Rechtsphiloſophie von Hugo Grotius an gegen dieſe Hülflofigfeit des Einzelnen fi 
erhoben, jo fam in Deutidhland und bejonders im Strafrecht erft duch Ihomafius und beim 
Kampf um die Folter eine gewiſſe Wucht in ven Angriff auf die jhreiendften Misbräude. Zur 
allgemeinen Anerkennung und fozufagen zur Modefahe ward der Kampf gegen die Härte der 
Gejege und der nad) ihnen gebildeten Praris erſt, nachdem in Italien und Frankreich Beccaria 
und Voltaire dem alten Griminalproceß ſelbſt den Proceß gemacht. Was das deutſche Straf: 
recht von den Verhältniffen in den ebengenannten Ländern durchaus unterſchied, war dad feit 
Jahrhunderten beinahe bis zur Lahnılegung jeder andern richterlichen Thätigkeit herkömmliche 
Rechtſprechen vurd die Juriftenfacultäten. Daß diefe Ginrihtung vielfahe gute Seiten hatte, 
wird die Geſchichte nie verfennen; ſie bot bei den vielen Kleinen Territorien Deutſchlands ein 
verhältnißmäßiges Schugmittel gegen Gabinetäjuftiz und hielt, trogdem daß die Meinun- 
gen manchmal auseinander gingen, doch gewifle gemeinihaftlihe Grundanfhauungen feſt. Da— 
gegen wurden nun au, ald in der Mitte ded Jahrhunderts die unmöglihen Verbrechen, bie 
alten barbarijhen Strafen und die Oraufamfeiten des Strafproceſſes vor das Öffentliche Ge: 
richt gezogen wurden, die Gelege nirgends jo gründlich misachtet und unter Umgehung ber 
ältern gejeglichen Strafen au ihre Stelle jo viele Disciplinar: und Sicherheitsmittel gejegt, und 
zwar alles im Namen der Humanität und von feiten des freien rihterligen Ermeſſens, ald ge- 
rade in Deutihland, wo ji die Juriftenfacultäten in einer großen Unabhängigkeit von den 
meiiten Gebieten, für welche jie Recht ſprachen, befanden und der Kappzaum einer legten höch— 
ſten Inftanz te nicht beſchränkte. Man berief ji bei der Nichtanwendung ded alten Geſetzes— 
rechts auf den „Geift der Zeit”, der freilich der Herren eigener und ſomit höchſt verſchiedener 
Geift war. Höchſtens, dap die platte Geiftlofigkeit eines Werks wie das Quiſtorp'ſche ver Praxis 
nod einen gewiffen äugern Halt gab. Männer von beiferm willenjhaftlihen Streben, wie 
Klein und Kleinfhrod, juchten vergeblich in die humane Anardie des gemeinen Rechts Ordnung 
zu bringen und wandten fi deshalb ven Beſtrebungen zu, welde in den größern Staaten 
DOfterteih, Preußen, Baiern für eine neue felbftändige Strafgefeggebung fih regten. Gegen 
dieſe Zerfahrenpeit in Theorie und Prarid traten mit dem Vollbewußtfein des eigenen Könnend, 
wie jie das Jugendalter hegt, F. und Grolman auf. Trennten jie ſich aud in der Nedtöbe: 
gründung der Strafe weit voneinander, jo war ihnen doch der Drang nad) einer ſolchen willen: 
Ihaftlihen Beantwortung der Frage, mit welchem Recht der Staat ftrafe, und was ihrer recht⸗ 
lichen Natur nad die Strafe fei, und nicht minder die Überzeugung von der Verwerflichkeit deö 
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bisherigen Zuſtandes richterlicher Willfür und Geſetzloſigkeit gemeinſam. Die ſchon angeführte 
„Revilton der Grundbegriffe” war die Hauptwaffe des %.’jhen Angriffs gegen das Hergebrachte; 
in feinem „Lehrbuch“ trat zuerft völlig abgefchloffen feine eigenthümliche Strafrechtstheotie zu 
Fage. Die große Errungenſchaft jenes erften Kampfes ift die ſeitdem nicht mehr beftrittene Kor: 
derung, daß ein Strafgefeg der Strafanwendung vorausgehen müffe — nullum crimen, mulla 
poena sine lege. Damit ift der Beruf des Gefepgebers von dem des Richters ein für allemal 
geſchieden und Rechtsſicherheit auf dem Gebiete des Strafrecht heinifh geworben. Die B.’fche 
Strafrehtötheorie, melde heutzutage in der Wiſſenſchaft nur noch als ein glänzender Irrthum 
gilt, ift nichtsdeſtoweniger hiſtoriſch wichtig genug; fie tritt in ihren einzelnen Gliedern fo ges 
ſchloſſen auf und zeigt die Meifterhand des furchtloſen Logikers fo deutlich, dag wir fie in kurzen 
Morten bier wiedergeben wollen. Der Staat ift auch für F. ein Gefhöpf des Staatdvertrags 
(in fpätern Darlegungen wird der Staatövertrag mehr verſteckt als wirklich geleugnet) und be— 
ftimmt, das Zufammenbeftehen der Menfchen nad) dem Geſetz des Rechts zu gemährleiften. 
Rechtöverlegungen, als diefem Zwecke widerſprechend, dürfen im Staate nicht vorfommen, und 
Zwangsanftalten gegen ihr Vorkommen zu haben ift der Staat nicht minder berechtigt als ver= 
pflichtet. Das Zunächſtliegende ift ver phyflche Zwang, indem man gegen bevorftehende Rechtsver— 
legungen prävenirend eingreift oder bei gejhehenen Verlegungen erjegliher Güter in nachfol— 
gender Thätigfeit den Erfag erziwingt. Allein diefer phyſiſche Zwang genügt nicht, da weder 
die Rechtöverlegungen ftetö vorher germußt werden, noch der fpätere Erfag überall möglich ift. 
So wird denn eine andere Art ded Zwangs norhwendig, welcher der Rechtsverletzung vorber- 
geht und in jedem einzelnen Kalle wirffam ift, und als ein ſolcher ftellt ji der pſychologiſche 
Zwang dar. Da nämlich alle Übertretungen ihren pfychologifchen Entftehungsgrund in ber 
Vorftellung von der ſinnlichen Luſt, welde fie befriedigen, haben, jo kann dieſer finnliche Antrieb 
daburd aufgehoben werden, daß jeder weiß, an eine beftimmte Übertretung werde ſich ein grö— 
Beres Maß von finnliher Unluft, von finnlihem Ubel fnüpfen, ald die Unluft ift, die aus dem 
nichtbeftiedigten Antrieb zur That entfpringt. Ein ſolches nad den verſchiedenen Verbrechen— 
reizen demgemäß proportionirtes Übel — die Strafe — droht der Staat in feinem Strafgelege 
an. Damit jedoch diefe Drohung auch wirklich Eindruck mache, muß fi für die Falle, daß die 
Verbrehenshandlung dennod verübt wurde, die Vollftretung als Verwirflihung der Dro: 
hung an diefe fnüpfen. Geftraft wird, weil gedroht worben, gedroht, damit abgefchredft werde. 
Diefe Theorie fteht zunächſt im engften Zufammenhange mit der F. ſchen Abneigung gegen vie 
Geſetzloſigkeit feiner Zeit; in feiner andern fpielt das fich beftimmt und feft ausdrückende Straf: 
gejeg eine jo hervorragende Rolle. Allein wenn er inſoweit damit einer Neigung feiner Zeit: 
genoffen entgegentrat, war feine Auseinanderfegung doch in der That nur eine Verfeinerung der 
hergebrachten und vem gewöhnlichen Menfchen faft angeborenen Abſchreckungstheorie, nur daß 
die Abſchreckung durch die Strafvollftrefung und die unmittelbare Verbindung zwiſchen Staat 
und ‚Henker hier durch die Einſchiebung des Gefeged und der Drohung in den Hintergrund ge: 
drängt wird. An dem augenfcheinlich falfchen Ausgangspunft, daß der ein Verbrechen Unter: 
nehmende einen Galcul zwifhen den Momenten ver Unluft der Entfagung umb der Unluſt der 
nachfolgenden Strafe anftellt, nahm man ebenjo wenig Anftoß ald an der Verkehrung ver Ber: 
hältniffe, daß nad F. die Strafdrohung und ſomit au die Strafe defto ſchwerer fein muß, je 
ftärfer bie ſinnlichen Triebfebern zum Verbrechen, mit andern Worten, je geringer bie wirkliche 
innere Schuld des Handelnden if. Mit Recht hat man bemerkt, daß das richterliche Ermeſſen 
in der Strafanwendung, wohl zu unterf&eiden von der Beftimmtheit der Straffälle durch das 
Geſetz, nach der F.'ſchen Theorie rein vom Übel ift, und daß nad ihr die gedrohten Strafen nur 
zu leiht, niemals zu ſchwer fein fönnen. Mehr fcheinbar als bedeutend ift der Einwurf, daß 
jeder Fall wirklicher Beftrafung das Fehlfhlagen der Androhung, fomit bed Fundaments ber 
Theorie beweife. Nichtsdeſtoweniger überholte diefe ſehr raſch den Vorſprung, den bie Grol: 
manche Sicherungstheorie der Zeit nad ihr abgemonnen; fie ward die Theorie unfers Jahr: 
hunderts, neben der alle andern als Seftenmeinungen erfchienen, und ihre Herrfihaft in der 
Miffenfhaft wurde erft erſchüttert, als überhaupt ben relativen Theorien, melde die Strafe 
durch einen außerhalb ihrer jelbft liegenden Zwed rechtfertigen, in den neuern Phaſen der ab: 
foluten Theorie eine geiftesgewaltige Gegnerſchaft erwuchs. Und wenn auch jegt für die Theo: 
tetifer des, Strafrehts die B.'fche Auseinanderfegung nur die glänzendfte Erſcheinung ber 
Vergangenheit ift, die Praris und vor alfem die Geſetzgebungen find bis auf den heutigen Tag 
unter dem Zauber der Fl'ſchen Dortrinen geblieben. Das Wort Zauber ift mahrlidy nicht zu 
zu viel, wenn man die gewinnende edle Klarheit ver Sprache auf ſich wirken läßt, in ver F. 
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von den ſchwierigſten Problemen einer bis dahin dem Markt des Lebens fremden Wiſſenſchaft 
rebete, in der er biß heute noch feinen ebenbürtigen Nahfolger gefunden hat. Mehr aber al 
die ſich drängende Anzahl von Ausgaben ſeines „Lehrbuchs“ (von 1801—47 erjhienen 14 Auf— 
lagen) wirkte für diefe dauernde Beherrfhung der Praris F.'s große Leiftung auf einem au— 
dern Gebiete des Strafrechts: das bairiſche Strafgefegbud von 1813. Gleichſam ald Propä— 
deutif dazu mar 1804 die Kritik des Kleinſchrod'ſchen Entwurfs erfhienen, in welcher die vor= 
herrſchende Unwiſſenſchaftlichkeit und Unbeftimmtheit der beurtheilten Arbeit in ftrenger, wenn 
auch mürdiger Weife dargelegt wurde. Bei der Würdigung des Fl'ſchen Werks muß zwiichen 
dem erften Theile, der das eigentliche Strafgefegbudh enthält, und dem zweiten, den Proceß be: 
- handelnden ſcharf gefchieden werden. Im erften liegt, wenn auch mit einigen Modificationen, 
die F.'ſche Schöpfung ald Ganzes vor, im zweiten find eine Reihe von Einfhiebungen und 
Inconſequenzen, welde der eriten Anlage und dem Vlane des Gründers fehlten. Die jpätern 
Schriften F.'s über den Proceß beweifen veutlih, daß der zweite Theil feines Geſetzbuchs feine 
wiſſenſchaftliche Uberzeugung im jehr weientlihen Bunften nicht wiedergibt, daß er hier in 
einem gegebenen Stoffe und mit eng umfchriebenen Grenzen arbeitete. An feinem eigenen 
Werke, dem Strafgefegbuh im engern Sinne, bewundert man zunächſt das Formtalent des 
Berfafferd. In edler, einfaher Sprache, wie fie dem Geſetzgeber ziemt, der Fein Lehrer fein, aber 
doch verftanden werben will, feben wir hier die Lehren des Fe'ſchen Syſtems wiederfehren. 
Scharf und präcis ſind die Definitionen der Verbrechen gehalten, verjährte Irrthümer der ge: 
meinrechtlichen Doctrin mit fiherer Hand befeitigt; allein wie das Lehrbuch ohne eingehende 
Kenntniß des Lebens, was feine Theorie betrifft, und in den @inzelmaterien mit mangelhafter 
Würdigung der hiſtoriſchen Erſcheinungen gefhrieben war, fo muß au dem Gejeggeber F. 
der Borwurf gemacht werben, daß er mit dem Volfe, dem er Gefege ſchrieb, nicht genug ver: 
traut war und daß flatf der zum großen Theil platten Fehler des hergebrachten Doctrinarismus 
pie glänzenden Behler feiner eigenen Theorie und ihrer Gonjequenzen den praktiſchen Werth 
feiner legislativen Schöpfung beeinträdtigen. Wir fahen fhon oben, daß nad der Feſchen 
Theorie keine Strafgefegbrohung zu hart fein fann, das Strafgefegbud) lieferte durch die furdht= 
bare Härte feiner Beftimmungen, namentlich in der Lehre vom Rückfall und der Goncurrenz 
den praftifchen Beleg dafür, daß er fih nur vor der Schwäche der Strafprohung zu jhügen 
ſuchte. Da das Geſetzbuch den Richter zu der ftricten Anwendung von dem allgemeinen Gefühl 
als zu hart erſcheinenden Strafen zwang und daß richterliche Ermeſſen, vermittelft deſſen früher 
eine Trandaction zwischen Buchftaben und Geift des Geſetzes ermöglicht wurbe, ausſchloß, jo war 
der Widerftand und der Widerwille gegen diefe neue Gefeggebung beſonders groß unter dem 
bairifchen Richterſtande, der außerdem ſich durch Nichtbefragtwerden vor der Geſetzwerdung des 
Entwurfs mit Recht für vernahläffigt anfah. Man drang gleih in dem erften Jahre auf 
mildernde Mopdiftcationen, die bei der bald eintretenden Ungnade des Verfaſſers um fo leichter 
zu erlangen waren, übrigens nur einem raſch erfannten ſchreienden Übel abhelfen follten. Am 
eingreifendften wirkte die fogenannte Diebſtahlsnovelle vom 25. März 1816. ine dad Ge— 
ſetzbuch begleitende Eigenthümlichkeit war der officielle Gommentar in ben jogenannten Anmer: 
fungen, die zum Ausfhluß jeder andern ausprüdli verbotenen Commentirung dad einzige 
zuläffige Hülfsmittel der Richter fein follten. Eine Denkſchrift von F. (abgedrudt in „Leben 
und Wirken‘, I, 237) beweift, daß er mit viefer Aufgabe, wie fie nicht ihm, fondern zwei andern 
Mitgliedern des Juftizminifteriums geftellt wurde, nicht einverftanden war, und in weſentlichen 
Punkten die Ausführungen der Commentatoren von den Intentionen und Gründen bed Ber: 
faffers des Geſetzbuchs abwichen. So wurde denn aus diefem angeblihen Hülfsmittel der 
Praxis eine förmliche Erſchwerung derſelben. Nichtsdeſtoweniger machte das Geſetzbuch jelbit 
außerhalb Baierns einen überaus günftigen Eindruck. Man fand dem tagtäglihen Wirken 
deffelben ferner, die praftifhen Mängel traten vor der vollfommenen theoretifhen Gejanmt= 
erfcheinung zurüd, und nicht blos wurde das Werk %.'8 in der nächften Zeit, z. B. in Olden- 
burg, in Weimar, Hannover, Würtemberg, in verfihiedenen Schweizercantonen, faft wörtlich 
als Landesgeſetz publicirt oder als offlcieller Gefegentwurf behandelt, jondern bis in unfere 
Tage gibt es kein deutſches und mit der deutſchen Wiffenfchaft zufammenhängended außer: 
deutiches Strafgeſetzbuch, in welchem nicht die Spuren des bairiſchen Gefegbudhs von 1813 auf 
jeder Seitewahrzunehmen wären. Die harten Strafen find gemilvert worden, die falfchen Grund— 
füge ver Strafbemeſſung haben einer richtigern Ginfiht Plag mahen müſſen, aber was in 
tehnifcher Vollendung die bairiſche Gefeggebung aufzeigt, was in ihr F. für die richtige Bes 
griffsbeftimmung einer ganzen Reihe von Verbrechen geleiftet hat, ift von feiner fpätern außer— 
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bairiſchen Codification wieder aufgegeben worden. In Baiern ſelbſt verſtimmte ſich die Unzu—⸗ 
friedenheit mit der neuen Schöpfung ſchon nach verhältnißmäßig kurzer Zeit bis zur Forderung 
einer vollſtändigen Reviſion, die weſentlich durch Gönner vorgenommen und 1822 im Ent: 
wurf veröffentlicht wurde. F. nahn an dieſer Überarbeitung, durch die er ſich tief gefränft 
fühlte, feinen Antheil, wol aber eriftirt eine eigene Reviſion von feiner Hand, zu der ihm feine 
Beihäftigung mit dem wirklihen Leben in feiner Richterſtellung manches neue Motiv und ein 
Regierungsauftrag im Jahre 1824 den fürmlihen Anlaß gab. Seine Briefe und jonftigen 

uperungen beweifen, mie weit er von einfeitiger Rechthaberei entfernt war, und obgleich dieſe 
F.'ſche Reviſion nie veröffentlicht worden ift (nad den Mittheilungen der Familie ift ſie nod 
vorhanden und wurde 1833 nad) F.'s Tode dem Juflizminifterium auf deſſen Verlangen in 
Abihrift gegeben), jo willen wir do aus Mittermaier'8 Mittheilungen, der lange Jahre mit 
F. im vertrauten Verkehr ftand, daß F. in jehr wichtigen Fragen anderer, beiferer Meinung 
geworden war („Archiv des Criminalrechts“, 1847, ©. 587). War fo F. nod in jpätern 
Jahren ala Gefeßgeber, wenn auch nur vorbereitend thätig, To ſchwang er mit köſtlichem Humor 
die Geifel der Kritik, wie einft über ven Kleinſchrod'ſchen Entwurf, noch einmal 1822 über 
den Entwurf des Polizeiſtrafgeſetzbuchs von Gönner (abgedrudt in „Leben und Wirken‘, 
II, 346). Daß F., wenn er glei anfangs in die Fülle der Lebenserfahrungen hätte tauchen 
fönnen und nicht unmittelbar vom Kathever zur Gejeggebung berufen worden wäre, das Höchſte 
in diefer hohen Sphäre geleiftet haben würde, ift eine Überzeugung, welche ſich vem Leſer aus 
jeber feiner legislatorifchen Arbeiten mit zwingender Gewalt aufprängt. 

Mir fommen auf das Gebiet des Strafproceffed. Daß F. die Ehre hatte, das Gefeg zur 
Aufhebung der Tortur in Baiern zu entwerfen, wurbe fhon bemerkt. Mittermaier theilt den 
Umftand mit, daß der gute König Marimilian Joſeph damit dem Verbrechen Thür und Thor 
geöffnet glaubte, wenn er aud) der beffern Überzeugung feines Geheimen Referendars nachgab. 
Wie weit aber im übrigen die idealen oder auch nur die praftifchen Anforderungen F.'s an ein 
tüchtiged Strafproceßgefeg und dasjenige, was in dem zweiten Theil des Strafgejegbudß die 
Genehmigung des Geheimen Raths und der Regierung erhielt, auseinander gingen, bezeugen 
aufer vielen vereinzelten Außerungen in der F.ſchen Gorrefpondenz jeine Werke über dad Ge: 
ſchworenengericht, über die Offentlichkeit und Mündlichfeit und das Gerichtöwefen in Frank— 
reich und in fatiriih-humoriftiicher Form eine „Unterthänige Vorftellung und Bitte der ge= 
fangenen Gerechtigkeit“, welche 1819 verſchiedenen Mitgliedern des bairiſchen Landtags mit— 
getheilt wurde. Trotz alledem ift auch der zweite Theil des Strafgeſetzbuchs eine in ihrer äußern 
Geftalt vortreffliche Zeitung, und man hat mit Recht gefagt, daß der gemeinrechtlicdhe Linter: 
ſuchungsproceß — diefer wurde grundſätzlich feſtgehalten — lid nirgendwo in feinen guten 
Seiten, deren leider nicht zu viele waren, beffer varftellt als in vem Kleide und der Ordnung, 
welde ihm F. gegeben. Wo freilich in den gegebenen Grundlagen bie rabicalen Fehler vorhan— 
den waren, fonnte aud die Meifterichaft eined F. nur Relativeg leiften. Hält man mit diefem 
gefeßgeberiihen Werk die Betrahtungen über das Gefhworenengericht zufammen, fo offenbart 
ſich fogleich, wie in diefem freiern Felde wiſſenſchaftlicher Discuſſion — allerdings ſaß Napoleon 
damald nod auf dem Throne, und waren mande Seitenhiebe des Werks nit geringe Kühn: 
heiten — der Adler die Schwingen anders audwirft. Unferer Überzeugung nad gehörte 8. zu 
den unbefangenften Beurtheilern deö Gejhmworenengerihtd und würde, wenn er eine vollftän: 
digere Ginzelfenntniß von dem Wirfen der Jury in England gehabt hätte, aus feiner vermit- 
telnden Stellung zu einer lebhaftern Anerkennung des Inftitutd weitergeführt worben fein. 
Manche feiner Bemerkungen fowol für ald gegen vie Einrichtung find an Feinheit der Beobach— 
tung und Schärfe der Arcentuirung bid auf den heutigen Tag clafitfch geblieben, und wir dürfen 
gegenwärtig jowol für das Land, in Bezug auf welches feine Beobachtungen zunächſt ftatthatten, 
al® für ganz Deutichland getroft die Überzeugung ausſprechen, daß F.'s Hauptbedenfen einer 
Halbwifferei und Unzuverläfjigfeit der fogenannten gebildeten Klaffen, auf welde der Gejeg: 
geber für eine geveihliche Wirkfankeit des Schwurgerichts fletö in erfter Reihe rechnen wird, mie 
gerechtfertigt ed zu feiner Zeit gewefen fein mag, nunmehr jeder factifhen Begründung in den 
vorliegenden Verhältniſſen entbehrt. GE ift Thatſache, daß wir gegenwärtig Baiern, was die 
Geneigtbeit der Richter, den Geſchworenen würdig helfend entgegenzufommen, die Aufmerfiam: 
feit und Dienftwilligfeit der Geſchworenen und die Richtigkeit ver Wahrſprüche angeht, Das dent: 
Ihe claſſiſche Land der Jury nennen dürfen. Den juriftifhen Wertb ver Jury unterfhägte 8. 
offenbar; aber er würde angeſichts der zehn: und zwölfjäbrigen Wirffamfeit der Inftitution in 
Deutſchland bei feiner Wahrheitsliebe nicht zu ihren Verkegerern, fondern Vertheidigern ge: 
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Hören, wie er ſich ſtets auch feierlich dagegen verwahrte, ein Gegner des Schwurgerichts zu 
heißen. Was die Orundfäge der Öffentlichkeit und Mündlichkeit angeht, fo war F. von ihrer 
Nothmendigkeit für eine gefunde Strafrehtöpflege fo überzeugt, daß er fie mit allen Mitteln 
dem alten Unterfuchungsprocefle einzuimpfen ſuchte, allein mie er jelbft einmal (‚Leben und 
Wirken”, I, 260) fagt: „Die fhönften, glänzendſten Iveen, wodurd mir die ſchwere Aufgabe, 
ben finftern Inquifitionsproceh zu humanifiren, die Vorzüge des öffentlichen Verfahren? mit 
den Vorzügen des alten Unterfuhungeproceffes zu combiniren, geglückt war, ſtürzten zulegt im 
Geheimen Rathe.“ Ganz vortrefflich tft, was er über die Öffentlichkeit und Mündlichkeit und be= 
ſonders die Geftalt, welche fie im franzoͤſiſchen Civil- und Strafproceh gewonnen, ſowie über die 
Einzelheiten des legtern in dem Werk ‚Betrachtungen‘ u. |. mw. 1821 und 1825 (die Dars 
ftellung der franzöfifchen Gerichtäverfaffung u. ſ. w. erfcheint ald zweiter Band des ebengenannten 
Werks) mit der vollen Beherrihung des Stoffs und der ganzen Selbftbeberrfhung des gereif: 
ten Mannes niedergelegt hat. Die Fragen, melde damals auf ver Discufjion ftanden, werben 
heutzutage, außer etwa in Ofterreih, mo jedod im Juriftenftande auch jegt wieder die natur: 
gemäßen Forderungen einer wirflihen Gerechtigfeitäpflege nach zehnjähriger Zurückdrängung 
in den Vordergrund treten, faum mehr eine ftreitende Beantwortung finden. Offentlich⸗ 
keit den Parteien und dem Publikum gegenüber und die Unmittelbarkeit der Verhandlung, wo 
fie nur immer praktiſch möglich ift, vor dem entſcheidenden Richter galt ed aber, als F. ſchrieb, 
nit blos aus der übertündten Schale franzöfiicher Alfanzerei und von übertriebener Organi: 
ſationsluſt frei mit allen ihren Borzügen and Licht zu ftellen, fondern die principiellen Gegner 
diefer Bundamentaffäge eined geordneten Gerichtsweſens waren noch überall in hellen Haufen 
an einflußreihen Stellen zu treffen, und ihnen Niederlage über Niederlage beigebracht und das 
Befte, was über diefe Gegenftänve auch bis in unfere Tage noch eriftirt, geichrieben zu haben, ift 
F.'s unmwiberfprochened Berbienft. Bedenkt man — um nod ein weitered Moment zu nennen — 
die furze Zeit, melde %. in Frankreich vermweilte, fo ift die eingehende Detailfenntniß, melde feine 
Schilderung des franzöfifchen Verfahrens verräth, nicht weniger bewundernswerth ald die 
Überfichtlichkeit, im welcher der reiche, vielverfhlungene Stoff und entgegentritt. 
Iſt ſchon die Behandlungsweiſe in dem gedachten Werke dem Gegenftande ganz gemäß Fine 
folge, welche bei aller rechtswiſſenſchaftlichen Präcifion doch zugleih den gewiegten Blick des 
Staatdmannd verräth, und tritt fie mit ihrer politifchen Seite in einen weiten Kreis der Theil: 
nahme, fo iſt dies in noch erhöhtem Maße der Fall mit dem letzten großen Werke dieſes Früchte: 
reichen Lebens, der ‚„‚Actenmäßigen Darftellung merfwürbiger Verbrechen“. Es gibt befanntlich 
nichts, was die menschliche Wißbegierde und das allgemeine Intereffe lebhafter feſſelt, als jene 
Thaten der Nachtfeite unserer Berfönlichkeit, wo die Bande des Rechts mit ſtarker Hand ge— 
brochen werden und fi das Individuum in blutigen Thaten in Gegenfag zu den Grundlagen 
der Geſellſchaft ſetzt. Diefe Neigung, welche dem roheften mie dem feinfühlenpften Menſchen 
glei unwiderſtehlich ift, hat, folange die Welt fteht, in Sagen, Erzählungen, in ſchriftlicher 
und münbliher Rede Nahrung gefunden. Mit dem eriten Erwachen einer pſychologiſchen 
Wiſſenſchaft und der nähern Würdigung der Schulpfeite im Verbrechen war zmar eine andere 
Art ver Behandlung geboten, als fie z. B. die Causes celebres Pitaval's oder die trodenen Re: 
ferate in unfern dickleibigen Consilia und Decisiones darbieten, die Meiſterhand aber, melde 
die feſſelndſte Darftellung mit der echt juriftifhen Schärfe, dad Secirmeſſer des Piychologen mit 
der Divinattiondgabe des Dichters verband und die mwiffenfhaftlige und Gefammtliteratur 
Deutſchlands dur ein Werk ohne gleichen bereicherte, war die %.'8. Bor ihm hat ed Samım: 
lungen von Strafretöfällen gegeben und nad ihm find nicht wenige zu Tage getreten — es 
gibt unter allen feine, welche aud nur entfernt neben der feinigen genannt zu werden ver- 
diente, und faft feine eriftirt, deren relative Verdienſte nicht durch eine folde Zufammenftellung 
vollftändig zu erbleihen feinen. Es ift dies fein eigentlicher Vorwurf gegen andere, die That- 
fache wirb nur evident, daß ein folder Zufammenfluß von Eigenfhaften, wie er zur Erreihung 
einer Bolltommenheit nothwendig ift, eine feltene Gabe des Schickſals, eine feltene Frucht auch 
der angeftrengteften Bemühungen ift. In der letztern Beziehung ift der Vergleich zwiſchen der 
erften Geftalt, in welder, wie fhon erwähnt, das Werk erfhien, und feiner Vollendung im der 
vollkommenen Erneuerung von der höchſten Bedeutung. Man ſieht, daß bei weitem nicht alles 
frübreife Gabe der Götter ift, fondern das Volllommene immer erft wird. Diele Strafrecht: 
fälle find ind Engliſche überfegt als „Criminal Trials” von Lady Gordon. Sonſt fand zwar F. 
auch außerhalb Deutfhlands mande Anerkennung, aber feine Geſammterſcheinung ift dod nur 
Staats-2erifon, V. 23 
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ins geiftige Wiffen der eigenen Nation übergegangen. Es würde hier zu weit führen, außer 
den furz beſprochenen Hauptwerfen noch jeiner Ihätigfeit auf andern Gebieten des Rechts rin- 
gehender zu gedenken, aber ald-fennzeichnend für die Orundrihtung bed ganzen Mannes ift 
wichtig, daß er lange Jahre an einer Weltgeſchichte des Rechts, ähnlich in der Anlage dem Mon 
tesquieu'ſchen ‚Esprit des lois’‘, dachte und fchrieb. Wenn wir fehen, wie er ausgehend von den 
engen Grenzen bed Auditoriums und der Schule zum Staatdınann und Gefepgeber wird, nicht 
blos die geſammte Rechtsſphäre, fondern alles, was das menſchliche individuelle und fociale 
Keben bewegt, in den Kreis feiner gewaltigen geifligen Perjönlichkeit ziebt, wenn wir wahr— 
nehmen, daß mit der Erweiterung und Vertiefung feiner Aufgaben die geiflige Kraft, die ſich 
ihrer bemädtigt, in gleihem Maße reift, fo wäre — voraudgefegt, daß die mittlerweile ji 
tiefer erfchließenden hiſtoriſchen Quellen zu ihrem vollen Rechte gefommen wären — F. ſicher 
der Mann geweien, das Werf des im Geifte des 18. Jahrhundertö denfenven Franzoſen in 
einer Deutſchlands und des 19, Jahrhunderts würdigen Weife zu erfegen. 

So danfenswerth die Materialien in der Öfterd angeführten Schrift: „A. von F.'s Leben 
und Wirken’, jo verbienftlih befonverd Glaſer's Lebensſtizze (aus der „Allgemeinen öfter: 
reichiſchen Gerichtözeitung‘ für 1858 beſonders abgedrudt), Mittermaier's Biographie F.'s 
im „Staatswörterbuch“ und Abegg's Auffag über 8.8 Bedeutung für das Strafreht im „Ge— 
rihtsjaal‘ (1856) jind, jo bleibt eine eingehende, Werke und Schöpfer zu einem Gejanımtbilde 
vereinigende Biographie nod immer zu erwarten. Möge fi bald eine der großen, dankbaren 
‚Aufgabe würbige Hand dazu finden. 5. Marquarpien. 

Feuerpolizei und Feuerwehren. Die Naturfraft des Feuers, welche ven Menſchen als 
eine jeiner größten Wohlthäterinnen durch dad Leben begleitet, ihm Erwärmung und Erleuch— 
tung gewährt, ihm feine Speifen bereiten hilft, ihm die Metalle und die Dampffraft dienftbar 
macht, jie wird ihm dann verderblich, wenn fie feſſellos dasjenige zerſtoͤrt, was er zu erhalten 
wuünſcht und dazu beflimmte, ihm zu andern Zmweden zu dienen. Bon allen Werken der Men 
ſchen jind nun aber jeine Gebäude das größte und dauerndſte. Ohne fie ift weber ein gelittigtes 
Leben nod ein gegen die Unannehmlichkeiten und Nachtheile Schlechter Witterung und rauben 
Himmels gelichertes koͤrperliches Dafein möglih, und fie find es deshalb auch vorzugsweiſe. 
melde er davor zu jhügen bemüht fein muß, durch die Gewalt des Feuers vernichtet zu werben. 
Die Gebäude eines Landes machen einen höchſt beträchtlichen Theil des Vermögens feiner Be— 
wohner aus, ja nächſt dem Werthe des Grund und Bodens den weſentlichſten. Aber es ift 
nicht allein das Gebäude, welches das Feuer zerftört, es ſind aud mehr oder weniger bie in 
demfelben vorhandenen oder aufbewahrten beweglichen Eigenthumsgegenſtände, ja es ift nicht 
felten das Leben feiner Bewohner, welches dies Element zum Opfer fordert. Einzig ber Käufer: 
werth der Stadt Berlin z. B. betrug fhon im Jahre 1851 129 Mill. Thlr., 1860 minde- 
ſtens 150 Millionen. Im Jahre 1851 waren 9O Mill. Thlr. ver Werth des nerficherten 
Mobiliard, ein Werth, ver nur den Fleinften Theil des in Berlin vorhandenen Mobiliarreid- 
thums vepräfentirt; und do wird man, wenn man diefe Summen verfehsfaht, noch nicht 
den Häuſer- und Mobiliarwerth Londons erreichen. 

Es liegt jehr nahe, daß eine jede georbnete Staatöregierung ihren Beruf und ihre Pflicht, 
. zur Siherflellung ded Vermögens ihrer Angehörigen gegen ben Berluft durch die Macht des 
Beuerd nah Möglichkeit beizutragen, nicht verfennen fonnte und deshalb bejondere ſchützende 
Anftalten zu treffen ih veranlaßt geliehen hat. Freilich nöthigt auch ſchon die Furcht vor ſolchen 
BVerluften die Bewohner jelbft zu ununterbrochener Vorſicht, allein bei ver Menge feuergefähr- 
licher Beihäftigungen aller Art und bei den jo leicht möglichen Folgen eines aud nur augen= 
blicklichen Leichtſinns oder unglüdlihen Zufall, bei der Häufigkeit vorfäglicher Brandftiftun- 
gen aus Bosheit oder Gigennug ift das Gegengewicht, welches die einzelnen Bewohner den 
Beuerögefahren entgegenzuftellen im Stande find, ein zu geringes. Nur eine vom Staate aus— 
gehende gemeinfhaftlihe Hülfe, d. h. eine Polizeianftalt, welde wir als die der Feuerpolizei 
näher bezeihnen wollen, fann das ergänzen und herbeiführen, wozu vereinzelte Beitrebungen 
ſich als unzureihend ermweifen. Es hat überdied der Einzelne weder dad Recht noch die Madıt, 
feine Mitbürger zu einem ſolchen Benehmen und Verhalten zu zwingen, daß durch jie kein Feuer 
entftehen und ſich auf fein Eigenthum verbreiten kann, auch ift bei der eigenthümlichen Schnellig= 
feit und Kraft des entjeffelten Elements die ifolirt daſtehende Bemühung zur unſchädlichen 
MWiederunterbrüdfung und Löfhung des Feuers in den allermeiften Fällen eine völlig erfelgs 
lofe. Aber auch die vem Betroffenen freimillig werdende herbeiftrömende Hülfe ift eine weder 
hinreichend überlegte noch geordnete, ihre Wirkfamfeit eine zufällige, von dem Zuftande der 
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Einfiht und Anftelligkeit der Helfenden abhängige und fomit, eine meiftend von geringen 
Refultaten begleitete. 

Wie bei allen Staatsanflalten, fo kann auch bei denen, welche die Feuerpolizei betreffen, ein 
Mehr oder Minder, ein Zuviel oder -Zumenig fi herausftellen, aber auch ſchon das weniger 
Bolltommene gewährt hier den weſentlichſten Nugen. Es ift der Thätigkeit des forgjamen 
Arztes vergleichbar, welche zwar nicht jeder Krankheit Einhalt zu thun und jie zu befeitigen ver- 
mag, aber do für gewöhnliche Fälle ausreihend und für die ſchwerern wenigftend lindernd 
wirft. Da der Bürger, wenn dazu die Mittel vorhanden, die Ausführung der zweckmäßigſten 
Anftalten verlangen kann, jo hat die Theorie die feuerpolizeilihen Anorbnungen in ihrer Voll⸗ 
endung darzuftellen, während ſich die Wirklichfeit davon dasjenige aneignet, was die ihr zu 
Gebote ftehenden Mittel zuläffig machen. 

Es find zunächſt die Borfehrungen zur möglihften Verhütung des Ausbruchs eines Feuers, 
deren wir zu gedenken haben. Sie find nicht allein polizeiliche, fie erſtrecken jih auch auf ein 
anderes Gebiet, indem ſie ji die Strafgewalt des Staates zur Bundeögenofjin erwählen. Es 
find zwei Wege, welche dieſe legtere einfchlägt, um der Beuerpolizei ihre Unterflügung zu ge= 
währen. Sie reiht einerfeits die vorfäglihe Brandftiftung den jchweren Verbrechen an 
und bedroht fie unter Umſtänden felbft mit dem Tode !), ahmdet leichtere Bälle berjelben 
ſowie fahrläffige Brandftiftungen mit geringern Strafen und verfudht ed andererſeits, 
dur Die Verfnüpfung der Übertretungen feuerpolizeilicher Beſtimmungen mit Gefängniß: 
und Gelpftrafen diefe Beſtimmungen zu kräftigen und zu unterflügen. Wir befchränfen 
un, ald zu unferm vorliegenden Zwede genügend, in Anſehung des erſtgedachten Wegs auf 
das in Note 1 Gefagte und wollen nur in Beziehung auf den zweiten, und hier näher berühren 
den Weg beiſpielsweiſe deſſen gedenken, was man in Preußen von dem überreihen Schage 
der in dem Allgemeinen Landrecht von 1794 enthaltenen feuerpolizeilihen Vorſchriften in dem 
Strafgeiegbudhe von 1851 beibehalten zu müflen geglaubt hat, 

Diefed Strafgejegbud beproht den mit Geldbußen bis zu 20 Thlen. oder mit Gefängniß bis 
zu 14 Tagen ($.347), welcher ohne polizeiliche Erlaubniß eine neue Feuerftätte errichtet oder 
eine bereitd vorhandene an einen andern Ort verlegt, wer ed unterläßt, Dafür zu forgen, daß die 
Feuerftätten in feinem Hauſe in baulihem und brandfiherm Zuftande unterhalten, oder daß die 
Schornfteine zu rechter Zeit gereinigt werben; wer Waaren, Materialien und andere Borräthe, 
welche fich leicht von felbft entzünden oder. leicht Bewer fangen, an Orten oder in Behältniffen 
aufbewahrt, wo ihre Entzündung gefährlich werben fann, oder wer Stoffe, die nicht ohne Ges 
fahr einer Entzündung beieinander liegen fünnen, ohne Abjonderung aufbewahrt; wer 
Scheuern, Ställe, Böden ober andere Räume, melde zur Aufbewahrung feuerfangenver Sa— 
hen dienen, mit unverwahrtent Feuer oder Licht betritt oder fi denfelben mit unvermahrtem 





1) Nach dem bairifchen —— vom 6. Mai 1813 (Art. 247) begeht z. B. das Verbrechen 
der Brandftiftung, wer im rechtswidrigen VBorjage jremdes Eigenthum oder fein Eigenthum mit Gefahr 
für defien Bewohner oder für fremde Wohnungen in Brand fept. Der höchfte der vier Grade der 
Branbftiftung liegt in den Ballen vor, wenn der Brand an Wohnungen und andern Aufenthalte: 
orten von Menfchen over an ſolchen Gebäuden und Sachen erregt wurde, welche menfchlichen Wohnuns 
en und Aufenthaltsorten nahe find und diefen das Feuer mittheilen Eonnten, folche That fei geichehen 
in Städten, Fleden, Dörfern oder an einfam ftehenden menschlichen Aufenthaltsorten. Kommt nun 
1) bei einer ſolchen Brandfiftung ein Menſch ums Leben oder wird lebensgefährlich beſchädigt; hat 
2) der Brand fo weit um fich gegriffen, baß dadurch zwei oder mehrere menſchliche Wohnungen in Aſche 
gelegt wurden; wurde 3) das Feuer gelegt oder ift es ausgebrochen zu einer Zeit, wo bie Einwohner 
gewöhnlich im Schlafe liegen; oder geſchah dies 4) an ſolchen Berfammlungsorten, wo eine große Ans 
zahl von Menfchen der Beichädigungsgefahr ausgejegt wurde; wurde 5) die Brandlegung begangen 
während einer andern gemeinen Roth, bei Aufruhr, bei Waſſers-, Kriegs: und andern Gefahren; 
wurbe fie 6) verübt an Gebäuden, worin Bulvervorräthe verwahrt wurden, oder an Orten, in deren 
Nähe ſolche Borräthe fich befanden; wurde 7) der Brand gelegt, damit unter deſſen Begünftigung Mord, 
Raub, Diebftahl oder ein anderes ſchweres Verbrechen von dem Brandleger felbft oder von andern bes 
gangen werben möge; legte 8) ber Verbrecher in Städten, Flecken und Dörfern an verfchiedenen Orten 
den Brand, obgleich derfelbe nur an einem Orte ausgebrochen ift, und machte enbfich 9) fich der Ver⸗ 
brecher zu verfchiebenen Zeiten mehrerer Brandftiftungen jchuldig, dann trifft ihn Die Todesitrafe, 
Menn auch weniger verfchwenderifch in der Androhung ber Todesitrafe als das bairifche, der Abs 
fhredungstheorie huldigende Geſetzbuch, bedrohen doch die neuern, diefem nachacfolgten Strafgefeg- 
bücher, welche überhaupt die Todesftrafe noch kennen, die vorfägliche Brandftiftung dann jedesmal mit 
dem Tode, wenn burch den Brand ein Menſch das Leben verloren hat, ſo z. B. $. 285 des preufifchen 
Strafgefegbuchs von 1851, wenn fle auch fonft ſich mit geringern Strafen begnügen. 
23° 


1) 
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Feuer oder Licht nähert; wer an gefährlichen Stellen in Wäldern oder Heiden oder in gefähr- 
liher Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen Feuer anzündet; wer in gefährlider 
Mähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen mit Feuergewehr ſchießt oder Feuerwerke ab: 
brennt; mer die polizeilih vorgeſchriebenen Feuerlöſchgeräthſchaften entweder gar nicht oder 
Doch nicht in brauchbarem Zuftande hält; wer überhaupt andere feuerpolizeilihe Anorbnungen 
nicht befolgt. Auch werden ($. 348) mit einer Geldbuße bis zu 30 Thlen. oder Gefängniß bis 
zu vier Wochen Gewerbtreibende beftraft, welde in euer arbeiten, wenn jie die Vorſchriften 
nicht befolgen, welche von ver Polizeibehörde wegen Anlegung und Verwahrung ihrer Werk: 
flätten, ſowie wegen der Art und Zeit, ſich des Feuers zu bedienen, erlaſſen jind. 

Schon im allgemeinen jind Mafregeln, welde darauf abzwecken, ein bel gänzlich zu ver: 
hüten, überall beſſer ald ſolche, welde auf die Heilung eines bereits entjtandenen berechnet 
find. Worzugsweife ift died aber da ver Fall, wo ed fih um die Zügelung der Macht eines 
Elementes handelt, welches fo leicht der menſchlichen Kraft jpottet, Daß ſolche Maßregeln 
auch auf Beihränfungen der natürlihen Freiheit hinauslaufen fönnen, haben und bereits die 
vorgedachten preufiihen Strafbeftimmungen dargetban. Auch ſolche Beſchränkungen find ge: 
rechtfertigt, jofern fie nur einen wirklichen Erfolg verfprehen nnd mit dem Nupen, welchen jie 
Riften ſollen, in einem richtigen Verhältniffeftehen. Arten jie in eine zweckloſe Willfür aus, tre- 
ten fie lediglich als Eigenbeliebigfeiten des fih dem Rechtsſtaate gegenüber geltend machenven 
Polizeiftaates auf, fo find jie allerdings verwerflich. 

Wir theilen mit Mohl (in dem gleihnamigen Artikel der zweiten Auflage des „Staate: 
Lexikon“) die Vorkehrungen zur möglicften Verhütung eines Feuerausbruchs in fünf Klaffen. 
Es ift 1) eine fowol das Innere der Käufer ald die Verhältniffe zu andern Häufern beachtende 
Bauordnung, welche theild den Ausbruch des Feuers, theild wenigftend deſſen Verbreitung auf 
andere Häufer verhindert. Es geſchieht das legtere insbeſondere durch Brandmauern (Grenz: 
mauern) von hinreichender Stärke, durch die ſichere Einrichtung der Feuerſtätten, ſolide Auf: 
führung und richtige Conſtruction der Schornſteine, Anlegung feuerſicherer Behältniſſe zur Auf- 
bewahrung der Holz⸗ und Torfaſche, Trennung der mit feuerfangenden Gegenſtänden zu füllen⸗ 
den Magazine und ſonſtigen Räume von den Wohngelaſſen. 

Von außenher wird von Gebäuden die Feuersgefahr abgewendet durch eine angemeſſene, 
nicht zu geringe Straßenbreite, durch das Verbot des allzu engen Ins und Aneinanderbauens 
und feuergefährliher Dachdeckungen, namentlich ver Strog:, Rohr: und Holzbevahungen, durch 
die möglichfte Bekleidung des nad außen gerichteten Holzwerks u. dgl. m. 

Die Aufrechthaltung beider Gattungen von Vorſchriften ift Sache der Baupolizei, welche 
zu dem Neubau der Gebäude fowie zu Veränderungen an denjelben nad) vorbergegangener 
Prüfung ihren Conſens zu ertheilen hat und die unterlaffene Einholung des legtern unter 
Strafe ftellt. Baurevifionen und Bejihtigungen der betreffenden Behörde überwachen die ge: 
naue Befolgung der baupolizeilihen Vorfhriften und zwingen, nöthigenfalld durch Strafen, 
nen Gigenthümer zur Entfernung oder Abänderung feuergefährliher Anlagen. 

Bei den Wiederaufbau abgebrannter Ortſchaften oder Theile derfelben wird es zur befon= 
dern Pflicht, dafür zu forgen, daß mit ihm aud eine größere Sicherheit vor Feuersgefahren 
durch die größtmögliche Solivität und zwedmäßige Anlage der Neubauten hervorgerufen werde, 
damit das Brandunglüd wenigftend eine dauernde Verbeflerung in feinem Gefolge babe. 

2) Bon ganz befonderm Einfluffe auf die Entftehung von Bränven ift die Beihaffenbeit 
der Feuereffen und Schornfteine. Die Feſtſtellung der Reinigungsvornahme derjelben zu be— 
flimmten Zeiten, unter der Auffidt geprüfter und verpflihteter Meifter, aud eine genaue Con— 
trole über diefe gehört zu den bejondern Pflichten der Beuerpolizei. Die Obliegenheiten des 
Schornſteinfegens entbinden weder den Haudbefiger noch deſſen Miether von der eigenen Sorg⸗ 
falt in Betreff der Reinigung der Feuerſtätten. 

Es iſt 3) die Entfernung befonderd feuergefährliher Gewerbe und Vorrathshäufer aus den 
eng zufammengebauten Theilen ver Wohnorte, namentlich aus ihrer Mitte, von welcher ih das 
Feuer nad allen Richtungen bin erheblihen Schaden bringend verbreiten fann, und ſelbſt aus 
der Nähe anderer Häufer eine Aufgabe der Feuerpolizei. Die größere Beihwerlichkeit oder Koſt⸗ 
fpieligkeit des entferntern Platzes fann hierbei nicht in Betracht kommen, weil keiner ein Recht 
dazu hat, ein Gewerbe jo zu betreiben, daß er dadurd Dritte in die offenbare Gefahr verfegt, 
einen Vermögensverluſt zu erleiden. Die franzöſiſche Gefepgebung iſt in diefer Beziehung ein 
Mufter, doc beitreben fi auch die deutſchen immermehr, diefen Gegenftand in das Auge zu 
fallen und vorhandenen Ubelftänden abzubelfen. 
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Ferner ift es 4) das Verbot gewifler leichtſinniger feuergefährlichet Handlungen, wie z. B. 
des Gebrauchs offenen Lichts, des Tabackrauchens in der Nähe leicht feuerfangender Gegenftände, 
in Ställen und auf Böden, des Abbrennend von Feuerwerken, ded Schießens in der nächſten 
Umgebung der Häujer, des unvorfihtigen Aufbewahrens von Brennmaterialien und Zünd— 
hölzert, der Aſche u. ſ. w. Es liegt in dem Wefen aller ſolcher Berbotögefege, daß fie nur ware 
nend von ihrer Übertretung abmahnen, nicht aber dieſe legtere gänzlich verhindern können. 
Sie erfüllen jedoch auch fhon dann mejentlid ihren Zwed, wenn fie nnr die Contraventions— 
fälle vermindern, auch ſchließen ſie die Brandentſchädigung in ſolchen Fällen aus, in denen durch 
ihre Verabfäumung wirklich ein Beuer zum Ausbruche kommt, 

Endlich 5) werben noch bei außerordentlihen Gelegenheiten, z. B. beim Transporte von 
Pulver, beſonders fenergefährlichen Gegenftänden, wie Photogen, Camphine, Streihhölzchen, 
Shiefbaunmolle, auf Eifenbahnen und zur Achſe, bei Erleuchtungen, Beuerwerfen u. f. w. 
befondere Vorkehrungen und Beſtimmungen getroffen, um jeber Gefahr vorzubeugen. In der 
Regel ift e8 die Entfernung alles Feuers und Lichts von den gedachten Gegenſtäuden und be— 
ziehendlich dev jeuerfangenden Saden aus ihrer Nähe, dad Auffteden ſchwarzer Fahnen auf 
den Transportmitteln, deren jorgfältige Überwahung durch zuverläffige Perfonen und anderes, 
wodurd man die Gefahr abzumenden fich beftrebt. 

Alle ſolche Borkehrungen fünnen jedoch den Ausbruch von Feuersbrünſten wol feltener 
mahen und deren Verbreitung beihränfen, fie aber nie ganz verhindern, und zwar jhon um 
fo weniger, als fie vorfäglihen Branpftiftungen gegenüber unwirkſam find. Deshalb ift Hülfe 
gegen ausgebrochene Feuer erforverlih, und zwar eine ebenjo fhnelle ald wirfjame. Eine 
folche ift jedoch nur möglich, wenn ſie eine vorbereitete und wohlorganifirte iſt. Es ift ebenfo die 
Pflicht ver Gemeinden als die des Staates, für eine derartige Hülfe Sorge zu tragen und deshalb 
nit nur die materiellen Loͤſchmittel zu beihaffen umd jederzeit im völlig brauchbaren Stande 
zu erhalten, jondern auch die zu ihrer Handhabung nöthige menſchliche Hülfe zweckmäßig zu 
organijiren. Da das Wafler unter den Löjhmitteln die vorzüglichfte Stelle einnimmt, fo ift 
dafür zu forgen, daß theils die erforderliche Waflermenge beftändig bereit ift und ohne Verzug 
auf jeden möglicherweife beprohten Punkt geſchafft werden kann, theild zur Erftidung des 
Beuerd Säce und ähnliche leicht zu durchnäſſende Gegenſtände vorhanden find, befonders aber, 
daß die Keuergeräthe angeſchafft und brauchbar erhalten werden. Nach der Hrilichkeit erfordert 
die Sorge für Waſſer eine Anlegung von Waſſerleitungen und Waſſerwerken, welche ihre 
Röhren nicht nur unter den Straßen fortlaufen, ſondern auch in die Etagen der Häuſer ſtei— 
gen laflen, wie diefes in großen Städten, 5. B. in London und Berlin, gegenwärtig der Fall 
iſt. Auch ſtets mit Waffer angefüllte Eifternen un Feuerteiche, jowie die hinreichende Anzahl 
von Brunnen, deren fteted Inftanphalten bejonders überwacht, deren Einfrieren im Winter 
aber vorgebeugt werden und, wenn es geſchehen ift, wieder befeitigt werben muß, find 
zur Bereithaltung der nöthigen Waflermenge erforberlih. Ebenſo müffen die in der Nähe 
der Brunnen und Waflerbehälter aufzuftellenden Waflerfufen (Waſſertonnen) ſtets im gu 
Zuftande fein. | 

Die Beuergeräthe, beftehend in Sprigen, Eimern, Schläucden, Leitern, zu denen aud vie 
längern Rettungsleitern gehören, Leinen, Hafen, Arten u. ſ. w., werben nicht allein ſtets vor— 
räthig zu halten, fondern aud an leicht zugänglichen, ſelbſt möglihft gegen Feuersgefahr 
geihügten Orten und jo aufzubewahren fein, daß ihr Transport zur Brandftätte feinen Anz 
Händen unterliegt. Die unausgeſetzte, augenblicliche Brauchbarfeit eines jeden Stücks dieſer 
Geräthe ift durch die Beftelung befonvderer Auffeher über diejelben zu fihern. Außerdem müfr 
fen die Geräthe nicht bloß periodiih, fondern auch unvermuthet der Revifion unterworfen wer- 
den, und die damit angeftellten Proben müſſen ihre Brauchbarkeit untrüglich beweifen. 

In welchem Umfange die Feuergeräthe in jeder Gemeinde und felbft, foweit fie aus Leitern, 
Hafen, Handiprigen, Ärten u.f.w: beftehen, in jedem Haufe vorräthig gehalten werden müflen, 
beſtimmt die Polizeibehörde, ſowie es auch nad den Rofalitäten angeordnet ift, welche nachbar— 
lihe Hülfe bei ausgebrochenem Bewer ſich verfchievene Gemeinden zu leiften Haben. Fabriken, in 
welchen feuergefährliche Beihäftigungen betrieben werden, Theater, größere Bergnügungstofale, 
Strafanftalten, Lazarethe, Kafeınen, Arbeits: und Waifenhäufer u. ſ. w. werden gemeinhin 
mit befondern Feuerſpritzen und Löfchgeräthen verjehen fein müſſen, damit in ihnen die erfte 
Hülfe ſich ſofort zur Stelle befindet. 

Sofern einzelne Gemeinden nicht im Stande fein follten, die erforderlihen und wirk— 
ſamen Löfchmittel zu beſchaffen, merben fie fich mit angrenzenden zu biefem Zweck verbinden 
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müffen, doch wird fi det Staat außerdem auch nicht eutbrechen fönnen, dad Fehlende aus feinen 
Mitteln zu ergänzen, da dad Unvermögen der Gemeinden nicht die Beranlaffung dazu werben 
barf, höhere Zwecke zu vernachläſſigen. 

Die Drganifation der menschlichen Hülfe ift weniger vedhalb nöthig, weil ed ohne Diejelbe 
an Loͤſch- und Rettungsmannſchaft auf der Branpftätte fehlen würde; im Gegentheil iſt bier 
in der Megel eher dad Zuviel ald dad Zuwenig das Nachtheilige. Mitgefühl, Aufopferung, aber 
auch Neugierde und jelbft verbrecheriſche Zwede, namentlich die ſich darbietende Grlegenbeit zu 
Diebſtählen, drängen gemeinhin eine zu große Menſchenmenge auf der Brandſtätte zuſammen 
Die dadurch Herbeigeführte Verwirrung, der Mangel der überfichtlihen und angemeflenen Lei: 
tung der Löſchanſtalten find es ſodann, welche nicht ſelten das libel noch vergrößern und Men 
fchenleben in Gefahr bringen. Darum bedarf ed einer im voraus getroffenen Organijation 
des Löſch- und Rettungswerks, der Auswahl ber zu deſſen Förderung tauglichen, bezüglich in 
befondere Pflicht zu nehmenden Berfonen und der Beitimmung ihrer Anführung und Leitung 
durch dazu beflimmte Individuen. Se richtiger georbnet und je geübter die Hülfsmannſchaft ift, 
pefto weniger zahlreich braucht diefelbe zu fein, und nur jelten wich die Menge erjegen, was an 
Gewandtheit und Sicherheit fehlt. 

Es liegt in der Natur der Sade, daß ſich die Organijation der Hülfsmannſchaft in gan; 
großen Städten, in größern, mittlern und Eleinern und auf dem platten Rande weſentlich ver: 
ſchieden geftalten muß; fie wird um jo complicirter und durchdachter jein müffen, je größer ver 
Drt ift, für melden jie beflimmt murbe. In den großen Städten hat Died zu den Inftituten der 
Feuerwehren als militärifh organifirter Corps geführt, jo namentlih in Paris, London, 
Beteröburg, Stuttgart, Karlsruhe, Hamburg, Bremen, "Magdeburg und Berlin. Es ift das 
Seuerlöfhweien Berlind, dem wir eine bejondere Aufmerffamfeit an diefer Stelle ſchenken 
wollen, da e8 nicht nur feinem der übrigen nachſteht, jondern aud in mander Beziehung als 
Mufter aufgeftellt zu werben verdient. Gigene Anfhauung und die Schriften ded Brand: 
directord Scabell: „Das Feuerlöſchweſen Berlins“, und: „Inſtructionsbuch und Exetcir— 
reglement der Beuerwehr von Berlin‘ (Berlin 1853 und 1854), jegen und in den Stand, über 
die Feuerwehr Berlind einen getreuen Bericht zu eritatten. 

Obgleich man ſchon längere Zeit das Bedürfniß dringend gefühlt Hatte, das Feuerlöſchweſen 
Berlins den Anforderungen der Neuzeit gemäß zu organifiren, jo begannen die erfien Ginlei= 
tungen hierzu doch erft im Jahre 1843. Die Ereigniffe des Jahred 1848 fanden dieſe Organi- 
fation jedoch noch in den Stabien der ſchriftlichen Vorbereitungen ; indeß war aud das bis dahin 
Beftandene keineswegs ein im Berhältuiffe zu andern Städten Unbedeutendes, va es einen 
KRoftenaufwand von über 50000 Thlrn. jährlich der ſtädtiſchen Kafle verurfachte. Der Um: 
fand, daß der damalige Bolizeipräfivdent von Hinckeldey feit ven Jahre 1849 die Anforderung 
erhob, auf allen Brandftätten entweder jelbft oder durch feinen Stellvertreter den Oberbefebl 
zu führen, veranlaßte längere Zeit hindurch die ſtädtiſchen Behörden Berlins, jih der Gin- 
führung eined wirklichen Feuerwehrcorps entgegenzuftellen. Indeß trat die Staatöregie: 
rung der Anfiht des Polizeipräfidenten bei, und die Feuerwehr wurde endlich unterm 
16. Jan. 1851 als ein definitiv dem Polizeipräflpium zu unterflellendes Inftitut in das Leben 
gerufen. Chef der Feuerwehr ward der Branddirector Scabell, ein Mann, welder bis dahin 
in feiner @igenfhaft ald Oberfprigenmeifter bereit mehrjährig die weſentlichſten Dienſte ge— 
leiftet Hatte. 

Das Berfonal der Feuerwehr zu Berlin befteht, außer dem Branddirector mit dem Nange 
eines Regierungsraths, aus 1 Brandinfpertor, 4 Brandmeiftern, 40 Oberfeuermännern, 
180 Beuermännern und 360 Sprigenmännern, mithin beinahe aud 500 Mann. Der Di: 
rector, Inspector und die Brandmeifter bilden dad Offiziercorps der Feuerwehr. Die Oberfeuer: 
männer und Feuermänner beftehen zu einem Drittel au Maurern, einem Drittel aus Zimmer: 
leuten und einem Drittel aus fonfligen Bauhandwerfern. Die Mannihaften haben 48 Stun: 
den Dienft und ſodann 24 Stunden Ruhe. Die Rathsmaurer-, Zimmer:, Brunnenmader: 
und Schornfteinfegermeifter gehören indirect zur Feuerwehr, infofern jie auf Verlangen des 
Branddirectord auf der Brandftätte erfcheinen und die in ihr Gewerbe einſchlagenden Verrich- 
tungen auf feine Anordnung ausführen müffen. Außerdem jind noch 44 Nöhrmeifter und 220 
Drucdmeifter in ihrer frübern Function der Bedienung der Prabm= und königlichen Sprigen 
verblieben. 

Die Feuerwehr ift militärifh uniformirt. Ohne auf die Details der ſich nah dem Grade 
vereinfadhenden Uniform näher einzugeben, bemerken wir nur, daß die an filberner Kette getra— 
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gene Signalpfeife zu der Uniform des Oberfeuermanns gehört. ?) Der Feuermann trägt eine 
blaue Tuchjacke mit einem Schofe und rother Paſſepoilirung, einegraue Tuchhoſe, über welche er 
eine Zwillibbofe beim Feuer zieht, eine graue Drilljadte, einen rotheingefaßten Leibgurt mit 
eifernem Hafen zum Befteigen der Leitern und ein Handbeil. Der Kopf ift mit einer ſchwar—⸗ 
zen Lederkappe mit jilberner Krone, Schugleder und rother Binde bebedt ; auch ift jeder Feuer— 
mann mit einer Doppelbade ausgerüftet. Der Sprigenmann trägt diefelbe Kappe ohne Krone 
und einen bunfelblauen zmwillichenen Überrof mit einen Bruftfäilde. Auch die vorgedachten 
Merfmeifter, Röhr- und Druckmeiſter find durch ihre Kleidung befonders kenntlich gemacht. 

Es find 18 Feuerwachen dur die ganze Stadt eingerichtet und auf jeder derjelben eine 
große fahrbare Sprige nebft Hakenleitern und Rettungsfad und eine Rädertiene mit dem 
nöthigen Gefpann ftationirt. Zur Bedienung derfelben beziehen ein Oberfeuermann und vier 
Beuermänner die Wache. Der Stadtbezirk ift ferner in fünf Brandinfpertionen getheilt. In 
jeder derfelben befindet fi ein Depot von Löfchgerätben, welches aus einer Majchinenleiter, 
einem Utenfilienwagen, einem Wafferwagen, fünf Rädertienen und einem Perfonentransport- 
wagen beftebt. Jedes Depot iſt permanent mit einem Oberfeuermann, einem Fenermann und 
zwetSprigenmännern und in der Zeit von 2Uhr mittags bis 4 Uhr morgens mit 25 Sprigen- 
männern bejegt, auch find bei vem Depot die zur Fortſchaffung der Utenfilien nötbigen Ge— 
fpanne vorhanden. Außerdem ift eine Hauptwache eingerichtet, auf welcher fich prei Perfonen- 
und ein Waflerwagen mit dem nöthigen Geſpann befinden, und permanent zwei Oberfeuer: 
männer und 37 Sprigenmänner flationirt find, um fogleich drei Sprigen befegen zu können. 
Berner befinden ſich no ein Oberfeuermann und 20 Feuermänner zur Befeitigung der den 
Löſchmaßregeln entgegentretenden Hinderniffe, Aufräumung der Branpflätte u. |. mw: ſtets, im 

der vorgedachten Zeit aber au noch 55 Sprigenmänner zur Bedienung von 10 Rävertienen 
und noch zwei Sprigen im Dienfte auf ver Hauptwade. 

Aber auch diefe fo bedeutenden Beranftaltungen würden immer noch eine rechtzeitige Hülfe 
nicht verbürgen, wenn fie nicht dur die Mitwirkung eleftro:magnetiiher Telegrapben unter: 
flügt würden. Es find nämlich die Hauptwache, die Depotd und Die einzelnen Feuerwachen 
unter fi und außerdem auch mit den Bureaur der Bolizeilieutenants und mit dem Polizeiprä- 
ſidialgebdude durch telegrapbifhe Drahtleitungen in Verbindung gefegt. Dieje Leitungen 
werden außer den Feuermeldungen auch zu polizeilichen Zwecken benugt, ftehen mit dem fönig- 
lichen Schloffe, ven Minifterien, ven Kafernen und niit den von der Poft ausgehenden Staats: 
telegraphen in Verbindung und befördern fo auch noch anderweitige, im Megierungsinterefle 
liegende Mittheilungen. 

Es läßt fih nicht wegleugnen, daß das Inftitut der Feuerwehr, ald es in Berlin eingerich⸗ 
tet wurde, aud noch einen nicht oftenjiblen Zweck zu erfüllen berufen war, und zwar den der 
Mitwirkung bei ver Aufrechterhalung der öffentlihen Ordnung. In Verbindung mit einer 
theils berittenen Shugmannihaft, welche damals mehr als 1500 Mann zählte und ebenfalls 
vollftändig militärifch organifirt und bewaffnet ift, mußten ih Tumulte und Aufläufe, Barri- 
fadenbauten u. dgl. mit Leichtigkeit befeitigen laſſen. 

Nach der Verfiherung des Branddirectors Scabell gewährt das Inſtitut der berliner Feuer: 
wehr eine Garantie der Wirkfamfeit, wie fie nach dem Stande der biöjegt gemachten Erfahrun: 
gen uud bei den vorhandenen Baulichkeiten nur irgend in den Grenzen der Möglichkeit liegt. 

Was 1) das Bekanntwerden der Branpftätte betrifft, fo wird ein ausgebrodenes Feuer 
nad Straße, Hausnummer und Größe (0b Elein, mittel oder groß) von der nähften Telegra- 
phenflation der Gentralftation und von dieſer gleichzeitig allen Feuerwachen, Depots u. |. w. 
mitgetbeilt. Da für die Feuermeldungen befondere, nicht zu verwechfelnne Weckſignale einge 
führt find, melde jede andere Thätigkelt ver Telegraphen unterbrechen, fo ift dad Feuer in weni⸗ 
gen Minuten an jeder betreffenden Stelle bekannt. Jede Wache welß, wie ſie ſich bei einem Feuer 
der ſignaliſirten Art zu verhalten und ob und mit welchen Geräthſchaften fie auszurücken hat. 

Von den Nachtwächtern wird nur dann Feuerlärm gemacht, wenn fie in ihrem Revier ein Feuer 
gewahr werben, ihr Feuerfignal aber von feinem andern Nachtwächter aufgenommen. Das 
Stürmen der Gloden und der Feuerlärm des Militärs hat ganz aufgehört, umd es ereignet ſich 
faſt täglich, daß die nächſte Umgebung eines von Feuer bedrohten Gebäudes erſt ſpäterhin zu⸗ 
fällig den ſtattgefundenen Brand erfährt. 





2) Die Pfeife gibt nur einen langen und einen kurzen Ton, deren Nacheinanderfolge und Modu⸗ 
lation alle Signale ausdrücken. 


360 Feuerpolizei und Feuerwehren 


2) Das Herbeieilen der Löfhmannfhaften ift, da dieſe und die zu ihrer und der Geräthe 
Fortſchaffung dienenden Geipanne unausgeſetzt zum ſofortigen Aufbrude gerüfter jind, das 
ſchnellſte: alles befindet ih 2—3 Minuten nad; dem Eingange der Feuermeldung ſchon auf 
dem Wege zur Brandftätte. Die Mannjhaften ver Feuerwache nehmen auf ihrer Sprige Play, 
während für die Mannſchaften der Depots und der Hauptwache Perfonenmwagen bereit fteben, 
um ſie auf einmal, ſchnell und mit ungelhwächter Kraft zur Brandflätte zu bringen. 

Während bei großen Beuern die auf ſämmtlichen Wachen befindlichen Mannſchaften und Ge- 

räthe ausrücken, geſchieht dies bei Fleinern und mittlern Feuern nur mit den einzelnen Wachen 
und beftimmten Bebienungsmannihaften aus der Hauptwache. Bei in der Nacht entitehenden 
Feuern treten zu diefen Mannſchaften noch Verflärfungen aus der Hauptwade und den Depots 
hinzu. 

3) Die für den gemwöhnliden Gebrauch beftimmten Löſchgeräthſchaften beftehen inclufive 
fünf königlicher Sprigen aus 23 gropen fahrbaren Sprigen mit Hafenleitern, Rettungsfäden 
und den erforberlichen Beuereimern, acht Prahmfprigen, einer Dampffprige, fünf Majdinen- 
feitern, fünf Wafferwagen, 53 Nävertienen und fünf Utenfilienwagen, welde dienöthigen Arte, 
Beile, Schippen, Hebebäume und ſonſt auf der Branpftätte erforderlichen Geräthe enthalten. 
Sämmtliche Löfchuteniilien find nah den neueften Erfahrungen eingerichtet. Beim jedes— 
maligen Wachewechſel überzeugt jich der Oberfeuermann von ihrem durchaus fehlerfreien Zus 
ftande; aud werden jie wöhentlid mwenigftens einmal vom Injpectionsvorfteher revidirt und 
während ihrer jofort veranlaßten Inftandjegung durch andere ergänzt. 

4) Die Bedienungsmannſchaften find unter 40 Jahre alt, körperlich flarf und gejund 
und mit wenigen Ausnahmen gewefene Soldaten. Während die Keuermänner ven Bauhand— 
werfen entnonimen werden, gehören dagegen die Sprigenleute, melde nur zum Wafler- 
trandport und ald Drudmannichaften benugt werden, aud; andern Gewerben an. Don ihrem 
Eintritte an werben die Mannſchaften unausgejegt in ber planmäßigen Handhabung jedes ein- 
zelnen Loͤſchgeräths, im Klettern mit Hafenleitern, an Tauen, Laufbretern u. |. w., und zwar 
mit und ohne Laſt (erftered für den Fall der Rettung von Berjonen), fowie in den ſchwierigſten 
Turnübungen nad) dem vorgedadten Grereirreglement, ſowol nah Commandos als nah 
Pfeifenfignalen, ausgebildet. Es ift ein beionderer Turnlehrer für dieſelben angeftellt. Die 
Mannfhaften erlangen fo eine überraſchende Gewandtheit, Geſchicklichkeit und förperlie Kraft 
und zugleich ein jo großes Selbftvertrauen auf ihre Reiftungsfähigfeit, daß ſie für jedes Vor— 
fommniß beim Brande vorbereitet jind. ine große Garantie für die Wirkſamkeit der Feuer— 
wehr liegt auch darin, daß alle erforderlihen Mannichaften und Geräthe auf einmal auf der 
Brandftätte erſcheinen, ſodaß jeder Mann das Geräth, deſſen er bedarf, vorfindet und auch die 
von ihm auszuübenden Functionen, die ex genau fennt, unter der erforderlichen Aſſiſtenz ſofort 
auszuüben im Stande ift. Die militäriihe Disciplin, unter welder die Mannſchaft fteht, 
ſichert nit nur die jedesmalige jofortige Ausführung der Commandos, ſondern jie ift ed auch, 
welche durch das fihere Ineinandergreifen aller nöthig werdenden Operationen die mit biejen 
verbundenen Gefahren fo melentlih abſchwächt. Der an jedem Tage Ruhe habende dritte 
Theil der Mannſchaft jihert im Kalle länger dauernder Brände die nöthige Ablöjung der 
erihöpften Mannſchaften. 

5) Das Commando auf der Branditätte erfolgt, wenn e8 nicht in außerordentlichen Fällen 
der Polizeipräfident ſelbſt übernimmt, einzig und allein durch den Branddirector. Es wird da= 
ber die Dämpfung eined Feuers von vornherein nad einem beftimmten Plane in Angriff 
genommen. ?) Dem Branpdirector zunächſt ftehen die fünf Infpectionsvorfteher (dev Brand: 


3) Man unterjcheibet drei Wege, ein entitandenes Feuer zu löſchen, refp. die Weiterverbreitung deſ⸗ 
felben zu verhindern, und zwar 1) das Erſticken, welches befonders bei Kellerbränden dur Erde, Miſt 
und andere Materialien, bei in Brand gerathenen Branntwein- u. f. tv. Blafen durch naffe Tücher, bei 
Schornfteinbränden durch den Verfchluß aller in den Echornftein mündenden Öffnungen, bei Bränden 
son Holzftällen aber durch Bewerfen mit Erde, Häckſel u. ſ. w. erfolgt; 2) den direrten Angriff durch 
Sprigen, wobei die Löjchoperationen um fo complieirter find, je mehr fich der Brand über das Erb: 
geitos erhebt, und 3) das Umftellen der Brandftätte bei weit um ſich greifenden Bränden oder wo die 

ofalität jeden directen Angriff unmöglich macht. Hierbei fommt es nur darauf an, bie Weiterwerbreis 
tung fräftigft zu verhindern. Auch das Aufräumen der Brandſtätten, wobei die möglichfte Schonung alles 
unverfehrt Gebliebenen Grundſatz ift, unterliegt der Thätigfeit der Feuerwehr, ebenfo der Schug der 


—— Gegenſtaͤnde, woraus von ſelbſt folgt, daß jeder andere Zutritt zur Brandſtätte als der der 
euerwehr unterfagt ift. 
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inſpector und die Brandmeifter), melden derſelbe die fpecielle Leitung einzelner Operationen 
überträgt. 

6) Die Beihaffung des Waſſers wird dur die gedachten Wafferwagen und Rädertienen 
bewirft. Die erftern beftehen aus einem 50 Kubiffuß Wafler enthaltenden, auf einem Wagen 
zuhenden Faſſe. Sie find mit einem Schlaude verfehen, der in die Sprige gelegt wird, ſodaß 
das Waſſer von jelbft in die Spritze läuft, jobald der am Faſſe befindliche Hahn geöffnet wird. 
Die 10 Kubikfuß Wafler fajlenden Rädertienen können von zwei Mann gezogen werden und 
reihen aus, um die erforderliche Waſſermaſſe herbeizuſchaffen. 

Die Geftellung jämmtliher Geſpanne ift einem einzigen Entrepreneur überlaffen, ver die 
nöthigen Fuhrknechte Hält, die uniformirt find. Sie ftehen während des Dienftes bei der Feuer 
wehr im Suborbinationdverhältniffe zu den Beamten der Feuerwehr und haben den Anmei- 
fungen derjelben unbedingt Folge zu leiften. Die zu flellenden Pferde müffen unter 10 Jahre 
alt, ſtark und fehlerfrei fein. 

Während des Dienftes auf der Brandftätte find die auf derſelben thätigen Polizeibeamten 
und Schugmänner dem Branddirector fuborbinirt. 

Nah dem Etat von 1857 Eojtet die berliner Feuerwehr, mit Ausfhluß der Sprigen- 
männer, 70740 Thlr. jährlich. Die 771 Sprigenmänner, welde zugleich bie Straßenreinigung 
zu beforgen haben, foften außerdem 46260 Thlr. jährlich, ſodaß, wenn man legtere Kojten 
hinzurechnet, ih die Totalfumme auf 117000 Thlr. erhöht, wobei allerdings auch die Stra- 
Benreinigungäfoften zum Theil mitbeftritten werden. Da das ältere Feuerlöſchweſen Berlins 
im Jahre 1850 bereits einen Aufwand von 68202 Thlrn. erforderte, fo ftellt fi die neue 
Beuerwehr (excluſive der Sprigenleute) nur um 2538 Thlr. theuerer heraus — ein Mehr— 
betrag, der durchaus nicht ind Gewicht fällt. Schon der Umſtand, daß infolge der Organijation 
diefer Beuerwehr die Verſicherungsgeſellſchaften fih zur Herabjegung der Verfiherungspränien 
zu entichließen beginnen, dürfte den Bewohnern der Stadt Berlin jene Koften reichlich erjegen. 

Wir unterlaffen es bier auf beſondere Schriften über die Beuerpolizei aufmerffam zu ma— 
Ken. Diefe Schriften find durch die Fortjchritte, welche die neuefte Zeit auf dieſem Gebiete 
machte, indem fie namentlich die Feuerwehren ind Leben rief, mehr oder weniger unzurei- 
hend und unbraudbar geworben. 8. Trieft, 

— ——— ſ. Verſicherung, Verſficherungsgeſellſchaften. 

ichte (Johann Gottlieb), geb. am 19. Mai 1762 zu Rammenau, einem kleinen Dorfe 
in der Oberlaufig, hatte weder durch Bermögen noch Verwandte eine erfreuliche Ausſicht in die 
Zukunft. Sein Vater, Bejiger eines Hauſes und geringer Feldgüter, verfertigte leinene Bän— 
der, trieb damit einen Fleinen Handel und nährte fo feine zahlreihe Familie redlich, wäre aber 
nicht im Stande gemejen, den früh ſich entwidelnden Anlagen des Sohnes eine angemeffene 
Ausbildung zugeben. Durch bejondere Fügung wurde ein fähjiicher Edelmann, der Freiherr von 
Miltig zu Oberau (naher zu Siebeneihen bei Meißen), auf den Kuaben aufmerfjam, und 
feiner Großmuth verdanfte eö diejer, daß ihm Schule und Univerjitätöbildung zu Theil ward. 
Erftere empfing.er auf der Fürſtenſchule zu Bforta bis zum Jahre 1780; jpäter, nad) vem ge: 
woͤhnlichen Loje unbemittelter JZünglinge zum Studium der Theologie beſtimmt, befuchte er die 
Univerjitäten Jena und Leipzig. Hier war es, wo er befonverd durch fein Studium der theolo- 
giſchen Dogmatif zu philofophiihen Forſchungen angeregt wurde; dad Problem, wie die menſch⸗ 
liche Freiheit mit der Nothwendigfeit des Weltzuſammenhangs ſich vereinigen lajfe, beſchäftigte 
zuerft und auf anhaltende Weife fein Nachdenken. Durd das damald gerade erſchienene 
Werk Jakobi's über Spinoza auf biefen Denker aufmerffam gemacht, ergab er ſich dem eifrigen 
Studium der Lehredeflelben. Er hielt damals den Determinismus für das einzig conjequente Sy: 
flem des Denkens, während dieſe Lehre doch Gemüth und Geift zurüdtieß. Diefer unverföhnte 
Gonflict wurde erft geichlichtet, als er, ſcheinbar durd Zufall, Kant's Schriften kennen Iernte. 
Erft hier, bejonders in Kant's praftijcher Philofophie, fand er die vollfändige Befriedigung. 
Der Begriff der „trandfcendentalen Freiheit”, ver Autonomie menfhlihen Willens, gegenüber 
der Heteronomie feines finnlihen Triebes, gab feinem Denken den erften feften Bunft der Gewiß— 
heit und beftätigte ihn dabei in jenem Freibeitäfinne, in jener unbeugfamen Kraft des Willens, 
zu der in feinem Charakter die Anlage vorgebilvdet war, welde zugleih der mühjame Kampf 
mit dem äußern Leben ſchon früh entwidelt hatte. 

Es ift ſchon anderswo gezeigt worden, daß jener Begriff transfcendentaler Freiheit, welcher 
bei Kant nur die Orundlage feiner Ethik war, von F. zum Princip feiner ganzen Philoſophie 
gemacht wurde. Alles für das Ich entteht nur aus dem Ich, als eigene Selbſtthat deflelben. 
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Dieſer Satz hatte für F. nicht nur philoſophiſche Evidenz, er war der innerſte Ausdruck ſeines 
freiheitsſtolzen Charakters. 

Aus dieſem Mittelpunkte feiner geſammten Denkweiſe find nun auch feine ethiſchen Lehren 
und politiſchen Maximen gefloſſen. Doch iſt in Betreff der letztern noch folgender Umſtand zu 
beachten. Durch die wechſelvollen Schickſale ſeines Jünglingslebens in den verſchiedenſten Ge— 
genden Deutſchlands, der Schweiz, Polens und Oſtpreußens umhergeworfen, dabei ein ſcharfet 
Beobachter der politiſchen und geſellſchaftlichen Zuſtände dieſer Länder, konnte er nur die An— 
ſchauungen und Urtheile gewinnen, welche er über Fürften: und Beamtenwillkür, über Adels— 
vorrechte und orthodoxes Kirchenthum in feiner Jugendfhrift: „Beiträge zur Berichtigung der 
Urtheile des Publikums über die Franzöſiſche Revolution’ (2 Thle., Danzig 1792—93), mit 
ſchneidender Schärfe ausſprach. Der tiefe Unwille über das vernunftempdrende Unrecht in den 
Hiftorifch begründeten Rechtsverhältnifſſen mußte ihn ſchon damals zu dem allezeit von ihm ver— 
theidigten Sage drängen: daß nur aus der Vernunftidee des Rechts entſchieden werben könne, 
was aud in den hiftorifch gegebenen Rechtszuftänden eigentlich Rechtens fei, und daß jegliches in 
Tegtern, was mit jener Idee in Widerfpruch ftehe oder was ihr noch nicht vollſtändig entfpreche, 
durch den allmählich reinigenden Proceß der Reform ausgetilgt werben müſſe. Um dieſes ewig 
wahren Grundſatzes aller dauerhaften und einzig conſervativen Volitik willen hat man ſeine 
Denkweiſe damals und auch nach ſeinem Tode als revolutionär und demokratiſch bezeichnet. Ja, es 
iſt wahr und ſoll auch den Zeitgenoſſen zum weckenden Vorbilde in Erinnerung bleiben: F. war 
Demokrat in jener höhern, unvertilgbar wahren Bedeutung, daß er überzeugt war, alle Brei: 
heitöverhältnifle follten nur durch gemeinjamen Willen georbnet werden und in ihnen nur pas 
Geſetz berrfchen, vor dem ſich jede Willfür zu beugen habe. Selbft in der beprängteften Lage 
feines Lebens, als ihm aus Veranlaffung ver Anklage wegen Atheismus Abfegung und bürger: 
liche Verfolgung drohte, fprad er ed aus: daß er lieber gar nicht fein möchte, als ver Laune 
unterworfen fein und nicht dem Gefege. !) 

Diefe politifhen Marimen führen und zu feinen wiffenfhaftlihen Lehren über Staat und 
Recht. Es darf ald bekannt voraudgefegt werden, daß F. auch dieſen Theil feined Syſtems fpäter 
umgebilvdet hat. Weniger befanut und zur Klarheit gebracht dürfte fein, worin der eigentlide 
Unterfhied oder, nah unſerm Urtheil, der Fortſchritt zwifchen der ältern und neuern Lehre 
beſteht. Deshalb wird darauf im Folgenden befonderd zu achten jein. 2) 

Il. Fichte's Rechts- und Staatölehre in ihrer erften Geftalt [„Örundlage 
des Naturrechts nad den Principien der Wiffenfchaftölehre‘‘ (Jena 1796); „Der geſchlofſſene 
Handelsſtaat, ein philojophiiher Entwurf als Anhang zur Rechtslehre und Probe einer fünf: 
tig zu liefernden Politik“ (Tübingen 1800), in F.'s ſämmtlichen Werfen (Berlin 1845) 
Bd. IM. 

Deduction der Ideen des Rechts und der Sittlihfeit. Die abfolute Vernunft 
(dad unendliche IH) kann in der Form des Selbſtbewußtſeins ih nur ald envliches Ich ſetzen. 
Da fie aber ihrer innern Realität nach felbft ein Unendliches ift, entwickelt fie fi vielmehr zu 
einem Syſteme von endlihen Ichen (Bewußtſeins- oder Individualitätspunften). Jedes der: 
Telben ift mit feinem Bewußtſein in der gemeinfamen Sphäre eines ald Nicht-Ich Gefühlten 
firirt; dies ift die für alle endlihen Iche eine Sinnenmelt. 

Aber dem endlihen Ih wohnt ebenfo unmittelbar dad Bewußtſein feiner Selbfländig- 
feit bei, die aus feinem Urfprunge, dem abfoluten Ih, ftammt: die ebenfo allen Ichen ge: 
meinfane, aber fie individualifirende Welt ver Freiheit und die einzige Duelle ihrer 
Realität. „Das einzige rein Wahre ift meine Selbſtändigkeit.“ Dies allerurſprünglichſte We: 
ſensverhältniß muß nun aud ebenfo urfprünglidh im Bewußtſein bes endlichen Ich hervor: 
treten. Es erzeugt, meiter entwidelt, ven Begriff des Rechts, der jomit ein gleichfalls ur- 
Tprünglier („aprioriſcher“) ift. Ich kann meine Freiheit (Selbftändigfeit) nicht denken, ohne 
die der andern mitzudenfen, d. h. zugleich, ohne die meinige durch die der andern befchränft zu 
denken. Dies urfprüngliche Denken meiner Freiheit läßt aber in Bezug auf die ih vermwirf: 
Tichende Freiheit eine doppelte Möglichkeit zu: 1) An fi ſoll ih nah dieſem nothwendigen 


; 1) —— Verantwortung gegen bie Anklage des Atheismus (1799), in F.'s ſaͤmmtlichen Wer: 
en, ; 


2) Die zer dazu gibt 3. ©. Fichte's Gefchichte der Ethik. Vgl. I. G. Fichte, Syſtem der Ethik. 
Erſter Fritifcher Theil: Die philoſophiſchen Lehren von Recht, Staat und Sitte in Deutfchland, Frank: 
reich und England von ber Mitte des 18. Jahrhunderts bis zur Gegenwart (Reipzig 1850), S. 93—168. 
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Denken handeln; fonft käme mein Handeln mit meinem innerften Denken in Widerſpruch. 
Ich bin im „Gewiſſen“ — in meinem urfprüngligen Denfen, wie es fein foll — unbedingt 
verbunden, meine Freiheit zu beihränfen, Dies der Standpunkt des Sittengefeged. 2) Dar: 
aus folgt aber nod nicht, daß auch mein wirfliher Wille und mein Handeln jenen Wider: 
ſpruch vermeiden müfle. Zu der Anerfenntniß aber kann jeder gezwungen werben, daf andern 
die Grlaubnip zuftehe, dieſen Widerſpruch feines Handelns aufzuheben, d. h. ihm zu zwingen, 
von jenem Handeln abzulajlen, ſofern er in einer gemeinfhaftlihen Sphäre der Freiheit mit 
ihnen leben will. Dies ift ver Standpunkt des Rechtsgeſetzes. Hierand erklärt fih zugleich, 
daß ber Rechtsbegriff mit ebenfo urfprüngliher Macht das Urtheil aller beherrſchen muß, mie 
das Gewiſſen. Er iſt die „praktiſche“ Macht des Syllogismus. 

3) Freiheit befigt jeder unbebingt; „Rechte dagegen erhält er nur bedingungsweiſe, unter 
der Borausjegung, daß er die aller andern anerfennt. Daraus folgt ein Doppeltes: Rechte 
entfteben nur innerhalb des „Staates, d. b. eines gemeinen Weſens, welches die Freiheitsver— 
bältniffe aller gegeneinander feftfegt und beihügt. „Alles Recht ift Staatsrecht.“ Es gibt Feine 
„angeborenen“ (Menſchen-)Mechte vor dem Staate, jondern gewifle „Urrechte“ innerhalb des 
Staates, d. h. gewiſſe allen gemieinjane Rechte (den befonvdern, aus Vertrag entipringenden 
„Zwangsrechten' gegenüber), welche ver Staat ald allgemeine Bedingungen der Freiheit jedem 
gewährleiften muß. Weiter folgt daraus, daß der Staat ſelbſt nicht aus einem „Geſellſchafts— 
vertrage“ erklärt werden fans. Wie %. jih anfangs, in feiner Schrift über die Franzöſiſche Re— 
volution, an Rouſſeau anſchloß, To hat er fpäter die Rouſſeau'ſche Staatötheorie widerlegt. 

4) Aber dies Princip reicht nicht weiter, ald den Staat für den höchſten Garanten des 
„Mein und Dein‘, für eine bloße „Zwangsanftalt“ zum Rechte zu erklären, welcher alle eigent- 
lich ſittlichen Aufgaben fern liegen. Dies ift die Auffaflung Kant's, die auch F. in der erften 
Geſtalt feiner Nechtölehre nicht überichritten hat. Ja er hat Died nur noch fhärfer ausgeſprochen 
in der Formel, daß der Rechtsſtaat lediglih „Nothſtaat“ fei, „dazu beftimmt, immermehr fi 
überflüfjig zu machen”. Zwar bat %., wie unfere Kritik im einzelnen nachgewieſen, diefen Be— 
griff unwillfürlid erweitert und gefteigert, ohne jedoch die von Kant ber überlieferte Grunbauf: 
fallung principiell zu überſchreiten. 

5) Dagegen hat er nad) einer andern Seite hin dem Staate eine Aufgabe vindicirt, welche 
wenigftens in der deutſchen Nechtöphilofophie bis dahin noch feine Würdigung gefunden Hatte. 
Dies gefhah im „Geſchloſſenen Handelsſtaate“ (1800). Wenn der bloße Nechtäftaat jedem fein 
„‚Sigenthum‘ garantirt, jo ift die höhere Aufgabe des vollfonımenen Staates, den Bürger 
nicht nur in dem Bejigftand zu ſchützen, in welchem er ihn findet, fondern weit mehr noch, jeden 
in den ihm zufommenden Befig erit einzufegen; denn jeder hat an ſich das gleiche 
Redt auf Wohljein, In dem feinen Kräften angemeflenen Anrheil anı allgemeinen Wohle be— 
ſteht eigentlich daher dad rehtlih ihm zufommende Seinige, zu welchem der Staat 
jedem zu verhelfen bat, wenn er aud nur Rechtsſtaat in vollem Sinne fein will. Wie nun dies 
VProblem mirteld einer jehr complicirten Organifation und Beauffihtigung der verfchiedenen 
Arbeitd: und Induftriezweige ſich loͤſen laffe, das jucht der ‚Beichloffene Handelsſtaat“ zu zeigen. 
8. will, glei den jpätern franzöfifchen Socialiften, den Staat zu einer öfonomifhen Gefammt= 
anftalt ausbilden, doch mit dem fehr wefentlihen und allerbingd harafteriftifhen Unterſchiede, 
daß jene im finnlihen Wobljein der Maflen ven höhften Zweck des Staates und alled Lebens 
finden, während der deutiche Denfer die dadurch dem Einzelnen gewährte „Muße“ den höhern 
fittlihen Lebendaufgaben zugemwendet willen will. 

1. F's Rechts- und Staatslebre in ihrer fpätern Geflalt [,‚Das Suftem 
der Rechtölehre, in Vorlefungen aus den Jahre 1812“, in den „Nachgelaſſenen Werken‘ 
(Bonn 1834), H, 495 fg.; „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“ (1804); „Die Staats: 
lehre, over über das Verhältnig des Urftaates zum Vernunftreiche“ (1813), ſämmtliche 
Werke, Bo. IV]. 

In der Reihe diefer Werke erſcheint der Begriff ded Staated um ein Weſentliches gefteigert 
‚zugleich und vertieft. 1) Er hat nicht blos die Aufgabe des Rechtsſchutzes, fodann die ökono— 
mifche einer fleten Organijation der Eigenthumsverhältniſſe, fondern zugleich die dritte, weit. 
‚höhere, in welder die beiden erften allein ihren Zwed und Sinn erhalten: er muß Bildungs— 
anftalten zur Sittlichkeit für alle gründen. Erſt dadurch erwirbt er ſich auch als „Zwangsanftalt 
zum Rechte” eigene Rechtmäßigkeit. (Dies ift der einzig vor ber Vernunft gültige Begriff der 
„Legitimität”). Der harakteriflifche Unterſchied des (rechtmäßigen) Staates von der Deöpotie 
(Zmangsherrfgaft) befteht eben darin, daß jener die Bildung im Volke fördert, und zwar als 
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ſelbſtändigen Zweck, diefe auf bloße Dreffur ausgeht, d. h. die Bildung für felbftfüchtige Zwecke 
audbeutet. „Der Zwang wird nur rehtmäßig, fofern er zugleich zur Freiheit erzieht.“ 

2) Die dkonomifhe Aufgabe des Staates concentrirt ih im (wahren) Eigenthums— 
begriff. „Eigenthum beveutet eigentlich Freiheit, Muße dur Breiheit erworben.’ Der 
höchſte und allein ausreichende Begriff des Eigenthumsrechts ift daher das Recht auf Arbeit, 
dur deren Ertrag jedem der nöthige Unterhalt und zugleich ein gewifles Maf von Muße 
zu feiner Bildung gewährt wird. Sobald jemand, vielleiht trog angeftrengter Arbeits- 
leiftung, von feiner Arbeit nicht leben kann, tft ihm, was nah dem Rechtsbegriffe 
‚ dad Geinige ift, nit gemährt, der Staatd: und Bürgervertrag ift in Bezug auf ihn 
noch nicht verwirflidt. „Man fagt gewöhnlich, der Einzelne geht und nihtd an. Sind denn 
die Menſchen unter euch wie die wilden Waldvögel, um deren Treiben fih niemand be— 
kümmert, deren Eriftenz darum auch vogelfrei iR? Ihr fpredt von Bürgern. Da liegt'8 
eben, ihr habt unter euh Wilde, die nicht einmal Bürger find. Jedem Bürger muß fein 
Leben garantirt werben.” Der Gigenthumdvertrag ift daher eigentlih ein Vertrag über 
das Geſetz, dad gegenfeitige Eigenthum innmerfort neu zu ordnen und diefe Ordnung zu er= 
halten. Wie dies im einzelnen annäherungsweiſe erreicht werden könne, darüber ertheilt die 
fpätere Rechtslehre“ einzelne Rathſchläge. Sie gehen von zwei Prämiſſen aus: daß der Staat 
ein „geſchloſſener'' und jo im Stande fei, in jedem Augenblide ven Werth der im Umfreife 
feines Landes erzeugten Arbeitöproducte zu überfehen und zu beftimmen ; fodann, daß er jelbft 
den Austauſch diefer Arbeitäproducte und ihrer innern Wertbe bewirfe, d. h. daß er den innern 
Handelöverfehr übernehme. (Auf das Einzelne diefer Vorſchläge kann Hier nicht eingegangen 
werden. Doc dürften jie auch dem praftifchen Politiker ald anregende Geſichtspunkte dienen, ſich 
über den Schlenprian ded Herfommens zu erheben, beſonders wenn er mit dazunimmt, was F. 
über den traditionellen Aberglauben vom Werthe unbedingter Production und förantenlofer 
Goncurtenz fagt.) 

3) Die dritte große Aufgabe des Staates: Erziehung des Volkes zur Freiheit 
und Sittlichkeit, drückt den von ihm ausgehenden Zwangsgeſetzen erſt innern Werth und 
Bedeutung auf; jede Zwangsherrſchaft führt nur durch eine zugleich von ihr ausgehende 
V olkserziehung den innern Beweis ihrer Rechtmäßigkeit. Deshalb iſt auch, alle zu dieſer 
gemeinſamen Erziehung zu zwingen, erlaubt und rechtmäßig. (Wie befannt hat %. auf dieſen 
Sag in feinen „Reden an die deutiche Nation’ feinen Plan einer allgemeinen Volkserziehung 
gegründet.) „Rechtmäßiger“ Oberherr eined Volkes ift daher nur der, welcher die nächſte Stufe 
ber zu erreihenden Bildung in einem beflinnmten Zeitpunfte erfannt und das Volk durch die 
Mittel freier Bildung, „erziehend“, dazu vorzubereiten vermag. Soll darum in einem Bolfe 
ein rechtmäßiger Oberherr gefunden werben, jo fann ed nur im Stande der „Lehrer“ fein. 
Lehrer in jenem thatbegründenden Sinne ift derjenige, der, jelbft von einer praftifchen Idee 
ergriffen, aud) die andern davon zu Überzeugen, zu gemeinfamer That fortzureißen vermag. 
Wen alle in diefem Sinne ſich unterwerfen, der ift „rechtmäßiger Oberherr“ und zmar von 
„Gottes Gnaden“, durch die innere, geiftig an ihm fi erprobende Macht. Unentſchieden bleibt, 
ob diejer Herrſcher eine einzige phyſiſche Perſon oder ein Senat fein jolle, der nah Stimmen= 
mehrheit entjcheivet. Was darüber in jedem Zeitpunfte das Zweckmäßigſte, bat eben dieſe Zeit 
zu entſcheiden, nicht irgendein apriorifcher Begriff. 

m. Philoſophie der Geſchichte [,‚Die Staatdlehre”, in %.’8 ſämmtlichen Werfen, 
Bd. IV; „Politiſche Fragmente aus den Jahren 1807 und 1813, Werfe, VIT; „Zwei Geſpräche 
über Patriotismus und fein Gegentheil“ (1807), „Nachgelaffene Werke’, Br. IT). 

Hiermit erhält die philoſophiſche Aufgabe über die Bildung des „Vernunftſtaates“ 
einen geſchichtlichen Charakter, indem gefragt werden muß, bei welchem Zwiſchengliede der 
Bildung wir gegenwärtig ftehen und zu welchem nächſten die „Menſchheit“ (vepräfentirt in ven 
allen übrigen vor anſchreitenden Eulturvölfern) zu erziehen ſei. 1) Das allgemeine Geſetz der 
Weltgeſchichte beſteht in dem allmählichen Fortſchreiten von der Autorität und dem Glau— 
ben zum Verſtande und zur Freibeit. Dies bildet zugleich ven innern Gegenſatz zwiſchen 
der alten Zeit und der neuen. Das Princip der neuen iſt die aus freier Überzeugung fid) geftat- 
tende Sittlihfeit und die Autonomie des Verftandet, melher mit freier Kunft die öffentlichen 
wie die perſönlichen Verhältniſſe nad dem Gejege der Simcchteit geſtaltet. 

2) Dies Princip der neuen Zeit iſt hiſtoriſche Macht geworden im Chriſtenthume. Bis— 
jetzt iſt indeß daſſelbe nur aufgefaßt worden als Lehre und geübt als Gebot für den Einzel— 
nen. Aber es iſt nicht blos Lehre, Verkündigung der freimachenden Kraft Gottes an den Ein— 
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zelnen, ſondern es ift zugleich als ſta ats- und gejellfhaftsbildende Macht zu fallen, 
und dies feine Aufgabe in der Zukunft. Es fordert und bringt in der Weltgeſchichte allmählich 
hervor eine Berfajlung, in der jeder. nur dem von ihm deutlich erfaunten Willen Gottes (ers 
fennbar niedergelegt in ver geiftigen Individualität, welche jedem verliehen ift) gehorcht und 
welde daher durchaus gleichmäßige Bildungdmittel für alle und eine völlig gleichmachende 
Rechtsordnung vorausſetzt, zufolge welher jeglicher die Stellung in der Gemeinſchaft erreichen 
kann, die jeine geiftige Individualität ihm anweiſt. Dies ift der „chriſtliche“, zugleich der „freie 
Bernunftitaat‘‘. | 

3) Die Vorbereitungen zu diejer „„Weltverfaflung‘ find fhon gegeben in zwei durch den 
gegenwärtigen Staat zur vollitändigen Geltung gelangten und in anerkannter Wirkiamfeit fte- 
benden Inftituten: der Kirche und der Wiffenfhaftöpflege. Beide garantiren die all; 
mäblihe Entwidelung des „chriſtlichen Weltſtaates“ mit Sicherheit, ohne gewaltſame Umwäl— 
jungen. Jene bewirkt die allmählich fi vollendende religiös:jirtlihe Bildung des Menſchen— 
geſchlechts, welde den Zwangsftaat immer überflüfjiger macht; dieſe, die Wiffenfhaft, führt 
inmmermehr dazu, die Natur dem Menſchen zu unterwerfen und die äußern Bedingungen eines 
ver Menſch heit gemäßen Dafeind herbeizuführen. Das Ziel des ganzen Erddaſeins ift diefe be— 
freiende THeofratie. „So wird der vermalige Zwangsſtaat, ohne alle Kraftäußerung gegen 
ihn, an feiner eigenen, durch die Zeit herbeigeführten Nichtigkeit ruhig abfterben, und der legte 
Grbe der Souveränetät, falld ein jolder vorhanden, wird eintreten müffen in die allgemeine 
Gleichheit, fih der Volksſchule übergebend und ſehend, was dieje aus ihm zu machen vermag. 
Zum Trofte, falld etwas von diefer Weiſſagung vor ihnen verlauten follte, läßt ſich Hinzufegen, 
daß jie weichen werden nur Bott und feinem Sohne Jefu Chriſto.“ 

4) Diefen chriſtlichen Weltftaat, zugleich das „Reich“ des wahren Bürgerthums, allmählich 
herbeizuführen, ſcheint nun von der Vorfehung dev germanifhe Volksſtamm ausſchließend 
beflimmt, Der Beweis davon liegt in der eigenthümlichen geſchichtlichen Entwidelung deſſelben, 
den andern europäiſchen Gulturvölfern, namentlid den romanischen gegenüber. Bei den 
Deutſchen foll dad Reich ausgehen von der ausgebildeten perſönlichen Freiheit, nicht umge: 
kehrt, ſodaß irgendein künſtlich erfonnener Staatöbegriff, eine von oben ihnen verliehene fertige 
Berfaflung (wie bei ven Neufranken) ein beftimmtes Maß und eine befondere Form der Freiheit 
um fie werfe. Bon untenher und in allmähliher Ausbildung follen fie dieſe Verfaflung aus 
fi geftalten, die dann ebendarum zugleich eine allgemein menſchliche und vorbildliche für alle 
Völker wird jein fönnen. So find aud die Einzelftaaten, in welde Deutſchland dermalen no 
zerfällt, nur Mittel zu jenem höhern Zwecke; fie werben von ſelbſt Hinwegfallen, wenn biejer 
Zweck erreicht if. 

5) Dies erzeugt auch den Begriff des wahren (zugleih wahrhaft veutihen) „Batrio- 
tismus“. Die befonnene Baterlandäliebe Hat einzig ein allgemein menſchliches (kosmopo— 
litiſches) Ziel im Auge; wenn fie für die Bildung des eigenen Volfes kämpft und biejem vor 
alten vie Palme ver Bollfommenpeit erringen will, wenn jie felbft im äußern Kriege feine 
Selbftändigkeit und Ehre vertheidigt: fo darf ihr bei allen diejen echt vaterländiſchen Thaten 
die höhere Einſicht gegenwärtig bleiben, dap jie ebendamit nur für die Idee der Menſchheit 
geftrebt Hat. 

Wie F. dachte über alle diefe großen Fragen, Died bewährte er auch ebenjo energiſch im 
Handelm. Mit Gefahr ſeines Lebens hielt er feine „Reden an die deutſche Nation’, was man 
ſchon oft als die kühnſte Kampfesthat mitten in einer Zeit allgemeiner Furt und Erſchlaffung 
bezeichnet hat. Und als die Stunde der Befreiung gekommen war, da wollte auch er, mit 
Aufopferung aller andern Intereſſen und Lebenswünſche, ven ihm gemäßen Antheil am Kampfe 
nehmen. Ex farb: infolge der Kriegsübel am Typhus in noch nicht vollendeten jweiundfunf: 
zigften Lebensjahre am 27. Jan. 1814. Das Unheilvolle, Entmuthigende in der fpätern Ge⸗ 
ſchichte unferd Vaterlandes zu erleben, it ihm erſpart geblieben. 

Dies in gebrängten Hauptzügen die Lehren F.'s über Staat, Politik und Geſchichte dies 
fein Leben nad jenen Ideen! Unſer Volk hat in feiner Perſönlichkeit ein reines Vorbild fitt: 
lien Heroismus erkannt, einen Weifen, der beften Zeiten der Menſchheit würdig. Aber zu 
wünjchen ift aud, daß man der tiefen, Haren, wahrhaft befreienden Gedanken unter und einge: 
denk bleibe, denen er jene fittliche Höhe und ruhig waltende Begeifterung verbanfte, nicht um üe 
gleich abgeſchloſſenen Lehrſätzen zur unbevingten Ausführung zu empfeblen, fondern um in 
ihnen ver ficher leitenden Ideen gewiß zu werben, welche im Leben der Völker wie des Einzelnen 
einzig und allein den Sieg bebalten. | 3.9. Fichte. 
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Fideicommiß (Bamilienfiveicommiß). Gegenüber ber Frage, ob fh die Einräumung 
eines teftamentarijchen Erbrechts dem Gejeßgeber als Gebot aufprängt?), hat fi doch dieſes 
Erbrecht ſchon früh bei Völkern des Alterthums eingebürgert. Bereits die mofaifche Gejep- 
gebung geftattete, freilich mit Befhränfungen, eine Verfügung bezüglich des Nadlaffes, alfo 
über die Grenzen des Lebens des Verfügenden hinaus.2) Auch die Griechen, beſonders Die 
Athenienjer, befagen das Inftitut ded Teftamentd.?) Die Römer erkannten ebenfalld die Bes 
fugniß an, zu verorbnen, tie ed mit dem Nadjlaffe gehalten, wer Erbe fein folle. Eine befon= 
dere, vielfahe Wandelungen durchſchreitende Geftaltung des teftamentarifhen Erbrehts mar 
das Fideicommiß. (Weiske, „Rechtslexikon“, IV, 280 — 295.) 

Das noch den Römern ganz unbekannte Inftitut des Bamilienfiveicommiffes, ein Etzeugniß 
der Idee, daß ein Gejammteigenthum der Familie die Grundlage des Erbrechts jei*), bildete 
fih, indem der Name aus dem herübergewanderten und von den Reditögelehrten begünftigten 
Römifhen Recht entlehnt wurde, um ihm eine Autorität und einen mächtigen Protector zu ges 
mwinnen, gegen das Ende des Mittelalter aus. Es ging hervor aus dem beſonders im Kreife 
des Adels thätigen Beſtreben, durch eine Stiftung den Zweck zu erreihen,, welder ſchon früber 
durd Bildung von Stammgütern verfolgt wurde. Die Tendenz beftand darin, ein einzelnes 
Grunvbejigthum, ein einzelnes Gut oder mehrere Güter gegen Veräußerung, Belaftung und 
Zerfplitterung durch Erbgang zu fihern und zur Erhaltung des Anjehens der Bamilie in ftreng 
geregelter Erbfolge einem einzelnen Glied der Familie, gewöhnlich innerhalb des Kreifes des 
Mannsſtamms, von Generation zu Generation einen beftimmten ausgedehntern Grundbeiig 
ungeichmälert zu erhalten. Das Inftitut gehört no der Gegenwart an und ift durch folgende 
Grundzüge bezeichnet.?) Zur Begründung veflelben gehört die Beobachtung einer gewiflen 
Form: Beurfundung durch die Schrift, Eintragung in dad Grundbuch, gerichtliche Beftätigung, 
Genehmigung des Regenten. Der Gegenftand der Stiftung muß vorzugsweiſe ein Grund: 
beſitzthum von einiger Bedeutung fein, etwa in Verbindung mit radieirten oder ſolchen Kapi— 
talien, melde nadjgerade zur Erwerbung von Grundeigentbum zu verwenden find. So heißt 
e8 3. B. in Art. 2 und 3 des großherzoglich heffiichen Geſetzes vom 13. Sept. 1858, die Fami— 
ftenfideicomifle betreffend, alfo: „Ein Samilienfideicommiß kann nur aus Grundeigenthum errich⸗ 
tet werden, welches im Großherzogthum gelegen iſt. Es muß einen ſchuldenfreien Werth von 
75000 Fl. Haben und darf weder Lehn noch Erbleihe fein. Activkapitalien können zur Ver— 
größerung eines beſtehenden Fideicommiſſes beftimmt werden, wenn damit gleichzeitig die An 
ordnung getroffen wird, daß und von mem diefelben binnen eines die Dauer von zehn Jahren 
nicht überfchreitenden Zeitraums zum Anfauf von Orundvermögen zu veriwenden find. Die 
Nichteinhaltung diefer Anorpnung hat die Folge, daß ſolche Kapitalien an den, von welchem 
die Beflimmung ausgegangen ift, oder an feine Erben zurüdfallen.‘ 

Der Inhaber des Fideicommiffes eriheint ald beſchränkter Eigenthümer des Guts, indem er 
über deſſen Subftanz nicht verfügen fann. Dagegen bat er, abgefehen von allen mit demſelben 
verbundenen Öffentlihen und Ehrenrechten, die Befugniß, e8 zu benugen. Der Ertrag, melden 
er auch, indem er das Gut verpadten barf, in der Geftalt des Pachtſchillings beziehen kann, 
fließt ihm zu. Dagegen ift er gehalten, dad Gut in gutem Zuftand zu erhalten, und nicht be: 
fugt, e8 über feine Lebengzeit hinaus zu belaften, z. B. mit einer Pfandſchuld (Hypothek) zu bez 
ſchweren. Bewirthſchaftet er das Gut fo, daß es weſentlich leidet, verfügt er über den Körper 
deffelben oder belaftet er ed fo, daß den Anwärtern' Gefährde droht, jo können diefe ein augen= 
blickliches Einſchreiten verlangen und fogar fordern, dag ihm, vorbehaltlich feines Rechts auf 
den Bezug des Ertrags, die Verwaltung entzogen und damit ein anderer, zunächſt ein Anmwär: 
ter, beauftragt wird. Das Gut haftet niht für die Schulden, welche der jeweilige Beiiger 
deffelben, der dafür nur perſönlich haftet, centrahirte. Nur deſſen Ertrag können die Glaͤu⸗ 
biger zum Zmed der Bewirfung ihrer Befriedigung anfprehen. Das Gut haftet nur für folde 
Schulden, mit melden es belaftet war, ald es zum Gegenftand eines Fideicommiffes gemacht 


1) Staats⸗Lexikon, V, 128. 2 Michaelis, Mofaiiches Recht, Bd. IL, $. 80. 
3) Platner, Der ae und die Klagen bei den Attifern (1825), II, 8317—327. 

2 Zachariä, Vierzig Bücher vom Staate, IV, 258. Schmitthenner, Grundlinien des allgemeinen 
ober ideellen Siantereats (Gießen 1845), S. 161 u. 162. 

5) Rechtelerifon, IV, 237—255. von Salza, Die Lehre von Familien, Stamm: und Ge: 
ſchlechtsfideicommiſſen nach den Grundſätzen des — deutſchen Privatrechts und mit Rückſicht auf 
bie Abweichungen der einzelnen Particularrechte (Leipzig 1838). Eichhorn, Einleitung in das deutfche 
Privatrecht, g. 368—371. Bluntfchli, Deutfches Privatrecht (München 1853), Bo. 1, $. 8,23, 68. 
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wurde, oder für jolche, welche zum Beften veffelben, 3. B. zur Tilgung einer jolden überfomme- 
nen Schuld, zur Erweiterung oder Berbeilerung deflelben, Erhaltung ver Gebäulichkeiten u. ſ. w., 
contrahirt wurden. Willigen die Anwärter unter dem Zutritt ver Genehmigung des Gerichts 
ein, fo fann aud) fonft dad Gut mit einer Schuld befaftet werben, für melde es dann haftet. 
Zeiftet der Inhaber auf jein Recht an demſelben Verzicht, was ihm freifteht, jo nimmt von 
Rechts wegen der nächſte Anwärter feine Stelle ein. 

Die Stiftung kann nicht fo eifern fein, daß fie nicht aufgelöft werben könnte. Diefe Auf: 
löfung erforbert indeß wenigftens Ginftinnmigfeit aller lebenden Anwärter, welde, infoweit fie 
unjelbftändig find, durch den Vormund oder Gurator, der die Genehmigung der obervormund= 
ſchaftlichen Behörde einzuholen hat, vertreten werden. Einzelne Gelege zählen die Fälle auf, 
in denen das Inftitut erlifht. Art. 29 des gedachten heſſiſchen Geſetzes, welches in Art. 31 
hervorhebt, durch Verjährung könne ein im Grundbuch eingetragenes Familienfiveicommiß 
nicht erlöſchen, außer infomeit etwa ein Dritter durch erwerbende Verjährung das freie Eigen— 
thum der zum Fideicommiß gehörigen Gegenftände erworben habe, lautet: „Ein Familienfidei— 
commiß wird aufgelöft 1) durch Entwährung oder den gerichtlichen Zwangsverkauf aller feiner 
Beftandtheile; 2) durch ven Abgang aller zur Nachfolge berufenen Anwärter; 3) durch Einver— 
ſtändniß aller Betheiligien ; 4) durch Widerruf des Stifters, der dazu auch nad) erfolgter Beftäti- 
gung und Eintragung des Fideicommiffes befugt ift, folange noch niemand durd) orbnungsmäßige 
Annahme der Stiftung daran ein Recht erworben hat; 5) durch Auflöfung deſſelben wegen Ver: 
legung des Pflichttheils.“ (Nah Art. 14 kann namlich der Pflihttheildberechtigte, der Defcen= 
dent des Stifterd, die Ergänzung feines Pflichteheild eventuell aus dem Beftande deffelben for— 
dern, und fällt, kann es infolge dieſer Schmälerung nicht beftehen, die Stiftung weg, wenn 
die zur Aufrechthaltung derſelben erforberlihe Ergänzung des Grundvermögens nicht binnen 
vier Jahren bewirkt wird.) 

Als die Zeit heranfam, welche ſich für aufgefordert eradhtete, das Recht durch die Geſetzgebung 
zu geftalten und zu firiren, zog die Codification aud das Familienfideicommiß in ihren Kreis. 
Das Vreußiſche Landrecht hat, feinem Charakter getreu, daſſelbe (TH. II, Tit.4, Abſchn. 4—5) in 
allen Einzelheiten ausgebaut.6) Befugt zur Gründung ift „jeder Einwohner des Staates” ; die 
Form Vertrag, einfeitige Verfügung unter Lebenden, legter Wille; Gegenftand freie Grund 
ftüde, verbunden mit Dfonomie, und auf unbemweglihem Gute ruhende verzindliche Kapitalien. 
Das Gut muß einen jährlichen Reinertrag von wenigftend 2500 Thlrn. liefern , der indeß zum 
Beften der Kinder des Beiigers, zur Anfammlung eines Kapitald gegen Unglüdsfälle oder zur 
Erweiterung und Verbeflerung des Guts auf die Hälfte herabgefegt werben fann, Das Kapi— 
tal muß wenigftens 10000 Thlr. betragen. Für diejelbe Familie und,.im Fall mehrere Linien, 
für jede derſelben, kann ohne landesherrliche Genehmigung fein einen Reinertrag von mehr als 
10000 Thlrn. jährlich lieferndes Fideicommiß errichtet werden. Nah dem audgefprodenen 
Vrincip, daß das Obereigenthum der Familie, das nugbare Eigenthum dem Befiger zuftcht, 
geftalten jich die Verhältniffe. Nur mit Zuftimmung aller Mitglieder ver Familie fann das Gut 
mit Schulden belaftet werden. Nur männliche Glieder derfelben kommen zur Nachfolge, es fei 
denn, daß der Stifter dad Gegentheil verordnet hat. Der Verband löft fih auf bei vem Mangel 
eined zur Nachfolge berehrigten Bamiliengliedes, durd Verjährung und durch einflimmigen 
Beihluß der Familie. Als das linke Rheinufer im Jahre 1801 an Frankreich abgetreten wurde, 
erlofh infolge der Geſetzgebung dieſes Staated der dortige vormalige Reichsadel. Als nun 
Preußen den größten Theil diefer Gaue des Vaterlandes gewann, ftellte eine Gabinetdorbre 
vom 18. Jan. 1826 die Titel, Prädicate und Wappen dieſes Adels her, und ein zweiter Erlaß 
der Art vom 25. Febr. deſſelben Jahres geftattete ihm unter Vorbehalt der Betätigung des 
Regenten Familienfiveicommiffe zu errichten. Ihm folgte ein Gefeg vom 23. Mär; 1828 wegen 
der Fideicommiffe, welche in den zu dem vormaligen Großherzogthum Berg gehörig geweſenen 
Landestheilen vor der Einführung der franzöfifhen Gejege beitanden.”) , 

Die öffentlihen Zuftände führten: in die Verfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850 den 


6) Temme, Lehrbuch des preußischen Civilrechts (zweite Auflage, Leipzig 1846), II, 127—133, 
Rönne, Das Staatsrecht der preußifchen Monarchie (Leipzig 1856), I, 350 u. 351, Note 3. 

7) Klüber, Dffentliches Recht des Deutfchen Bundes und der Bundesftaaten (dritte Auflage, 1831), 
$. 262, Note 9. Bergius, Preußen in ftaatsrechtlicher Beziehung (Münfter 1838), S. %. Rönne, 
a. a. O., ©. 451, Notel. Pl. noch ebend. ©. 452 u. 453, wo der Gabinetsordre vom 16. Jan. 
1836 gebacht it, mit welcher fich die im Jahre 1844 erfchienene Schrift von Arndt, Die rheiniſchen 
ritterbürtigen Autonomen, beſchaͤftigt. s 


368 Fideicommiß 


Art. 40 ein: „Die Errihtung von Lehen und die Stiftung von Familienfideicommiſſen ift un- 
terfagt. Die beftehenden Lehen und Bamilienfideicommiffe follen durch geſetzliche Anordnungen 
in freies Eigenthum umgeftaltet werben. Auf Familienftiftungen findet diefe Beftimmung feine 
Anwendung‘, jedoh unter Zufügung ded Art. 41: „Vorſtehende Beftimmungen (Art. 40) fin: 
den auf die Thronlehen, das füniglihe Haus: und prinzliche Fideicommiß, ſowie auf die außer: 
halb des Staates belegenen Lehen und die ehemals reihsunmittelbaren Befigungen und Fidei— 
commiffe, infofern legtere durch das deutfche Bundesrecht gemährleiftet find, zur Zeit feine An 
wendung. Die Rechtäverhältniffe verfelben follen durch beſondere Geſetze geordnet werden.” 
Der Umſchwung der politifhen Verhältniffe dictirte aber das Gefeg vom 5. Juni 1852, lautend: 
„Art. 1. Die Art. 40 und 41 der Verfalfungsurfunde vom 31. Jan. 1850 werden aufge: 
hoben. An ihre Stelle treten folgende Beftimmungen: Art. 2. Die Errihtung von Reben ift 
unterſagt“ u.f.w.9) Hiernach ift die Errichtung von Bamilienfiveiconmiffen nieder unter 
denfelben Boraudfegungen ftatthaft mie vorher und hinſichtlich ver beftehenden jene Verheißung 
eine8 Gejeges über deren IImmwandelung in freies Gigenthum weggefallen. 

Durd ein Gefeg vom 5. März 1855 find ald Behörde für ſämmtliche Familienfideicommiffe 
die Appellationsgerichte und ala Auffiht3= und Beſchwerdeinſtanz der Juftigminifter beſtellt 
worden. Bei dem Art. 59 der Verfaffungsurfunde vom Jahre 1850:9) „Dem Kronfidet: 
commißfonds verbleibt die durch das Gefeg vom 17. Ian. 1820 auf die Ginfünfte ver Domänen 
und Forſten angemiefene Rente’ (von 2,500000 Thlrn. jährlich) ift e8 geblieben. 1%) 

Auch das öſterreichiſche Eivilgefegbud hat (TH. 2, Hauptſtück 10) das Inflitut des Fami— 
lienfideicommiſſes geſtaltet.) Ihm ift daffelbe „eine Anordnung, Eraft welder ein Vermögen 
für alle fünftigen oder doch für mehrere Geſchlechtsfolger als ein unveräuferlihes Gut der Fa: 
milie erflärt wird”. Es ift entweder eine Primogenitur, oder ein Majorat, oder ein Seniorat, 
je nachdem der Stifter die Nachfolge dem Erſtgeborenen aus der Ältern Linie, oder dem Nädhften 
aus der Familie dem Grade nad, unter mehreren gleich Nahen aber dem ältern an Jahren, oder 
endlich, ohne Rückſicht'auſ die Linie, dem Altern aus der Familie zugedacht hat”. Das Patent 
vom 31. Dec. 1851 fiherte dem grundangefeffenen Adel für ven Zwed der Errichtung von 
Fivdeicommiffen tbunlichfte Erleichterung zu. | 

In mehreren deutſchen Staaten befigt die fürftlihe Familie ein fideicommiſſariſch gefihertes, 
beionderd in Gütern beftehendes Vermögen. Dies gilt namentlid von Ofterreih. Beſonders 
die erften Fürſten aus dem Haufe Habsburg wußten die Befigthümer der Familie anfebnlich zu 
vermehren, mozu vorzugsmweife Rändererwerbungen dienten. So kam ed, daß die Negenten: 
familie ein fehr bedeutendes, meiftend in Gütern beſtehendes und durch fiveiconmiffarifches Band 
zufammengebaltenes Vermögen befigt, das unter den Namen „Patrimonial-, Aritical- und 
Familiengüter“ vorfommt. Der Ertrag ift fo anſehnlich, daß die Anſprüche für die Bedürfniſſe 
der Glieder der Faiferlihen Familie an die Staatdfaffe nicht bedeutend find. Sie betragen nit 
2 Proc. aller Staatdaudgaben.!?) 

Was das Königreih Baiern angeht, fo hat aud das aus der Mitte des vorigen Jabrhun: 
dertd hervorgegangene Landrecht das Inftitut des Familienfiveicommiffes, indeffen nur als ein 
zein privatrechtlihed geregelt. Ein Edict vom 28. Juli 1808 fhob ed weg und fegte an deſſen 
Stelle eine andere Geftaltung, dad Majorat, das durd ein Edict vom 22. Dec. 1811 genau 
normirt wurde. Es fonnte nur zu Bunften ded Adels und, aus Gütern beflimmter Art und 
Größe errichtet werden. Von den überfommenen Rechtsverhältnifſen des Adels wurden nament: 
lich die ſtandesherrlichen Fideicommiffe als fortvauernd rehtsgültig anerkannt. Art. 4 des 
Staatögrundgefeges rechnet zu den „Borzügen’ des Adels auch das Recht, „Familienfideicom⸗ 
miffe auf Orundvermögen zu errichten”, während die fiebente Beilage veffelben, das „Epiet über 
die Bamilienfideicommiffe” 17), das Nähere in nicht weniger ald 109 Paragraphen normttt, 


8) Rönne, a. a.D., ©. 348— 851. Zachariä, Die deutſchen Verfaffungsgeiege ber Gegenwart 
(Göttingen 1855), S. 80, 98. 9) Zachariä, a. a. D., ©. 82. 

10) von Reden, Allgemeine vergleichende Finanzftatiftif (Darmitabt 1853—56), Bd. Tl, Abth. II, 
&.357 u. 358. Rönne, a. a. O., e. 275 u. 276. 

11) von Zeiller, Kommentar über das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch für die gefammten deutſchen 
Grbländer der öfterreihifchen Monarchie (Wien 1812), Br. II, Abth. I, ©. 519578. Wildner, Dae 
Foeicommisrecht nach dem öfterreichifchen bürgerlichen es Wien 1835). (Das Buch bandelt 
nur von den Aamilienfiveicommiffen.) 12) Reben, a. a. D., Br. Il, Abth. i, S. 423—429, 

13) Dillinger, Verfaſſung des Königreichs Baiern mit den darin angeführten königlichen Edicten 
und Verordnungen (München 1818), Bo. I, Beilage VII. 
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von denen ber erite lautet: „„Bamilienfiveicommiffe, fraft welder ein Vermögen für alle oder 
doch für mehrere Geſchlechtsfolger ald unveriußerliches Gut der Familie beftimmt wird, können 
fünftig nur zum Vortheil adelicher Perfonen und Familien errichtet werben. 14). Begreiflich 
wurde biefes Privilegium von der Öffentlihen Meinung beftritten, die auch bewirkte, daß die 
Regierung auf dem Landtage von 1849 — 50 den Entwurf eines Gefeged wegen der Fami— 
lienfidveicommiffe einbrachte, welcher im wejentlihen den Standpunkt des Landrechts wieder 
einnahm. Diefe Vorlage fam indeß nicht zur Grledigung, und einen fpäter eingebrachten 
Entwurf lehnte die Kammer der Abgeordneten und zwar aus Gründen ab, die außerhalb der 
Verfammlung nicht ald jehr gewichtig angejehen wurden. Dagegen Fam ein Geſetz vom 22. Febr. 
1855, die landwirthſchaftlichen Erbgüter betreffend, zu Stande, eine analoge Erfheinung. 1?) 

Auf dem Gebiete der Gefchichte und des Staatsrechts ded Königreichs Würtemberg zeigt ſich 
eine mehrfache Geftaltung des fürftlihen Familienfiveicommifjes.16) Zuerſt hebt fih hervor 
das aus Jahrhunderten erwachſene, als ein ſolches Fideicommiß behandelte fogenannte Kam— 
mergut, welches durch die Berfaffungsurfunde Staatdeigenthum geworden ift, und von welchem 
deren $$. 102 und 103 Handeln. Während es in $. 102 heißt: „Sämmtliche zu dem vorma— 
ligen herzoglih würtembergifhen Bamilienfiveicommiffe gehörige, fomwie die von dem König 
neu erworbenen Orundftüde, Oefälle und nugbaren Rechte bilden, mit Ausſchluß des fogenann= 
ten Hofpomänenfammerguts, das königliche Kammergut“, fügt $. 103 hinzu: „Auf demjel- 
ben haftet die Verbindlichkeit, neben den verfönlihen Bedürfniſſen des Königs ald Staats: 
oberhaunts und der Mitglieder des königlichen Hauſes auch den mit der Stantöverwaltung ver— 
bundenen Aufwand, foweit ed möglich ift, zu beftreiten; es fommt ihm daher die Eigenſchaft 
eined von dem Königreih unzertrennlihen Staatdguted zu.’ 

Die zweite Erfheinung ift jenes Hofvomänenfammergut, früher Kammerſchreibereigut 
genannt, deffen Keim in Güterankäufen liegt, welche Herzog Eberhard II. nad dem Ab: 
fchluffe des Weitfälifhen Friedens, den Unwerth des liegenden Gutes benupend, vornahm. 
Der Herzog machte diefe Erwerbungen zum Gegenftand eines befondern Familienfiveicommifles, 
während er den Ertrag dem regierenden Fürften zumendete. Das Teftament des Herzogs Karl 
Alerander beftätigte diefe Anordnung mit dem Zufage, daß diefe Güter beim Ausſterben des 
Mannsftamms nicht an das lehnsherrliche Ofterreih fallen, fondern der weiblichen Linie over 
den fonftigen Alovialerben verbleiben follten. Herzog Karl vermehrte dieſes Kammerſchrei— 
bereigut, welches einen bedeutenden Zuwachs infolge der durch den Reichsdeputationshaupt⸗ 
flug vom Jahre 1803 dem nunmehrigen Kurfürftenthum zugeiwiefenen Entfhädigungen ges 
wann, indem Kurfürft Friedrich einen Theil derfelben mit diefem But, nun Hofdomänenfammer= 
gut genannt, vereinigte. Der König verwandelte es theild durch Austaufch gegen Kammergüs 
ter , theild dur Beifügungen in mehr abgerundete Bejigungen. Diejelben ertrugen zu Ende 
feiner Regierung jährlihd 340000 Fl. Im Jahre 1817 wurden acht Hoffameralämter ange: 
orbnet; der jährliche Ertrag wurde durd eine im Jahre 1819 mit dem Staate abgeſchloſſene 
Übereinkunft mittels Ausſcheidung aller Hoheitsgefälle auf etwa 200000 Fl. herabgejegt. 
Nach $. 108 des Staatsgrundgeſetzes iſt dieſes Hoſdomänenkammergut „ein Privateigenthum 
der königlichen Familie, deſſen Verwaltung und Benutzung dem König zuſteht“. Der Grund— 
ſtock darf nicht verringert werden. Indeß gelten, was die Aufnahmen von Geldanleihen zu 
einer vortheilhaften Etwerbung und die Veräußerung oder Austauſchung minder bedeutender 
Beftandtheile zum Beiten des Ganzen angeht, die Örundfäge über die Berwaltung ded Kammer— 
guts ($. 107 der Verfalfungsurfunde). Das Gut liefert feinen Beitrag zu den allgemeinen 
Staatöfaften. Die Verfaffungsurkunde bezeichnet e8 zwar nicht ald Gegenſtand eined Fami— 
lienſideicommiſſes, allein feine Geſchichte läßt nicht bezweifeln, daß ihm diefe Eigenſchaft bei— 
wohnt. Es wird verwaltet von der Hof: und Domänenfanmer, welder die Oberhoffafle und 
die acht Hoffameralämter untergeordnet find. 

Ein drittes Inftitut ift das Familienfiveicommiß, welches die zweite Gemahlin ded Königs 





14) Pößl, Lehrbuch des bairlſchen sehr Won (Mändıen 1851), S. 108—134. 
15) Schletter, Jahrbücher der deutſchen Rechtswifienfchaft und Geſetzgebung (Erlangen 1855), 
1 81—85. GStaatswörterbuch, III, 402, wo bemerft wird, daß dieſes Si den gewünfchten Erfolg 
nicht erreicht oder auch nur zu erreichen begonnen habe. 
16) Mohl, Staatsrecht des Königreichs Würtemberg (Tübingen 1829), I, 255—259, 357, 358, 
862, 537 —543. 
Staats:Rerifon. V. 24 
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Friedrich, die engliſche Prinzeffin Charlotte Mathilve, ald Witwe im Jahre 1816 teflamıenta- 
riieb gründete. Der Genuß diefes anfehnlichen Vermögens ſteht in erfter Linie den ſämmtlichen 
Nachkommen des Königs Milhelm zu, und zwar aud den Brinzeffinnen bis zu ihrer Vermäh— 
fung mit einem Kaifer, König oder Großherzog; die Nachkommen der Prinzeffinnen verlieren 
den Genuß. Sollte diefe ganze Linie ausfterben, fo treten die vier älteften männlihen Mitalie: 
der des königlichen Hauſes in den gleihen Genuß. 

$. 20 der Verfaffungsurfunde des Königreichs Sachen berührt das „königliche Fideicom— 
miß“, zählt deſſen Beftandtheile, zu denen das fogenannte Grüne Gemölbe, die Gemäldega: 
lerie u. ſ. w. gehört, auf und verfügt weiter: „Demfelben wählt alles das zu, mas der König 
während feiner Regierung aus irgendeinem Privarrehtätitel oder durd Erfparniffe an der 
Givillifte erworben und worüber derielbe unter den Lebenden nicht disponirt; ingleihen das 
Vermögen, weldes der König vor feiner Gelangung zum Throne beſeſſen, ſowie das, was er 
mit diefem Vermögen nachher erworben hat, injofern von ihm über dieſes Vermögen weder 
unter den Lebenden noch auf den Todesfall verfügt worden ift. Daflelbe ift Eigenthum des 
föniglihen Hauſes; deſſen Beiig gebt aber nad der $. 6 und 7 17) für die Krone beftimmten 
Succeſſionsordnung und fonft auf den jevedmaligen rechtmäßigen Negenten des Königreichs 
Sachſen über. Daflelbe ift von dem Lande ungertrennbar und unveräußerlih. Unter den Ver: 
äußerungdverboten find jedoch diejenigen Veränderungen nicht begriffen, welde durch Wer: 
fauf oder Austauſch einzelner Gegenftände für gut befunden werden follten. Was durd 
Veräußerung an Gegenftänden oder Kaufgeldern erlangt wird, nimmt die Eigenfchaft des 
veräußerten Gegenftandes an und tritt an deſſen Stelle. Die Kaufgelver jind, ſobald jih 
eine vortheilhafte Gelegenheit findet, zur Vermehrung ded Hausfideicommifled anzuwenden. 
Auch ſteht dem jedesmaligen Regenten, lediglich unter Zuftimmung der Stände, die Befugnik 
zit, die zu demfelben gehörigen Koftbarfeiten bis zur Höhe einer Mill. Thlr. in auferorvent: 
lichen Notbfällen zu Staatszwecken zu verpfänden. Jedoch ift der verpfändete Theil deſſelben 
ſobald ald möglich wieder einzulöjen. Nur in den ing. 105189) erwähnten außerorbentliden 
Fällen, wo die Ginberufung der Stände durch die Umſtände unmöglich gemacht wird, fann 
eine Berpfändung deilelben vom König unter VBerantwortlichfeit der ihn hierbei berathenden 
Minifter auch ohne Zuſtimmung der Stände verfügt werden, und ed treten alddann die Be: 
flimmungen des gedachten Baragrapben in Kraft. $. 21 fügt hinzu: „Privateigenthum des 
Könige ift alled das, mas verjelbe vor der Gelangung zum Throne bereits befeffen hat und mit 
diefem Vermögen ferner erwirbt. Hat der König über diejed Vermögen nicht disponirt, fo 
wächt daffelbe bei feinem Ableben dem Hausfideicommiß zu. Liber das Vermögen, mad ber 
‚König ſonſt während feiner Regierung aus irgendeinem Privatrechtstitel oder durch Erſpar— 
niffe an der Givillifte erwirbt, ftebt demſelben die freie Dispofition unter den Lebenden zu ; bei 
feinem Ableben aber Fällt e8 ebenfalls dem Hausfideicommiß anheim.“ 19) 

Ein für das Großherzogthum Sadhjen: Weimar erlaflenes Gefrg vom 22. April 1833 firirt 
die bei Errichtung von Fideicommiffen zu beobachtende Form. 

Das Grundgefeg für dad Herzogthum Sachen = Altenburg vom Jahre 1831 hebt in $. 20 
hervor, das fürftlibe Haus bejige ald Privateigenthum Fideicommipfapitalien, nament: 
fih das Joſephiniſche Fideicommis, und fügt hinzu: „In Anfehung ded Stamms und der 
Denugung diefer Kapitalien beftehen befondere Vorſchriften, melde unabhängig find von einer 
‚zuwiderlaufenden Verfügung des jeweiligen Nußnieperd. Das Gefeg vom Jahre 1854 für 
das Herzogtbum Sahjen= Meiningen bezüglich des Domänenvermögend und desjenigen Cha: 
toull= und Alodialvermögens, deflen Ertrag vor dem Jabre 1849 zur Domänenkaſſe flog 2%), 
beftimmt in Art. 11, dap dieſes Chatoull= und Alodialvermögen Eigentbum des herzoglichen 
Haufes und zwar, jolange der Mannsſtamm dieſes Specialbaufes beftebe, in der Eigenſchaft 
‚eines Familienfiveicommifles jei. Für deffen Dauer fänden die Vorfchriften in Art. 3— 9 auch 
auf dieſes Vermögen Anwendung, 

In dem Königreih Hannover wurde durch ein Gejeg von Jahre 1836 auf Erleichterung 
der Gründung von Bamilienfiveicommiffen hingewirft. Nach dem jegigen Staatsrecht deflel: 
ben?!) bilven die füniglihen Domänen, diefe mögen aus ganzen Gütern, einzelnen Grund: 


17) Zachariä, a.a. O., ©. 160. 18) Zachariä, a. a. D., ©. 179 u. 180. 

19) Rüver, Kritiihe Bemerkungen zum ſächſiſchen Verfafiungsgeleg vom 4. Sept. 1831 (in Wr. 1 
des Müller ſchen Archive für die neuefte Sefeggebung aller deutfchen Staaten, Main; 1832, S. 157, 158)- 

20) Zachuriä, a.a.D., ©. 567—570. 

21) Zacharia, a.a. O. Erſte Fortfegung (Göttingen 1858), S. 106. 
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ſtücken, Forften, Zinfen und Gefällen, Rechten und Gerechtigkeiten, Salinen, Schlöffern 
und andern Gebäuden und deren Inventarien (zu denen auch das in englifchen vreiprocentigen 
Stocks belegte, aus Einnahmen ver königlihen Kammer erwachſene Kapital von 600000 Pf. St. 
gehört) beftehen, fowie die Regalien ein feinem Geſammtbeſtande nach ſtets zu erhaltendes Fibei- 
commiß, welches zugleih und ungertrennlih mit der Nachfolge in der Regierung dem König 
anfällt, und aus deſſen Einfünften die Bedürfniſſe des Königs, des föniglihen Hauſes und der 
Landedvenwaltung zunächſt beftritten werden. Beräußerungen aus diefem Vermögen können 
nur infolge gejegliher Beftimmungen oder wegen ihrer Nüglichfeit eintreten, vorbehaltlich des 
Taujches gleichartiger Vermögensgegenjtände. Die Veräußerung ganzer Domanialgüter oder 
bedeutender Korften ift aus bloßen Gründen der Nüglichkeit unftatthaft. Das Aquivalent foll 
mit dem Fideicommißgute wieder vereinigt werben. 

Der kurheſſiſche Staat beſaß außer dem unbemweglihen Vermögen, welches nad $. 139 
des Staatdgrundgefeges vom Jahre 1831 dem Staate angehört, auch ein anfehnliches beweg— 
liches Vermögen, beftehend in Kapitalien, welches meiſtens durch engliſche Subſidien in der zwei- 
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts erworben und auch während der Zeit der Fremdherrſchaft 
größtentheild erhalten worden war. Bis zu der Zeit, da dieſer Saat berufen war, in die Reibe 
der Rechtsſtaaten zu treten, blieb die Frage offen, went diejes Kapitalvermögen gehöre, dem 
Staate oder der fürftlihen Familie, vefp. pem Fürften. Die Beantwortung diefer Frage erſchien 
als fehr ſchwierig, da es ihr an einer jihern Grundlage gebrach. Als nun im Jahre 1830 der 
conftituirende Landtag das Verfaſſungsgeſetz vorbereitete, murde dev Weg der Unterhandlung 
eingefhlagen, und es fam zu einer Übereinkunft, die in Art. 140 des in allgemeiner Aner: 
fennung noch rechtsgültigen Staatögrunngefeges 22) ihren Ausdruck fand, indem es darin heißt, 
das Staatsvermögen folle vollftändig verzeichnet und hierbei fowie bei deflen näherer Feſt— 
ftellung der Inhalt der Vereinbarungen mit zu Grunde gelegt werben, welche hinſichtlich der 
Sonderung des Staatdvermögensd von Fideicgmmißvermögen des fürftlihen Hauſes mit den 
Ständen getroffen jeien und unter dem Schuge der Berfaffung ſtänden. Das Nähere normirte 
das Geſetz von Februar 1831, den furfürftlihen Hausihag angehend. Hiernach bilvet ein 
aus dem Kapitalbeftand ausgeſchiedener Theil als Hausſchatz“ das Fideicommiß-Kapitalver⸗ 
mögen des Kurhauſes. Es iſt Eigenthum deſſelben in ſeiner Geſammtheit, während der Er— 
trag dem Kurfürſten zufließt. Die Subftanz darf nicht verringert und, mit Einſchluß des Er— 
trags, weber verpfändet noch mit Schulden belaftet werden ; fie darf nur dann in Anſpruch ge: 
nommen werden, wenn durch die Verwendung eines Theils verjelben und unter gleihmäßigen 
angemeflenen Beiträgen aus dem Staatsſchatze erhebliche Vortheile für dad mit dem Staate ver: 
fnüpfte Kurhaus gewonnen werden können. Die Behörde, melde diefen Hausihag verwaltet, 
wird zwar von bem Regenten beftellt, ift aber nit nur dieſem, ſondern auch dem ganzen fürft= 
lichen Haufe und den Ständen verantwortlid. Zugleich ift ein ſtändiſcher Ausfhup, deſſen 
Mitgliever vom Kurfürften auf Präjentation der Stände ernannt werden, und welcher eidlich 
zur Geheimhaltung verpflichtet ift, berufen, die Bermwaltung zu überwachen und an ihr ſich zu 
betheiligen. Hiernach ift auch für einen Staatszweck Sorge getragen.) 

Als zehn Jahre früher das ftammverwandte Großherzogthum Heffen ſich anſchickte, ſich den 
conftitutionellen Staaten anzureihen, bedurfte ed ebenfalld einer Ausfheidung. Die Domänen 
wurben zu den Ausgaben des Staated verwendet, und wenn ihr Ertrag zu deren Beftreitung 
nicht binreichte, jo wurden Steuern erhoben. Für die Schulden des Staates hafteten die Do- 
mänen. Da zur Beftreitung der Bebürfniffe des fürftlichen Haufes eine Givillifte dienen ſollte, 
jo bedurfte ed der Ausſcheidung eines Theild ver Domänen, der das Eigenthum ver fürfts 
lichen Familie bilden und die Givillifte tragen follte. So bildeten fi die Art. 6—8 des Ber: 
faffungsgefeged vom December 182024): „Ein Drittheil der fämmtlichen Domänen, nad 
dem Durchſchnittsertrage der reinen Einfünfte berechnet, wird nad) der Auswahl des Groß: 
herzogs an den Staat abgegeben, um mitteld allmählichen Verkaufs zur Schulvdentilgung ver: 


22) Über die fogenannte furheffifche Berfaffungsurfunde vom 13. April 1852 in ber entfprechenben 
Beziehung f. Zachariä, a. a. D., S 377 u. 378. 

25) Murhard, Die furbeiflfche Verfaſſungsurkunde (Kaffel 1835), Abth. II, ©. 533— 537. 

24) Flaret, Darftellung der Berhandlungen der Ständeverfammlung des Großherzogthums Heſſen 
in den Jahren 1820 und 1821 (Gießen 1822), ©. 87, 88, 109—111. Weis, Spitem des Berfaffungs- 
techte-des Großherzogihums Heflen (Darmſtadt 1837), $. 56, S. 191—193, 94 
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wendet zu werden. Die übrigen zwei Drittheile bilden das ſchuldenfreie unyeräußerliche Fami⸗ 
lieneigenthum des großherzoglihen Hauſes. Die Einkünfte dieſes Bamilienguts, worüber 
eine befondere Berechnung geführt wird, follen jedoch in dem Budget aufgeführt und zu den 
Staatsausgaben verwendet werben; die zu den Bebürfniffen des großherzoglichen Haufes unt 
Hofes erforderlihen Summen find aber darauf vorzugsweiſe radicirt, und ohne ftändifche Ein: 
willigung foll auch von dieſem Familiengut nichts verhnpothecirt werden. Bei fünftigen 
Erwerbungen wird nad den Rechtstiteln des Erwerbs feftgefegt werden, ob fie zu dem 
Staatd= oder dem Familienvermögen gehören... Auf dem Landtage bed Jahres 1830 ftellte 
der Graf von Lehrbah in der Zweiten Kammer den Antrag, jene zwei Drittheile der Do: 
mänen dem Großherzog zur freien Verwaltung, unter Vorbehalt ver Unveräußerlichkeit, ftatt 
der biöherigen Eivillifte zu überlaffen. Diefer Antrag wurde aber von der Kammer einftimmig 
verworfen. Auf den außerorbentlihen Landtage ftellte im Januar 1851 der Abgeorpnete 
Hofmann, fi darauf beziehend, daß die deutſchen Grundrechte, welche die Aufhebung der Fami— 
lienfiveicommiffe verordneten, verbinvdend feien und dafür noch nichts geſchehen fei, ven Antrag, 
die Regierung zu erfuchen, einen die Modalitäten der Aufhebung regelnden Gejegentwurf vor= 
zulegen. Der begutachtende Ausſchuß erklärte ji im feiner Mehrheit gegen den Antrag, ver: 
kannte aber auch auf der andern Seite nicht, „daß das unbejchränkte Recht, folde Stiftungen zu 
errihten und zu vermehren, in jpeciellen Fällen zu großen Nachtheilen führen kann, und die 
Gejeggebung fo berechtigt ald verpflichtet iſt, denſelben möglihft zu begegnen‘, ſowie er ferner 
anerfannte, daß es „im allgemeinen vortheilhaft ift, wenn fi das Grundeigenthum im freien 
Verkehr befindet, daher die Gefeggebung die vertragsmäßige Aufhebung der Fideicommiſſe er: 
leichtern ſoll“, und flug vor, auf Borlegung eined Gejegentwurfs binzuwirfen, ber darauf 
berechnet fei, vieje Aufhebung zu erleichtern und dem Nachtheil zu begegnen, welcher mit der allzu 
großen Anhäufung des Grundbefiges in einer Hand verbunden jein könne. Die Kammer fapte 
einen Zwifchenbejchluß, darauf berechnet, jich darüber zu unterrichten, in welchem Umfang folde 
Bideicommiffe in den beiden Provinzen dieffeit des Rhein bejtänden. Einen definitiven Er: 
folg hatte der Antrag nicht; die Zeit mar ihm ganz ungünſtig geworden. Entgegengefegte Ten: 
denzen hatten ſich geltend gemacht und brachten auf den folgenden Landtage einen Geſehentwurf 
zur Vorlage, wonach „das althergebrachte, in Deutſchland niemals verdrängte Inftitut der Fa— 
milienfiveicommiffe zwedtmäßig zu organifiven und allgemein zugänglich zu machen“ fei, zumal 
da es „ohnehin für einen Theil der Staatdangehörigen eine ſtaatsrechtliche Grundlage“ Habe. 
Die Majvrität des Ausihufles ver Zweiten Kammer, aud davon ausgehend, daß das Inftitut 
in dem größten Theile des Landes feit Jahrhunderten eingebürgert fei, beantragte die Annahme 
des Gejegentwurfs, während die Minderheit deſſelben, namentlich nicht zugebend, „daß bie 
Theilbarkeit des Grundeigenthums deſſen Zerfplitterung in einem der Bewirthſchaftung nach⸗ 
theiligen Maße zur Folge habe“, deſſen Ablehnung vorſchlug. Das rheinheſſiſche Mitglied des 
Ausſchuſſes machte noch den beſondern Grund geltend, daß der Geſetzentwurf mit den beſon⸗ 
ders garantirten Grundlagen der rheinheſſiſchen Rechtsgeſetzgebung im Widerſpruch ſtehe, 
namentlich gegen das in Art. 896 des bürgerlichen Geſetzbuchs ausgeſprochene Verbot ter 
Subſtitutionen und gegen das von Art. 745 getragene Princip der gleichen Erbfolge ber 
Nachkommen gerichtet ſei.**) Nach einer ausführlihen Berathung wurde der Gejegentwurf 
mit 25 Stimmen gegen 20 angenommen. Faſt alle Abgeorpneten der Provinz Rhein— 
heilen gehörten zu dieſer anſehnlichen Minderheit. Da aud; die Erfte Kanımer, bejonderes Ge- 
wicht. legend auf „die Kräftigung des confervativen Princips, ald deffen Träger vorzugsmeife 
der große Grundbeſitz, dieſes erhaltende Element des gefammten Staatdorganidmus‘, zu er: 
kennen ſei, jich für ben Geſetzentwurf entſchied, jo fam es zu jenem bereitö oben gedachten Ge- 
fee vom 13. Sept. 1858, dem fidh dad analoge Geſetz vom 11. beffelben Monats wegen ver 
landwirthſchaftlichen Erbgüter zur Seite ftellte. 

Im fahlihen Zufammenhang mit dieſen Erzeugniffen ver Gejeggebung fteht ein gleichzeitig 
erlaſſenes Geſetz. Gegenüber den biöherigen dem Urt. 14 der Bundesacte entſprechenden 
Rebtözuftänden?6) verfügte Art. 2 des Gejeged vom Auguft 1848, die Verhältniſſe der 
Stanvesherren und adelichen Berichtöherren angehend: „Familienverträge der Standesherren 
und Verfügungen derſelben über ihre Güter und Familienverhältniſſe, die fünftig errichtet wer- 
den, find nad) den für andere Staatdangehörige beſtehenden allgemeinen Gejegen zu beurtheilen. 


25) Rive, Über die Aufhebung der Fideicommiſſe als Folge der Einführung der franzöflfchen Givil: 
gefepgebung (Köln 1822). 26) Weis,a.a.D., $.83, ©. 288, 
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Die beftehenden Beftimmungen der Art bleiben beſtehen, bis im Wege der Geſetzgebung eine 
Abänderung derfelben erfolgt‘ u. ſ.w.??) Dagegen heißt e8 in Art. 10 des Geſetzes vom 18. Juli 
1858 wegen der Rechtsverhältniſſe ver Standesherren, welches diefe theilweiſe in den vorigen 
Stand wieder einfegte: „Die no beftehenden Bamilienverträge der Standeßherren werden 
nad den Orundfägen der frühern deutſchen Verfaffung aufrecht erhalten, und es wird ihnen bie 
Befugniß zugefichert, über ihre Güter und Familienverhältniffe verbindliche Verfügungen zu 
treffen, welche und vorgelegt werben müffen. Unſere Beftätigung ift zwar zur Gültigkeit folder 
Familienverträge und Verfügungen nicht erforberlih, allein unfere Gerichte können auf den 
Inhalt künftiger Kamilienverträge nur alddann erfennen, wenn folde zu unferer und unfers 
Juftizminifteriums Kenntniß bereits gebracht und, injofern es ſich Dabei von Rechten und Ver: 
bindlichkeiten dritter Perfonen handelt, von diefer unferer oberften Ranvesftelle öffentlich be— 
kannt gemacht worden ſind“ u. f. w. 

Auch das Staatögrundgefeg für das Großherzogthum Baden überläßt den Ertrag der Do— 
mänen, obgleich) jie „nach allgemein anerkannten Grundjägen des Staats- und Fürftenredhts 
unftreitiges Batrimonialgut des Regenten und feiner Familie find“, dem Staate zur Beftreitung 
der Staatdlaften, mit dem Vorbehalt, dag darauf namentlich die Eivillifte radicirt ift.29) Das 
Landrecht handelt in einem befondern Kapitel vom Samilieneigenthum oder Stammgut, als 
weldhes „dasjenige Vermögen, welches zur Erhaltung eines Namend und Stammes gefegmäßig 
ausgeſchieden iſt“, bezeichnet wirb.29) 

Bald nach der Erlaffung des Verfaffungsgefeges für das Herzogthum Naffau vom Sep: 
tember 1814 erflärte die Regierung die Domänen für Patrimonialeigenthum des fürftlihen 
Haufes, mährend die Proclamation vom 5. März 1848 fie für Staatseigenthum erflärte. 
Später wurde eine Vereinbarung mit den Ständen dahin getroffen, daß auf dem Ertrage zu— 
nächſt der jtandesmäßige Unterhalt des Herzogs und der fürftlihen Familie hafte.?%) Noch ſpä— 
ter kam e8 zu einen modificirenden Abkommen. 

Nach $. 19 des Landesgrundgeſetzes für das Fürftentyum Schwarzburg: Sondershaufen 
vom Jahre 1857 bildet dad Kanımergut ein immerwährendes, nad) der Regierungsfolge forts 
erbendes Fideicommiß des fürftlihen Haufes, das, unbeſchadet nothwendiger oder nützlicher 
Veränderungen mit einzelnen Beftandtheilen, feinem Werthe nad unverändert erhalten wer— 
den muß.°%) 

Die Berfaflungdurfunde für das Großherzogtum Oldenburg vom Noveniber 1852 ver: 
oronet in Art. 213: „Lehnsverband, Bamilienfideicommiffe und Stanıngüter bleiben aufge— 
hoben.“ (Dort hatte ein Gejeg vom März 1814 die befondere Erbfolge in Lehn- und Fidei— 
commißgüter hergeftellt.) Ebenſo unterfagt $. 49 des Landesverfaſſungsgeſetzes für das Her— 
zogthum Anhalt: Bernburg vom Jahre 1850 namentlich die Stiftung von Bamilienfideis 
commiffen unter dem Zufage, daß die beftebenden durch gefeglice Anordnung in freies Ei: 
genthum verwandelt werden follen, und mic der Beihränfung, daß das Bamilienfideicommiß 
des fürftlihen Haufes und Familienftiftung ausgenommen fei.9?) 

Auf den Gebiete der Geſetzgebungspolitik bewegte ſich ſchon feit vielen Jahren ein lebhafter 
Etreit darüber, ob ſich das Inſtitut des Kamiltenfideicommiffes der Gejeggebung empfehle, oder 
ob fie es verwerfen folle. Der franzöfifhe Nativnalökonom Say ift, hauptſächlich aus den 
Gründen feiner Wiffenihaft, ein entſchiedener Gegner deffelben, indem er fi dabei auf die Au— 
torität von Sismondi und Adam Smith bezieht.?7) Als ein Mittel, der zu ungleihen Verthei— 
lung und zu großen Gonfolivirung ded Bodens entgegenzuwirfen, bezeichnet Schmirhenner im 
eriten Bande feines „Grundriß der politifchen und hiſtoriſchen Wiſſenſchaften“ (Gießen 1830) 
namentlich die Aufhebung der Fideicommiffe. Weſentlich in gleihem Sinne hat fih Mohl in 
jeinem Werfe „Die rn nad den Grundjägen ded Rechtöſtaats“ (ziweite Auflage, 


27) Buchner, Das Großherzogthbum Heſſen in — — und ſocialen Entwickelung vom 

Herbſt er bis zum Herbſt 1850 (Darmfladt 1850), S 28) Zadhariä, a. a. D., ©. 338. 

29) Das badische Landrecht (Karlsruhe 1840), ©. — "ar. Thilo, Das franzöſiſche Sirligien- 
buch und Handelsrecht u. ſ. w. Für das —— Baden bearbeitet (Karlöruhe 1838), 
362-354. 30) Zadyariä, a.a. D., ©. 757 u. 758. 

31) Zachariä, a. a. O. Erfte Fortfegung, 3 "206, 

32) Zacharia, a. a. D., ©. 937, 966. Vgl. noch im allgemeinen deſſen Staats = und Bundesrecht 
(zweite Auflage, 1854), ii 440 u. 441, 

33) Eay, Ausführliche Darflellung ver Nationalölonomie. Aue dem Franzöſiſchen der fünften 
Ausgabe überjegt u. 1 w. (Heidelberg 1830), 11, 448 —451. 
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Tübingen 1844), Bo. 1,$.114 ausgeſprochen. Freunde hat das Inſtitut in neuerer Zeit mehrfach 
gefunden, befonders feit der Zeit, da die aus den Berathungen der Nationalverſammlung hervor: 
gegangene Reichsverfaſſung aud den $. 170 hinausgegeben hatte, welder da lauter: „Die Hai: 
lienfidveicommiffe find aufgehoben, Die Art und Beringungen ter Aufhebung bejtimmt die Geſetz- 
gebung der einzelnen Staaten. Uber die Bamilienfideicommiffe der regierenden fürftlihen Häu: 
fer bleiben die Beftimmungen den Landesgefeggebungen vorbehalten.‘ 34) Zu den erflärteften 
und beredteften Vertheidigern des Bamilienfiveicommifjes gehört ein ausgezeichneter Lehrer des 
vaterländifchen Rechts, Gerber, der es in einem Beitrage zum erjten Bande der von ihm und 
Ihering herausgegebenen „Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen Römischen ynd deutſchen 
Privatrechts“ (Jena 1857): „Zur Lehre vom deutſchen Fideicommip‘ 39), verberrlicht hat, mei— 
nend, jein Reiz liege vor allem darin, „daß ed einen höchſt eigenthümlichen Gedanken von ſitt— 
licher und gefellfhaftliher Berechtigung zur Oeltung bringe, ſodann aber aud in der Art und 
Weiſe, wie e8 jenen Gedanken durch eine völlig entiprehende Structur zu realiſiren“ wiſſe. 
Dem geiftreihen Verfaffer erſcheint das Net des Bamilienfideiconmijfes ald eine Forderung 
der privatrechtlichen Freiheit, jomwie fie ih als der Ausdruck des jittlihen Denkens ver neuern 
germaniſchen Welt kundgebe. Zu Grunde liege die Sehnſucht, inmitten des ewigen Wechſels 
der Dinge die Wirfung feines Ginzeldafeind dur einen Act der Liebe au für kommende Ge: 
Schlechter beveutungavoll zu erhalten. Das Familienfideicommiß trage den Gedanken ver Stif: 
tung in ſich, e8 fei felbft der Träger der Individualität der Familie in ver Geſchichte. Wenn es 
ein fittlicher Vortheil fei, daß die wechſelnden Generationen einer Familie ih ihres Zujammen: 
bangs im Denen und Handeln bewußt jeien, jo könne diejer durch nichts beffer ald durch dieſes 
Inftitut erreicht werden, welches dem Befiger zugfeich einen Beruf zumende und eine eigenthüm— 
liche Form des jegt fo wichtig befundenen Priucips der Sorialität darftelle, indem es die ergän- 
zende Gemeinſchaft der Generationen einer Familie organiiire. 

Die Geſetzgebung der jüngften Jahre hat jih, befonderd um der weitern Zerftüdelung 
des Grundeigenthums, in welcher fie einen Krebsjhaden erblickt, entgegenzumwirfen, dem In: 
flitut zugewendet.?%) Gerber betrachtet a. a. O, ſchließlich dieſe „particularrechtlichen Feſt— 
ſetzungen der neueſten Zeit“, indem er ſie würdigt, und bemerkt: „Im ganzen wollen ſie dieſelben 
Reſultate, welche wir für unfer Inſtitut gewonnen haben. Charakteriſtiſch aber iſt für fie, daß 
vie diefe nicht ald die Gonfequenzen eines innerlich felbitändigen, auf eigentbümlihem Boden 
ſtehenden gefhloflenen Ganzen hinſtellen, jondern durch die mechaniſche Hülfe frenıder und nur 
äußerlich herbeigezogener Kräfte zu erzielen ftreben. In dieſem Beftreben geht die einfache juri— 
ftifche Natur des Inftitutö verloren, ed wird zu einer fünftlihen Gompofition der verfchiedenen 
Mittel, die freilich in ihrer Geſammtheit demſelben Zwede dienen.” Ob diefer Zweit erreicht 
wird, haben Berftändige jofort bezweifelt und hat die Zukunft zu beantworten. Aber fhon jegt 
ſcheint eine Reaction gegen ein Gebilde der Zeit der Neaction 97), vie zur Vergangenbeit zu 
werden begonnen hat, im Anzuge zu fein. Ph. Bopp. 

Filangieri (Gaetano), geboren zu Neapel 18. Aug. 1752, gehört einem der berühmte— 
ſten und älteften Geſchlechter Italiens an. Sein Vater war Gejare, Fürft von Arianiello, und 
feine Mutter Marianna Diontalto, aus dem Haufe der Herzoge von Fraginto. Durch gründ: 
liche Genealogen wird jeine Abkunft von einem der Gefährten Roger's, eines Führers ver Nor: 
mannen, die Sicilien erobert und dajelbft eine neue Monarchie gegründet Gaben, abgeleitet. 
Ein Spröfling diejer normannifhen Helden war, mie verfichert wird, Angerius, aus dem ji 
der Name %. gebildet haben fol. Wir gedenken in eine Unterſuchung dieſes ernften und wid: 
tigen Gegenflande® um jo weniger einzugeben, da von den ganzen berühmten und alten Ge— 
ſchlechte F. der Erinnerung und der Geſchichte wenig mehr geblieben ift ald unjer Gaetano, der 


34) Stenographifcher Bericht über die Verhandlungen der Deurfchen Nationalverfammfung, IV, 
2539 — 2551, 2558—2571; VI, 4283— 4292. 

35) Dal. auch deſſen Beitrag zu Br. Il: Die Familienftiftung in der Function des Familienfideis 
commiſſes. 

36) Bgl. den Beitrag zu Heft 2 des Jahrgangs 1858 der Deutſchen Vierteljahrsſchrift: Fideicom— 
miffe, Grbgüter, Bodenzgerfplitterung. Der Berfafler erachtet „die Ag’tation gegen die Errichtung fol- 
cher Inſtitute für eine fünftliche” und meint optimiftiich, eine zufriedene Bevölferung werde ihnen 
einit das Wort reden. 

37) Grenzboten, Jahrg. 1858, II, 41—47 (Betrachtung der Schrift von Leite, Die Vertheilung 
des Grundeigenthums im Zufammenhange mit der Geichichte, dir Sefepgebung und den Volfazu: 
ftinden, Berlin 1858). 
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feinen Ruf allein feinen jhönen Talent und dem edeln Gebrauche, den er davon gemacht, zu 
verdanken bat. Da er der dritte Sobn der Familie war, und der Erſtgeborene die Rechte und 
Güter derjelben erbte, jo konnte er nur zwifhen den Stande eines Geiftlihen ober eines Sol: 
daten wählen, um die Ausſicht auf eine ftandesmäßige Verforgung zu gewinnen. Die Altern 
zogen für den Sohn den legtern vor, und fchon im jiebenten Jahre erhielt er die Stelle eines 
Fähnrichs. Erziehung und Unterricht ded Knaben war auf feine fünftige Beſtimmung be— 
rechnet und forderte darum, nad den Anjihten und Begriffen feiner Zeit und feines Landes, 
weder große Sorgfalt noch befondere Anftrengung. Gin Haudlehrer, nah dem Schlage fol: 
her Leute, die jich diefem Gefhäfte zu winmen pflegten und zu dem Geſinde züblten, follte 
ihm die lateiniſche Grammatik beibringen, um ihn zu den clafiifhen Studien, mie fie gerade 
getrieben wurden, vorzubereiten. Der Junge ward bald der pedantiihen Lehre wie des pedan— 
tiſchen Lehrers herzlich müde und fünımerte fich um beide wenig. Das ſah man, mie natürlich, 
als ein Zeichen feiner Unfäbigfeit an und gab die Hoffnung auf, ihn brauchbar auszubilden, 
Eines Tags indeß, da ein Älterer Bruder Unterricht in der Mathematik erhielt und einen Sag 
Euklid's zu beweiſen beichäftigt war, unterbradh ihn der Kleine, wies ihm einen Fehler nad 
und brachte ihn auf den rechten Weg. 
Daß fiel auf, weil er nie Unterricht in diefer Wiſſenſchaft erhalten hatte, umd man kam auf 
die Bermuthung, er möge doch nicht ohne Anlagen fein, und man habe nur die geeigneten Mittel 
nicht gewählt, fie zu enmwideln. Jetzt ward er mit Matbematif beihäftigt, doch nad) der er— 
theilten Vorſchrift nur fo weit, als fie dem für ihn gewählten Stande dienen fonnte. Diefe 
Beſchränkung misfiel ihm jehr, und faft hätte die Mathematik mit der lateinifhen Grammatik 
daffelbe Los getheilt. Im wierzehnten Jahre indeſſen mußte er feinen Dienft antreten, und feine 
Lebensweife und die Verbältniffe, in denen er ſich bewegte, geftalteten jih nun anders. Anges 
nehme Zerftrenungen, leichtjinnige Jugendftreiche, zu denen ein müßiges Leben leicht verführt, 
Das Beifpiel feiner Kameraden, die jeden Ernft und alle Beihäftigung mit wiſſenſchaftlichen 
Gegenftänden durchaus nicht ſtandesmäßig fanden, verfudhten den jungen F., umd es ward ihm 
als eine läherlihe Sonverbarfeit vorgeworfen, daß fein Streben weiter gebe, als ein liebens— 
würdiger Taugenichts zu fein. Es liegt ein ehrenvolled Zeugniß für feine beſſere, edlere Natur 
in dem abgeſchloſſenen Leben, das er führte, einzig zu den Zwecke, ſich jelbit zu bilden, um 
wohlthätig wirken zu fönnen zum Beften von feinesgleihen. Die Muße, melde ihm der Mi: 
litärdienft ließ, verwendere er auf ernfte Studien. Ihn beſchäftigte vorzüglid der Zuftand der 
bürgerlichen Gefellihafr, von dem fein Vaterland ihm ein trauriges Bild zeigte. Die Moral, 
Die Politik, die Grjeggebung und Staatdwirthihaft wurden feine Lieblingsbeihäftigungen, 
denen er fi immernehr ergab; und da fein Dienft ihn von denfelben zu jebr abzog und zer— 
ftreute, jo faßte er den Entſchluß, dem Stande, zu dem man ihn gegen feine Neigung beftimmt 
hatte, zum Verdruſſe feiner Familie, zu entfagen und einzig dem Berufe zu leben, den er ald den 
feinigen erfannte. Er zählte damals erft 17 Jahre; aber was er feft beihloffen, ward beharr— 
lich ausgeführt. Die Alten vorzüglich zogen ihn mit ihrem verwandten Geifte an und er lebte 
nur noch in Oriehenland und Rom. Die großen Mufter, die fie ihm in der Beredſamkeit und 
Geſchichte boten, erfüllten fein jugendliches Gemüth mit Begeifterung. Bon dem ernten Ta— 
citus vor andern fühlte er fich befreundet angeſprochen. In den ‚Annalen‘ deffelben glaubte er 
feine eigene Zeit wiederzufinden: die Verbrechen und after der Willfür und die Erniedrigung 
und das Elend der ihr unterworfenen Sklaven. Er überfegte mehrere Bücher des vorzüglichen 
Werks und einige Reden des Demofthened. Er bewunderte Platon und fand in deifen „Republik““ 
und der Abhandlung über die Gejege wahre Mufter der bürgerlichen Gejellihaft in ihrer höch— 
ften Vollkommenheit. Doc entging ihm, felbft in feiner Begeiſterung, die Bemerkung nicht, 
daß für ſolche Mufter die Menſchen des Tacitus, in denen er die feiner Zeit wiederzuerfennen 
glaubte, nicht recht vaſſen moͤchten. Ariftoteles ſchien ihm der gemeinen Wirklichkeit näher zu 
fommen, weil er Berfaflungen, Staaten und Menihen nahm, wie fie die Geſchichte gab, und 
ihre Vorzüge und Gebrechen entwidelte und zufammenftellte. F. machte fi einen gedrängten 
Auszug aus den ſtaatswiſſenſchaftlichen Schriften dieſes Weiſen, den er „Volitiſche Aphoris- 
men“ nannte, Gr fühlte und begriff, daß die Ideale, welche ein hoher Geift ſchafft und ein 
edles Gemüth mit Liebe in ih aufnimmt, darum nicht gerade das Ziel des gewöhnlichen Le— 
bend find, und daß, wer für die Menſchheit mit Erfolg wirken will, Unmögliches nicht ver: 
ſuchen darf. Den erften und wefentlichen Grund des Verberbeng feiner Zeitgenoffen glaubte er 
in dem ſchlechten Zuftande der Erziehung und des Unterrichts zu finden, und gewiß mit Nedt. 
Nur ift zu bevenfen, daß diejer Zuftand der Erziehung und des Unterrichts mit dem Zuftande 
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der Geſellſchaft überhaupt, mit dem Charafter der Regierung, dem Geifte oder der Geiftlofig- 
keit der Berfaffung und Verwaltung innig zufammenhängt und zum Theil als eine Folge davon 
betrachtet werden muß. Mit diefem wichtigen Gegenſtande beichäftigt, entihloß er fih, ein Wert 
über die Öffentliche und PBrivaterziehung zu ſchreiben und einen Entwurf derfelben vorzulegen. 
In der Überzeugung indeß, daß ein folder Entwurf nur durd die Regierungen jelbft oder 
wenigftend mit ihrer Billigung zur Ausführung kommen fönne, hielt er ed für nöthig, feine 
wohlthätige Reform mit den Kürften anzufangen, und zu diefem Ende arbeitete er an einer 
Schrift: „Die Moral der Fürften, auf die Natur und die geſellſchaftliche Ordnung gegründet.” 
Es herrſcht in dem ganzen Streben diejed jungen Mannes ein Wohlwollen und eine Gutmü= 
thigfeit, denen man feine billigende Achtung ſchenken muß, wenn man aud) einem zweifelnden 
Lächeln nicht widerfteben kann. 

Diefes philantropifche Treiben ohne Zweck, dieſes müßige Forſchen ohne Ausiiht und Zu: 
kunft, wie eö die Altern nahmen, misfiel ihnen fehr und fie vrangen in &., Sid einen Stand zu 
wählen, der ihm ein der Würde feines Geſchlechts angemeſſenes Leben fihere. Er gab den 
dringenden Vorftellungen nah und ward in feinem zweiundzwanzigften Jahre Advocat. Die 
neue Laufbahn, die er ſich gewählt, entſprach aber jeinen Erwartungen auf feine Weife. Die 
Rechtswiſſenſchaft, wie fie praftifch betrieben ward, befand ſich in Italien und beſonders in 
Neapel in einem beflagenswerthen Zuftande. Sie fhien weniger den Zweck zu haben, ein recht— 
liches Verhältnig zu begründen, Berfonen und Eigenthum zu fihern, ald den Rechtsgelehrten 
und Advocaten ein reichliches Einkommen zu verichaffen. Ein revliher Manı vom Bade, Lodo: 
vico Muratori, war gegen die zahllofen Misbräudye, die in der Verwaltung der Gerechtigkeit 
herrſchten, aufgetreten und hatte die Nothwendigkeit einer Neform verfelben gezeigt. Selbſt 
das Minifterium, an deſſen Spige ein aufgeklärter und wohlgefinnter Mann, der Marquis 
Tanucci, fand, erkannte die fhreienden Misbräuche und wollte wenigftens den gefährlichften 
begegnen. Unter venfelben nahm die Wilffür der Gerichte die erfte Stelle ein, die ſich Die Be: 
fugniß zuſchrieben, die Gejege nach ihrer Einjicht oder ihrem Gutdünken zu deuten umd zu er: 
klären. So trat an die Stelle des Geſetzes die Laune, der Gigenfinn, das Wohlwollen oder bie 
Abneigung ded Richters. Tanucci fegte eine Verordnung durd), der zufolge jedem Urtheile die 
Entjheidungdgründe nad) den beftehenden Gefegen beigefügt werden follten. Im Falle aber 
ein Geſetz nicht deutlich und beſtimmt wäre oder gänzlich fehlte, war den Gerichten vorgefchrie= 
ben, ji um eine gültige Erklärung oder eine Verordnung, die das Gefeg ergänze, an den König 
jelbft zu wenden. Sogleich erhob ji der ganze Schwarm der Richter, Advocaten und übrigen 
Angeftellten, die in den beftehenden Misbräuchen ihren Vorteil fanden, gegen ven gefährlichen 
Neuerer, der den hergebrachten wahren Glauben durch feine kegeriihen Lehren und Vorſchläge 
zu verdrängen ſuchte. Man gab der Gewalt zu verftehen, wie wenig es in ihrem Interefle fei, 
auf Verbefjerungsvorfähläge einzugeben, mit denen Misvergnügte die löbliche angeerbte Ord— 
nung untergraben und erſchüttern würden. Von dem eigenen Nachtheile, der allein ihre Be: 
jorgniffe erregte, mar natürlich nicht die Rede, jondern nur von dem Wohle des Staates, das 
ihnen jehr am Herzen lag und auf das bevenflichfte gefährbet ward, wenn man ein ungemifjes 
Neues leihtfertig an die Stelle des erprobten Alten fege. F. erbitterte die Lüge und Heuchelei 
feiner Standesgenoſſen und in feinem Unmuthe gab er unter dem Titel „Reflezzioni politiche 
sulle ultima lege del sovrano, che riguarda la riforma all’ administrazione della giustizia‘ 
(1774) eine Fleine Schrift heraus, welche diefen Begenftand behandelte. Es war jein erfter 
Verſuch, den er dem Publikum mittheilte, von welchem er mit Beifall aufgenommen warb. Defto 
entſchiedener ſprach fi die Misbilligung feiner Gollegen und der Gerichte aus, die eine Neform 
der Gerechtigkeitopflege nicht in ihrem Gefhmade fanden; und F., dem feine Stellung zu den: 
jelben immer läftiger wurde, entjagte einem Stande, in weldem er feinen rechten Beruf wieder 
nit gefunden hatte, und kehrte zu feinen frühern Studien zurück. Diejelbe Verlegenheit, die: 
jelbe Klage der getäufchten Familie. Der Obein des juugen Mannes, aus dem man nidte 
machen Fonnte, Seraphim F., Erzbiſchof von Neapel, glaubte endlich einſchreiten zu müffen, 
um den misrathenen Neffen aus der verächtlichen Verborgenbeit zu zieben, die feiner Geburt, 
des Ruhms feines Geſchlechts und des Namens feiner Ahnen jo unwürdig war. Es gelang 
ihm, den nahen Verwandten, an deſſen Zufunft er fo großen Antheil nahm, für feine Auſicht 
zu gewinnen, und unjer Öaetano erhielt (1777) eine Anfiellung am Hofe, ward zum Kammer: 
berin des Könige befördert und zum Offizier der föniglihen Freiwilligen ver Marine ernannt. 
Der Menſch aber blieb bei allem Wedfel der Verhältniffe und Kagen derſelbe jegt am Hofe 
wie vorher bei dem Negimente und in den Gerichtsfaal. Als Kammerherr unp in feinem 
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übrigen Dienſte ſah er ſich mit Arbeiten eben nicht überladen, und die müßigen Stunden, die 
ſeine Amts- und Standesgenoſſen in Langweile oder mit langweiligen oder ſchädlichen Zer— 
ſtreuungen zubrachten, widmete er ſeinen Lieblingsſtudien, denen man ihn zu ſeinem Verdruſſe 
entriſſen hatte. Unter ſolchen Umſtänden begann er das Werk, dem er ſeinen glänzenden Ruf 
und die hohe Achtung und Verehrung verdankt, mit der man in ber ganzen gebildeten Welt 
feinen Namen nennt: „La scienza della legislazione”. Er benugte zu demſelben jeine frü- 
bern Arbeiten, die nicht vollendet worden oder wenigftend niht im Drude erihienen waren. 
Die zwei erften Bücher gab er 1780 und das dritte, in zwei Bänden, drei Jahre fpäter heraus. 
Band der Berfafler Anerkennung, Theilnahme und jelbft Bewunderung, fo fehlte e8 ihm da— 
gegen aud nicht an Gegnern, Tadlern und Feinden, bie ih bemübten, fein Streben zu verdäch— 
tigen und die Kortfegung ded Werks zu verhindern. Die Berehrer der guten alten Zeit der Beu- 
dalherrſchaft und des Aberglaubend ließen ed nicht an Verſuchen fehlen, ihm pas Leben zu ver: 
bittern und fein Wirfen ver Regierung al ftaatögefährlich darzuſtellen; ſo wurde aud fein Werf 
auf den Index librorum prohibitorum gefegt. %. aber verfolgte unverproffen und beharrlich 
feinen Weg und zog jih, um die Arbeit in Ruhe zu vollenden, auf das Land zurück. Das vierte 
Bud erjhien 1785 in drei Banden. Die Zahl feiner Beinde wuchs mit der Zahl der Bande 
feines Werks, aber aud die feiner Freunde und Verehrer ward größer. Seine Gegner jelbft, 
wenn fie ed jonft nur ehrlich meinten, fonnten ben Inhalt des Buchs, wol aud) die Art der Be: 
handlung deffelben tadeln, aber in feinem Falle die wohlwollende Abjicht, die menſchenfreund⸗ 
lihe Geſinnung, das Streben nad Recht und Wahrheit verfennen. Auch fanden diefe Vorzüge 
Anerkennung und Beifall, felbft in Kreifen, wo man jie kaum erwartet hätte. Der König zeich— 
nete den Berfaffer aus und ſchenkte ihm feine Gunft, der er hohe Stellen (er ward 1787 
Rath im Finanzminifterium) und ein reiches Einkommen verdankte. 

Die Anftrengung, mit welcher F. an feiner „Wiffenfhaft der Geſetzgebung“ arbeitete, ſodaß 
er ji weder Erholung noch Ruhe gönnte, wirfte nachtheilig auf feine Geſundheit; aber obgleich 
fein Zuftand mit jedem Tage bedenklicher wurde, jo war er dod von feinem Lieblingdgegen- 
flande nicht zu trennen. Gelbft der Gedanfe an den Top weckte in ihm nur die Beſorgniß, daß 
er ihn überrajchen möge, che dad Werk vollendet fei, und deſto eifriger befhäftigte er ſich mit 
demſelben. Und doch blieb ed unvollenvet. Der zweite Theil des fünften Buchs war faum an: 
gefangen, ald der Verfaffer am 21. Juli 1788 in feinem ſechsunddreißigſten Jahre ftarb. 

Das ihn überlebende Werk, weldes praftifch bedeutender ald die halb genialen, halb 
fragenhaften Lucubrationen feines Landsmanns Vico und wiffenfhaftli tiefer war als die 
Schriften Beccaria’8 und aud nod heutzutage von den Stalienern als einer Der reichten 
Schätze ihrer politiſchen Literatur hochgehalten wird, zerfällt in fünf Bücher, wovon das legte 
jedoch erft nady dem Tode des Verfaſſers und aud nur ald Bruchſtück (es fehlen 19 Kapitel) ver: 
Öffentliht wurde. Seinen Gedanken gibt ganz ein „Piano ragionato dell’ opera’ (ed. Class. 
ital., Mailand 1822,1,15 fg.)an. Ausgehend davon, daß Erhaltung und Ruhe die Örundprin= 
eipien wie des ſtaatlichen Gemeinweſens, fo auch der Wiſſenſchaft der Geſetzgebung find, werben 
in erſten Buche die allgemeinen Negeln diefer Wiffenfhaft behandelt. Das Verhältniß den 
abſoluten und relativen Vortrefflichkeit von Gefegen, die Art und Weife der Codification, Eir— 
flug von Charakter und Lebensweiſe der Völker, von den Eigenthümlichkeiten des Klimas und 
Landes werden befonders hervorgehoben. Im zweiten Buche treffen wir auf die politiſchen und 
otonomiſchen Geſetze, d. h. die Gefege, welde das politifhe und Wirthihaftsieben betrefien, 
die Benölferung und den Nationalveihthum zum Grgenftande Haben. Durch jie kommt der 
Staat der erften feiner Hauptpflihten, ver Erhaltung nad. Mit den fünftlihen Mitteln der 
Bevölferungsfteigerung ift der Verfaſſer unzufrieden; er jieht mehr auf die Hebung der Hin: 
derniffe im Gebiete der Öütervertheilung. Gegen das Zuvielvegieren findet ſich hier mande für 
die damalige Zeit und den allgemeinen Standpunft des Verfaſſers, der doch im ganzen der des 
aufgeflärten Staatödespotismus mit ariftofratifher Temperirung ift, höchſt anerkennungs— 
werthe Bemerkung, und mit Recht hat die Sammlung der italienifden Econoinisti noch in 
neuerer Zeit diefe Theile aus dem F'ſchen Geſammtwerke aufgenommen. Das dritte Bud) ent— 
hält die Griminalgefeßgebung , wodurd der Staat für Die zweite Hauptpflict, die Ruhe, ſorgt. 
Man weiß, da diefer Gegenſtand damals auf der europaifchen Tagesoronung war, deshalb 
darf die Ausführlichkeit, womit diejer Theil behandelt wird, ebenſo wenig verwundern als die 
Annahme, daß er befonderd dem ganzen Werke die allgemeine Anerkennung verſchaffte. Der 
Strafproceh wird vor den Grundjägen des materiellen Strafrechts behandelt; beſonders ausge— 
zeichnet ift der Verſuch, eine neue gefegliche Beweistheorie aufzuftellen. Sonſt macht ſich auch 


373 Filangieri 


bier der Hauptmangel, 8.8 Unbefanntfhaft mit den Einzelheiten fremder Geſetzgebungen und 
Einrihtungen, bemerkbar. Der allgemeine Gejihtöpunft ift der Beccaria'd. Im vierten 
Buche werden die die Erziehung, die Sitten und den Öffentlichen Unterricht betreffenden Gejfrge 
behandelt. Während vie Griminalgefege dem Lafter wehren, follen dieſe Die Tugend poſitiv be: 
fördern. Gut wird hervorgehoben, daß die Tugend und der Wohlftand nicht unvereinbar find, 
wie mande zu glauben jcheinen. Der legte Theil, das öffentliche Unterrichtäwefen, führt naturge: 
mäß auf das fünfte Buch von den Gefegen, die Religion betreffend. Diefe foll va einwirken, wo 
der Staat feine Sphäre nicht hat, doch gilt es, dad Maß ihrer Freiheit zu beftimmen, und daß bier 
im Sinne der Aufklärung und des Jofephinismus geredet wird, nimmt nicht wunder, Allein, 
wie fhon erwähnt, mitten in diefer Materie bricht das Werk ab. Nach dem urfprüngliden 
Plane follte noch ein ſechstes Buch das Privateigenthum , indbefondere die Verfügung darüber 
durch Teftament und die Bertheilung ab intestato, behandeln, und ein letztes jiebentes Bud war 
beftimmt, das Bamilienreht, befonders die väterlihe Gewalt und die darauf bezüglichen Gelege 
zu discutiren. 

Die „Wiſſenſchaft der Geſetzgebung“ ift in alle Sprachen ver gebildeten Völker unfers Welt: 
theils überfegt, und Benjamin Conſtant hat einen vortrefflihen Gommentar über das Werk ge: 
ſchrieben, dur welchen er ed erläutert, ergänzt und im feinen irrigen Anſichten, Meinungen 
und Örundfägen berichtigt. Gonftant hatte die Erfahrung einer lehrreichen Zeit, Die Verſuche 
der Anwendung politifcher Theorien auf die Geſellſchaft, die Fortihritte, welche die Staate: 
wiſſenſchaft ſeit F. gemacht, und beſonders den reihen Inhalt feines öffentlihen Lebens und die 
Nejultate feiner Forſchungen für ih, und fein Schriftiteller war darum vielleicht mehr ald er 
berufen, die Berbienfte des Berfaflers der „Wiſſenſchaft ver Gefeggebung‘ zu würdigen, aber 
auch feine Behler und Verirrimgen zu zeigen. Wir glauben Feine ridtigere Vorftelung von 
dem Werke geben zu fönnen, ald wenn wir Conſtant's Urtheil dariiber mittheilen. „Da id 
mich entſchloß“, fagt er, „der «Wiffenfchaft ver Gejeggebung» einen Gommtentar beizufügen, 
wurde ich durch zwei Betrachtungen dazu beitimmt. Grftens machte mir e8 Vergnügen, das 
Andenken eines Schhriftftellers dankbar zu ehren, der ih um fein Yand und jein Jahrhundert 
verdient gemadt hat. Zweitens gaben mir die Fehler felbit, die das Werk enthält, Belegen: 
heit, die Ideen deflelben zu berichtigen, wenn fie falich iind, fie zu entwideln, wo es ihnen an 
den nöthigen Umfange und an Klarheit fehlt, und fie endlich zu beftreiten, wo fie mit den 
Grundfägen jener politifhen und beſonders der perſönlichen Freiheit wicht in völligem Ein— 
klange ftehen, welche ich als den einzigen Zwed der menſchlichen Vereinigungen betrachte, und 
zu deren Begründung wir beſtimmt jind zu gelangen, fei ed nun durch fortſchreitende Verbeſſe— 
rungen ober duch furdhtbare, aber unvermeidliche Gonvulfionen. Es lag nie in der Abſicht F.'s, 
dieſe Grundfäge zu verleugnen; aber die Zeit, in welcher fein Werk erſchien, und fein perſön— 
liher Charakter, jo edel und uneigennügig er auch geweſen, haben manchmal verhindert, Die 
gerade Bahn ver Wahrheit mit feftem Schritte zu verfolgen. Man fann von ihm nicht wie von 
Montedquieu Jagen, dag er, ein großjinniger und tiefer Beobachter des Beſtehenden, oft ein 
ſpitzfindiger Lobredner deflen geworben, was er beobachtet hatte. Der unfterblihe Verfafſer des 
«Geiſtes der Gejege» zeigte jich oft al8 einen eifrigen Anhänger der Ungleichheit une ver Privi— 
legien. Gr betrachtete diefe Dinge, vie eine undenkliche Zeit geheiligt hatte, als nothwendige 
Theile der geſellſchaftlichen Ordnung, und in feiner Eigenſchaft als Geſchichtſchreiber der Infti: 
tutionen, der eu mehr war ald ein Verbefferer derfelben, fand er es ganz einfach und gelegen, fie 
beizubehalten, indem er fie beſchrieb. Aber fein Gnie und der bittere Unmuth, der vemfelben 
eigen zu fein pflegt, gaben ihm mandmal Ausprüde ein, welhe die Misbräuche zerfchmetternd 
trafen, für welde ihn jeine Gewohnheiten und feine Stellung in ver Geſellſchaft parteiifh und 
nachſichtig ſtimmten. F. Dagegen, freier von Aveldvorurtheilen ald Montesquieu, nahm feinen 
Anftand, ih ald Reformator anzufündigen. Daraus, daß eine Sache beſtand, folgerte er nicht, 
daß man fie achten müſſe, und alle Misbräude würden aufgehört haben, hätte fein Wille zu 
ihrer Vernichtung hingereicht. Aber F. hatte nicht Muntesquien’s überlegenen Geift. Eine ge: 
wife Sanftmuth oder Zurüdhaltung in feinem Charakter beftinmmte ihn zu Zugeftändniffen im 
Widerſpruche mit feinen Grundſätzen, da eine von einer gewaltigen Kraft unzertvennliche Gef: 
tigkeit Montesquieu, feiner Mäßigung ungeachtet, nöthigte, Urtheile zu fällen, vie mir feinen 
Zugeftändniffen zu Gunften der eingeführten Syfteme unvereinbar waren. So fan es denn, daf 
F., der in einer feindfeligern Stimmung gegen die Misbräude ald Montedquieu die Feder er: 
griffen hatte, fie in der That doch weit ſchwächer befämpfte. Seine Angriffe geftalteten ſich zu 
Vergleihen, und er war mehr bemüht, das Böje zu mildern, ald ed auszurotten. In feinen 
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Werke herrſcht eine demüthige und ſchmerzliche Ergebung, welche die Gewalt erweichen möchte, 
die jie nit zu entwaffnen hofft. Dieje Refignation hatte vor der furdtbaren Revolution, melde 
die Welt erfhüttert hat und noch bedroht, vielleicht einiged Verdienſt ver Klugheit. Hätten die 
Menſchen zur Abftelung ihrer Beſchwerden durch Vernunftgründe und Bitten gelangen können, 
ftatt ſie durch Erſchütterungen zu erfämpfen, durch welche die Sieger wie die Beſiegten gelitten 
haben, dann wäre es vielleicht beffer gegangen. Aber jegt find von beiden Seiten die Auslagen 
gemacht und die Opfer gebracht, und die Sprache freier Völker an ihre Bevollmächtigten kann 
nicht die von Unterthanen fein, die ih an das Mitleid ihrer Herren wenden, Man wird mid 
darum oft mit F. im Widerſpruche finden, nicht was den Zwed, fondern was die Mittel betrifft. 
Um mid deutliher zu machen, mill id ein Beifpiel anführen: F. ſpricht auf jeder Seite die 
Überzeugung aus, daß die erblihen Privilegien drückend und verderblich feien; aber mit feinem 
Vorſchlage, diefe Prärogative aufzuheben, wendet er ih an den Adel. Er hofft das Gemüth 
der Bevorregteren zu rühren, indem er ſie durch Gründe aufregt, durch Vitten erweiht und 
ihnen das Gemälde ver Übel vor Augen ftellt, welde fie verurfahen und die wieder auf fie 
zurüdwirfen. Gr gründet den Erfolg, mit dem er ſich ſchmeichelt, auf ihre Großmuth. Liber: 
zeugt, wie er, daß die Ungleichheit, vie der Adel bewirkt, höchſt verberblich ift, erwarte ih do 
die Aufhebung derfelben nicht von venen, die Vortheil daraus ziehen. Ich erwarte ſie von den 
Bortichritten der Vernunft, nicht bei einer Kaſte, jondern in ver Maffe des Volkes, bei ver die 
Kraft ift und von der die Neformen und vie Inftitutionen, welche die Reformen ſchützen und be— 
wahren, durd das Organ ihrer Vevollmädtigten ausgehen. Dieſer Unterſchied zwiſchen ber 
Lehre F.'s und der meinigen erſtreckt ih auf alles, was die Negierung im allgenteinen betrifft. 
Der neapolitanifche Philoſoph icheint immer der Gewalt die Sorgfalt, fih ſelbſt Schranken zu 
ſetzen, überlajfen zu wollen. Dieſe Sorgfalt aber ift, nad) mir, die Sache der Repräfentanten 
der Nationen. Die Zeit iſt vorüber, wo man jagte, man müffe alles für das Volk und nichts 
durch dad Volk thun. Die Nepräfentativregierung ift nichts anderes ald die Zulaflung des 
Volkes zur Iheilnahme an den Öffentlihen Angelegenheiten. Alfo geſchieht jegt durch daſſelbe 
alled, mas für daffelbe geichiebt. Der Wirkungsfreis ver Gemalt ift bekannt und beſtimmt. 
Nicht von ihr jollen die Verbeiferungen ausgehen, fondern von der Meinung, die dur die 
Sreiheit, welche ihre Außerung umgeben muß, in die Maffe des Volkes übergegangen, von 
derjelben Maffe wieder zu denen zurückkehrt, die ie zu ihren Organen wählt, und auf diefe 
Meife zu den RRellvertretenden Berfammlungen Ginaufgelangt, Die entfcheiden, und zu dem 
Rathe ver Minifter, der vollzieht. Was F. zum Beſten der Freiheit von der Gemalt erlangen 
will, das joll, nah mir, eine Berfaflung der Gewalt zur Pflicht machen. Die Vortheile, melde 
er für den Gewerbfleiß von der Gewalt erbitter, muß, nad meiner Meinung, der Gewerbfleiß 
allein durd feine Unabhängigkeit gewinnen. Ebenſo verhält es ich mit der Moral und mit der 
Aufklärung. Wo F. eine Gnade ſieht, da jehe ich ein Necht, und allenthalben, wo er um Schuß 
fiebt,, da fordere ich die Freiheit. Was die übrigen Mängel betrifft, die man %. zum Vorwurfe 
machen kann, fo it Nachricht in diefer Beziehung nur Gerechtigkeit. Dan ftöpt bei ihm, es ift 
wahr, auf viele Marimen, die in unfern Tagen als trivial eriheinen. Aber 1780 hatten fie, 
wo nicht das Verdienit ver Neuheit, doch wenigftens das einer jehr zweckmäßigen Wiederho— 
lung; denn die Gewalt, welche jie ſchon als Oemeinpläge verſchmähte, behandelte fie auch ala 
parador. F. überläßt ih oft dem Schwulſte und der Declamation; aber er [hrieb im Ange: 
fihte ver Misbräuche, und einem gewiffenhaften Unmillen muß man ein wenig Weitfhweifigfeit 
nachſehen. Übrigens war er auch viel mehr ein gutgeſinnter Bürger als ein ümfaſſender Geiſt. 
Über die Übel des menfhiihen Geſchlechts empört, fiel ihm die Abgeihmadtheit einiger der In: 
ftitutionen auf, von denen diefe libel famen, und er fcheint die Feder ergriffen zu haben, mehr 
aus Menichenliebe ald durch die Macht des Talents getrieben. Er befigt weder die Tiefe von 
Montesquieu nob den Scharfblid von Smith oder die Originalität von Bentham. Gr ver: 
ſchwendet viel Zeit, um zu beweifen, was niemand bezweifelt, und füllt ganze Seiten, um in 
der Seele des Lejerd Gefühle von Begeifterung oder Entrüftung zu erzeugen, die der Verfaffer 
des «Geiſtes der Gefege» in zwei Zeilen erregt. Aber jelbft in ven Verirrungen des neapolitas 
nifhen Yubliciften findet man immer die Gemillenhaftigfeit und die Liebe zum Guren wieder; 
und da zur Zeit der Befanntmadhung feined Werkes die Meinung fi für Verbefferungen aus: 
ſprach und die Nothwendigkeit anerkannte, der Willfür Schranken zu jegen, jo geſchieht es 
immer nur zu Gunſten der Verbeflerungen und zur Ehre der Freiheit, daß F. ausſchweift oder 
declamirt.“ 

Im ganzen iſt dieſes Urthetl zutreffend, und auch die neuere Kritik iſt dem Werke günſtig 
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geweſen. Man darf zu einer Zeit, wo das conftitutionelle Regiment außer England nirgendwo 
verftanden wurde (8. felbft ift Gegner des fogenannten gemifhten Syftems, hauptfächlich weil 
er ed nicht fennt) und in England felbft an manchen Übeln Franfte, von einem Schriftſteller, der 
in der engen Sphäre Neapels feine Zeit verbrachte, nicht lauter politifche Weisheit verlangen; 
auch auf den einzelnen Gebieten ver Geſetzgebung find feine Irrthümer leicht entihulpbar, und 
allüberall empfängt man von dem Streben des Berfaffers nad der Wahrheit den wohltuend: 
ften Einorud. Wenn Lerminier in feinem geiftfprühenden, aber unfertigen und jugendlichen 
Werke „Introduction à l’histoire du droit” über &. zu abſprechend urtheilt, fo flellt dagegen 
Mohl's Wort in der „Encyflopädie der Staatöwiffenfhaften” (I, 37): „Was %. war und 
leiftete, ift unter den gegebenen Umſtänden ſtaunenswerth“, dad gerechte Urtheil der Wiilen- 
fhaft var. Die befte Ausgabe des F.'ſchen Werks ift die fhon citirte in der Ausgabe der „Clas- 
sici italiani”. Früher galt die unter dem falſchen Drudorte Filadelfia zu Livorno 1807 her: 
audgegebene für die werthvollſte. In beiden befindet jid auch die Lebensbeſchreibung F.'s von 
feinen Freunde Donato Tommaji abgedrudt. Gingehende, meift etwas überfhwenglide Be: 
urtheilungen hat vorzüglich die italieniſche faatäwiffenfhaftliche Literatur aufzuweifen. Ein 
Refume mit gerecht unterfheidender Anerkennung hat neuerlich das englifhe „Law review‘, 
XXI, 40 fg. und XXIII, 88 gebradit; die Überſetzungen ver „Scienza‘ jind jedoch meift aus 
älterer Zeit. 3. Weigel und $. Marquardſen. 

nanzwefen. Mit dieſem Namen bezeichnet man nicht blos denjenigen Theil der Staat®: 
geihäfte, welcher fi auf die Ginnahmen und Ausgaben der Staatägewalt (Negierung) bezieht, 
fondern aud) die für diefen Zwed getroffenen äußern Einrichtungen in einem Staate. Daf es 
lange an einem guten, gangbaren Ausdrucke für dies Gefhäftsgebiet gefehlt hat, ift aus ber 
fpäten Ausbildung der Regierungspolitif zu erklären, während über die Verfaſſung weit früber 
Unterſuchungen angeftellt wurden. Der Gegenftand war längft vorhanden, ehe man feine Theile 
in einem Begriff zufammenfaßte und das Bedürfniß eines das Ganze ausdrückenden Worted 
empfand. Jean Bodin (1577) überfchrieb das zweite Kapitel im fehöten Buche feines ftaatswif: 
Tenfhaflihen Werkes „De aerario”, und nad) feinem Beifpiel nahm 1651 Kaspar Klod Diele 
Worte zum Titel feined Buchs. Finanz, aus finis, ünatio abgeleitet, wurde in Aranfreid 
üblich, gewöhnlich in dev Mehrzahl, finances. Eine in die Staatsfaffe zu leiftende Zahlung, die 
an einem gewiffen Zeitpunkt fällig wurde, hieß im Mittelalter oft finis, wie noch jegt in Eng: 
land eine Geldſtrafe fine genannt wird, Allmählih nahm man dies Wort in einer weitern 
Bedeutung, ſodaß unter finances die ſämmtlichen Staatdeinnahmen und dann auch die Aus: 
gaben des Staates verflanden wurden. Man bezeichnet das Finanzweſen neuerlih aud oft 
mit dem Namen Staatshaushalt. Früher bediente man fi in Deutidland des Wortes 
Kammer für Staatöfaffe, die oberfte Binanzbehörde hieß Kammercollegium oder abgefürzt 
Kammer und das zugehörige Geſchäftösgebiet Kameralweſen. 

Wie gering auch in der Kinpheit der Staaten der Umfang der Negierungstbätigfeit fein 
mochte, fo erforderte dieſelbe doc) immer einen Aufwand von Sadgütern für die Staatszwecke, 
der entweder von dem Träger der Staatögewalt, dem Oberhaupte, vorgenommen oder den 
Unterthanen unmittelbar auferlegt werden mußte, indem fie z. B. ſich zum Kriegsdienſte auszu: 
rüften oder, wie bei der atheniſchen Trierarchie, die Ausrüftung von Kriegöſchiffen zu überneb- 
men, oder. den Kriegern Koft und Wohnung zureihen, Nahrungsmittel für Menſchen und Pferde 
zu liefern hatten u. dgl. Wie Cäfar (Debell. Gall.,IV,1) von den Surven erzählt, daß die aus 
jeden Gau jährlid ind Feld ziehenden Wehrmänner von den zu Haufe bleibenden ihren Unter: 
halt empfingen, fo bringen nah Martius die braſiliſchen Wilden zu einem Kriegszuge einen 
Dorrath von Nahrungsmitteln zufammen und bauen auch bisweilen zu dieſem Behufe ein Stud 
Zand gemeinihaftlih an. Waren im Alterthume die Bürger verbunden, Amter und Dienfte 
nach einer gewiflen Reihenfolge für den Staat unentgeltlich zu verrichten, fo brachten fie zu: 
nähft ein Opfer in Arbeit, welches aber wegen der Zeitverfäumniß in ihren Erwerbsgeſchäf— 
ten ebenfalls einem Aufwande von Sachgütern gleichzuachten war. 

Bei fortfcpreitender Ausbildung des Staates eridien es zweckmäßiger, den ganzen Auf: 
wand für Staatöziwede durch die Regierungsgewalt vornehmen zu laſſen und verfelben die er: 
forderlichen Mittel zur Verfügung zu flellen, So entftcht dad Rinanzwefen, weldyes auf ſchwa— 
hen Anfängen mehr und mehr an Umfang gewinnt und künſtlicher eingerichtet wird, wie zugleich 
die ganze Regierungsthätigfeit fi ausdehnt und eine größere Menge von Sahgütern zur 
Beſtreitung der Koften in Anſpruch nimmt. Konnte eine Zeit lang das eigene Vermögen des 
Bürften an Ländereien außer feinem Unterhalte auch zur Beſtreitung anderer Ausgaben zu: 
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reichen, fo zeigte ſich doch bald eine Unzulänglichkeit dieſer Duelle, und es mußte für Beiträge 
von den Bürgern geforgt werben. Diefe Leiftungen geſchahen öfters in der Form von freiwilligen 
Spenden oder Ehrengaben!), wurden jedod im Fortgange der Zeit geregelt und nach gefeg- 
licher. Vorſchrift ald Steuern eingezogen. Mit der Größe des Staatäbedarfs flieg die Schwie- 
rigfeit feiner Aufbringung, und e8 gehörteimmer mehr Geſchicklichkeit dazu, die ſachlichen Hülfs- 
mittel herbeizufhaffen, durch melde die Wirkjamkeit der Staatögewalt bepingt wurde. Seit 
ungefähr einem Jahrhundert fing manan, die Klugheitäregeln des Finapzweſens zu orbnen und 
auf wiſſenſchaftlichem Wege varzuftellen, es bildete fih eine Finanzwiſſenfchaft an der Stelle der 
in ben Geſchäftszimmern ſich fortvflanzenden, aud Erfahrung und Übung gefanmelten Regeln, 
die je nad) örtlichen und Zeitverhältniffen jowie nad der zufälligen Auffaffung durch einzelne 
Perjonen zu verſchieden und ſchwankend waren, um zuverläfjige Haltpunfte geben zu Eönnen. 

Der Zweck des Finanzweſens ift dvemna vie Berforgung der höchſten Gewalt im Staate 
mit den zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlichen Sachgütern. Hierzu gehört nicht allein vie 
Beihaffung der Einkünfte (Einnahmen), fondern aud die gute Verwendung derjelben für die 
verſchiedenen Staatöbedürfniffe, die Staatsausgaben. Werden dieſe fparfam und zweckmäßig 
eingerichtet, fo ift die Negierung im Stande, mit gleichen Mitteln den größten gemeinnügigen 
Erfolg zu Wege zu bringen oder gleiche Wirfung mit dem geringften Aufwande, alfo mit der 
geringften Bejchwerde für die Bürger zu erzielen. In der Finanzwiſſenſchaft, einem Theile ver 
Politik, hat man anfänglid nur die Grundſätze für die Erhebung der Staatdeinfünfte abge: 
Handelt, ſpäter aber auch die Ausgaben zum Gegenftande der Unterfuhung gemacht. 2) 

Betrachtet man die Finanzverwaltung lediglih aus dem Gejihtspunfte einer Wirthſchaft, 
fo gelten für jie wie für jede andere Wirthichaft, 3. B. einer bürgerlihen Haushaltung, einer 
Gorporation u. j. w., die aus dem Zweck diejer Thätigkeit jich ergebenden allgemeinen Klug: 
Heitöregeln. Der Zweck einer Wirthſchaft ift die Bewirkung des größten fortvauernden Vor— 
theils durch Sachgüter, aljo die reichliche Erlangung und die nüglichfte Verwendung derfelben 
zu Gunſten einer gewiffen Berjon, welde Eigenthümer des verwalteten Vermögend oder wirth= 
ſchaftendes Subject iſt. Die Hierzu dienenden Mafregeln, wie verjchiedenartig ſie auch im ein= 
zelnen jein mögen, laffen ſich doch überjichtlih in einigen Abtheilungen zufammenfaflen: forg= 
fältige Erhaltung aller Beftandtheile des Vermögens, Streben nad) reichlichen Einkünften, 
Auswahl der einträglichſten Ginnahmequellen und zwedmäfige Benugung derfelben, jpar- 
ſame Einrichtung ver Ausgaben, je nach der Natur ihrer Gegenftände, Herftellung und Erhal: 
tung eines richtigen Verhältniſſes zwiſchen Einnahmen und Ausgaben, und zwar wenigſtens 
eined Gleihgewichts beider, wo nicht eines Überſchuſſes der Einnahmen, rortheilhaftefte Bes 
nußung des Credits in Fällen, wo jenes Gleichgewicht durch gebieterifche Umſtände geftört wird, 
genaue und geordnete Aufzeichnung aller Vorgänge wirthſchaftlicher Art (Buchführung), Ver: 
hütung aller Veruntreuungen durch genaue Überwadhung der mittwirfenden Perſonen u. dgl. 
Die große Ausvehnung und Mannidfaltigkeit ver im Finanzweſen vorkommenden Geſchäfte 
macht die Beobachtung diefer Regeln mühjamer, aber aud dringender ald in einer Eleinern 
Privatwirthihaft; indeß gibt ed reiche Privaten und Gorporationen, deren Bermögensverwal= 
tung ſich in jenen beiden Hinjihten mit dem Finanzwejen eined Staates vergleichen läßt, wes— 
halb aud häufig Wirthſchaftsbeamte aus Gejhäften jener Art in den Binanzdienft herüberges 
zogen werden. Diele Vorſteher von Bankfhäujern jind fogar an die Spige des Finanzminifte- 
riums erhoben worden, wie no in neuerer Zeit Neder, Caſimir Perier, der Spanier Mendi— 
zabal, Fould u. a. Eine ſolche Beſetzung hat nicht jelten zu Nachtheilen geführt. Die kauf: 
mãnniſche Geſchicklichkeit bringt mandperlei jinnreihe und fünfllihe Auskunftsmittel zu Wege, 
um jid aus einer augenblidlihen Verlegenheit zu helfen, aber eö ift eine höhere ſtaatsmänniſche 
Bildung erforderlich, um den Misbrauch ver Gewalt zu verwerfligen Mitteln zu vermeiden und 
ich von Ideen leiten zu laffen. 

Um dem Finanzwefen die richtige Stellung im ganzen Staatdorganismud zu geben, muß 
man für dafjelbe vor allem rechtliche Grundſätze aufſuchen und diejelben aus ſtaatswiſſenſchaft— 
lihen Sägen eutwideln. 


1) 3. B. die Abgaben der Deutfchen an bie principes (Richter) der Gaue, Lieferungen von Vieh 
und Getreide, quod pro honore acceptum etiam necessitatibus subvenit (Tac. Germ., 15). 

2) Der neuejte Schriftileller in diefem Face, Prof fior Stein in Wien (Lehrbuch der Finanzwiſ⸗ 
fenichaft, Leipzig 1860), nennt das Ganze dieſer Wiſſenſchaft Staatswirthſchaftslehre und bes 
hält den Namen Finanzwiffenfchaft dem Theile vor, weicher die Staatscinfünfte betrifft. 
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Da die Nothwendigkeit der Staatdausgaben und die Unentbehrlichkeit der Staatdeinfünfte 
jeder Negierung die Pflicht auflegen, eine Finanzverwaltung zu führen, fo folgt Hieraus zugleich 
das Recht der höchſten Gewalt, die für diefen Zmed erforderlichen Mittel anzuordnen. Dieſes 
Recht wird Finanzhoheit genannt und begreift die Befugniß zu allen einzelnen in pas Gebiet 
de3 Finanzwefens fallenden Maßregeln, z. B. das Beſteuerungsrecht, dad Recht, Staatsſchulden 
aufzunehmen u. dgl. Die Einkünfte der Staatskafſe können nicht ohne irgendeine Schmälerung der 
den Bürgern zur Verfügung ſtehenden Gütermenge zu Wege gebracht werten. Ginige Arten 
von Staatdeinfünften werben unmittelbar aus dem Einkommen der Bürger hinweggenommen 
(3. B. die Steuern), andere fliegen aus der Benugung von Erwerbsmitteln, die, wenn fie nicht 
in den Händen der Staatdgewalt wären, von den Bürgern benußt werden und deren Einkom— 
men vermehren würden, 3. B. die Staatöländereien, die Berg: und Salzwerfe. Die Staats: 
ausgaben und die zur Beftreitung derfelben bejtimmten Staatseinfünfte find deshalb nur fo weit 
gerechtfertigt, ald fie zur Befriedigung der mahren Staatsbedürfniſſe, d. h. für Zwecke dienen, 
die in der Beflinnmung ded Staates liegen und irgendeine Seite des allgemeines Wohls be: 
treffen, fodaß die Berzehrung von Sahgütern durd die mit ihrer Hülfe bewirkten Vortbeile 
ihre Vergütung findet. Ein Theil des ganzen jährlichen Gütererzeugniffes in einem Staate wird 
für die Gefanmtheit verwendet, um Perjonen und Sachen zu ſchützen, Bildung und Wohlitand 
zu befördern, und zwar nicht etwa blos aus einem wirthſchaftlichen Grunde, weil gleicher Erfolg 
auf diefem Wege wohlfeiler hervorgebracht wird als von ven einzelnen Bürgern, ſondern weil 
ed gerade im Weſen des Staates liegt, daß die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten nur 
von der höchſten Gewalt mit richtiger Kenntnig und zureihender Macht geiheben fann. Das 
ganze Finanzweſen joll von dem Gedanken durchdrungen werben, daß ed aus einer Erhebung 
und Verwaltung Öffentlicher Gelder befteht, und jeder Mitwirfende, der unterfte wie ber oberfte 
Beamte in diefem Dienftzweige, muß fich ftet8 feiner Verantwortlichfeit gegen den Staat bewußt 
fein. Man darf jedoch die Forderungen der Gerechtigkeit nicht blos auf die für Die Staatäfaffe 
in Anfprud genommene Gütermenge im ganzen beziehen, fondern muß aud darauf bedacht 
fein, daß die Beiträge der eingelmen Bürger in einem ven Rechtsgrundſätzen entſprechenden 
Verhältniſſe ftehen, daß weder einige unbillig und zum Nachtheil der übrigen gefchont, noch auch 
überbürdet werden. Niemand darf eine Befreiung von den Staatdlaften verlangen, die zur 
Beftreitung der Staatdausgaben nothwendig find, feinem foll ein ſchwereres Opfer zugemutbet 
werden ald den andern, allen müſſen vielmehr nach gleicher Regel und gleihen Verhältniſſen 
ihre Antheile aufgelegt werden. 

Die hier angedeuteten Rechtsgrundſätze für die Finanzverwaltung find einfach, unbeftreitbar 
und allgemein anerfannt. Es gehörten aber Jahrhunderte dazu mit ihren Kämpfen im Staats: 
feben und ihren Borfhungen im Felde der Wiflenihaft, bis diefe Wahrheiten mit fiegenver 
Gewalt bervortraten; auch muß man geftehen, daß e8 immer eine ſchwere Aufgabe der Staatt: 
klugheit ift, fie in ver Finanzverwaltung richtig in Ausführung zu bringen. Neben diefen aus 
der Beitimmung des Finanzweſens hervorgehenden Forderungen der Gerechtigfeit gibt es 
mande Beranlaffungen, in denen die Verwaltung des Staatsvermögens mit einzelnen Bürgern 
in Beziehungen des bürgerlichen Rechts fteht, ald Schuldner oder Gläubiger, Käufer oder Ber- 
fäufer, Vermiether oder Miether u. dgl., und es verfteht ſich, daß auch in folden Fällen das 
Recht ftreng befolgt werden fol, ohnedaf von der Macht zur Verlegung deſſelben Gebraud ge: 
macht wird. Eine Bürgſchaft bafür liegt in der Anordnung, daß die Finanzverwaltung in privat= 
rechtlichen Verhältniffen ih den nämlihen Gerichten unterwerfen foll, welche in den Streitig: 
feiten der Bürger untereinander zu entiheiden haben. Da die Gerichte auch ihre Erfenntniffe 
vollziehen müflen, fo fönnten bei fogenannten fiscalifhen Proceſſen die fonverbarften Verwicke— 
lungen zwiſchen den verihiedenen Regierungäzmweigen zum Vorſchein fommen, wenn nicht in 
der höchſten Staatöbehörde die Einheit feitgehalten, der Zwieſpalt geichlichtet und dem Mechte 
die gebührende Anerkennung gefihert würde. Jene vielen Beraubungen und Bedrückungen der 
Bürger durch Binanzmapregeln früherer Zeiten, von denen die Gejchichte erzählt, werben durch 
diefe den Gerichten eingeräumte Gewalt unmöglich gemadt. ?) In den aus der Finanzgemalt 
fließenden Handlungen, welche die Rechte und Verbindlichkeiten zwiſchen diejer und den Bür— 


3) Wer erinnert ſich hierbei nicht an bie Außerung Friedrich's des Großen, es ſei ſonderbar, daß er 
bei allen fiscaliſchen Proceſſen der verlierende Theil ſei, und an die Erwiderung des Juſtizbeamten, dies 
fei ganz begreiflich, weil Privatperfonen nicht leicht einen Streit mit dem Fiscus aufingen, wenn fie 
fich nicht entichieden im Rechte wuͤßten. 
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gern in ihrer Gigenfhaft ald ſteuerpflichtige Unterthanen betreffen, kann freilich der ordentliche 
Richter nicht angerufen werben, weil ed fih um ſtaatsrechtliche Verhältniffe Handelt und die 
Etaatögewalt, indem fie gebietet und verbietet, nur nad eigenem Ermeffen des Gerechten und 
Zweckmäßigen verfahren kann. Straferfenntniffe gegen Übertretungen in Steuer, Stempel, 
Münze, Poſtſachen u. dgl. können zwar ebenfall8 von den Gerichten geftellt werben, und dies 
ift rathſam, aber über die zweifelhafte Steuerfhuldigkeit und deren Größe in gegebenen Fällen, 
über die Anwendung ber Sportel-, Stempel=, Tarjäge u. dgl. hat die Finanzbehörde zu entſchei— 
den, in der für ſolche Fälle vechtöfundige Räthe Sig und Stimme haben, 

Die Größe der Laft, melde den Staatöbürgern durch den Staatsaufwand auferlegt wird, 
beſtimmt ſich nicht allein nad) der in die Staatskaſſe fließenden Summe, ſondern auch nad) der Art, 
wie diejelbe aufgebracht wird. Die Staatögewalt ift verpflichtet, dem Volke hierbei nicht mehr 
wirthſchaftliche Nachtheile zuzufügen, als für die Zwecke des Staates notbwendig iſt. Wie 
dieſer Pflicht zu genügen ſei, dieß läßt ſich aus Rechtsgrundſätzen nicht ableiten, ſondern nur aus 
der Einſicht in die Wirthſchaftsverhältniſſe eines Volkes, d. i. aus den Geſetzen, welche die 
Volkswirthſchaftslehre aufzuſtellen hat. Auf dieſem Wege gelangt man zu Regeln, nach denen 
die Finanzverwaltung eingerichtet werden muß, damit ſie den Wohlſtand des Volkes ſoviel als 
moͤglich ſchone. Sie ſoll ven Bürgern weder bie nöthigen Unterhaltsmittel entziehen, noch auch 
dieſelben in der gütererzeugenden Thätigkeit hemmen, ſie ſoll überhaupt ſo geſtaltet werden, 
daß das Volk fortdauernd (nachhaltig) im Stande bleibe, der Regierung ihren Bedarf an ſach— 
lichen Gütern zukommen zu laſſen; ja ed wäre ſchon ſchlimm, wenn nicht neben der Befriedigung 
der Staatsbedürfniſſe nody eine Zunahme des Volksvermögens erfolgen fünnte. Glüdlicher: 
weiſe liegt die Aufforderung zur Schonung des Volkswohlſtandes fo nahe, daß fie felbft von 
einer ihrer höhern Beftimmung im Staate nit bemußten, nur ihren eigenen wirthichaftlichen 
Beruf beachtenden Finanzverwaltung empfunden werden muß, denn es ift einleuchtend, daß das 
wohlbabendere Volk im Stande ift, mehr in die Staatöfaffe abzugeben, während drückende Ab: 
gaben die Duellen des fünftigen Staatdeinfommend verengern. Hieraus erklärt es ſich, daß 
felbft Machthaber, die nur auf ihren eigenen Vortheil bedacht waren, mwofern fie ihren Blick 
nicht allein auf die Gegenwart, fondern auf längere Zeit richteten, darauf bedacht waren, die 
Unterthanen fteuerfähig zu erhalten und deren Vermögensftand zu verbeffern. Nur der kurz: 
fihtige Despotismus fonnte ſich entfhließen, das Wolf bis zur Verarmung audzufaugen und 
nad Montesquieu's bildlichem Ausdruck den Baum zu fällen, um ſich der Früchte zu bemächti— 
gen. Die neuere geläuterte Finanzkunſt betrachtet e8 al8 einen wichtigen Theil ihrer Aufgabe, 
der reihlihen Gütererzgeugung und der guten Vertheilung des jährlihen Erzeugniffes fo wenig 
als möglich zu ſchaden und folglich die Beihaffung der Staatdeinkünfte mit unausgefegter Rür: 
ſicht auf die Säge der Volkswirthſchaftslehre (Nativnalöfonomie) zu betreiben. Die Einträg- 
lihfeit für die Staatskaſſe fann bei ver Wahl der Einnahmequellen nit mehr allein ent: 
ſcheiden. Das vorzüglich nad diefer Rückſicht angeordnete ältere Finanzwefen bedurfte einer Prũ— 
jung aus jenem volkswirthſchaftlichen Gefihtspunfte, und in der hierdurch gebotenen Reform ift 
ihon viel geſchehen, manches jedoch noch ſpätern Verbeſſerungen vorbehalten geblieben. Die 
warnende Ginfprache der Nationalökonomen hat die Finanzbehörden bemogen, manche Arten der 
Staatseinnahmen aufzugeben, die dem Volksvermögen mehr Berluft zuzogen, ald ſie der Regierung 
nugten, viele andere wenigſtens jo zu ermäßigen und in folder Weife zu verwalten, daß fie die 
geringiten Nachtbeile für das Nahrungsweſen des Volkes verurfahen. Was die Bürger an 
Steuern und andern Leiftungen an die Staatefaffe abgeben, das bringt ihnen in einem gut ver⸗ 
walteten Staate durch die mannichfaltigen Anftalten für Shug, Wohlftand und Bildung reich: 
liche Früchte, nur läßt ih das in Sahgütern gebrachte Opfer mit den dafür erlangten Vortbei= 
len nit in einem Zahlenausdruck vergleihen. Ehemals glaubte man oft, die Entrihtungen an 
den Staat feien nicht einmal eine Aufopferung, weil die eingenommenen Summen wieder in Die 
Hände des Volkes zurückfließen, indem fie zu den Staatdaudgaben verwendet werden. Diefer 
Irrthum wurde ſchädlich, indem er zu der Kolgerung führte, die Regierung brauche gar nicht 
ſparſam zu verfahren, und felbft die Verſchwendung der Staatägelver fei ohne Nachtheil. Eine 
unbefangene Beobachtung hätte ſchon diefen Wahn zerftreuen müffen, weil die verderblichen 
Wirkungen einer hohen Belaftung des Volkes unverfennbar waren. Jetzt wird diefer Irrthum 
faum mehr bei denkenden Menfchen beftehen Fünnen, venn es ift einleuchtend dargethan worden, 
daß, wenngleich die eingenommenen Geldſummen wieder im Lande ausgegeben werben, doch eine 
große Verzehrung von Sahgütern vor fih gebt und die Bürger ihre eigenen Ausgaben um fo 
viel einfhränfen müffen, ald die mit dem Staatdaufwanvde verbundene Gonfumtion beträgt. 
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Mögen auch diejenigen Gewerbsleute, denen durch die Ausgaben der Staatskaſſe Abſat und 
Verdienſt verſchafft wird, Urſache zur Zufriedenheit haben, ſo liegt doch hierin feine gemein⸗ 
nügige Wirkung, weil allen Steuerpflihtigen eine entfprechende Entbehrung auferlegt wire. 

Demnad gibt ed für die Negeln des Finanzweſens dreierlei Grundlagen, die einander 
zum Theile gegenfeitig befhränfen, nämlich allgemein-wirthſchaftliche, rechtliche und volks— 
wirthſchaftliche Grundfäge. Hiermit find auch die Principien angedeutet, auf welden das 
Gebäude ver Finanzwiflenfhaft errichtet werden muß. Zugleich erflärt ji Hieraus, daß dieſe 
Wiſſenſchaft erft zur Ausbildung gelangen konnte, nachdem die Staatswiffenihaft und Die 
Volkswirthſchaftslehre über die an das Binanzwefen zu machenden Anforderungen binreihendes 
Richt verbreitet hatten. 

Die Finanzwiffenfhaftiftvon ziemlih neuem Urfprung. Zwar wurden Erfahrungen 
und Klugheitäregeln, aus dem Geſchäftsleben geſchöpft, ſchon früh von Schriftftellern gefammelt 
und aneinander gereibt. Ginzelne Gegenftände, 3. B. dad Münzweſen, vie Steuern, die Domä— 
nen, wurden häufig in befondern Abhandlungen mit Sachkenntniß befproden, und im Laufe des 
vorigen Jahrhundertö wurden Darftellungen des ganzen Finanzweſens in jeded der zahlreichen 
deutjchen Lehr: und Handbücher ver Kamerahviflenihaft aufgenommen, es fehlte jedoch an 
tieferer Begründung und fuftematifcher Verarbeitung. In den Werfen von ®. H. von Jufti 
(feit 1752) und I. von Sonnenfel® (1765), von Pfeiffer u. a. find nicht allein viele ſchätzbare 
praftifche Lehren enthalten, fondern es ift auch das Beftreben zu erfennen, die jhon damals aner- 
fannten Vorſchriften ver Gerechtigkeit und Schonung zur Geltung zu bringen. Freilich fonnte 
died beim Mangel gründliher Vorarbeiten nur in fehr ungenügender Weife geſchehen. Nah 
der eifrigen Pflege des allgemeinen (philoſophiſchen) Staatsrechts in Deutſchland und der 
Bolkswirtbihaftslehre vurh Adam Smith und feine vielen Nachfolger in England, Deutſch— 
land, Frankreich und Italien drangen die Forſchungen tiefer ein. Indem man deutlich einjah, 
wie die neuen Sachgüter in einem Volke erzeugt und vertheilt werben, indem man die Bedin— 
gungen Eennen lernte, von denen der gute Erfolg diefer beiden großen Vorgänge abhängt, war 
man aud in den Stand gejegt, die Wirfungen der Finanzmaßregeln, z. B. der verfchiedenen 
Arten von Steuern, der Staatsfhulden, ded Staatspapiergeldes u. dgl., zu beurtheilen. In 
jedem der vielen feit Smith über die ganze politifche Ofonomie gefhriebenen Bücher find Unter: 
fuhungen über einzelne Theile des Finanzweſens eingeflohten, auch riefen äußere Ereigniffe in 
der Verwaltung der europäifhen Staaten eine große Anzahl von Gelegenheitsſchriften über 
einzelne Abfchnitte hervor, am meiften und am früheften in England, wo die Parlamentöver: 
handlungen fhon längft zu. vielfeitiger Beiprehung aller Staatdangelegenheiten angeregt 
Hatten. Seitdem aud) in andern Staaten über dad Budget, die Staatörehnungen und dieneuen 
Geſetze in Finanzſachen öffentlich verhandelt wurde, wuchs die allgemeine Theilnahme an dieſen 
Gegenftänden und das Verſtändniß verfelben, die wiffenihaftlide Bearbeitung fand eine flärfere 
Grmunterung und ihre Ergebnijfe verbreiteten fich mehr in der großen Zahl denkender Staats: 
bürger. Es ift bemerfendwerth, daß foftematifche Lehrgebäude ded ganzen Finanzweſens faft 
allein in Deutſchland gejhrieben wurden. Nur hier war man daran gewöhnt, auch ſolche Theile 
ber Binanzgefhäfte nad allgemeinen Grundfägen abzuhandeln, die in andern Ländern nur der 
in den Gejhäftäftuben ſich fortpflangenden Übung (Praris) überlaffen blieben, 5. B. das Do: 
mänen= und Nehnungdwefen. Ohne Zweifel war es lehrreich und fruchtbar, aus dem weiten 
Belde der politifhen Okonomie alle diejenigen Kehren, welche den Staatshaushalt betreffen, zu 
einem befondern Haupttheil jener Miffenfhaft zufammenzufügen und unter allgemeine Grund— 
füge zu ſtellen. Nur fo wurde ein Überblick des geſammten Stoffs in guter Ordnung gewon— 
nen. Syftematifhe Werke viefer Art wurden im gegenwärtigen Jahrhundert von Stofar 
von Neufern (1807), Graf Soden (1811), von Jakob (1817), Behr (1822), von Fulda 
(1826), von Malhus (1830), Rau(1832; vierte Auflage 1858—59), Graf Moltfe(1846), 
Umpfenbad (1859) und Stein (1860) herausgegeben. Daneben verdienen jedoch auch vie 
gehaltreihen Schriften über einzelne Theile gelefen und benugt zu werden, 

Die Finanzverwaltung befördert nicht wie die andern Zweige der Regierungstbätigkeit, 
z. B. Juftiz, Polizei u. f.w., unmittelbar die Wohlfahrt ver Staatsgeſammtheit und der Ginzel: 
nen, fondern fie liefert, wie die Ernährungsorgane des Menſchen, nur die Mittel zu jener Wirk— 
Tamfeit. Aber da diejelben unentbehrlich find, fo werden alle nüglihen Anoronungen und An: 
falten von dem guten Stande des Finanzweſens bedingt. Iſt daſſelbe zerrüttet, fo zeigen ih 
auf allen Seiten die verderblihen Folgen. Die Vertheidigungsanftalten gegen außen (Heer, 
Flotte, Feſtungen) find mangelhaft beſchaffen, die Beamten ſpärlich befolvet und daher in Ver: 


Finanzweſen 385 


ſuchung, ih ‚auf Mebenwegen weitere Einnahmen zu verſchaffen, vie Straßen, Brücken, 
Straf:, Kranken-, Lehranftalten in fümmerlihem Zuftande, die Negierung ift in ihren Ent: 
ſchlüſſen gelähmt, durch ihren ſchwachen Grevit von außerordentlicher Kraftentwickelung im 
ihmierigen Fällen abgehalten, das Bolt vielleicht übermäßig belaftet und unzufrieden, ver 
Aufihwung des Gewerbfleißes durch fehlerhafte Auflagen oder Hoheitsrechte und den Mangel 
an wirkſamen Beförverungsmisteln niedergebalten u. dgl, Die Geſchichte der neuern Staaten 
liefert viele Erläuterungen zu diefen Sägen. Sie zeigt, daß Staaten mit ziemlich beſchränktem 
Bolfövermögen dur. gute Orbnung und Sparſamkeit mit ihren Mitteln viel ausrichten, nad 
innen und außen Eraftvoli handeln und eine geachtete Stelle behaupten fönnen, währenn andere, 
mit reicherer natürlicher Ausftattung in Boden, Klima, Lage u, dgl., von einer Berlegenheit in 
die andere gerathen und in Gefahr ſchwehen, von mädhtigern Nachbarn unterbrüdkt zu werben. 
Es ift aber auch ſchwer, das Finanzweien, wenn es lange fehlerhaft beſchaffen war, zu vernolls 
fommnen, weil hierzu neben ver hoben Cinſicht der oberſten Staatsmänner fefler gerechter 
Wille zur Ausführung der Gefege, gewiflenhafter Wivderftand gegen alle Berfuhungen zur 
Berfhwendung, ftrenge Aufücht auf alle Beamten u. dgl. gehört. Es liegt im Weſen dieſes 
Dienftzweigs, daß eigennüpige Nebenabſichten des angeflellten Perſonals die Staatskaſſe jehr 
leicht gefährden, wenn nicht die rechtliche: Gefinnung und die genaue Überwachung gegen alle 
Veruntreuungen Schug gewähren. Iſt einmal gute Orbnung eingeführt, fo Läßt fie ſich ohne 
große Mühe aufrecht erhalten; viel ſchwerer ift ed dagegen, fie da herzuftellen, wo Misbräude 
eingewurzelt jind. 

Das Finanzweſen muß joviel ald möglich durch Geſetze geregelt werben, welche über die 
Verbindlichkeiten der Bürger und die Rechte der höchſten Gewalt in Hinſicht auf die Entrichtun: 
gen in die Staatskaſſe und die Leiſtungen derjelben an die Einzelnen feinem Zweifel und feiner 
Ungewißheit Raum laffen und zugleich die Berantwortlicfeit der Beamten feftfegen. Gegen 
BVerlegungen diejer Gefege find Strafbeftimmungen nothwendig. Die Vollziehung ber Gelege 
wird Durch. Verorbnungen und Dienjtanmweifungen (Inftructionen) in gleihförmigen und zweck⸗ 
mäßigen Gang gebradt. Bei denjenigen Geſchäften, die nur in der Erfüllung beſtimmter Ber- 
bindlich£eiten befteben, wie die Erhebung der Auflagen, die Verzinfung der Schulden, die Aus: 
gaben zufolge genau bemefjener Verpflichtungen, findet nur eine einfache Erfüllung der geſetz⸗ 
liden Vorſchriften ftatt. In andern Zweigen, wo eine förmliche Berwaltung vorfommt, muß 
bei jedem einzelnen Falle nad) den Umftänden das qwedmäßigfte Berfahren gewähltwerben, un 
dem Beauten ſteht daher ein weiterer Spielraum offen, wobei man die Gefahr des Misbrauchs 
zur Gigenmächtigkeit durch die Aufiicht der yorgejegten Stellen zu befeitigen ſucht. Dahin ge— 
hört vorzüglih die Verwaltung der Staatögewerbe, z. B. der Forſtwirthſchaft, ver Berg-, 
Hütten: und Salzwerte, der Poft, ver Eiſenbahnen, die Bauten u. dgl. 

Die in einem einzelnen Staate beftebenben geſehlichen Vorſchriften über das Finanzweſen 
werden unter der Benennung Finanzrecht zuſammengefaßt und bilden einen Theil des Ver— 
waltungsrechts, weldes wieder ein Beſtandtheil ded poſitiven Stantärehts.ift. Schon in den 
Gefegen, noh mehr in den Verordnungen find im Laufe der Zeit viele Beränderungen unper= 
mieidlich, weil man dem fühlbar werdenden Bebürfniß der Vervollkommnung die Befriedigung 
nicht verfagen kann, auch manche neue wirtbihaftlihe Eriheinungen neue Verordnungen erfor= 
dern, Das fogenannte Finanzrecht umfaßt nicht allein die Bertimmungen über Rechtsverhält⸗ 
niſſe zwiſchen der Staatögewalt und den Unterthanen, z. B. Steuergejege, Zolltarife, Poſtgeſetze 
u. dgl., ſondern aud Gebote fir die Dienftverhältniffe und die Wirkſamkeit ver Kinanzbeamten, 
3: D. über deren Dienſtbürgſchaften (Cautionen), über die Kaflen: und Nehnungsführung, 
über die Behandlung einzelner Arten von Geihäften, ald Schätzungen, Verfleigerungen u. dgl. 
Borfhriiten der legtern Art berübren in der Regel die Bürger nicht. Geordnete Sammlungen 
der geltenden Vorſchriften jind gewöhnlih PVrivatarbeiten, leiften für die Beamten gute 
Dienfte, behalten aber ihre Brauchbarkeit nicht lange und müffen durch wiederholt erſcheinende 
Nachträge ergänzt werden. Es gibt auch — Sammlungen von Vorſchriften (Verord⸗ 
nungsblätter) für die Hauptvienftzweige, z. B. für Domänen-, Steuer-, Zoll-, Poſtverwal— 
tung u. dgl. 

Es bedarf feines Deweijes, daß, wie überhaupt zur Aufftellung von Gejegen, jo insbeſon— 
dere bei der Gejeggebnng in Finanzſachen und bei Beſchlüſſen, die an Wichtigkeit den Geſetzen 
gleich zu achten ſind, die Mitberathung und Zuſtimmung einer landſtändiſchen Verſammlung 
in hohem Grade nützlich iſt. Sie gibt zwar keine volle Gewißheit, aber doc) die Wahrſcheinlich— 

Staateskerifon, V. 25 


386 Finanzwefen 

Feit, daß das von ihr Gutgeheißene gerecht und meife fei, fie verftärft das Bertratien, mit dem die 
Unterthanen die Handlungen ver Regierung betrachten, und die Bereitwilligkeit, Laſten zu über: 
nehmen, für welche die Bermuthung oder Nothwendigkeit der Nützlichkeit ſpricht. Eine Ein: 
mifhung der Landftände in die laufenden Gefchäfte ver Finanzverwaltung wäre offenbar unzu= 
träglich, aber die Feftftellung des Voranſchlags (ſ. Budget), die Brüfung der Jahredrehnun: 
gen in Beziehung auf die vorausgegangenen Bewilligungen und bie Veränderungen im Stamm- 
vermögen des Staates, alfo namentlich Veräußerung over Ankauf von Staatsgut und Auf: 
nahme von Schulden erfordern nach ziemlich gleihförmigen Beftimmungen ver heutigen Staats— 
verfaffungen die Theilnahme der ſtändiſchen Verſammlungen oder ihrer Ausihüffe. Iſt gleich 
die Finanzverwaltung deshalb in Staaten mit Volfövertretung ſchwerer, fo genießt fle dagegen 
auch wieder große Vortheile in Vergleich mit ihrer Lage in unbefhränften Monardien, fie hat 
die moralifche Verantwortlichkeit nicht mehr allein zu tragen, und der Erfolg ihrer Mafregeln 
wird durch die ihnen vorausgehende günftige Stimmung der Öffentlihen Meinung nicht wenig 
unterftüßt. 

In Staaten mit zwei Kammern oder Käufern ift bei Binanzgejegen und Bubgetbeichlüffen 
den ganz aus gewählten Abgeorbneten beftehenven zweiten Kammern ein gemilles Übergewicht 
eingeräumt worden. Das Beijpiel hierzu ging von England aus, wie überhaupt die heutige 
Ständeverfaffung. Das natürliche Beſtreben jeder der beiden Kammern, ihren Wirfungsfreis 
ungeſchmaͤlert zu behaupten und wol auch noch auszudehnen, hat öfters zu Streitigkeiten über 
die Auslegung jener Vorſchriften Anlaß gegeben, und in der That iſt es auch bisweilen zweifel⸗ 
haft, ob ein Gejeg, in welchem Beftimmungen über Entrihtungen an die Staatöfaffe oder über 
Leiftungen derſelben vorkommen, für ein Finanzgeſetz anzuſehen fei, d. i. ob diefer Theil des 
Inhalts ald Hauptſache gelte. Am leichteften wird eine foldhe Streitfrage befeitigt, wenn ein 
Geſetz ohne Nachtheil für Die Anwendung in zwei Theile zerlegt werben fann, deren,einer nur 
die finanziellen Säße enthält. Ein bemerkenswerthes Beiſpiel folder Reibungen gab noch 
fürzlih (1860) der Beſchluß des britifchen Oberbaufes, die von dem Unterhaufe genehmigte 
Aufhebung ber Bapieraccife zu verwerfen. Die Staatsgemalt fann zwiſchen den beiden Käufern 
nicht richten, und wenn nicht fchon für einen folhen Fall Vorſorge getroffen ift, fo kann audy 
feind von beiden gezwungen werben, ſich einer Art von Schiedsgericht zu unterwerfen, weshalb 
gewöhnlich nichts übrig bleibt, als ohne Anerkennung eines allgemeinen Grundfages ſich über 
den einzelnen Ball hinauszuhelfen. In den ältern deutfchen Ständen hatten bie verſchiedenen 
Eurien der Prälaten, Ritter und Städte bei Steuer: und Schuldenbewilligungen fomie bei der 
Überwachung der Steuerfaffe gleiche Rechte. Diefe im engern Sinne fogenannte landſtändiſche 
Verfaffung diente zwar in Bezug auf Finanzangelegenheiten dazu, viele Misbräuche, z. B Ber: 
fhwendungen, Verſchleuderung der Domänen, leichtfinniges Schuldenmachen, zu verbüten oder 
wenigſtens zu erſchweren, zeigte jedoch auch weſentliche Mängel. Sie machte e8 möglich, daß die 
allein oder vorzugsweiſe vertretenen Stände ſich Befreiung oder geringere Belaftung bei den 
Steuern auswirften und jomit ben erften Grundfag der Befteuerung, die Allgemeinheit und 
Gleichförmigkeit, verlegten; fie führte dahin, daß, weil die Domanial= und Regafeinfünfte der 
landftändifchen Mitwirkung entzogen waren, die Staarsfäffe ſich in zwei getrennte Kaflen, die 
Kammer: und Steuerfaffe fpaltete, deren Nebeneinanderbeftehen viele Vermidelungen und 
Streitigkeiten verurfachte und den Überblick erſchwerte. Diefe läftige Kaffentrennung iſt nur in 
wenigen Eleinern deutſchen Gebieten übrig geblieben. Sie wird bei einer guten Verfaſſung 
überflüſſig. Die Landftände Fönnen die überwachung der Steuerkaffe unbedenklich aufgeben, 
wenn dafür die ganze Staatsrechnung vorgelegt une die Genehmigung des ganzen Voranſchlags 
vorbehalten wird. 

Die Leitung des ganzen Finanzweſens muß von einer oberften Staatöbehörbe, Finanz: 
minifterium, ausgehen, welche ausjchließlich diefem Verwaltungszweige gewidmet ift. Unter 
ihr ftehen Behörden, die theild für die Hauptklaſſen der Geſchäfte beftimmt find (fogenannte 
Directionen, 3.8. für Borftivefen, Bergwerke, Steuern, Schuldenverwaltungn.f. w.), theild der 
Sintheilung ded Staatdgebietd in Provinzen, Kreiſe u. ſ. w. entſprechen. Beide Arten der 
Geſchäftsabtheilung, die ſachliche und die räumliche, finden fi in den einzelnen Staaten auf 
mancherlei Weije miteinander verbunden. Im allgemeinen läßt ih bemerfen, daß vor alters 
die räumliche Sonderung vorherrſchte, während neuerlich, dem volkswirthſchaftlichen Geſetz der 
Arbeitstheilung gemäß, die ſachliche Abtheilung mehr üblich geworden ift, ſodaß verichiedene 
ganz getrennte Geſchäftszweige mit ihrer Abftufung von den unterften Beamten (Steuerein- 
nehmer, Boftverwalter, Zollverwalter, Bezirksförfter, Bauinfpectoren u. ſ. w.) bis zur Steuerz, 
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Bof:, Zoll:, Forſt-, Baudirection u. ſ. w. hinauf nebeneinander beſtehen. Die ungleiche Aus: 
dehnung dieſer Gefhäftegebiete in verſchledenen Ländern und die mannichfaltigen üblich gewor— 
denen Einrichtungen, deren Einfluß eine gewiffe Macht gewonnen hat, laſſen eine gleichförmige 
Drganifation in allen Ländern nit zu. Die Ausgaben im Bereiche der andern Dinifterien 
(Juſtiz, Polizei, Kriegsmacht u. f. m.) müffen innerhalb verfelben, unabhängig von dem Finanz- 
miniflerium, vorgenommen werben, nur daß dieſes zur Feftfeßung der Summen im ganzen 
mitzuipirfen hat (Berathung des Budgetd). Bei mehreren Gruppen von Gefchäften treffen 
finanzielle und andere Zmwede zufammen, weshalb jene öfters aus dem Wirkungskreiſe des 
Finanzminifteriums ausgefhieden worden jind, wie neuerfidh in mehreren Staaten die Ver: 
fehrsanftalten (Port, Eifenbahnen, Strafen: und Waflerbau), bei denen die Beförderung 
volkswirthſchaftlicher Zwecke der Verfolgung des finanziellen Vortheils beihränfend entge— 
gentritt. 

In mehreren Staaten ift ein Theil der Ausgaben für öffentliche Zwecke den Haupttheilen 
des Staatsgebiets (Provinzen, Departements, Kreifen) irberlaffen worden, ſodaß in dieſen die 
Bertreter der Einmohner (Provinzialftände, Conseil de departement) bei der Feftfegung der 
Summen, der Art der Verwendung und felbft der Aufbringung der erforberlihen Einnahmen 
innerhalb des Landestheils mit den landesherrlichen Beamten zufammenzuwirfen haben, alfo 
den Voranſchlag (Budget) der Provinz berathen und genehmigen. Dieje dem Orundfag der 
Selbftregierung (selfgovernment) in gewiſſen Kreifen der Thätigfeit entfprechende Anordnung 
if in Belgien am meiften ausgebilvet. Offenbar darf fie nur anf jolde Ausgaben angewendet 
werben, die ausfchließlich für den Bortheil der einzelnen Landestheile beftimmt jind und bei 
denen Verfchiedenheiten in den letztern die nöthige einheitliche Geftaltung allgemeiner Staats: 
anftalten nicht verhindern ; e8 ift alfo eine forgfältige Beftfegung der Gegenftände vorzunehmeit, 
die ohne Nachtheil für dad Ganze den Provinzen anheim gegeben werden können. Im dieſen 
Staaten ift alfo das allgemeine (centralifirte) und das Provinzialfinanzmwefen zu unterjcheiden. 
Die Cigenthümlichfeit des legtern darf nit eiwa allein darin gefucht werben, daß die in den 
Provinzen eingehenden und wieder verwendeten Gelder nicht durch die Hauptftaatöfaffe laufen, 
denn diefe bequeme Einrichtung fann ſchon durch die Anlegung von Nebenfaffen in den Pro: 
Bingen, die auf Nehnung der Hauptfafle Zahlungen empfangen und vornehnen, bewirkt wer: 
den. Das Mefentliche ift die Beſchlußfaſſung ver Provinzialftände und die Moöͤglichkeit, daß bie 
einzelnen Landestheile jomol in ber Größe ald in der Aufbringungs- und Nerwendungsart 
der Summen voneinander abweidhen, daß fie namentlich je nach den Umſtänden für gewiſſe 
Zwecke mehr oder weniger ausgeben Fönnen. Der Provinzialaufwand muß übrigens neben ver 
gefeglihen Beſtimmung der ihm zugemiejenen Gegenftände auch fonft in gemwiffen Grenzen ge: 
halten werden, um dem allgemeinen Finanzweſen nicht Nachtheile zu bringen; es wird daher rin 
geroiffed Maß der Geſammtausgaben auégeſprochen und aud die Wahl der Einnahmequellen 
nicht ganz freigegeben. Die veihlihften @infünfte gewähren die von der Provinz erhobenen 
Zuſchlãge zu den allgemeinen Landesſteuern. In größern Staaten und bei einer beträchtlichen 
Verſchiedenheit der Randestheile nah Wohlſtand, Sitten, Bildung und Bedürfniſſen öffent: 
licher Anftalten gewährt diefe Einrichtung erhebliche Vortheile und verftärft die Neigung, für 
gemeinfame Zwede Opfer zu bringen. 

Die Beftandtheile der Finanzverwaltung find in ben vorftehenden Sägen ſchon beiſpiels— 
weife ermähnt worden und erhalten in einzelnen Artifeln unter den zugehörigen Namen ihre 
ausführliche Erklärung. Es genügt daher Hier ein Überblick, bei dem mir aber die Ausgaben 
weglaſſen, meil es ſogleich einleuchtet, daß diefe fih an die in jevem Staate eingeführten 
Abtheilungen der Regierungdzweige, Behörven und Amtäftellen anfhließen. 

Die Einkünfte laffen ſich jo eintheilen: 

1. Ertrag von Ermwerbömitteln, die in gleicher Weife von Privatperfonen (Einzelnen, 
Geſellſchaften, Gorporationen) benugt werben fönnen und fid nur zufällig theilweife im Staats: 
vermögen befinden. Inter denfelben nehmen die Staatdländereien (Staatögüter, Domänen) die 
widhtigfte Stelle ein. Sie beftehen aus Ader:, Wiefen:, Gartenland und Wald. Wo diefelben 
fih in beträhtlicher Menge erhalten haben, da bildet ihre gute Benugung ein großes Gebiet von 
Geſchäften, auf weldes befonders in Deutfchland ſchon frit langer Zeit viel Nachdenken und 
Sorgfalt gerichtet worden ift. Die Staatäforften nehmen in vielen Staaten einen anjehnlichen 
Theil der ganzen Waldfläche ein und ihre Beibehaltung erfcheint im allgemeinen ald zweckmäßig, 
wenn auch einzelne Waldflächen beſſer dem Feldbau überlaffen werden. Die an die Staatögüter 
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ſich anſchließenden gutsherrlichen und Zehntgefälle jind durch Ablöfungen größtentheils ver- 
ſchwunden. Einkünfte aus vermietheten Wohngebäuden und audgeliebenen Geldfummen find 
von geringerer Wichtigkeit. Auch Fabrikgeſchäfte können auf Rehuung des Staates betrieben 
werden, wie Mühlen, Brauereien, Hüttenwerfe u. |. w., e# ift aber ſchwer, im Mitwerben der 
Privnatunternehmer einen dein aufgewendeten Kapital entſprechenden Reinertrag zu ziehen. 

II. Bei verfchiedenen Bewerben hat fih die Staatsgewalt Vorrechte beigelegt, die dad Mit: 
werben von Privatperfonen beihränfen und daher Gelegenheit geben, einen größeru Gewinn zu 
ziehen, als es bei freier Concurrenz möglich wäre. Diefe gewerblihen Hoheitöredpte oder 
Negalien (jura regalia) find von verihiedener Ausdehnung und beruhen auf verfchiedenen 
Gründen, Bei manden Unternehmungen ift die Betreibung durch die Regierung in volks— 
wirthſchaftlicher Beziehung nüglic, weil ie mehr geeignet ift, einen gemeinnügigen Erfolg ber: 
vorzubringen, wie beim Münzregal und der Poſt; hier darf aber deshalb auch die Einträglichfeit 
für die Staatskaſſe nicht allein beabfichtigt werden. Das Bergwerksregal iſt Fein ausfchliegliches, 
weil theild ſchon feit langer Zeit, ıheild zufolge neuer Bewilligungen viele Privatbergwerfe 
vorhanden find. Daher richten fich die Preife ver Mineralftoffe nah dem allgemeinen Mitwerben. 
Aud bei der Anlegung von Eijenbahnen ift die höchſte Gewalt befugt, zwiſchen der Geftattung 
von Privatunternehmungen und dem Bau und Betriebe auf Staatdrehnung zumäbhlen, und ed 
gibt viele Staatsbahnen, die ein großes Betriebsgefhäft verurfahen. Mehrere Regalien dieuen 
nur dazu, von einem Erzeugniß eine Abgabe zu beziehen, weil dies leichter geſchehen kann, 
wenn die Staatögewalt ald einziger Verfäufer die Preife feftjegen kann, ald wenn die Entrich— 
tung in der Form einer Steuer gefordert wird. Zu diefer Klaffe gehört vorzüglich das weitver: 
breitete Salzregal.und das Tabacksregal, welches zwar nicht ven Anbau, aber die Verarbeitung 
und den Berfauf des Tabads in fi ſchließt und die Gewerbätbätigfeit der Bürger in diefem 
läftigen Beichränfungen unterwirft, aber gleichwie das Salzregal ſehr einträglich ift. 

III. Bielerlei Handlungen der Staatsbehörden geben Gelegenheit, von den dabei irgend- 
wie betheiligten Perfonen eine Abgabe ald Vergütung für den Zeit: und Koflenaufwand 
zu fordern. Hier erſcheint die Regierung nicht mehr ald gewerbtreibend, jondern in der zu ihrer 
Beftimmung gehörenden Wirkſamkeit, die jie in gleicher Weife zu üben hat, ob eine Bezahlung 
dafür gegeben wirb oder nicht. Diefe Gebühren werben bei mannidfaltigen Veranlaffungen. 
ald Sportel, Taren, Etempelabgaben u. dgl. erhoben, hauptſächlich bei gerichtlichen und Po— 
lizeigeichäften, Erbſchaften, Verfäufen von unbeweglicher Habe u. dgl. 

IV. Die drei bidher genannten Quellen der Stantseinfünfte laffen feine beliebige Erweite: 
rung zu. Was durd fie von dem Staatäbedarfe nicht gebedft wird, muß burd Beiträge fünımt: 
liher Bürger nach gleihförmiger, gerechter Umlegung, d. h. durh Steuern beſchafft werben. 
In neuerer Zeit bilden die Steuern einen fleigenden Theil der ganzen Staatdeinnahme, weil ihre 
Anlegung bei den Fortſchritten der Wiſſenſchaft und Kunft im Finanzweſen fehr vervollfommnet 
worden ifl, der zunehmende Wohlftand eine Vermehrung des Steuerertragd geflattete oder 
fogar von felbft mit jich brachte und auf dem Wege ver Befteuerung die vergrößerten Bedürfniſſe 
der Staatöfafle mit geringern Nachtbeilen ald dur Regalien und Gebühren befrietigt werden 
kdunen. Das Steuermwefen ift daher ein großer, Fünftliher und ſchwieriger, zugleich ein mit vor: 
züglihem Eifer durchdachter und bebandelter Zweig der Finanzverwaltung, der zur Anwendung 
der rechtlihen und volkswirthſchaftlichen Grundſätze befonders viel Gelegenheit varbietet. Die 
Steuern werben nad der Erhebungsweiſe in directe und indireete, nad) den Grunde der Auf: 
legung in Einkommen = und Aufwand: oder Gonjumtiondfteuern, wie Accife und Zoll, ein: 

etheilt. 
i Wie fehr ed auch zu wünſchen und zu erftreben tft, daß die Einfünfte und Ausgaben des 
Staated miteinander im Gleichgewicht jteben (1. Budget), jo läßt ſich doch diefer nachhaltige 
und allein befriedigende Zuftand nicht ununterbroden erhalten. Die Übermacht der Zeitum: 
ftände macht bisweilen eine foldye Ausgabenvermehrung nothwendig, Die ohne die verderblichften 
Folgen nicht durch eine entjprechende Steuererhöhung gedeckt werden fünnte, eö bleibt aljo nichts 
übrig, ald Staatsſchulden zu maden und die Abtragung derfelben auf einen längern Zeitz 
raum zu vertheilen. Das Schuldenweſen ift in den heutigen Staaten ein zu großer Wichtigkeit 
angewachſener Zweig des Finanzweiend, der in manden Ländern große Verlegenbeiten und 
fhwere Sorgen verurſacht. Viel Scharfjinn iſt darauf gerichtet worden, neue Wege des Borgens, 
in manderlei fünftlihen Formen ausfindig zu machen und die ſchon vorhandenen Staatsſchulden 
zu einer leichten Laft umzugeftalten. Indeß ift den verwidelten Finanzoperationen, bei denen 
nicht jelten die Rechte der Staatögläubiger verlegt und dem Wohlftande ded Volkes Wunden 
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geichlagen wurden, die einfache Befolgung der unwandelbaren Gebote des Rechts und der wirth⸗ 
jthaftlichen Klugheit vorzuziehen, nämlich durch pünktlihe Erfüllung der übernommenen Ver— 
bindlichkeiten das allgemeine Vertrauen, den Staatöcredit, zu erhalten, von ihm nur fu weit Ge⸗ 
braud zu machen, als es dringend nöthig ober bri einträgliher Anlegung der geborgten Sum: 
nen, 3. B. zu Eifmbahnen, unſchädlich ift, diejenigen Arten des Borgend zu wählen, die bei 
gleicher Einnahme für die Staatskaffe die Steuerpflichtigen am wenigſten befaften, und dem 
fortdauernden Anwachſen der Schuld durch allmähfiche Tilgung entgegenzuwirfen. Das Nähere 
bleibt vem Art. Staatsſchulden vorbehalten. 

Die Finanzgeſchäfte haben, abgefehen von den Zwecken der Ausgaben und den Mitteln 
zur Aufbringung, ſchon in formeller Hinſicht ihre Eigenthümlichkeiten, weil fie ſich auf Geldſum⸗ 
men und nebenbei auf andere zähl = und meßbare Güter beziehen, woraus das Bedürfniß der 
größten Ordnung, Gleihförmigfeit und Überwachung im Kaffenweſen ſowie in ver Aufzeich⸗ 
nung alfer Thatſachen (Rechnungsweſen) hervorgeht. Für dieſe beiden Theile des Finanzdien= 
ſtes ift eine Unterordnung der untern Amtftellen unter mittlere und höhere und eine Menge ge= 
nauer Borfchriften (Inftructionen) erforverlidh. Die oberſte Rechnungsbehörde (Oberrehnungss 
famnrer, Rechnungshof) fteht in materieller Beziehung unabhängig von dem Finangminifte- 
rium ba und entſcheidet wie ein Gerichtshof über die aus dem Rechtsverhältniß der Kaffen: und 
Rechnungsführer zu dem Staate entflehenden Verwickelungen. K.H. Rau. 

Findlinge, Findelhäufer. Mangeldaft find die Nachrichten darüber, wie die Völker 
bes Alterthums e8 mit den Finblingen hielten. Obgleich Mofes felbft ein ausgeſetztes Kind 
war, fo ſchweigt body feine Gejeggebung darüber. !) Die fpätere Gefeggebung der Römer be— 
ſchränkt fih varauf, aus Billigfeit ven Findling als ehrlich geborenes Kind anzufehen. Erft ver 
Geiſt des Chriſtenthums, die Lehre des Heilands, welder ſprach: „Laſſet die Kindlein zu mir 
kommen!” dictirte das Gebot, ſich der Findlinge anzunehmen; fie wurden der Kirche an das 
Herz gelegt. Darum murben im Mittelafter im Umkreis der fihtbaren Kirche, auf dem gehei— 
figten Kirchhof, die Kinder audgefegt, damit fie ald Findlinge aufgenommen und verpftegt 
‚ würben.?) Der moderne Staat erfennt die unbeſchränkte Berbinvlichfeit an, den Findling 
aufzunehmen und zu verpflegen. Die meiften Staaten Europas Haben ihrer Pflicht durch vie 
Errichtung von Findelhäufern zu genügen geſucht; doch ift diefes Inftitut von dem größten 
Theile von Deutfdyland und ebenfo aud von den nordamerifanifhen Freiftanten, gegenüber 
von Südamerika, nit aboptirt worden.) Grgmüber von Ofterreidh haben in Preußen vie 
Gemeinden oder nad Umſtänden die Provinzial-Armenanſtalten vie Findlinge, d. h. Die Kinder, 
veren zur Erhaltung verbundene Altern oder Verwandte unbekannt find, zu verpflegen. Dem 
Findling wird ein Vormund befteflt, der für fein Wohl zu wachen hat. Die Gefeggebung 
des Königreihs Baiern weift die Bindelfinder gleihfal8 der Gemeinde zu, in deren Gemar— 
fung fie gefunden werden; dort jollen jie aud ihre Heimat haben. Sie folgen der Religion 
deſſen, der die Aufnahnıe bewirkte, infofern er einer der anerfannten Kirchen angehört, oder 
gehören der Confeſſion derer an, denen das Inſtitut zufteht, worin fie erzogen werden, ober 
ver Gonfefjion der Mehrheit ver Einwohner der Gemeinde, in deren Gemarkung fte gefiiden 
wurven.*) Im Königreihe Hannover galt det Grundſatz, daß ber Geridhtäherrichaft die Ver— 
vflegung der Findlinge obliege. Die, melde in den landesherrlichen Ämtern Kalenberg, Got⸗ 
tingen und Grubenhagen aufgenommen wurden, verjorgte man zur Häffte ans ven Mitteln 
der Rentkammer, zur Hälfte aus der Kloſterkaſſe. Sonft ift die Armenkaſſe und in zweiter 
Linie die Gemeinde verpflichtet. ®) 

Für die Stadt Hamburg hatte Jobft von Dverbed im Jahre 1709 rin Findelhaus gegtim- 
det, um der Galamität der damals häufigen Kindermorve zu begegnen. Ein Torno (Dreh: 
fade) war beſtimmt, das Kind aufzunehmen. Bald war aber der Zubrang neugeborener ober 
ſchon älterer Kinder fo groß, daß die Vorrichtung verengt und fpäter ganz weggenommen wer= 


1) Bgl. Midyaelis, Mofaifches Recht, II, 262, 268. 

2) Mooren, Über Eigenthum umd Benupung der Kirhhöfe auf den prenbifchen Gebiete des linken 
Rheinufers (Köln 1857), ©. 10. 

3) Atlantifche Studien. Yon Deutfchen in Amerika (Göttingen 1854), V, 105, wo es heißt: „Keine 
der großen Städte der Union, felbft nicht das am focialem Elend und den daraus enifpringenden un— 
natürlichen Verbrechen fo überreiche Neuyorf befigt ein Findelhaus.“ 

4) Pozl, Lehrbuch des bairifchen Berjaffungsrechts (Diündyen 1851), ©. 295. 

5) von Berg, Handbuch des deutichen Polizeirechtd (Hannover 1802), N, 47, 
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den mußte.) Selb der Zufhuß von 100000 Mark genügte nit. An die Stelle der Auftalt 
trat das Waiſenhaus 7), in welches die innerhalb ver Stadt niedergelegten Findlinge aufgenom: 
men werden. Die außerhalb der Stadt ausgefegten Findlinge werden nur gegen eine jedesmal 
feftzufegende Vergütung, welde herkömmlich 30 Mark nicht überſchreitet, zugelaffen. ®) 

Unter der Regierung ded wohlwollenden Markgrafen Karl Friedrich von Baden erhob ſich 
die Frage, ob aud die Findlinge der Wohlthat ded Waifenhaufes ſich zu getröften hätten. 
In Betracht, daß dergleichen Kinder, „da fie von ihren eigenen Altern jo böslich verlaffen wer: 
den, ein menjchliches und hriftliches Erbarmen am meiften verdienen“, verordnete der Fürſt, 
daß die Findlinge nicht mehr den Gemeinden, in deren Gemarkung jie entdeckt worden feien, zur 
Lat fallen follten, fondern in das Waiſenhaus aufzunehmen jeien. 9) 

Für das Großherzogthum Heffen 19) wurden mehrere Verordnungen erlaffen, melde vor: 
ſchreiben, wie ed mit Findelfindern gehalten werben fol. Nach der Verordnung vom Jahre 
1807 wegen der Führung der Kirchenbücher foll der ‘Pfarrer ded Orts, in deſſen Gemarkung 
das Kind gefunden wird, daffelbe fogleich taufen und beurfunden, wann, wo und von men es 
gefunden wurde und wie alt ed etwa geweſen jei. Nach einer Borfhrift vom Jahre 1811 
foll trog der etwa mitgefundenen Notiz, der Findling fei bereitd getauft, die Taufe, 
bei weldher der von der zu bewahrenden Notiz bezeichnete Name beigelegt werben joll, vor: 
genommen werben. Fehlt ed an einer ſolchen Notiz, jo joll der Findling nad dem Orte, in 
deffen Gemarkung er gefunden wurde, oder nad) der Stelle der Auffindung benannt werden. 
In Gemäßpeit einer Verordnung vom Jahre 1818, erlaffen für die Landestheile auf der rechten 
Rheinfeite, follen „die Findlinge fo lange, bis fie jich jelbit zu ernähren im Stande find, von 
der Bolizeis oder Armenbehörde des Orts, wo fie gefunden wurden, rechtlichen Leuten gegen 
ein beftimmtes jährliche Koftgeld in Koft und Verpflegung gegeben und dieſes Koftgeld von 
nun an, felbft in Anjehung der [hon vorhandenen Findlinge, aus der Oberpolizeifaffe ver Pro: 
vinz beftritten werden‘. Das unter der franzöjifhen Herrſchaft in Mainz eingerichtete Findel— 
haus, wozu dad im Jahre 1620 erbaute vormalige Armen:Elarifjenklofter verwendet wurde, 
ward, als jich der nördliche Theil des Departements Donneröberg zur Provinz Rheinheſſen ver: 
wandelte, aufgehoben. Zur Beftreitung der Koften der Berpflegung der eigentlihen Findelkinder 
jowie der verlaffenen Kinder, wofür ſolche gelten, die von ihren befannten Altern verlaffen wur— 
den, ift ein befonderer Provinzialfonds beftimmt, gebildet durch die Gebühren der öffentlichen 
Zuftbarfeiten und ven dritten Theil der Polizeiftrafen, an deren Stelleeineftente aus der Staats⸗ 
kaſſe getreten ift. Aug diefer Duelle werden die Kinder rehtlihen Familien bis zur Gonfirma- 
tion, längftens bis zum Ablaufe des vierzehnten Jahres in Pflege gegeben. Nach diejer Zeit 
werben die Knaben bei Landwirthen oder Handwerkern zur Lehre untergebradht. In den Jahren 
1829 —33 wurden 1106 folder Kinder mit einem Aufwande von 47490 Fl. im ganzen mit 
Erfolg verpflegt. 

Art. 58 des franzöſiſchen Civilgeſetzbuchs verbindet ven, welder ein neugeborenes Kind 
findet, ed mit den Kleidern und andern bei dem Kinde vorgefundenen Sachen dem Civil— 
flandsbeamten zu überliefern und alle Umftände der Zeit und des Orts der Auffindung anzus 
geben. Hierüber muß ein umfaflendes Protokoll aufgenommen werden, welches außerdem das 
anſcheinende Alter des Kindes, jein Geſchlecht, die beizulegenden Namen und die Behörde, dem 
ed zu überliefern ift, angeben muß. Diejed Protokoll mug in die Regifter eingetragen werden. 
Art, 347 des franzoͤſiſchen Strafgeiegbuhd verordnet: „Wer ein neugeborened Kind fin= 
det und ed nicht, wie in Art. 58 des Civilgeſetzbuchs vorgefchrieben ift, dem Givilftands: 
beamten übergibt, wird mit den in dem vorhergehenden Artifel verhängten Strafen (Gefängnif 
von jechd Tagen bis zu fehd Monaten und Geldbuße von 16—300 Fr.) belegt. Die gegen: 
wärtige Verfügung ift auf den nit anwendbar, der jich etwa dazu erbietet, dad Kind zu ſich zu 
nehmen, und dieje Erklärung bei dem Vorftand ded Orts, mo das Kind gefunden wurde, ab- 





6) von Berg, a. a. O., ©. 46. 7) Staatswörterbudh, IV, 503. 

8) von Berg, a.a.D. Weitphalen, Hamburgs Verfaffung und Verwaltung in ihrer allmaͤhlichen 
Gutwicdelung bis auf die neuefte Zeit (Hamburg 1846), 11, 302 u. 303. 

9) Serklader, Sammlung aller baden: durladyifchen Verordnungen (Frankfurt a. M. 1774), I, 
57 u.58. 

10) Heffe, Nheinheffen in feiner Entwidelung von 1798 bis Ende 1834, Ein flatiftifch = ſtaats⸗ 
wirtbhfchaftlicher Verfuh (Mainz 1835), S. 138—141. von Ritgen, Das Medicinalwefen im Groß⸗ 
herzogthum Heflen (Darmftadt 1840), I, 560-567. Sander, Die Staats- und Gemeindeverwaltung 
im Großherzogthum Hefien (Main; 1851), S. 105. 
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gibt.‘ Das für dad Großherzogthum Hejjen im Jahre 1856 erlaflene Polizeiſtrafgeſetz h 
für die Provinz Rheinheſſen dieſen Art. 347 auf und verordnete in Art. 251: „Wer, ein neus 
geborened Kind findet und unterläßt, in möglichft kurzer Friſt der Volizeiverwaltung An- 
zeige davon zu maden, verfällt in eine Strafe von L—10 Fl.“ Das würtembergifche Polizei— 
Nrafgejeg vom Jahre 1839 bedroht in Art. 32 ganz allgemein den mit Strafe, welcher ohne 
eigene Öefahr einen Menſchen, der ji in Lebensgefahr befindet, retten faun und die Erfüllung 
diejer allgemeinen Pflicht ohne genügende Entſchuldigung unterläßt. 

Ein berühmter Findling war Kaspar Haufer, jener „Jüngling ohne Kindheit und. Ju— 
gend‘, wie ſich Feuerbach in feiner Schrift: „Kaspar Haufer, Beifpiel eines Verbrechens am 
Seelenleben des Menſchen“, audprüdt. 

Im vorigen Jahrhundert pflegte man die männlichen Findelfinder, wenn fie herangewachſen 
waren, zum Golvatendienft zu verwenden, Man glaubte auch dad Recht zu haben, fie vorzuge- 
weile ald Waare anzujeben, die man moͤglichſt gut verwerthen müſſe. 

Die Wiege ver Finvelhäufer ald Wohlihätigkeitsanftalt it Italien. Der diefem Yande an- 
gehörende Hiftorifer Muratori gedenkt einer vem Jahre 787 angehörenden Stiftung für Findel- 
£inder. 11) In Frankreich war ed der berühmte Priefter St.:Bincent de Paul (geb. 1576, geil. 
1660), der, erfüllt von dem Geifte echten Chriſtenthums, jich zuerit damit beſchäftigte, vie 
auögefegten Neugeborenen in den Straßen der franzöjijchen Hauptitadt, welche er nächtlich 
durchſchritt, aufzuheben und fo zu retten. Er forgte für die Bildung eines Frauenvereins, wel= 
Ger auf die Örundung eines Findelhauſes hinwirkte. Die Regierung wurde bewogen, dazu im 
Jahre 1640 das Schloß von Bicetre, dann ein Haus mitten in Paris einzuräumen. Diefes pa= 
tijer Findelhaus beftand bis zum Jahre 1793 , und während diejer Zeit von 153 Jahren wur- 
den nicht weniger ald 405474 Kinder in Parid audgeiegt, und zwar von 1540— 61: 7668, 
von 1662-83; 14101, von 1684—1705:. 38382, von 1706—27: 40437, von 1728 
—49: 64143, von 1750 — 71: 114729, von 1772—93: 129143. Man flieht daraus, 
daß die Erſchließung des Findelhauſes auf die Verminderung der Ausfegung der Kinder wenig- 
ſtens nicht erheblidy einwirkte. Auf vem Höhepunkt der Staatdumwälzung am Ende des vorigen 
Jahrhunderts gerieth die Anftalt wegen ded Auöbleibend der Ammen vom Lande in Verfall. 
Die vergoffenen Ströme Blutes konnten ſich für die Kinder niht in Mild verwandeln. Der 
Nationalconvent verfügte, daß das Findelhaus mit einem Gebärhauje verbunden werden folle, 
und wies dazu zwei leerſtehende Klöfter an, worauf jährlid gegen 4000 Kinder, meiftend aus 
dem Sebärhauje, aufgenommen wurden. 

Gin andered Gejeg des Gonvents legte allen Hospizen die Verbindlichkeit auf, die Findel⸗ 
Einder oder die von ihren Altern verlailenen Kinder aufzunehmen und zu verpflegen. Um ven 
aus diejen Öejege erwachienen Unzutrüglichfeiten zu begegnen, erlieg Napoleon im Jahre 1811 
ein Decret, worin die Zahl der zur Aufnahme von Findelfindern verbundenen Hospize in der 
Art firirt wurde, daß in jevem Arrondiflement nur ein Hospiz dazu gehalten fei. Als Finvel- 
Tinder wurden nur die bezeichnet, deren Altern nicht befannt waren. Für die Ginbringung der 
Kinder apoptirte man die tours (Drebladen), welde in Italien in den Findelhäuſern ange— 
bracht jind, hölzerne Cylinder, conver auf der einen, concav auf der andern Seite, die ſich jehr 
leicht um ihre Achſe bewegen, Die erftere Seite ift der Strafe zugewendet, die zweite dem In— 
nern. Eine Schelle zeigt das Hinlegen deö Kindes an, . 

Gegenüber jenem Faiferlichen Gejege bilvete ſich eine mehrfach verſchiedene bung aus. 
Namentlich wurde die Wohlthat der Aufnahme nicht ven von befannten Altern ausgefegten 
Kindern verfagt. Mit dadurch flieg die Zahl der aufgenommenen Kinder. In der erften Zeit 
der Reftauration betrug fie 80000 mit einem -jährlihen Koftenaufwand von 4 Mill. Fr.; im 
Jahre 1824 war fie auf 116000 geftiegen, im Jahre 1833 auf 127000 mit einem jaͤhrlichen 
Aufwand von 11 Mill. Br. Dieſe Laft wurde nachgerade empfindlich und gab Anlaß zu lauten 
Klagen. Bon allen Seiten wurde die Frage erörtert, wie dem Übel abzuhelfen jei. Ge— 
lehrte Geſellſchaften machten die jich in den Vorbergrund ftellende Angelegenheit zum Gegen: 
fand von Preiöfragen. An gutgemeinten Vorſchlägen fehlte.ed nicht. Man ſchlug vor, die 
Mädchen, welde Mütter werden, ftreng zu beftrafen. Andere Stimmen verftiegen ſich zu dem 
Rath, die chelojen Männer für die Zunahme der Entfittlihnng verantwortlich zu machen, fie 
von allen einträglichen und Ehrenftellen auszuſchließen, ja fie einer Taxe (von 50%r.) zuunter= 
werfen over ihnen den fünften Theil ihres Einkommens zum Beften des Staates zu entziehen, 





11) Niemann, Taſchenbuch der Givilmedicinalpolizei (Reipzig 1828), ©. 251. 
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was der Berechnung zufolge jur Beftreitung des Aufwandes hinteihte. Wieder andere Rath⸗ 
geber bedachten ich nicht, die Regierung aufzufordern, alle verführten Mädchen zu verheirathen 
und auszuſtatten, oder ihr anzuſinnen, durch Vermittelung der religiöfen Ordensgeſellſchaf⸗ 
tert, welche ſich dieſer Miſſion gern unentgeltlich unterziehen würden, für bie Grziehning aller 
Frauenzimmier zu ſorgen. Ernſtliche Stimmen forberten die Entfernung jener Drebladen. Ein 
gründlicher Kenner der Zuftände feines Vaterlandes, Benoifton de Chateauneuf, hatte ſich ſchon 
in einer im Jahre 1824 beraudgegebenen Schrift, melde eine günftige Aufnahme im Publikum 
fand und von Inſtitut niit einem Preid gekrönt wurde, mit diefer wichtigen Angelegenhelt be: 
ſchäftigt. Später als Mitglied des Inftituts aufgenommen, hielt er in einer Sitzung deflefben 
im Jahre 1838 einen Vortrag, den er derjelben Angelegenheit widmete, und welcher im erften 
Quartalheft ver „Annales d’'higiene publique et de medicine legale” vom Jahre 1839 zur 
allgemeinen Kenntniß kam. 12) , 

Benoifton de Chateaunenf unterfüchte die Wurzel des Übels. „Die wahren Urſachen der 
Zunahine ver Ausfegungen‘‘ — ſo ließ er fih vernehmen — „und mithin auch der Fludel⸗ 
finder find ohne Zweifel das Elend, die Umfittlichkeit md die Misbräuche. Die Zunahme der 
Bevölkerung hat wol nur einen fehr geringen Einfluß gehabt. Dafür fpridt ver Umftand, daß 
jeit 10 Jahren, mit Ausnahme der beiden unglüdlidhen Jahre 1831 und 1832, die Zahl der 
Ausſetzungen ſich glei} geblieben if. Mangel, Hungersnoth, Öffentliche Unruhen, indüſttielle 
Berlegenheiten maden allerdings die Ausjegungen häufiger, aber ihre Wirfung ift poräber- 
gehend; jie tragen nur dazu bei, folange fie währen, eine Urſache zu fteigern, welche jie nicht 
geſchaffen Haben, vie ſchon Früher beſtand, und welche fortbeftehen wird, wenn ſie auch nit mehr 
vorhanden find, dad Elend nämlich, das furchtbarſte aller Übel, weil e8 die gemeinfame Duelle 
allet iſt. Einige wollen feinen maͤchtigen Einfluß auf die Zahl der Finvelfinder leugnen und 
berufen ſich anf die Rage der arbeitenden Rlaffe, welche jeit 20 Jahren offenbar weſentlich ver- 
beſſett wotden fei. Die Thatſache ift wahr. Aber was beweiſt dies? Nut das, daß der Zuſtand 
derer, deren Rage vorher ſchon ganz erträglich war, noch befler geworden ift, nicht aber das, daß 
dieſer beffere Zuſtand allgemeiner ift, daß der, welcher nichts hatte, jet etwas habe. Der Lum⸗ 
penfainmfer befindet fi jegt in derſelben Lage mie früher, ober ift etwa feine Nachtherberge, 
fein elendes Lager beffer geworben? Selbft die Induſtrie in ihren reißenden Fortſchritten wie 
in ihren beklagenswerthen Kataftrophen führt im rafchen Wechſel Die, deren Arnıe fie benutzt, 
bald zum behaglichen Wohlftande, bald ind Elend. Solange man einerſeits die Werke der 
Barmherzigkeit, die Vereine der Wohlthätigkeit, die Almofenämter, die Gollerten, die Gaben, 
die Örtlihen Unterflügungen zum Beiten von nahezu zwei Millionen Armen fi täglich mehren 
ſieht, und von der andern Seite Bankrotte, Diebftähle und Findelfinder immer häufiger wer: 
den, fann man unmöglid an dem eingreifenden und beftändigen Einfluffe des allgemein Yerr- 
ſchenden Elends zweifeln, man muß ihm vielmehr den weſentlichſten Anteil an der Zunahme 
der Ausfegungen zufthreiben. Es gibt wol noch Leute, welche fih in dem Wahne gefallen, daß 
die Furcht vor der Schande eine junge Verführte beherrſche, aber Männer, denen die Gelegen: 
heit zu Beobachtungen und Erfahrungen zu Gebote ftand, gebenan, daß die Durch ſolche Furcht 
veraänlaßten Audfegungen verhältnißmäßig nur ſehr felten feien. -Baft immer ift das Motiv 
nicht Furcht vor der Schande, fondern vor der Laft und den Koften ver Pflege des Kindes“ 

UÜbergehend zur Betrachtung der zweiten Urfache der Vermehrung der Findelkinder, der 
Entſittlichung, hob der Vortrag die Thatfache hervor, daß allenthalben, wo beide Geſchlech⸗ 
ter fih Nahe berühren, wie in den Werkſtätten, Manufacturen, Babrifen u. ſ, w., bie Sittlich⸗ 
feit ſehr leide, und bezog fi auf zwei Schriftfteller, welche, als beobachtende Arjte in Lyon, fi 
duhin geäußert hätten: „Die Öffentliche Sittlichkeit ift aufs äußerfte erſchlafft in den großen 
Städten und den umliegenden Randfhaften; am meiften aber ift biefes ver Kal in dei indu= 
ſtriellen Stäbten, wo eine große Anzahl von Arbeitern beiverlei Geſchlechts auf einen Punkt 
diät zufarımengebrängt lebt. In den Beziehungen und Verhältniffen ver Fabrikherren jüiden 
Arbeiterinnen, in ber Gleichgültigkeit gegen alles Neligidfe, in ver Nichtachtung aller ſittlichen 
Grundfätze, welche das Verhältniß zwiſchen den beiden Geſchlechtern beherrſchen follen, Tiegf bie 
nähe liegende Erflärüng der häufigen Ausfepung Neugeborener, und was noch betrübender'ift, 
viele Kinder find ehelithe. Im jenen Städten entziehen ſich die Altern mit dem beklagenswerthe⸗ 
ften Leichtſinn ihten Pflichten gegen Die nehgeborenen Kinder; fie finden es weit behaglicher und 
vottheilhafter, fie in ein Hoßpiz zu tragen.“ Indem der Verfaſſer bemerkte, daß bas ‚Hospiz in 


12).Wildberg, Jahrbuch der Stäntsargneifunde (Reipyig 1840), VI, 76-96. 
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Lon jährlich gegen 2000 Kinder aufnehme und die Zahl der verpflegten an 10000 betrage, 
tam er zu dem Ergebniffe, daß eine allgemeine Erſchlaffung der Sittlichkeit in den arbeitenden 
Klaſſen fih mit dem Elende verbinde, um die Zahl der verlaffenen Kinder zu vergrößern. 

Zur Erörterung des legten Grundes der Zunahme der Zahl der Findelfinder ſchreitend, 
deckte der Verfaſſer Die eingeriſſenen Misbräude auf. „In der That, diefe Misbräude find 
groß und zahlreich; ſie haben die fo ng chriſtliche Idee der Hospize für die Binvelfinder 
gänzlich entſtellt Diefe waren bei ihrer Errichtung nur zur Aufnahme von außerehelichen ver— 
laffenen Kindern beftimmt und nur für ven Ball unabmweisbaren Bedürfniſſes. Bald fanden 
au liche Kinder Aufnahme. Da nun die Hospize die Zufluchteftätte für eine große An— 
zahl Kinder wurden, fo mußte man, gegenüber ver Unmöglichkeit, fie alle in der Anftalt ſelbſt 
unterzubringen, außerhalb derfelben Ziehmütter auffuchen. Bald verftännigten ih Mädchen 
und Frauen auf dem Lande mit den Boten, melde ihnen ald Ziehmüttern das Kind zurückbrach⸗ 
tem, das fie ald Mütter erft audgefegt hatten, und fanden fo durch eine ſchmähliche Speculation 
Gelegenheit, ih für die Erziehung ihres eigenen Kindes bezahlen zu laffen. 13) Aber oft, leider 
ſeht oft, farben dieje Kinder; um fich nun den Kohn nicht entgehen zu laffen, beellten ſich jene 
Frauen, einen Pflegling unterzufhieben. In den Grenzftädten hat man fid fogar Überzeugt, 
dag ein anjehnliher Theil der ausgeſetzten Kinder aus den Nahbarländern kam. So nimmt 
Lyon die aus Savoyen, Mezieres, Sedan die aus Belgien auf. In Stenay wurde eine fo 
große Menge Kinder von dem andern fer der Maas herübergebracht, daß man die Drehlade 
ſchlleßen mußte. Zu Avranches holten die Hebammen die Kinder fogar von Jerfey her. Nah 
— Berichten hatten unter 60 ausgeſetzten Kindern 40 keinen Anſpruch aufdie Auf- 
nahme.“ 14) 

An die Darlegung der Wurzeln des Übels knüpfte der Vortrag, unter Hinblicken auf die 
Rathſchlãge einfihtsvoller Männer, die eigene Anjicht des Redners über die Heilmitrel, Als 
gründlichites Heilmittel bezeichnete er die Hebung der Sittlichkeit, Magend: „Alles, was man 
in diefer Beziehung thut, geſchieht mit großer Gemächlichkeit. Seit 30 Jahren ſchon ſpricht man 
immer von Volfderziehung, und feit ebenfo langer Zeit wartet man vergeblich auf ihre Folgen.” 
Bekanntlich gilt diejes noch von der Gegenwart, und daß namentlich in Frankreich die Sittlih- 
feit noch tiefer gefunfen, ift unbeftritten. Die Verwaltung fand für gut, äußere Mittel an- 
zuwenden. Die Ginrichtung der toars murde in den meiſten Hospizen abgejhafft, während fi 
zugleich eine überwachung der Aufnahme der Kinder zur Seite ftellte und eine Prüfurg ange: 
ordnet wurde. Die Folge war, daß ſich die Zahl der Kindermorde verdoppelte, Für Paris 
wurde noch ein befonderes und ſeht wirfjames Mittel zur Anwendung gebradt: die Aufnahme 
in die Öffentlihen Entbindungsanftalten gefihah nur unter der Bedingung, daß die Anmeldende 
fi verpflichtete, das Kind bei ſich zu behalten und bei ihrer Gntlaffung mitzunehmen. 1°) 

Die franzöſiſchen Nationalöfonomen jind im ganzen feine Freunde der Bindelhäufer, So 
äußert ih Say dahin: „Die Menfchlichkeit gebietet, für die ausgeſetzten Kinder zu ſorgen; bie 

tern aber dürfen nicht daran gewöhnt werden, die Bindelhäufer als ein regelmäßiges Aus- 
kunftsmittel zu betrachten.’ 16) 

Später als in Frankreich wurde in England daran gedacht, Findelhäufern Naum zu geben. 
Im Jahre 1713, einige Jahre vor feinem Ableben, gab Addiſon dazu die Anregung, aber 
erft im Jahre 1739 fam die Sache in London zur Ausführung. 17) Die Findelanftalt wuchs 
durch reiche Beiſteuern, beſonders auch durch das thätige Gingreifen eines großen Deutfhen. 


13) Rau; Archiv für politiihe Ofonomie und Polizeiwiſſenſchaft (Heidelberg 1835), IL, 286, 

141 Garus gedenft im zweiten Theile feines Neifewerfs: Paris und die Rheingegenden. Tagebuch 
einer Reife im Sabre 1835 (Leipzig 1836), ©. 31, unter Betrachtungen eines andern Miebraudes, Er 
beſuchte das Hospital für arme franfe Kinder in Paris und berichtet auch? „Es geſchleht ehr häufig, 
daß Tleinefrante Kinder von 10-20 und mehr Monaten dorthin gebracht werden, daß matt, wie ger 
wohnlich Namen und Wolmung der Altern verzeichnet, man aber, wenn das Kind gebeitt iſt und wies 
der. abgeholt werden foll, niemand diejes Namens nnd dieſer Wohnung ‚auffinden faun, der das Kind 
an ſich nahme. Die Mutter oder die Altern haben aber dieſes Ausfunftsmittel benupt, um lich nicht, 
blog diefer, fondern aller weitern Pflege zu entziehen, und fo muß das arme Geſchöpf in dad höpital des 
enfans trouv6s überwandern.” ae 

15) Die Zeitichrift: Der Gerichtsfaal, Jahrgang 1853, 1, 432— 435. 

16) Say, Ausführliche Darftellung der Nativnalöfonomie oder der Staatewirthſchaft. Aus dem 
Frangdflfchen der fuͤnften Ausgabe überfegt von ag (Heidelberg 1830), III, 340. 

'17) Barrentrapp, Tagebuch einer mediciniſchen Reife nach England, Holland und Belgien (Frank— 
fürt 1839), ©. 217— 228. 
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Der Gomponift Händel nämlih machte nit nur eine Orgel für die Kapelle ver Anftalt zum 
Geſchenk, fondern führte auch zum Beiten ded Haufes mehrere Jahre lang fein herrliches Ora= 
torium „Meſſias“ auf, woburd ein Ertrag von faſt 7000 Pf. St. gewonnen wurde. Das Par- 
lament bewilligte envlich einen jährlihen Beitrag von 10000 Pf., jedoch mit der Glaufel, alle 
dingegebenen Kinder (anfangs unter zwei, dann unter ſechs, zulegt unter zwölf Monaten) aufzu= 
nehmen. Am erften Tage, am 2. Juni 1756, wo die Anftalt wirklich als öffentliches Findelhaus 
zu fungiren begann, wurden denn aud 117 und von da bis zum Schluffe des Jahres 1757 
nicht weniger als 5510 Kinder aufgenommen. Der König erflärte fih zum Patron der Anftalt; 
ihr floffen große Summen zu. Im Jahre 1760 betrug die Zahl der Pleglinge über 6000 un® 
die Ausgabe 45000 Pi. Die Gebäude gewährten nicht mehr hinreihenden Raum, und in 
mehreren Graffhaften wurden Filialanftalten mit jelbtändiger Verwaltung erridtet. Bald 
zeigten fih aber üble Folgen ver unbeſchränkten Zulajlung. Se wurden viele kranke Kinder 
gebracht, um noch ärztliche Hülfe oder wenigftend ein anjtändiged Begräbniß zu erhalten. Dft 
jendeten entfernte Gemeinden [denn die Gemeinden hatten und haben die Findlinge oder die 
Kinder der Armen zu verpflegen 18)] diefe der Anftalt zu, um die®emeinde von der Laſt der Er— 
haltung zu befreien. Gegen diejen legtern Misbrauch ſchritt das Parlament jhon im Jahre 
1759 ein, während es im folgenden Jahre die Aufnahme direct beſchränkte. Obgleich die Anflalt 
noch immer Foundling-hospital genannt wird, jo ift fie do im firengen Sinn fein Findel- 
haus mehr. Sie ift darauf berechnet, unehelihe Kinder aufzunehmen. Das darauf gerichtete 
Geſuch wird von der Commiſſion geprüft; die Mutter wird vernonimen, weitere Nachforſchun— 
gen werben angeftellt, und je nad) dem Ergebniſſe erfolgt der Beſchluß. Gemöhnlic werben die 
Kinder in den erften ſechs Wochen nach ver Geburt aufgenommen. Kinder, die ein Jahr alt find, 
werden nicht zugelaſſen. Nad der Taufe wird der Pflegling, wie in Frankreich, auf dad Land 
gethan und einer Amme anvertraut, die überwadt wird. Mit dem Alter von fünf Jahren kehrt 
das Kind zur Anſtalt zurüd, um dort unterrichtet und nad der Verſchiedenheit des Geſchlechts 
erzogen zu werden, Verlangt die Mutter ihr Kind zurüd, fo muß fie jih nicht nur als ſolche le— 
gitimiren, wofür Beweidmittel vorgejehen jind, ſondern auch nachweiſen, daß jje bereit und 
fähig ift, für vaffelbe zu forgen, nöthigenfalls dafür Gewähr leiften. 

Unter den Anjtalten der armen Injel Irland war das Foundling-hospital in Dublin das 
bedeutenpfte. 29) Schon in den erften Jahren des vorigen Jahrhunderts, im Jahre 1704, aus 
dem Boden ded Bedürfniſſes hervorgewachſen, breitete es jich erjt in dem gegenwärtigen Jahr 
bundert aus, wo die Anftalt durchſchnittlich etwa 1200 Kinder im Haufe, 7000 bei den Am— 
men auf dem Lande und noch mehrere Taujende in der Lehre, jedoch überwacht, hatte.. Zur Ber 
ftreitung der Koften mußte, Privatbeiträge von Bedeutung abgerechnet, ver Staat jährlid 
zwiſchen 30—40000 Bf. zuſchießen. Die Verwaltung und Ginrihtung war der der londo— 
ner Anftalt analog. Obgleich ih nun die Anftalt in einer ehr wichtigen Beziehung, binjit- 
lich einer verhältnißmäßig geringen Sterbligfeit ver Pfleglinge (12—20 Pror.), fehr augzeich- 
nete, jo wurde jie doch im Jahre 1835 aufgehoben. 

Unter den durch Italien zerftreuten Findelhäuſern zeichnet fi das Inflitut zu Mailand 29) 
aus, das in jeiner zweiten Abtheilung Entbindungs- und Zehranftalt if. Die Pfleglinge wer- 
den eittweber in der Drille oder Dreblade niedergelegt, oder fie werden dem Gebärhauſe ent= 
nonımen, ober jie werden von den Gemeinden des ehemaligen Herzogthumsd Mailand eingelie- 
fert, ober jie werden in Begleitung regelmäßiger Zeugniffe in die Anftalt gebracht, ald Kinder 
armer Ältern, die außer Stande find, die Mittel der Erhaltung zu erihwingen. Ferner beher⸗ 
bergt die Anftalt die Kinder franfer Mütter, melde in einen Hospitale untergebracht werben, 
über Naht. Die noch ungetauften Säuglinge werben zur Taufe gebradt und erhalten, find 
Die Ältern unbekannt, einen Geſchlechtsnamen. Die in ker Drille nievergelegten Kinder wer: 
den fofort von der Pförtnerin in Empfang genonimen und mit einem Zeichen verfeben, darauf 
in den Gontumazfaal getragen, wo ihnen alle Hülfe dargebracht wird. Nad einigen Tagen wer: 
den die gefunden Pileglinge auf das Land in Pflege gegeben. Diejes Findelhaus ſpielt aud 
in ven Jahrbüdern der Gerechtigkeitspflege eine Rolle, indem e8 zum Gehülfen eines Verbre— 
hend gemacht wurbe, wie eine im Jahre 1836 zu St.:Callen und Bern erfdienene Schrift 
über ein Strafverfahren wegen Verſchleppung von Kindern bekundet. 


18) Billet, Anfichten über England. Aus dem — (Jena 1816), S. 137. 

19) Barrentrapp, a. a. D., ©. 438, 439, 657. Wildberg, a. a. O., II, 149—151. 

20) Loder, 7 über ärztliche Berfaffungen u. ” w. in Italien (Reipzig 1812), ©. 33 fa. 
Wildberg, a. a. D,, 14—630. 
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Sowie der Südweſten Europas, Portugal und Spanien, fo hat auch, aufer Schweden, der 
Nordoften, nämlih Rußland, Findelhäuſer. Die Anftalt in Petersburg?!) wurde von den 
Gründer diefer neuen Hauptftadt, von dem Zar Peter dem Großen errichtet, von der Kaiferin 
Katharina U. bedeutend erweitert und fpäter noch jehr vervollfommnet; fie bildet eine Eleine 
Stadt. Dem Portier liegt ed ob, die hingebrachten Kinder in Empfang zu nehmen und fie unter 
der laufenden Nummer in dad Regiſter einzutragen. Mill die Überbringerin Rede jtehen, fo 
hat fie nur zu erklären, ob das Kind fhon getauft fei oder nicht, umd welchen Namen es im 
legtern Ball führen foll; jie erhält einen Zettel mit der eingetragenen Nummer. Gin gleiches 
Täfelchen wird dem Kinde um ven Hals gehängt, damit die Mutter es auffinden fann, wenn fie 
ed wieder an ji nehmen will, was nur dann gejtattet ift, wenn jie die Mittel zum Unterhalt 
nachweiſen kann. Auch Schwangere können in der Anftalt ihre Nieverkunft halten. Sind die 
etwa 14 Tage alten Kinder fräftig genug, fo werden jie auf das Land zur Pflege gegeben; im 
vierten Jahre werden jie in eine Elementarjchule gebracht. Die Verwaltung gilt ala ſehr lobens— 
werth. Jährlich werden gegen 3000 Kinder aufgenommen. Das von der Gemahlin Paul's L 
gegründete Findelhaus in Moskau 22) beſteht in einer großartigen Gruppe von Gebäuden, welche 
neben der Findelanftalt aud ein Waifenhaus umfaſſen. Das Kind wird in der Loge des Portier 
niedergelegt; ed ift verboten, Fragen nad den Namen der Altern oder der überbringenden 
Perſon zu flellen. Die Anftalt erzieht und unterrichtet ihre Pfleglinge. Haben dieje etwa das 
zwanzigfte Jahr erreicht, jo erhalten fie außer einen Geldbetrag die Mittel, jih eine Subitftenz 
zu begründen; fie haben die Wahl, mo jie ſich niederlaffen wollen. Im Jahre 1831 betrug die 
Zahl ver Bileglinge in der Anftalt felbft 1509 von jedem Alter, worunter 843 Mädchen, die 
Zahl der Angeftellten 233 Männer, 279 Weiber, die Zahl der Ammen 539. Außerdem wur— 
den in der Stadt 1579 Knaben und 1524 Mädchen und auf dem Lande 7969 Knaben und 
9522 Mädchen unterhalten. In dieſem Jahre beliefen fi die Ausgaben auf mehr ald 17 Mill. 
Rubel. ; 

Bon den Staaten ded Deutjchen Bundes bejigt blos Ofterreich Findelhäufer. 2?) Zur Unter: 
bringung armer unehelicher Kinder, dann der eigentlihen Findlinge errichtete der menſchen— 
freundlige Kaiſer Joſeph U. Pflegeanftalten, welche indeffen auch ehelihen Kindern, deren 

Itern ihren Pfligten nicht nahfommen konnten und deren Aufnahme in einer Waiſen— 
anftalt formelle Hinderniffe entgegenftanden, geöffnet waren. Dieje Anſtalten jind Staateinftis 
zute, daher fie, wenn die eigenen Mittel nicht zureihen, Zufhüfle aus der Staatskaſſe erhalten. 
Die Zahl derjelben betrug im Jahre 1849 nicht weniger ald 33, von denen 12 auf die Lom— 
bardei famen, In demfelben Jahre befanden ih im Haufe12591 Pfleglinge männlihen, 12829 
weiblihen Geſchlechts, auswärts aber 39740 Knaben und 41725 Mädchen. Die Sterbefälle 
berrugen etwa 13 Proc. 

Eine häufig erörterte Frage ift: ob Findelhaufer oder feine? Es kann indeſſen auf diefelbe 
£aum eine einfache Antwort gegeben werden, ald etwa diefe: das Findelhaus mag unter Um: 
finden ald Nothbeheli dienen, um nod größere Übel in der bürgerlichen Geſellſchaft zu hin— 
dern. Hier muß ed genügen, auf die Literatur diejer Frage zu verweiſen, in deren Grörte: 
rung ſich weitere Fragen verweben, z. B. die Frage, ob die Findelhäuſer dazu mitwirkten ober 
mitzuwirken geeignet jeien, von dem Verbrechen des Kindermorted oder der Kinderausjegung 
abzuhalten, worin der Grund des ftarfen Sterblichkeitsverhältniſſes liege, und durd welche 
Mittel dieſe Anftalten, namentlich in diefer Beziehung, zu vervollfomnnen feien? In dem 
größten Theile von Deutfhland bat das Wort Hufeland's: „Keine Findelhäufer, denn Findel- 
häuſer maden Findelkinder“, jein Echo gefunden. Indeſſen fheint ed, als ob gerade die Haupt⸗ 
fladt des Landes, den der große Arzt durch jeine Wirkſamkeit angehörte, Berlin, nachgerade das 
Bedürfniß einer ſolchen Anftalt empfinde. Die dortige Kaufmannſchaft hat dafür bereits ein 
anſehnliches Kapital beigefteuert, und nach neueften Nachrichten wird ernflli an die Ausfüh— 
rung gedacht. Große Städte haben eben ihre befondern Misverhältniffe und bejondern Bes 
dürfniffe. 

Literatur: Meigner, „Zwei Abhandlungen über die Brage: Sind Findelhäuſer vortheil- 
haft oder ſchädlich?“ (Göttingen 1779); Frank, „Suftem einer vollfländigen mediciniſchen Po— 





21) Wildberg, V, 222 u. 223. 22) Wildberg, 11, 488—4%. 

23) von Reden, Allgemeine vergleichende Finanzftatiftif (Darmftabt 1853), Bo. II, Abth. 1, S. 475. 
Brachelli, Deutfche Staatenfunde (Wien 1856), I, 371. Besque von Püttlingen, Handbuch des in 
Diterreich geltenden internationalen Privatrechts (Wien 1860), S. 161, 168. 
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fizei” (Frankenthal 1791), V, 348—432 (der große Arzt hat der Angelegenheit volle Auf: 
merkſamkeit gewidniet, ſodaß auch dieſer Abſchnitt feines großen Werks nod immer von bedeu— 
tendem Werthe iſt); von Berg, „Handbuch des deutſchen Polizeirechts“ (Hannover 1802, 
11, 43— 47); Lotz, „Über den Begriff der Polizei und den Umfang der Staatspolizeigewalt“ 
(Hildburghaufen 1807, ©. 577—579); Niemann, a. a. D., ©. 248— 256; Bondy, „Me- 
moire sur la necessit& de reviser la legislation actuelle concernant les enfants trouves” 
(Auxerre 1835); Gaillard, „Recherches administratives, statistiques et morales sur les 
enfants trouves, les enfants naturels et les orphelins en France et dans plusieurs 
autres pays de l’Europe‘ (Paris 1837); Terme und Monfalcon, „Histoire statistique et 
morale des enfants trouves, suivi de cent tableaux’’ (Paris 1837); Nemacle, „Des hospi- 
ces d’enfans trouves en Europe et principalement en France” (Parid 1838); Ducpetiaur, 
‚Des modifications à introduire dans la legislation sur les enfants trouves en Belgique’* 
(Brüffel 1834); der Beitrag Mohl's zum vierten Heft der „Deutſchen Vierteljahroſchrift“ für 
1838, &. 240— 266; Derjelbe, „Die Polizeimiffenihaft nah den Grundſätzen des Rechts— 
ftaatd’ (zweite Auflage, Tübingen 1844), I, 398— 404; Moft, „Ausführliche Encyklopädie 
der geſammten Staatsarzneikunde“ (Leipzig 1838), 1, 483 —485; Schürmayer, „Handbuch 
der mebicinifchen Polizei nad) ven Orundfägen des Rechtsſtaats“ ( Erlangen 1848), S.47— 50; 
Billard, „Resume de la discussion sur les enfants trouvés et observations sur la loi pro- 
posée au corps legiskatif‘ (zweite Auflage, Paris 1854); Rotteck, „Lehrbuch des Vernunft 
rechts” (Stuttgart 1834), III, 427. PH. Bopp. 

Fiscal; Fißcalgewalt; Fiscalanwalt; Fiscalprocef. Die Begriffe und Rechtsver— 
häftniffe der Fiscalgewalt und ver Fiscalbeamten verdanken ebenjo wie die des Fiscus ſelbſt 
und bie zum Theil verworrenen und dem vernünftigen Rechte widerfprehenden Vorftellungen, 
die man oft damit verbindet, dem Despotismud der römiſchen Kaifer ihren Urfprung. Die 
Kaifer hatten nämlid neben dem eigentlihen Staatdihaß (aerarium), der im Tempel des 
Saturn aufbewahrt und vom Senat verwaltet wurde, und in welchem früher alle Staatsein— 
fünfte, insbejondere aud die aus den Provinzen zufammenfloffen, eine heſondere Kaffe, den 
fogenannten Fiscus, für ihre befondere Verwendung und Verwaltung gegrimbet. In diefen 
Fiscus zogen fie theils beftimmte, bisher ſchon übliche Staatdeinnahmen, fo Die von mehreren 
Provinzen, die nun im Gegenfage gegen die übrigen Provinzen (oder die jegt fogenannten 
Provinzen des Volkes) den Namen Provinzen des Kaifers erhielten, theils auch die durch ven 
Despotismus neu erpreßten oder doch manche fehr vermehrte Ginkünfte, wie Confiscationen, 
Bermögend: und Geldſtrafen. Mit gleihem Despotismus gaben fie dieſem Fiscus, den fie zu 
eitter moralifchen Perſon erhoben, durch befondere Fiscalbeanıte verwalten liegen und nad 
Gutdünken theils für Staatszwecke, theild für ihre Privatzwecke verwendeten, eine große Reihe 
der ungereßhteften Privilegien. Im Fortſchritte derſelben Vermiſchung der Öffentlihen und 
privatrechtlichen Verhältniffe, melde dem Despotismus eigen ift, ging zulegt das ganze römifche 
Stagtövermögen im Fiécus unter), von welchem dann bie Jurisprubenz wieder befondere 
Privatgüter des Fürſten (patrimonium principis) abzufondern bemüht war. 2) In der gleichen 
despotiſchen Richtung nahmen im Feudaldespotismus des Mittelalters die Kaifer und Fürften 
und bie ihrer Willkür dienftbaren romaniftiihen Juriften die despotiſchen Grundfäge ber römi- 
hen Kaiſer über die Fiscalrechte und Fiscusprivilegien, foweit fie e8 bei iy;ven Reihe: und 
Landfländen und den deutfchen Bürgern und Gorporationen durchzuſetzen wußten, für ſich in 
Anfprug. Zwar eine gänzlihe Vermifhung des Staatövermögens und aller Stantseinfünfte 
mit dem Fiseus fegte man nirgends durch, gewöhnlich aber wußte man dagegen für den Fiscus 
neue despotiſche Erprefjungen ald Einnahmequellen aufzufinden, vor allem durch vie an fi) 
verkehrten und bis zur Abfurbität ausgedehnten Einziehungen fogenannter herrenlofer und 
Fremdlingsgüter und die auf fie und auf die abgefhmadten Dichtungen vom Eigenthumd:- und 
Obereigenthumsrechte der Kaijer und Landesherren an dem Yand gegründeten nupbaren 
Hoheitsrechte. 

Bei dieſer fortgeſetzten Vermiſchung der Privat: und Öffentlichen Rechte und verſchiedener 
Arten der Öffentlihen Einfünfte und bei der diefer Begrifföverwirrung und dem Despotismus 
entfprehenden Verfehrtheit, die Regierungsrechte, jo namentlich aud die Strafrechte, vorzugs- 





Y» Ulpian. fragm., 17,2; cap. 1, de compensat., paragr. ult. de usuc ; cap. 3, de qua- 
drienn. praescr, 
2) Cap. 31. c. und L. 6, $. 1, de jure fisci. 
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weife aus dem finanziellen Geſichtspunkte zu. betrachten, verwechjelte man denn zum Theil auch 
das Fiscalrecht, die Fiscalgewalt, mehr oder minder mit dem ganzen Regierungsrechte. Der 
Fiecal der Regierung hatte oft alle Regierungsrechte, vorzüglich aber die gerichtlichen in Civil⸗ 
und Grininallaßen zu vertreten; Er erjchien insbeſondere häufig als öffentlicher Ankläger in 
Strafſachen, welche allerdings theild durch die vielen Gonfiscationen und Geldſtrafen, theils 
durch dad Abkaufen der Griminalprocefle und der Strafen in ber. feudaldespotiſchen Zeit Die 
herrlichſte Cinnahmequelle bildeten, machte alſo eine Art von Stuatöprocurator, Hierüber ind 
indeſſen die Art. Anklage und Staatöprocurator zu vergleihen, ſowie über ven Fidcus im 
engern Sinne und feiner Verwalter Rechte und Privilegien der Art; Fiſscus 

Im übrigen genügt die allgemeine Bemerkung, daß die despotiſchen und verworrenen Be: 

riffe und Rechtsbeſtimmungen ded römischen Kaiferrehts und des Feudalismus auf unfere 

Halle rechtlichen Staatsverhältniffe an ih durchaus feine Anwendung finden, und daß e# 
daher im allgemeinen nur die aus dem vernünftigen Staatsrechte und den befonbern Landes: 
verfajlungen zu entwidelnden finanziellen und übrigen Regierungsrechte gibt, die unter deu 
betreffenden Artikeln abzubandeln jind. Dagegen kennt das jegige alfgemeine deutſche Staats: 
recht weder der Sache no) dem Namen nad davon verſchiedene beiondere Fiscalrechte und Fis- 
ealbeante. Wo jie beftehen, muͤſſen fie ald befondere Ausnahmeverhältniffe aus dem beiondern 
Laudesſtaatsrecht entwicelt und nach ihm beurtheilt werben, MWelder, 

Fifchereigerechtigfeit. Im Alterthum waren die Fifhe ein Gemeingut, das, die gütige 
Mutter Natur allen zugänglich gemacht. Auch die Gejeggebung der Römer geflattete jever- 
mann, in Öffentlichen Gewäflern (Flüffen, Seen und Kanälen) zu fiſchen; dazu fand auch das 
Meer offen. Das gleiche Recht herrſchte bei den germanijchen Völkern. Noch der Sachſenſpiegel 
(11, 28, $. 24) hat den Grundſatz: „Welches Wafler ftrommeije fließt, das ift gemeinſchaftlich, 
darauf zu fahren und barinnen zu fiſchen“, ein Grundfag, welcher ſich noch hier und dort auf- 
recht erhalten hat, faſt überall injofern, als das Fifchen mit der Handangel geftattet iſt. War 
das Gewäller Beitandrheil einer Almende, fo durften die Gemeinbegenoffen darin filhen.. Spä- 
ter wurde das Recht, in Öffentlichen Gewäflern zu fiſchen, und zwar aus verſchiedenen Gründen 
beſchränkt; der Kaiſer verlieh ed als Gerechtſame an Einzelne, an Anftalten u. ſ. w.!) End⸗ 
lid ward die Fiſcherei, beſonders in ſchiffbaren Flüffen, faft überall für ein Regal erklärt. [Klü- 
ber, Offentliches Recht des Deutſchen Bundes und der Bundesſtaaten“ (dritte Auflage, Franf- 
furt 1831), $. 458, meint, daß die Fifhereigerehtigkeit in der Regel fein Regal, ſondern 
Wirkung des Waſſer- und Flußeigenthums fei.] | 

Die moderne Gefeggebung hat ſich vielfach mit der Fifcherei, beſonders mit der Fiſcherei— 
gerechtigfeit beihäftigt. Das öͤſterreichiſche Givilgefegbuch, welches in $. 383 auch hervorhebt, daß 
die Frage, mem das Recht zu fiihen zuftebe, in den politifhen Bejegen feflgejegt fei, verbietet in 
$. 413 das Anlegen von Werfen over Pflanzungen, die den ordentlihen Lauf des Fluſſes ver- 
ändern oder namentlich der Fifcherei nachtheilig werden fönnten. ?) Den Küftenbewohnern ift die 
Fiſcherei im Meere in ver Regel nur auf eine Seemeile weit vorbehalten, während ſie weiterhin 
den Ins und Ausländern freigegeben if.) Das Preußische Landrecht Handelt, Thl. I, Tit. 9, 
$.170 — 192 von der Fiiherei, bezeichnet den, welcher mit der. Fiſchereigerechtigkeit in Strö— 
nien, Seen und andern Gewällern verjehen ift, ald ausſchließlich berechtigt, ſich alle varin leben: 
den Thiere zuzueignen, vindieirt die Amphibien, Fiihottern, Biber und Waflervögel der Jagd 
und die Fiſche in Teichen, Seen und andern Gewällern, welche ſich nicht über die Grenzen des 
Grundſtücks erſtrecken, von den jie umfangen find, als das Gigenthun des Gigenthümers 
deflelben, geflattet demſelben auch die Anlegung eines ſolchen Gewaäſſers und umgibt die Aus: 
übung der Fifcherei mit polizeilichen Vorſchriften. In öffentlichen ſowie in nicht eingefchloffenen 
Privatgewäffern müffen die Vorſchriften der Polizeigefege wegen der Laichzeit, des verbotenen 
Fiſcherzeugs und der Verhinderung des Ruins der Fifcherei beobachtet werden, Bezüglich ver 
Privatgewäffer, die der Fifchereigerechtigkeit mehrerer unterworfen Äind, darf niemand, ohne. daß 
erdazu ein beſonderes Necht erworben hat, durch Verfegung des Bluffes ober: oder unterhalb 
den freien Gang der Fifche hindern. In öffentlihen Gewäflern darf niemand zum Nachtheile 
der Fiſchereiberechtigten Enten hegen. Gnten, welche vie Befiper der an Privatflüffe und Teiche 





1) Walter, Deutfche Rechtsgeicyichte (zweite Ausgabe, Bonn 1857), Bd. 1, $. 307, Bd. II, $.554. 
2) von Zeiller, Sommentar (1812), IH, 161, 197. 

3) Besque von Püttlingen, Handbuch des in Oſterreich geltenden internationalen Privatrechts 
(Bien 1860), ©. 171. Brachelli, Deutfche Staatenfunde (Wien 1856), I, 233 u. 234. 
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floßenden Grundftüde ohne Erlaubnig des Fiſchereiberechtigten halten, darf diefer, wenn fie 
auf dem Wafler betroffen werden, pfänben ober töbten. Theil, Tit. 15 des Preußiſchen Land— 
rechte ift fopann von den Rechten und Regalien des Staates in Anfehung ber Landſtraßen, 
Ströme, Häfen und Meeredufer die Rebe, und e& heißt daſelbſt: „Der Fiſchfang in öffentlichen 
Strömen gehört zu den Regalien. Der, welchen die Fiſchereigerechtigkeit ohne Beflinnmung ge: 
wiſſer Grenzen vom Staate verliehen wurde, kann fie nur fo weit ausüben, als fein Befig am 
Ufer fich erſtreckt. Der, welchem die Fiſcherei blos zum häuslichen Gebrauche verliehen ift, kann 
fie weder verpachten, noch mit den Fiſchen Handel treiben. Iſt jedoch der Fifhfang zum Haus: 
gebraudje einem Grundſtück und dem Befiger deſſelben geftattet, fo Fann er dem after deſ⸗ 
ſelben überlaſſen werden.“) 

Gleich dem öͤſterreichiſchen Civilgeſetz buch beſchränkt ſich das franzöſiſche darauf, in Art. 715 
aus zuſprechen, daß dad Recht zu jagen oder zu fiſchen der Regelung durch beſondere Geſetze über: 
laſſen ſein ſolle. Dieſe Geſetze ſind namentlich die Ordonnanz vom Jahre 1669, Tit. 26, Art. 
18, Tit. 31, Art. 6, 7, 9, 12 und 13, und Tit. 5, Art. 14 des Geſetzes vom 14. Floreal des 
Jahres X. 5) 

Für Großbritannien iſt die Kifcherei von ber größten Bebeutung, theil® weil ein gro— 
ber Theil der Berölferung allein auf diefen Ermerbözmeig hingewieſen ift, theils weil 
der Stofifch = und Walfifhfang ehr tüchtige Matrofen für die Marine bildet.) Seit dem 
Mittelalter fuchten viele Geſetze das Fiſchereiweſen nah allen Seiten hin zu regeln, theils 
zur Beſchützung dev Brut und Sicherung eined nachhaltigen Betriebs, theild zur Beförderung 
des Gewerbes, theild zur Regelung bed Fiſchhandels zum Beſten des Bublifums, theils zur Fern: 
haltung fremder Fifcher und Fiſche, theils in polizeilidher und völferrechtliher Beziehung, mie 
beim Walfiſch- und Heringsfang. Die herrſchende Geſetzgebung ift namentlich auf pen Schug 
der Fiſchereigerechtigkeit berechnet. ”) Wichtig in Bezug auf Fiſcherei ift die anfehnliche nord: 
amerifantihe, jeßt den Engländern zugehörige Inſel Neufundland wegen der Menge ber 
Serthiere in den fie umgebenden Gewällern. In ihrer Nähe finden fi öſtlich und ſüdlich 
unterfeeifche Beldplatten oder Bänfe von großer Ausbehnung. Dies find die fo berufenen 
Stockfiſchbaͤnke, auf melden fih außer den Strand: und Seevögeln Myriaden vom See: 
tbieren aller Art fammeln. Am meiften werden Stodfifhe und Robben gefangen. Über das 
Recht, Hier dem Fischfang obzuliegen, erhoben ſich heftige Streitigkeiten zwiſchen England 
und Frankreich.) Der Friede von Utrecht führte zu einem Abkommen. Franfreic trat feine 
Anfprühe auf die Injel Neufundland nebft ven anliegenden Infeln, jedoch mit dem Vorbehalt, 
an einem Theile der Küfte die Fiſche trodnnen zu fönnen, an England ab. Der Friede vom 
Sahre 1763 ließ es dabei. Im Brieven von Jahre 1783 wurden bie Befugniffe Frankreichs 
in Bezug auf Fiſcherei audgebehnt.?) In neuefter Zeit hat ein zu London abgeſchloſſener 
Staatövertrag die Grenzen ber dortigen Fifcherei zwiſchen den beiden Großftaaten gezogen, los 
wie der Antheil der nordamerikaniſchen Freiſtaaten durch einen im Jahre 1818 abgeichloffenen 
Bertrag firirt wurde. 10) 

Zerftreut finden fih Beurfundungen Über den jährlichen (geringen) Ertrag des Fiſcherei— 
regals in ben deutfhen Staaten: z. B. Kurheſſen 11): 3500 Thlr. Rohertrag; Großherzog: 
thum ‚Heffen: ®efammtertrag in ten drei Sabren 1848, 1849 und 1850 6943 Fl. Steht die 


4) Temme, Lehrbuch des preußiichen Givilrechts (zweite Nuflage, Leipzig 1846), I, 873. Bürfner, 
Der preußifche Rechtsconfulent (zweite Auflage, Königsberg 1845), S. 297, 298, 363. Brachelli, 
a. a. O. — — Kiden Geſen * 
5) Ihesmar, Die fünf franzöſiſchen Geſetzbücher in ihrer Fortbildung durch die neuere Geſetzgebu 
u. f. w. (Giberfelb 1845), 1, 108. e ’ ; . 
6) Hofmann, Buropa und feine Bewohner (Leipzig 1837), V, 741 u. 742. Wenbeborn, Der Zur 
ftand des Staates u. f. w. in Großbritannien (Berlin 1786), I, 186—189. 
— Das engliſche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht (Berlin 1860), Bo. II, 8. 46, 
©. — 301. 
8) Say (Traite d’&conomie politique, überfegt von Morftadt, Heidelberg 1830, I, 409, 410) 
meint, daß diefer Kifcherei eine allzu hohe Wichtigfeit beigelegt worden ſei. 
9) von Martens, Grundriß einer diplomatifchen Gefchichte der europäifchen Staatshäindel und 
Friedensſchlüſſe (Berlin 1807), ©. 139, 261, 293, 294. 
a (der, Handbuch der allgemeinen Erbfunde, der Länder» uud Staatenfunde (Darmfadt 1861), 


11) Brachelli, a.a. D., II, 222. von Reben, Allgemeine vergleichende Finanzſtatiſtik (Darmftadt 
1851), Bo. 1, Abth. I, S. 608. F Br s 
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Fiſchereigerechtſame einer Gemeinde zu, fo pflegt fie Gegenſtand der Öffentlichen Verpachtung 
zu fein. Beifpiel: die Gemeindeordnung für das Großherzogthum Heffen, Art. 71. 

Fifchereifrevel wurden fhon im Mittelalter mit Strafe bedroht, Hier und da mit grauja= 
men. So heißt ed z. B. in %.284 der Statuten der Stabt Augsburg vom Jahre 1276: „Fiſchet 
ein Man in fremden Waflern, die bündig find, ed ſeyen Weyer ober rinnende Wafler, wer 
daran begriffen wird, dem foll man die Hand abihlahen; fomt er aber davon und wird hi- 
nad begriffen, fo foll man ihm aber die Hand abſchlahen“ u. ſ. w. 12) Inter den deutſchen 
Landesorbnungen hebt ſich beſonders bie auch mit Illuftrationen ausgeftattete bairifche Landes— 
ordnung vom Jahre 1553 hervor, deren neunter Titel des fünften Buche unter der Auffchrift: 
„Viſchordnung, wie die auf ber Thunam (Donau) und fonft allenthalb in unferm Fürſtenthumb 
gehalten werben ſoll“, Eingehendes verordnet, und die im Eifer für den Schug der Fifcherei jo 
meit gebt, daß ſie z. B. verfügt: „Es ſollen auch die Paurn (Bauren) und andere zu Wäfferung 
ihrer Gründ (Grundftüde) feinen graben auf den Viſchwaſſern dermaßen führen und machen, 
das die Viſch darein mögen und alfo varburd der Viſcherey ein Abbruch geſchehe.“ 

Einzelne deutihe Staaten befigen befondere Gefege über Beftrafung der Fifchereifrevel. 
Dabin gehört das Königreih Hannover mit feinem Gefepe vom September 1840 über Beftra= 
fung des Fiſch- und Krebsdiebftahls. 17) Auf dem Landtage vom Jahre 1860 wurde mit den 
Ständen ein „Fiſchereiſtrafgeſetz“ für das Großherzogthum Heſſen verabichiedet, wodurd der 
Kreis der Strafgefeßgebung geichloffen wurde. (Das Gefet vom 26. Juli 1848 wegen Aus— 
nbung der Jagd und der Fiſcherei in den beiden Provinzen auf der reiten Seite des Rheins 
batte verorbnet: Durch bie Ausübung der Fifchereiberehtigungen darf der Gebrauch des Wai- 
ferd zu Öfonomifchen, gewerblichen oder landwirthſchaftlichen Zwecken nicht beeinträchtigt 
morben.) 

Einige neuere deutſche Verfaſſungsgeſetze haben dase Fifchereiregal aufgehoben. So das 
Zandesverfaflungdgefeg für das Herzogthum Anhalt: Bernburg vom Februar1850($. 43), ver 
Art. 64 des Grundgefeges für das Großherzogthum Oldenburg. 14) Die Verfaffungsurfunde 
für das Fürſtenthum Neuß jüngerer Linie erflärt in $. 27 die Fiſchreigerechtigkeit in Bächen, 
welche in fremdem Privateigenthum ſich befinden, ſammt den mit einer ſolchen Gerechtigkeit ver⸗ 
bundenen Servituten für ablösſsbar. 10) 

Literatur, ſoweit nicht ſchon berührt: Pfeffinger, „Corpus juris publici“ (Gotha 1725), 
III, 1423, 1465; Beſold, „Thesaurus praeticus” (Regensburg 1740), Art. Fiſcherei, Fiſchfang; 
Hagemann, „Handbuch des Landwirthſchaftsrechts“ (Hannover 1807), Abſchn. IV, Abth.!l, 
Kap. 1, Titel I, $. 209— 211, ©. 376—380; Mittermaier, „Grundfäge des gemei— 
nen PBrivatrechtd‘ (vierte Autgabe 1830), $. 290—292 ; Gerber, „Syſtem bes deutfchen Pri— 
vatrechts“ (vierte Auflage, Sena 1853), $. 94, &. 218, 219; Bluntfhli, „Deutfches Privat: 
tet” (Münden 1853), Br. I, $. 79, S. 390 — 393; Zahariä, „Deutſches Staats: und 
Bundesrecht” (zweite Auflage, Göttingen 1854), II, 335; „Griminallerifon‘, bearbeitet 
von von Jagemann, fortgefegt von Brauer (Erlangen 1854), ©. 293. Pb.Bopp. 

Fiscus; Fiscusrecht; Fiscusprivilegien. Nach der in dem Art. Fiscal gegebenen 
Entftehungdgefhichte und Begriffsbeflimmung bed Fiscus und der Fiscalgewalt gibt es heute 
nur die aus dem Staatszwecke abgeleiteten Hoheitsrechte und unter biefen die allgemeine Fi: 
nanzhoheit. Ebenfo gibt ed nur ein einziges allgemeines Staatsvermögen , welches von dem 
Privatvermögen und von der der Privatditpofition des Fürften überwieſenen Givillifte getrennt ift. 
Ein hiervon verſchiedener, nur auf den verſchwundenen despotiſchen Verhältniſſen des römifchen 
Kaiſerthums und des Feudalismus berubender Fiscus und ein befonderes Fiécusrecht mit 
beiondern eigenthirmlichen Fiscusprivtlegien find mit ihrer Grundlage felbft verihmunden. 
Wollte man den Staatsſchatz Fiscus nennen, fo wäre das ein leerer Name, wie das Wort 
urſprünglich felbft war, indem es nur einen Korb bezeichnete. Nömifche und feudale Fiscus— 
rechte dürfte man damit nicht verbinden, und überhaupt feine andern als die, welche das allge: 
meine und befondere Staats: uud Privatrecht begründen. Sobald einzelne Theile des Staats— 
vermögend duch Kauf oder Pacht oder auf andere Weife in den Brivatverfehr eintreten, werden 
fie ganz nad) dein allgemeinen Privatrecht behandelt. Nur die etwa durch befondere Landes— 


12) Walch, Beiträge zum deutfchen Recht (Jena Ph IV, 287. 

13) Grefe, Hannovers Recht (Hannover 1860), I, 2 

14) Zachariä, Die deutfchen Serfahungsgefege ber (Göttingen 1855), S. 913, 914, 965. 
15) Zachariã, a. a. O., ©.1 
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verfaffungäbeftimmungen noch feſtgehaltenen Reſte ver frühern BVerhältniffe müſſen in. dem 
beſondern Staate bis zu ihrer Abſchaffung noch geachtet werben. Nur in Beziehung auf ſolche 
beſondere — — keineswegs allgemein, darf man alſo noch mit frühern Staats— 
rechtslehrern und ſelbſt noch mit Klüber in feinem Offentlichen Recht‘ ($. 473 fg.) von einem 
befondern Fiscus und Fidcusrechte reden. Gr verfieht unter Fiscus „ven Inbegriff gewiſſer 
(Staatöbefugniffe zur Wahrung und Verfolgung gewiffer) Rechte und (zur Erwerbung und 
Berwaltung) gewiller (der jogenannten fiscalifhen) Einkünfte‘. Schon dieje Begriffsbeftim- 
mung deutet auf das Negellofe, Ausnahmsweiſe, Unbeſtimmte, auf das einer richtigen Abthri- 
lung und den wahren Syſtem der Staatshoheitsrechte Fremde dieſes ganzen Verhältniffes. 
Sehr richtig hält übrigens Klüber dieje Ausnahmönatur ded Fiscus und Fiscusrechts feſt, wenn 
er fie auch nicht mir ausprüdlihen Worten an die Spige ſtellt. Es folgt ſchon daraus und 
vollends aus der auf früherm Regierungsdespotismus gegründeten Gutftehung uud Natur der 
Fiscus-Verhältniſſe und Rechte, daß dieſelben, fomeit ein beſonderes pojitives Staatrecht fie 
feſtſetzt, ſtets ſtreng ausgelegt und daß gegen ſie vermuthet werden muß. Hiermit ſtimmen 
großentheils vie gewöhnlichen und auch die von Klüber vertheidigten ſtaatsrechtlichen Grunp: 
füge über diefen Oegenftand zuſammen. 

1) Nur die wirkliche Staatöregierungdgewalt kann einen Fiscus haben, niemals fönnen e# 
Unterthanen, etwa Standeöherren oder Körperſchaften. 

2) Nur diejenigen befondern Vermögens: und fonfligen Rechte bilden den Fiscus und das 
Fiscusrecht, welche nad unzweifelhaften befondern politiven Staatögejegen zum Fiscus und 
als Fiscusrechte erflärt find, und nie dürfen die befondern Fiscusrechte ausgedehnt und auf 
andere Kaflen oder Verhältniffe übergetragen werden. Nameutlih bleiben dem Fiscus fremd 
und vom Fiecusrecht unberührt dad Aerar oder die Staatskaſſe mit ihren etwaigen beſondern 
Abtheilungen, wie ver General: oder Hauptflaatöfafle, der Steuer: oder Landſchaftskaſſe, ver 
Kriegskaſſe oder ver Domäuenkaſſe. Und noch weniger gehören das landesherrliche Privat: oder 
Ghatoullvermögen, die Givillifte oder das Stiftungd- und Gemeinpevermögen und das Lehn- 
recht, der fogenannte Lehnfiscus, zu dem eigentlihen Fiscus. Sp jagt Klüber jelbft mit Recht 
in feinem $. 473, während fein $. 335 damit im Widerſpruch dem Ghatoullgute des Fürften, 
ja dem feiner Gemahlin und dem des Ihronfolgerd die eronbitanten und despotiſchen römischen 
Fiscusprivilegien beilegt. Wo fie das bejondere Landesſtaatsrecht unzweifelhaft ertheilt, da 
müffen allervings viefelben gelten. Allein die Grfege aus den römifhen Kaiſerdespotismug, 
welche fie für die römiſchen Kaiſer, die Kaiferinnen und für die Gäfaren gaben, jowie deren 
häufige Anwenpungen in der Feudalzeit können fie heutzutage für fih allein und allgemein 
nimmermehr begründen. Denn die römiſchen ftaatsrechtlihen Verhältniffe ‚gelten an fi in 
Deutſchland nicht, vollends nicht ausdehnende analoge Anwendungen von Ausnahmegefegen, 
und jene despotiihen Grundlagen diefer Grfege und Ausdehnungen find verihwunden. Eine 
techtögültige allgemeine deutjche Gewohnheit für folhe Ausnahmebeftimmungen aber wird ſich 
fiherlich nie jwriftifch erweifen laffen und feine Reichsgeſeze begründen fie. Auch jagt Klüber 
in $. 475 ebenfalls ausdrücklich, daß 

3) die römischen Fidcusprivilegien ald römiſches Staatsrecht in Deutihland keine Anwen: 
dung finden, foweit nicht deren pofitive Annahme oder ihr rehtmäßiger Gebraud über allem 
gegründeten Zweifel ftehen. Auch bilden in der That fat alle dieſe Fiscusprivilegien, wie jie 
ziemlich vollſtändig Lauterbach (Colleg., 19, 14) aufzählt, blos veöpotifche Vorzugsrechte, felbft 
im gewöhnlichen rechtlichen Privatverfehr, wie jle wol dev Despotismus zu Ounften ver Negie- 
rung gründen, aber fein wahres Recht rechtfertigen kann; ſo z. B. die Privilegien, daß fein 
Schuloner des Fiscus compeniiren fann, was ihn der Fiscus ſchuldet, daß der Fidcus ein ſtill— 
ſchweigendes (geheimes) Pfandrecht an den Sachen feined Schuldners oder veilen, der mit ihm 
contrahirte, bejigt und damit dritte Beſitzer und andere Gläubiger häufig ungerecht beprüdt 
und ausſchließt, oder daß der Käufer einer fiscaliſchen Sache fein dingliches Recht gegen einen 
Miethämann des Fiscus, der ausgetriebene Miethsmann aber feine volle Schavloshaltung 
gegen den Fiscus nicht joll geltend machen können. Noch häßlicher ind vollends viele von den 
Juriſten blos erſonnene Fiscusprivilegien und die oft durch barbarifche Geſetze dem Fiscus zu: 
gewiefenen befonvdern Erwerbungen, jo die der Sachen der Fremden, der gejtrandeten Sachen, 
ver Sachen, die dad Meer auäwirft, jo das weite Negifter fogenannter berrenlojer Sachen, 
ferner die Gonfidcationen, vor allem die in freien rechtlichen Staaten ganz abgeſchafften allge: 
meinen Vermögendconfidcationen. 

4) Soweit nicht ganz entfchiedene Bemweife für eine Ausnahme geführt werden fünnen, 
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ſteht der Fiscus unter gemeinem Recht und muß Recht nehmen vor dem ordentlichen Landes: 
gerichte. Und die Scham wenigſtens der romiſchen Juriſten wegen der ungerechten Fiscuspri— 
vilegien, ſowie bie politiſche Borforge, daß nicht das Übergewicht der Macht die Richter beſtim— 
men möge, dad Recht des ſchwachen Bürgers den fiscaliſchen Anſprüchen ver Regierung zu 
opfern, führte ſogar im Roömiſchen Rechte zu dem edeln Grundſatze, daß im Zweifel ver Richter 
gegen den Fiscus entſcheiden jolle. 1) Es iſt dieſes ein Grundſatz, welchen mehrmals gerechtig— 
keitliebende und von echtem fürſtlichen Stolz beſeelte Fürſten, wie Friedrich der Große, aus— 
drücklich wiederholten. Dieſelbe weiſe politiſche Vorſorge gegen richterliche Schwäche und gegen 
etwaige Vorwürfe von ſchwachen Regierungen, dieſelbe Gerechtigkeitsliebe und wahrer fürſt— 
licher Stolz ſollten aber denſelben edeln Grundſatz keineswegs blos auf Vermögensrechte an— 
wenden, ſondern vor allem auch auf die höhern Rechte, wenn der ſchwache Bürger durch eine 
peinliche oder früher ſogenannte fiscaliſche Anklage als angeblicher Beleidiger ver übermächti— 
gen Regierung gegenüberſteht. Die Literatur über dieſe Lehre ſ. bei Klüber, $.328, 335— 338, 
473 - 477. Welcker. 

leiſchesverbrechen, ſ. Geſchlechtliche Vergehen und Verbrechen. 

lußrecht. Soweit daſſelbe mit den Be: und Entwäſſerungen zuſammenhängt, ſ. den 
Art, Entwäflerung; ſoweit es ſich dabei um Uferbefeſtigungen und Dämme zur Deckung 
der anſtoßenden Felder gegen Überſchwemmungen, wie um Anlegung und Unterhaltung von 
Hauptdämmen, Die einer ganzen Gegend zum Schuße gegen vergleichen Überfhwenmungen 
dienen jollen ($. 63, 64, 65, Tit. 15, Th. Il des Allgemeinen preußifchen Landrechts), Handelt, 
f. den Art. Deichweſen. In dem erften Artikel ift insbefonvere aud des bei Benugung ver 
fließenden Gewäfler zur Sprache kommenden Verhältniſſes zwifchen den Grund: und Uferbefigern 
ein erſeits und den Triebwerfen und Mühlen andererſeits ausführlich gedacht, und find außerdem 
die nad) dem Römifhen und gemeinen deutſchen, dem Allgemeinen preußifihen Lands und dem 
franzdjiichen, beziehungsweiſe rheiniſchen Mecht ftattfinvenven Unterſchiede von öffentlichen 
und PBrivatjlüffen, joweit jie ven Gegenftand jenes Artikels betreffen, erwähnt. 

Das Flußrecht fällt vorzugäweife in das Gebiet des innern Staatörechts ; es fommen dabei 
aber auch die Rechte von Privat: und Uferbefigern ſowie die Intereffen ver Staatögefellfchaft 
und der Anwohner in Betracht. Außerdem bietet ed eine völferrechtliche Seite dar, welche beſon⸗ 
derd für den Deutſchen Bund und die zu demfelben vereinigten deutſchen Staaten von hervor- 
ragender Bedeutung if. 

Nah Klüber's „Europäiſchem Völkerrecht‘‘ (zweite Auflage, 1851, $. 129) gehören, was 
das im Staatögebiete befindliche Wafler betrifft, alte Ströme, Flüffe, Bäche und Kanäle, auch die 
Grenzflüffe, viefelegtern ganz oder zum Theil, wofern nicht fchon das dieſſeitige Ufer die Staatd- 
grenze macht, zum Flußgebiet. Bei der Beränderung des Flußlaufs bleibt das Eigenthum oder 
Miteigenthum des verlaffenen Flußbettes wie vor der Veränderung. Werner (Klüber, $. 133) 
bildet auf Grenzrlüffen — bei Occupation beider Ufer — im Zweifel deren Mitte, mit Einfhluß 
der vom der Mitte durchſchnittenen Infeln, die Staatsgrenze. Neuerer Zeit ift zuweilen der 
Ihalmeg (die wandelbare Fahrbahn der thals oder abwärtsfahrenden Schiffe), beziehungs- 
weife die Mitte diefer Fahrbahn, veögleichen auf Brüden veren Mitte zur Grenzbeſtimmung 
gewählt: Schon haben ſich feit zwei Jahrhunderten völkerrechtliche Verträge, welche furchtbare 
Kriege zu beendigen und in Zukunft den ftaatögelellihaftlihen Verhältniffen neue Grundlagen 
und Formen zu geben beitimmt waren, mit den Flüſſen und vorzugsweife mit dem Rechte der 
freien Schiffahrt auf venfelben ald mit einer für alle europäiſchen Nationen gleichwichtigen 
Angelegenheit beſchaͤftigt. So beflimmte ſchon der Weſtfäliſche Friede (1648), daß die im 


Kaifer, jelbft nicht unter Zuftimmung der Kurfürften, ohne die Vernehmung ver betheiligten 
Reihöftände verliehen werden dürften. Auf vem Raftadter Congreß (1798) waren es die 
Franzoſen, welde die Freiheit des Rheins wie der deutſchen Flüffe überhaupt ſtipuliren wollten. 
Grundſätzlich find die Rheinzölle durch den Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Febr. 1803 
abgeihafft; es ftellte die MNheinoctroiconvention vom 5. Aug. 1804 dafür eine neue Gründs 
lage her. Zulegt wurde im Parifer Frieden vom 30. Mai 1814 für alle Flüffe ausdrücklich 





1)L..10, de jure fisci. 
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beſtimmt: „La navigation sera libre de telle sorte, qu'elle ne puisse éêtre interdite à per- 
sonne‘, und die Regulirung der Schiffahrtsabgaben ſollte „de la maniere la plus favorable 
au commerce de toutes les nations” ind Werf gefegt werden. Seit dem MWeftfälifchen Frie— 
den war e8, troß der Wahlcapitulationen der deutſchen Kaifer, mit der Belaftung der deutſchen 
Flüffe immer ärger geworben. „Deren Schiffahrtöverhältniffe [bemerkt die Schrift: „Die 
Elbzoͤlle nebft Actenſtücken und Nachweiſen, 1814 — 1859 (Leipzig 1860)] waren im 
öchften Maße bevrüdt und verfommen. Unverftand und Willfür hatten um die Wette das 
Außerfte aufgeboten, dem deutſchen Volke die herrliche Gotteögabe der ſchiffbaren Ströme fünft- 
lich zu verderben. Stapel: oder Umſchlagsgerechtſame vieler Städte ſowie Monovole und Pris 
vilegien von Schiffergilden beſchränkten und unterbrachen nod zu Anfang des Jahrhunderts 
überall den großen Flußverkehr. Außerdem beftand längs der Flüſſe eine Unzahl von Paſſage— 
zöllen mit den verjchiedenartigften und verworrenften Tarifen. Bei faft allen Slußzöllen aber 
hatte man vie urfprünglichen Zollfäge in völlig unberechtigter Weife allmählich erhöht.” Der 
Wiener Congreßacte vom 9. Juni 1815 jollte ed vorbehalten werben, das deutſche Flußrecht in 
einer feiner wichtigſten Beziehungen zu ordnen. Es beflimmten deren Art. 108 — 116: 
„dab auf allen Strömen, melde mehrere Staaten trennen oder burditrömen, von dem 
Bunfte an, wo jeder verjelben fhiffbar wird, bis zu feiner Ausmündung die Schiffahrt durch⸗ 
aus frei fein und daß diefe in Bezug auf den Kandel niemand unterfagt werden fönne, wobet 
die Vorſchriften der Schiffahrtöpolizei in einer dem Handel aller Nationen möglihft günftigen 
Weiſe, die Shiffahrtöabgaben auf eine gleihförmige, unveränderlihe und von der ver: 
ſchiedenen Beihaffenheit der Waaren injoweit unabhängige Art feftgefegt werben follten, als 
erforderlich fei, um eine ind Ginzelne gehende Prüfung der Ladung auf Defraubations- und 
Gontraventiondfälle beihränfen zu können. Stapel: oder Umſchlagsrechte follten nirgends mehr 
verliehen und die beftebenden nur jo weit beibehalten werben, ald ed, ohne Rückſicht auf Örtliche 
Intereffen, für Schiffahrt und Handel im allgemeinen nothwendig oder nützlich erachtet werde. 
Leder Uferftaat hat innerhalb jeine® Gebiet Die Unterhaltung der Leinpfade und die Arbeiten 
im Strombette zu übernehmen, welche zu dem Zwecke erforberlic find, damit die Schiffahrt 
nirgends auf Hinderniffe ſtoße.“ Es ift befannt, wie ungenügend dieſen Beſtimmungen bisher 
entfprodhen if; unter andern ift Died aud) in dem vorbezeichneten Werfe über die Elbzölle aus: 
führlich nachgewieſen, beögleihen in von Viebahn's, „Statiftit des zollvereinten und 
nörblihen Deutihland” (1858), Th. I, Bd. I, ©. 255 fg., in dem Abſchnitt fiber die 
voͤlkerrechtlichen Verbindungen der Uferſtaaten an den gemeinfamen Strömen, wo fi} eine aus- 
führlihe Darftellung der Verträge, Berhandlungen und Gommiffionen in Betreff der ein: 
zelnen Ströme Deutichlands (Rhein, Ems, Weler, Elbe mit ihren Nebengewäflern, Norpfee: 
gebiet, ferner der Donau, wie der Flüſſe des Oſtſeegebiets, Memel, Weichfel, Pregel, Oder) mit 
einer Aufftellung ber bei diefen Stromſyſtemen betbeiligten Zahl von Quadratmeilen jedes 
Zollvereindiandes findet. 

An diejer Stelle war nur auf die völferredhtliche und zugleich nationalöfonomifche Seite des 
Flußrechts hinzuweiſen. Die weitere Erörterung über die Strom: und Flußzölle und dabei 
bejonders der Rhein⸗ und Eibzölle bleibt befondern Artikeln über dieſe ſpeciellen Gegenſtände 
vorbehalten, Mit Zuverfiht wird nad erfolglofem Ablauf faft eined halben Jahrhunderts die 
endlihe durchgreifende Reform nad Maßgabe ver in Art. 5 der deutſchen Reichöverfaffung 
vom 28. März 1849 aufgeftellten correcten Principien wol nur von einer fünftigen deutſchen 
Gentralgewalt und Nationalvertretung zu erwarten fein. 

Abgejeben von den Grundſätzen bed Völker: und Bundesrechts über Flüſſe, weichen gegen: 
wärtig die Beilimmungen bed innern Staatsrechts ber verfchievenen einzelnen deutfchen Ränder 
über diefe Materie noch theilweife voneinander ab. 

„Zur Ausdehnung der landeöherrlihen Gerechtſame in Rückſicht der Gewäſſer (bemerkt 
Eichhorn, „Deutihe Staats: und Rechtsgeſchichte““, Th. 4, $. 548) gab das longobardiſche 
Lehnrecht und das Römiſche Recht die Beranlaffung ; nad dem legtern jollten alle Wäfler, die 
einen fleten Lauf baben, öffentliche over der Benugung nad gemeine Wäfler fein und die hohe 
Obrigkeit Macht Haben, über ihren Gebrauch zu gebieten und zu verbieten, ungeadhtet dies weder 
mit dem longobarbiichen Lehnrecht, noch mit dem Herkommen in Deutichland übereinftinmte, 
nad welchem ſich jene Gewalt lediglich in Rückſicht der fhiffbaren Flüffe behaupten und aud der 
Reception des Römiſchen Rechts ſich doch ſchwerlich herleiten ließe, daß fie die beftehenven 
Eigenthumsrechte verändert habe. Zwar hätten es die Juriften bei den Berleihungen und dem 
verjährten Gebrauch beenden laffen, wenn durch diefe ein Einzelner Eigenthumsredt erworben 
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habe; aber die Vermuthung wäre num immer für ven Landeöheren und damit die Ermeiterung 
der Nutzungsrechte deſſelben leicht gemacht geweſen, fobald er viefelbe der Mühe werth gefun- 
den.” Nachtheiliger aber wurde eine folhe Ausdehnung des Flußrechts, im Anſchluß an Jagd 
und Fifcherei, infolge Verleihung oder Anmaßung auf Guts-, Gerichts: und Markenherren wie 
Polizeiobrigfeiten, auf diejenigen Klaffen und Stände, melde jich, im Kampf mit den wachſen⸗ 
den Geldbebürfniffen der Landesherren, bei Herabbrüdung der freien bäuerlihen Eigenthümer 
zu gutöpflihtigen und hörigen Hinterfaffen, als alleinige vollfreie Grundbefiger und echte 
Eigenthümer behaupteten und überdies das Syſtem der Negalien auch für fih ausbeuteten 
(f. von Maurer, „Geſchichte der Marfenverfaffung in Deutſchland“, Erlangen 1856, $. 42, 
©. 153, $. 122 fg. und 428 fg., und Eichhorn, a. a. O., $. 223 und 362, auch Walter, 
„Deutſche Rechtsgeſchichte““, Bonn 1853, I, 280), weshalb denn auch im erften Viertel 
des 16. Jahrhunderts unter den bamald verworfenen, erft im 19. Jahrhundert von der 
deutichen Staatengefeggebung meiftentheil® ald gerecht erfannten und erledigten zwölf Haupt⸗ 
beſchwerden des Bauernftandes der eine Artikel die Wievereinräumung des frühern Rechts an 
den Gewäſſern, fomweit vom Befiger fein rehtmäßiger Erwerbungsgrund des Eigenthums nad): 
gewiefen werben könne, betraf. (Gihhorn, a. a. D., $. 485.) 

Das frühefte voflftändige deutſche Geſetzbuch, das Allgemeine preußifche Landrecht von 1794, 
traf Hierauf ſowol bei Aufftellung ver Grunbfäge des öffentlichen und Staatsrechts (Thl. 2, 
Tit. 15, $. 3819.) als im Privatrecht, in der Xehre von der Ermerbung des Eigenthums 
(3.1, Tit.9, $.170fg., 176fg. und $. 223— 274), über das Flußrecht, reſp. über ein- 
zelne Nugungen an und in fließenden Gewäſſern ausführliche Beftimmungen. Daffelbe erkennt 
zwar auch ein Privateigenthum an ben nicht Öffentlihen Flüſſen an ($. 39—43, Tit. 15, IN), 
indeß ohne eine allgemeine Regel darüber aufzuftellen, went ein ſolches Privateigenthum zuſte— 
ben folle, was auch bei der im Laufe der Jahrhunderte jo verfchiedenartigen Aus: und Verbil- 
dung dieſes Rechtsgebiets nicht ohne Bedenken fein konnte. 

In Bezug auf das jus publicum folgt das Preußiſche Landrecht mehr dem ältern gemeinen 
deutſchen, in Verbindung jedoch mit dem longobardiſchen Recht. Es rechnet zu den Regalien des 
Staated nur die Nugungen folder Ströme, die von Natur ſchiffbar find, behält vemgemäß dem 
Staate die Aufjiht und Erlaubniß bezüglich der Wafferleitungen aus öffentlihen Strömen, der 
Anlage von Wafch: und Badehäufern wie der Brüden an, in und über dieſe Flüſſe, desgleichen 
wegen anderer Waflerbaue und Anlagen, durch melde der Lauf des Fluffes zum Nachtheil der 
Schiffahrt gehemmt, eingefhränft oder font verändert wird, ſodann aber ven Fiſchfang in 
öffentlichen Flüffen, wie das Recht, Fähren und Prahme zum Überfegen für Geld zu halten 
(jenen und dieſes unter der Bezeichnung von Regalien), und endlich das Flößungsrecht (mit 
unverbundenen Holze) vor, wogegen der Staat für die zur Sicherheit und Bequemlichkeit der 
Schiffahrt nöthigen Anftalten zu forgen verpflichtet ift. Die Gefeggebung aber hat andererjeits 
jebem, weil zum gemeinen Gebraude, die Schiffahrt, die Benugung des Flußwaſſers durch 
Schöpfen, Baden und Tränfen für Menihen und Vieh, ſowie die Einrichtung von Fähren und 
Vrahmen für das eigene Bedürfniß, deögleihen vermöge ber dem Staate gegen die @igenthümer 
des Ufers, refp. der unmittelbar an den Fluß floßenden Grundſtücke zuftehenden servitus juris 
publici allen Schiffahrenden ven Leinpfad mit der Befugniß der Anlandung, der Befeftigung 
der Schiffe und im RNothfalle aud) der Ausfegung der Ladung am Ufer (diefer gegen Erſatz 
etwaiger Beihädigungen) geftattet. Vermöge feines Hoheitsrechts wird der Staat für befugt 
erachtet, zum Beften des gemeinen Weſens, gegen vollftändige Entfhäbigung der @igenthümer, 
unbefhadet aber der Eigenthumsrechte derfelben, Privarflüffe fchiffbar zu machen und deren 
Gebrauch zum Holzflögen andern zu geftatten ($. 42, Tit. 15, II), worüber die nähern Beftim- 
mungen in dem fpätern Gejeg vom 28. Febr. 1843 über Benugung der Privatflüffe $. 8fg. 
gegeben find. Demnächſt dehnte dies Gejeg vom 28. Febr. 1843 die Benugung öffentlicher 
Flüffe auch jelbft auf das fogenannte Wieſenbrechen (Anlage von Wiefen durch Einfarren und 
Einſchwemmen von Sand und Erde zur Anlage von Wiefen) inſoweit aus, als vaffelbe für vie 
Borflut und Schiffbarfeit wie für die unterhalb liegenden Uferbefiger unſchädlich ift. Daffelbe 
erweiterte ferner die Dienftbarfeit der Privatflüffe (mo öffentlihe Pläge oder Mege ihr Ufer 
bilden und es ohne Gefahr für die Befhädigung des Ufers gefhehen fann) ausdrücklich auf den 
gemeinen Gebrauch des Waller zum Trinfen und Schöpfen ſowie zum Tränfen des Viehes. 

Wo nicht nah Specialtiteln oder Provinzialrehten Infeln, verlaffene und zugelandete 
Flußbetten, Anulfionen und Alluvionen Staatsvorbehalt find, gelten Hinfichtlih derſelben mie 
| 26° ' 
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hinſichtlich der Uferanwüchſe und Erdzungen dieſelben Beſtimmungen für öffentliche Flüſſe wie 
für andere Gewäſſer. Auch hat ſich in dieſer Beziehung das Preußiſche Landrecht im 
allgemeinen den bekannten Grundſätzen des Römiſchen Rechts angeſchloſſen. Abgeſehen von 
den allmählichen Anſpülungen und Erweiterungen der Ufergrundſtücke durch dergleichen Allu— 
vionen, bedarf es jedoch überall, namentlich beim abgeriſſenen, anderweit angelegten Lande, bei 
Inſeln wie bei ſich bildenden Erdzungen und ähnlichen Anwüchſen der Beſitzergreifung zur Er— 
werbung des Eigenthums. Bei Wegräumung und Durchſtechung folder Inſeln, An: und Zu: 
wüchſe zur Wiederherftellung der Schiffahrt oder Vorflut in einem Öffentlihen Fluſſe hat ver 
Privatbejiger nur dann auf eine billige Vergütigung Anſpruch, wenn er diejelben feit länger 
als 50 Jahren bejrflen und genugt hat (Allgemeines Preußiſches Landrecht, $.258rg., 9, D. 
Bei Brivatflüffen aber muß der Staat jedesmal vollftändig entſchädigen. 

Einige andere deutſche Staaten, unter. andern dad Königreih Baiern und das Großherzog: 
thum Sahfen: Weimar, haben in befondern Gejegen, erſteres in denenvom 28. Mai 1852, refp. 
über Benugung des Waſſers und betreffend den Uferſchutz und den Schutz gegen Überfchwen: 
mungen, legtereö in dem von 16. Febr. 1854 über den Schug gegen fließende Gewäfler und 
die Benugung berfelben, auch das Flußrecht geregelt. 

Das bairische Gefeg über Benugung ded Waſſers erklärt Shin: und flößbare Flüſſe mit 
ihren Nebenarmen für Staats-, alle andern Gewäſſer für beſchränktes Privateigenthum, behält 
die in den erftern entftehenden Injeln dem Staate vor (Art. 28) und gewährt bei Berwandelung 
eines Privatfluffes in einen Öffentlichen für Entziehung des Flußbettes Feine Entfhädigung 
(Art. 4 und 6), während ed übrigend im mwejentlihen mit ven Grundfägen des Allgemeinen 
Preußiichen Landrechts, unter anderm aud darin übereinftinmt (Art. 27), „daß diejenigen, 
welde durch den neuen Kanal des Fluſſes an ihrem Eigenthum gelitten haben, vorzüglich aus 
dem verlaffenen Flußbette oder deſſen Werthe entjchädigt werben jollen (Allgemeines Breußi- 
{ches Landrecht, $. 271,9, 1; $. 69, 15, U), ſowie (Art. 29 und 30) darin, daß ein durch die 
Gewalt ded Stromd weggerüdted und an ein fremdes Ufer angelegted oder auf daflelbe ge: 
worfened Stüd Land vom vorigen Befiger noch innerhalb Jahreöfrift weggenonimen werden 
darf (Allgemeines Preußiſches Landrecht, $. 223, 9,1). 

Wie ver Selbftfhug der Uferbefiger auch gegen öffentlihe Ströme Regel ift, jo wächſt page: 
gen dem Ufereigenthümer aud die Vergrößerung der unmittelbar anftoßenden Grundftüde 
durch angefegtes Land zu (Allgemeines Preußiſches Landrecht, $..56, 15,1, und Art. 1 und 5 
des bairiſchen Gejeged). Dabei hat auch zweckmäßig das bairifche Gejeg, betreffend den Ufer: 
ſchutz und den Schug gegen Überſchwemmungen, den Uferihug an öffentlihen Strömen 
für eine Laft des Kreifes (Regierungsbezirks) und nur an nicht öffentlichen Flüſſen für Sache 
der betbeiligten Eigenthümer, in Betreff der Straßen und Gifenbahnen indbefondere für Pflicht 
des Unternehmers, in Betreff der Gewerbsanlagen des Eigenthümers derjelben, hingegen Fluß⸗— 
eorrectionen und fonftige zur Beförderung der Schiff: und Floßfahrt erforderliche Vorrichtungen 
für Staatdlaft erklärt. Weniger principiengemäß ſcheinen die Beflimmungen über Berpflich- 
tung bei Damm = und Deihbauten, welche die preußiſche Gefrggebung in ein befonderes, durch 
Die feitvem entſtandenen zahlreichen Deichſyſteme bewährtes Geſetz über dad Deichweſen ver: 
wieſen hat. 

Das weimariſche Geſetz vom 16. Febr. 1854 vertheilt die Koſten für Erhaltung der Strom: 
bahn, Befeftigung der Ufer und Herftellung von Shug: und Nugungsanlagen, für Reinigung 
und Negulirung von Flußbetten nad dem Grade der Gefahr oder der Größe des Vortheilg, 
refp. der Güte und den Werthe der dabei betheiligten Grundſtücke. Es darf von der Behörde 
den Befigern der Ufer und Anlagen die Pflicht zum Schuge gegen Gewäſſer fogar auferlegt, 
dabei jede Art eined nothwendigen Schutzbaus auch ohne Antrag der Betheiligten angeorpnet 
werben. Die infolge von Schugbauten und Durhftihen verlaffenen Flußbetten fallen der Ge: 
meinde der Ortäflur, jedoch mit der Verpflihtung zu, den Werth zu den Baufoften ald Beitrag 
zu verwenden. Der Baupflicht kann ſich der Uferbeſitzer nur durch Dereliction ded ganzen 
Grunpftüds entziehen, das alsdann mit der Baupfliht auf die dahinter liegenden Nachbarn 
übergeht. Am Wafler angrenzende Oemeindegrundftüde dürfen aber behufs Befreiung von 
der Baupflicht nicht derelinquirt werben. 

Eine Zufammenftellung der neuern deutſchen Gejege über das Waſſerrecht ſ. bei Glaß, 
„Die waſſerrechtliche Gejeggebung auf dem Stanppunft der Gegenwart“ (Altenburg 1856), 
auch in dem Art. Entwäflerung, die Literatur nebjt einem Duellenverzeihnif bei Olaf, 
a. a. O., ©. 166—169, und bei Kette und von Nönne: „Die Landesculturgejeßgebung 
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des preußiſchen Staates‘, Bd. Il, Abth. 2, ©. 576, 623 und 670, anlegterm Orte auch Näheres 
über das in Preußen geltende Flußrecht, inäbejondere fomweit vaffelbe die Ent: und Bewäſſerun— 
gen wie bad Deichweſen berührt. W. A. Fette. 

öderativfpftem, ſ. Bund und Eonföberation. 

olter, Tortur, Marter, peinliche over ſcharfe Frage nannte man im Strafrechte ven 
gegen ven Angejhuldigten durch Erregung körperlicher Schmerzen ausgeübten Zwang zur Er— 
preffung von Geftänpniffm und Ansfagen. Es ſcheint erft der neueften Zeit vorbehalten ge— 
blieben zu fein, der Anſchauung eine Berechtigung einzuräumen, daß aud in vem Verbrecher 
und viel mehr noch in dem blos Beſchuldigten der Menih und feine Verfönlichkeit zu achten 
feien. Die Geſchichte Tehrt und, mit welcher Willfür, Roheit und Graufamteit von jeher mit 
dem Leben, der Freiheit und der Ehre ihrer Mitmenſchen von denen gefpielt wurde, weldye ſich zu 
Gemwalthabern derſelben aufgefhwungen hatten. Kam ed diejen darauf an, dielinterworfenen zu 
Schuldbekenntniſſen zu nötigen, fo jhien ihnen das wirfjamfte und unmiderftehlichfte Mittel 
fih dazu von felbft darzubieten, indem jte die Unterworfenen fo lange marterten, bis die Unerträg— 
lichkeit der erpuldeten Bein zur Erreihung ihres Zwecks oder zur Vernichtung ihres Opfers führte. 
Schon dem grauen Alterthume waren folde Folterungen im ihren roheften und grauſamſien 
Formen befannt , wir finden fie namentlich bei den Agyptern und Perſern vor. Auch den ſonſt 
fo humanen Griechen und den durch ihren Rechtsſinn ausgezeichneten Römern war die An— 
wendung der Kolter gegen Sklaven fehr wohl befannt, unter ver Kaiferzeit bei ven Römern auch 
gegen Freie. Es fann nicht befremden, daß die Herrfhaft der Folter, nachdem fie in dem 
Nömifchen Rechte Eingang gefunden batte, ſich auch mit diefem über die romaniſchen Ränder 
verbreitete. Das deutſche Recht kannte die Folter nicht, feinen Gotteöurtheilen (Orvalien) lag 
eine Idee zum Grunde, welche von der, welche zur Folter geführt hatte, völlig verſchieden war. 
Erft als in Deutſchland die fremden Nechte mit dem inquijitorifhen Verfahren Eingang fan— 
den und man das Geſtändniß als das jicherfte Beweismittel ver Schuld zu betrachten begann, 
fah man aud) Hier fehr bald in der Erpreffung des Geftändniffes duch Martern einen Ausweg, 
um obmwaltender Ungewißheit ein Ende zu machen und fo die Verurtheilung zu rechtfertigen. 
Der erfinderifche menſchliche Geift war nun auch nicht verlegen, fogenannte Wahrheitserfor— 
ſchungsmittel (media eruendae veritatis) In da® Leben zu rufen. Was fonft nur den Eharaf- 
ter der durch die augenbliclihe Situation hervorgerufenen rohen Gewalt und Marter bei den 
Völkern des Alterrhums gehabt hatte, brachte die jpätere Zeit vollftändig in ein Syſtem von 
Graufamfeiten, gab diefem den Auftrih von Rechtshandlungen und verlegte fo in der Men— 
ſchenwürde zugleich die der Gerechtigkeit. Der menſchliche Scharfſinn erſchöpfte fi) in der Er— 
findung der ſcheußlichſten Martern, deren Bolge nicht felten lebenslängliches Siehthum, Ver: 
ſtümmelung oder aud) der Tod war. 

Wenn fo die Folter ihrem Wefen nad) zu einem Proceßmittel, vie Wahrheit zu erforſchen, 
wurde, fo waren die Ordalien Dagegen von dein Gedanfen getragen, daß die göttlihe Allmacht 
die Unfchuld auch durch ſichtliche Zeichen befhügen fünne und werde, wenn e8 darauf anfomme, 
diefelbe glaubhaft darzuthun. So 5. B. werde er, der ſchuldlos Angeflagte, wenn dabei Gott zum 
Zeugen feiner Unſchuld anrufend, glühendes Eifen berühre, ih nicht verbrennen, auch Schwim— 
mens unkundig fih im Waffer oben erhalten und nicht ertrinfen. Waren folde Mittel auch 
an Furchtbarkeit fowie an Trliglichkeit des Erfolgs der Folter nahe verwandt, jo flanden fie, 
oft durch die Beihülfe der ven Angeſchuldigten begünftigenden Geiftlichkeit in ihren Wirkungen 
geihwächt, doch keineswegs mit der Folter auf demijelben Boden. Wenn die Aufnahme ver 
fremden Rechte in Deutſchland, mit ihrem inquifitorifchen , aus ven geiftlichen in Die weltlichen: 
Gerichte allmählich übergegangenen Verfahren, die Orvalien und auch den im weitern Sinne 
ihnen angehörigen gerichtlihen Zweifampf verbrängte, jo bleibt es doch jehr fraglih, ob vie 
Menſchlichkeit bei dieſem Tauſche etwas gewann, ob nicht vielmehr der anſcheinende Fortſchritt 
in der That ein entſchiedener Nüdfchritt genannt werden fonnte. 

Wir laflen e8 vahingeftellt, ob, wie Eihhorn in feiner „Deutihen Staats- und Rechtsge— 
ihichte” auszuführen verfucht, in Deutihland die Tortur anfangs nur gegen Leibeigene und 
umherſchweifendes Geſindel angewendet und erft Später auf alle Klaffen ver bürgerlichen Ge— 
jellichaft ohne Unterihied ausgedehnt worden ift. Anzunehmen ift, daß Ne im 15. Jahrhun— 
dert bereitö bei den meiſten Gerichten Deutſchlands im Schwange war. Einzelne norddeutſche 
Städte, 3.8. Hamburg, Kübel und Bremen, und jelbft Holftein und Schleöwig !) wußten noch 


1) Trummer, Vortkäge über Tortur, Herenverfolgungen u. ſ. w (Hamburg 1844), I, 8. 
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bis zum 16. Jahrhunderte die Folter von fid abzuhalten, und fo findet ih namentlich in Ham: 
burg erft 1589 die Anwendung derfelben vor. 

Die peinlihe Halsgerichtsordnung Kaifer Karl's V. von 1532, deren Berfaffer im der 
Humanität ihren Zeitgenoffen oft ſchon foweit vorangeeilt waren, fonnte die Unmenſchlichkeit 
der Folter nicht abihaffen, fe vermochte fie nur zu mildern und ihre Anwendung zu regeln. 
Sie beſchränkte ihren Gebrauch auf Bapitalverbregen, deren Begriff damals allerdings ziem: 
li audgedehnt war. Eichhorn rechnet (a. a. O., Thl. 3, $. 204 und 212) zu den damals todes⸗ 
würdigen Verbrechen Kegerei, Kirchen: und Strafenraub, Verrath, Diebftahl und Diebes: 
behlerei, Beraubung von Kindbetterinnen, Nothzucht, Meineid, Mord, Mordbrand, Fälſchung, 
Beftehlung der Todten und Sterbenden u. a. m. Auch follte bei diefen die Tortur nur ange: 
wendet werben, wenn ed an andern Beweidmitteln fehlte, und wenn wenigftend eine dringende 
Bermuthung gegen den Angefhuldigten vorlag. Der Thatbeftand mußte foviel ald möglid 
audgemittelt jein, und ed war ihre Anwendung nur nad) vorausgegangener Verteidigung des 
Angefhuldigten und nad einem richterlichen Erkenntniß zuläſſig, welches zur fernern Erkun— 
dung der Wahrheit die fharfe Frage verorbnete, und welches ſowol die Grade der Marter ald 
vie Torturalfragen und in fpätern Zeiten auch die anzumendenden Inftrumente, fowie die aller: 
höchſtens auf ven Zeitraum einer Stunde zu erflredende Dauer der Tortur angeben mußte. 
Solde Angefhuldigte, welche wegen Beifteöverwirrung fein gültiges Befenntniß ablegen fonn- 
ten, und foldhe, bei welchen die Folter wegen körperlicher Schwäche lebensgefährlich fein 
würde, follten berfelben nicht unterworfen werden. Auf den Stand oder die Würde des Ange: 
ſchuldigten fam ed, wo Particulargefege nicht anders beftimmten, nit an. Man unterſchied 
gemeinhin drei Grade der Folter, melde in den Urtheilen als gelinde, ziemlihe Marter 
und mit ver Schärfe bezeichnet wurden. Der Gerichtsgebrauch wid nicht felten von den Be: 
flimmungen ver Carolina ab. Man wandte die fharfe Frage an, ohne daß ihr ein Erfennt: 
niß vorhergegangen war (wie Trummer bemerkt, geſchah dies in Hamburg in den meiften 
Fällen), man fteigerte die Martern mit der Fortſetzung der Verweigerung des Geſtändniſſes 
und gefiel fi oft in ausjhweifender Graufamfeit. Die Marterinftrumente waren nad Zeit 
und Ort verſchieden. Zulegt kamen noch am häufigften die Daumen- und Zehſchrauben 2), 
die fpanifchen Stiefel oder Beinfhrauben, die Leine oder die Schnuren, die Leiter mit oder 
ohne gefpicdten Hafen, dad bambergiihe Inftrument, der manheimer Vock, die Schwefelfäden, 
der lüneburgifhe Stuhl, der Halskragen, die Dornenfrone, die pommerſche Müge, das dop- 
pelte ſpaniſche Fußband und die Folter mit dem Beuer vor. Man wird ed uns erlaffen, auf eine 
nähere Beihreibung diefer Ausgeburten der Barbarei einzugehen. 

Indeſſen können wir nicht umbin, hier noch einmal eined Marterwerfzeugs des 19. Jahr: 
hundertd zu gebenfen, welches den ebengedachten Torturmitteln würdig zur Seite ſteht. Es 
ift dies der badiſche Strafftuhl, welden wir bereitd in dem Art. Diseiplinarftrafe be: 
fhrieben haben. Wir können mit dieſer Wiedererwähnung des Strafftuhls nur den Wunſch 
verbinden, daß man ihn baldigft nah Nürnberg befördere, um in dem Germanifhen Mufenm 
einen Plag unter feinedgleihen einzunehmen und der Nachwelt Zeugniß dafür abzulegen, daß 
man aud im 19. Jahrhunderte noch gründlich zu martern verſtand. 

Sollte die Tortur wirflid angewendet werben, jo wurde dem zu ihr Verurtheilten das 
Erkenntniß bis zu der Stelle, welche die Grade der Tortur beftimmte, eröffnet und er alsdann 
über die in dem Urtheil beftimmten Fragen vernommen. Blieb dies ohne Wirkung, fo 
wurde nad einer Bebenfzeit von einigen Tagen das Verhör wiederholt, und wenn auch dies 
nichts fruchtete, der Angefhuldigte in die Kolterfammer?) geführt und vajelbit dem Scharf: 
richter, welchem das Urtheil zum Durchleſen mitgeteilt wurde, übergeben. Den Torturact 
mußte nun nad nodhmaliger Ermahnung der Scharfrihter in Gegenwart des Griminalgerichtd 
in der Art vornehmen, daß er zunächſt dem Angeſchuldigten die Martermerfzeuge vorzeigte und 
ihn mit diefen bedrohte. 

Sollte nicht mit der wirklichen Kolterung vorgegangen, jondern bei ver Schredung (Terri— 
tion) ftehen geblieben werden, was dann ver Fall war, menn die vorhandenen Verdachtsgründe 
zur Anwendung der Bolter nicht ausreichten, jo wurde dev Act mit diejen fruchtloſen Vor: 





2) Das medlenburgifche Inftrument, welches mit dem fpanifchen Bock iventifch war, beitand aus 
doppelten Daumen: und Zehfchrauben und wurde vorzüglich bei der Tortur der Heren angewenbet. 
3) Oder den Folterfeller, da die Bolterfammern ſich gemeinhin in den Kellerräumen — In 
Hamburg wurde auch in der Stube des Scharfrichters in der Frönerei gefoltert. Trummer, ©. 33. 
. % 
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bereitungen zur Tortur geſchloſſen. Die Territion , welde die Praxis erfunden: hatte, mußte 
mit der Folter verihwinden, fie war ein Betrug gegen den Angefhuldigten und fo ein des Rich— 
teramts unwürbiges Mittel zur Erforfhung der Wahrheit. 

Kam ed jedoch zum wirklihen Gebraude der Inftrumente, dann wurde der Inquifit auf 
einer Reiter oder Bank fejtgebunden, nachdem er zuvor entkleinet war, und ihm die metals 
lene Birne auf ven Mund gejegt, damit. er nicht fchreien over ji in die Zunge beißen fonnte, 
Der Richter hatte über den ganzen Act zu wachen, damit der Angeſchuldigte nicht ver Willfür 
des Scharfrichterd anheimfiel. Die während der Beinigung geftellten Fragen mußten vom 
Inquifiten mit Ja oder Nein beantwortet werben können. Wollte ver Iorquirte geftehen, jo 
wurde der Marterapparat von ihm entfernt und mit ihm, nad einem ihm zur Erholung ges 
gönnten Zwijhenraume, ein Berhör vorgenommen. Verweigerte er nad) der Peinigung wies 
der das Geſtändniß, oder wurden die in demielben angegebenen Umſtände als falſch erfunnen, 
oder wollte er ſich zu der gleich zu erwähnenden Urgicht nicht verfiehen, dann fonnte die Folter 
fortgejegt oder wieberholt und gefteigert werben. 

Überftand der Angeſchuldigte, ohne zu befennen, die Marter, fo wurben alle wider ihn 
vorhandenen Verdachtsgründe ald getilgt angeſehen und derfelbe freigeſprochen. Gegen jolde 
gerechtfertigte Inquifiten griffen jedoch nicht jelten Verfeftungen (Landedvermeifungen) und 
willkürliche Einſperrungen plag. Gin während der Peinigung abgelegted Geſtändniß war 
nicht rehtögültig, auch mußte dad nach ihrer Befeitigung abgelegte ſich über die That jo ver— 
breiten, daß ein Unſchuldiger nicht füglich von dem Ausgefagten unterrichtet fein konnte, Ebenfo 
mußten die angegebenen Umſtände in ſich felbft wahrfheinlid fein und nach forgfältigen Nach— 
forſchungen als wahr befunden werden. Die nothwendige, zwei oder mehrere Tage nad er= 
littener Marter außerhalb der Holterfammer, vor bejegtem Griminalgerihte von dem Ange: 
ſchuldigten bewirkte Wiederholung des Geſtändniſſes war die vorgedachte Urgicht, ohne welche 
daſſelbe nicht für beweijend erachtet werden Eonnte. 

Nahe verwandt mit der Tortur ift der Reinigungseid, dad juramentum purgatorium, bie 
toriura spiritualis oder purgatio canonica,. Es ift die von dem Verbädtigen abgelegte eid⸗ 
liche Berjiherung feiner Unſchuld. Die Auferlegung deffelben hat die Erpreilung eines Be- 
Eenutniffed duch die Furcht vor den göttlichen Strafen und der weltlichen Ahndung des Mein- 
eidd zum Zwei. Man ift gegenwärtig darüber ziemlich einverflanden, daß diefe Art von gei— 
fliger Tortur ebenjo verwerflich wie die phyſiſche jei. Mit ver Aufhebung der gejeglichen Be- 
weistheorien ift daher der Meinigungseid aus den meijten deutichen Strafproceforbnungen 
entfernt worden. Ä 

Folter und Reinigungseid mußten ſich überleben, beiven lagen falſche Vorausſetzungen zu 
Grunde. Bei der Folter glaubte man, jie werde den Schulvigen beſtimmen, um die Marter ab- 
zuwenden, alled anzugeben, was zum Beweiſe feiner Schuld dienen fünne, und nur der wahr: 
haft Schuldloſe werde die Tortur beftehen. Man verkannte die Erfahrung, daß aud der ſchuld⸗ 
108 Gemarterte, um für den Augenblid von der Folter befreit zu werben, ſich zu wahrheitswi⸗ 
drigen Bekenntniſſen herbeiläßt, und daß die Prüfung der Zuverläfiigkeit eines ſolchen Geftänd- 
niffes immer eine trügerijche bleiben mußte, da leicht auch unwahre Befenntniffe, wenn fie mit 
faljchen Anſchuldigungen übereinfamen, die Wahrſcheinlichkeit für fich haben konnten. Man 
bedachte nicht, daß man Juſtizmorde durch ein Verfahren förderte, welches jedes Anſpruchs auf 
Rechtmäßigkeit entbehrte, indem es auf einen bloßen Verdacht hin durd die graufamften Mis— 
handlungen die Gefunpheit und das Leben bedrohte. Ebenſo unrichtig war die Boraudfegung 
des Reinigungseides. Man glaubte, die Furcht vor der göttlichen Strafe werde den Schulvigen 
zur Berweigerung des Eides antreiben, und bedachte nice, daß ſich das Streben nad) Selbit- 
erhaltung, im Widerftreite mit jeder andern Rückſicht, vor allem geltend zu machen pflegt. 

Es war dem 18. Jahrhunderte vorbehalten, die Verwerflichkeit der Tortur zu ihrer vollen 
Geltung zu bringen; in den meiften Staaten wurde fie geleglih aufgehoben. Bon Friedrich 
dem Großen geſchah dies in Preußen 1740, gleich nad} feinem Regierungsantritte, 1767 in 
Baden, 1770 in Sachſen, 1771 im Großperzogthum Helen. Zulegt it fie in Deutſchland 

wol in Hannover angewandt worden, und zwar im März 1805. Soviel und befannt, iſt es in 
der neueften Zeit nur noch Neapel gewefen, wo die Bolter mit ihre ganzen Scheußlichkeit ge= 
wüthet hat. 

Sobald man den Orundjag aufgab, daß der Staatszweck jedes Mittel heilige, und daß man, 
um den Schuldigen ſicher zu treffen, auch den blos Verdächtigen, vieleicht Unſchuldigen ftra= 
fen dürfe, war über die Tortur der Stab gebrochen. Man mußte fih endlich davon über: 
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zeugen, daß das durch Die Tortur jo ſchwer gefährbete Recht auf den eigenen Körper und auf 
dejlen Unverleglichfeit ein Urrecht jedes Menſchen if, deſſen ev nur durch jeine Berurtbeilung 
verluftig werben fann. Nur ale Folge einer ungweifelhaften Schuld, ald Strafe kann die Zu- 
fügung förperlicher Leiden, jedoch niemals folder, wie fie die Tortur zufügte, geredhtfertigt 
werden. Auch ald man längft von der Tortur Abſchied genommen batte, hielt man einen pho— 
ſiſchen Zwang zum Geftändniß noch für zuläffig. Man knüpfte ihn an die Gewißheit, daß ber 
Augeihuldigte Geftändniffe ablegen fünnte, wenn er nur wollte, an die Verweigerung jeder 
Antwort und an die offenbare Lüge. Dan fbellte die Zurückhaltung mit der Wahrheit unter 
den Begriff des Ungeborfamd und der Wiverjeßlichkeit gegen das Gericht. Gegen beharrliches 
Lügen und Leugnen glaubte man ji un fo mehr befugt Zwang anzuwenden, ald man Dem 
Staate oder dem Richter das Recht, die Offenbarung der Wahrheit zu fordern, zuſchrieb und 
jeven Angeſchuldigten für verpflichtet bielt, auf an ihm gerichtete Bragen Rede und Anwort zu 
geben. Wenn wir auch gegenwärtig, wenigitens in Deutſchland, wol allgemein den Standpunkt 
überwunden haben, auf welchem der Stod, ver Hunger oder ein jedes Gefühl empörender Kerfer 
die Stelle der Daumenſchrauben vertritt, jo haben wir doch mit der Bribehaltung des inquiſitori— 
ſchen Verfahrens in der Vorunterſuchung von der geiftigen Tortur leider noch nidt völlig Ab- 
fhied genommen. Noch immer erfheint dem Inquirenten die Erlangung des Gejtänpnifie® ald 
ein errungener Sieg. Wenn auch nah der Befreiung aus den Feileln der Beweistheorien das 
Befenntniß aufgehört hat, ein Nequifit dev Verurtheilung zu fein, jo dauert bob der Kampf 
um dad Geſtändniß noch fort. Noch immer hatten jich umfere Richter mehr oder weniger für 
gebrungen, ſolchen Regeln nachzuleben, wie fie Grolman in feinen „Grundſähen der Griminal- 
rechtswiſſenſchaft“ ven Inquirenten zu geben ſich Für verpflichtet hielt, wenn erfagt: „Die Haupt: 
tenvenz des Richters muß immer dahin gerichtet fein, den Angefhuldigten bei feinen Abwei⸗— 
hungen von ver Wahrheit auf eine foldye Weiſe in Inconfequenzen zu verwideln, daß, menn 
ihn das ſchmerzliche Gefühl diejer ibm Flar vor Augen gelegten Inconfequenzen ergreift, ihm 
nur das treue Bekenntniß der Wahrheit ald das allein mögliche Mittel, als verfländiges 
Weſen vaftehen zu Fönnen, erſcheint. Am leichteften wird ihm dieſes gelingen, wenn er findet, 
daß ſich der Angefhuldigte einen vollftändigen Lügenplan ausgedacht hat, wenn er zuerſt um: 
befangen den ganzen Lügenplan aufnimmt und dann dur Flare Nachzeigung der Unwahrheit 
folder Punkte, auf welchen verfelbe weſentlich ruht, das ganze Gebäude zertrünmert, oder wenn 
er bei einem durchaus confequent angelegten Plane erft nad iniger Zeit unvermuthet eine 
Frage nad; einem Punkte, in Anſehung deſſen vollſtändige Treue ded Gedächtniffes am wenig: 
ften zu erwarten ift, ohne Erinnerung an vie frühern Ausfagen wiederholt. Schwerer ift als⸗ 
dann zum Ziele zu fommen, wenn der Angeſchuldigte nur leugnet, ohne durch Unwahrheiten 
feine Unſchuld erweifen zu wollen. Indeſſen wird auch hier- der verftändige Richter durch zweck⸗ 
mäßige Fragen öfters im Stande fein, ihn zu Lügen und Widerſprüchen zu nöthigen.“ 

Grolman war, ald er died niederſchrieb, noch in der Anſicht befangen, daß der Verbrecher 
verpfliähtet fei, dem Richter überall Rede zu jtehen. Die Überzeugung davon, daß das Ver— 
brechen das traurige Geheimniß des Verbrecher ift, welches ihm zu entreißen niemand befugt 
erſcheint, daß man ihm feine Schuld und nicht er feine Unschuld zu erweifen habe, harte fid zu 
feiner Zeit nod) feine Bahn gebroden. Wenn aud) keine Geieggebung eivilifirter Völker io 
weit gegangen war, bie Unterlaflung der Selbftanklage zu beftrafen und den Angeſchuldigten 
zu nöthigen, zu feiner Verfolgung ſelbſt behülflich und thätig zu fein, fo hatte man, den 
Werth des Geftändniffes überfchägend, ed doch für erlaubt gehalten, aud auf ven gewundenſten 
Schleichwegen, durch Hinterlift und durch unter den verſchiedenſten Vorwänden und Namen den 
Angeflagten zugefügte Quälereien, Strafen und Entbehrungen zu dem Ziele ber Selbftanfiage 
zu gelangen. Man verfannte völlig, daß, wenn auch in. manden Fällen wol das Moralgeieg 
dazu verpflichten faun, um eine Schuld zu büßen, ſich jelbft dem Richter zu überfiefern, doch 
die Motive hierzu, die Neue und Sehnſucht nad Wievererlangung ver Gewiſſensruhe durch 
Strafverbüßung, einem andern als dem Rechtögebiete angebören. Jedenfalls liegt in der Selfft- 
anflage eine Berleugnung der eigenften gewidtigften Intereflen, welche wol von der Gewiſſen— 
haftigfeit Ginzelner erwartet, nie aber als Rechtspflicht erzwungen werden kann. 

Was noch in der zweiten Auflage des „Staats-Lerikon“ als ein frommer Wunſch in dem 
gleihnamigen Artikel bingeftellt werden mußte, die Aufhebung der geſetzlichen Beweistheo— 
tie, if ſeitdem, bauptlählih infolge der Greigniffe des Jahres 1848, faft überall in 
Deutihland zur Wahrheit geworden. Es find nur noch kleinere deutiche Territorien, naͤm— 
li beide Medlenburg, Holftein, Lauenburg, beide Reuß, Lippe: Schaumburg und Kiedhten- 
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flein, welche weder das mündliche und öͤffentliche Verfahren bei jih aufgenommen haben, 
noch ſonſt von ven Beflimmungen des genteinen deutfhen Strafverfahrens abgewichen und fo 
auch bei ver Beweistheorie deſſelben verblieben find. Hier treffen wir fomit aud noch den 
Reinigungseid ale Wahrheitserforſchungsmittel an. Mit dem Verſchn inden der Beweistheorie 
hörte num aber dad Geſtändniß auf ein Requifit zur Anwendung der gefeglichen Strafe zu fein. 
Der erkennende Richter, ſowol der ſtändige Richter ald der Geſchworene, überkam die Pflicht, 
unter genauer Prüfung aller Beweiſe für die Anflage und Vertheidigung nad; feiner freien, 
aus dem Inbegriffe der von ihm verfolgten Verhandlungen gefhöpften Überzeugung zu ent: 
ſcheiden, ob der Angeklagte ſchuldig oder nichtſchuldig ſei. Selbft Ofterreich, welches in feiner 
Strafproceßordnung vom 29. Juli 1853 zwar die Schwurgerichte wieder abſchaffte, aber doch 
die Mündlichkeit und (fehr beſchränkte) Offentlichfeit des Schlußverfahrens beibehielt, gab vie 
fogenannte pofitine Beweistheorie auf und refervirte ſich nur die negative. Es beſtimmte, daß 
ber Richter dann die Schuld nicht als erwieſen annehmen darf, wenn dafür nicht wenigſtens 
die im Gefege ausdrücklich vorgefhriebenen Beweiskriterien vorhanden find. Es ift fo im 
mejentlichen auch hier die innere Überzeugung des Richters, weldhe in den andern Rändern des 
mündlichen und öffentlihen Verfahrens venfelben bei der Urtheilsfindung zu leiten bat, und 
welche aus den franzöſiſchen Strafverfahren aufgenommen worden ift und in Frankreich als con⸗ 
viction intime eine fo bedeutende Rolle ſpielt. Wir werden in dem Art. Geſchworenengetichte 
auf diefen Gegenftand näher einzugehen haben, bemerken aber hier mir, wie audy jegr noch in 
Branfreid; gegen die in Unterfuhungshaft Befindlichen Peinigungen vollführt werden, welche 
der Zortur fehr ähnlich fehen. +) Leider find unfere deutſchen Unterfuchungsrichter, wenn auch 
das Geje fie nicht mehr darin unterftügt, noch oft geneigt, es Dem leugnenden Angefchultigten 
durch Disciplinarftrafen fühlbar zu mahen, daß man wiffen werbe, feinen Starrfinn zu breden. 
Wo ein folder Zweck verfolgt wird, finden ſich die Veranlaffungen zur Ausführung folder alten 
Anfklänge an dieolter bald, und es bedarf zumeilen noch einer genauen Überwachung und ftren= 
gen Rüge folder Anefhreitungen eined misverſtandenen Dienfleifere. Diefelben haben mei: 
ftentheils in einem völligen Berfennen des Zwecks der Worumterfuhung ihren Grund. Der: 
felbe ift nur der, die Eriftenz und Natur des angezeigten Verbrechens ſowie die Perfon des 
Thäterd und die zu feiner Überführtng dienenden Berweidmittel fo weit zu erforichen und feft: 
zuftelfen, als dies zur Begründung einer Anflage und zur Vorbereitung der mündlichen Haupt: 
verhandlung erforderlich erſcheint. Der Unterfuchungsrichter foll vaher feine Nachforſchungen 
nicht weiter ausdehnen, als es diefer Zweck durchaus nothwendig macht. Die Sucht, dem ver: 
handelnden Richter gleichſam fpruchreife Acten anzulegen, ift es allein, welche zur Härte gegen 
den Angeſchuldigten den Antrieb gibt; entledigt man ſich der erſtern, fo verliert ſich die legtere 
von felbft. Der Beſchuldigte iſt noch fein überwieſener Verbrecher; ihm als einen folgen zu 
behandeln, heißt das Mögliche mit ven Gewiſſen verwechſeln; es ift ebenfo pflichtwidrig als un: 
politiſch, da es gerade das humanſte Verfahren gegen den Angefchuldigten ift, welches die er: 
beblichften Refultate für die Hauptverhandlung liefert. Das englifhe Strafverfahren geht 
in der Anerkennung des Rechts des Angeklagten, das Geſtändniß und ſelbſt jeve Auslaſſung 
abzulehnen, fo weit, daß es in der Annahme und Niederſchreibung von Geftänpniffen fich fehr 
diffleil zeigt. Namentlich ift dies bei Capitalvergehen ver Fall, und das Gericht rärh in der 
Regel dem Gefangenen, fein Geſtändniß zurückzunehmen und ſich anders auf die Anklage zu 
verantworten, macht denjelben auch darauf aufmerfjam, daß das abgelegte Geſtändniß ihm 
bei der Ermittelung des Thatbeftandes vor dem erfennenven Richter werde zum Nachtheile ge: 
reichen können. 

Die Anihauung Pfizer’ in der zweiten Anflage des „Staats-Lexikon“, daß man der Will- 
für Ihor und Thür öffne, wenn man dem richterlichen Ermeſſen den vorgedachten Spiel- 
raum lafle, bat jih in der Erfahrung nicht als richtig erwieſen. Auch felbft in den Fällen, 
in welchen die Geſchworenen nicht thätig find, entbehren die aus der freien Überzeugung der 
Richter bervorgegangenen Urtheile nicht der erforderlichen Begründung, auch fie haben mol 
noch nirgends das Verlangen nad einer Rückkehr zur gejeglichen Beweistheorie vege gemacht. 

8. Trieft. 

Forftwefen und Forftpolizei, Das Vollkommenere entwickelt ſich nad beftimmten 

Naturgejegen aus dem Unvolltommenern. Der Beljen bedeckt ſich mit der Flechte, vermodert 


4) Wir brauchen hier nur an bie eiferne Haft zu erinnern, welche mit dem fogenannten mettre au 
secret verbunden ift. 
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erzeugt dieje das Grad und die Kräuter, diefen folgt der Baum. Das Planzenreih mußte 
dafein zur Ernährung der erft fpäter entflandenen Thierwelt des Feſtlandes. Erſt nad) ven 
Tieren fam das vernünftige Wejen, ver Menſch. So it aud der Wald älter ald dieſer. 
Europa und indbejondere das in feiner Mitte gelegene Deutihland war mit Wäldern be- 
deckt, ebe fih die Menſchen in der unwirthlihen Waldwüſte dünn verbreiteten. Die Sorge 
der erften Anſiedler ging zunächſt, wie jpäter in Amerifa und Auftralien, nit auf die Er: 
haltung, jondern auf die Vernichtung des Waldes. Zu viel Wald tritt dem Gedeihen ver 
Menſchen ebenjo entidieden entgegen, ald ihm der Mangel deſſelben nachtheilig wird. Die 
Erde muß dem belebenden Sonnenftrahle zugänglih gemacht werben, der jumpfige Boden 
muß audtrodnen, die Luft muß ſich zur Abſetzung ihrer Nahrungstheile frei bewegen und zur 
Erhaltung der Geſundheit der lebenden Wejen die Erde umftrönen fönnen. Die ji vermeb: 
renden Menfhen vermögen ſich nicht mehr ausiclieplih durch die Nahrungsmittel zu erhalten, 
welche ihnen der Wald varbietet. Auch muß der Wald gelichtet werden, vamit die früher allein 
herrſchende Thierwelt aus ihren Feſtungen vergleihbaren Schlupfwinfeln, von welden aus fie 
ihre Angriffe auf ven Menſchen richtet, vertrieben werden fann, Wo Boden und Klima die 
Waldbeſchränkung unterftügen, wo eine anderweitige Benugung per Bodenfläche ver immer 
Dichter werdenden Bevölkerung einen größern Nugen verſpricht, da ftellt ih jevoh nad und 
nad der Walpmangel ein, der um jo nachtheilger wird, als ji mit der Vermehrung der Men: 
ſchenzahl aud deren Anforderungen an die Producte des Waldes fleigern. So erzeugte fid die 
Nothwendigkeit einer pfleglihen Waldbehandlung. Aus ihr ging zunächſt das Forſteigenthum 
bervor, im Gegenfage zu der frühern Gemeinſamkeit des Waldes. Der Mächtigere wurde, wie 
Herr ded Landes, jo auch Herr des Waldes und übertrug auf jeine Vaſallen dad gedachte Eigen: 
thum. Es wurden die Bedingungen vorgefhrieben, unter welden im Einklange mit der noth= 
wendigen Walverhaltung deſſen Benugung ftatthaft jein follte. Aber aud ein ſolcher Schug 
gegen eigentlihe Waldſchädigung reichte nicht lange aus. Von der ftetö ſich verkleinernden- 
Waldfläche ließ jih das nicht mehr nachhaltig und jiher erwarten, was man von ihr verlangte. 
Man mußte gleihjam der Natur nachhelfen, man mußte jie bei ihrem Procefle der Wieder: 
erzeugung des Verlorenen unterjftügen. Die frühere nur abwehrende, negative Forjtbehand: 
lung wurde fo zu einer handelnden, zu dem, was wir jegt die Forſtwirthſchaft nennen. ?) 

Die Forſtwirthſchaft beitand ſchon lange, ehe jich die Korftwiflenihaft bilden konnte, da die 
Elemente derfelben aus den Erfahrungen bervorgingen, welde man bei der Forſtwirthſchaft 
gemadt hatte, und jich erft allmählich zu einem Syiteme geftalteten. Nach der Anſchauung der 
Gegenwart bat ji die Korftwirthichaft mit ver Benugung und Pflege ver Waldungen, bie 
Forſtwiſſenſchaft aber mit einer foftematifchen Darftellung der forftlihen Erfahrungsfäge und 
mit ven Regeln zu beſchäftigen, nach welden die Waldungen am zweckmäßigſten und ergiebigiten 
behandelt und benugt werden fönnen. ?) 

Forſtwirthſchaft und Forſtwiſſenſchaft können manderlei naturfundliches, mathematifches und 
nationalöfonomifhes Hülfswiſſen nicht entbehren. Die nähere Entwidelung und Anwendung 
diejed Wiſſens gehört in die betreffenden Fächer des Forſtſtudiums und bildet nicht, wie man 
früher wol annahm, eine befondere Abtheilung der Forſtwiſſenſchaft im weitern Sinne, in welchem 
fie auch die Forſtwirthſchaft in jich begreift. Je gründlicher das Forftitubium durch die gedachten 
Hülfsfenntniffe vorbereitet und unterftügt wirb, um fo leichter und fruchtbarer wird daſſelbe 
werden, 

In ihrem weitern Sinne kann man die Forſtwiſſenſchaft füglih unter zwei Hauptabihei: 
lungen bringen, von denen die eine die Lehre von der Forſtwirthſchaft an ji, die andere aber bie 
Lehre von ihren Verhältniffen zur Nation und zum Staate umfaßt. 

Die erfte Hauptabtheilung, die Technik des Forſtweſens, faßt dann blos dasjenige in fi, 
was jeder Waldwirth ohne Beziehung auf den Staat und auf die Verſchiedenheiten, welde 
aus der Art des Eigenthums folgen, unter den gegebenen Umftänven zu willen und zu thun 
hat. &. 2. Hartig ?) theilte dieſe Waldwirthſchaft ein in die Holzzucht, die Forſtbenutzung, den 


1) Dal. Pfeil, Grundfäge der Forftwirthfchaft in Bezug auf die Nationalöfonomie und die Staats— 
finanzwifienfchaft (2 Bde., Züllichau und Freiſtadt 1822—24), I, 4 fg. 

2) Dal. Fischbach, Lehrbuch der Forftwirthichaft (Stuttgart 1856), $. 331 fg. 

3) Erft in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts bildete fich die Forſtwiſſenſchaft als Wiffen- 
{haft aus. Es waren vorzüglich die Beitrebungen deutfcher Männer, von weldyen wir nur Garlowig, 
Burgsvorf, Mofer, Beckmann, Gleditfch und von den Spätern Hartig und Pfeil nennen, weldye fie ins 
Leben riefen. Die Franzojen Duhamel und Reaumur flellten ſich diefen als Mitbegründer zur Seite. 
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Forſtſchutz und die Forfitaxution. Frhr. von Wedekind läßt fle in dem gleichnamigen Artikel der 
zweiten Auflage des „Staats-Lexikon““, dem wir auch im wefentlihen wieder folgen, in drei 
Hauptftüde zerfallen: 

1. In die Waldbaulehre, welche von der Hervorbringung und Ernte der Walderzeugniffe 
Handelt. Sie erfordert vorallem Kenntniß von den forftwirthfchaftlihen Eigenthümlichkeiten, den 
Standorten und dem Borkfommen, den Eigenihaften in Bezug auf Anbau und Schlagführung, 
fodann der Brauchbarfeit der verſchiedenen Holzarten. Sie hat in ihrer erften Abtheilung 
mit der Wejenheit des Waldbaus und deren Berhältniffen zu andern Fächern der Kandescultur, 
mit dem Charafter und den Entjheidungsgründen zur Wahl der verſchiedenen Betriebsarten 
einleitend befannt zu maden. 

In ihrer zweiten Abtheilung enthält die Waldbaulehre die Ginzelheiten der Holzzucht, 
deren vormalige Eintheilung in natürlide und künſtliche dem Fortſchritte der Zeit weichen 
mußte, da die jogenannte natürliche VBerjüngung nicht weniger, häufig aber noch mehr Kunſt 
erfordert als die jogenannte fünftlidhe. Die Holzzucht begreift demnach: 1) den Holzanbau 
(Saat und Pilanzung der Wälder), die Saat immermehr auf den Zweck der Pflangenerziehung 
beihränfend, dad Gebiet ver Prlanzung durch Sicherheit und Wohlfeilheit des Verfahrens 
immermebhr ausdehnend; 2) die Schlagführung, d.h. alle Operationen ver Füllung und Ausbeu— 
tung des Holzes, ſowol zum Zwede feiner Ernte ald auch zum Zwede des beffern Wuchſes und der 
Nachzucht. Unter diefen Operationen jind die Durhforftungen, mitteld deren das dem Alter und 
Standorte angemeſſene Verhältniß der Stammzahl und Bodenbefhärtigung erhalten wird, in 
neuerer Zeit immer wichtiger geworden, theild wegen ihresgünftigen Einfluffes auf ven Zuwachs 
des bleibenden Beſtandes, theild auch Durch die ſchon in der Jugend ded Holzes beginnenden und 
bis zu jeiner Haubarfeit öfters wiederholten Zwiſchennutzungen, welde den Nachtheile eines zu 
fpäten Ertragsgenuſſes und dem Vorwurfe des Zinfenverluftes wejentli entgegenwirken. Die 
Durkforftungen finden hauptjählic Anwendung bei dem Hodhmaldäberriebe *), weldyer den Be— 
ftand feine relative Haubarfeit erreihen läpt, un dann deſſen Wiederanbau durch den abfallen: 
ven Samen (natürliche Verjüngung) oder durd Saat oder Pflanzung zu bewirken. Diefer 
Hochwaldsbetrieb ift in der Regel ein ſchlagweiſer; ausnahmsweiſe kann mitunter noch jegt die 
Plänterwirtbichaft, d. h. das bloße Ausfehmeln ftärferer und älterer Stämme, da räthlid wer: 
den, wo es darauf anfommt, den betreffenden Waldort flets mit einer entfprechenden Anzahl 
ihon jtarfer Stämme, untermijcht mit jüngern, bedeckt zu erhalten. 

Die Niederwaldwirthſchaft bewirkt, nah Fällung des Schlags, die Wiederheritellung des 
Beſtandes hauptjählih duch Stod- und Wurzelausihlag der mit Rüdjicht hierauf gefällten 
Stämme. Dieje Betriebsart kann jedoch, je nachdem die älter werdenden Stöde ihren Dienft 
verfagen, deren Erſatz duch Saat und Pilanzung nicht entbebren. 

Während im Hochwalde das Haubarfeitsalter und die Umtriebszeit ih auf 6O—140 
Jahre erftreden, beſchränken jie fi im Niederwalde gewöhnlich auf 10 — 20 Jahre. 

Die Wälder bedecken gegenwärtig zu ihrem größten Theile nur nod den leichteften, zur land= 
wirthſchaftlichen Benugung wenig geeigneten Boden, oft Flächen, welche nur durd die Holzzucht 
zu ertragsfähigen werden. Da nun aber aud) der beſſere Waldboden nicht in dem Verhältniſſe 
mehr Holz produeirt, als fein durd die Benugung zu landwirthſchaftlichen Zmeden fi be= 
flimmender Kaufpreis höher ift wie der des geringern Bodens, fo ifl dad Grundkapital im 


4) Fifchbach unterfcheivet a. a. D. folgende Forſtwirthſchaftsſyſteme und Betriebsarten : a) ben Hoch⸗ 
wald, bei welchem vie Verjüngung gleichzeitig auf einer größern aufammenhängenben Fläche (Schlag) 
durch Samennachwuchs erfolgt. Man läßt die Beftände ein Alter von mindeftens 60 Jahren erreichen. 
b) Den Fehmelwalobetrieb. Huch bei ihm findet die VBerjüngung durch Samennachwuchs flatt, aber ſie 
vereinzelt ſich über die ganze Waldfläche, nicht gleichzeitig in größern zufannmenhängenden Schlag- 
flächen. Man läßt die Biume ein gleiches, auch wol ein noch höheres Alter als beim Hochwalde er- 
reichen. Diefe beiden Betriebsarten haben als die gewöhnlichſten bie größte Ausdehnung. c) Den 
Niederwald. Diefer wird wie der Hochwald in zufammenhängenden Flächen, aber nur mittels Aus: 
ſchlags an den Stöden und Wurzeln verjüngt. Da nun aber nur Laubhölzer und dieſe nur bie zu ihrem 
vierzigiten Jahre Stodausichläge liefern, jo befchränft fich der Niederwald auf foldye Holzarıen und 
fann auch nur Holz höchſtens von dem gedachten Alter abwerfen. d) Den Kopfhulzbetrieb, welcher nur 
dadurch vom Niederwalde verfchieden ift, daß man bei ihm die Ausfchläge am Kopfe von 6—10 Fuß 
hohen und in diefer Höhe entwipfelten Stämmen ſich bilden läßt. Endlich e) den Mittelmald. Bei 
ibm läßt man die Berfüngung nicht allein durch Samennachwuchs, fondern auch durch —**8 
fich bewirken. Der Mittelwald iſt ein Niederwald mit eingewachſenen Samenbäumen (dem Oberholge 
von verſchiedenem, nach Umſtänden ſeht hohem Alter. 
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“ Korftbetriebe ein fehr niedered. Der Werth des Waldes wird deshalb weſentlich durch das 
Holzvorrathskapital repräfentirt, und diefed fleigert fi mit dem Alter, welches man vie ein= 
zelnen Bäume und Beſtände erreichen läßt. Je höher aber der Umtrieb und mit ihm das Holz— 
fapital wird, um fo niebriger verzinft ſich daſſelbe. 

Der rechnende Privatmann wird daher ven Anforderungen an eine fchnellere Berfilberung 
feiner Holzvorräthe felten widerftehen, und die Sorge für die Beihaffung des nur aus der 
höhern Umtriebszeit hervorgehenden Nug: und Bauholzes nur zu oft dem Staate und deſſen 
Waldungen überlaffen. Für ihn wird bie Umtriebözeit eine ſich möglichft verfürzende werden 
müffen, wenn er einen Zinfengenuß ſich beſchaffen will, melder mit dem aufgewendeten Kapi— 
tale fich in einem angemeffenern VBerbältniffe befindet. 

Die dritte Abtheilung der Waldbaulehre betrifft die Nebennugungen, d. h. die Erzeug— 
niffe, welche ver Wald außer dem Holze darbietet. Unter diefen ift die Waldſtreunutzung in der 
Regel die ſchädlichſte, weil fie dem Walde die zum Gebrihen und Schuge nöthige Bodendecke 
und mit diefer zugleich feinen Dünger nimmt, den Boden entfräftet und dadurch nicht allein 
dem jegigen, Sondern auch dem fünftigen Holgbeftande ververblich wird. 5) Eo ift dagegen die land⸗ 
wirthſchaftliche Zwiſchennutzung diejenige Nebennugung, weldye, auf ein oder einige Jahre be- 
ſchränkt, die meiften und mehrfeitigen Vortheile gewährt, einerfeit# durch die ohne Dünger: 
aufwand gewonnenen landwirthſchaftlichen Erzeugniffe, andererfeits durch den infolge biefer 
tranfitorifhen Bearbeitung ded Bodens eintretenden größern Holzzuwachs. 

I. Das zweite Hauptſtück der Waldwirthſchaft „an ſich“ faßt die Anflalten zum Holz- 
trandporte, ven Waldwegebau, die weitere Zugutemahung der Walderzeugniffe und den Wald: 
ſchutz zuſammen. Der Forſtſchutz betrifft die Vorkehrungen des Waldbeſitzers, abgefehen von 
den in das Gebiet der Forftpolizei gehörigen Einrichtungen des Staates, gegen ſchädliche Ein— 
wirfungen von Menſchen und zahmem Vieh, gegen wilde vierfüßige Thiere, Vögel, Inſek— 
ten, ſchädliche Gewächſe, Naturereigniffe und fonftige ſchädliche Zufälle. 

IN. Das dritte Hauptftüd ver Waldwirthſchaft „an ſich“ ift die forftliche Betriebs: und Ge- 
werbölehre. Sie hat zur Aufgabe die Ordnung dev Wirthihaft und bie Führung ihrer Ge— 
fhäfte, mithin 1) die Kenntniß des forftlihen Privatrechts und des Verfahrens in Privatforft- 
rechtsſachen; 2) die Beforgung des Realbeftandes, mit Inbegriff der Begrenzung, Bermeffung 
und Inventarifirung der Waldungen; 3) die manderlei Aufgaben der Ermittelung des 
Holzgehalts und des Zuwachſes ver Waldbäume und der Waldbeſtände, mie fie nicht allein bei 
der Forfttaration, fondern aud) beim Waldbaue und im laufenden Betriebe vorfommen ; 4) die 
Betriebseinrihtung und Naturalertragsregulirung, d. h. die Feftftellung des Wirthſchaftö— 
foftems durch Wahl geeigneter Holzarten, Betriebsarten, Hanbarfeitsalter und Umtriebäzeiten, 
Schlag: und Eulturanordnungen, nebft Beftimmung des forftlichen Nießbrauchs, indbefondere 
des nachhaltigen Fällungsetats; 5) die Geldwerthsberechnung des forſtlichen Eigenthums über: 
haupt oder einzelner Nugungdzweige veffelben; 6) die Haushaltungskunde und den Gefchäfte- 
betrieb, namentlid die geeignete Bermendung der Arbeitöfräfte (Betrieb der Waldarbeiten), die 
Verwerthung und Abgabe ver Walverzeugniffe, das Rechnungs- und Kaffenmeien. 

Die Waldwirthſchaft hat eine der Landwirthſchaft courbinirte Stellung errungen, ja ein= 
zelne ihrer Zmeige felbit mehr als diefe verwollfommnet, ohne daß fie ihr höchſtes Ziel bisjetzt 
zu erreihen verınodt. Unter ven Forſtlehrbüchern, welche dieſem Ziele zuſtreben, find außer dem 
bereits gedachten von Fiſchbach noch inöbeſondere Cotta's „Grundriß der Forſtwiſſenſchaft“ 
(vierte Auflage, Dresden 1849) und von Berg's „Staatsforſtwirthſchaftslehre““ (Leipzig 
1850) zu nennen. 

Was die zweite Hauptabtheilung des Forſtweſens betrifft, nämlich ihre Beziehungen zur 
Ration und zum Gtaate, fo dürfte man viefelbe (mit Berg) wol am entſprechendſten ald Staats— 
forſtwirthſchaft oder forſtliche Staatswirthſchaft bezeichnen. Hartig und I. C. F. Meyer nann— 
ten das dahin Gehörige Forſtdircctionslehre. Andere bezeichneten es ald Korftpolizeilehre und 
Forſtverfaſſung. 

Wedekind betrachtet die Gegenſtände dieſer zweiten Hauptabtheilung aus zwei Geſichts— 

punkten. Von dem erſten aus faßt er die Bedeutung der forſtlichen Betriebſamkeit für die Na— 
tion ins Auge, erörtert die den Nationalintereffe am meiſten zufagende Maldbenugung , die 
forftliche Nationalöfonomie, und gründet darauf einerſeits Die Lehren von der Unterordnung 





5) liber die Verhältmifie des Waldftrens und Holzertrugs vgl, Wedekind, Jahrbücher ber Forſt⸗ 
Funde, Heft 15. 
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der Walbeigenthümer und Waldberechtigten unter dag von dem Stante zu wahrende Natipmal- 
intereffe, andererfeits aber die Anfprüde der Cigenthümer und Berechtigten auf den Schutz 
ihrer forfllihen Betriebsgegenftände, 

Don dem zweiten Geſichtspunkte aus unterfucht Wevefind, wie ver Staat feine Geſchäfte in 
Anjehung des Forſtweſens einzurichten und zu ordnen habe. Hierher gehört pornehmlich die 
Lehre von der Forſtſtatiſtik, Forſtorganiſation, Staatöforftvienftorbnung, die Lehre vom Staats— 
— — von der vormundſchaftlichen Staatsforſtverwaltung uud von dem Forft- 
ſtrafweſen. 

Aus dieſen Geſichtspunkten läßt ſich das Ganze am geeignetſten in folgende Unterabthei— 
lungen zerfällen: 

J. Die Forſtpolizeilehre, welche auf die Keuntniß der Wälder und der forſtlichen Betrieb— 
famkeit für Bolf und Staat die Maßregeln und Anordnungen gründet, welche in dieſem beider— 
feitigen Interefle von der Geſetzgebung und von der vollziehenden Gewalt 1) für die Sicherheit 
und den Schug der Wälder, 2) für ihre Bewirthſchaftung, ſowol im allgemeinen ald nach 
Maßgabe der Art des Gigenthums oder der Nugungäberehtigungen, und 3) in ‚Hinficht der 
Verwendung und Verwerthung der Forſterzeugniſſe zu treffen find. 

U. Die Forflorganifationd: und Forftverfaffungslehre, welde die Bildung der Behörben 
oder Organe zur Vollziehung diejer Mafregeln umfaßt. 

HL Die Staatöforfiverwaltung, welche diefen Organismus zu bewegen hat. 

IV, Die Korfiftrafgefeggebung und Forſtgerichtsbarkeit. 

Den Inbegriff ver Rechte des Landesherrn und des Staates, welde aus den Verhältniſſen 
der vorgedachten Kategorien hervorgehen, nannte man in älterer Zeit die Korfthoheit und dad 
Borftregal, das legtere analog dem Berg- und Jagdregal. Unter dem erftern begriffman eigent- 
lid nichts weiter ald die Landeshoheit in Bezug auf Forſtſachen, und daher vorzugäweife bie 
Befugniß der Staatögewalt, die Waldnutzung der gemeinfamen Wohlfahrt unterzuordnen. 
Nah der gegenwärtigen Gejtaltung der Cigenthums: und Rechtsverhältniſſe, befonderd in den 
sonftitutionellen Staaten, kann von einem Forftregal durchaus nicht mehr die Rede fein, Alle 
unfere Wälder haben ihre beftimmten Eigenthümer. Es ift dies entweder der Staat ſelbſt oder 
eine Privatperfon, und dasjenige, wad der Staat auch in Bezug auf Privatwaldungen, zu deren 
Schuge, im allgemeinen Interefje anzuorbnen ji veranlaßt jieht, paßt auf den Begriff eines 
Regals in feiner beſchränkten fiscaliihen Bedeutung nicht, es gebört unter den Gefihtspunft 
der Forſthoheit oder beffer der Forſtpolizei und nah Umfländen der Korfigerichtöbarkeit. 

I. Sorftpolizei im allgemeinen, die wir wiederum in Sicherheitd = und in Wirth: 
Ihaftöpolizei eintheilen. Wenn bie erflere, die Forſtſicherheitspolizei, ſich auch dem Forſtſchutze 
anreiht, fo ift jie Doch mit dieſem micht iventifh. Der von Forſtwirthe ausgeübte Forſtſchutz ift 
nicht ſchon Forſtſicherheitspolizei. Diefe fängt erfl da an, wo der Forſtſchutz aufhört, und begreift 
alle von jeiten des Geſetzes und der vollziehenden Gewalt zur Sicherung der Wälder getroffenen 
Anorpnungen und in diefer Beziehung ſich äußernde Thätigkeit. Bei Ereigniſſen, melde den 
Holzbeftand im allgemeinen gefährden, bei Waldbränden, Waſſersnoth, nad Umſtänden bei 
Inſektenſchaden, muß die Borftpolizei dem Walpeigenthümer jo weit zu Hülfe fommen, als ex 
ſich ſelbſt nicht Helfen kann. Sie ift hier zu den die weitere Verbreitung des Übeld hemmenten 
Anordnungen ebenfo befugt ald verpflitet. Ebenſo hat die Korfipoligei ven Waldeigenthümer 
in dem Genuſſe jeines Gigenthumd vor Störungen und Gingriffen von jeiten der Menſchen zu 
ſchützen und zu ſichern. Dod darf der Staat die Ausübung dieſes Schuges nur zuverläffigen, 
qualifieirten und bejonderd, gemeinhin eidlich verpflichteten Männern anvertrauen. Gr muß 
auch dem Privateigenthimer gegenüber die Bedingungen vorſchreiben, unter welden diejer, 
felbft oder durch von ihm dazu bejtellte Berfonen, einen ſolchen Schug zur Ausführung zu brins 
gen befugt erfcheinen foll, und zwar um fo mehr, ald mit diefem Schuge Angriffe auf die Brei: 
heit und das Gigenthum anderer unzertrennlich verbunden zu jein pflegen und nicht jelten hier— 
bei Colliſionen des Privatinterefjed mit einer gerechten Ausübung von Befugniſſen hervortre⸗ 
ten. Aber auch nod auf einem andern Gebiete hat ſich die Forſtſicher heitspolizei zu bewegen. 
Denn auch der Staat in der Regel ven Eigenthümern die freie Dispoſition über die Art läßt, 
wie jie ihre Wälder bewirthfchaften und wieviel und auf welche Weife jie Erzeugniſſe aus den— 
felben entnehmen wollen, fo ift doc, namentlich bei getbeiltem Walveigenthume, der Staat ver— 
pflihtet, dieie Dispofitionen zu überwachen und nady Umſtänden zu beihränfen. So find z. B. 
manche Anordnungen erforderlich, welche zugleich in vie Waldbewirthſchaftung ver Einzelnen 
eingreifen, wie die Feftfegung gewiſſer NugungssZeiten und Tage, die Beobachtung einer ge— 
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wiſſen gemeinfamen Orbnung für dad Wegbringen der Walderzeugniffe, über bie Weide im 
Walde, das Einhegen u. ſ. w. 

Die Forſtwirthſchaftspolizei ift dur den höhern Zweck begründet, der Nation die Vortheile 
der Wälder in einem moͤglichſt reihlihen Maße und mit fo geringen Opfern ald möglich zu ver: 
ſchaffen umd fie vor ven Gefahren und Nadtheilen der Entwaldung und Waldvermüftung zu 
fihern, ein Beftreben, welches bie Beranlaffung zur Forſtwirthſchaft überhaupt wurde. Hier 
fommt die Wichtigkeit der Wälder in Bezug auf Klima, Witterung, Fruchtbarkeit u. f. w. in 
Betracht, ſowie die Nutzbarkeit ihrer Erzeugniffe. Nach Geld läßt fi zwar der Werth des 
wohlthätigen Fimatifchen Einfluffes der Wälder nicht anfhlagen, jedenfall aber ift er oft 
böber als ver der Walderzeugniile. ©) 

Nächſt ver Beftimmung, melde die Wälder im Naturhaushalte der Länder und ale Natio: 
nalfhuganftalten erfüllen, ift auch die fichere Befriedigung des Holzbebürfniffes durch eigene 
Erzeugung im Lande jelbft für die meiften Gegenden ein Grund der Forſtwirthſchaftspolizei. 
Die Selbftänpigkeit der Nationalproduction in Anfehung eines ſolchen Lebenöbedürfniſſes läßt 
fih nad Umſtänden nicht zu theuer erfaufen. 

Es fragt fi nun aber, ob man die Erreihung fo wichtiger Nationalzwedte allein der Be- 
triebfamfeit der Waldeigenthümer überlaffen könne, und ob deren Privatintereſſe dafür eine 
hinreichende Gewähr leifte? Die Frage läßt ſich, was den zuerft hervorgehobenen Grund der 
Wichtigkeit ver Wälder betrifft, unbedingt verneinen. Hier ind gewifle ftaatliche Vorſichts— 
maßregeln unentbehrli, und bier kann nur bie Örtliche Wichtigkeit ded Waldes bie Grenzen 
bezeichnen, innerhalb deren jich die forftpolizeilihe Wirkſamkeit zu bewegen hat. 

Was dagegen den zweiten Bunkt, die Befriedigung des Holzbebürfniffes angeht, fo läßt ih 
für die Mehrzahl ver Bälle des praftijchen Lebens die Frage nur dann befaben, wenn die Bei— 
bebaltung eines productiven Holzbeftandes, feine pfleglihe Behandlung und nachhaltige Be: 
nugung dem @igenthümer mehr einbringt ald die Entwaldung. Die forftlihe Statik (Forſt⸗ 
verhältnifkunde) lehrt nun aber, daß nur im jungen Alter die Holzzinſen die Gelbzinfen errei= 
den und übertreffen. Sobald alfo der Holzbeftand das Alter erreicht bat, in welchem ber 
jährlihe Zumah weniger PBrocente einbringt als die alsbaldige Fällung und Verfilberung, 
dann fordert dad Privatinterefle des Walveigenthünters zu diefer auf, und zwar um fo mehr, 
je höher ſich die Holzpreife flellen, Es gibt hiernach einen Zeitpunkt, von welchem ab der hohe 
Preis des Holzes die Devaftation des Waldes nicht mehr verhindert, diefelbe vielmehr beförbert. 
Je mehr der Waldboden ſich für landwirthſchaftliche Zwecke ergiebig zeigt, um fo mehr wird fi 
der Walpbefiger zu einer aldbaldigen Abholzung und VBerwandelung der Waldfläche in Ader 
und Wieſen veranlaßt fehen. Infofern nun der Vortheil der Nation aus der Summe der Vor: 
theile aller Einzelnen befteht, würben fi Gewinn und Verluſt balanciren, wenn nit zugleich 
aud die gar nicht nad Geld anzuſchlagende vorbemerkte allgemeine, Wichtigkeit der Wälder 
im Auge behalten werden müßte. Aber auch ben Übelftand Hat der nicht pflegliche Forſtbetrieb 
in feinem Gefolge: er zwingt dazu, eine größere Fläche zu bewalden, damit die Quantität er= 
fege, was an der Qualität verloren ging, und fo die nöthige anderweitige Bodenbenugung zu 
beihränten. Die Einbuße an legterer beträgt deſto mehr, je geringer der Durchſchnittsertrag 
des Alters ift, in welchem der Waldeigenthümer jhon zur Abholzung ſchreitet. Mit einer ver: 
mehrten Holgvermüftung durch zu ſchnelle Abholzung wird fehr bald ein Areal für ven Wald: 
bau in Anfprud genommen, welches über die Größe desjenigen anfteigt, dad im Nationalinter: 
effe überhaupt nur biefem gemidmer werben darf. Krönke hat in feiner Schrift „Über den 
Werth des Holzes und die Wichtigkeit der Holzerſparung“ (Gießen 1806) zuerft dieſe Verhält— 
niffe in das rechte Licht geftellt, und Cotta hat fie in feinem obengenannten Werfe durch tref- 
fende Beifpiele deutlich gemacht. 

Fiſchbach nimmt die Größe der nöthigen Waldfläche bezüglih auf 25 Proc. und 30— 
35 Proc. an. Wedekind drückt biefelbe niht in Zahlen aus, indem er deren Beftimmung von 
der Ortlickeit in jedem conereten Falle abhängig macht. Nach ihm ift ein gewiſſer Überfluf an 
Waldfläche, ſodaß fie fich nicht gerade auf das Minimum befhränft, ein Requifit zur Bebaglid- 
feit des Kebend, indem, wenn aud) das Steigen ber Holzpreife im allgemeinen für nüglich und 
räthlich zu erachten, man doch auch nicht wünſchen darf, daß diejelben ihr Marimum erreichen. 


6) Dal. hierüber unter andern Schriften die von Moreau be Jonnes, Unterfuchungen über die Vers 
änderun Me die durch Ausrottung der Wälder in dem phuflichen Zuftande des Landes entfichen (Tübins 
gen 1 
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Aber gerade dieſer Veraͤnderlichkeit des Maßſtabes der Nothdurft an Waldfläche, ihrer relativen 
Beſtimmungsgründe und ver Rückſichten wegen, welche jedesmal auf den Stand der Cultur ge- 
nommen werden müflen, ift e8 nad) Wedekind's Anficht am jiherften, ftatt einer pofitiven Norm 
für jeden befondern Ball die forftpolizeilihe Erlaubniß zur fländigen Berwandelung von Wald 
in Feld oder zu einer andern Nutzungsweiſe gefeglich vorzubehalten, der dann eine befondere 
Prüfung des Falls vorhergehen muß. 

Aber auch unbeſchadet diefer Prüfung muß die Verwaltung bei ber Beantwortung der Frage, 
ob in einer Gegend mehr auf Verkleinerung oder auf Bergrößerung der Walpflähe hinzuwirken 
fei, fih dur allgemeine Grundfäge leiten laffen. So findet man 3. B. in Gebirgsgegen- 
den einen großen Andrang zur Waldrodung, obgleich hier gerade der Waldbau, der Feldbau 
aber in der Ebene an feiner Stelfe ift. Gibt man dieſem Andrange zu fehr nad, jo wird man oft 
die Waldnutzung doppelt fhmälern, einmal durd die vem Feldbau überlaffene Waldfläche und 
dann durch das Waldareal, welches mindeftens in einem doppelten Lmfange, wegen der Wald: 
freu zur Düngung und der Waldweide zur Ernährung des Viehes, dem neuen Anbau noch 
zu überweifen ift und fo mehr oder weniger ald Wald ertraglos wird. 

Eine Staatöregierung, welche ihre Aufgabe in Beziehung auf ben Waldbau von einem 
böhern Standpunkte aus betrachtet, wird auch zuweilen den Schein der Härte nicht jcheuen dür— 
fen, wenn e8 fi in einem folden und ähnlichen Fällen herausftellt, daß ihre Nachgiebigkeit 
dem Ganzen mehr jchabet, als jie dem Einzelnen zugute fommt. 

Es entipricht dem Gefammtinterefle der Nation, daß die Holzzucht, abgefehen von dem ſoge⸗ 
nannten abfoluten Waldboden oder dem, auf welchem jede andere Art der Eultur unmöglich iſt, 
vorzugöweife auf ven Boden und die Ortlichkeiten hin verlegt werde, wo der Feldbau am wenige 
ften einträgt, der Ziwed der Wälder aljo mit den geringften Opfern erfauft wird. Diefes ift das 
Ziel, weldes die Staatöverwaltung bei Ertheilung ihres Gonfenjes zu Waldausrodungen 
und bei Beförderung neuer Walvanlagen vorzüglich im Auge behalten muß. Je freiere Dispo= 
fition man ben Walveigenthümern bei Bewirthſchaftung ihrer Waldungen zugefteht, deſto 
weniger darf man die Willkür des Einzelnen bei der Berwandelung ded Waldes in Feld u. f. m. 
walten laffen. 

Aber auch der Vorbehalt einer Erlaubnipertheilung reicht nicht aus, denn es ift nicht allein 
der Boden, auf welchem ver Wald fteht, fondern aud der Wald felbft, um den es ſich handelt 
und von welchem die möglichft reichliche Naturalerzeugung gefordert wird. Der Staat muß 
deshalb auch die Waldtheilung zur Vermeidung allzu großer und unzmwedmäßiger Zerftüdelung 
des Waldeigenthums überwadhen, damit nicht der Korftihug und die Bewirthſchaftung ge= 
fährdet, der Gefanimtertrag beeinträchtigt und eine Verwüftung der betreffenden Waldungen 
hervorgerufen wird. Sonach wirb auch forftpolizeiliche Prüfung und die Genehmigung ded 
Tpeilungsplans der Waldzerftüdelung vorherzugehen haben. 

Die Anwendung der angedeuteten Grundfäge auf die Privatwaldungen, deren Beförfterung, 
wie man ed nennt, unterliegt befondern Schwierigkeiten. Die Einmiſchung der Staatöpolizei 
in die Bewirtbfhaftung der Privatwaldungen bat etwas Gehäffiges, nicht felten die Brivat- 
rechte Verletzendes. Wo nah dem allgemeinen Waldbeftande die Privatwaldungen nicht zur 
nöthigen Waldflähe gehören und nur einigermaßen entbehrlich find, wird man fie dem freien 
Willen der Eigenthümer preisgeben können, fonft aber doch die Einmiſchung der Stagtöpolizei 
auf die Waldwirthſchaft der Privaten auf das Minimum der Nothdurft beſchränken müffen. 

Wedekind will überhaupt nur dann die Brivatwaldungen in Betracht ziehen, wenn diefe 
mehr als ein Drittel der Geſammtwaldfläche beveden, indem er annimmt, daß ſich der Ertrag 

and den übrigen Staats: und Communalwaldungen füglich durch Verbeflerungen in der Forſt⸗ 
wirtbfhaft um ein Drittel fteigern laffe und fo die Erträge aus den Privatwaldungen ent= 
behrlih made. Nah den Refultaten der deshalb anzuftellenden Vorunterſuchungen wird die 
Regierung den Mapftab ihrer Einmiſchung in die Privatforftwirthfchaft zu beftimmen haben. 
Bei vorhandener Entbebrlichkeit ver Privatwaldungen wird ſich diefelbe auf den bei der Forſt— 
ſicherheitspolizei bezeichneten Forſtſchutz zu beſchränken, bei ihrer Unentbehrlichkeit aber auf die 
polizeiliche lberwahung pfleglier und nahhaltiger Bewirtbihaftung zu erftreden haben, 
welhe Uberwahung um jo firenger fein wird, je wichtiger die Privatmaldungen für das Allges 
meine find. 

Für einen großen Staat, der verſchiedene Gegenden umfaßt, laffen fi hierüber Feine gene= 
rellen Vorschriften ertheilen, e8 wird vielmehr den provinziellen und lofalen Gigentbümlichfeiten 
die nöthige Rechnung zu tragen fein. Cine weitere Verbreitung über diefen Gegenſtand würde 
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hier niht am Orte fein. Wir verweifen deshalb auf Wedekind's, in der Note 5 gedachte 
Abhandlung, auf deſſen Auffäge in der Allgemeinen Forſt- und Jagdzeitung von 1844 („Liber 
die Privatwaldungen, in Beziehung auf ihre Befiger, deren Intereſſe und Verhältniffe”; „Uber 
die Verhältniffe des Staates zu den Privatwaldungen‘ ; „Aber Ordnung der Aufſicht der 
Privatwaldungen‘”), jowie auf Grebe, „Die Beaufichtigung der Privatwaldungen von feiten 
des Staates‘ (Eiſenach 1845). 

Was die Forfimirthicaftspolizei ver Gommunalwaldungen oder dad Communalforſtweſen 
und die vormundſchaftliche Forſtverwaltung betrifft, jo Haben wir ed hier mit den Waldungen 
der Gemeinden, Stiftungen, Öffentlihen Anftalten und überhaupt aller derjenigen moraliſchen 
Perfonen zu thun, welche aud hinfihtlich ihres übrigen Bermögend unter einer mehr oder 
weniger fpeciellen Aufjiht und Bevormundung bes Staates ſtehen. 

Dieſe Überwachung hat hauptſächlich den Zweck, die Benachtheiligung der folgenden Gene: 
rationen zu verhindern. Die Gemeinden und Stiftungen leben im Staate fort, ihr Interefle 
läßt ich nit nad dem Maßſtabe eines Menſchenlebens bemeflen. Die Bedingungen nahhaltiger 
Forſtwirthſchaft ftehen im Einklange mit der urſprünglichen Beftimmung diefer Waldungen. 
Die jeweiligen Inhaber jinv nur Nugnieper ded auf fie gefommmenen Waldkapitals. Verführe: 
riſch ift für diefe Inhaber der Reiz, jih an dem Materialfapitale zu vergreifen, die Orenzen deö 
Nießbrauchs zu überſchreiten und fi jo ohne Anftrengung und Aufwand Genüſſe zu ver— 
ihaffen. Das Privatintereffe des jeweiligen Juhabers fteht mit dem der moralifhen Perſon 
in demfelben Widerſpruche, welchen wir bei deu zeitlichen Intereſſe des Privativaldeigenthümers 
gegenüber der Forſtwirthſchaftspolizei wahrnahmen. Hier hat mithin der Stant die Pflicht, 
die Rechte der wehrlofen Zufunft mit zu vertreten, hier muß er ald Richter und Vermittler 
zwifchen der einfeitigen Genuß- und Gewinnſucht der zeitigen Mitglieder oder Rugnießer und 
der fortlebenden Stiftung und Gemeinde ſtehen. Judem der Staat auf ſolche Weife den Ein- 
griffen in das Holzkapital begegnet und den Nießbrauch in den gebührenden Grenzen hält, oder 
doch nur unter bejondern Umſtänden und nad bedachtſamer Vergleihung der Zufunft und 
Gegenwart eine Überfhreitung diefer Grenzen geflattet, übt er nur eine durd Die Natur der 
Sache gebotene Vorſicht, welche ebenso fehr vem wahren Beiten der Gemeinden und Stiftungen 
ald der allgemeinen Wohlfahrt entfpriht. Die ſpecielle Führung des techniſchen Forſtbetriebs 
durch geprüfte, nit betheiligte Sachverftändige macht ſich ſonach unentbehrlich. Auch dem 
ſachverſtändigen Betheiligten die Forſtwirthſchaft in den Händen zu laſſen, würde deren 
Standpunkt als Parteien nicht rathſam erſcheinen laſſen, um ſo viel weniger bei denen, welche 
zur Löſung der ſchwierigen Aufgaben, melde die Forſtwirthſchaft darbietet, ſich nicht befä— 
higen. Die Obhut des Staates muß ſich jedoch durchaus frei von jeder fisealiſchen Nebenabſicht 
erhalten, fie muß ſich auf das Polizeiliche und Techniſche beſchränken und auch Hierbei immer 
nur nad Vernehmung der Wünſche und Anjichten der betreffenden Gemeinde: und Stiftungs- 
vorftände und mit deren möglichiter Berückſichtigung ſich geltend machen. Den Stoatöforft: 
beamten muß hierbei ein zwar pünktliches, aber humanes Dienftverfahren zur ſtrengſten Pflicht 
gemacht werden; fie dürfen jich nicht in die Rechts- und. Eigenthumäverhältniffe ver Waldeigen- 
thümer und nicht in die Verwerthung und Verwenduug des Ertrags einmiſchen, oder doch nur 
techniſch ſolche Gegenftände begutachten, welche lediglich der Verfügung der Gigenthümer oder 
ihrer Berwalter, fowie der Behörden überlaffen bleiben müffen, melden die Beauflihtigung der 
Gemeinden und Stiftungen obliegt. 

Raͤthlich bleibt es deſſenungeachtet, jich über einige leitende Grundſätze hei Diefen Berfügun: 
gen zu verftändigen, namentlich zur Verhinderung des Misbrauchs Einzelner der Gemeinde 
oder Stiftung gegenüber. Dahin ſind unter andern folgende Regeln zu reinen: 1) Gin an: 
gemeflener Theil des Brennholzertrags der Gemeindewaldungen ift unter ſämmtliche Bethei- 
ligte zu gleichen heilen unentgeltlich auszutheilen. 23 Aller übrige Ertrag, auch der ber 
Nebennugungen, ift durch öffentliche Verfteigerung und, mo dieſe ausnahmsweiſe nicht ſtatt⸗ 
finden fann, um den laufenden Preis auf gemeinſchaftliche Nechnung, bezüglich für Die Ge: 
meindefaflen zu verwerthen und der Erlös je nach ven Rechtsverhältniſſen, jonft nach der Kopf: 

zahl zu vertheilen. 
j Diefe Beitimmung ift auch auf die Walpftreunugung auszudehnen. Das fiherite Mittel, 
die über dieje obwaltenden Beſchwerden zu befeitigen und mit der geringen Streumenge, welche 
die Waldungen überhaupt nur abgeben können, die Bedürfniſſe am wirkjamften zu befriedigen 
und übermäßigen Anfprücden zu begegnen, befteht darin, die Waldftreu durch Lohnarbeiter auf 
ähnliche Weife wie das Holz ernten, dann in beſtimmte Verkaufsmaße (Haufen von beſtimm⸗ 
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ten Dimenfionen) bringen und unter freier Goncurrenz verfleigern zu laffen. Die Vertheilung 
bes Gelderlöſes der Verfteigerung wird aud den ärnıften Betheiligten e8 möglich machen, mit— 
zubieten. Im Großherzogthum Heffen find durch ein Gefeg vom 2. Juli 1839 die Waldſtreu— 
vertheilungen in diefer MWeife angeordnet. 7) 

Rückſichtlich der Forſtwirthſchaftspolizei bezüglich der Waldberechtigten fünnen die Servi— 
tuten und Berehtigungen, melde auf ven Waldungen haften, in doppelter Beziehung Gegen— 
ftand der Geſetzgebung und ſtaatspolizeilicher Einwirkung, und zwar in Hinfiht auf ihre Ab: 
löfung und ihre Ordnung fein. Durd die Servituten entjtehen bei der Benugung eines und 
deſſelben Waldes ſich widerſtrebende Intereffen, die des Eigenthümers ald Geberd und die des 
Berechtigten ald Nehmers. Diefer Widerftreit Foftet viel Ertrag und fehr viel Menſchenkraft. 
Selbft bei den Nebennugungen bedarf e8 nicht der Servituten zu ihrer Zugutemachung, viel: 
mehr würde der fervitutfreie Eigenthümer fie ebenfalld benugen oder verwerthen, nur minder 
ſchädlich, mehr im Ginflange mit der Bewirtbfhaftung des Ganzen. So erwünſcht nun aud 
eine Ablöſung und fo jehr räthlich es ift, durch angemeſſene Geſetze die Auseinanderfegung 
und Theilung für diefen Zweck zu normiren und zu erleichtern, fo ann fie doch nach Umftänden 
zu theuer erfauft werden, oder auch dem Intereffe ſämmtlicher Betheiligten nicht entſprechen. 
Man darf Hierbei nicht vergeffen, daß die Servituten meiftens aus Bedürfniſſen und gewerb- 
lihen Verhältniſſen hervorgegangen find, und daß ſich die Wirthſchaft des Berechtigten nad 
ihnen eingerichtet hat, und jie diefer fo unentbehrlich geworben find. 

Wedekind verweift hier auf die mufterhafte Theilungsordnung vom 7. Sept. 1814 für das 
Großherzogthum Heſſen, welcher die ihr kurz vorhergegangenen preußifchen Gefege vom 
14. Sept. 1811, die Landescultur und die Regulirung der gutöherrlihen und bäuerliden 
Verhältniſſe betreffend, zum Mufter dienten.) Es ift für Preußen insbefondere die Gemein: 
heitsrheilungsordnung vom 7. Juni 1821, $. 108—140, welche ſich mit der Theilung und 
Ablöfung der Forſtberechtigungen und Servituten fpeciell beſchäftigt. 

Die in den ſechs öftlihen Provinzen Preußens Gefegeökraft habende Verordnung vom 
5. März 1843 über die Ausübung der Waldſtreüberechtigung läßt diefe in der Befugniß bes 
ſtehen, abgefallenes Laub und Nadeln ſowie dürres Moos zum Unterftreuen unter das Vieh, 
behufs ver Bereitung des Düngers, im Walde eines andern einzufammeln. 

In Grmangelung auf beſondern Rechtstiteln beruhender Verhältniſſe ſchreibt dieſe Verorb: 
nung genau den Umfang und die Modalitätender Ausübung der Servitut vor. Der Waldeigen: 
thümer ertheilt den Berechtigten Zettel, weldhe ihre Legitimation den Forſtbeamten gegenüber, 
feftftellen und welde fie bei Strafe ftetö bei ih führen müffen, wenn fie die Servitut ausüben, 
Die Berehtigung darf nur in den vom Waldeigenthümer nah Maßgabe einer zweckmäßigen 
Bewirthihaftung des Forſtes geöffneten Diftricten in der Zeit vom 1. Det. bis 1. April des 
Jahres und an beſtimmten, Höhftens zwei Wochentagen ausgeübt werben, welde von denen 
verjchieden find, an welchen Raff- und Leſeholz eingefammelt werden darf. Aud die Trans— 
portntittel find den Berechtigten vorgefchrieben und in den Zetteln bezeichnet, jowie der Ge: 
brauch eiferner Neben und Harken unterfagt. Bon vielen neuern Schriftftellern, z. B. von 
Pfeil in feiner Schrift „Die Borftpolizeigefege Deutſchlands und Frankreichs“ (Berlin 1834), 
wird für viele und ſelbſt die meiften Fälle die Ordnung der Servituten ihrer Ablöjung 
vorgezogen. 

Die Waldſervitutenordnung hat einen doppelten Zweck, einmal den der Forſtwirthſchafts— 
polizei im allgemeinen, nämlid der Unterordnung des Vrivatinterefled unter dasjenige ver 
Nation, und dann der Vermittelung und Vereinbarung der Anfprüche einerfeits der Berehtig: 





7) Man vgl. die preußifche Vererdnung vom 24. Dec. 1816 (Gejepfammlung von 1817, ©. 57), 
betreffend die Beewaltung der ven Gemeinden und öffentlichen Anftalten gehörigen Forften in den Pro: 
vinzen Sachen, Weſtfalen, Kleve, Berg und Niederrhein. Die Berorbnung tabdelt das fait gänzlicye 
Ausſchließen der Eigeuthümer von der Diepofition über die Forſten, welches diefen zugleich unverhälts 
nifmäßige Laften und Abgaben auferlege, und bemerkt: „Da foldye Ginfchränfungen in der Benugung 
dieſes wichtigen &emeindeeigenthums mit den Grundfägen des Rechts unvereinbar find, der Gebrauch 
befielben aber ebenfo wenig einer jchädlichen Wilifür preis egeben werden fann, ſo verorbnen wir, um 
einerfeits den Gemeinden und öffentlichen Anftalten das —— über die ihnen zugehörigen 
Waldungen, ba wo ihnen folches genommen war, wiederzugeben, andererfeits aber eine dem Weſen und 
* Zwecken der öffentlichen Corporationen entſprechende Benutzungsart zu ſichern, hierdurch Folgen— 

8 u. ſ. w. 

8) Vgl. Pfeil, Über Befreiung der Wälder von Servituten u, ſ. w. (Züllichau 1822). 
Staats⸗Lexikon. V. 2 
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ten, andererfeitö der Gigenthümer. Der erfte Zweck iſt ein rein objectiver. Aus demſelben Grunde 
und in demjelben Grade, warum und wie die Forftwirthfhaftspoligei den Eigenthümer, wenn 
fein Wald fervitutfrei wäre und er bie betreffende Nugung ſelbſt ausübte, an Beobachtung 
gewiſſer Regeln binden oder ihn beſchränken würde, ganz ebenfo, aber nicht mehr, muß ſich au 
der Servitutberedhtigte binden und beſchränken laffen. In Rüdficht auf den zweiten Zweck tritt 
die Gefepgebung und Staatäpolizei zum Beiten des Eigenthümers und Berechtigten am 
beten, wie in Preußen,’ dur nähere Beftimmung ver Art der Ausübung ins Mittel. Ob 
eine und melde Entfhädigung dem zu fehr befchränften Berechtigten zufteht, dies wird erft 
im Wege Redtens feftzuftellen und diefer deshalb von dem Gravirten zu betreten jein. Das 
Öffentliche Intereffe wird den Entihädigungsanfprüden jedoch ſtets vorangehen, und legtere 
werden die Maßregeln nicht aufhalten fönnen, welche das erftere ungeſäumt erfordert. 

Auch auf die Verwendung und Verwerthung der Walderzeugniffe hat die Korftpolizei ibre 
Aufmerkſamkeit zu rihten. Man befolgte in älterer Zeit hierin ein Syſtem der Bevorniundung, 
welches auf den Wahne beruhte, daß man hierdurch, ftatt Durch Die Vermehrung der Produc- 
tion und Sinleitung des eigenen Intereſſes auf den zu evreichenden Zwed, dem Holzmangel 
abhelfen, Holzerfparung befördern und Verſchwendung verhindern fönne. Da jedoch bei dieſem 
Zweige der Forftpolizei das Privatintereffe nicht, wie bei der Korftwirthfchaftspoligei, entgegen: 
fteht, vielmehr bier beide gemeinhin demfelben Ziele zuftreben, jo ift die Bevormundung ber 
Privatbetriebfamfeit entbehrlih und nur eine mittelbare Körderung des Zwecks räthlich. 

IE. Unter der Korftorganifation verftehen wir die Bildung der Organe, beren bie 
vollziehende Gewalt zur Außerung ihrer Thätigkeit in Beziehung auf das Korftweien bes 
darf, die Ordnung der dazu erforderlihen Staatsbehörden, Staatöbeamten und Ange: 
ftellten, die Beftimmung ihrer Wirfungdfreife, die Einteilung des Staatdgebieted und der 
Waldungen in Forſtdienſtbezirke und die Normen der Anſtellung, Beſoldung und Dienſi— 
disciplin ded Korftperfonale, Überall, mo die den Anforderungen ber Zeit und dem Weſen der 
Sache entiprehende Trennung der Juſtiz von der Verwaltung bereit in das Leben trat, ift 
aud die Forſtgerichtsbarkeit an die Gerichte übergegangen. Mehr auseinander gehen die Mei: 
nungen noch darüber, ob die Behörden der Korftpolizei von denen der Verwaltung, bie für bie 
Gemeinde: und vormundſchaftliche Forftvermaltung von der Domanialforftverwaltung, und ob 
das techniſche Forftweſen von den fameraliftifhen Functionen deffelben zu trennen fei. Für bie 
Trennung der Rorftpolizei macht man den Grund geltend, daß die Verwaltungsbehörte irgend⸗ 
eined Eigenthums nicht zugleich die Geſetze, denen fie jelbft fih unterwerfen fol, handhaben 
fönne. Diefer Grund würde jedod nur dann ein entfcheidender fein fönnen, wenn die Bermal- 
tung&behörbe für ſich irgendein Intereffe hätte, welches der unparteiifchen und unbefangenen 
Befolgung der Geſetze entgegentritt, was jedoch nicht angenommen werden darf. 

Der bloßen Bereinigung des techniſchen mit dem polizeilichen Forftwejen fteht namentlih 
ein folder Grund nicht entgegen, im Gegentheile hilft das eine dem andern, und die Berbinbung 
beider miteinander ift gerade eine unerlaßlice Bedingung der Wirkſamkeit der Forſtbehörden 
und ihrer möglihft einfachen Organifation. Nicht fo verhält es ſich mit dem fameraliftiihen 
ober dem Theile des Forſtweſens, melder die Verwendung und Verwerthung der Korftproducte 
und die Vertretung der privatrechtlihen Intereffen des Waldeigenthümers betrifft. Hier iſt 
allerdings der Fall denkbar, dag die Forftbehörde, wenn jie beide Functionen vereinigt, bald die 
polizeiliche miöbraude zur einfeitigen Förderung des fiscaliſchen Interefles, bald zu Gunften 
dieſes legtern fih Ausnahmen von dem Gejege erlaube. Doc lehrt die Erfahrung, daß überall 
da, mo das Perfonal den Gefegen gemäß inftruirt ift und im übrigen eine zweckmäßige Orga: 
nifation beſteht, ſich diefe Beforgniffe nicht beftütigen. 

Man hat angeführt, daß die Forftviener bei völliger Entbindung von den fameralifti- 
ihen Functionen ji ungetheilter ihren techniſchen Berufe widmen fönnten, daß fih dann ibre 
Bezirke erweitern ließen, und daß die Trennung die Rechnungscontrole mehr fichere. Letzteres 
wirb jedoch durch die wol überall ſchon eingeführte Trennung des Forſtkaſſenweſens von der 
Forſtverwaltung vollftändig erreicht. Es ind auch bereitd gemeinhin die Erbeber noch ante: 
rer Domänen: und Staatkeinfünfte, denen man die Forſtkaſſenverwaltungen anvertraut, obne 
ihnen deshalb den Verkauf der Forſtproducte zu übertragen, welhen ver Forſtbeamte wegen 
feiner Lokalkenntniß und tehnifhen Einſicht beifer und leichter als jeder andere bewirfen kann. 

Gine Trennung der Behörden für Bewirthſchaftung der Domanialmaldungen von der tech— 
niſchen Adminiftration der Gommunalwaldungen und die Aufftellung eines befondern admini— 
Rrativen Perſonals für Gemeinden und Stiftungen hindert die zwedimäßige Bildung der 
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Dienftbezirke, erfordert mehr Perfonal, veranlaßt mehr Koften, hemmt die nöthige Strenge in 
der Dienfldisciplin und flört überhaupt die Einheit der Organifation und tehnifh: polizeilichen 
Berwaltung. Nur damit eine pflegliche, Funftgerehte Bewirthſchaftung und Erzielung 
einer nachhaltigen und höchſtmöglichen Ausbeute plaggreife, bedarf es der Obhut von feiten 
der Korftbeamten, wogegen die Verwendung und Verwerthung der Waldausbeute den Vor: 
fländen der betreffenden Gemeinden und Stiftungen füglich überlaffen bleiben kann. Dielen 
Borftänden fann man überdies für gewiffe Fälle, worin nach forgfältiger Erörterung des That- 
beftandes und der Gründe gleihwol ein Eingriff in das Materialfapital für nörhig erachtet 
wird, eine entjcheidende Stinnme auf ihre Berantwortlidykeit vorbehalten. Eine ſolche Stellung 
und Beichränfung der Forftbeamten auf das Polizeilich= Technifche erfüllt den reellen Zweck 
der Trennung der Gommunalforftverwaltung von der der Domanialwaldungen und verfhafft 
der Nation die Gewährleiftung und Koftenerfparung, welche für fie aus der Bereinigung des 
gefammten polizeilich:tehnifhen Korftweiens hervorgeht. Das Perfonal des Forſtſchutzes ift 
bei jeder Organifation gleich nöthig und kann daher bei der Frage über die Dienftgrade als ein 
durdlaufender Poften betrachtet werden. Es ift nicht räthlich, ihm aud die Verrichtungen der 
eigentlihen Korftverwaltung mit zu übertragen, weil diefe eine höhere Berufsbildung voraus- 
jegen, folglich beffer bezahlt werben müffen, und meil fie auf einen größern Bezirk ausgebehnt 
werden tönnen, ald die des Forſtſchutzes. In Preußen werden als Forſtſchutzbeamte aud) die fi 
dem praktiſchen Korfidienfte widınenden Individuen bis zu ihrer wirklichen Anftellung in diefem, 
namentlich aber die Beurlaubten der zehn Jägerbataillone verwendet, ſowie die, welche bei denſelben 
ihre Dienftzeit vollendeten. Denjenigen, welchem man die forftliche Bewirthihaftung anvertraut, 
wird man durd die Verbindlichkeiten des Forſtſchutzes nicht an einen jo untergeorbneten Theil 
feiner Amtsfunction binden und fo von feinem eigentlichen Berufe abziehen, doch wird er überall 
da, wo ihn diefer legtere veranlaßt oder nöthigt, zugleih ala Forſtſchutzbeamter thätig zu fein, 
ih auch den Obliegenheiten eines ſolchen nicht entziehen können. Die Forftbeanten, melde 
bald Förfter (Würtemberg), bald Revierförfter (Baiern, Heffen), bald Oberförfter (Preu— 
ben und Naflau), bald Bezirköförfter (Baden) heißen, Bilden die widhtigfte Dienftitufe, weil 
fie mit der unmittelbaren Ausführung der tedhnifhen Apminiftration und Forſtwirthſchafts— 
polizei beauftragt find. Man kann annehmen, daß in den meiften Gegenden des cultivirten 
Deutihland ein folder Dienftbezirt 6— 9000 rheinifhe Morgen Areal und zwar an Staatd- 
waldungen umfaffen, und daß nebenbei nod ein Areal von einigen taufend Morgen Privatwald 
demfelben zur Beauffihtigung zugetheilt fein fan. Je mehr die Gultur fteigt, umd je mehr die 
Anforderungen zunehmen, welde Waldeigenthümer, Publifum und Staat an den Forftbeam: 
ten machen, defto Fleiner müſſen die Dienftbezirke fein, damit der Körfter des Bezirks im Stande 
bleibe, bei allen wichtigern Amtsgeſchäften (Eulturen, Fällungen u. dgl.) jelbft anmefend zu 
fein. Ob und wie viele Zwiſchenſtufen von dem verwaltenden Forftbeamten bis zum Cen— 
trum der Verwaltung nöthig find, hängt von ver Ausdehnung des Staatögebieted und dem Dt: 
ganismus ver Staatäbehörven ab. 

In Preußen ftehen zwifchen den Oberförftern und den Oberforftmeiftern (Regierungs- und 
Forfträthen in einzelnen Regierungdbezirfen) die Korftinfpectoren, melde nad) der Gabinets- 
ordre vom 18. Sept. 1850 als perfönlihe Auszeichnung auch den Titel Forftmeifter erhal- 
ten.) Die Oberforftmeifter und Negierungsforfträthe find Mitgliever der Provinzialregie- 
rungen, bei denen eine befondere (zweite) Abtbeilung für Domänen und Forften gebildet ift, 
fie gehören zu den fogenannten techniſchen Mitglievern ver Regierungen, welden in rein 
techniſchen Angelegenheiten eine größere oder geringere Selbftänvigfeit gegeben ifl. Die In: 
fruction zur Gefhäftsführung der Regierungen in den preußifhen Staaten vom 23. Det. 
1817 (Gefegfanmlung, ©. 248) regelt auch durch eine beſondere Dienftinftruction die Ver- 
bältniffe ver Oberforftmeifter, bezüglich Regierungsforfträthe, ald der erften techniſchen Forit- 
beamten ded Regierungsbezirks. Zu ihrer Wirkfamkeit gehört die Leitung des ganzen techni⸗— 


9) In Preußen ift der Bezirk eines Oberförfters in mehrere Reviere getheilt, derın jedes der Brauf: 
fhtigung eines Förfters oder Revierförfters anvertraut iſt. Nur felten gehen Oberförftercandidaten in 
ihrer Dienfllaufbahn auch Durch die Anftellung als Revierförfter hindurch, deren Functionen ihnen jedoch 
nicht felten anvertraut werden. Die Stellung eines Oberforfters wird in Preufen erft nach vollendeten 
Studien auf ver Univerfität oder der For afabemie, abgelegtem Staatseramen und längerer Dienſt— 
erfahrung erlangt. 
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ſchen Theils der Forſtverwaltung, die Disciplin über die Forſtbeamten ihres Bezirks und die 
Vollziehung der forſtlichen Lokalreviſionen. Der Bezirk einer Regierung zerfällt nach ſeiner 
Größe und Bewaldung in mehrere Forſtinſpectionsbezirke, denen Die gedachten Forſtinſpectoren 
vorftehen. Es find im mwejentlichen das Finanzminifterium und das Minifterium des Innern 
und der Polizei, zu deren Reſſort die Forſtſachen gehören, doch greifen diefelben auch in die 
Reſſorts anderer Minifterien, namentlich des Minifteriums der landwirtbfchaftlichen Angelegen= 
beiten und des Minifteriumd für Handel, Gewerbe und Bauweſen ein. 

63 mag an diefem Beispiele der Organifation ver Forftbehörden genügen. Was die Befol- 
dung der Forſtbeamten betrifft, fo muß fie fo abgemeflen fein, daß fie dieſen ein forgenfreies, 
ganz ihrem Berufe gewidmetes Leben ſichert, denn ihrer Redlichkeit ift ein großes, wichtiges und 
feiner genauen Gontrole fähiged Nationalgut anvertraut. Die Fortſchritte, welche die Forft= 
wiflenihaft gemacht hat, verdanft man hauptſächlich den größern Anforderungen an die Bildung 
des Forſtmanns und der ftrengern Prüfung bei feiner Anftellung. Schon im Berhältniffe hier- 
mit und mit dem großen Zeit: und Koſtenaufwande, welden das forfimännifhe Studium bis 
zur Anftellung erfordert, ift ein anftändiges Ausfommen derjelben ebenfo gerecht als billig und 
jedes Kargen und Sparen hierbei dem Beſten des Dienftes entgegen. 

II. Die Staatsforftverwaltung oder die Bewegung und Thätigkeit des Staats— 
forftorganismus läßt fih in folgenden Abtheilungen betrachten: 1) Verwaltung der Dienft- 
ordnung, 2) Forftpolizeiverwaltung, 3) Domanialforftverwaltung und 4) Communal- oder 
vormundfhaftliche Forftvermaltung. 

Zur Dienſtordnung gehören folgende Gegenflände, welche ihre Grundlage ſchon in der 
Borftorganifation haben müflen: a) die allgemeinen Rechte und Pflichten der Angeftellten 
und Beamten des Forſtweſens oder die forſtliche Dienftpisciplin im allgemeinen; b) die gegen= 
feitigen Berhältniffe der Forflviener; c) die Verhältniſſe ver Forftbeamten zu andern Staatd- 
dienern; d) die Anftellung und Entlaſſung des Forſtperſonals; e) der Bezug des Dienflein- 
kommend; f) die ſchriftliche Gefhäftsführung ; g) die Führung des Dienftinventard; h) die 
Gontrole, Dienſtordnung, wohin Amtsvijitationen, Forſtbereiſungen und periodifhe Zuſam— 
menfünfte zu Gonferenzen gehören, 

Die Gegenftände der Verwaltung der Forftpoligei erbellen aus dem, was wir über dieſe be= 
reits bemerkten. Es handelt jih vorzügli von der Korftitatiftif und von Regulirung der Ge- 
ihäftsformen, des Gefhäftsbetriebs zur Handhabung der Forftpolizei in allen ihren mannich— 
fahen Beziehungen, mit Übergängen in die Vorſchriften über das Verfahren in Forſtſtrafſachen. 

Die Domanialforftverwaltung umfaßt folgende Gegenftände: a) die Anwendung der 
Mittel zu einer genauen, den Zwecken der Verwaltung angepaßten, mit den Veränderungen 
ſtets fortjcpreitenden Kenntnig des der Verwaltung anvertrauten Vermögens, alfo namentlid 
das Forftvomäneninventarium oder die Beurfundung des Realbeſtandes der Verwaltung; 
b) die Wahrung der privatrechtlichen Interejlen vom Standpunfte des Fiscus ald Waldeigenthü- 
mers, in&befondere auch deilen Vertretung vor dem Givilrichter; e) die Wahrung und Orb: 
nung diefer Intereffen in Beziehung auf Befteuerung und auf diejenigen Beiträge, welche ver 
Zorftdomänenverwaltung wie jedem Grundeigenthümer zu den Bebürfniffen des Staates und 
der Anftalten, an deren Schug und Vortheilen jie theilnimmt, zu leiften obliegen. Was wir 
unter a, bund candeuteten, hat die Forſtdomänenverwaltung mit jeverandern Verwaltung eines 
großen Grundvermögend gemein. Außerdem kommen aber dem Forſtweſen eigenthümliche 
Gegenjtände zu, nämlih d) die Mapregeln zur Begründung des Forfibetriebd der Domanial: 
waldungen, unter andern deren Abfhägung und Wirthfhaftdeinrihtung 29); e) die Gewin- 
nung des jährlihen Holzertrags und der Betrieb der Holzernte (das geſammte Holzhauerei: 
wefen); f) die Verwendung und Verwerthung derjelben ; g) die Gewinnung und Berwertbung 
der Nebennugungen; I) der Betrieb der Forftcultur, ded Waldanbaus und der Nachzucht, jo: 
wie anderer Waldarbeiten, z. B. ver Entwällerungen, des Wegebaus u. dgl. ; i) das forftliche 
Rechnungs-, Kaffen- und Gtatöwejen; k) die Erftattung der allgemeinen und umfaffenden 
Rechenſchaftsberichte über den jährlichen und periodischen Stand der Ergebniffe der gefammten 
Verwaltung. Die Einwirkung der Staatsforſtverwaltung auf dad Communalforſtweſen be- 
ſchränkt ji, wie wir oben bereitd bemerften, auf das Volizeilich- Technifche, und es find die 
Mittel zur Pflege und Bewirtbihaftung der Gommunalwaldungen im weſentlichen von denen 


10) Näheres hierüber in Wedekind's Inftrucfion für die Vetriebsregulirung und Holjertragsihäpung 
der Förfter (Darmſtadt 1839). 
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der Domanialmaldungen nicht verſchieden, daher es hier nur eines Nahbildens und Anpaſſens 
der betreffenden Einrichtungen der Domanialforitverwaltung an. 

Diefen Andeutungen, welde eine ausführliche Auseinanderfegung in Wedekind's „Anlei— 
tung zur Korftverwaltung und zum Forſtgeſchäftsbetriebe“ (Darmftadt 1831) finden, reihen 
fich noch einige Bemerkungen über die höhere Bedeutung der Forſtdomänenverwaltung an. 

1) Der Waldfläche eine möglihft hohe Ausbeute abzugewinnen und zu derfelben Menge 
von Walderzeugniffen einer möglihft Heinen Fläche zu bedürfen, vermag bei ver Forſtwirth— 
ſchaft, nad) ven natürlichen Gejegen des Wuchſes und der Nachzucht des Holzes, in der Negel 
nur der Waldeigenthümer, deſſen Intereffe nicht an die Gegenwart gebunden ift, am meiften alfo 
der Staat jelbft. Je mehr Waldungen in deſſen Bejige find, defto weniger bedarf es einer Ein— 
ſchränkung anderer Walveigenthümer und deſto mehr Fläche bleibt für andere einträglichere 
Gulturarten übrig. Es liegt im Begriffe des Staates, daß die ihm angehörenden Waldungen 
im ftrengften Sinne der gemeinfamen Wohlfahrt, Vergangenheit mit Gegenwart und dieſe mit 
Zufunft vermittelnd, bewirthfchaftet werden. Seine Waldungen bilden daher vorzugsweiſe die 
Affecuranzanftalt für den Holzbedarf und die übrigen wichtigen Zwecke der Wälder im Natur= 
und Nationalhaushalte. Reicht ihr Flächeninhalt dazu nicht hin, dann follen fie wenigftend als 
Mufter volltommener Wirthſchaft allen andern Waldeigenthümern vorangehen. Diefer höhern 
Rückſicht müſſen alle fiscalifhen untergevronet fein; aber es müſſen ihr auch alle einfeitigen 
Begünftigungen einzelner Einwohnerklaſſen, Ortihaften oder Gegenden weihen. Was bie 
Forſtverwaltung verliert, verlieren Staat und Nation; alle Begünftigung und Freigebigfeit 
foftet darum nicht weniger, weil fie vom Staate geübt wird, ihr Werth wächſt der Steuerpflicht 

hinzu. Das crispinifche Gnadenſyſtem der fogenannten patriarhalifhen Forſtwirthſchaft ift 
ein verwerfliches. 

2) Das in Frankreich nod übliche Ertrem des Patriarchalismus, die Berfteigerung des 
Holzes in ganzen Schlägen oder der Arbeiten im ganzen an Entrepreneurd, ift ebenjo wenig 
ein zu empfehlendes Syſtem. Es beeinträchtigt die Walopflege und Waldausbeute, hindert die 
möglichft ausgedehnte Concurrenz und befördert den Wucher der Speculanten auf Koften des 
ärmern Theils der Bevölkerung. Domanialwaldungen fönnen nur dann gedeihlich bewirth- 
ſchaftet werden, wenn die Verwaltung auf eigene Rehnung ihre Erzeugniffe jelbft erntet und 
verwerthei, und wenn fie die Arbeiten der Technik durd im einzelnen angenommene Arbeiter 
ſelbſt ausführen läßt. 

3) Die Einnahmen und Ausgaben der Domanialforftverwaltung müflen an den betreffen 
den Stellen dem Staatöbubget jo eingereibt werden, daß ſich ver Beitrag, welden jie zu ven 
Sinanzquellen und Staatöbevürfniffen leiften, einerſeits, andererfeits aber aud der Verwal: 
tungsaufwand, melden jie verurſachen, erſichtlich macht. Cine confequente Durdführung des 
Grundfages der Etatswirthſchaft erfordert es, daß alle Leiftungen und Abgaben, welde die 
Korftvermaltung für andere Verwaltungdzweige macht und leiftet, ihr von dieſen legtern wie 
von jeden andern Käufer bezahlt werden, wogegen die Korftverwaltung das ihr Geleiftete und 
Gegebene in gleicher Weife zu vergütigen hat. 

In einem Staate, wo, wie in Preußen, in der Generalftaatöfaffe ein Gentralorgan für alle 
Landeskaſſen vorhanden ift, werden gegenfeitige Berrehnungen, Zugute: und zur Laſt Schrei— 
bungen an diefer Generalftelle übrigens die wirklihen Zahlungen in den meiften Fällen zu 
vertreten haben und dieſe unnöthig machen. 

4) Die Erntekoften, welche von dem ärmften Theile ver Bevölkerung verdient werden, bilden 
gemeinhin die ftärffte Ausgabenrubrif. Zieht man jie als durchlaufende Poſten von den Ein— 
nahmen und Ausgaben ab, dann beträgt (nach Wedekind) die Summe der Ausgabe für das 
Forſtperſonal (einſchließlich ver Gentrafftellen), Gulturfoften und fonftigen Vetriebskoften etwa 
17 —18 Broc. der Korfteinnahmen. Im ganzen genommen lehrt die Erfahrung, daß die 
Forftverwaltung unter allen Betriebdarten auf Staatdrehnung, bei denen Selftverwaltung 
und nicht Verpachtung flattfindet, die günftigiten Ergebniffe liefert. 

5) Nur einzelne untergeordnete Nugungsziweige der Waldungen eignen fi zur Verpach— 
tung. Könnteman bie ganze Waldnugung verpadten, dann würden ſich zwar die Verwaltungs- 
foften auf ein Drittel und weniger redueiren, aber der Überſchuß, der reine Ertrag für die Kaffe 
des Waldeigenthümers wäre auch um jo viel Eleiner. Gegen den Feldbau betrachtet, jind die 
Gulturfoften der Forſtwirthſchaft fehr gering, fie betragen nur 2 Proc. der Einnahmen und 
von der Summe aller Ausgaben nur 5 Proc. Die Erntefoften betragen 13 Proc. der Einnah— 
men und 33 Proc. oder ein Drittel aller Ausgaben. | 
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6) In Staaten oder einzelnen Gebietötheilen derſelben, in welchen die auf dem ſogenannten 
abfoluten Waldboden flehenden Waldungen die Beſtimmung nicht vollftändig erfüllen, die 
Geſundheit des Landes zu fördern, wird durch ſtatiſtiſche Recherchen feftzuftellen fein, im wel: 
chem Grade eine ſolche Unzulänglichkeit vorhanden ift. Was an dem Bedarfe fehlt und ji 
durch Holzerfparungen und Verbefferungen im Eleinen nicht decken läßt, wird am einfachſten 
dur den Ankauf des fehlenden Areald von feiten des Staates zu ergänzen fein. Iſt dies 
nicht thunlich, dann wird eine ſtrengere forftpolizeitiche, auf alle Waldungen ſich erſtreckende 
Aufjicht bemüht fein müflen, dem Übelſtande abzubelien. 

7) Wenn diefe Aufiht in Betreff des abjoluten, feiner andern Gultur fühigen Wald— 
bodend auch feinem Bedenken unterliegt, jo läßt fie ſich doch da, wo es fih um Privatwaloungen 
handelt, die auf relativem (auch zu andern Gulturen nugbarem) Waldboden ſtehen, nicht in 
gleicher Weife durchführen. Hier werden nur Waldrodungen und fogenannte Kahlhiebe von der 
- Bewilligung der Staatöbehörbe abhängig zu machen fein, dad Beweiden ver Waldungen mit 
Ziegen und Schafen wird zu verbieten und der Walvdeigentbümer zu nöthigen fein, devaftizte 
Waldtheile binnen einer kurzen Friſt (von höchſtens 3—4 Jahren) wieder mit Holz zu be: 
bauen. Die Wiederbebauung wird nöthigenfalld vom Staate zu bewirken fein, der ſolche Wald: 
theile am beften an ſich kauft. Sehr vortheilhaft wirft auf die Erhaltung des Waldes das Ver: 
bot einer allzu ftarfen Parcellirung deſſelben. Fiſchbach nimmt das Minimum eines felbitän- 
digen Waldcomplexes beim Nieder: und Mittelmald auf 1O— 20 Morgen, beim Fehmelwalde 
auf 20—30, beim Hochwalde auf 60 — 80 Morgen, in rauhen Klima oder bei ſchlechtem 
Boden aber auf ein Y,— Ya mebran. 

8) Zu großer Waldüberfluß und Holzreihthum können einem Staate oder einer Gegen» 
ebenfo nachtheilig werben als deren Mangel; der allzu dichte Wald macht das Klima rauf und 
feucht und bietet nur wenigen Menſchen Arbeit und Nahrung. Hier wird man durd Audro: 
dungen auf relativem Waldboden, durch Verbejlerung der Land- und Waflerftragen zur Beför— 
derung des Holztransports und deifen Erportbandels zu beilern beftrebt jein müflen. 

9) Eine der größten Gefahren, weldye die Forſten bevroben, ift Die des Feuers, Die Ab: 
wendung der Beuerögefahr erheiſcht eine auf dieſe gerichtete flete Waldbeaufſichtigung, ſowie 
eine foldpe feiner näcjten Umgebungen, vorzüglid während der trodenen Jahreszeiten. Verbote, 
im oder am Saume ded Waldes Feuer anzumachen, des Tabackrauchens aus offenen Pfeifen, 
des Rauchens von Gigarren unter Umſtänden, der Errihtung von Wohnungen und Fabriken 
in zu großer Nähe des Waldes werden abwehrend und vorbeugen» wirken. Eben dies läßt ſich 
auch nur dem Sturmſchaden gegenüber thun, durch zweckmäßige Grenzzüge, Verhinderung zu 
ſtarker Parcellirung, uͤberhalten eines ſogenannten Waldmanels von feiten des Gutsnachbars, 
der einen Verjüngungshieb führt u. ſ. w. 

IV. Forſtſtrafgeſetzgebung und Forſtgerichtsbarkeit. Dieſelben haben es mit 
allen den Vergehen zu thun, welche an Orten, die unter Forſtſchutz ſtehen, durch Beſchädiguug 
oder Entwendung von Waldgegenſtänden verübt werden, oder mit ſolchen waldgefährlichen Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen oder Überſchreitungen von Anordnungen, die für den Schutz oder 
die Bewirthſchaftung der Waldungen getroffen werden, in Verbindung ſtehen. Die erſtern laſſen 
fih unter den Namen der gemeinen Forjt: Vergehen und Übertretungen, die legtern aber ale 
Rorftpolizeicontraventionen am beften bezeihnen und zufammenfaflen. Beide Arten zufammen 
bilden gemeinhin den Gegenſtand der Forſtſtrafgeſetzgebung und der Forſtgerichtsbarkeit. 

Es ift keine Verlegung des Strafgeſetzes eine fo häufige ald die, welche ih als Forſtfrevel 
zu erfennen gibt. Die Nothwendigfeit, ſich durch Feuerung vor der Kälte zu jhügen und durch 
diefelbe ihre Speifen zu bereiten, tritt oft der ärmſten Klafle des Volkes gerade dann entgegen, 
wenn ein Holzanfauf für diejelbe außer den Grenzen der Mögligkeit liegt. Die im Volke nod 
herrſchende Anficht, daß Gott ven Wald für jedermann wachſen laffe, welche ſich gleihfam in Die 
Zeit zurüdverfegt, in der der Wald noch in feines Menſchen Eigenthum ſich befaud, und Die 
Unmöglichkeit, den Korftihug jo auszudehnen, daß er von dem jo leicht zugängliden Walde 
den Holzdieb zurückhält, fördern diefe nicht für entehrend gehaltenen Frevel in einem hohen 
Grade. 

In Preußen betrug die Zahl aller wegen Verbrechen, Vergehen und Übertretungen im 
Jahre 1857 geführten Unterfuhungen 563992 und 1858 538938. Davon betrafen bezüg- 
ih 382838 und 356191 (beinahe 70 Broc.) den Diebftahl an Holz: und Walpproducten. 

Der Werth des geftohlenen Objerts ift gewöhnlich nur gering, der indirecte Schaden aber, 
welchen die Entwendung dem Walde zufügt, viel bedeutender. Die Korfifrevel find, fo 
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leicht fie fich auch erflären Taffen, doch ebenfo verderblich für die Sittlichkeit al für ven Wohl- 
ſtand der niedern Schichten der Vevölkerung. Sie find ein aus älterer Zeit überfommener 
Krebsſchaden, zu deifen Heilung auf vem Wege ver Gefeggebung man im neuerer Zeit faft 
überall und meiſtens zweckmäßig eingefähritten if. Das Großherzogthum Baden hat dies ;. 2. 
in dem Porftgefege vom 27. April 1854, Baiern in dem vom 28. März 1852, ſtetreich 
in dem vom 3. Dec. 1852, dad Königreih Sachen in dem vom 13. Aug. 1855, Preußen 
in dem vom 2. Juni 1852 gethan. 

Man gewinnt am leichteften eine Einſicht in den gegenwärtigen Stand der ziemlich gleich— 
mäßig ausgebildeten neuern Korftftrafgefeggebungen, wenn man etwas näher auf ein fpecielles 
Forfiftrafgeieg eingeht. Wir mollen dies in Betreff des preußiſchen vom 2. Juni 1852 thun, 
weldes zu den Geſetzen gehört, vie neben den Strafgefegbuche ſich in Kraft befinden. Es find 
nur zwei Beitimmungen, welche dieſes leßtere in Bezug auf die Waldungen in ſich aufgenom= 
men bat. Es beftraft in $. 286 ven, welcher vorſätzlich Waldungen in Brand ſteckt, mit Zucht: 
baus bis zu 10 Jahren, und in $. 347 den, welder an gefährlichen Stellen in Wäldern over 
‚Heiden, ober in gefährliher Nähe von diefen Feuer anzündet, mit einer Gelbbufe bis zu 20 
Thlrn. oder mit Gefängniß bis zu 14 Tagen. 

Ein Holzdiebſtahl ift im Sinne ded Geſetzes vom 2. Juni 1852 der Diebftahl an Holz in 
Borften oder auf andern Grundſtücken, auf welchen daſſelbe hauptſächlich ver Holznugung wegen 
gezogen wird, wenn dad Holz entweder 1) noch niht vom Stamm oder Boden getrennt, 
2) dur Zufall abgebrochen oder umgeworfen und mit deſſen Zurichtung noch nicht der Anfang 
gemacht ift, oder wenn ed 3) in Spänen, Abraum oder Borke befteht, auch dann, wenn ſich die— 
felben bereits in Holzablagen, welche jedoch nicht umfchloffen find, befinden. 

Dem Holzdiebſtahl wird gleich geachtet und gleich beitraft der Diebftahl an Waldproducten 
anderer Art, indbefondere an Grad, Kräutern, Heide, Moos, Laub, anderm Streuwerk, an 
Kienäpfeln, Walpfämereien und Harz, welche ſich in Forſten oder auf andern, hauptſächlich zur 
Holznutzung beftimmten Orundftüden befinden und nicht beveitd eingefammelt find. 

Unabhängig von dem Grfage des Werths des Entwendeten und bes etwaigen fonftigen 
Schadens wird der Holzpiebftahl mit einer Geldbuße geahndet, die den vierfachen Werthe des 
Entwendeten gleihfommt, aber niemals unter 10 Sgr. betragen darf. Die Geldbuße fleigert 
ich zum ſechsfachen Werthe des Entwendeten und darf nie unter 15 Sgr. betragen: 1) wenn 
der Diebftahl zur Nachtzeit 1%) oder an einem Sonn: oder Feſttage begangen wird; 2) wenn 
der Thäter fich vermummt, das Gejicht gefärbt oder andere Mittel angewendet hat, um ſich un— 
kenntlich zu machen; 3) wenn verfelbe auf Befragen des Beftohlenen oder des Forſtbeamten 
feinen Namen oder Wohnort anzugeben verweigert, oder faliche Angaben über beide gemadt 
hat; 4) wenner ſich zur Verübung des Diebftahls der Säge oder des Meſſers bevient hat. 
Diefe und ähnliche Umftände erfchmweren faft in allen Rändern vie Strafe des Holzdiebſtahls. 

Der Verſuch und die Theilnahme werden mit der vollen Strafe des Holzdiebſtahls belegt, 
die Begünfligung aber mit dem zweifachen Werthe dest Geftohlenen ale Geldbuße geahndet. Die 
Hehlerei (Bartiererei) mird mie der einfahe Holzdiebſtahl beftraft, und darf die Strafe wie bei 
diefem nicht unter 10 Sr. betragen. Der erfte und zweite Rückfall des einfachen Holzdiebſtahls 
werden wie der unter erſchwerenden Umftänden verübte Diebftahl angefehen und mit dem acht— 
fachen Wertbe des Entwendeten und mit einer Gelvftrafe nicht unter 20 Sgr. belegt. Der 
dritte und weitere Rückfall wird ald gemeiner Diebftahl ($. 216 des Strafgeſetzbuchs) ange- 
ſehen, jedoch nie Höher als mit zwei Jahren Gefängniß beftraft. 

Was das Berfahren in den Holzdiebſtahlsſachen anbetrifft, fo ift dies ein von dem fonfli= 
gen abweichended Fürzered. Auch die Forſtgerichtsbarkeit wird, nachdem die Verordnung vom 
2. Ian. 1849 alle Brivartgerichte bejeitigt hat, in Preußen nur vom Staate ausgeübt. Der Ge⸗ 
rihtöftand ift bei dem Gerichte begründet, in deffen Bezirke das Vergehen verübt wurde. Die 
gerichtliche Verfolgung fteht dem Polizeianwalte zu, deſſen Verrichtungen für ſolche Bälle vem 
verwaltenden Forſtbeamten übertragen werden. 

Die gefährliche, oft ihr Leben bedrohende Lage, in welcher die Korftihugbeanten den Holz⸗ 
und Walddieben gegenüber jich befinden, nöthigt den Staat, ihnen nicht allein den Waffen: 
gebrauch zu verftatten, ſondern aud die Widerfeglichkeit bei Forſt- und Jagdverbrechen mit 


11) Nach $. 28 des Strafgefepbuchs umfaßt die Nachtzeit vom 1. Det. bis 31. März die Stunden 
von 6 Uhr Abends bis 6 Ubr Dorgens, vom 1. April bis 30. Sept. die Stunden von 9 Uhr Abends 
bis 4 Uhr Morgens. 
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harter Strafe zu bedrohen. Es find für Preußen zwei Geſetze vom 31. März 1837, welche 
neben dem Strafgefegbude vom 14. April 1851 in Wirkfamfeit verblieben und die gedachten 
Schugbeamten möglihft zu fihern ven Zwed haben. 

Alle Forſt- und Jagdbeamten, aud die im Communal- und Privatdienfte ſtehenden, wer- 
den, wenn fie auf Lebenszeit angeftellt find oder die Rechte der auf Lebenszeit Angeftellten ihnen 
verliehen werben 12), nach dem Geſetze vom 7. Juni 1821 (dem ältern Holzdiebſtahlgeſetze) in 
eine befondere Gidespflicht genommen. In Verbindung mit dem geleifteten Eide haben ihre An- 
gaben in Anfehung derjenigen Thatſachen, welche auf ihrer eigenen dienftlihen Wahrnehmung 
‚beruhen, jo lange Beweiskraft, bis das Gegentheil erwieſen if. . 

Diefenvereidigten Forft: und Jagdbeamten verftattet Dad gedachte Geſetz dann den Gebrauch 
ihrer Waffen, wenn 1) ein Angriff auf ihre Perſon erfolgt, oder wenn fie mit einem ſolchen 
Angriffe bedroht werden, 2) wenn diejenigen, welche bei einem Holz- oder Wilpviebftahl, bei 
einer Forſt- oder Jagdeontravention auf der That betroffen over als der Verübung ober der 
Abicht zur Verübung eines folden Vergehens verdächtig in dem Forſt- oder dem Jagdreviere 
gefunden werden, ji der Auhaltung, Pfändung over Abführung zu der Forſt- oder ‘Polizei: 
behörde oder der Ergreifung bei verfuchter Flucht thätlich oder durch gefährliche Drohungen 
widerſetzen. Der Gebraud der Waffen darf nicht weiter außgebehnt werben, ald ed zur Ab- 
wehr des Angriffs und zur Überwindung des Wipderftandes nothwendig if. Der Gebrauch des 
Schießgewehrs ald Schußwaffe ift nur dann erlaubt, wenn der Angriff oder die Widerfeglic- 
feit mit Waffen, Ürten, Knitteln u. ſ. w. oder von einer Mehrheit erfolgte, welche ſtärker int 
ald die Zahl der zur Stelle anweſenden Forftbeamten. Die legtern müffen, um fi der Waffen 
bedienen zu dürfen, in Uniform oder mit.einen amtlichen Abzeichen (dem preußiſchen Adler) an 
der Kopfbedeckung verjehen fein. 

Nach dem zweiten Geſetze vom 31. März 1837 wird jede gegen einen königlichen Forſt- 
und Jagdbedienten, einen Waldeigenthümer, Forſt- und Jagdberechtigten oder die von dieſen 
beftellten Auffeher in Ausübung ihres Amts und ihres Rechts, namentlich auch bei Pfändun— 
gen ohne Gewalt an der Perfon verübte thätliche Wiverfeglichfeit mit Gefängnip von acht Tagen 
bis zu drei Monaten beftraft. Drohungen mit Schießgewehr, Arten oder andern gefährlichen 
Werkzeugen ziehen Arbeitös oder Zudthaudftrafe von drei Monaten bid zu zwei Jahren nad 
fih. Widerfeglichkeiten, welche mit Gewalt an der Perjon verbunden waren, fteigern dieſe 
Strafe bis zu vier Jahren und, wenn eine körperliche Beſchädigung erfolgt, zu zwei- bid zwan-= 
zigjähriger Arbeitö:, Zuchthaus: oder Feſtungsſtrafe. Nah Art. 7 des Einführungsgejeges 
zum Strafgefegbud vom 14. April 1851 ift gegenwärtig nur in dem letztgedachten Balle die 
Berbrechendftrafe des Zuchthauſes die maßgebende, wogegen in den übrigen die Vergehensſtrafe 
des Gefängniffes die plaggreifende ift. 

Das Geſetz enthält noch Beſtimmungen zur Verhütung ver Holzdiebſtähle, welde als forfi: 
polizeiliche zu betrachten find, und die noch eine nähere Erwähnung verdienen. Nah ihnen foll, 
wer in fremden Waldungen (Forften oder Büfchen) außer dem zu gemeinem Gebrauche beſtimm⸗ 
ten Öffentlichen Wege oder einem andern Wege, zu deſſen Benugung er berechtigt ift, mit Ürten, 
Beilen, Sägen oder andern zum Fällen, Sammeln und Wegihaffen des Holzes gebräuchlichen 
Werkzeugen betroffen wird, ohme ſich durch Genehmigung des Waldeigenthümers oder des ſonſt 
zu deren Ertheilung Ermädtigten darüber rechtfertigen zu Förtnen, mit Geldbuße bis zu 4 Ihlr. 
oder mit verhältnißmäßigem polizeilichen Gefängniſſe beftraft werben. Es ſoll, wer geftoblenes 
‚Holz oder Harz, von welchem er wegen der Beihaffenheit deffelben, in Rüdiiht auf die Berjon 
deffen, der es ihm anbot, und auf die Umftände, unter denen dies geſchah, vermuthen Eonnte, 
daß es geftohlen war, erwirbt oder annimmt, mit einer Geldbuße beftraft werben, deren Bes 
trag den doppelten Werth deö Beftohlenen erreihen Fann und nicht unter 10 Sgr., jedoch wicht 





12) Das Gefeg vom 2. Juni 1852 dehnt diefe Beſtimmung auch auf die Forfiihugbeamten aue, 
welche minbefiens auf drei Jahre mittels fehriftlichen Gontracts angeftellt find, oder welche zu den für den 
Forftdienft beftimmten oder mit Foritverforgungsfcheinen entlaffenen Mititärperfonen gehören. Der Eid 
lautet nach dem Geſetz vom 2. Juni 1852 dahin, daß der Schwörende die Diebitähle an Holz: und an⸗ 
bern Waldproducten, welche in dem feinem Schutze gegenwärtig auvertrauten oder fünftig anzuver- 
trauenden Bezirke vorfallen und zu feiner Kenntnig fommen, mit aller Treue, Wahrheit und Gewiften: 
haftigfeit anzeigen, was er über die Thatumftände der ftrafbaren Hanvlung und über die Urheber und 
Theilnehmer entweder aus eigener Sinneswahrnehmung oder durch fremde Mittheilungen erfahren habe, 
mit genauer Beachtung dieſes Unterfchieds angeben, auch den Werth bes entiwendeten Gegeuſtandee 
gewiffenhaft und der Vorfchrift gemaͤß abfchägen wolle, 
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über 50 Thlr. betragen fol. Holzhändlern, welche fi beim Ankaufe folgen geftoblenen Holzes 
im Rüdfalle befinden, ift zugleich ver gewerbliche Kortbetrieb des Holzhandels durch richterlichen 
Ausiprud zu unterfagen. Ein wegen Holzdiebſtahls innerhalb der legten zwei Jahre Ver: 
urtheilter, in deſſen Gewahrfam friſch gefälltes, nicht forſtmäßig zugerichtetes Holz gefunden 
wird, joll, wenn er ji über ven redlihen Erwerb nicht ausweifen kann, des Holzes verluftig 
fein, au ohne daß eine daran verübte Entwendung feftgeftellt werben kann. 

Den Forftbeamten ftehen bei Ermittelung und Verfolgung der Holzdiebſtähle die Befug— 
nie zu, welche das Geſetz zum Schuge der perfönlihen Freiheit vom 12. Febr. 1850 den 
Polizeibehörden namentlih in Betreff ver Hausſuchungen verftattet. 

Bergleihen wir diefe Specialgefeggebung mit den allgemeinen Anforderungen, welde an 
ein Korfiftrafgeieg zu machen find, jo werden wir jie diefen entſprechend finden. Die Forſtgeſetze 
follen zwei Borderungengenügen, ber einen, von jeiten der Waldeigenthümer, auf Erſatz des 
ihnen entwendeten Gegenjtandes oder zugefügten Schadend, und undererfeitö der von feiten 
des Staated zu machenden auf Verföhnung der gefränften Sicherheit des Eigenthums durch an- 
gemejjene Strafen. Es muß ferner aud die Verbindung der Schadenerjagfrage mit der Straf: 
frage ftattfinden, wie wir ed in dem preußischen Gejege fanden. Da das geftohlene Object ges 
meinhin in Natur nicht zurückgegeben werben kann, müſſen Grfagbeftimmungen und aud zur 
Begründung ded Strafanjages ein Geldanſchlag ded Entwendeten, und damit hier der Willtür 
begegnet werde, Tarife über ven Werth der verichiedenen Waldgegenftände vorhanden jein, was 
fich in dem preußifchen Gejeg ebenfalls vorfindet. Endlich muß eine beſondere Abihägung von 
Sachverſtändigen in den im Tarif nicht beflimmten Fällen und die vollftändige Entihädigung 
des Waldeigenthümers ftattfinden, welden Forderungen jenes Gefeß nicht minder nachkommt. 

Beflimmungen, wie die find, welde wir am Schluffe des preußiichen Geſetzes vom-2. Juni 
1852 vorfanden, können indeflen Forjtpolizeigefege und eine Korftpolizeiorduung nicht entbehr- 
lid machen, welche jih zwar überall, gewöhnlich auf einzelne Landestheile beihränft, vorfinden, 
aber doch jelten ven Anforderungen der Neuzeit genügen. Webefind will die Strafbeftimmuns 
gen einer joldhen Ordnung unter folgende Geſichtspunkte zuſammengefaßt haben: ald Strafen 
1) der Forſtpolizeivergehen, welde den Wald, wie er ift, ohne ein befonderes Verhältniß des 
Thäters zum Walde, oder ohne befondere Rüdjiht auf einen forftwirthichaftlihen Zweck, ver 
Gefahr der Beſchädigung ausjegen und daher gemeine Horftpolizeivergehen genannt werten 
fönnen ; 2) der Vergehen gegen die Forſtwirthſchaftspolizei, indbejondere der Waldeigenthümer 
und Waldberechtigten; 3) der Horfipolizeivergehen der im Walde bejhäftigten Arbeiter; 4) der 
Bergehen bei Verwendung und Berwerthung der empfangenen Waldproducte. 

Auch Wedekind will, wie es dad preußiſche Forſtgeſetz thut, die Strafen in der Regel in Geld 
audgedrüdt willen und Gefängnipftrafen nur ald Strafihärfung eintreten laffen. Wegen häufiger 
Bablungsunfähigfeitder Sträflinge und der Fälle, in denen für jogleich anzufegende Gefängniß— 
ober Arbeitsftrafen ein Maßſtab erfordert wird, muß das Geſetz das Verhältniß feitiegen, nad 
welchem die unzahlbaren Geldſtrafen in Gefängniß oder Arbeit verwandelt werden. 

Die Vorſchriften über das Verfahren in FKorftftraffahen will Wedekind in eine Forſtge— 
richtsordnung und in die Forſtſtrafvollzugsordnung zerfallen laſſen. 13) 

Sehr richtig bemerkt Widekind, dag die mufterhaftefte Straforbnung ohne zweckmäßige 
Bollziehung erfolglos bleibe, daß vorzüglih den Mängeln ver Vollziebung das Überhand— 
nehmen ber Frevel und der geringe Begriff, weldyen das betreffende Bublitum von ihrer Straf: 
barfeit hat, beizumeflen jei, daß man bei unabwendbar rajcher und nachdrücklicher Vollziehung 
mit mildern Strafen ausfommen könne. Was Preußen betrifft, fo können wir die Regelmäpig- 
feit, mit welcher dafelbft bei der monatlihen Auffiellung der Korftitrafliften verfahren wirb, die 
Sorgfalt und Umſicht, mit der die Korftbeaniten ald Staatsanwälte in den Forftfachen fungiren, 
fomwie die regelmäßige und jchleunige Erledigung der Forftunterjuhungen durch die aus Mit- 
gliedern der Kreiögerichte beftehenden Korftrihter nur rühmend anerfennen. Daß die Execu— 
tiondvollfirefung au bier manchen Hinderniffen und manchem Aufenthalt unterworfen ift, 
liegt in der Natur diejer Schattenjeite jeder Rechtsverfolgung. 

13) Wedekind gibt eine vollftandige Anleitung zur-Korfigefeggebung in allen ihren Beziehungen in 
feinen Neuen Jahrbüchern der Forftfunde, Seit 1—3 u. 5 (Main; 1828 und 1829), und empfiehlt 
die Sefeggebung und Neglementirung des Korititrafmaßes im Großherzogthum Heſſen, welche ſich in 
der Praris fehr bewährt haben. Man val. über diefe das Spitematifche Handbuch der Geſetze, Verord: 
nungen und fonftigen Borfchriften für das Forftitrafwelen im Großherzogtum Heflen (3 Hefte, Darm— 
fiadt 184044). 
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Man hat der geſammten Forſtwiſſenſchaft in neuerer Zeit, mehr oder minder ausgedehnt, noch 
eine Disciplin unter dem Namen forſtliche Verhältnißkunde angereiht, welche zur Auf- 
gabe hat, beiläufig in der nämlichen Reihenfolge wie die Forftwiſſenſchaft ſelbſt, alle numeriſchen 
Verhältniſſe forftlihen Wirkens und Schaffens, Lebens und Webens aufzufaflen und in Zahlen 
darzuftellen und fo den Stoff zu einer Meßkunſt der forftlichen Kräfte und Erfolge zu ſammeln. 
Diefe Verhältnißkunde bringt Wedekind in zwei Hauptabtheilungen, von denen die erfte, die forft- 
lihe Statik, mit der erften Hauptabthellung der Forſtwiſſenſchaft, ver Technik, correfpondirend, 
ſich mit Erörterung der numerifhen Verhältniſſe der Naturalerzeugung, der Arbeitöfräfte und 
des Geldertrags befaßt. Die zweite Hauptabtheilung, die Verhaͤltnißkunde des Forſtweſens in 
jeinen Beziehungen zur Nation und zum Stuate, enthält dagegen die Ergebniſſe der forftlichen 
Statiftif, fie ſammelt und ordnet fomit die numeriſchen Verhältniſſe der Objecte des Forſtweſens 
(namentlich die VBerhälmiffe der Waldflächen zum Areal des Landes und zu andern Nugungs: 
arten des Bodens, ſowie die Berhältniffe ver Erzeugung zum Verbraude), die Berhältniffe der 
Berwaltung (namentlich die Berhältniffe ver Berwaltungserforberniffe nad Verſchiedenheit der 
Art des Betriebs und des Eigenthums, die Berhältnifie diefer Erforberniffe zu denjenigen an: 
derer Zweige der Gewerbfamfeit und der Staatövermaltung), die Verhältniffe des Kapitals, 
des Ertrags und der Befteuerung an fi und im Vergleiche mit andern Eulturarten und andern 
Gewerbözweigen, endlich die Berhältniffe des Forſtſtrafweſens (namentlich die Verhältniſſe der 
Bergeben nach ver Zahl der Bälle verfchiedener Kategorie und nach den Beträgen der Strafen 
und GErfagzahlungen, ſowie die Berhältniffe ded Koftenaufwands der Korftitrafjuftiz). Bglı 
Wedekind, „Syſtem der forftlihen Verhältnißkunde“, im 18. Heft feiner ‚‚Nenen Jahrbücher 
der Forſtkunde“. G. W. von Wedekind und. Trieft. 

Fortescue (John), deſſen Werf „De laudibus legum Angliae‘ eine der früheſten und 
frifcheften Darftellungen des englifhen Staatd- und insbeſondere Rechtslebens ift, ſtammte von 
einer alten normanniſchen Familie ab, welche jeit Jahrhunderten in der Grafſchaft Devonfbire 
ihren Sig hatte. Sein Vater war ein tapferer Degen in den franzöſiſchen Kriegen, und daß 
der gegen das Ende des 14. Jahrhunderts geborene Sohn John neben dem Juriſtenhandwerk 
auch das Schwert zu führen wußte, zeigte jeine fpätere perſönliche Theilnahme an den großen 
Kämpfen der beiden Rojen. Nach der allgenieinen Borbildung zu Oxford ftudirte er Die Nedhts- 
wiſſenſchaft in Lineoln's Inn, welder Adoocateninnung er eine Zeit lang auch ald Beamter 
Dienfte leiftete. Nachdem er die gewöhnliche Zeit als einfacher Advocat thätig geweſen — die 
Mearbooks oder Brocehreports enthalten freilich nichts über diefe Periode feiner Thätigkeit — 
wurde er im Jahre 1429 zum Sergeant at Law, Mitglied der höhern Advoratencorporation, 
weiche im Gerichtshof der Common Pleas das ausſchließliche Recht des Plaivirens hatte, er— 
hoben. Hier ſcheint jeine Praxis fehr beträchtlich geweſen zu fein; zeitweilig ift er einer der rei: 
fenden Richter und 1441 erbält er die höchſte Würde ded Advocatenſtandes ald einer der King's 
Sergeants. Im Jahre 1442 ſchon erfolgte feine Erhebung auf die Richterbanf als Chief ju- 
stice der King's-Bench, die höchſte Rechtsſtelle nad dem Kanzler von England. Achtzehn Jahre 
lang, bis 1460, befleidete er diefen Voften, mit dem 120 Pf. St., einige Faß Wein und 
zwei neue Roben jährlih als Emolumente verbunden waren. In den Bürgerfriegen fland F. 
auf ver Seite des Hauſes Lancafter ; bei den Hauptſchlachten, 5.3. der von Tomton am 29. Mär; 
1461, war er zugegen und floh mit feinem gefchlagenen Fürſten Heinrih VI. nad Schottland. 
Während der König nah England zurückkehrte, jcheint er mit der Königin und den Sohne 
Heinrich's VI. auf den Gontinent nad Xotbringen gegangen zu fein. Gier ſchrieb er vermuthlich 
das berühmte Werf, welches feinen Namen auch heute noch außerhalb Englands erwähnens⸗ 
werth madıt. Die Flüchtlinge waren in ſchlechten Umftänden, bis endlich 1470 ver Verſuch, 
das Haus Lancafter wieder auf den Thron von England zu bringen, erneuert wurde. Mittler: 
weile ſcheint ihm der Titel Kanzler von England, den er in feiner Schrift führt, in partibus 
infidelium ertheilt worden zu fein. Wusgehbt hat er das Amt in Wirklichkeit nicht. Die 
Schlacht bei Tewkesbury am 4. März 1471 machte der Reaction ein rajches Ende, und umter 
den auf dem Schlachtfelde gemachten Gefangenen befand fih auch der troß feines Alterd noch 
friegsrüftige F. Gleich nad jeiner frühern Flucht waren feine Güter durch Varlamentsbeſchluß 
confiscirt worden, jegt ſchien auch fein Leben auf dem Spiele zu flehen. Er rettete fich beides 
durd die Anerkennung des rechtmäßigen Herrfertiteld für Eduard IV. und widerrief feierlich 
feine frübern für das Haus Kancafter veröffentlihten Schriften. Man urtheilt milder über 
diefen Meinungswechſel, wenn man fich erinnert, daß Heinrid VI. und fein Sohn jegt beide 
nit mebr lebten und der factifche Ihroninhaber auch der einzige Prätendent wenigftend für bie 
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nächſte Zeit war. Am 23. Det. 1473 wurde die Achtung, welche auf F. gelegen, feierlich zurüd- 
genommen. Über jeine legten Lebensjahre fehlen nähere Nachrichten, feine Güter jind jedoch 
nod in den Händen der fortblühenden Familie, deren Haupt der jegige Carl F., Beer von Eng— 
land, ift, | 

Wir müflen jegt noch etwas bei dem Werke verweilen, durch welches fein Name jo ans 
gejehen geblieben if. Das kleine Bud „De laudibus legum Augliae” enthält in der Form 
eined Dialogs eine kurze Belehrung über das öffentliche Necht und den Proceßgang in England. 
Der Belehrenve ift F. jelbit, fein Schüler der Sohn Heinrich's VI., Prinz Eduard. Ginige ein- 
leitende Worte erzählen und, wie „ber alte Kanzler‘ den jungen Fürſten ji in ritterlihen 
Ubungen aller Art die Langeweile des Erilö vertreiben jah und ihn deshalb ermahnte, neben 
den Leibesübungen aud; den Studien, indbefondere dem Rechtsſtudium zu ergeben. Gründe 
aus der Bibel und Argumente des Ariftoteleö werden dafür angezogen, und in Kap. 7 erklärt 
fich der Prinz über vad Wünſchenswerthe des juriftiihen Studiums aufgeklärt; nur ˖hat er noch 
die beiden Bedenken, daß er alle feine jungen Jahre dem Buchſtudium widmen müßte, und ob 
ex das englijche Recht oder das durch alle Welt berühmte Römiſche Recht vornehmen folle. Liber 
den erftern Punkt tröftet dann ver Kanzler feinen Schüler mit der Bemerkung, dap der König 
von England nicht ſelbſt Recht zu ſprechen habe und eine genügende Glementarfenntnip fhon in 
einem Jahre mit Luft und Kiebe zur Arbeit zu erreichen fei (Kap. 8). Was den zweiten Stein 
des Anftopes angeht, jo erklärt ver Kanzler geradezu, daß der König von England allein die 
Gefege jeined Landes nicht andern könne, auf die größere Vortrefflichkeit des Civilrechts aljo 
zunächſt nichts ankäme, da die Fürſtenherrſchaft von England eine politiihe, eine blos könig— 
liche ſei. Auch dag das Steuerbewilligungäredht in den Händen der Unterthanen liegt, wird 
im Gegenjag zur abfoluten Herrſchaft, die das Civilrecht kennt, hervorgehoben (Kay. 9). Die 
Unterſchiede in der Macht der Könige von England und der Fürſten des Gontinents wollen dem 
Prinzen nicht recht gefallen (Kap. 10), aber ver Kanzler weift nad, daß der politiſche (nach 
unferer Sprachweiſe conititutionelle) König nicht weniger Macht, wenn aucd von anderer Art 
bat ald der abjolute(Kap. 11), und in Kap. 12 und 13 wird der Urſprung der Abjolutie von der 
Groberung und der der bejhränften Fürftenherrfhaft von der Wahl und der freien Zuftimmung 
des Volkes hergeleitet. Der Prinz ift überzeugt und erklärt, dan er in dem Vorrecht des abſo— 
luten Königs, Unrecht zu thun, ebenfo wenig einen Machtzuwachs jehen fann, als in der Mög- 
lichkeit, zu ſterben. Nur wünſcht er noch den Nachweis, daß die Gejege von England, des por 
litiſch regierten Landes, ebenjo gut den Bedürfniſſen ded Reichs entiprechen. ald man allgemein 
das Römiſche Recht für die übrige Welt geeignet hält (Kap. 14). In den folgenvden Kapiteln 
unternimmt der Kanzler diefen Nachweis. Das Naturrecht ift überall daffelbe. Die Gewohn— 
heiten von England haben in ihrem Alter den Beweis ihrer Bortrefllichkeit, man würde jie ja 
fonft geändert haben, und was die Statute orer Geſetze angeht, jo werden dieje nicht durch 
den Willen eines Ginzelnen erzeugt, jondern unter Zuftimmung des ganzen Königreichs durch 
jeine im Parlament verjanmelten Nepräjentanten auögedrüdt. So kann er denn nicht zweifel- 
haft jein, daß dag Recht von England feinem andern an Vortrefflicpkeit nachſteht (Rap. 15— 16). 
Gine jperielle Bergleihung mit dem Givilrecht wird dann in die Hand genommen, und bier if 
es zunächſt das engliihe Geſchworenengericht, welches der Kanzler im Gegenſatz zu dem Proceß 
ded Gontinentö ald das bejte Mittel, die gerichtliche Wahrheit berzuftellen, preift und ſchildert. 
Nachdem dies in den Kap. 19— 26 im allgemeinen und mit Bezug auf den Bivilproceh ge= 
ſchehen, wendet jih Kap. 27 zum Griminalprocep, Schon früher jedoch ift das „barbariſche 
unzuverläjjige Mittel ver Tortur‘‘, wie jie ver Gontinent übt, ind gehörige Licht geftellt worden, 
während von dem engliſchen Rechte ausgeſagt wird, daß es lieber zwanzig Schuldige eutſchlüpfen 
laſſen als einen Unſchuldigen leiden ſehen will. „Unter ſolch einem Rechte kann jeder getroſt 
und ſicher leben. Denke dic Prinz als Unterthan und urtheile, unter welchen Geſetzen du lie: 
ber wohnen möchteſt.“ Der Prinz vecapitulirt beifällig die Ausführungen jeined Mentor und 
begreift nur nicht, weshalb das Recht von England, das jo vortvefflic ift, nicht über Die ganze 
Belt hin gilt (Kap. 28). Die Antwort darauf ifl vom höchſten Intereſſe. F. ſchildert die 
Fruchtbarkeit ded Landes und die reichliche Bevölkerung, die jie hervorgerufen, und in der Bes 
völferung den Wohlftand der Mittelklaffen, aus welchen die Juried regelmäßig genommen wer: 
den. Auf dem Gontinente gibt eö viel zu wenig Leute, welche die Garantien der Unabhängig: 
feit und der Intelligenz für das Richteramt bieten (Kap. 29). Die Ehrenrettung, melde darin 
für den Procefi ded gemeinen Rechts liegt, daß unter den obwaltenden Berhältnijfen das beſſere 
englifche Berfahren nicht anwendbar fei, wird vom Prinzen gejhict hervorgehoben; einen dog⸗ 
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matiſchen Scrupel über das biblifche Wort von den zwei Zeugen erledigen die nächſten Aus— 
führungen des Kanzlerd (Kap. 30— 32). Jetzt wünſcht der Prinz zu willen, weshalb trog 
aller VBortrefflichkeit der engliſchen Gefege einige feiner Vorfahren im Reich mit jenen unzu— 
frieden geweſen und verſucht haben, dad Römiſche Recht einzuführen (Rap. 33). Der Kanzler 
ift fogleich bereit. Das „Quod prineipi placuit, legis habet vigorem“ bat ihnen in die Augen 
geftochen und fie haben gleich ven Königen des Gontinents nad) eigener Luſt und Willfür jchal- 
ten und walten wollen, nicht bevenfend daß ein Bolf nad conftitutioneller Weife zu regieren 
non jugum, sed libertas est, die zur Sicherheit und Wohlfahrt von König und Volk zugleich 
ausſchlägt. Zum Beweis veflen wird eine Vergleihung zwiſchen dem Zuftande von Frankreich, 
das beide aud nächfter Anſchauung fennen, und der Lage von England gegeben. Dort ſchwere 
Steuern, Bedrückung durch Söldnerbanden, Rechtloſigkeit und jänmerliche Lebendweife der 
Nichtadelichen, bier die Sicherheit des Hauſes eines jeden, reidhlihe Nahrung, ſtattliche Klei— 
dung, unparteiijche Rechtspflege und ein König, der mächtig genug if, feine Unterthanen gegen 
den äußern Feind, gegeneinander, ja gegen ſich jelbft zu jchirmen. Kein weiſer Fürſt mürbe 
wünſchen, die politifche Negierungsweife mit der abfoluten zu vertaufchen, wie denn auch 
Thomas von Aquino allen Königreichen ver Welt „conftitutionelle” Herrihaft gewünſcht bat 
(Kap. 34— 37). Der Prinz ruft feinen begeifierten Lehrer zu einigen Einzelheiten der Gegen: 
füge zwiſchen dem Givilveht und den Recht von England zurüd (Kap. 38). Zunächſt ift von 
der Nichtlegitimation uneheliher Kinder dur die nachfolgende Ehe die Rede. Auch diefer 
Grundjag ded englifchen Rechts findet Beifall (Kay. 39 —41). Die verſchiedenen Regeln über 
die Unfreiheit oder Leibeigenfhaft eines Kindes von gemifchter Herfunft und über dad Vor— 
mundſchaftsrecht u. f. w. werden gleihfalld durchgeſprochen (Kap. 42— 46). Der Prinz ift auf 
dent beiten Wege, doch ftört ihn, daß auf den englifhen liniverjitäten die vorzüglichen englifchen 
Geſetze nicht gelehrt werden, dagegen das Römiſche und Kanonifche Recht, und weshalb nicht 
die Juriften des englifchen Rechts zu Baccalaureen und Doctoren vreirt werben. Der Kanzler 
macht darauf aufmerfjam, daß an den Univerfitäten nur lateinifch gelehrt wird, die Gejege von 
England aber und das Verfahren neben dem Lateiniſchen in franzöſiſcher oder englifher Sprade 
ausgedrüct werden. Deshalb ift das englifche Rechtsſtudium anderswo als auf-den Univerfi: 
täten concentrirt, mitten zwifchen dem Lärm der Gity von Kondon und der Stadt Weftminfter, 
wo die Gerichtshöfe des Landes ihren Sig haben. Bis nahe an den Schluß des Werks, 
Kap. 47—51, folgt nun eine ausführliche Skizze des englifchen Rechtsſtudiums und der Ge— 
wohnheiten der jungen Juriften bis zu dem höchſten Ehrenziele des englifhen Apvocaten, der 
Richterbank. Manche jehr werthvolle Notiz für den Eulturhiftorifer findet fi darin. Zu 
guter legt kommt der Prinz mit dem Einwande Hamlet's: „Des Rechts Verzug”, den er gegen das 
engliiche Verfahren habe ausſprechen hören (Kay. 52); allein ver Kanzler vemonftrirt ihm, daß 
diejer Berzug entweder nicht jo ſchlimm als auf dem Eontinente oder von Nothwendigkeit für eine 
gute Rechtöpflege ift (Kap. 53), ſodaß der Prinz vollfommen beruhigt wird. „Leges illas ne- 
dum bonas, sed optimas esse, certissime deprehendi”, und, fügt er ald verftändiger Mann 
hinzu: „Si quae ex his meliorari deposcant, id certissime fieri posse, parliamentoram 
ibidern formulae nos erudiunt‘, ſodaß der in usum Delphini gehaltene Bortrag feinem 
Zwed volltommen entfproden hat. Kam auch F.'s Zögling nicht in die Rage, von den weiſen 
Lehren des Büchleins ale König Gebrauch zu machen, jo hat es dagegen als rind der früheften 
und imparteiiihften Zeugniffe für die verfaffungsmäßige Monarchie in England die allervor- 
trefflihften Dienfte geleiftet. Selten find die Vorzüge einer beſchränkten Monarchie vor dem ab: 
ſoluten Herrſcherthum in fo einleuchtender, gefunder Weifedargeftellt worden, und in den großen 
Verfaſſungskämpfen Englands fowie bei ven wichtigſten politifchen Proceſſen hat die Autorität 
F.'s oft genug die gute Sache geftügt. In der allerneueften Zeit find fo viel Wunderlich— 
feiten unter dem Namen einer englifhen Verfaſſungsgeſchichte aufgetaucht, daß es wohl: 
thuend ift, die wenigen leitenden Grundzüge des conftitutionellen Rechts von England, wie fie 
der Lordoberridhter Heinrich's VI. aufftellt, ohne Schnörfel und Beiwerk vor fich zu fehen. Daß 
übrigens F. nicht etwa nach Art der neuern Prätendenten im Eril liberalere Grundfäge predigt, 
als er vem Throninhaber vorgetragen haben würde, beweift eine fpäter in England unter ver 
Herrihaft Eduard's IV. gejchriebene Schrift: „Treatise on absolute and limited monarchy“, 
worin ganz diefelben Principien aufgeftellt werden, melde das Werf „De laudibus legum An- 
gliae’ audzeihnen. Wie hoch legtered in Anfehen ftand, mag man daraus entnehmen, daß ver 
berühmte Selden Anmerkungen dazu ſchrieb und Sir William Jones es noch als eine ber 
beten Ginleitungen in das englifche Verfaſſungsrecht pried. Cine recht gute, nur etwas zu 
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freie uͤberſetzung ins Engliſche ſtammt aus dem Jahre 1775, ſie findet ſich in der neueſten und 
beiten Ausgabe des Werks von Amos: „Fortescue de laudibuslegum Angliae eto.“ (Cambridge 
1825). Uber F.'s Leben iſt zu vergleichen Foſſe, „The judges of England“, IV, 308. 

H. Marquardien. 

Forum, Wir faffen hier dies Wort nur als gleichbedeutend mit dem Worte „Gerichts— 
Rand‘ auf, ohne darauf weiter einzugehen, wie die Gerichtöftätte Roms, fein forum, ihren 
Namen au auf Gegenftänve übertrug, melde ih an diefe Gerihtäftätte knüpften oder mit 
demjenigen im Zufammenbange ftanden, was auf derfelben verhandelt wurde. 

Der Gerichtsſtand, das Forum, bezeichnet im allgemeinen das Verhältnig, nach welchem 
eine Perſon die Verbindlichkeit hat, ſich der Gerichtsbarkeit eines beftimmten Richters zu unter= 
werfen, aber auch zugleich berechtigt ift, nur von dieſem fein Recht zu nehmen und vaffelbe nur 
von diefem zu empfangen. 

Es wird in jedem Lande von einiger Ausdehnung nothivendig, mehrere Gerichte anzu= 
orbnen und einem jeden berfelben feinen beftimmten Wirfungsfreis anzuweiſen. Dasjenige 
biefer Gerichte, welches nun fraft des ihm von dem Gerichtsherrn angewiefenen Wirkungskrei⸗ 
jed dazu befugt ift, eine beflimmte einzelne Streitfahe zu unterfuchen und zu entſcheiden, heißt 
in Beziehung auf diefe Sache das zuftäntige, competente. Unter der Zuftändigfeit oder Com— 
petenz eines Gerichts verfieht man deshalb die Befugniß deifelben, einen beſtimmten einzelnen 
Rechtsſtreit oder eine beſtimmte Verlegung des Strafgefeges vor fich zu verhandeln und in Be— 
ziehung auf diefelben das Urtheil zu finden. 

Die einfachfte Beftimmung der Gompetenzverhältniffe ift unftreitig die, einem jeden Ge— 
richte einen geſchloſſenen geographifchen Bezirk anzumeijen und feftzufegen, daß alle in dieſem 
Bezirke Wohnenden, ohne Rückſicht auf die Beichaffenheit des Gegenftandes und auf die Perfon 
bes in rechtlichen Anſpruch Genommenen, dieſem Bezirksgerichte unterworfen fein follen. Allein 
erſt in der Neuzeit hat man diefer Vereinfahung der Rechtsverfolgung faft überall die nöthige 
Rechnung getragen und namentlich allen Ausnahmegerichten entgegengearbeitet, verfaffungs: 
mäßig die den bevorzugten Ständen zugeftandenen Eremtionen von der gewöhnlichen Gerichts: 
barfeit befeitigt und fi bemüht, ven Knoten möglichft zu entwirren, welchen die Vergangenheit 
um bie verfchiedenen Gerichtsſtaͤnde und ihr Ineinandergreifen geihlungen hatte. 

Wir werden und zunächſt mit den Givil: und dann mit den Griminalgerihtöftänden zu bes 
fhäftigen haben. Wir wenden uns zu den Grundſätzen, melde das gemeine Recht in Betreff 
der Gerichtsſtände in Civilſachen und ihrer Glajiification aufftellt, und finden, daß auch dieſes 
zwar einem jeden Gerichte feinen beſtimmten Bezirk angewiejen hat, daß es aber Die Competenz 
nit allein daburd für begründet eradhtet, daß der Beklagte gerade in diefem Bezirke jeinen 
Wohnjig hat, fondern daß auch andere Verhältniffe dieſe Gompetenz beftinnmen. So läßt es 
3.8. diefe Competenz ich auch nach dem Orte richten, an welchem das Object der Klage belegen ift; 
an weldhem ein Contract abgefchloffen oder feine Erfüllung veriproden wurde u. dgl. Außer: 
dem jind aber auch gewiſſe Streitfahen, weil ihre Entſcheidung außer ven Rechtskenntniſſen auch 
noch andere vorausſetzt, an eigene Gerichtshöfe verwieſen, bei deren Mitgliedern dieſe Kenntntſſe 
anzutreffen find, oder es iſt gewiſſen Klaſſen von Perſonen dad Recht eingeräumt, nicht bei dem 
Gerichte ihres Wohnfiges fih auf einen Rechtsſtreit einzulaffen, vielmehr nur vor einem beſon⸗ 
dern, gewöhnlich dem höhern Richter ſich belangen zu laffen. Die Darftellung der verſchiedenen 
Geſichtspunkte, aud melden ein Gericht nach den Beftimmungen ded gemeinen Rechts als das 
zuſtändige zu betrachten ift, bildet die Lehre von den Gerichtsſtänden. Damit die Rechtſuchen⸗ 

den nicht der Willkür und der einfeitigen Anficht nur eined Gerichts anheimfielen, geftattete es 
die deutfche Gerichtöverfaffung, die von einem Gerichte entichiedene Streitfahe nod einmal von 
einem höhern Richter, nad) Umſtänden auch noch von einem dritten höchſten Richter prüfen 
umd über diejelbe erkennen zu laffen, ſodaß auf Diefe Weile nach und nad verfhiedene Gerichte 
in derielben Sacht die competenten wurben. Diejer fogenannte Inftanzenzug iſt es, deſſen wir 
bereitä in dem Art. Erfenntniß gedachten und den wir in dem Art. Nechtömittel näher zu 
erörtern haben werden. 

Obwol das Gejeg für alle vorfommenven Fälle das betreffende Forum beitimmt, fo fließt 
ed doch nicht die Möglichkeit aus, durch die Übereinkunft der Parteien für die einzelne Sache ein 
anderes Gericht das zuftändige werden zu laffen, wodurch ſich die Gintheilung der Gerichtöftände 
in gefeglihe oder vom Staate angeorpnete und in gerillfürte, fora pactitia oder prorogata, 
ergibt. Ebenfo unterſcheidet man bei den gefeßlichen Gerichtsſtänden, ob ihre Einführung auf 
einer allgemeinen Rechtsregel beruht, oder auf eine finguläre, zu Gunften beſtimmter Klaf- 
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fen von Berfonen oder aus befonderer Rückſicht auf die eigenthümliche Beichaffenheit gewiſſet 
Streitobjecte ergangene Vorſchrift fi gründet, und fondert in diefer Beziehung die fora com- 
munia von den fora privilegiata. 

Das Forum, welches in der Regel für alle Streitfahen competent ift, in welden die dem— 
felben untermorfenen Perſonen als Beflagte erjcheinen, nennt man das forum generale biefer 
Berfonen. Im Gegenfage zu dieſem verfteht man unter einem forum speciale dasjenige, deſſen 
Eompetenz nur ausnahmsweiſe anzuerkennen ift, und zwar aus befondern vom Gefege genom⸗ 
menen Rückſichten. 

Endlich unterfäeidet man noch das forum ordinarium von dem forum extraordinarium, 
und zwar in Bezug auf das Inftanzenverhältniß; wenn die Überfpringung einer der georbneten 
Inftanzen gegen die Regel verftattet ift, mennt man das fo competent gewordene Gericht ein 
forum extraordinarium. !) 

Das Römiſche Recht Fannte zwei fora communia und generalia, das fogenannte forum 
originis und dad forum domicilii. Das erftere fand in einem genauen Zufammenhange mit 
der römischen Berfaffung ; e8 beruhte nämlich darauf, daß fich der, welcher civis in einem Muni- 
eipium war, der Gerichtöbarfeit feiner Municipalobrigfeit unterwerfen mußte, wenn er aud 
anderswo feinen Wohnfig hatte. Die Eivität richtete jih aber allein nad der Heimat (origo) 
der Ültern, ſodaß die Kinder da cives waren, wo die Altern zur Zeit ihrer Geburt das Bürger 
recht hatten. Alle cives romani waren, nad einer ſtaatsrechtlichen Fiction, außerdem ver: 
pflichtet, in Rom felbft ihr Recht zu nehmen, ſodaß dieſes dadurch zu einem forum originis com- 
mune wurde. Es trat dies legtere in Wirkſamkeit, wenn ver Beflagte in Rom angetroffen 
wurde ober dort Vermögen befaß. 

Beide fora originis concurrirten übrigens mit dent forum domieilü in ber Weife, daß es dem 
Kläger frei ftand, die Klage da anzuftellen, wo ihm died am zwedmäßigften zu fein ſchien. 2) 

Das Kanoniſche Recht hielt die gedachte Fiction in Betreff ver Geiftlihen aufrecht, indem es, 
Rom ald die mater ommium eeclesiarum betradhtend, diefelben der dortigen Gerichtsbarkeit 
unterftellte. 

Das deutiche forum originis beruht auf einem ganz andern Grundfage; es greift nur da 
plag, mo ein Gerichtsſtand des Wohnorts nicht vorhanden, 3. B. bei Findlingen und Baga= 
bunden, und erlifcht mit der Begründung eines forum domicilii, Nur diefes legtere ift ald der 
gemeinrechtliche generelle Gerichtsſtand zu betrachten. 

Diefer legtere beruht auf dem Grundfage, daß fi jeder vor dem lintergerichte, in deſſen 
Bezirk er zur Zeit der Rlaganftellung feinen bleibenden Wohnfig hat, auf die Klage einlaſſen 
und ſich gegen diefelbe vertheidigen müfle, ohne daß «8 in der Negel dabei auf die Beſchaffenbeit 
der Klage weiter anfommt. Hieraus folgt nun aber, daß das forum domicilii fi immer nach 
der Perſon des Beklagten richtet und nur, wo biefer feinen Wohniig hat, begründer iſt. 
Es folgt weiter daraus, daß bei der Ermittelung dieſes Gerihtöftandes es auf den Wohnfig 
des Beflagten zur Zeit ver Klaganftellung, nicht aber auf den anfommt, welchen er hatte, als 
das Geichäft entitand, aus welchem geflagt wird, und daß nur ein beftänbiger Wohnfig, nicht 
ein vorübergehender Aufenthalt das forum domicilii begründet, ebenfo wenig ein bloßer 
Güterbeiig. 

Als der beftändige Wohnſitz iſt der anzufehen, wo jemand den regelmäßigen Mittelpunft 
feine® häuslichen und bürgerlihen Dafeins und Verkehrs Hat, wo er ſich für immer oder doch 
fo lange nieberläßt, bis befondere unvorhergefehene Umftände ihn wieder von dort entfernen. ?) 

Daß jemand ohne Domicil fein kann, leuchtet ein, mehr ald dap er mehrere Domicile zu 
gleicher Zeit haben fann, aber auch diefes ift unter beſtimmten Borausfegungen nicht undenf: 
bar und wurde aud vom Roͤmiſchen Rechte angenommen. 

Die Wahl des Domicils fteht in der Negel einem jeden frei, doc folgen Ehefrauen dem 
ihres Mannes, Kinder in väterliher Gewalt dem des Baters, ſowie Öffentliche Beamte an ihrem 
Anftellungdorte ihr Domicil haben, wenn fie ſich auch an dieſem nicht aufhalten follten. 

Das forum domieilii ift aber audy ein forum generale, ed können in ber Regel in dem: 
jelben alle Klagen, fowol dingliche als perfönliche, angeftellt werben. 


1) vr Bayer, Vorträge über den gemeinen ordentlichen Givilprocch (fiebente Auflage, München 
1842), ©. 110 fau. 2) Heffter, Inflitutionen, ©. 138. 

3) Das Römttihe Recht fan! bier ſehr bezeichnend: „Ubi larem rerumque ac fortunarum sua- 
rum. constituit‘' (e. 7, cod. 10, 39). 
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Daflelbe dauert als ſolches fo lange fort, bis jemand feinen bisherigen Wohnfig wirklich in 
der Abficht verläßt, ihn anderswo aufzufchlagen. 

Gemeinrechtlich find die fora communia specialıa. 

1) Daß forum rei sitae, das Gericht, in deflen Bezirk dad Object der Klage zur Zeit ihrer 
Anftellung gelegen ift, ohne Rüdijiht darauf, ob der Beflagte daſelbſt fein Domicil hat oder 
nit. Das Ältere Römische Recht Fannte dieſen Gerichtsſtand nicht, aller Wahrſcheinlichkeit 
nah führte ihn eine Gonftitution der Kaifer Balentinian II. und Iheodofius vom Jahre 
385 ein. *) 

Bei den forum rei sitae fünnen übrigens nit alle Klagen der gedachten Art, ſondern nur 
actiones in rem und Klagen auf die Erlangung des Befiged angebracht werden. 

Die actiones in personam ex contractu oder die ex delicto find mithin nit dem forum 
rei sitae unterworfen. Es ift im Roͤmiſchen Rechte controverd, ob und wie weit dad forum rei 
sitae auch dann begründet iſt, mern ed jich um bewegliche Saden und die Erlangung ihres Bes 
figed handelt. 

Nach den neuern Rechte erſtreckt fich der dingliche Gerihtsftand ohne Ausnahme auf alle 
unbewegligen Sadıen und auf Klagen, bei melden ein dingliches Recht auf die Sache zu 
Grunde liegt, doch können gemeinhin gegen den Bejiger unbewegliber Sachen aud jolde per— 
fönliche Klagen angeftellt werden, melde aus dem Beſitze ded Grundſtücks oder aud Handlungen 
fließen, die er in ver Eigenſchaft ald Gutöbefiger vorgenommen hat. 9) 

2) Das forum contractus. Über den Grund der Einführung diejes Gerichtsſtandes in» 
die deutſchen Rechtslehrer verſchiedener Anfiht. Martin nimmt die Erleihterung des Beweiſes 
als dieſen Orund an, Bethmann-Hollweg erklärt fie aus dem Geſichtspunkte einer ſtillſchweigen⸗ 
den Prorogation. Mühlenbruch will das forum contractus nur als ein fecundäres forum 
domieilü gelten laſſen, mithin es nur dann und dort für begründet erachten, wenn und wo je— 
mand einen Bleinern Kreis ſeines Gewerbs- oder Geſchäftslebens gebildet hat, ohne jebod fein 
eigentlihes Domicil aufzugeben. 

Nach welder von dieſen Anfihten man aber aud fi richten möge, jo wird man doch (mit 
Bayer, a.a.D., S. 128 fg.) folgende aus dem Gerichtögebraudpe hervorgegangene Säge als 

die maßgebenden anerfennen müffen. 
i a) Wer an einem beftimmten Orte einen Vertrag geſchloſſen hat, muß ſich in der Regel bei 
dem Gerichte dieſes Ortes belangen laſſen, wenn er gleich daſelbſt feinen bleibenden Wohnſitz 
nicht hat. 

b) Ausnahmen von dieſer Regel treten jedoch ein, wenn ausdrücklich in dieſer Hinſicht et— 
was anderes verabredet wurde, wenn man mit einem durchreiſenden Kaufmann handelt, wiſſend, 
daß er blos auf der Reiſe begriffen iſt, und wenn wo anders als im Wohnorte des Ehemanns 
der Dotalvertrag errichtet wurde und auf deſſen Erfüllung geklagt wird. 

c) Der Vertrag, aus welchem man klagen will, muß an den Orte, wo man dies zu thun 
beabfihtigt, wirklich perfect geworven fein, fopaß bloße Iinterhandlungen ven Gerichtsſtand noch 
nit conftituiren. 

d) Die anzuftellende Klage muß aus vem Bertrage jelbft entfpringen. Streitig ift ed, ob 
auch die Klagen auf Aufhebung des Vertrags, auf deſſen Vernichtung und Nefciffion am Con⸗ 
tractsorte angeftellt werben dürfen. 

e) Bon einigen, nanentlih Reinhardt, wird zur Begründung des in Rede ſtehenden Ge— 
richtsſtandes auch noch gefordert, daß ſich der Verpflichtete zur Zeit ver Rlaganftellung am Orte 
des Gontractöfchluffes auch wirklich befindet oder Doch daſelbſt Vermögen befigt. 

N) Es ift gleihgültig, ob das gejchloflene Geſchäft ein wahrer Gontract oder nur ein folder 
iſt, aus dem eine fogenannte obligatio quasi ex contractu entipringt. 

brigens fteht dem Kläger vie Wahlzu, ob er im forum domicilii oder im forum contractus 
klagen will. 

Die preußische Gerichtsordnung ftellt a. a. D., $. 148 fg., in Betreff des forum contractus 
folgende Grundfäge auf. Iſt in dem Vertrage ein Ort beftimmt, wo die übernommene Ver— 
bindlichkeit erfüllt werden foll, jo ift an diefem, fonft aber da, wo ber Vertrag jeine verbind- 
liche Kraft erhalten hat, der Gerichtäftand des Contracts. Der legtere ift jevoh nur dann be= 
gründet, wenn der zu belangende Contrahent fih an dem Orte aufhält, wo der Gontract ver= 


4) Hugo, Römifche Rechtögefchichte (nemnte Auflage), ©. 830. 
5) Allgemeine preußiſche Gerichtsorbuung, I, Tit. 2, $. 107, 111 u. 112. 
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bindliche Kraft erhielt oder in Erfüllung gebracht werden fol. Hier kann aber auch die Auf: 
bebung des Gontractd rehtlich gefordert werden. Dem Kläger bleibt die Wahl, ober im per: 
ſoͤnlichen oder dinglichen Gerichtöftande flagen will. 

3) Das forum gestae administrationis, der Gerichtsſtand der geführten Verwaltung. 
Derſelbe beruht auf dem Grundfage, daß derjenige, mwelder aus irgendeinem Grunde mit ober 
ohne Auftrag fremde Geſchäfte geführt hat, fih an dem Orte der Gefhäftsführung aud be: 
langen laffen müffe, wenn er auch fein Domicil anderswo haben follte. Streng genommen ift 
died forum nur eine Unterart des forum contractus, da aus einem Duaficontracte gegen den 
Geihäftsführer geklagt wird. Es ift beftritten, 06 dad forum gestae administrationis aud mit 
den forum domieilii concurrire, doch dürfte die dies bejahende Meinung mol die richtigere fein. 
Der vorliegende Gerichtöjtand ift immer bei dem Gerichte begründet, in deſſen Bezirk die Ver: 
waltung geführt wurde, wenn der Verwalter auch in einem andern Gerichtsbezirk dazu den 
Auftrag erhielt. 

Die preußische Gerichtsordnung beftimmt a.a. D., $.154 fg., über den Gerichtsſtand der ge: 
führten Vermaltung, daß jemand bei vem Gerichtöftande, unter welhem er fremdes Gut oder 
Vermögen verwaltet bat, fih auch auf die wegen folder Aominiftration angeftellten Klagen ein: 
laflen müfle, daß dieſer Gerichtsſtand aber mit beendigter Verwaltung und Rehnungslegung 
aufhöre. Hat fich jemand einer folden Adminiftration nicht aus eigener Bewegung, noch auf 
Anſuchen des Eigenthümerd unterzogen, dann fann er nur bei der Behörde, welche ihn beauf: 
tragt, ſofern diefe mit Gerichtöbarfeit verfehen ift, belangt werden. Auch aus der geführten 
Berwaltung fann der Kläger im orbentlihen Gerichtöftande feines Gegners Flagen. 

4) Das forum delicti. Der Beweis einer unerlaubten Handlung fann gemeinhin va am 
leihteften geführt werben, mo jie begangen wurde. Auch erſchien e8 Juftinian (Movelle 69) 
unbillig, den durch ein Delict Beſchädigten zu nötbigen, dem Beflagten in deſſen vielleicht weit 
entfernte Domicil zu folgen; er verorbnete daher allgemein, daß Klagen ex delicto da an: 
gebracht werben dürfen, wo das Delict verübt worden ift. Es macht Hierbei feinen Unterſchied, 
06 das delictum publicum oder privatum ift. 

5) Das gemeine Recht unterfheidet außerdem ben Gerichtäftand der materiellen Gonneri: 
tät, vor welchem alle materiell conneren Sachen verhandelt werben follen, wenn das Gericht un 
ſich auch nicht für jede, einzeln betradytet, das competente fein follte. In feiner Allgemeinheit 
rechtfertigen die römifchen Gefege diefen Sag jedoch nicht, fie Heben nur einzelne Fälle hervor, 
welche unter diefe Regel paffen. So muß der Berfäufer einer Sache, gegen welden vom Käufer 
wegen Gewährsmängeln geflagt ift, fi deshalb bei dem Gerichtäftande des Kaufs einlaffen, 
wenn er auch fonft ein privilegium fori hätte. So kann ver Richter der Hauptfache nach Inci: 
denzpunfte, welde den Status der Parteien betreffen, entſcheiden, wenn auch die Gognition in 
einer foldhen causa status ihm nicht zuftehen ſollte. So erkennt nad Kanonifhem Rechte der 
geiftlihe Richter in Eheſcheidungsſachen auch über die Zurüdgabe der dos, der Griminal: 
richter auch über die mit der Griminalfahe zufammenhängenden Givilflagen, foweit bier vas 
Particularrecht nichts anderes feftfegt. So ift enblich der Richter, welcher über dad possesso- 
rium etfannte, auch in petitorio der competente. 

6) Das forum reconventionis. Died beruht auf dem Orundfage, daß bei dem Gerichte, 
wo jemand einen andern belangt, er fi aud von diefem wieder belangen laffen müffe, menn 
er au fonft dem Forum deſſelben nicht unterworfen jein follte. Somol das Römifhe ala dad 
Kanonifhe Recht Fennen diefen Gerichtäftand, doch muß die Wivderflage (reconventio) nod im 
Laufe des durch die Klage eingeleiteten Verfahrens (durante eudem judicio) angeftellt werben, 
der Borftreit no in erfter Inftanz anhängig fein, auch der Gegenftand der Widerklage nicht 
feiner eigenthümlichen Beihaffenheit wegen der Jurisdiction dieſes Gericht? gänzlich entzogen 
fein. Eine materielle Gonnerität des Gegenftandes der Klage und Widerklage ift gemeinredt: 
lich jedoch fein Erforderniß. 

Die preußifche Gerichtsordnung bezeichnet im Gegenjage zu Anforderungen aus demielben 
Geſchäft Thl. 1, Fit. 19, $.9 die MNeconvention als die eigentliche, bei welder die Gegenfor- 
derung rined Beklagten nidt aus dem der Klage zu Grunde liegenden, jonden aus 
einem andern und verfchiedenen Gefhäft entipringt. Ihre Wirkung ift nur die, daß ver Wi: 
derbeflagte fein Recht auch bei demſelben Gericht nehmen muß, bei welchem er geflagt hatte, 
infofern dad Gejeg von dieſer Regel nicht befondere Ausnahmen verftatter. 

7) Das forum arresti beruht auf dem Sage, daf dasjenige Gericht, welches einen recht: 
mäßigen Arreft anlegte, ſchon dadurch auch ermächtigt wird, Über die Forderung felbft zu ent: 
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ſcheiden, zu deren Sicherheit ver Arreft verhängt minde. In diefer Ausdehnung erfennt das 
gemeine Recht die Competenz dieſes Gerichtöftandes jedoch nicht an, ed beſchränkt dieſelbe viel- 
mehr auf die beiden Bälle, wenn der Arreft gegen einen flüchtigen Schuldner, der zur Zeit feinen 
bleibenden Wohnjig hat, oder gegen einen Ausländer verhängt worden ift, der fih im Inlande 
betreten läßt, nachdem vorher dem Kläger bei dem ordentlichen ausländischen Gerichte die Juftiz 
verweigert worden war. Aber auch in diefen Fällen ift ver Grund dieſes Gerichtsſtandes wol 
weniger ber angelegte Arreft als der Nothſtand, welcher das Net da zu ſuchen zwingt, mo es 
allein gefunden werben fann. 

Das preußische Recht hält a. a. D., Thl. I, Tit. 29, $. 42, den Gerichtsſtand des Arreſtes 
dann für begründet, wenn der Arreftat ein Fremder ift. 

Wir wenden und zu den privilegirten Gerihtöftänden und begegnen hier den mefentlichften 
Abänderungen des Beilandenen, welche die Neuzeit hervorrief. Im genaueften Zufammen: 
Hange mir ver Entwidelung des focialen Lebens Deutichlands und der ſtändiſchen Gliederung 
feiner Bewohner ftanden die beſondern Auszeihnungen und Begünftigungen derjenigen, welde 
fi den fogenannten privilegirten Ständen zuzählten, und des Grundbeſitzes, welchen diefelben 
von alteräher innehatten. Man geftand privilegirte Gerichtäftände fowol gewiſſen Perfonen 
als gewiffen Sachen zu, 5. B. dem Adel und den adelihen Gütern. Aber man bildete aud für 
die Verhandlung und Entfheidung gewiffer Streitgegenftände befondere Gerihtöftände, z. B. 
für Handels- und Fabrikſachen, für Lehnd: und geiftlihe Sachen u. f. w., weil dieſe Gegen= 
Rände befondere Kenntniffe und Grfahrungen voraudfegten. In Anfehung ded Umfangs der 
privilegirten Gerihtöftände für Perfonen gingen die Beftiinmungen in den einzelnen deutſchen 
Ländern ziemlich) weit auseinander. 

Noch jegt wird den Mitgliedern der regierenden deutſchen Häuſer ein privilegirtes Forum 
felbft da zugeftanden, mo der fogenannte erimirte Gerichtöftand nicht mehr eriftirt. Die ein— 
zelnen Landesgeſetze beflimmen über diefen Gerichtsſtand dad Nähere. Auch die Verordnung 
vom 2. Jan. 1849, welde in Preußen den erimirten Gerichtsſtand aufhob, belieh es rüdjiht: 
lich der Rechtsſtreitigkeiten unter Mitgliedern der königlichen Familie, ſowie wegen der nicht 
Rreitigen Rechtsanlegenheiten der zur königlichen Familie gehörigen Perſonen bei der Haus: 
verfaflung, welche diefelben einem aus Mirglievern des Kammergerichts zu Berlin für vor: 
kommende Bälle befonders zu bildenden Gerichtöhofe, dem fogenannten Geheimen Juſtizrathe 
übermeift. 

Berner gefteht die Deutfche Bunvesacte, Art. 14, Nr. 3, den ehemals reichsunmittelbaren 
Fürften, Grafen und Herren, welde nachher mebiatifirt worden find, ein forum privilegiatum 
zu.6) Auch in diefer Beziehung weichen die Particulargefeßgebungen voneinander ab, Die Be: 
wegungen des Jahres 1848 hatten in mehreren deutfchen Rändern diefem bevorzugten Gerichts— 
ftande ein fchnelles Ende gemacht, doch lebte er, zum Theil noch im beftrittenen Umfange, überall 
wieder auf, wo die Reaction nad und nad den Sieg über die Errungenfhaften ded gedachten 
Jahres gewann. So wurde dieſer privilegirte Gerichtsſtand, aufgehoben durd die gedachte 
Verordnung vom 2. Jan. 1849, in Preußen dur das Gefeg vom 10. Juni 1854 und bie 
Verordnung vom 12.Nov. 1855 wiederhergeſtellt. Es ift namentlich die Wiederherftellung 
der Inftruction vom 30. Mat 1820, melde die Gerichtäftände diefer Familien regelt. 

Es waren ferner die Staats- und Hofbeamten, welche nad) den Landesgeſetzgebungen in 
einem theils weitern, theild engern Umfange ebenjo wie der Adel ihren Gerichtsſtand nicht vor 
den Unter-, jondern vor den Obergerichten hatten, fowie dies auch in Betreff ver Güter der Fall 
war, welde ald adeliche in die betreffenden Matrifeln aufgenommen maren oder fonft zu ade— 
lihen Rechten befeflen wurden. 

Diefem erimirten Gerihtöftande find die Berfaffungen, welchen das Jahr 1848 ihre Eri- 
flen; gab, überall entgegengetreten, indem fie (wie Art. 4 der preußifchen oetroyirten Ver— 
faffung vom 5. Dee. 1848 und Art. 4 der mit den Kammern vereinbarten Verfaſſung vom 
31. Jan. 1850) beftimmten, daß alle vor dem Gefege gleich wären und Standedvorredhte nicht 
ferner ftattfinden follten. In diefem Sinne beftimmte in Preußen $. 9 der Verordnung vom 
2. Jan. 1849: „Der erimirte und privilegirte Gerihtäftand für Berfonen, Grundſtücke und Ges 
rechtigkeiten, desgleichen der privilegirte Gerichtöftand des Fiscus, foweit er bisher noch ſtatt⸗ 


* Es find aus Standesgenoſſen gebildete Austrägalgerichte,. welchen fie nur unterworfen ſein 
ollen. | 
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gefunden hat?), wird allgemein aufgehoben. Jedermann flebt fortan unter dem orbentliden 
Gerichte, welches für den Ort oder Bezirk zunächſt und unmittelbar beftellt ift, und jedes Grund⸗ 
ſtück gehört im dinglichen Gerichtsſtande vor das ordentliche Gericht desjenigen Gerichtsſpren 
gels, in welchem es gelegen iſt.“ 

Auch der eximirte Gerichtsſtand der Geiſtlichen in ihren bürgerlichen Angelegenheiten iſt 
wol überall bereits zur geſchichtlichen Reminiſcenz geworden. (Der Straf: und Disciplinarſachen 
derſelben werden wir ſpäter zu gedenken Gelegenheit haben.) Der eximirte Gerichtsſtand des 
Militärs beſchränkt ſich jetzt nur auf Strafſachen, und es iſt jegt nur noch einer dieſer Gerichts 
ſtände in der frühern Wirkſamkeit, nämlich der der akademiſchen Bürger. Der Umfang der 
akademiſchen Gerichtsbarkeit, den in Preußen das Reglement vom 28. Dec. 1810 neu ordnete, 
iſt wol auf allen deutſchen Univerſitäten ein verſchiedener. Die Entſcheidung in Rechtsſachen der 
Studenten wegen jogenannter gejegmäßiger Schulden, in Injurien= und Duelljahen und wegen 
geringer Vergehen der Studirenden ift ed gemeinhin, auf welde ſich die Gerichtsbarkeit der 
Univerjitäten beſchränkt. 

Der frühere erimirte Gerichtsſtand vertrat übrigens bei privilegirten Perſonen die Stelle 
ded forum domicilii, er kam aud der Frau und den Kindern des Privilegirten zu ftatten, ed fonnte 
auf denſelben Verzicht geleijtet werden, und er wid dem Gerichtsſtande, welder ein privilegium 
causae hatte. Dem Gefinde wurde der privilegirte Gerichtsſtand der Herrſchaft nicht zugeſtan— 
den; auch Eonnte im Auslande ein Erimirter auf venjelben fich nicht berufen. Wo der erimirte 
Gerichtsſtand fortbeiteht, jind diefe Grundſätze aud) jet no maßgebend. 

Wir haben noch der fora extraordinaria ded gemeinen Rechts zu gedenfen. Don biejen 
berubte der Gerichtäftand mitleivdwürbiger Perſonen auf einer Verordnung Kaijer Kon: 
ſtantin's. Nach derjelben jollten Unmündige, Witwen, an langwierigen Krankheiten leiden: 
de und gebrechliche Perſonen ihre Rechtsangelegenheiten, jie jeien Kläger oder Beklagte, mit 
Übergehung der ordentlichen Richter unmittelbar vor den. Kaifer bringen können. Schon lange 
iſt jedoch dieſe Begünſtigung der gedachten Perſonen außer Anwendung, auch würde ſie ſich we- 
gen des Verluſtes der untern Inſtanzen in der That gegenwärtig in eine Benachtheiligung ver: 
wandeln. 

Berner unteridheidet bad gemeine Recht das forum continentiae ex identitate fundamenti. 
den Gerichtsſtand der Ginheit ded Klaggrundes. Gr war-ein perjönlider oder ein realer. Der 
eritere hängt mit der Lehre von der pajjiven Streitgenoffenfhaft zufammen. Wenn mehrere aus 
demſelben Klaggrunde verpflichter find, dann kann fie der Kläger: in derfelben Klagſchrift be— 
langen. Died kann jedod nur dann von Erfolg fein, wenn jih aud alle Beklagte bei vemjelben 
Gerichte einzulaffen verpflichtet find. Waren die Beklagten nun ſämmtlich demſelben Oberge: 
richte unterworfen, dann war bei diefem dad forum extraordinarium für die Sache begründet. 
Die preußiſche Gerichtsordnung ftellt e8 in dieſem Falle frei, bei dem I .sigerigie, und wenn 
Gerichte verſchiedener Provinzen competent find, bei dem Juftizminifterium die Beftellung des 
gemeinſchaftlichen Gerichtsſtandes nachzuſuchen. 

Competenzſtreitigkeiten der Gerichtsbehörden erſter Inſtanz entſcheiden in Preußen die 
Obergerichte, folche der Juſtiz- und Verwaltungsbehörden untereinander aber entſcheidet nach 
einem Geſetze vom 8. April 1847 ein beſonderer Gerichtshof für Competenzconflicte, welcher, 
aus höhern Juftiz= und Verwaltungsbeamten beftehend, nad) einem vorhergegangenen beſon⸗ 
dern Verfahren darüber befindet, ob der gedachte Eouflict ein gerechtfertigter ijt oder nicht, 

Was dad forum ex identitate reali betrifft, fo fol ed nad der gemöhnliden Meinung 
dann ftattfinden, wenn eine dingliche Klage in verfchiedenen Gerichtöbezirfen liegende Grund: 
flüde betrifft. Da jedoch die dingliche Klage auch in dem perfünlichen Gerichtöftande angebracht 
werden fann, fo ift ein ſolches extraordinäres Forum in feiner Weiſe eine Nothwendigkeit. 

Das ordentlihe kann aber au in einzelnen Fällen perhorrefeirt werden, wenn es die Juſtiz 
hartnäckig verweigert oder verzögert, die Kompetenz zwifchen ihm und einem andern Gerichte 
ftreitig ift, und wenn das Gericht nicht gehörig oder mit ſolchen Richtern beſetzt ift, welche 
ein nabes Intereffe zur Sache haben. 

Verbeſſerte Organifationen der Juſtizbehörden und deren flärkere Bejegung, namentlich 
deren Formation zu größern Gollegien, machen die Geſuche um Perhorreſcenz der Gerichte zur 
Seltenheit und bejhränfen ihren Erfolg weſentlich auf eine Nichtheranziehung des betheiligten 





7) Auch der Fiscus nahm mach den Bartirulargefepgebungen fein Recht nur von den Ibergerichten. 
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Richters zu der betreffenden Sache, oder auf die Abhülfe der Beſchwerde durch das verice der 
hoͤhern Inſtanz. 

Die freitpiflige Unterwerfung unter eine Gerichtäbarkeit, welche gefeglich nicht die compe— 
tente ift, nennt man Prorogation. Sie ift nit mit der Wahl eines Schiedsrichters zu ver= 
wechſeln, denn fie jet jederzeit einen Staatörichter voraus, wogegen der Schiedsrichter auch ein 
Privatmann fein kann. Die Benennung Prorogation rührt daher, weil durch die Übereinkunft - 
der Parteien die Gompetenz des Gerichts erweitert, gleihfam über ihre Grenze hinaus vers 
längert wird. Das Römiſche Recht kennt nur eine Prorogation der Termine, in Bezug auf die 
Jurisdiction kommt fie zuerft im Kanoniſchen Rechte vor, doch hielt auch das Römiſche Recht 
eine ſolche freiwillige Unterwerfung für zuläſſig. Die Wirkung einer gehörig geſchehenen Pro- 
rogation befteht darin, daß das prorogirte Gericht alle Rechte und Verbindlichkeiten des eigent: 
ih competenten überninmt. Es bat deshalb in Anſehung des Verfahrens diejelben Bor: 
färiften wie das legtere zu befolgen und feine Ausſprüche venjelben Rechtsmitteln mie diefed 
zu unterwerfen. Stveitig iſt ed, ob bie Parteien naher ihren Sinn wieder ändern und das 
prorogirte Gericht verwerfen können, und ob namentlich ein einfeitiger Rücktritt flattfinden 
fönne , oder die mutatio voluntatis eine beiderfeitige fein mülfe. Nach der Praxis erfchien, 
wie bei andern Verträgen, der einjeitige Rücktritt als ein wirkungslofer. 

Die preußifhe Gerichtsordnung beftimmt, daß, wer ſich als Beklagter auf die Borladung 
des Gerichts, welches nicht das gehörige ift, geftellt und, ohne die Incompetenz zu rügen, bie 
Klage beantwortet, auch im Fortgange ded Procefled den Gerichtsſtand dieſes Gerichts aner- 
fennen müffe, und kennt fo auch eine ſtillſchweigende Prorogation. 8) 

Bei der vorgedachten großen Anzahl von Gerichtäftänden ereignet es fich leicht, daß für die- 
felbe Sache zugleich mehrere derfelben competent find; dies nennt man eine Goncurrenz der Ge⸗ 
richtsſtände. Der Kläger hat in der Regel die Wahl, an welches dieſer Gerichte er jich wenden 
will. Das Gericht nun, bei welchem dies zuerft gefchieht, erhält vadurd eine ausſchließliche 
Gompetenz vermöge der Prävention. Diefe-hat gemeinhin dasjenige Gericht, welches dem Be— 
klagten die Borladung am früheften zugeftellt hat. Die Wirfung der Prävention wird ald er: 
loſchen angefehen, wenn auf die Borlabung beide Parteien ausbleiben, wogegen die Praris dad 
einfeitige Ausbleiben des Beklagten nicht für hinreichend erachtet. 

Wir wenden und zu dem zweiten Theile unferd Gegenftandes, zu den Geridhtöftänden in 
Strafiadhen. 

Die fette Anorbnung der Gerihtöftände wird gerade in dieſen beſonders wichtig, meil es 
hier mehr wie in Eivilfahen auf ein rajches Ginfchreiten, auf eine ungefäumte Benußgung von 
Spuren und Beweiſen der das Strafgejeg verlegenden Handlung anfommt, und weil daher ein 
jeder Gompetenzftreit Hier den Erfolg der Unterjuhung beeinträchtigt, ihn vieleicht völlig illu— 
forifh madt. Im Strafverfahren fallen überdies mande Rüdjihten fort, welde in Civil— 
ſachen auf die Zuftändigfeit des Gerichts einwirken. Hier macht feine Wahl des Angeklagten 
und feine Brorogation das Gericht zu einem competenten, da e8 fi hier um Öffentliche Inter- 
eſſen Handelt, welche außer vem Bereiche ver Willkür des Angefchuldigten liegen. 

Pittermaier benert?), daß es nicht genug fei, daß, damit ein Gericht ald zuftändig er— 
feine, es überhaupt eine Strafgerichtsbarfeit befige, daß feine Competenz vielmehr auch in 
einem jeden einzelnen Kalle eine begründete fein müffe. Hierzu gehöre der Nachweis, daß a) 
(objectiv) das in Frage flehende Verbrechen in dem Bezirke, in welchem dem Gerichte die Ge— 
richtsbarkeit zuftcht, begangen wurde, oder daß in dem Bezirke der Grund des Gerichtsſtandes 
in Bezug auf Wohnort oder der Ergreifung eintritt, daß b) (fubjectiv) die Perſon, gegen 
welche die Unterfuchung geführt wird, der Gerichtöbarfeit des Michterd, der zuftändig fein ſoll, 
unterworfen ift, und daß c) nicht aus im Landeögefege erlaubten Gründen für ven Fall an 
competenter Stelle ein anderer Gerichtshof beftellt worden iſt. 

Dad deutfhe Strafverfahren fennt drei gemeine Gerichtöftände: 1) den des begangenen 
Verbrechens, 2) den der Ergreifung und 3) den ded Wohnorts, neben welchen noch befreite 
Gerihtöftände vorfommen. 

Schon früh, in Franfreid ſchon durch eine Verorpnung vom Jahre 1562, machte man das 
forum delicti commissi zu dem eigentlihen forum criminale. In ihm lagen die Beweife des 


8) Thl. I, Fit. 2, $. 160, 
9) Das deutfche Strafverfahren (vierte Auflage, 1847), Thl. 1, $. öl, ©. 360. 
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Verbrechens dem Richter am nächſten, im ihm konnten die Spuren ‚ver Ihat am beiten be: 
nugt werben, auch ließ fih mander Neben;wed der Beſtrafung hier am leichteften erreichen. 

Die neuern Gefeggebungen, z. B. die preußifhe Griminalorbnung von 1805, die badiſche 
Strafprocefordnung vom 6. März 1845, $.7, das Furhefliiche Gejeg vom 30. Det. 1848, 
$. 18, die würtemibergifche Strafproceforonung vom 22. Juni 1843, Art. 22, die thüringiſche 
Strafprocefordnung von 1850, Art. 51, erklärten deshalb aud den Gerichtsſtand des began: 
genen Verbrechens für den eigentlich zur Führung der Unteriugung zuftändigen, dod hatte der: 
felbe gemieinrechtlic vor den beiden andern feinen Vorzug. Der Code d’instruction eriminelle 
erkennt die Gleichberechtigung aller drei Gerichtsſtände an, und die Gejeggebungen der neueften 
Zeit haben vem Gerichtsſtande des Wohnort und der Ergreifung mit dem ded begangenen 
Verbrechens eine gleiche Berechtigung eingeräumt; jo Hannover in $. 21 fg. der Strafproceh: 
ordnung vom 8. Nov. 1850, Braunfhweig in $. 12 der Strafproceforpnung vom 22. Aug. 
1849. 

Art. 2 des preußifchen Gefeges vom 3. Mai 185219) beſtimmt: „Der Gerichtsſtand ift 
gleihmäßig begründet 1) bei dem Gerichte des Sprengeld, in weldem die firafbare Handlung 
begangen ift, und wenn fie im Auslande begangen ift, bei dem inländifchen Gerichte, weldes 
dem Orte der That zumächft belegen ift. Gehören mehrere Handlungen zum Thatbejtande und 
find diefelben in verfchiedenen Sprengeln begangen, fo ift das Gericht eines jeden dieſer Spren— 
gel competent. 2) Bei dem Gerichte des Sprengels, in welchem der Beihuldigte wohnt over 
ſich gewöhnlich aufhält, und wenn derfelbe in Inlande feinen Wohnjig oder gewöhnlichen Auf: 
enthaltdort hat, bei dem Gerichte, in deilen Sprengel er jih auch nur vorübergehend aufhält. 
3) Bei dem Gerichte ded Sprengeld, in welchem der Beihuldigte ergriffen wird. Wir feben, 
daß aud hier dieſer neuern Anſicht vollftändig Rechnung getragen wurde. 

Gehen wir etwas näher auf diefe drei Gerichtäftände ein, fo finden wir, mad ben bed be: 
gangenen Verbrechens betrifft, diefen und den des Wohnorts ſchon im Römifchen Rechte vor. 
Der erſtere war, ald die questiones perpetuae, weldye um dad Jahr 605 die Lex Calpurnia in 
das Leben gerufen hatte, in Wirkſamkeit traten 11), ver regelmäßige. Es mußte an ihn ſelbſt der 
Verbrecher auögeliefert werden, welchen man in einem andern Bezirke ergriff. Nur was wir 
gegenwärtig die Borunterfuhung nennen, fiel dem forum deprehensionis anheim , weldes jo: 
dann den Verbrecher an das forum delicti commissi überließ. And das Kanonifhe Recht er: 
fannte das leßtere für das regelmäßige an. Bildeten verihiedene ftrafbare Handlungen das 
Verbrechen, jo war au gemeinrechtlich das Gericht competent, in welchem die legte, bezüglich 
die das Verbrechen vollendenve Handlung verübt wurde. Verbleibt es bei den Verſuche eines 
Verbrechens und ift diejer ftrafbar, dann ift das Gericht des Bezirks, in welchem der Verſuch 
gemacht wurde, dad comıpetente. Handelt ed ſich um eine Anftiftung zum Verbrechen, weldes 
in einem andern Bezirke ausgeführt wurde, jo ift dieſer legtere dad forum delicti commissi. 
Wird ein Verbrechen auf der Grenze zweier Gerichtsbezirke verübt, fo wird gemeinhin ein ges 
meinſchaftliches Gericht gebildet. 

Der Gerihtöftand des Wohnortd, das forum domieilii, wird durd Die Anſicht gerechtfer⸗ 
tigt, daß jemand bei demjenigen Richter, weldhem ev wegen aller fonftigen Forderungen unter: 
worfen ift, aud wegen Borderungen, die aud Verbrechen entitehen, zu belangen fein müſſe, zu: 
mal auch für ven Angefhuldigten diefer Richter der nächſte und eigentlichfte if. Bon ihm war 
der Verbrecher gefannt und an feinen Wohnorte in feiner Bertheidigung am meiften begünftigt. 
Solange das Anklageverfahren des ältern deutſchen Rechts galt, lag ed nahe, die Anflage bei 
dem perjönlihen Richter zu erheben, und aud jpäter, wo Deutſchland in fo viele Feine Staaten 
zerſtückelt und die Auslieferung eines Verbrechers wol ſchwer zu erlangen war, der Mangel 
der Gefängniffe au die Verhaftungen noch jeltener machte, verblieb der Gerichtöſtand des 
Wohnorts als der allein die Strafverfolgung jihernde ein häufig angewendeter, Ein Gerichts— 
ſtand der Herkunft, ein forum originis, iſt vem Strafverfahren nicht befannt. Es bedarf nicht 
des wirfligen Aufenthalts am Wohnorte, um daſelbſt den Gerichtsſtand des Verbrechers zu 
begründen, aud war diefer nad gemeinem Rechte wegen größerer und geringerer Verbrechen 





10) Zufaggefeß zur Verordnung vom 7. Jan. 1849 über die Einführung des mündlichen und öffent: 
lichen Berfahrens mit Gefchmorenen in Unterfuchungsfachen. 

11) Bol. Geib, Geſchichte des römischen Strafverfahrens, ©. 487. Solange die Gomitien als bie 
ausfchlieglihe Behörde zur Aburtheilung der Verbrechen augefehen wurden, hatten alle Römer nur ın 
Rom ihr eigentliches Forum, 
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im Anklage: und im Unterjuhungsverfahren competent. Erſt neuere Geſetze hatten ven Wir- 
kungskreis dieſes Gerihtäftandes mefentlich beſchränkt, auf geringe Vergehen, auf ſolche, welche 
nur auf den Antrag des Berlegten zu verfolgen ſind, und in anderer Weife. 

Der Gerichtöftand der Ergreifung, meldher dem Römifhen Rechte unbefannt war, ging aus 
der in den Rechtsbüchern und andern Urfunden der Vorzeit erweislichen deutſchen Anſicht her— 
vor, daß jeder Richter, bei welchem ein Verbrecher durch Aufenthalt Schug fucht, legtern ergreifen 
und dem Strafverfahren unterwerfen dürfe, ja daß er felbft die Pflicht Habe, dies zu thun. 
Da damals die Staatägebiete ſich ftreng voneinander abſchloſſen, und ein jeder Gerichtäherr ih 
beftrebte, feine Gerichtshoheit möglichft auszudehnen, fo mar er auch zu Außlieferungen felten 
geneigt, und aud die Ginfiht, daß, wenn die Beftrafung nicht am Orte der Ergreifung erfolge, 
fie gar nicht erfolgen werbe, begünftigte die Anwendung diefes Gerichtsſtandes. Streitig war 
es, ob Schon der bloße Aufenthalt des Verbrechers in einem Bezirke oder erft deſſen wirkliche 
Ergreifung in demfelben den Gerichtsſtand der Deprebenfion begründe. Die Flucht des Ber: 
brechers konnte den einmal durch Ergreifung begründeten Gerihtöftand nicht wieder aufheben. 

Auch wo der Gerichtsſtand des begangenen Verbrechens den der Ergreifung ausſchloß, be> 
hielt der leßtere do da feine Gompetenz, mo ed darauf anfam, Fremde megen verübter Ver— 
brechen oder Unterthanen wegen im Audlande begangener zu beftrafen. 

Der alte deutſche Grundſatz, daß ein jeder nur von feinen Standesgenoſſen gerichtet werden 
dürfe, führte fhon in frühefter Zeit zu privilegirten Gerihtöftänden. Auch die Römer fannıten 
in Strafſachen ſolche Gerichtsſtände, namentlich den vor dem Senate und fpäter vor den Ge— 
richten bed Kaiſers. Ein jever folder Gerichtsſtand ift ein Recht desjenigen, welder einen 
folhen bat, und man ging wol zu weit, wenn man annahm, daß diejem Rechte nicht hätte ent= 
fagt werden dürfen, mweil die Standesvorrechte untrennbar mit der Berfon des Berechtigten ver= 
bunden und als von diefer untrennbar gedacht werden müßten. 

Mir haben bei den privilegirten Civilgerichtsſtänden ſchon bemerkt, melde Einwirkungen 
die Anfhaunngen der Neuzeit auf diefelben äußerten. In gleicher Weiſe befeitigte die Meuzeit 
auch die privilegirten Gerichtsſtände in Strafjadhen, welche die fonft von der gemöhnlichen Ges 
rihtöbarfeit Eximirten aud in Strafſachen nur ven Obergerichten unterflellten. Die fhon oben 
gedachte preußische Verordnung von 2. San. 1849 hob auch die ſtandesherrliche, ſtaͤdtiſche und 
Patrinionialgerihtöbarfeit in Civil und Straffadhen auf und beflimmte, daß fortan die Ge— 
rihtäbarfeit überall nur durd vom Staate beftellte Gerichtsbehörden follte ausgeübt merden 
fönnen. Bei der Wiederberftellung des privilegirten Gerichtsftandes der vormals Reichs— 
unmittelbaren beftimmte bie bereitö ermähnte Verordnung vom 12. Nov. 1855 wegen des Ge⸗— 
richtäftandes derjelben im peinlichen Sahen, daß dem Angefhuldigten, wenn er nad der In— 
ftruction vom 30. Mai 1820 ftatt eines Auſträgalgerichts den Gerichtsſtand vor den Ober: 
gerichte wähle, oder wenn es ſich um im Föniglichen Dienfte begangene Vergeben und Verbre- 
chen handle und der Angefhuldigte nicht zu den Häuptern, fondern Mitgliedern folder Fami— 
lien gehöre, das Obergericht das competente fein folle, in deſſen Bezirk die ftrafbare Hand- 
lung verübt wurde. Die Entſcheidung fol dann in erfter Inflanz von fünf und in zmeiter 
Inftanz von ſieben Mitgliedern diefed Gerihts und, was Hieraus von felbft folgt, ohne Mit: 
wirfung von Geſchworenen gefchehen. Es war feine glückliche Zeit für Preußen, melde folde 
Rückſchritte auf der Bahn der Reaction möglich machte; unter dem Miniſterium, welches feit 
dem 8. Nov. 1858 in Function getreten ift, würden ähnliche Gefege die Zuftimmung aller 
Factoren der Gefeggebung nie erlangt haben. 

Es ift in Preußen die Militärftrafgerihtsorbnung von 3. April 1845, welde den zweiten 
Theil des Militärſtrafgeſetzbuchs bildet, die für alle der Militärgerihtöbarfeit Untermorfenen 
einen bejondern Gerihtöäftand auch jegt noch conftituirt und ſich auch ſelbſt auf verabſchiedete Offi- 
ziere erſtreckt. Auch die Verordnung vom 2. Jan. 1849 läßt es bei diefer Ausnahmeftellung 
des Militärs bewenden. 

Es würbe zu meit führen, wollten wir und die noch fortbeſtehenden privilegirten Gerichts⸗ 
fände außerhalb Preußens weiter vergegenwärtigen. Nur in Betreff der Geiſtlichen be— 
merfen wir noch, daß überall da, mo, wie in Preußen, die geiftlihen Gerichte aufgehoben 
find, die Strafgemwalt der geiftlihen Obern fih auf die Berhängung von Disciplinarftrafen 
beihränft und von einem befondern Gerichtsſtande der Geiftlihen eigentlich nicht mehr geredet 
werden fann. 

Verſchieden von dem privilegirten Gerichtöftande ift Die jogenannte Grterritorialität, nad 
welcher vermöge des Völferrechtö gewilfe Perfonen, fouveräne Fürften, Geiandte u. ſ. w., den 
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Landesgerichten nicht unterworfen find. Doc find auch gegen jolde Perſonen alle ſolche Maß— 
vegeln geredhtjertigt, die aus der Handhabung der Sicherheitäpolizei hervorgehen und durd 
Diefe geboten werden. 

Beſondere Gerichtsſtände finden jih aud wegen Jagd-, Forft:, Zoll-, Steuer:, Stempel: 
u. f. w. Vergehen vor, doch pflegen die Entſcheidungen der für ſolche Bälle competenten Bebör- 
den nur ald vorläufige betrachtet zu werden, gegen welche auf die Entſcheidung des fonft com- 
petenten Strafgerichts provocirt werden kann, indem es dem Verurtheilten frei ſteht, in einer 
beftinimten präcluſiviſchen Frift auf rechtliches Gehör anzutragen. 

In Preußen hat dad Gerjeg vom 14. Mai 1852 demjenigen, welder die Bolizeiverwaltung 
in einen beſtimmten Bezirke auszuüben befugt ift, es geftattet, wegen biefen Reflort betreffen: 
der Übertretungen die Strafe vorläufig dur eine Verfügung feitzufegen, gegen melde eben: 
falls auf rechtliches Gehör provorirt werden fann. Auch dies Gefeg war eine Conceſſion, 
welche die Reaction den wieder erwachten Beitrebungen, Standeövorrechte geltend zu machen, 
bewilligte. 

Was man in dem Gejege vom 14. Mai 1852 in Preußen nach unten hin in Betreff ver ge: 
ringſten Berlegungen des Strafgeleged that, geihah in diefem Staate bald nachher aud nah 
oben hin, in Anjehung der fhwerften Verlegungen ded Strafgejeged, die man ebenfalls ihrem 
ordentlihen Gerichtsſtande entzog. Es war das Gejeg vom 25. April 1853, betreffend die 
Competenz des Kammergerichts zur Unterſuchung und Entſcheidung der Staatöverbreden und 
das dabei zu beobachtende Verfahren, welches die Verbrechen des Hoch- und Landesverrathd, 
der Beleidigung der Majeftät und der Mitglieder des königlichen Haufed und gewiſſe fein: 
jelige Handlungen gegen befreundete Staaten einem bejondern, ohne Geſchworenen verban: 
delnden Staatsgerichtshofe überwies und diefelben in eine Ausnahmeſtellung brachte. 

Auch andere deutſche Staaten, namentlih Hannover, Sahjen: Weimar, die [hmarzburgi: 
chen Fürftenrhümer u. ſ. w., haben theils ebenfalls Staatdgericht&höfe conſtituirt, theils bei den 
gedachten Verbrechen vie Mitwirkung der Geſchworenen ausgefhlojien. Die Staatögeriätd: 
höfe fchneiden tief verlegend in das conftitutionelle Leben ein, und die wiedrrgefräftigte Re: 
action hat darum in ihnen eine ihrer mädtigfien Stügen gefunden, 

Zumeilen fordert das Gintreten eines befondern Verhältniſſes die Beftimmung eines an: 
dern ald des zuftändigen Strafgerichtsſtandes. in ſolches liegt namentlich in der ſchon oben 
erwähnten Sonnerität. Ein forum connexitatis fommt dann in Frage, wenn mehrere Per: 
onen, welche verſchiedene Gerichtöftände haben, gemeinfhaftlih ein Verbrechen begehen. 8 
wird dann gemeinhin angenommen, daß der Gerihtäftand, welcher für den Urheber zufländig 
ift, au die Unterfuhung gegen alle Theilnehmer, Gehülfen und Begünftiger des DBerbredens 
nach ſich zieht. Doch iſt Died nicht gemeinrehtlih, Landesgeſetze müflen ed anoronen. 

Hat jemand in verſchiedenen Gerichtäbezirken Verbrechen verübt, jo iſt gemeinrechtlich jeder 
diefer Gerihtöftände für das bei ihm verübte Verbrechen zuftändig. Dod macht die Schwirrig- 
feit und oft auch felbft vie Unmöglichkeit, den Angejchuldigten, wenn er die eine Strafe erlitten, 
an das andere Gericht zur weitern Beitrafung wegen des bei dieſem verübten Verbrechens aus: 
zuliefern, es fehr rathſam, einem ber competenten Gerichte die ſämmtlichen Unterſuchungen zu 
überlaffen, 

Partieularrechtlich ift e8 gewöhnlich, dap, wenn eins der begangenen Verbrechen mit der 
Topeöftrafe bedroht ift, das für dieſes Verbrechen competente Gericht auch für alle übrigen Der: 
brechen für das zuftändige erachtet wird. 

Wo nur eine iveelle 1%) Goncurrenz vorliegt, kann ſelbſtredend nur ein Gerichtsſtand zu: 
ſtändig fein. Gin Gerichtsſtand der Wiverflage ift, jelbft nad dem Anflagenerfabren, in Straf: 
ſachen nicht anzunehmen. 

Der Zuftändigkeit eines Gerichts fteht deſſen Umzuftändigfeit oder Incompetenz entgegen. 
Es liegt im Öffentlichen Intereffe, und es ift auch der Erfolg der Unterſuchungen fehr oft davon 
abhängig, bei weldem Gerichte diefelben geführt werden. Es war dies unter der Herrſchaft dei 
geheimen ſchriftlichen Verfahrens jedoch noch in einem viel höhern Grade der Ball, als es da if, 
wo Münplichfeit und Öffentlichkeit bereits über dieſes den Sieg errungen haben, Aber ed 
fünnen Gründe der Zwerfmäßigfeit dennoch nie dazu ausreihen, einem Bürger das Redt zu 
entziehen, von feinem zuftändigen Richter gerichtet zu werben. Zuftändig ift ein Gericht aber 


Eu — ren — 


12) Diefe iſt vorhanden, wenn eine und dieſelbe Handlung die Merkmale mehrerer Verbrechen odet 
Vergehen in ſich vereinigt. 
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nur dann, wenn ed mach den beſtehenden gefeglihen Anorpnungen befugt iſt, in dem concreten 
Falle die Unterfugung zu führen, unzuftändig dann, wenn ihm diefe Befugniß mangelt. 

ALS leitende Grundfäge in Betreff der Incompetenz nimmt Mittermaier 13) folgende an. 
1) Eine von einem unzuftändigen Gerichte gepflogene Verhandlung und ein von einem ſolchen 
Gerichte gefälltes Urtheil find nichtig. 2) Der Angeihulvigte kann die Unterwerfung unter 
einen unzufländigen Richter verweigern und zu jeder Zeit die Unzuftändigfeit nachweiſen, und 
zwar ebenjo 3) wenn ein unzuftändiger Richter eine Unterfuchung gegen ihn vornehmen, als 
wenn ein folder ein Strafurtbeil fällen will. 4) Das Schweigen des Angeſchuldigten, ver id 
einem unzuftändigen Richter unterwarf, heilt die Unzuftändigfeit da, wo der Angeklagte fhul- 
dig und in der Lage war, die Unzuftändigfeit geltend zu machen, fofern dieſe Unzuftändigfeit ' 
nicht abjoluter Natur ift. 

Die neuen deutjchen Gejeggebungen ftellen im Interefle der Vermeidung von Nichtigkeiten 
die Unterjheidung auf, ob a) ein abfolut unzuftändiger Richter, d. h. ein Richter, welchem gar 
feine Strafgerichtsbarkeit zuftand, unterjuchte, und b) ob nur ein folder, der zwar Strafge: 
rihtöbarkeit hat, aber im dem concreren Falle nicht zuftändig war, dies that. Dies thut z. B. 
in $. 21 und 22 die preußiſche Criminalordnung von 1805, welche im erften Kalle das 
Verfahren für ein völlig nichtiges erachtet 1%), im zweiten Falle aber dies an und für fich nicht 
für eine Nuklität anfieht und nur den Gerichten, weldye ihre Sompetenz überfchreiten, Orb: 
nmgöftrafen androbt. Nah Art: 5 ded Geſetzes vom 3. Mai 1852 muß in Preußen die 
Einrede der Incompetenz, welche ſich auf die Örtliche Begrenzung des Gerichtsbezirks gründet, 
bei Verluſt derſelben, bei der erften Vernehmung über die Beihuldigung geltend gemacht wer: 
ven. Bon Amts wegen kann eine Incompetenzerflärung nicht mehr ausgeſprochen werben, fo- 
bald über die Eröffnung der Unterſuchung Beſchluß gefaßt worden iſt. Findet (Art. 7) ein Ge— 
richt, daß die That, welche ven Gegenjtand der Verhandlung bilvet, eine feine Gompetenz über: 
ſchreitende ftrafbare Handlung darftellt, jo muß es feine Incompetenz durd ein Erkenntniß 

ausſprechen. 

Eine Colliſion verſchiedener Gerichtsſtände, ein Zuſammentreffen derſelben tritt ein, wenn 
mehrere zur Strafgerichtsbarkeit überhaupt (in abstracto) zuſtändige Gerichtsſtände ihren Ge— 
richtszwang in der nämlichen Sache ausüben wollen. Es kann dies zwiſchen Gerichten. ver— 
ſchiedener Staaten und auch deſſelben Staates der Fall fein. Nach der gemöhnlihen Anſicht 
entſcheidet hier die Prävention. Die unter ven Gerichten herrſchende Eiferſucht und das Ver— 
langen, die Früchte ver Gerichtobarkeit möglichſt zu vermehren, erzeugten oft dad Beſtreben, ein— 
ander gleichſam ven Rang abzulaufen. Staatsverträge müſſen hier die beſte Richtſchnur ab— 
geben und, wo dieſe fehlen, die Grundſätze über die Auslieferung und die Beſtrafung der im 
Auslande verübten Verbrechen. Hat die nämliche Perſon im Inlande und im Auslande Ver— 
brechen verübt, dann zieht regelmäßig das inländiſche Gericht auch die im Auslande verübten 
Verbrechen an ſich; jo nach der badiſchen und meiningiſchen Strafproceßordnung. Findet die 
Colliſion zwiſchen mehreren inländifchen Gerichten ſtatt, dann gibt die Prävention die Entſchei— 
dungdnorn, in Preußen, wie wir fahen, der Antrag der Staatdanwaltihaft. Sollten zu gleiher 
Zeit von verfhiedenen Gerichten Präventionshandlungen vorgenommen jein, dann entjcheidet 
am füglichften wol das höhere Gericht. Die Anfichten einiger, 3. B. Brauer's und Meifter's, 
das Los entſcheiden zu laifen, hat wol das gegen fi, daß es unpaflend erjcheint, gleichſam das 
Schickſal ves Angeklagten von dem Ausfalle eines Lojend abhängig zu mahen. Das dem An- 
geſchuldigten ein Widerſpruchsrecht bei ver Beftimmung des Gerichts nicht zuſteht, ift wol nicht 

zu bezweifeln. Die Flucht des Angeklagten hebt die Wirkung der Prävention nicht auf, mol 
aber ein endliches, von einem andern Gerichte gefälltes Urtheil. 

Das Verhältniß der Gerichte verjchiedener Staaten zueinander führt auch noch auf die 
Orundfäge wegen Auslieferung der Verbrecher. Es war ſtets anerfannt, daß eine allgemeine 
Pflicht zur Auslieferung von feiten der Staaten gegeneinander nicht beftebt, und daß nur unter 
vielfachen Beſchränkungen aus völferrechtlihen Rüdfichten die Auslieferung zugeftanden wer: 
den fann. Audy zur Zeit der deutſchen Reichsverfaſſung erfannten die einzelnen deutſchen Staa: 
ten die Pflicht, ſich gegenfeitig Verbrecher auszuliefern, nit an. Nur foweit wechſelſeitige Ver— 
träge deshalb beftanden, erfolgte die Außlieferuug. Cine unbedingte Auslieferung, insbeſon— 
dere politischer Verbrecher, führt zu den größten Härten und fteht mit vem Gaſtrechte, welches 





13) A. a. O., S. 39. 
14) Hannoveriſche Strafproceßordnung, $. 215; badiſche Strafproceßordnung, $. 291. 


440 Fonrierismus For und Pitt 


jeder Fremde zu beanspruchen jo wohl befugt ift, im greifen Widerfprucde. Der Staat, welder 
einen Flüchtling bei ih aufnimmt, wird diefen, folange er fih tadellos beträgt und des Schutzes 
nicht unwürdig fi gemacht hat, nicht ohne weiteres von fich ſtoßen und audliefern können, be: 
fonderd dann, wenn die Anklage das Erzeugniß vorübergehend geltender politifher Anſichten 
der gerade herrichenden Partei ift. Wie jehr man dies jederzeit ald richtig anerfannte, bemeifen 
die unzähligen Verträge, welche die verfhiedenen Staaten miteinander wegen der Auslieferung 
abihloffen 16), und in welchen die Auslieferung gemeinhin nur dann gefordert werden fann, 
wenn ed ein gemeined Verbrechen ift, wegen deflen die Auslieferung gefordert wird. 

Ein Bundesbeſchluß vom 18. Aug. 1836 enthält die Verpflichtung aller deutſchen Staaten, 
fi gegenfeitig diejenigen Individuen audzuliefern, welche ſich beftimmmter, in diefem Beſchluſſe 
bezeichneter Verbrechen ſchuldig gemacht haben. 

Wenn ein Auslieferungsgefuh an einen Richter ergeht, dann wird er zunächſt bei feiner 
vorgelegten Behörde Verhaltungsbefehle einzuholen haben und nie ohne directe Anweiſung 
eine Auslieferung zu bewirken ermädtigt fein. Wenn ein Staat von dem, welcher mit ihm 
einen Auslieferungsvertrag ſchloß, eine Auslieferung verlangt, dann fann dies nur wegen aud- 
drüdlih im Vertrage gedachter Verbrechen geihehen. Schreibt ein Staatsvertrag überbaupt 
die Auslieferung wegen Verbrechen vor, dann ift nicht anzunehmen, daß unter dieſen Verbrechen 
auch politifche oder Polizeiübertretungen gemeint jind. Der eigene Unterthan darf nie audge- 
liefert werden. Ginem Auslieferungsgefuche kann nur dann nachgegeben werden, wenn die 
Aufforderung in der deshalb vorgeſchriebenen Form geihah, dem zur Auslieferung aufgefor: 
derten Richter der Nachweis geführt ift, daß der auffordernde Richter der zuftändige ift,. das 
Berbrechen, wegen deflen die Auslieferung verlangt wird, genau bezeichnet ift, und ſich zugleich 
aus der Nrquifition der fremden Behörde ergibt, daß die Beihulvigung eine Hohe Wahrſchein⸗ 
lichkeit für ch hat. Aber auch dann wirb noch der requirirte Richter ſich nie entbrechen fünnen, 
auf das forgfaltigite dad Verlangen zu prüfen, und demſelben nur dann flattgeben, menn es 
als ein unbedenfliches erſcheint. üͤbrigens gilt au dad Recht ver Retorfion, ſodaß ein Staat 
in Betreff der Auslieferungen einem Staate nicht mehr gewährt, ald ihm ven dieſem mieber zu: 
geſtanden wird. 2, Trieſt. 

eg „ſJ. Sorialismus und Eommunismus und Socialismus feit 1848. 

or und Pitt. (Bolitifhe Parteien; Minifterialpartei und DOppofition; 
Toried und Whigs.) I. Für die Entwidelung der Verfaflungsgrundjäge, der Bolitif 
und der Parlamentsberedſamkeit Großbritanniens bildete fid) jeit der zweiten Hälfte des legten 
Jahrhunderts eine neue Epoche. Sie wurde bewirkt durch ein Doppelte Paar außerorbentliher 
Staatdmänner und durd) deren gegenfeitige Kämpfe. Diefe Männer find Walpole und fen 
großer Gegner, der ältere William Pitt, nachmals Lord Chatham, vielleicht der edelſte und 
größte aller britiihen Staatdmänner und Redner (j. Chatham), ſodann ein Menjhenalter 
ſpäter Chatham's Sohn, der jüngere William Bitt, und fein Gegner For. Wie in die Zeit des 
Öffentlichen Wirkens von Walpole und Chatham nebit dem Siebenjährigen Kriege die Revolution 
von Nordamerifa fällt, jo nimmt in dem Wirkungskreiſe von Pitt und For die Franzöſiſche 
Revolution die Hauptitelle ein. Pitt den Jüngern und For hat ihr lebenslänglicher Kampf, 
welchen jie an der Spige von den zwei politifhen Hauptparteien der freieften und mächtigſten 
enropälfhen Nation in den größten Angelegenheiten der neuern Zeit und um die beiden Haupt: 
richtungen der britiſchen und europäiſchen Politik mit den außerorventlichften Kräften gegen: 
einander fämpften, für die geſchichtliche Betrachtung faft ungertrennlid verbunden, das „Staats 
Rerifon‘ will jie nicht trennen. 

N. Charles James For war der nadhgeborene Sohn einer neuadelihen Familie in Wilt⸗ 
ſhire. Sein Großvater Stephan For, der Gründer des Chelſeahospitals, wurde wegen feiner 
Verdienſte um das Haus Stuart nad) deſſen Wiederherftellung zum Ritter gefchlagen und zum 
Lord der Schatzkammer ernannt. Sein Bater, ebenfalld ein eifriger Tory und vermäßlt mit 
einer Tochter eined natürlihen Sohns von Karl U., wurde von Georg III. 1763 ald Baron 
Holland zum Beer erhoben. Unjer Kor wurde am 18. Jan. 1748 geboren. Ein Knabe von 
den glücklichſten förperlihen und geiftigen Anlagen, wurde For von feinem Vater, einem 
Manne von dihteriihem Vermögen, von Beredfamfeit und reihen Ginfommen, mit vieler 





15) Liman zählt in feinem Gommentar zum preußifchen Strafgeieg (Berlin 1859), S. 551, alle 
Verträge, welche Preußen deshalb abgefchlofien hat, auf und liefert jo den Beweis von dem großen 
Umfange der hierher gehörigen gefeglichen Beflimmungen nur allein in Bezug auf Preußen. 


For und Pitt Ä 441 


Liebe erzogen. Sein Geift wurde auf britifche Weife in die Meiftermerke des claffifhen Alter: 
thums und der vaterländifhen Literatur eingeweiht, beffer als leider fo viele Jünglinge 
unferer deutſchen Schulen, welde, flatt mit tüchtigem Leſen der Alten, mit immermehr an= 
ſchwellenden grammatikaliſchen und kritiſchen Regeln beſchäftigt, vor lauter Bäumen den Wald 
nicht fehen. Ebenfalls auf britifche Weife wurde ber fünftige Staatdmann frühzeitig auf der 
Schule dur die Übungen und Wettfämpfe der Schüler in politifhen Debatten, ſowie durch 
die Aufforderung des Vaters, ihm über Staatsjachen unbefangen feine Anficht darzulegen, in 
das großartige politifche Leben des Vaterlandes eingeführt und zur politifhen und redneriſchen 
Tüchtigkeit herangebildet. In England glaubt man nicht die Jünglinge zu Staatdmännern, 
Rednern, Batrioten, überhaupt zu wahrhaften Männern von tüchtiger edler Geſinnung bilden 
zu können, wenn man ihnen die Theilnahme an vaterländifchen und politifhen Gefühlen und 
Meinungen, ja patriotifche Lieder zu Verbrechen macht. Zugleih wurden dem Knaben und 
Jünglinge For auf ven Schulen zu Weftminfter und Eton, auf der Univerfität Orford und auf 
feinen wiederhoften großen Reifen mit dem höchſten Grade der Freiheit, weldyer der englifchen 
Erziehung ebenfalls eigenrhümlich ift, die reichften Mittel der vornehmen englifhen Verſchwen— 
dung eingeräumt, deren große Gefahren wenigſtens edle, kräftige, von höhern Ideen befeelte 
Naturen, wie Bor, endlich überwinden. Als nah dem Tode jeines Vaters trog deffen großen 
Einnahmen in einer Verwaltung deffelben ein Deftcit von 1%/, Mil. Pf. St. zur Sprade fan, 
äußerte Bor: „Uber 500000 Pfund kann ih Aufſchluß geben, die habe ich durchgebracht. 
Mein Bruder wird eine gleiche Summe auf jih nehmen, und die übrigen 500000 waren wol 
für meinen Vater nicht zu viel.” Und doch hatten felbft die fo reichen väterlichen Mittel der über— 
triebenen Liberalität und Jugendluſt des Sohnes nicht genügt. Bei dem allgemeinen Glauben, 
daß er wegen Kinderlofigkeit feines ältern Bruders die Peersdotation erben werde, hatte For 
von den Juden zulegt zu 500 Proc. Gelder geborgt. Mit feinem heitern freien Geift erwiderte 
er indeß die unerwartete Nachricht von der Geburt eines Neffen, desnahmaligen Lord Holland, 
anfpielend auf den Untergang des Judenthums durch die Geburt des Meffias, mit den Worten: 
„Ans iſt ein Knäblein geboren.” Doc hatte ihm der Bater bei feinem frühzeitigen Tode nebft 
baarem Gelde noch ein prädtiges Landgut, Kingsgate, auf der Oftfüfte von Kent, überhaupt 
ein Einkommen von 4000 Pf. St. hinterlaſſen fönnen. 

Unter den angedeuteten glüdlihen Verhältniſſen entwicelte der reihbegabte Jüngling zus 
gleich mit der alle Herzen gewinnenven heitern Gutmüthigkeit und Offenherzigfeit und mit der 
anmutbigen Bildung feine großherzige, Freie, männliche Gefinnung, feine natürliche, Geift und 
Gemüth ergreifende, reiche und feurige Beredſamkeit. Er wurbe im vollften und evelften Sinne, 
wie man allgemein ihn nannte, „ver Mann des Volkes“. Unter denfelben Einflüffen aber ent: 
wickelte ſich vielleicht aud ein gewifler Mangel an falter, forgfältiger Überlegung und Beredy- 
nung, an gebuldiger Erwartung und gleihmäßig angeftrengter Vorbereitung ver äußern erfah: 
rungsmäßigen Bedingungen zur Verwirklichung feiner großartigen Ideen. 

Schon als kaum zwanzigjähriger Jüngling trat For 1768, durch väterliche Vermittelung 
zum Repräfentanten eines Fleckens ernannt, in das Parlament des freien Großbritannien, 
auf diejen großartigften Schauplag öffentlicher Wirkſamkeit in der heutigen Welt. Von feinem 
Bater zum Torv erzogen, unterftügte er anfangs und indbefondere gegen Wilfes mit fo glän— 
zendem Erfolge die Minifter, daß er aldbald zum Commiſſar der Apmiralität, dann zum Com: 
miffar der Schagfammer ernannt wurde. Doc bald und vorzüglich ſeitdem die großen Ver: 
handlungen über die Freiheit ver Nornamerifaner die edeln Grundfäge feiner freiheitsliebenden 
Seele audbildeten, wurde er Gegner der toryiftifchen Politit. Den Ideen und Gefinnungen des 
edeln Chatham huldigend, verband er ſich im Unterhauſe mit jener Schar glänzender Geiſter, 
welche, geftügt nicht auf beſtehende Ausartungen und Misbräuche, ſondern auf die höchſten 
Grundſätze britiſcher Verfaſſung, mit Feuer die Ungerechtigkeit gegen die Colonien bekämpften. 
Schnell zum Manne gereift, Rand er zur allgemeinen Überrafhung als Whig an der Spitze der 
Oppofition. So auferordentlihem Geifte und Talente überliegen auch die berühmten Whigs 
im Oberhauſe, wie die Lords Shelburne, Bortland, Chatham, Samden, die Führung ihrer Partei. 
Nie, wie ſchwächliche Geifter, durch Die Misbräuche der Freiheit zur Untreue gegen fie ſelbſt 
verleitet, nie feine Orundläge ven Umſtänden aufopfernd, blieb For aud in allen Schreden der 
Franzöſiſchen Revolution ihr feurigfter Vertheidiger. Er blieb unerihüttert und unbeſtochen, 
als, erjchredt durd jene Greuel, als, beſiegt durd die Einflüffe ded langen Minifteriumg des 
gewaltigen Pitt, ald, geblendet dur die von Pitt jorgrältig genährten Leidenſchaften des Kriegs, 
ded Nationalhafles und Nationalftolze®, immer mehr Bunvesgenoffen, zulegt alle, bis zu 
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faum noch zwanzig Stimmen, auf die Seite der freiheitsfeinplihen Minifterialpolitif hinüber: 
traten. Thränen des Schmerzes Eonnte der Abfall und die unwürdige Freundſchaftsaufkündi— 
gung felbft feines älteften Freundes Burke feinem jeelenvollen Auge entloden. Sein freier und 
großer Geift aber Fonnte über die wahren Grundſätze der Freiheit und die weſentliche Natur 
und Nothwendigfeit der Franzöſiſchen Revolution, der britiihen und europäiſchen Reform nicht 
getäufcht werden. Was früher ver Anblid und die Furcht ver Misbräuche nicht vermochten, das 
gelang auch jegt nicht dem abtrünnigen Burfe und feiner ebenjo geift: und phantafiereichen ald 
leivenihaftlihen und jophiftifhen Vermiſchung von Wahr und Falſch zur Vertheidigung des 
toryiftifhen Ariftofratismus. Kor mochte freilich nicht, wie viele andere Zeitgenoflen, viejen 
reihbegabten Staatsmann und Schriftfteller für den feinften Berechner und Jeſuiten halten, 
wenn auch dieſes äußerlich dadurch unterftügt wurde, daß Burfe arm war und des allmächtigen 
Miniſters Gunft durch poetiihe Ausihmüdung der nadten torgiftiichen und engberzigen mini: 
fteriellen Grundſätze eintaujchte. 2) Das aber mußte für Kor immer klarer werden, was Ghal: 
mers von Burfe urtheilte, daß er bei einer einmal zur Vertheidigung ergriffenen Anſicht ſich 
durch glühende Einbildungsfraft und Schuitheorien weit über alle Wahrheit hinausreißen lief 
und daß er, wie Goldjmith jagte, feine unvergleihlichen Talente, ftatt fie zum Beften ver Menib: 
heit anzuwenden, blos zur Unterſtützung feiner Bartei gebrauchte. Sp wird jeder unbefangen 
prüfende Leſer bei Burke's leidenihaftliher abfoluter Verwerfung der gegen die ſcheußlichſte 
Verderbniß unternommenen Sranzöfiihen Revolution, aller ihrer Grundſätze und aller ihrer 
Werke urtheilen müffen. So indbefondere, wenn Burke jelbft in der erften franzöftfchen Con⸗ 
ſtitution nichts ald Jrreligiofität, Anarchie, Lafler und Elend finden wollte. Und muß man 
nicht vollends jo oder noch jchlimmer urtheilen, wenn man es hörte over lad, wie kurz vorher 
derjelbe jet jeder Neuerung abholde Vertheidiger ver Autorität und alles gefchichtlichen me: 
narhifhen und ariftofratifhen Rechts nicht etwa als unbedachtſamer Jüngling, nein; als ein 
gereifter Staatsmann von funfzig Jahren mit dem binreißenpften Feuer der Begeifterung, 
mit allen Donnern feiner Beredſamkeit für die Revolution und den blutigen VBürgerfrieg der 
Norvamerifaner, für ibre auf die Erflärung der Menſchenrechte gebaute vemofratiiche Freiheit 
fritt, wenn man lad, wie verielbe bald nachher mit niederjchmetternder Beredſamkeit und ſcho— 
nungdlofer Härte gegen den angeflagten Gouverneur Haſtings deflen angebliche torviſtiſche 
Misbräuche auf Leben und Tod verfolgte, wie er endlich nad früberer Bemübung, die Krone 
ihres halben Einkonmens zu berauben, in des Königs vorübergehender Geiftesfranfheit den 
greiien Monarden auf das empörendfte herabfegte und ſchmähte! Wer viejes alles las, gewiß 
der braucht nicht von der ibm zum Lohn jeiner jpätern Vertheidigung der ariſtokratiſchen und 
monarbiiben Autorität zu Theil gewordenen großen Benfion (von:40000 F1.) Argumente 
gegen die gewiſſenhaſte Prüfung diefer Vertheidigung berzunehmen. Kann mol je ein reiner 
Freund der Freiheit aus Uberzeugung ein Sahwalter ded Despotismus werden, wie Sheriban 
nicht mir Unrecht Burfe nennt? Auch wird man in Burke’ Neden und in feinem Werfe über 
die Franzöſiſche Revolution nur zu oft in Ausführungen, die übrigens durch alle Vorzüge reicher 
Kenutniß und Phantafie, herrlicher Darftellung und jelbft eines Anſcheins von glühender ft: 
licher Wärme anziehen, unwillfürlich an jene unglückliche Geſchichte von Dolce erinnert. Ginft 
nämlid in einer der feurigften Reden gegen die verpefteten Franzoſen, nach längerer Ausfüh⸗— 
rung, daß ſelbſt Hinter ihren brüderlichen Küffen die Erdolchung lauere, zog Burke plöplid 
einen Dold, den er zu viefem Zwede in Bapier gehüllt zu Haufe zu fich geſteckt hatte, aus feiner 
Einhüllung, ſchwang ihn in erfünftelter höchſter Steigerung feiner moralischen Begeifterung 
einigemal in der Luft und fchleuderte ihn dann voll Abicheu zu den Füßen des Sprechers. Dob 
ein allgemeines Gelächter des Haujes war diesmal die Belohnung des Rhetord. 2) 

Ungeirrt alfo durch jolde Ausführungen, durfte Kor fortfahren, die Franzöſiſche Revolution 
eine der glorreichſten Begebenheiten der Geſchichte und wohlthätig für alle Völker zu nennen 
und nidt in der Freiheit, fondern ebenjo wie in deren Misbrauche, auch in ihrer Anfeindung, 
Untervrüdung over Bedrohung die wahren Gefahren zu finden. Er fämpfte mit feinen Freun⸗ 
den, wie früher gegen die Unterdrückung Amerikas, fo jegt gegen die kriegeriſch intervenirende 
Politik zur Reftauration der Bourbonen. Er kämpfte bebarrlich fein ganzes Leben hindurch für 
die religiöfe und bürgerliche Freiheit und den Fortichritt des menſchlichen Geſchlechts, für Ab: 
ſchaffung der Negerfklaverei, des Corporationd: und Teſteides, für Die unterdrücken Irländet 





1) Küttner, Beiträge zur Kenntniß des Innern von England, XIV, 12 
2) Küttner, a.a.DO., ©. 14. 
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und Oftindier, für ver Diffenters und der Katholiken Emancipation und für Parlamentsreform. 
Auch die Horderungen der Bernunft und Menfchlickeit find ja — dies vergeffen die Hiftorifchen 
— nit blos natürlich, jondern Hiftorifch und eine heilige Autorität, fogar die ältejte, jo alt ala 
die vernünftige Menjchheit. Sie find die wahren Hiftorifchen Grundideen jeder achtbaren, jeder 
vernünftigen Verfaflung und indbefondere, wie For mit Recht überzeugt war, ver engliſchen. 
An dieſer aber, an der Verbindung von Monardie, Ariftofratie und Demokratie hielt For ftets 
feft. Unerfhüttert fand er, al& die meilten Whigs Pitt's ultratoryiftiihen Mapregeln zuftimm- 
ten, und als jegt jogenannte alte Whigs von den jungen ſich trennten, in ver höchſten Ausbil: 
dung ber whigijtiichen Sreibeitsgrundfäge ald Vorgänger der neuern Whigreformen an ver 
Spige feiner Kleinen Schar von Getreuen, der heiligen Schar, wie das Bolf jie nannte. Wäh- 
rend der kurzen Perioden feiner Minifterien bewährte er ih insbejondere ald meilterlichen 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. Allen fremden Miniſtern und Gefandten flößte 
feine Gerapheit und edle Bildung und fein umfalfender Geiſt Zutrauen und Achtung ein. Die 
jonft den untergeorbneten Beamten überlaffenen Noten und Staatsjhriften trugen jegt, aus 
feiner eigenen Feder kommend, das Gepräge feiner genialen Tüchtigkeit. 

William Pitt ver Jüngere, ebenfalls ein nahgeborener Sohn aus einer neuadelidhen, aber 
nicht reihen Familie, war der dritte Sohn von Lord Chatham, welchen Georg II. 1766 zum 
Grafen und Peer ernannt hatte. Gr wurde am 28. Mai 1759 auf einer Reife feiner Altern in 
Franfreich geboren. Pitt, ein Siebenmonatdfind und körperlich ſchwächlich, aber von außer: 
ordentlihen Geiſtesanlagen, wurde unter der forgfältigiten Aufſicht feines Vaters erzogen. Bis 
zu feinem vierzehnten Jahre war im väterliben Haufe der nahmalige Kanonifus Dr. Wilfon 
fein Erzieher. Dann bereitete er ih unter der Leitung des nahmaligen Biſchofs Prettyman 
auf der Univerfität Cambridge zur Ausüsung der Rechtsgelehrſamkeit vor. Auch ex aber bildete 
jich zugleich in den mit feinen Studiengenoffen angeftellten politifchen Debatten und durd Reben 
aus dem Stegreife auf die zweckmäßigſte Weiſe dialeftifch und rhetoriſch aus. Bei angeftrengtem 
Fleiße und ſehr vegelmäpigem Leben erwarb Pitt zugleich mit einem dur Die alte und neue 
clajifhe Literatur ausgebildeten Geifte einen großen Umfang gründlider, wohlgeorpneter 
Kenntniffe, vorzüglih in Mathematik und Geſchichte, in dem Rechte und in der Finanz: und 
Nationalwirtbichart feines Vaterlandes. Die fleckenloſe, niemals aub nur einem Argwohne 
Raum gebende Redlichkeit wie die innigfte Liebe zum Vaterlande bejeelten For und Pitt auf 
gleihe Weile. Aber ftatt der beiten Anmutb und Gutmütbigfeit von For, itatt feines tiefen 
reihen Gemüths, feines die Menſchheit umfaſſenden Wohlwollens und großberzigen Strebens 
beſaß Pitt eine kalte fittlihe Strenge, zuweilen eine catonifche, nicht felten auch eine leiden 
ihaftlihe und eigenfinnige Härte und Unduldſamkeit ſelbſt gegen feine Freunde. Die geniale 
Leichtigkeit und reiche allgemeine Bildung von For, deſſen Bhantajie und ſchöpferiſche Kraft und 
deſſen Ideen erjegte Pitt bei der Klarheit, Schärfe und Schnelligfett feines gefunden Verſtandes 
und feiner Beobahtungsgabe, bei jener Fülle feiner gründlichen praktiſchen Kenntniffe durch 
unermädlichen Fleiß und ſtrenge Beſchränkung aller Kräfte auf ein engeres Gebiet feines Den: 
fens und Wollens, in welchem er meiſterlich jiher und unerſchütterlich jet war. So audgerüftet 
und geftügt auf eine redliche Überzeuguug und einen eifernen Willen, war Pitt's Beredſamkeit 
zwar nicht erhebend, begeifternd und hinreipend, aber niederſchmetternd für die Gegner und bie 
zur Nachrechenbarkeit überzeugend für die auf gleihem Standpunkte Stehenden. For war eine 
mehr philoſophiſche und poetische, eine vorzugsweiſe auf die geiftige und gemüthliche Seite des 
Menſchenlebens gerihtere Natur, ein Mann von Ideen, Pitt eine mehr profaifche und mathe: 
matifche, eine auf die materielle Seite gerichtete Natur, der Mann des Berftanded. Pitt, bei 
feiner Beihränfung, war nur Brite und darum ein engberziger Brite; Kor war aud Welt: 
bürger und jo ein großartiger Brite. Die natürliche, unvorbereitete, energifche Beredſamkeit 
von For wurde der Spiegel feiner erhabendı Ideen, glühte von der Wärme feines tiefen Ge: 
müths, wenn jie die hoben Intereſſen der Menfhheir und des Vaterlandes und ihrer Freiheit 
berührte. Und wenn die Donner jeined redneriſchen Zorns die Tyrannei trafen, dann erſchüt— 
texte der gewaltige Dann mit der Stimme eined Stentord, mit der Kraft eined Derfuled das 
Haus. Und dennoch behauptete feine Rede ftetö die Würde und den Adel feiner Bildung. Pitt's 
Rede, klar, ſchlagend, folgeredht, fließend, oft fharf und ironisch, entbehrte freilich auch nicht des 
Feuers der energiichen Geſinnung, ja der Leidenſchaft, jo wenig, daß, als einjt Sheridan durch 
wigige Anjpielung den jungen higigen erjten Minifter einen zornigen Knaben genannt 
und das Parlanıent den Ausbruch jeiner leidenfhaftlihen Hige durch allgemeined Gelächter 
geftraft hatte, ihm lange jener Name blieb. Auch fpäter mußte Pitt oft genug zur Orbnung 
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gerufen werben und felbft im Zmeifampfe (mit Tiernev) für feine harten Auferungen Genug: 
thuung geben. 

Auch Pitt war fhon ald einundzwanzigiähriger Jüngling vermittelt der Wahl eines 
Fleckens 1781 Parlamentsmitglied, und nachdem ſchon feine Jungfernrede, vorzüglich dur 
die tiefen finanziellen Kenntniffe, Erftaunen erregt hatte, mit 23 Jahren Kanzler der Schez— 
kammer und mit 24 Jahren erfter Minifter der britifchen Reiche. 

Weniger als fein Vater und For durch die Tiefe des Gemüths und den Schwung der Ideen 
für die Freiheit umd für den Fortfchritt feines Volkes und des menſchlichen Geſchlechts und für 
die Vertheidigung der Volksrechte begeiftert, ſprach zwar aud Pitt, durd die Wünſche feines 
Vaters zum Whig beftimmt, im Anfange feiner parlamentarifhen Laufbahn mit den WEigs 
für die Freiheit Amerifad, für Katholifenemancipation, für Abihaffung der Corporations: 
und Teftacte und für Parlamentöreform; doch bald beftimmten ihn Sinned: und Geiftesrie: 
tung, nicht zunächſt die Seite der Freiheit und des Kortfchrittd in den geſellſchaftlichen Leber, 
fondern vielmehr zunächſt die öffentlihe Orpnung und pas Beftehenve zum Gegenftand jeiner 
Bertheidigung zu maden. Sie zugen ihn von der Seite der Volksfreiheit hinüber auf vie 
Seite des Königthums, von der Seite der Whigs und der Reform auf die Seite der conier: 
vativen Tories. Sie machten ihn zum Günftling des Königs, gerade fowie feinen großen Bater 
und Bor ihre Geifted: und Gemüthsrichtung umgefehrt auf die Seite ver Volksfreiheit und des 
Fortſchritts hingezogen, beide aber ihren Königen jehr unbeliebt gemacht hatten, den großen 
Chatham ſelbſt dann noch, ald er bereitd an der Spige bed Minifteriumd durch feine bemundern:: 
merthe Genialität den Staat aus der unglücklichſten Lage zu nie gejehener Macht und Größe 
erhoben hatte. 

Bei fo verſchiedenartiger Richtung mußten die zwei größten Geifter und Charaktere ver 
englifhen Nation, auf demfelben politiihen Schauplage nebeneinanter auftretend, alsbald id 
als Gegner gegenüberfteben. Auch ließ, nachdem ver elf Jahre jüngere Pitt in das Parlament 
getreten war und ebenfalls feine Grundfäge ausgebildet hatte, ver Anfang vieles lebensläng— 
lichen Kampfes nicht lange auf fi warten, Als nad dem Sturze des der nordamerikaniſchen 
Freiheit feinvlihen Minifteriumd North 1782 Bor mit Burfe in das Minifterium Rofingbanı 
trat, während Pitt den Eintrirt ablehnte, betrieb Kor eifrig die Friedensunterhandlungen mit 
Nordamerifa. Diefe beendigte nah Rodingham’d Tod der Friede zu Berfailles (20. Ian. 
1783). Borher aber hatte Meinungsverjhiedenheit mit dem nunmehrigen eriten Minifter 
Shelburne For und Burke zum NRüdtritt aus dem Minifterium beftimmt. Pitt dagegen 
trat ein. Bald aber flürzte Kor in unerwartetem Vereine mit North das Minifterium 
Shelburne und Pitt, fowie Pitt hinwiederum noch in demfelben Jahre mit Hülfe des 
Königs und des vom König beftimmten Oberhaufes durch die Vereitelung der For'ſchen oftin- 
difchen Reform diefed Minifterium ftürzte. Pitt wurde nun erfter Minifter und blieb es, trog 
der Gegenbemühungen von Kor, mit kurzer Unterbrechung ganze zwanzig Jahre lang, um mit 
unerbittlicher Hartnädigfeit Frankreich, in England felbft aber die Breunde politifcher Reform 
und an deren Spige Kor zu befämpfen. Nur vorübergehend durch den allgemeinen Ruf nah 
Frieden beitegt, hatte er das Minifterium während der Unterbandlungen und des Beſtandes 
des Friedend von Amiend (1801 —4) den Händen des ſchwachen Addington übergeben und ſtaud, 
nachdem er den Krieg wieder durchgeſetzt hatte, aufs neue bis zu feinem Tote (23. Jan. 1806) 
an deſſen Spige. In Bezug auf feinen Gegner For, den er bei feinem Wiedereintritt in etwas 
gemilderter Gefinnung und edler Anerkennung zu feinem Collegen vorihlug, fonnte er die 
leidenfchaftlide Abneigung des Königs gegen denfelben nicht befiegen. Nah Pitt's Tode aber 
mußte man dennody Kor an die Spige des Minifteriums ftellen. Doc ehe er feinen Wunſch 
nad einem würdigen Frieden verwirfliden fonnte, raffte au ihn no in demſelben Jahre 
(13. Sept. 1806) ver Tod dahin. 

MI. Kor und Pitt, ihre gegen die Stellung und Wünſche ihrer Väter durd die eigene 
Gemüthsrichtung beftimmte Hinwendung zu den beiden entgegengeiegten politifchen Parteien 
in England und ihr großartiger Kampf an deren Spige laſſen ich nur richtig würdigen durdy 
die Auffaffung der Grundidee der engliſchen Verfaſſung und der englifhen politifchen Parteien. 
Und dieſe werden hinwiederum durch die Verbindung mit jenen befonders anſchaulich. 

Die englifhe Berfaffung ruht — mögen nun politifche Iheoretifer darüber ſchelten oder 
nicht — Hiftoriih und nach der Anſicht und Beftrebung des englifchen Volkes und der großen 
Männer, durd die fie gebildet wurde, auf einem Gleichgewicht oder gleichgewichtigen Zuſam— 
menwirken dev. Bewalten. Diefe Gewalten ſind die Regierungs:, in Gngland die monarchiſche 
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Gewalt, weiche zunähft auf Erhaltung der Einheit und Ordnung gerichtet ift, und Die demo— 
fratifche oder Vollsgewalt, welche zunächſt zur Verwirklichung der Freiheit beſtimmt if. Bon 
einem ariftofratiihen Beftanbtheile ver Nationalrepräfentation nachher! Bei der natürlichen 
Beihränftheit und Einfritigfeit der menſchlichen Beftebungen und bei ven verfchiedenen An= 
jichten von jeweiligen Gefahren des einen oder des andern jener zwei weſentlichen Beftandtheile 
und Aufgaben aller Staatöeinrichtung fühlen nun von den englifhen Staatsmännern die 
einen, Die Tories, jih mehr zur Vertheivigung der Regierungd= oder monardifhen Ordnung 
und Einheit, aljo auch des Beſtehenden, die andern, die Whigs, mehr zur Vertheivigung ber 
Volksfreiheit umd des Fortichritts beftimmt. Beides jind gleich nothwendige Hauptjeiten der 
gemeinſchaftlich zu vertheivigenden Feſte ded Vaterlandes. Der einmal dur die männliche 
bewußte That ergriffenen Beftrebung aber werden in ver Regel Männer, welche, wie Kor und 
Pitt, ſich nicht durch wechjelnde äußere Vortheile und Leidenſchaften, fondern durch Gefittung 
und Überzeugung leiten lajfen, treu bleiben. Bleiben ja doch auch zu allen Zeiten die verſchie— 
denen Seiten und Hauptrihtungen für die Geſellſchaft nothwendig, wenn aud das Maf der 
Anftrengungen und die Mittel, je nah den Verhältniffen, fi verändern. Sodann gibt aud 
nur dieſe Treue eine wejentliche innere und äußere Bürgſchaft für die Moralitär des öffentlichen 
Zebend, für Die jihere Berehnung ver Mafregeln, für die Unbeftechlicfeit der Staatsmänner, 
insbefondere aud eine Oarantie für die Wähler, ihrem Sinne gemäß repräientirt zu werben. 
Wenn auch Fo außerordentlich wechſelnde Verhältniffe, wie jie die franzöftichen Revolutionen 
für die Franzoſen erzeugten, den Übertritt auf eine andere Seite, deren Verftärkung etwa jept 
beſonders wejentlih ſcheint, vieleicht rechtfertigen Eönnten, fo müſſen doch die reinen patriotis 

ihen Motive dieſes Übertritts befonders Elar jein, wenn der libertretende mit unzweideutiger 

Ehre, mir öffentlihem Vertrauen und mit Erfolg auf dem neuen Standpunfte wirken und fo 

Die unvermeidlien Nachtheile des Übertrittd aufwiegen fol. Uberläufer werden fletd aud 

von ihrer eigenen Partei innerlich verachtet werden, Dagegen ift es natürlich die Pflicht jedes 

Mitglieds ver einen Partei, diejenigen wahren vaterländiſchen Rechte und Intereflen, deren 

Bertheidigung vorzugsweiſe die andere Partei ergriff, zu achten und, wenn ihnen weſentliche 

Gefahren drohen, die eigenen Freunde zu deren Bertheidigung aufzujordern, weshalb natür- 

lich oft Tories kräftigſt die Volks- Whigs die monarchiſchen Rechte vertheidigen. Auch kämpfen 
nur in den eigentlichen Syſtems- oder Gabinetäfragen die Anhänger der Barteien zufanmen, 

Bei andern Fragen flimmen oft die Mitglieder der einen Partei mit der andern. Endlich haben 

auch beide Barteien ihre organischen Annäherungsd: und Übergangspunfte. (S. Centrum.) 

Toried und Whigs, der Sache nad, gab ed, folange ed in England oder fonftwo freie 

Verfafſungen gab. Doch entwickelten jih die beiden Hauptparteien beflimmter feit der Ausbil: 
dung der Berfaffung durch die Revolutionen unter den Stuartd umd jeit den Kämpfen gegen 
und für diefe neue Ausbildung. Jetzt entſtanden aud die gegenwärtigen Namen. Der der 
Tories, welcher im Iriſchen einen Räuber bezeichnet, wurde der mehr monarchiſchen VPartei zus 
erft fpottweije von ihren Gegnern gegeben, Er war entlehnt von den zum Theil räuberiſchen 
Haufen des niedern irifchen Volkes, welche die Partei ver Stuarts unterflügten. Die zuerft 
großentheils katholiſch gejinnten Tories vertheidigten früher das alte Königshaus der Stuarts, 
ſpäter, nad deſſen Sturz, zum Theil deſſen Grundſätze, zwar nicht mehr eine mit der vertrags⸗ 
mäßigen Volföfreiheit unvereinbarliche Ableitung der königlichen Gewalt von Bott, welde dad 
englifche Staatsrecht fogar für Hochverrath erklärt, dennoch vorzugsweiſe die legitime königliche 
Autorität, das königliche Vorrecht, das Beſtehende und ftatt der katholiſchen jegt die biſchöfliche 
Kirhenverfaffung. Der fhottifhe Name Whigs wurde der mehr volköfreien und reformiren= 
den Partei zuerft ebenfalld fpottweife von ihren Gegnern ertheilt, und zwar von ben Bauern 
aus Weſiſchottland, welche 1648 während des Bürgerfriegd die puritanifche Partei zu Hülfe 
gerufen hatte. Diefe Bauern wurden nämlich entweder nad ihrem Lieblingsgetränfe Mol: 
fen (whig) oder nach ihrem Ausrufe bei dem Treiben ihrer Pferde (whigan) Whigs ge: 
nannt. Die zuerft großentheils presbyterianiſchen und puritanifhen Whigs vertheidigten 
früher die republikaniſche Volksfreiheit; nad Herftellung des Koͤnigthums blieb wenigſtens 
dad mit der Monarchie vereinbarliche vertragsmäßige Volksrecht und religiöfe und bürgerliche 
Freiheit und Reform die Hauptfahne der Whigs. 

Um Gollifionen ver beiven gleich weſentlichen, ſcheinbar aber und in einzelnen Mitteln 
fi entgegenftehenden Hauptridtungen der Regierungsgewalt und der Volksfreiheit möglichft 
zu verhindern oder audzugleihen und zu vermitteln, hielten zwar die Briten, wie ja ſelbſt die 
Nordamerikaner, eine dritte Staatsbehörde, das Oberhaus, für heilſam. Es hat in Wahrheit 


446 Bor und Pitt 


vermittelnde Functionen und ift auch jogebilvet und geftellt, vaß man hoffte, die Mebrzahl feiner 
Glieder eigne ſich auch dadurch zur Vermittelung, daß ein gleich nabes Interefle zur Erhaltung 
der Rechte der beſtehenden Regierung wie ver Volksfreiheit fie leiten müffe, ſchon weil ihre aus 
gezeichnete oder ariftofratifhe Stellung mit der Zerftörung der einen oder ver andern ebenfalls 
zu Grunde ginge. Ähnlich wie im Gericht durch die Vereinigung von Regierungsbeamten und 
Geihworenen, ſollen aud in der höchſten politifch vermittelnden Behörde beiven Hauptrid- 
tungen nahe ftehende Beftanvtheile ji einigen. Mehr aber als die Ränder des Gontinents 
bewahrte ver Himmel England feit feiner Revolution vor einer abgeſchloſſenen adeldariftofrati- 
ſchen Partei und einer einfeitigen Tendenz der Peers. Eine ſolche Partei wirft nämlich trog 
aller ſchönen Worte, wie die Geſchichte beweift, ſtets factiöß für ihre befondern Kaftenintereffen. 
Sie ſchließt nicht blos, ebenso wie eine vorzugsweiſe confervative oder royaliftiihe Bildung und 
Richtung der Peers, das Vertrauen zu einer beiven Theilen gleich wohlwollenden Vermittelung 
gänzlich aus, fie wird vielmehr bald die Nechte des Throng, bald die des Volfes preisgeben ober 
untergraben und, flatt zur friedlichen Vermittelung, zur Verfeindung beider wirken. Sie wird 
diejes fu lange, bis etwa König und Volk, wie 1660 in Dänemark, in Verzweiflung zu ihrer 
Zerflörung ſich einigen. Es gehört nicht hierher, wie in England die ganze Einrichtung des 
Ober: und Interhaufes und des Adels, wie Freiheitskraft und edler Freiheitsſtolz zu dem glüd: 
lichern Zuftande und zu einer ehrlichen und fräftigen VBertheidigung dar Volksintereffen aus 
im Veershauſe zuſammenwirkten. Sollte aber je durch hartnädige tovyiftiihe Vertheidigung 
der Misbräuche in dem Oberhaufe und durch Erlahmung oder ariftofratiihe Beſchränktheit 
vieler Whigs im Unterhaufe e8 dahin Fommen, daß eine Mehrzahl von Tories und Whigs, al? 
ariftofratiiche Adelöpartei vereinigt, ven Nadicalen, ald bürgerlicher Bolfäpartei, gegenüber- 
träten, oder jollte wirflih das Oberhaus als bleibend parteiiich, confervativ und ronaliftii, 
mithin als volksfeindlich geſinnt anerfannt werden, wohin es neuerlich beinahe die verblendete 
Leidenſchaftlichkeit ver Toried gebracht Hätte, alsdann wäre wenigftend die jegige, Die gemiſchte 
englifche Verfaſſung unrettbar verloren. 

Die richtige Auffaffung der bisherigen, wenn aud an fich einjeitigen, doch wohlthätig ib 
ergänzenden Richtungen der beiden englifchen Hauptparteien bildet auch die weſentliche Grund: 
lage zur rechten Beurtbeilung der Minifteriale und Oppofitiondpartei und deifen, was man oft 
als fogenannte foftematifche Oppofition fo verwerflich findet. 

Die Vollkommenheit einer geiftigen Organifation und Ihätigfeit ver Einzelnen wie ber 
Staatögefelihaften, diejenige, welche ſich vor einjeitigen falſchen Anfichten und Beſchlüſſen 
bewahrt, beftebt offenbar darin, daß, ehe fie eine Anſicht oder einen Beſchluß zu dem ihrigen 
machen, in ihrem Innern die verfhiedenen geiftigen Kräfte und Erfcheinungen in Beziehung 
auf diefelben, daß die verfchiedenartigen Gefühle, VBorftelungen, Wahrnehmungen, Grundjäge, 
Folgerungen und Intereffen möglihft zur Sprache und zur gegenjeitigen Abwägung kommen. 
Hierzu ift bei der fünftlihen Bildung des Staatöförpers die vielfeitige Berathung felbftänniger, 
freier Repräfentanten ded ganzen Volkes um fo mefentlicher, da die zu feinen heilfamen Be: 
ſchlüſſen nöthigen Thatſachen, Erfahrungen, Borftellungen im ganzen Staate weit auseinander 
liegen, alfo leichter überfeben werden. Diefe Repräfentation muß nun fo organifirt fein, daß 
in jedem Balle vor der Beichlußfaflung jede Mafregel dur die möglihft volltändige Hervor— 
Hebung und Abwägung aller jie unterftügenden und ihr entgegenftehenden Berhältnifle geprüft 
und ergänzt oder werbeffert were. Dieſes muß vor allem auch nach jenen den beiven natürlichen 
Parteien zu Grunde liegenden Hauptgeſichtspunkten für alles gefunde Staatsleben gefchehen. 
Was könnte nun aber hierzu vortheilhafter fein, als daß jeden neuen Borfchlag, daß insbefon- 
dere ftetö den Miniftern und ihren durd moralifhe und menſchliche Einflüffe befangenen An- 
bängern eine ſolche Oppofition gegenüberfteht, die, jene möglichft vollftändige Prüfung durch 
abjichtliches Aufſuchen und durch fhonungslofe Beleuchtung jeder ſchwachen Seite der Maßregel 
zu bewirken, fih zum Gefchäfte macht? Hat ja doc jelbft der einzelne Menſch zu feinem Bor: 
teil in ſich als ſoſtematiſche Oppoſition gegen jede fühne, vielleicht allzu fühne Bewegung ben 
Ruhetrieb und hinwiederum gegen die vielleicht allzu träge Ruhe die leicht erregbaren Affecten 
und die Begeifterung für Höhere Ideen! Und welche der fteten, gleihmäpigen Beachtung jener 
wefentlihen bejden Hauptgeſichtspunkte des Staatslebens, der Einheit umd Freiheit, entipre= 
chendere und am ſich natürlichere Bildung der Oppofitiond: und ver Minifterialpartei ließe ich 
wol denken, als daß dieſelben nach jenen beiden Hauptgeiichtspunften jelbft und nach der natür— 
lihen größern Hinneigung der Menfchen zu dem einen oder dem andern gebildet würden! Je 
nachdem dann ein Vorſchlag von Anhängern der confervativen Partei oder ungefehrt von der 
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Reformpartei audgebt, hat derfelbe ſich in der vollfommenften, durd die Angriffe ver andern 
Bartei herbeigeführten Prüfung zu bewähren. Hat ein Bolf überhaupt nur einen geordneten 
Zuftand und ift ed nicht durch Öffentliche Demoralifation unrettbar verloren, alsdann bleiben in 
allen viefen Kämpfen zur gemeinſchaftlichen Grundlage und Schranke die weſentlichen Grund: 
füge des Rechts und der Berfaflung, die Achtung der Sitte und Ehre, ſowie als lebendiger 
Ginigungspunft die wahre Vaterlanbsliebe. Iſt aber dieſes der Fall, alsdann führen, ſoweit 
dieſes überhaupt bei menſchlicher Unvollkommenheit zu bewirken ift, gewiß dieſe öffentlih unter 
Theilnahme der ganzen Nation geführten eifrigen Wettkämpfe, folderegelmäßige volltommenite 
Prüfungen zur mögliften Erfenntniß des Wahren und dem Vaterland Heilfamen, zum Siege 
der Wahrheit über die Lüge. Sie führen zur Entwidelung und zur Entdeckung der tüchtigften 
Staatsmänner. Sie führen ebenfo durch die vermittelnde Zuftimmung der Regenten oder 
der in der Nation und im ihrer Repräfentation außer den Kämpfen ſtehenden Neutralen 
(j. Centrum) für die eine oder andere Seite in der Negel auch zum Siege der nothwendigen 
Mafregeln. Sie führen zugleich, weit mehr als das Dunfel über die Berathungen und als ge= 
heime Hofintriguen, zum Vertrauen in die Güte der Beichlüffe und zum lebendigen Gemeingeift 
und PBatriotidmud. 

Selbit die Stetigfeit der weientlihen Negierungdgrundfäge erhält ji, wie England beweift, 
im Wechjel der Minifter. Sogar die Stetigfeit der Minifter wird, mie auch die zwanzigiährige 
Dauer der Minifterien Walpole und Pitt beweift, nicht mehr, als heilſam iſt, befchräntt. 
Und troß ber ehrlichen, offenen, oft warmen Kämpfe bleiben, bei ver Anerkennung der Heilfam= 
feit derjelben, die Regierung mit der Volksfreiheit und Oppofition und felbft die Streitenden 
untereinander in würdigem Berhältniß. 

In ſolchem Sinne nun flanden bisher ftets in England Tories und .Whigs, Minifterial- 
und Oppofitiondpartei, ftanden, wie früher Walpole und Chatham, aud For und Pitt ich 
gegenüber. Und gerade daß bald die Partei ver Gonjervativen, bald aud) die Reform- und 
Bolföpartei zur Minifterial: oder zur Oppofitiondpartei wird, dies bilvet nicht bloß einen 
beilfamen. Wettfampf, es ſchließt aud eine zu einjeitige Richtung beider Parteien aus und 
tilgt endlich den fhülermäßigen, verberblihen Wahn, ald wären die Volksfreunde nicht eben 
auch treue Freunde ded Königs und der Orbnung, die Confervativen aber und die Mini- 
fter als ſolche nicht ebenfalls Freunde des Volfes. Daß Georg H. gegen Chatham und 
Georg Ill. gegen diejen und gegen Bor Abneigung begten, dies beweift nur aufs neue bie 
auch ſonſt befannte, übrigens jehr menfhlihe Shwäde und Geiſtesbeſchränktheit dieſer Für— 
ften. Daß fie aber dennoch diefe Schwäche beilegten und beide zu ihren ihnen treu ergebe= 
nen Miniftern machten, diefed fpricht für die Güte der engliihen Berfaflung. Und wenn 
mitten im beftigen Kampfe die Gegner gegenjeitig ihre Rechtſchaffenheit anerkennen und ſich 
perfönliche Achtung und Gerechtigkeit bemweifen, wenn felbft nah zwanzigiährigem täglichen 
Kampfe Pitt jeinen Gegner For, ald ven Würpigften und Tüchtigften, in fein Minifterium vor= 
ſchlägt, went diejer, ftetd gerecht im lirtheil über Birt, nad neuem Kampfe bei Pitt's Tode 
Thränen vergießt und in jerlenvollen Worten im Parlament feine Achtung des Berftorbenen 
ausfpricht, fo jind ſolche Huldigungen für die Betreffenden und für die Öffentliche Moralität 
mehr werth als alle zweideutigen Schmeichelreden in Zuftänden der öffentlichen Unterbrüdung 
von Wahrheit und Männerfreiheit. Was aber zulegt für die Trefflichkeit.auch diefer britifchen 
Öffentlihen: Einrichtung, trog aller ſtets unvermeiblihen menſchlichen Unvollfommenheiten, 
allein ſchon entſcheidet, ift diefes. Im jedem Staate, wo irgend das Volk mehr ift als willenipie, 
ſtumpfſinnige Herde und am Gemeinweſen Antbeil nimmt, da gibt e8 überall, wenigftend in 
den höhern einflußreihen Ständen, jowie in gefährliben Zeiten PBarteien, Parteianſichten, 
Barteitämpfe. Iſt ed nun nicht heilſam, ihnen einen offenen, geſetzlichen Weg, eine burd Sitte 
und Gejeg beſtimmte Schranke, eine vem Geſammtwohle entfprechende Richtung und endlich 
durch Offentlichkeit die Controle der Regierung und des Volkes zu geben ? Wirkt ohne dieſes, wirkt 
im den despotiſchen Regierungsformen nicht hundertmal das Getriebe geheimer Leidenſchaften, 
ber verbiſſene Zorn durch geheime Intriguen, durch Gift und Dolch oder Umſturz zum Verder— 
ben dev Fürften und der Völfer? Bon folhen Zuftänden, wo, wie in. der Türkei, Oppofition 
und Regierung durch Mordbrände und Megeleien jich befämpfen, wollen wir gar nicht einmal 
reden. Auch trog der beftigften Oppofition aber führte England ven Kampf gegen Nordamerifa 
umd deſſen Verbündete, ſowie den gegen Frankreich mit bewundernswerther Kraft. Wie ftand 
doc in dem Kampfe gegen das revolutionäre und Napoleoniihe Frankreich allein das freie Eng= 
land unerjhüttert, unbejiegt und ungeſchwächt nnd oft ver. einzige wahrhafte Kämpfer für bie 
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europäifche Freiheit, die Stüge, der Helfer aller übrigen! Und die durch den frühern Feudal⸗ 
despotismus wie durch die Napoleonifhe Tyrannei faft vergeffenen Grundfäge und Injtitutio: 
nen freier, gefiherter Berfaflungen, holten wir fie nicht alle, Holte fie nicht auch, wie ſchon in der 
Revolution, fo aud nad) Napoleon’® Sturz Franfreih von dem freien Großbritannien, diefer 
fhügenden Feſte für die Könige wie für die Freiheit? Noch aus früher Knabenzeit erinnere ich 
mid, wie in diefer Zeit allgemeiner Noth und allgemeinen Drudd die Donner der Bereviam: 
keit von For und Pitt, wer weit, in wie ſchwachem Nachhall der Zeitung meines Ländchens, 
His in mein ftilled Dorf drangen, die Gemüther wohlthätig anregten und für das mit Recht 
ſtolze Land glüdliher Männerfreiheit begeifterten. 

Nur das fann man zugeben, daß zu den Zeiten von Pitt und Kor die Gewalt des Parla— 
ments vielleicht zu groß, und daß fo bei der meift nur mittelbaren Ginwirkung des Volkes durch 
Prepfreiheit, Petitionen und Volksverſammlungen eine vorübergehende factiihe Nichtachtung 
feiner Wünſche und eine Beihränfung feiner Rechte von einer minifteriellen Barlamentöpartei, 
wie die Pitt'ſche, möglid war. Erft nad dem Tode von beiden wurde duch die Parlaments: 
reform ſchon theilmeife diefer Fehler befeitigt. Geheime Stimmgebung, Öftere Parlaments 
wablen und Bermehrung der Wähler werden noch mehr, wie in Nordamerika, die Nechte des 
Parlaments dur die Rechte des Volkes beſchränken. 

IV. Auf diefem großartigen politiiden Schauplage nun, geflügt auf jene große parlamen- 
tarijche Gewalt und auf die jeit Walpole und Chatham unermeßliche britiihe Macht, kämpften 
zur Zeit der Franzöſiſchen Revolution Kor und Pitt mit ihren bemundernöwerthen redneriſchen 
und politifhen Kräften ein halbes Menfhenalter hindurch ihren parlamentarifhen Kampf, 
- welder an den damaligen Kampf der gebildeten Welt fi anſchloß. Dieſer Kanıpf galt nichts 
Geringerm als der Verwirklichung oder ber Unterdrückung der burch Die Franzöſiſche Revolution in 
Braufreih, in England, in Europa neubelebten Ideen der Freiheit und des Fortſchritts. Er 
galt dem Siege ver ewigen vernünftigen Ideen der Menfchheit ober unbebingter Reftauration 
biftorifcher Befigrechte und Misbräuche, dem Siege ver politiichen Reformation oder ber 
Reaction. Nie jah die Welt einen größern. 

Pitt, bei dem Ausbruche der Franzöſiſchen Revolution an der Spige des bririihen Mini: 
ſteriums, entfchien fi für die Reaction und Reftauration. Er veranlaßte 1793 abſichtlich den 
Krieg mit Frankreich. Er führte nicht blos im Parlament als erfler Minifter eine feindſelige 
Sprache grgen die Machthaber und die Regierungsgrundſätze von Franfreih und dankte au: 
drücklich für die noch heftigere von Burke, er verweigerte auch entfchieden die Anerkennung des 
republifanifchen Kranfreih, rief nach Ludwig's XVI. Hinrichtung die britiſchen Geſandten und 
ſchickte die frangöftfchen zurück. Er verweigerte auch den zur friedlichen Vermittelung angelang⸗ 
ten neuen Abgeſandten Maret und Chauvelin diplomatiſche Aufnahme und Gehör. Er richtete 
den ſo herbeigeführten Krieg unmittelbar gegen die Freiheit der franzöſtſchen Nation, ſich eine 
beliebige Regierungsform zu geben, und gegen ihre republikaniſchen Grundſätze, indem er gleich 
anfangs und oft wiederholt erflärte, daß er mit den franzöſiſchen Grundfägen und Machthabern, 
daß er ohne die Wiederherftellung ded Königthums, welches alfo durch die äußere Kriegsgewalt 
reſtaurirt werden follte, feinen Frieden wolle, indem er ohne dieje Reftauration, indem er durch 
vie jafobinifchen Grundfäge alle Throne und die englifche Verfaſſung für gefährdet erflärte, 
indem er endlih, auch für England alle Gedanken an Reform fallen laſſend, alle Bemühungen 
für diefelbe Dur Ausnahmegefege zu unterdrücken fuchte. Er ſchloß ſich mit feinem König, und 
wahrfgeinli bier noch mehr diefem ald dem eigenen Antriebe folgend, wenn auch nicht den 
Worten, doch der That nah an die Gonvention von Pillnig und an dad Manifeft des Herzogs 
von Braunfhweig an, wie es der König als Kurfürft von Hannover bereitd früher gethan 
Hatte. Und wie einfeitig diefer Miniſter die Befeftigung der monardifhen Nechte ind Auge ge: 
Taßt, wie fehr er die Rechte ver Völker und ihrer Freiheit vergeflen hatte, das beweiſt vorzüglich 
aud das, daß er, der Staatdmann ded freien Großbritannien, die unglüdjeligfte That der 
ganzen neuern europäiſchen Geſchichte, die blutige Bernichtung Polens, die Bertheilung umter 
feine Alliirten, dieſe Bernichtung einer ganzen Nation und auch die Entthronung eines Königs, 
freilih nur eines Wahlfönigd, und durch Erbfönige gefchehen ließ. Er verfuchte nicht einmal 
diefed zu verhindern oder dadurch wieder aufzubeben, daß er die unentbehrliche Unterſtützung 
dieſer Alliirten Englands durch die Reftauration des unglüdlichen Volkes bevingt hätte. Unver— 
ändert in feinen Grundanfichten, verfolgte Birt ven Krieg mit unerjchütterliber Bebarrlichkeit 
und mit beifpiellofen Anftrengungen duch eigene Kriegsmacht und Unterflügungen aller gegen 
Frankreich fireitenden Mächte fowie aller gegen ihre Regierung ſich verihwörenden Franzoſen, 
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mit kurzer Unterbrehung des Friedens von Amiens, bis an jeinen Tod. Pitt und feine Unter: 
banplungen und Subfidien waren die Seele aller ſtets erneuerten Eoalitionen und Kriege gegen 
Frankreich. Ein foldes Syftem jhien ihm unvereinbar mit dem Lichte und der Kraft der englis 
fhen Freiheit. Durch eine ganze Reihe von Ausnahmegefegen, wie die Fremdenbill, die Sudpen- 
fion der Habeas-Corpus-Acte, die Geſetze über verrätheriſche Correſpondenz, über aufrührerifche 
Volksverſammlungen und Vereine, und durch firenge Verfolgungen der Vreſſe unterbrüdte er 
theilweife und vorübergehend die wichtigſten englifchen Freibeitsrechte. Freilich muß man, um 
die bittern Anklagen, welde For, Sherivan, Bedford, Grey, Lauderdale und andere Mitglieder 
des Dber= und Unterhaufes, befonderd auch in ihren Reden auf öffentlichen Blägen, zur Veran 
laffung von Petitionen gegen folden „ſchmachvollen Despotismus“ ausſprachen, nicht miszu— 
verjteben, ſtets bevenfen, daß dieſe bald vorübergebenden Ausnahmegejege den Briten in allen 
Beziehungen noch ungleich größere Freiheit liefen, ald man in vielen Staaten regelmäßig beſitzt, 
ja auch nur anzufprechen ven Muth hat. Für britiſches Recht und Ehrgefühl aber blieben nichts— 
deftoweniger auch nur ſolche geringere temporäre Beihränfungen empörend. Auf eine für die 
große Mehrzahl der Irländer ungünftige Weife vereinigte Pirt das irländifche Parlament mit 
dem engliſchen, und mit furdtbarer Strenge rächte er die in dem unglücklichen unterbrüdten 
Irland ausgebrodene Empörung. Mit nod weniger Achtung gegen die Grundfäge des Völfer- 
rechts unterwarf er alle europäifchen Nationen leidenſchaftlichen Zwangsmaßregeln, um fie zur 
Iheilnabme an feinem Vernihtungsfriege gegen die franzöſiſche Verfaſſung und Regierung 
und an feinen unmenſchlichen und abenteuerlichen Abjverrungs- und Aushungerungsplan gegen 
FSranfreid zu zwingen. Gewaltjame Vifitationen der Neutralen, felbit der unter Gonvoi jegeln: 
den Schiffe, willfürlihe Ausdehnungen der Gontrebande auf Lebensmittel u. j. w., Blokaden 
ganzer Küften und Länder, jelbft pur bloße Decrete, und die Verbote alles Handels mit fran= 
zöfifchen Golonien verlegten alle Grundſätze des biäherigen Völferrehts und gaben den Handel 
der Nationen Englands Belieben preis. Immer neue Unterflügungen und Anzettelungen von 
Empörungen und Verſchwörungen franzöſiſcher Unterthanen gegen ihre beftehende Negierung 
und Berfallung und andere unwürdige Mittel, wie die Einihwärzung nachgemachter Aſſignaten 
in Frankreich, follten die britifche Intervention in die innern Angelegenheiten, jollten bie 
gewaltfame Reftauration der abgefegten Dynaftie in Frankreich unterftügen. Nicht Recht, jon: 
dern Gonvenienz und Leidenichaft war die Seele ver Pitt'ſchen wie überhaupt der Reaction: 
politif, Kein unbefangener und würdiger Staatsmann follte mol jegt noch dieſes Syſtem und 
Wirken Pitt's billigen. Willig muß man freilih anerkennen die außerorbentlihen Eigenſchaf⸗ 
ten, womit Pitt das einmal ergriffene Soſtem zu verwirflihen ſuchte. Selbſt feine Gegner 
Sheridan und Grey nennen ihn den ausgezeichnetſten Sinanzminifter Englands; fein Binanz- 
plan ift nod heutzutage die Grundlage des engliihen Finanzſyſtems. Er jhuf einen unbe: 
fhränften Credit, vorzüglich auch durch jeine ebrlihen und Elaren Budgets, durch die abjolute 
Abmweifung jedes Beſchlags auf Vermögen in den öffentlichen Fonds und durch feine Einführung 
des allgemeinen und befondern Tilgungsfonds, deren Idee er freilich von einem verhaßten meta: 
phyſiſchen Politiker, Price, entlehnte; ebenfo durch außerordentliche Förderung englifher Ser: 
und Colonialmacht, des Handels und der Induftrie, überhaupt der Quellen des Nationalmohl: 
ftandes und der Finanzen, für welche er die Ginfommenfteuer durchſetzte, freilich aber aud durch 
ftetö neue, ungemefjene Staatsſchulden und fait unerfhwinglihe Steuern wußte er ſich die unge: 
heuern Mittel für die beifpiellofen Kriegsanftrengungen und Subjivien zu verfhaffen. Er wußte 
bierin zugleich, wenigftend einigermaßen, dem Volke die für ungemeflene Zeiten fortvauernden 
Laſten jeiner Mafregeln zu vergüten. Ein allmählid folgenreihes Beiſpiel für die Staaten 
des Gontinents gab ferner England unter der Pitt'ſchen Verwaltung, indem ed dem Napoleon’s 
fen Vroject einer Landung die im freien England nie untergegangene germanijche Einrichtung 
der Landwehr entgegenjegte. Pitt felbft, um den friegerifchen Eifer zu beleben, warb 1803 
600 Freiwillige und ſuchte diefelben als ihr Oberjter militärijh einzuüben. England und 
Guropa aber mußten den faum fünfundzwanzigjährigen, körperlich ſchwaͤchlichen Mann bewun⸗ 
dern, wie er durch die energifche Kraft feines Geiftes und Charakters das wahrhaft unmöglich 
Scheinende zu bewirfen wußte. Zuerftfaum durch einen andern nennenswerthen Redner unters 
ftügt, flann er gegenüber dem parlamentarifhen Riefen For und deſſen zum Theil ebenfalls 
bewundernöwerthen Genoffen, wie Sherivan, Burke, Erdfine, Barre, ©. Byng, Ih. Örens 
ville, Towenshend, Fitzpatrik, Coke, Plümer, Grey, welche zugleich der königliche Sohn, ver 
Thronfolger, mit feiner lebhafteften Theilnahme unterftügte, gegenüber einem ihm feindlichen 
Staats-2erifon. V. 29 
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Parlament, das mit großer Mehrheit durch beſondere Adreſſen an ven König feine Entlaffung 
forderte. Geftügt auf feine Kraft und fein reines Gewiſſen, behauptet er jegt muthig, dent 
Wunſche feines Königs gemäß, feinen Boften, vertheidigt die föniglihen Vorrechte der freien 
Minifterwahl und Parlamentsauflöfung, löft das Parlament auf, erringt, ald nad außer- 
ordentlihem Wahltampfe das neue Parlament zufanmentritt, Schritt für Schritt größere Siege 
und behauptet zulegt, troß der Forderung der größten Opfer, trog der für britifhe Herzen ſtets 
widerwärtigen Beihränfungen ver Freiheitörechte, mit Zuftimmung feines Königs ein halbes 
Menfhenalter hindurch eine parlamentarijche Gewalt, wie man fie in England faun für mög— 
lich hielt. For jelbit aber Hatte ihm wol zu diefer Gewalt mitgeholfen. Denn in allzu ungedul= 
digem Gifer des Kampfes und des Wunjches, ald Minifter feine Ideen zu verwirklichen, hatte 
er jih mit North zu einer unpaflenden Koalition vereinigt. Da nun feine indifhe Bill, trog 
feiner edelften Abjihten und der gerechten ftrafenden Entziehung des gemisbrauchten Privile- 
giums der Oſtindiſchen Compagnie, doch, zumal nad Pitt's Siege gegen diefelbe, die Kaufleute 
und Kapitaliften ihm abgewenvet hatte, ſo erfchien jolhe Coalition und der zu ſtürmiſche Kampf 
gegen Pitt und, wenigftens ſcheinbar, gegen die Rechte dev Krone vielen ald eigennügiges 
Streben nad) dem Befige der Gewalt. Der neu errungene glorreihe Sieg Pitt’8 aber befleivete 
diefen mit dem Zauber unmiderftehlicher Gewalt. Auch dieſes lange Pitt'ſche Minifteriunt 
übrigens und ebenfo früher dad Walpole'ſche, fowie die von Georg II. ftetö verhinderte Katho- 
lifenemancipation oder in unfern Jahrhundert die Negierung von Ludwig Philipp beweiien 
wol zur Genüge, daß ein Eluger und fefter königlicher Wille auch bei der freieften Verfaflung ſich 
verfaffungsmäßig verwirflihen fann, mehr ald meift im Spiel dunkler Hofintriguen, ja mehr 
zuweilen, als es heilfam für die Dynaſtie und den Staat ift. 

Einzelne leivenfhaftlihe Mittel in diefem ſchweren parlamentarifchen Kampfe, aud von 
feiten Pirt’d, mag man zwar nicht vechtfertigen, aber durch die außerordentliche Lage ent— 
fhuldigen. So aud die in dem Kampfe um die Parlamentswahl in Weſtminſter. Dieſe ift 
überhaupt bezeichnend für die Heftigfeit der Kämpfe der beiden Gegner, welde, den Ruhm der 
Beredſamkeit und Staatöfunft ihrer ganzen Partei im ji vereinigend, mit einem Glanze, mit 
einer begeifterten Theilnahme, wie jie jeitvem nie wieder einem englijchen Staatömann zu Theil 
wurden, ſich gegenüberftanden. Bereits hatte Pitt nady feiner heroiſchen Auflöfung des Parla— 
ments den Sieg errungen, daß die Namen mehrerer feiner bedeutenden Gegner nicht wieder auf 
der Wahlurne Hervorgingen. For freilih ſaß dur mehrfache Fleckenwahl fogleich wieder im 
neuen Parlament. Aber der größte Sieg für Pitt wäre e8 geweſen, wenn die fo beſonders ehren— 
volle Wahl zu Weitminfter For nicht aufs neue zu Theil geworden wäre. Deshalb entipamn 
ſich um diefe Wahl der hartnädigfte Kampf. Während nah dem Reformgeſetz jede Wahl 
längftens in zwei Tagen beendigt fein muß, blieb damals in Weftminfter der Poll länger als 
einen ganzen Monat offen und der lebhaftefte Wahlkampf unbeendigt. Derfelbe erregte die 
wärmfte Theilnahme der Hof: und Oppofitionspartei, die allgenteine Theilnahme von ganz 
England. Zarte Frauen, zuerft für For die Herzogin von Devonfhire, die [hönfte Frau der 
britifhen Infeln, dann, wegen der Erfolge derjelben, auch die erfte Schönheit des Hofs, die 
Gräfin von Salidbury, fuhren im Wahlbezirke umher, befuchten die Wähler, liebkoften raube 
Handwerker und führten fie in ihren Wagen mit fi zur Wahlftatt. Aber es half Bor längere 
Zeit doch nichts, als jic bei dem Wahlſchluß am 16. Mai 235 Stimmen mehr für ihn ergaben. 
Der minifteriell gefinnte Wahlbeamte forberte unter nichtigen Gründen ein neues Scrutinium. 
Und trog des prachtvollſten, auf lorberbefränztem Wagen durch London gehaltenen Triumph: 
zugs fonnte For erft nad zehn Monaten von der minifteriellen Mehrheit einen Beſchluß zu 
Gunſten des Rechts erwirfen. Seitdem blieben ihm ftetd die Weftminfterwahlen und die gleichen 
jubelvollen Triumpbzüge. 

Aud der Reinbeit der Gefinnungen Pitt's mag man gern huldigen, feinen Abfheu gegen 
den franzöfifhen Königsmord und die Greuel der Anarchie in Frankreich theilen, fowie feine 
wachſame Vorfiht zum Schuge des Königthums und der gefeglichen Ordnung in England bil: 
ligen. Aber je natürlicher jener Abſcheu war, um fo mehr verdiente in Beziehung auf Die innern 
wie rückſichtlich der äußern Verhältniffe das großherzige liberale Suftem von For vor dem eng= 
herzigen Reactionoſyſteme Pitt’8 den Vorzug. Gerade weil diefe Greuel mehr als alles andere 
überall vermittelft ver wahren öffentliden Meinung von der Befolgung des Beiſpiels der Fran— 
zofen abſchreckten, bedurfte es ebenſo wenig der unterdrückenden als der friegerifchen Maßregeln; 
um in England dad Königthum zu retten, hätte nimmermehr vierzig Jahre lang, bis zu dem 
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durch eine neue franzöſiſche Revolution gegebenen Antriebe, die Berriedigung der von Pitt jelbft 
früher als gerecht und nothwendig anerfannten Reformen hintertrieben werden jollen. Hätte 
Pitt mit Muth und Befonnenheit gemäßigte Reformen im Vereine mit feinen Gegnern felbft 
bewirkt und alle Würdigen und Berftindigen im Abſcheu nur gegen franzöfifche Ausſchwei— 
fungen befeftigt, ftatt durch feinen Vernichtungsfrieg gegen das neue Frankreich dort dem bluti— 
gen Terrorisnud innern Halt und das Anſehen einer heroifchen Rettung der Nation zu geben 
und ftatt durch Unterbrüdung ſelbſt der beftehenden Freiheiten in England gegen die Regierung 
zu empören, alddann würde dieſe wenigftend nie durch größere Gefahren bedroht gemefen fein, 
als fie es durch das Pitt'ſche Unterdrückungsſyſtem wurde. Gerade das, was feine Freunde zur 
Rechtfertigung feiner Mafregeln anführen, beweift gegen deren Nothwendigkeit, nämlich vie 
Zuftimmung der Gemeinden, überhaupt der achtbaren und vermöglihen Bürger zu venjelben 
und die vem Könige bei feiner Wiedergenefung vom ganzen Vol gegebenen Beweiſe treuer 
Anhänglichkeit und monarchiſcher Gejinnung. Es ift zwar feineswegs ſchwer für eine fluge, in 
Achtung ftehende Regierung, durd ein ſchreckliches Alarmgeichrei die vermögliden und wohl: 
geiinnten Bürger in Furcht zu fegen, fo furdtbare Zerftörungsfcenen, wie man jie ald Folge 
misbrauchter Freiheit andenvärts vor Augen ſah, möchten ſich trog entgegengejegter Verhält— 
niſſe auch bei ihnen wiederholen. Durch diefe Furt, und wenn man vollends noch, wie Pitt, 
Volkoleidenſchaften des Nationalbafjes und Nationalftolzes zu Hülfe ruft, kann man freilich das 
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nen Unterdrüdungsmapregeln, aud wenn ſie eine großartigere Politik völlig unnöthig hätte 
machen können, dennoch Billigung finden. Diefed Kunſtſtück der Tyrannei ift alt. Aber je mehr 
der einflußreiche, bedeutende Theil des Volkes feine Liebe für friedliche gefegliche Ordnung umd 
feine gemäßigte Gefinnung bewies, um fo leichter war ed einer würdigen Fräftigen Regierung, 
zumal in einem Bolfe, wo gefeglider Sinn und politifhe Bildung jo verbreitet und befeftigt 
find wie in England, ohne Reactionsſyſtem die Ruheſtörer zu zähmen. 

In Beziehung auf die auswärtige Politif verdient von der Zeit an, als erft fpäter eine 
franzöfifche und namentlich die Napoleonifche UÜUbermacht und Eroberungsjudt die Freiheit und 
rechtliche Ordnung und das Gleihgewicht der europäifhen Staaten wahrhaft gefährdeten, Pitt’s 
energifche friegerifhe Anftrengung und feine ſtets neue Bereinigung der übrigen Regierungen 
gegen den gemeinfhaftligen Feind volle Anerfennung. ber eine fo gemeine materiafiftifche 
und unpolitiihe Krämergefinnung, dap ein Staat, Glied der völkerrechtlichen europäiſchen Ord⸗— 
nung, durch deren Beftand es feine rechtliche Sicherheit bejigt, ſich loſſagen dürfe von der Pflicht 
ded Kampfes für die Erhaltung diefer Ordnung, war ſelbſt Pitt's Politik erhaben. Diefe An 
firengungen verdienten alfo, als endlich, nad) fo vielen blos im Namen des Königthums unglück— 
ih geführten Kriegen, and im Nanıen ver Volfsfreiheit gefämpft wurde, ven Erfolg, ver ihnen 
acht Jahre nad Pitt's Tode zu Theil wurde. Dagegen war derjenige Krieg, welden Pitt gegen 
das beinahe von ganz Europa und von innern Empörern angegriffene oder bedrohte Frankreich 
begann, der blutige Krieg, der viele Jahre lang für die Intervention und Reftauration, für die 
Volksunterdrückung und gegen die Volksfreiheit, dieſer Krieg, welcher auf fo völkerrechtswidrige 
Weiſe geführt wurde, eines britifhen Staatsmannes, eines Sohnes des großen Ehatham un— 
würdig. Gr war ungereht und unpolitiſch zugleih. Er verdiente ven unglüdlichen, feinem 
Zwecke ganz entgegengefegten Erfolg, den er, troß der ungeheuern Belaftung von England, 
zum Glüd der europäifhen Freiheit während der ganzen Lebensdauer von Pitt und noch lange 
nachher ftetd hatte. Wie früher der Königsmord und die ganze grauenvolle Schredend- und 
dann die Militärherrſchaft, fo wurde auch Franfreihs und Napoleon's Übermacht herbeigeführt 
und die legtere ftet8 neu vermehrt durch die Verbindung Europas gegen die Franzöſiſche Revo— 
lution, durch die Gefahr ſchmachvoller äußerer Unterdrückung und durch die Begeifterung der 
franzöfifhen Nation zu ihrer ruhmvollen Abwehr. Pitt, ven vorzüglich wegen feines gehäſſigen 
Angriffs gegen innere und äußere Freiheit die Franzoſen feierlich „als Feind des menſchlichen 
Geſchlechtoö“ erklärten, hatte ven Krieg zu einem fanatifhen Meinungdfrieg und zu einem Ver: 
zweiflungskampfe für die franzöjiihe Nation gemacht. Die außerdem dur) die öffentliche Mei: 
nung ſicherlich wirkſam gewordenen Anflagen wegen Frankreichs und Napoleon’d ungerechter 
Kriege und Kriegdmittel verftummten bei der Berufung auf die treuloje blutige Vernichtung 
von Polen, auf den hartnäckigen Ausbungerungd: und Vernichtungskrieg gegen bad neue 
Frankreich, auf Vitt's Seedespotiſsmus gegen ganz Europa. Wenn man aud Pitt's Kriege 
gegen Frankreich nicht, wie viele, jo eigennügigen Motiven, wieder Begierde nach den franzöſiſchen 
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Eolonien und nach der Alleinherrſchaft zur See, zufchreibt, fo wurde doch ein engherziger, eigen= 
nügiger englifher Nationalgeift und Nativnalhaf von ihm neu genähtt, fo war doch fein Krieg 
und deſſen Ziel nicht gerecht. Pitt Hatte ſchon 1796 durh Lord Malmesbury unbevingte 
Deftauration aller Länder in ihre frühern Verhältniffe als Friedensbedingung geforbert. Und 
in einer Note an den ruffifchen Hof vom 19. Jan. 1305 hatte er fhon den Plan zu dent fünfti- 
gen europäifchen Frieden fo vorgezeichnet, daß Caſtlereagh endlich am Schluß der Verwüftung 
Europas durch den fünfundzwanzigjährigen Revolutionsfrieg vermittelft ded Wiener Con: 
greſſes diefen legtern im Parlament (25. Mai 1815) dadurch vertheidigen konnte, daß er in 
allem Weſentlichen nur Pitt's Ideen realifire. Died nun ſpricht nicht für Pitt. Es beweiſt 
abermals, wie einfeitig und wie unbritifh feine Politik war. Dieſe Politik, welche zulegt gegen 
die wahre öffentliche Meinung jener Nachfolger Pitt's nicht beffer ald durch Selbſtmord zu ver: 
theidigen wußte, ging nicht auf dad, was heutzutage allein die europäifche Ordnung, die Völker 
und die Fürftenthrone befriedigen und dauernd fihern kann — auf Gerechtigkeit. Sie ging auf 
unbedingte Reftauration des frühern Beligftandes fürftliher Gewalt und Gewaltmisbräuche, 
keineswegs aber auf Erhaltung und Herftellung der Völker und ihrer alten und neuen Verfaf: 
ſungsrechte, nirgends etwa auf den wirffamen Schuß der Rechte Polend, Venedigs, Genuas, 
Belgiens, oder auf ven Schug für dieitalienifhen und jpanifchen Fortichritte und Gonftitutionen. 

Was hätte der Brite Pitt wol geurtheilt, wenn auf diefelbe Weife gegen die englifchen 
Nevolutionen, denen Britannien feine jegige Freiheit und Größe verdanft, ih Europa zur 
gewaltfamen Neftauration der Stuartd und zu unaudgejegtem Vernichtungskriege gegen dad 
neue koönigsmörderiſche England vereinigt hätte? Und hat Pitt mol auch jemald Interventions- 
und Bernihtungdfriege gegen menſchen- und völfermörberijche despotiſche Könige und die 
Gefährlichkeit ihrer Grundfäge begonnen oder gerechtfertigt? Waren denn ihm, dem Briten, 
Völker und Volksfreiheit nichts, Fein Beftandtheil der europäiihen Ordnung und nur das 
Königthum, felbft das despotiſche, des britifchen Blutes werth ? 

Gewiß aber mit ungleih geringern Opfern und Gefahren für England und andere euro= 
päiſche Staaten, mit Erjparung neuer blutiger Kämpfe, die, fowie der zweite Befreiungsäfrieg 
und alle noch folgenden NRevolutionen, ſchon jegt gegen feinen fo theuern Beruhigungsplan 
erfolgten over noch bevorftehen, jedenfalls gerechter und würdiger hätte das freie und mächtige 
Britannien ohne dieje despotiſche Interventionspolitif 3) für die Freiheit und den Fortſchritt 
des eigenen Volkes und der Menichheit wirken können. 

Und wie politifch ſchlecht berechnet war der Plan der Unterdrückung Frankreichs zur Zeit 
feiner begeifterten Freiheitäliebe durch erfaufte königliche Söldnerheere! Mit Net, aber ver: 
geblich, rief For viefen Planen entgegen: „Ihr wollt dad freie Sranfreih erobern? D ihr ver: 
leumdeten Kreuzfahrer! Wie befonnen und gemäßigt waren euere Entwürfe! O hart verun: 
glimpfter Ludwig XIV., wie grundlos bift du einer ungezähmten Ehrſucht befhuldigt worden! 
O ſchüchterner und ſchwacher Cervantes, mit welhem furchtſamen Pinſel, mit wie bleihen Far: 
ben haft da das Bild einer zerrütteten Ginbildungsfraft gemalt!‘ 

Noch ehe gerade dieſe leidenſchaftlichen, ungerechten und freiheitsfeindlichen Reftaurations: 
und Interventiondkriege felbft Frankreich übermächtig und jegt erft den Krieg gegen deſſen Über: 
macht nöthig machten, hatten fie bereit? Millionen Menfhenleben gefoftet und die nieder: 
drüdendften Steuern und eine Jahrhunderte lang drückende Schulvenlaft auf England, auf das 
unglüdliche Irland aber noch außerdem neues unfagliches Elend gehäuft. Für alle Bölfer 
Europas und für England felbft unterdrückte diefe unglüdjelige Politik die erſehnten nothwen— 
digen Reformen und Fortihritte ganze Menſchenalter hindurd. Als die Franzoſen fogar das 
früher von ihnen fo jehr bewunderte freie England auf eine fo wiverwärtige Weife mit den abfo: 
Iuten Regierungen gegen feine Freiheit verbündet und aud) dort die weſentlichſten Verfaffungs: 
rechte wie die Hoffnung auf nöthige Reformen aufgehoben ſahen, da mußte jede mohlthätige 
Beftrebung, die gemäßigten englifhen Verfaſſungseinrichtungen ald Mufter für Frankreich auf: 
zuftellen, ja der Glaube an eine gemäßigte geſetzliche Freiheit ſelbſt auf unheilvolle Weife zu 
Grunde gehen. Vergeblih appellirten die Freunde englifher Grundſätze, vergebens zulegt die 
unglücklichen Girondiſten von dem engliſchen Minifterium an die engliſche Nation. Ihr blutiged 
Ende war Folge Pitt'ſcher Politif. Auch jeder wohlthätig vermittelnde Einfluß Englands in 
den franzöjifhen Kriegen gegen die übrigen Mächte, ſowie zwiſchen alt und neu, Freiheit und 





3) Vorzüglich auch bei For’ Friedensvorſchlag am 17. Juni 1793, fowie in ber Thronrede von 
1794 und in deren Vertheidigung am 27. Jan, entwidelte Pitt feine Interventionspolitif, 
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Kuechtſchaft in andern europäiſchen Ländern war zerftört. Nur Fanatismus der Verzweiflung 
und des Hafles, Pöbel: oder Militärdespotie blieben für Frankreich, Ähnliches oder jene der 
franzötihen Eroberungsſucht fo günftige, Vitt's Planen aber fo ungünftige ftumpfe Apathie 
und Ergebung in alte oder neue Knechtſchaft den übrigen Völkern. Pitt, fonft ein wahres Wun- 
der von Kenntnig und Gewandtheit in Gefhäften, aber, wie fein Gegner Napoleon, unfundig 
der höhern Ideen und Geſetze, welche die Völker bewegen, verrechnete fich hier ftetd. Er war des— 
halb, trog feiner außerordentlihen Kräfte, doch kein Mann ver höhern Bolitif, nicht der rechte 
Steuerer in fo gefährlicher Zeit. Die Laufende englifer Millionen für Erfaufung europäifcher 
Söldner und franzöfiiher Verſchwörer waren alle verſchwendet, ja die Stufen zu Napoleon’s 
ſteigender Übermacht. Nur ald die Völker erwachten und der Auf und die Berheifungen der 
Freiheit und Reform gegen dad deöpotiicd gewordene Frankreich in die Waffen riefen, da men 
dete ji der Sieg. Die Bezahlungen der Empörer gegen die von der Nation gewollte Verfaſ⸗ 
fung wirften damals in Frankreich, wie fpäter in Spanien, zu dem eigenen Verderben ver 
verblendeten Werkzeuge und nur zur Verwüſtung ver Länder. For fagte wieberholt: „Altes 
Unheil entjprang aus dem Tractat zu Billnig und dem Manifefle des Herzogs von Braun 
ſchweig.“ Jedenfalls wäre ohne die vorzüglich durd Pitt bewirkte Fanatiſirung in Frankreich 
ſowol die Schredensherrfhaft und Republik wie die Militärherrfchaft in ſich ſelbſt zerfallen und 
von dem gejunden Lebensgeiſte des Volkes audgeftoßen worden, wenn man nad) For' Rath die 
gärende Nation ihrer eigenen Entwidelung überlaffen hätte. Den Glauben an Gott dur 
Krieg herzuftellen, war fiher der fchlechtefte Weg. Kurz, nur für England und bie europäifche 
Menſchheit wohlthätige Folgen, gewiß aber feine fo nadıtheiligen wie das ungerechte Syſtem, 
hätte auch hier das gerechte begründet. Und um wie viel glorreicher fände Pitt da, wenn er alle 
feine ungeheuern Anftrengungen, Opfer und Mittel, wenn er die vereinigte Kraft feiner großen 
Gegner ebenjo für gemäßigten Fortſchritt ver Freiheit als für ihre Befämpfung hätte verwen 
den und wenn er nur erſt zur nothwendigen, gerechten Vertheidigung den Krieg hätte beginnen 
mwollen, wenn foldergeftalt England, durch eigene Barlamentöreform ein neuftrahlendes Vor: 
bild gejegliger Ordnung und Freiheit, durch die in fo großer Zeit doppelte moraliſche Gewalt 
und mit ungeſchwächten Kräften eine allfeitig geredhte Vermittelung des europäischen Zwiefpalts 
erftrebt härte! Für eine jolde wären die unermeßlihen Opfer des Kriegs, welcher fünfund: 
zwanzig Jahre jept für und gegen die politifche, fowie einft der preißigjährige für und gegen die 
Glaubensfreiheit und Reform, die Länder verwüftete, nicht zu groß gemwefen. Wol aber waren 
fie zu groß für diejenige Dronung, welche fo vieles und großes Unrecht, fo viele neue, blutige, 
verwüftende Kämpfe zurückließ und jo verderbliche Beifpiele und Grundſätze felbft britiſcher 
Politik. 

Glücklich, daß bei dieſer freiheitäfeindlihen und engherzigen, bei diejer keineswegs ſtaats— 
weiſen Richtung der Pitt'ſchen Politik ein Geiftesverwandter feines großen Vaters, daß For 
durch jeinen Gegenfampf wenigftend einigermaßen diefes Syften ermäßigte, daß er mit feinen 
Breunden zur Ermutbigung der Freunde der Freiheit und bes Fortſchritts der Menſchheit, durch 
Ausführung oder Vorbereitung wenigftend einzelner großer Mafregeln für die Freiheit ihr 
Gebiet erweiterte, überall aber in der Öffentlichen Meinung der geiitteten Welt durch feine groß= 
artige Berepfamfeit ihre moraliihe Achtung und den Glauben an fie, melde ihon im den Preis 
beitöfriegen rettend fich erwiefen und in dem noch unbeendigten Kampfe ſtets neu fi bewähren 
werden, lebendig erhielt. 

. Eine wejentlihe Ermäßigung audy derjenigen freibeitöbeihränfenden Maßregeln, welde 
Pitt, gegenüber einer jo Eräftigen Vertheivigung diefer Freiheit, vorzulegen noch wagen durfte 
— denn die Verhinderung des Böfen, ehe e8 zu Tage kommt, ift vielleicht die wohlthätigfte Wir 
fung der Oppofition — beftand darin, daß alle Beihränfungen nur auf beftinnmte vorüberge— 
bende Zeit gemacht wurden, nie auf immer. Wohin aber Pitt, der mit fo leidenſchaftlicher Härte 
und Gonjequenz in feiner einmal betretenen Bahn fortging und fo in dem Steuerbrud von einer 
kleinen Erhöhung der Verbrauchöftener zu einer Befteuerung des Einkommens mir 10 Proc. ges 
fommen war, ohne Kor in der Freiheitöbefhränfung gelangt wäre, dies ift ſchwer zu fagen. 
Auch zeigten fpäter Pitt's Vorſchlag des Eintritts von For in fein Minifterium und vieleeinzelne 
friedlich gefinnte Außerungen deffelben gegen das republifanifche Frankreich, daß er den edlern 
und freiern britifhen Orunpfägen von Kor etwas zugänglider geworden war. Er verleugnete 
jegt öfters ausdrücklich die Lieblingsphrafe Burke's, des Panegnrifers feiner Politik, daß mit 
dem atheiftifchen und jafobinifhen, fönigsmörderifhen Frankreich fein Friede möglich fei, und 
vertheidigte jogar den Frieden von Amiens im Parlament am 8. Nov. 1801; freilich mit ver 
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feinen frühern Irrthum fhügenden Clauſel: „weil jegt die Gefahr der jakobiniſchen Grund— 
fäge vorüber fei und weil bei dem Geſchrei des Volkes nach Frieden Fein befferer erhalten werden 
Tönne u. ſ. w. Bor hieß ihn gut, weil er für das ungerecht befriegte Frankreich ehrenvoll jei. 

Don den Mapregeln zu Ounften ver Freiheit und friedlicher Entwickelung, für welche Kor, 

außer feiner jiegreihen Vertheidigung des amerifaniihen Rechts und des Friedend mit Nord— 
amerifa, außer feiner Abwendung eines ſpaniſchen umd eines rufiichen Kriegs, wirkte, wurde 
zwar die von ihm in feiner Oftindiabill vorgeihlagene Radicalreform der empörenden despoti— 
fhen und räuberiihen Kaufmannsregierung von Oſtindien dur Pitt verhindert, doch ſchon der 
im Unterhaufe angenonmene Vorſchlag und deſſen Vertheidigung, fowie der von Kor und jei- 
nen Freunden ſo energiſch betriebene, jelbft von Pitt, vem Minifter, unterflügte Proceß gegen 
die oftindijhe Verwaltung von Haſtings bereitete die ſtufenweiſe Verbeflerung des Zuſtandes 
diejer großen Ländermaffe vor, Jener furchtbare förmliche Proceß, nicht minder aud die nad 
Walpole's und Pitt's Nieverlegung ihrer Minifterftellen mit honungsloier Verfolgung jedes 
Verdachts gegen ſie von ihren Gegnern (gegen Pitt von Grey und Burdett) veranlaften An- 
klageverhandlungen beweifen, trog ihres für Die Beſchuldigten ehrenvollen Ausgangs, ebenſo 
gut wie die mit ungünftigem Erfolge endigende gegen den Mitminifter Pitt's, Lord Melville, 
daß in England aud für die höhften und mädtigjten Staatsmänner eine firenge Gontrole wirf: 
ſam ift, die der Gontinent nicht fennt. So glänzende Ehrengenugthuung gegen alle Beichulvi- 
gungen, Die jletd an eine bedeutende Wirfiamfeit ſich fnüpfen, erhalten aber ebenfalls die Mi: 
niſter des Gontinents nicht, wie jle Pitt erhielt, indem ihm nad öffentlicher Befeitigung jedes 
Verdachtsgrundes 291 Männer des Unterhaufes gegen 52 feierlich den Dank des Vaterlandes 
votirten. 
+ Auf eine noch erfolgreichere Weife wurde For der Wohlthäter feines Volkes und der Menſch— 
heit, indem er die britifche Prepfreiheit dadurch erft ausbilvete und befeftigte, daß er das Urtheil 
auch über die Rechtsfrage bei Preßvergehen, welches bisher die Staatsrichter zu fällen hatten, 
den Geſchworenen übergab. 

Sodann aber errang er fogleih nad) feinem legten Eintritt ins Miniiterium vom Ober: 
und Unterhaufe den von dem eveln Wilberforce, einem Anhänger Pitt's, unter deſſen Minifte- 
rium ſo lange erfolglos erfämpften Beſchluß der Abihaffung des Negerhandeld. Seine beharr: 
lichen Bemühungen für Katholifenemancipation, überhaupt für bürgerlihe Gleichheit verſchie— 
dener Religiondbefenner jiegten exit nad) feinem Tode. Seine Beitrebungen für Barlaments- 
reform konnte ebenfalls erft in neuerer Zeit fein Mittämpfer Gren zum Siege bringen. 

Auf einem niedrigen Standpunfte der Beurtheilung mögen viele Pitt darum einen prafti: 
fhern Staatsmann ald For nennen, weil er mehr Mafregeln unmittelbar im Leben verwirk— 
lichte, welches indeß ſchon dadurch beftritten werden fönnte, daß es ja vielleicht Zufall, vielleiät 
Unrecht war, daß der König nicht For zum Minifter wählte. Do auf höherm Stanppunfte 
des Urtheild gelten auch die geiftigen und moraliihen Antriebe für gute und große Dinge, wenn 
fie auch erſt ſpät und allmählich, wenn ſie vielleicht dann erſt und zwar jept für Jahrhunderte 
in dad Leben treten, wenn die materiellen Maßregeln ver fogenannten praftiihen Männer ſchon 
vorübergegangen oder als ſchädlich erkannt find. Nicht das ift das Höchſte und wahrhaft 
Praktiſche, was fih durd die Zuftimmung der Machthaber augenblidlid ald materiell wirfiam 
zeigt, jondern daß ift ed, was in das Reich der Geifter, von dem zulegt doch die Dinge beherrſcht 
werden, eingreift, und was felbft die Gefinnung und die Beiftimmung der Herrſchenden beftimmt. 

In ſolchem Sinne wirkten auch For und feine Freunde purd ihre beharrliche Vertheidigung 
* von Pitt und ſeinen europäiſchen Coalitionen verfolgten Grundſätze der wahren Gerechtig— 
keit, der Volksrechte, der Freiheit und des Fortſchritts der Menſchheit unermeßlich und. fort: 
dauernd heilfam. Bon allen evlern Gemürhern mit Entzüden vernommen, wirkte For erhebend 
und tröftend für die Guten, befhämend und jhredend für die Tyrannei in ganz Europa. 
Tauſcht eure Welver ein gegen Felder, euer Vieh gegen anderes Vieh, aber verfauft und ver: 
taucht nicht Menſchen und Völker!” So erging auch über andere Berrüdungen auf das ein: 
pringlichite aus dem englifhen Unterhaufe jein Auf ſelbſt an vie Fürſten des Continents. Wenn 
je in England und in andern europäifchen Ländern eine Zeit fommen follte, in weldyer die gei: 
figen Waffen, die echten Orundfäge für die Freiheit und den Fortſchritt des menſchlichen Ge: 
ſchlechts, das Gefühl ver hoben unendlihen Würde des freien Mannes zu mangeln, der Glaube 
an jie und an die höhere Beitimmung der Negierungen und Staaten zu verlöiden drohte, dann 
eröffne man der Jugend und dem Bolfe vie unfterblihen Neven von Lord Chatbam und For, und 
das heilige Heuer der evelften Begeifterung wird neu alle unverdorbenen Gemüther ergreifen 
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amd zum männlichen Kanıpfe für Recht uud Freiheit antreiben.*) Man fonnte von Chatham 
und Bor jagen, was er von den Freiheitömärtyrern Sidney und Ruffell jagte: „Wenn ihr An 
denken aufhört, ein Öegenftand der Verehrung zu fein, alsdann ift ſicher die britifche Freiheit 
ihrem Untergange nahe.” Doc jene Waffen und Grundfäge und diefe Verehrung werben nie 
verloren geben. Das ift Das größte Verdienft von Chatham und For, dap ſie die erhabenften 
Grundjäge britiicher Freiheit, ihren Zufammenhang mit ven höchſten Ideen der Menſchheit mit 
unbejiegliher Kraft und Klarheit entwidelten und immer neu den Herzen edler Fünglinge und 
Männer eingruben, daß jie die Öffentliche Meinung ihres VBaterlandes unendlich veredelten, daß 
For mit feinen Freunden in den fuchtbaren zwanzigjährigen Reactionskämpfen dieſe edle 
britifche Öffentliche Meinung für die Freiheit lebendig und fräftig erhielt und, was er beabſich— 
tigte, für England die Liebe und Achtung der Völker erwarb, Pitt war der Fürft der britiſchen 
und europälihen Gabinetäpolitif, Fox der Fürſt der Öffentlihen Meinung. Weit entfernt aber, 
daß er durch jeine Vertheidigung der Freiheit dem Throne geſchadet, jagt vielmehr Johnſon 
richtig, daß er durch die Erhaltung des Glaubens an die Freiheit und durch ven Schug derjelben 
den Frieden zwifchen König und Volf rettete. Mit jo treuem, beharrlihem Muthe aber wachte 
For über die Rechte feined Volkes, jo großartig führte er vor den Augen deö bewegten Europa 
die Sache der Freiheit und Menſchheit, daß in England fein Privatmann jemals ein größeres 
Anſehen genoß. Jede feiner Reifen, auf welden gewöhnlich jein Wagen unter Glodengeläute 
von dem Volfe in die Städte gezogen wurde, war ein Triumphzug. In Europa ſah man mit 
Bewunderung aufihn. Selbft vie rufiihe Katharina befahl ihrem Geſandten, ihr feine Büfte 
verfertigen zu lafjen, um jie neben die von Demofthenes zu ftellen. In Paris, ald er während 
des Friedens von Amiens dort Urfunden für fein Geſchichtswerk einjehen wollte, bezeugte das 
Volt dem großen Vertheidiger der Freiheit, vem Befreier Lafayette'8 aus deutſchem Kerker 
größere Ehrerbietung als feinem jieggefrönten Erſten Conſul. 

V. Etwas Tragifhes aber liegt meift in vem Schidjale großer Staatdmänner und ihrer 
patriotiſchen Beitrebungen, mahnend aud in diefem Gebiete an das höhere Geieg des beſchei— 
denen Maßes für die menſchliche Kraft und an die ſelbſtentſagende Aufopferung bei ihrem mophl- 
meinenden Streben. 

Pitt und For kämpften mit all ihren außerorbentlihen Kräften lebenslang raſtlos einen 
fhweren, oft herben Kampf und erlagen beide demſelben, fern vom Ziele ihrer Wünſche. 

Der ſtrenge Pitt hatte bei der. unerfreulihen Bahn, auf welcher er mit nie wanfender Hand 
das Staatsihiff duch vie Klippen der tiefbewegten Zeit feuern zu müllen glaubte, gewiß 
Schweres zu überwinden, Trog der Gunft jeines Königs und einer jeltenen minifteriellen All⸗ 
gewalt hatte er nicht blos mit der durch Fanatismus fait unüberwindlihen Macht des Haupt- 
feindes und mit der Laubeit und Planlofigkeit ver Verbündeten-zu kämpfen, er mußte zugleich 
im Innern des großen Staatsjhiffs mit den fräftigften Vertheidigern einer viel lodendern 
Bahn und mit der Ungunft der eigenen Landsleute den Kampf beitehen und jeine fledenlofe 
Ehre oftmald gegen herbe Anklagen vertheidigen. Seine von nie raftender Anftrengung er: 
ſchöpften Kräfte erlagen endlich ſchon im fiebenundvierzigften Jahre dem Gram über eine neue 
Niederlage jeiner Sache, über die mit dem Presburger Frieden gejprengte dritte Goalition. Erft 
acht Jahre jpäter ward unter jeinem Nachfolger Gaftlereagh feiner Sache, joweit jie gut war, 
oder dem Kampfe für das europäiſche Gleichgewicht gegen franzöjiihe Ubermacht dauernder 
Sieg, während die erftrebte Neftauration und der Erfolg gegen die urſprünglichen Grundſätze 
der Franzöſiſchen Revolution durd die Julirevolution und ihre Folge, die Barlamentsreform, 
wieder zerftört wurden. 

For, nad Burke's Ausdruck „geboren, um geliebt zu werden‘, ein Bierteljahrhundert der 
erſte Vertheidiger der Freiheit in England, in der Welt, er, ver Mann des Volkes in feinem 
BVaterlande, in Franfreih, in Europa, hatte trog dem heitern Lächeln dieſer Volksgunſt, trotz 
der Güte feiner Sache mit nicht minder ſchwerem Geſchicke zu ringen. Auf niederſchlagende 
Weiſe mußte er faft lebenslang in ver parlamentarifhen Minderheit gegen eine faft unüber- 
windliche Stimmenmehrheit des noch nicht veformirten Parlaments jeine Kämpfe führen. Er 
mußte oft feinen politifhen Unmuth über den äußerlih fo ungünftigen Kampf im Schoſe der 
Freundſchaft und ländlicher Ruhe, in der Beihäftigung mit den Mujen verfheuden. Die Poeſie 
alter und neuer Meifter, Unterhaltung über ihre Schönheiten, nicht jelten aud) eigene poetijche 
Verſuche waren feine Freude. Er unterhielt über die Schriftfteller des Alterthums einen eifti= 


4) Die Reden For’ erfchienen in ſechs, die Reden Pitt's in drei Bänden. 
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gen belehrenden Briefwechſel mit philologiſchen Gelehrten 5) und ſchrieb eine Geſchichte des 
britiſchen Freiheitskampfes unter den Stuarts. Er vertheidigte, indem er nach neuen urkund⸗ 
lichen Forſchungen die Verkehrtheit dieſer ſeiner durch das Gold der franzöſiſchen Könige beſto— 
chenen Urahnen und Hume's Parteilichkeit enthüllte, auch Hier feine große Sache, die Freiheit. 
Vielleicht ift der Ton für ein Geſchichtswerk etwas zu warm; aber die Entfhuldigung bed 
Autors ift wenigflend für fein Herz dad edelfte Zeugniß. „Ich kann“, jagte er, „das Mislingen 
ungerechter Entwürfe nicht ohne Frohloden und triumpbirende Verachtung und den Sieg der 
Bosheit über Freiheit und Gerechtigkeit nicht ohne tiefen Schmerz erzählen. Raum war endlich 
or im Befige der großen Gewalt zur Verwirklichung feiner Ideen, und faum hatte alles Leicht 
aufgeathmet, ald das Steuer aus des ftrengen, Eriegerifhen Pitt Händen in die des beiten, 
wohlmollenden „Freundes von Freiheit und Frieden‘ überging, fo erlag auch er, faum 59 Jahre 
alt. Auch For ftarb, mie Pitt, gleich als hätte das Öffentliche Wohl alle ihre dauernde liebe: 
volle Fürforge in Anſpruch genommen, unvermäblt und kinderlos. 

Als in demſelben Jahre die Todesbotſchaft zweier folder Staatsmänner, wie jelbft das Water: 
land großer Staatömänner, das freie Großbritannien, nie größere ſah, die Theilnahme der 
gebildeten Welt erregte, da mar es natürlich, daß dad gegen feine großen Männer dankbare, auf 
ihren Ruhm folge Vaterland jeinem Danf und feiner Bewunderung Ausprud zu geben fuchte, 

Pitt, der zmanzigjährige erfte Minifter Großbritanniens, dem Taufende von Millionen 
vurch die reinen Hände gegangen waren und der fich ſtets mit einem jelbft bei feinem mäßigen 
Leben zu geringen Gehalte begnügte, hatte dem Öffentlichen Dienfte auch noch fein Vermögen 
von 13000 Pf. St. geopfert, und mehr als dieſes. Das dankbare Vaterland mußte ihn auf 
Öffentliche Koften begraben laffen und feine Schulden mit 40000 Pf. St. bezahlen. Für For, 
der nicht ſparen Eonnte, hatten fhon bei feinem Leben feine Breunde 50000 Bf. St. zufammen: 
geſchoſſen. Zu der Keichenfeier von For famen die Freunde der Breibeit felbft aus Schottland 
und Irland. Und mie während ihres Lebens, jo wurden nad) ihrem Tode beider Staatömänner 
Geburtöfefte durd ganz England in zahlreichen politifhen Gaftmählern gefeiert, das von For 
öfters in London von 2000 angefehenen Männern. Prachtvolle Denfmale, wie an andern 
Öffentlihen Orten, jo aud in der Weftminfterabtei, der Grabftätte, welche Englands Könige 
mit deffen größten Männern vereint, erneuern dad Andenken an die endlich verföhnten großen 
Gegner. Bei einer der verfchiedenen Bildfäulen von For deutet die Magna-Charta, dieſes 
ruhmvolle Denfmal germaniſchet und britifher Freiheitsidee aus den Anfängen der neuen 
Staatenbildung , anf ven Mittelpunft der patriotifhen Beftrebungen des großen britiſchen 
Bürgers. Auf feinem Denkmal in der Weftminfterabtei rührte midy neben ähnlichen Emblemen, 
auch für den Dank Irlands gegen jeinen erften Schugrebner, eine Negerfigur, welche aus ge: 
bengter Stelfung ji emporbebt, um den Freund der Freiheit des menſchlichen Geſchlechts, dem 
erfolgreihen Kämpfer gegen die Schmach der Negerfflaverei in dankbarer Huldigung mit ver— 
dientem Lorber die edle Stirn zu umkränzen. 

Mit gerehtem Stolze mag Britannien, das durch feine Freiheit glückliche Vaterland politiz 
ſcher Größe und patriotiihen Ruhms, auch auf feinen Pitt bliden. For felbft, ver Gerechte, 
nannte ihn ja groß, urtheilte von ihm aud während ihres Kampfes, nad Gibbon's Ausprud, 
wie ein großer Mann von dem andern urtheilen fol. Doch was für Kor im Vergleiche mit 
ſolchem Gegner vielleiht am rühmlichften fpricht, ift das, daß unftreitig ſchon jegt, mach Ablauf 
eines halben Jahrhunderts feit beider Tode, die Ideen, die Beftrebungen, die Verdienſte von 
&or ebenfo fehr in Anerkennung ihres Werths geftiegen, als die feines im Leben ihn befiegen: 
den Gegners gefallen find. Sie werden indem Verfolge ded no unbeendigten Kampfes zwiſchen 
der politiichen Reformation und der Reaction in Europa noch höher fleigen. 

Auch policifh ift nur dad dauernd groß und heilfam, was von den ewigen Ideen ver Menſch— 
heit und der Gerechtigkeit aufgeht. MWelder. 

Franken. Keines andern altveutihen Volkes Geſchichte ift für die gründliche Erfenntnig 
der fpätern deutſchen Verfaflungen fo wichtig als die der Franfen. 

Im norbweftlihen Deutſchland zeichnen ſich ſchon im erften Jahrhunderte unferer Zeitred: 
nung zwei Bölferihaften dur dauernde Macht und Größe und durch ausgebildetere bürgerlide 
und Kriegöverfaffung aus: die Chaufen an der Nordſee und die Ratten vom Main bid zur 
Weſer. Jene hielten zu Rom, dieſe zu Armin. Aber gerade in diefen Kämpfen ſcheint aud den 
Chauken die wahre Abjiht Roms Far geworden zu fein, wenigftend zeigen ſich von da an viele 





5) Sein Briefwechjel mit dem berühmten Philologen Gilbert Wafefield ift im Druck erfchienen. 
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unzmweibeutige Spuren einer feindjeligen Gefinnung gegen dafjelbe, neben einer innigen und 
dauernden, dur feinen Zwieſpalt geftörten Verbindung mit den Katten, während ver begin: 
nende Berfall und die innern Kämpfe des Reichs zu Ende ded 3. und zu Anfange des 4. Jahr: 
hunderis beiden Zeit ließen, deſſen Herrſchaft auf dem rechten Rheinufer ganz in der Stille ein 
Ende zu machen und um die Mitte des 3. Jahrhunderts, wo wir den Namen der Franken zuerft 
vernehmen, als ein das ganze nordweſtliche Deutſchland bewohnendes oder doch beherrſchendes 
Volk auf den Schauplatze der Weltgeſchichte erſcheinen zu können. Als Kaiſer Probus mit 
kraͤftiger Hand das Ruder des wankenden Reichs ergriff, fand er ſaliſche Franken im Beſitze 
der batavifchen Halbinfel; während erfelbft ven Alemannen die Zebntlande abftritt, fandte er 
feine Feldherren gegen jene, und fie verglichen jidh mit ven Eingedrungenen, melde dad Land zu 
räumen verſprachen gegen andere Wohnſitze — am Ufer des Schwarzen Meeres. Ein Beweis, 
daß die Befignahme Bataviend nicht Sache eines Volkes oder mächtigen Bundes, fonbern das 
Unternehmen Einzelner war, denn weder fam Hülfe aus der alten Heimat, noch ſcheint Probus 
Urſache zu einem Angriff auf diefelbe gefunden zu haben. 

Dies ift alles, was wir über die ältefte Geſchichte der Franken und dahin Gehöriges über vie 
Geſchichte der Völker wiſſen, melde dieſen Namen gemeinfhaftlih führten. Was ver Name 
felbft bedeute, hat Spradfundigen und Geſchichtsforſchern viele Sorgen gemacht. Für die Zwrde 
des „Staatö-Lerifon“ bieten ihre Erdrterungen nichts dar. Wichtiger ift eine Anekdote auf jener 
älteften Zeit, worin fidh die Kühnheit, der unbändige feſte Wille und die Beſonnenheit, welde 
die Franken überall auszeichnet, in recht glänzenden Lichte zeigt. 

Die nad; Afien ausgewanderten Branfen fanden fih entweder in ihren Erwartungen ge: 
täufcht, oder es übermwältigte fie die Sehnſucht nad) dem Vaterlande — fie faßten bald den ver— 
zroeifelten Entſchluß zurüczufehren, bemächtigten fih der an der Küfte liegenden römifchen 
Wachtſchiffe und fuhren durch das Schwarze, das Agäiſche, das Mitrelländifhe Meer und ven 
großen Dcean nad ihrem lieben Nieverland zurüd, nicht ohne mandje harte Kämpfe, mo fie, um 
Mundvorrath einzunehmen, and Rand fteigen mußten. Bei einer folden Landung übermältigs 
ten fie fogar die fefte und volkreihe Stadt Syrakus. 

Bon da an finden wir feine Spur mehr, daß Franken, obgleich fie ſcharenweiſe ind römiſche 
Gebiet audwanderten, ſich anderswo als im nörblihen Gallien hätten anjiedeln laffen, ver 
Heimat näher und dem Meere, welches von den Fahrzeugen fränfifher Seeräuber bedeckt war. 
Eine ſchwere Geifel für Die Bewohner der gallifchen und britifchen Küfte! Vergebens kreuzten 
römische Wachtſchifſe vor den Häfen, die Freibeuter waren ihnen Überlegen; vergebens fanden 
ſich die römischen Befehlshaber mit ven kühnſten und mädjtigften derfelben ab, an ihre Stelle 
traten fogfeidh andere; vergebens ſuchte Marimian, der damals Gallien beberrfähte, die Freund⸗ 
fhaft Gennobaud's, der ein König der Branfen genannt wird, die Gewalt deſſelben reichte 
nicht fo weit, jenem Unheil zu feuern. In diefer Noch griff Marimian zu dem verzweifelten 
Mittel, daß er den Fühnften und gefürdhtetften jener Eeehelden, ven Menapier Carauſius, in 
jeinen Dienft nahm, ihm die ganze Küftenflotte übergab und ihm die Sicherung der Schiffahrt 
zur Pflicht machte. Wie volltommen auch diefer Zweck erreiht wurde, jo mochte doch Maximian 
bald Urſache finden, dieſe Mafregel zu bereuen. Er fuchte ded Carauſius Macht einquichränfen ; 
da entführte dieſer die ganze Flotte nad) Britannien, ließ jich dort zum König ausrufen, bemäch⸗ 
tigte fi von daher auch der gegenüberliegenden Küfte Galliend und mußte in kurzer Zeit burdy 
Gewalt oder Verträge Ruhe und Sicherheit herzuftellen für alle Länder, die ihn ald Herrn er: 
kannten. Bon den Franken unterftügt, ſchlug er die gegen ihn ausgefandte römische Blotte und 
ertrogte (im Jahre 289) einen Frieden, worin ihm das eroberte Gebiet und der Titel eines 
kaiſerlichen Mitregenten zugeflchert wurde. Kaum aber hatte Marimian’d Sohn, Gonftantin& 
CEhlorus, die Berwaltung Gallien angetreten, alder jenen Frieden brach, unerwartet in Carau⸗ 
ſius' Gebiet einfiel und deffen Truppen aus Gallien vertrieb. Der Franken ſcheint er ſich vorher 
im flillen verfihert zu haben; er wies denen, melde das batavifhe Eiland bewohnten, weit 
größere Kändereien in der Gegend von Trier an und rüftete, gewiß mit Hilfe der übrigen, 
welchen Sicherheit des Meeres unter Garaufius fo wenig als unter den Römern bebagte, eine 
Flotte gegen biefen aud. Aber ehe fie noch fegelfertig war, fiel Caruſius (im Jahre 295) durch 
Meuchelmord. Drei Jahre naher landete Conſtantius unverfehens in Britannien, überfiel die 
dort noch herrfchenden Franken, bemächtigte ſich ihrer Flotte und machte mit diefem einen Schlage 
ihrer Seemadt ein Ende. Denn während diefe ih immermehr nah Britannien bingezogen 
hatte, war an der deutfchen Küfte die der Sachſen herangewachſen, melde nunmehr an ber 
Nordſee Hin immermehr in die Stelle ver Franken einrüdten, indeß diefe zu Taufenden nad 
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‚Gallien auswanderten. Die Zurüdgebliebenen lebten mit den Römern in Frieden, ſeitdem ſie 
denjelben Batavien und. dad Meer überlaffen hatten. Nur einzelne Abenteurer beunruhigten 
von Zeit zu Zeit die Örenze; aber daß die Nömer jo geneigt waren, fie mit ſchönen und ein— 
träglichen Rändereien in Gallien abzufinden, dad mußte natürlich deren immer mehrere anloden 
und die Sicherbeit der Grenze immermehr gefährden. Konftantin, welcher nad Konftantius’ 
Tode die Herrſchaft über Gallien erhielt, ergriff daher firengere Mafregeln; dem erften 
Einbruch, welcher wieder gemagt wurde, trat. er mit überlegener Macht entgegen, ſchlug die Frei: 
beuter, nahm ihre Anführer gefangen und ließ jie von wilden Thieren zerreigen. Dieje Grau: 
ſamkeit veizte zur Nahe; das ganze Volf ver Franken erhob fih, aber Konftantin kam dem 
Angriffe zuvor, überfiel und zerftveute das Heer, ehe es ſchlagfertig war, auf den reiten Nhein= 
ufer und ließ alle, die ihm lebendig in die Hände fielen, von wilden Thieren zerreißen. Zus 
gleich jchlug er bei Köln eine Brüde über den Rhein, die durch Verſchanzungen am andern Ufer 
gedeckt wurde, am ganzen Rheinſtrom auf und ab aber ließ er die halbzerfallenen Befeftigungen 
wieder in Stand fegen, verftärfte die Befagungen und ließ den Strom durch eine Menge bewaif: 
neter Bahrzeuge bewachen. Allein kaum hatte er jelbft jih vom Rheine entfernt, ald das frän- 
kiſche Volk jich abermals zur Rache erhob; ex kehrte ſchnell zurüd und die Waffen rubten. Drei 
Jahre lang erhielt ex jo ven Frieden. Im vierten zog er nah Rom, und fogleih braden vie 
Franken über die Grenze. Wie im Blig war Konftantin wieder zur Stelle, ging jelbft über ven 
Rhein, verwüftere weit und breit das Land der Franfen, zwang dadurch dieje zum Rüdzug aus 
Gallien und ließ wiederum alle, die in feine Hände fielen, unter den Krallen wilder Thiere ſter— 
ben. Das brach ven Trog des wilden Volkes; der Zorn wich dem Schrede und der Bewunderung. 
Mas man früher mit dem Schwerte gefordert hatte, das juchte man jegt zu erbitten: Wohnfige 
in Gallien, Konftantin geftand fie zu. Franken wanderten ſcharenweiſe aus Deutihland and 
linfe Rheinufer und verbreiteten jih durch das ganze norböftliche Gallien, das bald uach ihnen 
Branfreich heißen jollte. Ihre Fürften nahm Konftantin in feine Dienfte, wo jle Ehre, Ruhm 
und Reihthümer erwarben, während fein durch Krieg und ſchlechte Verwaltung verödetes Gal- 
dien durch deutſchen Fleiß neu aufblühte und deutſche Sprade und Sitte bier vorherrſchend 
wurden, Der Rhein aber blieb unbeftritten die Grenze des Römischen Reichs; mas links deſſel— 
ben wohnte, war ihm unterthänig, Doch zunädft von geborenen Branfen mild und immermehr 
auf fränfifhe Art beherrſcht. Und nicht lange begnügten ih die Sranfen damit. Nadı Kon- 
ſtantin's Tode riſſen fie zumächit wieder das bataviihe Giland vom Nömijhen Reiche ab 
und ertrogten die Anerkennung diejed jo lange ftreitigen Beſitzes, welden jie von da an 
manchmal an die von der Elbe her nachrückenden Sachen, an Mom nie wieder abtreten mußten. 
Vielmehr jind ed immermehr und mehr fränkiſche Männer, welde dad Römiſche Reich 
beherrſchen und jeine Schickſale beftimmen. Denn viele, die im Dienfte der Kaiſer ala Feldherren 
oder Staatdmänner emporfamen , unterhielten jorgfältig die Verbindungen mit ihrer Heimat 
und fiherten dadurch einem Theil der Neihägrenze den Frieden, ſich aber den eutſcheidendſten 
Einfluß auf die Angelegenheiten des Reichs, weil die fränkiſche Streitart ein Argument war, 
deſſen Gewidt man in Nom und Konftantinopel recht wohl zu würdigen wußte. So ſchwang 
ſich Magnentius, der Sohn einer fränfifchen Seherin, durch Hülfe ver Franken in Deutſchland 
und Gallien bis auf den faiferlihden Thron empor; ein anderer Franfe, Silvan, war es, der ihn 
FRürzte und bald darauf felbft nach, dem Purpur griff. Auch er fiel, aber jein Volk rächte ihn 
durch Zerftörung aller römischen Feften.am ganzen Niederrhein, und Kaiſer Julian, jo tapfer 
er die Alemannen zu Paaren trieb, mußte ji begnügen, von den Franfen Wiederherſtellung 
des Friedens zu verlangen. Als ein Haufen eindringender Sadhjen (im Jahre 358) viejen 
unterbrach, war ed wieder ein Franke im römiichen Solve, der grimmige Charietto, der ihn ber: 
ftellte und befeftigte. Mellobaud, ein König der Franken, Feldherr im Dienjte Roms und hier 
wie dort von mächtigem Ginfluß, mochte zur Erhaltung des Friedens beitragen, doch fonnte er 
nicht hindern, daß fränkische Freibeuter, mit ſächſiſchen im Bunde, die Nordküſte Oalliend plün— 
derten und den Römern Britannien ſtreitig machten. Derjelbe Mellobaud jhlug die Alemannen 
und erhielt nad Kaijer Balentinian’s Tode dem unmündigen Sobn defjelben, .trog aller Gegen— 
bewerbungen, ven Thron. Neben ibm befleiveten die Franken Nicimer und Bauto die höchſten 
Kriegd- und Staatsämter; des legtern Tochter wurde die Gemahlin des Kaiſerſohns, und als 
Mellobaud an Kaijer Gratian's Seite gefallen, war es vorzüglid der Franke Arbogait, der den 
Gegenkaijer Marimus fhlug, Gallien, in weldes Franfen vom rechten Rheinufer eingebrochen 
waren, wieder berubigte, ald Bormund des jungen Kaijers VBalentinian dad Reich löblic ver: 
waltete und nach deſſen frühen Tode an einen feiner Freunde vergab. Dad Verhältniß zwiichen 
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Rom und den Franken am rechten Rheinufer war-in diefer Zeit jo freundlich umd feit, daß dieſe 
jelbit (im Jahre 394) einige Abenteurer, die es zu ftören fuchten, an die Römer auslieferten. 
Eine natürlide Folge hiervon war es, daß während der fleigenden Verwirrung, in welche von 
da an das Römiſche Reich gerieth, und während dadurch die entlegenen Provinzen immer voll- 
ftändiger ſich ſelbſt überlaffen waren, die ind römiſche Gebiet ringewanderten Franken Schug 
bei ihren Königen juchten, die wol auch dort begütert und deswegen doppelt geneigt fein mochten, 
ihre überrheiniihen Streitkräfte zur Vertheidigung der neuen Heimat anzubieten. Unter ihren 
Fahnen janmelte ih dann, was fränfifh war, und gewöhnte ſich daran, ihnen zu gehorchen, 
wie im Kriege, jo auch in dem faft niemals fihern Frieden. So waren ed nur die Franken, welche 
die nah Radegais' Untergange veriprengten Kriegsſcharen von dem nordöftlicen Gallien ab: 
hielten. In der um dieſe Zeit verfaßten Notitia imperii fehlt unter den Beitandtheilen des Rö— 
mijchen Reichs die niedergermanifche Provinz, und ein ſchwacher Verfud von jeiten Noms, jie 
den Franken wieder zu entreifen und dieſe über den Rhein zurüczubrängen (im Jahre 420), 
ihlug gänzlich fehl. Um dieſelbe Zeit fol Pharamund von allen Franken gemeinfhaftlih zum 
König erwählt worden jein. Gewiß ift aber nur, daß er in Francia geherrſcht hat, zweifelhaft 
alleö andere, namentlich ob dieje Francia das alte oder neue Frankenland oder beides bedeuten 
ſoll. Nicht minder fabelhaft und deswegen für Geſchichte und Staatswiſſenſchaft durchaus uns 
braudbar ift, mas jih über Bharamund'3 Nachfolger Merovig(Meroveis) aufgezeichnet findet; 
zweifelhaft endlich, ob die Aufzeichnung einiger ſalfränkiſchen Rechtsgewohnheiten oder Geſetze, 
die unter den Namen ver Lex Salica befannt ift, dieſer Zeit angehört, und wo und wie fie 
entitanden jei und wieweit jie gegolten habe. ; 

Noch einmal ftredte das fhon mit dem Tode ringende Römiſche Reich feine Hand aus nad 
dem halb verlorenen Gallien. Aetius, ein Feldherr und Staatsmann, befjerer Zeiten würdig, 
zog gegen die Franken zu Felde, und römiſche Geſchichtſchreiber rühmen, daß er ihnen das linke 
Rheinufer wieder entriffen habe. Allein höchſtens fonnte er einen König und fein Gefolge über 
den Strom zurückdrängen; die fränkiiche Bevölkerung des Landes, welche wol nie aufgehört 
batte, die Hoheit des Kaiſers anzuerkennen, ſelbſt wenn ein fränkiſcher Kriegsfürft ſich bei ihr 
der That nach der höchſten Gewalt bemädhtigt hatte, blieb nach wie vor im Beige des Lau— 
ded. So hatte auch des Aëtius Sieg feine bleibenden Folgen. Kaum einige Jahre ſpäter ent: 
wafinete der Frankenkönig Clodio die römiihen Gemwalthaber, und mehr bedurfte ed nicht, um 
alles Land, joweit Franken wohnten, feiner Herrſchaft zu unterwerfen. Wo er auf Widerſtand 
flieg oder Teinpjelige Gejinnung zu ahnden hatte, da vergalt er mit Mord und Verwüftung ; jo 
ianfen die Städte Mainz und Trier abermald in Trümmer. No einmal gerieth durch Zwie— 
ſpalt in. der königlichen Familie die Unabhängigkeit der Franken in Gefahr. Zwei Königsjöhne 
ſtritten um die Herrſchaft, ver eine rief Nom, der andere die Hunnen zu Hülfe. Bei Chaͤlons 
ſchlug dieje Aëtius mit deutſchen Waffen, aber jein fränfifher Schügling gewann nichts als 
den guten Rath, jich ſelbſt zu helfen. Bon da an wurde der Bezirk immer Fleiner, worin Roms 
Befehlen noch gehorcht wurde, obgleidy die gewohnte Ehrfurcht vor der Hoheit des Kaiſers blieb, 
deſſen Diener zu fein viele Könige der Franken ji zur Ehre gerechnet hatten. Auch Chlodwig, 
der (im Jahre 482) den legten römiſchen Statthalter in Gallien ſchlug und hinrichten ließ, ver= 
ſchmähte es nicht, nachdem er fo deſſen Herrſchaft bieileit der Alpen für immer ein Ende gemacht, 
die Thüringer, Alemannen und Gothen überwältigt und fi zum Herrn von ganz Gallien ge= 
macht hatte, vom morgenländijchen Kaiſer Anaftafius die Würde oder vielmehr ven Titel eines 
romiſchen Patricierd anzunehmen und ji mit ven Abzeichen derſelben zu ſchmücken. Nachdem 
Chlodwig und mit ihm die Franken zum Ghriftentgume übergegangen waren, verehrten jie im 
dem Kaijer aud das Oberhaupt der Ghriftenheit, und ed mußte jeine Würde um fo höher und 
beiliger erſcheinen, je weniger flare Begriffe man damit zu verbinden wußte. Defto tauglicher 
war jie, der Gewalt Karl's des Großen Olanz und eine gewiſſe Weihe zu geben. Weiteres über 
die Franken f. in ven Art. Deutfche Gefchichte, Deutſche Stämme und Frankreich. 

5.8. Hofmann. 

Frankfurt amMain, die erfte ver vier Freien Städte Deutſchlands. Dieje reiche und in- 
tereſſante Stadt, melde, wie Frhr. vom Stein in einem Schreiben vom 13. Juli 1816 ſich äußerte, 

„auf den weitlihen Theil Deutichlands feit den frühern Epochen unjerer Gefchichte einen großen 
politischen Einfluß behauptete”, hat auch in ihrer neuern Geſchichte bewährt, wieein freies ſtädti⸗ 
ſches Gemeinweſen bei allen jeinen nothiwendigen Mängeln und Kleinlihfeiten jo ganz gerignet 
it, ven Wohlſtand zu fördern, die innige Liebe der Bürger zu gewinnen und nicht nur den auf die 
Bannmeile concentrirten patriotiſchen oder vaterftädtiihen Sinn zu beleben, jondern aud eine 
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warme Empfindung für alle Angelegenheiten des Gefammtvaterlandes zu unterhalten. Gegen 
das Ende des 18. Jahrhunderts und am Anfange des 19. Jahrhunderts war das Gebäude der 
reichsſtädtiſchen Verfaffung nachgerade mit gar zu viel gothiſchen Schnörkeln überladen. Die 
Vergebung eines großen Theils ver Rathöftellen nah dem Erbredte der Geburt an das Patri= 
eiat, die äußerft verwidelte und fhwerfällige Gerichtöverfaflung, in der Die Gompetenzen ver- 
wirrt durcheinander liefen, die nicht bloß perfönliche, fondern auch reale Bermifhung der Juſtiz 
mit der Apminiftration, der Mangel einer für fich beftehenden Bolizeivermaltung, indem deren 
Wirkſamkeit unter viele der verichiedenften Stadtämter zerfplittert war, dann die Unterbrüdung 
der Nichtlutheraner, die wahrhaft jhimpflide Behandlung der Judenſchaft und überbied ein 
unabläffiges Streiten zwiſchen Rath und bürgerlichen Gollegien, Gorporationen und Religions— 
parteien über Publica vor den Reichögerichten, bei welchen die Rubrik „Frankfurt contra Frank⸗ 
furt‘‘ eine ftebende geworden war, dieſes alles fonnte fein erfreuliches Bild darbieten. Die 
Erjhütterungen, welche der franzöſiſche Mevoluriondfrieg herbeiführte, hatten zunächſt feinen 
Einftup auf VBerfaflung und Verwaltung. Als Euftine vor der Hauptwache dem Wolfe zurief: 
„Habt ihr den deutihen Kaifer geiehen, ihr werdet feinen mehr ſehen!“ ſprach er zufällig 
wahr; allein ven Geift der Frankfurter verfannte er völlig, indem er in einer Stadt, wo der 
Mittelftand jo mächtig und überwiegend ift und der Erwerb (die fogenannte bürgerliche Nah— 
rung) in der erften Linie der Intereffen flebt, die Armen oder Minderbegüterten hinter die Rei: 
hen jegen wollte; die Freiheit, die er und feine Begleiter verfündeten, mußte ſchon der Form 
halber dem Reichsſtädter höclich misfallen, dem die Garmagnole ein zu ſchroffer Gegenjag 
gegen die gewohnte Menuet war; ſodaß dieſe Anläffe nur dazu dienten, über Värerlichkeit 
und findlihen Bürgerfinn ih wohlverdiente Gomplimente zu mahen und in Danfjagungen 
dafür fi zu ergießen. Im übrigen wurden die Kriegäzüge der Franzoſen und Reichsvölker, 
die Emigrationen und Affignaten von Kaufleuten und Wirthen wie billig benugr; bie Brand: 
Ihagungen der Franzoſen ftürzten die Stadt in Schulven, an denen fie noch jegt zinft und bes 
zahlt, und die Mishräude blieben weientlich die alten, vermehrt durch Ermahnungen zur poli— 
tiſchen Gleichgültigkeit, geihärfte Geniurverbote und polizeiliche Austreibungen der franzöfis 
ſchen Emigranten. 

Als Frankfurt dur die Rheinbundsacte dem frühern Reichserzkanzler, Karl von Dals 
berg, Fürſten Primas, zu Eigenthum und Souveränetät übergeben wurde (eine Handlung, 
gegen welche der Rarh in einer muthigen PBroclamation feierlibe Rechtöverwahrung einlegte, 
mworin er dieſe Veränderung eine Kataftrophe nannte und die Ergebung in deutfdher Um— 
ſchreibung als Folge der vis major bezeichnete), da veränderte ich alled gewaltig. Karl von 
Dalberg ward, mie ed in jolden Fällen gewöhnlid war, bald nad dem Antritte feiner 
Regierung ald Water geprieien und nach jeiner Vertreibung als Uſurpator gehöhnt; er 
flürzte, zumal während jeiner Regierung als Großherzog von Frankfurt, die reiheftäßriiche 
Berfaflung un, von der er anfänglich, vorgebend, er betrachte die Stadt nur ald mediatifirt, 
einige Trümmer harte fteben und renoriren laffen; er organifirte durch Edicte, wie es damals nad 
dem Staatsrechte des Nheinbundes Mode mar, friihweg und unermüpdlid; er gab dem Staate 
eiten franzöjifhen Schnitt nad dem Mufter ded Großherzogthums Berg und des Königreichs 
Weftfalen ; er bradte viele Fremde (d. h. Einwohner aus feinen übrigen Staatögebieten) art 
das Ruder und verwendete von Branffurtern nur die Tauglichen, meiften® jeden an feiner rech— 
ten Stelle, verwies jubalterne Naturen auch zu fubalternen Dienftleiftungen; er belaftete die 
Stadt, wie der Drang der Zeiten es nothwendig machte, wie die Ausführung der Machtgebote 
des Protectors es erheifchte, und fügte neue Schulden zu denen, die er vorgefunden hatte, 

Allein feine Regierung, ein ſchnell verſchwundenes Intermezzo von jieben Jahren, hatte im 
ganzen der Stadt Gegen gebradt und gute Früchte getragen. Er ordnete die Verwaltung in 
allen ihren Zmeigen; die Rechtspflege brachte er auf einen beflern Fuß durch Giniegung treffe 
licher Gerichte in wohlbemeffenem Inftanzenzuge, durch Ginführung der franzöſiſchen Gefegs 
bücher für das bürgerlibe und Strafreht und einer von Albini und Seger bearbeiteten Pro— 
ceßordnumg. Der politiihe Unterſchied der Bekenner der hriftlihen Confeſſionen wurde aufge= 
hoben, den Juden dad Recht des Bürgerd gegen käuflihe Ablöjung ihrer befondern Laſten 
gegeben. Waren die berathenden Kandftände nur eine Fiction (Frankfurt endete fünf Deputirte), 
die Mumicipalitäten willenlos, die Preſſe gedrückt, die politifche Polizei dem Anſcheine nach ſtets 
thätig, fo waren biefed Nothwendigkeiten des Tages und unvermeivliche Folgen des Kriegs— 
zuftandes, des Gehorſams gegen einen unbeugſamen Willen des Eroberers. Dagegen brach 
Karl von Dalberg nie das Recht, weder aus Furcht, noch aus Kriecherei, noch aus Herrfchfucht 
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und Deöpotie. inter feiner Herrſchaft wurde feinem Frankfurter ein Haar auf dem Haupte 
gekrümmt, feiner wegen feiner Meinungsäußerung, und auch damals ſprachen viele freimütbig, 
verfolgt, feiner unter Commiſſionen geftellt, feiner ald Staatögefangener in das Ausland abge= 
führt. Bei feinen Griminalgerichten war die inquifitorifhe Procegart beibehalten und ein 
münblihes Schlußverbör in öffentliher Sigung des verfammelten Griminalgerichtd ſowie eine 
öffentlihe Sigung zum Anhören der Gerichtsvorträge und der abzulefenden Vertheivigungs: 
ſchriften angeoronet. Aber in jenem Inquilitionsverfahren waren die Qualen der Unterſuchung 
nie ihr Zweck. Die Tortur, au durch die beſtimmte Vorſchrift jener Griminalprocefordnung 
abgeſchafft, nachdem fie vorber wol ſchon aus ven Sitten der Gerichte verſchwunden, wurde nie: 
mals unter feiner Herrihaft durch die Veinlichfeit der Unterfuhungshaft erjegt Seine Grimi: 
nalgerichte waren nie über das lebhafte Betragen des Angeſchuldigten, über ven Schrei der Un— 
ſchuld entrüftet, befhränften und hemmten nie die heilige Freiheit der Rechtsvertheidigung. 
Sein Herz, fein Streben war deutſch, frei und recht, fo wenig er in ven Präambeln jeiner Evicte 
die Deutichheit zu Marke trug. Sein Scepter neigte noch immer zum Krummftab. 

Karl von Dalberg, flüchtend vor den Bligen der leipziger Schlacht, ftarb in Armuth. Mit 
Rührung gedenken die Frankfurter noch des Tages, da Kaifer Franz, als jollte Cuſtine's Weif- 
fagung zu Schanden werden, an der Spige feined Heeres die Stadt feiner Krönung betrat und 
in den Dom ritt, wo er einft geweiht worden war. Es ift der Tag, an welden Frankfurt die 
erfte Hoffnung feiner neuen Freiheit fnüpfte. Die vierzehn Bürgerfapitäne, die älteften der 
Reichsbürger, „in dem Drang der Zeiten erhaltene Vorſtände der Stadtquartiere‘, waren die 
erjten, welde an den Kaijer die Bitte um Wieverheritellung der alten Stadtverfaſſung und 
Gommune richteten; der dritte Punft war freili dabei: „in der Stadt Frankfurt und deren 
Gebiete Feine Anftellung von Fremden allergerehteit geſchehen, ſondern zu allen öffentlichen 
Stellen und Amtern nur redliche, gutgefinnte und geſchickte Frankfurter allergnäpdigit gelangen 
zu Jaſſen“. 

Durch Entihliefung der verbündeten Mächte vom 14. Dec. 1813 ward genehmigt, daß die 
Stadt Frankfurt mit ihrem ehemaligen Gebiete jih von dem Großherzogthume trenne, und eine 
eigene ſtädtiſche Verfaflung in der Art angeordnet, daß Frankfurt vorläufig in feine vormalige 
Municipalverfaflung zurüdtrete, Gleichzeitig wurden die alten Rechte in bürgerlichen und pein— 
lihen Rechtsſachen wiederhergeſtellt. Wohl zu jchnell und übereilt. Die neuen Gefegbüder 
über das materielle Recht hatten zu Eurz in der Stadt gelebt, als daß lie jich ſchon mit der Ge— 
finnung der Bürger hätten verfchmelzen können. Man hatte fie faum begriffen, und jie wurden 
ſchon befeitigt. Wäre ihnen damals ein längerer Bejtand bejchieden geweien, hätten ihre noth- 
wendigen Umgebungen, öffentliches und mündlihes Verfahren in bürgerlihen Rechtsſachen 
und Strafjahen, Staatsanwaltſchaft, Gefhmworenengerichte, Handeldgerichte, fich jenen zwei 
Gejegbücern beigejellt, gewiß würden Juriften und Bürgerſchaft ven hohen Werth viefer in 
germanifchen Urbegriffen wurzelnden Einrichtungen erfannt und für ihre Beibehaltung mit dem 
nämlichen Eifer fi verwendet haben wie andere deutſche Volksſtämme, welde mit dem fräftig: 
ften Nationalgeifte die innigſte Anhänglichkeit an eine Errungenfchaft vereinen, die fie während 
ihrer vorübergegangenen Verbindung mit dem Auslande erwarben. 

Art. 46 der Wiener Gongreßacte begründete fpäter dad Verhältniß einer Freien 
Stadt, eines felbjtändigen Staates, Mitglieds des Deutſchen Bundes, mit der Fundamental: 
beftimmung, daß die Staatdeinrihtungen auf einer vollfommenen Rechtsgleichheit unter den 
verfhiedenen hriftlihen Gulten beruhen follen, eine Gleichheit, welche ſich auf alle bürgerlichen 
und politifhen Rechte erſtrecken werde und in allen Beziehungen der Regierung und Verwaltung 
zu beobachten fei. 

An diefen neuen, folange erfehnten Zuftand reihten ſich mehrjährige Berfaflungskänpfe. 
Man mußte das Richtige nicht leicht zu finden; hin und her bewegt zwifchen der Kiebe zum ver: 
ſchwundenen Alten und der Nothwendigkeit des zeitgemäßen Neuen ſchwankte man in Berfuchen. 
Innerhalb zweier Jahre wurden mehrere proviforifche Gonftitutionen erlaffen, verkündet, felbft 
gehandhabt. Einige diefer Verſuche ftarben in der Geburt. So hatte der Rath einnıal die Ab: 
fit, die nad den neuern Zeitumftänden nothiwendige unmittelbare Mitwirkung der Bürger 
bei der Geſetzgebung durch eine Art von Gomitien oder Bolföverfammlungen eintreten zu laffen, 
bei welchen die Bürger, in große Säle eingefperrt, über die Senatöpropofitionen, ohne Discuſ⸗ 
Non, mit Ja und Nein nad der Reihenfolge abzuftimmen hätten. Mit dergleichen Ideen Eonnte 
fi ein gefunder Sinn nicht befreunden. Großen Eindruck machten die Vorftellungen von fieben 
der ausgezeichnetften Sachwalter, welhe (am 7. Det. 1815) mit Beflimmtheit verlangten, daß 
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der Rath die Bürgerfhaft dazu aufrufen möge, eine unmittelbare Repräfentation aus der Mitte 
aller Bürger frei und unabhängig zu wählen, indem eine folde wahre Bürgervertretung allein 
die Vollmacht befigen fönne, über die Verfaffung zu befchließen. Die Löfung aller diefer Wirren 
war dur Niederfegung einer Commiſſion der Dreizebn (eines Verfaffungsrathes) erfolgt, beſte— 
hend aus drei Rathsgliedern, drei Mitgliedern des fländigen Bürgerausichuffes over Ginunvfunf: 
zigercollegs und fieben Mitgliedern, von der gefammten Bürgerfchaft gewäßlt (15. bis 22. Ian. 
1816). Dieje Commiſſion hatte den Auftrag, alle Anſichten der Bürger (in Form von Monita 
zu einem zwifchen Senat und Bürgerausjhuß vereinbarten Verfaffungsentwurf) zu hören und 
das Befte daraus zu nehmen. Das Werk dieſer Commiſſion ift die gegenwärtig in Kraft beſte— 
hende VBerfaffungsurfunde, Eonftitutiond-Ergänzungsacte genannt, melde durch Virilabſtim— 
mung ber Bürger am 17. und 18. Juli 1816 angenommen wurde. 

An die Spige dieſer Verfaffungdurfunde ward das Princip gefegt, daß die alte reichsſtäd— 
tiſche Berfaflung im ganzen wiederhergeftellt fein follte, wie jie auf Orundgefegen, Verträgen, 
reihsgerichtlihen Entiheidungen und Herkommen beruhte, und daß nur zweierlei Modificatio— 
nen daran eintreten jollten: erftend viejenige, welche Art. 46 der Wiener Congreßacte vor: 
ſchreibe, und zweitend diejenigen, welche durch die veränderten ſtaatsrechtlichen Verhältniffe und 
den Zeitgeit geboten worden, Da das Herfommen und der Zeitgeift zufammen mit als Duellen 
des öffentlichen Rechts bezeichnet wurden, dad Herkommen ſelbſt aber, fomeit es nit auf Die 
Sanction von Misbräuhen binausläuft, fondern in rationellen Rechtsgewohnheiten beitebt, 
nichts anderes ift ald eine Außerliche Darftellung des ältern Zeitgeiftes, fo ergibt ih von ſelbſt, 
daß diefe Verfaffung ſo wenig ald irgendeine andere des Einfluffes fortfchreitender Entwidelung 
der öffentlihen Verhältniffe fich zu erwehren vermag. Mit Recht ift daher in ihr auf eine Revi— 
jion in gewiffen Formen Rüdjicht genommen worden; allein aud) abgefeben von diefen Formen 
ift es nicht zu vermeiden geweien, daß in der Ausübung mandjes fi anders geftaltete, und fo 
werden auch im Lauf der Zeiten, bis zu einfliger Reviſion, mande Abänderungen, theild un 
merklich, theild unter dem Vorwande von authentifhen Erläuterungen eintreten. Anerfannt 
wurden in der Gonftitutions = Grgänzungsdacte die alten Rechte und Freiheiten der Bürger: 
ſchaft, welche teils die eigentlichen Stadtbürgerrechte (Communalrechte) find, theil® dev Bürger: 
ichaft ald Trägerin der Landeshoheit zuftehen. Hinzugefügt wurden Rechte, welche ven ſämmt— 
lichen Einwohnern des Staated nothmwendig mit zu ftatten famen, wie dad Abzugsrecht, die 
Beſtimmung, daß nur infolge verfaflungsmäßiger Anorbnungen die Steuern und Abgaben 
entrichtet zu werden brauchen, die Aufhebung der Strafe allgemeiner Vermögensconfiscation, 
die Preffreibeit, „welche der gefeggebende Körper gleihförnig mit demjenigen reguliren werbe, 
was auf der Deutſchen Bundesverfammlung feftgefegt werben dürfte”. Doc gelangte in Be: 
treff dieſes legten Rechts nichts an die Geſetzgebende Verſammlung. Die Hoheitsrechte der Stadt 
Frankfurt, ihre Rechte der Selbftverwaltung find erklärt als zuftehenn der Geſammtheit der 
chriſtlichen Bürgerfchaft. Dies, dann die Aufhebung aller Vorrechte des Patriciats (der Ge: 
ihlechter) Hat die früher controverfe Frage gelöft, ob die franffurter Regierungsform eine 
Ariftofratie oder Demokratie fei. (Morig, „Staatöverfaffung der Reichsſtadt Frankfurt”, 
1, 318— 322.) Es ift eine Demokratie; diefe aber wird gar wejentlich temperirt durch den Ein— 
fluß der Geldariflofratie und der Familien, durch Innungd-Privilegien und Ängſtlichkeit; die 
‚Demokratie ift aber aud) infofern nicht vorhanden, als die Vorrechte der politiſch privilegirten 
Bürger dem Mangel aller politifhen Rechte bei den andern Staatseinmohnern entgegenfteben, 
folglich nit dem Volfe im eigentlihen Sinne die Staatshoheit zugetheilt ift. 

So günftig nämlich die Stellung der Bürger in Beziehung zum Staate ift, fo nachtheilig 
ind die andern Klaſſen der hriftlihen Staatögenoffen, die Beifaffen und Dorfbewohner, be: 
handelt. Die Beifaffen find nit nur von alfer, Theilnahme an Öffentlichen Angelegenheiten 
ausgeihloffen, fondern e8 fehlen ihnen auch alle Befugniffe des Ortsbürgerrechts, ſodaß fie 
weder Handel noch Handwerke treiben, weder der Advocatur noch der medicinifhen Praris fi 
ergeben dürfen und auf die nievern Gefhäfte von Bedienten, Kutjchern, Ausläufern, Shub- 
flifern und Handwerksgeſellen fih beihränfen müflen. Selbſt der Grundbeſitz ift ihnen als 
Regel nicht erlaubt; nur Käufer in der Stadt, welchen fein Realrecht zu einem bürgerlichen Ge= 
werbe zufteht, dürfen fle nad) einem Geſetz aus dem Jahre 1839 erwerben. Die Staatsweis⸗ 
heit hat für diefe harten Ubelftände feine vernünftigere Aushülfe zu erdenfen vermodt, ald daß 
man möglichft wenige oder auch lieber gar feine Beifaffen aufnehmen müffe; das Nähere, daß 
man ihnen von Rechts wegen die Rechtsgleichheit ertheilen folle, ag noch immer zu entfernt. 

Zu Frankfurt gehören aht Dörfer mit 11000 Einwohnern (1846). An einem berfelben, 
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Niederrad, war infolge ded Art. 51 der Wiener Congreßacte ein Viertheil Condominat an das 
Kaiſerthum Ofterreich gefallen, indem Frankfurts Territorialbeftand nad dem Entfheidungsjahr 
1803 feftgeiegt ward, und jener Gondominatötheil mit andern Rechten und Gütern bis dahin 
dem Deutihen Orden gehört hatte, der in —ſterreich noch fortbeſteht und welchem auch die Aus— 
übung jener Condominatsrechte von Oſterreich wieder verliehen wurde. Indeß durch einen am 
18. März 1842 abgeſchloſſenen Staatsvertrag hat Oſterreich, unter Mitwirfung des Hoch- und 
Deurfhmeifters, alle Güter und Rechte der frühern Deutſch-Ordens-Commende Frankfurt und 
damit auch jedes Condominat an die Freie Stadt Frankfurt küuflih abgetreten und nur bas 
Deutſche Haus in Sachſenhauſen nebft der Deutih= Ordens: Kirche dajelbft von diefer Abtretung 
ausgenommen. Bon da an wurde Niederrad in der Verwaltung und Vertretung den übrigen 
Ortſchaften gleihgeftellt und erhielt diefelben Gemeindeorpnungen und Steuereinritungen. Diefe 
Rechtsverhältniffe nun (1846) jind Folgende. Die Dorfbewohner, Ortsnachbarn genannt, haben 
in ihren Dörfern die Rechte freier Bauern und wählen wie in ganz Deutihland ihre Municipa= 
litäten aus ihrer Mitte; dagegen fönnen jie, was nirgends im monardhiichen Deutfhland mehr 
vorkommt, zu feinen Staatödienften oder geiftlihen Stellen irgendeiner Art gelangen, und der 
Theolog, der Bauernjohn ift, kann nicht Pfarrer in dem Dorfe werden, dem er mit Heimats— 
recht angehört; einem eigenen Landverwaltungsamte ift die nächſte Leitung der Angelegenheiten 
der Dörfer übertragen, damit das Verhältniß der Patrimonialherrſchaft recht anſchaulich bleibe; 
ein eigened Steuergejeg befteht für den Landbezirk; elf Abgeordnete der acht Dorfichaften ver— 
treten freilich ihre Kofalintereffen im gefeggebenden Körper, allein fie werden nur einberufen, 
wenn Communalfahen der Dörfer vorfonmen, und wirken nicht mit bei der Geſetzgebung über 
allgemeine Angelegenheiten des ganzen Staates ; jie müflen ihre Deputirten aus Bewohnern der 
einzelnen Dörfer, melche darin mit Gemeinderecht anfäfjig find, wählen, und dieje befigen nicht 
immer die erforderlichen Fähigfeiten, um den Gefhäftsmännern der Stadt die Wage zu halten; 
die elf Stimmen verlieren fi) in der Dienge und find ohne eigentlichen Anhaltöpunft; die Land— 
bewohner werden daher regiert, wol mild regiert, aber freie Bürger find jie nit, jondern 
Unterthanen der Stadtbürger. Ob ein ſolches Verhältnig dem heutigen deutſchen Staatsrecht 
gemäß fei, ift jehr zu bezweifeln. 

Die privatbürgerlihen Verhältniffe der Juden wurden nah langem und gehälfigem 
Streite durch Vergleih und Gefeg im Jahre 1824 regulirt. Biel Aufiehen hatte die frühere 
Einſchränkung der Zahl ihrer jährlihen Ehen gemacht — ein Gefeg vom Jahre 1834 Hob dieſe 
Einjhränfung auf, fofern beide Theile im ifraelitifhen Bürgerverbande ftehen, und eine im 
Dctober 1846 getroffene legislative Entſchließung erflärte e8 als einen Gegenftand des freien 
adminiftrativen Ermeſſens des Senats, auch bei folden ifraelitifhen Ehen, wo ein Theil 
fremd jel, während zehn Jahren verſuchsweiſe die Ehebewilligung zu ertheilen, ohne an eine 
gewiſſe Anzahl gebunden zu fein. Im ganzen neigte ſich in den fpätern Jahren die Legis— 
lation immmermehr zur Milde und Menihenfreundlidkeit gegen diefe Einwohnerklaſſe, was 
die Juden den allgemeinen politiihen Anſichten, ihren wirflihen und erheblihen Fortſchritten 
in bürgerlicher Tüchtigfeit, ihrer Geldmadt ſowie dem ſtets regen Eifer verdanken, womit fie 
für die ungeftörte Erhaltung und thunlichfte Verbefferung ihrer Nechtöverhältniffe wachten. 

Die Staatöbehörden der Stabt üben die Hoheitsrechte der gefammten Bürgerſchaft Fraft des 
Rechts aus, welches fie aus der von diefer Bürgerfhaft erfolgten Übertragung ableiten. In erfter 
Linie fteht die Gefeggebende Verſammlung. Sie befteht aus 20 Mitgliedern, die der Senat, aus 
20, welche ver ftändige Bürgerausfhuß, jeder aus feiner Mitte, wählt, und aus 45 Mitgliedern, 
die dur ein Wahlcollegium ernannt werben, das die gefammte Bürgerschaft durch die Urwah— 
len jährlich zufammenfegt (Wahlcolfegium der Künfundiiebzig). Bel diefen Urwahlen mitzu= 
ſtimmen, find alle hriftlihen Bürger ohne Unterſchied berechtigt; die Abftimmung erfolgt in 
drei Abtheilungen, welche fi folgendermaßen bilden: erfte Abtheilung: Adelihe, Gelehrte, 
Künftler, Staatödiener, Offiziere, Gutöbefiger; zweite Abtheilung: Kaufleute, Krämer, 
Wirthe; dritte Abtheilung: Handwerker und zünftige Künftler. In Betreff der erften Abthei- 
lung ward durch eine authentifche Erklärung vom 3. Oct. 1833 geſetzliche Fürſorge getroffen, 
dag nur wirkliche Staatödiener in diefer Abtheilung flimmen; es Hatten fih vorher zuweilen 
wiberruflihe niedere Angeftellte, die in anderer Eigenſchaft Bürger waren und alfo in den 
andern Abtheilungen zu ftimmen hatten, als Staatöviener mit Zetteln, die man ihnen in die 
Hand gegeben, eingefunden; man fühlte das unbeftrittene Bedürfniß, daß gerade auch die erfte 
Abtheilung durd diejenigen repräfentirt werden müffe, die ihr wirflih angehören. Wählbar 
ift jeder jelbftändige Hriftlicde Bürger ohne Unterfchied der Größe feiner Steuerpfligt, wenn 
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er 30 Jahre altift. Im ganzen ward ſchon feit vielen Jahren beklagt, daß die Bürger in gerin- 
ger Anzahl und mit Lauheit zu den Urwahlen fi einfanden. Aus drei Gründen läßt ſich dies 
erklären: die Theilnabme iſt ſchwach, weil die Wahlen in ven geſetzgebenden Körper nur mittel- 
bare Wahlen jind; die Theilnahme ſcheint vielen unnöthig, weil in der Negel die nämlichen 
Verſonen gewählt zu werden pflegen; die Theilnahme wurde von vielen verihmäht, als es 
Sitte geworden war und unftatthafte Begünftigung gefunden hatte, daß wenige Stadtfanzlei- 
und Polizeibeamte fi der Leitung der Wahlen, hauptfächlich derer aud dem Stande der Ge: 
lehrten und Staatädiener, bemeifterten, die widhtigften Wahlen in allen Stadien lenften und 
die Stimmfreiheit ſtörten. Doc befferten fih in neuerer Zeit diefe Zuftände wejentlih. Die 
legtgedachte Ungebühr ward ihrer fernern Machtlofigfeit ih bewußt und trat zurüd. Gin 
frifcherer und reinerer Geift drang in die Wahlen ein. Der Fortſchritt ward die Lofung, und 
bie Wahlberechtigten fahen ein, daß für ven Fortſchritt das Wichtigfte die Feitigfeit des erften 
Schrittes jei. 

Die Gefeggebende Verfammlung, dur dieſe Wahlen gebildet, aus 85 Mitgliedern beſte— 
hend, wird jedesmal auf den erften Montag im November zufammenberufen. Ihre ordentliche 
Sitzungszeit dauert dann ſechs Wochen; für fpätere Berathungen wird fie außerordentlich ein= 
geladen. Aus ihren jenatifchen Mitgliedern wählt jie ihren Präfiventen. Die Wahlen gelten 
immer nur auf ein Jahr. In der Regel gelangen alle Bropofitionen an den geſetzgebenden 
Körper von dem Senat, nur ausnahmsweiſe können während der orbentlihen Sigungszeit 
aud der fändige Bürgerausfhuß und die einzelnen Mitglieder der Gefeggebenden VBerfammi: 
lung Anträge ftellen. Allein bei vergleichen Anträgen ift die Beſchluhßnahme der Verfammlung 
darauf eingefhränft, über die Zuläffigfeit ſich auszuſprechen und eine Rüdäußerung des Se: 
nats zuerforbern. Wenn nun diefe Rückäußerung liegen bleibt, fo werben die Anträge ver: 
geſſen ober gleihgültig und das ganze Recht der Antragsftellung ein wirfungslofes und müßi- 
ges Vetitionsreht. Indem man dem Rathe eine Initiative vorbehalten wollte, gefährdete man 
die Wirkſamkeit der Initiative des gefeggebenden Körpers mejentlih. Zwar hat er die Be— 
fugniß, einen von dem Senate abgelehnten Antrag in drei aufeinander folgenden Sigungen ſich 
vorlejen zu laffen und aldvann über deſſen Inhalt definitiven Beſchluß zu faflen, allein der Ge: 
ſchäftsgang würde immer die Anwendung einer folden Befugniß vereiteln. Glüdlichermeife 
Hilft der innere Drang der Dinge meiftend über diefe formalen Schwierigkeiten weg, indem An: 
träge von Bebeutung und Wichtigkeit fi von felbft Bahn und Gehör verjhaffen und vom 
Rathe nicht unbeachtet bleiben. 

Der Sompetenz der Geſetzgebenden Berfammlung find folgende Angelegenheiten zur defi— 
nitiven Berathung und entſcheidenden Beſchlußfaſſung vorbehalten und zugewielen: die ge: 
fammte Gejeggebung, mit Einſchluß der Befteuerung und der Erhebungsweije der Steuern; 
die Sanction aller Staatöverträge; die Genehmigung des jährlihen Budgets und die Überſicht 
über den gefammten Staatshaushalt; die Entfheidung in Verwaltungsfahen und andern zur 
Kompetenz ded fländigen Bürgerausſchuſſes gehörigen Gegenftänven, wenn Senat und Bürger: 
ausſchuß fi in ihren Anjichten nicht vereinigen können (eine Entſcheidung, die zur Zeit der 
Reichsverfaſſung dem Reihshofrathe zuſtand); die authentiihe Interpretation der Verfaffungs: 
urfunde und der Geſetze; die Bewahrung und Erhaltung der Stadtverfaffung, mit Einſchluß 
der Beſchwerden Einzelner über Verlegung ihrer conftirutionellen Rechte. Die Anzeigen von 
Verfaffungsverlegungen bilden übrigens den einzigen Fall, wo Petitionen der Bürger bei ver 
Geſetzgebenden Berfanmlung eingereicht werden können, indem alle andern Petitionen nur an 
den Senat gerichtet werben dürfen. 

Dieſer Wirkungskreid der Gefeggebenden Verfammlung ift bedeutend genug; überdies, die 
Wandelbarkeit ihrer Einfegung, ihre Mifhung aus allen Klaffen der Bürger, die jährliche inte: 
grale Erneuerung der Wahlen ihrer Mitglieder, ihre Geſchäftsordnung, welche eine freie münd: 
lie Discufjion einem jeden Bejchluffe vorhergehen läßt, die Thätigkeit der einzelnen Mitglieder 
in Specialcommijjionen für jeden wichtigen Deliberationsgegenftand — alle died bringt mit 
fih, daß diefe Berfanmlung das bewegende und erfrifchende Element im Staatöleben bildet. 
Ihre Bunctionen dürfen vaher als wohlthätig, der Gedanke, der jie neu in die franffurter Ver: 
faflung einführte, darf ald ein guter Gedanke bezeichnet werden. Ob nicht die Organifation 
dieſes Staatöförperd verbeffert werben fönnte, ob es nicht vielleicht nügliher wäre, wenn bie 
Mitglieder der Berfammlung lediglich von der Bürgerſchaft gewählt würden und der Senat 
nur Dur Regierungscommiffare aus feiner Mitte vertreten wäre, kann bier nicht geprüft 
werden. Das Weſentlichſte ver Verhandlungen des gefeggebenden Körpers ward übrigens feit 


Frankfurt am Main Ze 465 


dem Jahre 1832 dem Publikum mitgeteilt, anfänglich in einer Zeitfhrift, dann ſeit dem 
Jahre 1833 in einer eigens hierfür veranftalteten Zeitungsbeilage. 

Der Senat (oder Rath) ift das Regierungscollegium und hat allein die erecutive Gewalt. 
Er befteht aus 42 Mitgliedern, die fi in drei Orbnungen oder Bänfe theilen: Schöffen, Se- 
natoren und Rathsverwandte (jede Ordnung von 14 Mitgliedern). Das Präſidium führen vie 
beiden Bürgermeifter; der ältere aus den Schöffen, der zweite aud den Senatoren, jedesmal auf 
ein Jahr / durch den ganzen Rath gewählt. Iſt eine Rathöftelle erledigt, To wird fie folgender— 
maßen wieder bejegt. Die ſämmtlichen Senatsglieder wählen ſechs Wahlberren, ebenjo wählen 
die 65 Mitglieder des geſetzgebenden Körverd, die nicht zum Mathe gehören, gleichfall8 aus 
ihrer Mitte ſechs Wahlherren. Diefe zmölf Wahlherren bilden ein Gonclave und fchlagen drei 
&andidaten vor, unter welchen die altherfömmliche Kugelung (dad Lofen mit drei Kugeln, zwei 
ſilbernen und einer goldenen) entſcheidet. Erforderniß ift bei der Rathsſtelle das Alter von 
30 Jahren, ferner (mie bei allen andern Givilämtern) das Bekenntniß der chriſtlichen Religion 
und das Indigenat (der Gewählte muß entweder ald Sohn eines Bürgers geboren fein oder 
ihon zehn Jahre lang im Bürgerrechte ſtehen). Von der zweiten Bank auf die erfte wird nach 
dem Dienftalter vorgerückt. Auf der dritten Banf müſſen ſtets zwölf Mitglieder vem Stande der 
zünftigen Handwerker angehören. So angemeſſen es ift, jedem Stande feine Repräfentation zu 
ſichern, fo zweckwidrig erjcheint für ein eigentliches Megierungscollegium wie der Senat die 
Vorſchrift, daß zwölf feiner Mitglieder dem zünftigen Handmwerföftande angehören müffen , und 
ed würde vielleicht die Behandlung der Befhäfte nur gewinnen fönnen, wenn der ganze Senat 
aus einer geringern Anzahl von Mitgliedern, welche aber alle ganz eigentlich für die Regie- 
rungsgeſchäfte ausgebildet wären, beftände,, dad gefammte Gollegium nur über die allgemeinen 
Angelegenheiten des Staates beſchlöſſe, die Oberaufficht über die einzelnen Fächer aber unter 
einige Senatsabtheilungen vertheilt wäre, und hiernächſt ſowol die Gerichte ald die Verwal— 
tungöftellen nicht aus der Mitte des Senats, fondern mit Directoren, Richtern und Beamten 
befegt würden. 

Der Senat jondert fih in ven Großen Rath und den Engern-Rath oder Verwaltungs- 
jenat. Im Großen Rath, welher alle 42 Mitglieder umfaßt, werden alle Gegenftände, 

die zur Entſcheidung des geſetzgebenden Körpers gehören, die Gnabenjahen und Amter- 
vergebungen behandelt. In dem Engern Rath befinden ſich nur die Mitgliever , welche mit der 
Juftizverwaltung nicht befchäftigt find, dann die fieben älteſten Rathsverwandten; der Engere 
Rath entſcheidet über diejenigen Verwaltungsſachen, die dem Großen Rath nicht vorbehalten 
find. Dem ältern Bürgermeifter ift insbeſondere noch die obere Reitung der bewaffneten Macht 
(beftebend in einer zahlreichen und gutgeübten Stadtwehr, dann in dem durch neuere Beftim- 
mungen, nach welchen die Reſerve fogleidh unter die Waffen geftellt werden joll, auf 910 Mann 
vermehrten Bundescontingente), dem jüngern Bürgermeifter der Vorfig bei der Leitung des 
Volizeiweſens und ver Handwerkoſachen, ſowie die Unterfuchung der Erforderniffe bei Bürger: 
aufnahmen anvertraut. Der Senat verwaltet die Gerichtöbarkeit in bürgerlichen und peinlichen 
Sachen in demfelben conjtitutionellen Sinne, mie in monardifhen Staaten alle Juftizpflege 
von dem Staatdoberhaupte ausgeht; wonach denn allerdings nicht gerade alle Gerichte durch 
Senatsdeputirte befegt fein müflen und die beantragte Anordnung eined aus Handeldleuten bes 
ſtehenden Handelsgerichts feinem conftitutionellen Bedenken unterliegen könnte. 

Infolge der Gonftitutiondergänzungsacte wurben eingefegt: ein Appellationd= und Cri⸗ 
minalgericht, ein Griminalamt (Unterfuhungdgeriht), ein Stadtgericht und Guratelamt, dann, 
für die geringfügigen Rechtsſachen, drei Stabtjuftizämter und ein Landjuftizamt. Das Appella- 
tiondgericht, Stadtgericht und Guratelamt beftehen aus Senatöbeputirten. Später fanıen noch 
hinzu: das gemeinfhaftlihe Oberappellationsgericht der Freien Städte in Lübeck, der Zollrichter 
für Streitigkeiten und Gontraventionen in Hinfiht auf das Rheinfhiffahrtöreglement, das 
Polizeigeriht, dad Zollunterfuhungsgerit. Eine große Unregelmäßigfeit ift, daß man durch 
die im Jahre 1821 abgeichloffenen,, in vielen Hinſichten der Stadt ſehr nachtheiligen Poftvers 
träge dem Fürften von Thurn und Taris geftattet hat, Patrimonialgerichte zweier Inftanzen 
für die Mitgliever feiner Generalpoftdirection in Frankfurt zu gründen. Befondere conftitutios 

nelle Rechte der Gerichtsuntergebenen in Beziebung auf die Rechtspflege find: die Befugniß, 
bei dem Appellationdgerichte ſowol in zweiter als dritter Inftanz in allen Sachen die Actenvers 
fendung zu verlangen; ferner vie Befugniß, gegen die Straf: oder Gonfiscationdverfügungen 
ber adminiftrativen Stadtämter ven Recurs an das Appellationdgericht mittels der Rechtsmittel 
Staatsskerifon. V. 30 


466 Frankfurt am Main 


der Appellation und Revifion zu ergreifen. Daß in Bolizeiftraffachen und in Criminalſachen 
das Recht der Actenverſendung, weldhes ſchon der Bürgervertrag von 1613 fanctionirte, durch 
den Bundesbeſchluß vom 5. Nov. 1835 aufgehoben wurde, tft jhmwerlid an irgendeinem andern 
Orte Deutihlands fhmerzliher empfunven worden als in Frankfurt, mo die Freunde mie die 
Feinde diejes für die parteiloje und unabhängige Juſtizvflege Fleiner deutihen Staaten jo wich— 
tigen Inftituts alle Gelegenheit gehabt hatten, deflen große Vorzüge Eennen zu lernen. 

Außer dem Senate, ald dem Regierungs- und Vermaltungscollegium, beftebt zum Behufe 
einer beftimmten Mitwirkung und Gontrole bei ver Verwaltung eine (ihon im Jahre 1732 an— 
geordnete) ftändige Bürgerrepräfentation oder der ſtändige Bürgerausfhuß, feit 1816 aus 
61 Mitgliedern zufammengefegt, unter welchen ftet3 ſechs Nechtsgelehrte fein müflen. Den 
Vorſitz in diefem bürgerlihen Collegium führt ein Senior, auch nimmt daſſelbe einen rechtes 
fundigen Gonjulenten an. Die Befugnijfe dieſer Staatsbehörde ind im allgemeinen: über die 
Fefthaltung ver Verfaffungsgrunpgejege zu wachen; bei wichtigen und neuen Ausgaben, bei 
Beräußerungen oder Erwerbungen von Stabtgütern, bei Brocepvergleichen, bei Anordnung 
der Steuern und Feitiegung des Ausgabenbudgers, überhaupt in allen Finanzangelegenheiten 
dem Rathe, welcher mit diefem Bürgerausihuß jchriftliche oder mündliche Gonferenzen unmittel= 
bar oder durch die Stabtämter pflegt, feine Meinung zu eröffnen; endlich bei fonftigen wich— 
tigen Vorfällen zum Beſten des öffentlichen Weſens und zur Verhütung von Schaden Bor: 
ftellungen und Erinnerungen an den Senat zu richten und nöthigenfalls Beſchwerde bei der 
Gejeggebenden Verfammlung zu führen. ine fperielle Mitwirkung und Controle bei ver Ad⸗ 
miniftration übt aber ver fländige Bürgerausihug aud dadurd noch fortwährend aus, daß er 
eineötheild zu allen einzelnen Berwaltungsftellen und Behörden permanente Commiſſare (bür— 
gerliche Deputirte) abordnet, welche bei allen Ausgaben über pünktliche Einhaltung ver gefeg- 
lihen Etats und Bewilligungen wachen und alle Zablungsanweifungen gemeinihafrlid mit den 
Senatödeputirten vollziehen; und dag er anderntheil® zur Gontrole bei ver Buchführung der 
Verwaltungsämter befoldete Gegenichreiber anftellt, die ihm unmittelbar verpflichtet find. 
Überdies bilden neun Mitglieder diejer Behörde dad Stadrrehnungsrevijiondcolleg (den Red: 
nungshof oder das Neunercolleg). Wenn fi nicht leugnen läßt, daß durch diefe Ginrihtun: 
gen, Gonferenzen und unabläfjigen Gommunicationen zwiſchen drei Staatökörpern der Ge: 
ſchäftsgang in reinen Verwaltungsſachen oft etwas Schleppendes erhält, jo wird doch gewiß 
auf der andern Seite dadurch gegen Malverfationen ein ftarfer Riegel vorgefchoben , dem Ein: 
ichleihen und der Begünftigung von Misbräuchen gefteuert, und es verbreitet ih in der Bür- 
gerſchaft eine Maſſe praftiiher Erfahrungen uber die Stabtabminiftration. Im der Finanzver— 
waltung hatten fich wefentliche Verbeſſerungen ald höchſt nothwendig gezeigt. Die Einnahmen 
hatten nicht mehr ausgereicht zur Deckung der ſehr beträchtlihen Ausgaben, melde, ohne das 
Bedürfniß der Schulvdentilgung, jährlih ungefähr 1,100000 FI. heiihen. Zur Ausfüllung 
der entſtandenen Deficitd hatten auffündbare Darlehne aufgenommen werben müflen. Diele 
Übel wurden im Jahre 1839 befeitigt. Die auferorbentlihen, für die Bepürfniffe des Staats: 
ſchuldenweſens beftimmten Abgaben und mehrere indirecte Steuern wurden einer gründlichen 
Revilion unterworfen. Gin Gleihgewidht der Einnahmen und der gemwöhnlihen Ausgaben 
ward hergeftellt. Die Staatsſchuld wurde in dem Betrage von 84, Mill. Fl. conſolidirt, ihr 
Zinsfuß herabgejegt. Nachdem fie jedoch ipäter durch allmähliche Rückzahlungen auf 7 Mil. Fl. 
ſchon vermindert war, iſt es in den Jahren 1843 und 1846 nothwendig geworden, ſie wieder 
um 7 Mi. Fl. zu erhöhen, um die Mittel für ven Bau ver Staatdeifenbahnen zu ſichern. 

Aus allem geht hervor, daß für Frankfurt Reformen wohlthätig fein könnten: Reformen 
der Berfajlung im Sinne einer freiern Entfaltung der Rechte der Bürger, Reformen der Ber: 
waltung im Sinne der Kräftigung und Gentralifation. Zu wünſchen ift, daß ſolche Reformen 
nie anders als auf dem Wege, den die Conftitution felbit erwähnt, eingeführt werden möchten, 
dur inneres Einverſtändniß der Gefammtheit der Bürgerſchaft und der aus ihrer Mitte her: 
vorgegangenen , jie repräfentirenden Staatskörperſchaften, ohne alle äußere Einwirkung. 

Frankfurt ift durch Die Bundesacte zum Sig der Deutſchen Bundesverfammlung erforen ; 
die äußern Beziehungen ber Stadt zu der Bundeöverfammlung und zu den Gejandtjchaften find 
dur einen befannten Notenwechſel im October 1816 verbindlich feſtgeſetzt. Allein Frankfurt 
bat feine Staatödienftbarfeiten ald Ausfluß jenes Verhältniffes übernommen, und ſolche Ser: 
vituten fonnten deshalb ihm, ald einem jelbftändigen und ideell gleihberechtigten Staate, nicht 
wider jeinen Willen auferlegt werben. Die Verhandlungen, melde über ſolche Anſinnen in 
tiefſter Heimlichfeit gepflogen werden mußten, wurden um jo drüdender empfunden, ald jie nur 
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durch vorübergehende, dazu emfig benugte Anläffe hervorgerufen waren und in feinen pofitiven 
Nornien des Öffentlihen Rechts wurzelten, Zu der Sorge für die Wahrung der flaatlidhen 
Selbftändigfeit gefellte fih der Argmwohn, der den ſchwächern Theil bei ven Grörterungen, in 
melde der Stärfere ihn yerwidelt, nur zu leicht einen Misbrauch ver Übermadt fürchten läßt. 
Als unerwarteter Lohn für ſolche Bebrängniffe ift aber eine gefräftigte und fehr vollfommene 
Ubereinftimmung der Obrigkeit und der Bürgerihaft aus den Gefahren jener Tage hervor: 
gegangen. !) 5. Reinganum. 
Nahtrag. Frankfurt jeit 1846. Wie im vorhergehenden Artikel geſagt, be— 
gann im Anfang der vierziger Jahre die Lauheit für die vaterftäbtiihen Angelegenheiten 
einer etwas regern Theilnahme zu weichen, ein frifcherer, reinerer Geift machte ich gelten. 
Im Jahre 1846 wurden die den Ehen unter Ifraeliten entgegenftehenden Schwierigkeiten 
gemindert, Offentlihfeit der Sigungen der Gefeggebenvden Berfammlung eingeführt, die Auf- 
bebung der Fideicommiffe (allmähliche Erlöſchung derſelben nad dem Tode des legten da— 
mals lebenden Anwärterd) beihloffen und anerfannt, daß Öffentlichkeit und Mündlichkeit mit 
Staatdanwaltihaft bald nicht länger entbehrt werben könne, das Schwurgericht den ihm gebüh— 
renden Plag einzunehmen berufen jei. Da brad die Februarrevolution aus und der ange— 
bahnte langjame Fortihritt machte einer raſchern, entſchiedenern Bewegung welche freilich ge: 
waltigen Shwanfungen unterworfen war, Platz. Wenngleich die Übertreibungen und Zügel: 
lofigfeiten, welden die Franzoͤſiſche Revolution gar bald anheimfiel, in der franffurter Bürger: 
ſchaft feine Billigung fanden, bei vielen überhaupt allgemeine Bejorgniß bervorriefen,, jo hegte 
doch die große Mehrzahl eine freudige, nur hier und da etwas beflommene Hoffnung aud für 
Deutſchland, welches allgemein größere Kreiheit und Einheit wünſche und geiftig dazu vorberei: 
tet ſei, ſodaß die gewaltfame Erſchütterung fi ſchließlich als eine fegenbringende erweifen werde. 
Die raſche Erfegung abgelebter Minifterien durch bewährte populäre Männer ward ald ein Zei: 
hen aufrihtiger Mitwirfung der Regierungen aufgenommen. Die Märzrevolutionen in Ber- 
lin und Wien machten durch ihre Erceſſe zwar flugig, aber teils war man jenen Orten zu fern, 
um das Unlautere in jenen Bewegungen Elar zu erfennen, theild war man mit den lokalen 
Borbereitungen für das Vorparlament und danad mit der in nächſter Nähe vor fih gehen— 
den Thätigfeit dieſer Verſammlung und des Funfzigerausſchuſſes zu ſehr befhäftigt, um fobald 
unter fi oder in Hoffnungslojigkeit zu zerfallen, wie dies zum Theil anderwärts geſchah. Mit 
aufrichtiger herzlicher Gaftfreundihaft wurden Die Männer des Borparlaments aufgenommen. 
Die Stimmung der Bürgerihaft Frankfurts bewegte ſich in jenen Tagen wirklich in einem hohen 
Schwung, eine edle Begeifterung durdzog die Volköfeftlicgkeiten, überall herrſchte, ohne alle 
äußere Vorkehrungen, die vollftändigfte Orbnung. Trotz der Popularität des Namens von 
Herder hielt damals die gefammte Bürgerfhaft dad Panier „Parlament“ hoch gegenüber dem 
Panier „Nepublik“, fobald dieſes fi zeigen wollte. Erſt einige Zeit nad Eröffnung ded Par: 
laments war mit der allgemeinen Stimmung, zumeift aber durch Einwirfung von Männern 
wie Blunt und Vogt und deren untergeorbneten Geiftern,, wie Ronge, Metternidy u. ſ. w., ein 
tiefer Riß eingetreten ; die Bürgerſchaft ſchied ji in fill grollende Gonfervative, in Anhänger 
der Majorität des Parlaments und in folde der linken Minderheit. An Zuverſicht büßte die 
zweite Bartei ein, zu der damals noch die unendliche Mehrzahl gehörte, als der Senat ſich im 
Juli in Dämpfung und Beftrafung groben Unfugs eines kleinen Theils der Bürgermehr ſchwach 
zeigte. Die vollgepfropften Wirthshäuſer und Kneipen wurden immer mehr die Tempel, wo bie 
neue Lehre Vegeifterten von Begeifterten gepredigt ward. Von oben und unten ber ließ die 
franffurter jogenannte demokratiſche Partei fih immer weiter treiben, fie veranlaßte jelbft und 
leitete die unglüdfelige Volköverfammlung des 16. Sept. auf der Pfingſtweide, deren noth— 
wendige Folge der Barrifadenfampf ded 18. Sept. mit der Ermordung Auerswald's und 
Lichnowſty's war. Dabei ift jedoch hervorzuheben, daß, wie der 16. Sept. von der ji un= 
bewußt geihobenen franffurter Demokratie ohne eigentlihe Ginfiht oder Vorausſicht deſſen, 
was ſolcher Aufftahelung folgen mußte, veranflaltet wurde, fie bei dem fpätern Kampfe im 
wefentlihen unbetheiligt blieb; neben überfpannten fremden jungen Handwerkern und beute: 





1) Zu den wichtigften literarifchen Werken über Frankfurt gehören: Böhmer, Urfundenbuch der Reiches 
ſtadt Franffurt (Frankfurt a.M.1836) ; Kirchner, Geſchichte der Stadt Franffurt (2Bde., Frankfurta. M. 
1807—10; Nachträge und Berichtigungen, 2 Bde., ebend. 1809-10); 3. K. von Richard, Die Ent: 
Rehung der Reichsſtadt Branffurt und der Verhaltniſſe ihrer Bewohner (Frankfurt a. M. 1819). 
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luftigem Gejindel aus der Nahbarihaft nahmen nur wenige und ganz unlautere franffurter 
Elemente theil daran. Die Rüdwirfung dieſes traurigen Straßenkampfs war übrigens für die 
Gefinnung in Frankfurt im ganzen von geringerm Einfluß ald für das übrige Deutfchland, für 
welches der nun zum erften mal raſch niedergeworfene Aufftand in vieler Beziehung einen weſent⸗ 
lichen Wendepunft abgab. Wenn allmählich aud die Hoffnung auf eine gedeihliche Vollendung 
des Verfaſſungswerks dur das Parlament, dad mit minutiöfer Grörterung der Grundrechte 
die günftige Zeit verftreichen ließ, immermehr Tank und die demokratiſche Partei, namentlich 
unter Handwerfern und Eleinen Kaufleuten, zunahm, jo jtand doc die Mehrzahl der Bürger: 
ſchaft treu zu vem Parlament bis zu Ende. 

In den lofal franffurter Verhältniffen gewann die äußerfte demokratiſche Anjicht viel früher 
die Oberhand. Zum Behuf einer Umgeſtaltung der franffurter Berfaffung in freifinnigerer Rich— 
tung geihahen aldbald nad der Februarrevolution Schritte. Am 3. März fand eine von mehr 
ald 2000 Perfonen beſuchte Bolfsverfammlung flatt, in welder eine Eingabe an den Senat 
genehmigt ward, deren hauptſächliche Forderungen, im Anſchluß an Heidelberg und Manheim, 
auf Aufhebung der jeit 1819 erlaffenen Ausnahmegefege, auf Preffreibeit, Schwurgericht, 
Volksbewaffnung u. |. w. hinausliefen. Am 4. März berierh die Geſetzgebende Verſammlung 
über ein (dem badiſchen analoges) von dem Senat vorgelegtes Preßgeſetz, -beihloß aber ein Ge— 
jeg einfach des Inhalts, daß die Genjur aufgehoben, die Preſſe frei jei, daß Preßvergehen nad 
ven beftehenden Geſetzen zu beftrafen ſeien und der Druder auf jeder Druckſchrift genannt fein 
müſſe. An demjelben Nahmittag war die oben erwähnte Gingabe dem Senat von einer Depu= 
tation, welcher ji viele Bürger aufhlojfen, übergeben worden. Daraus entftand vor dem 
Sigungsgebäude ein immer größerer Volkshaufe, der bis fpät in die Nacht lärmte und tobte. 
Es rief Died eine entſchiedene Neaction in der eigentlichen Bürgerſchaft hervor; aud die ältern 
Bürger bewafineten jih und hielten neben der gut organifirten Bürgerwehr die Ordnung auf 
recht bid zum Barrifadenfanpf. 

Ende März 1848 beantragte der Senat, durch einen aus elf Mitgliedern der Gejeggeben- 
den Verfammlung, fünf des Senats und fünf der fländigen Bürgerrepräfentation beftehenden 
Ausihuß die nöthigen Verfafjungsänderungen ausarbeiten zu laſſen. Die Commiſſion der Ge- 
feßgebenden Verfammlung verzögerte aber ihren Bericht, auch der Senat ging nit rajch voran, 
weiter gehende Anträge und Gingaben taudten in der Bürgerfhaft auf; im Juli wurbe dann 
ein Berfaffungsausfhuß direct durch die Bürgerſchaft erwählt, mittlerweile aber war die Stim— 
mung jo viel weiter fortgeriffen worden, daß jener Ausſchuß ih für incompetent erflärte und 
die Wahl einer größern verfaffunggebenden Verſammlung beantragte, welde von ſämmtlichen 
einundzwanzigjährigen Staatsangehörigen zu wählen ſei. Demzufolge ward denn in directer 
Abftimmung in je einem Wahlbezirk für Stadt und Yand am 25. Det. 1848 eine aus 120 Mit: 
gliedern beftehende verfaffunggebende VBerfammlung ernannt. Es betheiligten ſich dabei 
5239 Wähler, von denen etwa 650 für die confervative, 1450 für die liberale und 3100 für 
die vemofratifche Lifte, welche vollſtändig durchdrang, flinnmten. Beinahe drei Viertel der Ge: 
wählten gehörten der demokratiſchen Partei an. Die nun zu Ende gehende Gejeggebende Ber: 
jammlung war ungewöhnlid bejhäftigt gewejen. Neben einer Maſſe untergeoroneter Gefege 
beſchloß fie freiere Beftimmungen in. Betreff des Vereinigungsrechts, der Actenverjendung, 
ein Zehntablöfungägejeg, die provijoriihe Ginführung des großherzoglich heſſiſchen Strafgeſehz⸗ 
buchs, verminderte mehrere Steuern und betrieb die endlihe Publicirung des Gefeges über Ab: 
ihaffung der Fideicommiſſe. 

Die neue verfallunggebende Verſammlung nun, welde von Anfang Novenber 1843 bis 
Ende December 1849 tagte, fonnte ji trog aller ihrer Arbeitsluft nicht aldbald mit der Ver: 
faſſung befhäftigen. Sie ward von ihren eiftigften Mitgliedern gar jehr mit Berathungen und 
Beihlüffen in Anjprud genommen, Blum's Tod zu ahnden, der preußifchen Nationalverfamm: 
lung ihre Zuftimmung auszuſprechen, die Übergriffe der Befagungstruppen in Schranken zu 
halten u. dgl.; fortwährend tauchten dringliche Anträge auf, die Doctorwürde abzufhaffen, die 
agrarifchen Verbhältniffe zu regeln u. |. w. Im April endlich konnten die Berathungen über 
die Arbeit ded Ende November ernannten Verfaſſungsausſchuſſes beginnen. Diejer hatte ſich 
die genfer Verfaſſung (melde unter Fazy's Regiment daſelbſt fo vieles zu Grabe getragen, 
was feit Jahrzehnden und Jahrhunderten zum Ruhme Genfs geblüht und reiche Früchte 
getragen hatte) zum Vorbild genommen und ji faft ſklaviſch am viejelbe gehalten. Die Re: 
gierung follte aus einem Negierungsrathe beitehen, deſſen fieben Mitglieder in unmittelbarer 
Wahl durch Abftimmung aller einundzwanzigjährigen Staatdbürger auf fünf Jahre erwählt 


Frankfurt am Main 469 


würden. Als Volksvertretung war ein Volksrath von 96 Perjonen (wovon 16 durch die Land: 
gemeinden ernannt) in Ausjiht genommen, der in einem Stadt: und einem Landbezirk von 
und aus allen einundzwanzigjährigen Staatöbürgern in directer Abflimmung zu erwählen jei. 
Die Minderheit machte einen Gegenentwurf, der aber feine Berüdjihtigung fand. Vielmehr 
warb jener radicale Berfaffungsentwurf in zweiter Lefung am 3. Dec. 1849 angenommen und 
dem Senate übergeben, um ihn der Bürgerjchaft zur Abflimmung vorzulegen. Schon im Juli 
aber hatten fich einige taufend Bürger, erſchreckt durch die dem Gemeindewefen aus einer ſolchen 
Berfaflung drohenden Gefahren, in einen „Batriotifhen Verein’ zufammengethan, der mit 
allen geſetzlichen Mitteln auf die Berwerfang jenes Verfaffungsentwurfs hinarbeiten wollte. 
Er überreichte vem Senate eine Verwahrung gegen jene Berfafiung, ein Gleiches thaten die 
Vorftände ver Gemeinde und der Almofenfaflen der drei hriftlihen Confeſſionen, alle größern 
und viele fleinere milde Stiftungen. Aud die fländige Bürgerrepräjentation ſprach ji dahin 
aus, daß ein folder Entwurf, der die Rechte und den Beſitzſtand der Gemeinden und Stiftungen 
in Frage ftelle, gar nit zur Abftimmung gebradpt werden könne. In allen jenen Eingaben 
war namentlid hervorgehoben, daß dem nad mangelhaften Wahlſyſtem ernannten Bolfsrath 
eine gefährliche Onnipotenz in Bezug auf Gejeggebung, Staatshaushalt, Befteuerung bei— 
gelegt fei, daß die politifchen und kirchlichen Gemeinden ihrer Selbftändigfeit, namentlich in Be— 
zug auf Befigehum, auf Schulweſen u. ſ. w. beraubt feien, und daß man ih mit Grundſätzen 
nicht befreunden könne, melde jevem @inundzwanzigjährigen unbebingte Freiheit der Verehe— 
lihung ohne irgendwelden Nachweis geftatteten und jedem Bedürftigen ausprüdlic das Recht 
auf Unterftügung zufpräden. Daraufhin eröffnete der Senat am 31. Dec. in einer motivir: 
ten Anfprade, daß er eingedenf feiner eivlid übernommenen Pflicht, „die Bürger bei ihren 
Rechten und Freiheiten ſchützen und ſchirmen zu wollen“, jenen Entwurf nit zur Abſtimmung 
bringen fünne, und berief (unter Gewäbrleiftung ver „unwiderruflich feftgeftellten politiſchen 
Bleihberehtigung aller Bürger in Stapt und Zand ohne linterjchied des Religionsbekenntniſſes 
und des Gemeindeverbandes‘ und unter Zufage weiter erforderlier Berfaflungsreformen) 
eine neue Bejeggebende Verfammlung. 

Hiergegen proteftirte die demofratijche Partei und enthielt jih während mehrerer Jahre 
der Theilnahme an den Wahlen zu den von ihr für ungefeglid gehaltenen Gefeggebenven Ver— 
fammlungen. Bei diejer erften Wahl ftellte vie liberale und die conjervative Bartei einen ge: 
meinſchaftlichen Wahlzettel auf. Die große Mehrzahl der aus der Bürgerſchaft Gewählten ge: 
hörte erfterer Bartei an, da aber faft die Geſammtheit der von dem Senate und der fländigen 
Bürgerrepräfentation in die Gejeggebende Verſammlung geſchickten Mitgliever zu der fireng- 
eonjervativen Partei zählte, jo blieb den Gothaern oder ven Kiberalen nur eine nicht fehr ftarfe 
Majorität. 

Der Senat flug der neuen Gefeggebenden Berjammlung vor, behufs der Anbahnung 
der in Ausfiht geftellten Berfaflungsreformen einen Ausſchuß von 21 Mitgliedern (worunter 
fünf Senatoren) zu ernennen. Diejer Ausihuß begann feine Arbeiten im Mär; 1849 und 
übergab fie vollendet am 19. Juni dem Senat, der fie aber erſt nad zweimaliger Mahnung 
von feiten der Geſetzgebenden Berfammlung am 20. Sept. verjelben vorlegte. Diefe Arbeit 
ward beſchleunigter und gründlider Prüfung in 19 Sigungen unterzogen und am 11. Oct; 
mit 55 (morunter drei Senatoren) gegen 32 Stimmen (morunter 15 Senatoren) angenommen, 
8 lief aber eine Antwort ded Senats nicht mehr vor Schluß diefer Sigungsperiode ein. 

Es war der Antrag geftellt worden, Frankfurt möge bem Bündnif vom 26. Mai 1849 
beitreten, nach langen Verhandlungen und Senatömittheilungen warb aber am 25. Mai bes 
ihloffen, ver Senat möge erneuerte Vorlage machen, wenn die zu Erfurt berathene Verfaſſung 
zum Abſchluß fommen und eine Uniondregierung eingejegt werben ſollte. 

Bei den Neuwahlen im October 1850 erlag die liberale Partei gegen die conjervative, 
indem jgne nur 37, diefe aber 38 Wahlmänner durchſetzte und die legtern, gefchloffen abftins 
mend, mit ganz wenig Ausnahmen nur Männer ihrer Partei in die Verſammlung ſchickten (die 
Handwerker hatten confervative, die Kaufleute liberale Wahlmänner durchgeſetzt, in ver Ge— 
lehrtenabtheilung hatten ji beide Parteien ziemlich glei geftanden). Diefer Berfammlung 
nun wurden die frühern Verfaſſungsvorſchläge unverändert vorgelegt. ‘Der von ihr ernannte 
Ausihuß arbeitete zuerft fehs Monate lang an 70 Paragraphen Novellen zur alten Berfaflung, 
dann entwarf er eine neue, in zweiter Lefung aber verwarf die Verſammlung in einer ihrer 
legten Sigungen alles mit 55 gegen 34 Stimmen Bon widtigern Gefegen ift das über Bil- 
dung einer durch die drei Behörden indirect zu mwählenden Schätzungscommiſſion zu erwähnen, 
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welche diejenigen Einfommenfteuerbeclarationen, welde der Behörbe zu gering erfcheinen , zu 
prüfen und nach Anhörung der Betheiligten endgültig darüber zu entſcheiden hat, ferner die 
erneute Annahme bed großherzoglich heſſiſchen Strafgeſetzbuchs. | 

Bei den Wahlen im Herbft 1851 jiegten die Liberalen über die Conſervativen, ebenſo im 
Herbft 1352, ald die Jjraeliten von der Betheiligung ausgefhloflen waren, daun in ven Jahren 
1853, 1854 und 1855 ohne Wahlkampf und endlich 1856, mit einem Theil der Gonjervativen 
verbunden, gegen Demofraten uub Reactionäre, ſodaß fie ſechs Jahre lang die Mehrheit ver 
Gefepgebenden Berfammlung aus ihren Reihen bildeten. 

Am 10. März 1852 legte der Senat der Geſetzgebenden Verſammlung einen Entwurf zu 
einer Verfaffungdveränderung vor, worin der Anficht der ftändigen Bürgerrepräfentation ent= 
gegen die politifche Gleichberechtigung ſämmtlicher Staatdangehörigen ohne Unterichied des 
Glaubensbefenntniffes aufrecht erhalten war.?) Diejer Vorſchlag ward mit einer einzigen we— 
fentlihen Abänderung (Ernennung ber Mitglieder des Appellationd: und des Stadtgerichts 
nicht Direct durch den Senat, jondern durd einen aus und von Senat und Gejeggebender Ver- 
fanımlung erwählten Ausſchuß) am 28. April nıit 63 gegen 20 Stimmen angenommen. Als 
darauf nichts geihab, ftellte die Verfammlung am 23. Juni und dann wieberholt am 23. Aug. 
den Antrag an den Senat, die Rechte der Bürgerſchaft gegen Einmiſchung in ihre Berfaflungs: 
angelegenheit jowol von feiten der nicht dazu berufenen ftändigen Bürgerrepräfentation als der 
Bundesverlammlung zu wahren. Am 28. Aug. theilte ver Senat den Beihluß der Bundes— 
verfammlung vom 12. Aug. 1852 mit, wonad dieſe die Grjege vom 19, Oct. 1848 und 
20. Febr. 1849 (Gleichberechtigung aller Staatöbürger) nicht für gültig und die dadurch her- 
beigeführten Veränderungen der Verfaflung nicht für legal herbeigeführt anerfenne, und fügte 
Hinzu, daß er die no immer wünjhenswerth, zum Theil nothwendig eriheinenden Verfaflungs- 
veränderungen num auf dem in der alten Berfaffung von 1816 bezeichneten Wege (d. h. namentlich 
durch die mit Ausjchluß der Iſraeliten gewählte Geſetzgebende Berfammlung) herbeizuführen bes 
ſtrebt fein werde. Hiergegen erklärte die Geſetzgebende Verſammlung mit mehr als drei Bierteln 
der Stimmen, daß fie jene Geſetze für noch gültig und fürlegal herbeigeführt halte und die Rechts— 
zuftändigfeiten Frankfurts und insbeſondere der Betheiligten verwahrt haben wolle. Die hier: 
auf mit Ausſchluß der Ifraeliten erwählte neue Gejeggebende Verſammlung wiederholte am 
8. Nov. diefen verwahrenden Proteſt und forderte am 22. den Senat auf, endlich den (ſechs⸗ 
ten) Verfaſſungsentwurf vom 28. April der Bürgerihaft zur Abftimmung vorzulegen. Am 
20. Mai 1853 aber machte ver Senat eine neue Verfaflungdvorlage (Ertheilung politiſcher 
Rechte an die Iſraeliten, jedoch mit Beihränfung der Zahl ihrer Vertreter in ver Gefepgeben- 
den Verſammlung und mit Ausſchluß aus dem Senat, der fländigen Bürgerrepräfentation und 
den Richtercollegien); dies organifche Gefeg warb von der Öejeggebenden Verſammlung, da in 
dieſer Zeit ver Neaction gewiß nichts Weitered zu erlangen war und es vor allem galt, die chriſt⸗ 
fihen Bürger an politifhe Mitwirkung der ifrarlitifhen zu gewöhnen, am 20. Juni mit 74 
gegen 9 Stimmen und von der Bürgerſchaft am 5. Sept. mit 788 gegen 71 Stimmen ange: 
nommen, worauf deſſen Bublication am 12. Sept. erfolgte. (Hiernach liefen ſich nun auch die 
Gonjervativen während drei Jahren nicht mehr auf einen Wahlkampf ein.) Am 2. Dec. 1854 
legte ver Senat ein ausführlicheres Gefeg zur Verfaſſungsänderung vor, im wejentlichen der 
Borlage vom 10. März 1852 entſprechend, unter Berückſichtigung der Abänderung vom 
28. April und des eben ermähnten Geſetzes vom 12. Sept. 1852. Um nur nicht abermals jede 
BVerbeilerung und vielleicht auf lange zu verſchieben, nahm bie Gejeggebende Berfammlung 
daffelbe am 22. Der. mit 82 gegen 3 Stimmen an, und zwar unter der Bedingung, daß «8 
nicht eher ins Leben trete, ald bis über die Gefege in Betreff des Strafverfahrend (mit Dffent: 
lichkeit, Mündlichkeit, Anklageproceh und Schwurgericht) Ginigung beider Behörden erzielt fei. 
Nachdem dieſe erfolgt, nahm auch die Bürgerſchaft bei 3015 Abflimmenden am 5. Gebr. 1855 
e8 in den beiden Abtheilungen der Gelehrten und ber Kaufleute mit großer Mehrheit ap, waãh⸗ 
rend die der Handwerker (großentheild wol aus Judenhaß, zum Theil wegen der mit viel Ge: 
ſchrei vorgefpiegelten enormen Mebrkoften und vorhandenen und bevorſtehenden Deficits) mit 





2) Die Hauptfäge diefer Berfaflung waren: Trennung ber Berwaltuug von der Juftiz, Vermindes 
rung der Senatsmitglieder auf die Hälfte, Ausſcheidung der 20 Senatsmitglieder aus der Geſetzgeben— 
den Berfammlung, Aufhebung der Lebenslän lichfeit ber Mitglieder der ftändigen Bürgerrepräfentation, 
Schaffung einer nietsrichterlichen Inftanz für Diffenzfälle zwifchen Senat und Gefepgebender Ber: 
fammlung. 
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noch viel größerer Mehrheit dagegen ſtimmte. So war es denn endlich nad faft fiebenjährigen 
Beftrebungen zäber Ausdauer gelungen, eine Verfaffungsveränderung zu Stande zu brin- 
gen, welde, wenn aud nicht vollſtändig befriedigte, doch die mefentlichften Verbeiferungen ent= 
Hielt und den Weg zu weiterm Fortſchritt ebnete. Vollftändige Trennung der Verwaltung von 
der Juftiz, Verminderung der Senatdmitglieder auf die Hälfte, Befeitigung der untergeorbne= 
ten Handwerferbanf in den Senat, Ausfheiden der Senatdmitglieder aus der Geſetzgebenden 
Berjammlung, ausgeſprochene Mitwirkung der Regierung bei ver Gefepgebung, Erwählung 
der Mitglieder ded Appellationd: und des Stadtgerichts durch Senat und Gefeggebende Ver: 
fammlung, Einführung von Offentlihkeit, Mündlichkeit, Schwurgericht und Staatdanwalts 
ſchaft waren jene weſentlichen Fortſchritte. Damit war zugleich die principielle Oppofition, in 
welcher die Geſetzgebende Verfammlung feit vielen Jahren dem Senate gegenüber geftanden 
batte, aufgegeben, es trat von feiten des Senatd wenigftend äußerlich, von feiten der Geſetz— 
gebenden Berfammlung aufridtig und entſchieden ein Entgegenfonmen ein, welches legtere aber 
nur dazu beitrug, die hoperconjervative ſtändige Bürgerrepräfentation in eine etwas eigen 
tbümlihe Oppoſition zu drängen, melde ſich jelbft bei erledigten Gegenftänden und in den 
Eleinjten Nebenfragen fund gab und die ohnedies nicht fehr energifhe Verwaltung in fteten 
Aufentbalt verwidelte. 

Aus diefer Zeit der liberalen (in Frankfurt fogenannten gothaer) Gefeggebenden Ver— 
fammlungen von Ende 1852 —57 find als die widhtigften Arbeiten auf dem Gebiete der Ge: 
feßgebung noch folgende zu nennen. 

ALS ver Senat im November 1852 erklärte, den Bundesbeihlüffen vom 12. Aug. Folge 
leiſtend, die Verfalungsgelege vom October 1848 und Februar 1849 aufzuheben, verlangte 
die Gejeggebende Verſammlung, er möge dann mwenigftens alsbald das im Juli 1851 beichloflene 
Strafgejeg mit den Gefegen wegen PVolizeiübertretungen, über Strafverfahren u. ſ. w. ver— 
fünden. Statt deffen machte der Senat im Juli 1853 eine neue Vorlage, worauf ausführliche, 
zum Theil auf den Beirath ausmwärtiger, im Strafverfahren mit Schwurgerichten praktiſch er— 
fahrener Autoritäten geftügte Ausfhußberichte und dem entfpredhende abändernde Beſchlüſſe 
der Gejeggebenden Berfammlung mit neuen Senatdvorlagen wechielten (im December 1854 
erklärte der Senat jeine Zuftimmung, die Gerichte nicht mehr durch rehtögelehrte Senatoren 
befegen’zu wollen), bis endli am 15. Juni 1856 eine @inigung zwiſchen beiden Behörden 
erzielt ward, ſodaß, nachdem noch übergangsbeſtimmungen getroffen, Gehalte regulirt waren 
u. f. w., das neue Strafverfahren fammt der neuen Berfaffung mit dem 1. Ian. 1857 ins 
Leben treten konnte. 

Die gleichzeitig beantragte Einführung der Prügelftrafe bei gewiflen Strafgefangenen und 
bei Landftreihern ward am 5. Det. 1855 mit 72 gegen 1 Stimme verworfen. Ein auf die 
Borfchriften der Bundesverfammlung gegründetes Gejeg gegen den Misbrauch der Vreßfreis 
heit war, da die Gefeggebende Berfammlung ein beſonderes Gefeg darüber gar nicht für noth= 
wendig hielt, troß vielfachen Drängens ded Senats fletd ald mit der Erlaffung des neuen 
Strafgefeged inmigft zufammenhängend verfhoben worden, bis ed endlich nach Erledigung dies 
fe8 Geſetzes kurz vor Ablauf der von der Bundedverfammlung geftellten Friſt am 15. Mai 
1856 angenommen ward. &8 bemühte ſich, in feiner Beziehung über die Weifungen der Bun— 
deöverfanmlung hinauszugehen, vielmehr, wo irgend möglich, einer freiern Meinungsäußerung 
weitere Garantien zu gemähren, wie ed denn vor allen aud der in Frankfurt gänzlich unbe— 
tannten Gonceffiongentziehung die Sicherung entgegenftellte, vaß eine Verwarnung erſt nad 
in einem gewiflen Zeitraum erfolgter dreimaliger ricpterlicher Verurtheilung gegeben werden 
könne. Ein Zeitungsftempel, 1848 aufgehoben, von 1 $1., refp. 30 Kr. per Jahr, war aus 
finanzieller Nothwendigkeit ichon im April 1853 wieder eingeführt worden. 

In diefe Zeit fallen auch die Gefege über Ablöfung der Grundgefälle (Novenibet 1852) 
und der Weidegerechtigkeit (März 1856), über die flädtifche Feuerverſicherung (Juli 1857), 
über Ginführung der Ginzelhaft und Erbauung eines Zellenftrafgefängniffes (Detober 1856), 
über Errichtung der Schutzmannſchaft (1856). 

Dem Etreben, die Bürger immermehr zu der unferer ganzen Berfaffung entſprechenden 
Selbftregierung heranzuziehen, entjprangen die Gefege über eine aus und von den Gewerb- 
treibenden zu wählende Gewerbekammer, welche, ähnlich wie die Handeldfammer, den Behörden 
als berathende Körperſchaft zur Seite ſtehen, aud zu felbftändigen Anträgen berechtigt fein, 
namentlich aber dazu dienen follte, die Gewerbtreibenden und zumeift die Zünftigen anzuregen, 
ihre eigenen Verhältniffe, deren Misftände, die Urſachen verjelben und die etwaigen Abhülfes 
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mittel einmal ernfter ind Auge zu faflen, durch gegenieitige Befämpfung ihrer entgegenfeben- 
den Anſichten jih aus dem unabänderlichen ftarren Feftbalten an fi überlebt habenden Formen 
aufzurütteln und die Wahrheit zum Durhbrud zu bringen (April 1855); ebenfv das Expro⸗ 
priationdgefeg (Detober 1856), nad) welchem Geſchworene die Entſchädigungsſumme beftim- 
men; endlich die neue Verfaflung der Iutheriihen Gemeinde (Januar 1857), worin der Ge— 
meinde die Wahl ihrer Geiftlihen und dem Gemeinveyorftand erweiterte Rechte zugeftanden 
wurden. 

In den Jahren 1853—57 famen weiter folgende Gejege zu Stande: die Dotation der ka— 
tholiſchen Kirche ward erhöht und geregelt (im Jahre 1852 war der Vorſchlag des Senats, die 
Verhältniſſe der Oberrheiniſchen Kichenprovinz in ähnlider Weife wie Würtemberg und Ba: 
den zu regeln, mozu bei der vollfommenen Freiheit, mit der ſich die fatholifche Kirche in Frank: 
furt bewegt, von feiner Seite ein Bebürfnig vorlag, in einem Ausſchuß begraben worden). 
Eine, vollftändige Reform des Schulwefend ward nad fletö wiederholten Anträgen endlich 
angebahnt: die Volksſchulen ſollten flatt vier Klaffen mit je zweijährigem Curſus fieben Klaſſen 
(für die Knaben) und ſechs (für die Mädchen) mit je einjährigem Curſus erhalten (nur die 
oberjte Klaffe behielt ihren zweijährigen Curſus), die Schülerzahl daher von 8O— 100 auf 
etwa 50 herabgebradht und demzufolge verfchiedene neue Schulgebäude errichtet werben. Der 
Lehrplan der Volksſchulen ward um etwas, der der Mittelihule weſentlich höher geftellt und 
legtere in eine höhere Bürgerfhule umgewandelt. Für dad Gebäude dieſer wurden 150000 Fl., 
für das einer neuen Volksſchule 80000 FI. verwilligt, ebenjo die nöthig gewordene größere 
Lehrerzahl. Die Verlegung anderer Schulen ward in Ausjicht genommen, Die Gehalte ver 
gewöhnlichen Lehrer an den proteftantifhen und katholiſchen Volksihulen wurden auf 7, 8, 
10 und 1200 Fl. (je nad) Dienftalter), die der Oberlehrer auf 12, 14 und 1500 FI. nebft 
freier Wohnung erhöht. Zu gleicher Zeit ward das Schulgeld um etwa 30 Proc. herabgeſetzt. 
Das Öymnafium ward in feinem Lehrerftand grundmäßig erneuert, die Grundzüge befferer 
innerer Organifation erörtert (von der Behörde bisjegt leider nur theilweije durchgeführt). 
Am Gymnafium und mehreren andern Schulen wurden Turnhallen eingerichtet. Die von der 
Volytechniſchen Gejelligart gegründete Gewerbſchule erhielt einen Staatöbeitrag. Der oberften 
Schulbehörde (Conſiſtorium) fol ein bewährter Fachmann ald Generalidhulinfpertor beige: 
geben werden. Auch die Gehalte der Kinienoffiziere, der Senatoren, der Richter und fehr vieler 
ſonſtiger, namentlich redhtögelehrter Beamten wurden entfprehend erhöht. Mehrere Kirchen 
wurden neu bergeftellt, zumal vie katholiſche Bartholomäus: und die proteftantifhe Weiß⸗ 
frauenfirde. Eine Fruchthalle, Kornbörje und ein neues Lagerhaus wurden hergerichtet, 
ebenio eine neue Waflerleitung (215000 $1.), eine Eifenbahn zur Verbindung der vier Bahn 
höfe theils unter ſich, theild mit dem Hafen, Vergrößerung des Hafens, Anlegung eines neuen 
Winterhafens (1,100000 $1.), zum Theil gegen lebhaften Widerſpruch. Das veraltete Kanal: 
joftem ward verworfen, ein beſſeres verſucht, aber noch nicht weiter durchgeführt. Die Ver: 
hältniffe ver neu gegründeten Frankfurter Bank wurden feftgeftellt, die Finanzen neu geregelt 
und durh Erhöhung ver Mehlacceife auf ihr früheres Maß und theilmeife der Miethſteuer 
(während die Ginfommenfteuer für dad ärmfte Drittel der Steurrpflichtigen abgefchafft wurbe) 
das Gleichgewicht zwiichen Einnahmen und Ausgaben vollauf wiederhergeſtellt. 

So gelang e8 denn der liberalen oder conftitutionellen Partei in diefen Jahren, wo an den 
meiften andern Orten Deutſchlands die Reaction mit vollen Segeln vaherfuhr und möglihft 
vieles wieder abſchaffte, anfangs dur zähes Kefthalten und fpäter, als die hauptſächlichen Berz 
faflungögrundjäge feftgeftellt waren, durch aufrichtiges Entgegenfonmen gegen den Senat eine, 
wie oben dargerhan, nicht unweſentlich beſſere Verfaſſung, eine freiere Stellung der lutheriſchen 
Gemeinde, eine Menge anderer nützlicher Geſetze, eine (wenn mit Verſtändniß durchgeführte) 
ſegensreiche Reform des Schulweſens u. ſ. w. einzuführen und zahlreiche Handel und Gewerbe 
fördernde Mafregeln und Anftalten ind Leben zu rufen. Mit dem Herbſt 1857 aber trat dieſe 
Partei, welde ihr Zeitungsorgan hatte eingehen laffen und in manden Stüden nicht flug und 
vorjihtig genug verfahren war, vom Schauplag ab, indem fie in zwei Abtheilungen (mit ge— 
tinger) und im Herbft 1858 (im Herbſt 1859 betbeiligte fie jich nicht an ven Wahlen) in allen 
drei Abtheilungen (mit jtarker Mehrheit) von der vemofratifchen Partei, der ſich ein fehr gro— 
Ber Theil der conjervativen angeſchloſſen Hatte, geihlagen ward. Was die neue demokratiſche 
Geſetzgebende Verſammlung ſchließlich ſchaffen wird, fteht nod dahin; in ven nächſten Jahren 
ift fein Gefeg von größerer Bebeutung zu Stande gefommen; in den Anträgen war die Ber: 
jammlung ftellenweife jehr radical, in der Form meift etwas derb, in den Beſchlüſſen aber im 
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ganzen jehr gemäßigt oder, wie man in Frankfurt jagt, gothaiſch. "Hoffentlich wird fie die be— 
gonnene Reform der Schulen und Gefängniffe, des Irrenhaufes u. f. w. umd den für Frank: 
furts Zufunft wichtigften Bunft, Löfung der Zunftfeffeln, zu geveihlihem Ende durchführen. 

Eine ganz befondere Beachtung bei Frankfurt verdient das Vereinsleben, weldes, wenn 
aud in dem alten freireihöftädtifhen Weſen wurzelnd, dod namentlich im legten halben Jahr: 
hundert ih mehr und mehr und im ganzen höchſt erfreulich entwidelt hat. Das Meifte, mas 
für das Wohl materiell oder moraliſch nothleidender Mitbürger oder Mitmenfhen (dur Hos— 
pitäler, Berjorgungsanftalten, Waifenhaus, Krippen, Peftalozziverein, Spar:, Vorſchuß-, 
Witwen- und Waiſenkaſſen, Brauenvereine, eigentliche Unterftugungsanftalten u. f. w.), für 
Foͤrderung von Kunſt und Wiſſenſchaft (Gemäldegalerie mit Kunſtſchule Kunftverein, Muſik⸗ 
vereine, geſchichtliche, viele naturwiſſenſchaftliche Vereine u. ſ. w.), ja ſelbſt für Unterricht u. dgl. 
(Mufter:, Gewerb:, Sonntags-, Abend=, Zeichen, iſraelitiſche Realihule, Kleinkinderſchulen, 
Anftalt für Taubſtumme, Blinde u. ſ. w.) gefhieht, wird durch vereintes Wirken freier Bürger 
geleiftet, ja nian fieht nicht einmal gern, daß die Behörde die Initiative dabei ergreift; über— 
wahung und bei mangelnden Kräften Unterftügung von feiten ded Staates ift, was gern ge= 
ſehen und aud) ebenjo gern gewährt wird. Die überaus große Zahl theild allgemeiner, theils 
confelfioneller Unterftügungsanjtalten und Unterftügungsvereine werden wie mit Begeifterung 
geihaffen, jo auch mit Liebe und meift mitguter Einſicht verwaltet und fortgeführt. Begreiflicher— 
weiſe ift in dem wohlhabenden Frankfurt (fo viel, wenn nit mehr ald anderwärts) bisher 
verhältnigmäßig viel für Unterflügung vorhandener Noth gefhehen. Neuerlichft erft entwidelte 
fi eine verhütende, vorbauende Thätigfeit, aber auch jelbft auf dieſem Gebiete wird gar oft nicht 
fireng und beftimmt an den richtigen Grundfägen der Selbfthülfe, der genoſſenſchaftlichen Un: 
terflügung feftgehalten, jondern noch allzu viel geftrebt, mehr raſch ald fiher zum Ziele zu ge= 
langen, und daher ſelbſt bei diefen Anftalten (Krankenkaſſen, Gonjumvereinen, Leihkaſſen 
u. dgl.) noch lange Zeit nad der Gründung auf Unterflügung durch Geſchenke ausgegan— 
gen. Bon den elf Hospitälern, unter denen nur drei (Militärhospital, Entbindungsanftalt, 
Rochushospital, letzteres für Kräge, Syphilis und Blattern beftimmt) durch den Staat geftiftet 
worden, find dad Fremden, dad Rochus-, dad Kinderhospital und die Entbindungsanftalt in 
den legten 20 Jahren neu erbaut worden; nächſtens noch wird der Bau der neuen Irren— 
anftalt beginnen. 

Obgleich Frankfurt nur ein Eleiner Staat, ja eigentlih nur ein kleines Gemeinmwefen mit 
einem Flächengehalt von 1,833 Duadratmeile ift, jo konnte doch von jeher ein jeder feine Lebens⸗ 
weife ganz nach Belieben einrichten, gerade wie in den größern Städten, wogegen jedoch in ge= 
felliger Beziehung die einzelnen Kreije der Bevölkerung fletd ungewöhnlich fireng gefchieden 
waren. Die Chriften verkehrten nicht mit den Juden, die Kaufleute und Gelehrten nit mit 
den Handwerkern. Lim diefe Scheidung wenigftens theilweife zu verwiihen, ward im Früh: 
jahre 1848 von der liberalen Partei der Bürgerverein gegründet, der jegt über 1600 Mit: 
glieder zählt und zur factifhen Judenemancipation mehr ald manches Gejeg gewirkt hat. 

Auch im Handel hat ſich erſt neuerdings dad Vereinsweſen geltend gemadt; die Banf, 
Schiffahrtsgeſellſchaft, Verfiherungsanftalten u, ſ. w. find noch ganz neuer Zeit angebörig. 
Die Entwidelung der Fabriken ift durch den überaus jhroffen Zunftzwang außerordentlich er- 
ſchwert. Alle die Babrifen, wozu ein kräftiges Gejhleht von Handarbeitern gehört, find faft 
verpönt; ed blühen nurdiejenigen, welche ein ſchwächliches elendes Geſchlecht zuführen, Cigarren— 
fabrifen, Haſenhaarſchneidereien u. ſ. mw. 

Schließlich noch einige ſtatiſtiſche Mittheilungen über nn und Finanzen Frank⸗ 
furtd. Die Bevölkerung Frankfurts betrug: 


Stadt. Drtihhaften. 
f u N — — — et sinn. — — — 
Jabr. Einbeimiſche. Fremde. Summa. Einheimiſche. Ftemde. Summa. Geſammtſumme. 
1817 27515 13943 41458 — — 6392 47850 
1823 29366 14552 43918 6210 1018 7228 51146 
1837 — — 54822 — — 9114 63936 


1855 35828 28429 64257 8358 2169 10527 74784 
In den Jahren 1851—57 wurden durchſchnittlich im Jahr 
Stadt. Ortſchaften. guſammen. 
geboren 1315 400 1715 
ſtarben 1209 268 1477 
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Stadt. Drticaften. Bufammen. 
Auf 100 Geburten 
famen Tobesfälle 92 67 836 
auf 100 Einwohner 2,04 Geb. 3,79 Geb. 2,29 Geb, 
ur 1,88 Geſt. 2,54 Geft. 1,97 Geft. 
odereine Geburtauf 48,7 Einw. 26,3 Einw. 435 Einw. 
„ ein Todesfall 7) 53 2 41 7 506 


Die am 3. Dec. 1858 in Gemäßheit der Veftimmungen der Zollvereindverträge vorge— 
nonmene Bevdlferungsaufnahme von Branffurt und deflen Gebiet hat für die Stadt, ein- 
Ihließlih des einheimiihen Militärd (jedoh ausfhließlih der preußiihen und bairifchen 
Truppen), eine Bevölferung von 67975 Seelen, wozu noch 1333 Mann öſterreichiſche 
Truppen fommen, und für die Landgemeinden eine folde von 11303 Seelen ergeben, mit— 
hin im ganzen 80611 Seelen. Bei der Zählung von 1855 betrug die Stabtbevölferung 
64257 Seelen nebft 1362 Mann öfterreichifhe Truppen, diejenige ded Landes 10527 See: 
Ien. Es hat mithin erftere um 3718, legtere um 776, beide zufanımen um 4494 Seelen zu= 
genommen. Darunter befinden fi in der Stadt 27606 männliche über 14 Jahren, 27766 
weibliche über 14 Jahren; ferner 6352 männlide, 6251 weibliche Kinder unter 14 Jahren; 
in den Landgemeinden 3898 männliche, 4091 weibliche über 14 Jahre und 1636 männliche, 
1671 weibliche unter 14 Jahren, Die Zahl der Familien war in der Stadt 9784, auf dem 
Lande 1980. Außer obiger Bendlferungszahl von 80611 Seelen fanden ſich nod in der Stabt 
2938, auf dem Lande 159 vor, welche ohne Schlafftätte ftändig in Arbeit ſtehen. 

In den zwei legten Jahren ver Wirkjamkeit der liberalen Partei in der Geſetzgebenden Ber: 
fanınlung 1856 und 1857 betrug die Geſammteinnahme 2,220008 Fl. und 2,460195 Fl., 
die Gefammtausgabe 1,997898 SI. und 1,933660 FI. Diefe Refultate dürften, zumal in Aus 
betracht der vielen neuen Schöpfungen, nicht ungünftig genannt werden und nit Zeugniß für 
eine ſchlechte Finanzwirthſchaft ablegen, während gerade dieſer mit falſchen Zahlen geſtützte Vor— 
wurf eins der weſentlichſten Momente zum Sturz der liberalen Partei abgab. Der Voran- 
i&lag der Einnahmen und Ausgaben für 1859 ergab für die Rubriken nachſtehende 
Zahlen. 


I. Ausgaben. 
A. Dienft ver Recheneikaſſe: 
Obere Staatäbebörten .» 2 2 2 2 nn 143398 $1. 
Juſtizbehoͤrdfen.... 133095 „ 
Bermaltungdämter 2: 2 rn 383378 „ 
Militär und Boligei . . ze 493259 „. 
Kirchen-, Schul= und Studienweien — — 111663 „ 
Armenweien und Unterflügungen . . 2... 61377 „ 
Verschiedene unvorbergefehene Ausgaben . . . 31142 „ 
Penitonen, Suftentationen, ewige Rente . . . 120462 „ 
1,478282 Fl. 
B. Dienft ver Shuldentilgungdlle . » 601570 „ 
C. Dienft ver Pfandamtälfle  . : > 2 2 na 7693 „ 
2,087546 Fl. 
I. Einnahmen. 
A. Dienft der Recheneikaſſe: 
Gefälle von ſtädtiſchem Grundeigentum . 145000 Fl. 
Regierungs-, Polizei-, Jurisdictions— Grtäle, 

Strafen, Stempel, Goneefionen . . . 256100 „, 
Acciſe und Gonfumtionsabgaben Er 412700 „ 
Handeldabgaben und Staatätelegrapb . . . . 599500 „', 
Stadtbeleudtung und — — er 43000 „ 
Dorffhaften . . . ee se a 11734 „ 
Verſchiedene.. 10600, 


1,473534 Fl. 
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B. Dienſt der Schuldentilgungskaſſe: 
Reinertrag der Eiſenbahnen LE ET 400000 #1. 
Ginfommen-, Wohn: und Miethfteuer, Lotterie . 495000 „, 


Zinſen von Activfapitalien 30000 „ 
925000 F1. 
C. Dienst der Bfandamtäfafe  . . 2 22. 8000 „ 
7 2,411534 Bl. 
Die öffentliche Schuld belief ih Mitte 1859 auf 17,782424 Fl., wovon eine Million bei 
der Banf deponirt und eine noch unbegeben. G. Varrentrapp. 


ankfurter Attentat, ſ. Politifche Umtriebe und Unterſuchungen in Deutfchland. 
ranklin (Benjamin) und feine Politik im nordamerifanifchen Rechts- und 
Freiheitskampfe. I.In den engliſch-amerikaniſchen Eolonien, zu Boften, wurde anı 18. Jan. 
1706 einem armen Sandwerfer ein Knabe geboren, welder einft als Mann durch jeine Bürger: 
tugend einflußreicher und wohlthätiger als irgendeiner von allen Fürflen, Staatdmännern und 
Gelehrten jeined Jahrhunderts auf das Schickſal feined Varerlandes und der Menichbeit ein- 
wirken jollte, Diejed arme Bürgerfind war Benjamin F., das funfzehnte von ven jiebzehn Kin— 
dern feiner Altern. Sein Vater, zuerft Färber, dann, weil dieſes Geſchäft ftodte, Seifenſteder 
und Lichtzieber, beichäftigte ven Knaben in diefem Gewerbe. Wegen feiner guten Fähigkeiten 
ſchickte er ihn ein Jabr lang, um ihn zur Theologie vorbereiten zu laffen, in eine lateiniſche 
Schule. Trog feiner guten Fortihritte aber mußte er ihn wegen Mangels an Hülfdmitteln wieder 
aus derjelben zurücknehmen. Nach erreichtem zwölften Jahre gab er ibn, feinem Wunſche gemäß, 
bei einem ältern Sohne, der ald Buchdrucker von England zurüdgefommen war, in die Lehre. 
Berlegt durch die rohe Behandlung des Bruders, mollte F. denſelben nad einigen Jahren ver- 
laſſen. Da aber der Bruder feine Unterfunft in einer andern Druderei in Bofton zu verhindern 
ſuchte, jo verließ er heimlich feine Heimat und kam nah mehreren Mühſeligkeiten nad Phila— 
delphia. Zuerft bier, vann einige Jahre in Kondon, wohin er dur trügerifhe Vorfpiegelungen 
verlodt worden war, hierauf wiederum zu Philadelphia jegte er mit kurzer Unterbrechung, 
während welder er Buchhalter bei einem Kaufmanne war, fein Geſchäft ald Buchdruckergeſelle 
fort. Zunächſt veranlapt dur üble Behandlung feines damaligen Meifters, errichtete er nad 
einiger Zeit in Gemeinſchaft mit einem andern jungen Buchdrucker, der das Geld dazu herſchoß, 
eine eigene Druderei, übernahm bald nachher, im dreiundzwanzigſten Jahre feines Alters, dieſes 
Geſchäft allein und heirathete in jeinem vierundzwanzigften eine Bürgerdtochter. Bon früher 
Jugend an hatte er jich ſtets, ſoweit jein Gewerbe es erlaubte, eifrigſt mit feiner Selbſtbildung, 
mit Yectüre der verihiedenften Art, bald auch mit Schriftftellerei und mit gemeinnügigen und 
ſtaatsbürgerlichen Beftrebungen beſchäftigt. Dies fegte er ftetd fort, ſtand aber dabei feinem 
Hausweſen und feinem Drudereigeichäfte, womit er bald aud einen Papier: und Fleinen Buch— 
bandel ſowie Erridtung von Drudereien in verſchiedenen Golonieftaaten verband, an der Geite 
feiner treuen Gattin jo tüchtig vor, dag er allmählich ein wobhlhabender Bürger und glücklicher 
Bamilienvater wurde und jein langes Leben hindurch blieb. 

U. Und in jo beſchränkten Verhältniſſen, auf fo dürftiger Unterlage des Lebens Fonnte F. 
6108 durch die eigene Anjtrengung und Tugend fidh eine fo vielfeitige, gediegene Bildung erwer⸗ 
ben, eine jo wohlthätige, welthiſtoriſche Wirkjamfeit gewinnen. 

Ständen dieſes Mannes raftlofe und erfolgreiche gemeinnügige Beſtrebungen für beiliame 
Erfindungen und Verbeflerungen, für die Bildung und dad Gemeinwohl, für Die Bildungs: 
und wohlthätigen Anftalten feiner Stadt, feiner Provinz, jeined nordamerifanijhen Vaterlan— 
des für ſich allein da, fie reichten aus, ein langes Menſchenleben wohl und jegensreich audzu- 
füllen. Ihm verdankte fein Vaterland und Europa aud eine ganze Reihe heiljamer und beleh— 
tender Grfindungen, wie den Bligableiter, die Berbeilerung der Harmonifa, der Kupferbruder- 
preſſe, der Sparöfen und vieleandere. Nordamerika ftand damals gegen die europäiiche Bildung 
noch weit zurüd. Die vürftigen Anfänge ver Golonien, ihre langen, ſchweren Kämpfe mit der 
noch wilden Natur, mit ven Indianern, Spaniern und Franzojen hatten noch wenig höhere 
Eultur wurzeln laſſen. Die Amerikaner hatten jelbft bei &.'8 erftem Auftreten im ganzen nur 
zwei Zeitungen, feine Buchhandlungen, keine öffentlichen Bibliotheken und wenige Buch— 
drudereien. Seinen Bürger F. verdanfte fein Volk auferordentlihen Antrieb und große Mittel 
zum Fortſchritt. Er gründete eine große Anzahl der heilfamften Anftaften: fo die öffentlichen, 
auf Unterfchriften gegründeten Bibliotheken, die ſich bald in ganz Amerika verbreiteten; ferner 
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eine amerikaniſche philoſophiſche Geſellſchaft, deren Vorſtand er bis an fein Lebensende blieb, 
und die Univerſttät von Philadelphia, welche er 40 Jahre lang mit Liebe verwalten half. 
F. ſtiftete eine Reihe von Vereinen zur Gründung öffentlicher Anſtalten, Schulen, Kranfen- 
häufer, Buchdruckereien und Buchläden, zur Förderung des Aderbaus, des Handeld und der 
Gewerbe. Er bildete den Verein zur Abjhaffung der Sklaverei und zur Unterftügung der Lage 
der amerifaniihen Indianer, jowie den Pennſylvaniſchen Verein zur beſſern Einrihtung der 
Gefängnifle, welche beiden Vereine ihn lebenslänglic zu ihrem Vorftande ermählten und bis 
zum heutigen Tage jegendreich mwirfen. Ihm verdanfte fein Vaterland die erften Feuerlöſchan— 
ftalten fowie die mir Huger Beitegung der aquäferiihen Kriegsabneigung durchgeführte Errid- 
tung einer regelmäßigen, in ven Waffen geübten Landwehr, zu deren Oberft er in feiner Bro: 
vinz ernannt wurde, ftatt deſſen er aber die Dienfte eines Gemeinen leiftete, bis er in fpätern 
Zeiten auch die Leitung Eriegeriicher VBertheidigungdanftalten übernahm. Er verſchaffte zuerft 
durch freiwillige Vereine und Beiträge feiner Vaterſtadt Philadelphia eine Befefligung und 
eine nicht unbedeutenve Artillerie. Ganz Amerika verbanft ibm die Einführung eines mohl- 
georbneten Poſtweſens, an deſſen Spige er ald Generalpoftmeifter aller nordamerikaniſchen 
engliihen Golonien geftellt wurde. Ald Mitgliev des Gemeinderaths und Friedendgerichts, als 
ftetd neugemählteö Gongrepmitglied jeiner Provinz, jpäter auch ded Bundes, wie an der Spige 
freier Bereine wirkte er unermüdlich für alles Schöne und Gute, für eine große Anzahl von 
BVerbeflerungen, wie durch eifrige Förderung von Erziehungsanftalten für die Bildung der 
Jugend, beionders für die neuerdings auch in England und Deutihland ins Auge gefaßte 
Belehrung der Handwerker. So wirkte er für die moralifche, geiftige und politiihe Bildung des 
Volkes durch die Preſſe, duch Volksſchriften und vorzüglich durch feine im edelften Geifte ge: 
ihriebene Pennſylvaniſche Zeitung und feinen vortrefflihen Volkskalender, welcher ein Viertel: 
jahrhundert hindurch in zehntauſend Gremplaren, ebenjo wie jeine Zeitung, über ganz Amerifa 
verbreitet wurde. 

Auch ſchon allein die fchriftftelleriihe Wirkjamfeit, und zwar in verihiedenen Gebieten, 
würde, jelbft abgejehen von dem Verdienfte der ehrenvollen Ginführung Amerifas in die euros 
päiiche Gelehrtenrepublif, genügt haben, in jedem dieſer Gebiete F. einen unvergeßlihen Na: 
men zu begründen. 

Ein europäifcher Gelehrter, welcher ald Zögling der beften veutihen Schulen und Univerfi- 
täten ausſchließlich den gelehrten Forſchungen lebte, hätte jeine Laufbahn mit feltenem Ruhme 
audgefüllt, wenn er für die Wiflenihaften und ducd fie für die Menſchheit geleiftet hätte, was 
» 8. durch jeine Forſchungen und gelehrten Werke über die Gleftricität, durch feine Theorien der 
Gewitter und des Norblichts, durch feine phyſikaliſchen Erfindungen, z. B. des eleftrifchen Dra— 
den, leiſtete. Schon der erfte Theil des Lobes, mit melden d'Alembert &. in die franzöſiſche 
Akademie einführte: 

Eripuit coelo fulmen sceptrumque tyrannis 
(Dem Himmel entriß er den Blig, das Scepter den Inrannen) 

märe ein glänzender Preis für die Anftrengungen eines ganzen Lebens geweien. Auch haben 
wenige auf Liniverjitäten gebildete Gelehrte allgemeinere Anerkennung ihrer literarifchen 
Verdienſte gefunden als ver auf feiner Univerſität gebildete Bürger F., diefer von allen ameri: 
fanijchen und den meiften englifchen Univerfitäten, von Orford, Gladgom und Edinburgh als 
Magifter und ald Doctor des Rechts und der Philoſophie geehrte, von den berühmteften ge— 
lehrten Gejellihaften Europas, von den Akademien zu London, Paris und Peteräburg als 
— — dieſer jelbit Afademien und Univerſitäten gründende und ihnen präſidirende 

Bürger F. | 

Aud unter den äfthetiihen und moraliihen Schriftftellern fichern eine ganze Reihe ebenſo 
anmuthig und vortrefflih verfaßter als veredelnder und durd den heiterjten Scherz ergöglicher 
Fleinerer Schriften und Briefe F., ihren Urheber, einen bleibenden Ruhm. Den beften Schriften 
dieſer Art von Lucian, Addiſon und Wieland ftehen viele in der Form nicht nah; aber alle find 
ein Spiegel der reinften ſittlichen Geſinnung. 

Es ift ſchwer, dur Nennung einzelner, wie des Geſprächs zwiſchen F. und jeinem Podagra, 
des öfonomiichen Projects für die Pariſer, ftatt der Lichter die Sonne zum Leuchten zu gebrau: 
hen, der Parabeln vom jhönen und häßlichen Fuße und über den Verfolgungsgeift, oder der 
Abhandlung über Lurus und über Schleihhandel, über Unfterblichfeit, Sklaverei und die norb- 
amerifanifhen Wilden, andere ſcheinbar nadhzuftellen. 

Noch unübertrefflicher ift F. in feinen für Aufflärung und Veredelung des Volkes gefchrie- 
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benen Volksſchriften, außer jeiner Zeitung und in jeinem Kalender au in der in England, 
Frankreich und Amerika in zahllojen Abdrücken verbreiteten „Weisheit des guten Richard“, in 
feiner Selbftbiographie, ſeiner pennſylvaniſchen Geſchichte und fo vielen trefflihen Abbandluns 
gen und Erzählungen." Gleih unjerm Juſtus Möfer dringt bier F. in die legten Örundan- 
ihauungen des Volkes von jeinem Leben und Rechtszuſtande, in das Heiligthum feiner Sitten 
und Gefühle ein. Wie Möfer und unfer Hebel ftellt er aud des Volkes eigenen Gefühlen und 
PVorftellungen heraus anſchaulich und ergreifend dar. Er wirft dabei mit feinem echt praftiichen 
Sinne vor allem für dad, was dem Volfe noth thut, für den Kern der Volkstugend und Volks— 
tüchtigfeit, neben einer aufgeflärten und duldfamen, aber wahrhaft religiöjen Geiinnung auf 
Mäßigkeit, Ehrlichkeit und Betriebjamkfeit. Durch Inhalt und Einkleidung ift hier die ſchwere 
Aufgabe guter Volksſchriften gleich mujterbaft gelöft. Sowie diefe Schriften neuerlih dur 
Lord Brougham's Verdienjte in allen engliihen und ſchottiſchen Handwerkerſchulen und Bücher: 
fammlungen eingeführt wurden, jo ift auch zu wünſchen, daß fie in Deutichland eine ſegens— 
reihe Duelle der Volksbildung würden. Für Amerika vollends jind jie, mit der Entitehung 
feiner Freiheit zufammengewadfen, wahrhaft unfhägbare Urkunden. 

Nicht minder meifterhaft ift endlich F. als politiſcher Schriftfteller. Seine Tagebücher über 
feine vortrefflihen viplomatijden Unterhandlungen, wie die Abhandlungen über peinliche 
Gefege, über Handel, Seekaperei, feine Rede über die Bezahlung der Beamten und 
viele andere haben bleibenden Werth. Vor allem aber ift F. ald Vertheidiger ded Rechts, der 
Freiheit und der Staatdeinrihtungen feined Vaterlandes mufterhaft. Wer mag fein ſatiriſches 
Steueredict ded Königs von Preußen gegen die Engländer, ald Nahfommen oder Coloniſten 
der alten Sadjen, feine Anweifung, ein großes Neid in ein Eleined zu verwandeln, oder auch 
fein vertrauliche Schreiben über den Erbadel, oder die Vergleihung der Juden und der ameri— 
kaniſchen Antiföberaliften und die vortrefflihe Parodie der Vertheidigung der Negeriklaverei 
von Jackſon durch die (angeblih im Divan zu Algier 1689 gegen eine puritaniiche Sekte gehal— 
tene) Vertheidigungsrede der Chriftenjklaverei ohne Grgögen und Bewunderung leien ? Diefe 
und ähnliche Schriften find gleich ausgezeichnet durch ihre die allgemeinfte Aufmerkſamkeit ipan- 
nende ergötzliche Einkleidung wie durd die Kunft, mit allen Kräften eines reihen Verſtandes 
und einer gründlihen Durchſchauung der Menſchen und Saden jeden Gegenftand unter jeinent 
einfachſten Hauptgefihtöpunfte zu fallen, das Richtige auch dem jchlichten Nechtögefühle und _ 
Menſchenverſtande anjhaulih zu machen, die beftrittene Auſicht jelbit vom Standpunkte der 
Gegner aus zu vernichten und nicht felten neben der Überzeugung und der Empörung des geſun— 
den Verſtandes und Gefühls auch noch die Lacher zu Bundesgenoffen gegen diejelben zu 
gewinnen. I) 

Ebensdiefer dur ſich ſelbſt gebilvete, fleißige, bürgerlihe Gewerbäömann, diefer durch die 
unermübetften gemeinnügigen Beftrebungen wohlthätige Menſchenfreund, dieſer in vielen Ge: 
bieten meifterhafte Schriftiteller ift aber auch zugleich mit der feltenjten Thätigfeit und mit bei: 
fpiellos glüdlihen Erfolgen Staatdmann, Diplomat, Gejeggeber, Vaterlandsbefreier, Staaten- 
gründer. Er kämpfte längere Zeit, zulegt jeh8 Jahre lang (1756—62) als Geſchäftsträger 
Pennſylvaniens in London, erfolgreich für die Befreiung feines Baterlandes von den drückenden 
ariftofratifhen Rechten der Erbeigenthümer aus Penn's Familie und endlich für gänzliche Auf: 
bebung ver Regierungsrechte der Handelsgeſellſchaft. Er beſtimmte durch jeinen Rath und eine 
eigene Drudihrift ven großen Ehatham, zum Vortheile Englands und Amerikas, im Siebenjäh: 
rigen Kriege die franzöjiiche Herrichaft über Canada und Louiſiana zu zerftören (IL, 259), und 
ſtand an der Spige Eräftiger Bertheidigungsmaßregeln gegen Spanien, Frankreich und die In— 
dianer. Er bewirfte endlich die Befreiung Amerifad und die bemunderäwerthe freie Bundes: 
und Staatöverfaffung jeined Vaterlandes. Ihm mehr ald irgendeinem andern Sterblichen ge— 
bührt der Ruhm, diefe für die Menſchheit folgenreichſte Begebenheit, wodurd die Entdeckung 
der Neuen Welt und ihre Verbindung mit der alten zuerft fruchtbringend, wodurch die politiſche 
Denkfreiheit und Reform von Europa wie von Amerifa in das Leben gerufen und der Weltge- 
fhichte eine neue Richtung gegeben wurde, mit Weisheit und Beharrlichfeit vorbereitet, erftritten 
und begründet zu haben. 


1) Die fleinern Schriften F.'s (zum Theil), die Gorrefpondenz und das Leben deffelben wurden im 
Jahre 1817 in London von feinem Enfel W. T. Franflin herausgegeben und mehrmals ins Deutſche 
überjegt. Wir eitiren hier nach der Überfegung, weldye unter dem Titel: B. Franklin's nachgelaf: 
jene Schriften u. f. w. (5 Bde., Weimar 1817—19), erfdgienen ift. 
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Und wie für bad Bild des ſchoͤnen und reichen Lebens dieſes außerordentlichen Mannes, 
fo ift ed auch für deſſen praftifche Wirkſamkeit der wahre Mittelpunft, in der legtern vielleicht 
das Wichtigſte, daß in F. der Welt in höchſter Vollendung dad Vorbild des neuen Bürgerthums 
geliefert wurde, welches von den norbamerifaniihen und europäiihen ſtaatsbürgerlichen Reprä— 
fentativverfaffungen gefordert wird, und welchem, nach dem heutigen Gange unferer Cultur, 
vorzugsweiſe die Beflimmung der Schidjale der gebildeten Völker anheimzufallen ſcheint. Nicht 
die jugendliche Poeſie und die sitterlichen und theofratiihen Schwärmereien, jondern ein pro— 
ſaiſches, richtig prüfendes, auf dad Gemeinwohl gerichtetes oder gemeinnügiged Wirfen und die 
durch vernünftige Überzeugung geleitete bürgerliche Tugend wird in unferer Zeit des Mannes: 
alters die Welt beberrihen. Diejer bürgerlihen Tugend gehörte %.'8 Leben an. In feinem 
ganzen Keben und Streben, in der Geſellſchaft der Könige uud Vornehmen und in der Verbin— 
dung mit den Staatsmännern und Gelehrten warb und blieb F. der Bürger in edelften Sinne 
des Wortd. Bürgertugend ift der Grundcharakter feines Weſens nnd Wirkens. Ind nad allen 
Seiten tüchtiger und erprobter ift nie eine Bürgertugend erfunden worden ald bie jeinige, 
„Tugend allein ift ver wahre Adel.’ Dies hatte nie jemand eindringlicher gelehrt al8 F. Und 
diefen bürgerlichen Adel beſaß fein Sterbliher in reinerer Volltommenheit als er. Bon dieſer 
männlihen bürgerlichen Tugend und Weisheit geleitet, wirkte F. unermeßlich für die Aufflä- 
rung und Duldung, aber, frei von der Verirrung der materialiſtiſchen und atheiftiihen fran- 
zditihen Vhiloſophen, zugleich für wahre Religioſität und Sittlichkeit feines Volkes. Ald Welt: 
bürger umfaßte er Die Menſchheit, ebenſo frei von jeder fpiehbürgerlihen und egoiftifhen Be- 
jchränftheit ald von unpatriotiihem und unpraftifhem Koömopolitismus. Als tugendhafter 
Welt: und Staatäbürger erftrebte er vielmehr mit patriotifher muthvoller Aufopferung die 
ſtaatsbürgerliche Freiheit jeined Vaterlandes zugleich als eine weſentliche Grundlage des Wir: 
kens für den Fortſchritt der Menſchheit. In dieſem Streben den Freiheitskampf ſeines Volkes 
vorbereitend und leitend, mußte er daſſelbe doch von jakobiniſchen Exceſſen und Revolutiond- 
greueln und ihrer Folge, der Soldatenherrſchaft, rein zu halten. 

II. Durch welche Mittel aber gelangte F. zu ſo außerorventlider Tüchtigfeit und Wirffam: 
feit? Die Beantwortung dieler Frage, die dad Leben F.'s überall gibt, ift ermutbigend für jede 
tüchtige Gefinnung und Beflrebung. Denn in feiner äußerft beſchränkten Rage hatte F. ſelbſt 

‚nicht einmal wahrhaft geniale Anlagen und Kräfte. Jene außerorbentlichen Erfolge bereitete 
ihm vielmehr vor allem fein tugendhafter energifcher Eifer für eigene Ausbildung und für 
menjchenfreundlihe Wirkſamkeit. Diejer Eifer jelbit führte ihn zu der meifeften und unermüb: 
lihften Berathung und Benugung aller Kräfte, aller Zeit und aller fidy jedesmal darbietenden 
Mittel, jomwie zu immer größerer Selbftbeherrihung und zu der feine Beitrebungen und feine 
Geſundheit und Geiftesfähigfeit unterftügenden größten Nuͤchternheit, Mäßigfeit und Bepürf: 
niplofigfeit. Derſelbe tugenphafte Eifer richtere endlich feinen Blick ftetd von dem Unbedeuten⸗ 
den binmeg auf die Hauptjahen und auf den rechten Bunft, an welchem diefelben erfaßt werben 
mußten. 8.6 Beiſpiel ſpricht für den Sag: „Jeder ift der Schmied feines eigenen Schickſals“ 
Es veranihaulicht jedem würdigen, tüchtigen Jüngling, daß auch dem ärmften Handwerkslehr— 
ling zu Glück und Ruhm die Babn offen fteht. Bewähre er nur den rechten Eifer, die Selkft: 
entfagung und Anjtrengung, die Beharrlichfeit und Weisheit jenes tüchtigen Kämpfer! 

Die Natur hatte F. zu einem gefunden Körper vorzügliche, in einem glücklichen Gleichge: 
wichte fih haltende geiftige und Gemüthsanfagen und einen energifhen Willen gegeben; bie 
Altern eine nicht auögezeichnete, eine nur für den nievern Bürgerftand berechnete, aber durch ihr 
eigened Beifpiel von Fleiß und Treue unterftügte fittliche Erziehung. Zufällig famen früßzeitig 
beſſere Bücher in des Knaben Hände, darunter ſchon in der Ältern Haus Plutarch's Lebensbe— 
ſchreibungen, Foe's „Verſuche, Gutes zu wirken‘, welchem legtern Buche F. fpäter jehr großen 
Einfluß auf feine gemeinnügigen Beftrebungen zufärieb; dann in der Rehrzeit bei feinem 
Bruder, durch die Güte eined wohlmollenden Mannes, unter andern Locke's „Verfuch““, Xeno: 
phon's Denkwürdigkeiten, die Schriften von Shaftesbury, Gollins und Addiſon. Diefe Bücher 
bewirften bei F. die größte Lejeluft und feinen außerorbentlihen Bildungdtrieb. Mit bemun: 
derndwerther Anftrengung und Entjagung verwendete er alle jeine Feierftunden und geringen 
Mittel, jede Kleinigkeit, die er an Geld, jene Minute, die er an Zeit, durch Eriparung an feiner 
Nahrung und an jeinem Schlafe, gewinnen fonnte, zur Vermehrung jeiner Kenntniffe, zur 
Ausbildung jeines Geifted und eined reinen ſchriftſtelleriſchen Stils. Schon im dreizehnten 
Jahre verfaufte er in der Stadt von ihm ſelbſt gedichtete und gedruckte Balladen; doch juchte 
ihn der Vater von der Porfie, ald unfruchtbarer Befchäftigung, abzumahnen. Im vierzehnten 


Franklin 479 


Jahre unterflügte er feinen Bruder durch beifällig aufgenommene jchriftftellerifhe Arbeiten bei 
Herausgabe eines Unterhaltungsblattes und dann einer politifhen Zeitung, die bald, fogar 
unter feinem Namen, erſchien. Der gering geachtete Druderlehrling hatte jeine Beiträge an= 
fange, um ihnen bei jeinem Bruder Aufnahme zu verſchaffen, in ver Nacht, ald kämen fie von 
einem Fremden, heimlich unter die Thür fhieben müſſen. 

Je mehr ſolchergeſtalt F. alle Erfolge in feiner edeln Beftrebung nur feinen eigenen rühm= 
lihen Entjagungen und Anftrengungen verbanfte, um fo mehr wuchſen jeine Kräfte, um fo 
mehr lohnten und fpornten, um jo dauernder blieben die Erfolge. Ienen edeln Eifer und jene 
von demfelben genährten Tugenden erhielt ſich F. fterd. Auch da blieben jie ihm treu, ald er in 
London und dann wieder in Philadelphia ſich zwar aufd neue durch mannichfache äußere Noth 
des Lebens durchſchlagen mußte, zugleich aber durch gejchickte Betreibung feines Gewerbes beilere 
Einnahmen gewann und auch mit offenem, empfänglihem Sinne die Freuden des gejelligen 
Umgangs und eines freien, rüſtigen Jünglingslebens genoß. Mit Leibesübungen ſchon als 
Knabe wohlbefannt, liebte er vorzüglich das Schwimmen, worin er eine vorzügliche Meifterfhart 
hatte. Bei der Anſpruchsloſigkeit und Sparſamkeit für ſich jelbft gab er willig für Freunde, 
Bedürftige und gute Zwede und wußte fi überall Liebe und Vertrauen zu erwerben. F. ſchrieb 
in London, nod nicht zwanzig Jahre alt, veranlaßt durch Wollaſton's , Natürliche Religion“, eine 
Schrift über Freiheit und Nothwendigkeit, welde ihn zwar mit Gelehrten in Verbindung 
brachte, von deren ffeptifchen, materialiftifhen Philoſophemen ihn aber fein gefunder moralis 
ſcher Sinn gar bald zurüdführte. Bei feiner Nüdkehr nad Philadelphia ftiftete er unter dem 
Namen Junto eine literarifche Geſellſchaft junger Leute, welde ſich mödhentlih verfammelten 
und über Moral, Politik und Vhyſik Unterfuhungen anftellten, Streitfragen verhandelten und 
ſich Ausarbeitungen mittheilten. Vierzig Jahre lang blieb fir die befte Schule in Pennſylvanien 
für PHilofopie, Moral und Volitik (II, 81). Durch eine Reihe gleicher Vereine, welche einzelne 
der jevedmal nur zwölf Mitglieder gründeten, breitete fie fich jehr aus und gewann einen großen 
Einfluß auf Gründung und Verbeflerung Öffentliher Einrichtungen. 

Schon Vorftand einer eigenen Druderei, erwarb ſich F. durch eigene Anftrengung und 
Benugung ded Umgangs die Kenntniß der franzöſiſchen, italienischen und ſpaniſchen Sprade 
und aldvann aud, unterftügt durch den einjährigen Schulunterricht, die der lateinifchen. Eine 
fo jeltene tugendhafte Liebe und energifche, aufopfernde Anftrengung für das Gute, für feine 
und feiner Mitbürger Vervollkommnung erzeugten bei F., außer jenen Tugenden der weis 
fen Berehnung und Benugung aller Kräfte und Mittel, der Selbftbeherrihung und der Rich— 
tung auf die Hauptſache und den Hauptpunft, zunähft in Beziehung auf das gejellihaftliche 
und politijche Leben und Wirken das energiihe Streben, ſich durch Nevlichkeit und Wohlwollen, 
durd klare Feſtſetzung jeder gemeinſchaftlichen Verpflichtung und zuverläffige Erfüllung jeder 
eigenen die Zuneigung und das Vertrauen feiner Mitbürger zu erwerben. Der Verein nun von 
dieſen Eigenſchaften bildete den bewundernswerth praftifhen Mann, der mit fteter Richtung auf 
das Höhere doch auf nichts Unerreichbares ſich einlieh, Dad einmal beichloffene Erreihbare dage= 
gen Schritt für Schritt verfolgend endlich mit ftiller Energie und ruhiger Unbeugſamkeit ſicher 
durchzuſetzen wußte. Eben jene Eigenſchaften und zunächſt das Streben nad) der Zuflimmung 
der Mitbürger bewirften aud, daß F. nie die Schwächen und Eitelfeiten der Menſchen etwa 
durch eigene Eitelkeit, Anmaßung, Eigennutz, Herrſchſucht oder Ungeduld verlegte, jondern jene 
Schwächen vielmehr jelbft feinen Planen dienftbar zu machen wußte und überall die Menſchen 
für fi und feine Beftrebungen gewann. Die Menſchen und ihre thätige Mitwirkung möglichtt 
zu gewinnen und zu vereinigen für die guten Beftrebungen, das ſchien F. die Grundbedingung 
des praktiſchen Erfolgs geſellſchaftlicher Beftrebungen, dad Grundgejeg wahrer Politik. Dazu 
aber ift gewiß außer ver rechten Darftellung der Güte und Ausführbarfeit ver Sache eine er= 
laubte, ja eine ſchon durch das Gefeg humaner Wechſelwirkung gebotene Schonung der Shwädhen 
und eine Gewinnung der menſchlichen Gefühle, Neigungen und Intereffen das wichtigfte Mittel. 

So ſuchte denn F. dadurch viele feiner gemeinnügigen Unternehmungen in das Leben zu 
rufen, daß er jelbft dabei möglichft zurücktrat, andern dagegen dad Vergnügen und den Schein, 
an der Spitze zu ſtehen und ſich einflußreich zu erweifen, ließ. So gewann er ihren boppelten 
Eifer für die jegt ihnen eigene Sache. Ihre und anderer bedeutender Perfonen Eitelfeit und 
Eiferſucht aber verlegte en nicht etwa durch zu vielen eigenen Ruhm und Einfluß oder gar durch 
den Schein der Herrſchſucht. Sein beſcheidener, jegt ald mehr unbefangen und parteilos erſchei— 
nender weiler Kath aber wurde nun um jo einflußreicher. Mit Eifer machte er beſonders auch 
dagegen, andere nicht durch Abſprechen und Aufdecken ihrer Schwächen, durch harten, entſchiede— 
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nen, directen Widerſpruch oder durch ein zu ſtolzes Vertrauen auf die unbedingte und allge: 
- weine Rihtigkeit jeiner Anſichten abzuftoßen. Er mied fo au jorgfältig die Ausdrüde „un: 
ſtreitig“, „gewiß“ und braudte vafür lieber: „Ich denke, ich fürchte, in Bezug auf die gegenwär: 
tigen Berhältniffe” u. ſ. w. F. jagt in jeiner Biographie feinem Sohne: „Wie gut ich bei Diefer 
Meije fuhr, ſah ih gar bald ein. Die angefnüpften Gejpräde jpannen ſich luftiger aus. Die 
Beicheidenheit und milde Form, womit id meine Anjihten vortrug, verſchafften ihnen leichtern 
Gingang und weniger Wideriprud. Wenn ic ſah, daß ich Unrecht befam, kränkte ich mich we— 
niger, konnte ſelbſt meine Anfichten leichter, jomweit nöthig, verbeifern, und es gelang mir jo, 
aud andere gar bald von ihren Irrthümern abzubringen und für meine rihtigern Anfichten zu 
gewinnen. Anfangs mußte ih mir freilich Gewalt dabei anthun. Aber am Ende ward ed mir 
leiht und jo zur Gewohnheit, daß vielleicht in funfzig Jahren niemand einen dogmatiſchen Aus- 
drud von mir gehört haben mag. Diejer Gewöhnung danke ich ed wol, nächſt meiner Recht— 
ihaffenheit, daß ich früh jchon bei meinen Mitbürgern joviel Gewicht befam, wenn ich Berbeile- 
rungen und neue Ginridtungen vorihlug, und daß ich bei öffentlidhen Berathungen foviel 
Einfluß gewann und meine Sahen meiftend durchſetzte.“ So mußte F. ferner au, wie ein 
geihidter Feloherr, der einen auf feinem Wege vorwärts drängenden Feind Flug von der Seite 
angreift, durch gebuldiged Abwarten des rechten Moments und durd ein Umgehen oder durch 
einen indirecten Angriff die entgegenſtehenden Leidenſchaften, ftatt fie zu ffürmiihem Gegen 
kampfe zureizen, vielmehr unſchädlich zu machen oder zu bejeitigen, wovon die ſchon im Art. Adel 
(1, 265) erzählte Geſchichte des ſcheinbar unabjihtlihen, vertraulichen Schreibens über den 
Erbadel ein trefflihes Beifpiel gibt. Mit Bacon feinen guten Vorſchlag für verloren achtend, 
beftand er auch nicht auf augenblidliher Wirkung feiner Beftrebungen. Er wurde vielmehr nicht 
müde, fletö guten Samen in die Erde zu freuen, geduldig deſſen Aufgeben abwartend. 

Es ſuchte ferner auch F. durch immer neue Einkleivungen für feine Plane, Gedanken und 
Gründe ſtets die vortheilhafte Stellung zu gewinnen, oft durch die Überrafchende Form, durch 
Heiterkeit und Spott allgemeine Iheilnahme und lebendigern Eindruck für fie zu vermehren, 
Grmüdung aber und Widerwillen zu befeitigen und dagegen durch den öffentlichen Beifall an 
feiner Form jowie durch das Lachen über den Gegner feine Sache zu verſtärken. Stetö ging er 
dabei möglich von dem Standpunkte nicht etwa der Freunde feiner Gar, fondern vom Stand⸗ 
punfte der noch nicht Überzeugten und der Gegner aus und entnahm von diefen jelbft feine jchla- 
gendſten Argumente. 

Jedes bedeutende politifhe Unternehmen aber unterftügte er möglichft durch jein eigenftes 
Inftrument, die Preſſe. Die freie Preſſe war die wohlthätige Karel, mit welcher F. überall 
Bürgertugend, Licht und Freiheit verbreitete. Er ſuchte von allen Seiten die öffentliche Mei: 
nung für feine Vorſchläge vorzubereiten und in Anfprud zu nehmen. Er jelbft ſpricht darüber 
(I, 109): „Die alten römiſchen und griechiſchen Staatömänner konnten blos zu fo vielen Bür- 
gern fprechen, ald fie in der Berfammlung mit ihren Stimmen erreichen konnten. Jegt können 
wir mitteld der Druderpreffe zu Nationen fprechen, und gut geihriebene Bücher, Zeitungen und 
Flugblätter greifen ftarf und allgemein ein. Die Leichtigkeit, diejelben Sachen wiederholt und 
auf verſchiedene Weife ſtärker ins Licht zu fegen, und dies in überall gelefenen Zeitungen, er: 
leihtert ihre Begründung und ihren Sieg. Wir aber jehen es jegt ein, daß ed nicht bloß recht 
it, das Eijen zu jehmieden, weil ed warm ift, fondern aud gar ſehr heilfam, es durch ſtetes 
Schmieden warm zu erhalten.‘ 

Bei jolder praktiſchen Tüchtigkeit Fam es denn fo weit, daß in feinem Vaterlande Amerika 
feine Öffentlihen Unternehmungen eher Credit erhielten, feine Subferiptionen eher glüdten, als 
bis fie F. unterflügte. Und bei ſolchen Vorzügen feiner politifchen Schriften, der bereits obenge: 
nannten und vieler andern, wirkten fie unermeßlih. Sie wurden in großen neuen Auflagen und 
in den meiften Zeitungen überall verbreitet, mandje, wie das angebliche Steueredict Friedrich's 
des Großen gegen die Engländer oder aud die Stimme eines londoner Bürgerd über die ame: 
tifanifhe Streitfrage, auf Verlangen des Publikums felbit in verfelben engliihen Zeitung 
wiederholt. Bei jenem Edicte, welches die ungerechten Prätenjionen der engliſchen Regierung an 
die engliſchen Abkömmlinge in Amerifa läherlih machte, hatte jogar John Bull— fo vortrefflich 
war die Form gehalten — ſich zuerft ernjtli entrüftet über die empörenden Anmaßungen des 
alten preußiſchen Königs gegen die Engländer, ald urjprünglihe Auswanderer aus feinem 
Gebiete. Um fo tiefern Eindruck machte die wigige und ſcharfe Geifelung der ungerechten An— 
ſprüche ver engliſchen Minifter und Tories gegen die Amerikaner als englifche Goloniften. 
Ahnlich forſchte man bei der algierifhen Verteidigung der Chriſtenſtlaverei zuerft ven angeb⸗ 
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lichen hiſtoriſchen Umſtänden derfelben nad. Und die. Greuel, zu melden die englische Megies 
rung die Indianer gegen die Amerikaner aufbegte, erregfen erſt da ben ganzen heilfamenAb- 

fheu, als F. angebliche Berichte und Beihreibungen indianiiher Häuptlinge über die empörende 

Vollziehbung ihrer Aufträge, womit fie ihre Sammlungen von Schädelhäuten der engliſchen 
Regierung einfendeten, in engliihe Zeitungen brachte. 

Doch die eigentlihe Seele der bewundernswerthen praktiſchen Tüchtigkeit F.'s war feine 
Tugend jelbfi, war feine moralifhe Auffaflung der gejellichaftlichen Verhältniſſe und ifrer 
Beitimmung. Weit entfernt von der Verirrung jo mander andern, angeblih praktiſch und 
bürgerlib gejinnten Männer, entfernt von einer mechaniſchen und napoleoniſchen PBolitif und 
von dem gemeinen Materialidmus neuer franzöſiſcher Bolitiker, ftellte er nie die materiellen 
Kräfte und Aufgaben und ihre nievere, ſelbſtſüchtige Richtung an die Spige, ſondern orpnete jie 
überall den geiftigen und moraliihen Gefegen und Kräften unter. Diefe legtern bildeten ven 
Mittelpunkt feiner Beitrebung und feiner Bolitif; daher F.'s Eifer, vor allem fein Volk geiftig 
und moralifch zu bilden und es zur aufopfernden, mutbvollen Bertheidigung und Befeftigung 
würdiger Freiheit und Nationalehre zu beitimmen. Wie in Beziehung auf die Endzwecke, 
fo hielt nad) feinen oft wiererholten Verfiherungen wie nad feinen Werfen auch in Beziehung 
auf die Mittel die jo Fluge und erfolgreiche Politik F.'s, als der Gegenfag alles Machiavel- 
lismus, die moralifhen Kräfte der Rechtſchaffenheit und Gerechtigkeit, ded Wohlmwollens für 
die allein zuverläjfigen, für die zulegt ftetd jiegenden. Am Ende eines mehr als achtzigjährigen 
Lebens durfte ver Greis Gott für feinen Beiftand danken, daß fein menſchliches Wefen mit Recht 
fagen könne: „Benjamin F. hat mir unredht gethan.“ „Dies, mein $reund‘, jo fährt er fort, 
„iſt im Alter ein recht tröftlicher Gedanke.‘ (I, 84.) 

Bei diefer höhern und edlern Richtung arbeitete nun auch F. mit fo bewundernswerther 
Anftrengung an feiner eigenen ſittlichen Vervolllommnung und beichäftigte fi faſt lebenslang 
mit einer eigenen Tugendfunft und ihrer Ausübung. Die eigenen Worte F.'s aus feiner Selbft- 
biographie (Ill, 111) mögen darüber weiter berichten. „Um diefe Zeit (ungefähr im zweiund⸗ 
zwanzigften Lebensjahre) faßte ich den kühnen Entichluß, e8 zu fittliher Vollendung zu bringen. 
Ih wünſchte fo zu leben, daß ich nie einen Fehler beginge und alle befämpfte, wozu mid natür⸗ 
lie Neigung, Gewohnheit oder Umgang verleiteten. Ic ſah bald, daß widerſtrebende Gewöh— 
nungen gebroden, gute erworben werden müßten, ehe wir auf eine beſtändige, gleihförmige 
Tugendhaftigkeit in unjerm Leben fußen könnten. Zu diefem Endzwecke verjuchte ich Folgendes: 
Ich befaßte unter dreizehn Tugenpbenennungen alle mir Damals bekannten, nötbigen und wün: 
ihenswerthen Tugenden. Zu jeder fügte ich einen kurzen Denfiprud, ver den Ilmfang, den ich 
wollte, genau angab, 3. B. zur Ordnung: Gib jeder Sache ihren rechten Play, jedem Theile 
deines Geſchäfts feine rechte Zeit! zur Demuth: Ahme Jeſus und Sofrated nad! Da ich mir 
eine Wertigkeit in allen viefen Tugenden erwerben wollte, fo hielt ich ed nicht für räthlich, auf 
alle mit einem male gleiche Anftrengung zu richten, jondern zunächſt eine ftetö im Auge zu ha= 
ben, und wenn ich dieſer Meifter geworben, zu einer andern-überzugehen. Lind da die vorläufige 
Grwerbung einiger den Erwerb der andern erleichtern muß, fo ordnete ich fie vemgemäß. Zuerſt 
ftellte ih die Mäßigfeit, weil fie zu jener Kälte und Klarheit des Kopfes verhilft, welche fondthig 
it, wo ed ftete Wachſamkeit gilt und man gegen die unabläfjige Anziehung alter Gewohnheiten 
und die Macht anhaltender Verſuchungen auf der Hut fein muß” u. f:w. Da nun F. zugleih 
einjab, daß, nad) des Pythagoras Rath, tägliche Prüfung nöthig fet, fo ſchrieb er in ein Büch⸗ 
lein, welches die ihm am meiften zufagenden religiöfen und moralphilofophifchen Stellen aus der 
Bibel und ver clafjifhen Literatur enthielt, auf ven Rand eines Täfelchens vie dreizehn Fugen 
den in dreizehn der Breite nad auf dem Täfelhen gezogenen Columnen. Dieſe durchſchnitt er 
der Länge nad) nad) ven jieben Wochentagen in fieben Golumnen, und nun beflimmte er für eine 
jede Tugend je eine Woche zur befondern Anftrengung und zeichnete die Fehler gegen fie, zu= 
glei jedoch aud die Verfehen gegen andere Tugenden jeden Abend, am welchem ver thätige 
Mann aud in der Negel fein Tagebuch jhrieb, mit einem Kreuze an der beftimmten Stelle des 
Täfelchens ein; Zugleich hielt er für recht und nothwendig, „ven Beiftand Gottes, ald die Duelle 
der Weisheit, anzufleben‘. Er entwarf daher ein furzed Gebet und ſchrieb diefes feinen Tafeln 
zum täglihen Gebraude bei. Daffelbe und ganz befonders auch fein Schluß bezeichnet die 
in F.'s Briefen in verihiedenem Ausdrucke ftetd wieberfehrende, durch jein ganzes Leben be: 
währte fromme, kindlich dankbare und liebevolle Gefinnung des edeln Menfchenfreundes und 

zugleich die fhönfte Theorie von der Kamilienmäßigfeit des geſellſchaftlichen Vereins und des 
Staats-erifon. V. 31 
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ganzen Menſchengeſchlechts.?) Der Schluß mar folgender: „Gütiger Vater, erbatmungdvoller 
Führer, nimm meine liebreihen Dienfte, die ih deinen Kindern leifte, als den einzig möglichen 
Dank für deine fortgejegte Güte!” Auf ein befonderes Blatt ſchrieb er die Orbnung feiner 
Beihäftigungen für jeden Tag, wobei dem Schlafe nur ſechs Stunden zufielen. Um nicht immer 
neue Täfelchen für die Fehler jeder Woche mahen zu müffen, gebraudite F. fpäter Elfenbeinblät- 
ter, auf denen er die mit Bleifeder angezeigten Fehler wieder ausldjchen konnte. Die Befämpfung 
der Fehler gegen Demuth und Ordnung habe, fo bemerft F., ihm die längften und ſchwerſten 
Anftrengungen gefoftet. In der Ordnung habe er die erftrebte Vollkommenheit faft aufgeben 
müffen. Es fei ihm mit ihr, fo fagt der heitere Greis, wie dem Bauer mit der Art gegangen. 
Diefer, ald er bei vem Schmiede eine neue Art gefauft hatte, kam bald zurüd und beklagte fid, 
daß dieſelbe nur vorn ganz blanf, hinten aber noch fehr raub fei. „Nun, wenn Ihrdrehen wollt, 
fo wollen wir fie ganz blank ſchleifen“, entgegnete ber Schmied. Darauf drückte er mit der Breite 
der Art gewaltig auf den Stein, ſodaß der arme Bauer ſchwitzte und öhnte und endlich erfchöpft 
aufhörte und jeine Art forderte. „Nein“, fagteder Schmied, „drehet nur weiterzu, fie iftjeßt erft 
geſprenkelt.“ „Aber ich will juft eine gefprenfelte Art’, fagte ver Bauer und ließ das meitere 
Schleifen bewenden. F. ſchließt feine ganze Erzählung: „Wiewol id im ganzen nie die Voll: 
fommenheit erreichte, die ich ſo ſehnlich gewünſcht hatte, fondern gar weit davon zurückblieb, fo 
murbe ich doch durch dieſe Beftrebung beſſer und glücklicher, als ich ohne Diefelbe geworben wäre, 
wie biejenigen, welche nad geflohenen Vorfihriften gut fchreiben lernen wollen, zwar nie bie 
angeftrebte Trefflichfeit des Vorbildes erreichen, aber doch immer beffer und beffer, hübſch und 
leferlich jchreiben fernen. Mögen denn meine Nachkommen hieraus erfehen, daß dieſer Fleinen 
fünftlihen Nachhülfe, nächſt Gottes Segen, ihr Ahn daß ftete Glück feines Lebens bis an dad 
neunundfiebzigfte Jahr feines Lebens hinauf, worin er dieſes ſchrieb, verdankte! Welcher Wechſel 
dem noch übrigen bevorfteht, ruht in ver Hand der Vorſehung. Kommt er aber, fo wirb der Ge⸗ 
danfe an früher genoffenes Glück ihn mit Ergebung tragen helfen. Der Mäßigkeit fhreibt er feine 
lange und noch immer ausdauernde Geſundheit zu, der Betrieblamkeit und Sparfamfeit feine 
frühe Gemächlichkeit und Wohlhabenheit und alle Kenntniffe, die ihn zum nüglihen Bürger 
machten und ihm unter den Gelehrten einigen Ruf erwarben; ber Aufrichtigkeit und Gerechtig⸗ 
keit dad Vertrauen feines Baterlandes und die ehrenvollen Amter, die ed ihm ertheilte, und dem 
Gefammtvereine feiner Tugenden, wie unvolltommen er fie ſich auch aneignete, jene gleichmäßige 
Ruhe und Heiterkeit im Umgange, um welcher willen man ihn noch immer fucht und jüngere 
Belannte ihn lieb haben. Hoffentlich werden alfo einige meiner Abfömmlinge mein Beifpiel 
befolgen und das Wohlthätige deffelben ernten.” 

F. fügt nun noch hinzu, daß er beabſichtigte, unter dem Titel „Tugendkunſt“ das von ihm 
fein Leben hindurch befolgte Verfahren öffentlich mitzutheilen, und zwar mit einer nähern Er: 
läuterung zu jeder befondern Tugend, melde keineswegs nur wörtlide Ermahnung zu verfelben, 
fondern ihre Vortheile, die Nachtheile des entgegengefegten Laſters und die beften Mittel, zu 
jener zu gelangen, entwideln follte, und daß er von Zeit zu Zeit bereitd Gedanken und Erfah: 
rungen bafür niedergefchrieben habe. Er hatte gehofft, die Jugend zuüberzeugen, daß man dur 
nichts fo fiher fein Glüůck macht, ald durch Ehrlichkeit und Rechtſchaffenheit, daß die Laſter nicht 
nachtheilig, weil fie verboten, ſondern verboten, weil fie nachtheilig feien. Aus innerfter Über: 
zeugung ſchreibt der tugendhafte, erfahrungsreiche Weife an einem andern Orte (V, 258): „I 
ſpreche es ald ganz ausgemacht aus: noch nie gab es einen großen Mann, der nicht auch zugleich 
ein wahrhaft tugendhafter war.” Mit Bedauern aber fügt er hinzu, daß, da dieſes Werk in 
feiner Seele mit einem großen und ausgedehnten Entmurfe zufammenbing, veffen Ausführung 
den gefammten Menſchen verlangte, feine vielen Geſchäfte bißjegt Die Ausführung verhinderten. 
Leider dauerten diefe Geichäfte der wichtigſten Art aud noch nah F.'s Rückkunft nah Pennſyl⸗ 
vanien vom parifer Geſandtfchaftspoſten für den Greis noch fünf Jahre lang, faft bis zu feinem 
Tode fort und: raubten der Welt die Vollendung Diefes Werks, ſowie leiver auch die der Selbft: 
biographie. Dieſe Gefchäfte verhinderten aub F. an der Ausführung feines Plans, einen 
Tugendbund unter dem Namen ber ‚freien und froben Geſellſchaft“, Hauptfächlich für bie Be: 
folgung feiner Tugend, zu ftiften, 

Zu allen bereitö erwähnten erfolgreichen Tüchtigfeiten und Tugenden F.'s kam zuletzt noch 
die gemwilfenbafte höchſte Sorgfalt in umſichtiger, vielfeitiger Prüfung der Güte, ver Ausführ- 
barfeit und der Folgenaller wichtigern Beichlüffe. Für diefe Prüfung erprobte er es als ſehr heil⸗ 





2) ©. darüber auch a. a. ©., 1,2, 126,{140 
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fam, ſoweit es die Zeit geftattete, auf einem Blatte die wichtigften Gründe für und gegen, jowie 
die Mittel und Folgen unter befondern Rubriken in kurzen Andeutungen gegenüberzuftellen, 
diefelben nad; einem weitern Nachdenken zu ergänzen und fo nad leichterer, vollftändigerer 
Überfiht und Berückſichtigung alles Wichtigen feine Rechnung und feinen Plan abzuſchließen. 
Er nannte dieſes jeine politifche Algebra. " 

Ermägt man nun alle diefe tüdhtigen Eigenſchaften F.'s und jeine fittlihe Energie in den— 
felben und für alle Gute, fo begreift man feine erfolgreiche Wirkfamfeit. Man begreift, wie er, 
durch feine eigene Erfahrung beftinnmt, aus innerfter Überzeugung fagen fonnte: „Ein Mann 
fann des Guten erftaunli viel thun, wenn er fein Gefhäft daraus macht.“ (1, 83.) Ein ges 
nauer Bekannter von ihm ſchrieb: „Nirgends erfheint F. in einem glängendern Lichte ald da, 
wo er ald Bürger auftrat. In gemeinfamen Angelegenheiten war er ausnehmend groß. Biel: 
leicht lebte nie ein Mann, deſſen Leben mit größerm Rechte nüglich genannt werben fann. Nie 
ging etwad durch feine Hände, das nicht vollendeter audgebilbet, niemand gerieth in feine Gefell- 
ſchaft, der nicht weifer heraudging. In melde Lage er auch Fam, immer zog er daraus für ſich 
oder andere einen Nutzen.“ (IV, 217.) Auch hatte der edle Mann, der doch bloß durch eigene 
ſchwere Entfagungen und Anftrengungen jeine Hülfsmittel gewann, ſtets vorzugämeife den 
öffentlichen Nutzen bei feinen Beftrebungen im Auge. Als er eine glüdliche öäkonomiſche Erfin— 
dung gemacht, forderte man ihn auf, ſich ein Patent geben zu laflen, um fi größern Gewinn zu 
fihern. In edler Uneigennügigfeit aber wies er Died mit den Worten zurüd: „Ich habe die 
Erfindungen anderer benugt; ift ed nicht billig, daß ſie hinwiederum die meinigen nugen ?’ 
(IV, 244.) Ebenfo war dem beiheidenen und gerehten Manne großes oder übertriebenes 
öffentliches Roben feiner Verdienfte fo fehr zumiber, daß er nicht ftarf genug es jich verbitten zu 
fönnen glaubte. (1,103, 135.) 

Unfer Bli aber weilt mit gerechter Verehrung auf dem feltenen Weifen, der mit feinem 
hellen, erfahrungsreihen Geifte, mit ruhiger Klarheit die Fleinen und großen Verhältniſſe der 
Menſchen durchſchaut, nicht um fi Falt von ihnen abzumenden, oder um fie felbftfüchtig zu be— 
herrfchen, fondern um fie mit einem Herzen voll Wohlwollen für ven Einzelnen, für das Vater: 
land und die Menfchheit durch feine tugendhafte Kunft heilfam und würdig zu geftalten, auf 
diefem in Wahrheit praftiihen Manne, der, überall die Bedingungen der Erfahrung fennend 
und beadtend, doch vor allem mit fittlihen Kräften nah dem Höhern firebt, ver auch in der 
Religion zwar mit feinem praftifchen, liebevollen, vuldfamen Sinne von dogmatifhen Streit: 
fachen ſich abwendet, aber durch wahre religiöfe Befinnung alle feine Beftrebungen befeelt und 
meiht. Mit nit minder empörtem Gefühle ſah man ihn ſtets ververbliche Angriffe auf die 
wefentlicyen religiöfen Überzeugungen von einer väterlichen, befondern Vorſehung, von der 
Unfterbliäfeit und göttlichen Vergeltung, ebenfo wie pharifäifche Heuchelei und Verfegerungs- 
ſucht befämpfen. ?) 

IV. So verſchiedenartig nun auch die Wirffamfeit war, welche mit fo feltener Tugend und 
Tüchtigkeit ausgerüftet und mit fo unermüblihen Eifer F. ein ganzes langes Leben hindurch 
behauptete, fo war doch ihrem Endzwede und vollends ihrem Erfolge nad) bei weitem ihr größter 
und wichtigfter Theil politifher Natur und auf die Freiheit, auf Bürgerwürbe, Bürgertugend 
und Bürgerglüd im evelften Sinne gerichtet. F. entfprady feinem Namen. [Diefer bezeichnete 
wie das Wort francus einen freien Vollbürger (IM, 5).] Er erfannte ald vie Seele 
eines würpigen Volfölebend, morauf fein KHauptbeftreben ging, die Freiheit. Er ſagte 
ausdrücklich, dap dur den Mangel der Freiheit das Leben eines Mannes und eines Volkes 
an fih ſchon feinen halben Werth verloren habe. ?) Seine Beftrebungen gingen darauf hin 
(IV, 248) und bewirften vorzugämeife, daß die Bewohner feined Vaterlandes, die biäher unter 


3) Vortrefflih fpricht hierüber auch der Brief au Dr. Etiles (I, 244, 245) und der ftrafende Brief 
an den bie leitende göttliche Vorfehung beftreitenden Schriftſteller (1, 24). In dem zweiten conftitwiren: 
den Congreſſe wünjchte er bei Eröffnung der Sigungen jedesmal ein kurzes Gebet und fagte: „Ich habe 
lange gelebt, und je länger ich lebe, * überzeugendere Beweiſe ſehe ich von der Wahrheit, daß Gott 
in menſchlichen Angelegenheiten regiert.‘‘ (IV, 180.) Seinen feften Glauben an Unfterblichfeit ſpricht 
er wiederholt aus. (1, 140, 141, 218.) Über bie @iferer ſchrieb er dagegen ©. 216: „Und was bie 
fünftige Seligfeit als Folge ver Rechtglaͤubigkeit betrifft, jo kann ich mir nicht helfen: ich glaube, die 
Menge der eifrigen Rechtglaubigen, wenn fie von allen Seiten am jüngften Tage zufammenftrömen 
werden in ber Hoffnung, einander verdammt zu fehen, fich verrechnet haben und ſich an ihrer eigenen 
Seligfeit genügen lafjen müſſen.“ 4) 1, 37. 
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ſich fehr getrennten, vom Mutterlande.abhängigen Goloniften Nordamerifad, mit allen Hülfs- 
mitteln europäifcher Gultur immer vertrauter wurden und, gejtügt auf die durch die geſunde 
Vernunft geläuterten britifchen Freiheitsgrundſätze, ji zu einer großen gebildeten, freien 
Nation vereinigten. 

Bor Ausbruch der Streitigfeiten mit dem Mutterlande wirkte F. zuerſt bald allein, bald an 
der Spige von Vereinen und als freier, patyiotifcher Bürger und Volksſchriftſteller, von feinem 
achtunddreißigſten Jahre an auch ald Volförepräfentant und Staatsbeamter. Er wirkte in diefer 
Zeit ein halbes Jahrhundert hindurd für die Verbreitung europäifger Bildung, einer tüchtigen 
Volksgeſinnung, eines patriotiihen, freien Gemeingeiftes, nicht etwa blos in feinem nächſten 
Baterlande Pennfvlvanien, fondern immer ausgedehnter in allen amerifanifhen Golonieftaaten. 
Gr fuchte das Volk aufgeflärt und ſittlich tüchtig, furz mündig und patriotiſch und zulegt auch 
wehrhaft zu machen, woburd es frei werden mußte. Er wirfte hierzu durch alle ſchon oben er- 
wähnten Mittel und Anftalten. Inter diefen nahmen feine Volkskalender, feine Zeitung, die 
freien Vereine, vorzügli die Junto, und die Verbreitung der Büderfammlungen die Haupt: 
ftellen ein. Von feinem erjten Unternehmen einer Bibliothek auf Unterſchriften berichtet jeine 
Lebensbeſchreibung (Il, 93): „Wir erhielten nachher einen Freibrief. Diejed Unternehmen war 
die Mutter aller nordamerifanifhen Bibliothefen auf Unterſchrift, deren jegt jo viele beiteben. 
Es ift etwas Großes geworden und wächſt immermehr. Dieje Bibliorhefen haben den Verkehr 
der Amerikaner mehr ausgebildet, die gemeinen Handwerker und Landleute fo einfihtig gemacht 
als anderwärts die höhern Stände und wol zu der durchgängig in den Golonien waltenden 
Bertheidigung ihrer Freiheiten mitgewirkt.‘ 

F. hegte und erweckte aber auch ſchon geraume Zeit vor dem Befreiungäfriege den großen 
Gedanken einer Bundeöverfaflung, eines Congreſſes und einer Gentralregierung aller getrenn= 
ten nordamerifanifchen Golonien. Er entwarf einen völligen Plan dazu und flug denjelben 
förmlih vor (I, 176), ald im Siebenjährigen Kriege England die Eolonien zur Hülfe 
gegen Frankreich aufgefordert und Abgeorbnete derjelben nah Albany berufen harte. Hier 
brachte es F. fogar zur förmlihen Berathung feines Vorſchlags, und die Abgeordneten aller 
Staaten billigten ihn, mit Ausnahme dedjenigen von Gonnecticut, dem er, wie auch den Verſamm⸗ 
lungen einiger Golonien, zu beſchränkend für die bejondern Berfaffungen ſchien. Entſchieden 
aber verwarf vollends England den Plan, welcher ſchon jegt den Golonien faſt gänzliche Unab: 
hängigfeit verihafft hätte. Hier bejtätigte ſich denn recht auffallend F. s Glaube, „daß ein guter 
Vorfſchlag nie untergehe“. Diefer zuerft zurückgewieſene, aljo jheinbar unpraftiihe Entwurf 
einer freien nationalen Bundesyerfaflung ift die erfte Grundlage des jegt beftehenden amerifa- 
nifchen freien Bundesvereind. 

Bon dem Momente an, wo, nah Beendigung ded Siebenjährigen Kriegs, durch einjeitige 
Befteuerung der Golonien von England aus die Streitigfeiten entftanden, war F. ver vorberfte, 
einflußreichfte, unerfhütterlichfte Kämpfer für das vollfommene Steuer: und Gefegbemilli- 
gungörecht der Volförepräjentationen in ven Golonien, feit dem Ausbruche blutiger Gewalt: 
thaten aber ebenfo unabänderlich entſchieden für die volllommene Unabhängigkeit feines ameri: 
taniſchen Vaterlandes. Diefer große Bürger hatte ſchnell und zuerft diefe großartigen, zeitge: 
mäßen Zielpunfte feiner politifhen Beftrebungen Har und beftimmt gefaßt und wirfte, wie jein 
ganzer Briefwechſel aus dieſen Zeiten beweift, mit allen Kräften völlig unerſchütterlich darauf 
bin. Diefen wahren Bürger erſchütterten in diefer doppelten Beftrebung nicht einen Augenblid 
vie bereitd ertheilten glänzenden britiſchen Anjtellungen für ihn felbft und feinen Sohn —er war 
Generalpoftmeifter aller Colonien und fein Sohn Gouverneur von Neujerfey — nicht die Ver: 
fprehungen von noch größern Ehren und Gelveinnahmen, nicht die natürliche Erwartung, die 
erhaltenen zu verlieren (welche Erwartung fih aud durch den wirklichen Verluft von 1500 Pf. 
St. jährliher Befoldungen ®) bald genug verwirklichte), noch auch die perfönlihen Gefahren ver 
Verhaftung in England und der beimlihen Nachſtellungen und Drohungen in Baris®); auch 
nicht die ſchmeichelnde Gunft der Großen — eine fo große Klippe für fo mande Heinere Bürger: 
gejinnung. Ihn erſchütterten ebenfo wenig die Vorftellung und die Erwartung all der Opfer 
und Gefahren, mit welhen fein Vaterland die höchſten Güter, die Ehre und das Glüd der rei: 
Heit, erfämpfen mußte. Alles dieſes und alle gefährlihen Wendungen des Kriegs, alle freund- 
ſchaftlichen und einfchmeichelnden Zureden langjähriger vornehmer englifcher Freunde des 
berühmten Gelehrten oder anderer englifher Großen bringen ihn auch jegt nicht einen Augen- 


—— 
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blick zum Wanken. Jede nicht die ganze Freiheit anerkennende Außgleihung; ſowie vollends 
alte jhlauen Verſuche engliſcher Volitik, ihn zu gewinnen, ihn Tpäter wenigftens zu einfeitiger, 
von den Bundesgenoflen getrennter Friedensunterhandlung zu beftinnmen (IV, 73), weifterfiets 
mit unerjhütterlicher Entſchiedenheit, mit Entrüftung zurüd. Der fonft fo milde, frieblide 
Bürger fpricht es ſtets ftolz und feſt aus, „daß er lieber jein Volk zu Grunde gehen, aldes feine 
Ehre und jein Recht aufgeben jehen möchte“.?) Und dieſem Sinne allein, und daß derſelbe fi 
lebendig im amerikaniſchen Volke verbreitete, verbankte Amerika, verdankte die Welt die ameri- 
kaniſche Freiheit, den glorreihen Ausgang dieſes großartigften Rechts: und Freiheitskampfes. 
Derielbe fteht aber in ver That um fo ausgezeichneter in der Gejchichte da, je weniger materieller 
Drud oder empörende perjönlihe Gemaltthaten ihn erzeugten, je mehr er blos um den Sieg der 
Rechts- und Freiheitägrundfäge gekämpft wurde. Denn bekanntlich leugneten die Amerikaner 
gar nicht die Pflicht zur Beifteuer für die Regierungsbebürfniffe. Die durd einige Waarenzölle 
(1764 und 1767) und die Stempelacte (1765) einfeitig von England aufgelegten Steuern 
waren auch fehr mäßig, ja nach deren Zurüdnahme (1766) war die neue Iheefteuer (1770) 
von drei Bence für ein Pfund Thee, welche ven Ausbruch des Kampfes veranlafte, indem gegen 
diejelbe die frühere höhere Ausfuhrabgabe in England wegfiel, fogar ein Geldgewinn für die 
Amerikaner, welche nun ihren Thee mohlfeiler trinfen konnten als früher, Und dennoch, weil 
das Princip einfeitiger, unberwilligter Befteuerung dadurch ausgeſprochen wurde, vereinte edles 
Mechtsgefühl, bewundernswerther politiſcher Gemeingeift, die Führung F.'s und die unter feiner 
funfzigiährigen wohlthätigen Ginwirfung erflarfte politifche Bildung das amerifanifche Volt 
zum 'edelften Gegenfampfe. Diejer Kampf wurde vor der Cinmifhung der Kriegsmacht von 
England unblutig und auch ſpäter ohne Revolutionsgreuel, er wurde mit politifhem Verſtande 
und bürgerlichen Gemeingeifte und mit edlen Entjagungen und Opfern geführt. Die Haupt: 
mittel waren allgemeine Proteftationen, freiwillige VBerzigtleiftungen auf ven Anfauf und ven 
gewohnten Genuß des befteuerten Thees und anderer zum Lebensbedürfniß gewordenen engli: 
fchen Waaren. Noch edler wurde dieſer Kanıpf, nachdem bereitö die Berwidelungen zu gewalt⸗ 
famen Scenen umd diefe zu harten Regierungsbeſchlüſſen geführt hatten, indem jegt durch noch 
ſchwerere Opfer derfelbe politiſche Verſtand umd die würdigſte Bürgergefinnung ſich bewährten. 
Noch ipredhenver als blutige Opfer find ſolche wie die ver Stadt Salem, welcher nach dem Straf⸗ 
edict gegen das freigefinnte Bofton dadurd ‚die größten Gunftbezeigungen der Regierung und 
die Ausſicht auf unberehenbar fteigenden Wohlftand angeboten wurden, daß fie zur Haupt⸗ 
ftadt, zum Sig ded Congreſſes und alter Behörden gemadt werben follte. Sie mies alle 
diefe Begünftigungen auf Koften ihrer Schwefterftabt zurüd und erflärte, gan; deren Gefinnung 
zu teilen. Ebenſo lehnten die Kaufleute von Boſton einen ähnlichen Verſuch, fie zu begünftigen 
und von der gemeinfamen Sache abzuwenden, gänzlid ab. In ganz Nordamerika aber feierte 
man den Tag der Sperrung des Hafens von Bofton durd einen allgemeinen Buß: und Fafttag. 
Die muthigen Vertreter diefer freiheitliebenden Stadt und ihrer Provinz aber hatten ven Bürz 
germuth, unter drohenden Bajonnetten den Eid auf die aufgezwungene neue Verfaflung zu ver= 
weigern und im Namen der ihnen gewaltfam.geraubten fi zu verfammeln. Wo ſolche groß: 
berzige, patriotiſche Geiinnung oder, was daflelbe ift, folder politiiher Verſtand im Volke 
herrſcht, da ift die Freiheit ſicher. Man bevenfe, mit welder unauslöſchlichen Schmad fi) gegens 
über ſolchem Beifpiele niedrig und feig denkende Bürger fo mancher europäifchen Städte in weit 
geringern Berfuchungen bededten! Aldvann wird man F. beiftimmmen, welcher zwar nur tugend⸗ 
bafte Völter der Freiheit fähig und würdig erklärte, welcher aber jein Volk jegt für reif und 
tüchtig zur Freiheit hielt, und welder daſſelbe jegt aus allen jeinen Kräften in feinen eigenen 
Anfisten und in den Kämpfen für Recht und Breiheit zu befeftigen und felbft für jene Güter zu 
wirken ſuchte. 

Dieſes that nun F., damals ohne Widerſpruch der einflußreichſte Mann jeined Vaterlandes 
und, an der Spitze der Öffentlihen Meinung, in demſelben. Er that es bald durch Bearbeitung 
der Öffentlichen Meinung in Flugſchriften und engliſchen und amerifanifhen Zeitungen, bald alß 
Mitgliev: des pennſylvaniſchen Gongrefles in Amerifa, bald. ald Vertheidiger der Colonien 
(zunädft ald Gefhäftsträger von Bennfylvanien, Maſſachuſetts, Birginien, Georgien und Neus 
jerſey) im zehnjährigem Aufenthalte zu London (1764— 75) und felbft vor den Schranfen 
des Unterhaufed; ſodann wiederum in Amerika ald Mitglied des allgemeinen Eongreffes und 
als Präfivent des Sicherheitdausichufles und der Bewaffnungscommiſſion, bald, neun Jahre 
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hindurch, als amerikaniſcher Geſandter und Unterhändler, zuerſt des franzöſiſchen Bundesver⸗ 
trags und hierauf des Friedens in Paris (1776—85), und endlich wieder als dreimal nach⸗ 
einander einſtimmig gewählter Gouverneur von Pennſylvanien (1785—88) und als Mie- 
glied des conflituirenden Congreſſes für die neue Bundedverfaflung (1788) zu Philavelpbia, 
überall aber als der in zwei Welten verehrte und mit Vertrauen gehörte weiſeſte Staatsmann 
und Ratbgeber. 

F. hatte ſchon vor der Entitehung der Streitigkeiten über die erften unbewilligten Steuern 
ftetö und beſonders aud in feiner „Geſchichte der pennfolvanishen Verfaſſung“ höchſt ausge- 
dehnte Mechte der Amerikaner und vor allem auch ihr Selbftbefteuerungdredht vertheidigt. Im 
jenem Werke jagt er unter anderm: „Jedes engliſchen Unterthans Geburtsrecht (birthright) 
ift, ein Eigenthum zu haben an feinem Bermögen, feiner Berfon und jeiner Ehre. Gr ift nur 
Gejegen unterworfen, melde unter jeiner.perjönlihen oder — vermittelft erwählter Repräſen⸗ 
tanten — mittelbar gegebenen Zuftimmung Kraft erhalten. Diejes Geburtsrecht begleitet ihn 
überall, mo er auch im Gebiete britifcher Befigungen wandle oder bleibe.‘ (11, 243.) 

Sobald nun 1764 die erfte unbewilligte Steuer auf einige. Waaren gelegt und die Stempel: 
fteuer vorbereitet wurbe, wiberfegte er ji in dem pennſylvaniſchen Gongrefle zuerſt und be: 
wirfte, Daß er mit einer Proteftation und Gegenvorflellung, worin man nur zu felbftbewilligten 
Steuern ſich bereit erklärte, ald Geſchäftöträger nad London geſchickt wurde (III, 269). Freilid 
waren die Redtöverhältniffe der Colonien durch mehrmalige Zurüdnahme und Veränderungen 
ihrer Freiheitöbriefe und durch einzelne abweichende factiſche Zuftände verwirrt und aud bad 
Recht der Selbftbefteuerung nicht ganz allgemein anerfannt und unbetritten; F. aber wußte 
dieſes Recht glüdlich und eindringlich in ven Verhandlungen und in engliſchen und amerifani: 
ſchen Zeitungen zu vertheidigen. Er leitete ed ab aus dem vernünftigen Redte, aus dem Weſen 
und dem anerkannten natürlihen Rechte aller britifhen Berfaflungen und aller britifhen Unter- 
thanen, enblich aus den Freibriefen der Kolonien, vorzüglich aus denen von Jakob UI. ertHeilten. 
Aus denjelben Quellen leitete er zwar, wie ſchon jene Stelle und alle jeine Briefe zeigen, aud 
das Geſetzbewilligungsrecht ab; doch ſuchte er ald Gefhäftäträger in jeinen offenen Verhaud⸗ 
lungen (IV, 300), wahrſcheinlich jeinem Auftrage gemäß, vor allem bad noch mehr durch den 
Beitgftand unterftügte Steuerbewilligungsrecht zu vertheidigen und zur möglihft allgemeinen 
Anerkennung zu bringen. Er that died aud mit dem größten Erfolge, indem bieje Anſicht 
immer allgemeinere Zuftimmung in der öffentlichen Meinung gewann, zumal durch dieglänzen: 
den Reden von dem ältern Pitt oder Korb Chatham, von Lord Camden, von Kor, Burke, Erskine 
und Sherivdan. Beſonders aber erhielt jie zulegt durch F.'s eigene treffliche perjönliche Verthei: 
digung vor den Schranfen des Unterhaufes (3. Febr. 1766) jolde Gewalt, daß zum Triumph 
der Amerikaner die Stempelacte zurüdgenommen werben mußte (24. Febr.). 

Da viele deutiche Lejer ber neuern Zeit mit dieſet Grundanſicht, um melde ſich der ganze 
norbamerifanifhe Rechts- und Freiheitskampf drehte, obwol diefelbe allerdings in dem ganzen 
germanischen Staatsrechte begründet ift (j. Beeten), doch weniger vertraut find, jo wird e# zur 
Bertheidigung der F.'ſchen Politik heilfam fein, diefe Theorie Hier durch die Worte Korb Cha⸗ 
tham's, des damaligen erſten britiihen Staatdmannd, und Lord Gamden’s, des erfien Rechts: 
gelehrten, zu veranſchaulichen. Chatham, diejer ehrwürbige Staatömann, der kurz zuvor im Sie: 
benjährigen Kriege als erfter Minifter Englands, wie überhaupt die britifhe Größe, fo aud dir 
nordamerikaniſchen Kolonien jeinem Vaterlande rettete, fagte 1766, damals noch im Unterhauſe, 
in feiner berühmten Rede über die Stempelacte, in Beziehung auf die Frage, ob der König mit 
den beiden Käufern den Goloniften Steuern auflegen dürfe, Folgendes: „Der Gegenſtand ift 
von größerer Wichtigkeit. ald je einer dieſes Haus beſchäftigt hat, blo8 jenen ausgenommen, 
als vor hundert Jahren die Frage war, ob ihr felbft Sklaven oder freie Menfchen wäret (ob 
nämlich der König Karl 1. die Engländer eigenmädtig befteuern könne). Ich bin der Meinung, 
daß dieſes Königreih, obgleich es in allen andern Hinfihten die Regierungsgewalt und höͤchſte 
Gejeggebung hat, gleichwol fein Recht befigt, die Eolonien mit Steuern und Abgaben zu beie: 
gen. Sie find zwar bie Unterthanen dieſes Königreichs, aber ebenfo beretigt wie ihr ſelbſt zu 
alfen natürlihen Menſchenrechten und zu ben befondern Freiheiten der Engländer, ebenjo ge: 
bunden an die Grjege, aber ebenfo theilhaftig der freien Werfaflung diejes freien Landes. Die 
Amerikaner find Englands Söhne, nit Baſtarde. Das Recht, Steuern und Abgaben zu for: 
dern, ift weder ein Recht der ausübenden noch der gejeggebenden Gewalt. Steuern und Abgaben 

find blos freiwillige Gaben und Bewilligungen der Gemeinde. An ver Gefeggebung nehmen . 
alle drei Stände des Reichs Antheil, aber die Miteinflimmung der Peerd und der Krone zu 
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einer Taxe iſt eine bloße Formalität. In alten Zeiten befagen die Krone, Die Barone und die 
Geiſtlichkeit alles Land. In jenen Tagen gaben und bewilligten ®) die Barone und die Geiſtlich⸗ 
teit, was fir ver Krone geben wollten, gaben ind bewilligten ed aus ihrem Gigenthume. Jet, 
jeit der Entdeckung von Amerika und durch andere Unftände, find Die Gemeinden Bejiger des 
2anded geworden. Die Krone jelbit bat ihre größten Domänen veräußert; die Kirche, Gott 
ſegne jie! har blo® eine Apanage. Das Eigenthum der Lords, verglichen mit dem Eigenthume 
Der Gemeinde, ift wie ein Tropfen im Ocean. Diefed Haus repräfentirt die Gemeinde, die Land⸗ 
eigenthümer, und dieſe Landeigenthümer repräfentiren die übrigen Einwohner. Wenn wir da= 
‚ber in viefem Haufe geben und bewilligen, jo geben umd bewilligen wiraud unferm @igenthume. 
Aber eine Tare auf Amerika? Was thun wirda? Wir, Eurer Majeftär &emeinden von Groß- 
Britannien, geben und bewilligen Eurer Majeftät — mas? umfer eigenes Eigenthum? Nein, 
wir geben und bewilligen Eurer Majeftät pas Eigenthum von Gurer Majeftät Gemeinden in 
Amerifa! Ein absurdum in terminis!“ j 

„Der Unterſchied zwiſchen Beſteuerungsrecht und Gejeggebung ift wefentlih nöthig zur 
Freiheit. Die Krone, die Peers find, ald mitgefeggebende Gemwalten, ven Gemeinden völlig 
gleih. Wäre das Beſteuerungsrecht blos ein Stüd der Geſetzgebung, jo hätten die Krone und 
die Veers eben die Befugniß, Steuern und Abgaben anzuordnen wie ihr ſelbſt.“ 

“ „Die Gemeinden in Amerifa, repräfentirt in ihren verſchiedenen Randtagen, find inımer im 
Bejig geweſen, haben - immer diefes ihr conftitutionelles Recht, ihr eigened Gut zu geben und zu 
bervilligen, ausgeübt. Sie wären Sklaven geivefen, wenn fie dieſes Recht nicht genoflen hätten. 
Dieſes Königreich, ald die höchſte regierende, gefeggebende Macht, hat inmier die Colonien durch 
Geſetze, Negulirungen und Binfhränfungen in ihrem Handel, in ver Shiffahrt, in ven Manu: 
facturen, in allen andern Stüden gebunden, aber nie ihr Geld and ihren Taſchen ohne ihre 
Einwilligung genommen. Hier würde id die —— ziehen, quan ultra eitraque nequit 
consistere reetum.’ 

Auf des Miniſters Grenville Antwort entgegnete Pitt unter anderm: „Der geehrte Gent- 
leman jagt, Amerika ſei hartnädig, fei faft in offenbarer Empörung befangen. Ich freue mid, 
daß Amerika widerſtand. Drei Millionen Menfchen, fo todt gegen alles Freiheitsgefühl, daß ſie 
ſich freitwillig zu Sklaven hingeben, würden treffliche Werkzeuge geworden ſein, an aus den 
übrigen Sklaven zu machen.“ 

‚Der Oberrichter Lord Gamden fagte über denfelben Gegenftanp: „Ich * die Seit nur 
verderben, über bie einzelnen Vunkte ihres Inhalts etwas zu jagen, da die ganze BIN illegal, 
vollkommen illegal und ſowol ven Grundfägen des Naturrechtd als den Grundgeſetzen unferer 
Gonftitution zuwider ift, einer Conſtitution, die auf Die ewigen, unveränderliden Grundgeſehe 
der Natur gegründet; einer Gonfitution, deren Bafis und Gentrum Freiheit ift, einer Gonftitu- 
tion, die jedem Unterthan, in welchem Theile ded weitläufigen Staates er fi auch befinden nrag, 
Freiheit bringt: Mylords, es ift keine neue Lehre, fie ift fo alt als die Gonftitution ſelbſt, fie iſt 
mit ihr zugleich entftanden, fie ift eigentlich ihre Stüge: Taration und Repräfentation find un: 
zertrennlich verbunden. Gott: hat fie zufanmengefügt, fein britiſches Parlament kann fie tren- 
nen; fietrennen wollen, heißt der Gonftitution eine tödliche Wunde beibringen. " 

„Mein Sag ift dieſer — ich wiederhole ihn, ih will ihn bis zu meiner legten Stunde be: 
haupten — : Zaration und Repräfentation find ungertrennlih. Diefer Sag iſt auf das Natur- 
recht gegründet; noch mehr, er ſelbſt iſt ein ewiges Naturgefeg, denn eined Menſchen Zigen- 
thum ift fein abfolutes Eigenthum; niemand hat dad Recht, es ihm zu nehmen, wenn er 
nicht ſelbſt oder durch feine Repräjentanten feine Einwilligung gibt. Wer ed unterninmt, 
mir dad Meinige zu nehmen, unternimmt ein Unrecht; wer ed mir wirklih nimmt, begeht 
einen Raub; er wirft allen Unterfchien zwifchen Freiheit und Sklaverei nieder.‘ 

„Die höcfte Macht kann feinem etwas von feinem Gigenthume nehmen ohne jeine Gin- 
willigung, ſagt Rode. Das find die Grundfäge des großen Mannes, bie eurer ernſten 
Erwägung wol werth ſind. Seine Grundfäge jind aus dem Herzen unferer Gonftitution 
genommen; er verſtand ſie von Grund aus. Diefe Grundfäge werden bleiben, folange fie ſelbſt 
bleiben wird; zu feiner unfterblihen Ehre — ih weiß nicht, ob nicht die Revolution und alle 
ihre herrlichen Folgen, nächſt ver Borfehung, am meiften ven von Locke vorgetragenen Grund⸗ 
fägen zuzufchreiben find. Aus diefen Gründen, Mylords, kann ih meine Stimme nie zu einer 

Bill, die amerifanifchen Golonien zu tariren, geben, jolange fie hier nicht repräfentixt find. Die 
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Vorfahren ver Amerikaner verließen ihr Vaterland nicht, ſtellten ſich nicht jeder Gefahr, jeder 
Noth, jedem Mangel blos, um in einen Sklavenfland verfegt zu werben; jie gaben ihre Rechte 
nicht auf. Sie erwarteten Schuß, nit Keiten von ihrem Mutterlande ; von ihm hofften fie bei 
ihrem Eigenthume beibügt, nicht deflen beraubt zu werben. Denn jollte die gegenmärtige 
Machtausübung fortwähren, jo, würden jie nichts mehr ihr Eigenthum nennen fönnen, oder, 
um Locke's Worte zu brauden: Was kann derjenige jein Eigentum nennen, dem ein anderer 
das Recht bat, jo oft er will, joviel er will, zu. nehmen und ſich zuzueignen ?“9) 

Nah 1775 führte damals jhon im Dberhaufe Lord Chatham diejelbe Sprade. „Erik, 
jagte er, „fein noch jo erbärmlicher Bettler in den Straßen Londons, der nicht von unjern ame: 
rifaniihen Untertbanen ſpräche und ſich für einen Gejeggeber Amerikas anſähe. Uber Eigen: 
thum aber, Mylords, hat nur der Eigenthümer zu befehlen. Es ift ein Atom, das niemand 
berühren darf als der Eigenthümer. Die fremde Berührung vernichtet ed. Repräjentation, 
wirfliche, freie, virtuelle Mepräfentation und Befteuerung müflen beifammen bleiben.‘ 

So die engliſchen Staatsmänner! Doc %., der Freund der Freiheit jeines amerikaniſchen 
Vaterlandes, ging von jeher nod einen Schritt weiter. Dieje Abionderung der Grjegbewilli: 
‚gung von der Steuerbewilligung genügte ihm nicht. Sie jhien ihm vielleicht auch an ſich ſchon 
zu fein oder nicht einfach genug, um für jie eine ftarke öffentliche Meinung zu gewinnen und zu 
fefleln. Die damit zuerft von den Freunden der Amerikaner verbundene Unterſcheidung innerer 
Zaren für Waarenumjag, Gonjumtion und Production im Innern, melde ohne eigene Bewilli⸗ 
gung nicht. auferlegt werben dürften, und äußerer für Die Cinfuhr von Waaren, welde nen 
‚englifchen Parlamente ald Handelöregulizung beftinnmt werben dürfien (morauf bie Gegner 
Amerifad nah Zurücknahme der Stempeltare den Thee zoll gründeten), ſchien ihm zu gefähr: 
lich. Er ſah ſchon nach der angeführten Stelle aus ſeiner pennſylvaniſchen Geſchichte in allen 
Rechtsquellen und in dem allgemeinen engliſchen Rechte, welches die Coloniſten, als gleichberech⸗ 
tigte britiſche Unterthanen, anſprechen könnten, den Rechtsgrund, in der Sicherung der Freiheit 
der Amerikaner aber die politiſche Nothwendigkeit, dad ganze verworrene Rechtsverhältniß in 
Beziehung auf die engliſchen Hoheits- und amerikaniſchen Freiheitsrechte noch einfacher zu be⸗ 
ſtimmen. Gr ergriff die öffentliche Meinung der Amerikaner und ſchlichtete alle Rechtsfragen 
durch ihre Zurückführung auf ven überraſchend einfachen Sag: „Ja, wir ſind mit England 
verbunden, als Unterthanen des Königs von England. Aber wir find keineswegs Unterthanen 
jeiner engliihen Unterthbanen oder des bloß von ihnen gebildeten Parlaments, gerade ſo wenig, 
als dieſes bei abgejonderter Nepräfentation die Schotten, Jrländer und Hannoveraner warm 
oder find. Natürliche, britifches und amerikanisches Necht fordern aljo da, mo Zuſtimmung der 
Bürger zu Regierungsmaßregeln überhaupt nöthig ift, die. Zuſtimmung der wahren LKandet⸗ 
epräjentanten jedes Landes, Mit äußern Taxen könntet ihr zwar, ald mit Ausfuhrzöllen aus 
euern Häfen, und wie die Franzoſen und Holländer treffen; aber dann müßtet ihr und auch, 
ſowie jenen, die Freiheit laſſen, zu Eaufen, wo wir wollen.” (1, 152 und 320, 386,:399, 442) 

BGBeht man nun von diejer einfachen Örumdüberzeugung F.'s über das Recht und die Frei⸗ 
heit ſeines Vaterlandes aus und erwägt man, wie ihm die Freiheit des Vaterlandes, als Grund⸗ 
bedingung von Ehre und Heil eines Volkes, jedes Opfers werth und ihre Erſtrebung und Ver: 
theidigung ſeine Aufgabe war, jo begreift man, dap er auch auf dieſe Überzeugung feinen Denl⸗ 
ſpruch anwendete: „Sei entſchloſſen zu leiften, was du ſollſt, und leiſte es, ohme von deinen 
Entſchluſſe abzugehen. “Ull, 113.) Man kann alsdann auch ven Tadel würdigen: F. habe revo⸗ 
lutionaͤr und im Widerſpruche mit feinen oft ausgeſprochenen Liebe zum Frieden die Amerilanet 
zur, Revolution aufgehegt. So und. ald den gefährlihiten Mann in Amerika und Eugland, al 
den hartnädigften Feind Englands und des Friedens, ja ald Hochverräther (I, 368,:39%) 
mußte er fi von den toryiftiichen englijchen Blättern und Miniftern, von Lord Sanduic jelbt 
vor dem Unterhauſe auf rohe Weije anflagen laſſen. 

Den Brieden. liebte allerdings der menſchenfreundliche F. Er kann nicht oft und fiari genug 
—55 Abſcheu gegen die aus Eigennutz und Ehrſucht um niedere Zwecke geführten Kriege auf 
ſprechen, gegen Kriege um der Herrichaft willen oder für Handelövortheile, welche letziere noch 
Dazu meiſt ungleich mehr koſten, als ihr Erfolg in Generationen Nutzen bringt; Auch wüůnſchn 
und erſtrebte er gewiß aufrichtig die Erhaltung des Friedens mit England und ſuchte mit gri 
tem Eifer Vereinigungsvorſchläge durchzujegen, welche er ſelbſt für England ungleich oh 





9) Diefe — Verhandlungen finden fich in großer Ausführlichfeit wu in De G. Same 
Geſchichte Der. eugliſchen Parlamentsberedſamleit Eltona 1804). 
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bafter als ven Krieg hielt. Entſchieden befämpft er daher auch noch 1767 jede Einmiſchung 
Sranfreibs indie engliſch- amerikaniſchen Streitigfeiten (Il, 288). Noch 1776 ſchreibt er an 
ven Minifter, Lorb Kowe, der zur Beruhigung der Gölonien nad Amerifa abgejender war und 
fi vor allem zuerft an ihn, den einflußreichſten Mann, wendete, indem er übrigens jegt jeden 
Gedanken an das Aufgeben ber Unabhängigkeit eutſchieden zurüdweift: „Em. Excellenz erin= 
nern ich wol der Freudenthränen, Die mir über die Wangen liefen, ald Sie mir einft in Ihrer 
guten Schwefter Haufe zu London Hoffnung zu einer nahen frievlihen Ausgleihung machten.‘ 
(IV, 30.) Ia, nad) der Theevernichtung zu Bofton erbot er ji, mit jeinem Vermögen für den 

dlligen Erfag des ungeheuern Schadens zu haften, wenn Die verlegenden Barlamentsacten 
gegen Bofton, Maſſachuſetts und Amerika zurüdgenommen würden (Il, 403; IV, 194). Und 
wenn, wie Lord Sandwid ihm vorwarf, dervon Lord Chatham ſpäter (1775) gemachte Vereini: 
gungsvorſchlag von %. herrũhrte, jo bürgt Ihon der Naue Lord Chatham's, daß feine Vorſchläge 
wirklich England vortheilhaft maren. Bortheilhafter waren fie jedenfalls als gänzlicher Verluft 
der Kolonien nad blutigem Kriege, von welhem Chatham mit der eutihiedenften Energie den 
unglüdligen Ausgang für England vorausſagte. Gerade das, was F. und Chatham zugleich 
ihmäben jolkte, gereicht beiden zur Ehre. Wirklich verhanbelte Chatham mit. 1775 lange und 
ernſtlich über die Ausgleihung und gab;'iegt die Bewilligung audy'zu ven Gefegen den Ameri— 
fanern zugeftebend, F.'s und ded amerifanifhen Congreſſes Forderungen im weſentlichen feine 
Zuftimmung (Ill, 406, 426). In diejer Frievendliebe und fücherlih aus Gewiſſenhaftigkeit und 
Berftändigfeit ein Feind leichtfertigen Revolutionirens, natürlid aber aud um der Freiheit 
jeined Barerlandes ſelbſt nicht zu ſchaden, ſuchte F. zugleich bei jeinen Landsleuten folange wie 
moͤglich jede blutige und vollends jede vereinzelte und voreilige gemaltfame Maßregel zu verhine 
dern (1, 386). 

Aber auf Koften des Rechts, der Freiheit und Ehre ſeines Baterlandes wollte freilih F. nie 
Frieden erfauft willen. Er mar weit entfernt von einer fo unverftändigen als unevlen, unbür: 
gerlichen over jpießbürgerlihen Anſicht, welde ſich mit einer halben Ehre und halben Freiheit, 
die doch zulegt gar feine ift, abfaufen läßt. Diefe Gefinnungen, ven Haß gegen unehrenvolle | 
Beilegung des Streitö und vollends gegen eine unbemwilligte Befteuerung, welche ja ſelbſt die 
erſten engliihen Staatsmänner Öffentlid Sklaverei nannten, den Entſchluß zu jedem unblutigen 
Widerflanpe und zur Borbereitung mannhafter, friegeriicher Vertheidigung gegen eine, wie F. 
einſah, ſo leicht mögliche, ja wahrſcheinliche Gewalt, diefe Gefinnungen nährten freilich alle ſeine 
brieflihen und mündlichen Rathſchläge an jeine Landsleute wie feine öffentlichen Schriften. Er 
harte dieſes auch gegen die Engländer niemals bebi (1, 386). 

Auf jede Weife beivirfte aljo, bei hartnädiger Verweigerung der Rechtsbefriedigung, aller— 
dings F., als der einflupreiche Rathgeber Amerikas, jegt ebenjo ven Ausbrud des Freiheits⸗ 
fampfes, wie er früher. deſſen Vorbereitung bewirkte. Er hatte 1764 in Vennſylvanien den 
eriten Anſtoß zum Kampfe gegen die willfürliche Beftenerung gegeben und jo feine zehnjährige 
Geſandtiſchaft in London ſelbſt herbeigeführt. Einer feiner Bekannten, der Beiftlihe Ir. Smith, 
preift ed als einen Rathſchluß der Vorſehung, vap jet %., „der kühne Vertreter der Rechte 
Amerikas, nad. London geſendet wurde, „der, als er die Feſſeln für ſein Volk ſchmieden jab, 
den großmürhigen Gedanfen fahte, fie zu jprengen, ebe jie noch feſt genieter werden konnten’ 
Ai; 269). Schon als bie von ihm vergeblich befämpfte Stempelacte (22. März 1765) Norp- 
amerika mit der unbewilligten Stempelfteuer belegen wollte, ſhrieb er an H. Thompſon nad 
Awerifa die bebeutungdsollen Worte: „Die Sonne der Freiheit ift untergegangen” ; freilich 
hatte F. unmittelbar hinzu geſetzt: „So zündet denn .num die Fackel des Fleißes und der Spar— 
jamfeit an.“ Uber man darf nur. den innern Zufammenhang beider Säge unter fih und F.'s 
ſtets jeden männlichen Widerſtand rathende und billigende Erflärungemlefen, um ſich zuüber- 
geugen, daß der legtere Sag and bitterer Satire oder aus der Abſicht, feine Landsleute zu prü— 
fen, floß. H. Ihompfon, der Empfänger des Briefe, ſchrieb ihm auch zurück: „Bald werden 
und andere Fackeln leuchten.‘ F. harte feinen Landsleuten das italienifche Sprichwort zuge: 
rufen: „Mathe dich zum Schaf, fo frißt dich der Wolf’, und fir daran erinnert, daß die Macht, 
jomeit wie man ihr eine Öffnung lafle, fietd vorwärts gebe, alles überflutend, was ihr vor- 
kommt. Birginien und Mafſſachuſetts gaben mit feiner Zuftimmung das bald allgemein befolgte 
Beiſpiel energifcher Broteftation gegen die Bezahlung der unbewilligten Stempelfteuer. Und 
nirgends wird jegt Stempelpapier gebraudt. Überall fieht man vielmehr Spottbilder der 
Stempelmeifter.an Bäumen aufgehängt und andere Bolfödemonftratfionen. In allen feinen 
englifhen und amerifanifchen Zeitungsartifein, Schriften und Briefen befteht F. auf dem 
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Rechte der Selbftbefteuerung und ſucht für fie und für unblutigen Wiverftand überall die öffent- 
liche Meinung zu gewinnen, Unerſchütterlich erflärt er aud wiederholt vor den Schranken des 
engliſchen Unterhaufes, daß die Amerikaner nimmermehr die unbewilligten Steuern zahlen 
würden, und droht, die Goloniften würden feine englifhen Manufacturwaaren faufen( IV, 300fg.) 
Und jo wirffan zeigt ji diefe Mapregel, daß, ald 1767 die Theeſteuer mit einem kleinen Zoll 
auf einige Waaren erfegt war, in dem einen Jahre 1769 der londoner Handelsftand für 
5 MU. Pf. St. weniger Waaren in Amerika abfegte. Als nun auch diejer Zoll durch die Meine 
Theefteuer erjegt wird, erklären die Amerikaner jeden für ehrlos, welcher Thee kauft. Phila— 
velphia, F.'s zweite Baterftadt, verbietet ven Lootſen, die Theejchiffe ven Delaware heraufzufüh- 
ren. In Bofton werfen verfleidete Männer für 18000 Bf. St. Thee in das Meer, und 1773 
hatte die Oſtindiſche Compagnie unverfaufte Vorräthe von 17 Mitt. Bio. Thee. Selbft bevor 
nun noch 1774 die harten Barlamentsbeihlüffe ven Hafen von Bofton fperren, Die Verfaſſung 
in Maflachufettd ändern und Ganada auf Koften ver Golonien erweitern, dadurch aber immer 
heftigere Bolföbewegungen hervorrufen, dringt ſchon am 7. Juli 1773 8. auf einen allgemei- 
nen Gongreß aller Golonien. Sie, die nad ihrer bisherigen Berfaflung voneinander getrennt 
fanden, jollen jegi, wie $. rieth, „nad vollftänpiger, feierliher Behauptung und Erklärung 
ihrer Rechte”, ſich feft miteinander verbinden und der Krone ankündigen, daß fie ihr in keinem 
Kriege jemals eher Unterſtützung leiften würden, „als bis jene Rechte vom Könige und den bei— 
den Häuſern anerkannt jeien‘‘ (II, 356). Infolge dieſes Rathes verſammelt fih auch wirk⸗ 
lich am 17. Sept. 1774 ein allgemeiner Congreß in der Stadt jeiner nähften Wirkjamfeit, in 
Philadelphia. Und diejer erläßt nun unter jeiner Beiftimmung wirklich jene berühmte Erflä: 
rung der Rechte, die namentlich auch gegen eine jonft nicht abzınwendenve Unterbrüdung der 
Freiheit gewaltfamen Wiverftand „nicht blos ald Recht, ſondern ala Pflicht der Völker erklärt 
Derjelbe erläßt ferner von dem gleichen Geifte ver Freiheit durchwehte Adreſſen an Canada, an 
den König und an dad Bolt von England, ſowie an den engliihen Obergeneral, und er gibt 
endlich, bi6 zur Zurüdnahme ver harten Barlamentsbeihlüffe, allen Verkehr. und Handel mit 
England auf (1, 349, 364). F.'s vaterländiiche Yandeöverfammlung von Pennſylvanien aber 
gebt nun allen Golonieftaaten mir völliger Genehmigung aller Beſchlüſſe des allgemeinen Gon- 
grefled, die diefer nur empfohlen hatte, voran. Und F. jelbft jenvete in dieſer Lage der Dinge 
Abſchriften an die englifchen Minifter gefchriebener, höchſt gehäffiger Briefe und gegen Amerika 
feindfeliger Rathichläge ded Gouverneurs und des Oberrichters von Bofton, welde ihm geöffner 
in die Hände gekommen waren (Ill, 302), nad dem bereits jo jehr erbitterten Bofton, Um kei— 
nem andern zu ſchaden, nennt er fih ald den Urheber dieſer Sendung. Er übergibt auch ſelbſt 
der engliſchen Regierung (1, 395) vie auf feinen Rath entworfene Bitte der Beriammlung von 
Boſton um die föniglihe Zurüdberufung jener Beamten, die Beleivigung nicht fürchtend, welche 
ihm bald die ſchimpfliche Zurüũckweiſung dieſes Geſuchs und die Öffentlich kränkende Behandlung 
von jeiten des Minifteriums bereitet. So entflammte er zugleich den Unmwillen der Amerikaner 
gegen die engliſche Unterdrückung wie den Zorn der englifhen Gewalthaber gegen ſich ſelbſt fo 
fehr, daß jegt endlich die bereitd zehnjährigen erfolglofen Unterhandlungen der unvermeidliche 
Krieg erjegen, er aber, um ver Verhaftung zu entgehen, von London nad Amerika fliehen mußte 
(März 1775). 

Kaum war nun F. unter dem Jubel feiner Mitbürger von England zurückgekehrt, ſchon 
auı Tage nach der Rüdkehr zum Congreßmitgliede ernannt und an die Spige des Sicherheits: 
ausihufles geſtellt, jo ift er nad dem bereitd (am 19. April) durch die engliiche Waffen⸗ 
macht bei Zerington vergoffenen Blute der erfle, welder, gemäß feiner frühen Idee einer nord⸗ 
amerifanifhen Bundeöverfaflung, das große Wort der Unabhängigkeit öffentlih ausſpricht 
Dur ein Rundſchreiben, welches alle Berlegungen der Engländer fräftig zufammenftellt , be: 
reitet er darauf vor (V, 15). Lind auf feinen, Iefferfon's und Adams’ Vortrag wird, mit neuer 
Beftätigung der Erklärung ver Menſchenrechte, die Unabhängigfeitderflärung (am 4. Juli 
1776) beſchloſſen und daun von ihm gegen den engliichen Friedensunterhändler privatim und 
dffentlih ald völlig unabänderlich vertheidigt (V, 24). Überall „betrieb er nad feiner Rück⸗ 
kehr, vom Morgen bis zum Abend thätig (mie er es fpäter ausdrücklich jich zum Verbienft an- 
rechnet), den Aufftand“ (V, 4 und 195). Auf feinen Rath knüpft fogar der Gongreß durch ihn 
ſelbſt ſchon jegt fhriftlih in Holland Unterhandfungen um Beiftand der europäiſchen Megie- 
zungen an (Il, 14). Auf feinen Rath verſchafft fich der Congreß die nöthigften Hülfsmittel 
durch Gründung von Papiergeld. Und vorangehend mit Vertrauen und Aufopferung, über: 
gibt er von feinem Vermögen dem Gongref 4000 Pr. St. und gelegentlich noch andere Sum: 
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men (V, 196), An die Spige der vereinigten Kriegsmacht hatte der Gongreh bereits. anı 
15. Juni 1775 den trefflihen Waihington geftellt. F. aber, der einundiiebzigiährige Greis. 
übernimmt nach energifcher Beftrebung für die Friegerijche Organijation ded Landes und nad 
andern wichtigen Sendungen nad Ganada und zu Waſhington's Milizen zu Ende des Jahres 
1776, als die Lage des Landes bevenklicher, feine Mittel ſchwächer werden, die jegt wichtigfte 
Aufgabe, nämlid die, perſönlich zuerft Unterftügung und dann die offene Bundesgenoſſenſchaft 
Frankreichs mit dem von der gemaltigen britiſchen Macht hart bevrängten neuen Freiftaate zu 
unterbandeln, 

Aud kann man, nicht leugnen, dap 3. jelbit gunz allgemein und als jhon achtzigjähriger 
Greis, übereinftimmend mit jener Erklärung der Menſchenrechte, es für einen Beweis der Tu— 
gend einer Nation erklärt, wenn jie einmüthig und muthvoll die linterdrüdung der Freiheit, 
ſo es nicht anders möglih, durch Revolution tilge. Er räth fie jogar in einem Brief an einen 
englifchen Freund aud den Engländern bei hartnädiger Verweigerung einer Reform ihrer vert 
fäljhten Berfaffung mit ven Worten an: „Freiheit und Tugend vereinen ſich alfo auch bier in 
dem Rufe: Geh’ nur heraus, mein Volk!‘ (I, 54.) 

Will man nun dieſe jedenfalld einem gefährlihen Misbrauche ausgefegten Grundjäge und 
diejed Benehmen F.'s tadeln, jo können wir bier nicht in ſchwierige allgemeine Theorien ein 
geben, Das aber wird niemand beitreiten, daß die Grundjäge der Briten und ihres Staats: 
rechts wenigſtens bei ihrem Abfönımlinge F. Autorität haben durften. Bei jenem Tadel muß 
man aljo, wenn man gerecht jein will, wenigſtens jene engliſchen und amerifaniichen Raats- 
rechtlichen Grundjäge von der Sklaverei bei willfürlicher Beſteuerung und von dem Rechte des 
gewaltſamen Widerſtandes gegen verfaſſungswidrige Gewalt in Rechnung bringen. Man muß 
erwägen, daß jelbit ein in England keineswegs wegen des Ubermaßes, jondern wegen ded Man- 
gels ver Liberalität oft getadelter Mann, daß Hume nicht etwa blos jhreibt: „Nur. die ſchreck 
lichſte Verblendung des geiunden Menſchenſinns fann und verleiten, die zu verbammen, welche 
gegen einen Dionyjius oder Nero oder Philipp U. die Waffen ergreifen. Nein, derjelbe Hume 
ſchreibt auch bei der Erzählung von den geheimen Bunde der Lyehouſe-Verſchwörung und der 
Hinrichtung Lord Ruſſell's und Algernon Sidney's unter Karl Il. ganz nad jener anerfann- 
ten britiſchen Theorie: „Es war jo weit gefommen, daß die Nation, deren Staatöverfajlung zer- 
ſtört war, das Recht hatte, durch alle Mittel, welche die Klugheit erfinnen mochte, ihre verlorene 
Sicherheit wieder zu erringen.” Solche lirtheile aber jelbft eines Hume beweijen gewiß noch 
volltändiger die britijche Nationalanfiht über diefen Gegenftand, ald wenn Männer mie Korb 
Chathamlo), Burke und For die amerikaniſche Revolution und das amerikanische Recht preifen, 
mebr ald wenn For (j. d.), der begeifterte Lobredner jener Freiheitsmärtyrer Ruflel und 
Sidney, felbft ald engliſcher Minifter, furz vor dem Ende des amerifaniihen Kriegs F. „die 
Achtung und Ehrfurcht, welche ihm ſtets fein Gharakter einflößte“, ausſpricht (Il, 176). 

Nicht minder entſcheidend als für die Vorbereitung und den einmüthigen, muthvollen Be- 
ginn des großen amerifaniihen Freiheitskampfes wirfte F. mit feiner ganzen Weisheit und 
Thätigkeit auch für deſſen glüdlichen Ausgang. Neun Jahre lang mußte der Greis jegt als 
amerikaniſcher Gejandter in Paris wie früber zehn Jahre in London, getrennt von jeinen Bri- 
vatgeſchäften und von feiner Familie, zu welden er jich jo oft zurückſehnte, für die Sache des 
Baterlandes arbeiten. Sogleich nad feiner Ankunft wirkte er bedeutende Unterflügungen für 
fein Baterland aus und nach zweijährigen Unterhandlungen endlich auch Die Öffentliche Bundes- 
genoſſenſchaft Frankreichs, dann Spaniens und Hollande. Der ehrfurchtgebietende, jchlichte, 
ſchon während eines frühern Beſuchs in Baris fomwie während jeined Aufenthalts in London 
son Fürften, Staatsmännern und Gelehrten gefeierte Greis ırar nun als Öffentlich anerkannter 

bevollmächtigter Minifter ded neuen Freiftaatd am parifer Hofe auf, und franzöfifche Hülfs— 
ttuppen vereinten bald die Gocarde der Freiheit mit der ihred Könige. In Paris wirkte F. jept 
durch ſtete Betreibung der Unterſtüthungen, durch Zeitungsartifel, Überjegungen, Schriften und 
perjönlihe Mittheilungen zur Gewinnung der europäifchen Öffentlichen Meinung für die ameri- 
fanifhe Sade, die er ald Sache der Freiheit und Givilifation der Menihheit erfannte und bar- 


10) Chatham fagte noch im Jahre 1775 von dem allgemeinen Congreſſe in Philadelphia felbit, die 

Amerikaner hätten ri „fo gefegt und mit folcher Weisheit und Mäßigung benommen, daß er fie für die 

ehrenwerihefte Berfammlung von Staatsmännern feit den fehönften Zeiten der Griechen und Römer 
alte‘, Er bewundert und ehrt ihre Erklärung der Rechte und ftimmt, wie fchon erwähnt wurde, jept 
16 auf einige Nebenpunkte allen Forderungen der Amerifaner bei (III, 496). 
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ftellte.°°) Durch Rath in vie Heimat fuchte er nor allem den feften Muth zu erhalten. „Bir 
dürfen blos ausharren, um glücklich zu fein!-In ganz Europa iſt die Meinung für Amerika ge- 
wonnen.“ (1,417.) Ahnlich ſchrieb er zu wiederholten malen. 

Der Krieg für Amerikas Freiheit wurde mit mannichfacher Abwechſelung in den drei Welt⸗ 
tbeilen gefämpft. Die Engländer machten zwar außerordentliche Anftrengungen, doch endlich 
faben fie, daß fie auch mit denfelben, daß jiemit allen ihren, leider von deutichen Fürſten er: 
kauften fogenannten weißen Sklaven 32) ein zur Breiheit feft entfchloffenes Volk nie dauernd 
unterwerfen könnten. Wafhington und feine für die Freiheit ftreitende Landwehr Eonnten wie: 
erholt geſchlagen, bei der Beharrlichkeit des Landes aber nicht befiegt werden. Wie früher die 
Einnahme von Bofton (17. März 1776), dann aber die Grfangennehmung der Armee von 
Bourgoyne bei Saratoga (16. Dct. 1777), To tilgte die Gefangennehmung der Armee von 
Gornwallis in Norktown (19. Det. 1781) glänzend alle früheren Unfälle. Bor allem aber 
jwang in England die durch F. ſtets neu unterftügte Meinung für Amerifad Recht und Eng— 
lands Unrecht den König und die Tories zu Briedendunterbandlungen. 

Jetzt mußte F.'s meifterliche diplomatische Kunft, die feine Correſpondenz und fein Tagebuch 
veranfhaulihen, nah langen Mühen endlich unter Öfterreichifcher und ruſſiſcher Bermittelung 
einen an fih und vollends im Verhältniffe zu dem Stande ded Kriegs glänzenden Frieden für 
fein Vaterland zu erringen (3. Sept. 1783). Gegen die fchlaueften und hartnädigften eng= 
liſchen Bemühungen ver allerverfihiedenften Art, ſelbſt heimliche Nachſtellungen nicht ausge— 
nommen, errang er mit unerichütterlicher Beharrlichkeit die fo ſchwer zugeftandene volle lnab: 
hängigfeit für die dreizehn vereinigten Provinzen!?), ja felbft noch bedeutenden Landzuwachs und 
Fiſchereirechte in englifhen Gemwäflern. Selbft die Entſchädigung für die ven Anhängern Eng— 
lands in den norbamerifanifchen Provinzen, den jogenannten Loyaliſten, confiteirten Güter 
überivied F. mit glüdlichen, von den ſchottiſchen und irländifchen Bürgerfriegen bergenommenen 
Argumenten ben Engländern, ſodaß For das Minifterium Pitt und Shelburne wegen ibred 
ſchimpflichen Friedens zum Rücktritte zwang. 

Auch jegt feinen menſchenfreundlichen Ideen treu, kämpfte F. nun aud Öffentlich in ben 
Verhandlungen ſowie früher ald Schriftfteller (Il, 144, 49) gegen vie Barbarei, die unſchuldi⸗ 
gen linterthanen des feindlichen Staates mishandeln und ausplündern zu laflen. Er bewirkte, 
daß feitdem die Amerifaner in ihren linterbandlungen mit andern Staaten den gegenfeitigen 
Verzicht auf dieſes rohe Recht und insbeſondere auf die Kaperei, freilich vergeblich, anboten. #. 
felbft aber brachte dieje würdige Beftimmung in feinem Freundſchafte und Handelstractat mit 
Preußen wirklich zur gegenfeitigen Annahme. Auch hatte er dad Vergnügen, daß ihm fein 
früher fo heftiger Beind, König Georg IH., feine Achtung bezeigte und ihm durd das Ge— 
ſchenk eines pradptvollen Ereniplard der Reifen des großen Goof für den von F. aud dieſem 
Reijenden bewirkten Schug gegen die amerifaniihen Kaper dankte. Ahnlich hatte F. auch ſtets 
die frommen Miffionen gefhügt. 

ALS das große Ziel jo Über jede Erwartung glorreich errungen war, fehrte ber ſieggekrönte 
Greis in fein nenbegründeted, befreited Vaterland zurüd. Um ihm bei feinen Steinſchmerzen 
die Reife zu erleichtern, trug den vom «Hof wie von dem Volke verehrten Mann die Sänfte der 
Königin mit zwei fpanifhen Maulthieren nad Havre, wo ihn langjährige Freunde aus Lon- 
don vor feiner Ginfhiffung erwarteten. Die Seefahrt nupte auch jet wie früher der Greis zu 
phyſilaliſchen Beobahtungen und fhrieb während derſelben eine treifliche Abhandlung über 
die Berbeflerung der Schiffahrt. In Amerika begrüßten ihn unter Ranonendonner und Glocken⸗ 
geläute der Jubelruf feines befreiten Volkes und die Danf: und Glückwünſchungöſchreiben 
feines großen Freundes Wafhington und der Offiziere, des penuſylvaniſchen Gongrefles, ver 
Gorporationen und gelehrten Vereine, der Univerfitäten und Schulen. Überall umblühten in 
der erfrifhenden Luft der neuen Freiheit den Glücklichen eigene mohlihätige Schöpfungen. - Aber 
die langgewünfägte Ruhe von Staatdämtern jollte der jetzt achtzigiähtige Greis noch nicht fin- 
den. Das Vaterland bedurfte feiner auch noch zur Entwidelung ver Früchte und zur Aus 
bildung der neuen Breibeit, und er entzog ſich ihm nicht. Dreimal wiederholt machten ihn ein⸗ 
fimmige Wahlen feiner Mitbürger, jedesmal auf ein Jahr, zum Gouverneur ded Staates Penn: 
foloanien, und angelegentlih beichäftigte ihn die Reform der allgemeinen Bundeöverfaffung. 


11) ©. aud 1, 33; 11, 382, = 
12) Außer den Hannoveranern fämpften gegen Amerifa Soldaten von Heffen- Raflel, Braunfchweig, 
Anhalt, Ansbah und Walde. 13) ii, 3 IV, 107, 117, 119. 
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Die Nothwendigkeit derſelben, die Mängel des bisherigen viel zu loſen Vereins, welche die 
Früchte der Freiheit zum Theil vereitelt hatten, und die Entwürfe des neuen beſchäftigten ſeinen 
rüſtigen patriotiſchen Geiſt und ſeine ebenſo rüſtige Feder vor und während der Zuſammenkunft 
des neuen conftituirenden Congreſſes.!*) Schon früher hatte er glücklich jede Idee einer beab- 
jihtigten Einmiſchung erbariftofratiicher Glemente in die amerifanijchen Einrichtungen durch 
jenen Brief über den Adel gänzlich zerflört. Jet jhrieb er unter anderm zu Gunften ver fo 
wefentlihen Berjtärfung der Bundedgewalt und engern Verbindung der Staaten feine treff- 
liche „Vergleihung der Antiföderaliften und der Juden”. Mit unermüdlicher Treue wirkte er 
als erfter Abgeoroneter des pennſylvaniſchen Staates in den viermonatliben Congreßſitzungen 
für die neue Bundeöverfaflung, dieſes merfwürbigite Denkmal politifcher Weisheit in der Ge: 
ſchichte eivilifirter Völker. Ald Bundedverfaflung freier Staaten iſt fie jedenfalls die vollen: 
detjte, welche die Welt je geiehen bat. (S. Bund.) Die höchſten Ideen der neuern Givilifation, 
Gewiffensfreiheit, bürgerliche, politiſche und Vreßfreiheit, Nectögleihheit und unabhängige 
Rechtspflege gewährt fie zugleih in einer Ausdehnung, verbindet fie mit der Orbnung, ver: 
bürgt fie durd einen glüdlihen, harmoniſchen, politifhen Mechanismus, wie biöher in alter 
und neuer Zeit und Welt feine andere. ine ſtets heilſame Mahnung für und, die Freunde 
monarhifcher Verfaflungen, daß wir nicht vergeflen, mit ihnen jene unentbehrlichen Güter der 
Menſchheit angemeilen zu einigen, daß wir nimmermehr in dem oft blutig geführten Meinungs- 
fampfe, ob dieje Bereinigung genügend möglich fei, die verberbenfhmwangere Verneinung und 
Verzweiflung herbeiführen! Ginzelne Unvollkommenheiten bat auch diefe neuefte amerifanifche 
YBundedverfaflung, ald die größte von allen die, daß ſie, um die ſüdlichen Staaten nicht von der 
Union zu trennen, vor der Hand die Ausrottung des Schandflecks der in mehreren Bundes- 
ftaaten beftehenden Sflaverei nur von der Weisheit diefer Staaten erwartet. Diefed vor allem 
mußte &. ihmerzen, der Ichendlang mit ven ftärfften Gründen und aud durch feinen Be: 
freiungäverein die Sklaverei ald moraliih ſchändlich, ald ökonomisch wie politifch verwerflid be: 
kämpft hatte, 15) Auf das eifrigfte aber bemühte er jich für die ſchwere Aufgabe, eine innig 
dauernde Vereinigung der Regierung und Bürger von jo vielen freien Staaten in einen ge= 
meinſchaftlichen Orundgefege zu bewirken. Schon in ven Berbandlungen hatte der Greis wie: 
derholt. ven im heftige Leidenſchaftlichkeit übergehenden Streit der Meinungen auf die würbigfte 
Weife zu mildern geſucht. Ähnlich arbeitete er auch am Schluffe der Verhandlungen dahin, 
dap die Congreßmitglieder, obwol noch in wichtigen Bunften verichiedener Meimung, doc durch 
einſtimmiges Schlußvotum allen einzelnen Staaten des gemeinichaftlihen Vaterlandes das 
neue Werk zu einer gleih einmüthigen Annahme empfahlen. In diefem Sinne fagte er im 
feiner Gnderflärung: „Herr Präſident! Ich geſtehe, daß ich die gegenwärtige Gonftitution nicht 
ganz billige, doch wage ich nicht zu behaupten, ich werde fie nie billigen. Denn da ich lange ge: 
lebt habe, fo ift mir oft ver Hall vorgefommen, daß beflere Erfundigung oder reiferes Nach⸗ 
denken mich nöthigten, jelbft über wichtige Gegenftände, die ich anfangs für recht hielt, nachher 
aber nicht jo fand, meine Meinung zw ändern. Je älter ih daher werde, defto mistrauifcher 
werde ich gegen mein eigenes Urtheil und defto mehr achte ich die Einſicht anderer.” - 

„Die meiften Menfchen ſowie die meiften Religiondfekten glauben, fie wären allein int Be: 
fige ver Wahrheit, und andere irrten in allen den Punkten, worin fle von ihnen abweiden, 
Steel, ein Proteftant, fagt in einer Jueignungsſchrift an ven Papſt: « Der einzige Unterſchied 
unferer beiden Kirchen in Rüdficht auf die Gewißheit ihrer Lehren befleht darin, daß die rö- 
mifhe Kirche unfehlbar iſt und die englifhe jih niemals irrt.» Die meiften Menſchen halten 
fich felbft für ebenfo unfehlbar als ihre Sekte. Nur äußern es wenige fo naiv ald jeme junge 
Dame in Paris, die bei einem Heinen Streite mit ihrer Schwefter fagte: «Ich weiß nicht, wie 
es zugeht, Schweiter, aber ich fenne niemand, der immer Recht hat, als mid.» Wie dürfte 
man von einer Berfammlung von Menſchen etwas Vollkommenes erwarten? Ich bemundere 
vielmehr, daß unfer Syſtem fi der Vollkommenheit fo jehr naht, als wirklih der Fall ift, 
und id) denke, auch unfere Feinde follen fih wundern, die mit Zuverſicht zu hören hofften, un: 
fere Berathſchlagungen würden ein Ende nehmen wie die über den Bau des babylonifchen 
Thurms, die da wähnten, unfere Staaten wären im Begriffe, ſich zu trennen und nie wieder 
junähern, als in ver Abfiht, einander ben Dold ind Herz zu ſtoßen.“ 

„So gebe id denn diefer Gonftitution meine Stimme, weil ich feine beffere erwarte und 

» weil ich nicht gewiß weiß, ob fie nicht wirklich die befte if. Mein Brivaturtheil über ihre Fehler 
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opfere ih dem gemeinen Beften auf. Ich hoffe, mir alle werden und um unſerer felbft, als 
eines Theild vom Ganzen, willen und dann aud zum Beften unferer Nachkommen mit Herz 

‚und Mund vereinigen, dieſe Gonftitution, fomeit unfer Wirkungskreis ſich erſtreckt, zu empfeh⸗ 
len und für die Zufunft all unfer Dichten und Trachten auf die Ausmittelung zweckmäßiger 
Mapregeln richten, die Vollziehung derfelben in gute Hände zu bringen.’ 

„Bor allen Dingen aber, Herr Präfident, kann ich mich des Wunſches nit erwehren, daß 
jedes Glied des Gonventd, das vielleiht noch einige Einwendungen hat, bei diefer Gelegenheit, 
ſowie ih, feiner Unfehlbarfeit nicht zu viel trauen und zum Zeugniß unfers Einmuths feinen 
Namen unter diefe Urfunde fegen möge.” Und fo gefhah es wirklich: ald einmüthig beſchloſſen 
murde die neue Gonftitution von allen unterzeichnet. 

In feinem vierundaditzigften Jahre enblih wurde F. von Staatdämtern befreit. Er lebte 
mit nicht alternder Geiſteskraft in fteter heiterer Beſchäftigung mit Literatur und mit vaterlän- 
difhen Angelegenheiten, ſowie in ftetem Verkehr mit feinen vielen fernen und nahen Freunden 
glücklich im felbfterbauten Haufe, vereint mit feiner einzigen ihn zärtlich Tiebenden Tochter und 
ihren zehn Kindern. In einem Briefe an einen Freund pried er noch jegt im vierundadtzigften, 
wie einft bei Niederſchreibung des erften Theils ſeines Lebens im neunundfiebzigften Jahre, mit 
gerührtem Danfe gegen die Borjehung das große Glüd feines Lebens, mit dem Zufage: „Ich 
würde, menn ed in meine Wahl gegeben wäre, nichts dagegen haben, biefes ganze Leben vom 

Anfange bie zu Ende nochmals durchzumachen. Nur würde ih bitten, wie ein Schriftfteller 
bei einer zweiten Auflage, einige meiner Drudfehler verbeffern zu dürfen.” Er hatte ben 
Schmerz gehabt, während er für die Befreiung feines Vaterlandes mit patriotifcher Begeifterung 
den ſchweren Kampf beftand, feinen einzigen Sohn auf der Seite des Feindes und auch zwei 
Jahre lang, bis er von der englifhen Regierung gegen einen amerifanifchen General andge- 
wechſelt wurde, in amerifanifcher Gefangenihaft zu wiffen. Er trug aud died mit Weisheit 
und machte feinem Sohne über feine Anjiht der Dinge feine Vorwürfe. Sein Enfel von bie: 
fem Sohne aber lebte ald fein Geſandtſchaftsſecretär mit ihm in Paris. Mit Freude bewilligte 
er jedoch nach Hergeftelltem Frieden des Sohnes Bitte um Herftellung liebevollen Verkehrs. Er 
fhrieb ihm dabei: „In der That hat mich nichts in meinem Leben fo verlegt und befümmert, 
ald mid im Alter von meinem einzigen Sohne verlaffen zu fehen, und nicht nur verlaffen, fon: 
dern ihn auch mit Waffen mir gegenüber, und das in der Sache meines Vaterlandes, in welcher 
auch mein Bermögen, mein Leben, mein guter Name auf dem Spiele ſtanden.“ 

Mit der Zunahme des Höhern Alters wurden F.'s Steinſchmerzen immer ftärfer, aber fie 
beiiegten die rubige Heiterfeit und dankbare Lebendfreude des frommen Greiſes nicht. „Freilich 
iſt“, fo fchreibt er einem Freunde, „ver Stein noch weit empfindlicher als Fußgicht; aber ih danke 
Gott, daß ich nicht beides habe.’ 

Seine Seele erhob feine fihere Vorausſicht bed ſchnellen außerorbentlihen Aufblühens 
feined Vaterlanded. Er theilte fie in rührender Begeifterung feinem Freunde Waſhington mit, 
den er glücklich preift, ſie noch zu erleben, und den er felbft zum erften Präfidenten in ver 1789 
in das Leben tretenden neuen Bunbesverfaflung bezeichnet hatte (I, 51). Er wird nicht mühe, 
feine Freunde in England zu berubigen über die lügnerifhen Gerüchte und Unglücksprophezei— 
ungen, welde in Betreff feines Vaterlandes die Zeitungen John Bull's und der Tories ver— 
breiteten. Uber die Urtheile der Deutſchen, unter denen felbft der liberalfte Profeflor (Schlözer) 
während bes Freiheitäfriegs ſchon die Stride für %. und Waſhington gedreht glaubte, ſchrieb 
er an feinen Freund Lafayette (I, 190): „Daß die Deutfchen, melde von freier Verfaſſung 
wenig verftehen, gern glauben, dergleichen werde fi nicht halten, wundert mi nicht. Mir 
meinen, fie halte fih, und hoffen es zu beweiſen.“ Und mol kennt die Geſchichte fein Beifpiel 
einer foldhen wachſenden Blüte und Größe eines Staates ald die der nordamerikaniſchen Frei: 
flaaten, deren Bevölferung fi in einem Zeitraume von 27 Jahren verbreifahte, deren ſtets 
wachſendes Gebiet ſchon lange für mehr als hundert Millionen guten Raum hat. Mit neuer 
Freude ſchreibt er wiederholt (1, 228 und 233) über die erfte ſchöne Zeit der Franzöſiſchen Re: 
solution, diefer Tochter der amerifanifchen, welche „vie Opfer, die fie Eoften würde, durch ihre 
Folgen vergüten werde“, ſowie über „das Freiheitsfeuer, das fi über Europa verbreite”. 1°) 
„Bott gebe, fo ſchreibt er, „daß nicht blos Liebe zur Freiheit, fondern auch durchgreifende Kennt: 
niß der Dienfhenrechte alle Bölfer der Erbe durchdringe, ſodaß ein Philofoph überall auf ihr 
feinen Fuß binfegen und fagen fann: Hier ift mein Vaterland.” So ſchien ihm erfüllt, was er 
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fhon im Jahre 1783 mit freudigem Blide auf feine eigene zwiefache Lebendarbeit ſchrieb 
(1, 426): „Es iſt eine recht freudige Bemerkung, die aus der Betrachtung unfers glüdlichen 
Kampfes hervorgeht, daß die Freiheit Boden gewinnt, daß willfürliche Regierungen, allmäh— 
li abfterbend, billigern Formen Plag machen werben. . Alles aber ift eine Folge ver Buch— 
druckerkunſt und des von ihr verbreiteten Lichts, meldhes von Tage zu Tage wählt und von fo 
durchdringender Natur ift, daß alle Benfterladen, welche Despotismus und Pfaffenlift, um es 
abzufperren,, vorftellen möchten, unzulänglid fein werben.‘ 

Leider aber vermehrten ſich die Übel des edlen Greiſes, welcher noch gern literarifche Arbei— 
ten und vorzüglich auch feine Lebensbeihreibung vollendet hätte. Sein Arzt, Dr. Jones, ſchreibt 
hierüber Folgendes.(V, 207): 

„Der Stein, welder ihn mehrere Jahre hindurch geplagt hatte, warf ihn in ven legten 
zwölf Monaten völlig auf das Lager nieder. Und in den höchſt ſchmerzlichen Anfällen mußte 
er ftarfe Gaben Opium nehmen, feine Schmerzen zu mildern. Dennod unterhielt er fi 
in den ſchmerzloſen Zwiſchenräumen nicht blos durch Leſen und gemüthlihes Geſpräch mit 
feiner Bamilie und feinen Freunden, fondern beforgte auch oft ſowol öffentliche ald häusliche 
Geſchäfte mit Perfonen, die ihn diesfalls befuchten. In allem aber bewährte er nicht bloß die 
Bereitwilligfeit und Fertigfeit, Gutes zu thun, welches der ausgezeichnete Charakterzug feines 
Lebens war, fondern aud die vollfommenfte und Flarfte Haltung ungemeiner Geiftesfraft. 
Nicht felten ergoß er ſich fogar in jene Wigesfpiele und unterhaltenden Anefooten, woran ji 
alle Zuhörer ergötzten.“ 

Ja in diefer Lage ſchrieb er im fünfundachtzigſten Jahre jene von der frifcheften , Heiterften 
Geifteskraft Zeugniß gebende, angeblid aus dem algieriihen Divan flammende unübertreff= 
liche Parodie auf Jackſon's Vertheivigung der Sklaverei. Sie war F.'s legte Schrift und er: 
ſchien am 25. März 1790 in der Bundeszeitung. Seine Staatögeichäfte hatte der großherzige 
Menfchenfreund Furz zuvor ebenfalls auf die würdigſte Weiſe dadurch gefhloffen, daß er 
(12. Febr. 1789) ala Vorfteher des von ihm geflifteten Vereins zur Abfchaffung der Sklaverei 
dem erften Bundedcongreffe eine Petition für diefe Abfhaffung, unterftügt durch eine Druck— 
ichrift, übergeben hatte. 

„Ungefähr jechzehn Tage vor feinem Tode’, fo fegt der Arzt feinen Bericht fort, „überfiel 
ihn mit fieberhaftem Übelbefinven ein Schmerz in der linfen Bruft, der immer zunahm, höchſt 
ftehend war und fi mit Huften und ſchwerem Athem verband. Wenn ihm in diefem Zuftande 
der Schmerz zumeilen ein Klageſtöhnen entriß, fo bemerkte er wol, er fürdte, daß er den 
Schmerz nicht, wie er follte, ertragen habe, äußerte fein dankbares Gefühl für den vielen Segen, 
den er vom hoͤchſten Weſen empfangen habe, und zweifelte nicht, daß feine jegigen Leiden nur 
den milden Zwed hätten, ihn von einer Welt zu entwöhnen, mo er die ihm zugetheilte Rolle 
nicht mebr fpielen fönnte. Ruhig verſchied er am 17. April 1790.” 

V. Sein Leben hatte er befhloffen, wie er es führte: mit Wohlthun, durch eine Reihe von 
Bermädtniffen zur Unterflügung junger Handwerker, Öffentlicher Schulen und Wohlthätig- 
feitäanftalten, namentlich aud) der lateinifhen Schule zu Bofton, melde er mit Nutzen furze 
Zeit hatte befuchen können. Zu diefen Zwecken verwendete er, feiner politifhen Berwerfung der 
Bejoldungen für Staatsämter zu Liebe, indbefondere auch den Betrag für die feinigen. Sein 
liebſtes Kleinod, einen Stod mit goldenem, in Form einer Breiheitömüge ſchön gearbeiterem 
Knopfe verniadhte er ‚feinem und der Menschheit Freunde, dem General Wafhington”. 

Durch ganz Nordamerifa und vorzüglich aud von den Schulanftalten wurde bei 8.'8 Tode 
fein Andenken durch Irauerfefte geehrt. Der Congreß verorbnete zu Ehren feines größten 
Bürgers eine Nationaltrauer auf einen Monat. In der franzdjiihen Nationalverfammlung 
ipradh bei der Todeskunde Mirabeau: „Franklin iſt todt. Der Geift, der Amerika die Breiheit 
gab und Lihtfiröme über Europa ergoß, iſt in den Schos der Gottheit zurüdgefehrt. Der Weife, 
der zmei Welten angehörte, der Mann, ben bie Geſchichte der Wiſſenſchaften und die Geſchichte 
der Reiche einander ftreitig machen, behauptet eine hobe Stelle in ver Menſchenwelt. Völker 
folfen nur um ihre Wohlthäter trauern, die Vertreter freier Männer nie andere ald Heroen der 
Menschheit zur Huldigung empfehlen. Id jhlage vor, daß die Nationalverfammlung drei Tage 
lang um Benjamin Franklin Trauer anlege.” Die Berfammlung nahm mit allgemeinem Zus 
rufe ven Vorſchlag an und beſchloß ein Beileidsſchreiben namens der franzöſiſchen Nation an 
den nordamerikaniſchen Congreß, welches dieſer durch ein Dankſchreiben im Namen des Volkes 
von Nordamerika erwiderte. Grafſchaften, Städte, gemeinnützige Anftalten ſeines Vaterlan⸗ 
ded ehtten ih und F.'s Gedächtniß, indem fie feinen Namen annahmen. 
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Er felöft, der in feinem Glücke mit frommer Dankbarkeit feinen Altern einen Marmor mit 
dem edelften Lobe ihrer bürgerlihen Tugenden jegte, hatte aud für ſich eine Grabſchrift ent- 
worfen. Beſcheiden und doch mit würdigen Stolze bezeichnet in ihr.der große Mann, der für 
alle Zeiten ven Bürgerftand hob und adelte und demjelben das edelfte Vorbild aufitellte, ſich 
nur als Bürger. Sie ift folgende: „Hier liegt der Leib von Benjamin F. einen Buchdrucker — 
gleich dem Einbande eined alten Buchs, aus welhem fein Inhalt herausgenommen ift und der 
feine Inihrift und Vergoldung verlor — Ber Zerftörung geweiht. Doch wird das Werk jelbit 
nicht verloren jein, fondern dermaleinft in einer neuen, ihönern Ausgabe ericheinen, durdge: 
fehen und verbeflert von dem Verfaſſer.“ 

Auf der Erde aber werden, folange die Gultur und die Freiheit des Menſchengeſchlechts 
dauern, diefed großen Bürgerd Wirken und Beifpiel im Segen fortleben. Melder. 

Frankreich (Staatsgeihichte). Frankreich muß ald dasjenige Land bezeichnet werben, 
welches auf den Gang der Weltgeſchicke im allgemeinen und die Geftaltung der europäiſchen 
Staatenverhältniffe im bejondern mit den meiiten und folgenreichiten Einfluß gebabt bat. Es 
ift in der That Feine Epoche in dem großen Ganzen ber europäiſchen Staatengejchichte, im mel: 
her nicht Branfreich entweder zu den diejelbe in ihrer Gigentbümlichfeit bevingenvden und da: 
rafterijivenden Griheinungen und Greigniflen den erften Anſtoß gegeben oder doch fo darauf 
eingewirkt hätte und davon ergriffen worben wäre, daß ihm an ven Ergebniflen und der end: 
lihen Entſcheidung nicht immer ein hervorragender Antheil zugeichrieben werden müßte. Das 
bat ihm von jeher feine bedeutende Weltftellung verſchafft und gefidhert, fomol bei dem durch 
die Jahrhunderte hindurchgehenden Kampf der Waffen, welder die gegenfeitigen Beziehungen 
der Känder unjerd Erdtheils geregelt hat, als auch bei ven Werken des Friedens, in der Ent— 
widelung innerer Staatenverhältniffe in Bezug auf Verfaffung, Recht und Geſetz, religiöied 
und geiſtiges Reben, Sitte und Eultur. Frankreichs Einfluß war in allen diefen Beziehungen 
faft immer anregend und neubelebend, meiſtens fördernd und mwohlthuend,. nicht felten aber 
aud hemmend, verhängnißvoll und vernichtend. Dies in großen gedrängten Zügen nachzuwei— 
fen, joll der Zweck diejer hier vorliegenden Skizze fein. 

l. Unter den Merovingern., Es bedarf des Beweiſes nicht, daß ed vorzüglich zwei 
Dinge waren, welche Frankreich von Anfang an fo zu fagen zu einem der bebeutenpflen Mittel: 
und Ausgangspunfte des neueuropäifchen Staatenlebens machten: feine geographiſche Yage und 
die eigenthümliche Art, wie ed an der Grenzicheide der alten und der neuern Zeit in die Völter: 
bewegung bineingezogen wurde, melde die Geftaltung der politifhen Verhältniffe Europas 
während der mittlern und neuern Zeiten bedingte. Jene war vom wefentlichiten Einfluß. auf 
diefe. Sowie das alte Gallien fhon etwa 100 Jahre vor Cäſar die ihm von den jlegreihen 
Römern dargebradten Staatdeinrihtungen in jih aufnahm und dann, nachdem Gäjar allet 
Land zwiſchen dem Rheine und den Porenäen unterworfen hatte, vier Jahrhunderte lang mit 
allen Wandelungen, welche jie während der Kailerzeit, namentli durch Auguſtus und Kon: 
ftantin, erfuhren, bemahrte und pflegte, jo zeigte es auch, nachdem fich dieſe überlebt harten, 
die meifte Gmpfänglichfeit für die neuen Elemente ſtaatlicher Ordnung und des geiftigen Lebens, 
welche ihm die gleichfalls ſiegreich eindringenden Völferfaften germanifhen Urfprungs braß: 
ten. Während die Weſtgothen das Land zwiſchen der Xoire und den Porenden, die Burgunder 
das Gebiet zwifchen ver Rhone und dem Aarfluffe und die Bretonen einen Theil der Norpfüft 
Gallien, das alte Armoricum, befegten und neu bevölferten, bemächtigte fich endlich der gewal⸗ 
tigite germanifche Volksſtamm, der ver Franfen, welcher bereits feit dem legten Viertel dei 
3, Jahrhunderts unferer Zeitrehnung (287) eine Niederlaffung in Gallien hatte, in der erften 
Hälfte ned 5. Jahrhunderts (438), angebli unter der Führung des Salters Chlodio (Kup: 
wig), faft des ganzen Landes zwifchen dem Niederrhein und der Somme.. Dann dehnte Mero: 
väus, wahrſcheinlich fein Sohn, welcher der erften Donaftie fräukiſcher Könige, den Merovin: 
gern, den Namen gegeben hat, die Frankenherrſchaft bie zur Seine hin aus, worauf Childerich, 
fein Enfel, bis zur Loire vordrang, und endlich Chlodwig, fein Urenkel, ver Roͤmerherrſchaft in 
Gallien ein gänzliches Ende machte. 

Drei glänzende Siege dieſes Helven waren entſcheidend für die feflere Begründung bei 
großen Frankenreichs, deſſen Grenzen ſich weit über das alte Gallien hinauserſtreckten. Den 
erften erfocht er im Jahre 486 über den legten römischen Statthalter Galliend, Syagrius, bei 
Soiffons, weldes er darauf zur Hauptftadt feines Reichs erhob. Der zweite brad zehn Jahre 
fpäter, im Jahre 496, in der Schlacht bei Zülpich die Macht der Alemannen und war infofern 
von doppelter Wichtigkeit, ald er zugleich Chlodwig's Übertritt zum Chriſtenthum zur Folge battt. 
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Der dritte enblib, den er im Jahre 507 bei Bouilld, unweit Poitiers, über die Weftgothen 
unter Alarich errang, machte ihn zum Herrn alleö Landes von der Loire bis zu den Pyrenäen. 
Der Ruf feiner Ihaten und feiner Macht erſtreckte jih hierauf ſchon ſo weit, daß ihm der Kaifer 
des Oſtreichs, Anaſtaſius I., im Jahre 510 den Titel und die Würde eines Conſuls und Pa— 
tricierd des Römiihen Reichs, ja jelbit ven Beinamen Auguftus beilegte. In vemfelben Jahre 
wurde Paris zur Hauptfladt des Frankenreichs erhoben. 

Mehr wie ver äußere Prunk diejes verfommenen Römerwefend, an vejlen Erhaltung und 
MWiederberftellung gewiß niemand ernftlih venfen fonnte, lag Chlodwig, welcher nicht blos 
glüdfliher Eroberer, jondern auch hellſehender Bolitifer war, ſicherlich die Befeftigung feiner 
Herrſchaft durch Einführung zweckmäßiger, ven Verhältniſſen des Landes entſprechender Staats: 
einrihtungen am Herzen. Allein ed war ihm faum vergönnt, dazu den erſten Grund zu legen. 
Denn nachdem er au noch die Bretagne und Burgund mit feinem Reiche vereinigt hatte, ftarb 
er bereitö im Jahre 511 im fünfundvierzigften Jahre feines Alters. Unglücklicherweiſe war noch 
nidt einmal für eine feitftehende Erbfolge im Herricherhaufe geforgt, welche die Einheit des neu= 
begründeten Reichs auf die Dauer zu verbürgen geeignet geweſen wäre. Daher vorzüglich ift 
88 gefommen, daß die nah Chlodwig's Tode etwa noch 240 Jahre mährende Herrichaft der 
Merovinger (511—752) faft weiter nichts als eine ununterbrochene Reihe blutiger Familien— 
fehden im Herrſcherhauſe dvarbietet, welche mitunter in die empörenditen Schandbthaten ausartes 
ten und jowol den Zerfall des nur von Zeit zu Zeit wieder unter einem Hereſcher, wie z. B. 
unter Chlotar 1. (560) und Dagobert 1. (631), vereinigten Reichs, ald auch den endlichen Unter: 
gang der in Ohnmacht und Lafterhaftigkeit verfunfenen Dynaftie unvermeidlih madıten. So: 
gleih unter Chlodwig's Söhnen zerihlug fi das Reid in vier Theile, welche dann in fchnellem 
Wechſel die drei getrennten Königreiche von Burgund, Neuftrien oder Weftfranfen und Aus 
ftrafien oder Oſtfranken und endlich nur die beiden legtern bildeten. In der langen Reihe im⸗ 
mer wieberfehrender Königdnamen finden ſich da freilich nur wenige hervorragende Perjönlid: 
feiten. Der ihnen am Ende beigelegte und biftorifch gewordene Beiname der Faineants ift zu: 
gleich vielleicht die befte Charafteriftif ihres Thund und ihres Weſens. 

Nichtsdeſtoweniger war diefe Epoche ver erften Königsraffe over der Dynaftie der Mero: 
vinger eine der widhtigften und folgenreichften für die gefammte Staatdentwidelung des heutigen 
Frankreich. Das ift erſt neuerdings vorzüglich durch die vortrefflihen Arbeiten eines Auguftin 
Thierry, Guerard, Nauder u. a. in das rechte Licht gefegt worden. Es war die Zeit, wo der 
Grundbau der franzöſiſchen Monardie auf den Trümmern der untergegangenen Römerherr: 
ſchaft mir allen ven Vorzügen und Mängeln aufgeführt wurde, melde ſpäter theild ihre wohl- 
thätige, theild aber auch ihre verhängnißvolle Entwidelung erhalten haben. Man fann mit 
Beftimmtheit annehmen, daß diefe große lImmwandelung urfprünglid für Land und Volk eher 
eine heilfame und wohlthuende ald eine bemmende und brüdende war. Das fränfiihe König 
thum war ſchon feinem Urfprunge und feiner Natur nad jevenfalld weit weniger läftig als bie 
Tyrannei römiſcher Gewalthaber. Chlodwig war mit feinen Franken nicht blos als Sieger, 
fondern auch ald Befreier nah Gallien gefommen. Gr wollte nit unumſchränkter Herr fein, 
fondern räumte nad altgermanifhen Staatöbegriffen felbft ven Unterworfenen einen gewiſſen 
Antheil an der Negierung des Gemeinweiens ein. Das bedingte ſowol die Befitverhältniffe 
von Grund und Boden als aud dad Weſen der Berfaflung und der Bermwaltung des Reichs. 

Sehr merfwürpig und für alle Zukunft entfcheidend war dabei dad Verhältniß, in welches 
glei von Anfang an die weltliche und die geiftliche Macht zueinander verjegt wurben. Chlod⸗ 
wig ſcheint jehr wohl eingejehen zu haben, welchen beveutenden Einfluß der Klerus bereitd auf 
das Volk gewonnen hatte, und wenn er ihn daher flugerweife für feine Zwecke, zur Befe— 
figung feiner Herrichaft zu gebrauchen juchte, jo lag ed auf der andern Seite auch wieder im 
Intereije ver Geiſtlichkeit, dem neuen rechtgläubigen Herrſcher ſchon aus Haß gegen die ketzeri— 
fen Arianer helfend und fördernd entgegenzufommen. So hoben und hielten fi bier welt: 
lie und geiſtliche Macht auf eine Weife, welde für die Stellung der legtern durch die ganze 
Folgezeit hindurch von höchſter Wichtigkeit geworben iſt. Chlodwig und feine nächſten Nad: 
folger nahmen gar feinen Anftand, ven Biihöfen, obgleich fie ausſchließlich der Klaſſe ver alten 
Landesbewohner angehörten, in den nad Gallien verpflanzten allgemeinen Bolföverfamm: 
lungen, dem Märzfelde (regni generale placitum), nit nur den Zutritt, ſondern auch die erften 
Stimmen zu gewähren, welche fie ald der gebilvetfte Stand gewiß auch zu ihrem Vortheile zu 
benugen mußten. Sie befamen dadurch nicht nur einen bedeutenden Antheil an der Geſetz⸗ 
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gebung, fondern konnten auch ihren Einfluß bei der Pflege des Rechts und bei der allgemeinen 
Verwaltung des Reichs geltend machen, zumal da fie dann auch nod in dem engern Rathe des 
Königs, dem eigentlihen Staatsrathe (placitum regium), Sig und Stimme erhielten. Noch 
etwa 100 Jahre nad Chlodwig's Tode hatten jie, jo z. B. bei der Reviſion ded Salifhen und 
Ripuariſchen Gefeges, mit Die entfcheidendfte Stimme: 

Die Rechtspflege ward überhaupt, ebenfalld nach germanifcher Sitte, infofern Gemeingut 
aller, ver Beſiegten ſowol wie der Sieger, ald jedem die Wohlthat zu Theil wurde, über feinre: 
gleichen zu Gericht zu figen und von feinedgleichen gerichtet zu werden. Auch die allgemeinen 
Staarslaften verminderten ſich unter dem Einflufle der um vieles vereinfachten Reichsverwaltung. 
Die Bepürfnifle des Staatöhaushalts und des Hofweſens waren bei weitem geringer ala 
unter der prunfvollen Herrſchaft römischer Statthalter. 

Bleihmol machten ih nur zu bald aud die Schattenjeiten der neuen Ordnung der Dinge 
fühlbar. Es fehlte dem fränfifchen Königthume der Merovinger von Anfang an das eigent: 
lich erhaltende Element. Somie der überwiegende Einfluß der höhern Geiftlichfeit die weltlide 
Macht des Herrſchers merklich beihränfte und beeinträchtigte, fo wurden aud die großen Grunt- 
befiger in der Näbe des Throns, die reichbegüterten Dienftleute deifelben, die Leudes, die ge: 
fährlichften Feinde und Nebenbuhler der ſchwachen Könige. Ihre wachſende Macht führte zu 
der erften bedeutenden Ummandelung der altfränfifchen Reichsverfaſſung. Je mehr die Könige 
bei ihren endlojen Fehden ihrer Hülfe bedurften, defto höher ftiegen ihre Anſprüche und ibre 
Gewalt, felbft auf Koſten der urväterlihen Volksfreiheiten. Während z. B. die alten Tag: 
fagungen, die Märzfelder, immermehr vernachläſſigt wurden und in Vergeffenheit kamen, er: 
meiterte ſich in gleichen und fleigenden Berhältniffen der Kreis der Macht und der Befugnifle 
diefer neubegründeten Ariftofratie des franzöſiſchen Grundadels. Was den zum Waffendienit 
verpflichteten Leuten ded Königs urfprünglic nur ald perfönlicher Lohn zu temporärem Genuffe 
zugeftanden worden war, wurbe von ihnen bald al feſtes und bleibendes Eigenthum, felbft mit 
dem Rechte der Erbfolge, in Anfpruch genommen. { 

Die natürlihe Bolge davon waren jene immer weiter gebenden libergriffe diefer großen 
Grundbefiger, welche auf der einen Seite die königliche Gewalt ſchwächten, auf ver andern den 
auf der Maſſe des Volkes, namentlich der unterworfenen alten Landesbewohner laſtenden Druck 
um vieles erfchwerten. Sie wurden in der That die eigentlihen Herren, die Seigneure des 
Landes. Denn ein jeder ftrebte in feinem Kreife nad Selbſtändigkeit ver Herrſchaft. Und da 
fomit die Bande, melde das Ganze zufammenhalten follten, immermebr erichlafften, fo wäre 
wahrscheinlich ver gänzlihe Zerfall des Reichs unvermeidlich geweſen, menn ſich nicht and die: 
fem Zuftande allgemeiner Auflöfung und Verwirrung eine neue einigende und erbaltende 
Staatsgewalt heraudgebilvet hätte. Es war bie der Hausmeier, der Majores domus regiae, 
deren Befugniffe uriprünglid mwahrfheinlih nur auf die Verwaltung der Krongüter und bie 
Oberaufſicht über das königliche Hofweſen befhränft waren, nad und nad aber, unter glüd- 
licher Benugung der Umftände, auf die oberfte Leitung des gefammten Givil- und Militär: 
ſtaates, mit einem Worte, auf die ganze Reichöverwaltung ausgedehnt wurden. 

U. Unter ven Rarolingern. Ein Erzeugnif der Nothwendigkeit der Verhältmiſſe, 
war biefe neue Staatögemwalt ſowol ihrem Urfprunge wie ihrer allmähligen Entmwidelung nad 
eine naturgemäße und folglid wohlthätige. Ihre Träger, meiftens Männer von höherer ®e: 
gabung und tieferer Ginfiht in das Wefen und die Bedürfniſſe der Staatöverwaltung, mußten 
ſich dieſes wichtige Amt, welches urjprünglich blos auf gewiffe Zeit verliehen wurde, zuerft auf 
Lebensdauer und dann felbft mit dem Rechte erbliher Nachfolge für ihre Familien zu fichern. 
&o fam ed in den Beſitz der mächtigen, durch Reichthum mie durch hervorragende Eigenſchaf— 
ten des Geifted und Charakters gleich ausgezeichneten Familie der Pipine, der Stammpäter ver 
zweiten franzöflihen Königsraffe, der Donaftie ver Karolinger. Rur felten hat es das günftige 
Geſchick eines großen Reichs in einem fo wichtigen Wendepunfte feiner Gefhichte jo gefügt, daß 
drei jo hochbegabte Männer deffelben Stamms gleich nacheinander in den Beſitz der höchſten * 
tenden Gewalt gelangten, wie Pipin von Heriſtal (6b8 — 7 14), Karl Martell (714— 741) u 
Vipin der Kleine (741— 768), der Vater Karl's des Großen. Die gänzliche Schwäche und 
Berfunfenheit der legten Merovinger war der natürliche Grund ihrer Berechtigung zur Aus: 
übung der fünigliben Gewalt, welche ihnen unter der Benennung der Duces et Principes, ja 
felbft ver Subreguli Francorum thatfählich längft fchon zugeftanden worden war, ebe ed Pipin 
der Kleine im Jahre 752 wagte, der Schattenherrſchaft des legten Merovingers, Childerich IL, 
ein Ende zu maden, um ſich felbft auf den Thron Chlodwig's zu erheben. 
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Auch er glaubte indeflen dieje Thronummälzung nit ohne den Beiftand der geiftlichen 
Macht wagen zu dürfen, Nicht nur daß er fi, der erfte der franzöfifchen Könige, von dem 
päpftlichen Legaten, dem heiligen Bonifarius, Erzbiſchof von Mainz, in der Kathedrale zu 
Soiſſons mit allem Prunke kirchlicher Gemalt förmlich Frönen und falben ließ, erbat er jih auch 
noch nachträglich von Papft Stephan II. die Abjolution dafür, daß er feine Hand nad) der Krone 
feines rechtmäßigen Königs audgeftredt hatte. Bapft Stephan ließ ſich felbft jo weit willig 
finden, daß er die Salbung Pipin’s und feiner Söhne im Jahre 754 im Dom zu St.:Denis 
perfönlich wiederholte. Aber freilich brauchte damals aud der päpftliche Stuhl die Hülfe des 
mächtigen Frankenkönigs gegen die Longobarden in Italien und die Bilderftürmer im Oftrömi: 
chen Reiche. 

Indeſſen war Pipin ein zu kluger Fürft, als daß er die Sicherheit feines jungen Throns 
ſofort felbft wieder durch zu tief eingreifende Reformen in der Verfaffung und Verwaltung des 
Reichs gefährdet und untergraben hätte. Seine nur jiebzehnjährige Regierung (752— 768) 
war mehr der Erweiterung und Befefligung feiner Herrſchaft dur glückliche Kriege und Er: 
oberungen gewidmet. Er vereinigte nit nur das Königreih Aquitanien und den noch unab: 
hängigen Theil des Landes der Weitgothen im heutigen Languedoc und der Bretagne mit der 
Krone, fondern zog aud zweimal über die Alpen nach Italien, um dem König der Longobarden, 
Aiſtulf, dad Exarchat von Ravenna zu entreigen, welches er dem Papſte, als den Grundſtock 
jeiner weltlihen Macht, zum Gejchenf überließ. Die einzige namhafte, aber nicht tiefer ein= 
gehende Reform, melde er in der innern Neihöverfaflung vornahm, mar die Verlegung der 
allgemeinen Volkstage aud dem Monat März in den Mai, und zwar aus dem Grunde, weil fie 
faft nur noch von den reihern Grundbejigern befucht wurden, weldye mit ihrem Gefolge beritten 
erihienen und daher um dieſe Zeit beffer für den Unterhalt und die Pilege ihrer Pferde forgen 
fonnten, 

Erft dem Sohne Pipin’s, Karl dem Großen, war eö vorbehalten, jeinen Namen und feine 
Regierungszeit (768—814) auch in Bezug auf die innere Geſtaltung des franzöſiſchen Staats— 
lebens zu einem der hervorragenpften Marffteine in der Geſchichte Frankreichs zu machen. Wir 
baben bier natürlih nur diejen Teil feined unermeßlichen Reichs ind Auge zu faflen, welches 
ih befanntlih am Ende von ver Raab in lingarn bis zum Ebro in Shanien und von der 
Eider im Norden Deutſchlands bis zum Tiber in Italien über alle Länder Europas erftredtte. 
Denn während Karl mit durchdringendem Blide allerdings immer das Ganze zu umfaffen wußte, 
verftand er ed doch auch vortrefili, bei der Organijation des Verfaffungd: und Verwaltungs 
weſens die befondern Berhältniffe und Bedürfniſſe ver verfchiedenen Länder feined ungeheuern 
Reichs gehörig zu berückſichtigen. 

Für Frankreich mußte dabei fein Hauptaugenmerf darauf gerichtet fein, die unter den Mero- 
vingern tief erfchütterte monarchiſche Gewalt möglichft zu heben und zu befeftigen. Dies fonnte 
aber vor allem nur dadurch gejhehen, daß er den Anmaßungen und Übergriffen ver großen 
Grundbeſitzer gebührende und wirffame Schranfen zu fegen fuchte. Theilung ihrer Macht und 
ihrer Intereflen war dazu das geeignetfte Mittel. Sie wurde vorzüglich durch die Einführung 
einer neuen Provinzialverfaflung erzielt, welche auch fonft ihre ſehr weientlihen Vorzüge hatte. 
Denn ihre Hauptzweck war, das ganze Reid in eine Menge Fleinerer Verwaltungsöbezirke zu 
zerichlagen, welche auf der einen Seite zwar den überwiegenden Einfluß mächtiger Geſchlechter 
binderten, auf der andern aber doch eine firenge und gleihmäßige Beauffkhtigung von jeiren der 
fönigligen Gentralgemalt geftatteten, welche durch das Inftitut der Missi dominici, der landes⸗ 
herrlichen Senpboten, bewirkt wurde. _ Denn dieje waren ald Vertreter der höchſten Regie: 
rungögewalt verpflichtet, die einzelnen Verwaltungäbezirfe regelmäßig alle drei Monate zu bez 
fuchen, ihre Volksverſammlungen zu leiten und zu überwadhen, im Namen des Königs Recht 
zu ſprechen und demfelben überhaupt über die Zuftände und die etwaigen Bedürfniſſe jeder 
Provinz genaue Rechenſchaft zu ertheilen, damit fie bei der allgemeinen Reichsverſammlung, 
dem Maifelde, angemeflene Berüdjihtigung finden könnten, 

Dabei wußte Karl die Macht der weltliben und der geiftlichen Herren durch gegenjeitige 
Eiferſucht in ein wohlthaͤtiges Gleihgewicht gegeneinander zu verfegen, welches die Anmafun: 
gen weder der einen noch der andern aufkommen ließ. Zugleich verftärkte er feine bewaffnete 
Macht durch eine befiere Cinrichtung des Heerbannd und brachte namentlich in die Verwaltung 
der Krongüter und des Hofweſens jene mufterbafte Orbnung , melde der Mehrung ihred Er: 
trag& und einer weiſen Sparfamfeit gleich förderli war. Es iſt befannt, mit welcher Umſicht 
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er die auf diefe Weife gewonnenen Mittel zur Hebung des materiellen Wohlftandes und der 
geiftigen Intereffen der Nation zu verwenden wußte. 

Leider war es ihm nur ebenfo wenig wie Chlodwig beſchieden, zugleich mit dem Materiel- 
len und der Form feiner neuen Einrihtungen aud den, Geift und die Kraft, die fie tragen und 
erhalten follten, auf jeine Nadhfolger zu vererben. Schon unter feinem Sohne, Ludwig dem 
Frommen (814—840), gerieth vieled von der väterlichen Reichsverfaſſung und Verwaltung 
faft unvermerft wieder in Verfall und Vergeffenheit. Die Schwäche des Staatdoberhauptd be— 
günftigte abermals das Wahsthum ver Macht weltliher und geiftlicher Vafallen, deren in 
gleihen Verhältniffen fteigender Drud folgerecht auf die Maife des Volkes zurückfiel. 

Mie wäre e8 aber vollends möglich gewefen, das unermehliche Reich Karl's des Großen in 
feiner Einheit auf die Dauer zufammenzuhalten? Die Bande des Geiftes und der Macht, welche 
ed zufammengefügt hatten, erichlafften immermehr. Bereits im dritten Jahre der Regierung 
von Ludwig's ſchwachem Sohne und Nachfolger, Karl vem Kahlen, entſchied ſich durch den Ver: 
trag zu Verdun (843) die Trennung von Franfreih und Deutſchland für alle Zeiten. Frank— 
reih umfaßte infolge derfelben noch alles Land zwifchen der Rhone, Saone, Maas, Schelde 
und dem Ebro. Während der langen Regierung Karl's des Kahlen (840—877) ging nun 
die große Staatdummälzung, welde die franzöſiſche Monardie nah und nad in eine Anzapl 
faft unabhängiger kleiner Reiche mit ariftofratifher Regierung ummanvdelte, mit Riefenfhritten 
ihrer Vollendung entgegen. 

Sogleih nah der Trennung im Jahre 843 mußte der König den Großen des Reichs bie 
ſchriftliche Zufiherung ertheilen, feinem anders ald nad ordentlichem Urtheil und Recht feine 
Stelle zunehmen und jedem Stande die Privilegien zu laffen, die er unter den vorigen Köni— 
gen gehabt habe. Acht Jahre naher (851) mußte er verſprechen, in Reihsfahen nichts ohne 
Einwilligung der Großen zu thun, und fünf Jahre fpäter (856) eine neue Acte außjtellen, 
worin er für fi und feine Nahfommen erklärte, daß die Großen das Recht haben follten, fid 
dem Könige, wenn er etwas Ungerechtes verlange, gemeinihaftlih mit den Waffen in der Hand 
zu widerfegen, und daß befonderd in Grininalfällen blod judicium parium gelten ſolle. 
Um aber dem Ausbau des ariftofratifhen Reichsregiments gleihfam die Krone aufzufegen, 
mußte fi der Könignod vier Monate vor feinem Tode dazu verftehen, die Erblichfeit nicht nur 
der großen reich dofirten Stellen der Herzoge und Grafen, fondern auch der Fleinen weltlichen 
und geiftlihen Beneficien vom Bater auf den Sohn durd eine am 6. Oct. 877 ausgeftellte Ur: 
kunde förmlich und feierlich zu fanctioniren. 

Noth und Bedrängniß von außen trugen nun freilid am meiften dazu bei, diefe tief ein: 
greifende Ummvandelung der innern Reihöverfaffung immermehr zu erweitern und zu befe- 
fligen. Die fhwahen Nachfolger Karl's ded Kahlen, Ludwig II. (gef. 879), Ludwig II. 
(geft. 882), Karloman (geft. 884) und Karl der Dide (geft. 888), waren nicht dazu gemacht, 
dem Normannenfturme, welder jegt von Norden ber mit vernichtender Gewalt über das Land 
hereinbrach, allein fiegreich Die Spige zu bieten. Sie mußten ih auf den Beiftand ihrer mäd- 
tigen Bafallen, ver Herzoge und Grafen, verlaffen. 

Robert ver Starke, Urgroßvater Hugo Capet's, that jih unter diefen ald ‚Herzog von Fran 
eien bejonders hervor, und fein Sohn Eudes oder Otto, Graf von Paris, wurde zum Lohne 
feiner tapfern Vertheidigung diefer Hauptfladt gegen die Normannen von den zu Gompiegne 
verfammelten Großen in Jahre 888 zum König ausgerufen. Doch erhielten ſich nad feinem 
ſchon im Jahre 898 erfolgten Tode die ſchwachen Karolinger noch ein volles Jahrhundert im 
Befige der königlihen Gewalt, nicht durch eigene Kraft, fondern weil ed eben dad Interefle der 
großen VBafallen war, ſchwache und ohnmächtige Könige auf dem Throne zu wiffen. 

Seitdem blieb unter den legten Rarolingern, welde in fhnellem Wechſel aufeinander folg: 
ten, die Auflöfung des Reichs in große und kleine Lehngüter und die davon unzertrennliche 
Schwädung der königlihen Gewalt fortwährend in fleigender Bewegung. Schon vor Aus: 
gang des 9. Jahrhunderts, im Jahre 879, Hatten fi die großen geiftlihen Vaſallen der Pro: 
vence zu Arles in dem Schwager Karl's des Kahlen, Bofon, ihren eigenen König erwählt, 
welder nad und nach auch noch die Dauphine, Lyon mit Gebiet, Savoyen, die Franche-Comte 
und einen Theil ded Herzogtums Burgund mit feinem neuen Reiche vereinigte, Ebenſo mußte 
ih Karl III. (der Einfältige) im Jahre 912 durd einen förmlichen Vertrag dazu verftehen, dem 
Normannen Rollo, welcher in der Taufe ven Namen Robert annahm, den Theil von Neuftrien 
zu überlaffen, welcher feitvem den Namen der Normandie erhielt, und womit aud die Bretagne 
als Lehn des mächtigen Herzogs unter der Souveränetät ded Königs vereinigt wurde. 
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Kein Wunder alfo, daß das Befigthum der Karolinger durch freimillige oder erzwungene 
Schenkungen und Abtretungen am Ende jo zuſammenſchmolz, daß dem Urenfel Karl's des Kah— 
len, Ludwig IV., weiter nichts mehr übrig blieb als die Stadt Laon mit Gebiet. Defto fhneller 
erhob fih nun aber auf den Trümmern ded Reichs Karl's des Großen ein neues Herrſcher— 
geichleht in der reihen und mächtigen Kamilie Robert's des Starfen, des Herzogs von Neu— 
ftrien und Grafen von Paris. Nachdem fon jein Sohn Eudes die Königskrone getragen hatte, 
war fein Enfel Hugo der Große nit nur Herzog von Neuftrien, jondern aud von Burgund 
und des eigentlichen Francien, oder des ganzen Landes zwiſchen der Maas und der Seine, Bei 
feinem im Jahre 956 erfolgten Tode war fein Haus das mädtigfte unter den großen Vafallen, 
welche es hätten wagen mögen, die Hand nad) der Königskrone auszuftreden. Seine drei jüns 
gern Söhne, Dtto, Heinrich und Euded, waren nacheinander Herzoge von Burgund, feine bei= 
den Töchter hatte er an die Herzoge Richard von der Normandie und Friedrich von Lothringen 
vermäbhlt, und feinem älteften Sohne, Hugo Gapet, war es vorbehalten, der faft auf nichts her— 
abgefunfenen Herrſchaft der Karolinger endlid ein Ziel zu jegen. Mit Zuflimmung des Pap— 
les Johann XV. wurde er im Jahre 987, nachdem die Karolinger 236 Jahre geherrſcht Hatten, 
in einer nad Compiegne berufenen Verſammlung feiner ibm am meiften ergebenen Bafallen 
ohne weiteres ald König anerfannt. Der legte Karolinger, Herzog Karl von Lothringen, ein 
Urenkel Karl's des Kahlen, ſuchte ihm zwar die Krone flreitig zu machen, fiel aber zu Laon in 
feine Gefangenſchaft und ftarb in ven Staatögefängniffen zu Orleans, 

Il. Unter den Gapetingern. Hugo Gapet, der Stammpater der dritten franzöfi= 
ſchen Königsraſſe, der Gapetinger, hatte indeffen bei jeinem Regierungsantritt feinen leichten 
Stand. Denn die Großen des Reichs hatten von ihm ald Bedingung feiner Erhebung vie 
friftlihe und mündliche Beftätigung der Erhaltung ihres Beiigftandes, ihrer Rechte und ihrer 
Freiheiten verlangt. Die natürlihe Folge davon war die Kortdauer des faft an Anarchie gren= 
zenden Zuftandes der Reichöregierung unter geſetzlicher Form. Mehr als vierzig große Va— 
fallen theilten ji in das Land, von denen jeder in jeinem Bereiche ebenfo unabhängig fein 
wollte und auch wirflih war, wie ver König felbft in den eigentlichen Kronlanden von Neu— 
ſtrien und Francien. Unglücklicherweiſe erſtreckte jih diefer Zuftand des anarchiſchen Bafallen- 
thums nun auch nod bis in die nievdern Schichten des Lehnsverbandes. Der Eleine Untervaſall 
wollte feinem Lehnsherrn, dem Herzoge oder Grafen, gegenüber ebenſowol unabhängiger Herr 
fein, wie diefer den König faft nur als feinesgleichen anerkannte. Jeder hielt ſich für berech— 
tigt, in feinem Fleinen Kreife mit unbefhränfter Willfür zu jchalten und zu walten, zum unfag= 
lihen Drude des ihm unterworfenen Bolfes auf dem platten Lande und felbft in den Städten. 

Daß ſich indeſſen aus diejem Heillofen Zuftande, welcher das Reid abermals der gänzlichen 
Auflöfung entgegenführen zu müflen ſchien, unter den Gapetingern am Ende doch wieder eine 
monarchiſche Gewalt herausbildete, welde das Ganze zufammenzubalten im Stande war, ift 
fiherlich eine der merfwürdigften und folgenreihiten Erſcheinungen in der gelammten Staatd- 
entwidelung Frankreichs. Verſchiedene Umjtände wirkten dazu zufammen, 

Zuerft war ed von entiheidender Wichtigkeit, daß die neue Dynaftie mit jeltener Gonjequenz 
auf einer ftrengen und beflimmt geregelten Ordnung in der Thronfolge beſtand. Es wurde ge= 
wiſſermaßen Haudgefeg der Gapetinger, daß der Bater den Sohn nod immer bei feinen Leb⸗— 
zeiten zum Mitregenten annahm und ihn nicht nur als folden anerkennen, ſondern aud als 
feinen Nachfolger förmlih frönen lief. So erhob Hugo Gapet ſchon ſechs Monate nad) feiner 
eigenen Krönung feinen Sohn Robert neben ji auf den Königsthron. Ebenſo ließ Robert, 
welder 35 Jahre regierte (996-1031), bereit vier Jahre vor feinem Tode feinen Sohn 
Heinrich 1. zum Könige wählen, und daffelbe thaten Heinrich l. (1031 — 60), Philipp I, 
(1060— 1108), Ludwig VI. (1108—37) und endlich auch Ludwig VII. (1137—80) für 
feinen Sohn Philipp Auguft, deſſen preiundvierzigjährige Regierung (1180— 1223) aud in 
jeder andern Hinjiht für die Befeftigung des königlichen Anſehens eine der beveutendften war, 

UÜberdies trug aud die lange Dauer der Negierungszeit der einzelnen Könige nicht wenig 
dazu bei, die einmal eingeführte Thronfulge, welche 200 Jahre lang von feiner Seite mehr an— 
gefochten und in Zweifel gezogen wurde, und mit ihr die königliche Macht zu fihern und zu bes 
feftigen. Es war ſchon ein weſentlicher Gewinn, vap es in diefer langen Zeit gar feine Kron— 
händel gab. Dadurch gewann dann auch folgerecht die königliche Gewalt wieder mehr Ver— 
trauen bei den Großen des Reihe. Sie fingen an, den König bei ihren Händeln wieder ald 
oberjten Schiedsrichter anzuerkennen und fi feinem Ausfprucde zu unterwerfen. Sir fühlten 
dad Bedürfniß, jih in ihrem eigenen wohlverftandenen Interefle enger an ihn anzuſchließen. 
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Es bildete jich zwifchen ihm und mehreren feiner großen Bafallen auf dieſe Weife jelbft nicht 
felten eine Art Bundesgemeinſchaft zu gegenjeitiger Hülfe und Unterflügung. 

Bon höhfter Wichtigkeit war es dabei, daß die geiftliche und die weltlihe Macht abermals 
von derNothwendigfeit durchdrungen wurden, fich gegenfeitig zu heben und zu halten. Die Bi: 
fchöfe ſahen fi gezwungen, ven Schuß des Königs gegen die Anmaßungen mächtiger weltlicher 
Herren in Anjpruch zu nebmen, und der König fand ed auf der andern Seite bequem und rath- 
fam, ven moralifhen Einfluß des höhern Klerus zu feinem Vortheil auszubeuten. 

Dazu fam nun aber endlich noch eine ganz neue Erfheinung, welde vielleicht mehr wie alles 
das königliche Anjehen und feine Wirkſamkeit hob, ftärfte und erweiterte: wir meinen die Ein: 
führung ftädtifcher Gorporationen, deren Urfprung und weitere Ausbildung gleichfalls der 
Regierungszeit dev Gapetinger angehört. In ihnen entftand eine Macht, welche den Königen 
um fo willfonmener fein mußte, da fie von ihnen ald das bequemite und wirffamfte Gegen: 
gewicht gegen die lIbergriffe der großen Yeudalariftofratie gebraucht werben fonnte. Sie ließen 
es jich daher auch ganz befonders angelegen fein, dieſes ſtädtiſche Kommunalweien, überhaupt 
eine der widhtigften Nevolutionen in der flaatlihen Orbnung während des Mittelalters, durch 
Ertheilung von Corporationsrechten und Freibriefen foviel wie möglid zu fördern und zu be: 
günftigen. Denn durch diefelben wurde größern und Fleinern Städten nit nur die jelbflän- 
dige Verwaltung ihres Gemeindeweiend und die Wahl ihrer Obrigfeiten, fondern auch das 
Recht ver Bewaffnung und der Selbftvertheidigung eingeräumt. Das bradte natürlich in das 
ſtädtiſche Leben und alle bürgerlihen Verhältniſſe, den Anmapungen des alten Adels gegenüber, 
einen ganz eigenthümlichen Auffhwung. Erhöhte Ihätigkeit fleigerte Handel und Betriebiam: 
feit, und die Blüte ſtädtiſcher ®ewerbe erzeugte Wohlhabenheit und Neichthun, melde den Bür: 
ger immermehr mit Much und vem Bewußtjein feiner Kraft und feiner Bedeutung erfüllten. 

Der einmal erwachte Gorporationdgeift wurde nun überhaupt einer der mädtigften Hebel 
des Öffentlichen Lebens. Er äußerte fih namentlich in ver Bildung von Gilden und Innungen 
und erftrecte ſich felbft auf die großen wiflenfhaftlihen Inftitute, wie 5. B. die Umniverfität 
Paris, welche erſt um diefe Zeit eine in ſich feftgegliederte Körperfhaft wurde, und endlich auf 
aufdas Ritterwefen. Denn die Macht des legtern wurde nun aud noch daburd bedeutend ge: 
ſchwächt, daß ein großer Theil der mädtigern Bafallen in ven Kreugzügen zu Grunde ging 
und der Fleinere Adel genöthigt war, jih um feiner Selbfterhaltung willen enger aneinander 
zu ſchließen. Jedoch hatte Died bis zur Regierungszeit König Philipp Auguſt's noch keinen ſeht 
erheblichen Einfluß auf die Stärkung und Erweiterung der monarchiſchen Gewalt. Denn der 
Heimfall großer erledigter Lehngüter an die Krone fand jetzt entweder noch gar nicht oder doch 
nur erft in ſehr befchränfter Weiſe ftatt. Ludwig VII. ſah fi im @egentheil genöthigt, dem 
mächtigften feiner Vafallen, dem Herzoge von der Normandie, welder ſchon feit Wilheln’s 
bed Eroberer Zeiten (1066) au König von England war, noch Guyenne und Poitou abzu: 
treten. Erſt unter ver Regierung Philipp Auguſt's nahmen die Dinge in diejer-Beziehung eine 
ganz neue Wendung. Er war ver erfte König, welder die Wiebervereinigung ber großen Lehn: 
güter mit der Krone zum Syſtem erhob und mit unerſchütterlicher Conſequenz durchzuführen 
ſuchte. So wurden nad und nad während feiner Regierung folgende Landſchaften wieder mit 
der Krone vereinigt: im Jahre 1195 die Grafihaft Alengon, 1198 die Auvergne, 1199 vie 
Grafihaft Artoid, 1200 die Grafſchaft Evreux, 1203 die Grafſchaften Touraine, Maine und 
Anjou, 1205 das Herzogthum der Normandie, 1206 die Grafihaft Poitou und 1215 vie 
Grafjhaften Vermandois und Valois. 

Nicht minder wichtig wie dieſe Erweiterung der Kronlande war für die Hebung des König: 
thums die Entftehung ver Bairie, welche gleihfalld ver Regierungszeit Philipp Auguſt's an- 
gehört. Von den großen unmittelbaren Kronvafallen hatten ſich nämlid nad und nad zwölf, 
fechs geiftliche und ſechs weltliche, fo hervorgethan, daß ſie ein eigenes geſchloſſenes Corps von 
höherm Range bildeten und fih den Namen Pairs von Frankreich beilegten. Eine abermalige 
Trennung des Adeld, welde ver König in feinem Interefje möglihft zu fördern und zu erwei⸗ 
tern fuchte, war davon die nächte Folge. Es wurde ihm leicht, zuerft die kleinern Bafallen zu 
unterwerfen, worauf er auch gegen bie großen eine um jo entfhiedenere Stellung einnebmen 
Eonnte. Dazu war ihm aber noch der Umftand befonders förderlich, daß die feinen Bajallen 
anfıngen in ihren Rechtshändeln, wenn ihnen am Hofe ihres unmittelbaren Lehnsherrn nicht 
Genüge geſchah, an den König zu appelliven, welchem dadurch die befte Gelegenheit gegeben 
wurde, fich in die innern Verhältniffe der großen Bafallen zu mifchen. 

Philipp Auguft war überdies der erſte König, welder fih durch Miethtruppen, die er in 
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feinem mit Glück geführten Kriegen gegen die Engländer, namentlich König Johann ohne Land, 
brauchte, von feinen Vafallen immer unabhängiger machte und e8 wagte, bei Gelegenheit feines 
Kreuzzug (1190) im ganzen Reiche eine allgemeine Steuer unter dem Namen des Saladin 
zehnten auszufhreiben. Er fühlte ſich felbft ftarf genug, Vapſt Innocenz IIN., welcher ihn wegen 
jeiner Ehehändel ercommunicirte und fein ganzes Reich mit dem Interdicte belegte, mit Erfolg 
vie Spige zu bieten. Auch hielt er es gar nicht mehr für nöthig, dem Beifpiele jeiner Vorfahren 
zufolge feinen Sohn ſchon bei Lebzeiten frönen zu kaffen; denn die Thronfolge war nun ohne= 
bin vollkommen gefidert. 

Auch blieb die kurze, nur dreijährige Regierung Ludwigs's VIII. (1223 —26) nit ohne 
wejentlihe Fortſchritte für die Wahrung ver föniglihen Macht, namentlich in Betreff ver wei: 
tern Entwidelung ded Communalweſens und der dadurch bedingten Erhebung des dritten Stan= 
des, an welchem der König eine immer Fräftigere Stüge fand; denn bie meiften Gommunen 
hielten es ihrem Intereffe für angemeſſen, ſich die von ihren Lehnsherren erlangten Corpora⸗ 
tionsrechte und Freiheitsbriefe auch noch von dem König garantiren und befeſtigen zu laſſen und 
jomit in unmittelbare Beziehung zum Throne zu treten. 

Überdies ſchlugen auch die beihwerlichen Kriege gegen die Engländer und Albigenfer am 
Ende doch zum Vortheil des Königs aus. Jenen nahm er alled Land viefleit ver Garonne, 
Zimoufin, VBerigord und die Landſchaft d'Aunis mit Larochelle, und der Kampf gegen dieſe 
brachte ihm den Bejig der Grafihaft Touloufe ein; denn nahdem fih Graf Raimund VIII. von 
Toulouſe für diefe Keger erklärt hatte, ließ Papſt Innocenz gegen ihn das Kreuz predigen und 
ſchenkte jene Grafſchaft dem Grafen Simon von Montfort, zum Lohne der in diefem heiligen 
Kriege bewiejenen Tapferkeit. Allein deilen Sohn Amauri oder Amalrih von Montfort, zu 
ſchwach, um ji dort zu halten, trat diefe Schenfung an den König ab, welcher fi denn aud) des 
größten Theils des Landes bemädhtigte. 

Auf den Todtenbette beftimmte er vor den verfammelten Bifhöfen und weltlihen Bafallen 
feinen älteften no unmündigen Sohn Ludwig, unter ver Regentſchaft feiner Mutter, der Kö- 
nigin Blanche, zu feinem Nachfolger, während [pin zweiter Sohn die Grafjhaft Artois, ver 
drätte Poitou und der vierte Anjou und Maine ald Apanagen erhielten. Auf die Einheit ver 
föriglihen Gewalt hatte dieje Theilung indeflen un jo weniger einen nachtheiligen Einfluß, da 
es die Königin Regentin vortreffli verftand, jhon während ver Minverjährigkeit Ludwig's IX., 
des Heiligen (bid 1235), die noch widerfpenftigen Vaſallen zu unterwerfen und aud der Heim— 
fall erlevigter beträdhtlicher Lehen an die Krone feinen ungeftörten-Fortgang hatte. Es wurden 
mit ihr namentlich folgende Grafſchaften während diejer Zeit vereinigt: 1229 Garcaffonne, Be: 
zierd und Nismes, 1240 Perche, 1245 Macon, 1261 Boulogne. 

Die vierundvierzigjäßrige Regierung Ludiwig' s des Heiligen (1226— 70) war aber aud 
in jeder andern Beziehung eine der folgenreichften für die Entwidelung der königlichen Macht 
und der innern Staatöverhältniffe. Ihr gehörte namentlich ſowol die beftimmtere Ausbildung 
der Rechtszuſtände und der Rechtspflege durch die fogenannten Etablissements de Saint-Louis, 
ald auch die feftere Organifation des Klerus und die firengere Regulirung ber Stellung der 
Gallitanifhen Kirche zu dem päpftlihen Stuhle durch die Pragmatiſche Sanction an. Was ven 
erftern Punkt betrifft, fo entftann ſchon dadurch ein ganz neues Rechtsverfahren, daß der König 
in allen feinen Kronländern die gerichtlichen Zmweifämpfe fireng verpönte und dagegen ſowol 
für Givil: wie für Criminalrechtspflege die Beweisführung durd Zeugen und Urfunden ans 
oronete. Dann wurde aber die füniglihe Prärogative in diefer Sphäre noch ganz bejonders 
dur die allmählihe Einführung eines ftreng georoneten Appellationsjoftems zu Gunften des 
oberften Föniglichen Gerichtshofs erweitert. Aug die biöher unabhängigen Gerichtshoͤfe der 
großen Vaſallen wurden dadurch immermehr in ein Subordinationdverhältnif zu jenem ver— 
fegt, welches diefelben unvermerft um eines ihrer weſentlichſten Vorrechte brachte. 

Zugleich erhielt diefe neue Gerichtsverfaſſung dur die Gintheilung des Reichs in be— 
flimmte Gerichtöfprengel, in welchen ver fönigliche Oberrichter (Baillif) die legte Appellariond- 
inflanz bildete, feftere und dauernde Form und Geftalt, während aud das Wiederaufleben des 
juftinianeifhen Rechts nicht ohne Ginfluß auf die Ummandelung der Rechtsanſchauungen im 
Intereffe des Königs, ald des oberften Gerichtöherrn, blieb. Der Begriff der königlichen Majeftät 

befam vorzüglich auch dadurch eine immer beftimmtere Ausbildung und entjchiedenes praftiiches 
Gewicht, wenn ſich auch auf der andern Seite noch manches von den alten Einrichtungen er— 
hielt, was damit im Widerſpruch ſtand, wie z. B. ſelbſt vie Verpflichtung des Vaſallen, ſeinem 
Leh nsherrn auch im Kriege gegen ven König zu folgen, ſobald dieſer Recht und Gerechtigkeit 
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verweigert haben follte. Allein ver Hauptgewinn war immer, daß auf dieſe Weiſe ver Anfang 
mit einer neuen allgemeinen franzöſiſchen Gefeggebung gemacht wurbe, vor welder nad und 
nah die große Mannichfaltigkeit der Obfervanzen und der Gewohnheitsrechte einem überein- 
flimmenden, für das ganze Reich gültigen Rechte wid. Dies war offenbar eind der wirffamften 
Mittel, die Einheit der Nation in Geift und Leben zu fördern und zu befeftigen. 

Nicht minder wichtig wie dieſe Umwandlung auf dem Gebiete ded weltlichen Regiments war 
die durch die Pragmatijche Sanction bewirkte feftere Geftaltung der kirchlichen Verhältniſſe. In 
ihrer Echtheit von ben Vertretern des päpftlihen Stuhls oft beftritten, von den gewichtigſten 
Bertheidigern der Freiheiten ver Gallifanifchen Kirche aber, wie z. B. von Boffuet, mit ſchla— 
genden Gründen als völlig authentifch ermwiefen, hatte diefe im März 1268 erlaffene Pragmati— 
ſche Sanction den doppelten Zweck, einmal in das Kirhenregimet mehr Strenge und Ordnung 
zu bringen und dann die Kirche in ihrer Unabhängigkeit vor den unbefugten Übergriffen der 
römiſchen Gurie zu fhügen. In legterer Beziehung ſetzte fie namentlich feft, daß den Kirchen die 
freie Wahl ihrer Diener ungefchmälert erhalten werde (liberas electiones integraliter ha- 
beant) und der römiſchen Gurie die Erhebung von Steuern und Abgaben, womit fie biöher die 
Kirchen auf eine Weife belaſtet, melde zur Verarmung des Reichs am meiften beigetragen babe 
(quibus regnum nostrum miserabiliter depauperatum extitit), fernerhin nur noch zu vers 
nünftigen und frommen Zmeden in dringenden und unvermeidlichen Fällen und aud dann 
nur mit freiwilliger und ausbrüdlider Zuftimmung des Königs und der Kirche (spontaneo et 
expresso consensu nostro et ipsius ecclesiae regni nostri) geftartet werde. Auch follten Kir 
hen, Klöftern und frommen Stiftungen fowie Geiftlihen und Mönchen alle ihre Freiheiten, 
Rechte, Privilegien, Immunitäten, wie fie ihnen von alterd her von den Königen bemilligt 
worben, hiermit förmlich erneuert und beftätigt werden. Das blieb nun fortan die eigentliche 
Grundlage der Freiheiten ver Gallikaniſchen Kirche, auf melde man bis auf die neueften Zeiten 
immer wieder zurüdfam, jo oft der päpftliche Stuhl den Verſuch machte, feinen Einfluß auf 
diefelbe auf ungebührlihe Weife zu erweitern. 

Außerdem erwarb fih Ludwig der Heilige auch noch durd die beffere Organifation des 
Münzweiens (1262) und eine ftrenger geregelte Einrichtung der Innungen und der Kauf: 
mannögilden (confreries) ſehr wefentlihe Verdienfte um die Hebung des ftäbtifhen Lebens und 
des bürgerlihen Verkehrs. Dabei wurde er namentlih auch von dem damaligen Prevdt von 
Paris, Etienne Boileau, welcher zuerft eine förmliche ſtädtiſche Polizeiordnung einführte, auf 
das wirfjamfte unterftügt. Die in diefer Hinfiht von dem König erlaffenen Statuten find die 
Grundlage alles deſſen geblieben, mas auch in der Folgezeit noch für diefe Zweige ded Commu⸗ 
nalmefend gethan wurbe. 

Endlich verbient noch erwähnt zu werden, daß Ludwig IX. fih aud auf dem Gebiete der 
Höhern Wiflenfchaftlichkeit durch die im Jahre 1250 von feinem Beichtvater Robert de Sor— 
bonne begründete Sorbonne ein bleibendes Denkmal geftiftet bat, forwie fein Name durch bie 
Erbauung der fogenannten Heiligen Kapelle (la sainte chapelle) zu Paris auf alle Zeiten ver: 
herrlicht worden iſt. Er würde wahrſcheinlich für die innere Neihsverwaltung nod mehr ge: 
than haben, wenn er nicht durch jeine beiden Kreuzzüge daran verbindert worven wäre. Denn 
der erfte hielt ihn ſechs volle Jahre (1248 — 54) von feinem Reiche entfernt und foftete ihm 
ſchwere Summen, und der zweite führte ihn im Jahre 1270 (25. Aug.) unter den Mauern von 
Zunid im jehsundfunfzigften Jahre feines Alters an das Ziel feiner Tage. 

Vielleicht wäre e8 ihm ohne diefelben gelungen, auch gegen England eine günftigere Stellung 
zu behaupten. Denn während er bereits im Jahre 1258 mit König Jakob I. von Aragonien 
infofern einen ſehr vortbeilhaften Frieden ſchloß, als ihm diefer gegen die Abtretung der feit 
den Siegen über die Sarazenen no zu Frankreich gehörigen Landſchaften von Barcelona, 
Rouffillon u. f. w. die volle Souveränetät über die Graffhaften Narbonne, Nismes, Albo, 
Foix, Cahors und einige andere Diftricte von Languedoe, ſowie in der Provence über die 
Grafſchaften Forcalquier und Arles und die Stadt Marfeille überließ, war er dagegen ſchwach 
genug, an König Heinrich I. von England in dem mit diefem im nächſten Jahre abgeſchloſſenen 
Frieden die vier fhönen Landſchaften von Guyenne, Limoufin, Perigord, Duercy und Age: 
nois ald Lehen zurüdzugeben, wogegen dieſer nur nohmals auf feine Rechte über die Norman: 
die, Maine, Anjou u. ſ. w. Verzicht leiftete. 

Was Ludwig der Heilige für die innere Reihöverwaltung und die Erhebung der königlichen 
Macht gethan und ins Leben gerufen hatte, wurde unter der friegerifchen Regierung feines 
Sohnes, Philipp's UI., des Kühnen (1270— 85), zwar gepflegt und erhalten, aber nicht gerabe 
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durch neue Einrihtungen bedeutend erweitert. Jedoch verdient erwähnt zu werden, daß von 
diefem König zum erften mal der Briefadel ertheilt und die Verhältniſſe ver königlichen Apa— 
nagen durch eine eigene Gefeggebung geregelt wurden, melde unter feinem Nachfolger, Phi— 
lipp IV., dem Schönen (1285 — 1314), ihre beftimmtere und vollendete Ausbildung erhielt. 
Während nämlich bisher die den nachgeborenen föniglihen Bringen ertheilten Kronländereien 
als ihr Eigenthum betrachtet worden waren, über weldes ihnen die freie Verfügung zuftehe, 
wurde jeßt feftgefeßt, daß fie beim Ausfterben der betreffenden Linie wieder an die Krone zurüd: 
fallen und überhaupt, zufolge einer königlichen Verordnung vom Jahre 1314, fernerhin nicht 
mehr mie früher Weiberlehen , jondern ausfchlieplih Mannslehen fein ſollten. Auf diefe Weile 
wurde der Zerftüdelung der Krondomänen dur etwaige Verheirathung der Töchter der apa— 
nagirten Prinzen auf die wirffamfte Weife vorgebeugt. Philipp IV. war der erfte, welcher jei= 
nem Sohne Bhilipp V., dem Langen, nur unter diefer Bedingung z. B. die Grafihaft Boitierd 
als Apanage zuſprach. 

Auch im übrigen war die Negierung Philipp's des Schönen für die Erweiterung der Kron= 
lande und die Stärfung der föniglihen Macht eine der bedeutendften. Sowie fein Vater bereits 
im Jahre 1272 die Grafſchaft Touloufe und 1284 die Grafſchaft Chartres mit der Krone ver- 
einigt hatte, fo fielen derjelben wäbrend feiner Regierung die Grafichaften ve la Marche (1303), 
Angouldme und Bigorre (1307) und Lyon (1310) wieder zu. War dann die Erweiterung der 
Pairie, welche im Jahre 1297 zu gleicher Zeit dem Herzog Johann von der Bretagne und den 
Grafen Karl von Anjou und Robert von Artois ertheilt wurde, dem föniglichen Anſehen nicht 
gerade jehr zuträglidh, jo wurde es deſto mehr durch die erweiterte Jurisdiction ded Parlaments 
von Paris, die allmähliche Einführung eines neuen Beſteuerungsſyſtems und des Münzregald 
und endlich vorzügli durd die entfhloffene Haltung des Könige in feinen Händeln mit dem 
päpftlihen Stuhle gehoben und gefichert. 

Was das erſtere betrifft, jo wurde nicht nur der Gerichteſprengel des genannten Parlamentd 
über ſämmtliche Kronlande ausgedehnt, fondern demfelben auch eine feiner erweiterten Thätig= 
feit entiprechende neue Organifation gegeben, welche als eins der wirffamften Mittel zur Er: 
haltung der Einheit des Reichs gelten fann. „Die Einrichtung der Parlamente”, fagt darüber 
3. B. Loifeau, „bewahrte uns vor der Zerftücelung, wie ie in Italien und Deutfchland flattfand, 
und erhielt diefem Königreiche feine Einheit." Auch gehört die.erfte Sammlung von Parla- 
mentöbefchlüffen , welche der Greffier des Barlaments von Paris, Jean de Montluc, veranftal= 
tete und die unter dem Nauen der Olim in den Ardiven veifelben deponirt wurben, biejer 
Zeit an. Nur die Normandie beharrre damals noch ftandhaft auf ihrem Rechte, einen eigenen 
einheimiſchen höchſten Gerichtshof für ſich zu behalten. 

Die Nothmwendigkeit, ji zur Führung feiner Kriege mit England und Flandern bie er= 
forderliben Gelpmittel zu verihaflen, zwang ven König zunächſt zweitens zu durdgreifendern 
Finanzoperationen, wobei ihm vorzüglich fein Finanzminifter Engerraud de Marigni vortreff: 
lie, wenn auch nit durchgängig zu rechtfertigende Dienfte leiftete. Zuerft erhöhte er die 
Steuern und Abgaben für feine Kronlande und dehnte nah und nad diefes Beſteuerungs— 
foftem auch auf die Unterthanen der großen geiftlichen und weltlihen Bafallen aus; dann mußte 
er fih ſchlau genug des den großen Bafallen noch zuſtehenden Münzrechts zu bemädtigen und 
es zu einer ausſchließlichen Föniglihen Prärogative zu erheben (1313), melde nur leider jo= 
gleich dazu benugt wurde, den Münzfuß bebeutend zu verjchlechtern; denn der Sol und Denier 
wurden ohne weiteres um ein Drittel des innern Werths, welchen fie noch unter Ludwig dem 
Heiligen gehabt hatten, herabgeſetzt, während fie im Verkehr zwangsweife doch diefelbe Gel— 
tung behalten jollten. 

Diefe mehr oder weniger gemagten Finanzoperationen waren auch eine ber erften und we= 
fentlihften Urſachen der bittern Händel, in welche ver König mit Papft Bonifacius VI. gerieth. 
Diefer hochfahrende Papſt, welcher nah unumfhränfter Gewalt über die weltlichen Herrſcher 
der Ehriftenheit ftrebte, wollte nämlich die Befteuerung der geiftlihen Güter nicht dulden und 
unterfagte dem Klerus und den Ordensgeiſtlichen die Entrihtung der ihnen von dem König zu= 
gemutheten Abgaben bei Strafe der Ercommunication; er nahm für ſich wenigſtens die Hälfte 
ded von der Geiftlichfeit zu erlegenden Zehnten in Anfprud. Der König aber ergriff dagegen 
Repreffalien, indem er die Ausführung von Geldern aus vem Königreiche ohne eine von feiner 
eigenen Hand unterzeichnete ausbrüdliche Erlaubniß ftreng verpönte, Dazu fam, daß er den 
Eolonna, welche der Bapft als feine erbittertften Feinde in den Bann gethan und ihrer Güter 
beraubt hatte, bei fich eine Sreiftatt gewährte. Bonifacius glaubte fih nun dafür nicht befier 


506 Frankreich (Staatsgeſchichte) - 


rächen zu fönnen als dadurch, daß er, der Pragmatiſchen Sanction jumider, aus eigener Macht⸗ 
vollfonmenheit und ohne ded Königs Zuftimmung ein neues Biethum zu Pamiers errichtete 
und den Hohn jelbjt jo weit trieb, daß er den neu ernannten Bifchof Bernard Saiffetti zum 
päpſtlichen Legaten für ganz Frankreich ernannte.“ Als folder wollte nun auch Bernard den 
König noch zwingen, einen neuen Kreuzzug zu unternehmen; died empörte aber viefen fo, daß er 
ihn fofort verhaften ließ und dem Erzbifchof von Narbonne ald Gefangenen in Berwahrung gab. 

Der Papft, darüber aufs Außerfte gebracht, verhängte nun über ven König felbft die Ercom- 
munication und über dad ganze Reich das Interbiet, indem er zugleich die franzöflfhe Krone 
dem Kaifer Albrecht J. beſtimmte. Allein Philipp lieh ih dadurch nicht abihreden ; nicht genug, 
daß er die betreffenden päpftlihen Bullen zu Paris öffentlich verbrennen ließ und fie in einem 
mehr ald beleivigenden Tone beantwortete, berief er au im April 1302 einen großen Reichs— 
tag, welcher in der franzöfifhen Verfaſſungsgeſchichte inſofern Epoche macht, als zu vemielben, 
außer dem Adel und ver Geiftlichfeit, zum erften male auch Abgeorpnete der Städte ald Vertre— 
ter des dritten Stande hinzugezogen wurden. Allerdings mußten fich diefe no) die Demüthi— 
gung gefallen laffen, daß file ihre Antwort auf die königlichen Propofitionen dem Kanzler nur 
fnieend überreichen durften und ihren Platz vor der erhöhten Bühne, auf welder der König und 
die beiden andern Stände in feierliher Orbnung ſaßen, ſtehend augewiefen erhielten. Allein 
fie wußten ſich das einmal erlangte Recht bald auf eine Weiſe zu Nuge zu machen, welche ihnen 
in der gefammten Staatdentwidelung Frankreichs ein Höchft beveutended Gewicht gab. Für jegt 
brauchte fie der König nur dazu, feinen Schritten gegen die Unmaßungen des päpftlihen Stubls 
defto mehr Nachdruck zu verfhaffen und feine Finanzplane um fo leichter durchzuführen. Der 
Reichstag beſchloß, den ganzen Streit dem nächſten Goncilium zur Entſcheidung vorzulegen; 
ſelbſt die Geiſtlichkeit fügte ſich dieſem Beichluffe mit Vorbehalt ver dem Papfte fhuldigen Treue. 
Nur 34 Prälaten, welde ihn nicht mit ihrem Gewiſſen zu vereinigen mußten, verließen das 
Königreih und begaben fih nah Rom Noch ehe aber die Sache zum förmlichen Audtrag famı, 
ftarb Bonifacius im October 1303 , wahrfcheinli halb vor Gram. 

Die bald darauf, im Jahre 1305, erfolgte Verpflanzung des päpitlihen Stuhls nad 

Avignon dur den unter des Königs Einfluß erwählten Bapit Glemens V. gab der weltlichen 
Macht ohnehin eine ganz andere Stellung zu dem Oberhaupte der Kirche. Wie fehr nun der 
Papft in ver Gewalt des Königs war, ift durch nichts mehr erwieſen, ald durch Die Bereitwillig- 
feit, womit Clemens V. dem König bei feinem Procefle gegen ven Orden der Tempelherren ent> 
gegenfam, welcher im April 1312 auf dem Concilium zu Vienne durd einen päpfllihen Macht⸗ 
fprud mit ver Aufhebung des Ordens und der Hinrihtung feines Großmeifters Jafob Molay 
endigte. 
Zwei Jahre nachher, im November 1314, erreichte Philipp der Schöne, erft 46 Jahre alt, 
felbf das Ende feiner Tage. Drei feiner Söhne folgten ihm jchnell nacheinander aufdem Throne: 
Ludwig X., der Zänfer (1314 — 16), Philipp V., der Zange (1316 — 22), und Karl IV., 
der Schöne (1322— 28). Ihre Regierung war indeß weder eine glückliche noch für die innere 
Staatsgeſchichte beſonders bemerkenswerthe. Die willfürlichen Finanzoperationen ihres Vaters 
hatten große Unzufriedenheit erregt, welche man jegt ihnen entgelten ließ. Der ſchwache Lud⸗ 
wig X, wußte fie nur durch übereilte Zugefländniffe und die Hinrichtung des vieler Unterſchleife 
beihulvigten Finanzminiſters Marigni zu beſchwichtigen. Für die Thronfolgeorbnung war es 
son Wichtigkeit, daß bei feinem Tode die noch nicht ganz entſchiedene Frage, ob die Töchter fuc= 
ceſſionofähig feien oder nicht, durch die Ausfhliefung feiner einzigen Tochter Johanna für 
immer zum Audtrag gebracht wurde. Denn fein Bruder Philipp bemächtigte fi ohne weiteres 
der Krone und wußte fein Vorrecht nicht ſowol dur Berufung auf das Saliſche Geſetz als 
vielmehr durch den Ausſpruch der zu diefem Zmede im Februar 1317 einberufenen Reichsver— 
fammlung zu behaupten. 

IV. Unter vem Haufe Valois. Gleihwol wollte man bei der Thronbefteigung des 
Könige Philipp VI., ded Brudersſohns Königs Philipp des Schönen, im Jahre 1328, durch 
melhen das Haus Valois zur Regierung gelangte (1328 — 1589), dieſe Succeſſionsfrage noch 
nicht als gänzlich entſchieden gelten laſſen. Denn König Eduard IH. von England nahm die 
Krone für den Schweſterſohn des letzten Königs in Anſpruch, ſodaß dieſer Succeſſionsſtreit auch 
die nächſte Veranlaſſung zu den im Jahre 1337 beginnenden langwierigen und blutigen Krie— 
gen wurde, welche noch 10 Jahre über die Regierungszeit Philipp's VL. (1328— 50) hinaus 
mwährten, indem fle erft unter feinem ſchwachen Nachfolger König Johann (1350—64) am 
8. Mai 1360 dur den ſchimpflichen Frieden zu Bretigny bei Ghartres zum Abflug oder viele 


Frankreich (Staatsgeſchichte) 507 


mehr nur zu einem Ruhepunkte gediehen. Der Seejieg der Englänver bei Sluys (23. Juni 
1340), die Nieberlage der Franzoſen bei Creſſy (26. April 1346), die Eroberung von Galais 
burd die Gnglänver (3. Aug. 1347) und endlich die unglückliche Schlacht bei Maupertuid, un— 
weit Boitiers, in welcher König Johann felbft in englifche Gefangenschaft fiel (LO. Sept. 1356), 
waren bie hervorragenbiten Momente, welche zu jenem Frieden führten. Er verihaffte König 
Eduard Ill. die volle Souveränetät über ganz Guyenne, Poitou, Angoumois, Galais, Pon— 
tbieu u. f. w., während er dagegen jeine Anſprüche auf die Krone von Franfreih und dad 
Herzogthum der Normandie aufgab und König Johann mwenigftend feine Freiheit wieder: 
erlangte. Jedoch ſtarb legterer am 8. April 1364 zu London in halber Gefangenfhaft, ald er 
fih dahin begeban hatte, um wegen des Löſegeldes für den Herzog von Anjou zu unterhandeln, 
welder dort ald Geifel zurüdgeblieben war, fich aber feiner Haft entzogen hatte. 

Indeß war die trübjelige Regierungszeit der beiden erflen Könige aus dem Haufe Va— 
lois, vorzüglih unter dem Einflufle der englifchen Kriege, doch auch für die innere Stantdent= 
mwidelung Frankreichs in mehr ald einer Hinfiht von hoher Beveutung. Die Wiedervereini— 
gung großer Lehngüter mit der Krone hatte ihren ungeflörten Fortgang; ed fielen derſelben 
namentli zu: im Jahre 1328 die Graffhaften Champagne, Brie, Balois, Anjou, Maine, 
im Jahre 1329 die Grafſchaft Chartred, im Jahre 1349 die Dauphine und 1350 die Graf— 
fhaft Montpellier. Dann machte fih die Rückwirkung jener Kriege vorzüglih au in Bezug 
auf dad Steuerwejen und die davon bedingten ftändifchen Verhältniffe geltend. Geldnoth zwang 
den König wiederholt zu wejentlihen Zugeftänpniffen an die Reichsſtände, ohne deren Einmwillis 
gung fortan feine Steuer Gültigkeit haben follte. So finden wir im Jahre 1345 dad erfte Bei- 
fpiel der Bewilligung einer ftebenden Trank- und Salziteuer für die. Dauer des Kriege, 

Noch bei weitem wichtiger war aber, daß vie Stände bei wachſender Reichsnoth und zuneh— 
wmender ſchlechter Verwaltung einen fürmliden Antheil an der legtern verlangten, wenn fie 
ferner noch die zur Führung des Kriegs nötbigen Gelver bewilligen follten. Sie beſtanden 
namentlich darauf, daß ihnen die Erhebung und Verwendung der verwilligten Summen ſelbſt 
überlaffen werde. Zu viefem Zwede ernannte im Jahre 1355 jeder der drei Stände feine De: 
putirten zu einen ftebenvden Ausſchuß, welder dem König aud während der Abweſenheit des 
Reichstags mir feinen Nathe zur Seite ftehen, die Reihöverwaltung überwachen und für be: 
gründete Befhwerben auf Abhülfe Bedacht nehmen follte. Zugleich wurden in jeden Geriätä= 
ſprengel (Baillage) drei ſtändiſche Commiſſare geſchickt, deren wefentlihfte Aufgabe in der Con⸗ 
trole über die Steuerhebung beftehen jollte, wobei vorzüglih mit darauf gehalten wurde, daß 
niemand mehr von den neu auferlegten Hülfstaren (aides) befreit fein jullte, eine Einrichtung, 
auf welde man die Entftehung der Cours des aides zurüdführen zu können glaubt. 

Allein leider hatten diefe verftändigen und wohlthätigen Einrigtungen feine nachhaltige 
Dauer. Die einmal herrjchende Unzufriedenheit, welche aud noch durch andere finanzielle @e- 
waltmaßregeln, wie Münzverjchlehterung und Aufhebung ded Steuer: und Domänenpadhts 
ohne Rüdzahlung der bereits vorgefchoflenen Pachtgelder, und ven bei allem Elend aufs höchſte 
getriebenen Zurus, welcher mit ſteigender Sittenverberbniß ſtets Hand in Hand ging, gemährt 
wurde, kam durch eine entiegliche Erhebung des Landvolks gegen den Adel (Jacquerie) und 
felbft durch Empörung der Städte zum verhängnißvollen Ausbruch. In Paris ftellte ſich joger 
der Prevöt des Marchands, Etienne Marcel, mit dem König Karl von Navarra im Bunde, an 
die Spige ded Aufruhrs gegen den während ver Gefangenſchaft feines Vaters zum Reichsregen⸗ 
ten ernannten Dauphin. Er war ſchon im Begriff, die Hauptſtadt ven Engländern zu überlie- 
fern, ald er am 1. Aug. 1358 von einem der treueften Anhänger des Dauphin erfchlagen wurde 
und fomit der Aufftand fein Ende erreiähte. 

Allein die Rückwirkung davon var infofern eine hoͤchſt unglückliche, als fi der Dauphin 
ald Regent und dann der König jelbft wieder eine faft unumſchränkte Gewalt anmaßten und 
die Rechte der Stände, namentlich in Betreff ver Bewilligung und Erhebung der Steuern, 
auf das geringfte Maf zurüdführten. Dagegen erfubr die Krone abermals dadurch eine jehr 
empfindlide Shwädhung, daß König Johann vier der bedeutendſten Provinzen ald Mannslehn 
an feine Söhne vertheilte. Bereits im Jahre 1355 erhielt nämlich der Dauphin Karl die Nor: 
mandie, 1360 der zweite und dritte feiner Söhne, Ludwig und Johann, vefp. die Herzogthü— 
mer Anjou und Berry und enplih 1363 der jüngfte, Philipp ver Kühne, nad dem Ausfter- 
ben des altburgundifchen Stanımd, dad Herzogthum Burgund, woburd er zugleich der Stifter 
der neuburgundifchen Linie wurde. 

Bei weiten glüdliher war die Regierungszeit Karl's V., des Weiſen (1364— 80), nament⸗ 
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lich durch die bebeutenden Erwerbungen, welche er in den erneuerten Kriegen mit ben Englän— 
dern machte. Selbft wenig zu Eriegerifchen Unternehmungen geneigt, verbanfte er fie vorzüglich 
der umfichtigen Kriegführung feines Gonnetable Bertrand du Guesclin (ftarb 1380), welcher 
nad und nad (1369 — 78) den Engländern ganz Guyenne, Poitou, Zaintonge, Rovergue, 
Perigord, einen Theil von Limoufin, Ponthieu u. ſ. w. abnahm. Nicht minder wichtig waren die 
Eroberungen , welcher derfelbe in dem Kriege gegen Peter den Graufamen in Gaftilien machte. 

Indeß war auch Karl V. vornehmlid darauf bedacht, die Fönigliche Gewalt durch möglichſte 
Beihränfung der ftändifhen Gerechtfame zu heben. Die großen reihöftändifhen Berfantm- 
lungen zog er nur felten zu Rathe, während er die Thronfolge in feinem Haufe noch dadurd zu 
ſichern juchte, daß er mittels einer Verorbnung vom Auguft 1374 die Föniglihen Bringen be: 
reitd mit dem vierzehnten Jahre für mündig und regierungsfähig erklärte. Noch verdient er— 
wähnt zu werben, daß er, infolge der Kriege mit England, zuerft wieder der Erhebung ber fran- 
zöflihen Marine befondere Sorgfalt widmete, wobei ihm fein Apmiral Jean de Bienne die wefent: 
lihften Dienfte leiftete, daß ferner unter feiner Regierung im Jahre 1370 Aubriot, der Brevdt 
von Paris, den Grunpftein zu der fpäter fo berüchtigt gewordenen Baftille legte, und daß er, ein 
Freund der Wiffenihaften, der Gründer der königlichen Bibliothek wurde, welde er bis auf 
900 werthvolle Manuſcripte brachte und in einem Thurme bes Louvre (La tour de la librairie) 
aufitellen ließ. 

Die zweiundvierzigjährige Regierung feines Sohnes und Nachfolgers Karl’ VI. (1380 
— 1422) gehört ſowol in Betreff der äußern Verhältniffe wie des innern Staatslebend zu den 
trübjeligften Zeiten der franzöſiſchen Geſchichte. Sogleich wegen ber Regentſchaft und der Bor: 
mundſchaft über den minderjährigen König kam e8 zu höchſt unerquidlihen Händeln zwiſchen 
den vier Oheimen deflelben, welche zu Gunften bed Herzogs von Anjeu endigten. Kaum war 
diefer aber im Befig der Regierungägewalt, ald er das Volk durch die unfinnigften Erpreffungen 
zu offenem Aufftande trieb, welcher vorzüglich in der Hauptftadt, wo die Maillotains ihr Weſen 
trieben, einen höchſt gefährlichen Charakter annahm. Als darauf der junge König fofort nah 
feinem Regierungdantritt, im April 1382, die zu Gompiegne verjammelten Stände zur Be: 
willigung neuer Steuern zwingen wollte, erklärten jie ihn geradezu, eher werbe fi) das Bolt 
in Stüde hauen laffen, ald fih dazu verftehen. Der König rächte ji dadurch, daß er nad 
der Rückkehr von feinem fiegreichen Feldzuge in Blandern , wo er dein Herzog von Burgund, als 
feinem Bafallen, gegen deſſen empörte Unterthanen zu Hülfe geeilt war und dieſen bei Roje- 
beit eine gänzliche Niederlage beigebradıt hatte, jomwol in Paris wie in andern Städten die ver— 
meigerten Steuern mit Gewalt der Waffen eintreiben ließ und jomit die Rechte der Stände bis 
auf nichts herabbrüdte. 

Neues Unheil erwuchs dann dem Reiche and der unglüdfeligen Geiſteskrankheit, weiche den 
König des Regierens unfähig machte (1392 und 1393), denn fie wurde abermals die Quelle 
der erbittertfien Parteikämpfe zwifchen den zur Regentfchaft berufenen Prinzen des föniglichen 
Haufed. Die Herzoge Johann von Berry und Philipp von Burgund, ded Königs Obeime, 
denen jle von den Ständen zuerfl anvertraut wurde, vertrugen fi allenfalld noch. Defto hef— 
tiger aber entbrannte die Feindſchaft zwifdhen dem von dem König felbft im Jahre 1402 zum 
Regenten ernannten Herzog Ludwig von Drleand, feinem Bruder, und dem Herzog Johann 
von Burgund, welcher nad feines Baters, Philipp’s des Kühnen, Tode (1404) die Regenſchaft 
für fih in Anfprud nahm. Die auf feinen Betrieb am 23. Nov. 1407 auf offener Straße zu 
Bari erfolgte Ermordung ded Herzogs von Orleans war bie nächſte Holge davon. Seitdem 
fleigerte jich die Zwietracht zwiſchen der orleaniſtiſchen und der burgundiſchen Partei um jo mehr 
bis zur Unverföhnliggfeit, da man jenen Mor, anftatt ihn zu rächen, infolge der eigenen Recht⸗ 
fertigung des Herzogs von Burgund, ungefttaft hingehen ließ. Der legtere behielt aljo die Ne: 
gierungsgewalt, während die Drleaniften, von ihrem Führer Graf von Armagnac Armagnafen 
genannt, ungeachtet wiederholter fcheinbarer Ausjühnung den Kampf gegen ihn und feine 

Partei mit unverwüftliher Erbitterung fortführten. 
Er wurde am Ende dadurch am verhängnißvollften, daß, während der Herzog von Bur— 
gund das Volk von Paris aufwiegelte, ver Herzog von Orleand dagegen die Engländer zu Hülfe 
rief. Der glänzende Sieg König Heinrich's V. von England in der Schlacht bei Azincourt 
(25. Oct. 1415) entfchied fofort wieder die liberlegenheit ver englifhen Waffen. Innerhalb 
vier Jahren (1415— 19) war er abermals Kerr der ganzen Normandie. Der von neuem aus— 
brechende Hader im Königshaufe kam ihm dabei vorzüglich zu flatten, denn nachdem des Könige 
britter Sohn Karl, infolge des in den Jahren 1415 und 1416 ſchnell nacheinander eingetre: 
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tenen Ablebend feiner beiden ältern Brüder, Dauphin geworden war und feine wegen ihrer 
Ha bſucht und ihres ſchlechten Lebenswandels verrufene Mutter Ifabella von Baiern vom Hofe 
ver wieſen hatte, rächte diefe ſich dadurch, daß fie ji der burgundifchen Partei ganz in die Arme 
warf und dem Herzog Johann von Burgund nicht nur Tours und Paris überlieferte, fondern 
auch, nachdem der König in feine Gefangenihaft gefallen war, ihn im Mai 1418 zum Reichs— 
regenten machte. 

Die darauf im nächſten Jahre, am 10. Sept. 1419, zu Montereau, fozufagen unter den 
Augen ded Dauphind erfolgte Ermordung ded Herzogs von Burgund machte die Sache nur um 
fo Schlimmer, da jih nun die ganze burgundifche Partei ven Engländern zumandte. Durch den 
unheilvollen Vertrag von Troyed vom 21. Mai 1420 wurde fodann der mit der Schweiter 
des Dauphins Katharina vermählte König Heinrih V. von England für ih und jeine Nach— 
fommen ohne weitered zum Erben der Krone Frankreich erflärt und ihm zugleich für die Dauer 
der Krankheit des Königs die Regentschaft übertragen, während im Deceniber deffelben Jahres 
dem König eine auch durch das Parlament von Paris beftätigte Verordnung abgenötbigt wurde, 
wodurch der Dauphin geradezu feined Sacceſſionsrechts für verluftig erflärt ward. Auch wurde 
in der That nad dem furz nacheinander, am 31. Aug. und 20. Dct. 1422, erfolgten Ableben 
der Könige Heinrih V. und Karl VI. der erjt neun Monate alte Sohn des erftern, Hein— 
vi VE., wirklih zum König von Franfreih ausgerufen, während die Regentſchaft an feinen 
Dein, den Herzog von Bedford, überging. 

Noch jieben volle Jahre blieb hierauf das Waffenglüd ven Engländern günftig, bis im 
Jahre 1429 jene denkwürdige Wendung in den Gefhiden Frankreichs eintrat, melde durch die 
Erſcheinung der Jeanne d'Arc, der Jungfrau von Drleand, mit dem reizenden Schleier des 
Romanhaften, Wunderbaren und Geheimnigvollen umhüllt worden ift. Ihn noch mehr zu 
lüften, ald es bereitd durch die gründlichen Forſchungen bewährter Hiftorifer geſchehen ift, gehört 
hier nicht zu unferer Aufgabe. Wir halten und an die einfahen geſchichtlichen Thatſachen. 
Diefe beftehen aber darin, daß das von den Engländern eingejhloffene Orleans nad ſiebenmo— 
natliher Belagerung ebenfo fehr durch den Heldenmuth des Grafen Dunois, ded Baftards 
von Orleans, wie durch die begeifternde Führung jened Mädchens am 8. Mai 1429 entjegt 
wurbe, daß jih dann fchnell nadheinander die Städte Aurerred, Troyed, Chälons, Soiſſons, 
Gompiegne u. ſ. w. den Franzoſen ergaben, und der Dauphin, welcher ſogleich im Jahre 1422 
als König zu Poitierd gekrönt worden war und den Namen Karl VII. angenommen hatte, 
bereitd am 17. Juli deffelben Jahred (1429) zu Rheims wirklich gefalbt wurde. 

Die ſchmachvolle Rache, welche die Engländer dafür dadurch nahmen, daß jie das unſchuldige 
Mädchen, welches bei der Belagerung von Gompiegne am 24. Mai 1430 in ihre Gefangenſchaft 
gefallen war, ein Jahr fpäter, am 30. Mai 1431, ald Here und Kegerin zu Rouen dem Feuer: 
tode übergaben, konnte ihrer nun ſchon faft verlorenen Sache feine beſſere Wendung geben. 
Denn nachdem ed Karl VII. kurz nah dem Tode ded Herzogs von Bedford (14. Sept. 
1435) einmal gelungen war, durch den am 21. Sept. abgeſchloſſenen Frieden zu Arrad den 
Herzog Philipp von Burgund, obgleih durch ſchwere Opfer, wie gänzliches Aufgeben aller 
lehnsherrlichen Rechte über Burgund und Abtretung der Grafihaft Maine, Aurerre u. f. w. 
mit erbliher Nachfolge in ver männlichen und weiblihen burgundiſchen Linie, auf feine Seite 
zu ziehen, verließ das Waffenglüdf die Engländer faft gänzlid. Bereits am 13. April 1436 
bielt der König feinen Einzug in Paris, worauf die Engländer genöthigt wurden, im Jahre 1444 
einen Waffenftillftand zu ſchließen, welder dann nod bis in das Jahr 1448 verlängert wurde. 
Der dann wieder aufgenommene Krieg diente aber nur dazu, der Herrſchaft der Engländer in 
Frankreich vollends ein ſchnelles Ende zu machen. Sie verloren bid zum Jahre 1450 nit nur 
Guyenne und Bordeaur, fondern aud die ganze Normandie, melde feitvem für immer mit 
Sranfreih vereint blieb, mit einziger Ausnahme von Galaid und der Infeln Jerſey und 
Guernſey. 

Es bedarf indeſſen kaum der Erwähnung, daß ungeachtet dieſes Waffenglücks die Regie— 
rungszeit Karl's VII. für die Fortbildung der innern Staatsverhältniſſe keine glückliche war. 
An der Stelle eines flarfen und gefunden Rechtsbewußtſeins, welches im Stande geweſen wäre, 
felbft unter der allgemeinen Reichsnoth in ver Nation dad Gefühl für Erhaltung ihrer rei: 
heiten und ſtändiſchen Inftitutionen zu nähren, war ein alles zerfegender Parteigeift getreten, 
welder in ven ewigen Zerwürfniffen im königlichen Haufe felbft einen nur zu weiten Spielraum 
fand. Man lief es ſich daher auch gefallen, daß die feit Eudwig's des Heiligen Zeiten nur tem 
porär und je nach Bedürfniß erhobene Kriegöfteuer (taile) im Jahre 1445 im eine ſtehende, 
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willfürlich gefteigerte Abgabe verwandelt wurde, melde vorzüglich dazu dienen jollte, vie Koften 
der neuerrichteten Orbonnanzcompagnien (Compagnies d’ordonnance) und der Freifhügra- 
orp8 (Francs-archers) zu deden, melde fortan den Kern des königlichen ftehenden Heeres 
bilbeten. 

Sonft war diejer König, welder es bei feinem ſchlaffen und harafterlofem Wefen vorzog, 
fi der Regierungdforgen durch den Umgang mit feiner reizenden Geliebten, Agnes Sorel 
(gef. 1450), unter Freudenfeften und glänzenden Gelagen zu entſchlagen, überhaupt nicht dazu 
gemacht, das Reichswohl durch neue Einrichtungen ſonderlich zu fördern. Nichts darafterifirt 
vielleicht die damalige troftlofe Rage ded Reichs trefſender als die befannte Antwort, melde 
Lahire vem Könige ertheilte, ald er ihm mitten unter den Vorbereitungen zu einem glänzenden 
Fefte eine wichtige Nachricht überbradyte und darauf von ihm nichts ermidert erhielt als vie 
Frage, wie ihm dieſelben gefallen? „Je pense”, erwiderte darauf fofort ber tapfere Krieger, 
„que l’on ne saurait perdre son royaume plus gaiment. 

Außer der Errichtung eined neuen Parlaments zu Toulouse für Languedoc(1443) verdient 
vorzüglid; nur nod erwähnt zu werden, daß er der unabhängigen Stellung der Gallikaniſchen 
Kirche zum päpftlihen Stuhle durd die auf dem Gonvent zu Bourges im Jahre 1438 ange: 
nommene und durch Beichluß des Parlaments von Paris vom 3. Juli1439 befeigte Bragma: 
tifhe Sanction eine neue Weihe gab. Sie beftand aus den den bejondern Verhältniflen ver 
Gallikaniſchen Kirche gemäß modificirten Beihlüffen ved Gonciliums zu Konſtanz und Baſel 
(1431—43), für welche fih der König vorzüglich auch deshalb erklärt hatte, weil daffelbe in 
feinem Streite mit König Heinrich V. von England für ihn Partei genonımen und namentlid 
ven Vertrag von Troyed, dur melden er der Krone verluftig erflärt worden war, niemals 
anerkannt hatte. Die Hauptbeftimmungen verjelben waren, daß die Autorität der General 
concilien, welche alle zehn Jahre abgehalten werden follten, über der des Papſtes fiehen, die 
Zahl der Cardinäle auf 24 beihränft, vie Wahl zu geiftlihen Pfründen völlig frei und bie 
Entrichtung von Annaten, d. h. den Einfünften des erften Jahres von erledigten Bifhofsfigen, 
an den papftlihen Stuhl nicht mehr ftattfinven follte. 

Am meiften verbitterte dem König die legten Jahre feines Lebens die Empörung feines eige- 
. nen Sohnes, ded Dauphind Ludwig XI. Bereits im Jahre 1440 hatte diefer, von den Herzogen 
von Bourbon und Alencon verführt, gegen feinen Vater die Waffen ergriffen und fi eine 
ftarfe Partei gefhaffen, welde unter vem Namen der Parguerie befannt iſt. Er wurde nun 
zwar bamald von dem Könige bejlegt und wieder zu Gnaden aufgenommen, verharrte aber, 
indem er fih nad der Dauphine zurüdgezogen hatte, nichtsdeſtoweniger in feiner feindſeligen 
Stellung gegen den Vater, bis er endlich im Jahre 1456 ihm abermals offen ven Krieg erklärte 
und fi in den Schug des dem Könige feindlichen Herzogs von Burgund begab, an deſſen Hofe 
er noch verweilte, ald Karl VII. am 22. Juli 1461 dad Ende feiner Tage erreichte. 

Es war mol faum anders zu erwarten, ald daß fein zum Despotismus geneigter, aber doch 
von Natur furdtfamer und abergläubifcher Sohn Ludwig XI. (1461—1483) als fein Nat: 
folger wenigftend den Verſuch machen würde, die unter dem fchlaffen Negimente feines Vaters 
fo ſehr geſunkene föniglihe Gewalt durch eine mit Schlaubeit und Verſchlagenheit gepaarte 
Willkürherrſchaft nad) feinem Sinne wieder etwas zu heben; jedoch mar er in der Wahl der 
Mittel zum Zweck keineswegs glücklich. Sogleich feine erfte Gewaltmaßregel, die Entjegung ber 
beveutendern Näthe und höhern Beamten feines Vaters, deren Stellen er nur feinen eigenen, 
ganz von feinem Willen abhängigen Greaturen anvertraute, mußte viel böſes Blut machen. 

Noch mehr aber wurde das Öffentliche Nechtögefühl dadurch empört, daß er den bringenden 
Bitten ded Bapfted Pius II. (Aneas Sylvius) nahgab und gleich im erften Jahre feiner Re: 
gierung die Befchlüffe des Convents zu Bourges und jomit die Pragmatifche Sanıtion wider: 
rief, welche ſelbſt der ſchwache Karl VII. noch kurz vor feinem Ende ſtandhaft gegen die Anmaßun⸗ 
gen des päpftlihen Stuhls vertheivigt hatte. Ex that es freilich nur unter der Bedingung, 
daß der Papſt die Erhebung ded Herzogs Johann von Anjou auf den Königsthron von Neapel 
gutheißen und ih dazu verftehen follte, zu dem päpftlichen Legaten, welcher die Vertheilung der 
Pfründen in Sranfreih zu beforgen haben würde, nur einen Franzoſen zu ernennen. Allein 
Pius II. fümmerte fi wenig um die Erfüllung diefer Beringungen und ließ es dabei bewen— 
den, daß er dem Könige ein von ihm felbft verfaßtes Lobgedicht nebft einem koſtbaren Degen 
zuſchickte, ven er gegen die Türken gebrauchen follte, | 

Dazu fam, daß der König fich jehr empfindliche @ingriffe in die Rechte und das Beſitzthum 
feiner großen Bafallen erlaubte, Gegen ein Röfegeld von 400000 Dukaten jegte er fi im 


Frankreich (Staatsgeſchichte) 511 


Jahre 1463 wieder in den Beſitz der dem Herzoge von Burgund, Philipp dem Guten, in dem 
Frieden zu Arras (1435) abgetretenen Städte der Picarbie; und wenn baburd vorzüglich der 
Erbe des Herzogthums Burgund, Graf Karl von Charolais, auf das äuferfte empört wurde, fo 
fühlte fih der Herzog Franz Il. von Bretagne noch mehr dadurch verlegt, daß der König ihm die 
Oberhoheit über die Biſchöfe feines Landes abſprechen Heß und von ihm die Erlegung eined 
förmlichen Tributs verlangte. Andere Midvergnügte waren leicht gefunden, und fo fam bereits 
im März 1464 jener gegen den Thron gerichtete Fürftenbund zu Stande, welcher unter dem 
Vorwand, daß es ſich vabei blo8 um das Wohl des Volkes handle, den glänzenden Namen der 
Ligue pour le bien public annahm. Außer den bereitö genannten beiden Fürften ſtanden 
der eigene und einzige Bruder ded Königs, Herzog Karl von Berrn, der Herzog Johann von 
Bourbon und Graf Dunois nebft mehreren andern von dem Könige entjegten Kronbeamten 
an feiner Spige. Sie zogen zum erften male ſchweizeriſche Mierhvölfer herbei und erklärten dem 
Könige förmlich den Krieg. 

Er war furz und endete zum Nachtheil des Königs. Nachdem die königlihen Truppen am 
16. Juli 1465 bei Montlheri eine empfindliche Niederlage erlitten, mußte ſich Ludwig XI. in 
dem Krieden zu St.:Maur nicht nur zu bedeutenden Zugeftänpniflen an Ben Herzog Yon Berry 
und den Grafen von Charolais verftehen, fondern aud einen Vergleich eingehen, dem zufolge 
aus den drei Ständen des Reichs eine aus 36 (12 von jedem Stande) Verſonen beftehenve 
Commiſſion ernannt werde, melde in möglichft kurzer Friſt eine durchgreifende Reform 
der Staatövermaltung vornehmen jollte. Dazu fam ed nun aber gar niht. Denn faum waren 
die Verbündeten auseinander gegangen, als ver König den Frieden für erzwungen erflärte und 
jene, unter fich zerfallen, nur je auf ihre Privatvortheile bedacht, die Sache ded Bundes für das 
Gemeinwohl gänzlich aus den Augen verloren. Die Commiſſion trat gar nicht zufammen, und 
das einzige Zugeftänpniß, wozu fidh der König gezwungen Tab, war die im Jahre 1467 erlaffene 
feierliche Erflärung, daß niemand feine Stelle verlieren folle, ald nur durch den Tod, freiwillige 
Entjagung oder ordentlichen Rihterfprud nach verübten Verbrechen (forfaiture). 

Neues Unheil bra über den König herein, ald ver Graf von Charolais im Juli 1467 
feinem Bater Vhilipp dem Guten in der Regierung des Herzogthums Burgund folgte. Unvor= 
fihtigerweife ließ er jih von diefem nach Peronne loden, mo er als deſſen Gefangener zu einem 
ſchimpflichen Vergleiche gezwungen wurde (14. Det. 1468). Doch fand ver König bald Mittel, ſich 
zu rächen. Bereitd im Jahre 1470 (3. Der.) erflärte er Burgund für mit Beihlag belegt, und 
obgleich der daraus hervorgehende Krieg mit wechfelndem Glücke geführt wurde, fo behauptete 
der König am Ende doch die Oberhand, bis er nah dem am 5. Jan. 1477 bei der Belagerung 
von Nancy erfolgten Tode des Herzogs Karl, welder in ver Geſchichte bekanntlich ven Beinamen 
des Kühnen führt, die burgundiſchen Lande ald Reichslehen hinwegnahm. Auch blieb er nad 
einem faft fünfjährigen Kriege mit der einzigen Tochter und Erbin bed Herzogs, melde dem 
Grzberzog Marimiltan von Ofterreih, Sohn Kaifer Friedrich's III., vermäßlt wurde und fo 
Burgund an das Haus Ofterreich brachte, vorerft doch im Beſitz derfelben. 

Schon vorher, im Jahre 1472, war der König durch den Tod feines einzigen Bruders, des 
Herzogs von Guyenne, wieder in den Befig diefer Provinz gelangt, nicht ohne Verdacht, daß er 
an der Vergiftung, welcher man deſſen plögliches Ende zufchrieb, gemwiflen indirecten Antheil 
gehabt Habe. Und endlich bradte auch das am 11. Dec. 1481 erfolgte Ableben des Herzogs 
Karl von Anjou die Grafihaften Maine und Anjou wieder der Krone zu, während dem Könige 
auch noch die Graffchaften Provence und Forcalquier von demfelben teſtamentariſch vermacht 
worden waren. 

Wären dergleichen Vortheile nur nicht fogleich wieder durch die jchinpfliche Art aufgemogen 
worden, wie der König den dauernden Frieden mit England zu erfaufen fudte! Denn als 
König Eduard IV. nur Miene machte, den Krieg wieber zu beginnen, beeilte fi Zupwig XI., 
außerbem daß er deſſen Minifter mit anfehnlihen Summen beftochen haben foll, mit ihm am 
29. Aug. 1475 einen Waffenftillftand auf fieben Jahre zu fließen, demzufolge ex fich verpflich⸗ 
tete, während ver Lebenszeit beider an Eduard ein Jahrgeld von 50000 Dufaten zu zahlen. 
Ja er wurde durch einen fernern Vertrag, welcher am 13. Feb. 1478 zu London unterzeichnet 
wurde, babin ermeitert, daß jene Zahlung auch nad) dem Tode des einen oder bed andern ber 
Gontrahenten nod volle Hundert Jahre fortvauern follte, | 

Dies, ein an die Schweizer zu entrichtendes Jahrgeld von 20000 Thlrn. und Die beveutende 
Bermebhrung feiner ſtehenden bewaffneten Macht, 3. B. mit einem male um 10000 Mann Fuß⸗ 
volk, nörhigte ihn freilich auch zu einer fehr beträchtlien Erhöhung der Steuern. Denn wäh 
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rend fie noch unter Karl VII. nur erft 1,800000 Livres jährlich betragen hatten, brachte er fie 
auf nicht weniger ald 4,700000 Livres, was natürlich viel böfed Blut machte. 

Es fonnte da nicht auöbleiben, daß unter dem nod minderjährigen Karl VIH. (1483 — 
98) fogleih wenigftend ein Verſuch gemacht wurde, die königliche Gewalt wieder etmas zu 
beſchränken. Nicht nur daß man dem jungen König, deffen Schweſter Anna, Herzogin von 
Bourbon, ih der Regierung bemädhtigte, einen aus den Prinzen von Geblüt beſtehenden Re- 
gierungdrath zur Seite jegte, beftand auch der im Jahre 1484 zu Tours verfammelte Reicheras 
auf der MWieperherftellung und angemeffenen Erweiterung der ftändifchen Gerechtſame. Die 
Wahlen der Deputirten follten völlig frei und ihre Berathungen ſowie das ihnen zuſtehende 
Beſchwerderecht unbefchränft fein. Das Steuerweien wurde auf fihere Grundlagen zurüdge: 
führt, indem den Ständen nit nur das Beſteuerungsrecht im Princip zugeftanden, jondern 
auch der Steuerbetrag und Pie Art ver Erhebung feftgejegt wurde. Willfürlide Amtsentiegun: 
gen verſprach der König fernerbin nicht mehr vorzunehmen, und aud zur Wiederberftellung 
der Pragmatiſchen Sanction und zur beifern Organifation des oberften königlichen Juftigcolle: 
giums (Grand conseil de la justice) gab er feine Zuftimmung. 

Leider waren aber auch diefe neuen Einrichtungen nicht von nahhaltiger Wirfung. Innere 
Unruhen, die Folge der erneuerten Händel mit der orleaniftifchen Partei, weldye an dem Herzoge 
Franz II. von Bretagne und dem Erzherzoge Marimilian von Ofterreih, dem Apminiftrater 
der burgundifhen Lande, millfommene Stügen fand, ließen das ſtändiſche Leben nicht zu 
Kraft und Gedeihen gelangen. Kaum waren aber diefe durch den Tod des Herzogs von Bre: 
tagne (1488) und vie Vermählung ded Königs mit deilen Erbtochter Anna (1491), ſowi 
durch den Frieden zu Senlis mit Kaijer Marimilian, wodurch die Grafjhaften Burgund, Arteis 
und Gharolais, die beiden legtern als franzöſiſche Lehen, an ven öfterreihifh-burgunpifder 
Prinzen Philipp gelangten (13. Mai 1493), zu einem Abſchluß gediehen, als ver ebenſo aben: 
teuerliche ald unglüdlide Feldzug ded Königs nah Italien (1494—95), wo er die alten 
Anſprüche des Hauſes Anjou an den Thron von Neapel für ſich geltend machen wollte, alle 
weitern Bemühungen für bie Fortbildung des innern Staatölebens vorerjt wieder völlig in den 
Hintergrund drängte. 

Selbft die Phantaftereien, denen zufolge ih Karl VII. dur einem am 6. Sept. 1494 zu 
Rom unterzeichneten förmlihen Bertrag von dem Despoten Andreas Paläologus alle Rechte 
auf den Kaifertbron von Konftantinopel abtreten ließ und den unglüdflihen Bruder Sultan 
Bajazet's II., Dſchem, zum Mittel der Grreihung feiner felbftfüchtigen Zwede machen wollte, 
nahmen damald Sinn und Kräfte der ganzen Nation mehr in Anſpruch ald die Sorge für ihre 
Rechte und Freiheiten. Man träumte von weiter nicht? ald von Vertreibung der Türfen aus 
Europa, von Wiederherſtellung des buzantinifhen Kaiſerthums zu Gunften der Könige von 
Franfreih und Groberung des Heiligen Grabed. Durch den anfangs jo vielverjprechenden, 
am Ende aber fo trübjeligen Berlauf des Kriegs in Italien — der König fonnte ſich in Neapel 
nur furze Zeit halten und entging mit Mühe und Noth duch ſchleunigen Rüdzug noch fhlim: 
merm Verhängniß — wurden alle dieſe Hoffnungen freilich bitter getäufcht. Nichtspeftomweniger 
blieben fie aber in ihren Nachwirkungen entſcheidend für Frankreichs fernere Geſchicke. 

Es gehörte jeitvem gleihjam zur firen politifhen Idee der franzöfiihen Staatälenker, das 
Sranfreih feinen Ruhm und feine Größe vorzüglih in auswärtigen Kriegen, namentlid in 
Italien ſuchen müſſe. Selbſt der gutmüthige Ludwig XU. (1498 — 1515), ald Herzog von 
Drleand der nächſte Thronerbe des kinderloſen Karl VIEL, welcher ſich durch feine vortrefflichen 
Eigenfhaften und fein verfländiged Walten im Innern ded Reichs den ehrenden Beinamen dei 
Vaters des Volkes (Pere du peuple) verdient hat, ließ fi davon hinreißen. Außer den An: 
fprüden auf Neapel glaubte er nun auch nod das ihm von feiner Großmutter aus dem Haufe 
Visconti her zuftehende Erbrecht auf das Herzogthum Mailand mit ven Waffen in der Hand 
geltend machen zu müfjen. Nah einem faum zwanzigtägigen Feldzuge hielt er bereitd am 
6. Det. 1499 feinen Einzug in Mailand, und obgleich im nächſten Jahre der vertriebene Herzog 
Ludwig Sforza ſich nochmals auf kurze Zeit in Beſitz deſſelben zu fegen wußte, fo fiel es doch 
nad der fiegreihen Schladht bei Novara (10. April 1500), welche dem Herzog feine Freiheit 
koſtete (er flarb im Jahre 1510 in Frankreich in der Gefangenschaft) abermals in Ludwig's &e- 
malt. Auch belebnte ihn der Kaifer im Jahre 1504 förmlich damit. 

Seine Theilnabme an der im Jahre 1508 gegen die Venetianer von Papft Julius IL, dem 
Kaifer Maximilian und König Ferdinand von Spanien geichloffenen Ligue zu Gambray wurbe 
bierauf für ihn, ungeachtet feines glänzenden Siegs bei Agnadello (14. Mai 1509), welder 
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den Venetianern den beiten Theil ihrer Beſitzungen des Feſtlandes foftete, nur eine Duelle 
neuer Berwirelungen. Denn Bapft Julius II. fonnte die wachſende Macht Frankreichs in Ita— 
lien nicht vertragen und trat nun mit den Schmeizern, Spanien, Venedig, dem Kaiſer und dem 
Könige von England gegen Ludwig XI. in Bundesgemeinihaft. Der dreijührige Krieg, welcher 
davon die Folge war, endigte nach wechſelndem Glüde höchſt ungünftig für Franfreih. Mai— 

land ging nad der Niederlage der Franzoien bei Novara am 6. Juni 1513 gänzlich verloren, 

während Neapel, über deſſen Tbeilung ji der König ſchon im Jahre 1500 mit Ferdinand dem 

Katboliihen von Spanien verftändigt hatte, bereit# im Jahre 1504 dem legtern allein zuge: 
fallen war. 

So ſchwer daher auch die Folgen diefer nuglofen und Foftipieligen Kriege auf Frankreich 
lajteten, fo fand der König doch, vorzüglich von feinem vortrefflihen Minifter, Gardinal George 
d'Amboiſe, Erzbifhof von Rouen, unterftügt, immer nod Mittel, ſich Die Liebe des Volkes durch 
eine weile, wohlgeordnete Staatdverwaltung im hoben Grade zu erwerben. Die Pragmatifche 
Sanction wurde durch ihn in voller Kraft wiererhergeftellt; die Rechtspflege befam, vorzüg— 
lich auch durd die Errichtung zweier neuer Barlamente, für die Normandie zu Rouen und für 
die Provence zu Air, eine beifere Organifation, und die Steuern wurden um mehr als vie 
Hälfte vermindert. „Aber was hilft das’, meinte ver König jelbit kurz vor feinem Tode, indem 
er auf feinen Nachfolger, Franz I., hindeutete, „viefer große Junge wird doch alled wieder ver- 
derben.’’ 

Und fo ganz grundlod war biefe jhlimme Ahnung des weiterblidenden Königs nicht. 
Sranzl., Baterd: Bruders: Enkel König Ludwig’ 8XI., bis dahin Grafvon Angouleme und Durch 
Vermählung mit der Tochter diejed Königs und der Herzogin Anna von Bretagne, Claudia 
(1514), Herzog vou Bretagne, beſaß neben jenen aufgewedten Geifte und jenem ritterlichen 
Sinn, melde ihn für alles Große und Erhabene, was fein jo gewaltig aufgeregtes Zeitalter mit 
ih brachte, empfänglich machten, doch nicht Selbftbeherrfhung genug, um den VBerfuhungen zu 
widerſtehen, welche ihm jein phantaftiicher Ehrgeiz vorgaufelte. Daher der abenteuerlihe und 
ſchwankende Gharafter feiner innern und äußern Politif, welcher feine lange Regierung 
(1515 — 47) zwar zu einer ber denfwürbigften, in mandper Beziehung ſelbſt glänzenpften, 
in ihren Rejultaten aber keineswegs glücklichen und fegensreihen Cpoche der Geſchichte Frank⸗ 
reichs gemadt hat. Seine ohne Noth und Überlegung begonnenen Kriege waren anfangs zwar 
von rubmvollen Waffenthaten und überraſchenden Erfolgen begleitet, am Ende brachten fie ihm 
aber doch nur bittere Demüthigungen und Frankreich ſchwere Verlufte. 

Sogleih im erften Jahre feiner Regierung machte ihn die zweitägige Rieſenſchlacht bei 
Marignane (13. und 14. Sept. 1515), wie jie der in achtzehn Schladhten ergraute Marſchall 
von Trivulzio nannte, nad einem glänzenden Siege über die Schweizerabermald zum Herrn von 
Mailand und Oenua, während Herzog Marimilian Sforza, mit einer angemeflenen Benflon ab⸗ 
gefunden, ſich nah Frankreich zurüdzog, wo er gleich feinem Vater Ludwig feine Tage beſchloß. 

Kein Wunver, daß diefer erfte fiegreiche Feldzug den König mit einem Selbftvertrauen in. 
fein Waffenglüd erfüllte, welches ihn zu Unternehmungen verleitete, die weit über feine Mittel 
und Kräfte binaudgingen. Vorerſt fuchten ſich freilich alle Mächte, eingeihüchtert durch feinen 
Unternehmungsgeiſt, mit ihm auf einen möglichſt freundliben Fuß zu fegen. Vapſt Leo X. bot 
ihm die Hand zum Frieden, wußte ibm aber bei der bereitö im December deſſelben Jahres zu 
Bologna flattfindenden Zuſammenkunft ald Preis deffelben jenes berüchtigte erfte Concordat 
abzuloden, welches die ganze Nation jo jehr empörte und fein eigenes Gewiſſen noch auf dem 
Todtenbette am ſchwerſten belaftet haben foll. Denn es untergrub mit einem male wieder alle 
durd die Pragmatiihe Sanction gefiherten Freiheiten ver Gallikaniſchen Kirche, indem ed na= 
mentlich die Wahl der Biſchöfe durch die Kapitel der Kathedralen und der Metropolitanfirhen 
abſchaffte, welche fernerhin nur nod auf Vorſtellung der Gandidaten durd den König dem päpft- 
hen Stuhle zuftehen jollte, und die längft aufgehobene Entrichtung der Annaren an die 
römische Eurie wiederherſtellte. Die Parlamente, die Univerfität, die Sorbonne, alle drei 
Stände des Reichs erklärten fih auf das entichiedenfte gegen daſſelbe, ver König erzwang aber, 
von jeinem verichlagenen Kenzler Antoine Duprat, dem eigentlihen Urheber deflelben, unter: 
Rügt, nichtsdeſtoweniger bereit im Jahre 1517 feine Einführung, während Papſt Leo X. durch 
eine eigene Bulle die Pragmatiſche Sanction als eine öffentliche Veft für immer verdammte und 
Pers melde ihr noch ferner anhängen würden, mit der Grcommunication und dem Intervict 
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Zugleich Hatte der ſchlaue Vapſt fhon zu Bologna den Friegerifchen Übermuth des jungen 
Könige von Italien hinweg auf die gemeinfame Befämpfung des Erbfeindes der Ghriftenheit, 
der Türfen, durch alle Fürften Europas bingelenft. Der König ergriff aud den Gedanfen fo: 
gleich mit dem ihm eigenthümlichen Feuereifer, welcher indeflen, ungeadtet der fortgejegten 
Mahnungen des Papſtes, mie eine ſchnell auflodernde Flamme ebenfo ſchnell mieber 
erloſch, al& der König nicht mehr feine Rechnung dabei finden zu können glaubte. Denn wie 
aus ben jeinem Bevollmächtigten auf dem zu Anfange ded Jahres 1517 zu Cambray abgebal- 
tenen Gongreß ertheilten Inftructionen hervorgeht, hatte er dabei nichts Geringere® im Auge 
als eine Theilung des Osmaniſchen Reichs zwiſchen ihm, Kaiſer Marimilian und Ferdinand dem 
Katholiſchen zu gleichen Teilen, jelbft Hinter dem Rücken des Papftes und der Äbrigen Fürften. 
Der Plan kam aber natürlih nicht über allgemeine Verabredungen hinaus und wurde dann 
durch näher liegende Intereffen und Greigniffe fchnell wieder in den Hintergrund gedrängt. 
Wir werden ſogleich ſehen, auf welche Abwege Franz I. ſpäterhin durch feine ihmanfenve und 
zweideutige orientaliſche Politik verleitet wurde. 

Kaiſer Marimilian nahm zwar, vorzüglid auf Betrieb des Cardinals Woljey, des mädhti- 
gen Minifterd König Heinrich's VII. von England und perfünlichen Feindes Franz’ I., anfangs 
noch eine ziemlich) feindliche Haltung gegen denielben an, zog es aber dann doch audi vor, ſich mit 
ihm audzuföhnen, und trat jelbft dem im Jahre 1516 zu Noyon zwiſchen dem Könige und 
Karl V., noch ald König von Spanien, abgeſchloſſenen Vertrage bei, demzufolge der König 
Navarra und Verona erhielt, welches letztere er den DVenetianern abtrat, die zum Danf dafür 
feinen und aller Fürften Namen aus dem Haufe Valois in ihr goldened Buch einzeichneten. 

Der gleih im Jahre 1515 mit König Heinrich VI. von England auf Lebenszeit beider 
Könige abgeihloffene Allianzvertrag wurde noch im Jahre 1518 förmlih erneuert. Endlich 
hatten au die Schweizer bereitö im Jahre 1516 zu Freiburg mit dem Könige einen ewigen 
Frieden geſchloſſen. 

Bald aber verfehrren ſich Diele freundlihen Stimmungen in gegenjeitige Eiferfucht und 
bittere Feindſchaft. Die thörichte und vereitelte Hoffnung, welche ſich Franz I. gemadıt hatte, bei 
der im Jahre 1519 flattfindenden deutſchen Kaiſerwahl über Karl V. den Sieg Davonzutragen, 
gab den erften Anftoß zu der langen Reihe von Kriegen zwiſchen beiden Monarchen, melde in 
ihren Folgen für Franz I. und Frankreich fo verhängnigvoll wurden. Der Kaiſer, melder es 
dem Könige nicht vergeben konnte, daß er ſich bei der im Jahre 1520 ftattfindenvnen Zufammen= 
kunft mit König Heinrich VI. bei Guined (Camp du drap d’or) angeblid) mit demſelben zu 
feinem Nachtheile verfländigt haben follte, und ihn überdies im Verdacht hatte, daß erden 
Herzog von Bouillen, Robert de fa Mard, gegen ihn aufgerwiegelt, begann bereits im Jabre 
1521 die Beindfeligfeiten damit, dag er Mouzon wegnahm. Franz I. gemann letzteres zwar 
bald wieder, fam aber gleich darauf durch verkehrte Kriegführung und uniinnige Geldverſchleu— 
derung, woran feine eigene Mutter Luife von Savoven, Herzogin von Angouleme, und ber 
Kanzler Duprat den weſentlichſten Antheil hatten, fo ins Gedränge, daß er ſchon im nächſten 
Jahre, nad der gänzlichen Niederlage der Franzoſen bei Bicoque, Mailand wieder verlor, weldes 
der Kaifer dem Herzoge Branz Sforza zurüdgab, 

Wie wäre aber ver König im Stande gemefen, ih allein gegen die mächtige Ligue zu hal: 
ten, welche nun der Papft, ver Kaiſer, ver König von England, Erzherzog Ferdinand von Ofier⸗ 
reich, der Herzog von Mailand, die Venetianer, die Florentiner und die Genneſer gegen ihn bil: 
deten! Im den nächſten Jahren folgte Schlag auf Schlag. Der Abfall des Connetable von 
Bourbon zum Kaiſer (1523), der unglüdliche Feldzug des Admirals Bonnivet in Italien im 
Jahre 1524, wobei Bavard, der Ritter ohne Furcht und Iadel, fein Xeben verlor, und endlich 
die verbängnißvolle Schlacht bei Pavia (24. Febr. 1525), melde dem Könige, nahdem er Mai: 
land nochmals bejegt hatte, nicht nur feine italieniihen Beſitzungen, jondern auch feine reis 
heit koftere. Was half ihm jegt der leidige Troft, den ex feiner Mutter mit vielgerübmter ritter: 
licher Refignation in den Worten zu geben ſuchte: „Tout est perdu fors I!honneur.” Er 
wurde ald Kriegögefangener des Kaiſers nah Madrid abgeführt und erlangte feine Freiheit, 
vorzüglid durch Bermittelung feiner Schwefter, der Herzogin Margarethe von Alengon, erft 
durch den am 14. Jan. 1526 zu Madrid unterzeichneten Frieden wieder. Ihm zufolge mußte er 
alten Anſprüchen auf Mailand, Genua und Neapel entfagen, das Herzogthum Burgund jowie 
die Lehns hoheit über Flandern und Artois am den Kaiſer abtreten, ingleihen auch feine beiden 
Söhne als Geiſeln zurädlafien. 

Zugleich verpflichtete ev fih in biefem Frieden, wie ver Kaiſer felbft, ein Heer von 5000 
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Mann Reiterei und 15000 Mann Fußvolk gegen die Türken ind Feld zu ftellen, nurein Beweis 
mehr für die leichtfertige und phantaftiiche Volitik veffelben. Denn in derſelben Zeit hatte er ih 
ja fhon vorzüglih durch Vermittelung feiner Mutter und des angefehenen ungarifhen Grafen 
Johann Frangipani in geheime Verbindungen mit Sultan Soliman eingelajfen, welde gar 
feinen andern Zwed hatten, als fi der Hülfe dieſes Erbfeindes der Chriftenheit gegen den 
Kaifer zu bedienen und ihn zunächſt zum Cinfall in Ungarn zu bewegen. Er ließ die Sache 
dann freilich vorerft bald wieder fallen, vorzüglich weil ihm die gegen die gefürdhtete uͤbermacht 
Karl’ V. ind Leben getretene Heilige Ligue zwiſchen Papſt Clemens VII. den italieniſchen Für— 
ften, dem König von England und ihm jelbft die Ausſicht eröffnete, auch ohne die Hülfe der 
Türken an dem Kaiſer Rache nehmen zu können, zumal da auch die Stände von Burgund fih 
auf dad entihiedenfte gegen die Ratification des Friedend von Madrid erklärten. 

Der König ſtürzte fih alfo aufs neue in den Krieg mit dem Kaifer, welcher nad) der wahn— 
finnigen Plünderung Roms dur die Kaiferlihen unter dem Gonnetable von Bourbon (Mai 
1527) und dem nuglofen Zug der Brangofen unter Zautrec gegen Neapel, bei welchem beinahe 
die ganze franzöftfhe Armee zu Orunde ging (1528), durch den am 5. Aug. 1529 zu Cambray 
abgeichloffenen fogenannten Damenfrieden beenvdigt wurde. In demfelben leiftete Kranz I. auf 
alle feine Anfprüde an Mailand zu Gunſten des Herzogs Franz Sforza, ſowie an die Graf: 
ſchaften Flandern und Artois Verzicht, erhielt dagegen aber das Herzogthum Burgund mit den 
dazu gehörigen Grafſchaften zurüd und zahlte 2 Mill. Fr. Köfegelo für feine Söhne. 

Die Bermählung des Königs mit der Schweiter des Kaiſers, Eleonore, verwitweten Königin 
von Portugal, im nächſten Jahre (1530) und der Orden des Goldenen Vließes, melden ihm 
der Kaifer bei diefer Gelegenheit überſchickte, maren freilich nicht dazu gemacht, den Groll aus: 
zutifgen, welchen er fortwährend gegen Karl V. im Herzen trug. Unter anderm gehört diefer 
Zeit auch die lebendigere Wiederaufnahme feiner geheimen Verbindungen mit Sultan Soli: 
man an, welche gar feinen andern Zmed hatte, al8 dem Kaijer von diejer Seite neue Verlegen 
heiten zu bereiten. Ganz hatten fie jeit dem Jahre 1526 nie aufgehört, und daß Franz 1. in 
Konftantinopel ſchon ziemlich feſten Fuß gefaht hatte, ergibt fi au daraus, daß ihm der Grof- 
herr bereit8 im Jahre 1528 auf fein Verlangen die Schutzherrſchaft über die fatholifchen Chri— 
ften in Jeruſalem zugeftanven hatte. 

Jetzt, im Jahre 1531 und 1532, wollte num der König feinen Einfluß im Divan vorzüg- 
lich dahin geltend machen, daß der Sultan von einem Angriffe auf Ungarn und ſterreich ab- 
ftehe, weil der Kaijer diefe Türfengefahr nur dazu benuge, namentlid auch die proteftantifchen 
Fürften auf feine Seite zu ziehen und auf diefe Weife feine Macht anfehnlich zu verftärfen. Das 
gelang ihm num freilich nicht, aber auf der andern Seite wied er aud) die ihm von dem Kai— 
fer gemachte Zumuthung, daß er ihm mit feiner ganzen Macht in dem Kriege gegen die Türfen 
unterflügen folle, mit Hohn zurüd. Im Gegentheil, die Hoffnung, daß er fih am Ende doch 
noch der Hülfe des Sultand bedienen fönne, um die Macht des Kaifers zu brechen und fi vor= 
züglih Mailande und Genuas wieder zu bemädtigen, gab er nie auf. Zu diefem Zwecke ließ er 
fih bereit im Jahre 1533 mit dem oßmanifhen Seehelden Chaireddin Barbaroffa, der damals 
mit feiner Flotte das Mittelmeer beherrfchte, in geheime Verbindungen ein und fuchte auch den 
Sultan felbft im Jahre 1535 durch feinen Befandten Jean de la Föret zu bemegen, ihm eine. 
Subfidienzahlung von 1 Mill. Dufaten zum Zwede der gemeinfhaftlihen Führung ded Kriegs 
gegen den Kaiſer zu bewilligen. Darauf wollte fi jevod der Sultan nicht einlaffen, und jo 
war das meientlihfte Reſultat jener Sendung nur der im Januar 1536 abgeſchloſſene erfte 
förmliche Friedens- und Breundfhaftövertrag zwiſchen Frankreich und der Pforte, melder die 
Grundlage aller fpätern Beziehungen zwiſchen beiden Mächten geblieben ift, und dann das ziem= 
lich lockere Waffenbündniß, dem zufolge der König feine Galeren unter dem Befehle des Barons 
von St.-Blancard auf einen gänzlidy nuglofen Streifzug nad den griehifhen Gewäſſern ſchickte. 

Denn feine ganze Landmacht brauchte der König damals zu dem bereits im Jahre 1535 
wieder ausgebrochenen Kriege in Italien, mo er namentlich nad dem am 24. Oct. dieſes Jahres 
erfolgten Tode des legten Herzogs Kranz Sforza abermals feine noch keineswegs aufgegebenen 
Anſprüche auf Mailand mit ven Waffen in der Hand durchſetzen wollte. Auch war ihm died- 
mal das Kriegsglück günſtig. Noch im Jahre 1535 nahm er faft ganz Piemont uud Savoyen 
weg, ſchlug 1536 die Kaiſerlichen mit großem Verluſte aus der Provence'und aus der Pi- 
cardie zurück und wußte auch im folgenden Jahre den überdies durch die drohende Türfengefahr 
eingeſchüchterten Kaiſer überall jo im Schad zu halten, daß diefer id unter Vermittelung ded 
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Papſtes Baul IM. bereit? am 18. Juni 1538 zu Nigga zur Untergeihnung eines zebnjäbrigen 
Maffenftillftandes verftand, welder beide Theile im VBelig ihrer Groberungen, dem König alſo 
faſt ganz Savoyen und Piemont ließ, die Entſcheidung über die Belehnung mit dem Herzog: 
thume Mailand aber, melde der König für feinen jüngften Sohn, den Herzog von Orleans 
verlangte, bis auf weiteres vertagte. 

Bei der kurz darauf flattfindenden Zufammenfunft beider Fürften zu Aigues:Mortes fam 
auch die Türfenjache auf eine Weife zur Sprache, welche in Konftantinopel jehr übel vermerkt 
wurde. Denn man wollte willen, daß dabei ein förmliches Schug: und Trugbünpnip gegen 
den Sultan verabredet worden, und Franz J ernftlih daran denfe, jih die Kaiferfrone von 
Konftantinopel aufd Haupt zu jegen. Kein Wunder alfo, daß nun eine ſichtliche Kälte zwiſchen 
dem Könige und der Pforte eintrat, welde auf jeiten des Sultans bis zur höchſten Grbitterung 
gefteigert wurde, ald er von dem Verföhnungsfefte Runde erhielt, weldyes beide Monardyen zum 
Erſtaunen der ganzen Welt in den erften Tagen des Januar 1540 zu Paris gefeiert hatten. 

Nur durch die Vermittelung des noch in demjelben Jahre abgeſchloſſenen Friedend mit der 
Republif Venedig wußte ſich Franz I. wieder mit dem Sultan auf einen freundliden Fuß zu 
verfegen. Auch kam es nad dem verunglüdten Zuge Karls V. gegen Algier im Jahre 1541 
wieder zu einem fürmlihen Waffenbünpniß zwifchen vem Könige und der Pforte, demgemaf 
Barbaroffa mit feiner Blotte-Gatalonien angreifen follte, während Franz 1. zu Lande gegen 
Noufiillon und Navarra oyeriren wollte. Die Refultate diefes Bündniſſes waren aber für ven 
König nicht weniger ald erfreulih. Denn nachdem fih Barbaroffa envlid im Sommer 1543 
mit feiner Blotte an den Küften der Provence mit dem Geſchwader ded Königs unter dem Be— 
fehle des Herzogs von Enghien vereinigt hatte, beſchränkte jich ihre gemeinſchaftliche Thätigkeit 
auf eine vorübergehende, völlig nuglofe Belegung von Nizza (8. Aug. bit 8. Sept.), worauf 
Barbarojfa noch bis in den April des nächſten Jahres thatenlos im Hafen von Toulon Liegen 
blieb, eine entjegliche Laſt für das arnıe Land und ein gewaltiges Argernig für die gejamunte 
Ehriftenheit. Der König war frob, daß er ibn am Gude noch durch die bedeutende Abfindungs 
fumme von 800000 Thlen. zum Abzug bewegen fonnte. Er mußte ſich hinterher noch gefallen 
laffen, daß ihn der zu Speier verſammelte veutihe Reichstag in feinem Abſchiede vom 10. Juni 
1544, gleich dem Türken felbft, für einen „gemeinen Feind der Chriſtenheit“ erflärte, gegen 
welden man nicht allein mit Worten, fondern aud mit der That einfchreiten müſſe 

Und dennod hielt e8 ver König für nöthig, jich bei dem Sultan wegen diefer £oftipieligen 
Entlaſſung feiner Flotte noch befonvders zu entſchuldigen und jih die Gunft deſſelben durch die 
Bermittelung des Friedens zwijchen dem Kaifer und der Vforte wieder zu erwerben zu ſuchen 
Denn in dem Frieden von Crespy (18. Sept. 1544), welcher dem legten Kriege zwiſchen dem 
Kaijer und dem Könige ein Ende madte, war allerdings aud wieder von gemeinfhaftligen 
Unternehmungen gegen die Pforte jo ftarf die Rede geweien, daß Franz J. ed wol für auge- 
meſſen erachten mochte, durch das Anerbieten jeiner Friedendvermittelung dem Großherrn jeden 
Verdacht zu benehmen. 

Jener Krieg hatte, dem zehnjährigen Waffenftillftande von Nizza zum Trotze, ſchon im 
Jahre 1542 feinen Anfang genommen. Die verweigerte Belebnung des Herzogs von Orleans 
mit dem Herzogthum Mailand war die eigentliche Urfache, die Ermordung der beiden nad Ve: 
nedig und Konftantinopel beſtimmten Geſandten, Nincon und Kaspar Fregoſo, in der Lom- 
bardei durch ſpaniſche Solvaten der Vorwand zu demielben. Er wurde mit großer Erbitterung 
und bedeutendem Aufwand an Mitteln zugleich in Italien, Luremburg, Brabant, in der Cham: 
pagne und der Picardie geführt. Denn der Kaifer hatte auch König Heinrich VIII. von Gng: 
land für jich zu gewinnen gewußt, welder über Calals in Sranfreih eindrang und Boulogue 
mwegnahm, während der Kaiſer ungeachtet des glänzenden Siegs der Franzofen bei Geri: 
folled (14. April 1544) dur Lothringen nah Frankreich vordrang. Allein große bleibente 
Nefultate wurden auch diesmal nirgends erzielt. Hofintriguen, Zwieipalt unter den Verbün: 
deten und die midlichen Verhältniffe in Deutihland und zur Pforte beichleunigten den Frieden, 
welder, mie gefagt, bereitd im September 1544 zu Crespy zu Stande fam. Gr war für den 
König wenigftend infofern vortheilbaft, als er die Belehnung des Herzogs von Orleans mit 
Mailand und die Lehnshoheit über Burgund erlangte, während er die über Flandern und Ar: 
tois ſowie feine Anfprüce auf Neapel aufgeben mußte. 

Allein der ſchon binnen Jahreöfrift, am 8. Sept. 1545, erfolgte Tod des Herzogs von Dr: 
leand vereitelte nochmals die Hoffnungen ded Königs und gab feiner Politif, namentlih auch 
nach dem Driente hin, wieder eine andere Richtung. Er hielt ed nun keineswegs mebr feinen 
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Intereffen für angemeflen, den Brieden zwiſchen der Pforte und den Kaiſer, welcher Mailand 
feinem eigenen Sohne Philipp zuſprach, noch länger zu vermitteln. Im Gegentheil bot er alles 
auf, ihn gänzlid zu hintertreiben. Allein ehe er noch etwas erreichte, vereitelte fein eigener, am 
31. März 1547 erfolgter Tod alle weitern Bemühungen jeiner Geſandten in diefer Richtung. 
Dagegen war e8 ihm noch kurz vor feinem Ende gelungen, mit König Heinrich VIII. im Jahre 
1546 Frieden zu ſchließen. Dieſem zufolge ſollte er in acht Jahren, gegen ein Löſegeld von 
800000 Dufaten, wieder in den Befig von Boulogne gelangen, ein Abkommen, welches unter 
feinem Naiolger durd den im Jahre 1550 erneuerten Frieden dahin mopifieirt wurde, daß 
Boulogne bereits damals gegen die Range Nm von 400000 Dufaten von den Enge 
laͤndern geräumt werde. 

Es bedarf faum der Erwähnung, daß dieſe ewigen koſtſpieligen und die Kräfte des Landes 
erihöpfenden Kriege keinen günſtigen Einfluß auf die Geſtaltung des innern Staatslebens 
haben konnten. Der freiere Geiſt erſtarb immermehr unter dem Drucke despotiſcher Gewalt, 
wie fie die Nothwendigkeit einer eiſernen Zeit mit ſich brachte. Nachdem einmal in dieſem 
Sinne der erfte Schlag dur Einführung des Concordats gelungen war, mwelder die Geiftlich- 
keit, ven eriten Stand des Reichs, ganz in die Abhängigfeit von dem Könige verjegt hatte, 
nahm man feinen Anſtand mehr, auch die Mat der weltlichen Ariftofratie durch ein eigen= 
thümliches Syſtem geheimer Bevormundung zu breden und zugleid vie Rechte ver ſtaͤndiſchen 
Koͤrperſchaften und vorzüglich ver Parlamente mögfiäft zu befhränfen. An die Stelle ver alten 
gejegmäßigen reihöftändiihen Berfannmlungen kamen jegt unvermerft die von der Willkür des 
Königs abhängigen Verſammlungen der Rotabeln, während man die Barlamente durch Be- 
drohung mit firengen Reformen einſchüchterte und ihre moralifche Kraft überdies durch Käuf— 
lichkeit der Stellen lähmte. Der Adel, welcher Kraft und Mittel in den beftändigen Kriegen 
vergeudete und durch die im Kaufe diejed Jahrhunderts eingetretene gänzliche Umgeſtaltung des 
Kriegsweſens über die mapen in Anipruch genommen wurde, kümmerte ſich ohnehin wenig umt 
den Verluſt feiner Vorrechte, und ver dritte Stand, vie Städte und das Lanbvolf, hatte ſchon 
genug zu thun, die ſchweren Steuern aufzubringen, melde die unaufhörliche Kriegslaft ihm 
auferlegte. 

Freilih vergaß man mandes Drüdende unter dem Glanze, welchen der König feiner Ue— 
gierung durch Begünftigung der mächtig wieder auflebenden Wiſſenſchaften und Künfte, ſowie 
die Einführung feinerer Sitte und gediegenern Geſchmacks zu verleihen wußte. Man bat fein 
Bedenken getragen, ihn in dieſer Beziehung den Mediceern zu Florenz und Bapft Leo X. an vie 
Seite zu jegen und ihm den ehrenvollen Beinamen des Vaters der Wiſſenſchaften (Pere des 

iettres) beizulegen. Man jcheint aber darüber vergeilen zu haben, daß er dagegen den Auf: 
ſchwunge der Geifter auf dem Gebiete des religiöfen Lebens durch Bekämpfung der Reforma— 
tion und Verfolgung der Waldenfer auf jede Weile zu hindern ſuchte. Das war aber ge= 
rade der Anfang jenes erbitterten Kampfes der Geifter und Varteien, welcher in ven Religions 
friegen unter ven legten Königen aus dem Haufe Balois feine verbängnißvollfte Höhe erreichte. 

Sogleich während der Regierung des Sohnes und Nachfolgers Kranz’ I., Heinrich's M: 
(1547—59), gaben die am Hofe jelbit herrſchenden Varteiungen den erſten und mädhtigften 
Anftop dazu. Während der ſchwache König gan; in ver Gewalt jeiner febenundvierzigjährigen 
Maitreffe, Diana von Poitiers, Herzogin von Valentinois, des Gonnetable von Montmorency 
und der Guiſen, des Herzogs Franz und ded Kardinald von Lothringen, der Häupter der fa= 
tholiſchen Partei, war, ſtellte ih Prinz Louis von Gonde an die Spitze der proteftantifhen Par⸗ 
tei, welche bald durch Unternehmungsgeiſt und Stanphaftigfeit Kraft und Bedeutung gewann. 
Die vom Hofe aus unaufbörlich gegen fie gerichteten Verfolgungen, welde bereits unter dieſer 
Regierung jo weit gingen, daß durch das im Juni 1559 erlaflene Ediet von Ecouen, welches 
auch die Parlamente beftätigen mußten, alle Aurheraner mir dem Tode bedroht wurden, gab 
ihnen nur neue Macht und Stärke. Doc kam es jet noch nicht zum offenen Kampfe gioifchen 
beiden Parteien. 

Zunächſt nahmen noch die Kriege mit Kaiſer Karl V., eine leidige Erbſchaft der vorigen 
Regierumg, melde dur die Einmiſchung des Könige in die deutſchen Händel nur noch ver= 
wicelter wurven, die Aufmerkjamfeit und die Kräfte des Reichs und der Parteien zu ſehr in 
Anſpruch. In Stalien hatten jie wegen der Herzogthümer Parma und Piacenza ſchon im Jahre 
1551 wieder begonnen. Im nächſten Jahre warf ih nun Heinrich II. zum Vertheibiger der 
bedrängten deutſchen proteftantifgen Fürſten auf und nahm ale folder die Bisthümer Metz, 
Foul und Verbun für fi hinweg. Im Jahre 1553 belagerte Karl V. vergeblid Pas von dem 
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Herzoge Franz von Guiſe heldenmüthig vertheidigte Meg, wofür ſich der Kaifer durch die Zer- 
ftörung von Therouanne und die Eroberung von Hasdin rächte, während aud der Krieg in 
Italien nicht gerade zum Vortheil der franzöfiihen Waffen fortvauerte. Die Niederlane, 
Brabant, Hainaut, Gambrejis, wo der König den Kaijerlichen bei Renti eine empfindliche Nie- 
derlage beibradhte, waren im Jahre 1554 der Hauptihauplag des Kriegs, welder indeſſen im 
nächſten Jahre unter gegenjeitiger Erſchöpfuug ſowol bier wie in Italien nur lau fortgeführt 
wurde. 

Gr erhielt endlich durch den am 5. Febr. 1556 zu Baucelles abgefchloffenen Waflenftiliftant 
einen Rubepunft. Kaum hatte ji aber der Kaifer, alt und lebensjatt, noch in vemjelben Jahre 
ins Klofter zurüdgezogen, ald der König, von Papft Paul IV. gegen König Philipp IL. und 
Kaifer Ferdinand aufgebegt, ven Waffenftillftand brach und ven Krieg ſowol in Italien wie in 
Flandern wieder begann. Er war aber weder hier no dort vom Glück begünftigt, zumal da 
nun aud noch die Königin Marie von England, von ihrem Gemahl, König Philipp H., getrie: 
ben, gegen Frankreich die Waffen ergriffen hatte. Am 10. Aug. 1557 ging bei St.e-Quentin 
fait die ganze frangöfiiche Armee zu Grunde, während ſich der Marjhall Briffac mit jeinem 
ſchwachen Heere in Biemont nur mit Mühe und Noth halten fonnte. Die Einnahme von Ga: 
laid dur den Herzog von Guiſe am 8. Jan. 1558 und einige Fortſchritte der franzöſiſchen 
Waffen in den Niederlanden waren dafür ein um fo geringerer Erfag, da die Franzoſen bereits 
am 13. Juli deſſelben Jahres bei Gravelined wieder gänzlich geichlagen wurden. Bon allen 
Seiten ded Kriegd müde, eilte man im nächſten Jahre zum Abſchluß des Friedend. Er kam 
am 3. Aprit 1559 zu Ghäteau: Gamıbrejis zu Stande, war aber, da die Hauptbedingung gegen: 
feitige Zurüdgabe ver eroberten Pläge war, für Frankreich, obgleich ihm, freilich zunächft nur 
auf acht Jahre, Calais verblieb, nichts weniger ald günftig. 

Am verderblicgften war er aber jedenfalld in moralifcher Beziehung. Denn durch Die un: 
ter dem Ginfluffe ver Guifen in Franfreih und der Oranvella in Spanien bei demſelben itatt: 
findenven geheimen Verabredungen und Entwürfe zur Ausrottung der Ketzereien wurde nur 
der Grund zu neuem Unbeil geiegt. Der König überlebte ihn jedoch nur kurze Zeit. Er flarb 
bereitd am 10. Juli deſſelben Jahres an den Folgen einer unglücklichen Verwundung, welde er 
bei einem Turnier erhalten hatte. 

Über die während feiner Regierung eingetretenen Veränderungen in den innern Staats: 
einrichtungen ift im ganzen nur wenig zu fagen. Sie trugen im allgemeinen den Gharafter, 
welchen bereitö die vorige Regierung dem ganzen Staatsleben aufgedrüdt hatte. Sie betrafen 
vorzüglich die Juftigverwaltung, wie namentlich die im Jahre 1551 erlaflene Erklärung des 
Königs, welde beftimmte, daß alle drei Monate eine außerordentliche Verfammlung des Bar: 
laments zu Paris ftattfinden follte, in weldper die Beamten des Königs berechtigt und verpflid: 
tet wären, gegen alle Mitglieder deſſelben ald Kläger aufzutreten, melde ihre Pflichten verlegt 
haben würden. Man nannte dieſe Berfammlungen, weil jie jeden Mittwoch (mercredi) ſtatt⸗ 
fanden, Mercurialed. Außerdem war die Erridtung eined neuen Parlaments für die Bre: 
tagne im Jahre 1554 die einzige erwähnendwerthe Thatſache der innern Staatövermaltung. 

Die nur 17 Monate währende Regierung Franz’ II. (10. Juli 1559 bie 5. Dec. 1560) 
ift eigentlih nur infofern bemerfenswerth, als fie ven vom Hofe ausgehenden Barteiungen noch 
beitimmtere und verhängnißvollere Geftalt gab. Die bereits im Jahre 1558 vollzogene Ber: 
mählung ded Königs, no ald Dauphin, mit der Tochter König Jakob's V. von Schottland, 
Maria Stuart, war darauf vom entjhiedenften Einfluß. Denn die Guifen, Herzog Fran; 
und der Kardinal Karl von Lothringen, die Oheime der jungen Königin — ihre Mutter, Marie 
von Lothringen, war die Tochter ded Herzogs Claudius I. von Guife — wußten ſich jofort der 
unumfhränften Regierungsgewalt zu bemädtigen. Der Gonnetable von Montinorency und 
die Herzogin von Balentinoid wurden vom Hofe verwielen, und die proteftantiiche Partei, vie 
Hugenotten, ließ ji durch fortgefegte Verfolgungen, bei weldhen das religiöfe Interefle nur zu 
oft der Herrſchſucht zum Vorwande diente, zu Schritten verleiten, welche ihr felbft ven größten 
Nachtheil brachten. 

Zu Anfang des Jahres 1560 ließen fie ſich auf eine förmliche Verſchwoͤrung gegen die Gui- 
fen ein, ald deren geheime Leiter Prinz Louis von Conde und Antoine von Bourbon, König 
von Navarra, galten, während ein gewifler mit ven Guiſen perjönlidy zerfallener La Renaudin 
ihr ſichtliches Dberhaupt war. Die nächſte Veranlaffung dazu gab die Hinrihtung eines Prie: 
fterö und Parlamentsraths, Anne du Bourg, wegen feines offen eingeftandenen Galvinismus. 
Der Plan war, ji zu Amboife (daher Verſchwörung von Amboife) der Guiſen zu bemächtigen, 
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ſich dann der Berjon des Königs ſelbſt zu verlihern und darauf die Stände des Reichs einzu: 
berufen, um mit ihrer Hülfe eine neue Regierung einzujegen. Allein einer der Mitverſchwo— 
renen, ein Advocat Avenelled, verrieth die Sache, und als der Hof im März zu Amboife er: 
ſchien, waren fhon alle Anftalten getroffen, fie gänzlib zu vereiteln. Die Verſchworenen der 
niedern Ordnung wurden aufgehoben, vor Gericht geftellt und ohne weiteres hingerichtet. An 
dem Prinzen von Conde, welcher ſich zu rechtfertigen wußte, wagte man ſich indeſſen, aus Furcht 
vor feiner ſchon ftarken Partei, noch nicht zu vergreifen, ebenjo wenig wie an dem Apmiral 
Boligny, welder zwar zu ver Partei gehörte, aber aus treuer Anhänglichkeit an den König von 
ver Berihwörung fern geblieben war. 

Der Herzog Branz von Guiſe wurde nun zum Generalftatthalter des Königs ernannt und 
wußte ſich allerdings durch mehrere weife Berorpnungen jelbft eine gewille Popularität zu ver- 
Ihaffen. Nur in Religionsfahen wollte man die Dinge fogleih auf die Spige treiben. Man 
ſprach ſchon ernftli von der Einführung der ſpaniſchen Inquifition, ald der milder geſtimmte 
Kanzler Michel de !’Hopital durch das allerdings auch noch firenge Ediet von Romorantin 
(Mai 1560) diefed Außerfte zu verhindern wußte. Ihm zufolge jollte fortan den Biſchöfen die 
Entſche idung über dad Verbrechen der Ketzerei zuftehen, den Barlanıenten dagegen entzogen 
werden. Die legtern weigerten ih daher auch daſſelbe durch Ginregiftrirung zu beflätigen und 
verftanden fi dazu nur erft, nachdem ed dahin modificirt war, daß den Laien in ſolchen Fällen 
die Appellation an den königlichen Gerichtshof nachgelaſſen werde. 

Admiral Goligny wagte ed nun jogar bei dem von dem Könige zu Fontainebleau ver: 
fammelten auferorbentligen Rathe zu Gunften der Galviniften eine förmlihe Verwahrung 
einzureichen. Auch verſprach man ihm, diejelben in Ruhe zu laffen und ihre Verhältniſſe auf 
einen befondern Neihstage zu Orleans und durd ein Nationalconcil zu ordnen, wo man allen 
ihren Beichmerden gerecht werden würde. Der Reichstag wurde aud bereits im October deſ— 
felben Jahres nach Orleans berufen, wohin auch der Prinz von Gonde und der König von Na= 
varra bejdieden wurden. Raum mar aber der Prinz dert eingetroffen, ald er unter dem Vor⸗ 
wand einer neu entdedten Verſchwörung jofort (am 31. Dct.) verhaftet und nad ſummariſchem 
Vroceſſe zum Tode verurtheilt wurde. Zum Glüd hinderte aber der bald eintretende Tod des 
‚Königs (5. Der. 1560) die Beflätigung des Todedurtheild und rettete Sonde das Leben. 

Unter fo geipannten Berhältniffen begann die unheilvolle vierzehnjährige Regierung des 
faum zebhnjährigen Karl IX. (1560— 74). Die Königin: Mutter, Katharina von Mebici, 
wußte fich jofort der Regierungsgewalt zu bemächtigen, obgleich ſie eigentlih nie förmlich als 
Regentin anerkannt wurde, und ihr der freilich ſehr ſchwache König Antoine von Navarra, der 
näcfte Agnat, ald Generalftatthalter des Königs, zugleich. mit den Notabeln und den Mitglie- 
dern des Geheimen Raths des verftorbenen Königs in allen wichtigen Neihsangelegenheiten 
zur Seite ſtehen follte. Sowol das Barlament zu Paris ald aud der zu Orleans verfammelte 
Reichstag ließen ih dad nah rinigem Widerfireben gefallen. Der legtere, welder nad dem 
Tode des Königs eigentlich hätte aufgelöft werben jollen, wurde gleichwol beibehalten, weil man 
feiner bedurfte, um in ver allgemeinen Reichsnoth Rath zu Ichaffen. Es mußte vor allem da⸗ 
für geforgt werden, die unter den zwei legten Regierungen bis auf 42 Mill. Thir. angewach⸗ 
jenen Staatöfhulden zutilgen, was aud zum größten Theile dadurch gelang, daß der Adel und 
der dritte Stand die ihnen verhaßte reiche Geiftlichkeit Durch die Bedrohung mit der Säculariſa— 
tion ihrer Güter zu bedeutenden finanziellen Opfern bewogen. j 
Dann traten aber fogleich wieder die religiöfen Händel in den Vordergrund. Gie wollten 
geſchlichtet fein, führten aber, bei ſteigender Erbitterung der Parteien, endlich zum förmlichen 

Ausbruche der fo verhängnißvollen Religiondkriege. Ein Verſuch, ich in einem im Jahre 1561 
zu Voiſſy abgehaltenen Geſpräche, in welchem der Kardinal von Lothringen für die Katholiken, 
der gelehrte Theodor Beza für die Hugenotten das Wort führte, zu einer Verfländigung zu ge- 
langen, verfehlte jeinen JIweck. Gleichwol hielt man ed für angemeflen, den Hugenotten buch 
ein Edict vom 17. Jan. 1562 zum erften male wenigftend eine beihränfte Religiondfreiheit zu 
geftatten. Ihr Gottesvienft follte nur außerhalb der Städte abgehalten werben und ſowol da= 
bei wie bei ihren Synoden ven füniglihen Beamten der Zutritt frei fliehen. Furcht vor dem 
mächtigen Triumvirate, welches damals der Herzog Franz von Buife, ver Gonnetable von Mont⸗ 
morency und der Marſchall von St. Andre gebilvet hatten, und die Bejorgniß, daß ed noch 
durd den Beitritt ded Königs von Navarra verftärft werden möchte, ſoll die Königin Mutter 
vorzüglich zu dieſen Zugeflänpniffen bemogen haben. Sie erbitterien aber die katholiſche Partei, 
an ihrer Spige dad Triumvirat, nur um fo mehr. Das Parlament verftand ih nur gezwun— 
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gen zur Ginregiftrirung des Ediets, und noch in demielben Jahre brachten vie blutigen Mei: 
bungen zwijchen beiden Parteien zu Vaſſy, wo der Herzog von Guiſe verwundet wurde, ven 
erften Religionskrieg zum Ausbruch. 

Der Prinz von Conde, welcher gleich nach der Thronbeſteigung des Königs ſeine Freiheit 
wieder erlangt hatte, trat an die Spitze der Hugenotten und bemächtigte ſich der Stadt Orleans, 
während ſich der König von Navarra in der Normandie feſtſetzte und Rouen wegnahm. Die 
föniglihen Truppen nahmen indeflen Rouen nad) kurzer Belagerung, wobei der König von 
Navarra töplid verwundet wurde (geft. 17. Nov. 1562), bald wieder mit Sturm und brachten 
furz darauf, am 13. Dec., den Hugenotten unter Gonde, weldyer jelbft wieder in die Gefangen: 
ſchaft fiel, bei Dreux eine gänzliche Niederlage bei. Admiral Goligny rettete ji mit den Trüm⸗ 
mern des proteftantifchen Heered nad Drleand. Aber auch die Verlufte der Katholiken waren 
bedeutend genug. Der Marſchall von St.:Andre blieb auf dem Schladhtfelde, der Connetable 
von Montmorency wurde von den Hugenotten gefangen genommen, und ber Herzog Branz von 
Buife fand vor Orleans, welches er fogleich belagerte, bereit? am 18. Kebr. 1563 meuchlings 
feinen Tod. Seine Rechte und Anfprüde gingen mit einer Schulvenlaft von 200000 Zhlrn. 
auf feinen Sohn Herzog Heinrich von Guiſe über. 

Man fah ic daher um fo mehr zum Frieden genöthigt, va die Hugmotten mit den Eng: 

ländern in Verbindung getreten waren und ihnen bereitd Havre de Grace überliefert hatten, 
was indeflen von den Kathelifen gleichfalls bald wiedergenommen wurde. Der Friede fam da: 
ber durd das bereitd am 19. März 1563 zu Amboife erlaflene Ediet zu Stande, welches den 
Hugenotten die ihnen früher gemachten Zugeftänpniffe beftätigre, jedoch mit der Beichränfung, 
Daß in dem ganzen Diftricte von Paris ihre gotteödienftlihen Verſammlungen unterjagt fein 
ſollten. 
Bald darauf, am 17. Aug., erklärte ſich der dreizehnjährige König dem von König Karl V. 
(1379) erlaflenen Bejege, welches die Volljährigkeit des Könige duf das vierzehnte Jahr feit- 
geſetzt hatte, zum Troge durch ein an das Barlament von Rouen erlaſſenes Ediet für münpig. 
Die Königin: Mutter ſah ſich zu dieſem Schritte vorzüglich deshalb bewogen, weil fie deſto 
fiherer im Beige ver Negierungsgewalt zu bleiben hoffte. Allein das Parlament von Baris 
weigerte jih anfangs das Ediet einzuregiftriren , meil es für fich das Recht in Anfpruch nehmen 
zu müflen glaubte, daß ihm die Anerfennumg der Gültigkeit der Eöniglichen Ediete vor jedem 
andern Parlamente des Königreichs zuftehe. Es wurde ihm aber bei diefer Gelegenheit durch 
mehrere königliche Erlaſſe bedeutet, daß eine folde Brüfung ver königlichen Evicte eigentlih gar 
nicht zu feinen Befugniſſen geböre. Denn es jet nur ein Gerichtöhof, welchem geeignete Bor: 
ftellungen nur dann erlaubt fein jollten, wenn die königlichen Edicte etwas Gemeinſchädliches 
zu enthalten ſchienen; auch in dieſem Kalle ſei es indeflen verpflichtet, die Einregiftrirung vor- 
zunehmen, jobald ver König bei feinem Beichluffe beharre. Das war für die auch in Zufunft 
noch feftgebaltene Barlamentspraris natürlich von höchſter Wichtigkeit. 

Unterdeffen dauerte die Gärung auf dem Gebiete des religiöfen Varteikampfes auf die be— 
denflihfte Weiſe fort. Bereits im Jahre 1564 wurden kurz nad dem Abichluffe des Friedens 
mit England, dem zufolge Galais Frankreich gegen ein Xöjegeld von 120000 Thin. verblieb, 
die Rechte der Hugenotten dur ein Fünigliches Decret wieder bedeutend beihränft. Darauf 
brachte die unheilwolle geheime Verftändigung der Königin: Mutter und bed Königs mit der 
Königin von Spanien, Ijabella von Brankreih, und dem Herzog von Alba über die gänzliche 
Audrottung der Keger bei ihrer Zufanmenfunft zu Bayonne im Juni 1565 den Groll der 
Hugenotten ın Frankreich ſowol wie in den Niederlanden abermals zum Ausbrud. Nachdem 
bereits im Jahre 1566 das Feuer des Aufruhrs in den Niederlanven in heilen Flammen auf: 
Helodert und der Herzog von Alba feit Auguft 1567 bemübt gewefen war, vaflelbe durch jein 
blutiged Regiment auszulöfhen, griffen aud im Frankreich bie Hugenotten unter Gonde und 
Goligny wieder zu den Waffen, um ihre einmal erlangten Rechte zu ſchützen. Ihr Plan war 
auch diesmal, ſich zunächſt der Perfon des Königs zu bemächtigen. Allein er wurde durch die 
Flucht deſſelben von Monceaur nad Paris vereitelt, worauf e8 am 10. Nov. 1567 zu ber zwar 
nur furzen, aber blutigen Schlacht bei St.:Denis fam. Der Gonnetable von Montmorency 
verlor in verfelben das Leben; die Hugenotten galten aber nichtöbeftoweniger für die Geſchla— 
genen, obgleich Nie ih nochmals der Stadt Orleans bemächtigten. 

Der im März 1568 auf den frühern Grundlagen zu Longjumean erneuerte Friede fonnte 
aber then um deswillen nicht von Dauer fein, weil man e8 von feiner Seite damit ernſtlich 
meinte, Er währte, deshalb au gemwöhnlid La petite paix genannt, faum ſechs Monate. 
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Wer jur Mäßigung rieth, wurde als Schwätzer, Volitiker, wie man es nannte, für verdächtig 
erklärt, wie z. B. ſelbſt der edle Kanzler de L'Hopital, welcher es für gerathen hielt, ſich lieber 
ganz vom Hofe zurückzuziehen. Der Krieg wurde nun aber mit um jo größerer Erbitterung 
geführt, weil aud Pie deutihen Fürſten mit in venfelben verwidelt wurden. Denn während ver 
Kurfürft von der Pfalz den Hugenotten zu Hülfe fam, wurde der König von Herzog Johann 
Wilhelm von Sachſen mit einem Hüffscorps unterftügt. Ein Anſchlag, den Prinzen von 
Eonde und Admiral Coligny, welche fi auf ihre Güter zurückgezogen hatten, ald Grfangene 
hinwegzuſchleppen, wurde zwar noch rechtzeitig durd ihre Flucht vereitelt, allein in der un— 
glücklichen Schlacht bei Jarnac (13. März 1569), wo der zum Generalftatthalter des Königs 
ernannte Herzog Heinrich von Anjou den Hugenotten eine gänzliche Niederlage beibrachte, fand 
Conde jeinen Tob, während Coligny, weldem nun der junge König Heinrich von Navarra und 
der ſechzehnjährige Prinz Heinrih von Conde als Häupter der proreftantifhen Partei zur 
Seize traten, ibre Hauptftüge blieb. Noch einmal behielt er in einem Gefechte bei Roche-la⸗ 
Belle im Limouſin (25. Juni) die Oberhand über den Herzog von Anjou, unterlag aber dann 
mit deſto ſchwererm Berlufte in der mörderiihen Schlabt von Moncontour (3. Det.). 

Gleichwol ſah ſich die katholiſche Partei, nachdem Coligny im nächſten Jahre wieder einige 
Vortheile errungen hatte, abermals zum Frieden genöthigt. Abgeſchloſſen zu St.:Germain: 
en⸗Laye den 18. Aug. 1570, verſchaffte er den Hugenotten nicht nur ausgedehntere Rechte in 
Betreff ihrer Religionsübung, jondern auch den Zutritt zu allen Amtern, Überhaupt ſchien 
jegt ein milbered Verhältniß zwiſchen beiden Parteien eintreten zu follen, indem man mit dem 
Blane umging, den jungen König von Navarra mit ver Schweſter des Könige, Margarerha 
von Baloid, zu vermählen. Die Vermählung wurde auch zu Anfang des Jahres 1572, gleidh- 
ſam als Verſöhnungsfeſt, wirklich vollzogen. Allein ſchon mar der teuflifche Plan im Werke, 
ñch mir einem male der Hugenotten durch jenen entſetzlichen Gemaltftreich zu entlevigen, welcher 
die Bartholomäusnacht (24. Aug. 1572) zu einem der größten Schandflede in der Geſchichte 
Frankreichs und der Menſchheit überhaupt gemacht hat. Coligny fiel ald ein® der erſten Opfer 
dieſer Schreckensnacht, und nachdem Baris einmal das Beifpiel gegeben hatte, erftredte ſich die 
fanatiihe Mordluſt auch über fat ganz Frankreich, obgleich die Zahl der Unglücklichen, melde 
ihr unterlagen, hinterher weit übertrieben worven ift. Denn in einigen Brovingen trat ihr die 
Meniclichkeit der königlichen Gouverneure felbit ſogleich mir glüdlihftem Erfolge entgegen. 
Der König von Navarra und ver Brinz von Conde retteten ihr Xeben dur augenblidlihen 
Übertritt zu der alleinfeligmadenden Kirche. Um das Maß der Schmach voll zu machen, er: 
flärte fi der König, welcher anfangs die Schuld dieſer Greuelthaten dem Herzog von Guiſe zur 
Laſt legte, am Ende noch jelbft für den Urheber derielben und bradte es dahin, van Admiral 
Goligny durch einen förmlichen Richterivrırh des VBarlamentd von Baris nachträglich noch 
in efögie zum Galgen verdammt wurde. Allein jeit viefem unheilvollen Tage ſchien dieſer 
Fürft auch, wie Brantome fagt, ganz verändert zu fein; man meinte in feinen Zügen nidt 
mehr jene Milde zu finden, welche nıan vorher in ihnen immer bemerft haben wollte. 

Die ſchlimmen Nachwehen konnten natürlich nicht ausbleiben. Während im ganzen Reiche 
Elend und Entmuthigung zunahmen und das koͤnigliche Anfehen immer tiefer janf, wuchs ber 
Groll und die Erbitterung der proteftantifchen Partei bis zur Verzweiflung. Bereits im Jahre 
1573 griff fie wieber zu den Waffen, indem fie ſich weigerte, die ihr nur zeimveilig überlaffenen 
feften Plätze zurüdzugeben. Montauban und Larochelle, wo die Hugenotten die Oberhand 
hatten, traten diedmal an die Spige ver Bervegung. Das legtere wurde von dem Herzog von 
Aniou vergeblich belagert. Nachdem er dabei faft feine ganze Armee verloren hatte, mußte er 
A zu einem Vergleiche verftehen, welcher den Hugenotten den vollftändigen Beſitz ihrer Rechte 
und Breiheiten gewährleiftete. Die Erhebung des Herzogs von Anjou auf den polnischen 
Königäthron, noch mährend er vor Larochelle lag, beichleunigte dann nur die Erneuerung des 
Sriedend, welder am 1. Juli 1573 unter gleich günftigen Bedingungen für die Proteftanten 
abgeſchloſſen wurde. 

Allein nicht blos das religiöſe Intereſſe, jondern auch das allgemeine Misvergnügen über 
die troftlofe Lage des Reichs gab jeht den Hugenotten Macht und Stärke. Am Hofe jelbft bil: 
dete ſich eine ſtarke Partei, welche, mit dem Namen der Politiker bezeichnet, gar fein Bedenken 
trug, ſich mit den Hugenotten zu verbinden, um mit ihrer Hülfe eine durchgreifende Reform ber 
Reiheverwaltung zu erzwingen. Der jüngfte Sohn der Königin-Mutter, Franz Herzog von 
Alencon, trat mit den Montmorencns felbft an die Spitze diefer Partei. Gr follte von den zu: 
jammenberufenen Reichsſtänden zum Generalftatthalter des Königreich ernannt werden. Al— 
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lein die Königin Mutter, bei Zeiten davon unterrichtet, vereitelte ven Plan durch die Verhaftung 
ihres Sohnes und des Königs von Navarra. Der Prinz von Gonde entkam glüflih nah 
Deutihland, während die Marjchälle von Montmorency und de Coſſe in die Baftille geworfen 
wurden und La Maule und Goconnes ihre Anhänglikeit an den: Herzog von Alencon jelbft 
mit dem Leben büßen mußten. Die Eoalition der Hugenotten und der Politiker lebte nichts— 
deitomweniger fort, und fhon war der Krieg gegen biejelbe wieder im vollen Gange, als ver am 
30. Mai 1574 erfolgte Tod des Könige den Herzog von Anjou, welcher faum den polnifchen 
Thron beftiegen hatte, als König Heinrich II. nach Frankreich zurückberief. 

So trübjelig aber auch die Regierungszeit Karl's IX. für Frankreich war, fo fehlte es ihr 
doch nicht an einigen Lichtpunkten, namentlich in Bezug auf die Fortbildung einer beilfamen 
Gefeggebung und Rechtöpflege, um welche ſich vorzüglich der Kanzler Michel de L'Hopital (gefl. 
1573) die weientlihften Verdienſte erworben hatte. Wenn ungeachtet der gänzlihen Auflöſung 
georbneter Zuftände Gefeg und Recht doch nod bei Kraft und Achtung erhalten wurden, To 
war ed vor allem der Umfiht und Stanbhaftigfeit zu danken, womit diefer ausgezeichnete 
Staatdmann das Rechtsbewußtſein in der Nation auf eine Weife lebendig zu erhalten wußte, 
welche auch noch in der Folgezeit ihre Früchte getragen hat. Nur war bie funfzehmjährige Re: 
gierung des ihwahen Königs Heinrich IH. (1574— 89) am wenigften dazu gemadt, fogleih 
wieder zum Beflern zu führen. 

Nachdem der fterbende König einmal die Königin:Mutter bis zur Rückkehr feines Bruders 
aus Polen zur Regentin ernannt hatte, bebielt die fanatifche fatholifhe Bartei die Oberhand. 
In einer furz nad den Tode des Königs gehaltenen Berfammlung ihrer Häupter wurde die 
Fortſetzung des Kriegs gegen die Koalition beichloffen, obgleich ſelbſt Kaiſer Marimilian umd 
Die Venetianer dem jungen König bei feiner Rüdreife aus Bolen zu weifer Nachgiebigleit ge: 
rathen hatten. Auch jchien der Krieg, unter der Führung des Herzogs von Alencon, des Könige 
Bruder, und ded Königs von Navarra, welde beide, der Gefangenſchaft entronnen, ſich wieder an 
die Spige der Hugenotten geftellt hatten, einen höchſt gefährlichen Charakter annehmen zu 
wollen, al fi die Königin: Mutter, aud Furcht vor der wachſenden Macht der proteftantifchen 
Wartei, bereitd am 6. Mai 1576 wieder zu einem Frieden verfland, welder den Hugenotten 
abermals eine anfehnlice und dauernde Erweiterung ihrer Rechte und Freiheiten fichern zu 
müflen ſchien. 

Sie ſollten nicht nur im ganzen Reihe, mit einziger Ausnahme von Paris, unbeichränfte 
Religionsübung geniepen, fondern auch — und das war von höchſter Wichtigkeit — berechtigt 
fein, in den acht Barlamenten des Reiche je eine eigene, zu gleichen Teilen aus Katholiken und 
Reformirten (de lareligion pretendue reformee) zufammengejegte Kammer zu bilden (Cham- 
bres mi-parties), welde die Streitigfeiten beider Barteien in letzter Inftanz zu entſcheiden 
haben würde. Überdies verftand ſich der König dazu, der Goalition acht der bedeutendſten Städte 
des Reichs ald Garnifondorte zu überlaffen, das gegen Goligny und die übrigen Hugenotten ge= 
fällte Bervammungsurtheil zu cafjiren und ihren Erben die confidcirten Güter zurückzugeben, 
und endlid dem Herzog von Alencon die Herzogthümer Anjou, Maine, Touraine und Berm 
mit allen ihren Einkünften als Apanage zu überlaffen. Auch follte innerhalb ſechs Monaten 
ein allgemeiner Reihötag einberufen werben, auf weldem alle Befchwerben zur Sprade ge: 
bracht und womöglich erledigt werben ſollten. 

Noch nie waren den Hugenotten fo bedeutende Zugeftänpniffe gemacht worden. Allein diefe 
Nahgiebigkeit, diefe Schwäche des Königs, welder ganz in den Händen feiner Günftlinge 
(Mignons) nur an die Befriedigung feiner Sinnenluft und Vergnügungsfucht dachte, empörte 
die firengkatboliihe Partei nur um fo mehr. Der fhon von dem Garvinal von Lothringen 
(get. 1574) entworfene Blan einer Heiligen Ligue (La sainte ligue) zum Schuge der fatbeli: 
ſchen Religion kam jegt zur Ausführung. Herzog Heinrich von Guife und fein Bruder Ludwig, 
der Garbinal, traten an die Spige derfelben, und der Adel der Picardie, im Vereine mit ven 
ftäntifhen Behörden von Peronne, verftand ſich zuerft zu förmlicher Unterzeihnung des betref: 
fenden Bundesvertrags (Traite de Peronne). 

Blutige Reibungen mit den Qugenotten an mehreren Örten waren die nächſte Folge davon. 
Dann mußten ed die Guiſen durchzuſetzen, daß die zu Anfang December 1576 nach Blois ein: 
berufenen Reichsſtände den legten Frieden mit den Reformirten für null und nichtig erklärten 
und fogar ven König von Navarra und den Prinzen von Gonde förmlich aufforberten, perjön: 
lich in Blois zu erſcheinen, um zu dem Edicte, welches die Ausübung der katholiſchen Religion 
für allein zuläſſig erklärte, ihre Zuſtimmung zu geben. Nachdem ſich aber einmal der Herzog 
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von Anjou (Alengon) für die Ligue erklärt hatte, glaubte aud der ſchwache König den Gefahren, 
‚welche ſie dem Throne bringen zu müflen ſchien, nicht beifer entgehen zu können, ald dadurch, 
daß er ſich ſelbſt an ihre Spige ftellte. Was blieb da den Hugenotten wol nod anderes übrig, 
als ihre einmal ſchwer erfänipiten Rechte jofort wieder mit den Waffen in der Hand zu ſchũtzen? 

Der Krieg war aber diedmal nur furz und ohne bedeutende Greigniffe. Furcht vor der 
Hülfe, welche die Proteftanten vom Auslande her erhalten möchten, bewog den König, die Wie- 
derherſtellung des Friedens möglichft zu beichleunigen. Bereitd am 8. Det. 1577 zu Poitiers 
abgeſchloſſen, beichränfte er zwar wieder etwas die den Hugenotten gewährte Religionsfreiheit, 
lieg ſie aber doch im Belig ihrer acht Feſtungen und ber Theilnahme an den Berathungen des 
Parlaments in Religionsjahen. Wie Hätte indeflen viejer Friede von Dauer fein fünnen, da 
mar von feiner Seite ernfllih daran date, den eingegangenen Berpflitungen gerecht zu wer: 
den? Eine zu Anfang des Jahres 1579 zu Nerar abgehaltene Gonferenz, wo Die noch ftreitigen 
PBunfte zum Austrag gebracht werden follten, führte zu nichts. Der König von Navarra wollte 
daber abermals Entſcheidung durch dad Schwert. Allein va der Herzog von Anjou damals 
fein Auge vorzüglih auf die Befignahme der Niederlande gerichtet hatte und auch noch von 
feiner beabfihtigten Vermählung mit der Königin Elifabeth von England ſehr in Anſpruch ge- 
nommen wurde, fo wurde der Krieg in den nächften Jahren nur lau fortgeführt. 

Erſt nad dem am 10. Juni 1584 erfolgten Tode des Herzogs befam er wieder einen ern= 
fern Sharafter. Denn nun mifchten ji in die religiöfen Intereflen auch noch dunaftifche Be— 
firebungen. Der Umſtand, daß der König Heinrih von Navarra, aud dem Hauſe Bourbon, 
welder bei dem vorausſichtlich bald eintretenden gänzlichen Audfterben des Hauſes Valois die 
nächſte Anwartſchaft auf den Thron hatte, ein Keger war, murbe von den Guiſen benutzt, ihre 
vermeintlihen Anſprüche an denjelben geltend machen zu wollen und der Heiligen Ligue wieder 
neues Leben zu geben. Doc wagte der Herzog Heinrich von Guiſe nicht ſogleich jelbft offen als 

Kronprätendent hervorzutreten, jondern jchob zunächſt den alten Garbinal Karl von Bourbon, 
Oheim des Königs von Navarra, vor, um nur erit für vie Verflärfung feiner Bartei Zeit zu 
gewinnen. Auch ging der alte geiftliche Herr auf den Plan ein und nahm in einem am 1. März 
1585 erlaflenen Manifefte, wodurch er die Nation aufforderte, die Krone dem katholiſchen 
Zweige des königlichen Haufed zu erhalten, förmlich den Titel des erften Bringen von Geblüt 
an (premier prince du sang), indem er zugleich die Herzoge von Lothringen und Buife zu 
Häuptern (Lieutenants generaux) der Ligue erflärte. 

Als darauf die Liguiften den Krieg begannen und fib unter andern der Städte Toul und 
Verdun bemädtigten, warf ſich auch der ſchwache König ganz in ihre Arme. Durd) einen am 
7. Juli 1585 zu Nemourd, abgeihloffenen Vertrag überließ er ihnen nicht nur zehn Fe— 
lungen, jonvern forderte auch die Hugenotten auf, die ihrigen wieder zu räumen, während 
überhaupt fortan die Ausübung ihrer Religion im ganzen Reiche bei ftrengen Strafen verboten 
fein follte. Da blieb natürlich venfelben feine Wahl mehr. Der König von Navarra und der 
Vrinz von Conde ſuchten ihre Rechte, obgleih Bapft Sixtus V. fie in den Bann gethan und der 
Thronfolge für unfähig erflärt hatte, ohne weiteres wieder mit den Waffen zur Geltung zu 
bringen. Dieſer Krieg der drei Heinriche, wie er in der Geſchichte genannt wird, nämlich des 
Königs Heinrich Il. an ver Spige der Rovaliften, des Königs Heinrib von Navarra als 
haupt der Hugenotten und bed Herzogs Heinrich von Guije ald Führer der Ligue, wurde aber 
num dem Throne um jo gefährlicher, da die über die Schwäde und ven Wanfelmutb ded Königs 
empörte firengfatholifche Bartei gegen ihn noch mehr wie gegen die Yagenotten eine entſchie⸗ 
den feinbliche Stellung einnahm. 

Ihr Organ war in diefer Beziehung. die unter dem Ginfluß ber Guiſen zu Varis gebildete 
ſogenannte Ligue der Sechzehn (nach den 16 Quartieren dieſer Hauptſtadt). Ihr Plan war, 
ſich der Krone und der Perſon des Königs zu verſichern; er kam aber zunächſt nicht zur Aus: 
führung, mweil ibr Anſchlag, fich der Baftille und des Arjenald zu bemächtigen, vereitelt wurde. 
Erft ald ver Herzog von Guiſe, nachdem er die deutſchen Hülfsvölker der Vroteftanten zurück⸗ 
geihlagen batte, im nächſten Fahre, ungeachtet des Verbots des Königs, jelbft mit ſtarkem Ge— 
folge in Varis erſchien, eilte die Kataſtrophe fhnell ihrer Entiheivung entgegen. Am 12. Mai 
1588 kam es in den Stragen von Paris zu einem blutigen Kampfe, in welchem die königlichen 

Truppen unterlagen (Journee des barricades). Der König rettete fih durch die Flucht nad 
Chartres, und der Herzog von Guiſe, welcher ih der Baftille und des Arjenald bemächtigt, 
blieb Meifter ver Hauptitadt. Notbgedrungen mußte fi der König zu einem Bergleiche ver: 
ſtehen, welder, zu Rouen unterzeichnet, ihm zum willenlofen Werkzeug der liguiftijchen Partei 
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madıte (Edit de reunion). Alle Proteftanten follten ihm zufolge ausgerottet werden, die 
Krone niemals einem Keger zufallen und der Herzog von Guiſe an der Spige der bewaffneten 
Macht fait unumſchränkter Herr fein. Auch jollte nun die längft beabfihtigte durchgreifende 
Reform der Reihöverwaltung auf dem für den September nad Blois einberufenen Reichstage 
endlich zur Ausführung fommen, natürlich ganz im Sinne der herrſchenden Partei der Guiſen, 
welche jich dort ſchon im voraus der Majorität der Stände verfihert hatte. 

Da trieben die ungemeflenen Forderungen dieſes Reichſtags und die täglich wachfende Ver— 
wegenbeit des Herzogs von Guife den König doch endlich zu dem verhängnißvollen Entſchluſſe, 
zu weldem er ih nur in der äußerften Verzweiflung eumannen mochte. Am 23. Dec. 1588 
ließ er ven Herzog und Tags darauf den Bruder deſſelben, den Gardinal von Guiſe, meuchlings 
aus dem Wege räumen und den Garvinal von Bourbon ind Befängni werfen. Aber nod Hatte 
er den Muth nicht, gerade auf Paris loszugehen und fi dort aud der übrigen nod mächtigen 
Häupter der Ligue zu entledigen. Herzog Johann von Mayenne, Bruder der ermordeten Gui— 
fen, welder zu Lyon glüdlich der ihm gleichfalls zugedachten Verhaftung entgangen war, trat 
jegt an die Spige derfelben, und ein Ausſchuß des Reichſtags von 40 Mitgliedern übernabın 
das Generaldirectorium des Reichs, während die Liguiften auf die Nachricht von der Ermor- 
dung des Herzogs von Guiſe und feines Bruders überall, namentlich zu Paris, die entfeglich- 
ften Exceſſe verübten. 

Mitten unter ver allgemeinen Verwirrung, welde das Neid an ven Rand des Abgrunds 

brachte, ftarb die vorzüglichfte Urheberin all dieſes Unheil, vie Königin: Mutter, Katharina 
von Medici, am 5. Jan. 1583 zu Blois. Noch auf den Todtenbette bezeichnete fie dem Könige 
die Ausſöhnung und Bereinigung mit dem Könige von Navarra und feiner Partei ald das ein 
zige Mittel, ven Thron zu retten. Denn jhon hatte die Sorbonne durd ein förmliches Deeret 
feine Unterthanen ihres Eides der Treue entbunden, während der Herzog von Mayenne, welchet 
nad Varis geeilt war, von dem bis auf 50 Perfonen verftärften Rathe der Sechzehn (Conseil 
de union) zum Oeneralftatthalter des Reihe und der Krone und der Herzog von Aumale zum 
Gouverneur von Paris ernannt wurde. 

In diefer Beprängnif folgte der König, welcher bereitd im Febrnar das Parlament von 
Baris theils nah Tours, theild nah Ehälons-fur:Marne verlegt hatte, dem Mathe feiner fler- 
benden Mutter. Im einer Zufammenfunft unweit Tours jühnte er jih mit dent Könige von 
Navarra aus, welcher ihm ſofort feine ganze durd 10000 Mann Echmeizer verflärkte Armee 
zur Verfügung ftellte, An der Spige von 30000 Mann erſchienen darauf beide Könige, nad: 
dem jie über die Truppen der Ligue einige Vortheile errungen hatten, vor Baris, welches ver 
Herzog von Mayenne vertheidigte. Kaum hatten jie aber ihr Lager in der Nähe von St.Cloud 
aufgeihlagen, als ein fanatijcher Jafobinermönd, Jacques Element, am 1. Aug. 1589 Heinz 
rich III. meuchlings überfiel und ihm eine tödliche Wunde beibradhte. Der Mörder wurbe auf 
der Stelle von der Leibwache des Könige niedergemadt, während diefer erft amı folgenden Tage 
feinen Geift aufgab. Diejer Königsmord galt allgemein als ein Werk der Ligue. Die Herzogin 
von Montpenjier, Schwefter des Herzogs von Guife, fol den weſentlichſten Antheil daran ge— 
habt haben. 

V. Unter den Bourbonen. Sterbend hatte der König noch den König Heinrich von 
Navarra zu feinem Nachfolger erklärt. Diejer nahm fofort auch ald ver erjte König von 
Frankreich aus dem Haufe Bourbon den Namen Heinrich IV. an. Allein mod) koſtete es ſchwere 
Kämpfe, ehe er in den ruhigen Befig des Throns gelangte. Obgleich er von dem größten 
Theile der einflußreichſten Vaſallen, Broteftanten ſowol mie Katholiken, fofort anerfannt 
wurde, fo wollte Doch die wenn auch unter ſich ſelbſt Schon zerfallene Rigue nicht ohne Kampf das 
Feld räumen. Sie fhob abermals den hochbejahrten, noch in der Gefangenſchaft befindlichen 
Gardinal von Bourbon unter dem Namen Karl’ X. ald Gegenfönig vor. Zum Glück ftarb 
biefer jedoch bereitd am 9. Mai 1590 in feiner Haft, und der Herzog von Mayenne, welcher ſich 
zum Generalftatthalter des Königreichs erklärte, hatte doch den Muth nit, die Hand ſelbſt 
nad) der Krone auszuſtrecken. Auch mar er nicht vom Waffenglück begünftigt. 

Heinrich IV. hatte ih zwar mit feiner geſchwächten Armee von Paris nach der Normandie 
zurückgezogen, brachte aber dent Herzog von Mayenne, welher ihm mit einem dreimal ftärfern 
Heere gefolgt war, bei Argues, in der Nähe von Dieppe, eine gänzliche Niederlage bei, worauf 
er, durch engliſche Hülfstruppen verftärkt, fofort wieder vor Paris erſchien und fich auch zum 
Theil der Vorſtädie bemädrigte, aber dur vie feindliche Übermacht unter den Herzogen von 
Mavenne und Nemours nochmals zum Rüdzug genötbigt wurde. Gin zweiter entſcheidender 
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Sieg über die Liguiften bei Jury, am 14. März 1590, bahnte ibm abermald den Weg nad 
Paris, weldes er jegt wol leicht hätte nehmen fönnen, wenn ihn nicht die Spanier, welde 
König Philipp IL der Ligue unter den Herzog von Parma zu Hülfe geſchickt, genöthigt hätten, 
die Belagerung wieder aufzuheben. , 

Während er nun die Spanier nad) den Niederlanden zurückdrängte, entbrannte dad Kriegs— 
feuer aud in den übrigen Theilen des Reichs, in der Bretagne, in der Provence und vorzüg: 
lich in der Unigegend von Parid. Vergeblich verfuchte jih der König im Jahre 1591 zum drit: 
ten male gegen dieje Hauptſtadt und dann auch gegen Rouen, welches von den nochmals aus 
den Niederlanden herbeigeeilten Spaniern unter dem Herzoge von Parma entjegt wurde, 

Indeflen erreichten Noth und Verwirrung namentlich zu Baris, wo die Partei der Sech— 
zehn und die Noyaliften, die Politiker, ſich gegenfeitig die Herrſchaft ftreitig machen wollten, 
ven höchſten Grad. Die immer lebendiger werdende Sehnſucht nad) dem Ende dieſes heillofen 
Zuſtandes fanı dem Könige wefentlich zu ftatten. Der verwegene Plan der Sechzehn, den jun: 
gen Herzog von Guiſe mit der Tochter König Philipp's IL. zu vermählen und ihn dann auf 
den Thron zu erheben, ſcheiterte an dem entjhloffenen Wiverftande des Herzogs von Mayenne 
und des Parlaments von Paris, und während Papſt Gregor XIV. den König in den Bann 
tbat, mußte ſich diejer durch die Erneuerung der zu Gunſten der Proteftanten erlaffenen Edicte 

deren mächtiger Hülfe zu verjichern. 

Um jo mehr fonnte er ed wagen, die Macht der Ligue dur einen letzten entſcheidenden 
Schritt zu breden. Am 25. Juli 1593 erklärte er in der Kathedrale von St.:Denis förmlich 
feine Nüdfehr in den Schoß der katholiſchen Kirche, und am 17. Sept. ertbeilte ihm Papft 
Sirxtus V., nachdem ſich freilich in feinem Namen die Gardinäle Duperron und d'Oſſae vor legterm 
gedemüthigt hatten, die Abjolution. Sein weitblidender Geift hatte darin, joviel ed ihm auch 
Liberwindung foften mochte, das einzige und wirfjamjte Mittel erfannt, die Parteien zu vers 
föhnen, dem Bürgerfriege ein Ziel zu fegen und feine Macht für die Dauer zu befeitigen. 

Wie richtig er aber dabei gerechnet batte, beweiſt am beften der Umftand, daß anfangd die 
fpaniſche Partei, der Papft und die Ligue, welche doch feine Kegerei zum Vorwand ihrer un= 
verjöhnliden Feindſchaft gegen ihn gebraudten, ſich jegt diejer feiner Befehrung aus allen 
Kräften wiverfegten. Namentlih zu Paris wurden ihre Aufhegereien bis aufs Außerjte ger 
twieben. Ein Morvanihlag auf ihn wurde nur dur einen glüdlihen Zufall vereitelt. Die 
Hauptſache war indeſſen, daß jeine Bekehrung ihren Zwed nicht verfehlte. Nachdem ſich ſchnell 
nadheinander mehrere der bedeutendern Städte des Reichs, Meaur, Pontoije, Orleand, Bourgeß, 
Zyon u. |. w., für den König erflärt hatten , öffnete ihm am 22. März 1594 vie Partei, welche 
ſich dort längft im ftillen für ihn gebildet hatte, und an deren Spige der Marſchall de Briſſac, 
die Präjidenten ded Barlamentd Lemaitre und de Mole und der Prevöt des Marhands L'Huil— 
lier ftanden, auch die Thore von Parid. Er nahm davon faft ohne Schwertftreih Beſitz, ehe 
nur die Liguiſten zur Befinnung kommen fonnten. Die Häupter derjelben und die nod dort 
befindlihen ſpaniſchen Truppen zogen ji in aller Eile zurüd. Der Herzog von Mayenne 
hielt es für flug, fich bei Zeiten mit dem Könige auszuföhnen; das aus Tours und Chaͤlons zu: 
rückgekehrte Parlament erklärte alle gegen den König und feinen Vorgänger erlaffenen Acte der 
Ligue für null und nichtig, und fümnıtlihe Städte des Reichs, welche bisher noch auf feiten 
derjelben geſtanden hatten, beeilten ih, in der Anerkennung des Königs dem Beijpiele der 
Hauptftadt zu folgen. 

Nur in der Picardie und in der Bretagne, wo der Herzog von Mercoeur an der Spige der 
Rebellen ftand, dauerte der Widerſtand noch bis zum Jahre 1598 fort, bid endlich aud der 
Herzog feine Unterwerfung infolge eines Vergleichs erklärte, dem gemäß feine Tochter nıit dem 
legitimirten natürligen Sohne Heinrich's IV., Cäfar Herzog von Vendöme, vermäblt wurde, 
welden der König bei diefer Gelegenheit mit einer ſehr reihen Apanage bedachte. Noch in dem: 
jelben Jahre, am 30. April 1598, wurde dann aud das berühmte Edict von Nantes erlaſſen, 
weldes die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe und die religiöfen Freiheiten der Proteftanten für alle 
Zeiten feſtſtellen follte, fowie am 2. Mai der Friede zu Vervins abgeihloffen, welcher dem ſeit 
dem Jahre 1595 mit wechfelndem Glücke gegen Spanien geführten Kriege ein Ende machte. 
König Philipp U. behielt demfelben zufolge zwar die Grafſchaft Charolais, im übrigen aber 

waren die Bedingungen deffelben für Frankreich nur günftig, namentlid auch infofern er we⸗ 
fentlih dazu beitrug, die Macht des Hauſes Ofterreih zu ſchwächen, worauf die auswärtige 
Volitik Heinrich's IV. vorzugöweife gerichtet war, und dann dem Reihe die lange entbehrte 
Ruhe brachte, melde ihn in den Stand jegte, feine Thätigkeit faſt ausſchließlich den großar— 
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tigen Reformen ber innern Staatöverwaltung widmen zu können, melde feine Regierung zu 
einer der glücklichſten und Heilfamften Epochen der Geſchichte Frankreichs gemacht haben. Die 
Wunden; welde die dreißigjährigen Bürger: und Religiondfriege dem Lande geichlagen hatten, 
erforderten zu ihrer Heilung allerdings ebenjo wol jene durchgreifende Entſchloſſenheit, mie vie 
ſchonende Umficht ver Behandlung, welche Heinrich IV. bei feinem Regierungsſyſtem auf wun— 
derbare Weije zu vereinigen und in Anwendung zu bringen wußte, 

Die wohlthätigen Folgen deflelben machten fih auch in der That in furzer Zeit durch die 
wieberhergeftellte Ordnung in allen Zweigen ver Verwaltung und den ſchnellen Aufſchwung 
des Nationalmohlftandes auf die erfreulichite Weife fühlbar. Bor allem war ed nöthig, in das 
völlig zerrüttete Finanzweien Ordnung und Regelmäßigkeit zu bringen. Die Staatdjhulten 
waren bis auf 330 Mill. Livres angewachſen, und nur mit den größten Schwierigkeiten fonnte 
den laufenden Bepürfniffen der Staatöverwaltung genügt werben. in bereits im Jahre 1596 
gemachter Verſuch, die Orpnung im Staatöhaudhalte mitteld eines zu dieſem Zmede ernann= 
ten befondern ſtändiſchen Ausichuffes wiederherzuftellen, ſcheiterte an der IInfähigfeit des Car— 
dinald von Gondi, Erzbiſchofs von Paris, welder ih den Vorfig deffelben angemapt hatte. 
Erft als der König im Jahre 1599 die obere Leitung feines Finanzweiend dem Marquis ron 
Rosni, nahmaligem Herzog von Sully, anvertraute, kam neues Leben in dafjelbe. 

Dieſer durch Scharfiinn, Redlichkeit und praftifhe Geſchicklichkeit gleih ausgezeichnete 
Staatsmann, ohne Zweifel einer der größten Financiers aller Zeiten, mußte nicht nur in kurzer 
Zeit in den ganzen Staatöhaushalt eine mufterhafte Ordnung zu bringen, jondern verftand es 
auch vortrefflih, vurh Hebung der gefammten Nationalthätigfeit neue und nachhaltige Hülfs— 
quellen für das Staatdeinfommen zu eröffnen. In den legten meift friedlichen elf Jahren der 
Regierung Heinrich's IV. wurde in dieſer Beziehung in der That Außerordentliches geleiftet, 
und von welder Wichtigfeit died war, trat vorzüglich dadurch zu Tage, daß aud in allen übri— 
gen Zweigen der Verwaltung Ordnung, Kraft und der wohlthätige Einfluß einer erftarften 
Staatsgewalt bemerflidh wurden. 

Darauf geftügt fonnte Heinrich IV. wol aud in feiner auswärtigen Politik feinen Blid be: 
deutend erweitern. Man weiß, daß er gegen Ende jeined Lebens jih in Verbindung mit Sully 
fehr lebhaft mit vem großartigen, aber doch etwas phantaftifchen Plane beihäftigte, alle Staa= 
ten Europas zu einer allgeneinen hriftlihen Republif (Association ou Republique tres- 
chretienre) zu vereinigen. Ihr angebliher Hauptzweck follte fein, durch eine neue Verthei- 
lung der Länder Europas das politiihe Gleichgewicht unter ven Mächten deſſelben herzuftellen. 
In Wahrheit aber war ed damit auf mweiter nichts abgeiehen als auf die Verminderung ber 
furchtbaren Macht des Hauſes Ofterreih, melde nun einmal ven Gardinalpunft der ausmär: 
tigen Politif des Königs bildete. Denn au damit, daß diefer allgemeine Fürſten- und Staa: 
tenbund mit dazu dienen jollte, nad Herftellung des allgemeinen Friedens in der chriſtlich— 
europäifhen Welt mit vereinten Kräften den Erbfeind des riftlihen Namend, die Türken, 
aus Europa zu vertreiben, war es fo ernſtlich nicht gemeint. 

Die orientalifhe Politik Heinrich's IV., welcher fih ſchon ald König von Navarra im 
Intereffe der Hugenotten mit der Pforte in geheime Verhandlungen eingelaflen hatte, ging im 
Gegentheil urfprünglih vorzüglih aud darauf hinaus, ſich mit verfelben auf einen möglichſt 
guten Fuß zu fegen, um fi ihrer Hülfe gegen das Haus Dfterreich, namentlih Spanien, zu 
bedienen. Erft ald er ſich in diefer Beziehung in feinen Erwartungen getäuſcht ſah, änderten ih 
feine Gefinnungen gegen diefelbe bedeutend, zumal da es ihn auch noch beſonders verdroß, daß 
theil® die Engländer, theils die Korfaren der Barbaresken den franzöfifchen Revantehandel 
und die Achtung der franzöflihen Flagge im Mittelmeere, wie er vermutbete, mit geheinter Zu: 
flimmung des Divans, auf jehr empfindliche Weiſe beeinträchtigten. Doc wollte er es auf 
dann nit bis zu einem förmlihen Bruce mit dem Großherrn kommen laffen, weil er immer 
noch die Hoffnung begte, e8 Fönne die Zeit fommen, wo er fid feiner Macht mit gegen Spanien 
bedienen fönne. Er wollte. fih nur darauf gefaßt machen, im Fall des damals ſchon vielfad er= 
warteten Untergangs ded Osmanischen Reichs in Europa, obgleich ex perfönlich nicht daran 
glaubte, auch feinen Antheil von den Trümmern deſſelben in Anſpruch zunehmen. Ob er indeſſen 
den ihm kurz vor feinen Ende, im Jahre 1609, von einem angeſehenen Griechen aus Candia 
vorgelegten Plan, ſich mitteld einer Erhebung der griehifchschriftlichen Bevölkerung im Osmani⸗ 
ſchen Reiche des wiederbergeftellten byzantiniſchen Kaiſerthrons zu bemächtigen, noch mirflic in 
ernfte Erwägung gezogen habe, muß dahingeftellt bleiben, da furz darauf, am 14. Mai 1610, der 
Mordſtahl Ravaillac’s feinem Leben und feiner großartigen Thaͤtigkeit ein unzeitiges Ziel jegte. 





Frankreich (Staatsgeſchichte) 527 


Die einzige praftifche Folge jenes Plans der europäiſch-chriſtlichen Republif war die Ein: 
mifhung des Königs in den Jülich: Klevefhen Erbfolgeftreit, indem er den Erben des Herzogs 
von Jülich zufolge des zu Anfange des Jahres 1610 zu Schwäbiſch-Hall abgeihloflenen Ver: 
trags ein Hülfscorps von 10000 Mann verfprad, um damit den Anfprüden des Erzherzogs 
Leopold von Ofterreih entgegenzutreten. (Liber dieſe intereffanten Verhältniſſe erlauben wir 
und auf die nähern Aufſchlüſſe zu verweilen, welche wir darüber vorzüglich aus handſchriftlichen 
Duellen zum erftien male im dritten Bande unjerer „Geſchichte des Osmanischen Reiche’ 
S. 490, 625 fg. und 859 fg. gegeben haben.) 

Wäre nur au übrigens der fo unerwartete Tod Heinrich's IV. für Frankreichs Zufunft 
nicht von fo verhängnifvollen Folgen gewefen! Was hätte aus Frankreich werden fönnen, wenn 
jeine Regierung und namentlich die innere Staatsverwaltung fogleih in demfelben Geiſte, mit 
der gleihen Anſicht und Tüchtigfeit in Bezug auf Zmede und Wahl der Mittel fortgeführt 
worden wäre! Daß dies aber eben nicht geſchah, hat die übrige Regierungszeit der Bourbonen 
überhaupt zu jener trübjeligen Epoche in ver Geſchichte Frankreichs gemacht, in welcher felbft ver 
trügerifhe Glanz großer Namen und hervorleuchtender Thaten die tiefer liegenden Übel, deren 
fortfchreitende Entwidelung am Ende zu der furdtbaren Kataftrophe des Umſturzes der alten 
Monarchie führen mußte, faum nothdürftig verhüllen Eonnte. 

Sogleich mit der von dem Parlamente zu Paris halb erzmungen, balb freimilliggut geheiße— 
nen Ernennung der KöniginMutter, Maria von Medici, zur Regentin während der Minder- 
jährigfeit des adhtjährigen Ludwig XIII. (1610—43) trat ein völlig veränvderte® Regie: 
rungsſyſtem zu Tage, fowol in der innern mie in der äußern Politit, Als eins der bezeichnend⸗ 
ften Merkmale deffelben muß e8 gelten, daß der edle Herzog von Sully, die Hauptflüge des 
politäfchen Syſtems Heinrich's IV., ih fofort vom Hofe zurüdzog und allem fernern Antheil an 
der Staatöverwaltung entjagte (geft. 1641). Zunähft war dies von den nadhtheiligften Ein— 
Aug auf die Finanzlage des Reichs. An feiner Stelle wurden drei Directoren der Finanzen 
ernannt, von denen jedod nur einer ald Generalcontroleur die oberſte Leitung derſelben behielt. 
Die Unordnung, welche infolge deſſen und der eingeriffenen Verfhmwendungen am Hofe im 
Staatshaushalte nur zu bald wieder bemerklih wurde, fonnte natürlich au nit ohne fhlimme 
Rüdwirfung auf die übrigen Zweige der Verwaltung bleiben, zumal da die Negentin felbft 
ganz unter der Herrihaft ihrer italienifchen Günftlinge , des Florentinerd Marquis Eoncint, 
Marihalls von Ancre, und feiner verfhwenderiihen Gemahlin Eleonore Galigai ftand. 

In der auswärtigen Politik offenbarte ſich die Umwandelung des Syſtems vorzüglid) in der 
Ausſöhnung mit Spanien, welche durd die bereitd zu Anfange des Jahres 1612 ver— 
fündigten Wechſelheirathen zwiſchen dem jungen Könige und der Tochter König Philipp's III., 
Anna von Ofterreich, auf der einen und der Schweiter des Königs, Eliſabeth, mit dem Infanten, 
nachmaligem König Philipp IV. auf der andern Seite ihre förmliche Weihe erhielt. 

Es konnte nicht audbleiben, daß dieſes neue Hofregiment der Weiber und Günftlinge unter 
den dem Throne am nächſten ſtehenden Großen des Reichs jelbft, Proteftanten ſowol wie Ratho- 
liken, arges Misvergnügen erregte. Sie zogen fih nad und nad fämmtlid vom Hofe zurüd 
und bildeten in aller Stille eine mädtige Partei, an deren Spige der Herzog von Bouillon 
fand, und zu welder namentlih Prinz Heinrich II. von Gonde, Gäfar Herzog von Vendöme, 
Heinrich Herzog von Mayenne, der Sohn des im October 1611 verftorbenen Hauptes ver Ligue, 
die Herzoge von Longueville, Guife, Neverd, Rohan, Lurembeurg u. |. w. gehörten. Sie jhien 
allerdings entichloffen zu fein, ſogleich zu thatſächlichem Widerſtande zu ſchreiten. Allein die 
Regentin wußte dies vorerft noch redhtzeitig durch einem am 15. Mai 1614 mit ihr zu St.:Me- 
nehould abgejchloffenen Vertrag abzuwenden, wodurch fie nit nur ihren Beſchwerden Abhülfe 
verſprach, jondern ſich auch verpflichtete, die Reichsſtände einzuberufen, um mit ihnen über die 
nörhigen Reformen in der Verwaltung zu Rathe zu gehen. 

Diefer Verpflichtung wurde auch noch in demjelben Jahre, kurz nad) der am 2. Det. erfolge 
ten Volljährigkeitserflärung des Königs, entſprochen, die Generalftaaten traten am 27. Det. 
zum legten male vor ihrer jo berühmt und folgenreih gewordenen Zufammenkunft im Jahre 
1789 zu Varis zufammen. Die drei Stände hatten ſich noch niemals jo zahlreich eingefunden. 
Der Adel war durch 132, die Beiftlichfeit durch 140 und der dritte Stand (Tiers-etat) durch 
182 Deputirte vertreten. Dagegen murde weber das Parlament noch die Univerfität, wie die- 
ſelbe verlangt hatte, zugelaffen. Die Berathungen führten indeflen zu nichts. Die Zeit wurbe 
mit den von dem Garbinal Duperron fehr ungeſchickt angeregten Streite darüber vergeubet, 
ob der geiftlichen Gewalt das Recht zuftehe, die Könige abzufegen oder nicht. 
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Die Partei dev Midvergnügten nahm daher eine nur um jo feindlichere Stellung gegen 
den Hof ein. Schon zu Anfang des Jahre 1615 wollte der Herzog von Bouillon das Bar: 
lament von Paris veranlaffen, eine außerordentliche Verlammlung der Brinzen und Bairs ein: 
zuberufen, um den Zuftand ded Reichs mir ihnen in Erwägung zu ziehen, allein die Königin: 
Mutter wußte den Plan zu hintertreiben und verwies dem Parlanıente diefe unbefugte Ginmi: 
fhung in die Staatsregierung in fehr ſcharfer Weile. Es fuhr aber nichtsdeſtoweniger Text, 
gegen die Handlungen der Negierung feine Protefte (remonstrances) einzulegen, welche natür: 
lich unbeachtet blieben. Das empörte die Miövergnügten um fo mehr, an deren Spige nun der 
Prinz von Gonde trat. Darauf gejtügt, daß der Vergleich von St.-Menchould nicht zur Aus: 
fübrung gekommen fei, erließ er ein geharnifchtes Manifeft gegen die Regierung, weiches der 
König jofort dur eine am 10. Sept. erlaffene Erklärung beantwortete, wodurch Conde und 
fein Anhang ald Majeftätöverbreher aller ihrer Güter und Ehren verluftig fein jollten. Der 
förmliche Ausbrud des Bürgerkriegs mar die natürliche Folge davon. Der König ſelbſt ent: 
ging mit genauer Noth den Nachſtellungen der Rebellen unter Gonde, ald er jih zu Ende des 
Jahres zum Vollzug der fpanifhen Doppelheirath nad Bordeaux begeben hatte. Allein wäb— 
rend es in mehreren Provinzen allerdings ſchon zu blutigen Handeln fam, mar diesmal der 
Krieg doh nur von furzer Dauer. Bereits im Mai 1616 kam zu Loudun ein neuer Vertrag 
mit dem Prinzen von Gonde zu Stande, welder ihm ſelbſt wejentlihen Antheil an der Regie: 
rung und den Hugenotten eine anjehnliche Erweiterung ihrer Nechte und Freiheiten verihaffte. 

Die Eoneini fonnten jedoch diejen gefäbrlihen Nebenbubhler nicht lange neben ſich dulden. 
Bereitd am 1. Sept. ließ der König Condé auf Betrieb des Marſchalls d'Anere verbaften 
und in die Baftille werfen, ein Gewaltftveich, welcher feine Bartei nur aufs neue zu den Warten 
tief. Eine unerwartete Kataftrophe machte jedoch auch jegt dem Kriege bald ein Ende. Ein jun: 
ger an ji unbedeutender Edelmann, Ladinet de Luines, welder jich die beſondere Gunſt ed 
Königs zu erwerben gewußt, redete ihm ein, daß die fortdauernde Herrſchaft der Königin: Mutter 
und der Goncini ihn am Ende nur ind Verberben führen werde, und brachte ihn felbft zu dem 
verzweifelten Entichluffe, jich ihrer mit Gewalt zu entledigen. Der Marfhall d'Auere verlor 
fogleih bei der gegen ihn verhängten Verhaftung am 24. April 1617 das Leben; feine Ge: 
mablin wurde vom Parlamente, da man jonft feinen ausreihenden Grund zu ihrer Verurthei— 
lung finden fonnte, ald Here zum Tode verdammt und erſt geföpft und dann verbraunt, und 
die Königin: Mutter mußte nach Blois ind Eril gehen, wohin ihr aud der erjt im vorigen Jahre 
durch den Marihall d'Ancre zum Staatäfecretär ernannte Bifhof von Lucon, Armand Du- 
pleſſis von Ridyelieu, welcher jpäter wieder fo bedeutend Hervortreten follte, folgen mußte. 

Von da nah Avignon verwiejen, wußte er ſich indeſſen bald fo unentbehrlich zu machen, daf 
ihn fein Hauptgegner, der zum Herzog erhobene de Ruine, felbit bereitd im Jahre 1619 von 
dort wieder zurücdberief. Er begnügte ih nun zuerft damit, zwiichen dem König und jeiner 
Mutter den Vermittler zu machen, und brachte aud no in vemjelben Jahre den Vergleich zu 
Angouleme zu Stande, infolge deffen die Ausfühnung fattfand und auch der Prinz von Conde 
feine Freiheit wieder erhielt. Schon im nächſten Jahre, 1620, fachte indejjen die Königin Mut: 
ter, nicht ohne Richelieu's geheime Ginwirfung, welder dabei am beften feine Recchnung zu finden 
glauben mochte, den Bürgerkrieg aufs neue unter vem Vorwande an, daß die Bedingungen des 
Vertrags von Angouleme nicht erfüllt worden feien. Gr fam aber faum zum Ausbrud, da das 
Erſcheinen des Königs an der Spige feiner Truppen in der Normandie ſchon hinreichte, die 
abermalige Unterwerfung der Königin: Mutter mitteld ded Vertrags von Angers zu bewirken, 
in welchem aud Nichelieu infofern für ich zu ſorgen wußte, ald er ji in einem geheimen Artikel 
das Verſprechen des Cardinalshuts ausbedang. 

Die Ruhe war indeſſen nur von kurzer Dauer. Denn als noch in demſelben Jahre vie 
Landihaft Bearn duch ein fönigliches Ediet mit ber Krone vereinigt wurde, brachte der zugleich 
erlaffene Befehl, daß die Hugenotten bie geiftlihen Güter, in deren Befig fie fi dort bereits 
feit 60 Jahren befanden, zurückgeben follten, den Krieg mit venjelben zum Ausbruch, welher 
mit mehreren Unterbrehungen bid zum Jahre 1629 dauerte. An ihrer Spige fanden damals 
die Herzuge von Rohan und Soubife. Ihr Plan ging auf nichts Geringeres hinaus, ald auf 
den Umfturz der Monardie, indem ſie Sranfreih in eine Art Republit ummandeln wollten, 
welche in acht Kreiſe getheilt werden jollte, an deren Spige je einer ver Ihrigen ſtehen würde. 
Allein indem mit wechſelndem Glüde geführten Kriege behielten, wenigſtens anfangs, die Fönig- 
lihen Waffen die Oberhand, und am Ende erihlaffte die Kraft der Hugenotten fo, daß üb 
ihre Häupter, namentlich der Herzog von Rohan, wieder unterwarfen und ji damit begnügen, 
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in dem im Jahre 1622 abgefchloffenen erſten Frieden wenigitend die Beftätigung des Eicts vorn 
Nantes zu erlangen. 

Indeffen Hatte aber auch der bereit im December 1621 plöglih, muthmaßlich infolge einer 
Vergiftung erfolgte Tod des allmächtigen Gonnetable Herzog de Luines eine gänzliche Um— 
wandelung deö Regierungsſyſtems berbeigeführt, welches jedoch feinen beſtimmt ausgeprägten 
Charakter erſt erhielt, nachdem es die Königin-Mutter im Jahre 1624 durchgeſetzt hatte, daß 
Richelieu, zum Cardinal erhoben, im Staatsrathe Sig und Stimme erhielt. Sein achtzehn 
jähriges, faſt unumſchränktes Walten war ed, was der zweiten Hälfte der Regierungszeit Lud— 
wig's XIII. den eigentlichen Stempel aufdrucle Es war eine mit ungemeiner Umſicht, Feſtigkeit 
und Conſequenz durchgeführte Despotie, bei welcher es vielleicht das Bemerkenswertheſte bleibt, 
daß ſich der Träger derſelben allen ihm feindlichen Elementen gegenüber, mitten unter den beſtän— 
digen Intriguen und Cabalen, welche feinen Sturz zum Zwecke hatten, dennoch bis and Ende ſei— 
ned Lebens auf der Höhe feiner Macht erhielt und fein Gewaltiyftem mit unerbittliher Strenge, 
Grauſamkeit und felbft Treulofigfeit nah allen Seiten bin zur Geltung zu bringen mußte. 

In der innern Politik faßte er dabei vornehmlich zwei Punkte ind Auge: die Vernichtung . 
der Proseftanten und vie Unterjohung der gegen ihn verfchworenen Großen des Reichs. Die 
Hugenotten hatten unter dem Vorgeben, dar die ihnen in dem legten Vertrage gemachten Zus 
fagen näücht erfüllt worden jeien, jhon im Jahre 1625 die Waffen wieder ergriffen und fi 
abermals in Larochelle feitgefegt, wo fie fi aud, von den Engländern unterftügt, anfangs 
mit den glüdlichften Erfolge zu halten mußten. No im Auguft 1627 wurde die Stadt von 
dem Könige felbft mit Richelieu und einem glänzenden Gefolge vergeblich belagert. Richelieu 
beſtand aber um ſo mehr auf ihrer Unterwerfung, da er ſie für das eigentliche Bollwerk des 
Calvinismus hielt. Es wurde daher im nächſten Jahre alles aufgeboten, die Stadt zur Über⸗ 
gabe zu zwingen. Schon im März wurde die Belagerung, unter des Königs eigener Führung, 
wieder begonnen. Sie zog ſich aber no den ganzen Sommer hin, bid endlich, nachdem die Eng⸗ 
länder nochmals vergeblich den Verſuch gemacht hatten, ihr vonder Seefeite Hülfezubringen, am 

283. Dct. 1628 die libergabe erfolgte und der König mit Richelieu am 1. Nov. daſelbſt ald 
Sieger einzog. Die Feſtungswerke wurden geſchleift, die Einwohner entwaffnet und mit ſchwe⸗ 
rer Geldbuße belegt, während die Stadt für immer ihre ſtädtiſchen —— verlieren 
und die katholiſche Religion wiederhergeſtellt ſein ſollte. 

Das gab den Hugenotten allerdings den Todesſtoß und wurde als einer der glänzendſten 
Siege der unerbittlichen Politik Richelieu's gefeiert, obgleich er theuer genug erkauft war. Denn 
dieſe legte Belagerung ſoll dem Schatze allein nicht weniger als 40 Mill. Livres gekoſtet Haben. 
Aber der Hauptzweck war erreicht. Die Hugenotten waren zu Boden geworfen und hatten 
keine Mittel mehr, ſich wieder auf die Dauer zu erheben. Im nächſten Jahre machten ſie zwar, 
während ber König ſich infolge des mantuaniſchen Erbfolgekriegs perſönlich nach Italien bege— 
ben hatte, den Verſuch, nochmals ihr Haupt im Süden zu erheben; allein nachdem die von 
ihnen beſetzten Plätze Privas, Alais und Montauban (20. Aug.) von den Königlichen wieder⸗ 
genommen waren, Eonnte ihre Unterwerfung als völlig beendigt gelten. 

Gefährlicher, langwieriger und folgenreicher war ohne Zweifel der Kampf, welchen ber Gar: 
dinal gegen die ihm feindlihen PBarteien unter den hohen Adel am Hofe und im Reihe zu 
beftehen hatte. Denn jie bedienten ſich nicht blo8 der Waffen, fondern fuchten aud durch im 
Finftern fchleihende Intriguen und Verfhmwörungen den Sturz ihres Gegners zu bewirken. 
Schon im Jahre 1626 wurde ein Mordanſchlag gegen ihn entdeckt, welder ven untergeorbneten 
Theilnehmern das Leben Eoftete und zunädft die Kolge hatte, daß ber Cardinal das Recht er— 
langte, ſich zu feiner Sicherheit mit einer eigenen Leibwache zu umgeben. Sie fonnte ihn aber 
nicht gegen die fortvauernden Gabalen feiner Feinde fhügen, welchen die unumfchränfte Gewalt, 
die er felbft über den König ausübte, immer unerträgliger wurde. Die Königin: Mutter fand 
jegt jelbjt an ihrer Spige und verlangte fhon im November 1630 von dem Könige mit Unger 
ſtuͤm die Entlaffung des allmächtigen Miniftere. Ex wußte jedoch mit verftellter Untermwürfig- 
feit jo gefchidt zu manövriren, daß ihn der König, ungeachtet er fchon wanfend geworben war, 
doch wieder zu Önaden annahm und ihm aufs neue, faft wider Willen, fein unbegrenzted Ber- 
trauen ſchenkte. Der Schauvlag dieſes politiihen Theaterſtreichs, bei welchem Nichelieu feine 
Rolle fo glücklich durchzuführen wußte, und welcher den geſchichtlich gewordenen Namen des 
Journee des dupes trägt, war dad damals noch ſehr beſcheidene, erſt im Jahre 1627 von 
Zudmwig XII. erbaute Jagdſchlößchen zu Verfailles, welches fpäter in feiner großartigen Ermei= 
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terung der Zeuge fo vieler glänzender, aber auch tragifcher Momente ber franzöſiſchen Geſchichte 
erworben ifl. 

u Die beiden Hauptgegner des Garbinals, die Königin: Mutter und ded Königs eigener Bru— 
der, Gafton, Herzog von Orleans, mußten das Feld räumen. Jene zog fih nad Brüffel, dieſer 
nad Lothringen zurüd, wo er gegen den Willen des Königs die Schwefter des Herzogs Karl 
heiratete. Ihr Anhang, der angefebenfte Hofadel, wurde theild ind Eril geſchickt, theils in die 
Baftille geworfen. Niemand wagte mehr gegen den mächtigen Cardinal die Stimme zu erbe: 
ben, welcher dieſe Cabalen geihict dazu benugte, ſich einiger Hauptpläge von Lothringen zu 
bemächtigen und ven Herzog von Orleans durd den Vertrag von Bie, vom 31. Dec. 1631, 
gleihfall® zum Nüdzug nah Flandern zu nöthigen. Aber ſchon im nächſten Jahre fiel ver 
Herzog, von ſpaniſchen Hülfsvölkern unterflügt, wieder in Burgund ein, mußte fi jedoch nad 
einigen verunglücten Unternehmungen in dem am 26. Juni 1632 zu Liverdun abgefchloffenen 
Vertrage abermald unterwerfen und dem Könige mehrere Bläge überlaffen, worauf er voll 
Ingrimm noch in vemjelben Jahre den Bürgerfrieg wieder in Languedoc mit glei geringem 
Erfolge anfachte. Der Herzog von Montmorenen, Marſchall von Frankreich, welcher fih für 
ihn erklärt hatte, mußte, in dem Gefecht bei Gaftelnaudary indie Gefangenſchaft gerathen, feinen 
Abfall zu Touloufe auf dem Schaffot büßen, während der Herzog jelbit abermals fein Heil in 
der Flut nad Flandern fuchte, 

An jeiner Stelle nahm der Herzog von Lothringen den Krieg im nächſten Jahre, 1633, 
wieder auf, weil er den von ihm verlangten Huldigungdeid für das Herzogthum Bar nicht lei: 
ften wollte. Der König vereinigte ed darauf ohne weitered mit der Krone und erhielt durch ben 
Vertrag zu Charmes St.:Michel, Luneville und Nancy, welches jener nicht eher wieder erhalten 
follte, als bis er feine Schweiter, deren Vermählung mit dem Herzoge von Orleans für null 
und nichtig erflärt worden war, audgeliefert haben würde. Auch im Jahre 1634 dauerte der 
Krieg fort, da der Herzog, um feinen Verpflihtungen gegen den König zu entgehen, feine Staa 
ten feinem Bruder, dem Gardinal Franz von Lothringen, abgetreten hatte, Er bekam jegt vor: 
zügli no dadurch einen gefährlihern Eharafter, daß der Herzog von Orleans ih mir Spa: 
nien in einen förmlichen Vertrag eingelaffen hatte, welcher Richelieu jo beunrnhigte, daß er ich 
die größte Mühe gab, eine Ausföhnung mit demfelben zu Stande zu bringen. Dies gelang ibm 
auch fo weit, daß der Herzog im Detober 1634 an den Hof zurüdfebren durfte. Vergeblid 
bewarb fi dagegen die Königin: Mutter um die gleihe Gunſt. Der Gardinal verweigerte ihr 
bartnädig die Rüdfehr nah Franfreih, ja er lieh fie fo in Noth, daß fie, nachdem fie noch 
mehrere Jahre von Drt zu Ort umbergeirrt war, am 3. Juli 1642 in größter Dürftigfeit im 
Eril zu Köln flarb. 

Der Groll ver dem Cardinal feindlihen Parteien dauerte nichtädeftomeniger fort und 
machte ſich noch zweimal durch förmliche Verfhmörungen gegen jein Leben Luft. Auch dabei 
hatte der Herzog von Orleans die Hände mehr oder meniger im Spiele; fie wurden aber gleich: 
falls beide male vereitelt. Im Jahre 1636 mollte der Graf von Soiffons den Barvinal zu 
Amiend aus dem Wege räumen, mußte ji aber, da der Plan entdeckt wurde, nah Seban zu 
dem Herzoge von Bouillon zurüdziehen, und noch kurz vor feinem Tode, im Jahre 1642, entging 
Nihelieu der weit gefährlihern Verihmörung, welde der Herzog von Orleans in Gemein: 
ſchaft mit dem Herzog von Bouillon angeftiftet hatte, und mwelder der junge Günftling des 
Königs, Henri d' Effiat Marquis de Ging: Mar&, mit feinem Freunde de Thou, dem Sohne des 
berühmten Geſchichtſchreibers, zum Opfer fallen mußte. Sie wurden beide im September zu 
Lyon hingerichtet, während Bouillon und Orleans fih dadurd retteren, daß fie Sedan, meldet 
fie dem am 13. März zu Madrid abgefhloffenen Vertrage zufolge an Spanien abzutreten im 
Begriff waren, an den König außlieferten, 

Überhaupt waren diefe Kämpfe im Innern auch von mefentlihem Ginfluß auf bie 
auswärtige Politik Richelieu's, bei welcher er, ganz im Geifte des politifhen Softems Hein: 
rich's IV., vorzüglid die Demütbigung des Hauſes Ofterreich fowol in Deutſchland wie in Spa: 
nien im Auge hatte. Died trieb ihn auch zunächft zu feiner Einmiſchung in die Religionskriegt 
in Deutichland, welche zuerft durch den bereits am 23. Jan. 1631 mit Schweden abgeichloffenen 
Subfidienvertrag einen entihiedenern Charakter erbielt. Obgleich nun dad Auftreten Guftav 
Adolf's in Deutihland nicht ganz im Sinne Richelieu's war, fo erneuerte er doch nach deſſen in 
der Schlacht bei Lügen (6. Nov. 1632) erfolgtem Tode das Bündnif mit Schweden und 
unterftügte auch im geheimen die Plane Wallenftein’s, nad) deſſen Ermordung und der Schladt 
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bei Nörplingen (1634) der Rüdzug dev Schweden ihm Gelegenheit gab, einige Pläge im 
Elſaß fomie Speier und Philippdburg in Befig zu nehmen. 

Seitdem befam diefer Krieg eine immer mweitere Auspehnung, da nun auch, gemäß dem am 
8. Febr. 1635 zu Paris mit den Oeneralftaaten von Holland abgeſchloſſenen Vertrage, die 
förmliche Kriegserflärung an Spanien erfolgte. Es war indeffen Richelieu nicht beſchieden, das 
Ende diejer langwierigen, mit wechſelndem Glüde geführten Kriege, welche Frankreich ſchwere 
Opfer kofteten (im Jahre 1634 mußte der König mit einem male gegen die Niederlande, Deutſch— 
land, Italien und Spanien ſechs verjhiedene Armeen ins Feld ftellen), zu erleben. Denn der mit 
dem Kaiſer endigte erſt nah 13 Jahren, im Jahre 1648, mitteld des Weftfälifchen Friedens, 
und der mit Spanien zog ji fogar 25 Jahre lang bis zu dem am 7. Nov. 1659 abgeichloffenen 
Vyrenäiſchen Frieden hin. Sie machten ihm beide jo viel zu ſchaffen, daß er nur wenig Zeit und 
Mittel behielt, feine Aufmerffamfeit und Thätigfeit auch ven übrigen europäifchen Verhältniſſen 
in eingebenverer Weife zuzuwenden. . 

Dies galt namentlih aud von feinen Beziehungen zu der Pforte und der dadurch bevingten 
Hebung der franzgöitihen Marine, welder er jich, jeitvem bereit8 im Jahre 1626 für ihn die 
hohe Charge des Großmeiſters, Chefs und Generalintenpanten der Schiffahrt und ded Handels 
von Franfreih (Grandmaitre, Chef et Surintendant-general de la navigation et du com- 
merce de France) geihaffen worden war, allerdings aud mit großem Gifer annahm. Allein 
während er aud dabei wie Heinrich IV. vorzugömeije die Demüthigung Spaniens im Auge 
hatte, Dachte er nicht im entferntejten daran, ſich mit der Pforte in ein feindliches Verhältmiß zu 
verjegen, obgleich fein politifcher Adjutant, der Kapuziner Bere Jofeph, ihn angetrieben haben 
foll, Ludwig XI. vorzüglich zu dem Zwede zum mädtigften Monarden ver Welt zu maden, 
damit er in den Stand gejegt werde, die Madıt und das Reich des Großherrn zu vernichten. 
Seine Sorgfalt nad diejer Seite hin blieb Daher darauf beichranft, dem franzöſiſchen Levante— 
handel den erforderlihen Schug zu verfhaffen und namentlid ven Räubereien der Barbareöfen 
Einhalt zu thun. Auch dies gPlang ihm aber nur zum Theil, da die mit denfelben in ven Jahren 
1637 und 1640 abgeſchloſſenen Verträge von legtern fofort wieder verlegt wurden. 

Gegen Ende feines Lebens jheint Richelieu überhaupt jelbft an dem Gelingen feines politi= 
ſchen Syſtems vielfach verzweifelt zu fein. Schon im Jahre 1636 hatte er einmal die Abfiht, das 
Minifterium zu verlaflen und aller weltlihen Macht zu entſagen. Und er hätte, meint Siri, 
Diefe Thorheit auch wirklich begangen, wenn ihn nicht Pere Jofeph davon abgebradt hätte. 
Borzüglic die ſpaniſchen Händel verbitterten ihm feine legten Tage; die damit in genauer Ber: 
bindung ftehende Verſchwoͤrung des Eing- Mars brach ihm vollends das Herz. Erftarb zu Paris 
am 4. Der. 1642. An demfelben Tage wurde der jeit dem Jahre 1630 in Staatsangelegen= 
heiten beihäftigte und im December 1641 zum Gardinal erhobene Julius von Mazarin als 
Erbe feiner Macht in den Staatdrath eingeführt. Ludwig XII. überlebte feinen allmächtigen 
und von ihm jelbft am meiften gefürdpteten Minifter nur wenige Monate. Er flarb am 14. Mai 
1643, dem verhängnißvollen Todestage Heinrich's IV. 

Die zweiunpfiebzigjährige Regierung des erft fünfjährigen Ludwig XIV. (1643— 1715), 
welche beftimmt zu fein ſchien, der Monardie aufneuen Örundlagen einen neuen Charakter für vie 
Dauer zu verleihen, aber in ihrer Entwidelung für Frankreichs Zukunft von den verhängniß- 
vollſten Folgen war, begann damit, daß die am 19. April 1643 von Ludwig XI. erlaffene und 
von dem Parlamente beftätigte Erflärung über Die Einfegung der Negentichaft, der zufolge der 
Königin-Murter, Anna von Oſterreich, ald Regentin, der Herzog von Orleans, ald General: 
ftatthalter des minderjährigen Könige, und ein Regentſchaftsrath zur Seite ftehen follten, bereits 
vier Tage nach dem Tode deſſelben, am 18. Mai, durch einen Beſchluß des Barlaments für null 
und nichtig erflärt wurde. Die Königin: Mutter jegte es, ganz unter dem Ginfluffe des Gar: 
dinals Mazarin, durch, daß ihr jelbft die Vormundſchaft zugleih mit der Regentſchaft ohne 
irgendwelche Beihränfung und Mazarin ald Oberaufjeher (Surintendant) der Erziehung des 
Königs die eigentliche Reichsregierung zugeſprochen wurde. 

Das mar der Grund und Anfang der Unruhen, melde die Zeit der Minverjährigfeit des 
Königs zu einer der flurmvoliften Epochen der Geſchichte Frankreichs gemadt haben. Somie 
gegen Richelieu, bildete Äh aud gegen Prazarin, welcher zugleich die ſchwere Erbſchaft der fort= 
dauernden Kriege gegen Spanien und den Kaifer mit zu übernehmen hatte, in der Nähe des 
Hofes felbft und unter dem immer noch mächtigen Adel eine flarfe Partei. An ihrer Spige 
ftanden anfangs der Herzog von Beaufort, zweiter Sohn des Herzogs von Vendöme, eines 
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natürlichen Sohnes Heinrich's IV., welcher ih durd feine Popularität den Namen des Königs 
der Hallen (Roi des halles) erworben hatte, Madame de Ehevreufe, Witwe des ehemals fo 
mächtigen Gonnetable de Luines, Madame de Hautefort u. f. w., und neben diefen fpäter vor: 
züglich der thätigfte und gewandteſte aller politifchen Intriguanten, der Coadjutor des Erzbiſchofs 
von Parid und nahmalige Garbinal von Neg, die Herzogin von Longueville, die Herzoge von 
Bouillon, Nemours und Vendöme, der Prinz von Conti und der Marſchall Turenne. 

Ein gemeinſchaftliches höheres Ziel verfolgte die Partei eigentlih nicht. Ihre Thätigkeit 
verlor und zeriplitterte fih im Gegentbeil in einer Menge Eleinlier Intriguen und Gabalen, 
meiftens rein perfönliher Natur, welche Eeinen andern Zwed hatten, als Mazarin zu ſtürzen, 
und am Ende in jene berüchtigte Fronde ausarteten, welche mit ihrer Charafterlojigfeit faft ins 
Lächerliche verfiel, wenn fie nur nicht gar zu ernſte Folgen gehabt hätte. Anfangs behielt Maza- 
rin und die Hofpartei, zu welcher unter andern der Prinz von Gonde, der Marſchall von Gram— 
mont und der Herzog von Ehatillon gehörten, um fo leichter die Oberhand, da er in feiner aus: 
wärtigen Bolitif, namentlich auch im Felde," vom Glüd begünftige war. Bereit? am 19. Mai 
1643 erfocht der junge Herzog von Enghien, welcher ſich ſpäter dur fein außerordentliches 

- Beloherrntalent ven Namen des großen Gonde erworben bat, bei Rorroi einen glänzenden Sieg 
über die Spanier, infolge deſſen Thionville und Sierf in feine Gewalt fielen, während Turenne 
ih in Ftalien im zweiunddreifigften Jahre ven Marſchallsſtab verdiente und der Marſchall de 
Breze am 3. Sept. die jpanifche Flotte aufden Höhen von Gartagena ſchlug. Mazarin Fonnte 
es daher wol wagen, den Kerzog von Beaufort, unter dem Vorwande, daß er ihm nad dem 
Leben getrachtet habe, nad Vincennes ins Gefüngniß und feinen Anhang ins Gril zu fhiden. 

Hierdurch eingeſchüchtert, verhielten fich die Frondeurd anfangs nod ziemlich ruhig, während 
der Krieg in Flandern, am Rhein, in Deutfchland, in Italien und in Gatalonien mit wechjeln: 
dem Glücke fortgeführt wurde, obgleich auch ſchon feit der amı 25. Dec. 1641 zu Hamburg 
erfolgten Unterzeihnung der Präliminarien die Friedendverbandlungen im vollen Gange waren, 
welde envlih im Auguft und October 1648 zum Abſchluß der Friedendverträge zu Münfter 
und Osnabrück führten. Sie waren für Franfreib und mithin für Mazarin perfönlid inſo— 
fern im hohen Grade vortbeilbaft, als fie ihm nicht nur die Oberhoheit über die Bisthümer 
Meg, Toul und Verdun, fondern aud die Yandgraffhaft Ober: und Nieverelfaß, das Sund- 
gau, Breifah, die Landvogtei der zehn elſäſſiſchen Reichsſtädte und das Garniſonsrecht in 
PHilippsburg verihafften, Erwerbungen, melde von um fo höherer Wichtigkeit waren, weil 
gewiffe zweifelhafte Beſtimmungen der betreffenden Verträge fpäter der heilloſen Reunionspo— 
litif Ludwig's XIV. zum Grund und Vorwand dienten. Leider fonnten indeffen biefe erften 
glüdlihen Erfolge der auswärtigen Politit Mazarin’d dod nicht den Durchbruch der Krankheit 
verhindern, von der feine innere Reihsverwaltung heimgefucht wurde. 

Der Grund des Übels lag hier in der völligen Unfähigkeit des Cardinals, den fleigenden 
Bevürfniffen des Staatshaushalts bei den ohnehin ſchon völlig zerrütteten Finanzen des 
Reichs durch eine einfihtsvolle und mohlgeorbnete Finanzverwaltung zu genügen. War bies 
ſchon die ſchwächſte Seite ver Regierungskunft Richelieu's geweſen, fo verftand ih Mazarin noch 
viel weniger darauf. Nur in der Kunft, jeine eigene Kaffe auf Koften des Staatsfhages zu 
füllen und fi auf dieſe Weiſe nah und nad ein Vermögen von 100 Mill. zu verſchaffen, war 
er vollendeter Meifter. Im übrigen glaubte ev große Dinge durch kleinliche Mittel erreichen zu 
fönnen, gerade im Finanzweſen das allerſchlechteſte Syſtem. Schon im Jahre 1643 wurden 
alle Penfionen um ein Drittheil vermindert. ine auf Anrathen des zum Generalcontroleur 
der Finanzen ernannten Günftlings des Cardinals, des Jtalienerd Particelli d'Emeri, im Jahre 
1644 eingeführte Befteuerung der Käufer empörte vorzüglich die unbemitteltere Klaſſe von 
Paris und brachte doch nur wenig ein. Ebenſo machten eine Menge anderer Eleinliher Finanz: 
maßregeln, melde darauf berechnet waren, der augenblidlihen Noth abzuhelfen, nur böjes 
Blut und verfehlten ihren Zwed, wie namentlid die Errichtung einer großen Anzahl Fäuflicer 
Stellen, der Berfauf des Adels und der Amter, vornehmlich der Sige in den Parlamenten, die 
Einführung einer befondern, alle neun Jahre von ſämmtlichen richterlichen Amtern zu erheben: 
den Steuer, Baulette genannt, wodurd die jeweiligen Inhaber den Beſitz derfelben zum erblicen 
Eigentbum ihrer Familien machen fonnten, eine bedeutende Erhöhung der Confumtiondfteuern 
u.f.w. Ludwig XIV. wurde ald jiebenjähriged Kind dazu gebraucht, um im September mit 
einem male 19 folder Steueredicte von dem Parlamente zu Paris mit Gewalt eintegiftriren 

u laſſen. 
— bekamen num dieſe leidigen Auskunftomittel des Augenblicks dadurch eine höhere 
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Bereutung, daß bie großen Staatskörperſchaften dabei lebhaft interefjirt wurden. Als Mazarin 
zu Anfang des Jahres 1648 den Verjucd machte, der Bedrängniß bes Staatsſchatzes unter 
anderm auch dadurch abzuhelfen, daß er ven Mitgliedern des oberften Gerichtshofs (Grand 
conseil), der Oberrehnungsfammer (Chambre des comptes) und ded Steueramtd (Cour des 
aides) zwar die neunjahrige Steuer erließ, dagegen aber den Betrag ihres Gehalts auf vier 
Jahre einzog, vereinigten fie jich mit dem Parlamente, welches man dadurch zu gewinnen gehofft 
hatte, daß man es mit diefem Gewaltſtreiche verſchonte, zu entſchloſſenem Widerftande. Die 
Hofpartei glaubte nun diefen Widerftand dadurch brechen zu können, daß fie einige ver Wort= 
führer jener Körperihaften verhaften ließ und dem größten Theile derfelben die Ausübung 
‚ihres Amts unteriagte. Das fleigerte aber nur die Erbitterung von beiden Seiten. Während vie 
Regentin und ver Gardinal wiederholt erflärten, „ſie würden ed nicht dulden, daß diefe Ganailfe 
ſich an der föniglihen Maieftät vergreife” (que cette canaille insultat la Majest& royale), 
nahm das Volk für die verhafteten Parlamentsmitgliever, namentlich ven Präſidenten Botier 
de Blancmenil und ven Rath Brouffel, Partei und verlangte mit Ungeſtüm ihre Freilaffung. 

Dieſe Volfdbemegung wurde nun von der Fronde benugt, um ihren Unmuth gegen ven 
Hof vollends zum Ausbruch zu bringen. Vor allem entwidelte in diefer Krifis ver Coadjutor 
von Rep eine ungemeine Thätigfeit. Er war ed, und er hat ſich deifen ſpäter jelbft gerühmt, der 
den Strapenfampf in Paris anfachte und leitete. Es wurden Barrifaben errichtet und förmliche 
Gefechte geliefert, in melden das Volk int Vortheil blieb. Der Hof, dadurch eingeſchüchtert, 
mußte nicht nur bie Gefangenen freigeben, ſondern hielt ſich auch in der Hauptſtadt gar nicht 
mehr für ſicher und floh im Januar 1649 mit dem jungen Könige über Hals und Kopf nach 
St.Germain. Da nahm ſich der Prinz von Conde feiner an, rückte mit feinen Truppen vor 
Paris und brachte einen Vergleich zu Stande, welcher, am 11. Mär; 1649 unterzeichnet, indeſſen 
feiner Bartei Genüge hat. Denn das Parlament behielt jeine Rechte und der Hof feinen Mini: 
fter, und die allerdings erlaflene allgemeine Amneftie war nicht geeignet, den gegenfeitigen Groll 
audzutilgen. 

Der Hader brach daher jhon zu Ende des Jahres wieder aus, und zwar mit veränderten 
Rollen. Condé, welcher feine Dienfte nicht genug gewürdigt glaubte, nahm Partei 
gegen den Hof, ohne ſich jedoch für die Frondeurs zu erflären, an welden nun im Gegentheil 
die Königin-Mutter und Mazarin eine Stüge ſuchten. Sie wußten es aud dahin zu bringen, 
daß Condé zugleih mit vem Prinzen von Conti und dem Herzoge von Longueville verhaftet 
und erft nah Vincennes, dann nah Havre abgeführt wurde. Der Ausbruch dei Bürger: 
friegd in der Normanpie, wohin fih die Herzogin von Longueville, die Schwefter der beiden 
Prinzen, geflüchtet hatte, im Jahre 1650, war davon die natürliche Folge. Schon im nädjften 
Jahre zerfiel aber Mazarin wieder mit der Fronde, welche das Parlament dahin zu bringen 
wußte, daß ed nit nur die Freilaffung der gefangenen Prinzen verlangte und durchſetzte, fon= 
dern auch Mazarin durch einen förmlihen Beſchluß für alle Zeiten aus dem Königreiche ver— 
bannte. Diefer hielt es für Aug, fich erft in die Gegend von Lüttih und dann nah Köln 
zurückzu ziehen, um dort eine günftigere Wendung der Dinge abzuwarten. 

Unter fortwährender Verwirrung und Verwidelung der Parteikämpfe am Hofe und im 
Rande jchien eine ſolche endlih aud einzutreten, nachdem ber König am 7. Eept. 1651 feine 
Volljährigkeit erflärt hatte und aud die Miene annahm, die Regierung fortan felbftändig 
führen zu mollm. Allein ver einmal aufgeregte Sturm tobte noch ein ganzes Jahr hindurch 
fort, bis die von dem Könige am 21. Oct. 1652 erlaſſene allgemeine Amneftie für alle ſeit dem 
Jahre 1648 verübten politifchen Vergehen den weitern Unruhen und Agitationen ein Ziel fette. 
Nur der Haupträveldführer ber Froñde, der Cardinal von Reg, blieb davon ausgeſchloſſen und 
mußte feinen Übermuth mit der Gefangenſchaft zuerſt in Vincennes und dann in der Citadelle 
von Nantes büßen, aus welcher er indeſſen im Jahre 1661 entkam. Allein ſeine Rolle war nun 
fo gut wie ausgeſpielt. Er lebte ſeitdem, im Jahre 1655, obgleich noch in der Gefangenſchaft, 
als Nachfolger feines Oheims zum Erzbifchof von Paris ernannt, in ber Zurückgezogenheit, 
vorzüglich mit der Aufzeichnung ſeiner jo lehrreichen Denkwürdigkeiten beſchäftigt, worin er 
mit ebenfo viel Geiſt als Offenheit von ſich ſelbſt und dem Treiben der Fronde dad treueſte und 
beſte Bild entworfen hat. Er ſtarb erſt im Jahre 1679 mit Hinterlaſſung einer Schuldenlaſt 
von mehreren Millionen Livres. 

Ludwig ÄIV. hielt an demfelben Tage, wo er feine Amneftie erlaffen hatte, jeinen feierlichen 
Einzug in Paris, und aud der Cardinal Mazarin fehrte bereits im Februar 1653, ſowol vom 
Könige wie von dem Parlanıente und den Motabilitäten des Reihe auf dag glaͤnzendſte 
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empfangen, dahin zurüd. Diefer Umſchwung der Dinge bezeichnete indeffen noch nicht ven An— 
fang jener Epoche, welche der Monarchie Ludwig's XIV. ihr eigentliches hervorragendes Gepräge 
gegeben hat. Denn während im Innern die Unruhen und Varteikämpfe theilweife noch fort- 
dauerten und nah außen hin der Krieg mit Spanien um jo mehr mit zweifelhaften Erfolge 
fortgeführt wurde, da jich der große Gonde, aus Haß gegen Mazarin, an die Spige der ſpani⸗ 
fchen Armee geftellt Hatte und an Turenne einen ebenbürtigen Gegner fand, blieb der Gartinal 
im Beige der Macht, welche ihm auch der junge König noch nit duch felbftthätiges Walten 
ſchmälern wollte, obgleich jene merfwürdige Scene, wo er in Stiefelnund Sporen, mit der Reit: 
gerte in der Hand, vor dem Parlamente von Baris erfchien, um die von demfelben beanftandete 
Einzeihnung eined Ediets über dad Münzweſen zu befehlen, wol fon ahnen ließ, wad man 
von ihm in Zukunft zu erwarten habe. Das Bündniß mit Grommell, dem Protector der engli- 
fhen Republik, im Jabre 1657, der durch deifen am 13. Sept. 1658 erfolgten Tod beichleunigte 
Pyrenäiſche Friede mit Spanien vom 7. Nov. 1659, die infolge dieſes Friedens am 9, Juni 
1660 vollzogene Bermäblung ded Königs mit der Infantin Maria Ihereiia, Tochter König 
Philipp's IV., und endlich der mit dem Herzog Karl von Lothringen am 28. Febr. 1661 zu Vin- 
cenned abgeichloffene Friedensvertrag waren nun noch bie hervorragenpften Rejultate ver aus- 
wärtigen Volitik Mazarin’s. 

So ruhmvoll aber auch immerhin ver Pyrenäiſche Friede, welder außer andern Vortheilen 
Sranfreib im Süben Perpignan, Roufiillon und Gonflans, in den Niederlanden faft gan; 
Artoid und mehrere bedeutende Plätze in Flandern und Luremburg verihaffte, für ven Garbinal 
fein mochte, jo war er doch nicht dazu gemacht, die tiefen Wunden zu heilen, welche dieſer allmäd- 
tige Minifter dem Reiche durch jeine trofllofe innere Verwaltung geichlagen hatte. Er jelbft 
mochte Died gegen bad Ende jeined Lebens tief genug empfinden und hatte wenigftend den Muth, 
den König noch furz vor feinem am 9. März 1661 erfolgten Tode namentlich über die misliche 
Finanzlage des Reichs aufzuklären, indem er ihm zugleih Jean Baptifte Golbert als den: 
jenigen bezeichnete, welcher allein im Stande fein werde, in diefer Bedrängniß duch eine georp: 
nete. und fruchtbringende Finanzverwaltung Hülfe zu ſchaffen. Man hat died mit Recht ale 
einen ber wejentlichflen Dienfte betrachtet, welche ver fterbende Garvinal dem Könige und dem 
Reiche geleiftet, und der auch reiche Früchte getragen hat. 

Denn während der biäherige Oberintendant der Finanzen, Nikolaus Fouquet, weldyer ich 
allerdings vielerlei Unregelmäßigfeiten hatte zu Schulden kommen laſſen, no in demſelben 
Jahre feines Poſtens enthoben und infolge der gegen ihn eingeleiteten Unterfuhung im Decem- 
ber 1664 zu lebenslänglihem Gefängniß in der Gitadelle von PVignerol verdammt twurde, mo 
er erft im Jahre 1680 farb, wurde Golbert zum Generalsontroleur der Finanzen ernannt und 
zu gleiher Zeit Letellier mit vem Departement des Kriegs und Lionne mit dem der auswär— 
tigen Angelegenheiten betraut. Dieje Perfonalveränvderungen bezelchneten zugleih ven Anfang 
eined völlig veränderten Regierungsſyſtems. Es war jegt die Zeit gefommen, wo der dreiund⸗ 
zwanzigjährige König die Leitung der Staatdgefchäfte felbftändig und jelbftthätig übernehmen 
und jein großes Ariom; „L'&tat c'est moi’, nad) den in feinem Geifte während der Unruben und 
Stürme feiner Minderjährigkeit und feiner Jugendzeit zu Feſtigkeit und Beſtimmtheit, man 
fann wol jagen zum Ideale herangereiften Begriffen von fönigliber Macht und Majeſtät zur 
Wahrheit machen wollte. 

Dieſes Ideal der Monarchie Ludwig's XIV. beftand eben darin, der durch Parteifämpfe und 
Bürgerkriege erfhütterten und noch bevrohten königlichen Macht eine fefte Grundlage und einen 
unabhängigen, jelbftändigen Charakter zu geben, welcher jie über die Launen des Zufalld und 
den Wanfelmuth der Bolfsgunft erheben und für die Zukunft gegen die Eingriffe herrſchſüch 
tiger Gewalten im Staate jiher ftellen ſollte. Ludwig XIV. wollte fortan außer vem Willen ded 
Monarchen kein Gejeg und außer der Herrſchaft des Verhängniſſes über menſchliche Ohnmacht 
feine Grenze jeined Waltend anerkennen. Sowol die Verhältniffe ald aud jeine imponirenpe 
Perfönligkeit kamen ihm dabei vortrefflich zu flatten. Denn er hatte ed nur noch mit einer von 
der Höhe ihrer Macht längft herabgejunfenen Geiftlihfeit, mit einem Apel, deſſen Kraft und 
Stolz dur ewige Fehden völlig gebrochen war, mit einer gedemüthigten Magiftratur und 
einem Volke zu tun, welches über der Bewunderung der impofanten Pracht, womit fein König 
den Thron umgab, den beften Theil feiner Rechte zu verſchmerzen vermochte und jein eigenes 
Elend weniger fühlte. Gerade diefe Bewunderung war, neben der Furcht, die vorzüglichſte 
Triebfeder der Politik Ludwig's XIV., die ſicherſte Schutzwehr feines blendenden Despotismus. 
Er ſollte nicht nur ſeinem innern Weſen nach, ſondern auch in ſeiner äußern Erſcheinung dem 
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Ideale entſprechen, welches er ſich von feiner Herrſchergewalt gemacht hatte. Allein diefer im 
Gefühle feiner Jugendkraft aufftrebende Fürft hatte ſchwerlich bedacht, daß er mit dem fo leicht 
bingeworfenen Worte: „L'état c'est moi”, ji felbft eine Laft aufgeladen Hatte, welcher feine 

mienſchliche Kraft gewachſen war, weil fie ven Staat felbit gleihiam ven Schwähen und Hin: 
fälligfeiten der menſchlichen Natur unterwarf,. 

Es fam mithin Ludwig XIV. vorzüglid auch darauf an, feinen Thron und feinen Hofflaat 
mit einem noch nie gejehenen Glanze zu umgeben. Mande großartige Schöpfung verdankte 
dem Streben, feinen Begriffen von der Majeftät des Königthums au äußerlich einen lebendi- 
gen und imponivenden Ausprud zu geben, ihren Urfprung. So namentlich der ftolze Königs: 
bau zu Berfailles, welcher ſich ſeit dem Jahre 1660 nach und nad um das jhlichte Jagpfdlößchen 
Ludwig's XIl. erhob, und bis zum Jahre 1682, wo der König feine Refivenz dahin verlegte, 
in der Hauptjache vollendet, fpäter der Sig jo vieler prunfvoller Feſte und weltgeſchichtlicher 
Momente, aber auch der Zeuge der verhängnißvollſten Tage in Frankreichs neuerer Geſchichte 
werben follte. Verſailles hat die Monarchie Ludwig's XIV. auf der Höhe ihrer mächtigſten und 
glanzvollſten Entwidelung, aber aud in ihrem tiefften Verfalle geſehen. Nachdem es die fönig- 
lihe Majeftät wie nie zuvor verberrlicht hatte, it ed mit dem Fluche eines empörten Volkes 
belaftet worden, vorzüglich weil man die ungeheuere Schulvenlaft, melde Ludwig XIV. dem 
Lande aufbürbete, vor allem auf Rechnung ded Aufwandes jegen zu müflen glaubte, welden der 
Bau dieſes Königöſitzes verurfacht haben jollte. Der Wahnwig des Revolutiondgeiftes verlor 
fih aber auch da nur zu fehr in unfinnigen Übertreibungen. Denn während man behaupten 
wollte, daß der Bau und die Einrichtung des Schloſſes von Berjailled mehr wie vier Milliarden 
gekoſtet habe, läßt fih urfundlid— denn aud Pie lange Zeit ald Thatſache nacherzählte Ber: 
brennung der betreffenden Rechnungen durch Ludwig XIV. jelbft gehört ind Reich der Fabel — 
nahmeifen, dag höchſtens 180 Mil. Fr. heutigen Geldwerths darauf verwendet worden find. 
Dagegen ift e8 aber ebenio erwielen, daß die beiden Kriege, welche durch Die Friedensſchlüſſe von 
Ryswijk und Litrecht beendet wurden, allein nahe anvier Milliarden verflungen haben. (Ganz 
genaue Auffchlüffe varüber haben wir in unjerer Abhandlung: „Verſailles. Hiſtoriſche Rüd- 
blicke“, in Raumer's „Hiſtoriſchem Tafhenbud‘‘ vom Jahre 1837 gegeben.) 

Jedenfalls war ed für Golbert feine leichte Aufgabe, nicht nurin das völlig zerrüttete Finanz⸗ 
weſen wieder Ordnung und Negelmäßigkeit zu bringen, jondern auch den ungeheuern Anfprü- 
Gen zu genügen, welche ein glanzſüchtiger Hof, eine Eoftfpielige Verwaltung und die unaufhör— 
lihen Kriege an den Staatöihag mahten. Solange man ihm nod ziemlich freie Hand ließ, 
wußte er auch in der That diefe ihmwierige Aufgabe auf wahrhaft bemunderungswürdige Weife 
zu löjen. Nicht nur daß er die Finanzverwaltung auf ein geregelted und erſprießliches Syſtem 
zurüdführte, richtete er feine Thätigfeit jogleich aud darauf, dem Staatsfhage, ganz im Geiſte 
Sully’s, durch Hebung von Handel, Induftrie und des Nationalwohlſtandes überhaupt neue und 
nachhaltige Hülfsquellen zu eröffnen. Und ald er da einigermaßen feften Fuß gewonnen hatte, 
erſtreckte er feine Sorgfalt, jein ordnendes und neubelebended Genie jogleih auch auf die übri- 
gen Zweige der Reichsverwaltung, Polizei, Rechtspflege, Seeweſen und vorzüglich den ſo fehr 
gefunfenen franzöftichen Levantehandel. 

Um aber dabei defto ficherer zu Werke zu geben, wollte er ſich auch die Einſicht aller derer zu 
Nuge machen, welchen er tiefere Kenntniſſe und reblichen Willen in der Führung der Stautd- 
geſchäfte zutraute. Zu diefem Zwede berief er bereits im Jahre 1666 einen außerordentlihen 
Reichsrath zufanımen, welcher alle bei ver Staatöverwaltung in Betracht zu ziehenden Fragen 
‚und Berhältniffeeiner genauen Erwägung unterwerfen ſollte. Derjelbe hielt feine Sigungen vom 
28. Det. ded genannten Jahres ununterbroden bis zum 10. Fehr. 1667 und legte dann die 
Refultate feiner Thätigkeit in einer Reibe der wichtigften Regierungsmaßregeln in allen Zwei— 
gen der Verwaltung an ven Tag. Während Golbert auf diefe Weife zunächſt für die materiellen 
Intereflen der Nation Sorge trug, verlor er aber auch die geiftigen Elemente des Vollswohl⸗ 
ftandes nicht aus den Augen, Er that ungemein viel namentlich aud für Kunſt und Wiflenfhaft. 

Sein nad allen Seiten bin fo fegendreiches Wirken würbe aber jevenfalld noch weit größere 
und bleibende Früchte getragen haben, wenn er dabel nicht fortwährend mit den übertriebenen 
Anforderungen eined außerordentlich Eoftipieligen Hofwefend und dem unermeßlihen Aufwand 
für die fortdauernden Kriege in unangenehme Gonflicte gerathen wäre. In legterer Beziehung 
befam er vorzüglich einen ſchreren Stand, nachdem im Jahre 1666 der junge Louvois an die 
Spige des Departements des Kriegs geflellt worden war; denn deſſen Ehrgeiz beſtand vorzüg— 
lid darin, ven Waffen Ludwig's XIV. im Felde denſelben Ruhm zu verſchaffen, welchen Golbert 
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feiner Regierung im Innern des Reichs fihern wollte. Die großen Reformen und neuen Gin: 
richtungen, melde er zu dieſem Zwecke im Kriegsweſen machte, zehrten aber gerade den beften 
Theil der Erfparniffe wieder auf, welche Colbert durch feine umfichtige Finanzverwaltung erzielt 
hatte. (Das Neuefte und Beſte über Colbert's Verdienfte um das Finanzweſen und bie übrigen 
Zweige der Staatöverwaltung findet ſich in der gefrönten Preisfhrift von F. Joubleau, 
„Etudes sur Colbert“, 2 Bde., Paris 1856.) 

Während ed aber Colbert als eins der glüdlichiten Nefultate feiner weifen Staatdöfonsmie 
betrachten fonnte, daß er bereitd im Jahre 1662 von den Engländern die Zurüdgabe von Dün: 
firhen und aller von ihnen nod an der Küſte von Flandern befegten Orte ohne Biutvergießen 
für die Summe von 5 Mil. Livres erfaufte, erreichte doch auch Louvois vorerft jeinen Zwed. 
Der Krieg mit Spanien, melden Ludwig XIV. nad) ven Tode feined Schwirgervaterd, König 
Philipp’s IV., unter dem Vormande des jogenannten Devolutiondrehts unternommen hatte, 
wurde nad) zwei fiegreichen Feldzügen durch den am 2. Mai 1668 zu Aachen abgeſchloſſenen 
Frieden wenigftens in der Hauptſache zum Bortbeil Frankreichs beendigt. Denn es bebiel: 
feine fämmtlihen Eroberungen in den Niederlanden und mußte ſich nur dazu bequemen, bie 
Franche: Comte an Spanien zurüdzugeben. 

Unglüdliher war ſchon die Einmiſchung kudwig'e XIV. in die orientaliſchen Händel, Bereits 
die Eoftfpielige Expedition gegen Dſchidſchelli an der afrifaniihen Küfte im Jahre 1664 ver: 
fehlte ihren Zweck, dort den Franzoſen eine bleibende Niederlaffung zu gewinnen, und auch bie 
den Benetianern im Jahre 1669 nad Candia gejchiefte Hülfe hatte weiter Feine Folge, als daß 
die Berhältniffe Frankreichs zur Pforte nur um jo geipannter wurden. Es wollte ihm nidt 
einmal gelingen, fi mit ven Barbaresfenftaaten für die Dauer auf einen freundlidern Fuß zu 
verjegen,, obgleich jhon feit dem Jahre 1666 die Verbältniffe zwiſchen Branfreih und ven 
Regentihaften von Algier, Tunis und Tripolis wiederholt durch förmliche Verträge geregelt 
worben waren. Denn fie wurden immer ebenjo ſchnell wieder gebrochen, wie fie abgeſchloſſen 
worden waren. Gelbft die Vernichtung eines tripolitanifchen Geſchwaders im Hafen von Chios 
im Jahre 1681 und das Bombarbement von Algier im Jahre 1683 durd Admiral Duquesne, 
welchen die Erneuerung der alten Verträge folgte, hatten feine nachhaltige Wirfung ; denn ber 
Piratenunfug dauerte fort und die Herftellung bed Friedens mußte noch bis zum Jahre 1689 
wiederholt mit Gewalt der Waffen erzmungen werden. 

Überhaupt ftanden die Bortheile, weldye der König fortan durd feine langwierigen, wenn 
auch allervings nit ohne Waffenruhm geführten Kriege erlangte, durchaus nicht in geeignetem 
Berhältniffe zu dem Aufmwande, den fie veruriadhten, und den ſchlimmen Folgen, melde fie für 
den Zuftand des Reichs im allgemeinen harten. Sogleich der im Jahre 1672 begonnene Krieg 
gegen die Republik der Vereinigten Niederlande koſtete unermeßliche Summen und zwei ber 
größten Feldherren: Turenne, weldher am 27. Juli 1675 bei Sasbach blieb, und Conde, meldher 
fi franfheitähalber im Jahre 1676 zurückzog (geft. 11. Dec. 1686), und brachte in dem im 
Jahre 1678 abgefchloflenen Frieden zu Nimmegen im Grunde doch nur wenig ein; benn ben 
Holländern mußten alle gemachten Eroberungen zurüdgegeben werden, während Frankreich von 
Spanien nur die Frande: Comte und 16 Pläge in den fpanifchen Niederlanden jowie von dem 
Kaiſer Breiburg erbielt, wogegen e8 an dieſen aber Philippsburg überlaffen mußte. 

Was indeffen Ludwig XIV. nicht mit ven Waffen in ver Hand erlangen konnte, das glaubte 
er num durch feine unfelige Reunionspolitit gewinnen zu können, welcher, wie gejagt, einige 
nit ganz Fare Beftimmungen des MWeftfältihen Friedens zum Vorwand dienen mußten. Aber 
aub da fland der erzielte Gewinn nicht mit den üblen Folgen in geeignetem Berbältnifle. 
Die Monarchie Ludwig's XIV. hatte jegt Überhaupt ſchon gemiffermaßen ihren Höhepunft erreidt. 
Mit dem anı 6. Sept. 1683 erfolgten Tode Colbert's verlor fie ihre fräftigfte Srüge. Viele von 
beffen großartigften Schöpfungen gingen feitdem wieder ihrem jehleunigen Berfalle entgegen. 
Namentlich machte die mufterhafte Ordnung in der Binanzverwaltung, welche er felbft mit den 
äußerſten Anftrengungen zu erhalten vermocht hatte, nur zu bald wieder einer troftlojen Ber: 
wiırnngPlag. Weder Pelletier, fein unmittelbarer Nachfolger, und noch viel weniger der junge 
Pontchartrin waren dazu gemacht, ihn zu erfegen und in feinem Geifte zu wirken. Bereits in 
dem Jahre, wo Belletier freiwillig feine Stelle niederlegte und Pontchartrin ihm folgte (1689), 
ſah ih der König genötbigt, einen großen Theil feines Silberzeugs nad der Münze zu ſchicken 
und dem begüterten Adel zuzumuthen, daß er feinen Beifpiele folge. 

Selbft am Hofe wurde nun ein anderer Geift berrihend, welcher auch auf die Politif des 
Königs den verhängnißvollſten Einfluß hatte. Der freiere, ritterlihe, in gewiffer Beziehung 
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ſelbſt edlere Sinn, welcher das Hofweſen des jungen Königs nod zur Zeit der anſpruchsloſen 
Lavalliere belebt hatte, war mit diefer bereit im Jahre 1674 ins Klofler gegangen. Ihm folgte 
dann die Herrihaft der hochmüthigen und launenhaften Marquife von Montespan , während 
welcher die Ausgelaſſenheit ver Sitte vorzüglich mur noch durch die Strenge einer zu einem förm⸗ 
lien Syſteme ausgebildeten Etifette gezügelt wurde, und nun hatte, ald Gegenfag zu ber- 
felben, fhon die Witwe Scarron, ſeit 1684 ald Frau von Maintenon mit dem Könige ver- 
mäblt, mit ihrem frömmelnden, ſcheinheiligen Weſen nicht nur den Geift veffelben völlig um— 
firift, jondern auch auf die Leitung der Staatdangelegenheiten ven unglüdfeligften Einfluß 
gewonnen. Auch ftand ihr dabei der Beichtvater des Königs Bere Lachaiſe treulich zur Seite. 

Der Widerftand, weldhen anfangs wenigftens noch Youvoid gegen dieſes Regierungsfuften 
geltend zu machen juchte, war leider nur von geringer Wirkung und hörte mit deffen im Jahre 
1691 erfolgten Tode natürlich gänzlih auf. Durch die am 22. Oct. 1685 verfündigte Auf- 
hebung des Edicts von Nanted war daffelbe ſchon auf die verhängnißnollfte Weile zu Tage ge— 
treten, und wenn ed wenigftend nur gelungen wäre, das, was Frankreich dadurch verlor, während 
eined bauernden Friedens einigermaßen wieder zu gewinnen. Allein ungeachtet des im Jahre 
1684 zu Negenöburg mit Spanien und dem Deutichen Reiche abgeihloffenen zwanzigjährigen 
Waffenſtillſtandes fam der Krieg bereits im Jahre 1685 wieder nah allen Seiten bin zum 
Ausbruch. Verſchiedene Urſachen wirkten dabei zuſammen: die Händel wegen der fortgefegten 
Reuniondbeftrebungen, die Anſprüche des Königs auf die erledigte Erbichaft der Pfalz, feine 
Einmifhung in die Wahl des Erzbischofs von Köln, wobei er für den Cardinal von Fürftenberg 
gegen einen bairifhen Prinzen in die Schranken trat, die Befignahme des englifhen Throns 
durch den Prinzen Wilhelm von Oranien und endlich vor allem der vorzüglich auf deſſen Betrieb 
im Jahre zuvor zu Augsburg geihloffene, gegen Frankreich gerichtete Fürſtenbund zwiſchen 
dem Kailer, vem Könige von Spanien, ven Kurfürften von Brandenburg und Baiern, dem 
Herzog von Savoyen u, f. w. 

Auch in diefem neunjährigen Kriege fand indeſſen der dadurd allerdings noch erreichte 
Baffenruhm in einem argen Misverhältnig zu dem ungeheuern Aufwande und den Refultaten 
deſſelben. Mir 1340,466000 Livres war der Friede zu Ryswijk, welcher vemfelben im Juli 
1697 ein Ende machte, jedenfalls zu theuer erfauft. Denn auch er brachte Frankreich ſoviel wie 
nichts ein. Namentlih wurden alle in Gatalonien und in den Niederlanden theild mit ben 
Waffen, theild durch dieReuniondfanımern gemachten Erwerbumgen auf eine Weife an Spanien 
zurüdigegeben, daß man dieſes jonderbare Verfahren nur durd die Plane erklären zu müſſen 
glaubte, melde Ludwig XIV. bereits an den bevorftehenden Tod König Karl’s II. von Spa 
nien fnüpfte. Kür den Brieden mit der Nepublif der Vereinigten Niederlande und den Kaifer 
und den Reiche wurden wieder die Friedendverträge von Münfter und Osnabrüd und der von 
Nimwegen als Grundlage feftgehalten, wobei ſelbſt ver Herzog von Kothringen wieder in den 
faft ungefhmälerten Bejig ſeines Landes zurüdfehrte, während ſich der König aud noch dazu 
verftand, Wilhelm Il. ald König von Großbritannien anzuerkennen, nur mit Vorbehalt gewiller 
geheimer Stipulationeh zu Gunſten der vertriebenen Stuarts 

Noch bitterer waren freilich die Erfahrungen, weldye ber König während des infolge des am 
1. Nor. 1700 eingetretenen Ablebens König Karl's II. ausbrechenden Spaniſchen Erbfolge: 
kriegs machen mußte. Zum Unglüd des Reichs fehlte es ihm jegt forwol im Mathe wie im Felde 
an Männern, welde im Stande geweſen wären, den alten Ruhm feiner Waffen aufrecht zu er— 
halten und dem fortichreitenden Verfalle der innern Reichsverwaltung Einhalt zu thun. Das 
ion feit @olbert’8 und Louvois' Tod eingeriffene Syſtem, die alten tüchtigen Miniſter durch 
junge, ebenfo unfähige als harafterlofe Männer zu erfegen, rächte ſich jegt auf die empfinblichfte 
Weiſe. Wie hätten aud Chamillard, jeit 1699, und Dedmarets, ſeit 1708 Generalcontroleur 
ber Finanzen, bei der entjeglihen Noth ded Staatsfhages da noch Rath ſchaffen follen, wo viel: 
leicht jelbft das Genie eines Colbert nicht mehr hätte helfen können; und wie fonnten Gatinat 
und Villars Gonde und Turenne erjegen und fi mit Eugen und Marlborough ineffen ! 

Kein Wunder alfo, daß gleich in den erften Jahren dieſes Kriege ſchwere Verluſte mit 
großen Opfern bezahlt werben mußten. Aud hätte Ludwig XIV, fhon im Jahre 1709, wo 
überbied ein außerordentlich harter Winter feinen Truppen großen Schaven zufügte, gar zu 
gern Frieden geithloffen, wenn nicht die Bedingungen, welche man ihm ftellte, zu hart gemefen 
wären. Denn man verlangte von ihm nichts Geringeres, ald daß er die Entthronung Phi: 
lipp's V. allein bewirken und dann den Frieden nur unter der Sanction der franzöfifchen 
Reichsſtände abſchließen follte. Der Krieg mußte alſo mit verdoppelten Anftrengungen fort: 
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geſetzt werden und würde wahrſcheinlich noch viel länger gedauert haben, wenn nicht der zu 
weit gehende Ehrgeiz Marlborough's die Königin Anna von Großbritannien bewogen hätte, 
die Hand zum Frieden zu bieten. Die bereits im Detober 1711 zu London unterzeichneten 
Präliminarien dienten zur Grundlage des Friedens, welder nad) langwierigen Verhandlungen 
endlih in ven Jahren 1713 und 1714 theild zu Utrecht (11. April 1713) theils zu Raſtadt 
und Baden (6. und 17. Sept. 1714) zu Stande kam. 

Frankreich blieb dabei nach allen Seiten hin im Nadıtbeil. An England mußte es nicht 
nur in Amerifa Terreneuve und Akadien nebft vem franzöſiſchen Antheil an St.-Chriftoph ab: 
treten, jondern fih aud zur Schleifung von Dünkirchen und zur Anerkennung der protejtanti: 
ſchen Sucreffion in England zu Gunften des Haufes Hannover verſtehen. An Holland über: 
ließ e8 alle feine Befigungen in den fpanifchen Niederlanden, um jie dann zufolge des Barriere- 
vertrags an Oſterreich gelangen zu laflen, wogegen es nur Lille und einige andere verlorene 
Grenzpläge wieder erhielt. Savoyen erlangte durch die Abtretung von fünf Thälern die Alpen- 
fpigen ald Grenzſcheide umd die Anerkennung des Herzogs ald König von Sicilien, nebit Bor: 
bebalt jeiner Anſprüche auf die fpanifche Krone nad Erlöfchen des Hauſes Anjou. In gleiber 
Weiſe wurde Preußen der Königstitel ſowie die Souveränetät Über Neufhätel und Geldern 
zugeftanden, wogegen es bloß feinen Anſprüchen auf das Fürftentbum Oranien entjagte. Und 
endlich wurden Öfterreich ſowol die fpanifhen Niederlande ald auch feine Befigungen in Ita— 
lien, namentlih Neapel, die Infel Sardinien, Mailand u. f. w. gewäbhrleiftet, während bie 
Berbältniffe zum Deutihen Reihe nad ven Friedensfhlüflen zu Nimmwegen und Ryswijf ge: 
regelt wurden und Frankreich ſich überdies noch zur Anerfennung der Kurwürbe für Hannover 
verftand. Das Einzige, was Frankreich damit erreichte, war eben, daß Vhilipp V. im Beſitz des 
fpanifchen Throns blieb, jedoch nur unter der ausdrücklichen Bedingung, dap eine Vereinigung 
der Kronen von Spanien und Frankreich auf einem Haupte nie und nimmermehr ftattfinden ſolle. 

Ludwig XIV. überlebte diefen Frieden nur noch furze Zeit. Nicht nur durd ihn, jondern 
auch durch das Misgeſchick in feinem Haufe und die dur die Bulle ‚„‚Unigenitus’‘ veranlaßten 
fatalen Händel zwifchen Jeſuiten und Janfeniften wurden ihm feine legten Lebensjahre gar ſehr 
verbittert. Nachdem ihm bereitö im Jahre 1712 fchnell nacheinander die ganze übrige Familie 
des Dauphins durch den Tod entriffen worden war, hinterließ ex bei feinem am 1. Sept. 1715 er: 
folgten Ableben ven fünfjährigen Herzog von Anjou ald einzigen Erben feines Ruhms und feines 
Unglüds, mit einer Schuldenlaft von pritthalbtaujend Millionen Livres. Die Worte, welde er 
ſterbend noch an dieſes Kind richtete, find vielleicht der befte Berweid dafür, daß er tief genug em⸗ 
pfand, was er an feinen Reiche verſchuldet habe, und mit welchen trüben Ahnungen er jein bre- 
chendes Auge in die Zukunft richtete. „Mein Kind‘, redete er ihn an, „bu follft bald ein großer 
König werden; ahme mich nicht nach in der Luft an Krieg und Eoftfpieligen Gebäuden, erhalte 
im Gegentheil ven Frieden mit.veinen Nachbarn; folge ohne Unterlaß guten Rathſchlägen, er: 
leichtere fobald wie möglich die Kaften deiner Völker und thue das, was ih zu meinem Unglück 
nicht thun konnte.” 

Welche Macht märe aber jegt wol im Stande geweien, diefe Wünſche des flerbenvden Dion: 
arhen zur Wahrheit zu machen! Es war gewiß nicht das Schlimmfte, daß man jeinen legten 
Willen in Bezug auf die Anorbnung der Megentichaft ebenio wenig adhtete wie bei feiner ei— 
genen Thronbeſteigung. Noch vor der Eröffnung feines Teftaments verlangte der Herzog von 
Drleand vor dem verfammelten Parlament Eraft feines Geburtörechts ald Megent die unum: 
ſchränkte Regierungdgemalt, welde er, demſelben zufolge, mit einem Regentſchaftsrathe, dem 
die höchſte Entſcheidung in allen Staatsangelegenheiten nah Mehrheit der Stimmen zuftehen 
folkte, und vorzüglich mit dem legitimirten Herzog von Maine, dem Sohne der Frau von Mon: 
teöpan, theilen follte, welchem mit ver Oberaufficht über die Erziehung des jungen Könige zu: 
gleich dad Gommando der etwa 10000 Mann flarfen Truppen des königlichen Haufes zuge: 
dacht worden war. Auch wurde dem Herzog von Orleans ohne weitered gewillfahrt, nament: 
lich infofern ihm die felbfländige Bildung des Regentſchaftsrathes und der Oberbefehl ver 
königlichen Haustruppen zugeſprochen wurde. Der Herzog von Maine mußte ih mit der Ober: 
aufſicht über die Erziehung ded Könige begnügen und ed fich überdies gefallen laſſen, van ihm 
fowie feinem Bruder, dem gleichfalls Tegitimirten Grafen von Touloufe, der Rang und bie 
Rechte der Prinzen von Geblüt, welche ihnen Ludwig XIV. im Jahre 1714 ertheilt hatte, durch 
einen Beichluß des Parlaments vom Juli 1717 wieder abgeſprochen wurden. 

Wäre der Herzog von Orleand nur aud dazu gemacht geweien, vie Gewalt, welche auf dieſe 
Weife in feine Hände gelegt wurde, zum Nugen des Staates zu gebrauden und die Zufagen, 
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welche er beim Antritt ſeiner Regentſchaft gegeben, und die Hoffnungen, welche er durch ſeine 
erſten Regierungshandlungen allerdings erregt hatte, einigermaßen zur Wahrheit zu machen. 
Dazu fehlten ihm aber geradezu alle Eigenſchaften des Geiſtes, des Charakters und der flaatd- 
männiſchen Erfahrung. Selbft ohne alle Haltung, wurde er nur zu leicht der Spielball ver 
Launen, der Jmmoralität und der abenteuerlichen Plane feiner Günftlinge. Am fürdterlihften 
rächte fich dies jofort durch die unglüdjelige Art, wie er der heillojen Finanznoth ein Ziel zu 
ſetzen verfuchte. 

Nahdem der Herzog Adrien de Noailles ald Chef des Finanzraths (Conseil des finances) 
ſich vergeblih bemüht hatte, die ungeheuern Kronihulven (jie betrugen 900 Millionen, wäh: 
rend die Einnahmen des Schages ſich kaum auf 60 Mill. Livres beliefen) durch ebenfo Fleinliche 
als ungerechte und wirkungsloſe Mittel zu tilgen, warf fi der Regent voll Verzweiflung ganz 
in die Arme jened Schotten Raw, welcher jedenfalls mehr war als ein bloßer finanzieller 
Schwindler, aber unter Berbältniffen und mit Perfünlichkeiten, wie jie ihm bier entgegentraten, 
am Ende jelbft mit in den Strudel hineingeriffen werden mußte, welder den Staat an den 
Rand des Abgrundes führte. Vielleicht gibt ed überhaupt Fein jhlagenveres Beiſpiel dafür, 
dag jelbft ein in feinen Grundlagen guted und richtiges Finanzſyſtem durd verfehlte Anwen: 
dung, falfche Berehnung, Misbrauh und Übertreibung zum Ruine führen kann, als diefe 
Binanzipeculationen Law's. Solange er feine Banf auf 1200 Actien zu 1000 Thlrn. be— 
ſchränkte, entiprad fie vollfommen ihrem Zwede. Der Credit und das allgemeine Bertrauen 
wuchſen und befeftigten ih. Sobald er aber, von der Noth des Schages und der Leichtfertigkeit 
ded Regenten und feiner Räthe gevrängt, feine Banfbillets bis ind Unendliche vermehrte, den 
Tabackspacht an ih riß und fich bereit im Jahre 1717 in jene unfeligen und trügerifhen 
Schwindeleien mit ven Handelögejellihaften ded Senegal und Miſſiſſippi einließ, war auch der 
Stab über fein ganzes Finanzſyſtem gebrochen. 

Es artete ſchnell zuerft in einen bis zum Wahnſinn getriebenen allgemeinen Yaumel und 
dann in eine um jo fürchterlichere Enttäufhung aus, da man am Ende aud noch zu dem lei= 
digen Ausfunftsmittel der Münzyerſchlechterung feine Zufludt nahm. in Edict vom 30. Mai 
1718 erböbte plöglih die Marf Silber von 40 bis auf 60 Livres. Vergeblich proteftirte das 
Parlament dagegen, vergeblich beihloß ed die Verhaftung Law's, als ded Urhebers alles dieſes 
Unheils. Es wurde in einem am 26. Aug. von dem jungen Könige gehaltenen Lit de justice 
dahin beichieden, daß die Einmiſchung in dergleiben Staatsgeſchäfte nicht feines Amts fei, und 
mußte überdied noch feinen Vorwig duch die Verhaftung mehrerer jeiner Wortführer büßen. 

Mehr als den Widerftand des Barlaments hatte jedoch der zum Generalcontroleur der Finan⸗ 
zen ernannte Law die Aufhegereien ver ibm und dem Megenten feindlichen Partei zu fürchten, 
an deren Spipe der misvergnügte Herzog von Maine ftand, und die um fo gefährlicher wurde, 
da jie mit dem fpanijchen Premierminifter, Garbinal Alberoni, welcher die Negentihaft für 
König Philipp V. in Aniprud nehmen wollte, in geheimer Verbindung ftand. Immermehr 
in die Enge getrieben, mußte Law am Ende zu den äußerften Auskunftämitteln feine Zuflucht 
nehmen, welche ebenſowol der Moral wie einer gefunden Staatöpraris zuwider waren. So ver- 
ordnete er 3. B., um feine Bankbillets zu halten, daß niemand mehr ald 100 Livres baares Geld 
bei ich Haben dürfe. Die lavinenartige Entwerthung feiner Bapiere, der Ruin von Hundert: 
taufenden von Familien und der erflärte Staatäbanfrott waren die natürliche Folge davon, Vom 
Fluche der ganzen Nation belaflet, verließ Law im Jahre 1720 endlich feinen Voften und das 
Königreidy, aber, und das muß man ihm zum Ruhme nachſagen, ärmer als er gekommen war. 

Nicht die ungebeuern materiellen Verluſte, welde dad Nationalvermögen durch diejen 
trübfeligen Ausgang der Law'ſchen Finanzfpeculationen zu erleiden hatte, fondern weit mehr 
noch die völlige Demoralifation des öffentlihen Geiſtes war die ſchlimmſte Folge davon. Sie 
ging mit der wachſenden Sittenverderbniß, welche an dem Hofe des Regenten jelbft ihren vor: 
ala Sig und in feinem Miniſter, jenem berüchtigten Cardinal Dubois, Erzbifchof von 

ambray, ihren fhamlofeften Vertreter hatte, ſtets Hand in Hand und war überhaupt nun 
Thon zu tief eingewurzelt, ald daß die im Jahre 1723 erklärte Volljährigkeit des Königs und 
ber bald darauf erfolgte Tod ded Gardinald Duboi und ded Herzogs von Orleans eine weient: 
lie Anderung zum Beffern hätten bewirken können. 

Am mwenigften war der Herzog Rouis von Bourbon:Gonde, welcher nun an die Spige der 
Regierung trat, dazu gemacht, einen andern Geift in die Führung der Geſchäfte zu bringen. 
Ban; in der Gewalt feiner Maitreffe, ver Marquife de Prie, war er der vorzüglichfte Beför: 
derer jenes verhaßten Weiberregimentd, welches jpäter am Hofe Ludwig's XV. in die ſchmach⸗ 
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vollſte Maitrefſenwirthſchaft ausartete. Bine der erften Kolgen davon war die Bermählung 
des jungen Königs mit der Tochter des entthronten Königs von Polen, Stanislaus Leſzezynſti, 
welhe Kranfreih im feiner auswärtigen Politif jo unangenehme Berwidelungen bereitete. 
Schon die des Regenten war ohnehin nichts weniger ald glücklich geweſen. Bon England an- 
geblich mit einem Jahrgeld von 40000 Bf. St. beftohen, hatte der Cardinal Dubois ihn zum 
Beitritt zu der Quadrupelallianz mit vem Kaifer, England und Holland bewogen, welche vor— 
züglich die Demüthigung Spaniens bezwedte. Nur der Sturz Alberoni’8 zu Ende des Jahres 
1719 und der bald darauf, im Januar 1720 abgefchloffene Friede entledigten damals dad im 
Innern fo fehr bevrängte Frankreich der Laſt dieſes Kriege. 

Jedenfalls war es eind der weſentlichſten Verdienfte der Politif des fiebzigjährigen Biſchofs 
von Frejus und Lehrers des Königs, Cardinal Fleury, welcher im Jahre 1726 den Herzog 
von Bourbon verbrängte, daß er Frankreich mährend eines ficbenjährigen Briedend wenigftend 
die Möglichkeit verſchaffte, fih von den tiefen Wunden, welche ihm bie Regentſchaft geſchlagen 
hatte, mieder einigermapen zu erholen. Und aud der zweijährige Krieg, in welden er ſich im 
Jahre 1733 gegen Ofterreich einlaffen mußte, um die Enttbronung ded Schwiegervaters des 
Königs zu rächen, endigte durch den im October 1735 abgejhloffenen Wiener Frieden, wenn 
nicht ruhmvoll, doch auch nicht ohne einigen Gewinn. Denn Stanislaus Leſzezynſki erbielt für 
den verlorenen polniſchen Königsthron in der ihm zugeſprochenen Souveränetät des Herzog- 
thums Lothringen, welches nad feinem Tote an Franfreich übergehen follte, doch wenigſtens 
einigen Eriag. 

Auch zur Theilnahme an dem im Jahre 1740 ausbrechenden Öfterreichifchen Erbfelgefrieg 
verftand jih Fleury nur ungern, und die bedeutenden Berlufte, melde Frankreich nanıentlid in 
den erften Jahren veflelben erlitt — der Beldzug vom Sabre 1743 koſtete allein nıebr als 
100000 Mann und 315 Mill. Livres — wollte man vorzüglich mit auf Rechnung der Karg: 
heit fegen, womit der.Garbinal die Generale des Königs unterftügt habe. Wenn aber aud 
nad) feinem im Jahre 1743 erfolgten Tode die frangöliihen Waffen theilweiſe, namentlich 
unter der Führung des Marſchalls von Sachſen (Sieg bei Fontenoi am 11. Mai 1745) wie: 
der ihren alten Ruhm bewährten, jo bradte doch der im Jahre 1748 abgeſchloſſene Friede zu 
Aachen Frankreich nit den geringften Gewinn. Seine in Amerifa und Dftindien verloren 
gegangenen Bejigungen erhielt ed zwar zurüd, in @uropa aber mußte ed alle Eroberungen auf= 
geben und ſich überdies no zur Garantie ſowol der Pragmatiihen Sanction zu Gunften 
Oſterreichs, ald auch der britiihen Thronfolge und der deutſchen Staaten zu Gunſten Hanno— 
vers verfteben. 

Nur ein weiſes Regierungsſyſtem, welches die freilih mitunter etwas pebantifche und von 
ſehr weientliben Schattenjeiten keineswegs ganz freie Vorſicht des Garbinald Fleurv (den Mis- 
brauch der Lettres de cachet, deren er nicht weniger ald 70000 erlaffen haben foll, hat man 
ihm nie vergeben) mit einer höhern, echt ſtaatsmänniſchen Auffaffung der Verhältniffe zu ver: 
binden gewußt hätte, wäre jegt vielleiht no im Stande geweſen, Frankreich wieder auf dir 
Höhe ver Achtung und des politifhen Einfluffes in Europa, von welcher ed herabgefunfen war, 
emporzubeben und ihm eine beflere Zukunft zu fihern. Wie wäre aber ein ſolches unter ver 
Herrfhaft ver Marquife von Pompadour (1746-64) und ihrer Greaturen, eines Abbe ron 
Bernie und felbft des Herzogs von Choiſeul, möglich geweſen? 

Dad im Jahre 1756 zum Erflannen der ganzen politifhen Welt abgefhloflene und zu 
Ende des Jahres 1758 ermeuerte und noch bedeutend erweiterte Freundſchafts und Waffenbünp: 
niß mit Oſterreich, welches Frankreich die ſchwerſten Verpflichtungen auferlegte (3,336000 #1. 
jährlidie Subfidien und 100000 Mann Hülfsvölfer u. ſ. w.), ohne ihm den geringften reellen 
Gewinn dagegen in Audficht zu ſtellen, bewies deutlich genug, welche Bahn man jeßt betreten 
babe, um fih vollends jelbft ind Verderben zu flürzgen. Denn was erlangte man nun 
durch die ungeſchickte Art, wie man in den Siebenfährigen Krieg verwickelt wurbe, anch 
anderes als jhimpfliche Niederlagen im Felde, ven Verluſt faft aller Eolonien und am Ende 
einen ſchmachvollen Frieden? Am 10. Febr. 1763 zu Paris unterzeichnet, beraubte er Frank— 
reich in Nordamerifa feiner ſämmtlichen Bejigungen in Canada bis auf einen geringen Antbeil 
an den Fifchereien von Terreneuve, in Weſtindien der Infeln St.:DBincent, Dominique und 
Tabago nebft Grenada, in Afrifa des Senegal und in Oftindien aller gemachten Eroberungen 
gegen Zurüdgabe alles deſſen, was Branfreich zu Anfang 1749 dort befeffen, mit Einſchluß 
von Pondicherv. In Europa mußte es ferner Dinorca an England abtreten und überdies alle 
feine Truppen aus Hannover und den übrigen Staaten des Deutfchen Reich zurüdziehen. 
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Leider hielt num aber auch mit diefen trübfeligen Refultaten der auswärtigen Politik der 
Verfall der innern Neihöverwaltung immer gleihen Schritt. Die unfeligen religiöfen Strei: 
tigfeiten zwifchen den Janjeniften und Jefuiten, welche im Jahre 1764 mit der Aufhebung des 
Ordens der legtern ihren Höhepunkt erreichten, waren nur ein Element mehr für die herrſchende 
Gärung der Geifter, welche am wenigften die despotifhen, meiſtens wirkungsloſen Neformen 
des Herzogs von Choiſeul zu beſchwichtigen geeignet waren. Und was er vielleicht noch in reb- 
lichſter Abjicht erftrebte, das wurde vollends unter den ſchamloſen Negimente der Gräfin Du: 
barri vereitelt. Ihr Auserwählter, der Herzog von Aiguillon, weldem der Herzog von Choi— 
feul weihen mußte, war ja nur das Werkzeug der verächtlichften Despotie, bei welcher ihm ver 
Kanzler Maupeou in Bezug auf fein Verfahren gegen die Unabhängigkeit der Gerichte und 
Terray ald Generalcontroleur der Finanzen treulich zur Seite ftanden. 

Wir brauden gewiß nit bis in die Geheimniſſe eines bis zur tiefiten Sittenloſigkeit her: 
abgejunfenen Hofleben® einzubringen, um begreiflih zu machen, wie Frankreich unter folden 
Berhältniffen nah und nad aud noch ven legten Reft politiiher Achtung: verlieren und der ver: 
hängnißvollſten Zukunft entgegengehen mußte. Während Polen ohne die geringfte Bethei— 
ligung von jeiner Seite zerftückelt wurde, zeigten jih im Innern bereits die eriten Symptome 
ded gewaltigen Umſchwungs der Geifter, welcher die große Kataftrophe, die der nächften Re— 
gierung vorbehalten war, vorbereitete. Er ging gewiflermaßen vom Hofe felbft aus. Denn 
während fih im Lande, namentlih unter den gebildetern Klaffen, unter ven Ginfluffe jener 
mächtigen Geifter,, welche die öffentliche Meinung beberrfchten, eined Montesquieu, Voltaire, 
3.3. Rouffeau, der Encyklopädiften und Phyſiokraten, eine ganz andere Sinnesart, eine ganz 
verschiedene Auffaffung politifcher Verhältniffe und mit neuen Ideen zugleih auch neue An— 
fprüde herausgebilvet hatten, regte fih auch ſchon in den legten Jahren der Regierungszeit 
Ludwig's XV., namentlid in den befcheidenen Appartements ded Dauphind und feiner Brüder 
zu Berfailled und unter dem dort verfehrenden jüngern Adel, eine entſchiedene Oppofition gegen 
das alte, abgelebte und fittenlofe Hofwelen, welche in Scherz und Ernft vielleicht jelbft ſchon zu 
weit ging und faft unbewußt ven vernidhtenden Lehren der Philoſophenſchulen aud dort nur 
zu willig Thür und Thor öffnete. 

Ludwig XVI. war ein zu gutmütbiger, aber audy zu kurzſichtiger Fürſt, ald daß er ſogleich 
hätte vorausfeben können, wohin das führen werde, als ihm fein Großvater am 10. Mai 1774 
den in feinen Grundfeften fhon wanfenden Thron mit einer Schulvenlaft von 4000 Millionen 
hinterließ. Sicherlich war noch nie ein Thronwechſel von größern Hoffnungen begleitet ges 
wefen, noch nie find diefelben aber auch auf entfeglichere Weiſe getäufcht worden. Wir treten 
damit in das eigentliche Revolutiondzeitalter ein, meldes ven Gang ver Weltgeſchichte bis auf 
unfere Tage herab bepingt und beherrſcht hat. Wir können daffelbe hier natürlich nur in feinen 
hervorragendſten Momenten verfolgen. 

Selbjt wenn Ludwig XVI. mit den vortrefflihen Eigenſchaften feines Gemüths die gleichen 
Vorzüge ded Geifted und Charakters verbunden hätte, würde er jhwerlid im Stande gewefen 
fein, ven Sturm zu beſchwören, welcher die aufgeregten Wogen der Revolution, die jih an 
feinem Throne brechen follten, immer höher trieb. Es war fein Unglüd, daß die Redlichkeit 
feines Willens und das Maß feiner Einſicht nicht der Unermeßlichkeit ver Schwierigkeiten und 
Gefahren entſprachen, denen er Trog bieten jollte. Zudem war ihm aud das glückliche, für 
jeden Herricher fo werthoolle Talent verfagt, zur Ausführung feiner wohlgemeinten Abjichten 
die geeigneten, die fähigften Männer zu wählen. Deshalb verfehlten viele feiner erften Re: 
gierungsmaßregeln, welche die Nation mit den zuverſichtlichſten Hoffnungen auf eine beilere 
Zukunft erfüllten, am Ende dod ihren Zwei. So namentlih die Zurüdnahme der meiften 
despotifchen Einrichtungen der legten Regierung, die Wieverberftelung der Parlamente, die 
nicht felten verfehlten Erfparniffe im Hofweſen, die oft nur zu fehr ind Kleinliche gehenden 
Reformen in der Finanzverwaltung, wodurd man den Abgrund der ungeheuern Schulvenlaft 
und das immer fortwudhernde Deficit in dem Staatsſchatze deden zu können wähnte. 

So wenig wie der alte Maurepas (gefl. 21. Nov. 1781) ald Premierminifter dazu ges 
macht war, überhaupt ein Regierungsfyftem zur Geltung zu bringen, welches dem Geifte ver 
Zeit und den Bevürfniffen ver Nation entſprochen hätte, jo fonnten noch viel weniger weder 
Turgot, noch Clugny, nod endlich Neder und d'Ormeſſon an der Spige des Finanzdepartementd 
eine Durchgreifende und nachhaltige Reform im Staatshaushalte bewirken. Selbſt die nicht 
unrühmliche Theilnahme Frankreichs an dem amerikanischen Freiheitöftiege (1778 — 83) war 
in diefer Beziehung ein wahres Misgefhid. Denn die im Brieden zu Verſailles (3. Sept. 
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1783) erlangten Vortheile — erweiterte Örenzen der franzöſiſchen Befigungen in Norvamerifa, 
mit der freien Fifcherei bei Terreneuve und am Korenzofluß, Erwerbung der Infel Tabago und 
Goree in Afrika, fowie einiger nicht unbedeutender Diftricte in Oftindien, vor allem aber die 
mehr fcheinbare als wirkliche Shwähung der Macht Großbritanniens — waren mit ber aber: 
maligen Vermehrung der Schuldenlaft doch zu theuer erfauft. 

Unglüdlihermweife glaubte nun auch noch Galonne, glei nad dem Frieden zum General- 
controleur der Finanzen ernannt, das Deficit von 140 Millionen durch die leihtfertigiten Fi— 
nanzoperationen decken zu können, welche das Öffentliche Vertrauen vollends bis in den Grund 
erfhütterten. Er mußte, wie vor Zeiten Law, feinen Poften und das Königreih mit Schimrf 
und Schande verlaffen (1786). Und was er mit feiner Reichtfertigfeit nicht zu erreichen ver= 
mocht hatte, das glaubte nun der Erzbifhof von Touloufe, Lomenie de Brienne, als dirigiren- 
der Minifter, vielleicht no übler berathen, mit despotifcher Strenge durchſetzen zu fünnen. 
Zuerft jollte die zu Anfang des Jahres 1787 einberufene Berjammlung der Notabeln (22. Febr. 
bis Mai) Rath ſchaffen, und ald man damit zu feinem Refultate fam, wollte er die Erhebung 
neuer Steuern mit Hülfe des Parlaments erzwingen. Daffelbe weigerte ſich indeſſen nicht nur, 
diefelben einzuregiftriren, jondern warf aud zum erften male wieder das längft verflungene 
verhängnipvolle Wort der allgemeinen Reichsſtände (Etats generaux), als der einzigen zur 
Bewilligung neuer Steuern ermädtigten Vertreter der Nation, in die Gärung der Geifter, 
melde um dieſe Zeit ohnehin ſchon durch die fatale Halsbandgeſchichte einen dem Hofe höchſt nach— 
theiligen Gharafter erhalten hatte. 

Und dennoch wäre es vielleicht Flüger geweſen, jegt ſogleich die Reichsſtände einzuberufen, 
als durch ven Kampf mit den Parlamenten die Öffentlihe Meinung nur nod mehr gegen ih 
aufzubringen. Brienne hielt ſich aber für ftarf genug, ihn wagen zu können. Er verwies das 
Parlament nad Troyes, hatte aber dann dod den Muth nit, den Kampf bis zu Ende durch— 
zuführen. Sein jogenannter Cour pleniere, welcher, aus den höchſten Würbenträgern ber 
Givilverwaltung, ded Militärs und der Geiſtlichkeit gebildet und mit vedpotiiher Machtvollkom— 
menheit audgerüftet, die Parlamente erjegen follte, blieb eine todtgeborene Schöpfung. Er 
mußte nothgedrungen mit dem Parlamente unterhandeln. Es verftand ſich gegen die Nüdffehr 
nad Paris und die Wiedereinfegung in jeine Rechte zur Einzeihnung einer graduellen An: 
leihe von 420 Mill. Livres, nahm dann aber, ungeachtet des zu diefem Zwecke von dem Könige 
abgehaltenen Lit de justice, infolge der Proteftation des erften Prinzen von Geblüt, des ‚Her: 
3098 von Orleans, diefelbe felbft wieder zurück. 

Das war die erfte empfindliche Niederlage, welche die königliche Gewalt in diefem unbeil= 
ihmwangern Kampfe zu erleiden hatte. Sie mußte nun doc, da fie den Banfrott nicht geradezu 
erflären wollte, ihre Zuflucht zu den Reihäftänden nehmen. Brienne trat zurüd und überließ 
Necker die ſchwere Aufgabe, den Kampf vollends zu Ende zu führen. Ein Decret des Staatd: 
raths von 8. Aug. 1788 berief die Reichsſtände für den 1. Mai des nächſten Jahres nach Ber: 
failed. Die im November 1788 nochmals zufanimentretende Berjammlung der Notabeln 
hatte nur den Zweck, die Form ihrer Zufammenfegung näher zu beftimmen. Denn das Par: 
lament ſchien nun jelbft vor den Kolgen feiner Oppofition zurückzuſchrecken. Es hatte nicht den 
Muth, ſich fofort für Die doppelte Vertretung des dritten Standes und die Abftimmung nicht 
nad Ständen, fondern nah Köpfen und ver Mehrheit der Stimmen zu entjcheiden. Aber aud die 
Motabeln wagten ed nicht, jogleich jo weit zu gehen. Die öffentliche Stimme mußte, unter dem 
Ginfluffe zahlreicher Schriften, weldye die Sache des dritten Standes vertraten, vor allen Sieytes 
„Qu’est ce que le Tiers-état?“, den Ausfhlag geben. Neder bewog den König, die Doppelte 
Vertretung des dritten Standes zu gewähren, hatte aber dann aud weder Entſchloſſenheit noch 
Geſchick genug, die Revolutionsbewegung zu leiten und zu beherrſchen. 

VI. Die Revolution, die Republik und das erfte Kaiſerthum. Wierirl 
wurde num nicht gleich bei ven Zufammentritt ver Reichsſtände durch Fleinliche und verkehrte 
Maßregeln verborben und verfhuldet! Während der Revolutionsgeift außerhalb ihres Be: 
reichs nicht nur in der Hauprftadt, jondern aud im ganzen Lande immer mehr Gewalt gemann, 
hatte man die Macht nicht mehr, in ihrem Schoje den Parteifampf zu regeln und in den 
Schranken einer gejegmäßigen Entwidelung zurüdzuhalten. Daher die jo ſchnelle Umman: 
delung dieſer Reihsftände in eine alled beberrihende conftituirende Nationalverfammlung, 
nad) der föniglihen Sigung vom 23. Juni 1789, daher jene denkwürdige Nacht des 4. Auguft, 
melde mit einem male mit den Reften der Feudalrechte zugleich aud die Grundlagen der alten 
Monarchie vernichtete, und endlich nach der Zerftörung der Baftille (14. Juli) jene entjegliden 
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Scenen bed 5. und 6. Det., melde jept ſchon das Königthum an den Rand des Abgrunds 
führten, in welchem es bald feinen gänzliben Untergang finden follte. 

Die Revolutionsbewegung war jeitdem nur nod eine von einer eilernen Nothwendigkeit 
beberriäte Verkettung von Ereigniſſen, über welche feine Macht mehr Gewalt gewinnen fonnte. 
De flärfer Die vernichtenden Elemente derfelben hervortraten, deſto mehr erichlafften die erhalten- 
den Kräfte des Widerſtandes. Selbſt jo mächtige Geifter wie Mirabeau wären nicht im 
Stande gewejen, die Monarchie zu retten. Zumal nad der unglücklichen Flucht des Königs 
(21. Juni 1791) war alles verloren, und jelbft die Annahme der erften Gonftitution von feiten 
Zudmwig’8 XVI. (14. Sept.) war nur der legte ſchwache Rettungdanfer des faft jchon zertrüm— 
merten Thrond. Denn gleich darauf mußte ſich der König doch in die Arme feiner mädhtigften 
und erbittertften Gegner, der Jafobiner (j.d.), werfen, und die natürliche und nothwendige Folge 
davon war, daß er im ohnmächtigen Kampfe mir fich jelbft und den Barteien erliegen mußte. 
Die entfeglihen Scenen vom 21. Juni und 10. Aug. und die fürdterlihen Septembertage 
1792 waren nur ebenjo viel Schritte zu dem gänzlichen Umſturz der Monardie. 

Am wenigften war der halb erheucelte, halb aufrihtig gemeinte Verſuch der Girondiften 
zur Rettung Ludwig's XVI., den fie auch nur gar zu gern zum Spielball ihrer Zwecke und ihrer 
Xaunen gemadht hätten, geeignet, das äußerſte Verhängniß von diefem abzumenven. Der 
König beftieg, nachdem feine Abfegung und die Einführung der Nepublif förmlich erklärt 
worden war (22. Sept. 1792), am 21. Ian. 1793 ald Märtyrer und gewiß am mwenigften 
ſchuldbeladenes Opfer für die Schuld jeiner Täter das Schaffot. 

Was konnte aber die franzoͤſiſche Republik nad) diefer Kataftrophe zunächſt mol anders fein 
als ein fortvauernder Kampf der revolutionären Parteien auf Leben und Tod im Innern, 
welcher nur durch eine gewaltige Kraftäußerung ded einmal aufgeregten Volksgeiſtes nach außen 
hin eine nad und nach beruhigenve Ableitung erhalten Eonnte? Was Europa yon der legtern 
zu gemwärtigen habe, hatte ih, nachdem einmal bereitd durch die Verabredungen zu Mantua im 
Mai 1791 und die am 27. Aug. deflelben Jahres von Pillnig aus erlaffene Erflärung die 
feindliche Stellung der Mächte zu der Mevolution entihieden war, dur die Siege Dumouriez” 
in der Champagne und in den Niederlanden (Sieg bei Jemappes am 6. Nov. 1792), jowie die 
Montedquiou's in Savoyen und Euftine’8 am Oberrhein deutlich genug gezeigt. Der Waffen 
ruhm der Nation war die vorzüglihfte Stüge der mit der Eröffnung des Nationalconvents 
(10. Oct. 1792) eingeführten Revolutiondregierung, um deren Befig ſich nun die bis zum 
höchſten politifchen Fieberparoxismus erhigten ‘Parteien ftritten. 

Daß dabei die Gemäßigten, melde noch an die Möglichkeit eines georbneten Staatsweſens 
glaubten, unterliegen mußten, bemied der Sturz der Girondiften (Ende October 1793), 
welcher vem Syſteme des Terroridmud und dem revolutionären Wahnjinn vollends freien Yauf 
ließ. Aber aud diefer erlag am Ende doch der Erſchlaffung aller bis zur Ohnmacht erfchöpften 
revolutionären Kräfte. Danton (f. d.) mußte jelbft nody mit der Partei der Gemäßigten und 
der Wüthenden oder Hebertiften feinen Wahn, daß eine Umkehr möglich fei, freilih auf dem 
Schaffot büpen (Ende April und Anfang Mai 1794). Allein bald ereilte nun doch auch das 
fürdterlihe Triumvirat Robespierre's mit St.:Juft und Couthon fein endlihes Geſchick. 
Robespierre's verzmweifelter Wunſch, fih und die Republif durch die Dictatur zu retten, wurde 
durch feinen und feiner Genoflen Sturz am 9, Thermivdor (27. Juli 1794) vereitelt. Aber 
natürlich dauerten auch nad diefem entſcheidenden Umſchwung der Dinge die revolutionären 
Zudungen nod fort, welche erft mit der Einführung der dritten Gonflitution am 26. Oct. 1795 
einen dauerndern Ruhepunkt erhalten zu ſollen ſchienen. 

Indeflen war aud das MWaffenglüd der Republik fortwährend treu geblieben. Der Ruf 
ihrer Siege nach allen Seiten hin erleichterte der neuen aus fünf Directoren beftehenden Re— 
gierung, welchen die Räthe der Künfhundert und der Alten zur Seite ftanden, die Schwierig 
feiten, mit denen auch fie noch zu fämpfen hatte, bedeutend. Selbſt ihre entſchiedenſten Gegner 
beugten fich am Ende vor dem Glanze ihres Kriegsruhms, und während ſie im Innern zu er— 
ſtarken ſchien, betrat in Italien jener gewaltige Geiſt ſeine Heldenlaufbahn, welchen das Geſchick 
auserſehen hatte, Frankreich auf den Gipfel jener Macht zu heben, vor welcher bald ganz Europa 
erzittern ſollte. Einen Frieden, wie den von Campo-Formio (17. Oct. 1797), womit der 
junge Bonaparte nach ſeinem erſten ſiegreichen Feldzuge in Italien vor das Directorium trat, 
hatte die Republik noch nicht erlebt. Es gab freilich wol eine Partei, die ahnen mochte, welche 
bedeutende Macht dadurch jetzt ſchon in ſeine Hand gelegt werde, ſeine zeitweilige Entfernung 
durch den Feldzug nach Ägypien (1798 und 1799) konnte aber doch nur dazu beitragen, ſeine 
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Unentbehrlichkeit defto Fühlbarer zu machen. Nicht blos die Gewalt fiegreiher Waffen, 
fondern mehr noch die Macht des Genies hat Napoleon Bonaparte am 18. Brumaire (9. Nov. 
1799) auf die Höhe feines erftaunlihen Einfluffes gehoben, von welcher herab er die Schick— 
Tale Frankreichs und der Welt beherrfchen follte. 

Die Verfaffung, welche er ald Erfter Conſul ind Leben rief (7. Febr. 1800), war ja nur 
die Grundlage jenes despotiſchen Regierungöſyſtems, weldes er ald das für Frankreichs Zu— 
£unft heilfamfte erfannt hatte, und das ihn jelbft bei der eifernen Conſequenz, mit welder er 
ed zur Wahrheit zu machen wußte, zuerft zu dem Gonfulate auf Xebengzeit (2. Aug. 1802) 
und endlich auf den erblihen Kaiferthron (18. Mai 1804) führen mußte. Noch ebe er ed wa— 
gen Eonnte, auf feinem Haupte den Lorber des Siegers mit der Krone des unumſchränkten 
Herrſchers zu vertauſchen, hatten ihn die Friedensſchlüſſe zu Luneville (9. Febr. 1801) und 
Amiens (27. März 1802) ohnehin fhon gewiffermaßen zum Schiedsrichter Europas gemadt; 
und wenn die bedeutende Stellung, welde Frankreich dadurch dem Auslande gegenüber erbielt, 
dem Stolze der Nation ſchmeichelte, jo wird es auch begreiflih, wie man fi im Innern den 
Ausbau einer Verfallung gefallen laffen Eonnte, welche zwar vorzüglich die Befeftigung und 
Erweiterung unumjchränfter Herrfhergewalt zu Gunften der Dynaftie ihres Urbebers bezweckte, 
zugleich aber auch den Bedürfniſſen der Nation auf eine Weiſe entſprach, welche ſie ſelbſt den 
Verluſt ihrer mit dem Blute vieler Geſchlechter theuer genug erkauften Freiheiten verſchmerzen 
ließ und ſie fähig machte, bereitwillig die ungeheuern Opfer zu bringen, welche ihre Erhaltung 
in Zukunft noch von ihr verlangte. 

Denn darüber konnte man ſich nicht täuſchen, daß das auf dieſe Art begründete Kaiſerthum 
nicht der Friede und die Ruhe, ſondern ein fortwährender Kriegszuſtand ſein werde. Solange 
aber die franzöſiſchen Waffen überall ſiegreich blieben und jeder neue Friedensſchluß nur ein 
Schritt mehr zu dem Ziele der Verwirklichung der Weltherrſchaft Frankreichs zu ſein ſchien, wie 
ſie dem Geiſte Napoleon's vorgeſchwebt haben mag, ſo lange folgte auch die Nation ſelbſt in 
Sklavenketten willig ſeinem ſiegreichen Panier und ſeinem großartigen Geſchicke. Was hätte 
man auch nah den Tagen von Ulm und Auſterlitz €2. Dec. 1805), Jena und Auerſtädt 
(14. Dct. 1806), Eckmühl und Wagram (22. April und 6. Juli 1809), ſowie nah den 
Briedensjhlüffen zu Presburg (26. Dec. 1805), Tilfit (9. Juli 1807) und endlich zu Wien 
(14. Det. 1809), infolge welcher fafl ganz Europa zu den Füßen des ftolgen Siegers lag, nicht 
für möglich halten jollen ? 

Allein das Übermaß des Waffenglüds auf der einen Seite und die grenzenlofe Erniedris 
gung auf der andern bezeichneten nun auch ſchon den Wendepunkt der Weltgeihide. Denn 
während ſich der Kaifer zu Miögriffen hinreißen ließ, welche ihn, nachdem er einmal vie fihere 
Haltung verloren hatte, dem unvermeivlichen Untergange zuführen mußten, regte ſich überall, 
in Spanien, Portugal, Tirol und vorzüglich im deutſchen Vaterlande, mit Macht der empörte 
Volksgeiſt. Der mit unbegreiflidem Übermuthe unternommene Zug des Kaiferd nah Ruß: 
land in den Jahren 1811 und 1812 follte ven Ausichlag geben. Was dort verloren ging, der 
Ruhm des Siegd und die beften Kräfte ver Nation, war nicht wieder zu erjegen. Die unge: 
beuern Anftrengungen, welde vennod gemacht wurden, um wieder ein Heer von 250000 Mann 
ind Feld zu ftellen und 1150 Mill. Er. zur Beftreitung ver Kriegskoſten aufzubringen, fonnten 
eine nun ſchon moraliſch und materiell zu Grunde gerichtete Sache nicht mehr retten. Das bis 
aufs Auferfte getriebene Selbftvertrauen des Kaiſers scheiterte endlich an dem fiegreihen Wider: 
ftande, melden ihm das vereinigte Europa im Jahre 1813 im Herzen Deutfchlands auf den 
Ebenen von Leipzig (16. bis 19. Det.) entgegenfegte. Nach Frankreich zurückgeworfen, wurde 
er gleichſam felbft der Vernichter feiner großartigen Schöpfung. Indem er fi vor der Macht 
des Derhängniffes beugte und feinem Kaiferthrone entjagte (11. April 1814), mußte auch das 
folge Gebäude feiner Gewaltherrſchaft in fich felbft zufammenjinfen. Daf man fie auf die 
Fleine, bid dahin faum genannte Infel Elba beſchränken zu können glaubte, war vielleicht die 
bitterfte Ironie des Schickſals, zugleich aber auch eine der unbegreiflichften Täufchungen, von 
denen die Weltgefchichte zu berichten meiß. 

VI. Die Reftauration. Schwerlich hat je ein an fih begabter und durd bittere Er— 
fahrungen belehrter Monarch einen mislichern Stand gehabt ald Ludwig XVIII., ald er nad 
Branfreih zurüdgefehrt war, um den mitteld der fiegreichen Waffen ver gegen vaffelbe verbün- 
deten Mächte wieder aufgerichteten Thron der Bourbonen zu befteigen. Es fehlte ihm gewiß 
ebenjo wenig an revlihem Willen ald an tieferer Ginfiht. Allein nah Erſchütterungen und 
Umwälzungen, wie fie Frankreich feit dem Beginne der Revolution erlebt hatte, allen Anfprüs 
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hen einer erleuchteten, ebenjo energifch durchgreifenden als vorfihtig ſchonenden Politik zu ges 
nügen, welde im Stande gewefen wäre, die Parteien zu verfühnen und für einen dauernden 
befriebigenden Zuftand ſogleich feſten Grund und Boden zu gewinnen, wäre das Werk einer 
Rieſenkraft gemefen, wie fie ver ſchon bejahrte Ludwig XVIII. nicht mehr befaß. 

Im Anfang erleichterte ihm allerdings die Milde, womit die verbündeten Monarchen gegen 
das gedemüthigte und erfhöpfte Frankreich verfuhren, dad Werf der Rejtauration fehr wefent- 
id. Man machte ihm, indem man den Befigftand vom 1. Jan. 1792 als Grundlage des Brie- 
dens gelten laſſen wollte, Zugeftänpniffe, wie fie bei ver damaligen Lage der Dinge Faum zu er: 
warten waren. Allein noch hatte fi das auch durch die bereitd am 14. Juni 1814 ertheilte, 
auf möglichft liberalen Grundfägen beruhende Verfaflung geweckte Vertrauen nur erft noth- 
dürftig befeftigt, ald die Rückkehr Napoleon's von Elba und das tragifhe Nachſpiel des Kaijer: 
reichs, welches man die Hundert Tage (Cent-Jours) genannt hat, wieder alles in Frage ftellte. 
Die Schlacht bei Waterloo (18. Juni 1815) mit ihren Folgen und die Verbannung Napo: 
leon’8 nad St.:Helena (geft. vafelbft den 5. Mai 1821) waren die ergreifendften Momente, 
welche diefer großartigen Welttragödie ihr endliches Ziel festen. 

Aber freilich kehrten nun auch die jiegenden Alliirten mit ganz andern Anjprüden nad 
Frankreich zurück. Nicht nur daß man den Befigftand auf die Grenzen von 1790 zurüdführte, 
mußte fi Frankreich auch eine Brandfhagung von 700 Mil. Fr. und die Bejegung des Lan- 
des durch 150000 Mann fremder Truppen gefallen laffen. Das erregte natürlich eine arge 
Misftimmung, welde ſich aud in thätlichen Außerungen des Unmuths fund that und die Re: 
gierung ihrerjeits wieder zu Gewaltmaßregeln verleitete, die fehr böfes Blut machten. Das ift 
der Grund, warum Frankreich während der Neftaurationszeit eigentlich nie mehr zur Ruhe ge: 
langen konnte und das neue conftitutionelle eben nur der Tummelplag mehr oder minder er= 
bitterter Barteifäinpfe wurde. Der ewige Hader in den Kammern um das Wahlgejeg und vie 
Ermordung des Herzogs von Berry (13. Febr. 1820) waren nur die Symptome und Aus- 
brüche einer tiefer liegenden, faft unbeilbaren Staatskrankheit. Wenn dennoch vieles geihah, 
was dem Lande zum Heile gereichte und aud das Anjehen feiner Regierung im Auslande wie: 
der hob, fo war es vorzüglich der Einficht zu vanfen, womit Ludwig XVII. bis zu feinem Tode 
(16. Sept. 1824) nod den gerechten Anſprüchen des beilern Theild der Nation zu ge: 
nügen mußte. 

Defto verhängnigvoller war das Walten feines ſchwachen und unfähigen Bruders und 
Nachfolgers, Karl's X. Seine Regierung war in der That nur eine Reihe verfehrter und ver- 
fehlter Maßregeln, welde das heillofe Schwanfen des Königs und feiner Rathgeber zwiſchen 
einer grundſätzlichen Hinneigung zu abjoluter Gewalt und übelberechneten Zugeftänbniffen an 
die Öffentlihe Meinung nur zu fehr verriethen. Der ungemeflene Einfluß der Elerifalen Partei 
auf die Stantögefhäfte, die fortwährende Steigerung der Eivillifte, die Milliarde Entſchädi— 
gungögelber für die Emigrirten und vor allem der ebenjo ungeſchickte als ohnmächtige Kampf 
gegen die Preſſe und vie legislativen Körperſchaften empörten den Volkägeift und waren ebenfo 
viele Berveife, daß man ed mit einer Regierung zu thun habe, welche ſich jelbit dazu verdammt zu 
baben ſchien, fi ihren Untergang zu bereiten. Weder ihre Eoftfpielige Theilnahme an den 
orientalifchen Händeln — die Erpedition nah Morea im Jahre 1828 erforberte einen Aufwand 
von 80 Mill. Fr. — noch der glüdlihe Rachezug nah Algier, welche die Öffentlihe Meinung 
beſchwichtigen und verföhnen follten, fonnten fie retten. Die drohende Sprache in der Thronrede 
bei der Eröffnung der Sigung im Jahre 1830 und die darauf ertheilte Antwort in der Adreffe 
der 221 Deputirten gaben den Ausſchlag. Die Auflöfung der Kammer und die Juliordonnan: 
zen vollendeten bie Kataftrophe. Das Königthum erlag in dem dreitägigen Straßenfampfe vom 
27. bis zum 29. Juli, und Karl X. mußte fein Reich verlaflen, ohne ſelbſt ven Thron für feinen 
unmündigen Enkel, ven Herzog von Borbeaur (geb. 29. Sept. 1820), retten zu fönnen. 

VIII. Die Julimonarchie. Und nun die Julimonardie, das von republikaniſchen In— 
fitutionen umgebene Bürgerfönigthum, als veffen Träger am 9. Aug. der Herzog von Dr: 
leand als Ludwig Philipp J. aus diefer Umwälzung der Dinge fiegreich hervorging, war es dazu 
gemacht, Frankreich eine beſſere Zukunft zu verbürgen? Allerdings wurde es mit großen Hoff: 
nungen, ſelbſt mit Begeifterung begrüßt, es fehlte ihm aber gleich von Anfang an die Gewähr 
eines höhern Princips, welches feine ftetige Entwidelung, feine geficherte Haltung und feine 
Dauer verbürgt hätte. Es konnte niemals ganz feinen revolutionären Urfprung verleugnen, 
und indem es gleich in den erften Zeiten feines Dafeins den Republifanismus und den Napo- 
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leonismus, auf welche es ſich flügen wollte, durch gewiſſe Zugeftänpniffe neutralifiren und un— 
ſchäädlich machen zu können wähnte, erzog es ſich ſelbſt feine gefährlichften Feinde, mit denen es 
dann auch den Kanıpf auf Leben und Tod aufnehmen mußte. 

Die achtzehnjährige Geſchichte der Julimonardie, diefes Bürgerfönigthums (1830 —48), 
ift daher eigentlich auch weiter nichts als ein mühevolled Ringen nad der Verwirklichung eines 
Wahns, welder nie eine Wahrheit werden konnte. Dabei fehlte e8 aber dem durch die Geſchicke 
jeiner Jugend fhwergeprüften Könige und feinen Räthen gewiß nit an Redlichkeit des Wil- 
lens und beziehungsweiſe auch tieferer Ginfiht. Sie wollten fiherlih das Befte Frankreichs, 
täufchten fich aber über die Mittel und Wege, wie e8 zu erreichen und auf die Dauer zu erhalten 
jet. Weber die raffinirte Gefchmeidigkeit eines Thiers, noch die abſtoßende Hartnädigfeit eines 
Guizot genügten ven höhern Anſprüchen einer echt nationalen Politik, His zu welcher ſich auch 
Ludwig Philipp felbft nicht erheben Eonnte. Wol nicht mit Unrecht hat man ihm ſchuld gege— 
ben, daß er, namentlich gegen das Ende feinerRegierung auch noch durch ſchweres Misgeſchick in 
feinem Haufe, vornehmlich den Tod des Herzogs von Orleand nievergebeugt, den Intereflen 
feiner Dynaftie das Wohl des Landes zu fehr hintangefegt habe. Das rächte ſich freilich 
ſchwer genug an ihm jelbft und jeiner Familie. Der Sturz der Julimonardie in der Februar— 
revolution 1848 war jedenfalls fürdterliger und ergreifender ald felbft die Vernichtung der 
Herrichaft der Bourbonen der ältern Linie in den Julitagen des Jahres 1830. 

IX. Die Revolution von 1848 und das zweite Kaiferreih. Im ungleichen 
Verzweiflungsfampfe mußte die Julimonardie zunaͤchſt wieder dem ſiegenden Republifanis- 
mus das Feld räumen, welcher Frankreich zum zweiten male mit allen Schrecken und Gefahren 
entfejlelter revolutionärer Elemente bedrohte. Es mag immerhin als ein Glüuͤck betrachtet wer⸗ 
den, daß ſich aus dem Chaos, in welches ſein politiſches Leben unter der Agide der demokratiſch⸗ 
ſocialiſtiſchen Republik verſinken zu müſſen ſchien, ſchnell wieder eine ſtarke erhaltende Gewalt 
herausbildete, welche im Stande war, die Verhältniſſe zu beherrſchen. Der Sieg der Provifori- 
ihen Regierung über ven Strafenaufftand in den Junitagen 1848 und die Dictatur des Gene: 
rald Gavaignac infolge deffelben waren dafür die entſcheidendſften Momente. Denn fie retteten 
Franfreih und bahnten dem Napoleonismus den Weg zur Präfidentfhaft und zum Kaifertbron. 

Wir ſtehen fomit an dem beveutenpften Wendepunkte der Geſchicke des heutigen Frankreich. 
Es ift jegt fein Geheimniß mehr, daß die Wiederherftellung des napoleonifchen Imperialismus 
dad Reſultat eines tiefangelegten, mit ebenfo viel Gefhid und Glück als Gonfequenz und 
Ausdauer durchgeführten Plans Ludwig Napoleon’s ift. Die Nachwelt mag einft darüber 
ihren, ob aud hier der Zwed die Mittel heiligte und inwieweit perſönlicher Ehrgeiz berech⸗ 
tigt war, fich mit dem glänzenden Schein einer fi aufopfernden höhern politifchen Miffton zu 
beten. So viel fteht thatfächlich feft, daß, nahdem Ludwig Napoleon einmal gemäß der Eonfti- 
tution vom 12. Nov. 1848 und infolge der allgemeinen Abftimmung, melde ihm 7,500000 
Stimmen verfhaffte, am 20. Dec. deffelben Jahres ven Präfidentenftuhl der Republik beftiegen 
hatte, bis zum Staatsſtreiche vom 2. Dec. 1851 und dem erblichen Kaiſerthrone nur nod) ein 
Schritt war. Daß er ihn wagte, dag er Kühnheit und Kraft genug beſaß, auf der einmal betve: 
tenen Bahn ven Fortſchritten ver Revolution rückſichtslos Trog zu bieten, ift damals freilich von 
allen Nähten Guropas gutgeheifen worden. Denn man erblidte darin die fiherfte Bürgfchaft 
für die Ruhe, die ftaatliche Ordnung und den dauernden Frieden Europas. 

Jetzt, am Ende des erften Decenniums ded Dafeind dieſes modernen Napoleonismus, dürfte 
man dagegen über feine Natur und feine Tragweite etwas anderer Anficht fein. Denn während 
es noch jehr dahin ſteht, ob er geeignet ift, den innern Frieden Frankreichs auf die Dauer zu 
ſichern, haben der Krimkrieg und die Art, wie er ſich mit den Waffen in der Hand in den italie- 
niſchen Händeln zum Schiedsrichter aufgeworfen hat, die Welt mol ſattſam darüber belehrt, 
melde Gefahren er Europa noch bringen kann. Ob nun die neueften, durd das Decret 
vom 24. Nov. 1860 ind Leben gerufenen Reformen in der innern Berfaffung des Kaiferreichs, 
welche darauf berechnet fcheinen, ven conftitutionellen Despotismus auf demokratiſcher Grund: 
lage immermehr zur Wahrheit zu machen, dieſe Gefahren vermehren oder vermindern dürf—⸗ 
ten, dad iſt eine Frage, deren Beantwortung wir den Geſchicken der Zukunft überlaſſen 
müffen, 3.2. Zinfeifen. 

Sranfreich (Revolution von 1789 und deren Folgen). Die Franzöſiſche Nevo- 
(ution, welche das legte Jahrzehnd des 18. Jahrhunderts ausfüllt, beberrfcht durch ihre Folgen 
gegenwärtig noch den größten Theil der europäiſchen Verhältniffe, nnd wie jie durch ihre ſitt⸗ 
lihen Motive der Humanität, dem höchſten und legten Ziele der Staatögefellfhaften, erfprieß- 
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liche Dienfte geleiftet, jo hat fie andererfeitd durch maßlofe Ausichreitungen dem aufgeflärten 
und unaufgeflärten Deöpotismus großen Vorſchub geleiftet und den ſchon vor ihrem Auftreten 
ſehr verbreiteten Humanitätsideen großen Eintrag gethan. Ludwig XI. hatte für den föniglichen 
Despotismus in Frankreich einen guten Grumd gelegt, den Franz I. bedeutend befeftigte, ſodaß 
ver Cardinal Richelieu, welcher Ludwig XI. beherrſchte, dad abfolute Königtbum darauf baute, 
deſſen Macht und Glanz dur Ludwig XIV. fich in blendender Weije zeigte, durch Ludwig's XV. 
gemeine Lieverlichkeit aber den Zauber verlor und Ludwig XVI. eine Finanznoth Hinterliep, 
welche den Hof nöthigte, die Reichsſtände auf den 27. April 1789 nach Verſailles zu berufen, 
damit fie, nach mehr ald anderthalb Jahrhunderten wieder einmal erneuert, Rath fhaffen follten. 

Fraukreich aber war in einer Bewegung der Geifter, welche nicht allein mit einer Abhülfe 
der augenblidlihen Finanznoth beſchwichtigt werben fonnte. Allgemein hatten ji die Ideen 
der Humanität und Philantbropie verbreitet, und eine geiftreihe Literatur hatte freiere Ideen 
über Stant und Religion hervorgerufen, welche gegen den Despotismus in beiden, oft fogar 
mit den Waffen des Spottes, anfämpften. Man erwartete eine neue Ordnung der Dinge, melde, 
die veränderten Verhältniſſe und den Geift der Zeit zu ihrem Ausgangspunft nehınend, ein 
freiered Staatsweſen und die Gleichheit aller Stantsangehörigen in allen ihren Beziehungen 
zum Staate gejeglich verbürgen follte. Das Bürgerthum war an Bildung und Wohlhabenpeit 
dem Adel glei geworden und fand dem Hofadel ſelbſt an Sittlichkeit voran, weshalb es die 
Geburtöbevorzugung, die nur vom Staate empfing, aber nichts mehr leiftete, nicht mehr dulden, 
jondern die wirklih vorhandenen Verhältniffe in der Staatögeftaltung durchgeführt. ſehen 
wollte. Durch die ganze Revolution waltete diefer jittlihe Grundgedanke neben dem ber Ge: 
wiflen&freiheit, in höherm Maße aber noch als diejer, vor und machte, daß die Nation in ihrer 
überiviegenden Mehrheit lieber jede Gewalt, die diefen Gedanken als unumftöglich gelten ließ, 
ertrug, ald die Gegner deflelben annahm. Noch zur Stunde ift er die allmächtige Grundlage des 
franzöſiſchen Staates, und das alte Königthum ift darum ohne Wurzel in demſelben, weil ji) 
in der Nation dad: tiefe Miötrauen feftgefegt hat, mit dem alten Königthum möge das alte 
Adelöweien im Staate wiederhergeitellt werben. 

König Ludwig XVL war nicht geeignet, den Geift der Zeit zu begreifen und eine ihm ent: 
fpredende Staatseinrichtung zu fihaffen und durchzuführen. Ein wohlwollendeö Herz und ein 
jittlicher Lebendwandel mit dem gefunden Berftande, welcher für die Geſchäfte eined Bürgers 
ausreicht, waren feine Gaben, mit denen jich eine phlegmatiiche Ruhe verband, melde ihn das 
Schlimmſte gevuldig ertragen ließ, aber jede Thätigkeit des Regierens in feltenen Grade 
hemnite. Dieje Beſchafſenheit des Königs rief, ftatt die alten Reichöftände zeitgemäß zu er: 
neuern, eine blutige Revolution hervor, die ihn und feine Familie auf das Schaffot brachte, da 
jih niemand fand, welder feinen Befehlen entgegen ihn nebſt Weib und Kind mit Gewalt 
gerettet hätte. Da er jich allezeit mild und wohlwollend, ohne Launen und Hochmuth gezeigt 
hatte, jo warb er nit gehaßt, aber feine Gemahlin, die Ofterreiherin Marie Antoinette, welde 
Feinde am Hofe hatte und befonderd vom Herzoge von Orleand gehaßtward, diente zum Gegen- 
ſtande jhnöder Berleumdung, wie fie in aufgeregten Zeiten beſonders thätig ift, und der Hof 
ſelbſt ward gehaßt und verachtet. Der einzige Mann, welcher auf jeiten des Königs beliebt war, 
der Finanzminiſter Meder, vermochte nur wenig zu thun. Schon von 1777—81 hatte die 
Noth ihn zum Binanzminifter wählen laffen, und nur mit Widerſtreben rief ver Hof ihn 1788 
zurück, damit er dem furchtbar gewachſenen Finanzelend jteuere. PBroteftantiicher Bürger aus 
Genf, reicher Bankier, ehrenmwertber, durchaus rehtliher Mann von Bildung, Geift und Keunt: 
niffen, hatte er fich früher bewährt und würde das Königthum, weldes jegt noch jehr leicht zu 
vetten war, gerettet und Hülfe geihafft haben, aber der König war nicht zu entſcheidenden 
Schritten zu bringen, und da er feine Furcht Fannte, fo gab er ſich feiner Leitung vollftändig 
hin, wie ed ſchwache, furchtfame Menſchen thun, und felbit ein ſtarker Charakter, ein folder war 
aber Neder nit, würde ven König nicht beherrjcht haben, wie weiland Richelien Ludwig XUL. 
Neder hatte bei der Berufung der Reihöftände dahin gewirkt, daß der Bürgerftand, deſſen 
jegige Bedeutung der Abbe Sieyes in einer Flugſchrift klar gemacht hatte, doppelt jo viele 
Abgeordnete ſandte ald Adel und Geiſtlichkeit, weil ſonſt nichts zu erreichen war, da es zunächſt 
galt, Adel und Geiſtlichkeit zu ven Laften, welche ver Staatsſchutz nöthig machte, herbeizuziehen ; 
weiterhin aber beabjichtigte Necker eine der englifchen ähnliche Verfaffung für Frankreich. Bei 
ber Eröffnung der Verfammlung anı 5. Mai 1789 ward der dritte Stand äußerlich als gerin= 
ger bezeichnet, und gleich beim Beginn der Arbeiten zeigte ih, daß Adel und Geiftlichfeit nur 
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nah Ständen verhandeln wollten. Der König fuspendirt die Sigungen, um ven Saal zu einer 
königlichen Sigung herrichten zu laffen, aber ver dritte Stand geht in das Ballhaus und ſchwört 
heftig aufgeregt nicht zu weichen, bevor Frankreich neu geftaltet fei. Viele Geiſtliche traten als⸗ 
bald auf diefe Seite und felbft zwei Adeliche. Neder vrang umfonft auf redhtzeitiged Nachgeben 
und nahm feinen Abſchied, der König aber hielt die Sigung am 23. Juni und befahl nad 
Ständen zu ftimmen, wo denn die beiden bevorzugten Stände gehorchten. Da nahm Mirabeau 
das Verfaflungswerf aus der Hand des Königs, welcher dazu nicht geeignet war, in die jeinige 
und erflärte, daß die Verfammlung vem Befehle des Königs nicht gehorche, weil jie durch das 
Volk beauftragt fei. Nun ward Neder vom Hofe befhiworen, wieder in fein Amt zu treten, und 
der König geftattete die vereinigte Nationalverfamnlung, neigte ji aber auf die Seite des 
Hofs, der Neder entgegen war und auf Gewalt fann, Truppen heranrüden und diejen Minifter 
aus Frankreich verbannen ließ. 

Inmitten der gewaltigen Aufregung und der gänzlichen Ohnmacht des Königs, deſſen Hand 
das Scepter bereits entihlüpft war, lenkte Mirabeau die Nationalverfammlung mit mächtigem 
Geifte. Diefen Mann hatte die Natur begabt, Wiederherfteller Frankreichs durd eine neue 
Geftaltung zu werden, hätte ver rath- und thatlofe König ed nit unmöglich gemacht. Ex beſaß 
einen ftarfen Charakter, und nur Charaktere vermögen die Menſchen zu beherrſchen, er beſaß 
ferner einen umfaſſenden Geift, weldyer über Theorien, politifhe Stichwörter, Namen und die 
ganze kleinliche Miſere ver theoretiihen Parteimenfhen weit hinaus war, und verband damit 
eine hinreißende Beredſamkeit, die echt redneriſch kein blendendes Mittel ver Sophiftif heute, 
um feine Anficht durchzuſetzen. Obwol von abeliher Geburt, war er Volksabgeordneter gewor⸗ 
den, da er mit dem Adel verfeindet war, und daß fein Lebendmwandel nicht fittliher war als ber 
des Hofadeld und vieler andern, kam nicht in Betracht. Ex war für den Augenblid der Mann 
des Schickſals in Verfailles, was für Ludwig XVI. freilich ebenfo unbegreiflih war als alles, 
was um ibn ber vorging. Necker's Entfernung brachte Paris in Aufruhr, welden die Truppen 
ohne Anwendung von Gewalt, denn Blut wollte der König nie vergießen laſſen, dämpfen joll- 
ten, wodurch er ſich vergrößerte, weshalb fi eine Bürgergarbe bildete, während das Volk tobte 
und am 14. Juli die wenig verteidigte Baſtille wegnahm, die Befagung aber morbete und 
Drgien der Wuth feierte. Schon gingen Soldaten zum Volfe über, um deren Gunft auch der 
Hof buhlte, der König z0g fie von Paris zurüd, und Lafayette warb vom Volke zum Befehls: 
haber ver Nationalgarde ausgerufen. 

Dieſer Adeliche Hatte für die amerifanifche Republik gefämpft und war mit Freiheitsideen 
zurüdgefehrt, die ihn dem Volke empfahlen. Edelgefinnt, ehrlih und bieder, von feinen Sitten 
und tapferer Soldat, war er ein fehr jhägbarer Mann, befaß aber weder einen umfaflenben 
Geiſt nod) energiichen Charafter, fondern war theoretiſch in einer befhränften Reihe von Ideen 
befangen, ſodaß er weder den rechten Augenblick noch die rechten Mittel des Handelns erkannte 
und ji über das Ausführbare täufchte. Die Nationalgarde war freis und wohlgefinnt und 
achtete ihn hoch, ſodaß er mit ihr die Ordnung hätte aufrecht halten können, wenn er den reiten 
Blick und die rechte Energie befeflen hätte. Mord und Anarhie nahmen zu, denn man traute- 
dem Hofe nicht und ließ die Heper, unter weldhen der Herzog von Orleans mit feinem Reihthum 
eine Hauptrolle gefpielt haben foll, über Gebühr gewähren. Königliche Prinzen und Adeliche 
flüchtete, was das Mistrauen mehrte, wogegen ed nichts half, daß ver König Neder zurücktief 
und jelbit nad) Paris ging, um vom Stadthauſe aus feine guten Gefinnungen zu betheuern, 
denn ein plötzlich auffladernder Enthufiasmus für ihn erloſch ebenfo ſchnell. Neder Eehrte 
zurüd, überall mit Jubel empfangen, aber die Anarchie verwiſchte venfelben raſch und über: 
flutete alles, durd die Noth einer Enappen Ernte und, wie man jagt, künſtlich hervorgerufene 
Theuerung gefteigert. Mord und Raub verbreiteten ſich durch Frankreich, während die Natio: 
nalverſammlung die neue Öeftaltung des Staates förderte, und in der Nacht des 4. Auguft warb 
von ihr das Feudalweſen mit allen feinen Gerechtſamen aufgehoben, und die Gleichheit aller 
Branzofen in allen ihren Beziehungen zum Staate ward feftgefegt. 

Hätte der König die Kraft gehabt, die neue Ordnung ded Staated aufrihtig anzunehmen 
und mit dem Reſt feiner Autorität Neder unbedingt zu unterflügen, jo würbedie Nationalgarde 
die Anarchie zu Boden geworfen haben ; aber daran war nicht zu denken. Der Hof zog vielmehr 
ein Regiment Soldaten nad Verfailles, welchem die Gardes-du-Corps ein Gaftmahl im Opern 
faal des Palaftes gaben, bei welchem der König, die Königin und der Dauphin einen Beſuch 
abftatteten, und das mit großer Aufregung endigte. Man glaubte, der Hof wolle Gewalt ver- 
ſuchen, und regte den Pöbel von Paris auf, befonderd Weiber, die nach Brot freien mußten 
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und gegen melde die Nationalgarve nicht ſchießen wollte. Diefe Maffe zog und bald nachher 
bewaffnetes Volk mit der Nätionalgarde unter Lafayette nach Verſailles am 5. Oct. Der 
König verbot der Leibwache, ihn zu vertheibigen, verfprach, was die Weiber wollten, und demü— 
thigte ih ruhig bis zur Umarmung der Wortführerinnen. In der Nacht aber bricht der Pöbel 
in den Palaft, mordet die Leibwädhter, bis die Nationalgarde Einhalt thut; doch am Morgen 
verlangt das Volk, der König folle nach Paris ziehen, und er läßt ſich in einem fhändlichen Auf: 
zug, worin die Köpfe der Gemordeten auf Stangen getragen werben, fortfchleppen. Die Natio- 
nalverfammlung folgte ihm. Jene ſchändlichen Auftritte erbitterten aber die ordentlichen Leute 
fo, daß der. Herzog von Orleans nad) England ging, da er ald Mitveranlafler verfelben galt, und 
daß Lafayette ein Aufruhrgefeß bewirken konnte. Der König ging in die Nationalverfamm= 
lung, um feine Anhänglifeit an die neue Ordnung der Dinge zu betheuern, doch umfonft, 
denn feine Schwäche war erkannt, und der Hof flößte mit Recht fortwährend das größte Mis: 
trauen ein. Daß der König alle Decrete der Nationalverfammlung ohne weiteres genehmigte, 
während er Ginwendungen zu machen berechtigt, genau genommen fogar verpflichtet war, zeigte 
deutlich die Hintergedanten des Hof. 

Schon zu Verſailles Hatte fih ein Club gebildet, welcher jegt in Paris im Klofter St.-Jakob 
zufammenfam und bald in’ ganz Frankreich Jakobinerclubs Hervorrief. In ihren Berfamm- 
fungen ward die Idee der Freiheit und Gleichheit, der Haß gegen Despotismus und Pfaffen: 
thum durch wechfelfeitige Erhigung und Steigerung der Heftigfeit zum Fanatismus ausgebildet. 
Sie wurden Theoretifer, welche für ihre Dogmen in finfterer Wuth ſchwärmten und ihr bedeu— 
tendſtes Haupt in Marimilian Robespierre, dem Deputitten von Arras, fanden. Dieſer Mann 
mar durch die Schriften 3. 3. Rouſſeau's in feinem befhränften Sinne einfeitig beftimmt wor: 
den. Die poetifche Schwärmerei für die Natur in jenen Schriften hatte ihn idylliſch geſtimmt 
bis zur firen Idee, und er wollte einfache natürliche Zuftände an die Stelle der verfeinerten 
fegen und eine Handwerker- und Bauernidylle aus Franfreih mahen. Dod war er ein pro= 
ſaiſcher Kopf, aber tugenphaft und anftändig, welcher durch feine uneigennügige Beharrlichfeit 
in feiner firen Idee bald zu großem Anfehen kam, da er, wiewol er von Natur wenig Beredfam- 
keit hatte, fi durch flete Anftrengung in feinem kleinen Ideenkreiſe eine für Gleihgefinnte hin: 
reichende, jehr wirkſame Beredſamkeit erwarb. Selbft feine Phyſiognomie mußte ihn den fin- 
ftern Banatifern des Clubs empfehlen, denn er ſah nicht freundlich aus, jondern, nad Mirabeau’s 
Bezeichnung, wie eine Rage, welche Eſſig geledt hat. 

Neben den Jafobinern bildete fich der Club der Cordeliers zu Anfang des Jahres 1790, nad) 
dem Klofter, wo er ji) verfammelte, benannt. Die Cordeliers waren wilde Revolutionäre, welche 
das Beftehende gewaltiam über ven Haufen werfen wollten, aber fie hatten einen weſentlichen 
Borzug vor den Jafobinern, fie waren keinetheoretifchen Banatifer. Das wahre Haupt derfelben 
war der Advocat Danton, ein Mann von ftarfem Körper, lauter Stimme, ein energifcher Cha— 
rafter von einem weiten Gefichtöfreis, fähig für Politif und redemächtig, welcher das nievere 
Volk mit fi fortzureißen verftand, die jevedmalige Lage der Dinge richtig erfannte und die 
geeigneten, wenn auch entjeglichen Mittel, die zum Ziele führten, raſch und fühn ergriff. Durch 
ihn, ald einen praftifhen Mann, den feine Theorie am Bängelband führte, Fonnte eine zeitge- 
mäße Geftaltung ded Staates gejchaffen werden. Mirabeau, Danton, Neder, Lafayette hätten 
vereinigt die conftitutionelle Monardie oder Republik ohne die Zugabe der blutigen Greuel 
durhführen können, da fie den Bürgerftand und das nievere Volk zu unbedingten Anhängern 
hatten, aber ver Hof lieg ein conſtitutionelles Königthum nicht zu. Der ebenfalld nad) der Loka— 
lität benannte Club der Feuillants, ver ſich als dritter bildete, entſprach ganz der Gefinnung 
Lafayette's, vermochte ſich aber nicht lange zu halten, weil die wilveften Leidenſchaften der abſo— 
luten Unthätigfeit und Unfähigkeit des Königs gegenüber naturgemäß zur Alleinherrihaft 
gelangen musten. Zur Rettung aus dem furdtbaren Zuflande fnüpfte der Hof Unterhanv- 
lungen an mit Mirabeau, der Geld nörhig hatte und vom Könige nahm. Der gewaltige Lenker 
bot eine gejegliche Gleichheit verbürgende Staatöverfaflung ald Nettungsmittel an, aber König 
und Hof hatten von dem Geift, ver im Bürgerthum herrfchte, und von den unabweisbaren For: 
derungen der Zeit jo wenig eine Ahnung, daß fie verlangten, Mirabeau jollte für eine hübſche 
Summe Geldes den alten Zuftand herftellen, als habe er die Revolution betellt und fönne fie nach 
Belieben wieder abftellen. Rath und Hülfe für einen folhen Hof nnd König war unmöglich, 

vielmehr rief der legtere einen immer fleigenden Argwohn gegen jid hervor, weil er alle Be- 
ſchlüſſe ver NRationalverfammlung ohne weiteres fanctionixte, und diefer Argwohn, er genehmige, 
ohne ih dadurch für verbunden zu halten, weil er jih als gewaltſam gezwungen betrachte, war 
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bei dem jonft jo ehrlihen Manne leider vollfommen begründet und vergiftete, ſtets wachſend 
und die Unruhe dev Gemüther bis zum Außerften treibend, auf die natürlichſte Weiſe bie Reno: 
[ution, meil der König nit nur verädhtlih, fondern auch verhaßt ward. 

Die Parlamente wurden aufgehoben, ebenfo die geiftlihen Orden, die Klöfter, ver Grbadel, 
und die geiftlichen Güter wurden für Nationalgut erklärt, ebenjo vie Eöniglichen Güter, wofür 
der König eine Givillifte von fehr beveutendem Betrage erhalten follte. Ludwig genehmigte 
ohne Widerrede, welde Neder begehrte und welde Mirabeau, der ſich bei jenen Befhlüffen 
paſſiv verhalten hatte, vielleicht unterftügt haben würde. Am 14. Juli 1790, ald nem Jahrestag 
der Grftürmung der Baftille, welche traurige Begebenheit der erhigte Wahn ald Anfang ber 
Freiheit betrachtete, ward die neue Ordnung der Dinge in ganz Frankreich gefeiert, in Parie 
auf den Marsfelvde, wo Talleyrand, der nachmals fo berühmte ſchlaue Diplomat, als Biſchof 
von Autun die Meſſe las und die Fahnen der neuen Departements einfegnete. Die ungeheuere 
Menjchenmajle, darunter Depntationen von ganz Frankreich, Hann im Regen umber in ernſter, 
erhöhter Stimmung, und Lafayette ſchwur im Namen des Heeres und aller Nationalgarben, 
die Sahne von Paris haltend, dann der Präfident der Nationalverfammlung, zulegt ver König 
mit ausgeſtrecktem Arme der neuen Ordnung Treue, die Königin erhob den Dauphin, pie Maffe 
ſtreckte die Arme empor und ſchwur, die Kanonen donnerten; weithin ſchallte: Es lebe der König, 
es lebe die Königin! und wie ver König Weib und Kind umarmte, fiel die ungebeuere Menge von 
Begeifterung hingeriffen einander in die Arme und Ihränen der Rührung ftrömten. Doc ver 
Tag der Begeifterung war erfolglos, denn Ludwig XVI. war, wie ohne Begeifterung, fo ohne 
Kraft, fie zu benugen und feinen Eid ernftlih zu halten. Heimlich hatte er fich an ven Papit 
gewandt wegen der Verfügungen über die @eiftlichkeit, und diefer, ohne Erkenntniß der Zuflände, 
verwarf diefelben und verbot den Prieftern den Eid der Treue zu leiften. Viele leifteten ihn 
dennoch, die unbeeidigten aber wurden verfolgt, jedoch der König lieh den Gottesdienſt für ſich 
und den Hof nur durch unbeeidigte Priefter halten und beftätigte fo den Argwohn gegen feine 
Aufrihtigfeit in auffallendfter Weile. Neder, einer der guten Genien des Königs, nahm, weil 
Gutes und Zeitgemäßed am Hof unaudführbar war, die Finanzen, welche durch das Bapier- 
geld, die Ajjignaten, immer ärger zerrüttet wurden, zum Vorwand und verließ Frankreich, kaum 
jiher ven Verfolgungen der Jakobiner entſchlüpfend. Im April 1791 farb Mirabeau, deilen 
Krankheit Paris in große Spannung verjegt hatte, deren ſtündlicher Verlauf öffentlich audge- 
rufen worden war und um welde jelbft ver König und die Königin ji täglich zu wiederholten 
malen hatten erfundigen laſſen. Beim Sterben fagte er, daß er die Thränen der Monardie 
mit ind Grab nehme, die num zerriffen werde. Sein Leihenbegängnig war nod bedeutender ald 
das eines Königs. Kein Mann, ver ihm an Stärke des Gharafterd oder umfaflendem Geifte 
und praftiiher Befähigung vollkommen ebenbürtig geweſen wäre, hat ſich Teit feinem Tode 
weder in Frankreich nod in gang Europa im öffentlichen politifchen Leben wieder gefunden. 

Der Hof ſann jegt auf Blut, denn der König ſank in tiefe Verachtung und die National: 
garde ſelbſt weigerte ji dad Gewehr vor ihm zu präfentiren, wenn er zum Gottesdienſt feiner 
unbeeidigten Priefter ging, weil er damit das Geſetz breche. Zwar brach er dieſes nicht, deun 
Religionsfreibeit warenllen verftattet worden, aber er that Schlimmeres, er erflärte ald Staatö— 
oberhaupt dad Staatsgeſetz, dem er jeine Sanction ertheilt hatte, für unvereinbar mit feinem 
Gewiſſen und zeigte deutlich, wie richtig man argwöhne, daß er alles, was er fanctionire, für 
nichtig umd erzivungen anſehe. Die Flucht ward geahnt, und als der König zu Dftern nad 
St.:&loud wollte und ſchon im Wagen ſaß, ward er aufgehalten, Reden der Verachtung und 
des Hohns überboten ſich in wildem Gewirre, Die Nationalgarde gehorchte nit Lafayette, aub 
die Sectionen verweigerten ihm die Proclamation des Kriegsgeſetzes und der König mußte nad 
einigen Stunden ſchmachbeladen ausjteigen und zu Haufe bleiben. Am andern Tage ging der 
König in die Nationalverfammlung, um ji zu beflagen, und ward nur fehr fühl bedauert, 
wobei man ihm auch fagte, wie man bedauere, dap ſich eine Partei zwiſchen ihn und das Voll 
jtelle. Die Sectionen von Baris aber ftellten ihm eine Schrift zu, voll von derben Vorwürfen 
und Mahnungen. Dennoch arbeitete Lafayette für eine achtungsvolle Behandlung des Königs, 
und des edeln Ehrenmanns Anjehen brachte die Nationalgarde dahin, ven König um Verzei— 
bung zu bitten und die Compagnie, welche ſich ſchnöde benommen hatte, auflöjen zu laffen. 
Aud die Nationalverfammlung wollte helfen, indem jie den unbeeidigten Priefter unter ven 
Schutz allgemeiner Religionsfreiheit jtellte, wogegen aber unvernünftige Priefter über Reli: 
gionsgefahr jhrien. Auch verbot die Nationalverjammlung Geiammtpetitionen u. a. m. Jetzt 
gab es eine Eleine Friſt bejjerer Tage, doch der König begab ſich anı 21. Juni auf die Flucht, 
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nachdem ex wenige Wochen vorher fich öffentlich dur ein Gircular an die auswärtigen Höfe als 
Anhänger der neuen Ordnung der Dinge in Frankreich bekannt hatte. Bei der Flucht aber lieh 
er ein Schreiben zurüd, worin ev alle ihm widerfabrenen Kränfungen, fogar Kleinigkeiten, an 
denen niemand Schuld hatte, aufzählte und alles von ihm bisher Genehmigte ald erzwungen 
erklärte. Die Flucht mislang, trotz der wohlgetroffenen Anftalten, weil der unglückliche Mann 
zwei Tage jpäter, ald er gejollt hätte, abfuhr, der Gouvernante feiner Kinder zu Gefallen, und 
zwar ohne dem Herzoge von Bouille, welder die militäriihe Sicherung des Unternehmen 
geordnet hatte, eine Nachricht zu geben. Dennod würde die gefährliche Reife gelungen fein, 
hätte nit der König in St.:Menehould den Kopf aus dem Wagen geſteckt und geiproden. Da 
eilte ihm der Poftmeifter Drouet voraus nah Varennes, wo man ihm den Weg verbarrifadirte 
und ihn anhielt. Auf die Kunde davon machte ih Bouille mit treuer Reiterei zu jeiner Be- 
freiung auf, do auf das Erſuchen feiner Gefangennehmer jandte der König dem General den 
Befehl zu, ſich zurüdzuziehen. Abgeoronete der Nationalverſammlung ſchützten die königliche 
Familie bei ver Zurüdführung nah Paris vor den Ausbrüden der Maflen und Lafayette 
rettete jie mit ver Nationalgarde in die Tuilerien, und die Nationalverfammlung jicherte den 
König durch ihre beſchwichtigenden Erklärungen und die Suspenfion feiner Gemalt bis zur 
Beendigung der Verfaffung. Aufwiegler jegten zwar am 17. Juli Böbelmaflen nad dem Mars: 
felde in Bewegung, aber der Stabtrath proclamirte das Kriegsgeſetz, und Lafayette ſchickte 
durch die Nationalgarde den Pöbel mit blutigen Köpfen heim, denn es lag noch zur Stunde die 
höchſte Macht in ven Händen der redlichen, begeifterten Anhänger einer rechtlichen Staatsumän— 
derung, welche Billiged und Lebendiges an die Stelle des Unbilligen und Abgeftorbenen 
fegen ſollte. 

Der König nahm vie neue Staatöverfaffung im September 1791 an, aber ſeine Schwüre 
galten längft nichts mehr und der Hof mußte von nichtö anderm als kleinlichen Intriguen. Die 
wichtige Stelle eined Maire von Paris war jegt neu zu befegen, und Yafayette wäre Maire 
geworden, aber der edle Mann war befonders ber Königin verhaßt, und der Jakobiner Pethion, 
welcher unter ven Abgeordneten der Zurüdholung der Königsfamilie von Barenned gewejen 
war, wurde durch die Hofintriguen, weil er, meinte die Königin, wenig Geift beſaß, zu dem 
Amte befördert, ſomit die Wirkjamfeit ver Nationalgarde vorzugsweiſe in feine Hand gelegt. 
Die Nationalverfammlung war beendet, und da fie, um die Reinheit ihrer Gefinnungen zu 
bezeugen, ven Beichlup erlaflen hatte, daß keiner der Ihrigen in Die zur VBervollftändigung ihres 
Werks zu erwählende Gefeßgebende Verſammlung gewählt werden dürfe, fo traten jegt 747 
andere Männer am 1. Det. 1791 zufanımen, worunter ſich beſonders die ſüdlichen Abgeordne— 
ten, vom Girondedepartement zufammen die Girondiften benannt, audzeichneten, Meift junge 
Männer repräfentirten fie, was das gebildete Frankreich an Bildung, Adel der ®ejinnung, hoher, 
in hinreißender Beredſamkeit zu Tage tretender Begeifterung für einen edlern, gerechtern Zu: 
ftand des Staated und an wahrhaft honerten, allen politiſchen Lug und Trug haffenden Leuten 
befaß. Vergniaud war ihr größter Redner, Briffot der politiih Fähigſte, Roland ihr ſchwung— 
volljter Theoretifer, aber fie hatten feinen ftarken Charakter, welcher jie mit Elarem politischen 
Berftande durch die hochgehenden Wogen zu einem richtig erfannten und unwandelbar verfolgten 
Ziele Hinführen konnte. Sie waren republifanifche Ipealiften, welde rückwärts nad Nom und 
Griechenlands Republifen jhauten, von der Realität verfelben wenig wußten, jondern jie in dein 
ihillernden Lichte ſahen, welches Plutarch mit feinen jentimentalspathetiihen, dur Wunder: 
glauben poetiſch verzierten Schilderungen um die Häupter der alten Freiheitshelden gemoben 
batte. Ihren Idealismus ordneten jie jedoh anfangs ihrer ehrbaren Gejinnung unter, und 
vereint mit den gleich ehrbaren, jedoch des Begeifterungsihmwungs entbehrenden Feuillante, 
boten fie dem Könige Rettung an, welcher jedoch ven Adel ihrer Gelinnung nur ahnte und ihnen 
miötraute. Ihr Geift beherrichte die neue Verſammlung, aber da jie ven einzigen Schritt nicht 
thaten, welder vielleicht noch möglich geweſen wäre, nänlidy die Abjegung des verächtlich ge— 
wordenen Königs, Entfernung per Königin und Ernennung ded Dauphins zum Könige mit 
einem Vollziehungsausſchuſſe aus verftändigen, ehrlichen Leuten, fo half ihr guter Wille nichts. 
Die Ausgewanderten trieben am Rhein, befonders in Koblenz ihr Spiel der Bedrohung Frank— 
reichs, verblendet genug, zu meinen, es bedürfe eines einzigen Stopes, un das Neue umzuwerfen. 
Die auswärtigen Cabinete verftanden die Bewegung jenes großen Reihe nicht befler, und fo 
ſchloſſen denn jhon 1791 Dfterreih und Preußen zu Pillnig ein Bündniß zu Gunften ver 
monarchiſchen Bollgewalt Ludwig's XVI. Die Einziehung der Beſitzungen deutſcher Fürſten im 
Elſaß gab ven deutſchen Kaiſer Recht uno Vorwand, Franfreih zu drohen. Gine Kriegserklä— 
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rung war die Antwort, und Lafayette ging zur Armee, die Feinde des Königthums aber benug: 
ten die auf den höhften Grad geftiegene Aufregung, um ed zu flürzen, da ed nun aud) als ein: 
verftanden mit dem Ausland gegen Frankreich galt und man ihm das Schlimmfte zutraute. Die 
Deputirten erliegen ein Gejeg zur Deportation der unbeeidigten Priefter, nur dieſem verwei- 
gerte der König die Sanction, wiemol Ausnahmezuftände in der Staatsgeſellſchaft, zumal der 
der jehr zahlreichen, durch fein feſtes Familienband an den Staat gefnüpften theofratifchen 
Miliz ver römifhen Hierardhie, deren Macht über das Volk gegenwärtig gänzlich geſchwunden 
war, ſich durchaus nicht mit der neuen Organifation vertrugen. Gin Minifterium Roland hatte 
gezeigt, daß die Gironde zur Erecutivgewalt der praftifhen Einſicht entbehrte, und war zurüd- 
getreten. Da organifirte Danton mit feinen Freunden einen Pöbelhaufen, welder am 20. Juni 
in die Tuilerien z0g, um dem Könige Bitten vorzutragen. König und Königin wurden von 
dem Pöbel beider Geſchlechter ſchändlich geſchmäht, jener mußte die JZafobinermüge auffegen, mit 
dem Pöbel trinfen, und man flieg mit der Pike nah ihm, die ein Nationalgarvift abwandte. 
Erft ald dev Maire Perhion erfhien und ven Pöhel ermahnte, entfernte ſich derſelbe, welcher 
herbeigeeilte Deputirten nicht geachtet hatte. Der Zweck, dad Königthum zu flürzen, war dies: 
mal nit gelungen, und nochmals ſprachen taufend und taufend parifer Bürger in einer Adreſſe 
ihren Unwillen über ven ſcheußlichen Skandal aus, aber ihnen fehlte ver Führer. Auch aus ven 
Departements erfholl ein gleicher Schrei des Unwillens, und Lafayette verließ daß Heer und 
erfchien hülfsbereit am 28. Juni, vielleicht im Stande, mit der Nationalgarde dem Pöbel, wie 
ſchon einmal, eine Xection zu geben. König und Königin ftießen ihn zurüd und er ging wieber 
zu feinem Heere. | 

Für den 10. Aug. organifirte Danton einen zweiten Pöbelangriff, jiher, daß eine ernfte 
Abwehr nicht flattfinden werde, obgleih Anftalten dazu vom Hofe getroffen wurden. Der 
König erſchien fogar, freilich in feidenen Strümpfen und Hoffleid, zur Mufterung der Verthei: 
diger im Schloßhofe und ging mitden Worten: „Heute werden wir brav fein”, durch die Reiben, 
verbot aber ven Schweizern oben auf der Schloftreppe zu ſchießen. Bald fing ver eingebrun- 
gene Pöbel an, diefer tapfern Soldaten zu fpotten und fie mit Hafen die Treppe herabzureißen, 
während die zum Schuge des Königs berbeigeeilten alten Edelleute müßig in den Palaftzim: 
mern verharren mußten. Da erjchien einer der Abgeordneten der Geſetzgebenden Verfammlung 
und beredete ven König, jih mit den Seinigen in deren Lokal zu feiner Sicherheit zu begeben, 
und er that ed. Als er dort in einem engen Raume im Angejichte ver Verfammlung unwürdig 
faß, fingen vie bevrängten Schweizer außerhalb des Schlofjes zu ſchießen an, um fi) zu retten; 
der Pöbel ftob auseinander, Danton erbleichte, denn jet war alles verloren, ein Befehl des 
Königs und die Geſetzgebende Berfammlung felbft war gefangen; aber diefe trug ihm auf, dem 
Schießen Einhalt zu thun, und er gehorchte. Sofort, während ver Pöhel die unglüdlichen 
Vertheidiger mordete und Greuel beging, ward der König fuspendirt, und man beftimmte ibm 
einen andern Palaft zum Aufenthaltsort, jegte ihn jedoch mit den Seinigen in den fogenannten 
Temple, um die Familie in feftem Gewahrian zu haben. Zuvor bot ver Unglückliche noch einen 
widerlichen Anblick, denn er forderte zu eflen und aß in feiner entfeglien Lage vor aller Au- 
gen, die Verachtung feiner Berfon womöglich no vermehren. Die Gefangenfhaft im Temple, 
dem einftigen Bejige des Ordens, welhen Philipp der Schöne mit ſchnöder Lüge zu qualvollem 
Tode und fpigbübifcher Beraubung verdammt hatte, war hart, ald ob die Nemeſis des Ahn: 
bern Verbrechen an dem fpäten Enkel zur Genüge rädhe. 

Lafayette wollte jogleih mit dem Heere nad) Paris eilen, aber deſſen Gefinnung zeigte ſich 
jo ungünftig, daß er zu den Ofterreichern über die Grenze flüchtete, deren Regierung ben edeln 
Mann unedel nah Olmüg in ſchnöde Haft bringen lief. Der Herzog von Braunſchweig mar 
Ihon mit einer unzureidenden preußifchen Armee in Frankreich eingerüdt, ein drohendes Ma: 
nifeft erlaſſend, welches die mächtige, ftolge, Eriegerifche Nation auf das tieffte beleivigte und er: 
bitrerte, während die Emigranten, die Urheber deflelben, es anders gedacht hatten. Schon 
Ende September mußten fi die Preußen nad) einer vergeblihen Kanonade bei Valmy zu: 
rückziehen, im October ging Mainz durch die dortigen Anhänger der neuen Ideen an die Fran: 
zofen über, und dieſe fiegten au Anfang November unter Dumouriez über die Öfter: 
veiher und eroberten die Niederlande derſelben, nahdem ſchon am 22. Sept. Frankreich zu 
einer Republik erklärt worden war. In Paris aber hatte Danton die Anhänger des Hofe und 
der Emigranten plöglic gefangen nehmen laſſen, und fie wurden von Mördern, deren Wuth 
durch Wein, mit Schiefpulver gemifht, zum höchſten Grad qefteigert war, in den Höfen der 
Gefängniſſe fünf Tage lang (2. bis 7. Sept.) ſcheußlich nievergemegelt. Solche grauenvolle 
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ige trugen die kurzfihtigen Plane der Emigrirten und die Verfennung der wahren Rage 
der Dinge. 

Im Eonvent, welder am 21. Sept. der Gefeggebenden Berfammlung folgte und ſchon am 
folgenden Tage die Republif verfündete, war die Gironde ebenfalls im Übergewicht, hatte aber 
an Robeöpierre, deſſen idylliſche Monomanie die Jafobiner als das Heil ver Welt verbürgen: 
ded Dogma mit engherzigem Fanatismus beherrfchte, einen furchtbaren Gegner, dem fie allein 
auf die Dauer nicht wiverftehen fonnte, da e8 der edeln Befinnung und der Begeifterung für das 
Edle nicht gegeben ift, über den blinden Fanatismus in feiner Wuth zu fiegen. Danton er: 
fannte ald tüchtiger, von Feiner Theorie geblenveter Mann die Gefahr, welche ganz Frankreich 
von dem tollen Jakobinismus und feinem Bögen drohte, denn er, obgleich der blutige Führer 
des Pöbels, Hatte nur das Königthum und den Adel ftürzen wollen, ohne vor dem entjeglichften‘ 
Thun zurüdzufchreden, aber er war fein theoretifcher Blutmenfch, welcher unpraktiſchen Theo- 
rien zu Liebe Mord auf Mord häufen mochte. Wiewol er im Thun Nobespierre weit hinter ſich 
gelaffen Hatte, hielt er jich doch mit Recht in ver neuen Republik nicht fidher vor dieſem und bot 
daher der Gironde feine Hand, fiher, daß ihre Vereinigung hinreiche, den jafobinifhen Fana— 
tiömus in Paris, weldes ja über Franfreich entſchied, unten zu halten. Aber die Gironte 
verwarf das Anerbieten, weil dad Septemberblut an viefer Hand Flebte, und ging fo ihrem bal- 
digen Schickſal entgegen, weldes ihr Danton, klar die Dinge überſchauend, beftimmt vorher- 
fagte mit den Worten: „So bin ich verloren und ihr feid verloren.“ Als Mann des Genufles, 
welcher fih no in diefem Herbfte große Summen aus dem eroberten Belgien holte, wäre er 
ſchon Robespierre genugfam zuwider geweſen, da diefer Ginfahhheit und Tugend begehrte, wie 
fein inniger Freund, der ftarre Republikaner St.:Zuft. 

Zunähft forderte man gegen Ende des Jahres Ludwig XVI. vor den Gonvent ald Ber: 
brecher, und er begegnete nicht ohne Würde dem unwürdigen, nichtsnutzigen Gaufelfpiel mit 
ſcheinbar gejeglihen Formen, da der Eonvent feine gefegliche Befugniß hatte, über wen ed auch 
fei, zu richten, außerdem aber fein Grund zu einer Klage vorlag, weil ver König feine geſetz— 
lichen Befugniffe nie überſchritten hatte. Kreilich hatte man nad) feiner Gefangennehmung in 
den Tuilerien den Verſchluß entdeckt mit den geheimen Papieren, melde deutlich bemiefen, daß 
die conftitutionelle Gefinnung des Königs ein Gaukelſpiel geweſen, aber dies bezweifelte ſchon 
längft fein vernünftiger Menſch, jevod an einer ungeſetzlichen, geſchweige an einer verbrecheri— 
ſchen That des Unglüdlichen fehlte ed. Seine Unzuverläffigkeit hatte ihm die Krone gefoftet, die 
er ohne Mord durch gejegliche Abwehr der Gewalt zu rechter Zeit hätte retten können. Sollte 
Gaufeljpiel mit Gaufelfpiel vergolten werben, jo war ed genug, wenn der Gonvent den König 
verbannte, welcher Sranfreih nit das Geringfte fhaden konnte. Doc die Jafobiner wollten 
feinen Tod und den aller Könige, die jeder zu ermorden befugt fei, weil Deöpoten nicht eriftiren 
dürften ald Frevler an ver Menfhheit. Im Januar 1793 ward über die Beitrafung ded Königs 
abgeftinimt, und die Jafobiner hatten alles aufgeboten, um die Mildgefinnten zu ſchrecken und 
ein Todesurtheil zu erzwingen. Von der Gironde erwartete man, fie werde für Verbannung 
flimmen, und man war überrafcht, ald Vergniaud und dann die andern alle für ven Tod ſtimm— 
ten. Welche politifche Anficht fie zur Theilnahme an diefem Mord bewog, ift ungewiß, aber 
Feigheit vor den Schredmitteln der Jakobiner war es nit, denn feig waren ſie nicht und diefe 
hatten noch zur Stunde nicht die Oberhand. Am 21. Jan. ward der König guillotinirt und 
ftarb ruhig und gefaßt mit reinem Gewiſſen, Franfreih den Frevel verzeihend, den aber die 
weltgeſchichtliche Vergeltung nicht verzieh, denn daß feine Inpolenz ?) und Regierungsunfähig— 
feit der verhängnißvolle Duell des entfeglichen Elends der Revolution ward, entihuldigt das 
Verbrechen feiner Ermordung nit. Der Sag: eine politiiche Verfammlung fei befugt, gegen 
das Geſetz Menſchen zu ermorden, mit Nahäffung, d. h. mit Verfpottung der gefegliden Kor: 
men, weil fie meine, politifche Zwecke erforverten ed, oder man müfle dem erregten Volkshaſſe 
ſolche Opfer darbringen, trug blutige Früchte. Der Adel ſchöpfte Hoffnungen, weil die Schwäche 
des Königs ein Hemmniß geweſen war, und wirfte damit, wie das Ausland mit der Fortſetzung 
des Kriegs, nur, daß die republifanifche Gefinnung auf äußerfte gefteigert ward. Marat, ein 
Arzt aus der franzöftihen Schweiz, ſchrieb unermüdlich die raſendſten Mordhetzereien und ver: 
langte die Köpfe von Hunderttaufenden, dazu aber einen Dictator, das Ganze fiher zu leiten, 


1) Die Unregfamfeit feiner Natur war wirklich außerordentlich. Einige Zeit nach feiner Bermäß- 
(ung mit der jungen, ichönen, lebensfrohen Marie Antoinette beglüdwünfchte man diefe bei einem leich— 
ten Unwohlfein, als jei fie in intereffanten Umftänden. „Wovon denn wäre ich es?“ antwortete fie. 
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womit er auf Nobespierre deutete. Bald ward ein Wohlfahrtsausſchuß und ein Revolutions- 
tribunal errichtet, beide ganz in ver Hand Robespierre's, welder, weil er der zähefte und ein- 
feitigfte Banatifer war und’ die im Grunde richtigen republikaniſchen Ideen in folgerechter 
Theorie bis zur Garicatur verzerrte, der Held ded Tages ward. Die Gironde erlag bald, da 
Robespierre jie beihuldigte, fie wolle eine Föderativrepublif gründen und damit Frankreid 
ohnmädtig madhen, wozu nod die abgeihmacktefteri Verleumdungen gefügt wurden, al& jeı 
fie mit dem General Dumouriez in irgendeiner Verbindung geweſen, welcher nad dem Verlufi 
einer Schlacht bei Neerwinden, nichts Gutes von Paris her ahnend, dem Convent drohte umd 
royaliftiihe Plane hegte, jich aber bald genöthigt jah, zu den Ofterreichern zu flüchten. Paris, 
gewöhnt, an der Spite Frankreichs zu ftehen, und dieſes bereitö beherrſchend, wandte ſich von 
der Partei, welche des Föderativſtaats beihuldigt ward, und Die Gironde ward angeklagt. Gin 
Theil verjelben flüchtete nach der Bretagne und nad) dem Süden, die andern wurden hingerichtet, 
aber auch jene famen meift um oder wurden eingefangen, um das Schaffot zu befteigen. Sir 
hatten feinen Grund, ſich über ihr Schickſal zu befhweren, da ihnen nichts anderes geſchah, al: 
was jie jelbft für recht erklärt hatten. Sie hatten ven König morden helfen, weil e8 ihnen zived: 
mäßig jhien, Robespierre mordete jie aus gleihem Grunde, und dies rajende Thun ward nun 
berrihenves Princip. Aber mit der Gironde ward auch die eigentliche Republik hingerichter, 
und der parijer Tyrannei gegenüber erhoben ſich die wahren Nepublifaner ſowie das royaliſtiſch 
gefinnte Volk in den ſüdlichen und weſtlichen Landſchaften. Gin für die Gironde begeiftertes 
Mädchen, Charlotte Corday, welches fliehende Girondiſten in der Bretagne gefehen, ging nadı 
Paris und mordete Marat, als er im Babe jaß, und als ihr Haupt unter der Guillotine ge: 
fallen war, murrte das herumſtehende Volk, als der Scharfrichter das Haupt emporhob und 
ihm einen Schlag gab. Natürliche Regungen des Volkes waren durd die Jafobiner nicht gan; 
zu unterbrüden, wie aud) bei den niederträchtigen Anjhulvigungen ver Königin, deren unglüd: 
lihes Haupt 14 Tage vor den Häuptern der Gironde fiel, die Weiber aus der Hefe des Pöbels 
gegen den ſchmuzigen Ankläger murrten. Krieg im Innern und außen fteigerte die Wuth der 
Jakobiner und trieb jie zu einem Syftem des Schreckens, deſſen Scheußlichkeiten die Republif 
vernichteten. Raſende, brutale Menjchen zogen in dem Lande umher und guillotinirten, erſchoſ⸗ 
jen und erjäuften Männer und Weiber, Greife und Kinder, Jünglinge und Jungfrauen auf 
Verdacht hin, oder aus Laune, Bosheit, Novaliften und Republikaner, Menſchen mit polisiiher 
Gejinnung und folde, die gar nichts von Politik wußten. Zu Taujenden und Taufenden wur: 
den jie gemorbet und jeder Menſch war verbädtig verdächtig zu fein, wenn er nicht gerade ein 
mwüthender Jafobiner war. Die Religion war verſchwunden, und verjelben verdächtig zu jein 
war gefährlih. Weiber und Mädchen mußten die neuberrihende Göttin Vernunft ald das 
noch Alleingeltende varftellen, und die Unſterblichkeit der Seele zu glauben galt für kindiſchen 
Aberglauben, der Kirhhof ward als „Feld des Nichts“ bezeichnet. Die begeifterten Be: 
grüßer der Franzöſiſchen Revolution im Auslande wandten jih mit Zorn und Efel von ihr ab 
und verfluchten ſie, Dod in neuern Zeiten hat diejed greuelhafte Schreckensſyſtem feine Verthei— 
diger gefunden, als ob ed Frankreich nad) innen und außen gerettet. Es rief die Aufjtände her: 
vor, und dieje wurden erjt beihwidtigt, als ein menichlicheres Berfahren der Truppenanführer 
eintrat, nachdem die Leute geſehen hatten, wie wenig fie unter uneinigen Führern gegen Kriege: 
pisciplin und geſchickte Generale vermochten. Nah außen war Frankreich nicht gefährdet. Das 
in Trägheit verjunfene Spanien im Rüden, das morſche Deutihe Reich mit der im Siebenjäh— 
rigen Kriege lächerlich gewordenen Reichsarmee vor fi, dazu Belgien und Holland, beide nad 
eben unterdrückten Aufftänden von einer fehr zahlreihen Revolutionspartei erfüllt, hatten die 
Franzoſen nur Ofterreih und Preußen zu fürdten, Eonnten aber lange Zeit auf viele Anhänger 
der neuen Ideen in manden Strichen Deutfhlands und in ganz Stalien rechnen. Oſterreich 
und Preußen flellten feine jo zahlveihen Heere auf, ald nöthig gewefen wären, um fiegend bie 
Paris zu gelangen und ji dort mit Sicherheit feftzufegen. Außerdem waren Ofterreich und 
Preußen ingeheimer Feindſchaft und wirften nicht einig zufammen unter Feldherren, welche zwar 
zu den guten der damaligen Zeit gehörten, aber den franzöſiſchen nicht überlegen waren. Über: 

dies verfuhren diefe Feldherren mit einer VBorfiht und Langſamkeit, daß fie jelbft nad einem 
Siege nicht einmal raſch vorzugehen wagten, ſodaß die Franzoſen immer nur an der Grenze zu 
fechten hatten, während jie bei ihrer lebhaften Rührigfeit jeven Sieg raſch verfolgten. Es ift 
genug befannt, wie fchnell der Franzoſe zum Soldaten gebildet wird, mie lebendig er jich be: 
wegt und lange Märſche aushält. Nicht des Schredens bedurfte es, um die Armeen zu fchaffen 
und ſie gegen den Feind zu treiben, denn Friegerifher Geift und Nationalgefühl find in Frank: 
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reich flarf genug, um dem Angreifer Heer auf Heer entgegenzutreiben, und jede Staatsgewalt 
findet dort allezeit jelbft zu Groberungen bereitwillige Armeen. Überdies waren die Soldaten 
für die Idee von Freiheit und Gleichheit begeiftert, denn die Mafle ver Bürger und Bauern, 
aus denen jie hervorgingen, waren von diejer Idee mächtig ergriffen, da felbit die Vortheile, 
welde ihnen daraus erwuchſen, je ihnen empfahlen. Umgekehrt, daß Frankreich durch die 
Greuel ded Schreckensſyſtems gerettet ward, erfieht man daraus, welde Kraft ein großes Volt 
bejigt, wenn es für edle Ideen begeiftert ift, die es befähigt, trog folder ſcheußlicher Wahnſinns— 
erplofionen im Innern und der daraus hervorgehenden Zerrüttung dem angreifenden Feinde bir 
Spitze zu bieten und den endlichen Sieg über alle Gefährdungen davonzutragen. 

Robeöpierre fand nad dem Sturze der Gironde ſich in der gewünſchten Allmacht, die ev er⸗ 
ftvebte, dur Danton gehemmt, deſſen Anfehen zu groß war, um ihm nicht im Wege zu 
ſtehen, und welder das Schreckensſyſtem mit feinen Septembermorden für genügend abge— 
ſchloſſen anjah. Auch war ihm das jeinen idylliſchen, tugendhaften Beariffen gar nit ent: 
fprechende Leben defjelben anftößig, und da der Unmuth über die troftloje Lage dev Dinge Dan: 
ton fo laß machte, daß er ven Gonvent eine Zeit lang verließ, fo erreichte Nobespierre den Gipfel 
feiner Macht. Sobald daher Danton zurüffam, ward er durd das Gaufelfpiel ned Revolu— 
tionstribunals verurtheilt und im preiundzwanzigften Monat nad dem Königsmorde guillotinirt. 
Robespierre fonnte Charakter und politifchen Blick, die ihm fehlten, nicht durch feine Mono- 
manie erjegen und fanf alsbald, da ihm die heftigen Jakobiner von Bedeutung nicht blindlings 
dienen wollten, fondern feine Bofjeleien am Staate bald lächerlich und wiverlid fanden, Der 
neue Dictator meinte Tugend und Religion fügen zu müffen, da fie zu feiner Staatdidylle ge- 
hörten, und gerade das ward ihm zum Verberben. Im Mai 1794 veranftaltete er eine Er: 
flärung, e8 gebe ein höchſtes Weſen, und proclamirte dies in einer Art Feftfeier, während ber 
Unglaube und die Religiondverjpottung an der Tagedordnung waren. Auch glaubte er die Zeit 
gekommen, um mit dem rajenden Morden einige Ausnahmen machen zu Dürfen, und wollte 
z. B. die Schweiter des Königs, die fromme, ftille, wohlthätige Glifabeth, gegen welde Fein 
Hap vorhanden war, nicht guillotiniren laflen. Doc er war dem Flud feines Thuns verfallen, 
denn fräftigere Jakobiner, Billaud, Collot d'Herbois, Barere, beihloffen feinen Sturz, und 
zwar Dadurd, daß fie ihn auf der blutigen Bahn immer vorwärts fließen, Damit er dem allge- 
meinen Haß erliege, Es ging nun immer toller, und er mußte jogar feine eigenen Bewunderer, 
3. B. Die Frau von St.-Amaranthe und deren Töchter, welche für ihn ſchwärmten, hinrichten 
laſſen. Eine ergötzliche Ironie des Schickſals war ed, daß der wunderliche Tugendmann gerade 
zunächft durch ein Weib geftürzt ward, welches feine hohe Achtung vor der Tugend hatte. 

Tallien, ein tüchtiger Jafobiner, ward bei feiner theatralifchen Schauftellung als Abgeorp- 
neter des Gonvents im Süden von der jhönen Fontenay-Cabarrus bewundert und dieſe folgte 
ihm nah Paris. Robeöpierre juchte die Tugend an ihnen zu rächen, aber Tallien Fam ihm zuyor 
und bereitete jeinen Sturz, denn nur die Jafobiner hielten ihn aufreht, und die Haupttonan: 
geber verjelben traten mit Tallien zufammen. Die flillen Männer im Gonvent, welche als 
ſchweigende Anhänger der Feuillants oder der Gironde jih in alles fügten und ſpöttiſch der 
Sumpf genannt wurden, und die verſtummten Reſte der Cordeliers, welche ihren tiefen Groll 
über Danton's Mord auf den Rachetag im Herzen verſchloſſen, waren zu jeder Stunde bereit, 
den Dictator flürzen zu helfen. Schen am 27. Juli brad der Sturm im Gonvent los und 
Tand in ihm nicht den entichloffenen Mann von Muth, fondern ven zur Bolitif unberufenen 
Theoretiker, welchem der Blic in die Kage der Dinge und in jeine eigene fehlte. Als er auf das 
Stadthaus geeilt war und die bewaffnete Macht anrückte, wollte er ſich durch einen Schuß töd— 
ten, zerſchmetterte ji aber nur die Kinnlade und mußte unter heftigen Schmerzen bie ihn ver: 
urtheilenden Reden im Konvent anhören. ?) Am 28. Juli ward er guillotinirt und feine Werf: 
zeuge büßten gleicherweije ihre Frevel, der Staat aber fiel in die Hände eines Directoriums von 
fünf Männern, von denen keiner fähig war, ihm eine lebensfähige Geſtaltung zu geben. Barras 
war der bedeutenpfte verielben, beſaß Muth und Entihloffenheit und war ein verftändiger Lebe: 
mann, aber nichts weiter. Sieyes, erft jpäter eintretend, war der Theoretiker des Directoriums, 
welder Verfaſſungen aller Art zu machen mußte, nur feine, welche brauchbar geweien wäre, da 
ex feinen hiſtoriſchen Blick hatte und die Mannichfaltigkeit der befondern Zuftände im Staate 





2) Die perfönliche Feigheit, welche er bei feinem Sturze zeigte, mag für eine urfpränglid) fanfte 
Natur zeugen. Cine Wahrnehmung aber ift es, das felbit ganz weiche Naturen, wenn fie einmal auf 
biutige Wege geratpen, wie von einem Rauſche ergriffen und am mordgierigiten werden. 
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weber zu erfennen, noch einen fie alle umfaffenden Einheitöpunft aufzufinden mußte. Diele 
Fünfmänner hielten mit einem Rath der Alten und einem Rath ver Fünfhundert einen Schein 
der Republik aufrecht, unterbrüdten einige Verſuche zur MWiderfeglichfeit durh Truppen, 
Frankreich aber war durchaus ohne politifhen Halt im Innern, und nur feine Heere waren, 
duch geſchickte Feldherren zu Siegen geführt, organifirt. Daß der angefehenfte Feldherrt, mel- 
chem die Soldaten ergeben waren, die Dictatur über das dedorganifirte Land geminnen mußte, 
war natürlid‘, da die Raferei ver Schreckensherrſchaft alle mit Sehnſucht nah einer vernünf: 
tigen ftarfen Regierung erfüllte. 

Der Eorje Napoleon Bonaparte hatte ſich als fähiger Offizier bewiefen, und da er, um 
Barras’ Gunft zu gewinnen, die Witwe Jofephine Beauharnais, eine von den Damen, mit 
melchen ver Lebemann fehr intim umging, heirathete, ward er Oberfeldherr in Italien, fiegte 
vollſtändig und plünderte das unglüdliche Land, feine Kunftwerfe und fein Geld nah Franfreis 
ſendend, bald ein Abgott des Heered und von dem ruhmliebenden Volke hohbemundert. Bom 
Directorium auf feinen Wunſch nad Ägypten gefandt, um dem verhaßten, an der Spiße der 
Feinde ftehenden England eine Wunde zu ſchlagen, Fonnte er, obgleich durch Kriegskunſt Teich: 
fiegend, den Zwed nicht erreichen und fehrte im rechten Augenblid zurück. Die Frucht feiner 
Siege in Jtalien war verloren, das Heer wiederholt gefchlagen worden und alles ſah auf ven 
Zurüdgekehrten ald den Retter aud der Noth. Er ftürzte militärifch die untauglihe Megierung, 
führte ein Gonfulat ein, in welchem er die erfte Stelle einnahm mit dictatorifher Gewalt , vor: 
erft noch ven Schein einer Republik gelten laſſend. Doch 1804 nahm er die Kaiſerwürde an, 
vermöge des Gaufeljpield einer allgemeinen Abftimmung, die fie ihm übertrug, denn Frankreich 
wiberfpricht feinem, welcher in Paris die volle Regierungdgewalt in Händen hat. Obgleid 
diefer Mann durch ftrengen Despotismus das Land in Ruhe erhielt, jo war ed dod für Frank: 
reih und Europa ein großes Unglüf, daß er die Gewalt in feine Hand befam. Sein Felb: 
berrntalent war von feinen eveln Eigenſchaften begleitet, denn er war ein unebler Menſch, obne 
mirflihe Seelengröße und Humanität, von ber craffeften Selbſtſucht raſtlos getrieben, die ganze 
Welt als ein Opfer zur Befriedigung derjelben zu betrachten und zu behandeln. Unter Robes: 
pierre hatte er eine Brofhüre im Sinne der Blutmenfchen gefhrieben, als Gonful ahmte er fie 
nach, denn wie diefe gemorbet hatten, weil fie es für die Republik zweckmäßig hielten, jo tbat er 
auch, nur mit dem Unterſchiede, weil er es für die Zwecke feiner Selbſtſucht zweckmäßig hielt. 
Er ließ den Herzog von Enghien, einen jungen Bourbon, in Deutfhland durd Soldaten bei 
Naht fangen, mit ſchmählicher Verlegung des Völferrehtd, und mordete ihn dann bei Nacht 
im Feftungdgraben von Vincennes. 

Das Einzige, was Franfreih aus dem Schiffbrud feiner Beftrebungen gerettet hatte, mar 
die Idee der Gleichheit gegenüber dem Staate, die übrigen Humanitätsideen des 18. Jahrhun— 
derts aber erlagen dem Despotismus und der Selbftfucht, melde der neue Kaifer in alle Län- 
der, die er berührte, ausbreitete. Für diefen gab es fein Völferreht, fondern bis zum Phanta- 
ftifchen nefteigerte Laune, die weder diefed noch fonft ein Recht achtete. Inftinctartig haßte feine 
unedle Seele jeven eveln Gedanfen, und felbft die Gleichheit taftete er, fomweit er fonnte, an und 
angelte nad; den Neften des alten Adels. Die politifche Unfittlichfeit warb zum Böen des Tages 
erhoben, doch Faum zeigt etwas die Gefinnung dieſes Feldherrn nadter ald fein Ausſpruch in 
Rouffeau’s Zimmer. Als man ihn in daffelbe geführt hatte, zeigte er ſich völlig gleichgültig, 
und als man ihm bemerkte, vielleicht hätte e8 ohne diefen feine Revolution gegeben, antwortete 
er, der für die Blutmenfchen gejhrieben hatte: „Ich jehe nicht, was Frankreich dabei gewonnen 
hat.’ Diefed ertrug feinen Despotismus, weil das blutige Gefpenft ver Schredendzeit ihm bei 
jedem Gedanken einer Erhebung vor die Augen trat. Als ver phantaftifche Kriegszug nad 
Rupland den Despoten endlich auf die Inſel St.-Helena geführt hatte, mo fein erwiges Gewim⸗ 
mer feinen Mangel an wahrer Seelenhoheit zeigte, ließen ſich die Franzoſen die Bourbonen 
wieder gefallen, bis deren Angriffe auf die Gleichheit fie ftürzten, aber fogleich trieb fie jenes blu: 
tige Gefpenft dem jüngern Zweig verfelben in die Arme, und als ein für Frankreich fehr bes 
fhämender Angriff auf venjelben ihn faft zufällig flürzte, fcheiterte Die neu aufgemärmte Repu: 
blik in kurzer Frift an dem wieder aud dem Boden fleigenden Mordgeſpenſt. Zwar fcheudhte der 

Mittelftand, welcher auch die erfte Revolution zum Guten geführt hätte ohme Die Verhinde- 
rung dur Ludwig XVI., dieſes Gefpenft zurüd, aber die Republik, welche niemand etwas zu 
bieten hatte, fand zu drohend vor aller Augen. Die Nation ließ es fi gefallen, daß die Armee 
den Imperialidmud in dem Neffen ihres ehemaligen Feldherrn wieder einführte, obgleich Damit 
feine Organifation, wie fie ein großes Volk bedarf, gewonnen ward. Solange die, welde 
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fi an die Spige einer Bolköbewegung für wahre Gefeglichkeit und gefegliche Gleichheit ftellen, 
von dem Wahnwig befangen bleiben, das Heil durch Nachahmung der Schreckensherrſchaft zu 
fuden, wird Europa nicht zur Herrſchaft der Humanität gelangen, und doc ift dieſer immer 
wieder auftauchende Wahnmwig von allen bittern Brüchten jener Öreuel die bitterfte Frucht, deren 
innerfter Kern der plattefte Despotismus ift. 

Auch Deutſchland empfindet die Folgen der verunglücdten Franzöſiſchen Revolution ſchwer. 
Die Humanitätöideen gelten als vevolutionär, und jeder Gedanke an eine Organijation des 
für Sranfreih zur Ohnmacht eingerichteten Yandes, welche auch Rußland und England zu er: 
halten befliffen find, ftößt auf ven Wahn ver Revolution mit jenem blutigen Gejpenft im Hin— 
tergrunde. Die gewaltige Bewegung des Jahres 1848, hervorgegangen aus einem wahren, big 
zum Beinlichen gefteigerten Bedürfniß eines in feinem innerften Leben zerjegten großen und flar- 
fen Volkes, ji aus den Kefleln, die e8 zur Ohnmacht zwingen, zu erretten, ſcheiterte vorzugsweiſe 
dur das Zutagetreten Robespierre'jher Gedanfen, deren Ausführung zu einer focialen Idylle 
binleiten follte, welche der von jenem proſaiſchen Nachäffer Rouffeau’s erftrebten nachſtand, da 
fie vie Stallfütterung als ihr Höchftes Vorbild betrachtete und jede Spur von Individualität 
und freier Bewegung ausrotten wollte. Herder, der edle Apoftel der Humanität, fagte von den 
Greueln in Sranfreih, fie würden die Menjchheit für ein Jahrhundert in die Barbarei zurüd: 
werfen, und wirklich ift ein halbes Jahrhundert vorüber, welches jeinen Ausspruch betätigt. 
Das Gelüften, Menſchen zu morden, um eine politifhe oder religiöfe Theorie zu verſuchen und 
durchzuführen, und der Gedanke, ſolche Scheuplichkeit jei eine höhere Staatdnothiwendigfeit, die 
feinen Anftand finden dürfe, find aller Humanität feindlich entgegengejegt und vollfommen 
barbariih. Noch ift feine Ausjicht, daß dieſe Barbarei, zu der fih in neuerer Zeit noch die Bar: 
barei der katholiſchen und proteftantifchen Jefuiten gefellt, in der zweiten Hälfte dieſes Jahr: 
‘ hundertö den aus dem vorigen Jahrhundert geretteten Reſten der Humanitätsideen meiden 
werde. Ehe dieſes aber geſchehen ijt, wird feine gejunde Organifation der Staaten, melde 
den Menſchen ſich menjchlid frei zu entwideln geftattet, möglich jein. ?) 

K. Shwend. 

Frankreich (Neuere Verfaffungsgefhihte). Kein anderer Staat der Neuzeit 
befigt eine jo überreihe und wechjelvolle Verfaſſungsgeſchichte wie das neuere Frankreich; und 
wenn dieje nicht endenden Umgeftaltungen ihrer Mehrzahl nad) das Glück des Volkes weit mehr 
ftörten als förderten, fo bieten dieſelben doch eine Fülle praktifcher Belehrungen dar. 

I. Sranfreich vor der Zeit ver Revolution. Das ganz alte Frankenreich war fein 
willfürlih nad den Launen feiner Herrjcher regierter Staat. Die Entwidelung der abjoluten 
monarchiſchen Gewalt in den jüngftverfloffenen Jahrhunderten hat unter anderm bewirkt, daß 
man in den meiften Geſchichtsbüchern die Anſichten von der Macht ver Herricher aus diefer fpätern 
Periode auch auf die viel frühern Zeiten übertrug, während welcher vie thatſächlichen Verhält: 
niffe ganz andere waren. Nicht nur ein Karl der Große, der durch die Überlegenheit ſeines Gei— 
ſtes allerdings au in den innern Staatöverhältniffen eine ungewöhnlihe Macht erlangte, 
fonden jelbft feine Vorgänger und Nachfolger erſcheinen in unſern hiſtoriſchen Schriften 
gewöhnlich wie die abjoluteften Herricher, von deren Alleinwillen alles abhing. Dem war aber 
nicht fo. Bei ſämmtlichen germanifhen Völkern, namentlich bei ven Franken, entſchied in allen 
wichtigern Angelegenheiten des Gemeinweſens die Anfiht und der Wille der Volksverſamm⸗ 
lung, an ver die Freien ausnahmslos theilnahmen, und ſämmtliche Franken waren gleich 
frei. Das Königthum felbft wird in Gapitularien Ludwig's des Frommen als Minifterium, 
ald Amt bezeihnet. Während man in unſern meiften Geſchichtsbüchern die Erhebung Pipin’s 
auf den fränfifchen Königsthron nur ald eine durch ven Ausſpruch des Papſtes gültig gewor: 
dene Balaftrevolution darftellt, ſpricht ver Papſt Zacharias felbft in einem Briefe an Pipin von 
einer Wahl durch alle Stände (omnium ordinum). Karl der Große ſowie feine Nachfolger 
bedurften einer Erwähluug, die allerdings gewöhnlich nur formeller Art geweſen fein mag, 


3) Seit Obiges gefchrieben worden, hat Branfreich, die Bahn des Kriegs und der Eroberung be: 
tretend, Europa in eine Spannung verfegt, welche den —— zu einer geſetzlichen Freiheit ſchon 
manchen Vorſchub in Europa geleiſtet und dadurch manche Erbitterung geläutert hat. Aber es würde 
voreilig fein, der Hoffnung auf einen wirklichen Sieg wahrer Freiheit und wahrer Humanität Raum 
ju geben, folange biefe Spannung nicht einem geficherten Frieden weicht. Der ficherfte Gewinn bisjegt 
ft, daß es fich für jedermann durch die That erwiefen hat, es fei fein Heil für die Staaten Europas 
irgend aufzufinden ohne eine freiheitliche Organifarion derfelben und ohne Befeitigung aller zur Lüge 
geworbenen Zu ſtaͤnde. 
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gleihwol ihre Bedeutung nicht vollftändig verlor, twie denn eben auch Karl der Große in ſeinem 
Teftamente das Verlangen ausfpriht: „Wenn eins meiner Kinder einen Sohn hinterläßt, den 
das Volf erwählen will, um ihm auf dem Throne zu folgen, fo wünſche ich, daß deſſen Obeime 
dazu beiftimmen.” Ebenſo führen die Urfunden aus der Zeit feines Sohnes eine bezeichnende 
Überſchrift: „Ludwig, durd die Gnade Gottes und die Wahl des Volkes König” u.f.w. In 
gleicher Meife übte die Volföverfammlung ſogar das Recht der Abfegung des Fürften aus. Allge: 
meine Gefege wurden in Volksverſammlungen befhloffen. Aus Karl's und der nächftfolgen ven 
Zeit befigen wir eine Menge Gapitularien, welde ausprüdlic befagen, daß fie cum omnium 
eonsensu erlaffen worden feien, wie fie auch ausdrücklich auf dem Grundfage beruhen: „ut 
populus interrogetur de capitulis“ u. ſ. w. Die Verfammlungen führten verfchiedene Namen ; 
ald Parlament wurden diejenigen bezeichnet, welche die Nation aus eigener Autorität abhielt. 

Das Feudalmefen breitete fih inmermehr aus. Noth und Unficherheit braten zahllofe 
Freie dahin, fi in ein Hörigfeitsverhältniß zu begeben. Statt der allgemeinen Bolföverfamm: 
lungen treten allmählich die Stände auf. Diefe Stände üben die Gewalt der Gefamnttnation 
aus. Nach der Gefangennehmuug des Königs Johann durd die Engländer find e8 die Stände, 
welche unbeftritten eine Reihöverwefung anordnen. Im Jahre 1420 find fie ed, welche den 
Dauphin, ven legitimen Thronerben, ald Mitjehuldigen des an dem Herzoge von Burgumd 
verübten Meuchelmords zu verfolgen befehlen. So in zahllofen andern Fällen. 

Das Parlament verwandelte ſich vorzugsmeife in einen Juſtizhof. Da man aber in fpäterer 
Zeit aud) die zu eigentlihen Reichsſtänden gewordenen Generalftände gleihfalld nit mehr 
berufen wollte (die legte Berfammlung derſelben vor der Revolution fand befanntlid im Jahre 
1614 ftatt), fo nahmen viefe Parlamente das Recht für fi in Anspruch, alle neuen Steueredicte 
zu prüfen und deren Regiftrirung auch zu verweigern. j 

Die Macht des während des Mittelalterd fo gewaltigen Adels wurde durch die ganze Ent: 
wickelung dev Neuzeit untergraben. Es bildete fih das abfolute Königthum. Die Maſſe des 
Volkes zählte faft gar nicht mehr im öffentlichen Xeben. Der Adel unterlag im Kampfe gegen 
die Fürftengewalt. Diefer Kampf entjpann fi in Frankreich jhon unter Ludwig Xl. und ge: 
langte unter Ludwig XII. und XIV. — unter Richelien und Mazarin, namentlich in den Hugenot⸗ 
tenfriegen — der Hauptſache nad) zur Entſcheidung. Die Fürften over deren Rathgeber brachen 
indeß die Gewalt ver Ariftofratie nur infoweit, als diefelbe nach oben hinderlich ſchien und dem 
königlichen Willen entgegentreten konnte. Nach unten, dem Volke gegenüber, blieben die bevor: 
rechteten Stände, Adel und Geiftlichkeit, im Beſitze ihrer frühern Befugniſſe. Man überhäufte 
jie jogar mit Ehren, wenn fie fich dazu verftanden, dem Königthume zu dienen. Die Ehrenpe- 
ften im Heere und felbit in der Kirche bildeten gleichfam eine Domäne des Adels. Auch milderte 
ſich dieſer Misftand nicht, fondern er wuchs noch zur Zeit der fortfchreitenden Bildung, und es 
wurde richtig bemerkt, daß es dem Nichtadelichen unter dem wohlwollenden Ludwig XVI. ſchwerer 
hielt, Offizier zu werden, als einft unter dem hochfahrenden Ludwig XIV. Gerade aus folden 
Beftaltungen mußte ein Berhältnig hervorgehen, das auf die Dauer unhaltbar war und welches 
in Wirklichkeit zu der großen Revolution führte. 

Der Abel beſaß allerdings vordem ſchon mancherlei Rechte und Befugniffe, venen aber 
immerhin auch fehr bedeutende Pflichten und Leiftungen gegenüberftanven. Die Veränderungen 
in der Kriegführung veranlaßten ein Hinwegfallen der fhmerften diefer Gegenleiftungen. Die 
Ausdehnung der Staatögewalt, das immer weiter gehende Anſichreißen der Verwaltung und 
das Gentralifiven derfelben dur das Königthum befeitigten andere läftige Verpflichtungen ver 
Seigneurd, während neue für das Bolf daraus hervorgingen. Der Staat führte Auflagen ein, 
zu denen gerabe bad gefammte niebrige Vol und meift nur diefes beigezogen ward. Die alten 
Beudallaften dauerten daneben fort; ſie anzutaften, glaubte die Regierung feinen Grund zu 
haben. Bei jevem Schritte mußte der Bauer Abgaben an Adel und Geiſtlichkeit entrichten, ohne 
daß er die geringfte Gegenleiftung, den geringften Nugen für fi, den Zahlenden wahrnahm. 
Unzufriedenheit darüber, die immer allgemeiner ward, fonnte nicht ausbleiben. 

Das Beamtenthum erjegte mehr und mehr den Adel in Leitung der öffentlichen Angelegen: 
heiten. Bürgerlihe Angeftellte, nicht vie Seigneurs, bejorgen gleihjam alle Geſchäfte ver Res 
gierung. Die vornehmen Adelichen erfcheinen nicht als die Repräſentanten bed Monarden in 
der Verwaltung; fie find vielmehr gleichfalls Unterthanen geworben wie die andern, nur aus— 
geftattet mit Vorrechten, Privilegien und Immunitäten, und zwar durchgehende auf Koflen der 
übrigen Einwohner und zu deren Arger und Kaft. Die Juſtiz wird zwar noch vielfach im Namen 
jener Seigneurs ausgeübt, aber wahrlid nicht ver Erhaltung des Rechts an fi, jondern viel⸗ 
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mehr nur der Sporteln, aljo des Gelvertrags wegen, ſodaß man in jeder Gebührenentrichtung 
an die Batrimonialgerihtöbehörbe blos eine legitimirte Erpreffung erblidte. 

Die Zahl der Feudallaſten war ungemein groß (die Verzeichniſſe verjelben bei ihrer Aufhe— 
bung beweifen dies, im Gegenfage zu einer Behauptung Tocqueville'8). Verſchiedene dieſer 
Zaften und zwar gerade ſolche von ſehr drückender Art finden ſich allgemein verbreitet. Will ver 
Bauer feine Früchte gegen vas Wild jhügen, fo verbietet ihm dies der Seigneur ald Beliger 
des Jagdrechts; will er auf feinem Felde arbeiten, fo ruft ihn der nämliche Grundherr zur 
Frone; will er fih nadı dem andern Ufer eines Gewäſſers begeben, jo hat er wieder dem Seig— 
neur eine Gebühr zu entrichten; will er feine eigenen Erzeugniſſe auf einem Marfte verkaufen, 
jo ift ihm dies von demjelben verboten, oder er muß dem Feudalherrn eine Abgabe bezahlen; 
will er ven zu jeinev Nahrung erforderlihen Neft feines Getreides mahlen und zu Brot ver: 
baden, jo ift er genöthigt, fi ver Zwangsmühle und des Zwangsbackofens defielben zu bedie- 
nen. Tritt dagegen eine Hungersnoth ein, oder kommt ein perfönliches Unglüd über ven Mann 
oder feine Familie, fo liegt demjenigen, für den er ftetö fronen und an den er fo oft zahlen muß, 
feinerlei Berpflihtung zur Hülfe oder zum Unterhalte ob. 

Diefer Zuftand ward um fo unerträglider, je mehr die Rage des Volfes im allgemeinen ih 
befferte, je mehr veflen Selbftbewußtiein ftieg, und je vollftändiger hinwieder die Zeitungen der 
Seigneurd für dad Gemeinwejen verfhmwanden. Dazu kam, daß die legtern nun auch feine poli= 
tifche Gewalt mehr, fondern eben nur noch jene Privilegien beſaßen. Mit dem Verſchwinden des 
Nimbus, den ver unmittelbare Beftg der Macht gewährt, drängte ſich die Frage auf: warum 
man denn einem Mituntertban fo ſchwere Leiftungen ſchulde? 

A. de Torqueville hat in feinem (wenn aud zum Theil zu ſehr ſyſtematiſirenden, doch im 
allgemeinen wahrhaft trefflihen) Buche „L'ancien regime et la revolution” in meifterbafter 
Weile nachgewieſen, wie die öffentliche Gewalt jchon vor der Nevolution ven Händen des Adels 
entſchwunden und in die einer furdtbar centralifirten föniglihen Regierung übergegangen 
war. Gin abminiftrativer Körper har fi an vem Throne als königlicher Rath (Conseil du roi) 
in jeltfamer Art auögebilvet. Sein Urfprung ift alt, feine Functionen find meiftend neu. Gr 
cafjirt die Urtheile gewöhnlicher Gerichte und bilvet ven höchſten Apminiftrativ- Juſtizhof; 
unter dem bon plaisir des Königs übt er gefeggebende Gewalt aus; er ertheilt ven Agenten 
der Regierung Weiſungen und entſcheidet über alle wichtigen Berwaltungsangelegenpeiten; ex 
beftimmt und repartirt ſogar die Steuern ; freilich alled nicht aus eigener Machtvollkommenheit, 
ſondern nım infoweit ed dem Könige zufagt. Die Mitglieder diefed Rathes beftehen nicht aus 
den Häuptern der vornehmften Gefchlechter, jondern aus Leuten von mittlerer Herkunft. Der 
Generalcontroleur hat vie Hauptleitung der wichtigften Geſchäfte. In, den einzelnen Land- 
ſchaften findet man im 18. Jahrhunderte zwar noch Grand-Seigneurs mit dem Titel und den 
Ehren von Gouverneuren der Provinzen, die Macht aber ruht nicht mehr in ihren Händen, 
jondern in denen von Intendanten, Leuten ohne vornehme Geburt, größtentheild aus dem 
Mittelftande, welde in den einzelnen Bezirken die Regierungäbefehle durch — voll⸗ 
ziehen laſſen. 

Die meiſten Auflagen wurden vor der Revolution in neugebildeten Formen cken: der 
Adel hatte mit deren Eintreibung nichts zu thun, nur war er jelbft frei davon. Die läftigite aller 
Auflagen, die Aushebung für den Militärdienft, diefe Menjhenfteuer, beftand damals ſchon, 
umd da fie aus den Feubaleinrichtungen nicht hervorging, jo befümmerten ſich die Seigneurs aud) 
nichts darum; fie drückte faft ausfchlieplich die ganz Armen; denn außer den Adelichen waren 
die Städter und die eine anſehnlichere Steuer entrichtenden Grundbeſitzer frei davon; ja es 
genügte, daß ein junger Menſch bei einem Adelichen diente, um ihn der Loſung zu entziehen. 

Im Mittelalter gab es keine allgemeinere Einrichtung als die Selbſtverwaltung der Ge⸗ 
meinden. Die gefammte Bevöllerung wählte ſich ihre Beamten. Noch im 15. Jahrhunderte 
finden wir dieſes Verhältniß ausnahmslos in Frankreich; im 17. treffen wir es noch da und 
dort; im 18. hingegen ift die Einrichtung verfhwunden. Statt ihrer eriheinen Vertretungen; 
Notable bilden die Verwaltung; thatſächlich wird alles entweder in einem Eorporationd- und 
Kaſten⸗ oder im Partieularinterefle jener Notabeln geleitet. Die Maſſe des Volkes, welche dieſes 
wahrgenommen bat, befünmert ſich nicht mehr um Gemeinde= oder fonflige wirklid allgemeine 
Angelegenheiten. Um jo mehr ift die Begierde gewachſen, ven Privatvortheil und nur diefen zu 

fördern, da nun jened anregende, das Sonderinterefle mäßigende Örgengewicht des öffentlichen 
Lebens und Wirfend aufgehört hat. Infolge deſſen erſtirbt jeder Gemeingeiit; der Grundjag 
des Sichbereicherns wird der höchſte für den Einzelnen, Darum beugt man fi) unbedingt vor 
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der Regierungsgetvalt, welche jedem Unterthan fo vielfach nugen oder ſchaden kann. Der Abjo- 
lutismus und fein Werkzeug, die Bureaufratie, finden fein Hindernig mehr, ihre Gewalt ins 
Maßloſe auszudehnen. Beim Volke ſchwindet jelbft die Befähigung, feine eigenen Angelegen- 
heiten zu beforgen. Während die nod vorhandenen Urfunden der Gorporationen aus dem 
15. Jahrhunderte im allgemeinen nicht nur Übung und Beforgung aller öffentlichen Geſchäfte, 
fondern auch Verftand, Kenntniß und Muth in den jhwierigften Verhältniffen beweifen, zeigt 
fich (wie Torqueville treffend bemerkt) im 18. Jahrhundert felbft in der einfachſten Angelegen: 
beit eine Ungeübtheit und Unfähigkeit, die in Erftaunen jegen. 

Ein folder Zuftand Hatte ih nicht nur auf dem platten Rande, ſondern in ähnlicher Weije 
aud) in den Städten auögebilvet. Diefe legtern beſaßen von alters her das Recht, ihre Beamten 
felbft zu ernennen. Man entzog ihnen dieſe Befugniß, zunächſt allerdings nit eigentlich in 
politifcher Abſicht, fondern nur um Geld zu erprefien, indem ihnen die Regierung dieſes alte 
Recht wieder verlieh, wenn fie es theuer erfaufen wollten. Das neue Privilegium ward aber 
nur gegeben, um es alsbald gleichfalls zu brechen, d. h. das vorige Spiel wieder zu beginnen. 
Unter Ludwig XIV. finden wir diefe Erpreffung innerhalb 24 Jahren nicht weniger als fieben- 
mal ausgeübt. In der fpätern Zeit ſcheute man ſich gar nicht, das wahre Motiv rückhaltlos an- 
zugeben. In der Einleitung zu einem desfallſigen Edicte vom Jahre 1722 Heißt ed geradezu: 
„Das Bevürfniß unferer Finanzen nöthigt uns, die fiherften Mittel aufzufuchen, denſelben auf: 
zuhelfen.“ Allein wo aud) das Recht einer Stadt auf Ermählung ihrer Beamten durch wieder: 
holte Zahlung erhalten war, lag e8 in der Gewalt des Intendanten, eine Wahl zucaffiren, einen 
Beamten abzufegen und beliebig einen andern an feiner Stelle zu ernennen. Die Eorruption 
ward bald auch in diefen Gemeinweſen herrſchend. 

Unterbeffen hatte fich die Gentralifation bereitö dermaßen ausgebildet, daß Tocqueville nad: 
weifen konnte, wie von Paris weit entlegene Dörfer einer Erlaubniß von jeiten des föniglichen 
Rathes bedurften, um für einen Ortszweck aus den eigenen Gemeindemitteln auch nur 25 Livres 
ausgeben zu dürfen. Dabei häufte jih natürlich die Schreiberei, und es verlief in der Regel 
wenigftens ein Jahr, oft vergingen aber auch zwei und drei Jahre, bis eine Gemeinde aud) nur 
die Erlaubniß erlangte, ihren Glockenthurm repariren zu dürfen. 

„Unter dem alten Regime gab e8, wie in unfern Tagen, in Frankreich feine Stadt, feinen 
Sleden, fein Dorf nod den kleinſten Weiler, ebenjo kein Spital, keine Woplthätigkeitsanftalt 
und feine Kirchengenoſſenſchaft, welche in ihren Privatangelegenheiten einen unabhängigen 
Willen haben oder ihre eigenen Güter nad ihrem Ermeſſen verwalten durfte. Die Admini— 
fration hielt damals wie jegt alle Frangofen unter Vormundſchaft, und wenn die Injolenz des 
Ausdrucks in jener Zeit noch fehlte, jo hatte man jedenfall die Sache.“ Jedermann erwartete 
alled von oben, vom Intendanten, von Infpectoren, der Polizei und der Marehauflee. Die 
Regierung fol allen Helfen. „Landleute verlangen, daß man fie für ven Verluft ihres Rind: 
viehs oder ihrer verbrannten Käufer entſchädige; wohlhabende Grundbeliger begehren, daß 
ihnen der Staat dad Geld verihaffe, um ihre Ländereien beffer zu eultiviren; Gewerbtreibende 
gehen den Intendanten um Privilegien an, damit fie vor einer läftigen Goncurrenz geſchützt 
jeien; jelbft Evelleute erjcheinen zuweilen unter den Gefuchftellern; ihre Eingaben unter: 
ſcheiden ji von denen der andern nur durch einen ftärfern Ton, in welchem fie verlangen; 
jie laſſen fi aber auch mitunter dazu herab, den Intendanten als Monjeigneur anzureben. 

„Wie konnten ſich aber die neuen Inftitutionen inmitten ver Überrefte der Feudalgeſellſchaft 
feftjegen? Es war ein Werk der Ausdauer, der Gefchidlichkeit und der Länge der Zeit, mehr 
als der Gewalt. In der Periode, in welder die Revolution eintrat, hatte man von dem alten 
adminiftrativen Gebäude noch wenig zerftört, man hatte nur gleihfam die untern Grund: 
mauern zu einem neuen bergeftellt. Nichts deutet Darauf, daß die Negierung des alten Regime 
bei dieſem ſchwierigen Werfe einen zum voraus entworfenen wohl ausgedachten Plan befolgte; 
ſie war blos ihrem Inftincte gefolgt, derin jedem Gouvernement den Wunfch erzeugt, alle Ange: 
legenheiten jelbft zu leiten. Sie hatte ven frühern Gewalten ihre alten Namen und ihre Ehren 
gelaffen, ihnen aber ganz allmählich die Autorität entzogen. Sie hatte dieſelben nicht weggejagt, 
jondern aus ihren Gebieten weggeführt. Die Gleichgültigfeit des einen und den Eigennuß des 
andern, der nad ded erſten Stelle ftrebte, benugend, aller ihrer Fehler fich bevienend und nie: 
mals darauf bedacht, diefelben zu verbeflern, jondern nur fie zu erfegen, hatte man damit 
geendigt, an die Stelle beinahe aller alten Behörven einen einzigen Agenten, nämlich ven Inten: 
danten zu bringen.” (Tocqueville.) 


Außer und neben dem Adel hatten noch zwei Gewalten ihre Macht in einer dem dritten 
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Stande, d. b. der Bourgeoifie, die fich einer vorgefchrittenen Bildung und eines bedeutenden 
MWohlftandeserfreute, unerträglihen Weiſe ausgedehnt : die Geiſtlichkeit und das abjolute König: 
thum jelbft. 

Der Klerus hatte ſich ebenfo wie der Adel Steuerfreiheit verſchafft. Er beſaß ungebeuere 
Güter, deren Erträgniffe (ungerechnet alle ſonſtigen Einkünfte der Geiftlichfeit) auf 150 Mitt. 
Livres gefhägt wurden. Zur tihtigen Würdigung der Größe diefer Summe genüge die Erwäh— 
nung der Thatſache, daß der ganze Staatdaufwand für den fatbolifhen Eultus im Jahre 1803 
etwas über 4, im Jahre 1817 21%, und felbft im Jahre 1859 nur 474, Mill. Fr. betrug, 
wobei das Sinfen des Geldwerths feit dem vorigen Jahrhunderte noch befonders in Betracht zu 
ziehen ift. Dabei forderte die Geiftlidhfeit den Zehnten und viele Kronen. Zu den böhern, 
vielfach fürſtlich dotirten Pfründen konnten in der Regel nur Adelihe gelangen; es waren die: 
jelben nichts andered ald Verforgungsanftalten für die nachgeborenen Söhneder alten Geſchlechter. 

Mar die Kirche jhon auf diefe Weiſe in alle jene Einrichtungen verwidelt, die man zu 
flürzen das Bedürfniß fühlte, fo Famen auch noch tiefer liegende Gründe dazu. Der fürjtliche 
Abfolutismus hatte die Neformation in Frankreich niedergedrückt. Die alte Kirche, welche fhon 
im 16. Jahrhunderte dem fortgefchrittenen Volksbewußtſein nicht mehr genügte, war fo: 
nad durch Mittel der äußern Gewalt in ihrer ganzen Starrheit erhalten worden. Wie konnte 
eine ſolche kirchliche Auffaflung der geiftigen Entwidelung des 18. Jahrhunderts mit feinem 
wohlbegründeten Skepticismus zufagen? Das Ergebnif war, daß die Angehörigen der vor: 
nebmern Stände dad gefammte Kirchenweſen verlahten und verfpotteten, daß der gebilvete 
Bürgerftand nahezu diefelbe Stellung zum Klerus einnahm, und daß, wenn auch die Maſſe 
ver Bauern im allgemeinen noch beim alten Glauben erhalten werden fonnte, derjelbe doch 
feineöwegd mehr ausreichte, um auch nur ihnen die Nothwendigfeit ver Zehnten und Fronen 
einleuchten zu machen. Sie empfanden vielmehr darin eine LXaft, deren Tragung ihnen um fo 
weniger zufagen konnte, wenn fie die Sittenlofigkeit, Verfhwendung und Üppigfeit gewahrten, 
der ſich namentlich viele mit dem reichften Einfommen ausgeftattete Kirchendignitarien hingaben. 
Während Tocqueville eigentlich nicht begreifen kann, mit welchem Rechte aud die Geiftlichfeit 
in den Strudel der Revolution geriffen worden fei, dürften die vorftehenden Andeutungen zur 
Begründung der Anficht genügen, daß dies eine Geftaltung von unabwendbarer innerer Noth: 
wendigfeit war. | 

Hierzu kam die Ausbreitung des Abfolutismus. Die Regierung ward zwar unter 
Ludwig XVI. unvergleihbar milder geübt als unter feinen Vorgängern, allein es wiverftrebte 
dem erwachten Volksbewußtſein, daß es eben rechtlich Feine Sicherheit für Die perfönliche Freiheit 
gab, fondern daß alles von ver Willfür des Herrſchers abhing. Die Regierung hatte ihre Auto- 
rität fogar allen Lokalgewalten fubftituirt und ſich damit die Möglichkeit verihafft, in alle 
öffentlichen Verhältniſſe willfürlih einzugreifen. Sie fonnte jeden, auch den Vornehmſten 
beliebig jeiner Freiheit berauben; hatte man doch in den lettres de cachet, die der König zum 
voraus unterfhrieb, nur den Namen auszufüllen! Die Unfittlichfeit, welde an dem franzöft- 
ſchen Hofe von jeher herrfchte, hatte nur in Beziehung auf den Fürſten felbft aufgehört, nicht in 
Beziehung auf die Höflinge. " 

Die ſchlimmſte Seite der Verwaltung bildeten aber die Finanzen. Dieſe befanvden fi in 
vollfter Zerrüttung. Nie reichten die Ginfünfte zur Deckung der Beduürfniſſe hin. Und gerade in 
diefer Beziehung hatte ih der Abfolutismus in jeder Hinſicht das Verderben bereitet, einerfeitd 
dadurch, daß er, als einmal jede Schranfe niedergeworfen war, nad Laune und Gunft, in der 
verſchwenderiſchſten und heillofeften Weife die Mittel der Nation widerſpruchslos vergeudete, 
andererjeitd dadurch, daß er vor den ſchlimmſten Maßregeln der Erpreſſung nicht zurückſchreckte 
und gewöhnlich die ausfaugenpften Mafregeln anmwendete, um den geleerten Kaffen neue Zu— 
flüffe zu verfhaffen. Der Ertrag der ſchlecht repartirten Auflagen hatte eine nahe Grenze; die 
Verſchwendung der Fürften fannte keine. Deſſenungeachtet wollten fie die Stände nicht beru- 
fen, um Subfivien bewilligt zu befommen, und doch wünſchten fie den Adel, deſſen politiſche 
Macht gebrochen warumd der nun blos zur Erhöhung des Glanzes der Monarchie dienen follte, 
wenigftens finanziell zu fhonen. So’fam man auf die vermwerflihften Auskunftsmittel. Die 
neuen Belaftungen wurden denjenigen auferlegt, welche am wenigften befaßen, viefelben am 
wenigften tragen fonnten. Die reichen Stände, Adel und Geiftlickeit, blieben frei davon. Man 
verkaufte Stellen und Amter, ja man ſchuf deren neue, rein überflüffige, nur um neue Ver: 
äußerungsobjecte zu bejigen. Die Eitelkeit des Volkes und die mit den Ämtern verbundenen 
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Befreiungen von gewiffen Auflagen ließen es nicht an Kaufliebhabern fehlen. Die wohlhaben- 
den Bürger, ſtatt ihre Erſparniſſe für productive Unternehmungen zu verwenden, erfauften jich 
damit foldhe Stellen und Titel. Die im Jahre 1664 durch Golbert veranlapte Erhebung ergab, 
daß auf diefe Weiſe ſchon damals nahezu 500 Mill, Livres angelegt waren. Ludwig XI. hatte 
damit begonnen, Amter zu verfaufen; der vielgerühmte Heinrich IV. verfaufte fogar deren Erb: 
lichkeit. Richelieu vernichtete durch Gewaltſtreiche eine Unzahl (man jagt gegen 100000) folder 
Stellen, worauf aber der Misbraud aufs neue begann. Je mehr jich verjelbe feftfegte, deſto 
beichränfter ward die Steuerfraft des Staates, denn defto mehr jhmolz die Zahl der Steuer: 
pflitigen. In der Verlegenheit half man ih häufig durh Ausdehnung der Fronen auf Ver: 
bältniffe, die früher nicht bejtanden. Handelte ed ih um Herftellung oder Unterhaltung von 
Straßen, jelbft von Kajernen, oder vom Transport der Militäreffeeten bei Garniſonswechſel, 
oder von Baganten, jo wurden die Bauern oder geringen Städter aufgebeten, indep die Reichen, 
welche den etiwaigen Nutzen davon zogen, frei blieben. 

Da ſich die Verwaltung des alten Negime ſchon in alles mengte und nichts weniger duldete, 
als daß ſich das Volk in eigener freier Vereinigung irgendwie ſelbſt half, jo waren allerdings 
fänmtlihe Schranfen verſchwunden, welde die mittelalterlihen Ginrihtungen für den Abſolu— 
tismus gebildet hatten; ed war aber auch jeder Damm niedergeriffen, der nahmals die Fluten 
der Revolution hätte aufhalten können, und insbefondere zeigte jih das Volf jo vollftändig 
entwöhnt, ſich ſelbſt zu helfen, daß es num unbedingt über ſich ergeben ließ, was immerhin fam. 
So erklärt ih, was Burfe nicht begreifen fonnte, was jeder Engländer fürunmöglid hielt: „Man 
findet nit einen Dann, der für ven fleinften Diftriet zu haften vermöchte, nicht einen Menſchen, 
der für den andern bürgen könnte, Ohne Wiverjtand wird jeder in feinem Haufe feftgenommen, 
gleichviel ob es ih um Royalismus, um Moderantismus oder was jonft handelt. Tocqueville 
erfennt an: „Als die Revolution hereinbrach, hätte man in dem größten Theile Frankreichs ver- 
geblich aud nur zehn Männer aufgefucht, die in regelmäßiger Weile gemeinfam zu handeln und 
für ihre eigene Vertheivigung zu forgen gewohnt gewejen wären. Die Gentralgemwalt allein 
batte dafür zu forgen. Da dieſe Gentralgewalt aus den Händen der fönigliden Adminiſtration 
in die einer unverantwortliden und fouveränen Verſammlung gefallen war, fo fand jie nidts 
vor, was ihr Stillftand gebieten oder fie nur einen Augenbli aufhalten konnte.‘ 

Man mup diefe Zuftände fennen, um die ganze Nevolution zu begreifen. 

U. Der Sturz ded Feudalismus. Unmittelbar vor dem Ausbruche der Revolution 
war alſo Frankreich unzweifelhaft eine abjolut regierte Monardie. Indeß erwachte gerade in 
biefer Zeit die Erinnerung an das alte freieve Verhältnis. Man fühlte das Unerträgliche des 
beftehenden Zuftandes und fuchte Abhülfe nicht im Niederreißen des Feudalismus, der ji wirf: 
lich überlebt hatte, fondern im Gegentbeil, in einer Nüdfehr zu den alten, feit beinahe zwei 
Jahrhunderten vom Königthum niedergeworfenen Ginrihtungen. 

Ein merfwürdiges Actenftüd ift in diefer Beziehung die feierliche Declaration des Parla- 
ments von Paris vom 3. Mai 1788, dahin gehend: „Das Parlament, in Blenarjigungen ver: 

fammelt, in Gegenwart der Pairs u. ſ. w. erflärt, daß Frankreich eine vom Könige nad) Gefegen 
vegierte Monardie bildet; daf mehrere diefer Geſetze, welhe Grundbeftimmungen enthalten, 
ihrerjeits heiligen: das Recht des regierenden Hauſes auf den Thron, nad der agnatifchzlinen: 
len Erbfolge; das Recht der Nation, Steuern frei zu bewilligen durch das Organ der regel: 
mäßig zufammen berufenen und gebildeten Generalftände (Meichäftände); die Gemohnheitö: 
rechte (coulumes) und die Gavitulationen der Provinzen; die Unabfegbarfeit der Gerichts: 
-beamten; das Recht der Parlamente, in jever Provinz die Willensmeinungen ded Königs zu 
prüfen und nur dann die Einregiftrirung derfelben anzuordnen, wenn fie den Örunpgejegen 
der Provinz ſowie den Orundgejegen ded Staates gemäß befunden worben; bad Recht eines 
jeden Bürgers, niemald und in feinem Kalle vor andere als feine gewöhnlichen Richter geftellt 
zu werben, weldyes diejenigen find, die ihm das Geſetz bezeichnet ; und das Recht, ohne weldes 
alle andern Rechte nichtig wären, niemals, zufolge weldger Befehle dies auch fein möge, anders 
einer Verhaftung zu unterliegen, als um ohne Zeitverluft in die Hände der competenten Richter 
überliefert zu werden.” Heute glaubt man faum, dab Grundjäge diefer Art Jahr und Tag vor 
der Zeit ded Baſtilleſturms von einer Behörde in Frankreich feierlih ausgejproden worden 
fein könnten, 

Sobald die Nationalverfammlung zufanmengetreten war, entmidelte ſich indeß eine ganz 
andere Tendenz. Nicht die Wiederherſtellung ver alten Ginridytungen, fondern der Sturz des 
Feudalweſens wurde fofort das Ziel des allgemeinen Strebens. Es kam die berühmte Nacht 
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vom 4. Auguft 1789. Jetzt ſchon und in den nächſten Monaten erfulgte die widtigfte Verände— 
rung, durch welche ſich die Franzöſiſche Revolution überhaupt auf die Dauer kennzeichnet. Was 
vor allem in den Vordergrund trat, findet ji in folgenden Stellen des (die Beichlüffe mehrerer 
Tage zufammenfaffenden) Decrets vom 4., 6., 7., 8. und 11. Aug. (den wejentlihften Punkten 
nad) fo außgedrüdt: „Art. 1. Die Nationalverfammlung zeritört vollftändig das Feudal— 
regime und beſchließt, daß ſowol die lehnsherrlichen als grundzindlichen Nechte und Verpflich— 
tungen, welche zu der Neal: oder perfönlichen todten Hand (main morte) und zur perjönlichen 
Dienftbarfeit gehören, und diejenigen, welche an deren Stelle getreten, ohne Entſchädigung 
abgeihafit find.” Nah Art. 2 ward dad (eine wahre Landplage bildende) ausſchließliche 
Recht, Tauben zu halten, abgeſchafft; nah Art. 3 das ausjhliepliche Jagdrecht, indem jeden 
Befiger von Grundeigenthum das Recht zuftehe, alles Wild auf feinen Adern zu tödten. Nach 
Art. 4 ift jede herrſchaftliche Gerichtsbarkeit ohne Entſchädigung aufgehoben. Zufolge Art. 5 
find ebenfo alle Zehnten ohne Entihädigung bejeitigt. Dagegen erklärt dad Gejeg in Art. 6 
alle Grundrenten für loskäuflich. Die Verkäuflichkeit öffentliher Stellen und Amter ift nad) 
Art. 7 unterprüdt. Art. 8 erklärt fogar die Caſualgefälle der Landpfarrer für aufgehoben. 
Gemäß Art. 9 find alle Privilegien bezüglich der Steuern und Abgaben für immer abgeſchafft. 
Art. 10 erklärt alle Privilegien von Provinzen, Landſchaften, Städten und jonjtigen Gemeinden 
als unvereinbar mit dem gemeinfamen Rechte aller Franzoſen; nicht minder haben alle Bürger 
nad Art. 11 gleiche Anſprüche aufalle Amter und Würden. Art. 12 verbietet die Abſendung 
von Geld für Annaten u. dgl. an den römifhen Hof. 

Hlermit war bezeichnet, welde zumal niaterielle Laſten vorzugämeije ald unerträglid galten. 
Durch dieje Beichlüffe der berühmten Auguſtnacht und der nächſt darauf folgenden Abende war 
zugleich die größte und dauerndſte Veränderung, welche die Revolution überhaupt in ven ſocia— 
len Zuftänden hervorbradte, entjhieden. Was feit einem Jahrtaufend die ganze Grundlage 
der ftaatlihen une bürgerlichen Ordnung gebildet, dad Feudalmweien, freilich längſt ſchon in un— 
merfliher Weiſe moralifh untergraben, ericheint mit einem Schlage niedergeſchmettert. 

Alles, was nun meiter geihab, beftand zunächſt nur im Hinwegräumen der vorhandenen 
Trümmer. Erſt fpäter gelangte man zu einem Neubau. 

Hierbei ergibt ſich eine beachtenswertbe Bemerkung. Die in den widerftrebendften Formen 
unternommenen Bonftituirungen wurden ſtets alsbald wieder befeitigt. Dagegen fand von jegt 
an und in der ganzen Folgezeit auch nicht ein ernitlicher Verſuch ftatt, das Gebäude des Feuda— 
lismus aufs neue zu begründen und berzuftellen. Dieſes blieb für immer vernichtet. Selbſt 
als nad dem Sturze des erftien Napoleon die alten Bourbonen wieder auf den franzöſiſchen 
Thron erhoben wurden, fiel feinem Menſchen (jogar die Emigranten nicht ausgenommen), 
irgendivie ein, die Feudalität i in ihrer Herrlichkeit wieder ins Leben rufen zu wollen. Jedermann 
fühlte die Unmöglichkeit deſſen. 

So umſchließt denn die kurze erſte Periode der — das weſentlich Bleibende, was 
dieſes welterſchütternde Ereigniß für Frankreich ſelbſt hervorbrachte. Die Bedeutung der bezeich⸗ 
neten Umgeftaltung erweift ih daher unendlich größer als jede der jo zahlreich verjuchten 
Schöpfungen neuer Gonftitutionen. Es handelt ih um den dauerndſten (wenn aud nur Ber: 
altetes zeritörenden) Theil aller franzöſiſchen Berfaffungsveränderungen der Neuzeit. 

Wir haben zunächſt noch verſchiedene Einzelbejhlüffe ver Nationalverfammlung zu erwäh— 
nen, welde, obwol eigentlid bloße Folgen des Vorangegangenen, gleihwol ebenfalls wichtig 
oder bezeichnend für die frühern Zuftände find. 

Das Decret vom 13. Oct. 1789 Hob die Aſylorte auf. Unterm 16. Dec. ward die Ergän: 
zung des franzöjifchen Heeres ausfchlieglih durch Werbung angeordnet und damit die biäher 
häufige gewaltfame Aushebung (freilih nur bis zum Emporfommen des Napoleonidmus) 
bejeitigt. Dann erfolgte am 28. Febr. 1790 die Aufhebung der Verkäuflichkeit von Offizier: 
ftellen ; am 15. März die Aufhebung aller Ehrenaus zeichnung, Vorzüge und Macht, welde auf 
der Lehnsverfaſſung beruhten. Unterm 19. April fand die nachträgliche Beitimmung einer Reihe 
nunmehr mit aufgehobener Beudallaften ftatt, worunter wir, ald beſonders fennzeihnend, das 
droit de ravage nennen, beftehend in einem Weiderecht auf Wieſen, ebe noch die Heuernte flatt- 
gefunden; ſelbſt vied hatten viele Bauern ſich gefallen laſſen müſſen! Am 19. Juni erflärte 
man. den Erbavel für immer abgejhaflt, unterm 16. Aug. alle Privilegien der Gerichtsbar— 
keit und am 31. Ort. ale Zölle im Innern des Landes für aufgehoben; am 2. März 1791 alle 
Hinderniſſe des freien Gewerbsbetriebs für befeitigt; am 8. April die Ungleichheiten in der Erb: 

36° 
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folge zum Vortheil von Erſt- oder Nahgeborenen oder nah dem Geſchlechte aufgehoben; am 
30. Juli alle Ritter: oder andere Orden für abgeſchafft. Welche koloſſalen Veränderungen in 
den rechtlichen Zuſtänden der Nation, ſämmtlich in ſo kurzer Zeit ausgeführt und beinahe ohne 
alle Rückſchläge in dieſen mannichfachen Beziehungen! 

III. Die Reichsverfaſſung vom 3. Sept. 1791. (Das conftitutionelle Königthum.) 
Nachdem in folder Weiſe das Alte befeitigt war, hoffte man durch ein Werk ſchwächlichen Doctri- 
narismus die unermeßlihe Schwierigkeit der innern und äußern Lage überwinden zu fönnen. 
Der ſchlimmſte Theil diefer Lage, Folge des feit Jahrhunderten in allen Zweigen ausgebildeten 
Abſolutismus, beftand in der Vernichtung jeder Selbftregierung des Volkes oder vielmehr in 
der vollftändigen Entwöhnung von einer folhen und der ſich danach ergebenden Unfähigteit 
der Maife ver Einwohner, ihre eigenen Angelegenheiten ohne ein ſchweres Lehrgeld arger Mis: 
griffe felbft beforgen zu können, und dies in Verbindung mit einer heillofen Unwiffenheit und 
Berdummung der Bevölferung durd das den ganzen Unterricht beherrfchende oder vielmebt 
einen jeden wirklichen Volfdunterricht verhindernde Pfaffenthum. 

Die Verfaffung vom Jahre 1791 ift ein Werk von großer Weitſchweifigkeit. Wie in einer 
Schultheorie find Titel, Kapitel, Sectionen, Artikel und Paragraphen ineinander gefchadhtelt. 
Es jpricht ſich überall ein Geift der Humanität und ein Streben nad; Verſöhnung der Gegen: 
ſätze aus, aber es tritt aud) das Unpraktiſche, Unzweckmäßige und mitunter Unausführbare 
ſogleich hervor. 

Vorangeftellt findet fi eine Erklärung der Rechte ded Menſchen und des Bürgers. Meiſtens 
jind ed vage Grundfäge, die man allerdings als richtig und gut anerkennen mag, die im Munde 
eines Thomas Payne (deflen geiftvollen Schriften man dieſe Marimen nahbildete) etwas Hin: 
teißendes hatten, welche aber, in der vorliegenden Artentwidelt, ohne greifbaren Körper blieben. 
Manches befteht auch aus bloßen Gemeinplägen. Wir erwähnen von den 17 Artikeln diefer 
Menſchenrechte nur die unter den obwaltenden Verhälfniflen bedeutendften und bezeichnendften: 
„Die Menſchen find und bleiben von ihrer Geburt an frei und einander an Rechten glei. Die 
geſellſchaftlichen Auszeihnungen dürfen nur auf den gemeinfamen Nutzen gegründet fein.” — 
‚Der Zwed jeder politiihen Verbindung ift die Erhaltung der natürlihen, unverjährbaren 
Rechte des Menſchen. Diefe Rechte find: die Freiheit, da® Eigenthum, vie Sicherheit und der 
Widerftand gegen Unterdrückung.“ — „Der eigentlihe Grund jeder Souveränetät liegt wefentlich 
in der Nation.” — ‚Das Gefeg ift nicht berechtigt, andere ald der Gejellihaft ſchädliche Hand- 
lungen zu verbieten. Alles, was durd das Geſetz nicht verboten ift, darf nicht verhindert, und 
niemand darf gezwungen werben etwad zu thun, was das Gejeg nicht befiehlt.“ — Niemand foll 
wegen religiöjer Meinungen beunruhigt werden. Jeder Bürger darf frei fprechen, ſchreiben und 
drucken, vorbehaltlich feiner Verantwortlichkeit im Falle des Misbrauchs. — „Zur Siherftellung 
der Rechte des Menfhen und des Bürgerd wird eine Öffentliche Gemalt erfordert; dieſe Gewalt 
ift fonach zum Wohl aller eingefegt, und nicht zum beſondern Vortheil derjenigen, denen fie 
anvertraut iſt.“ — Das Eigenthum wird ald unverleglihes und geheiligted Recht erklärt. 

Die hierauf folgende eigentlihe VBerfaffungsurfunde beginnt wieder mit einer bejondern 
Einleitung, worin die Abſchaffung des Adels, ver Verkäuflichkeit öffentliher Amter, ver Brivi- 
legien, Zünfte, Innungen und der Kloftergelübde ausgeſprochen wird. 

Titel I enthält „Grundbeſtimmungen, welche durch die Gonftitution gefidhert werben‘, dar— 
unter, außer den ſchon oft erwähnten Punkten, die Berbürgung des freien Verſammlungsrechts 
und ebenjo des weitern Rechts der Bürger, „die Diener ihrer Kirche zu ernennen oder zu ermäb- 
len“. Auch foll ein Civilgeſetzbuch, das dem ganzen Königreiche gemein ſei, verfaßt werben. 

Titel II Handelt „von der Gintheilung des Königreichs und dem Stande der Bürger‘. Aub 
bier wird das neue Gebäude nicht auf Grundlage der Gemeinde, des natürlichen Fundaments 
ded Staates, deffen man gerade in diefer Zeit am wenigjten hätte entbehren follen, aufgeführt, 
jondern man verjuchte e8, daſſelbe in entgegengejegter Richtung, vonoben nad) unten zu Stande 
zu bringen. „Frankreich ift eins und untheilbar; deſſen Umfang ift in 83 Departements, jedes 
Departement in Diftricte und jeder Diftrict in Cantone abgetheilt.“ Der Gemeinde wird nicht 
einmal mit einem Worte gedacht; fie bildet nicht nur das legte Glied in der Verwaltungshier⸗ 
archie, ſondern die Gefeggeber erachten fie auch für völlig beveutungslos. Sodann ift aber ein 
für das ganze Reich geltendes allgemeines und gleihmäßiges franzöjifches Staatsbürgerret 
geihaffen. Es bleibt unberehenbar, wieviel Frankreich durch diefe Mafregel gewann. Beflimmt 
wird außerdem unter anderm die wichtige Neuerung: „Das Gefeg betrachtet die Ehe blos ald 
einen bürgerlichen Vertrag.‘ 
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Titel IH. „Von den verſchiedenen Zweigen der öffentlihen Macht.“ Die Souveränetät 
wird als „eins, untheilbar, unveräußerlih und unverjährbar‘ erklärt ; fie gehört der Nation. 
Die franzöfiihe Eonftitution ift vepräjentativ; die geſetzgebende Gewalt einer Nationalver- 
Tanımlung übertragen, um dieje Gewalt unter Sanction des Königs auszuüben ; die Regie: 
rungsform monarchiſch, die vollziehende Gewalt dem Könige übertragen, um unter feiner Autos 
rität duch verantwortliche Minifter ausgeübt zu werden. Die richterlihe Gewalt wird dur 
Michter ausgeübt, vom Volke auf eine beftimmte Zeit erwählt. Die Nationalverfammlung, 
welche ven Geſetzgebenden Körper bildet, bleibt beſtändig (permanent) und befteht nur aus einer 
Kanımer. Ihre Mitglieder werden auf zwei Jahre gewählt. Der König kann den Geſetzgeben— 
den Körper nicht auflöfen. Die Zahl der Abgeorpneten beträgt 745 (Golonialvertretung vor: 
behalten). Die Zahl wird nad dem dreifahen Verhältniffe des Flähenraums, der Volfdmenge 
und der directen Steuern repartirt. In den Urverfammlungen ift jeder fünfundzwanzigjährige 
Bürger ſtimmberechtigt, welcher eine directe Steuer entrichtet, die mindeſtens einem dreitägigen 
Tagelohne gleihfommt, und welder in der Municipalität ſeines Wohnorts in die Lifte ver 
Nationalgarden eingejchrieben ift und den Bürgereid geleiftet hat. Ausgeſchloſſen ſind die eriminell 
Angeklagten und die Falliten.) Auf je 100 Activbürger kommt ein Wahlmann. Um zum Wahl⸗ 
mann ernannt zu werden, muß man einem gewiſſen Cenſus genügen: in den Städten von mehr 
als 6000 Einwohnern iſt die Bedingung, Eigenthümer oder Nutznießer eines Gutes zu ſein, 
das auf den Steuerliſten dem Betrage von 200 Tagelöhnen des Orts gleichgeſchätzt iſt; auch 
Mietböleute mit einer Wohnung im Preiſe des 150fahen Tagelohns ſind wählbar. In den 
Städten unter 6000 Einwohnern gehen diefe beiden Summen auf 150 und 100 Tagelöhne 
herab. Auf dem Lande beträgt der Genfus beim Grundbejige oder der Nugung ebenfalld 150 
Zagelöhne; die zweite Kategorie erjcheint jebod dahin abgeändert, daß man Pachter eines im 
Betrage von 400 Tagelöhnen Fataftrirten Gutes jei. Die Wahlmänner bejtimmen fogleih auch 
Stellvertreter. Es ift abjolute Stimmenmehrheit erforderlich. Jeder Activbürger, ohne Rüd: 
jicht auf Stand oder Abgabe, kann gewählt werden. Nicht wählbar jind jedoch die Minifter un 
andere nad) Belieben der vollziehenden Gewalt abjegbare Beamte, dann auch die Richter. ) 

Der König ift heilig und unverleglid. Bei der Thronbefteigung bat er einen Eid auf vie 
Berfaffung abzulegen. Die Unterlaffung oder der Widerruf diejed Eides wird ald Ihronent: 
fagung angejehen, ebenfo, wenn der Monarch feine Gewalt gegen die Nation richtet, oder wenn 
er aus dem Königreiche entweicht und auf die Einladung des Geſetzgebenden Körpers nicht inner: 
halb zwei Monaten zurüdfehrt. Die Güter, welche der König bei feiner Thronbefteigung ver= 
ſönlich bejigt, jind unwiderruflich mit den Nationaldomänen vereinigt. Der Kürft kann eine 
aus der Givillifte zu befolvende Garde von höchſtens 1200 Mann zu Fuß und 600 zu Pferb 
unterhalten. Die Mannſchaft muß jedoch bereits in der Linie oder in der Nationalgarde gedient 
haben. Die Mitglieder der Nationalverfanmlung , die ded Caſſationshofs und die Hochge— 
ſchworenen fönnen vor Ablauf von zwei Jahren nad) Beendigung ihrer Bunctionen nit Mini- 
fter werben. Kein Befehl des Königs ift vollziehbar ohne Eontrajignatur eines Minifterd. Zu 
den Befugniffen der Nationalverfanmlung gehören: das Net, Gejege vorzuſchlagen und zu 
deeretiren (der König kann den Gejeggebenden Körper blos einladen, einen Gegenftand in 
Betracht zu ziehen); die Errichtung und Abſchaffung Öffentlicher Amter; alljährliche Beftim- 
mung der zu unterhaltenden bewaffneten Macht, nad) gejhehenem Vorſchlage des Königs; Anz 
lage der Minifter u. ſ. w. „@in Krieg fann nicht anders unternommen werben, als zufolge 
eines Decretö des Geſetzgebenden Körpers, welches auf förmlichen, hierzu unumgänglichen 
Antrag des Königs erlaffen und von diefem fanctionirt worden iſt.“ Nad dem Friedensſchluſſe 
beftimmt der efepgebende Körper, wann das Heer auf ven Friedensfuß zu fegen ift. Die voll: 
ziehende Gewalt darf fein Corps Linientruppen dem Site des Geſetzgebenden Körpers bis auf 
eine Entfernung von 30000 Klafter nähern. Ein vorgejhlagened Decret muß in menigftens 
achttägigen Zwiſchenräumen dreimal verleſen werden. Der König hat nur ein fuspenjived Veto. 
Wenn ein Beſchluß des Gejeggebenden Körpers aud) in den zivei nädftfolgenden Zegislaturen 
wieder angenommen wird, fo ift dad Deeret Geſetz, ohne daß es einer beſondern königlichen 
Sanction bedürfte ; diefe wird als ftillihweigend ertbeilt angejehen. Ebenſo ift folde Sanction 
überhaupt nit nöthig bezüglich der Decrete wegen Erhebung Öffentlicher Abgaben. Die höchſte 
vollziehende Macht liegt ausſchließlich in den Händen des Königs. Er ernennt unter anderm die 


1) Durch beſonderes Derret hatte bie ee —— erklaͤrt, daß ihre Mitglieder für die 
nächfte Legislative ebenfalls nicht wahlfähig ſeien. 
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Obercommandanten der Land: und Seemacht und die Marfchälle, abernur die Hälfte per Gene 
rallieutenants und Generalmaiore, blos ein Drittbeil ver Dberften u. f. w. Die Beamten ver 
Departement? und Diftriete werden vom Volke auf eine Zeit erwählt, um unter bes König! 
Aufſicht und Autorität Verwaltungsgeichäfte zu beforgen. Dabei ift firenge, hierarchiſche Umter: 
ordnung der geringern Behörde unter die jeweild vorgefegte vorgefchrieben. Auch die Nichter 
werden auf gewifle Zeit vom Volke gewählt und durch königliche Patente, deren Ausfertigung 
indeß nicht verweigert werben darf, eingelegt. Die Juſtiz wird unentgeltlih verwaltet. Die 
Gerichte dürfen ſich weder in die Geſetzgebung nod in Berwaltungsangelegenheiten einmengen 

(Alſo eine Übertragung der in Frankreich eingedrungenen Adminiftrativjuftiz in die Berfaf: 
ſungsurkunde ſelbſt!) Der Gefeßgebende Körper beſtimmt bie Zahl und die Bezirke der Gerichte 

In peinlihen Saden ift ſowol die Anklage- ald die Urtbeildjurn eingeführt. Die Gerichtäver- 

bandlungen finden öffentlich ftatt. 

Titel IV. „Von der öffentlihen Gewalt.” Die Bürger fönnen fih niemals als National: 
garden formiren, noch als jolche handeln, außer zufolge einer gefeglihen Aufforderung. Ihre 
Offiziere werden auf eine gewiſſe Zeit gewählt und find nur dann wieder wählbar, wenn fie 
hierauf eine Zeit lang als Gemeine gedient haben. 

Titel V. „Von den öffentliben Abgaben.” Diefelben werden alljährlih vom Geſetzgebenden 
Körper beitimmt. 

Titel VI. „Bon den Berbältniffen der franzöſiſchen Nation zu fremden Nationen.‘ Die fran: 
zöſiſche Nation verzichtet auf jeden Krieg, um Eroberungen zu erlangen. 

Titel VII. „Bon der Revifion der conftitutionellen Decrete. Die Nation bat dad unverjäbr: 
bare Recht, ihre Gonftitution zu ändern. Gleichwol werden Abänderungen aus Zweckmäßig 
feitögründen folgendermaßen erihwert. Es müſſen fich drei aufeinander folgende Legislaturen 
(jede befanntlidy von zweifähriger Dauer) für die Abänderung ausſprechen; die vierte Legis- 
latur wird vann Reviſionsverſammlung, zu welchem Behufe eine Berftärfung ihrer Zahl (um 
249 Abgeordnete) erfolat. 

Dies die weientlihen Beftimmungen der franzöſiſchen Verfaffung vom Jahre 1791. Wir 
verweilten etwas bei den Einzelheiten, weil bier nicht nur die erſte moderne Gonftitution vor: 
liegt, fondern auch, weil mande ihrer Beitimmungen ald Grundlagen der meiften feirberigen 
Berfaffungsurfunven dienten. 

Im ganzen Staatdleben ſchien nun alles Nötbige vorgeſehen, fürallesgeforgt. Man glaubte 
ein Werk für die Ewigfeit gefchaffen zu haben, um jo gewiller, ald man daſſelbe von vielen ver: 
nunftwidrigen Ginrihtungen frei wußte, melde in dem gleihwol fo bedeutend emporblübenven 
Berfaffungsftante England beftanden. 

In Wirklichkeit aber hatte vieles ganze Verfaſſungswerk feinen Halt im Volke. Das Bolt 
war zwar durchdrungen von der Anſicht, daß die Feudallaſten abgejhafft bleiben müßten; jeder 
Angriff hierauf hatte die Geſammtnation gegen ſich; dagegen feblte alle Begeifterung für bie 
neuen, fremden, der Maffe fogar unbegreiflihen Kormen. So blieb denn dieje wohl ausgedachte 
Gonftitution ein Baum ohne Wurzeln. Sie ſchwebte in der Luft, war ein von der Doctrin ge: 
ichaffener papierener Körper, der durch alle Phrafen nicht belebt werden konnte. 

An dem Tage, da die neue Verfaflung befchworen ward, fand fih der Todeskeim im ihr 
bereit# zur vollen Entwickelung gereift. 

Am 30. Sept.1791 hielt die Conftituirende Verſammlung ihre legte, am 1. Oct. die Gejeg: 
gebende Berfammlung ihre erfte Sigung. Schon bei diefer Eröffnung fonnte man jid von der 
Unhaltbarfeit der neuen Geftaltung überzeugen. Nah manderlei Zuckungen finden wir bereite 
am 10. Aug. bed nächſten Jahres das Königthun fuspendirt und damit das nach zweijähriger 
Arbeit hervorragender Männer mühjam zu Stande gebrachte Werk einfach zu den Acten gelegt, 
ohne daß dad Verbot einer Berfaflungsänderung auf eine Reihe von Jahren hinaus irgendwie 
ein Hinderniß bildete. 

IV. Gonftitutiondgurfunde vom 24. Juni 1793. (Die Republik des Gonventä.) 
Die Gefeggebende Verſammlung hatte das Königthum blos ſuspendirt, der eigens zu vielem 
Behufe berufene Nationalconvent erklärte (21. Sept. 1792) daffelbe für abgeſchafft und die 
Republik hergeftellt. Man ſchuf eine neue Verfaflung. Diefelbe ift kurz und ziemlich beſtimmt. 

Voran ftebt wieder eine „Erklärung der Rechte des Menihen und des Bürgers’, allerdings 
ähnli der frühern, allein mehr in dem zu diefer Zeit herrſchenden Geifte (Robespierre ſchlug 
noch weiter gehende „Menſchenrechte“ vor, unterlag jedod damit). Die erfte diefer Beftimmun: 
gen lautet: „Der Zweck der Gejellfchaft ift dad gemeinfame Wohlergehen. Im Widerſpruche 
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mit der vorigen Gonftitution wird erflärt: Gin Volk hat jeverzeit das Recht, feine Verfaſſung 
zu ändern; feine Generation fann die fommenden Geſchlechter ihren Belegen unterwerfen. 
„Die Vergehen der Vertreter des Volfes und feiner Agenten dürfen niemals ungeftraft bleiben. 
Niemand bat das Recht, ſich für unverlegbarer auszugeben als die andern Bürger (ſonach 
Berantwortlichfeit auch der Bolfövertreter). Wenn die Regierung die Rechte des Volkes verlegt, 
fo ift die Infurrection das heiligfte der Nechte und die unumgänglich nötbigfte ver Pflichten.” 

Hierauf folgt die eigentlihe Verfaffungsurfunde (Acte constitutionnel), beginnend mit 
der Beflimmung von der Republik, welche ald eine und untbeilbar erklärt wird. Das Bolt 
ift für die Verwaltung und Rechtspflege nach Departements, Diftricten and Mumicipalitäten 
eingetheilt. (Die Gemeinde fonımt aljo aud Hier faft nur als letztes dienendes Glied der Staats- 
verwaltung in Betradht.) Jeder einundzwanzigjührige Sranzofe ift volljährig und Bürger (fo: 
fern er nicht duch Berurtbeilung zu entehrenden Strafen das legtere Recht verlor). Auf je 
40000 Einwohner fommt ein Abgeoroneter, gewählt durch Wahlmänner, deren die Bürger 
auf je 200 Einwohner einen zu ernennen haben. Jeder im Genufle des Bürgerrecht befind: 
liche Franzoſe ift im ganzen Umfange der Nepublif wählbar. Der Geſetzgebende Körper bleibt 
permanent, und feine Seffion währt ein Jahr. Zur Erlaſſung von Gefegen ift erforderlich, 
daß wenigitend 14 Tage vor der Abftimmung ein Bericht darüber an die Verſammlung er: 
ftattet worden. Durch die Annahme des Entwurfs entftcht indeß zunächſt nur ein „vorgefchla= 
genes Geſetz“; daſſelbe wird definitiv, wenn nicht AO Tage nach Verjendung des gedruckten Be: 
ichluffes in einem mehr ald der Hälfte der Departements das Zehntel der Urverſammlungen in 
jedem diefer Departements dagegen geftimmt hat. (Alſo nicht etwa einfache Herftellung bes 
Bolföveto, wie wir dieſes in verſchiedenen Schweizercantonen heute thatſächlich eingeführt 
finden, jondern Herftellung eines Zuſtandes, bei welchem die entfchiedene Minorität das Zus 
ftandefommen von Befegen verhindern kann, weil man bei der wirklihen Majorität eine un 
überwindliche Gleihgültigfeit oder Trägheit vorausſetzt!) 

Es befteht ein aus 24 Mitgliedern gebilveter Bollziehungsrath. Die Wahlverfammlung 
eines jeden Departements bezeichnet zum Behufe feiner Errihtung je einen Gandidaten; aus 
der fo gebildeten Lifte wählt ver Gefeggebende Körper. Diefer Vollziehungsrath ift mit Zeitung 
der allgemeinen Verwaltung beauftragt; er ernennt (jedoch nicht aud feiner Mitte) die Ober: 
agenten der allgemeinen Verwaltung. Der Gefepgebende Körper beftimmt beren Zahl und 
Functionen. Die Departemental=, Diftrietö= und Municipalverwaltungen werden durch die 
Einwohner vieler Bezirke erwählt. Auch die Richter gehen aus ver Volkswahl hervor. Die 
Republik unterhält felbft in Friedenszeiten eine bewaffnete Macht (alſo Sanctionirung des 
gerade in einer Nepublif grundverderblihen ftehenden Heerweſens für alle Zeiten). „Alle 
Franzofen find Soldaten ; fie werden ſämmtlich in Führung der Waffen geübt.” 

Wenn in einem mehr ald der Hälfte dev Departements der zehnte Theil der dortigen Urver— 
fanımlungen eine Abänderung der Berfaflung verlangt, jo muß der Geſetzgebende Körper alle 
Urverfanmlungen der Republik abſtimmen laffen, ob eine Nationalconvention ftattfinden foll. 
Diefe wird ebenso wie die Legiölatur gemäßlt, 

ALS legte Abtheilung der Verfaſſung ericheint eine „Oarantie ver Nedhte”, worin unter an⸗ 
derm folgende, etwas feltfam zufammengeftellte Beftimmungen vorkommen: (Art. 122) „Die 
Eonftitution garantirt allen Frangofen die Gleichheit, die Freiheit, die Sicherheit, das Eigen: 
thum, die Staatöfhuld(!), die freie Ausübung der Eulten, einen gemeinfamen Unterricht, 
Öffentliche Unterftügung, die unbefchränfte Preßfreiheit, dad Petitionsrecht, das Berfanmlungs- 
recht, ven Genuß aller Menſchenrechte.“ 

Beftand die frühere Berfaffung nur ganz Furze Zeit, fo trat dieſe neue überhaupt gar nicht 
ind Leben. Schon vor der Zeit ihrer Abfaflung, am 10. März 1793, war ein Revolutiond⸗ 
tribunal und am 18. März ein Wohlfahrtsausfchuß (Comtte de salut public) gebildet worden; 
ein paar Monate fpäter aber erfolgte auch ausprüdlich die Suspenfion der Verfaffung, gemäß 
eined Decrets, welches erklärte: „Die proviforifche Regierung Frankreichs ift bis zum Frieden 
revolutionär.” Die höchſte Gemalt lag in jeder Beziehung in ven Händen des Wohlfahrts⸗ 
ausfhufles. 

V.Gonftitution vom Jahre III. (Directorialverfaffung.) Am 9. Thermidor des Jahres 
Imarb die Schredendregierung geftürzt. Niemand wollte e8 nun verſuchen, die Berfaflung vom 
Sabre 1793, das todtgeborene Kind, jegt zu beleben. Es ward die ‚Gonftitution der frangöflichen 
Republik““ vom 5. Fructidor des Jahres IN geſchaffen. Soviel Ungewohntes, Doctrinäres und 
felbft Unpaffenves fie auch enthielt, fo war fie doch wenigſtens vergleichsweiſe ein praktifcheres 
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Wert ald die beiden frühern Verfaffungen. Zudem ſehnte ſich das franzöfiiche Volk aus dem 

bisherigen Zuftande der Ungewißheit, dev An= und Überjpannung endlich herauszufommen. 

So war denn dieje Gonftitutiondurkunde die erfte, welche überhaupt in Frankreich zu etwas län: 
' gerer praftiiher Geltung gelangte. 

Voran fand wieder eine „Erflärung der Rechte und Pflichten ded Menſchen und des Bür: 
gers“. Es war eine neue Bearbeitung des Themas, wobei man den 22 aufgezählten Rechten 
neun Nummern von Pflichten anfügte und das Ganzeim Namen des franzöfifhen Volfes und „in 
Gegenwart des höchſten Weſens“ proclamirte. Als „die Rechte des in Gejellihaft lebenden Men: 
ſchen“ wurden beſonders bezeichnet Die Freiheit, die Gleichheit, die Sicherheit und das Eigenthum. 

Die Staatöverfaflung ſelbſt erklärt die Gejammtheit der Bürger ald den Souverän. 
Dad Bürgerreht genießt jeder einundzwanzigjährige Franzoſe, der jih in das Bürgerregifter 
feines Gantond einjchreiben ließ, darauf ein Jahr im Gebiete der Republif wohnte und irgend: 
eine direste Steuer entrichtet. Alle Bürger eined Cantons bilden eine Urverjammlung. Die: 
jelbe hat über Anderungen der Berfaffung abzuftimmen und die ihr zuftehenden Wahlen vor= 
zunehmen. Auf je 200 Bürger wählt die Urverfammlung einen Wahlmann. Diejer muß 
25 Jahre alt jein und ift einem (den Beitimmungen der Gonftitution von 1791 ähnlichen) Gen: 
fus unterworfen. Die Wahlmänner ihrerjeitd erwählen die Mitglieder der Gejeggebenden 
Berjammlung, des Caſſationsgerichts, die Hochgeſchworenen, die Departementäverwalter und 
gewille andere Gerichtsperſonen. 

Die Gejeggebende Berfammlung befteht aus zwei Räthen: einem (250 Mitglieder zählen: 
den) Rathe der Alten und einem Rathe der Fünfhundert. Jedes Departement jendet nad 
Mapgabe jeiner Bevölkerung eine verhältnigmäßige Anzahl Mitglieder in die zwei Körper. 
Beide werden alljährlich zu einem Drittel erneuert. Die Sigungen find zwar öffentlich, doch 
darf die Zahl der Zuhörer nur halb joviel ald die der Mitglieder betragen (man fürdtete Die 
Wiederholung jo vieler vorgefommenen Exceſſe). Die Rathsmitglieder erhalten eine Entſchä— 
digung gleich dem Preije von 3000 Myriagramm Weizen. 

Die Mitglieder des Raths der Fünfhundert müſſen mindeftens 30 Jahre alt jein und 
10 Jahre auf dem Gebiete ver Nepublif gewohnt haben. Der Rath darf über feinen Vorſchlag 
abflimmen, der nicht dreimal in wenigftend zehntägigen Zwiſchenräumen verlejen worden 
(eine Schwerfälligkeit im Geſchäftsgange, die jih bei dem Beftehen zweier Kammern um jo 
weniger begreifen läßt). Von den Mitglievern des Raths der Alten wird vierzigjühriged Alter 
und funfzehnjähriger Aufenthalt in Frankreich gefordert. Diefer legtere Rath ift darauf be: 
jhränft, die Beſchlüſſe ver Künfhundert blos im ganzen, alſo ohne jede Abänderung im einzel= 
nen, zu billigen oder zu verwerfen. Dringlickeitöfälle ausgenommen, muß auch hier (mas 
gewiß überflüfig) eine dreimalige Verlefung in fünftägigen Zwiichenräumen flattfinden. 
Außer wegen Verlegung ded Siges beider Räthe ſteht ven Alten keinerlei Gejeginitiative zu. 
Die Mitgliever beider Räthe jind wegen ihrer Abftimmungen unverantwortlid. 

Die vollziehende Gewalt wird einem Directorium übertragen, aus fünf Mitgliedern beſte— 
hend, welche von der Gejeggebenvden Verfammlung ernannt werden. Jedes Jahr muß ein Mit: 
glied austreten und ift erjt nach fünf Jahren wieder wählbar. Das Directorium hat die Ober: 
generale und die Minifter zu ernennen und abzufegen, darf aber nicht jelbft regieren, jondern 
hat in diejer Beziehung eine dem conftitutionellen Königthun etwas ähnliche Stellung. Doc 
bilden die Minifter feinen Rath. Das Directorium fann den Rath der Fünfhundert einladen, 
einen Gegenjtand in Erwägung zu ziehen, es ift dagegen nicht befugt, eigentliche Gejegentwürfe 
vorzulegen. 

Jedes Departement hat jeine Gentralz, jeder Canton wenigftend eine Municipalverwaltung. 
Dabei beſteht hierarhiiche Unterordnung. Den Ridtern ift verboten, fi in Angelegenheiten 
der Berwaltung zu mengen. (Unter allen Negierungsformen in Franfreid fürdtete man eine 
rechtliche Prüfung der Verwaltungsacte!) Den Richtern ift Unabjegbarfeit zugeſichert. Nur 
die Sriedensrichter werben vom Volke erwählt und zwar je auf zwei Jahre; das Directorium 
ernennt die übrigen Richter. Im allgemeinen gelten die gewöhnlichen Vorſchriften gegen will: 
kürliche Verhaftung. 

Die bewaffnete Macht wird in jeßhafte und in ftehendem Dienfte befindliche Nationalgarde 
getheilt (legtere iſt nichts anderes als ein ftehendes Heer, dad nur, joweit man damit ausreiät, 
durch freiwillige Anwerbung gebilvet wird, indem im übrigen die Aufgebote und Aushebungen 
Mittel zur Ergänzung find). Ein Krieg darf nur auf förmlihen Vorſchlag des Directoriums 
durch den Geſetzgebenden Körver beſchloffen werden. 
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Eine Reviſion der Verfaſſung ſoll blos ſtattfinden, wenn der Rath der Alten dieſelbe vor: 
ſchlägt, jener der Fünfhundert zuſtimmt und dieſer Beſchluß zu drei verſchiedenen malen in drei- 
jährigen Friſten gefaßt wird. Alsdann hat jedes Departement zwei Abgeordnete zu einer 
Reviſionsverſammlung zu ſenden, wobei die Mitglieder der Geſetzgebenden Verſammlung 
nicht wählbar ſind. Die Vorſchläge dieſer Reviſionsverſammlung gehen ſchließlich an die 
Urverſammlung. 

In einer legten Abtheilung, „Allgemeine Artikel“, erſcheinen wieder Beſtimmungen eigen: 
thümlicher Art, zum Theil allgemeine Phraſen, zum Theil Beſchränkungen, wie namentlich 
eine Beſtimmung, wonach politiſche Geſellſchaften miteinander nicht correſpondiren dürfen; auch 
darf ſich keine Bürgerverſammlung den Namen Volksgeſellſchaft beilgen. (Es kommt auch 
eine Reihe faſt pedantiſch zu nennender Verfügungen vor, z. B. über Uniformen, welche die Di— 
rertoren ſogar in ihren Privatwohnungen tragen ſollen u. ſ. w.) 

Trotz manches Ungeeigneten und Unzweckmäßigen, das dieſe Verfaſſung enthielt, befand ſich 
Frankreich im ganzen wohl unter derſelben. Man hatte Ruhe und einen bedeutenden Grad 
von Freiheit. Allerdings fehlte es dem Directorium an Kraft, zum Theil durch Schuld ſeiner 
Mitglieder. Die neue Ordnung hätte ſich vielleicht eonſolidiren koͤnnen, wenn ein etwas kräfti— 
ger Mann in das Direetorium gewählt worden wäre, und wenn nicht der erlangte Ruhm eines 
glücklichen Feldherrn und die Brutalität einer Soldateska es der Selbſtſucht jenes Generals er- 
mögliht hätten, dieſe Gonftitution ebenfalls zu vernichten. 

Vi. Conftitutionvom 22. Frimaire des Jahres VIII. (Konfularverfaflung. Frank⸗ 
veich ift dem Namen nad Republif, eine faft mehr als fönigliche Gewalt ruht aber in den Hän- 
den jeined Erften Conſuls Bonaparte.) Jeder einundzwanzigjährige Franzoſe, der ji in das 
Bürgerregifter einfchreiben ließ und wenigſtens ein Jahr lang in dem Gebiete der Republik lebte, 
ift Bürger; die Bürger einer Gemeinde wählen aus ihrer Mitte ein Zehntel, aus dem die Ge— 
meindebeamten entnommen werden. Auf ähnliche Weile wird eine Lifte in den Departements 
gebildet, ebenfalld ein Zehntel ihrer Bürgerzahl umfaflend. Dieſe Liften werbden-alle drei Jahre 
ergänzt und berichtigt. 

Es beſteht ein Erhaltungsienat von 80 Mitgliedern, welcher ſich in der Folge derart ergänzt, 
daß er aud je drei vom Geſetzgebenden Körper vorgefhlagenen Candidaten einen ernennt. Die 
in ber vorhin bezeichneten Weiſe in den Departements aufgeftellten Liſten von einem Zehntel der 
Bürger bilden zuſammen die Nationallifte. Daraus erwählt der Senat die Gefeggeber, die Tri: 
bunen, die Gonfuln u. j. mw. Er beitätigt oder erklärt für ungültig alle Verhandlungen, die ihm 
vom Tribunate oder der Regierung als conftitutiondwidrig bezeichnet werden. Seine Sitzun— 
gen find geheim. Die erfimalige Ernennung der Senatoren geſchieht (ausnahmsweiſe) gemein- 
jamı durch die bisherigen proviforifchen und die jegigen definitiven Conſuln, wobei jedoch Bona- 
parte nicht mitwirft. 

Die Initiative in der Geſetzgebung jteht nur der Regierung zu (es fönnen alſo blos jolde Dinge 
zur Entſcheidung kommen, welde die Regierung vorzulegen beliebte, aljo nichts, was ihr unan: 
genehm wäre). Ihre Vorſchläge werden von dem aus 100 Mitgliedern beftehenden Tribunate 
geprüft. Dann gelangen die Gejegentwürfe an den 300 Mitglieder zählenden Gejeggebenben 
Körper (von welchem alljährlih der fünfte Theil austritt), Im diefer Corporation darf nicht 
einmal discutirt, ſondern e8 muß, nach Vernehmung der Redner ber Regierung und des Tribu— 
nats, indgeheim und ſtumm abgeſtimmt werben. 

Die Regierung beiteht aus drei auf 10 Jahre ernannten Gonjuln. Der erfte verjelben, Bo— 
naparte, erhält befondere Functionen. Er allein verfündet die Gefege, ernennt und entjegt nad 
Gutdünken Mitgliever des Staatöraths, die Minifter, überhaupt alle Beamten und Offiziere 
(auch die Richter, mit Ausnahme ver vom Volke zu wählenden Friedensrichter). Selbit in den 
übrigen Angelegenheiten fteht ven beiden andern Gonjuln nur berathende Stimme zu. @in 
Staatsrath hat unter Leitung der Conſuln zu wirken. Die Senatoren, Legislatoren, Tribunen, _ 
Eonjuln und Staatsräthe find nicht verantwortlid. Minifteranflage fteht dem Tribunate zu. 
Andere Beamte dürfen nur mit ausdrüdliher Genehmigung des Staatsraths gerichtlich ver: 
folgt werden. 

Die Eonftitution enthält außerdem verſchiedene der ftereotyp geworbenen Bhrafenüber Un— 
verleglichfeit ded Haufes jedes Bürgers u. |. w., dabei aber zugleich die Beitimmung, daß im 
Falle von Unruhen, weldye die Sicherheit des Staates bedrohen, die Herrſchaft der Verfaſſung 
in ben betreffenden Gegenden durch ein Geſetz, proviſoriſch aber ſelbſt durch einen bloßen Regie: 
rungsbeſchluß fuspendirt werden kann. 
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In jeder Gemeinde wurden Abftimmungsregifter wegen Annahme viefer Berfaffung auf: 
gelegt. Es war zum erften mal, daß Bonaparte diefe Maſchinerie in Bewegung ſetzte. 

Eine ſolche jo monarchiſche Verfaſſung genügte aber der Alleinherrfchergierde und Willfür 
Bonaparte's fo wenig, daß er fhon in den nächſten Monaten den Inhalt jener Urkunde mit 
Füßen trat. Schon unterm 23. Nivofe veranlafte er ein Geſetz, durch weldhes die Regierung 
ermächtigt ward, im einer Reibe von Departements die Herrſchaft der Gonftitution zu ſuspen— 
diren. Durch ein von dem Gewaltherrſcher allein ausgegangened arräte vom 27. ded näm- 
lichen Monats warb der Minifter des Innern angemwiefen, nicht zu dulden, daß während ber 
Dauer des Kriegs andere ald die vom Erften Gonful namentlich erlaubten Zeitungen ericheinen 
dürften; alle andern wurden kurzweg unterdrüdt. Gin Gefeg vom 28. Pluviofe organifirte 
die Verwaltung in völlig bureaufratifh-abfolutiftifcher Weife. Den Departenientd wurden 
Prüfeeten, den Bezirken (arrondissements) Unterpräfecten, den Gemeinden Maires vorgeiegt, 
die der Erfte Gonful ſämmtlich unmittelbar oder mittelbar (durch feine Präfecten) ernannte und 
abfegen fonnte. Ja jelbft die Gemeinderäthe wurden durch die Präfeeten ernannt und abgejegt, 
ſodaß auch der legte Schein einer Selbftwerwaltung der Kommunen vernichtet war. Gin Grfeg 
vom 17. Bentofe ftellte die eigentliche napoleonifche Konfeription ber, dieſe furchtbare Menſchen⸗ 
fteuer, die von nun an Jahr für Jahr eingetrieben wurde. Gin andered Gefeg vom 15. Pluvioſe 
des Jahres IX verfügte, daß in allen Departements, in welchen die Regierung ed nöthig finde, 
Specialgeridhte gebildet werben foliten, bei denen je prei Offiziereneben drei Griminalrichtern und 
zwei andern Juriften, unter unbedingtem Ausfhluß von Geſchworenen, entſchieden und zwar 
auch noch unter Befeitigung der gewöhnlichen Förmlichkeiten. Ein arr&te vom 4. Ventoſe ver: 
hängte fofort ſolche Specialgerichte über 27 Departements. 

Doch auch dieſe Willfüracte befrievigten den Gewaltherricer noch nicht. Durch ein bloßes 
fogenanntes Senatusconfult, das unterm 16. Thermidor des Jahres X erging, ward dem Weſen 
nach die Verfaffung ſchon wieder abgeändert. Die Conſulwürde wurde für lebenslänglidy erflärt 
und dem Erſten Conſul fogar die Ermächtigung ertbeilt, fich einen Nachfolger zu ernennen. Der 
Senat legte ſich (auf das Dictat des Gewaltigen) eigenmädtig vie mahlojeften Befugniffe bei, 
nämlid: die Gonftitution zu interpretiren, alles anzuordnen, was diejelbe nicht vorgefehen 
babe, die Verfaflung der Golonien zu beftimmen, ferner in Form von Senatusconſulten 
das Gefchmorenengericht in den Departements, in denen e8 nothwendig fcheine, zu juspendiren, 
Departements außer der Gonftitution zu erflären, zu verfügen, wie lange politiſch Verdächtige 
verhaftet gehalten werden dürften, ohne vor Gericht geftellt zu werden (eine wahre Wiederein— 
führung der lettres de cachet), Urtbeile ver Gerichtshöfe zu annulliven, wenn diefelben „die 
Sicherheit des Staates antajteten‘‘, den Gejeggebenden Körper und das Tribunat aufzuldfen, 
endli die Gonfuln zu eınennen, Die Verhandlung über folhe Senatusconfulte findet aber 
nicht in der gewöhnlichen Sigung des gefanınıten Senats, fondern in einer befondern Raths— 
verfammlung flatt, gebildet aus folgenden Berfonen: den drei Gonfuln, zwei Miniftern, blos 
zwei Senatoren, zwei Staatdräthen und zwei Grofoffizieren der Ehrenlegion. (Die Senatus: 
confulte geben alfo keineswegs von dem Senate felbft aus; er darf blos zwei Mitglieder fenden 
und im übrigen feinen Namen hergeben!) Die Senatoren werden zwar in der Regel auf 
Vorſchlag der Departementswahlcollegien ernannt, der Erfte Gonful kann jedoch auch beliebig 
andere Berfonen zu diefer Würde erheben. Die Mitglieder des großen Raths der Ehrenlegion 
find ohnehin von Rechts wegen Senatoren! Das Tribunat wird auf die Hälfte feiner bisheri— 
gen Mitgliederzahl befhränft (eine Strafe dafür, daß wenigftens in einigen Fällen ſchwache 
Spuren von Oppoſition in vem gedachten Körper bemerkbar wurden!). Eine neue Volksab— 
flimmung, napoleonifch in Scene gefegt, mußte auch das lebenslängliche Gonfulat fanctioniren. 

Es ift hier noch der zufolge Befeges vom 30. Bentofe des Jahres Xllerfolgten Publikation des 
Civilgeſetzbuchs der Franzoſen, dem man förmlich den Namen Code Napoleon gab, zu gedenken 
Dieſes Geſetzbuch zeichnet fih im allgemeinen durch Klarheit aus und fanctionirt Die bürger: 
lihen Errungenfhaften aus der Revolutiondzeit, ſoweit biefelben den Despotismus des Gewalt⸗ 
herrſchers nicht hindern konnten. Iſt das Werk auch vielfah überfhägt worden, fo befigt 
dafjelbe doch immerhin einen hohen Werth. 

VI. Organiſches Senatusconfult vom 28. Floreal des Jahres XII. (Das Kai: 
ferthum.) „Die Regierung der Republik wird einem Kaifer anvertraut, weldyer den Titel Kaiſer 
der Franzoſen führt. Die Rechtspflege wird im Namen des Kaiſers durch von diefem ernannte 
Beamte ausgeübt. Napoleon Bonaparte, gegenwärtig Eriter Gonful der Republik, ift Katjer 
der Franzoſen.“ Died der Wortlaut des erften Titeld der neuen Verfaſſung. Diefelbe dreht 
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ſich ſo ſehr um das Staatsoberhaupt als die Sonne des Staates, daß auch der zweite Titel von 
nichts weiter als der Thronfolge, der dritte von der kaiſerlichen Familie, der vierte von der Re— 
gentſchaft, der fünfte von ven Großwürdenträgern des Reichs und der ſechsſste von ben Großoffi— 
zieren des Reichs handelt. So weit ift von Reiten der Nation gar feine Rede. Land und Leute 
feinen nur eines einzigen Mannes wegen vorhanden! Der fiebente Titel verfügt wegen der 
Eidesleiſtung: In den zwei nädhften Jahren nad feinem Regierungsantritte hat der Kaifer zu 
ſchwören: „aufrecht zu erhalten die Integrität des Gebiets der Republik; zu achten und achten 
zu maden die Gefege des Concordats (gewiß bezeichnend!) und die Freiheit der Gonfeffionen; 
dann die Gleichheit ver Rechte, die politifche und bürgerliche Freiheit, die Unwiderruflichkeit des 
Verkaufs der Nationalgüter; feine Auflage zu erheben, keine Steuer einzuführen als in Ge: 
mäßheit des Geſetzes; die Inftitution der Ehrenlegion (!) aufrecht zu erhalten; nur im Intereſſe, 
zum Glüd und Ruhm des franzöfiichen Bolfes zu regieren.’ 

Titel VIH beginnt fodann mit dem erften der organifchen Körper, dem Senate. Der: 
felbe wird gebildet aus den mehr ald achtzehnjährigen Prinzen, den Grogwürbenträgern bed 
Reihe, 24 Bürgern, welche der Kaifer aus der Lifte der won den Departementsmablcollegien 
vorgeichlagenen Ganpidaten auswählt, endlich aus folhen Berfonen, welche der Kaifer fonjt zu 
ernennen für zweckmäßig erachtet. Diefererfte Körper des Staates ift nicht einmal befugt, feinen 
eigenen Präſidenten zu erwählen, das Staatsoberhaupt ernennt denjelben. Wine aus ſieben 
Mitgliedern gebildete Senatscommiffton, benannt fenatoriide Commiſſion der individuellen 
Breiheit, ift mit der fennzeichnenden Aufgabe betraut, die „Mittheilungen ver Minifter” entge: 
gen zunebmen bezüglich der aus politifchen Gründen Verhafteten, welche nicht innerhalb zehn Ta= 
gen den Gerichten überwiefen wurden. Die Verhafteten felbft, ihre Verwandten oder Ber: 
treter können PBeritionen an die gedachte Commiſſion richten. Erachtet Diefelbe eine längere Ver: 
baftung nicht durch das Interefle des Staates für gerechtfertigt, fo erjucht fie den Minifter, die 
Eingeferferten in Breibeit zu fegen oder vor Gericht zu ftellen. Wird dieſem Anfuchen nad drei— 
maliger Wiederholung (!) in monatlihen Zwiſchenräumen feine Folge gegeben, jo verlangt die 
Gommiljion Zufammenberufung ded Senats, der erklären kann: „Es liegen gewichtige Ver— 
muthungen vor, daß N. N. willkürlich verhaftet iſt.“ (Den weitern Verlauf einer folden Er— 
klärung findet man unten angedeutet.) In gleicher Weife wird eine Siebenercommifiton zur 
Wahrung der Preüfreiheit niedergefegt, deren Wirkungsfreis jedoch das ganze Zeitungswefen 
von vornherein abjolut entrückt iſt. Diefelbe darf gegen Bücherbeihlagnahmen in ähnlicher 
Born BVorftellungen einreiben, wie die Gommiffion für indivinuelle Freiheit. Der Senat bat 
im übrigen die Kegalität der vom Gejeggebenvden Körper erlaflenen Decrete zu prüfen; ebenfo 
Darf er die Anficht ausiprechen, daß fein Grund obmalte, ein vorgeſchlagenes Beleg zu promuls 
giren. Der Kaifer iſt indeß hieran nicht gebunden, jondern er entſcheidet nah Vernehmung des 
Staatsraths. Diefer Staatdrath (Titel IX) ift eine bloße Verwaltungsbehörde. 

Titel X und XI handeln vom Gefeggebenden Körper und dem Tribunate. Die Gefegent: 
roürfe werden zunächft von dem Tribunate geprüft. Drei Redner dieſes Gollegiums haben dann 
im Gefeggebenven Körper Vortrag darüber zu erſtatten. Legterer darf nur in den Comites 
über die Vorlagen beratben, in ven Hauptfigungen aber blos ohne Discuffion abſtimmen. 

Titel XIT handelt von den Departementalwablcollegien , melde Gandidaten für den 
Geſetzgebenden Körper vorzufhlagen haben; Titel XII von dem „faiferlihen hohen Grichts— 
hofe““, welcher über Vergeben von Mitgliedern der Faiferlihen Familie, Großmürdenträgern, 
Miniftern u. f. w., dann über Verbrechen gegen die innere und äußere Sicherheit des Staated 
zu erfennen hat. Derielbe wird zufanmengefegt aus den Prinzen, den Großwürdenträgern 
und Grofoffizieren, dem Juftisminifter, 60 Senatoren, den ſechs Sectionspräfidenten des 
Staatsraths, 14 Staatsräthen und 20 Caſſationsrichtern. Wenn der Senat erflärt hat, daß 
gewichtige Bermutbungen einer willfürliheu Ginferferung oder eines Eingriffs in die Freiheit 
der Prefle vorliegen, kann ſich der Geſetzgebende Körper mit der Sache befaffen, jedoch nur auf 
vorgängigen Antrag des Tribunats oder auf das Verlangen von 50 (!) feiner eigenen Mitglieder. 
Alsdann wird zunächſt eine Zehnercommiſſion zur Abfaffung des Berichts ermählt. Der Kaifer 
ernennt brei Staatsräthe, um bei der Verhandlung im Gejeggebenden Körper Erläuterungen zu 
ertheilen. Der Beihluß geht an den Erzfanzler, welder ihn an den Generalprorurator am 
hoben Gerichtshofe überfendet, worauf die weitern Gerichtsverhandlungen eingeleitet werben. 
Der Anflageact wird 12 Commiſſaren vorgelegt, welche der Erzkanzler (!) zu gleichen Hälften 
aus Senatoren und Mitglievern des hohen Gerichtshofs ernennt. Erkennt diefe Commiſſion 
auf Anklage, fo erfolgt die Verhandlung vor dem wenigftens aus 60 Mitgliedern gebildeten 
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hoben Gerichtöhofe jelbft. (Diefe vorftehenden jowie die andern Beftimmungen zur Wahrung 
der perfönlichen und der Preßfreiheit waren jo jehr bloße Täuſchungen, daß während der ganzen 
Regierung Napoleon’s auch nicht einmal eine Abbülfe auf diefem Wege herbeigeführt ward.) 

Zum dritten mal wendete Napoleon die theatraliſch organiſirte Maſchinerie der ſogenannten 
Volksabſtimmung (himmelweit verſchieden von jener wahren Volksabſtimmung, welche wir 
in der Schweiz ſehen) an, um nun auch ein Kaiſerthum ſanctioniren zu laſſen, nachdem joriel 
des edeliten Blutes Frankreichs f für Herftellung und Erhaltung der Republik freudig geopfert 
worden war. Doc auch dieje Verfafjung erfuhr aldbald weitere Änderungen, wie überhaupt 
der ganze Napoleonismus in nichts Stabilität fannte ald in der Gewaltherrſchaft. 

Unterm 19. Aug. 1807 verfügte ein Senatusconfult, daß die Gefegvorlagen nit mebr 
dur das Tribunat, jondern durch Commiſſionen des Gefeggebenden Körpers geprüft werben 
jollten. Ein anderes Senatusconfult von 12. Det. des nämlichen Jahres erklärte die Anftellung 
der Richter erft nad fünfjähriger Dienftzeit für unwiderruflich. Gin bloßes Decret des Kaiſers 
vom 1. März 1808 ftellte die Majorate wieder her. Ein Decret vom 5, Febr. 1810 beſchränkte 
willfürlid die Zahl der Buchdruckereien und Buchhandlungen, und eins vom 3. Aug. geitattete 
in jedem Departement, das der Seine ausgenommen, nur noch das Erſcheinen von höchſtens 
einer Zeitung. Das durd Gejeg vom 20. Febr. 1810 pramulgirte Straf= und das damit 
zufammenhängende Griminalinftructionsgeiegbud ift in allen politiihen Beziehungen eine 
Schöpfung des Despotismus. Die Anklageiury ift abgeihafft, die Ernennung der Geſchworenen 
ganz der Willkür der Präfecten übertragen, das Specialgericht unter Die gewöhnlichen Juſtiz— 
anftalten aufgenommen, ven Generalprocnratoren eine maploje Gewalt eingeräumt u. ſ. w. 

VII. Gonftitutionelle Charte vom 4. Juni 1814. (Das conftitutionelle König: 
thum der ältern Bourbons.) Kaum hatte Barid capitulirt (31. März 1814), nody entſchloß 
ih Napoleon nidt zur Abdankung (er that es erft am 11. April), da verſammelte ſich der bie: 
her jo friechende Erhaltungsienat, um zunädft die Abjegung des Gefürchteten auszuſprechen, 
weil derjelbe die Gonftitution jo vielfach verlegt habe; dann verfuchte es der nämliche Körper, 
in Form eined organiihen Senatusconfulrs vom 6. April dem Staate eine neue Verfaſſung zu 
becretiren, berubend auf den Grundſätzen der conftitutionellen Monarchie, unter Rüdberufung 
der Bourbond auf den Ihron Franfreihs. Durch dieſe neue Gonftitution jollte das Me: 
präjentativivftem hergeftellt und die widtigiten Grrungenihaften der Revolution ge— 
fihert werden. Auch wollte man durd Berufung des Fürſten und durch Abfaffung der neuen 
Eonititution ohne deilen Mitwirkung das Selbftsonftituirungsreht der Nation und überhaupt 
die demofratiihen Principien aufrecht erhalten. Indeß erlangte viele neue Verfaſſung nirgends 
Beltung. Statt ihrer octrovirte der neue König eine conftitutionelle Charte, bei welder vie 
Arbeit des Senats allerdingd in einigen Punkten berückfichtigt ward. 

Die gedachte Conſtitution beginnt mit einer ausgedehnten Einleitung, wohlwollend, aber 
den Grundſätzen des „göttlichen Rechts““ huldigend, wie denn die Rückkehr des Fürften einzig 
und allein ald das Ergebnig der Anorpnungen göttlicher Vorſehung bezeichnet, die Berfai: 
fungsurfunde aber ald eine freiwillige Gabe des Herrichers angefündigt ward, 

Die Eharte jelbit beſtimmt vor allem: Gleichheit der Franzoſen vor dem Gejege, in der 
Befteuerung und bei Anftellungen, Sicherung der perjönlichen, der religiöfen und der Preffrei: 
heit, wobei jedoch die Fatholifhe Religion als Staatsreligion erklärt ift, Unverleglichfeit des Eigen: 
thums, einihließlid der Nationalgüter (für die man bejonderd gefürchtet hatte), Verbot jeder 
Unterfudung wegen früher geäußerter EN endlih Abihaffung der Gonfcription (ein 
Verſprechen, das nie erfüllt warb). 

Der König ift unverleglih und heilig, wogegen die Minifter verantwortli find; er be: 
fehligt die militärifche Macht, erklärt Krieg und fchließt Frieden und erläßt vie nöthigen Verord— 
nungen und Ordonnanzen zur Bollziehung der Gejege. (Dies die Beftimmung, mit welcher man 
im Jahre 1830 den Erlaß der Orponnangen zu rechtfertigen verjuchte, obwol diefelben gegen die 
Berfaflung jelbft gerichtet waren.) Die gejeggebende Gewalt wird gemeinfam vom Könige, 
der Pairs- und der Deputirtenfammer auögeübt; dem erften allein fteht Die Initiative zu; Die 
Kammern können bloß den König bitten, einen Geſetzentwurf über irgendeinen Gegenftand zur 
Borlage zu bringen. Die Ernennung der Pairs it dem Könige überlaffen; ihre Zahl bleib: 
unbeihränft und Das Staatsoberhaupt fann ihnen die Würde auf Lebenszeit oder erblich über: 
tragen. Die Sigungen jind geheim. Die Pairskaumer erkennt auch ald Gerichtshof über hd: 
here Staatsverbrechen. Die Deputirten werben gewählt; fie müſſen 30 Jahre alt fein und 
1000 Fr. direste Stenern bezahlen. Auch die Wähler müffen das angegebene Alter beſitzen und 
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300 Fr. Steuer entrihten. Die Sigungen find in der Regel öffentlih. Die Kammern werden 
alljährlich einberufen. Der König kann die Deputirtenfammer auflöfen, muß dann aber eine 
neue innerhalb drei Monaten berufen. Die Deputirten fünnen während der Seffion nur mit 
Zuftimmung der Berfammlung verhaftet werben. Liber die Baird urtbeilt in Griminalfällen 
der Vairshof. ’ 

Es können feine Ausnahmegerichte gefhaffen werden. Die Criminalverhandlungen ſind 
öffentlich; das Inftitut dev Jury wird beibehalten; Wermögensconfiscation ift abgefhafft; die 
Richter find unabjegbar mit Ausnahme der Friedendrichter, obmol auch diefe vom Könige er: 
nannt werden. Der alte Adel nimmt feine Titel wieder an, der neue behält die feinigen; der 
König ernennt Adeliche nad) Belieben, bewilligt ihnen aber blos Rang und Ehren, feine Be: 
freiung von Staatdlaften. Die Colonien werden durch bejondere Gefege regiert. Jeder König 
ſchwört bei feiner Krönung, die conftitutionelle Charte treulich zu befolgen. 

So war denn Franfreih im Jahre 1814 nicht einmal vollftändig wieder an dem conftitu: 
tionellen Bunfte angelangt, auf melden es fih 1791 befunden hatte! Und doch muß man ge: 
ftehen, daß wenigſtens die Hauptziele erreicht waren, welche die Maſſe des franzöſiſchen Volkes 
in diefer Periode zunächſt zu erreichen wünfchte. Diefe Verminderung der Anſprüche war haupt: 
ſächlich die Wirkung ded langandauernden napoleonifhen Despotismus und Kriegd. Nimmt 
man bie ebenfalld dur äußere Kämpfe geflörte Directorialzeit aus, fo erfreute ſich Frankreich 
nur von jegt an einer wenn auch vielfach ungenügenden, doch im weſentlichen freien Ent— 
widelung. In Verbindung damit flieg der Volkswohlſtand, wie er ed in den Kriegäftürmen, 
trog des Raubes von außen, nie gefonnt hatte. 

IX. Zufagurfunde zu den Berfafjungen des Reichs vom 22. April 1815. 
(Die Hundert Tage.) Ehe jedoch die eben angedeutete friedliche Entwidelung erfolgen konnte, 
hatte Franfreih no einen Sturm zu beftehen, veranlaft durch Napoleon's Wiederkehr von 
Elba. Der Gewaltige erfannte die Norbwendigfeit, der Charte gegenüber wenigſtens einige 
Zugeftänpniffe zu mahen. So entftand denn endlich die, ‚Zufagurfunde”‘. Im der Einleitung 
fpricht der Kaiſer aus, mie er feit 15 Jahren zu verfhiedenen Epochen geſucht habe, die confti: 
tutionellen Formen nad den Bebürfniffen und Wünfhen ver Nation und den Lehren der Erz 
fahrung zu vernollfommmen; er habe ein großes europäifches Föderativſyſtem zu organifiren 
beabſichtigt; im Hinblicke darauf habe er „die Bildung mehrerer innern Inftitutionen vertagt, 
welche fpecieller zur Beihüsung der Bürgerfreibeit beftimmt jeien; künftig werde er feinen an- 
dern Zwed mehr verfolgen ald Vergrößerung der Wohlfahrt Frankreichs durch Befeitigung der 
öffentlichen Freiheit”. Danach erihienen verſchiedene Gonftitutionsänderungen notbwendig. 

Nach der neuen Acte wird die gefeßgebende Gewalt durch den Kaifer und zwei Kammern 
ausgeübt. Die erfte derjelben, Pairskammer, hat erbliche Mitglieder, vom Kaifer in unbe: 
fhränfter Anzahl ernannt; die Faiferlihen Prinzen find von Rechts wegen Baird. Die Reprä- 
fentantenfanmer, vom Volke ermählt, beftebt aus 629 mindeftend 25 Jahre alten Mitgliedern. 
Präſident der Erſten Kanımer ift der Erzfanzler des Reichs; die Zweite Kammer erwählt ihren 
Vorſitzenden jelbft, doch ſteht dem Kaiſer das Beſtätigungsrecht zu. Die Mitglieder beider Kam: 
mern können während ver Seſſionen nur mit Bewilligung diefer Collegien oder beim Betreten auf 
frifcher That verhaftet werden. Die Juridpiction über die Baird wird in größern Straffadhen 
dur die Kammer geübt. Die Sigungen find in der Regel öffentlib. Die Gefepvorihläge 
gehen von der Regierung aud. Die Induftrie und der Handel genießen befondere Vertretung. 
Nur zufolge eined Gefeges können Steuern erhoben werben ober Staatdanleiben ftattfinden, 
Die Minifter find verantmwortlih und werden durd die Pairskammer gerichtet. (Die Formen 
find gegen früher etwas abgeändert.) Der Kaiſer ernennt alle Richter; fie find lebenslänglich 
(inamovibel) vom Augenblid der Ernennung an, ausgenommen die vom Volke zu erwählen- 
ven Friedensrichter. Das Schwurgeridht und die Offentlichkeit der Verhandlung in Straffahen 
find beibehalten. Gin legter Titel zählt Rechte der Bürger auf. Es find die oft wiederholten: 
Gleichheit vor dem Gefege; niemand foll verhaftet werden außer in ven gejeglih beftimmten 
Fällen und Formen ; Freiheit der Gulte und der Preſſe (Schmwurgerichte bei Preßvergehen); in= 
dividuell darf jedermann petitioniren ; eine Grflärung des Belagerungsftandes ift nur bei feind— 
licher Invajion oder in bürgerlihen Unruhen zuläffig. Selbft im Falle des Erlöſchens der kai— 
ferlihen Familie darf niemand die Thronerhebung der Bourbons vorfchlagen, ebenfo wenig 
darf eine Wiederherftellung des Feudaladels, der Zehnten, eines herrſchenden Gultus oder eine 
Antaftung des ftattgehabten Verkaufs der Rationalgüter in Antrag gebracht werben. 

Die vorliegende Acte blieb ohne alle praktifche Bedeutung. Sie befriedigte nicht. 
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Nach dem zweiten Sturze Napoleon’s, am Tage vor dem @inzuge der alliirten Truppen in 
Barid, unternahmen nun die conjtituirten Behörden einen neuen Verfuh, das Rand ber 
Detroyirung zu entziehen. Sie verfündeten unterm 15. Juli 1815 eine „Erklärung der Rechte 
der Franzoſen und der Grundlagen ibrer Verfaſſung“, beruhend auf folgenden Hauptgrund— 
fägen: Alle Gewalten geben vom Volke aus. Die Theilung dieſer Gewalten ift zur Erhaltung 
der Breiheit nothwendig. Die gefeggebende Gewalt wird von zwei Kammern und dem Mon: 
archen ausgeübt, die Initiative und die Sanction in der Geſetzgebung fteben denſelben gleich— 
mäßig zu; ausnahmsweiſe übt blos die Nepräfentantenfammer eine Initiative bezüglich der 
öffentlihen Abgaben, der Gonferibirtenausbebung und der Erwählung einer neuen Donaftie 
im Falle des Erlöſchens der gegenwärtigen. Außerdem Preß- und Eultusfreiheit, Unabhän— 
gigfeit der Gerichte, Umentgeltlichfeit des erften Volksunterrichts, Gleichheit der Rechte, Ab: 
Ihafung des Adels, der Privilegien, Beubalrechte, Zehnten, Mönchsorden und der Güter: 
confiscation, 

Niemand von ven Gemwalthabern befümmterte jich um diefe Derlaration, und fo trat denn Die 
Charte von 1814 unbedingt wieder ins Leben, 

X. Gonftitutionelle Eharte vom 7. Aug. 1830. (Das fogenannte Julifönig- 
thum.) Nach der Berjagung. der ältern Bourbond unternahm zunächſt die Abgeordneten: 
fammer eine Nevilion ver Verfaſſung. Die Eharte ward beibehalten, nur in mehreren Bunften 
abgeändert. Bor allem ſtrich man die Ginleirung. Sodann ward der katholiſche Cultus nicht 
mehr ald Staatsreligion, jedoch ald Religion der Mehrheit der Franzoſen bezeichnet. Die Genfur 
darf nie mehr eingeführt werden. Der König kann, indem er die nöthigen Anordnungen zum 
Bollzug der Geſetze erläßt, diefe Geſetze jelbit nie juspendiren. Es dürfen fremde Truppen nur 
infolge eines befondern Gejeges in den Dienft bed Staated aufgenommen werden. Die Jnitia: 
tive in der Geſetzgebung ſteht den drei Gewalten zu. Auch die Sigungen der Pairskammer find 
Öffentlih. Den Genfus der Wählbarkeit in die Deputirtenfammer beftimmt ein bejonderes Ge— 
fe. Es können feinerlei Ausnahmsgerichte geichaffen werden (in ber frühern Charte waren 
die Prevotalhöfe vorbehalten). Befondere Geſetze jollen erlaifen werden über Anwendung des 
Schwurgerichts bei Prefvergehen, über Miniſterverantwortlichkeit, Neuwaäahl der im Staate: 
dienfte beförderten Deputirten , jährliche Bewilligung des Gontingents des Heeres und Organi— 
fation der Nationalgarde, ferner über Herftellung von Departemental: und Municipalinftitus 
tionen auf Örundlage der Wahl, über öffentlihen Unterricht und Rebrfreiheit, endlich über die 
Pairie (deren Erblichfeit wurde in der Folge aufgehoben und in blope Rebenslänglichkeit ver= 
wandelt). | 

Dieje Verfaſſung blieb länger ald jede andere in Geltung, und es ift unbeftreitbar, daß 
Franfreih unter ihr in noch höherm Made einen bedeutenden Grad des Wohlftandes erlangte, 
ohne welchen daffelbe nicht fo leicht, wie ed gefchehen ift, in der Folgezeit jo viele foloffale Aus: 
gaben hätte erſchwingen können. 

X. Eonftitution der franzöſiſchen Republif vom 4. Nov. 1848. „In Gegen: 
wart Gotted und im Namen des franzöſiſchen Volkes” verfünvigte die Nationalverfammlung 
die Verfaſſung des neuen Freiftaate, Als Grunpprineipien find vorangeftelit: „1) Sranfreid 
bat ih als Republik conflituirt. Indem daffelbe dieje definitive Regierungsform annahm, fegte 
es fich zum Zweck, freier ſich zu entwickeln auf ven Wege des Fortſchritts und ver Givilifation, 
eine gerechtere Bertheilung der Laften und Vortheile ver Gefellihaft zu fihern, das Wobler: 
geben eines jeden zu erhöhen durd allmähliche Verminderung der öffentlihen Ausgaben und 
Steuern und alle Bürger ohne neue Stürme dur die fortwährende Wirkſamkeit der Inftitu: 
tionen und Gejege zu einem ſtets höhern Grade von Sittlicykeit, Wilfen und Wohlfahrt ge: 
langen zu maden. 2) Die franzöfiiche Republik iſt demokratiſch, eine und untheilbar. 3) Sie 
anerkennt Rechte und Pflichten, vie älter und Höher als die pojitiven Gejege find. 4) Sie bat 
zum Brineip die Breiheit, die Gleichheit und nie Brüderlichkeit, zur Grundlage die Familie, die 
Arbeit, dad Eigenthum, die Öffentliche Ordnung. 5) Sie achtet die fremden Nationalitäten, 
wie ſie die ihrige achten zu machen gevenft; fie unternimmt feinen Krieg aus Eroberungsab: 
ſichten und verwendet ihre Kräfte nie gegen die Freiheit irgendeines Volkes.“ (Gin Artifel, der 
zur Zeit der Erpedition wider die römiiche Republik der Regierung entgegengehalten wurte.) 
Folgen dann noch verſchiedene weitere allgemeine Säge, dabei die Beſtimmung, daß die Repu— 
blik durch brüderlichen Beiftand die Eriftenz der in Noth befindlichen Bürger ſichern müffe, 
inden jie ihmen „innerhalb der Grenzen ihrer Hülfsmittel“ Arbeit oder den Arbeitsunfähigen 
Unterftügung gewähre. 
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Die Eonftitution felbft erklärt die in der Geſammtheit der franzöſiſchen Bürger ruhende 
Souveränetät für unveräußerlih und unverjährbar. Das zweite Kapitel handelt von den 
durch die Verfaffung garantirten Rechten der Bürger. Es ift im allgemeinen nur eine Wieder: 
bolung der ſchon fo oft ausgeſprochenen Grundſätze mit einigen ſchwachen focialiftiihen Anz 
flügen. Wejentlih neu erſcheint die Abſchaffung der Todesſtrafe bei politifchen Verbrechen. 
Vergleicht man felbft dieje legte Ausgabe der franzöfiihen Bürgerrechte mit den gleichzeitig 
erlajlenen Grundrechten der deutſchen Reichsverfaſſung von 1849, jo überzeugt man ji, daß 
der ftärfere Idealismus auf der franzöjiihen, der größere Realismus auf ver deutſchen Seite 
waltete, ſodaß aljo unfere Landsleute ven Gegenftand in feinen praftiihen Beziehungen wenig- 
ftens beſſer ald die Franzoſen zu erfallen verftanven. 

Die nächſten Kapitel Handeln von den Öffentlichen Gewalten. Alle gehen vom Volke aus und 
fönnen nie erblich übertragen werden. Die gefeggebende Gewalt wird einer einzigen Verſamm— 
lung übertragen. Sie beitebt aus 750 (in Berfaflungdrevifionsfällen 900) Nepräfentanten, 
Algerien und die Golonien einbegriffen. Die Bevölkerung bildet den Mapftab für die Vertre— 
terzahl. Die Abflimmung ift Direet und.allgemein, aber geheim. Alle die Bürgerrechte ge- 
niependen einundzwangzigjährigen Franzoſen jind Wähler, ohne Rückſicht auf Steuer. Wähl— 
bar jind die fünfundzwanzigjährigen Bürger. Doc fann fein bejolveter Beamter eine Reprä- 
Tentantenitelle bekleiden. Dad Mandat dauert drei Jahre. Die Wähler treten nad Ablauf - 
dieſer Frift, nöthigenfalld ohne amtliche Berufung, zu einer neuen Wahl zujammen. Die Ge- 
Teggebende Verſammlung ift permanent, kann jih aber mit Zurüdlaffung einer Commiſſion 
vertagen. Dringlidkeitöfälle ausgenommen, unterliegt jeder Gefegentwurf drei Berathungen 
in wenigitens fünftägigen Zwifchenräumen. 

Das franzöjiihe Volk überträgt die vollziehende Gewalt einem Bürger mit dem Titel: Präs 
ſident der Kepublif, Er mug 30 Jahre alt und geborener Franzoje jein, wird auf vier Jahre 
gewählt und bleibt dann vier Jahre lang nicht wieder wählbar; auch jeine Verwandten bis zum 
fechöten Grade fünnen für dieſe Zeitvauer nicht ermählt werben. Die Wahl findet von Rechts 
wegen am zweiten Sonntag im Mai flatt und zwar mitteld geheimer Abjtimmung und mit ab- 
foluter Stimmenmehrheit. Bei außergemöhnlichen Erledigungen ergeben fih Zwiſchenwahlen. 
Die Nationalverfammlung erkennt über die Gültigkeit ver Wahl. Vor Antritt ſeines Amts 
bat der Präſident in derNationalverfammlung folgenden Eid abzulegen (es war der einzige Eid, 
den die Verfaſſung von einem Beamten forderte): „In Gegenwart Gottes und vor dem frans 
zöſiſchen Volke, vepräfentirt durch die Rationalverfammlung, ſchwöre ich der demokratiſchen, einen 
und untheilbaren Republik treu zu bleiben und alle Pflichten zu erfüllen, welche die Verfaſſung 
mir auferlegt.“ Der Präſident hat das Recht, der Nationalverſammlung Geſetzentwürfe vor— 
legen zu laſſen. Gr verfügt über die Armee, ohne fie jemals perſönlich befehligen zu dürfen. 
Gr kann weder die Nationalverfammlung prorogiren, nod die Herrſchaft der Gejege ſuspen⸗ 
diren. Ohne Zuftimmung der Nationalverfammlung darf er feinen Krieg beginnen. Es fleht 
ihm die Befugniß zu, dieſe Verſammlung aufzuforvern, ein beichloffened Geſetz nodymals zu be: 
rathen, dagegen bejigt er fein Veto, und ed erfolgt nöthigenfalls die Promulgation dur den 
Präfidenten ber Nationalverfammlung. Die Staatsbeamten werben durd den Präfiventen ber 
Republik ernannt und entlaflen. Er ſowol wie alle andern Beamten jind verantwortlid (Art.68). 
Solfte er die Nationalverfammlung antaften, jo ift er durch diefe Handlung allein ſchon feiner 
Functionen verluftig; die Bürger find verpflichtet, ihm den Gehorjam zu verweigern; die voll- 
ziehende Gewalt geht von Rechts wegen auf die Nationalverfammlung über ; die (jedes Jahr 
zum voraus beftinnmten) Richter des hohen Gerichtshofs haben ih bei Strafe der Amtöent- 
fegung unverzüglich zu verfammeln und dad Strafgejeg zur Anwendung zu bringen. Gin Bice- 
präjident wird durch die Nationalverfammlung aus einer Lifte von drei Candidaten ernannt, 
welche der Bräfident vorſchlägt. Diefer Virepräfident führt aud den Borfig im Staatsrarhe. 

Die Generalräthe (in jedem Departement) und die Oemeinderäthe werden mitteld allge: 
meiner Stimmabgabe erwählt. In der Gerichtöverfaflung tritt die Änderung ein, daß alle poli= 
tiſchen und Preßvergehen von Geſchworenen abgeurtheilt werden. Uber Gompetenzeonflicte ent= 
ſcheidet ein eigenes Gericht, das aus Gaffationd: und aus Staatdräthen gebildet wird. Wegen 
Nevijion der Verfaſſung find einige erſchwerende Beitimmungen vorgejchrieben. (Man nahm 
keine Rückſicht darauf, daß nad der ganzen franzdiiichen Verfaſſungsgeſchichte folche beſchrän⸗ 
kende Beftimmungen auch nicht einmal eingehalten worben find.) 

Bei Abfaffung diejer Berfaffungsurfunde maltete wieder ein bedeutender Grad von Doctri- 
narismus vor, Man wußte jehr wohl, von welcher Seite her die Gefahr drohte ; man fannte Die 
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Bewerbungen und Mahinationen ded Prinzen Napoleon, um die höchſte Gewalt zu erlangen ; 
aber man hielt eines bloßen Syſtems wegen an ver Theorie feft, daß auch der Präfident der 
Republik vermittelft der allgemeinen Stimmgabe ernannt werben, daß er alſo feine Autorität 
unmittelbar aus der nämlihen Duelle wie die Nationalverfammlung erhalten follte. Bei einer 
Mahl des Präfiventen durch dieje Nationalverfammlung hätte ver Kronprätendent feine Aus: 
ficht gehabt, zur höchſten Würde zu gelangen; um aber die angenommene Theorie doctrinär 
aufrecht zu erhalten, verſchloß man den Blick vor ver naheliegenden und bereit imminent gewor- 
denen Gefahr, inden man ſich einbildete, durch auferlegten Eid, Verantwortlichkeitserklärungen 
und dergleichen jubftanzlofe Dinge viefelbe befhwören zu fünnen. Das Ergebniß ift befannt. 
XII. Conſtitution vom 14. Jan. 1852. (Lebenslängliche Prafiventihaft Napoleons Ill.) 
Nach dem Staatöftreihe vom 2. Dec. 1851 war ed unzweifelhaft, daß ein neues Kaifertbum 
fommen werde. Sowie num aber der erfte Napoleon auf dad Gonjulat von furzer Dauer erft 
ein zehnjähriges (dann ein lebenslängliches) folgen ließ, glaubte auch fein Neffe die vier- 
jährige Präſidentſchaft zunächſt in eine weitere zehnjäbrige umwandeln zu follen, ebe er zur 
Krone griff. Die auf Täuſchung und Gewalt berubende Abſtimmungsmaſchinerie hatte ſich 
bei der erften Wahl des Prinzen Napoleon ebenfo bewährt wie einjt zur Zeit feines Obeims. 
Sie ward wieder in Bewegung gejegt, und nad den Schreden der Decembermegeleien und der 


- Deportationen fonnte in Frankreich der Erfolg nicht fehlen. Auf®rundlage der verallgemeinen 


Volksabſtimmung unterftellten Normen vetroyirte nun Ludwig Napoleon eine Eonftitution, 
im mwejentlichen folgenden Inhalts: 

Titel l. Boran fteht die Bhrafe: „Die Conftitution anerkennt, beftätigt und garantirt die 
1789 proclamirten großen Principien, welche die Grundlage des öffentlihen Rechts der Fran— 
zofen bilden.“ Als Negierungsform ift noch die Republik bezeichnet und der Prinz Ludwig 
Napoleon Bonaparte ald Präfivent auf zehn Jahre ernannt. Er hat auch theil an der gefegge: 
benden Gewalt, angeblich blos gemeinfam mit dem Senate und dem Gefeggebenden Körper: er 
bleibt aud dem franzöſiſchen Volke verantwortlih. Allein er ift Chef des Staates, befehligt die 
Kriegsmacht, ſchließt Verträge, ernennt zu allen Ämtern, beiigt allein die Initiative in ver 
Geſetzgebung und fanctionirt die Geſetze; die Juſtiz wird in feinem Namen geübt; er befigt das 
Begnadigungsrecht und darf ven Belagerungsftand erflären; alle Behörden ſchwören ibm 
Treue und er ift befugt, fi einen Nachfolger zu ernennen. 

Der Senat, zunächſt aus 80 Mitglievern beftehend, kann bis zu 150 vermehrt werben. Mit⸗ 
glieder deſſelben find vor allen: vie Cardinäle (unerhört bei einer Berufung auf die Grundfäge 
von-1789; unerbört fogar nad dem Vorgange des erften Napoleon!), die Marſchälle und 
Admirale und endlich diejenigen Bürger, welche der Präſident zur Senatorenwürde zu ernennen 
für geeignet erachtet. Die Verleihung gilt für die Lebensdauer. Die Sigungen des Körpers find 
geheim. Der Senat fann fidy der Promulgation eines Geſetzes widerjegen, wenn daſſelbe einen 
Angriff auf die Gonftitution , die Religion, die Cultus- oder die perfönliche Freiheit, die Gleich 
beit, das Gigenthum, die Inamovibilität ver Magiftratur enthält, oder wenn es die Vertbeidi- 
gung des Gebiets gefährdet. Dur Senatusconfulte werben georpnet: die Gonftitutionen der 
Eolonien und Algeriend, alles was in der Verfaflung nicht vorgefehen und zu deren Gang 
nothwendig ift, die Interpretation zweifelhafter Gonftitutionsbeftimmungen. 

Die Mitglieder des Gefeggebenden Körpers werden nah Maßgabe ver Bevölferung erwählt, 
ein Deputirter auf 35000 Wähler. Es findet allgemeine Abftimmung, aber geheime Stimm: 
gabe flatt. Die Wahl gilt für fech8 Jahre. Jedes Amendement zu einem Gefegentwurfe, welches 
dur die zur Prüfung eines foldhen nievergefegte Commiſſion gebilligt worben, ift ohne weitere 
Discuſſion anden Staatsrath zu fenden. Geht diefer nicht darauf ein, fo darf ins Geſetzgebenden 
Körper gar feine Berathung darüber ftattfinden (!). E8 dürfen feine andern Sitzungsberichte 
veröffentlicht werden als die dazu beftimmten Protokolle. Betitionen können beim Senate, aber 
nicht beim Geſetzgebenden Körper eingereicht werden. Wenn der Präfivent der Republik ven 
Geſetzgebenden Körper auflöft, beruft er einen neuen innerhalb ſechs Monaten. 

Ein Staatsrat) bearbeitet unter ver Leitung des Präſidenten die Gejegentwürfe und die 
adminiftrativen Verordnungen. Diefer Körper befteht aus 40—50 vom Präfiventen zu ernen- 
nenden und zu entlaſſenden Mitgliedern. 

Ein hoher Gerichtöhof, ver ſtets nur infolge eines Decretö ded Präfidenten einfchreiten varf, 
erkennt über Die Verbrechen gegen ven Präfiventen und gegen die innere und äußere Sicherheit 
des Staates. 

AU. Senatusconfult vom 7. Nov. 1852. (Das neue Kaiferthum.) Ed währte nicht 
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ein Jahr, jo ließ der neue Alleinberriher ein Senatusconjult abfaffen, folgenden Inhalte: 
Art.1. Die Kaiſerwürde ift wiederhergeſtellt; Ludwig Napoleon Bonaparte bekleidet diefelbe 
unter dem Namen Napoleon II. Art. 2. Dieje Würde ift in männlicher Linie erblich. 
Art. 3. In Ermangelung eigener Söhne kann der eben Ernannte die Nahfommen Napoleon's J. 
aboptiren; jpätern Kaijern ift ſolche Adoptirung unterfagt. Art. 4. Ludwig Napoleon regelt 
die Thronfolgeordnung in der Familie Bonaparte in Ermangelung eigener oder aboptirter 
Söhne. Art. 5. Im Falle des Erlöſchens der Linie wird der Kaifer durch ein der Abitimmung 
des Volkes zu unterbreitended Senatudconjult ernannt. Art. 6. Ein Senatusconfult vegelt 
das Verhältniß der Mitglieder der faijerlihen Bamilie. Art. 7. Die Berfaffung vom 14. Jar. 
1852 ift in allen hiermit nicht im Widerſpruch ftehenden Beflimmungen beibehalten. Art. 8. 
Dem Volke ift ein Antrag zur Abſtimmung vorzulegen wegen Wieberberftellung der Kaifer: 
würde in der Perſon Ludwig Napoleon Bonaparte’3, mit Erblichkeit in feiner Familie, 

Das Ergebniß auch diejer Abflimmung war zum voraus gefichert. Wie die Verwaltung 
Frankreichs feitvem geworden, haben wir an diejer Stelle nicht zu ſchildern; theilmeife treten die 
Ergebniſſe ſchon jegt in den ftatiftifhen Nefultaten hervor, und fie werben fpäter wol noch 
unzmeifelbafter fi fühlbar mahen. Wie man die perfönliche Freiheit, die Grundberingung 
jedes Rechtszuſtandes, verjteht, zeigen die fogenannten Sicherheitögefege (nah dem Attentate 
Orſini's erlaffen) und die zahllofen Deportationen nad Gayenne und Algerien. 

Schlußbemerkung. liberbliden wir diefe Unzahl verfchiedenartiger Gonftitutionen, in 
denen Frankreich feit TO Jahren fein Heil fuchte, fo gelangen wir zu dem Ergebniffe, daß geſchrie 
bee Verfaflungdurfunden für fih allein und ohne daß ein freier Geift in der Mehrheit des 
Volkes lebt, das Glüd, die innere Ruhe und Sicherheit einer Nation zu begründen unvermögend 
iind. Wir jehen ferner, daß unſerm weſtlichen Nachbarvolke nad) jeinem langen Ringen aller: 
dings die eine an ji große Aufgabe einer Vernichtung des Feudalismus gelang; daß dage— 
gen eine gebührende Beihränfung des Klerus weſentlich nur infoweit erfolgte, als derfelbe mit 
dem Feudalweien unmittelbar verwachſen war; daß dagegen die Begründung einer wahren 
politifhen Freiheit vollftändig jheiterte, dermaßen fogar, daß namentlih der Mangel perfön- 
liher Freiheit heute größer ift, als derjelbe vor 7O Jahren war. Heute wagt fein conftituirter 
Körper mehr die nämliche Sprade wie einft dad Parlament. Und die trodene Guillotine von 
Cayenne hat einer unendlich größern Anzahl von Bürgern ven Tod gebracht, als einft die Ba: 
ftille Menſchen ihrer Freiheit berauben fonnte. Allerdings drängt ſich die Frage auf, ob ein 
Zuftand wie der jegige überhaupt von Dauer fein könne. Und das ſcheint und aus innern 
Gründen geradezu unmöglich. G. F. Kolb. 

Frankreich (Politiſche Statiſtik). JBoden und Bevölkerung im allgemei— 
nen. Frankreich iſt unbeſtreitbar einer der beſtarrondirten Staaten der Erde. Dabei erfreut es 
fich einer weit günftigern Küftenentwidelung und eined weit wärmern Klimas ald Deutſchland. 
Faft überall befigt ed natürlihe Grenzen: Deere oder hohe Gebirge (Porenäen und Alpen); 
nur im Norden und Norboften ift died nicht der Fall, weil der Staat hier nad unferer 
Anficht feine natürlihen Grenzen überſchritten, nad franzöſiſcher Anſchauungsweiſe dielelben 
noch nicht erreicht hat, wir meinen die Ardennen und Vogeſen, die Franzoſen meinen den 
Rheinftrom. 

Das Areal von Frankreich betrug bisher, nad) den Katafteraufnahmen, 53,027895 Hekta⸗ 
ren — 96665 deutſche Duadratmeilen. Hierzu fommen nun die neuen Erwerbungen in Italien, 
nämlich: 

Savoyen mit 1,105400 Heftaren — 202 deutihe Ouadratmeilen 
Nizza „ 3805450 „56 „ " 

Danach ergeben ih für den Gejammtftaat etwa 9923 geographifhe Duadratmeilen 
(Berichtigung infolge der Orenzregulirung gegen Piemont vorbehalten). 

Die Volkszahl betrug bei der legten Aufnahme (1856) 36,039364. Hierzu kanı die Ein- 
wohnerihaft von Savoyen (1857) mit 581833 und von Nizza mit 125220. Rechnen wir 
ferner die jeitherige natürliche Vermehrung, jo überfleigt die jegige Geſammtſumme wol 
36,800000 und Fann felbit bis gegen 37 Mill. angewachſen fein. 

In Hinfiht,auf den Gebietsumfang fteht Franfreih in Europa nur zwei Staaten nah — 
Rupland und Oſterreich (legtered mit 11750 Duadratmeilen), in Hinſicht auf Volfdmenge 
nur einem, Rußland ESſterreich iſt wenigſtens um 1,800000 Menſchen überholt). Großbri— 
tannien und Preußen beſitzen jedes wenig mehr als die Hälfte des franzöſiſchen Areals (5778 
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und 5103 Duadratmeilen); während aber der britifhe Staat in Europa doch mehr als drei 
Viertheile der Volksmenge Frankreichs umfaßt, beträgt die Menſchenzahl in Preußen kaum 
halb foviel ald im Napoleoniichen Reihe. Wäre dad deutihe Bundesgebiet wirklich geeinigt, 
fo würde daflelbe (die außerdeutſchen Beiigungen Preußend und Oſterreichs ungerehnet) den 
franzöſiſchen Staat nod) immer um mehr ald 1500 Quadratmeilen und faft um 8 Mill. Ein— 
wohner übertreffen. 

Frankreich hat hohe Gebirge, nicht ſowol in feinem Innern als vielmehr an feinen Grenzen 
gegen Italien und Spanien. Der höchſte Bunft des ganzen Erdtheils, der Montblanc, fteht 
wieder unter franzöſiſcher Herrihaft. (Höhe ded Montblanc 4810 Meter; des Pic ded Ecrins 
im Departement Oberalpen 4105; des Bignemale, Oberpyrenien, 3298 Meter). Das In— 
nere ded Landes ift frei von hohen Gebirgen, deshalb für Aderbau um jo befler geeignet. 

Die Katafteraufnahmen, freilih Schon im Jahre 1808 begonnen und 1847 beendigt, erga= 
ben für das Feitland (ohne Gorjica und ohne die neuen Erwerbungen) folgende Bodenbe— 
nugung, auf welche fich die Befteuerung des Staates ausdehnt: 

25,581659 Heftaren Aderland, 
5,159226 „ Wieſen, 
2,090634, Weinberge, 
7,702435 ,„ Waldungen, 
628235 ,„ Guärten und Baumjchulen, 
64717 ,„ Erlen: und Weidengebüſche, 
4176 „  Steinbrüde und Minen, 
17401 ,„ Entwäſſerungsgräben und Viehtränfen, 
12273 „ ſchiffbare Kanäle, 
\ 7,171203 „ Heiden, Weiveland, Moräfte, Felſen, ödes Land, 
178723 „Teiche, 
110725 „ ODliven-, Mandel- und Maulbeerbaumpflanzungen, 
563986 ,„ Kaftaniengehölze, 
- 245043 „ übberbautes Land (Häufer u. ſ. w.). 

Auf der legterwähnten Klaffe Landes ftanden bei ven Aufnahmen 6,915899 Gebäube. 
worunter 6,771899 Häufer, Magazine, Boutiquen, beſtimmt zur Wohnung, zur Induftrieoder 
zum Handel. Die Induftriegebäude umfaßten unter andern 88332 Wafler: oder Windmüb- 
len, 5676 Hammerwerfe und Hohöfen, 23881 Fabriken, Manufacturen und Hüttenwerfe, 
dann 26111 fonftige Induftriegebäude. Alle ald Käufer im weitern Sinne genommene Ge: 
bäude zufammengerechnet, ergaben jih 1851 7,384789, im Jahre 1856 dagegen 7,431187. 

Hieran reihen ſich die nichtbefteuerten Grundfläden, nämlich: 

1,102845 SHeftaren Landftraßen, Wege, Gaſſen und Öffentlihe Spaziergänge, 
441170 ,„ Frlüſſe, Seen, Bäche, 
1,057114  „  unprobuctives Staatdeigenthum, 
14771 ,„ Begräbnißpläge, Kirchen, Gebäude zu Öffentlichen Zwecken, 
159508 „ andere nicht zu beftenernde Gründe. 

Im Katafter waren 1842, in welden Jahre die legte desfallſige Specialerhebung flattfand, 
126,210194 Barcellen aufgeführt. Es erſchienen damals in den Verzeichniffen 11,511841 Eigen: 
thümer, welche Zahl nad den Steuerzetteln 1854 auf 13,122758 flieg. Diefe Zahlen geben 
indeß einen nicht ganz richtigen Begriff von der Parcellirung des Bodens; fie laflen vie Ihei- 
lung größer ericheinen, als diejelbe wirklich ift, indem nicht nur die gleichen Eigenthümer mehr: 
mals aufgeführt find, jo oft fie nämlich in verſchiedenen Steuereinnehmereien Grundftüde 
befigen, ſondern indem auch nebeneinander gelegene Ader, weldye früher verſchiedenen Eigen: 
thümern angehörten, fpärer aber wieder zufammengefauft wurden, gleichwol in den Regiftern 
fortwährend ald getrennte Barcellen erſcheinen. Es ift alſo Rückſicht genonmen auf die Iren: 
nung, nicht fo auf die Wiedervereinigung. Wenn man daher, ſich ſtützend auf die eben mitges 
teilten Ziffern, von einer zu großen Theilung des Grundeigenthums reden will, fo möge ſchon 
bier einer folden Anſchauungsweiſe widerfproden fein. 

Nach einer im Moniteur von 1860 veröffentlichten Zufammenftellung gibt e8 übrigens 
in Frankreich nod 185460 Heftaren (faft 34 deutſche Ouadratmeilen) Moräfte und nicht 
weniger ald 2,706672 Heftaren (Über 491 Duadratmeilen) Heiden und andere den Gemein- 
den gehörende unangebaute Ländereien. 

Der Gebietdumfang Frankreichs hat feit dem Beginne ver großen Revolution von 1789 
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bedeutende Veränderungen erfahren. Zuerft erfolgte die Einverleibung enclavirter fremder 
Randestheile, dann jene angrenzender Gebiete, namentlich die Eroberung von Ländern, welche 
nad geographifher Lage und nad den ethnographiſchen Berhältniffen ihrer Bewohner Frank— 
reich durchaus fremd find. Der Anfang ward damit gemadt, dag man die im Elſaß gelegenen 
Befigungen deutfcher Neihsfürften (Mömpelgard gehörte Würtemberg u. f. w.) einfady ala 
franzöfifhes Land behandelte; dann Fam am 14. Sept, 1791 die Bereinigung der päpftlichen 
Graffhaft Avignon; Nov. 1792 und Jan. 1793 jene von Savoyen und Nizza; 1793— 98 
die des Schweizer Juraund Genfs u. f. w.; im Frieden von Campo Formio, 17. Oct. 1797, trat 
Defterreich Belgien an Frankreich ab; der Friede von Luneville, 9. Febr. 1801, überließ dem 
legtern das ganze linke Rheinufer (1200 Duadratmeilen mit Fat 4 Mil. Dienfhen). Napoleon. 
vereinigte mit Branfreih: 1802 Piemont, 1805 Parma, 1807 Hetrurien (Toscana), 1809 
Rom, 1810 Holland, ferner Wallis, endlich die Enıd:, Weiler: und Elbemündungen mit den 
Hanfeftädten und Oldenburg. So follten denn Mainz und Köln, Bremen und Hamburg fran- 
zöſiſche Städte fein; nicht minder Turin und Genua, Florenz und Rom! Das in der mon— 
ftröfeften Weiſe ausgedehnte Reich hatte einen Umfang von 13600 deutſchen Oruadratmeilen, 
worauf, bei der damaligen relativ geringen Bevölferung, 42,366000 Menſchen lebten. Die 
beiden Barifer Brieden von 1814 und 1815 nahmen die meiften diefer Groberungen zurüd. Im 
wefentlichen erhielt ver Staat wieder die Grenzen von 1789; einige Fleine Berlufte (Landau 
u.f.w.) wurden mehr ald genügend erfet (durch Avignon und die deutichen Gebiete im Elſaß). 

Bor der Revolution beitand dad franzöftiche Königreich aus 35 Provinzen mit fehr unglei= 
chen Titeln und Rechten (fogenannten Privilegien); diefe Provinzen waren wol fogar dur 
Zollinien voneinander abgeſchloſſen. Die Revolution fegte fich fofort zur Aufgabe, alle desfall— 
jigen Unterfchiede fo vollftändig ald möglich zu vertilgen. Die ganze alte Eintheilung warb 
umgeftoßen und durch eine möglichſt davon abweichende erfrgt, wonad man 83 Departements 
erhielt. Obwol die Departenıentseintheilung in allen Beziehungen durchgeführt ward, fo konn— 
ten doch die alten Stammverjhiedenheiten bis heute nicht verwiicht werben. Je forgjamer e8 
die meiften amtlichen Veröffentlihungen vermeiden, jene Stammesverjhiedenheit hervorzuhe— 
ben, um fo mehr mag eine Eurze Überſicht zur Orientirung bier folgen. !) Wir übergehen dabei 
Die den verfchiedenen Provinzen zugetheilt gewefenen Fleinen Fürftenthümer und Herrſchaf— 
ten, geben dagegen das Areal nah Duadratlieued zur Bezeihnung der Ausdehnung der 


Provinzen an. 
Provinzen. QDuadratlieues. Sauptiächlic verwendet für Die Deyartementö: 

Alface (Elfaf) -» » » >» 2.405 Haut:Nhin, Bas-Rhin 

Ungoumiid® . . 2 202 0..596 GharentesInferieure, Charente 

Anju . 2 2020200000452 Mainesetstoire, Mayenne 

A een nn 242 Pas⸗de⸗Galais 

Auvergne » > 2 220.0. 703 Bantal, Buysde:Ddme, Haute:Loire 

Bean 2 22202020. 253 Baffes:Porendes 

Bern 2 2 2 2775 Eher, Indre 

Bourbonnaid® . » » 2... 400 Allier, Buysde:Döne 

Bourgugne . 2 20.0. . 1315 Saönesetzkoire, Yin, Donne 

Bretagne 2» 2 2 202000. 1719 Cöõotes-du-Nord, Morbihan, Biniftere, Ile: et: 
Billaine, Loire: Inferieure 

Champagne . . :» 2... 1553 Ardennes, Aube, Marne, Haute-Marne, Seine:et 
Marne, Donne 

Gomtat Benaifin . » -: 92 Bauclufe 

Coffee . 2 2 20202020. 443 Gorie 

Daupbine . . 2 2 2.2.1015 Hauted-Alpes, Dröme, Ifere 

Blandred . . 22020 20%.294 Norb 

1 A . 206 Arriege 

Srande:Eomte. . .» . 2. 795 Doubs, Jura, Haute-Sadne 

Saseugne » » 2 2 20.0.4342 Haute-Garonne, Hauted:Pyrended, Bafles-Pyre- 


need, Gers, Landes, Arriege, Tarnset: Öaronne 





1) Eine umfafiendere Darflellung der alten Provingen Frankreichs befindet fi in Kolb's Handbuch 
der vergleichenden Statiſtik. 
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Provinzen. Duadra'lieites, Sauptlächlih verwendet für Die Departements: 

Buienne . . 2 2 2.202 .2072 Aveyron, Dordogne, Gironde, Rotzet:Öaronne, Lot, 
Tarn=et:Garonne, Landes 

Isle-de-Franee. 2 2.930 Seine, Dife, Seineset:Marne, Seinezet:Dife, Aisne 

Languedoc . » > 2... 2108 Arbehe, Aude, Haute-Garonne, Gard, Herault, 
Haute⸗Loire, Rozere, Tarn 

Limoufin . . . 510 Gorreze, Bienne, Creuſe 

Lorraine (mit den Troiß: — 1142 Meurthe, Meuſe, Moſelle, Vosges 

Lyonnais . . 395 Rhöne, Roire 

Mare. . 2 22 2248 Creuſe, Haute-Vienne 

Maine . . 2 20202020. 508 Mavenne, Sarthe 

Navarıe 22 2 nn T5 Baſſes-Pyrenées 

Nivenaid . > 2 2020200824 Nieore 

Normandie. . 2» 2 20.1538 Calvados, Eure, Mande, Orne, Seine = Inferieure, 
Eure⸗et⸗Loir 

Orléanais 1028 Eure⸗et⸗-Loir, Loir⸗et⸗Cher, Loiret, Denne 

Picardie64242 Somme, Pas-de-Calais, Aisne, Dife 

PBoiteu . . :» 2 2.20%. 1018 Deur:Gevred, Vendee, Vienne, Haute-Vienne 

Brovene . . 2 202 0%. 1085 Bafled: Alpes, Bouched:vu:Rhöne, Bar, Vaucluſe 

Roufiilon . . 2. 2 20205185 Poreneed-Drientales 

Teuraine . .  » 351 Indre⸗et-Loire, Vienne. 


Unter Napoleon I. wuchs die Zahl ver Departements auf 130 an. Unter der Reftauration 
und bis zur jüngften Zeit war Frankreich in 86 Departements getheilt, welche (nad verichiebe- 
nen Eleinern Abänderungen) vor der Zeit des jüngften Kriegs 363 Bezirke (arrondissements), 
2848 Gantone und 36826 Gemeimden umfaften. Die 1860 erworbenen Landſchaften wurden 
in drei Departementd getheilt: Unterfavoyen (mit Chambery), Oberfanoyen (mit Annecy) 
und Geealpen (mit Nizza). Das biöher zum VBardepartement gehörende Arrondiffement von 
Graſſe verband man mit dem neuen Seealpendepartement. 

Nachſtehend folgt eine Überſicht der jegigen Departementaleintbeilung mit Angabe des 
Areald (5487 Heftaren = 1 geographiihen Duadratmeile), der Bevölkerung bei ver Zählung 
im Jahre 1856 und der Ab: oder Zunahme ver Menſchenzahl im Vergleich zu der nächſt voran: 
gegangenen Zählung vom Jahre 1851: 


Devartementd. (scharen). are —— 
A 579897 370919 — 2020 
Adne . . 20. 735200 555539 — 3450 
Allier . . — 730837 352241 + 15483 
Alpes (Baſſes⸗ F 695418 149670 — 2400 
Alpes (Hauted:) . . 558960 129556 — 2482 
Ace. : .» 552665 385835 — 724 
Ardenned . . . . 523289 322138 — 9158 
Ice 489387 251318 — 16117 
Aue . . 2... 600139 261673 — 3574 
Muse *, 5%. % 631324 282333 — 6914 
Avenron . R 874333 393890 — 293 
Bouches⸗du⸗ Rhön ; 510487 473365 + 44376 
Galvados . . j 552072 478397 — 12813 
Gantal . . . . 574147 247665 — 5664 

Gharente . . i 594233 378721 — 4191 
Charente⸗ Inferieure 682569 474828 + 4836 
1 a 719934 314844 + 8583 
Gore. - « .» » 586609 314982 — 5882 
Core . 2 22. 874745 240183 + 3932 
Et’ Dr. . . . 876116 385131 — 15166 
Eötes-du: Nord . . 688562 621573 — 11040 
Greufe . . 20.2. 556830 278889 — 8186 
Dorvogue . . . . 918256 504651 — 1138 
TIONEN 3: u: > aa 522755 286888 — 9791 
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Departements. 


Drdme . 

Eure 

Gure:et Xoire . 
Finiftere 

Gar . . 
Garonne (Haute: ) 
Gerd ; 
Gironde 

Herault . . 
Sffeset:Billaine 
Indre 
Indre-et-Loire 
Iſere 

Sure . 
Landes... 
Roireset:Cher . 
Kir ... 
Loire (Haute⸗) 
Loire-Inferieure 
Loiret 

Lot . A 
Rot =et= Garonne 
Lozere 
Maine-et-Loire 
Manche. 

Marne . . 
Marne (Haute: ) 
Mayenne 

Meurthe 

Meufe . . 
Morbihan . 
Moielle . 

Nievre . 

Nord 

Dife 

Drm . . 

Vas⸗ de⸗ Galais . 
Puysde:Döme . 
Porendes (Baſſes⸗) 
Pyrenees (Hautes⸗) 


Poreneed:Drientaled . 


Rhin (Bab-) . 
Rhin (Haut:) . 
Rhöne . 

Sadne (Haute:) 
Sadne⸗et⸗Loire 
Sartbe . 

Seine . 
Seine: -Inferieure i 
Seine:et:Marne 
Seine=et:Dife . 
Sevres (Deur:) 
Somme . 

Tarn 

Tarn⸗ et: Garonne 


Areal 
(Öeftaren). 


652155 
595765 
587430 
672112 
583556 
628983 
628031 
974032 
619800 
672583 
679530 
611370 
828934 
499401 
932131 
635092 
475962 
496225 
687456 
677119 
521174 
535396 
516973 
712093 
592838 
818044 
621968 
517063 
609004 
622787 
679781 
536889 
681656 
568087 
585506 
609729 
660563 
795051 
762266 
452945 
412211 
455345 
410771 
279039 
533992 
855174 
620668 
47550 
603329 
573635 
560365 
599988 
616120 
574216 
372016 


Bevöfferung 
1856. 


324760 
404665 
291074 
606552 
419697 
481247 
304497 
640757 
400424 
580898 
273479 
318442 
576637 
296701 
309832 
264043 
505260 
300994 
555996 
345115 
293733 
340041 
140819 
524387 
595202 
372050 
256512 
373841 
424373 
305727 
473932 
451152 
326086 
1,212353 
396085 
430127 
712846 
590062 
436442 
245856 
183056 
563855 
499442 
625991 
312397 
575018 
467193 
1,727419 
769450 
341382 
484179 
327846 
566619 
354832 
234782 


III Fri Fri + I +r I + I ı HI IF I I I EI III TI FIT I Hr I Hr Hr I I + HH Hr IH ST 


Ab: oder Zu- 


nahme. 


581 


582 
Departements. 


Bar . 
« Bauclufe 
Bender . 
Vienne . . 
Vienne (Haute: ;.. 
Vosges 
Monne 


Areal 
(Heftaren). 


722610 
354771 
670350 
697037 
551658 
607996 
742804 


3 ‚027895 
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Benölkerung 
1856. 


268994 
371820 
389683 
322585 
319787 
405708 


368901. 


36,039364 


Mb: ober Ju⸗ 
nahme. 


4376 
13853 
5949 
5280 
408 
21701 
12232 


+ 256192 


144444 


Die Gemeinden, rechtlich alle gleichgeſtellt, ſind natürlich der Größe * ſehr verſchieden. 
Bei der Aufnahme von 1851 zählte man:, 
433 Gemeinden mit weniger ald 100 Einwohnern 


2560 " „ 10—- 200 „ 
4157 P „ 201— 30 „ 
4618 m „  301— 40 „ 
3916 J »  401— 500 „ 
11955 Pr „  501— 1000 „ 
4423 Mr „ 1001— 1500 „ 
2094 „ „ 1501— 2000 „ 


235 " „ 4001— 5000 „ 
271 ” „ 5001—10000 „ 
93 m „ 10001—20000  „ 
43 Fr „ 20001—50000 , 


13 " „ mebr ald 50000  „ 
Bei ver Aufnahme von 1856 ergaben ſich (wie aus dem eben veröffentlichten neunten Bande 
der „Statistique général de la France”, Serie I, zu erfehen ift) folgende Zahlen, wobei wir 
zugleich die Ab= oder Zunahme in ven legten fünf Jahren bemerken: 


Gemeinden. * —— 

Unter 500 Einwohner 16225 + 541 
Zwiſchen 500 und 1000 Ginwohner 11604 — 351 
" 1000 „ 5000 u 8539 — 215 

„ 5000 „ 10000 Pr 276 — 2 

» 10000 „ 20000 Br 113 + 12 
Bon 20000 und mehr ie 69 + 3 

Zufammen 36826 Gemeinden. 


Zehn Kleinere wurden größern Gemeinden einverleibt, wodurd eine Verminderung der Ge: 
fammtzahl herbeigeführt ward. Nichtsdeſtoweniger hat fi die Menge der Orte von weniger 
ald 500 Einwohnern um die enorme Anzahl von 541 Gemeinden vermehrt. Durch Verringe— 
rung der Bevölferung find nicht weniger ald 566 Drte in eine niedrigere Klaffe berabgejunfen, 
dagegen nur 18 in eine höhere vorgerüdt. Gin vorzugsweiſe erſchreckendes Ergebnip! 

Nimmt man die Bevölferung von weniger ald 2000 agglomerirt wohnender Menſchen ald 
ländliche, die der größern Orte als ſtädtiſche Einwohnerſchaft an, fo ergibt ſich nach den verſchie— 
denen neuern Aufnahmen, daß von der jeweiligen Geſammtzahl dem platten Yande angehörten: 

1846. 1851. 1856. 
75,8 Proc. 74,51 Bror. 72,69 Broc. 
Alfo eine bejtändige Abnahme der Land = und eine entiprehende Zunahme’ der Stabtbevölfe: 
rung; dod auch hier zunächſt nur in den großen Gentren. 

Mir werden unten fehen, welches Zuftrömen vom Lande nah den Städten vor jich gebt. 
Dermalen bejigt Frankreich eine Stadt, welche, nad der legten Ausdehnung des Weichbilds, 
über anderthalb Millionen Menihen umfaßt (Bari, 1860 mit 1,525942); dann zwei 
Städte zwifhen 200— 300000 (&yon und Marfeille), 4 zwiſchen 100— 200000, 11 zwifchen 
50—100000, 7 zwifchen 40—50000. (England, ohne Schottland und Irland, umfaßt 


Frankreich (Politiſche Statiftif) 583 


kaum bald fo viel Menſchen als Frankreich, und Hier wurde die Stadtbevölkerung nicht durch 
Fünftlide Regierungdmittel emporgetrieben. Gleichwol gibt e8 in England nit nur eine 
Stadt von mehr ald dritthalb Millionen Menſchen, fondern man zählt meiter 8 Städte mit 
mehr ald 100000, 14 mit 50—100000.u. ſ. w., und dies ungerechnet die ganze feit 1850 
erfolgte Zunahme.) 

Auf den Raum einer geographiihen Duadratmeile leben in Frankreich durchſchnittlich 
3708 Menſchen. Es ift dies weit weniger ald in Großbritannien, wo auf folgen Raum 5019 
kommien, und ald in Belgien (8582), in Holland (5639), in Italien (4507), auch weniger aldim 
deutſchen Bundesgebiete (3905); hingegen mehr als in Gefammtpreußen (3507) und in ſter⸗ 
reich (2979), in Spanien (2672) und im europäiſchen Rußland (622). 

Die Zunahme der Volkszahl ging in Frankreich ſtets langfam vor fih, wol großentheils 
infolge der häufigen Kriege. Im Jahre 1700 ergaben die Denkichriften der Intendanten bereits 
eine Menihenzahl von 19,669320, obmol damals Lothringen, Gorfica und Avignon dem 
Staate noch nicht angehörten. Die Zählung von 1762 wies 21,769163 nad, welche Ziffer 
offenbar unter der Wirklichfeit war. Cine Aufnahme von 1790 ergab 26,363000. Auf dem 
Gebiete, welded Branfreih von 1815—59 befaß, lebten, nad den feitvem vorgenommenen 
Zählungen und den nachträglichen (jedoch für die Perioden von 1801 und 1806 erweisbar 
höchſt ungenauen) Berehnungen: 

1801 27,349902 Menſchen 


1806 29,107425 , 1,8 Proc. jährlide Zunahme 


1821 30,471875 n = 0,51 7 " „ 
1831 32,569223 " = 0,9 „ 7, 7 
1836 33,540910 „ = 00 „ " m 
1841 34,230178 „ = 0,41 7 7 7 
1846 35,401761 „ = 068 „ " „ 
1851 35, 783170 [73 = O2 “ „ „ 
1856 36,039364 = 0,1 


Es ergibt ſich danach eine Verminderung i im Anwachfen der Benölferung, welde Abnahme 
in hohem Maße auffallen muß. Und diefe Verſchlimmerung fallt ausſchließlich auf die Zeit des 
Beginns und ganz befonders der Entwidelung des jegigen Regierungsſyſtems. Allerdings 
wird geltend gemacht, daß fich zur Zeit der Aufnahme von 1856 ein Heer von 165428 Fran: 
zofen noch im Orient befunden habe. Allein abgefehen davon, daf ein Theil diefer Armee uns 
mittelbar blod aus Algerien, nicht aus Frankreich weggezogen war, und daß man bie Trups 
pen in Algerien aud bei der vorigen Volkszählung nicht eingerechnet hatte, bleibt das Ergeb: 
niß in der Hauptiache Doch das gleiche. Für den Statiftifer bedarf e feines beſondern Nach— 
weifed, daß Veränderungen im gewöhnlichen Gange der Geftaltungen nicht ohne entiprechende 
Beranlaflungen erfolgen. Da ed nun aufer Zweifel fteht, daß das jegige Regierungsſyſtem 
mächtiger als jenes frühere auf die focialen Zuftände einwirfte, jo ift man mol beredhtigt, die 
bervortretenden fchlimmen wie guten Wirkungen wefentlic auf deffen Rechnung zu fegen. Die 
Statiftif beurfundet in allen derartigen Fragen das Urtheil der Thatſachen, deſſen Wahrheit 
durch nichts geändert zu werden vermag, weder durch Schmeichelei nad) der einen, noch durch 
Verkleinerungsſucht nady der andern Seite. 

Es muß bier allerdings bemerft werben, daß fih nad) dem Jahre 1849 aud beinahe in 
fämmtlichen deutihen Staaten eine auffallende Verminderung im Bevölkerungsanwachſe ergab, 
ja daß in einigen dieſer Gebiete (ganz ebenjo wie in Frankreich in verſchiedenen Departements) 
ſogar eine unmittelbare Bevölferungsabnahme eintrat, und zwar am ſtärkſten in Kurheſſen, der 

bairiſchen Rheinpfalz und Baden (den Ländern, in denen die Reaction am heftigſten ſich ent— 
wickelte). Auch in Preußen betrug die Zunahme der Menſchenzahl in den drei Jahren 1852— 
55 nur no 266593, d. h. jährlich O,52 Pror. (alfo immer noch faft das Fünffache der Zunahme 
in Frankreich); fie hob ſich jedoch 1856 —58 auf 537900 = 1,04 Proc. (mehr ald dad Neun 
fache gegen dort). In England Schottland und Irland ungerechnet) nimmt der Regiſtrar— 
Beneral für die 5'/, Jahre nah 1851 eine Volfszunahme von nit weniger ald 1,157000 
Menschen an. Gleichzeitig betrug die Vermehrung während fünf Jahren in dem gropen Frank⸗ 
teih nur 256194 oder nach einer fpätern Rectification 257736, d. h. jährli nur 41547 In= 
dividuen, alfo, wie oben berechnet, nur O, u Proc. im Jahre. Verhältnißmäßig hatte man 
aljo in England eine neunmal grögere Bevölferungsvermehrung. In den nächſtvorangegange— 
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nen funfzig Jahren hatte die Zunahme in Franfreih durchſchnittlich 166000 im Jahre, aljo 
nahezu dad Vierfache gegen jegt betragen. Die Berfchlimmerung ift augenfcheinlid. 

Vergleicht man die beiden legten VBolfszählungen (von 1851 und 1856) nad Departements, 
fo ergibt ich, daß eine Vermehrung überhaupt nur. in den großen Städten erfolgt, auf dem 
Xande aber jogar eine Verminderung eingetreten ift. Cine Zunahme fand nur in 32 Departe- 
ments ftatt, dagegen eine Abnahme in 54! Das Seinedepartement (Paris) allein wies ein 
Steigen der Volkszahl um 305354 Perfonen nad, d. b. um mehr, ald überhaupt die Vermeh— 
rung in ganz Frankreich betragen hatte. Dann erfreuten ſich einer größern Zunahme die Depar- 
tements: Nord (mit der Stadt Lille) um 54068, Nhone (Lyon) 51246, Rhonemündungen 
(Marjeille) 44376, Loire (St.:Etienne) 32672, Gironde (Bordeaur) 26370, Unter-Seine 
(Nantes) 22332 u. ſ. mw. Hingegen hatten eingebüßt: Ober-Saone 35072 Menſchen (Berluft 
von mehr ald 10 Proc. ver ganzen Bevölkerung !), Ijere 27860, Meurthe 26050, Niever- 
Rhein 23579, Maas 22930, Vogejen 21701, Jura 16660 u. f. mw. ?) 

Die ftärkften Verlufte hat eine Gruppe von Departements erlitten, welche dem Norboften 
des Staates angehört. Die zwölf Departements: Ober: Saone, Meurthe, Nieder- Rhein, 
Maas, Vogeſen, Jura, Cöte-d’Dr, Donne, Ober: Marne, Doubs, Ardennen und Mojel zeig: 
ten zujanımen einen VBerluft von mehr ald 200000 Menſchen. Eine zweite Gruppe von ſechs 
Departements in ver Nähe von Paris weit eine Einbuße von 55000 nad) (Departements Gal- 
vados, Manche, Drne, Eure, Oiſe und Sarthe). Am Ende der Bretagne zeigt ſich eine Ver: 
minderung von 26000 (Departements Finiftere, Norpküften, Morbihan). Gleihe Einbuße 
im Gentrum (Puy-de-Dome, Ereufe, Gantal und Gorreze). Im Süben ift wieder eine Gruppe 
mit einer Bevölferungsabnahme von 50000 (Arriege, Ober: Pyrenäen, Nieder: Pyrenäen, 
Tarn und Aude). In den Alpen hat das Fleine Jjerevepartement 26800 verloren. In Lothrin— 
gen, dem Elſaß, der Normandie und Picardie wirkten beſondere Urfahen mit ein; außerbem 
trifft der Verluft vorzugsmweife die ärnıften Gegenden des Landes. 

Nah der Berfiherung von L. de Lavergne (j. veffen Abhandlung „Sur l'agriculture et la 
population‘ in der „Revue des deux Mondes’ vom 1. April 1857) wäre die Einbuße der 
Landgemeinden eigentlich noch größer, indem man bei der legten Aufnahme, um die Ausfälle 
weniger erfchredend erfcheinen zu laffen, überall vie blos zeitweife abwejenden Arbeiter in 
ihren Heimatdorten eingetragen und ihnen die bei den Eifenbahnen und bei den Arbeiten zu 
Varis Beihäftigten zugerechnet habe. „Auf dem Lande’, jagt Hr. von Lavergne ausdrüclich, 
„Seht man ganze Dörfer beinahe entvölfert. Im den meiften Städten können ſelbſt dem ober: 
flächlich beobachtenden Durchreijenden die vielen Trauerfleiver nicht entgehen‘ (veranlaft durch 
den Krimfrieg). Der genannte Berfafler hob hervor, Paris werde Fünftlih in die Höhe 
getrieben. Bon 2379 Mill. Ausgaben, welde der Staatsihag im Jahre 1855 beftritten, feien 
nicht weniger als 877 Mill. blos in der Hauptftadt ausgezahlt worden, während 1850 die 
Summe doch erſt 497 Mill. betragen habe. Allerdings ward hiergegen eingemwendet, es hätten 
fih aud die Einzahlungen daſelbſt in die Staatskaſſe von 277 Mill, im Jahre 1850 auf 650 

Mill. im Jahre 1855 erhöht. Inden beweift eben auch dies ſchon eine übergroße Gentralifation 
- alles öffentlihen Lebens in der Hauptſtadt auf Koften der doch jo ausgedehnten Provinzen. 
Dazu kommen die außerordentlihen Staatsbauten, das künſtliche Herabjegen der Brotpreife zu 
Paris und jo mande andere Dinge ähnlicher Arr. 

Für die Kräftigkeit der Bevölkerung ift es durchaus nicht gleihgültig, ob die Wanderung 
der Landleute nach den großen Städten fortvauert oder nicht. Alle ftatiftifhen Erhebungen 
beweijen, daß in diefen Städten die mittlere Lebensdauer geringer ift ald auf dem Lande, ferner 
die Zahl der Geburten meift ſchwächer, jene der unehelichen Kinder gröfer, die der Todtgeburren 
färfer, endlich die Menge der Sterbefälle weit höher, dagegen die militärifge Brauchbarkeit 
der aufgebotenen Jünglinge geringer. (Eine Abhandlung im „Edinburgh Review‘ von 1857 
meinte fogar: „Jeder junge Mann, der aus feinem Geburtsdorfe aufder Hochſtraße nach Varis 
zieht, flreift die beſſere Hälfte feiner Natur ab, vor allem jene Eigenſchaften, die ihn zu einem 
guten Untertban machen.” Bisjegt wußte der Imperialismus jeven Widerftandägeift zu bre= 
Gen; ob dies aber für alle Zeiten gelingen wird, ift eine andere Frage.) 

Wie ſchon aus den obigen Andeutungen erfichtlich, ift Die Stadtbevölferung in Franfreid, 
verglichen mit jener in England, keineswegs jehr groß. Das Bedenkliche liegt nur in der Ent- 
»ölferung der Landgemeinden. Nach ven für 1856 aufgeflellten Berechnungen kamen: 





2) Kolb, aa. O. 
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auf das Geinedepartement . . . 1,727419 Einwohner 
„die Stadtgemeinden mit mehr ale 2000 
agglomerirt wohnenden Meniden . .  8,165946 Pr 
„ die fandgemeinden . . 2 2 02020.26,145999 „ 


Zufammen 36,039364 „ 
Beſonders beachtenswerth find die Schwanfungen in der Bevölkerungsbewegung. Die 
Zahl ver abgeſchloſſenen Ehen Hat ſich jeit dem Sturze der Julidynaftie folgendermaßen geftellt: 


1848 293552 Heirathen 1853 280609 $eirathen 
» 1849 278903 F 1854 270906 Pr 
1850 297700  „, 1855 283846 , 
1851 286884 , 1856 287029 $, 
1852 281460  $„, 1857 295510 „ 


Geburten und Sterbefälle gegenüber geftellt, ergibt jidy (die Todtgeborenen ungerechnet) 
folgende Lifte: 


Jabt. Geburten. Sterbefaͤlle. Jabr. Geburten. Sterbefälle. 
1848 940156 836693 1853 936967. 795596 
1849 985348 973471 1854 923461 992779 
1850 954240 761610 1855 902336 937942 
1851 979907 817449 1856 952116 837082 
1852 965080 810695 1857 940709 858785 


Hieraus ergibt fi im ganzen eine Verminderung der Geburten, hingegen eine Vermeh⸗ 
rung ber Sterbefälle, alfo eine Verjhlimmerung in beiden Richtungen. Die Jahre 1851—53 
hatten noch einen anfehnlidhen Überſchuß der Zahl der Geburten über die der Sterbefälle nach⸗ 
gewieſen, nämlich: 1851 162456 überſchuß; 1852 154385 und 1853 141371 Überſchuß. 
Das Jahr 1854 zeigte aber jogar die wahrhaft unerhörte, wenigſtens in dieſem Jahrhundert 
in Sranfreih no niemals vorgefommene Erſcheinung, daß die Menge der Sterbefälle größer 
war alö die der Geburten und zwar um bie enorme Zahl von 69318 Perfonen. Ja aud das 
nächſtfolgende Jahr, weit entfernt, die nach auferorbentlihen Verluften gewöhnlich eintretenve 
Ausgleihung zu liefern, zeigte einen neuen Ausfall, ver wieder 35606 Menfchen betrug. Aller: 
dings waren im Jahre 1854 drei Geifeln zufammengetroffen: Krieg, Veit (Cholera) und 
Theuerung. Freilich änderte jih 1856 dieſes unerhörte Misverhaͤltniß; während aber unter 
naturgemäßen Zuſtänden nach großen Verluſten immer auch eine große Vermehrung eintritt 
und das Verlorene wieder ergänzt, ergibt ſich auch ſeitdem nicht einmal die ſonſtige Mittelzahl 
bei der Zunahme, indem der Überfchuß der Geburten 1856 nur 115034 betrug und 1857 
fofort auf 81924 herabſank. Zudem läßt ſich ſchon jept vorherfehen, daß die ſonſt normale 
Bevölkerungsvermehrung aud in dem Kriegsjahre 1859 und in dem Geſchäftsſtockungsjahre 
1860 gefehlt haben wird. 

Dad Verhältniß der lebend geborenen unehelihen Kinder war folgendes: Bis zu Ende des 
Jahres 1852 blieb dafjelbe ziemlich conitant: eine uneheliche Geburt auf 12,95 ehelihe; 1853 
ging die legte Ziffer auf 12,71 herab, 1854 aber fogarauf12,17; 1855 bob fie fih auf13,01, ſtand 
1856 noch auf 12,5; 1857 aber ſank fie auf 12,27, eine ftarfe Verſchlimmerung beurkundend. 
Im legtbezeichneten Jahre famen auf 100 Geburten 7,55 Proc. umehelihe. Davon trafen aber: 
auf das Seinedepartement (mo allerdings außerorventlihe Verhältniffe) 26,75 Proc., auf die 
übrigen Städte 12,01, auf die Landgemeinden 4,22 Proc. Selbft abgejehen von Paris, war alfo 
die Zahl der unehelichen Geburten in den Städten faft dreimal fo groß ald auf dem Lande. 
Dabei ift zu bemerken, daß die Zunahme diefer unehelihen Geburten im Jahre 1857 gerade 
ausſchließlich von der Landbevölkerung herrührt, was man der Vermehrung der Fabriken außer⸗ 
halb der Städte beimißt. Jedenfalls eine nicht unbedenkliche Verſchlimmerung der Bolközu: 
fände gerade in den Dörfern. 

Über die Todtgeborenen bejigt man erit jeit 1851 etwas genauere Aufzeihnungen und zwar 
mit folgenden Sauptrefultaten (wobei wir bemerfen, daß die Ziffer von 1851 noch weſentlich 
ungenau fein bürfte): 


1851 31665 Todtgeburten 1855 38013 Xobtgeburten 
1852 37901 — 1856 40786 
1853 38664 „ 1857 41905 r 


1854 39778 7 
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Alfo au in diefer Beziehung eine Verſchlimmerung, deren Zifferunterfhied jedoch theilmeis 
auf größerer Oenauigfeit der fpätern Aufnahmen beruhen bürfte. 

Aus den oben mitgetheilten Ziffern erfieht man, daß die Zahl der Heirathen fich ziemlid 
gleich geblieben ift. Dagegen führt eine weitere Unterfuhung zu der Thatſache, vaß Die ohnehir 
nicht fehr große Fruchtbarkeit ver Ehen abnimmt. Nah der gewöhnlid angenommenen Weil: 
berechnet, famen 
1822 — 31 aufeine Che 3,64 ebeliche Kinder 

1832 —41 ” [7] [7 3,31 [7 [7 

1842—51  .. 7 3,19 7) [7 
Sodann 1852 „ u nv BB „ er 

1— 1853 [7 # [7 3,21 " 1 

r 1854 7 [7 3,35 [7 [7 

tr 1855 [7 [7 [7 2,% " [7 

7 1856 nun 3.11 ff) 7 

1857 „ 2,9 
Die legte Ziffer ift alfo vie geringfte, welche überhaupt vorliegt, und zwar war das Verhältnis 
während.ded legtbezeichneten Jahres 
im Seinebepartement 2,% eheliche Kinder auf die Ehe 
in den Städten . 3,08 „ nn en 
„ u, Landgemeinden 2,97 „, Map: 

Auf Grund der Zählung von 1856 bat man auch eine andere Berehnungeweife ange: 
wendet. Auf 4,78 verheirathete Frauen im Alter von 15—45 Jahren fommt eine legitime 
Geburt; dagegen auf 56,31 unverbeirathete Frauendperſonen im gleichen Alter je eine außer: 
eheliche Geburt. 

Nah Geihlehtern umfaßte Kranfreich bei ver Zählung von 1855 - 

männlide Einwohner 17,870169 
weibliche 5 18,169195 

Wie fo ziemlich in allen europäifchen Staaten überwog alfo die weibliche Bevölkerung. Der 
Unterfchied wechſelte jehr bedeutend bei den verfchiedenen Zählungen. Dad Mehr ber Frauen 
betrug bei der Aufnahme von 


1800 725225 Individuen 1841 445382 Individuen 
1806 481725 er 1846 318738 n 
1821 868325 Pr 1851 193242 r 
1831 669033 r 1856 299024 u 


1836 619508 " 

Zeigten fih fhon bei der erften Zählung theilweife die Wirkungen der Revolutionskriege 
und ſchien diefe Wunde 1806 einer Heilung entgegen zu fchreiten, fo laffen die Ergebniffe der 
Aufnabme von 1821 feinen Zweifel, weldhe neuen und viel furdtbarern Wunden namentlig 
die männerverfhlingenden Kriege von 1812, 1813 (wo in einem einzigen Jahre die Ausbe— 
bung von weit mehr ald einer Million Jünglingen decretirt warb!), 1814 und 1815 der Nation 
ſchlugen. Der Friede brachte eine weiter und weiter gehende Ausgleihung; 1851 finden wir 
den Unterſchied bis auf 193000 Berfonen geſchwunden. Nun begann die Kriegsperiode des 
Neu:Napoleonismus und da ergab id, ftatt einer Fortdauer ver Ausgleihung, ſchon bei der 
nächſten Zählung eine vergrößerte Störung bis zu nahezu 300000 Individuen, alfo binnen 
fünf Jahren eine Berfhlimmerung um beiläufig 106000, ftatt der fonft zu gewärtigenden 
Berbeflerung! (Im Ganzen werben in Frankreich alljährlid um ein Sechzehntel mehr Knaben 
als Mädchen geboren, ein Verhältniß, welches mit mäßiger Abweichung in den Ginzelziffern 
fich ziemlich allgemein wiederholt. Da aber von der Geburt an und im erften Alterdjabre weit 
mehr Knaben ald Mädchen flerben, fo ftellt fich nicht nur das Gleichgewicht aldbald ber, ſondern 
die weibliche Bevölkerung überwiegt, fobald entweder Kriege eine Anzahl junger Männer hin⸗ 
wegtaffen oder ſobald — wie in Deutſchland — maflenhafte Auswanderungen ſolche aus dem 
Heimatlande fortführen.) In den legten Jahren hat die verhältnigmärige Zahl der Mehrge— 
burten von Knaben abgenommen; fie blieb fletö unter 106 auf je 100 Mädchen: 1854 105,8, 
1855 105,7, 1856 105,31, 1857 fogar nur 105,2. 

In Frankreich kommen fehr wenige Auswanderungen vor, 1857 18809, 1858 13813 
(wovon 7992 und 4809 nad Algerien); die Einwanderungen find wol ftärker als diefe Ein: 
buße. Dagegen rafft der Militärdienft, insbefondere der in Algerien, eine Menge junger 


- 
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Männer hinweg. Ju der afritanifhen Erde wurden feit 1830 mehr ald 100000 franzöſiſche 
Soldaten begraben, von denen gegen 96 Proc. nit an Wunden, fondern an Krankheiten um: 
£amen, die man meiftend dem fremden Klima beizumellen bat. 

Die Zahl der Haushaltungen betrug bei der Aufnahme von 1851 9,922021. Auf jede 
Haushaltung famen alfo nit mehr ald 3,% Individuen. Bei ver Zählung von 1856 ergaben 
fih 9,387561 Haushaltungen; auf jede famen alſo durchſchnittlich 4,84 Köpfe. 

Das mittlere Alter ftellte fi folgendermaßen: 

1817—24 31,8 Jahre 1854 39 Jahre 1856 38 Jahre 
1817—54 344 „_ 1855 40 „, 1857 38 
1847—54 374 „ 
Alfo aud Hier ein Rückſchlag. Im legten Jahre ftellte ſich das Verhältniß fo: 
im Seinedepartement 31 Jahre 
in ven Städten . . 33 
aufdem Lande . . 40 

Über vie confejfionellen Unterfchiede in Frankreich fehlen genaue und verläfjige Angaben. 

Die officiellen Berichte über die Volkszählung von 1851 führen allerdings folgende Ziffern auf: 


[23 


34,931032 Katholiken 73975 Juden 
480507 Reformirte 26348 Befenner anderer Eulte 
267825 Lutheraner 3483 nicht conftatirt. 


Diefe Ziffern werden jedod nicht nur im allgemeinen ald von der Wirklichkeit völlig ab- 
weichend bezeichnet, fondern der Widerfprud gegen diefelben ift an ji unterftügt dadurch, daß 
in der „Statistique generale de la France” jede Einzelnachweiſung mit ber ſeltſamen Bemer- 
fung verfagt wird: Erwägungen befonderer Art hätten die Verwaltung beftimmt, die Über: 
ficht der Berbreitung der verfhiedenen Gulte in den einzelnen Departements nicht zu verdf- 
fentlihen. Unzmeifelhaft ift vie Zahl der Proteftanten weit größer ald oben angegeben; 
Schätzungen, die fih auf von den Gonfijtorien angefertigte Liften beziehen follen, reden von 
2— 2), Mill. Broteftanten, was indeß gleichfalls auf Lebertreibung beruhen mag. 

Der franzöfiihe Staat erfreut fich des wichtigen Vortheild vor allen andern Großmächten, 
vergleichdweife nur wenig durch Verſchiedenheit der Nationalitäten gefpalten zu fein. Der 
franzöſiſche Nationalftamm ift nicht nur ganz entichieden überwiegend, fondern Die übrigen 
Volksſtämme innerhalb des Reichs wollen durchgehends Franzofen fein, und die feit der erften 
Revolution eingeführte Geſetzgebung hat auch jeden rechtlichen Unterichied unter allen Stämmen 
mit Klugheit und Gonjequenz zu verbannen gewußt. Der nationalen Abflammung nad wird 
man übrigens annehmen fünnen: ungefähr 33 Mill. eigentlihe Branzofen (wovon indeß 
1,800000 walloniſch reden), 2 Mill. Deutihe (im Elſaß, in einem Theile von Lothringen und 
zu Paris), 1,100000 Kymren (Bretonen), 400000 Italiener (auf Corſica, in Nizza, zu 
Paris u. f. w.) 130000 Basken, 74000 Juden, einige taufend Gagotd, Zigeuner u. j. m. 

Eine nähere Unterfuhung ergibt allerdingd nod weitere und mitunter tief eingreifende 
Stammesverfbiedenheiten. Die Franzoſen ſelbſt find Feine ungemifcht gebliebene Nation. 
Urfprünglih ſchon aus zwei weſentlich verſchiedenen Stämmen beftehend, den Gelten, welche 
den größten Theil ded Gebiet? einnahmen, im Süden, Weiten und im Gentrum, dann 
den Kymren im Norden, befonders längs der jegigen belgiſchen Grenze, bis ſüdlich der Seine, 
endlich zwifchen beiden ein Streifen mit einer Mifhbevölferung aus beiden Hauptnationalitäten, 
kamen dazu die Einwirkungen der Eroberung durd Römer, Weitgotben, Burgunder, Branfen 
und Normannen, abgejehen von den ganz germanifchen Landſchaften, welche heute zu Frankreich 
gehören. Obwol die Vermiſchung der verichiedenen franzbſiſchen Volksſtämme fo groß ift, daß 
man hoͤchſtens noch in einigen abgelegenen Gegenden eine wenig gemengte Bevölkerung findet, 
fo läßt ſich do ein mefentliher Unterfchied im großen noch immer und zwar nad den oben 
bezeichneten drei Gebieten ſogar ſtatiſtiſch nachweiſen. Die körperliche Größe der Einwohner 
ift eine bedeutend verfihiedene. Dies ergibt fih am unmiderlegbariten ad den Gonjeriptiond- 
liften, d. h. aus der Anzahl der Befreiungen vom Militärdienfte wegen Mangel bed erforder: 
fihen Längenmaßes. Sehen wir ab vom Seinedepartement, in welchem ein fortwährendes Zu— 
und Abftrömen flattfindet, und von Gorfica, das italienifche Bevölkerung bejigt, fo finden ſich 
folgende Gruppen: 

1) Die fymrifhen und germanifchen Gegenden, im Norboften, 21 Departements und mehr 
ala 9 Mill. Menfhen umfaffend; bier Eommen auf 1000 Gonferibirte durchſchnittlich 42,8 


Militärbefreiungen wegen Mangeld an Größe. 
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2) Südlich davon ein Streifen von 13 Departements mit 6 Mill. Bewohnern und einer kymro⸗ 
celtifhen Bevölferung, mit durchſchnittlich 66,3 per Mille Befreiungen aus obigem Grunde. 

3) Der Südweſten und dad Gentrum, 50 Departements und 19 Mill. Mengen, mit 
weſentlich celtiiher Bevölkerung und nicht weniger ald 89,3 jener Berreiungen. (In den Bezir: 
fen des Gentrumd, wo die VBermifhungen am geringften und wohin die fremden Eroberer weit 
weniger gelangten ald an die Küftenpläge, treffen ineiner Gruppe von nicht weniger ald 20. Depar: 
tements durhichnittlih 111,1 folder Freilaffungen auf 1000 Aufgerufene, alfo über 11 Broc. ?) 

Hier drängt ſich Die Frage auf, ob und inwiefern eine Verfchlimmerung der jomatiichen 
Zuftände des franzöſiſchen Volkes eingetreten ift. 

Man hat eine folde Verſchlechterung der körperlichen Beſchaffenheit ver Franzoſen mit aller 
Beftimmtheit auf ven Grund hin behauptet, daß das Minimum des für den Heerdienſt gefor: 
derten Körpermaßes wiederholt und zwar zulegt durch das Eaijerlihe Decret vom 13. April 
1860 herabgefegt worben fei. Dieſe vielverbreitete Behauptung berubt indeß auf einem ent: 
fhiedenen Irrthume. *) Es läßt ſich, ſoweit die Materialien vorliegen, nur eine unmwejentlide 
Berminderung des Körpermaßes der Aufgerufenen nachweiſen, und eine Herabſetzung des Mi: 
nimums der Gröfe der Ginzureibenden hat in der ganzen Neuzeit gar nicht ftattgefunden, fc 
viele Folgerungen man auch auf diefe vermeintlihe Ihatjahe gründete!d) (Ein Zeichen, mit 
welder Vorſicht man die Angaben über franzöſiſche Zuſtände aufzunehmen hat!) 

Im Gegenfage zu der behaupteten Verſchlechterung ver Körperbeichaffenheit des franzön: 
ihen Volkes ift von Gtatiftifern diefer Nation darauf Hingewielen worden, daß bei feinem 
andern Bolfe ein jo großer Theil der Bevölkerung im Eräftigiten und in hohem Alter ſtehe. Se: 
weit die noch obmwaltenden Mängel bei ftatiftiichen Erhebungen ein beftimmtes Urtheil zulaffen, 
ift Diefe Behauptung aud wirklich gegründet‘), und ebenſo ift ed umwiberlegbar, daß eine 


3) Sehr intereffante Nachweiſe in der Abhandlung V. Broca's: Recherches sur Tethnologie de 
la France, in den M&moires de la societe d’anthropologie de Paris, Jahrgang 1860. Nur irrt der 
Berfafler, wenn er die Bevölferung von Elſaß und Lothringen u. ſ. w. blos ale kymro⸗germaniſch ber 
« zeichnet; dieſe Bevölferung ift dem Stamme nach rein beutich. 

4) Der Verfaſſer diefes Artıfels hat in Franfreich und namentlich zu Paris an geeigneter Stelle Er: 
funbigungen eingezogen und findet ſich gerade als Nichtverehrer des bermalen in jenem ante berr> 
fchenden politifchen Spitems boppelt verpflichtet, einem verbreiteten Irrthume zu widerjprechen. 

5) Eine Ordonnanz Ludwig's XIV. vom Jahre 1701 hatte allerdings das Minimum der Körper: 
gin der Soldaten ar 5 Bub — 1 Meter 624 Millimeter feitgefegt. Im Jahre 1799, als man mehr 

oldaten brauchte, erfolgte eine Herabjegung auf 1 Meter 598 Millimeter, fodann 1804 (mit dem Be— 
ginn des Kaiferreichs) fogar auf 1 Meter 544 Millimeter; in den fpätern Zeiten des eriten Napoleon 
entfam wol ſchwerlich ein gefunder Gonferibirter der Militärverpflichtung blos wegen förperlicher Klein: 
heit. Ein Gefeg vom 10. März 1818 (Reftauration) erhöhte indeß das Maß auf 1 Meter 670 Milli; 
meter. Als man nad) der Julirevolution die Truppenzahl vermehren wollte, ging man (Befeg vom 
11. Dec. 1830) auf 1 Meter 540 Millimeter herab, flieg jedoch bald wieder rt vom 3. März 1832) 
auf 1 Meter 560 Millimeter. Diele Ziffer gilt heute noch, und das faiferliche Decret vom 13. April 
(1. Mai) 1860 hat daran gar nichts geändert. Die Mopiflcationen, welche die legterwähnte Verfügung 
brachte, waren anderer Art, Man hatte im Krim: und italienifchen Beldzuge fich überzeugt, baf die 
Brauchbarfeit der Soldaten nicht fehr von deren Gröfe abhängt. Darum jepte man das für Eperial: 
corps geforderte Maß herab (namentlich um die Garde leichter vermehren zu fönnen, ebenfo die Artils 
lerie u. f. w.), unter Beibehaltung des bisherigen Minimalfages von 1 Meter 560 Millimeter für die 
Linie. Diefes Minimum ift allerdings geringer als das preußiſche, welches zu 1 Meter 624 Millimeter 
beftimmt it, und als das engliiche, welches 1 Meter 659 Millimeter betrug, doch während des Krim: 
friegs berabgefegt ward, Dabei ift zu berüdfichtigen, daß die Franzoſen im allgemeinen einem fleinern 
Stamme angehören als die Germanen. Im übrigen wechſelt die mittlere Größe der Gonfcribirten zu: 
nächſt nach den Nahrungs- und fonftigen Berhältniffen derjenigen Jahre, in denen fie geboren wurden 
In den eriten Zeiten nach dem Frieden machten ſich noch die Hadwirfungen ber die Fräftigften jungen 
Männer verfchlingenden Kriege bemerfbar; die 1831—33 Aufgerufenen maßen im Durchichnitt blos 
1 Meter 625 Millimeter. Bon da bis 1836 fam man auf 1 Meter 660 Millimeter empor, um dam 
1837—40 auf 1 Metgg 655 Millimeter zu finfen, In den nächiten zehn Jahren, bis 1850, betrugen 
bie äußerſten Schwallungen nur 6 Millimeter, zwifchen 1 Meter 653 Millimeter und 1 Meter 
659 Millimeter. 

6) Nach einer Zufammenftellung im Journal des economistes (Juli 1857) famen je auf eine 
Million Einwohner in 


Frankreich Belgien Schweden Grofbritannien 
(esl) 181.57.) 1850 (851) 
unter 20 Jahren 361130 415113 426414 451173 
zwifchen 20 und 50 Jahren 435653 416129 412229 407354 


nm _ 0 „ r 101722 19726 83170 68563 
über 60 Jahre 101495 88432 78187 12910. 
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gleiche Anzahl Menſchen im arbeitäfähigen und auch im höhern Alter einem Staate ganz 
andere Kräfte gewähren als bloße Kinder, die erft mit Mühe und Koften erzogen werden müffen. 
Indeß können wir doc die von franzöfifhen Statiftifern hieraus gezogenen günftigen Folgerun: 
gen für Frankreich nur mit einer Beihränfung anerkennen: das relativ günftigere Verhältniß 
ift Hier zunächſt erfauft durch die geringe Zunahme der Volfsmenge. In Staaten, deren Men- 
ſchenzahl acht- oder neunmal färfer mähft (mie in Preußen und befonderd in England, gegen- 
über $ranfreih)muß die Zahl der Kinder nothwendig eine relatiy, größere fein. Darum beweift 
dieſes Verhältnig für fih allein noch feine Schwäche nad der einen und feine Stärke nad) ver 
andern Seite. Hier ift ed nicht entſcheidend, wie viele Menjchen von jeder Million Ginmohner 
das zwanzigſte Lebensjahr überſchritten haben, fondern man müßte wiffen, wie viele von den in 
einem Jahre Geborenen nad) 20, nad 50 oder 60 Jahren nod leben. Died wäre die zu ver- 
gleichende Zahl. Stellen jih (mas wir aus Mangel desfallfiger Erhebungen nit ermitteln 
können) die desfallſigen VBerhältniffe in England und Franfreich etwa gleich, dann hat das erftere, 
troß feiner größern Kindermenge, an Kräften nichts verloren, fondern e3 hat feine Kräfte ebenfo 
gut bewahrt als Frankreich, es belgt aber in dem ftärfern Zuwachſe ein Element weiterer und 
größerer Entwidelung als leßteres. ?) 

II. Ernährungs und Beſchäftigungsweiſe der Einwohner und Haupt: 
productionen. Die erfte Franzöſiſche Revolution (von 1789) hat in allgemeinen ſämmt⸗ 
liche geſetzliche Hinderniffe der freien Wahl der Ernährungs: und Beſchäftigungsweiſe beſeitigt. 
Sie hat volle Gewerbefreibeit und vollfommen freie Theilbarfeit des Grundeigenthums einge: 
führt und jevem Staatdangehörigen dad Recht zugelichert, fi) in jeder Gemeinde ded Staates 
niederzulaffen, ohne dazu irgendeiner polizeilichen Erlaubniß zu bedürfen ; ebenfo hat der Fran— 
zofe feiner folhen Erlaubnig nöthig, wenn er fih anfällig mahen und verheirathen will. 
Später wurden zwar, beionders unter dem erften Napoleon, Beihränfungen in befondern Be: 
ziehungen wieber eingeführt, namentlich durch Wiederherftellen von Majoraten, durch Bevor: 
munden der Buchdrudereien, ver Buchhandlungen und der Zeitungen, endlich jelbft beim Bo- 
denanbau dur Einführung ded Tabacksmonopols. Im übrigen blieben indeß die großen Prin— 
eipien bürgerlicher Freiheit (Freilich jehr verſchieden von der politifden Freiheit) unbedingt 
beibehalten. 

„ Unter einer ſolchen Gejeggebung wollen ängſtliche Leute vor allem das Entftehen einer 
Ubervölferung erwarten, dann eine viel zu weit gehende Parcellirung des Grundeigentbung, 
endlid ein Zugrundegehen des Gewerbeweſens infolge ver Unbefhränttheit der Goncurrenz. 


7) Es fehlen uns neuere Berechnungen, die fich über eine größere Reihe von Jahren ausdehnen, 
Hopf (Les societes d’assurances sur la vie en Allemagne) hat gefunden, daß die Sterblichkeit 
gerade während der höhern Lebensjahre in Franfreich flärfer iſt als in Englanı, im Gegenfage zu dem 
frübern Alter, und ftärfer als in Belgien überhaupt. Die Sterblichfeit beträgt nämlich bei der männ— 


lichen Bevölferung: In England In Franfreih In Belgien 
Altersjabre. (nah Kar, (nah Monferrand, (nah Quetelet, 

1841) 1817-31) 1846) 

Zwiſchen 26 und 30 0,97 0,38 0,83 

„Bl „ 8 1,10 0,95 0,8 

Br 3 „ 4 1,35 0,4 0,97 

„ 41.8 1,42 Lı7 1,15 

FF 46 „ 50 1,62 1,43 1,236 

" 51 „ 5 1,87 1,93 1,70 

" 56 .r 60 2,11 2,50 2,238 

“2 61 „ 65 3,9 4,10 3,26 

’” 66 [73 70 5,75 5,60 4,43 

Br 1 „ 7% 8,32 9,25 7,26 

— 76, 80 11,34 12,79 10,00 

81 85 16, 18,62 13,00. 


Bei Belgien ift nur zu bemerfen, daß die Berechnung immer um ein Jahr vorgerüdt ift, alfo vom 
fünfundzwanzigiten bis neunundzwanzigften (fatt fechsundzwanzigften bie dreißigften) Altersjahre u. |. w., 
was nicht ohne Einflug bleiben fonnte; ſodann, da eine auf die frühern Verhältniſſe (1841—45) ge: 
gründete Berechnung, ebenfalls von dem ausgezeichneten Statiftifer Duetelet herrührend, ungleich we: 
niger günflige Refultate ergeben hatte. Wir erwähnen darum das Ganze nur in einer Anmerkung. 

Schließlich ſei noch beigefügt, daß eine Vergleichung der Givilftandsregifter von Frankreich und 
Großbritannien in ben fünf Jahren 1854—58,, welche Lifte der englifche Regiftrar-General in feinem 
1860 erftatteten Jahresberichte (Twenty-first annual report of births, deaths and marriages in 
England) mitteilt, folgende Hauptziffern ergibt: Auf 1000 Einwohner famen in Großbritannien 34 
Geburten im Jahre, in Frankreich nur 26; Sterbefälle dagegen in Großbritannien 23, in Frankreich 24. 
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In Wirklichkeit haben wir aber bereits geſehen, daß die Bevölkerungsvermehrung in Frank⸗ 
reich trotz der Heiraths⸗ und Niederlaſſungsfreiheit weit geringer iſt als in allen andern grö- 
fern Staaten, woraus ſich der praftifche Beweis ergibt, daß die Befürchtungen wegen der übeln 
Folgen jener Freiheit alles Grundes entbehren, und daß aud in diejer Beziehung der Ginzelne 
feine eigenen Verhältniffe beflev zu beurteilen vermag, ald irgendeine Polizeibehörde oder 
irgendeine bureaufratifche Ginrichtung es im Stande ift. Das Volk, im Genuffe der Freiheit. 
wird fehr bald auch der Verpflichtung ſich bewußt, für ſich felbit forgen zu müſſen und nicht auf 
eine Nahrungsfiherung durch die bevormundende Polizei hoffen zu fönnen. 

Was fodann die Parcellirung ded Grundeigenthums betrifft, jo haben wir erinnert, daß 
diefelbe geringer ift, als nad der Ziffer der Katafternummern angenommen werden möchte 
Die Agriculturſtatiſtik ergibt 9), daß gerade diejenigen Departements, in denen Herfommten und 
Gewohnheit eine Theilung des Grundeigenthums theilweife noch aufhielten und verhinderten, 
diejenigen Landſchaften find, melde in der Größe und Mannichfaltigfeit der Production den 
übrigen entſchieden nachſtehen. Die Größe diefer Production werden wir unten etwas näher an- 
geben. Ebenſo fei hinſichtlich der Gewerbtreibenden hier vorerit nur im allgemeinen bemerft, 
daß unter dem Syſteme voller Gewerbefreibeit einerfeits die Gefälligkeit und Eleganz der fran- 
zöſiſchen Waaren den erften Rang erlangt hat, und daß andererfeitö die Preife, die Löhne ver 
Arbeit eben infolge deſſen höher ftehen als in allen Yändern mit Zunft: und Conceſſionszwang 

Die Bevölkerungsaufnahme vom Jahre 1851 bat nun folgende officielle Elaffification der 


Bevölkerung ergeben: 

Landwirthe (agriculteurs) . . ——— 14,318476 

Induftrielle \große mpuftrie 1 ‚331260) —— 
Mine Induftrie 4,7130) . . . 6,044286 
Freie Beihäftigungen ( — liberales) . . . 2,267960 
Dienftboten . . 906666 

Frauen und Kinder im Unterbatt ihrer Angehörigen 
und verfchiedene Beftimmungen . . . — 12,245782 


— 35,783170 


Diefe Hauptkategorien zerfallen in folgende Unterabtheilungen : 

1) Zandwirthe: 5,119151 Eigenthümer (worunter jedoch 2,385174 Frauen, die beion- 
derd aufgeführt werden, aud wenn jie verehelicht jind, jofern jih nämlich auf ihren Namen 
Grundftüde eingetragen finden); 1,056375 Pächter (darunter 488637 mweiblidhe); 625570 
Pächter mit Grundeigenthbum (fermiers propristaires); 135446 Pächter mit andermeiter 
Nebenbeihäftigung; 750904 Halbpädhter (metayers); 168000 Halbpädter mit Grund: 
eigentbum; 69262 Halbpächter mit Nebenbeihäftigungen; 3,347580 landwirthſchaftliche 
Tagelöhner (morunter 1,369497 weiblide); 785815 Tagelöhner mit Grundeigenthum; 
191762 XTagelöhner mit Nebenbeihäftigung; 1,902251 landwirthſchaftliche Dienftboten 
(worunter 852740 weiblide); 166360 Holzhauer und Kohlenbrenner. Gejammtzahl 
14,318476, wovon 7,771929 männlih und 6,546547 weiblih. Von der agricolen Bevöl- 
ferung kommen alſo 35,18 Proc. auf die Gigenthümer, 12,” auf Pächter, 6,94 auf Halbpädter, 
30,08 auf Tagelöhner, 13,50 auf Dienjtboten und 1,58 Proc. auf Holzhauer und Kohlenbrenner. 

2) Imduftrie und Handel: a. Große Induftrie (Manufacturen): 


, Meiter Gebilfen und 
— * Geweben, Baumwolle, Seide, Wolle, Eigenthümer). Lehrlinge. Grauen. Total. 


Hanf u. ſ. w.. 61420 431380 477063 969863 
Bergweſen [industrie extractive, Minenausbeute] Y 20042 65305 10919 96266 
Hüttenwefen, metallurgifche Induftrie, nämlich; : 

Fabrifation in Eifen, Sup und Stahl . . . » . . 5742 39793 3104 48639 

„„ andern Metallen. . . 1609 8979 1555 12143 

Waarenfabrifation i im großen, wobei Eifen die Grundlage 11057 36679 4749 52485 
er u „ andere Metalle bie 

Grundlage —W 1917 9311 1557 12785 
Berfchiedene Manufacturen Dr ud a —— 22346 84223 32510 139079 

Gefammtzahl 124133 675670 531457 1,3312%60 


8) Zur Zeit ift von ber Statistique agricole (Statistique de la France, Serie II) blos der erſte 
Folioband erfchienen. Obgleich blos die Hälfte der Departements umfaflend, ergibt ſich doch daraus 
die Richtigkeit der obenſtehenden Behauptung. 

I) Man zählt 448 Kohlenz, 177 Eifens und nur 199 andere Bergwerfe. 
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b. Kleine Induftrie: 
ee Brauen. — Total. 
Bangewerle . - © 2 2 0 2 0 0 nn 340583 497501 52165 940249 
Kleidungsgewerfe. 334491 372665 1,150130 1,897286 
Ernährungsgewerfe 2 2 407405 187017 339142 933464 
Induſtrie des Transports . .. 210135 212187 42164 464486 
„‚ bezüglich der. — (industrie relative 
aux lettres) . . } 19237 38186 13387 70810 
Lurusinduftie - 00 Er ra 31510 49850 21609 102969 
Andere Indbuftrien . 70675 64502 104810 239987 
Berfchiedene Gewerbe bezüglich bes Handels, Beet: 
agenten, Banfiers n. ſ. w. E 24298 12316 7161 43775 
_ Selammt zahl" 1,548334 1,434224 1,730468 4,713026 
3) Freie Beihäftigungen (professions liberales): 
Mänuer. Frauen. Zuſammen. 
Bon Renten lebende Eigenthümer . » 2 u un nn nn. 523970 573956 1,097926 
Penfionäre des Staats und der Gemeinden . . 2. 2 2 2020... 68288 10126 73364 
Beamte und Angeftellte der — 1 4637 117485 
Angeftellte der Gemeinden. . . Re 58363 1886 60249 
— von Privaten. ee 84184 10522 94706 
Militärs jammt den Serleuten 2:2 356732 3453 360185 
Ärzte, Apotheker und Hebammen. . a 26758 12666 39424 
Advocaten, Notare, Gerichtsboten und Geſchaͤftsleute u ER —— 29262 788 30050 
Lehrer fammt Profefforen . a 5 58084 30357 88441 
Künftler, Baumeifter, en Sänger, Scaufpiee, Raler, 

Bildhauer . . 5 —F 19482 4357 23839 
Literaten und Gelehrte u 6 Be Ba, rar 4465 126 4591 
Geiftliche fammt Mönchen uud Nonnen on 62885 29486 82371 
Studenten und —5 ber Specialfhulen . . » 2 2 2 0. 18634 1081 19715 
Zöglinge der Anitalten für Seeundärunterriht . 2.200 76553 33207 109760 
Andere freie Befchäftigungen . 2 2 non nn 38644 27210 65854 

Zuſammen 1,524102 743858 2,267960 


4) Dienftboten im Hausweſen, Aufwärter u. f. w.: männliche 287750, weibliche 618916; 
zufammen 906666. 

5) Berjhiedene Beitimmungen: Bettler und Landftreiher 217046 (morunter 122118 
weiblihe); Sträflinge (ungerechnet die blos zu einfacher Gefängnißftrafe Verurtheilten) 
39471 (darunter 8150 weibliche); erflärte Freudenmädchen 16239; Individuen ohne befannte 
Eriftenzmittel 339902 (darunter 200441 weiblide); Kranfe in den Hospitälern 71113 
(38001 weibliche). 

6) Gewerblofe Perfonen: Frauen, die blos vom Einfommen ihrer Männerleben, 2,883206 ; 
Kinder bei ihren Altern 8,678805. 

Dad, Geſammtergebniß dieſer officiellen Claſſtfication iſt nach Procenten: Landwirthe 
56,87 Broc.; Gewerbtreibende der großen Induſtrie 5,66, der kleinen 21,83; freie Befhäftigun: 
gen 11,15; Dienftboten 2,11; verfchiedene Beltimmungen 2 ‚19 Broc. 

Bei der Aufnahme vom Jahre 1856 verfuhr man nad andern Normen ald dad vorige 
mal, indem man die Frauen und Kinder einfah dem Stande ded Gatten und Vaters beivedh- 
nete. Das nämliche Verfahren auch auf die Zählung von 1851 angewendet, ergab ſich fol- 
gende, zur Vergleihung dienende Hauptlifte. Es Tebten von 


Einwohner. Procente. 
a a. TE TE 
Aderbau . . >. + 21,992874 19,064071 61,6 52,9 
Induftrie und Handel 20... 9,283895 12,202391 25,5 33,8 
freien Rünflen  . .. 3483538 3,262282 9,3 9,06 
ohne Geihäft und nicht ermittelt 1,022863 1,483925 2,85 4,1 


Zufammen 35,783170 36,012669 
Allerdings eine ftarfe Zunahme der Induftriellen, dagegen eine erfhredende Verminderung 
der Landleute und eine noch erſchreckendere der Vermehrung ver Geſchäftsloſen — um jo furdt- 
barer, da die Zahl der „might Ermittelten‘’ Eleiner gewefen fein muß als das vorige mal. 
In Frankreich, wie in allen Ländern, fehlen zur Zeit nod die ftatiftifhen Mittel, um bie 
Geſammtſumme der jährlichen Production mit einiger Genauigkeit zu berechnen. über die 
Menge und den Geldwerth der Bodenerzeugniſſe wird das große Werk über Agrieulturſtatiſtik 
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nad ſeiner nicht ſehr fernen Vollendung I) viele, wenn auch natürlich nicht mit mathematiſcher 
Beſtimmtheit feſtzuſtellende, doch jedenfalls annähernd richtige und in vielfacher Beziehung 
intereſſante Aufſchlüſſe ertheilen. Unbeſtreitbar iſt es jedenfalls, daß ſich der Bodenanbau unter 
der Herrſchaft ver ſeit 1789 beſtehenden, auf dem Grundſatze der Abſchaffung aller Feudallaſten 
beruhenden Gefeggebung ungemein gehoben und daß der Ertrag der Güter Äh ungemein 
erhöht hat. Nah möglihft genauen Schägungen war die Bodenproduction in verſchiedenen 
Zeiten, nah Millionen Hefktolitern berechnet (der Heftoliter — 1,92 preuß. Scheffel): 


1789. 1815. 1848, 
Weizen . . . 34 44 70 Mil. Hektoliter 
Roggen u. ſ.w. 46 44 40 , ” 
Kartoffeln . . 2 20 100 „ 7 
Mein . . . 17 35 7° 40-45 „ „ 


Der Statiftifer Lavergne rechnet auf die Heftare im Durchſchnitt (1 Heftare=3,n preuß. 
Morgen): 


1789. 1815. 1948. 
Reinertrag des Cigenthümerd 12 18 30 Br. 
Gewinn ded Pahterd . . . 5 6 10 u 
Auslagen . . . 2.2.01 2 Di 
Steuern 7 4 ur 
Löhne285 32 50 „ 


Nah amtlihen Shägungen wurde der Bodenmwerth veranlagt 
im Jahre 1821 auf 39514 Mill. Fr. 
[77 77 1851 [73 83744 ’ ’r 


Ebenſo ward der Reinertrag des Grundbeſitzes im Jahre 1851 auf 1597, im Jahre 1851 
aber auf 2643 Mill. geihägt. Dabei ergab fi, daß der Ertrag der großen Güter faum um 
ein Drittel, jener der Eleinen, zerftüdelten dagegen um das Bier: bis Fünffache geftiegen war. 

Um den Umfang der Gewerbsinduftrie mit beftimmten Ziffern zu bezeichnen, fehlt es an 
den nöthigen Nahmeifungen. Es unterliegt aber feinem Zweifel, daß diefe Induſttie (auf 
Grundlage der im allgemeinen freien Production und ded im allgemeinen freien Verkehrs im 
Innern ded großen Reid) einen gewaltigen Aufſchwung erlangt Hat.1!) Ohne die Geltung 
freier Prineipien würde Frankreich nie in den Stand gekommen fein, folde Anftrengungen zu 
machen und ſolche Fülle von Mitteln aufzubringen, wie wir im jüngften Jahrzehnd vielfah 
wahrnehmen konnten. Das jegige Negime vermochte nur darum Milliarden außerorbentlider: 
weife aufzubringen, weil diefe unter dem Walten der großen Grundfäge von 1789 Hatten 
erworben und angejammelt werden können. (So kam ed, daß, während der vielverdiente Stati: 
flifer von Reden in einer eigenen Druckſchrift nachzuweiſen vermeinte, Frankreich befinde ſich, 
feiner frühern Staatsſchuld wegen, völlig in der Unmöglichkeit, au nur irgendeinen Krieg zu 
befteben, dafjelbe eine Reihe von Feldzügen unternahm und zu diefem Behufe Hunderte und 
Taufende von Millionen zur Verfügung geftellt befam, weit mehr ald die Regierung für die 
verſchwenderiſchſte Durchführung ihrer Plane nur forderte.) Der Aufſchwung würde fiherlich 
ohne das Beſtehen einzelner Hinderniffe noch ungleich größer fein, von denen wir das bis zur 
jüngften Zeit forterhaltene Schug: und ſelbſt Probibitivgollfoftem, die eine neue Zollſchranke 
im Innern des Landes bildenden Octrois der Städte (befonverd maßlos hoch zu Paris), ferner 
die bureaukratiſche Bevormundung in andern Dingen und die Fidcalität nennen (z. B. die 
indirecten Gebühren, vorbem vereinigte Gebühren, droits reunis geheißen.) 12) 

II. Handel. Frankreich nimmt im Welthandelöverfehre die zweite Stelle ein; e8 wäre erft 
bie dritte Stelle, wenn Deutſchland ein Ganzes bildete. Der Geldbetrag ded internationalen 
Handeld beläuft fih nämlich in Großbritannien auf 1880 Mill. preuß. Thlr.; in Deutichland, 


10) Wie wir aus einer Brivatmittheilung des Borftandes des Statiftifchen Bureau zu Paris, des fehr 
thätigen Hrn. Legoyt, wiflen, hofft derſelbe Dickes ungemein umfafiende Werfdemnächft beendigen zu fonnen. 

11) Hier wenigitens eine hierber gehörende Notiz: Der Steinfohlenverbrauch betrug im Jahre 1787 
auf jeden Kopf der Bevölkerung nicht mehr als 18 Kilogramme, 1311 30, 1821 40, 1834 70, 1841 
145, 1854 270 und 1858 330 Kilogramme. 

‚ 12) Unter den Induſtriellen in Frankreich befinden fich viele Deutiche, und zwar in höhern wie im ge 
tingern Stellungen. Es ift bezeichnend, daß die meiften diefer Leute im Auslande leichter zu einer An: 
ſaſſigmachung gelangten als in ihrer deutſchen Heimat mit deren Zunft: und Gonceffionsbeichränfungen. 
Es liegt auf der Hand, daß dies der deutſchen Induſtrie nicht zum Vortheile gereicht. 
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ungerechnet Oſterreich, auf 1440, in Frankreich auf 1280, in den Vereinigten Staaten Nord— 
amerifad auf 1000 Mill. Thlr. 

Bei der hohen Stelle, welche der Handel Franfreihs im allgemeinen Weltverkehre einnimmt, 
vermeilen wir etwas bei den Einzelheiten. 

In den amtlihen Handelsnachweiſen wird befanntlich unterfchieden zwiſchen dem aflge- 
meinen und dem Specialhandel. Der erftere begreift den Gefammtverfehr mit dem Auslande 
in ſich, alſo nebenbei die bloße Durchfuhr und überdies diejenigen Waaren, welde behufs wei— 
terer Verarbeitung nad Frankreich gejendet und dann wieder erportirt werben; der Special: 
handel dagegen (in obigemeinbegriffen) umfaßt blos die Einfuhr zur Conſumtion in Frankreich 
und die Ausfuhr franzöftiher Producte nah dem Auslande. Zur Berehnung des Werthes 
beſteht ein Tarif aus dem Jahre 1827; danadı ergibt ſich der officielle Werth. Da aber vie 
Preife natürlih nicht immer die gleichen bleiben, jo findet außerdem eine Berechnung nad dem 
gegenwärtigen Werthe, d. h. dem wirklihen Geldwerthe, ftatt. Sonach bezeichnet ver officielle 
Werth eigentlih nur die Duantität ver Waaren, der wirkliche Werth dagegen deren Gelvbetrag. 
Nun hat der allgemeine Handel nad den officiellen Werthen in Millionen France betragen: 


@infubr. Ausfubr, Zufammen. 

1840 —44 durchſchnittlich 1139 1031 2170 Mill. Br. 
1845 —49 Pr 1169 1243 2412 u 
1850 —54 " 1422 1696 3118 u 
1855 . ». 2 2 2.2 0. ...1982 2027 3979 u m 
1856 . .: 2 2 2 20020. 2868 2320 4588 , 
1855..2236 2357 4593 „ u 
1858 . . 2035 2442 4477 


Dem Steigen gegenüber, welches ſich aus dieſen Ziffern ergibt, darf vor allem dad Sinten 
des Geldwerths nicht außer Augen geſetzt werden. Man erhält durch obige Zuſammenſtellung 
zunächſt nur ein Bild der Vermehrung der Waarenmenge, abgeſehen von deren Geldwerth, und 
zudem kommt ein großer Betrag ſtets auf die bloße Durchfuhr u. ſ. w. 

Unter gewöhnlichen Verbältniffen kommen die Ergebniffe eines einzelnen Jahres nur wenig 
in Betradt. Anders in dem gegenwärtigen Frankreich. Diefer Staat befindet ſich nicht mehr in 
dem Zuftande einer normalen Entwidelung ; große, tief eingreifenbe Veränderungen find mit 
demfelben vorgenonmen worden, und man hat daher die Erſcheinungen, wie fie jich im einzel- 
nen nunmehr ergeben, forgfam ins Auge zu faſſen. Der legte officielle Bericht über den Han— 
del umfaßt das Jahr 1858 und wir heben daraus die wichtigſten Ergebniſſe hervor. 

Wie jih aus den obigen Zahlen ergibt, gewährte das Jahr 1858 zum erften mal fein Stei- 
gen, fondern vielmehr einen Rückſchlag im Gefammtverfehr und zwar um 116 Mill. gegen das 
Vorjahr nah den officiellen Werthen. Diefer Rückſchlag war noch viel größer nad) dem wirk— 
lichen Geldwerthe; hiernach entzifferte fih eine DVerminderung von 605 Mill. Es betrug 
(mirklicher Werth) 

die Einfuhr 2164 Mill. — 525 Mill. Verminderung gegen dad Vorjahr 


„ Ausfuhr 561 „ = 78 „ .n „ 
Menden wir und zum une Hierbei ergaben ſich 
Wertb. MWirfl,.Wertb. 
Einfuhr 1384 Dil. Fr. 1563 Mik. Fr. 
Ausfubr 1777 u 1887. . 
Zufammen 3161 „ „ 30 „u 
1857 waren 8 3090 „ 3739 „ 


ſonach zwar 71Mill. Zunahme der Menge, dagegen 298 Mitt. Abnahme dem Geldwerthe nach. 
Indeß find diefen Summen noch andere beizufügen, welche diejenigen Waaren betreffen, die zur 
Ummandelung oder Vollendung in Frankreich ein= und dann wieder ausgeführt wurden. Diefe 


Beträge einbegriffen, ftellt ſich der wirkliche Specialhandel von 1858, dem Vorjahr gegenüber. 
folgendermaßen: 


1857 1858 
Einfuhr: Dfficielle Wertbe 1484 Mill. 1426 Mil. 
Wirflihe „, 1912 „, 1600 „ 
Ausfuhr: Dfficielle ,, 2396 „ 1830 „ 
Wirflihe „, 1694 „ 1954 „ 
Im ganzen alſo jedenfalls eine bedeutende Verringerung. 
Staats-Rerifon. V. 38 
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- Bom Gefammtverfehr famen 1858, übereinflimmend mit den Ergebniffen des Vorjahres, 
72 Broc. auf den See: und nur 28 Proc. auf den Landhandel, ein weitered Zeichen, wie ſehr 
die Meere in gewiſſer Beziehung zu einer VBerbindungsftraße ver Völker geworben jind, wäh— 
rend man jierjo haufig noch als eine unbedingte Grenzſcheide betradtet. Bon dem Seeverfehr 
trafen 47 Proc. auf die franzdftiche, 53 Proc. auf die fremden Flaggen. Gegen das Vorjahr 
hatte die einheimische Schiffahrt 6, die fremde nur 3 Proc. eingebüßt. 

Am wichtigften war der Verkehr mit folgenden Handeldgebieten (in Mill. Fr., nach den 
officiellen Werthen): 


Einfubr. ‘ f Ausfubr. 
Allgem. Handel. Specialhandel. Allgem. Handel, Specialbanel. 


1) England . 339 Mitt. 216 Mill. 1) England . . 4099 Mill. 371 Mill 
2) Bereinigte Staaten 228 „ 189 ,, 2) Vereinigte Staaten 286 „ 1% 

3) Schwer . . - 195 „ 8 „ 3) Schwes . . . . 210 „ 96 

4) Deutjcher Bolloerein 12 „ er 4) Belgien . . . . 18 „ 158 „ 
5) Belgien . . . 178 „ 124 „ 5) Spanien . . . 18 „ 12 „ 
6) Sardinien . .„ . 110 „ DD „ 6) Deurfcher Zollverein 156 „ 136 „ 
.7) Zürfi . . 85 „ 64 „ T) Sardinien . . . 112 „ 0 
8) Britifches Indien . 82, 79 8) Türki.. 70 46 „ 
9) Rußland ....79 5 „ 9) Brafilien . » . 68 „ 45 „ 
10) Spanien ... 62 „ 46 „ 10) Beide Sicilin . „ 47 36 „ 


Die Einfuhr aus Algerien betrug noch immer nicht mehr ald 34 Mil. Coffic. W.), 
Borjahre bloß 31, während die Eleine Infel Reunion für 40 Mill. einführte. Dagegen — 
tirte Frankreich nach Algerien für nicht weniger als 132 Mill. Waaren. Der Unterſchied 
bezeichnet ungefähr, wieviel dieſe Colonie dem Mutterlande koſtet. 

Unter der Geſammtſumme der Ausfuhr (offic. 1777 Mil.) befanden ſich 435 Mill., für 
welche Nüdvergütungen für vom Staate bezogene Gebühren entrichtet werden mußten, und 
zwar flieg der Betrag dieſer Nüdzahlungen von 35%, Mill. im Jahre 1857 auf nahezu 
49 Mil. Fr. 

Die Gefammtmenge ver Waaren, welde im Jahre 1858 in die kaiſerlichen Niederlagsballen 
(dans les entrepöts de l’empire) gebradht wurden, betrug 16,274390 metrifche (d. h. Doppel-) 
Gentner, im Gelpbetragevon 820 Mill. nach officiellem Werthe. Es war Died gegen das Borjabr 
eine Verminderung von 2,253152 metr. Etrn. und 50 Mill. Werthes; ja nad dem wirklichen 
Werthe machte die Berminderung nicht weniger aus ald 233 Mill. Fr. Fügt man die Summe 
der Waaren bei, welche behufs einer Bervollfommnung oder Vollendung in Frankreich ein= und 
dann wieder ausgeführt wurden, jo erhält man folgende Lifte des gefammten mittelbaren und 
unmittelbaren Tranſits: 


Gewicht in — — 

metr. Gten. officieller. wirklicher. 
1859 1,583524 430 Mill. 448 Mil. 
1858 1,384667 478 „ B12 


Sonad allerdings nod eine Zunahme dem Gewichte, dagegen eine ftarfe Abnahme dem 
Werthe nah und zwar im Betrage von 64 Mill. des wirklihen Werthes. Zu diefem Tranüt 
lieferten die Schweiz und dann der Deutjche Zollverein am meiften (letzteres ein weiteres Zeichen, 
wie die unverfländige Aufrechthaltung unferer Durhgangs: und Flußzölle die Verſendung 
unferer eigenen Waaren von den deutſchen Häfen wegdrängt, um fie den fremden zuzuführen"). 
Die größten Mengen Tranfitgüter gingen nach England, der Schweiz, den Vereinigten Staaten 
und dem Zollvereine. 

Die witigften Verkehrsgegenden und Orte erjieht man aus nachſtehender Lifte des Mautt: 
ertrag® bei den verſchiedenen Hauptzollämtern, wobei jedoch zu bemerfen, daß die Einnahme 
der Nebenzollämter eingerechnet ift: 


Marjeille 41,841000 Fr. Lille . 2. 5,446000 Fr. 
Havre 41,676000 „, Rouen . . . 4,851000 „, 

Nantes 29,943000 „, Boulogne . . 4,206000 „, 

Bordeaur 18,472000 „, Strasburg . . 2,389000 „, 

Paris 16,859000 ,, Balencienned . 1,807000 „, 

Dünfirden 8,806000 „, Andere Zollämter 42,288000 , 


Was den Seeverfehr betrifft, fo wurden zwiſchen Frankreich, feinen Gofonien und dem 
Auslande 44043 einzelne Fahrten ausgeführt, mit einer Summe von 6,693000 Tonnen. 
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Davon trafen auf die franzöfifche Marine 45 Proc. "Der Verkehr mit Großbritannien allein 
betrug 2,486633 Tonnen; in zweiter Linie erſchienen die Vereinigten Staaten mit 428886, 
in dritter Spanien mit 398305. 

Vom Handel Algeriend werden wir unten reden. 

Nachträglich geht uns in franzöftfchen Blättern auch eine Überficht des Handelsverkehrs vom 
Jahre 1859 zu. Obwol der gewöhnliche ausführliche minifterielle Bericht (in einem befondern 
Bande) noch fehlt, jo ermangeln wir doch nicht, die Hauptergebnifle, wie fich diefelben danach 
geftalten, anzuführen, wobei jedoch darauf aufmerffam gemacht werden muß, daß die Gruppi= 
rung mitunter von der obigen etwas abweicht, weshalb aud die Zahlen von Vorjahre mit ven 
bereits gegebenen mehrfach nicht übereinftimmen. 

Der Handelöverfehr Frankreichs, Ein: und Ausfuhr zufammengerehnet und mit Einfluß 
des Verkehrs der Entrepots, betrug: 


Dfficieller Wertb. Wirklicher Werth. 

1857 4593 Mill. 5328 Mill. Fr. 

‘ 1858 4777 u 4725 u m 
1859 4904 „ Ball u 


" Das Jahr 1859 ergab aljo jedenfalls wieder eine anjehnlihe Zunahme; der wirkliche 
Werth, aus den Jahren 1858 und 1859 zufammengerechnet, bleibt indeß im Mittel hinter 1857 
zurüd, Die Zunahme von 1859 erſcheint zudem nicht durchaus als naturgemäße. Sie war 
vielmehr großentheild durch die Exporte veranlaßt, welche im italienischen Krieg auf Staats- 
foften für die Armee ftattfanden. 

Vom wirklihen Werthe kamen übrigens (den Entrepotverfehr mitgerechnet) auf: 


1858 1859 
Einfuhr 2164 Mill. 2355 Mill. 
Ausfuhr 2561 „ 3057 „ 
Zufammen 4725 „ 5412 „ 
Im Sperialhandel ftellten ſich die Ziffern folgendermaßen: 
1859 
Einfuhr 1563 Mil. 1641 Mil. 
Ausfuhr 1887: „ 2266 „ 
Zufammen 3450 „ 3907 „ 


Die Zunahme rührt, jomol im General- ald im Specialhandel, weit mehr von der Aus- 
fuhr ald von der Einfuhr her, nämlich zu brei Viertheilenvon der erftern, ein Beweis der mäch— 
tigen Ginwirfung der Ervorte für das in Italien kämpfende Heer. 

Bon den wichtigſten Rohftoffen und Halbfabrifaten zum Verweben wurden eingeführt: 


1858 1859 
Baummolle 79,600000 -81,700000 Kilogramme 
Wolle 36,000000 39,500000 ” 
Seide 3,000000 2,700000 a 
Leinengarn 170000 700000 m 
Zufammen 119,770000 124,600000 Pr 


Sehr beachtenswerth ift dad Steigen der Steinfohleneinfuhr. Diefelbe betrug in ven drei 
Jahren 1857—59 4,205000, dann 4,447000, zulegt 4,640000 Tonnen. 
Anders find die Ergebniffe bei ver Eifeneinfuhr: 


1857 1858 1859 
Rohes Gußeiien -» .» . . 95459 63186 43024 Tonnen 
Eiſen in Barren und Schienen 22958 12324 1520 „ 


(ungerechnet das zollfrei eingelaffene Gußeifen, betragend 28056, 17380 und 31588 Tonnen). 

Es dürfte hierbei zu erinnern fein, daß der Zollfag für Gußeifen im Jahre 1853 von 7 auf 
5 Fr. für den metrifchen Gentner herabgefegt wurde. Nyn flieg die Einfuhr bis zum Jahre 
1857. Don da an aber machte ſich die Wirkung des Antriebs geltend, welcher in ver Vermin— 
derung ded Schußzolld lag. 

Bei der Ausfuhr hat der Wein wieder das normale Duantum von 24/, Mill. (2,519000) 
Hefktoliter erreicht. Bon Geweben ift die Ausfuhr (nad dem wirklichen Werthe) auf 762 Mitt. 
Br. geftiegen (im Vorjahre blos 615 Mill.) Hiervon fommen auf die Gewebe aus: 

38° 
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. 1808 1859 
Seite . . . 375 Mil. Fr. 499 Mill. Fr. 
Wole . „. . 186 u u Bl. 4.4 
Baumwolle . BER 6724 
Flachs und Hanf 135, 14. 7,...., 


Über den Umfang des Handelsverkehrs im Jahre 1860 fehlen ung natürlich noch die Nach 
weile. Die Zollerträgniffe haben ſich ſehr bedeutend vermindert, allein dies migt man bem 
" Handeldvertrage mit England, der Herabjegung des Tarif bei. Daß die gedachte Berände: 
rung nicht ohne unmittelbare Einwirkung auf die Mautherträgniffe bleiben fonnte, ift jelbftver 
jtändlih. Allein trog der Gebührenherabjegung jcheint ſich der Verkehr nit emporgefhmun- 
gen zu haben, jondern zurüdgegangen zu fein. Wenigſtens wird gemeldet, bis zum 1. Det. 
1860 feien in frangöfifchen Häfen 1106 Schiffe weniger ein: und 1135 aus denfelben weniger 
ausgelaufen als in der gleichen Periode des Vorjahrs. 

Die Handelsmarine Franfreihs umfafte nah den Aufftellungen von 1857 etwa 15200 
Schiffe von 920000 Tonnen Tragfähigkeit mit 25000 Matrofen. Hiervon famen: 

Segelihiffe. Dampfer. 
auf das Atlantifhe Meer 11090 182 R 
„„ Mittelländiſche Meer 3810 148 


Zuſammen 14900 330 

Ungeachtet ſeiner günſtigen maritimen Lage ſteht Frankreich in dieſer Beziehung nicht nur 
Nordamerika und England, ſondern auch dem weit weniger vortheilhaft ſituirten, aber mit einer 
viel mehr ſeemänniſchen Bevölkerung ausgeſtatteten Deutſchland ganz entſchieden nach. (Die 
öſterreichiſche Handelsmarine gar nicht gerechnet, weil bei dieſer eine Ausſcheidung in deutſche 
und italienifche Schiffe nicht befannt ift, obwol im übrigen Deutihland auf den Bejig von 
Trieft gerade ebenfo wenig wird verzichten fünnen als auf jenen dev Tiroler Alpen, zählt 
Deutihland 19500 Schiffe von 1,920000 Tonnen mit ungefähr 23000 Matrofen. Anders 
fteht es freilich bei der Kriegsmarine. Die britiiche Handelsflotte umfaßte im Sabre 1858 
37088 Schiffe von 5,531887 Tonnen, worunter 1669 Dampfer mit 383598 Tonnen.) 

Es ift eine befannte Thatſache, daß der inländifche Verkehr jeder Nation einen weit größern 
Umfang bejigt ald der Handel mit fremden Ländern. Dagegen fehlt es durchgehends an den 
Mitteln, diefen Binnenhandel aud nur annähernd in beftimmten Zahlen zu bezeichnen. Doch 
. And ſchon die wenigen Notizen, welche ih auffinden laffen, beachtenswerth, zumal zur Erkennt 
niß des Aufſchwungs oder der Abnahme des innern Verkehrs. Aus einem Berichte des Finanz 
minifterd läßt fi entnehmen, daß im Jahre 1858 auf franzöſiſchen Flüffen und Kanälen fel- 
gende Waarenmengen, melde Gebühren zu entrichten hatten, befördert wurden: auf Flüffen 
und Biden 16,266481 Tonnen Waaren und 3,099170 Stere (Kubikmeter) geflößten Holzes; 
ferner auf den Kanälen 14,467595 Tonnen Waaren und 403086 Stere Holz. Nicht ringe: 
rechnet find alle Güter, welche einer Gebührenentribtung nicht unterlagen, ſowie auch der Ver: 
fehr an den Mündungen ver Flüffe hier außer Berückſichtigung blieb, weil dieſer fhon dem Ser: 
bandel angehört. 

Nach den Berehnungen Minard's (ehemaligen Generalinfpectord der Brüden und Chauſ— 
jeen) ftellte fih der Verkehr an Handelsgütern und geflößtem Holze in Frankreich auf Flüſſen, 
Bächen und Eifenbahnen folgendermaßen, wenn man die Gefammtzahl der beförverten Tonnen 
auf je einen Kilometer berechnet (7,42 Kilometer = 1 deutſche Meile): 

Maflerwege. ifenbabnen. 


Zabre. Auf Silometer. Auf 1 Kılometer. 
1850 1722 Mill. Tonnen 353 Mil. Tonnen 
1853 2164 „, u 889 n 
1855 2177 „ rn 1578 „ " 
1856 2302 „ F 1851 „ " 
1857 2166 „ 2189 


Died ergibt auf jeden Kilometer Waflerftrafe und im Betrieb ſtehender Eiſen bahnen fol⸗ 
gende Quantität beförderter Waaren: 


Jabre. Waſſerwege. Gifenbabnen. 
1853 185000 Tonnen 227500 Tonnen 
1855 186000 „ 314000  %„ 
1856 196000 „, 327000 , 


1857 187000 , 320000 


— 49 
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Es wird bemerkt, daß der Rückſchlag von 1857 aus der Stodung im Verkehr herrührte, 
und daß die Ergebnifje im Jahre 1858 aus dem gleichen Grunde ähnliche gewejen feien. [Im 
Jahre 1859 hatten wenigftens die Eiſenbahnen eine mäßige Zunahme (fiehe unten), wozu 
freilich gerade die außerorventlihen Sendungen für Kriegszwecke mejentlich beigetragen haben 
dürften.) 

Als Ergebniß der nachgewieſenen Verhältniffe mag Folgendes anzunehmen fein: Die großen 
PBrineipien der Revolution von 1789 bezüglich freien Verkehrs im Innern des ausgedehnten 
Staates, dann der Theilbarfeit ded Grundeigenthumsd und der Gewerbefreiheit haben ſowol der 
landwirthſchaftlichen als der Gewerbeproduction einen ungemein großen Aufihwung ermög: 
licht. Der internationale Handel, obwol gleihfall8 im ganzen ftarf aufblühend, litt bisher 
mittelbar unter den Bolgen des mit der Gewerbefreiheit in ftarrem Widerſpruch flehenden 
Schutz- und Prohibitivzollſyſtems. Die glänzende Entwidelung im Innern und nad außen 
hat übrigens in den legten Jahren mitunter unverkennbar ſchwere Stöße erlitten, ſodaß in ein- 
zelnen Beziehungen nicht nur der weitere Aufſchwung gehemmt erfcheint, ſondern ſogar 
poſitive Rüdihläge fi ergaben. Man wird ſchwerlich jehr irren, wenn man dieſe Refultate als 
Folgen der neuftaatlihen Politik betrachtet, deren Anftrengungen zur künſtlichen Belebung der 
Induftrie und des Verkehrs allerdings eine Zeit lang ausreihen mögen, um alle Dinge im 
Prachtgewande erſcheinen zu laflen, die aber jchließlich doch nicht im Stande fein fönnen, jene 
Bolgen abzuwenden, welche jeder überreiz und jeder naturwidrige Zuftand nad ſich zieht. 
Manche der obigen Ziffern, obwol diejelben ſich natürlich no nicht auf das Jahr 1860 ausdeh— 
nen, beginnen dies mit jener unwiverlegbaren Beftimmtheit anzudeuten, weldhe der Statiſtik 
eigen ift und welche feine Schmeichelei hinwegzureden vermag. 

Übrigens ift hier noch zu bemerfen, daß die franzöſiſche Regierung durch den Handelsvertrag 
mit England von 1860 den Weg nad dem Freihandelsſyſteme angebahnt und damit unver: 
fennbar einen großen und hochwichtigen Fortſchritt zum Beſſern begonnen hat. Natürlich liegen 
darüber nod feine Ziffernrefultate vor. Auch iſt es durch die Natur der Verhältniffe bedingt, 
daß jede tief eingreifende Umgeftaltung, jelbft die zum Beilern führende, vorübergehend mehr 
oder minder bedeutende Opfer erheiiht. Das Grgebniß im ganzen aber kann zulegt nicht 
zweifelhaft jein. 

IV. Berfehrömittel. a) Waflerftraßen. Frankreich befigt 11495 Kilometer jchiff- oder 
flößbarer Flüſſe und Bäche und 4895 Kilometer benugbarer Kanäle, zufammen aljo 16390 
Kilometer oder 2209 deutſche Meilen natürlicher und fünftliher Waflerftraßen. Von den ein: 
zelnen Strömen hat die Loire die größte Wichtigfeit. ‚Sie ift auf eine Ausdehnung von 883 
Kilometer ſchiff- oder flößbar und ihre Nebenflüfle find ed auf 972, zufammen aljo 1855 Kilo: 
meter oder 250 deutiche Meilen. Die zweite Stelle nimmt die Seine ein, mit 586 und (Neben: 
flüſſe) 1186 = 1772 Kilometer. Die Garonne (Gironde) erſcheint mit 506 und 927 = 1433; 
endlich die Ahone mit 531 und 772 — 1203. Bom Rheine fommen 198 Kilometer’auf die 
. frangöfifhe Grenze, dazu deffen Nebenflüffe aus Frankreich, befonderd Mojel und Maas, 487 
— 685. Bon den Kanälen befigen folgende die größte Länge: Kanal von Nantes nad Breft 
359 Kilometer, Berryfanal 322, von der Rhone zum Rhein 321, Marne zum Rhein 315, 
Burgunderfanal 242, Kanal du Midi oder von Languedoe (erbaut in den Jahren 1666— 
1810) 241 u. |. w. Die Kanäle find theild Staats-, theild Privateigenthum, theild auf 
eine beftimmte Reihe von Jahren concedirt. Die Regierung hat mehrere Brivatfanäle an- 
gekauft. Bei dem Entftehen ver Eifenbahnen fürchtete man ein Veröden der Waiferftragen. 
Allerdings trat zunächſt eine Verminderung in deren Benugung ein, doch ift jegt das frühere 
Verhältniß im allgemeinen wieder erreicht, theilweife fogar um etwas überftiegen. 

b) Ehauffeen (im Jahre 1854): Staatäftrafen 37501 Kilometer, Departementalftraßen 
45626, Birinal:(Gemeinde-)Wege 558441, zufammen 641568 Kilometer — 86464 deut: 
che Meilen. 

c) Eijenbahnen. In deren Herftellung blieb Frankreich lange Zeit entichieden zurüd. Im 
Jahre 1842 hatte es erft 590, 1848 nit mehr ald 2211 Kilometer (298 deutihe Meilen) 
Schienenwege. Die kaiferlihe Negierung, der ſchon die ftrategiiche Wichtigkeit dieſes Verbin— 
dungsmittels nicht entgehen fonnte, machte ungeheuere Anftrengungen, das Verſäumte nachzu— 
holen. Neujahr 1860 ftanden 9076 Kilometer (1223 Meilen) in Betrieb, am 1. Det. 1860 
9270 Kilometer. Der Fortſchritt ift ſehr groß, doch ſteht das Kaiferreich noch immer nit nur 
Nordamerika nach, welches gegen 5500 deutſche Meilen Schienenmwege befigt, jondern auch Groß⸗ 
britannien mit 2200 und Deutihland mit beinahe 2000 Meilen; Preußen allein befigt 680, 
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das Kleine Belgien 220 Meilen. DieRoheinnahme aller franzöfiihen Bahnen belief ih im Jahre 
1858 auf3342/,, 1859 (nad vorläufiger Aufftellung) auf 387°/, Mill. Fr., odervon jeden im 
Betriebe ftehenden Kilometerimerjtgenannten Jahre auf 41330, im legtgenanntenauf43782 Fr. 
Beide Ziffern zeigen eine Verminderung des filometrifhen Ertrags. Die Reineinnahme hatte 
nämlih im Jahre 1852 allerdings nur 35712 Fr. vom Kilometer betragen, war aber ſchon 
1853 auf 41712 geftiegen, 1854 auf 45663 und 1855 auf 51317 und fie war 1856 noch 
48048. Befördert wurden 1857 40,662168 Perfonen und 298,144980 Etr. Waaren (in 
Großbritannien 1858 über 139 Mill. Reifende und beinahe 74 Mill. Tonnen Güter!). Die 
Bahrpreife find zwar niedriger als in England, vagegen höher ald im ganzen übrigen Mittel- 
europa, namentlich höher als in Deutichland, wozu die Staatsabgaben (10 Proc. vom Berfonen= 
verkehr u. ſ. w, 1858 mit 17,872253, und 1859 mit 20,850245 Fr.) nit unmwejentlich bei= 
tragen. Dabei ift der Zuftand der Wagen, befonderöder zweiten Klaffe, viel geringer ald auf 
deutfchem Gebiete und die Menge der Unglüdöfälle weit gröhßer. Nach ven Unterfuhungser- 
gebniffen der von der franzöſiſchen Regierung zu dieſem Behufe eigens aufgeftellten Commiſſion 
wurden infolge wirklichen Betriebes der Bahnen getöbtet oder verwundet: in Preußen ein Rei- 
fender auf 3,291075 beförverte Berfonen; in Belgien 1 auf 1,611237, in Franfreih 1 ſchon 
auf 375092 (in England auf 311345 und in den Vereinigten Staaten fogar auf 168459). 
Die ſehr ungünftige Ziffer für Frankreich rührt allerdings wefentlih von dem großen Unglüd 
auf dem linken Seineufer im Jahre 1842 her, bei welhem allein 52 Berfonen das Leben ein: 
büßten. Übrigens kam in Branfreich bei dem vorigen Zuftande der Eilpoften und Meffagerien 
ein Getödteter ſchon auf 355463 und ein Verwundeter fogar auf 29571 Reifende. Die 
Gejammtzahl der Pferdefräfte ver auf ſämmtlichen franzöfiihen Bahnen verwendeten Locomo— 
tiven wird nominell zu 450000 berechnet, in Wirklichkeit gleihfommend der Anftrengung 
von 1,900000 Pferden, welche täglih 10 Stunden arbeiten, oder der von 6,300000 Mens 

fhen. Die Zahl der Eifenbahnangeftellten beträgt 55000. in Übelftand, für den mittelbar 
das Publikum büßen muß, find die zum guten Theile durch Schwindeleien und Betrügereien 

emporgetriebenen hohen Anlagefoften ver Schienenwege. Bereits im Jahre 1857 nahm man 

386000 Fr. für ven Kilometer = 776000 preuß. Thlr. für die deutjche Meile an. Selbſt vie 

Berhandlungen des Geſetzgebenden Körpers haben die ungeheuerften Betrügereien, namentlich 

höher ftehender Gaumer, offen gelegt. Nah dem (im Februar 1861) dem Geſetzgebenden Kör- 

per vorgelegten ‚‚Expost de la situalion de l’empire‘ find 9334 Kilometer Bahn im Betriebe, 

5505 Kilometer weiter concedirt und im Bau, endlich nod 1600 Kilometer blos eventuell con= 

cedirt. Nach einer weitern Veröffentlihung im „Moniteur‘ vom Februar 1861 betrug die 

Bruttoeinnahme im Jahre 1860 408,213725 Fr., d.i. nur 19,583878 Fr. mehr als im 

Vorjahre, obwol während des Jahres 245 Kilometer neu eröffnet worden waren. 

d) Xelegraphen. Ende 1859 betrug die Drabtlänge 16049 Kilometer — 2160 deutſche 
Meilen (in Preußen, das nur halb jo groß ald Franfreih, 2052 Meilen; in der Fleinen 
Schweiz hatte man Ende 1859 3840 Kilometer = 517 Meilen Drathlänge). Zahl der Sta— 
tionen am 1. Sept. 1858 erft 186, Ende 1859 aber 240. (In Preußen aud nur 112, dagegen 
in der kleinen Schweiz 131! Es kam alfo ein Eijenbahnbureau in Frankreich erft auf 150000 
Einwohner, in Preußen auf 160714, in ver Schweiz 1 ſchon auf 11450 Menſchen.) Die 
Zahl der beförberten Depeſchen, 1852 erft 48105, war 1858 auf 463973 und 1859 auf 
598701 geftiegen, (In Preußen verhältnigmäßig wenig mehr, nämlid 247202, dagegen in der 
Schweiz 1859 259849 Depeſchen; auf 1 Mill. Menſchen kamen aljo in Franfreih 12817 
und in Preußen 13734 Depelchen, in der Eingenofienfhaft dagegen 103939!) Die Robein: 
nahmen betrugen in Sranfreih 1858 3,516633, 1359 4,022799, wogegen vie Betriebs: 
foften jhon im Budget für 1857 zu 3,261400, in jenem für 1860 aber zu 6,106898 Fr. ver: 
anſchlagt wurden, wonach ſich joviel wie gar fein Reinertrag ergibt — eine Folge der wenigen 
Stationen und hohen Tariffäge, durchſchnittlich mehr als 8 Fr. für jede Depefche, während in ver 
Schweiz bei einem normalen Tariffage von nur-1 Fr. und bei den vielen Stationen die Rob: 
einnabme im Jahre 1859 631327 und die Ausgabe 504963 Fr. betrug, ſodaß ſich hier für 
die Staatskaſſe ein Reinertrag von 126364 Fr. ergab, indeß der Nugen des Publifums noch 
unberehenbar größer war. In Preußen flellte ih ver Robertrag 1858 nur auf439385 Thlr., 
womit nicht einmal die Betriebsfoften gedeckt zu fein jcheinen. 

e) Pol. Die Zahl der beförderten Briefe, 1847 erſt 1261/, Mill., flieg 1854 bereits auf 
212, 1858 auf 254 und 1859 auf nahezu 259%, Mill. Die Zahl der beförderten Zeitungs: 
nummern belief ſich im legten Jahre auf 110°/,, die der gedruckten Girculare auf 55'/, Mill. 
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(Auf jeden Kopf der Bevölkerung famen 7,16 Briefe im Jahre; dagegen in Preußen 6,8, in 
der Schweiz 10,8, in Großbritannien und Irland 17,9.) 

Im allgemeinen ergibt ſich in allen Zweigen ein jehr bedeutender, fräftiger und nachhalti— 
ger Aufihwung. Derfelbe fönnte mit Leichtigfeit noch viel mehr entwidelt werden, ganz bejon-. 
vers bei den Telegraphenanftalten durch Ermäßigung der überhohen Gebühren und bei ven 
Eifenbahnen dur Aufbeben der fiöcaliihen Verfehräbelaftung, Befeitigung ver Millionen ver: 
Tchlingenden Betrügereien und Verfhwendungen in Anlage und Betrieb, endlich durch Herftel- 
lung freier Goncurrenz ftatt ded Monopol, welches die Regierung dadurch jelbft ind Leben 
rief, daß jie die Verjchmelzung der einzelnen Eifenbahngefellihaften in wenige große Com— 
pagnien begünftigte, wonach ed nunmehr im ganzen Reiche nur noch 14 Eiſenbahngeſellſchaften 
gibt, unter denen 6 nicht weniger ald 8412 Kilometer (von den überhaupt nur vorhandenen 
9076 Kilometern) bejigen und monopoliftiih ausbeuten, weshalb die franzöſiſchen Bahnen nad 
MWohlfeilheit der Perfonenfahrpreife, Güte der Wagen und Pünktlichkeit wie Sicherheit im 
. Betriebe den deutichen unbedingt nachſtehen. 

V. Juftizwejen; zur Givil: und Griminalftatiftif, In jedem der 2848 Gantone 
befteht für Eivilfahen ein Friedensgericht (mit Einzelvichter) , in jedem der 363 Bezirke ein 
Bezirksgericht (tribunal de premiere instance), und über dieſen gibt ed 28 Appellböfe (cours 
imperiales). Ungerechnet find dabei die Gerichte in Savoyen und Nizza. Liber allen Juſtiz— 
ftellen fteht ver Gaffationshof zu Paris. Die nämlihen Gerichte handhaben auch die Eriminal- 
juftiz und zwar die Friedendgerichte als einfache Bolizeiz, die Bezirfögerichte als Zuchtpoligei- 
gerichte. Bei Anklagen wegen eigentlicher Verbrechen (crimes, im Gegenfage zu Vergeben, 
delits) haben Gejhworene über den Thatbeftand zu erfennen. Dabei das Inftitut der Staats- 
anwaltfhaft (Generalprocuratoren an den Appellböfen, faiferlihe Procuratoren an u Be: . 
zirfögeridhten); dann, für die freiwillige Gerichtöbarfeit, eigene Notare. 

Aus der neuern Stariftif der Rechtspflege in Frankreich heben wir nur ſolche Bunte aus, 
welde, beſonders durch Vermehrung oder Verminderung der Zahl zulegt vorgefommener Fälle, 
auf Berbeilerung oder Verſchlimmerung der jocialen Zuftande deuten. 

a) Giviljuftiz. Nah dem Rechenſchaftsberichte über die Ergebniſſe der Rechtspflege im 
Jahre 1857 hat fich die Zahl der vor den Friedensgerichten anhängigen Nedhtöftreite gegen das 
Vorjahr etwas vermehrt (444153 Proceſſe gegen 428512 im Jahre 1856), indeß freilich zu= 
mieift infolge einer Veränderung in der Gejeggebung, gegen die Mittelzahl aus noch frühern 
Jahren jedoch jehr bedeutend verringert. Auch bei den Bezirfögerichten ergab ſich eine Fleine Vers 
minderung, bei ven Appellhöfen hingegen eine geringe Vermehrung der anhängig gemadten 
Nechtöftreite. Von den einzelnen Gegenftänden heben wir die Eheſcheidungsproceſſe oder 
vielmehr die Klagen auf Trennung von Tiih und Bett (separation de corps) hervor. Deren 
Zahl betrug 1855 1573, flieg 1856 auf 1663 und belief ſich 1857 auf 1727, ſonach in zmei 
Jahren eine Vermehrung von nahezu 10 Proc. Unter dieſen Klagen waren blos 168, alſo 
noch nicht ein Zehntel von den Ehemännern, dagegen 1559 von den Frauen erhoben. Von der 
Gejammtzahl gründeten jih 1522 auf körperliche Mishanvlung und ſchwere Injurien, 149 auf 
Ghebrud durch die Frau, 100 auf Ehebruch durch den Mann und 35 auf Verurtheilung des 
beklagten Theils zu Leibes- oder entehrenden Strafen. Über 1452 dieſer Scheidungsklagen 
wurde entſchieden, davon wurden 1252 genehmigt und 200 abgewieſen; in 275 Fällen er— 
folgte Zurücknahme der Klage. 

Die Zahl ver gerichtlichen Beräußerungen (ventes judiciaires) hat ih von 20194 im Jahre 
1853 auf 18578 im Jahre 1856 und 17097 im Jahre 1857 vermindert. Es läßt fi, da die 
hier einwirkenden Verhältniffe complieirt find, ſchwer beftimmen, inwiefern die gedachte Er: 
ſcheinung günftig oder ungünftig genannt werden fann. Ungeachtet der angegebenen Vermin— 
derung im ganzen finden wir nämlich gerade in wichtigen Ginzelbeziehungen eine Vermeh—⸗ 
rung dieſer gerichtlichen Verkäufe. So ſtieg die Menge der Güterveräußerungen von Falliten, 
1853 blos 352, im Jahre 1856 auf 584 und betrug auch 1857 niit vielweniger, nämlich 551. 

In Handelsfahen wuchs die Zahl der Proceſſe: 1851 wurden deren nur 138898 anhängig 
gemadht, 1856 bingegen 202756 und 1857 jogar 221531, eine Vermehrung von ungefähr 
10 Proc. in einem Jahre. Die Fallimente (als Handelsfachen) haben ſich in gleicher Weile von 
Jahr zu Jahr vermehrt. Im Jahre 1850 kamen nur 2144 zur Anmeldung, 1855 flieg die 
Zahl auf 3540, 1856 auf 3717, 1857 auf 3983. Da aber die Erledigung jehr langjam 
erfolgt, fo waren Ende des legten Jahres 10343 Fallimente gerihtlid noch zu ordnen; nur 
2966 waren im Laufe des Jahre geregelt worden, deren Paſſivſtand 125/, Mi. betrug, 
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indeß die Activa 45 Mill. wenig überftiegen. In 274 dieſer Bälle erhielten die Gläubiger auch 
nicht das Geringfte (die Koften verfhlangen den geringen Vermögensftand); in 579 Fällen 
befamen jie weniger ald 10 Bror., in 1247 dagegen zwifchen 11 und 25 Proc. ; über 75 Proc. 
nur in 118 Fallen. 

Die Zahl der neugegründeten Handelögefellfchaften, 1856 nod 4195, hat jih auf 3965 
vermindert. Die Verringerung rührt ausichließlih von anonymen Actiengefellfhaften her, 
deren 1856 340 gegründet wurden, 1857 nur noch 95. Da die große Handelskriſe erft gegen 
Ende des legtern Jahres ausbrach, fo ift diefe Veränderung doppelt bemerkenswerth. 

Die Zahl der Notariatsacten, 1854 3,662389, ging ſeitdem von Jahr zu Jahr herab und 
belief ih 1857 nur noch auf 3,475473. Dies deutet auf eine eigenthümliche innere Stodung 
im gewöhnlichen ſoliden Verkehre nach alter Art (die Börfengefchäfte häuften ſich!). Man findet 
nun die Zahl ver Notare zu groß; viele dieſer Angeftellten (ebenjo Gerihtsboten) können nicht 
mehr leben vom verringerten Ertrage ihrer Stellen, indem fie nur Gebühren umd feinerlei feſte 
Beſoldung zu beziehen haben. (Unterſchleife, leider ihon früher jehr häufig, müffen jih danach 
vermehren.) Die Regierung möchte die Menge der Notariatsftellen vermindern. Da man aber 
bei dieſen Stellen die heilloſe Einrichtung beibehalten hat, den Eigenthümern die Berkäuflichkeit 
berjelben an geeignete Individuen zuzufichern, jo ergeben ſich meiftens ſchwer zu bemwältigende 
Hinderniſſe. 

Aus dem (eben veröffentlichten) Miniſterialbericht über die Civilrechtspflege im Jahre 1858 
fügen wir einige weitere bezeichnende Ihatfachen bei. 

Die ehelichen Trennungen haben ſich wieder vermehrt; gegen dad Mittel von 1841— 50 
beträgt die Zunahme 90 Proc.! Bon 2090 Klagen waren 87 Proc. durch Mishandlungen - 
und ſchwere Beleidigungen motivirt, 10 Proc. durch Beſchuldigung des Ehebruchs. Auch die 
Gütertrennungen (separations de biens) nehmen feit fünf Jahren zu; 4704 folder Iren: 
nungen wurden begehrt, 4583 zugelaffen. Die Zahl der gerichtlihen Klagen auf Unterhalt 
durch Berwandte oder Angeheivathete vermehrte ſich feit der Periode von 1846—50 um mehr 
ald 50 Proc. 

Die Menge der gerichtlichen Verfteigerungen, die ſich jeit 1850 vermindert hatte, flieg 
wieder um nahezu 3 Proc., hauptſächlich herrührend von Immobiliarpfändungen. 

Weitere Zunahme der Handelsproceſſe; die Ziffer flieg auf 232049 Fälle, alfo 10518 
mehr ald im VBorjahre; eine Zunahme von 8,5 Proc. gegen 1857, von 14,4 Proc. gegen 1856 
und von 67 Proc. gegen 1851. Ballimente wurden diesmal jogar 4330 neu eröffnet, gegen 
1850 eine Vermehrung von 102 Proc. Während aber die Zahl ver Fallimente gegen das 
Vorjahr allein um 9 Proc. flieg, verminderte ſich jene der neugegründeten Handelögefellichaften 
um 7 Pror., bis auf die Ziffer von 3710. Auch haben ſich die Fälle von Leibeshaft (con- 
trainte par corps) um faft 8 Proc, vermehrt. 

b) Griminaljuftiz. Hierüber legen wir den Bericht des Juſtizminiſters bezüglich des 
Jahres 1858 unfern Mittheilungen zu Grunde. Im allgemeinen ergibt ich eine Verminderung 
der Verbrechen gegen dad Eigenthum, dagegen eine Bermehrung folher gegen Berjonen. Die Zahl 
der vor die Geſchworenen gebrachten Fälle, 1857 4399, fan auf 4302 mit 5375 Angeklagten, 
wovon 2280 wegen Verbrechen gegen Berfonen, 3095 wegen ſolcher gegen das Eigenthum ver= 
folgt wurden. Morde kamen von 1846—50 durchſchnittlich 86 vor; von 1851—55 blos 
noch 54, 1858 dagegen 73. Die Zahl ver Älternmorde ftieg von 12 auf 17, die der Kindes: 
morde nahm in folgender Ausdehnung zu: 1855 173, 1856 190, 1857 208, 1858 224. 
Nothzucht gegen Erwachſene 1855 160, 1856 181, 1857 188, 1858 238. Sehr ftarf ver: 
mehrten id ſodann die Angriffe auf die Keuſchheit von Kindern, mit und ohne Nothzucht: von 
1826— 31 war die durchſchnittliche Zahl diefer Fälle nur 136, von 1851— 55 betrug dad 
Mittel 592, 1856 651, 1857 617, 1858 aber 784. (Der Minifter meint, die reiche Wein: 
ernte jei Urſache; indeß ergibt ſich eine, wenn auch durch Fleine Fluctuationen manchmal gemil- 
derte, andauernde Zunahme in erſchreckender Ausdehnung.) 

Die Verminderung der Zahl der Verbrechen gegen das Eigenthum erklärt ſich weſentlich 
ſchon daraus, daß die Theuerung, welde in den früheren Jahren geherrſcht, aufgehört hatte; 
allein diefe Verringerung ift (mie ein Aufjag im „Journal des Bconomistes” richtig bemerft) 
überhaupt nur ſcheinbar. Sie rührt weſentlich aus ber Klafle der jogenannten qualificirten 
Diebſtähle her, welde von den Diebftählen allein vor die Schwurgerichte kommen. Der Jufliz- 
minifter jelbft erkennt nun ein Streben der Staatsprocuratoren und Unterfuhungsrichter an, 
die erſchwerenden Umſtände, welche nicht unbedingt hervortreten, beifeite zu ſchieben, um über 
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die gedachten Beihuldigungen die bloßen Zuchtpolizeigerichte urtbeilen zu laflen. Der Minifter 
lobt diefed Verfahren. Danach verliert aber jene Verringerung der Verbrechenzahl jede 
Bereutung. In Wirklichkeit finden wir denn auch, daß die Menge der fogenannten einfachen 
Diebſtähle ſich nicht vermindert, fondern im Gegentheile verpreifacht hat! Die Zahl ver ver: 
folgten betrügerifhen Banfrotte flieg von 105 auf 114. 

Im übrigen ergibt fich jedoch auch bei den Vergeben eine Berminderung derjenigen gegen 
das Eigenthum, neben einer Bermehrung der gegen die Perfonen gerichteten. Die legtern find 
in mander Beziehung harafteriftifh: die Zunahme diefer Vergehen beträgt 119 Proc. in den 
Fällen von Sittenverlegung, 100 Pror. in jenen der Rebellion, 33 Proc. bei Beleidigung 
Öffentliher Angeftellten, 47 Proc. bei Verlegungen der Geſetze zum Schuge der Kirchen und ' 
Priefter, endlich 98 Proc. bei politifchen Vergehen (nach der Berehnung im „Journal des Eco- 
nomistes’'). Die Fälle von Rebellion, Beleidigung von Beamten, Gewaltthätigkeiten gegen 
Angeftellte der öffentlihen Gewalt umfaflen etwa 9 Broc. aller Vergeben; die Zumider: 
handlungen gegen die Zollgefege, gegen die indireeten Auflagen, die Waſſer- und Forftpolizei 
machen faft ein Viertheil der Gefammtfumme aller Vergeben aus, und wenn man diefe beiden 
Klaffen, welche große Ähnlichkeit unter ſich befigen, zufammennimmt; jo hat man nicht weniger ' 
als 34 Proc., über ein Drittheil dev Geſammtſumme aller Vergeben. 

Auch die Rüdfälle vermehrten jih. Schon der Bericht über die Rechtspflege im Jahre 1857 
flagte über deren Zunahme, 46 Proc. in fieben Jahren betragend; nunmehr erhöht fich aber 
dieſe Ziffer für das achte Jahr auf 52 Proc. 

Die Anklagen wegen Kapitalverbredhen hatten ji, mas die Menge der Procefle betrifft, 
1857 vermindert, gleichwol hatte fich die Zahl der zum Tode Verurtheilten um 12, d. h. um ein 
DBiertel vermehrt. Im Jahre 1858 ergab fi eine Ermäßigung in der Zahl der Anflagen, 
aber eine neue, wenn äuch kleine Vermehrung der Berurtheilungen. 

Hieran reihe jich die Notiz, daß die Zahl der Selbftmorde, die früher abgenommen hatten, 
von 3703 im Jahre 1857 im nächſten Jahre auf 3968 anwuchs, wozu dad Seinedepartement 
allein 602 Fälle lieferte. Die Vermehrung rührte her aus der Alteröflafle zwifhen 30—80 
Jahren. (In England famen 1857 nur 1349 Selbftmorde vor.) 

Wir jhalten Hier einige Ergebnifle der Strafrehtöpflege vom Jahre 1857 ein. In diefem 
Jahre famen 34,1 Proc. der Verbrechen auf Handlungen gegen PBerfonen, 65,9 Proc. auf 
foldhe gegen das Eigenthum. Dem Geſchlechte nady waren 82,1 Proc. ver Angeklagten männlich, 
17,9 weiblih, dem Alter nah 14,5 Proc. unter 21 Jahren, 55,2 zwiſchen 21 und 40, 25,6 
zwifchen 40 und 60 und 4,7 Proc. über 60 Jahre; nad vem Eivilftande: 50,9 Proc. Unverhei: 
rathete, 43,2 noch Verheirathete und 5,9 Vermwitwete. Nah den Wohnosten gehörten 53,7 den 
Städten, 41,3 den Landgemeinden an. . 

Hier ift auch noch fowol der barbarifhen Strenge des franzöſiſchen Code penal, als ver 
troß aller hohlen Worte mit dem Schuße perfönlicher Freiheit unvereinbaren Grundbeſtimmun⸗ 
gen deö Code d’instruction criminelle zu gedenken. Und dabei ift ed um jo bezeichnender, daß, 
neben der ohnehin jhon vorhandenen enormen Härte dev Geſetzbücher, ein noch empörenderer 
Gerichtsgebrauch jich gebildet hat, wonach ed genügt, Gontumacialangeklagter zu fein, um auch 
als ſchuldig erklärt und Herurtheilt zu werden, So ift aus dem Rechenſchaftsberichte über Die 
Rechtöpflege im Jahre 1857 zu eriehen, daß in jenem Jahre gegen 363 wegen Verbrechen 
(erimes) Angeklagte in contumaciam verfahren und auch nicht einer derfelben freigefprochen 
ward. Zudem find, felbft bei contradictorifchem Verfahren, dieBerurtheilungen durd die Zudt: 
polizeirichter in bevenklicher Ausdehnung häufig: von 1000 Beſchuldigten wurden blos 79 freis 
gefproden. (In England fommen bei den gleichen Kategorien auf 1000 Beſchuldigte nit 
weniger ald 370 Freifprechungen. ) 

Der Berfafler der oben erwähnten Abhandlung im „Journal des Economistes” findet dieſe 
Thatſachen meiftend in hohem Grade bedenklich: „Die aus diefer rajhen Prüfung des Rechen— 
ſchaftsberichts über die Griminaljufliz zu ziehende Folgerung ift zu augenſcheinlich übel, als 
daß man ji) einer Illuſion darüber hingeben könnte: jeit 1855 verfchlimmert ſich der moralifche 
Geift in Frankreich immermehr. Was auch die Optimiften jagen mögen, diefe von dem Fort: 
ſchreiten unferer Givilifation mehr oder minder überzeugten Bewunderer, e8 manifejlirt ſich die 
Eorruption der öffentlichen Sitten durch das harakteriftiihe Zeichen ded Sinfend der Nationen, 
nämli durch eine permanente Zunahme der abſcheulichſten Attentate gegen die Perſonen, der 
niebrigften Angriffe gegen das Eigenthum und der ſchmählichſten gegen den Staat. Was 
ſpricht man von der Heilighaltung ver Bamilie, angefihtd der Zunahme von Nothzucht, von 
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Angriffen auf die Schamhaftigkeit, von Kindesmorden, von Vatermorden und von Gewaltthätig⸗ 
keit gegen die Altern? Was redet man von der Achtung des Eigenthums, während ſich die 
Banfrotte, die Schwindeleien und commerziellen Betrügereien verdoppeln? Was von der 
Achtung vor den Behörden, indeß Beihimpfungen und Gemaltthaten gegen die Angeftellten, 
Zumiderhandlungen gegen die zur Wahrung der öffentlihen Einkünfte beftimmten Gejege und 
Beroronungen die Hälfte der Verbrechen und Vergehen bilden? Iſt das eine moraliſche 
und zur Zufriedenheit gebrachte Bevölkerung, bei welcher die am nachſichtigſten beurtheilten 
Unthaten keine andern find ald Erpreflung, Beitehung, Entführung Minvderjähriger, Re— 
bellion, faliches Zeugniß, Erpreflung von Unterfhriften, willfürlihe Verhaftung, Branpftif- 
tung, Balihmünzerei, Fälſchung von Privatichriften und Abtreibungen ver Leibesfrucht? .. 
Der Rechenſchaftsöbericht der Civil und der Handeldgerichte beweift, wie jenerder Griminaljuftiz, 
einen Zuftand moralifcher und materieller Krife, deren Symptome gemöhnlich dem Auge des 
Minveraufmerkffamen entgehen, welche aber in diefer doppelten Statiftif (der Givil= und der 
Griminalrehtspflege) fi verkörpern und materialifiren und zwar in einer Weife, welche felbit 
die Mindeftweitblidenden erfchreden muß. Die Thatſachen find hier allmädhtig und die Zahlen 
befigen eine Autorität, welche die ausgefhmückteften Raifonnements zunichte macht. Wie 
geſchickt man auch ſei in der Kunft, die Zahlen zu gruppiren, fo wird es doch ſchwerlich gelingen, 
die Bedeutung derjenigen Folgerungen zu verringern, melde jih aus den Vergleihungen 
ergeben.’ 

Man kann allerdings bemerken, daß der franzöfiiche Verfaſſer ausſchließlich nur die düſtern 
Punkte hervorgehoben habe; man wird im Stande fein, wol aud einige bellere Bartien auf: 
zufinden; bie erwähnten Thatjachen ſelbſt aber bleiben immerhin und ihre Bedeutung läßt ſich 
zwar höher oder geringer anſchlagen, feinenfalls aber ganz binmwegftreiten. Wir haben darum 
den Bemerkungen des „Journal des Economistes’’ nichts beizufügen. 

VI. Berforgungd:, Hülfd- und Sparfaffen und Armenunterflügung. 
a) Gejellihaften zu gegenfeitiger Hülfeleiftung (Societes de secour mutuel). Ende 1859 
gab es deren 4118, nämlich 2274 von der Regierung fpeciell approbirte und unter deren beſon— 
dern Aufſicht lebende und 1844 freie. Die Zahl ver orbentlihen Mitglieder war 472855 
(Ende 1858 448914 Mitglieder, nämlid 337194 Männer und 61720 Frauen; außerdem 
58066 Ehrenmitglieder, melde zwar Beiträge entrichten, aber £einerlei Unterftügung für ſich 
beanfpruhen). Das Vermögen betrug 22,958509 Br., faft durchgehende angelegt in frangöfi= 
fhen Staatöpapieren (Renten, Inferiptionen in das große Bud). Die Zahl der unterftügten 
Kranken betrug im Jahre 1859 129714, 1858 waren es 132219, wovon 116086 Männer 
und 16133 Frauen. „Die Dauer der bezahlten Unterſtützungen betrug 1859 im Durchſchnitt 
bei ven Männern 5,69, bei den rauen 4,89 Tagelöhne; 1859 waren die Ziffern 5,50 und 
4,53; die Krankheiten felbft hatten 1858 im Mittel 18,90 und 15,5 Tage gedauert, und 
die Zahl der Sterbefälle war 5543. (In Großbritannien jhägt man die Zahl der Friendly 
societies auf mehr ald 20000, ihre Mitglieder auf 2 Mil. Menſchen und ihr Vermögen 
auf mehr ald 9 Mill. Pf. St., alfo etwa 225 Mill. Fr., faft das Zehnfache der franzöſiſchen 
Geſellſchaften.) 

b) Altersrentenkaſſe (Caisse de retraites pour la vieillesse). Am 1. Jan. 1859 war Die 
Zahl ver@inleger 81517, worunter 35364 Frauen. Die Gefammtfumme der feit dem Befteben 
der Anftalt (Mai 1851) erhaltenen Einzahlungen betrug 51,658815 Fr. Das vorhandene 
Kapital ift in Staatdpapieren angelegt. Die Jahredeinnahmen beliefen ſich 1858 auf 
4,876502 Br. 

c) Sparkaffen. Neujahr 1859 flanden deren 401 in Ihätigfeit (eine etwas größere 
Anzahl war autorijirt, Do zum Theil nit in Wirkſamkeit). Büchlein waren ausgegeben 
1,042205 im Gelobetrage von 310,506212 Fr., durchſchnittlich alſo jeved von 298 Fr. Die 
Einlagen unter und bis zu 500 Fr. betrugen 75,75 Proc. von der Gefammtzahl und 35 Proc. 
von der Gefammtjumme. Auch dieſes Geld ift in Staatöpapieren angelegt. Im Mittel kommt 
ein Sparfaflenbuh auf 35 Einwohner; im Seinedepartement jhon auf 7,6, im Arriege— 
departement dagegen erſt auf 480. Am größten ijt die Gefanmtjumme der Einlagen zu Paris, 
48°/, Mill. (Die britiſchen Sparkaffen zählten Ende 1857 1,341752 Einleger und umfaßten 
35,108596 Bf. St. Kapital, alfo über 877 Mill. Br. Indeß bilden die Sparfaffen feinen 
unbedingt verläfiigen Maßſtab. Die Höhe des Zinsfußes, die Leichtigkeit des Grunderwerbs 
oder das Gegentheil, ſowie manche andere ähnliche Verhältniſſe wirken in den verſchiedenen 
Ländern weſentlich ein.) 
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d) Öffentliche Armenunterftügung. 13) Die amtlihen Erhebungen reihen bis zu Ende 
des Jahres 1853. Zu Anfang des gedachten Jahres beftanden 11691 Bureaur zur Armen 
unterflügung (Bureaux de bienfaisance). Sonach befanden ſich minveftend no 25146 Ge— 
meinden ohne eine ſolche Ginrihtung und auf 100000 Einwohner kamen nur 33 Bureaur. 
Da die Gemeinden gefeglich verpflichtet find, für ihre Armen zu forgen, jo muß diejes Verhält— 
niß auffallen. Die Rechnungen der ſämmtlichen oben bezeichneten Inftitute während des Jahres 
1853 weifen eine Einnahme nad von etwas über 25 Mill., oder, wenn man die bloßen Ned: 
nungsübertragungen befeitigt, eine joldye von 16%/, Mill., gegenüber einem Bedarfe von 171/, 
Mil. Auf wirkliche Unterftügungen fonnten nur 12,328467 Fr. verwendet werben, indef die 
Berwaltungsfoften auf 2,238148 anftiegen; der Reft betraf durdlaufende Boften. Die Ber: 
mwaltungsfoften verſchlangen alſo 15,37 Proc., und für eigentliche Unterftügung blieben nur 
84,63 Broc. Im Puy-de-ODomedepartement nahmen jene Adminiftrativausgaben nicht weniger 
als 42 Proc, hinweg, auf Gorjica nur 3,54 Proc. Bon den während ded Jahres eingegangenen 
und ald Kapital wieder anzulegenden Geldern, zufammen 2,783312 Fr. betragend, wurden 
nur 390308 für Ermwerbung von Grundftüden verwendet, Dagegen der ganze übrige Betrag 
von mehr ald 2%, Mil. (ſchon damals!) in Staatspapieren angelegt, in welche Bapiere ſich 
nad und nad) beinahe das ganze Öffentliche Vermögen verwandelt. Die Zahl der Unterflügten, 
im Mittel ver Jahre 1833—37 erft 731811 und noch 1848—52 nidt mehr ald 982536, 
ftieg 1853 auf 1,022996. Der durchſchnittliche Unterftügungdbetrag erhöhte fih in viefen 
SBerioden von 9 Fr. 44 Cent. auf 11,56 und auf 12,05. Die Menge der Unterftügten wuchs alfo 
feit 1833 um 40 Proc., während die Bevölkerungszunahme nicht mehr als 8 Proc. betrug. 
Doch rührt dieſes Ergebniß unzweifelhaft theilmeife aus einer Vervollkommnung der Berwals 
tung und Bermebrung der Bureaur ber. 

Getrennt hiervon beftanden (1853) 1324 Hospize und Spitäler, zufanımen mit 85'/, 
Mile. Einnahmen (morunter durdlaufende Poſten) und einem wirflihen Bedarfe von 
69%, Mill. Bon jenen Anftalten waren 385 eigentlidhe Spitäler, blos für Kranke beftimmt, 
289 dagegen Hospize, blos für Verpflegung von Alten und Gebrechlichen, die übrigen 650 
Inftitute vereinigten beide Zwede. Alle zufanımen hatten 131016 Betten aufgeftellt, einſchließ— 
lich der nur gegen Bezahlung einzuräumenden. In Behandlung famen während des Jahres 
447373 Kranfe und 94050 Gebrechliche oder Greiſe. 

Enpli kommt hier noch in Betracht die Berforgung der verlaflenen Kinder (enfants assis- 
tes, d. h. Findel⸗ und verlafiene Kinder und mittellofe Waifen bid zum zwölften Altersjahre, 
dann zeitweid unterftügte Kinder). Deren Zahl, 1815 111177, ftieg bis auf 164319 im 
Sahre 1833. Die Aufhebung der Findelhäufer und andere apminiftrative Anordnungen brad: 
ten dann eine Verminderung hervor, ſodaß 1839 nur noch 122508 und 1845 120428 erſchei⸗ 
nen. Seitven neue, ziemlich conftante Vermehrung, 1852 130870. Nach dem Erpoje von 
1861 ift die Menge der Findel- und verlaffenen Kinder nunmehr fogar auf die enorme Zahl 
von 180197 geftiegen (wovon 121916 unter 12 Jahren und 58287 zwiſchen 12 und 21). 
Die Koften werden zu 10%, Mill. angegeben. Es ift damit jelbfiverftändlich eine furchtbare 
Verſchlimmerung im Volkszuſtande angeveutet. 

Da die vorliegenden officiellen Daten nit bis zur neueften Zeit reichen, fo laffen ſich hier— 
aus feine Folgerungen bezüglich ver heutigen Zuftände ziehen. 

Vi. Volksbildung. Es ift ſchwer, verläffige Notizen zu einer Bergleichung des Grades der 
Volksbildung in den verfhiedenen Ländern aufzufinden. Man muß ſich mit einzelnen Anhaltes 
punften begnügen, obmol diefe ihrerNatur nach nur ein unvollftändiges Bild gewähren können. 

„Im Jahre 1855 betrugen die für das Volksſchulweſen in Frankreich aufgewendeten Sum: 
men von feiten des Staated 6, der Departements 5, der Gemeinden 11%, Mill.; dazu bie 
Schulgelder mit 9 Mill., endlich die Bezüge der Normalichulen und die Stipendien, ergaben 
ih zufammen 32%, Mill. Fr. Den 6 Mill. des Staates für die Volksſchule fteht der Auf- 
wand von 463 Mill, für die Land und Seemacht und von 560 Mill. Fr. für die Staatsfhuld 
gegenüber. Ja für das gefammte Volksſchulweſen wird, fogar einfhlieglih der Schulgelver, 
nicht einmal fo viel verwendet, als — unmittelbar und mittelbar — der Hof allein koſtet.“ 
(Kolb, „Handbuch der Statiftif”.) 

Im — 1853 wurden im Geſammtumfange des franzoöſiſchen Staates 256663 Heirathen 


13) Dal. die nase generale de la France, Serie I, Thl. VI: Statistique de lassistance 
publique de 1843 ä 1853. 
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abgeſchloſſen. Won ven Neuvermäßlten fonnten aber 86491 Männer und 140530 Frauen 
den über ihre Ehe errichteten Eivilftandsact nicht unterzeihnen. Die Ergebnifle des nächſtfol— 

‚genden Jahres 1854 waren günftiger, die Erhebungen genauer: 270896 neue Heirathen 
und 83905 Bräutigame und 126447 Bräute, welche ihren Namen nit zu unterjhreiben ver: 
ftanden; im ganzen alfo, die Neuvermählten beider Geſchlechter zufammengeredhnet, fanden fi 
38,8 Proc. nicht einmal bis zu jenem Grabe der Schulbildung gebradt. Am günjtigften ge: 
ftaltete ſich das Verhältniß in den vormals deutihen Provinzen Eljaß und Lothringen, aud 
der Freigrafihaft; am Shlimmften hingegen in den Departements der Creuſe, ver Bretagne, 
dann des Gentrums und des Südens, wo fi) die celtifche Bevölkerung am wenigften gemifcht 
erhalten bat, wo die Geiftlichkeit ven ftärfften Einfluß übt, wo fie die fatholifche Kirche am er— 
folgreichften vor jeder Wermengung und jevem Abfall bewahrte, und wo in Berbindung mit 
der Unmiflenheit im allgemeinen aud) die Armuth am größten ift. Bon ven Brautleuten beider 
Gefchlechter fonnten ven Namen nicht unterjchreiben in den Departements: 








mit der fchlechteften Bolfsbildung mit der beiten Bolksbildung 
Greufe . 2 202020. 7a Proc. Meufe (Lothringen) . . . 3,8 Proc. 
Finistere . TUR 0 Nieder-Rhein (Ef) . . 39 „ 
Dorvoge . » 2»... 7389 „» Ober-Rhein (Elf) . . . Di „ 
Ge TREE Meurthe (Lothringen) . . Dr „ 
Corte . 2 202020. TI u Vogeſen (Lothringen) . . 58 „ 
Inte 2. 22220698 Der Maıe . . . 2. 68 
Arie . 2 222.668 Mane. . v2 2.2. 9 „ 
Norvfüften . . 2. 2. 658 - Mofellkotbringen) . . . 98 „ 
Nve . 2 220202 6 Seine (Bari) . . .. 9 „ 
Ki 5er Ardennen . . 2... 108 „ 
Lan 2.2 Bde Or. . » 2» 2. 418 » 
Biene . . 22. 648 „ Gavadod . . .:.. 2... 10 „ 
Bender . ae BE 5 Jura......... A 
Oftpvrenien .. . .. 64a „ Man . "2 2 22.128 „ 
Landes (Heitn) . . . 63H MER 2 4.3: 0% DOM 
Unter:koire . ... 636 u Ober: Sum . . ... 1502 u 
DOber:Oaronne . . . . 614 „  GSeneumdDile . . .. 169 „ 
Aue 2. 2. 2 nu LE „ Eure . 2 2 2020. 188 „ 
Tarn und Garonne . . 600 » Diſe.... WE 
Gers 59168, Rhoͤne (Kyon). 224 „ 


Diefe Berehnung nad) der officiellen Veröffentlihung in der „Statistique de la Prance” 
(„‚Mouvement de la population pendant l’annee 1854). Die ſämmtlichen Departements des 
Elſaß und Lothringens erfheinen mit den höchſten Nummern, ſämmtlich fogar vor ver Stadt 
Paris. Es darf nicht überfehen werden, daß die oben in der erften Spalte angegebenen jäm- 
merlichen Berhältnigzahlen nit etwa blos die Schulbildung der Maffe des Volkes bezeichnen, 
wobei die Menge der ältern Einwohner weſentlich einwirft, fondern daß hiermit der Grad der 
Nichtbildung vorzugsweife unter der jüngern Generation angegeben ift. Bei der unerbörten 
Erſcheinung, daß ed in Mitteleuropa noch ausgedehnte Gegenden, ganze Departements gibt, in 
denen drei Biertheile aller jungen Leute nicht einmal ihren Namen zu fhreiben gelernt haben, 
ift ed, ald Beitrag zur Gulturgefhichte, am Plage, wenigſtens einige nähere Nachweiſe beizu- 
fügen. Die Gefammtfunme der Heirathsacten im Jahre 1854 lieferte in den Departements, 
deren Bevölkerung am meiften in Unmiffenheit erhalten ward, folgende Ergebniſſe. Bon ben 
Neuvermählten Eonnten: 


Devartemente, ee En HM nn 

unterfhreiben nit unterichreiben unterfchreiben nicht unteribreiben 
Ereufe . 2... 667 1236 139 1764 
Binidstere  . . 5. 1310 2744 113 3281 
Dovoge . . . 1365 2380 612 3133 
Er. 22220892 1783 536 2139 
Dagegen: Meufe (Maas) . . 2214 31 2130 115 
Nieder: Rhein . . 3230 53 3120 163 
Seine (Bari) . . 14891 782 13365 2308 


Rhoͤne (yon) . . 4315 685 3480 1520 
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Und died war dad Ergebniß in einem Jahre, das ſich ald weit günftiger herausftellte als 
Das vorangegangene! (Auch in England ſteht die Volksbildung ungemein weit hinter den-billig- 
jten Anforberungen zurüf. In diefem Lande war die Zahl der Neuverheiratbeten, welche ven 
Heirathsact nicht unterfchreiben Fonnten, im Jahre 1858 ebenfalld 32,3 Proc., demnad doch 
noch 6", Proc. beifer als in Sranfreih, und zwar war das ſchlimmſte Verhältnig in South: 
wales, wo 48,5 Proc. nit unterzeichnen fonnten, immerhin weit günftiger ald im Greufe- 
Departement mit 78,82 Proc.) 

Dei dem Aufgebote der Gonferibirten im Jahre 1856 fand man, was den Unterricht dieſer 
jungen Männer betrifft, ein weit günftigeres Rejultat ald in ven Vorjahren. Und dennod 
ftellten ” die Ziffern folgendermaßen. Aufgeboten wurden 310589. Bon dieſen konnten: 

weder lejen noch jhreiben 97875 — 31,54 Proc. 


bioalien . .... 992 — 32 „ 
lefen und jhreiben . . 192873 —=621 „ 
(nicht ermittelt bei . . 9549 — 3,08) „14) 


Aud die Griminalftatiftif liefert einige Anhaltspunkte. Bon den wegen eigentlicher Ber: 
brechen im Jahre 1855 Verurrbeilten konnten: 


weder lefen noch ihreiben . . . . 2368 = 
nur unvollfommen lefen und ſchreiben 2486 | 539 — 81,7 Pre. 
ordentlich lefen und fhreiben . . . 880 m 

ed hatten höhere Bildung genofien . 306 11866=183 „ 


Dieſes Verhältniß hatte ſich im — 1857 im weſentlichen nicht verändert oder eher ver— 
ſchlimmert; es konnten: 
weder leſen noch ſchreiben 
nur unvollkommen leſen und ſchreiben * + 4745 — 82,2 Proc. 
gut lefen und fhreiben . . . . 706] _ 
e3 hatten höhere Bildung erhalten . 322 I 
Mir find nun zwar feineswegs der Meinung, daß das Leſen- und Schreibenfönnen des 
Volkes jhon einen bedeutenden Bildungsgrad anzeige. In diefer Beziehung treten wir, fo fehr 
wir ed nur vermögen, jenem lächerlihen Dünfel entgegen, ver fi namentlich in manden deut— 
fhen Ländern mit den Leitungen eines Unterrichts aufbläht, deffen ganze Unterweifung 
feinen höhern Zweck zu haben ſcheint, als dazu zu befähigen, daß die jungen Leute einen Kate: 
chismus und eine Menge von Gebeten und dergleihen Dingen auswendig zu lernen und dann 
mechaniſch und gedanfenlos berzuleiern im Standefind. Daß aber gleihiwol der Mangel des 
erften Elements ver geiftigen Bildung keineswegs bedeutungslos ift im wirklichen Leben, hat 
unter anderm dad suffrage universel in Kranfreid deutlich bewieſen. Übrigens gebietet die 
Wahrheit, beizufügen, daß nicht nur in den nichtveutichen Gebieten Oſterreichs ein der Re— 
gierung und der Geiſtlichkeit glei ſehr zum Vorwurf gereichender Unterrihtömangel wahr: 
nehmbar ift, fondern daß auch in deflen deutſchen Ländern noch keineswegs ein befriedigendes 
Barren bervortritt. Bon den Refruten waren ded Schreibens kundig: 


in Niederöfterreich in Böbmen in Dalmatien 
1856 von 2096 Aufgebotenen nur 1575 von 6665 nur 4383 von 751 nur 33! 
1857 # 2649 [77 [73 2323 ’ 11111 [7} 6600 ’ 928 [7] 9! 


Aber auch in Norddeutſchland, und zwar gerade da, wo eine proteſtantiſche Geiſtlichkeit eine 
ganz gewaltige Macht über die Schule ausübt, gewahren wir Erfheinungen wie die von Med- 
lenburg, wo von den im Jahre 1857 audgehobenen Refruten 

430 nur Gedrucktes leſen ’ 

245 auch Gefchriebened lefen . . 675 — 83,2 Proc. 

blos 136 orbentlich felbft ſchreiben fonnten 137 —=16$ „ 

Ein Verhältniß, fo ſchlecht als in Frankreich und entſchieden ſchlechter als in Deutſch⸗ Oſter⸗ 
reich, und dies in einem norddeutſchen und in einem proteſtantiſchen Lande! Glücklicherweiſe 
handelt es ſich hier nur um einen kleinen Bruchtheil von Deutſchland; das Vorſtehende find 
nicht? weniger als Durchſchnittszahlen, welde fi bei der Oefammtfunme der deutſchen Na— 
tion ergeben, während — und darauflegen wir den Nachdruck — die oben mitgetheilten Ziffern 
gerabezu die Durchſchnitte bei dem ganzen Franzöfifchen Volke bilden. Eine fo geringe Cultur— 


14) In Baiern fanden fidy im Jahre 1860 unter 17389 Gonferibirten doch nur 2323, d. h. 13,4 
Pror., welche „feine oder nur eine mangelhafte ag ca genoffen hatten, und davon kamen auf 
die 1947 in dem Kreiſe Niederbaiern Aufgernfenen 548 — 29 Proc. 
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ftufe erklärt deutlicher als alles andere, wie ed möglich war, daß Frankreich, trog zahllofer Opfer 
jeder Art, gleihwol immer wieder um feine politiſchen Errungenſchaften gebracht werden konnte, 
oder vielmehr, wie e8 dahin gebracht werben fonnte, die Früchte jener ſchmerzlichen und blutigen 
Opfer, das theuer erfaufte Gut wol jelbft zu Boden zu treten. 

VIII. Finanzen. Es ift befannt, wie die erfte Revolution in Frankreich durd die Zer— 
rüttung der Finanzen am allermeiften gefördert, ja gleihjam hervorgerufen ward. Damals 
betrug der nicht zu erſchwingende Staatsbedarf ungefähr 600 Mill. Livres, während jegt Das 
Budget auf etwa 1840 Mill. Fr. alfo auf mehr denn dad Dreifache jener Summe anfteigt, umd 
während der wirflihe Aufwand in einem Jahre fogar ſchon 2375 Mill. überfritt. 

Das Budget für das Jahr 1791 wurde von der Nationalverfammlung zu 582%, Mill. 
Livres feitgefegt. Unter dem erften Kaiferreiche vergrößerte fich ver Bedarf, doch hielt ji vie 
Summe, ungeadtet der Gebietöerweiterung, meiftens zwijchen 700 und 800 Mill. $r. Die 
äußerften Anftrengungen erfolgten im Kriegsjahre 1813. Damals umfapte das Reich 130 De: 
partementd. Der Boranfchlag entzifferte einen Bedarf von 1150 Mill. (noch nidyt halb je- 
viel ald das Jahr 1855 mirflich erheiichte), und hiervon waren 752 Mill. für die bewaffnete 
Macht (zu Land und zur See) beſtimmt. 

Der Staatsaufwand ift aud) feitdem fortwährend geftiegen. Zwei Umftände wirkten dabei 
mit, um der einfachen Ziffernvergleihung einen Theil ihrer Bedeutung zu entzieben: einmal 
die Erweiterung der Staatözwede, d. h. die Vergrößerung der Anforderungen an die Staate- 
kaſſe infolge der allgemeinen Eulturentwidelung; zum andern das Sinfen des Geldwerths, wo: 
nach zur Dedung des gleichen Bedarfs immer größere Summen erheifcht werden. Gleihmol 
gewähren die Rehnungsziffern aus den verichiedenen Perioden immerhin einen beachtens: 
wertben Anhaltspunkt. Es betrug die franzöſiſche Staatsaudgabe unter den ſeit dem Sturze 
des erſten Kaiſerthums aufeinander gefolgten Regierungen: 


Reftauration . . 1816—29 durdichnittlich 960 Mil. 
Julifönigtfum . . 1830 — 39 Pr 1170 „ 
si r 1840 — 48 " 1432 „ 
Republit .„ . . 1848u.49 n 1708 „ 
zweited Kaifertfpum 1854 — 56 Pr 2192 


Died nad) den wirklichen Rechnungsabſchlüſſen, ſowie diefelben endgültig feftgeftellt wur: 
den. Die Ziffern der Voranſchläge (der eigentlihen Budgets, die man indeß in Frankreich nur 
als proviforische anfieht) waren immer weit geringer. Diefe Budgetfummen reichten in feinem 
Jahre aus. Doc ift ed ſchon bezeichnend, wie ſich diefelben unter dem jegigen Negierungs: 
fofteme von Jahr zu Jahr erhöhten. Die Abſchlußziffer des Voranſchlags war 

1853 1487 Mill. 1858 1717 Mitt. 


1854 1517 „ 1859 1766 „ 
1855 1562 „ 1860 1825 „ 
1856 1598 „ 1861 1840 „ 


1857 1699 „ 

Der vorgejehene Staatdaufmand ift alfo innerhalb adht Jahren um 353 Mill. geftiegen, 
eine Summe, ohne deren Bedarf man heute beiläufig die gefammte Grundfteuer und die Ba: 
tentgebühren (Gewerbfteuer) völlig abfchaffen könnte! Allein die ganze Budgetaufftellung ift 
in Frankreich von jeher faſt illuforifh, da jede Regierung fid des Mittel der Bewilligung 
von Supplementarerediten beliebig bedient. Es liegt in ver Natur des ganzen Verhältniſſes, 
daß die faiferlihe Regierung jih aud in dieſer Beziehung weniger al8 jede ihrer Vorgän— 
gerinnen befchränft erachtet. Wir brauchen zur Beleuchtung ver Wirklichkeit nur folgende, ven 
amtlihen Gejegverfündigungen (Bulletin des lois) entnommene Thatjahen anzuführen. Es 
betrug der Staatsbedarf: 


Yabr. Nad dem Budget: Nach dem definitiven Nechnungsabiciuffe: uͤberſchreiltung: 
1855 1,562,030308 2,375,342590 813,312282 $r. 
1856 1,598,286528 2,211,703054 713,416526 „ 


Selbſt ald man jih mitten im Kriege befand, wurde bei Aufftellung des Budgets darauf 
auch nicht die geringfte Rückſicht genommen, zunähft, weil man den auferordentlihen Kriegs: 
bedarf (im Öegenfage zu dem von England gegebenen Beifpiele) vollftändig durd neue Staatd: 
anlehen zu decken entſchloſſen war. Die oben angegebenen Überſchreitungen rühren übrigens 
feineswegs blos von den Kriegsausgaben her, jondern es haben auch die übrigen Verwaltungs: 
zweige zur Vergrößerung des benöthigten Bedarfs beigetragen. Daher begegnen wir jelbft in 
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Friedensjahren ven maßlofeften Überfchreitungen der Voranſchläge. Jener für das Jahr 1857 
entzifferte einen Bedarf von 1699 Mill.; der definitive Rechnungsabſchluß wies hingegen 
eine wirflihe Ausgabe von 1873 Mil. naß, alfo von 174 Mill. mehr! Selbft in dem fo 
macht⸗ und einflußlofen Gejeggebenden Körper haben ſich endlih Stimmen erhoben gegen bie 
bisherige Art der Finanzverwaltung. Insbefondere ſprach der Abgeordnete Larrabure in der 
Sitzung vom Juli 1860 ernfte Rügen aus. Die Rehnungen von 1848—54 hätten mit be- 
deutenden Ausfällen abgeihloffen; in jenen von 1855, 1856 und 1857 fei zwar der Bedarf 
ausgeglichen, aber blos mittelö eines Theild der dod nur zur Kriegführung beftimmten (ſonach 
für andere Zwede vergrößerten) Anlehen. Aud das Jahr 1858 habe ein Deficit hinterlaſſen, 
wie denn indbefondere die Schuldentilgung eingeftellt fei, während (fogar der zweite!) Kriegs 
fteuerzufählag inmitten des Friedens forterhoben worden. Die Rechnung von 1859 ſei nod) 
nicht aufgeftellt, allein aud für 1860 und 1861 glaube der Redner an ein Deftcit. Zudem 
vermehre man fortwährend die Staatsihuld (davon unten mehr). 

Bei Feſtſetzung des Budgets für das Jahr 1861 wurde namentlich beftimmt: 1) Beibe— 
Haltung aud der zweiten Kriegäfteuer (ded zweiten decime de guerre, alfo des zweiten Zus 
tchlags von 10 Proc. zu indirecten Abgaben), 2) Erhöhung der Auflage auf Spirituofa, 
3) anderweite Berwendung der ganzen zur Schuldentilgung beftimmten Summe. 

Das Staatöbudget für das Jahr 1861 ift nun folgendermaßen feftgefegt. 


Einnahmen. 
Directe Steuern [1) Grund: , 2) Perfonal: und Mobiliar:, 3) Thür: 

und Benfterfteuer, 4) Batentgebüht, d. — Gmerhfeue] ee 479,077343 Fr. 
Ertrag der Domänen . . ; Be 21,575896 „ 

Enregiftrement und Stempelgebühr er Eee : 308.052000: ;; 

Ertrag der Waldungen und —— —D dann cut are TR 37,815500 „ 
Zölle . ; us Mann A ae As ae Rn De 165,180000 „,. 

Indirecte Auflagen ne Fa — 315,662000, 

Tabacksmonopppp133,000000, 

Einnahmen der Boft . . et ee er rn a 61,900000 ‚, 

Eventuelle Einnahmen der Departements De at he Ra Se ze 20,815000 „, 

Einnahmen in Algerien . . Be Se ie Baer Dr 23,708000 „, 

Penfiondbeiträge der Givilangeftellten — SE 12,981990 „ 

Verſchiedene Einfünfte (morunter die der Zelegraphen) et 42,162563 „ 

Außerorbentlihe Einnahmen . ; 1,333363 , 

Verwendung ber Dotation für Shulventilgung zu dem gewoͤhnlichen 

Bedarfe (blos durchlaufender Poſten) . . a 137,512015 „ 

——— 1,840,775670 Fr. 
Aus * aben. 

Minifterium des Staated. . . . ee a ee 11,398400 $r. 

pr der Juſtiz EN ae: ——— 28,661219 „ 

Pr der auöwärtigen Angeegenfeten. ...10,761760, 

Br ded Innen . . . a er een 163,382221 „ 

* des Krieggg. 345,504644 „, 

F der Marine . . a a ee er 124,195793 „ 

— des Unterrichts und Cultus ag 67,838936 „, 

Pr des / Ackerbaus, ded Handeld und der öfentlhen 2 Arbeiten 102,767350 „, 

„ für Algerien und die Golonien . . 40,036100 „, 

nm der Binangen . . . ne . 945,575345 „ 


Befammtausgabe 1,840,121858 Fr. 
Der Bedarf des Finanzminifteriumd umfaßt folgende Hauptpoften: 
Staatöfhuld (einſchließlich des blos durchlaufend erſcheinenden Poftend von 
137,512015 Fr., welche auf Schuldentilgung verwendet werben ſollten) 570,950444 Fr. 
Dotationen und Bedarf der geſetzgebenden Gewalten (Civilliſte, kaiſerliche 


Familie, Senat, Geſetzgebender Körper und Ehrenlegion) . . . .  42,969154 , 
Regieverwaltung una Koften der Steuererhebung . . x 2 2. + 200,544852 „, 
Rüdvergütungen, Steuerausfälle und Prämien . . . 2 2.0. 0...111,532343 „ 


Koften der Verwaltung des Minifteriumd . . 2 2 19,578652, 


608 | Frankreich (Politiſche Statiftif) 


Von der oben aufgeführten Summe des Bedarfs der Staatsſchuld treffen auf Verzinſung 
der conſolidirten Schuld 315,302180, Specialanlehen für Kanäle u. ſ. w. 9,491627, rück⸗ 
zahlbare Kapitalien von Gautionen u. |. w. 36,959832, Leibrenten 71,684790 Br.; außer: 
dem ber fictive Poſten für Amortiffement. 

Seit einigen Jahren fcheidet die Regierung die fogenannten Ordnungsausgaben (de- 
penses d’ordre) aus, d. h. die durchlaufenden Poſten, Erhebungs- und Betriebsfoften, um die 
reinen oder Netto-Ginfünfte auszujondern. Diefe Orpnungsausgaben belaufen ih im Bud— 
get für 1861 auf 595,011438 Br. Die bedeutendſten Poften dieſer Kategorie find: 
200,544852 Fr. Regie-, Betriebs: und Grhebungsfoften, 123,681000 für Spectalfonds, 
111,532343 Nüderfüge, Steuerausfälle und Prämien, envlih die oben erwähnten 
137,512015 $r. für Amortiffement. 

Sieht man — in Ginnahme und Ausgabe — ganz ab von dem legten, in Wirklichkeit nur 
fictiven Poſten, fo ftellen fih die Ginnahmen auf 1,703,263655, die Ausgaben auf 
1,702.609843 Fr. Zieht man in gleiber Weile vom Budget ded Vorjahrs den nicht ver- 
wendeten Betrag für Amortiffement ab, jo ergibt eine VBergleihung der Anfäge für 1861: bei 
den Einnahmen eine Minderung von 30,659068, bei ven Ausgaben eine Mebrung von 
9,583321, im ganzen alfo eine Verfchlimmerung des Budgets von mehr ald 40 Mill. Fr. Der 
Ausfall rührt zunächſt von Herabfegung der Zollgebühren her. Dieſe Herabiegung warb auf 
88 Mill. veranschlagt, dagegen durch Erhöhung der Abgabe von Alkohol, Beibehaltung der 
zweiten Kriegsfteuer und vorgejehene Vermehrung in andern Ginnahmepoften auf 30 Mill. Er. 
herabgemindert. (In Wirklichkeit ertrugen die Zölle im Jahre 1859 189,493130, im Jahre 
.1860 nur 131,385000 $r. Der wirkliche Ausfall ftellt jich alfo auf mehr ald 58 Mill. Fr., 
troß der eingeführten Erhöhungen mander Abgabenfäge. ) 

Obwol der Budgetabſchluß noch einen überſchuß in Ausſicht ſiellte, decretirte der Kaiſer, 
ohne auch nur dem Geſetzgebenden Körper, ja ohne ſelbſt nur den Staatsrath zu vernehmen, 
eine von Ende October 1860 an eintretende Erhöhung der VBerfauföpreife des Tabacks, mit 
Ausnahme der Gigarren, um 25 Proc. Der Ausfall im Ertrag der Zölle war im allgemeinen 
vorgefehen, allein ver Kriegdminifter erhielt zu jener Zeit einen nachträglichen Credit von 
75 Mill. Fr. eröffnet. Durch den Tabacksaufſchlag hofft man 40 Mill. Fr. zu erhalten. 

In dem „Expose de la situation de l'empire“ von 1861 wird hervorgehoben, die feit dem 
Mai 1860 zum Vollzug gefommenen neuen Zollgefege hätten das durch das Budget vorge: 
ſehene Gleichgewicht geftört. Der Ausfall betrage im Jahre 1860 an Einnahmen 90 Mill, 
nämlich: bei ver Einfuhr von Baummolle 14 Mill. weniger, bei der Wolle 7, beim Zuder 56 
(wobei jedoch bemerkt wird, ed rühre nicht diefer ganze Ausfall von der Gebührenverminde: 
rung ber, fondern es ſei ein Theil davon dur Berminderung in der Gonfumtion veranlaßt), 
beim Kaffee 11, Gacao 1 und bei den fonftigen Handeldgütern 1 Mill. 

In der vorigen Seſſion des Gefeßgebenden Körperd — fährt der Bericht fort — feien Maß— 
regeln ergriffen worden, den Verluſt auszugleichen; nämlich: 


Einftellung der Schulventilgung feit dem 5. Mai 1860, ertragend 26,020507 Er. 
Neuer Aufſchlag von 25 Fr. auf jeden Hefktoliter Alkohol, wonach 

der Ertrag der Getränfefteuer flieg um . ; 9,666000 „, 
Höherer Ertrag der Tabackſteuer, zunächſt infolge der Geböbung 

bed Preijes von 8 auf 10 Fr. per Kilogramm . . rn 11,191000 „ 

Mebrertrag der Steuern über den Budgetanſatz, nämlid: 

Directe Stewern (ungerehnet die neuen Departement) . . . . 3,374000 „, 
Enregiftrement und — ne ee 20000 
Sal . an ie re Ar mi N 4,497000 „, 
Indirecte Auflagen a ee —— 5,781000 „, 
Waldungen.... ne aa 5,000000 „, 
Poften i ee 5,529000 „. 
Verſchiedene Budgeteinnahmen ee Ana Mi — 7,529000 „, 


— 99,298507 Er. 
Sonach wäre der Ausfall mehr als erſetzt, wenn nicht — mie dad. Erpofe ausdrücklich her⸗ 
vorhebt — Supplementar- und außerordentliche Credite „die Laſten des Budget vergrößert 
hätten“, und zwar in einer noch nicht zu beſtimmenden Größe. Doch-wird beigefügt, das 
Budget für 1862 werde einen Überfchuß von mehreren Millionen nachweiſen. 
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Staatsſchuld. Es iſt bekannt, daß das Schuldweſen ein ſehr wichtiges Kapitel in der 
franzöſiſchen Finanzgeſchichte bildet. Auch geht dieſes Kapitel der Zeit nach weiter zurück, als 
man gewöhnlich annimmt. Die alten Könige Frankreichs reichten mit den gewöhnlichen Ein: 
fünften felten aus, und fie benußten die abſolute Gewalt, weldye fie mehr und mehr ufurpirten, 
auf alle Weife auch dazu, jih Geld zu verfhaffen für ihre mitunter maßloſen Verihmwendungen. 
Eins der am häufigften angewendeten Mittel beftand in Verſchlechterung der Münze. Zeit: 
weije erhöhte man wol aud deren Gehalt, um vom Volke (unter dem alten Nominalbetrag) 
eine größere Menge Silbers fordern und dann die Verſchlechterung'aufs neue beginnen zu kön— 
nen. Trotzdem entjtanden Schulven, und zwar nit felten jo viel, ald man eben anhäufen 

fonnte. 

Die nahjtehenden Notizen zeigen, in welchem Maße ih die Staatseinkünfte vermehrten 
und in weldem Verhältniſſe jih daneben eine Staatsſchuld bildete. Da aber ver Nennwerth 
des Geldes nicht ausreicht zur richtigen Bezeichnung der Sache, jo fügen wir eine weitere Notiz 
bei über ven Silbergebalt, in weldhen das Livre in den verfchledenen Zeiträumen menigftend 
in der Regel ausgeprägt wurde. Die ganze Zujammenftellung kann natürlih nur auf an— 
nähernde Richtigkeit Anſpruch machen. . 

Einfünfte, Schulden. Die Marf zu 


Jabr. Linres. Livres. vivres. 
1285 240000 — 3 
1375 3,750000 — 5 
1422 1,701000 — 8 
1465 4,700000 — 9 
1485 2,500000 — 11 
1500 9,000000 1,800000 11 
1525 16,000000 — 15) 13 
1559 18,000000 17,000000 17 
1560 21,000000 122,000000 17 
1575 31,000000 340,000000 17 
1595 26,000000 i — 16) 20 
1635 80,000000 250,000000 25 
1655 96,000000 180,000000 26 
1675 100,000000 27,000000 30 
1715 165,976000 953,00000017) 30 
1724 332,000000 — 16) 40 
1774 370,000000 235,000000 54 
1789 475,000000 557,202000 54 


In der Revolution börte die Berzinfung der alten Schuld auf. Bon 1790—95 gab man 
fiir 45578 Mill. Ajlignaten aus, dann 1796 noch weiter für 1800 Mill. Mandate, oder 
man tauſchte mit legtern einen Theil jener Aſſignaten im Curſe von 30 Fr. des alten Papiers 
gegen 1 $r. in neuem Papiere ein. Die alten und die neuen Scheine wurden ſchließlich 
völlig werthlos. Man verjchleuderte von 1790 — 1801 für 2609 Mil. Nationalgüter, 
durchgehends ganz unter deren wirklichem MWerthe, ohne der Finanznoth abhelfen zu können. 
Endlich erfolgte im Jahre 1798 auch eine Liquidirung der Staatsſchuld. Nah Streihung aller 
Guthaben von Emigranten ergab ji eine Summe von 2800 Mill. Fr. Man jegte deren Be— 
trag auf ein Drittel berab (le tiers consolide) und gab dafür 5proc. Inſeriptionen in das 
große Buy, d. h. Inferiptionen von jährlihen Renten, zufanmen von 46", Mill., welde 
ein Kapital von 926 Mill. Fr. varftellten. Napoleon führte jeine Kriege größtentheild auf 
Koften ver bekämpften Länder. Durch die Hände feines Generalintendanten Daru gingen allein 
aus Norddeutſchland 514 Mill. Fr. in Geld und über 90 Mill. Wertbe an Lieferungen. 

Beim erften Sturze Napoleon’ maren in Sranfreih 63%, Mill. Renten inferibirt, 
im Kapitalbetrage von 1266 Mill. Fr. Die den verbündeten Mächten zu leiftende Kriegscon— 





15) Im Jahre 1547 war ein Staatsſchatz vorhanden von 1,700000 Kivres. 
16) Im Jahre 1610 über 22 Mill. im Staateſchatze. 
17) Um diefe Zeit fingen die „Antieipationen‘ an. 
18) Großer Staatsbanfrott, Folge der Law'ſchen Finanzoperatienen, 6000 Mill. betragend, 


Staats:Rerifon. V. 
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tribution belief fi auf 700 Mill. Fr. Hierzu kamen nod 320 Mill. Entihädigungen bed fran- 
zoͤſiſchen Staates an Private in den früher befegten Ländern und 449 Mill., welde-ber Unter— 
halt der alliirten Heere foftete. Im Jahre 1825 gab man den ehemaligen Emigranten eine 
Entſchädigung von einer Milliarde. Bei diefer Gelegenheit wurde die Zproc. Rente creirt. 

Schon 1816 hatte man die Amortifirung der Schuld begonnen. Bon damals bis Ende 
1858 verwendete der Staat für Tilgung diefer Laft nicht weniger ald 3644 Mill. Sr. (Der: 
malen hat man bie Amortifirung gänzlich aufgegeben.) Um nun jene Summe aufzu— 
bringen und überhaupt ven laufenden Staatöbedarf zu decken, häufte man immer neue An- 
leihen zu den alten, oft (befonderd nad den großen Kriegen) zu wahrhaft wucheriſchen Zinfen. 
(Für die 5proc. Anleihe von 1816 und 1817 erhielt man 57,25 Proc. des verihriebenen Ka= 
pitals!) Überhaupt wurden in den 45 Jahren vom Beginne der Reftauration bis 1858 für 
216°/, Mill. neue Renten verfhrieben, im Kapitalbetrage von mehr ald 5315 Mill., mo: 
für bie Staatöfafle noch nicht 3903 Mill, Fr. in Wirklichkeit erhielt. So fam es, daß die Summe 
der Schuld, trog jener ungeheuern Pezüge der Amortifationdkaffe, fich zu feiner Zeit vermin- 
derte, ſondern vielmehr fort und fort weiter anwuchs. Die eonfolidirte Schuld betrug näm= 
lih in Millionen Brands: 


Renten. Kapital. 
beim Beginne der Reftauration (1. Apr. 1814) . 63, Mill. 1266 Mill. Fr. 
„» „bed Julifönigtbums (1. Aug. 1830) 199 & 4417 „u 
re » der Republif (1. März 1848) . . 244 — 515146 
F „des Kaiſerthums (1. Jan. 1852) . 239 I: 3816... 5 

Ende 1858 . 316 or 8593 „ 


Unter dem zweiten Kaiſerreiche ſtieg die Schuldenmafſ⸗ von Jahr zu Jahr in folgendem 
Maße. Am 1. Jan. 1851 (alſo nod unter der Präſidentſchaft) waren infcribirt 5346 Mill. ; 
dann je am 1. Jan.: 1852 5516, 1853 5558; hierauf aber (nad den officiellen Daten): 


Aapital. gins. 
1. Jan. 1854 . . 5,669,655012 222,686242 Fr. 
„1855 . . 6,082,877852 236,442772 „ 
„ 1856 . . 7,558,040822 284,668525 „, 
„ 1857 . . 8,031,992466 299,099242 „ 
„ 1858 . . 8,422,096777 310,880953 „ 
„ 1859 8,593,288155 315,993646 , 


Für den 1. Jan. 1860 warb ber Schuldbetrag zu 9113 Mil. — was eine Zu⸗ 
nahme von 520 Mill. Fr. in einem Jahre andeutet. 

Das größere Publikum beachtet bei ven Schuldvermehrungen in der Regel nur bie öffent: 
lich ausgefhriebenen Staatsanleihen. Deren fanden unter dem zweiten Kaiferreiche vier flatt, 
drei während des Krim- und eine während de italieniſchen Kriegs, und zwar zur Deckung eines 
Bedarfs von 250 Mill., dann von 500, hierauf von 750, endlich (italienifcher Krieg) wieder 
von 500, zuſammen alfo gerade von 2000 Mill. Fr. Die obige, den officiellen Angaben ent: 
fprechende Lifte beweift aber, daß der Schulpftand vom 1. Jan. 1852 bis dahin 1860 (alfo 
innerhalb acht Jahren) ſich nicht blo8 um die immerhin ungebeuere Summe von 2000, jen= 
dern daß ſich derjelbe um 3597 Mill., alfo beinahe um das Doppelte ver bezeichneten Summe 
vergrößert hat, ſodaß auf jedes Jahr der neufaiferlihen Negierung durchſchnittlich eine Schuld: 
vermehrung von nahezu 450 Mil. Fr. trifft. ‚Cine Menge von Finanzoperationen, die neben 
der Ausfchreibung jener großen Anleihen einbergingen, führte zu viefen Refultaten. Ununter: 
brochen (in der eigentlichen Bedeutung des Worts) finden nämlich neue Einfhreibungen in das 
große Buch ftatt. Wir nennen nur beifpieldmeife die Renten für die Dotationdfajfe der Armee 
oder vielmehr der Einftandsmänner, eine Summe, die ſich mit jeder neuen Losfaufung von Eon: 
feribirten vergrößert; dann die 100 Mill., für welche die Banf von Frankreich gegen die Ver: 
längerung ihres Privilegiumd Renten übernehmen mußte u. ſ. w. Da man das benöthigte Gelb 
zu einem niedrigen Zinsfuß aufnehmen wollte, jo mußte überdies ein weit größeres Kapital ver: 
ſchrieben werden, als die Staatöfafje wirklich erhielt. So erforberten die während des Krimkriegs 
angeliehenen 1500 Mil. Injeriptionen von 2100 Mil. (in 3: und in AYgproc. Rente). 

Außer der conjolivirten Schuld, von der wir bisher allein geſprochen haben, laften aber 
noch manderlei andere Paſſiva auf dem franzöfifchen Staate. 


19) Reduction der 5proc. Staatspapiere in 4’; pror. 
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Vor allem gehört hierher die ſchwebende Schuld. In einem Berichte des Finanzminiſters 
vom Januar 1860 wird deren Betrag zu 780 Mill. Br. angegeben. 20) Es find Sparfaffengelver, 
Gemeindefonds (da die Communen ihre Gelder, deren fie nicht unmittelbar benöthigt find, in die 
Staatskaſſe einſchießen mülfen), hinterlegte Gautionen, Vorſchüſſe der Generaleinnehmer n. dgl. 
Das Kapital ift verbraudt. Die meiften Beträge fünnen jeden Augenblid zurüdgefordert wer: 
den. In gewöhnlichen Zeiten decken zwar die neuen Zuflüffe den jeweiligen Bedarf; anders 
aber in kritiſchen Momenten. Alsdann ftoden die neuen Einzahlungen, indeß ungebeuere 
Summen zurüdgefordert werden. Unter folden Berhältniffen bereitet die ſchwebende Schuld 
der Finanzverwaltung die größten Verlegenheiten. So ſah man jih nad der Februarrevolu: 
tion von 1848 in die Unmöglichkeit verjegt, die gefündigten Sparkaſſengelder zurückzuzahlen; 
nıan nöthigte die Oläubiger, welche ihr Geld zurückforderten, rein willfürlih und vertrag: 
widrig, flatt ihnen die ſchuldige Baarzahlung zu leiften, ih mit Staatsſchuldſcheinen (Inferip- 
tionen in das große Buch, alſo mit gewöhnlichen Renten) abfinden zu laffen. Oft ihon 
hat man Beträge der ſchwebenden Schuld confolibirt, immer nur, um dann von vorm zu be: 
ginnen, d. h. eine neue ſchwebende Schuld zu creiren, 

Sodann gab der Minifter in jeinem Berichte vom Januar 1860 die Summe der im Um— 
lauf befindlihen Schagbons auf 135 Mill. Br. an. 21) Dieje Schatzſcheine emittirt der Finanz— 
minifter, wenn im laufenden Dienft Ausgaben fofort zu beftreiten find, während die Ginfünfte, 
welche zu deren Deckung verwendet werden jollen, noch nicht eingingen. Dieje Papiere gleichen 
Wechſelbriefen, welche die Staatskaſſe ausftellt und dann mit Zins wieder einlöft. 

Ferner gibt es nod Zahlungsrüdftände (decouverts), herrührend von ven Deficits frü— 
berer Budgetd, nad der oben erwähnten minifteriellen Audeinanderfegung Neujahr 1860 
660 Mill. Fr. betragend. 

Die bisher aufgezählten Beträge der verſchiedenen Schuldarten zuſammengerechnet, ergibt 
ſich eine Geſammtſumme von 10658 Mill. Fr. 

Auch damit iſt die Schuldenliſte ſtreng genommen noch nicht erſchöpft. Man hat noch An— 
nuitäten geſchaffen, die nichts anderes ſind als verdeckte Anleihen, Specialſchulden verſchiedener 
Art u. dgl., deren Betrag nicht unter 150 Mill. Fr. ſein dürfte. Für Leibrenten waren im 
Budget von 1859 70,966585 Fr. vorgejehen. Diefe Summe dürfte einem Kapitale von 
710 Mill. Fr. glei) zu achten fein. Endlich hat die Staatöfaffe manderlei Garantien und ſon— 
ftige Verpflichtungen übernommen, deren Umfang für die fpätere Zeit fih noch nicht vollkom— 
men überbliden läßt. Wir rehnen hierher Die dem Staate aufgebürbete Haftung eined Rein— 
ertrags für eine Reihe von Eiſenbahnen. Der Staat garantirt 4,65 Proc. von Kapitalfunmen, 
die fih auf 3000 Mill. Fr. belaufen dürften. (Die libernahme diefer Laft erfchien um fo auf: 
fallender, als die alten Eifenbahngejellihaften ih zur Herftellung der neuen Schienenmwege 
ohne ſolche Garantie längft verpflichtet hatten.) 

So ergibt ſich denn nad allen Richtungen eine furdtbare und mit reißender Schnelligkeit 
weitergehende Vergrößerung der Schuldenmafle. Gleihmol wäre e8 ein entfchiedener Irrthum, 
wenn man annehmen wollte, ver Staatöcredit Branfreiche fei bereits aufs Außerfte angefpannt, 
jei erihöpft oder dem Erfhöpfen nahe. Nur große und entfhiedene äußere Niederlagen könn— 
ten eine derartige Wirkung bervorbringen. Alle biäherigen Anleihen des neuen Kaiſerreichs 
gelangen in glänzender Weife, und fein Umftand waltet ob, der auch fünftig ähnliche Ergebniffe 
unwahrſcheinlich machte. Die große Menge der Unterzeihnungen beruhte unzweifelhaft auf 
Täuſchung; man hatte die mannichfachſten fünftlihen Mittel in Bewegung geiegt; man hatte 
den Darleibern einen fo niedern Curs bewilligt, daß fie bei dem Unternehmen nur gewinnen 
fonnten, fofern nit ganz unerwartete Unfälle und zwar vor Beendigung der Einzahlungen 
eintraten; endlich mar ed natürlich, dag von dem Momente an, in welhem man mußte, es werde 
eine Reduction der unterjchriebenen Summe eintreten, jeder weit mehr unterzeichnete, als er 
von den neuen Papieren zu erhalten wünſchte. Immerhin mupte der Staat ſchon bei der er— 
ften Anleihe für ven Krimfeldzug nicht nur beinahe 5 Proc. Zinfen verſprechen (4,74 Proc. in 


20) Im Erpoft für 1861 heißt es dagegen, am 1. Jan. 1860 habe fich ver Betrag ber ſchwebenden 
Schuld noch auf 864 Mill. belaufen, am 1. Jan. 1861 dagegen ſei derſelbe auf 750 Mill. vermin— 
+ Welchen Werth fann man bei ſolchen Widerſprüchen — derartigen miniſteriellen Zifferangaben 

eilegen? 


21) Nach dem Expoſi für 1861 wäre die Summe unter 100 Mill. herabgebracht. 
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4\/,proc. und 5,1 Proc. in 3proc. Papieren), fondern er mußte Äh auch zu einem eventuellen 
Kapitalverlufte verftehen, der bei den 4!/gproc. Schuldſcheinen 11 Proc., bei den Zproc. fogar 
37 Broc. betrug. Ja dieſe Einbuße erhöhte ſich bei der Anleihe zum italienifhen Kriege faft 
auf 13 und reſp. 41'y, Proc. Auch ift es für den Staatdcredit bezeichnend, daß Ende 1860 
die Zproc. Schulpfceine Sranfreihs nur zu 67,55 verfäuflih find, indeß jene Englands auf 
923, ſtehen — ein Unterſchied von faft 25 Proc. 

Gleihwol muß die Leichtigkeit auffallen, mit welcher die Napoleonifhen Staatsanleihen auf: 
geführt werden fonnten, und welde Yeichtigkeit des Gelingen aud fernern Operationen ähn— 
licher Art einen nahezu gleihen Erfolg zu verbürgen fcheint. Forſcht man nad den Gründen, 
jo jind befonders folgende wahrnehmbar: In der langen Friedenszeit von dem Sturze des alten 
Imperialismus bis zu den Kriegen ded neuen, befonders unter dem Julifönigtbume, hat ſich der 
Wohlſtand des Volkes in Frankreich ſehr anfehnlich gehoben. Es fand eine Vermögensan— 
ſammlung fatt wie nie zuvor. Vielfach ward ein ſolider Wohlſtand begründet. Daber ein 
groper Iheil der Mittel, welche jeitvem auf den Bapiermarkt gelodt wurden. 

Sodann bar das maſſenhafte Auffinden californiiden und auftralifhen Goldes ein Herab- 
drücken des Geldwerths zur Folge, welches dem jegigen Negime in jeder Beziehung zu flatten 
kommt. Schon in den neun Jahren 1850 bis Ende 1859 wurden in ranfreih 1725 Millionen 
in Gvelmetallen mebr ein= als ausgeführt. Diefe ungeheuere Geldvermebrung (durchſchnittlich 
über 200 Ir. auf jede Familie) mußte an ſich eine bedeutende Wirkung bervorbringen. Die 
Wirkung erhöhte ſich aber ganz gewaltig dadurch, daß ſogar ein enormer Überreiz entftand, fi 
in Speculationen aller Art, insbefondere in Bapierfpeculationen zu flürzen. _ 

Dabei wirkt — wenn aud) den einzelnen Kapitaliften nicht immer Elar bewußt — die Liber: 
zeugung ein, daß, weldes immer dad Schickſal der Negierung fei, jedenfalls der Staat Franf: 
reich bleibe; derjelbe kann Ichlimniftenfalld ein paar Provinzen verlieren, jeine Exiſtenz felbi 
kommt aber nicht in Gefahr. Darin liegt ein großer Unterfchied gegenüber Oſterreich, dem die 
verſchiedenen Nationaliräten mit Zerreißung drohen. 

Endlich it Frankreich nur etwa mit der Hälfte des Schuldbetrags belaftet, der auf England 
drückt. Der Reichthum Großbritanniend wird indeß ſchwerlich die doppelte Höhe des franzö- 
ſiſchen erreichen. 

Dem legten Grunde gegenüber darf freilich nicht überjehen werden, dap die engliihen Ber: 
hältniſſe jih einer ganz andern innern Feſtigkeit erfreuen als die franzöfiihen. Dies it es, 
was jih im Verkaufswerthe der beiverfeitigen Staatspapiere ausdrüdt (im Curſe der 3proc 
britifhen Gonfols zu 92%,, dagegen der franzöſiſchen Zyroc. Rente zu 67,5). Zudem mir 
fein verftändiger Brite verfennen, daß die Höhe ver Staatsihuld die drüdendfte Laſt des eng: 
liihen Volkes bildet. Das Beiſpiel Großbritanniens in diefer Beziehung kann daher fein Mu: 
fter zur Nachahmung fein. (Dies fühlen die Staatömänner von St.:James fo ſehr, daß fie 
beim Beginne des Krimfriegs es verfuchten, die ganze Summe des desfallfigen Aufwandes 
blos Durch Steuern aufzubringen. Auch ift England die einzige Großmacht, melde die 
Summe der Staatdfhuld jeit dent Sturze des erften Napoleon wenigftens um etwas vermin— 
derte, indeß namentlich Frankreich, wie wir ſahen, vie feinige in der nämlichen Zeit vervier: 
fachte, jelbit wenn wir die alten Kriegs- und die übrigen damit zuſammenhängenden Entſchä— 
digungen einrechnen; denn ohne dieſe Entſchädigungen ftellt ih die Schuldvermekrung ſogar 
auf das Siebenfade.) 

In frühern Zeiten waren die Departements ganz ohne Schulden. Erſt in der Neuzeit ent: 
jtanden und häuften ſich viefelben. Aud vie Gemeinden waren, mit feltenen Ausnahmen, vor: 
dem nur wenig verfhuldet, während num die Maſſe dev Communalſchulden gleihfalls ins Ko: 
loffale anwächſt. Im Jahre 1854 hob Leon Faucher hervor: „Von 210 Gefegentwürfen , die 
dem Gefeßgebenden Körper während feiner jüngften Sefjion vorgelegt wurden, betrafen 190 
nichts anderes ald Ermädtigungen für Departements und Gemeinden zur Aufnahme von An: 
leihen im Gefammtbetrage von ungefähr 1000 Mil." Wenn auch nicht in diefen Maße, io 
ift doch jede Seſſion jened Körperd mit weitern Gefeßentwürfen für Departemental- und ®e- 
meindeanleiben heimgeludt. Auch im Jahre 1860 wurden wieder 16 Departements umd 
36 Städte zu neuen Schuldencontrahirungen ermächtigt, und nur allzu oft fanden dieſelben zu 
unproduetiven Zweden ftatt. 

Beſonders koloſſal ijt die Schuldenvermehrung der Stadt Parid. Im Jahre 1853 machte 
diefe Gemeinde eine Anleihe im Betrage von 50 Mill, Fr., Ende 1855 kamen 60 Mitt. dazu, 
1858 weitere 160; endlich beſchloß man im Jahre 1860 neuerdings große Summen, gegen 
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150 Mill. Fr., aufzunehmen, zunähft zum Zwede der Verbindung anderer Gemeinden mit 
Der Stadt Paris. 

IX. Militärwejen. a) Yanpmadt. Die Bildung ded Heeres erfolgt befanntlih durch 
freiwillige Gintritte und durch Gonfeription. Da die Zahl der freiwillig in das Heer Tretenden 
zur Dedung des Bedarfs bei weitem nicht ausreicht (derfelbe betrug vor der Prämienertheilung 
an Ginfteher von jeiten des Staates durchſchnittlich höchſtens 15000 Mann; 1853 nur 8600, 
1854 16676, 1855 21955 Mann), fo ift die jährliche Aushebung fehr bedeutend. Vor den 
Krimfeldzuge war diefelbe in der Negel 80000, während des genannten jowie während bes 
italienifhen Kriegs erhöhte man die Zahl auf 140000, nad Wiederherftellung des Friedens 
Tegte man fie wieder herab, indeß doch blos bid zu 100000 Mann. 

Den durd das Los zum Eintritt in das Heer beftimmten einundzmwanzigjährigen jungen 
Zeuten, welche lieben Jahre lang zu dienen verpflichtet find, ift es geftartet, ſich durch andere 
tauglicde Männer vertreten zu laſſen. Während e8 aber früher einem jeden überlaſſen blieb, 
ſich jelbft einen Einſteher zu fuhen, hat Napoleon IH. das Militär-Einſteherweſen zu einer 
Staatsanftalt gemadt. Seine Grundabficht war dabei, nicht nur einen Kern länger gedienter 
Soldaten zu erhalten, jondern insbeſondere einen möglihft großen Theil des gefammten Milt- 
tärd durch ihr Einſtandsgeld u. ſ. w. an feine Perſon zu feſſeln. Die Negierung beftimmt nun 
den Loskaufs- wie den Einſtandspreis. Aus den eingezahlten Losfaufsfummen ward ein Ars 
meebotationsfonds gebildet, d. h. in Wirklichkeit wurde das Geld verbraudt, und man gab dem 
Dotationdfonds dafür Inferiptionen in dad große Bud, alſo Staatsfhuldiheine Diefer 
Bonds hat dann den Ginftehern nad) vollendeter Dienftzeit die ihnen verfprodene Prämie und 
außerdem die Sold: und Penſionszulagen zu entrichten. Nach der neueften Verfügung in der 
Sade, vom Mai 1860, ift der Preis jeder Militärbefreiung auf 2300, die Prämie für den 
fiebenjährigen Dienft aber auf 2000 Fr. beftimmt, wozu bei legterm die täglichen Soldzulagen, 
dann die Invalidengehalte fommen. Bon den zu den Gontingenten von 1856 und 1857 ge: 
börenden Gonfcribirten fauften fi 16 Proc. los, 1858 18 Proc., 1859 aber über 27 Proc., 
nämlih nicht weniger ald 38325 Aufgerufene. Dies beweilt feinedwegs eine jehr große 
Neigung zum Kriegsdienft im Volke; man muß vielmehr annehmen, daß nahezu alle dies 
jenigen fi losfauften, deren Altern oder die ſelbſt das nöthige Geld dazu aufzubringen im 
Stande waren. Da der Krieg mit feinen Gefahren vorerft vorüber ift, und man mittlerweile 
die Loskaufsſumme von 1800 auf 2300 Fr. erhöhte, fo vechnete das Minifterium bei Vorlage 
des Budgets für 1861 in dieſem Jahre nur auf 19000 ganze oder theilmweife Loskäufe (mit 
einem Geldertrage von 361/, Mill. $r.). Der Effectiobeitand des Heeres ward bei der gedachten 
Budgetvorlage folgendermaßen veranſchlagt: 

Truppen in Frankreich 326710 Mann 67883 Pferde 
„„Algerien 65690 „ 15297 


Zuſammen 392400 Mann 83480 Pferde. 
Diefe find in nachbemerkter Weife vertheilt: 


Generalltab . . 4411 Mann und 400 Pferde, 
Garde . . .. 28260 „u 6890 „ 
Sendarmerie . . 19523 „ „. 13687 „ 
Infanterie .. 222800 285 %„ 
Gavalerie . . . 53320 „ u 39301 „ 
Artillerie. . . 28869 „ „13943 „ 
Genie FE — — 6075 750 7) 
ZUM ;; -2.1%: 14 4018 , u 3740 „ 
Fremdenlegion . 4122 „u 45 „ 


Turkos undSpahis 11178 u» 3800 „ 

Sehr verſchieden von der effectiven ift indeß die normativmäßige Stärfe, und zwar nicht 
blos nad) dem Kriegs-, Sondern auch nad dem Friedensfuße. Mit Einfluß der Stäbe, ber 
Säulen, der Invaliden und der 24000 Gendarmen berechnet man die Briedensftärfe auf 
415000, die Kriegsſtärke auf. 763000 Dann. Die Hauptabtheilungen bed ‚Heeres find: 

Garde: 9 Negimenter und 1 Bataillon Infanterie (1 Regiment Gendarmerie, 1 Regi: 
ment Zuaven, 3Regimenter Grenadiere, 4Regimenter Boltigeureund 1 Bataillon Jäger); 6 Re: 
gimenter und 1 Schwadron Gavalerie (1 Schwadron Hundertgarben, 2 Regimenter Küraſſiere, 
1 Dragoner:, 1 Rancier&:, 1 Ulanen=, 1 Guiden:Regiment), 2 Regimenter Artillerie und 
1 Shwadron Train. 
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Gewöhnlihe Truppen. Infanterie: 103 Linien-Infanterieregimenter (zu 3 Bataillonen, 
jedes von 8 Compagnien), 20 Bataillone Jäger, 3 Regimenter Zuaven, 3 Regimenter einge- 
borene algerifche Tirailleurd (Turco8),.2 Fremdenregimenter. 

Gavalerie: 12 Regimenter fhwere (2 Garabinierd und 10 Kürafiiere), 20 Regimenter 
Zinienreiterei (12 Dragoner, 8 Lanciers), 26 Regimenter leichte Reiterei (12 Jäger, 8 Hu— 
faren, 3 afrifanifche Jäger, 3 Spabhiß). 

Artillerie: 20 Regimenter (wovon 5 Fuß-, 4 reitende, 10 fahrende Artillerie und 1 Pon— 
tonnieröregiment) mit 212 Batterien oder 1272 Geſchützen. — Genie 3 Regimenter. 

Die im Jahre 1860 von der Regierung beabiihtigte Organifation einer Landwehr tbeilt 
derjelben alle ausgedienten Soldaten bis zum vierzigften Altersjahre zu. Der betreffende Ge— 
ſetzentwurf jchlägt deren Stärfe in zwei Klaffen auf 1%/, Mill. Mann an. Die Landwehr fol 
zwifchen der Linie und der Nationalgarde in der Mitte fteben. Die legtere hat aber thatſächlich 
dermalen nur eine jehr geringe Bedeutung. 

Man bebt jedes Jahr das ganze Eontingent der Gonicribirten aus; aber nur die eine 
Hälfte davon wird in der gewöhnlichen Weife zum Dienft herangezogen. Die andere Hälfte 
entläßt man während der Friedendzeit in Urlaub, fobald die jungen Leute in den Departe: 
mentaldepot8 genügend in den Waffen unterrigtet find; dazu genügen ſechs Monate, vertbeilt 
auf einen Zeitraum von drei Jahren nad) dem Aufgebot (zugleich ein Beweis, wie Napoleon 
vollfommen erkennt, dap fein langes Kajernenleben nöthig, um Solvaten heranzubilden!). 

b) Seemadt. Die Bemannung der Kriegsflotte geſchieht vermittelt der jhon von Zur: 
wig XIV. eingeführten Marineconfeription, der in den Seebezirfen alle brauhbaren Männer 
bis zum funfzigften Alterdjahre unterworfen werben fönnen. Die Stärke der Flotte wird ge: 
heim gehalten; die vorliegenden Angaben find darum widerſprechend, die offtciellen unzuver: 
läſſig. Cucheval-Clarigny, allerdings in der Abjicht, darzuthun, dag England feinen Grund 
zu feinen Rüftungen habe, berechnet die Stärke der franzöjiichen und der englifhen Kriegs: 
marine folgendermaßen: 


Dampfflotte. Segelflotte. 
Franfreih. Gngland. Fraukreich. Englaud. 
Linienfhife . . 35 63 3 30 
Bregatten . . . 38 41 27 63 
Kleinere Fahrzeuge 195 388 89 106 
Zufammen 268 492 124 199 


Eine andere Berehnung (Driginalangabe des Gothaiſchen genealogiihen Hofkalenders) 

führt auf: 
Segelihiffe 224 mit 4518 Kanonen 
Danıpfer 817 „ 7893 u und 100060 Pferdekräften. 

Darunter erfcheinen 52 Liniendampfer und 16 Segellinienjdiffe. Nach einer andern An- 
gabe wären indeß nur 20 feetüchtige Liniendampfer vorhanden. 

In den Regierungsvorlagen zum Budget für 1861 kommen folgende Notizen über vie 
Stärke der Marine vor: a) Armirte Schiffe: 8 Schrauben= und 1 Segellinienfdiff; 6 Schrau— 
ben, 1 Rab: und 2 Segelfregatten; 3 Schrauben=, 6 Radcorvetten; 20 Schrauben, 37 Rad: 
aviſos; 1 Schraubenfanonenboot; 5 Schraubenfanonenjhaluppen; 8 Schrauben:, 15 Segel- 
transportſchiffe; ferner folgende Segler: 6 Briggs, 1 Goelette, 8 Kutter, 14 leichte Fahr— 
zeuge, 5 Vontons, zufammen 51 Schrauben, 44 Räder: und 57 Segelſchiffe. b) Erfag: 
Fahrzeuge: 1 Schraubenfregatte, 1 Segelcorvette, 1 Brigg, 1 Nadcorvette, 4 Dampfavifos, 
1 Schraubenfanonenihaluppe, zufammen 9 Bahrzeuge. c) Zu Verfuhen armirte Schiffe: 
1 Schraubenlinienfhiff, 7 Schraubenfregatten, 3 gepanzerte Fregatten, 8 Schraubenavifos, 
zufammen 19 Schiffe. d) In Disponibilität: 1 Schraubenlinienfhiff, 1 Radfregatte, 1 Rad— 
corpette, 2 Rãder- und 2 Schraubenavifos, 1 Schraubentransportihiff, zufammen 8 Schiffe. 
e) In Commiſſion (Segelbereitihaft): 1 Schraubenlinienfhiff, 1 Schrauben: und 1 Radfre— 
gatte, zufammen 3 Schiffe. f) Reſerve: 90 (nicht näher bezeichnete) Fahrzeuge. 

Es jind alfo im Budget im ganzen nur 281 Schiffe aufgeführt, worunter, ungerechnet die 
nicht näher befannte Rejerve, 11 Schrauben: und 1 Segellinienfhiff, 16 Schrauben:, 2 Rä: 
ders und 2 Segelfregatten. Diefe Ziffern ſtehen wahrſcheinlich bedeutend unter der Wirklich— 
feit. Die Mannfhaft der armirten Flotte befteht aus 1179 Offizieren und 21733 Matrojen 
u. h w. Das Corps der Seefoldaten umfaßt 502 Offiziere und 12182 Unteroffiziere und 
Soldaten. 
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Unter dem Scheine voller Offenheit beobachtet das Exrpofe vom Februar 1861 (alfo das 
neuefte den Gegenftand berührende Actenftüc) entſchiedene Zurückhaltung; es gibt nur durch— 
aus unvollftindige Notizen. Schon im Jahre 1846 jei die Stärfe der Kriegsmarine beftimmt 
worden zu 40 Linienihiffen, 50 Sregatten, 40 Gorvetten, 50 Briggd u. f. w. Später babe 
der Kaifer die Zahl der Bregatten auf 20, die der Gorvetten auf 30 vermindern zu fönnen ge- 
glaubt; im Jahre 1855 habe Frankreich nur 146 Kriegsſchiffe befeflen, Segler und Dampfer ' 
zufammengeredhnet (39 Linienſchiffe, 38 Gregatten, 30 Gorvetten, 39 Aviſos erfter Klaffe). 

‚‚Dermalen aber, wo die Dampfer die einzigen Fahrzeuge iind, welde ven Namen von Kriege: 
fchiffen verdienen, reducirt ſich unſere wirkliche Stärfe auf 88 Fahrzeuge, felbit wenn wir die 
«gemifchten» einbegreifen, die von untergeorpnetem Werthe find.” Dann wird folgende Lifte 


aufgeftellt: 
Neue Schiffe. Gemiſchte Schiffe. Total, 


ginienfhife ». » » . ..12 23 35 
Banzerfregattien . . .. 01 — 1 
Gemöhnliche - u | 6 17 
GBorvetten . . . ——7 — 7 
Aviſos EEE I — 28 

Zuſammen 59 29 88 


Dieſe Verminderung — wird beigefügt — ſei die unabwendbare Folge der Umbildung und 
der größern Koſten der neuen Marine. Wenn Frankreich ſeinen Rang unter den Seemächten 
behaupten wolle, jeien wenigjtend gleich große Gredite wie 1857 erforverlih. Daß hier vieles 
Täuſchung, ift unverfennbar. 

Ungweifelhaft haben jehr große Anftrengungen zur Hebung der franzöfifhen Kriegsmarine 
Rattgefunden und jiherli nicht ohne bedeutenden Erfolg. Dagegen werben andererfeitd aud 
Schuͤderungen von der Macht ver franzöſiſchen Flotte entworfen, welde in hohem Maße über- 
trieben fein dürften. Dies ergibt fi unter anderm aus den Enthüllungen, welde ein Hr. von 
Kerveguen, ein Seeoffizier, gelegentlih der Verhandlungen im Geſetzgebenden Körper über 
das Marinebudget vorbrachte, wonad unzweifelhaft viele ganz verfehrte Neuerungen im Schiffs- 
bau Rattfanden, indem man babei nicht die Marineoffiziere, fondern nur Ingenieure, die gleich- 
ſam nie auf dem Meere gefahren feien, zu Rathe gezugen habe. Als Hauptmisftand bezeichnet 
Kr. von Kerveguen, daß die unterfte Batterie der franzöſiſchen Schiffe dem Waſſerſpiegel viel 
zu nabe liege, ſodaß diefelbe bei unrubigem Wetter gar nicht gebraucht werden fünne. Über 
die Wivderftands- und die Bewegungsfähigkeit der gepanzerten Schiffe liegen ohnehin zum Theil 
ſehr ungünftige Urtheile vor. 

X. Auswärtige Befigungen. a) Algerien. In einem Berichte des Kriegdminifterd 
an den Präfidenten der Republik vom Jahre 1850 finden wir die Ausdehnung dieſer Bejigung 
zu ungefähr 39 Mill. Hektaren, demnach zu mehr ald 7000 deutſchen Geviertmeilen ange— 
geben. Indeß jind die Landgrenzen beinahe nirgends feftgeftellt. Die Bevölferung ward in dent 
nämlihen officiellen Bericht zu 2,323858 Menfhen angegeben, wovon 1,843087 im Tell 
(d. h. auf dem fruchtbaren Lande), 480768 aber in der Sahara (Wüfte) wohnen follten. Eine 
fpätere amtliche Aufftellung berechnete die Bevölkerung für die Zeit vom 31. Dec. 1854 auf 
2,200000, wovon 167670 Europäer und 2,056098 Eingeborene. Dagegen liegt eine neuere 
(wie ed ſcheint Privat:)Berehnung vor, melde 2,677973 aufführt. Ohne Zweifel jind dieſe 
fämntlihen Angaben bloße Schägungen. Nur die Zahl der Europäer ift genauer befannt. 
Ungeachtet aller Opfer für die Golonifirung des Landes jeit 3O Jahren betrug die geſammte 
europäifche Givilbevölferung Anfang 1860 (nad einer ſehr Hoch gefleigerten Schägung) nicht 
mehr ald 202947 Individuen. Jedenfalls nähren ſich die meiften diefer Europäer mittelbar 
oder unmittelbar— vom Heere oder ald Beamte. Die vem Aderbau ſich widmende europäiſche 
Bevölkerung ward felbft indem ‚Almanach de l’Algerie pour 1857 nur zu 45847 angegeben. 
An dieſem kläglichen Erfolge der Colonifation trägt allerdingd die jede freie und jelbftändige 
Entwidelung hemmende Militärregierung, ed trägt aber vor allem das für Mittel: und beſon— 
ders für Nordeuropäer wahrhaft mörberifche Klima die Hauptſchuld, durch welches der Boden 
anbau namentlih für Angehörige des germanifhen Stamms, aljo gerade für bie gefchicteften 
Eoloniften, zu einer Sache ver Unmöglichkeit gemacht ift. Ungeachtet der vielen Geburten in der 
europäiſchen Bevölferung Algeriend (mehr, ald auf die gleiche Menihenzahlin Frankreich kom— 
men) überfteigt Do ver Abgang durch Sterbefälle den Zuwachs durch Geburten. Von Soldaten 
ftarben feit 1830 über 100000 in dem afrifaniihen Sande, und davon nur etwa 3400 
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auf dem Schladhtfelde oder fonft infolge von Bermundungen, (Rückhaltlos hat längſt der fran- 
zöftihe Stabsarzt Boudin von dem bezeichneten Standpunft aus die Coloniſatiousverſuche 
in Algerien befämpft, namentlih in der Schrift: „Histoire statistique de la colonisation 
et de la population en Algerie‘.) Über die Production der nordafrifanifhen Befigung bat 
‚ man jchon oft jehr Übertriebene Berichte verbreitet; noch mehr über den Abfag franzöſiſcher 
Erzeugniffe nah diefem Lande. Allerdings nahm dieſer Abjag zu; im allgemeinen aber 
ſchwankte derjelbe in dem Verhältniffe, in melhem man bie Truppenzahl dajelbft vermehrte oder 
verminderte, alfo in dem Maße, in welchem man die Ausgaben des Mutterlandes für das 
nordaftifanifche Beſitzthum vergrößerte, Dies ift jelöftverftännlieh fein Vortheil. 
ö Eigentlidhe Golonien. Eine einfahe Aufzählung genüge. 2?) 


Deutiche Bevölkerung 
Quadtatmeilen. 1857. 
Martinique . . De 18 137513 
Guadeloupe und Zubehör — 62 133092 
Guiana (Cayenn5007) 17143 
St.:Pierre und — ek 4 2190 
Reunion . — 48 161321 
Riederlafſungen am Senegai — 10 20804 
Mayotte und zugehörige Infeln . . 20 24304 
Niederlaffungen in Oftindien . . 10 215993 
Zufammen ungefähr 700 712360 
Geſammüberſicht. 
Quadratmeilen. Bevölkerung. 

Frankreich 9923 37,000000 

Algerien 7000 2,300000 

Golonien 700 700000 

Total etwa 17600 40,000000. 


G. F. Kolb. 

Frauen. (Ihr Charakter, ihre Stellung imöffentlichen Leben der Völ— 
fer.) Ein ausgezeichneter deutſcher Publicift, K.S. Zahariä von Lingenthal, handelt in einem 
befondern Abſchnitt des zweiten Theils jeined geiftreihen Werks „Vierzig Bücher vom Staate‘ 
(zweite Auflage, 5 Bde., Stuttgart 1839— 42) von der Verſchiedenheit der Menſchen nah 
dem Geſchlecht, indem er dabei hervorhebt: „Den vergleichöweife vielfeitigften und entfchiedenften 
Einfluß hat die Verſchiedenheit des Geſchlechts auf den Zuftand und die Schidfale ver Menſchen— 
gattung“, und in ſcharfſichtiger Betrachtung die verfchiedenen Ridytungen verfolgt, in denen das 
weibliche Gejälecht ven Gegenfag zum männlichen zeigt. Wol durfte der Kenner der Geſchichte 
der Menſchheit feinen Betrachtungen dad Ergebnif anfnüpfen: „Davon alfo hängt das Heil ver 
menſchlichen Geiellfhaft, davon das Heil der Völfer und Nationen vorzugsweiſe ab, daß pas 
Berhältnig zwiihen Mann und Brau den weifen Abjihten der Natur entfpreche.” Die Ge— 
jhichte der Staaten ift Lehre. Die geſundeſten öffentlihen Zuftände zeigten im ganzen die 
Staaten, welde der Würde und den rein menfhlihen und bürgerlichen Anfprüden des weib: 
lihen Geſchlechts am meiften Rehnung trugen, die Frauen auf der einen Seite mit einem 
ſchützenden Rechtskreiſe umgaben, auf der andern Seite ihnen einen freien Spielraum gewähr- 
ten. Unter den, ſoweit die Geſchichte reicht, älteften und beveutiamften Völkern des Alterthums 
ragen die Aegyptier hervor, bei denen jo viele andere Völker in die Schule gingen, namentlid 
die Griechen und durch fie das gewaltige Bolf ver Römer. In dem Schofe dieſes Volkes finden 
fich die eriten Keime der Wiſſenſchaft und der Schriftſprache. Wie es ſcheint, nahmen dort die 
Frauen Antheil an dem Willen, dad ein Gegenftand des Geheimniffes der Priefter war. Sie 
wurden dadurch geehrt, daß die Vielweiberei, diefe Sitte des Drientd, nicht geftattet war und 
ihre Geſchlechtsehre durch firenge, ja grauſame Strafen, felbft durch die Strafe der Körperver- 
ftümmelung gefhügt wurde. Am gefchäftlihen Verkehr nahmen fie theil, daher ihnen auch 
geftattet war, ihre Wohnung zu verlaflen. Der föniglihen Tochter war die Thronfolge eröffnet, 
wenn ed an einem männlichen Erben fehlte, eine Erſcheinung, welche ſich noch in der Königin 


22) Die Bevölferungsangaben nach der eben amtlich veröffentlichten Schrift: Tableaux de popu- 
lation, de culture, de commerce et de navigation, formant pour l'annee 1857 la suite des 
tableaux sur les colonies frangaises (Paris 1860). 
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Kleopatra wiederfindet. Der Vater der Geſchichte, Herodot, läßt im zweiten Buch feiner Ge: 
Tchichte, in welchem er fich mit dem Lande des untern Nil beihäftigt, manches Streiflicht auf die 
weibliche Einwohnerſchaft fallen. Sp berichtet er z. B.: „Die Aegyptier haben aud in Sitten 
und Gebräuden durchaus das Umgefehrte ald wie die übrigen Menſchen eingeführt. Da geben 
die Weiber auf ven Markt und handeln; die Männer dagegen halten fih in den Käufern und 
weben. Priefterdienft übt fein Weib weder bei männlihen noch bei weiblichen Gottheiten, 
fondern bei beiden durhaus Männer. Zur Erhaltung der Altern haben vie Söhne feine Ver: 
bindlichkeit, aber die Töchter.” An einer andern Stelle gedenft der Gefchichtichreiber, indem 
das Zisfeft ſchildert, des Antbeils der Frauen daran. 

Sichtbar ſchöpfte der Geſetzgeber der Jiraeliten, Die er aus Aegypten führte, vieles aus den 
Eigenthümlichfeiten des Volkes, in deffen Mitte er geboren worden war. Die Jiraeliten bewahr: 
ten neben jo vielen orientaliihen Völkern mit ihren Göttern und ihrer VBielmeiberei den Glauben 
an einen Gott, momit ein jittliher Ernit verfnüpft war, der neben geſchlechtlichen Verbindun: 
gen nur eine eigentliche Ehegenoffin geftatrete. Moſes oronete die Stellung der Frauen. So: 
weit die Urkunden reihen, ftanden bezüglich der perſönlichen Nechte die Frauen den Männern 
Taft gleih. Nur in fonftigen redhtlihen Beziehungen, in Bezug auf Erb: und Eherecht, ftand 
das Weib dem Manne nah. Das Verhältniß zu den Kindern war das gleihe. Von dem Pro: 
phetenamt, javon dem Richteramt waren, wie das Beifpiel der Myriam, der Deborah, ver Huldah 
und der Regentin Macha zeigt, Frauen nicht grundfäglih ausgefchloffen. Auch in Bezug auf 
geichlehtlihe Vergehen waren, was andern Gejeggebungen ded Alterthums gegenüber bezeich- 
nend ift, die Frauen im ganzen den Männern gleihgeftellt. 2) Mit dem jpätern Sittenverfall 
Tan aud das weibliche Geſchlecht. Beſonders nachtheilig wirfte die Ausbreitung der Bielweis 
berei ein. „Wo“, wie fih Michaelis in feinem Werk „Moſaiſches Recht“ ausprüdt, „vie Poly— 
. game üblich ift, fteht das ſchöne Geſchlecht um etliche Stufen nievriger in dem Gedanfen ver 
Mannsleute, was in Aſien fo weit gebt, daß unter den Mohammedanern ernithaft darüber ge: 
ftritten wird, ob die Weiber einen Antheil am Paradiefe haben werven, ungeachtet Mohammed's 
eine Frau die Mutter der Gläubigen heißt.” Zu allen Zeiten fehlte es nicht an edeln und vater: 
ländiſch gejinnten Brauen, wie Deborah, Ruth, Judith und jene glaubensſtarke Maffabäerin, 
welche vor ihren Augen ihre Söhne als Opfer des blutgierigen Königs Antiochus binrichten ſah. 

Um auf Guropa überzugehen, fo zeigt, ſoweit die Überlieferungen reihen, die entlegenfte 
Periode der Geſchichte von Griechenland ?), welches der Sitte der Monogamie folgte, dad weib— 
liche Geſchlecht auf einer höhern Stufe verBedeutung als in fpäterer Zeit; ihm war ein weiterer 
MWirkungskreis eingeräumt. Als fih ein höheres und feiner ausgebildeted Staatäleben ent: 
widelte und feine Pflege in ven Vordergrund geftellt wurde, wurden die Frauen auf einen ziem— 
lich weitgehenden Grad von Unbedeutenpheit zurüdgedrängt.?) Sie bewegten fih nun im 
engen Kreife ihrer Önnäceen, wo fie fih im Kreife ihrer Sflavinnen mit häuslichen Arbeiten 
befhäftigten. Ubrigens war ihnen eine gewifle freie Bewegung geftattet. Sie durften ji öf— 
fentlich und unverſchleiert zeigen, jedoh unter Androhung einer Geldſtrafe für Verlegung des 
Anftanded. An der Staatöverwaltung nahmen jie feinen unmittelbaren Antheil, obwol die 
Geſchichte zeigt, daß ihnen ein indirester Einfluß auf dad gemeine Wefen nicht fehlte (Die 
Aſpaſia des Staatdmanns Perifles); auch an den Öffentlihen Spielen nahmen die Genoffen 
des weiblichen Geſchlechts durch Gegenwart feinen Antheil, obwol in fpäterer Zeit diefe Strenge 
der Kernhaltung gemildert wurde. Die Sittfamfeit war, befonders durch den Ginfluß der Bor: 
ltebe der Männerwelt für den Umgang mit den Hetären — eine eigenthümlich griehiihe Er: 
fheinung — feine jehr ftreng gebotene. Die Frau ftand unter der Gewalt des Ehemanns, der 
fie aud) vor Gericht vertrat und verftoßen mußte, wenn fie die Ehe gebrochen hatte. Die Tochter 
ftand bis zu ihrer Verheirathung unter der Gewalt des Vaters. 

Individuelle Geftaltungen zeigten die beiden hervorragendften Staaten, Sparta und Athen. 
Sparta *) wurde von der firengen Geſetzgebung Lykurg's, welche Darauf berechnet war, die Vor— 





1) Saalſchütz, Das mofaiiche Necht, mit Berückſichtigung des fpätern jüdischen (Berlin 1846), ©. 679. 
2) Wachemuth, Hellenifche Alterthumskunde ans dem Gefichtspunfte des Staates (zweite Auflage, 
2 Bde, Halle 1846). Jacobs’ vermifchte Schriften (Leipzig 1830), Bd. IV. Zachariä, a.a.D., S. 136. 

3) Matter, Über den Einfluß der Sitten auf die Gelege und der Geſetze auf die Sitten. Aus dem 
Rranzöfifchen überfegt u. |. w. von Buß (Freiburg 1833), ©. 109 fa. 

4) Hermann's Gulturgefchichte der Griechen und Römer. Aus dem Nachlaffe des Berftorbenen her: 
ausgegeben von Schmidt (Göttingen 1857—58), I, 104 fg. Difried Müller, Geſchichten hellenifcher 
Stamme und Städte (zweite Auflage von Schneidawin, Breslau 1844), III, 276 fg 
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theile einer körperlich Fräftigen Bevölkerung zu verbürgen, beherrſcht. Zenophon gejtattet in 
feiner uns binterlaffenen Schrift über die Staatöverfaffung der Lacedämonier nähere Ein: 
blide. So berichtet er auf: „Schon was das Kinderzeugen betrifft, fo gibt man denen, melde 
einft Mütter werden follen, jo jparfam ald möglich Brot und fo wenig ald möglid Zufoft zu 
eſſen, und läßt fie heranwachſen, entweder unter gänzliher Entbehrung des Weins, oder nur 
im Genuffe eines mit Wafler gemifchten. Und wie die meiften Gewerbtreibenden eine ſitzende 
Lebensart führen, fo verlangen auch die andern Griechen, daß die Jungfrauen ji in ver Zurüd: 
gezogenheit mit Wollarbeiten befhäftigen. Wie foll man nun erwarten, daß fo erzogen: 
Mädchen etwas Rechtes zur Welt bringen werden? Lykurg dagegen war der Meinung, zur Be: 
teitung der Kleider feien auch Sklavinnen geſchickt; für Freigeborene aber, glaubte er, ſei das 
Kindergebären dad Widtigfte, und verordnete daher, daß das weibliche Geſchlecht nicht weniger 
ald dad männliche ven Körper übe; dann führte er Wettfämpfe ein im Schnelllaufe und in ver 
Übung der Körperfraft, wie bei den Männern, jo aud) bei ven Weibern untereinander, in der 
Überzeugung, daß, wenn beide Altern Eräftig feien, dies auch bei den von ihnen erzeugten Kin: 
dern der Fall fein werde. Überdies hob er auch die Sitte auf, daß jeder, wenn er wollte, ſich eine 
Frau nehme, und verorbnete, daß die Ehen in der Blütezeit der körperlichen Reife geſchloſſen 
würden, weil er auch dies für die Erzeugung guter Kinder für zuträglid hielt.“ Daß es den 
Spartanern aud an Frauen von geiftiger und fittliher Kraft nicht fehlte, lehrt die Gejchichte. 

Auch die Athenienjer wiefen dem weiblihen Gefhleht vorzugsweife die Beftimmung zu, 
Kinder zu gebären, damit das Geſchlecht erhalten werde. Daher forgte der Staat unmittelbar 
für die Geburtöhülfe, die nur von Männern ausgeübt werden durfte. Das Schidfal, unver: 
mählt zu bleiben, galt, ald dem Beruf widerſprechend, für beflagendwerth. Die Tödtung ver 
unzüchtigen Toter galt ald erlaubt bi8 zur Geleggebung Solon's, der nur deren Verkauf ge: 
ftattete, während er ed für gerathen hielt, die Nothzucdht nur mit Geldftrafe zu bevrohen. Das 
weibliche Geſchlecht ftand als ſolches unter einer beftändigen Bormundihaft. Der Sohn, welder 
zur Berwaltung des väterlihen Vermögens berufen war, hatte für die verwitwete Mutter Sorge 
jutragen. Die Toter wurde bei ihrer Verheirathung ausgeitattet, ſtand aber in Bezug auf 
Erbrecht Hinter dem Sohne zurüd, da ihr Erbantheil ein geringerer war. °) 

Reid an ausgezeichneten Frauen war Hellas: Benelope, Iphigenie, Laodamia, Idmene, 
Alceftis, Aſpaſia, die Dichterinnen Korinna und Sappho. 6) 

Gegenüber den Griechen zeigt dad weibliche Geſchlecht des römifchen Volkes 7) manche Ge— 
genfäge. Es fand ji lange nicht in dem Grade wie bei ven Hellenen in einer untergeorbneten 
Stellung und genoß öffentliche Achtung und Ehre. Die Gattin erſchien ald Beherrſcherin des 
ganzen Hauſes, ald Erzieherin ihrer Kinder. Als Cornelia ji rühmte, daß ihr Schmud in 
ihren Söhnen beftehe, hatte ſie das Bewußtſein, daß jie ſich dieſen Schmuck jelbft bereitet habe. 
Don dem Forum hielten fih zwar die Frauen fern, doc erjchienen jie, ſelbſt mit Einſchluß der 
Priefterinnen, ver Veftalinnen, dort, um vor Gericht Zeugniß abzulegen, fpäter auch als Klä- 
gerinnen und als beflagter Theil. Das Verlaſſen des Hauſes war nur durd das Gefeg dei 
Anftandes, nicht durch Äußeres Verbot oder die Eiferſucht und den herriſchen Willen des Ebe- 
gatten befhränft. An den Gaftmählern nahmen auch die Frauen, ſelbſt vie Veftalinnen, geſchützt 
dur den Zauberfreis ihres Prieſterthums, theil. Im eigenen Hauje war die Frau nit in 
abgeſchloſſene Gemächer verbannt; ihr eigentliher Aufenthalt war, wenigftens in älterer Zeit, 
der Mittelpunkt des Hauſes, das Atrium, wo fie in der Mitte ver Sklavinnen arbeitete. Ab: 
jichtliche Ehelofigfeit galt ald Berfennung des weiblihen Berufs jhon früh für tadelnswerth, 
wurde fogar mit Geldbuße beftraft. Auf der andern Seite wurde der Genoſſe ded männlichen 
Geſchlechts von dem Genfor angehalten, in den Stand der Ehe einzutreten. ®) Wreilich waren 
die Anſprüche, beſonders der vornehmen Frauen, ſchon zur Zeit des Plautus jo befchaffen, daß 
fie den Entjhluß, ein Weib zu nehmen, erſchwerten. Die Gejege waren darauf berechnet, auf 
der einen Seite dem weiblichen Gefchlecht einen weiten NRechtöfreis einzuräumen, indem fie die 
beiden Geſchlechter rechtlich gleichitellten, nur einzelne Ausnahmen, z. B. dahin, dag das Weib 


5) Platner, Der Proceß und die Klagen bei den Attifern (Darmitadt 1825), Bd. II, erfies Haupt: 
ftüd, Abſchn. 18; zweites Hauptftüd, Abichn. 2—4. 

6) Aelian’s Vermifchte Nachrichten, XIV, 45. 

7) W. N. Beder, Gallus, oder römische Scenen aus der Zeit Auguft's. Zur genauen Kenntnik des 
römischen Privatlebens (zweite fehr vermehrte und berichtigte Auflage.von W. Ren, Leipzig 1849), 
Il, 4—46. Hermann, a. a. D., II, 28 fg. 

8) Lichtenberg's vermifchte Schriften (neue Ausgabe, Göttingen 1845), VI, 494—401. 
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nicht Zeuge eines legten Willens fein könne, nicht fähig fei, eine Vormundſchaft zu führen, feft- 
fegten, auf der andern Seite ed ald dad ſchwächere Geſchlecht zu Shügen, indem es ihm beftinmte 
Rechtswohlthaten einräumte, ihm in manden Beziehungen die Unkenntniß des geltenden Rechts 
zugute hielt, es bezüglich des Heirathsguts begünftigte. In eriminaliftiiher Beziehung war das 
Geſetz Frauen gegenüber milder; ed verordnete, dag Frauen nur im äußerften Fall zur gefäng— 
lichen Haft gezogen und, wenn fie jich eined Verbrechens fhuldig gemacht hätten, zumeilen ge— 
Linder bejtraft werben follten ald die Männer, Die Geſchlechtsehre ſchützte das Gefeg durch 
ſtrenge Strafe. 

Die Zeit der Republil war reih an ausgezeichneten Frauen. Aelian nennt als folde die 
Cornelia, die Mutter der Gracchen, Die Porcia, die Tochter des Gato und Gemahlin des Brutus. 
Die erfte Zeit des Kaiſerthums kennt noch die Octavia, die Agrippina. Der Berfall ver Sitten 
zeigt aud) das weibliche Geſchlecht in tiefer Sittenlofigkeit, ähnlich der im mittlern Europa in 
13. und 14. Jahrhundert. Eine Meflaline?) war möglid. Die Satirifer Juvenal und Mar: 
tial haben der Nachmelt ihre Geifel aufbewahrt. 19) Tacitus aber zeigte nad) dem von feinen 
Rö mern nicht beiiegten Germanien hin, indem er, auch der germanischen Frauen gedenkend, 
ven Römerinnen ein Mufterbild hinhielt: „Die Ausftattung bringt nit dad Weib dem Mann, 
fondern der Mann dem Weibe zu. Altern und Verwandte find zugegen, bie Geſchenke zu mu= 
fern, Geſchenke, nicht audgefucht zu weiblicher Tändelei, no zum Aufpug ber Neuvermähl: 
ten, Rinder vielmehr und ein aufgezäumtedRoß, ein Schild fammt Framea und Schlachtſchwert. 
Auf ſolche Gaben hin wird die Gattin angenommen. And jie bringt hinmieder dem Gatten 
einige Waffenrüftung zu. Dies ift ihnen das ſtärkſte Band, die geheimnißvolle Weihe. Und 
damit nit die Gattin von Gejinnungen des Heldenmuths und den Schidjalen des Kriegs ih 
losgezählt wähne, jo ermabnt jie die Hochzeitsfeier felbft, fie komme als Genojjin der Arbeiten 
und Öefahren. So leben fie unter ver Obhut reiner Sitten, nicht durch verführerifhe Schau: 
Tpiele und wolluftreizende Gaftmähler verdorben. Des Briefwechſels Heimlickeit it Männern 
jowol ald Frauen unbekannt. Außerft felten iſt ver Ehebruch, feine Beftrafung ſchnell und 
dem Ehemann anheimgeſtellt. Mit abgefhnittenem Haupthaar, entkleivet, in Gegenwart ver 
Verwandten ſtößt der Gatte die Ehebrecherin aus dem Haufe und peitſcht jie durch das ganze 
Dorf. Auch die preisgegebene Jungfräulichkeit findet feine Schonung. Nicht Schönheit, nicht 
Jugend und Reihthun gewinnt ihr einen Gatten. Denn dort belaht niemand das Lafter. 
Berführen und verführt werden heißt nicht Zeitgeift. Die Kinderzahl befchränfen oder eins der 
Nachgeborenen tödten ift ihnen Greuel. Mehr noch gelten dort gute Sitten ald anderswo 
gute Gejege. Jeden nährt an eigener Bruft die Mutter; jie werden nicht an Mägde und Säug- 
ammen abgeliefert.” An einer andern Stelle vollendete ver Gejhichtichreiber das Bild: „Man 
erzählt Beijpiele, daß wankende, ia jhon weihende Schlachtreihen von Weibern hergeftellt wor= 
den durch unabläfjiges Flehen, durch Darbalten der Bruft und Hinweifung auf die nahe Ge— 
fangenihaft. Ja, die Männer jehen im Weibe etwas Heiliges, Vorahnendes; fie achten ihres 
Raths und horchen ihrem Ausſpruche.“ 

Dieſe Stellung des weiblichen Geſchlechts bei den germaniſchen Völkern 2?) gewann duch 
die Herrſchaft des veredelnden Chriſtenthums, unter deſſen Einfluß und Schutz bei den rijt- 
lichen Eulturvölfern der Kreis fi ausbildete, in welchem ſich in neuerer Zeit die Frauenwelt be- 
megte und noch bewegt. 1?) Um zunächſt das deutiche Vaterland zu betrachten, jo hebt jich wie- 
der zuerft das Privatrecht hervor. Ginzelne deutſche Geſetzbücher haben die rechtliche Stel: 
lung der Frauen genau firirt. Das Preußiſche Landrecht 1?) jpricht Thl. I, Tit. 5 („Bon Ber: 
trägen‘‘) den Grundſatz aus: „Unverheirathete Frauensperſonen werden, wenn die Provinzial 
gefege feine Ausnahme machen, bei Schliefung der Verträge ven Mannsperſonen gleich ge: 
achtet“, räumt im folgenden Tit. 6 einer folhen Eheloſen, wenn fie durch Eörperlihe Verlegung 

verunftaltet und ihr dadurch die Gelegenheit zur Verheirathung erſchwert worben ift, die Be- 
fugniß ein, den Beſchädiger zur Ausflattung anzuhalten, befreit in Tit. 12 die Frauensperſon 
aud) da, mo fie der Geſchlechtsvormundſchaft unterworfen ift, von der Nothwendigkeit der Zu— 





9) Klemm, Die Frauen. Eulturgefchichtliche Schilderungen des Zuftandes und Einfluſſes der Frauen 
in ben verfchiedenen Zonen und Zeitaltern (Dresden 1859), Ill, 109—116. 

10) Börtiger, Sabina (2 Bve., Leipzig 1806). Meierotto, Über Sitte und Lebensart der Römer 
(2 Bbe., Berlin 1814). 

11) (9. K. Hofmann) Teutſche Volfsgefhichten aus dem erften Jahrhundert vor und nach Chrifti 
Geburt (Heidelberg 1821), ©. 14 u. 15. 12) Zacharia, aa. D©., ©. 145. 

13) Temme, Lehrbuch des preußifchen Givilrechts (zweite Auflage, Leipzig 1846), I, 67. 
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ziehung des Vormunds, wenn fie einen legten Willen hinterlaffen will, verordnet in Tit. 14, 
daf den Witwen und ledigen Frauensperſonen bei Übernahme einer Bürgfhaft deren rechtliche 
Wirkungen vor Gericht erflärt werden follen, rechnet Thl. II, Tit. 18 zu den Perſonen, welde 
in gewiffen Angelegenheiten der Zuziehung eines Beiftandes bedürfen, volljährige unverbeira: 
thete Frauendperfonen und die verheiratheten Frauen, melde weder eined Vormunds nod 
eines Guratord bedürfen, erklärt ebenvafelbft nur pie Mutter und Großmutter für fähig, eine 
Bormundichaft oder Guratel zu übernehmen, hebt Tit. 2 hervor, daß aud ein Weib, 
jedod) ein verheivathetes nur mit Zuftimmung des Ehemanns, an Kindesftatt annehmen fönne, 
fpriht Tit. 4 aus, daß, wenn von Familienrechten überhaupt die Rede fei, dieſe aud 
Perſonen weiblihen Geihlehts und denen zufämen, welche durch Abſtammung von ihnen mit 
der Familie verbunden jeien, und verorbnet noch, daß ein Weib nur dur Stiftungsbrief oder 
die Wahl ver übrigen Mitglieder ver Bamilie Haupt der Bamilie werden fönne. Auch normirt 
das Landrecht den Rechtskreis der handeltreibenvden Frauendperfonen, welde auf die Privite: 
gien ihres Geſchlechts Feinen Anſpruch haben follen. Das öſterreichiſche Civilgeſetzbuch ſetzt ala 
ſelbſtverſtändlich voraus, daß privatrechtlich beide Geſchlechter ſich gleihftehen, und hebt nur vie 
Ausnahmen von diefer Negel hervor. Hiernach können Berjonen weiblihen Geſchlechts nicht 
das Amt eined Vormunds verwalten, es ſei denn in der Gigenfchaft ald Mutter oder Groß— 
mutter, nicht Zeugen der Erridtung eines legten Willens fein, es ſei denn, daß diefer auf 
einer Schiffahrt oder an einem Ort, wo anftedende Seuchen berrihen, errichtet wird. Aus- 
drüdlich verorpnet $. 1349: „Fremde Verbinplichkeiten kann ohne Unterſchied des Geſchlechts 
jedermann auf ſich nehmen, dem die freie Verwaltung feines Vermögens zuſteht.“ 1*) 

Auch dad noch in einem Theile des weitlihen Deutſchland herrſchende frangöjtiche Civil— 
gefegbuc räumt dem weiblichen Gefchleht im ganzen denſelben Recdtöfreis ein wie dem männ: 
lihen. Da jedoch die Beftimmung des Weibes ed von den Staatdbürgerrecht und fo auch von 
den Rechten ausſchließt, die durch das Staatsbürgerrecht bedingt find, jo kann es keine Tutel 
oder Euratel verwalten und da nicht Zeuge fein, wo Zeugen zur Förmlichkeit eines Nedrsarte, 
3. B. zur Errichtung eines Teftaments (Art. 980), erforderlich find. Die franzöſiſche Artigkeit 
gegenüber dem ſchönen Geſchlecht wirkte auf die Geſetzgeber ein und dictirte ihnen namentlich 
Art. 2066 des Geſetzbuchs, welcher die Zuläfjigfeit ver Verhaftung eined Glieds deſſelben we— 
gen eines Civilanſpruchs beihränft. Die beveutendfte Verfchiedenheit der beiden Geſchlechter 
tritt im franzöflichen Eheredht hervor, das auch vorjhreibt, das ein Mädchen nicht vor dem zu= 
rüdgelegten funfzehnten Jahr zur Ehe fchreiten könne, indeſſen Dispenfation aus wichtigen 
Gründen für ftatthaft erklärt. Die von andern Geſetzgebungen dem weiblichen Gefchlect ein: 
geräumten Rechtöwohlthaten, z.B. bei VWerbürgungen, kennt diefe Gefeggebung nicht. 4%) In 
diefer Beziehung ift das fonft das franzöftiche Gefegbud adoptirende badiſche Landrecht abge: 
wichen, indem es einer dem eritern fremde „Gefchlechts-Beiftandfhaft” anordnet und verfügt, 
daß der Regel nad) fein Brauenzimmer, das großjährig oder gewaltsverlaffen annebft noch ledig 
oder geihieden ift, außerhalb ihres Haushaltungsberufs Rechtsgeſchäfte verbindlih eingeben 
oder Urfunden darüber audftellen könne, weldje auf das Vermögen eine unmittelbare Wirkung 
äußern und nachtheilig ausfallen können, es fei denn unter Zuziehung eines ihr gerichtlich bei- 
georoneten Beiftandes. 1%) Dagegen theilt dieſes Landrecht 17) das harte Verbot des franzdii- 
ſchen Geſetzbuchs, die Vaterſchaft eines unehelihen Kindes zu erforſchen, wodurch auch alle An- 
ſprüche abgeſchnitten werben, melde ver Mutter veffelben billig zuftehen. 1%) Hat ja ein für das 
benachbarte Großherzogthum Heſſen erlaffenes beſonderes Gejeg vom Jahre 1821, freilich ohne 


14) von Zeiller, Gommentar über bas öſterreichiſche bürgerliche Geſetzbuch (Wien 1811 — 12), 
I, 116, 417, 423; I, 475, 484; IV, 10. Besque von Püttlingen, Handbudy des ın Oſterreich gelten⸗ 
den internationalen Privatrechts (Wien 1860), S. 19. Insbeſondere die Schrift von Linden, Das 
Öfterreichifche Frauenrecht (zweite Auflage, 2 Bve., Wien 1839). 

Pr Handbuch des franzdfifchen Givilrechts (zweite Auflage, Heidelberg 1811), I, 45 
u.46; Il, 20. 

16) Das badifche Landrecht (Karlsruhe 1840), ©. 113, Thilo, Das franzgöfiiche Civilgeſetzbuch 
und Handelsrecht. Für das Großherzogthum Baden bearbeitet (Karlsruhe 1838), I, 306. 

17) Thilo, a. a. O., S. 230. 

18) Röder, Kritiiche Beiträge zur Bergleichung merfwürbiger deutfcher und ausländischer Grfeg- 
gebung und Rechtspflege über die außerebeliche Gefchlechtsgemeinichaft, Vaterfchaft und Kindſchaft, zus 
nächſt in Bezug auf Art. 340 des Code Napoleon: „La recherche de la paternite est interdite‘’ 
(Darmftadt 1837). 
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Nachahmung zu finden, jenen Artifel des franzöſiſchen oder adoptirt, während ed der Recht— 
ſprechung überlajfen blieb, die Härte des Geſetzes zu mildern. 19) 

Aud) in den Iheilen von Deutſchland, welde keine umfaſſende Godification des bürgerlichen 
Rechts bejigen, ftchen, gegenüber dem ältern deutſchen Recht, in melchen der geſchlechtliche Un— 
terjchied von größerer Bedeutung war, weil Privat: und öffentliches Recht viel inniger ineinan: 
der verwachſen waren, die beiden Geſchlechter im ganzen gleih. Zum Schuge find ven Frauen 
bejtimmte Rechtswohlthaten zugemwendet. 20) Die aus dem ältern Recht überfommene Ge— 
ſchlechtsvormundſchaft über ledige Berfonen weiblihen Geſchlechts, welche ih ohnehin auf die‘ 
fogenannten Handelsfrauen bezüglich ver ihr Geſchäft angehenden Handlungen nicht erftredte 
und erfiredt, ift nur noch in einigen Gegenden von Deutſchland Gejeg; fie wird von der Geſetz— 
gebungspolitif verworfen?!) und immermehr zurückgedrängt. 

Als e8 zur Beratbung einer deutichen Wechſelordnung fam, erhob jih die Frage: ob das 
weibliche Geſchlecht als wechſelfähig zu bezeichnen ſei? Die verneinende Anſicht wurde verwor— 
fen, weil die faft überall durchgeführte Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft wenigftens den 
unverbeiratheren Frauen eine weitgehende Dispoſitionsfähigkeit eingeräumt habe und die Mög: 
lichkeit einer unftatthaften Bürgfchaft gegenüber einem formellen Geſchäft nicht berückſichtigt 
werden fünne. Darum heift ed in Art. 1 des Geſetzes: „Wechſelfähig ift jeder, welder ſich 
Durch Verträge verpflichten kann. Hiernach fann eine Perſon weibliben Geſchlechts, welde 
nur mit Einwilligung eines Dritten (ded Ehemanns oder des Bormunds) ſich verbindlih maden 
kann, ald Wechſelſchuldnerin erfcheinen. Nah Art. 2 it Wechſelarreſt nur zuläjlig gegen 
Frauen, welde Handel oder ein anderes Geſchäft treiben. Im Gebiete der Gejeggebung über 
das bürgerliche Nehtöverfahren kann da, wo das Inftitut der Geſchlechtsvormundſchaft noch be= 
ftebt, die Bevormundete nicht ſelbſt vor Bericht ericheinen ; jie wird von dem Bormund oder Bei: 
ftand vertreten. Für die Ehefrau handelt der Gatte. Hat eine weibliche Berjon einen Eid ab: 
zuleiften, jo bejteht die Form darin, daß fie die Hand auf die Bruft legt. 22) 

In ftrafrehtliher Beziehung ??) herrſchte in frühern Zeiten eine weitergehende Verſchie— 
denheit zwijchen ven beiden Geſchlechtern als jetzt. So pflegte ein Weib wegen gejhledhtlider 
Vergehen gelinder bejtraft zu werden. Leibeöftrafen wurde wegen der geringern Stärfe des 
weibliden Körpers gern in eine andere Strafe verwandelt. Von den qualificixten Iodeöftrafen 
wendete man nicht leicht das Rädern an, während andere Arten der Gapitaljtrafen lediglich für 
das weiblihe Geſchlecht beſtimmt waren, namentlidy die Strafe des Säckens und Ertränkens. 
Verbrechen gegen Frauen wurden, gegenüber ver bis zur Begünftigung gehenden Nachſicht in 
Bezug auf Frauenhäuſer, ſchwer beftraft. Der Sachſen- und Schwabenjpiegel bedrohte Not— 
nunft an Frauen mit dem Tode.?*) Injurien gegen Frauen wurden härter beftraft. 2°) Sept 
zeigt fih nur infofern ein Unterſchied, als im Vollzug der Breiheitsftrafe die beiden Geſchlechter 
getrennt jind und der weibliche Sträfling zu minder jhweren, feinen Beruf entipredhenden Ar: 
beiten angehalten wird, au mande Strafihärfungen feine Anwendung leiden oder einem be: 
ſtimmten £örperlihen Zuftand gegenüber aufgejhoben werden. Während der Shwangerjhaft 
kann ein Weib zwar zur Haft fommen; ift aber die Zeit der Geburt nahe, fo findet eine Entlaffung 
auf einige Zeit oder VBerbringung in eine öffentliche Gebäranftalt, verbunden mit einer Be— 
wachung, ſtatt. Iſt ein zur Todesftrafe verurtheiltes Weib guter Hoffnung, fo wird, was im— 
ner Sitte war, die VBollziehung derjelben verſchoben. 

Eine der beachtenäwertheiten Beziehungen der Griminalftatiftik it das Verhältniß zwiſchen 
den beiden Gejhlehtern in der Zahl ver Verbrechen. Um eine folde Urkunde aus neuefter Zeit 


19) Floret, Darftellung der Verhandlungen der Ständeverfammlung des Großherzogthums Heffen 
in den Jabren 1820 und 1821 (Gießen 1822), ©. 262—269. 4. Müller, Archiv der Geſetzgebung 
(Main; 1832), 1, 439—476. 

20) Juſtus Möfer, der überhaupt in feinen Vatriotiſchen Phantaften einen Chag von Beobachtun— 
gen über das weibliche Geſchlecht niedergelegt hat, hat in einem befondern Kapitel, überjchrieben: „Alſo 
find die weiblichen Rechtswohlihaten nicht zu verachten‘‘, ſehr triftige Argumente ad hominem für 
diefe Beneftcien ſprechen laffen. 

21) Semnler, Über die Entbebrlichfeit und Abſchaffung der Geſchlechtocuratel, im —— für Rechte: 
gelchrfamfeit, herausgegeben von Günther und Hagemann, Bo. VI, Nr. 2, ©. 30—85. 

22) Str.ppelmann, Der Gerichtseid (Liſſa 1855), Abthl. 1, ©. 143 u. 144. 

23) Griminal-terifon (Erlangen 1854), ©. 314. 

24) 3. Grimm, Über die Notnunft an Frauen, in der Zeitjchrift für deutiches Recht (Keipzig 1841), 
V,1—29. Barihold Geſchichte der deutſchen Städte und des deutſchen Bürgerthums * eipzig 1851), 
11, 46—48, 25) Zeitfchrift für deutſches Recht (Tübingen 1855), XV, 429 u. 430 
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iprechen zu laffen, jo befanden ih im Großherzogthum Heflen unter hundert im Jahre 1859 
Verurtbeilten 31 Männer, 19 Brauen.26) ine andere Frage befteht darin, wegen welcher 
Vergeben Frauen befonders häufig verurtheilt werden. Das eben genannte Beifpiel nennt Wer: 
leumdung und Ehrenfränfung (mit Einſchluß der polizeilih ftrafbaren Ehrenfränfung), Ber: 
legung der Amts: und Dienftehre, Widerfegung und Ungeborfam, Diebſtahl, Lanpftreicherei 
und Bettelei, Betrug, Unterfhlagung und Körperverlegung. Gin pſychologiſcher Einblick! 
Was namentlih das Vergehen der Entwendung angeht, jo läßt ih mit Klemm im zweiten 
Band feiner bereitd genannten Schrift „Die Frauen’ jagen: „Wenn Mädchen oder Frauen ſich 
zum Diebftahl hinreigen laffen, fo geihiebt dies gewöhnlih, um ihre Garderobe und ihren 
Schmuck vermehren zu fünnen, ſomit aber einen angenehmen Eindruck zu machen. Diefe Eitel- 
feit verlodt übrigens brave Dienſtmädchen zu Kleinen Veruntreuungen am Eigenthum ihrer 
Herrihaften; ja diefelbe Eitelkeit ift oft Urfadhe, dah ein unerfahrenes Mädchen für ein ſchönes 
Band oder Tu, für glänzende Ringe ihre Unihuld an erfahrene Verführer verliert." Gine 
andere pſychologiſche Wahrnehmung ift die, daß das Weib, wenn es fi zu dem ſchwerſten Ber: 
brechen entichließt, gern das Mittel des Gifts zur Hand nimmt. Die Gefchichte kennt die Frau— 
zöfinnen Marquife von Brinvillierd und Lafarge, die Urfinus, die Geſche Margaretbe Bott: 
fried in Bremen, die Anna Margarethe Zwanziger?”), melde Feuerbah in feinem Werte 
„Atenmäpige Darftellung merkwürdiger Verbrechen‘ jilvert, indem er ihr Inneres ergründet, 
auch dahin ſich ausipricht: „Was jle mit dem Gift befreundete, mar überhaupt nur das frobe 
Gefühl unmiberftehliher Macht, die ihren tüdifchen Stolz figelnde Freude, eine Kraft zu be— 
figen, womit jie jede Befchränfung nad Gefallen unmerfen, jeden Zmed erreichen, jede Neigung 
befriedigen und, indem fie damit über das Wohl und Dafein anderer Menſchen gebot, gleichſam 
in die Plane des Schickſals zerftörend eingreifen und dieſes nad) ihrem Gefallen lenken Eonnte. 
Gift war ihr der magiihe Scepter, momit jie unfichtbar die beherrfchte, melden fie ſichtbar 
dienen mußte, Gift vertrat ihr die Stelle eined Zauberftabs, wumit fie das goldene Thor ihrer 
legten Hoffnungen ſich öffnete. Ihr, welche die Shmad ihrer Dienftbarfeit an den verhaßten 
Menichen zu rächen Hatte, gewährte e8 das Bewußtſein furdtbarer Erhabenheit, gleihjam als 
eine feindliche Gottheit, wie ein Engel des Todes und der Qualen unter dem widerlichen Ge— 
ſchlecht umher zu wandeln und mit geheimer Kraft hier Tod, dort Schmerz und Krankheit aus⸗ 
zutheilen.“ Wellen ein Weib fähig ift, wenn es die Schranken feiner Natur durchbrochen bat, 
zeigt der große englifhe Dichter in feiner Lady Macbeth, lehrt die Gefchichte, 5. B. der franzöft: 
fhen Staatdummälzung, mit welcher ſich auch eine weibliche Feder, die der Stael, beichäftigte. 
Mad dad Strafverfahren angeht, fo Fonnten früher wegen jener Unfelbftändigfeit die Ge: 
noffen des weiblichen Geſchlechts kein Zeugniß ablegen, indem fie nur vernommen wurden, da— 
niit ihre Ausfagen für den Zweck des Verfahrens benugt werben fünnten. Jetzt ift aud in 
diefer Beziehung die Gleihftellung Grundfag.29) Zur Zeit, da noch die Folter ihr furchtbares 
Amt verwaltete, war aud das Weib derjelben unterworfen, ja, wie Schon die fo häufigen Heren— 
procefle darthun, fehr häufig. Nur mußten notbgedrungen Schwangere und Wöchnerinnen 
verjchont bleiben. Doc wurde felbft der Ablauf der ſechs Wochen nicht abgewartet, wenn es 
galt, Mitſchuldige zu entdeden, in welchem Ball nur die Rückſicht obwaltete, daß bloß ver Dau= 
menſtock applieirt wurde. (Die Griminalorbnung der Kaiferin Maria Therefia vom Jahre 1764 
verordnete, man jolle dem Kinde eine Amme zuftellen, dann fünne man die Kindbetterin, „doch 
etwas leichter, peinlich fragen”.) Einen eigenen Vortritt räumte man dem Weibe ein, indem 
man es zuerft auf die Bolter legte. 29) Der alte Jurift Leyſer widmete eine eigene Abhandlung 
den Privilegien ded weiblichen Geſchlechts bezüglich der Tortur. Was hat das menſchliche Ge: 
hirn nicht Shon ausgebrütet! Ein Privilegium anderer Art war im Mittelalter bier und vort 
den Jungfrauen eingeräumt. Grflärte eine folde, den zum Tode VBerurtheilten zu beiratben, 
jo wurde er begnadigt, Gleichen Erfolg hatten zumeilen die Berwendungen angefehener Frauen, 
deren milder Gefinnung artigerweife Rechnung getragen wurde. Ein foldes Beifpiel führt 


26) Nach einer Überficht der Strafrechtspflege in Baden im Jahre 1829 wurden unter 100 Beſtraf⸗ 
ten 13 Frauen gefunden. In den Jahren von 1835 —49 wurde in England und Wales wegen Mordes 
ein Strafverfahren eingeleitet gegen 649 Männer und 378 Weiber. Annalep der Griminalpflege, ber: 
ausgegeben von Schletter (Leipzig 1851), XLVI, 201. 

27) Kiemm, a.a.D., II, 282—291. 

28) Mittermaier, Das deutfche Strafverfahren (vierte Auflage, Heidelberz 1846), I, 412 u. 413. 

29) Quiſtorp, Grundfäge des deutfchen veinlichen Rechts (fünfte Auflage, Roitod 1794), II, 319, 
320, 338. Döpler, Schauplag derer Leibes- und Lebensitrafen (Sondershaufen 1693), 1, 273 fg. 
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Band 57 der „Annalen der Griminalrechtöpflege” (Herausgegeben von Profeflor Schletter, 
Zeipzig 1851), ©. 294, auf. 

Was das öffentlihe Recht betrifft, jo nimmt das weibliche Geſchlecht feinen unmittelbaren 
Antheil an dem Staatsleben. Die Frauen haben, wie der große Dichter, der „pie berühmte 
Frau’ zum Gegenftand des Scherzes gemacht hat, in feinem Gedicht „Würde der Frauen“, das 
ihn als einen zweiten Heinrich Frauenlob erfcheinen ließ, ſich ausdrückt, das „Scepter der Sitte‘ 
zu führen. Im Haufe waltet, um mit dem Dichter in feinem hoben „Lied von der Glocke“ zu 
reden, „die züchtige Haudfrau, die Mutter der Kinder, und herrſcht weife im häuslichen Kreiſe“. 
Indeſſen haben fi in dem ausgedehnten Kreife ded modernen Staates, abgejeben vom Schul: 
amt, mandherlei weibliche Wirkungskreiſe gebildet, melde darauf berechnet waren oder find, das 
Beſte des gemeinen Weſens zu pflegen 30), 3.8. jene jo wohlthätigen und das vaterländijche Ge: 
fühl ſtärkenden Frauenvereine zur Zeit der Befreiungäfriege, melde ji wieder bilden würden, 
wenn dem Vaterland der Krieg wieder drohte. Luther, diejer gerechte Berehrer ver Frauen, der 
einmal jagte: „Ein braves Weib ift ein feltenes Gut, viel edler und föftlicher ald eine Perle”, fügte 
aud hinzu: „Sie breitet ihre Hände aus zu dem Armen und reicht ihre Hände dem Dürftigen.“ 
Dieje Hände haben rich vielfach zu Wohlthätigfeitövereinen verbunden und mit dem Staate die 
Sorge für ven Darbenden getheilt. Da, wo die Strafanftalten von dem Pönitenziarſyſtem be= 
berricht werden, das mit günftigem Erfolg auch weibliche Sträflinge zu umfaffen pflegt 34), und 
die Strafanftalt ji auf dieſe befhränft, find Frauen zum unmittelbaren Dienft des Staates be= 
rufen. „In Bezug auf die Einrichtung weiblicher Strafanftalten‘ — ſo fann man mit Mitter- 
maier (S. 171 feiner vor kurzem erſchienenen lehrreihen Schrift: „Der gegenwärtige Zuftand 
der Gefängnißfrage mit Rüdfiht auf die neueften Leitungen ver Gejeggebung und Erfahrun— 
gen über Gefängnipeinrihtungen, mit bejonderer Beziehung auf Einzelhaft‘‘) jagen — „iſt es 
nothwendig, als männliche Beamte den Vorftand, den Geiftlihen, Arzt, Lehrer und Verwalter 
anzuftellen, weil von Männern mehr Erfahrung, Menſchenkenntniß, Energie, die nicht durch 
Heuchelei ſich irre machen läßt, erwartet werden darf. Dagegen müffen nur Oberauffeherinnen 
und nur weibliche Unteraufjeher angeftellt werden, da ein näheres Zujammenfomnen männ: 
licher Unterauffeher mit weiblihen Sträflingen zu bedenklichen Verrraulihkeiten führen fann 
und eine Auffeherin in manden Beziehungen befler auf dad Weib einwirfen wird.) Da: 
gegen lehrt die Erfahrung, daß pie Einrichtung, nad welcher die ganze Verwaltung den Mit: 
gliedern frommer religiöjfer Genoflenihaften weiblihen Geſchlechts überlaffen wird, nicht 
empfeblenswürdig if. Wenn aud die wohlgemeinteften Abfichten von diefen Berjonen ange— 
nommen werben und ihr guter Einfluß durd Beförderung der Reinlichfeit und Ordnung nicht 
geleugnet werden darf, fo lehrt doch die Erfahrung, daß die Wirkſamkeit diejer (Häufig durch 
geheime Weifungen von den Obern geleiteten) Genoſſenſchaft leicht einfeitig wird und nicht die 
nöthige Behandlung nad der Individualität der Sträflinge herbeiführt; es ift gewiß, daß 
rauen regelmäßig jene Erfahrung und Menfchenfenntniß fehlt, welche der mit Lebensverhält⸗ 
niffen mehr vertraute erfahrene männliche Gefängnipbeamte bejigt, daß ihnen die nöthige Ener: 
gie mangelt und fie leichter über die Befferung von fhlauen Gefangenen getäuſcht werden, meil 
diefe oft jelbft in einfeitiger Anihauung befangenen PBerfonen auf äufere Zeichen, 3. B. Theil: 
nahme am ®ottesdienft, Äußerung lebhafter Reue, einen trügerifchen Werth legen.” Aud va, 
wo anfcheinend gebeflerten weiblihen Sträflingen für den Reft der Strafzeit eine von der Men— 
ihenfreundlichfeit gegründete Rettungsanftalt geöffnet ift, hat weibliche Thätigfeit und Hin— 
gebung Spielraum zur wohlthätigften Einwirkung. Da, wo Schugvereine fi aud der Ent— 
laffenen annehmen, find Brauen berufen. Sie haben ald Mitglieder mitzuwirken, fowie die 
Aufforderung dazu nahe liegt, jede Entlaffene ver Objorge einer Batronin heimzugeben, melde 
fid) aud) für ein Interfommen bemüht. 3?) 





30) Ein ganz befonderer Beruf des Weibes ift der, der geheimen Polizei zu dienen. Es gilt als be: 
fonders brauchbar. Die Gefchichte der venetianifchen Inquifition ift Urfunde. Mohl, Syftem ber Prä- 
ventivjuftiz oder ber Rechtspolizei (Tübingen 1834), ©. 49. 

31) Bgl. die Schrift der Franzöſin Jofephine Mallet: Les femmes en prisons (Moulins 1843), 
Die franzöftfche Nationalverfammlung lehnte im Jahre 1849 den Antrag, das weibliche Gefchlecht ber 
Ein elhatt nicht zu unterwerfen, ab. 

2) Livingſton's Geſetzbuch über bie Berbefferung und innere —— der Gefängniſſe u. ſ. w. 
F — zur Theorie des Pönitenziarfyftems, frei bearbeitet von C. Samhaber (Darmſtadt 1838), 


33) Mittermaier, a. a. O., S.174 u. 175, wo der Verfaſſer befonders auf Großbritannien Hindeutet. 
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Seit der Herrſchaft des conftitutionellen Syſtems in Deutfhland ſprach aud das weibliche 
Geſchlecht, das Nic in den vorangegangenen Freiheitäfriegen um das Vaterland jo verdient ge: 
macht hatte, jelbft am Kriegsdienſt, der fi auf das männliche Geſchlecht beſchränkt, in einzelnen 
Genoſſinnen theilnahm, das Recht an, dad Ständehaus betreten zu dürfen. Die meilten Staaus: 
grundgejege ſprachen aud ausdrücklich ven Grundfag der ffentlichteit der Sitzungen der Stände— 
verſammlungen aus, ohne wieder ausdrücklich die Frauen auszufhließen. *+) Nur wenige Ver: 
faflungsurkunden, 3. B. die für das Herzogthum Naffau, fügten diefe Beihränkfung der Offent⸗ 
lichfeit pofitiv Hinzu. 39) Indeſſen prlegten die Geſchäftsordnungen nachhinkend diefe Schrant: 
zu errichten. 9%) Erſt die Märztage (die Nationalverfamntlung öffnete die Pforten ver Pauls: 
fire) hoben fie weg. So beſchloß z. B. die Zweite Kammer der Stände des Gropherzogtbums 
Hellen auf dem erjten Yandtage im Jahre 1820, den Zutritt zu ihren Sigungen, nur „‚erwad- 
jenen Dannsperjonen‘ zu gejlatten, und die Staatsregierung genehmigte diefen Beichlus 
Später, namentlich im Jahre 1833, beihlo die Kammer die Aufhebung des VBerbots der Zu: 
laffung der Frauen, aber fruchtlos, indem dieſer Beihluß an dem Wivderftand der Staatöre- 
gierung ſcheiterte. Erſt im Jahre 1848 erklärte jidy diefe mit dem wiederholten Beſchluß der 
Kammer einverftanden. Seitdem fünnen auch Frauen den Sigungen beiver Kammern bei: 
wohnen. Die Geihäftsordnung vom Jahre 1856 verlangt nur erwachſene Zuhörer. Da, we 
auch die Sigungen der Gerichte Öffentlich find, pflegen auch die Frauen zugelaffen zu werden. 

Der Umitand, daß das Mittelalter dad Privatrecht mit dem öffentlihen Recht vermiſchte, 
hatte zur Folge, daß in einigen europäiſchen Staaten aud das Weib fähig war und noch if, 
jogar den Höhepunft des Staates, den Thron einzunehmen. Die Staaten Portugal, Spanier. 
England, Schweden, Rußland hatten oder haben noch weibliche Herriher. 7) Dagegen ha: 
ih aus dem bei den Franken herrihenden Syſtem des Erbrechts, dem zufolge der Mannsſtamm 
einen unbedingten Vorzug vor dem weiblihen genoß, jenes Thronfolgereht gebilvet, melde: 
noch jegt in Frankreich und Deutſchland feit feiner Verbindung mit der fränfiihen Monardie 
gilt, das Thronfolgerecht nach dem Saliſchen Geſetze. Daß die fürftliche Mutter während der Min: 
derjährigfeit des Staatdoberhaupts Regentin fein fonnte, zeigt die Geſchichte. So war, als 
Landgraf Wilhelm V. von Heflen=Kaffel im Jahre 1637 farb, während der Minderjäbrigkeit 
jeines Sohnes, Wilhelm's VI., deſſen Mutter Amalie Glifabetb Vormünderin und Regentin, 
ein Amt, welches jie wohl verwaltete. ??) Gbenjo war die Mutter des minderjährigen Land— 
grafen Ernft Ludwig von Heffen:Darmitadt Regentin. ?°) 

Hier und dort ift Frauen verboten, politifhen Vereinen anzugebören, z. B. in Baiern. *°) 
Daß die Bundesgejeggebung der erftrebten Gmancivation der Frauen nicht zuneigt, gebt ſchon 
daraus bervor, daß fie die weibliche Feder von der Redaction politiiher Zeitungen ausſchließt. 

Im Kreife der Gemeinde nimmt das Weib theil an ven Anftalten und Lajten wie Nugun: 
gen*!), jedoch niht an Wahlen und VBerfammlungen. Nur bier und dort ift männliche Stell: 
vertretung geftattet, die jih auch auf Leiftung von beſtimmten Dienften für die Gemeinde zu 
eritreden pflegt. 

Wäre ed vergönnt, gegenwärtigen Beitrag dem Umfang einer Monographie nähern zu 
dürfen, jo würde die Anregung dazu nahe liegen, noch weitern Richtungen zu folgen, um das 
ganze Gebiet der Frauenwelt zu durchſchreiten. In einer jolden Richtung liegt das weite Ge: 


34) von Zangen, Die BVerfaffungsgefege deuticher Staaten in ſyſtematiſcher Zufammenftellung 
(Darmftadt 1829 fg.), II, 451 (Baiern), 465 (Würtemberg), 471 (Baden), 481 (Großherzogthum 
Heflen) ; II, 536 (Königreich Sachjen), 463 (Königreich Hannover), 566 (Kurhefien) u. ſ. w. 

35) von Zangen, Il, 513, 514. 

a Königreich Wurtemberg: das Mohl'ſche Werf über deſſen Staatsrecht (Tübingen 1829 tz 
I, 609. 


37) „Nur Königinnen‘, fo bemerft Zadyariä, a. a. D., ©. 140, „haben die Männer geduldet, um 
dieje haben oft jogar mächtiger geherrfcht als die Männer, weil man fie weniger fürchtete, allemal abe: 
ihnen fchmeichelte und fie lieber anders fefjeln wollte als durch Wiverftand oder Durch Geſetze.“ 

38) Jufti, Amalie Glifabeth, Landgräfin von Heffen (Gießen 1811). 

39) Dieffenbach, Gefchichte von Heffen (Darmftadt 1831), ©. 173. 

40) PVötzl, Lehrbuch des bairifchen Verfaſſungsrechts (München 1851), ©. 68. 

41) Das Gefegbuch für das Großherzogthum Heffen vom Jahre 1852 wegen der Gemeindenugungen 
der Drtsbürger hebt hervor, das die Witwen von Ortsbürgern bezüglich des Anıheils an denfelben für 
die Dauer ihres Witwenftandes in das Recht ihres Ehemanns einträten. Küchler, Die gegenwärtige 
Gemeindeordnung im Großherzogthum Hefien (Darmftadt 1859), ©. 96. 
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biet ver Kirche. +?) Höchſt beachtenswerth ift der Antheil der Frauen an der Entwickelung der 
chriſtlichen Kirche, für welche fo viele Märtyrerinnen litten und ftarben. Es möge genügen, bin: 
zudeuten auf den Vortrag, welden Vrofeſſor Lang in Bonn am 8. April 1858 in Barmen 
auf Beranlaffung des dortigen Guſtav-Adolf-Vereins hielt und der im Jahrgang 1858 ver 
Gelzer'ſchen Zeitſchrift „Proteſtantiſche Monatsblätter für innere Zeitgefchichte‘‘ unter der Auf: 
ihrift „Über den Antheil des weiblichen Gefchlehts an der Entwidelung und Geſchichte ver 
riftlihen Kirche‘ mitgetheilt it. +?) Diefer Vortrag, nicht frei von einem pietiftiichen Beige: 
ihmad, fliegt mit einer Hindeutung auf den weiblihen Beruf, der feine Miſſion erkannt habe: 
„Danken wir dem Herrn für die Anfänge einer reihern Mitwirkung unſerer Frauenwelt für 
die hriftliben und kirchlichen Zwecke. Sammeln wir denn aud noch mehr Diafoniffen, aber 
ja nicht auf Koften des chriſtlichen Hauſes, worin jede Fromme Tochter, Schwefter, Tante und 
Witwe, vor allen die Mutter eine geborene Diakoniſſin ift, den Anftaltsfhweitern vollfommen 
ebenbürtig. Erwecken und beleben wir noch mehr die riftlihen Frauenvereine, die fchon fo - 
Großes gewirkt haben und noch Größeres verheigen. Trauen wir der evangeliichen Frau über: 
baupt mehr zu, damit wir ihr mehr zumutben dürfen in der Erbauung der Schule, der Kirche, 
des Staates durch die evangelifhe Erbauung des Hauſes.“ 

In einer andern Richtung findet ſich das Gebiet ver Kunſt. Die Frauen find nicht nur dad 
ihöne Geſchlecht, fondern haben aud einen feinen Sinn für dad Schöne, weldes darzuſtellen 
die Kunft berufen ift. Auch in diejer Beziehung möge es geftattet fein, hinzudeuten auf die 
Monographie von E. Guhl: „Die Frauen in der Kunſtgeſchichte“ (Berlin 1858).**) Diefe 
Schrift ift darauf berechnet, das darzulegen, was im Bereich der bildenden Kunft vom Frauen: 
geift erfonnen und von Frauenhand ausgeführt wurde. Mit gutem Grund betont ver Verfaſſer, 
es fei ein erfreulicher Beweis der höhern Stellung des weiblichen Geſchlechts in der Gegenwart, 
daß die Frauen fo eifrig und fo oft erfolgreih in allen Zweigen des menfhlihen Wiffens und 
Bermögend mit den Männern wetteiferten. Ihm mag beizuftinnmen fein, wenn feine Wabhr- 
nehmung darin befteht: dad Weib jei weniger begabt für Ausführung jelbftändiger geiftig er- 
zeugter Kunftwerfe, ald zur geſchickten Nahahmung nad dem Vorbild der Natur. Mit Ju: 
terefle Folgt man dent Berfaffer in der Auffuhung fünftlerifch thätiger Frauen. 

Daß aud das Gebiet ver Wiſſenſchaft immer gelehrte Frauen befigt, ift befannt genug. 

Mas die vielbefprodene Gmancipation der Frauen angebt, jo läßt ſich gegen diefed Ber: 
langen nichts Wefentlicheres jagen ald das Wort Zachariä's (a.a.D., S.141): „Wol haben fi 
in unfern Tagen mehrere Stimmen für die Smancipation ver Frauen, d. h. für die unbedingte 
rechtliche Gleihitellung beider Geihhlehter erhoben. *5) Aber die Bertheidiger diefer Meinung 
vergeffen, daß wir die Welt nicht noch einmal erfhaffen, Yondern nur fo, wie fie erfchaffen ift, 
unferer Handlungsweife zu Orunde legen können (und doc predigt gerade der Unterſchied der 
Gefchlechter viele Lehre); fie vergejlen, daß man den Menjchen, inden man ihn aus feinem na— 
turgemäßen Wirfungsfreije beraudreißt, weder mächtiger noch glücklicher macht. Ihr Beginnen 
iſt vem Beginnen derer zu vergleichen, melde die Ungleichheit der Bermögendumftände aus der 
menſchlichen Gejellfhaft verbannen wollen.’ 

Der große englifhe Dichter fagte einmal: „Schwachheit, dein Name ift Weib!“ Die Ge: 
ſchichte ift nicht verfelben Meinung. Denn jie lehrt, daß das Weib oft genug ftarf war. Das 
Weib hat, um mit Zahariä (a. a. O., ©. 130) zu reden, „zum Dulden und Ertragen die ſtär— 
fere Kraft“. 

Die Geſchichte des weiblichen Geſchlechts bei den Völfern, die ven Gulturvölfern gegenüber: 
fteben oder fanden, ift ein faſt unüberſehbares Feld und zeigt im ganzen dunfle Bilder. #6) 
Das Chriſtenthum hat die göttliche Miſſion, dort aud das Weib zu erlöfen. 


42) Richter, Lehrbuch des katholiſchen und evangeliichen Kicchenrechts (vierte Auflage, Leipzig 
1853), $. 93, 280, 282, ’ 

43) Zu nennen find noch folgende Schriften: Ehriftliche Frauenbilder aus der Geſchichte der Kirche, 
zur Innern Miffton gefammelt und bearbeitet von H. Merz (zweite Auflage, 2 Bde., Stuttgart 1855); 
Burf, Spiegel edler Pfarrfrauen; eine Sammlung hriftlicher Gharafterbilder (zweite Auflage, Stutt: 
gart 1853); Balfour, Arbeitende Frauen aus dem legten halben Jahrhundert (Berlin 1855). 

44) Zeitfchrift für deutfche Culturgeſchichte, Jahrgang 1858, ©. 542 u. 543. 

45) Bacharlä, a. a. O., ©. 136 und (ironiſch) Lichtenberg's vermifchte Schriften (neue Ausgabe, 
Sörtingen 1844), V, 247—249. 

46) Münch, Über die Smancipation der Frauen (1835). 

Staats-Rerifon. V. 40 
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Literatur (foweit noch nit berührt): Beſſerer, „Verſuch einer ſyſtematiſchen Entwidelung 
des Rechtsverhältniſſes der beiden Geſchlechter. Philoſophiſch- und pofttiv-juridiihe Abhand— 
lung‘ (Thl. 1, Gießen 1800); Marie Wollftonecraft, „Stellung der Rechte des Weiber 
(überjegt von Salzmann, 2 Bde., Schnepfenthal 1793); Meiner, „Geſchichte det weiblichen 
Geſchlechts“ (4 Thle., Hannover 1799); Hippel, „Über die bürgerliche Verbefferung ver 
Weiber“ (zweite Auflage, Berlin 1842); Moft, „Encyflopädie der Staatdarzneifunde‘‘ (Leip: 
zig 1840), IE, 1141—43; E. Laboulaye, „Recherches sur la condition civile et politique 
des fernmes depuis les Romains jusqu’a nos jours’ (Paris 1843); „Die Frauen und die 
Arbeit”, S.37—40 des Jahrgangs 1856 der Zeitihrift: „Germania, Gentralblatt für die 
volkswirthſchaftlichen und geiellihaftlihen Intereflen Deutihlande‘; Forfter, „Die Frauen 
und ihre Stellung in der Vergangenheit bid auf unfere Tage”, im dritten Band der Zeitſchrift: 
„Die Willenihaften im 19. Jahrhundert”, herausgegeben von Romberg (Leipzig 1857), 
S. 343 — 374; Kühne, „Weibliche und männlide Charaktere” (Tbl. 1, Leipzig 1838); 
Knetichfe, „Goethe und Schiller in ihren Beziehungen zur Brauenwelt (Nürnberg 1858); 
Dünger, „Brauenbilder aus Goethe's Jugendzeit“ (Stuttgart 1852); Weinhold, „Die 
deutichen Frauen im Mittelalter‘ (Wien 1851); der Art. „‚Srauenleben und Gmancipation 
der Frauen’ im „Gonverfationd = Lerifon der Gegenwart” (4 Bde., Leipzig 1838 — 41). 

Pb. Bopp. 

Freiburg (Canton). Man nannte vor Zeiten die Schweiz eine bunte Mufterfartr 
von Gonftitutionen jeder Art, Die Eonftitutionen ſelbſt, zwar nichts weniger als mufter- 
baft, bildeten aber doch eine ziemlich vollftändige Scala von der reinften Demofratie &ii 
zur unbeihränfteften Monofratie. Heutiged Tages iftes Freilich nicht mehr jo der Fall. Anveflen 
trägt auch jegt noch jeder Canton des Landes feine eigenthümliche politiſche Phyſiognomie, weil 
die politiſchen Gehäuſe dieſer Völkerſchaften nicht durh Gewalt oder Kunſt eines Machthaber: 
oder gemäß abitracten Regeln der Theorie gebaut jind, fondern ih nah und nah im Wandel 
alles verwandelnder Zeiten aus den Zufländen der Bildung, Gefittung, Beihäftigungsmeite 
und den Ortlichkeitsbedürfniſſen jedes Völkleins zum natürlichen Lebensorganismus deffelben 
hervorgeftalter haben. Nur dürfen die Gantonalverfaffungen jegt nichts der Bundesverfaffung 
von 1848 Zumiderlaufendes enthalten und müſſen namentlich die Ausübung der politifchen 
Rechte nad) republifaniihen — repräjentativen oder demofratiihen — Formen ſichern; auch 
müflen jie von der Mehrheit aller Cantonsbürger angenommen fein und ebenjo repidirt wer: 
den, ſobald und jo oft eine Bürgermehrheit viejes verlangt. 

Der Canton Freiburg beherbergt auf einem Flächenraume von etwa 27 Geviertmeilen 
100000 Menden. Etwa 88000 verfelben befennen fih zum römiſch-katholiſchen Glauben. 
Faft nur der Bezirk Murten ift der evangelifchen Lehre zugethan. Der kleine Staat ſteht ziem: 
lich dunkel und einflußlos in der europäifhen Culturgeſchichte va, aber nit ohne Intereſſe bei 
der Beihauung feines innern Weſens. 

Am Buße der Hochalpen gelegen, von deren Nebenzmweigen im Süden durchzogen, im Nor- 
den hügelreih, war das Land noch am Ende des 18. Jahrhunderts fo wenig befannt und ven 
Reijenden jo wenig befudt, daß damalige Geographen kaum davon zu erzählen mußten und ihr: 
Unfunde, wie z. B. ver fleißige Sammler Norrmann, ehrlich eingeftanden. Allenfalle ward ver 
edle Käſe von Gruyeres, le roi des fromages, gepriefen; er mar das Berühmtefte aus diefem 
Gebirge. Wiffenihaften hingegen und Künfte ftanden nie glänzend, trog des Fleinen &urus 
einer quaitzariftofratiihen Hauptftadt. Handelöverfehr und Manufacturmweien, im Mittelalter 
etwas weniger unbedeutend, zeigten jich jpäterhin ganz welk. In der Geſchichte der Schwei; 
jpielte Freiburg gewöhnlich nur’eine pafiive Rolle, nie durch eine große That oder durch einen 
großen Namen bezeichnet, woran ed doch den andern Staaten ver Gonföderation nicht mangelte. 

In den Tagen römischer Weltherrihaft lagen diefe Landſchaften vergeflen da, unberühn 
von den großen Strafen, melde zu jener Zeit Helvetien nah mannihfahen Richtungen purs: 
fhnitten. Die Nähe der reihen und weitläufigen Hauptſtadt Aventicum (jegt Avenches, ein 
geringes Städtchen im Canton Waadt) mag diefen Gegenden einige Militärpoften, einigen 
Verkehr und einen Anflug römiſcher Cultur zugewendet haben, allein, wie viel oder wie wenig, 
alle8 ward wieder verwiſcht und vernichtet, ald die nomadiihen Kriegshorden der Hunnen und 
Germanen vom 3. bid zum 5. Jahrhundert jih über Helvetien hinmälzten und was römiſch 
war zerftörten. Diefe Gegenden wurden und biegen dann die helvetiſche Wüſte (Eremus Hel- 
vetiorum) oder das Uechtland, Nüchtland und. Dedland. Burgunden und Allemannen feßten 
ih darin allmählich an, jene ſüdwärts, dieſe nordwärts. Die heutige Hauptſtadt Freiburg liegt 
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ungefähr da, wo die Grenzicheide zweier Völkerſchaften mit verfchievener Sprade war. Noch 
heute redet man ſüdwärts in franzöſiſcher, nordwärts in deutfcher Zunge; ſogar in der Haupt: 
ſtadt ſelbſt. Späterhin famen die fränfifchen Eroberer, unterjochten das Volk und bauten ihre 
Grafen- und Freiherrenburgen auf den Bergen. Das Ländchen gehörte bald hier, bald dort: 
hin. Nach dem burgundifchen Reiche fiel e8 wieder dem deutichen zu. In den langwierigen polis 
tiihen Wirren gewann niemand als Geiftlichfeit unn Adel. Die Grafen von Gruyeres aber 
waren weitumher die reihften. In ewigen Fehden der Rirterihaft baute der Reichsttatthalter 
des heisetiihen Burgund, Herzog Bertold IV. von Zäringen, auf ſchroffem Felſenufer des 
Saaneftroms (1179) die Stadt und Feſte Freiburg, gleichwie er auch andere Ortſchaften zu 
ihrer Sicherheit mit Mauern umgürtet hatte. 

Die junge Stadt aber bevölkerte ſich ſchnell. Adeliche und Leibeigene, Freie und Prieſter 
ſiedelten ſich darin an; denn Bertold hatte die Volksburg des Uechtlandes mit ſtaatlichen 
Freiheiten und Rechtſamen und einem Banne von drei Stunden Wegs im Umfange ausge— 
ſteuert. Er hatte ihrer Gerichtsbarkeit ſogar noch ein Gebiet von 24 Pfarreien unterworfen, 
welches man nachher, zum Unterſchiede von ſpäter erworbenen Gebieten, die alte Landſchaft zu 
heißen pflegte und das bedeutende Vorrechte vor den andern beſaß. Die Bürgerſchaft der Stadt 
und die Bewohner dieſer Landſchaft wählten ſich ſelbſt Schultheißen und Richter, ſchloſſen nad 
damaligem Bedürfniſſe Schutzbündniſſe mit andern Städten und Herren, ſtanden in den ewigen 
Kriegen des Mittelalters bald zu den Bernern, bald zu deren Feinden, bald unter Oſterreichs, 
bald unter Savoyens Obhut, gewannen dabei als Kriegsbeute oder durch Kauf Gebietsver— 
größerungen, machten ſich ſpäter von der Oberherrlichkeit Oſterreichs wie Savoyens ohne 
Schwertſtreich los und traten endlich (1481) in den ewigen Bund der Eidgenoſſen deutſcher 
Hochlande. 

Während all dieſer hier nur kurz angedeuteten Schickſale hatte ſich mit der wachſenden 
Selbſtändigkeit Freiburgs und dem Wohlſtande der Hauptſtadt auch die Regierungsform be: 
ſtimmter ausgebildet. Der Schultheiß, ehemals nur Verwalter der niedern Gerichtsbarkeit, 
war mit einem Kleinen Rathe umgeben, die Angelegenheiten des Landes zu beſorgen. In wich— 
tigern Dingen aber hatte die verſammelte Gemeinde von Stadt und Landſchaft allein zu ent— 
ſcheiden. Die Unbequemlichkeit ſolcher zahlreichen Verſammlungen veranlaßte die Wahl von 
Abgeordneten des Volkes, welche dann einen vollmächtigen Großen Rath bildeten. Meiſtens 
wurden zu ſolchen Abgeordneten Bürger aus der Stadt und Adeliche gewählt, weil fie mehr 
Muse, Vermögen und Kenntniffe beſaßen; ſpäter ausichlieglih nur Bürger der Stadt; endlich 
auch dieje nicht mehr ohne Unterſchied, ſondern von ihnen nur ausichließlih und allein die Ade— 
lichen und Patricier; zufegt auch diefe nicht mehr ohne Unterichied, ſondern — denn die Stellen 
und Amter wurden immer einträglidher und einflugreiher — nur Mitglieder gemifler Familien, 
die fih im Herrfcherrange erblich machten. 

Noch im 14. Jahrhunderte beftand ein Schein der Volksfreiheit darin, daß die von geſamm— 
ter Bürgerfhaft der Stadt erwählten „Wenner’ oder Volfätribunen ein Veto gegen Willfüren 
der Räthe, zum Schirm der beſtehenden Rechte aller, einlegen und GO Männer aus den Stabt: 
vierteln ernennen fonnten, um die Verwaltung der oberiten Behörden zu prüfen und erledigte 
Stellen in venfelben zu befegen. Bald aber erhielt jeder Venner vier.Gehülfen, die man „Heim— 
liche‘ nannte und die fi endlich jeder Benner mol aus feinen eigenen politifhen Freunden 
erlefen fonnte. So entwidelte ſich zwiſchen dem Kleinen Rathe, als vollziehender Gewalt, und 
dem Großen Rathe, ald gefeßgebender, eine neue Macht, der „Rath ver Sechziger”, melde bie 
Cenſur ver höchſten Behörden übte. Das Wahlrecht, die Initiative der Gejeggebung, das Meto, 
das Recht, nad Gutdünken dieſen oder jenen vom Großen Rathe, vom Rathe der Sechziger, 
von den Landvogteien, von andern wichtigen Ämtern auszuſchließen, ging zuletzt gänzlich in die 
Gewalt jener Venner und Heimlichen über, die (ſeit Anfang des 15. Jahrhunderts) als „heim— 
liche Kammer“ die furchtbarſte Behörde des Staates wurden. Sie konnten ſelbſt aus ihrer eige— 
nen Mitte jedes ihnen misfällige Mitglied nach Belieben ausöſtoßen. 

Die flufenmeife Berartung der ehemaligen Demofratie in vollendete Ariftofratie und die 
Verartung der Ariſtokratie in vollſtändige Oligarchie hiſtoriſch zu entwickeln iſt hier überflüſſig. 
Es genügt, angedeutet zu ſehen, daß ſie und wie ſie in dieſem Ländchen beſtand. Die wunderliche 
künſtliche Form dieſer Oligarchie wird dem kein Erſtaunen erregen, welcher die politiſchen Mis— 
geſtalten kennt, die durch Leidenſchaften des Ehrgeizes, des Eigennutzes und der Herrſchſucht, in 
Verbindung mit ſpießbürgerlicher Unbeholfenheit und kleinſtädtiſcher Schlauheit, erzeugt zu 
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werden pflegen. Mehr zu verwundern ift, daß fi eine alſo zufanmengefegte Stantdmia- 
ihine big zum Ende des 18. Jahrhunderts erhalten konnte, und dag weder die übrige um ihr 
guted Recht gebrachte Bürgerihaft ver Stadt, nod die Bevölkerung der alten Landſchaft 
und der unterthänigen Bogteien den Anmaßungen oder Erſchleichungen des Patriciated Schran: 
ken jegten. Aber auch dies Räthſel löſt ſich ſehr einfah. Der Reichthum, welchen die privile: 
girten Familien in Öffentlichen Amtern auf mancherlei Weiſe gewannen oder in fremden Kriege: 
dienjten erwarben, zu welchen fie ih ald Hauptleute ihrer im Lande geworbenen Mannſchaft 
vermietheten, gab ihnen gegen das Volk, weldes für ihre und des Staates Berürfniffe ausge: 
beutet ward, eine ſehr natürliche liberlegenheit; nicht weniger auch die vieljeitigere Kenntniß, 
feinere Bildung und Geſchäftsgewandtheit, weldye fih die Söhne der Regierungsfamilien im 
Auslınde während ihrer Sölönerzeit zu eigen gemacht hatten. Andererjeitö ftand ihnen dienft: 
fertig die hohe und niedere Geiſtlichkeit des Cantons ald Bundesgenoſſin zur Seite. Denn im 
Intereſſe viefer lag ed ebenjo jehr ald in dem der „heimlichen Bürger’, dad Volk in beil- 
ſamer Unwiffenheit und frommer Unterwerfung zu erhalten, um die Hoheitsrechte ver Kirche 
in aller Demuch zu erweitern und das heilige Gut der Welt: und Kloftergeiftlichfeit bei jedem 
Anlaffe zu vergrößern. 

Urfprünglich hatte ver Klerus diefer Gegenden unter dem Hirtenſtabe des Biſchofs von 
Aventicum geftanden, veflen Stuhl zu Ende des 6. Jahrhunderts nad Yaufanne verjegt ward 
Seinem Sprengel hatten vor der Neformation 299 Pfarreien zugehört, ungerehnet 30—40 
Abteien, Prioreien und Kapitel, Die kirchlichen Revolutionen des 16. Jahrhunderts vermin- 
derten aber diefen Umfang feiner Macht bedeutend, nötbigten ihn fogar, den Sitz von dem cal: 
viniftifch gewordenen Lauſanne nad ver Stadt Freiburg zu verlegen, deren unterthäniges Ge: 
biet der wichtigfte Überreft feines ehemaligen Bisthums blieb. Dem Patriciate war die Nähe 
des Kirhenfürften nicht ganz willkommen. Seine geiftlice Hoheit drohte der weltlichen Maje: 
jtät Eintrag zu thun. Indeſſen erlaubte (1592) der Senat die glänzende Anjievelung, doc 
unter Bedingungen und daß fie jederzeit ohne Nachtbeil des Staates ſei. Eiferfühtig auf Recht 
und Gewalt, hatte der Senat auch vorher ſchon gegen die tridentiner Conciliumsbeſchlüſſe, jo: 
weit diefelben über das Gebiet der Sacramente und der Dogmen binaudgingen, proteftirt und 
von ſämmtlichen Kanzeln verkünden lafjen, daß von ihm die Acten des Tridentinifchen Conciliumus 
nur in Sachen des Glaubens, nicht der Disciplin, genehmigt und angenommen wären. Das 
freiburger Archiv ift angefüllt mit ſolchen Acten, namentlid aus den Jahren 1561, 1562, 
1564, 1568 und 1671. Alle andern katholiſch gebliebenen Staaten der Schweiz hatten mit 
gerechter Vorjicht, zur Bewahrung ihrer Souveränetät gegen jeden Andrang ver Hierardie, das 
Nämliche erklärt. Im mander Beziehung könnte dad damalige Auftreten ver jonft ftarr katho— 
lifchen Regierung heute noch ald Mufter dienen. 

Denn wie traulich der geiftliche Arm ſich au anfangs mit dem weltlichen als deſſen brüder— 
liche Stüge verbinden zu wollen fhien, währte der Friede doch nicht lange. Am fühnften oder 
frechſten trat Biſchof Strambino, ein piemontefiiher Graf, in Freiburg zur Ausdehnung feiner 
geiftlihen Gewalt, Immunität und Jurispietion auf. In beftändigen Händeln mit ver Regie: 
ung, unterftügt von: päpftlihen Nuntius, bewirkte er fogar (1677), um die Widerſpenſtigkeit 
der weltlichen Herren zu zähmen, daß von Nom aus Stadt und Nepublif Freiburg mit dem 
Bannfluche des Heiligen Vaters bedroht wurde. Allein ver patricifche Senat jener Zeit ließ ſich 
nicht einſchüchtern; er drohte feinerjeitö den geiftlihen Herren mit feinen weltliden Banne, 
und jeden, der ed wagen würde, Roms angedrohten Fluch zu vollftreden, auf der andern Seite 
mit Kandesverweifung und Gonfiscation feines Vermögens zu züchtigen. Voll gleiher Würde 
und Beharrlichkeit behauptete die Regierung in vieljährigem Kampfe ihr Recht und endigte ihn 
als Siegerin. Strambino entfernte ih aus dem Lande, und der römische Hof ließ fih nach dem 
Tode diefed Mannes gefallen, nur Eingeborene, feine Fremden mehr, auf den biſchöflichen Stuhl 
zu erheben. 7) 

Damit war dem Scheine nach etwas, in der That nichtd gewährt. Rom mählte zwar Ein: 
bheimifche, doch aus diejen entweder die ihm Ergebenften oder die Shwädften und für die Nun: 
tiatur Zeitfamften. Zudem batte es ſchon einen weit vauerhaftern Anker feiner Macht in dieſes 
Ländchen geworfen, um das Schifflein Petri im ſtürmiſchen Wogen der Reformation hier noch 
aufrecht zu halten, wo ringsumher fhon Bern mit Waadtland, Genf und Neuenburg für ben 
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römischen Stuhl verloren waren. Durch DVermittelung des heiligen Karl Borromäus und der 
Nuntiatur war es nämlid gelungen, dem damals in erfter Jugendfraft regfanıen Orden der 
Geſellſchaft Jeſu auch in der Hauprftadt des Uechtlandes Aufnahme (11. Juli 1581) und Blei: 
bende Anſiedelung zu verihaffen. Freilich wagte die Geiſtlichkeit des Landes nad) den vorhin an: 
gegebenen entſchiedenen Schritten und Siegen der weltlihen Obrigfeit nicht mehr offene Fehde. 
Die fiolze und argwöhniſche Politik des oligarhifchen Patriciates, deſſen Troß jelbft den vom 
Batican gefchleuderten Blig nicht gefürdtet hatte, gebot in den Vewegungen der Hierarchie 
größere Behutfamfeit. Aber darum ward weder das Ziel noh der Kampf aufgegeben, Regie— 
rung und Volk des Kantons allmählich, zur größern Ehre Gottes und zum Helle der Kirche, der 
Leitung des geiftlihen Arms zu unterwerfen. An Mitteln fehlte es nicht ganz. Mehr denn 
100 Pfarreien und bei 120 Kaplaneien in dem Fleinen Lande, ſechs Klöfter der Giftercienier, 
Kartäufer, Augujtiner, Franciscaner, Kapuziner und Jeſuiten, ebenſo viele und ebeniv reich 
bevölferte Nonnenflöfter, dazu ein Gollegiaritift, Domkapitel und Biſchof genügten hinlänglich, 
alle Stände ded Volkes im Gehorſam und Glauben zu erziehen. Die Schule (foweit von folder 
‚damals überhaupt nur die Rede jein Fonnte), jevenfall& eine Magd der Kirche, war für jich 
allein ſchon geeignet, die gefammite Bevölkerung, son der Kindheit bis zum Greifenalter, in 
Ehrfurcht vor dem heiligen Priefterftande und in Befolgung jeines Willens und Rathes zu 
bewahren und vor den Gefahren einer rebellifhen Aufklärung zu bebüten. Die Söhne der vor: 
nehmern Geſchlechter empfingen Geiftesrihtung und Bildung in den Lehranftalten dev Jünger 
Loyola's, die Töchter in Frauenklöftern; die Kinder des Landmanns lieg man zum Heile der 
Seelen in glücklicher Unwiſſenheit verharren. Religiöfe Befttage, Proceijionen und Wallfahr- 
ten füllten mehr als den dritten Theil des Jahres aus, umgerechnet ven täglichen Beſuch kirch— 
licher Andachtsübungen und die Verpflichtungen der zahlreihen frommen Brüderſchaften. Auf 
ſolche Weije ward vie Laienwelt faft ebenjo viel mit gotteödienftlichen als häuslichen Arbeiten 
bejhäftigt. Unwiſſenheit, Vorurtheil, Aberglauben des Allerthums wucherten freudig fort; 
dagegen geriethen die früherhin betriebenen zahlveihen Tuchwebereien und Gerbereien in 
gänzlihen Verfall. Man erblickte im Ganton Freiburg ein armes Volk neben einer reihen 
Geiſtlichkeit und einem wohlbegüterten Batriciate. 

Das 18. Jahrhundert fand die Macht ver Oligarchie und Hierarchie mit wohlverftandenem 
Intereffe im zarteften Gleichgewichte. Beide bewachten ſich dabei mit Eiferſucht; beide, ihrer 
gegenfeitig bebürftig, jchloffen ih im Gefühle der Nothwendigkeit freundſchaftlich aneinander, 
ohne die Neigung zu verlieren, bei Gelegenheit Bortheile übereinander zu erobern. Sobald 
ich das Gerücht von der Aufhebung des Jeſuitenordens durch Papſt Clemens XIV. verbreitete, 
ließ die Regierung mit großer Gilfertigfeit fogleih alle Baarichaften, Kapitalien, Schulpbriefe, 
Silbergeichirre, Apotheken, Bibliotheken, Gebäude und Güter des Ordens in Beſchlag nehmen. 
Der Senat der Republik pflidhtete auch der Bulle Ganganelli’# ,,Dominus et redemptor 
noster” förmlih (15. Sept. 1773) bei, voh ausdrücklich nur in Betreff jened Ordens und 
„inſofern die Bulle auf Glaubensſachen einfließen mag”. 

Das Licht, welches aus MWiffenfchaften und Künften, aus Handel und Induſtrie immer 
mächtiger über das civilifirte Europa hinftrömte, fonnte inzwifhen aud bei aller Wachſamkeit 
des Klerus und Patriciates von den ſchattenreichen Thälern Freiburgs nicht ganz abgewehrt 
werben. Gin Theil der etwas gebildetern Volksklaſſen fing jhon an zu lefen und zu denken und 
ſich Mittheilungen zu mahen. Nicht nur die Bürger der Sauptftadt und alten Landſchaft fingen 
Nachforſchungen an, wie die fogenannten heimlichen Bürger zu den Vorrechten, und die heim= 
lichen Bürger ihrerjeitd wieder, wie die adelichen Bürger zu Borzügen vor ihnen gelangt wären, 
jondern aud das Kandvolf der unterthänigen Vogteien, unter Willfüren und Gelvfaugereien 
feufzend, erfannte, daß ed vor Zeiten Rechte und Freiheiten befeifen habe, deren es jegt auf 
unbefannte Weije verluftig geworden wäre. Wiederholt wandten ſich endlich die Landleute in 
demutbövollen Bitten an die Huld ihrer Landesväter um Wiederherftellung der verlorenen alten 
Sreibeiten. Gin fenntnigvoller Biedermann, Nie. Chanaur, aus dem Dorfe La Tour de Treme, 
vereint mit andern gebildeten Männern, ward ihr Fürſprecher. Mit ftolgem Unmillen wies die 
Regierung aber die arge Zumuthung der Unterthanen zurüd. Die linzufrievenheit des Volkes 
wuchs und ward zum Aufftande gegen die Stadt. Dieje, unterftügt von Truppen des benad- 
barten Bern, dämpfte den Aufruhr mir Lift und Waffengewalt (Mai 1781). Nic. Ehanaur 
fiel durch Meucelmörders Hand. Die Nahe der Dligardie übte Strafreht gegen Kandleute 
wie gegen Bürger der Stadt, melde Beſchwerden erhoben hatten, milderte aber fpäterhin Flug 
genug die Laſten jener und die Beeinträchtigungen diefer. 
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Die Geiftlichfeit des Landes fah jenen Hürmifhen Bewegungen des Volkes ziemlich fhmeig - 
ſam zu. Weil fie ſelbſt unangefochten blieb, Eonnte ihr eine fleine Demüthigung des Patriciates 
vieleicht jogar gelegen erſcheinen. Aber ſchon 17 Jahre ſpäter, ald der morſche Bau der alten 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft unter den Bajonneten der franzöftihen Nepublifaner zuſam— 
menbrach (1798), hatten auch die geiſtlichen Herren für ſich felbft alles zu fürdten. Zwar ver 
innere Zuſammenhang ber Hierarchie und ihre Autorität im Volke waren noch ftarf genug, alle 
Stantöverwandelungen ded Landes während der Nevolutionsjahre zu überleben, aber es gina 
aus dieſen ein anderer, ein geführlicherer Feind für die geiftlihe Gewalt hervor. Im wilden 
Drange politifcher Ereigniſſe wurde auch die Druderpreffe entfeffelt und mehr als ein Mund 
entjiegelt, welcher bisher ftumm zu bleiben gezwungen war. Es verbreitete ſich damit eine Mail: 
vorher unbefannter Anjichten und Ideen durd das Volk. Mehr als ein Vorurtbeil verſchwand, 
mehr ald ein Misbrauch ftand enthüllt, mehr ald ein Aberglaube entlarote ich. Volksbildung 
ift Volksbefreiung vom leiblihen und geiftigen Sklaventhume. 

Sobald nah Herftellung der VBermittelungsacte der innere Frieden der Schweiz geſichert 
war (1803), beeilte fi der freiburgiiche Klerus, den Gefahren entgegenzuarbeiten, welche durch 
die bisherige Denffreiheit heranzudringen drohten. Das Parriciat, obgleich geftürzt, doch vie 
Hoffnung nicht aufgebend, einft wieder auferftehen zu können, klammerte jih hülfedurſtig an 
der alten Bundesgenoſſin fett. Anfangs zwar wagte niemand, der aus den Stürmen der Revo— 
lution hervorgegangenen neuen Geftaltung offen entgegenzuarbeiten. In der Regierung um 
Gejeggebung Freiburgs wirkten, wenn auch vieljeitig gehemmt, einzelne helliinnige Männer, 
andere im Wolfe, jelbft Geiftlihe. Unter legtern war befonders der wahrhaft ehrwürdigt 
Franciscanermönd Gregor Girard nad dem Beifpiele Peſtalozzi's und Fellenberg's um Ber: 
befferung des Schulweſens großartig bemüht. 

Bevor jedoch der Same des Beſſern überall ausgeſtreut werden und, wenn er nicht von der 
Priefterpartei zertreten war, zum Ankeimen gelangen fonnte, erihien 1814 die fogenannte 
Reftaurationdzeit. Wie in andern Gantonen bemädtigte ſich, nah Vernichtung der Vermitte— 
lungsurfunde, auch zu Freiburg die Ariftofratie jogleih wieder, revolutionär, unter dem Bei- 
flande fremder Diplomaten, der höchſten Gewalt und ftellte die vormalige Ordnung der Dinge, 
wenn auch in mildern Formen gleipend, wieder ber. Der Klerus, im Namen der Religion, bot 
dazu feine beim Volke viel geltende Hand. Er hatte von der Dankbarkeit oder Furcht des Ba- 
triciates alles zu hoffen. Schritt für Schritt wurden von nun an die alten Bräuche und Mis: 
bräude, Rechte und Vorrechte zurückgeführt. Die römifhe Curie nahm durh den Nuntius 
ihre alte Hoheit wieder an ih. Die weltliche Obrigkeit, unter Beiſtand, Schug und Pflege ver 
Kirche, ſchien fortan der geiftlihen Macht und ihrer Leitung anheimgefallen zu fein, die Arifte: 
Eratie nur getveue Vollſtreckerin des bierarhiihen Willens werden zu follen. Unter dem Bor: 
wande, hriftliche Volkserziehung zu befördern, oder, wie es heißt, „eine Art von Zuchtanitalt 
und Erziehungsinititut‘‘ zu bilden, wurde die Gongregation der Liguorianer oder Redemptori— 
ften in Freiburg aufgenommen (1818). Einzelne Männer des Vaterlandes warnten im gefeg: 
gebenden Rathe ganz vergebens, wie bevenklih es fei, einen bisher unbekannten, in einer 
fernen Gegend entftandenen, aus lauter Fremden beſtehenden geiftlihen Verein ind Land einzu: 
führen. Dan ging weiter. Man gab dem Orden ver Gefellihaft Jeſu, welden Papft Pius VI. 
im Reftaurationgjahre ebenfalld wiederbelebt hatte, die ehemaligen Beſitzungen zurüd. Binnen 
zehn Jahren wuchs derſelbe an Kraft und Einfluß im Canton Freiburg mehr denn je zuvor. Aus 
der fatholifchen Schweiz, aus Deutſchland und Franfreih ſtrömten dem Collegium der Jejuiten 
zahlreiche Schüler zu. Man zählte verjelben 506 im Jahre 1830. Hinwieder wurden Männer 
_ wieder edle Girard zurüdgebrängt oder verfolgt. Diefer jelbft verließ den Ganton. Seine Unter— 
richtsweiſe ward unterfagt, die Schule wieder, was fie geweſen, eine Magd der Kirche, Reli: 
gion, laut hoheitlicher Verordnung vom Jahre 1823, Hauptgegenftand des Schulunterrich:s, 
bei welchem die Lehrbücher der Genehmigung des Bifhofs unterworfen werden mußten. As 
einft bei Verfteigerung ded Nachlaſſes des Pfarrers zu Matran unter deflen Büchern aus 
Rouſſeau's und Voltaire'd Schriften gefunden wurden, mußten fie auf Befehl des Staatärarbs 
verbrannt werden. 

Das Volk, kirchlich treu, ließ ſich mol die weiche Leitung von feiner Prieſterſchaft gefallen. 
Es opferte willig jeine Gabe auf dem Altare. Aber nicht jo gelaffen ertvug e8 den Verluſt ver 
ihm durch die Reftauration entriffenen Rechte und Freiheiten und das ſtolze Wiederericeinen 
des Patriciertbumd. Zahlreiher aus wenigſtens vergleihsweife beſſern Schulen bervorgetre: 
tene junge Männer verbreiteten im ftillen doh ein ſchwaches, der Hierarchie und Ariftofratie 
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immerhin gefährliches Licht. Ja fie bildeten jogar im gefeggebenden Rathe gegen beide eine 
wenn auch ſchwache, doch die Entwürfe beider oft zerftörende Oppoiition. Im Kampfe diefer 
Parteien erihien das Jahr 1830. Die Mehrheit ver ſchweizeriſchen Völkerſchaften verwarf die 
ihnen im Jahre 1814 aufgedrungenen Verfaflungen und rief ihre ehemaligen Rechte wieder 
ing Leben. Auch der Kanton Freiburg geftaltete ſich ſtürmiſch und rafch in vemofratiiher Korn 
aus, Das Volf übte feine Souveränetät fortan dur ſelbſtgewählte Stellvertreter, gebot Ver: 
nichtung aller Vorrechte der Geburt, der Ortihaften und Familien, Abihaffung der Tortur, 
Voskäuflichkeit dev Feudallaften, Freiheit ver Preſſe, Net der Betition für jedermann und 
Trennung der Gewalten. 

Ohne Widerſtand, ohne Schug fiel die Ariftofratie abermals in ihr Nichts zurüd. Das 
Briefterthun, anfangs für ſich jelbit im Schreden, lieh das ſchwache Vatriciat fallen. Es erin: 
nerte jich zeitig genug, dar der neue Souverän jelbit, nämlich das Volf, nur Unterthan ver 
Kirche jei, daß er von der Geiftlichfeit erzogen, unterrichtet, berathen und geführt werben müſſe, 
daß die Hierarchie im demokratiſchen Staatsleben höherer Gewalt fähig ſei als irgend unter 
dem Scepter eines ſtaatsklugen Monarchen oder unter dem Argwohne einer eiferſüchtigen Oli— 
garchie; daß ed dem Prieſter in jeder Gemeinde unſchwer ſei, die vom Volke abhängigen Wahr 
‚ len der Vorſteher und Geſetzgeber auf Männer nad dem Herzen des Klerus zu lenken und die 
Gegner geiftliher Hoheit durch Verdächtigung ihres Glaubens von allem Einflujfe zu entfernen. 
So ſchloß jih ſtaatsklug die hievarhiihe Partei ohne Zögern der Demofratie an und irrte fich 
 imihren Berehnungen nit ganz. . Nach H. Zſchokke. 

Freiburg feit 1830. Die bedeutende Bewegung von 1830 hatte auch Freiburg in die 
Reihe der vegenerirten Gantone gedrängt, aber die Wirfungen der folange waltenden Verdum— 

mungspolitit, beſonders von ſeiten des Jeſuitismus, waren nicht ſo raſch auszutilgen. Zunächſt 
hatte eine gemäßigt liberale Partei für einige Zeit das Übergewicht erlangt. Es geſchah einiges 
zur Erleichterung des Verkehrs (Herſtellung beiferer Straßen) und für das Unterrichtsweſen. 
Allein fhon im Jahre 1837 hatte die ultramontane Partei wieder die entichiedenfte übermacht, 
und ſie benugte diefelbe num in immer fleigendem Maße. Vergebens kämpfte anfangs noch eine 
ſchwache Oppofition gegen das reactionäre Treiben. Die Jefuiten, in Verbindung mit den durch 
fie emporgehobenen und gehaltenen meltlihen und geiftlihen Beamten, wirkten immer unges 
ſcheuter undoffener aufdad Zuftandebringen und die Durchführung der Plane des Sonderbundes. 
Freiburg ward, nächſt Luzern, das Haupt dieſes Sonderbunded. Die Bewohner des proteftan= 
tiſchen Bezirks Murten wendeten ji mit Beihwerden, hauptiählih megen confefftoneller 
Beeinträhtigung, anden Großen Rath des Cantons, fie begehrten auch ven Rücktritt des Staates 
vom Sonderbunde. Als diefer Schritt vergeblich blieb, riefen fie (1846) die Hilfe der eidgenöf: 
ſiſchen Tagſatzung an. Bei der gedachten Verfammlung kam indeß vorerft noch nicht ein gül— 
tiger Beihluß zu Stande. Gleich erfolglos blieb eine neue Beſchwerdeadreſſe einer Volfsver- 
fanımlung in Murten an ven Großen Rath. In diefer ward unter anderm auch Rechnungsab— 
lage von feiten ded Staatdrath über das Staatövermögen, dann gleihmäßige Beiteuerung des 
Privatvermögens und Einführung des öffentlichen ſtatt des heimlichen Strafverfabrens gefor: 
dert. Das erfte diefer Verlangen war um fo augenfcheinlicher begründet, ald die Staatdaud: 
gaben, noch im Jahre 1837 nicht viel über 350000 Fr. betragend, 1846 bereitd mehr ald 
532000 Fr. alte Währung erforderten, Alles umjonft. Ein Aufftandöverfud inMurten warb 
unterbrüdt, und der Ultramontanismus ging nun um fo heftiger auf den eingeichlagenen Bah— 
nen jeinem Ziele entgegen. 

68 erfolgte der Sonderbundäfrieg. (S. Schweiz.) Der eipgendjfiiche Obergeneral Dufour 
begann feinen Angriff auf das von den übrigen Sonderbundscantonen getrennt gelegene Frei— 
burg, und zwar mit bebeutender militärijcher Übermaht. Nah einem nicht fehr bedeutenden 
Kampfe fanden die eidgenöjiiichen Truppen vor der Hauptſtadt. Am 16. Nov. 1847 unter- 
warf ſich dieſelbe. Der ſonderbündleriſche Staatsrath hatte ih aufgelöft ; eine AnzahlIefuiten, 
die Nahe der im ganzen liberalen Stabtbewohner fürchtend, flüchteten unter den Schuß ber 
eidgenöjtiihen Truppen. Am 16. Nov. ward dur eine Volksverſammlung eine proviforiiche 
Regierung erwählt. Der nun herrfchenden Strömung entjprechend, fielen aud vie neuen Wah— 
len in den Großen Rath meiftens freifinnig aus. 

Die nene Landeövertretung (Großer Nath) ergriff Maßregeln gegen bie Jefniten. Sie faßte 
eine neue Verfaſſungsurkunde ab (4. März 1848), legte dieſelbe aber, offenbar im Hinblid auf 
die in der Mehrzahl herrichende ultramontane Stimmung, dem Volke nicht zur ausprüdlichen 
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Genehmigung vor, fondern jorgte vielmehr, daß neun Jahre lang feine weſentliche Veränderung 
vorgenommen werden fünne. 

Unglücklicherweiſe drängten Binanzverlegenheiten. Der Sonderbund und deflen Niederlage 
hatten zu ungewöhnliden Ausgaben geführt. Es wurden 1,600000 Fr. Kriegsfoflen ausge: 
ſchrieben und allerdings nicht ohne Willkür den Hauptanhängern des Sonderbundes auferlegt. 
Died brachte die durch den ultramontanen Klerus ununterbrodhen angeftachelte Bauernbevölke— 
zung zum Aufftande. Am 23. Det. 1848 zogen gegen 2000 Landleute, Geiftlihe an ihrer 
Spige, gegen die ziemlich liberale Hauptftadt. Mit Hülfe ver berner und waadtländer Milizen 
erfolgte indeß raſche Unterdrückung der Erhebung. In dem Biſchof Marilley erfannte man den 
Hauptanftifter. Er ward verhaftet, über Die Grenze gebracht und ihm die Rückkehr in das Lan 
verboten. Die Liberalen, der herrfchenden Stimmung wohl bewußt, ſuchten Diejelbe zu verföh: 
nen. Noch vor dem Schluffedes Jahres ( December 1848) erfolgle Niederſchlagung der ſtrafrecht⸗ 
lien Verfolgung wegen der Octoberereigniffe, Verminderung der Kriegsſteuer um 200000 Fr. 
und Berwanbelung des Reſtes verjelben in eine gezwungene Anleihe, deren Berrag nach zwanzig 
Jahren zurückbezahlt werden jollte. Doch died genügte nit. Marilley jchleuderte vom Ausland 
(Frankreich) her ein Interdiet über den Canton. Auf Beſchwerden bei der eidgenöjfiihen Bun: 
deöverfammlung wurden im Mai 1850 eidgenöfjifhe Commiſſarien nah Freiburg gefendet, 
um zwiſchen der Negierung und den Anlebenzahlenden zu vermitteln. Eine Betition von angeb- 
li 14000 Freiburgern ward von den Bundesbehörden abgewiejen ; eine Proclamation des 
Bundesraths an das Volk von Freiburg blieb ohne Eindruck. Es folgten Aufftände auf Auf: 
ftände. Der vom October 1850 blieb eigentlich fogleich ein erfolglofer Putſch. Gefährlicher war 
jener vom 22. März 1851, unter Carrard's Leitung. Die Stadt ward überrumpelt; doc raid 
jammelten ſich Bürgerwehr und Gensdarmen und ſchlugen die Bewegung nieder. 

Unter folden VBerhältniffen war es ver freifinnigen Regierung geradezu unmöglich gemacht. 
eine allfeitige Wirkſamkeit in Förderung der Volksintereſſen mit Erfolg zu entfalten. Obwol 
aber zu einem ununterbrodenen Kampfe um ihre Eriftenz genöthigt, leiftete ſie doch, was ſich in 
ihrer unfihern Lage und mit den ihr zu Gebote ftehenden höchſt beſchränkten Geldmitteln thun 
ließ. Im April 1851 trat das Schwurgericht ins Leben. DerSalzpreid ward um zehn Bentimes 
für das Pfund herabgejegt. Die Uhrmaherinduftrie fand namentlich im Bezirf Murten einiz 
gen Eingang. Auch war ed nicht unweſentlich, daß, Gebrauch machend von der Beflimmung der 
Bundesverfaſſung über freie Niederlaffung, eine Anzahl Waadtländer ſich in den katholiſchen 
Landestheilen anfiebelten. 

Trog allevem dauerten die ulwamontanen Aufwiegelungen fort. Benugend dad durch die 
Bundesverfaffung garantirte freie Verſammlungsrecht, hielt man am 24. Mai 1852 eine 
Bolfdverfammlung zu Poſieux ab, die angeblid von 16000 Perfonen bejucht war. In einer 
Petition an die Bundesverfanmlung wurde begehrt, daß die freiburger Gantonalverfaifung 
von 1848 der allgemeinen Volksabſtimmung unterftellt werden müffe, wie ſolches die eingenöf: 
fiiche Bundesverfaflung ſelbſt ausdrücklich vorjchreibe. Diejes Verlangen wurbe zurückgewieſen, 
da die erwähnte Beftimmung nur für neue Verfaffungen gelte, die beftehende aber auf 10 Jahre 
vom Bunde garantirt fei. Dagegen erfolgte von der Bundeöverfanmlung dad Grlaflen ver 
fogenannten Sonderbundsſchuld, d. h. Niederſchlagen derjenigen Forderung, welde die Eid— 
genoſſenſchaft aus Veranlafjung des Sonderbundskriegs an die Sonderbundscantone anzu: 

fprechen hatte. 

Am 21. April 1853 Fam es zu einem neuen Aufftande unter Oberft Perrier. Es war die 
jehöte Erhebung, gegen welche ſich die Freiburger Regierung innerhalb fünf Jahren zu verthei: 
digen hatte! Jetzt fegte fie ein Kriegsgeridht ein. Der Bundesrath aber caflirte dieſes, meil 
niemand feinem verfafjungsmäßigen Richter entzogen werden dürfe. Doch war die ultramon: 
tane Partei nundahin gebracht, die nicht mehr fehr lange Zeit abzuwarten, nach deren Abflug ſich 
der herrſchende Volköwille in allen Beziehungen im Sinne des Ultramontanidmud werde geltend 
maden können. 

Inden trat ein früher nicht geahnter Umftand ind Leben, der die Parteiftellungen wenig— 
ſtens etwad modificirte und milderte. Es war die Frage wegen der Eifenbahnanlage. Es galt, 
dazu zu gelangen, daß die fogenannte Oronbahn hergeftellt würde, ein Schienenweg, der Bern 
mit Laufanne verbindend den Ganton Freiburg in größter Ausdehnung durchziehe. Im Novem— 
ber 1855 beſchloß der Große Rath eine Staatsbetheiligung, und gleichzeitig fand auch eine Fu— 
fion der Parteien wenigftend bezüglich dieſer Angelegenheit ftatt. Selbft vem Biſchofe Marillen 
ward die Rückkehr geftattet, gegen Anerfennung der Bundes: und der Gantonalverfaflung. 
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Im December 1856 erfolgte dann die vollſtändige Neumahl des Großen Rathes. Trog 
allem was vorangegangen, wurden 55 Gonfervative gegen nur 5 Liberale und 4 Radicale 
gewählt. Am 13. Jan. 1857 befchloß der Große Rath Abänderung der Verfaffung (in reactio: 
närem Sinne). Die Revifion wurde im Mai dem Gefammtvolfe zur Genehmigung vorgelegt 
und von demfelben mit großer Mehrheit angenommen, 

Alle an den ultramontanen Putſchen Betheiligten erhielten nun Amneftie. Mehrere aufge- 
hobene Klöfter wurden wiederbergeftellt, die Novizenaufnahme fofort überall wieder geftattet 
und jeder Kloſtergutsverkauf filtirt. Selbit ven Jefuiten gab man das confiscirte Eigenthum 
zurüf, Das Schulwefen ward reorganifirt und neuerdings ganz in die Hände der Geiſtlichkeit 
gelegt. Dem namentlich in der Hauptftadt unzufriedenen freiern Geifte gegenüber verfuhr 
man theild chicands, theild geradezu gewaltfam, namentlich aud in der erften Hälfte des 
Jahres 1858. 

Unterdeilen fcheint ed die herrſchende Bartei doch mehr gerathen gefunden zu haben, ein 
grelles Auftreten wenigftens inſoweit zu vermeiden, als jte ſich ohne ſolches im Bejige ver Macht 
erhalten fann. Eine Directe Verlegung allgemeiner eidgenöffiiher Volksrechte wagt man n nicht, 
weil der Bund dann einſchreiten würde. 

Dazu trägt ohne Zweifel der Umſtand weſentlich bei, daß die Eiſenbahnfrage jeden andern 
Streitpunkt mehr in den Hintergrund drängt. Es hat ſich ergeben, daß die Oronbahngeſellſchaft 
aus fi nicht im Stande ift, ven gedachten Schienenweg mit den ihr zu ®ebote ſtehenden Mitteln 
berzuftellen. Im Juni 1860 warb deswegen ber Große Rath von Freiburg außerordentlicher— 
weife verfammelt und ihm eine ungewöhnliche Anftrengung ded Landes angelonnen. Aus dem 
ausführliden Berichte des Staatsraths ergibt ih, dag der Geſammtvoranſchlag für jenen 
Schienenweg 26 Mill. Fr. betrug; hiervon feien etwas mehr ald 12 Mill. Fr. verwendet, dar: 
unter aber nahezu 3/, Mill. Fr. noch nicht bezahlt; Privatbetheiligte hätten zwar noch beinahe 
2, Mil. Kr. auf ihre Actien einzuzahlen, allein man wage bei der vorausjichtlihen Erfolg: 
lofigfeit nicht das Geld einzufordern, Jeder Verſuch der Geſellſchaft, ein Anlehen aufzuneh- 
men, jei gefcheitert. So ergebe fi denn die Unabwenpbarfeit einer Balliterflärung, wenn in 
dieſer für das Land jo wichtigen Angelegenheit der Canton nicht zu Ounften der vertrauenslofen 
Geſellſchaft feinen Gredit einjege. 

Nach ſehr langen Verhandlungen, bei welden die alte politiihe Parteiſtellung ganz ver: 
ſchwand, genehmigte jchlieplih der Grope Rath, jedoch nur mit äußerft geringer Majorität, die 
geftellten Anträge. Demzufolge nimmt der Ganton ein Anlehen von 16 Mill. Fr. gegen hypo— 
thekariſche Verſchreibung der ganzen Eijenbahnlinie auf, wogegen der Staat von feiner frü- 
hern Actienbetheiligung, 2,400000 Fr. betragend, entlaftet werden Toll. 

So wichtig die neue Anlage für den in der Eultur noch weit zurückſtehenden Canton ift, jo be: 
ſtehen doch äußerſt beneutende Bedenken über die wahrſcheinlichen finanziellen Folgen des gefaß— 
ten Beſchluſſes. Man bezweifelt, o6 die genehmigten 16 Mil. Fr. ausreichen, und fürdter noch 
mehr die Nichtrentabilität der allerdings keineswegs auf natürliche Weife ins Leben gerufenen 
Bahn. Welde Bedeutung es aber für die Bevölkerung haben würde, wenn die Kapitalzinjen 
durch Steuern aufgebradht werden müßten, mag man danach ermeflen, daf das ganze unmittel- 
bare Bermögen des Cantons nur zu 6,400000 Fr. veranſchlagt iſt, worauf bereitd 3,400000 
Schulden haften. Aud war der Staatsbedarf jhon im Budget für 1857 auf 1,168800 Fr. 
fejtgejegt. 

Schließlich ſei noch erwähnt, daß dem verdienten Pater Girard im Jahre 1860 in ver 
Stadt Freiburg ein beicheidenes Denkmal errichtet wurbe, freilich großentheild vermittelft von 
auswärts gefteuerter Beiträge. ©. F. Kolb. 

—— Freigeborener, ſ. Adel. 

eie Städte. Unter dieſem Worte verſteht man eigentlich Städte, die einer fremden 
Regierungshoheit nicht unterworfen find. Es ift alfo daflelbe, mas man auch durch fouveräne 
Städte ausprüden könnte. Bekanntlih wollten auf dem Wiener Congreſſe Ofterreih und 
Preußen das fremde Wort jouverän ausfchließen. Sie ſchlugen auch für die fürftliche Gewalt 
deutfche Worte, Landeshoheit u. j. m. vor. Aber Baiern und Würtemberg beftanden auf dem 
Wort der Verträge: Souverän. Bei den Städten verlangte niemand das fremde Wort. Und 
in der That find die vier Freien Städte Deutſchlands: Frankfurt, Hamburg, Kübel, Bremen, 
in allen Beziehungen den jouveränen Staaten Deutſchlands in den Randesgejegen ganz gleich: 
geftelit. Nur wird auch bei fo Eleinen Staaten, die nur aus einer einzigen Stadt beftehen, ver 
Natur der Sache nach oder wegen befonderer Verhältniffe, wie z. B. beider ehemals Freien Stadt 
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Krakau, die Souveränetät oft große Beihränfungen haben. In Deutihland hatten befanntlic 
viele Städte iniofern den Namen Freie Städte des Reichs, als jie der Landeshoheit eines 
deutſchen Neihsftandes nicht unterworfen waren, jondern wie Diefe unmittelbar unter dem Reiche 
ftanden und einer jogenannten halben Sonveränetät genoſſen. Dieje Freien Reichsſtädte ind 
feit den franzöfiihen Revolutionsfriegen alle bis auf die vier obengenannten verihmunden. 
Dieſe legtern werden in befondern Artikeln abgehandelt. Melder. 

Freigeift. Wer, ungebunden durch Vorurtheile, unzugänglic der Beitehung des jelbit- 
eigenen Urtheild durch Autorität, Blendwerk oder Verführung, nur mit eigener eingeborener 
Denkkraft die Melt der Eriheinungen und der Ideen betrachtet und würdigt, der it ein freier 
Geift und fteht jomit auf einer Die Maffen überragenden Stufe der Menſchheit. Ihm gebührt 
nad) der Anerkennung der Verftändigen, auch wenn er irrt, die Achtung der Wohlgefinnten 
und für feine geiftige Mittheilung volle Freiheit. Gine minder fhöne Bereutung hat das ähn— 
lich Elingenvde Wort Freigeift. Unter Diefem verftebt man denjenigen, welder ohne allen religiö- 
fen Glauben, mindeftens ohne allen pofitiven Kirhenglauben, von Gott und göttlihen Dingen 
nur hält, was ihm gut dünft, oder gar die Wegwerfung alles Glaubens an die ven Menſchen 
fonft heiligen Ideen, ſelbſt obne tiefere Prüfung, aus bloßem Leichtfinne oder aus Bermeflenheit 
fih erlaubt oder wol gar eitel zur Schau trägt. Von folder unglüdliben Sinnesart gibt es 
freilih gar manderlei Abftufungen, und je nah dem Umfange oder der Innigfeit des von dem 
einen oder bem andern gehegten eigenen Glaubens, oder auch nad feinem wahren oder geheu— 
chelten Eifer wird er mit der Benennung Freigeift freigebiger oder farger fein. Gewöhnlich 
wird damit feitend der Zeloten und ſeitens der unaufgeflärten Maije ver Stab der gleichen 
Verwerfung gebrodhen über Atheiften und Deiften, Rationaliften und Materialiften, kurz über 
alle, die in Sachen der Religion zu denfen ih erlauben over firdlihe Glaubensſätze der philo— 
ſophiſchen Prüfung zu unterwerfen oder mit der philoſophiſchen Grfenntnig in Einklang zu 
jegen judhen. Hiervon enthält die Geichichte leider die mannichfaltigften und nieverihlagenpften 
Beiipiele. 

Freilich wäre ed ein Unglüd, wenn die Freigeifterei, im ſchlimmen Sinne diefes Wortes, 
bei einem Volke überhand nähme, weil Religioſität eine unentbehrlihe Stüge der Volksmoral 
und des gejeglihen Rechtszuſtandes ift. Es ift aber keine Gefabr, daß foldhes geichebe, wofern 
der pofitive Gultus von Albernheiten und grobem Truge frei erhalten und überhaupt den Ber: 
ftändigen geftattet ift, gegen kirchliche Misbräuhe und abergläubige Dietate mit freier Rede zu 
Felde zu ziehen. Alsdann nämlich wird der dem menjhlihen Gemüthe von Natur tief einge: 
pflanzte Gotteöglaube nicht leicht ich verbrängen laffen durd den gleich frivolen wie troftlojen 
Unglauben. Nur der triumphirend einhergebende Aberglaube, nur der free kirchliche Trug 
und Verfolgungsgeift rufen auf dem Wege der Neaction den Unglauben berbei, weil ed für den 
Denkenden jedenfalls leichter ift, nichs zu glauben, ald alles zu glauben. 

Hierdurch ift der einzig gute und gerechte Weg, der Kreigeifterei mit Erfolg entgegenzu= 
treten, angedeutet. Er ift der der Volksaufklärung und der Lehrfreiheit. Mit Gewalt wird bier 
nichts ausgerichtet, und jede Gemwaltausübung in der geiftigen oder Denkſphäre iſt ohnehin ver 
Vernunft mivderftreitend und verdammenswerth. Wieweit übrigend die Grenzen der von dent 
Freigeifte mit Recht anzufprechenden Freibeit geben, haben wir in dem Art. Duldung aud- 
einandergeiegt. Rotted. 

Freihäten. Die Entftehung und die Bedeutung der Freihäfen ſteht im engften Zufam: 
menhauge mit der Handelsgeſchichte der legten Jahrhunderte. Die Freihäfen waren ein Bri: 
vileg inmitten vieler andern Privilegien, eine fünftlihe Veranjtaltung inmitten eines durd: 
weg gefünftelten Zuſtandes. Die Freihäfen ald rechtlicher, nicht als factiſcher Zuftand find nad: 
geborene Kinder des Colbertismus oder Mercantilidmus. 

Man verfteht unter Freihäfen ſolche an einer Küfte oder am Meere belegene Handelsplätze, 
die im Gegenjag zum Sinterlande ganz oder theilweiſe frei ind von allen oder doch den meiſten 
Zollabgaben und ähnlichen Kandelsbeläftigungen. 

Im Mittelalter machten jich die Freihäfen von ſelbſt; wer die Gewalt dazu hatte und Ein: 
fiht genug befaß, um zu erkennen, daß die größte Freiheit des Verkehrs auch der größte VBortbeil 
fei, der errichtete zwar nicht Freibäfen, fondern ließ bei jih einen Zuftandentjteben, der dem, mas 
wir Breibäfen nennen, nahezu entſprach. Die großen Handeldemporien Venedig, Genua, &lo: 
venz u. a, waren in ihrer Art Freihäfen. Das Gedeihen diejer Plätze berubte nicht blos auf 
dem eigenen Unternehmungsgeiſt, fondern auch auf der Gaftlichfeit, die jie vem Handel und Ber: 
febr aller Nationen boten. 
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Der Mercantilismus wurde erfunden, das Syitem nämlich, duch Handelsbefhränkungen 
verfchiedener Art den öffentlihen Wohlftand eines Landes heben zu wollen. Praktiſch wurde 
Dies Syſtem vorzugsweile dadurdh ausgeübt, das man gewiſſe Gin: oder Ausfuhrgegenftände 
mit hohen Zöllen belaftete oder gänzlich ausſchloß, oder Daß man nur qualificirte Erſchwerun— 
gen oder Berbote nad Ort und Art der Ein: und Ausfuhr, aliv nah und von einem beſtimm— 
ten Lande, auf den Schiffen gewiffer Nationalen u, |. w. einführte. Man befürdtete von freien 
Verkehr vielerlei, vor allem, das er das baare Geld außer Landes ſchleppe, daß er die Induſtrie— 
gehbeimniffe eines Landes verrathe, daß er dad Gleihgewicdt der Einnahmen und Ausgaben der 
Bevölkerung eines Landes zerftöre, daß er zu Luxusausgaben veranlaflen und fo ein Gebiet 
politifh und fittlid verfommen laſſen werde. Die moderne Schußzolltheorie ift in Wirklichkeit 
nur ein nad) den Anjhauungen und den vermeintlihen Bedürfniſſen unferer Zeit zurecht ges 
legter Mercantilismus. Spielt doch jelbit ver Gedanke, daß das Geld nit in zu großen Sum: 
men außer Landes gebe, in den Aufftellungen ver Schugzöllner Feine unweſentliche Rolle, 
während dagegen ein Gedanke, den die frühere Zeit mindeftend in vemielben Umfang nicht 
kannte, der des Induftriefchuges, mehr in den Vordergrund geihoben wurde. Zwiſchen dem 
frühern Mercantilisnns und der modernen Schugzolltheorie beſteht wejentlihnurder Unterſchied, 
daß der erfte vor allem eine ziemlich unfihere Routine war, während der Schußzoll zu einem 
Syſtem erhoben werden jollte. Ziemlich auf demſelben Boden beruht der Unterichied der Bes 
griffe, nach welchen man in früherer und in jegiger Zeit an die Errichtung von Freihäfen ging. 

Bei allem Handeldzwang, unter welchem Namen immer er ausgeführt oder bezweckt wurde, 
fonnte man ji niemals der Wahrnehmung verfähliegen, daß ein gewinnreicher Handelsverkehr 
nur auf Grundlage einer freien Bewegung möglich fei. Auch das ergab eine nähere Beobach— 
tung, dap ſolche Lücken im einmal auferlegten Zwange aud die daraus entjtandenen Verkehrs: 
lücken und zwar aud zum Wohle des Ganzen einigermaßen auszufüllen geeignet wären. Es war 
dies in frühern Zeiten bei vem Mangel an guten Verkehrswegen und der großen Langſamkeit 
des ganzen Verkehrs unftreitig von viel größerer Bedeutung, als heutzutage davon Die Rede 
fein fönnte. Der eigentliche internationale Verkehr Fonnte damals nur über wenige bevorzugte 
Bunfte geben. Die natürlihen Handeldemporien, am Ausiluffe großer Ströme oder fonftwie 
als Mittelpunfte verſchiedener Verkehräfreife belegen, bewirkten nur in einer Allmählichkeit, 
die wir in unjern Tagen kaum faffen würden, den Austaufch ver durch jie vermittelten Produkte, 
wobei jie ſelbſt natürlich die größten Vortbeile hatten. Hin und wieder famen dann hiftoriiche 
Brivilegien hinzu, namentlich in Deutſchland nnd in einzelnen der Ditfeegebiete, die vom Deut: 
ſchen Reiche losgerifien waren. Sp konnte man den Reit der Hanſeſtädte im vorigen Jahrhun— 
verte ald Freihäfen des Deutfchen Reichs betrachten, obgleich ſie dieſen Namen nicht trugen, jo 
das obgleich ver polnischen Herrichaft untertworfene, dennoch deutiche Danzig. 

Die Wahrnehmung des reihen Gepeihend dieſer und anderer mehr oder minder handeld: 
freien Hafenpläge erwedte denn bier und da bei Negierungen ven Wunſch, durch fünftliche Ber: 
anftaltungen mitten im bunten Gewirre von Verkehrszwang aller Art das zu Ihaffen, was dort 
durch die Natur der Dinge von felbft gegeben war. So verfuchte die preußiiche Negierung der 
Stabt Emden viele der Vortheile eines Freihafens zu fihern, indem jie noch Brivilegien mander: 
lei Art hinzufügte, die anderdwohin den Charakter des Handels zwangs wiederum an ſich trugen. 

Ahuliche Vortheile gewährte die franzöſiſche Negierung einzelnen franzöftihen Häfen, und 
ebenjo wurde, jedoch nur ſehr vereinzelt, das ſtrenge Golonialfoftenı der Portugieien und Spa 
nier durch Begünftigungen einzelner Pläge durchbrochen. Dagegen war in England jelbjt von 
eigentlichen Freihäfen niemals die Rede und ſpäter auch nicht inden nordamerifaniichen Freiſtaaten. 

Nach der großen Länderabrunduug am Schluſſe der Napoleoniſchen Epoche blieben als wich— 
tige Freihäfen eigentlich nur noch übrig Marſeille und Livorno am Mittelländiſchen Meere durch 
gefeglihe Privilegien ihrer Regierungen uud die drei Hanfeftädte im deutihen Norden durch 
die Lage der Dinge. Marfeille hat fein Freihafenprivilegium wenige Jahre darauf und zwar 
ſehr gern wieder verloren, Livorno ift feitden ein Freihafen geblieben und vermittelt in Diefer 
Eigenihaft einen großen Theil des mittelitalienifhen Verkehrs, Trieft wurde jpäter zu einem 
ſolchen erhoben und die drei Hanſeſtädte bilden drei felbftändige Handelsgebiete, die ſich im 
wefentlihen ald Freihäfen conftituirt haben. Bon dieſen drei Häfen fann Hamburg nod am 
wenigften auf died Prädicat Anfpruch machen und zwar nicht gerade durd eigene Schuld, da 
vie hoben Zölle auf ver Ober- und linterelbe nichts weniger ald einen freien Zutritt nah Ham⸗ 

burg gemäbren, ja der Staderzoll jeit einigen Jahren als Differentialgoll zu Gunſten der Direeten 
harburger Seeihiffahrt gegen Hamburg von der hannoveriſchen Regierung ausgebeutet wird. 
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Man ſieht, vie Breihäfen haben in der Handelsgeſchichte der Völker feine jonderliche Rolle 
gefpielt, und fiewerden es wahrſcheinlich in Zukunft noch weniger. Die engliſche Handelspolitik, 
deren Zollfäge ohnehin nur auf Großbritannien und Irland berechnet waren, ſodaß jeit Auf: 
hebung der frühern firengen Schiffahrtögeieggebung die Golonialhäfen von felbft freiern Raum 
erhielten, bedarf keiner Freihäfen mehr; die franzöſiſche Handelsgeſetzgebung ift nicht danadı 
geartet, um fie zu geftatten, und ähnlich ſieht e8 mit ver fpanifchen, portugiefifchen, holländiſchen, 
belgifchen und andern Gefeggebungen aus. Im Septembervertragvon 1851 hat Hannover ih 
vorbehalten, Freihäfen zu errichten, auch Harburg dieſe Begünftigung verliehen, dieſelbe ſpäter 
aber wieder aufgehoben. Dagegen it am gegenüberliegenden Elbufer neben Hamburg die bel- 
fteinifche Stadt Altona, die mit dieſer Stadt ohnedies commerziell auf das engite verbunden ift, 
nad Einführung des däniſchen Zolld in die Herzogthümer ein wirklicher Rreihafen geworden, 
freilich mit denſelben Hamburg treffenden Einſchränkungen. 

Die durd Freihäfen gewährten Vortheile liegen, joweit fie den privilegirten Platz ſelbſt 
betreifen, auf der Hand; es kann fih daran ein ſchwunghaftes Handeldgejhäft fnüpfen. Doc 
wird defjen Bedeutung zunächſt von der allgemeinen geographiſchen Lage, dann aud) von der 
Lage und dem commerziellen Werth des Hinterlandes abhängen, hin und wieder aber aud von 
den Vortheilen, welche man der nationalen Flagge vor andern gibt. Im legtern Falle kann frei= 
lih nur in einem eingeihränften Sinne von einem Freihafen die Rede fein. Dagegen bat das 
Verhältniß aud) feine Nachtheile. Das Gros des Landes wird je nad) der Bildung der Öffentlichen 
Meinung entweder die dem einzelnen Plage ertheilten Privilegien mit Misgunſt betrachten, ale 
ein Loch, durch das ich beſtehenden Schugmaßregeln zum Trotz der freie Handel dennoch ein: 
ſchmuggelt, vielleicht gar als ein allgemeines Schmuggeldepot zum Nachtheil der einheimifchen 
Induftrie, oder das Land wird die Rrage aufiwerfen, warum der Freiheit des Verkehrs nur io 
enge Grenzen gezogen feien. Vom theoretifhen und vom praftiichen Stanppunft aus ift denn 
aud) die Frage begründet, welden allgemeinen Nutzen die Handelfreiheit einer einzelnen Hafen: 
ſtadt mit ich führe, und auch dieſe Frage ift zumeift aus dem Charakter der Zollgefeggebung 
des Hinterlandes zu beantworten, Befteht in vemfelben etwa feine weſentliche Grleichterung 
des Tranſitverkehrs, jo wird der Freihafen nur in geringerm Umfange al& Anfnüpfungspuntt 
zu darüber hinaus liegenden Handeldverbindungen dienen fönnen. Sind auch fonft die Zölie 
gegen das Sinterland hoch und läftig, jo wird aud innerhalb des Freihafens feine größere Rüh— 
rigfeit jtattfinden Fönnen, und damit finft auch die Bedeutung ver Freihäfen als Mittelpunften 
eines gewinnbringenden Schiffahrtöverkehrs. Als große Depots zu Waarenbrgügen haben die 
Breihäfen zwar immer eine nicht geringe Bedeutung, indeß ald ſolche durch den heutigen vampyf: 
beichleunigten Berfehr und die dadurch herbeigeführte ftarfe Goncurrenz der Handeldpläge unter: 
einander unftreitig gelitten. Gin pofitiver Nachtheil der Freihäfen jind ihre enge Orenzen und 
ihre Zollabfperrung vom Sinterlande, die dem Verkehr der Menſchen meiſt größere Unannehm= 
lichfeiten bereiten ald dem Waarenumtauſch. 

Nichtsdeſtoweniger bleibt ven Freihäfen, injofern fie günftig dazu gelegen find, eine ſehr 
wejentliche Bedeutung ald Trägern eines umfaflenden Zwiſchenhandels. Ohne alle oder mit nur 
geringer Zollſchwierigkeit im Stande, die Erzeugniffe eines ausgedehntern Handelsumkreiſes bei 
ih aufzunehmen und nad) den verichiedenen Bedürfniffen wieder untereinander umzutaufchen, 
fönnen fie dem Inlande wie dem Auslande zugleich vongewichtigem Nugen werben. Sie werben 
die großen Märfte, auf denen dev Gonfument oder der Händler aus zweiter und dritter Hand 
feine Waaren auswählen, Vergleiche anftellen und verhältnißmäßig leichter mit dem Auslande 
Verbindungen anknüpfen kann. Breihäfen folder Art werden dann gewiffermaßen zu commer: 
zielen Hauptftädten eines nicht durch politifche, ſondern erſt durch geographiſche Grenzen beding: 
ten umfallenden Handeldgebietd. Das ift z. B. die Bedeutung Trieſts für die öſtliche Hälfte des 
Mittelmeers, das die Beveutung der drei norpdeutfchen Hanfeftäbte und Altonas für viel umfaj- 
jendere Handelögebiete. Hamburg, Bremen und Lübeck haben aber außerdem noch den Vorzug 
der Autonomie und fühlen ſich jo in ihrer Gefeggebung nur durch die Rückſicht auf den eigenen 
Bortheil gebunden, der, weil fie die natürlichen Ausfuhrhäfen eines großen produeten= und in: 
buftriereihen Hinterlandes find, in den allermeiften Fällen mit den Intereffen deſſelben zujam: 
menfallen muß und wird, 

Es hat eine Periode der deutichen Entwidelung gegeben, wo die Frage der Stellung diefer 
drei Städte in ihrer Eigenſchaft als deutiche Freihäfen vielfad in officiellen Kreifen ſowol wie 
in der Preſſe verhandelt wurde. Das war die Zeit, als die Frage der deutſchen Einheit faft aus- 
Ihliepli unter dem Gefichtepunft der Ausdehnung des Deutjchen Zollverein beſprochen wurbe. 
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Der ruhige Standpunft der Erörterung war damald aber jehr dadurch geftört, daß dieſe 
Ginheitöforderung zugleih in der Geſtalt des Zollihuges auftrat. Der Beſtand dieſes Zoll: 
ſchutzes trat aber in einen nothwendigen Gegenſatz mit dem bisherigen Beſtand ver drei 
Städte als wirklicher Freihäfen, und injofern war wol in Betreff der Agitation des Anichluffes 
oiefer drei Städte au den Zollverein manderlei Selbfttäufgung vorbanven, denn die Zuziehung 
ihres ganz unbedeutenden Landgebietd war wol kaum des vielen Redens und Schreibens 
werth. Soweit man aber die Städte ſelbſt in dad Zollgebiet hineinzieben wollte unter Errich— 
zung eined vielverjhlungenen Entrepotſyſtems, traten ganz andere Geſichtspunkte in den Bor: 
dergrund, auf die wir fofort zurückkommen werden. 

Übrigens läßt ſich gar nicht verfennen, daß die Beveutung der Freihäfen als folder mit 
jedem Tage mehr ſinken wird, ven die allgemeine Freiheit ded Verkehrs gewinnt, Die Freihäfen 
ind nur ein lofales Privileg zu Gunften der Verkehrsfreiheit; ift dieſe allgemeinen Rechtens, 
to bedarf es natürlich folder Privilegien nicht mehr, und dennoch oder richtiger gerade deshalb 
wird bei zunehmender Handelöfreiheit ihre commerzielle Kraft und ihr peeuniärer Gewinn nur 
fleigen, denn damit wirdeinsder wefentlichiten Bedenken gegen Freihäfen, ihre Abtrennung vom 
Dinterlande, hinmwegfallen, und mit dejjen eigener Erftarfung durd den freien Verkehr werben 
gerade dejjen jpecielle Handeldemporien nod mehr gewinnen. 

Mit diefer Zukunftsausſicht ift allerdings eine Frage der Gegenwart oder die ed binnen 
kürzerer oder längerer Zeit wieder werden kann, die der commerziellen Stellung ver drei Hanſe— 
ſtädte bei einem möglihen engern Zuſammenſchließen ver deutſchen Gebiete, noch nicht beant— 
wortet. Wir werden darauf zurüdfommen, nahdem wir einen mit dem vorliegenden im engilen - 
Zufammenhange jtehenden Gegenftand, dad Entrepotjoften, näher erörtert haben, 

Gntrepots iind, um ung fo auszudrüden, Freihäfen im Fleinen oder für beftimmte Gegen— 
ſtände. Wie jo mande Handeldeinrihtungen ift ihr Urfprung und ihre Entwidelung zu einem 
großen Theile Sache des Zufalld gewefen. Zwar nebmen die Franzoſen für ihren Golbert die 
Ehre der Erfindung der Entrepots in Anſpruch, allein ihre Bedeutung war nicht die heutige. 
Zum Syftem dieſes Staatdmannes gehörte weientlich die Begünftigung der Ausfuhr, um Geld 
ins Land zu ziehen. Zu diefem Zweck legte er an mehreren Häfen große Magazine an, die er 
allerdings ſchon Entrepotd nannte, deren Zwed aber nur die Eoften und zollfreie Niederlage 
von zur Ausfuhr beftimmten Waaren war. Wurden fie nicht binnen einer feftgejegten Zeit aus: 
geführt oder gelangten fie gar in den inländifchen Verkehr zurüd, jo unterlagen jie der Confis— 
cation. Dieje Entrepots, die mit denen der Neuzeit nur noch den Namen gemein haben, 
hatten in Frankreich jelbjt Eeinen langen Beſtand. In England verſuchte jpäter Walpole den 
Taback und den Wein, beide damals bereits mit hoben Zöllen belaftet, zur Bereinfahung der 
Zollcontrole zwangsweife ver Aufbewahrung in Entrepots zu unterwerfen, in der Urt, daß bie 
Zölle erjt beim Ausgang aus denjelben entrichtet werden ſollten; die Sache fand aber jo energi— 
ichen Wiverjpruch in der öffentlichen Meinung, daß der Minifter jie wieder fallen laſſen mußte. 
Gin der Handelspolitik ganz fremdartiger Umftand, die zahlreichen Diebftäble von den auf ver 
Themſe liegenden Schiffen, führte in fpäterer Zeit zur Errichtung der Docks, wo Schiffe und 
Waaren unter Aufiiht und Verſchluß liegen fonnten, woraus jih dann unter Hinzutreten von 
mancherlei Zollbegünftigungen die modernen Entrepots bildeten, Eleinere geſchloſſene Räumlich— 
feiten, in welchen unter ftaatlicher Aufſicht gewilfe Waaren zollfrei lagerten oder aud behandelt 
werben fonnten. Das englifche Entrepotſyſtem (warehousing system) erlaubte nämlich für 
einzelne Waaren, 5. B. Zuder, unter beſtimmten Borausfegungen eine fabrifmäßige Behand: 
lung. Gine ganz bejondere Bedeutung hatten zur Zeit der Oetreidegefeggebung bid 1846 bie 
Getreide unter königlihem Verſchluß (bond). Die gleitende Scala hatte den auswärtigen 
Getreidehandel mit England zu einer Art großen Wette gemacht, mobei jehr viel darauf an— 
- Eam, in möglichſter Nähe, alfo im Entrepot, ven Wechſel der Gonjuncturen in den Getreidepreijen 
abwarten zu können. Ein fehr wejentliher Unterjhied wurde unter der frühern engliſchen 
Schiffahrtsgeſetzgebung zwifchen Waaren gemacht, die nad den beftehenden Zollgeiegen in ben 
inländifchen Verkehr übergehen tonnten (entered for home consumtion), unddenen, die es nicht 
durften, je nachdem diefe Waaren gemäß den Schiffahrtögefegen eingeführt waren oder nicht. 

BWennnun aud) nicht, wie gelegentlich beſonders von franzöſiſchen, in ver Hitze ded Kampfes 
auch von deutſchen Schriftftellern behauptet worden, England feinem Entrepot: und Dockſyſtem 
die Ausbildung jeined Handels und einen wefentlihen Theil feiner Handelsgröße verdankt, jo 
batten fie doch in jenen Zeiten eines complicirten Hanveld: und Schiffahrtszwangs den großen 
Vortheil, dag fie dem freien Verkehr mit vem Auslande einigen Zutritt in England verſchafften. 
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Nur vermittelft dieſer Entrepots fonnte England überhaupt für manche Artifel der Mittelpunkt 
eines umfaflenden Verkehrs werben, da ſonſt die Beihränfungen nah Ort und Art der Her: 
funft von Waaren dies unmöglich gemacht hätten. Alle oder auch nur die weientlichften Züden 
fonnten die natürlih manderlei Beihränfungen nad Raum und Zeit untermorfenen Entrepotd 
nicht ausfüllen. Den beiten Theil ihrer Bedeutung haben fie in England begreiflihermweije 
feit der Zeit verloren, daß freiere Handelögrundfäge ſich daſelbſt eingebürgert haben, obwol fie 
befonvers für höher beiteuerte Waaren nod immer nicht außer Übung gefommen find. Die 
nordamerifaniihen Freiftaaten haben im meientlichen die engliſche Geſetzgebung über dieſen 
Gegenitand nachgeſchrieben. 

Gin jehr ftrenges und detaillirt durchgeführtes Entrepotinftem beiteht in Frankreich, deſſen 
Gejeggebung ven übrigen Gontinentalftaaten vielfach zum Mufter gedient hat. Man unterfcheider 
1) wirkliche Entrepots (entrepöts reels); es find dies eben Die feften vom übrigen Verkehr 
abgeichloffenen Räumlichkeiten, in welden ausländiſche Waare zollfrei unter ftaatliher Auf- 
jicht gelagert wird. Wir fünnen bier nicht auf das Detail aller Zollweitläufigfeiten eingeben, 
die man unter Androhung ihmerer Gelvftrafen angeordnet bat, um Schmuggeleien oder andern 
Täufhungen vorzubeugen, eine ganze Unzabl von Declarationen und gollamtlihen Unterſu— 
hungen; jedenfall® machen ſie irgendwelches freie Handhaben des Eigenthümers mit ſeiner 
Waare unmöglich. In Frankreich geht dieſe AÄngſtlichkeit jo weit, daß der Eigenthümer viele 
Maare nicht einmal einem andern verkaufen fann, fobald der neue Erwerber nicht die Genehmi: 
gung der Zollbehörde erhält. Der längite Zeitraum, den eine Waare im Entrepot bleiben darf, 
find für Fraukreich drei Jahre, doch kann eine Verlingerung diejes Termins erhalten werden, 
e3 darf aber vom Zeitpunkt diefer Verlängerung an die Waare nicht wieder ausgeführt werden. 
Eine Abart diefer Art Entrepots find die für verbotene Maaren (entrepöts du prohibe). Sie 
müſſen durch ofalität, ftrengere Auffiht und Formalitäten noch mehr als die frühern gegen 
jede Art von Zolldefraudation gefichert fein. ine andere Abart jind die entrepöts speciaux, 
meift binnenländiiche Zollverihlüffe, aber nur für gewiffe Waaren oder Urſprungsländer. 
2) Gedachte Entrepots (entrepots fietifs), Waaren, die zollfrei im Verſchluß des Eigenthümers 
bleiben, jo jedoch, daß er ohne Zuftimmung der Zollbehörde in Art und Weile der Lagerung 
feine Veränderung vornehmen fann, und daß legtere zu jeder Zeit die Waare infpiciren darf. 
Diefe Art Entrepotd werden jedoch nur an Plägen geftattet, die wirfliche Entrepots haben, und 
auch nur für gewilfe Waaren, 

Im Zollverein unterfheidet man einmal Tranſitoniederlagen und Grebitniederlagen und 
ferner Öffentlihe Niederlagen und Brivatlager. Die Namen felbft ergeben ven meientlichen Unter: 
hie in der Bedeutung, nur fheint die Benennung Greditniederlagen für die Entrepots folder 
Waaren, deren Verzollung nicht ſofort geſchieht, nicht ganz glüdlih gewählt, da es ſich hier 
nicht zunächſt um eine Stundung der Gingangäfteuer,, fondern darum handelt, ob der @igen= 
thümer überall dieje Steuer entrichten will, falls er nicht vorzieht, fie wieder auszuführen. Um— 
gekehrt Fönnen auch Waaren aus den jogenannten Tranfitoniederlagen ohne weiteres zur Ver: 
zollung gebracht werden, weshalb auch diefe Benennung ungenau gewählt ift. Im allgemeinen 
find die Vorkehrungen zur Verhinderung der Zolldefraudationen diefelben wie in Frankreich, 
und fann auch bier ein libergang von niedergelegten Waaren an einen andern Eigenthümer 
nur erfolgen, falls die Zollbehörde nichts dagegen zu erinnern bat. Die Lagerfrift beträgt zwei 
Jahre. Eine Erleihterung vor dem franzöfijchen Verfahren liegt ſowol in der weniger ängft: 
lihen Handhabung der Zolleinrihtungen und den geringern Anſprüchen ver Zollbehörden (die 
franzöſiſche Douane hat für ihre Forderungen an den Eigenthümer der Waare in Entrepot ein 
unbedingtes Forderungsrecht an deifen ganzes Vermögen), ald auch namentlich in ben fogenann: 
ten Tranfitoniederlagen, die man in Frankreich in diefer Art nicht fennt. Doch liegt e# in der 
Natur der Sache, daß hier wie dort nur ver eigentliche Großhändler die Vortheile des Entrepots 
genießen Fann. Unterſchieden von ven Greditnieverlagen find die öffentlihen Creditlager, deren 
Zweck darin beftcht, zum Conſum eingegangene Waaren fo lange, höchſtens aber ſechs Monate, 
im amtlichen Gewahrſam der Behörde zubehalten, bis ihre Überführung in den freien Verkehr und 
damit die Zahlung des Zolls erfolgt; dieſe Ginrihtung findet ſich jedoch nur in wenigen Bin: 
nenplägen des Zollvereind. Ferner unterfheidet man Zollager, nämlich amtliche Raumver: 
hlüffe zur Aufrehthaltung der Ipentität der Waaren für den Fall einer weitern Verſendung. 

Wenn es nun der Zweck der Entrepots und ähnlicher Einrichtungen ift, dem freien Verkehr 
inmitten beichränfender Verfehrsgejege noch einigen Raum zu gewähren, fo kann theoretiſch und 
praftiich fein Zmeifel fein, daß dieſe Abftcht nur fehr annähernd erreicht werden kann. Die vier 
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len Eontrolen und Zollweitläufigfeiten in Verbindung mit dem dabei unausbleiblichen Zeit: 
verluft find an und für ih ſchon eine empfindliche Störung, und von nicht geringerm Nachtheil 
ift die dem Gigenthümer over Gonfignatär über jeine Waaren entzogene Verfügung. Dem 
bHeutigen raſchen Schiffahrts: und Berladungsgang fegen jene Kormalitäten ſchwer zu über— 
windende Hinderniffe entgegen und der Benugung aller Handeldconjuncturen jene andere 
Schwierigkeit. Der Unterſchied zwiſchen dem wirklichen Kreihafene und den Entrepotſyſtem ift 
in aller Kürze wol nirgends Ihärfer aufgefaßt worden als in der Denfichrift des hambur- 
ger Senats über das im Jahre 1847 in Vorfhlag gebrachte deutihe Differentialzollſyſtem. 
Es heißt daſelbſt S.37: „Die Einrihtung von Entrepotd würde gerade die Art des Geſchäfts— 
betriebs hindern, welche bisher zur Erhaltung des Marktes ganz meientlih war. In den Hanſe— 
ſtädten fann gegenwärtig der Kaufmann auf feinem eigenen Yagerraum und mit ganz gerin- 
gen Koſten die Waaren fortiren, wie der Marft es erfordert. Die von jenjeit des Oceans im: 
portirte Partie Kaffee wird Torgfältig unterfucht, von jedem Stüd eine Probe genommen, was 
zufammenvapßt, zuſammengeſchüttet und jo die große Reihe von verſchiedenen Sorten gebilver. 
Binder ih Beihäpigung, fo wird das Beſchädigte abgenommen und nur die gefunde Waare zum 
erfand in den Großhandel gebracht, während das Beſchädigte hier am Orte oder in der Nach— 
barichaft feine Abnehmer findet (3. B. Derailliften, welche wieder die beſchädigte Partie bohnen— 
weiſe ausleien). Ähnlich mit Zucker; jede Kifte wirde geöffnet, geringere Beſchädigung abgenom: 
men, ſtark beſchädigte Kiften zurüdgefegt, alles ſortirt, das Beſchädigte an hieſige Zuckerſieder 
verkauft, das Übrige verſandt, nach jedem Orte die Art, die dort gerade verlangt wird ; der Bra: 
jilfaffee von ftarfer Farbe nach dem Norden, die bläffern, aber veiner ſchmeckenden Sorten nad 
Deutihland, die Ihönften Havañazucker nah Petersburg u. |. w. Cine genaue Sortirung der 
MWaaren und die nur hierdurch gegebene Gewißheit, ven Abnehmer völlig zufrieden zu jtellen, 
ift für Hamburg um fo notbwendiger, als faft allen denjenigen, melche rransatlantiiche Artifel 
von bier beziehen, Eredit gegeben werden muß. In England nimmt man es damit ſchon we— 
niger genau, Wer von dort Baummolle bezicht, muß Ni ſchon dabei beruhigen, daß von einer 
ſtarken Bartie nur derzehnte Ballen unterfucheißt, und muß in der Negel fir den Betrag Wechiel 
acceptiven und bezahlen, immer darauf gefaßt, hinterher Ungleihbeiten in der Waare zu finden. 
In Hamburg wird in der Regel jeder Ballen unterſucht und nach feiner Qualität fortirt, und 
in biefen Verhältniſſen liegt eine Haupturſache, durch welche ed dem deutichen Markte bisher mög: 

lich wurde, ſich der überwiegenden Handelsmacht Englands gegenüber zu behaupten.‘ 

.Es dürfte ziemlich allgemein befannt fein, daß dad englifhe Dod- und Entrevotſyſtem zu 
einem eigenthümlichen Verfahren im Großhandel geführt hat. Der Mühe ver eigenen Magazi— 
nirung überhoben und früher noch mehr als jegt in der Lage, ohne Entrichtung der bedeutenden 
Zollabgaben nicht über feine Waaren disponiren, ja nicht einmal ohne Schwierigkeit Zutritt zu 
denjelben erhalten zu fönnen, fing man erft einzeln, ipäter ganz allgemein an mit Lagerſcheinen 
(dock-warrants) zu verfehren, die von Hand zu Hand gehen und an den neuen Eigenthümer 
inbofjirt die Stelle der Waare vertreten. Man erfennt aber aus der obigen Ausführung, daß 
das Syſtem auch feine Nachtheile bat, vor allem die, ſich felbft feine Gemwißheit und andern feine 
Garantie über die durchgängige Beihaffenheit der Waare verihaffen zu fünnen. Diefem man— 
gelbaften Zuftande des engliihen Marktes verdankten die Hanſeſtädte einen großen Theil ihrer 
Goncurrenzfäbigfeit und verbanfen ihn noch heutzutage, da in England aud) feit durchgängiger 
Minderung aller Zölle die Gewohnheit und die andern Beauemlichfeiten des Warrantinftems 
daflelbe aufrecht erhalten haben. 

Ald etwa in den Jahren 1846 — 52 die binnendeutihe Agitation zu Gunften eines Anz 
Ichluffes der Hanfeftädte an den Zollverein am febbafteften geführt wurde, war es immer wieder 
das Entrepotſyſtem, auf welches man jie ald Erfag für den Berluftihrer Freibäfen verwies. Auch 
in der Deutichen Nationalverfammlung waren nad den Vorſchlägen des Reihöminifters die 
Freihäfen gänzlich ausgejchloffen umd dafür Erleichterungen in der Zollbehandlung, alfo wejent= 
ih aud die Errichtung von Entrepots in Ausficht geftellt. Es bevarf wol keines Beweiſes mehr, 
wie ungenügend diefer Grfag war. Seitdem ift denn das Streben nad) deutſcher Finheit vom 
Gebiete der Zollfragen auf das fahgemäßere der Bolitif hinübergegangen, und jo werben in Zus 
funft audy die Zollfragen beſſer erledigt werden können. Es ſteht hoffentlich nicht mehr in Aus— 
fiht, daß das geeinigte Deutichland wiederum in das Beſtreben nad Zollihuß aufgehen werde, 
vielmehr ift wol zu erwarten, daß man vor allem eine Verföhnung der beftebenden materiellen 
Intereffen verfuchen wird. Kann man vielleicht im innern Deutichland die unter dem Schutzzoll 
herangewachſenen Intereflen nicht ohne weiteres jeder Concurrenz preißgeben, jo wird man auch 





640 Freihandel Freiheit 


die umfangreichen mercantilen Beziehungen der Hanſeſtädte, zumal ſie zum weſentlichſten Theil 
dem deutſchen Verkehre zugute kommen, [onen müſſen. Einen gerechtfertigten Anſpruch auf 
den fernern Beſtand ihrer Freihäfen können die Hanſeſtädte nur dann nicht haben, wenn erft 
die deutſche Handelspolitik allgemein freifinnigere Grundlagen gewonnen haben wird. 

®. Cohen. 


reiheit. (Abjolute oder metaphyſiſche, moraliſche und juriftifhe Freiheit; 
innere und äußere Freiheit; rein menſchliche, bürgerliche und politifche Frei Beit; 
Freiheiten.) Freiheit! Schmeichelndes, doch vieldentiged Wort, gehaßt von den Tyran- 
nen und Despoten, den Knechten unverjtändlih, von Thoren vielfach misverftanden, von Ya: 
natifern ſchrecklich misbraucht, und dennod die Loſung aller Guten; ein begeiſternder, die 
berrlichften Großthaten erzeugender Zauberton, ein Saupttriebrad der Weltgeſchichte, ein fort: 
während von allen Denfenden und menſchlich Fühlenden erſtrebtes, doch ſchwer zu erreichendes 
und noch ſchwerer zu behauptendes Ziel. Laſſet und mit Ernſt und Unbefangenheit nad dem 
Weſen diefer Freiheit, nach ihren Bedingungen und Gefegen und nah den Wegen forihen, 
worauf man ſie erringt und verliert. Es kann hier natürlih, nad dem Zwecke des „Staats 
Lexikon“, nur von der Freiheit in rechtlihen und politiihen Sinne, aljo namentlich von der 
äußern Freibeit und indbefondere von der Freiheit im Staate die Rede fein, twieiwol wir zur 
Verdeutlihung der dafür aufzuftellenden Principien au auf die innere und auf die [bon vor 
oder ohne den Staat anzufprechende einige Blicke zu werfen haben. 

Unter Freibeit im allgemeinften Sinne, oder blos als Gegenfag von Zwang oder Nöthi— 
gung oder Hemmung betrachtet, verfteben wir theild das Vermögen der Selbſtbeſtimmung, 
d. h. das Vermögen, unabhängig von irgendeinem fremden Willen oder einer fremden Kraft 
zu wollen, theild das Vermögen, ſolchen felbiteigenen Willen aud zu vollzieben, d. h. das 
Selbjtgewollte auch wirklich zu thun, zu erfireben oder fi anzueignen. Erſteres ift der Haupt: 
charakter der innern, legtered der äußern Freiheit. 

Ob es eine abfolute, ſonach die moraliſche Zurechnung begründende innere Freiheit gebe, 
oder ob jie auch nur möglich fei, darüber haben die Philofophen von jeher ſich geftritten. Uner— 
weislih, ja unbegreiflicy ift fie jedenfalls, ein Gegenſtand mebr des Glaubens oder der notb: 
wendigen Vorausfegung als des Erkennens oder Willens. Nicht blos darum, weil in der Welt 
der Erſcheinungen jedes Geſchehende jeinen Grund in etwas bereits Vorhandenem oder ſchon 
Geſchehenem hat, mithin nothwendig, alfo unfrei geſchieht, ift eine freie Selbſtbeſtimmung un: 
begreiflid (denn nur infofern er in Handlungen oder Beftrebungen jich äußert, gehört der innere 
MWillensact oder die bloße Gefinnung dem Reiche ver Erſcheinungen an), fondern weil, ohne Un: 
terfchied, ob der Willendact aus finnlihen Antrieben oder aus der Vernunft bervorgebe, eben 
diefe Eigenſchaft, durch das eine oder das andere beitimmt zu werden, zwar gleihmäßig ein Inne— 
xes, aber zugleich ein und Gegebenes oder Verliehenes, mithin nicht freiwillig Angenommenes 
oder Ern orbenes ift. Die Vorſtellung alfo, wodurdh man der Schwierigkeit auszuweichen jucht, 
indem man jagt: der Menſch, injofern er den ſinnlichen Antrieben, die da durch Außendinge 
angeregt werben, gehorcht, ift unfrei (ähnlich ven Thieren, die da, vermöge des ihnen verlie- 
benen blinden Inſtinctes, mit Nothwendigkeit begehren, was jene Triebe befriedigt, und flieben 
oder von ſich ftoßen, was denjelben wiverftrebt) ; aberer ift frei, wenn oder infofern er vermittelft 
feines höhern Seelenvermögend, nämlich der Vernunft, die Herrſchaft über feine Sinnlickeit 
ausübt, d.h. ihr mehr nicht, als der Vernunft gemäß ift, einräumt und fie bemeiftert oder unter: 
drückt, ſobald die Vernunft eö befichlt; dieſe Vorſtellung, fagen wir, löft pas Näthiel durd- 
aus nicht. Denn ob bei einem Menſchen überhaupt over in einem gegebenen Falle die Sinn- 
lichkeit oder die Vernunft objiege, ift nur auf zweierlei Art zu erklären, nämlich entweder durch 
ein bei ſolchem Menſchen factifch vorhandenes Übergewicht des einen oder ded andern Bermögeng, 
und in diefem Kalle handelt er gleich unfrei, ob das Übergewicht ſich da oder dort befinde; oder 
es muß noch ein weitered Vermögen in ihm angenommen werden, welches ihm die Wahl zwi: 
ſchen beiden Antrieben, d. h. die ſelbſtändige und willfürlihe Entſcheidung zwiſchen Sinnlichkeit 
und Vernunft möglich macht; und in dieſem Falle ift er gleihmäßig frei, ob er für Sinnlichkeit 
oder für Vernunft entjeide. Die Annahme eines folhen Vermögens, worin allein das Weſen 
ber metapbyfifchen oder abfoluten innern Freiheit beſtehen kann, ift nun eben das Überfähweng: 
lie und Unbegreifliche, aber gleihwol eine nothwendige Bedingung für die moraliihe Zured- 
nung, d. h. für die Idee der (moraliihen) Verdienftlichkeit oder Strafbarfeit des tugendhaften 
oder lafterhaften Wollend;, und die Stimme des das felbfteigene Wollen und Handeln richtenden 
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Gewiſſens nicht minder ald das Gefühl der Hochachtung und des Abſcheus, das und gegen an: 
dere je nach der Beichaffenheit ihres Wollen? und Handelns durchdringt, nöthigt und zum 
Glauben daran. 

Ganz anders mit der äußern Freiheit. Diefe ift fein Gegenftand des bloßen Glaubens oder 
der bloßen VBoraudfegung ; fie ift die evidente Wirklichkeit und fortwährende Erfahrung. Jenes 
Weſen ift äußerlich frei oder befindet fih im Zuftande der äußern Freiheit, deſſen aus innerm 
Triebe oder innerer Kraft hervorgehende — freien ed willfürliche oder unwillfürlice, innerlich 
freie oder unfreie — Handlungen (oder auch durch bloßes Naturgejeg beftinımte Lebensäuße— 
rungen) durch feine von außen wirkende Kraft gehemmt, zurücdgehalten over anders, ald ihre 
natürliche oder felbfteigene Richtung if, beſtimmt werben. Dergeftalt mag man z. 8. felbft von 
Pflanzen fagen, daß fie in Freiheit wachen. und fi fortpflangen u. |. w., wenn jie ohne künſt— 
liche Erziehung oder Hemmung oder auch ohne Unterdrückung durch Nachbarpflanzen u. ſ. mw. 
fi entfalten und ausleben. Dergeftalt nennen wir das Thier frei, welches uneingefangen oder 
ungezähmt noch im wilden Naturzuftanbe fich befindet. Lind dergeftalt ift auch der Menſch frei, 
wenn oder inſofern ihm feine Hinderniſſe im Wege ftehen, jeinen Willen zu vollziehen, d. h. fein 
Thun und Laffen nach feinem eigenen Wollen zu beftimmen. So ift, im weitern Sinne, ſchon 
derjenige unfrei, welcher 3.3. durch Krankheit and Lager gefeflelt, durch Macht ver Elemente 
feftgehalten, durch Armuth, Kinderzahl, überhaupt durch die Gewalt der Umſtände in Erſtre— 
bung von Lebendzweden gehenmt wird. Im engern und eigentlihen Sinne jedoch nennt man 
ihn unfrei nur alddann, wenn die Hindernifle, die feinem Willen fich entgegenftelfen, von dem 
Willen anderer Menſchen herrühren, 3.B. wenn er von diefen gebunden, eingeferfert, ind Sfla= 
venjoch gejpannt, überhaupt wenn er, jei ed durch Angriff oder Widerſtand einzelner, fei ed 
durd beftehende allgemeine Einrichtungen, Gejege u. f. w., an Verfolgung jelbftgemollter 
Zwede gehindert wird. 

Inwiefern dad Verlangen ſolcher Freiheit vernünftig oder zuläjjig, namentlih mit der 
Wohlfahrt der einzelnen und der Gefammtheit vereinbarlich fei, fommt hier noch nicht in Be: 
trachtung. Wir faffen einftweilen blos den Begriff ind Auge, wonach nämlich die äußere Frei- 
beit oder Unfreiheit fich keineswegs, wie die innere, als eine Gigenfchaft oder ein jelbfteigenes, 
dabei jedoch problematifched oder unauflöslihen Zweifeln unterworfenes Bermögen eined We: 
ſens darftellt, ſondern als ein Zuftand, d. h. ald ein Berhältnig zur Außenwelt, und zwar als 
ein ber klaren Anſchauung vorliegendes, unbeflreitbares, allgemein erfennbares und. auch wirf- 
lich erfanntes. Wir alle ftreben nad folder äußern Freiheit, ja wir fegen unfere (finnliche) 
Glüdjeligkeit ganz vorzüglich in das größtmögliche Maß derfelben und jtreben wol, wenn nicht 
die Vernunft unjern Begierden einen Zaum anlegt, nad) einem unendlihen Maße folder Frei: 
beit, nämlid nad völliger Uneingefhränftheit unſers Willens, d. h. nad) völlig unbeſchränkter 
Macht zu deilen Erfüllung. „Die Allmacht“, jagt Deftuts de Tracy in feinem Commentar zu 
Montesquieu’s „Geiſt der Geſetze“, IX, 1, „tft gleichbedeutend mit Allfreiheit, und nur in ihr 
befteht die vollfommene Glückſeligkeit.“ 

So unendlich verſchieden die Begriffe oder dad Wefen der innern und der äußern Freiheit, 
fo unendlich verfchieden find auch die Gefeggebungen beider. Die innere Freiheit, ſei fie gedacht 
ald die Herrfchaft ver Vernunft über die Sinnlichkeit (d. h. aljo ald die praftifche Vernunft 
ſelbſt) oder ald das Vermögen, zwiſchen den Antrieben der Sinnlichkeit und ven Geboten der 
Bernunft zu wählen (in welchem legtern Sinne wir die innere Freiheit nehmen), unterfteht in 
der einen wie in der andern Bedeutung dem Moralgefege, die äußere Freiheit aber theild dem 
Naturz, theild dem Rechtsgeſetze. Die praktifhe Vernunft nämlich ift gar nichts andered ald das 
Bermögen, durch die Vorftellung jenes Moralgefeges zum Wollen over Nihtwollen beftimmt 
zu werben; und dad Vermögen, felbftändig zu wählen zwiſchen einem Wollen, was der Ver: 
nunft oder den Naturzweden gemäß ift, und einem, dad ihnen widerfpricht, fann in einer ver⸗ 
nünftigen Weltordnung nur ſolchen Wefen verliehen fein, welche jened Vernunftgefeg und feine 
fie verbindende Autorität zu erkennen fähig find. Das Gefeß der innern Freiheit ift alfo ein 
diefelbe beſchränkendes und ein auf innere Harmonie des Wollenden und Handelnden mit fidh 
ſelbſt, überhaupt auf Erhaltung der höhern Menſchenwürde gerichtetes, doch eben darum nur 
bei freier Befolgung in Erfüllung gehendes, fonad feinem andern Richterſtuhle als jenem des 
eigenen Gewiſſens zur Bewahrung anvertrauted. Die äußere Freiheit dagegen wird theild be= 
ſchtänkt durch das Naturgefeg, d.h. durch das von bemjelben mit Nothwendigkeit beftimmte 
Ebenmaß der wirkenden und gegenwirfenden phyſiſchen Kräfte, theild geregelt, für Die ver- 
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ftandlofen Thiere durch den Inſtinct und für die vernünftigen (ſinnlich- vernünftigen) Geſchöpfe 
d.h. für die Menſchen, durch das Rechtsgeſetz. Dieſes Iegtere nun ift ver Hauptgegenfland un: 
ferer Betrachtung. 

Das Reihtögeieg nämlich ift dasjenige, welches die Aufhebung des Widerſpruchs zwischen 
ber äußern Freiheit des einen mit der äußern Freiheit aller andern zum Gegenftande Hat. Es 
ift nothwendig, um der äußern Freiheit des Menfchen in feiner Wechſelwirkung mit andern 
Menjchen ven Charakter ver Vernunftmäßigkeit zu erhalten. Das natürlihe Streben ded Men: 

fchen ift, wie wir bemerften, die Verwirklichung alles feines Begehrend und Wollens, d. 5. vie 
möglichfte Ausdehnung feiner äußern Freiheit. Er übt daffelbe auch unbedenklich aus gegen: 

über ven willenlofen Naturfräften und gegenüber der verftandlofen Thierwelt. Nur das Mo: 
ralgefeg, in Bezug auf die felbfteigene Veredlung, mitunter auch die Klugheit, die möglichen 
Folgen des Thuns und Laſſens berechnend, ſetzt ſolchem Streben einige Schranfen. Aber 
beide genügen nicht zur Megelung feiner Wechſelwirkung mit andern Menjhen. In inniger 
Berbindung mit dem Bewußtfein des ſelbſteigenen Berlangend nad äußerer Freiheit und mög: 
lichfter Ausdehnung derſelben jteht dad Erkennen aller andern als gleihmäßig nach joldyer 
Freiheit Verlangenven und als gleihmäßig nad) Herrſchaft des eigenen Willens Strebenden. 
Solches allfeitige Streben nun, dies ift dem gemeinften Berftande Flar, muß, wenn es nicht 
in Schranfen gehalten wird, einen Vertilgungskrieg aller gegen alle erzeugen und, im Wider: 
fpruche mit ſich felbft und ſonach mit der Vernunft, diefelbe Freiheit tödten, auf deren Verwirk— 
lichung es gerichtet ift. Der nad Freiheit Begehrende wird aljo, fofern er vernünftig oder aus | 
nur verftändig ift, anerfennen, daß eine Beſchränkung verfelben oder eine Regel für ihre Aus: 
übung nöthig ift, wonach der Sag: Ih bin frei, ohne Widerjprud mit vem Sage: Aud 
alle andern jind frei, jich vereinigen laffe. 

Diefe Regel kann nicht dad Moralgefeg fein; denn dieſes jharft zwar dad Streben nadh der 
Bereinigung der äußern Freiheit des einen mit der aller andern, alſo die Beobachtung irgend: 
einer dahin führenden Regel ein, aber es enthält jolche Regel felbft nicht, fondern kann fie blos 
als etwas unabhängig von ihm Gegebenes aufnehmen und adoptiren oder fanctioniren. Die 
Regel nämlich, ift allernächſt blos eine theoretifche, nicht eine praftifche Lehre; letzteres wird fie 
erft dann, wenn theild die praktiſche Vernunft oder auch nur die Klugheit oder der calculi- 
rende Verſtand in Bezug auf die einzelnen, theild eine künſtliche Ginfegung in Bezug auf bie 
Bejammtheit ihr tätige Anerkennung oder Geltung verſchafft. Das Moralgefeg für ſich allein 
mildert zwar den aus der ungeregelten Freiheit aller nothwendig fließenden allgemeinen Krieg 
durch die an jeden einzelnen gerichteten Gebote der Liebe, der Mäfigung, der Geduld, Ber: 
zeifung u. ſ. w., allein es hebt ihn nicht auf. Alle diefe Tugenden, welche ohnehin nie einen 
Zwang zulaffen, haben ihre Grenze, jenfeit welder fie Selbftwegmwerfung oder aub Auf: 
munterung zur Ungerechtigkeit und alfo Aufhebung einer vernünftigen Geſellſchaftsordnung 
werden; ih muß alfo willen, welchen Kreis der Freiheit id) für mich felbft vorwurföfrei ver: 
theidigen darf oder ohne Beeinträhtigung der gleihmäßigen Anfprüde der andern vertbeidi: 
gen kann, um die Örenze deöjenigen zu erfennen, welden ich dem andern unangetaftet über: 
laffen muß und foll. 

Die allein vernünftige und ſchon gemein verftänvige, daher zur allgemeinen Anerkennung 
geeignete Regel für die oft bemerkte Vereinbarung der äußern Freiheit jedes einzelnen mit jener 
aller andern, mithin der Inhalt des zwiſchen den durch unbefchränfte Freiheitsluft Entzweiten 
vernünftig zu jchließenden Friedens, befteht in ver ohne Widerſpruch gedenfbaren größtmög- 
lihen und gleichen Freiheit aller; und dieje größtmögliche und gleiche Freiheit aller nennen wir 
dad Recht. Daffelbe ift hiernach iventifd mit der vernünftig anzuerfennenden oder zu be: 
hauptenden (äußern) Breiheit und Gleichheit, oder es jind wenigftens Freiheit und Gleichheit 
fhon gegeben durch den bloßen Begriff des Rechte. 

Das Net, ohne über die Moralität der Handlungen oder Willenöbeftimmungen zu ent: 
ſcheiden, zeichnet blos die Linien oder Kreife, innerhalb welder die äußere Freiheit ver in Wed: 
jelwirfung befindlichen Berfonen beftehen fann, ohne mit der größtmöglichen und gleichen Freiheit 
aller in Wiverftreit zu gerathen, d. h. alfo, es ift ein Syftem vernünftiger, nämlich unter ſich felbft 
harmonirender Erlaubniffe für den äußern Freiheitögebraud. Alles, was ih thun oder laſſen 
fann, ohne dadurch mit der Anerfennung einer gleihmäßigen Befugniß aller andern in Wider⸗ 
forud zu gerathen, ift mir rechtlich erlaubt; was ich entgegen ohne ſolchen Widerfpruch nicht 
thun oder laſſen kann, liegt jenfeit ver Linie meines Mechts, d. h. iſt mir rechtlich nicht erlaubt. 

Das erfte Princip des vernünftigen Rechts alfo ift die Gleichheit. Wol läßt ſich eine Regel 
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ver Wechſelwirkung und felbft der friedlichen (oder doch durch fünftliche Anftalten möglicher: 
roeife zu handhabenten) Wechſelwirkung denfen, wonach den einen mehr als den andern er: 
laubt, dieſen alfo ein Mehreres ald den andern zu dulden vorgefchrieben wäre (und von ſolchen 
Megeln enthalten wirklich die poſitiven oder Hiftorifchen Rechtsordnungen nur allzu viele Bei: 
fpiele); aber eine rein vernünftige Ordnung wäre foldhes nimmermehr. Der Vernunft ſchwe— 
Gen bei der von ihr im allgemeinen zu löfenden Aufgabe blos gleichartige (finnlich-vernünftige), 
in äußerer Wechſelwirkung ftehende Weſen ald foldye vor; es tft alfo unmöglich, eine andere ald 
eine allgemeine, d. b. auf alle gleihmäßig anwendbare Regel für ihre Wechſelwirkung aufzu— 
ftellen, eine Regel nämlich, welde ihnen allen erftend ohne weitere Worausfegung ald die des 
Dafeind und Zufammenfeind und zweitend unter Borausjegung weiterer, aber gleicher That— 
fachen oder Umftände durchaus daſſelbe erlaubt over verbietet (d. h. nicht erlaubt). 

Das zweite Princip des Rechts ift ſodann die größtmögliche Freiheit, d. h. die ohne Wider: 
ſpruch möglicherweiſe allen zu gewährende. Da nämlich die rechtliche Beihränfung der äußern 
Freiheit des einen blos in dem gleichen äußern Freiheitsanſpruch aller andern liegt, fo fängt, 
mo mein Rechts- oder Freiheitsgebiet aufhört, unmittelbar das der andern an, und ebenfo ift 
mein Rechtsgebiet bis ganz an die Grenze jenes der andern reichend. Wer über fein Rechts- oder 
Freiheitögebiet hinaustritt, kann alfo dahin zurückgeworfen werden durch diejenigen, denen er 
das ihrige verlegte, d. h. es ift jevem durch die vernünftige Rechtsordnung erlaubt, fein eigenes 
Rechts- oder Kreiheitögebiet auch mit Zwang gegen alle andern zu behaupten. Würbe daher eine 
RMechtsordnung aufgeftellt, wonad das Freiheitögebiet der in Wechſelwirkung Stehenden Feiner 
wäre, ald ohne Widerſpruch zu beftimmen möglich, ift, jo wäre nicht nur foldye weitere Befchrän- 
fung ohne hinreichenden Grund ftatuirt (indem blos die Aufhebung des Widerftreitö zmifchen 
den Freiheitsanſprüchen der in Wechſelwirkung Stehenden der Gegenftand der Rechtsgeſetzge— 
bung ift), fondern e8 wäre dadurch fogar ein neuer Widerſpruch hervorgebradt. Denn wenn 
mein Freibeitögebiet nicht völlig an die Linie reichen ſoll, bis zu welcher e8 möglicherweife aus: 
zudehnen ift, jo wird dadurch jenes des andern (welches nämlich das meinige unmittelbar be— 
rührt) um ebenfo viel über foldye Linie hinausgerückt, d. b. er kann mich zwingen, dieffeit der: 
felben zu verbleiben. Ic aber, da das Recht ein gleiches jein muß, dürfte fodann hinwieder 
auch ihn zwingen, von der befagten Linie fich entfernt zu halten; monad wir alfo beide zugleich 
mehr und weniger als den in Frage ftehenden größtmöglichen Freiheitsraum angerwiefen erhal: 
ten hätten, folglich anftatt ver Harmonie gerade ein unheilbarer Widerſpruch erzeugt wäre. 
Mag alfo wol die Moral mitunter gebieten oder die Klugheit rathen, nicht bis zur Grenze des 
mit den gleichen Anjprüden aller irgend vereinbarlichen, alfo größtmöglicen Freiheitdraums 
zu dringen: eine Rechtsſchuldigkeit kann es nimmer fein, d. h. eine rechtliche Forderung darauf 
fteht niemand wider mid) zu. 

Ich darf alfo vermöge des Nechtögejepes, d. h. ich habe die von der rehtlichen Vernunft mir 
dazu gewährte, demnach aud von dir anzuerfennende Erlaubniß, nach Belieben oder freier 
Willkür mich felbft wie immer beftimmen und auf die gefammte Natur einwirken, wie mir 
gefällt; nur deine (nämlich aller andern) gleiche Freiheit muß ich achten und mich alſo aller 
gegen deinen Willen gehenden Ginwirfung auf did enthalten. Ebenſo fannft oder darfft du 
did) ſelbſt und alles in der Natur nad) deinem Belieben beflimmen, nur mid) nicht gegen mei: 
nen Willen. 

Der Zweck diefer Ausführung ift, zu zeigen, daß das Recht nichts anderes ift ald die ver: 
nünftig geregelte, d. b. vor dem Widerſpruche mit fich felbft bemahrte äußere Kreiheit, daß alſo 
legtere von dem Begriffe des (vernünftigen oder wahren) Rechts gar nicht getrennt werben 
fann, und daß es faft ebenfo abgeſchmackt ift, von einem Rechte zur Freiheit zu reden oder ein 
ſolches noch eigens beweifen zu wollen, als e8 abgeichmadt wäre, ein Recht zum Rechte aufzu= 
ftellen oder eigens zu beweifen. 

Freiheit und Gleichheit find alfo die notäivendigen Fundamente oder Principien einer ver- 
nünftigen Rechtsordnung, und es kann daher eine ſolche feine andern Freiheitsbeſchränkungen 
flatuiren ober anerfennen, als welche entweder auf Rechtsunfähigkeit oder Rechtsverwirkung ſich 
gründen oder auf die ausdrücklich oder ftillfhmeigend erklärte oder wenigftend vernünftig vor— 
auszufegende unmittelbare oder mittelbare Einwilligung der Betheiligten felbft. Alle andern 
Freiheitsbeſchränkungen ſowie alle andern Rechtsungleichheiten find ungerecht und vor dem 
Forum des Vernunftrechts ungültig, wiewol die Gewalt fie factiich geltend machen und die Aus 
torität ihnen die äußere Rechtsform verleihen mag. 
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Der Staat ald Redtsanftalt hat in diefer Eigenfhaft die Freiheit feiner Angehörigen als 
ein ihnen in allen Sphären der menſchlichen Thätigkeit ſchon ſchlechthin als Perfonen zufom: 
mendes Recht anzuerkennen und zu firmen und braucht aljo nicht erft ihnen dieſelbe zu ver: 
leihen, oder gar nur einzelne Bruchftüde derſelben unter dem Titel von Freiheiten ihnen zu 
gewähren, oder etwa nur einzelne Klaffen oder Stände, oder einzelne Provinzen, Bezirke, Ge: 
meinden, Gorporationen u. |. w. damit zu beglüden. Volle Freiheit, mithin alle gedenkbaren 
befondern Freiheiten oder dad Recht der freien Bewegung in jeglihem Thätigkeitskreiſe gebührt 
ihnen allen jhon von felbft; jie bringen foldhes in ver That angeborene und blos durch die glei: 
hen Rechte aller beſchränkte Recht mit in ven Staatdverband, und weit entfernt, daſſelbe erft von 
der Staatögewalt als Wohlthat erbetteln zu müflen, fordern fie vielmehr für jede von ihnen als 
zuläffig anzuerfennende Beſchränkung ihrer Freiheit die Aufftellung eines rechtfertigenden Titels. 

Solche Titel nun find die bereitd oben angebeuteten, bier aber näher zu betrachtenden 
1) Redtsunfähigfeit und Rechtsverwirkung. Die innere Freiheit, fofern e8 überall melde 
gibt, ift ein eingebovenes und ſelbſtändiges Vermögen ber einzelnen, welches weder der Aner-: 
fennung noch der Gemährung von feiten anderer bedarf, weldyed niemand und rauben kann und 
deſſen jeder vergeftalt Sreie für feine eigene Perfon mitten unter taufend Unfreien ungeftört 
fih erfreuen mag. Die äußere Freiheit dagegen, wie dad Rechtsgeſetz fie fordert und regelt, 
ift ein Zuftand, der nur im Verhältniß zu andern ftattfindet, nämlich der Zuftand der Unge— 
ftörtheit unferd Thuns und Laffend von feiten der mit und in Wechfelmirfung Stehenden. Diefer 
Zuftand, hervorgehend aus der zu verwirflihenden Harmonie der beiden Säge: Ich bin frei oder 
will frei fein, und: Auch du und alle andern find frei oder wollen frei fein, berubt alfo auf 
einem gegenfeiligen und auf ſolche Gegenfeitigfeit bedingten Anerkennen und Gewähren, ſodaß 
die Freiheit für fih nur fordern kann, mas fie hinmwieder auch dem andern gewährt und nur in 
dem Maße, ald er folches thätig zu thun im Stande und gewillt ift. Nur durch folde Fähigkeit 
und Geneigtheit, andere ald Perfonen, d. h. ald zur äußern Freiheit Berufene, thätig anzuer- 
fennen, wird man felbft Berfon oder Rechtsſubject, und man hört auf es zu fein oder unter dem 
Schutze des Rechtsgeſetzes zu ſtehen, jobald oder infofern jene wefentliche Bedingung mangelt. 
Daher wird mit Recht die Freiheit der Kinder, der Unmündigen, ber zeitlich oder bleibend Blöd- 
finnigen over Wahnfinnigen, überhaupt alſo der rechtlich Unvollbürtigen in eben dem Maße 
beſchränkt, als ihre Unfähigkeit, das Rechtögefeß thätig anzuerkennen, die Freiheit der andern 
bedroht, und aud weiter in dem Maße, ald für fie, weil eines eigenen verftändigen Wollens 
unfähig, das Beftimmtwerden duch fremden (verfteht fi auf ihr Wohl gerichteten) Willen 
eine unverfennbare Wohlthat (deren Annahme man alfo für den Fall, daß fie einen verftändi- 
gen Willen erklären Fönnten, voraudfegen darf) if. Daher wird aber auch mit Recht die Frei: 
heit derjenigen befhränft, welde ihren rechtsverachtenden Willen thätig fund getban und ba- 
dur ihren Anſpruch auf Recht, ald welches entweder ein gegenfeitigeö oder gar keind ift, in 
entiprehendem Mape verwirkt haben. (S. Net und Rechtswirkung.) Auf diefer Ider be- 
ruht, wenn nicht ausjhließend, fo doch allerlegt die reine Strafrechtstheorie (j. d.), ſowie 
alle Strafen in ihrer Wejenheit nichts anderes find ald Rechts- oder Freiheitdentziehung wegen 
Rechtsverwirkung. 

3) Da die Freiheit darin beſteht, feinen eigenen Willen vollziehen zu können, alfo nicht gegen 
diefen Willen beftimmt zu werben, der erfcheinenve oder erflärende Wille aber nothwendig für den 
wirklichen Willen zu achten ift, fo geſchieht der rechtlichen Freiheit kein Eintrag, wenn derjenige, 
welcher freiwillig eine Verpflichtung gegen den andern übernommen hat, zur Erfüllung derfel: 
ben genöthigt wird. Vertragsmäßig eingegangene Verbindlichkeiten (ohne Unterſchied, ob leicht 
oder ſchwer, ob Eurz oder lang dauernd) find alfo zu Recht beſtehend, und die Einrede der Frei: 
beit ift unguläffig gegen die Forderung ihrer Erfüllung. Solder Verpflichtungen, auf aus: 
drückliche oder ſtillſchweigende Ginmwilligung fi gründend, gibt ed in großer Mannichfaltigkei 
und Menge, und die zur Handhabung des Rechts eingefegte Staatögewalt fhärft mit Mecht 
ihre Beobachtung ein. Das Verhältnif des Schuloners zum Gläubiger, des Lahnarbeiters 
zum Arbeitäheren, des Gefindes zum Dienftherrn u. f. w. ftreitet alfo nicht gegen die rechtlich 
Freiheit und Gleichheit. Wol aber ftreitet dagegen jede perfönliche Erb = oder angeborene Laft, 
überhaupt jede ald privatrechtlich geltend gemachte oder doch des oben bemerkten Grundes er- 
mangelnde. 

3) Durch Verträge kann endlich die Freiheit nicht nur unmittelbar, fondern auch mittelbar 
beſchränkt werden. Es gefchieht dies namentlich durch den Geſellſchaftsvertrag, insbefondere 
alſo durch ven Staatsvertrag, mittels deſſen man ſich nämlich in der durch Aufftellung des Ge— 
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ſellſchafts⸗, alfo indbefondere des Staatdzwedd beflimmten Sphäre einem Geſammtwillen 
untermwirft, mithin in folder Sphäre auf die Herrfchaft feines Privatwillens verzichtet oder 
Dem Rechte, einen ſolchen geltend zu machen, entjagt. Im dieſem Verhältniß befchränft ver Frei- 
beitsanfprud; der Geſellſchaftsglieder ih darauf, daß, welches Drgan des Gefammtwillens man 
immer aufgeftellt habe, daſſelbe über die durch den Gefellfhaftsvertrag gezeichnete Sphäre nie- 
mals gebietend hinausſchreite, und daß das Organ ein möglichſt zuverläffiges und lauteres, 
». 5. den Willen der verfländigen Gejellihaftsgliever als folder oder wenigſtens ihrer Mehr: 
Heit in Wahrheit varftellendes ſei. Die Pflicht des Gehorjams gegen ein foldes Organ und in 
der bemerkten Sphäre ftreitet abermald nicht gegen Die rechtliche Freiheit. 

In Gemäßheit diefer (theoretiich, wie wir glauben, geredtfertigten) Anfichten — was ift vie 
Pflicht ded Staated oder der Staatögefeßgebung und Verwaltung in Bezug auf das perfönliche 
Recht, dv. h. die Kreiheit der Staatdangehörigen? Sie befteht in Anerkennung und Gewähr: 
leiftung folder von allen diefen Staatdangehörigen als einzelnen anzufprechenden Freiheit, 
». h. jolden Rechts im vollen Umfange des Worts und in der ganzen, theild rein menfchlichen, 
theils ſtaatsbürgerlichen Sphäre, ſodann, die legtere betreffend, zumal in Verleihung thun— 
lichſt audgebehnter politifcher Rechte an alle Klaffen und einzelnen nad) Maßgabe ihrer vernünf: 
tig anzuerfennenden Befähigung zu deren dem Geſellſchaftszwecke entiprehender Ausübung. 

Der Staat hat hiernach vor allem jich jelbft ver Freiheitsbeſchränkung gegen feine Angehö- 

rigen zu enthalten. Er maße ſich nicht an, irgendeine andere zu ftatuiren oder auszuüben, ald 
welche dem vernünftigen Urtheile ald vom Staatszwecke wirklich geforbert ſich darftellend und 
demnach der Zuftimmung der verftändigen und pflihtgetreuen Bürger gewiß iſt. Gr gewähre 
alſo, oder vielmehr er anerfenne und tafte alfo nit an die von felbft, d. h. vermöge natürlichen 
Rechts den Bürgern gebührende Freiheit in allen Kreifen des rechtsgemäßen Seins und Wir: 
kens, wie die Gedanken = und Gewiffendfreiheit, vie Rede- und Prehfreibeit, die Gewerbe- und 
Handelöfreiheit, die Stubien=, überhaupt die Lern= und Zehrfreiheit, die Auswanderungöfrei- 
beit u. f. w., und behandle die Bürger ja nicht nad} dem despotiſchen Grundſatz: alles jei ihnen 
verboten, was man ihnen nicht ausdrücklich zu erlauben für gut fand, fondern er ehre die Frei— 
beit (innerhalb der von vernünftigen Rechtsgeſetze gezeichneten Grenzen) als überall von ſelbſt 
beftehende Megel, vorbehaltlich der blos ausnahmaweife aus triftigen Gründen zu flatuiren- 
den Beihränfungen. Alle jene Freiheiten anerfenne er auch ald Gemeingut aller mündigen 
Bürger, nicht blos etwa ald Vorrecht einzelner Kiaffen oder Perſonen, und ftreng enthalte er 
ji der Verleihung zumal jolher Privilegien, melde nad ihren Gegenftande und Inhalte 
eine Freiheitäbejhränfung der Nitprivilegirten mit fih führen. Sodann aber fei ihm vie 
perfönliche Freiheit im engern Sinne beſonders heilig, und er misbrauche die Juſtiz- und Poli— 
zeigewalt, welche beftimmt find, fie zu ſchützen, ja nicht zu ihrer Gefährdung oder Vernichtung. 
Bon diefem Standpunkte aus werde zumal die Strafjuftiz verwaltet und werde die himmel: 
ſchreiende Sünde ungerechter und willfürliher Gefangennehmung und Oefangenhaltung fowie 
jene der willfürlihen oder unnöthigen oder gar tyrannifdhen Härte in Behandlung der Straf: 
gefangenen vermieden. 

Hat dergeftalt der Staat ſich der jelbfteigenen Eingriffe in die Freiheitsrechte jeiner Ange— 
hörigen enthalten , fo bleibt ihm noch übrig, diefelben auch gegen diejenigen zu jhirmen, womit 
fie in ihrer Wechſelwirkung untereinander felbft bedroht fein mögen. Er ſoll aljo zuvörberft 
feine Leibeigenſchaft dulden, folglid alle damit verwandte oder verbundene hiſtoriſche Rechts— 
ungebühr abihaffen und feine ähnliche mehr auffonımen laflen. Er joll ferner durch weife Ges 
jege und deren forgfame Verwaltung der ven Bürgern fonft nod und woher immer drohenden 
Freiheitsbedrückung ſteuern, namentlid dem Misbraud der Privat: und Gejellihaftögewalt 
im Hauſe oder in der Familie, in der Gemeinde, in der Kirche u. ſ. w.; ebenio den eigentlich 
verbrecheriſchen Freiheitsgefährdungen durch Menfhenraub, Entführung, unbefugte Gefangen: 
haltung , überhaupt durch Arglift oder Gewaltthat aller Art. 

Noc bleibt die politifche Freiheit zu gewähren übrig, worauf jedod; den Bürgern weber ein 
jo allgemeiner noch fo unbedingter Anſpruch zufteht ald auf die vein menschliche und bürgerliche. 
Die Grundſätze für die dem Rechte und der Klugheit entiprechende Zutheilung der politifchen 
Freiheit an die Volksgeſammtheit und an die verfhiedenen Bürgerflaflen haben mir bereitd in 
den Art. Eonftitution, Cenſus, Charte entwidelt; auch werden wir nod in fpäter folgenden 
Artifeln darauf zurüdtommen. Ihre Summe befteht darin, daß, da das Gefellihaftsrecht die 
möglichfte Entfeflelung des wahren Geſammtwillens, d. h. die einem möglichſt lautern Organe 
beffelben zu übertragene Herrſchaft fordert, ed die Hauptaufgabe der vernünftigen Verfaſſungs⸗ 
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politik ift, allen Geſellſchaftsgliedern (im Staate alſo allen Bürgern), welche oder infofern fr 
den vernünftigen Urtheile als fähig und geeignet zur verftändigen und pflichtgetreuen Willens 
äußerung in allgemeinen Angelegenheiten erſcheinen können, ſolche Willensäußerung, D. h. jolde 
unmittelbare oder mittelbare Theilnahme an der Entſcheidung über jene Angelegenheiten zu ge: 
währen und überhaupt feine andern Ungleichheiten in politifhen Nechten zu ftatuiren, als melde 
theild nad) der allgemeinen Natur der Dinge, theils nad den hier und dort vorhandenen beſon⸗ 
dern Berhältniffen und Umftänden durch evidente Nothwendigkeit oder Nüglihkeit gereihtier: 
tigt und daher der allgemeinen Zuftimmung ber Verfländigen fi empfehlend find. In vem 
Maße alſo, als Geiftesbildung, zumal politifche Aufklärung und, was noch wichtiger iſt, peli- 
tifhe Tugend, d. h. lebendige Theilnahme am gemeinen Wohle, Hintanfegung des eigenen Vri⸗ 
vatvortheild, wo er mit jenem im Streite läge, überhaupt Nedtlichfeit und Treue ver Grfr- 
nung und männliche Charafterfraft in ver Gefammtheit einer Nation ober in ihren einzelne 
Klaffen vorherrſchend oder mangelnd find, wird bei ihr die politifche Freiheit ausgedehnter oder 
beichränfter fein müffen oder dürfen, und e8 wirb insbefondere, wenn z. B. bei einen wenig 
zahlreichen Volke eine unmittelbare Theilnahme an den Gefammtbefhlüffen durch Stimmgekung 
in der Landesgemeinde zuläffig over räthlich ift, dagegen bei einer großen Nation ſolches poli- 
tifche Recht beſchränkt werden müflen auf eine mittelbare Theilnahme, d. h. auf freie und mot: 
geregelte Wahl der mit jener Stimmführung zu befleivenden Mepräfentanten, vorbehaltlis 
jedoch des jedem einzelnen zu gewährenden Rechts der freien Meinungsäußerung über al 
Öffentlichen Angelegenheiten , vemnad auch vorbehaltlich der Pflicht der Staatsgewalt, , alle ihre 
Tendenzen und Acte, infofern nicht befondere und triftige Gründe zeitlich entgegenfteben, der 
Dffentlifeit mit Wahrheitätreue zu übergeben und ihre freimütbige Beleuchtung in Feiner 
‚Weife zu verbieten oder zu hindern. Politiſche Freiheit überhaupt ift nicht gedenfbar ohne Pu: 
blieität, und ihr Todesurtheil ift alfo geſprochen, wo man die Preffe in Feſſeln legt. 

Wahr ift ed, gewiſſe Völker ertragen wegen der Eigenheiten ihres Charakters oder wegen 
Mangels an Verftandesreife einen hoben Grad politifcher Freiheit nicht, ja ed mag infolge bes 
bei dieſer überſchrittenen Maßes die bürgerliche und menſchliche Freiheit, welchen doch bie poli⸗ 
tiſche blos dienſtbar fein ſollte, zu Grunde gehen. Die unbeſchränkten Demokratien geben meiſt 
in milden Despotismus über. Die politiſche Freiheit oder Macht der Geſammtheit verſchlingt 
oder unterbrüdt leicht alles Sonderrecht ver einzelnen, oder auch die Stürme, die bei jener Ber- 
faflung ſchwer zu verhüten find, führen die vom Freiheitätraume beraufchte Republik unzer: 
fehend dem Abjolutismus und der Tyrannei eines Ufurpators zu. Großentheils aber ift die 
politifhe Unmündigfeit, welde die Ertheilung großer Freiheiten gefährlih macht, die Frust 
der eigend auf Niederhaltung des Volkes in Geiftesarmuth und Charakterſchwäche gerichteten 
Regierungöbeftrebungen ; und fie läßt ſich heilen durch ein die Erhebung diefes Volkes zur Ber: 
ftandesreife und moralifhen Würde jih zum Zwecke fegendes öffentliches Erziehungsfoftem , ia 
ſchon durch Enthaltung von allen künſtlichen Verdummungs- und Verſchlechterungsbeſtrebungen 
Beides alſo iſt eine heilige Pflicht ver Regierungen, d. h. fie find ſchuldig, nicht nur das Voran: 
Ihreiten des Volkes zur politifhen Mündigfeit in feiner Weife zu hindern oder zu verzögern, 
jondern vielmehr durch forgfame Pflege der ſolche Mündigfeit bedingenden Einfiht und Tugend 
den Zeitpunkt der dem Volke ohne Gefahr zu gewährenden politifchen Freiheit thunlichſt ſchnell 
beranzuführen, ſowie ed die Pflicht eines jeden Vormundes ift, den Zuftand der Unmündigkeit 
feines Pfleglings nicht nur nicht fünftlih zu verlängern, jondern vielmehr das Eintreten der 
vollen Berftandes= und Charakterreife, die ihn zur Selbftändigfeit geeignet mat, emſigſt zu 
beförbern. 

Unter den Mitteln, wodurch die politifche Reife, d. h. Einfiht und Tugend des Volfes, am 
wirkſamſten zurückgehalten oder ertöbtet wird, fteht voran in Bezug auf Einficht Die Verheim⸗ 
lihung der Staatsſachen und jin Bezug auf Tugend die eifrige Pflege nicht eben der mate: 
riellen Intereſſen ſelbſt, weil eine ſolche zur öffentlichen Wohlfahrt allerdings nothwendig ift, 
wol aber der übergroßen Anhänglichkeit an diefe Interefien, wodurch ſodann jede Geiftes- und 
Gemüthserhebung zu Größerm und Edlerm erftict wird. Für beide diefer, obgleich höchſt ver- 
derblihen Mittel gibt es indeß nod einige befhönigende Gründe oder Vorwände. Mande 
Staatömänner halten im Ernfte die Geheimhaltung der politiihen Angelegenheiten für ein 
Gebot der Klugheit; mande halten au im Ernfte das Volk für durchaus unfähig, darüber mir 
Verſtand zu urtheilen, und fürdten daher von deſſen Ginmifhung nur Hemmung und Unbeil 
Ebenſo glauben mande im Ernfte, daß dem Volke (nämlich ver Maffe des Volkes) gar nidt 
fromme, fih um Öffentliche Angelegenheiten zu befümmern oder feine Liebe ivenlen Interefien 


—— 


Freiheitsſtrafen 647 


zuzuwenden. Eines höhern Glücks als des phyfifchen Wohlbehagens fei e8 gar nicht em— 
pfänglih. Darum geſchehe ihm die größte Wohlthat, wenn man es in die materiellen Intereffen 
verſenke; die Höhern oder idealen jeien die natürliche Domäne blos der vornehmern Klaffen. 
Bo folgen Tendenzen eine aufrichtige Meinung zu Grunde liegt, da mag man zwar die Ber: 
kehrtheit ver Anficht beklagen , doch ohne Verdammung derer, die fiohegen. Aber gar oft wird 
die Anhänglichkeit an materiellen Intereffen eigens darum gepflegt, weil diefelbe ftumpf gegen 
alles Große und Edle und geneigt felbft zur Ertragung der Knechtſchaft macht, gegen melde 
nämlich fich aufzulehnen jenen materiellen und jelbftifhen Intereflen Gefahr brächte. Der Galcul 
ift richtig. Der mit ausſchließendem oder auch nur vorherrſchendem Eifer feinen materiellen 
Interefien Fröhnende wird faft unausweislich zum engherzigen Egoiften, welcher der nächſtlie— 
genden phyſiſchen Befriedigung oder aud den wohlberechneten, fünftig für feine Berfon oder 
feine Angehörigen zu erringenden Vortheilen willig das ‚Heil des Staated und die Pflicht des 
treuen Bürgerd opfert. Auf dad Emporfommen und Allgemeinwerben dieſer elenden Geſin— 
nung bauen heutzutage die Abjolutiften die Hoffnung ihres endlien Siege. 

Die abfolutiftifche und Reactionspartei befhränft ſich aber auf die eben befhriebene, wiewol 
nur allzu mädtig wirkſame Richtung nit. Sie wendet, wo fie kann, nod) weitere, ganz direct 
auf Verſchlechterung des Volkscharakters abzielende Mittel an. Dahin gehört vorerft in den 
Staaten, die eine Nepräfentativverfaflung haben, das Corruptionsſyſtem, angewandt in tau= 
fenpfältiger Weife gegen Wähler und Gemählte, in feiner Wefenheit nichts anderes als eine 
fortwährende Aufforderung an beide, das gemeine Wohl vem ſchnöden Eigennuge, Pfliht und 
Eid der minifteriellen Gunft zu opfern; ſodann theils abermals Hier, theild in erflärt abjoluten 
Staaten die entfhiedene Zurüdjegung, mitunter felbft Berfolgung der Breigefinnten, neben 
der an die Servilen verſchwendeten Huld und Ghrenaudzeihnung; die nur der Knechtsgeſin— 
nung geöffnete Bahn zum Fortfommen und die Benugung der Amtsautorität mie jener des zum 
dienftbaren Werkzeug erniedrigten Lehritubls zur Korterhaltung, Befeftigung, ja zur früheften 
Ginprägung folder Gefinnung ſchon in das jugendliche Gemüth; weiter bie faft tagtägliche Auf: 
forderung zur efelhafteften,, bis zur Abgötterei getriebenen Schmeidhelei und die Verbannung 
aller andern als foldyer anbetenden und lobhudelnden (mie Mofer jagt, hundsdemüthigen) 
Töne aus allen Öffentlihen Schriften, Berfammlungen und Feiten, überhaupt die Richtung der 
gejammten Volfderziehung auf Selbjterniedrigung, Heuchelei und Kerrendienft. Hat ein 
ſolches Syftem einmal feſte Wurzeln geihlagen und feine Einwirkung längere Zeit fortgefegt, 
alsdann kann freilich dem Volke, wenn ed auch, wie die orientalifchen Nationen, aufs tieffte in 
Knechtsgeſtalt verfunfen ift, kein Vorwurf mehr gemacht werden; aber von politifcher Freiheit, 
die ihm gefahrlos zu verleihen wäre, kann auch feine Nebe fein. Wird jedoch bei einem minbe- 
ftens der Formen einer freiheitlihen Verfaſſung ſich noch erfreuenden, aljo im Befig von gefeg- 
lichen Mitteln der Freiheitsbewahrung befindlichen Volke jened Syftem in Anwendung gefegt, 
d. b. feine Anwendung verſucht, alddann entiteht durd das Gelingen berjelben fogar eine Art 
von Rechtfertigung oder wenigftens von Schuldverringerung für jene, die ed in Ausübung feg- 
ten oder überhaupt die Freiheit unterbrüdten. Denn ein ſolches Volk, wenn es ſich dergeftalt 
verderben und herabwürdigen läßt, war ſchon früher in feiner Mehrheit ſchlecht und alfo der 
Freiheit unwerth. Dann ift es eben ein Unglüd für die wenigen ehrenhaften und männlichen 
Charaktere, die es etwa noch in feinem Schofe beherbergt; aber zur wirklihen Emancipation 
diefes Volkes ift alsdann die Zeit noch nicht gefommen; es verdient fie nicht und Eünnte fie au 
gar nicht ertragen. Selbſt unter einer republifanifhen Berfaffung würde es knechtiſch gefinnt 
bleiben und vor demagogifchen oder militärifchen Machthabern nicht weniger kriechen als jet 
vor fürftlihen. Daher wird einem ſolchen gefunfenen, obſchon nur infolge künſtlicher Ver— 
ſchlechterung geiunfenen Volke die Befreiung gefahrlos kaum anders als allmählih und nur 
in Verbindung mit einem auf Aufklärung und Berevlung gerichteten Erziehungsſyſteme zu 
gewähren fein. 

Bon den verihiedenen Hauptiphären, für die im Staatdleben die Freiheit angeſprochen oder 
beftritten,, gewährt, verweigert oder doch mehr oder weniger befchränft wird, wie von der Reli: 
gions⸗ und Kirchen, von der Gewerbe: und Handels- u. |. w., dann zumal von der hochwichti⸗ 
gen Preßfreibeit, reden wir in eigenen Artikeln. Rotted. 

Freiheitöftrafen. Das Recht eines jeven Bürgers auf ven Schuß feiner perfönliden 
Freiheit ſteht in der erften Reihe der Rechte, für welche ihm ver Staat Gewähr zu leiften ver: 
pflichtet ift. Die Verfaſſungsurkunden ver Neuzeit erkennen dies Recht auch als eine Grundbe- 
dingung zur Aufrechthaltung ver öffentlihen Ordnung an und regeln die Bedingungen und 


648 Freiheitsſtrafen 


Formen, unter welchen im Intereffe ver bürgerlichen Geſellſchaft die individuelle Freiheit fich 
Beſchränkungen zu unterwerfen hat, durch das Geſetz. So folgte dev preußiſchen Verfafſung 
vom 31. Jan. 1850 ſchon am 12. Bebr. deſſelben Jahres das Gejeg zum Schuge der perjön- 
lichen Freiheit, nad) welchem die Verhaftung einer Perſon nur Fraft eines fhriftlihen, Die Be— 
ſchuldigung und den Beihuldigten beſtimmt bezeichnenden richterlihen Befehld bewirkt werben 
darf. Diefer Befehl muß aud da, wo es ſich um die vorläufige Ergreifung und Feſtnahme einer 
Verſon handelt, dem Verhafteten fpäteftens im Laufe des folgenden Tags zugeftellt werden. 
So und in ähnlicher Weife ift man beftrebt gewefen, der perſönlichen Freiheit befondere Garan- 
tien zu verfhaffen. Aber auch die Strafgejege bedrohen den, weldyer vorfäglih und widerrecht⸗ 
lich einen Menſchen einfperrt oder auf andere Weile des Gebrauchs ver perfönlihen Freiheit 
beraubt, mit $reiheitäftrafen. Das preußiſche Strafgefegbud vom 14. April 1851 läßt dieſe in 
$. 210 aus ver Gefängnißftrafe in eine Zuchthausſtrafe übergehen, die biß zu 15 Jahren an- 
fteigen fann, wenn für den der Freiheit Beraubten die Freiheitdentziehung oder die ihm wäh— 
rend derjelben widerfahrene Behandlung eine ſchwere Körperverlegung zur Folge hatte, wenn 
die Freiheitöberaubung über einen Monat dauerte, und wenn das Verbrechen gegen leibliche 
Verwandte in auffteigender Linie verübt worden ift. 

So erachtet z. B. auch das bairifhe Strafgefegbuh vom 6. Mai 1813, Art. 192, den 
eined Verbrechens ſchuldig, der in böjer Abjicht einen Menſchen wider deſſen Willen in feiner 
Gewalt feftyält und durch Einfperrung oder jonft auf irgendeine Weife an dem Gebrauche feiner 
perfönlichen Freiheit verhindert, wenn der Beleivigte volle 24 Stunden feiner Freiheit beraubt 
gewejen ift. Die Strafe ift hier für die Zeit ber Freiheitäberaubung von 24 Stunden ein Jahr 
Arbeitshaus, welcher ſich das Doppelte der Zeit ald Schärfung zufegt, während weldher der Be- 
leidigte länger in der Haft gehalten wurde, und wirb zur Zuchthausſtrafe, wenn diefer Zeit- 
vaum über die längfte Dauer der Arbeitshausitrafe, welche acht Jahre beträgt, hinausreicht. 
So bedroht das ſächſiſche Strafgefegbud vom 13. Aug. 1855 in Art. 197 nad Verhältnip und 
Art der Freiheitöberaubung dieje mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder mit Arbeitshaus bis 
zu ſechs Jahren. 

Eine bejondere Echwierigfeit liegt in der Beſtimmung der Grenzen, innerhalb deren die 
richterliche und ftrafpolizeiliche Gewalt für befugt erachtet werben dürfen, die perfönliche Freiheit 
jolder Individuen zu befhränfen, melde ſich der Verlegung des Strafgejeges verdächtig mad- 
ten, ohne derſelben bereits überführt und wegen derjelben verurtheilt zu fein, oder in der Feit- 
ftellung der Bedingungen, unter welden die fogenannte Präventivhaft gerechtfertigt fein foll. 

In der Zeit der römischen Republik, weldhe der der quaestiones perpetuae oder der ſtändi— 
gen Criminalgerichte, deren erfte nach der Lex Calpurnia vom Jahre 605 Ronıs errichtet wurde, 
vorberging, war das Recht, gegen den Angeklagten proviforifche Verhaftung anzuorbnen, ein 
jehr ausgevehntes. Unter der Herrſchaft dieſer ſtändigen Gerichte wurde dieſes Recht unendlich 
beihränft oder, wenigſtens in feiner frühern Form, geradezu aufgehoben.!) Bei der im Laufe 
der Zeit immermehr gefteigerten Anſicht von der Würde eines römischen Bürgers, wonach jever, 
im Bemwußtfein ver äußern Macht der Republik, ſich gleichſam als einen Mitherrfcher betrachtete, 
konnte dies nicht auffallen, ed war vielmehr ebenfo nothwendig als ji von felbft verſtehend. 
Nur in Betreff folder Verbrechen, durch melde der Staat jelbft in Gefahr gerieth, und wenn es 
ji) bei diefen um Perſonen der niedrigften Klaffe handelte, hielt man die Verhaftung für gerecht⸗ 

‚ fertigt. Den höhern Ständen gegenüber machte man von einen fehr milden Mittel, der custo- 
dia libera, Gebraud. Der Angeklagte verfiel hier in die Beauflihtigung eines höhern Magi- 
ftratö oder eines Senators, welder die perjünliche Verantwortung für ihn übernahm, ven 
Angeklagten in deffen eigenem Haufe überwachen ließ, jonft aber ihn mit möglichſter Schonung 
behandelte. Anders geitaltete ſich die Sache in den Provinzen, deren Bewohner von den Statt: 
altern ald römiſche Unterthanen betrachtet wurden und deshalb im ——— auch 
unbedenklich verhaftet wurden. 

Als in der Kaiſerzeit das accuſatoriſche Element des Strafproceſſes ſich immermehr zu einem 
inquiſitoriſchen umgeſtaltete, wurden die Rückſichten, welche die Vorzeit auf die perjünlichen 
Berhältniffe des Angeihuldigten genommen hatte, allmählih immer jeltener und der Schus 
der perfönliden Freiheit ein geringerer. Außer der custodia libera trat häufig die custodia 
publica, die Berwahrung in einem öffentlichen Gefängniffe, und noch eine dritte Art der Unter: 
fuhungshaft, die custodia militaris ein. Dieje legtere lag in der Mitte zwiſchen ven beiden 


1) Geib, Geſchichte des römischen Griminalprocefies (Leipzig 1842), ©. 287. 
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antern.” Sie beitand im allgemeinen darin, daß der Angeflagte einem oder mehreren, in ber 
Regel zweien, bereitd längere Zeit gevienten Soldaten übergeben wurde, welche bei ſchwerer 
vperſönlicher Verantwortlichkeit dafür zu forgen hatten, daß derſelbe jeden Augenblid dem Ge: 
richte überliefert werben konnte. ?) 

Aus den Anſichten der Eriminaliften des Mittelalters erjieht man, daß man die Verhaftung, 
keineswegs ald ein gewöhnlich im Strafverfahren eintretended Mittel betrachtete, vielmehr dem 
Richter in Betreff ihrer Anwendung große Vorſicht empfahl und zu ihrer Reätfertigung vor= 
bandenen dringenden Verdacht, die Unanwendbarkeit einer Bürgfhaftsleiftung und die Befürch- 
tung der Flucht des Angefchuldigten erforderte. Auch die Garolina (Art. 11 und 12) ſprach 
den Grundfag aus, daß Verhaftung nur eintreten könne, wenn ein peinliched Verbrechen un 
ein erheblicher Verdacht vorlägen. Ein bejonderer Schuß für den Angeklagten lag in der vom 
Ankläger zu beftellenden Gaution, in deren Ermangelung ven Ankläger ſelbſt vie Haft traf. 

Die engliſche Geſetzgebung gewährt der perfönlichen Freiheit gegen willfürlihe Verhaftung 
den forgfältigften Shug. Zwar fennt diefe Gefeggebung manderlei der perfönlichen Freiheit 
entgegentretende, zum Schuge ver bürgerlichen Geſellſchaft gereihenne Gerechtſame ſowol des 
einzelnen Bürgers ald der Beamten, aber es ift die Ausübung dieſer Gerechtſame doch ftets an 
eine gleihfam auf der Hand liegende Nothwendigkeit geknüpft und durch dieſe bedingt. So 
fann jeder Bürger, der bei vem Begehen einer Zelonie (f. d.) gegenwärtig ift, den Thäter 
als Friedensbrecher verhaften und ver Spur bes flüchtigen Verbrechers zu dieſem Zwecke 
nacheilen, wenn das Hülfsgefchrei, das hue and crye, ertönt. So hat der Beamte, befonders ber 
Sriedendrichter (ſ. d.), in vielen Fällen das Recht und die Pflicht der Verhaftung. 

Dennoch ift die perfönliche Freiheit ded Engländers durch zwei mächtige Bollwerke geſchützt. 
Die Magna-Charta von 1215 und die Habeas-Corpus-Acte, weldhe 1679 unter Karl II. erging, 
find es, welche ihm dieſe Freiheit garantiren. Nach ihnen bedarf es in England ſchon ſeit Jahrhun— 
derten eines ſchriftlichen Befehls zur Feſtnehmung einer Perſon, eines warrant, der von einem 
Richter der King's-Bench oder regelmäßig von dem Friedensrichter erlaſſen ſein muß. Aber es iſt 
nicht dieſe Vorſicht allein, welche dieſen Schutz gewähren ſoll, der letztere liegt vielmehr 
weſentlich in der beſondern Strenge, mit welcher jede rechtswidrige Einſperrung einer Perſon 
als eine Beraubung der Freiheit angeſehen, jeder Beamte, der eine ſolche anordnet, beſtraft wird 
und jedem rechtswidrig Verhafteten die Möglichkeit zugeſichert iſt, durch die Justices of gaol deli- 
very, welche regelmäßig dreimonatlich ihre Sitzungen halten, und die in gleichen Zeiträumen in 
jeder Grafſchaft zuſammentretende große Jury dem höchſten Gerichtshofe ſeine Beſchwerde zur 
Kenntniß zu bringen. 

Die franzöſiſche Geſetzgebung erkennt zwar gleichfalls die Nothwendigkeit des Schutzes der 
individuellen Freiheit durch den Satz an, daß niemand verhaftet werden könne, als nur in den 
geſetzlich beſtimmten Fällen, aber dieſer Fälle ſind ſo viele, daß man aus ihnen keine Regel 
herauszufinden vermag.?) Die Willkür der Beamten wird vielfach durch dieſe Geſetze begün— 
ſtigt, und es gibt außer den officiellen Gefängniſſen noch andere Aufbewahrungsorte, ſo z. B. 
in Paris dad Dépot de la prefecture de police, aus welchen der Weg der Beſchwerden nur 
jelten zu finden ift. Das Sicherheitd= und Verbädhtigengefeg vom 27. Febr. 1858, nad) melden 
par mesure de süret& generale der Schuß der perſönlichen Breiheit völlig illuſoriſch gemacht 
werben barf, hat fi ben frühern dieſe Freiheit beichränfenden Gejegen gegenwärtig noch 
angereiht und die Lage der Dinge für diefe noch ungünftiger geftaltet. 

Soweit die Präventivhaft nicht durch die Rage der Unterfuhung geredtfertigt oder diefe 
ungebührlich verzögert wird, nimmt fie die Natur einer Freiheitsſtrafe an, und zwar bie der 
bärteften, da fie eine ungerechte, ver Verſchuldung nicht entſprechende ift. Die deutſchen Straf: 
gefeggebungen rechnen deshalb auch einen Theil der Unterfuhungshaft, wenn diefe ohne Schuld 
des Angeklagten jelbft verlängert wurde, aufdie erfannte Strafe an. Das bairiſche Strafgeieg- 
buch beftimmt in Art. 104, daß langwieriges, ohne alles Verſchulden des Inquifiten über ein 
halbes Jahr dauerndes Gefängniß die Dauer der jonft verwirkten Freiheitöftrafe um fo viel min? 
dert, als der unverfchulvet erlittene Arreft beträgt, ſodaß, wenn dieſer das Maß der verihuldeten 





. 2) Gefährliche Angeklagte fefjelte man zuweilen dergeflalt an bie fie bewachenden Soldaten, daß man 
He mit diefen zufammenfchloß, und zwar für die ganze Dauer der Gefangenfchaft in der Art, daß, 
wenn die Wache aus zweien beitand, beide Hände des Angeflagten, wenn fie aus einem beftand, bles 
die rechte Hand deſſelben an bie linke des Wächters gefeffelt wurde. Geib, a. a. O. ©. 563. 

3) Moreau Ehriftophe, De l'état actuel des prisons, ©, 82. 
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geſetzlichen Strafe vollkommen erſchöpft, der Arreſt ſelbſt als Strafe anzurechnen iſt. Iſt die 
Freiheitsſtrafe eine lebenslängliche, dann kann der erlittene Unterſuchungsarreſt ſelbſtredend einen 
Einfluß auf dieſelbe nicht ausüben. Bei Kapitalverbrechen wird die erkannte Todesſtrafe aufge: 
hoben und in Kettenſtrafe oder in Zuchthaus auf unbeſtimmte Zeit, welcher Strafen wir ſpãtet 
näher gedenken werden, verwandelt, wenn die Dauer des ungebührlich erlittenen Arreſts zwei 
Jahre oder mehr beträgt. So ſelten ein ſolcher Fall auch immer fein mag, fo verdient eine der: 
artige, mit der Humanität im Einklange ftehende Beftimmung doch die vollfte Anerkennung. 

Die übrigen ſämmtlich neuern deutſchen Strafgefeßgebungen find dem Beifpiele Baierns 
nicht gefolgt. 

— verordnet in feinem Geſetzbuche vom 1. März 1839 Art. 114, daß ein rechts 
wibrig angelegter oder ohne Schuld des Angeklagten verlängerter Siherungdarreft die Folge 
babe, daß bei zeitlichen Freiheitäftrafen an der zuerfannten Strafzeit jo viel abgerechnet wirt, 
als nad} dem Ermeflen des Gerichts die unverſchuldete Dauer der Haft beträgt. Es Fürzt auf 
wegen anderer Übel, die ein Verbrecher durch die Behörven oder deren Diener in Beziehung 
auf feine Üibertretung erfahren bat, die Strafzeit verhältnismäßig ab und trägt jo einer Billig- 
keit Rüdjicht, welche vie andern Gefeggebungen unbeachtet gelaffen haben. 

Nach $. 46 des öfterreichifchen Strafgefegbuhs vom 27. Mai 1852 ift es ein gefeglich die 
Strafe mildernder Umftand, wenn der Angeklagte wegen ver ohne jein Berfhulden verlängerten 
Unterfuhung längere Zeit verhaftet war. 

Auch Sahfen läßt in Art. 30 feines Strafgeſetzbuchs wegen ohne Verfhuldung des Ange- 
Elagten verzögerten Unterſuchungsarreſts die Strafe zum Theil oder ganz als verbüßt erfcheinen. 

Preußen allein fpricht fi in feiner Strafgefeggebung über die Anrechnung des Unter: 
fuhungsarrefts nicht aus. Doch ift fie eine durch die Prarid geftattete, nie joll fie indeflen, nad 
einen Grfenntniffe des Obertribunald vom 8. Febr. 1854, dergeftalt berüdfihtigt werden, dat 
die noch zu verbüßende Strafe den niedrigften gefeglichen Strafgrad ihretiwegen nicht erreicht 
eine Einſchränkung, welcher die Anjicht zu Grunde liegt, daß der Nichter, weldyer mit der 
Strafe unter den niedrigften Grad hinabgeht, in der That in die Rechte ver landesherrlichen 
Begnadigung eingreift und fo feine Befugniß überjchreitet. 

Wenn diefe und ähnliche Anordnungen des Gefeged nun auch bei Berurtheilungen zu Frei: 
heitöftrafen einigermaßen ein zugefügteö Unrecht auszugleichen im Stande jein möchten, fo fin» 
fie doch für den Fall des einem unfhuldigen Freigeſprochenen durch die Präventivhaft auferleg- 
ten unverbienten Übels. von feiner Wirkfankeit. Hier erfcheint dieſe Haft ald ein unglücklicher 

- Zufall, ven nicht felten eigene Unvorfichtigfeit oder Unbehülflichkeit herbeiführte und der von 
dem Betreffenden getragen werben muß, wie fo vieleß andere, was der einzelne des allgemeinen 
Beften wegen zu erbulden fi nicht entbrechen kann. Solden Ubelftänden läßt ih nur pure 
die möglichjte Beihränfung der Sicherungähaft begegnen. 

Mer einer unerlaubten Handlung oder Unterlaffung ih ſchuldig macht, für welde das 
Geſetz ein beftimmtes Übel angedroht hat, verfällt dieſem geſetzlichen Übel als feiner Strafe. 
Beſteht dieſes Übel in einer dauernden oder zeitlichen Beraubung der perjönlichen Freiheit, dann 
haben wir ed mit einer Freiheltsſtrafe zu thun. Dieſe Freiheitsſtrafen find in ihrer gegenwär- 
tigen Geſtalt Erzeugniffe fortgefhrittener Givilifation,, fie fegen bereits auf einer hoͤhern Stufe 
der Vollkommenheit ſtehende Staatseinrihtungen, Kodificationen der Strafgefege und dieAner: 
fennung ded Satzes voraus, daß der Menſch auch im Verbrecher zu achten ſei. 

Nach ver Anihauung früherer Jahrhunderte mußte der Verurtheilung die Strafe in ihrer 
Totalität folgen. Sie mußte den Verbrecher, indem man ihm das Leben raubte, entweder ver: 
nichten, oder durch eine Verftümmelung feines Körpers dauernd und offenfundig als einen wer 
Gerechtigkeit Berfallenen kennzeichnen, oder doc durch Die Brandmarfung an bedeckten Stelien 
des Leibes ihn den Behörden fogleih ald einen Beitraften befannt machen, oder e8 mußte mi 
der Zufügung heftiger förperlicher Schmerzen diefe Beftrafung abgethan fein, mit ver Verban— 

ung aus feinem Wohnorte oder Heimatölande, oder mit ver fein Leben ver Willkür preidae- 
benden Achtung. Zu der Erkenntniß, daß in der Beraubung der individuellen Freiheit ein 
Strafmittel liege, welches in feiner Dehnbarkeit allen Anforderungen der Strafgerechtigfeit 
vollfonmen zu entiprechen vermöge, gelangten erft die zulegt vergangenen Jahrhunderte, Nie 
Eonnte erft zu ihrem Ausdrucke gelangen, ald man von der planlofen Einferferung einzelner zu 
Gefängniforganifationen überging. 

In der Periode der Priefterherrfchaft find es die Herrfchenden, welche die Strafe al eine 
Demütbigung oder als eine Buße vor der Gottheit erfcheinen laflen, So erachteten auch Pie 
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alten Römer das ftrafbare Unrecht entweder ald gegen das materiell Herzuftellende Gut der 
einzelnen gerichtet, wo es eine Sühne durd Geld auszugleichen vermochte, oder es verlegte das 
ideelle Gemeingut einer religiöfen Sagung und war deshalb der Gottheit gegenüber zu büßen. 
Erft allmählich ftellte ſich zwiſchen der privatrechtlihen und priefterliden Strafgewalt die des 
Staates ald ein Dritted feft. Bon den fogenannten facralen Strafen der Römer wollen wir nur 
der Achtung des Verbrechers, der sacratio capilis hier gedenken, welche den Verbrecher mit dem 
Inbegriffe feines gefammten Hausftandes als einer Gottheit verfallen eracdptete und dem Tode 
weihte. In einem innern Zufammenhange mit ver sacratio ftehen auch die jich vorfindenden 
Spuren der Talion, der Vergeltung des zugefügten Übels durd ein andere im äußerlich glei: 
hen Maße dem Verbrecher zuzufügended. So die Strafe des M. Manliud, der, weil er nad 
der höchſten Gewalt firebte, von ver Höhe des Tarpejifchen Felſens heruntergeſtürzt ward. 

Erft allmählich wird der Kreis der Strafmittel durd die Verbannung erweitert, welche, ald 
die ältefte Form der Freiheitäftrafe, der Todes- und Geldſtrafe hinzutritt. Das exilium ver: 
drängte immermehr die Todesſtrafe der sacratio capilis. Es war nur in dem mweitern Sinne 
eine Freiheitäftrafe, daß es die freie Wahl des Aufenthalts beſchränkte, ohne jedoch der perjün= 
lichen Freiheit in der Regel zu nahe zu treten. *) 

Die Strafgefege aus der Zeit der römiihen Republik fennen nur die Verbannung und 
die Geldbuße, welde fie theils vereinigt, theild gefondert ausfprachen, wie z. B. noch mehrere 
Gejege Julius Cäſar's und das Geſetz des Fabius gegen ven Menfhenraub. Kein Geſetz unter: 
warf den römifhen Bürger der Todesſtrafe; ald Nothmittel in politiihen Galamitäten voll: 
ftreefte man fie im geheimen. Auch körperlihe Zühtigungen und Verftümmelungen waren als 
der Würde des römischen Bürgers widerſprechend unzuläfige Strafmittel, Strafen für die 
Sklaven. Aber aud dad Bürgerrecht Eonnte Direct dem römischen Bürger nicht entzogen werben, 
man fprad deshalb nicht feine Verbannung aus, fondern man verbot ihm von Feuer und Waſſer 
Gebraud zu maden, verhängte die aquae et ignis interdictio und zwang ihn fo indirect Rom 
zu verlaflen. 

ALS zu Ende der Republik aud die geographifhe Umgebung Roms von bejonderer politi= 
ſcher Wichtigkeit wurde, vermochte eine Verbannung aus Rom felbft nicht mehr ven Zweck des 
Unſchädlichmachens einzelner vollflommen zu erfüllen. Schon Auguftus ſah fi veranlaft zu 
beitimmen, daß der, weldem Feuer und Wafler verboten worden, ſich weder auf dem Feſt— 
(ande noch auf irgendeiner Inſel folle betreffen laffen, vie niht 50000 Schritt vom Beftlande 
entfernt liege. 

Die Feftfegung der Dauer des Eriliumd auf 10 Jahre in dem Gejege Cicero's gegen Die 
Amtserichleihung-ift vieleicht die ältefte bekannte zeitige Freiheitsbeſchränkung bei ven Römern. 
Unter Auguftus trat die Strafe der Relegation in feinem Ehebruchsgeſetz vom Jahre 736 
zuerft in dad Leben; mit ihr war die Anweifung eines beflimmten Aufenthaltsorts verbunden. 
Unter der deportatio verftand man damals noch feine befondere Freiheitöftrafe, fie war nur 
die Fortſchaffung an den Berbannungsort, als diefe zwangsweife zur Ausführung gebradt 
wurde. Sehr oft lag in der mit der Relegation verbundenen Vermögenäftrafe, der publicatio 
bonorum, die Beranlaffung und der Schwerpunft derſelben. Allmählich iventificirte ih das 
Grecutivmittel der relegatio in insulam und der aquae et ignis interdictio ald deportalio in 
insulam mit den gedachten beiden Strafmitteln und wurde ald eine jelbftändige, mit vem Frei: 
heits⸗ und Vermögensverluſte verbundene Strafe bezeichnet. 

Mir fehen, dap den Römern die Freiheitäftrafen in unferm heutigen Sinne, ald Gefängniß— 
trafen, nicht befannt waren; auc ver Deportirte war an feinen: ihm aufgezwungenen Aufent= 
haltsorte perjönlich frei, in feiner Zeitverwendung unbeſchränkt und befugt, nad dem jure gen- 
tium DBermögen zu erwerben, wenn ihm aud die mit dem Givilrechte verbundenen Befugniffe 
verloren gegangen waren. Die Dauer der Deportationäftrafe war Feine zeitliche, fie war unter 
allen Umftänden lebenslänglich. Nur die Reftitution in die verlorenen Rechte, welche in ſchweren 
Fällen ausdrücklich ausgefhloffen wurde, konnte die gedachte Strafe beendigen. Die Deporta= 
tionöftrafe blieb jedoch im weſentlichen eine erimirte Strafe ver höhern Stände, ed lag in ihrer 
Zuerfennung eine Berudfihtigung und Anerfennung von Standeövorredten. 


4) Cicero fagt in der Rebe für den Gäcina: „Was das Eril betrifft, fo ift defien rechtliche Natur 
feicht zu faflen. Das Eril ift feine Strafe, fondern ein Hafen, ein Aſyl gegen die Strafe. Denn die: 
jenigen, welche ber Strafe entgehen wollen, wenden fih dorthin, indem fie Aufenthalt und Wohnung 
verändern.‘ j 
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Es liegt nicht in unſerm Zwecke, Hier weiter auf die Strafen der Kaiſerzeit einzugehen. 
Die mit öffentlichen Hinrichtungen verbundenen Todesſtrafen, Feuertod und Die damnatio ad 
bestias gewinnen einen betrübenden Umfang, wogegen auch jegt das, mas wir unter einer Frei⸗ 
heitöftrafe verftehen, noch nicht in die Erfcheinung trat, Die Beftrafungen behielten ven Cha⸗ 
tafter des Öraufamen, e8 gingen ihnen, insbeſondere wo es ih um Verbrechen der Sklaven han: 
delte, oft auf der Folter erpreßte Geftänpniffe voraus, 

Zur Zeit der Herrfhaft des Nömifhen Rechts trat wiederum der Begriff der Strafe ale 
einer Buße für die durch Verlegung göttliher Gebote begangene Sünde in ven Vordergrund; 
oft, namentlich durch das Aſylrecht der Kirchen vorbereitet, milderte ver Einfluß der Geiſtlichen 
die Härte der weltlichen Ahndung des verlegten Geſetzes. Papſt Innocenz’ VII. Bulle vom 
5. Jan. 1484, welche die Inquifition gegen fegerifche Bosheit und die Herengerichte verorknete, 
gehört einer fpätern Zeit der Berfommenheit der Kirchengewalt an und bemühte ſich dasjenige 
wieder zu vertilgen, was in frühern Jahrhunderten feitens der Beiftlichfeit zur Erwedung eines 
mildern Sinnes und zur Herbeiführung milderer Strafen beigetragen worden war. 

In dem ältern germanifchen Recht bildete fi balv eine Trennung und Uinterfcheidung der 
Straffälle nad) ihrer Schwere aus. An die Vorftellung eined ſchweren Eriminalfalls knüpft 
ih die Anficht des Bruchs des Öffentlichen Friedens mit der Wirfung der Friedloſigkeit oder 
fhmwerer Strafen, fobaß die Handlung durch Bußen nit mehr gefühnt werden kann. Gr: 
wifle ſchwere Verbrechen, nämlih Mord, Nothzucht, Brandftiftung und Diebftahl, wurden 
dem Blutbanne, ver höhern Gerichtöbarfeit zugemiefene Straffälle. Ie mehr in Deutſchland die 
Anſicht von der Nothwendigkeit Öffentlicher Strafen ven Sieg davontrug, deſto mehr mußte id 
die Klaffe ver mit folhen Strafen bedrohten Verbrechen im Gegenfage zu denen vergrößern, 
welche im ältern Sinne durch Geldbußen, durch compositio fih abbüßen ließen. Die ſchweren 
Verbrechen, welde man mit den Ausprüden Miſſethat, Malefizhandel, Ungericht bezeichnete, 
waren nach der Art der zu erfennenden Strafen die Verbrechen an Hald und Sand, bei melden 
die Todesftrafe die ordentlihe Strafe war, und die an Haut und Saar, bei denen die dem Ber: 
urtheilten zugefügte Körperverlegung ſich als eine geringere geftaltete. 

Die geringern Straffälle fielen ald Frevel, Brühe, Rügen, Unzudt ven Eivilgerichten 
und ven unferer Polizei entfprechenden Behörben zu und ließen, mit ®elpftrafen beahndet, ven 
Breiheitöftrafen noch feinen befondern Raum. 

Die Carolina (1532) ſpricht von peinlihen Strafen an Leben, Ehre, Leib oder Gliedern, 
ohne dadurd den Begriff der peinlichen Strafen zu erihöpfen, da 3. B. auch die Landesverwei⸗ 
fung als eine peinlihe Strafe betraditet wurde. Mit dem 16. Jahrhundert begannen die Ge⸗ 
fängnißftrafen häufiger zu werden, deren bald verfchiedene Arten entflanden. Die fürzern, nicht 
eine gewiſſe Zeitvauer überfchreitenden Gefangnißftrafen ſowie die Geld: und geringen Körper: 
ftrafen verblieben gemeinhin den Lokal- und untern Gerichten, wogegen die Gompetenz in ben 
eigentlihen peinlihen Sachen, der Miffethat im weitern Sinne, deren Beftrafung aud durch 
längere Freiheitsſtrafen nad; den Umftänden erfolgte, ven höhern Randesgerichten zufiel. 

Ehe wir und mit der gegenwärtigen Sachlage in Betreff der deutfchen Freibeitäftrafen etwas 
näher beihäftigen, wollen wir in Beziehung auf dieſe noch Frankreichs gebenfen, und zwar um 
fo mehr, als unfere neuen deutſchen Strafgefeßgebungen unmittelbar und mittelbar vem Code 
penal fo viel auf die Freiheitsſtrafen Ginwirfendes entlehnt haben. 

Frankreich erhielt ih länger als Deutfchland bei der Anwendung harter und graufamer 
Strafmittel. Die Carolina, hervorgegangen aus einer ihrer Zeit vorausgeeilten humanen 
Anſchauung der Strafbarfeit begangener Verbrechen, melde damals nur bei einem Manne, be: 
gabt mit den Eigenſchaften des Geiftes und Herzens, die bei Schwarzenberg jo hell leudhteten, 
angetroffen werden konnten, hatte in Deutſchland einen überaus wohlthätigen Einfluß auf die 
Strafanwendung gehabt. Das Beftreben dieſes Geſetzbuchs, die Strafe überall mit der Ber: 
ſchuldung in das richtige Verhältniß zu bringen, erzeugte die große Dehnbarkeit ihrer Beftim: 
mungen, welde dem deutſchen Gerihtögebraude bei der Strafzumeflung fo weite Grenzen 
geftattete und allmählich den Strafen ven Gharafter ver Graufamkeit und Barbarei benabm. 

In Franfreih hatte die Eriminalordnung Ludwig's XIV. vom Jahre 1670 noch völlig ven 
Geiſt mittelalterliher Härte. Wir finden in ihr die verfchiedenfte Anwendung der Todesſtrafe, 
die lebenslängliche Galerenftrafe, die Folter mit allen ihren Greueln, die zeitige Galerenftrafe, 
die Zühtigung mit der Peitſche, die Geldbuße, Die zeitige Berbannungund den richterlichen Ber: 
weis, und ald Beiwerke diefer Hauptftrafen die Nebenftrafen des Prangers, des Halseifens, die 
Bermögensentziehung, inöbefondere aber die Brandmarkung in weiter Ausdehnung. 
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Der Anfang der Revolution im Jahre 1789 fand Frankreich noch in den Banden biefer 
Härten der Vorzeit, welche jih um fo ſchroffer herausftellten, als die Praxis überaus leihtfertig 
mit dem Gebraudye der Folter umging, die Procepformen einer großen Willfür unterlagen und 
die Servilität der Richter einen ziemlich hohen Grad erreichte. 

Bei der Einberufung der Generalftände Hatte Ludwig XVI. die Reform des Gtraf- 
rechts als eine durchaus nothwendige bezeichnet, und ſchon im Jahre 1791 machte jie der Code 
dieſes Jahres zu einer Wahrheit. Die qualificirten Todesſtrafen aller Artwicheneiner einfachen, 
durch die Guillotine zu vollſtreckenden, die beftandenen vielfachen körperlichen Zwaugsmittel wur⸗ 
den durch ein Syſtem der Freiheitäftrafen erſetzt, welches diefelben nach ihrer Schwere verfchieden 
abflufte und in diefen Gradationen ven der Steafgerechtigkeit entiprechenden Ausdruck zu finden 
ſich beftrebte. 

Außer der Todesſtrafe kannte der Code penal von 1791 die nachſtehenden, theilmeife mit 
dem Pranger verbundenen Strafen: 1) die peine des fers, oder die Zwangsarbeit in verſchloſ⸗ 
fernen Räumen ver Häfen und Arfenale oder in Freien, bei Entwäjlerungen, Ranalbauten und 
in Bergwerfen. Der Verurtheilte mußte an feinen Füßen eine eiferne Kanonenkugel ſchlep⸗ 
pen. Die Frauen waren hiervon befreit und arbeiteten nur im Innern von Gebäuden. Die - 
Eifenftrafe war ftetd eine temporäre. 2) La gene, eine Einzelhaft an einem nicht dunkeln Orte, 
ohne Feſſeln, aber nur bei Wafler und Brot, welche Koft nur aus den Überfhüflen des eigenen 
Arbeitdverdienſtes verbeffert werden durfte. Die Dauer diefer Strafe follte 20 Jahre nicht 
überfteigen. 3) Die detention in einen befonders dazu beftimmten Gefängnißgebäube. Die 
Berurtheilten fonnten einzeln oder nach ihrer Wahl auch gemeinfhaftli arbeiten, fie waren 
wegen ihrer Beföftigung den in der göne befindlichen gleichgeftellt und ihre Strafe währte hoöͤch⸗ 
ſtens ſechs Jahre. 4) Die deportation nad) einem Orte, dejlen nähere Beftimmung nod einem 
beſondern Gejege vorbehalten blieb. An diefe Strafen ſchloß fid) die degradation civique und 
der Berluft ver bürgerlihen Ehrenrechte ald eine felbftändige Strafe an. 

Außer diejen peines afflictives et infamantes bildeten die zuchtpolizeilichen Strafen, die 
peines correctionelles, nämlih dad emprisonnement, die eigentlihe Gefängnifftrafe, und 
die amende, die Geldſtrafe, einen zweiten Kreis der Strafmittel. Der Code penal vom 
25. Oct. 1795 behielt diefe Strafen bei, ließ jedoch die Deportation ald die zunächft ſchwere 
gleich der Todesftrafe folgen. Auch Napoleon fonderte in feinem Code penal von 1810 die 
Strafen en matiere criminelle von denen en matiöre correctionelle. Die erftern find 
entweder peinlich und entehrend, oder nur legtered. Die peines afflictives et infamantes find 
die Todesftrafe, die travaux forces a perp6tuite, die Deportation, die travaux forces à temps 
und diereclusion. Dieſe Strafen konnten in den gefeglich bezeichneten Fällen durch Die marque 
(Brandmarfung, bei den travaux forc6s mit den Initialen T. F.) und durch bie confiscation 
gönerale.ded Vermögens verfhärft werden, bid das Geſetz vom 28. April 1832 dieje Verſchär⸗ 
fungen aufhob. Als ein neues Strafmittel {hob dieſes Gefeg zwiſchen die lebenslängliche und 
zeitliche Strafarbeit die Detention ein. Von den drei peines infamantes des Code penal, dem 
carcan (Halseifen), vem bannissement (der Verbannung) und ber degradation civique be⸗ 
bielt dad erwähnte Gefeg nur die beiden legtern bei. 

Die no unverändert fortbeftehenvden peines correctionelles des Gode find dad empri- 
sonnement à temps in einem Gorrectiondhaufe, die interdiction à temps gewiſſer Eivil: und 
Bamilienrechte und die Geldbuße. Sowol bei den criminellen ald correstionellen Strafen ift die 
lebenslängliche Stellung unter Bolizeiauffiht eine Nebenftrafe. 

Es find Hier nur die Freiheitöftrafen, mit welchen wir und zu befchäftigen haben. Als die 
fchwerfte diefer Strafen tritt die lebenslängliche Zwangsarbeit hervor und zwifchen ihr und der 
temporären Zwangsarbeit liegend die Deportation. Die neuere Strafgefeggebung Frankreichs 
hat diefe drei Strafarten in einen fo genauen Zufammenhang miteinander gebracht, daß fie 
einer gemeinfamen Beſprechung bebürfen. 

Obgleich Frankreichs Flotten zu Anfange diefes Jahrhunderts nah und nad und mit ihnen 
auch zeitweife feine Golonien verloren gegangen waren, behielt Napoleon doch die den Beſitz der 
legtern voraudfegende Deportation ald ein politifhes Strafmittel bei, fo wie es die Geſetzgebung 
der Revolution geitattet hatte. Er verorbnete: „La peine de la deportation consistera à ätre 
transport& et a demeurer a perpötuit& dans un lieu, delermine par le gouvernement, 
hors du territoire continental de la France.” Schon ein Gejeg vom 17. Jan. 1799 hatte die 
Deportation in Ermangelung eined geeigneten Deportationdorts in eine Detention auf den 
Infeln RE und Dleron verwandelt und dad Gefeg von 10. März 1807 ein unter dem Namen 
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Chartreuſe de Pierre ChHätel bekanntes Gefängnig im Aindepartement zum Deportationsort: 
auderjehen. 

= untergeorbnete Bedeutung, melde bis dahin die Deportation nur zu erlangen ver: 
mocht hatte, rief unter der Reſtauration bereits dad Verlangen hervor, daß dieſelbe aber: 
fchafft werde, doch lehnte am 27. März 1819 die Pairdfammer einen hierauf geridhteter 
Antrag ab. Auch) die Julimonardie beftimmte nod feinen Strafort hors du territoire conti- 
nental, vielmehr erhielt Art. 17 des Code in dem Gejege vom 28. April 1832 und ker 
Novelle vom 9. Sept. 1835 die Faffung „Tant qu'il n'aura pas été établi un lieu de depor- 
tation,, le condamne& subira à perpötuite la peine de la detention, soit dans une prison du 
royaume, soit dans une prison située hors du territoire continental.” 

Als der Art. 5 der Verfaffung von 1848 die Todesſtrafe für politifhe Verbrechen as: 
Schaffte, welche das Gefeg vom 10. Juni 1853 für den Fall der im Art. 86 erwähnten rn 
verrätherifchen Attentate wiederherftellte, fielen die bisher mit dem Tode bedrohten Verbrechen 
der Deportationöftvafe zu. Das Gefeg vom 8. Juni 1850 zog demnähft, abgeftuft in zwe | 
Graden, die Deportation als politiſches Strafmittel in den Kreis der Freiheitsſtrafen. | 

Die Deportation erften Grades umfaßte die Fälle, in denen bis 1848 die Todesſtrafe ange 
droht geweſen war. In diefen jollte fie dans une enceinte fortifige über See vollftredit werden 
Die Deportation zweiten Grades (deportation simple) begriff die ehemald tobesmwürbigen | 
Verbrechen, wenn mildernde Umftände ald vorhanden angenommen wurden, und Die jhon in 
Code penal mit der Deportation bedrohten Straffälle. Für diefen Deportationdgrad war e# de 
Infel Nukahiwa, für ven erften die Infel Tahuata, beide zu dev Gruppe ver Marquefasinfe 
gehörig, welde man zum Straforte beftimmt hatte. + Tahuata ift nie als folder benugt worden, 
Nukahiwa hat nur zum Aufenthalte einiger Deportirter gebient, die dem Staate einen Auf: 
wand von 150000 Fr. verurjadht haben. 

Die politifche Deportation in dem Sinne des Code penal und des Geſetzes vom 8. Juni 
1850 ift eine lebenslängliche Freiheitäftrafe, beftehend in einem nothwendigen Aufenthalte an 
einem entfernten überjeeifchen Orte ohne Arbeitszwang. 

Der Code penal verband fowol mit der lebendlänglihen Zwangsarbeit ald mit der Depor⸗ 
tation den bürgerliden Tod (mort civile) oder den Verluſt aller bürgerlihen Rechte. Das 
Geſetz vom 8. Junt 1850 hob ihn in Betreff ver Deportation und das Gefeg vom 31. Mai 
1854 überhaupt auf. Damit man fih jedoch auf der Bahn des Fortſchritts nicht zu weit trei- 
ben laſſe, fubftituirte dad letztgedachte Gefeg dem mort civile die vermögendrechtliche Bevor: 
mundung (interdiction legale) und die vorgedadjte degradation civique. | 

Außer diefer politifchen Deportation kennt dad gegenwärtige franzöfiihe Strafrecht aber 
noch die Freiheitäftrafe der Transportation. Diefe hat einen colonifatorifhen Nebenziwed, ei | 
ift der Arbeitszwang mit ihr verbunden, und jie kann ſowol lebenslänglich als zeitlich fein, | 
melche drei Kriterien fie von der Deportation unterſcheiden. 

Die Juntinfurrection des Jahres 1848 rief diefe Transportation in das Leben. Die Natie— 
nalverfammlung becretirte am 27. Juni 1848: „Seront transport par mesure de sürete 
generale dans les possessions frangaises d’outre-mer, autres que celles de la Medi- 
terrande, les individus actuellement detenus, qui seront reconnus avoir pris part à l'in- 
surrection des 23. Juin et jours suivantes.’ 

Diefe Transportirten wurden zunächſt nad) ver Inſel Belle-Isle an der franzöfiichen Nord 
füfte, fpäter nad dem Gefege vom 22. Jan. 1850 nad Algerien gebradit, wo fie in einem 
etablissement disciplinaire in der Provinz Konftantine zur Zwangsarbeit angehalten mur- 
den. Die Infurrection, welche dem Staatöftreihe vom 2. Dec. 1851 folgte, gab neue Trank: 
portationdcandidaten, für welche Cayenne im franzöfiihen Guiana, an der Oftfüfle Sur 
amerifad belegen, zum Transportationsorte beftimmt wurde. Die weniger Gompromittirtze 
wurden jedoch nad) Algier gejandt oder auch mit leichtern Strafen belegt. Wegen des mangel⸗ 
haften etat de casernement wurbe nad) einem Decrete vom 23. Dec. 1853 jedoch die Trans: 
portation nad Bayenne ausgeſetzt und erft nad) einem Decrete vom 5. Dec. 1855 wieder auf: 
genommen. 

Inzwiſchen hafte die Freiheitsſtrafe der travaux forces in ihrer Bollftrefung die mefent- 
lichfte Veränderung erfahren. Nah Art. 15 ded Code penal follen die zu ihnen verurtheilten 
Männer zu den travaux les plus-penibles verwendet werden. Es heißt im Gefege weiter: „Is 
traineront a leur pieds un boulet, ou seront attach6s deux à deux avec une chaine, 
lorsque la nature du travail, auquel ils seront employes, le permettra.” Die zur Zwang: 
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arbeit verurtheilten Weiber (Art. 16) werden im Innern eined maison de force bejchäftigt. 
Die Dauer der zeitlihen Zwangsarbeit liegt (Art. 19) zwiſchen 5 und 20 Jahren. 
Der Code penal geht mit den travaux forees in einer Weife verfchwenderijch um, daß man 
im dieſer Verſchwendung fehr wohl den Schwerpunkt der jo bekannten Härte dieſes Strafgeſetzes 
zu ſuchen hat. In dieſer Strafart und in der maßloſen Anwendung der Todesſtrafe, in der mit 
den peines afflictives unzertrennlich verbundenen lebenslänglichen Ehrloſigkeit und in der 
gleichfalls nur mit dem Tode endenden Polizeiauffiht treten vorzugsweife die Grundfäge der 
craffeften Abſchreckungstheorie in die Erfcheinung, von welchen geleitet Napoleon auch die Straf: 
gewalt ſich zur Aufredthaltung feiner unbefhränften Herrſchaft über die Franzofen dauernd 
dienftbar zu machen beabfihtigte. Es war die klare, kurze, geiftreiche und elegante Faſſung, 
die der Code penal feinen Strafbeſtimmungen, ſich fernhaltend von allen Definitionen und 
Beigaben der Doctrin, zu geben mußte, welche jo viele für dieſes Gefegbud einnahm und ihm 
leider aud in Deutihland jo zahlreiche Verehrer und Nahahmer zugeführt hat. Die Strenge 
des Strafgefeged bildete in der Julirevolution eine fehr erhebliche Beſchwerde gegen das bis: 
herige Staatöregiment, und ed rief diefe eine Revifion des Code penal hervor, deren Refultate 
in dem Gejege vom 28. April 1832 niedergelegt wurden. Außer manden Verbefferungen im 
Eleinen war es eine durchgreifende Mafregel, die Einführung des Syſtems der circonstances 
attenuantes, welde dem Üibelftande abhelfen follte. Der neue Art. 463 des Code ftellte e8 in 
daß freie Ermeffen der Gefhmorenen und, wo diefe nicht mitwirften, des Gerichtähofs, das Vor: 
Handenjein mildernder Umftände zugleich mit vem Schuldig audzufprehen. Geſchieht dies, dann 
wird dadurch der Gerichtähof verpflichtet, wenigftend um einen Grab mit der Strafe herabzu: 
gehen, nad Befinden jie aber auch um zwei Grade berabzufegen, 3. B. ftatt der gefeglichen 
Todeöftrafe auf die lebenslängliche oder auch nur auf die zeitliche Zwangsarbeit zu erfennen. 
Es war indbejondere Ludwig Philipp’3 Abneigung gegen die Todesftrafe, welcher das in Rede 
ftehende Syſtem feine Eriftenz verdankt. Es find gegenwärtig ungefähr 70 Proc. aller Verur— 
teilten, über welche dieſes Syſtem feine Wohlthat erſtreckt, ſodaß nur 30 Proc. der Verurtheil- 
ten von der vollen Strafe betroffen werden. Deſſenungeachtet blieb die Freiheitäftrafe der 
Zwangsarbeit in $ranfreid eine nur zu oft angewendete. Auf Lebendzeit wurde fie in den Jah— 
ren 1851—57 noch bezüglich in240, 243, 252, 227, 228, 248 und 205 Fällen, als zeitliche 
Strafe aber bezüglich in 1031, 1142, 1274, 1377, 1130, 1051 und 993 Fällen erfannt. Es 
wurden jo in dieſen Jahren bezüglich 27, 26, 28, 28, 28, 30 und 27 Proc. aller Berurtheil: 
ten ®) mit den travaux forces belegt. 

Wie jhon die peine des fers, wurde an ven Männern die Zwangsarbeit in den Bagnos 
der franzöſiſchen Seehäfen Breft, Rochefort, Toulon und Lorient vollftredt, welche fhon 1748 
an die Stelle ver frühern Galeren getreten war. Obgleich im Sinne des Geſetzes die ſchwerſte 
Freiheitäftrafe, war fie e8 in der That für diejenigen nicht, welche jich mit der ihr anklebenden 
befondern Ghrenrührigfeit verfühnt hatten. Der Aufenthalt in den Bagnos wurde von vielen 
dem in den unjern Zudthäufern entſprechenden maisons centrales vorgezogen. Die Arbeit 
im Freien unter einem ſehr milden Himmel, die Leichtigkeit, jih mit den Schickſalsgenoſſen 
zwanglos zu unterhalten, dad Zufammenarbeiten mit freien Arbeitern, die Verwendung gebil⸗ 
deter Sträflinge in den Bureaur und bie günflige Lage, melde ſich der geſchickte Arbeiter zu 
verſchaffen vermochte, machten die Eriftenz in ven Bagnos zu einer erträglidien. Schon die 
Aufrehthaltung des Schweiggebotd in ven Gentralgefängniflen machte den Aufenthalt in 
diejen zu einem läftigern. Auch die Sterblichkeit betrug in den Bagnos durchſchnittlich nur 
3,84 Proc. jährlich, wogegen fie in den maisons centrales ſich auf 5,55 Proe. belief, ſodaß auch 
in dieſer Beziehung die Bagnos Feine befonders abſchreckende Wirkung äußerten. 

Die jahrelangen Beftrebungen nit nur um das Gefängnißweſen verdienter Männer, von 
welden wir hier nur Berenger, Lucas, Tocqueville, Lelut und Ferrus nennen wollen, durch die 
Verbefferung des Gefängnißweſens, namentlich durch bie Einzelhaft (ſ. Gefängnißwefen) 
den vorhandenen Übelftänden abzuhelfen, wurden durch die adminiftrative Gewalt völlig para= 
Iofirt, indem eine Minifterialbeftimmung vom 17. Aug. 1853 das ganze Syftem der Einzel- 
haft, zu deſſen allgemeiner Einführung bereitd durch Bauten und fonftige Ginrihtungen die 
erheblihften Vorarbeiten gemadt waren, verwarf. Es lag in der für die dermalige Stantöre- 
gierung Franfreihs vorhandenen Nothwendigkeit, zu ihrer Aufrehthaltung ähnliche Mittel 


5) Es war deren Verurtheilung wegen crimes, Verbrechen, im Gegenſatze zu den delits, Ber: 
gehen, und contraventions, Übertretungen, erfolgt. 
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nicht zu ſcheuen, wie Die waren, welche man zur Befeſtigung des erſten Kaiſerthums angewende 
hatte. Man wollte wenigſtens in den ſchwerern Fällen die dem Geſetze verfallenen Individun 
nicht allein ſtrafen, man wollte fie auch als gefährliche Stoffe für die beſtehende Regierung au: 
fondern von den übrigen für immerbar, fie weit über pad Meer jhaffen ohne Ausſicht auf Rid 
kehr und jo dem Strafgefege einen Nahorud verleihen, welder im Bunde mit einer jold« 
draftifhen Abſchreckung jeve feiner Verlegungen einem wahnfinnigen Unternehmen gleicht 
ftellen geeignet wäre. 

Das Deeret vom 27. März 1852, deſſen wir ſchon in dem Art. Deportation gevasır 
verordnete die Räumung der Bagnos. Die Zwangsarbeit ver Sträflinge follte durd Cult. 
arbeit, Rodungen, Entholzungen und andere allgemein nüglihe Thätigkeit in Guiana erie 
werden. Wir haben in dem gedachten Artikel fhon gefehen, wie man der Entfernung x 
Sträflinge den Schein einer freiwillig erwählten zu geben verjuchte. 

In der Form einer neuen Vollfiredungsart der vorhandenen Strafe der Zwangsurkr 
ſchuf man eine ganz neue härtere Freiheitäftrafe. Die Sträflinge, welche nach den Verſprehun 
gen des Decretö vom 27. März 1852 fi hatten transportiren laflen, erfannten ſehr balı, ni 
dad Wegfallen ded Aneinanverfettend, des Kugelichleppend und die Ausjicht auf dereiniw 
Landverleihung und auf das Nachkommenlaſſen ihrer Familien und anderes zu hart ertaf 
werde durch den zwangsweiſen lebenslänglihen Aufenthalt in der Golonie für Die, melde ik 
acht Jahre Strafe zu verbüßen hatten, und des gleichen Aufenthalts von der Dauer bererlittne 
Strafe nah deren Verbüßung für die auf fürzere Zeit Verurtheilten. Sie erkannten, wi 
Guiana, welches, ganz in ver heißen Zone belegen, an feinen Küften durch weit in dad Inner 
reihende Sumpfſtrecken ausgezeichnet ift, deren miasmatifche Ausdünſtungen nach der ſechs Re 
nate währenden Regenzeit ven faft fihern Tod dringende Fieber erzeugen, feine Colonijation: 
zwecke beförbere, jondern nur dazu beflimmt fei, ihr baldiges Grab zu werden. Man mupte ve 
abſchreckenden Wirkungen Guianas, weldes man treffend die colonie mortuaire nannte, ſe 
tend der Negierung eine Repreſſion entgegenftellen, indem man die gedachte Freiwilligkeit 
dem Gefege vom 30. Mai 1854 völlig befeitigte. Dies Gefeg sur l’execution de la peir 
des travaux forces fagte in Art. 1 mit bürren Worten: „La peine des travaux forces se 
subie ä l’avenir dans les etablissements cre&s par decrets de l’empereur sur le terrilu 
d’une ou de plusieurs possessions frandaises, autres que FAlgerie.“ 

Cayenne blieb das Ziel ver Transportation mit allen feinen Schrecken, hier hoffte me 
den Zwecken des Gefeged, der Abſchreckung und der Sicherung‘), am beften zu entſprettn 
und man muß auch dieſe Zwecke in der That im hohen Grad erreichen, da Die Strafe dut 
ihre Volfftredung in Guiana in die Reihe der qualificirten Todeöſtrafen getreten if 1 
fo nicht allein abſchreckt und jihert, fondern auch vernichtet. Graufam ift es, daß man die Verur⸗ 
theilten, 1320 Seemeilen von Breft entfernt, nicht allein ben Sumpffiebern opfert, jowdern® 
noch vor ihrem Übergange in dad Land der ewigen Freiheit felbft derjenigen Erleichttungen 
ihrer Lage und Bequemlichfeiten beraubt, ohne welche für den Europäer ver ftete Auferihlt 
ber heißen Zone zu einem völlig unerträglichen wird. 

Bis zum 1. Jan. 1854 waren aus den Bagnos ſchon 8000 forgats nad Guiana aba 
gen. Diefen find in den Jahren 1854—56 4366 neue Berurtheilungen binzugef!" 
Waren bis zum 1. Jan. 1857 von dieſen Unglücklichen auch nur 3000 nach Cayenne gebi" 
fo waren doch im ganzen bereitd 11000 dorthin gelangt. Davon lebten nad amtlichen AR“ 
ben an dem ebengedachten Tage aber nur 3358, ſodaß bereits 7642 oder 69 Proc, ber Ira 
portirten verftorben waren. Die 3000 forgats, welche ſich zuerft freiwillig trandportiven ließ" 
waren 1857 bereits bis auf 400 zufammengefhmolzen. Nad den neueften officiellen Mittb} 
lungen waren nur nod 3065 Verurtheilte in Guiana. Seit 1855 hat aud die Trandpr 
tation der politifchen Verbrecher nah Guiana wieder begonnen. Gie jind wie bie forga 
dem Arbeitögwange, der Militärgerichtöbarfeit und den Militärgefegen nad; dem Decrete dom 
29. Aug. 1855 unterworfen worden. 5 

Wir werden fpäter jehen, wie wenig eine Freiheitöftrafe den Anforderungen des Deilt 
rungs zwecks der Strafe entfpricht, welche in einer Weife vollſtreckt wird, mie Died gegenmärig 
mit ber ber travaux forc6s geſchieht. Die dieſer zunächſt fiehende Freiheitsſtrafe ift die der Oe 


tention. Es find nur die politifhen Verbrechen, deren die Art. 78, 81 und 89 des Code pen! 





6) Auf den Zweck der Befferung war hierbei feine befondere Rüdficht genommen. 
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gedenken, welche mit ihr bedroht ſind. Jeder zur Detention Verurtheilte ſoll nach Art. 20 in 
einer Feſtung des Feſtlandes feinen zwangsweiſen Aufenthalt erhalten; „il sera renfermé dans 
l'une des forteresses”, ſagt das Geſetz und bemerkt weiter: „il communiquera avec les per- 
sonnes placées dans l'interieur du lieu de la délention ou avec cettes du dehors, con- 
formement aux röglements de police etablis par une ordonnance du roi.“ 

Die geringfte Dauer diefer Strafen beträgt 5, die längfte 20 Jahre (Art. 33). Diele 
Strafe fteht mit dem bannissement, der Landesverweiſung, infofern in Verbindung, als ihr 
derjenige unterliegt, weldher vor dem Ablaufe der Verbannungdzeit, welde auf 5—10 Jahre 
erfannt werben kann, nad Frankreich zurückkehrt. 

Wir werden die Detention bei der deutjchen Feftungsftrafe wiederfinden. Auf diefelbe fo 
wie auf dad bannissement wird nur in ſehr feltenen Fällen das Urtheil gerichtet. . 

Die auf die Detention folgende Freiheitsſtrafe ift die der Neclufion, welche im weſentlichen 
mit der deutſchen Zuchthausſtrafe zufammenfällt. Art. 21 des Code beftimmt über biejelbe: 
„Tout individue de l!’un ou l'autre sexe, condamne ä la peine de la reclusion, sera ren- 
ferm& dans une maison de force et employé ä des travaux dont le produit pourra &tre 
en partie applique à son profit, ainsi qu'il sera r&gl& par le gouvernement.” Die Dauer 
diejer Strafe ift wenigftend 5 und höchſtens 10 Jahre. 

Die Strafe der travaux forces, welhe gegen Frauen erfannt wird, wird inbenfelben Straf: 
anftalten wie die Reclufion vollftredt, ebenjo verwandelt fich die Zwangsarbeit in die Strafe 
der Reclufion, wenn der zu Berurtheilende das fechzigfte Lebensjahr vollendet hat. 

Bei der Necluiion ſowol als bei der Zwangsarbeit tritt die einzige dem franzöjiichen Straf: 
gefege befannte Dualification der Freiheitäftrafe, die einftündige exposition publique ein. 
Bei dieſer Ausftellung befinvet jih über dem Kopfe des Verurtheilten eine Schrift, welde in 
großen und leöbaren Charakteren Namen, Stand, Wohnort und Verbrechen deſſelben bezeich: 
net. Bei no nit adhtzehnjährigen oder über fiebzigjährigen Verbrehern muß diefe Aus: 
ftellung unterbleiben, und bei denen, welche ich nicht im Rückfalle befinden und nicht lebenslang 
verurtheilt jind, kann dieſelbe unterbleiben. 

Diefed Überbleibſel mittelalterlicher, ver Abſchreckung huldigender Strafmittel hätte füglich 
1832 mit dem carcan (Haldeifen) aus der Reihe der Strafmittel verſchwinden follen, unter 
denen man gern die förperlihe Züchtigung vermißt, weldhe ſchon die Revolution befeitigt hatte. 
Auf die Strafe ver Recluſion wird durchſchnittlich jährlich taufendmal erfannt; fle wird in den 
maisons centrales de force et de correction vollitredt. 

Die leichtefte der Freiheitöftrafen ift dad emprissonnement, die Gefängnißftrafe, welche in 
ihrer fürzeften Dauer ſechs Tage und in ihrer längften fünf Jahre währen kann. Die zu ihr 
Berurtheilten befinden fi in einem Gorrectiondhaufe und werden nad ihrer Wahl mit einer 
der in denfelben üblichen Arbeiten befchäftigt. Bei Nüdfällen und font in einzelnen Fällen 
fann die Strafzeit bis zu zehn Jahren hinaufgehen, bei ver Annahme mildernder Umftände 
aber auch unter ſechs Tage heruntergehen und in Saden der simple police nur 1—3 Tage 
betragen. 

Man erhält ein Bild von dem Umfange der franzöſiſchen Gefängnißftrafen, wenn man die 
Zahlenverhältniffe ded Jahres 1857 beifpieldweife überblidt. Es wurde in diefem Jahre von 
den Aſſiſen 2108 mal und von den correctionellen Gerichten 87268 mal auf emprissonne- 
ment erfannt, von den Friedensrihtern 30742 mal. In der Präventivhaft befanden jih 1857 
zufammen 66626 Individuen. 

Englands Freiheitsſtrafen find zu eng verbunden mit feinen Gefängnißeinrichtungen, ald 
daß beide fi) angemeffen trennen ließen, weshalb wir ihrer exit in vem Art, Gefängnißwefen 
näher gevenfen werben. 

Wir wenden und nad) Deutſchland zurück, welches wir verließen, als jid) die Freiheitsſtrafen 
zwifhen ven Todes: und Körperftrafen als gleichberehtigte Strafarten die Bahn zu brechen 
begonnen hatten. In Hunderte von felbftändigen oder doch nad immer größerer Selbftändig- 
feit firebenden Territorien zerfplittert, geftalteten ſich die Freiheitsſtrafen in dieſen auf die ver- 
ſchiedenſte Weile. Das immermehr fi verbreitende Nömifche Recht übertrug auch in Bezie: 
bung auf Strafrecht und Strafverfahren vielfach feine Elemente auf Deutſchland und ließ dieſe 
mit dem deutſchen Rechtsbewußtſein nicht felten in Streit gerathen. Namentlih erhob fid 
Streit darüber, in welchem Umfange die nicht mit der peinlihen Gerihtäbarfeit verfehenen 
Obrigfeiten Freiheitäftrafen zu verhängen befugt erfhienen. Es liegt nicht in unſerm Zwecke, 

Staats-Rerifon. V. 42 
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geſchichtlich den Gang zu verfolgen, welchen die Freiheitsſtrafen Deutſchlands genommen haben, 
um zu dem Ziele zu gelangen, an welchem fie ih gegenwärtig befinden. 

Die Strafen der Vergangenheit und mehr oder weniger auch noch die der Gegenwart find 
aus einem Straffofteme hervorgegangen, welches von falfhen Vorftellungen von dem Zweck 
der Strafen beherrfcht wurde. Anfänglich vermeinte man in der Abfhrefung von der Ber: 
legung des Strafgefsged dur die Qualen, welche man dem Miffethäter zufügte und welche auch 
noch dem ihm zu gebenden Todesſtoße vorhergingen, durch die Scheußlichfeit der Gefängniſſe, 
die Belaftung des Verbrechers mit Ketten und Banden, feine öffentliche Schauftellung, die ibn 
ſtets begleitende Peitſche des Zuchtmeiſters bei jeinen Beihäftigungen außerhalb des Kerfers 
und Ahnliches ven Strafzwed zu erreihen. Man glaubte durch ſolche Graujamfeiten, in deren 
Häufung und ftetd neuen Erfindung man ſich beionders gefiel, feinen Zwed, ven Verbrecher von 
der Wiederholung des Verbrechens, fofern man ihm dieſe durch feinen Tod nit unmöglich 
machte, abzuhalten, vornehmlid aber andere von einer gleihen Unthat abzufchreden, am beften 

‚zu erreihen. Allmählich ift an die Stelle diefer irrigen Anfhauungen eine beſſere Erkenntniß 
der wahren Aufgabe des Strafrechts getreten. Gründlichere Forſchungen über die menihlide 
Natur und eine größere Achtung der Menſchenwürde auch in den Verbrecher haben die völlige 
Haltlojigfeit der frühern Anjiht von dem Berufe der Strafen bereitd in ein helles Lit geftellt. 
Mittermaier ”), der würdige Vorkämpfer für die Anerkennung eines edlern Zwecks der Strafe, 
fpricht ji über die Wirkſamkeit verfelben dahin aus: „Weder die rohe Auffaffung von ver 
Abſchreckung durch die Zufügung der Strafe, noch die feinere Abſchreckungstheorie, die im Sinne 
von Bentham und Feuerbach alled auf die Drohung der Strafe baut ®), fann ald befriedigen» 
betrachtet werben. Aber auch die myſtiſche VWorftellung von der Strafe ald einer Sühne oder 
ald Mittel der Austilgung des Vergangenen oder als eined Actes ver Gerechtigkeit in einer 
Nahbildung der göttlihen Gerechtigkeit muß von ter prüfenden Vernunft verworfen werben. 
Die Macht der Wahrheit hat immermehr darin ſich geltend gemacht, dag man die Beilerung des 
Verbrechers, wenigftend die Befferung der zur Breiheitöftrafe Verurtheilten ald die Idee erkennt, 
welche den Geſetzgeber leiten muß.‘ 

Da wir ed hier nur mit den Freibeitöftrafen zu thun Haben, fo können wir füglih davon 
Abſtand nehmen, zu unterfuhen, ob durch die Strafen überhaupt der Beſſerungszweck derjelben 
ſich durchgreifend erreichen laffe. Und fann und muß es genügen darzuthun, daß der Werth oder 
Unwerth einer Freiheitäftrafe im genaueften Zuſammenhange mit ihrer Förderung oder ihrer 
Beeinträchtigung dieſes Beſſerungszwecks fteht, und daß eine Freiheitäftrafe nur dann ihre 
Beftimmung erfüllt, wenn ihre Vollſtreckung den Verbrecher nit nur nidt verſchlechtert, ſon— 
dern au ihm in jeder Weife die Gelegenheit darbietet, ji zu beifern, oder mit andern 
Worten, gute rehtihaffene Gefinnungen wieder in fi aufzunehmen und durd die Erwerbung 
nügliher Kenntniffe fein meitered Fortkommen in der bürgerlihen Geſellſchaft ſich zu ſichern. 
Alle Freiheitöftrafen, welche, mit dieſer Wage gewogen, ſich nicht als gewichtig zeigen, werden 
ung ald verwerflihe erfcheinen müflen, und zwar dies um fo mehr, je entfernter das, was fie zu 
bewirfen vermögen, von dem Ziele liegt, welches wir ald das allein richtige anerkennen. 

Wir haben abfihtlic zuerft und näher mit Frankreich beſchäftigt, um von vornherein den 
Beweis zu führen, namentlich durch die Schilderung der Freiheitäftrafe der travaux forces, wie 
wenig die auf den Säulen der Abſchreckungstheorie ruhenden Strafen dazu geeignet erfcheinen, 
die Beſſerung des Verbrechers herbeizuführen. Wir ſahen, wie man Taufendein Guiana einem 
faft jihern Tode zuführte, aus melden eine zwedmäßige Behandlung während der Strafzeit 
nüglihe Staatsbürger zu erziehen geeignet gewejen wäre, wie man, um fich diefer Mühe zu 
überheben und nebenbei politifche Abfihten zu erreihen, Menſchenleben vergeudete?) und unend: 
liches Elend bereitete, und erfannten an dieſem Beijpiele, wie eine Freibeitäftrafe nicht beſchaf— 
fen fein darf, wenn fie ihren Zweck erfüllen fol. Wir gelangen zu den einzelnen Arten der 
deutſchen Freiheitäftrafen und faſſen hier zuerft die Kerfer:, Ketten= und Zudthaudftrafe als 
die nach den verſchiedenen Geſetzgebungen ſchwerſten derfelben ins Auge. 


7) Die Gefängnißverbefferung —— 1858), ©. 1. 

8) Die fogenannte Theorie des pſychologiſchen Zwangs. 

9) Man flieht aus Holgendorff Schrift, Die Deportation als Strafmittel (Leipzig 1859), S. 397 fg... 
das in Guiana von der Förderung des Golonifationszweds durch die Transportirten auch nicht entfernt 
die Rede ift; ihr flellt fich fchon das baldige Sicchthum der legtern entgegen, auch ift der Guropäer 
zu anftrengenden Arbeiten unter bem freien Himmel der heigen Zone wenig geeignet. 
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ſterreichs Strafgeſetzbuch vom 3. Sept. 1803 ſtellt, ſoviel uns bekannt, zuerſt die ver- 
ſchiedenen Freiheitsſtrafen nebeneinander und beſtimmt die Art und Weiſe, in welcher ſie voll— 
ſtreckt werben ſollen. Ältere Strafgeſetzbücher, z. B. das Allgemeine Preußiſche Landrecht von 
1794, hatten ſich damit begnügt, die Zuchthaus-, Feſtungöſtrafe u. ſ. w. im Geſetze anzudrohen, 
das Weitere über die Vollſtreckung dieſer Strafen aber den adminiſtrativen Reglements über— 
laſſen zu fönnen geglaubt. 

ſterreich, welches wie Sranfreich in den jeit der Revolution ergangenen Strafgeiegen der 
fogenannten Dreitheilung der jtrafbaren Handlungen huldigt und Diefein Verbrechen, Vergehen 
und Übertretungen nach ihrer größern oder geringeren Schwere zerfallen läßt, hatte in dem Ge— 
jege von 1803 die Kerferftrafe als die nächſte nach dev Todesſtrafe, ald zweite Strafe des Ver: 
brechens angeoronet. Sie zerfiel nah dem Unterſchiede der Strenge in drei Grade, welde 
als Kerker, ſchwerer und jchwerfter Kerker bezeichnet wurden. In dem erften oder unterften 
Grade des Kerkers wurde der Sträfling ohne Eifen, jedoch eng verwahrt; ed wurde ibm, ab— 
geſehen von der Verabreihung der vorgeſchriebenen Grfangenenfoft, fein anderes Getränf als 
Mailer zugelaffen und mit niemand eine Zufammenfunft ohne Gegenwart ded Gefangenwär: 
terö, auch feine Unterredung in einer dem legtern unverftändlicen Sprade verfluttet. Der 
zur Kerkerftrafe zweiten Grades Verurtheilte ward mit Eiſen an den Füßen angeichmiedet, 
täglich mit einer warmen Speife, jedoch ohne Fleifch genährt, in Anfehung des Lagers auf bloße 
Breter eingeihränft und ihm Feine Unterredung mit Leuten, die nicht unmittelbar mit feiner 
Berwahrung zu thun hatten, geftatter. Die jhwerfle oder die Kerferftrafe des dritten Grades 
beftand darin, daß der Sträfling in einem von aller Gemeinſchaft abgelonverten Kerker, morin 
er jedoch fo viel Licht und Raum als, zur Erhaltung der Gejundheit nöthig, genoß, ſtets mit 
ihweren Eijen an Händen und Füßen und um den Leib mit einem eifernen Ringe, an melden 
er außer der Zeit der Arbeit mit einer Kette angeihloffen ward, verwahrt, nur alle zmei Tage 
mit einer warnen, jedoch feiner Bleifchipeife genährt, die übrigen Tage aber bei Waller und 
Brot gehalten, jein Lager auf bloße Breter eingejhränft und ihn mit niemand eine Zufammen: 
funft ober Unterredung geftattet wurde. 

Da dad Strafgefegbud Oſterreichs vom 27. Mai 1852 von dem jchwerften Kerker Abftand 
genommen hat, jo ift er gegenwärtig nur noch eine geſchichtliche Reminiſcenz. Der Spielberg und 
die Bleidächer Venedig werden nod lange ſolche Stätten aufzumeifen haben, an welchen man 
durch die Vollſtreckung folder Strafen die raffinirteften Oraujamfeiten verübte. Die Kerfer 
des Forts St.:Elmo bei Neapel, welche jih in der neuelten Zeit geöffnet haben, liefern leider 
den Beweis, daß au in der Gegenwart noch ähnliche Marterfanmern bevölkert waren. 

Die jegige Kerkerſtrafe ift entweder Kerfer, ohne Zufag ($. 14), oder ſchwerer Kerker. Das 
harte Lager ift weggefallen, die Beköftigung ift die in den Strafanftalten vorgeichriebene, und 
jelöft dem zu ſchweren Kerker Berurtheilten werden in befondern und wichtigen Fällen Unter: 
redungen mit Leuten, welche nicht unmittelbar mit feiner Verwahrung zu thun haben, geftattet. 

Die Kerkerftrafe ift entweder eine lebendlängliche oder zeitliche, Die Dauer der legtern ($.17) 
liegt zwifchen jehs Monaten und zwanzig Jahren. Mit der Strafe ift ſtets ($. 18) die Anhal- 
tung zur Arbeit verbunden. Die Arbeit ift die in der Anftalt eingeführte, doch wird bei ihrer 
Auswahl auf die bisherige Befhäftigungsweife und die Bildungsftufe des Sträflings thunliche 
Rückſicht genommen. 

Nach dem Gejege von 1803 fonnte die Kerkerſtrafe auch noch durd Anhaltung zur öffent: 
lichen Arbeit (bei Strafen über zehn Jahre auf den Galeren), durch Ausftellung auf der 
Schandbühne, durch Zühtigung mit Stod= und Ruthenhieben, durch Faſten und durch die Lan 
deöverweifung nad ausgeftandener Strafe verfhärft werden. Bei der Ausftellung auf der 
Schandbühne wurde der Verurtbeilte, mit jhweren Eifen an Händen und Füßen geichloflen, 
zwifchen der Wache an einem zur Verſammlung ded Volfed geräumigen Drte, auf einem er: 
höhten Gerüft durch drei aufeinanderfolgende Tage, jedesmal eine Stunde lang, öffentlich zur 
Schau geftellt und fein Verbrechen fowol als die ihm zuerfannte Strafe auf einer ihm vor der 
Bruft hängenden Tafel kurz, deutlich und lesbar angedeutet. 

Aud in diefer Schauftellung, namentlich in ihrer dreimaligen Wiederholung, lag eine rohe 
Härte. Dergleihen öffentlich vollftrecdte Strafen führen gerade zu dem Gegentheil von dem, 
was man durch diefelben bezwedt: fie erwecken Mitleid und Theilnahme mit dem Gepeinig- 
ten und fogar Verachtung gegen eine Strafgemwalt, welche ſich ſolcher Exceſſe ſchuldig mad. 

Das Geſetz von 1852 läßt zwar die Schandbühne wegfallen, wiederholt aber die Schärfun: 
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gen durch Faſten, Anweiſung eines harten Lagers, Anhaltung in Einzelhaft, einfame Ein ſper⸗ 
rung in dunkler Zelle, Züchtigung mit Stock- und Ruthenhieben und Landesverweiſung. Wir 
werben fpäter noch Gelegenheit nehmen, uns über die Verwerflickeit der förperlihen Züchti- 
gung, welde nad; $. 24 des Gefeges von 1852 in höchſtens 30 Streichen 19) beftehen fol, 
und über die der dauernden Feffelung auszuſprechen. 

Mit der Verurteilung wegen eines Verbrechens jind nad $. 26 fg. kraft des Geſetzes 
folgende Wirkungen verbunden: a) die Abnahme aller in- und ausländifchen Orden, Civil— 
und Militärehrenzeihhen ; b) der Verluft aller Öffentlichen Titel, afademijhen Grabe und Wür- 
den und die Entziehung des Rechts, ſolche ohne Bewilligung des Kaiferd neu oder wieder zu 
erlangen; c) die Ausſchließung von der verantwortlichen Redaction periodifher Druckſchriften 
d) der Berluft jedes öffentlichen Amtes oder Dienftes, auch des Lehramts; e) bei Geiftlihen die 
Entfegung von der Pfründe; f) der Verluft des Nichteramts, der Advocatur- und Notariats- 
Befähigung, öffentlicher Agentien und der Parteivertretung vor den Öffentlichen Behörden; 
g) der Berluft aller Benjtonen, Provifionen u. f. w. Der zum ſchweren Kerker oder zur Todes— 
ftrafe verurtheilte Adeliche verliert den Adel, und darf der Verbrecher, folange feine Strafzeit 
dauert, weder unter Lebenden ein für ihn verbindliches Geſchäft ſchließen, noch einen legten 
Willen errichten ; doch bleiben feine frühern Handlungen gültig. 

Der Berluft diefer Ehrenrechte bewegt ſich im mwefentlichen in dem Kreiſe politifcher Befug— 
niffe, ohne in die Privatrechtöverhältniffe, wie wir dies namentlih in Preußen ſehen werden, 
über die Strafzeit hinaus flörend einzugreifen, auch ift ed nur die Strafe des ſchweren Kerfers, 
welche dieſe Verhältniffe berührt. 

Das aus der Nedaction Feuerbach's am 6. Mai 1813 hervorgegangene Strafgefeg für das 
Königreih Baiern entfland zu einer Zeit, wo diefer geiftreihe Criminaliſt ih nod völlig in 
ven Banden der Abjchredungstheorie befand, und wo das neue Königthum in fo nahen Bezie: 
hungen zu Frankreich ftand, daß eine Aufnahme von Elementen des Code penal in das Geſetz⸗ 
buch durch manderlei Nüdjichten geboten wurde. So begegnen wir zunächſt im Art. 7 einer 
getreuen Nachbildung der travaux forcös a perpétuité in der Kettenftrafe, melde ſtets eine 
lebenslängliche ift. Der VerurtHeilte war von dem Augenblid der Rechtskraft des Urtheils bür- 
gerlich todt, fein Vermögen fiel an feine Erben, weldye ihm hieraus den nöthigen Unterhalt zu 
reichen verbunden waren, er fonnte fürder nichts bejigen und für fich nichts erwerben, er konnte 
nicht auftreten vor Gericht, nicht Zeuge fein, war unfähig, eine gültige Ehe zu ſchließen, und feine 
geſchloſſene Ehe löfte fich bürgerlich auf, wie durch feinen natürlicden Tod. 

Don diejen den franzöſiſchen über den mort civile nahgeahmten Beitimmungen befreite bie 
Baiern das Gefeg vom 18. Nov. 1849, ebenjo wie von der Brandmarkung, der Öffentlichen 
Ausftellung und der förperlihen Züchtigung. Hier war die öffentliche Ausftellung wenigften! 
nur eine einmalige einftündige, doch fehlte die auf der Bruft hängende Tafel nicht und die Ver: 
ordnung, daß der Verurtheilte mit feinen Beffeln behangen ven Blicken ver Neugierigen preis- 
gegeben werde. 

Noch jegt foll ver Kettenfträfling beliebig zu Öffentlihen Arbeiten, bei Audtrodnung von 
Sümpfen und Moräften, beim Feftungsbau, in Steinbrüchen u. dgl. gebraudt, in Ermangelung 
folder Arbeiten aber im Zuchthauſe verwahrt und zu den [hwerften Zudthausarbeiten angebal: 
ten werden. Der Sträfling ift an beiden Füßen durch eine lange Kette mit einer ſchweren eifer- 
nen Kugelgefeflelt, feine Kleidung und Nahrung find die der gemeinen Züchtlinge. 1) Mir 
begegnen bier jomit den travaux les plus penibles und dem boulet der Franzofen, doc 
ſcheint dad Zufammenfefleln zweier Sträflinge ſich doch nicht fe recht für eine deutſche Straf: 
anftalt geeignet zu haben. Weibsperfonen, gebrehlihe und ſchwächliche Menfhen und Leute 
über fehzig Jahre, welde zur Kettenftrafe verurtheilt werben, verfhont Art. 9 mit den öffent- 
lien Arbeiten. 

Die bairifche Kettenftrafe ift die einzige deutſche abfolut Tebenslängliche Strafe, außer ihr ift 
nur die Todeöftrafe eine folde. Aber aud dann wird die öſterreichiſche Kerferftrafe fowie die 
fpäter zu erwähnende Zuchthausſtrafe zu einer abfoluten, fobald fie nur inihrer Iebenslänglichen 


10) Nach dem Gefeg von 1803 hing die Zahl der zu gehenden Streiche allein von der Beurtheil 
— —— — A auf einmal sr mehr ale 50 Streiche geben laffen. Auch eis 
onderer Gefährlichkeit des Verbrechers mit der Kandesverweifung nach dem Gi ' 
DBrandmarfung fennt das von 1852 nicht mehr. TR NO — 
11) Die Prazis hat die Kette möglichft verkürzt und die Kugel verkleinert, 
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Dauer in dem Gejege angedroht und jo dem Richter die Möglichkeit entzogen wurde, an ihre 
Stelle eine zeitliche Strafe treten zu laffen. 

So trifft 3. B. in Baiern den Räuber die Kettenftrafe (Art. 238), wenn mehrere ihn be= 
ſchwerende Umſtände zufammentreffen, die Anführer und Häupter einer Räuberbande bei 
Raubfällen erften und zweiten Grades (Art. 239), den, welcher, um eines andern Thiere zu 
befhädigen, Weiden, Wiefen u. j. w. vergiftet, den Branbftifter in verfchiedenen Fällen u. | w.; 
jo tritt jie 3. B. in Ofterreich bei der Nothzucht, wenn diefe den Tod der Beleivigten herbeiführt 
($. 126), bei vem unter erfchmwerenden Umftänden unternommenen Verſuch ded Raubmords, 
Meuchelmords und Verwandtenmords ($. 138), der Brandftiftung in mehreren Fällen ($.167) 
u. ſ. m. ein. R 

Bei ver Androhung folder abjoluten Strafen ergibt ih der Übelftand, daß fie, ohne Rückſicht 
auf die. Umftände des concreten Falls, in ihrer ganzen Schwere denjenigen treffen, auf beijen 
Handlung eine ſolche Androhung die plaggreifende ift, wenn auch die jevedmalige Verſchuldung 
nicht im Einklange mit der Härte der Strafe ftehen follte. 

Die Eiferſucht ver Gefeßgeber auf eine Beeinträchtigung ihres Begnadigungsrechts hat es 
demrichterlihen Ermeſſen ausprüdlich verfagt, in ſolchen Fällen von der gejeglihen Strafe abzu— 
weichen, jo 3. B. das bairifche Geſetzbuch in Art. 95, indem dieſer den Gerichten Die Befugniß ent= 
zieht, von der gefeglichen Strafe jelbft abzugeben, die gedrohte Strafgattung zu verändern oder 
die gejeglich beftimmte Dauer derfelben zu verfürzen oder zu verlängern. 

Vorzüglich ift es die abjolute Strafe ded Todes, welche den Fehler der abfoluten Strafen in 
ein helles Licht ftellt, indem jie ald eine die Perſönlichkeit vernichtende, die Verbeflerung einks 
jeden gegen die Strafgeredhtigfeit begangenen Fehlers völlig unmöglich macht. Wenn aud) in 
einem geringern Grade, fo macht ſich dod bei der abjoluten Freiheitsſtrafe derſelbe Mangel 
geltend, auch fie benimmt dem Richter die Möglichkeit, mit der von ihm zu verhängenden Strafe 
innerhalb der Grenzen der Verfhuldung zu bleiben und nit auch dann über dieſelbe hinauszu— 
geben, wenn die die That begleitenden oder ihr nadfolgenden mildernden Umftände vie 
Schuldbarkeit jo weit abſchwächen, daß die Härte ded Geſetzes zu einer Ungerechtigkeit wird. 
Der praktiſche Sinn der Franzoſen hat in dem vorgedachten Gejege vom 28. April 1832 einen 
ganz richtigen Weg eingeihlagen, wenn er den Geſchworenen und Richtern die vorerwähnten 
Befugniffe ertheilte. Die Repreſſion gegen das Strafgejeg hat ſich dadurch feineswegs läſſiger 
geftaltet, fie ift nur eine gerechtere geworden. Wo fonft in der Überzeugung der Unangemefjen- 
heit der Strafe Gejhworene und Richter freiſprachen, bringen jie das mildere Strafgefeg zur 
Anwendung und tragen jo der Gerechtigkeit ihre angemeflene Rechnung. 12) Was bei ver Ver- 
bängung abfoluter Freiheitsftrafen die Begnadigung nahhilft, ift etwas Zufälliges, im allge: | 
meinen nicht zu Beachtendes; auch ift die Gnade fein Recht, vielmehr deſſen Gegenjag, fie ift eine 
Berlegung des Rechts. 

An die bairiſche Kettenftrafe ſchließt ih unmittelbar die Zuchthausſtrafe an. Der zu derfelben 
Berurtheilte behält (Art. 10) fein Eigenthum und die Fähigkeit zur Erwerbung neuer Rechte, 
doch ift er während feiner Strafzeit unfähig zu jeder Verfügung über dad Seine auf den Todes— 
fall und unter Lebenden. Erdarf niemals zu Arbeiten außerhalb des Strafortd gebraucht werden, 
jondern wird innerhalb des Haujes zu den in ber Zuchthausordnung beftimmten Arbeiten an: 
gehalten. Bei dem Eintritte in dad Haus werben ihm die Haare abgeſchnitten, er befommt 
Zudthausfleivung, feine Fußbekleidung befteht in hölzernen Sohlen. Eine leichtere Kette 
geht ihm von einem Fuße zum andern, wenn nicht feine beſonders bewiefene Gefährlichkeit eine 
ftärfere Feſſelung nothwendig macht. Er empfängt täglih warme Speije, doch nur zweimal 
mwödentlid ein halbes Pfund Fleiih und, Kranfheitsfälle ausgenommen, nie ein anderes 
Getränk als Wafler. 

Die Zudthausftrafe kann nad) Art. 11 entweder auf beftimmte Jahre (nicht unter 8 und 
nicht über 20 Jahre) over auf unbeitimmte Zeit, nie auf lebenslang zuerfannt werben. 

Der auf unbeftimmte Zeit zu erfennenden Zudthausftrafe, welche dem bairiſchen Gefege 
eigenthümlich ift, Haben wir noch näher zu gedenken. Dem Berurtheiten bleibt (nad) Art. 12) 
bei derjelben die Hoffnung, durch thätlich bewiefene Beilerung ſich jeine Freiheit wieder zu 
verdienen. Wenn nämlich verfelbe während feiner Strafzeit wenigftend zehn Jahre hindurch 
ununterbroden ausgezeichnete Arbeitiamfeit bewiejen, wegen Bosheit oder Ungehorſam feine 


12) Man vgl. Allgemeine Schmwurgerichtszeitung für Deutfchland und die Schweiz, V, 255 ip. 
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Züchligung verſchuldet und fonft unverwerfliche Vroben gebeflerter Gemüthsart abgelegt bat, 
fo darf er nach Verlauf von ſechzehn Strafjahren jeine Begnadigung erwarten. 

Auch der auf beftimmte Zeit Berurtbeilte kann unter denfelben Bedingungen diefe Erwartung 
hegen, wenn drei Viertel der ihm zuerfannten Strafzeit verfloffen find (Art. 13). 

Die Geſetzgebung glaubte bier dem beffernden Elemente der Strafe eine beſondere Conceſſion 
zu machen, bat in der That jedoch Hierbei einen falſchen Weg eingefhlagen. Cine auf unbe- 
ftimmte Zeit ausgeſprochene Strafe wird nur durch zufällige Umftände und Ereigniffe in eine 
zeitliche verwandelt, fie hat alle Mängel der abfoluten Strafe. Cine überdies erft von dem 
Verlaufe einer fehzehnjährigen Strafzeit abhängig gemachte und fih dann immer noch nach dem 
Gutbefinden des Anftaltövorftandes richtende Begnadigung ift an ſich fein erheblicher Antrieb 
zur Beſſerung. Eine Hoffnung, welche jeder in einem unbewadhten Momente begangene Greek, 
jeder Verſtoß gegen die Hausordnung, wenn er nach der Anſicht des Vorgeſetzten ein erheblicher 
war, zu zertriimmern vermag, ift eine überaus ſchwache. Sie ift feine ſolche welche vie Ruhe 
des Gemüths und den innern Frieden fördert, fie ift mit Gefühlen ver Bangigfeit und Unge— 
wißheit jo durchwebt, daß fie niederbrüdt und nicht erhebt. Auch lehrt die Erfahrung, daß 
die gedachte Verheifung auf das Betragen der Züchtlinge Feinen befondern Einfluß äußert, fie 
werden Fataliften und lajlen ed vom Zufalle abhängig werben, ob manfie nach Ablauf der Zeit, 
welche bi zur nachzuſuchenden Begnadigung vergehenmuß, entlaffen werde oder nicht. Sie willen 
übrigens recht gut und viele tröften jich damit, daß die Überfüllung der Strafanftalten ven Be- 
hörden ihre möglihft baldige Entlaffung wünſchenswerth macht, und daß ed ſchon ſehr ſchlimm 
kAnmen muß, wenn man von der Gelegenheit, jich ihrer zu entledigen, nicht profitiren follte. 
Solange überdies die Einzelhaft in der zuläffigen Friſt nicht einer folden ungewiflen Begnadi— 
gung mit ihren Beflerungsmitteln der gegenwärtigen fteten Verbrechergemeinſchaft vorbergebt, 
wirb es ftet8 feine bejondern Schwierigfeiten haben, über das Verdienen oder Verwirfen ber 
Begnabigung ein gerechtes Urtheil zu fällen. 

Ganz anders aber verhält ed jih mit der Verkürzung einer in ihrer Zeitvauer bejtimmten 
Freipeitäftrafe nach dem Ablaufe einer gemiffen Strafzeit. Hier weiß und überjieht der Sträf- 
ling das Ziel feiner Freigeitäberaubung, die dereinftige Beendigung derfelben ift für ihn eime 
gewiſſe. Diefe Gewißheit ift ed, welde ihm die Kraft gibt, Durch gutes Betragen auch nod früher 
das gedachte Ziel zu erftreben und zu gewinnen. (S. Begnadigung und Beurlaubung der 
Sträflinge.) : 

Die Zuhthausftrafe kann gejhärft werben, was bei der Kettenftrafe, deren Lebenslänglid- 
keit die ſchwerſte Schärfung ift, nicht geſchieht. 

Die Schärfung durch öffentlihe Austellung bat dad Gefeg vom 18. Nov. 1849 befei- 
tigt, ebenfo die förperlihe Züchtigung am Anfange und Ende der Strafzeit, den foge: 
nannten Willtommen und Abſchied, das Gejeg vom 12. Mai 1848. In diefer Prügelftrafe, 
welche beim Gintritte in die Anftalt den Anfönnling begrüßte und fi, gleichſam vor der Rüd: 
ehr warnend, bein Austritte aus derfelben erneuerte, lag ein Ausdruck der gröbſten Ab- 
fhredung. Diefe Zühtigungen waren in Deutfhland ziemlich allgemein hergebracht, auch das 
Preußiiche Landrecht von 1794 Hatte jie noch beibehalten, Man verband mit dem Begriffe einer 
Strafanftalt noch nicht den eines Rettungs- und Befferungshaufes, in welches nur der Menſch 
eintritt, ven Verbrecher draußen laffend. Man hatte fih noch nicht bemüht, die Freiheitsberau— 
bung zu einem Befferungsmittel werben zu laffen durd die Erlernung nügliher Gewerbe und 
Kunftfertigkeiten, durch Vervollkommnung oder Aneignung guter Schulfenntniffe, durch dir 
Erweckung religiöfen Sinnes, durch zweckmäßige Lectüre und in der Einzelhait dur Fern: 
haltung alles verſchlechternden Umgangs. Man behandelte den Verbrecher noch nicht als 
einen Kranken, deſſen geiftige VBerirrungen zu heilen man feinen Verſuch zu fheuen habe, von 
dem man alles trennen müffe, was ihn zurückführen könne auf vie Bahn des Kafters und ver 
Berfunfenheit, und in welchem man mit gutem und ſolidem Material ein neues Gebäude, eine 
MWiedergenefung der Oefinnungen und des Herzens, aufzubauen habe. 

In diefem Sinne jo recht verwerflich ift die in Baiern noch beftehende Schärfung der Zucht— 
hausftrafe Durch eine zur Zeit des begangenen Verbrechens jährlich zu verhängende Ginfper: 
rung in einem einfamen finſtern Kerfer, abwechſelnd bei Wafler und Brot, auf 3—8 Tage. 
Diefe Gevädhtnißftrafe it vollftändig geeignet, eine begonnene Befferung wieder zu erftören, eine 
im Auffeimen begriffene aber nit zum gedeihlichen Fortſchritte kommen zu laflen. Der aus 
feiner Arbeitsthätigfeit ohne naheliegende Veranlaffung herausgeriſſene, in dunkler Zelle dem 
Hunger anheingegebene Sträfling wird in jolden periodifchen Rafteiungen keinen Act der Ge— 
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rechtigkeit, fondern nur eine ſchonungslos auf ihn einftürmende Gewaltthat erbliden. Er wird ſich 
fragen, was ihm die bisherige Rückkehr zur Thätigfeit und zum Guten denn geholfen habe, wenn 
fie nicht einmal im Stande war, ihn vor einer Behandlung zu Ihügen, welche nur fein ordnungs— 
widriges ſchlechtes Betragen gerechtfertigt haben würde. Der am Jahrestage des Verbrechens 
in dunfler Zelle Darbende wird ſich allerdings auch ded Verbrechens erinnern, aber er wird ſich 
auch fagen, dap ed vergeblich ſei, durch Beſſerung die ftrafende Gerechtigkeit zu verjöhnen, daß 
dieje den guten und ſchlechten Sträfling in gleicher Weife ihre Härte fühlen laffe. Der Ent: 
ihluß zu fortgefegtem Kampfe gegen die gefeglihe Oronung wird in den meiften Fällen aus 
ſolchen Betrachtungen hervorgehen, der Sträfling wird von neuem erbittert und aufgeregt aus 
ver Dunfelzelle zu feiner Arbeit zurüdfebren, an feinem Augenlichte, wie e8 die Erfahrung lehrt, 
geſchwächt und dur geheime Sünden, melde in der Finfterniß getrieben zu werben pflegen, 
entnerpt. 

Mir werden der Arbeiten in den Strafanftalten wie auch der Beſchäftigung ver Gefangenen 
im Freien erft in dem Art. Gefangnißweien näher Grmähnung thun. Es liegt in der Arbeit 
das eigentlich beffernde Element ver Strafe. Zweckmäßig angeordnet und angemeffen geleitet, 
nur auf Gegenſtände gerichtet, welche die Denkkraft anregen und ſtets wad erhalten, ift die Ar: 
beit die Freude, nicht die Laft des Gefangenen. Sein Antheil an dem Überverbienfte fpornt 
feine Thätigkeit, indem er ihm bie Mittel varbietet, ji Eleine Erbolungen zu verfhaffen und ein 
Kapital anzufammeln, welhes den Grund dazu legen kann, durch die in der Anftalt erworbenen 
Kenntnifle und Geſchicklichkeiten ſich dereinft im Leben fortzubelfen. Da eine angeftrengte und 
tüchtige Arbeit nun aber aud) einen an Körper und Geift gefunden Arbeiter verlangt, fo wirken 
alle Koftentziehungen und fonftigen Quälereien ded Gefangenen auch nachtheilig auf feine Ar: 
beitörhätigfeit und fo mittelbar auf jeine Beſſerung ftörend ein. 

Nicht weniger ift Died mit der Anlegung von Fellfeln 13) der Fall, wie wir bereitd in dem 
Art. Beineifen und Klog der Züchtlinge gefeben haben. ine innere Aufrihtung und Rüd- 
fehr zum Guten verträgt jich nicht mit dem Tragen einer Kette oder eines Eifend. Es iſt dies 
eine täglich fih erneuernde Brandmarkfung, eine jeden Augenblid fühlbare Erinnerung an eine 
fortdauernte Entwürdigung. Thiere, nicht Menſchen legt man an die Kette; was äußerlich fei- 
felt, macht innerlid frei von den Banden der Sitte, der Öffentlichen Orpnung und bes gejeg: 
mäßigen Betragend, ed verhärtet das Gemüth und macht ed unempfänglic für deſſen beffere 
Regungen. 

Auch Baiern verbindet mit der Ketten- und Zuchthausſtrafe Ehrenſtrafen (Art. 23): die 
Dienſtentſetzung, die Unfähigkeit zu allen Würden, Staats- und Ehrenämtern, Erklärung der 
Unfähigkeit zu Ehrenſtellen und öffentlihen Amtern und ven Verluſt des Adels. Der Adels— 
verluft trifft nach der Verfaffungsurfunde nur die Perſon des Verurtheilten und ift ſelbſt für 
deffen Kinder unnachtheilig. Der Verbrecher ift während feiner Strafzeit unfähig zur Ab- 
legung eines Eides oder eined vollgültigen Zeugniffes. 

Das preußiſche Strafgefegbuh vom 14. April 1851, welches auch in den Fürſtenthümern 
Anhalt: Bernburg und Walde mit geringen Movificationen am 22. Jan. 1852 und 
15. Mai 1855 eingeführt ift, hat die franzöftiche Dreitheilung der ftrafbaren Handlungen in 
Verbrechen, Vergehen und Übertretungen in fi aufgenommen. Die Strafen des Verbrechens 
find außer der Todes: und der Einjchliefungsftrafe die Zuchthausſtrafen. Sie find nad 
$. 10 entweder Ilebenslänglidhe oder temporäre. Die Dauer der legtern ift mindeſtens 2 
Jahre und höchſtens 20 Jahre. Die zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten werben in einer 
Strafanftalt verwahrt und zu den im derfelben eingeführten Arbeiten angehalten. Sie find 
während der Strafzeit unfähig, ihr Bermögen zu verwalten und unter Lebenden darüber zu ver- 
fügen, fie werden unter Vormundſchaft geftellt 14), und es darf ihnen während der Strafzeit 
fein Theil ihres Vermögens oder ihrer Ginfünfte verabfolgt werden. | 

Waldeck hat fehr gut gethan, ſich diefen Dispojitiondbefhränfungen nicht anzufcließen. 
Sie machen die Freiheitäftrafe zu einer unter Umjtänden fehr empfindlihen Vermögenäftrafe 
und erinnern zu fehr an Frankreichs mort civile, ald daß man ſich mit ihnen befreunden könnte. 
Der Züdtling ift in der Regel arm, weshalb in den allermeiften Fällen diefe Beſchränkungen 


13) Eine vorübergehende Feſſelung als Disciplinarftrafe kann ebenfo wirffam als zweckmäßig fein. 

14) Nach der Rechtsübung jedoch nur dann, wenn ihre Bermögensverhältnifie dies erheifchen. Nur 
in Moabit bei Berlin wird bisiegt in Preußen die Zuchthausftrafe in der Einzelhaft, im übrigen aber 
in der Gefammthaft eritanden, 
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ihn nicht berühren. Wo indeffen der Vermögende von der Zuchthausſtrafe betroffen wird, da 
können ſolche Eingriffe in feine Eigenthumsrechte von den erheblihften Verluften für ihn bes 
gleitet fein, man fann ihm nicht allein feine Freiheit, fondern aud) jein Vermögen geraubt 
haben. Auch hier ift die Praxis umfichtiger als das Geſetz, fie entzieht dem Züchtlinge nicht jeve 
Einwirkung auf feine Bermögensverhältniffe, fie läßt über feine. Wünſche und Anforderungen 
in Betreff verfelben ihn vernehmen und beachtet dieſe, wo fie irgend gerechtfertigt erfcheinen. 

Die Verurtheilung zur Zudthausftrafe zieht ven Verluft der bürgerlihen Ehre von Rechts 
wegen nach fih. Diefer umfaßt 1) den Verluſt des Rechts, die Nationalcocarde zu tragen 2°); 
2) die Unfähigkeit, Öffentliche Amter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen zu führen oder 
zu erlangen, jowie den Verluft des Adels; 3) die Unfähigkeit, Gefhworener zu fein, in öffent= 
lichen Angelegenheiten zu ftimmen, zu wählen oder gewählt zu werben, oder die aus Öffentlichen 
Wahlen hervorgegangenen oder andere politifhe Nechte auszuüben; 4) die Unfähigkeit, als 
Zeuge oder Sachverſtändiger eidlicd vernommen zu werben, oder ald Zeuge bei der Aufnahme 
von Urkunden zu dienen; 5) die Unfähigkeit, Bormund, Nebenvormund, Eurator, gerichtliber 
Beiftand oder Mitglied eined Familienraths zu fein, es fei denn, daß es ſich um die eigenen Kinder 
handle und die obervormundichaftliche Behörde oder der Kanıilienrath die Genehmigung ertheilt; 
6) den Berluft des Rechts, Waffen zu tragen, und die Unfähigkeit, in die Armee einzutreten. 

Dieje der franzöſiſchen dégradation civique nahgebildeten Ehrenfolgen der Zuchthausftrafe 
find in ihrer Totalität nicht zu rechtfertigen, ebenfo wenig wie ihre abjolute Verbindung mit 
diefer Strafe. Es ift einer der größten Fehler des franzöſiſchen Strafgefeges, deſſen man jid 
aud hier ſchuldig gemadt hat. Genöthigt, alle ftrafbaren Handlungen in eine der drei Schab- 
lonen jeiner Trihotomie einzupreflen, mußte ed die fchweren Verlegungen ded Strafgefeges 
unterſchiedslos auch mit der ſchwerſten Strafe bedrohen, ohne auf die Moralität der Handlung 
eine bejondere Nüdjicht nehmen zu fünnen. Eine Verdoppelung der Zahl der Zühtlinge war 
in wenigen Jahren das Ergebniß des härtern Geſetzes. Wo das Gefeg in feiner Straffcala 
bis zur Zudthausftrafe gelangte, da ſprach es eben auch mit diejer die Ehrlofigfeit aus, die 
Wahrheit verfennend, daß es nicht die Strafe ift, welche ehrlos macht, fondern nur das Verbrechen. 
Man gelangte vabei zu wahren Wiverfinnigfeiten. So verband man mit der Todesftrafe nicht 
unbedingt den Verluſt der bürgerlichen Ehre ($. 7), ‚vielmehr nur in den im Gefege beftimmten 
Fällen und wenn das Verbrechen unter befonderd erfchwerenden Umftänden begangen worven 
if. Die ſchwere Körperverlegung ($. 193) bedroht das Gejeg aber unbedingt mit dem Zucht⸗ 
hauſe. Diejelbe That zieht hiernach, wenn fie in den Grenzen der Körperverlegung blieb, vie 
Ehrlojigkeit nad) ſich, ift aber, wenn jie fi biß zum todeswürdigen Verbrechen fleigert ($. 179), 
nur unter Umftänden mit dem Verlufte der Ehre verbunden. Der jederzeit mit dem Zuchthauje 
bedrohte Kindedmord macht unfehlbar ehrloß, nicht aber der mit dem Tode zu beftrafende ge: 
meine Mord u. f. w. 

Der Hauptfehler der den franzöſiſchen nachgebildeten Ehrenjtrafen liegt nun aber darin, 
daß fie einer Zeit angehören, in welder man fi nicht bis zur Ausbeutung der beffernden Gie- 
mente der Freiheitäftrafe erhoben hatte. Dem Befferungszmwede der Strafe treten die abjolut 
mit ihr verbundenen Ehrenfolgen hemmend und jelbft zerftörend entgegen. Sie zertrümmern 
wieder, wad man in der Anftalt mühfam aufbaute, jie nehmen mit der andern Hand wieder, 
was man mit der einen gegeben hatte. Sie ſtoßen ven gebeflerten wie den verftodten Zücht— 
ling, mit dem gleihen Brandmal ver Ehrlofigkeit und Schande bevedt, in das Leben wieder 
hinaus, verhindern fo fein weiteres Kortfommen in der bürgerlihen Gefellfhaft und treiben 
ihn gewaltfam zurüd auf den Weg des Laſters und der Verbrechen. Ahnlih einem Ausfägi: 
gen, überall geflohen, ind es nur die ehemaligen Gefährten feines Unglücks, melde ihn bei ih 
aufnehmen und zum Danfe dafür von ihm die neue Theilnahme an ihren Verbrechen fordern 
und erlangen, R 

Es ift noch ein zweites Übel, welches man an die Freiheitäftrafe Enüpfte, wenn auch nur in 
den geſetzlich, jedoch zahlreich genug bezeichneten Fällen, namli die Stellung unter Polizei: 
auffiht, die nicht minder wie die dauernde Chrlofigkeit die beflernden Wirkungen ver Freiheits— 
frafen zerftört und der erftandenen Strafe noch eine zweite folgen läßt, die man gleichſam 
mit in den Kauf gab ald eine nicht viel bedeutende Zugabe. Aber auch diefe Polizeiaufficht, 
welde in Preupen ($. 26) zwijchen einem und zehn Jahren liegt, ift ein dem aus der Strafan- 
falt Entlaffenen offenkundig aufgedrücktes Mal der Verdächtigkeit, weldes veffen Aufnahme 


— 


15) In Bernburg und Waldeck fallt dieſe Beſtimmung weg. 
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in die bürgerliche Gefellfhaft und feinen Exiſtenzerwerb faſt unmöglich macht und von den— 
jelben Folgen begleitet ift, welche wir als die der dauernden Ehrlofigkeit bezeichneten. Die er: 
littene Strafe muß das begangene Verbrechen fühnen; läßt man diefer Strafe noch eine andere 
folgen, dann ift diefe eine ungerechtfertigte und deshalb verwerfliche Härte, eine Rache, welche 
fih nur aus politifchen, nicht aus Rechtsgründen herleiten läßt. 1%) Strafqualificationen und 
förperliche Züchtigung kennt das Gefeg nicht. . | 

MWürtemberg läft in dem Strafgefegbude vom 1. März 1839 die ihrer Schwere nadı gleich 
nad der Todesftrafe folgende Zuchthausſtrafe eine lebenslängliche und eine zeitliche fein (Art. 8). 
Die zur lebenslänglihen Zudthausftrafe Berurtheilten werden in einem von den übrigen Zücht— 
lingen abgefonderten Raume des Zuchthauſes verwahrt. Dieje Selecta der Züchtlinge hat 
etwas Betrübenved, das flete Beifammenjein nur folder Individuen, welden das Urtheil den 
Rücktritt in das Leben unerbittlic verfchränfte, ann die Lage derfelben bis zum Unerträglichen 
fleigern. Doch ift die Sache in ver Wirklichkeit nicht fo fhlimm, die Hoffnung begnadigt zu 
werden wirft verföhnend und läßt auch die lebendlang Verurtheilten ih an ihre Lage gewöhnen. 
Es ift eigenthümlich, aber bezeichnend, daß diefe ſich gemeinhin ſcheuen, e8 auszuſprechen, daß 
man ſie lebenslänglich verurtheilte. Sie beantworten die Frage nach der Dauer ihrer Strafe 
dahin, daß ſie von der Gnade des Königs abhängig ſei. 

Als Würtemberg am 13. Aug. 1849 infolge der deutſchen Grundrechte die Todesſtrafe auf- 
hob, bedrohte es die bis dahin todeswürdigen Verbrechen mit der lebenslänglihen Zuchthaus— 
trafe. Am 17. Juni 1853 ließ man jedoch die Tobeöftrafe, wiewol weſentlich befchränft 17), 
wieder aufleben, indem man die wenigen Fälle ausſchied, in melden wiederum die Todeäftrafe 
für gerechtfertigt erachtet wurde. Was bis zum 13. Aug. 1849 mit lebenslänglihet Strafe 
bedroht war, wurde durch dad Gefeg von dieſem Tage mit zwanzig: bis vreißigjähriger Zucht: 
hausſtrafe beahndet, und hierbei haben e8 auch die jpätern Gefege vom 17. Juni 1853 und 
14. April 1855 belaffen. Nah dem legtern liegt die zeitliche Zuchthausſtrafe im übrigen zwi— 
ſchen 4 und 20 Jahren, fteigert fih aber beim Rüdfalle und beim Zufammenfluffe mehrerer 
Berbredhen bis zu 30 Jahren. | 

Sreiheitäftrafen, welche ſich bis zur Dauer von dreißig Jahren ausdehnen, find in der Wirk— 
lichkeit den lebenswierigen ziemlich gleihzuftellen. Das Erftehen einer dreißigjährigen Zucht: 
baushaft entzieht den Verurtheilten dem Leben in der Negel während bes ganzen Zeitraums, 
in weldhem er ſich dur die Anwendung feiner förperlihen und geiftigen Kräfte im vollen Um— 
fange nüglih zu maden im Stande iſt. Es abforbirt ein Menſchenleben faft ganz und 
geht jo über ven Zwed einer zeitlichen Freiheitäftrafe, die nur beffern, nicht vernichten foll, mit 
teltenen Ausnahmen hinaus. Preußen, mehr nod, wie wir jehen werden, Braunſchweig, Heſ— 
ſen, Naflau, haben hier nad) franzöfifchem Mufter das Richtigere getroffen, indem fie die zeit: 
liche Freiheitsſtrafe jich nie über 20 Jahre auspehnen laffen. Im übrigen hat Würtemberg 
in dem Geſetze vom 14. April 1855 anerfennendwerth dem Kortichritte zum Beflern Rechnung 
getragen, indem es alle zeitlichen Kreiheitöftrafen um ein Fünftel ihrer Dauer herabfegte und 
die fonft zwiſchen 5— 25 Jahren liegende zeitlihe Zuchthausſtrafe auf 4—20 Jahre be: 
ihränfte. Die langen Freibeitäftrafen find nicht die beffernden und wirkſamen. Es gibt bei 
der Vollſtreckung einer jeden Freiheitäftrafe einen Moment, bis zu welchem der Sträfling nur 
für die Wiederaufnahme des Guten in feine Denk- und Handlungsweife empfänglid ift. Läßt 
man ihn noch zu lange nach diefem Zeitpunfte in der Haft, dann tritt Stumpfheit und Gleich— 
gültigkeit bei ihm ein, er verliert gleihfam die Kraft, auf eigenen Füßen zu flehen, und wird fo 
ungeeignet, mit feftem Schritte wieder durch das Leben zu gehen. Hallucinationen und Kranf: 
heiten des geiftigen Lebens find nur zu oft die Folgen zu lange bauernder Freiheitöberaubung. 

Die würtembergifhen Zuchthausgefangenen werden durch Zwang zu Arbeiten innerhalb 
der Anftalt angehalten (Art. 12). Die Strafe des zeitlihen Zuchthauſes kann dur ſchmale 
Koft, beſtehend in Waſſer und Brot, je um den andern Tag, aber nicht länger ald acht Tage, 
durch Dunfelarreft, ununterbrochen nicht länger ald acht Tage, und durch körperliche Züchtigung 
gefhärft, und mehrere Schärfungen fönnen miteinander verbunden werden. Ehrenfolgen Enüpft 
Würtemberg theild dauernd, theils zeitweife nur an beftimmte ftrafbare Handlungen und läßt 
diefelben jedesmal in Urtheile ausſprechen. Wir haben uns bereitd über folhe Schärfungen 


16) Gerichtsfaal, Jahrgang 1857, II, 457 fg. 
17) Der Wirfungsfreis der Todesftrafe ift in Würtemberg enger als in allen übrigen deutſchen 
Ländern, welche die Todesftrafe fennen, 
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ausgeſprochen und wollen hier nur noch über die Strafe der körperlichen Züchtigung ciniı 
Worte jagen. i 

MWürtemberg batte fih von dieſer der Menſchenwürde Hohn ſprechenden Strafe im Grie 
vom 13. Aug. 1849 glücklich losgemadt. Daß es diejelbe am 17. Juni 1853 wieder ci 
führte, ift ein beflagenswerther Rückſchritt. Es läßt die Zühtigung eintreten als Surrog 
für verwirfte Freiheitsſtrafen, als Strafihärfung und als Disriplinarftrafe. Bei jungen ku 
ten unter 16 Jahren ſoll die Zahl der Streiche nit 30, fonft nicht 50 überfteigen. Mürten 
berg ift hierin mithin noch härter ald Öfterreich; Sachſen, welches auch noch in jeinem Str 
gefegbude vom 13. Aug. 1855 die Prügelftrafe nicht entbehren zu können vermeinte, gebtmi 
dem Maximum der Hiebe fogar bis zur Zahl 60 hinauf. Die förperlihe Züchtigung ik 
verwerflichite aller Strafarten, weil jie die Perfönlichkeit des Beftraften in einer das Grüt 
der Scham und Schande bei ihm verlöſchenden Weiſe berührt. Die Zühtigung der Frauen ıi 
überdies eine von Gejeg wegen verübte Unjittlichfeit. Preußens edler König Friedrtich Ri: 
beim Il. erfannte dies ſchon durch fein Verbot, Perſonen weiblichen Geſchlechts zu züchtigen, zer 
beinahe 30 Jahren an, und das Jahr 1848 war es, was in Preußen die legten Reſte dar dri— 
gelftrafe befeitigte. Sie ift ſeitdem nicht vermißt worden, und wenn einer beftimmten, mies 
conftitutionellen Leben im Widerſpruche ſtehenden politifchen Richtung zuweilen wiederum dı 
Gedanfen angekommen find, daß ed nothwendig fei, der durch Standesvorrechte nicht aus 
zeichneten Menſchenklaſſe ihre Nievrigkeit durch Prügel wieder fühlen zu laffen, fo haben ieik 
Grtravaganzen doch bisher nur die verdiente Misbilligung erfahren. 19) Am mwenigften zum 
fhuldigen ift die Zühtigung von Jünglingen und jungen Mädchen, ſie ift dem Frevel gleit 
welden man an einem jungen Baume begeht, indem man ihn verfrüppelt und fein Empor 
blühen gewaltfam flört. Die Schrift der Schande, welche die Hiebe des Büttels dem junge 
Körper aufprüdten, ift eine unauslöfhbare, das ganze Fünftige Leben des Gepeitjäten ver: 
tende, fie ift ein geiftiges Branpmal, meldes jeder moralifhen Aufrihtung entgegentritt. Dr 
Prügel beſſern nicht, fie verſchlechtern. 

Das Griminalgejegbud für das Herzogthum Braunihweig vom 10. Juli 1840, meld! 
am 18. Juli 1843 aud in Lippe-Oetmold eingeführt wurde, Eennt ($. 8) die Ketten: und du 
Zugthausftrafe. Zur Kettentrafe Berurtheilte jollen Feſſeln und eine audgezeidnee Kc: 
dung tragen, auch von ſechs Monaten ver Strafzeit einen Monat im einfamen Arreite abrin: 
gen, und zwar in der Regel jeden fehsten Dionat. Während des einſamen Arreſtes erhalten di 
Kettenfträflinge jeden zweiten Tag nur Waſſer und Brot, übrigens aber die durd vie Sur 
ordnung vorgefhriebene Koft. Die Züchtlinge, welche eine ausgezeichnete, von der der Kat 
fträflinge verfhiedene Kleidung tragen, verbringen jeden zwölften Monat ihrer Strafe © 
einfamen Arrefte und erhalten dann jeden vritten Tag nur Waffer und Brot. Die Ketenkı 
ift lebenslänglich oder zeitlich, die Zuchthausſtrafe ſtets eine zeitliche. Die Dauer der zeit | 
Freiheitsſtrafen ift eine ordentliche und außerordentlihe. Die ordentliche Dauer der jetlißen 
Kettenftrafe liegt zwiſchen 5 und 15 Jahren, die der Zuchthausſtrafe zwifchen 2 und 10 Jabırn 
Die außerordentliche, bei bejondern Milderungs: over Erihwerungsgründen eintretende Dia 
der Kettenftrafe it 3—25 Jahre, die der Zuchthausſtrafe 1—15 Jahre. Wir jeben hun Mi 
Marimum der Strafe auf 15 Jahre herabgejegt und jo unfere Anficht von ver Unzuläfukt | 
zu langer Freiheitsſtrafen getheilt. Außer dem vorgedachten einfamen Arrefte fennt dat eng 
feine Strafqualification, aud ift ihm die Förperlihe Züchtigung fremd. Der Perluf At 
Ehren iſt auch hier die Folge der Ketten= und Zuchthausſtrafe. 

Hannover hat in feinem dem bairifhen nachgebildeten Criminalgeſetzbuche vom 3 Int 
1840 die Ketten und die Zuchthausſtrafe in Art. 10 fg. verordnet. Die erftere hat zwet or 
von denen ber erfte in leichterer Arbeit mit leichtern Ketten, ver zweite in ſchwererer Arbeit # 
ſchwerern Ketten befteht. Wir finden hier noch die der Abführung an den Strafort vochei⸗ 
hende öffentliche Ausſtellung und die vorgedachten Gedächtnißſtrafen. Die Kettenftralt ‚ , 
von ſechs Jahren bis auf Lebenszeit. Die Zuchthausſtrafe wird ohne Feſſeln mit Dem Dur 
zu den vorgejchriebenen Arbeiten erftanden. Bei ven Kettenfträflingen fann bie Arbei © 
eine Öffentliche, zu Staatszwecken dienende fein. Zuchthaus darf nicht unter 2 und nich r n 
8 Jahre erfannt werden. Die Chrenfolgen diefer Strafen find im weſentlichen die ded a 
ſchen Rechts. Die körperliche Züchtigung, bis zur Zahl von 50 Streichen anfteigend. * 
als außerordentliche Strafe in den vom Geſetze beſtimmten Fällen ein. 


3 








18) Gerichtoſaal, Jahrgang 1857, I, 161 fg | 
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Nach dem ‚Strafgejegbuche für das Großherzogthum Heflen vom 17. Sept. 1841, welches 
mit geringen Änderungen in ver Freien Stadt Frankfurt am 10. Sept. 1856 eingeführt wurde, 
ift die Zuchthausſtrafe Die nächfte nad der Todeöftrafe. Die zum Zuchthauſe Berurtheilten müffen 
ihre Strafe im Zudthaufe abbüßen, und es darf ihnen während der Dauer der Strafzeit 
(Art. 9) aus ihrem Vermögen oder von andern fein Geld, Feine Nahrungsmittel, Fein Klei: 
dungöftüd und überhaupt nichts abgegeben werden. Dieſe Dispofitionäbefhränfung ift eine 
im Intereffe der Hausordnung nothwendige und mit der, welche Preußen feinen Züchtlingen 
auferlegt, in feinen Vergleich zu ziehen. Die ZuchtHauäftrafe fann durch Koftbeihränfungen, 
einfame Ginfperrung und Dunfelarreft, auch durch Verbindung mehrerer diefer Schärfungen 
miteinander geſchärft werden, jedoch niemals die lebenslängliche (Art. 17). Die Dauer ber 
Zudthaugitrafe liegt zwiſchen 2 und 18 Jahren, und ed knüpfen ſich aud Hier verſchiedene 
Ehrenfolgen an dieſelbe. 

Baden, welches in ſeinem erſt unterm 5. Febr. 1851 publicirten Strafgeſetzbuche vom 
6. März 1845 ſeine Strafen in peinliche und bürgerliche ſondert, läßt die Zuchthausſtrafe gleich 
nach der Todesſtrafe als peinliche Strafe folgen. Die Zuchthausſtrafe iſt lebenslänglich und 
zeitlich, ſie kann nicht unter 3 Jahren und nicht über 20 Jahre ($. 4) betragen, ſich aber bei dem 
Zufammenfluffe mehrerer Verbrechen bid auf 30 Jahre ausdehnen. Die Zuhthausgefangenen 
werben burd Zwang zu harten (d. h. in der Wirklichkeit zu den in der Anftalt eingeführten) 
Arbeiten angehalten, mit ſchmaler Koft (auch dieſe Eigenfchaft der Koft fteht mehr im Geſetze, 
als fie durd) die Hausordnung beabſichtigt wird) genährt und tragen eine ausgezeichnete gleich: 
förmige Kleidung. Die Strafe wird in der Kegel in der Einzelhaft in Bruchſal vollftredt. 
Die längſte Dauer der Jfolirung find 6 Jahre, welche einer neunjährigen Haft in der Gemein 
ſchaft mit andern gleichſtehen. Auch hier ift ed eine lange Reihe von Ehrenftrafen, welde das 
Geſetz ohne weiteres mit dem Zuchtbaufe verbindet, 

Baden zeichnet jich durch feine Strafihärfungen unvortheilhaft aus. Wie fie fih ald Dis- 
eiplinarftrafen geftalten, haben wir im Art. Diseiplinarverfahren und Disciplinarftrafen 
geſehen. Bei der Zudthausftrafe find es folgende: 1) rinfame Einfperrung, ununterbrochen 
nicht länger al8 zwei Monate. Die Einführung der Einzelhaft hat dieſe Schärfung nit be: 
feitigt. Die Bereinfamung ift eine Steigerung der Sfolirung. 2) Dunkelarreft (einfame Ein: 
fperrung in finfterer Zelle), ununterbroden nicht länger als vier Tage. 3) Hungerfoft, be: 
ftehend in Waffer und Brot oder in Waffer und warmer Suppe, nadeinander nicht mehr als 
fieben Tage je um den andern Tag. 4) Anlegung an Ketten, ununterbroden nicht länger als 
vier Wochen. 5) Verbindung zweier oder mehrerer dieſer Schärfungen. 

Wir müflen bier noch ded Dunkelarreſts und der Hungerkoſt etwas näher gevenfen, da 

diefe Surrogate der förperliben Züchtigung ed iind, welche ih in Baden von einem höchſt nach— 
theiligen Ginfluffe auf den Erfolg der Zudthaudftrafen gezeigt haben. 19) Der Dunfelarreft 
‚fol ($. 59) im Laufe von 14 Tagen nit mehr ald vier Tage betragen, die Schärfung 
durch Hungerfoft 20) nicht mehr ald fieben Tage im Laufe von drei Wochen. Bei Freiheitäftra- 
fen, welche die Dauer von drei Monaten überfteigen ($. 60), dürfen in dem vierten und den 
folgenden Monaten des erften Jahres dieſe Schärfungen.nicht mehr ald einmal eintreten, im 
zweiten bis zum fünften Jahre ver Strafe nur viermal ded Jahres, nach Ablauf von ſechs Jah: 
ren nur einmal jährlich. 

Für das erfte Strafjahr betragen dieſe Schärfungen mithin 60 Tage Dunkelarreft und 
105 Tage Hungerkoft, umfaflen mithin einen Zeitraum von 2 und 3Y, Monat. ine Ent: 
ziehung des Lichts und der norhwendigften Nahrungsmittel hat ſich, die erftere für die Seh— 
kraft der Züchtlinge, die legtere für deren Gefundheit beſonders nachtheilig gezeigt. Es hat oft 
einer längern Zeit bedurft, bevor das Augenlicht des Beftraften wiederum die Stärke gewinnen 
fonnte, um bei der Arbeit auszureihen. Magenentzündungen und andere Krankheiten jind 
ebenfo oft die Folgen der großen Abſchwächung der Verdauungswerkzeuge geweſen. Golde 
muthwillige Zerftörungen der Körper= und Arbeitöfräfte der Züchtlinge ftehen dem Beſſe— 
rungszwede der Strafe diametral entgegen. Die immer wiederfehrenden Strafjhärfungen, 
welche während der ganzen Haft fein Ende finden, find wie die Gevädhtnißftrafen zur Wuth 


19) Füefflin, Die ey aft im Männerzuchthaufe zu Bruchfal (Heidelberg 1855). Schlatter, 
Das Syftem ver Einzelhaft (Mankeim 1856). 

20) Gorvin, welcher als politifcher Verbrecher in Bruchfal faß, nennt in feiner Schrift über bie 
dortige Einzethafi dieſelbe eine Hundekoſt. 
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aufſtachelnde Demoraliſirungen ver Gefangenen; die traurigen Wirkungen derſelben Haben be= 
reits ihren Unwerth zweifellos feftgeftellt. 

Baden läßt kraft des Gefeges faft diefelben Ehrenftrafen wie Preußen ($. 18) ih an bie 
Zuchthausſtrafe knüpfen. 

Das Strafgeſetzbuch für das Herzogthum Naſſau vom 14. April 1849, welches, vorbe— 
haltlich der Fälle, in welchen das Kriegsrecht die Todesſtrafe vorjchreibt, diefe Strafe nicht fennt, 
ſtellt die lebenslängliche Zuchthausſtrafe an die Spiße jeiner Strafarten und läßt ihr die Zudt: 
hausftrafe auf beftimmte Zeit folgen, melde nicht unter 2 und nicht über 18 Jahre dauern 
kann. In Beziehung auf die Dispofitionsfähigfeit der Züdhtlinge wiederholt das überhaupt 
dem heſſiſchen nachgebilvete Strafgefeg die Beftimmungen Heflens, fowie aud in Betreff der 
Strafihärfungen. 

Naſſau beſchränkt Die Ehrenfolgen ver Zuchthausſtrafe auf den Verluſt der Hof⸗, Staats⸗ 
Gemeinde: und ſonſtigen Ämter, der Advocatur, der Orden, Ehrenzeichen und Titel und, wenn 
ed dad Gericht dazu angethan findet, ver Nuhegehalte. In diefem Umfange find Die Ehren- 
ftrafen völlig gerechtfertigt, fie berühren nur ehrende Vorzüge und laffen die fonfligen öflent- 
lien und Privatrechte des Verurtbeilten unangetaftet. Selbſt Heflen geht in den EHreufolgen 
weiter, es jpricht auch die Unfähigfeit, Gefhworener, Bormund und Gurator, ſowie in politi: 
fhen, gemeinde- und firdliden Angelegenheiten Wähler und Gewählter zu fein, aus und 
nähert ſich jo ſchon mehr der franzöſiſchen Anfhauung vom Ehrenverlufte. 

Das thüringifche Strafgefegbuh, welches mit größern oder geringern Modiftcationen is 
Sahjen-Weimar:Eifenad; am 20. März 1850, in Sachſen-Meiningen am 21. Juli 1850, is 
Sahfen-Koburg: Gotha am 29. Nov. 1850 und 13. Der. 1851, in Anhalt:Dejfau- Köthen am 
28. Mai 1850; in Schwarzburg-Rudolſtadt am 26. April 1850, in Schwarzburg-Sonders 
haufen anı 25. März 1850 und in Neuß jüngerer Linie am 14. April 1852 eingeführt if, 
fennt als jchwerfte Freiheitsſtrafe die des Zuchthauſes. In Anhalt = Dejjau «Köthen, wo die 
Todesftrafe, melde das Strafgeſetzbuch, wo jie dad Kriegsrecht nit verlangte, abgejchafft hatte, 
nicht wieder eingeführt iſt, ift lebenslänglihes Zudthaus überhaupt die härtefte Strafe. 

Die zeitliche Zuchthausſtrafe kann nie über 20 und nie unter einem Jahre erkannt werben. 
Alle Strafgefangenen find zu ihrer Körperbejhaffenbeit thunlichft entſprechenden Arbeiten an- 
zubalten, die Zudthausfträflinge, ſoweit es mit diefem Orundfage verträglich ift, mit ven 
ſchwerern. Die Kleidung der letztern ift eine doppelfarbige. 

Wir haben und biöher über die Uniformirung der Gefangenen nicht ausgeſprochen. Wir 
billigen diefelbe nicht nur, fondern halten fiefogar für unentbehrlich, ſowie auch die Werfchiedenbeit 
der Kleidung, wo Sttafanftalten verjhiedener Art nebeneinander beftehen. Aber wir halten ent: 
ehrende und ehrende Abzeihen an der Sträflingskleivung nicht für angemeflen. Die erflern 
wirfen niederbrüdend und treten fo der Beſſerung entgegen, die leßtern überhebend und erregen 
jo den Neid und die Misgunft der Mitgefangenen. Bevorzugungen einzelner Gefangenen, 
welche fo jichtlich hervortreten, wie Died bei ausgezeichneter Bekleidung geſchieht, oder bei der Be: 
ftellung des einen zum Aufjeber über.die andern, können oft zu den größten Exceſſen der les: 
tern führen. So wurden in den legten Jahren drei folder Bevorzugten in Münden in ver 
Strafanftalt auf der Au von ihren Mitgefangenen ermordet. 21) 

Die Zuchthausſtrafe kann geihärft werden durch Dunfelarreft, ver in feiner Oefammtber 
nicht länger ald 30 Tage währen darf, dur hartes Lager auf höchſtens zufammen 30 Tax 
und durch Entziehung warmer Koft und Beihränfung auf Waffer und Brot, ununterbroden 
nicht länger als zwei Tage und in ihrer Totalität nicht auf mehr als 30 Kofttage. Wir jeben 
bier eine weit angemeflenere Beſtimmung über dieſe Strafihärfung, als wir fie in Baden far- 
den. Die Schärfung der lebenslänglicen Strafe iſt unzuläffig, auch Die der zeitlichen tritt nur 
in den wenigen Fällen ein, wo das Gejeg fie ausdrücklich vorfchreibt. 

In Baden follen nad) Art. 53 die Strafjhärfungen da eintreten, wo dem Verbrechen be: 
ſondere Bosheit, Gigennuß ober jonft eine ſchändliche Geſinnung zu Grunde liegt. Ihre Zu— 
läſſigkeit iſt, da dieſe Kriterien ſehr dehnbar ſind, mithin von einem ſehr weiten Umfange. 

Nicht allein das thüringiſche Geſetzbuch (Art. 9), ſondern auch beſondere Geſetze ver ein: 
zelnen vorgebadhten Staaten beftimmen die Ehrenfolgen der Strafen und laffen dieſe bei ver 
Zudthausftrafe in ihren ganzen Umfange eintreten. 

Das ſächſiſche Eriminalgejegbudh vom 30. März 1838, welches gegenwärtig noch mit eini: 





21) von Groß, Die deutiche Strafrechtspflege ” ll, 226 fa., 392 fg. u. 449 fg. 
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gen Abanderungen im Herzogthum Sahfen: Altenburg ald Gefeg vom 3. Mai 1841 in Wirf- 
ſamkeit ſich befindet, wurde in Sachſen felbft durch das Strafgejegbud) für das Königreich Sadı- 
fen vom 13. Aug. 1855 erfegt. Auch in diefem ift die Zucdhthausftrafe wie in dem von 1838 
die nächſte nach ver Todesftrafe. In dem erftgedachten Gefege hatte fie zwei Grade, einen leid: 
tern und einen fhwerern, melde Altenburg nicht angenonmen bat, und auf deren Verſchieden— 
beit e8 und auch bier nicht weiter anfommt. Die Züchtlinge tragen nah dem Gefege vom 
13. Aug. 1855 doppelfarbige Kleidung und werden zu fchwerer Arbeit angehalten. Haben fie 
bereit wenigftens einmal Zuchthausſtrafe oder wegen eines vorfäglichen Verbrechens Arbeits: 
hausftrafe verbüßt, dann wird die Strafe entweder durch hartes Lager auf 30 Tage oder durch 
Entziehung warmer Koft auf 60 Tage geihärft. Die Schärfungen werben nur zwei Tage hin: 
tereinander, fonft aber fo lange fortgejegt, bis die gedadten 30 und 60 Tage der Schärfung 
verbüßt find. Statt diefer Schärfung fann bei Zuchthausgefangenen, welche bereits wenigftens 
einmal Zuhthaus verbüßten und deren Körperbefchaffenheit es geitattet, eine körperliche Züch— 
tigung von 20—60 Sieben eintreten. Dieſe Züchtigung foll gleich nach der Einlieferung voll: 
ftredt werben und fo die Natur ded vorgedahten Willkommens annehmen. 

Aber mit diefen fi bei ven Rüdfälligen von felbft verftehenden Schärfungen ift e8 nicht ab: 
gethan, es tritt in den im Geſetze beftimmten Fällen eine zweite Schärfung durch Feſtſetzung des 
Grefenntniffes ein. Diefe befteht aus harten Lager bis zu 30 Tagen, Entziehung marmer Koft 
bis zu 60 Tagen und einer förperlihen Züdhtigung bis zu 60 Hieben. Welde Schärfung ftatt- 
finden foll, ſpricht der Richter nicht aus, nur ob fie in vollem limfange, zu zwei Drittel oder 
einem Drittel plaßzugreifen babe. Wir haben und bereit über die förperlihe Züchtigung 
und die Schärfungen durch Koftentziehfungen oben ausgeiproden und begnügen und ba= 
mit, auf das Gefagte Bezug zunehmen. Auch bezüglich der Feffelung ver männlichen Züdt- 
linge mit einem Beineifen und der weiblichen durch einen mit einer Kette am Fuße befeftigten 
Klug ift dies bereitd im Art. Beineifen und Klotz gefhehen. Die Dauer der Zuchthausſtrafe 
liegt zwifchen einem und 30 Jahren. 

In Beziehung auf die Ehrenfolgen der Zuchthausſtrafe Huldigt (Art. 36) dad Geſetzbuch 
Dem Fortfchritte, indem ed mit der Zuchthausſtrafe nur den Verluft der politiſchen Ehrenrechte, 
der Ehrenzeichen, des Ranges und Titels, der afademifchen Würden, der Amter fomwie der Ad: 
pocatur und des Notariatd verbindet, ohne auf die Privatrechte jonft flörend einzuwirken. 

Das dem bairifhen nachgebildete Strafgefeßbud für das Großherzogthum Oldenburg vom 
10. Sept. 1814 ift durch ein neues, am 1. Nov. 1858 in Wirkſamkeit getretenes befeitigt wor- 
den. Die Aufhebung der Tobeöftrafe deutet den Standpunkt des Fortſchritts an, melden dies 
neuefte der deutſchen Strafgefege, bei deffen Redaction Mittermaier nicht unthätig war, ein= 
genommen hat. Wir begnügen uns hier damit, zu bemerfen, daß die in Vechta theils in ver 
Iſolirung, theild in der Gefammthaft zweckmäßig vollſtreckte Zuchthausftrafe die ſchwerſte der 
dortigen Freiheitöftrafen bildet. 22) 

In der bairishen Rheinpfalz und dem oldenburgiſchen Fürſtenthume Birkenfeld finden wir 
den Code penal noch als Strafgefeg und zwar ohne die mildernden Zufäge ded Geſetzes vom 
28. April 1832 vor. In der Strafanftalt zu Kaiferdlautern befinden fih in verſchiedenen 
Räumen die zu lebendlänglicher und zeitlicher Zwangsarbeit, zur Reclufion und zu längerm 
emprisonnement Berurtheilten nebeneinander, in der Arbeit, Koft und Behandlung völlig 
gleichgeſtellt. | 

Mir erwähnen der deutihen Gebiete, in welchen gegenwärtig noch dad gemeine deutſche 
Griminalreht neben einzelnen Landesordnungen zur Anwendung fommt, bier nicht meiter2®), 
ebenfo wenig Luremburgs und Limburgs, welde nur nominell zu Deutſchland zu rechnen find, 
und menden und zunächft zu den Breiheitöftrafen, welche man in ben meiften deutſchen Staaten 
als eine Vermittelung zwifchen ver Gefängnig: und Zuchthausſtrafe angeorbnet hat, zu den 
Strafen des Strafarbeitd- und Gorrectionshaufes. Gin charakteriſtiſcher Unterſchied zwiſchen 
diefen Strafen und denen des Zuchthaufes liegt in der Regel in den Ehrenfolgen beider. Sie 
find auf diefer Mittelftufe entweder nur zeittweife Unterfagungen der Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte oder alteriren die legtern gar nicht. 

Nah Art. 15 des bairifhen Strafgejegbuds find die Strafarbeitähäufer von dem Zucht: 





22) Mittermaier, a.a.D., ©.2%0. 
23) Es find dies Kurhefien, beide Mecklenburg, Holftein und Lauenburg, ippe-Schaumburg, Ham- 
burg, Lübee und Bremen, Reuß älterer Linie und Liechtenftein. 
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hauſe abgeſonderte Strafgebäude. +) Die Sträflinge behalten alle ihre Privatrechte, mit der 
Fähigkeit, unter Lebenden und von Toded wegen darüber zu verfügen. Sie werben innerhalb des 
Gebäudes zur Arbeit mit Strenge angehalten. Ihre Kleidung ift einfarbig grau, und jie wer: 
den nicht gefeifelt, außer bei bejonverer Gefahr der Flucht. Im übrigen werben jie ven Züdt- 
lingen gleihgehalten. Die Strafzeit liegt zwijchen einem und acht Jahren, und kann mie bei 
der Zuchthausſtrafe das legte Viertel derſelben durch Begnadigung erlaffen werden (Art. 16). 

Nachdem das Gejeg vom 12. Mai 1848 die körperliche Zühtigung und das vom 18. Nor. 
1849 die dem Strafantritte vorbhergegangene öffentliche Ausftellung bejeitigt, ſind der 
Strafarbeitähausftrafe nur die Gedächtnißſtrafen der Koftihmälerung und der einfamen Ein: 
jperrung nad) Art. 17 ald Schärfungen verblieben. Hier fann ſich die erftere auf einen ganzen 
Monat ausdehnen, in welchem nur um den dritten Tag warme Speifen gereiht werben. Ju 
Betreff der Ehrenftrafen tft hier die Arbeitöhausftrafe den Zuchthauſe gleihgeitellt. 

Auh Würtemberg fennt die Arbeitöhausftrafe.. Dan gibt in Würtemberg den Sträflin- 
gen (Art. 14) eine fie von den Züdtlingen unterjheidende Kleivung und läßt, wenn ſie ſich 
dazu erbieten, auc ihre Beihäftigung außerhalb der Anftalt ftattfinden. Die Behandlung der 
Sträflinge ift die der Züdhtlinge und die Dayer der Strafe durd das Gejeg vom 14. April 
1855 auf den Zeitraum von 4 Monaten bis zu 4 Jahren befhränft worden. Die Straie 
fann ebenjo wie die Zuchthausftrafe geihärft werden, und es gilt in Betreff ihrer Ehrenfolgen 
das bei diejer Geſagte. 

Braunſchweig läßt in $. 11 feines Griminalgefegbuhd Zwangsarbeit in der für Diele 
Strafart beftimmten Anftalt vollziehen und die Sträflinge ver Hausordnung gemäß beföftigen. 
Die ordentlihe Dauer der Strafe ift 1 Monat bis 5 Jahre, die außerordentlihe 14 Tage bis 
10 Jahre. 

Hannover beginnt (Art. 18) feine leichtern Freiheitöitrafen mit dem Strafarbeitshauie 
‚und läßt die dazu Berurtheilten im Innern der Anftalt zu angemeffener Arbeit verwenden. Die 
Strafe kann durd Beihränfung der Koft auf Wafler und Brot an gewilfen Tagen, oder durch 
ſtrenge Ginjamfeit des Sträflings auf gewiſſe Zeit, over dur Verbindung beider Strafmittel 
geihärft werden. Die Arbeitshausftrafe liegt in ihrer Dauer zwifchen 3 Monaten und 2 Jah— 
ren. Ghrenfolgen jind an dieje Strafart nit gefnüpft. 

In Heffen wird die Correctionshauäftrafe in der Dauer von nit unter 3 Monaten und 
nicht über 10 Jahren in dem bejondern Gorrectiondhaufe vollftredt. Den Gerichten ift ed ge- 
ftattet, nad) forgfältiger Erwägung der bürgerlihen Verhältnifle und der Bildungsftufe des 
Schuldigen die Bollziehung der Correctionshausſtrafe (Art. 11) auf einer Feſtung oder in 
einer dieſer gleihgeftellten Anjtalt anzuorbnen. Wir werben bei Beiprehung der Feſtungs— 
ftrafe auf dieſe zweckmäßige Anordnung noch einmal zurüdfommen. Die Correctionshaus-— 
ftrafe kann ebenfo wie die Zuchthausſtrafe geichärft werden. Die mit der Gorrectionshaus: 
firafe verbundenen Ehrenftrafen jind dann weitergreifende, wenn die Strafvauer ein Jahr und 
länger, beichränftere, wenn jie eine fürzere ift. Im exſtern Falle kann der Sträfling nit wie- 
der Mitglied der Geſchworenen jein, er verliert feine Amter und die Advocatur fowie feine Pen— 
fion und wird unfähig, in politifhen, Gemeinde- und Firdlichen Angelegenheiten zu wählen 
und Gewählter zu fein. Bei der fürzern Strafe gehen Dienft und Gehalt nur während der 
Strafzeit verloren, ed treten aber auch die erfigedadhten Ehrenfolgen ein, wenn Diebftahl, Fäl- 
ſchung und Betrug die Urſache der Berurtheilung waren. 

In Baden beginnt ($. 33) die Reihe der bürgerlihen Strafen mit vem Arbeitöhaufe. Es 
fann nit unter 6 Monaten und, einige im Gefeg bezeichnete Fälle ausgenommen, nicht über 
6 Jahre erfannt werden. In der Verpflegung und übrigen Behandlung ber Arbeitähaus: 
gefangenen finden im Vergleiche mit den Züchtlingen Erleichterungen ftatt, auch fönnen bie 
Sträflinge, melde eine einfarbige gleihförmige Kleivang tragen, außerhalb ver Anftalt be: 
Ihäftigt werben. 

Auch Baden hat hier wie Helfen in $. 51 eine nahahmungswerthe Beitimmung getroffen, 
indem es geftattet, daß Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefängnißftrafen, wenn von ihnen Ber: 
fonen getroffen werben, für welche der Strafvollzug in ver Gemeinſchaft mit ven übrigen Sträf- 
lingen nad) ihren perjörtlihen VBerhältniffen und der Stufe ihrer Bildung eine unverhältniß— 
mäßige Härte enthalten würde, in einem abgefonderten Raume der Strafanftalt zu vollziehen 





‚ 24) In St.-Georg bei Baireuth befinden ſich Züchtlinge und Sträflinge in derfelben Anftalt, doch 
in befondern Räumen. Vgl. Goldtammer's Archiv für preußifches Strafrecht, V, 609 fg. 
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find. Das Straferfenntnig muß dies ausſprechen; der Berurtheilte trägt dann feine gemöhn- 
liche Kleidung, und es ift ihn eine feinen perjönlihen Berhältniffen angemeſſene und mit der 
Hausordnung verträgliche Beihäftigung geftattet. Es ift zu bebauern, daß Baden in Betreff 
feiner gebilbetern politifchen Gefangenen von diefer Vergünftigung einen jo eingefchränften Ge: 
braud gemacht und jie namentlid) in Bruchſal den übrigen Züchtlingen gleich behandelt hat. 25) 
Mit Ausnahme der Anlegung von Ketten treten bei der Arbeitshaudftrafe viefelben Schär- 
fungen ein, deren wir bei der Zuchthausſtrafe gedachten. Ehrenftrafen find mit dem Arbeits- 
hauſe nicht verbunden. 

Auch Naſſau fennt die Gorrectiondhaudftrafe, deren Dauer nicht unter 2 Monaten und nidt 
über 10 Jahre ift. Im Gorrectionshaufe findet Zwang zu den vorgeihriebenen Arbeiten ftatt. 
Die Strafe kann wie die Zuchthausſtrafe gefhärft werden. In Anjehung der Ehrenftrafen folgt 
bier Naffau jeinem Mufterbilde, dem heſſiſchen Geſetzbuche. 

Thüringen läßt die Arbeitöhausftrafe in einer befondern Anftalt vollftreden; im Verhält— 
niffe zu den Züchtlingen find es die vorgedadhten leichtern Arbeiten, welche den Sträflingen zu: 
fallen. Schwarzburg-Rudolſtadt läßt fie auf der Domäne Grofhwig an ven Wochentagen alle 
Feld: und Wirthihaftsarbeiten verrichten und nur den Sonntag in der Anftalt zu Rudolſtadt 
verbringen. Welche Ehrenftrafen mit dem Arbeithaufe verbunden fein follen, dies überläßt 
das Geſetzbuch den bejondern Verordnungen der einzelnen Linder, über welche fi, wie vor: 
gedacht, feine Wirfiamkeit erftredt. 

Weimar macht e8 in feinem Geſetze vom 27. April 1850 über die Entziehung — 
licher Rechte wegen begangener Verbrechen von dem Erkenntniſſe des Gerichts und dem vorher⸗ 
gegangenen Antrage des Staatsanwalts abhängig, ob bei geringern Freiheitsſtrafen als der 
Zuchthausſtrafe die bürgerlichen Rechte entzogen werden ſollen. Dieſe Entziehung ſoll dann 
nicht ſtattfinden, wenn Umſtände vorhanden find, aus welchen ſich ergibt, daß vie That nicht 
die Folge eines verdorbenen Willens war. 

In Sachſen ift ſowol nad dem Geſetze vom 30. Mai 1838 ald nad) dem vom 13. Aug. 
1855 die Arbeitöhausftrafe die nächſte nach der Zuchthausſtrafe. Die Sträflinge, welde vie 
vorgejchriebene einfarbige Kleidung tragen, werben zu der eingeführten Arbeit angehalten. 
Die Strafe fann ebenſo wie die Zuchthausſtrafe gefhärft werden. Das Minimum der Arbeits: 
haudftrafe it 4 Monate, das Marimum geht nicht über 6 Jahre hinaus. ine einjährige Ars 
beitöhausftrafe fteht einer Gefängnißftrafe von 1%, Jahren gleih, eine einjährige Zuchthaus— 
ftrafe einer Arbeitsbausftrafe von 18 Monaten. Ähnliche Beftimmungen finden ſich aud in 
den andern Geſetzbüchern. Mit der Arbeitöhausftrafe find nur ſolche Ehrenftrafen verbunden, 
welche andere noch neben dem Geſetzbuche geltende beſondere Geſetze etwa an diefelbe fnüpfen. 

fterreih und Preußen kennen die Arbeitshausftrafe nicht. 

Die leihtefte der Freiheitsftrafen ift die Gefängniß Rraf fe, mit welcher wir und nunmehr 
zu befchäftigen haben. 

Wo zwifhen vem Zudthaus und dem Gefängnifle noch Mittelanftalten ſich befinden, 
fallen der Gefüngnißftrafe die leichteften Verlegungen des Strafgeſetzes zu. %o dieſe Mittel- 
anftalten fehlen, tft felbftrevend die zuläffige Dauer ver Gefängnißftrafen eine längere, die Zahl 
der ihr zufallenden Vergehen eine größere. Wir werden und hier fürzer faffen können als bei 
den ſchwerern Freiheitsſtrafen, doc find auch hier manche Gigenthümlichfeiten der verſchiedenen 
deutfchen Strafgefeggebungen hervorzuheben. 

In Preußen werden die zur Gefängnißftrafe ($. 14) Verurtheilten in einer Gefangen: 
anftalt eingejchloffen und können vafelbft in einer ihren Fähigkeiten und Berhältniffen ange- 
meſſenen Weife befchäftigt werden. Das Geje vom 11. April 1854 geftattet ihre jomwie der 
Züchtlinge Beihäftigung im Freien unter den in diefem Gefege gedachten Modalitäten. Auf 
abminiftrativem Wege ift die Abfonderung derjenigen Gefangenen, deren Strafzeit eine längere 
als 6 Monate ift, im befondern Gentralgefängniffen angeordnet, deren Einrichtung zur 
Zeit jedoch noch wenig vorgefhritten if. Die Gefängnifftrafe, deren kürzeſte Dauer 24 Stun= 
den beträgt, geht nur in einzelnen vom Gejege näher beftimmten Fällen über 5 Jahre hinaus. 
Bei der Concurrenz mehrerer Verbrechen kann fie ($. 57) die Dauer von 10 Jahren, beim 
Rückfalle die von 20 Jahren erreihen. ine einjährige Gefängnißftrafe wird einer achtmonat⸗ 
— — gleichgeachtet. Mit der Vergehensſtrafe des Gefängniſſes kann in ein— 








25) Man vgl. die in Note 19 genannten Schriften und Hägele, Erfahrungen i in einfamer und ge: 
meinfamer Haft (Leipzig 1857). 
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zelnen Fällen die Unterſagung ber Ausübung der bei der Zuchthausſtrafe erwähnten bürgerlichen 
Ehrenrechte auf eine beftimmte Zeit verbunden werden, in andern Bällen muß died geſcheben 
Der Verluft der öffentlihen Amter, Würden, Titel, Orden und Ghrenzeihen, ver PBenjior 
und des Adels ift jedoch mit jeder folchen Unterfagung definitiv verbunden. Auch bier ift die 
Nahbildung der Beſtimmungen des Code penal nicht zu verkennen. H 

In Ofterreich ift die Arreititrafe eine Strafe der Vergeben und der Ubertretungen. Der 
Arreft hat zwei Grade ($. 244). Er beftcht im erften Grade in der Verſchließung in einem Ge— 
fangenbaufe ohne Gifen, wobei dem Berurtheilten, welder ſich felbit feinen Unterhalt zu be 
Ichaffen vermag, die Wahl der Beihäftigung überlaflen ift. Der zweite Grad ift der fireng 
Arreft. Auch hier ift ver Gefangene ungefeflelt, doch muß er die in der Anftalt vorgeichrieben:r 
Arbeiten verrichten umd ji mit der Gefangenenkoft begnügen. Unterredungen find ihm nur ız 
Gegenwart ded Gefangenmwärterd und in einer dieſem verſtändlichen Sprache geftattet. 

Eigenthümlich iſt ſterreich auch noch der Hausarreſt, entweder gegen bloße Angelobung. 
fi nicht zu entfernen, oder mit Aufſtellung einer Wade. Der Hausarreſt verpflichtet den zu 
ihm Verurtheilten, ji unter feinem Vorwande vom Haufe zu entfernen, bei Strafe, die not 
übrige Arreftzeit im öffentlihen Verhaftorte zu verbüßen ($. 246). In der Regel iſt vie für- 
zefte Arreſtzeit 24 Stunden, die längfte 6 Monate. 

Bei beftimmten Vergehen und Übertretungen und ausfhließlid bei Dienftboten, Hant- 
werfögejellen, Lehrjungen und ſolchen Perſonen, die ihren Unterhalt in Tag: oder Wochenlob: 
erwerben, fann die körperliche Zühtigung an die Stelle ded Arreſts treten. Es ift bezeichnen 
und unfern Anſchauungen von den Körperftrafen miderfprechenn, wenn dad Gefeg dieſe bien 
gleihjam als eine Vergünſtigung erjcheinen laßt, indem es fie verorbnet, damit nicht der Arrek 
jenen in ihrem Ermerbe oder in dem Unterhalte ihrer Angehörigen Schaden bringe. Jünz- 
linge unter 18 Jahren und Brauenzimmer erhalten Rutbenftreihe, erwachſene PBerjonen 
männlihen Geſchlechts Stodihläge. Die Zahl der Streihe darf 20 nicht überfleigen. 

In Baiern wird die Gefängnipftrafe (Art. 27) in einem vom Arbeitshaufe verſchiedenen 


Ortögefängniffe vollftredt, bei einfacher Koft und unbeſchadet aller Brivatrechte; ihre längſte 


Dauer beträgt zwei Jahre. 

Gefängnißſtrafen find mit angemeffener Arbeit und, ſoweit e8 angeht, mit den gewöhn- 
lichen Berufdarbeiten verbunden, wenn jie nicht nur furze Zeit währen. Soviel und befannt, 
werben fie auch in den Strafarbeitshäufern verbüßt. Hartes Lager und Koftichmälerungen 
durch Fleifchentziehung oder dur Entziehung aller warmen Speife verfhärfen unter erſchwe— 
renden Umftänden die Strafe. Bei nicht mehr als ein Jahr betragenden Gefängnipftrafen jol 
die Anwendung folder Shärfungen aus Rüdiiht auf den Nahrungsſtand oder den Unterhal 
und dad Fortfommen der Familie des Verurtheilten plaßgreifen, da beive Schärfungen die 
Strafe um die Hälfte verkürzen. Sole Wohlthaten des Geſetzes wie dieje und bie bei Ofter: 
reichs Gefängnißſtrafen erwähnte treten der auch im Geringften und Ärmften zu achtenden Per: 
fönlichkeit zu nahe und verlegen die Menſchenwürde. 

In Würtemberg darf die Oefängnißftrafe (Art. 20) in ver Hegel nicht über zwei Jahre ver: 
hängt werden. In einzelnen Fällen, welche dad Gefeg bezeichnet, Fann ſie ausnahmsweiſe ki: 
zu ſechs Jahren erftredft werden. Sie wird in den Bezirks- und Kreisgefängniffen vollzogen 
Ein Theil der legtern ift nad dem Gejege vom 13. Aug. 1849 in Zudtpolizeihäufer umge: 
wandelt, in welden namentlich die Strafen gegen die volljtredt werben, welche ver bürgerlicher 
Ehren: und Dienftrechte verluftig erklärt find. Das Geſetz vom 14. April 1855 hebt eine Reik: 
von Fällen hervor, in welden die härtere Strafe des Zuchtpolizeigefängniſſes die des Kreit 
gefängniffed erjegen foll. Die Strafe des legtern darf nicht unter vier Wochen verhängt werden. 
Die leichtere Bezirkögefängnißftrafe umfapt einen Tag bis ſechs Wochen, Die Bezirkögefange- 
ſchaft ift mit zwangsweifer Beſchäftigung nicht verbunden, doch diefe, foweit ed die Ortlicker 
geftattet, nach eigener Wahl zuläflig. In den Kreis: und Zudtpolizeigefängniffen findet ve: 
gegen aus Gründen der Hausordnung und zur Deckung der Unterhaltungstoften zwangsweiſt 
eine angemeflene Beihaftigung flatt. Dem Gefangenen ſteht, ſoweit ed thunlich erfcheint,, frei. 
unter den verfhiedenen in der Anftalt vorfommenven Arbeiten ſich die ihm liebte zu wählen. 
Arbeiten außer dem Haufe dürfen die Gefangenen nur mit ihrer Einwilligung verriäten. 
Die Gefängnifftrafe kann (Art. 25) durch ſchmale Koft, beftehend in Waffer und Brot, ie 
am dritten, höchſtens am zweiten Tage, jedoch nicht länger als acht Tage gefhärft werden. In 
den Kreis: und Zudhtpolizeigefängniffen tritt aud die Schärfung durch Einfperrung in einem 
einfamen Gefängniffe ein, jedoch nicht auf längere Zeit ald vier Wohen. Das Gefeg vom 
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17. Juni 1853 Hat auch) die Förperlihe Zühtigung gegen Gefangene als eine Orbnungsftrafe 
wieder zuläfjig gemadht. 

In Braunſchweig werden Gefängnißftrafen über drei Monate in einer eigenen Landesſtraf— 
anftalt, Gefängnißftrafen von oder unter drei Monaten aber in ven Kreidgefängniffen oder in 
andern Arreftlofalen vollzogen, wobei die, welche die Koften der Strafvollitrefung tragen, 
fich felbft, jedoch nach Vorſchrift ver Hausordnung, beföftigen können ($.12). Alle Strafgefan: 
genien find zu Arbeiten anzuhalten, welche ihrer Körperbefhaffenheit und ihren bürgerlichen 
Verhältniſſen thunlichft entfprechen, wider ihren Willen jedoch nicht zu Öffentlichen Arbeiten zu 
verwenden, aud nicht zu fulden, in deren Verrichtung eine Erfchwerung der Strafe liegen würde 
($. 13). Die ordentliche Dauer der Gefängnißftrafe ift 14 Tage bid 3 Jahre, die der außer: 
ordentlichen 1 Tag bis 5 Jahre ($. 14). 

Hannover zählt die Gefängnißſtrafe zu feinen leichtern Strafen und läßt ihre Dauer nicht 
über drei Monate hinausgehen, wenn es ſich nicht um eine Verwandelung einer Geld: in eine 
Gefängnipftrafe handelt, wo diefer Zeitraum überfchritten werden darf. Der Gefangene wird 
in einem von den übrigen Strafanftalten verfchiedenen Gefängniffe bei einfadher Koft einge— 
Thloffen. Die Strafe hat drei Grade. Der erfte Grad oder das einfache Gefängniß geftattet 
dem Berurtbeilten auf feine Koften eine beffere als die Gefangenenkoſt und von Zeit zu Zeit den 
Befuc feiner Angehörigen und Freunde. Der zweite Grad befteht entweder in Beihränfung 
der Koft auf Brot und Wafler einen Tag um den andern oder in firenger Ginfamfeit, ber 
dritte Grad in einer Verbindung diefer beiden Schärfungen. Mit allen drei Graben ber 
Strafe ift eine angemeſſene Beihäftigung verbunden (Art. 21). Auch fann, wie in Baiern, 
mit Rüdjiht auf den Nahrungsftand die Gefängnißftrafe durch das Ertragen der gedachten 
Schärfungen gefürzt werben (Art. 22). Wo die Vollziehung ver Ketten: und Zuchthausſtrafe 
in dem betreffenden Kalle fich ald eine ganz befondere Härte darftellen würde, kann ftatt derſel⸗ 
ben auf Staatsgefängniß erfannt werden, was die Strafe, wenn fie zeitlich ift, um ein Viertel 
bis zur Hälfte verlängert (Art. 23). Gefängnißftrafen, welche die Dauer von ſechs Wochen 
nicht überfteigen , fönnen bei Bagabunden und Bettlern durch eine Förperliche Züchtigung erfegt 
werben, wobei die Zahl der Streiche 50 nicht überfteigt. 

Wie bereit angedeutet wurde, kann in Hannover, wie font überall, eine uneinziehbare 
Geldſtrafe oder aud eine foldhe gegen unter Guratel ftehende Verſchwender nach einzelnen Geſetzge— 
bungen (Baiern und Hannover) in eine Gefängnißftrafe verwandelt werden. In weldher Art 
die Berechnung erfolgen und auf wie lange ih höchſtens diefe fubftituirte Freiheitäftrafe ausdehnen 
foll, ift fehr verſchieden beſtimmt. In Preußen find z. B. 1—3 Ihlr. Geldſtrafe einem Tage 
Gefängniß gleihgeftellt, und es beträgt die längfte Dauer ver legtern vier Jahre.26) In 
Buiern ſtehen 25 Fl. Rh. einer achttägigen Gefängnißftrafe glei, und ed darf legtere nicht 
über drei Monate hinausgehen. In Hannover ftehen 1—2 Thlr. einer eintägigen Gefäng— 
nißſtrafe erften Grades glei. Dies gilt jedoch nur für die erſten drei Monate der fubftituirten 
Breiheitäftrafe, wogegen bei deren längerer Dauer 4 Thlr. Geld einem Gefängnißtage gleich: 
geſtellt find. i 

Baden unterfheidet bie Kreis- und Amtögefängnißftrafe. Die Dauer der erftern liegt zwi: 
ſchen vier Wochen und einem Jahre, mo das Gefeg nicht Ausnahmen beftimmt; die Dauer der 
letztern kann nicht über acht Wochen anfteigen ($. 39 und 40). Im Kreisgefingniffe werben 
die Gefangenen innerhalb. des Haufes auf eine ihren perfönlihen Verhältniffen angemeffene 
Weiſe beihäftigt, ebenfo im Amtögefängniffe, in welchem die. Haft in der Regel eine Jfolirhaft ift. 

In Naffau geht die Strafe des bürgerlichen Gefängniffed nicht über vier Wochen hinaus. 
Sie wird in den Orts- und Bezirfögefängniffen oder in andern zur Aufbewahrung eines Ge: 
fangenen tauglichen Rofalen vollſtreckt, doch darf dies in Zucht- und Gorrectiondhäufern nicht 
geichehen. Dieje Beftimmungen find wörtlich ven heſſiſchen gleihlautend, doch geht hier die 
Strafe nit über drei Monate hinaus (Art. 13). In Naffau und Heffen wird die Gefängniß- 
ftrafe nicht geſchärft. 

In Thüringen darf, mo das Gefeg nicht eine längere Dauer beſonders zuläßt, die Gefäng: 
nißftrafe nicht über drei Monate gehen und nicht unter einen Tag herabfteigen. Adt Monate 
Arbeitöhaus ftehen, wo es fih um eine Strafummandelung handelt, einem Jahr Gefängniß 


26) Da Preufen die Schuldhaft nur auf ein Jahr erftredt, fo liegt im diefer auf vier Jahre aus: 
gedehnten Schulohaft, weldye der Staat verhängt, eine befondere Härte. 
Staate-2erifon, V. 43 
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gleich. Solche Umwandelungen ſind jedoch nur in den geſetzlich beſtimmten Fällen zuläſſig 
Die Gefängnißſtrafe kann wie die vorgedachten ſchwerern Freiheitöftrafen geſchärft werden 
Bei Perſonen, welche ihren Lebensunterhalt mit Handarbeit verdienen, iſt der Richte 
(Art. 14) ermädtigt, anſtatt verwirkter Gefängnißſtrafe, wenn dieſe die Dauer von dre 
Monaten nicht überſteigt, auf Handarbeit von gleicher Dauer zu erkennen. Der Verbrechet 
wird dabei nicht im Staatögefängniife feitgehalten, erhält aber, wenn er ji feinen Unterbal: 
nicht ſelbſt verihaffen kann, die gewöhnliche Koft der Gefangenen. Dergleihen humane Be— 
flimmungen verdienen die vollite Billigung. Da Arbeit niemals ſchändet, jo ift ihre Werrid- 
tung ftatt dev Verbüßung einer Gefängnißftrafe auch feine dem Betheiligten zugefügte Ber: 
letzung feiner Perfönlichkeit, wie die Prügel, welde man ihm in Oſterreich aufzählt, und ver 
Hunger, welden man ihn in Baiern auf hartem Lager erleiden läßt, um ihm eine Wohlthat ;u 
erweiſen. 

Sachſen läßt die Gefängnißſtrafen von und unter vier Monaten in den Gerichtsgefäng 
niffen, die höher anfteigenden aber in den Landesgefängniffen verbüßen. Die Gefängnißſtraie 
fann in ben vom Gejege bejonders beftimmten Fällen durch Entziehung warmer Koft ge 
jhärft werden. Auf Handarbeitäftrafe foll das Erfenntniß (Art. 28) niemals gerichtet wer: 
den. Doch fann der Richter eine ungefhärfte Gefängnipftrafe, wie in Thüringen, durch Hand— 
arbeit verbüßen laffen. Auch Sachſen hat bei Bagabunden und Bettlern die Verwandelung teı 
Gefängnifftrafe in eine körperliche Züchtigung (Art. 27) angeorbnet, wobei drei Rutbenitreic 
einem Tage Gefängniß gleichgeftellt find. Wie ſchwierig ift es hier, einen Maßſtab zu finten 
Der eine läßt ih, um aud nicht eine Stunde zu figen, jolange man will, durchprügeln, we 
gegen der andere die längfte Breiheitäftrafe der leichteften Züchtigung vorzieht. Soldye Strafen 
melde jo ungleich wirfen, jind, abgefehen von allem Übrigen, nie geredit. 

Wir haben zum Schluffe unferer Betrachtungen über die Freiheitäftrafen nod der Feſtung— 
ftrafen zu gedenfen. 

Man unterfchied in der Vergangenheit den Feftungsarreft von der Feftungsarbeit und ver: 
band mit dem erftern den Begriff einer im Vergleiche zur Zudthaus: und ähnliden Straf: 
custodia honesta?”), wogegen die legtere gemeinhin die ſchwerſten Verbrecher traf und 
eine Gifenftrafe war, verbunden mit öffentlichen Arbeiten an den Beftungswerfen oder in dem 
Innern der Beflungen. Überwiegend traf die Feſtungsarbeit militärifche Verbredher. Preußen 
fennt jie noch in jeinen Baugefangenenanftalten, in weldhen die Sträflinge in verfchiedene Klaſ— 
fen getheilt und in jeder leichter oder ſchwerer gefeilelt find. Dieje ven Bagnos jehr ähnliden 
Anſtalten find aud in Preußen ihrem Eingehen nahe, da ed nur noch einzelne militärijde 
ſchwere Verbrechen find, für melde die Militärftrafgejege fie androhen, und jo dieſe Anftalter 
faft gar feinen Zuwachs erhalten. 

Das in der neueften Zeit hervorgetretene Verlangen nad) einer völligen Gleichheit vor dem 
Geſetze und nad dem Wegfallen aller Standesvorrechte mußte, da man die Feftungäftrafe nur 
auf die anmwendete, deren höhere Bildungsftufe oder jonftige eremte Stellung in der Geſell— 
{haft befondere Berüdjihtigung verdiente, und fo fie zur Strafe ver Gebildeten und Vorneb— 
men, namentlid des Offizier- und Beamtenftandes machte, diefer Strafart die heftigften Geg 
ner erweden. Dennoch finden mir jie noch in einem größern oder geringern Umfange in den 
neuern Strafgefegbühern Deutihlands vor, und Frankreich hat ſie, wie wir oben bemerf: 
ten, in der detention fogar erft 1832 wieder in das Leben gerufen. 

Preußen hat die Feftungsftrafe unter der Benennung ver Einſchließung, wenn ihre Daur 
mehr als fünf Jahre beträgt, zur Verbrechensſtrafe, ſonſt aber zu der des Vergehens gemadt 
Die Einſchließung befteht in der Freiheitsentziehung mit Beaufjihtigung der Beihäftigum 
und Lebensweiſe der Gefangenen. Sie wird in Feſtungen oder in andern beſonders dazu be 
flimmten Räumen vollftredft und fann nicht über 20 Jahre erfannt werden ($. 13). Die Be: 
aufihtigung dev Beihäftigung fhließt feinen Arbeitszwang in ſich. Es find nur wenige Fälk, 
in welden das Strafgejegbud die Einſchließung androht, beſonders bei den Verfuchen zu hoö- 
oder landeöverrätheriihen Handlungen und beim Zweifampfe. Diefe feltene Anmendung einer 
Strafe, welde in fo vielen Bällen geeignet geweſen wäre, die Strafe mit der Verſchuldung in 
ein rihtiged Verhältnig zu bringen und namentlich bei Verbrechen, zu denen auch der Ghren- 


‚2T) Die Beftungsarreftanten bewohnten un in ben Feſtungen angewiejene Zimmer, konnten fd 
beliebig befchäftigen und genoffen in Betreff ihrer Ausgänge und deren Ausdehnung oft fehr weitrri- 
chende Berüdfichtigungen. 
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haftefte in der Aufwallung des Zorns, im jugendlichen Übermuthe, zur Aufrechthaltung ber Ge- 
ſchlechtsehre, des häuslichen Friedens 28), bei politiihen Verbrechen oder fonft getrieben werden 
fann, die entehrende Zuchthausſtrafe zu vermeiden, erſcheint uns als ein Fehler des Geſetzes. 
Sie lag in einer fo oft bemerfbaren ſklaviſchen Nachbildung der franzöfifchen Gejege, welche vie ' 
rheinifchen Juriften, deren Mitwirkung bei dem Gejeggebungswerfe eine jo namhafte war, feft- 
— eifrig bemüht waren. 

Oſterreich kennt die Feſtungsſtrafe gar nicht, läßt ſeine Kerkerſtrafen aber nicht ſelten in 
den Räumen einer Feſtung vollſtrecken. 

Baiern gerieth, indem ed den im Jahre 1813 no herrſchenden Anfichten von der Nothwen⸗ 
digkeit, die vornehmen und gebildeten Verbrecher von den gewöhnlichen zu jondern, Rechnung 
tragen wollte, ohne jedoch der Strafichwere dadurch irgend Abbruch zu thun, zu einer eigen- 
thümlihen Geftaltung der Feſtungsſtrafe. Es geftattete den Gerichten, nah Erwägung der 
Umftände ftatt der Ketten, Zuchthaus: und Arbeitöhausftrafe auf Beftungsftrafe zu erfennen 
(Art. 19). Es bildete drei Grade diefer Strafe, deren erfter der Kettenftrafe, der zweite der 
Zudthausftrafe und der dritte dem Arbeitöhaufe entjprehen follte. Der zur Beftungsftrafe 
Berurtbeilte foll auf einer Feftung, ausgeſchloſſen von allem menſchlichen Umgange, eng ver: 
wahrt und zur Arbeit angehalten werden. Aud die Feflungsftrafe des zweiten und dritten 
Grades kann durd Einjperrung im dunfeln Kerker, durch Lager auf bloßen Bretern, durch 
Koftihmälerungen und durh Verbindung mehrerer diefer Schärfungen gefhärft werben. 
Eine Strafe, welde in der Weiſe vollftredt wird, wie die bairiſche Feftungsftrafe, erſcheint 
und als feine Berückſichtigung, vielmehr levigli als eine Erſchwerung der geſetzlichen Strafe 
und möchte ſich daher wol ſchwerlich rechtfertigen laſſen. 

Das würtembergiſche Geſetz vom 13. Aug. 1849 beſtimmt über die Feſtungsſtrafe, daß die 
Gerichte die Vollziehung der Zuchthaus- und der Arbeitshausſtrafen auf einer Feſtung anzu: 
ordnen haben, wenn ihnen ſolches nad) forgfältiger Erwägung der befondern Umſtände des 
Verbrechens und der biöherigen Ehrenhaftigfeit des Verbrechers begründet erſcheint. Die Fe— 
ftungsgefangenen werben im Innern ded Hauſes eingeſchloſſen und, ſoweit thunlich, zu einer 
ihren frühern Verhältniſſen angemefjenen Beihäftigung angehalten. Die Feftungsftrafe kann 
in derjelben Art wie die Arbeitöhausftrafe verfchärft werden (Art. 19). Auch die Gefängniß: 
ftrafe fann (Art. 23) mit Rüdfiht auf die befondern Umftände ded Vergehens, auf die Bil: 
dungsſtufe und die bürgerlichen Verhältniffe des Straffälligen auf einer Feſtung oder in einer 
ihr gleichgeftellten jelbftändigen Anftalt vollſtreckt werden. Diejenigen, deren Strafzeit ſich 
nicht über drei Monate erftredt, dürfen das Gebäude, in welchem jie verwahrt werben, zu jeber 
Tageöftunde verlaffen und ſich innerhalb der Feftung frei bewegen, wogegen die längere Fe— 
tungöftrafe mit dem Hausarrefte verbunden ift. Die Beftungdarrejtitrafe kann durch ſchmale 
Koft, beftehend in Waffer und Brot am zweiten, höchſtens am dritten Tage, aber nicht auf län- 
ger ald acht Tage gefchärft werben. 

Braunſchweig hat die Feftungsftrafe nit und Hannover nur in der vorgedachten Form 
des Staatsgefängniſſes, weldes gemeinhin in der Feſtung verbüßt wird. Heilen bedroht den 
Zweikampf mit der Feflungsftrafe und geftattet ven Gerichten, nad) jorgfältiger Erwägung 
der bürgerlichen Verhältniſſe und der Bildungsfiufe des Schuldigen die VBollziehung der Cor: 
rectionshausſtrafe auf einer Feſtung oder in einer diejer gleichgeftellten Anftalt anzuord- 
nen (Art. 11). 

In Baden ann in den Fällen, in welchen die Freiheitäftrafe im abgefonderten Raume er- 
fanden wird, wenn dem Verbrechen weder Eigennug noch jonft eine ſchändliche Geſinnung zu 
Grunde liegt, flatt der Arbeitdhaus= oder Gefängnißftrafe die Feſtungsſtrafe ($. 52) eintreten. 
Bei diefer find die vorgedachten Straffhärfungen nicht ausgeſchloſſen. Naſſau hat, wie fein 
heſſiſches Vorbild, beim Duell die Feftungsftrafe, ohne ſonſt etwas über deren Vollftredung 
feſtzuſetzen. 

In Thüringen kann gegen Civilperſonen Feſtungsſtrafe nur auf dem Wege der Begna— 
digung eintreten und dann aud nach Befinden auf der Feſtung eines benachbarten Staates ver- 


28) Wir erinnern bier an den vor einigen Jahren im Her ge Sachſen vorgefommenen Fall, 
in welchem eine gebildete achtbare Dame, um dem unaufhörlihen, ihr häusliches Glück zerflörenden 
Berlangen ihres Gatten nad Kindern zu genügen, ein fremdes Kind als das ihrige unterfchob und zu 
zweijährigem Zuchthaufe verurtheilt, Fa äter aber begnabigt wurde. 8 
4 [ 
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büßt werden. Das Herzogthum Anhalt: Deffau beftimmt über die Feftungsftrafe in dem Ge— 
jege vom 10. Sept. 1853 noch befonderd, daß vom Richter gegen Eivilperfonen niemals auf 
diefelbe erfannt werden folle, und daß bei den Verbrechen, welde allein mit der Feſtungs 
“ ftrafe, wie 3. B. das Duell, bedroht find, an deren Stelle eine Gefängnißſtrafe von gleicher 
Dauer treten joll. 

Sowol das ſächſiſche Gelegbuh vom 30. März 1838, meldes, wie erwähnt, nod in 
Sadfen: Altenburg gilt, ald das von 13. Aug. 1855 enthalten die Beftimmung, daß Beftungs: 
ſtrafe gegen Givilperfonen nur im Wege der Begnadigung ftattfinden darf. 2. Trieſt. 

Freimaurerei im Verbältniß zu Staat und Gefellfhaft. 1. Ginleitendes. Die frei: 
maurerei ald culturbiftorifche Erſcheinung kann in dem Zufammenhange des „Staats: 2eri- 
. fon” nur in ihren Beziehungen zu den politiihen und ſocialen Zuftänden der Zeiten umt 
Bölfer, in denen fie aufgetreten ift, nicht nach der Seite ihres innern Organismus und der Ge: 
ſchichte feiner Entwidelung zur Betrachtung fommen ; ebenfo ift von den leitenden Ideen derfel- 
ben nur dasjenige, was ſich auf ihr Verhältniß zu Staat und Geſellſchaft bezieht, hier heraus: 
zubeben. Iſt hiermit der Umkreis der nachſtehenden Darftellung vorgezeihnet, fo bevarf es 
doch noch der Erwähnung einiger varüber hinausliegenden Punkte, um unrichtigen Auffaflun: 
gen, wie jie gerade hier oft genug vorgefömmen und aud) gegenwärtig noch nicht ganz befeitigt 
jind, von vornherein zu begegnen und damit zugleich die Grenzen dieſes Darftellungsfreiiet 
für Diejenigen, welche nicht ſonſt nähere und richtige Kenntnif von der Gefhichte und dem We: 
fen der Sreimaurerei befigen, beftimmter zu bezeichnen. 

Es wird, wenn man von Freimaurerei im allgemeinen ſpricht, jehr häufig höchſt Verſchie— 
denartiges verftanden. Schriftiteller älterer, theilweife auch noch neuerer Zeit führen die Ge: 
ſchichte der Freimanrerei bis in das frühefte Mittelalter, ja wol gar bis in das römiſche, griedhi- 
fche und orientalifche Altertfum zurüd. Andere (wir wollen dahingeftellt fein laffen, ob ab: 
ſichtlich oder irrend) bringen eine Anzahl geheimer Verbindungen, namentlih des vorigen 
Jahrhunderts, welde als franfhafte Auswüchſe der zeitweitigen focialen und politifchen Zu- 
fände ſich darſtellen, mit der Breimaurerei, deren Kormen diefelben mehr oder weniger nad: 
abmten oder benugten, in eine innere Verbindung. Noch andere, insbefondere der neuern Zeit 
angebörig, ftellen iveale Gebilde ihrer eigenen Schöpfung ald die wahren freimaureriſchen 
Ideen hin. Es wird für den vorliegenden Zwed genügen, mit einigen wenigen Bemerkungen 
jedes weitere Eingehen auf dieſe verſchiedenen Auffaffungen zu bejeitigen. Wir verftehen unter 
Freimaurerei nur diejenige Inftitution, welche aus den in Deutihland gegründeten, in Eng: 
land weiter entwidelten Eigenthümlichkeiten der mittelalterlihen Baugenoflenichaften ſich unter 
dem Ginfluffe befonderer Verhältniffe zu Anfang des 18. Jahrhunderts in London als ein ge: 
noffenfchaftliher Organismus zu moralifhen Zwecken herausbildete und auch in der feitdem er: 
folgten Verbreitung über alle Theile der Erde den damals aufgeftellten Sagungen wort: oder 
doch geiſtgetreu geblieben ift. Die bei weitem überwiegende Mehrzahl aller freimaureriſchen 
Vereine (Xogen und Logenfyfteme) hält an diefer Auffaffung als geſchichtlich richtigfter feft. Nur 
ein £leiner Theil derſelben nimmt noch weiter zurüd- und nad andern Seiten hinausgebende 
Hiftorifche Beziehungen, inöbefondere eine gewiffe Verbindung der Freimaurerei mit dem Orden 
der Tempelherren an, und in deren Folge ftellt er zum Theil auch noch eine andere Formulirung 
der Aufgabe ver Freimaurerei auf. Infofern die Orundfäge diefer legtern Rogenvereine in dem 
Punkte des Verhältniffes zu Staat und Geſellſchaft mit jenen Sagungen wefentlid überein: 
flinnmen (und dies ijt bei allen und befannt geworbenen der Fall), kann diefe Abweihung bier 
für und gleichgültig fein. Sollten aber in ver That noch unbekannte Aufftellungen hierauf be: 
züglichen Inhalts in jenen Rreifen vorhanden fein, fo fönnen wir wenigftens aus dem Um: 
jtande, daß gerade in den Yändern, wo Vereinigungen ber letztgedachten Art beſtehen, vie Frei: 
waurerei ſich der perfönlichen Betheiligung der Landesherren erfreut, die Beruhigung ſchöpfen. 
daß jene Bejonderheit nicht leicht flaatögefährlich fein oder werden mag, während andererfeits 
das eben Bemerkte nur auf einen numeriſch geringen, moralifdh aber höchſt achtungswertben 
Theil des Bundes der Freimaurer Anwendung leidet. 

I. Dogmatiſches. Die leitenden Ideen ver Freimaurerei (im vorgedachten Sinne) ſteben, 
ſowol was das Ziel ald was die Mittel zu diefem Ziele zu gelangen anlangt, außer allen Be- 
ziehungen zu dem pojitiven Staat. Um aber nad außen, für die dem Freimaurerbunde nicht 
Angehörigen dies, beftinnmt zu bezeichnen und zugleid den in diefen Bund Gintretenden, au 
bevor fie noch den Geiſt feiner leitenden Grundfäge fi haben völlig zu eigen machen fönnen, 
feinen Zweifel Hierin zu laffen, ift von jeher in die Orundjagungen der Freimaurerbrüderihaft, 
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wie dieſelben für verſchiedene größere Logenvereine nad) und nach aufgeſtellt wurden, eine poſi— 
tive Beftimmung aufgenommen worben, melde das ald jubjective Norm für das Verhalten 
jedes einzelnen Bundesgliedd ausdrückt, was jhon als objectives Ergebniß aus jenen leitenden 
Ideen refultirt. Die umfaſſendſte Geltung unter jenen Grundfagungen kommt den jogenann: 
ten Alten Pflichten zu, welche in dem im Auftrag der Groploge zu London im Jahre 1723 abge- 
faßten Gonftitutionenbud enthalten und auf Grund ermeislih ſchon viel früher beftehenver 
„Artikel“ derjenigen Baugenojfenfhaften, aud denen die Breimauterei hervorging, abgefaßt 
find. In diefen heißt ed wörtlih: „Ein Maurer ift ein friebliebender Unterthan unter der bür— 
gerliden Gewalt, wo irgend er ſich aufhält oder arbeitet, und läßt ji niemals ein in Gom= 
plote oder Verſchwoͤrungen gegen den Frieden und die Wohlfahrt der Nation und benimmt 
fich nicht pflichtwidrig gegen untergeorpnete Magiftratsperjonen.” Dieſe Sagung ift von andern 
jpäter gebildeten Brudervereinen in ihren Grunvgefegen theild ausdrücklich und wörtlich aufge: 
nommen, theils finnentfprechend wiedergegeben worden. Es möge hier nur ald Beleg Erwäh— 
nung finden, mie died in demjenigen ver mehreren im preußiſchen Staate beftehenven Logen— 
fofteme der Ball ift, welches die meiften Mitglieder zählt, zugleich aber in feiner Auffaflung des 
Hiſtoriſchen und Pofitiven der Freimaurerei ſich am weiteften von der der englifchen Großloge 
entfernt und daher Die obgedachte Sagung am menigften wörtlich adoptirt. Auch in den „Allge— 
meinen Freimaurerverordnungen“ diefes Syſtems heißt e8: „Keiner kann in den Orden aufges 
nommen werden, wenn er nicht eine unverbrüdliche Exrgebenheit gegen feine Religion, gegen 
feine Obrigfeit, gegen fein Vaterland und gegen gute Sitten hegt.“ Diefelben grunpfäglichen 
Aufftellungen finden fi aber nicht blos in den europälfchen, jondern auch, unter ganz andern 
ftaatlihen Verhältniffen, in den amerifanifhen Logen. In den Eonftitutionen für die Logen 
des Staated Neuyorf, welde aus den Jahren 1827 und 1832 dativen, verbreitet ſich ein be: 
jonderer Abſchnitt ausführlich hierüber und ftellt folgende Säge an die Spige: „Derjenige, jo 
ein treuer Maurer fein will, muß ferner willen, daß feine Verpflichtungen als Unterthan und 
Bürger durch die Vorſchriften diefer Kunft nicht erfchlafft, jondern verfhärft werden. Er muß 
ein Freund der Ruhe fein, friedlich und gehorfam den bürgerlihen Gewalten, welche ihm Schuß 
gewähren und ihm vorgejegt find, wo irgend er jih aufhält und arbeitet‘ u. ſ. w. 

Die miehrerwähnten Grundgeſetze gehen aber noch einen Schritt weiter; ſie ſtellen nicht blos 
eine Norm des Verhaltens, ein Mufterbild überhaupt in der beregten Beziehung quf, ſondern 
jie ertheilen aud eine praktiſche Vorſchrift, welche, wie fie einerjeitd aus der Aufgabe der Mau— 
rerei fließt, fo andererſeits dazu dient, jelbt jede Gelegenheit zu folden Handlungen oder Hupe: 
rungen innerhalb des engern Bundebbereich zu beſeitigen, in welchen eine uͤbertretung jener 
Norm liegen könnte. Ausdrücklich unterſagen die vorerwähnten Alten Pflichten jede Strei— 
tigkeit über Religion oder Nationen oder Staatsverfaſſung in den Logen. „Wir haben uns“, 
heißt es daſelbſt weiter, „gegen alle Bolitik erklärt, ald welche niemals je zur Wohlfahrt ver Loge 
führte noch jemals führen wird.” Auch dieſes Grumdgejeg ift gleihmäßig in die fpätern über- 
gegangen, beutfche und außerdeutſche. So ſchreiben z. B. die Statuten des fogenannten Grand 
Orient de France, welde für die große Mehrzahl aller franzöfifchen Logen gelten, vor: „Les 
reunions maconniques doivent s’abstenir rigoureusement de toute controverse sur lapoli- 
tique, sur le gouvernement et sur les differents cultes religieux.‘” ine einzige Ausnahme 
hiervon ift in den legten Jahren von dem einen der beiden im Königreich Belgien beſtehenden 
Zogeniyiteme gemacht worden. Mit welhem Rechte im Hinbli auf die allgemeine Aufgabe ver 
Breimaurerei, ift hier zu unterſuchen nicht der Ort; dagegen ift zu bemerfen, daß dieje Aus- 
nahme mit bejonderer Berufung auf die desfallſige Geftaltung in dem belgiſchen Staatsgrund— 
gejeg vertheidigt wird und daß, abgejehen hiervon, fie feinedwegs die eingangs gedachte allge- 
meine Norm, jondern nur jenes bejondere Gebot befeitigt. 

II. Hiftorifhes. Man würde aus dem Vorbemerkten allerdings zunächſt nur das zu 
folgern berechtigt jein, daß die Sreimaurerei, ſoweit ſie ihrer Aufgabe gemäß erfaßt werde, von 
allen, insbeſondere audy allen ftörenden Beziehungen zum Staate ji fern halte. Nicht aber 
würde daraus ohne weiteres folgern, daß dies in der That auch ftetd der Fall gewejen fei; es 
wäre nicht ausgeſchloſſen, daß die Freimaurerei nicht unter gewiſſen Zeitverhältniffen von ihrem 
normalen Gange auf vergleichen Irrwege abgelenkt jei. In der That ift die Behauptung, die 
Freimaurerei lege ftaatögefährliche Tendenzen an ven Tag, nicht blos mehrfach; aufgeftellt, jon- 
dern es find infolge derſelben auch zu verjhiedenen malen Berfolgungen des Freimaurerbundes 
unternommen worden. Wir wollen nur beifpieldweife die wichtigſten diefer der Geſchichte an— 
gehörigen Thatſachen anführen, wobei infolge des Vorbemerften von ven Schidjalen des Tem— 
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pelherrnordens ebenfowol ald von den auf fpäterer franzöfiicher Erfindung beruhenden angeb: 
lien Betbeiligungen der Sreimaurerei au den politiihen Bewegungen in England nach dem 
Tode Karl's I. ganz abgejehen werden mag, da beides jenjeit der Gejchichte der Freinmaurerz: 
in dem mehrgedachten Sinne des legtern Wortes liegt. 

Während gegen Ende des vierten Jahrzehnds des vorigen Jahrhunderts in Holland und 
Franfreich einzelne Verbote gegen die Breimaurerei, veranlaßt durch denunciatoriihe Schriften 
über diefelbe, ergingen, berief Bapft Clemens XI, im Jahre 1737 die Cardinäle der Con- 
gregatio Sancti Officii und den Gropinquifitor von Florenz zu einer Berathung über vie Aus: 
breitung der Freimauverbrüderfhaft in Rom und Blorenz; der genannte Großinquifitor be: 
gann nah dem Tode der legten Mediceer aldbald die Verfolgung vderjelben in Florenz und de: 
Papſt jelbft iprah am 27. Aug. 1738 den Bann über die Freimaurerei in der Bulle „In emi- 
nenti” aus. Infolge deſſen fanden’in Italien, Spanien und Portugal die härteften Ein ſchrei— 
tungen gegen die Freimaurer ftatt; indbejondere wurden in legterm Lande ein proteftantiise: 
Schweizer Euftos und ein Franzoſe Mouton mit den graufamften Martern durch Die Inquifition 
belegt. Auch in mehreren andern Staaten wurde die Breimaurerei fireng verpönt. Allein dies 
genügte den Widerſachern derjelben noch nicht; e8 erihien unter Papſt Benedict XIV. am 
18. März 1751 eine neue Bulle „Providas Romanorum Pontificum“, in welcher die Fra: 
maurer der Vereinigung aller Religionsparteien, des Misbrauchs des Eides, fträflicher Ver: 
ſchwiegenheit und eines böfen Rufs befchuldigt wurden. Diefe Bulle hatte namentlich iv 
Spanien die [hredlihften Berfolgungen zur Folge. Nachdem, von vereinzelten Schritten gegen 
die Freimaurer abgejehen, einige Zeit ruhiger vorübergegangen war, erneuerten fih auf Ar- 
Riften eines ränfefüchtigen Minifters, Tanucci, in Neapel 1775 die Ginfhreitungen gegen die: 
jelben , fanden aber mit der gerichtlichen Aufdeckung der betrügeriihen Mittel, durch melde ien: 
Anflagen veranlaßt worden waren, unter Vermittelung der Königin Karoline ein balvige: 
Ende. Wenige Jahre jpäter, 1784, gewann in Venedig der Argwohn gegen die Freimaurer: 
brüderſchaft wieder Raum; viel bedeutender jedoch um diefelbe Zeit in Baiern. Gier hatte fd, 
durch Profeffor Weishaupt geftiftet, eine Gejellihaft unter dem Namen der Illuminaten gebil: 
det, welche einen geheimen Männerverein für die höhere Ausbildung der Menfchheit zu reiner 
Sittlichfeit und zwar unter Anwendung der bei den Jejuiten üblichen Formen und Ginrigtun: 
gen bezwedte. Die alsbald namentlih unter dem Einfluſſe der Jejuiten gegen jie eingeleitete 
Verfolgung wurde auch gegen die Freimaurer mit gerichtet, in deren Kreife ji die Illuminaten 
einzubrängen gewußt hatten. Es litten darunter viele, einzelne und Familien. Die Verfolgung 
dauerte bis in die neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, und es fann ald eine nod imma 
beftehende Nachwirkung derſelben angejehen werden, daß noch jegt in Altbaiern Feine Logen be— 
fteben, in den neu erworbenen Landestheilen aber wenigitens allen Staatdvienern der Eintritt: 
in die Logen unterfagt ift. Daß dies nicht ohne Rückſchlag auf benachbarte deutſche Länder vor: 
überging, war zu erwarten; fo ftellten 3. B. auch in Baden die Freimaurerlogen ihre Ihätig- 
keit ein. Der Schug, deifen ſich unter Kaifer Joſeph II. die Freimaurerei in Ofterreich erfreute, 
war zu vorübergehend, ald daß nicht bei dem Beginn der Franzöſiſchen Revolution von neuem 
Stimmen gegen die geheimen Verbindungen überhaupt und mithin aud) gegen die Sreimanıer 
erhoben worden wären. Die völligellnterbrüdung derſelben in ganz Deutſchland, wie folde ie: 
tend des Kaiſers 1794 bei dem Reichätage zu Regensburg beantragt ward, jheiterte zwar an dem 
MWiderftande Preußens, Braunſchweigs und Hannovers, indeß wurden doc die öſterreichiſchen 
Logen gefhloffen. Es waren vorzüglich die Angriffe zweier Schriftiteller, ded Abbe Barruel 
(„Memoires pour servir à ['histoire du Jacobinisme’, London 1797) und des Englänvert 
Robinfon („Proofs of a conspiracy against all the religions and governements of Europe, 
carried on in the secret meetings of freemasons, Iluminati and reading societies‘, Edin- 
burgb 1797), welde ven Wahn verbreiteten, als fei die Branzdjiiche Revolution die Folge einer 
Berihwörung gegen den Altar, den Thron und die gejellihaftlihe Ordnung gewefen, bei welde 
die Freimaurerlogen die Pflanzflätten ded Unglaubens und der Empörung und die Schulen ver 
Verſchwörer gebildet hätten. Cine Wiverlegung aus der Feder des Staatsraths Moumier 
(„De liinfluence attribuee aux philosophes, aux francs-magons et aux illumines sur la re- 
volution de France”, Tübingen 1801), welche auch gleichzeitig deutſch erſchien, wies bald wir 
völlige Unhaltbarkeit derartiger Aufftellungen nad, und die Freimaurerei gewann in dem eriten 
Decennium diefed Jahrhunderts wieder Duldung und weitere Verbreitung, felbft in fernern Lan: 
dern, wie Rußland, Dagegen trat im Süden Europas eine neue Reaction gegen dielelbe in: 
folge der Bulle des Papftes Pius VII. vom 13. Aug. 1814 ein, welche namentlih in Spanien zu 


Freimaurerei 679 


fpäter wiederholten ſehr ſchweren Verfolgungen des Freimaurerfundes führte. Ähnliches ge- 
ſchah in den zwanziger Jahren in Portugal. Auch in Rußland erging 1822 ein Verbot gegen 
denfelben. In ven legten Jahrzehnden hat von ernftern Schritten gegen die Freimaurerei nichts 
verlautet, wenngleich e8 an heftigen Angriffen aufdiefelbe durch die Preffe(von denen gleich wei: 
ter die Rede fein ſoll) nicht fehlte. 

Der vorftehende Überblick geſchichtlicher Thatſachen weift ung nicht fomol ein vielfach feind- 
liches Verhalten der Freimaurerei gegen den Staat, ald vielmehr umgekehrt des Staateß gegen 
Die Freimaurerei nah. Nun wird man allerdings einhalten fönnen, dag dem legtern wahr: 
ſcheinlich das erftere vorhergegangen fein möge. Darauf ift aber zu erwivdern, daß eine unbe- 
fangene hiftorifche Unterfuhung der gegen die Breimaurerei hiernach zu verſchiedenen Zeiten 
erhobenen Incriminationen entweder deren völligen Ungrund (mie in der Tanucei ſchen Verfol— 
gung), oder doch nur ſolche Anklagen als begründet nachwies, welche ſich auf einen Misbrauch 
der Formen der Freimaurerei zu andern ihr ganz fremden Zwecken (wie bei den Carbonari) 
ſtützten. Alles übrige beruht, gleich dem, was die Preſſe früherer und neuerer Zeit reichlich 
gegen die Freimaurerei geſagt hat, auf Verbähtigungen, deren Ungrund in Kürze näher dar: 
gelegt werden möge. 

IV. Kritiſches. Wie ſchon der vorſtehende geſchichtliche überblick zeigt, ſind bei weitem 
die meiſten und heftigſten Verfolgungen der Freimaurerei in denjenigen Staaten vorgekom— 
men, in welchen der katholiſche Glaube entweder Staatsreligion oder doch der vorwiegende iſt. 
Man würde ſchon hieraus abnehmen können, wenn es nicht die Geſchichte in zahlreichen Belegen 
unzweifelhaft darlegte, daß ed ein Conflict mit der katholiſchen Kirche war, welcher die Freimau— 
rerei in Oppoſition mit der Staatsgewalt brachte. Wenn wir aber dieſelbe Erſcheinung, wenn 
auch in minder greller Art, in Staaten vorwiegend proteſtantiſchen Religionscharakters an— 
treffen, ſo liegt es nahe, in der Freimaurerei Elemente zu vermuthen, welche der chriſtlichen 
Kirche überhaupt feindlich gegenüberſtehen. Wir könnten dieſen Vunkt hier, wo es ſich nur um 
das Verhältniß der Freimaurerei zu Kirche und Staat handelt, außer Betracht laſſen, wenn es 
nicht eben zugleich derjenige wäre, in welchem die hauptſächlichſte Quelle früherer und neuerer 
Angriffe und Verfolgungen ſeitens des Staates ſowol als ſolcher, welche den Arm des letztern 
gegen den Bund bewaffnet ſehen möchten, zu erblicken iſt. Darum wenigſtens einige Worte 
hierüber auch an dieſer Stelle. 

Schon im Jahre 1776 meinte der berühmte Staatsrechtslehrer J. J. Moſer in ſeiner Schrift 
„Von Geduldung der Freimaurergeſellſchaften“, er könne nach allen ihm bekannten Umſtänden 
„nicht anders als vermuthen, wenigſtens die vollendeten Freimaurer ſeien der bisherigen chriſt— 
lichen Religion in ihrem ganzen Umfang im Herzen nicht zugethan“. Wenn ein jo beſonnener, 
aufgeklärter, ja nüchtern zu nennender Juriſt eine ſolche Anſicht ausſpricht, ſo kann man die bis 
zu fanatiſcher Wuth geſteigerte leidenſchaftliche Verfolgungsſucht von Geiſtlichen, welche in mehr 
oder weniger befangene Anſchauung religiöſer Verhältniſſe ſich eingelebt hatten, leicht erklärlich 
finden. Es wird dann auch nicht auffallen, daß ſich daſſelbe Thema, nur je nach Zeit, Umſtän— 
den und kirchlichen Einflüſſen verſchieden variirt, durch alle Streitſchriften gegen die Freimau— 
rerei ſeit mehr als einem Jahrhundert hindurchiehi. 

Seitens derjenigen Logenſyſteme nun, welche das chriſtliche Glaubensbekenntniß als Bedin— 
gung der Aufnahme in den Freimaurerbund aufſtellen, iſt auf dieſe Bedingung zur Abwehr 
jener Angriffe hingewieſen worden. Allein es liegt nahe, daß eine Entgegnung dieſes Inhalts 
nicht genügen kann; fo ſchlagend fie ſcheint, fo ruft fie doch ſofort die weitere Frage der Gegner 
nad der jpeciellen chriſtlichen Confeſſion hervor, da ja ein jeder Ehrift, wenn er es in Wahrheit 
jein will, einer folhen zugethan fein muß. Wenn vie Freimaurerei das Chriſtenthum ald Glau— 
bensfadye cultiviren wollte, fo könnte jie es hur in deffen Ausprägung nad der einen oder der 
andern hriftlihen Confeſſion thun oder fie müßte ſelbſt eine neue folde Confeſſion aufftellen. 
Keind von beiden fann und darf fie wollen, ohne über ihr Gebiet hinaus oder in das der Kirche 
einzugreifen; bie legtere würbe, wenn dies gejhähe, im vollen Rechte fein, wenn fie ein ſolches 
Beginnen entweder ald überflüffig oder ald gefährlich Heftritte. 

Die richtige Antwort auf jenen Borwurf — und e8 ift diejenige, welche allein von ven Lo— 
gen gegeben werben fann, die, an den alten Grundfägen des Freimaurerbundes feithaltend, von 
dem Erforderniß ded hriftlihen Glaubensbekenntniſſes abſehen — ift die: daß die Freimaurerei 
ebenfo menig mit der Religion ſich beihäftigt ald der Staat, obſchon fie deshalb jo wenig wie 
diefer etwa eine Anftalt für Irreligtofttät if. Die Aufgabe des Freimaurerbundes, wie wir 
fie oben bezeichneten, ift daher einerſeits eine viel weiter gehende ald die der Kirche, indem fle 


680 Freimaurerei 


auf das ganze fittlich-geiftige Wefen des Menfchen, nicht blos auf die religidfen Intereffen deifel= 
ben ſich bezieht; fie ift aber andererſeits eine enger begrenzte, infofern jle nicht alle, fonvern 
blos die ethiſch und focial für fie Befähigten angeht. Die Mittel, welde der Breimaurerbund 
zur Grreigung diefer Aufgabe anwendet, find einerfeitd viel mannidfaltigere als die Er— 
weckungs⸗ und Erbauungsmittel der Kirche, ſchon infofern nit Seelforger und Gemeinde Hier 
einander ald Gebende und Gmpfangende gegenüber ftehen, noch mehr, wenn wir die Pflege ver- 
edelter Geſelligkeit in Betracht ziehen, welche der Freimaurerbund von jeher ji hat in ganz be⸗ 
fonderer Weiſe angelegen fein laffen; andererfeitö aber find auch diefe Mittel enger bemeſſen, 
infofern fie fich nicht in ihrer Anwendung je nach den zeitweiligen Bebürfniffen der einzelnen 
mobdifieiren laffen, ſondern es dieſen überlaffen bleiben muß, wie fie diefelben auf jih wirfen 
laffen wollen. Beide, Freimaurerbund und Kirche, ald menjhlihe Organismen für die Aus— 

bildung ver göttlichen Idee der Menihheit, können fih auf ihren Bahnen berühren, aber nie 
ftören, folange jedes von beiden eben in feinen Bahnen bleibt, und die wahre Sreimaurerei, wie 

jie auf ver Borausfegung wahrer Religiofität bei ihren Jüngern beruht, arbeitet den wahren 

Interejfen der Kirche nur in vemfelben Maße vor, in welhem fie die Herzen und Geifter ver in 

ihr Verbundenen für das höhere Sein ver Menſchheit und fomir auch für die höchſte Stufe 

menfhlihen Denkens und Fühlen, für die Neligion,. fähiger und empfänglicher macht. 

Iſt mit dem Gefagten die Grundlofigfeit derjenigen Angriffe dargethan, melde auf der 
Vorausfegung eines Gegenfages zwiſchen Freimaurerei und Religion, eines Conflicts zwiſchen 
Freimaurerbund und Kirche beruhen, jo wird die Erwägung weiterer Angrifföpunfte, die aus 
dem Verhältniß zwifchen vem Staate und der Freimaurerei entnommen jind, defto fürzer gefaßt 
werben fönnen, je mehr, fei es direct oder indirect, die Anfeindungen ver legtern ſeitens des 
Staates vorzugsweiſe in den obgedachten vermeintlihen Gegenfage wurzelten. Denn wenn ſelbſt 
die Ärgften Vorwürfe diefer Art, wir meinen die von den im Vorftehenden erwähnten Schrift: 
ftellern Barruel und Robinfon, ferner von Proyart und Eadet:Gafficourt erhobenen Anklagen, 
als ob die Freimaurerei Veranlaffung zur Franzöſiſchen Revolution gewejen wäre, in ihrer 
völligen Unwahrheit, ja in ihrer Abgeſchmacktheit längft vor dem Richterſtuhle der Geſchichte 
gerichtet find, wenn fogar der Umftand, daß gerade die nambafteften Freimaurer jener Zeit zu 
den erſten Opfern der Guillotine gehörten, neuerlich dargethan und damit jelbft ver Verdacht einer 
Berirrung der Tendenzen der franzoͤſiſchen Logen, wie fie doch der Idee der Freimaurerei jelbit 
nicht zur Laſt gelegt werben fönnte, befeitigt worden ift, fo wird ber einfache Hinweis auf die 
Blüte und den feften Beftand ber Staaten, in denen der Kreimaurerbund von jeher am audge- 
breitetiten und Eräftigften gewirkt hat — wir wollen nur England und Preußen nennen — und 
nächſtdem auf den in älterer und neuerer Zeit ftattgefundenen Beitritt und Schuß vieler der 
ee Fürften und Machthaber genügen, um die Nichtigkeit diefer Behauptungen zu 

eweiſen. 

Es bleibt nach allem Vorgeſagten noch ein Geſichtspunkt zu erwähnen übrig, der von den 
Gegnern der Freimaurerei hervorgehoben worden iſt, der ihrer Gefährlichkeit. Man hat, ſelbſt 
zugegeben, daß bisjetzt wenigſtens Anklagen wegen unberechtigten oder gar widerrechtlichen Ein: 
miſchens in Angelegenheiten des Staates oder der Kirche gegen den Freimaurerbund geſchichtlich 
nicht begründet werden konnten, doch die Möglichkeit eines ſolchen Gebarens aus dem Um— 
ſtande ableiten wollen, daß die Freimaurerei ſich mit dem Schleier des Geheimniſſes umgebe, 
und man hat hieran wol auch von einigen Seiten her die Forderung geknüpft, daß ſie dieſen 
Schleier abwerfen und ſich im vollen Lichte der Offentlichfeit zeigen folle. Es kann und foll nun 
keineswegs beftvitten werben, daß eine geheime Geſellſchaft leichter unbemerkt zu einer flaatd: 
ober kirchengefährlichen degeneriren könne als eine nicht geheime; indeß würde Died, mie eben 
gejagt, eine vollftändige Entartung, eine gänzliche Ummwandelung der Zwecke des Freimaurer: 
bundes, wie ſie offen vorliegen, vorausjegen und eine ſolche als wahrſcheinlich oder möglid an: 
zunehmen, bafür würde gerade bei viefem Bunde weniger ald bei irgendeinem andern Geheim— 
bunde Grund vorhanden fein, da derfelbe gerade die edelſten Zwecke fich gejegt und für die Wahl 
feiner Glieder die ftrengften Prüfungen vorgefchrieben hat. Es müßten alfo aud alle andern 
geheimen Vereinigungen ald mindeftend ebenfo gefährlich angejehen werden. Fragen wir nun 
aber nad) dem Kriterium einer geheinien Verbindung, fo faun dieſes nur darin beſtehen, daß 
entweder die Zwecke oder die Mittel oder die Mitglieder verfelben geheim jind oder alles dieſes zu: 
fammen. Nichts von alledem ift aber bei dem Freimaurerbund dem Staate gegenüber geheim, 
Zweck und Mittel find genugfam in der Literatur des vorigen und des laufenden Jahrhunderts 
dargelegt und discutirt, und keine Loge wird jih weigern, der Regierung ihres Staates ihre Sta= 
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tuten und auch, wenn diefe ed verlangt, ihre Mitgliederverzeichniffe vorzulegen, die ja jeßt ohne⸗ 
hin allenthalben gedruckt im Kreife ded Bundes ausgegeben werben; wenn dieRegierung ed ver: 
langt, fagten wir, und wollen dabei nod ganz vahingeftellt fein laffen, mit welchem Rechte über: 
haupt eine Negierung Einfiht in die Mitgliederverzeichniffe einer Gejellihaft verlangen könne, 
deren Zwede offenkundig, aber zugleich nichts weniger als Öffentliche im prägnanten Sinne des 
Worts find. Was ift aljo eigentlich va8 Geheime an diefem Bunde? Die firenge Bernhaltung von 
Zufhauern oder Zuhörern von den Berfammlungen feiner Mitglieder und die ftrenge Verpflich— 
tung der legtern, gegen Nichtmitglieder über Die Borgänge in diefen Verſammlungen zu ſchweigen. 
Dad aber ift wol eine Befugniß, welche man als fittlid begründet anerfennen wird, daß, wie 
der einzelne von feinem Haufe, wie ferner z. B. jeder gelehrte Verein von feinen Zufammen- 
fünften diejenigen fern halten darf, die er nicht zulafien will, jo auch jeve Freimaurerloge ſich 
gegen alle abſchließe, die nicht vem Breimaurerbunde angehören. Selbſt die Freunde der unge— 
meffenften Öffentlichkeit werben dem einzelnen oder den gelehrten Vereinen jene Befugniß nicht 
beftreiten; gleichwol hat man fein Bedenken getragen, eine folde Zumuthung an den Freimau— 
rerbund zu ftellen! 

Freilih hat man diefe Zumuthung aud noch auf eine andere Weife zu motiviren geſucht; 
man hat ſie nicht ſowol aus Rechts- ald aus Zweckmäßigkeitsgründen abgeleitet, Nicht ge— 
fährlich, Hat man gejagt, aber unnüg jei der Sreimaurerbund, folange er ein Geheimbund 
ſei; ja mande haben ihn wol ohne weitered für, in unferer Zeit wenigftend, unnüg erflärt. 
Wie nun zuvörderft dadurch, daß jeder beliebige Zuhörer und Zufchauer die der Freimaurerei 
eigenthümlihen Formen bei den Bundesverfammlungen beobadıten und die Berhandlungen der 
legtern fennen lernen fönne, ein fittliher Vortheil für das nihtmaurerifche Publikum fich er= 
gebe, ift nicht wohl abzufehen, da jene Formen und Verhandlungen eben ein Verſtändniß vor- 
audfegen, weldhes nur den Gliedern ded Bundes beimohnt ; e8 würde aljo eine derartige Offent- 
lichfeit auf die no dazu ſehr zweifelhafte Befriedigung einer Neugierde hinausfommen, die 
ebenfo unberechtigt ald unverftändig wäre. Daß aber dadurch die Zwecke der Freimaurerei jelbit 
nicht gefördert würden, darüber wird fein Freimaurer den mindeften Zweifel hegen. Das Ei- 
genthümlichſte dabei aber würde das fein, daß die wahre Beveutung der Breimaurerei Do ge= 
rade allen jenen Zuhörern und Zufhauern verborgen bleiben, daß ihnen ſich bloß die Schale 
ſtatt des Kerns darftellen würde, weil dad Wefen der Sreimaurerei fih überhaupt nicht ergaffen 
und erhorchen läßt. 

Die Freimaurerei follte aber gar nur eine hohle Schale ohne Kern, eine leere Form ohne 
Weſen, jie jollte unnüg fein? Das wäre allerdings eine Frage, welche nicht ihr Verhältniß 
zum Staate, jondern das zur bürgerlichen Geſellſchaft berührte; wäre jie unnüg, jo braudte 
fie um deöwillen der Staat nicht zu verbieten, aber die Geſellſchaft müßte jie verwerfen. Es ſoll 
nun hier nicht etwa auf dad doch immerhin nahe liegende Argument hingemwiefen werden, daß 
die Sreimaurerlogen jeit hundert und mehr Jahren fo viele Acte ver Wohlthätigfeit geübt und 
fo zahlreiche und bedeutende Anftalten für die fittlih und förperlich leidende Menſchheit ind 
Leben gerufen haben; wir wollen das immerhin nur mit Lefjing die Thaten der Breimaurerei 
ad extra nennen. Die Ihaten ad intra freilich, der firtlihe Einfluß der Freimaurerei auf die 
Glieder ihres Bundes felbft, das ift etwas, was fi, wie alles im Innern ded Menfhen Vor: 
gehende, einer irgend nähern und beftimmtern Feftftellung im einzelnen und eben damit aud) 
einer Würdigung durch die Gefhichte entzieht. Vielleicht ift es zu bedauern, daß diejenigen, 
welde ſich bisher mit der Geſchichtſchreibung des Freimaurerbundes beichäftigt haben, ihr 
Augenmerk zu wenig darauf richteten, zunächſt auch nur in Fleinen Kreifen biographiſch zu un= 
terſuchen und feftzuftellen, welchen Einfluß auf die fittlihe Entwidelung des einzelnen jeine 
Theilnahme am Freimaurerbunde gehabt habe; man würde mwenigftend an der Hand folder 
Grörterungen über ven Nugen des Freimaurerbundes einige jichtliche Belege jelbft venen bieten 
können, die nun einmal nur auf foldem Wege von dem Werthe fittlicher Wahrheiten und ber 
für deren Verbreitung und tiefere Erfaffung beftehenden Anftalten überzeugt werden können. 
Aber ed wird ja auch deſſen nicht einmal bedürfen; denn wozu brauchte man denen, die außer 
dem Bunde ftehen, die Überzeugung von deſſen Nüglichfeit erft darzulegen, wenn nur die, melde 
in demſelben vereinigt find, diefe Überzeugung haben? Solange aber dies ver Fall ift, folange 
wird aud die bürgerliche Geſellſchaft den Freimaurerbund nicht verwerfen und zum Untergange 
führen können; denn jedes an ſich lebensfähige Glied des großen Geſellſchaftskorpers behauptet 
nach befannten Gejegen jeine Eriftenz, jelbft wenn fie ihm fünftlich oder gemaltfam durch Zeit: 
ſtrömungen in dem Leben der Geſellſchaft verfünnmert werben jollte. 
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Und von dieſer Pebensfähigfeit ver Freimaurerei darf man getroft überzeugt fein. Aur 
einem ganz andern Boden focialer Zuftände ald dem des heutigen Europa gegründet, hat der 
Freimaurerbund im vorigen und in diefem Jahrhunderte Ummandelungen ver geiftigen Cultur 
und aller mit verjelben zufammenhängenden Berhältniffe ver bürgerlichen Geſellſchaft durchlebt, 
wie fie in diefer Bedeutung und diefem Umfange zu den feltenern Erſcheinungen in der u. 
der Menfhheit gehören. Er hat jie Überdauert und ift aus diefem Entwidelungsprocefie , 
auch ihn ſelbſt nicht unberührt laſſen konnte, befeftigt und geläutert hervorgegangen. Meike 
Einfluß dies auf die Stellung des Bundes zur bürgerlichen Geſellſchaft gehabt habe, darüber ift 
hier nicht weiter zu ſprechen, da dies vielmehr feiner innern Geſchichte angehört. Aber fein Fraft- 
volles Beftehen, fein inneres und äußeres Wachsthum find Thatfahen, die jeden Zweifel über 
das Vorbandenfein der Bedingungen feiner Lebensfähigkeit niederfchlagen müſſen. Eine cul— 
turbiftorifche Kraft wie die des Freimaurerbundes, welde fo gewaltige Procefle des focialen 
Lebens fiegreich überftanden hat, läßt fich durch feine Waffen des Geiftes, ihr Wirken läßt ic 
durch feine Waffen der Gewalt dauernd befeitigen. Sie ift ein Erzeugniß des höhern menſch— 
lichen Gulturlebend. Zu welder Potenz fie ſich entwideln werde, ift der Zufunft anheimzu— 
ftellen; aber Vergangenheit und Gegenwart laffen darüber feinen Zweifel, daß auch von ver 
Freimaurerei und ganz befonders von ihr das Wort gilt: wenn fie nicht ſchon vorhanden wäre, 
fo würde und müßte fie erfunden werden ! H. Säletter. 

Freifprechung von der Sache und von der Inftanz. Wir haben bereits in dem Art. 
Erkenntniß Gelegenheit gehabt, auch der freiſprechenden Erfenntniffe zu erwähnen, ohne jedoch 
dabei näher auf deren Wirkungen und insbefondere auf deren Tragweite eingeben zu fönnen. 
Es erjcheint dies aber um fo mehr erforberlich, ald dieſe mit einer jehr wunden Stelle vieler 
Strafgefeggebungen im genaueften Zufammenhang ftehen. Als der Art. Freifprehung in 
der zweiten Auflage des „Staats-Lexikon“ publicirt wurde, lag dieſe Wunde in Deutichland 
nod als eine über alle Staatögebiete verbreitete offene vor Augen, die Heilung terjelben war 
noch eine unverſuchte. Das Jahr 1848, welches, wie die Fieber auf den Organismus des 
menſchlichen Körperd, auf den der Staaten fo wohlthätige Einflüffe ausübte, brachte aud dem 
größten Theile Deutjchlands zuerft die geſetzlich fanctionirte Überzeugung, daß es zwiſchen der 
Schuld und der Nichtſchuld Fein Drittes geben könne, daß eine jede Freiſprechung eine unbe— 
dingte fein müffe, und daß alle Verdachtsſtrafen der Berechtigung entbehrten. 

Der praktiſche Sinn des Engländers hatte dies längſt erkannt; für ihn liegt zwiſchen dem 
guilty und not guilty nichts mehr, und wenn der ſchottiſche Geſchworene auch noch in einzelnen 
Fällen ein non liquet ausfpricht, fo ift veifen Wirkung doch im wefentlichen nur die, weldye; wie 
wir im Art. Erkenntniß fahen, der römiſche judex mit feinem non liquet verband. Es ift ein 
Botiren auf eine Fortjegung der nicht genügend aufgeflärten Sache, auf das amplius der Rö— 
mer. Die Franzöſiſche Revolution erzeugte die Allmacht der richterlihen conviction intime, 
deren wir im Art. Erfenntniß bereits gedachten. Sie verleiht vem Geſchworenen wie dem flän- 
digen Richter die Befugniß, nad) feiner aus dem Inbegriffe der vor ihm erfolgten Verhand— 
fung geſchöpften Überzeugung zu entſcheiden, ob der Angeflagte ſchuldig oder nichtſchuldig fei, 
ohne ihm dafür einen Raum für ein noch Dazwiſchenliegendes zu laffen. 

Dieſes Iegtere, weldyes wir unter ver Benennung der Freiſprechung von der Inſtanz ) bier 
zufammenfaffen wollen, und weldes in den einzelnen dieſes Mittelving anerfennenden Ge— 
jeggebungen verſchieden bezeichnet wird, ift es, womit wir und hier vorzugsmeife zu beihäf: 
tigen haben. 

Der gemeine deutſche Strafproceß und die in vemfelben vertretene Inquifitiongmarime, 
welche, das ältere Anklageverfahren der germanifchen Stämme verdrängend, aus den geiftlihen 
Gerichten feinen Weg in die weltlichen Tribunale gefunden hatte, huldigten der fogenannten 
gefeglihen Beweistheorie. Sowie die Anwendung der vollen Schwere des Geſetzes den gegen 
den Angefhuldigten geführten vollen Beweis feiner Schuld erbeifchte, fo fonnte im Gegentbeile 

eine gänzliche Freifprehung von berfelben auch nur dann eintreten, wenn entweder die Unſchuld 
des Inculpaten feinem Zweifel unterlag oder der gegen ihn obwaltende Verdacht durch gejep: 
liche Beweife gar nicht unterftügt wurde. Band diefe Unterftügung des Verdachts aber auch nur 
in einem geringen Maße ftatt, dann vermochte fich die Anſchauung deffen, ver jene Marime begte, 
damit nicht zu verföhnen, daß man die Hand bieten folle, einen Verdächtigen, der doch wol eigent- 


1) Die — absolutio stantibus rebus oder ab instantia entſtand in der deutſchen Vrari⸗ 
als eine Nachbildung der italieniſchen. Die Carolina kannte fie nicht. 
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lid ein Schufdiger fein könnte, durchſchlüpfen zu laffen und fo ver Strafe ihre gerechte Beute zu 
entziehen. Solange man, wo kein Ergreifen auf frifcher That gefchehen war, das Geſtändniß als 
nothmwendig zur Anwendung der Strafe des Verbrechens eradhtete, lag in der Erpreflung deſſelben 
der Schmwerpunft der ganzen Procedur. Wir haben im Art. Folter geiehen, auf welche Irrwege 
die vichterliche Weisheit gerieth, um zudem erwünſchten Ziele zu gelangen. Schon Beccaria bes 
merfte jehr richtig von der Fortur, daß fie nicht angewendet werde, weil man wifle, daß ver 
Gefolterte eine Schuld auf fich habe, jondern darum, weil man es nicht wiffe, weilman jo wider⸗ 
finnig war anzunehmen, daß der Angeflagte feine Unſchuld darzuthun habe, flatt jich von dem 
Grundiage leiten zu laffen, daß es leviglich die Sache des Nichters fei, ihm den Beweis feiner 
Berfhuldung zu führen. Als man außer denn Bekenntniffe aud dem Zeugen: und Urfunden- 
beweiſe und nah und nad aud dem Indicienbeweife eine der Schuld überführenvde Kraft bei: 
legte, glaubte man dasjenige nicht entbehren zu fönnen, was, unter dem Namen der Beweid: 
theorie, dem Richter die Vorſchriften varüber ertheilte, was er ald ganz oder nur als halb 
erwiefen zu betrachten habe. Man vermeinte, daß fi der Schuldbeweis, wie eine Wegſtrecke 
nad) ihrer Länge, aud nach jeiner Stärke meffen laſſen müſſe, und daß dieſer Stärfemefler ein 
untrüglicher fei, wenn er mit der im Gefege aufgeftellten Scala übereinftimme. So gelangte 
man, indem man die Schuld mit ihrem Beweiſe iventificirte, zu dem Monſtrum der Halbſchuld 
und dem biejer entiprehenden Syſteme der außerorbentlihen Strafen. Man erfannte auf diefe, 
wenn gegen den Angeſchuldigten erhebliche Beweiſe vorhanden, diefe aber nicht jo vollftänpig 
waren, daß derfelbe für völlig der That überführt erachtet werben konnte. Hatte man oft aud 
nur dasjenige, was die Gefege eine nahe Anzeige nannten, und glaubte man von dem Angeſchul⸗ 
digten ji der That wohl verfehen zu können, weil er ſchon früher ein Strafgefeg verlegte ober 
feine Leumundszeugniſſe nicht gut waren, dann mar ein mindeftens halber Beweis vorhanden, und 
es waltete varlıber feine Bedenklichkeit ob, eine foldhe außerordentliche Verdachtsſtrafe über ven 
Angeihuldigten zu verhängen. Derjelbe konnte doch immer noch von Glüd jagen, daß ihn nicht 
die volle Strafe des Gejeges traf, dag man ihn mit einer mildern als diefer davon kommen ließ. 
Aber man ging noch weiter. Auch wenn man dies nit einmal für geredtfertigt hielt, wenn 
man den eigentlihen Hergang der Sache nicht hatte aufklären Fönnen, erfannte man auf bie 
vorläufige Losiprehung des Angefhuldigten, auf feine Freifprehung von der Inftanz, ſobald 
man nur aus dem Inhalte der verhandelten Acten Momente entnehmen konnte, welche den Ber 
ſchuldigten verdächtig ericheinen ließen. Ä 

Die neuefte Eodiftcation des deutfchen geheimen fhriftlihen Strafverfahreng, die preußifche 
Eriminalordnung vom 11. Dee. 1805, ein Geſetzbuch, welches im allgemeinen, wenn man ſich 
auf den Standpunkt ftellt, den feine Verfafler und die Anfihten ihrer Zeit einnahmen, als ein 
leuchtendes Vorbild ver Humanität und der Geiftesfhärfe mit Recht betrachtet werden muß, 
enthält über ven vorliegenden Gegenftand die nachfolgenden Beſtimmungen.?) 

Der Richter hat hinreichende Gewißbeit, wenn für die Wahrheit eines Umſtandes vollkom— 
men überzeugende Gründe vorhanden find und nad) dem gewöhnlichen Laufe der Dinge ein 
bedeutender Grund für das Gegentheil nicht wohl denkbar ift. Er kann auch ohne Geſtändniß 
des Beihuldigten auf die gefegmäßige Strafe erkennen, wenn ein vollftändiger Beweis wider 
ihn vorhanden ift. Wenn erhebliche Gründe für die Wahrheit eines Sages, aber auch Gründe 
dagegen vorhanden find, welche durch jene Gründe nicht gehoben werden Fönnen, dann tft fein 
vollfommener Beweis, fondern nur Wahrſcheinlichkeit vorhanden. 

Was dieſe legtere hervorruft, nennt das Gefeg eine Anzeige, wenn die Thatſachen, melde 
diefe begründen, beflimmte Bedingungen oder Urſachen des Verbrechens in ſich enthalten oder 
dieſes als Urſache der Bedingung vorausfegen. Die Stärke der Anzeigen hängt von den Beweiſe 
der dabei vorausgefegten Thatſachen und zugleich davon ab, inwieweit fie einander unterflügen, 
aud durch Gegengründe nicht entfräftet werben. Die Anzeigen werden nad) dieſer Stärke zu 
nahen oder bleiben entfernte. Wenn mehrere Anzeigen in einem Falle zufammentreffen, welche 
witeinander übereinftimmen und durd den ſchlimmen Charakter des Verdächtigen und bie bi- 
herige ſchlechte Lebensweiſe deſſelben unterftüßt werden, dann ift ein hoher Grad von Wahr: 
ſcheinlichkeit vorhanden und die außerordentliche Strafe in der Regel feinem Bedenken unter: 
worfen. Wird in diefem Falle der geführte Beweis jedoch durch einen Gegenbeweis geſchwächt, 
oder der Verdacht, welcher gegen den Angeſchuldigten aus einigen Thatſachen entftebt, durch 
andere gehoben, dann joll mit größter Sorgfalt und Genauigkeit erwogen werben, ob nicht Die 


2) Criminalordnung, $. 393 fg. 
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vorläufige Losfprehung dem Erfenntniffe auf eine außerorbenilihe Strafe vorzuziehen fei. 
Die außerordentliche Strafe durfte nie die Todeöftrafe, eine lebenswierige Strafe und in ver 
Regel auch feine förperlihe Züchtigung fein und mußte fid auf zeitliche Strafarbeit und Geld⸗ 
buße beichränfen. 

Die vorläufige Losſprechung findet ftatt, wenn der eigentliche Hergang der Sache gar nicht 
hat aufgeklärt werden können, der Verdächtige aber ven gegen ihm flreitenden Verdacht nicht Hat 
ablehnen fünnen. 

Die Folgen einer folden Freifprehung waren, wenn ver Richter beforgen zu müflen glaubte, 
daß der Losgeſprochene die wiedererlangte Freiheit misbrauchen werde, dasjenige, was man jegt 
Stellung unter Polizeiaufſicht nennt, und die Auferlegung der Koften der Unterſuchung, welche 
das Verbrechen betraf, in Bezug auf weldes er nur vorläufig freigefproden worden war. Die 
Unterfuhung fonnte jederzeit wieder eröffnet werden, wennerhebliche Umftände oder Beweismittel 
befanntwurden, die inder biöherigen Unterfuhung nicht vorgefommen waren. In der erneuerten 
Unterſuchung Eonnte die Freifprehung von der Inflanz fi in eine Berurtheilung in die ordent⸗ 
liche Strafe ded Gefeged verwandeln, ſowie bezüglid auch eine außerordentliche Strafe bis zu 
dem Maße der ordentlichen erhöht werben durfte. 

Die völlige Freifprehung erfolgte, wenn die gänzlide Unſchuld völlig ausgemittelt oder 
doc die ftrafbare Handlung gegen den Angeihuldigten nicht erwieſen wurde. 

Aber auch hier glaubte man wieder diftinguiren zu müſſen. Man unterſchied die Freiſpre— 
hung, welde fi auf den vollen Beweis der Unſchuld gründete, von der, welde nur auf dem 
Mangel des Beweijes berubte. 

Nur die erftere bewirkte jederzeit eine Befreiung von der Unterfuhung wegen ebenveffelben 
Verbrechens, nur fie machte das fpäter zu erwähnende non bis in idem zu einer Wahrheit. Die 
Breifprehung wegen Mangels des Beweiſes ließ dagegen eine Erneuerung einer folden Unter: 
ſuchung zu, ſobald dazu eine neue rechtlich begründete Veranlaſſung fi vorfand. Aud die 
völlige Freilprehung begründete nur dann die Freiſprechung von der Bezahlung der Unter: 
fuhungsfoften, wenn der Angefchuldigte weder durch ein unbefonnenes noch durch ein unred⸗ 
liches Betragen jelbft gegründete Veranlaffung zur Unterfuhung gegeben hatte. 

So traf dad Jahr 1848 die Lage der Sache in Preußen, foweit nit die Verordnung 
vom 21. Juli 1846 für das Griminalgeriht zu Berlin und das dortige Kammergericht bier 
nicht weiter zu berührende, die jegige Sachlage anbahnende Beitimmungen getroffen hatte, und 
jo war auch im wejentlichen in ven übrigen deutfchen Ländern der Stand der Gejeggebung. 
Wir wollen uns zunähft damit befhäftigen, wie in Preußen derjelbe jih nad) dem gedachten 
kritlſchen Jahre umgeftaltete. Es ift diefe Umgeftaltung ziemlich viefelbe, welche die meiften 
andern deutſchen Ränder fi aneigneten, da allen daſſelbe Mufterbild, der Code d’instruction 
criminelle vorſchwebte. 

In Preußen gefhah die Umgeftaltung dur die VBeroronung vom 3. Jan. 1849 über die 
Einführung des mündlichen und Öffentlihen Verfahrens mit Geſchworenen in Unterfuhungss 
ſachen, welde ſodann das Gejeg vom 3. Mai 1852 theild beſſernd ergänzte, theild aber auch 
den Zweden der damaligen politifhen Reaction dienftbar zu maden ſuchte. 

Was ſchon die vorgedachte Verordnung vom 21. Juli 1846 gethan hatte, wurbe in der vom 
3. Jan. 1849 wiederholt: die bisherigen pojitiven Regeln über die Wirkungen der Beweiſe 
wurden außer Anwendung gefegt. Der erfennende Richter hatte fortan unter genauer Prü— 
fung aller Beweiſe für die Anklage und die Vertheidigung nad) feiner freien, aus dem Inbe- 
griffe der vor ihm erfolgten Verhandlung geſchöpften und gewonnenen Überzeugung zu ent= 
ſcheiden. Das Syſtem der conviction intime war an die Stelle der Beweistheorie getreten 
und jo dem Richteramte die Befugniß zurüdgegeben, nad feiner pflihtmäßigen Erkenntniß bes 
vorliegenden Balls, in dieſer nicht gefmechtet durch eine Beweisihablone, feinen Richterſpruch 
zu fällen und in diefem dem Rechte zu feiner Geltung zu verhelfen. Die Erfahrung hat es 
gelehrt, daß eine joldhe Befreiung des Richters von der Bevormundung feiner geiftigen Thätig— 
keit beim Rechtſprechen dieſem legtern nicht nur feinen Eintrag gethan, jondern den Werth beflel: 
ben vielmehr gehoben und auf den allein richtigen und feiner Würde entiprechenden Stanp: 
punft geftellt hat. 

Wir müflen ed der Darlegung in dem Art. Jury überlaffen, wie ih aud im diefer 
Beziehung das Inſtitut der Geſchworenen als ein lebensfräftiges und tüchtiges bewährt bat,. 
und mwie der richtige Takt des lebenderfahrenen Ehrenmannes jehr wohl im Stande if, den 
Meg zu finden, welder zu dem Ziele eines gerechten Richterſpruchs führt, wenn die Ge: 
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feßgebung diefen aud nit nah allen Seiten hin mit Warnungstafeln und Handweiſern 
aufitellte. 

Fragen wir, was denn nun aus diefer Befeitigung der Beweistheorie für unfern Gegen- 
ftand folgt, fo liegt die Antwort fehr nahe. Sobald die Beweistheorie nicht mehr die geſunde Ver— 
nunft des Richters beengt, wird das freie Schalten der gefunden Vernunft alfobald zu der Erkennt: 
niß führen, daß nur zwei Dinge möglich jind, entweder die Verfhuldung des Angeklagten oder 
feine Nichtſchuld. Sie wird aber auch darüber nicht zweifelhaft fein, daß jeder fo lange rechtlich 
als ſchuldlos zu betrachten ift, bis dad Gegentheil bewieſen ift, und daß, folange die innere Über: 
zeugung von diefer feitens des Nichterd nicht gewonnen werben konnte, auch diefer Beweis noch 
nicht vorhanden iſt. Der Fundamentalſatz ded Römischen Rechts: Quilibet praesumitur bonus 
(vir probus et justus), donec probetur contrarium, ift e8, welder dies ebenjo ſcharf als 
richtig bezeichnet, und der feine Wahrheit nur da verlieren kann, wo man Gründe der Crimi— 
nalpolitik zu Leitfternen bei der Bindung des materiellen Rechts zu erheben ſich für ermächtigt 
bielt. Wenn Feuerbad in dem von ihm entworfenen bairiſchen Strafgefegbud vom 16. Mai 
1813 dem rechtswidrigen Vorfage (dolus) die rechtliche Vermuthung feines Borhandenfeind 
bei der Hervorbringung ftrafbarer Handlungen zur Seite ftellte und fo den Angef&huldigten in 
die Lage verfegte, diefe Bermuthung zufwiderlegen ?), flatt ji den Beweis dieſes Vorſatzes 
führen zu laffen, dann huldigte er einer Anſchauung von dem Strafzwed der fogenannten 
fpäter von ihm felbft verworfenen Abſchreckungstheorie, welche glüdlichermeife bereits ihre - 
Berechtigung verloren hat, aber leider in Preußen inder Nachbildung des vondiefer Theorie durch— 
drungenen Code penal noch fortlebt. Iſt nun ein zwiſchen Schuld und Nichtſchuld liegendes 
Drittes, wie wir fhon bemerften, ein Unding, dann find Died auch die Syſteme der außerordent— 
lihen Strafen und der vorläufigen Freifprehung, welche, wie wir bemerften, ebenfalls eine Be: 
ftrafung ift, da fie faft überall die Schmälerung von Ehren- und Gewerböredten, die brand: 
marfende Bolizeiauffiht und die Zahlung der Unterfuhungskoften in ihrem Gefolge hatten und 
überdied das Damoklesſchwert der fletd wieder aufzunehmenden Unterfuhung über den Frei— 
geſprochenen für alle Zeiten ſchweben ließ, 

Sehr richtig ſprach fich daher die preußiſche Verordnung vom 3. Jan. 1849 in $. 22 dahin 
aus, daß der erfennende Richter nur zu beftimmen habe, ob der Angeklagte ſchuldig oder nicht: 
ſchuldig fei, und daß auf eine vorläufige Losfprehung, eine Freiſprechung von der Inftanz nicht 
mehr folle erfannt werden. Ebenfo verordnete $. 23 folgerichtig, daß der für jhuldig Erklärte 
zur vollen gefeglihen Strafe zu verurtheilen fei, woraus die DBefeitigung der früßern 
außerorventlihen Strafen ſich von jelbft ergab. Es gehört nicht hierher, näher darauf einzu: 
geben, was das Gefeg unter der vollen gefeglihen Strafe verfteht, und daß es dabei nichts anderes 
im Sinne hat, ald audzujprehen, daß ed feine andere ald die im Gefege vorgejehene Strafe 
fein dürfe, welche dem Schuldausfprude folgen müfle, daß ed dagegen der Zumeffung der Strafe 
innerhalb der ihr verftatteten Grenzen feinen Zwang anthut und namentlich die volle Strafe 
nicht mit der höchſten identificirt. 

Man darf nicht verkennen, daß fih die Richter, welche nad vorhergegangener mündlicher 
und Öffentliher Verhandlung ven Schuldausiprud zu thun haben, in einer viel günftigern Lage 
befinden ald die, welche auf den oft ebenfo unvollftändigen als einfeitigen Vortrag ded Referen— 
ten, dem in wichtigern Sachen wol noch der eined Gorreferenten folgte, welche ſelbſt nur allein 
aus den Acten ſich dad Material zu ihren Relationen zufammen zu ſuchen hatten, das Urtheil 
finden mußten. 

Während gegenwärtig der Richter ven Angeklagten während der ganzen Verhandlung vor 
ſich hat und felbft ven Eindruck wahrnimmt, welden die Anklage, die Vernehmung der Zeugen, 
die Plaivoyers des Staatsanwalts und Vertheidigers fowie die Fragen und das Refume des 
Vorfigenden auf ihn machen, mußte der Nichter im verfchloffenen Seſſionsſaale jih mit dem 
begnügen, was ihm der Referent zu erzählen für gut befand, jih nur zu häufig ein völlig fal- 
ſches Bild von der ganzen Sachlage und der Perfönlichkeit des Angeklagten und der Zeugen ent= 
werfen und endlich noch die Anſchauung, welche er ih jo mühfam gewonnen hatte, an den Maß- 
ftab der Beweistheorie legen und nach diefem modificiren. ' 

Daß für ihn die außerordentlihen Strafen und die vorläufige Freiſprechung zu einem 
wahren Nothanfer wurden, daß er nach ihnen griff, wenn er ſich nicht anders zu helfen und zu 





3) Das Gefeg vom 29. Aug. 1848 hat die den rechtswidrigen Vorſatz betreffenden Art. 39—44 des 
gedachten Geſetzbuchs aufgehoben. 
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rathen wußte, dürfte nur der in Abrede flellen, welcher fi niemals in der Lage befand, auß ven 
fo pürftig fließenden Quellen der Gerichtsprotokolle und felbft Iedigli aus dem Refume ihres 
Inhalts das Urtheil zu jhöpfen. Ebenſo hat, wenigſtens uns, eine lange Erfahrung gelehrt, 
wie felten ſolche Richter ſich zu einer völligen Freifprehung verftanden. War nit ſchon bie 
Thatſache, daß es erforderlich geweien war, den Angeſchuldigten zur Unterfugung zu ziehen, 
ein gegen ihn ftreitender Verdacht, wie follte er angeſichts der deshalb zufammengejhriebenen 
Acten diefen widerlegen, wie ed darthun, daß man gleihfam nur die Gelegenheit aus der Luft 
gegriffen habe, ihn zu beihuldigen und gegen ihn zu inquiriren? Rechnet man hierzu Die Pflicht 
des Inquirenten, auch dem leifeften Verdachte nachzuſpüren und da, mo man nichts herausinqui— 
riren fann, möglicherweife etwas hinein zu inquiriren, dann wird man es nicht übertrieben 
finden, wenn wir behaupten, daß eine Breifprehung wegen erwieſener Unſchuld einem Gewinne 
in der Rotterie ſich ziemlich gleichſtellen ließ. 

Und eigentlich nur bei diefer Freifprehung wegen erwiefener Unſchuld fam, jelbft nah den 
ih durch Humanität auszeihnenden Beftimmungen der Eriminalordnung Preußens, der An- 
geihuldigte ohne Strafe davon, denn andernfalls ift auch die Ausficht, jeden Augenblick wegen 
deſſelben Verbrechens wieder vor Gericht geftellt werben zu dürfen, eine Strafe und zwar 
eine recht empfindliche. R 3 

Der $. 118 der mehrgedadhten Verordnung vom 3. Jan. 1849 beitimmt: Iſt der Ange: 
flagte für nicht jhuldig erklärt worden, fo ſpricht der Gerichtähof denjelben von der Anflage 
frei und verordnet, daß derjelbe jofort in Freiheit gejegt werde, Ebenſo hat der Gerichtshef 
nah $. 125 den Angeklagten auch dann freizufprehen, wenn die That, deren er für 
ſchuldig erklärt worden ift, durch ein Strafgefeg nicht vorgefehen wurde. *) Iſi der Angeklagte 
von den Geſchworenen für nit ſchuldig erklärt, dann fleht der Staatdanwaltiäaft die Nichtig: 
keitsbeſchwerde (nad Art. 109 des Geſetzes vom 3. Mai 1852) nicht zu, wenn die Nichtigfeit 
nicht durd) die Zufammenjegung des Schwurgerichts oder durch die Stellung oder Nichtftellung 
von Fragen an die Geſchworenen begründet wird. Leider dehnt fich dieſe Schutzwehr gegen die 
Anfechtung freilprechender Urtbeile nicht auf die Appellation (Berufung) gegen diejenigen aus, 
welche in den zur Gompetenz befländiger Gerihtsabtheilungen gehörigen geringern Sachen von 
diefen legtern geiprodyen werden, indem bei diefen der Staatdanwaltihaft wie Dem Angeflag: 
ten das Rechtsmittel verftattet ift. 

Werfen wir einen Bli auf Hſterreichs Strafproceßordnung vom 29. Juli 1853, welche 
zwar die Mündlichkeit ver Schlußverhandlung, aber nur eine fehr beſchränkte Offentlichkeit und 
feine Geſchworenen fennt, jo finden wir nicht denjelben Bortichritt, wie ihn die preußiſche 
Strafprocedur der Neuzeit in Anfehung der Freifprehungen wahrnehmen lieg. Es lauten 
nämlich die Strafurtheile, melde der Schlußverhandlung nadhfolgen, wenn fein rechtlicher 
Beweis der Schuld dargeftellt ift?), dennoch aber nicht alle wider den Angeklagten vorgefom- 
menen Verdachtsgründe vollfommen entfräftet find, auf Breifprehung von der Anklage wegen 
Unzulänglichfeit der Beweismittel. Sind dagegen alle wider ven Angeklagten vorgebrachten Ber: 
dachtsgründe vollkommen entkräftet, oder ift ver Thatbeſtand des Verbrechens oder Vergebens, 
weshalb vie Anklage erhoben wurde, nicht feftgeftellt, oder die inzurechnungsfähigkeit des Ange: 
Elagten dargethan, dann wird das Urtheil dahin gefaßt, daß derſelbe von ver ihm angeſchuldeten 
ftrafbaren Handlung losgefprohen und ſchuldlos erfannt werde. Iſt ed nun auch nicht die alte 
absolutio ab instantia mit allen ihren Nachtheilen, weldhe den nur wegen Beweismangel Frei: 
geſprochenen trifft, fo bleibt doc dem Angeklagten die ftete Ungewißheit, von neuem eingezogen 
und einemneuen Strafverfahren unterworfen zu werden, und jomit, ungeadhtet feiner Freiipre: 
dung, eine Beftrafung und außerdem die polizeiliche uͤberwachung. 

Die Statiftit Ichrt uns, daß 1856 von 39992 Angeklagten in Ofterreih 32320 verur: 
theilt (82 Proc.) und 7672 (18 Proc.) freigefproden wurden. Von den Freigeſprochenen 
wurden nur 1881 (25 Proc.) ſchuldlos erfannt, dagegen 5791 (75 Proc.) wegen Unzuläng- 
lichkeit des Beweifes freigeiproden. Es famen demnach nur einem Biertel ver Freigeſprochenen 
die Bortheile der Freiſprechung in ihrem vollen Umfange zugute, wogegen drei Viertel derfelben 


4) Der Code penal (Art. 366) nennt diefe Freiſprechung absolution, die erflere acquittement. 

5) Ofterreich Fehrte in der gedachten rer gene Brsagpaier zu den ältern Einrichtungen 
zurüd, Es fchaffte die Schwurgerichte, welche es 1850 ins Leben gerufen hatte, wieder ab und nahın 
bie aufgehobene Deweistheorie wieder an, indem es bie fogenannte negative Beweistheorie für maß 
gebend erflärte, deren wir fchon im Art. Erkenntnig gedacht haben. 
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den vorgedachten Verdachtsſtrafen unterlagen. Solche Beſtimmungen haben alle Fehler der 
halben Maßregeln, ſie nehmen mit der einen Hand wieder, was ſie mit der andern geben. 

Man wollte hier und überall, wo man zwei Arten der freiſprechenden Urtheile unterſcheidet, 
den wahrhaft Unſchuldigen, den eine unglückliche Verkettung von Umſtänden oder Bosheit des 
Anklägers in die Unterſuchung verwickelte, nicht mit dem in eine Klaſſe werfen, der nur wegen 
Mangels an Beweis losgeſprochen werden mußte, ungeachtet immer noch Verdachtsgründe gegen 
ihn zurückblieben, damit der erſte ſchon in der Art der Formel, mit welcher ſeine Losſprechung 
erfolgte, vor dem andern den Vorzug genieße, gleichſam eine Öffentliche Anerkennung feiner 
Unſchuld, ein Unfhuldszeugnig aufmeifen zu fönnen. 

Das bairifche Gefeg vom 10. Nov. 1848 läßt nad Art. 171 die Geſchworenen darauf 
aufmerkſam machen, daß ed, um den Angeklagten für ſchuldig zu halten, nicht einer beſtimmten 
Anzahl oder bejondern Beichaffendeit von Bemweismitteln, ſondern lediglich einer, feften Über— 
zeugung bebürfe, welche jie durch eine gewiflenhafte Prüfung aller für und gegen den Angeflag: 
ten vorgebradgten Beweife erlangt haben. Der Wahrfprud der Geſchworenen fann nur auf 
ſchuldig oder nicht ſchuldig lauten. Geſchieht legteres, fo erfolgt eine unbebingte Freifprehung, 
mit welher nad Art. 204 feine Berurtheilung zur Tragung der Proceßfoften verbunden wer: 
den fann. Gleiche Grundſätze gelten aud bei ven Sachen, bei deren Entſcheidung ed dev Mit: 
wirfung der Geihmworenen nicht bedarf. 

Die hannoverifhe Strafproceforbdnung vom 8. Nov. 1850 beftimmt in $. 149, dap der 
Richter bei der von ihm abzugebenden Entſcheidung an juriſtiſche Beweisregeln nicht gebunden 
jei, vielmehr bei der Prüfung der Frage, ob ein Umftand für bewiefen zu halten fei over nicht, 
lediglich feiner innern Überzeugung zu folgen habe, und daß eine Entbindung von der Inſtanz 
nicht flattfinde. Ebenſo haben nad $. 188 die Geſchworenen ſich an feine Bemweisregeln zu bin- 
den, jondern lediglich einer gewiffenhaften Prüfung aller für und gegen ven Angeklagten 
vorgebrachten Beweiſe jid zu unterziehen und auf die dadurch gefundene fefte Überzeugung ihren 
Wahrſpruch zu lügen. Wenn der Wahrfprud auf nicht ſchuldig lautet, dann verfündet der 
Gerichtsvorſitzende fofort die Breifprehung ded Angeflagten und feine Haftentlaffung. 

Das badifhe Gejeg vom 5. Febr. 1851 läßt nad $. 96 den Geſchworenen eröffnen, daß es, 
um den Angeklagten für ſchuldig zuhalten, nicht einer beitimmten Anzahl und Beihaffenheit von 
Beweismitteln bevürfe, jondern levigli einer auf gewijfenhafte Prüfung aller für und gegen 
den Angeklagten vorgebrachten Beweiſe geftügten feſten Überzeugung. Ebenſo haben nah. 104 
die Strafgerichte bei der Urtheilsfällung nur diefe Überzeugung zur Richtſchnur zu nehmen. 
Auch Baden fennt gegenwärtig nur die unbedingte Freiſprechung. 

Dad kurheſſiſche Grjeg vom 31. Det. 1848, die Umbildung des Strafverfahrend betreffend, 
beftimmt in $. 120, daß die Richter in ihren Urtheilen lediglich ihre duch die Beweisaufnahme 
gewonnene innere Überzeugung zur Richtſchnur zu nehmen haben. Das freifprechende Urtheil 
fann nad) $. 125 nur die Beſchränkung erfahren, daß in vemjelben dem Beſchädigten e8 vorbe- 
halten wird, feine Anſprüche vor dem Civilrichter zu verfolgen, für welchen ein freiſprechendes 
Erkenntniß in Bezug auf Privatanſprüche nicht bindend ſei. Nach $. 295 ſollen auch die Ge— 
ſchworenen ihren Ausſpruch lediglich auf den Grund der vorliegenden Beweiſe und nach ihrer 
vollen freien Überzeugung thun. Lautet der Wahrfprud der Gejhworenen, auf nichtſchuldig, 
dann erfolgt nah $. 335 fofort die Freifprehung ded Angeklagten. 

MWürtembergs Strafproceforonung vom 22. Juni 1843 fannte noch die gefegliche Beweis: 
theorie und die Freifprehung oder, wie fie ed nennt, Entbindung von der Inftanz und ließ 
diefe nad Art. 356 dann ‚ftattfinden, wenn die Beweidmittel für die Schuld nahezu zur Ver: 
urtheilung hinreihend find und jih von der Fortfegung des Verfahrens feine weitere Aufflä- 
rung erwarten läßt. Breifprehung ſoll nur dann begründet fein, wenn weder Berurtheilung 
noch Entbindung von der Inftanz erfolgen fann. In dem Gefege vom 14, Aug. 1849 über 
das Verfahren in Straffahen, welde vor die. Schwurgeritöhöfe gehören, wird von den 
Geſchworenen nad Art. 163 nur deren innigſte Überzeugung und feine Beſchränkung durch 
eine Beweistheorie gefordert, auch ift nach Art. 174 die Freiſprechung jeder frühern Beſchrän⸗ 
kung enthoben worden. 

Die braunſchweigiſche Strafproceßordnung vom 22. Aug. 1849 beſtimmt in $. 91, daß 
das Gericht nach feiner gewiſſenhaften Überzeugung zu entſcheiden habe, ob der Angeklagte 
ihuldig fei. Die Entſcheidung muß einftimmig erfolgen. Thatſachen, über deren Beweis bie 
Richter fich nicht vereinigen können, gelten für nicht erwiefen. Auch die Geſchworenen haben 
nad) $. 128 ihren gemeinfamen Sprud, denn auch fie müffen in ihrer Entſcheidung überein- 
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flimmen, nad ihrer freien und gewiflenhaften Überzeugung abzugeben. Iſt nach $. 146 Da! 
Gericht einftimmig ver Anficht, daß die Geſchworenen einen Nichtſchuldigen für ſchuldig erklär: 
haben, vann fünnen fie deren Spruch veriwerfen und einem andern Schwurgerichte Die Sad 
überweifen. Haben die Gefhworenen den Angeklagten für nichtſchuldig erflärt, vann erfolg: 
nad $. 180 fofort feine unbedingte Freiſprechung. 

Wir wollen bier nur nod der fogenannten thüringifhen Strafprochorbnung vom Jahr: 
1850 gevenfen, welde in Sachſen-Weimar, Sahjen-Meiningen, Sahjen=Koburg:Gort: 
(Hier erft am 4. Nov. 1858), Schwarzburg-Rudolftadt und Schwarzburg= Sondersbauie 
fowie in Anhalt-Köthen-ODeſſau eingeführt ift. Nach Art. 254 diefer Procefordnung entſcheide 
der Gerichtöhof ohne gefegliche Beweisregeln nad) feiner freien, aud der gewiffenhaften Vrü— 
fung gewonnenen Überzeugung feiner Mitgliever. Ebenjo haben nah Art. 281 fie mad ver 
Belaftungsgründen und den Vertheidigungsmitteln und nad ihrer vollen innern Uberzeugung 
ihr Verdict abzugeben. Wenn die Gejchworenen das Nichtſchuldig ausſprechen, ſpricht ver 
Gerichtshof nah Art. 300 den Angeklagten von der Anklage frei. Unter befondern in ver 
Art. 254 und 255 näher gedachten Umſtänden bleibt es jedoch dem Staatdanwalte überlaſſen 
die weitere Verfolgung wegen der andern That oder des andern Verbrechens, welche dem Ange- 
ſchuldigten zur Laft fallen und wegen welcher die Anklage nicht erhoben war, in einer neuen As: 
klage zu erheben. 

Die neuefte der deutfchen Strafprocefordnungen, die ſächſiſche, unterfheidet noch eine Klac 
freifprehung von der Straffreifpiehung und läßt im Falle der erſtern eine neue Anklage zu 

In naher Beziehung und in Zufammenhange zu und mit den, wiewir fahen, in Der Meuzer 
in Deutihland gemachten fo erfreulichen Fortihritten zur Manifeftirung der Wahrheit, daß « 
zwijchen ver Schuld und Nichtſchuld rin Medium nicht geben könne, ftehen die Beftimmunge 
der neuern Strafprocefordnungen über die Wiederaufnahme der Unterfuhung. Sie find dem 
engliſchen und franzöſiſchen Proceprechte fremd. Nach der Anſicht der englifhen Rechtslehtet 
kann ed niemand zugemuthet werden, wegen derfelben Sache zweimal fein Leben in die Gefah: 
des Ausgangs eines Strafverfahrens zu jegen. Der Losgeſprochene ift für immer fiber, wegen 
des Verbrechens, wegen deſſen er einmal angeklagt war, nicht wieder vor die Schranfen treten 
zu müſſen. Sobald nur das frühere Verdict von dem competenten Richter in gehöriger Form 
erlaffen war, kann eine neue Anklage wegen veffelben Verbrechens nicht wieder erhoben werden. 
Dieſer Rechtsſatz des non bis in idem wird aud) in Frankreich in voller Ausdehnung als richtin 
anerkannt. Hier ift eine neue Anklage à raison du m&me fait unzuläffig. Obgleich viefer 
Grundfag zu manden beſchränkenden Auslegungen Beranlaffung gegeben hat, indem man ifn 
namentlih dann nicht plaggreifen laffen wollte, wenn ſich diefelbe That, wegen weldher jemand frei: 
geiprodhen wurde, unter einen andern Geſichtspunkt geftellt, als eine ftrafbare anjeben läßt, in 
welchem alle, wie wir ſahen, aud in Thüringen die neue Anklage zugelaffen ift, fo wird er doch 
überwiegend in feinem ganzen Umfange aufrecht erhalten. Allein richtig kann es aber auch 
nur fein, daß die Rechtskraft eines freifprechenden Uxtheild gegen eine jede fernere Antlag: 
ſchützen muß, deren Gegenftand diefelbe ftrafbare Handlung ift, welde der erſten Anklage ze 
Grunde lag. 

Im römifhen Berfahren findet ſich Feine eigentliche Wiederaufnahme der Unterfuchung, nur 
eine Wiedereinfegung, restitutio, welche der unfhuldig oder zu Hart Verurtheilte bei dem Kaiſet 
ſelbſt nachſuchen konnte, um dadurch Aufhebung ded ergangenen Urtheild zu bewirken. Schet 
Auguſtus hatte den Sag aufgeftellt, daß gegen fimmtliche Entfheivdungen ver Magiftrate mit der 
Wirkung follte appellirt werben können, jene Entſcheidungen, fofern fie ſich ald ungerecht ber- 
auöftellen würden, aus Faiferliher Machtvollkommenheit zureformiren. 9) Auguftus' Nachfolge 
betrachteten fi bald ald die oberflen Nichter für das ganze Reich, melde, wenn ſie es für gu: 
finden follten, ein ‘jedes Erkenntniß, gleichviel von welder Behörde ed ausgegangen war, abza: 
ändern die Befugniß hätten. War diefe Abänderung eine günftige, fo nahm fie wefentlich der 
Charakter der Gnade an. Als in Deutſchland jih das Römiſche Recht verbreitete, wurde die 
Meinung herrſchend, daß die gedachte Wievereinfegung, ald eine Art ver Begnadigung, fe 
dem Fürften nachgefucht werben könne. Dem ald ungehorfam Verurtheilten und vem Gebann: 
ten wurde die Reftitution verftattet. Feſt ftand die Anficht ftet8 darüber, dag nur gegen ein ver: 
dammendes Urtheil eine Wiederaufnahme ver Unterfuhung angeorbnet werben fünne. Daft 
aud gegen völlig losſprechende Urtheile eine neue Unterfuhung wegen des nämlichen Ber: 
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bredend von Staats wegen eintreten dürfe, widerfprad der deutſchen Brarid und ihrem Grund: 
fage vom Schuße der Rechtskraft. Nah gemeinem Rechte ift diefer legtere auch ſtets aufrecht - 
erhalten worden. Nur beftimmte Vorſchriften ver Landesgeſetze konnten eine Rechtfertigung 
feiner Berlegung herbeiführen. 

Die preußifhe Verordnung vom 3. Jan. 1849, welche die Beflimmungen der Criminal: 
ordnung von 1805 über die Reftitution aufhob, beflimmt in $. 151, daß gegen jedes rechts— 
kräftige Urtheil der Verurtheilte zu jeder Zeit das Rechtsmittel der Reftitution einwenden 
fann, wenn er darzuthun vermag, daß das Urtheil auf eine falſche Urfunde oder auf die Aus: 
ſage eined meineidigen Zeugen gegründet ift. 

! Wir haben ſchon oben derjenigen Einwendungen gedacht, welche die Staatsanwaltſchaft in 
Schwurgerichtsſachen gegen freifprechende Urtheile vorzubringen ermädtigt ift. Im übrigen 
ift ihr eine Befugniß nicht eingeräumt, vechtöfräftige freiſprechende Erfenntniffe anzufechten und 
jo ver Grundſatz non bis in idem feftgehalten. In der Praxis hat fich in Betreff deflelben die 
Annahme feftgeftellt, daß auf Grund neuer Beweismittel eine neue Verfolgung des Losgefpro= 
chenen wegen derfelben ftrafbaren Handlung unzuläffig if, daß dieſelbe nie gerechtfertigt ift 
ı zum Zmede einer zu erlangenden höhern Beftrafung des Verurtheilten, und daß dad non bis 
: in idem jelbft dann feine Geltung behält, wenn der Berurtheilte unter Verſchweigung feines 
: wahren Namens und feiner frühern Beftrafungen fi ein milderes Urtheil erſchlichen hat. 
Einig ift man darüber, daß die ältere absolutio ab instantia einer neuen Verfolgung nicht 
entgegenſteht. 

Das bairiſche Geſetz vom 10. Nov. 1848 beſtimmt in Art. 263, daß, wenn ein Angeklagter 
von den Geſchworenen für nichtſchuldig erklärt worden iſt, oder ein ihn von der Strafe frei: 
fprechendes Urtheil die Nechtökraft befihritten hat, in Anſehung derfelben That, melde ven 
Gegenftand der Anklage bildete, dad Strafverfahren niemald wieder gegen ihn aufgenommen 
werben darf. ; 

Dem Berurtheilten geftattet dagegen das Gefeß jederzeit die Aufnahme des Strafuerfah- 
rend nachzuſuchen, wenn einer der drei Bälle vorliegt, welche dieſelben find, unter denen aud) im 
weſentlichen das franzöfifche Recht 7) nur diefe Wiederaufnahme geftattet. Es müſſen nämlid 
1) zwei Berfonen wegen beffelben Verbrechens oder Vergehens durch zwei verſchiedene Erfennt= 
niſſe verurtheilt worben fein, und ed muß aus der Vergleichung beider Urtheile die Unfhuld 
einer diefer Perfonen hervorgehen; 2) ed muß jemand wegen Tödtung verurtheilt worden, 
fpäter aber durd neue bisher unbekannte Beweife wahrfheinlih gemacht jein, daß der— 
jenige, wegen deſſen Tödtung die Verurtheilung gefhab, noch lebt oder wenigſtens nad bem 
Zeitpunfte feines angeblich erfolgten Todes noch gelebt hat; 3) ed muf ein oder ed müllen 
mehrere Zeugen, welche in ver öffentlihen Sigung gegen den Angeklagten ausgeſagt haben, 
wegen ihres in der Sache abgelegten falfchen Zeugniffes zur Unterfuhung gezogen worben fein. 

Des nad) verſchiedenen Befeggebungen, auch der bairifchen, dem Staatsanwalt auch gegen 
freifprechende Erfenntniffe allein zur Wahrung der Gefege gegebenen Rechtsmittels haben wir, 
da durch dafjelbe der Freigeſprochene felbft niemals berührt wird, nicht näher zu gedenken. 

In Preußen fheint man der Anficht gemefen zu fein, daß die beiden erſten Reftitutionsfälle, 
welche in der That ziemlich unpraktiſch find, wenn fie jemals vorfommen follten, durch Begnadi— 
gungen genügend erjegt werben könnten. 

Aud Hannover hat $. 221 viefe Reftitutiondgründe adoptirt und im britten alle, 
wie Preußen, auch noch der Gründung des Urtheild auf eine falfche Urkunde gedacht. 

Baden geftattet in der Strafproceforbnung vom 6. März 1845 $. 302 auf den Antrag bed 
Staatdanwalts in folgenden Fällen aud gegen freiſprechende Urtheile die Wiederaufnahme 
der Unterfuhung : 1) wenn durch gerichtliches Strafurtheil feftgeftellt ift, daß die Freiſprechung 
duch Fälſchung, falſches Zeugnif, Beftehung oder durch eine andere ftrafbare Handlung her: 
beigeführt wurde; 2) wenn der Freigefprodhene fpäter felbft gerichtlich oder außergerichtlich 
das Geſtändniß des Verbrechens abgelegt hat; 3) wenn in der Folge andere Perfonen wegen 
des nämlihen Verbrechens veruriheilt worben find und fich bei dieſer Gelegenheit Beweismittel 
ergeben haben, welche die liberweifung des früher Losgeſprochenen als Mitſchuldigen zu begrün= 
den geeignet find. Der $. 122 des Geſetzes vom 5. Febr. 1851 läßt es nur bei den beiden 
erften Gründen der Wiederaufnahme und verlegt fo immer noch den Grundfa des non bis in 
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idem, deffen Aufrechthaltung höher ftehen muß als die Rückſicht auf ven Ball, wo einmal ein 
Schuldiger durch eiue unverdiente Freiſprechung ſich der Strafe entziehen follte. 

Würtemberg, welches in der Strafprocehorbnung vom 22. Juni 1843 Art. 419 nod in 
verſchiedenen Fällen die Wiederaufnahme der Unterſuchung gegen den Freigeſprochenen geſtattete 
gedenkt in dem Geſetze vom 14. Aug. 1849 nur noch der Fälle, in welchen der Verurtbeilt 
diefe Wiederaufnahme nachſuchen darf, welche ziemlich mit den franzdftichen übereinfliusmen, 
ohne jedoch ausdrücklich den Art. 419 aufzubeben. 

Es werben diefe Beifpiele genügen, um einen hinreichenden Überblick über die gegenwärtige 
Sachlage in Betreff ver Wiederaufnahme der Unterfuhungen zu gewinnen. 2. Trieft. 

Freitruppen und Fremdtruppen. Wir bringen zwei Oegenftände zufammen, weide 
allerdings auseinander gehalten werden könnten, aber gerade in ſtaatsrechtlicher Beziehung ic 
viele Berührungspunfte miteinander bieten, daß die gemeinſchaftliche Behanplung an birjem 
Orte den Vorzug zu verbienen ſcheint. 

Im 16. und 17. Jahrhundert wurden, wie befunnt, die Heere vorherrſchend durch Werbung 
auf die Zeit eined Feldzugs ober höchſtens eines Kriegs gebildet. Man erhielt auf folde Weiſe 
Reginenter zu Fuß und zu Pferd. Die Fußregimenter zerfielen in Fähnlein oder Eompagnier, 
die Reiterregimenter ebenfo in Gompagnien oder Gornetten; jedes Fähnlein, Compagnie oder 
Gornette war von einem Hauptmann oder Rittmeifter zufanımengeworben, mit welchem der 
Regimentöoberfi im voraus contractmäßig darüber abgefhloffen hatte. In einem länger 
dauernden Kriege oder auch ſchon in einem länger dauernden Feldzuge verminderte ih nun der 
Mannihaftsftand der Gompagnien und der Regimenter oft jehr bald in ſchreckenerregende 
Weiſe durch Defertion, Tod, Verwundung und Krankheiten, und namentlich in fremden Zander 
war ein Erfag für den Abgang ſchwer beizutreiben. Die ſchwachen Regimenter wurden gar; 
unfähig, ihre Zwede zu erfüllen, und für die Kriegäherren waren fie doch, wenn alle Off 
zierftellen in den ſchwachen Compagnien und ſchwachen Regimentern bejegt blieben, unverbät: 
nigmäßig theuer. Um diefen Übelftänven abzuhelfen, reformirte man von Zeit zu Zeit die 
Eompagnien und Regimenter, indem man mehrere Gompagnien zu einer einzigen zuſammen 
warf und ebenfo mehrere Regimenter miteinander vereinigte. Dabei fam e8 aber vor, daß 
einzelne Gompagnien übrig blieben oder auch wol ſich ver Einreihung in die neu formirten 
Regimenter wiberfegten, vielleiht nad ihren Gapitulationdverträgen nicht gezwungen werben 
fonnten, ji diefer Einreihung zu unterwerfen. Diefe Compagnien blieben dann jelbftändig 
beftehen und fie wurden, weil fie feinem Negimentöverbande angehörten, urfprünglid nur aus 
diefem Grunde Freicompagnien, Preifähnlein genannt, frei vom Regimentsverbank. 
Meiftentheild vermendete man dieſe Kreifähnlein zu Detachirungen, zu Streifereien, zum Partei: 
gängerfriege. Da fie dann fo gewiffermaßen auf eigene Kauft lebten, die Gontrole des Regi- 
mentdoberften für fie fehlte, jo machte ih häufig bei ihnen die Disciplin etwas Ioderer, jie fan: 
gen: „Ein freie® Reben führen wir”, und jo Fam ed denn bald, daß man eben dieſen Begriff eines 
freien Lebens, einer ungebundenern Disciplin und eines ungebundenern Gebarend in das ‚frei‘ 
der Freifähnlein legte. Bemerfen wir no, daß ſolche Freifähnlein nicht immer bei Gelegenheit 
von Reformationen der Regimenter entftanden, daß fie aud oft ganz neu ohne diefen Umſtand 
errichtet wurben. 

Als am Ende ded 17. und zu Anfang bed 18. Jahrhunderts die ſtehenden Heere in Guropa 
Mode wurden, theilte man die Regimenter der Infanterie ftändig in Bataillone. Da wurden 
nun, fowie früher jene Fähnlein, die feinem Regiment angehörten, Freifähnlein, auch bie 
Bataillone, welche feinem Regimente angehörten, Freibataillone genannt. Aberaud bier miſchte 
fi und zwar aus denfelben Gründen bald der Nebenbegriff der larern Diseiplin und minder 
ftraffen Ordnung ein. Bei den Preußen unter Friedrich dem Großen wurden bei jedem Kriege 
Freibataillone errichtet; fie unterfhieden ſich weſentlich dadurch von den Linienbataillonen, def 
ihre Mannſchaft nur auf Feldzugs- over Kriegsdauer angeworben war, nicht auf lebensläng: 
liche oder vieljährige Dienftzeit. Belkanntlid verwendete Frievrih der Große feine Linien 
bataillone nur in gefchloffener Orbnung im Gefecht, theil® um jie beffer unter der Hand zu hal: 
ten und nicht zu verderben, theils auch um der Defertion beffer wehren zu Fönnen. Aus diejem 
Grunde hatte er z. B. die Dorfgefechte unterfagt. Eine ſolche Infanterie war dann zum Bor: 
poftendienfte und zum Parteigängerfrieg natürlich gar nicht zu gebrauchen, und diejen Dienft 
mußten nun, foweit er auf dad Fußvolk kam, namentlich die Freibataillone verjeben. Hier farb: 
tete man nicht, daß fie dadurch verborben würden, weil man ohnehin nicht viel von ihnen bielt, 
man fürdptete aber hier auch die Defertion nicht befonders, weil ja die Leute nur auf kurze Dienft: 
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zeit geworben waren, alfo Feine bejondere Veranlafjung hatten, ſich außerordentlicherweiſe 
einer Sklaverei zu entziehen, von welcher wenigſtens ein Ende abzufehen war. Der urfprüng- 
lihe Sinn des Wortes ‚‚frei” in Yreifähnlein, Breibataillon u. |. w. ald frei vom Regiments: 
verband ging endlich ganz verloren und es blieb nur der Begriff der freiern Disciplin und ver 
Merbung auf kürzere Dienftzeit, —* es ſchließlich im 18. Jahrhundert nicht mehr blos 
Freibataillone, ſondern auch Freiregimenter gab: 

Gegenwärtig haben alle europäiſchen Mächte ihre ſtehenden Heeresorganiſationen, und wenn 
im Frieden für eine Anzahl von Truppentheilen auch nur Stämme und bisweilen ſehr ſchwache 
unterhalten werden, fo ift doch jedem dienſtpflichtigen Manne fhon im Frieden die Stelle be: 
ſtimmt, welche er in irgendeinem diefer Truppentheile einzunehmen hat, um ihn für ven Krieg 
vollzählig zu machen, und der Truppentheil beftimmt, in melden er einzutreten hat. Indeſſen 
ift e8 befannt genug, daß es eigentlich feinen Staat in Europa gibt, in welchem jever friegs- 
tüchtige Mann aud; wirklich dienftpflichtig wäre. Es bleibt alfv immer nod) eine gute Zahl von 
folden übrig, melde außerorbentliherweije im Kriege herangezogen werben fünnten, und da 
man im ernften Kriege felten Truppen genug haben kann, jind denn dafür auch bis auf unfere 
Tage gewiffe Formen refervirt geblieben. Wo fließen wir nicht auf fogenannte Freicorps! Es 
find dies Corps von eigentlich nicht dienftpflihtigen, aus irgendeinem andern Grunde als dem 
der Untüchtigfeit vom normalen Militärdienft befreiten jungen Leuten, welde ſich aus freien 
Stüden im Kriegdfalle unter einem beliebten Führer zufammenthun, um einen Feldzug mit: 
zumachen. 

Beſondere Gründe zur Errichtung ſolcher Freicorps finden ſich bei Gelegenheit von Befreiungs⸗ 
kriegen. Hier hat man in Freicorps ſehr häufig einen ſtaatlichen Kern, welcher die eigentliche 
Stütze des Kriegs iſt. Ein ſelbſtändiger Staat, welcher überhaupt behufs der Befreiung eines 
größern verwandten Ländergebiets vorläufige Rüſtungen machen fann, darf doch vernünftiger: 
weife, um feine Plane nicht allzubald klar zu machen, nicht ald Staat über die Grenzen feines 
Gebiets hinausgreifen, um fein Heer zu bilden, aber wol fann er es dulden und ſelbſt unter 
der Hand begünftigen, daß einzelne Männer über diefed-Staatögebiet in das verwandte Län- 
dergebiethinausgreifen, um bier Berflärfungen zu holen. Dieſe Verftärfungen werben dann 
zu Freicorps. So ift 1813 Preußen der Staatöfern, welcher zunächſt für die Befreiung Deutſch— 
lands vom Napoleoniſchen Joche auftritt, aber Preußen kann nur auf feinem eigenen Gebiet 
refrutiren. Dagegen gibt ed außerhalb Preußen in ganz Deutſchland Hunderte und Taufende 
von Jünglingen, welche danach brennen, fi unter die preußische Fahne zur Befreiung Deutfch- 
lands zu ſcharen. Unter ſolchen Umſtänden bildet fih das Lützow'ſche Freicorps, welches ſich 
keineswegs nur aud preußischen Landen, vielmehr aus allen deutihen Gauen ergänzt, ja welches 
ganz ausbrüdlid den Zweck hat, den jungen Männern Deutfhlands, die nicht Preußen find, 
einen Scharungsmittelpunft zu bieten. In ein ganz ähnliches Verhältniß, wie es das Lützow'ſche 
Freicorps 1813 zu Preußen hatte, traten 1859 Garibaldi's Alpenjäger zu Piemont. Es ver: 
fteht fi von felbft, daß, fobald der Krieg einmal ausgebrochen ift, der Staat, welcher die Bil- 
dung folder Freicorps überhaupt zuließ und ſie beſchützte, diefelben auch ald Beftandtheile feines 
Heeres officiell anerkennt. Es verfteht ih ebenfofehr von felbft, daß diefen Freicorps eine 
gewiſſe Selbftändigfeit gelaffen wird, daß fie daher vorzugsweife zum Parteigängerfriege ver: 
wendet werben, und menn man die Elemente, aus welden ſie ſich in der Megel bilden, berüd: 
fichtigt, fo wird ſich ergeben, daß fie allerdings dem Feinde fehr erheblihen Nachtheil bereiten 
können. Anerkannt von einer legitimen Staatögemalt, werden bie Freicorps aud nad den Grund: 
jägen des alten Völkerrechts zu legitimen Feinden des zu befämpfenden Gegnerd. Man er: 
innert fi aber wol, daß diefer jie um fo weniger anerkennt, je gefährlicher fie ich ihm machen. 
Wollte doch Napoleon 1813 die Glieder des Lützow'ſchen Breicorps friſchweg als Räuber 
behandeln! 

Mit Freiſcha ren bezeichnet man Corps, melde ſich ohne die Mitwirkung, die Öffentliche 
Bewilligung ober auch geradezu gegen den Willen ihrer legitimen Regierung bilden. Derglei: 
hen Eorpd waren e8, welde vor dem Sonderbundäfriege die Züge gegen Luzern unternahmen, 
um bort die Jeſuitenherrſchaft zu fürzen. Nah den Grundfägen des alten Völferrechts fün- 
nen fie auf deſſen Schug feinen Anfpruch erheben. Indeſſen unter Umfländen geftaltet ſich die 
Sache anderd. Die Freifharen, melde ih 1848 in Deutſchland bildeten, um Schleswig-chol⸗ 
Rein zu Hülfe zu ziehen, wurden hier 3. B. in Beſtandtheile ver ſchleswig-holſteiniſchen Armee 
verwandelt. Am fiherften ermerben ſich Freiſcharen ven Schug des Völkerrechts, wenn fie glüc- 
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ih find. Garibaldi's Expedition nad Sicilien 1860 ift ein wirklicher Sreifharenzug, un? 
feine mit ihm gefommene Mannſchaft würde von den Neapolitanern, wenn dieje Erfolge er- 
rungen hätten, wahrſcheinlich danach behandelt worden fein. Da jedoch die Freiſcharen den Er 
folg auf ihre Seite brachten, ſchätzten fich die neapolitanifhen Generale ſogar glücklich, mit ven 
Freifharenführer eine Gapitulation fhließen zu fönnen. 

Der Auspruf Freiwillige wird in verfchievener Weile gebraucht. Man nennt zunädi 
einen Freiwilligen einen Mann, der durch die Gejege feined Landes nit zum Kriegsdienſte 
verpflichtet ift, jih aber aus freien Stüden dazu meldet, Häufig kann dabei die Freimilligkei: 
allerdings eine reine Fiction fein. In Preußen war 1808 die allgemeine Wehrpflicht verfün- 
det; indeſſen fpufte die alte Anfiht vom Stande des Soldaten aus jener Zeit, da es jehr viele 
Eremtionen von der Dienftpflicht gegeben hatte, noch lange in ven Köpfen nad, und man ſcheut⸗ 
ih, junge Leute aus guten Familien und von guter Erziehung fo ohne weiteres als gemeine 
Soldaten einzuftellen. Dies war 1813 der Grund zur Bildung von befondern Detache 
ments fogenannter freiwilliger Jäger bei den verjhiedenen Regimentern. Im Jahre 1814 
wurde etwas dem Ähnliches in das preußiſche Wehrfuftem aufgenommen. Obgleich die Wehr: 
pflicht allgemein fein follte, warb ed doch jungen Leuten, die fich jelbft ausrüfteten, einen grofen 
Bildungsgrad nachwieſen und jich in einem Lebensalter zum Dienfteintritt meldeten, in melden 
fie noch nicht dazu verpflichtet waren, geftattet, ſich mit einem einjährigen Dienft bei der Fahne, 
während deſſen fie auch feinen Sold erhielten, ftatt des jonft dreijährigen Dienftes abzufinden 
Der Name für diefe jungen Leute’ift daher Einjährige Freiwillige. 

Bilde man aus Freiwilligen einen Truppenförper, fo ann dieferein Freiwilligenbataillon, 
Freiwilligencorpdu.f. w. genannt werden. &8 veden ji, wie man hieraus ſieht, Die Be 
griffe Freiwilligencorps und Freicorps nit ganz. Beim legtern wird man immer vorzugsweiß 
an die Verwendung im Parteigängerfriegedenken, beim Freiwilligencorps ift dies durchaus nid! 
nothwendig. Zu gefahrvollen Unternehmungen wurden oft und fönnennod heute aus dem ver: 
ſchiedenen Truppenförpern Leute aufgerufen werben, die ji mit Vorliebe dazu melden; dieſt 
Freiwilligen wirb man dann für die Zeit, welche die beabfichtigte Unternehmung dauert, in meue 
proviſoriſche Truppenförper zufammenftellen, die nun auch Freimilligenbataillone genannt 
werden fönnen, aus denen aber dann die Leute nach beendeter Unternehmung in die Abtbeilun- 
gen des Heeres zurücktreten, denen fie urſprünglich angehörten. 

Am natürlichften erſcheint ed, daß der Staat jeine Soldaten aus dem eigenen Yändergebiete 
zieht, möge dies übrigens auf Grund eined Conſcriptionsgeſetzes oder durch freiwillige Werbung 
geſchehen. Indeſſen findet man jhon vom früheften Alterthum ber, daß die Staaten aud Aut: 
länder in ihre Kriegsdienſte nahmen, und zwar geſchieht dies in doppelter IWeife, entweder näm⸗ 
li dergeftalt, vaß die Ausländer mit ven Inländern in diefelben Truppenförper, Regimenter, 
Bataillone ohne Unterſchied zuſammengeworfen werben, oder jo, daß die Inländer befonden 
Regimenter bilden und ebenjo die Ausländer, Legtere heigen dann Sremdtruppen, Frem— 
dencorps. 

Wir wollen und zunächſt die Gründe anſehen, aus welchen überhaupt eine Regierung der 
Wunſch Haben fann, Fremde in ihre Dienfte zu nehmen. Einer der erflen Gründe dafür iſt der 
Wunſch, ih Waffen und Waffengattungen zu verfhaffen, welde man anderswie nicht haben 
fann, oder von denen man glaubt, daß man fie anderdwie nicht haben könnte. Das kommt 
insbejondere- vor, folange es noch eigentliche Nationalwaffen gibt. In den griechiſchen Heeren 
des Alterthums finden wir 3. B. häufig geworbene Kreter ald vorzügliche Bogenihügen oder 
auch rhodiſche Schleuderer. Um jich eine Linieninfanterie zu ſchaffen, welche geſchloſſen zu fechten 
verftände, nahmen dann die perfiihen Könige nach den Perferkriegen vielfach griechiſches Fuf- 
volf (Hopliten) in ihren Sold; jo fam ed vor, daß während der Kriege Alexander's des Großen 
in Aſien Griehen gegen Griechen fodhten, ganz wie fpäter Schweizer gegen Schweizer oder 
Deutſche gegen Deutſche auf dem gleihen Schlachtfelde, aber in verfchievenem Dienjte. Als in 
der Schweiz und in Deutfchland Ende ded 15. und Anfang des 16. Jahrhunderts das neu: 
Fußvolk ſich entwidelte, da waren e8 insbeſondere die franzöjifhen Könige, welche ſchweizeriſche 
und deutſche Infanterie bei jedem Kriege in ihre Dienfte nahmen; und wenn aud andere Grüne 
hinzukamen, fo war ed doch vorherrſchend die Überzeugung, daß in den Franzoſen fein Stoff zu 
einer guten Infanterie ſtecke, welche dazu beftimmte. Schon 1474 ſchloß Ludwig XL mit den 
Eidgenoſſen jenes Dffenfiv- und Defenjivbündnig ab, in weldem unter anderm auch beitinmt 
ward, daß fie ihm gegen Zahlung einer feften Summe und dann eines beſtimmten Soldes 
jo viel Mannſchaft zu feinen Kriegen ftellen follten, als jie ſelbſt zu entbehren vermöd: 
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ten; die Zahl diefer Mannſchaft ward ſpäter auf 6000 Mann feſtgeſtellt, welche dann, nach⸗ 

—* ſie ſchon 1481 ein friedliches Übungslager durchgemacht Hatten, zuerft unter Karl VIII., 

als ſie mit dieſem nad Italien zogen, im Ernſte in franzöſiſchem Dienſte auftraten. Um 
wenigſtens einige weniger befannte Beifpiele aus einer neuern Zeit anzuführen, erinnern wir 
daran, daß Friedrich der Große 1745, um eine mit Ranzen bewaffnete NReiterei zu erhalten, 
Koſacken nnd Tataren anmwarb, das fogenannte Bosniafencorps; daß er ferner kurz vor feinem 
Tode, inöbefondere angeregt durch die Ereigniffe ded amerifanifchen Befrelungskriegs, um ein 
Corps guter Schügen zu erhalten, eine Schweizertruppe zu errichten gedachte. Wenn Staaten 
weitläufige Colonien befigen, wie England und Franfreih, und in diejen eigene Truppen 
corps aus Eingeborenen, wie Spahis (Sipahis), Zuaven, Turfoß, errichten, beſonders auf bie 
Kriegführung in diefen Golonien und zu ihrem Schuge berechnet, jo kann man allerdings ber: 
gleichen Truppen nicht fo eigentlih als Fremdtruppen bezeihnen, da fie ja aus Unterthanen des 
betreffenden Staates formirt find; aber es läßt ſich leicht erfennen, daß in ven Anfängen ihrer , 
Bildung folde Formativnen wirklih Fremdtruppen find, indem die colonifirende Macht einzelne 
noch nit unterworfene Stämme zu gewinnen ſucht, um den eigenthümlichen Erforderniſſen der 
Kriegführung in einem fernen Himmelsſtrich, in einem dem Europäer ungewohnten Klima deſtd 
beſſer gewachſen zu ſein. 

In die Kategorie, welche wir hier eben behandeln, müſſen wir endlich auch noch die Anwer— 
bung frembländifher Offiziere zur Ausbildung irgendeines bisher im Staate vernadhläffigten 
Dienftzweigs oder au zur modernen Entwidelung der Armeeverhältniffe in einem noch Halb- 
barbarifhen Lande reinen. Wir erinnern an die große Zahl fremder Offiziere, welche unter 
Peter dem Großen und nad ihm nah Rußland gezogen wurden; an die Offiziere, welche in 
viel neuerer Zeit aud Preußen und Franfreid in ſolchem Sinne in die Dienfle der Pforte 
traten; an die Anmerbung bäanifcher und holländiſcher Seeoffiziere feitend Preußens, um die 
Fundamente einer preußiichen Kriegdmarine zu gründen. 

Ein zweiter Grund zur Anmwerbung von Ausländern ift die Unmöglichkeit, im eigenen 
Zande dad erforderlihe Mannfhaftömaterial zu gewinnen. Diefe Unmöglichkeit kann fehr leicht 
eintreten, wo ein Staat für die Beihaffung des erwähnten Materials allein auf die freie Wer: 
bung angemwiefen ift oder fi angewiejen hat. Und diefe Erfcheinung finden wir wieder vor= 
zugsweiſe in großen Handelsſtaaten. Das liegt nit allein in dem Geifte ver Benölferung 
folder Staaten, welcher die größte Sreiheit der Bewegung für die Individuen verlangt, fondern 
auch in vem Umftande, daß dergleichen Staaten durch die Ausdehnung ihrer Golonien in der Noth- 
wendigfeit eines faft nit aufhörenden Kriegs, meiftentheils in fernen Eroftrichen, für Inter- 
eſſen, welche dem allgemeinen Berftande nicht allzu nahe liegen, fid) befinden. Wie im Alterthume 
Karthago zu jedem Kriege Fremdtruppen in großer Mafle warb, fo in neuer Zeit England. 
Karthago hatte wenigftend noch die Möglichkeit, im Nothfalle Sklaven in die Heere zu ftellen. 
Dem hriftlihen ſtlavenloſen England fehlt auch diefe Möglichkeit. Da es, was die Ergänzung 
jeiner Streitfräfte für auswärtige Kriege betrifft, lediglich auf die freie Werbung angewieſen 
ift, fo har es ſtets ein Intereffe daran, fein Werbegebiet zu vergrößern, alfo au im Auslande 
Truppen zu beſchaffen, eine Sade, die allerdings von Tage zu Tage mehr erſchwert wird, ba in 
allen Staaten, welde die Gonfeription haben, auch Gefege beſtehen, melde ven @intritt ihrer 
Untertbanen in fremde Dienfte entweder gänzlicd verbieten oder doch wefentlich beichränfen. 
MWährenn des orientalifchen Kriegs noch fah ſich England gendthigt, an allen Eden Europas zu 
werben, und daß dieſes trotzdem nicht eben viel Kraft eintrug, ift eine allgemein befannte Sache. 

Ein dritter Grund für die Anwerbung von Ausländern ift, daß man dem eigenen Lande 
nicht übermäßig Arbeitöfräfte entziehen, ſondern ihm diefelben möglichft laſſen will. Diefer 
Grund für die Anwerbung von Ausländern ward im 18. Jahrhundert vielfach vorgegeben, ald 
die flehenven Heere in ihrem vollſten Glanze prangten. Man war damals bekanntlich außer: 
ordentlich Human, außerordentlich philanthropiſch, außerordentlich aufflärerifh , „illuminirt“, 
namentlich in den höhern Regionen der Geſellſchaft, nur unter dem ſehr natürlichen Vorbehalt, 
welhem die Franzöſiſche Mevolution ein Ende machte, da die niedern Negionen nicht mud- 
ſen, nicht etwa als Recht in Anſpruch nehmen dürften, mas ihnen als Gnade in ſehr befchei- 
denen Broden zugeworfen waıd. Daß der Grund nicht fehr weit her ift, kann man leicht ein= 
ſehen. Wenn der Staat A im Staate B wirbt umd der Staat B im Staate A, beide, um ihren 
Ländern Arbeitöfräfte zu erhalten, fo wird ſich aller Wahrſcheinlichkeit nach die Sache etwa 
aufheben; jeder wird nämlich Arbeitskrãfte für ſich behalten und jeder ſolche an den andern 
verlieren. 
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Ein vierter Örund für die Anwerbung von Ausländern ift, daß das Volk des Staates, melßer 
ſolche anwirbt, wirklich unfriegerifch ift oder dafür gilt, was in Handelsftaaten wol vorfommen 
kann. Gewöhnlich tritt aber hier noch hinzu, daß die Fürften ein Friegstüchtiges Volk ih gar 
nicht wünfchen, e8 nicht haben wollen, weil fie fich vor einem Friegstüchtigen Volke fürchten, 
glauben, diefes könne ihnen bei der ſchlechten Wirthſchaft, welche fie führen, einmal felbft vie 
Wege weifen. Diefe Fürften thun daher dad Mögliche, um das eigene Volk, foweit ed gebt, zu 
verweidhlichen und der Waffen zu entwöhnen, und für die Fälle, in denen fie mit vem Ausland 
in Gonflicte gerathen könnten, ftügen fie fich lieber auf eine Söldnermacht, die von jedem andern 
Intereſſe ald dem ihres Soldes und etwa des Waffenruhms vollftändig loögeriffen ift, eime 
Söldnermadt, welche außerdem auch gegen das eigene Bolf ohne Bedenken gebraucht werden 
könnte, falld dad Streben nad Verweichlichung und Waffenentwöhnung des eigenen Volkes 
dennoch nicht mit vollem Erfolge gekrönt worden fein follte. Diefe Tendenz, neben andern 

‚Gründen, finden wir nad den Berichten unparteiifcher und gejcheibter Männer ſchon bei den 
franzöſiſchen Königen des 16. Jahrhunderts ſehr entjhieden ausgeiproden. Aber auch in neue 
rer und neuefter Zeit ift es beſonders gerade dieſe Tendenz gegen dad eigene Volk gemeien, 
belche zu der Errichtung von permanenten, ftehenden Korps von Fremdtruppen geführt hat. 
Wie die Tyrannen des AltertHums, fo haben die Tyrannen der modernften Zeit fih ihre Frem- 
dengarden gefhaffen. So die Bourbonen in Frankreich, fo die Bourbonen in Neapel, jo vie 
frommen und milden Lenker des Kirchenftaates. 

Ein fünfter Grund für die Anmwerbung von Frembtruppen ift nun endlich noch vie Ab: 
ſicht, dem Feinde, melden man zu bekämpfen gedenkt, zu proben. Wenn ein Staat ji nid 
ſcheut, von revolutionären Bewegungen im feinvliden Lande Gebrauch zu machen, um den 
Gegner vollends einzuſchüchtern und in die Enge zu treiben, jo mag er Unzufriedene, aus dem 
feindlichen Lande felbft oder aus einzelnen Theilen deſſelben zeitweife anwerben. Dies ift ofı 
genug geſchehen; in neuefter Zeit haben wir die Anmwerbungen in Piemont aus Per Gmigra- 
tion der übrigen italieniihen Staaten. Aus der Zeit der Frangdfifchen Revolution fönnte man 
eine Maffe Beifpiele beibringen. Und ver Errichtung des ſchon erwähnten Lügom’ihen Frei: 
corps im Jahre 1813 lag eine ähnliche Ioee zu Grunde, wie man begreifen wird, wenn man 

ſich erinnert, daß 1813 die deutſchen Rheinbundsfürften, diefe „getreuen‘’ Deutfchen, Preußen 
feinblich gegenüberftanden, 

Man erkennt, dag nicht überall und immer Grund vorhanden ift, die Fremden, durch welde 
man bie eigene Armee verftärkt, in abgefonderte Fremdencorps zu fermiren. Diefer Grund if 
aber allerdings vorhanden, erftens, wenn es ih darum handelt, eine befondere Warfengattung, 
die man fonft nicht haben Fönnte, aus Fremden zu bilden; zweitens, wenn ein Fürſt, der ſic 
auf feinem Throne vor feinen eigenen Unterthanen nicht fehr fidher fühlt, es für angemeffer 
erachtet, fi) eine Garde von Fremden zu ſchaffen, um feinen morſchen Thron zu ftügen ; drittens, 
wenn ein Staat eine vollendete Heeredorganifation hat, deren Stoff die eigenen Untertbanen 
bergeben, und die nur zeitweife aus dem einem ober andern Orunde durch proviſoriſche Forma⸗ 
tionen von Frembtruppen, die man nach beendetem Kriege wieder entläßt, verftärft werben foll 
Im 18. Jahrhundert warb man die Soldaten aus allen Ländern und allen Sprachen zufammen, 
ohne e8 deshalb allemal für nothwendig zu halten, befondere Negimenter dieſer oder jener 
Nationalität und Sprache zu bilden. Vielmehr warf man Deutiche, Polen, Franzoſen, Italie: 
ner, Kroaten, Ungarn und Raizen in daſſelbe Regiment oder Bataillon und in diefelbe Gom: 
pagnie zufammen. So namentlid in Preußen, wo man darauf vechnete, daß ver Stod als eine 
allgemein verftändlihe Sprade und Religion hinreihen werde, die fehr verjchiedenartigen 
Elemente in ein Ganzes zufammenzufchmelzen. 

Diejenigen befonders formirten Fremdencorps, welde in neuefter Zeit die Öffentliche Auf: 
merkſamkeit am meiften auf fi; gezogen haben, find die Fremdenregimenter Neapels und dei 
Papſtes und die frangöfifche Fremdenlegion. 

In Neapel wurden auf Grund von fogenannten Gapitulationen, welche König Franz I. mit 
zehn Schweizercantonen, Luzern, Uri, Unterwalden, Appenzell, Freiburg, Solothurn, Wal: 
lis, Graubündten, Schwyz und Bern, abſchloß, von 1825—29 vier- ſchweizeriſche Infanterie: 
regimenter, deren jedes außerdem eine Section Artillerie von zwei Gefhügen erhielt, errichtet. 
Die ganze Stärke des Corps betrug 6487 Mann, worunter 279 Offiziere. Die Gapitulationen 
wurden 1825 auf 30 Jahre gefchloffen, ſodaß fie 1855 rechtöfräftig abgelaufen waren, wenn fie 
bis dahin nicht erneuert wurden. Die Rekruten mußten zwifchen 16 und 36 Jahre alt fein und 
ih auf ſechs Jahre zum Dienit verpflichten; bis zum vierzigften Lebensjahre fonnten fie ſich 
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gegen Handgeld neu engagiren laffen. Nach zwanzig Dienftjahren hatte der Mann Anſpruch 
auf eine Benfion von der Hälfte des Soldes, die ſich mit weiterer Dienflzeit fteigerte und. nad 
fünfunddreißigjähriger Dienftzeit dem ganzen Solde gleih ward. Die Compagnien von Uri, 
Schwyz und Appenzell Fonnten auch Nichtſchweizer aufnehmen, jebod weder Ofterreiher noch 
Italiener und nit mehr ald ein Drittel ihrer Stärke. Die Dffizierftelen wurden an junge 
Bürger der capitulivenden Gantone gegeben, deren Patriciat fi aus dieſem Handel eine ganz 
anjehnliche Erwerböquelle ſchuf. Die Regimenter waren nicht verpflichtet, zur See oder gegen 
ihr Baterland zu dienen, und im Ball die Schweiz ihrer felbft bepurfte, follte jie Neapel auf feine 
Koften und mit ihrer vollen Ausrüftung und Bewaffnung nad Genua ſchicken und nad be: 
endbigtem Kriege von Genua wieder zurüdholen laffen. Die Regimenter hatten außerdem ihr 
deutſches Commando und eigene Gerihtäpflege. Die Schweizer waren eine ungemein theuere 
Truppe; ihre Unterhaltung £oftete jährlich etwa 3 Mill. Fr., abgefehen von ven Waffen und 
der fonftigen Ausrüftung. 

Im Jahre 1848 erhielten die Schweizerregimenter die erfte Gelegenheit, ven Zweck zu 
erfüllen, für welden fie errichtet waren. Als Ferbinand II. am 15. Mai dem Weſen ber 
Sache nad die kaum gegebene Gonftitution wieder vernichtete, da waren ed die Söhne der freien 
Schweiz, welde vorzugäweile den Strafenkampf zu Neapel für den König entfchieben. 
Sie kämpften darauf aud in Sicilien gegen die Infurrection und waren theilweife bei dem nea- 
politaniſchen Gorps, welches helfen follte, 1849 der römifhen Republik ein Ende zu maden, 
wobei freilich feine Zorbern gewonnen wurden. 

Es ift richtig, daß die Schweizerregimenter in Neapel und Sieilien fi feiner Brutalitäten 
ſchuldig gemacht haben, welche dad Maß derjenigen überfähritten, die bei Straßenfämpfen ge= 
wöhnlid vorzufommen pflegen. Indeſſen ift dies gleichgültig; die ganze gebildete Welt konnte 
es nur mit Staunen und Bedauern jehen, wie die Republikaner Hier gegen bie erwachende 
Freiheit eined andern Volkes, für die übelfte Herrſchaft auf Gottes Erdboden fohten. Die 
Schweiz jelbft hatte dur den Sonderbundskrieg 1847 den Boden für eine neue Verfaſſung 
gewonnen. Die eben fiegreiche liberale Partei erhob jich entrüftet über die eigenen Landsleute 
und deren unnatürlide Stellung im Dienft eined Despoten. Der Canton Bern machte den 
Anfang mit der Abihaffung der Gapitulation, Freiburg folgte bald nad; die anbern 
Gantone fträubten fih. Indeſſen war am 12. Sept. 1848 die neue Bundesverfaſſung zu 
Stande gefommen, und am 25. März 1849 erklärte der Nationalrath die Gapitulationen als 
unverträglic mit der Ehre und Würde der Schweiz ald eined demofratifchen Staates; der Stän- 
derath trat diefem Befchluffe bald bei, und die Werbung wurde in der ganzen Schweiz verboten. 

Die Schweizerregimenter waren auf dieſe Weife aus dem alten Berbande mit ihrer Heimat 
herausgetreten ; indeflen fuhren fie fort fi aus ber Schweiz zu refrutiren, was um jo leichter 
ging, ald die Regierungen ber obengenannten Gantone, mit Ausnahme von Bern und reis 
burg, die Werbung troß des eidgenöſſiſchen Verbots entſchieden begünftigten. Außerdem machte 
man jegt weniger Umflände, auch Nichtſchweizer in die Regimenter aufzunehmen. So blieben 
dieſelben nicht bes auf ihrem alten Stande, fie verflärkten ih auch no; außerdem ward ein 
neued Schweizerjäger-Bataillon errichtet, jovaß man 1859 die Gefammtftärfe der Schweizer: 
truppen im neapolitanifchen Dienfte auf 10332 Mann bereihnete. 

Wie Neapel vier, fo unterhielt der Heilige Vater zwei Srembenregimenter, welde ſich 
zum größten Theil aus den fatholifchen Gantonen der Schweiz refrutirten und daher auch 
gewöhnlich Schweizerregimenter genannt wurden. Im Jahre 1848 machten diefelben den Zug 
Durando's nach Venetien gegen die Ofterreiher mit und wurden zu Bicenza von Radetzky zur 
Gapitulation gezwungen. Die Erklärung der römifchen Republif machte der Eriftenz diefer 
Regimenter vollends ein Ende. Nachdem aber Ludwig Napoleon, der Bräfivent der Republik 
Frankreich, ven Heiligen Bater mit allerchriſtlichſter Waffengewalt wieder auf feinen Stuhl gefegt 
hatte, wurde aud zur Wiederaufrihtung der beiden Schweizer: oder Sremdenregimenter ge: 
fritten, um welche ſich befonders der Bürger von Wallis und päpftlihe Kriegsminifter Gene- 
ral Ralbermatten verdient machte. 

Die immer fortgehendgn Werbungen für Neapel und für den Kirchenſtaat wurden in ber 
Schweiz keineswegs allgemein gern gefehen; doch mar ed auch gar nicht fo leicht, dem Unweſen 
auf einen Schlag ein Ende zu machen. Namentlich mußte man fi wol fagen, daß ed gar nicht 
fo übel fei, wenn gerade bie Elemente, welde ſich vorzugsweiſe dem Dienft der neapolitanifchen 
und päpftlichen Wirthſchaft widmeten, eben einen Kanal hätten, der fie der Heimat entführen 
und diefe auf einige Zeit ihrer angenehmen Gefellihaft berauben fünnte. 
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Nun kam das Jahr 1859. Napoleon IH. wollte Italien befreien. Da waren noch immer 
die Fremdenregimenter, welche kurzweg Schweizerregimenter genannt zu werben pflegten, Die 
Stügen einer verhaßten Tyrannei. Das erfte Schmeizerregiment des Papſtes hatte Das 
Glück, ih am 20. Juni bei dem Gemegel von Perugia auszuzeihnen. Der Shweizernane 
ward verhaft in ganz Italien. Die eidgenöſſiſchen Räthe hielten ed nun für angemeflen, 

gegen die Bezeichnung der Fremdenregimenter in Italien ald Schweizerregimenter ernfllid 
zu reclamiren und namentlich auch die Entfernung ſchweizeriſcher, wenn aud nur cantonaler 
Embleme aus den Bahnen, welde die Negimenter in Neapel immer noch fortführten, zu 
verlangen. Die Eidgenoſſenſchaft hatte fiherlih ein Recht dazu, dergleichen Korberungen zu 
Rellen, denn fie hatte die Gapitulationen radical abgefhafft, die Werbungen in der Schwei; 

‚ verboten. Das konnte fie am Ende nicht verhindern, daß ein Burſche vorerſt dad Weite juchte, 
welder eine befondere Fertigkeit im Schönfhreiben auf geftenpeltem Papier beiwiefen hatte, 
oder ein anderer, deſſen Specialität das Kinderzeugen war, der aber eine entſchiedene Abnei: 
gung gegen das Inftitut der Ehe hatte. Solche Burſchen Fonnten ih aud aus andern Ländern 
entfernen, und wenn fie vom Heiligen Vater oder vem König von Neapel mit offenen Armen 
empfangen wurden, von jenem wol nod den apoftolifchen Segen und an den Sonntagen nad 
der Meile Religiondunterricht (Berfügung ded Großkaplans vom September 1853) erhielten, 
jo war das nicht Sache der Schweiz. 

Die Reclamationen des ſchweizeriſchen Bundesraths im Jahre 1859 hatten indeſſen Fel⸗ 
gen, welche faum vorauszujehen waren. Franz II., feit dem 23. Mai 1859 König von Ne: 
pel, wollte wirflih die cantonalen Embleme aus den Bahnen ver Schweizerregimenter ent: 
fernen. Dem widerjegten fih die Soldaten, und am 7. Juli brad) zu Neapel beim zweiten un? 

‚ dritten Schweizerregiment eine offene Meuterei aus. Auf den Marsfelde kam es vollſtändig 
zum Kampf und Schweizer ftanden hier Schmeizern gegenüber ; das Jägerbataillon Mechel 
ihoß jeine eigenen Landsleute nieder. "Infolge diefer Scenen wurden die Schweizerregimenter 
nun gänzlich aufgelöft und Scharen fehrten in die Schweiz zurüd; aber bei weitem nicht alles 
fam. Biele einzelne blieben in Neapel, andere ließen ji für ven Bapft anwerben ; Hunderte 
fehrten, als fie faum den Boden der Heimat betreten hatten, wieder nah dem Süden um. 
Bon den Dffizieren hatten die allerwenigften Sehnſucht nad dem Vaterlande; der großen 
Mehrzahl war es mehr um ihre Stellen, Sold und Penjionen ald um etwas anderes zu thun. 
So gelang es denn der neapolitanifchen Megierung, die nur in den Fremdtruppen ihren Halt 
jah, neue Söldnerſcharen zu errichten, bie nun allerdings nicht mehr Schweizerregimenter, 
jondern Bremdenregimenter genannt wurden, zu denen aber die Schweiz trog eines neuer: 
dings von ben eidgenöſſiſchen Räthen erlaffenen Berbotögejeges, welches nicht mehr blos die 
Falſchwerber, fondern aud die Angeworbenen bedroht und trifft, immer ein anjehnliches Eon: 
tingent flellte. Die Geſchichte diefer Fremdtruppen, welche infolge der Ereigniffe von 1860 
namentlich dur; zahlreiche Anwerbungen bairifcher und Öfterreichifcher Mannſchaft ergänzt 
und vermehrt wurden, endete mit dem Kalle von Gaeta. Der inzwifhen durch Zuzügler aus 
aller Welt verflärkten Söldnerſchar des Papſtes, welche unter dem franzöftfhen General La: 
moriciere ald Glaubendarmee dienen follte, war fhon vorher (im September 1860) durch das 
Einrüden ver Piemontefen in Umbrien und die Marfen ein ſchnelles Ende bereitet worben. 

Die Schweizerregimenter, welche die Bourbonen in Franfreih in ihren Dienfte gehalten 
Hatten, gingen mit der Julirevolution von 1830 ein. Aus einem übrig gebliebenen Fremden⸗ 
zegiment, dem Regiment Hohenlohe, und verſchiedenen Leuten, welche die revolutionären Bewe— 
gungen der dreißiger Jahre nach Frankreich hinüberwarfen, wurde eine fogenannte Fremden: 
legion für den Dienft in Afrika gebildet. Im Jahre 1835 ward dieje Legion an Spanien für 
den Krieg gegen die Karliften abgetreten. Später kam die Legion in den Dienſt Frankreichs zu: 
rüd, wo fie dann auf die Stärke von zwei Regimentern gebracht ward, von denen eine faft auf: 
ſchließlich aus Deutſchen, das andere aus Italienern, Spaniern u. |. w. zufanımengejeßt war 

Am 17. Ian. 1855 deeretirte Napoleon IH. die Errichtung einer zweiten Fremdenlegion, befte: 
hend aus zwei Infanterieregimentern und einem Tirailleurbataillon. Diefe Legion follte aus der 
Schweiz refrutirt werden, und es fehlte ſchon damals nicht an Stimmen, welche behaupteten, 
daß died ein erfter Schritt Napoleon’ ei, um feften Fuß in der Schweiz zu faſſen. Obgleich Na: 
poleon den damald eben nicht wieder in den Bundesrath gewählten eidgenöſſiſchen Oberften 
Ochſenbein ald General nad) Frankreich berief und mit der Organijation ver Legion beauftragte, 
wollte die Sache nicht recht in Gang fommen. Die Art Leute, welche überhaupt aus der Schweiz 
in fremde Dienjte zu gehen pflegen, zogen auch damals meist Neapel vor, wo fie beffern Sol 
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erhielten und aller Wahrfcheinlichkeit nach weniger zuthun hatten. Eine andere Partie nahın 
wenigftend die engliſche Schweizerlegion fort, welche gleichzeitig errichtet wurde. So brachte 
man notbbürftig einige Gompagnien zufammen, und da während des Krimfriege auch die erfte 
Fremdenlegion jehr zufammenfhmolz, wurden 1856 die beiden Legionen in eine einzige von 
nur zwei Regimentern -zufammengeworfen, dergeſtalt, daß fortan das erſte Regiment vor: 
zugsweiſe aus Schweizern zuſammengeſetzt werben ſollte. 

Bon Büchern, die ſich mit der Gefchichte von Freicorps und Fremdtruppen befaffen, nennen 
wir hier: Debrunner, „Die Erlebniffe ver Schweizercompagnie in Venedig‘ (Zürid 1849); 
May, „Histoire militaire de la Suisse et celle des Suisses dans les differents services de 
Europe“ (2aufanne 1788); „Relation historique des op6erations du troisieme regiment 
suisse à la prise de la ville de Messine” (Neapel 1849); Rudolf, „Geſchichte der Felozüge 
und der Kriegsdienſte ver Schweizer im Ausland‘ (Baden 1844—45); Sonnenberg, „Be: 
richte über die Gefechte vom 31. März und 1. April 1845 (Luzern 1845); „Der Aprilgang 
der Freiſcharen, aufgeführt im Jahre 1845 gegen Luzern‘; Ochſenbein, „Zweiter Bericht über 
den Kampf der luzerneriſchen Flüchtlinge und ihrer Freunde am 31. März 1845”; Raben, 
„Wanderungen eines alten Soldaten‘ (Berlin 1846—51); „Lesregiments suisses de Naples 
dans les années 1848 et 1849 (Meufchätel 1851); Fieffee, „Geſchichte der Fremdtruppen 
im Dienjte Frankreichs“ (Münden 1856); Morell, „Die Schweizerregimenter in Frankreich 
1789— 92" (St.:Gallen 1858); „Aus dem Tagebuche des Rittmeifterd von Golomb’ (Ber: 
lin 1854); Kapp, ‚Reben des amerikaniſchen Generals F. W. von Steuben“ (Berlin 1858). 

W. Rüſtow. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit. Im Gegenſatz zu der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, welche 
bei wirklich eingetretener Kränkung oder Gefährdung des Rechts zuſtandes, ſei fie num direct 
gegen die Privatrechtsſphäre der Bürger oder gegen den öffentlichen Rechtöfrieden gerichtet, auf 
dem Weg des Eivil: und Strafprocefjes repreffiv einwirkt, befteht dad Weſen der freiwilligen 
(oder richtiger nichtftreitigen) Gerichtöbarfeit darin, daß durch ihre Wirffamfeit der Möglichkeit 
einer Irrung und Gefährdung der Privatredhte vorgebeugt werden fol. Ihr Charakter if 
wegen dieſer präventiven Richtung hiernach mehr ein polizeiliher (Rechtspolizei), wie fie ja 
aud ihr Gorrelat in der auf Verhütung der Verbrechen gerichteten Griminalpolizei findet. Der 
Gebraud von Jahrhunderten aber hat in Übereinftimmung mit feinen geſchichtlichen Grund: 
lagen diejen Zweig der Öffentlichen Gewalt zu den Gegenftänden der Juftizgefepgebung gerechnet 
und ald Zweig der Juſtizgewalt betrachtet. Soweit aud das deutfche und das franzöſiſche 
Recht in Bezug auf Träger und Organifation der freiwilligen Gerichtsbarkeit auseinander: 
geben, jo fommen doch beide im oberften Brineip infofern überein, al® der Beamte der frei- 
willigen Geritöbarfeit (jurisdiction gracieuse) der gerichtlihen Hierardjie angehört, wie ja 
auch alle Acte der franzöfifhen Notare durch Anmendung der erecutoriihen Clauſel den Urthei: 
len der Tribunale gleichgeftellt und gleich folhen ohne vorausgehendes weiteres gerichtliches 
Verfahren vollziehbar find. 

Die oben gegebene Begrifföbeftimmung deutet zwar an, -wieweit die Wirffamfeit der frei- 
willigen Gerichtöbarkeit geben kann, indem fie hiernach innerhalb der Grenzen ihrer präventi= 
ven Natur ſowol 1) dur urfundlie Aufnahme und Ausfertigung aller Rechtsgeſchäfte (Ver: 
träge und legtwilliger Berfügungen) ald 2) durch amtliche Leitung des Vormundſchaäfts-, 
Grundbuchs- und Hypothekenweſens thätig wird; allein diefe Grenzen der nichtſtreitigen 
Gerichtsbarkeit jind weiter ald die Zmangsnatur verfelben. Es muß mit andern Worten zwis 
ihen ven Geſchäften der gemiſchten und der reinen freimilligen Gerichtsbarkeit unterſchieden 
werden, injofern ald gewifle Kategorien von Geſchäften nur unter Mitwirkung der Beamten der 
freiwilligen Gerihtäbarfeit mit Nechtöbeftändigkeit vorgenonmten werben fönnen, andere Ge: 
Ihäfte aber ſowol mit als ohne Zuziehung derfelben rechtsgültig zu Stande fommen mögen. 

Längere Zeit hat (namentlich in der partieulären deutfchen Gefeggebung) eine Richtung 
vorgeherrſcht, welche gleihfam die geſammte rechtliche Thätigkeit der Bürger oder gewiſſer 
Klaſſen derfelben einer vormundſchaftlichen Überwadung unterwarf und in diefer patriardhali: 
ſchen Bürforge (welcher jedod auch die Rückſicht auf den Staatöfhag nicht fremd war) dad 
Zwangsgebiet der jogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit fo weit ausvehnte, daß dieſe Be: 
zeichnung faft nur noch als ironiſche gebraudpt werben konnte (Arnold, „Praktiſche Grörte- 
rungen’‘, ©. 103, 424). Diefe Richtung ift natürlich eine verwerfliche. Als Regel muß viel- 
mehr hingeftellt werden, daf die Organe der nihtftreitigen Gerihtöbarfeit nur auß freier Wahl 
der Parteien thätig zu werden haben. Bine Ausnahme von diefer Regel, d. h. ein Muß, wird 
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mit Recht nur da flattfinden, wo die Natur des Gefhäfts und ein an deſſen Abſchließung Aid 
fnüpfendes erhebliches Öffentliches Intereſſe deſſen Behandlung und Beurkundung durch öffent: 
liche Organe gebieterifch verlangen. Diefe Ausnahmefälle dürften im weientlichen folgende fein: 

1) Bor allem die Mitwirkung bei allen Gejhäften, bei welchen Minderjährige, Verſtandes⸗ 
loſe, Abweſende betheiligt find, überhaupt die Oberleitung der Vormundſchaft über dieſe Kate- 
gorien von Perfonen. Rationeller Grund diefer Ausnahme ift die Rechtsgefährdung, welche für 
pie Genannten daraus erfahrungsgemäß entftehen würde, wenn ihre Vertretung lediglich vom 
Belieben der Privaten abhinge, denen es zum wenigften gleihgültig, wenn nit gar vortheil⸗ 
haft fein könnte, wenn der Staat fi ded Minderjährigen, des Abweſenden, des Verftianbes- 
lofen, kurz der Perfonen nicht annehmen wollte, die doch ihre Interefjen felbft zu wahren recht⸗ 
lich oder thatſächlich außer Stande find. . 

2) Die urfundlige Feitftellung aller Verträge und fonftigen Rechtsacte, durch melde 
Grundeigenthum von einem Eigenthümer an den andern übergeht, und Wahrung dieſes Uber- 
gangs in den Öffentlihen (Grund-) Büchern (gerichtliche Auflaffung, Ingroffation). Mationeller 
Grund ift hier das flarfe Gefammtintereffe, welches Sicherheit ded GrundeigentHums, vieler 
Baſis ded Volfsmohlftandes, und Erfennbarkeit des Eigenthümers nicht blos in finanzieller 
Beziehung, jondern auch im Hinblid auf die wichtigen, an Bejig von Grundeigenthum is 
fnüpfenden Öffentlich =reihtlihen Befugniffe verlangt. 

3) Die urfundlihe Aufnahme aller Verpfändungen von Liegenfhaften und Eintrag der: 
felben in öffentlihe Bücher. Grund ver Ausnahme ift das Öffentliche Intereffe an ver Erhaltung 
des Realeredits, welche nur durch die angedeutete öffentliche Controle erreichbar ift. 

Für alle Fälle, in welchen fein überwiegender Grund für die nothwendige Einmiſchung 
ver öffentlihen Autorität vorliegt, genügt ver Staat vellfommen den Anforderungen jei- 
ner Bürger, wenn er ihnen Gelegenheit verfhafft, ohne allzu große Opfer an Zeit und Geld 
ihre Rechtsacte vor einem mit öffentlihem Glauben ausgeftatteten Organ nach freiem Entſchluß 
aufrichten zu können; der Staat kann aljo nur zu einer zweckmäßigen Organifation der frei: 
willigen Gerichtsbarkeit verpflichtet erachtet werden. 

In dieſer Frage nach der Geflaltung dieſes Rechtszweigs tritt und ein eingreifender Gegen⸗ 
fag zwiſchen dem deutjchen (auf der Praris des 16.— 18. Jahrhunderts berubenven) und 
dem franzöſiſchen Rechte entgegen, welcher dazu auffordert, durch vergleihende Darftellung 
beider zu prüfen, welches von beiden Syftemen den Vorzug verbienen dürfte. 

Der Ausgangspunkt beider Syſteme ift der gleiche; das in den italienifhen Stabtrechten 
auf Grund germaniſcher Elemente ausgebildete Notariatsinftitut, nah welchem die vor den 
öffentlichen Notaren (judices chartularii) erridteten Urkunden mit gleiher Kraft wie bie 
gerichtlichen Urtheile verſehen, d. h. ohne weitere gerichtliche Procedur vollziehbar waren. Die 
Ausbildung dieſes Inflitutd erfolgte in Frankreich auf völlig organifche Weife durch bie Ordon⸗ 
nanzen der Könige, unter deren fletigem Einfluß das Notariat in fortfehreitender Entwidelung 
zur vollen Reife und zu einem foldyen, jelbft durch den Skandal der Berfäuflichkeit ver Nota- 
tiatöftellen nicht beeinträdtigten. Grad der Vervollkommnung gelangte, daß der Gefeggebung 
der Revolution außer der Entfernung diefes Skandals nur die Zufammenftellung der zerftreu= 
ten Normen übrig blieb. In diefer Geftalt ift das Inftitut, das ſonach keineswegs der Nevolu: 
tion feine Entftehung verbanft,.auf die Gegenwart übergegangen. Nach der franzöfifchen Geſetz⸗ 
gebung find die Notare Öffentlihe Beamte, vie alle Verträge, welche die Parteien unter ihrer 
Mitwirkung errihten wollen oder müffen, fohriftlih aufzunehmen, biefe Urkunden mit dem 
Charakter der öffentlihen Lrfunden zu verfehen, in Urſchrift in ihrem Archiv aufzubewahren 
und Ausfertigungen berjelben zu ertheilen haben. Sie werben lebendlänglich angeftellt; zur 
Anftellung wird ein Alter von 25 Jahren und längerer praftifher Eurs bei einem Notar er: 
fordert. Die Zahl der Notare innerhalb eines gewiflen Bezirks beftimmt fi nad der Einwoh⸗ 
nerzahl und nad dem Bebürfnif. Jever Notar erhält von der Regierung einen beftimmten 
Wohnſitz angewieſen. Nur innerhalb feines Sprengeld bat er Öffentlihen Glauben. Er hat 
eine Baution zu hinterlegen, bezieht keine Befolvung, jondern Gebühren. Eine aus den Rota- 
ren felbft hervorgegangene Corporation hat in Goncurrenz mit der Staatsanwaltſchaft bie 
unmittelbare Aufficht auf die Notare des Sprengeld ; Dienftvergehen ahndet dad Gericht erſter 
Inſtanz, vorbehaltlich der Berufung, durch Geldbuße, Suspenſion oder Amtsentſetzung. Zwei 
Notare vereinigt inftrumentiren ohne Zeugen, der einzelne Notar muß zwei Zeugen zuzieben, 
deren Fähigkeit ebenfo wie die fonftigen Kormalien der Acte das Gejeg genau geregelt hat. Dir 
Urſchrift des Actes (minute) behält der Notar mit wenigen Ausnahmen in feinem Ardiv, 
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aus dem er fie nur fraft richterlichen Urtheils herausgeben darf. Die Ausfertigungen dage- 
gen find doppelter Art: entweder werben fie mit der erecutorifchen Glaufel verfehen und 
find dann gleich gerichtlichen Urtheilen vollziehbar (grosses), oder fie entbehren dieſer Clauſel. 
Jede minute wird vom Notar in ein amtlich cotirted Regifter eingetragen. Bei Sterbefällen 
und fonftigem unfreiwilligen over freiwilligen Ausſcheiden eined Notars wird von Amts wegen 
für Aufbewahrung des Arhivs und deflen Übergabe an den Nachfolger geforgt. Den Notaren 
fteht in Gonfequenz dieſer Cinrihtung die Verwaltung der gefammten freiwilligen Gerichts— 
barkeit zu, wovon neben einigen Detailaudnahmen nur ausgeſchieden ift: das Vormundſchafts— 
mefen, welches ven Kriedensrichtern unter Mitwirkung der Familienräthe zufteht, und die Füh— 
rung der Hypothekenbücher, welche befondern Beamten (Gypothefenconfervatoren) anvertraut 
ift (die Aufnahme ver Verpfändungdurfunden fommt den Notaren zu). 

Gänzlich abweichend hat ſich ver Zuftand der freimilligen Gerichtöbarkeit in Deutfchland in’ 
den Gebieten, in welchen das Notariat nicht dur die Gefepgebung neu belebt worben ift, 
geftaltet. Das Notariat hat in Deutſchland das Misgeſchick gehabt, in den Kampf zwifchen ver 
Eaiferlihen Gewalt und der Gewalt der Landesherren gezogen zu werben und ift hierbei ſelbſt 
untergegangen. Die Ernennung der Notare bildete ein Reſervatrecht ver Kaiſer, welche deffen 
Ausübung jedod oft Privaten (den kaiſerlichen Pralzgrafen, comites palatini) übertrugen, und 
je mehr hierdurch auf der einen Seite durch vielfach vorgefommene Ernennung untauglicher over 
anrüdiger Berfonen zu Notaren das Vertrauen in das Notariat unaufhaltfam fank, um fomehr 
wurbeauf der andern Seite dad Beftreben der Landesherren durch die Öffentliche Meinung unter: 
ftügt und gerechtfertigt, welches darauf geriditet war, den Amtöfreis der Notare zu. befchränfen . 
und die Gefchäfte der freiwilligen Gerichtöbarkeit den ordentlichen landesherrlichen Gerichten zu 
übermweifen. Das Ergebniß ift, wo nicht völlige Erlöfhung, doch die Entwürdigung und Bedeu: 
tungslofigfeit des Notariatd gewefen. Die freiwillige Gerichtsbarkeit ſelbſt aber hat durch die 
Überweiſung an die Gerichte nichts gewonnen, und man darffagen, daß dieſelbe in vielen Theilen 
Deutihlands in einen Zuftand des äußerften Verfalls gerathen war und ifl. Eine erclufiv 
theotetifche Richtung des Rechtsſtudiums und der Rechtsliteratur, welche dieſen Zweig der 
Rehtspraris faft gar nicht beachtete, die hierdurch genährte ebenfo falfche ald unwürbige Anficht, 
als ob er lediglich Sache der Routine und mechaniſcher Schreiberei wäre, haben in Verbindung 
mit der Gefhäftsüberhäufung der mit der Civil: und Griminalgerichtöbarfeit (ja häufig noch 
mit der gefammten Verwaltung) betrauten Untergerichte diefen Verfall herbeigeführt. Treffend 
ift dad von Heing im „Gerichtsſaal“, 1850, I, 64, gegebene und auf manche andere deutſche 
Provinzen anwendbare Bild des Zuftandes der freimilligen Gerichtsbarkeit in Baiern: „Das 
Notariat ift in den altbairifchen Kreifen in dem Eläglichften Zuftand und gibt namentlich auf 
dem Lande zu den bitterften Klagen Anlaf. Es kann aud wol nicht anders fein, denn die 
Beamten haben fein perfönliches Intereffe an der guten Verbriefung der Verträge, fondern es 
ift ihnen dieſes nur eine Laft, und zudem find die Landgerichte mit Gefchäften derart überhäuft, 
daß fie das Gontractwefen häufig einem Oberfchreiber oder einem Praktifanten überlaffen 
müffen. Da die Barteien des Geſchäftsdrangs wegen auch bei diefen nur wenig Gehör finden 
können, jo ſehen fie fi genöthigt, gegen bejondere Bezahlung ihre Verträge durch Anwälte im. 
Concept fertigen und fie bei vem Gericht nur abfchreiben zu laffen; es foll dieſes faft überall 
fogar die Regel fein. Die Folge davon ift, daß die Parteien doppelt, ja dreifach bezahlen müflen. 
Zudem find Correcturen, Überſchreibungen, Ausftreihungen, deren Billigung durch die Par: 
teien nicht aus dem Act erfehen werben kann, bei dieſer Einrichtung gewöhnliche Erfheinungen, 
und Unbeſtimmtheit des Ausdrucks und mangelhafte Redaction fommen noch häufig dazu. 
Welch reihe Duelle von Broceffen find ſolche Urkunden!‘ 

Kein Stand hatte ſich dagegen in Frankreich und ven Rheinlanden, welche die franzöftfche 
Gefeggebung noch befigen, eines fo allgemeinen und unbegrenzten Vertrauens zu erfreuen als 
die Notarien. Bon Generation zu Generation waren fie die Vertrauten und Rathgeber der Fa⸗ 
milien; ihnen vertraute man blindlings, oft ohne alle Beicheinigung, fein ganzes Vermögen 
an. Trübe Erfahrungen neuerer Jahre Haben zwar diefes allgemeine und unbegrenzte Ver: 
trauen in bad Notariat etwas erſchüttert, allein diefe Erfahrungen, ohnedies das Product einer 
nicht blos auf diefen Stand befhränften Zeitftrömung, welde die fhmwinvelhafteften Speculas 
tionen, den rafchen Erwerb und Berluft von Millionen durch dad Hazardfpiel der Börfe geſchaf⸗ 
fen bat, haben nur die der franzöſiſchen Gefepgebung über das Notariat noch anflebenven 
Mängel (Mangel einer feften Gebührenordnung, Verkäuflichkeit der franzöfifchen Notariats- 
fellen, Mangel eines Berbots, ſich mit Bankiergefhäften u. |. w. abzugeben) in das deut⸗ 
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lichfte Licht gejegt und ſprechen nicht gegen ein Inftitut , deſſen Wefen diefe Mängel nit notb- 
wendig trägt. 

Bielmehr muß ald Orundlage der dringend nothwendigen Reform ber freiwilligen Gerichte: 
barkeit gerade das franzöſiſch-rheiniſche Notariat, unter Vorbehalt zeitgemäßer eigener Berbei- 
jerungen, bezeichnet werben, mit andern Worten: die freiwillige Gerichtsbarkeit muß in Die Hände 
von Perjonen gelegt werden, welche durch Rechtsſtudium gleich den Richtern ſich herangebildet, 
durch Prüfung gleich; den Richtern ſich über ihre allgemeine juriftifche Vorbildung ausgewieſen, 
durch praftiihen Curſus eine fpecielle Gefhäftsgewandpeit in dieſem Zweig der Rechtspraxis ſich 
angeeignet und denjelben lediglich zum Lebensberuf gewählt haben. Denelben ift ver Charafter 
von Öffentlihen Beamten im weitern Sinn zu verleihen, fie find jedodh nicht auf Befoldung und 
Venſion aus der Staatöfaffe, jondern auf die nach einer feften Tare von ihnen zu beziehenden 
Gebühren anzumeifen. Ihre Zahl richte fih in jedem Sprengel nad) dem Berürfnifle, doch 
müſſen in jedem Sprengel wenigſtens zwei Notare angeftellt werden, um durch die Goncurten; 
den Eifer derjelben anzufpornen und dem Publikum Gelegenheit zur Wahl nah Mapgabe der 
Geihäftstüchtigkeit zu geben. Die Notare find der Disciplinargewalt zu unterwerfen, welde 
jedoch unter Goncurrenz von beflimmten Staatöbeamten von Notariatöfammern auszuüben 
wäre. Strenge Formen müffen für die Abfaffung der Notariatdurfunden vorgejhrieben, ven: 
felben ver Charakter ver Offentlichkeit verliehen, was Aufbewahrung und Ausfertigung ver 
Urfunden betrifft, das franzöfiiche Syſtem adoptirt werden. In Anjehung der Bollziehbarkeit 
der Urkunden wird ed jedoch den deutfhen Anfhauungen mehr entiprechen, wenn fie nicht durch 
Vollzugsbeamte a la huissiers, jondern — da durch Nichterfüllung des betreffenden Actes eine 
zur Gompetenz ber ftreitigen Gerichtöbarfeit gehörige Differenz entfteht — auf dem Weg eines 
beichleunigten gerichtlichen Verfahrens durchgeführt wird. Der Notar muß firenger Berant: 
wortlichkeit unterworfen, zur Stellung einer Gaution angehalten, ed müflen ihm alle feinem 
Beruf fremden Geldgejhäfte und bankierähnlichen Negotiationen auf das ftrengfte unterfagt 
werden, 

Bon der Thätigkeit der Notare werde nur ausgenommen die Leitung ded Vormundidhafrs- 
weſens, welches den Gerichten zu verbleiben hat, und die Führung der Hypothekenbücher und 
Grundbücher, welde bejondern Organen anzuvertrauen ift, jedoch jo, daß der Eintrag in dieſe 
Bücher immer nur auf Grund einer gerichtlihen Verfügung oder einer Notariatsurfunde 
erfolgen darf. 

Die Öfterreihiiche Notariatsordnung vom 21. Mai 1855 entipricht im wejentlidhen ven 
oben vargeftellten Anforderungen an eine tüchtige Organifation des Inſtituts. 

Ph. Bopp. 

Freizügigkeit. Unter Freizügigkeit verfteht man im allgemeinen das den Mitgliedern 
eined Staatöverbanded zuftehende Recht, innerhalb dieſes Staatsgebiets Aufenthalt und Woh⸗ 
nung zu wechieln und an einem beliebigen Orte zu nehmen. Insbeſondere aljo begreift fie das 
Recht zur Veränderung des Geburts- oder bißherigen Heimatsorts und zu deffen Vertaufhung 
mit einem andern Wohnorte. Ausgeſchloſſen oder juspendirt wird fie durch die Einſchließung 
oder Verſtrickung (confinatio) wie durd Provinzial- oder Ortöverweifung (relegatio, exi- 
lium), als gejeglid angedrohte und richterlih erfannte Arten der Freiheitäftrafe I), oder durch 
Stellung unter PBolizeiaufjiht mit ver Wirkung, daß dem Verurtheilten der Aufenthalt au 
einzelnen beftimmten Orten von der Randespolizeibehörde unterfagt werden kann, als eine 
auf Grund von Strafgejegen richterlih auszujprechende Folge begangener Verbrechen. ?) 
Ausgenommen von der Erörterung über Freizügigkeit find auch die im vermeintlichen Intereſſe 
der Öffentlichen und Privatfiherheit ergangenen Vorſchriften über Päſſe, Legitimations: und 
Aufenthaltöfarten für Reiſende, felbft Inländer ?), deren willkürliche Handhabung feitens ver 


1) ©. 3. B. Feuerbach, Lehrbuch des gemeinen peinlichen Rechts, $. 149. 

2) ©. unter anderm bie $$. 26 u. 27 des Strafgeſetzbuchs für die preußifchen Staaten vom 14. April 
1851 (Preußifche Gefegfammlung von 1851, ©. 101 fg.). 

3) ©. unter anderm die $$. 17 u. 18 des allgemeinen Paßedicts für die preußifche Monarchie vem 
22. Juni 1817 (Gefeglammlung, ©. 152 fg.), in Verbindung mit 8. 14 des preufifchen Geſetzes über 
die Aufnahme neu anziehender Perfonen vom 31. Dec. 1842 (Gefegfammiung von 1843, €. 5 fa., 
Rr. 2817). Die Beitimmungen wegen der Bappflichtigfeit gewifier Rlafien, wie z. ®. der Juden, die 
nicht Staatsbürger waren, And in Preußen mit der Berfaflungsurfunde vom 31. Jan. 1850 außer 
Kraft getreten, denn alle Preußen find vor dem Geſetze gleich. Freizügigfeitsbeichränfungen, melde 
mit dem Verhältniß zur Familie oder Militärpflichtigfeit ae bleiben hier ebenfalls anfer 
Betracht, fo erſchwerend auch legtere in einigen Staaten einwirken. 
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Polizei freilich zur Vereitelung ver Rechte Staatdangehöriger auf Freizügigkeit und perſönliche 
Freiheit misbraudt werden fann. Hiervon ganz abgejehen, unterliegt dad Recht auf Frei— 
zügigfeit, welches dem Gebiet ber natürlichen und allgemeinen bürgerlichen Freiheit, im Ge— 
genfag und Unterſchied zur politifhen, angehört, doch in einzelnen deutjchen Ländern, "hier 
mehr, dort weniger, manderlei theild unmittelbaren, theild mittelbaren gejeglichen Beihrän- 
fungen. Gleihwol fteht die Freizügigkeit unter denjenigen Befugniffen natürliher und all- 
gemeiner bürgerlicher Sreiheit voran, melde den Staatdangehörigen nicht vorenthalten oder 
verfchräntt fein follten, ohne fie gleichzeitig von der Selbftverantwortlidkeit für ihre und der 
Ihrigen Eriftenz, von der Pflicht und Fürforge der eigenen Erhaltung des Dafeind zu entbin= 
den und frei zu erklären. Sie ift die Vorbedingung zur vollfommenen Anwendung und Ver: 
werthung der einem jeden von Gott verliehenen geiftigen und phyſiſchen Kräfte und erwor- 
benen Vermögen. Allerdings ftehen ihr zur Seite noch andere Grundredte, deren Anerken- 
nung der’ Freizügigkeit erft Werth und Bebeutung gibt; jo a) das Recht zur Gründung 
einer Familie durch Verehelihung und eines eigenen felbftändigen Hausſtandes; b) das der 
freien Erwerbung von Grundeigentum nebft der Anfievelung auf dem erworbenen eigenen 
Grund und Boden (auch mitteld Befeitigung der Theilbarkeits- und Anfiedelungäbeihrän- 
kungen; ſ. die Art. Agrarverfaffung, Didmembration, Grundvertheilung); ſodann c) dad 
der Freiheit der Arbeit, die unverfchränfte Befugniß, ich mitteld Hand- oder handwerksmäßiger 
und jonfliger gewerblicher Thätigfeit zu ernähren (durch Befeitigung von gefchloffenen Zünften 
und vom Goncefjionäwejen wie von gewerblichen Excluſiv- und NRealberehtigungen; ſ. Ge: 
werbefreibeit). 

If die Freizügigkeit eine weſentlichſte Worbedingung zur Anwendung und Verwerthung 
Der angeborenen und erworbenen geiftigen und phyſiſchen Kräfte und Vermögen, fo muß auch 
deren unbeihräufte Herftellung als eine höchſte und dabei nothwendigfte Aufgabe der Re=- 
gierungen und der Gefeggebung jedes chriſtlich- germaniſchen Staatsweſens betrachtet wer: 
den, deſſen Aufgabe feine höhere ift*), ald „ven Staatdangehörigen die möglichft freie Ent— 
widfelung und Anwendung ihrer Anlagen, Fähigkeiten und Kräfte in moralifher jowol ala 
in phyſiſcher Hinfiht zu gewähren und jedes dagegen obwaltende Hinderniß möglichft hinweg⸗ 
zuräumen”. 

Es wird zugegeben werben, baß die Gonfervation oder gar die Reftauration von Kinder: 
niffen ſolcher Art nicht geeignet ift, bei der großen davon betroffenen Maſſe Liebe und An: 
bänglichfeit wie Aufopferungsluf für dad Vaterland und Achtung vor den Obrigfeiten und 
Geſetzen zu beförbern, ferner, daß jo wenig die Volks- wie die Finanzkräfte geſtärkt werben, jo: 
bald man die befruchtenden Quellen und Wurzeln des Boltöwohlftandes, die Arbeitöfräfte ver 
Individuen, welche insgeſammt die Staatögejellihaft bilden, in ihrer Entfaltung hemmt und 
unterbrüdt. Wiſſenſchaft und praftiiche Erfahrung haben zu der Überzeugung geführt, daß 
die Population der Länder nicht Durch Auswanderungdverbote erzwungen oder fonft durch künſt⸗ 
liche Mittel vegulirt werden darf und fann. Man unterfhägt eher die Bedeutung einer mad: 
fenden Volkszahl für ven Wohlftand. Jedenfalls ſchämt man jich jet, durch Verbote und Ber 
ſchränkungen der Auswanderung der eigenen Gejeggebung und Verwaltung dad Bauperitätd: 
zeugniß auszuftellen, daß deren Mängel und Schlehtigkeit größer feien ald die Macht ver. den 
Menſchen tief eingeborenen Anhänglichfeit am heimatlichen Boden. Dennod läßt man Iuftitus- 
tionen und Geſetze beftehen, welche vie freie Bewegung der Bevölferungen im Innern der Staa- 
ten, die Aus= und Einwanderung von Ort zu Ort verhindern ‚oder erſchweren und bie Men: 
{hen an ven Geburts oder bisherigen Heimatöorten fefthalten. Thatſächlich ift dies nichts 
anderes als eine veränderte, vielleicht etwas mildere Form der freilich vor nicht viel länger als 
einem Menfhenalter in Deutjchland allgemein aufgehobenen Erbunterthänigkeit und Schollen: 
pflichtigkeit. Während die Regierungen einerjeitö, abgejehen von vereinzelten Erfcheinungen 
einieitigfler und verkehrteſter Befchränktheit, den Fortfchritt von Agrieultur, Gewerben und 
Babrifinduftrie, von Bergbau und Hüttenbetrieb begünftigen, zu deren Entfaltunges doch aller- 
orten, wo fie hervorwachſen, vermehrter Arbeitskräfte bedarf, führt andererſeits die Gefeg: 
gebung mie die Staatd: oder die Gemeindeverwaltung vielfah noch einen unausgeſetzten ge- 
heimen Krieg gegen jene unerlaßlihen Bedingungen eines ſolchen Aufſchwungs und Fort: 
fhrittd, indem man Hemmniffe und Erſchwerungen der Freizügigkeit erhält oder erneuert. 


4) Wie dies auch $. 34 der wreniſche de für die Regierungen vom 26. Der. 1808 
trefiend ausſpricht. 
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Während gleichzeitig mit dem Zurüdgehen der Induftrie und des Wohlftandes in der einen oder 
andern Ortlichfeit und Gemeinde auch Nahrungstofigfeit ihrer Mitglieder eintritt, dabei aber 
mit der Berarmung der legtern die Laft der Armenpflege der erftern zunimmt und die Quma- 
nität und das Mitgefühl einer immer geringer werbenden Anzahl Wohlhabender dennoch zu 
immer größern Ausgaben und Anftrengumgen herausgeforbert, Hingegen die Bebürftigen ron 
der ſittlichen Selbftverantwortlichkeit und eigenen Hülfe für ihre und der Ihrigen Erhaltung 
immermebr entbunden werden, beraubt ji die Geſellſchaft andererjeitö durch die Geſetze, welche 
die Freizügigkeit befchränfen, des wirffamften Gegenmitteld, indem jle dadurd die Menſchen 
verhindert, den Erſatz für die verfiehten Nahrungsquellen an andern Orten aufzuſuchen. Wan 
will die Menſchen zu höherer Sittlichkeit emporheben und doch demoralijirt man andererjeits 
dur Beihränfung der Freizügigkeit den Charakter der Staatdangehörigen. Als eine nur 
confequente Wirkung der Freizügigkeitöbefhränfungen bürdet der Staat fih und feinen Ge: 
meinden ein Maß von Verpflihtungen auf, das er doch jchließlich zu erfüllen außer Stande ifl. 
Statt den Grundfägen der Gerechtigkeit in Anerkennung des Freizügigkeitsprincips für alle 
Staatdangehörigen zu huldigen und dadurch allen wirfjamer und dauernder zu helfen, ſchmeichelt 
dem eiteln menſchlichen Herzen die Bezeigung von Frömmigkeit und Humanität. Man mählt 
lieber an Stelle ver Gerechtigkeit das Patrocinium der Woplthätigkeit, Freilich mit der Wirkung 
einer erweiterten moralifhen Beherrſchung feiner ärmern Mitmenſchen. 

Allervingd möchte wol von feiner Seite ein. Recht ver Angehörigen eined Staatöverbandes 
auf unbefhränfte Wahl ihres Wohn= und Heimatsorts beftritten werben, jobald ed nur feine 
Armen gäbe und fobald nur alle Menſchen die Garantie einer durch jie ſelbſt gefiherten Eri: 
ftenz mitbrächten, fofern nur etwa alle ald Rentierd und Kapitaliften von den Früchten eines 
aufgefparten Vermögens lebten, oder aber au), wofern die Neuanziehenden ald Gewerbtrei; 
bende und Arbeiter nit mit den bißherigen Heimatsangehörigen gleicher Kategorie in Eon: 
eurrenz träten, oder wenn überall der ganze Staatöverband und nicht, wie in allen Ländern 
verfaffungsmäßig hergebradtift, ein Fleinerer Abjchnitt jenes großen Verbandes (die Gemeinde, 
eine Corporation und Genaffenihaft innerhalb derfelben, eine Innung u. f. m.) die Berpfle: 
gung verarmender Mitbürger zu übernehmen hätte. 

Hauptſächlich gründen ih fonad die Befhränfungen der Freizügigkeit auf zwei Mo> 
tiven: 1) auf die Beſorgniß vor fünftiger Derarmung Neuanziehender und die Prävention 
gegen die möglichermweife wachjende Laft der den Gemeinde oder andern Gorporationdverbänden 
und Heimatsbezirken obliegenden Armenverpflegung ; 2) auf die Beſorgniß vor Beeinträd- 
tigung des Arbeitögebietd und Nahrungsftandes einzelner oder verſchiedener Klaffen von 
Orts- und Bezirksbemohnern (Babrifanten, Handwerkern, Tagelöhnern) dur neuen Zuzug 
concurrirender Berufdgenoffen ähnliher Kategorien. 

Nun aber wird ed (wie ſchon EHriftus jagt) Arme geben bis an der Welt Ende. Die weit 
überwiegende Mehrzahl der Menſchen bringt aus ven Familien, in denen fie geboren und erzogen 
werben, fein andered Vermögen mit ald die eigene geiftige oder phyſiſche Arbeitäktaft. Die 
meiften Menjchen find, nad kaum beendeter nothdürftiger Erziehung und Unterweifung , mit 
ihren Mitteln zur Erhaltung des Dafeind wiederum nur auf die Benugung jener eigenen an— 
geborenen und angebildeten Kräfte angewiejen. Bon ihnen arbeitet ji immer nur eine ver- 
hältnißmäßig geringe Anzahl zu mäßigem Wohlftande, hingegen eine weit Fleinere zu einem 
Dermögen empor, deſſen Revenuen die Eriftenz aud der Nachkommenſchaft in arbeitslojer 
Muße fihern. Auch die Erhaltung eines von den Ahnen in der Göntinuität der Geſchlechter 
ererbten Bamilienvermögens fegt Gigenihaften voraus, verlangt Orbnungsiinn, Verwal⸗ 
tungsgeſchick, jelbft Lebensmweisheit und Tugend, welche erfahrungsmäßig nicht immer durch 
Teftament oder ab intestato vererbt werben. Täglich gehen große Vermögen durch Verſchwen— 
dung und Liederlichkeit verloren ; ihre Bejiger kommen an ben Bettelftab oder ind Armen 
er — von unverſchuldeter Verarmung durch Unglücksfälle, Krieg, Handels— 

en u. ſ. w. 

Wo die bürgerliche Geſellſchaft nicht in Kaſten erſtarrt oder wo der kaſtenartige Unterſchied 
ſtändiſcher Gliederung einmal verſchwunden iſt, wird man ſich vergeblich bemühen, die Mit: 
glieder der Geſellſchaft nach Reichthum und bürgerlicher Stellung ein für allemal zu ſon— 
dern. Der Begriff des ſogenannten Proletariats iſt nicht zu fixiren. Verſteht man unter Pro- 
letariat, nad den aus franzöfiich=focialiftifhen Theorien und Phrajen hervorgegangenen, 
vielfah auch nad Deutihland übertragenen verkehrten Vorftellungen über die Natur und 
Lebenöbedingungen der bürgerlichen Geſellſchaft, nicht blos diejenigen, benen Kraft, Wille 
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und Luft zur Arbeit wie dad Bewußtſein und Streben fehlt, mitteld eigener Thätigkeit bie 
Selbfverantwortlicteit für ihre Griftenz zu bewähren, ſondern zugleich alle diejenigen, welche 
darauf angewiefen find, die Mittel dafür von Tag zu Tag oder von Jahr zu Jahr unter den 
Wechſelfällen und Gonjuncturen von Naturereigniffen und Weltbemegungen durch geiftige 
oder £örverliche Arbeit zu gewinnen, begreiftman mithin unter dem Proletariat etwa denjenigen 
Theil der menſchlichen Gefellihaft, welchen man in Frankreich vor der Revolution (aud wie: 
derum neuerlich) die arbeitenden Klaffen nannte, oder wol auch (vor 1789), weil zur Arbeit 
verpflichtet, darum verachtet, den vierten Stand oder dad Wolf, im Gegenjag zur Arifto- 
fratie und Bourgeoifie ?), jo gehört noch gegenwärtig, wie in aller Zufunft, die weitaus grö— 
Bere. Hälfte der Menichen zum Proletariat. Es dürfte denn aber wol den modernen, auch aller= 
reihften Staaten unmöglid werden, den in Nom zur Zeit der jinfenden Republif und des 
Cäſarenthums durd die Natur und die Berhältniffe der damaligen bürgerlichen Geſellſchaft er- 
flärten und gerechtfertigten Ruf eines ſolchen Proletariats: „Panem et Circenses!“ zu beftie: 
digen. Dazu bedurfte ed in Rom der erpreßten Schätze wie ber Arbeitsproducte der ganzen übri— 
gen bekannten Welt. Es galt dort ſchon ald eine erhebliche Reform, daß Cäſar die Nummern 
der Empfängerlifte von unentgeltlihem Brotforn von 320000 auf 150000 herabiegte und 
legtere als Marimalzahl der Breifornftellen firirte ( Mommſen, „Römiſche Geſchichte“, II, 
486). Jenes römifche wie dad antife Proletariat überhaupt wäre aber nur ©) die Kehrfeite und 
eonfequente Wirkung der ebenfo wol beim Aderbau ald beim Gewerbe und Fabrikweſen im- 
mend wuchernden Sflavenwirthihaft, in deren Goncurrenz, bei immer größerer Ausdehnung, 
bie freie Arbeit erlag. 

Mie anders fteht es heutzutage mit der bürgerlihen Gejellihait und ihren Elemen- 
ten! Mittel- und Ausgangspunkt ihrer Erhaltung und des Unterhalts ihrer Glieder bes 
rubt in der freien Arbeit. Mit ver Aufhebung der Leibeigenihaft, Erbunterthänigfeit und 
Shollenpflihtigkeit ver beim Landbau bejhäftigten arbeitenden Klaffen, der größern Hälfte 
der Volkszahl, hörten von felbft die ohnehin nicht fonderlidy erfüllten, weil unerfüllbaren Ver: 
pflidtungen der Gutöherren zur Erhaltung und Ernährung ihrer verarmten hülfsbedürftigen 
Hinterfaffen auf. Wie in allen andern Gebieten der volkswirthſchaftlichen Thätigkeit, ſo iſt 
fortan aud beim Landbau die freie Arbeit Eriftenzbedingung der Gejellihaft und der Indivi— 
duen, aud denen diejelbe befteht. Daraus folgt aber mit Nothwendigkeit, daß aud die Frei— 
beit der Arbeit wirklich hergeftellt werde. Alles was dieſe beſchränkt, befördert auch (mie einft 
die römiſche Sklavenwirthſchaft) die Erzeugung eines Proletariats in jenem eigentlichen, dem 
antiken Sinne. Denn jeve Beſchränkung der Arbeitäfreiheit, welche dem Arbeiter, der ſich felbft 
ernähren will, Gelegenheit und Mittel hierzu entzieht oder erfchwert, entbindet denſelben that: 
fählid von der Selbftverantwortlidkeit und Selbfthülfe und weift ihn dagegen auf die Armen— 
pflege des Staated, beziehungsmweife der Gemeinden an. Kann der Staatöverband, ohne dem 
Ruin feiner Finanzen und einem verſchleierten Gommunidmus zu verfallen, die Armenpflege 
nit auf das Staatsbudget übernehmen, find es mithin größere oder Fleinere Gemeinde- und 
Heimatöbezirfe, denen der Staatöverband die Armenpflege übertragen hat und. belaffen muß, 
fo haben dieſe legtern nur für eine Ungerechtigkeit der Gefeggebung einzutreten, welche den 
Gliedern des Staatöverbandes ihr erfted und natürlichfted Recht auf ven vollen Gebrauch ihres 
unmittelbarften Eigenthums, der eigenen Kraft, verfchränft. Sonad hat nur vie Armenpflege 
der Gemeinden in legter Inflanz die Inconfequenz einer Gefeggebung auszugleidhen, welche 
einerjeitS dem Arbeiter die perfönliche Freiheit und damit die vollfommene Pflicht zur Selbft: 
erhaltung übertrug, ihm hingegen auf der andern Seite das Arbeitsfeld ängftlih und unnatür- 
lich begrenzt, indem fie die mefentlichfte Vorbedingung zur Freiheit der Arbeit, die Freizügig- 
feit, mit vielerlei Schranfen und Hinderniffen umgab, anftatt vielmehr dieſe Schranfen und 
Hinderniffe fofort gleichzeitig mit der allgemeinen Herftellung der perſönlichen Freiheit aller 
Staatdangehörigen aufzuheben. Das Intereffe der Gemeinden und Heimatsbezirke an ber 
Freizügigkeit im großen und ganzen fteht ſonach mit dem der Individuen nicht im Wider: 
ſpruch, vielmehr fällt das eine mit dem andern zufammen. Die Concurrenz aber iſt unzer— 
trennlid von der gemeinen bürgerlichen Freiheit, ebenjfo wol auf dena Gebiete körperlicher wie 
auf dem geiftiger Arbeit. Sie ift die Bedingung jedes Fortſchritts. Ihre Ausſchließung auf 


5) U. de Tocqueville, L’ancien regime et la revolution. 
6) Abgefehen vom eigenthümlichen innern Entwidelungsgange des römifchen Staateweſens und 
deſſen ununterbrochenen zerſtörenden Kriegen. 
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dem allgemeinen Arbeitögebiet würde noch weit weniger gerechtfertigt fein als die unveränverte 
Fortdauer dem Geſammtwohl widerftreitender Privilegien und Monopole anderer Art. 

Wieweit die Fürforge für verarmte und dabei wirklich hülfsbedürftige Glieder, der ſich Die 
Geſellſchaft nicht entziehen kann und darf, auszudehnen ſei, ift an diefem Orte nicht zu erörtern. 
Übrigens aber iſt bei ver Freizügigfeitäfrage und ihrer Gollifion mit der Pflicht der Geſellſchaft 
zur Fürforge für hülfsbevürftige Arme davon auszugehen, daß dieſe Pflicht, foweit fie nicht 
Sade der Familien oder befonderer Gorporationen und Genoſſenſchaften oder Stiftungen 
u. f. w. ift, ven Gemeinden und Heimatsbezirken (in weiterer oder engerer Begrenzung) obliegt 
und verbleibt. 

Das den Befugniffen der einzelnen Gemeinden und Heimatäbezirke zur Ab= oder Auswei⸗ 
fung Neuanziehender, wie ihren Verpflichtungen zur Firforge für hülfsberürftige Arme 
gegenüberftehende Recht auf Freizügigkeit ift überdies aber auch noch in verſchiedenen deut: 
ſchen Gejeggebungen nad gewiflen Graden und Modalitäten abgeftuft, je nahdem der Neu: 
anziebende nur eine mehr oder weniger precäre, vorübergehende und periodiſche, oder aber, 
und zwar hier früher, dort fpäter, eine gefidherte, dauernde Heimat am neugewählten Wohnorte 
gewinnt, Danad find wiederum aud die Umzugsbedingungen bald mehr, bald weniger er: 
ſchwert; ingleichen find mit dem Ginzuge bald größere, bald geringere Befugnifle auf Erwerb 
und Arbeit wie auf fonftige Theilnahme an allgemeinen Vortheilen des neuen Gemeinde= und 
Heimatöbezirkö verbunden, wobei andererjeitö diefe Erwerbö:, Arbeitd- und Theilnahmeberech⸗ 
tigungen aud) von der Nachweiſung und Erfüllung noch befonderer Eigenſchaften oder Leiſtun— 
gen abhängig gemacht werben. 

Seinem Grade nad betrifft das Freizügigkeitörecht entweder 1) nur die Geftattung eines 
mehr oder weniger vorübergehenden Aufenthalts, mit oder ohne Beihränfung auf gewiſſe Ge: 
ſchäfte und Nahrungszweige; oder 2) die Begründung eined neuen Domicild und zwar 
a) neben den Pflichten auch mit den (obſchon nicht gerade im Rechtswege geltend zu machenden) 
Anfprücden eines Heimatdangehörigen, insbeſondere auf Verpflegung im Balle ver Berarmung 
und Hülfsbedürftigkeit, b) ohne dieſe Anfprüde, deshalb unter dem Bebing der Zurüd: 
weijung an den Geburtd= ober frühern Heimatdort im VBerarmungdfalle, wobei dann Die 
Intereffen verſchiedener Gemeinden in Conflict kommen; c) dazu je nad den verihiedenen 
Heimatögefegen mit längerer oder kürzerer Frift ded Domicils (1 Jahr, 3—10 Jahre), nad 
welder die Ausweifung und Zurückſendung ded DVerarmenden nicht mehr erfolgen darf, 
demnad das Heimatöreht am neuen Wohnorte unbedingt firirt wird, daſſelbe ſodann aljo den 
Anſpruch auf Armenpflege in fid) begreift. 

Es leuchtet ein, daß nah Maßgabe diefer Gradationen und Modalitäten dad Freizügig- 
feitöreht einen größern oder geringeın Werth hat. 

Das politifche Gemeindebürgerreht mit vem Wahlrecht und der Wählbarfeit zu Gemeinde- 
ämtern wie die beim Erwerbe dieſes politifhen Bürgerrechtd vorgefchriebenen Cenſus- und ähn⸗ 
lichen Beftimmungen fheiden aus dem Bereich der Erörterungen über die Freizügigkeitsfrage 
aus, jofern nicht hier oder dort die Zuläjiigkeit der Erwerbung von Grundbefig oder gemifler 
Arten des Gewerbsbetriebs durch den Befig des (politifhen) Bürgerrechts bedingt ift. 

Unter der gleihen Vorausſetzung bleibt bei der Freizügigkeitsfrage von den verjchiedenen 
hier und dort herkömmlichen directen Abgaben Neuanziehenver auch das bei Erwerb des poli— 
tiſchen Bürgerrechtö (je nach Herfommen oder Gemeindebeſchlüſſen) zu entrichtende fogenannte 
Dürger: oder Bürgerrehtögeld außer Betracht; ingleihen das jogenannte Einkaufsgeld, jo: 
fern dieſes ſich auf feine begriffmäßige Beftimmung beihränft. Daffelbe ift dann nur ein 
Aquivalent für die — freiwillige — Iheilnahme an den zur Vertheilung an die einzelnen 
Gemeindemitglieder fommenden oder fonft von ihnen zu genießenden Nugungen eine? etwa 
vorhandenen Bürgervermögens [an Wald, Weide, Heide, Torf u. dgl.”)]. Dagegen bleibt von 
den herkömmlichen oder durch Gemeindebeſchlüſſe neu einzuführenden directen Abgaben, durch 
welche die Freizügigkeit belaftet und erfchwert werden fann, jedenfalls das Einzugsgeld übrig, 
indem dieſes (ald eine Steuer) für den Erwerb der Gemeindeangehörigkeit im weitern Sinne 


7) Bal. bierüber z. B. folgende preußische Geſetze: die Declaration vom 26. Juli 1847 (Gefegiamm- 
lung, S. 327); die Städteordnung für die jeche öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853, 8.49, 50, 52, 
besgl. für die Provinz Weftfalen vom 19. März 1856, $. 49 u. 51, fowie für die Rheinprovinz tom 
15. Mai 1856, $.45 u. 46, mit dem neueften Gefeg vom 14. Mai 1860, betreffend das ſtadtiſche 
Einzugs:, Bürgerrechts: und Ginfaufsgeld, und $. 3 u. 5. aller oben allegirten Städteordnungen. 
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zu entrichten ift, auch. von deifen Zahlung in der Negel jogar die Geftattung der Niederlaj- 
fung wie des fernern Aufenthalts abhängig gemacht werben Fann. 

Jedoch ift es freilich Feinedwegs nur und allein das abſchließende Element ver Gemeinde: 
und Heimatsbezirke mit jeinen Präventivmaßregeln gegen die Laft der Armenpflege oder gegen 
eine dem Nahrungsftande feiner Angehörigen drohende gefährliche Goncurrenz, ingleihen 
find es keineswegs allein directe Hemmniffe und Beichränfungen (Ginzugägelver, bevingtes 
ober unbedingtes Veto der Gemeindebehörden), wodurch die Freizügigkeit vereitelt oder er- 
ſchwert wird. Dergleichen Vereitelung oder Erſchwerung der Breizügigfeit beruht vielmehr auch 
nod auf mandherlei indirecten Einſchränkungen der perfönlihen und allgemeinen bürgerlichen 
Freiheit, welche die Weisheit der Staatöpolizeigejeggebung und bureaukratiſche Bevormun— 
dung über die Glieder des Stantöverbandes vermeintlich in deren eigenem Intereſſe oder „dem 
gemeinen Nugen zum Beten” erfunden hat umd nicht aufgeben will. Diefe indirecten Be— 
jehränfungen greifen einerjeitö mit den directern Einſchränkungen ver Freizügigfeit fo ineinan= 
der und entſcheiden, wie ſchon oben angeveutet wurde, fo jehr über ven Werth und Gffect des 
Freizügigkeitsrechts, daß dieſes ohne deren gleichzeitige Erwähnung nicht beurtheilt werben 
fann. Soweit dazu indbefondere die Beihränfung der Gewerbefreiheit gehört, verbleibt indeß 
das Nähere zwedimäßiger einer befondern Ausführung. 9) (S. Gewerbefreibeit.) Daſſelbe 
gilt von der Anjievelung auf Grund und Boden. (S. Didmembration.) 

In obiger Beziehung ift zunächſt der Geſetzgebung einiger deutſchen Länder zu erwähnen, 
wo die Freizügigkeit bisher am meiſten eingefchränft ift, und wo dieſelbe überdies ſelbſt dann, 
wenn jie Anerkennung fände, doch jo lange ohne erheblichen Werth bleiben würde, als daſelbſt 
mandherlei die allgemeine bürgerliche und Arbeitöfreiheit beſchränkende Einrichtungen und Ge- 
fege noch fortbeftehen. Freizügigkeits- und andere Freiheitsbeſchränkungen greifen bier vielfach 
ineinander. 

Am ſchlimmſten fteht e3 mit der Freizügigkeit da, wo ſich die eingerofteten Inftitutionen 
des mittelalterlihen Beudalftaats erhalten haben, und wo biefelben jogar mit denen bed 
Polizeiſtaats der folgenden Jahrhunderte eine enge Verbindung eingegangen jind, ohne daß ed 
einer erleuchteten und energifchen fürftlihen Gewalt gelang — wie z. B. ven Hohenzollern in 
Brandenburg = Preußen mit ihrem Wahlſpruch: daß die Wohlfahrt des Staates und der Un: 
terthanen das höchfte Geſetz ſei — die Faftenartige Gliederung und den herrſchenden Ginfluß ver 
bevorrechteten Stände durch einen wohlwollenden fürftlihen Abjolutismus zu überwinden, 
welcher jich der untern Volksklaſſen thatkräftig annahm und fie allmählich im Intereffe des 
Staatsganzen zur bürgerlichen Freiheit und Gleichberechtigung emporhob. 

Bon der Freizügigkeit kann kaum die Rede fein, wo, wie z. B. in Medlenburg: Schwerin, 
Dominialgerihtöbarkeit und Patrimonialpolizei mit allen misbräuchlichen Ausflüſſen, unter 
andern der Conſensbefugniß der Gutöherren zur Eheichliegung, Anftedelung und Ergreifung 
eined Domicild wie gemwerblider Nahrung, bezüglich der nicht zu den gutsherrlichen Familien 
gehörigen Bewohner ver ritterichaftlichen oder fiscalifhen Ortsbezirke fortvauern, wo ungeachtet 
der (erft 1820 erfolgten) Aufhebung der Leibeigenichaft faft alle bäuerlichen Beſitzungen inner— 
halb der Territorien der Rittergutöbefiger zu den Gutsfeldmarken eingezogen und verſchwunden 
find, überdies Fideicommiß-, Lehn- oder doch Hypothefenverband der Rittergütter der Erwer— 
bung Eleinern oder mittlern freien Grundeigenthums entgegenfteht, wo endlich ein alter Grb- 
vergleich von 1755, der noch gegenwärtig dad Fundament der ftaatlihen und jocialen Rechts: 
verhältniſſe ift, während er „das landesſittliche Eigenthum der Ritter über ihre Leibeigenen und 
deren Ackerwerk“ und damit die willkürliche Gewalt der Rittergutäbefiger über die Bauerhöfe 
und deren Beſitzer beftätigte, im weſentlichen alle Gewerböthätigkeit in den Städten und deren 
geſchloſſenen Zünften feftbannte. Denn e8 hat auf dem platten Lande (neben dem Fiscus auf 
den Domänen) nur der Rittergutöbefiger, meift auch alleiniger Orundeigenthümer der ganzen 


⸗ 
8) Es wird dieſerhalb beſonders verwieſen auf die Schrift von K. Braun (Präſident der zweiten 
Kammer der Ständeverjammlung des Herzogthums Naffau): Für Gewerbefreiheit und Freizügigkeit 
durch ganz Deutfchland, aus den Verhandlungen der naſſauiſchen Abgeorbnetenverfammlung ($ranf» 
furt a. M. 1860); desgl. auf E, Pickford, Zunftweien, Gewerbeordnung oder Gewerbefreiheit (Man: 
—* 1860); ferner auf die verſchiedenen, den Gegenſtand ſehr ausführlich behandelnden Schriften des 
r. Böhmert (Redacteur des Bremer Handelsblatt) und deſſen Vorträge auf den volkswirthſchaftlichen 
Congreſſen von 1858 und 1859, wie auf die Berbandlungen diefer Congrefie, 
Staats-Perifon, V. \ 45 
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Ortsfeldmark (beziehungsweife Gemeinveflur) und aller Dorfgebäube, zum Einzug wie zur 
Familiengründung und Ehefhliefung die Erlaubnis und Genehmigung zu ertheilen. Ein: 
ſolche aber ertheilt er dem Knechte und der Magd in der Regel nicht eher, ald bis von feinen zur 
Begegnung der Armenpflege in möglichit beihränkter Zahl vorhandenen Tagelöhnerwohnun 
gen wiederum eine durch Tod oder Auswanderung und fonft leer geworben ifl. Dorf ift ven 
die Auswanderung nad) Amerifa als diejenige Form faft nur übrig geblieben , unter welcher di 
Gutsbewohner das Recht der Freizügigkeit thatſächlich unverſchränkt ausüben fönnen. Im übti— 
gen ſetzen demſelben die Gefchloffenheit ver großen Grundbefigungen wie Zünfte und Gemerkt: 
monopole in den Städten, verbunden überdies mit gutöherrlicher Gerichtöbarfeit und Polizei 
faſt unüberfteiglihe Schranken entgegen. So iſt der Bewohner des platten Landes auch nad 
Aufbebung der Leibeigenihaft tharfächlih ein glebae adscriptus, blos mit dem Unterjhier, 
daß er nad) Einziehung der meiften Bauerhöfe zum Gutsareal nicht einmal mehr Die gleihgin: 
tige Ausſicht auf felbjtändigen Beiig eines eigenen Herde und Hausftandes hat. Und dee 
fehlt ed in Medlenburg, gerade deshalb, an Vroletariat, PBauperidmus und Armenabgaben 
nicht. Nicht ganz fo ſchlimm fteht ed um die Freizügigkeit in andern deutihen Ländern, mo ed 
feine oder wenig derartige große, rechtlich oder doch factifch geſchloſſene Güter, daneben wenig 
ftend viele mittlere und Kleinere, ingleichen feine Batrimonialgerichtäbarfeit mehr gikt, me 
neuerlich jogar Die Geſetzgebung an die Aufhebung von gefchloffenen Zünften und Gewerbeme 
nopolen, von gewerblichen Real= und Erelufivberechtigungen zu denfen begann und einftmeiln 
ein immer weiter ausgedehntes polizeiliches Conceſſionsſyſtem audzuhelfen ſuchte. Immerbi 
unterliegen jedoch die Freizügigkeit und die allgemeine bürgerliche Freiheit mannichfahen Br 
fhränfungen. Ä 2 

Abgejehen davon, daß in Ofterreidh®) (twenigftend bis 1848, vielleicht auch zur Zei 
noch?) Art. 16 der Deutſchen Bundesacte vom 8. Juni 1815 binfihtlih der Gewerbebered 
tigungen ber fogenannten Afatholifen immer noch nicht ind Leben getreten war, wurde der 
die Ertbeilung „des obrigfeitliden Ehemeldungszettels“ vom Nachweiſe eines beftimmten Er 
werbs abhängig gemadt. 10) In Baiern (ausſchließlich der Rheinpfalz) verlangt man 
ald Heimats- und Anjäfiigmahungsbedingung, nah Maßgabe von vier verſchiedenen Ti— 
teln 22), als Landwirth den Beiig eined Grundvermögend von einem beftimmten Werthe 
fogar im eigenen Geburtsort von mindeftend 1Fl. Steueriimplum (etwa 1200 Fl. Werth), 
hingegen bei einem auswärtigen aus andern Gemeindebezirfen Anziehenden zum Werthe 
von 1, Fl. Steuerfimplum (circa 1800 Fl. Grundſtückswerth) und von einem (aus 
deutfhen) Ausländer, wenn wir veht unterrichtet jind, zu 2 Fl. Steuerjimplum (2400 #. 
Grundftüdswerth), ald Gewerbtreibender unter anderm eine Gewerbsconceillon oder den 
Beſitz eines realen oder radicirten Gewerbes, ſogar ald bloßer Arbeiter ven Nachweis eines 
durch Rohnverdienft oder jonftiges Ginfommen gefiherten Nahrungsſtandes. Während be 
jenen Titeln die Staatsbehörde über einen Wiverfprud der Gemeinden entſcheidet, haben letz 
tere beim vierten Titel ein abfolutes Veto, das jte nicht felten ausüben follen. In Goncurrenz 
fällen haben gebiente Soldaten oder funfzehnjährige Dienftboten den Vorzug. Ähnliche De: 
dingungen gelten für den Einzug in Stadtgemeinden. In Würtemberg foll ein zum felbflän: 
digen Betriebe der Landwirthſchaft perfünlich befühigter Staatsbürger bei feiner Überfiede- 
lung in eine andere Gemeinde je nad) deren Größe 1000, 800 oder 600 BI. befigen. Dafelbfi 


9) ©. über die neue öfterreichifche Gewerbegeſetzgebung unter anderm jedoch Braun, a. a. D., wi: 
chem auch die jüngite Reform der naffanijchen Gewerbegeleggebung viel zu verbanfen hat. 

10) ©. hierüber und über das Folgende Schüz, Verehelihungs: und Überfiedelungsrecht mit beſen 
derer Rüdficht auf Mürtemberg (Tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswifienfchaft, Br. V. 
Jahrgang 1848, ©. 25 fg., 80 x besgl. Bd. IX, Jahrgang 1853, ©. 187 fg.); auch Rofcher, Grunt 
lagen der Nativnalöfonomie (1857), 8.175, 205, 258 u. f. w.; Lette, Bertheilung des Grun- 
eigenthums u. f. w. (Berlin 1858), ©. 87, 107—116. Nach der Deutfchen Bundesacte vom 8. Im: 
1813 (Art. 18) haben „die verbündeten Fürften und Freien Städte ben Unterthanen der deutfchen Baz 
desftaaten mur folgende Rechte hierher gehöriger Art zugefichert”: a) Grundeigentum außerhalb dei 
Staates, den fie bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne deshalb in dem fremden Staate mehrer“ 
Abgaben und Laften unterworfen zu fein, als beffen eigene Unterthanen; b) die Befugnis des freien 
Wegziebens ans einem Bundesstaat in den andern, der fie ermeislich zu Untertanen annehmen will: 
Cc) die Freiheit von aller Nachfteuer (us detractus, gabella emigrationis), fofern bas Dermögen in 
einen andern deutfchen Bundesftaat übergeht. Im Genuß der bürgerlichen und politifchen Rechte folk: 
aber die Verjchiedenheit der chriftlichen Religionsparteien feinen Unterfchied begründen. 

11) Geſetz vom 1. Juli.1834. 
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wurde ferner aufö neue die Verheirathung vom Nachweiſe eines genügenden Nahrungsftandes 
und der nach den perfönlihen und örtlihen Verhältniffen verfchievenen Zulänglichkeit des Ver— 
mögens abhängig gemadht.!?) Es wird von einem heirathäluftigen Paare der Nachweis einer 
Bermögensfumme von 150 Fl. und in Gemeinden erfter und zweiter Klaffe von wenigſtens 
200 Fl. verlangt.'?) In Baden ift die Neuanjiedelung und Verbeirathung ebenfalld vom 
Nachweiſe des Nahrungsftandes wie eines gewiſſen Vermögens abhängig und legteres für vie 
Überfievelung und Anfiedelung von Ausländern höher, auch je nad der Art und Bevölferung 
der Städte und Ortſchaften verſchieden beftimmt.1%) Wielerlei directe und indirerte Hemm— 
niffe der Freizügigkeit wie dev bürgerlihen Freiheit gelten im Kurfürſtenthum Helfen, 
wo deshalb feit Jahren Wohlitand und Bevölkerung immermehr zurüdgehen. Ein Mann, 
ver ſich verheirathen will, muß durch eine vom Gemeinderath audgeftellte Beiheinigung nad: 
weijen, daß er im Stande fei, eine Familie zu ernähren, ferner, daß er Bürger oder Bei: 
figer in einer inlänvijhen Gemeinde geworden, fodann vie Zahlung eines Einzugsgelves für 
die Braut, wenn diejelbe bisher einer andern Gemeinde angehörte, weiter, fofern er ih 
durch Betreibung eines zünftigen Gewerbes zu ernähren beabjihtigt, die Eigenſchaft ald 
Meifter und die Entrihtung ver jhuldigen Zunftgelver, bei einigen Gewerben aber (nament- 
lich der Maurer, Dachdecker, Steinhauer, Weißbinder, Lohgerber, Zimmerleute, Wolfen: 
tuchmacher, Tuchbereiter), bei veren Betrieb auch den Gejellen zu heirathen erlaubt ift, daß 
er gehörig gewandert hat.!?) Die Gemeindeangehörigfeit gemährt in Kurheſſen nur das 
Net, in der Gemeinde zu wohnen und die örtlihen Anftalten zu benugen. Hingegen muß, 
wer ein ſelbſtändiges Geſchäft betreiben, einen eigenen Haushalt führen oder fich verheira= 
then will, entweder Ortöbürger oder Beiliger einer Gemeinde werden, wovon nur Hof- und 
Staatsdiener eine Ausnahme machen. Erklärlich ift der Erwerb dieſer Gemeindemitgliedfhaft 
feitend eines Ortöfremden, je nachdem derſelbe Bürger oder nur Beijiger werden will oder be- 
hufs Betreibung gewiffer Geichäfte das erftere werben muß, noch mehr erſchwert. Abgeſehen 
vom Bürgerredt und deſſen Bedingungen: „Beſitz eines Wohnhaufes, oder Betrieb der Land— 
wirthſchaft auf eigenen Grundſtücken oder eines zünftigen, refp. unzünftigen Gewerbes und 
Bejig eines verſchieden abgeftuften Bermögens oder Einkommens“, worüber beim Widerfprude 
der Gemeinde eine Behörde zu befinden bat, hängt die Aufnahme eines der Gemeinde bisher 
nicht Angehörigen als Beifiger lediglih von der Zuflimmung der Gemeinvebehörde ab. Ein 
als Beiliger aufzunehmender Ortöfremder muß außer feiner unbefholtenen Aufführung bie- 
Fähigkeit nachweifen, eine Familie zu ernähren, ſowie den Befig eines [huldenfreien Vermögens, 
ausſchließlich der Kleivungsftüde und des Hausgeräths, im Betrage von 1000 Thlrn. in 
Kaffelu. ſ. w., abgeituft bis auf 100 Thlr. in den Eleinern Landgemeinden unter 1000 See: 
len (bei Ausländern, auch Deutjchen, zum doppelten Betrage). Davon kann unter bejondern 
Umſtänden dispenfirt werden. Bezüglich des Gewerböbetriebs verleiht aber die foldergeftalt er: 
wirkte Aufnahme eines Nichtangehörigen oder Ortöfremden in die Gemeindemitgliedſchaft nur 
erſt die Befugnig zur Ausübung der jogenannten freien Gewerbe. Hingegen muß derjelbe zur 
Ausübung eines zünftigen Gewerbes zuvor nod dad Meifterrecht, zum Betriebe eines con= 
seffionspflichtigen die Goncefjion erlangen. Beim unfelbftändigen Gewerbäbetriebe unver: 
heiratheter Gejellen genügt freilich eine gewöhnliche Legitimation. Diefelben erwerben aber 
auch feinen dauernden Aufenthalt, vielmehr hängt ihre Ausweifung vom Ermeſſen der Polizei: 


—— 


12) ©. Revidirtes würtembergifches Bürgerrcchtsgefeg vom 4. Dec. 1833. 

13) ©. Berehelichungsgeieg vom 5. Mai 1852. 

14) ©. über Obiges auch die Tübinger Zeitfchrift, Bd. IX, Jahrgang 1853, Heft lu. 2, ©. 187 
—189. Ingleichen wird über diefe ganze Materie auf den Auffag des Berlaffere: Über Freiheit der Ars 
beit unb die allgemeinen natürlichen und bürgerlichen Freiheiten des Arbeiterftandes, insbefondere bie 
Sreizügigkeit, in Bd. I, Heft 1, ©. 49 fg. der Zeitichrift des Gentralvereins in Preußen für das Wohl 
der arbeitenden Klaflen hingewiefen. 

15) Die Thatfachen find dem fehr vollftändigen Bericht eines Landesfundigen entnommen. ©. dars 
über kurheſſiſche Berorbnung vom 22. Der. 1893; Geiles vom 1. Dec. 1853, $. 1; Verordnungen vom 
28. Dec. 1829, $. 28, und vom 18. Aug. 1828; Verordnung vom 4. Jan. 1832, ingleichen vom 
29. Sept. und 5. Oct. 1848 u. ſ. w. 

Bei der Freizügigfeitsirage fommen übrigens diejenigen Nachweiſe und Bedingungen nicht in Be: 
tracht, welche fich auf Wamitlienverhältniffe beziehen (Gonfens von Altern oder en. Alter, 
er mit Kindern erfter Ehe u. f. w.), besgleichen nicht diejenigen, welche die Militär: 
pflicht betreffen, fo erichwerend letztere auch oft find, 
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behörde ab. Hingegen bedürfen diejenigen Gefellen, welche verheirathet find und einen 
eigenen Haushalt führen, einer befondern nur auf Grund eines Heimatſcheins ertbeilten po⸗ 
lizeilichen Erlaubniß. Überdies find fie „als Orts- oder Schuggenoffen” meift (herkömmlich 
ober ftatutarifh) noch zur Zahlung eines befondern Schupgeldes an die Gemeindefafle (Per— 
miffionsabgabe) verpflichtet. Neben allen dieſen Bedingungen geben, abgefeben von herge— 
brachten ſtandes-, grund: und gerihtäherrlichen Abgaben für die Aufnahme in den Gemeinde: 
verband, auch noch direrte Abgaben zur ®emeindefaffe an Einzugs-, Bürger: und nad Befinden 
Ginfaufsgeld her. " 

‚ Obige beifpielöweije angeführte Beftimmungen aus verfchiedenen deutfchen Gefeggebungen 
über die manderlei Befhränfungen der Freizügigfeit und ber damit zufammenhängenden na- 
türlichen und allgemeinen bürgerlichen Rechte, denen nicht mehr und nicht weniger an Pflich⸗ 
ten gegenüberfteht ald die von der fittlihen (gewiß auch chriſtlichen) Selbftverantwortlichfeit 
gebotene Verpflichtung jedes Individuums zur Fürforge und Selbfterhaltung des eigenen Da- 
ſeins wie des Lebens feiner Bamilienangehörigen, genügen zum Einblid in bie vielfachen 
Hindernifle und Beſchwerden, mweldje der Deutiche, gleihrwol Angehöriger und Untertbau 
eined deutſchen Staated, innerhalb des eigenen engern Heimatslandes auf feiner Lebensbahn 
zu überwinden hat, bevor ed ihm gelingt, ſogar am eigenen Geburts- und Heimats-, noch 
vielmehr aber in einem andern, wenngleich benachbarten Wohnort-und Heimatsbezirk (und 
nun gar erft in einem andern deutſchen Staatsgebiete) denjenigen Wirthſchafts- und Nab- 
rungsftand zu begründen, ver jeinen Kräften, Talenten und erworbenen Gefhidlichfeiten emt- 
ſpricht und für den, ald den ihm angemefjenften, er fi) berufen fühlt. Wie jauer wird es fo- 
nad) in Deutihland ven Menſchen gemacht, ihren und ber Ihrigen Lebendunterhalt zu gemin: 
nen, wie erſchwert man ihnen die Mittel und Wege, um zu einem fittlichen, rechtlichen und 
menfhenwlrdigen Dafein zu gelangen ! 

Dennod garantirt weder der Staatöverband no der Gemeinde- oder Heimatsbezirk (mir 
es doch folgerichtigermweife bei einem legalifirten Socialidmus oder Polizeiftantsfofteme der 
Fall fein müßte) den Individuen die Mittel und Gelegenheiten zum Brotverdienen und Le: 
bensunterhalt. Die Bevormundung greift hier nicht, wie nad dem Syſteme der Sorialiften 
und wie im alten Polizeiftaate mit feiner Pflicht zur Fürforge für Hinterfaffen und Unter 
thanen, pofitiv, jondern nur negativ, abwehrend und unterbrüdend ein. Der Staatsverband 
und an feiner Stelle die ®emeinde tritt erft dann mit naturgemäß kümmerlichen Gaben zur Fri: 
ftung des Lebens ein, wenn bei Hülflofigkeit und Berarmung die Nothwendigkeit vorliegt, das 
eigene Gewillen vor dem Vorwurfe zu bewahren, daß man jeine Mitmenſchen wider die Gebote 
der Meligion und Menſchlichkeit verhungern laffe. 

Es ift daher begreiflih, daß die zahlreihe Auswanderung deutſcher Bevölferungen mit 
der Menge und Mannichfaltigfeit jener Hinderniffe der Freizügigkeit, beziehungsweiſe jener 
Grfhwerungen ded Daſeins und der Arbeit in den verfchiedenen Staaten Hand in Hand geht 
und faft im gleichen Verhältniß fteigt und fällt. (S. Ein: und Auswanderung.) Weder die 
den deutſchen Geift und Eharafter verlegenden Brutalitäten der demokratiſchen Vrofklaverei- 
geſellſchaft in Nordamerika noch der politiſche Despotismus in Nahbarlande fhreden von der 
Auswanderung dahin ab, weil ſowol bier ald dort den bürgerlihen Freiheiten und der Vor: 
bedingung zu deren Benugung, der Freizügigkeit, ein weites, durch Feine ähnlichen Kinder: 
niffe und Schranfen, wie fie zumeift noch in deutichen Rändern beitehen, verjperrted Feld geöf- 
net ift. Dort jind Arbeit und Eriverb wie jede gewerbliche Tätigkeit, ingleichen die Verehe— 
lihung und Gründung eines eigenen Hausftandes, die Auffuhung neuer und beflerer Nat: 
rungöquellen durd den Wechfel des Wohnorts von polizeilichen Gontrolen und Berationen, 
gleihviel ob der Staats- oder der Gemeindebehörbe, befreit. Dort treibt ber Deutſche, der im 
deutfchen Vaterlande jelbft, ſobald er fi im noch jo nahen Nachbarſtaate anſiedeln will, ale 
Ausländer behandelt und doppelten Beihränfungen unterworfen wird, unbehindert in großen 
Gebieten jedes an fih erlaubte bürgerliche Gejhäft nah Beruf und Gefallen. Man betraditet 
und behandelt nicht jhon jofort den ftrebfamen jungen Anfümmling ald Proletarier unter dem 
engherzigen misgünſtigen Gefihtöpunfte eines Fünftigen Armenhauscandidaten oder eines ge- 
fäbrligen Goncurrenten auf vem Arbeitömarfte. 

Und doc ift im Bereiche des Deutſchen Zollvereind den Producten deutiher Arbeit ein 
freier Austaufh und Spielraum gewährt, während dagegen die producirenden Kräfte, Die 
Arbeiter, beim Wechfel von Wohn- und Heimatsort überall auf Zollſchranken flogen, bei 
deren Überichreitung von ihnen, ſei ed Durch Einzugsgelder, ſei e8 dur Abgaben und Raflen 
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anberer Art, wie einit im Mittelalter von den Juden, als kaiſerlichen Kammerknechten, Leib: 
zölle gefordert werben und zu entrichten jind. Hier beklagt man die wachſende Unfittlichfeit in 
Rückſicht auf eine ganz unverhältnigmäßige Zahl außereheliher Geburten (Medlenburg, 
Baiern), ignorirt aber, daß (wie ed jest häufig in Mecklenburg vorfomnt) Knete und Mägpe 
erft übers Meer wandern müflen, um drüben dem fittlihen Gefühle der Treue und der Vater— 
liebe durch Verwandelung der Gewiflendehe in eine bürgerlich gültige gerecht zu werben, um 
in der Fremde ihren Goncubinenfindern rehtmäßige Altern zu geben und dad Mädchen, vie 
„Gemahlin“ (wie fie inMedlenburg genannt wird), vor den Strafen der außerehelihen Geburt 
zu ſchützen, vergleichen die Geſetze des Landes auf diefe androhen, man meint beinahe in Ver: 
höhnung des mädhtigften Naturgefeges, auf welchem die Kortpflanzung des Menſchengeſchlechts 
beruht, da doch andererjeitd die Eingehung einer rehtmäßigen Ehe in fo hohem Grade erſchwert 
wird. Hier beflagt man die fleigende Auswanderung und verſchränkt den ſtrebſamen Kräften 
Bewegung und Arbeit. Hier Flagt man über Übervölkerung und bezeichnet dabei die Didmen«- 
bration von Grund und Boden ald Urfache von Noth und Verarmung, ſcheint indep zu über- 
fehen, „daß dafelbft erft nur ver Kleinere Theil des Aderlandes Eulturfreiheit genießt“ 1%), ins- 
beſondere aber, daß ed an der vollen Gewerbefreiheit fehlt, welde ver Bevölferung eine freie 
Bewegung und den unverfchränften Ubergang von der Landwirthſchaft zum Gewerbe geftattet, 
melde es vaher möglich macht, die Nachwirkung der Ungunft anderer Verhältniffe (z.B. von 
Miswachs) auf dem einen Gebiete der volfäwirthihaftlihen Thätigkeit auf einem andern we— 
nigftens allmählich auszugleihen (Würtemberg). 

Wie aber wird es erklärt, daß vorzugsweiſe diejenigen deutſchen Staaten, welche jid 1806 
dem Rheinbunde anſchloſſen und damals aldbald von Frankreich deſſen flraffe Bureaufratie und 
Gentralifation entlegnten, nicht auch ſchon damals gleichzeitig die oben befprodenen großen 
Grundfäge der bürgerlichen Freiheit von dort mit übernahmen; noch mehr, daß diefe legtern 
auch dann noch nicht anerfannt wurden, als viefelben deutihen Staaten, und zwar am frübeften 
in Deutſchland, zur politifhen Freiheit und conftitutionellen Verfaſſungsform übergingen ? 
Und doch gehört die volle bürgerliche Freiheit (ved Erwerbes, der Niederlaſſung und An- 
fiedelung wie der Verehelichung) zu den wefentlichften Grundlagen und Elementen des Recht: 
ſtaats, zu deſſen Berwirklihung die conftitutionelle Staatsform beftimmt if. Man darf es 
ohne Felonie gegen dieje das Jahrhundert beherrichende Staatöform ausſprechen, daß fie für 
den größern Theil des Volks einen untergeorpneten Werth hat, jobald fie ihm nicht gleichzeitig 
den Mitgenuß derjenigen allgemeinen bürgerlihen Rechte und Freiheiten zuführt und ſichert, 
duch melde erft allen gejunden Gliedern ded Staatöverbanded ohne Ausnahme die Duellen 
gleichmäßig der fittlihen wie der wirthfhaftlihen Wohlfahrt vollftändig eröffnet werden, wo- 
durch namentlich die productive Arbeit und der Erwerb von Eigenthum, die Gründung einer 
Bamilie wie eines felbftändigen Hausftandes jedem möglich wird. 

Iſt der Vollbefig der ebengenannten allgemeinen bürgerlichen Befugnifje unbedenklich eine 
nothwendige Boraudfegung zur vollkommenen geiftigen und phyſiſchen Erziehung wie zur 
Berevelung des Menſchen und zur vollen Ausbildung der ihm verliehenen Eigenjhaften und 
Kräfte, letztere aber fein wichtigfted und unmittelbarftes Eigenthum, jo wird man feiner Ge— 
feggebung ein Recht zugeftehen fönnen, ihn in deren an fi erlaubter Anwendung und Be: 
nugung zu beihränfen. Am menigften dürfte das eine Gefeggebung unternehmen, weldhe auf 
ber conftitutionellen Staatöform, mithin auf der Boraudjegung des Rechtsſtaats beruht. Sie 
würbe mit der Aufgabe des ftaatögejellihaftlichen Verbandes, jedenfalls eines chriſtlichen, in 
Widerſpruch treten. Willenihaft und Erfahrung haben aber auch überzeugend erwiefen, daß 
die von der Verwaltung unternommene Direction und Bevormundung der volkswirthſchaft- 
lihen Thätigfeiten twie des Berufs und Lebens ver Individuen, insbefondere aljv auch die Be— 
flimmung darüber, „ob Arbeiter fi hier oder dort nähren, ob jie eine Familie unterhalten 
können over nicht, ob deren Goncurrenz gleihwie die Ginrihtung diefer oder jener neuen Ge- 
werbe= und Inpduftrieanlagen dem Gemeinwefen ſchädlich oder nützlich ſei“ u. ſ. w., im der 
Regel nur dazu geführt hat, das Volksleben zu verfrüppeln oder doch in feiner naturgemäßen 
gefunden Entwidelung zu ftören und aufzuhalten, fomit nur zu oft zum Gegentheil deflen, 
was man bona fide beabfichtigte. 

Abgeſehen aber jelbft hiervon, jo widerftreitet ed denn doch jedem nicht von ſtaatspoli— 


16) Bgl. den Entwurf eines Kandesculturgefeges u. ſ. w. für Würtemberg im amtlichen —— 
von der würtembergifchen Centralſtelle für Landwirthſchaft (1855) und Erläuterung dazu, S. Lu. a. a. O. 
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zeilichen ober focialiftifhen Ipealen umnebelten Rechtsbewußtſein und ift unvereinbar wir 
den Rechts- und Chrgefühl eines Mannes, daß dem an und für fi jehr arbiträren Ermeffrn 
von einzelnen Behörven und Beamten, welches Über die Gonceifionirung oder Berfagung zer 
Aufenthalt und Domicil, von Begründung einer eigenen Familie, Wirthfhaft und Haushe 
tung, von jelbjtändiger Gewerböbeihäftigung und Nievderlaflung befindet, vie Exiſtenzbedin 
gungen wie das Geihid felbitändiger und felbftverantwortlider freier Menfhen in Die Ham 
gelegt jind, und daß diefe deren Urtbeil über ihre ganze Perfönlichfeit und ihre tüchtigern eve 
untühtigern Eigenihaften, über Fleiß, Talent, Geſchick umd Kräfte zur Selbfterhaltm; 
unterworfen find. Es ift bei den weiten, ſchwankenden Grenzen, innerhalb deren fich vergleiche 
Unterfuhungen und Entiheidungen von Polizei: und Gemeindebehörden, gleichwol über de 
wichtigſten äußern und innern Lebensverhältniſſe der Individuen, nothmwenvig bewegen, unt be 

der Eollifion von Intereffen verſchiedener Art nur zu erflärlih, daß dabei nicht felten Willki 
und Ehicane, auch wol Motive der höhern Staatöpolizei gegen religiös oder politiſch umlirk: 

fame, fogenannte verbädhtige und befcholtene Keute, ferner Engherzigfeit, Midgunft oder Better: 

Schaft ihr Spiel treiben und ſich geltend madjen. 17) 

Freizügigkeit und Freiheit der Arbeit — es muß wiederholt werden — find untrennber 
Gorrelate. Die erftere hat ohne die legtere wenig Werth. Wienerum aber erwuchs das «ll 
gemeine Recht auf Freiheit dev Arbeit in dem Momente, wo mit Aufhebung ver Leibeigen 
ihaft und Erbunterthänigkeit — diefer jüngften Frucht chriſtlicher Givilifation und Weltbil 
dung — die perſönliche Freiheit aller Olieder des bürgerlichen Verbandes allgemein ausgeſpre 
hen wurde und ind Leben trar. Es ift jenes Recht nur die unabmeislihe Confequenz dieie 
perſoͤnlichen Freiheit, wie von derfelben wiederum die Selbftverantwortlidfeit ver Individue 
für ihre Exiſtenz und damit deren bürgerliche Selbſtändigkeit untrennbar ift. 

Sobald die Geſetzgebung die mıittelalterlihen Beihränfungen der perfönlichen Freiheit auf 
hob, ſobald dieſe legtere dur die Staatöverfaffung allen Mitgliedern des geſellſchaftlichtn 
Verbandes garanrirt wurde, durfte venjelben auch die Freizügigkeit nebft der Arbeitäfreibei 
(überhaupt der vollfonmenen bürgerlichen Freiheit) nicht verfagt bleiben. Man übertrug ihnen 
einerfeit8 Die mit der perfünlichen Freiheit und Selbftänpigfeit verbundene Pflicht der Selbft- 
erhaltung, enthielt ihnen dagegen andererfeitö die Mittel zur Erfüllung dieſer Pflich vor. Im 
diefer Inconjequenz und Halbheit ver Öejeggebung hatte Die Bewegung ded Jahres 1848 unter 
den fogenannten arbeitenden Klaffen in vielen deutſchen Ländern ihren vielleicht unbemuften. 
aber tiefften und innerften Hintergrund. Es gibt feine andere für die Dauer ausreichende um 
erfolgreichere, conjervativere Präventivpolitif, als die gleiche gefegliche Sicherftellung ver vollen 
bürgerlihen Freiheit für alle Staatdangehörigen ohne Ausnahme. 

Sind erft die Freizirgigfeit und die Arbeitäfreiheit vollftändig durchgeführt, fo wird es ar 
ber Zeit fein, die PBrincipien vr ee ihre Ausdehnung und ihre Grenzen zu umter: 
ſuchen und an eine gründlidhere Reform derſelben heranzutreten 18), denmach insbeſondert 
darüber zu entſcheiden, ob nicht die Armenpflege (in Berückſichtigung des mit der Freizügigkei 
und Freiheit ver Arbeit vollſtändig eintretenden Princips der Selbftverantwortlichkeit und volke: 
wirthſchaftlichen Selbftändigfeit der Individuen ) lediglich auf folhe Arme zu befchränfen fei, 
welche durch Alter, Eörperliche Gebrehen oder unabwendbare Unglüdsfalle ſich ſelbſt zu Helfer 
außer Stande jind. Dann erft wird die Staatögefellihaft von ver Mitihuln an der Berarmuns 
ihrer arbeitsfähigen Mitgliever ji vollftändig freiſprechen dürfen. 

Auch in Preußen, auf deſſen liberale und dabei traditionelle Freizügigkeitsgeſetzgebun 
noch weiter unten zurückzukommen ift, war Die Lehre „von der Umkehr ver Wiſſenſchaft“ aui 
die Beeinträchtigung aud ber übrigen bürgerlichen Freiheitsrechte nicht ohne allen Einf 
geblieben, wie 1849 bezüglich der Gewerbefreiheit und 1853 bezüglid der mit Dismembr: 
tionen verbundenen Anſiedelungen, jo hinfichtlich der Freizügigkeit durh Einführung ein! 
Ginzugsgelded, wenigſtens in den Städten, von beflen Entrihtung die Nieverlaffung in tr 


17) ©. darüber auch Schü, a. a. O., S. 45; Rofcher, S. 523; Rau, Grundfäße ber Belt: 
wirtbichaftepolitif, 11, 25 fg. i 

18) Bon einigen Seiten ift die Hülfe in der eigenen Affecuranz ber Menfchen gegen die Armen: 
pflege vorgeſchlagen, z. B. in dem zwangsweifen Einfauf in Altersverforgungstlaflen, wovon die Ge 
flattung einer Überfiedelung abhängig zu machen fei. Die zweckmaäßigen Einrichtungen diefer und äh 
licher Art ſchon bei vielen einzelnen Fabrifen fünnen zu einer Beichränfung der Freizügigkeit führen, 
wenn bie durch Einkauf und Beiträge erworbenen Rechte bei Überfievelung in andere Orte oder Arbeits 

. Hätten verloren gehen. 
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Gemeinde abhängig gemacht werben durfte. 19) Der Regierungdentiwurf eines pad Einzugs— 
wie dad Bürgerrechts- und Einkaufsgeld betreffenden Geſetzes (welches vom Landtage geneh— 
migt und unterm 14. Mai 1860 publicirt it) bezweckt eine bedeutende Herabiegung des Gin: 
zugsgeldes nebit Beſtimmung eined Marimums für daffelbe (in Stadtgemeinden von weniger _ 
als 2500 Einwohnern zum Betrage von höchſtens 3 Thlrn., von 2500— 10000 Gimmwohnern 
von 6 Thlrn., von 10— 50000 Einwohnern von 10 Thlen., von mehr ald 50000 Ginwohnern 
von 15 Thlrn, und für Berlin von 20 Thlrn.) und beftimmt überdied erheblihere Erleichterun: 
gen und Befreiungen. Im wejentliden ift in Preußen jedoch dies ſtädtiſche Einzugsgeld, deſſen 
Einführung von Gemeindebefhlüffen abhängt, die einzige gejegliche Belaftung und Erſchwe— 
rung ber Freizügigkeit, und man mag das Gejeg von 1860 ald den Übergang zur gänzlichen 
Wiederaufhebung diejer Abgabe betrachten, welche freilich ungeachtet ihres kurzen Beftehend 
(jeit 1853) für die Finanzen der Städte bei dem überall fortjchreitenden Anwachſen der ſtädti— 
ſchen Bevölferungen eine nicht unerhebliche Bedeutung erlangt, deren gänzliche Wiederabſchaf⸗ 
fung daher mande Stadtbehörde gegen ſich hat. 

Don Intereile aber ift die Thatfache, daß in der preußiſchen Landesvertretung, insbeſondere 
im Abgeoronetenhaufe, wie in der Mehrzahl ver Petitionen, ganz befonders aus den induſtrie— 
reichſten Gegenden der preußifchen Rheinprovinz , anerfannt wurde, daß auch ein foldes Ein: 
zugsgeld einerjeitö zwecklos, andererfeitö zugleich für die Inpuftrie und Agricultur von den 
nachtheiligſten Wirkungen fei. | 

Denn (fo argumentirte in Preußen ſowol die Regierung felbft, wie auch die Volfäver- 
tretung jegt in wejentlicher Llbereinftimmung nad langer Erfahrung einerjeitö über die Wir: 
fungen der Freizügigkeit, andererſeits ihrer Beihränfungen jeit 1853) jede derartige Be: 
lajtung, wie dad Einzugsgeld, trifft und befteuert vorzugsweiſe, ja faft ausfhlieplid die ärmern 
Volksklaſſen. Sie fhmälert dem Neuaniiedler die Mittel zur Einrichtung einer neuen Wirth: 
ſchaft, Erwerbung des Handwerkszeugs u. |. w. in dem Moment, wo er verjelben am meiſten 
bedarf, oder nöthigt ihn zu Schulden, die am neubegründeten Nahrungsftande zehren. Sie ver: 
hindert die arbeitende Volföflaffe, ihren Erwerb und Lebensunterhalt da zu fuchen, wo er ji 
am beften findet. Sie drückt diejelbe dagegen mehr oder weniger zu glebae adscriptis an den 
bisherigen Heimatsorten herab. Am nachtheiligften wirft jie dann, wenn ſich von den Orten 
Kapitalien und Induftrieunternehmungen, die nothwendigen Bedingungen für Arbeit und Er— 
nährung der Arbeiterfamilien, fortziehen. Und doch kann und will man die Bewegung des 
Kapitald, der Induftrie wie der Landescultur nicht befchränfen und örtlich firiven. Infolge 
deflen werben die am bisherigen Wohnorte erwerblos gewordenen Arbeiter dur die Erſchwe— 
rung der Freizügigkeit zur Verarmung hingedrängt und — was man dur die Präventivmaß— 
regel eined Einzugsgeldes zu verhindern gedachte — vielmehr in Gandidaten der Armenpflege 
verwandelt. Died mithin gerade durch die vermeintlihen Schugmittel gegen die Ausbreitung 
der Berarmung und gegen die Laft der Armenpflege. So wählt, jtatt beiden entgegenzuwirfen, 
im Gegentheil dieſe Laft, zwar vorerft nur in den bisherigen Heimatögemeinden; offenbar aber 
vertheuert auch jede Erſchwerung und Abgabe ven Arbeitslohn und hemmt ven Aufihwung der 
Induftrie wie der Agricultur an den Orten, an welchen infolge eines ſolchen Aufihwungs eine 
größere Zahl von Arbeitern gebraudt wird. Solchergeſtalt trifft und ſchädigt die Befteuerung 
Neuanziehender den fortſchreitenden Wohlftand des Landes an feiner Duelle und Wurzel. If 
ed zwar häufig, wie vor Jahrhunderten, jo noch gegenwärtig ?®), in ärmern und flarfbenölfer: 
ten Gegenden hergebradhte Sitte, daß die rüfligen Arbeiter ihren Verdienſt während der Som: 
mer: und Arbeitöperioden in weiterer Ferne fuhen und zum Winter mit den erübrigten Ber: 
dienſt in ihre gleichwol zu eng gemordene Heimat wieder zurückkehren, jo ift ein jolder Zuſtand 
in der Bewegung ber Arbeiterbevölferung doch ein weit weniger wünfchenswerther und gebeih: 
licher, dies in Rückſicht ſowol für die materielle Wohlfahrt wie für die Erhaltung des ſittlichen 
Bandes der Bamilien. In vielen Gegenden, wo Fabrifinduftrie, Bergbau und Hüttenbetrieb 
emporblüben, werden deshalb, um jenen Zuftänden entgegenzutreten und ben außerhalb woh- 
nenden Arbeitern die Zeit des täglichen oder wöhentlihen Zu: und Abgehens zur Arbeitöftätte 
wie bie Mehrkoſten eines von der Familie getrennten Lebens zu eriparen, von den Fabrikunter⸗ 


- 


19) Bgl. $. 52 der Städteorbnung vom 30. Mai 1853 und die Städteorbnungen für Weſtfalen 
und die Rheinprovinz von 1856. 

20) Dal. 3. B. Juſtus Möfer's Patriotifche Phantafien (1842), I, 176, und Rofcher, Die 
Grundlagen der Nationalöfonomie, S. 339 fg. 
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nehmern Arbeiterwohnungen erbaut und dadurch die Arbeiter in der Nähe der Arbeitsftätte 
angeſiedelt ?1), wie dies z. B. fhon lange und befonders feit Ablöfung der Frondienſte auf ven 
größern Gütern der öftlihen Provinzen Preußens im Intereffe der Agricultur wie der Land— 
bauarbeiter üblich, ift. Wenn aud) die befhränfende Mafregel ver Freizügigkeit (wie in Breußen 
dad Ginzugsgeld) nur auf Stadtgemeinden anwendbar ift, fo belaftet und erfchwert fie unter 
Umftänden doch auch unmittelbar die Agricultur, z. B. da, wo auf ſtädtiſchen Feldmarken 
innerhalb des Stadtbezirks infolge der Separationen und der damit verbundenen Abbauten 
größere und Eleinere Landgüter mit Tagelöbnern, verheiratheten Knechten, Schäfern u. ſ. w. 
entjtanden find. Ganz vorzugsweiſe aber ift die unbejhränfte Freizügigkeit in den Fabrikdi— 
ftricten ein dringended Vedürfniß für die Arbeiterbevölferung wie ‚für die Fabrikation felbft. 
Jede Erſchwerung wie die Befteuerung derjelben duch Einzugsgeld und fonft iſt daſelbſt für 
ven Arbeiterſtand um jo gemeinſchädlicher, als derjelbe, wenn er bei der Veränderung oder 
Schließung von Induftrieanftalten oder beim Fortziehen ver Kapitalien erwerblos geworben 
und deshalb genöthigt ift, feinen biäherigen Heimatsort aufzugeben, in der Regel ſchon nicht 
mehr die Mittel beiigt, dad Einzugsgeld in einer neuen Gemeinde zu entrichten, wo fid ihm 
gleihwol wiederum zum beſſern Fortkommen für fi und die Seinigen ausreichende Gelegenheit 
darbietet. Daher wird jede derartige Erſchwerung und Abgabe bei der Wohnungsveränderung 
auch jo widerwillig getragen und ift meift fchwer beizutreiben. So gefellt fid) denn zu dem Un— 
vermögen die Erbitterung der ärmern Volföklaffen, welde in Fällen einer nothiwendigen Liber: 
fedelung an andere Orte die vorzugäweife nur fie treffende Ungerechtigkeit der Beſchränkung 
und Abgabe doppelt empfinden, Die Abgabe ift eine Kapitalfteuer im fhlimmften Sinne des 
Worts, indem fie dad productivfte Vermögen, die Arbeitskraft des Volkes, befteuert. Sie hat 
überdies etwas Entwürdigendes für die Menihen. Denn indem man dadurch ein Präventiv: 
und Schugmittel gegen die Armenpflege fhaffen und nad der gemeinen gebräuchlichen Vor: 
ftellung „dem Zuzuge des Proletariats wehren will”, erklärt man im voraus jeden an einen 
andern Ort überjievelnden Menfhen, der nit vom Grundbeſitz, von Kapitalrenten oder von 
einem größern gejiherten Gemwerböbetriebe leben kann, für einen Candidaten der Armenpflege 
oder Proletarier, während (indbefondere au in Preußen) vielfache Erfahrungen darthun, 
dag reiche und dabei durch Intelligenz und gemeinnügige Wirkſamkeit ausgezeichnete Grund- 
beiiger und Fabrikunternehmer aus dem unvermögenden Arbeiteritande hervorgegangen 
jind, ingleihen, daß viele Gemeinden der allein durch die freie Bewegung der Bevölkerung 
möglichen lebendigen Regeneration und Vermehrung ihrer Einwohner Blüte und Wohlſtand 
verdanken. | 

Das Einzugsgeld wie jede nicht bis zum Verbot ausgedehnte Beſchränkung ber Freizügig- 
feit erfüllt aber auch thatfählid den Zweck ver Abhaltung des fogenannten Proletariats nicht. 
68 fommt unter anderm in Betracht, daß diefe Abgabe in größern Städten, verglichen mit der 
durh Mahl: und Schlachtfteuer noch erhöhten Theuerung ver Kebensmittel, wie mit den theuern 
MWohnungsmiethen, nur ein fehr untergeorpnetes Moment bildet. Trotz diefer weit mebr ins 
Gewicht fallenden Erſchwerungen des Familienlebens in größern Städten ift dennoch überall 
die Einwohnerzahl der Städte, bejonders der größern, in einem verhältnigmäßig viel raſchern 
und bedeutenden Wachsthum begriffen ald die des platten Landes.?2) Der Zuzug aber wird 
durch ganz andere, das Gewicht der Erfhwerung durch Einzugsgeld u. j. w. weit aufwiegende 
innere Gelege des Entwidelungägangs der bürgerlichen Geſellſchaft bevingt. So mander mit 
eigenthümlichem Talent und Geſchick ausgerüftete Menih muß auf dem Kande und in Kleinen 
Städten verkümmern und verhungern, weil er daſelbſt für feine Talente und Geſchicklichkeiten 
feinen Markt findet, wie er ihm Dagegen in den größern Mittelpunften des Verkehrs und einer 
wohlhabenden Einwohnerfhaft in erwünfchten Maße geboten wird. Es ift durchaus nicht zu 
erweifen gewejen, daß die Beſteuerung Neuanziehender dem Zuzuge felbft ſolcher Berfonen, 
insbeſondere nad) den Städten, entgegengewirft hat, welche bereits auf der Schwelle der Armuth 
fi befanden. Uberdies iſt ed eine nicht fo ſelten vorkommende Thatſache, daß Gutsbefiger und 
Gemeinden ihre an der Schwelle der Berarmung befindlichen Einwohner in die Städte entlaffen 
und, um ihnen den Eintritt in diefe neuen Gemeinden zu Öffnen, für diefelben das Einzugögel 





21) ©. den Bericht Mittermaier’s, Die Fabrifen im Großherzogthum Baden, im Congres inter- 
national de bienfaisance, 11, 222 fg. 
e 10 ent im Archiv für Landesfunde (1856), Bd. IV, Heft 4, ©. 358; Statiftifche Tabellen, 
‚ g 
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und jogar fir bie nächſte Zeit die Wohnungsmiethe entrichten. Die Erfahrung feit 1853 be= 
wies aud für die Stadt Berlin, daß deren hohes Einzugsgeld (im Betrage von 30 Thlrn.) 
feinen Einfluß auf Verminderung der Armenpflege gehabt hat. Es beruht auf einem großen 
wirthſchaftlichen Geſetz, daß da, wo Arbeitäfräfte gebraudt und gut belohnt werben, biejelben 
hinziehen. Sie find ein nothwendiges Element an denjenigen Orten, an melden Agricultur, 
Gewerbs- oder Bergbauinduftrie neu entfteht oder ſich ausdehnt. Fehlen fie hier, oder werben 
jie durch Freizügigkeitöbeihränfungen, wie Ginzugögelver u. dgl., zurüdgehalten, fo müſſen fie, 
foweit die yon den Unternehmern erwarteten Bortheile überwiegen, in demſelben Verhältniß 
theuerer bezahlt werden, um fie heranzuziehen. Lediglich wegen des Bedürfniſſes von Arbeitd- 
kräften in Veranlaflung der wachſenden Bergbau: und Hütteninduftrie wuchs in einzelnen Ge— 
genven Preußens, jeit der Volkszählung von 1855 bis zu der von 1858, innerhalb. dreier 
Sabre, die Bevölkerung, 5. B. im Kreife Beuthen von 106000 auf 134300, in den Kreifen 
Mybnik und Pleß von 124000 auf 134600, in den Kreifen Effen und Duisburg von 140000 
auf 163000, im Kreije Dortmund von 69800 auf 82500. . 

So lauteten die um ber langen Erfahrung willen im preußiſchen Staate beachtenswerthen 

Argumentationen in und außer der Landesvertretung für volle Freizügigkeit. Auch aus an⸗ 
dern beutfchen Ländern ift die Wahrnehmung bezeugt, „daß das gefeglih mehr oder weniger 
fanctionirte Iſolirungsſyſtem der Gemeinden überall, wo eine ftrenge Praris von dem Rechte 
vollen Gebraud machte, die Anhäufung der Armen und die Steigerung der Armenlaften an 
einzelnen Orten, große Ungleichheit der Arbeitslöhne in den nächſten Diftricten und anftatt 
Wahsthun und Blüte vielfah ein Stagniren in denjenigen Gemeinden zur Folge gehabt hat, 
melde den Zufluß neuer phyfiicher und geiftiger Kräfte von außen mit engberziger Selbſtſucht 
von jih abhielten“; ſodann ſchon früher in der badischen Kammer: „daß die jept blühenden 
Geſchlechter der Gemeinden, die zahlreihen und wohlhabenden Familien, die Mitglieder der Ges 
meinberäthe meift Einwanderer ſeien, daß ſich hauptjählih aus leßtern das Geſchlecht der 
Städte verjünge, und daß jogar bei ver Refrutenftellung in den bei Aufnahme von Bürgern 
nachſichtigen Städten in der Regel ein Drittel, oft die Hälfte mehr tauglicher Mannfhaft fi 
fand, als gefordert wurde, während in denjenigen, wo bie gegentheilige Praris beitand, oft die 
ganze Zahl taugliher Männer zur Geftellung der Gontingente nicht Hinreichte.‘'?F) 
Wie ſchwierig aber ſcheint es doch der deutſchen Gejeggebung wie ven Männern der Ver: 
waltung — doppelt vielleicht bei dem Widerſtand der Gemeinden, die nad deutſcher Charakter: 
weije Öfterd ihre corporative Selbftändigfeit mit der möglichften Abſchließung nach außen ver- 
wehjeln und ihre Finanzen mit dent Berluft der Einnahmen von Einzugs-, Schuß: und ähn: 
lichen Gemeinvefteuern gefährbet halten — die einfachen, von der Logik der neuern Gefellichafts- 
entwidelung wie von der Gerechtigkeit gebotenen Principien der allgemeinen bürgerlichen Frei: 
beit im Leben und Organismus des Staated zu verwirklihen, während dies z. B. in England 
und Franfreich längſt gefhehen ijt, wo man die Früchte diefer bürgerlichen Freiheit in einem auf 
der enormen Leiftungsrähigfeit des Bolfes beruhenden, faft unerihöpflihen Reichtum erntet. 
Noch glaubt man Hier und da in Deutichland, daß damit die Staatögefellihaft in Anarchie und 
Auflöfung zerfallen werde. Man bringt aus dem Kirchthurmshorizont dieſes ober jenes Terri— 
toriums oder Gemeindebezirks viele Beifpiele und Einwürfe bei, um darzuthun, daß die Staa- 
ten wie die Gemeinden infolge ver allgemeinen Freizügigfeit mit „ Lumpengefindel und Prole- 
tariat“ überſchwemmt, daher durch die Laſt der Armenpflege ervrüct werden würden. Man 
follte faft meinen, dag nur in Deutihland die Menſchen, welche ihren Wohnort verändern oder 
einen neuen Hausſtand gründen wollen, meift aus Bettlern und Bagabunden befländen und 
zur Klaſſe der gemeingefährlihen Individuen gehörten, während doch die Erfahrung zeigt, daß 
bei der ven Menſchen inwohnenden mächtigen Liebe zum Heimatslande wie zum Geburtsort 
die weitaus überwiegende Mehrheit nicht ohne dringende Noth und Veranlaſſung ihre biöherige 
Heimat aufgibt, 

Möchten vie Beifpiele von einzelnen mit dev Freizügigkeit verfnüpften Ubeln noch zahl- 
reicher fein, wir fagen mit dem alten Juftus Möſer (a.a.D.): „vaß darunter die große Staatd- 
rechnung nicht leidet, daß ein Baum, von dem viele wurmftichige Apfel fallen, insgemein frucht⸗ 
barer iſt als ein anderer, unter welchem keiner liegt, und daß, wer blos auf die Erde und nicht 
in die Höhe ſieht, leicht unrichtig urtheilen und nicht erkennen wird, daß jener Baum mehr Früchte 
bat als dieſer.“ Wieviel „beſtändige Polizeiordnungen“, wie e8 fhon vor Jahrhunderten im: 


23) Schüz, Tübinger Zeitfchrift, Jahrgang 1848, ©. 61 fg. 
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mer hieß, „dem gemeinen Nugen zum Beften‘‘2*), find nit in alter und neuer Zeit beantragt 
und erlaffen zur Bejhränfung der natürlihen und allgemeinen bürgerlichen Breiheit, bald um 
eine größere Zahl neuer Anfiedelungen und Wohnungen, oder von Heirathen und Chen, oder 
von Gewerbtreibenden und Meiftern, bald um neue Induftrie: und Gewerböanlagen zu verbin: 
dern oder zu beichränfen, bald um Tage: und Dienftbotenlöhne oder Fleiſch⸗, Brot- und andere 
Preije herabzufegen und zu firiren, bald fogar, um die Kleivertrachten wie dad Maß von Spei- 
fen und Getränken ber verfchiedenen Geſellſchaftsklaſſen nad ftändifcher Blievderung zu regeln. 
Immer noch hat man nad) längerer oder fürzerer Zeit erkannt, daß dergleichen Eingriffe im die 
allgemeine bürgerliche Freiheit durch Staatöpolizeigefege joldher Art dem gemeinen Beften nicht 
zum Nugen, ſondern zum Schaden gereichten, und es wenigftens gefühlt, daß alle volkswirth⸗ 
Ichaftlihen Thätigkeiten auf einen einigen fich gegenjeitig bevingenden Organismus zurückgeben, 
der nur aus dem Boden ver Freiheit gedeihlich hervorwächſt. 

Weil die Freizügigkeit mit ihrem Correlat, ver Arbeitöfreiheit, hier und ba für Gemeinden 
oder Individuen einzelne Uebelftände im Gefolge hat, auch gemisbraucht werben fann, darf man 
nod nicht jie jelbft vermwerfen und verleugnen, fo wenig wie man bie Freiheit ded Erwerbs 
von Grundeigenthum und Vermögen nebft der freien Berfügung darüber veriwerfen und all: 
Menihen unter Guratel von Staats- oder Gemeindebeamten ftellen fann, weil einzelne ihr 
Eigenthum und Vermögen zum Nachtheil anderer anwendeten oder verſchwendeten, ſo wenig 
wie man bie politiſche oder die Preßfreiheit wegen möglicher Misbräuche und Übertretungen, 
fo wenig wie man das Princip der jitrlihen Freiheit und Selbftverantwortlicfeit verwerfen 
darf, dieſe Baſis ſowol aller Strafe wie der Pflicht zur Selbfterhaltung, weil einzelne unfittlic 
und unverantwortlid handelten. 

Bon diejen allgemeinen Betrahtungen gehen wir zu einzelnen bei der Freizügigkeits— 
geſetzgebung einflußreihen Sragen über, deren Erörterung ſich angemeffen an die preußiſche 
und koͤniglich ſächſiſche Geſetzgebung anfnüpft. 

In Breußen ift das Princip der Freizügigkeit ein uraltes, weil mit der Bildung dieſes 
Staates verwachſenes. (Vgl. den Art. Ein: und Auswanderung.) In der Marf Branden: 
burg durfte im frühern Mittelalter felbft noch ver Laßbauer fein Gut nad Geftellung reines Ges 
währsmannd verlaffen und an andere Orte, auch in die Städte verziehen. Bezüglich der 
Bewohner des platten Landes wurde dieſe Freizügigkeit allgemein erft durch die mit und nad 
dem Dreigigjährigen Kriege überall geltend gewordene Erbunterthänigfeit und Scholle: 
pflichtigkeit aufgehoben. Abgejehen von ven Wirkungen diefer Erbunterthänigfeit für gutöberr: 
liche und fiscaliſche Hinterjaflen, war ſchon in ältern Gefegen beftimmt, daß fein Arbeitsfähiger 
von der Niederlafjung ausgeſchloſſen und jede Gerichtsobrigkeit in Städten und auf dem Lande 
(Magiftrat, Gutöherrihaft, Domänenamt) zur Fürforge für wirklich Arme und Arbeitdun- 
fähige verpflichtet fein julle, weiter fogar zur Beihaffung von Arbeit und Verdienſt für bie ar: 
beitsfähigen Armen, namentlich aber zur Verpflegung verjenigen Hülfäbepürftigen, welche am 
Drte gebürtig ober zulegt gedient oder einige Jahre gewohnt oder fonft ſich daſelbſt (nad dem 
Edict vom 28. April 1748 drei Jahre hindurch) genährt hatten. 

Bagabundirende und bettelnde Arme jollten auf Koften ver fäumigen Gerichtsobrigkeit 
an den Heimatdort zurüdgefchidt werden. So werben ſchon in den ältern Geſetzen Freizügig: 
feit, Heimatsrecht und Verpflihtung zur Armenpflege in ihrem innern Zufammenhange auf: 
gefaßt. Das Patent vom 8. Sept. 1804 „wegen näherer Beftimmung ver Grundiäge über 
die Verpflegung der Ortdarmen in der Kurmarf, Neumark und Pommern“ — die Grund: 

lage ver neuern Gejeggebung über Heimatsrecht und Armenpflege vom 31. Dec. 1842 — wat 
bereitö mehrere Jahre vor der großen preußifchen Reformgejeggebung der Jahre 1807 um 
1811 ergangen. Jenes Patent prägte die freiern Principien noch fhärfer aus. Es beſtimmte 
unter anderm ausdrücklich: „daß die Ortsobrigfeiten nicht befugt fein follten, einem Orten: 
wohner, welcher nicht zur Klaffe der Armen gehört und der in der Kommune Wohnung und 
Unterhalt finden kann, die Bortdauer des bisherigen Wohnfiged zu verfagen, daß überbie 
einer folden (nit zur Klaffe der Ortdarmen gehörigen) Perſon an jedem Orte, mofelbft fir 
Wohnung und Unterhalt finden fann, daſelbſt auch von jeder Ortsobrigkeit die Aufnahme ad 
Ortseinwohner geftattet werben müſſe.“ Als Ortseinwohner aber ſollte jede felbitindige 
Berfon betrachtet werben, melde am Drte ihren feften Wohnfig im rechtlihen Sinne genom⸗ 
men bat, ohne —— auf die Zeit dieſes Wohnſitzes, ſodaß die Atmenpflicht ver Ges 


24) Möfer, 0.0, 0. 
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meinde (und die Heimatöberehtigung ded Angezogenen)) mit dem Zeitpunft begann, in welchem 
jemand am Orte feinen legten fejten Wohnfig genommen hat. Hingegen ſollte die Zurückwei— 
fung an den Ort des frühern Aufenthalts oder Wohnfiges nur in dem Falle zuläfiig fein, wenn 
ein folder Ortsarmer ſchon zuvor am Orte feines frühern Aufenthalts verarmt gewefen , diefer 
Beweis der neuen zurückweiſenden Gemeinde jedoch nur binnen Jahresfriſt offen ftehen. Bei 
bloßer Entfernung vom Orte des biöherigen Wohnfiges, ohne wirkliche Veränderung deflelben, 
ſoll der Verarmte nad Ablauf von drei Jahren ven Armenanftalten der Provinz, in welcher 
fein legter Wohnfig belegen, zur Laft fallen. 2°) Ein zur Verpflegung nicht geeigneter Armer26), 
welcher zur Selbſtbeſchaffung des Bedarfs an Nahrung u. ſ. w. für ſich und feine nicht arbeitd= 
fähigen Angehörigen hinreichende Kräfte befigt, ſoll jich felbft nad erlaubten Mitteln und Ge- 
legenheiten hierzu umfeben. Ift ihm dies weder am bisherigen Aufenthalts: noch an einem 
andern Orte, aller nahmeislid angewendeten Bemühungen ungeachtet, gelungen, fo bleiben die 
Obrigkeiten zum Unterhalt und Unterfommen verpflichtet. 

Diefen Grundfägen ſchloß ſich das Gefek über die Aufnahme neu anziehender Perfonen 
vom 31. Dec. 1842 (Gefegfammlung, Nr. 2317, S. 5) an. Deffen erfter Paragraph ftelft vie 
Beflimmung an dieSpige: „Keinem jelbftändigen preußiſchen Unterthandarfan dem Orte, wo er 
eine eigene Wohnung over ein Unterfommen ſich jelbft zu verfchaffen im Standeift, der Aufenthalt 
verweigert oder durch läftige Bedingungen erfchwert werben.” Dazu ergänzt $. 4: „daß nur den: 
jenigen, welche weder hinreichendes Vermögen noch Kräfte befigen, fih und ihren nicht arbeits: 
fähigen Angehörigen den nothdürftigen Lebensunterhalt zu verſchaffen, folhen aud nicht von 
einem zu ihrer Ernährung verpflichteten Verwandten zu erwarten haben, der Aufenthalt an 
einem andern Orte ald dem ihres biäherigen Aufenthalts verweigert werden kann.“ Jedoch 
genügt (laut $. 5) „die Beſorgniß künftiger Verarmung eines Neuanziehenven zu deſſen Ab: 
weiſung nidt; nur wenn ſich binnen Jahresfrift nad dem Anzuge die Nothwendigkeit einer 
öffentlichen Unterftügung offenbart und die Gemeinde nahweift, daß Die Verarmung ſchon vor 
dem Anzuge vorhanden war, kann der Verarmte an die Gemeinde feines frühern Aufenthalts- 
orts zurücgewiefen werden‘. Allein diefe legte Beftimmung ift durch ein neueſtes Geſetz vom 
21. Mai 1855 dahin geändert: „daß bei eintvetender Nothwendigkeit Öffentlicher Unterſtützung 
eined Berarmenden vor Ablauf des erften Jahres nad) dem Umzuge der Armenverband des 
frühern Aufenthaltsorts denfelben ohne weiteres wieder übernehmen muß.” Alfo nur wäh— 
vend dieſes einen Jahres bleibt der Anſpruch, refp. die Pflicht zur Armenpflege (damit ein feftes 
Heimatsrecht) in Preußen fuspendirt, fofern nicht die beiden andern Berpflihtungsgründe 
obwalten, nämlid a) ausdrückliche Aufnahme ald Gemeindemitglied und b) gewöhnlicher 
Aufenthalt während der drei legten Jahre vor dem Zeitpunfte, wo die Hülfsbedürftigkeit her- 
vortritt, nach bereits erlangter Großjährigkeit.*7) Die Pflicht der Armenpflege bezieht ſich da- 
gegen nicht auf Perſonen in vorübergehenden Dienftverhältniffen, wie 3. B. Dienftboten, Hand— 
werfögejellen, Fabrikarbeiter u. j. w., melde gleich den Ehefrauen, Witwen und Kindern dem 
frühern Heimatöbezirk, reſp. dem der Altern, Ehemänner, Väter u. ſ. w. verbleiben, folange 
fie fein eigenes Domicil durd) eigene Wirthſchaft begründet, vorbehaltlich der Fürforge der Auf- 
enthaltögemeinde in Krankheitsfällen bis zur Wieverherftellung, da niemand hülflos gelaffen 
werben darf. Abgejehen davon, daß durch Strafgefege und richterlihe Erfenntniffe die Frei: 
zügigfeit auch in Preußen beſchränkt und daß dad Domicil vorſchriftsmäßig (durch Anmeldung 
bei ver Polizeibehoͤrde) zu ergreifen ift, hängt es ſonach im allgemeinen vom freien Entſchluß 
jedes jelbftändigen arbeitsfähigen Menſchen ab, ſeinen Wohnſitz und vamit feinen Heimats- 
bezirk an jedem Orte des Staatögebietö zu mählen und zu firiren. Dabei ift fein Unterſchied 
gemacht zwiſchen Gemeinbebürgern und Nichtmitgliedern der politiihen Gemeinde. Auch ift 
bei feinem Gewerbe die Freiheit ver Arbeit und die Zulaffung zum Gewerbebetriebe von dem 


— —— 





25) Uber die provinziellen oder Landarmenverbaude und deren Verhältniß zu den Ortsarmenbezirken 
ſ. den in den Mittheilungen des Centralvereins in Preußen für das Wohl der arbeitenden Klaſſen, Neue 
Folge, II, abgedrudten Bericht des Verſaſſers an den internationalen Wohlthätigkeitscongreß zu 
Frankfurt a. M. (1857): Über den Zuftand der Arbeiter: und Armenbevölferung im preugifchen Staate 
und die Geſetzgebung zur Verbefferung diefes Zuftandes. 

26) Unter legtern if diejenige Herfon zu ‚verfiehen, welche weder hinreichendes Vermögen noch 
Kräfte befigt, um ſich und den nicht arbeitsfähigen Ihrigen den zum Unterhalt durchaus nöthigen Be: 
darf an Nahrung, Kleidung, Obdach und Feuerung vollftändig felbit zu verichaffen. 
ni Au . — Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Der. 1842 (Geſetzſammlung von 1843, 

‚28185, ©. 519. 
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Beſitze des (politifhen) Bürger- und Gemeinderehts abhängig ($. 20 der Gewerbeordnung 
vom 17. Jan. 1845). Denn das letztere begreift nur Wahlrecht und Wählbarfeit zu den Amn⸗ 
tern der Oemeindeverwaltung und Vertretung, nicht die Befugnif zur Betreibung bürgerlicher 
Geſchäfte in ih ($. 5 der Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853 u. ſ. w.); es iſt andererfeits nur 
die Befähigung zum Erwerbe des (politifgen) Bürgerrechts durch den jelbftändigen Betrieb 
eines ftehenden Gewerbes ald Haupterwerbäquelle oder durd den Befig eined Wohnhaufes 
u. ſ. w. bedingt. Mod) freilich aber hat, mie fhon oben erwähnt wurde, jever Neuanziehende 
in denjenigen Städten, wo es herkömmlich oder ftatutariich befchloflen ift, ein Einzugsgeld zu 
entrichten. Dagegen ift nirgends die Verehelihung an Vermögens = oder irgend andere Nach⸗ 
weife gebunden ald an ſolche, welche an fich die Fähigkeit zur Schliefung einer Ehe und zu deren 
Rechtsgültigkeit zufolge allgemeiner landrechtlicher Beftimmungen begründen — erfülltes Alter, 
Einwilligung der Altern und VBormünder, erlaubte Verwandtſchaftsgrade. 

Im allgemeinen ftehen dem Rechte auf Freizügigkeit innerhalb des preußiihen Staats- 
gebiets auch die weſentlichen bürgerlichen Freiheitsrechte zur Seite. Denn abgefehen von ein= 
zelnen (theilweis indeß fhon antiquirten) Rückſchritten der fpätern Gewerbegeſetzgebung, ind- 
bejondere durch die Verordnung wegen Einrichtung der Gewerberäthe vom 9. Febr. 1849, ging 
bie Aufhebung der Bannrechte, geihloffenen Zünfte und Gemwerbömonopole wie der gewerb⸗ 
lihen Real: und Erelufivberehtigungen (1810 und 1811) mit der Aufhebung der gutöherr- 
lich⸗bäuerlichen Verhältniffe (1811 fg.), der Neallaften, Frondienſte, Gemeinheiten und Ser: 
vituten (1821) wie der Gejhloffenheit des Grundbeſitzes (1811), mithin die Freiheit ber Arbeit 
mit der des Grundeigenthums und deſſen Gultur Hand in Hand. Die Gefeggebung trug bem 
innern organischen Zufammenhange ver verſchiedenen volföwirthihaftlichen Gebiete und Thä- 
tigfeiten in bewußter Auerkennung ihrer Wechſelwirkung Rechnung und durfte deshalb eines 
günftigen Erfolgs gewiß fein. 

Dagegen bat ji Die Gefeggebung aud in Preußen, ungeadtet der Errichtung des Zoll: 
vereind, noch nicht Bid zur Ginräumung des Freizügigfeitsrehts an die Unterthanen anderer 
deutihen Staaten erhoben. Diefe werden vielmehr bei ihrer Einwanderung ebenfalld nod in 
Preußen ald Ausländer behandelt. Auch bier fteht gegen die Aufnahme eines jeden, der nidt 
preußiſcher Unterthan ift, ven Gemeinden ein Veto zu (Gef. Nr. 2317, $.6). Hingegen 
eriftiren Feine andern bejondern Erſchwerungen der Freizügigkeit Deutfcher aus andern Staaten 
nad Preußen. 

In manden Beziehungen iſt auch die föniglih fähfifhe Gefeggebung in Betreff der 
Freizügigkeit freifinniger und gerechter als die anderer deutſcher Länder. 

Es ift vorauszuſchicken, daß nad derjelben jever Staatsangehörige zu einem beftimmten 
Heimatöbezirk im Verhältniß der Heimatsangehörigkeit ftehen und jedes Grundftüd hinſichtlich 
des Armenverforgungsverbandes zu einem Heimatsbezirk gehören muß. Der legtere aber ifl 
verbunden, feine unterfommenlos geworbenen Heimatsangehörigen bei fih aufzunehmen und 
ihnen Unterfommen und nothpürftigen Unterhalt zu verſchaffen. Demnähft wird beftimmt: 
a) daß feinem Staatdangebörigen die Aufnahme und Erlaubnif zur Nieverlaffung an einem 
andern ald dem Heimatdorte zu verjagen ift, wenn und fobald er einen Heimatſchein und 
außerdem einen jogenannten Berhaltichein beibringt ($. 17 des Heimatsgeſetzes vom 26. Nov. 
1834); b) daß die Erhebung eines Einzugsgeldes weder hinſichtlich ſtädtiſcher Schuzverwand⸗ 
ter noch Hinfichtlich der in eine Landgemeinde neu einziehenden Perfonen zu geftatten ift (Geſetz 
vom 12. Oct. 1840 und Ausführungdverordnung vom 22. Det. 1840). 28) 

Bei Aufnahme jelbft von Ausländern als Untertbanen follen Tagelöhnerei und Handarbeit 
auch dann, wenn fie ein unfichered und precäres Brot gewähren, fein Grund zur Berfagung 
fein. Doc ift bei ver Nieverlaflung eines Ausländers in einer Stadt behufs felbftändiger Be: 
treibung eines zunftmäßigen Gewerbes nächſt ver Unbeiholtenheit und Erwerbsfähigkeit der 
Befig eines ausreihenden Vermögens nachzuweiſen. Dabei haben indeß nur die Gemeinden, 
nicht die Innungen ein Widerſpruchsrecht. Der Betrag ded Vermögens eined Ausländers ift in 
größern Städten nicht über 600, in mittlern nicht über 400, in Fleinern nit über 200 Thlr. 
und bei Verheiratheten nicht über das Doppelte beftimmt, die Aufnahme übrigens auch bei ge: 
ringerm Vermögen zuläffig, wenn ein Revers der Heimatöbehörbe bezüglich der Wiederauf: 
nahme im Falle ver Aus- und Zurüdweifung beigebracht wird (Mandat vom 13. Mai 1831). 


28) Doch fcheint das Einzugsgeld im Königreiche Sachſen nicht durchaus abgeſchafft. S. Friedrich 
in ber weiter unten allegirten Schrift. 
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Dagegen verliert dad Recht der Freizügigkeit auch der Staatsunterthanen im Königreich 
Sadjen ſehr erheblih an jeinem Werthe und Effect dadurch, daß die Heimatsangehörigfeit 
nur begründet wird: a) durch Geburt, b) durch ausdrückliche Ertheilung, c) durch Anſäſſigkeit 
mit einem Wohngebäude, d) durch Gewinnung des Bürgerrechts, in Dörfern auch durch ge= 
ftattete Niederlaflung ald Dorfhandwerker oder Dorffrämer, jedoch zu c und d erft nad) Ablauf 
eines fünfjährigen Zeitraund von der Ergreifung des Domicils oder der Anfäfjigkeit ald Bür— 
ger ab. Blos bei Heimatlojen entſcheidet der legte Wohnort. 

Denn bei der jeltenern ausprüdlichen Verleihung zu b und der fünfjährigen Suspenfion 
des vollen Effect? zu c und d bleibt für die große Mehrzahl der Geburtsort aud; Heimat: 
bezirk durch ihr ganzes Xeben, zumal bei der Üblichkeit von ortöpolizeilichen Heimatſcheinen, 
durch deren Ausfertigung die Verbinvlichfeit des Geburts- oder frühern Heimatsbezirks ala 
Armenverforgungsverband bezüglich der Weggezogenen gegenüber dem neuen Aufenthaltäort 
derjelben vorbehalten und ferner begründet bleibt. 

Es geftattet aber dad Gejeg die Ausmeifung und Zurüdjendung an den Geburtd=, rejp. 
frühern Heimatöbezirk nicht blo8 dann, wenn jemand während jeined dermaligen Aufenthalts 
a) Öffentliches Almojen in Anfprud genommen oder b) ſelbſt gebettelt oder nad erhaltener 
Warnung feine Kinder zum Betteln ausgeſchickt hat, ſondern überdies foll es einerjeitd vom 
Ermeflen der Polizeibehörde in concreto abhängen, ob eine frühere polizeiliche Ausweifung 
in andern Fällen als gegen dienftlojes Gejinde und arbeitölofe Gejellen für einen genügenden 
Grund zur Verweigerung der Aufnahme überhaupt gelten fann, und andererjeitö bleibt die 
Ausweifung mit Transport in den alten Heimatöbezirk jederzeit zuläjfig (alſo ohne Rückſicht 
auf eine noch fo lange Zeit des Aufenthalts am neuen Wohnort), jofern das Heimatsrecht am 
Aufenthaltsorte nicht ausdrücklich erworben worden ift. 

Da die Bewilligung oder Verfagung der Aufnahme, gleihiwie des dauernden Aufenthalts 
nicht, wie in Preußen, an gejeglich beflimmte oder durch Vorfhriften des Strafrechts und rich— 
terliche Entſcheidung begrenzte Vorausjegungen gefnüpft, vwielmehr das Ermefjen der Behör: 
den mehr oder weniger maßgebend ift, jo leuchtet ein, daß das jelbft nad der Aufnahme als 
Ortangehöriger über deſſen Haupt: ſchwebende Damoklesſchwert polizeiliher Ausweifung den 
Effect und materiellen Nugen der Freizügigkeit jehr vermindert, indem dadurch der Erwerb des 
neuen Domicil8 mehr oder weniger zu einem vorübergehenden precären Aufenthalt wird, wes⸗ 
Halb aud der in demjelben begründete Nahrungsftand fein durchaus gejicherter ift. Mit dem 
etwaigen Einwurf, daß die Ausweiſungen der Polizeibehörden doch meift nur ſchlechte oder 
zweifelhafte Subjecte treffen werben, ift man im freien England ſchon vor mehr ald 600 Jahren 
bei Vereinbarung der Magnascharta von 1215, jowie jpäter bei der Aufftellung der Habeas— 
Eorpus:Acte von 1679 nicht einverftanden geweſen. 

Es ift vielfach anerfannt, daß überall, wo ſich das Recht der Freizügigkeit vorerft nur auf 
die Breiheit ded Aufenthalts und Domicils befchränft, während das Heimatsrecht beim Geburtd- 
orte bleibt, oder wo leßtered doch erft nad) längerer Zeit am neuen Aufenthaltd= und Wohn: 
orte erworben wird, ſei es in den Ballen ver Berarmung oder gar der Zurüdweifung aus an= 
dern Gründen an den Geburtd= und frühern Heimatsort, die fchreiendften Inconvenienzen, 
Härten und Ubelftände zumal dann eintreten, wenn der Zurückgeſchickte ven Ort feiner Geburt 
oder frühern Heimat fhon in zarter Jugend verlaffen, fih an andern Orten verheirathet und 
eine Familie begründet Hat und jo den Verhältmiffen feines Geburts: und alten Heimatsorts 
ganz und gar entfremdet ift.2%) Ein mit dem Armenweſen befonderd vertrauter, für 
veflen Verbeſſerung ebenjo begeifterter ald mit Hingebung thätig geweſener Mann, der Ge- 

rihtdamtmann Friedrich zu Chemnig 30), zählt im Gegentheil zu den erfolgreihften Mitteln, 
dem Armen auf= und fortzubelfen und wiederum ein bejferes Fortkommen veflelben zu begrüm- 
den, deſſen Verfegung in andere Verhältniffe mit Beränderung des Wohnorts (wie beim 
Kranken der Luft), ingleihen feiner Arbeitd- und Lohnverhältnifle wie feiner Arbeitgeber. 
Hören wir ihn felbft: 


— — — — 


29) Bgl. Schyüz in der Tübinger Zeitſchriſt, Jahrgang 1848, ©. 70 fg., wo angeführt wird, daß 
in der Schweiz früher (1837) 120000 Menjchen ohne Heimatsrecht in andern Gantonen lebten und 
1830 ein einziger Weiler im Canton Luzern mit fünf Häufern zwifchen 200—300 Heimatsangehörige 
in der Fremde unterhielt. 

30) Bol. Friedrich, Offene Briefe über das Armenwefen im Königreiche Sachen mit befonderer 
Bezugnahme auf die Armenpflege im Bezirk des föniglichen Gerichtsamts Chemnig (Dresven 1859). 
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„Die Bäigfeiten der Menfhen zum Broterwerb find fehr verſchieden, die Gelegenheit 
dazu iſt aber im Aufenthalts- oder Heimatsorte oft gar nicht, wol aber in einem andern Orte 
vorhanden. 

„Beim ftarren Feſthalten des Heimatsbezirks darf aber der Arme nicht an diefen Ort zieben, 
ja nit einmal dahin auf Arbeit geben, entweder weil er in Jahresfrift Armenwohnung oder 
Almojen erhalten hat, oder weil feine Kinder betteln gegangen jind, oder weil er das im 
fremden Drte zu entrichtenve Einzugsgeld nicht erſchwingen kann. 

„Es ſind dies Berge, hinter denen für ihn eine goldene Aue liegt, über die er aber nicht hin— 
weg kann, wenn ihn nicht jemand darüber hinmweghebt. Was foll der arnıe Menſch beim beſten 
Willen ver Welt machen, wenn er in einem Orte bleiben muß, wo durchaus feine Arbeit für 
ihn da ift, während anderwärts mit feichter Mühe für ihn und feine Familie ein gute Fort- 
kommen beihafft werben fönnte? Welches Gefühl muß ihn überfommen, wenn er, von andern 
dennoch verachtet, hungern muß und die Seinigen nicht ernähren kann? Iſt ed ein Wunder, 
wenn er ven Muth verliert, wenn Erbitterung fich feiner bemädhtigt, wenn er endlich mit 
Zucht und Sitte bricht, immer tiefer und tiefer jinft und emdlih zum Bettler, Bagabunden, 
Arbeitiheuen, ja zum Verbrecher wird? 

„Ebenſo wichtig iſt die Verjegung bei den unmoralifchen Armen; beim Verbrecher z. B. 
um ihn aus dem Verkehre mit feinen Mitbetheiligten, um ihn aus den bekannten örtlichen Ber: 
bältnilfen zu entfernen; beim Arbeitiheuen, Bagabunden, um ihm fein gemohntes Faullager 
zu entziehen; bein Trunkenbolde, um ihn feinen Winkeljchenfen zu entreißen; bei allen aber, 
um ihnen das Mistrauen und ven Haß, womit jie, nicht felten mit Unrecht, von den Befannten 
verfolgt werden, abzunehmen und fie in eine Lage zu bringen, in der fie zu ſich ſelbſt wieder 
Bertrauen fajjen fünnen, ijt gewiß, faft ohne Ausnahme, nichts empfehlenswerther als Die 
Entfernung aus ihren zeitherigen Berhältniffen.” 

„WBarun aber will man diefe Veränderung des Wohnorts und der Arbeitäverhältniffe dem 
Patrocinium der Armen= oder Gemeindebehörde vorbehalten und erft dann anwenden, wenn 
der in andere Umgebungen zu Berfegenve jhon der Arnıuth verfallen, und wenn die demoralis 
firende Wirkung der Beihränfungen feiner Freizügigkeit und Selbftbeftimmungsfreiheit bereits 
für ihn eingetreten ift, anftatt früher umd zur rechten Zeit die in ver Veränderung gefundene 
Hülfe feinen eigenen freien Entſchluß anheimzuftellen ?“ 

Die Ubelftände, welche vorftehend geichildert find, werben durch eine Heimatögejeggebung, 
wie jie zum Theil alfo auch noch im Königreih Sachſen befteht und früher bekanntlich mit 
allen dieſen Schäden in England beftand, gejeglich nur befeftigt und gewiſſermaßen legaltfirt. 

Die preußiſche Gefeggebung vom 31. Dec. 1842, felbft mit ver Novelle vom 21. Mai 
1855, ift von obigem Übelftande frei. Hingegen leidet fie an einem andern Mangel, mwelder 
freilich außer ihrer eigenen Sphäre liegt. Derjelbe gehört theild in dad Gebiet ver Finanzgefeg- 
gebung, jofern ed vor Aufhebung der Grundfteuerfreiheiten der erimirten Nittergüter vorzugs⸗ 
weife in Bommern, Brandenburg und einen Theile der Provinz Sachſen an einer gleihmäßt- 
gen und brauchbaren Grundlage für die Gommunalbefleuerung , alfo für die Armenbriträge 
fehlt (was Sachſen voraus hat); theils fällt ver Mangel in das Gebiet der Gemeindegeirp: 
gebung und erwartet feine Bejeitigung von deren Neform. 

Diefer Mangel betrifft namentlih den geringen Umfang der Armenz, reſp. Heimats⸗ 
bezirke. Einen dergleichen getrennten, für ſich beftehenden Bezirf oder Ortsarmenverband 
bildet jegt in Preußen, mit Ausnahme einiger Landestheile, jede einzelne Grmeinde und 
jedes einzelne nicht im Gemeindeverbande befindlihe Gut (Rittergut und Domänenvorwerk) — 
Gef. Nr. 2318, $.1, 5 fg. — da die gewünſchten freien Übereinkünfte behufs Vereini— 
gung zu gemeinfchaftlichen Armenverbänden jelten oder nie zu Stande gefommen find. Hier— 
von macht nur Schlefien eine Ausnahme, wo die in der Ortsgemeinde belegenen Ritter: 
güter in verſchiedenen communalen Beziehungen, wie bezüglich ded Wegebaus, jo namentlich 
auch bezüglich ver Armenpflege zur gemeinfhaftlihen Tragung der Gommunallaften verbunden 
find, andererfeits alſo auch einen gemeinfamen erweiterten Heimatöbezirk gleichzeitig für alle 
dem Gemeinde= und dem Gutöbezirk heimatsangehörigen Bewohner beider Bezirke bilven. 
Ausgenommen ferner find die Nheinprovinz und die Provinz Weſtfalen, mo bie über: 
wiegende Mehrzahl der Rittergüter noch jegt mit der Ortögemeinde zu einem Gommumnalver: 
bande vereinigt iſt, überdies die Einrichtung der je aus mehreren Einzelgemeinden zufammen: 
gelegten Amtd= oder Samnıtgemeinden (Ämter und Bürgermeiftereien — ſchon infolge früherer 
Landgemeinde-, veip. Gemeindeorbnung von 1841 und von 1845) fortbefteht. Das preu: 
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Bifche Geſetz vom 31. Dec. 1842 beflimmt nur, daß einzelne Befigungen, mie Mühlen, 
Krüge u. j. w., die weder zu einer Gemeinde gehören, nody auf Trennftüden von Domänen 
oder Rittergütern angelegt find, nad Anorbnung der Yandespolizeibehörde (Regierung ) in 
Beziehung wie auf alle Communalverhältniffe, jo au anf bie Armenpflege mit einer Ge: 
meinbe vereinigt werben follen ($. 8). Bei Fleinen und zur Verpflegung ihrer Armen un— 
vermögenden Gemeinden joll zwar der Landarmenverband durch Gewährung von Beihüls 
fen mit eintreten ?T), dergleichen (provinzielle) Landarmenverbände eriftiren aber aud nicht 
einmal überall, indem die Revifion der Landarmenreglementd nicht in allen Provinzen durch— 
geführt ift. 

Dagegen ift im Königreih Sachſen die obere Verwaltungöbehörde nicht blos zur Zu: 
theilung einzelner Grundſtücke an die in der Regel auch die Heimatsbezirke bildenden Ge: 
meindebezirke, jondern auch zur zwangsweijen Vereinigung benadhbarter Eleiner Gemeinden 
zu einem gemeinfhaftlihen Heimatabezirf von Amts wegen ermächtigt. Weiter aber ift be- 
ſtimmt, daß Rittergüter und Vorwerke mit den Gemeinden zuſammen, wenn aud feine po: 
litifhe Gemeinde, jo doch einen gemeinjhaftlihen Armen = und Heimatsbezirk bilden, reſp. 
daß erflere den Heimatsbezirken der betreffenden Orte einverleibt werden jollen, und ift 
ed jogar für unzuläflig erklärt, aus dergleichen (felbft ifolirten) Rittergütern und Vorwerken 
eigene Heimatsbezirke zu bilden. Dabei wird die Öffentliche Armenpflege ald Gegenftand ver 
Gemeindeverwaltung betrachtet, und ed haben alle Befigungen ohne Ausnahme, aud Ritter: 
und jonft erimirte Güter, zu den Zufhlägen an Perſonal-, Gemwerbe= und Grundſteuer für 
die Armenkaſſe zu contribuiren (Heimatögefeg vom 26. Nov. 1834 und Gejeg vom 12. Det. 
1840 nebit der Ausführungsverorpnung vom 22. Oct. 1840; desgl. Armenordnung vom 
22. Dct. 1840). 

Deſſenungeachtet it im Königreih Sachen jeit mehreren Jahren dad Bedürfniß zur Bil- 
dung größerer (Bezirf3-) Armenvereine hervorgetreten und daſſelbe theilweije, wenn auch un— 
vollkommen, dur eine freiwillige Bereinigung mehrerer Ortdarmenvereine zu fogenannten 
Bezirfövereinen zu erfüllen verjucht worden. Denn aud in Sachſen hatte dies gleihmwol ſchon 
von der Geſetzgebung empfohlene Princip der Freimilligfeit feinen praftifchen Erfolg. 

Die ſachkundigſten Männer wie eine Mehrzahl der freiwilligen Bezirfsarmenvereine haben‘ 
deshalb die Nothwendigkeit legislativer Einwirkung zum Zwecke ver Erweiterung der örtlichen 
Armen= und Heimatsbezirke durd Vereinigung mehrerer derjelben zu größern Verbänden 
dringend verlangt. ??) 

Ein ſolches Bedürfniß der Vereinigung ift nun aber in den meiften Provinzen des preu- 
Bilden Staated noch dringender, und zwar keineswegs blos der Rittergüter, reſp. Gutsbezirke, 
mit ben einzelnen Ortögemeinden und Gemeindebezirken zu gemeinfhaftlihen örtlihen Armens 
und rejp. Heimatsverbänden, jondern ebenjo wiederum dieſer jo gebildeten einzelnen Orts— und 
Heimatöverbände zu größern — Amts- oder Sammtgemeindeverbänden oder Domicilgemein- 
den ?3), Amtern, wie fie in der Provinz Weftfalen, oder Bürgermeiftereien, wie fie in der 
Nheinprovinz beftehen. Denn von 36588 Landgemeinden im preußiſchen Staate (excl. der 
hohenzollerſchen Lande), wobei die ald befondere Armenbezirke in der Regel von den Gemein: 
den gejonderten Rittergüter und Domänenvorwerfe nicht einmal getrennt aufgeführt find, ent: 
halten (zufolge jtatiftiider Aufnahme von 1846) 8355 unter 100 und 2294 nur zwifchen 
100 und 500, durchſchnittlich eine jede etwa nur 317 Einwohner, dabei aber die öftlichen Pro— 
vinzen noch bei weitem weniger. So hat namentlih Dftpreußen von 6166 Landgemeinden 
unter 500 Einwohnern 5945, durchſchnittlich jede einzelne Gemeinde etwa 195 Einwohner; 
Weſtpreußen von 3774 unter 500 Einwohnern 3531, durhfänittlih wenig über 200 Ein: 
wohner; Bojen von 3481 unter 500 Einwohnern 3228, die einzelne Gemeinde durchſchnitt⸗ 
lih etma 280; Brandenburg A114, darunter 3763 unter 500, und die einzelnen Land⸗ 
gemeinden im Durchſchnitt etwa 272; Pommern von 3405 unter 500 Einwohnern 3202, 





31) ©. über den Landarmenverband den oben gedachten Bericht des Verfaflers in dem Congres in- 
ternational, a. a. O. 

32) ©. Friedrich, a. a. D.; desgl. Lehmann, Zur Frage des ſächſiſchen Armenweſens: Die 
Gründung einer Amtslandichaft (Dresden 1858). 

33) ©. hierüber den Aufjag von Kries, Über die Lage der ländlichen Arbeiter in Preußen und den 
Zuftand der Armen» und Heimatsgefepgebung in England, in den Mittheilungen des Gentralvereins 
- zen für das Wohl der arbeitenden Klafien, Neue Folge, Bd. II, Heft 3, ©. 193 fg. und 

. g. 
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jede der erftern durchſchnittlich zu 244 Ginwohner, wobei e8 natürlich Gemeinden gibt, wie er 
heblich meniger ald 100 Bewohner zählen. 

Litt doch auch in England die Verwaltung des Armenmwefens vor deſſen Reform dure 
die Gejeggebung von 1834 einen ähnlihen Mangel. Denn au dort zählten von de 
15535 Kirchſpielen (den örtlichen Armenverbänden) 737 nur bi8 50, 1907 bis 100, 6681 
bis 300 Seelen. Die größere Hälfte der Kirchſpiele konnte aljo feine lebensfähige Dorxrfrer- 
faſſung, geſchweige lebensfähige Armenverbände bilden. ?*) 

Auch fogar in England wirkte und wirft zum Theil noch jegt diejer mangelhafte Zuftam 
einer zu beihränften Abgrenzung der Armenbezirfe, und zwar vorzugsweiſe beim Stande de 
ländlichen Arbeiter, auf deren bürgerliche Freiheitsrechte jehr nadhtheilig zurud, Dies Hat unter 
anberm ein englifcher Staatsmann und gründliher Kenner des englifhen Armenweiens, aus 
hauptſächlichſter Bearbeiter ver Reform vefjelben (Edwin Chadwick) bezeugt und entwickelt.) 
Dadurch find insbeſondere die ländlichen Arbeiter, bei dem Einfluffe der großen Gutsbefiger um 
dem Intereſſe derfelben, ji gegen die Armenpflege zu [hügen und abzujperren, indem Guts- 
und Kirchſpielsgrenzen ſowie (vor 1834) auch Parodhialdomicile (Armen: und Heimatsbe 
zirke) meift zufammenfielen, thatſächlich im Rechte ver Freizügigkeit erheblih beſchränkt wer: 
den. Sie waren bei der gegenjeitigen Abkehr Neuanziehenver an die Scholle gebunden um 
in gewiffer Art zu glebae adscriptis degradirt. Deshalb beitand ein wefentlihfter Punkt ver 
Reform des englifhen Arnıenweiend im Jahre 1834 in der Ermächtigung der neu eingerid- 
teten Gentralbehörve für das Armenmwelen (ded Armenamts) zur zwangsweiſen Umbildunz 
und Bereinigung mehrerer Kirchipiele zu einer Sammtgemeinde (der Herftellung einer Kreis: 
verfaflung) für die Zwecke der Arımenpflege und ſonach aud bezüglich der Keimatsangebörig- 
feit. Infolge deflen find jegt flatt der oben gevadhten großen Anzahl von Kirchſpielen, zei 
Fleinen örtlichen Armenbezirfen 618 größere (Kreid:) Armenverbände (durchſchnittlich etwe 
24 Kirchſpiele umfaſſend) entftanden.?®) 

Hieraus ergibt ih, daß, wenn einerjeits die Armenpflege nicht auf den ganzen Staats 
verband übertragen werden kann und darf, vielmehr den Gemeinde- und Heimatöbezirfen ver: 
bleiben muß, doch die angemeifene Erweiterung diejer legtern eine weientlihe Bedingung zur 
SHeritellung vollfommener Freizügigkeit ift. 

In der vorftehenden Skizze über die jo tief und vieljeitig eingreifende Breizügigteite- 
frage iſt wenigſtens verjudt worden, die verſchiedenen Beziehungen hervorzuheben, in denen 
diejelbe wie zur Landesverfaſſung, jo insbejondere zu den widhtigften fittlihen und wirtt- 
Ihaftlihen Bedingungen und Elementen des Volkslebens fteht. ES ift die Freizügigkeit ge: 
wiffermaßen nur die formale Vorbedingung zum VBollgenuffe anderer höchſt materieller bür- 
gerliher Rechte. Sie löft zunächſt die Feſſeln, melde die Menſchen an einer freien Bewe 
gung auf dem großen und reich bejegten Markt des Volkslebens hindern, auf welchem doch für 
alle diejenigen, die dazu geiſtige und phyfifche Mittel und Kräfte befigen, mannichfache Arbeit 
vollauf und vermittelft dieſer volkswirthſchaftlich werthvollften, aud) allgemein gültigen Münze 
ſowol moraliſche ald materielle Güter aller Art theild zur Veredelung und Verſchönerung 
theild zur Erhaltung und Kräftigung des menſchlichen Dafeins zu erwerben find. Die Ge— 
flattung der freien Bewegung der Kräfte durch Abnahme der Feſſeln nugt aber wenig zur An- 
eignung ber Güter, jolange no dem gemeinen Verkehr und der Erwerbung auf dem Marfte 
feld unnatürlihe und ungerechte Marktpolizeiverordnungen entgegenftehen, welche den Ber: 
fehr und Erwerb hindern-oder doch erſchweren. Daher fonımt es zugleich auf Aufhebung dieſer 
Marftpolizeiverordnungen an. 

Inzwijchen wäre e8 jchon für die perjönliche und bürgerliche Breiheit, auch für die materielle 
Wohlfahrt ver Deutihen von hohem Werth, die Hinderniffe und Beläftigungen, bie 
und Steuern, die Vermögensnachweiſe und ähnliche Maßregeln bejeitigt zu ſehen, melde 
jeldft abgejehen von ven hier und dort fortbeftehenden gewerbligen Zunft: und Conceſſionsein 
richtungen, allein ſchon entweder auf der uͤberſiedelung an einen andern Ort, oder auf der Ein 
gehung einer Ehe, oder auf der Gründung eines ſelbſtändigen Hausſtandes und einer eigenen 
Wirthſchaft ruhen. Die Rückkehr zur Geſchloſſenheit der Grundbeſitzungen, welche in den Gejep- 


34) ©. Gneift, Heutiges engliſches Berfaflungs - und Berwaltungsrecht (Berlin 1857), I, 687. 

35) Bol. hierüber Chadwid, Memoire über die Zukunft des englifchen Aderbaus umd der Sand: 
bauarbeiter im —— international de bienfaisance de Bruxelles (1856) Il, 199, 208. 

36) Gneift, a.a.D., $. 116, ©. 476, und &. 163, ©. 636 fa 
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gebungen einiger deutſcher Ränder angebahnt, auch wiederholt im preußiſchen Herrenhaufe bean- 
tragt wurde, gehört ohnehin zu den todtgeborenen Kindern, fiher zu den Furzlebigen Fehlge— 
burten. Mit Einführung der Gemwerbefreiheit befchärtigt fih augenblidlih allen Ernſtes die 
Gefeggebung mehrerer deutſchen Staaten. Bei diefer Gelegenheit und’im unmittelbaren Zu: 
fammenhange damit tritt zugleich eine dringende Beranlaffung zur Aufhebung aud) der Frei: 
zügigfeitöbefhränfungen wie mander anderer formeller und materieller Beeinträchtigun— 
gen der allgemeinen bürgerlihen Freiheit an die Regierungen und gefeßgebenden Factoren 
heran. Ohne das bliebe die Breiheit der Arbeit und ver Gewerbe ein nicht zu hebender Schag. 
Denn jene Beſchränkungen bezwedten am häufigften nur das Intereffe der Zünfte, gewerblicher 
Monopole und polizeilicher Conceſſionen. Sie ſtufen ſich nicht ſelten verſchieden ab, je nachdem 
es ſich um An- oder Überſiedelung zünftiger oder unzünftiger, ſelbſtändiger oder unfelbftändiger, 
geprüfter oder ungeprüfter Gewerbtreibender, von Technikern, Künftlern, Fabrikanten oder von 
gewöhnlichen Handwerkern handelt. Sie gingen von Berufdunterfhieden aus, deren Grenzen 
und Kriterien ſchon gegenwärtig ineinander laufen, nad Einführung der Gewerbefreiheit aber 
mehr und mehr ganz verihwinden werden. Dann alfo müſſen dergleichen Beſchränkungen 
vollends unnütz und zwecklos erſcheinen. Es wird doch zuletzt die Überzeugung fi jiegen, daß die 
verfchiedenen volkswirthſchaftlichen, reſp. bürgerlichen Freiheiten 97) nur in einer und derſel— 
ben allgemeinen bürgerlichen Freiheit zufammentreffen, deren innerfterQuellpunft in der chriſt⸗ 
lihen Würdigung der Berfönlichkeit und fittlihen Freiheit des Menſchen liegt, daß aber eine 
Verleugnung deſſen auf die Dauer unvereinbar mit dem Mefen eined verfaflungsmäßigen 
Rechtsſtaats ift, und daß eine ſolche Verleugnung nicht blos die fortan unabweisliche conſtitu— 
tionelle Staatsform, ſondern je länger je mehr auch die Erhaltung, Ordnung und Sicherheit 
der darauf beruhenden Staatsweſen ſelbſti in Gefahr bringt. 

Wäre indeß dieſe Überzeugung in den einzelnen Staaten durchgedrungen, jo bedarf es 
allerdings für das ganze deutiche Vaterland nod eines weitern Schrittes, wofern der Deut— 
fche ven Staatdangehörigen Frankreichs, Englands, Norvamerifag, bald vielleicht auch Ita= 
liend an bürgerlichen Rechten und Freiheiten ſowie an deren materiellen Früchten nicht nad: 
fteben ſoll. Hier find große, weite Ländergebiete der freien Bewegung der Staatdangehöri- 
gen im Bereiche der volkswirthſchaftlichen Thätigkeit geöffnet. Im deutihen Vaterlande hin— 
gegen, wo gleihmol Eiſenbahnen und Preſſe den Austaufh und die Bewegung von Producten 
und Gedanken nicht weniger befördern, treten der Freizügigkeit und bürgerlichen Freiheit der 
Staatdangehörigen von Land gegen Land größere Schranfen entgegen ald gegen das nicht deutſche 
Ausland, da in diefem der deutfche Einwanderer, jobald er die Grenzen überfhritten hat, frei 
arbeiten und erwerben darf, gleich dem Ginheimifhen. Die Aufhebung aber jener Schranfen 
des einen deutſchen Staates gegen den andern ift im deutichen Volksbewußtſein allmählid) zum 
Ariom geworden. Died Ariom fteht an Wichtigkeit, ſelbſt für die materielle Wohlfahrt des 
Bolfes, feinem andern nationalen Wunſche und Verlangen nad. E8 fteht vielleicht jogar in 
erfter Linie und allen voran. Daß das deutſche Volk veflen Befriedigung nit vom Bundestage 
erwartet, wird dieſer wol felbft bei unbefangenem biftorifhen Rückblick auf feine Thaten und 
Früdte gerechtfertigt finden. Gerade deshalb beeilte wol die Deutſche Nationalverfammlung 
die Publication der Grundrechte im Reichsgeſetze vom 27. Dec. 1848, wonad) unter anderm 
jeder Deutfche das Recht haben jollte, an jevem Orte des Reichsgebiets Aufenthalt und 
Wohnfig zu nehmen und jeden Nahrungszweig zu betreiben. Beim Bundesbeſchluß vom 
23. Aug. 1851, der diefe Grundredte ohne Vorbehalt und Ausnahme, anfcheinend aud 
ohne die Abficht aufhob, etwas anderes an deren Stelle zu fegen, twurbe der weiſe Grund: 
ſatz ded Königs Friedrih Wilhelm II. vergeffen: daß man dad Gute annehmen und be— 
halten jolle, gleihviel von mwelder Seite e8 fomme. Möchte Preußen ohne Rückſicht auf Re: 
«iprocität und etwaige Fleinliche Retorſionsmaßregeln mit der Einräumung der gleichen Frei— 
zügigfeit, wie folhe im Innern des preußifchen Staates gewährt ift, auch an die Angehörigen 
aller andern deutihen Bundesftaaten vorangehen; in dem Bewußtſein, daß das vor allem 
und zunächſt ihm felbft, insbefondere der fortichreitenden Entfaltung feiner eigenen Volkswohl⸗ 
fahrt und Macht zugute fommen werde. Jedenfalls aber wäre dann, wenn die Gejeßgebung 
der einzelnen deutſchen Staaten wenigftens die Gewerbe- und Arbeitöfreiheit durchgeführt 


37) Niederlaffung, Anfiedelung, Arbeit, Berehelihung, Erwerbsfähigfeit u. |. w.; von politi- 
[chen Freiheiten ift in diefem Artitel nicht die Rede. 
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haben wird (nad) dem Vorgange der dem Princip der Menſchlichkeit huldigenden uͤbereinkünfte 
vom 11. Juli und 5. Nov. 1853, betreffend die einſtweilige gegenſeitige Fürſorge für hülfs— 
bedürftige Angehörige aus andern Staaten bis zu deren Herftellung), aud ver Zeitpunft ge: 
fommen zur Vereinbarung der deutjhen Regierungen und Volkövertretungen über die gegen- 
feitige Breizügigfeit und Niederlaffung wie über die gleihe Ausübung auch jonftiger bürger: 
licher Freiheiten ihrer Angehörigen in allen Staaten ded Deutfchen Bunde. W. A. Kette. 

Fremdenacke (Alienacte), j. Aufentbaltsreht und Ausweifung. 

Fremdenrecht. Mit diefem Namen bezeichnet die Wiſſenſchaft des Völkerrechts Die theil 
auf Herfommen, theild auf Verträgen oder auch einjeitigen gejeßgeberifhen Anordnungen beru: 
henden Regeln über die rechtliche Stellung der Fremden, d. h. Nichtunterthanen im Staate. Die 
fortfchreitende Civiliſation und Eultur bei den Nationen hat ihre prägnanteften Kennzeichen ge: 
trade in der Behandlung des Nidhtnationalen, des Fremden, und die Geſchichte des Fremdenrechts 
welche wir in kurzen Zügen der Darftellung der heutzutage geltenden Rechtsübung voranſchicken 
wollen, bildet deshalb feinen unwichtigen Abfchnitt in der Entwidelungsgefhichte ver Menſch— 
heit jelbft, wenn auch unjere Aufgabe nur die jein fann, dem veinjuriftiihen Elemente darin 
vorwiegend gerecht zu werben. 

1. Geſchichte. Wie nod) dem Römer in fpäterer Zeit ein und daffelbe Wort zur Bezeid: 
nung des Fremden und Feindes diente, ift auch anderswo das Rechtsverhältniß des Fremden 
aus dem rechtloſen Stande der Feindſeligkeit herangereift. Solange ein ſtetiger friedlicher Ver— 
kehr zwiſchen den verſchiedenen Nationen fehlt, erſcheint der einzelne wenn nicht als feindlich ge: 
ſinnt, ſo doch zur Aufnahme in eine andere Volksgenoſſenſchaft durchaus ungeeignet. Für der 
Varbaren, den Sprachfremden, der die Laute unſerer Zunge nicht verſteht und den wir nicht 
verſtehen, ift in den Staaten, ja ſelbſt nur unter den nomadiſirenden Hirtenvölkern feine Stelle 
und nur der Schuß der Götter ever die Stimme des Gewiffend gewährt dem vorübergehend kei 
einem fremden Stamme Weilenden Sicherheit gegen dad Schidjal ded offenen Feinded. Nur in 
einer Form, der Sklaverei, bildet audy das fremde Glement einen dauernden Beſtandtheil ver 
ältern Reiche. Meinte doch jelbft noch Ariftoteles, daß das Barbarenthum den Hellenen zur 
ewigen Knechtſchaft verfallen fei, da Sklave jein und Barbar fein dem Wejen nad daſſelbe fei. 
Eigenthümlich geftaltete ſich das Verhältniß des Fremden in den antifen Städteftaaten durch vie 
Natur derjelben als ſtädtiſcher Gemeinweſen. Wie lange hat ed nicht gedauert, bis innerhalb 
eines und deſſelben Volkes die Schranfen zwiſchen den Stadtgenoffen und den übrigen Staats: 
angehörigen gefallen find und nah dem Rechtsſprichwort Bürger und Bauer nur noch die 
Mauer trennt? Biel größer mußte trogdem der Widerftand fein, den das antife ftaatlide 
Stadtwejen der Aufnahme von „Ungenofjen” in das Gemeinwejen entgegenfegte, zumal ſchon 
eine weniger zahlreihe Anjammlung von Fremden den Beftand der mit einem raſchen Schlag: 
zu vernihtenden Freiheit aufs Spiel jegen fonnte. Einer gänzlihen Ausſchließung fremdgebo: 
rener Bevölferung ftand jedoch ſchon der Charakter ver Städte felbft entgegen. Auf Handel und 
Wandel angewiejen (mochten dieſe auch für nicht befonders ehrenvoll gelten) , in Kriegsdienſten 
zu Bündniffen gedrängt, um ji der fremden Übermadt durd fremde Beihülfe zu erwebren, 
durch Sprahverwandtihaft an Genoſſenſchaften gefnüpft, die neben vielem Abnlichen doch aud 
Sremdartiges zeigen, ihrer überzäbligen Jugend ſich in Colonien entlevigend, wo der Natur 
der Sache nad) Eigenes und Fremdes in Verbindung tritt, finden wir in der griechiſchen Städte: 
und Staatenwelt allmählih aud das Fremdenelement in einer gewiſſen anerfannten Rechts: 
ftellung. Wie bejhränft diefe aber war, beweift am beften die rechtliche Lage der angefiedelten 
Fremden (srorxor) und der nur zeitweilig ſich aufhaltenden Ausländer, Griechen jowol al? 
Barbaren (Zevor), in der Stadt Athen, der noch am meiften fosmopolitifchen und „fremden: 
freundlichen‘ unter den helleniihen Nepublifen. Die Aufnahme in das Bürgerrecht war un: 
geheuer erſchwert, und in dem Zuftand der Nichtangehörigkeit war faft alles nur Pflicht für den 
Fremden, der eine Beute des Denunciantengefindels darftellte; eigentliche Rechte hatte der Me: 
töfe faum. Nur durch die Bermittelung eines Vormunds, der jedoch jeder Verantmwortlichkrit 
gegen ihn entbehrte, warb ihm irgendein Nehtsfhug gewährt, der durch den Hochmuth der 
Eingeborenen dem Fremden gegenüber und die Ghicanen der Syfophanten in Wirklichkeit ohne 
Bedeutung war. Der Metöfe zahlte eine Kopfiteuer, im Altertum das Zeichen der Knechtſchaft; 
die Berfäumniß der Zahlung machte ihn zum wirklichen Sklaven. Wo möglih noch härter 
waren die Beflimmungen in den doriſchen Städten, bejonders in Sparta. Kein eigentlid redht- 
lies, fondern ein geſellſchaftliches Verhältniß waren die Gaſtfreundſchaftsbündniſſe zwiſchen 
einzelnen Familien und fi daran lehnend zwifchen verfchiedenen Städten, obgleich jie nach ver 
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einen und andern Richtung ftatt des rechtlichen Schuges der Fremden wirften. Auch die römi- 
ſche Rechtsentwickelung ruht auf dem nationalen Princip, auch dem Römer find alle Sprad: 
fremden Barbaren, und felbft den ummohnenden verwandten Stämmen Staliend wird das Pri— 
vileg des rechtlichen Familien= und Handelsverkehrs mit dem Römervolfe, das jus connubii und 
commercii, nur als befondere Vergünftigung und regelmäßig um den Preis politifcher und mili- 
tärifcher Abhängigkeit gegeben. Rechtlichen Schuß, Anerkennung der Perſönlichkeit, wenn wir 
von der.Heiligfeit der Geſandten ald einem religiöfen Dogma abfehen, ward dem hostis, dem 
Fremden und Feinde, nur zu Theil, wenn durch Bündniffe ein ſolches Vorrecht gewährleiſtet 
war. Später freili, ald fi die Völkerſchaften Italiens mehr und mehr an Rom angeſchloſſen 
Hatten, entwidelte ich für fie die befondere Rechtspflege des jus gentium durch den Prätor der 
Peregrinen, d. h. der in Rom meilenden, nicht der Givität, des römischen Bürgerrechts theilhaf- 
tigen Bundesgenoſſen. Erft unter den Kaifern verihmolgen die Begriffe römiſcher Unterthan 
und civis romanus ineinander, indem Garacalla alle Ginwohner römiſchen Gebietd zu Bür— 
gern erflärte. In den Zeiten der Republik hatte ähnlich wie in Griechenland der Patronat und 
das Gaſtfreundſchaftsband zur Unterſtützung der unfihern Stellung des Fremden dienen 
müffen, Im ganzen ift der Nichtrömer in Rom in einer beſſern Lage geweien, ald der Nicht: 
Hellene oder Nichtſtadtgenoſſe in einer griedhiichen Stadt war. Der Grund dazu lag in der all: 
mählichen Erweiterung der Herrihaft der Stadt Nom zu einer Territorialherrſchaft über die 
überwundenen Bolköftämme. In der allerlegten Zeit ver Kaiſerherrſchaft taucht freilich der 
volle Gegenfag zwiſchen dem hriftlihen Römer und Hellenen ven germanifchen barbari gegen: 
über wieder auf; das finfende Römerreih fühlt, daß der Barbar es ift, der ed in Trümmer 
fchlagen wird. Während für ven antifen Staat die Stadt der bindende Mittelpunft ift, bildet 
diefen bei dem erften Auftreten der germaniihen Völferfhaft die Stammesgemeinſchaft. Erft 
fpäter tritt das territoriale Clement für die Begriffäbeftimmung ded Staated und der Staats: 
angehörigfeit in den Vordergrund. Gin dem barbarus entſprechendes Wort fehlt und für den 
Fremden, wahrjheinlic weil ih die einzelnen deutfchen Stämme zwar als fremd betrachteten, 
aber doch nicht ſprachfremd waren. Nah germaniiher Grundanfhauung ift der einzelne nur 
rechtöfähig, injofern er einer rechtsfähigen Genoſſenſchaft angehört. Einer folden entbehrt ver 
vereinzelte Fremde; und wenn er nit der Gaſt eines Stammesgenoſſen ift, der jeine Handluns 
gen vertritt, gibt ed für ihn weder Schuß des Eigenthums noch der Perfon. Der Welſche (außer 
dem Wall, d. H. dem Orenzwall Wohnende), der Elende (aus einem andern Lande Konımende) 
mochte oft nicht ohne Grund für die zerftreut auf einzelnen Höfen wohnenden Germanen ein 
Wargangus, der Bagabund unferer heutigen polizeilichen Terminologie fein. Daß der vereins 
zelte Reijende unter einem fremden Stamm feine Rechtsſtellung haben konnte, beruht noch auf 
einem zweiten Grundſatz, daß die Vollgenoſſenſchaft ven Befig von Grundeigenthun voraus: 
ſetzte. Wie tiefpieje Anfhauung im deutſchen Wefen gemurzelt ift, lehrt noch nad) jo vielen Jahr: 
hunderten der Hochmuth des deutichen Hofbauerd dem bloßen „„Heuerling‘‘ gegenüber. Etwas 
anders geftaltete fi die Sache da, wo Völferftämme gemiſcht durcheinander wohnten. Hier fand 
ſchon das Verſchiedene nebeneinander rechtliche Anerkennung. Kein allgemeines Zerritorial- 
recht band die Einwohner, fondern jeder Stammesgenofje lebte nad dem Rechte feines Stam— 
mes, der Franke nad) fränkiſchem, der Sachſe nad ſächſiſchem Recht, ver unterworfene Gallier 
oder Römer nach den Traditionen und Trümmern der römischen Jurisprudenz. Sie lebten aber 
innerhalb eines und bejfelben Staatöganzen und ald Angehörige diefer politifhen Genoſſenſchaft, 
ſodaß auf fie der Ausdruck Fremde nicht anwendbar ift. Aber der Fremde, der von fern Kom: 
menbe, wie im Angelſächſiſchen das Wort wiedergegeben wird, fonnte immerhin auch des Rechts— 
ſchutzes feiner im Lande angefiedelten Stammesgenoſſen theilhaftig werben.  Daf nad dem 
Syſtem der perfünlichen Rechte jeder einzelne, auch der, welcher feinen Stammperwandten unter 
den Einwohnern eines Landes anrufen fonnte, nad feinem Heimatsrecht rechtsfähig geweſen, 
widerſpricht der Natur der Verhältniſſe. Das Gaftreht und fpäter dad Schugrecht des Landes: 
herrn (Bürften) ftand allein jolden Berfonen zur Seite. Allmählic wachen die auf demſelben 
Grund und Boden wohnenden, denſelben ſocialen und politiiden Einwirkungen unterliegenden, 
in der Gemeinſchaft des Verkehrs einander fi annähernden Stämme zu einer neuen Einheit 
zufammen; fie nennen das Land nad fi und fich fpäter wieder nad) dem Lande. Allein es 
dauert lange, ehe diefer Entwickelungsproceß in dem heutigen gejchloflenen Terrritorialftaat mit 
voller Souveränetät über alles, was ſich darin befindet, jein letztes Ziel erreicht. Die alte 
Volfsgemeinde bricht zuſammen, weil ihr das Lebenselement, eine wohlhabende, nicht zu zahl- 
46° 
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reiche VBollbürgerfhaft, fehlt. Es gibt jegt nicht blos Herren über Sklaven aus anderm Wolts- 
ſtamm, fondern in den verfchiedenften Oraden der Unterwürfigfeit ftehen unter den übriggeblie- 
benen reihen Grundbeligern, voran die Kirche und die Beamten , die eigenthumslofen Maffen, 
die, abhängig von dem Willen des Grundherrn, der in feinen Immunitäten gleichſam einen 
Territvrialftaat im fleinen eingerichtet hat, und wenig durch fich bildende Hof- und Dienftrecdhte 
geihügt, fozufagen im eigenen Rande Fremde, aus Grundeigenern zur bloßen Bertinenz und 
Bekleidung ded Bodens geworden find. Immerhin war aber diefe Stellung doch eine Rechts— 
angebörigfeit, und der Fremde, welder ſich in ven Schug oderdie Vogtei eines Grumpheren begab, 
verbejlerte dadurch feine Verhältniffe nicht wenig. Wer ſich im Lande aufhielt, ohne in eine 
folde Abhängigkeit zu einem Immunitätöherrn getreten zu fein, hatte zwar in legter Inftan: 
den Schutz des Kaiferd, fpäter, nah Ausbildung ver Landeshoheit, des eigentlihen Landesherrn 
anzufprehen; allein ſchwere Nachtheile knüpften fih an dieſes Privilegium, weldyes im diejer 
Weiſe während ded Mittelalters nicht blos in Deutjchland, ſondern in der ganzen romaniſch-ger⸗ 
manifhen Welt feine Herrichaft behauptete. Der Landesherr beanſpruchte 1) das Fremdlings 
oder Heimfalldreht (jus albinagii, droit d’aubaine). Mit Ausſchluß aller Inteftat= oder Teita: 
mentderben fiel der inländiſche Nachlaß eines im Lande geftorbenen Fremden dem Fiscus anbeim. 
Seinem Urfprunge nad) kann es bei dem früher vorherrſchenden gefeglihen Erbredt ver Familie 
und Genoffen nicht jowol ald eine Rechtsſchmälerung des Berftorbenen felbit, ald vielmehr der font 
geſetzlichen Erben angejehen werden. Erft nachdem Tejtamente und Teftirfreibeit allgemein ge: 
worden find, enthält ed auch eine Rechtsminderung ded aubain oder albinus ſelbſt. Anfänglid 
ſchloß dieſes Vorrecht des Fiscus Einheimische fowol ald Ausländer von der Bermögendnat: 
folge aus, fpäter modificirten die Staaten die principielle Ungerehtigfeit und gegenwärtig — 
das aufgeklärte Frankreich war freilich der legte Staat — befteht dad Heimfalldrecht in feinem 
Lande europäifcher Gultur mehr. 2) Im Zufanımenhang mit dem Grundfag, daß nach rechtlicher 
Ordnung fein Erbgut über die Staatögrenze an Fremde geben konnte, ftand die Einführung 
des Erbſchaftsgeldes oder Abſchoſſes als Abfauf für die Privilegirung von diefem Grundfage. 
Entweder zahlte ed der im Lande befindliche Unterthan oder Fremde für die VBergünftigung, das 
man nad feinem Tode feinen Nachlaß den auswärts wohnenden Verwandten audfolgen laſſe, 
oder, was das Häufigere war, bei Gelegenheit der Erbichaftseröffnung hatten die Erben ſich 
dadurch die Ausfolgung der Maſſe zu erfaufen. Auch diefe Iniquität in Behandlung der Frem: 
den haben die neuern Staaten faft alle durch Vertrag oder Landeögefep aufgehoben, und nur für 
den Fall der Retorſion zur Beantwortung einer gleich ungerechten Behandlungsweiſe ver eige— 
nen Untertbanen würde ein Staat noch zur Erhebung der jogenannten gabella hereditara 
reiten. Natürlih haben auswärtige Erben die etwa geltenden Grbichaftäftenern jo qut zu | 
zahlen ald die inländifhen Nachfolger in eine Erbmaffe. 3) Einen ganz eigenthümlichen Cha: 
rafter, der auch nad völliger Erlöſchung des Rechts feine Hervorhebung als eine hiſtoriſche 
Curioſität rechtfertigt, trug das fogenannte Wildfangsrecht, das in den meiften Ländern geübt, 
aber nirgends fo hervorragend wurde ald in dem Herrihaftsgebiete des Pfalzgrafen bei Rhein, 
das übrigens in Anfnüpfung an die Reichsvicariatswürde und die Stellung des Pfalzgrafen 
als faiferlihen Oberrichterd über die Territorialgrenzen der Pfalz vielfach hinausging. Rach 
diefem Rechte wurde der Wildfang, d. h. der Fremde, der fih unter leibeigenen Leuten anfie: 
delte, durch die „Luft, welche eigen machte‘, jelbft leibeigen und dem Bfalzgrafen und ſonſtigen 
Landesherrn zu Schuggeld verpflitet. Neben der Bezeihnung Wildfang kommen für fo ge: 
wonnene eigene Leute noch die Ausdrücke Kolbenkerle, Bachftelzgen, Wilpflügel vor. Eine 
reichsrechtliche Merkwürdigkeit ift das fogenannte Laudum Heilbronnense vom 7. Febr. 1667, 
worin durd einen Schiedsſpruch ver Könige von Branfreih und Schweden die Grenzen und ver 
Inhalt des Wildfangsrechts zwiihen dem Kurfürften der Pfalz und andern Reihsftänden fett: 
geitellt wurden. Mit der Aufhebung der Leibeigenihaft hat natürlich auch dieſes Stück Mittel. 
alter fein Ende gefunden. Die ſoeben geihilverten Berhältniffe hatten ihre überwiegende Be: 
deutung auf dem platten Lande. Wie die Städte von jeher als die Aſyle ver Freiheit geprieim 
worden find, darf auch nicht vergeflen werben, daß in der deutſchen und überhaupt modernen 
tomanifh = germaniihen Gulturentwidelung der Fremde in dem Städteleben am frübeften ein: 
geihügte, geiherte Stellung erhalten hat. Die in den Städten abgehaltenen Märkte und 
Meilen, ein weſentlicher Vorzug der erftern gegen die Bewohner des flahen Landes und häu- 
figed Kennzeichen der Stadtqualität, führten Fremde vorübergehend in großer Zahl zufammen 
Käufern und Berfäufern das Wiederfommen angenehm zu machen, hatten manche Stäbte befon- 
dere Gerichte, fogenannte Gaftgerichte, welche in rafcher Juftiz ſowol für als gegen den Bremten | 
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Recht ſprachen. Außer diefen befondern Anftalten für den Fremdenverkehr mußte ſich natürlich 
feine allgemeine Behandlung nad dem Maß der: perfünlichen Freiheit und Sicherheit richten, 
welches der Unterthan von feiner Regierung erhielt, obgleich auch hier nicht felten eben im In— 
terefle des Handels und des Heranziehens fremder Kapitalien Staaten Fremden, welche ih an— 
ſiedeln wollten oder audy nur vorübergehend aufhielten, größere Rechte und Freiheiten gewähr— 
ten, als fie ver Inländer zu genießen hatte. Die Zeit des aufgeflärten Deöpotismud, der auf 
dad Gewinnen von Staatdangehörigen ſehr erpicht war, zeigt vielfache Beifpiele ſolcher Privile- 
girung ver Einwanderung, doch fehlt e8 hier wie überall jonft in diefen Zeiten, wo bie Per- 
ſönlichkeit des Monarden die Gonftitution des Staated war, an einer jeden Garantie für die 
thatſächliche Erfüllung des Verſprochenen. Während feit der erften Branzöftfchen Rerolution 
und der ihr kurz vorausgehenden volfswirthihaftlihen Bewegung in Theorie und Praris das 
fünftlihe Hereinziehen fremder Elemente in ven Staat in Miscredit gefommen ift, haben ji 
dagegen die Grenzen der Staaten immer weiter gegeneinander geöffnet. Das Bewußtſein der 
Zufammengehörigfeit, ded Aufeinanderangemiejenfeind, wie es in den Gemüthern der verfchie- 
denen Nationen gewachſen ift, hat auch in den ſtets „‚fremdenfreundlicher”‘ werdenden Landes— 
gefeßgebungen jeinen Ausdruck gefunden, und das Völkerrecht ver Gegenwart ftellt in Bezug. 
darauf freifinnige Forderungen auf, die in manden Staaten ſchon ihrer vollftändigen Ber: 
wirflihung nahe find und in feinem modernen Gulturftaat auf längere Zeit vernachläſſigt wer- 
den fönnen. 

II. Gegenwart. Menn aud der Ausdruck Fremder heutzutage nit felten in einem 
engern Sinne zur Bezeihnung der Nichtorts- oder ®emeindeangehörigfeit dienen muß, foift doch 
das Fremdenrecht dem juriftifhen Sprachgebrauche nad) blos auf die Stellung des Nichtunter: 
thanen zu einem Staate zu beziehen, und nur von diefen Fremden ift hier zu reden. Diefelben 
können in dreifaher Richtung zu einem andern Staate in ein Rechtsverhältniß treten, wobei 
der Kriegäfall ausgeſchloſſen ift, alfo unter frievlihen Beziehungen des Heimatöftaates zu den 
Fremden. Entweder wohnen jie in dem fremden Staate, oder fie haben daſelbſt Grundeigen— 
thum, oder ihre Rechte und Pflichten werden in einem andern Staate Gegenſtand der ftreitigen 
oder nichtftreitigen Rechtspflege. Natürlich ſchließt ver eine dieſer Fälle die andern nicht aus. 

1) Was zunähft ven Aufenthalt des Fremden in einem Staate anbetrifft, fo ift über die 
Frage der Aufentbaltsgewährung ſchon in dem Art. Aufentbaltsreht und Ausweifung das 
Nöthige bemerkt worden. Ein abfoluted Verweigern des Gintrittd Fremder in den Staat wäre 
völferrehtämwidrig, dem heutigen europäiſchen Fremdenrechte nicht entſprechend, und eine dicanöfe 
Behandlung des einzelnen Falls müßte ald Beleidigend für den Heimatsſtaat angeſehen werben; 
allein innerhalb diefer Beihränfungen hat der Staat dad Recht, einem Fremden den Eintritt in 
das Gebiet oder den längern Aufenthalt darin zu verweigern. Alle Beflimmungen der fogenann= 
ten Baßvolizei find rein flaatsrechtliher Natur und mit Recht von Jahr zu Jahr in größern Mis- 
erebit gefommmen, wobei zu bemerken ift, daß in der vollen Blüte ded Paßſyſtems es gleihmäßig 
auf Fremde und Einheimifche, Inländer und Ausländer drüdte. Unſere Aufgabe liegt gegen: 
wärtig innerhalb der Grenzen jenes Artifeld. Welche Rechtſtellung hat der ins Land gelaflene 
Fremde während feines dortigen Aufenthalt3? Man bezeichnet fie ſehr häufig ald die einer vor— 
übergehenden Unterthanenſchaft (subditus temporarius), allein die Angemeifenheit dieſer 
Ausdrucksweiſe ift mehr ald zweifelhaft, da wir heutzutage ven Begriff Untertfan mit dem 
der Staatdangehörigfeit iventifh nehmen und der Fremde ſicherlich Fein Staatdangehöriger 
if. Gerade weil Nichtſtaatsangehöriger, ift er fremd. Jene Bezeihnung ſoll jagen, daß er den 
Gejegen des Landes wie ein Unterthan unterworfen ift, allein auch dies ift nur in einem be— 
ihränftern Sinne zu verftehen. Als Fremder fteht er in einer allgemeinen Pflicht des Gehor⸗ 
janıd gegen das Landesrecht, wogegen dieſes ihn der auf die Freiheit der Perfon und den Schuß 
des Eigenthums fich beziehenden Rechte der Individuen theilhaftig werben läßt. ine Anwen— 
dung des erflern Grundjages ift das Freiwerden des Fremden, der nad) feinem heimischen Rechte 
in Unfreiheit ſich befindet, wenn er den Boden eines Landes betritt, das feine Unfreiheit aner= 
fennt. Das Map dafür liegt jedoch in ven Gefegen des Staates, nicht in einem Häufig angenom— 
menen burdhgreifenden Rechtsſatze des Völkerrechts. Was den Schuß des Eigenthums angeht, 
jo wird aud der Fremde zwar dem Erpropriationdrechte unterworfen wie der Landesangehörige, 
aber wie dieſem fleht aud ihm das Geſetz dabei jhügend zur Seite. Übrigens hat man wol 
von feiten europäischer Staaten ſich in Handels- und Schiffahrtöverträgen mit weniger zuver= 
läfjigen Staatöfhöpfungen des Oftend und Weftens einen ausdrücklichen Verzicht auf das Er: 
propriationdrecht gegen feine dafelbft verweilenden Staatdangehörigen verſprechen laffen. 
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Wenn der Fremde wirklich diefed bleibt, macht es für feine Nechtöftellung keinen Unterſchied, ob 
er einen dauernden Aufenthalt felbft mit Begründung eines wahren Domicild im Lande nimmt 
oder fi) nur vorübergehend in demſelben befindet. Ausgeſchloſſen von diefem Kreife find ſolche 
Rechte, welche jid über mehr ald das bloße Ausleben der vermögensrechtlihen und firtlichen 
Perſönlichkeit erftreden. Die fogenannten politifhen ftaatöbürgerlihen Rechte werden nur von 
den Staatdangehörigen ausgeübt, während dagegen aud eigentliche ftaatdbürgerlihe Bilichten 
dem Fremden nicht aufgelegt find. In der allerneueften Zeit wird die Erkenntnis immer all: 
gemeiner, daß, was man unterdem Namen bürgerlicher Hechte dem Eingeborenen gleihfall® vor⸗ 
zubehalten pflegte, den jelbitändigen Gewerbebetrieb wie das Recht einerdauernden Niederlaffung 
zu gewerblichen Zmweden (Freizügigkeit), dem Fremden jo gut offen ftehen jollte ald vem Inlän: 
der, vorausgefegt natürlih, daß jener wie diefer an ben Laften und Steuern des Erwerbs: 
zweigs theilnimmt. Unter den beutihen Zollvereinsftaaten ift ausgemacht, daß in dieſem 
Punkte die Angehörigen anderer Bereinsftaaten den Unterthanen gleich behandelt werben follen. 
Zu einer allfeitigen Entwidelung wird diefed Zugeſtändniß jedoch erft vann führen, wenn aud 
der Inländer überall von den Fefleln der Zunft und des Conceſſionsweſens befreit ift. Zu Die- 
fen bürgerlihen Rechten ift in einzelnen Staaten, z. B. Baiern, auch die Anftellung im Staats: 
dient gerechnet; che eine Naturalifation eintrat, kann fein Staatdamt dem Ausländer verlieben 
werden. Anderswo wird richtiger die Ernennung eines Fremden zu einem Staatsdienſt Feines: 
wegs ausgeichloffen, dagegen wirft die Ernennung zum Staatdamt ald Naturalifation. Im 
frübern Zeiten mochten erfhwerende Beftimmungen für die Einführung Fremder in einen ge: 
gebenen Staatsdienſt ganz am Plage fein, 5. B. war man nad) der Revolution von 1688 nicht 
ohne Grund eiferfüchtig auf ven Herübertritt vieler Holländer in englifhe Staatödienfte, und im 
18. Sabrhundert kamen an vielen Kleinen Höfen Abenteurer aller Art in hohe Stellen; allein 
heutzutage jollte weder der Fremde als folder in andern als rein ſtaatsbürgerlichen Rechten hin— 
ter den Eingeborenen geftellt, no die Erlangung des Indigenatd an große und fhwere Bor: 
bedingungen gefnüpft werden. Die Rechtsgemeinſchaft zwiſchen Inländer und Fremden erſtreckt 
ſich zunächſt auf das Gebiet des Civilrechts und der Givilrehtöpflege. Die Landesgerichte ſprechen 
Recht für und gegen den unter ihrem Schuß vorübergehend mweilenden Fremden, und die Be: 
ſtimmungen des bürgerlichen Landesrechts find auch bei ver Beurtheilung aller von Fremden 
im Staatögebiet vorgenommenen Rechtshandlungen maßgebend, in Bezug auf die allgemeine 
Rechtsfähigkeit, z.B. Volljährigkeit, wird jedod das Domicil regelmäßig als beftimmend an- 
genommen. Hier ift in Theorie und Braris noch jehr viel Streit. Ganz allgemein ſpricht fid 
das Öfterreichifche bürgerliche Gefegbuh aus: „Den Fremden fommen überhaupt gleiche bür— 
gerlihe Rechte und Verbinpdlichfeiten mit den Eingeborenen zu, wenn nit zu dem Genuf 
diefer Rechte ausdrücklich die Eigenſchaft eines Staatsbürgers erfordert wird.“ Engherziger 
ftellt jih der Code civil, wie überhaupt das franzöfiiche Gejegbud die Spuren ver Anfänge 
feiner Entftehung, da ganz Europa Frankreich feindlich gegenüberfland, in den Fremde be: 
treffenden Beitimmungen nur zu häufig verräth. In England dagegen findet fi in diefer 
Sphäre nur die einzige auf dem Nachwirken der alten feubaliftifchen Grundfäge berubende Aus: 
nahnıe, daß der Fremde fein Orundeigenthum erwerben fann. In Wirklichkeit ift dieſe Regel 
ohne Beſchwerlichkeit, weil einmal der Erwerb von Orundftüden zu Eigenthum bei ven gebräud: 
lihen langen Pachtterminen in England ein fehr feltenes Geſchäft ift, das für Nichtenglän— 
der noch viel weniger häufig eintritt, und weil zweiten® die Erwerbung des englifchen Indigenats 
auf die allerleichtefte Weije ohne Verzichtleiftung auf ein früher beſtandenes Untertbanenver- 
hältniß vor ich geht. Nichtsdeſtoweniger hat eine ſolche Beſchränkung ber vollen bürgerlichen 
Rechtsgleichheit der Fremden in einem Staate ihre große praftifche Bedeutung darin, daß manche 
Staaten den Grundfag der Retorfion eintreten laffen und Fremde nur in vem Maße zum Rechts 
genuf gelangen, in welchem ver Heimatöftaat derjelben dieffeitige Unterthanen behandelt. Sebr 
ſchroff ift hier wieder das franzöfifche Ginilrecht, indem es nicht fchon auf die wirfliche Praxis 
fremder Staaten flieht, jondern die Einräumung in einem Vertrage verlangt („L’etranger 
jouira enFrance desme&mes droits civils que ceux qui sont ou seront accordes aux Frangais 
par les traites de la nation, à laquelle cet etranger appartiendra’’, Code civil, Art. 11). 
Biel milder iff die Beftimmung ded Preußischen Landrechts, indem dieſes das Wiedervergeltungs⸗ 
recht auf den Fall befchränft: „wenn der fremde Staat zum Nachtheil der Fremden überhaupt 
oder der preußiſchen Unterthanen insbeſondere bejchiwerende Verordnungen macht oder dergleichen 
Misbräuche wiffentlich gegen dieffeitige Unterthanen duldet.” Von folden ertremen Fällen ab— 
gejeben, wo ſonſt ſchon das friedliche Verhalten der Staaten zueinander in das Stadium der 
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Zwiſtigkeit übergeht, fcheint das Retorquiren durch Verweigerung der allgemeinen bürgerlichen 
Rechte für unfere dem Verkehr fo jehr zugewandte Zeit mehr ald bedenklich zu fein. Etwas an- 
ders ftellt fich nach einigen Landeögefeggebungen das civilproceſſualiſche Fremdenrecht. Wes- 
halb das franzöſiſche Recht nur dem Eingeborenen das Recht der Güterabtretung und die dadurch 
ermöglichte Bermeidung der Schuldhaft zugefteht (Code de procedure eivile, Art. 905), iſt nicht 
abzujehen und hat jhon erfahrungsmäßig zu großen Härten geführt. Dagegen läßt ſich gegen 
die Pflicht ded Fremden, der feinen Grundbeſitz im Lande oder eine fonftige Bürgfchaft, z. B. in 
einem Gejchäfte hat, ald Kläger gegen einen Inländer für die Koften Sicherheit zu beftellen 
(Code eivil, Art. 16), wenig einwenden. Der Grund ift hier nit die Eigenſchaft ald Fremder, 
fondern der reale Umftand, daß dem Beklagten unter dieſen Verhältniffen oft die Erholung an 
dem verlierenden Kläger unmöglich fein wird. Mit dem Gebiete des Privatrechts und bürger: 
lichen Proceſſes Ichloß längere Zeit der Kreis ab, den der Staat dem Fremden glaubte einräu: 
men zu Dürfen. Dagegen war nie beftritten, daß der Fremde den Polizei und Strafgefegen 
des Landes unterworfen jei und nad) den formellen und materiellen Grundfägen ded Landes: 
rechts Recht nehmen müſſe. Für das im Inlande begangene Polizeivergehen oder Verbrechen 
frafen alle Staaten den Fremden, und nur darin waltet einige Verſchiedenheit, daß einige Staa: 
ten auch die im Auslande von einem Ausländer gegen dad Inland oder einen Inländer began= 
gene Verbrechenshandlung vor ihr Forum ziehen. Gonjequenter ift ed, audy bier die fonft bei 
Berbrehen der Fremden im Auslande eintretende Auslieferung (ſ. d.) vorzunehmen. Auch darin 
fteht der Fremde dem Inländer gleich, daß ihn fo wenig ald diefen die Unkenntniß der Gefege 
entſchuldigt. In Bezug auf Bolizeiübertretungen haben einzelne Rechtölehrer eine Ausnahme 
zu Gunften der Fremden behauptet, allein alle praftiihen Erwägungen ſprechen gegen dieſe 
Privilegirung der Unwiſſenhzeit. Der Staat, welder den Fremden nah Recht und Billigkeit 
behandelt, kann auch verlangen, daß diefer ſich mit feinen Befegen befannt made over die Straf: 
folge feines Nichtwiſſens und Zuwiderhandelns willig trage. Beſondere Gerichte für Fremde 
kommen jegt nur noch bei den Völkern ver nievern Gulturgrade vor. (Vgl. darüber den Art. 
Eonfuln und Eonfulate.) Gine Eigentbümlichkeit des engliſchen Rechts ift, daß der angeflagte 
Fremde eine Jury de medietate linguae, halb aus Landsleuten oder doch Fremden beſtehend, ver: 
langen fann. In Deutihland ift Landesverweiſung eine gegen Ausländer ftatt der Stellung 
unter polizeiliche Aufjicht eintretende befondere Strafe. Gehen wir auf das Gebiet des Öffent- 
lien Rechts im engern Sinne über, jo zeigt ih die Eigenihaft ald Fremder gerade darin, 
daß die öffentlich-rechtlichen Materien ihn unmittelbar nicht berühren. Wie engherzig man 
früher auf diefem Gebiete verfuhr, beweifen die jämmerlichen Zugeftändniffe, welche betreffs 
einer gemeinfhaftlichen Gottedverehrung anders denkenden und glaubenden Fremden aus— 
drülic gemacht werden mußten. Dagegen hat die größere Freiheit ded Staates von kirchlichen 
Dingen gegenwärtig in den meiften Ländern geholfen, und offenbar ift auch Die gemeinfchaft: 
lie Gotteöverehrung ein Urrecht der Perjönlichkeit, ein Beftandtheil der Freiheit ver Berföns 
lichkeit felbft. Indem aber der Fremde ald Angehöriger feined Heimatäftaates behandelt wird, 
folgt daraus keineswegs, daß die ihm daſelbſt zukommenden Standeörechte aud) in dritten Staa— 
ten anzuerkennen find, 3. B. Hoffähigfeit, Freiheit vom Schuldarreft, Titel u. ſ. w. Mandes 
beruht bier auf zusorfommendem Wohlwollen, und nur die Vertreter audmärtiger Staaten 
find rechtlich, d. h. bier völferregtlih nah Rang und Titel ihres Heimatsſtaates anzuerkennen. 
(Bol. die Art. Erterritorialität und Gefandte.) Daß auf ſolche Perfonen alles, was hier von 
Fremden und Fremdenrecht gejagtift, feine Anwendung findet, indem ja geradeihre@rterritorialität 
die Ausnahme vom allgemeinen Fremdenrecht ausmacht, ift in dem Art. Erterritorialität aus: 
führlier erörtert. Inwieweit der im Rande weilende Fremde zu den Steuern deffelben heran: 
gezogen werden kann, d. h. wieweit ſich die Finanzhoheit des Staates über ihn erſtreckt, ift nicht 
unbeftritten. Mande Steuern, Zölle, Gonfumtionsfteuern treffen ihn natürlich wie den Inlän— 
der. Daſſelbe ift ver Fall bei ſolchen, welche ein Aequivalent für öffentliche Leiftungen find, 
wie Ghauffeegelver, Brüdengelver, Gerihtöfporteln u. dgl. Die directen Steuern werben dagegen 
vom Fremden regelmäßig nicht erhoben. Gine Gewerbfteuer zahlt auch der im Inlande Ge— 
werbe treibende Ausländer, und ebenfo richtig iſt es, Daß der Fremde dad aus einer in dem Staate 
jonft betriebenen Beſchäftigung erworbene Einfommen verfteuert. Daß die aus dem Inlande be: 
zogenen Renten befteuert werben follen, wird ziemlich allgemein bejaht, verneint dagegen wird 
die Frage nad der Befteuerung aus Renten, Ginfünften, Kapitalien oder Gütern in einem britz 
ten Staate. Hierbei ſowie namentlih bei den Gemeindefteuern macht jih ein Unterſchied 
geltend, je nachdem fi der Fremde wirflih domicilirt Hat oder ven Charakter eines Reifenden 
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beibehält. Je ſtetiger die Verbindung des Fremden mit dem Staate oder der Gemeinde, deſto 
mehr empfängt er von den Vortheilen beider und deſto eher kann er zum Mittragen der öffent- 
lichen Kaften herangezogen werben. ine Veränderung in den Rechten des Fremden wird jonft 
durch die Begründung eines Domieils nit bewirkt, Von viefem Grundfage macht nur Das 
franzöfifiche Recht eine eigenthümliche, aber bis auf den heutigen Tag in ihrem Wefen nicht feft- 
geftellte Ausnahme. Art. 13 heißt es „L’ötranger qui aura été admis par l'autorisation de 
l’empereur ä &tablir son domicile en France, y jouira de tous-les droits civils tant qui! 
conlinuera d’y resider.” Der nicht mit Autorifation der Negierung in Branfreih ſich auf- 
haltende Fremde hat demnach nur die droils civils, foweit jie ihm nad dem obenerwähnter 
Grundſatz der Neciprocität in Verträgen zufonmen. Beftritten iftinur, ob es in Frankreich 
ein Domieil ohne Autorifation der Regierung für den Fremden geben, oder etwa jene Au— 
torifation in dem flilljhweigenden Wohnenlaſſen gefehen werben fann. Nach ber richtigen, 
keineswegs aber überwiegend anerkannten Meinung liegt ed außerhalb der Macht der Regie: 
rung eined Staateö zu verhindern, daß ein Fremder, der ind Land gelaflen ift, dort jein Domicil 
aufſchlägt. Ob fie diefem privat: und völferrechtlihen Domicil auch ſtaatsrechtliche Wirkungen 
beilegen will, ift ihre freie Sache, denn Stantdangehörigfeit, Heimatöberechtigung u. j. m. ha— 
ben mit der Frage des Domicild unmittelbar nihtö zu thun. Jener Art. 13 ded Code civil und 
die daraus e contrario gezogenen Schlüffe haben neuerlich bei verihiedenen Erbfhafts- umd 
Teftamentsprocefien den englifhen Gerichten viel Kopfzerbrechen verurſacht, ſodaß man ein be: 
ſonderes Geſetz für die kritiſchen Bälle eingebracht hat. 

Mir haben gefehen, daß der Staat allerdings auch das Eigenthum des auf feinem Gebiete 
weilenden Fremden fraft des jus eminens erproprüren fann; die perſönliche Dienftpflict des 
Ausländers, namentlid die Militärbienftpflicht, ift in feinem Staate angenommen. Die Lan: 
desvertheidigung, ald rechtliche Forderung, fegt Die Kandedangehörigfeit voraus. Ob ein Staat 
fonft Fremde in feinen Militärjtaatödienft aufnehmen will und kann, ift ihon bei Beſprechung 
des Staatdamtd (ſ. Amt) im allgemeinen mit entihieden. Der Staat fann, um ſchließlich auch 

dies zu bemerken, dem Fremden ven Abzug, die Aufhebung des durch den Aufenthalt befteben- 
den Verhältniſſes zwiſchen ihnen, nicht weigern, ein Grundfag, der nicht dadurch verändert 
wird, daß der Fremde vor feinem Scheiden aus der biöherigen Umgebung zur Erfüllung feiner 
BVerbindligfeiten angehalten werden kann. Uber pad Recht des Staates, einen Fremden auszu⸗ 
weifen, deſſen Ausübung befonders in Deutjchland oft mit beifpiellofer Härte und Rückſichts— 
lofigfeit gehandhabt worden ift, muß hier auf ven Art. Aufentbaltsreht und Ausweifung 
verwiefen werden. Die Pflicht eines Staates, feinen auf viefem Wege aus fremden Staaten an 
jeine Grenze gebraten Landesangehörigen aufzunehmen, ift im allgemeinen anerfannt,, jedoch 
häufig no näher durd internationale Verträge (zZ. B. zwifchen den deutſchen Staaten ) 
beſtimmt. 

2) Ohne daß der Fremde perſönlich ein beſtimmtes Staatsgebiet betritt, oder doch ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, kann er durch den Beſitz von Liegenſchaften mit demſelben in eine rechtliche Verbin: 
dung treten. Es iſt dies von dem einfachen Mobilrecht deshalb unterſchieden, weil die liegende 
unbewegliche Sache ein Stück der materiellen Grundlage des Staates, des Territoriums iſt. Im 
allgemeinen erkennen die verſchiedenen Staaten der Völkerrechtsgemeinſchaft unſerer Tage dem 
Fremden das Recht zu, Grundſtücke zu erwerben; im Gegenſatz gegen ven vollen Landſaſſen, ven 
unter Landeshoheit ſitzenden Grundeigenthümer (übrigens wurde gauch die Unterthanenſchaft 
ohne Rückſicht auf Grundbeſitz oft Landſäſſigkeit genannt; Klüber, „Offentliches Recht“, $.269) 
nannte die ältere Jurisprudenz in Deutſchland und Frankreich einen ſolchen Fremden forensis, 
sujet forrain, jegt sujet mixte. Bon bedeutendern Staaten haben nur England und verjchiedene 
der Staaten der amerifanifhen Union den Grundſatz beibehalten, daß ver Fremde kein Grumd: 
eigenthum erwerben Eönne. Uber die Verhältniffe in England ift fhon oben geſprochen wor— 
den, da der Aufenthalt im Lande an diefer Beſchränkung nichts ändert; in den Unionsſtaaten 
ift ver Fall jehr hart, wenn Auswanderer ihren in Europa gebliebenen Angehörigen u. ſ. w. 
dort erworbene Befigungen ab intestato oder teftamentarifch hinterlaffen. In einzelnen Staa: 
ten find deshalb abändernde Geirge ergangen; auch hier wirft noch die Neminifcenz des eng: 
liihen Feudalismus nah. Die Rechte und Pflichten des Forenſen find mefentlih Rechte und 
Pflihten des von ihm befeffenen Grundſtücks, obgleich die Staatenpraris in einzelnen Punkten 
nicht übereinftimmend ift, 3. B. mandmal der unvollfommene Landfafle (fo wurde der Forenie 
aud wol genannt) an dem Gericht ded von ihm bejeilenen Grundſtücks auch wegen obligatori: 
her Berhältniffe belangt werden kann. Während es für die nichtdeutſchen Staaten und vie 
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deutſchen dieſen gegenüber eine Frage des freien Ermeflens ift, ob fie vem Nichtunterthanen den 
Erwerb von Grundeigenthum geftatten wollen, haben die Unterthanen der deutihen Staaten 
in diefen nad Art. 18 der Bundesacte das Recht, „Grundeigenthum außerhalb des Staa- 
tes, den jie bewohnen, zu erwerben und zu bejigen, ohne deshalb in den fremden Staate meh— 
teren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, als deſſen eigene Unterthanen“. Es ift dies einer 
der ſchwachen Anfänge zu einem deutihen Bürgerrecht, welche die Bundesacte bietet. 

3) Allein auch der Fremde, welcher weder perſönlich in einem fremden Staate ſich vorüber: 
gehend oder dauernd aufhält, nod etwa Grundeigenthum in demfelben bejigt, ift in dritten 
Staaten ald Rechtsſubject anerkannt. In den Anfängen des Verkehrslebens beſchränkte ſich vie 
fremdenredhtliche Anerkennung vorwiegend auf jene Fälle, allein in dem Weltverfehr unjerer 
Tage ift es viel wichtiger, daß auch der taufend Meilen weit entfernt wohnende Ausländer im 
gegebenen Fall auf ven Schuß und die Hülfe unferer Gerichte rechnen fann. Die unter 1) her— 
vorgehobenen Gejegbeftimmungen — und mit ihnen flimmt das Gewohnheitsrecht der Länder, 
welche feine geichloffene Givilgejeßgebung haben, überein — erftreden fi aud auf diefen Fall. 
Es ift nicht blos der in Oſterreich lebende Fremde, fondern jeder, der aus der Ferne die öfter- 
reichiſche Rechtshülfe in Anſpruch nimmt, dem die Gerichte Ofterreih8, wenn fie nur ver Sache 
nach competent find, offenftehen. In diefem Falle hat es feinen Unterfchied zu machen, ob der 
Beklagte ein Inländer oder ein Fremder ift; nur Frankreich will wenigftens theilmeife feine 
Nichter auf die Rechtſprechung zmwifchen Inländern und Inländern ſowie Fremden und Inlän— 
bern befhränfen, begeht dagegen neben dieſer Juftizverweigerung die weitere Härte gegen ben 
ausmärtd wohnenden Fremden, daß ed dem Inländer geftattet, den Ausländer auch wegen int 
Auslande angeblich eingegangener Verbindlichfeiten vor die franzöſiſchen Gerichte zu citiren. 
(Code eivil, Art. 14.) Mit der Anerkennung des Fremden in feiner internationalen Rechts— 
fähigkeit ſchließt das Fremdenrecht als ſolches ab. Die Frage, weldhe Gefeggebung zur Anwen— 
dung zu fommen hat, nad dem Recht welchen Landes die in der Fremde vorgefommene Rechtd= 
handlung und ihre Folgen zu beurtheilen find, fo fehr häufig fie mit vem fogenannten Frem— 
dentecht in der willenfhaftlihen Erörterung verbunden wird, geht über unjere Aufgabe hin— 
aus, da fie ebenjo gut eintreten fann, wenn Inländer im Auslande Rechtsverbindlichkeiten 
gegeneinander übernehmen. Das internationale Privatreht (man hat fi) gewöhnt, diefen 
Ausdruck in einem etwas zu weiten Sinne zu gebrauden, 3. B. daß er auch das öffentliche Recht, 
ſoweit e8 Fremde berührt, umfaßt) ift der Wiſſenſchaftszweig, welcher darüber zu enticheiden 
bat, und unter diejen Titel werden auch jpäter diejenigen Fragen aus ver Materie, welche ſich 
zu einer überfichtlihen Erörterung eignen, beantwortet werden. Ebenſo wenig ift hier aus— 
führlicher von dem Verhältnig des Heimatöftaates zu feinen im Auslande lebenven Unterthanen 
zu handeln; dies ift recht eigentlich Frage der Staatdangehörigfeit und Unterthaneneigenfhaft, 
3. B. inwieweit die heimifchen Staatögefege, bürgerlihen Rechtsnormen, Strafrehtsjäge, Fi— 
nanzvorſchriften und Steuerpflichten auch für ven im Auslande verweilenden Staatdangehörigen 
verbindlich find. Ausführlichered darüber findet ji in vem Werfe von K. Ih. Pütter, „Das 
praftifche europäiſche Fremdenrecht“ (Leipzig 1845), worin unter dem zu engen Namen bed 
Fremdenrechts in ver That das internationale Privatrecht abgehandelt wird. Die befte fran= 
zöſiſche Schrift ift das Werf von Fölir, „Trait& du droit international prive”. Von ameri= 
kaniſch⸗engliſcher Literatur iſt auszuzeichnen Storv, „On ihe conflict of laws”, und für Eng— 
land ein neueres Werk von Weſtlake. Außerdem enthalten die ausführlichern Werke über 
Völkerrecht, wenn auch nur in Kürze, Auseinanderſetzungen über das Fremdenrecht, z. B. 
Heffter, „Europäiſches Völkerrecht“ (vierte Auflage, Berlin 1861), $. 60 fg.; Oppenheim, 
„Völkerrecht““, ©. 346 fg. Eine Monographie über das Recht der Ausländer in einem be: 
flimmten Staate hat für Ofterreich gegeben Vesque von Püttlingen, „Die geſetzliche Behand- 
lung der Ausländer in Ofterreih" (Wien 1842). 9. Marquardſen. 

Friede, Friedensftand, Friedensſchluß, Friedensinftrument. Briede, der Gegen— 
ſatz des Kriegs oder überhaupt des Streits, ift der Zuftand in Wechſelwirkung ftehender ‘Ber: 
fonen, worin jie über das einer jeden von ihnen zuftehende Rechtsgebiet unter ſich einig oder 
menigftens in feinem gewaltthäfigen Streite darüber begriffen find. Streitigfeiten nämlid) 
über gegenjeitige Rechtsanſprüche, folange fie nicht zur Zwangsanwendung oder gewaltjamen 
Selbſthülfe gediehen find, heben zwar den Friedensſtand im weitern Sinne auf, nicht aber im 
engern und eigentlihen. Bei den Unvollkommenheiten ſowol ver natürlichen als der pofitiven 
Rechtslehre, bei den oft ſchwer zu löfenden Verwickelungen oder Unbeftimmtheiten der thatſäch— 
lichen Berhältniffe, worauf jene anzumenden ift, bei der natürlichen Befangenheit endlich, wo⸗ 
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mit man gewöhnlich über felbfteigene Anſprüche urtheilt, find Nechtäftreitigfeiten ganz unver: 
meidlich und deshalb auch nicht unvernünftig. Wol aber ift die Entfheidung jolher Streitig— 
feiten durch Gewalt unvernünftig, und der Zuftand, morin man wegen der Behauptung fei- 
ned Rechts lediglich au die Gewalt gewiefen und daher die Gewalt dad Map des Rechts ift, Fein 
wahrer Rechtszuſtand. Die Vernunft fordert Frieden, d. h. Harmonie der Wechſelwirkung 
und, fo oft diejelbe geftört wird, ihre Wieverherftellung. Der Krieg kann daher nur infofern 
gerechtfertigt fein, ald er den Frieden, d. h. die Wiederherftellung jener Herrfhaft, zum Zweck 
hat. Der Friede ftellt ſich hiernach vom Standpunfte der Vernunft ald der Normalzuftand dar; 
aber geſchichtlich erjcheint leider der Krieg ſehr oft ald Regel und der Friebe blos ald Unterbre: 
hung des Kriegs. 

Letzteres ift insbeſondere zwiſchen ven noch im Zuſtande ber urſprünglichen oder natürlichen 
Ungebundenheit und geſetzloſen Freiheit Lebenden der Fall, alſo namentlich auch zwiſchen den 
Geſammtperſönlichkeiten ver Völfer und Staaten unter ſich, ſolange fie nit durch ein fünft- 
lied Band zu einem Syftem von Staaten vereinigt oder jich wenigftend durd gemeinjame 
Anerkennung natürlicher over pojitiver Rechtsgrundſätze der Herrihaft der bloßen Gewalt eine 
heilfame Schranfe gejegt haben. Für die einzelnen dagegen bietet ih im Staatöverband ein 
bleibender Friede, vermöge deilen die gewaltthätige Selbithülfe (mit Ausnahme der Noth— 
fälle) aufgehoben und zur Entfheidung ver Nechtöftreitigfeiten ver friepliche Weg des Gerichts 
eröffnet wird. 

Wir haben hier ven Frieden nur im völferrehtlihen Sinne zu betrachten, nämlich theile 
als Friedensftand, theild ald Friedensſchluß zwifchen felbftändigen, unter ih in Wechfelmir: 
fung ftehenden Völfern oder Staaten. 

Den Friedensſtand ſorgſamſt zu erhalten, ift eine vom Recht wie von der Moral geborene 
und meift auch von der Klugheit eingefhärfte Pfliht. Der Staat oder die Staatsgewalt alſo 
enthalte ſich nicht nur gewiſſenhaft jever Verlegung fremden Rechts, ſondern ſuche auch, wenn 
dad eigene Recht verlegt oder in Frage geftellt worben, zuvörderſt eine gütlihe Ausgleihung 
durch Unterhandlungen, Vergleich oder jchiendgerichtlihen Ausfprud zu ermwirfen, und greife 
erft, wenn alle gelindern Mittel (worunter auch Nepreffalien und Retörjion) fruchtlos blieben, 
zur legten, äußerften Entiheidungsart — durch Waffen. Die Nothmwendigfeit, dieſes zu thun, 
wird übrigens um fo feltener eintreten, in je beflere Kriegdverfaflung man jich gefegt, d. h. je 
mächtigere Vertheidigungsmittel man vorbereitet oder wenigftend eventuell ſich geſichert hat. 
Unter jener Vorbereitung ift jedoch keineswegs die Eoftjpielige, die Kraft des Landes ſchon im 
Frieden verzehrende Aufftellung und fortwährende Erhaltung eines zahlreichen jtebenden Heeres 
verftanden, jondern vor allem die Pflege und thunlichfte Entfaltung derjenigen nicht nur mate: 
riellen, jondern auch geiftigen und moralifhen Kräfte im Schofe der Nation, welche geeignet find, 
fo oft ed noth thut, Schnell in Thätigkeit gefegt und zum Zurüdichlagen jedes Angriffs, auch mit 
nachhaltiger Wirffamfeit verwendet zu werben. Die eventuelle Sicherung noch weiterer Streit- 
mittel gejchieht durch Allianztractate, oder nody zuverläffiger durch Bundesſyſteme, wodurch 
einerjeitd ber gefährlichen Präpotenz einzelner Großmächte die vereinte Kraft von einer Anzahl 
Fleinerer Staaten ausgleichend entgegengeftellt und andererſeits zwiichen den verbundenen Staa: 
ten jelbft ein verbürgter Rechts⸗ und Friedendzuftand begründet wird. 

Wenn aber, trog aller Sorge für Friedenserhaltung, gleichwol der Krieg entſteht, alsdann 
heiſchen abermals Pflicht und Volitif, demſelben jo bald ald möglich durch ehrenhaften Frie- 
densſchluß ein Ziel zu fegen. Nur die Wieverherftellung des durch die Schuld des einen oder 
bed andern Theild oder auch beider Theile unterbrochenen Friedensſtandes foll der Zweit der 
Kriegführung fein, 

Dem wirklichen Friedensſchluſſe geht die Friedendunterhandlung voraus, mozu die erften 
einleitenden Schritte häufig von dritter Seite, etwa von zur Vermittelung eingeladenen oder 
dazu fi anbietenden Mächten, oft aber auch von den Friegführenden Theilen felbft mitteld an: 
fang geheimer oder auch fogleich offener Anregung geſchehen. Die Verhandlung wird fodann, 
je nah Umſtänden und zumal nad der Beihaffenheit ihres Gegenftandes, entweder blos zwi⸗ 
Shen ven etwa bereitö bei einer dritten Macht accrebitirten oder auch eigend zum Friedenswerke 
an einem beftimmten Orte fi verfammelnden Gefandten ver friegführenden Mächte, oder auch 
mit Theilnahme Dritter, Vermittelnder oder Allüirter, oder mie immer am Streitgegenftande 
Mitbetheiligter, nicht felten in feierlichen Gongreffen gepflogen, und ihr Ergebniß, je nachdem 
wenigere oder mehrere Theilnehmer find, in einem oder mehreren Inftrumenten nievergelegt. 
Dft werben neben ber allgemeinen oder Hauptfrievendurkunde noch befondere Inftrumente über 
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bie nur einzelne Mächte betreffenden Punkte oder auch über bloße Zuſatzverträge, oder über ganz 
jpecielle Intereflen errichtet, oft dem Hauptinftrumente bloße Accefjionsurkfunden der mitbethei- 
ligten Mächte beigefügt, oft auch diefe legtern, zumal die mit den hauptkriegführenven blos alliir= 
ten, lediglich in den zwifchen ven Hauptmächten zu Stande gefommenen Frieden mit eingefchlof- 
fen. Gewöhnlich gebt dem Abichluffe des definitiven Friedens der eined Präliminarfriedens 
voraus. In diefem werben blos die Hauptpunfte des Streitd geregelt oder die Orundbepin- 
gungen des Übereinfommend feftgeiegt. Die Vervollftändigung und nähere Beſtimmung 
derſelben bleibt jodann dem oft gar lange ſich verzögernden, mitunter ſelbſt nod) ſcheiternden des 
finitiven Friedenswerke überlaffen. In allen diefen Inftrumenten unterſcheidet man Die Haupt: 
artikel von den Neben= und Separatartifeln, und gar oft fommen darin neben den offenen aud 
geheime Artifel vor. 

Es ift Grundſatz des heutigen Voͤlkerrechts, daß die Friedendverträge, wenn auch von den 
Unterhändlern innerhalb ver Grenzen ihrer Vollmacht geihloffen, gleihmwol ihre volle Gültig: 
feit erſt durch die Ratification der Megenten erhalten. Es wird dieſe in der Regel auch aus— 
prüdli vorbehalten und ein beſtimmter Termin dafür feftgejegt; doch hält man ihre Verwei— 
gerung, wenn nicht befondere Redtfertigungdgründe dafür anzuführen jind, für unzuläſſig. 

Die Verträge zu halten ift überall eine heilige Pflicht, für Staaten wie für Privaten. Doc 
gibt ed auch Grade derfelben, je nach der Stellung ver Vertragſchließenden und nad der Wichtigkeit 
des Vertragdgegenftandes oder nad) der befondern Natur teffelben. Nah allen diefen Rück— 
fichten erfcheinen die Staatöverträge und unter denfelben vorzüglich Die des Friedens ganz be= 
fonders heilig. Zwar mag gegen die Verbindlichfeit derſelben das Bedenken erhoben werden, 
daß der Friedensvertrag in der Negel fein freiwilliger, fondern ein durch Gewalt oder Furdt 
erziwungener, ja gar oft ein durch ungerechte Gewalt erzmungener ift. Doch ift ſolche Ungerech—⸗ 
tigkeit, da fein Richter über ven Kriegführenden fteht, Feine juriftifch erfcheinende, vielmehr der 
Ausihlag der Waffen, ald gewiffermaßen ein Gotteögericht, worauf die Streitenden compro= 
mittirten, für das äußere Recht des Siegerd enticheidend. Auch würde die Marime, wonach 
Friedensſchlüſſe nicht bindend wären, die Möglichkeit, Frieden zu fhließen, aufheben und alle 
Kriege zu Bertilgungäfriegen machen. In diefer legten Betrachtung liegt der Hauptgrund der 
Heiligfeit, welche man mit allgemeiner Übereinftimmung den Friedensſchlüſſen beilegt und 
wovon man faum für ganz außerordentliche Fälle eine Ausnahme zuläßt. Doch ift dieſes frei— 
lich mehr nur eine theoretifche Anerkennung als ein auch durch die Braris befräftigter Grund: 
ſatz. In der Wirklicpfeit dauern faft in der Negel die Friedensverträge nicht länger, als jeder 
der beiden Theile feinem Intereſſe gemäß findet jie zu beobachten, oder als er ſich die Kraft nicht 
zutraut, fie ungeftraft zu brechen. Auf feiten des Beilegten zumal, wenn ihm harte Bedin— 
gungen gejegt wurden, ift der Friede jelten mehr als ein Waffenſtillſtand auf unbeftinmte 
Zeit, d. h. für fo lange, als ſich feine Kräfte nicht -erholt Haben over eine günftige Gelegenheit 
zur Wiederaufnahme des Kampfes ſich zeigt. Auch kann ed demjenigen, welchen danach ge= 
Lüftet, niemals ſchwer fein, einen Vorwand dazu aufzufinden, namentlid einen Gegenſtand 
neuen Hader, welder fodann zum Bruce führt und dergeftalt zwar nicht die Gültigkeit des 
alten Friedens aufgeht, mol aber einen Titel ver Nichtbeobachtung — ald Netorfion oder über: 
haupt als Feindſeligkeit — darbietet. 

Bei Friedendverträgen, die eine Gefammtentfcheidung über viele und mannichfaltige oder 
complieirte Streitgegenftände zu geben haben, oder nad) langwierigen Kriegen und zwifchen 
mehreren, nähern oder entfernten Theilnehinern des Streit unterbandelt werben, zumal wenn 
dadurch auch allgemeine politifche oder Firchliche Intereffen, nanıentlid Principien oder Syfteme 
des äußern oder innern Öffentlihen Rechts ihre Entſcheidung oder Regulirung erhalten jollen, 
wird gewöhnlich ver Bereinfahung der Verhandlung oder der zu erleigternden Verftändigung 
wegen zuvörderſt eine allgemeine Baſis oder Grundlage dafür feftgeftellt. Die üblichften unter 
ſolchen Grundlagen find: der Statusquo, wie er vor dem Ausbruche des Kriegs oder aud zu 
irgendeiner andern beftimmten Zeit beitand, ſodann ver augenblidliche, d. h. zur Zeit der Frie⸗ 
densunterhandlung beftehenve Statusquo und endlich das Princip der Compenſation oder der 
billigen Gegenrechnung, d. h. ded Austaufches von Kriegsgewinn und Verluft, oder überhaupt 
von Anfprüden und Schuldigfeiten, je nad) der gegenfeitigen Stellung oder den Kriegdmitteln 
und Ausſichten der Streitenden und ihrer Verbündeten, oder nad dem relativen Werthe ded 
Abzutretenden oder des dagegen zu Erhaltenven für ben einen oder den andern Theil. 

Bon diefen Orundlagen ift mol die des uti possidetis oder des — ganz zufälligen und rein 
factifchen — augenblidlihen Bejisftandes die am wenigften vernünftige, injofern fie nämlich 
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für einen bleibenden Frieden, nicht blos für einen Waffenftillftand dienen joll. Jene des Be- 
ſitzſtandes vor dem Kriege dagegen ſcheint für einen aufrihtigen Verföhnungsact zwar paflent, 
doch mag fie. ald ein Beweis oder ald ein mindeftend von dem Angreifer abgelegted Ein- 
geſtändniß der Unvernünftigkeit des geführten Kriegs gelten. Auch noch andere, beliebig zu be: 
ſtimmende Zeitpunfte des Befigftandes (mie 3. B. im MWeftfälifchen Frieden das Jahr 1624 als 
Normaljahr aufgeftellt ward) können nad Umftänden ald Regel für den künftigen Zuftan 
aufgeftellt werden und dienen jedenfalls zur weſentlichen Vereinfachung des Übereinfommens und 
zur Verhütung einer Unzahl particulärer Streitigfeiten. Es kommt übrigend in der Erfahrung 
nur allzu häufig vor, daß die Friedend- (oder auch andere) Verträge untereinander ſchließenden 
Mächte unbedenklich de jure tertii contrahiren, weil jie eben vermeinen, ihr Recht gebe fo weit 
ald ihre Gewalt. Was jedoch blos auf Gewalt gebaut ift, fällt in nichts zufammen, jobal die 
Gewalt aufhört oder gebrochen wird. 

Gewöhnlich werden Friedensverträge ausdrücklich für „ewige Zeiten” errichtet. (Die Tür: 
fen allein ſchloſſen fie fonft in ver Regel nur auf eine beftimmte Zeit.) Dennod ift in der Welt: 
und Staatengejhichte ver Krieg eine fortwährend wiederkehrende Erſcheinung. Die Betrab: 
tung ber daraus fliegenden unaufhörlihen Drangjale und Schreden hat nothwendig in dem 
Gemüthe menfhenfreundliher Bhilofophen und Staatömänner den Wunſch hervorgerufen, ein 
Mittel, weldes zu ewigem und allgemeinem Frieden unter ven Völfern der Erde führe, zu fin: 
den, und jie haben — wie zumal der gemüthvolle und phantafiereihe Abbe de St. Pierre und 
der Tiefvenfer Kant — das Auffuchen folhen Mitteld als eine ihnen obliegende Pflicht erfannt. 
Bisjegt aber find ihre Bemühungen fruchtlos gewefen, und nad der Natur der Menſchen, zumal 
nad) der davon abfliefenden Sinnedart der mit unabhängiger Macht Bekleideten, werden fie 
ihwerlid jemals zum Ziele führen. Auch läßt ſich zweifeln, ob ein ſolcher ewiger Friede wirflik 
gut wäre, d. h. fördernd für die höchſten Intereflen ver Sumanität, nämlid für die Entmwide: 
lung und Belebung ver evelften geiftigen und moralifhen Anlagen und Kräfte der Menſchen 
Mehrere geniale Schriftfteller (ij. Ewiger Friede) haben bereitd von diefem Standpunfte 
aus den Krieg in Schuß genommen und das völlige Aufhören befielben als den Anfangs- 
punft einer alsdann nothiwendig eintretenden traurigen Stagnation und damit einer allge- 
meinen Verderbniß bezeichnet. Wir wollen hier, da die Gefahr noch keinesfalls jo nahe liegt, 
in die tiefere Erörterung der Frage nicht eingehen, fondern nur fo viel bemerken, daß wenig⸗ 
ftens je nach der Natur ver Mittel, dur welde man einen ewigen Frieden hervorbrächte, der: 
jelbe ji als eim zu theuer erfauftes Gut erweifen könnte. Würde nämlid — mie ſchon 
Heinrich IV. von Frankreich felbftifch genug träumte und in unfern Tagen Napoleon zu ver: 
wirflihen im Begriffe ftand — der ewige Friede, wenn aud nicht auf der ganzen Erde, fo dos 
etwa in einem Welttheile durch die entjchievene Präponderanz einer Macht oder vielmehr durd 
ihre Weltherrfhaft begründet, alsdann wäre er fiherlid ein nad der Wirkung wie mad ber 
Duelle ganz heillofes Werk zu nennen. Daffelbe fände natürlich auch ftatt, wenn folde frie- 
dengebietende Autorität aus drei oder vier eigend hierzu unter fich verbundenen Großmächten 
beftände, welchen gegenüber aljo von Selbftändigkeit der Eleinern feine Rede mehr wäre. Ein 
Anderes freilih und ein wahrhaft Gutes träte ein, wenn die Staaten eined Welttheils mit Ber: 
behaltung ihrer Selbftändigfeit zu einem freien, die Gleichheitsrechte aller einzelnen verbürgen- 
den Friedensbund ſich vereinigten, worin die einheimijchen Streitigkeiten nicht etwa durd das 
Machtwort der Stärfern, fondern durch ein freies, für alle gleich zuverläfiges Schiene: oder 
Bundesgericht entjdieden würden. Aber die unendliche Schwierigkeit einer ſolchen zur längern 
Dauer fi eignenden Vereinbarung unter ven einmal factiſch an Macht fo gar fehr ungleichen 
Staaten leuchtet ein‘, fowie die natürliche Richtung derfelben entweder zur Anardie und Auf: 
löfung oder zur Unterdrückung und Gewaltherrihaft. Solange daher nicht Bernunft und 
Humanität ducd die Fortſchritte der Menſchenbildung zu allgemeiner Herrſchaft gebieben fein 
werden (und warn werben jie dies?), bleibt wol fein befleres, wenigftens zur annähernven Er: 
reihung des Zield tauglicheres Mittel übrig ald das Syſtem ded Gleichgewichts, von deſſen 
rechtlicher und politiiher Natur wir jedoch in einem eigenen Artikel zu ſprechen uns vorbehalten. 

Rotted. 

Frieden, Friedensfchlüffe. Friede ift der Zuſtand, worin die gegenfeitigen Verhäu— 
niffe der Staaten nad; ausdrücklichem oder ſtillſchweigendem Übereinfommen bemeſſen und ge- 
regelt werden und worin die Genoflen des bejondern Staates, bei dem Zwieſpalte ihrer In: 
tereflen, den für geſetzlich geltenden Staatsgewalten ſich unterwerfen. Keineswegs läßt ſich 
jedoch der Friede, als ein Be des Rechts, dem des Kriegs, ald einem Zuftande der rech⸗ 
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loſen Gewalt, entgegenftellen, habe man num hierbei ven Kampf eined Staates gegen einen an- 
dern ober den Bürgerkrieg feindfeliger Parteien vor Augen. Der Friede Fann vielmehr ein Zu— 
ftand ver Rechtloſigkeit fein, während das nimmer zu erflidende Gefühl in der Menfchenbruft 
auch jeden Krieg verdammen wird, der nicht im Rechte feine Wurzel hat, und felbft für die 
Dauer des Kriegs ein rechtliched Map in der Anwendung der Gewalt anerkannt jehen will. 
Und wie fehr Selbftfuht und Vorurtheil, Irrthum und Leidenfhaft über die Schranfen hin 
ausgeführt haben, die man auf andern Stufen der Entwidelung und Gefittung ald Schranfen 
des Rechts anerkennen mußte, jo hat ſich doch durd) alle Perioden der Geſchichte in vielfachen 
Außerungen diefe Idee eined Rechts zum Kriege und im Kriege entſchieden ausgeſprochen. (Bgl. 
Hugo Grotius, „De jure belli ac pacis“, Prolefom., ©. 77.) Ald man in Europa während 
des 17. Jahrhunderts anfing, für das Recht überhaupt nad einer philofophifchen Grundlage 
zu juchen, wurde auch das des Kriegs und Friedend der Gegenftand bejonderer Unterfuhungen. 
Schon vor Hugo Grotius’ berühmteftem Werke „De jure belli ac pacis”, gegründet auf bie 
Idee: „Thue alles, was der Gejelligkeit unter den Menfchen förverlich ift, unterlaffe alles, was 
ihr hinderlich fein würde”, hatte der Italiener Alberic Gentilis, ald Lehrer zu Oxford, in ähn— 
lihem Geifte feine Abhandlung „De jurg belli“ gejhrieben. Seitdem haben fi immer zahl- 
reichere Forſchungen auf einen Gegenftand gerichtet, der fort und fort das höchſte Interefle in 
Anjprud nehmen mußte. 

Bliden wir in die Geſchichte zurück, fo fehen wir, mie alle Entwidelung des Voͤlkerlebens 
an bie wechjelnde Kette von Kriegs- und Friedenszuftänden ſich anfnüpft; mie der Krieg, der 
Beweger des Menſchengeſchlechts, nicht blos zerflörend einherfchreitet, fondern auch ver Ermeder 
ihlummernder Kräfte, der Schöpfer neuer und höherer Zuftände wird, indem er feinen blu: 
tigen Samen über die Länder der Erde audftreut. So gewöhnlich waren die Kriege geworben, 
daß ein Hobbes und andere den Kriegäzuftand für den urfprünglichen und natürlichen halten 
mochten. Allein die Thatjahen der Vergangenheit berechtigen keineswegs zu ber Folgerung, 
daß für alle Zukunft nur der ewige Wechſel von Krieg und Frieden das voräusbeftimmte Schick- 
fal ver Nationen fei. Auch ift diefer Gedanke einer unabänderlichen Nothwendigkeit ver Kriege 
niemal® durchweg berrichend geworden. Immer hat fih ihm der Glaube an die Möglichkeit 
eined dauernden und felbft das Ideal eines ewigen Friedens entgegengeftellt. Heinrich IV. 
glaubte dad Mittel zur Herftellung eines folden ewigen Friedens in einer allgemeinen dhrift: 
lichen Staatenrepublif zu finden, an deren Spige Frankreich geftellt werben follte; St.-Pierre 
und Kant ſuchten 8 in einem allgemeinen VBölferbündniffe; ein Friedrich II. in dem politifchen 
Gleichgewichte ver Staaten; andere in einer Univerfalmonardie oder in einem die Gefammtheit 
aller Nationen umfaflenden Völferftaate. Aber auch dieſe Idee Eonnte feine ausſchließende 
Herrfhaft gewinnen und, immer von neuem auftauchend, ift fie ſtets wieder in das Reich der 
philantropifchen Träume verwiefen worben. Die Gründe dafür liegen ziemlih nahe. Selbft 
wenn zeitmweife eine der Stärfe jedes einzelnen Staate8 weit überlegene Macht ſich gründen ließe, 
welche die Aufrehthaltung des Geſetzes des Friedens übernähme, fo würbe doch dieſe Macht 
felbft immer wieder ſich auflöfen, folange nicht die politifchen mit den natürlichen Grenzen der 
einzelnen Nationalitäten zufammenfielen und folange nicht jede befondere Nation wenigſtens 
die Grenze ihres äußerlichen und phyſiſchen Wachsthums erreicht hätte, wenn fie gleih an gei- 
ftiger und fittlicher Kraft noch fernerhin zunehmen könnte. Der Geſichtskreis, den wir zur Zeit 
überblicken, reicht aber lange nicht in eine fo tiefe Zukunft hinein, um die Frage zu beantworten, 
ob und wann ein folder natürlicher Beharrungszuftand, welder die politifhe Stabilität erft 
möglid; machen würde, eintreten werde und ob er jemals eintreten fönne. (S. Ewiger Friebe.) 

Bei lockerm gejelligen Verbande und wo noch die Völferftämme in eine größere Menge 
politiiher Vereine zerfallen, tritt ein Zufammenftoß entgegengefegter Intereffen häufiger ein, 
und darum find aud) die Veranlaffungen zum Kriege beſonders zahlreih. (Bol. Montes: 
quieu, „De l’esprit des lois”, U, 12.) So jehen wir die Jägervölfer und Nomaden: 
ftämme in beſtändige Kämpfe verwidelt. Die Gründung ded Staates felbft ift aber ber 
Abſchluß eines dauernden Friedens zwifhen den Genoflen deflelben, und in ven Maße, 
wie größere politifche Vereine ſich bilden, verengt fi) die Sphäre des Kriegs, indem ber frü- 
here Kampf eines jeden gegen alle hauptſächlich auf das Verhältnig von Staat zu Staaten 
beihränft wird. Der Zweck des Kriegs ift der Sieg, zur Erwerbung neuer oder zur Be: 
hauptung ber früher gezogenen Rechtögrenzen; der Zweck ded Friedens ift die Anerkennung 
und Sicherung berjelben, Die Berufung an die Gewalt macht den Krieg zur factifhen Probe 
für nie Möglichkeit einer Korteriftenz der Staaten nad; beftimmten Berhältniffen und zum Map: 
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ftabe, um die Schranke ihrer fünftigen Macht zu bemeffen, die durch den Abſchluß ded Friedens 
in weiterm oder engerm Umfange feftgeftellt werben ſoll. Jeder Friede wird alſo feinem Be: 
griffe nad) für immer abgeſchloſſen, ſowie auch jeder Nechtöftreit zwifchen einzelnen in höchſter 
rihterlicher Inftanz für immer entſchieden wird. Hierdurch unterfcheidet ji der Friede vom 
Waffenſtillſtande, ald der bloßen Einftellung ver Feindſeligkeiten für eine beſtimmte Friſt, Die 
häufig zur Unterhandlung bed Friedens benugt wird. Indem aber Staaten und Völfer, im 
Bertrauen auf die eigene Kraft, zu ven Waffen greifen, unterwerfen fie fih zugleich allen Wed: 
jelfällen, die über alle menschliche Berehnung hinaus in blutigen Würfelſpiele dahin oder dort: 
hin die Wagichale des Siegs neigen. In folder Zeit, die über dad Los der Völker entſcheidet, 
tritt Dad noch dunfel verhüllte Schickſal in ritfenhafterer Geftalt, ald wenn es jih nur um Die 
Loſe der einzelnen handelt, zu den Menfchen heran, und lebendiger trat ſtets auch der Glaube 
hervor, welcher die Leitung der Geſchicke der Nationen in die Hände höherer Weſen legte. Im 
alten Perioden der Geſchichte und bei den verfchiedenften Völkern fpricht ſich hiernach ver Ge— 
danfe aus, daß der Krieg als ein Gottesurtheil zwifchen den ftreitenden Theilen und Da ver 
Friede als die Verfündung und Vollſtreckung deſſelben zu betrachten fei. Überall knüpften ſich 
darum religidje Gebräude an den Abſchluß des Friedens, bei den wilden Indianerftänmen 
Nordamerikas, die den Rauch ihrer Briedenspfeife zum großen Geifte emporfteigen laften, wie 
bei den Nationen, melde die Höhepunkte der Gultur erreicht haben. Opfer und Libationen, 
Handſchlag, Anrufung der Götter, beſonders des Zeus, des Rächers des Meineids, leiteten bei 
den Griehen die Unterhandlungen ein oder dienten zur Befräftigung der Friedensſchlüſſe 
Meiftens wurden durch befondere Abgeordnete die Bedingungen feftgejegt, unter welchen Wie- 
dererftattung und Entſchädigung die gewöhnlichften waren. Dit geſchah dies durch die An 
führer der beiden Heere im Angefichte verfelben, und um fo eher mochte dies gefchehen, als im 
Heere zugleidh ein Theil des gebietenden Volkes verfammelt war und ald zwijchen Bürger und 
Krieger noch nicht Die von der neuern Politik gefhaffene fünftlihe Trennung beftand. Beiden 
Römern hatten die das öffentliche Leben mit der Religion vermittelnden Fetialen, das Scepter 
des Jupiter Feretrius, heilige Kräuter und Kiefelfteine tragend, womit fie die Opfertbiere töd- 

teten, die religiöjen Gebräuche, wenigften® bis zu den Zeiten von Glaubius, zu vollziehen. Noch 

in der neueften Zeit beginnt gewöhnlich die Friedendurfunde mit der Anrufung der heiligen 

Dreieinigfeit oder des göttlichen Namens. ?) 

Wie die Kriege entweder zwifchen jelbfländigen Staaten oder ald Bürgerfriege zwiſchen 
den Parteien eined Staated oder Staatenvereind geführt werden, fo fegen auch die Friedens 
ſchlüſſe nicht blos die internationalen, fondern oft auch die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe feit. 
Und jelbft in ven Kriegen von Staat zu Staat fommt nicht felten die fünftige rechtliche Stellung 
einzelner Parteien oder befonderer Stände und Klaſſen der Bevölferung zur Sprache, ſodaß die 
Friedendverträge nicht nur als die widtigfte Duelle des pofitiven Völkerrechts, ſondern auch 
als eine wichtige Duelle des Staatsrechts in Betradht fommen. Der Inhalt der Friedensſchlüſſe 
weift alſo hauptſächlich darauf hin, welche Politik in den verſchiedenen Perioden der Völker: 
geſchichte vorberrihend war, und wenn wir von Zufälligfeiten im einzelnen abſehen, melder 
politifhen Zuftände im allgemeinen die Völker fähig gemwefen find. Im Wechſel von Krieg und 
Frieden wird aber biejer durch jenen nothwendig bedingt, und der Eharafter ver Friedensſchlüſſe 
jelbft wird aljo von demjenigen der Eriegführenden Nationen jowie von dem allgemeinern 
Charakter der verſchiedenen Epochen wefentlih abhängen. Eine Schilderung des Geiſtes der 
Sriedendverträge und eine furze Überſicht der Hierdurch herbeigeführten Hauptveränderungen 
in den ftaatlihen Verhältniffen, jedoch mit befonderer Berüdfihtigung ver nächften Wergangen: 
heit, mag ſich alſo Hier gleichfalls an jene drei Hauptperioden anfchließen, welchen die beveutend: 
ften Ummälzungen im Völferleben dur die gärende Mifhung neuer Elemente mit den früher 
vorhandenen einen eigenthümlichen Charakter aufgeprägt haben. Dieje Ummälzungen find 
die Völferwanderung, die dad Gebiet der alten Zeit fhlieft und das Mittelalter bervorgeben 
läßt; die Reformation bis zum Schluffe des Dreifigjährigen Kriegs, welche die neuere Zeit be: 
gründet, ſowie endlich die nordamerifanifche und Franzöſiſche Revolution, die der Gegenwart 
und nädften Zufunft Bahn gebrochen haben. 

Sriedensihlüffe bi8 zur Völkerwanderung. Von ven früheften Zeiten an, 


1) Während der Branzöfifchen Revolution bis zum Sturze Napoleon’s war die Anrufung der beili⸗ 
— aus den Friedensinſtrumenten verſchwunden, kam aber feit der Reſtauration wieder 
in Gebrauch. 
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woraus Überlieferungen bis auf unfere Gegenwart reihen, und in der ganzen erften, mehrere 
Jahrtaufende umfaſſenden Periode der Geſchichte tritt, im Vergleich mit den folgenden Berioden, 
eine größere Iſolirung ded Völker- und Staatenlebend als beſonders harakteriftifch hervor. 
Meder die Einheit einer und derjelben Religion hatte um ganze Reihen von Nationen verſchie— 
dener Abftammung und Sprade ihre geiflig vereinigenden Bande geſchlungen, noch hatte ein 
ausgedehnter und lebhafter Verkehr die materiellen Intereſſen derſelben fefter verfnüpft. So 
fonnte denn die Idee, daß alle Nationen einem großen Organidmud angehören, worin das Ge- 
deihen jedes einzelnen Gliedes das Wahsthum und die Wohlfahrt jeved andern bevingt, ſelbſt 
nicht bis zum Bewußtſein durchdringen und noch weniger Herrſchaft im Keben gewinnen. Jedes 
Bolf und jeder Staat verfolgte, unbefümmert un den Gang der andern Nationen , fo lange 
feine bejondere Laufbahn, bis die Wege ſich Ereuzten und der Fortſchritt ded einen zur Hemmung 
für den andern wurde. Gin folder fühlbar geworbener Gegenftoß widerftrebender Intereffen 
wurbe felten dur Vermittelung und Verföhnung derjelben bejeitigt, ſondern der Friede ge= 
wöhnlih nur durd Vernichtung oder völlige Unterwerfung des einen Theils bergeftellt. Nur 
wenn die gänzliche Überwältigung des Gegners factiſch unmöglich erſchien, fam man zu eigent: 
lichen $riedendverträgen, melde die von einer äußern Nothwendigkeit gezogenen Schranfen der 
Macht zugleich ald diejenigen des Rechts gelten liegen. So vollftredte Jojua in einem ſechs— 
jährigen blutigen Kriege durch Vertilgung des größten Theild der Kananiter die graufamen 
Gejege des Moſes. Die Kriege David’s endigten mit der völligen Unterjohung der Amalefiter, 
Edomiter, Moabiter und Ammoniter, Wie das audermählte Volk Gottes gegen feine Nachbar— 
völfer gehandelt Hatte, jo wurde ihm von einer übermächtigen Gewalt vergolten, als Tiglat— 
pilefar einen Theil und ald Salmanafjar den liberreft der Iſraeliten in die Gefangenihaft 
führte. Die von Eyrud ausgegangene merfwürbige Revolution fegte ji durch die auf völlige 
Vernichtung aller Nahbarftaaten gerichteten Kämpfe fort. Konnte doch Kröfus, einer der mäch— 
tigften Gegner des neuen Perſerreichs, der Sage nah, nur durch einen Zufall dem graufamen 
Feuertode entgehen! Den eriten Kampf der vereinigten Öriechen im Auslande endigte fein Frie— 
densſchluß, fondern die Zerftörung Trojas. Ihr Kampf gegen die Berjer mar zunächſt ein Ver— 
theidigungäfrieg, deſſen Ausgang zeigte, daß die Macht des Verjerreihs nicht zur Vernichtung 
Griechenlands Hinreiche, daß aber aud die griehiiche Macht zur Unterwerfung Perſiens noch 
nicht ftark genug jei. So führte der Cimoniſche Friede nur zur Anerkennung der Unabhängig: 
feit der Befigungen der Hellenen, mit Einſchluß ihrer Golonien in Kleinaflen , und der Unver— 
letzbarkeit griehiicher Länder und Meere durch verfliche Kriegsmacht. Der berüchtigte Antalei— 
diſche Friede, wodurch die Lacedämonier die afiatiihen Griechen ven Perſern von neuem preis 
gaben, um von außen ungeflört die Suprematie ihrer Stabt im europäifchen Hellas fejter zu 
begründen, mar ein weiterer Beweis, wie die Idee einer helleniichen Nationalität und eines 
helleniſchen Geſammtrechts nur zeitweije, bei gemeinſchaftlich drohender Gefahr, und jelbft dann 
höchſt unvollftändig hervortrat, mie aber bei jeder Erfchlaffung der äußern Gewalt, melde die 
griehiihen Staaten zufammendrängte, alöbald wieder die Sonderintereflen der einzelnen Staa= 
ten zur ausſchließenden Richtſchnur aller Politif wurden. Dieſer Staatenegoismus, ver nur 
innerhalb der engen Marfen jeined Gebiets ein Staatöreht anerfannte, aber darüber hinaus 
von feinem Völferreht wußte, zeigte jich mit feiner ganzen Schroffheit auch in den innern Krie: 
gen ver Hellenen. So hatten ſich die Spartaner ihre Heloten erfämpft und alle Meffenier, die 
nit das Schwert vertilgte oder zeitige Flucht rettete, waren ihre Sklaven und dienende Werf: 
zeuge in der Hand der Sieger geworden. Wenn der eifernen Politik der Spartaner gegenüber 
die der Athenienjer milder ericheint, jo war doch auch bei ihnen die Macht und der Glanz Athens 
der audfhließende Zweck derjelben, und ihre tributbaren und waffenpflichtigen Bundesgenoffen 
famen nur ald Mittel für deſſen Erreihung in Betracht. Am grellſten kam Die gegenfeitige. 
Vertilgungswuth im Beloponnefiihen Kriege zum Vorſchein. Wurden dod) nach ver Schladht 
von Ägospotamos 3000 Gefangene von den Siegern faltblütig hingeſchlachtet, und der Friebe, 
der auf diefe Schlacht folgte und Athen feinen dreißig Tyrannen vpreisgab, follte zugleich dieſen 
Staat, der fortan nur für Sparta zu flreiten ſich verpflichtete, als topte Waffe in die Hand der 
Überwinder legen. Der verhältnigmäßig günftige Friede, den Philipp von Macevonien nad) 
der Schlaht von Ehäronea den Athenienjern gewährte, während er gegen heben mit unerbitt- 
licher Strenge verfuhr, war doch nur ein Mittel zur fihern und dauernden Unterwerfung Grie- 
chenlands. Und wie Philipp mit kluger Gewalt jein Macedonien auf den Stamm der Hellenen 
pfropfte, fo gedachte Alerander bei allen Völkerſtämmen, vie jein Schwert zu erreichen vermöge, 
das Griehenthum fortwachſen zu laffen. Die Völker aber, die mit Fräftigerer Selbftändigfeit 
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gegen die Herrſchaft des fremdartigen Elements ſich auflehnten, wie das glanzvolle Neu-Tgrns, 
fielen der Vernichtung anheim. Als nad Alexander's Tode dad Gebäude feiner Macht zerfiel, 
jehen wir zwar, ald Folge der Einheit feines Urfprungs, unter den einzelnen Staaten, Die ſich 
daraus bildeten, einen gewiffen Zufammenbhang, den die Gefchichte ald macedoniihes Staaten: 
foftem bezeichnet hat; allein obgleich ein leichter Anflug griehifher Eultur weithin ſich ver: 
breitete, dauerte doch der politifdye Zufammenbang nur fo lange ald der Kampf aller gegen 
jeden biefer Staaten, und nur dad eine Schlachtfeld, worauf die verfhiedenen Völker ſich tum- 
melten, war ein ausgedehnteres geworden. Ald dann die einzelnen Staaten feftere Grenzen ge: 
wonnen hatten, begann aud) wieder die Iſolirung, fodaß die meiften, getrennt voneinander, bie 
Beute der erobernden Römer wurben. 

Unumwundener trat in ber Politik der Römer dad während ded ganzen Alterthums berr- 
ſchende Princip hervor, daß jedem fremden Staate gegenüber das Recht des eigenen Staates 
ebenſo weit als feine Macht reichte. War doch ihr jus gentium mit dem in ber neuern Zeit aus: 
gebildeten Völkerrechte fo wenig verwandt, daß ed weſentlich nur die bei den befannten Nationen 
übereinflimmend herrſchenden privatrechtlihen Grundfäge umfaßte. Obgleich bei einzelnen. 
3.8. Eicero, auch ſolche Anfichten ſich entwidelten, die mit den jegigen Begriffen über Völkerrech 
näber verwandt waren, gehörten fie doch nur der Lehre, nicht vem Leben an. Endete ein Krieg 
nicht mit der völligen Vernichtung des feindlichen Staated, jo mußte dieſer wenigftend die Mad 
Noms verftärken, indem ev zum Bunde gezwungen wurde. Auch hatte jeder Friede im Sinn: 
der Römer nur ven Charakter eines Waffenftillftandes, der den Gegner ſchwächte und wehrlos 
machte, um ihn bei gelegenerer Zeit gänzlich vernichten zu können. So war der erfte karthagi— 
nienfifche Friede, der felbft nad feinem Abichluffe in mehreren Punkten durch das römiſche 
Volk willkürlich gefhärft wurde, und der zweite Friede nad) der Schladt bei Zama nur die 
ftufenmweife Vorbereitung zur Zerftörung Karthagos. In dem Schidjale diefer Stadt fündigte 
ſich auch dasjenige aller andern Staaten an, mit denen Rom jpäter Krieg ſuchte und des Krieg! 
ſich freute, jelbft wenn es den Schein der Selbftvertheidigung annahm. Nur in Italien zwangen 
die Verhältniffe ven Römern ein etwas milderes politifhes Suftem auf. Der aus dem Eleinften 
Keime zur Weltherrihaft emporwachſende Staat mußte aus feiner Nahbarfchaft den erfien 
Nahrungsftoff ziehen, der fein fortſchreitendes Wahsthum möglich machte. So wurde Alba- 
longa zwar zerftört, aber der Liberreft jeiner Bürger der fiegreihen Stadt einverleibt. Und als 
die Stadt Rom in ſich felbft eine Macht geworben war, die mit der im engen Raume zufammen: 
gebrängten Kraft eine weite Herrſchaft zu behaupten vermochte, umgab fie ſich doc durch die 
. Bedingungen der Friedendverträge, die fie ven Überwundenen vorſchrieb, in einem weitern 

Kreife mit einer dreifach abgeftuften Reihe von Bundesgenoſſen, wovon nur ein Theil im ftren- 
gen Sinne ihr unterthan war, mährend die socii italici und latini nominis int Beſitz ver: 
ſchiedener Rechte blieben. Es war der mit der Herrſchſucht felbft geborene uralte Grundfag der 
Politik: Theile und herrfche, ver aud Hier zur Anwendung Fam. Der jpätere allgemeine Bun: 
deögenoflenfrieg war aber nur die Ausdehnung des Kanıpfes der in Rom gegeneinander frei: 
tenden Parteien auf die weitern Grenzen ded italifchen Landes, da fih fhon früher in Rom 
Telbft eine Bartei für die Gleihftellung ver Bundesgenoſſen erklärt hatte. So führten denn die 
partiellen Friedensſchlüſſe, die bald durch Vergleich, bald nach den Dictaten des fiegreihen Kom 
jenen Krieg beendigten, im weſentlichen zu der Anerkennung gleiher Bedingungen und zur 
Ausdehnung des Bürgerrechts über ganz Italien, das nun zur übrigen römifchen Belt in ein 
ähnliches Verhältniß trat, wie früher Nom zu Italien geftanden hatte. Als aber in ver Folge 
auch den andern unterworfenen Nationen das Bürgerrecht zugeftanden wurde, hatte eben da— 
durd die römische Herrſchaft ihren politiſchen Schwerpunft verloren und mußte mit aus dieſem 
Grunde um fo fhneller ihrer Auflöfung entgegengehen. Bon der Kaiferregierung an be: 
ſchränkte man ſich Hauptfächlic auf Erhaltung des einmal Gewonnenen. Wo im Umfange des 
weiten Reichs die Empörung ihr Haupt erhob und die Kraft des herrſchenden Volkes zur Ver- 
nichtung der Aufrührer hinreichte,, da war diefe das fichere Lo der ÜIbermundenen. Ein joldes 
Schickſal traf unter andern das ſtolze Jerufalem. Im Verhältniß zum Auslande wurden dage- 
gen die Kriege mehr und mehr zur bloßen Bertheidigung geführt, und es lag in der Natur der 
Sade, daß nun auch die Friedensfhlüffe einen mildern Eharafter annehmen mußten. Zu einer 
ſolchen gemäßigtern Politif gelangt endlich jever Staat, der den Höhepunft feiner Macht über: 
fliegen hat; allein dies ift vie Mäßigung des Greifenalters, worin endlich die Kräfte ſchwinden, 
nachdem der Jüngling und der Mann allen Leidenſchaften ven Zügel Hatten ſchießen laſſen. 
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Friedensſchlüſſe His zur Reformation, Die Politik der ganzen erften Beriode und 
Darum auch die Friedensſchlüſſe, worin fie jih offenbarte „harakterijirt ein no unbefonnener 
politifcher Egoismus, der nicht das Fernerliegende berechnet, fondern die Leidenſchaft, die ven 
Staatdförper bewegt, zugleid als das wohlverftandene Intereffe deffelben und als die Duelle 
feines Rechts gelten läßt. Die Staaten, die nicht gerade in unmittelbare Verührung mitein- 
ander kamen, ftanden aljo theilnahmlos nebeneinander; ; denn ed fehlte noch an jener politifchen 
Umſicht, welche die Zuſtände und Bedürfniſſe einer Reihe von Völkern prüfend erwägt und nach 
dem Schickſale anderer Staaten auch für ſich ſelbſt die möglichen künftigen Folgen ermißt. 
Darum finden wir in dieſer erſten Periode zwar einzelne Friedensunterhandlungen, worin die 
Politik alle Kunſt und alle Liſt aufbot, aber ſie ſtützen ſich noch auf kein politiſches Syſtem, das 
in weiterm Umfange die Verbindung und den Zuſammenhang der Staaten ind Auge faßt. Ju 
den erjten Jahrhunderten der zweiten Periode, ald ver gewaltige Völferfturm, zerjtörend und 
reinigend, faft durch alle Theile der Alten Welt braufte, bis zu den Eroberungen der Araber 
mußte dieſer Charakter weſentlich unverändert bleiben. Der Genuß des Siegs war der nädhfte 
Zweck deffelben. Die überwundenen Chineſen mußten mit einem Tribute auderlefener Mädchen 
ihren Brieden von den Hiongnu erfaufen; jelbjt der Kaifer des Landes mußte feine Töchter 
ven Häuptern der Eroberer preisgeben, und die Befriedigung folder Forderungen rief neue Anz 
jprüche hervor. „ Der feige Theodoſius war genöthigt, mit ſchwerem Golde von Attila den Frie: 
ven zu erhandein (446), und die germaniſchen Völker, gleich den Saracenen und ſpäter den 
Türken, ſchwelgten in der Beute, die fie mit dem Schwerte ſich gewonnen hatten. Eigenthüm— 
liche Berbältniffe der Sieger zu den Überwundenen gingen jedoch daraus hervor, daß die Ero— 
berer zunächſt nicht von einem feſten Sitze aus ihre Herrſchaft zu erweitern ſtrebten, ſondern erſt 
in fremden Ländern neue Wohnplätze ſich erkämpften. Glaubte man dieſe behaupten zu können, 
ſo wollte man der Früchte des Siegs auf die Dauer ſich verſichern, und als ſolche wurden auch 
wol die Erzeugniſſe des eroberten Landes für alle Zukunft angejehen. Die Überwundenen 
ſollten nachhaltig ausgebeuret werben und die Vorrheile in möglichſt ausgedehntem Maße den 
Siegern zugute kommen. Darum fhonte und beſchützte man zwar die Unterworfenen, wie der 
Herr die ihm nützlichen Diener ſchützt, und ließ ſie nach ihren befondern Gejegen und Sitten 
leben, aber man machte jie wehrlos und verurtheilte jie zu den productiven Beihäftigungen des 
Friedens, deren Gewinn fie mit den Siegern theilen mußten, während das Schwert der legtern 
ebenfo wol zur Verteidigung des Landes als zur fortdauernden Unterjohung feiner Bewoh— 
ner über ihren Häuptern ſchwebte. Ginen ſolchen gewaltjamen Brieden der Sieger mit den Be: 
ſiegten, eine joldhe neue Art von Lömwengejellihaft im großen hatte der Oftgothenkönig Theo: 
dorich mit den überwundenen Stalienern geſchloſſen. Ähnliche Gründe hatten aber auch in ven 
andern Ländern nicht blos ver germaniſch-römiſchen Welt ähnliche Verhältniffe erzeugt, fondern 
wir finden fie ſelbſt jegt noch in ver Stellung der Osmanen, der Haupterben der Groberungen 
der Araber, zu den unterworfenen riftlichen Nationen. Solange jedoch die Eroberung nod) 
nicht vollendet war, jolange ver Sieg noch ſchwankte oder der Friede nicht gefichert ſchien, ſcheute 
man vor feinem Mittel der Gewalt und des Verraths zurück, das zum Zwede dienlid erachtet 
wurde, Hatte doch jelbit der große Iheovorih, an Ruhm umd Tugenden feiner Zeit voran= 
leugtend, feinen Gegner Odoacer mit dem Verſprechen ver Freundſchaft und einer gemeinschaft: 
lien Regierung verlockt, um ihn unter ven Freuden der Tafel verrätberiih zu ermorden! 

Inmitten der Zerflörung reifen die Keime neuer Schöpfungen, und im Schoſe der Zwie— 
tracht jelbjt muß jid Das dringendere Bedürfniß neuer Einheit und Ordnung erzeugen. Aus 
der Anarchie der Völker und Staaten erhob ſich aljo das Fränkiſche Neid) und ftrebte endlich, 
alle germanifh=römiihen Länder unter die Einheit derſelben Herrichaft zu beugen. Jetzt war 
von feinem dauernden Vergleiche mit den überwundenen Völkern, von feiner fortwährenven 
Anerkennung wenigftens eined Scheins von Selbftändigfeit die Rede. Wenngleih nad) den 
Bedingungen des Friedens, den endlich Karl der Große ven Sachſen aufzivang, dieſe mit Bei: 
bebaltung ihrer Freiheit und einheimiſchen Gejege in eine Gemeinichaft der Beherrihung und 
Religion mit den Branfen treten jollten, fo wurden fie doch bald der Verpflichtung zum kriegeri— 
ſchen Königsdienfte und allen firhlihen und politiihen Inftiturionen des Fränkiſchen Reiche 
unterworfen und das Gejeg des Siegerd durch die gewaltfame Verpflanzung vieler Taufende in 
fränkiſche Länder zur Vollſtreckung gebracht. 

Wie die Anarchie Alleinherrſchaft erzeugt, ſo wird die unnatürlich gewaltſame Vereinigung 
zu neuer Trennung führen. Der Griede zu Verdun (843) zwiſchen den Enkeln Karl's des 
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Großen machte ven Anfang einer gefonderten Geſchichte Deutichlands, Italiens und Sranfreice 
Zwar lebte die Idee einer umfaſſendern Herrihaft in der Gründung einer römiſch- Deutfcher 
Kaiferwürde fort, aber nur zeitweife Fonnte fie jih in weiterm oder engerm Umfange Geltun; 
verfchaffen. Während die weltlihe Gewalt der Kaifer mehr und mehr zerfplirterte, Hatte mir 
der Ausbreitung der hriftlichen Religion die Macht dev Päpſte aus jhwahen Keime immer 
tiefere Wurzeln im Geifte und Gemüthe der Völker geichlagen. Ihr Streben nah ungemeifene: 
Herrſchaft ftürzte Hauptfählic in Deutfchland und Jtalien die weltliche Gewalt der Kaiſer mi: 
der geiftlihen der Päpfte in Jahrhunderte dauernden Kampf. Daran fhloß ih der Bürger: 
frieg der Guelfen und Ghibellinen, bis der lange Streit durd den Galirtinifhen Vergleich zu 
Morms (1122) und zwiſchen Welfen und Hohenftaufen auf den Neihätage zu Mainz (1235) 
wenigftens fo weit geichlichtet wurde, dap er nicht mehr in der frübern Ausdehnung und mit der 
alten Heftigfeit wiederfehrte. 

In den verfhiedenen Ländern Europas hatte unterdeß aus der Stellung der erobernden zu 
den überwundenen Völkern das Lehnweſen fich entwidelt. Während die heterogenen Beſtand— 
theile volksthümlich mehr und mehr verfhmolzen, bildete ich dagegen ein fhrofferer Unterſchiet 
der befonvern Feudalftände aus, und das ganze Staatsrecht löfte ich in eine Maſſe bejonzerer 
Rechte der einzelnen Stände, Corporationen und Privaten auf, Die Kolge war ein verwirren: 
der Kampf unter allen, die im Befige von Land und Leuten fich befanden. Wie jegt Die Kriege 
von Staat zu Staat in bloße Hausfriege zwiſchen einer zahllofen Menge von Machthabern fö 
verwandelten, von Kaifer und Königen bis zu den einzelnen Burgberren herab, fo nahmen 
auch die Friedensſchlüſſe ven Charakter bloßer Hausverträge an, wodurch die in taufend Brut: 
ſtücke zerriffenen Völker willfürlid dahin und dorthin vertheilt wurden. Aber mitten in diefer 
Feudalanarchie, im diefer Auflöfung aller politifchen Bande trat die im Ehriftenglauben ver: 
mittelte veligiöfe Einheit des enropäiihen Völferlebend in der gemeinfamen Unternehmung ber 
Kreuzzüge bedeutend hervor. Ihre nächſten und fernern Bolgen: der Austauſch der Ideen, den 
die vielfeitigern Berührungen aller europäiihen Völker begünftigten, und biernad Die geiftige 
Einheit, die über größere Maſſen ſich erſtreckte, die Shwähung des Adels, das Emporblüben 
der Städte, zunächſt und hauptſächlich in Italien; dann aber auch die Ginführung der lebenden 
Heere und die Veränderung des Kriegsſoſtems duch Anwendung des Schieppulverd, das vie 
Burgen der Feudalherren fprengte und der Entftebung größerer Staaten Raum brach, ſowie 
das Aufblühen ver Wilfenfchaften, die in wachſenden Kreifen ihr Licht verbreiteten — dies alles 
weckte das Bedürfniß umfaffenderer politifher Vereinigungen, fowie es zugleich die Mittel zur 
Befriedigung defielben an die Hand gab. Das habsburgifhe Haus, das mit Frankreich die 
Miterbin des burgundiihen Zwiſchenſtaates wurde, war aus ſchwachem Keime zu einer europäi- 
jchen Großmacht erwachſen. Im Deutſchen Reiche war endlich der erfehnte Ewige Landfriede (im 
Jahre 1495) zu Stande gekommen. Gr begründete einen Öffentlihen Redtszuftand im lange 
zerriffenen Lande; inden er aber den weitern Umgriffen eines trogigen Adels ein Ziel fegte und 
die Urſachen bejeitigte, welche die Bündniffe ver Städte erzeugt hatten, gab er auch der Mad 
der Fürften eine jihere Grundlage, worin dad monarchiſche Princip fefter wurzelte und morurd 
die Auflöfung Deutichlande, dad wenigftend dem Rechte nad ald Geſammtreich beſtanden hatte, 
in einen lockern Staatenbund eingeleitet wurde. Auch im größern Theile Italiens hate das 
monarchiſche Brincip den Sieg errungen, da nur Venedig und Genua bis auf Die neuere Zeit 
ihre ariſtokratiſch- demofratifhen Verfaffungen behaupteten. Dagegen hatte ih in der Schweiz 
ein eigenthümlich zufammengefegter Bund demokratiſcher und ariftofratifcher Kleinftaaten ge: 
bilder, der in jlegreichen Kämpfen die Kraft feiner Selbſtändigkeit tbatjüchlich bewährte, bit 
dieſe wenigftens vorläufig auch rechtlich anerfannt wurde durch den Frieden nad der Schlacht ei 
Näfels, durd die Verlängerung deifelben im Jahre 1394 und durch eine weitere Verlängerung 
auf 50 Jahre vom Jahre 1412 an. Die Jabrhunverte dauernden Kriege zwiſchen Frankreid 
und England hatten dieſes endlich in feine Naturgrenzen zurüdgewiefen, während FSranfreid 
im Widerftreite gegen das feindliche Ebement zu einer mächtigen geihloffenen Monardie it 
ausgebildet hatte. Im Gefühle der Stärfe, welche die größere Gentralifation der Kräfte ver: 
leiht, verfuchte e8 diefe gar bald aud in auswärtigen Unternebmungen, und bejonders Dir 
Kriege, deren Schauplaß feit Karl VII. Italien wurde, weten fhon auf fleinerm Naume jene 
eiferfüdhtige Politif, vie ſpäter, bei erweiterter Kenntniß der Staatöfräfte, mit ibren Verb: 
nungen und Gombinationen das ganze europäiſche Staatengebiet umfafte. Auch auf der Pore: 
näiſchen Halbinfel hatte eine unumfchränftere monarchiſche Herrſchaft innerlib und äußerlich nö 
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befeftigt und erweitert, und Spanien griff wie Frankreich vielfach in die VBerhältniffe des zer: 
ftüdelten Stalien ein, indem es zugleich dem öfterreihiihen Herrfcherhaufe zu dauernder Ver: 
bindung die Hand zu bieten jhien. Während noch überall die Staaten nah Haus- und Fami— 
lienredhten vererbt und vertaufcht, vereinigt und zerftüctelt wurden, hatte im Norden die Königin 
Margarethe mit der Vereinigung der drei ffandinavifchen Reihe durch die Kalmarijche Union 
von: Jahre 1397 wenigftend zeitweife der Idee Geltung verihafft, daß vor dem höhern Rechte 
der Bölfer die anmaßlichen Anfprüce einzelner Negentenfamilien zurüdtreten ſollen. Im Nord: 
often Europas behauptete noch Polen ein Übergewicht, indem Ungarn dahin und dorthin 
ſchwankte und Rußland, im Innern zerriffen und von außen bedrängt, noch nicht zum Gefühle 
feiner Kraft gelangt war. Im Süpdoften aber drängte ſich mit dem Sturze des alterſchwachen 
griehifhen Kaiferreihd durd die Macht der osmaniſchen Türken ein neued Element in das 
europäifche Völkerleben ein, das fortan in hohem Grave die Beachtung der Politik in Anſpruch 
nahm. Zugleid) wurde durch die Umſchiffung Afrikas ihr Geſichtskreis erweitert und durch bie 
Entdeckung Amerikas ihre Blicke bis zu dem fernjten Weften gelenkt, wo ji für taufendfache 
Berührungen , Berwidelungen und Kombinationen neue unermeßliche Räume erichloflen. So 
bildeten ih am Schluſſe der Periode die ftaatlihen Verhältniffe Europas jo weit aus, un einen: 
politiſchen Syſteme zur Grundlage zu dienen, das im Weftfälifchen Frieden deutlicher ind Be: 
wußtjein trat und den Charakter der Kriege und Friedensſchlüſſe der nächſten Folgezeit bedeu— 
tend veränderte. 

Friedensfhlüfje bis zur Nordamerifaniidhen und Branzöfifhen Revolu— 
tion. 1) Bis zum Weſtfäliſchen Frieden. Die Kreuzzüge hatten über jedes politijche 
Zerwürfnig hinaus die Einheit und den Zuſammenhang alles chriſtlich- europäiſchen Völker: 
lebens erkennen faflen,. Um fo mehr mußte alles, was dieje Einheit in Zwiefpalt zu verwan— 
deln, was diejen Zufammenhang aufzulöfen drohte, weithin ein lebhafted Intereife erwecken 
und auf der einen oder andern Seite Bartei ergreifen laffen. Zwar wurden die Verſuche der 
Albigenfer und Waldenfer, aus den ſtets drückender werdenden Banden einer geiftlien und 
geiftigen Tyrannei ſich loßzureigen, nur noch als örtliches Ubel empfunden, und die blutige Unter— 
drückung, Die ed von den äußerlichen Theilen des europäiſchen Völkerkörpers verſchwinden ließ, 
ſchien e8 gänzlich befeitigt zu haben. Selbft die gewaltigern Kämpfe der Hufjiten riffen un: 
mittelbar erſt einen Fleinen Theil der hriftlidh=europäiihen Völfer in den Strudel der Be: 
wegung. In die Parteien der Gemäßigten oder Galixtiner und in die dev Taboriten zerfallend, 
hatten die Hufiiten die Waffen gegen ſich felbit gefehrt und fo auch der Kirche für eine Zeit lang 
den Frieden erfämpft. Immer hatten jedoch die Prager Gompactaten (1433), wodurd den 
Galirtinern der Genuß des Kelchs beim Abendmahle und einiges Andere zugeftanden wurde, 
dem für unantaftbar und unverleglich gehaltenen Organismus der fatholifchen Kirche eine blei— 
bende Wunde gefchlagen. Inneres Siehthum hielt diefe Wunde offen und fam endlich als 
allgemeine Krankheit zum Ausbruch, wofür die Neformation, wie fie ein Symptom derjelben 
war, zugleich das Heilmittel werden ſollte. Die Begeifterung für die in vielen Herzen ſchlum— 
mernden und plöglich ermwedten neuen Ideen, ſowie die mit erneuter Kraft den alten Glauben 
umfaſſende Beharrlichkeit flürzten die VWölfer in den Kampf, und zum erjten mal nad) ven Kreuz⸗ 
zügen wurde wieder in weiterm Umfange für höhere Intereilen geftritten. Aber auch die ge— 
meinſte Selbftfucht, mit ihren ſich durchkreuzenden Berehnungen alle Berhältniffe verwirrend, 
mifchte in ven Kampf fi ein, und fo groß war das Übergewicht einzelner Machthaber über ihre 
Untertbanen geworden, daß ſchon in den eriten Friedensſchlüſſen, die einen zeitweifen Stillftand 
in den Religiondfriegen herbeiführten , die Nechte der Völker faum in Betracht famen. Um fo 
weniger geſchah dies, als der Berfuch der empörten Bauern in Deutſchland, fih mit ven Waffen 
die Anerkennung eined Rechtszuſtandes und die Befreiung von ſchwerem Drude zu erfämpfen, 
zu feinem Vergleich geführt hatte, fondern durch Fürſten und Adel graufam gerächt worden war. 
So wenig war von Volksrechten die Rebe, daß die evangeliihen Stände, nad dem Inhalte ihrer 
Proteftation gegen die Beichlüffe des Neichstags zu Speier, die kirchlichen Verhältniſſe ihrer 
Unterthanen von der Willfür der Fürften unbedingt abhängig zu machen gedachten. Der zeit: 
liche Ariede, der von Kaifer Karl V. zu Nürnberg (1532) den Schmalkaldiſchen Bunde be: 
milligt wurde, Die den Schmalkaldiſchen Krieg beendigenden Verträge, das auf dem Reichstag 
zu Augsburg ‚beihloffene Interim, der Paflauer Vertrag (16. Juli 1552) und endlid der 
Augsburger Religionöfriede vom Jahre 1555 tragen ſämmtlich diefen Charakter. In dieſem 
Sinne hatten die proteftantifchen Stände auf die Forderungen der Gewiſſensfreiheit für die 
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Unterthanen verzichtet und fich mit dem Befchluffe begnügt, daß den Obrigfeiten freiftehen Tolle, 
ih mit ihren Unterthanen zu einer ver beiden Neligionen zu befennen. Nur für die unter ben 
geiftlihen Fürſten ſtehenden Ritterſchaften, Städte und Communen, die ſeit langer Zeit der 
Augsburger Confeſſion anhängig ſeien, wurde inſofern eine Ausnahme gemacht, als fie hierbei 
ſollten verbleiben dürfen. Von demſelben Geiſte wurde die Ausſchließung der Reformirten von 
den Bedingungen des Augsburger Neligionsfriedens dictirt, ſowie die Forderung der lutheri— 
ſchen Stände, daß der Übertritt eines geiſtlichen Reichsſtandes zur Augsburger Confeſſion aud 
der katholiſchen Kirche das bisher von ihm beſeſſene Kirchengut entziehen, daß alſo dieſes als 
mit der Perſon des geiſtlichen Würdeträgers verbunden betrachtet werden ſolle. Ihre zweideu— 
tige Einſtimmung in die vom König Ferdinand im Namen des Kaiſers zur unerlaßlichen Be— 

dingung des Religionsfriedens gemachte gegentheilige Beſtimmung, in den ſogenannten geiſt 

lichen Vorbehalt, iſt hiernach im viel höherm Maße als die Hintanfegung der gerechten Anfpüde 

des Volkes eine Duelle neuer Zerwürfniffe geworden. 

Die Reformation, zunächſt in ihren beiven Hauptzweigen von Zuthertfum und Galvinie: 
mus, hatte unterdeß im Weiten und Norden Europas bedeutende Fortſchritte gemacht und wech— 
jelnde Schickſale erfahren. Namentlich hatte Frankreich feine ſtets neu fih gebärenden religiöfen 
Bürgerkriege, in welchen die wiederholten Briedensihlüffe nur Eurze Waffenruhe gewährten. 
Beſonders heftig brachen dieſe Kämpfe aus, ald nad dem Frieden von Chäteau-Cambreſis vie 
Monarchen Spaniens und Frankreichs gleihmäßig ihre Anftrengung auf Vernichtung der Ketzer 
richteten, und ald in der Eiferſucht der beiden mächtigen Häufer Guife und Montmorency die 
Barteien der Katboliten und Neformirten einen Anhaltspunkt und Führer im Kampfe gefunden 
hatten. Es geihah dies wenige Jahre nach dem Augöburger Neligiondfrieden, der in Deutſch— 
land wenigftend für eine Zeit lang das Schwert der feindlichen Parteien in der Scheide hielt. 
Der erfte Friede, welcher durch das Edict von Amboiſe (1563) den Qugenotten eine erweiterte 
Religionsfreibeit gewährte, wurde bald ſowie aud) der zweite gebrodyen. Der dritte, für jie 
noch vortbeilhaftere Friede von St.-Germain-en-Laye war nur die Ginleitung zum ſchauder— 
vollften Verrathe, zu der von Papft Gregor XII. mit einem kirchlichen Danffefte gefeierten 
Bluthochzeit. Diefe wurde das Signal eines neuen Kampfes der Verzweiflung und führte im 
Jahre 1573 zu einem vierten Religionsfrieden, der im wejentlichen die frühern Nehtöverhätt: 
niffe herftellte. Neue Kriege und trügerifche Friedensſchlüſſe (1576, 1577, 1580) folgten ih 
raſch hintereinander, bis die Unterwerfung der Ligue unter König Heinrid IV. (1595) ven 
Bürgerzwift endigte und dad Ediet von Nantes (1598) den Neformirten für einige Zeit einen 
gejicherten Nechtözuftand gewährte. 

Während der erjten Neligionswirren in Deutſchland tritt zugleid Karl V. mit der Macht 
der öfterreihifhen und ſpaniſchen Monardie gegen Sranfreih um das üÜbergewicht der welt: 
lichen Herrſchaft in wiederholten Kriegen, deren Hauptihauplag Italien war und worin aud 
das Schickſal der andern Staaten des weſtlichen Europa vielfach verihlungen wurde. Der von 
Franfreih im Jahre 1516 mit den Schweizern zu Freiburg abgeichloffene Friede hatte die Eids— 
genoſſenſchaft fortan an das franzöſiſche Intereſſe gefnüpft, und ver Friede zu Noyon mit Karl V. 
ihien ven Franzojen die Eroberung Mantuas zu jihern. Bald trieb jevod die Eiferſucht der 
beiden Großmächte zu erneuertem Kanıpfe, während gleichzeitig in Spanien die Verbindung der 
Städte, die für die Behauptung ihrer alten Gerechtſame die Waffen ergriffen hatten, unterlag 
und auch dort das unumſchränkte Königthum einen neuen und wichtigen Triumph feierte. Der 
von dem gefangenen König Franz I. zu Madrid unterzeichnete Friede yom 14. Jan. 1526, der 
Friede zu Gambray im Jahre 1529, derjenige von Crespy im Jahre 1544, endlich nad Franz’. 
und Karl's V. Tode der für Frankreich vortheilhafte fon oben erwähnte Friede zu Chäteau— 
Gambrejis von 3. April 1559 zogen der Macht der feindlichen Staaten bald engere, bald wei: 
tere, aber immer ſchwankende Grenzen. Gin jpäterer Krieg Philipp's II. von Spanien gegen 
Heinrich IV. von Frankreich wurde durch den Frieden vom Jahre-1598 auf die Beringungen 
des Vertrags von Chaͤteau-Cambreéſis beendigt. Die Nefultate aller dieſer Friedensſchlüſſe 
waren wenig bedeutend, wie denn auch die hierdurch beendigten Sölonerkriege mit noch ſchwa— 
hen Mitteln geführt wurden, Nur Frankreich, in feinem Innern bedroht, hatte zeitweiſe der 
allgemeinern Theilnahme des Volkes jeine Nettung aus drohender Gefahr zu verdanken. (ine 
größere Iheilnahme nimmt der Aufitand der Niederländer in Anſpruch. War gleich die Ber: 
legung eines materiellen Interefled, die Abgabe des zehnten Pfennigs, die unmittelbare Ber: 
anlaffung zum offenen Ausbruch der Gmpörung, fo fnüpften ih doch bald auch die höhern 
Intereifen der volfätbümlichen Selbftändigfeit und Religionfreiheit an den Ausgang des 
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Kampfes. Im Norden hatte jih endlich zu Anfang der Periode die Kalmarifche Union gänzlich 
aufgelöft. Noch wenig verflodten in die Kämpfe der mittlern und weftlihen Staaten Europas 
und nod) ein abgejonderted Staatenjuftem bildend, jehen wir Schweden und Dänemark, Polen 
und Rupland in fortdauernde Kämpfe verwidelt, bis endlich Schweden unter feinem Guſtav 
Adolf durd den Frieden zu Siöröd mit Dänemark (1613), durd den von Stolbowa (1617) 
mit Rußland, fowie dur einen Waffenftillftand mit Polen ein anerkanntes Übergewicht und 
zugleich freie Hand erhielt, in ven Welthändeln eine entſcheidende Rolle zu übernehmen. 

Die Ruhe, welche der Augsburger Religionsfrieve Deutſchland gewährte, wurde durch die 
anfchwellende Macht ver Osmanen zeitweile unterbrochen und war jhon früher zu verſchiedenen 
malen gefährdet worden. Schon damals fah man ſowol katholiſche ald proteftantiihe Fürften 
zu ihrem befondern Vortheil jenen Feinden der Ehriftenheit die Hand bieten, um jie früh die 
Volitik der europäifhen Mächte verachten zu lehren. Unter Kaifer Ferdinand 1. Fam jedoch im 
Jahre 1568 ein Friede auf acht Jahre mit den Türken zu Stande und im Jahre 1606 unter 
Rudolf II. ein durch Matthias vermittelter Friede auf 20 Jahre. Aud während des Dreißig- 
jährigen Kriegs hielten die Türken Frieden mit Ofterreih und überließen ed den hriftlichen 
Bölkern, fich felbft zu zerfleifchen. Wie die Beftimmungen des Augsburger Religionsfriedens 
den Samen neuer Zwiftigkeiten enthielten, jo nährten auch die Beihlüffe des Conciliums zu 
Trient, das über den Proteftanten den Stab gebrochen hatte, das Mistrauen, welches durch 
eine Erneuerung des Friedens nicht beihmichtigt werden konnte. Die Religionszwifte und Sur: 
celjionsftreitigkeiten zu Ende des 16. und zu Anfang des 17. Jahrhunderts, wo ber Übertritt 
von einem Glauben zum andern Anfprud auf die Unterflügung der proteſtantiſchen Union ober 
der katholiſchen Ligue gewähren follte, endlich die auf äußerlich kleine Beranlaflung ausgebro- 
henen böhmischen Unruhen festen den lange glimmenden Bau des Deutjchen Reihe in Flam— 
men. Sie ergriffen gar bald das ganze europäifche Staatengebäude, das im Meftfälijchen 
Srieden zwar nicht von Grund aus erneuert, aber doch in allen jeinen Theilen verändert und 
vervollftändigt werben follte. Nad den erften glüdlihen Erfolgen der katholiſchen Partei und 
der Überwindung Dänemarks lag es in der Hand Ofterreihs, den Frieden von neuen zu 
jihern. Aber dad von Ferdinand II. erlaffene Reſtitutionsediet (1628), obgleidh dem Wort: 
laute des Augsburger Religiondfrievend gemäß, griff fo tief in die ſeitdem entftandenen Ber: 
hältnifle ein und war fo verlegend für die proteftantifchen Stände auf der empfindlichſten Seite 
des weltlichen Befiges, daß ed zum Signale eines heftigern Kampfes wurde. Um dem drohenden 
Sturm gewachſen zu bleiben, ſchloß Ofterreih am 12. Mai 1629 mit Dänemarf einen Frieden, 
der diefen Staat von weiterer Ginmifhung in die deutſchen Angelegenheiten zurückwies. Aber 
ſchon im folgenden Jahre trat Schweden, dem bie eiferfüchtige Politik Frankreichs gegen Oſterreich 
und Spanien die Hand bot, ald Hauptmacht auf dem Schauplag des Kampfes auf, dem es ſchnell 
eine unerwartete Wendung gab. Ein wiederholter Umſchlag des Kriegsglüds durch die Schlacht 
bei Nördlingen veranlaßte nun aud) das katholiſche Frankreich, auf deutſchem Boden die Sache 
der Proteftanten zu verfechten. Schon früher hatte es zwei Kriege gegen Spanien geführt, die 
durch die Friedensſchlüſſe von Moncon (1626) und Chierasco (1630) beendigt worden waren. 
Spanien felbft aber hatte feit dem Jahre 1621 wieder die Waffen gegen die empörten Nieder- 
fande ergriffen un» in Deutſchland ver Partei der Katholiken Hülfe geleiftet. So dehnte der 
Krieg nad) der einen Seite weiter jih aus, während zugleich diefelbe Schlaht von Nördlingen 
den am 10. Mai 1635 zwifhen Ofterreih und Sachen zu Brag abgeſchloſſenen Frieden herbei— 
führte, dem bald nod andere proteftantiihe Stände beitraten, ohne jedoch im Gedränge ber 
fortftreitenden Barteien den Briedend;uftand dauernd behaupten zu fönnen. Zwar follten nad) 
dem Inhalt des Prager Friedens die contrabirenden Theile ihre gemeinfamen Anftrengungen 
auf Vertreibung der Fremden vom deutfchen Boden richten, und Schweden follte mit einer 
Summe von 2%/, Mil. Thlm, abgefunden werden; indem aber die böhmischen und pfälziſchen 
Angelegenheiten, Baden, Würtemberg und die unter Orenflierna vereinigten oberſächſiſchen 
Stände audgefhloffen blieben, während für die andern Stände das Neftitutiondedict auf 
40 Jahre juspendirt, dann aber gütlihe Ausgleichung verſucht, ſowie Anıneftie gewährt werden 
jollte, ericheint auch diefer Friede in der an ſchmachvollem Verrath fo reichen Periode ald ein 
Abfall Sachſens von der gemeinjfamen Sache und mag in einiger Beziehung dem während der 
Franzöſiſchen Revolution zwiſchen Preußen und Frankreich gejchloffenen Bajeler Frieden an die 
Seite geftellt werden. Gegen den Schluß des Kriegs jehen wir noch das auf Schweden eifer— 
ſüchtige proteftantiiche Dänemark im Intereffe der Katholiken die Waffen ergreifen, aber nad) 
ihneller Demüthigung ih zum Brieden vom 13. Aug. 1645 bequemen, während ſich Sachſen 
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fort und fort die Verlängerung feines Waffenftillftandes erfaufen mußte. Endlich war auch die 
Hartnädigfeit Oſterreichs durch die wiederholte Verheerung feiner Erbländer gebrochen, un? 
nad fait gänzliher Erſchöpfung der ftreitenden Theile, nachdem der Krieg im Kriege jelbit ſchon 
beinahe aufgehört hatte, erfcholl endlich die Kunde vom Abſchluſſe des allgemeinen Friedens, der 
für Europa ein neues Grundgeſetz und die Bajis eines neuen politifchen Syſtems wurde. 

Nicht lange nad den Prager Frieden hatten die Unterhandlungen begonnen und gegen 
13 Jahre gedauert, indem ihr Gang durch den ded Kriegs bald gehemmt und bald geförbert 
wurde. Nach beinahe fünfjährigen Negociationen gab erft der Kaijer auf dem Reichstage zu 
Regensburg (1640) feine Zuftimmung zur Berfammlung der Friedenscongrefie zu Münfter 
and Osnabrück; aud waren um diefelbe Zeit zu Hamburg Präliminarien unterzeichnet worden, 
die nähere Beftinnmungen über Ort und Art der Unterhandlung enthielten, aber erft im Jabre 
1643 vom Kaifer und von Spanien genehmigt wurden. Die fürmlide Eröffnung des Gen- 
greſſes erfolgte hiernadh erft am 10. April 1645, nachdem ſchon viel Zeit mit Streitigfeiten über 
Rang und Titel verſchwendet war und ferner verſchwendet wurde. Es wurde gleichzeitig zu 
Dsnabrüd zwifchen ven Faiferlihen, reichsſtändiſchen und ſchwediſchen Geſandten unterhandel 
und zu Münfter, wo der Kaifer, Branfreih und die andern nidtveutihen Staaten vertreten 
waren. Die Verhandlungen zu Osnabrück und Münfter ftanden in der Art in Verbindung, 
daß die an beiden Orten angenommenen Artifel für einen Tractat galten und fein Theil ohne 
den andern den Frieden ſchließen follte. Endlich Fam man zum befinitiven Abihluffe und es er- 
folgte die Unterzeihnung der Inftrumente des Weitfäliihen Friedens zu Osnabrüf und Mün— 
fter am 24. Det. 16482), nachdem ſich der Faiferliche Gefandte, Graf Mar von Trautmanns: 
dorff, während der legten 18 Monate befondere Berdienfte um die Beendigung des Friedens: 
werks erworben hatte. Frankreich und Schweden erklärten ji für Gewährleifter; der Papft 
aber, Innocenz X., legte Verwahrung dagegen ein. Nach dreißigjährigen Kriege, nad drei: 
zehnjährigen Verhandlungen wurden gleihwol die Verhältniffe ver Religionsparteien, die den 
Anlaß zum Kampf gegeben hatten, keineswegs in befriedigender Weile feitgeitellt. Der wid: 
tigfte Gewinn, der aus dem langen Zermürfniß hervorging, war die alljeitige Überzeugung, dag 
feine diefer Parteien zur Vernichtung der andern ftarf genug fei, und daß man den rechtlichen 
Beftand des Proteftantismud anerkennen müffe, da er ſich factifch zu behaupten in Stande war. 
Die Friedensinftrumente von Münfter und Osnabrück deckten nur äußerlich die blutenden Wun— 
den und ſchützten nothoürftig gegen weitere Verlegung, während die Heilung felbft der vernar— 
benden Zeit und den Fortihritten zu höhern Stufen geiftiger Bildung vorbehalten blieb. Aus 
erſtreckten fich die Beftimmungen des Weftfälifchen Friedens nur auf die firhlihen Verhältniſſe 
Deutihlands, da man den Machthabern aller andern betheiligten Staaten die Befugnig nicht 
beftritt, diefelben im Bereiche ihrer Gewalt nah Willkür zu regeln. Für Deutſchland jelbk 
erhob man fi lange nicht bis zur Beachtung der Gejammtheit des Volkes und religiöjer Bür— 
gerrechte. Im weientlihen wurden vielmehr der Paſſauer Bertrag und der Augsburger Reli: 
giondfriede betätigt, nur mit der Ausdehnung, daß aud die Reformirten mit eingejhlofien 
wurden, und unter der weitern Beflimmung, daß über die Religiondausübung und die Aner: 
fennung der katholiſchen oder evangeliihen Eonfelliondeigenichaft einzelner Kande und Orte 
mit allen daraus abzuleitenden Rechtsfolgen das Normaljahr 1624 enticheiden ſolle. Nur für 
Pfalz, Baden und Würtemberg wurde 1618 ald Normaljahr feftgefegt. Hinſichtlich des Beig- 
ſtandes der geiftlihen Güter follte in ver Regel der 1. Jan. 1624 der Normaltag jein und es 
wurde eben damit der lange beftrittene „‚geiftlihe Vorbehalt” anerfannt und für die Zukunft be— 
ſtätigt, da alle geiftlihen Stiftungen, worüber nicht befonders verfügt wurde, demjenigen Tbeile 
gehören und bleiben jollten, der ih an diefen Tage im Befigftande befunden habe. Auch in 
den Reichsſtädten entihied das Normaljahr über vie Neligionsredhte der Bewohner, Nur die 
Reihsfürften und Reichsritter hatten ein jelbjtändiges Recht der Gewiſſensfreiheit gewonnen. 
Die Unterthanen dagegen, infofern nicht das Normaljahr eine Grenze zog, blieben in religiöfer 
Beziehung der Willfür der Yandesherren in der Art überlaffen, daß diefe die Auswanderung 
der firdlichen Diſſidenten befehlen fonnten, oder ihnen — falle dies nicht geſchah — nur tie 
Erlaubniß zur Hausandacht zu gewähren hatten. In Oſterreich indbefondere wurde nicht ein- 
mal unbedingte Anmeftie ertheilt, und die landesherrliche Gewalt jollte hier im Verhältniß zu 
den im Weſtfäliſchen Frieden nur jehr kümmerlich beachten evangeliſchen Unterthanen jogar 
nicht Durch das Normaljahr beſchränkt jein. Namentlich blieben die Güter aller derjenigen con: 





2) Bgl. Woltmann’s Geſchichte des Weſtfäliſchen Friedens (2 Bde., Leipzig 1808). 
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fißcirt, die fi vor 1630 empört hatten. Für alle andern hriftlihen Confeſſionen, aufer dent 
Katholicismus, der lutherifchen und reformirten Kirche, follten Berbot oder Duldung durchaus 
von der Willkür der einzelnen Reichsſtände abhängen. Die fatholiiche Religion auf der einen, 
die lutheriſche und reformirte auf der andern Seite follten jedoch ald Gejammtheiten an Recht 
und Macht ſich gleihitehen. Darum wurden die Reichsgerichte und Reichsdeputationen mit 
einer gleihen Zahl von Mitgliedern beider Neligionskörper befegt, und bei den reichsſtändiſchen 
Derfanmlungen, namentlich den Reihstagen, fiel für die Bälle ver Trennung nad) Neligions: 
theilen die Entiheidung durch Majorität weg. 

Für die politifche Stellung der Reihöftände zur Geſammtheit war der Meftfälifche Friede 
im wefentlihen nur beftätigend für das, was der That nad) ſchon lange beſtanden hatte, Die 
der eigentlihen Souveränetät ſchon fehr nahe ftehende Landeshoheit der Stände wurde aus: 
prüdlich anerfannt, fowie aud das Recht ded Bündniſſes einzelner Reichsſtände unter ſich und 
jelbjt mit auswärtigen Mächten, ausgenommen gegen Kaijer, Reich und Landfrieden. Zugleich) 
wurden die Regalien der Reichsſtädte, die Reichsunmittelbarkeit der Neichsritter und ſelbſt die 
ähnlichen Rechte der Reichsdörfer gewährleiſtet. So hatte ſich der That nad fhon damals der 
deutſche Neihskörper in einen bloßen Staatenbund aufgelöft, wenngleich die Theorie des deut: 
ſchen Staatsrechts noch eine fortwährende Unterwerfung der Landeshoheit unter die Oberhobeit 
von Kaifer und Reich anerkannte. Auch darin wurde der Kaifer befchränft, daß fortan feine 
Achtserklärung ohne Einwilligung der Reichsſtände erfolgen follte. Weitere Beftimmungen 
enthielten das Genauere über die Theilnahme der Mitglieder des Reichstags an allen wichtigern 
Reihsgeihäften, über die Organijation ded Reichstags und feine Gintheilung in die drei Colle— 
gien der Kurfürften, Fürſten und Städte, welchen legtern nunmehr ausdrücklich eine entſchei— 
vende Stimme beigelegt wurde, ſowie über die Verfaſſung des Reichskammergerichts und 
Reichshofraths. 

Den größten Vortheil aus dem Weſtfäliſchen Frieden zog die Politik Frankreichs und 
Schwedens auf Koſten Deutſchlands. Letzteres erhielt Vorpommern mit der Inſel Rügen, 
einige Diſtriete von Hinterpommern, Wismar, das Erzbisthum Bremen und Bisthum Verden, 
die in Herzogthümer verwandelt wurden, jowie eine Summe von 5 Mill. Thlrn. Dieje Ge: 
biete bekam es als Reichslehen und mit ihnen Sig und Stimme auf Reichs- und Kreistagen, 
ſodaß der deutſche Reichskörper dur ein neued Glied mit dem Auslande zufammenwudhs und 
an politifcher Unförmlichkeit und Unbehälflichkeit noch mehr zunahm. An Frankreich wurben 
Mes, Toul und Berdun, die es ſchon 1552 in Bejig genommen, förmlich abgetreten. Außerdem 
erhielt es mit voller Unbefchränftheit die Landgrafſchaft Ober= und Unterelfaß und den Sund— 
gan, joweit früher die Herrihaft Diterreihs in diefen Gebieten gereicht, jodann tie Stadt 
Breiſach und das Beſatzungsrecht in Bhilippsburg. Dafür verfprady Frankreich dem Erzherzog 
Ferdinand Karl, ald früherm Bejiger des Elſaſſes, eine Summe von 3 Mill. Livres. Den Bi: 
fchöfen von Strasburg und Bajel, der Reichsſtadt Strasburg und 10 andern zur Randvogtei 
Hagenau gehörigen Reichsſtädten, jowie allen Neihsfürften, Grafen und Rittern, die Bejigun: 
geif int Niedereliaß hatten, murde jedoch die Verbindung mit dem Reiche und die unmittelbare 
Meihsfreiheit vorbehalten. Die Schweiz, die ſchon lange vom Neiche ſich losgeriſſen hatte, 
wurde als ein felbjtändiges Staatenfyitem anerfannt, Schon einige Monate vor Abſchluß des 
Weſtfäliſchen Friedens hatte aud Spanien in einem befondern Briedensvertrage zur Anerfen: 
nung der Unabhängigkeit der Vereinigten Niederlande ih verftanden und überdies den Nieder: 
länvern alle Eroberungen abgetreten, welche diejelben fowol außerhalb Europas als in den ſpa— 
nifchen Niederlanden (den Oeneralitätslanden) gemadıt hatten. Hierdurch wurde ein neues 
Glied in die jegt fefter verichlumgene Kette der europäiſchen Staaten eingefügt. 

Dieje Erhebung eines beträchtlihen Theils des burgundiſchen Kreifes zu einem jelbftändi- 
gen Staate verminderte gleichfalls den Umfang des Deutjhen Reihe, das überhaupt durch den 
Weſtfäliſchen Frieden ein Gebiet von etwa 1900 Duadratmeilen mit einer Bevölferung von 
4%, Millionen verlor, während ed zugleich anı Oberrheine und in Lothringen feine frühere 
Militärgrenze gegen Frankreich einbüßte. Befonders die Abtretungen an Schweden machten 
aber eine Entſchädigung der hierdurch in ihrem Beſitzſtande beeinträchtigten Neihöftände erfor: 
verlih. Auch fonft hatten mehrere Fürften aus andern Gründen Anſprüche auf Erfag. Das 
Mittel dazu fand man in der Säcularifation verſchiedener geiftliher Länder und Güter, und es 
war diefe Vergrößerung der weltlihen Gewalt auf Koften der geiftlichen, die den Papft zu feiner 
PBroteftation gegen den Friedensſchluß veranlapt hatte. Hiernach wurde namentlich der Bejig: 
ftand ver Häufer Brandenburg, Mecklenburg, Kurſachſen und Heilen: Kaffel, obgleich letzteres 
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feine eigentlichen Eutſchädigungsanſprüche hatte, verändert und erweitert, Sehr langwierige 
Unterhandlungen veranlaßten die Neftitutiondaniprüde des Haufes Pfalz, auf deifen Kofter 
Batern ſich vergrößert hatte. Sie wurden erledigt, indem für das pfälzifhe Haus eine achte Kur: 
würde errichtet und dieſes wieder in den Beitg der Unterpfalz eingejegt wurde, während Baiern 
mit der Oberpfalz und der Grafſchaft Cham zugleich die pfälzifhe Kurwürde behielt. Auch der 
Surceffiongzwift im Haufe Heſſen mit andern Streitpunften erhielten ihre Erledigung, währen? 
die jülichſchen Händel und die Sache Donauwerths einer fünftigen Vereinbarung vorbehalten 
blieben. Überhaupt follten alle noch unerledigten Punfte auf dem 1653 zu Negensburg ver: 
jammelten Neichötage entſchieden werden, der aber ebenfo wenig als der Reichedeputationeta⸗ 
zu Frankfurt (1655) die Aufgabe vollftändig löfte. 

Nach vem Abſchluſſe des Weftfäliihen Friedens dauerte noch der Krieg Branfreihs gegen 
Spanien fort, ſowie die Bemühungen der legtern Macht, das unter Philipp il. mit ihr vereinigte 
Portugal, dad 1640 ſich wieder losgeriffen hatte und fortan feine Selbftänvigfeit Gebauptetz, 
von neuem unter das ſpaniſche Jod) zu beugen. England hatte unterdeß vielfache politiiche um 
veligiöfe Wirren vom Ende des 16. Jahrhunderts an und feit vent Tode der Königin Glifabert 
erlebt. Während diefer Zeit hatte eö nur mit ſchwacher Hand in die Angelegenheiten der weil: 
europäiſchen Staaten eingegriffen und namentlich einige nicht jehr erfolgreihe Kriege gegen 
Spanien geführt. Nach ver Hinrichtung Karl’ I. aber und in demſelben Jahre, als ſich Dliser 
Cromwell zum lebenslängfihen Protector hatte ernennen laffen (1654), nahm ed an dem fran: 
zöjtfchen Kriege gegen Spanien theil. Diefer wurde am 7. Nov. 1659 durd ven auf der Faſa— 
neninfel in der Bivaffoa abgeſchloſſenen Pyrenäifchen Frieden beendigt. Frankreich erbielt hier- 
durch im Süden die Pyrenäen zur Grenze und erwarb überdies anjehnliche Bezirke der fpani- 
ichen Niederlande. Mit England murde der Friede von 1630 erneuert; doch blieb dDiefes im Be— 
fige feiner Groberungen, der weſtindiſchen Inſel Jamaica, Mardyks und des jpäter Durd 
Karl I. von England an Frankreich verfauften Dünfirchen. 

2) Bis zur Nordamerifanifhen und Sranzöfifhen Revolution. Der Weſtfäli— 
che Friede Hatte das europäifhe Staatengebäude äußerlich fo hingeftellt,, wie es in feinen poli- 
tiſchen Hauptbeſtandtheilen, von einzelnen Veränderungen abgejehen , aud) gegenwärtig wieder 
erfcheint. Im vorangehenden Kampfe waren gar bald die firhlichen und religiöſen Intereflen 
vor denen der weltlichen Bolitif in den Hintergrund getreten. Man hatte feinen Anftand ge- 
nommen, ber fatholifhen Kirche einen Theil der geiftlihen Bejigthümer zu entziehen, um ber 
Anſprüchen weltliher Machthaber Genüge zu thun, und, ein beveutungsvolles Zeichen der Zeit, 
die hierdurch hervorgerufene Proteftation des früher allmädtigen Bapftes war völlig unbeachte 
geblieben. Der ganze Inhalt des Völferlebens war ein anderer geworden und eine neue Be: 
viode hatte begonnen. Es war nicht mehr die Herrſchaft über das Gemüth der Völker durd die 
in jihtbarer Einheit verherrlihte Macht der religiöjen Sopeen und Gewohnheiten, vie über das 
Schickſal der Nationen entſchied, und felbft der veligiöfe Parteihaß hatte im langen ermattenden 
Kampf feine Spannfraft verloren. Ein um fo weiteres Feld wurde der kalt berechnenden Klug: 
heit, dem nüchternen, jelbitfüchtigen Verftande gewonnen. Die Zeit ver Gabinetspolitif frat 
ein, und die europäiiche Diplomatie begann ihr künſtlich verſchlungenes Schachſpiel, wofür 
Guropa dad Feld war und worauf die Fürſtenräthe die zur Selbftändigfeit noch nicht herange: 
reiften Völfer ald todte, willenlofe Maffen bewegten, bie endlich auch die Könige matt wurden. 

In den Kriegen vor der Reformation und bis zum Weſtfäliſchen Frieden mar es nicht die 
Geſammtkraft der Staaten, die in ſchnell entſchiedenen Kämpfen ſich verfuchte, fondern größere 
oder fleinere Söldnerſcharen fammelten ih um die Negenten und andere durch Anjeben hervor: 
ragende Männer, um jo lange vereinigt zu bleiben, als ſich bei den einen auf Gewinn und 

Beute Ausſicht zeigte, oder als bei andern der religiöſe Fanatismus nod nicht verraudt war. 
So war das Sinfen oder Steigen der Macht von taujend Wechſelfällen abhängig, und in ned 
höhern Maße als in der neuern Zeit entfchied der alle Vorausſicht täufhende Zufall über dat 
Schidjal ver Staaten. Weder nad) militärifhen noch ökonomischen Gejichtspunften wurden die 
Kriege jehr planmäpig geführt. Zwar Fam während der Neformationskänpfe das Syſtem auf, 
den Krieg durch den Krieg ſelbſt zu ernähren, aber, um die Zukunft unbefümmert, nahm mar 
dem Bürger gemwaltfan weg, was man unmittelbar erreichen Eonnte und was zur Erhaltung 
oder Belohnung der Heeriharen dienen mochte. In den neuern Kriegen wird das unmittelbare 
Beſitzthum des Volkes forgfältiger geſchont. Dagegen hat man gelernt, durch Staatsanleihen, 
Gontributionen und andere Mittel einer ſchlauen Politik felbft die Früchte ver Zufunft zu ver: 
zehren und zum Gewinn ded Kriegs aufs Spiel zu fegen. 
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Der Dreifigjährige Krieg hatte nah und nad faft alle europäiſchen Staaten in ſei— 
nen Strudel gezogen. Manche waren untergegangen, andere hatten fi Fräftiger erhoben. 
Die Intereffen aller Staaten aber, welche die Kriegsprobe überftanden, hatten fo ſehr fich ver: 
flochten, daß in weiterm Umfange ald je zuvor ein Zuſammenhang alled europäiihen Staa: 
tenlebens als unleugbare Ihatfahe erfeunbar werden mußte. Daran tnüpfte ſich die Idee 
eined europäiſchen Staatenfoftemd, und meil ſich in der allgemeinen Ermattung fein Staat 
und feine Bargei zur Unterdrückung der andern Staaten und Parteien ftarf genug fühlte, fo 
trat auch bald der Gedanke an die Nothwendigkeit eines politifhen Gleichgewichts der Staats: 
fräfte hervor. Die Völker aber, vielfach zerriffen und zerjtüdelt, waren in die Domäne des 
einen oder andern Negentenhaufes gefallen. Keineswegs erhob man jih alfo zur Idee eines 
organifhen, auf einer natürlihen Gliederung des Völkerlebens beruhenden Gleichgewichts. 
Man ſuchte es vielmehr nur auf mehanifche Weife im Umfange der Staaten, in dev Maſſe 
ihrer Bevölferung, die den Stoff zur Aufftellung größerer over Fleinerer Heere darbot, in 
der Größe der finanziellen Mittel für Unterhaltung der Heere und einer wahjenden Schar 
von Staats- oder Regentendienern, fowie endlih in einem Syſteme der Arrondirung ver 
Staatögebiete und in ihrer Ausdehnung auf folhe Grenzen, die von einem blos militäriſchen 
Geſichtspunkt aus ald befonders vortheilhaft erſchienen. Die Erhaltung dieſes Gleihgewidhts- 
ſyſtems und die Bemühungen, den oft wiederholten Verſuchen feiner Störung Schranfen zu 
jegen, wurden auf lange Zeit hinaus der Grund oder Vorwand der europäiſchen Kriege und 
der Inhalt der Friedensſchlüſſe. Als dann Amerifa immer reihere Schätze erſchloß, ald der 
Handel die nen entdeckten Straßen eifriger benugte und zum Weltverkehr ji erweiterte, ald das 
Colonialſyſtem ſich ausbildete und ausdehnte, als diefer lebhaftere Verkehr ven Reichthum und 
die Macht ver Staaten fteigerte, gab auch ver Öftere Widerftreit der commerziellen Intereffen 
vielfahen Anlaß zu Krieg und Frieden. Faſt durchweg wurden jedod die Rechte und Bedürf— 
niffe der Nationen nur fo weit berückſichtigt, als jie mit den perfönlichen Intereffen der Macht— 
haber zujanımenfielen; und was man als europäifches Völkerrecht bezeichnete, verdiente nicht 
einmal den Namen eines Staatenrechts, da weſentlich nur die Ansprüche und perjönliden Vor: 
theile, die Leidenihaften und Launen der Negenten für Krieg und Frieden den Ausſchlag gaben. 

Die engere Verbindung der europäiſchen Staaten oder Cabinete machte fortan die meiſten 
Friedensſchlüſſe zu einem Reſultate vielſeitigen Übereinkommens. Demnad trat vorerft, nad) 
den verjdiedenen Intereffen und Tendenzen biejer Staaten, eine Gruppirung derfelben in drei 
Hauptmaſſen deutlich hervor, ſodaß die Staaten des einen Staatenkreifes nur gelegentlih und 
ohne bedeutenden Einfluß in die Angelegenheiten des andern eingriffen. Wenigftens gilt dies 
von dem Anfange dieſes Zeitabſchnitts, da allerdings gegen das Ende deſſelben die ſtaatsrecht— 
lihen Intereſſen ſchon vielfacher ſich verihlingen. Der wichtigfte jener Stantenfreife, worin 
Frankreich lange Zeit der Mittelpunkt der Bewegung ift, bilder ih aus dem Weiten und ber 
Mitte Europas; im Südoften erfheint auf der einen Seite das türfifche Reich beſonders bethei— 
ligt, ſowie auf der andern Seite Oſterreich, deſſen Doppeladler zugleich nad Weften und Oſten 
ich richtet, Rußland, das zugleich in den Süden und Norden eingreift, und Venedig; endlich 
jehen wir im Norden und Nordoften erft Schweden, dann das ruſſiſche Reich ein entſchiedenes 
Übergewicht behaupten. ine dreifach gefonderte Darftellung , welche dieſem Ihatbeftande der 
Geſchichte entſpricht, dürfte wol auch die Flarfte Überficht der vielfachen politifchen Veränderun— 
gen geben, welde durch die zahlreichen Friedensſchlüſſe vom Ende des Dreißigjährigen Kriegs 
Bis zur nordamerifanifchen uno Franzoͤſiſchen Revolution herbeigeführt wurden. 

a) Weſtliche und mittlere europäiſche Staaten. Die neue europäiihe Gabinetö: 
politik hatte ſich zunächſt in Frankreich beſtimmter entwidelt und die Mittel zur Herrichaft ge— 
wonnen, Mit aller Kraft ver Einieitigkeit hatte Richelieu von feinen Eintritt ind Minijterium 
(1624) bis zu jeinem Tode (1642) das Ziel der minifteriellen Unumſchränktheit im Namen 
des Königthums verfolgt, und mit Fluger Gewandtheit war auf der von ihm gebrochenen Bahn 
jein Zögling Mazarin weiter vorangefchritten. In wiederholten Kriegen war die Partei der 
Reformirten vollftändig unterworfen und die Macht der Grofien, zulegt im Kampfe gegen bie 
Fronde, entſcheidend gebrochen worden. Dieje Großen wurden jegt die gehorfamen Werkzeuge, 
zuweilen aud die Führer und Leiter eined Hof, der fortan mit unbeftrittener Allgewalt über 
einer gleihmäßig unterworfenen Maſſe von Unterthanen thronte. Die durch die Geifteäfraft 
der beiden Miniſter fo jehr gefteigerte Königsmacht nahm Ludwig XIV. (1661) in eigene Hände, 
um fie am Schluffe feiner Regierung, zum fhlimmen Vorbilde für feinen Nachfolger und bie 
andern Monarchen Europas, mit Maitreffen und Günftlingen zu theilen. Das politijche Ge: 
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wicht, das Kranfreih durch verhältnißmäßig größere Gentralifation der Kräfte ſchon vor dem 
Dreißigjährigen Kriege erlangt hatte und das ſeitdem mehr und mehr erhöht wurde, hatte 
namentlich auch vie Folge, daß die früher in lateinifher Sprade verfaßten Friedendinftrumente 
von 1614 an meiftens und von 1735 an faft ohne Ausnahme in franzöſiſcher Sprade ausge: 
fertigt wurden. Man verwahrte ſich jedoch häufig in den Friedendinftrumenten, wie z. B. bei 
den Parifer Frieden vom 10. Febr. 1763, gegen die Kolgerungen, die für Fünftige Fälle aus 
dem Gebraude der franzöſiſchen Sprache gezogen werden könnten. 

Als Ludwig XIV. die Negierung antrat, ſchien ver politifche Zuftand Europad eine dauernde 
Ruhe zu verheigen, Aber der Ehrgeiz und die Herrſchſucht des unumfhränften Gewalthabers, 
zunächſt feine grundlofen Anfprüce auf den größten Theil der jpanifhen Niederlande, ftürzten 
es bald in funfzigjährige, nur auf kurze Dauer unterbrochene Kämpfe. Das mit Spanien zu: 
gleich bedrohte Holland beendigte jedoch den ſeit 1664 gegen England geführten, durch Han— 
veldeiferfucht veranlaften Krieg. und ſchloß den Frieden von Breda (1667) auf den frühen 
Fuß des Beſitzſtandes. Mit Spanien und Holland vereinigten jih bald auh England umd 
Schweden zum Zwede der Herftellung des Friedens. Er Fam zu Aachen am 2. Mai 1668 zu 
Stande, und Spanien trat darin an Franfreih den von diefem eroberten Theil von Flandern 
ab. In demſelben Jahre, im Frieden vom 13. Febr. 1668, hatte Spanien die Unabhängigkeit 
Portugals anerkannt. R 

Gegen Holland erzürnt, daß es ihm die vollftändige Ausführung feiner Entwürfe vereitelt, 
fiel Yudwig XIV. wenige Jahre nad dem Aachener Frieden mit einem zahlreidern und ge: 
übtern Heere, ald Guropa noch gefeben, in das Gebiet ver Republif ein. Einige deutſche Reis: 
jtände jowie England und Schweden waren ihm verbunden. DOfterreih und Epanien aber 
vereinigten fi zur Rettung dev Republif; mit ihnen das Deutſche Reich, der ſchon vor Aue: 
bruch ded Kriegs durch Ludwig XIV, feines Landes beraubte Herzog von Lothringen ſowie Bran- 
denburg und Dänemark. So wurde der Krieg ein faft allgemeiner europäiicher. Aber ſchon am 
19. Febr. 1674 ſchloß England mit Holland auf die Bedingung der gegenfeitigen Zurückgabe 
aller in ven Golonien gemachten Groberungen und von feiten Hollands unter Erneuerung des 
Verſprechens des Flaggenftreichens in ven englifhen Meeren Frieden. Aud Köln und Münjter 
traten von dem Bunde mit Frankreich zurüf. Gegen halb Europa in Kampfe, neigte enplich 
Ludwig XIV. zum Frieden. An verfchiedenen Höfen, namentlich zu London, wurden Negocia: 
tionen angefnüpft, und nad) langwierigen, fhon 1675 zu Nimmegen begonnenen, durch klein: 
lihen Bormalitätenftreit oft verzögerten Unterhandlungen ſchloß zunähft Holland (10. Aug. 
1678) feinen befondern Frieden mit Frankreich auf die Verheißung völliger Wiederberftellung. 
Unter holländiiher Vermittelung trat dann Spanien dem Frieden von Nimmegen bei, indem es 
an Branfreic die Branhe-&omte und viele niederländiihe Städte überließ, jedoch mehrere Fe: 
tungen, die Holland zur Vormauer gegen Frankreich dienen follten, fowie das Herzogthum 
Limburg zurüderbielt. Nun folgten auch Kaiſer und Neid) am 5. Febr. 1679. Ihnen gegen: 
über entfagte Frankreich auf das Beſatzungsrecht in Philipysburg, erhielt jedoch Freiburg im 
Breisgau; auch Lothringen blieb in feinem Belige. Zwiſchen Schweden auf der einen Seite, 
Brandenburg, Dänemark und den ihnen verbündeten deutichen Reichsſtänden auf der andern 
Seite dauerte indeſſen der Krieg fort; aud der Kaifer und das Deutſche Reich, Spanien und 
Holland Fündeten ihn Schweden an. Frankreich hatte jedoch im Frieden zu Nimwegen die Ser: 
ftellung Schwedens verlangt und ergriff zu diefem Zwede Zwangsmaßregeln gegen Branten: 
burg und Dänemark. So kamen denn die weitern Friedensfhlüffe zu St.-Germain:en-tawe 
und zu Fontainebleau (26. Juli und 2. Sept. 1679) zwiſchen FSranfreih und Schmeren mit 
Brandenburg und Dänemark zu Stande, wodurch Brandenburg nur einen Strid von Schwe— 
diih:Pommern jenfeit der Over gewann, Dänemark aber alles Groberte zurüdgab. 

Gegen die ausdrüdlichen Beftimmungen zu Nimwegen, auf den Geift derſelben ſich betu— 
fend und nach den Erklärungen dervon ihm nievergejegten Reuniondfammern, jegte Ludwig XIV. 
mitten im Frieden feine Groberungen fort. Der Beſitzſtand mehrerer deutichen Reichsſtände 
wurde ſchamlos verlegt, Spanien und ſelbſt das mit Franfreid verbunden geweſene Schweden 
beraubt und endlih durch plötzlichen Uberfall Strasburg genommen. Zmar brachte ver that: 
Fräftige Grbitatthalter von Holland, Wilhelm III., einen Congreß zu Sranffurt und ein Bünt- 
niß zwiichen dem Kaifer, Spanien, Schweden und Holland zu Stanve. Ald aber Ludwig XIV. 
Spanien angriff und Wilhelm II. das zitternde Guropa zu Eräftigem Widerftande fchlecht geri= 
ftet ſah, vermittelte er einen vom Kaiſer und Spanien genehmigten Waffenflillftand auf 20 Jahre 
(15. Aug. 1684). Ludwig XIV. behielt alle von den Reunionsfanmern ihm zugeſprochenen Pin: 
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dereien ſowie Luremburg und andere Gebiete. Damals hatte Frankreich jeinen Höhepunkt 
unter der Herrfchaft der Bourbonen erreicht; aber ſchon im folgenden Jahre (22. Oct. 1685) 
ſchlug es jich felbjt durch die Aufhebung des Ediets von Nantes eine Wunde, deren fihtbare Fol: 
gen bis auf die neuefte Zeit reihen. Ludwig's XIV. Anſprüche auf einen großen Theil ver kur— 
pfälziſchen Gröichaft, feine Einmiſchung in die Angelegenheiten des Deutihen Reichs und fein 
Einfall auf das Gebiet deſſelben zeigten Europa, daß es Feine Ruhe zu hoffen babe; aber dieſes 
Tab geduldig zu, bis die Revolution von 1688 in England, welche die jeit 1660 wieder ein 
gelegten Stuarts vom Throne tief und Wilhelm II. darauf erhob, der Politik einen plöglichen 
Umſchwung gab. England und Holland traten nun der 1689 und 1690 zu Wien gegen 
Frankreich geichloffenen Allianz des Kaiſers, Savoyend, Spaniens und des Deutſchen Reichs 
bei. Auch Dänemark gab Hülfstruppen an England. Jetzt hatte Frankreich einen neunjähri— 
gen Krieg, beſonders dadurch wichtig, daß ih in ihm Englands Übermacht zur See entſchied, 
gegen halb Europa zu beftehen. Zuerſt ſchloß Savoyen auf gute Bedingungen einen Separat: 
frieden (4. Aug. 1696). Unter Schwedens VBermittelung fam im folgenden Jahre ver 
Friede von Ryswijk zu Stande. Zwiſchen Branfreih und Holland jollten alle alten und neuen 
Anſprüche gegenfeitig aufgehoben fein; Spanien erhielt, mit Ausnahme einiger Pläge, alles 
zurüd, was es durch Eroberung oder durch die Beſchlüſſe der Reunionskammern verloren hatte; 
aud an Kaifer und Reid wurde zurückgegeben, was demfelben außerhalb des Elſaſſes entriffen 
worden war, fowie Freiburg, Breiſach, Kehl, Philippsburg; Zweibrüden fiel wieder an Schwe— 
den; Stradburg dagegen blieb franzöſiſch. Der Herzog von Lothringen wurde in feine Be: 
figungen, Saarlouis und Longwy ausgenonmen, wieder eingefegt. Im übrigen wurden der 
MWefträliihe und Nimwegener Friede beftütigt. 

Über das Schickſal der dem fpanifhen Scepter unterworfenen Völker gedachte die europäi- 
{he Gabinetspolitif für den bald zu erwartenden Tod des Königs Karl II. nad Maßgabe 
einiger Iheilungsverträge und teftamentarifhen Beſtimmungen zu entſcheiden. Der König 
ftarb am 1. Nov. 1700, und Holland, England ſowie die meiften andern Mächte hatten das 
verdächtige Codicill veffelben zu Ounften PhHilipp's von Anjou anerkannt, Nur der Kaijer pro: 
teflirte und fhritt in Italien zum Angriff. Die von Franfreid) verweigerte Forderung der See: 
mädhte, daß für die Sicherheit Hollands eine Barriere und für Ofterreich billige Oenugthuung 
gewährt werben folle, führte jedod zur Verbindung Englands und Hollands mit dem Kaifer 
im Haag (7. Sept. 1701), fodann mit dem Deutſchen Neiche und fhon früher mit dem neuen 
Könige von Preußen, mit Portugal und mit Savoyen, während in Spanien ſelbſt eine habs— 
burger und eine bourboniſche Partei ſich gegenüberſtanden. So begann der Spaniſche Succeſ— 
fiondfrieg, der längjte, blutigfte und wechſelvollſte, den Ludwig XIV. geführt. Im feinen Ver— 
lauf fällt die Unionsacte zwifden England und Schottland (6. Mai 1707); ein Aufruhr ver 
Reformirten in Frankreich und die Unterdrückung veffelben; eine Empörung der Ungarn gegen 
DOfterreih und der mit ihnen abgefchloffene Friede vom 17. April 1711, wodürch ihre National: 
freiheiten, mit Ausnahme der freien Königswahl und des Aufftandsredhts wider den König, 
beftätigt wurden. Schon 1705 hatte der bedrängte Ludwig XIV. Friedensvorſchläge gemacht und 
diefe von Jahr zu Jahr erneuert. Am 10. März 1710 vereinigte jih zu Gertruidenberg ein 
Friedenscongreß. Bald nad Auflöfung deffelben knüpfte Frankreich zu Verſailles und London 
geheime Unterhandlungen mit England an, und infolge davon wurden am 8. Oct. 1711 die 
Vräliminarien eines Separatfriedens unterzeichnet. Am 29. Jan. 1712 wurde ſodann ein 
Congreß zu Utrecht eröffnet und daſelbſt am 11. April 1713 der Friede Frankreichs mit Eng: 
land, Holland, Portugal und Savoyen abgeihloffen. Bald darauf, am 13. Juli, ſchloß ihn 
auch Spanien mit England und Savoyen. Darauf folgte endlih der von Prinz Eugen und 
Billard unterhandelte Friede zu Naftadt für Ofterreid (6. März 1714) und derjenige zu Ba— 
den in der Schweiz für dad Deutjche Reich (7. Sept.). Spanien und Ofterreid aber fchloffen 
feinen förmlichen Frieden. Im Frieden von Utreht und in den vorgängigen Verhandlungen 
hatte die Diplomatie, bejonderd von feiten Englands, alle ihre Künfte aufgeboten. Nach den 
Bedingungen deſſelben erhielt Philipppon Anjou Spanien, mit der nähern Beftimmung, daß die 
Kronen Franfreihs und Spaniens nie auf einem Kaupte vereinigt werben follten; an Oſter— 
reich aber fielen die ſpaniſchen Niederlande, Neapel, Sardinien und Mailand. Sicilien fam an 
Savoyen, und zugleich wurde die Alpengrenze zwijchen diefem und Frankreich feftgefegt. Eng: 
land wurde das von ihm eroberte Gibraltar fowie Minorca zugeſprochen; Frankreich trat be: 
deutende Befigungen in Nordamerika „nad ihren alten Grenzen’ an daſſelbe ab. Berner ver: 
pflichtete jih ihm Spanien, feiner Nation ein größeres Handelsrecht mit Amerifa ald unter 
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Karl I. einzuräumen. Endlich wurde der berüchtigte Affientovertrag, wie er 1701 mit Branf- 
veich abgeſchloſſen war, auf eine britiſche Compagnie für 30 Jahre übertragen, bie Hierburd 
eine jährliche Lieferung von 4800 Negerfklaven nad) dem fpaniichen Amerifa übernahm und 
das Recht erhielt, jährlich ein Schiff von 500 Tonnen mit Waaren zum Verfaufe in Das ſpa— 
nifche Weftindien einzuführen. An Portugal gab Spanien die Eolonie San-Sagramento zu: 
rück, jedoch erft infolge ded am 6. Behr. 1715 zwifchen diefen beiden Staaten abgeſchloſſenen 
Friedend. An Preußen, deffen neue Königswürde anerfannt wurde, fiel das Oberquartier von 
Geldern und es behielt Neufchätel und VBalengin, während Frankreich im Bejige von Oranien 
blieb. Holland ging faft ohne allen Gewinn aus dem Kriege. Die Ipanifhen Niederlande und 
eine Reihe franzöfifcher Pläge, die ihm Frankreich überließ, erhielt ed nur unter der Bedingung 
ver Rückgabe an Dfterreih nad) dem Abſchluſſe des Friedens mit diefer Macht und mit dem 
einzigen Vorbehalte des Beſatzungsrechts in einer Linie von Feftungen, die ihm als Barriere 
gegen Frankreich dienen follten. Über das Nähere follte es ich mit Oſterreich verftändigen, und 
jo fam denn zu Antwerpen am 15. Nov. 1715 zwiſchen Dfterreih und den Seemächten der 
Barrieretractat zu Stande, wonad Holland in Namur und ſechs andern Feftungen oder Forte 
ein ausfchliegendes, in Dendernionde aber ein gemeinſchaftliches Befagungsreht eingeräumt 
wurde. Die Friedensihlüffe von Naftadt und Baden beftätigten die Hauptbedingungen bes 
Utrechter Friedens, inden fie zugleich den Weſtfäliſchen, Nimwegener und Ryswijker Frieden 
wiederholt anerfannten; die mit Frankreich verbunden gewejenen deutſchen Reichsſtände, Baiern 
und Köln, wurden in ihre Würden und Länder wieder eingelegt. 

Als Ludwig XIV. am 1. Sept. 1715 ſtarb, war Franfreih weniger mädtig als im An: 
fange feiner Negierung. Das europäiſche Gleihgewicht ſchien dur die frudtlofen Verſuche 
per Zerftörung deſſelben nur mehr befeftigt zu fein. Freilich hatte Ludwig XIV. in feinen letzten 
Kriege den Hauptpreis deflelben, die ſpaniſche Krone, für feinen Enfel gewonnen, und die weite 
Ausdehnung dev Macht der Bourbonen drohte für Europa die Duelle neuer Gefahren zu wer: 
den. Davor bewahrte jedoch zunächſt die Eiferſucht unter diejen ſelbſt und das perfönlice 
Intereſſe des Negenten von Frankreich an ver Erhaltung des Utrechter Friedens, im Wider: 
ſpruche mit dem gegentheiligen Intereffe ver ſpaniſchen Herricherfamilie. Unter diefen Umſtän— 
ven ſchien Spanien, nad den ganz Europa umfafjenden Entwürfen des Garbinals Alberoni, 
für die Ruhe des Welttheils gefährlich werden zu können. Der fleinlihe Zwed der großen 
Plane des jpanifhen Minifters war hauptſächlich die Erhebung der beiden Söhne der zweiten 
Gemahlin Philipp's V., der geiftvollen und herrſchſüchtigen Glijabeth von Parma, auf auf: 
wärtige Throne. An die Blane und Gingriffe Spaniens Enüpfte ſich nun eine Reihe von Bünt- 
niffen und Gegenbündniffen, Unterhbandlungen und Gongrefien zu Cambray und Soiſſons, 
Kriege und Friedendjchlüffe, von welchen der am 8. Nov. 1738 von dem Kaijer mit Frankreich, 
Sardinien und Spanien zu Wien abgefihlojfene Definitivfriede einen Zweig des bourboniſchen 
Haufes auf den Thron von Neapel und Sicilien fegte, Frankreich aber die Anwartſchaft auf 
Yothringen gewährte. Bon neuen ſchien die Rube der mittlern und weſtlichen Staaten Europas 
gefihert, ald der Tod Kaiſer Karls VI. (20. Det. 1740), die Verlegung der von beinabe 
allen europäiſchen Mächten garantirten Pragmatiſchen Sanction und die Anſprüche Friedrid’sH. 
auf Schlejien eine Folge neuer Kriege und Friedensfchlüffe eröffneten. Diefe letztern waren der 
am 26. Juli 1742 zwifhen Ofterreih und Preußen zu Berlin abgeihloffene Definitinfriede, 
weldem der Bräliminarfriede zu Breslau vom 11. Juni 1742 vorangegangen war. Er been: 
digte den erften Schleſiſchen Krieg und fegte Preußen in den Beſitz von Niederſchleſien und des 
größten Teils von Oberſchleſien. Werner der Friede zwiſchen Ofterreih und Baiern zu Füffen 
(22. April 1745), der den zweiten Schlefifchen Krieg beendigende Dresdener Friede vom 25. Der. 
1745, welder ven Breslauer Vertrag im weſentlichen beftätigte, dann ber Aachener Präli: 
minarbertrag von 30. April 1748 und endlich die Definitivfriedensverträge zu Aachen von: 
18. Det. bis 7. Nov., welche ven langen Ofterreihifhen Succefionäfrieg beendigten, den Be: 
igftand vor dem Kriege ald Grundlage anerfannten und hauptfählih nur in Italien einige 
Veränderungen herbeiführten, intem Barma, Guaftalla und Piacenza, unter Vorbehalt des 
Rückfalls an Ofterreih und Sardinien, dem fpanifchen Infanten Don Bhilipp zu Theil 
mwurben. 

Ein merfwürdiger Umſchwung machte jegt die Feindſchaft Öfterreihd und Preußens zum 
Mittelpunkte der europäifchen Politik. In Verbindung mit der Unbeſtimmtheit des Utrechter 
und Aachener Friedens hinfichtlih der Grenzen des britifchen und franzöfifhen Nordamerifa 
führte dieſe Feindſchaft den Bund Englands mit Preußen herbei und diefem gegenüber die 
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Allianz Oſterreichs mit Frankreich und faſt allen andern europäiſchen Mächten; ſie ſtürzte von 
neuem faſt alle Staaten des Welttheils in einen Siebenjährigen Krieg, durch Großthaten und 
wunderbaren Schickſalswechſel bedeutender, aber auch blutiger als alle Kämpfe ſeit Abſchluß des 
Weſtfäliſchen Friedens. Nach den partiellen Friedensſchlüſſen Preußens mit Rußland und 
Schweden (5. und 12. Mai 1762) kam der Präliminarfriede Frankreichs und Spaniens mit 
England und Portugal zu Foutainebleau und ſodann der definitive Friede zu Paris zu Stande 
(3. Nov. 1762, 10. Febr. 1763). Unmittelbar darauf (15. Febr. 1763) wurde der Hubertus: 
burger Friede von ſterreich und Sachſen mit Preußen abgeſchloſſen.?) England erhielt von 
Sranfreihd und Spanien, nebit einigen Handeldvortheilen, ſehr ausgedehnte Ländereien in 
Nordamerika und zahlreiche Colonien in Weftindien und Afrika; Frankreich trat an Spanien 
Youijiana ab. In Hubertuöburg wurden, mit einigen unbedeutenden Modificationen, die frühern 
Verträge von Breslau und Dresden erneuert. Von jegt an blieb der Bejigitand der weitlichen 
und mittlern europäiſchen Staaten bid zum Ausbruche der Franzöſiſchen Revolution weſentlich 
ungeändert, indem der Tejchener Friede (13. Mai 1779), der den kurzen Bairiſchen Erbfolge: 
krieg beendigte, Ofterreih nur in den Befig des Innviertels jegte, während durd den Parifer 
Frieden (20. Sept. und 8. Nov. 1784) der Zwift Oſterreichs mit Holland ausgeglichen wurde, 
ohne dap die Anfprüde Oſterreichs auf einige Gebietstheile Hollands unter der Form einer 
Grenzberichtigung geltend gemacht werben konnten. 

b) Südöſtliche Staaten. Nod zehn Jahre nad dem Abjchluffe des Weſtfäliſchen Frie— 
dend dauerte die Ruhe im Süpoften, ald die jiebenbürgiihen Händel der Pforte zu einem neuen 
verwüſtenden Kriege gegen Ofterreih Anlaf gaben. Gin Friede auf 20 Jahre (1664) been= 
Digte denjeiben und ließ Waradein und Neuhäufel im Befige ver Osmanen. Allgemeiner und 
bedeutender wurde ein zweiter Türkenfrieg, hervorgerufen durd die Empörung der gedrüdten 
Ungarn und die Eroberung Candias durd die Türfen. Außer Ofterreih hatte dad Deutſche 
Reich und Polen, unter feinem Heldenfünig Sobiejfi, theil daran genommen, ſowie Venedig 
und endlid ‘Peter der ®rope. Unter VBermittelung der Seemächte wurde der Friede zu Garlowicz 
(26. Jan. 1699) auf 25 Jahre abgeſchloſſen. Oſterreich behielt Siebenbürgen, Slawonien, 
Batſchka zwiſchen der Donau und Theiß; den Türken dagegen blieb Temesvar mit dem Lande 
von der Maros bis zur Donau. Durd den Frieden mit Polen erhielt Diefed Kaminiec, Podo— 
lien und das von den Türken in der Ufraine Beſeſſene zurüd, räumte aber die Moldau. Vene: 
dig gewann Morea nebft einigen Plägen in Dalmatien. Rußland, das anfangs nur einen 
zweijährigen Waffenftillftand gejhloffen, blieb nad dem für 30 Jahre gültigen Frieden vom 
13. Juli 1700 im Befige von Ajow. Aber Ihon nad zehn Jahren und während des großen 
Nordiſchen Kriegs wurde es in neue Kämpfe mit der Pforte verwidelt. Im Brieren bei Falſchy 
(23. Juli 1711) mußte es Aſow zurüdgeben und Yaganrog nebft andern Feflungen am 
Schwarzen Meere ſchleifen. Auf zwei furz darauf erfolgte Kriegderklärungen folgte ſchnelle 
Ausjöhnung. Der zur Wiedereroberung Moreas von der Pforte gegen Venedig begonnene 
Krieg führte zu einer Verbindung diefer Nepublif mit Ofterreih. Durd den Frieden von Paſ— 
farowig (21. Juli 1718) famen Belgrad, der größte Theil von Serbien und Temesvar, einige 
Diſtricte der Waladei und Kroatiens an Ofterreih. Venedig mußte jedoch Morea der Pforte 
überlajfen und erhielt dafür nur einige Pläge in Dalmatien und Albanien. Auch an einem 
neuen Kriege Rußlands unter dev Kaiferin Anna nahm Dfterreich gegen die Pforte Antheil, 
ihloß aber bald (am 1. und 18. Sept. 1739) einen Separatfrieden auf 27 Jahre, worin ed 
Belgrad und Serbien, Orſova, feinen Antheil an ver Waladei und an Bosnien abtrat. 
Hierauf gab auch Rußland im Frieden zu Belgrad alle feine Groberungen außer Aſow, das 
gejäleift werden follte, zurüd,. Wichtiger wurde der am 30. Det. 1767 von der Pforte an Ruß— 
land erklärte und von diefem mit fo großem Glüde geführte Krieg, daß hier zum erften male 
die Giferfuht Dfterreihd zum Schuge des Osmaniſchen Reichs einjhritt. Der im Lager zu 
Kutſchuk-Kainardſchi am 21. Juli 1774 gefchloffene Friede gab Rußland freie Schiffahrt auf 
dem Schwarzen und freie Durdfahrt im Meere von Marmara, einige Feſtungen jowie die 
Große und Kleine Kabardei. Seine weitern Groberungen gab ed zurüd. Zugleich wurten bie 
Tataren in der Krim, in Budgias und Kuban für frei und unabhängig von der Pforte erklärt. 
Bald wurde aber die Krim ſowie Taurien (Taman und Kuban) der ruffifhen Herridaft völlig 


3) Dom Jahre * an finden ſich die Friedensſchlüſſe in G. F. von Martens’ Recueil des prinei- 
paux traites d’alliance, de paix etc. und den Fortſetzungen des Werks; jodann bei Dumont und 
Roufiet, Corps universel diplomatique. 
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untertvorfen, und bie Pforte rüftete gegen Rußland, mit welchem Ofterreich jih verbunden Hatte. 
Unter franzöfifher Bermittelung famen erneuerte Friedensverträge (8. Jan. und 24. Febr. 1784) 
zu Stande, die Rußland im Befige feiner Eroberungen ließen, während fie Oſterreich nur einige 
Handelövortheile gewährten. Aber neue Vergrößerungen Rußlands in Kaufafien mit andern 
Veranlaffungen entzündeten bald einen neuen Krieg, woran Dfterreih abermals im Bunde 
mit Katharina II. theilnahm. Preußen, Großbritannien, Holland und befonderd Schweden 
jahen theils beforgt, theils eiferfüchtig die Bergrößerungsplane der beiden Kaijerhöfe. Schwe— 
den ſchloß ſogar einen Subjidienvertrag mit der Pforte und erklärte den Krieg an Rußland; aber 
der Friede im Lager bei Werelä (14. Aug. 1790) ftellte ven frühern Stand der Dinge wieder 
ber. Endlich fam aud zu Sziſtowa (4. Aug. 1791) der Friede der Pforte mit Ofterreich zu 
Stande, worin diefes Alt-Orſova mit einem benachbarten Bezirfe erwarb. Rußland aber 
ſchloß feinen Definitivfrieden zu Jaſſy erft am 9. Jan. 1792, gewann dadurd Oczakow mit 
deſſen Gebiet und erhielt ven Dniefter zur Grenze. 

co) Nördliche und nordöſtliche Staaten. Der Weftfälifche und der Brömjebröer Friede 
hatten pas Übergewicht Schwedens im Norden feftgeftellt. Es wurde gefteigert durch die Kriege 
Karl's X. gegen Dänemark und Holland, gegen Polen und Rußland, woran auch Branden: 
burg, zuerft ald Verbündeter, dann ald Gegner Schwedens, theilnahm. Beſonders wichtig 
war der Friede mit Polen zu Dliva.vom 23. April 1660, in welden auch der Kaifer und Bran: 
denburg eingefihloflen wurden und worin Polen zu Gunften Schwedens auf beinahe ganz Zir- 
land, auf Ejthland und Defel verzichtete. Der im folgenden Jahre (21. Juni 1661) mit Ruf: 
land zu Kardis geichloflene Friede erneuerte die Bedingungen von Stolbowa. So ſchnell 
Schweden fein auf feiner feften Baſis ruhendes Ubergemwicht gewonnen hatte, fo ſchnell ſtürzte 
e8 wieder durch den heroiſchen Wahnjinn Karl's XII. von feiner Höhe herab infolge des großen 
Nordiſchen Kriegs, der während ded Spanifchen Succeſſionskriegs, aber nody acht Jahre länger 
ald diefer den Norden und Often des Welttheild verheerend heimſuchte. Der Friede von Traven: 
dahl mit Dinemarf (18. Aug. 1700), ſowie derjenige zu Altranjtädt (24. Sept. 1706) mit 
Sachſen und Bolen hatten feine Dauer, und nad der Niederlage bei Pultawa erhoben ih neue 
Gegner gegen die gebrochene Macht Schwedens. Nah Karl’s XII. Tode trat das erſchöpfte 
Schweden durch Briedensihlüffe vom Jahre 1719 und 1720 gegen unbedeutende Geldentſchä— 
digung an Kurbraunihweig Bremen und Verben ab; an Preußen Vorpommern bid an Die 
Peene mit Stettin, die Infeln Uſedom und Wollin; auch zahlte e8 an Dänemark 600000 Thlr. 
und unterwarf fih dem Suntzoll, wovon e8 dur den Frieden von Brömfebrö frei geworben 
war. Polen gegenüber wurden zwar im weſentlichen die Bedingungen des Friedens von Dliva 
erneuert, worüber man jedoch erſt 1729 völlig ind Meine fam. Am größten waren Schwedens 
Einbußen an Rupland durd den unter franzöjiiher Vermittelung am 10. Sept. 1721 zu 
Nyſtadt geihloffenen Frieden. Es verlor Livland, Eftbland, Ingermanland und Karelien, 
einen Iheil von Viborglän Towie alle Infeln von der furiihen Grenze bis Viborg; dagegen 
erhielt ed Finnland zurüd und eine Summe von 2Mill. Thlrn. Durdy den Geift und die Kraft 
VPeter's des Großen, der jegt den Titel Kaifer annahnı, war fortan die unbejtrittene Präpon— 
deranz des ruffiihen Reichs im Nordoften gejihert und die Bahn zu mweitern Vergrögerungen 
gebroden. Dazu gab befondern Anlaß die Entzweiung ded unglücklichen Polen nah Au: 
guſt's Il. Tode. Mit Erftaunen vernahm Europa den Vertrag Rußlands, Oſterreichs und 
Preußens über die Theilung diefes Landes umd die fo gewaltjame als Hinterliftige Vollſtreckung 
deffelben gegen König und Reichstag, die am 21. Aug., am 13. und 18. Sept. 1772 zurlinter: 
zeihnung gezwungen wurden. Dod) follte die Gabinetöpolitif ihr äußerſtes Verbrechen erit in 
der folgenden Periode vollenden, als ſchon der Völkerwille und das Intereffe ver Nationen mit 
dem der Höfe und der ihnen anhängenden privilegirten Klaffen ven Kampf begonnen hatten. 

Dom Schluffe des Dreißigjährigen Kriegs an ſahen wir alſo zunächſt Sranfreih im We: 
ften einen entfcheidenden Einfluß behaupten, dann aber jeine Macht in gemeſſene Grenzen zu: 
rückdrängen, während Großbritannien durch Handel, Neihthum und Golonialbeig, aber auch 
durch eine freiere und volfsthümliche Verfaflung eine zunehmende Bedeutung gewann, pa: 
nien fowie das eine gevaume Zeit jehr einflußreihe Holland waren dagegen mebr und mehr 
zu Staaten zweiten Range geworben. Im Süboften war die Pforte, an innerer Zerrüttung 
leivend, von der Offenfive auf die Vertheidigung zurüdgeführt und jgllte ihren fernern Be: 
fland nur der Giferfucht der europäifhen Mächte verdanken. Endlichkhatte im Norden und 
Norvoften Schweden gar bald die erjte Rolle an das jchnell emporgefliegene Rufland abgeben 
müffen, während zugleid Preußen allmählich zu einer europäiichen Großmacht erwachien war. 
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Unter dieſen Verhältniſſen erwartete man eine Zeit lang die Erhaltung der Ruhe Europas von 
einem Gleichgewichte ver Macht zwiſchen Ofterreihh und einem Theile Deutſchlands, England, 
Holland, Rußland und Sardinien, gegenüber Franfreih und Spanien mit dem bourbonifchen 
Italien, Preußen mit einem andern Theile Deutihlands und Schwedens. Aber auf der einen 
Seite riß die Vernichtung Polens und die anfhmellende Macht Nuplands die Pfeiler die: 
ſes europäifhen Staatengebäude® weg, während auf der andern Seite aus den Tiefen des 
Voͤlkerlebens jelbft die empörten Elemente ſich erhoben, welche die von der Cabinetspolitik ge— 
zogenen Schranfen durchbrachen und die Stellung der Staaten und Völker von Grund aus 
veränderten. 

Friedensſchlüſſe von der Rordamerikaniſchen und Franzöſiſchen Revolution 
bis zu den Wiener Verträgen. Blicken wir zurück auf die Friedensſchlüſſe und das ganze 
Gewebe diplomatiſcher Verhandlungen, ſo ſehen wir den ſtets wiederholten Bruch der heiligſten 
Verträge, und ſo allgemein war das frevelhafte Spiel mit Treue und Glauben, daß kaum eine 
Macht der andern etwas vorzuwerfen hatte. Nicht einmal entſchuldigend konnte die europäiſche 
Cabinetspolitik mit Mirabeau ſagen, daß „die große Moral die kleine getödtet habe”. Man 
ftritt weder in reblihem Banatidmud für die Ehre Gottes no für die Freiheit und das Wohl 
der Völker, fondern aus ven Fleinlichiten Triebfedern einer engherzigen Selbſtſucht floffen die 
größten Verbrechen. Freilich geſchah mandjes von geiftvollen Fürften und Miniftern für Die 
Förderung materieller Intereffen und für das Geveihen der Wiſſenſchaften. Aber die Politik 
der Machthaber in ihren gegenfeitigen Berhältniffen beweift veutlid genug, wie jehr die zu 
Ende des 18. Jahrhunderts in Umlauf gekommenen philanthropiihen Anſichten nur zur 
Schminfe dienten, um die wahren, häßlichen Gejihtözüge zu verfteden. Man cultivirte die 
Bölfer, wie man die Eultur von Grund und Boden betreibt, um ihn zu größerm eigenen Bor: 
theil auszubeuten, und die Politik ſchien, wie Lichtenberg jagt, das Mittel gefunden zu haben, 
die Unterthanen mit Wolle zu befäen, um fie häufiger zu jcheren. Kaum möchte die Gejhichte 
unter den Negenten der europäiſchen Oropftaaten noch andere ald einen Peter den Großen und 
Joſeph U. namhaft machen fünnen, bie mit einer Hingebung, welche aud) dem jittlihen Gefühle 
eine reinere Befriedigung gewährt, das Wohl ihrer Völker zur Aufgabe ihres Lebens machten. 
Das Höchſte, wozu die Cabinete jih erhoben, war die Bewahrung und Bewachung eines euro: 
päiſchen Gleichgewichts, dieſes nebelhaften Proteus, der ſelbſt unter ven Händen der fhaffenden 
Politik in immer neue, ſchwankende Geftalten fi verwandelte, und die Erhaltung eines Spftems, 
das im Sinne einer bloßen mehaniihen Abwägung der Staatäfräfte Feine feite Geftalt ge— 
winnen fonnte, weil das Wachsthum der materiellen wie der geiftigen und jittlihen Kräfte der 
Nationen an weſentlich verfchiedene Bedingungen fih knüpft, weil alfo die Grundlagen ber 
Macht der Staaten nad) jehr abweichenden VBerhältniffen fich verändern, ſelbſt wenn ihr äußerer 
Umfang wejentlic derjelbe bleibt. Dennod hatte jenes Spiten für einige Zeit eine gewiffe 
Realität behaupten können, Iingeachtet des eigen Wechſels der Combinationen auf dem Felde 
der europäiihen Politik, und obgleich felbft die Hauptmächte, die man auf diefer oder jener 
Seite ald Stügen des Gleichgewichts betrachtete, fort und fort von einem Lager in das andere 
übergingen. Gin Beweis dafür liegt darin, daß von der Zeit an, ald aus der Beudalanardie 
fräftigere Staaten emporgewachſen waren, bis auf die Vernichtung Polens Feiner der größern 
Staaten aud der Reihe derjelben völlig verfhwunden ift, obgleich ed an Verſuchen der Grobe: 
rung und Unterjohung nicht fehlte. 

Während nod; die europäiiche Gabinetspolitif gefhärtig an ihrem eigenen Grabe grub, um 
von dem Gipfel der Verfehrtheit, den jie auf taufend Schleihmwegen erreicht hatte, endlich hin— 
abzuftürzen, läutete ſchon der Donner der Gefhüge in Nordamerifa eine neue Epoche der Welt: 
geihichte ein. Wenn erft die Frucht der politiihen Erfenntniß in einem Volke gereift ift, be: 
darf ed feines Sturms mehr, um fie fallen zu machen. Auch in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika war ed nur eine an ih Höchft unbedeutende Abgabe, die im Jahre 1775 den 
Ausbrud des Kampfes für die Unabhängigfeit und fhon im folgenden Jahre die Erklärung 
derjelben veranlafte. Das Bündniß der Vereinigten Staaten mit Franfreih vom 8. Febr. 
1778, der Deitritt Spaniens zu diefem Bündniffe, nah den bourbonifhen Hamilienvertrage, 
die unvermeidlich gewordene Kriegserflärung Großbritanniens an Holland gaben dem Kampfe 
eine weitere Ausdehnung und eine unmittelbare europäiiche Bedeutung. Nach fiebenjährigem 
Blutvergiefen und nad) dem Sturze ded Minifteriums in London wurde unter VBermittelung 
Dfterreihs und Rußlands zu Paris die Unterhandlung des Friedens eröffnet. Den Grund 
zum Abjchluffe deſſelben legte die Anerkennung der Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten 
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von feiten Englands am 24. Sept. 1782. Darauf wurde zu Verfailles der Präliminarfriede 
mit Nordamerika am 30. Nov. 1782 und derjenige mit Franfreih und Spanien am 20. Jan. 
1783 unterzeichnet. Der Präliminarfriede mit Holland Fam erft am 2. Sept. 1783 zu Stande, 
und am folgenden Tage wurden die Definitivfriedensfglüffe mit den bourboniihen Staaten und 
Nordamerika, derjenige mit Holland aber erft am 20. März 1784 unterzeihnet., Der wid: 
tigfte Inhalt verfelben war die Anerkennung der 13 vereinigten, fouveränen und unabhängigen 
Staaten von Nordamerika innerhalb eines jehr ausgedehnten Gebietsumfangs, die Abtre- 
tung und Rückgabe verfchiedener Golonialbefigungen an Branfreih, dev Wiedererwerb Minor- 
cas und der Erwerb von Florida durh Spanien und die Abtretung von Negapatnam durch 
Holland an Großbritannien. 

Nah wenigen Jahren erhob fi über ganz Gurova ein furdtbarer Sturm in Frankreich, 
alfo — bedeutend genug — in dem Lande, das Die Schule der neuern Cabinetspolitik gemorden 
war umd wo zuerft der Hof die fhlimme Frucht einer verderblichen Saat ernten follte. Alle 
Sriedensfhlüffe bi8 zu dem von Schönbrunn im Jahre 1809 gaben Zeugniß von der zerjchmet: 
ternden Gewalt einer in allen Tiefen aufgeregten Nation und von der anfhmellenden Macht 
Frankreichs unter der Herrſchaft der Nepublif und des Kaiſerthums. Den erjten Bruch in die 
erfte europäiſche Coalition machte der Friede Toscanas mit der Republif am 15. Behr. 1795. 
Darauf folgte der Separatfriede Preußens zu Bafel (1. Bafeler Friede) am 5. April deſſelben 
Jahres, woran jih am 28. Aug. derjenige Heſſen-Kaſſels anſchloß. Preußen hatte durch feinen 
Frieden,.wodurd cd die gemeinfame deutſche Sache verlieh und felbft in der Eigenſchaft als 
Reichsſtand von der Goalition ſich losſagte, die Vermittelung zwiſchen den zum Frieden geneig: 
ten deutihen Ständen und Franfreid übernommen, aud an dieſes — bis zur Serftellung des 
Reichsfriedens — die preußiſchen Länder des linken Rheinufers überlaflen. Ginige Wochen 
ipäter (17. Mai) vereinigte man ſich über eine Demarcationglinie zwifdhen Nord: und Süd— 
deutſchland, welde den nördlichen Neichsftänden, wenn fie ihre Gontingente vom Reichsheere 
abriefen, Neutralität gewähren follte. Sie wurde jedoh von Djterreih nie anerfannt und 
fpäter aud) durch einen förmlichen Beichluß des Wohlfahrtsausichuffes aufgehoben. Auch mit 
Spanien kam zu Baſel (22. Juli) der Friede zu Stande. Frankreich räumte feine Groberungen 
auf der Pyrenäiſchen Halbinfel, erhielt jedoch den fpanifhen Antheil von San-Dominge. Nach 
weniger ald Jahresfrift (10. Aug. 1796) ſchloß ſogar der bourboniſche Negentenzweig,, ver 
über Spanien herrſchte, mit Frankreich und denen, die Ludwig XVI. zur Onillotine verurtbeilt 
hatten, einen Allianztractat. Die noch nicht ſehr ernftlih gemeinten Verſuche zur Vermitte— 
lung eined allgemeinen Friedens zu Paris und Lille (1796 und 1797) blieben ohne Erfolg 
Dagegen hatten Bonaparte's Eiege in Italien Sarvinien zu dem in Paris dictirten Frieden 
vom 15. Mai 1796 gezwungen, und faft gleichzeitig Parma und Modena, während der Papit 
und Neapel Neutralität und Warfenftillftanp mit großen Opfern erfaufen mußten. Sardinien 
hatte in jenem Frieden Savoyen, Nizza und Tenda an Frankreich abgetreten und bis zum all: 
gemeinen Frieden die meiten feiner Feftungen den franzöjiichen Truppen eingeräumt. Gin 
neuer Zwifchenfrieg gegen den Papſt wurde durch ven Frieden von Tolentino (19. Febr. 1797) 
beendigt. Er Eoftete dem Papfte, außer einer beträchtlichen Gelvfumme, Avignon und Venaif: 
jin, die Legationen von Bologna, Ferrara und Nomagna. Auch aus Modena murde der Re— 
gent diefed Landes, trog des bewilligten Friedens, vertrieben. Durch Bonaparte’ wiederholte 
Siege jah ih endlich das bevrängte Oſterreich zur Unterwerfung unter harte Bedingungen ge: 
nöthigt. Im Präliminarfrieden zu Leoben (18. April 1797) trat ed Belgien und feine italie- 
nischen Beſitzungen bis an den Dplio ab, Doch follte e8 beim allgemeinen Frieden Dantua 
und Peschiera, ſowie — nad) geheimen Artikeln — einen großen Theil des Gebiets ver Nepublit 
Venedig erhalten, diefe legtere mit den päpftlihen Legationen enrfhädigt werden. Die in Ita: 
lien geihaffene Cisalpiniſche Republik wurde anerfannt, und mit dem Deutſchen Reiche jollte 
auf die Orundlage feiner Integrität der Friede unterhandelt werden. Die Vernichtung Bene: 
digs, die Verwandelung Genuas in eine Liguriſche und die Vergrößerung der Cisalpiniſchen 
Republik mit andern Zwijchenereigniffen verzögerten indeffen die erft zulldine, dann zu Campo— 
Formio über den Abſchluß des Definitivfriedend gepflogenen Unterhandlungen. Endlich wurde 
er jedoch zu Campo-Formio für Frankreich und Ofterreich (27. Oct. 1797) unterzeichnet, und 
die in eine Batavifhe Nepublif vermandelten Niederlande wurden darin mit eingejchloften. 
Außer Belgien an Frankreich trat nun Dfterreid) au Mailand und Mantua an die Gidalpini- 
Ihe Republif ab und erhielt dagegen das venetianiſche Gebiet zwiſchen dem Meere, Tirol, 
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Gardafee, Etſch und Po, fodann Iſtrien, Dalmatien und Gattaro; die ſüdlichern Theile Alba- 
niens und die Jonifchen Infeln fielen jedoch an Frankreich. Zur Entſchädigung des Herzogs 
von Modena verzichtete Ofterreidh ferner auf den Breiögau und nach geheimen Bedingungen 
auf das Friethal und die Grafſchaft Falkenſtein. Es willigte in die Abtretung des ganzen lin: 
fen Rheinufers bis Andernach, mit Einſchluß von Mainz, wogegen Branfreih ſich anheiſchig 
machte, Ofterreih Salzburg nebſt einen Stüde von Baiern zu verfchaffen und eine Vergröße— 
rung Preußens nicht zuzulaſſen. Die deutihen Fürften, die durch Abtretung des linfen Rhein 
ufers Verlufte erleiden würden, ſowie der Grbftatthalter von Holland follten in Deutihland 
entihädigt werben. 

Zur weitern Feitftellung des Friedens nahm der für Deutjchland fo ſchmachvolle Raſtadter 
Congreß am 9. Dec. 1797 ſeinen Anfang. Im Verlaufe ſeiner unerſprießlichen Verhandlungen 
hatten die fortwährenden Gewaltthätigkeiten Frankreichs — der Zug nach Aegypten, die Ver: 
wandlung des Kirchenſtaats in eine Römiſche Republik, die Beſetzung der Citadelle von Turin, 
die Revolutionirung der Schweiz, die Eingriffe in Deutſchland — eine zweite, gefährlichere Coa— 
lition veranlaßt, nachdem die Schlacht von Abukir den Muth der zagenden Fürſten wieder ge— 
hoben hatte. Selbſt ehe die Reichsdeputation des Raſtadter Congreſſes das Ultimatum der 
franzöſiſchen Geſandten angenommen hatte (9. Dec. 1798), war der Krieg von neuem ent— 
brannt. Am 8. April 1799 löfte ver Congreß fih auf, und die meuchleriihe Ermordung fran— 
zöftiher Gejandten gab dem wiberlihen Schaufpiele einen tragifhen Ausgang. 

Nach vielfachem Wechſel entſchieden auch jegt hauptfählich wieder die glänzenden Erfolge 
Bonaparte's, des Erften Conſuls der franzöfiihen Republik, den Frieden, nachdem erft der 
Kaijer einen zu Paris unterzeichneten Präliminarfrievendvertrage, auf der Örundlage desjeni- 
gen von Campo-Formio, die Genehmigung verweigert hatte. Am 9. Febr. 1801 erfolgte die 
Unterzeihnung bed Friedens zu Luneville. Der Kaifer ſchloß ihn auf Frankreichs Verlangen 
zugleih im Namen des Deutihen Reichs und der Reichſstag zu Regensburg beftätigte ihn am 
9. März. Daran flog ſich der Friede Neapels zu Florenz (28. März), derjenige Portugals 
mit Spanien (6. Juni zu Badajoz) und mit Franfreih (29. Sept. zu Madrid). Rußland 
Thloß feinen förmlichen Frieden mit Spanien und Frankreich erft am 4. und 6. Dct., nachdem 
ein geheimer Vertrag beftimmt hatte, daß die Angelegenheiten Deutſchlands und Italiens nur 
im innigften Einverſtändniſſe mit ihm gefchlichtet werden follten. Die Frievdensfhlüffe mit der 
Pforte und den Barbaredfenftaaten, namentlih mit Algier, folgten am 9. Det. und 17. Der. 
1801. Die Präliminarartifel des Friedend mit England waren am 1. Det. 1801 zu London 
unterzeichnet worden. Kurz vorher hatten jih die nordiſchen Mächte, Rußland, Schweren, 
Preußen und Dänemark, gegen ven Misbraud der britiichen Meerherrſchaft zu einer bewaffne— 
ten Neutralität vereinigt, ähnlich derjenigen von 1780. England erwiderte mit ver Schlacht 
auf der Rhede von Kopenhagen und zwang Dänemark zum Waffenftillftande und Aufgeben 
der Goalition. Der weitere Fortgang ded Kriegs wurde durch den Vertrag Rußlands mit Eng: 
land (17. Juni 1801) gehemmt, indem jenes im wefentlihen ven Grundlägen des hergebrach— 
ten Seerechts ſich wieder unterwarf und zugleich auf den Beſitz des von den Briten den Franz 
zoſen entriffenen Malta verzichtete. Endlich (27. März 1802) Fam aud zu Amiend der Defini: 
tiofriede Englands mit Franfreih, Spanien und der Batavifhen Republik zu Stande, und dem 
fampfesmüden Europa war eine kurze Waffenruhe gegönnt. 

Durd den Luneviller Frieden, in welden die Bataviſche, Helvetifhe, Eisalpinifhe und 
Liguriſche Republik, unter Anerkennung ihrer Unabhängigkeit, mit eingeſchloſſen wurden, trat 
Diterreih wiederholt Belgien, Falkenftein und das fpäter der Schweiz überwiefene Fridthal 
an Frankreich ab, jowie die lombardiſchen Länder an die Cisalpiniſche Republik. Dagegen blie- 
ben ihm die venetianiihen Gebietstheile, jedoch nad der engern Begrenzung durch die Erich, 
überlaffen. Auch feine Abtretung des Breisgaus an den Herzog von Modena wurde erneuert. 
Sodann mußte ed auf das Grofherzogthum Toscana verzichten, das ald ein Königreich He— 
trurien dem Herzöge von Parma zufiel. Der Großherzog von Toscana ſollte in Deutſchland 
vollftändig entfhädigt werden. Deutſchland verlor das ganze linke Rheinufer, mit der weitern 
Beitimmung, daß die hierdurch in Verluft gefommenen Erbfürften wie auch der Erbjtatthalter 
von Holland auf der rechten Nheinfeite Entſchädigung erhalten follten. Dieje Entſchädigung 
durch Säcularifation geiftlicher Beiigungen und durch Unterwerfung der meiften (42) Reiche: 
ftädte unter die Kürten wurde zwar dem Namen nad einer Reichsdeputation übertragen, 
Sranfreih, Rußland und Preußen — jedoch ſchon vorher über den Plan ſich vereinigt, ſo— 
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daß derfelbe in allen wefentlihen Punkten in den Reichsdeputationshauptſchlüſſen vom 23. Nor. 
1802 und 25. Febr. 1803 nur genehmigt wurde. Verſchiedene Veränderungen in der deuticen 
Reichsverfaſſung waren hiervon die Folge. Neapel mußte feine Befigungen in Ober= unt 
Mittelitalien abtreten, fodann Portugal an Spanien Dlivenza und an Branfreich einen an 
Franzöfiih: Ouiana grenzenden Bezirk. Rußland gegenüber erfannte Frankreich die vom Zar 
und der Pforte geſchaffene ionifche Siebeninfeln-Republif an. Im Frieden von Amiens erhielt 
England von der Batavifhen Nepublif Geylon, von Spanien Trinidad, gab aber alle andern 
Groberungen zurüd. Zugleich wurde die Ruückgabe Aegyptens an die in ihrer Integrität zu er- 
haltende Pforte und Maltas an ven Johanniterorden ausbedungen. 

Wiederholte Verlegung der Rechte der Nahbaritaaten von feiten des übermädhtigen Kranf: 
reich führte zu einem neuen Kriege mit Großbritannien, ehe ſich nody Bonaparte die erbliche 
Kaiferfrone Franfreih8 und die eiferne Krone der Lombarden aufs Haupt geiegt hatte. Der 
Krieg begann mit der Bejegung Hannovers und der Verlegung des deutſchen Reichsgebiets von 
franzöfifher Seite. Bald vereinigten ſich Schweden, Rußland und Ofterreih, nachdem ſich ver: 
her der deutſche Kaifer Franz II. ale Erbfaijer von Ofterreich hatte krönen laflen, zu einer 
dritten Goalition, welche durd die Schlacht von Aufterlig geiprengt wurde. Das aud jegt mie 
bei der zweiten Goalition neutral gebliebene Preußen fhien nad) ver Verlegung feines Gebiete 
endlich zum Kriege entfchloffen ; aber auf die Nachricht von der Schlacht bei Aufterlig und dem 
Rücktritte Oſterreichs beeilte es ven Abſchluß eines Separatfriedens (16. Dec. 1805 zu Wien), 
worin ed Ansbach an dad mit Sranfreich verbündete Baiern und an Frankreich ſelbſt Kleve und 
Neufchätel abtrat, wogegen ihm dieſes ſämmtliche deutſche Befigungen des Königs von England 
überlaffen follte. Bald darauf (am 26. Dec. 1805) wurde zu Preäburg der Friede mit Diter: 
reich unterzeichnet. Dieſes trat an Branfreic dad ganze venetianifche Land ab, an Baiern, das 
zugleich die Reichsſtadt Augsburg erhielt, Tirol, Vorarlberg, Eichſtädt, einen Theil von Palau: 
die fhmäbiich- öfterreihifchen Lande aber nebft vem Breisgau wurden an Baiern, Würtem— 

berg und Baren vertheilt. Diefe drei Bundesgenoffen Frankreichs wurden für unabhängig er: 
flärt, follten jedoch fortwährend dem „deutſchen Bunde’ angehören. Rußland wies den ihm 
angebotenen Frieden zurück. 

Nach der jehnellen Eroberung Neapels, das durd Aufnahme eines rufiiichzenglüihen Heeres 
dieſes Schickſal über ji verhängt hatte, umgab fih Napoleon durd die Erhebung der Glieder 
feiner Familie auf die Throne ver Nachbarländer, durch Auflöfung des Deutichen Reichs umd 
Errihtung des durch Mepiatifirung verftärften Nheinbundes in weiten Umfange mit einer 
Reihe abhängiger Staaten. Um dieſe Zeit wurde von den Öffentlihen Blättern der franzöſiſchen 
Regierung die Idee eined europäiſchen Gleihgewidts für einen leeren Traum und das Darin 
einer überwiegenden Macht für nothwendig erflärt. In fruchtloſen Friedensunterbandlungen 
Franfreihs mit Rußland und England hatte unterdeſſen Napoleon in die Rückgabe des für 
Preußen beftimmten Hannover an Großbritannien gemilligt. Das erbitterte Preußen wagte 
jegt einen unglüdlichen Verfuh gegen die vielfach erweiterte und befeftigte franzöſiſche Matt 
und eine vierte Goalition wurde gebildet. - Durch den Frieden vom 12. Dec. 1806 trat das erfi 
mit Preußen verbundene Kurfürſtenthum Sachſen ald neues Königreidy in den Rheinbund ein 
und die herzoglich ſächſiſchen Häufer folgten (am 15. Dec.). Durch den Frieden von Tilfit, von 
Rußland am 7., von Preußen am 9. Juli 1807 unterzeichnet, verlor Preußen faft die Hälfte 
feiner Befigungen: alle Länder zwiſchen Elbe und Rhein, woraus in Verbindung mit andern 
deutſchen Gebieten dad neue Königreich Weftfalen gebildet wurde, ſowie faft alle polnifhen Be: 
figungen, die größtentheild ald Herzogthum Warfhau dem König von Sachſen zufielen. Auch 
Danzig wurde, mit etwas erweitertem Gebiete, wieder für unabhängig erklärt. Selbft Ruf: 
land erhielt auf Koften des ihm verbündeten Preußen eine Vergrößerung durch Abtretung des 
bialyftoder Kreiſes. Dagegen erkannte ed alle neuen politifhen Schöpfungen Napoleon’s an, 
trat die Jonifhen Infeln an Sranfreid ab und verſprach in einem geheimen Artifel die Räu- 
mung Gattarod. In Beziehung auf den dur franzöftihen Ginfluß entftandenen Krieg der 
Pforte mit Rußland verpflichtete ſich dieſe Macht im tiliter Vertrage, unter Napoleon’s Ver: 
mittelung Frieden zu ſchließen und die eroberte Moldau und Walachei zu räumen. Letzteres 
geihah jedoch nicht, und fo verlängerte ih der Krieg bis zum Frieden vom 28. Mai 1812, we: 
dur der Pruth als Grenze beftimmt wurde und hiernach die öftlihe Moldau mit Choczim, fe: 

wie Beilarabien mit Bender an Rußland fielen. 
Der Tilfiter Friede Ichien Napoleon freie Hand zu geben, die Zerwürfniſſe in der ſpaniſchen 
Regentenfamilie für feine Plane auf die Vyrenäiſche Halbiniel zu benugen. Aber die Juma 
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von Sevilla erklärte ihm im Juni 1808 den Krieg, und der lange, wechſelvolle Kampf begann. 
Rußland aber hielt Freundſchaft mit Sranfreih. Auf dem Congreſſe von Erfurt (September 
und October 1808) erkannte es Jofeph Napoleon als König von Spanien an und der Bund 
zwiſchen den beiden mächtigſten Herrſchern des europäiſchen Beftlandes wurde enger geſchloſſen. 
Schon früher waren Rußland und Dänemark dem Gontinentalivften beigetreten und jenes 
batte ſegar (7. Nov. 1807) an England Krieg erklärt. Auch forderte Rupland von Schweden 
den Nüdtritt vom Bunde mit Öropbritannien und Sperrung der Oftſee gegen britifche Schiffe. 
Auf deſſen Weigerung begann e3 in Verbindung mit Dänemark aud gegen Schweden den Krieg. 
Die Revolution in diefem Lande vom 13. März 1809 führte aldbald zum Friedensſchluſſe mit 
Rußland zu Friedrichsham (17. Sept.) und zu Jönföping mit Dänemark (10. Dec). Ruf: 
land erhielt ganz Finnland und die Alandsinſeln, aud Oft: und Weftborhnien bis zum Tornea— 
Aufie. Sodann trat Schweden durch einen Vertrag zu Paris dent Continentalſyſteme bei 
(6. Jan. 1810) und erhielt dagegen feine Bellgungen in Pommern und Rügen zurüd, 

Der Krieg auf der Pyrenäiſchen Halbinfel ermuthigte Ofterreid no, einmal zum Bunde 
mit England und zum Kriege gegen Frankreich, mit dem jegt Rußland und felbit Dänemark ges 
meinjame Sache machten. Aber jhon nad dreimonatlihem Kampfe war der Feldzug entſchieden, 
und nad) ebenjo lange dauernden Unterhandlungen, erſt in Ungarisch: Altenburg, dann in 
Schönbrunn, fam am 14. Det. 1809 der von Wien benannte Friede zu Stande. Oſterreich 
entjagte einem Gebiete von mehr ald 2000 Duapdratmeilen. Hiervon fielen Salzburg und 
Berchtesgaden, das Innviertel mit Braunau und das Hausruckviertel dem Rheiniſchen Bunde 
zu. Der villader Kreis, Krain, Trieft, Görz, Friaul, Iftrien, das ungarische Uferland und 
ein Theil Kroatiens bis an die Sau follten, verbunden mit dem zum Königreich Italien gehöri: 
gen Dalmatien, Venetianiſch-Iſtrien und Raguſa, einen neuen illyriſchen Staat unter franzöſi— 
ſcher Oberherrichaft bilden. An das Herzogthum Warſchau wurde ganz Weftgalizien und der 
zamosfer Kreid abgetreten; aud Rupland erhielt, ald Preis feiner Theilnahme am Kriege, 
den tarnopoler Kreis und einige andere Bezirfe.. Endlich verzichtete Oſterreich auf die einem 
Erzherzog zuſtehende Hochmeifterwürde des Deutſchen Ordens, erkannte alle in Italien, Spa: 
nien und Portügal ſchon ftattgehabten oder noch zu treffenden Veränderungen an und trat dem 
Continentalſyſteme bei. : 

Nach der Vermählung Napoleon’d mit Marie Luife ſchien ſich Ofterreih in dem Maße 
Frankreich zu nähern, ald die Freundſchaft Rußlands erfaltete, das der ftrengern Bollziehung 
des feinen Handel beeinträchtigenden Continentalſyſtems jhon längere Zeit müde geworten war 
und dem die weitere Vergrößerung Branfreihs durch Einverleibung Hollands und durch Aus: 
dehnung der Grenzen bis an die Oſtſee gefährdend eriheinen mußte. Vorbereitet wurde ter 
verhängnißvolle Kampf, der Europas Schidjal entſcheiden follte, durd den jhon erwähnten 
Frieden Rußlands mit der Pforte, fowie dur deffen Bündniß mit England und Schweden, das 
ſchon früher erklärt hatte, daß ed nur mit derjenigen Macht ih verbünden werde, die ihm nad 
dem Verluft Finnlands zur Erwerbung Norwegens, ald dem einzig entſprechenden Grjage, ver: 
helfen könne. Auch mit ven ſpaniſchen Cortes, unter Anerkennung der von ihnen erlaflenen 
Gonftitution, ſchloß Rußland zu Welifi-Lufi (8. Juli 1812) einen Bund. Alle andern euro: 
päifhen Staaten, darunter Preußen und Ofterreih, waren freiwillig oder gezwungen mit 
Frankreich vereinigt. Froſt und Hunger vernichteten die franzöſiſche Heeresmacht, und jeßt er: 
hoben ſich auch Völfer und Fürften gegen das immer fchwerer laftende Joh. Zuerſt ſchloß 
Preußen zu Kaliſch (28. Febr. 1813) ein Shug: und Trugbündniß mit Rußland. Ein nochma— 
liger Umihwung des Waffenglücks führte zu einem Waffenftillftand und zu fruchtloſen Friedens— 
unterhandlungen unter Bermittelung Oſterreichs, das jih am Schluffe des Prager Congreſſes 
als Feind Frankreichs erflärte. Bald folgte der Beitritt aller nicht beſonders ausgeſchloſſenen 
Rheinbundsfürften zur Coalition gegen Frankreich, zunähft Baiernd dur den Vertrag von 
Ried (14. Det. 1813). Sogar der König von Neapel vereinigte fih durch einen Vertrag mit 
Ofterreih (11. Ian. 1814), worin ihn dieſes feine ſämmtlichen Befigungen gemährleiftete, mit 
den Feinden feines Schwagerd, und wie Deutihland, jo wurde endlich auch ganz Italien in den 
Strom der Bewegung gegen Frankreich fortgeriffen. Dänemark wurde durch Schweden zum 
Frieden zu Kiel (14. Jan. 1814) gezwungen und mußte an diefed ganz Norwegen, jowie an 
England die Injel Helgoland abtreten, wogegen es Ausſicht auf Schweriih: Pommern und an: 
dere Entichädigung erhielt. Schon gegen Ende des Jahres 1813 war zwar im Namen Dfter: 
reichs, Rußlands, Englands und Preußens auf die Bedingung der Integrität Frankreichs inner: 
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Halb ver Porenäen, der Alpen und des Rheins ein Friedensvorſchlag an Napoleon gemacht un: 
von diefem am 2. Dec. deffelben Jahres angenommen worden, aber England verweigerte fein: 
Genehmigung und der Krieg dauertefort. Um ſich wenigftend mit einigen Feinden zu verſöhnen, 
ſchloß Napoleon mit vem gefangenen König Ferdinand VIL einen Frieden zu Valencay (15. Der 
1813), wonad er ihm Spanien gegen das Verfprehen zurüdgab, die Engländer zu Deiten 
Räumung zu vermögen. Als die Spanische Negentihaft diefen Vertrag verwarf, entließ er der 
König ohne Beringungen in fein Reich. Auch ven Papſt ſandte er nach Italien zurück, indem er 
ihm Rom und einen Theil des Kirchenftaatd wieder überließ. Nod einmal verfammelte ſich auf 
franzöfiihem Boden ein Friedenscongreß zu &hatillon (14. Febr. 1814), der Napoleon Die alte 
Grenze Frankreichs anbot, aber zugleich die vorläufige Übergabe von ſechs Hauptfeftungen for: 
derte. Napoleon verwarf diefe Bedingung und fegte mit verboppelter Anjtrengung den Kampf 
fort; aber jeine Hauptftadt flel in die Hände der Verbündeten (31. März 1814), und anı fol: 
genden Tage erklärte ihn der Senat, zur Zeit feines Glüds das gehorfame Werkzeug ſeines 
Willens, des Thron verluftig. Er willigte endlich unbedingt in feine Abdankung, nad ver: 
geblihem Verſuche, ven Thron feinem Sohne zuzuwenden, und ging nad der Inſel Giba ab, 
die ihm als jouveränes Fürftenthum nebft einer Jahresrente von 2 Mil. Sr. aus der franzöfi: 
ſchen Staatäfaffe überlaflen wurde. Auch den Kaifertitel follte er beibebalten. Bald darauf 
(30. Mai 1814) wurde der allgemeine fogenannte erfte Parifer Friede von allen Friegfübren: 
den Mächten außer Spanien unterzeichnet. Frankreich, unter den wiederhergeftellten Bourbonen, 
erhielt feine alte Grenze vom 1. Ian. 1792 mit einiger Gebietderweiterung. Zugleich erbiel: 
es die meiften feiner verlorenen Golonien zurüd, indem es nur die Infeln Tabago, Ste. : Lucir 
und Isle-de-Frauce an England abtrat und den im Bajeler Frieden gewonnenen Theil ven 
San:Domingo an Spanien zurüdgab. Holland follte mit bedeutender Bergrößerung dem Haufe 
Dranien zufallen, Deutihland einen Bund fouveräner Staaten und die Schweiz ein felbftänvi: 
ges Staatenfoftem bilden, Italien, ſoweit ed nicht öfterreihijc würde, aus einzelnen unabhän— 
gen Staaten beftehen und England im Beſitze von Malta bleiben. Alle weitern Beſtimmungen 
wurden einem allgemeinen Gongrefle überlaffen, der jih binnen zwei Monaten zu Wien ver: 
fanmeln follte, jedoch erft Ende September und Anfang October dajelbft zujanımentrar. 
(S. Congreß.) 

Ehe ſich der Sturz der Napoleoniven entſchied, waren die Vereinigten Staaten von Nord— 
amerika infolge der Bedrückungen des neutralen Handels durch England mit diejem in Zmiit 
gerathen. Am 17. Juni 1812 hatte ver Congreß an Großbritannien den Krieg erflärt. Nas 
zweijährigem verheerenden Kampfe wurde zu Gent (25. Dec. 1814) der Friede geſchloſſen, der 
im weſentlichen die frübern Verhältnifie heritellte, ohne für fünftige Fälle über das Seerecht 
neutraler Staaten genauere Beſtimmungen aufzuftellen. 

Am Wiener Congreß war bevenklihe Zwietracht unter ven verhandelnden Mächten entitan: 
den, als fie die Rückkehr Napoleon's nad Franfreih noch einmal zu vereinigter Anftrengung 
gegen den gemeinfhaftlihen Gegner zwang. Nur Schweden trat der erneuerten Verbindung 
nicht bei, Neapel aber hatte wieder an Napoleon jih angeihlofien. Gin kurzer Feldzug vertrieb 
Murat und gab König Ferdinand IV. die Herrſchaft über beide Sicilien zurück. Blutiger, 
aber nicht von langer Dauer war der Krieg gegen den vom Wiener Congreß geächteten, aller 
Menſchen- und Bürgerrechte verluftig erflärten Napoleon. Die Gefchichte kennt feine ähnliche 
Erklärung gegen einen fonveränen Friedensbrecher. Napoleon wurde in jein Feliengrab von 
St.-Helena gejendet und nad) langen Unterhandlungen, da die fiegenden Mächte zur Sicherung 
gegen ähnliche Gefahr und zur Genugthuung für ihre Völker einige Opfer von Frankreich for: 
derten, fam am 20. Nov. 1815 der zweite Barifer Friede zu Stande. Frankreich, unter ver 
Herrſchaft der zum zweiten mal reſtaurirten Bourbonen, welben man die Heilighaltung der 
Charte zur Pflicht machte, wurde jegt auf feine Grenzen von 1790 beihränft und mußte ſich zu 
einigen weitern Abtretungen verftehen. Namentlich fielen Saarlouis, Saarbrüd, das and zwi: 
ſchen Saar und Lauter nebft der Feſtung Landau dem Deutihen Bunde zu, die Feſtungen Bbi: 
lipperille und Marienburg und das Herzogtum Bouillon dem neuen Königreiche der Verei— 
nigten Niederlande. Sardinien erhielt wieder den vollftändigen Beſitz von Savoven und Nizza. 
die Schweiz das Ländchen Ger. Frankreih mußte TOO Mil. Ir. Entſchädigung zahlen, wosen 
ein Viertel zur Befeftigung dev Grenzen gegen daflelbe verwendet werden follte: aud mußte ed 
Th zur Befriedigung mannichfacher Privaterfagforderungen veriteben. Gin Heer der Verbün: 
deten von 150000 Mann follte fünf oder nad Umftänden drei Jahre lang beſtimmte Bezirke 
des franzöſiſchen Gebiets mit mehreren Beftungen befegt halten und von Frankreich jährlich mu 


Frieden, Friedensfchlüffe 757 


50 Millionen unterhalten werden. Endlich wurden die in den Nevolutiondfriegen geraubten 
Kunftihäge zurüdgenonmen. Gleichzeitig mit diefem Hauptvertrage wurden mehrere Neben= 
verträge zwifchen ven Hauptmächten abgeichloffen. So wurde das vom Wiener Congreß be- 
Tchloffene Werf der Ländervertheilung beftätigt und modifteirt. ' 

Noch vor, Abſchluß des zweiten Pariſer Friedend am 26. Sept. 1815 waren die Monarden 
Rußlands, DOfterreihd und Preußens zum fogenannten Heiligen Bunde zufammengetreten. 
Alle Staaten Europas, außer Papft und Pforte, wurden zum Beitritt eingeladen und alle, bis 
auf Großbritannien, folgten der Einladung. Mit freudigem Erftaunen vernahmen diejenigen, 
die da gläubig waren, die Gründung diefer hriftlihen Alltanz. Die „Vorſchriften der Gerech— 
tigkeit, der chriftlichen Liebe und des Friedens” jollten alle Maßregeln ver Machthaber leiten ; 
eine „väterliche”‘ Verwaltung wurde verbeißen; alle Befenner des hriftlihen Glaubens wur— 
den ald „eine vereinte Nation unter dem alleinigen höhften Souverän Jeſus Chriſtus“ aner— 
fannt. Die Bolitif, nach einer Reihe von Freveln, die jih Jahrtaufende lang durd alle Pe— 
rioden der Weltgefchichte zieht, Ichien envlich ihrer Sünden bis zum Ekel fatt zu fein und fi 
reuig in die Arme der Tugend, der freudig opfernden, edyt hriftlihen Hingebung für Men— 
Ichenreht und Völkerwohl zu werfen. Durfte man nicht nad) der firengen Conſequenz der 
chriſtlichen Sittenlehre erwarten, daß alles Unrecht gefühnt werden ſolle? Durfte nicht jelbft 
das zerriffene Polen erwarten, in neuer Ginheit und Selbftändigkeit zu erftehen? Aber bald 
wurde e8 flar, daß fein Verzicht, fondern nur die Erhaltung des Gewonnenen, gleichviel durd) 
welche Mittel man den Befig erlangt hatte, in der Abficht des neuen politifhen Evangeliums 
liege. Es war das Ehriftenthum des reihen Mannes, der zugleich Gott dienen und feine 
Schätze bewahren wollte und von dem der Erlöfer die bekannten inhaltſchweren Worte ſprach. 
Gewiß hatten die Stifter der Heiligen Allianz die anfrichtige Meinung, wenigſtens die auf 
dem Wiener Congreß und im zweiten Barifer Frieden beliebten Verhältniſſe ald Friedenszuftand 
zu erhalten. Aber das Werk, das mit dem Blute aller Völker gefeftige und gefiegelt ſchien, 
trug nit den Brieden in feinem Schofe, jondern gebar neuen Krieg und neue Zwietracht. 

i DB. Shulz:Bodmer. 

Nahtrag. Friedensſchlüſſe der neueften Zeit. Es war gebräudlih und bis 
zur franzöjlichen Bebruarrevolution nicht unrichtig, mit Behagen von dem langen Friedens— 
zuftande zu reden, welcher ſich nad) den gewaltigen Kriegsftürmen der Napoleoniſchen Epoche 
eingefunden. An der Schwelle dieſes Zeitraums ftand die Heilige Allianz, eine Art Vor: 
Ipiel zum ewigen Frieden, in der That freilich aber auch nur ein Spiel, eine Laune, aus 
einem vorübergehenden perſönlichen Empfinden der fiegreihen Fürften hervorgegangen und 
mit der politifhen Grundanſchauung des patriarhalifhen Herrſcherthums im geraden Gegen— 
age zu den gleichzeitigen Schöpfungen eines freiern Staatslebens der ſpaniſchen Cortes— 
verfafjung und ber franzöſiſchen Charte und ſelbſt den landſtändiſchen Verfaſſungen, wie fie in 
der Deutjchen Bundesacte verfprohen wurden. Diefer Gegenſatz der abjolutiftifchen und confti= 
tutionellen Staatsidee ftörte bald genug, wenn nicht den europäiſchen Frieden, jo doch die in der 
legten Zeit des Kampfes nothdürftig bergeftellte Cintradht unter ven Mächten. War noch auf dem 
Aachener Congreß die Berfammlung der fünf Großmächte vollzählig geweien, fo zerriß ſchon 
die Interventionspolitif der Gongrefle von Troppau, Laibach und Verona das Band, welches 
‚England mit ven Mächten des Continents verbunden hatte, und der franzöfiihe Einmarſch in 
Spanien zur Befeitigung der Cortesverfaſſung mar eine thatſächliche Verlegung des europäi- 
ſchen Friedens, wenn bier auch Fein eigentlicher Friedensſchluß ven ebenfo ungerechten ald uneh— 

venvollen Waffengang ver franzöfiihen Bourbons beendigte. Ebenjo wenig ward der Aufftand 
der Griechen, welcher unter ver Ginwirfung und dem Beiftande der Großmächte mit der Errid- 
tung des griehifchen Staates endete, durch einen eigentlichen Friedensſchluß beigelegt , auch Hier 
ward der Lieblingsweg der neuern Politik, das Gonferiren auf einem Congreß, eingeſchlagen. 
In ähnlicher Weife wurden auch die holländiſch-belgiſchen Streitigkeiten nad Lostrennung 
Belgiens von Holland durch das Dazwifchentreten der Großmächte und das bewaffnete Ein: 
ſchreiten Frankreichs und Englands factifch zur Ruhe gebracht, bis endlich 1839 eine definitive 
Einigung zwifchen ven beiden Nahbarftaaten zu Stande gebracht ward, durch den Vertrag 
vom 19. April, die Anerkennung des jelbftändigen Belgien und die Ausdeinanderfegung ber 
Territorialverhältniffe betreffend. Einen Friedensſchluß fann man aber dieſen Vertrag nicht 
nennen und er nennt ſich felbft auch nicht fo. Auch die Thronftreitigkeiten und Bürgerfriege auf 
der Porenäifchen Halbinjel führten zwar zu Allianzen und Militärconventionen aller Art, aber 
kein eigentlicher Friedensſchluß wie zwifchen zwei unabhängigen Staaten endete ven Bürgerkrieg. 
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Mit ver Türkei, einer Macht, die früher in Europa nicht als vollbürtiger Genoſſe des Völker: 
bundes galt und erſt in unfern Tagen zu dieſem Nange gelangte, ſchloß Rußland ven eriten eigene: 
lichen Frieden jeit 1815. Es war der inhaltihwere Vertrag von Adrianopel vom 14. Sept. 
1827, die legte glückliche Etappe der rufjiichen Politik auf dem Wege nad Konftantinopel. Es 
iſt hier nicht der Ort, die militärifchen und diplomatiſchen Vorgänge des ruſſiſch-türkiſchen Feld— 
zugs zu ſchildern, welde der Friede von Adrianopel beendigte, Died geihieht an anderer Stelle: 
aber hervorgehoben mag werben, daß die europäiſche Politik nie ſchlechter und die ruſſiſche mie 
befier geleitet ward, und ed der legtern gelang , mit einem untergebenden Heere einen flegreichen 
Frieden diplomatiſch zu erzwingen. So beitimmt denn Art. 1, daß fünftig und für immer 
Friede zwiſchen Rußland und der Pforte fein fol. In Art. 2 jind die Territorien aufgeführt, 
welde Rußland an die Türkei zurüdgibt. In Art. 3 ift der Pruch ald Grenze beſtimmt bis zur 
feiner Mündung in die Donau, jedod werden alle Mündungen verfelben unter rufüfche Ber: 
mäßigfeit geſtellt, ſodaß die dazwiſchen liegenden Injeln ruſſiſches Territorium werden. Die 
Türfen müffen das vechte ihnen gehörige Ufer auf zwei Wegftunden weit unbewohnt lafien 
In Art. 4 wird unter dem Namen einer Grenzberihtigung ein bedeutendes Stück türfifchen 
Territoriums in Kleinalien an Rußland abgetreten, eine Ergänzung der furz vorber dem perfi: 
ſchen Shah abgenommenen Länderſtrecken, wogegen die Türkei Kars, Bagdad und Erzerum 
zurüderhält. Art. 5 erklärt eine jpecielle Convention, die Moldau und Walachei betreffend, als 
Beftandtheil des gegenwärtigen Vertrags. Der Hauptpunft diefer Gonvention war die Er: 
nennung der Hospodare auf Lebenszeit ftatt auf eben Jahre. In Art. 6 werben die Verabre- 
dungen von Akjerman wegen Serbiend wieder eingejbärft. Art. 7 beftimmt die Berbältnifte 
der ruſſiſchen Unterthanen im türfifchen Reich, die Jurispistion der Gejandten und Gonjuln 
über fie wird anerfannt, ſowie Schiffahrt durch Die Meerengen dem ruffiihen und nichtruſſi— 
ihen Handel zugelihert unter Gejtattung von Repreflalien im entgegengefegten Ball. Art. & 
enthält die Stipulirung einer Pauſchſumme, welche die Türfei für frühere Benachtheiligungen 
ruffifcher Unterthanen zu zahlen bat. In Art. 9 erklärt fich die Pforte zu einer Kriegsentſchä— 
digung verpflichtet. In Art. 10 tritt fie den Griechenland betreffenden Beitfegungen der Grof— 
mäcdhte vom 6. Juli 1827 und 22. März 1829 bei. Im Art. 11 wird die Räumung des tür: 
fiihen Gebiets von der Erfüllung der wichtigſten von der Türkei übernommenen Verbind— 
tichfeiten abhängig gemadt; in Art. 12 die Ginftellung der Feindſeligkeiten nach Unterzeich 
nung des Friedens. Art. 13 behandelt die herkömmliche Ammneftie, Art. 14 die Nüdgabe ver 
Gefangenen, Art. 15 die Beflätigung der frühern Verträge, Briedensihlüffe u. ſ. , wäb: 
vend Art, 16 über die Natificationdfrift beftimmt. Gine lange Ruhe war dem türkiſchen 
Reiche nicht vergönnt; ein aufftändifher Unterthan, Mehemenr: Ali, Paſcha von Agvpten, 
machte förmlichen Krieg gegen feinen Oberlehnöherrn und war glücklich genug, durch die ſo— 
genannte Convention von Kutajah (im April 1833) das Paſchalik Syrien zu erlangen, bie 
der 1839 ausgebrochene zweite Krieg durch die Intervention der Großmächte 1840 zum 
Vortheil des Sultand beendet ward. Frankreich, welches ich ſchmollend und anfänglich ſchü— 
rend zurückgezogen hatte, war mittlerweile mit Merico in einen Fleinen Krieg geratben , deilen 
Hauptwaflenthat dad Bombardement von S.= Juan d'Ulloa war, und der in dem Frieden 
vom 9. März 1839 fein Ende fand. Einen beveutend größern Maßſtab nahın der engliſch— 
chineſiſche Streit an (der fogenannte Opiuntfrieg), welder zum erften mal europäiſche Krieger 
nad) Nanking führte und die Örundlage jowol zu dem Aufblühen des europäifchen Handels— 
verkehrs, ald auch den jpätern Weiterungen der „Himmliſchen“ und der Barbaren gab. Der 
Friede zu Nanfing, am 29. Aug. 1842 geihloffen, enthielt folgende Hauptbejtimmungen: 
Der Friede ift hergeftellt zwijchen beiden Reihen (Art. 1). Fünf Häfen werden bezeichnet 
(Kanton, Amoy, Bu-tiheu:fu, Ningpo und Shanghai), die dem europäiihen Verkebr offen 
ftehen follen mit einer Organifation von Gonfuln, Superintendenten und Zollerhebungsbeam: 
ten, im Interefje des chineſiſchen Schages (Art. 2). Die Infel Hongkong wird an die englifde 
Krone abgetreten (Art. 3). Der Kaiſer von China zahlt für weggenommenes Opium und an 
Entſchädigung für die von Engländern erlittene Unbill 6 Mill. DoU, (Art. 4). Weitere 
4 Millionen werben zur Bezahlung hinefifher Handelsſchulden an britiiche Kaufleute ver: 
wendet (Art. 5). Endlich bezahlt China eine Kriegskoftenentihädigung von 12 Mill. Dollar. 
Näbere Beftimmungen über die Zahlungstermine enthält Art. 7, während Art. 8 vie Rüd— 
gabe der Gefangenen, Art. 9 die allgemeine Amneftirung der hinefiihen Unterthanen wegen 
etwaiger Begünftigung der Engländer ausſpricht. In Art. 10 wird ein genauer vollftändiger 
chineſiſcher Zolltarif verfproden und in Art. 11 ausführlich die Etikette der ſchriftlichen Gommu: 
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nicationen zwiſchen ven britiihen Behörben und Kaufleuten und den chineſiſchen Würbenträ- 
gern feftgeftellt. Die beiden legten Artikel beftimmen das Aufhören der Feindfeligkeiten und 
ven Rüdzjug der Engländer von Nanfing, ſowie die Ratificationsfrift. Man hat behauptet, 
Dap England ftetd einen oder einige Eleine Kriege zu führen habe, und wenn man die Dit: 
indiſche Compagnie mit unter England begriff, iſt in der That Fein Jahr vergangen, das 
nicht Feinpfeligkeiten irgendwelder Art gebracht. Allein ein näheres Eingehen auf die viel 
verſchlungenen oſtindiſchen Händel wäre hier niht am Plage. Die Kämpfe mit den Afghanen, 
ven Gmiren von Sindh und dem Reich von Fahore find an andern Stellen dargeftellt. Dem 
allgemeinen europäifhen Verkehr näher und die Öffentliche Aufmerkſamkeit allgemeiner beſchäf⸗ 
tigend war der franzöjliche Krieg gegen Maroffo, zu dem die Unterftügung und Beberbergung 
Abd⸗el-Kader's in den maroffaniichen Gebiet den oftenfiblen Anlaß gab, während zugleich eine 
weitere Oelegenheit zur militärifihen Auszeihnung für die Prinzen des Haufes Orleans ge— 
Tucht wurde. Zu Waſſer und zu Lande bevrängt, ſchloß Marokko am 10. Sept. 1844 Frie— 
den, worin Abd=el= Kader preidgegeben wurde, Der Lauf der Ereigniffe führt und wies 
ver nad Nordamerifa zurück, wo jeit dem durch den enter Frieden gefhlofjenen Krieg mit 
England die Vereinigten Staaten jegt zum erften mal nad langer Zeit wieder in kriegeriſche 
Action traten. Der Öegner war Merico, die Nahbarrepublif, und der Anlaf die Anneration 
des Staates Terad an die Vereinigten Staaten, wozu allerlei pecuniäre Streitigfeiten famen. 
Der im Jahre 1846 ausgebrochene Streit ward erft durch den Frieden von Guadalupe-Hidalgo 
von 2. Febr. 1848 beigelegt. Außer den gewöhnlichen Glaufeln über Aufhören der Feindſelig- 
feiten, Nücdgabe der Gefangenen, Räumung des Territoriums ift darin eine bedeutende Ge— 
bietdabtretung (Galifornien, Neumerico, Anerkennung von Texas) von feiten Mericod aus: 
geſprochen, wogegen die Vereinigten Staaten eine Zahlung von 15 Mill. Doll. leiſten 
(Art. 12). Andere Beftimmungen geben auf die Abwehr indianifcher Plünderungszüge, den 
fernern Handelsverkehr und das Verhalten im Ball eined etwa erneuten Kriegs. 

Alle aufgezäblten Friedensſchlüſſe berührten die europäischen Mächte entweder gar nicht oder 
doch nur eine einzelne in ihren auswärtigen Beziehungen ; aus dem dreißigjährigen europäiz 
ſchen Frieden ſchreckte und das Jahr 1848 auf. Im Norden und Süden zugleich warb inmitten 
der nationalen Erhebung und im engften Zuſammenhang mit ihr zu den Waffen gegen aus: 
wärtige Gegner gegriffen. Don den beiden nach größerer Einheit und fefterer Staatägeftaltung 
ringenden Bölfern, dem deutſchen wie dem italienifchen, gelang e8 feinem, im eriten Berfud das 
Biel des Kriegs durch Waffengemwalt zu erreichen. Der öſterreichiſch-italieniſche Krieg führte im 
Jahre 1848 nad) einem kurzen Siegesrauſche Karl Albert'3-zu den entſcheidenden Treffen, welche 
der greiſe Radegfy dem Gegner lieferte, und dem Waffenftillitand von 9. Aug.1848. Der im Jahre 
1849 neu aufgenonmene Angriff fand fein Ende in ver farvinifchen Niederlage beiNovara und 
dem Mailänder Frieden vom 6. Aug. 1849. Der Hauptfrievensfhluß ift jehr furz. In Art. 1 
wird der Friedensitand erklärt, in Art. 2 das Mieveraufleben aller ältern Verträge zwiſchen 
den Gontrabirenden ausgeſprochen, in Art. 3 die alte Grenze, wie fie feit 1815 zwiſchen beiden 
Staaten bejtand, anerfannt. In Art. 4 verzichtet der König von Sardinien auf jeden Rechts— 
titel oder Anſpruch betreffs der ſonſtigen italienifchen Länder. Nur dad Heimfalldreht wegen 
Viacenza wird vorbehalten. Art. 5 bezieht ſich auf die Accefjion der Herzoge von Modena und 
Parma zum Vertrage, der legte Artifel auf die Ratification. In einem Nebenvertrage vers 
fprigt Sardinien an Ojterreidy eine Kriegsentſchädigung von 75 Mil. Fr. zu zahlen. Ginen 
faft noch jhlimmern Ausgang, wenigftens für die Ehre und das Anfehen Deutihlands und 
Preußens, nahm der deutſchdaͤniſche Krieg, den das deutiche Wolf mit jo vielem Gnthufiasmus 
angefangen und der doch in den modernen Antaleidifhen Frieden von Berlin vom 2. Juli 1850 
ausging. Von Preußen im Namen Deutſchlands, das damals jeder geordneten Gentralbehörbe 
entbehrte, geſchloſſen, gab dieſer Friedensſchluß unter dem leeren Vorbehalt aller Rechte Schles— 
wig:Holftein den Dänen preis, ja verſprach ſogar deutſche Intervention in Holftein zur Herz 
ftellung der däniſchen Autorität und ließ nötbigenfalld ver däniſchen militäriſchen Zwangs— 
gewalt freie Bahn. Es war deshalb eine Unmwahrbeit, wenn man von feiten officieler oder offi— 
ciöſer Lohnſchreiber vamals behauptete, der Friede jei pure et simply und vergebe den deutſchen 
Intereſſen nichts. In einem geheimen Artikel veriprah Preußen jogar ih an den Negocia⸗ 
tionen zur Regelung, d. h. Veränderung der Erbfolge in den Herzogthümern und Dänemark 
zu betheiligen. Die endliche materielle Feititellung des Verbältniffes zwiſchen Deutſchland und 
Dänemark erfolgte duch die neueftens wieder foviel genannten VBerabredungen von 1851 und 
1852, deren Öefammtinbalt wenigitens einen kümmerlichen Reft der Landesrechte rejervirte. 
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Nicht lange nahdem fo Deutſchland vom politiſchen Schauplag in feine gewohnte Selbſtbe— 
fhauung zurüdgefunfen war, traten die erften Anzeichen des Sturms im Orient ein, der is 
endlich zu dem großen Gonflict zwiſchen Rußland einerfeitd und ver Türfei nebit den Weſt⸗ 
mächten auf der andern Seite entwidelte. Alles Bisherige, was zwilchen Rupland und der 
Türfei vorgefommen war, hatte nur den Meg zum endlichen Einfturz der türfiihen Herrſchaft 
in @uropa bahnen jollen. Jegt endlich, in der Erſchlaffung des übrigen Europa nad dem rezo: 
Iutionären Orkan, in der reactionären Windſtille, welde mit Grabesbuft allerwärts auf tem 
politifhen Leben lag, ſchien die Zeit gefommen, den „kranken“ Mann zum todten Mann zu 
machen. Seinerfeit# war das neue Raifertbum von Frankreich begierig nad äußern Großtha— 
ten, die Armee, deren Lorbern aus den Straßenkämpfen und der römiſchen Gampagne ſehr zwei— 
felbafter Natur waren, mußte befhäftigt werden und fo gab denn der Streit um Die heiligen 
Gräber — ein echt hriftlicher Anlaf für Mord und Todtſchlag — die Handhabe ab, melde die 
Thüren des Janustempels öffnete. Die Beiegung der Donaufürftenthümer durch eine ruſſiſche 
Armee, ald Pfand der Erfüllung angeblicher türfifcher Verpflichtungen, veranlaßte nad vielem 
vergeblihen Hin- und Herreden der Diplomatie die türkifche Kriegserflärung vom 4. Oet. 1853, 
und am 28. März 1854 traten die beiden weiteuropäiihen Großmächte ebenfalls für die tür— 
kiſche Sache in die Kriegsihranfen. Zaghaft und zögernd folgte Sſterreich der weſtmächtlichen 
Volitik nur von weitem; fein Vertrag vom 2. Dec. 1854 enthielt entweder zu viel oder zu wenig. 
Sardinien dagegen, deifen Minifter Gavour jhon über den fonmenden neuen Befreiungskrieg 
Staliens brütete; trat mit Entſchiedenheit auf die Seite des Weftens; am 26. Jan. 1855 mwurte 
die Theilnabme am Kriege durch einen Vertrag ausgemacht. Umſonſt fuchten die ewig venf- 
mwürbigen wiener Friedensconferenzen den Streit beizulegen, auch der furz vorber (2. März) 
eingetretene Tod des Kaifers Nifolaus wirkte nicht entfcheidend ein, Als aber endlich die Sür: 
jeite von Sewaftopol am 9. Sept. in die Hände der Alliirten gefallen war, bot die eintretente 
Winterruhe Gelegenheit für erneute Friedensbemühungen. Endlich gelangten die unformelten 
Abmahungen zu Wien fo weit, daß fih der Friedenscongreß zu Paris am 25. Febr. 1856 
verfammeln fonnte. In der erften Sigung wurde ein am 1. Febr. 1856 von den Geſandten 
der friegführenden Mächte daſelbſt und dem öfterreihifchen Minifter der audmärtigen Angele- 
genbeiten aufgenommenes Protokoll nebſt Anner ald Friedenspräliminarien erklärt, deren 
ſchließliche Erläuterung und Ausführung der Parifer Friede vom 30. März enthält. Im Fol: 
genden foll eine gedrängte Überficht dieſes für unfere Gegenwart hochwichtigen Documents ge: 
geben werden, an beffen feierlicher Ausfertigung auch die fünfte Großmacht Preußen, jedoch in 
wenig würbiger Weife fich betheiligte. Art. 1 ift die gewöhnliche Glaufel über den hergeſtellten 
Frieden. In Art. 2 wird gegenjeitige Zurücgabe des eroberten oder befegten Gebiets ald Regel 
ausgeſprochen, welche Art. 3 und 4 in Betreff der Stadt und Feftung Kars und der von den 
Weſtmächten befegten Gebietötheile ſpecialiſiren. Amneftie und Auslieferung der Gefangenen 
behandeln Art. 5 und 6. Nach Art. 7 tritt die Türfei in das europäifche Völkerrecht und „Gen: 
cert“ ein. Ihr Gebiet wird von den andern Mächten in feiner Integrität garantirt. Art. 8 
fordert bei etwa ausbrechenden Mishelligkeiten zwifchen der Türkei und einem der contrahiren: 
den Staaten, daß die Mediation der übrigen angerufen werde. In Art. 9 verfpricht ver Sultan 
die Mittheilung feines neueften im Intereffe der chriftlihen Untertganen ergangenen Aermans; 
doch joll daraus ein Recht der Einmiſchung nicht hergeleitet werden. Art. 10 behandelt die res 
vidirte Convention Über die Schliefung der Meerengen der Darvanellen und des Bosporus, 
melde ald Annex einen integrivenden Theil des Briedensvertrags bilden fol. Nach An. 11 if 
dad Schwarze Meer neutralifirt. Diefer Ausdruck wird dahin erklärt: der Handelsmatine 
aller Nationen offen, find die Gewäſſer und Häfen des Schwarzen Meeres ausdrücklich und für 
immer der Kriegsflagge ſowol der Uferftaaten als jever andern Macht verichloffen , auger den ın 
den Art. 14 und 15 beftimmten Ausnahmen. In Art. 12 ift Grleihterung des Handelsverkebrs 
namentlid duch Zulaffung von Gonfuln in den Häfen des Schwarzen Meere ftipulirt. Als 
Eonjequenz der Neutralifirung follen nach Art. 13 feine Seearfenale am Schwarzen Merre be: 
ftehen. Rußland verpflichtet ſich, folche weder zu errichten, noch, wo fie vorhanden find, aufrecht 
zu erhalten. Art. 14 bezieht fih auf eine annerirte Convention zwifchen Rußland und ber Tür: 
fei, welche die ohne Zuftimmung aller Gontrahivenden nicht zu vergrößernde Zahl von Heinen 
Kriegsſchiffen für den Zoll- und Sicherheitsvienft auf dem Schwarzen Meere gegenfeitig feſt⸗ 
jegt. In Art. 15 werben die Grundſätze des europäifchen Flußrechts auf die Donau ausgedehnt. 
Zur Verbefferung des Fahrwaſſers in den Mündungen tritt nad) Art. 16 eine „europäifhe 
Commiſſion“ zujammen, welche auch gewiſſe für alle gleiche Abgaben erheben laffen fann. 
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Nach Art. 16 vereinigt ſich auch eine Commiſſion der Uferſtaaten zur Abfaſſung einer Donau— 
ſchiffahrtsacte; an dieſe Repräſentanten der Uferſtaaten geht ſchließlich auch das Mandat ver 
europäiſchen Commiſſion über (Art. 18)., Jeder contrahirende Staat darf im Intereſſe der 
Schiffahrt zwei kleine Kriegsfahrzeuge zur Uberwachung an den Donaumündungen ſtationiren 
(Art. 19). In Art. 20 willigt Rußland in eine Gebietsabtretung zur Ratification der Grenze. 
Rußland verliert dabei die Ufer der Donau, indem die Grenze über Belgrad gezogen wird. Das 
abgetretene Territorium fommt an die Moldau unter der Oberherrlichkeit dev Türkei (Art. 21). 
Die nähftfolgenden Artikel beſchäftigen fi mit der. Organifation der Moldau und Waladei. 
Jedes erclufive Protectorat ift aufgehoben, dagegen ftehen die Rechte der Vafallenftaaten der 
Türkei unter der gemeinfamen Garantie der Gontrahenten (Art. 22). In Art. 23 werden bieje 
Rechte zur völligen innern Selbftändigfeit erweitert. Eine Commiſſion foll die Berhältniffe 
unterfuchen; in jedem Sande eine Randesvertrerung (der Divan) zufammenberufen werden, um 
ihre Wünſche fir die endliche Organifation, welche unter der Barantie der Mächte eingeführt 
wird, zu hören (Art. 24 und 25). Art. 26 geftattet eine bejondere Armee in den Fürften- 
thümern; eine einjeitige Intervention aud) von feiten der Pforte verbietet der Art. 27. Für Ser— 
bien wird in Art. 28 und 29 das Beitehende aufrecht erhalten; nur tritt an die Stelle des exelu— 
fiven ruſſiſchen Protectorats die Garantie aller Gontrahenten. Nach Art. 30 Toll die kleinaſia— 
tiſche Grenze zwifchen der Türkei und Rußland vorbehaltlich einiger Verbeſſerungen berjelben 
durch eine Berihtigungscommiffton die alte bleiben. In Art. 31 wird die Räumungdfrift für 
die auf türfifchem Gebiet befindlihen Truppen der Weſtmächte bejonderm Arrangement vor— 
behalten. Art. 32 erneuert die frühern Verträge, joweit fie durch den vorliegenden feine Ab— 
änderung erlitten haben. Die Convention über Nihtbefeftigung der Alandsinſeln in der Oft- 
fee wird in Art. 33 als integrirender Theil des Friedensvertrags erflärt und im legten, 34. Ar— 
tifel Die Ratificationdfrift auf vier Wochen geftellt. Die drei Annere ded Friedens find dann 
noch: 1) die Konvention überdie Zahl der Fleinen türkifchen und ruffiihen Kriegs: und Revenüe— 
Ichiffe im Schwarzen Meere (zehn für jede Macht nach dem Vertrage); 2) die Gonvention über 
die Schliefung der Meerengen, eine Revifion des befannten Vertrags von 1841, und endlich 
3) die Convention, welhe Rußland jede Befeftigung oder Einrichung eines éetablissement militaire 
ou naval auf ven Alandsinfeln unterfagt. Im weitern Sinne gehört aud) die Derlaration vom 

16. April über das Seekriegsrecht zu ven Beilagen des parifer Friedenswerks, deſſen praktiſche 
Ausführung insbefondere megen der Grenzziehung und der Organifation der Donaufürften- 
thümer fih lange genug hinzog. Am 6. Jan. 1857 warb das Protofoll über die Grenzberich— 
tigung unterzeichnet, ver Vertrag am 19. Juni deſſelben Jahres; erft am 19. Aug. 1858 fam die 
Eonyention über die Organifation der Moldau und Waladhei zu Stande. Die Donauſchiffahrts— 
acte ift vom 7. Nov. 1857. In allerneueiter Zeit hat fih von den Feſtſetzungen über die Mol: 
dau und Walachei ſchon manches wieder geändert; die in jener Gonvention nicht zugelaflene 
Vereinigung der beiden Fürſtenthümer ift jeßt zugeftanden worden. Die Ruhe, melde Guropa 
nad dem Parifer Frieden gelaffen wurde, war zwar nicht von langer Dauer, wenu aud ein 
fünftliher Gefhäftsihwindel diefe Onadentage in fabelhaftefter Weile auszubeuten verftann. 
England freilich hatte jhon wieder einen kleinen Krieg abzumadhen, während die Nadyfigun: 
gen des Congreſſes nod in vollem Gange waren. Formell war e8 zwar nur ein Krieg der Oft: 
indifhen Compagnie mit dem Schah von Perſien. Die VBeranlaffung des Kriegs war der Ein 
fafl ver Berfer in das Gebiet von Herat und die Belagerung dieſer Stadt, deren Wichtigkeit für 
das oftindifche Neih im Art. Afghaniſtan augeveutet if, Durch einen Vertrag vom Jahre 
1853 hatte ſich Perſien verpflichter, Herat unangefochten zu laffen. Bei der Nichterfüllung dies 
fer Verpflichtung follte jegt eine Expedition den Perſiſchen Golf hinauf die Perfer zwingen von 
Herat abzulaſſen. Allerlei Mishelligkeiten des engliichen Reſidenten in Teheran trugen nicht 
wenig zum Ausbruch des Kriegs bei, der am 1. Nov. 1856 von Fort William bei Kalkutta aus 
erklärt wurde. Raſche Erfolge unter der Führung des Generals Sir James Dutram fchredten 
die Derjer ab, und jhon am 4. März 1857 wurde zwifchen Lord Cowley, dem englifchen Am— 
baffadeur am franzöfiihen Hofe, und Ferufh: Khan, dem perſiſchen Gefandten, der Friede in 
Paris abgejchloflen. Perſien veripricht aufs neue Herat und ganz Afghaniftan in feiner Unab- 
hängigfeit anzuerkennen, feine Truppen von der erjtern Stadt zurückzuziehen, Die Gefangenen 
herauszugeben u.f.w. Generalconjulate und Gonfulate follen gegenfeitig von Perſien und Eng= 
fand eingerichtet werden. Cine gemiſchte Commiſſion wird über die noch ausſtehenden Rechts— 
anfprüde von Engländern gegen die perfiiche Regierung und perfifche Unterthanen entſcheiden. 
Specielle Feſtſtellungen gehen auf die Satisfaction, welche dem beleidigten Refidenten Murray 


762 Frieden, Friedensfchlüffe 


zu geben ift. Kaum war diefer Krieg glücklich beendigt, ald der furchtbare indiſche Sipahis— 
aufftand ausbrach. Mit feinen Schiefalen haben wir ung bier nicht zu beichäftigen. Dagegen 
iſt noch kurz des neuen chineſiſchen Kriegs zu gedenfen, welcher anfnüpfend an die fogenannte 
Lorcha-Affaire im Jahre 1858 durd den Friedensſchluß von Tientfin beigelegt ſchien. An die- 
jem Kriege, wenn aud nicht an der eriten Veranlaſſung deſſelben, hatten aud die Franzoſen 
Antheil genommen, und wie mit ihnen und den Engländern eigentliche Friedensverträge, wur: 
den zu gleicher Zeit mit ven Nuffen und Nordamerifanern Handelöverträge (auch jene Friedens: 
hlüffe enthielten weitgehende Zugeftärpnifle auf dieſem Gebiet) abgeſchloſſen. Befanntlie 
machten die Chinefen, da in Peking ein anderer Einfluß an die Spige gekommen zu fein ſchien, 
Schwierigkeiten, die Hauptbedingung der Matification des Friedensvertrags in Veking ſelbſt 
und den Aufenthalt englifcher und franzöjiiher Gefandten am faiferlihen Hofe zu Peking zu 
erfüllen. Man verlegte den Vertretern der Weftmächte ven Weg, und ein Angriff auf die Taku— 
fortö, weldye das Fahrwaſſer beherrſchten, hatte einen unglücklichen Ausgang für Engländer 
und Franzoſen (am 25. Juni 1859). Seitdem ift diefer Unfall glänzend gut gemacht, Befing 
jelbft in den Händen der Weftmächte geweſen, die volltändige Ratification des Vertrags von 
Tientfin bat flattgefunden und der englifche und franzöliiche Geſandte find feierlih in ihren 
Valäſten zu Peking inftallirt worden. Im ganzen jheint dieſer legte Feldzug eine gründliche 
Aufklärung über die Vortheile eined guten Einvernehmend mit der europäiſchen Givililation 
au den Regierungkreifen in Peking beigebracht zu haben, während es andererjeits zu hoffen 
und zu wünſchen ift, daß in China ſowol ald Japan die berechtigten Eigenthümlichkeiten der Be: 
wohner von den Mächten, die ſich ald Träger ver Givilifation, d. h. der Reſpectirung des 
Fremden geriven, gegen rohe zubringliche Aufklärerei gejichert werden. 

Alle diefe genannten Frieden, welche der kurze Zeitraum feit 1848 nöthig gemacht, da Die 
Ruhe durch militärifche Ereignifle geftört war, veihen an unmittelbarer Tragweite für die Ge— 
genwart durchaus nicht an die Bedeutung der Friedenspräliminarien von Villafranca und des 
auf fie gefolgten Definitivfrievend von Zürich. Die Veranlaffung des italienifhen Kriegs if 
noch allen in frifcher Erinnerung, wie Oſterreich ungeduldig das diplomatiſche Spiel feiner 
Gegner dur ein rajches Ultimatum durchbrach und ebenſo raſch nach zwei verlorenen Schlach⸗ 
ten Waffenftillftand und Friedenspräliminarien abſchloß. Diefe lauteten folgenvermapen: 
„Les deux souverains favoriseront la creation d’une confederation italienne. Cette con- 
federation sera sous la presidence honoraire du Saint-Pere. L’empereur d’Autriche cede 
a lempereur desFrancais ses droits sur laLombardie a l’exception des forteresses de Man- 
toue et de Peschiera, de maniere que la froutiere des possessions autrichiennes partirait 
du rayon extreme de la forteresse de Peschiera et s’etendrait en ligue droite le long du 
Mincio jusqu’a Le Grazie; de la a Scorzarolo et Luzarra au Pö, d’oü les frontieres actuelles 
contiuueront a former les limites de l’Autriche. L’empereur des Frangais remettra les 
territoires cedes au roi de Sardaigne. La Venetie fera partie de la confederation italienne, 
tout en restant sous la couronne de l'’empereur d’Autriche. Le grand-duc de Toscane et 
le duc de Modene rentrent dans leurs &tats en donnant une amnestie generale. Les deux 
empereurs demanderont au Saint-Pere d’introduire dans ses &tats des reformes indispen- 
sables. Amnestie pleine et entière est accord& de part et d’autre aux personnes compro- 
mises a l'occasion des derniers evenements dans les territoires des parties belligerantes.* 
Nur zwiſchen Frankreich und Ofterreih und unter der perjönlichen Einwirkung der beiden Kai— 
fer waren diefe Abmahungen entjtanden. Sardinien ſah in diejem plöglichen Friedensſchluß 
einen halben Verrath feines Faiferlichen Alliirren; das Minifterium Gavour trat zurüd, als ſich 
Bictor Emanuel gezwungen ſah, zu der Ausführung diefer Bunctationen im Definitivfrieden, 
wenn auch nicht zu ihrer Ausführung in Wirflicfeit, die Hand zu bieten. Umſonſt predigte 
die franzöſiſche Preſſe und franzöfiihe Diplomatie den italienijhen Bevölferungen die Pflicht 
vor, jene Aufftellungen zur Wirklichkeit werben zu laffen. Unterftügt von England, mwagten 
ed die verſchiedenen proviforiichen Regierungen, ven Rathſchlägen und Drohungen von Paris 
gleich jehr ein taubes Ohr zu bieten; auf den König von Sardinien blieb ein Schreiben des 
Kaijers Napoleon vom 20. Oct. 1859 im gleihen Sinne ebenfo wirkungslos. Sehr langſam 
gingen die Friedensverhandlungen ihren Weg; erjt am 10. Nov. wurden die verſchiedenen 
Verträge endlich abgejhloffen, welde man zuſammen kurz gefaßt den Frieden von Zürich nennt. 
Der erfte oder Hauptvertrag iſt zwiſchen Branfreih und Ofterreih zu Stande gefommen. 
Art. 1 beſtimmt die Wiederkehr des Friedens, Art. 2 Auslieferung der Gefangenen. Art. 3 
geftattet die Freigebung derjenigen aufgebrachten Schiffe, welde noch nicht condemmirt find. 
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In Art. 4 wird die Lombardei nad ven in den Präliminarien angedeuteten Grenzen an Frank— 
reich cebirt, welches in Art. 5 feine Intention ausſpricht, das Gebiet an Sardinien zu über: 
laffen. Nach Art. 6 fol fogleih eine Räumung der betreffenden Gebietstheile vor ſich geben. 
Art. 7 beftimmt, day Das neue Gouvernement der Lombardei drei Fünftel von der Schuld des 
lombardiſch-venetianiſchen Monte übernimmt. Art. 8 verfügt Näheres über die Auseinander: 
jegung dieſes Inftituts. In Art. 9 ift die allgemeine Rechtsnachfolge der neuen Randesherr: 
{haft in die Rechte und Pflichten Oſterreichs hervorgehoben; in Art. 10 wird dies in Betreff 
der empfangenen Gantionsfummen, in Art. 11 in Bezug auf die Eijenbahnen fpecialifirt. 
Art. 12 enthält die in Abtretungsverträgen herkömmliche Anordnung, daß die refp. Inter: 
thanen während eines Jahres frei in das andere Gebiet überjiedeln fünnen ohne Abgaben und 
beſondere Erlaubniß. Nah Art. 13 find die in der Lombardei geborenen Soldaten im öfter: 
reichiſchen Heere unverzüglich zu entlaffen, wenn fie nicht erklären, darin verbleiben zu wollen. 
In Art, 14 find die Penfionäre berückſichtigt; in Art. 15 vie Vertbeilung und Benugung der 
Archive behandelt. Den Gorporationen in ver Lombardei wird durch Art. 16 die freie Ver— 
fügung über ihr Vermögen im Fall ihrer Aufhebung zugefihert. In Art. 17 reſervirt fi der 
Kaiſer der Franzoſen dad Recht, die verfdiedenen ihm hiernach erwachſenen Rechte und Pflich— 
ten auf international üblichem Wege an den König von Sardinien zu übertragen. Art. 18° 
behandelt die Conföderation Italiens. Als Aufgabe diejer von beiden Kaifern zu begünftigen- 
den Schöpfung wird bezeichnet Erhaltung der Unabhängigkeit und Unverleglichkeit der confö— 
derirten Staaten, Ausbildung ihrer moraliſchen und intellectuellen Intereifen, Garantirung 
der innern und äußern Sicherheit Italiend durch die Erijtenz einer Bundesarmee. Venedig ſoll 
einen der Staaten der Gonföreration bilden und an den Rechten und Pflichten derjelben, welche 
durch eine Berfammlung aus allen Staaten beftimnt werden, Antheil nehmen. Nah einer 
Motivirung, daß die Territorialverhältnifle Italiens nicht ohne Zuſtimmung der Mächte, welche 
fie mit geformt und anerkannt haben, geändert werben fünnen, „ſind die Rechte des Großher— 
3098 von Toscana, der Herzuge von Modena und Parma zwiihen ven hoben Gontrabirenden 
ausdrücklich reſervirt“. Mit den Reformen im Kirchenjtaat, die man dem Papſt dringend an= 
eurpfeblen will, beichäftigt ih Art. 20. Art. 21 enthält die gewöhnliche Amneftieclaufel, und im 
legten Artikel (22) wird die Natificationsfrift auf 14 Tage geftellt. Ein Apditionalartifel be= 
bandelt ven Auszahlungsmodus des nad Art. 7 zu zahlenden Geldes an Diterreih. Der zweite 
Vertrag ift die Ceſſionsacte über die Lombardei zwiſchen Sranfreih und Sardinien. Neu if 
darin nur die in Art. 4 Sardinien aufgelegte Kriegskoftenentihäpigung an Frankreich zum 
Belauf von 60 Mil. Fr., die oben erwähnte wiederzuerftattende Zahlung Frankreichs an Dfter: 
veichd ungeredhnet. Das dritte Actenjtüd ift dev Friedensvertrag zwiſchen Frankreich, Ofterreich 
und Sardinien. Neu jind darin die nähern Heftfegungen über das Nahbarverhältniß zmwifchen 
Sarvinien ald Nenerwerber der Lombarrei und Ofterreih. Es fehlen darin aber alle auf vie 
iralienifche Gonföderation ſich beziehenden Artifel des Friedens zwiſchen Frankreich und Oſter— 
reich. Victor Emanuel hat unter keinen Umſtänden eine Verpflichtung rückſichtlich des übrigen 
Italien übernehmen wollen. Wie er ſpäter ich gezwungen ſah, Nizza und Savoyen durch den 
Vertrag vom 24. März 1860 an Franfreih abzutreten, haben wir nicht weiter zu ſchildern, 
fowie denn aud) vor den italieniſchen Dingen der allerneuefte Krieg zwifhen Spanien und Ma- 
roffo, dur den Frieden von Tetuan vom 26. April 1860, der eine Kriegdentihädigung zum 
Belauf von 20 Mill. Biaftern flipulirt, beendigt, als bloßes Intermezzo zurüdtritt. Daß in 
feinen weſentlichſten oder doch bedeutungsvollſten Theilen der Vertrag von Zürich nicht ausge— 
fiihrt worden, ift die brennende Thatſache unferer allerjüngiten Tage. Es fnüpfen ſich daran 
politiihe Berwidelungen, welde es wahrſcheinlich machen, daß die Kriegstrompete nicht auf 
lange verftummt ift. Möge dann wenigftend die Öelegenbeit zu einem weitern Nachtrag neuer 
dauernder Frievensihlüffe nicht lange auf jih warten laflen. H. Margquardfen. 
Friedensgerichte, (Als Erftinftang» und Schiedsgerichte; das Inflitut der 
Friedensrichter in England und Branfreid; Schiedsmannsinſtitut und 
deſſen Erjag durch die BProcengeleggebung.) Zur Schlidtung entſtandener Rechts— 
ſtreitigkeiten gibt es außer der rohen Gewalt drei verſchiedene Wege. Der erſte, der obrigkeit— 
liche, der gerichtliche im engern Sinne, beſteht darin, daß die Varteien ihren Streit im geſetzlich 
beſtimmten Verfahren, im Proceſſe, vor den geſetzlich beſtimmten, den competenten Staats— 
richtern verhandeln und dieſe letztern dann vermöge ihrer obrigkeitlichen Gewalt die geſetzliche 
Entſcheidung treffen. 
Der zweite Weg iſt ver ſchiedsrichterliche oder compromiſſariſche, die Schlichtung vermittelft 
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eines Vertrags iiber das Gericht und oft auch über die Form des Verfahrend. Er wird in der 
Weiſe betreten, daß die Parteien übereinfommen, ihren Streit zwar nach dem Gelege enticheiden 
zu laſſen, aber nicht von den ordentlichen gejeglihen Richtern, jondern von einem Schieds- oder 
Austrägalgericht, welches entweder aus Staatsrichtern, die nicht die geſetzlich zuftändigen find, 
oder aud aus andern Perfonen beftehen kann. Diefe Gerichte befolgen auch das allgemein 
gefeglihe Verfahren, jomeit nicht dev Gompromißvertrag oder dev Mangel ftaatsrichterlider 
Autorität die außerweſentlichen Theile des Verfahrens verändert. Der Inhalt des ſchiedsrichter— 
lichen Spruchs hängt von der rechtlichen Überzeugung des Schiedsrichterd ab. Wo zwei Richter 
das Schiedsgericht bilden, pflegt bei verfchiedener Meinung derfelben ein zu ermählenver Ob: 
mann den Ausichlag zu geben. Die Erfahrung lehrt, daß das formlojere Derfabren von Schieds⸗ 
oder Austragsgerichten jehr oft das weitläufigere und foftipieligere ift, und daß ed nur, mo ed 
auf eine bejondere techniſche oder Fünftleriiche Befähigung der Richter oder auf Berufskenntniſſe 
der legtern ankommt, gerathen erfcheint, die Ichiedsrichterliche Thätigkeit in Anfprud zu nehmen. 
Schiedsgerichte fönnen übrigens vein conventionell jein, wenn die Sahe durd völlig freien 
Brivatvertrag der Parteien dem ordentlichen Gerichte entzogen und den Schiedsrichter über: 
wiejen wird, oder gefeglich, wenn in Beziehung auf die Beitimmung und Bildung ded Schieds— 
gerihtö und feined Verfahrens obrigfeitlihe Anordnungen und Staatöverträge mitwirken, 
wie z. B. bei Schiedsgerichten zum Schuge des literariſchen Eigenthums gegen den Nachdruck, 
oder nad dem Rechte des Deutfchen Bundes bei Streitigkeiten der Bundesregierungen unter: 
einander oder mir ihren Landſtänden. 

Der dritte Weg ift der Vergleichsweg oder dev Vergleihsvertrag unmittelbar über Die Sache 
jelbft, über den Inhalt ihrer Schlihtung. Auf diefem kommen die Parteien dahin überein, mit 
Verzicht auf etiwaige im Rechtswege zu erlangende günſtigere Beſtimmungen über den Gegen— 
ſtand des Rechtsſtreits vergleichswelſe eine Schlichtung deſſelben anzunehmen, weil fie ihnen 
als eine billige, der im Proceſſe zu erwartenden vorzuziehende erſcheint. Ein ſolcher Vergleich 
kann entweder von den Parteien ohne fremde Beihülfe zu Stande gebracht werden, oder es kön— 
nen auch Dritte dabei thätig ſein. Dieſe letztern können Staatsrichter oder andere durch Gefetz 
oder durch Vertrag beſtimmte Perſonen ſein. Die Vergleichsverhandlung kann eine ganz frei— 
willige oder eine geſetzlich vorgeſchriebene, die Beſchreitung des Rechtswegs bedingende ſein. 

Dieſe drei verſchiedenen Wege entſtanden im Anfange der geſellſchaftlichen Einrichtungen 
gewöhnlich nad) einer von der hier aufgeſtellten verſchiedenen Ordnung. Zuerſt entſtanden zum 
Schutze gegen rohe Gewalt Bergleihe, Gompofitionen, dann beftimmteSchiedsrichter, zulegtobrig: 
feitlihe Richter. Als eine Art ver Verweigerung von Vergleih und Schiedögericht erfchienen der 
Eid und die Eideshülfe, die Gottedurtbeile und die Zweifänpfe. (S. Compofitionen-Syitem.) 

Dieje Wege berühren ſich mehrfach. So das durch Prorogation zuftändig gemordene obrig: 
feitliche und das ausdrücklich zum Schiedsgerichte erwählte Staatögeriht, jo häufig Staatd- und 
Austrägalgerichte, jo auch Vergleihsbehörden und Schiedsrichter (ſ. Schiedägerichte), im Falle 
etwa die legtern mehr auf die allgemeinen höhern Rechtsgrundſätze, auf die aequitas, die fälib- 
li fogenannte Billigfeit, als auf das pofitive Buhftabenrecht angewielen wären. Die richtige 
Behandlung und gründliche Beurtbeilung dieſer drei veridiedenen Schlichtungswege fängt 
damit an, daß man jcharf die juriftiihe Natur und die daraus entftehende Verſchiedenbeit der 
rechtlichen Bedingungen derjelben unterfheidet und aud) da, wo jie miteinander in Verbindung 
treten, feſthält. Wir haben es in dem vorliegenden Artikel nur mit dem Vergleichäwege zu tbum, 
der Weg der obrigfeitlichen Entſcheidung (f. Erkenntniß) und die Schiedsgerichte können bier 
einer weitern Berüdjihtigung nicht unterworfen werben, 

Sitte oder geſetzliche Einrichtungen haben von jeher bei den civilifirten Nationen dahin 
geftrebt, die Möglichkeit herbeizuführen, Nechtöftreitigfeiten auch anders als auf gerichtlichen 
Wege, nämlich durd einen friedlichen Vergleich zu beendigen. Die Wohlthat folder Einrich— 
tungen liegt auf der Hand. Mögen aud) gerichtliche Procefie zur, Miederberftellung der mora= 
liſchen Ordnung ſich nicht entbehren laffen , immer bleiben fie ein libel, fie find oft noch bitterere 
und gefährlidhere Heilmittel ald die, welde der Arzt zur Befeitigung mander Störungen der 
phyſiſchen Gefundheit zu verordnen ſich veranlaßt fieht. Die Unvolltommenheiten und Nad: 
theile der gerichtlichen Erledigung der Procefle find doppelter, Art. Theils beziehen fie ſich auf 
das Verfahren felbit, theils legen die gerichtlichen Urtheile nicht jelten dafür den Beweis ab 
daß alle menfhlihen Einrichtungen von großen Mängeln ſich nicht wohl trennen laffen. Die 
Proceffe koſten oft viel Geld, Gemüthsruhe und Geſundheit. Oft wiegen alle dieſe Nachtheil⸗ 
weit die Vortheile des Siegs im Proceſſe auf. 
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Glücklicherweiſe verringern ſich die mit Rechtsſtreitigkeiten verbundenen Widerwärtigkeiten 
und Berlufte durch eine fortfhreitende Gejeggebung immermehr. Wir wollen hier nur daran 
erinnern, was Preußen in den beiden Verordnungen vom 21. Juli 1846 und 21. Juli 1849 
in Bezug auf die Givilproceffe und in den Gefege vom 8. Mai 1855 in Betreff ver Coneurſe 
feitdem gethan hat; wie Münplichkeit und Öffentlichkeit nad vorhergegangenem Schriftwechſel 
in den wichtigern Sachen aud in die Audienzjäle der Giviltribunale ihren Gingang gefunden 
haben ‚und wie auch anderswo die Geſetzgebungen ſich nicht entbrechen fonnten, dieſelben Bah— 
nen zu betreten, auf welden jie beim Strafverfahren im legten Jahrzehnd fortſchritten. Voll— 
fommen richtig bleibt es freilich, daß felbft bei den beften Gefegen oft der febhaftefte Streit über 
die Auslegung derfelben nicht zu vermeiden ift, daß das Obergericht oft nicht die Anficht des 
Untergerichts theilt, der höchſte Gerichtshof oft nicht die des erſtern, daß felbft bei vem höchſten 
Gerichtöhofe fih widerſprechende Beichlüffe nicht zu den Seltenheiten gehören. 

Laſſen ſich ſolche Unvollkommenheiten menſchlicher Einrichtungen denn aber wirklich durch 
Vermittelungs- und Vergleichsbehörden beſeitigen oder ſelbſt nur erheblich abſchwächen? Um 
dies zu entſcheiden, wollen wir uns zunächſt mit den friedensrichterlichen Inſtituten Englands 
und Frankreichs näher vertraut machen, dann daran die Schilderung des preußiſchen Schieds— 
mannsamts knüpfen und ſchließlich aus dem ſo gewonnenen Material zur Beantwortung unſe— 
rer Frage zu gelangen ſuchen. Die engliſchen Friedensgerichte gehören, wie wir ſehen werden, 
mehr deshalb hierher, weil ſie gemeinhin als Erſtinſtanzrichter thätig ſind, als darum, weil 
ihre Thätigkeit die eines Vermittlers genannt werden könnte. 

Der Normannenherzog Wilhelm war durch die Eroberung Englands im Jahre 1066 der 
König einer zwar beſiegten, aber doch perſönlich freigebliebenen Bevölkerung geworden. Dies 
war unter Verhältniſſen geſchehen, welche es ſowol den Normannen als den Angelſachſen un— 
möglich machten, in einer nationalen Abgeſchloſſenheit zu verbleiben, und welche dem Herzog 
Wilhelm die Möglichkeit gewährten, die von ihm perſönlich gemachte Erwerbung als feine große 
Domäne, feine Seigneurie zu behandeln. Bei ven während feiner Regierung vorkommenden 
Bejigverleihungen und Beflätigungen finden wir das unter den Normannen übliche Kriegs: 
dienftreht auf die Bejigverhältniffe der Angelfahien angewandt. Ganz England verwandelte 
ſich in die Lehnsgewehre (ſ. Felonie) für 60215 Ritterlehen, die befigende Klaffe wurde ein Heer 
vou Lehnsmilizen. Boden und Befiger traten in das Berhältnig der Lehnstreue zum König, 
dem dad Gut wieder zufiel, wenn ed durch Felonie verwirft wurde oder beim Audfterben des 
Zehnträgerd. Belaftet blieb der gefammte Boden mit der Kriegspfliht umd andern Dienften, 
inäbefondere aber mit ſchweren Gebühren (fines) beim Beſitzwechſel, bei Verheiratbungen, in 
Ehren- und Nothfällen u. dgl. Das erobernde Heer, in königliche Lehnsträger verwandelt, hatte 
Tauſende von ſächſiſchen Thanen als Unterpafallen feinen Reihen einverleibt. Auch im Frieden 
beſtand die militärifche Disciplinargewalt des Königs fort, welche er durch Geldbußen, Pfän— 
dungen, Sequeftrationen u. ſ. w. ausübte. Als Kriegsherr wurde der König zugleich zum Ge— 
richtöheren, welcher willfürlid feine Gerichtöhalter erwählte. Die Scheu vor einer Verurthei- 
lung wegen Felonie durch diefe allein im Intereffe des Königs handelnden Beamten führte 
dazu, zur Vermeidung von Ungehorfamsrügen jih durch Geldbußen (amerciaments) gleich— 
fan mit der Krone abzufinden. 

Die Grundanfhauung, welche das Reich ald eine Seigneurie betrachtete, ließ die vorgefun- 
denen ſächſiſchen Grafſchaften ald Amtsbezirke fortbeftehen, welche durch einen Vicecomes, Bai- 
liff, Sheriff (den Scorgerefa der Angelſachſen) fortverwaltet wurden, Beamte, die den Land— 
vögten der Normannen entipraden. 

In der ſächſiſchen Zeit bezeichnete mıan urfprünglich mit dem Worte „Volksfriede“ den An: 
theil der Gaugemeinden an der Verfolgung und Büßung, fpäter aud den an der Verhütung 
gewaltſamer Rechtöverlegungen. Als die Volksſtämme fih unter dem Königthum vereinigt 
batten, ward aus dem Volksfrieden ein „Königsfriede“. Verhältnißmäßig Flein und abge: 
ſchloſſen in feinem Gebiete, fonnte fich jeit vem 9. Jahrhundert in England das Syitem der Ge— 
ſammtbürgſchaften vollftändig ausbilden. Ausſchüſſe aus den Gefammtgemeinven hatten die 
Verpflichtung, dem Gerefa auf ihren Eid anzuzeigen, was ihnen in diefen von Friedensbrüchen 
und deren Urhebern befannt geworden war, worin man bie erften Anfänge ver nachherigen Anz 
flagejury zu finden vermeint hat. Die Wirren der dänijchen Zeit hatten dieſe Nügepflicht ziem— 
lich in Vergeffenheit gebracht, ala Wilhelm der Eroberer das Syſtem der Zwangsbürgſchaften 
wiederum zur Geltung brachte und auch in feinen Landvögten die Organe befaß, welche dieſe 
Pit zu erziwingen hinreichende Mittel hatten. Heinrich l. (1100 —35) erneuerte diefe jährliche 
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Polizeicommifjion, die Kreipflegefhau, den visus francplegii. Obgleich die Rügevfliht unter 
König Stephan (1135 —54) vernachläſſigt ward, wurde fpäterhin doch eine Polizeiverorpnung, 
welche alle dingpflichtigen Gerichtsmänner dazu zwang, durd die Beantwortung einer Neibe 
von Fragen (capitula) die begangenen Friedensbrüche zu offenbaren, ven Gemeinden fo läftig, 
daß bald nad der Magna:Gharta von 1215 die Statute Merton 20 Henry III. und Marie— 
bridge 52 Henry Ill. die Gerihtsmänner in ihrer Dingpflicht wefentlid erleihtern und den 
Klerus jowie die großen Grundberren vom Erſcheinen auf den Gerichtätagen entbinden mußten. 

Die Miliz- und Polizeiordnung von 1285, dad Statut von Windefter (13 Eduard 1.), 
ichärfte die Haftung der Sanımtgemeinden für die in ihnen ftattfindenden Rechtsverletzungen 
wieder ein und ſuchte durch Ginfegung von Milizbeamten (constables) die Ordnung aufrecht zu 
erhalten. Auch die Coroners, die zur Überwachung gewifler Kronrechte beſtimmten Kronfiscate, 
welche als Affistenten des Sheriff ſeit Richard I. vorfommen, harten die Beitimmung, die Rolizeis 
einrichtungen zu ftügen. Ebenſo wirkten die außerordentlihen commissions, welde Eduard I. als 
reifende Strafrichter in die Öraffchaften fandte, ſowie in dem Jahrhunderte der drei erſten Eduarde 
auch Polizeiherren ald Lofalbeamte zur Erhaltung des Friedens, zur Negelung der ländlichen 
Arbeiterverhältniffe, Brotpreife u.f.w. ernannt wurden. Seit dem Statut 34 Eduardill. wur: 
ben dieje tranfitorifch ernannten Polizeiherren zu einer dauernden Inflitution. Sie wurden aus 
der Zahl der großen Vafallen, Rittergutöbefiger und Rechtskundigen der Grafſchaft mit weit: 
gehenden Strafgewalten, welche fie aber collegialifh in Vierteljahrsiigungen mit Zuziebung 
ernannter Oemeindeausfhüfle (der Anklage- und Urtheilsjury) zu üben hatten, genommen. 
Bald erhielten diefelben aud) den Namen Friedensrichter (justices ofthe peace). 

In dem gedachten Statute von 1360 hieß es in Betreff diefer Polizeiberren: „In jeder Graf: 
ihaft von England joll ernannt werden zur Erhaltung des Friedens ein Lord und mir ibm 
drei oder vier der Mefpectabelften in ver Grafihaft, nebft einigen Rechtsgelehrten, und fie ſollen 
Gewalt haben zu bändigen die Gejegübertreter, Aufrührer und alle andern Rubeftörer, um fie 
zu verfolgen, zu ergreifen, in Haft zu nehmen und zu züchtigen nad) Maß ihres Vergebene, und 
fie in das Gefängniß fegen laffen und fie gebührend beftrafen nad dem Gejeg, nad den Ge— 
wohnbeiten des Reichs und nad ihrem beften Ermeflen und eingeholtem Ratbe. Ferner die 
Gewalt, Anzeige anzunehmen und Unterfuhungen zu führen gegen alle beftraften Subjecte und 
Verbrecher, welche, aus den Befigungen in Frankreich zurücdgefommen, ſich herumtreiben und 
die früher gewählte Arbeit nicht wieder beginnen wollen, und zu ergreifen und zu verbaften alle 
gefährlichen Perjonen auf Anklage oder auf Verdacht und fie ind Gefängniß zu fegen; und ih 
beftellen zu laflen genügende Sicherheit und Bürgſchaft für ihr guted Verhalten gegen ven König 
und das Volk von allen übel Berüchtigten, wo fie auch betroffen werden mögen, und die andern 
gebührend zu betrafen, damit das Wolf nicht durch folde Aufrührer und Rebellen beunruhigt, 
noch beihädigt, noch der Friede geftört, noch Kaufleute oder andere Reiſende auf den Sands 
ftraßen beläftigt und gefährdet werden von ſolchen Übelthätern; und aud zu hören, zu verban- 
deln und zu entſcheiden auf Anklage im Namen des Königs alle in der Grafihaft begangenen 
felonies und Überfchreitungen nad) den vorgedachten Gejegen und Gewohnheiten.“1) 

Die Befugniffe, mit welchen das Gejeg dieſe Friedensrichter bekleidete, haben auch noch 
heute dev Lord: Kanzler, der Lord: Schagmeifter, der Vicefanzler und bie Richter der Königsbank 
als Friedensbewahrer im ganzen Reiche, vie Richter ver Reichögerichte im Bereiche ihrer Gerichts— 
höfe, die Aififenrichter in ihren circuits (den Bereihen ihrer Commiſſion), die Sheriffs und 
Coroners in ihrer Grafſchaft, die High: Eonftabled in der Hundertſchaft (Hundred) und vie 
Eonjtables in ihren Ortögemeinden, alle dieje vermöge der ihnen übertragenen Eöniglichen 
Jurisdiction und Polizeigewalt. England war in den beiden erften Jahrhunderten nad ver 
Eroberung ein abfoluter Staat. Die Gefege der normannifhen Zeit waren Gharten und 
Amtsanweifungen, deren Wivderruflichfeit nicht bezweifelt wurde. Die normanniihen und 
ſächſiſchen Elemente ftanden weder am Hofe noch in der Grafſchaft in einem verfaffungsmäßigen 
Zufammenhange. Die fogenannten Aſſiſen von Glarendon und Nortbampton, auf vorüber: 
gehende Beranlaffungen unter Heinrich IE. zufammenberufene Berfammlungen der Notabeln, 
hatten keinen Ginfluß auf die Verfaffung ded Landes. Erſt ein Menjchenalter fpäter fübrte die 
unfluge Regierung König Johann’s einen Aufftand der Lehnömilizen (1215) berbei, welcher 
bie gedachte Magna-Charta, die erſte verfaflungsmäßige Beihrinfung der Negierungsgemalt, 
dem König abnörhigte. Obgleich ſpäter zurüdgenommen, mußte fie, mit Weglaffung ver reichs— 





1) Gneiſt, Das heutige englifche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht (Berlin 1860), I, 43. 
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ſtändiſchen Clauſeln, doch wieder beſtätigt werden, und nach einem halben Jahrhunderte der äußer— 
ſten Wirren, in welches ſtürmiſche, ſchon Parliaments genannte Notabelnverſammlungen fallen, 
nad dem Baronenkriege, der Gefangennehmung Heinrich's III. und der demnächſtigen mühſamen 
Wiederherſtellung der königlichen Gewalt beginnt unter Eduard I. (1272) die heutige engliſche 
Verfaſſung als eine conſtitutionelle im jetzigen Sinne des Worts in das Leben zu treten. Die 
Einheit und Kraft der Regierungsgewalt in Vereinigung mit den Forderungen der Nation ge— 
ſtaltete die Freiheitsrechte der letztern zugleich zu feſtgeregelten Pflichten, welche den Organen der 
Nation auferlegt wurden und in der poſitiven Ausbildung der Grafſchaftsverfaſſung und dem 
Selfgovernment der Grafſchaften in die Erſcheinung traten. 

In dieſe Zeit der Kräftigung ſowol der Regierungsgewalt als der Nation in den ihr ge— 
wordenen Freiheitsrechten fallen nun das vorgedachte Statut von Wincheſter und die Inſtitution 
der Friedensrichter, deren wir bereits näher gedacht haben. 

Im Jahre 1362 (36 Eduard III.) petitionirte das Haus der Gemeinen, daß den Kreis— 
polizeiherren nicht nur angemeflene Gebühren bewilligt, jondern ihnen auch die Befugniß 
verliehen werde, ſowol innerhalb als außerhalb der Breibezirke in Angelegenheiten von vic- 
tualers, regraters und forestallers ebenfo wie von laboureurs und artificers zu inquiriren, 
aud in den commissions (Beitallungen) ſowol für die justices of the peace als audy für die 
justices of laboureurs die Clauſel aufzunehmen, daß fie viermal im Jahre Sigungen halten 
jollten. Dieje Petition wurde in demſelben Jahre zum Statut erhoben. 

Dem Verlangen, den im Parlament verfammelten Rittern und Bürgern e8 zu geftatten, 
die ebengedadhten justices zu wählen und für unabjegbar zu erachten, welches wiederholt an 
die Krone geftellt wurde, willfahrte diefe nicht. Des Königs Antwort lautete: er und fein 
Staatdrath (continual council) würden die Richter ernennen. In diefer Zeit wurde aud bie 
ebhrenvollere Benennung justices ſtatt der ältern custodes pacis üblih, auch floffen die beiden 
vorgedachten Arten der justices als justices ofihe peace zuſammen, da gemeinhin diejelben 
Individuen für beide Bunctionen ernannt wurden. Durch 14 Richard II. wurde die Zahl der 
Friedensrichter in jeder Orafihaft, umgerechnet der dazu ernannten Lords, auf acht beihränft, 
die Tagegelver für die Sefjionen wurden verdoppelt, doch den Lords und Bannerherren die 
Sporteln entzogen. In 17 Richard II. wurde auf den Antrag der Gemeinen bewilligt, daß 
wenigſtens zwei Rechtskundige bei der Verhandlung wegen felonies afjignirt werden jollten. 
Es wurde nunmehr Sitte, aud der ernannten Geſammtzahl der Friedensrichter nod einen 
engern Kreis von Rechtsgelehrten, die jogenannten Quorum, hervorzuheben. Diefe wurden 
nämlich in einer befondern Clauſel mit den Worten aufgezählt: Quorum aliquem vestrum 
(Hier Folgen die Namen der Rechtskundigen) unum esse volumus, was zu ihrer Benennung 
die Beranlajlung wurde. Ihre Mitwirkung bei wichtigen Acten wurde zur Bedingung. 

Nach den Friedendcommifiionen gewannen die Geihäfte der Friedensrichter eine doppelte 
Richtung. Sie betrafen 1) die Bewahrung des Friedens nad) dem Common law (1. Felonie), 
d. h. die Grgreifung, Verhaftung, Zwangsbürgſchaft und alle jonftigen Bolizeigefchäfte, melde 
herkömmlich fhon in ver Amtögewalt des normannifhen Landvogts gelegen hatten; 2) die 
dieſen analogen Bunctionen, welche die Polizeiordnung von Windefter, das Statut von Weit: 
minfter und andere neuere Polizeigefege, deren Zahl fich ſtets mehrte, ind Leben gerufen hatten. 

Die Aufzählung aller diefer Anordnungen in ven Beftallungen machte diefe fo unförmlich 
und verworren, daß 1590 Sir Ch. Wrey, damals Präfident der Kings-Bench, ein Formular 
entwarf, weldes, genchmigt vom Lord: Kanzler, in Gebraud genommen wurde und nod 
gegenwärtig angewendet wird. Nach demſelben werden die Friedensrichter nur generell zur 
Ausführung der Barlamenısacte und Ordonnanzen angemiefen. 

Die Ernennung der Friedendrichter erfolgt unter dem großen Siegel durch Föniglide Spe— 
cialcommifftonen. Alle Friedensrichter der Grafichaft werden darin zugleih ernannt, um 
„ſammt und fonders den Frieden zu erhalten und ihrer zwei oder mehrere die Unterfuhung zu 
führen und Urtheil zu fprechen über felonies und andere Vergeben‘. Früher wurden, wie ge: 
dacht, die Quorum bejonders bezeichnet, nad) der neuern Praris pflegen jedoch alle Friedens— 
richter mit der höhern Qualification ernannt zu werden. Der Lord-Kanzler ſchlägt diefelben 
zur fönigliden Ernennung vor. Ehe fie ihre Amtsbefugnifle ausüben dürfen, haben fie vor 
einem £öniglihen Commiſſar die Amtseide und den Qualificationdeid abzuleiften. 

Anfünglih war es lediglich dem Ermeſſen des Königs überlaffen, wen er zum Friedens— 
richter ernennen wollte. Nah 13 Richard IL jollten fie aus den knights, esquires and gentle- 
men of the law ernannt werden, und nad) 18 Henry VI. aus Grundbeſitzern von 20 Pfb. 
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Silber Grundrenten der alten Tare eines Ritterguts, nah 5 Georg Il. aus Grundrentnern von 
100 Pro. (600 Thlr. Gold) Reinertrag. Die von Richard II. firirte Zahl der Friedens: 
richter ift Schon längft nicht mehr innegehalten worden, tie ift in einer fteten Zunahme begriffen. 
Sie fteigt mit der Bevölkerung. Im Jahre 1769 zählte, man 2662 active Friedensrichter, in 
England 2357, in Wales 305; im Jahre 1831 in England 4330 active, in Wales 512. 
Im Jahre 1843 betrug die Zahl der activen und titulären Friedensrichter 13754. Nad den 
Parliament Papers von 1853 und 1856 waren in England und Wales 18284 Grafihafts: 
friedensrichter [8236 active und 10048 tituläre?)] vorhanden. Zu diefen Friedensrichtern 
traten noch mehr als 1300 beiondere ftädtifche ald active hinzu. Im Durchſchnitte kommen 
auf die deutſche Duabratmeile 7 und auf 1000 Einwohner ein Friedensrichter, von welchen 
jedoch kaum die Hälfte activ ift. Stark betbeiligt dabei jind die Deerd und ihre Familien und 
die alte landed gentry, die Geiftlihen, am zahlreichften aber die esquires, unter welden jegt 
aud die Nentiers, ftäbtifchen Honoratioren, ftudirten Advocaten u. a. m. begriffen find. 

Das Frievensrihteramt gehört dem Rechte nach zu den widerruflihen, den durante bene 
placito, during pleasure, verliehenen. Es erliſcht namentlih durd den Thronwechſel, wird 
nad diefem aber noch ſechs Monate fortgefegt, wenn es nit inzwiſchen widerrufen oder beſtä— 
tigt ift. Thatſächlich werben die alten Briedendrichter vom neuen Monarchen wieder beftätigt, 
wo ed dann feitend des Friedensrichters nur einer Wiederholung des Amtseides bedarf. Der 
Briedendridter fann durch ein writ unter dem großen Siegel direct entlaffen werden. Dieſer 
Entlafjung ſteht die indirecte gleich, welde vadurd erfolgt, daß der Name ded zu Entlaffenden 
in der Audfertigung einer neuen Friedendcommilfion für die Grafſchaft ausgelaffen wird. Auch 
fuspendirt kann die Amtsgewalt ded Friedendrichterd werden. Wer Sheriff oder Goroner wird, 
hört auf Friedensrichter zu fein. Bei den in einzelnen Städten auf Grund von Charten und 
Parlamentdacten und den nad} der neuen Städteordnung vom 30. März 1835 ernannten Frie: 
densrichtern finden über ihre Ernennung, Amtödauer und Dualification abweichende Grund: 
fäge ftatt, auch für das Friedendrihteramt des Erzbiihofs von Morf und der Biihöfe von 
Durham und Elv. Man macht daher jegt einen Unterſchied zwischen justices by commissive, 
by charter und by act of parliament. 

Die Amtsgewalt der Friedensrichter hat ihre befondere Geſchichte. Strafgemalt und Polizei 
waren urfprüngli im sherifls tourn des normanniſchen Yandvogts vereinigt. Die Straf: 
gerichisbarkeit des Landvogts war eine Doppelte, die gegen liberi homines und ein ſummari— 
ſches Strafrecht gegen Unfreie. Bei der erftern hatte die Gemeinde einen Antheil an der Be: 
weis und Urtbeildfinvung, wogegen bei der legtern ein unbejchränftes fummarifches Ver— 
fahren ausreichte. Außerdem war in Berreff aller Klaffen vie Willfür des Sheriffs durch Feft: 
jfegung der vorgedachten amerciaments und fines feinen Grenzen unterworfen. Diefe Diecre: 
tionären Gewalten ded Königs ließen das Spitem der Öffentlihen Klage an die Stelle ver 
alten Privatklage, die öffentlichen Strafen an Leib und Gut an die Stelle des Compoſitions- 
foftems treten. Schon unter Heinrich I. hatte die königliche Gewalt diefe Reformen in Gnag- 
land viel früher und entidjievener ald auf dem Feſtlande hervorgerufen. Die reifenden Richter 
feit König Stephan, die großen Gerichtshöfe jeit Heinrich II. wurden fefte Organe für dus 
gemeine Recht in Straf: und Polizeifahen. Die Magna-Charta brachte aub die Grrunge: 
haft, vaß den Sheriffs die placita coronae, die offieiellen Griminalklagen, ganz entzogen wur: 
den. Der Sheriff behielt bei ihnen nur den eriten Angriff (die polizeiliche inquisitio), bei Prı- 
vatanflagen die Entfheidung und die Beitrafung leichter Ubertretungen. Der alte Antbeil ver 
Gemeinden an ver Rechtsfindung und Rechtsſprechung bildete fih zur Jury aus, und fehon ın 
dem Jahrhunderte der drei erften Eduarde war ein Strafſyſtem vorhanden, welches auf einem 
Zuſammenwirken königlicher Richter mit ernannten Gemeindeausfhülfen berubte. Dies Soſtem 
litt jedoch an dem bedeutenden Mangel der übertriebenen Gentralijation und an zu ſchwerfäl— 
ligen Formen für bloße Polizeizwede. Zur Abhülfe diefer Mängel ließ man die Inquiſitions- 
thätigfeit und das Wolizeiftrafreht des Sheriffs fortbeitehen und die Bildung von Lofalen 
Straf- und Polizeigerichten, Courts leet, eintreten. Es gelang nämli den größern Grunp: 
berren, ſowol für ihre Hinterſaſſen als für die Freilaflen ihrer Hundertihaft eine Gremtior 
von der Gerichtsbarkeit des Sheriffd zu erwirfen und felbftändige Gerichte einzuridten. Es 
geihah dies gegen Entrichtung erheblicher fines an die Krone. Man unterſchied nun private 





2) Sneift, a. a. O. S 188 


Sriebensgerichte 769 


leets von dem public leet des Sheriffs.?) Der mit dem leet beliehene Grundherr hatte die 
formale Rihtergewalt der ältern Zeit, er hegte dad Gericht, leitete die Verhandlungen, bezog 
Gerichtögebühren und Strafgelder, mußte jedoch bei der Beweisführung und Rechtſprechung 
ernannte Gemeindeausfhüffe mitwirken laffen. Das leet fonnte wie jedes andere Lehn ent: 
zogen werben, namentlih wegen Nidtgebraud und Misbrauch ſowie wegen nadläffiger 
Verwaltung. Die gewöhnlichen Gerihtötage mußten zweimal im Jahre, im erften Monat nad 
Oſtern und nad Michaelis, ftattfinden. Wenn auch bequem und populär bei den Gerichtsein— 
gejeflenen, waren die Courts leet doch wenig geeignet, im ganzen den Frieden, die Polizei: 
oronung aufrehtzuerhalten. Überhaupt reichten die alten Kormen des Gerichts und Gerichts: 
verfahrens nicht mehr aus für die Handhabung von polizeilihen Bunctionen, welche einzelne in 
unmittelbarer Nähe wirkende Beamte erforberten. Schon in der Zeit Richard's I. hatte man 
deshalb ven Sheriffd aus der Ritterfchaft und ben bereitd gedachten Coroners Gehülfen an die 
Seite geftellt, welche ſich aber für die Polizeigefchäfte wenig geeignet erwiefen. In ven Partei: 
kämpfen ded 14. und 15. Jahrhunderts Hatte ji ihre Mitwirkung zur Friedendbewahrung ala 
eine werthloſe gezeigt. Die Friedensbewahrung war dad große Bedürfniß des Mittelalters, 
und feltit die höhern Klaffen hatten damals noch den Willen, perfönlid als Friedensbewahrer 
thätig zu fein. Died Bedürfniß fand in der vorgedachten Ernennung der Kreispolizeiherren 
und nachherigen Friedendrichter feine Abhülfe. Durch ſie wurde ven Syſtemen ber Strafjußiz 
dur den Sheriffs tourn und die Courts leet noch ein zweited Syſtem der Polizeigewalt in 
den Friedensrichtern zugefellt. Diefe beftanden noch nebeneinander Menſchenalter hindurch fort, 
bis das erſtgedachte Syſtem, wenn auch nicht dem Buchſtaben des Geſetzes nad, doch für das 
praftifche Leben erlofh und ftill zur Ruhe ging. 

Die Rehriprehung durch rechtskundige Richter wurde immermehr zum Bedürfniſſe des 
Staatölebend und der Antheil der Gemeinde an derfelben immermehr auf die Beantwortung 
der That- und Schulpfrage beihränft. Ebenfo Eonnten Bolizeigewalt und Strafgemwalt in leich— 
tern Fällen nur zwedmäßig von Einzelbeamten geübt werben. Das Aufbieten der Gemeinde 
zu ſolchen Zweden mußte fhon an feiner Schwerfälligfeit zu Grunde geben. Die fleigenve 
Cultur machte nun aber audy die Berhältniffe ver befigenden und arbeitenden Klaffen verwidel- 
ter und erheifchte deren Ordnung und Überwachung dur Geſetze. Wenn die Polizei ed an 
fänglich nur mit der Sicherung der Berfon und des Eigenthums zu tbun gehabt hatte, jo er- 
weiterte fich Diefe zur Wohlfahrtöpolizei, inäbejondere zur Arbeitd: und Lebensmittelpolizei. 
Alle neuen Strafgewalten, welche jih hieraus entwidelten, fielen den justices of labour zu, die, 
wie wir jahen, jhon nad) 2 Henry V. mit den justices ofthe peace verfhmolzen. Die Amts: 
gewalt der Friedensrichter war von ihnen innerhalb und außerhalb der Freibezirke zu üben, fie 
kannte feine erimirten Gerichte oder Gerichtsſtände und wurde fo zu einem Fräftigen und durch— 
greifenden Organe der Polizeigewalt. Mit Abwerfung aller vorgedachten patrimonialen Ele: 
mente fand die friedensrichterliche Gewalt ihre alleinige Grundlage in der föniglihen Commiſ— 
jion, alfo in einer perjönlihen Amtsſtellung. 

Das vorgedahte Formular von 1590*) bejteht aus zwei Hauptabfägen. Der erfle ertheilt 
den Friedensrichtern die Gewalt der Friedensbewahrer nad) gemeinem Rechte, d. h. die herkömm— 
liche Polizeigewalt, zu ergreifen, fejlzunehmen, zu verhaften, jih Friedensbürgſchaft beftellen zu 
laffen u. f. w. Außerdem wird ihnen die fummarifche Strafgemalt verliehen, welche eine lange 
Reihe von Parlamentsbeihlüffen ven einzelnen Friedensrichtern zugeſtanden hat, namentlich 
wegen Übertretung der Gemwerbd: und Arbeitöpolizeiorvnung, Bagabundiren, Arbeitsloiig: 
feit, Wilodieberei, Fluchen, Trunkenheit, Unfug und kleiner Vergehen aller Art. 

Der zweite Hauptabfag gibt den Friedensrichtern in ihren Duartalfigungen mir Zuziehung 
einer Jury eine ordentlihe Strafgewalt. Der Inhalt des Formulars bleibt hier hinter dem 
gegenwärtigen Stande der Sache zurüd, es unterjcheivet namentlich nicht die Eleinern Bezirks: 
jigungen (special oder petty sessions) von den general and quarter sessions. Je mehr nad 
und nach alle übrigen Communalämter theild verfielen oder auf ein fehr fpecielled Gebiet be: 
ſchränkt wurden, deſto mehr mußte ſich in den Friedensrihtern, welchen dad anderweitig Ent: 
zogene zufiel, gleihfam der Schwerpunft der ganzen Grafſchaftöverwaltung bilden. 

Der eigentbümliche Geift ver englifchen Gentry bat längft auf eine Belohnung für die Ver: 





3) Das Wort leet, leta entipricht dem Begriffe Volfsgericht (folkmote). 
4) Gneiſt gibt, a. a. O., ©. 172, einen vollftändigen Abdruck feines lateinischen Tertes, 
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waltung des Friedendrichteramts, auf die Sporteln deſſelben freiwillig verzichtet und dadurch 
daflelbe zu einem Ehrenvorbehalte der Höhern Stände erhoben. Ebenſo Hat die Unzuläffig: 
feit jeder Stellvertretung in dieſem Amte e8 vor dem Verfalle bewahrt, au daß ed unverein- 
bar mit gewiffen niedern Amtern ift, erhielt fein Anſehen. 

Die Bezirke der Commiffionen find regelmäßig ganze Graffhaften oder deren Unterbezirke, 
letzteres jedoch nur ausnahmsweiſe. Die Regel ift, daß die Friedensrichter für das ganze Gebiet 

‚eines Kreisverbandes mit concurrirenden Gewalten beftellt find, und es fo dem Nachſuchenden 
überlaffen wird, ſich beliebig an den einen oder andern Friedendrichter zu wenden, den Friedens— 
richten aber, die Gejchäfte beliebig unter ſich zu vertheilen. 

Für einige Freibezirke, namentlich die der Fünfhäfen, und für die fogenannten incorporir= 
ten Stäbte, die counties corporate, welche eine Grafſchaft für fich bilden, ihren eigenen Sheriff, 
Goroners und eigened Milizfyftem haben ?), war früher das Friedensrichteramt ebenjo gejondert 
wie in den einzelnen Grafihaften. In den Städten, welche nad) der Stäbteorpnung von 1835 
felbftändige Friedendcommiffionen, mithin Polizeirichter und ein Vorunterfuhungsamt haben, 
befteht diefe Commiffion aus den vom Könige ernannten Friedensrichtern, einſchließlich des 
Mayor, an deren Stelle aber auch der Polizeirichter treten fann. In den Stäbten, welde eine 
orbentliche Strafjuftiz und fomit ihre eigenen quarter sessions haben, befteht das Perjonal 
aus einem befoldeten Stadtrichter, recorder, der mit einer ftäbtifhen Jury Gericht hält, einem 
ftäptifchen Coroner und ſtädtiſchen clerk of the peace (Gerichtsſchreiber). 

Seder in die Commiffion ernannte Friedensrichter ift zunächſt nur Titularfriedendrichter. 
Viele laſſen fih nur ehrenhalber in die Commiſſion aufnehmen, ohne die Abſicht zu haben, als 
Friedensrichter zu fungiren. Will der Ernannte legtered, dann hat er ein writ of dedimus 
potestatem vom Kronfchreiber nachzuſuchen. In diefem writ wird ein älterer Friedensrichter 
genannt oder eine fonftige Perſon beftimmt, welche dem Ernannten den Amtseid, Huldigungs-, 
Suprematie: und Abſchwörungseid und einen Eid über feine Befigqualification abzunehmen 
bat, nad) deren Ableiftung er erſt activer Friedensrichter (acling magistrate) wird. Thatſächlich 
ift das Friedensrichteramt ein lebenslängliches, wenn aud, wie wir fahen, nicht dem Rechte nad). 

Die Frage, wie Rittergutsbefiger, Grundrentner, Geiftlihe ein Amt verwalten fönnen, 
welches jo umfangreiche Geſetzkenntniß und Geſchäftsroutine verlangt, läßt ſich für die Zeit bis 
zum 18. Jahrhundert nım dahin beantworten, daß die Rechtskundigen (Quorum) und vie ge: 
Ihäftserfahrenen clerks, diefe namentlich für das Formularweſen, dabei wol das Befte ıhun 
mußten. Seitdem 18. Jahrhundert hat jedoch der Standesgeift der höhern Stände das Feb: 
lende ergänzt. Lords und Gentry machen ſich immermehr den öffentlihen Beruf zur Lebens— 
aufgabe, bereiten fih auf Schulen zu demfelben vor und betreten die ehrenvolle Laufbahn des 
Friedensrichters mit gründlider Vorbereitung ausgeftattet. So ift e8 denn zur gerechtfertigten 
Sitte geworben, feit der gedachten Zeit alle Friedensrichter in ver Quorum=Glaufel zu benennen. 

Bei der friedendrihterlihen Geſchäftsverwaltung ift ver custos rotulorum von beſonderer 
Bedeutung. Er ift der verantwortlihe Beamte, dem die frievensrichterlihen Acten und Ur: 
funden anvertraut ind und welder am Schluß der Friedenscommifjton zum keeper of the rolls 
of our peace ernannt wird, Er ift ein zu den Quorum gehöriger Friedensrichter. Gemeinhin 
ift es ein angejebener Lord der Grafihaft, welcher zum custos rotulorum und zugleih zum 
Lord:kieutenant derjelben beftellt ift, welch legtere Beftallung durch ein königliches Patent, die 
erftere jedoch nur durch Fönigliches Handichreiben erfolgt. Der Custos rotulorum wurde ſchon 
frühzeitig zu einem Ehrenpräſidenten des Gollegiums der Friedensrichter. Der ftänvige Kreis- 
fecretär, clerk of the peace, ift geſetzlich der Stellvertreter des custos rotulorum. Der legtere 
darf died Amt weder verkaufen noch um Geldeswertb verleihen. Der Elerf ift Bureauchef der 
Kreisverwaltung und zugleich zu einzelnen ergänzenden Staatdanwaltsfunctionen competent. 
Die clerks of justices find die Protofollführer und geringern Bureaubeamten der Kreisver— 
waltung. Es würbe ung zu weit führen, die mannichfachen Berufspflichten der mejentlih im 
Sportelgenuffe ſich befindenden Clerks näher zu berühren. 

Noch müſſen wir der stipendiary magistrates gedenken, Es find dies in einzelnen Orten im 
Laufe dieſes Jahrhunderts an die Stelle der Friedensrichter getretene beſoldete Polizeirichter. 
Wir finden fie in einigen großen Städten und dicht angebauten Fabrifoiftricten. Ihr Gehalt ift 


5) Dies find in England zwölf Eities: London, Dorf, Chefter, Briftol (Coyentry), Ganterbury, 
Ereter, Glouceſter, Litchfield, Lincoln, Norwich, und fünf Borouhgs: KingflonzuponsHull, Rottings 
ham, NewcaftlesuponsTyne, Pool und Southampton, und in Wales Garnarthen und Havenfordweit. 
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bedeutend und ihre Anftellung lebendlängli. Bemerkenswerth iftihre im Statut 3und4 Victoria, 


c. 84 ausgeſprochene Befugnig, auch da allein zu verhandeln, wo fonft zwei Friedensrichter 
thätig fein müffen. Die Befoldung des Polizeirichters zu Liverpool beträgt 3. B. 6000 Pf. St. 

Menn wir es und aud verfagen müflen, näher auf die Amtöthätigfeit der Friedensrichter 
einzugehen und den Faden weiter zu verfolgen, welden diejelbe durch das ganze Öffentliche Leben 
Englands zieht, fo wollen wir doch nod) einzelnes aus der Mafle des reihen Materials her- 
audgreifen. 

Die Friedensrichter find Friedensbewahrer nad) dem gemeinen Rechte, ſie üben in ihren 
Kreifen die herfömmlichen Bolizeigewalten zur Sicherung der Perſonen und des Eigenthums. 
Lambard fagt, die Friedensbewahrung beſtehe in drei Dingen: fie Habe vorzufehen, daß nichts 
geichieht, was direct oder mittelbar zu einem Bruce des Friedens der Rechtsordnung führt, 
ferner darin, daß man zur Ruhe und zum Friedenhalten diejenigen bringt, die in einem Bruce 
des Friedens begriffen find, und endlich in der Beitrafung jolder, die den Frieden jhon gebrochen 
haben. Nah Dalton ift es die allgemeine Pflicht der Friedensbewahrer nah gemeinem Recht: 
anzuwenden die eigene Gewalt und zu befehlen die Beihülfe anderer, um feitzunehmen und zur 
Ruhe zu bringen alle ſolche, welde in ihrer Gegenwart und in ihrem Amtsbezirk durch Wort 
oder That den Frieden zu brechen im Begriffe ftehen. 

Wir müffen hier noch der Zwangsbürgſchaft zur Erhaltung des Friedens, der surety for 
the peace gedenfen. Der entweder in feiner Perſon oder in jeinem Eigenthume Bedrohte wen 
det jich mit einer Denunciation (information) an den Friedendrichter, welche protofollirt und 
beeidigt wird. Der Friedensrichter erläßt einen Vorführungsbefehl (warrant) an einen 
Conſtable. Nah Anhörung ded Beklagten wird das Verfahren entweder eingeftellt oder die 
Bürgfhaftsleiftung definitiv angeordnet. Der Friedensrichter beftimmt, auf wie lange, auf 
welche Summe und mit wie vielen Bürgen ſie zu bejtellen ift. Die Weigerung, Gaution zu ftel- 
len, führt einen formellen Haftbefehl oder auch ein mildered Verfahren herbei, indem der Frie- 
densrichter fich mit einer Gaution von zwei Bürgen dafür begnügt, daß der Angeklagte bei der 
nächſten Quartalſitzung erſcheinen und in der Zwijchenzeit den Frieden halten wolle. 

Die Friedendrichter führen einzeln oder zu zweien, dies nah Verfchiedenheit der Falle, die 
Vorunterfuhung wegen folder Berbregen, deren Verhandlung und Entſcheidung vor die Aſſi— 
fen oder die Quartalſitzungen gehört. Eine Vorunterfuhungsverordnung vom 14. Aug. 1848 
(11 und 12 Victoria, c. 42) regelt jpeciell die den Friedensrichtern ald Vorunterfuhungs- 
rihtern obliegenden Pflichten. Die Information, charge, complaint (eine protokollariſche 
und in der Regel zugleich eidliche Anzeige), leitet dad Verfahren ein, ſofern nicht eine ſummari— 
ſche apprehension eines Gonftable oder andern Friedensbeamten dies gethan hat. Bei leich— 
tern Vergehen treten summons, einfache Ladungen ein, namentli da, wo der Angeſchuldigte 
der Flucht nicht verdächtig ift. in warrant of apprehension, ein jriftliher Borführungs- 
befehl, aber kann da erlaffen werden, wo e8 ſich um ein felony oder ein anflagbares Vergehen, 
ein indictable misdemeanor handelt. In einzelnen Fällen fann die Unterfuhungshaft durch 
die Beitellung einer Gaution (bail) abgewendet werben, die mit Zutritt von zwei Bürgen dafür 
zu leiften ift, daß der Angeklagte vor der nächſten Duartalfigung erfheinen werde. Die exa- 
mination begreift die mündlichen Verhandlungen der VBorunterfuhung in fih. Sie beftehen in 
einem Verhör der mefentlihen Zeugen und in einer Befragung des Angejhulvigten über das, 
was er zu jeder Zeugenaudfage und Anſchuldigung zu ſeiner Rechtfertigung zu jagen hat. Hier 
tritt bereits die Humanität des englifhen Strafverfahrend gegenüber der Inauifitionsmarime 
in ein helles Licht, indem nicht nur die Zeugen in Gegenwart ded Angejhuldigten eidlich ver— 
nommen werden, wobei diefem die Stellung von Bragen an dieſelben verftattet ift, jondern 
auch in feiner Weije eine Nöthigung zum Geftändnifle eintritt. Es werden im Gegentheile dem 
Angeihuldigten die Verhandlungen mit einer Aufforderung durch Vorlefung befannt gemacht, 
welche fo lautet: „Nach Anhörung ded Beweiſes, wünſcht Ihr irgendetwas zu fagen zur Be: 
antwortung ver Anfhuldigung? Ihr feid nicht verpflichtet, irgendetwas zu jagen, wenn Ihr 
ed nicht zuthun wünſcht; was Ihr aber jagen werdet, wird fhriftlih aufgenommen und in 
Euerm Hauptproceß (beim trial) ald Beweis gegen Euch vorgelegt werden.‘ 

Dergleiht man hiermit die bei und noch immer fortbauernden geiftigen und nicht ſelten auch 
phyſiſchen Torturen unferer Inquiventen, dann fann man fi der hohen Achtung nicht er- 
wehren, welche dad die Menſchenwürde aud im Verbrecher jo hoch achtende engliſche Ber: 
fahren, das ſich aud vor den Aſſiſen wiederholt, einzuflößen jo jehr geeignet ift. 

49* 
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Die Zulaffung von Anwälten ift auch jehon in der Vorunterfuhung, abweichend von der 
Inquifitionsmarime, geitattet, auch beruht die Offentlichfeit der Vorunterfuhung, wenn aud 
nicht auf einem bejondern Gejege, doch auf alter Praxis. 

Iſt ver Unterfuhungsrichter ver Meinung, daß der vorhandene Beweis nicht genügt, um ven 
Angeihuldigten vor das Criminalgericht zu flellen, jo ftellt er das Verfahren ein, er gibt die 
discharge. Sonft ertheilt er den warrant of commitment, den definitiven Unterſuchungs— 
haftsbefehl, welcher ftetd einen „prima facie” Beweis gegen den Angeſchuldigten vorausiegt. 

Ob der Friedensrihter die Sadıe nun zum Hauptverfahren an die Affifen oder reiſenden 
Richter oder an die Duartalligungen der Friedensrichter zu verweifen bat, beſtimmt jegt das 
Geſetz, namentlich das Statut 5 und 6 Will. IV., c. 76, welches die ſchwerern Falle ausprüd: 
lich den Aſſiſen reſervitt. 

In beiden Fällen verpflichtet der Friedensrichter den Ankläger und die beim Hauptverfabren 
nöthigen Zeugen zum Erſcheinen bei diefem durch die Beitellung der Procegcautionen (recog- 
nisances). Commitment und Acten erhält dann der competente Strafrichter. 

Es möge dieſes Bruchſtück aus der Amtsthätigkeit des Friedensrichters dazu ausreichen, ein 
helleres Licht auf diefelbe zu werfen, und und davon entbinden, ihn auch auf feinen Wegen als 
Volizeiſtrafrichter, als Steuerunterfuhungd> und Strafrichter weiter zu verfolgen. Ebenſo 
wenig vermögen wir zu erörtern, wieweit fein Necht des erften Angriffs, der Unterſuchung und 
Entiheivung bei Aufruhr und ungejeglihen VBerfammlungen, in Betreff der Preßgeſetzgebung 
der Bettel: und Lanpftreiherpolizei, der Gewerbes, Sitten=, Gaft: und Bierhauspolizei, des 
Berfonenfubrwefend, dev Wege: und Flußpolizei, des Seepaflagier- und Lootienweiens, 
der Jagdordnung, ver Fiſchereiordnungen, der Arbeitöpolizei, der Kohnftreitigkeiten, ver Be: 
folgung der Fabrikreglements, der Lehrlings-, der Mieths- und Pachtverhältniſſe, ver rüd- 
ftändigen Zehnten und Nebengefälle u. a. m. gebt. Nur der petty and special ses- 
sions und der general and quarter sessions wollen wir nod kürzlich gedenfen. Ein Zu: 
fammentreten von zwei oder mehreren Friedensrichtern nad gefegliher Vorſchrift beißt nad 
altem Herfommen eine Eleine Sigung (petty session). Grundiag ift hierbei, daß, wenn der 
vorzunehmende Act ein richterlicher ift, beide Friedensrichter perſönlich zuſammentreten, gemein: 
fam berathen und beſchließen, während bei adminiftrativen (ministerial acts) ein formloſes Zu- 
fammentreten oder auch ſchriftlicher Conſens ohne ſolche Erforverniffe ausreicht. Jedem ein- 
zelnen Friedensrichter ift es in allen Fällen unbenonmen, ſich des Beiraths und der Mitwirkung 
eines oder mehrerer feiner Eollegen zu bedienen. Solche freiwillig herbeigeführte pettv ses- 
sions gelten nicht allein für ſchicklich, ſondern fommen aud häufig vor. Der Fälle, wo drei, 
vier oder ſechs Friedensrichter berathen jollen, find nur fehr wenige, die Regel ift, daß zwei 
Friedensrichter Die pelty session bilden. 

Bon den petty sessions unterjheiden ih die special sessions. In gewiſſen Fällen ſchreibt 
nämlich das Gefeg vor, daß ſich alle Friedensrichter der Hundertfchaft oder eined andern ana: 
logen Bezirks zu befondern Zweden verfammeln follen, ſodaß dann von mindeſtens zweien ver: 
felben der betreffende Act vorgenommen werden muß, 3. B. zur Ertbeilung von Gonceffioner 
für Bierbäufer, zur Ernennung der examiners für Maß und Gemwidt u. ſ. w. Wo nidıt 
Abweichendes beftimmt ift, erlaſſen zwei riedensrichter die Ladung zur Specialjigung , auk 
geichieht Died durch den custos rotulorum und durch den clerk of the peace. 

Die Ladung muß den Zweck der Zufammenkunft, Ort und Zeit derfelben ausdrücken; übe 
die rechtzeitige Infinuation derjelben wird nöthigenfalls der Unterconftable vereidigt. Als Pre: 
tofollführer wird cin clerk of justices bei der Sigung zugezogen, aud) einigen fich die Friedens 
richter über Die Verſon ned Vorjigenden. Dem Borfigenden gebührt bei der Entfcheidung der 
vorgetragenen Sachen fein jtärferes Stimmrecht. Die special sessions haben die Befugniffe 
eines Court of law und können aud Advocaten zulaffen. Die Gegenſtände, welche den special 
sessions unterbreitet find, jind jehr mannichfaltig. So liegt ihnen z. B. die Ernennung, bezie: 
hendlich Beftätigung der untern Gommunalbeamten, der examiners of measures und der Wege: 
aufſeher ob. Ebenſo ift ihre Bunction in Wegeangelegenheiten, in Betreff der Steuerveran- 
lagung, Feſtſtellung der Geihworenenlijten, Goncefjiongertheilungen u. ſ. w. eine ausgedehnte. 
Auch über Klagen aus unebeliher Schwängerung hat die Specialigung zu enticheiden. 

Schon bei ver eriten Einfegung der Sriedensrichter wurde (36 Eduard Ul., c. 12) ver: 
ordnet, daß Die ernannten justices viermal jährlich gemeinihaftlihe Sigungen halten jellten. 
Rad) 12 Richard II., c. 10 ſollen diefe Sigungen nöthigenfalls vrei Tage dauern Nach 
2 Henry IY., c. 4 jollen die Sigungen, wenn ed nöthig ift, auch noch öfter abgebalten wer— 
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den. Diefe general sessions werden von den regelmäßigen general quarter sessions unter: 
ſchieden. Unter general sessions verfteht man alle Generalverfammlungen der in einer Frie— 
denscommiſſion benannten Friedensrichter zu gefeglihen Gefhäften, wogegen die general quar- 
ter sessions die in den gefeglihen Zeiten periodifh abzuhaltenden find. 6) 

Die Ausfhreibung jeder einzelnen Duartalfeffion oder außerordentlichen Generalfeffion 
erfolgt durch ein precept, unterzeichnet von zwei Friedensrichtern, adrefjirt an den Sheriff, eine 
große Jury 7) zu der Sitzung zu ſtellen und alle fonftigen Berfonen zu laden, die dazu erſcheinen 
jollen. Nah dem Empfange des precept erläßt der Sheriff die nöthigen warrants an die high- 
constables der Hundertfhaften und bailiffs der Breibezirfe. Uber die Ausführung des precept 
erflattet der Sheriff einen Rückbericht und fügt diefem die Namen ver Geſchworenen für vie 
grand und betty jury bei. 

Zum Erſcheinen bei der Duartaljigung find verpflichtet: alle Friedensrichter ver Graffchaft, 
der custos rotulorum, nad) der Praris deffen Stellvertreter, ver clerk of the peace, der Sheriff 
oder Unterfheriff, die Coroners, vie high-constables und bailiffs, der Auffeher des Corrections— 
haufes, das Perfonal der Großen und das der Kleinen Jury und endlich alle geladenen Ankläger 
(prosecutors) und Zeugen. 

Die jo conftituirte Verſammlung bildet den Kreidverwaltungstag im mweiteften Sinne. Die 
Friedensrichter wählen zur Leitung der Geſchäfte einen Vorfigenden (chairman)), zuweilen einen 
Lord, oft einen praftifchen Juriften, innmer aber einen der geſchäftsgewandteſten Eollegen. 

Die Duartalfigungen bilden bie ordentlichen Strafgerihte erfter Inftang mit einer Jury, 
welde mit ven Griminalaffifen der reifenden Richter concurriren, denen, wie wir ſchon hörten, 
die ſchwerern Straffälle zufallen. Die Civiljurisdietion der Quartalfigung greift faft in alle 
Zweige der Gommunalverwaltung ein, und als Beſchwerde- und Appellationsinftang ift die 
Sigung in Betreff der Entſcheidungen der kleinern Bezirköftgungen und der Amtsacte ber ein= 
zelnen Briedensrichter competent. 

Die Eröffnung der Quartaligung erfolgt an dem herkömmlichen Orte, gewöhnlich im 
Hauptorte der Grafſchaft. Die gemöhnlihe Eröffnungsftunde ift 9 Uhr vormittags; die Er— 
Öffnung muß jedenfalls vor 12 Uhr gefchehen, damit abzunehmende Suprematie- und Amts- 
eide noch geleiftet werden können. Gin Bailiff bewirkt die Eröffnung nad altem Herfommen 
durd den Ausruf: „Hört, hört, hört (oyez). Die Richter der Königin heißen und befehlen firenge 
allen Leuten Stillihweigen zu halten, während der Königin Friedenscommiffion für diefe Graf: 
Ihaft..... öffentlich verlefen wird, bei Gefängnißftrafe.” 

Demnächſt werden die Friedenscommiffion und noch einige andere Statuten verlefen, fo: 
dann erfolgen die von dem clerk of the peace zu bewirfenden Eidesleiſtungen. Hierauf ges 
ſchieht der Aufruf der Lifte der Großen Jury, die Anhörung der Reclamationdgefuche. Die 
Jury pflegt als conftituirt angefehen zu werben, wenn 16—17 Namen ohne Einwendung auf: 
gerufen find. Die Große Jury wird dann vereidigt und beginnt in einem andern Lokale ihre 
Function ald Anklagejurg, zu welchem Zwed ihr die vorliegenden Verhandlungen übergeben 
werden. (Vgl. über das Weitere den Art. Jury.) - 

Die Erledigung aller jonftigen Geſchäfte beendigt die Sitzung, die, wenn jie auch länger als 
einen Tag dauert, doch nad) alter Sitte ald an einem Tage flattgefunden betrachtet wird, ſodaß 
alle Broceduren auf ven erften Tag zurüdvatirt werden. 

Wir wenden und von den englifchen Friedensrichtern zu denen Frankreichs, welche, Kinder der 
Revolution und zuerft aus einem Decrete der conſtituirenden Nationalverfammlung vom Jahre 
1790 hervorgegangen, von den englifchen jo verjchieden find, daß ihnen faft nichts ald der 
Name gemein fein dürfte. 

Werfen wir einen Blick auf die Juftizoerfaffung Frankreichs, mie fie fi im 14. Jahrhun— 
derte zur Zeit Philipp's des Schönen geftaltete, fo finden wir Gerichte zweier Inftanzen da— 
jelbft vor. Die erfte Inftanz hieß bald baillage (Dberamt), bald senechaussde, prösidial, 
lieutenant du roi, bald endlich prevöte. Ihrem Wefen und ihrer Competenz nad gleichen 
diefe Erflinftanzgerichte einander vollfommen. Außer diefen königlichen Gerichten finden wir, 
den deutſchen Patrimonialridgtern ähnlich, Die juges des seigneurs, ebenfo eine große Zahl von - 
tribunaux ecclesiastiques, namentlih für Ehefahen. Beſetzt waren die koͤniglichen Erſt— 


6) Die gefeplichen Zeiten find die Woche nad) Epiphanias, die zweite Mittfaſtenwoche, die Zeit zwis 
ſchen Pfingften und Johannis und die Woche nach Michaelis, 
7) Die Anflagejury, zum Unterſchied von der Fleinen oder Urtheilsjury. 
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inftanzgerihte mit 7—8 conseillers du roi, von denen drei nöthig waren, um ein gültiges 
Urtheil zu fällen. Außer den greffiers ald Subalternbeamten hatte jede baillage u. |. m. 
nad ihrem Bedürfniſſe eine Anzahl von procureurs, die den heutigen avoues entſprachen 
Procureurs du roi oder avocats du roi nahmen bei den Gerichten die Intereflen des Königs 
und des Staated wahr. Die baillages waren in Civil: und Strafſachen competent, in den jo= 
genannten Bagatell-, Civil: und Strafjahen bildeten fie zugleich die erfte und legte Inftanz. 
Sie erfannten en dernier ressort, namentlid in Givilfahen von geringerm Objecte ald dem 
von 100 Fr., und in Strafjahen, wenn die Strafe nicht 14 Tage Gefängniß oder 100 Fr. 
Gelvbuße überflieg. Die zweite Inftanz bildeten 13 Parlamente, an deren Spige der Kanzler 
von Frankreich ftand. Jedes Parlament hatte einen erften Präfiventen und mehrere Bicepräfi= 
denten und eine verhältnigmäßige Zahl conseillers du parlament. Jedes Parlament hatte einen 
procureur general mit avocats generaux ald Gehülfen, fomwie feine procureurs, avocats, 
greffiers und huissiers. Die Parlamente waren cours souveraines, d. h. Gerichtähöfe, melde 
nur in legter Inftanz erkannten. Ihre Beichlüffe hießen arr&ts, parceque les parlaments po- 
saient une borne, oü il fallait, que s'arrêtat le proces. Aus diefen Beihlüffen jhuf fich jedes 
Parlament feinen Gerihtögebraud, feine jurisprudence des arräts. Aus ihr erwuchſen die 
coutumes, bejonderd im Norden, wogegen dad Römifche Recht im Süden bei ven Entſcheidun— 
gen ver Gerichtöhöfe zu einer bedeutendern Geltung gelangte. Die Juftiz war von der Bermal- 
tung nicht ftreng abgeſchloſſen, auch waren die Gerichte bei ihren Entſcheidungen nicht jchlecht= 
hin durch Geſetze gebunden, fie Eonnten das Stillſchweigen der Geſetze ergänzen und griffen fo 
in das Gebiet der geſetzgebenden Gewalt ein. Durch fogenannte gemeine Beſcheide konnten fie 
Geſetzesnormen fhaffen und unter der Formel „sous le bon plaisir du roi‘ aufftellen. Erſt der 
monarchiſche Abſolutismus Ludwig's XIV., Ludwig's XV. und Ludwig's XVI. bejhränfte ihre 
Macht dahin, daß jie Died Vorrecht von der Initiative und der Zuftimmung des Staatsanwalts 
abhängig machten. Der König fonnte die Richter ernennen und unter Anwendung der Floskel 
’ ‚Tel est notre bon plaisir“ wieder abberufen. Die Kämpfe, melde die Parlamente für ihre 
Nihtauflösbarkeit und die Nichtabjegbarfeit ihrer Nichter zu führen hatten, find befannt. Die 
Berhandlungen der Gerichte erfolgten bei verfchloffenen Thüren (à huis clos), aud war das 
Berfahren durchgehends ein ſchriftliches. Die Erblichkeit und Verkäuflichkeit der Richterftellen 
vermehrten die Misliebigkeit ver Gerichte, und die Art, wie die Krone durch lettres de cachet 
über die Perjon der Bürger verfügte, machte ven Rechtszuſtand zu einem völlig ungewiſſen. 

Auf folden im Laufe mehrerer Jahrhunderte im wefentlihen unverändert gebliebenen 
Grundlagen hatte die Revolution dad neue Gebäude ihrer Juftizeinrichtungen aufzuführen; denn 
jene ftanden mit ven Anforderungen der Gleichheit vor dem Gefege, ver Freiheit der Perion, des 
Schutzes des Eigenthums, der Mündlichkeit und Offentlichkeit ver Procedur faft in einem direc- 
ten Widerſpruche. Eine natürliche Folge der durch die Revolution völlig veränderten An: 
ſchauung der Franzoſen von dem Staatäleben und den an daffelbe zu machenden Anforberungen 
war auch die gänzliche Umgeftaltung feiner Gerihtöverfaflung. Man hatte in Frankreich zu 
lange die Übelftände erfahren, welde in dem bisherigen Überfließen rihterlicher und adminiftra- 
tiver Gewalten ineinander ji Eundgegeben hatten, um es nicht für eine der weſentlichſten An— 
forderungen an die Reform zu erachten, daß jie die richterlihe Gewalt von allem ihr Fremd: 
artigen, mit ihr Unverträglichen und fie Störenden losmache nnd ihr eine firenge Reinheit 
und Abgeihloffenheit zu Theil werden laſſe. Man ſprach grundſätzlich die Trennung aller 
nit in dem engiten Begriff der Juſtiz enthaltenen Nichterfunctionen von derfelben aus 
und führte fie aud) conjequent durch. In Frankreich fteht die Hierarchie der Juſtiz derjeni: 
gen der Verwaltung coordinirt und abgefhlofien gegenüber, die Friedensgerichte den Bür: 
germeifterämtern, die Erftinftanzgerichte den Unterpräfeeturen, die Appellationsgerichte den 
Präfecturen. Nur bei den unterjten Juftizitellen, den Sriedensgerichten, werden wir Ber: 
letzungen diefer Reinheit gewahren, indem wir fie auch mit verſchiedenen Handlungen der jo: 
genannten freiwilligen Gerichtsbarkeit beſchäftigt finden. Aber die franzöſiſche Juſtiz hat nicht 
alles, was ihr gebührt, fie hat neben ver gerichtlichen noch eine Berwaltungsjuftiz, neben dem 
droit contentieux judiciaire nod) ein droit contentieux administratif, welches legtere, tiefein- 
greifend in die mit dem Staate in irgendeiner Weife in Beziehung fommenden Verbältniffe des 
Civilrechts, die Integralicät ver Givilgerichte weſentlich beeinträchtigt. Was dagegen die Straf: 
juftiz betrifft, jo iſt der vorgedachte Grundjag der Reinheit und Abgefchloffenheit fefter gebalten 
worden und darin zu feiner Geltung gelangt, daß aud die geringfte Strafe nur kraft eines 
tigterlihen Urtheild verhängt werden darf. Daß es mit der Unabhängigkeit des Richter- 
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ſtandes feit dem Beginne der Napoleonifhen Herrſchaft nicht befonderd ernſtlich gemeint ift, 
daß namentlich die Staatsanwaltſchaft eine diefen überwachende Stellung erhalten hat, melde 
die Richter zu maßregeln Veranlaflung gibt, fann hier nur angedeutet werden. Die Be— 
flimmung der Berfaffungen von 1814 und 1830: „Les juges, nommes par le roi, sontha- 
movibles‘, fand in Bezug auf die Friedensrichter eine Beihränfung, indem ed a. a. D. in 
Betreff verjelben heißt: „La justice de paix est egalement conservee. Les juges de paix, 
quoique nommes par le roi, ne sont point inamovibles.” Ob viefe Ausnahmeftellung der 
Friedensrichter eine gerechtfertigte, ift mehr ald zweifelhaft; gerade die Stellung eines Einzel: 
richters erfordert die Unabhängigkeit desjenigen, melder fie dem Gejege entiprechenn zu be— 
haupten und auszufüllen berufen ift. 

In den Zeiten ver Eraltation konnte e8 nicht fehlen, daß man ſich auch in Betreff des frie- 
densrichterlihen Berufs Vorftellungen machte, melde die Wirklichkeit nur zu ihrem geringften 
Theile zu befriedigen vermodte. Man hatte dem Worte paix hier einen ganz andern Sinn un= 
tergelegt, ald ver Engländer mit dem Worte peace verbindet. Nicht den Friedensbrüchen ever 
den Verlegungen der Öffentlihen Ordnung entgegenzutreten, wurde der Theil des friedensrich⸗ 
terlihen Berufs, von welchem er feinen Namen erhielt, fondern feine Pflicht, unter ven ftreiten: 
den Theilen ven Frieden wiederherzuftellen, fie zu vergleichen und zu verfühnen, gab ihm dem⸗ 
felben. Schon hieraus allein tritt die große Verfchiedenheit des Friedensamts beider Länder in 
ein helles Licht, und es wird klar, mie fern das englifche Friedensgericht einer Vermittelungs- 
behörde ſteht. Als Thouret der conflituirenden Nationalverfammlung im Jahre 1790 das De— 
eret über die Organifation der Briedendgerichte vorlegte, ſprach er in folgenden Worten feine 
Anſicht von dem Amte des Friedensrichters aus: „Jeder rechtlihe Mann kann dad Amt eines 
Friedendrichterd verwalten. Das Friedendgeriht muß befreit werben von den Formen, melde 
die Proceffe in einer Weife verfinftern, daß jelbft der erfahrenfte Richter nicht mehr weiß, wer 
vecht oder wer unrecht hat. Die Competenz diefer Richter muß fih auf Sachen einfacher Über: 
einfunft und von geringem Werthe und auf ſolche Thatſachen befchränfen, die nur der Mann, 
der auf dem Lande lebt, gut entſcheiden kann, der an Ort und Stelle jelbft den ftreitigen Gegen= 
ftand unterſucht und der in feiner Erfahrung die Regeln zur Entſcheidung viel fiherer findet, 
als die Wiſſenſchaft der Formen und der Gejege den Gerichten jemals jie darzubieten vermag. 
Ein anderer Redner fügte dieſem noch hinzu: „Stellt euch in euerm Geifte einen Magijtrat vor, 
der nur für feine Mitbürger denkt und nur für jie lebt. Die Minderjährigen, die Abwefenden 
und Interdicirten find der befondere Gegenstand feiner Sorgfalt. Ein Vater in der Mitte feiner 
Kinder: er ſpricht ein Wort und Ungeredtigfeiten werden wieder gut gemacht, Uneinigfeiten 
verihwinden, Beſchwerden hören auf. Es gibt feine Proceffe mehr. Seine fortwährende, un: 
audgejegte Sorgfalt verfichert allen ihr Glück. Dies ift der Friedensrichter!“ 

Mieweit der franzöſiſche Friedensrichter der Wirklichkeit im Stande ift, folden Erwartun: 
gen zu entfprechen, werden wir aus der Darftellung feiner Amtöthätigkeit abzunehmen vermö— 
gen. Daß eine Befoldung von 6—800 Fr. feinen befondern Anreiz zum Friedensrichteramte 
hervorrufen kann, und daß daher diefem Amte in ver Regel nur die mittelmäßige Begabung 
und die Refignation auf eine höhere Berufsftellung zufließen, dürfte auf der Hand liegen. 

Nah dem Gejege vom 24. Aug. 1790 foll in jedem Cantone ein Friedendrichter fein. Bei 
der Eintheilung der friedensrichterlichen Bezirke ift weniger die Seelenzahl ald die Größe des 
Flächenraums in Betracht gezogen worden; jo fommen im Departement Niederrhein durch— 
fhnittlih ungefähr 18000 Seelen, in dem der obern Pyrenäen aber nur 9000 Seelen auf 
einen folhen Bezirk, Als Varis ſchon über eine Million Einwohner hatte, zählte es doch nur 
12 Sriedendrihter. Ohne Savoyen und Nizza ift Frankreich in 2200 Gantone eingeteilt; die 
Zahl ver Friedensrichter beläuft jich beinahe auf 2700, da die größern Frievendgerichte au meh— 
tern Abtheilungen beſtehen. Nah dem genannten Gejege beftand das Friedensgericht aus 
dem Friedensrichter und zwei Beifigern, den prud’hommes assesseurs. Das Gejeg vom 
28. Febr. 1801 fchaflte die legtern ab; ihre Mitwirfung hatte nur einen die Thätigfeit der Frie— 
densrichter lähmenden Erfolg. Oft fheiterten die Vermittelungsvorfchläge des Friedensrichterd 
an dem Entgegenwirken der prudhommes. Geitvem befteht das Friedendgeriht aus einen 
theild auf Bejoldung, theild auf vacations, Sporteln, angewiefenen Frievensrichter, melde 
legtere dad Ginfommen jevoh nur um einige hundert Franc erhöhen, und aus dem grefßer, 
dem Gerichtsſchreiber, welchem bei größern Friedensgerichten no commis-greffiers zur Seite 
fiehen, forwie au huissiers, deren Zahl mindeſtens zwei beträgt und ſich fonjt nach vem Be— 
dürfniffe richtet. Ergänzungsrichter (suppleants), welche nicht befoldet werden, vertreten den 
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Friedendrichter in Behinverungsfällen. Nad dem Bejege vom 24. Aug. 1790 wurden die Frit- 
densrichter von ſämmtlichen Activbürgern des Gantons auf zwei Jahre gewählt. Neuere Ge- 
ſetze Ki 1828 und 1837) beftimmen jedoch, daß ber Friedensridhter auf Widerruf von ver 
Staflöregierung wie jeder andere Richter zu ernennen it. Bei der Wahl zum Friedendrichter 
ſoll nur auf ſolche Perjonen reflectirt werden, melde eine mehrjährige juriftiiche Praris bei 
einen Advocaten, Anwalte oder Notar aufzumweifen im Stande find. 

Das heutige Inftitut der Friedendrichter greift in vierfadher Beziehung in dad Rechtsleben 
ein: ald Bermittelungsamt, als eigentliche Juſtizbehörde, ald Behörde der gerichtlichen Polizei 
und ald Behörde der Rechtspolizei. 

1) Was die attributions conciliatoires betrifft, mit denen die Friedensrichter befaßt find, 
jo haben ſie zunächſt auf Grund der Gefege vom 25. Mai 1838 und 2. Mai 1855 in jeter 
ihrer Gompetenz unterbreiteten Klagſache die Parteien durch foftenfreie billets d’avertisse- 
ment vor ſich zu berufen, um zmifchen ihnen ven Vergleich zu verfuhen. Im Jahre 1856 er— 
ließen fie 3,368319 ſolcher Billetö, wovon ungefähr 1200 auf jeden Friedensrichter famen, Zwei 
Fünftel diefer Billets blieben ganz ohne Effect. Beinahe in den übrigen drei Fünfteln der Sachen 
ftellten fi demandeur und defendeur wirflid ein, und ed waren ungefähr acht Zehntel dieſer 
legtern von Erfolg, indem ſie Vergleiche oder Entfagungen zur Folge hatten. Nur in 224 von 
1000 Fällen fcheiterten die Vergleiche gänzlich. 

Man darf den Werth folher Vergleiche nicht überfchägen, die legtern liegen gemeinhin in 
der Klaren Rage der Sache und folgen gleihfam als eine Nothwendigkeit aus derſelben. Der 
Proceß, melden eine nicht zu beftreitende Thatſache zu Grunde liegt, ift entſchieden, ſobald 
der competente Richter Kenntniß von demielben genommen hat; fernere Weiterungen vermehren 
nur die Koften und Berfäumniffe des Unterliegenven. 

Der Code de procedure civile beftimmt im Art. 48, daf jede (nicht im Art. 49 ausgenom- 
mene) Klagſache, die nicht vor dad Korum bed Friedensgerichts gehört, zuerft vor das gedachte 
Vermittelungsamt gebradt werben foll, damit dies Amt zwiſchen den ftreitenden Parteien einen 
Vergleih zu Stande zu bringen fuhe. Uber dad Verfahren vor dem bureau de conciliation 
gibt das Gejeg ausführliche Beftimmungen. Nach diefen läßt jeder fünftige Kläger, falls jein 
Gegner nicht ſogleich freiwillig mit ihm vor Dem Bureau erfcheint, diefen Durch einen Huifiier vor 
den Briedendrichter laden. Der Geladene fann in Perfon oder dur einen Bevollmächtigten 
erfheinen. Bleibt er aus, jo darf er erft dann den Rechtsweg betreten, wenn er durch Quittung 
die Zahlung von 10 Fr. nahmweift. Der Kläger braucht nicht zu erfheinen, aud der Verflagte 
nit, wenn er nur 10 Fr. daran wendet. 

Im Jahre 1856 hatten es die Friedensgerichte mit 55115 folder vor bie Tribunale eriter 
Inftanz gehörigen Saden zu thun. In 9700 diefer Sachen zablten die Berklagten ihre 10 $r.; 
in 39975 verfelben erichienen die Geladenen perjönlid, in 5438 durch Mandatarien. Bon 
diefen 45413 affaires gelangten 18564 (40 Proc.) zum Bergleihe, die andern aber zum weis 
tern Verfahren an die Erſtinſtanzgreichte. Auch bier ift der Werth der ganzen Inftitution 
ziemlich precär; was verglidhen wurde, würde zum größten Theil aud durch Agnitions- oder 
Contumacialbeſcheid, im deutſchen Sinne, feine Endſchaft erreicht haben. Selbſt in Frankreich 
ift man darüber ziemlich einig, daß dem Inftitute der conciliation die praktiſche Seite, ihr ei: 
gentliher Nugen fehlt. Die Idee einer Verföhnung und ihrer Bermittelung durch die Richter 
gehört nicht in ein pofitived Geſetzbuch. Moral und Jurisprudenz haben ihre fharf begrenzten 
Gebiete. Jedes Vermengen derſelben ift unpraftiih und deshalb ſchädlich. Was vermag ber 
Friedensrichter zu thun, wenn die Barteien leidenſchaftlich aufgeregt und gegenfeitig überzeugt 
von ihrem guten Rechte vor denfelben treten? Mit allgemeinen leeren Redensarten überzeugt 
er feinen Theil von feinem Unrechte, und ein beftimmtes Urtheil über den Rechtspunkt aus zu⸗ 
ſprechen, dazu fehlt ihm die genügende Kenntniß der Sachlage, die vorhergegangene Aufnahme 
des Beweiſes. Selbft noch wenig flar über die eigentlihe Bewanbtnif des Rechtsſtreits, wer: 
den die Pfeile, melde er abſchießt, um dad Ziel des Vergleichs zu treffen, nur Höhft felten dai- 
felbe zu erreihen im Stande fein. Es ift eine Thatſache, daß Die Notarien, vertrauter mit 
dem Weſen der durch fie zu ordnenden Rechtsgeſchäfte, eine viel größere Anzahl von Verglei: 
hen über materielles Recht zu Stande bringen, ald dies die Briedensrichter in Frankreich ;u 
thun vermögen. | 

Sehr richtig war es, wenn die allgemeine preußifche Gerichtsordnungd en richterlichen Ber: 
fud der Sühne erft in dem Stadium des Proceffed anorbnete, in welchem die Inftruction 
deſſelben gefchloffen und die Sache zum Spruche reif war. Denn in ber That erfl dann tritt der 
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vorgeſchlagene Vergleih aus dem Gebiete des Zufalld in den Bereich der Förderung des mate: 
riellen Rechts, erft dann gewinnt er für die legtere eine Bedeutung. 

2) Was die attributions judiciaires der Friedensrichter anbelangt, jo ind fie theils civil: 
rechtliche, theils ftrafrechtlihe. Das Friedendgericht urtheilt ald Eivilgericht theild nur in erfter 
(en premier ressort), theild in erſter und zugleich legter (en dernier ressort) Inſtanz. Die 
Friedendgerichte ind mit Rückſicht auf eine beftimmte Summe in allen rein perſönlichen Klag— 
ſachen, welche bewegliche Sahen zum Gegenftande haben, bis zum Betrage von 100 Br. cwın- 
petent. Überfteigt das Object 50 Fr. , dann iſt gegen ihre Urtheile die Berufung zuläfiig , fonft 
find jie inappellabel. Ohne Rücice auf ein bejtimmtes Proceßobject find die Friedensrichter 
bis zum Betrage von 50 Fr. in erjter und legter Inftanz, ſonſt aber mit Vorbehalt ver Beru— 
fung in jolden Saden competent, welhe Schaden an Feldern und Früchten, Grengverrüdun: 
gen, actions possessoires (Bejigflörungen und Bejigentziehungen), Mieths- und Pachtent- 
ſchädigungen, Arbeitd: und Dienftlöhne, wörtliche und, thätliche Injurien und Streitigkeiten 
über Mauthſachen betreffen. 

88 fteht übrigens den Parteien frei, nad) Art. 7 des Code de procedure eivile, durch frei: 
mwillige Prorogation jede Sache dem Friedensrichter zur Urtheildfindung mit oder ohne Apella— 
tion zu unterwerfen. 

Blicken wir auch bier in die Statiftif des Jahres 1856 ; fo finden wir, daß die Friedens: 
richter es mit 428512 alfaires zu thun hatten, in welden fie das Recht zu ſprechen berufen 
waren. In 323 von 1000 dieſer Sachen wurde contradictorijch erfannt, in 207 auf 1000 par 
defaut (in contumaciam) entſchieden, in 335 auf 1000 ein Vergleih geihloffen und in 135 
auf 1000 Verzicht auf die Fortſetzung der Sache gelrijtet. Bon 65482 Urtheilen, welde im 
Wege der Appellation angegriffen werben fonnten, geſchah dies nur bei 3446 (5 Proc.). Wir 
mögen darüber nicht entſcheiden, ob die Borzüglichfeit der friedensrichterlihen Entſcheidung es 
iſt, welche die Appellationen jo jelten machte, oder ob die weitere Verfolgung folder Bagatell- 
fahen dur die höhere Inftanz nicht aus andern Gründen unterlaffen wurde, namentlich aus 
Rückſicht auf den Koſtenpunkt. 

Das Friedensgericht ift ald Strafgeriht das tribunal de simple police, die competente 
Behörde zur Entſcheidung in Fällen von contraventions, den leichteften Übertretungen des 
Strafgeſetzes. Das einfache Polizeigericht beſteht aus dem Friedensrichter, einem Greffier und 
einem die Staatsanwaltſchaft vertretenden Polizeibeamten, dem es in dieſer Beziehung obliegt, 
die Bolizeifrevel zu verfolgen und die Strafanträge zu ſtellen. Nur die größern Polizeigerichte 
haben zwei Kammern, das zu Paris drei Kammern, die übrigen aber nur eine Kammer. Wo 
mehrere Kammern find, wechſeln die Sriedendrichter des Bezirks nad) einem von drei zu Drei 
Monaten wiederkehrenden Turnus mit der polizeirichterlihen Function ab. Contraventions 
de simple police find jolde, welche höchſtens mit 15 Sr. Geld- oder fünftägiger Gefängniß- 
ftrafe bedroht find. Die Appellation an die Zuchtpolizeigerichte ift zuläſſig, ſobalo überhaupt 
auf Gefängniß oder auf mehr als 5 Fr. Geldbuße erkannt iſt. 

Ausſchließlich competente Strafrichter jind die Friedensrichter in fieben im Art. 139 dedCode 
de procedure criminelle gedachten Fällen, deren jpecielle Herzählung wir füglih unterlaffen 
fönnen, da fie nur denen gegenüber geftellt jind, in welden aud) die Gemeindebürgermeifter als 
Strafrichter competent find, was jedod in der Wirklichfeit ohne alle Beveutung geblieben ift, 
da die legtgedachten Beamten von ihrer ftrafrichterlihen Gewalt niemals Gebrauch mahen und 
aud um deshalb nicht füglich zu machen im Stande find, weil ſie in ben betreffenden Sachen 
zugleich als Bolizeianwälte thätig fein müßten. 

Die 2681 tribunaux de simple police, welde 1856 beſtanden, erließen 402914 juge- 
ments, von denen 88 Proc. nah vorherigem contradistoriichen Verfahren, 12 Proc. aber par 
defaut ergingen. Bei diejen Sachen waren 533195 Angejchuldigte intereffitt. Nur 52 auf 
1000 derjelben unterlagen einer Gefängnißitrafe, 885 auf 1000 aber einer Geloftrafe und 63 
auf 1000 wurden freigeiprocen. 

Man fiebt, von welcher linerheblichkeit die ftrafrichterliche Thätigkeit des franzöſiſchen Fries 
densrichterd im Verhältniß zu der feines englifchen Gollegen ift, dem alles anheimfällt, was 
nicht ſchweres Verbrechen ift, und auch bei diefem noch die Vorunterſuchung. 

3) Der Friedensrichter ift aber aud eine Hülfsbehörde ver police judiciaire, welche die Ver— 
brechen, Vergehen und olizeiübertretungen zu conſtatiren, die auf diejelben bezüglichen Be— 
weisſtücke zu ſammeln und die Übertreter der Strafgefege den competenten Gerichten zu über: 
liefern bat. Bei diejen den Staatsanwälten obliegenden Functionen hat diejen der Friedens— 


778 Friedensgerichte 


richter nur die erforderliche Affiftenz zu leiſten, gleichwie dieſes die Polizeicommiffare, die Dffi- 
ziere der Gensdarmerie und die Bürgermeifter thun müflen. Der Friedensrichter kann hierbei 
lediglich ald Denunciant wirkjam fein, er kann aber auch ald Inquirent thätig werden. Dies 
legtere dann, wenn der Ball einer Ertappung auf friiher That vorliegt, oder wenn an ihn Auf⸗ 
forderungen zur Leiftung richterliher Hülfe von einem Bewohner ded Hauſes, in dem bie ftraf- 
bare Handlung verübt wurde, ergehen. Er hat bier, was man im eriminalrechtlichen Sinne 
den erften Angriff nennt, zu thun, zu verhaften, den Thatbeſtand feftzuftellen, über denſelben 
Beweis zuerheben, Hausſuchungen anzuftellen, die corpora delicti in Beſchlag zunehmen u.a. m. 

Unter gewiffen Vorausfegungen wird er in ähnlicher Weife Hülfsbeamter des Unterfuhung®= 
richters, der jedesmal ein Mitglied des betreffenden Erftinftanzgerichts, Zuchtpolizeigerichts ift. 
Namentlich hat er in diefer Eigenfhaft ven Requifitionen des Inquirenten zu genügen, melde 
in der Entfernung feined Wohnorts von dem Drte, an welchem zu verhandeln zweckmäßig er— 
jcheint, ihren Grund haben. Die Friedendrihter unterziehen ih nur ungern jolhen Aufträ— 
gen, da fie auch Ortsbeſichtigungen im Umkreiſe einer Stunde vom Cantonsorte ohne alle Ge— 
bühren vornehmen müffen und für alle Bureauausgaben nur eine Vergütung von 50 Fr. jähr- 
lich erhalten , auf deren möglichfte Erjparung mithin bedacht jind. Auch noch einige eigenthüm: 
liche Functionen liegen dem Friedensrichter ob. So muß er, in Gemäßheit des Art. 615 ded Code 
d'instruction eriminelle, im Falle einer geſetzwidrigen Gefangenhaltung den Gefangenen 
entweder in Freiheit jegen oder an die competente Behörve abliefern, bei Givilerecutionen Hülfe 
leiften, bei der Vollſtreckung einer Schuldhaft (prise de corps) mitwirken u. dgl. 

Wir haben endlich 4) noch der attributions extrajudiciaires des Friedensrichters zu ge= 
denken. Im Beziehung auf dieſe hat er bei Todesfällen die Gerichtsſiegel anzulegen und ab— 
zunehmen, die Acte über die Emancipation aus der älterlihen und vormundſchaftlichen Ge— 
malt aufzunehmen, die Kamilienräthe zufammen zu berufen und in ihnen den Borfig zu führen, 
die actes de notoriet&, welde zur Eingehung gewifler Ehen erforderlich find, unter den Bor: 
ausfegungen des Art. 985 des Code civil, Teftamente und endlich noch die Urkunden über Die 
Anerkennung natürlicher Kinder, diefes in Goncurrenz mit den Notarien, aufzunehmen. 

Man würde ven franzöjifhen Friedensrichtern unrecht thun, mollte man nicht anerfen- 
nen, daß dielelben ver Nechtöverwaltung ebenfo nützlich ald unentbehrlich find, und daß ſie ſich 
um diejelbe große Verdienfte erwerben; dennoch halten fie einen Vergleich mit den engliihen 
Friedendrihtern nicht aus. Sie jind ſchlecht beſoldete Unterrichter, das legte Glied in der Rechts— 
bierardhie Frankreichs. Die justices ofthe peace aber find Männer, von melden Englands 
Selfgovernment getragen und aufrecht erhalten wird, jie find eins der Haupträder, durch welches 
die Staatsmaſchine in ihrem Gange erhalten wird, fie find Gewalten, an deren Fortbeſtehen ſich 
das Wohl des ganzen Landes fnüpft und auf weldhen mehr oder weniger das verfaſſungsmäßige 
Leben Englands ſich bafirt. 

In den weftrheinifhen Gebieten Preußens, Baierns und Heflend beftehen die mit der fran- 
zöſiſchen Gefeggebung zu ihnen gelangten Friedensrichter fort. Hier find fie Beamte, melden 
die gefeglihe Dualification zum Richteramte beimohnen muß, beſſer befoldet und vom Avance⸗ 
ment zu höhern Stellen an ji nicht ausgeſchloſſen. 

Nahe verwandt mit dem Vermittleramte der juges de paix Franfreihs ift das Amt der 
preußiſchen Schiedsmänner, welches aud in andern Rändern nicht ohne Nahahmung ge- 
blieben ift. Es geihah auf den Antrag der Provinzialftände der Provinz Preußen, daß 
das Inftitut der Schiedsmänner durd eine Verordnung vom 7. Sept. 1827 für diefe Pro: 
vinz ind Leben gerufen wurde. Nah und nad (für Schlefien und Brandenburg am 26. Sept. 
1832, für Sachſen am 11. April 1834, für Pommern am 13. Juni 1834 und für Poſen am 
7. uni 1841) bat ji dies Inflitut eine weitere Ausdehnung verfhafft, wogegen es in der 
Rheinprovinz wegen der Friedensgerichte entbehrlich war, in Weftfalen aber feinen Anklang ge: 
funden bat. Die Beftimmung der Schiedsmänner ift, ftreitige Angelegenheiten auf fried- 
lihem Wege zu ſchlichten. Die von ihnen geſchloſſenen Vergleiche haben diefelben Wirkungen 
wie die gerichtlichen, e8 fann aus ihnen die Execution nahgejucht werden. Da die Verhandlun— 
gen jportel= und ftempelfrei find, jo follen die Parteien, um die Koften und die Weitläufigfet: 
ten eines Proceſſes zu vermeiden, veranlaßt werben, die Entfheidung ihrer Angelegenheiten ven 
Schiedsmännern anzuvertrauen. Zur Herbeiführung eines gleihförmigen Berfahrens ift unterm 

1. Mai 1841 für ſämmtliche Schiedsmänner vom Minifterium der Juftiz eine Gefhäftsinftruc- 
tion ertbeilt worden. 

Nach den gedachten, im weſentlichen übrreinftimmenden Verordnungen follen in den Städ— 
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ten und auf dem platten Lande Schiedsmänner beftellt werden ®), für je 2000 Seelen einer, 
und zwar foweit Lofalverhältniffe niht Abweihungen nöthig machen. Der Schievömann, 
welcher ſich weder mit der Aufnahme von Acten der freiwilligen Gerichtsbarkeit noch mit der 
Unterfuhung ftrafbarer Handlungen befaflen darf, hat zur Erfüllung der vorgedachten Beftim: 
mung die Parteien, welche jid freiwillig in ihren Nechtdangelegenheiten an ihn wenden, anzu: 
hören, ihre gegenfeitigen Anſprüche und Einwendungen zu prüfen, ihre vorzulegenden fchrift- 
lichen Beweise nachzuſehen, ven Augenjhein an Ort und Stelle vorzunehmen und ſich zu be: 
mühen, die Parteien über den Grund oder Ungrund ihrer Korderungen und Einwendungen zu 
belehren und eine Bereinigung zwiſchen ihnen zu ftiften. Kommt fie zu Stande, fo hat er fie 
aufzuzeichnen, ſonſt aber vie Parteien zur Ausführung ihrer Rechte an den Richter zu verweiſen. 

Der Schiedsmann ſoll völlig unbeiholten, 24 Jahr alt, felbftändig , geachtet, mit ven Ge— 
ſchäften des bürgerlichen Lebens vertraut, ein Einwohner des betreffenden Bezirks und im 
Stande fein, einen Auffag deutlich fchriftlich zu verfaflen.?) Die Schieddmänner werden von 
ihren Mitbürgern gewählt und zwar auf drei Jahre. Das Obergericht beftätigt und vereidet 
diefelben. Sie erhalten ein Amtöfiegel und ein Protokollbuch, welches paginirt und mit be- 
ftimmten Rubriken verſehen ift und von dem Director des betreffenden Erftinftanzgerihts lega= 
Kifirt wird. In das Protofollbud trägt der Schieddmann die aufgenommenen Verhandlungen 
nad) der Zeitfolge ein. Auslagen und Schreibegebühren werben dem Schiedsmann erftattet. 

Es liegt nicht in unferm Zwede, nod weiter auf die Dienftpflihten des Schiedsmanns ein= 
zugehen, welche namentlich) die vorbemerfte Minifterialinftruction fehr detaillirt. In der Blüte: 
zeit des ganzen Inftituts, ald der Reiz der Neuheit ihm noch zur Seite ftand, war der Geſchäfts- 
umfang ded Schieddmanndamts ein ziemlich erheblicher. Someit fie damals eingeführt waren, 
verhandelten jie 1836 62000, 1839 70500 und 1840 83500 Saden, von melden legtern fie 
gegen 70000 verglichen. Die Zahl der Schiedsmänner betrug damals 5292.10) 

Seitdem ift das Inftitut wefentlic in Verfall gerathen. Wir jelbft haben amtlich mehr: 
mald Veranlaffung gehabt, die Geihäftöverwaltung einer namhaften Anzahl von Schieds— 
männern zu revidiren, und und babei von der ziemlihen Werthlofigfeit ihrer Dienftleiftungen 
überzeugt. Was die Schiedsmänner verglihen, waren Sachen, melde meiftentheild nur des— 
bald nicht ſofort erledigt werden fonnten, weil ed den Schuldnern an Zahlungsmitteln gebrach. 
Bei verwidelten Sahverhälmmifien ftieß man oft auf unflare, confuſe Auffaffungen , die nicht 
felten die Grenze des Verftändlichen überichritten. 

Was wir oben in Betreff der conciliation de juges de paix fagten, findet auch auf die 
Schieddmänner Anwendung; was fie vergleihen, find klare Sachen, für deren mit feiner 
MWeitläufigfeit verfnüpfte Beendigung dad Mandatöverfahren in Bagatelljahen, deſſen wir 
fogleich gedenken werben, die nächften Wege darbietet. Was fie nicht vergleichen, geht meiſtens 
über ihren Horizont und wird durch ihre Verarbeitung nicht lichtvoller. Was dies Mandats- 
verfahren betrifft, fo greift e8 in Preußen nad) der Verordnung vom 21. Juli 1846 ($. 28) in 
allen Proceſſen, deren Gegenftand 50 Thlr. nit überfteigt, plag. Auf die Klage, melde 
ſchriftlich eingereicht oder zu Protokoll gegeben werben kann, wird, wenn fie auf Zahlung einer 
Geldſumme bis zum gedachten Betrage oder auf die Gewährung anderer vertretbarer (fungi— 
bler) Sachen gerichtet ift, an den Verflagten, ftatt der Borlabung zu einem Termine, ein Mandat 
mit vierzehnttägiger, in ſchleunigen Fällen auch fürzerer Frift erlaffen. Dies Mandat enthält 
die Beftimmung , was der Verklagte dem Kläger zu leiften oder zu zahlen hat, und die Verwar— 
nung, daß, wenn der Berklagte binnen der geftellten Frift weder mündlich zu Protokoll nod 
Ihriftlih Widerſpruch beim Gerichte erhebt, das Mandat die Kraft eines Urtbeild erlangt und 
ohne weitered daraus die Erecution nachgeſucht werden kann. Erft bei erhobenem rechtzeitigen 
Widerſpruche gegen das Mandat erfolgt die mündlihe Verhandlung der Sache und ihre dem— 
nächſtige richterliche Entſcheidung. Es ift die größte Hälfte aller fogenannten Bagatellſachen, 
welche durch folge Mandate ihre Erledigung finden und dem Kläger jhneller zu feinem Rechte 
verhelfen, ald dies das Schiedsmannsinſtitut zu thun vermag. Benugt der Kläger letzteres, 





8) Die Sciedsmänner find feine Schiedsrichter. Die „Schiedsrichter haben über ftreitige An: 
gelegenheiten nach vorheriger Unterfuchung des Balls durch einen fchiedsrichterlichen Ausfpruch (laudum) 
zu entfcheiden. Die Schiedsmänner fuchen nur zu vermitteln, die Parteien in Güte zu vereinigen, 

9) Die Juden, welche nach der Cabinetsordre vom 29. April 1835 nicht zu Schiedsmännern ge: 
wählt werden fonnten, find durch die Verfaflung den übrigen Staatsbürgern gleichgeftellt. Geiftliche 
ſollen zu Schiebsmännern nicht gewählt werden. | 

10) Schiring, Die Verordnung für die Schiedomanner (Berlin 1841), ©. 4. 
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dann muß er mit dem Verklagten vor dem Schiedsmann erſcheinen, ſich ſpäter von ihm die 
aufgenommene Verhandlung ausfertigen laſſen, mit dieſer ih an das Gericht wenden und bei 
dieſem aus dem Vergleiche die Execution nachſuchen, welcher eine richterlihe Prüfung der Rechts— 
beftändigfeit des Vergleihs vorangehen muß. Alles died erlangt er beim Mandatsverfabren 
durch zwei kurze Schreiben an das Gericht, die Klage und das Ererutionsgejud enthaltend. 

Wir find einige Decennien mit der Direction großer preußiſcher Untergerichte betraut ge: 
weien, haben fo den Verhältniffen jehr nahe geftanden und aus ihnen die Erfahrung ge— 
Ihöpft, daß, fo wohlmeinend aud alle die Vorſchlaͤge find, durch welche man dem Übel, welches 
Proceſſe in ihrem Gefolge haben, abhelfen will, indem man Vermittelungd= und Vergleichs: 
inftitute ind Leben zu rufen fich beſtrebt, dieſe Bermittelungsinftitute doch einen in der That 
beihränkten und zweifelhaften Werth haben. Mit einem durch an beftimmte Zeitftiften gebun: 
denen Schriftwechfel eingeleiteten mündlichen und öffentlihen Givilproceßverfahren, wie es 
Preußen jeit 1846 unter Anwendung der fogenannten Verhandlungsmarime kennt, find auch 
die ſchwierigſten Streitfragen in verhältnigmäßig Eurzer Friſt durch richterliche Entſcheidung zum 
Austrage zu bringen. Einfache Sachen, ſoweit fie dad Mandat nicht erledigt, finden gemeinhin, 
wo eine Bemweidaufnahme nicht erforderlich ift, im erften, jonft aber im zweiten Termin zur 
mündlichen Verhandlung ihre vollftändige Beendigung. 

Nah unferm Dafürbalten liegt es in der Pflicht des Staates, eine prompte und wohlfeile 
Juftiz zu üben, die civilrichterlihe Gewalt aber fih im Intereffe des öffentlichen Wohls und 
Rechts jelbft ungefchmälert zu erhalten. Die Bermittelungsbehörden und Schiedsmannsinſti— 
tute vermehren nur zu leicht die Zahl ver Winfelconfulenten und greifen um fo nachtheiliger in 
dad Rechtsleben ein, ald fie nicht ſelten die Unwiſſenheit dazu veranlaffen, jih, durch Rabulifte- 
reien anderer verleitet, ausbeuten zu laſſen. Sind, was nicht geleugnet werben fann, geftörte 
Rechtsverhältniſſe Krankheiten, dann thut man gewiß befler, fi zu deren Heilung an ven Sadı- 
verfländigen, den Richter zu wenden, als ſich dem Halb: oder Falſchwiſſen eines rehtsunfundigen 
Vermittlers zu überliefern und es dem Zufalle zu überlaffen, ob deſſen Eur gelingen wird oder nicht. 

In Betreff einer zweckentſprechenden Einrichtung des Vermittelungdinftitutd wird in dem 
Art. Friedensgericht in der zweiten Auflage des „Staats-Lexikon“ Folgendes gefagt: 

„Zwei Gejihtöpunfte jind ed, von denen ich bei diefem Vorſchlage ausgehe. Der erfte ift der, 
daß ich ein Inftitut zu haben wünſchte, das möglichft leicht ausführbar fei, vamit ed recht ſchnell 
ind Leben trete. Ich will alfo durch dieſes Inftitut an den übrigen gerichtlihen und Admini— 
ftrativeinrihtungen gar nichts geändert wilfen. Don Ortsgerichte bis zum Obergerichte ſoll 
alles in der biäherigen Einrichtung bleiben. Auch follen die Gerichte die Pflicht behalten, zu 
vergleichen, und ih wünſche, daß fie mit dem befondern Bergleiheinftitute, wenn es ind Leben 
tritt, ich recht in Wetteifer jegen und auf paflende Weije Vergleiche herbeizuführen ſuchen 
möhten, Gin zweiter Geſichtspunkt ift der, daß ich das Inſtitut möglihft einfah und möglichſt 
wenig foftipielig und läjtig machen möchte, damit es jich durch feine eigene Wohlthätigkeit ven 
Bürgern empfehle, durch jie Kraft und Gedeihen erhalte. Ich fhlage mit einem Worte vor, 
dag nad gewiflen Bezirken Männer des Vertrauens des Volfed auf einige Jahre gewählt wer: 
den, Die, von der Regierung beftätigt, jih aus Bürgerpflicht ver Mühe unterziehen, diejenigen 
Streitigkeiten, die an jie gebracht werden, billig zu vergleichen, und wenn jie verglichen baben, 
ſolche in ein unter Öffentlicher Gontrole ſtehendes Bud eintragen, ſodaß der auf diefe Weiſe zu 
Stande gebrachte Vergleih augenblicklich vollziehbar ift und der Proceß für immer vernichtet 
wird. Nur wenige Hauptlinien des Inftituts, vorzüglich ſolche, in Beziehung auf welche gerade 
die verjchiedenen Einrihtungen in Preußen, Dänemark und Sahjen: Meiningen abweichend 
find, muß ich kurz herausheben und darüber meine Anfiht äußern. Der erite Punkt, worauf 
eö bei diejem Inftitute anfame, wäre der, zu beflimmen, wie groß die Bezirke fein follen, für 
welche ein Sriedensrichter gewählt wird. Es iſt gut, daß dieſe Bezirke nicht zu klein und nict 
zu groß find. Nicht zu groß, damit die Vergleihrichter ihre Mitbürger und ihre Verhältniſſe 
möglichft fennen und auch nicht zu jehr beläftigt werden, und nicht zu Flein, damit man auch 
einen tüchtigen Mann findet. In Breugen wählt man auf 2000 Seelen einen Friedendrichter, 
allein bei dichterer Bevölkerung würde für 3000 Seelen ein Friedensrichter hinreihen. Die 
zweite Frage ift die, wer diefen Mann des Vertrauend wählen foll. Ohne in andere Moͤglichkei— 
ten einzugeben, will ich nur kurz meine Überzeugung ausſprechen. Es follte ihn ver Gemeinde: 
rath mit ven Bürgerausihuß vereinigt wählen, und wenn eine Gemeinde feine 3000 Seelen 
zählt, jo mögen Diele doppelten Gemeindevorftände von den verichiedenen nabe gelegenen Orten 
zufammentreten und den Mann wählen. 


Friedensgerichte 731 


“Die beitte Frage ift die, was für Eigenſchaften muß diejer Friedensrichter haben? Hier 
follte man dem Vertrauen der Bürger den möglichſten Spielraum laljen. Hier wird_ein adı= 
barer Jurift, dort ein Gutsbeſitzer, hier ein ſchlichter Bürger, dort vielleicht felbit ein geachteter 
Geiftliher das Geſchäft zur Zufriedenheit feiner Bezirksgenoſſen verwalten fönnen. 

„Gr muß der Mann ded Vertrauens fein und dazu folgende Bedingungen in ſich vereinen, 
nämlich wenigftens 25 Jahr alt jein, eine unbefledte ftaatöbürgerlihe Ehre haben, in den 
Bezirke wohnen, einen jelbftändigen Lebensunterhalt bejigen und fähig fein, ein einfaches 

Rechtsgeſchäft zu Papier zu bringen. Neben dem aber, daß er der Mann des Vertrauens der 
Bürger it, ſoll er aud) ver Mann der Regierung fein. Er muß öffentlihes Vertrauen haben 
und aljo eine Beftätigung von der Negierung erhalten, die ihm ſolche nicht verfagen wird, wenn 
er die gehörigen Beringungen hat. Er muß von der Regierung beeidigt fein, und um Diejen 
Punft ſogleich zu erledigen, wünjchte ich, daß ihm zur vollen Glaubwürdigfeit feiner Vergleiche 
ein Bud, ähnlich wie bei dem Hypothekenweſen, in die Hände gegeben, daß diejed von der 
Obrigfeit paginirt und paragrapbirt jei und daß in daſſelbe die Vergleiche eingejchrieben werben. 

„Die vierte Frage betrifft ven Umfang der Amtögewalt eines jolden Friedensrichterd. Soll 
er, wie die englifchen und franzöſiſchen Friedensrichter und wie auch die badiſchen Ortsgerichte, 
wenigſtens in Kleinen Dingen eine entſcheidende Gewalt haben, und foll zweitens, wie in Frank: 
veid und Dänemark, ein Zwang für die Bürger ftattfinden, vor diefen Friedensrichter zu treten 
und die Vergleiche ihrer Proceſſe zu verſuchen, ehe jie dieſelben bei Gericht anbringen? 

„Ehe diejes Inftitut fi ausgebildet und jo bewährt hat, daß es förmlich als Glied in ven 
höhern Staatdorganismus einzutreten tauglich befunden wird, möchte ich jene Fragen wenig: 
ſtens im allgemeinen verneinen und dieſes Inftitut von Zwang möglichſt frei halten. Das aber, 
glaube id), fünnte man beftimmen, daß, wenn eine Partei vergleichen will, fie dad Recht hat, 
die andere Partei vorladen zu laflen, ſodaß deren Nichterfcheinen,, außer dem moralifhen Nach— 
theile, der ih an ihre bewiefene Unfriedfertigkeit knüpft, nur durch Die geringen Koften des ver— 
eitelten Vergleichsverſuchs geitraft würde, 

„In einigen andern Fällen fönnte man zweckmäßig ſchon jegt die. Bürger anhalten, zuerſt 
dieſen Vergleich zu verfuhen. Das jind nämlich ſolche Proceſſe, die wegen der perfönlichen Ver— 
hältniſſe ver Bürger beſonders nachtheilig wirfen. Wenn Bamiliengliever mit Familienglievern, 
Herrſchaft mit Geſinde, Nachbar mit Nachbar ftreiten, aljv auch bei Servitutäftreitigkeiten, ſollte 
nıan die Betheiligten anhalten Fönnen, bei ihren geachteten Mitbürgern einen Vergleich zu ver= 
ſuchen. 

„Eine wichtige andere Frage, die fünfte, iſt Die, wie die Competenz und die innere Einrich— 
tung dieſes Friedensgerichts beftimmt werden ſoll. Soll vie Einrichtung collegialifch fein, wie in 
Dänemarf, oder fol ein einzelner Mann vergleichen, wie in Breußen? Ich möchte hier einen 
Mittelweg vorſchlagen, ähnlich demjenigen, was wir in England finden. Der Regel nad joll 
nämlid der einzelne Mann des Vertrauens wirken. Wenn aber die Bürger glauben, der Proceß 
fei beſonders wichtig, wenn ihr Vertrauen ſich erhöht, ſobald die drei benachbarten Schievs- 
männer zufammentreten, jo joll man ihnen dieſe Freiheit laſſen. Gollegialität macht die Sache 
ſchwieriger, Eoftjpieliger und läftiger. Es fann aber in vielen Fällen, befonderö wenn die Pro- 
cefle wichtig find, die Gollegialität ein viel größeres Vertrauen begründen, und jo mag man bei- 
bed vereinigen. Die andere Frage ift dann, ob man den Schiedöridhter, wie in Preußen, un— 
bedingt eompetent machen jollte für den eimen Diftriet, ſodaß die Diſtrietsbewohner fih unbe- 
dingt an dieſen beftimmten Schiensrichter halten müſſen, oder ob man ed nach ver Einrichtung in 
Sachſen-Meiningen unbedingt der Wahl der Bürger überlaſſen ſoll, in einem großen Bezirke 
ſich ven Friedendrichter zu wählen. Ich bin im allgemeinen dafür, daß man der Regel nach die 
Gompetenz des Friedensrichters des Diftricts fefthält, denn er hat beifere Kenntnif von den 
Verhältniften, und es könnte, wenn in einem ganz großen Bezirke fih alle an einen Friedens— 
richter wenden wollten, feine Laſt zu groß werden. Es könnte auch die Vereinbarung erichwert 
werben, menn man nicht blo8 über den Verſuch ded Vergleicht ind Reine fommen, ſondern aud) 
nod unter 20 Männern wählen follte. 

„Wenn aberdie Barteien ſich freiwillig über Männer vereinigen, die nicht in ihrem Diftricte 
find, und wenn diefe die Sache annehmen wollen, fo follte unter Mitwirkung von diejen der 
Öffentliche gültige Vergleich zu Stande fommen können. Eine weitere Frage ift die, ob die Fries 
densrichter ihr Geſchäft nur freiwillig und gegen Befoldung, oder ob fie e8 unentgeltlich und aus 
Bürgerpflicht verfehen follen. Ich bin der Meinung, daß, wie der dänische Vergleihscom: 

Staats:2erifon. V. 50 
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miffar, wie der preußische Schiedsmann, der Schiedsrichter ein Mann fein foll, der aus Bür— 
gerpflicht dieſes Geſchäft übernimmt. Er foll zwar nicht auf ewige Zeiten daran gebunden fein, 
allein, gleichtwie die Vormundſchaften und früher die Beiſtandſchaften, fo fönnte man aud bier 
dieſes wohlthätige Amt drei Jahre lang übernehmen. 8 kann einer Entihuldigungdgründe, 
ähnlich etwa den Greufationsgründen gegen die Bormundfhaft, haben, und dann läßt man ihn 
frei. Nad drei Jahren Fann er wieder gewählt werben, muß es aber nicht annehmen. Unent— 
geltlichkeit Halte ich ala allgemeines Princip nothwendig. Aber die englifhen Friedensriäter, 
die dänifchen Vergleihscommiffare und die meiningfhen und preußifhen Schiedsmänner erhal: 
ten Erjag für ihre baaren Auslagen und dann gewiſſe Feine Ginfhreib: und Abichreibgebühren, 
die ich auch vorſchlagen würde, mit der weitern Ausdehnung, daß diejenigen Schiedsrichter, Die 
aus ihrem Wohnorte in einen andern Wohnort gehen müſſen, Eleine Diäten erhalten. In Eng= 
land betrachten die Friedendrichter diefe Fleinen Gebühren ald Honorar ihres Schreiberd. Diele 
Leute ſetzen fih nicht gern an den Schreibtifch, fondern Laffen andere fhreiben. Bei ärmern 
fönnte dieſes aber ald ein Fleiner Erfag für die aufgewendete Zeit gelten. Ferner fragt es ſich, 
was für ein Verfahren eingeichlagen werben foll. Dies müßte ganz einfach fein. Die Parteien 
erichienen entweder gleih oder in einem beftimmten Termine periönlich und könnten einige 
Freunde, aber in feinem Falle Advocaten mitbringen. Alsdann theilen fie ihre Beweismittel, 
die ohne Zwang geliefert werden fönnen, mit, und nun überlegt ver Schiedsrichter rubig Die 
ganze Sache und macht diejenigen Vorſchläge, die er für billig und für die Parteien vortheilhaft 
hält. Kommt ein Vergleih zu Stande, entweder fo, das man auf fein Urtheil compromittirt 
oder durch Gegenreden felbft ven Vertrag abſchließt, fo wird er eingezeichnet. Die Parteien und 
der Briedensrichter haben ihn zy unterfchreiben,, und dann wird er vollziehbar, fobald die Leute 
über das Object verfügen fonnten und nicht ein Falſum dabei nahgewiefen werden kann.“ 

Will man Bermittelungsinftitute ind Leben rufen, fo find Died gewiß die Grundſätze, nach 
denen ed geſchehen muß; nur aber find wir der Anjicht, daß bie Tragweite auch eines alfo ein= 
gerichteten Inftituts nicht allzu weit über die Tragweite des preußiſchen Schiedsmannsamtes 
binausreichen dürfte, und es liegt ſonach im ganzen die Verwirklichung und der Erfolg deſſel— 
ben ſeit drei Jabrzehnden in Preußen vor. 

Fragen wir aber, melden Einfluß denn diefe Vermittelungsbehörde auf dad Rechtsleben 
in Preußen feitdem geäußert hat, fo müflen wir als vieljähriger preußiſcher Richter per Wahr: 
heit gemäß verfihern, daß vieler ein fehr geringer gemefen ift. Wir bemerften ſchon, daß das 
fhievsmännliche Verfahren in Preußen weitläufiger und beſchwerlicher für den Kläger ift ala 
das Mandatdverfahren, daß die Schiedsmänner nur dasjenige abmadhen, was, wie man ed 
nennt, ſich von ſelbſt abmacht, in wirflich zweifelhaften Fällen aber felbft bei dem beften Willen 
nicht im Stande find, förbernd in das Rechtsleben einzugreifen. Das legte Jahrzehnd hat die 
Scheidewand, melde ſich ſonſt zwiſchen dem Juriften und dem Molfe erhob , bereits jo ziemlich 
befeitigt. Der jegige Richter ſteht den Parteien nicht mehr fo jhroff gegenüber, daß man von 
ihm annehmen follte, er trete Vergleichen der ftreitenden Theile feindlich entgegen. Mo, wie in 
Breußen, Gericht und Advocat nie Pauſchquanta erhalten, welche jich nad dem Objecte des 
Rechtsſtreits und nicht nah deſſen Weitläufigfeit abftufen, ift jeder Vergleih dem Richter 
und Anwalte eine erwünfchte Arbeits- und Zeiteriparung. Es ift niemand da, der fo ſehnlich 
wie er diefen Vergleich wünſcht und ihn zu fördern Beranlaffung hat. Sollte bei dieſer Lage 
der Sache denn nun wirklich der rechtsunkundige Schiedemann mehr dazu beitragen können, vie 
Zahl ver Proceffe zu vermindern, als der rechtserfahrene Richter? Wir glauben es nicht, wenig- 
ftend hat unfere fange Erfahrung dies nicht beftätigt. 2. Trieſt. 
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